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Aufſätze. 


Iſt zur Entſcheidung über Anſprüche Dritter auf Erſatz der von 

ihnen zur Erfüllung einer nach Grundſätzen des öffentlichen Rechtes 

einem Anderen obliegenden Verbindlichkeit gemachten Berwendungen 
die Juſtizbehörde oder die Berwaltungsbehörde zuſtändig? 


Vom Herrn Amtshauptmanu Dr. v. Bernewitz in Annaberg. 


Bon der im Königreihe Sachſen beſtehenden „Rommiffion für Entſcheidung 
über Rompetenzzweifel zwiſchen Juſtiz- und Verwaltungsbehörben“ ift unlängft 
eine interefiante Entſcheidung über die in der Ueberſchrift erhobene Frage gefält 
worden, welde im Nachſtehenden auszugsweife mitgetheilt wird. Anlaß zu dieſer 
Entſcheidung gaben folgende zwei Rechtsfaͤlle: 

A, Der Tifchlergefelle L. hatte in ber Werkftatt feines Arbeitgebers in 
©. das Bein gebrochen, und es war zur nädften Hilfe Dr. R. aus B. herbei 
geholt worden, welcher das Bein eingerichtet und darauf die Weberführung 2.3 
in eine Krankenanftalt veranlaßt bat. Für dieſe ärztliche Silfeleiftung liquidirte 
Dr. N. den Betrag von 15 M. und forderte denfelben von ber Gemeinde ©. 
auf Grund ber Beltimmung in $. 29 des Reichsgeſetzes vom 6. Juni 1870, 
vor bem Gerihtsamte D., welches zur Zeit der Klagerhebung noch Verwal⸗ 
tungsbehörde und Zuftizbehörde zugleich war. Die beflagte Gemeinde, welche 
ercipirte: Der Ort des Dienftverhältnifies Ls fei damals noch D. geweſen 
und legterer von feinem Meifter nur zur Einrichtung von Stuben nad €. ge: 
ſchidt worden, wurde von dem Gerichtsamte, welches inzwiſchen jedoch die Vers 
waltungsiahen infolge der Reorgunijation der Verwaltung an bie betreffende 
Amtshauptmannfchaft abzugeben gehabt hatte, dem Klagpetitum entſprechend 
verurtheilt. Im ber Appellationsinftanz wurde jedoch die Kompetenz ber Juſtiz⸗ 
behörde ausdrüdlich beftritten, und dadurch die Kognition der obengenannten 
Kommiſſion veranlaßt. 

B. Gegen die Gemeinde €. hatte Carl Auguft M. einen Aniprud auf 
Reftitution von 26 Thlr. 15 Er. erhoben, welde er für bie Ernährung und 
Erziehung der unmündigen Marie 3 in ber Zeit vom 23. Oktober 1873 bis 
31. März 1874 aufgewendet habe. Er hatte ſich babei auf die Mittellofigteit 
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der 3., den Mangel aller alimentationspflihtigen Verwandten berufen, und 
feine Forderung auf bie Beftimmungen über die auftragloje Geſchäftsführung 
gegründet. Die Bellagte beftritt die Zuſtändigkeit der Gerichtsbehörde, aber 
auch die Heimathsangehörigkeit ber 3. nah C. Sie behauptete ferner, dab & 
in ©. immer üblic) geweſen ſei, bilfsbebürftige Kinder irgendwo unentgeltlich 
unterzubringen, und daß die Höhe ber für hilfebebürftige Kinder zu gewährens 
den Unterftügungsbeträge eine geringere als die vom Kläger geforderte fei. 
Das Gerihtsamt P. lehnte die Fortftellung der Sache im Juſtizwege ab, 
und überließ dem Kläger, diejelbe auf anderem, hierzu geeignetem Wege zur Geltung 
zu bringen. In Verfolg der gegen dieſen Beihluß vom Kläger erhobenen 
Beichwerde gelangte diefer Fall gleichfalls an die Kompetenzlommiffion. 
Die Legtere entſchied dahin: 
„daß die Verhandlung und Entſcheidung der unter A. und B. bezeich⸗ 
neten Rechtsſachen als zur Kompetenz der Juſtizbehörden gehörig zu 
betrachten, diefe jedoch nach $. 14 des Geſetzes A., über Stompetenzver= 
bältniffe zwiſchen Juſtiz⸗ und Verwaltungsbehörben, vom 28. Januar 1835 
die Entſcheidung darüber: ob und in welchem Umfange bie in Anſpruch 
genommenen Gemeinden unterftüßungspflichtig gewefen, nad) Anleitung 
der beigefügten Entſcheidungsgründe der zuftändigen Verwaltungsbehörde 
zu überlafien fei.” ? 
Die Entſcheidungsgründe lauten in der Hauptjade: 
Für die Beantwortung ber allgemeinen Frage: 
ob, wenn Jemand ohne Auftrag bie einem Anderen nad) ben Gejegen 
und Grundjägen bes öffentlihen Rechts obliegende Verbindlichkeit für 
benfelben erfüllt hat, er den Erjag ber gehabten Ausgaben oder Vers 
wenbungen auf Grund der auftraglofen Geihäftsführung (negotiorum 
gestio) von der Juſtizbehörde fordern Tünne, oder den Verwaltungsweg 
zu betreten habe, 
ift weder in dem Reichsgeſetze über ben Unterflügungswohnfig vom 6. Juni 1870, 
noch in ben Vorſchriften des Gefeges A. über Kompetenzverhältniffe zwiſchen 
Juſtix und Verwaltungsbehörden, vom 28. Zanuar 1835, 1) $. 11 die entſchei⸗ 


1) Die in dem olgenden, bez. wiederholt angezogenten 88. 6-9 und 11 des oben ge- 
dachten Geſetzes lauten: 
$. 6. Der Rechtsweg findet ftatt: 

1. bei allen Irrungen über privatrechtliche Verhältniffe, wenn aud der Staat oder 
irgend eine politiſche oder kirchliche Korporation die Stelle der Gegenpartei einnimmt. 
Ruͤcfichtlich des Staates gehören hierher Streitigkeiten mit ihm 

a) über zufällige Hoheitsrechte, imfonderheit auch über die Frage: ob gewiſſe 
Gegenftände dazu gehören; 

b) über anderes Staatsgut, 3. B. Domänen, Kammergüter und über die in 
Anfehung derfelben behaupteten Rechte und Obliegenheiten, ſoweit dieſelben 
auch ridfichtlich ber Güter anderer Perfonen vor die Yuftizbehörden gehören; 

e) ans Verträgen oder über andere aus privatrechtlich zu beurtheilende That- 
fachen, welche Verbindlichteiten begründen, abändern oder aufheben. 
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denbe Norm zu finden. In dem erfleren deshalb nicht, weil dieſes Geſetz in 
85. 28—33 nur die den Armen jelbf von den Armenverbänden zulommende 
Unterftügung und die Rechte und Pflichten der legteren unter ſich, insbeſondere 


NRüdfichtlich der Rechtsverhältniſſe der Staatsdiener ift bier ebenfalls das Hiervon han» 
delnde befondere Geſetz zu beachten. 

8. 7. Der Rechtsweg findet ferner ftatt: 

2. nad) Maßgabe der Berfaffungsurtunde $. 31, wenn Jemand fein Eigentfum ober 
fonflige Rechte und Gerechtigkeiten zu Staatszweden abtreten oder aufgeben muß, 
fich aber bei der von den Berwaltungsbehörden fefigejeßten und von ihm einſtweilen 
anzımehmenden Entihädigungsfumme nicht beruhigen will; 

3. wenn Jemand unter der Behauptung, eine Berwwaltungsbehörde habe ihre Amts- 
gewalt überfjchritten oder gemißbraucht, oder Amtepflichten vernadläffigt, und es fei 
darans für ihn Schaden entftanden, Entſchädigung (nach Befinden Herftellung des 
vorigen Standes der Sache, Sachenbuße) verlangt. 

Es dürfen jedoch Iuftizbehörden, wenn dabei Bermaltungsmaßregeln zur Sprache kommen, 
über die Nothmwendigkeit und Ziwedmäßigkeit derfelben in Bezug auf das allgemeine Beſte, fo- 
weit eine rechtliche Erörterung darüber im dem Geſetzen nicht ausdrücllich nachgelafſen worden, 
nit urteilen, noch die Berorbnungen der Berwaltungsbehörden für ungültig erflären. Auch 
verfieht es fih von jelbft, daß Juſtizbehörden über die Verlegung oder Gefährdung bloßer 
Iuterefien (im Gegenfag der Rechte) und über Verfagung von Geſuchen, deren Bewilligung 
dem Ermefien der Berwaltungsbehörden überlafjen ift, nicht zu urtheilen haben; ingleichen, daß 
die Adminiftrativjufizbehörden, wenn fie in ihrer richterlichen Eigenichaft, innerhalb der Gren- 
zen ihrer Kompetenz, Entſcheidunden geben, ganz den gewöhnlichen Juſtizbehörden gleich zu 
achten find. 5 

8. 8. Ueber Irrungen in anderen Berhättniffen des öffentlichen Rechts entſcheiden Ver⸗ 
woltungsbehörben, 3. B. in Streitigleiten 

1. über Erlangung, Wirkung und Verluſt des Staatsbürger-, Heimaths-, Stabtblirger-, 
Landgemeinderechts; 

2. über die Berbindlichkeit zu Staats und Kommunalbgaben und anderen Staats⸗ 
und Kommunalleiſtungen, über die Vertheilung derſelben und behaupteten Beſchwe- 
rungen vor anderen; 

3. Über die Erhebung eines Bleits-, Wege, Brüdengeldes oder anderer, ben öffent 
lichen indirekten ähnlichen Abgaben von Seiten einer Brivatperfon oder Korporation; 

4. über Polizeigegenftände. 

8. 9. Por die Berwaltungsbehörden gehören aud Streitigkeiten zwiſchen Kirchen und 
Schulgemeinden, als folhen, und über die Verhäftniffe in und zu deufelben, ingleihen über 
geſetz und ordnungsmäßige Bollziehung der kirchlichen Handlungen, 3. B. über Parochial⸗ 
grenzen, Über Rechte und Obliegenheiten der Mitglieder jener Gemeinden, über Auspfarrungen, 
Ausfäulungen, Kirenftühle, Begräbnißftellen, über Patromatrechte, über Taufe, Aufgebot, 
Zrauung und Beerdigung. 

8 11. Im den Fällen 88. 8, 9 tritt aber die Konkurrenz der Yuftizbehörden, mithin der 
Rechtsweg ein, wenn Jemand fi) dabei nicht blos auf Geſetze, Provinzial-, Ortsflatuten ober 
allgemeine Grundſatze, fondern auf befondere Rechtstitel (Privilegien, rechtskräftige Entjchei- 
dungen, Privatwillenserflärungen, — Berträge, letzte Willen, Stiftungen, Anerkenntniffe, — 
Berjährung oder Herfommen) beruft, und zwar ſowohl rückſichtlich der Zuläffigkeit, als des 
Beweiſes und der Wirkung der gedachten Titel. 

Es ift jedoch in den gedachten Fällen einftweilen den Anordnungen der Verwaltungs⸗ 
behörden naq zugehen, und es dürfen leßtere von Juſtizbehörden nicht eher gehemmt werden, 
bis in dem Rechtoſtreite eine rechtokräftige Definitiventfcheidung vorliegt.” 
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auch in Betreff des durd die vorläufige, von dem hierzu nad) $. 9 fg. nicht 
verpflichteten Ortsarmenverbande gewährte öffentliche Unterftügung eines Hilfs⸗ 
bebürftigen erwachſenen Koſtenaufwandes geregelt und in $. 34 lediglich über das 
Verfahren bei Streitigeiten, die zwiſchen verfhiedenen Armenverbänden wegen 
der Unterftügung Hilfebedürftiger entftehen, Beftimmungen getroffen hat, außer- 
bem aber auch in $. 61 feine geſammten biesfälligen Beſtimmungen als ſolche, 
welche nur für die Rechte und Berbinblichkeiten zwifchen den zur Gewährung 
Öffentlicher Unterftügungen verpflichteten Verbänden felbit maßgebend feien, aus⸗ 
drücklich bezeichnet, endlich aber in $. 65 von dem dort feftgefegten Tage an bie 
geſetzlichen Vorſchriften der Einzelftanten lediglih infoweit, als fie die in dem 
Neichögejege geregelten Fälle zum Gegenftande haben, für die Zukunft aufgehoben 
bat. Das bloße Uebergehen anderer Fälle im Gejege darf nicht als eine thate 
ſächliche Aufhebung der für die legteren beftehenden landesgeſetzlichen Vorfchriften 
aufgefaßt wurden. Es folgt vielmehr aus dieſem Webergehen für die Beant- 
wortung ber vorliegenden Frage nur fo viel, daß eben, weil das Reichsgeſetz 
über das Rechtsverhältniß zwifchen Privatperfonen und Armenverbänden und 
bie von den erfteren zu erhebenden Erfaganjprüche, ſowie über das bei hierüber 
entftehenden Streitigfeiten zu beobachtende Verfahren keine berogatorifche Bes 
ftimmung getroffen hat, zu einer ſolchen auch keine Iegislative Veranlaffung vor⸗ 
lag, in diefen Beziehungen die landesgefeglichen Vorſchriſten und Rechtsgrundſätze 
in Geltung geblieben find, jedoch mit der felbftverftändlihen Einſchränkung, 
daß, mo bei derartigen Streitigkeiten die Unterftügungspfliht bes in Anſpruch 
genommenen Armenverbandes in Frage gelangt, hierüber nach den Vorfchriften 
des Reichsgeſetzes zu enticheiden ift. 

Demzufolge ift die für dergleichen Fälle ftreitig gewordene Kompetenzfrage 
zwar nad) dem Geſetze A. vom 28. Sanuar 1835 zu löfen, aber nicht durch bie 
Bezugnahme auf die Beftimmungen im $. 11 dieſes Gejeges, weldher weder für, 
noch gegen die Kompetenz der Juſtizbehörde angezogen werben kann. Denn unter 
ben daſelbſt beifpielsweife angeführten jogenannten Rechtetiteln ift zwar bie 
eivilrechtliche negotiorum gestio nicht erwähnt; allein fie konnte auch hier keine 
Erwähnung finden, weil der $. 11 fih nur auf die 88. 8, 9 erwähnten Fälle 
bezieht, zu denen Streitigkeiten wegen der von Privatperjonen auf Grund einer 
behaupteten negotioram gestio erhobenen Forderungen nicht zu rechnen find. 

Maßgebend können vielmehr nur diejenigen Borfchriften des Geſetzes A. vom 
28. Januar 1835 (88. 6-—9) fein, weldhe die Grenzen der Kompetenz zwiſchen 
Suftize und Verwaltungsbehörden im Allgemeinen Tennzeihnen. Zum Behufe 
richtiger Auslegung und Anwendung berjelben ift eine genaue Unterſcheidung der 
verfchiebenartigen Fälle nothwendig, in denen fi ein Kompetenzzweifel ergeben 
kann. Als leitender Grundſatz ift aber dabei anzunehmen, daß bie Kompetenz 
ſich darnach zu richten hat, in welcher Geſetzgebung, ber des Öffentlichen oder 
bes Privatrechts, die Normen der zu ertheilenden Entſcheidung gefunden werden 
möffen. 

Demzufolge kann die Kompetenz ber Verwaltungsbehörde nicht bezweifelt 
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werben, wenn der fireitige Anſpruch ausfchließend auf Beftimmungen des öffent 
lien Rechts beruht, civilrechtliche Verpflihtungsgründe alfo dabei überhaupt 
nicht eintreten, während hinwiederum im umgekehrten Falle die Kompetenz der 
QJuftigbehörde außer Zweifel fieht. Zu den Fällen ber zuerſtgedachten Gattung 
find auch ſolche zu rechnen, in denen ein Dritter Erſatz deſſen fordert, was er 
ohne Auftrag für einen Anderen geleiftet hat, welche mithin wenigftens in Diejer 
Beziehung einen gemeinfhaftlihen Berührungspunft mit der privatredhtlichen 
negotioram gestio haben, vorausgejegt nur, daß aud die Erftattungspflidt 
blos aus Vorfhriften und Grundſätzen bes öffentlichen Nechts herzuleiten ift. 
Dies kann angenommen werben, wenn ber Dritte nicht lediglich im Interefle des 
Anderen (des Gefhäftsheren), ſondern felbft im öffentlich rechtlichen Intereffe 
eingefchritten ift, entweder weil ihm ſelbſt eine öffentlich rechtliche Verpflichtung 
bierzu oblag, oder weil er blos aus abminiftrativen Rüdfichten ber Nothwendig⸗ 
keit oder Zwedmäßigteit für das allgemeine Befte thätig geworben iſt. Für einen 
Fall biefer Art ift in dem Reichögefege vom 6. Juni 1870 $. 37 fg. bei Streitigs 
teiten zwiſchen Ortsarmenverbänden bie Zuftändigkeit der Verwaltungsbehörbe 
feftgeftellt worden, da eben die Berechtigung des Armenverbanbes, welcher bie 
vorläufige Unterflütung bes zu einem anderen Armenverbande gehörigen 
Silfsbebürftigen bewirkt bat, die Erftattung feines Aufwandes zu fordern, auf 
die Vorſchrift des Reichsgeſetzes, mithin eines in das Gebiet des Öffentlichen 
Rechtes gehörigen Geſetzes, zu gründen iſt. Aehnlich ift auch der Fall, wenn eine 
Obrigkeit (Staates over Gemeindebehörbe) an Stelle des, zunächſt nad dem 
öffentlichen Rechte Verpflichteten eine öffentliche Leiftung (4. B. Wege-, Straßen, 
Uferbau und dergleichen) bewirkt hat, weil biefer bie Leiftung verweigert ober 
verzögert, die Obrigkeit aber, fei es, weil fie dazu nad) befonderen, gefeßlichen 
oder lokalſtatutariſchen Beftimmungen verpflichtet iſt, oder weil fie ſchon in ihrer 
amtlihen Stellung einen, das öffentliche Interefje gefährdenden Zufand nicht 
dulden darf, die Arbeit ausgeführt hat und den Stoftenerfag bafür beanfprudt. 

In allen diefen Fällen liegt — mindeftens der Regel nach — lediglich eine 
öffentlich rechtliche Verpflichtung zur Erftattung des gehabten Auſwandes vor; die 
Entſcheidung hat lediglih nah den Normen, welche bas Öffentliche Recht, die 
diefem angehörigen Geſede und die in ben Bereich ber legteren fallenden Inftitus 
tionen darbieten, zu erfolgen; ein privatrechtliches Verhältniß und privatrechtlich 
zu beurtheilende Thatſachen find bei dieſer Entſcheidung nicht in Frage, es kommen 
alſo Hierbei, fofern Streitigteiten über Erftattung des gehabten Aufwandes ent 
leben, in Betreff der Kompetenz die Vorſchriften in 8. 8 des Gejeges A. vom 
28. Januar 1835 zur Anwendung. 

Anders verhält es fih aber in ſolchen Streitigkeiten, für beren endgiltige 
Entſcheidung die erforderlichen Normen theils in den Vorfchriften des öffentlichen, 
theils in denen des Privatredhts zu finden find, insbefondere aljo in den Fällen, 
wo Jemand freiwillig, d. 5. nicht unter dem unmittelbaren, für feine Hands 
fung maßgebenden Einfluffe des öffentlihen Rechts bie Verpflichtung erfüllt, 
melde nach diefem nicht ihm, fondern einer anderen, phyſiſchen oder juriflifchen, 
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Perſon obliegt. Außer dem Dazmwifchentritt förmlicher, unbebingt dem Privat- 
rechte angehöriger Verträge, kann der Erſatzanſpruch in Fällen diefer Art lediglich 
auf das Vorhandenjein einer auftraglofen Geihäftsführung (negotiorum gestio) 
zurüdgeführt und durch die Unterflellung ber Thatſachen unter die Vorſchriften 
beurtheilt werben, welche bei Prüfung der Frage, ob eine auftragslofe Geſchäfts⸗ 
führung vorliege, die Norm geben müſſen. Die auftraglofe Gejhäftsführung ift 
aber nad) dem gemeinen, wie nah dem Rechte des bürgerlihen Geſetzbuchs ein 
vein privatrechtliches Inftitut; fie gehört zu denjenigen Rechtsgeſchäften, welche 
nad bem römiſchen Sprachgebrauche als obligationes quasi ex contractu — 
Verpflihtungen aus vertragsähnlichen Gründen — bezeichnet werden und beruht 
auf der Vorftellung, daß ber Geſchäftsführer in der Abſicht, ſich den Geichäfts- 
beren zum Erfah des Aufgewendeten zu verpflichten, 

recipiendi animo, quasi recepturus, ut repituras, 1. 11, 1. 13, 1. 15. 

Cod. De neg. gest. 2, 19; 1. 14 $. 7 Dig. De relig. 11, 7, 

gehandelt, und auf der Vorausfegung, daß der Geſchäftaherr das, was für ihn 
geleiftet worben ift, ſelbſt geleiftet ober doch die Leiftung gebilligt haben würde. 
Somie daher die auftraglofe Führung frember, d. h. der einem Andern obliegens 
ben Gejhhäfte im Allgemeinen ein dem Privatredhte angehöriges Verhältniß bes 
gründet, jo müfjen auch alle die einzelnen Fragen, welche ſich darauf beziehen, 
ob, und in welchem Umfange ein ſolches Verhältniß zur Entftehung gelangt fei, 
— insbefonbere aljo bie Fragen, ob die Geſchäftsführung durch nachherige Ge⸗ 
nehmigung in die Gefhäftsführung vermöge Auftrags (Mandatsvertrag) übers 
gegangen, ob die Abſicht, fremde Geſchäfte unentgeltlich zu führen, anzunehmen, 
ob die Geſchäftsführung eine nothwendige oder Doch nützliche, den Verpflichtungen 
und den Verhältniffen bes Gejchäftsheren entſprechende, mithin deſſen wirklicher 
muthmaßlicher Wille gewejen, endlich, welcher Einfluß einem Irrthum bes nego- 
tiorum gestor in Betreff der Perſon des Geſchäftsherrn ober einer irrigen Ver⸗ 
wechſelung eigener mit fremden Beichäften beigulegen fei, — nach privatrechtlichen 
Grundfägen beurtheilt und entfchieden werden. Und in der That finden ſich auch 
hierüber fomie über die aus ber Gefhäftsführung entipringenden Rechte und 
Verbindlichkeiten bie fpeciellen Vorſchriften in 8. 1339 fg. des bürgerlichen Ges 
ſetzbuchs aufgeftellt, dieſe find es aljo, welde die Entjheidungsnormen für das 
Dafein und bie rechtlichen Folgen der auftragslofen Geſchäſtsführung Darbieten, 
und nad) diefen kann nur von ber Suftigbehörbe entfchieden werden. 

Diefer, gerade ſehr weientliche Geſichtspunkt, daß in Fällen der vorliegens 
ben Art der Anſpruch bes Dritten auf Erſatz feiner Verwendungen feine eigents 
liche und unentbehrlihe Grundlage in den privatrechtlichen Grundſätzen ber 
auftraglofen Geſchäftsführung bat, ift bei früheren Erörterungen und Ent 
ſcheidungen 

Vergl. hierüber Zeitſchrift für Rechtspflege und Verwaltung, N. F. 

Band 9, Seite 351 fg. 
nicht ausreichend gewürbigt worben. Es würde nicht richtig fein, wenn man den 
Anſpruch Defen, welcher nah dem öffentlichen Rechte als Hilfsbedürftiger eine 
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Unterftügung, Unterhalt, Krankenpflege, ärztliche Behandlung u. ſ. w. von einer 
hierzu verpflichteten Gemeinde (jet einem Armenverbande) zu erwarten hat, ber 
Forderung eines Dritten, welcher die dem legteren obliegende Verpflichtung freis 
willig erfüllt, völlig gleichſtellen wollte. Es kommen in dieſem, ebenjo wie in 
dem inſoweit ganz analogen Falle, wo Jemand die einem Dritten, 3. B. dem 
Bater oder Ehemanne, cwilrechtlich obliegende Alimentationspflit ohne Auftrag 
erfült hat, zwei fowohl ſubjektiv als objektiv verfchiedene Forderungen in Bes 
tracht, von denen bie eine auf Geſetz, bie andere auf einem vertragsägnlichen 
Verhältnifie beruht, nur mit dem Unterfchieb, daß in Fällen der letzteren Art 
beide Forderungen dem Civilrechte, in denen ber erfteren Art die eine dem öffent⸗ 
lichen, die andere dem Privatrechte angehört. Die Forderung des Dritten, welder 
die auf dem öffentlihen Rechte beruhende Verpflichtung des Anderen flatt deſſen 
erfüllt hat, beruht aber lediglich auf der negotiorum gestio, und kann nur vers 
mittelft der privatrechtlihen Klage aus ber auftraglofen Geihäftsführung (actio 
negotiorum gestorum contraria) geltend gemacht und zur formalen Anerkennung 
gebraqt werben. 

Aus dem Gejagten ergiebt fi von ſelbſt, daß nicht behauptet werden könnte, 
es made der Dritte mit dem Anfpruche auf Erflattung bes gehabten Aufwandes 
oder ber gemachten Verwendungen eigentlid nur den Anſpruch des Unter 
Rütungsbebürftigen geltend, und die Bezugnahme auf bie negotiorum gestio 
ſei nur etwas Nebenjächliches, gleichſam eine Sadhjlegitimation; fie enthalte nur 
den Nachweis, warum er gerade ben fremden Anſpruch geltend zu machen befugt 
jei. Dies würde man annehmen bürfen, wenn der Kläger fih auf ein Geffion 
— wofern eine ſolche überhaupt zuläffig geweſen — bezogen hätte. Allein bei 
einer Forderung, welche aus der negotiorum gestio entftanden jein fol, kann 
nad) dem Rechtsbegriffe der an ſich bei allen auf Andern übertragbaren For: 
derungen denkbaren Sadhjlegitimation, von biefer deshalb keine Rede fein, weil 
diefelbe nur dann einzutreten hat, wenn Jemand die urfprünglid einem Anderen 
zuftändige Forderung eintlagen will, während ber Gejchäftsführer die in feiner 
Perſon und durch feine Handlung entftandene Forderung geltend macht. Eben⸗ 
fowenig läßt fi die Kompetenz der Verwaltungsbehörde durch Annahme eines 
Stellvertretungsverhältnifjes zwiſchen dem Dritten und dem Unterftiigungss 
pflichtigen begründen; denn eben biejes Stellvertretungsverhältniß würde, follte 
ein Erſatzanſpruch darauf begründet werben, immer uur auf ein privatrechtliches 
Verhältniß — Mandat oder negotiorum gestio - zurüdgeführt werben 
möäflen. 

Es darf aber aud endlich nicht angenommen werben, daß die Führung 
fremder Gejchäfte den Karakter der privatrechtlichen negotiorum gestio dann 
verliere, wenn das Geſchäft ein folches fei, zu deſſen eigener Beſorgung der Ges 
ſchäftsherr lediglich nach den Vorſchriften und Grundjägen des öffentlichen Rechts 
verbunden gewejen. Bei der auftraglojen Geihäftstührung als einer privatrechts 
lichen obligatio quasi ex contractu ift bie Befchaffenheit der Leiſtung, welche ber 
Dritte für ben Anderen erfüllt hat, und der für den legteren vorhanden gewejene 
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Verpflihtungsgrund ohne wejentlihen Einfluß; denn der Schwerpuntt für bie 
Beurtheilung des mit ber actio negotiorum gestorum verfolgbaren Anſpruchs 
ruht hier in der Frage, „ob ber Bellagte zu der vom Kläger erfülten Leiftung 
überhaupt verbunden mar, und ob diefe in einer ſolchen Weife von dem 
legteren gewährt worden ift, daß die Geſchäftsführung als eine nothwendige ober 
nüßliche, welcher der Bellagte ſich unterziehen mußte oder vorausfeglich unter- 
sogen haben würde, zu betrachten jei. Auf diefer Anſicht beruht auch bie Vor⸗ 
ſchrift in $. 1355 des bürgerlichen Geſetzbuchs, melde zwar die gegenwärtige 
Kompetenzfrage nicht direkt berührt, aber body in dem Satze: 
„hat der Gejhäftsführer eine dem Geſchäftsherrn gegen den Staat oder 
gegen eine Gemeinde nach den Vorſchriften des öffentlichen Rechtes ob» 
liegende Verpflichtung erfüllt, oder Unterhalt an Perjonen verabreicht, 
zu deren Erhaltung der Gejchäftsherr verpflichtet war, fo kann er Er: 
Rattung der Verwendungen fordern, ſelbſt wenn ihm die Geſchäfts⸗ 
führung verboten war“, 
auf die unzweibeutigfte Weife anerkennt, daß die auftraglofe Gejchäftsführung 
als privatrechtlicher Verpflichtungsgrund befteht, ohne Nüdficht daranf, aus melden 
Grüunden ber Geihäftsherr jelbft verpflichtet war, und eben deshalb ift auch in 
$. 1355 die Erfüllung einer dem Geſchäftsherrn civilrechtlich obliegenden Alimen⸗ 
tationspflicht durch den Gejchäftsführer, der Erfüllung einer dem erfteren nad 
dem öffentlichen Rechte obliegenden Verbindlichkeit gleichgeftellt worden. Hiernach 
kann es kaum zweifelhaft erjcheinen, und ift auch dermalen nicht in Zweifel ger 
zogen worden, baß bei Erſatzanſprüchen, welche eine Privatperfon gegen eine 
andere — yhyſiſche ober juriftifche -— Privatperfon deshalb erhebt, weil fie für 
biefelbe eine Leiftung des öffentlichen Rechtes erfüllt (4. B. Steuern ober Ge⸗ 
meindeabgaben für biefelbe bezahlt, eine regulativmäßige Eingnartierung ver 
pflegt) Hat, im Rechtswege geltend zu OBEN und der richterlichen Entfcheidung 
zuzuführen find. 

Fragt es ſich aber, ob in dieſer Hinficht ein Unterfchied zu machen fei, wenn 
der als Geſchäftsherr Belangte der Staat oder eine Korporation ift, welcher die 
erfüllte öffentlich rechtliche Leiftung oblag, fo muß die Beantwortung biefer Frage 
nad) der: Vorſchrift des Geſetzes A. vom 28. Sanuar 1835 8. 1, c eine ver: 
neinende fein. Denn nad) $. 6 Abſatz 1, c findet, auch wenn der Staat oder 
eine politifhe Rorporation bie Stelle der Gegenpartei einnimmt, der Rechts⸗ 
weg ftatt bei Streitigfeiten aus Verträgen oder über andere privatrechtlich zu 
beurtheilende Thatſachen, welche Verbinblichteiten begründen, abändern ober 
aufheben. 

Die auftragloje Geihäftsführung iſt aber nach der Begriffsbeftimmung in 
8. 89 des Bürgerlichen Geſetzbuchs ein Rechtsgeſchäft, welches nach 8. 8. 1339 ff. 
begründet, mithin ein vertragsähnliches Nechtsverhältniß, zu den Thatſachen ge- 
rechnet werben muß, welche privatrechtlich, nämlich jegt nach den Vorſchriften in 
8.8. 1339 fg. des Bürgerlihen Geſetzbuchs beurtheilt werden müſſen. Auch 
befteht der Zwed der actio negotiorum g.storum contraria darin, daB das, mas 
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der Eine aus feinem Vermögen aufgewendet hat, aus dem Vermögen des mit 
der Verbindlichkeit belafteten Andern ausgeglihen werben fol, es kommt dabei 
nur auf vermögens-redhtlihe Leiftungen an, hinſichtlich deren auch der Staat 
und die Gemeinde als Eubjelt von Privatrehten und Xerpflihtungen auftreten. 

Und in der That entipridt es auch in anderer Hinſicht der Natus ber Ber- 
haͤltniſſe, daß ohne die fubjektive Nüdficht auf die Perfon des Beichäftsheren 
und bie Gründe feiner Verpflichtung zu der vom Geſchäftsſührer erfüllten Leiftung 
die Kompetenz der Juſtizbehörde anertannt wird. Denn da hierbei nur eine ber 
Vergangenheit angehörige, bereits erfüllte Leiftung des öffentlihen Rechts in 
Trage gelangt, fo ift an der Durchführung des geltend gemachten Anfpruches ein 
Öffentliches Interefje nicht mehr vorhanden; diefem ift dadurch, daB die Leiftung 
im gegebenen Falle erfüllt worden ift, Genüge geihehen; der Anſpruch des Ge⸗ 
fhäftsführers ift ein rein privater, und die hierüber zu ertheilende richterliche 
Entſcheidung if für das Öffentliche Interefie um fo einflußlojer, als fie in Bes 
treff künftiger Fälle der Verwaltungebehörbe innerhalb ihrer Kompetenz nicht 
präjudizirt. 

Allerdings bringen es, unbeſchadet deſſen, was über ben privatrechtlichen 
Karakter der negotiorum gestio als Rechtsgrund der Erjatpflicht gejagt wor- 
den ifl, die Verhältniffe mit fi, daß auch ſolche Streitpuntte auftauchen können, 
worüber die Entſcheidung an fi) ber Verwaltungsbehörde zufteht. Es wird dies 
dann vorlommen, wenn der, als Geihäftsherr in Anſpruch Genommene entweder 
bie Eriftenz ober den Umfang der öffentlich rechtlichen Verbindlichkeit beftreitet, 
deren Erfüllung der als Geſchäftsführer aufgetretene Gegner behauptet. Für 
Fälle einer folden, fogenannten gemifhten Kompetenz enthält nun das anges 
zogene Geſetz sub A. in 88. 14 und 17!) gewiſſe Beſtimmungen, welche als 
Normen anzuwenden find, während die Geſetzgebung feinen Anhalt dafür ge- 
währt, daß die Verwaltungsbehörde in einer im Adminiftratiujuftizwege zu ent- 
ſcheidenden Streitigleit über einfchlagende Rechtspunkte in ähnlicher Weile eine 
Entſcheidung der Juſtizbehörde zu erfordern berechtigt wäre, welche nad) den dere 
malen beitehenden Prozeßgefegen nur in einem unter Beobachtung der vorſchriſs⸗ 
mäßigen Prozeßform geführten Nechtsftreite ertheilt werden könnte. Es wird fi 
daber nur noch fragen fünnen, ob in Fällen der vorliegenden Art der $. 14 oder 
nur ber $. 17 des A.Geſetzes anzuwenden, legteren Falls aber nit ausgeſchloſſen 
fei, daß die Juftigbehörde von der nad) $. 17 zu erbittenden Auskunftsertheilung 
ganz abzufehen habe, wenn fie fic) in der Zage fühle, auf Grund klarer gefeglicher 
Vor ſchriften oder notorifch beſtehender Verhältniſſe die begügliche Frage zu beantworten. 


1) Die angezogenen Gejegesparagraphen, foweit hier einfchlagend, lauten: 

„Ss. 14. Kommen in einem Falle Punkte vor, welche zur Juſtiz, und andere, 
welche zur Verwaltung gehören, fo hat über jene die Juſtizbehörde, über biefe die 
Berwaltungsbehörde zu entfcheiden.” ꝛtc. 

„8 17. Haben Staatsverträge oder Verwaltungsgegenftände Einfluß auf bie 
Entſcheidung einer Rechtsſache, fo find die Berwaltungsbehörden ſchuldig, den Yuftiz- 
behörden auf deren Verlangen darüber Austunft zu ertheilen.“ 
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Man könnte geneigt jein, ſich für diefe letztere Anficht zu entſcheiden, wenn 
man berüdfichtigt, daß, wie ſchon bemerkt, das Vorhandengeweſen ſein ber öffent⸗ 
lich⸗rechtlichen Verpflihtung nur noch in feinem Zufammenhange mit dem pris 
vatrechtlichen Aniprud aus der Geihäftsführung von Bedeutung if und deshalb 
au nur bie Eigenschaft eines Entiheidungsgrundes hat, ein öffentliches Inter 
eſſe aber babei nicht im Spiele ift; wenn man ferner erwägt, daß die Annahme 
einer gemiſchten Kompetenz nicht blos Weiterungen veranlaffen, fonbern auch 
Zweifel in Betreff der Ausführung der Trennung der Fragen hervorrufen, end⸗ 
lich aber auch die Verſchiedenheit des Inftanzenzugs !) in Civil: und Verwal- 
tungsjahen und bie Frage, ob im Verwaltungswege die Sache als reine Ver⸗ 
waltungsjache oder ald Adminiſtrativjuſtiz ſache zn behandeln fei, Schwierigkeiten 
bereiten ann, jo daß namentlich bei Streitigleiten aus einer Geſchäftsführung 
unter Privatperfonen die Statuirung einer gemifchten Kompetenz ihre Bebenten 
gegen ſich habe. 

Gleichwohl hat die Kommiſſion ſich aus folgenden Gründen für die Annahme 
biefer gemifchten Kompetenz entſchieden: 

Zwar möchte es zweifelhaft erſcheinen, ob der $. 14 bes A.s@ejehes gerabe 
Fälle vorliegender Art vorzugsweiſe im Auge gehabt babe; denn bie im 2. Sate 
beflimmte Ausnahme und die in $. 23 angeführten Beispiele 2) betreffen ſolche 
Fälle, wo eine völlige Trennung und ſelbſtſtändige Erörterung und Entſcheidung 
beziehentlich von der Juſtiz- und der Berwaltungsbehörbe ftattfinden kann, und 
die Motive des dem Geſetze gleihlautenden Entwurfs (Landtagsatten 1833 
Abth. I. Bd. 1 Seite 575) fagen nur „der erſte Sat (bes $. 14) folge aus ber 
Natur der Sache, es würden jedoch in den fpeziellen Beftimmungen ($$. 20 fg.) 
einige Ausnahmen vorkommen, durch welche dem Zeriplittern gewiſſer Sachen 
und ber Verhandlung berjelben vor mehreren Behörden vorgebeugt werben ſolle.“ 
Allein ber 8. 14 läßt fich in feiner jegigen Faſſung auch auf Fälle vorliegender 
Art beziehen, während andererfeits der $. 17 nicht von einer von der Verwal- 
tungsbehörde einzuholenden für den Richter bindenden Entſcheidung verftanden 


1) Nach $. 32 des Geſetzes, die Organifation der Behörden für die innere Verwaltung 
betreffend, vom 21. April 1873, und nad 8. 1 des Geſetzes, die Berminderung der Inflanzen 
im Adminiftrativ- Juſtizverfahren betreffend, vom 5. Januar 1870, beftehen im Königreich 
Sachſen für reine Berwaltungsftreitigfeiten in ber Regel nur zwei Juſtanzen. 

2) Der angezogene $. 23 lautet: 

„Die Beflimmung in $. 14 if 3. B. anzuwenden; 

1. in Bauſachen, 
2. in Geſindeſachen. h 

In beiden entſcheidet die Polizeibehörde Über das Polizeiliche, die Juſtizbehörde 
über das Privatredjtliche, bei Gefindefahen nach Maßgabe der darüber beftchenben 
befonberen gejeglihen Veftimmungen. 

Ingleichen kommt die Vorſchrift in Wegfall, daß Anfprüche, die bei Gelegenheit 
der Aufbringung und Ausgleihung der Militärleiftungen erwachſen, oder durch 
felbige veranlaßt werden, nicht vom Juſtizbehörden erörtert und entfchieden werben 
follen.” 
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werben kann. Hinzutritt, daß die Gleichheit der Rüdficten die Anerkennung 
einer gemifchten Kompetenz erforbert. Es ift zwar ber Anipruch aus ber Ger 
ſchäftsführung und ber auf Dieje gegründete Anſpruch ein privatrechtlich zu 
beurtheilender; allein der als Gefchäftshere Belangte kann immerhin durch ben 
Dazwifchentritt der negotiorum gestio nicht in eine ungünftigere Lage verjegt 
werden, als diejenige if, in der er ſich uriprünglich befunden hätte; und dies 
gilt nicht blos in Betreff des materiellen Beftandes ber behaupteten Verpflichtung, 
fondern auch in Bezug auf die Art und Weife, wie über bie beflrittene Ders 
pflichtung des öffentlihen Rechts zu verhandeln und zu enticheiden if. Es Tann 
dem Geihäftaheren alfo die Befugniß nicht abgeſprochen werben, über bie Streits 
frage des öffentlichen Rechts volltändiges Gehör im Vermaltwege mit dem für 
dieſen geordneten Inftanzenzüge zu beanſpruchen. Und hierin befteht der wefente 
liche Unterſchied zwiſchen dem Verfahren nad) $. 14 und ber bloßen Austunftss 
ertheilung nad) $. 17. Denn nad) jenem bat die Verwaltungsbehörbe nach Er⸗ 
örterung der Sache im Verwaltungswege eine Entſcheidung zu geben, gegen 
welde den Betheiligten Rechtsmittel im Verwaltungswege zuftehen, und welde 
für den Civilrichter bindend ift, während im Falle bes 9. 17 die Verwaltunge- 
behörde die erbetene Auskunft, auch ohne vorherige Erörterungen, auf Grund 
der ihr amtlich befannt gewordenen Verhältnifie ertheilen kann. 

Der Bang der Verhandlungen bat ſich daher in Fällen biefer gemifchten 
Kompetenz jo zu geflalten, daß ber Anſpruch zunächft vor ber Juſtizbehörde in 
der geeigneten Prozeßform angebracht und daher auch vor dieſer in Anfehung 
der beftrittenen That ſachen der Beweis geführt, dafern fi aber bei der Er⸗ 
örterung der Sadye vor dem Civilrihter Streitpuntte ergeben, welche nad) ben 
Sefegen und Vorſchriften bes öffentlichen Rechts zu beurtheilen find, nod vor 
Ertheilung der richterlihen Entſcheidung die Entſcheidung ber zuftändigen Vers 
waltungsbehörbe unterer, beziehentlih höherer Inſtanz eingeholt werben muß. 
Die Verwaltungsbehörbe wird dabei nicht behindert fein, die ihr zum Behufe 
ihrer Entiheidung etwa erforderlich ſcheinenden Erörterungen anzuftellen, und 
darauf ihre Entſcheidung zu gründen, jebod dürfen fich ſolche Erörterungen nicht 
anf den Nachweis der Thatjachen beziehen, auf deren Eintritt im gegebenen 
Zalle der Anſpruch des Klägers oder bie Vertheidigung des Bellagten in ihren 
privatredhtlichen Beziehungen gegründet worden und welche dem Richter zu bes 
weijen find, welder über den Anſpruch aus der Gefchäftsführung zu erkennen 
bat. Die Verſchiedenheit des Inftanzenzugs wird, da gegenwärtig in Verwal: 
tungsftreitigleiten nur zwei Inftanzen als Regel beftehen, und bie meiften ders 
artigen Streitigteiten nicht über den Betrag ganz geringer oder geringer For- 
derungen hinausgehen, zu feinem Bebenten Anlaß geben. Sollte aber in einem 
Zalle im Juſtizwege, weil der Anſpruch ein größerer, bie Beſchreitung der 
dritten Inſtanz geftattet fein, jo würbe dies immer nicht zu einer Unzuträglichleit 
führen, fonbern nur ‚dazu, daß der Verwaltungspuntt dur die Ents 
WWeidung der zweiten Inftanz für rechtskräftig feftgeftelt zu erachten, und biefe 
Entfheidung vom Nichter dritter Inflanz anzuerkennen wäre. Es darf aud 
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vorausgejegt werben, daß bie Parteien von ber Beichreitung der britten Inftanz 
in ihrem eigenen Interefie ſich abhalten lafjen werden, wenn der Streitpunft 
nur noch die einfchlagenden Fragen des öffentlichen Nechts betrifft. 


Schwieriger kann die Beantwortung der Frage werden, wieweit nad ben 
Verhältniffen des einzelnen Falles die Zuftändigteit der Verwaltungsbehörde 
gehe. Man darf bdiefelbe in Fällen der vorliegenden Art nicht auf bie Frage 
befhränten, ob und unter welchen Vorausfegungen im Allgemeinen der Staat 
oder die betreffende politifhe Korporation zur Unterflügung der Armen nad dem 
Öffentlichen Rechte verbunden gewefen fei; man bat fie vielmehr auch auf Bes 
antwortung der Frage zu erflreden, ob bie im Allgemeinen 'anzuerkennende 
Unterflügungspfliht gerade auch in dem gegebenen Falle und hinſichtlich der als 
unterflügungsbebürftig bezeichneten Perfon in Wirkſamkeit getreten fei. Zu einer 
weiteren Erwägung und fpeziellen Beantwortung dieſer legteren Frage, für 
welche fi) bei ber Mannigfaltigkeit der dabei denkbaren Verhältniſſe fpezielle 
Alles erſchöpfende Regeln kaum aufftellen laffen, haben die im Eingang biefer 
Entjheidungsgründe unter A. und B. erwähnten Fälle *) Veranlaffung gegeben, 
und es ift diefelbe mit Rüdfiht auf den Thatbeitand in folgender Weife zu be 
wirfen geweſen: 

a. Die Verwaltungsbehörde ift zur Entſcheidung darüber fompetent, ob 
überhaupt und in welchem Umfange die als Beflagte in Anfprud genommenen 
Gemeinden nad) den Vorſchriften des öffentlichen Rechtes, insbefondere denen bes 
Geſetzes vom 6. Juni 1970, zur Unterftügung der fraglichen Perfonen verpflichtet 
geweſen, namentlich alfo auch darüber, ob in dem Falle A. die Gemeinde Coſchütz 
oder die Stadtgemeinde Dresden als die unterftügungspflichtige Gemeinde, und 
in beiden Fällen, ob die gedachten Perfonen als Hiljsbebürftige im Sinne des 
Geſetzes zu betrachten geweſen ſeien. Denn alle diefe Fragen find lediglich nad) 
Verwaltungsgejegen und Verwaltungsgrundfäßen zu beurtheilen. 

Angehend dagegen bie weiterhin fich ergebenden Fragen, ob 

b. der Anſpruch des auftraglojen Geſchäſtsführers im einzelnen Falle ſchon 
durch ben Eintritt des Ereignifjes, worauf bie Pfliht zur Unterflüßung eines 
Hilfsbebürftigen beruht, und die dabei von dem Geſchäftsführer geleiftete Unter: 
flügung begründet werde, oder erft eine Anrufung oder doch Benachrichtigung 
bes öffentlich⸗rechtlich Verpflichteten hinzugetreten fein müffe, fowie 

c. ob in dem unter B. gedachten Falle die Gemeinde mit dem Einwande 
zu bören fei, fie würbe das vermögensloſe Kind billiger ober unentgeltlich unters 
gebracht haben, 

fo ift die Entſcheidung hierüber der Juſtizbehörde zu überlaffen. 
Denn 
im b. ifl, wie in ber, in der 


1) Dies find die im Eingange gegenwärtiger Mittheilung unter A. und B. aufgeführ- 
tem Fälle, 
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Zeitſchrift für Rechtspflege und Verwaltung. R. F. Band XXI. 
©. 148. 
abgebrudten DVerorbnung mit Bezug auf die Hiljeleiftung eines Arztes ausge- 
Führt worden, die Anrufung oder die Anzeige an die Bemeindeorgane nicht un« 
bedingt zur Begründung des auf ber Geſchäftsführung beruhenden Anſpruchs 
nötig; und es muß dies auch zugegeben werden, wenn man erwägt, dab in 
vielen Fällen dem Zwecke der Gefeßgebung zumidergehandelt werden würde, 
wenn die augenblidlich erforderliche Hilfe bis zu einer folhen Anrufung und der 
hierauf von ben Gemeindeorganen zu faflenden Entſchließung zu beanftanden 
wäre. Die Frage, von welder hier der Erſatzanſpruch des Geſchäftsführers ab- 
hängt, ift im Weſentlichen nur die, ob nad) den Umftänden des gegebenen Falles 
anzunehmen fei, daß er in der Abficht, die Geſchäfte der unterftügungspflichtigen 
Gemeinde zu führen (animo negotia gerendi) eingetreten fei und gehandelt habe, 
und biefer Punkt ift, weil es ſich dabei um ein Erforderniß der auftraglofen Ges 
ſchãftsführung handelt, privatrechtliher Natur. 
Uebergehend zu dem 

zu c. erwähnten Einwande, jo bat aud über dieſen bie Juſtizbehörde zu 
entſcheiden. Denn biefer Einwand bezieht fih nur auf bie utilitas der nego- 
tiorum gestio, durch deren Eriftenz der Anſpruch des Geſchäftsführers, beziehent- 
lid) die Höhe des Anſpruchs bedingt iſt, indem nad) $. 1345 und 1352 des bür« 
gerliden Geſetzbuchs der Geſchäftsführer die Erftattung feiner Verwendungen - 
nur dann und infomweit fordern darf, als die Geſchäftsführung dem ihm be 
kannten wirklichen oder vorauszufegenden Willen hes Geſchäftaherrn entſprochen 
bat, mithin nur infoweit, als dieſe Verwendung nothwenbig oder doch minbeflens 
nöglih und den Verhältnifien angemeſſen geweſen find. Auch die Erwägung 
und die Entſcheidung über diefen Punkt hat lediglich nach dem Civilrechte zu er- 
folgen, und wird daher einerfeits ber Kläger den Nachweis, daß er die be 
baupteten Verwendungen wirklich gemacht, ſowie nach Befinden auch die Ange- 
mefjenheit feiner Anjäge dafür, ſoweit dieſe nicht ſchon in der Entſcheidung der 
Verwaltungsbehörde über den Umfang der Verpflihtung ihre Begrenzung finden, 
vor der Juſtizbehörde zu begründen und zu bemeifen hat, fo hat andererjeits 
diefelbe Behörde auch die Einwendungen und Ausflüchte, welche in biefer Bes 
ziehung vom Bejchäftsheren erhoben worden find, in den Kreis ihrer Erwägung 
und Entiheidung zu ziehen. Jedoch kann es hierbei, und befonders in dem Hier 
vorliegenden Falle unter B. wohl vorkommen, daß der Eivilrihter ben 8. 17 bes 
A. Geſetzes anwendet und fich darüber, ob eine von bem Bellagten behauptete 
Einrihtung über die Unterfiügung und Verpflegung bilfebebürftiger Perfonen 

beftebe, bei der Verwaltungsbehörde Auskunft erbittet, 


Entfcheidungen 
und Erlafe von Gerichten und anderen Behörden, 


1. 


Die Berufung an den preußiſchen Gerichtshof für kirchliche Angelegenheiten bildet 
feine nene Inſtanz und gewährt an fih für den Einwand der Unzured- 
nungsfähigkeit feinen prozefinaliihen Raum. 


(Ext. des Gerichtoh. für kirchl. Angel. in Berlin vom 14. Oft. 1876.) 


Der Paſtor B., lutheriſcher Pfarrer zu S, iſt im Disziplinarverfahren durch 
Urtheil des Koͤniglichen Provinzial ⸗Konſiſtoriums zu Hannover vom 25. Januar 
1876, welches auf erhobene Berufung vom Käniglichen Landes - Konfiftorium zu 
Sannover dur Urtheil vom 31. März 1876 beftätigt wurde, zur Dienftentlafjung 
unter Zubilligung einer in zweiter Inftanz erhöhten Suftentation verurtheilt 

Es iſt als erwiefen angenommen, daß er am 26. Juli 1875 jeine 28 jährige 
Tochter ohne genügenden Grund arg geſchlagen und durch folde Mißhandlung 
ein ſchweres Aergerniß in der Gemeinde gegeben habe, und erjchwerendes Ges 
wicht dabei auf bie dem feitgeftellten Sachverhalte nicht entiprechenden Erklärun⸗ 
gen des Angeſchuldigten gelegt. 

Wegen des Thatbeftandes wird im Näheren auf die vorbezeichneten beiden 
Urtheile Bezug genommen. 

Segen die am 30. April d. I. dem Angeſchuldigten zugeftellte Entſcheidung 
des Landes-Konfiftoriums hat berfelbe am 18. Mai die Berufung bei dem Ges 
richtshofe für kirchliche Angelegenheiten angezeigt und gerechtfertigt. Die Be- 
rufung ift von dem Königlichen Landes Sonfiftorium zu Hannover beantwortet. 

Der Berufende erachtet fi durch das angefochtene Urtheil für bejchwert, 
weil nicht auf koſtenloſe Freifprehung erkannt worden. Er ftellt den Antrag, 
in diefem Sinne bier zu ertennen. Das Landes Konfiftorium giebt dagegen bie 
Vermwerfung der Berufung anheim. Die Rechtfertigung bes Rechtsmittels ift auf 
die Behauptung einer Verlegung der Geſetze bes Staats und allgemeiner Rechts⸗ 
grundfäge infofern geftügt, als es denfelben widerſpreche, Jemanden für das zu 
befirafen, was er im Zuftande der Unzurehnungsfähigteit und geiftiger Störung 
begangen habe. 
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In dieſer Beziehung iſt folgendes aus den ergangenen Verhandlungen ber 
vorzubeben. 

1. Der General»sSuperintendent 9. bemerkt in einem Zeugniffe vom 10. 
März 1876, daß er den Paftor B. einer bewußten Lüge, einer abſichtlichen Heu⸗ 
&elei für unfähig halte, daß berfelbe von nervöſem !Ropfleiden und Hypochondrie 
heimgefucht werde und fein unrubiges krankhaftes Weſen zur Zeit dieſer Unter- 
fugung wiederholt faft an Irrfinn geftreift habe. 

2. Ein Bericht der Kirhen-Kommifjarien vom 6. September 1875 erwähnt 
die Anſicht des Superintendenten, daß ber Paftor 8 bei feinem aufgeregten 
Temperamente einen ärgerlihen Auftritt mit feiner Tochter gehabt haben möge, 
daß ephorus aber ihn bei feiner Butmüthigteit der damals ihm zur Laft gelegten 
Rohheiten für völlig unfähig halte. 

3. Der eibli) vernommene Gaſtwirth F. jagt bei Gelegenheit feiner Dars 
ſtellung: 

„Wer dieſen Vorgang mit angeſehen hat, ſollte kaum glauben, daß ein 
vernuuftiger Menſch jo handeln könnte ꝛc.“ 

4. Es findet ſich bei den Alten ein Brief des p. B. d. d. ©. den 25. Ok⸗ 
tober 1875 nebft Anlagen, befien Abgabe zu den Alten mit dem Ausbrude ber 
Beſorgniß begleitet if, daß der Paftor B. nicht völlig zurechnungsfähig fei. 

5. Im Laufe des Verfahrens hat ber Angeſchuldigte behufs Darlegung kränk⸗ 
lihen Befindens ein Atteft des Dr. med. 2. zu G. — unbeglaubigt — produzirt, 
in welchem diefer fein Arzt folgendes angiebt: 

„Here Paſtor B. zu S., mir bekannt ſchon feit meiner Jugend, habe ich 

außer anderen Krankheiten bei ihm ober feiner Familie namentlich auch im 
Degember 1859 behandelt. Es hatte fi) damals gerade am 4. Abvents-Sonn- 
tage (vielleicht in Folge von Weberanftrengung) eine augenblidlihe Lähmung 
der Gehirnnerven eingeftellt, die ihm auf mehrere Stunden alle Erinnerung 
benommen und den Anfchein einer möglichen Behirnerweichung hatte. Zwar 
iſt er damals glüdlich wieder hergeftellt, aber, da dergleichen leicht wiederkehrt, 
möchten feine Behirnnerven vor aller ftarten Aufregung und namentlich vor 
allem Peinigendem und Beängfligendem möglichft zu bitten und zu fügen fein. 
Daß vereinzelte Gedãchtnißſchwächen dabei zurlidgeblieben, darin ift feiner Aus⸗ 
fage wohl zu trauen. 

Das Königliche Provinzial-Ronfiftorium und das Königliche Landes - Konſi⸗ 
forium zu Hannover haben hinfichtlich der Zurechnungsfähigkeit des Angeſchul⸗ 
digten zu bejonderen Erhebungen fid) nicht veranlaßt gefunden. 

Zur Begründung feines Berufungsantrags führt der Verufende aus, daß 
ihm die fraglihen Mißhandlungen und das Ableugnen derjelben mit Unrecht 
zum Verſchulden zugerechnet jeien. Er behauptet, daß der in dem obigen Attefte 
bereits erwähnte krankhafte Anfall — im Mebrigen geheilt — die Folge zurüdges 
lafjen habe, daß er in Anlaß einer Gemüthsaufregung in einen Zuftand gerathen 
önne, in dem er nicht wifje, was er thue, und von welchem ihm aud nachher 
kin Bewußtſein und keine Erinnerung zurädbleibe. In einem ſolchen Zuftande 
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will er fi am 26. Suli v. 3. befunden haben — er will fi) des ganzen Vors 
gangs nicht erinnern. So, meint Berufender, erkläre es fi, daß er feine Toch⸗ 
ter geſchlagen, daß er dieſes nachher in Abrede genommen, ja daß er fogar bes 
bauptet habe, zur Zeit jenes Anfalls bei klarem Bewußtſein geweſen zu fein. 

Für feine ſolchergeſtalt anzunehmende Unzurechnungsfähigkeit benennt er ben 
Dr. med, L. als Zeugen und Sadverftändigen, nit minder als Sachverſtändi⸗ 
gen über feinen geiftigen Zuftand den Profefior Dr. M. in G. Um jeine An- 
gaben ſogleich einigermaßen zu beicheinigen, legt er ein Atteft des Dr. £. vor, 
welches — unbeglaubigt — dahin lautet: 

Herr Paftor B. zu S. wurde im Jahre 1858 von einem Anfalle betroffen, 
ber eine Gehirnerweichung befürchten ließ. Seit biefer Zeit ift bei demfelben 
wieberholt die Erfcheinung eingetreten, Daß er namentlech nad) Zuftänden ber 
Erregung und des Verdruſſes völlig außer Stande war, fi darauf zu 
befinnen, was in jenem Zuftande vorgelommen und fidh zugetragen, auch daß 
er fih überall in jenem Zuſtande befunden. Der Wahrheit gemäß wird ſolches 
vom Unterzeihneten hierdurch befcheinigt. 

Berufender rügt, daB ber Mangel an Zurechnungsfähigteit, fein geifliger 
und Gemüthszuftand in den „beiden erften‘ Inftanzen überall feine Berüdfiche 
tigung gefunden und in diefer Richtung keine Beweiserhebungen ftattgehabt hät- 
ten. Er findet hierin die oben bereit® angeführte vermeintliche Rechtsverletzung. 

Das Landes-Roniiftorium hat feinen oben erwähnten Antrag auf formelle 
und materielle Gründe geftügt. Es wird dieferhalb im Näheren auf das bei den 
Alten befindliche, in der mündlichen Verhandlung verlefene Schreiben vom 28. 
Juli 1876 verwiefen. 

Die vorliegende Berufung gegen ein in legter kirchlicher Inftanz abgegebe⸗ 
nes Urtheil ift vechtzeitig erhoben und gerechtfertigt. 

Ihre Begründung auf die beiden legten Kauſalien des $. 11 Nr. 1 des Ge- 
feßes über die kirhlihe Disziplinargewali ꝛc vom 12. Mai 1873 ift zuläffig, da 
es fih um die Dienftentlafjung des Berufenden handelt, neben der Die zuges 
billigte Suftentation hier nicht weiter in Betracht kommt. 

In der Sache felbft aber hat die erhobene Berufung nicht für begründet 
erachtet werben können. Eine Verlegung der Geſetze des Staats ift vom Bes 
rufenden nicht näher fubftantiirt, auch in ber angefochten Entſcheidung nicht er- 
findlich. 

Die behauptete Verletzung allgemeiner Rechtsgrundſätze iſt, wie ſchon hervor⸗ 
gehoben, präziſirt. In dieſer Beziehung iſt zwar prinzipiell anzuerkennen, daß 
die Frage nach der Zurechnung der einem Angeſchuldigten zur Laſt gelegten 
Handlung eine weſentliche, daß eine Nichtberückſichtigung derſelben, alſo, bei an⸗ 
gezeigten desfallſigen Zweifeln, der Mangel einer Beurtheilung der Letzteren, 
beziehungsweiſe eine Verurtheilung ohne Feſtſtellung der Zurechnungsfähigkeit 
als ein Verſtoß gegen allgemeine Rechtsgrundſätze aufzufaſſen ſein würde, der 
bei rechtsförmlich erhobener Berufung an den Gerichtshof für kirchliche Anger 
legenheiten, nad) Maßgabe des 8. 21 des Geſetzes vom 12. Mai 1873, zu einer 
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Vernichtung bes angefochtenen Urtheils in gleihem Make führen müßte, wie 
ine Beurtheilung, welche jelbft von den Kaufalien des Gefeges ergriffen würde. 
Allein in dem angefochtenen Urtheile find bie bis dahin in ben Alten ans 
geregten Bebenten gegen die intakte Befchaffenheit der geiftigen Qualififation bes 
Angeſchuldigten, insbefonbere Hinfichtlid feiner angeblihen Gedächtnißſchwäche, 
eingehend gewürdigt und das LandessKonfiftorium bat, indem es eine weitere 
Erhebung hierüber nicht verfügte, eine ſolche für nicht erforderlich erfannt und 
danach die Zurechnung der dem Angeſchuldigten zur Laſt gelegten Handlung durch 
bie Beflätigung bes erften Urtheils fefigeftellt. 

Da für das erfennende Gericht Teine formelle Verpflichtung befteht, einen 
ihm unerheblid erfcheinenden Beweis, insbefondere durch Sachverſtändige über 
diejenigen Fragen zu erheben, deren materielle Erledigung ſchließlich doch feinem 
Ermeffen anheimfällt, und im Webrigen jene Beurtheilung nad) derzeitiger Lage 
der Sade auch nicht als eine unzuläffige Verkürzung des Vertheidigungsrechts 
des Angeſchuldigten aufgefaßt werben kann, jo findet in dem Verfahren des 
Landes:Ronfiftoriums der erhobene Vorwurf eines Verſtoßes gegen allgemeine 
Rehtsgrundfäge keine Begründung. 

Eine jahlihe Unrichtigkeit der ergangenen Entſcheidung fällt nicht unter die 
vom Berufenden in Bezug genommenen Saufalien des $. 11 cit., kann vielmehr 
zur Rechtfertigung einer Berufung an biefen Gerichtshof nur unter der ge 
Regerten Vorausfegung verwandt werben, daß die Enſcheidung der Zaren 
thatſãchlichen Lage wiberfpricht. Diefes iſt vom Berufenden felbft nit be- 
hauptet und eine weitere Nachprüfung deshalb in biefer Richtung nicht ver- 
anlaßt. 

Anlangend endlich das neue Vorbringen des Berufenden in jetziger Lage 
ber Sole, insbeſondere die nunmehr poſitiv aufgeſtellte Behauptung, bei dem 
den Gegenſand ber Unterfuhung bildenden Vorgange vom 26. Suli v. 3. in 
unzureinungsfähigem Zuſtande ſich befunden zu haben, und ben beshalb ange 
tretenen Beweis durch Dr. L. und Profefjor Pr. M, jo ift hierauf nicht einzus 
eben. Die Berufung an den Gerichtshof für kirchliche Angelegenheiten, wie 
bas Geſetz vom 12. Mai 1873 fie fpeziell normirt, bildet feine eigentliche Inſtanz 
und gewährt dem Berufenden weder eine volle Nachprüfung der in letter 
Inftanz bei den kirchlichen Behörden ergangenen Entjcheidung, noch ein beneflcium 
novoram, Ein foldhes würde mit dem eigentlichen Weſen ber den recursus ab 
abusu an den Staat erjegenden Berufung an ben Gerichtshof in entſchiedenem 
Vierfprude ftehen. Die Tendenz des Geſetzes vom 12. Mai 1873, gegen 
Herarchiſche Willtür zu ſchützen, ſoll nad der Vorfhrift des Geſetzes im Ein- 
zelnen wejentli nur durch die Sicherung eines legalen Verfahrens, ſowie durch 
Einſchreiten bei offenbarer Beugung des materiellen Rechts gegen die are that- 
jählihe Lage erzielt werden. Keineswegs dagegen will das Geſetz die Befugniß 
ber Firälichen Disziplinar-Behörben zur eigenen Prüfung und Entjheidung ber 


> vorkommenden Fälle irgendwie beſchränken. Daraus folgt, daß die Nachprüfung 
% an ben Gerichtshof für kirchliche Angelegenheiten gebrachten Falles, ſofern 
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die Akten vorliegen und deſſen legale Verhandlung darthun, regelmäßtg denfelben 
thatfählihen Standpunkt zur Grundlage zu nehmen hat, von welchem aus die 
legte kirchliche Inſtanz bei der Abgabe ihrer Entfcheidung ausgehen mußte, und 
ferner, daß der Angefchuldigte lediglich fich felbft die nachtheiligen Folgen zuzu⸗ 
reiben hat, wenn er Thatumftände nicht im Laufe des ordentlihen Inftanzen: 
zugs vorbringt und zu verwerthen fucht, Tpäterhin aber mit denſelben nad 
formeller Lage der Sache etwa nicht mehr durchzudringen vermag. 
Es war daher, wie geſchehen, die Berufung zu verwerfen. 1. 


2. 


Auch im Bezirk des Zuftigienats zu Ehrenbreitenftein waren bisher Kirchenbücher 
und Kirchenſiegel nicht ein kirchliches Eigeuthum, erjtere vielmehr zugleich 
bürgerfihe Standesregifter and beide als ſolche Gegenſtand der amtlichen 
Antbewahrnug- 

(Ext. des Ob.-Trib. in Berlin vom 18. März 1875.) 


1. Wenngleich die Kirchenbücher dort, wie anderswo, urſprünglich von der 
Kirche und zu Iweden der Kirche eingeführt fein mögen, fo haben fie doch im 
Laufe der geſchichtlichen Entwidelung des Verhältnifies zwiſchen Staat und Kirche 
ihren vein kirchlichen Karakter verloren und zugleich die Natur von bürgerlichen 
Standesregiftern angenommen, welche ber Staat auch für feine Zwecke benugt. 
Daß diefer Entwidelungsgang aud in dem Bezirke des Juſtizſenats eingetreten 
ift, beweift der Umftand, daß der Staat durch die von dem Appellationsrichter 
angezogenen Verfügungen feiner Verwaltungsbehörden auf die Führung der 
Kirchenbucher eingewirkt hat, und wenn dabei in der Verfügung bes Konfiftoriums 
au Coblenz vom 16. Mai 1816 die katholiſchen Pfarrer auf die Anordnungen 
ihrer geiftlihen Oberen verwiefen werden, wie die evangelifchen auf das Allges 
meine Landrecht, jo liegt darin nicht ausgebriüdt, daß der Staat die Führung 
der Kicchenbücher als eine rein kirchliche Angelegenheit betrachtet habe, vielmehr 
nur, daß er den Anordnungen der geiftlichen Behörden betreffs der Führung 
derſelben auch feinerfeits die Sanktion ertheile. Wäre er von einer anderen 
Anfhauung ausgegangen, fo hätte er nicht gleichzeitig die evangelifchen Pfarrer 
auf das Allgemeine Landrecht verweilen können. 

Ebenfowenig kann daraus, daß feit 1838 die katholiſchen Pfarrer angewieſen 
find, neben lateiniſchen auch deutſche Kirchenbücher zu führen, und daß feit der 
Reorganifation ber Gerichte am Oſtrhein im Jahre 1849/50 Seitens der Gerichte 
die Beobachtung der 88. 501—503, IT. 11, Allg. Landrecht verlangt wird, und 
ſeitdem Duplikate der deutſchen Kirchenbücher den Berichten eingereicht werden, 
ber Schluß gezogen werben, daß bie lateiniſchen Kirchenbücher eine rein kirchliche 
Einrihtung und rein kirchliches Eigenthum jeien. Weil aud fie Beurkundungen 
des Givilftandes enthalten, hat der Staat auch ein Intereffe an ihrem Inhalt, 
und jebenfalls find die lateiniſchen Kirchenbücher aus der Zeit vor 1888 zugleich 


Sg 
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als im Interefje des Staats geführte Urkunden anzufehen, weil fie berzeit bie 
alleinigen Civilſtandsregiſter für N. bildeten. 

2% Die Behauptung aber, daß, wen der Implorant als ein Dritter, dem 
die Bücher amtlich übergeben worden feien, angefehen werde, er nicht zugleich 
Täter des Vergehens des $. 183 fein könne, ift unrichtig. Der Ausdrud „einem 
Dritten“ bildet in 8. 133 nur den Gegenjaß gegen „einem Beamten“, nicht 
gegen ben Täter; der ganze Zwiſchenſatz „welche ſich zur amtlichen Aufbemah- 
tung — — übergeben worden find“, dient nur dazu, die objektive Eigenihaft 
der Gegenftände, an welchen bas Vergehen begangen werden fann, zu kenn: 
zeichnen, bat aber gar feinen Bezug auf den Thäter, welcher ganz allgemein mit 
Ber“ bezeichnet if. Diefe Auslegung erklärt fi auch aus der Entftehungs- 
geſchichte des Geſetzes. Der $. 106 bes Preuß. Strafgeſetzbuchs, dem ber 
$.133 a. a. D. nachgebildet worden ift, berüdfichtigte ben Fall, in welchem Ge⸗ 
genflände einem Nichtbeamten amtlich übergeben worden find, überhaupt nicht; 
um auch dieſen Fall zu treffen, wurden bie Worte „oder einem Dritten” einge 
fügt, Nach der Faflung bes 8. 106 aber konnte es keinem gegründeten Zweifel 
unterliegen, daß auch der Beamte felbft, dem die fraglichen Begenftände über 
geben waren, das Vergehen des $. 106 verüben konnte, und ebenjo muß man 
annehmen, daß auch nach $. 133 ſowohl der Beamte, wie ber Dritte Thäter fein 
kann. Auch würde bei der entgegengefegten Annahme eine ſchwer zu begreifende 
Rüde im Gefege vorliegen, da, fofern nicht zufällig der Thatbeftand der Unters 
ſchlagung oder eines andern Vergehen vorliegt, gerade derjenige Yichtbeamte, 
welhem felbft eine Urkunde u. |. w. amtlich übergeben worden ift, fich durch vors 
fütlie Vernichtung u. ſ. w. derſelben nicht, und ein Beamter im gleichen Falle 
nur dann firafbar machen würde, wenn die bejonderen, weit befchränkteren Vor⸗ 
ausſetzungen ber 88. 848, Abi. 2 und 349 vorhanden find, während offenbar 
mindeſtens ebenjo triftige Gründe für feine Beftrafung ſprechen, ala wenn bie 
Urkunde u. f. w. fih im Gewahrfam eines Andern befunden hätten. 

Bas foeben in Bezug auf die lateinifchen Kirchenbücher ausgeführt worden 
iR, gilt auch in Bezug auf das Kirchenſiegel. Da baffelbe weſentlich mit dazu 

bient, Auszüge aus den Kirhenbüchern zu beglaubigen, und bie orbnungsmäßige 
Beglaubigung biefer Auszüge für den Staat ein ähnliches Intereffe hat, wie bie 
Führung der Kirchenbüdher jelbit, fo muß aud angenommen werben, daß bie 
Uebergabe bes Kirchenſiegels an den Imploranten gleichfalls nicht blos zu 
Iweden der Kirche, fondern auch zu denen des Staats erfolgt und mithin als 
ne amtliche im Sinne des $. 133 anzufehen il. Ob eine Stantsbehörbe befugt 
fein würbe, das Siegel zu benugen, insbeſondere zu Auszügen aus den deutſchen 
Rirjenbüchern ift dabei gleichgültig, weil es lediglich darauf ankommt, ob in ber 
Sand des Pfarrers jelbft die Benugung bes Siegels blos als eine — oder 
ah als eine ſiaatliche Funktion ſich darſtellt. 
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Begriff von „ftantlihen und kirchenpolitiſchen Angelegenheiten” im Sinne des 
8. 1033 des Strafgeſetzbuchs für das Deutſche Reich. Strafrechtlicher Dolus 

v. des Verkündenden und Thatbeftand der Gefährdung des öffentlichen Friedens. 
Reale Konkurrenz duch Anftiftuug mehrerer Perſonen vermittelit einer ein: 
zigen Handlung zu derjelben ftrafbareu That. Abmeliung der Strafe. 


(Ext. des Ober⸗Tribunals in Berlin vom 22. Juni 1875.) 


Sechs Imploranten legen den Appellaltionsrichter 

1. zur Loft, daß derjelbe die „Grörterung von kirchenpolitiſchen Angelegens 
beiten für firafbar halte“, während folches nur in Bezug auf „rein ſtaatliche Ans 
gelegenheiten” angenommen werden könne“. 

Diefer Vorwurf beruht auf'einer unrichtigen Auffaffung der Entſcheidungs⸗ 
gründe bes erften Richters, die der zweite gebilligt und damit zu der feinigen 
gemacht hat. 

Der erfte Richter jagt allerdings, es fei unverkennbar: 

„daß ber fragliche Erlaß nicht allein gegen ben feit dem Vatikanifchen Konzil 
ins Leben getretenen Alttatholizismus gerichtet fei, ſondern ſich feiner Tendenz 
unb feinem Inhalte nad) auch auf firhenpolitijchen Gebiete bewege und 
& barin zugleich auf die neueren kirchenpolitiſchen Geſetze des preußifchen 
Staates und ber deutſchen Reihsregierung abgejehen ſei und derjelbe Ange 
legenheiten bes preußiichen Staates reſp. der deutſchen Reichsregierung zum 
Gegenftande habe.“ 

In diefer Ausführung ift jedoch unter Kirchenpolitik offenbar nicht eine 
uneigentlich fogenannte Politit der Kirche, jondern derjenige Theil der Politik 
des Staates verftanden, ber fih auf das Verhalten des Staates ber Kirche 
gegenüber bezieht und ſomit bie darauf bezüglihen Maßregeln beffelben als 
Stantsangelegenheiten erſcheinen läßt. Was dieſes für Maßregeln feien, ſpricht 
auch der erſte Richter deutlich aus, indem er feftitellt, daß gewiſſe, näher ber 
zeihnete Stellen bes inkriminirten biſchöflichen Erlaffes Verhandlungen auf der 
„Tribüne“, aljo demjenigen Plage im Auge hätten, 

‚von welchem aus bie Minifter und Regierungstommifiarien in ben Sigungen 

bes Land⸗ reſp. Reichstages in ihrer Eigenfchaft als Vertreter des preußiſchen 

reſp. deutſchen Reichsminifterium ſich Tungeben“, 
während andere Stellen Ausführungsmaßregeln des Königlichen Oberpräſidiums 
in Bezug auf flantlihe Anorbnungen über bie j. g. Alttatholiten beträfen. 
Wenn daraus nun die Vorderrichter den Schluß ziehen, daß der biſchöfliche Er⸗ 
laß Angelegenheiten des Staates zum Gegenſtande gehabt habe, fo ift 
dieſer Schluß, fo weit er ſich auf dem thatſächlichen Gebiete bewegt, nad) Art. 107 
bes Gejeges vom 3. Mai 1852 in der gegenwärtigen Inftanz überhaupt nicht 
anzugreifen, in rechtlicher Hinficht aber volllommen zutreffend. - 
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Ebenfo wenig hat der Appellationsrichter 

2. geiret, wenn er das SXhatbeftandsmoment ber „Gefährdung bes 
öffentliden Friedens“ darin findet, baß bie fraglichen Erörterungen ge: 
eignet gewejen jeten, den öffentlichen Frieden zu gefährden, und bafür daß fie 
dazu geeignet geweſen, anführt, es ſei an den infriminirten Stellen bie 


ng 
„als eine Rom feindliche, mit ben Alttatholizismus in diefer Richtung ver: 
bünbete dargeftellt und es würben durch dieſe Darftellung die im Anzuge bes 
griffenen altkatholiſchen Wanderprebiger bebenflihen Angriffen ausgefebt, 
EN welche die Warnung vor Gewaltthätigteiten gegen biefe Prebiger 
ſchwerlich gehindert haben würde... . Es könne daher nicht darauf an- 
fommen, ob ſchon vor Berlefung des biihöflichen Erlaſſes Aufregung vorhan« 
den gewefen fei, e& genüge, wenn der Erlaß an ſich geeignet gewefen fei, eine 
den Öffentlidden Frieden gefährbende Aufregung hervorzurufen“ (Bd. 104 a). 
Denn auch biefe Ausführung ift aus dem ſchon angegebenen Grunde in 
thatfähliher Beziehung unangreifber und läßt einen Rechtsirrthum nirgenb 
ertennen 


Ein folder liegt endlich: 

3. auch darin nicht, daß der Appellationsrichter den Dolus der Imploranten 
aus dem Bewußtſein einer Gefährdung bes öffentlichen Friedens durch Ver⸗ 
kündigung ber fraglichen Stellen des Hirtenbriefes herleitet. Denn aus dieſem 
Bewußtfein ift derjenige Dolus, ben das Geſetz vorausjegt in rechtlich zutreffen. 
ber Weife bezeichnet worden; ‘wenn aber der Appellationsrichter das Vorhandenfein 
dieſes Bemwußtfeins auf Seiten der Imploranten daraus fließt: 

„daß es fi benfelben bei Verleſung ber fragliden Stellen jofort habe aufs 
dringen wäüfjen“, 
fo ift dies wiederum nur ein thatfählicher Schluß, der als folder in der gegen- 
wärtigen Inftanz nicht anzufechten if. Zwar feinen die ISmploranten den- 
felben in rechtlicher Beziehung angreifen zu wollen, wenn fie behaupten, daß: 
„nur ein zur Zeit der Begehung der That vorhandenes, nit aber ein ders 
felben nachfolgendes Bewußtſein für ben Dolus bet ber That bedeutend 
fein könne.” 

Diefer Angriff ift indefjen ſchon beshalb verfehlt, weil ber Appellations» 
richter gar nit von einem nachfolgenden Vewußtſein, fondern von einem 
Bewußtjein bei der That, alfo von einem gleichzeitigen fpricht und ein Mehreres 
weder vom Geſetze, noch von ber Rechtstheorie verlangt wird. 

In Bezug auf ben fiebenten Imploranten findet der Angriff wegen 
Verlegung bes $. 130a bes St.⸗G.⸗B. durch die vorftehenden Ausführungen ebens 
falls jeine Erledigung. Auch die weiteren Angriffe defjelben find unbegründet. 
Der Appellationsrichter ſtellt feſt, daß: 

„der Angellagte Giſchof M.) wegen bes bier fraglichen Erlafjes, als 
Anftifter, durch das Kreisgericht zu H. vom 18. Juni 1874 zu 2 Monaten 
Feſtungshaft und durch die Kreisgerichtsbeputation W. vom 30, Juni 1874 zu 
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3 Monaten Feftungshaft, reip. für den Fall, daß die vom Kreisgerichte zu 9. 
erfannte Strafe zur Volfiredung kommen follte, zu 1 Monat Feſtungshaft 
verurtheilt jei” (8. 108. 104), 

In der Nichtigkeitsbefchwerbe wird ferner bemerkt, daß in diefen Sachen 
bezw. unterm 24. November und vom 27. Oktober 1874 vom Appellationss 
gerichte erfannt fei, es fonnten mithin die angeführten beiden Erkenntniſſe erfter 
Inſtanz vom 21. September 1874, wo in ber vorliegenden Sache das Erkenntniß 
erfter Inftanz erging, noch nicht rechtskräftig fein. Diefes vorausgefegt, ift es 
der Beftimmung bes $. 79 des St-G.⸗B. entiprehend, wenn der Appellations⸗ 
richter gleich dem erften Richter beftimmt, daß auf die jet erfannte Strafe bezw. 
die von dem Kreisgerihte zu H. und von der Deputation in den angeführten 
beiden Erkenntniſſen erkannten Strafen im Falle ihrer Vollſtreckung in Anrech⸗ 
nung zu bringen feien. Allerdings irrt der Appellationsrichter, wenn er in feinen 
Debultionen, duch bie er zu dieſer Beftimmung geleitet wird, von dem $. 73 
a. a. D. ausgeht, der von ber f. g. ideellen Konkurrenz ber Strafgeſetze 
handelt. Denn der $. 79 a. a. O. bezieht ſich nicht auf den $. 73, fondern nur 
auf die 88. 74—78 a. a. O. in welden von der realen Konkurrenz ftrafs 
barer Handlungen bie Rebe if. Im der That muß aber auch nach dem, was 
ber Appellationsrichter felbft feftftellt, im vorliegenden Falle mit rechtlicher Noths 
wendigkeit eine reale, nicht aber eine ibeelle Konkurrenz ala vorhanden anges 
nommen werben. Der Bifhof M. hat nach dieſer Feftftellung durch den bier 
vorliegenden Erlaß vom 14. März 1874 die ſämmtlichen Geiſtlichen feiner Diözeſe 
angeftiftet, ih des im $. 130a, des St.G.-B. vorgefehenen Vergehens ſchuldig 
zu machen. Wäre daher biefer Erlaß auf feiner Seite wirklich nur als eine 

‚ einheitlihe Handlung anzufehen, jo würde es Damit dod an den Erforbernifien 
des $. 73 ſchon deshalb fehlen, weil immer nicht die Verlegung mehrerer, 
fondern nur eines einzigen Strafgefeges vorläge. Abgeſehen hiervon kann 
aber auf Seiten des Biſchofs M. als Gegenftand ber Beftrafung gegen ihn nicht, 
blos eine einmalige ftrafbare Handlung als vorhanden angenommen werben 
Denn wenn nad $. 48 bes St.:&.:B. der Anftifter nur infofern beftraft wird, 
als die Handlung, zu der er angeftiftet hat, wirklich begangen ift, dann aber 
nad demfelben Strafgefege, wie der von ihm angeftiftete Thäter, To folgt von 
felbft, daß, wenn Jemand mehrere Perfonen zu derfelben firafbaren Handlung 
angeftiftet hat, gleichviel, ob es hierzu nur einer einzigen, ober mehrerer für fih 
beftehender Handlungen beburft hat, das Strafgefeß gegen ihn ebenfo zur An- 
wendung kommen muß, als Perjonen vorhanden find, die es in Folge feiner 
Anftiftung übertreten haben. Wenn dann aber gegen den Anftifter mit Noths 
wenbigfeit eine reale Konkurrenz ftrafbarer Handlungen eintritt, fo müffen jelbft- 
verftänblich bei Abmeſſung der von ihm verwirkten Strafen bie Grunbfäge der 
88. 74 bis 79 a. a. D. zur Anwendung fommen. Da das angefochtene Erkennt⸗ 
niß im Reſultate diefen Grundfägen entſpricht, fo ift objektiv durch dafjelbe 
ein Rehtögrundfag nicht verlegt worden, es konnte mithin auch ein Grund zur 
Vernichtung bes angefochtenen Erkenntniſſes darin nicht gefunden werben, daß 
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der Appellationsrihter zu dem richtigen Schluffe durch rechtlich anzutreffende 


Praãmiſſen gelangt ift. 
& mußte daher die Richtigkeitabeſchwerde ſämmtlicher Imploranten zurüd: 
wieſen werben. . 1 


4. 
Argtöverhältuig und Klagererht der Armenverbände gegenüber ben alimentationd- 
pflichtigen Verwandten eines Hülfsbedürftigen. 
(Erf. des Ober-Tribunals in Berlin vom 25. Dez. 1875.) 

Es handelt fih nad) dem Klageantrage, um bie Verpflichtung des Verklagten 
jur Gewährung der nöthigen Unterflügung an die Wittwe M. für die Zukunft, 
Unter der zulünftigen Unterftügung ift die ſeit der Anftellung ber Klage laufende, 
im Gegenſatze zu ben vorher bereits verabreichten Unterftügungen, zu verftehen; 

"und der Anſpruch der Klägerin hat feine Begrenzung in der jelbfiverftänblicen 
Vorausſetzung: — rebus sic stantibus — d. 5. fo lange die Wittwe M., fih im 
Zuftande der Hilfebebürftigfeit befindet. Der Appellationsrichter hält den Ans 
fpru wegen Wangels eines direkten Rechtsverhältnifies zwiſchen den Partheien 
und einer Zeifion jeitens der Wittme M., abgejehen von ber Frage der Zeſſibi⸗ 
litãt, für unbegründet. Cr beftreitet alfo nicht die Verpflichtung des Verklagten 
zu der fraglichen Unterftügung an fi, fondern nur bie Legitimation ber Klä⸗ 
gerin, den der Wittwe M. zuftehenden Anſpruch geltend zu machen, weil ihr ein 
ſolches Recht weder aus eigener Perſon, noch krafts Zeifion aus ber Perfon ber 
Rittwe M. zuftehe. Die Nichtigkeitsbeſchwerde ſucht hiergegen auszuführen, daß 
Klägerin ein eigenes Recht auf Befreiung von einer dem Verflagten obliegenden 
Laft, gegenüber dem Verklagten, habe. 

Die LVerpflihtung der klägeriſchen Stadtgemeinde zur Unterflügung ber 
Bittwe M. entipringt dem öffentlichen Rechte, dagegen gehört das von ihr geltend 
gemachte Recht, den Verklaglen zur Unterflügung der Wittwe M. anzuhalten und 
dadurch ihre Befreiung von jener Laſt zu bewirken, in das Gebiet des Privatrechs 
tes, und ift nad) den Grundſätzen des Privatrechtes zu beurteilen. Daher ift bie 
Beantwortung der ſtreitigen Nechtsfrage nicht in dem Bundesgeſetze vom 6. Juni 
1870 über den Unterftügungswohnfig, noch in dem zu befien Ausführung erlaſſe⸗ 
nen preußiſchen Gejege vom 8. März 1871 zu ſuchen, und fie ift auch in diefen 
Seſetzen nicht zu finden. Das eritere Geſetz beftimmt im $. 61 Ab. 1 unter den 
Dariginale: 

„Berhältniß der Armenverbände zu einander,” 

Durch die Beftimmungen diejes Geſetzes werben Rechte und Verbindlich⸗ 
keiten nur zwiſchen den zur Gewährung öffentlicher Unterflügung nad) Vor⸗ 
ihrift dieſes Gejeges verpflichteten Verbänden (Orts-Landarmenverbände, Bun- 
besftaaten) begründet, 

mb im Abjag 2 unter dem Marginale (Verhältniß der Armenverbände) „zu 
mberweit Verpflichteten,* 


u 
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» Daher werden bie auf anderen Titeln (Familien. und Dienftverhältniß, 

Vertrag, Genoſſenſchaft, Stiftung u. ſ. w.) beruhenden Verpflichtungen, einen 
Hilfsbedürftigen zu unterftügen, von den Veftimmungen biefes Geſetzes nicht 
betroffen. r 

Uebereinftimmend hiermit ift in dem betreffenden Berichte der Kommiſſion 
und vom Beriterftatter in der Sitzung bes Reichstages hervorgehoben, baß. die 
auf anderen, ald ben Titeln dieſes Geſetzes beruhende Unterftügungsverbindlid- 
feit unverändert feſtſteht. (Druckſachen des Neichötages des norddeutſchen Bun- 
des 1870. Bd. 3, Nr. 139, ©. 53. Stenographifche Berichte bes Reichstages 
1870. 3b. 2, ©. 971.) 

Hiernach ift Mar, daß das flreitige Recht, welches von ber Klägerin bean- 
ſprucht wirb, infofern es fih aus einem dem Privatredhte angehörenden Titel bes 
gründen läßt, durch das Geſetz vom 6. Juni 1870 nicht betroffen und aufger 
hoben ifl. Zwar verorbnet nod) ber folgende $. 62: 

Jeder Armenverband, welcher nad Vorſchrift dieſes Geſetzes einen Hilfs⸗ 
bedürftigen unterſtützt hat, iſt befugt, Erſatz derjenigen Leiſtungen, zu deren 
Gewährung ein Dritter aus anderen, als den durch dieſes Geſetz begründeten, 
Titeln verpflichtet iſt, von dem Verpflichteten in demſelben Maaße und unter 
denſelben Vorausſetzungen zu fordern, als dem Unterſtützten auf jene Leiſtun⸗ 
gen ein Recht zuſteht. 

Der Einwand, daß der unterſtützende Armenverband den Erſatz von einem 
anberen Armenverbande zu fordern berechtigt ſei, darf demjelben hierbei nicht 
entgegengeftellt werben. 

Alerdings it hier eine materielle Beftimmung über das Rechtsverhältniß 
der Armenverbände zu Privatverpflichteten gegeben; allein einerfeits betrifft fie 
lediglich die in der Vergangenheit bereits aufgewendete, und nicht bie hier in 
Frage ftehende Unterftügung für die Zukunft und anderſeits giebt fie eine ges 
meinjame Rechtsnorm für eine Mehrheit von Staaten, kann aljo in bem einen 
oder anderen biefer Staaten ſchon vorher geltendes Recht geweſen fein, und hat, 
wenn in einem Territorialvechte den Armenverbänden ein nod weiter gehenbes 
Recht für die Zukunft zugeftanden war, durch die nur theilmeife Reprobuktion 
diefes Nechtszuftandes jedenfalls nicht beabfidhtigt, denfelben auf das durch den 
$. 62 gebotene Maaß zurüdzuführen und über legteres hinaus aufzuheben. 

Daß dies die Abficht des Bundesgeſetzes nicht geweſen, ift mit Sicherheit 
aus den 88. 65-67 bes preußifhen Ausführungsgefeges zu entnehmen, in wel- 
hen das Recht der Armenverbände, von gewiſſen Verwandten die Uebernahme 
der Unterflügung bes Verarmten für bie Zukunft zu verlangen, zur Geltung ges 
bracht ift. Beſchränkte der $. 62 des Bundesgeſetzes bas Recht der Armenvers 
bände gegen Privatverpflichtete auf den Erſatz für die Vergangenheit, fo würben 
die 88. 65—67 des Ausführungsgefeges in ſchroffem Widerſpruche mit ihm fiehen, 
und da ein folder Widerſpruch nicht vorliegen fan, jo muß angenommen mers 
den, daB das Bundesgejeh für das fragliche Recht der Armenverbände für bie 
Zukunft gar nicht berührt und deſſen Regelung den Zerritorialvechten überläßt. 
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Das Geſetz vom 8. März 1871 ift blos ein Ausführungsgefeß; und bies 
frricht ſchon dafür, daß bafielbe über die dem materiellen Civilrechte angehörende 
Streitfenge eine Entiheidung nicht trifft. Das Geſetz ordnet nur die Organifas 
tion der Armenverbände und der Behörden in Streitigkeiten über Armenſachen, 
und das Verfahren vor biefen Behörden. Die Beftimmung bes 8. 68, welde 
wegen der Erftattung bereits verausgabter Unterftügungskoften nur den Rechts: 
weg zuläßt, brüdt nicht aus, daß wegen ber laufenden und zufünftigen Unter 
Rügung der Rechtsweg nicht zuläffig ift, fonbern als Gegenſatz gegen bie vorher: 
gehenden 88. 65-67, nur, daß das dort angeordnete Abminiftrativverfahren für 
bereits verausgabte Unterſtutzungskoſten nicht Platz greift, und der 8. 68 enthält 
daher nichts über das materielle Klagerecht der Armenverbände wegen der lau- 
enden Unterftüigung. Die 98. 65—67, welde wegen ber laufenden Unter 
Rügumg gegen gewifje Kategorien von Verwandten außer dem Rechtswege ein 
ſchleuniges Abminiftrativverfahren zulafien, ftellen fih als rein formelle Bor 
Ihriften Dar, und entſcheiden alſq auch nicht über bie materielle Frage, auf 
welche es hier ankommt, nämlich ob den Armenverbänben ein Klagerecht wegen 
der laufenden Unterftügung noch gegen andere, als bie dort genannten Vers 
wandten zufteht. Sie find, zum Theil wörtlich, aus den Art. 6—9 bes Geſetzes 
vom 21. Mai 1855 herübergenommen, und aus den Materialien zu dieſen Artikeln 
iR Mar zu erfehen, dab nur bie Abſicht dabei obwaltete, ein neues Verfahren, 
nit neues Recht zu ſchaffen. In dem betreffenden Berichte der Kommilfion ber 
erſten Kammer ift hervorgehoben: 

daß es barauf ankam, die Gemeinden gegen bie bisher obwaltenbe Un⸗ 
billigkeit zu ſchutzen, daß fie bisher im Verwaltungswege zur Leiftung 
angehalten wurben, während bie privatrechtlich, alfo näher verpflichteten 
Verwandten nur im Rechtswege belangt werben konnten. Eine ſchleu⸗ 
nigere Seranziehung der nad) göttlijen und menſchlichen Rechten zus 
nähf verpflichteten Verwandten war hier bringenbes Bebürfniß: fie ift 
dadurch vermittelt worden, daß ein vorläufiges Verfahren im Verwal: 
tungswege, vorbehaltlich des Rechtsweges, auch gegen bie nächſten Vers 
wanbten eintreten fol. : 

Ebenſo if bei den Verhandlungen im Plenum ber erften Kammer von dem 
Minifter des Innern, dem Berichterftatter und anderen Nebnern den Art. 6-9 
nur der Karakter von Formvorfchriften beigelegt werben, (Vergl. Druckſachen 
der erſten Kammer 1854/55 Bd. 2, Nr. 60, S. 90. Stenographiiche Berichte der 
aften Kammer 1854,55 ©. 137, 208, 211). 

Hiernach iſt das Geſetz vom 8, März 1871, in Verbindung mit dem Art. 6 
bis 9 des Geſetzes vom 21. Mai 1855, ebenfowenig, wie das Bundesgeſetz vom 
6. Juni 1870 für die vorliegende Streitfrage sedes materiae, und für deren 
Beantwortung direlt heranzuziehen; inwiefern inbiret hierfür ein Moment aus 
erſteren Gefegen genommen werben kann, wirb fi jpäter ergeben. Die Beur- 
telung des Nechtsverhältniffes unter den Parteien kann alſo nur nah den 
drandſãtzen bes preußiichen Privatrechtes erfolgen. 
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Wenn, was bier zu unterftellen, Verflagter zur Unterftügung feiner Schwefter, 
ber Wittwe M. geſetzlich verpflichtet if, fo ift dieſe feine Verpflichtung eine dem 
Familienrecht angehörende. Klägerin bat aber gar keine privatrechtliche Ver⸗ 
pflichtung gegen bie Wittwe M., fie tft nur kraft bes Gefeges, welches im öffent: 
lichen Intereffe ihr die vorläufige Fürforge für Silfebebürftige auferlegt (88. 2 folg. 
und 9 folg. des Geſetzes vom 6. Juni 1870, $. 1 des Geſetzes vom 8. März 
1871) verpflichtet, die Wittwe M. zu unterftügen, fofern dieje hilfebebürftig if}, 
und biefe Silfsbebürftigteit ift eingetreten, weil der eigentlich Verpflichtete, ber 
Verklagte, feiner Verpflichtung nicht nachgekommen if. (Bergl. $. 4 bes Geſetzes 
über die Freizügigkeit vom 1. November 1867). 

Klägerin erfüllt alfo durch die von ihr gewährte Unterftügung, zu welder 
fie privatrechtlich nicht verpflichtet ift, eine dem Berklagten obliegende Verhind⸗ 
lichkeit, und nimmt für dieſen eine nüßliche Verwendung vor, durch welde ein 
Rechtsverhältnig zwiſchen ihre und dem Verflagten entfteht. Darüber iſt auch 
gegenwärtig fein Zweifel, und hat vor Erlaß des Geſetzes vom 6. Zuni 1870 
ein Zweifel nicht beftanden, daß ein Armenverband wegen bereits hergegebener 
Leiftungen einen Anſpruch gegen die unterflügungspflichtigen Geſchwiſter bes 
Hilfsbebürftigen aus der nüßlichen Verwendung bat, und gegen fie einen Er⸗ 
Rattungsanfpruch geltend maden kann. 

Wenn aber das Geſetz ber Klägerin eine Grftattungsforberung wegen ber 
bereits aufgewanbten Leifhungen gewährt, fo erkennt es an, baß Klägerin, bem 
Verklagten gegenüber, nicht verpflichtet if, aus ihrem Vermögen bie Leiſtungen 
aufzuwenden, und es ift eine ſelbſtverſtändliche Folge dieſer ihrer Nichtverpflich- 
tung, baß fie vom Verflagten verlangen darf, daß er fie durch feine Hand⸗ 
lungen oder Unterlaſſungen nicht in die Lage verjegt, mit den Leiftungen aus 
ihrem Vermögen für ihn eintreten zu müflen. In gewöhnlihen Fällen hängt 
die nützliche Verwendung von. dem freien Willen bes Berwendenden ab, und 
diefer hat, ehe die Verwendung eingetreten ift, fein Recht und bebarf nicht eines 
verfolgbaren Rechtes gegen denjenigen, für welden er eine Leiftung übernimmt, 
weil er bie nur von feinem freien Willen abhängige Leiftung unterlafien und 
fein Vermögen gegen die Aufwendung [hüten kann. Anders ift es aber, wenn 
er aus einer vechtlihen Nothwenbigkeit, welche nicht zu Gunften des Anderen 
befteht, zu ber Aufwenbung gezwungen ift, und ber Leiftung derſelben ſich nicht 
entziehen kann. In diefem Falle liegt eine Verpflichtung vor, weldhe ber Andere 
demjenigen, der die Aufwendung machen foll, abnehmen kann und auch abnehmen 
muß, weil er biefem, welder, ihm gegenüber, nicht ber Verpflictete ift und bie 
Verpflichtung nicht zu erfüllen braucht, verantwortlich wird, wenn berjelbe etwas 
leiftet, was er, der eigentlich Verpflichtete, leiften fol. Dies gilt namentlich im 
vorliegenden Falle. Klägerin ift nur im öffentlichen Intereffe kraft des Geſetzes 
zu gewiſſen Leitungen gezwungen, welche dem Verklagten obliegen; fie bat mitẽ 
den Leiſtungen begonnen, und hat wegen des bereits Aufgewandten zur Klag 
gegen Verklagten ſchreiten müſſen. Sie darf die aus der Uebernahme der 
Leiſtungen ihr entſtehenden Nachtheile von ſich abwenden, und beshalb ſich an 
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den Verklagten halten, und ba jene Nachtheile nicht anders, als dadurch abges 
wendet werben können, daß Berklagter feine Verpflichtung erfüllt und bie Lei: 
Rungen übernimmt, fo iR Klägerin auch berechtigt, vom Verflagten die Erfüllung 
feiner Verpflihtung und die Uebernahme ber Leiftungen, d. i. ber laufenden 
Unterflügung der Wittwe M., zu verlangen. Allerdings wird fie durch bie Ver⸗ 
urtbeilung bes Verllagten nad) dem Klageantrage, wenn er bem Erkenntniſſe 
nicht nadlommt, von ihrer gefeglichen Pflicht gegen bie Wittwe M. nicht ber 
freit, allein foweit es ihr durch die Vollftveddung des Erkenntniſſes gelingt, ben 
Verlagten zur Erfüllung feiner Verpflichtung anzuhalten, ſchützt fie fich erfolge 
reich vor vermögensrechtlichen Nachtheilen, und wegen biejes vermögensrechtlichen 
Interefies Reht ihr ein Klagerecht darauf zu, daß Verflagter der Wittwe M. für 
die Zukunft die nöthige Unterftügung gewährt. Diefe Annahme, daß ber Kläs 
gerin ein Rechtsanſpruch auf Unterftügung einer bilfsbebürftigen Perſon für 
die Zukunft gegen den Bruder der Hilfsbebiirftigen zufteht, ſtimmt mit ver⸗ 
ſchiedenen Anfprühen in den Geſetzen überein und findet in ihnen ihre Be 
Rätigung. 

Hier if zunächſt auf das Befeh vom 8. März 1871 zurüdzulommen. Die 
88. 65—67 dieſes Geſetzes ordnen bas Adminifirativverfahren, in welchem auf 
Antrag eines Armenverbandes gewiſſe näher genannte Verwandte eines Hilfs: 
bebürftigen zu befien laufender Unterftügung angehalten werden; fie find nur 
beflimmt, formeles Recht zu ſchaffen, und fie haben daher zur Vorausſetzung ein 
ſchon beftehenbes Recht, Tonftituiren aber nicht ein neues Recht der Armenver- 
bände, jene Unterflügung von den genannten Berwandten zu beanſpruchen. Dies 
eripeint um fo fiherer, als jene Paragraphen gleichzeitig das gerichtliche Vers 
fahren zur Verfolgung befielben Rechtes ausbrüdlic) als vorbehalten erklären; 
denn aus bem bloßen Vorbehalte folgt, daß das im Rechtswege verfolgbare Recht 
als in dem bisherigen Nechtszuftande begründet angejehen worden iſt. Die unter 
ſtũtzungspflichtigen Geſchwiſter befinden fi aber in Betreff des Verhältnifies zum 
Armenverbande in ganz gleicher Lage mit den im Belege bezeichneten Verwandten 
(den Eheleuten, ehelichen Eltern und Kindern der unehelihen Mutter und ihren 
Kindern); ihre Alimentationspflicht ift ebenfalls im Familienrechte begründet, fie 
entſpringt demſelben Prinzipe, verfolgt denſelben Zwed, und ift in allen Bes 
ziehungen eine gleichartige Verbindlichkeit, wie bie der genannten Verwandten; 
wie bei biejer ift ihre Nichterfüllung eine Vorausfegung und Urſache dafür, 
daß ber zu unterflügende Verwandte als ein Hilfebedürftiger im Sinne des Ges 
ſetzes vom 6. Juni 1870 anzujehen ift, und demzufolge die Fürforge und Auf: 
wendung bes Armenverbandes eintreten muß. Und bei biejer Gleichſtellung ift 
kein Grund abzufehen, weshalb der Anfpruc des Armenverbandes gegen den einen 
Theil der alimentationspflictigen Verwandten anzuerkennen, gegen den anderen 
Zeil aber in Abrede zu ſtellen wäre. 

Hierzu kommt, daß, wie ſchon angeführt ift, die 98. 65-67 a. a. D. bie 
At. 6—9 des Geſetzes vom 21. Mai 1855 reproduzirt haben, und daß aud in 
dein Art. 6—9 mit der Beſchränkung auf gewiſſe Verwandte eine Grenze nur 


28 Entſcheidungen und Erlaffe von Gerichten und anderen Behörden. 


für das formelle Verfahren, nicht für das materielle Recht gejegt worden iſt. 
Dies ergiebt ih aus dem Sinne und Zufammenbange ber Art. 6-9, ſowie 
daraus, baß bei deren Berathung mehrere Amenbements vorgeſchlagen worden 
find, um das Abminiftrativverfahren auf noch andere, refp. alle alimentations- 
pflichtigen Verwandte auszubehnen, und daß dieſe Vorfchläge zwar abgelehnt wor⸗ 
den find, aber nicht aus dem Grunde, weil den Armenverbänden nicht das Necht 
zuſtehe, gegen bie anderen Verwandten auf Uebernahme der Unterftüßung anzu: 
tragen, fondern allein deshalb, weil das Geſetz für alle Rechtsgebiete der Monarchie 
gelten folle, und in biefen bie Alimentationspflicht der Verwandten verfchieben 
regulirt fei, und weil bei der Alimentationspflicht der Seitenverwanbten Tomplis 
zirtere That: und Rechtsfragen konkurrirten, deren Entſcheidung in die Hand der 
Verwaltungsbehörben zu legen, nicht gerathen ſei; vielmehr fei biefelbe den Ge⸗ 
richten vorzubehalten. Namentlich hat, was von bejonderer Bebeutung iſt, da⸗ 
mals der Minifter des Inneren ausgeiprochen: der Gedanke, den Verwaltungs 
behörben bie Kompetenz gegen alle alimentationepflichtigen Verwandte beizu- 
legen, fei grundſätzlich richtig, könne aber aus den angeführten Zwedmaͤßigkeits⸗ 
gründen keine Folge gegeben haben. (Stenographifche Berichte ber erften Kammer 
1854/55 S. 208, 211, 213, 214). 

Hierbei hat es fih nur um bie Unterftlübung für bie Zukunft gehandelt, und 
es ift daher in den Art. 6-9 a. a. D. und ihrer Entſtehungsgeſchichte ein Ans 
erkenntniß dafür zu finden, daß das damals geltende Recht in biefer Beziehung 
ben Armenverbänden ein Recht auch gegen bie Geſchwiſter gewährte. Der Werth 
diejes Anertenntnifjes wird nicht dadurch geſchwächt, daß das Geſetz vom 21. Mai 
1855 dur) das Geſetz vom 8. März 1871 aufgehoben iſt, weil das Anerkenntniß 
den von dem Geſetze vom 21. Mai 1855 vorgefunbenen Rechtszuſtand betrifft 
und dieſer durch die Geſetzgebung nicht aufgehoben worden iſt. 

Das Adminiſtrativverfahren gegen gewiſſe Verwandte iſt erſt durch das Geſetz 
vom 21. Mai 1855 eingeführt worden. Vorher iſt es in dem $. 35 des gleich⸗ 
falls aufgehobenen Gefeges über bie Verpflichtung zur Armenpflege vom 31. Des 
zember 1842 verordnet worben: Ä 

„Weigert fi derjenige, welcher zur Verpflegung eines Armen aus einem 
privatrehtlihen Verhältnifie verpflichtet if, bieje Verpflichtung zu erfüllen, fo 
muß bis zur rechtskräftigen Verurtheilung befjelben bie Fürforge für ben 
Armen von demjenigen Armenverbande übernommen werben, welchem dieſelbe 
in Ermangelung eines ſolchen Verpflichteten obliegen würde.“ 

Dieſe Geſetzesvorſchrift unterjcheidet nit unter den privatrechtlih Ver⸗ 
pflichteten, umfaßt daher die Verwandten und darunter bie Geſchwiſter, wo dieſe 
fonft nad) dem Geſetze alimentationspflitig find; fie verfteht unter der rechts“ 
kräftigen Verurtheilung des Verpflicteten die Berurtheilung gegenüber dem 
Armenverbande, weil letzterer aus einer Verurtheilung, gegenüber dem Hilfs— 
bebürftigen, Rechte für ſich nicht herleiten könnte, unb fie bieponirt über die 
Unterflügung für die Zukunft, ba fie dem Armenverbande die Leiftung berjelben 
bis zur rechtöträftigen Verurtheilung des privatrechtlich Verpflichteten auferlegt. 
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Auch fie ninunt daher den Rechtsweg des Armenverbandes gegen Geſchwiſter für 
bie Zukunft als zuläffig an. 

Das Patent vom 8. September 1804 über die Verpflichtung zur Verpflegung 
der Ortsarmen in der Kurmark, Neumark und Pommern, in deren Gebiete der 
Grundſatz des $. 15, Tit. 3, Thl. II. des Allg. Landrechts galt (vergl Scholz, 
Provinzialreht der Kurmark Brandenburg Thl. IL. S. 65), beftimmte 
im 8. 5: 

„Liegt nad) den beftehenden beſonderen Geſetzen gewiffen Privatperjonen 
die Verpflichtung ob, bie Verpflegung eines ſolchen Armen ganz oder zur Ers 
gänzung des ihm fehlenden Bedarfes zu übernehmen, fo find dergleihen Per⸗ 
fonen, wenn fie des Vermögens find, ihrer Obliegenheit ein Genüge zu leiften, 
hierzu anzubalten." h 

Diefes ift gegen alle Privatverpflichtete ohne Einſchränkung, aljo auch gegen 
die Geſchwiſter vorgejchrieben, und hierdurch hat wenigftens für einen Theil ber 
Monarchie das Recht der Tompetenten Armenpflegebehörbe, die laufende Unter 
ftügung eines Armen von deſſen Geſchwiſtern zu verlangen, feinen Ausdrud im 
Geſetze erhalten. Es liegt kein Grund vor, in den anderen Gebietstheilen der 
Monardjie, wo auch der $.15 a. a. O. gilt, die Geſchwiſter nad) anderen Rechte⸗ 
prinzipien zu behandeln. 

Die für einen Einzelfall ergangene Allerh. Kabinetsordre vom 23. Novem⸗ 
ber 1831 (Manntopf, Alg Landrecht Bd. 7, S. 161) hat es als felbfiverftänd- 
lich ausgeſprochen, daß die zur Armenpflege verpflichtete Gutsherrfchaft die Ver⸗ 
pflegung der Armen für die Zukunft von den Kindern befjelben im Rechtswege, 
nit im Verwaltungswege forbern könne. Die Kinder und bie verpflichteten Be- 
ſchwiſter befinden fi) auf demſelben Standpunkte im Verhältniffe zur Armen⸗ 

pflegebehörbe, und bie Allerh. Kabinetsordre vom 23. November 1831 ift daher 
von dem allgemeinen, die Gejchwifter mit umfafjenden Prinzipe ausgegangen, 
daß jene Behörde das Recht hat, die Verwandten, welche das Geſetz dem Ars 
men gegenüber zur laufenden Unterftügung verpflichtet, hierzu im Rechtswege 
anzuhalten. 

Endlich ift auf das ähnliche Rechtsverhältniß der Dienſtherrſchaft eines er- 
trankten Dienftboten, gegenüber den Verwandten befjelben, welche nad) den Ge⸗ 
ſeten ſich bes Dienftboten anzunehmen ſchuldig find, hinzuweiſen. Die Dienft- 
herrſchaft hat nad) dem 8. 89 der Gefindeorbnung vom 8. November 1810, wenn 
fih die Verwandten ihrer Pflicht weigern, dieje Pflicht einftweilen unb bis zum 
Austrage der Sache mit Vorbehalt ihres Rechtes zu übernehmen. Diejes vor⸗ 
behaltene Recht fteht alfo der Herrſchaft wegen der laufenden Unterftügung gegen 
die Verwandten, aud) gegen die Geſchwiſter, da diefe nicht ausgenommen find, 
u; die Herrſchaft fteht urjprünglich in feinem direkten Rechtsverhällnifie zu den 
Berwanbten, reſp. Geſchwiſtern, ebenfowenig wie der Landarmenverband; ber 
Venfivertrag giebt ihr fein Recht gegen erftere, und wenn fie dennoch jenen Ans 

Wed im Rechtswege gegen die Verwandten, einſchließlich ber Geſchwiſter, ver« 
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folgen darf, fo kann man nicht umbin, ben gleihen Anſpruch dem Armenvers 
bande zuzugeftehen. 

Nach alle diefem muß im Gebiete des Allg. Landrechts der Grundſatz als 
geltend anerkannt werden, baß bem Armenverbande, welder einen Berwandten 
zu unterftüßen genfthigt ift, das Recht zufteht, von ben alimentationspflichtigen 
Berwandten, mit Einfchluß der Geſchwiſter, zu verlangen, daß dieſe die nöthige 
Unterflügung des Verarmten für die Zukunft übernehmen, und ber Appellations- 
richter hat diefen Grundſatz durch deſſen Verneinung, gegenüber den Geſchwiſtern 
bes Verarmten, verlegt, weshalb das zweite Urtel zu vernichten if. 

In der Sache felbit ift nad) der vorftehenden Ausführung der Anſpruch der 
Klägerin an ſich als zuläffig erachtet und das Vorhandenſein der thatſächlichen 
Erfordernifje für die Rechtfertigung des Klageantrages angenommen worden. 1. 


5. 


Anwendung des Vereiusgeſetzes vom 11. Mai 1850 auf Verſammlungen zur 
Verhandlung fozialer Fragen. 


Erk. des Ob.-Trib. in Berlin vom 26. Nov. 1875.) 


Die Angeflagten, bie Maurergefellen K. R. und M. zu Königsberg, find 
durch das Erkentniß bes oftpreußifchen Tribunals zu Königaberg vom 31. Mai 
1875 von ber Anfuldigung der Zumiderhandlung gegen das Vereinsgeſetz frei- 
geſprochen, und iſt die vorläufige Schließung des Vereins ber deutfchen Maurer 
und Steinhauer zu Königsberg aufgehoben worben. 

Die Freifprehung ift im Wefentlichen darauf gegründet, daß bie bezwedten 
Erörterungen fi nur auf bie foziale Stellung der Arbeiter, bie Lohnfrage und 
dergleichen bezogen haben, und die Angelegenheiten zwar öffentliche, aber nicht po⸗ 
litiſche feien. 

In der Nichtigkeitsbeſchwerde des Oberftantsanwaltes ift behauptet, daß in 
bem angefochtenen Urtel ber Begriff eines politifchen Vereins unrichtig aufgefaft 
ſei, da als ein folcher jeder Verein angefehen werden müfje, welcher eine Ein- 
wirtung auf Öffentlihe Angelegenheiten, auf Gegenftände, die den Staat übers 
haupt ergreifen, bezweden. 

Das Obertribunal hat auf Vernichtung des zweiten Urtels erkannt und die 
Sache zur anderweiten Entcheidung in die zweite Inftanz zurüdgewiejen. 

Gründe. 

Die Negattvfeftellung, auf welche bie Freiſprechung der Angeklagten gegrün⸗ 
det, beruht hauptſächlich auf der Ausführung, daß der Thatbeſtand der 88. 86 
und 16 der Verordnung vom 11. März 1850 infofern nicht nachgewieſen fei, als 
der Königsberger Verein der deutſchen Maurer und Steinhauer nur folde Ans 
gelegenheiten in den Kreis feiner Bereinsthätigleit gezogen habe, welde als po⸗ 
litiſche Angelegenheiten nicht angefehen werben könnten. 


Entſcheidungen und Exlaffe von Gerichten und anderen Behörden. 31 


Der gegen diefe Ausführung gerichtete Angriff muß für durchgreifend er- 
adjtet werben. 

Der Appellationsrihter nimmt an, baß der Begriff der öffentlichen Angele- 
genheiten mit dem der politifchen Angelegenheiten nicht zufammenfält, daß bie 
politiſchen Gegenflände den Staatszwed, und die zur Erreichung deſſelben dien= 
lichen und vorhandenen Mittel und Einrichtungen betreffen, während öffentliche 
Angelegenheiten darüber hinaus aud andere Zmede, reſp. die Mittel zur Er- 
reichung derjelben im Auge haben können.” 

Es kaum von einer Prüfung abgejehen werben, ob die von bem Appellations⸗ 
richter gebilligte Definition den Begriff der „politiichen Gegenflände“ erichöpft, 
oder ob fie — wie in der Nichtigkeitsbeſchwerde ausgeführt ift — nur bie Staats⸗ 
Hugheit umfaßt und andere Zweige der Politit unberüdfichtigt läßt. 

Selbſt wenn man jene Definition für durchaus zutreffend erachten könnte, 
würde der Angriff begründet fein, ba ber Appellationsrichter hie Konſequenz feis 
ner Definition nicht richtig gezogen hat. 

Es unterliegt feinem Zweifel, daß zu den „für die Erreihung des Stanss 
zwedes bienlihen Mitteln und Einrichtungen” auch die Ordnung aller derjeni⸗ 
gen Angelegenheiten zu rechnen ift, welche mit der fozialen Frage in Beziehung 
ſtehen, daß fozialpolitiihe Fragen zu den wichtigfen Gegenſtänden ſowohl der 
inneren, als der internationalen Politif gehören und ihre Ausfcheidung aus dem 
Begriffe der politiihen Angelegenheiten daher für vechtsirrthündich erachtet wer- 
den muß. 

Sofern daher eine Erörterung foztaler Fragen mit der Richtung auf Beeins 
fluffung der ftaatlihen Einrichtungen und Anordnungen gefhieht, wird dieje Er» 
Örterung zu einer politifchen. 

Wenn der Appellationsrichter annimmt, daß Gegenſtände der Bereinsthätig« 
keit, die Verbeſſerung ber Lage der Arbeiter im Allgemeinen, bie Lohnfrage u. 
ſ. w. im Befonderen geweſen ſeien, fo ift es nicht bebenklich, daß dieſe Fragen 
im vorangebeuteten Sinne politiiher Natur fein können und die Negativfefl- 
ſtellung, indem fie ſich Tebiglih auf bie Annahme ftügt, daß Fragen folder Art 
nicht politiiche Gegenftände feien, auf eimer rechtlich unhaltbaren Grundlage 
beruht. 

Ein weiterer Rechtairrthum wird von ber Nichtigkeitsbeſchwerde darin ges 
funden, daß der Appellationsrichter zum Thatbeſtande der 88. 86 und 160.0. O. 
nicht nur den Nachweis erfordert, daß ber Verein bie Erörterung politiicher Ger 
genftände bezwedit, fondern aud) den Nachweis, daß berjelbe ſolche Gegenſtände 
erörtert habe. Auch in biefer Richtung ift der Angriff wegen Geſetzesverletzung 
begründet, da bie Auftellung bes zweiten Erforbernifies bem Gejege nicht ents 
Weit, welches nur die Zweckbeſtimmung bes Vereines bezeichnet, nicht aber bie 
bereits erfolgte Ausführung vorausfegt. 1. 
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6. 


Anwendung des preußiſchen Vereinsgeſetzes vom 11. März 1850 auf Verſamm⸗ 
kungen zu kirchlichen Zweden, foweit es ſich nicht um Verſammlungen kirch⸗ 
licher und religiöjer Vereine mit Korporationdredhten handelt. 


(Ext. des Ober-Tribunals in Berlin vom 11. Jan. 1876. 


Der Baptifienprebiger 9. zu Barmen, welder in ber Bürgermeiflerei 
Wermelskirchen an verfchiebenen Orten zur Nachtzeit religiöfe Berfammlungen 
abgehalten hat, in welchen Vorträge gehalten, gemeinſchaftlich geſungen und gebetet 
wurde, ift wegen Zumiberhandlung gegen das Vereinsgeſetz vor das Polizeigericht 
zu Wermelskirchen geftellt und von demfelben duch Urtheil vom 19. September 
1875 für überführt erklärt: am 23. Mai 1875 zu Elbringhaujen eine öffentliche 
Verfammlung, ohne vorherige Anzeige, abgehalten zu haben, und deshalb auf 
Grund der 88. 1 und 12 des DVereinägefeges vom 11. März 1850 zu einer 
Geldſtrafe von 50 Mark, eventuell zu einer Haftftrafe von 10 Zagen verurteilt 

Auf die Berufung des Beſchuldigten hat die Zuchtpolizeitammer des Lands 
gerihtes zu Elberfeld am 27. November 1875 bie erftrichterliche Entſcheidung 
reformirt, den Beichuldigten der ihm zur Laft gelegten Webertretung für nicht 
überführt erklärt und freigefprochen. 

In Folge des von dem Oberprofurator eingelegten Kaſſationsrekurſes iſt 
biefes Urtheil vom Ober:Tribunal kaſſirt und in ber Sache jelbft die Berufung 
des Beichuldigten gegen das Erkenntniß erfter Inftanz verworfen. 


Gründe 
In Erwägung: 

daß, nach der thatfädlichen Annahme des Appellationsrichters, Beſchuldigter 
als Prediger ber Baptiftengemeinde zu Barmen an verſchiedenen Orten religiöje 
Verfammlungen abgehalten und insbefondere auch in ber am 23. Mai 1875 zu 
Elbringhaufen, ohne vorherige Anzeige bei der Ortepolizeibehörbe, abgehaltenen 
Verſammlung religiöfe Vorträge abgehalten hat; ü 

daß aud nicht behauptet werben konnte, daß es ſich bei ber letztgedachten Ver⸗ 
jammlung um biejenige eines kirchlichen ober religiöfen Vereines gehandelt habe, 
welcher fi im Befite von Korporationsrechten befindet; 

daß, dieſer Feſtſtellungen ungeachtet, der Beſchuldigte vom Appellationsridhter 
der ihm zur Laft gelegten Webertretung für nicht überführt erklärt und freie 
geſprochen worden, weil es an jeglihem Nachweiſe barüber fehle, daß in ber 
Verfammlung zu Elbringhaufen am 23. Mai 1875 ober in ben früheren der⸗ 
artigen Verfammlungen öffentliche Angelegenheiten erörtert ober berathen 
worden; 

daß der Appellationsrichter alfo davon ausgegangen tft, daß Verſammlungen, 
in welden rveligiöfe Vorträge gehalten werden, nicht ſchon wegen ihrer Beſtim⸗ 
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mung zu ſolchen Vorträgen zu ben unter den $. 1 der Verordnung vom 11. März 
1850 fallenden Berfammlungen zu rechnen feien; 
daß fih aber aus dem $. 2 Abf. 3 a. a. D. unzweifelhaft ergibt, daß im 
Sinne dieſes Gejeges die Verfammlungen, welche zu kirchlichen und religiöfen 
Zweden ftatifinden, allerdings grundſätzlich als folde zu betrachten find, in 
welchen öffentliche Angelegenheiten erörtert und berathen werden; 
daß nämlich aus der dort gegebenen Vorfchrift, nach welcher die Beftimmungen 
der 88. 1 und 2 fih nicht auf kirchliche und religiöfe Vereine und deren Ver⸗ 
fammlungen beziehen follen, wenn dieje Vereine Korporationsrechte haben, noth⸗ 
wendig folgt, daß das Geſetz kirchliche und religiöje Vereine und Berfammlungen 
grundjaͤtzlich ala ſolche betrachtet, in welchen öffentliche Angelegenheiten erörtert 
werben, fie deshalb auch, fofern bie im 8. 2 Abf. 3 gemachte Ausnahme nicht 
zutrifft, feinen Beftimmungen bat unterwerfen wollen; 
daß diefe Auslegung des Geſetzes, welche ſich fachlich dadurch rechtfertigt, daß 
bie Religion als eine wejentlihe Grundlage der ganzen fozialen und ftaatlichen 
Ordnung betrachtet werden muß, das Intereſſe der legteren mithin bei der Er⸗ 
Örterung religiöfer Fragen in Verfammlungen, ſoweit diefe namentlich in den 
Anfhauungen von noch nicht ausdrücklich durch Verleihung ber Korporations- 
tete vom Staate anerkannten Religionsfyftemen ftattfindet, und bei ber Bildung 
neuer Religionsgefelihaften weſentlich betheiligt ift; auch durch die dem Erlaſſe 
des Bereinägefeges vorangegangenen legielativen Verhandlungen vollftändig bes 
Rätigt wird; 
daß insbefondere in dem Berichte ber Kommiffion der damaligen zweiten 
Kammer, auf deren Antrag die Ausnahmebeftimmung bes $. 2 Abf. 3, in feiner 
fih aus der Verordnung vom 29. Juni 1849 ergebenden Faſſung, die Beſchrän⸗ 
tung auf die mit Korporationsrechten ausgeftatteten kirchlichen und religiöfen 
Vereine und beren Verfammlungen hinzugefügt worden ift, ausbrüdlich gejagt 
wurbe: 5 
es ſei unzweifelhaft, daß religiöfe und kirchliche Vereine ſich mit öffent 
lihe Angelegenheiten befaflen, ja fogar eine Einwirkung auf öffentliche Ans 
gelegenheiten in Anfprud) nehmen; 
daß in biefem Berichte aud die Nothwendigkeit ber von der Kommiffion 
beantragten Beihräntung mit ber Erwägung motivirt wird, daß ſolche Vereine, 
deren Stifter gewöhnlich beſonders befähigt feien, auf Geift und Gemüth ein- 
zuwirken, den kirchlichen und religiöfen Zwed oft nur zum Scheine verfolgten, 
in der Mirklihleit aber auf ein ganz anderes Gebiet übergingen und auf ein 
anderes Biel Hinarbeiteten ; 
daß der Anmendung bes $. 1 a. a. D. auf Verfammlungen zu religiöfen 
Zweden auch der Art. 12 der Berfafjungsurkunde vom 31. Sanuar 1850 nicht 
esigegenfteht, welcher die Freiheit des religiöfen Belenntnifies, ber Vereinigung 
a Religionsgejellihaften und biejenigen ber gemeinfamen häuslichen und öffent 
Yen Religionsübung gemährleiftet; 
° Web der Art. 12 vielmehr ausbrüdlich auf die Art. 30 und 31 und bamit zu: 
ıtmann, Zeitfhrift. II. Bd. 1. Heft. 83 


F TR 


34 Entfheidungen und Erlaſſe von Gerichten und anderen Behörden. 


glei auf den in Art. 30 in Bezug genommen und mit demſelben in der Daraus 
erfihtlihen untrennbaren Verbindung ftehenden Art. 29 verweift und hierdurch 
zu ertennen gegeben hat, daß unbejchabet der im Art. 12 gewährleifteten Frei- 
beiten, gleihwohl die. Vereinigung zu Religionsgejelichaften und das Recht, ſich 
ohne obrigkeitlihe Erlaubniß friedlih und ohne Waffen in gefchlofienen Räumen 
zu verjammeln, auch foweit davon zu religiöfen Sweden Gebrauch gemacht wird, 
ber in jenen Artifeln vorbehaltenen geſetzlichen Regelung des Vereinigungs: und 
Verſammlungsrechtes unterliegen folle; 

daß fonach das angegriffene Urtheil wegen Verlegung des $. 2, Abſ. 3 und 
bes $. 1 des Befeges vom 11. März 1850 zu kaſſiren; ſodann aber in der Sache 
ſelbſt, da die weientlihen Merkmale der Uebertretung ber 88.1 und 12 a. a. O. 
ausreichend feftgeftellt find, auch die erkannte Strafe angemefjen arbitrirt erfcheint, 
bie gegen das Urtheil des Polizeigerichtes eingelegte Berufung zu verwerfen ift. 

1. 


7. 


Betreffend den Wechſelſtempel und die Verwendung der Wedchelſtempelmarke. 
Ert. des Ob.-Trib. in Berlin vom 25. Juni 1874.) 


Der Angeihuldigte 3. behauptet, daß er von der Anklage ber Wechſelſtem⸗ 
pelhinterziehung aus dem doppelten Grunde hätte freigefprohen werden müſſen, 
weil bie von F. K. geſchehene Verwendung einer Stempelmarle als eine forms 
gerechte im Sinne der Belanntmahung bes Bunbesrathes vom 13. Dezember 
1869 anzufehen fei, und weil er ala Nachmann durch die von einem Vormanne, 
wenn auch verjpätet, in formgerechter Weije bewirkte Verwendung der Marke ges 
bedit würde, Keiner dieſer Gründe ift jedoch zutreffend. 

Das Wechielftempelfteuergefeg vom 10. Juni 1869 beftimmt zwar nicht mit 
ausbrüdlihen Worten, wer zur formgerechten Kaſſirung ber Stempelmarlen Iegis 
timirt iſt; allein, indem es im $. 6 jagt: 

„Die Entrihtung der Stempelfteuer muß erfolgen, ehe ein inländifcher 
Wechſel von dem Ausfteller, ein ausländeiher Wechſel von dem erften inläns 
diſchen Inhaber ($. 5) aus ben Händen gegeben wird,“ 

fegt es mit Notwendigkeit bei feinen Vorſchriften über‘ die Verwendung ber 
Marten voraus, daß ber Ausfteller, beziehungsweiſe Inhaber des Wechſels im 
Sinne bes $. 5 es iſt, welcher die Marke verwendet, wie denn auch bie Belannte 
machung bes Bundesrathes vom 13. Dezember 1869 in der Nr. IL. 1. Abi. 1. 
davon ausgeht, daß der Inhaber die Marke aufllebe. 

Die entgegenftehende Anficht bes Angeſchuldigten, daß jeder - vorbehaltlich 
der Rechtzeitigleit formgiltig Taffiren dürfe, welcher von ber ſtrafrechtlichen 
Verantwortlicleit betroffen werde felbft dann, wenn er nicht zu den Wechſelver⸗ 
bundenen gehöre, jonbern nur thatfächlich mit dem Umlaufe des Wechfels befaßt 
worden fei, kann auch aus ben 88. 5, 7 und 15 des Geſetzes nicht hergeleitet 
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werben. Denn, wie bie im 8. 6 erfolgte Verweiſung auf ben 8.5 ergiebt, wirb 
ber Alzeptant eines Wechſels zu den Inhabern befjelben in dem bier in Rebe 
ſtehenden Sinne gerechnet und, wenn man aud die Richtigkeit des von dem Ans 
geſchuldigten aufgeftellten Satzes zugiebt, daß das Geſetz demjenigen, welchem es 
die Verantwortlichkeit zumuthet, auch die Möglichkeit der Abwendung durch ges 
jegliches Verhalten gewähren miüfje, fo folgt hieraus doch nicht, daß ein nach 
dem $. 4 für die Entrihtung der Stempelabgabe Verhafteter die Verwendung 
ber Marke, ftatt eines anderen Verhafteten, in der für den legteren vorgeſchrie⸗ 
benen Weife vornehmen dürfe, da ihm das Geſetz den Weg an bie Hand giebt, 
feine eigene Verantwortlichleit durch Verwendung einer Marke in den für ihn 
jelbft vorgefchriebenen Formen abzuwenden. 

Sollte daher auch die Behauptung des Angefhulbigten, daß F. K., nad) erlang⸗ 
ter Gewißheit über die Annahme des Wechjels durch den Bezogenen, Reftaurateur 
T, die für ihn zu bewirkende Girirung und feinen Eintritt als dritter Wechſelver⸗ 
bunbener genehmigt und für den Zwed biefer Girirung im Voraus die Kaſſation ber 
Stempelmarke vorgenommen habe, wahr fein, fo witrbe biefe Kaffirung dennoch als 
eine ungiltige angefehen werden müflen, ba, jo lange das Giro noch nicht auf 
dem Wechſel ftand, noch der Ausfteller Paul T. beziehungsweife der Akzeptant 
als der zur Verwendung der Marke verpflichtete Inhaber anzufehen war, und 
biefe Verpflihtung nad der Nr. II. 2 der mehrerwähnten Belanntmachung des 
Bundesrathes in formgerehter und mithin nad) dem $. 14 des Geſetzes giltiger 
Weiſe nur durch Nieberfchreiben des Anfangsbuchflabens des Namens oder auch 
des ausgefchriebenen Yamens bes Aufllebenden, als welcher aber, dem Obigen 
nad, nit ein Dritter, ſondern der verpflichtete Inhaber unterflelt wird, erfült 
werben Tann. Auch hatte F. K. vor ber wirklichen Girirung durchaus kein recht⸗ 
lies Interefie daran, flatt bes bazu verpflichteten Ausfellers, die Stempelmarte 
ju verwenden; denn, wenn biefer der ihm obliegenden Verpflichtung zur Ver⸗ 
wendung nicht nachkam, jo konnte er ſich nach erfolgter Birirung gegen bie ihm 
nad) dem 8. 4 bes Geſetzes nunmehr zufallende Verantwortlichkeit durch Verwens 
dung einer Stempelmarte in der in ber Nr. II. 1 der Belanntmadhung des 
Bunbesrathes vorgefchriebenen Form ſchützen. Auf der anderen Seite würde, - 
wenn audy ein Dritter befugt wäre, ftatt bes Inhabers des Wechjels, Die Kaſſa⸗ 
tion der Wechſelmarke mittelft Nieberfchreibens feines Namens oder des Anfangse 
buhfabens in dieſelbe giltig vorzunehmen, der Zwei der Formvorſchrift in ber . 
R. II. 1 der mehrgedachten Bekanntmachung des Bundesrathes, aus der Art des 
Auſtlebens den Zeitpunkt befielben erkennbar zu machen und dadurch die Nechtzei- 
tigfeit der Verwendung der Marte (8. 6 bes Geſetzes) zu fihern, vereitelt werden. 

Edenfo wenig haltbar ift der zweite Grund, aus welchem ber Angefchuldigte 
Kine Straflofigkeit behauptet. 

Rod) dem $. 13 bes Geſetzes wirb die Verpflichtung zur Entrihtung ber 
Genpelabgabe, durch Verwendung der Stempelmarte auf dem Wechſel, nur er» 
I, wenn hierbei bie von dem Bundesrathe erlafienen und bekannt gemachten 

über bie Art und Weiſe der Verwendung beobachtet worten find, 
8°, 
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und nach dem $. 14 werben Stempelmarken, welche nicht in ber vorgejchriebenen 
Weife verwendet worden find, als nicht verwendet angefehen. Hiernach muß 
man annehmen, daf jeder Verſtoß gegen bie in der Nr. II der Belanntmahung 
des Bunbesrathes vom 13. Dezember 1869 -— (bie neuere Bekanntmachung des 
Reichskanzlers vom 11. Zuli 1873 Tommt für den vorliegenden Fall nicht in Bes 
tracht) —- enthaltenen Formvorfäriften die Verwendung einer Stempelmarle zu 
einer ungiltigen mad. 

Der Unterfhied, welchen der Angefchulbigte hier zwiſchen einer abjoluten 
und einer die Nachmänner dedenden relativen Ungiltigleit aufftelen will, welde 
letztere namentlid) eintrete, wenn es fi nur um eine Berfpätung ber Verwen- 
bung handle, findet in dem Geſetze keinen Toben und kann insbefondere auf ben 
von dem Angefhuldigten dafür angeführten $. 11 nicht geflügt werben. Aus 
dem $. 11 ergiebt ſich allerdings, daß, fobald die Verfteuerung des Wechſels von 
einem jpäteren Inhaber "nachgeholt worden ift, defien Nahmänner nicht mehr 
für die Entrihtung der Abgabe haften; allein ſelbſtverſtändliche Vorausfegung 
tft dabei, daß die Verfteuerung in formgerechter Weife erfolgte. Sind bei ber- 
jelben die bundesräthlichen Vorſchriften nicht beobachtet worden, jo vermag fie 
nad) den $$. 13 und 14 des Geſetzes den Nachmann von der nah den 88. 4 
und 11 ihn treffenden Verantwortlichkeit ebenfowenig zu befreien, wie eine form- 
widrige und deshalb ungiltige Verfteuerung des erften Inhabers. 

Da im vorliegenden Falle, wie oben näher ausgeführt, bie Verwendung ber 
Stempelmarte durch den Vornamen des Angeſchuldigten F. K. in formgerechter 
Weiſe nicht erfolgt war, blieb der Angejchuldigte, ungeachtet dieſer Verwen⸗ 
dung, nad) ben 8$. 4 und 11 bes Geſetzes zur Verſteuerung verpflihtet und 
verfiel bei Nichterfüllung biefer Verpflichtung in die im $ 15 angebrohte Strafe. 

z 1. 


8. 


Auslegung der preußiſchen Kabinetsordre vom 30. April 1847, betreffend den 
Stempel zu Kaufe und Lieferungsverträgen im kaufmänniſchen Verkehr. 


(Erf. des Ob.-Trib. in Berlin vom 2. Febr. 1874.) 


Während bes Krieges ſchloſſen die Kläger mit dem Militärfistus einen Vers 
trag über die Lieferung beftimmter Lebensmittel für die Truppen. Bon dieſem 
Bertrage wurbe fpäter der aufs reſp. Lieferungsftempel erfordert, au von ben 
Klägern unter Vorbehalt bezahlt und ſodann Elagend zurüdgeforbert, weil das 
Geſchaͤft unter bie Kabinetsordre vom 30. April 1847 falle. Der Fiskus beftritt 
diejes, und bie Vorberrichter, ihm beitretend, wieſen die Kläger ab. 

Das Obertribunal bat das Appellationsurtheil vernichtet und den Ver- 
Magten nad) dem Antrage verurtheilt aus folgenden 

Gründen: 
In den Gründen des Urtheils vom 20. Januar 1868 (Entſcheidungen 
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Bd. 54, ©. 383 ff.) if unter Hinweis auf die Entſtehungsgeſchichte der Aller⸗ 
höchften Kabinetsordre vom 30, April 1847 dargelegt, daß die Frage, ob ein 
Kauf⸗ oder Lieferungsvertrag im kaufmänniſchen Verkehr abgeſchloſſen ſei, nicht 
nad pofitiven gefeglihen Befimmungen, fondern lediglich nad) den obmwaltenden 
Umfländen zu entſcheiden fei. — Es ift dabei insbefondere hervorgehoben, daß 
gedachte Kabinetsordre keineswegs nur auf den Ankauf zum Wieberverfauf zu 
beziehen fei. Demnächſt if für einen Fal, welcher dem vorliegenden gleichartig 
war, die Rabinetsordre für anwendbar erachtet worden. Seitens der Steuer- 
behörben, namentlih in dem Finanz Minifterlalveftript vom 17. Juli 1847, ift 
dagegen die Anficht feftgehalten worden, daß die gedachte Kabinetsordre nur 
Anwendung finde auf ſolche Kaufe und Lieferungsverträge, bei welchen es ſich 
um einen Kauf auf Wiederverlauf handele, — 
Hoyer’s Stempelgefeßgebung Bd. 1, ©. 307 ff. Bd. 2, ©. 196 ff. 

Es wird insbejondere in dem Finanz-Minifterialreftript vom 7. Dezember 
1868 bemerkt, daß ber im Urtheil vom 20. Zanuar .1865 aufgeftellte Grundſatz 
feine prinzipielle Bedeutung habe, und an dem Brunbfat feftzuhalten fei, daß 
Lieferungsgeichäfte zur Befriedigung des eigenen Bedarfs des Empfängers felbft 
in deſſen gewerblichem Betriebe als Handelsgeſchäfte im Sinne ber gedachten 
Rabinetsordre nicht anzufehen feien (a. a. DO. Bd. 2, S. 198 fi.\. Zur Motivi- 
rung der von den Steuerbehörben feftgehaltenen Anficht wird auf zwei Ent« 
ſcheidungen ber Obertribunals Bezug genommen, nämlich ein Urtheil des fünften 
Senats vom 23. Februar 1864 und ein Urtheil des erften Senats vom 4. Des 
jember 1865. — Beide Urtheile find jedoch für den vorliegenden Fall nicht ent⸗ 
ſcheidend. In dem Urtheil des 5. Senats (Striethorfl’s Archiv Bd. 52, 
©. 265 ff.) handelt es fih nur um Entſcheidung ber Frage, ob die gedachte 
KRabinetsordre auf den Fall zu beichränten fei, wo der bewegliche Gegenftand 
zum Wiederverkauf im unveränderten Zuftand beſtimmt fei, ober auch auf den 
Fall auszubehnen ei, wenn der Gegenftand in veränderter Form weiterverkauft 
werde. Der Kauf zum Zweck des Wiederverlaufs wird zwar in den Gegenſatz 
geftellt zum Ankauf beweglicher Sachen, welche beftiimmt find, in der Saushals 
tung, in der Wirthſchaft oder dem Gewerbe des Ankäufers felbft verwendet zu 
werben, aber es wird nit gejagt, daß ein Kauf leßterer Art niemals als ein 
nach der gedachten Kabinetsorbre zu befteuernder anzufehen ſei. Diefe Frage zu 
erörtern lag damals gar Feine Veranlafſung vor. 3 

Auch in dem Urtheil des erften Senats vom 4. Dezember 1865 in Sachen 
Lediſon wider Fiskus ift keineswegs der im Uxtheil vom 20. Januar 1865 
aufgeftellte Grundſatz aufgegeben worden. Es handelte fi) damals um den Vers 
auf eines ganzen Waarenlagers an einen Kaufmann. Die Inftanzrichter hatten 
die gedachte Kabinetsorbre für nicht anwendbar erachtet und das Obertribunal 
bat die Nichtigkeitsbefhwerbe zurückgewieſen, aber weſentlich nur deshalb, weil 
der Appellationsrihter nad) Inhalt bes vorliegenden Vertrages annehme, daB 
gedachte Kabinetsordre nicht anwendbar fei, deſſen Entſcheidung jomit auf that 
Wehligen Momenten berube. 
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Könnte bafjelbe von ber vorliegenden Entſcheidung gejagt werben, jo würde 
daraus die Zurücweifung der Beſchwerde folgen. Aber die Entſcheidung beruht 
nicht auf einer thatfächlihen Feſtſtellung, ſondern auf dem Rechtsgrundſatze: 

„bie gebachte Kabinetsordre finde keine Anwendung auf Lieferungen, 
bei welden der ausgefprodhene Bwed bahin gehe, bie zu liefernde Sache 
aus dem Verkehr zu bringen, fie zu verzehren.” 

Wenn diefer Grundſatz in ſolcher Allgemeinheit ausgeiprochen wird, jo kann 
er nicht als richtig anerfannt werben. Es kann eben auch in einem ſolchen Falle 
nur mit Rüdfiht auf die vorliegenden thatſächlichen Umftände beurtheilt werben, 
ob die gedachte Kabinetsorbre anwendbar ift ober nicht. Wenn aljo z. B. der 
Ankauf eines Waarenlagers ober von Sachen, welche zum Haushalt beftimmt 
find, Seitens eines Kaufmanns nicht für einen Kauf im kaufmänniſchen Verkehr 
erachtet werben, fo folgt daraus nicht, daß, wenn ein Kaufmann nad) ber ges 
wöhnlichen Weife feines Verkehrs die Lieferung von Sachen, welde verzehrt 
werben jollen, übernimmt, bie gedachte Kabinetsorbre nicht anwendbar jei. 
Dur Aufftellung des erwähnten NRechtsgrundjages verlegt der Appellationss 
richter dieſe Kabinetsorbre. Sein Urtheil unterliegt daher der Vernichtung. 

In der Sade felbft Liegt der vorliegende Fall dem unterm 20. Januar 1865 
entſchiedenen ganz gleih. Die Kläger haben den Lieferungsvertrag ale Kauf⸗ 
leute abgeſchloſſen, und das Lieferungsgeihäft fällt in ben Bereich ihres Ge 
werbes, eines Produktengeſchäfta. Es ift Daher der Vertrag ala im kaufmänni⸗ 
ſchen Verkehr abgeſchloſſen anzufehen, und alſo die Allerhöchfte Rabinetsorbre 
vom 30. April 1847 anwendbar, und fomit der Anſpruch auf Rüdzahlung 
von 281 Thlrn. 10 Sgr. nebft 5 Prozent Zinſen jeit 17. April 1872 gerecht 
fertigt. 

85. 189, 207, 208. I. 16 des Allg. Landrechts. 1. 


9 


Zu 85. 134 ff. deutihe Gewerbeordunng vom 21. Juni 1869, betreffend die 
Zahlungsart für verdiente Arbeitslöhne. 


(Ext. des Ob.⸗Trib. in Berlin vom 7. Ian. 1876.) 


Der Angeklagte ift demnach beſchuldigt, den Vorſchriften ber Bundesgewerbe: 
ordnung vom 21. Suni 1869 in 88. 184 ff., 146, 154 zuwider gehanbelt zu ha⸗ 
ben, aber in beiden Inflangen durch die Erkenntniſſe ber Kreisgerichtsbeputation 
zu Tarnowitz vom 9. Februar und des Appellationsgerichtes zu Ratibor vom 2. 
Juli 1874 freigeſprochen, weil in dem von dem Angeklagten beobachteten Ver⸗ 
fahren weder ein Zumiberhandeln gegen bie Vorfchrift, nach welder die Löhne 
der Arbeiter in baarem Gelde auszuzahlen find, noch ein Kreditiren von Waaren 
an bie Arbeiter erkannt worben ift. 

Das Obertribunal hat bie von dem Oberftantsanwalte eingelegte Nichtigkeits⸗ 
beſchwerde zurüdgewiejen. 
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Gründe 
Die 85. 134—139, 146, 154 ber Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869 ver- 
folgen in ihrer Gefammtheit den Zweck, die banre Auslohnung der Arbeiter (Fa: 
brifarbeiter, Bergarbeiter) zu fihern und die Ausbeutung der abhängigen Lage 
derjelben durch Kreditiren von Waaren zu verhindern. 
Zu diefem Behufe verordnet ber $. 134, in Verbindung mit dem $. 154 a. 
a. O. einmal, 
„daß bie Arbeitgeber (Fabrilinhaber, Bergwerksbefiger) verpflichtet find, 
die Löhne der Arbeiter in baarem Gelde auszuzahlen,“ 

und fodann, 
„daß die Arbeitgeber den Arbeitern keine Waaren kreditiren dürfen.” 

Beide Vorſchriften find, dem Zwede des Geſetzes entſprechend, ausſchließlich 
beſtimmt, das Verhältniß zwiſchen ben Arbeitgebern und den Arbeitern, beziehungs⸗ 
weife das Verhalten der erfteren, den legteren gegenüber, zu regeln. 

Nach der erfigedachten Vorfchrift des 5. 134 Abf. 1 dürfen aljo feitens ber 
Arbeitgeber die von den Arbeitern verdienten Löhne — von den im $. 134, Abf. 3 
zugelafienen Ausnahmen abgejehen — durch keine anderen Mittel der Befriebi- 
gung ausgeglichen werben, als durch Zahlung baaren Geldes. Es dürfen bie 
Lohnforderungen der Arbeiter von den Arbeitgebern nicht durch Hingabe von 
Werthzeichen, welde nicht dem baaren Gelde gleichftehen, ober im Wege der 
Zeſſion ober Anweifung, oder durch Lieferung von Waaren u. ſ. w., welche bie 
Arbeiter erſt wieder verwerthen oder zu Gelde machen müßten, gedeckt werben. 

Nach der folgenden Vorfehrift des 8. 134, Abſ. 2 wird, um bie Bwede bes 
Geſetzes ſicherer zu erreichen, das Krebitiren von Waaren an bie Arbeiter feitens 
der Arbeitgeber allgemein verboten. 

Die gedachten Vorſchriften find unbebingt maßgebend; die Strafbarleit des 
Zuwiberhandelns gegen biejelben kann auch durch entgegengejegte Willenserfläs 
rungen der Arbeiter nicht bejeitigt werden. Verträge, welche den Vorſchriften 
des $. 134 zumiderlaufen, find nichtig. Vergleiche die 88. 136, 137 a. a. O. 

Andererſeits aber berühren dieſe Beſtimmungen in Teiner Weife diejenigen 
Vertragsverhältniffe, in welche bie Arbeiter in Beziehung auf die von ihnen vers 
dienten Löhne anderweitig und, von ben Arbeitgebern abgejehen, nad) eigener 
Willensbeſtimmung eintreten. Im diefer Richtung ift die Freiheit der Arbeiter 
und ihre Befugniß, über ihre Löhne zu disponiren, nicht beichräntt. Es if ihnen 
alfo insbejondere nit verfagt, ihre Bebürfniffe anderweit auf Kredit zu ent⸗ 
nehmen und ihre Bläubiger wegen ber auf ſolche Weiſe entftehenden Forderun⸗ 
gen vertragsmäßig zu ſichern, beziehungsweiſe biefelben auf ihre Löhne zu ihrer 
Befriebigung anzuweiſen. 

Bon dieſen Geſichtspunkten aus fält, unter Berüdfihtigung der thatſächli⸗ 
hen Feſtſtellungen der Inftanzrichter, dem Angellagten eine Zuwiderhandlung 
wegen die Vorſchriften des 8. 134 nicht zur Laſt. . 

Es ift fefigeftellt, daß die Bergwerksarbeiter von dem Kaufmann W. aus 
Wien Brode und Mehlnieberlage Brod und Mehl auf Kredit entnommen haben, 
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und daß die Forderungen des W. demnächſt, im Einverftändnifie ber Arbeiter, 
von der Grubenverwaltung bei der Lohnzahlung in Abzug gebracht und deren 
Beträge an W. abgeführt find, bergeftalt jedoch, daß die Arbeiter fich dieſe Lohn⸗ 
abzüge gefallen zu laſſen nicht verpflichtet waren. 

Danach hat der Angeklagte die ihm nad dem $. 134 obliegende Verpflich⸗ 
tung, fei es durch baare Zahlung des Lohnes an die Arbeiter, fei es dadurch ers 
füllt, daß er die ihnen an baarem Gelde zukommenden Beträge auftragsmäßig 
für fie an ihren Gläubiger abführte. Sein Verfahren ftellt fi) nicht als ein 
Modus der Tilgung der Lohnforberungen der Arbeiter, welcher unter bie Vor⸗ 
ſchrift des 8. 134 fallen könnte, fondern vielmehr als ein Modus der Befriedi- 
gung des Bläubigers der Arbeiter, welche mit deren Einwilligung erfolgte, als 
eine Befreiung der Arbeiter von ber ihrerjeits Tontrahirten Schuld dar, melde 
fih außerhalb der im $. 134 gegebenen Vorſchriften bewegt und baher nicht 
ſtrafbar ift. 

Diejenige engere Auslegung bes Geſetzes, welche der Auffaffung ber Nichtig- 
keitsbeſchwerde zum Grunde liegt, wonach der Arbeitgeber ber Vorfhrift bes 
8. 134 gemäß verpflichtet fein fol, die Arbeitslöhne unter allen Umftänden an 
bie Arbeiter felbft baar zu zahlen, ift danach nicht gerechtfertigt. 

Diejelbe ift mit dem Wortlaute des $. 134, welcher den Arbeitgeber nur 
verpflichtet, „die Löhne der Arbeiter in banrem Gelde auszuzahlen”, mithin dieſe 
Verpeflichtung nur in objeftiver und in Beziehung auf das zur Befriedigung der 
Arbeiter zu wählende Mittel normirt, ebenfo wenig vereinbar, ald mit der Abs 
fiht und den Zweden bes Geſetzes. 

Schon die Vorſchriſt bes 8. 213, Ch. IT, Tit. 16 bes Allg. Landrechts. 
welde bie Grundlage für die fpätere Geſetzgebung in Betreff der Auslohnung 
der Bergwerksarbeiter bergegeben hat, verordnete nur, daß den Bergleuten ihr 
Lohn in baarem Gelde, nicht in Erzen, Materialien und Lebensmitteln, bei jeder 
Löhnung gezahlt werben ſolle. Ebenjo gewähren bie jpäteren Gejege (vergl. die 
"Verordnung vom 9. Februar 1849, 88. 50-55, (G.⸗S. ©. 93), das Geſetz vom 
21. Mai 1860, 88. 10—15 (G.⸗S. ©. 201) und vom 14. Juni 1865, 98. 86 
bis 91 (G.⸗S. S. 705), deren Vorſchriften jodann, im Wefentlichen gleichlautend, 
in bie Gewerbeordnung von 1869 übergegangen find, keinen Anhalt dafür, daß 
es beabfihtigt worden, die unmittelbare Zahlung der Arbeitslöhne in baarem 
Gelde an die Arbeiter ſelbſt den Arbeitgebern zur Pflicht zu machen, und damit 
erftere in ber Dispofition über ihren Arbeitslohn, fowie mittelbar in der Freie 
beit, ihre Bedürfniffe, wo fie wollen, auf Kredit zu entnehmen, zu beſchränken. 

Enblid hat das in der Nichtigkeitsbeſchwerde in Bezug genommene Erfennt- 
niß des Obertribunals vom 2. Suni 1874 (Entſcheidungen Bd. 72, ©. 438) die 
gegenwärtig aufgeworfene Frage nit zum Gegenſtande, fondern nur entſchie⸗ 
ven, daß die Löhne der Arbeiter nicht in Wechſeln an biejelben ausgezahlt wer⸗ 
den durfen. 3 

Aber auch die jernere Ausführung der Nichtigkeitsbefhwerde, daß ſich nad 
den Arbeitern von ber Brubenverwaltung ertheilten j. g. Anmweifungen bas 
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wilden den legteren und dem Kaufmann W. begründete Rechtsverhältniß als 
an Krebitauftrag im Sinne des 8. 215, Tit. 14, Th. I. des Allg. Landrechts 
darſtelle und der Angellagte mithin auch gegen das Verbot im $. 134, Abf. 2 
der Gemwerbeorbnung, den Arbeitern Waaren zu kreditiren, gefehlt habe, wiber- 
legt fich durch die thatſächlichen Feitftellungen der Inftanzrichter. 

Danach hat der Kaufmann W. ben Arbeitern nicht im Auftrage bes Ange 
Hagten, jondern auf eigene Rechnung und Gefahr Waaren verabfolgt, und ben 
Kaufpreis kreditirt. Er hatte ſich daher nur an die Arbeiter als feine Schuldner 
zu halten, während die Brubenverwaltung ihrerfeits eine Garantie für bie kre⸗ 
bitirten Beträge nicht übernommen und für etwaige Ausfälle aufzulommen nicht 
verpflichtet war 

Hierin konnte durch die anderweit zwifhen W. und ber Grubenvermaltung 
getroffene Vereinbarung rechtlich nichts geändert werden, nad welder W. ſich 
verpflichtete, ben Arbeitern — wenn er ihnen frebitiren wollte — Krebit nur in 
beihränttem Maße nah den auf ben f. g. Anmweilungen der Grubenverwaltung 
angegebenen Beträgen, ihrem Bebürfniffe entiprechend, zu gewähren, wogegen in 
foldem Falle die Brubenverwaltung ſich bereit erflärte, jene Beträge bei der 
Lohnzahlung in Abzug zu bringen und an W. abzuführen. 

Der Appellationsrihter hat ſonach, wenn er, nad) dem feftgeftellten Sach⸗ 
verhältnifje, die Vorfhriften des 8. 134 a. a. O. auf das von dem Angeklagten 
beobadjtete Verfahren nicht für anwendbar eradhtete, das Geſetz nicht verlegt. — 

l. 


10. 


Entihädigung wegen Tödtung eines Hnudes. Rechtsweg nad der hannoverſchen 
Jagdordunng vom 11. März 1859. 


(Er. des Gerichtoh. zur Entſch. der Komp.-Konfl. in Berlin vom 9. Oft. 1875.) 


Der Käthner B. zu E. forderte mit einer bei dem Königlichen Amtsgericht 
zu Celle angebrachten Klage von dem Förfter W. zu D. 33 Mark nebft 5 pCt. 
Sinfen feit der Klageerhebung als Entihädigung für einen Hund, welder nad 
feiner Behauptung, eine fogenannte Halbbrakke, am 12. Dezember 1874, von 
ihm zur Jagd in feinem Pachtbezirk benupt, in Verfolgung eines Rehs in das 
Der Zagdrevier übergetreten und bier von dem Berklagten, in Kenntniß von 
dem Eigenthum des Klägers, und gegen das Verbot der Sannoverfchen Jagd- 
ordnung vom 11. März 1859 $. 33, niedergefhoflen worden war. 

Zerflagter gab nur bie Tödtung eines Hundes zu jener offenen Jagdzeit zu, 
mit dem Bemerten, daß er als Forfibeamter in feinem Revier jeden jagenden 
Hund todt ſchießen bürfe. 

Das Königlihe Amtsgericht zu Celle verurtheilte am 14. April 1875, falls 
Näger feine Behauptung in Betreff der Tödtung und des Werthes des Hundes 
aweiien würde, dem Verklagten nach dem Slageantrage, weil nad) ber Jagdord⸗ 
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nung vom 11. März 1859 $. 32—35 das Tödten von Hunden, mit Ausnahme 
ber während ber geſchloſſenen Zeit auf fremdem Revier jagenden Wind» und 
Jagdhunde (Brakten) ganz allgemein und auch den Forftbeamten verboten fei. 

Vor ber weiteren Verhandlung erhob die Königliche Finanzdirektion zu Han⸗ 
nover nach dem Geſetz vom 13. Februar 1854 den Konflikt (unrichtig Kompetenz 
Tonflit genannt). Denn die Jagdordnung beziehe fi) nur auf die darin bezeich⸗ 
nete Art von Hunden und fo bürfe jeder andere Hund, umberlaufend oder jagend, 
wenn er, wie bier anzunehmen, weber einzufangen noch abzurufen werben könne, 
nad) allgemeinen Rechtsgrundſätzen vermöge des Rechts der Selbfthülfe von dem 
Jagdberechtigten zu jeder Zeit auf feinem Reviere getöbtet werben; Verklagter ſei 
fei ala Forftbeamter dazu jelbft verpflichtet und habe diefer im Amte, ohne Ueber⸗ 
ſchreitung befielben, gehandelt. 

Kläger erachtete biefe Ausführung ber Jagbordnung gegenüber nicht für zu- 
treffend und den Konflikt nicht für begründet. Ihm ſchloſſen fih das Königliche 
Amtsgericht zu Celle und die Kronanwaltihaft des Königlichen Obergerichts das 
felbft in ihren Berichten an. 

Es war, wie geſchehen, zu erkennen. 

Db der Hund, befien Erſatz Kläger von bem Verklagten forbert, eine ſoge⸗ 
nannte Halbbrakke und von dem Kläger überhaupt und insbefondere am 12. De- 
zember 1874 zur Jagd benußte, alfo ald Jagdhund anzujehen war, kann dahin 
geftellt bleiben. Jedenfalls durfte er, umberlaufend ober jagend, nach der für 
die Provinz Hannover maßgebenden Iagborbnung vom 11. März 1859 nicht 
netöbtet werben. Denn biefelbe geftattet nad) $. 33 nur das Tödten von Wind: 
und Jagdhunden (Braften), welche während ber geihloffenen Zeit in 
einem fremden Jagdrevier jagend betroffen werden und rechtfertigt Damit den 
Schluß, daß andere Hunde überhaupt nicht und zu Feiner Zeit beim Umher⸗ 
ſchweifen in ben Jagdrevieren getöbtet werben follen. Ueberdies ift dieſes Verbot 
auch infofern in der Jagdordnung 88. 32, 34, 35 ausgefprochen, ald darnach nur 
bei Vermeidung von Beldftrafen allgemein und namentlid Hirten, Feldarbei- 
tern oder Reifenden unterfagt if, Hunde berrenlos oder von der Heerbe oder 
den Wegen ab in den Jagdrevieren umberlaufen zu lafjen. 


Verflagter war alfo nad) Feiner dieſer Aeitimmungen beredjtigt, den Hund 
des Klägers, jelbft während der offenen Iagbzeit, auf dem D.’er Iagdrevier 
zu erichießen. 

Auch kann den völlig erſchöpfenden Vorſchriften der Sagborbnung gegenüber 
die Anfiht der Königlichen Finanzdirektion nicht als richtig angejehen werben 
daß die Jagborbnung vom 11. März 1859, nicht vom 29. Juli 1850, wie fie 
anführt, fih nur auf die Darin bezeihneten Jagdhunde beziehe, und daher 
in Betreff anderer Hunde das Recht ber Selbfthülfe nad allgemeinen Rechts⸗ 
grundſätzen gelte, demgemäß aber bem Jagdberechtigten bie Tödtung folder Thiere 
beim Jagen auf feinem Reviere erlaubt fei. Endlich fhüst den Verflagten auch 
nit feine Stelung als Forft- und Iagbbeamter, da bie Jagdordnung für ihn 
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auch in die ſer Eigenſchaft, namentlich rüdfichtlih jener Beſtimmungen unzwei- 
felhaft Geltung bat. 

Hiernach muß angenommen werben, daß Verklagter fi einer, zur gericht 
lien Berfolgung geeigneten Ueberſchreitung feiner Amtsbefugnifie ſchuldig ge: 
macht hat. Diefer Ausführung fteht aud) das von ber Königlichen Finanzdirek⸗ 
tion in Bezug genommene Erkenntniß vom 13. Oktober 1873 nicht entgegen, 
weil dafjelbe rheiniſche Iagbverhältniffe betrifft, hier aber die hannoverſche Jagd⸗ 
ordnung mit ihren bavon abweichenden Beftimmungen in Anwendung kommt. 

l, 


11. 


Zür ein nachfolgendes Disziplinarverfahren ift das Ergebniß einer Kriminainnter- 
ſuchung präjudizien und nicht geitattet, die in letzterer bereit vorgeführten 
Thatſachen von Nenem zu eruiren und anders zu qualifizieren. Reichs⸗ 
beamtengeieh vom 31. März 1873. 

(Ext. des Reichs-Oberhandelsger. in Leipzig vom 1. April 1876.) 


Die Anſchuldigungsſchrift vom 17. Juli 1875 fordert die Dienftentlaffung 
bes Angeſchuldigten auf Grund ber beiden Urkundenfäljchungen, wegen deren 
er vom kompetenten Strafgeriht zu breitägigem Gefängniß rechtskräftig verur⸗ 
theilt ift. Diefe Urkundenfälihungen betrafen die beiden Quittungen vom 12. 
Rovember 1872 und 25. Februar 1873, von denen der Angefchuldigte zum Zwed 
der. Zäufchung in rechtswidriger Abficht Gebrauch gemacht hat. 

Die Anklage, auf Grund deren jene Verurtheilung erging, erachtete für an: 
nehmbar, daß der täufchende Gebrauch der faljhen Duittungen vom Angeſchul⸗ 
digten nicht gemacht fei, „um fi) ober einem Anderen daburh einen Vermö⸗ 
gensvortheil zu verfhaffen oder einem Anderen Schaden zuzufügen.“ Es 
wurbe deshalb der Angeſchuldigte nicht aus dem 8. 268, ſondern aus dem $. 267 
des Reichsſtrafgeſetzbuchs angeflagt. 

An diefe Auffaffung der Anklage war der Strafrichter weber bei bem Er- 
öffnungsbejchluß noch bei dem Erlaß des Urtheils gebunden. Es war ihm durch 
die Erhebung der Anklage der gefammte, darin berührte Thatbeftand in allen 
feinen ſtrafrechtlichen Beziehungen zu freier Würdigung überwiefen, und er war 
jo berechtigt als verpflichtet, unabhängig von der Auffaffung des Staatsanmwalts 
die in Betracht kommenden Umftände der ftrafbaren Handlung jo zu qualifiziven, 
wie fie fih ihm darflellten. Er war bemgemäß gehalten, wenn er ben Fall bes 
$. 268 cit. als vorliegend erachtete, dies fpäteftens am Schluß der münblichen 
Verhandlung auszufpredhen und fi für inkompetent zu erflären. 

Vergleiche Beſchluſſe reſp. Erkenntniſſe des preußifhen Obertribunals 
vom 12. Juni 1857, vom 7. Juli 1858, vom 4. November 1859 
und 2. Februar 1860 (Zuftigminifterialblatt 1857. Seite 282, 1858, 
Seite 307 (310, 311), 1860, Seite 35 und 171); $. 39, 40 ber Ver⸗ 
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ordnung vom 3. Januar 1849; Artikel 9 fg., 30, 86 des Geſetzes 
vom 3. Mai 1852. 

Es hat fih nun der Strafrichter (das Königlich preußiſche Kreisgeriht zu 
Schweidnitz) diefer Pflicht unterzogen; er ift freilich mancherlei Anzeichen, melde 
auf gewinnfüchtige Abficht des Angeſchuldigten zu führen ſchienen, nicht nach⸗ 
gegangen, ohne ihren Unmerth zu erörtern; aber er hat in feinem Erkenntniß 
vom 26. Februar 1874 ausbrüdlic ausgeſprochen: 

in Betreff der Quittung vom 25. Februar 1873: „eine gewinnſüch⸗ 

tige Abſicht hat nit vorgelegen®, 

in Betreff der am 12. November 1872: „der Verdacht, daß bie Fäl⸗ 

ſchung vorgenommen worben, um einen Bermögensvortheil zu 

erlangen, ift ausgeſchloſſen“, 
und zwar beide Mal unter der Sinzufügung, es ſei wahrſchein lich, daß bie 
quittirten Materialien und Arbeiten zwar nicht von ben nominellen Duittungss 
Ieiftern, aber doch von anderen Perſonen für das Schweibniger Lazareth gelie- 
fert und in den quittirten Beträgen bem Lazareth durch ben Angeſchuldigten zu 
Gute gekommen feien. Konfequent hat er den Angeihulbigten nur auf Grund 
bes $. 267 (270), nicht auf Grund bes $. 268 bez Strafgeſetzbuchs zu Strafe 
verurtheilt; und dies Strafurtheil iſt infoweit rechtskräftig geworden. Denn ber 
Angeſchuldigte hat gegen biefen Theil feines Inhalts nicht appellirt. 

Strafrechtlich Tiegt alfo die Sache fo, als fei der Angeſchuldigte von „ber 
Anflage der Urkundenfälfhung in gewinnſüchtiger Abſicht“ ausbrüdlic und 
formell freigeſprochen; denn durch jenes Strafurtheil ift die ftrafbare Band» 
fung des Angeſchuldigten in allen ihren ftrafrechtlihen Beziehungen und in allen 
ihren Umftänden enbgiltig erledigt. : 

In Betreff ſtrafrecht licher Verfolgung ift dies unzweifelhaft; es könnte 
nit daran gedacht werben, den Angeſchuldigten etwa auf Grund neuer Beweis: 
mittel ober beflerer Klarftellung der alten Inbicien wegen jener Urkundenfäls 
ſchungen von Neuem, diesmal aber aus dem $. 268 zu verfolgen. Der Rechtes 
grundfaß: „non bis in idem“ würbe folden Berfuch verbieten. 

Aber au für das Disziplinarverfahren ift er — wenigftens in Ans 
ſehung vermeintlich beflerer Eruirung der ſchon in ber Kriminalunterfuhung vor« 
geführten Thatfahen — unftatthaft. Für dies Verfahren it, wie der Disziplie 
narhof ſchon früher ausgeſprochen hat: 

Entſcheidung vom 1. April 1874 in der Unterfuhung wider Jahn 
Nep. 2. 74 
das Ergebniß ber Kriminalunterfuhung präjudiziell. „Iſt eine Freiſprech⸗ 
ung erfolgt — jo verorbnet der $. 78 al. 1 des Reichsbeamtengefeßes vom 31. 
März 1873 —, 
fo findet wegen derjenigen Thatſachen, welche in der gerichtlichen Unters 
ſuchung zur Erörterung gelommen find, ein Disziplinarverfahren nur 
noch infofern ftatt, als diefelben an fi und ohne ihre Be- 
siehung zu dem geſetzlichen Thatbeftande der firafbaren Handlung, 


rn 
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welche den Begenftand der Unterfuchung bildete, ein Dienfivergehen 
enthalten. 

Unter den „zur Erörterung getommenen Thatfachen” find, wie die bisherige 
Betrachtung ergiebt, alle ſtrafrechtlich erheblichen, der Würdigung des Straf- 
rihters unterfiellt gewejenen Umftände des Falles zu verftehen, auch wenn fie 
im Strafurtheil nicht ſpeziell erörtert find. Ihre „Beziehung zu dem gefetli- 
chen Thatbeftande” bleibt auch für das Disziplinarverfahren jo, wie fie von 
Strafrichter feftgeftellt ift. Und die Disziplinarbehörde darf nicht unternehmen, 
durch eine abweichende Dualifizirung refp. Würdigung jener Umftände einen an: 
deren ſtrafrechtlichen Thatbeftand zu konſtruiren, als im Kriminalurtbeil geſchehen, 
oder gar von wahrſcheinlicher ftrafrechtliher Schuld auszugehen, wo der Straf- 
richter freigefprochen hat. 

Vergleiche Laband, das Staatsrecht, Seite 456. 

Es ift baher in der Entſcheidung der Disziplinartammer vom 29. Novem⸗ 
ber 1875 mit Recht die Aufftellung des Vertreters der Staatsbehörde: — durch 
das Urtheil des Strafrichters jei die Annahme gewinnſüchtiger Abficht des An- 
geſchuldigten nicht ausgeichlofien — als unftatthaft verworfen. 

Und wenn in ber Berufungsihrift befielben Vertreters der Staatsanwalt. 
ſchaft hervorgehoben ift: 

a) es komme in Betracht, daß der Angeſchuldigte in der Kriminalunter⸗ 
ſuchung nicht blos wegen Urkundenfälſchung, fondern auch wegen ver⸗ 
ſuchten Betrugs zu jehsmonatigem Gefängniß verurtheilt, 

b) daß in dem Bericht auf des Angeſchuldigten Gnadengeſuch vom Kreis- 
geriht Schweibnig ausgeſprochen fei, ungeachtet der fpäteren Frei- 
ſprechung von der Anklage des Betruges müjfe bie Integrität des 
Angejhuldigten in Zweifel gezogen werben, 

e) daß endlich, was die Fälſchung der Langer'ſchen Quittung angeht, ber 
Angeihuldigte in der Disziplinarunterfuhung jelbft bekannt habe, er 
babe ihre Anfäge fäljhlih erhöht, um fi vor Vermögensnad- 
theilen zu bewahren, b 

To find auch dieſe Angaben für vorliegende Frage ohne Gewicht. Denn ad a, 
in zweiter Inftanz iR der Angeſchuldigte von ber Anklage des verjuchten Betrugs 
freigeſprochen, dadurch alfo die erftrichterliche Verurtheilung als eine ungerecht⸗ 
fertigte hefeitigt. Die Bemerkung in den Gründen des Appellationsurtels: „es 
bleibe gegen den Angefchuldigten nur ein geringer Verdacht (sc. des Be- 
trugsverſuchs) beftehen“, zeigt freilich, da der Angefchulbigte nicht wegen nachge⸗ 
wiefener Unſchuld freigeſprochen worden; allein der 8. 78 des Reichsbeamtenge⸗ 
feßes unterſcheidet nicht und kann nad) richtigen ſtrafrechtlichen Prinzipien nicht 
nach den Motiven ber Freifprehung unterſcheiden, ſondern erklärt dieſe ſchlecht⸗ 
Hin für präjubiziell. -— Die Bemerkung ferner ad b., in dem Berichte vom 28. 
November 1874 über die Integrität des Angefchuldigten, mochte durchaus am 
Blage fein, ale es fih um die MWürbigleit des Angefchulbigten um gnaden⸗ 
weifen Erlaß der ihm zuerkannten Strafe handelte; allein für das Disziplinar- 
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Arafverfahren bleibt maßgebend, daß in Anfehung der beiden falſchen Duittungen 
die Abweſenheit gewinnfüchtiger Abficht vom Strafrichter feſtgeſtellt it — Endlich 
ad c. die Erfärung des Angeſchuldigten in der Disziplinarunterfudung; 

„ich erhöhte die Anfähe in der Langer'ſchen Rechnung für die übrigen Aus: 

gaben, um mid) vor Vermögensnachtheilen zu bewahren“ 
tönnte vieleicht von Erheblichkeit fein, wenn fie als ein nad) ergangenem Kris 
minalurtheil abgelegtes Geftänbniß des im 8. 268 des Strafgefeßbuchs genannten 
Verbrechens aufgefaßt werben dürfte. Allein der Angeſchuldigte hat fie in ber- 
jelben Verhandlung (Fol. 16) fogleih im Wefentlihen zurüdgenommen, nah wie 
vor gegen die Unterftellung einer auf Bermögensvortheil gerichteten Abſicht pro- 
teftirend (17v.). Und es kommt hinzu, daß jene Erflärung nicht neu, jondern 
in der Hauptſache ſchon in der Kriminalunterfuhung gemacht war. (Vol. I. 
Fol. 181: ich ließ den überſetzten Betrag unterfehreiben, „bamit id mein vers 
auslagtes Geld wiedererhielt“), daß fie aber dem Strafrichter nicht genügt 
bat, um einen andern Thatbeftand feftzuftellen, als den des $. 267. 


Sonad) liegt nur folgender Thatbeftand vor: 

Der Angeſchuldigte hat 1) eine Quittung über 6 Thaler 10 Ser. 
vom 12. November 1872, angeblich vollzogen vom Gärtner Langer, 
von den Mitgliedern der Lazarethlommiffion mit dem Nichtigteitsatteft 
verjehen lafien, indem er fie für richtig ausgab, obwohl er wußte, daß 
von dem quittirten Arbeitslohn 1 Thaler und der quittirte Preis für 
35 Pfähle mit 2 Thaler 10 Sgr. nicht dem Langer bezahlt, beide Be- 
träge vielmehr von dem Angejhuldigten für Pfähle und andere 
Anſchaffungen in den Lazarethgarten verwendet waren; er hat 2) ben 
Chefarzt Dr. Biefel eine Quittung vom 25. Februar 1878 über 
2 Thaler 24 Sgr. für 96 Bejen mit dem Richtigkeitsatteft verfehen 
lafjen, indem er fie für richtig ausgab, obwohl er wußte, deß der Name 
bes Quittirenden „Hantke“ ohne deſſen Wiſſen von ihm ſelbſt ge- 
ſchrieben war, und daß die Beſen nicht von Hantke, ſondern von an⸗ 
deren Händlern ins Lazareth geliefert waren, von denen er Quittung 
nicht erlangt hatte. Er fertigte dieſe falſchen Quittungen reſp. machte 
von ihnen zum Zwed der Täuſchung Gebrauch, nicht um fi dadurch 
einen Vermögensvortheil zu verſchaffen, jondern in der rechtswidrigen 
Abfiht, „um damit ein Beweismittel für eine an ſich begründete 
Forderung zu erlangen.” (AUppellationsgerihtsurtelvom 19. Sep- 
tember 1874 in fine; Oppenhoff, Strafgefegbuh 1873, Note 3 
zu $. 267). i 

Dies und nichts Anderes ift die Strafthat des Angefchuldigten, um berent- 
willen die Disziplinarunterfuhung wider ihn eröffnet if. 


Unzmweifelhaft enthält fie einen groben Berftoß gegen bie einem Kaſſen⸗ und 
Delonomieverwalter obliegenden Pflichten; fie ift durchaus unvereinbar mit ber 
peinlichen und unerſchütterlichen Gewiſſenhaftigkeit, von der namentlich ein Kaſſen⸗ 
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beamter nicht abweichen darf, one das nothwendige Vertrauen in bie Zuverläfs 
figfeit feiner Amtsführung zu verfcherzen. 

Aber unrichtig ift, mit der Berufungsiährift eine ſolche Urkundenfälſchung 
ſchlechthin zu den entehrenden Vergehen zu zählen. Freilich ift ihr dieſer Cha- 
rakter nicht ſchon deshalb genommen, weil ber Strafrichter nicht auf den Verluft 
der Ehrenrechte erkannt hat: denn dieſen Verluſt konnte er nicht verhängen, 
weil er eine nur dreitägige ©efängnißftrafe feſtſetzte. Strafgeſetzbuch 88. 32 
und 280. Aber der Mangel ber ehrliebenden Gefinnung kann nur aus den 
Beweggründen erkannt werben, welche den Thäter beftimmt haben. Hier nun ift 
nad) der vom Strafrichter gegebenen Dualifizirung anzunehmen, daß ber Ange 
Tchulbigte eine von ihm loyal gemachte Aufwendung nur deshalb durch bie 
falſchen Quittungen zu deden fuchte, weil er, theils den richtigen Belag zu bes 
ſchaffen verfäumt Hatte, theils wegen ber, der Anweifung nicht entſprechenden 
Verausgabung Rüge und Verweis beſorgte. Diefe Motive aber können als 
niedrige, entehrende nicht gelten. 

Dennod hat bie Berufungsiährift darin Recht, daß der Angefchulbigte in 
feiner Stellung als Detonomie- und Kaſſenverwalter nicht ferner belafien 
werben kann; er hat der unmwandelbaren Buverläffigkeit ermangelt, ohne welche 
ein derartiges Amt nicht anvertraut werden darf. 

Schon deshalb Tann es bei der Entſcheidung ber Disziplinarlammer nicht 
verbleiben. 

Alein daraus folgt nicht, daß der Angefhuldigte mit „Dienftentlafiung‘ 
zu beftrafen wäre. 

Zwar Wahrhaftigkeit und Zuverläffigteit müflen von jedem Staatsbeamten 
gefordert werben, und der Angeſchuldigte hat gezeigt, daß er in einem Konflikt 
der Anforderungen ber amtlichen Treue mit feinem perfönlichen Intereffe von 
jener abzufallen und den Abfal durch Fälſchung zu verbeden vermochte. Aber 
man darf doch annehmen, dab der Angeſchuldigte fi) feines Unrechts hierbei 
nicht volllommen bewußt, vielmehr von der Wahnvorftellung, es komme haupt: 
ſächlich nicht auf die Details der Quittung, jondern auf die Thatſache wirklicher 
Verwendung an, verleitet gewejen ift. Vor Allem aber hebt bie Entſcheidung 
der Disziplinarfammer mit Recht hervor, daß nad) der ausdrücklichen Vorſchrift 
des Geſetzes ($. 76 bes Reichsbeamtengeſetzes) nad) der größeren ober geringeren 
Erheblichkeit des Dienftvergehens mit befonderer Rückſicht auf die ger 
fammte Dienftführung bes Angeſchuldigten ermeſſen werben fol, welde der 
geſetzlich zuläffigen Strafe anzuwenden. 

Nun enthalten die Perjonalakten des Angejchuldigten für feine ganze lange 
Dienfizeit eine ununterbroddene Reihe von Lobſprüchen für feinen Fleiß, feine 
Leiftungen, feine Gewifjenhaftigkeit; noch in den Jahren 1871 und 1872 wurbe 
von feiner vorgefeßten Dienftbehörde anerfannt und ausgeſprochen, daß er fi 
durch hervorragende Leiftungen und mufterhafte Geſchäftsführung ausgezeichnet 
babe. Ein folder Mann hat vollen Anſpruch darauf, daß ein folhes Amts- 
uns Dienftleben unvergefien ſei, wenn es fi um die Ahndung eines fpäteren 
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Dienftvergehens handelt, zumal eines folden, das — freilih an ſich erheblich 
- genug — doch nur in der unrichtigen Belegung eines höchſt unbedeutenden 
Gelbbetrags beftand und — wie die vom Strafrichter feftgeftellten Oualitäten zu 
urtheilen nöthigen — auf die Furt vor Tadel ober Verweis zurüdgeführt 
werben barf. 

Es Tann daher der Angeſchuldigte nicht der Achtung, welche der Beamten- 
beruf erfordert, für unwürdig erachtet, folglich nicht auf Dienftentlaffung gegen 
ihn erkannt werden. Vielmehr ergiebt ſich als die feinen Vergehen angemeſſene 
Ahndung feine ftrafweife Verfegung in ein anderes Amt von gleichem Range, 


jedoch mit Verminderung um höchſtens ein Fünftel feines bisherigen ser 
einlommens. 


12. 


Zur Interpretation der Anwendung des deutihen Neichögeiehed vom 25. Mai 
1873 (R.-6.:8. ©. 113) über die Nedtöverhältnifie der. zum dienſtlichen 
Gebrauche einer Reihsverwaltung beftimmten Gegenitande. 


(Pleuar·Erk. bes Reiche-Oberhandelsger. in Leipzig vom 22. April 1876.) 


Die preußifhe Militärverwaltung beſchloß gegen 1860, ihre zu Berlin auf 
beiden Seiten der Dorotheenftraße belegene Artilleriewerkftatt durch eine Central⸗ 
Artileriewerkitatt zu erfegen, welche — den Anforderungen der neueren Technik 
entſprechend — zu Spandau errichtet werben follte. Als Dedungsmittel für die 
KRoften des Baues und ber Einrichtung des neuen Etabliſſements waren zunächſt 
die Vermögensbeftände des alten und Zuſchüſſe aus allgemeinen Staatsmitteln, 
ſodann aber auch der Erlös in Ausfiht genommen, welcher, jobald bie alte 
Werkftatt entbehrlich geworben fein würde, durch ihren Verkauf gewonnen 
werben follte. 

Unter Darlegung dieſes Beſchluſſes und diefer Erlöserwartung forberte die 
preußiſche Staatsregierung zuerft im Etat für 1861 vom Landtage die Bewilli⸗ 
gung .einer erften Baurate von 100,000 Thalern. Der Landtag billigte das 
Projekt und bemilligte die Forderung. In ben Etats für 1863/65 incl. wurben 
zur Fortfegung des Baues im Ganzen 210,000 Thaler aus allgemeinen 
Staatsmitteln in Anjpruc genommen. 

Zuerft in dem Etat für 1866 wurde der Anforderung einer weiteren Rate 
von 4C0,000 Thalern bie gleihe Summe „an Berlaufserlös für bie 
Grundſtücke der Artilleriewerkflatt in Berlin“ als eigene exrtras 
ordinäre (erwartete) Einnahme der Militärverwaltung gegenüber 
geftellt; ebenjo in dem Etat für 1867 der begehrten legten Rate von 300,000 
Thalern derſelbe Betrag als ertraordinäre Einnahme aus jenem (zukünftigen) 
Verlaufserlös. 

Der Militäretat pro 1867 wurde genehmigt, ohne daß über biefe Poſitionen 
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fregiell debattirt worden wäre. Die Beichlüffe erhielten durch das Staatshaus- 

baltungsgefeß vom 22. Dezember 1866 die Königliche Sanktion. 

Am 1. Juli 1867 jedod erlangte die inmittelft publizivte Verfaffung des 
Norddeutſchen Bundes Geſetzeskraft. Mit diefem Tage gingen „die Koften und 
Laſten des gejammten Kriegsweiens“ auf ben Bund über, dergeftalt, daß ihm 
von nun an zur Beftreitung „des Aufwanbes für das gefammte Bundesheer 
und der zu ihm gehörigen Einrichtungen“ das geſetzliche Paufhquantum (225 Thlr.) 
von den Bundesftanten zu gewähren war. Art. 58 und 62, Al. 1 und 2 ber 

Verfafiung. 

j In Folge deffen kam ber preußiſche Militäretat für das 2. Semefter 1867 
in Wegfall, und es begannen die Verhandlungen zwiſchen den preußiihen Mi⸗ 
nifterien des Krieges und der Finanzen über die nunmehr nothwenbig gewordene 
Auseinanderfegung. Dieſe Verhandlungen — erſt im Mai 1868 beendet — 
führten zu dem Refultat, daß der preußifhe Etat pro 1867 in Ausgabe und 
Einnahme halbirt und daß die Ausführung ber erfien Hälfte der preußiſchen 
Finanzverwaltung in Rechnung geftellt, die ber zweiten auf den Etat bes Bundes 
übernommen warb. . 

Ueber die Auseinanperjegung zwiſchen dem Neichsfistus und preußifchen 
Fiskus entflanden Differenzen. ; 

Diefe find dur obige Eritfeheidung zum Austrag gebracht, deren Gründe 
in dem weſentlichen heile lauten: 

Die Summe, deren Erſtattung das Reich vom preußiſchen Fiskus fordert, 
fol vom Norbdeutfhen Bunde nah dem 1. Juli 1867 zum Ausbau und zur 
völligen Einrichtung der GentralsArtilleriewerkftatt zu Spandau aufgewendet fein. 
Die Vollendung biefes, "vom preußiſchen Staate begonnenen Etabliffenients lag 
Preußen jeit dem 1. Juli 1867 nit mehr ob. Beſitz und Verwaltung dee⸗ 
felben war auf ben Norbbeutichen Bund übergegangen; fortan „waren bie Koften 
und Laften des gefammten Bundeskriegsweſens von allen Bundesftaaten gleiche 
mäßig zu tragen“, — Art. 58 der Verfaſſung des Norddeutſchen Bundes —; 
und zur Erreihung dieſer Gleichmäßigkeit follte der „Aufwand für das gefammte 
Bundesheer und die zu bemjelben gehörigen Einrichtungen“, aus dem Pauſch- 
quantum befiritten werben, das in Gemäßheit des Art. 62 der Bundesverfafjung 

“aufzubringen war. 

Der preußiſche Staat genügte jomit feiner Bundespflicht, wenn er verfaf- 
fungsmäßigen Beitrag zu dieſem Pauſchquantum zahlte. Zu weiteren finanziellen 
Keiftungen für das Bundeskriegsweſen und deſſen Einrihtungen war er durch 
die Yundesverfafiung nicht gehalten. 

Dem jetigen Anſpruche des Reichs gegenüber verweift daher der preußiiche 
Fiskus mit Recht auf dies beſchränkte Maß feiner Verpflichtung. Und dieſe Vers 
weifung gewinnt an Stärke durch bie Erwägung, daß zufolge des Gejeges vom 
3. Mai 1873 (Reichsgeſetzbl. S. 113) das Eigenthum an dein Spandauer Eta⸗ 
bügement nicht dem preußifchen Staate verblieben, fondern dem Reiche zuge 
fallen iſt. 


Sarımann, Zeitfgrift. Br. TIL. Heft ı. * 
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Auch im Uebrigen fiellt der preußiihe Fiskus der Motivirung des Häge- 
riſchen Anſpruchs einige Argumente entgegen, deren Gewicht unbeftveitbar. 

Zunächſt die Thatſache, daß ber preußiiche Stantshaushaltsetat für das Jahr 
1867 zur Vollendung bes Spandauer Stablifjements nicht blos 150,000 Thlr., 
fondern 300,000 Thlr. auswarf, kann an fih ben Aniprud des Reichs nicht 
fügen. Der preußiſche Etat vegelte die Verausgabung preußifcher Staatsmittel 
für preußiſche Staatszwede. Die Bewilligung ber 300,000 Thlr. geſchah aljo 
nur für eine Aufgabe der preußiſchen Militärverwaltung und unter der Bor: 
ansfegung ihrer Fortdauerr. 

Nicht minder ift richtig, daß ein rechtsperſönlicher preußiſcher Militärfistus 
im Unterfchied vom preußiſchen Staatsfisfus nicht eriflirte. Die preußifche 
Militärverwaltung erwarb daher durch die etatsmäßige Bewilligung der 300,000 
Thlr. zur Vollendung des Spandauer Etabliffements gegen den preußiichen Fiskus 
nicht ein Forderungsreht, das fie auf die Bundes-Militärverwaltung als ihre 
Rechtsnachfolgerin hätte übertragen können. 

Es ift ferner unleugbar, duß die Grundſtücke der Berliner Artilleriewerkftatt 
für die Aufwendungen zum Ausbau und zur völligen Einrichtung der Span» 
bauer Gentralwerkftatt pfandweife nicht haftbar waren. Indem die preußifchen 
Etats für 1866 und 1867 den in Ausgabe geftellten Aufwendungen für jenen 
Zwed glei hohe Beträge als (erwartete) „Berkaufserlöfe für die Grundſtücke 
der Artilleriewerkftatt in Berlin“ in Einnahme gegenüberftellten, enthielten fie 
die Anordnung, daß die in Ausgabe gebrachten Summen (400,000 Thlr. und 
300,000 Thlr.) aus den allgemeinen Staatsmitteln nur vorſchußweiſe beftritten, 
demnächſt aber aus dem erwähnten Berkaufserlöfe gebedt, letztere aljo — in 
Uebereinſtimmung mit den durch die Kabinetsordre vom '17. Suni 1826 ad III, 1 
(Gejegfamml. S. 57) vorgejchriebenen Normen -- nicht gleich den übrigen „zus 
fälligen Staatseinnahmen“ dem Staatsjhhage übereignet werden, ſondern ber 
Militärverwaltung für die Beichaffung des Spandauer Etablifjements verbleiben 
follten. Jene beiden Etats vegelten aljo die Verwendung einer bevorftehenden 
preußifhen Staatseinnahme für einen beftimmten Zweck der preußifchen Militäre 
verwaltung: allein fie Eonftituiren keinerlei „dingliche Belaftung” ber Berliner 
Werkſtattsgrundſtücke zu Gunſten des Spandauer Etabliffements. 

Der bellagte Fiskus macht weiter mit Recht geltend, daß bie früheren, dem 
ftreitigen Anfpruche günfligen Ausſprüche ber Vertreter ber preußifchen Staats- 
regierung im preußifchen Landtage verpflichtende Anerkenntniſſe gegen das Reich 
nicht enthalten. Und endlich wird auch richtig hervorgehoben, daß das Geſetz 
vom 25. Mai 1873 durch eine ausdrückliche Vorſchrift die ftreitige Anforderung 
dem Reiche nicht zufpricht. 

Dennod muß dieſe Forderung für begründet erachtet werben. 

Dies ergiebt eine Betrachtung bes Rechtszuftandes, welchen das Belek vom 
25. Mai 1873 vorfand und des Zwecks, welcher durch dafjelbe erreicht werden 
ſollte. 

Als vermöge der Verfaſſung des Norddeutſchen Bundes die Verwaltung des 
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Klammten Bundeskriegsweſens dem Bunde zufiel, war nothwendig, daß die zum 
Betriebe dieſer Verwaltung erforderlihe Ausrüftung auf den Bund überging. 
Die Militärverwaltung für Rechnung des Bundes hätte mweber beginnen, noch 
fortgeführt werben können, ohne bie Uebernahme des vorhandenen Apparats an 
Belleidung, Bewaffnung, Pferden, Beftänden und ohne die Webernahme der für 
ben Wilitärdienft beftimmten Einrichtungen und Grundftüde (Werkftätten, Ställe, 
Lazarethe, Magazine, Erercirpläge 26.) Denn es handelte fi nicht um Neu: 
errihtung eines Bundesheeres und nicht um Neubefchaffung der ihm unentbehre 
lien Einrichtungen, fondern zunähft um Fortführung der Kontingentverwals 
tungen für Rechnung des Bundes. 

Die rehtlihe Natur und der Umfang der Befugniffe des Bundes an dieſen 
Ausrüftungsgegenftänden ward damals nicht geregelt. Aber betreffs der Mos 
bilien erſchien nicht zweifelhaft, daß fie — weil zum Verzehr und Verbrauch bes 
fimmt und deshalb durch ftete Neubeihaffung zu erjegen — als in das Eigen- 
thum des Bundes übergegangen anzufehen. Anders in Betreff ber Immobilien. 
Kängere Zeit wurde von der Bundesverwaltung die Auffaffung vertreten, daß 
das Eigenthum an ihnen dem bisherigen Befiger verblieben fei. 

Vergl. 3. B. Stenogr. Berichte über die Verhandlungen bes Reichstags 
1868 ©. 309, 314; 1870 8b. I ©. 282; Jungermann, Archiv 
des Deutſchen Reichs, neue Folge, Bd. I (1874) ©. 883 fi. 

Dagegen wurde an ihnen ein ausgedehntes Verwaltungsrecht behauptet. In 
der That mußten bie Befugniffe des Bundes ar den Immobilien ihren rechte 
tigen Inhalt von den Aufgaben empfangen, zu beren Erfüllung die Verwaltung 
des gefammten Kriegsweſens dem Bunde überwiefen worden. Die Wahrnehmung 
des militärifehen Interefies war für ben Umfang des Dispofitionsrechts bes 
Bundes an den Militärgrundftüden mindeftens in berjelben Weife maßgebend, 
wie fie bislang für die Militärverwaltung des betreffenden Einzelftaats beſtim⸗ 
mend gewejen war. Bei ber Kontinuität, in welcher fi bie Militärverwaltung 
des Bundes zu der ber Einzelftaaten befand, hätte es einengender Regelung be- 
durft, wenn jene auf geringere Verwaltungsbefugnifje hätte befhräntt werben 
follen, als diejer zugeſtanden. 

Deshalb ift mit Recht darauf verwielen, dab ber Bund an den Militär 
runbftüden größeres Verfügungsrecht erlangte, als einem bloßen Nießbrauder 
gebühren. Er übte vielmehr an denfelben die Rechte bes Eigenthümers aus, 
foweit das militäriiche Intereſſe dies erforderte. Er war mit biefer Mafgabe 
zu Subftanzverfügungen — Umbauten, Erweiterungen, Abtragungen ꝛc. — bes 
rechtigt und ihm ftand gleicherweife zu, ein Militärgrundftüd zum Zweck der 
Beſchaffung eines anderen, bienftlich nothwendigen zu veräußern und den Erlös 
zu diefem Zwecke zu verwenden. 

Vergl. Laband, Das Finanzrecht des Deutſchen Reichs in Hirth’s 
Annalen 1873 ©. 423—433. 
Unbeftritten bat die Bundesmilitärverwaltung von biejer Berechtigung in 
mqecren Fällen Gebrauch gemacht und die Exiſtenz der letzteren hat in den Dos 
4* 
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tiven zum Geſetze vom 25. Mai 1873 abjeiten des Bunbesraths ausbrüdliche 
Anerkennung gefunden. 
Stenographiihe Berichte 1873, Band III. Nr. 6. Iungermann, a. 
a. O., Seite 886. 


Nun waren die Grundftüde der Berliner Artilleriewerkftatt am 1. April 
1867 der Militärverwaltung teineswegs entbehrlih. Ihre Entbehrlichteit war 
durch den Bau des Spandauer Etabliffements nur vorbereitet; aber zur Zeit 
wurde die Werkftatt als ſolche betrieben, und dieſe für den Militärdienft noth- 
wendige Verwendung endete erft mit dem Jahre 1868. Die Bundesmilitärver- 
waltung — vertreten durch den für ihre Rechnung abminiftrirenden preußiſchen 
Kriegsminifter — übernahm alfo biefe Brundftüde zu denſelben Rechten, wie 
die, anderen militäriihen Zwecken gewidmeten und zu dieſen Zweden benußten 
Immobilien. Ihre Befugniffe an jenen waren nicht ſchwächer als ihre Berech⸗ 
tigung an dieſen. Sie hätte, nachdem das Spandauer Etablifjement betriebsfähig 
geworben, die Berliner Werkftatt für andere militärifche Verwaltungszwede feſt⸗ 
balten oder aber, falls das militärifche Interefje dies vorher erforderlich gemacht, 
zum Zwed der Vollendung des Spandauer Etabliffements verlaufen können. 
Sie würde aladann befugt geweſen fein, einen entipredhenden Theil des Exlöfes 
zur Beftreitung der Koften für bie Fertigftellung bes Spandauer Etabliſſements 
zu verwenden. 


In der That gelangte dieſe Befugniß bereits in dem gemeinjamen Erlaß der 
preußiihen Finanz: und bes Kriegsminifters an die Regierungen und Intens 
danturen vom 21. September 1867 infofern zum Ausdrud, als derjelbe beftimmte, 
daß vom 1: Juli 1867 ab, „die ſämmtlichen Bertaufserlöfe nicht, wie die 
anderen eigenen Einnahmen der Militärverwaltung zur preußifchen General: 
ſtaatskaſſe zc., jondern zur Generalmilitärkaffe zu liberweifen jeien. Und 
dementſprechend ift in ber allgemeinen Rechnung über den Haushalt des Nord: 
beutfchen Bundes für das 2. Semefter 1867 unter den einmaligen Ausgaben 
der Militärverwaltung eine ſolche für „den Neubau des Artilleriewerkitatt-Eta- 
bliffements in Spandau” ohne Betrag aufgeführt mit der Erläuterung: 

„bie auf 150,000 Thlr. für das 2. Semefter 1867 bemefjene Koftenquote, weldye 
vorausfichtlich bei der Reftverwaltung zur Ausgabe kommt, wird aus ben 
Rüdeinnahmen für ben Verlauf des alten Gtablifjements in 
Berlin gededt“. ö 


Die Berechtigung zu dieſer Erlösverwendung trat vollends außer Zweifel, 
als fi die Auffaffung durchſetzte, daß ſich die Fülle des Verwaltungsrechts des 
Bundes „an allen Gegenjtänden, welde dem bdienftlichen Gebrauche einer ver- 
faffungsmäßig aus Bundes= reſp. Reichsmitteln zu unterhaltenden Verwaltung 
gewidmet waren“, nur den Namen nad vom Eigenthum unterfcheide, daß die 
Fefthaltung eines Eigentyums der Eınzelftaaten an ben Immobilien in Folge 
der vom Bunde ausgehenden Subitanzveränderungen (durch Auf- und Umbauten, 
Verbefierungen und bergl.) zu unlöglihen Berwirrungen führen müfle, und baß 
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es deshalb richtiger "jei, das Eigenthum des Bundes auch an den Immobilien 
anzueriennen. ® 

Auf dieſem Bebanten beruht das Gejeg vom 25. Mai 1873. Der $. 1 
deffelben beftimmt, daß das Eigentyum an allen jenen Gegenftänden jeit dem 
Zeitpuntte, ſeit welchem fie aus ber Verwaltung ber Einzelſtaaten in bie des 
Reihe übergegangen, bem Reiche zuftehe. Das Geſetz fpricht vom Reiche, von 
der Reihsverwaltung und den Reichsmitteln. Aber es ift unter ven Par- 
teien unftreitig und bebarf feiner Ausführung, daß das Geſetz einen bereits ber 
Norddeutſchen Bundesverfafjung immanenten Gedanken hat zum Ausbrud brins 
gen wollen und daß für den Zeitpunkt des Cigenthumsübergangs der Beginn 
ber Verwaltung des Norddeutſchen Bundes entſcheidend if. 

Vergl. Laband, a. a O. Seite 426. 

Der Bund wäre alfo hiernach nicht nur vermöge feines Verwaltungsrechts, 
fondern kraft feines Eigenthums befugt geweſen, die Artilleriemerkftatt zu Berlin, 
fobald fie ihm entbehrlich geworben, zu veräußern, um aus ihren Erlös einen 
nothwendigen Erſatz zu beſchaffen, d. 5. die Koften ber Verwaltung bes Spans 
dauer Stabliffements zu deden. Und alsdann würde dem preußiichen Staat ein 
Anſpruch auf Erftattung feiner vor dem 1. Suli 1867 gemachten Verwendungen 
für das Spandauer Gtabliffement nicht zugeftanden haben. Denn ein kontrakt⸗ 
lihes oder fontraftähnliches Verhältniß eines preußiſchen fogenannten Militär- 
fisfus zum preußifchen Staat beftand, wie bereit# erwähnt, betreffs der Verwer⸗ 
thung der Berliner Artilleriemerkftatt weder aktiv noch paſſiv; in eine kontrakt⸗ 
ähnlihe Berpflihtung auf Schadloshaltung des preußiihen Staats wegen jener 
Verwendungen aus dem Verkaufserlöſe der Artilleriewerkftatt war aljo der Buns 
desfisfus nicht eingetreten. Der preußiſche Staat hatte hierbei betreffs feiner 
Aufwendungen Teine meitergehenben Rechte, als er gehabt haben mwürbe, wenn 
das Spandauer Etablifjement ohne Rüdfiht auf künftigen Verkauf der alten 
Werkſtatt aus preußifhen Staatsmitteln errichtet und am 1. Juli 1867 fertig in 
die Verwaltung für Rechnung des Bundes übergegangen wäre. 

Diefe Ronjequenz erſchien unbillig. 

Es hatte nämlih — wie die Motive bes Geſetzes vom 25. Mai 1873 er- 
läutern — die preußifche Regierung den Erlös nicht blos der Berliner Artillerie- 
wertftatt, ſondern auch ‚einiger anderer Militärgrundftüde zur Herftellung neuer 
militãriſcher Etabliffements beftimmt und die Koften ber letzteren aus allgemeinen 
Staatsmitteln verlagsweiſe beftritten, deren Srftattung aber nicht bewirken kön⸗ 
nen, weil der Verlauf ber alten Grundftüde vor dem 1. Suli 1867 nicht durch⸗ 
weg gelungen war. Eo war gejchehen, daß einige ber letzteren, welche für die 
preubiiche Regierung nur noch die Bedeutung von Dedungsmwerthen gehabt hatten, 
de Ailitärgrundftüde in die Hand ber Bunbes:Militärverwaltung übergegangen 

wen. Die Kontinuität ber leßteren und der preußiſchen Militärverwaltung 
Bug es angemefjen erſcheinen, daß jene bie Preußifcherjeits gemollte beſtimmungs⸗ 
Wige Verwendung biefer Dedungsgrundftüde nicht ignorire, die Verwendungs⸗ 
Ilemung vielmehr als einen auch ihr aufgelegten „Modus“ behanbele. Um 


u 


54 Entfheidungen und Exlaffe von Berichten und anderen Bebörden. 


fo näher lag dieſe Auffaffung, als es der preußijche Kriegminifter war, welcher 
die preußifche Verwaltung für Rechnung des Bundes fortjegte, ohne daß feine 
Adminiftration in Anjehung der Befugniſſe oder der Beſchrankungen neu wäre 
geregelt worden. 


Anfcheinend würde der Zwed billiger Ausgleihung erreicht fein, wenn ber 
Bundesverwaltung zur Pflicht gemacht wäre, den Erlös oder den Werth jener 
GSrundftüde, joweit er zum beflimmungsmäßigen Erſatz ber preußiihen Aufwen- 
dungen erforberlih, dem preußifchen Fiskus zur Verfügung zu ftellen; es würde 
dagegen nicht nöthig gewefen fein, dem preußiſchen Staat das Eigenthum jener 
Srundftüde zu reſerviren, — mindeſtens dann nicht, wenn die preußifhen Aus= ' 
lagen den erwarteten Verkaufserlös oder den angegebenen Werth des unverlauft 
gebliebenen Grundſtücks nicht völlig abjorbirten. Wenn dennoch unterfchiebslos 
das Eigenthum an allen jenen Dedungsgrundftüden dem preußifchen Staate bes 
laſſen ift — 8. 2, Nr. 3 des Geſetzes —, fo war doch nicht entfernt die Abficht, 
hierdurch ber Reichgverwaltung die beftimmungsmäßige Verwendung bes durch 
die preußifhen Auslagen nicht abforbirten Neftes des Werthes dieſer Srundftüde 
zu entziehen. Im Gegentheil, der Gedanke, auf welchem die Ausnahme beruhte, 
und die Billigkeit, welche ihr Zwed war, mußten dahin führen, die unter ber 
preußifchen Verwaltung getroffene Beftimmung über die Verwendung des Erlö⸗ 
ſes ober Werthes jener Grundſtücke, wenn fie für den Bund reſp. das Reich ver⸗ 
pflihtend fein folte, auch als ihn berehtigend zu behandeln. War es 
billig, die Veräußerungs: und Verwendungsbefugniß des Bundes reſp. des Reichs 
zu Gunſten bes preußiſchen Staates zu beichränten, damit er wegen feiner antis 
zipirten Verwendungen gebedt wurde, jo war es nicht minder billig, dieſe 
Verwendungsbefugniß als Verwendungsanfprud) wenigftens infoweit beftehen 
zu laſſen, als fie der preußifchen Militärverwaltung beftimmungsmäßig einges 
räumt war. 


Deshalb ſprechen die Motive zum Gejege vom 25. Mai 1873 —, nachdem 
fie dargelegt, daß bie Ausnahme des 8. 2 Nr. 3 „einer nicht gewollten Konſequenz 
vorbeugen“, nämlich die aus dem Prinzip bes $. 1 hervorgehende Berechtigung 
des Reihe, auch die Dedungsgrundflüde ohne NRüdfiht auf die Ausgaben der 
preußifchen Verwaltung für die Erjaggrundftüde zu verwenden und zu veräubern, 
ausſchließen folle, — als jelbftverftänblid aus: 

„Dagegen wirb bie preußiſche Finanzverwaltung diejenigen Ausgaben ber 
Militärverwaltung volitändig zu leiften haben, welche beftimmungsmäßig aus 
dem Erlös diefer Grundftüde zu deden find.“ 

Stenographifche Berichte über die Verhandlungen des Reichstages. 1873, 
Band IIT., Attenftüd Nr 6; Jungermann, a. a. D. Seite 894. 

Der Bericht der zur Vorberathung des Gejegentwurfs eingefegten Kommiffton 
ließ die Ausnahme des $. 2, Nr. 3 unbeanftanbet und verwies „zu ihrem Vers: 
ftändniß* auf die Motive. 

Vergl. Stenographifhe Berichte a. a. DO. Aktenftüd 51. 
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Auch bei den Berathungen im Reichstage felbft traten Erinnerungen 

nit hervor. N 
Vergl. Stenographiſche Berichte a. a. O. Seite 364, 491. 

Der Wille des Geſetzes kann hiernach kaum zweifelhaft fein; an jenen 
Dedungsgrundftüden ſoll dem Reiche Eigentum nicht zuftehen; das Eigenthum 
fol dem preußiſchen Staat verbleiben, damit er wegen feiner Auslagen für Er: 
ſatzetabliſſements gededt jei; aber er foll dem Reiche die für die Erfagetablifje- 
ments von? diefem gemachten Aufwendungen erftatten, ſoweit biefelben, wenn fie 
die preußifche Vilitärverwaltung beftritten hätte, beftimmungsmäßig aus dem 
Erlös oder Werth der Dedungsgrundftüde zu erjegen geweſen wären. 

Indem alfo ber $. 2, Nr 3 des Geſetzes, als Ausnahme von der Beſtimmung 
des $. 1, dem preußifhen Staate an jenen Dedungsgrundftüden das Eigen⸗ 
thum zufpricht, führt der Zweck des Geſetzes zu der reftriftiven Auslegung, daß 
dem Reihe das Anrecht auf den Theil des Werths derjelben verbleiben joll, 
welcher durd die preußifhen Auslagen fir die Erſatzgrundſtücke nicht abjorbirt, 
vom Reihe aber zur Beſchaffung und Einrichtung derfelben verwendet if. Und 
indem der 8. 2, Nr. 3 die Frage, ob die Aufwendungen für ein im Befiß der. 
Reihsvermaltung befindliches Erfaggrundftüd aus dem fogenannten -Dedungss 
grundftüd zu erftatten find, von*den Beftimmungen abhängig macht, welche zur 
Zeit der preußifchen Militärverwaltung hierüber getroffen worden, legt es dieſen 
Beſtimmungen zugleich maßgebende Bedeutung bei für den Erſtattungsanſpruch 
des an die Stelle der preußifhen Verwaltung getretenen Reiche. 

Aber diejer Anſpruch würde im vorliegenden Falle elibirt fein, wenn es 
wahr wäre, daß der Bund auf denfelben verzichtet hätte. Der beflagte Fiss 
tus findet ſolchen Verzicht in der Auseinanderjegung, welche betreffs des preußis 
ſchen Etats für 1867 zwilchen der preußiichen Finanzverwaltung und der Buns 
desmilitärverwaltung im Sommer 1867 ftattgefunden und zu einer Salbirung des 
Etats geführt hat. Weil bemgemäß von den pro 1867 für das Spandauer 
Etablifjement in Ausgabe geftellten 300,000 Thlr. nur 150,000 Thlr. bem preußi- - 
ſchen Fiskus zur Laſt geblieben, folgert derjelbe, daß ihm die zweite Hälfte jener 
Summe, nämlich die auf das 2. Semefter 1867 zu berechnende, definitiv abge- 
nommen fei; biejelbe habe ihm auch abgenommen werden müfjen, ba vom 1. 
Juli 1867 ab dem preußiihen Staat für das Bundeskriegsweſen feine andere 
Leitung obgelegen, als die des gejeglihen Pauſchquantums. 

Allein die Annahme eines Verzichts ſcheitert — von Andrem abgefehen — 
iden daran, daß ein Verzicht nicht beabfichtigt war. Die Auseinanderfegung 
betraf die finanziellen Leiltungen bes preußiſchen Staats aus allgemeinen Staats 
mitteln, an deren Stelle das verfafjungsmäßig zu entrichtende Pauſchquantum 
trat; fie ließ dagegen die ſ. g. eignen Einnahmen der Militärverwaltung unbe- 
rahrt. Sie nahm alfo dem preußiſchen Staat jelbfiverftändlich die Laft ab, aus 
«gemeinen Staatsmitteln für das Spandauer Etabliffement vorſchußweiſe mehr 
Wa leiten, als die auf dns erfie Semefter repartirte Hälfte von 300,000 Thlr.; 

be entzog dagegen der Militärverwaltung nicht die Befugniß, die Berliner Ars 
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tilleriewerkftatt vermöge ihres Verwaltungsrehts, als Dedungsobjelt für 
das Spandauer Etablifjement zu verwerthen. In der That ging bie preußifche 
Finanzverwaltung von Anfang an von biejer Befugniß, als von einer feftfte- 
benden aus. Nur deshalb fuchte fie fich vorfichtig in der, ſchon im Auguft 1867 
beginnenden Korrefpondenz mit dem Kriegsminifter die künftige „Eritattung ihrer 
Vorſchüſſe“ zu fihern und eine Vereinbarung über diefe Erftattung herbeizufüh⸗ 
ren; aber nirgends — weder in der Korrefpondenz, noch in den Verhandlungen 
des Landtags — hat fie angedeutet, daß ein gegen fie erflärter Verzicht der 
Militärverwaltung das Recht entzogen habe, aus dem durch die preußifchen Vor- 
ſchüſſe nicht abjorbirten Heft des Werths oder Erlöfes der alten Werkſtatt die 
Verwendungen zur Vollendung bes Spandauer Ctablifjements zu beden. 

Eben fo unzutreffend ift es, dem preußifchen Anſpruche Die Auseinanderfegung 
von 1867 nunmehr als Vergleich entgegenzuftellen. Es ift zwar richtig, daß 
die Halbirung des Etats für 1867 auf eine genaue Rerechnung ber preußifchen 
Reiftungen für bas 1. Semefter 1867 verzichtete und dem preußifchen Fiskus die 
Hälfte der 300,000 Thlr. zur Laſt ließ, ohne Rüdficht darauf, ob er für das 
Spandauer Etabliffement mehr ober weniger als 150,000 Thle verwendet haben 
mochte. Infofern aljo, d. h. betrefjs ber Leiftungen für das erfte Semefter 1867, 
mag in der Halbirung ein Vergleich gefunden” werden können. Aber um An, 
ſprüche für Leiltungen aus dem erften Semefter 1867 handelt e8 fich nicht. Und 
im Webrigen verkennt der Einwurf die oben erörterte Tragweite der Ausein⸗ 
anderſetzung. 

Sonadh iſt der Anſpruch des Reichs im Prinzip berechtigt: es find ihm bie 
auf die Vollendung bes Spandauer Etablifjements gemachten Verwendungen vom 
preußifhen Fiskus zu erfegen, joweit fie die Summe von 150,000 Thlr. übers 
Reigen. Es kommt nicht darauf an, ob das Reich diefen Anſpruch bei der Rüds 
gabe ber alten Artilleriewerkflatt vorbehalten hat. Es genügt, daß die Rück⸗ 
gabe in Gemäßheit des Geſetzes vom 25. Mai 1873 gefchehen ift und ee dies 
Geſetz dem Reihe den Anſpruch fichert. 


13. 


Schankwirthſchaft, Koufumverein, Gewerbe, Erwerb. 
Erl. des Ob.-Trib. in Berlin vom 16. Mai 1976.) 


Die Beſchwerde ift infofern begründet, als der Appellationsrichter ohne ge 
nügenden Grund angenommen hat, daß aus ben vorliegenden Thatſachen auf 
bie Eriftenz eines Gemerbebetriebes, d. 5. eines auf Erzielung eines Gewinnes 
berechneten Geichäftes zu jchließen fei. Denn daß das Geſchäft eines Konſum⸗ 
vereins, welches fi) darauf beſchränkt, Durch den Anlauf von Lebensbebürfnifien 
im Großen und deren Weiterverkauf an bie einzelnen Mitglieder im Kleinen 
biefen die Möglichkeit zu gewähren, diefelben zu geringeren Preifen zu erlangen, 
als fie von den Zwiſchenhändlern geftellt zu werden pflegen, infofern aljo an 
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ihren gewöhnlichen Ausgaben etwas zu erſparen, nod fein auf Gewinn be 
tehneter Gewerbebetrieb jei, ift bereits in dem vom zweiten Richter ſelbſt 
angeführten, in Oppenhoff’s Rechtſp. Bd. 13, ©. 188 abgebrudten Erkennt⸗ 
nifle des Obertribunals vom 1. März 1872 ausgeiprochen worden. Zu einem 
ſolchen &ewerbebetriebe kann aber augenſcheinlich das Gefchäft eines zu dem er: 
wähnten Zwede gegründeten Konjumvereins, jo lange der Verkauf der eingelauften 
Konfumtibilien fi auf die Mitglieder des Vereins beichräntt, auch dadurch 
nit werben, daß fid) beim Kaſſenabſchluſſe ein Ueberſchuß ergiebt, und biefer 
unter die Mitglieder in Form einer Dividende vertheilt wird, weil damit im 
Ganzen genommen ben Mitgliedern nur wiedergegeben wird, mas fie früher ſelbſt 
gezahlt Haben. Anders verhält es ſich allerdings, wenn von den eingelauften Ge- 
genfländen auch Einiges an Fremde verkauft wird, weil, wenn biefes zu Pfei- 
fen gefchieht, die nad) Tedung des Einfaufspreifes und des Antheils an den Ver- 
waltungs- und anderen Koften noch einen den Bereinsmitgliebern zu Gute kom⸗ 
menden Ueberſchuß gewähren, hierin die Eriftenz eines Handelsgeſchäftes, alſo 
eines Gewerbebetriebes gefunden werben kann. Deshalb ift es keineswegs gleich- 
gültig, wie der Appellationsrichter vermeint, ob bie Perſonen, denen ber Ange 
Hagte an ben bezeichneten Tagen Branntwein gegen Bezahlung verabreicht hat, 
zu den Vereinsmitgliebern gehört haben, oder ob und wie weit fie Fremde geme- 
fen find, es bedarf vielmehr gerabe dieſer Umftand noch einer näheren Erörterung 
und Fefftellung. 1. 


14. 


Uebertragung eines geiftlihen Amtes. Pfarrer. Nonnenklofter in anderer Pfarre. 
Beitellung zum ordentlichen Veichwater. 


(Erk. des Ob.-Trib. in Berlin vom 4. Mai 1876.) 


In Erwägung, 

daß bie Beftimmungen ber 88. 1—3 bes Geſetzes vom 11. Mai 1873 fi nur 
auf die Webertragung eines geiftlihen Amtes oder ber Stellvertretung ober 
SHülfeleiftung in einem ſolchen beziehen; 

daß aber das Geſetz, wie in den Motiven zum 8. 1. bejonders hervorgehoben 
wird, unter dem Ausdrud „geiftliches Amt“, der Terminologie des Allg. Land: 
rechts und dem neueren wifjenfchaftlihen Sprachgebrauch entiprechend, ein Amt 
verfteht, deſſen Inhaber die Seelforge (im weiteren Sinne des Worts) über einen 
beftimmten Kreis von Perſonen zufteht; 

daß ber Begriff des Amts, wie aus ben in ben Motiven a. a. O. in Bezug 
genommenen 88. 59, 60 Tit. 11 Th. II. Allg. Landrecht deutlich hervorgeht, zur 
Berausfegung hat, daß ber betreffende Geiſtliche bei einer chriftlichen Kirchenge⸗ 
weinde angeftellt worden ift: i r 

Nah demgemãß bie Mebertragung der Stellung eines ordentlihen Beichtvaters 
A ven Sranzisfanerinnen im Klofter zu P. an den Pfarrer G. zu W. ale bie 


- 
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Uebertragung eines geiftlihen Amtes nicht angejehen werben kann, da, wenn: 
gleich das Beichtehören zu den Alten ber Seeljorge gehört, daß die Eigenſchaft 
eines Beichtvaters bei Nonnen eines beftimmten Klofters, jofern legteres nicht, 
was im vorliegenden Falle nicht einmal behauptet worden — eine befonbere 
Pfarre oder Filialgemeinde bildet, nicht den Karakter einer Anftellung bei 
einer Kirhengemeinde an fi trägt, vielmehr lebiglich ein internes Verhält⸗ 
niß zwifchen dem betreffenden Geiftlihen und ginzelnen Privatperfonen 
bildet, durch welches die öffentlich vechtlihe Stellung bes Erſteren nicht berührt 
wird. 1. 


. 15. 


Sachliche und örtliche Zuftändigfeit eines Forftpolizeibeamten. 
(Ext. des Ob.-Trit. in Berlin vom 14. Juni 1876.) 


Der Berufungsrichter verneint das Vorhandenfein einer rechtmäßigen Amts 
ausübung aus dem boppelten Grunde, weil einmal die fraglihe Landparzelle 
feinen Beftandtheil einer Königlichen oder einer fonftigen bem Eigenthümer ge- 
börigen Waldung, zu deren Beihügung Förſter W. berufen ift, bilde, fondern 
einem britten Privateigenthümer gehöre, zum Anderen weil berjelbe Grund ber 
Ertheilung eines wirffamen Auftrages von Seiten des dem Angeklagten vorges 
ſetzten Oberförfters entgegenftehe. In beiden Richtungen tritt eine mißverftänd« 
liche Auffaffung des Begriffs der ſachlichen Zuſtändigkeit ſowohl des betreffenden 
Förſters zur Vornahme jener Handlungen, als des Oberförfters zur Ertheilung 
jenes Auftrages hervor. Daß der Förfter, wenn er Jemand bei Ausführung 
eines Holzdiebftahls betrifft, die Befugniß zur Beſchlagnahme ber gebraudten 
Werkzeuge befigt,, ergiebt 8. 22 des Solzdiebftahlsgefeßes vom 2. Suni 1852. 
Nicht weniger folgt aus der Stellung des Förfters als Forftpolizeibeamten, daß 
ſchon die fubjeltive Weberzeugung feinerjeits, daß die thatſächlichen Vorausſetzun⸗ 
gen für fein Einfchreiten vorliegen, das Lebtere rechtfertigt und nicht bie objek⸗ 
tive Gewißheit hinzutreten muß, daß ein KHolzbiebftahl begangen worden, was 
erſt demnächſt durch den Richter feftgeftellt werden ſoll und kann. Die fachliche 
Zuſtändigkeit hätte daher vorliegend zunächſt von dieſem Geſichtspunkte aus zur 
Erwägung gelangen müſſen. In Wirklichleit hatte ber Berufungsrichter auch 
nur die örtliche Zuftändigkeit des Förfters im Auge, den Umftand nämlid, daß 
der Rain nicht zum Revier, deſſen Schuß der Erſtere ausüben follte, gehörte. 
Allein bier beruhte die Argumentation des Berufungsrichters auf einer Ver⸗ 
wechslung der Zuftändigkeit an fi mit der Rechtmäßigkeit ber thatſächlichen 
Grundlage, aus welder diefe Zuftändigkeit hergeleitet wird. War der vorgejeßte 
Oberförſter zur Inftruirung des Förfters über den Umfang und die topogra- 
phiſchen Beitandtheile des dem Schuge des Letzteren anvertrauten Reviers ge— 
jeßlich berechtigt, jo handelt der Förfter innerhalb bes ihm auf diefe Weife be⸗ 
zeichneten Neviers örtlich zuſtändig. Irrte ſich der Vorgefegte Hinfichtli Der 


Snticheidungen and Erlafie von Gerichten und anderen Behörden. 59 


räumlichen Begrenzung deſſelben ober war aus fonftigen Gründen bie erteilte 
Inſtruktion eine fachlich faljche, jo hört das Recht des Förfters zur Ausübung 
feines Amtes innerhalb ber ihm fo bezeichneten Grenzen nicht wegen diejer ma⸗ 
teriellen Anfechtbarkeit der getroffenen Anordnung, fondern erft durch deren Bus 
tüdnahme auf und befand fich derjelbe bis dahin, die ſachliche Zuſtändigkeit vor⸗ 
ausgeſetzt, in berechtigter Aıntsausübung. Ebenjowenig kann, was ben ertheilten 
ipeziellen Auftrag betrifft, der Umftand allein, daß der Oberförfter nad; der An- 
fit des Berufungsrichters unrichtigerweife jenen Rain als zu dem Dienftbezirk 
des Förfters gehörig erachtete und daraufhin fich zu ber ertheilten Anmweifung 
veranlaßt fand, die Annahme einer Weberfchreitung jeiner allgemeinen Zuftändigs 
teitsgrenzen rechtfertigen. Es wird in bdiefer Richtung vielmehr insbejondere 
barauf antommen, ob aus anderen Gründen, 3. B. durch generelle Anordnung 
der Oberauffichtsbehörde bereits feftitand, dab von dem Standpuntte des Fürs 
ſters W. aus dieſer den Rain als zu feinem Revier gehörig nicht zu betrachten 
babe und der Dberförfter 3. nad) feiner bienftlihen Stellung nicht befugt ge 
weien, biefem entgegen eine die getroffene örtlihe Begrenzung ausdehnende Ans 
orbnung, wie ſolche in dem Auftcage liegen würde, zu erlaflen, oder ob nad) ben 
einfhlagenden Geſetzen (vergl. 3. B. kurheffifhe Organifationsverordnung vom 
29. Juni 1821) dem Oberföriter ein felbfiftändiges Recht zur Entſcheidung über 
jene Frage gegenüber dem ihm untergebenen Förfter zuftand. Wenn ber Beru- 
fungsrihter feine den Begriff ber rechtmäßigen Amtsausübung einfchräntende 
Auslegung dadurch zu rechtfertigen fucht, daß anderenfalls der Schuß, welchen 
das Reichsſtrafgeſetzbuch in den 88. 113 und 117 im Gegenſatz gegen $. 89 des 
preußifchen gegen geiegwibriges Worjchreiten der Vollzugsbeamten gewähren will, 
in vielen Fällen iluforifc werden würbe, fo fragt es ſich eben, was ber Geſetz⸗ 
geber unter einem gejegwibrigen Vorſchreiten habe verftanden willen, ob er nas 
mentlih den Bolzugsbeamten dem mit Gewalt ober Bedrohung mit Gewalt 
verbundenen Widerſtande auch aladann habe preisgeben wollen, wenn jeine Amts- 
handlung aus Gründen, welche feiner Beurtheilung ſich entziehen und ihm meis 
ſtentheils nicht einmal befannt jein werben, zwar einer materiellen Anfechtung 
unterliegen könnten, aber im Mebrigen feine formelle Zuftändigkeitsgrenze nicht 
überjchreiten, wie dieſes die Rechtſprechungen des Königl. Obertribunals feither 
tonftant verneint hat. 1. 


16. 

Dar ein geſetzmäßig angeitellter Biarrer zur Nornahme einzelner Amtshandiungen 
and) in einer benachbarten Pfarrei befugt ſei, fann in diefer Allgemeinheit 
als ein geltender Rechtsſatz nicht anerfannt werden, da die Faſſung des 
Art. 2 des Geiched dom 21. Mai 1874 ihm geradezu entgegeufteht. 

(Ext. des Ob.-Trib. in Berlin vom 31. Mai 1876.) 
Die Pfarrftelle in 8. if erledigt und bat während dieſer Erledigung ber 
als Pfarrer in der benachbarten Gemeinde D. beftellte H. in zwei Fällen Das 
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tirhliche Begräbniß Verftorbener unter Gelebrirung eines Todtenamtes in ber 
Gemeinde B. bewirkt. Deshalb aus Art. 2 des Gejehes vom 21. Mai 1874 
beftraft, rügt er Geſetzesverletzung. Seine Nichtigkeitsbeſchwerde wird zurüd⸗ 
gewiefen, 

Gründe. 

Allerdings iſt, wie auch der Berufungsrichter amnimdun der Wortlaut des 
Art. 2 des Geſetzes vom 21. Mai 1874 nicht allein entſcheidend, weil die Wort⸗ 
faſſung eine umfaſſendere iſt, als die Abſicht und der Zwed bes Geſetzes bedingte. 
Wenn man aber auch hiernach anerkennen muß, daß ber Art. 2 cit. nicht auf 
alle Fälle Anwendung findet, auf die er nach feinem Wortlaut anzumenben fein 
würde, fo führt dies doch nicht zu einer Anerkennung des von dem Imploranten 
aufgeftellten Rechtsgrundſatzes. Bei der Erörterung der Tragweite bes Art. 2 
find die auf das Geſetz vom 11. Mai 1873 bezüglichen Verhandlungen und Ers 
laſſe, welche in der Nichtigkeitsbeſchwerde angeführt worden find, nicht von we- 
fentlicher Bedeutung, weil dieſes Geſetz fi als unzureichend erwiejen hatte und 
aus dieſem Grunde durch das Geſetz vom 21. Mai 1874 ergänzt werben mußte, 
Die Beftimmungen des letzteren Gefeßes find daher, ſoweit fie nicht. Deflaratos 
riſcher Natur find, felbitftändig in Betracht zu ziehen. Weber bei ben legislas 
toriihen Verhandlungen dieſes Gejeges, noch in ben fpäteren Erlaſſen der Be 
börden ift nun der vom Imploranten aufgeftellte Sat in der behaupteten Allges : 
meinheit ausgeſprochen worden. Die bei der Berathung bes Geſetzes von der 
Staatsregierung angeführten Beifpiele von Umgebungen bes Geſetzes vom 21. 
Mai 1873 umfafjen nicht alle Fälle der Beeinträchtigung der Zwecke des Geſetzes 
und können nicht zu einer reftringirenden Erklärung befjelben verwendet werben. 
Die in Bezug genommenen Minifterialerlaffe aber find niemals amtlich veröffent- 
licht und haben anſcheinend nur Einzelfälle im Auge, ohne einen allgemeinen 
Grundſatz auszufprehen. Der Berufungsridter hat daher keineswegs das Geſetz 
verlegt, wenn er feinerjeits einen ſolchen Grundſatz nicht anerkennt, vielmehr 
davon ausgeht, daß die Rechtswibrigkeit der Vornahme geiftlicher Amtshandluns 
gen nad) der Lage bes Einzelfalles zu beurtheilen und danach zu prüfen jei, ob 
die Vornahme einer vereinzelten Amtshandlung von der Strafandrohung bes 
Geſetzes ausgefchloffen fei, und wenn er dieſe Frage in Bezug auf den vorlies 
genden Fall verneint, indem er annimmt, daß die Vornahme von Amtshandlun- 
gen in einer feit längerer Zeit nicht bejegten Pfarrei, deren Wiederbefegung 
ſehr wohl thunlid geweſen wäre, bie Umgehung bes Geſetzes bezwedt habe. 
Abgedr.: Oppenhoff, Rechtipr. Bd. 17 S. 399.) 1. 


— 
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17 
° ‘ 
Die Herausforderung jeined Vorgeſetzten zum Duell ift als Verlehung der Amts⸗ 


pflicht disziplinariſch ftraibar, es mag die Veranlafinng zu der Herand: 
forderung einen amtlichen Karakter an id) tragen oder nicht. 


(Er. des Ober-Zribunals in Berlin vom 4. Sept. 1876.) 


Der Angeſchuldigte hat Nichts angeführt, wodurch bie thatſächliche Feitftellung 
des 1. Richters angegriffen wird. Seine Ausführungen gehen nur dahin, daß 
der 1. Richter jein Verhalten unrichtig 'beurtheilt habe. Er meint, es handle fi) 
ledigli um eine Privatangelegenheit zwifchen ihm und dem Direktor, welche in 
feiner Beziehung zu der beiberfeitigen amtlichen Stellung ftehe und er habe, un 
feine Ehre herzuftellen, in geichehener Weife handeln müſſen. Was zunächſt letz⸗ 
teren Geſichtspunkt anbelangt, fo kann Angefhuldigter darauf einen Anſpruch 
auf Freifprehung nicht gründen. Was er bei VBeurtheilung des Verhaltens bes 
Direktors geltend macht: es giebt Fälle, wo man ſolche Handlungen begehen und 
ih event. der Strafe ausfegen muß, das muß er auch gegen fich gelten laſſen. 
Bar er der Anfiht, feine Ehre nur durch Herausforderung zum Duell wieder 
berfiellen zu können, und handelte er demgemäß, jo muß er eben die auf feine 
Handlungsweiſe vor dem Straf: oder Disziplinarrichter fallende Strafe tragen 
und kann ſich nicht damit rechtfertigen, daß die an ſich firafbare Handlung ihm 
dureh die Gejege der Ehre geboten worden ſei. Es Tann daher ‚nur in Frage 
Tommen, ob die Sandlungsweife des Ungefhuldigten Lediglich als eine Privat 
angelegenheit anzufehen, oder ob fie eine Verlegung der Amtspflichten enthält. 
Diefe Frage mußte mit dem Appellationsrichter zu Ungunften des Angeſchuldig- 
ten beantwortet werden. Der Angeſchuldigte glaubte, der Direktor ſei der Urhe⸗ 
ber eines Gerüchtes, wodurd er in Bezug auf einen amtlihen Vorfall verleum- 
bet werbe. Deshalb forderte er von demfelben eine Erklärung und, ba eine ſolche 
nicht nach feinem Verlangen erfolgte, ließ er den Direktor zum Duell herausfor: 
bern. Selbft vorausgejegt, der Glaube des Angeſchuldigten fei ein gerechtfertig⸗ 
ter gewefen, jo muß doch in dem Verhalten des Angeſchuldigten eine Verlegung 
feiner Amtspflihten gefunden werben. Das Geſetz verpflichtete ihn, wie ber 1. 
Richter mit Recht bemerklich macht, ſich gegen den Direktor, als feinen Borges 
fegten, in allen Stüden der, einem Borgefegten gebührenden Achtung und Chr: 
erbietung gemäß zu verhalten. Dazu gehörte vor Allen, wenn er ſich durch den⸗ 
jelben verlegt glaubte, die ihm gegen bemjelben zuftehenden Rechte nur im 
geieglichen Wege geltend zu machen. Es ift — jelbft angenommen, baß eine Be- 
leidigung rein privaten Rarakters vorliegt — eine Verlegung der dem Vorgeſetz · 
ten gebührenden Achtung und Ehrerbietung, wenn ber Untergebene, um fi zu 
keinem Rechte zu verhelfen, den Weg ber Selbfthülfe vermittelft geſetzlich ftrafba- 
ta Handlungen beſchreitet. Es kommt daher im vorliegenden Falle nicht darauf 
@, ob die Handlungsweiſe des Angefchuldigten deshalb einen amtlichen Karakter 
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an fi trägt, weil die behauptete Verleumdung einen amtlichen Vorgang betraf, 
die Handlungsmweife des Angefhuldigten erſcheint wegen feiner Stellung zum 
Direktordals feinem Vorgefegten als eine Verlegung feiner Amtspflihten, denn 
er forderte von bemfelben, zwiſchen ihnen beftehende Differenzen auf einem ge- 
jeglich verbotenen Wege zum Austrage zu bringen. Dieje Verlegung ber Amts: 
pflicht erjcheint aber auch als eine ſchwere und eine ſolche, welche das Verbleiben 
des Angefhulbigten in feiner bisherigen Stellung unmöglih madt. Es war 
daher das erfte Urtheil zu beftätigen. 3 1. 


18. 


Berlekung der Standespflichten durch einen Rechtsanwalt, der als Bertheidiger 
“in einer Unterfnhuugsiahe mit dem Derlekten wegen Iurüdnahme des 
Strafantrages unterhandelt und demjelben hierfür Geld anbietet. 


(Ext. des Ober-Tribunals in Berlin vom 2. April 1875.) 


Der Aderwirth E., welcher bei einem Wirthshausftreite den Schuhmacher B. 
durch den Wurf mit einem Branntweinglafe an einem Auge jo verlegt hatte, 
daß deſſen Sehkraft faft vollftändig verloren gegangen und 9. während vier 
Wochen arbeitsunfähig geweſen war, ift in Folge deſſen wegen vorſätzlicher Köre 
perverlegung zu einem Jahre Gefängniß und Erlegung einer Buße von 500 
Thalern an ben Verlekten verurtheilt worden. Der Rechtsanwalt P. zu D. 
affiftirte ihm als Vertheidiger im Aubienztermine erfter Inftanz, und verfuchte, 
nah dem Schluffe der Verhandlungen, während der Gerichtöhef fi) zur Bes 
rathung zurüdgezogen hatte, den Verlegten zur Zurüdnahme des Strafantrages 
zu bewegen, zu welchem Behufe er demjelben auch Geldanerbietungen made. 
Weil er durch fein Benehmen hierbei einen Verftoß gegen feine amtliche Stellung 
begangen, wurbe er zur Disziplinarunterſuchung gezogen, aber buch Erkenntniß 

des Ehrenrathes der Rechtsanwälte und Notare zu Münfter vom 14. Oktober 
1874 freigefprochen. Auf die Berufung des Oberſtaatsanwaltes ift er von dem 
DObertribunal wegen Verlegung ber, durch fein Amt ihm auferlegten Pflichten bes 
Anftandes mit einem Berweife belegt. 
Gründe 

Bei Antragsvergehen läßt das Geſetz die Zurücknahme des Strafantrages 
bis zur Verkündung eines, auf Strafe lautenden Erkenntniſſes zu, ohne darauf 
zu ſehen, welde Einwirkungen und Beweggründe zu der Zurücknahme geführt 
haben, und den Angeſchuldigten kann daher nicht ber Vorwurf treffen, durch bie . 
Einwirkung auf den Schuhmacher B. die Verlegung einer geſetzlichen Vorſchrift 
verfuht und ein fpezielles gejetliches Ver» oder Gebot übertreten zu haben. 
Berner gehört die perjönliche, unmittelbare Verhandlung mit dem Verlegten, be- 
bufs der Zuriidnahme des Strafantrages, zwar nicht zu der Aufgabe des ala 
Verteidiger fungirenden Rechtsanwaltes; fie kann aber in einer ſolchen Form 
zur Ausführung tommen, daß fie die amtliche Stellung des Vertheidigers nicht 
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beeintrãchtigt, und fie giebt für ſich allein, ohne den Sinzutritt befonberer Um⸗ 
fände, einen Grund zum disziplinarifhen Vorgehen nicht ab. 

Der Angefhuldigte hat bei der Verhandlung über die Zurüdnahme bes 
Strafantrages dem Verlegten Geldanerbietungen gemacht. In einem früheren 
Erlenntniſſe ift die Strafbarkeit eines Nechtsanmwaltes gerade darauf gegründet, 
daß berjelbe den Berleßten, reſp. deren Vertretern für bie Zurüdnahme der Straf- 
anträge Geld angeboten hatte; aber die damalige Entſcheidung hat nur den fons 
kreten Fall im Auge gehabt, in welchem es ſich um das Verbrechen des 9. 176, 
Nr. 3 des Strafgeſetzbuchs handelte und bie Geldofferte nur als ein Aequivalent 
für die Zurüdnahme des Strafantrages, nicht außerdem als eine ben verlegten 
Perfonen für irgend einen materiellen Nachtheil gebührende Entſchädigung bes 
trachtet werben Tonnte. 

Im gegenwärtigen Falle handelt es ſich um bie Anklage wegen Körperver⸗ 
legung, und bei einer folden durfte nad) dem $. 231 des Strafgefeßbuchs der 
Verlegte eine Geldbuße verlangen und Strafrichter diefe ihm zuerfennen. Der 
Berlegte B. hatte ein vom Geſetze anerkanntes Geldinterefle, und das Anerbieten 
eines Erſatzes für biejes Intereffe, im Falle der Zurücknahme des Strafantrages, 
befand fi) in voller Uebereinftimmung mit dem geſetzlichen Standpunkte und vers 
diente an fich auch vom ſittlichen Gefihtspuntte aus feine Mißbilligung. Iener 
frühere Fall war durch den Mangel des Geldinterefjes auf Seiten der verlegten 
Perſonen unterfchieden und deshalb anders zu beurtheilen. 

Dem Angeihuldigten muß hiernady zugegeben werben, daß die von ihm bem 
Verlegten gemachten Gelbanerbietungen an fih mit feiner amtlichen Stellung 
nit im Widerfpruche ftehen und fie für ſich allein zu einer Rüge keine Veran- 
laſſung geben. 

Bei der Beurtheilung feiner Handlungsweiſe Avant es jedoch auch auf bie 
begleitenden Umftände und auf bie Art und Weile an, in welcher er fih auf ders 
artige ‚Verhandlungen eingelafien und ob er, indem er erlaubte Mittel zu einem 
erlaubten Zwede anmenbete, dies in einer ſolchen Form gethan hat, daß bas 
ftliche Gefühl oder der Anftand beleidigt wurden. In dieſer Richtung hat er aller= 
dings gefehlt und zwar in ſolchem Grade, daß er fi) dadurch einer ſtrafbaren 
Verlegung feiner Amtspflichten ſchuldig gemacht hat. 

Der Verſuch des Angeſchuldigten, den Verletzten zur Zurücknahme des Straf⸗ 
antrages zu veranlaſſen, fällt in den legten Zeitmoment, in welchem dieſe Zurüd⸗ 
nahme eine Wirkung äußern konnte. Das ſtrafwürdige Vergehen des Ackerknech⸗ 
tes €. war durch die gerichtliche Verhandlung öffentlich Tonftatirt, es handelte 
Rh um ein fchweres, den Verlepten ſchwer fchädigendes Vergehen, und je mehr 
das hierdurch in der Deffentlichleit wachgerufene Rechtsbewußtſein erwarten 
durfte, daß den Schulbigen die verdiente Strafe treffe, um jo mehr Rüdficht 
und Zurüchaltung waren dem Angefhuldigten in feinem Worgehen geboten, 
wem er es verjuchte, jet noch den Arm der Gerechtigkeit aufzuhalten. 

Er ift aber über die Schranken, welche er ſich hierbei auferlegen mußte, 
wi Hinausgegangen. Weber die entſchiedene Ablehnung, welche B. feinem An» - 
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finnen zuerft entgegenftellte, nody das mehrmalige, abmahnende Dazwiſchentreten 

des Etantsanwaltes, noch auch die Unterbrechungen, welche durch die wiederholte 

Einmifhung eines Schwagers des E. entitanden, haben den Angeſchuldigten ab- 
gehalten, immer wieder von Neuem mit Aufforderungen, Borftelungen und Geld⸗ 
anbietungen auf B. einzubringen, und er bat’ nicht nur den Reiz diefes Aner⸗ 

bietens dadurch zu fleigern gefucht, daß er das Portemonnaie hervorholte und 
die Geldſcheine vor dem B. hinhielt, fie glatt ſtrich und ihm, unter fortdauern: 
dem Zureden, vorzeigte, fondern er bat auch Bemerkungen Hinzugefügt, welde 
der von ihm geführten Unterhandlung den Anfchein gaben, als ob er mit ®. 
feilfchte und dieſem die Geſundheit und der Vollbefig ber Sinnesorgane für 

Geld feil wären. 

Denn, wie aus des Letzteren und des Dr. v. R. eidlichen Ausjagen bervor- 
geht, hat der Angefhuldigte das Anerbieten zuerft allgemein auf ein „anftändis 
ges Stüd Geld“ gerichtet, auf weitere Nachfrage die fofortige Zahlung von 100 
Thalern verſprochen, bei der Hinweiſung auf die Kurkoften die Achſeln gezudt, 
fpäter aber im Namen des E. auch die Zahlung ſämmtlicher Kurkoſten angeboten 
und dann beim Vorzeigen der 100 Thlr. die Aeußerung gegen B. gemacht: „das 
fei doch ein fchönes Geld, wofür man fi ſchon etwas gefallen laſſen könne.“ 

*  Diefes Gebahren des Angejhuldigten ift fein bloßes Bitten, wie er meint, 
fondern ein zudringliches Bearbeiten des Verlegten in anftößiger, die Sittlichkeir 
und den Anftand verlegender Form, und es hat auch auf die Anwefenden einen 
folhen Eindrud hervorgerufen. Der Zeuge Dr. v. R. nennt & ein wuchtiges 
Andringen und fpricht davon, daß der Angefchuldigte fortgefahren habe, dem B. 
möglichft zuzufegen; er bezeugt, daß er von den fortgejegten Verſuchen des Ans 
geſchuldigten unangenehm berührt worben fei. Der Staatsanwalt hat ihm, wäh⸗ 
rend die Unterhandlung flattfand, wiederholt wegen Weberfchreitung ber erlaub- 
ten Grenzen Vorftellungen gemacht, und fofort nad) dem Wiebereintritt des Ges 
richtshofes über ihn Beſchwerde geführt. Er felbft if fi aud wohl bewußt ger 
weſen, daß er durch bie Ueberſchreitung gewiffer Grenzen feine amtlihe Stellung 
fompromittire; denn nad der Ausfage des Dr. v. R. hat er auf den Vorwurf 
des Staatsanwalts, daß er ben B. bearbeitet habe, erwibert, eine Bearbeitung 
feinerfeits habe nicht ftattgefunden, er müſſe fi fonft ja als Rechtsanwalt ſchä⸗ 
men; und danach hat er um fo mehr Grund gehabt, größere Vorfiht und Takt 
in der Form feines Vorgehens zu beobadjten. Verftieß aber fein Auftreten an 
ſich ſchon durch feine Aeußerungen und fein Benehmen gegen den Anftand und 
die Sittlichkeit, jo fommt noch hinzu, daß der Vorfall fi im Gerihtsfaale, wo 
andere Perjonen vermöge ihres Berufes anweſend waren und das Publikum 
freien Zutritt hatte, in der Zwifchenpaufe einer Gerichtsfigung zutrug, und hierin 
liegt ein befonbers belaitendes Moment. Das Zufammentreffen des Ortes, der 
Zeit und Gelegenheit, wo bie Rechtspflege öffentlih geübt wurde, war unter 
allen Umftänden zu berüdfichtigen; der Angeſchuldigte hat jedoch eine ſolche Rück⸗ 
fit, zu welcher er ducd feine amtliche Stellung als Rechtsanwalt und Ber- 
theidiger noch bejonders aufgefordert wurde, gänzlich außer Augen gelaffen. Er 
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bat auch das Unpafiende, das in dem Orte und der Deffentlichleit feines Vor⸗ 
gehens lag, gefühlt; jonft würde er nicht anfänglich den B. zum Verlaſſen des 
Gerichtsſaales, um draußen mit ihm zu verhandeln, aufgefordert und erft nad 
defien Weigerung fi im Gerichtsſaale mit ihm eingelafien haben. 

Rah allem diefem unterliegt die Annahme feinem Bedenken, daß ber Anges 
ſchuldigte durch fein Verhalten bei Ausübung feines Amtes die Pflichten des An- 
Randes verlegt und das Anfehen und bie Achtung, welche fein Beruf erfordert, 
in hohem Maße gejhädigt hat, jo daß eine disziplinarifhe Ahndung nothwendig 
und entiprechend der Schwere des Vergehens, nach den vorliegenden es 
die Ertheilung eines Verweiſes gerechtfertigt ift. — 1. 


19. 


Gutsherrliche Schulbaulaft. 8. 36 Thl. II Tit. 12, des Allg. preuß. Landrechts. 
(Ext. des Ob.-Erib. in Berlin vom 2. Mai 1873.) 


Nach der vom Appellationsrichter in Bezug genommenen Sadhdarftellung des 
erfien Richters bilden die Ortſchaften Iuftemin und Amalienburg einen Schul: 
verband, deſſen gemeinſchaftliche Schule fih zu Juſtemin befindet. Die Ver: 
Hogten find die zu Zuftemin und Amalienburg wohnenden Hausväter, welche bie 
Schulgemeinde dieſer Ortſchaften bilden. 

Kläger iſt Beſitzer des Gutes Amalienburg, welches bis zum Jahre 1849 
mit dem Gute Juſtemin ein Ganzes bildete und ein Theil deſſelben (Vor⸗ 
wert) war. 

Mittelft gerichtlihen Vertrages vom 3. November 1848. und 24. Juli 1849 
bat der damalige Vefiger von Juſtemin und Amalienburg, G., jeinem Sohne 
A. 9. das Gut Juftemin und feinem Sohne A. 2. das Gut Amalienburg über⸗ 
lafien, welches legtere demnächſt ein eigenes Sypothelenfolium erhalten hat und 
von dem Kläger erworben worden. Von biefem wird behauptet, daß bis in die 
neuefte Zeit er ſelbſt und feine Vorbefiger zu den Schulbaukoften lediglich als 
Gutsherrſchaft, nicht aber auch als Mitglieder der Schulgemeinde herangezogen 
ſeien. Erſt bei Gelegenheit bes 1869 angeordneten Ausbaues des Schulhaufes 
zu Juſtemin fei auf Antrag ber Verklagten von der Verwaltungsbehörde an- 
georbnet worden, daß er zu dieſen Baukoften als Mitglied der Schulgemeinde 
beitragen folle. Hierzu hält er ſich nicht für verpflichtet, indem er nur als Guts⸗ 
dert zu den Schulbaufoften beifteuern will. Er hat deshalb klagend beantragt: 

die Verklagten zu veruriheilen: 
anzuerlennen, daß er zu den Baukoften der Schule von Juſtemin und 
Amalienburg nicht als Mitglied der Schulgemeinde beizutragen habe. 

Gegen das den Kläger abweifende Appellationsurtgeil hat derjelbe die Nich- 
2 —n eingelegt, welche aber aus folgenden Gründen zurüdgemwie- 

in. 

Rach der Behauptung in der Nichtigkeitsbeſchwerde fol der ag 
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richter durch feine Erwägungen bie 88. 29, 34, 36 II. 12 des Allg. Landrechts 
verlegt haben, ein Vorwurf, welcher ſich als nicht begründet darſtellt. 

Sene Paragraphen lauten dahin: 

„3 29. Wo feine Stiftungen für die gemeinen Schulen vorhanden find, 
liegt die Unterhaltung ber Lehrer den ſämmtlichen Hausvätern jedes Drtes, 
ohne Unterfchied, ob fie Kinder haben oder nicht, und ohne Unterſchied des 
Blaubensbelenntnifjes, ob. 

$. 34. Auch die Unterhaltung der Schulgebäude und Schulmeifterwohs 
nungen muß, als gemeine Laſt, von allen zu einer jolhen Schule gewiejenen 
Einwohnern ohne Unterſchied getragen werben. 

8%. 36. Bei Bauen und Reparaturen der Schulgebäude müflen die Ma- 
gifträte in den Städten, und bie Gutsherrſchaften auf dem Lande, die auf dem 
Gute oder Kämmereieigenthume, wo die Schule ſich befindet, gewachfenen ober 
gewonnenen Materialien, ſoweit felbige hinreichend vorhanden und zum Bau 
nothwendig find, unentgeltlich verabfolgen.* 

Dieſe geſetzlichen Vorſchriften hat der Appellationsrichter durch ſeine Ent⸗ 
ſcheidung keineswegs verletzt, dieſelben vielmehr ganz richtig zur Anwendung 
gebracht. 

Nach den oben angeführten geſetzlichen Beſtimmungen iſt die Schulbaulaſt 
eine gemeine Laſt, welche, da dieſelbe von allen zu ber betreffenden Schule ge⸗ 
wiejenen Einwohnern ohne Unterjhied zu tragen ift, ſich als eine blos perſön⸗ 
liche Laft darftellt, und zwar ſolches um jo unzmeifelhafter, als ihr jeder von 
jenen Einwohnern ohne alle Rüdficht darauf unterworfen ift, ob er fi) in dem 
Beſitze von Grundftüden befindet oder nicht. Für das platte Land tritt die alleis 
nige Ausnahme ein, daß der Beſitzer des Gutes, wo die Schule fic) befindet, als 
Gutsherrſchaft des Schulortes gehalten ift, die auf diefem Gute gewachſenen oder 
gewonnenen Materialien, foweit jelbige binreihend vorhanden und zum Bau 
nothwendig find, unentgeltlich zu verabfolgen. Auch dieſe Verpflichtung erſcheint 
infofern als eine nur perſönliche Laft, als die Gutsherrſchaft nur unter der Vor⸗ 
ausjegung und Bedingung die auf dein Bute gewachjenen oder gewonnenen Ma- 
terialien zum Baue unentgeltlich herzugeben hat, als diefelben hinreichend vorhan⸗ 
den find, was nah dem Präjudiz Nr. 341 vom 25. September 1837 (Samme 
lung der Präjudizien Thl. 1. S. 210) dahin zu verftehen ift, daß nach Beftreitung 
der Wirthſchaftsnothdurft des Gutsherrn von jenen Materialien noch ein Weber- 
ſchuß verbleibt. Es Tann indefien hier ganz unerörtert dabingeftellt bleiben, ob 
bie oben gedachte Verpflichtung der Gutsherrſchaft eine blos perfönliche oder eine 
dingliche Laft ift, Da von der Beantwortung biefer Frage die Entfcheidung der vor« 
liegenden Sade in keiner Weife abhängig if. 

Behufs diefer Entſcheidung ift vielmehr, wie auch vom Appellationsrichter 
ganz richtig geihehen, zunächſt geltend zu machen, daß es als feltfiehend betrach⸗ 
tet werben muß, daß die Butsherrfchaft des Schulortes in Bezug auf die Schul: 
bausbauten keiner anderen und weiteren Verpflichtung, als ber ihr in dem $. 36 
a. a. D. auferlegten, unterworfen ift, und daß dieſelbe ſich dabei dergeftalt im 
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Gegenfage zu den Hausvätern und allen zu der fraglihen Schule gewiefenen 
Einwohnern befindet, daß fie von der den leßteren nad dem 8. 34 a. a. O. obs 
liegenden gemeinen Schulbaulaft befreit ift, und daß fie zu diefer in feiner Weiſe 
weiter herangezogen werben darf. 

Sodann ift aber auch hier der Wortlaut des $. 36 a. a. D. als enticheidend 
anzufehen, indem danach die darin und eben gedachte Ausnahmeftellung allein der 
Gutsherrſchaft des Schulortes, dem Befiter desjenigen Gutes, in welchem fi) 
bie Schule befindet, zukommt, und daß auf biejelbe von feinem anderen Butss 
befiger Anſpruch gemacht werden kann, auch wenn deſſen But im Schulbezirke, 
in der Schulgemeinde, belegen ift. 

Und daraus folgt für den vorliegenden Fall von felbft, daß, weil die hier 
fraglide Schule fih auf denn Gute Juftemin befindet, nur der Befiter biefes 
Gutes, nicht aber auch der Verklagte, als Befiker des Gutes Amalienburg, wo 
jene Säule nicht belegen ift, für befugt erachtet werden Tann, unter Berufung auf 
den $. 86 a. a. D. eine Beireiung von den im $. 34 a. a. D. gedachten, allen 
zur Säule in Juflemin gewieſenen Einwohnern obliegenden gemeinen Laſten für 
fih in Anfpruch zu nehmen. Und kommt in biefer Beziehung als allein ent: 
ſcheidend, ber faltiſche Zuftand in Betracht, wie derjelbe im Jahre 1869 bejtan- 
den, wo der hier in Rede ftehende Schulhausbau ftattgefunden hat. LUnftreitig 
iR damals das Gut Amalienburg ſchon längft ein von dem Gute Juſtemin ger 
trenntes, für fich befiehendes felbfiftändiges But gewefen, welches zu der in Ju⸗ 
ſtemin befindlihen Schule überall, als Gutsherrſchaft, in keiner Beziehung mehr 
geitanden. 

Als Butsherrihaft der zu Juſtemin befindlihen Schule war damals nur 
noch der Befiter diefes Gutes anzufehen, und jowie baher nur auf ihn der $. 36 
a. a. D. bat zur Anwendung kommen können, jo hat auf den Verklagten, den 
Befiger von Amalienburg, der $. 34 a. a. D. volle Anwendung finden müſſen. 

Alles dasjenige, was jenem faktiſchen Zuftande vom Jahre 1869 voraufge- 
gangen ift, ericheint für die Entſcheidung der Sache als völlig einflußlos, und 
bedarf es deshalb darüber feiner näheren und fpeziellen Erörterung. 

Dahin gehört namentlih, daß Amalienburg früher ala Vorwerk zu dem 
Hauptgute Iuftemin gehört bat, daß bafjelbe im Jahre 1848/49 als ein bejondes 
tes jelbfiftändiges But von dem letteren gänzlich abgezweigt und getrennt wors 
den it, und daß mit hin diefe Abzweigung und Trennung unter Anwendung der 
Beftimmungen des Gejeges vom 3. Sanuar 1845, betreffend bie Berftüdelung. 
von Brundftüden und die Gründung neuer Anfiebelungen (Gejegfammlung ©. 
35-32), flattgefunden hat und zur Ausführung gekommen if. Mit Recht hat 
der Appellationsridhter es vorliegend für unerheblich erklärt, daß in dem $. 5 
des Theilungsvertrages vom 3. November 1848 ſämmiliche Laften und Abgaben, 
weihe bis dahin auf Iuftemin und Amalienburg zufammen gehaftet, zu * auf 
ein und zu % auf Amalienburg vertheilt worden. Und eben jo wenig 
keuuct darauf hingewieſen zu werben, daß nad Ausweis des unterm 8. Mai 
387 beftätigten Barzellivungs: und Abgaben-Vertheilungsplanes dem Befiger 
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von Amalienburg keine Patronatsrechte zuftehen, dieſe Nechte vielmehr dem Gute 
Juſtemin verblieben zu jein fcheinen, und daß ber Nachtragsvertrag vom 19 
Februar 1870, durch welchen die Erwerbung eines Antheiles an den Patronats. 
rechten für Amalienburg herbeizuführen beabſichtigt worden, nicht die erforderliche 
Genehmigung ber Königlichen Regierung zu Stettin erhalten hat. Dies würde 
immer, ſelbſt wenn man die bejondere Art und Weife der Verpflichtung, welde 
der Gutsherrſchaſt des Schulortes in dem $. 36 a. a. D. in Betreff der Schuls 
bausbauten auferlegt worden, als einen Ausfluß des Patronatsrechts und des 
damit verbundenen j. g. Schulpatronats auffallen wollte, den Intentionen bes 
Klägers entſchieden entgegenfiehen. Hierauf kommt es indeſſen ebenfalls nicht 
an, fo wie es denn überhaupt ohne weitere Erörterung auf. fi beruhen bleiben 
kann, ob jene Verpflichtung der Gutsherrſchaft des Schulortes und die dadurch 
derjelben in Bezug auf die Schulhausbaulaft ben übrigen zur Schule gewieſenen 
Einwohnern gegenüber eingeräumte Ausnahmeftelung als zu den öffentlichen 
Rechten der Gutsherrichaft als folcher gehörend zu betrachten, und welcher Eins 
fluß etwa hierauf der gänzlichen Abzweigung und Lostrennung vines Butstheils 
von dem Gute des Schulortes zuzugeftehen iſt. — 

Welpe Berabredungen bei’der Abzweigung und gänzlichen Lostrennung des 
Gutes Amalienburg von dem Hauptgute Juftemin zwiſchen den Kontrahenten 
und beiberjeitigen &utsbefigern getroffen worden, und in welcher Weife die Vers 
theilung der perſönlichen, der dinglichen und ber öffentlichen Laften und Abgaben 
auf die beiden Güter Iuftemin und Amalienburg unter Genehmigung der Kös 
niglihen Regierung zu Stettin flattgefunden hat, das alles muß Hier als uner- 
bebli außer Acht bleiben. Der Kläger ift, da berjelbe feftitehendermaßen nicht 
der Beliger des Gutes Juſtemin iſt, wo die fraglihe Schule ſich befindet, für 
feine Perfon der in dem 8. 34 a. a. O. gedachten gemeinen Schulbaulaft unter- 
worfen, und kann er eine Befreiung von biefer perfönlichen Laſt nicht um des⸗ 
willen für fi in Anfprucd nehmen, weil das But Amalienburg, welches von 
ihm befeffen wird, früher einen Theil des Sauptgutes Juſtemin, des Gutes bes 
Schulortes, gebildet hat. Es erſcheint deshalb als völlig gerechtfertigt, daß ber 
Appellationsrichter den Kläger mit feiner, eine ſolche Befreiung für ſich in Ans 
ſpruch nehmenden Klage abgewieſen hat. 1. 


20. 
Betreffend- die Deklarationspflicht des Schiffsführers in Anfehung der in dem Ge: 
wahrjam der Pafjagiere verbleibenden zollpflichtigen Sachen. 
(Ext. des Ob.-Trib. in Berlin vom 6. Ian. 1875.) " 


Am 26. März 1874 hatte fi auf dem Eftedampfer „Primus“, welcher von 
dem Angellagten, Kapitän P. zu Burtehube, geführt wurde, bei der zollamtlichen 
Revifion zu Eranz, im Klofet ein Beutel mit 4 Pfunden Kaffee und 4 Pfunden 
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Melis verſtedtt gefunden, welder in der Dellaration des Angellagten nicht auf 
geführt und defien Eigenthümer nicht zu ermitteln war. 

Das Amtsgericht zu Jork ſprach durch das Erkenntniß vom 13. Juni 1874 
ben Verflagten von der gegen ihn aus dem $. 136d bes BVereinszollgefeges vom 
1. Zuli 1869 erhobenen Anklage wegen Bolldefraubation frei, weil die Vermu- 
tung nahe liege, daß die fraglichen Gegenftände von einem Pafjagier dort zum 
Zwede des Durchſchmuggelns verborgen worben feien und, wenn bies der Fall, 
Angellagter nit Inhaber derfelben und . nad dem $. 13 bes Geſetzes zur Ents 
richtung des Zolles nicht verpflichtet geweſen fei. 

Die Straflammer des Obergerichts zu Stade verwarf die von dem Haupt⸗ 
zollamt zu Harburg, weldes ſich dem Verfahren angeſchloſſen hatte, erhobene Be- 
rufung durch das Urtel vom 8. September 1874. 

Die dagegen von dem Hauptzollamt zu Harburg eingelegte Nichtigkeits⸗ 
beſchwerde hat das Obertribunal zurückgewieſen. 

Gründe 

Das angegriffene Erkenntniß faßt bie thatſächliche Feftftellung bes erſten 
Richters dahin. auf, daß über das Einbringen und Verbergen ber nicht deflarirten 
Waaren durch einen der Schiffspaflagiere fein Zweifel obwalte und ift daraufhin 
zur Freifprehung des Angeklagten mwejentlih aus den Gründen gelangt, welche 
in einem früheren ähnlihen Falle von Seiten des vormaligen Oberappellations⸗ 
gerihts (vergl. Dppenhoff, Rehtipr. ꝛc. Bb. 12 &. 393) bereits Anerkennung 
gefunden haben und eine Deklarationspflicht des Schiffsführers bezüglich der von 
den Pafjagieren auf das Schiff gebraten, von ihnen mitgeführten, dem Schiffes 
führer nicht zum Transport übergebenen Effelten verneinen, theils weil fie nicht 
zur Ladung im Sinne der 88. 75 und 76 bes Vereinszollgefeßes vom 1. Juli 
1869 gehören, auf welche die Dellarationspfliht ſich allein beziehe, theils weil 
bezüglich ihrer der allgemeine Geſichtspunkt, wonach gemäß $. 13 a. a. O bie 
Pflicht der Zollentrihtung ſich bemefjen fol, nämlich der natürlihe Befig, das 
Inhaberverhältniß, auf den Schiffsführer nicht zutreffe. 

Giebt zwar die erfte Feftftellung zu Zweifeln darüber Raum, ob jene Art 
und Weife, wie und durch wen bie aufgefundenen Objekte in den Verſteck ge- 
langten, nur vermuthet oder für wahrſcheinlich, nicht aber als pofitives Ergebniß 
des Beweisverfahrens angenommen worden, jo ift doch die von der Wahrheit 
ausgehende Auffaffung bes Berufungsrichters einer prozeſſualen Beanftandung 
nicht begegnet und daher aud in ber Nichtigleitsinfteng zum Ausgangspunfte 
zu nehmen. 

In der Sache ſelbſt läßt ſich die Rechtsanſicht, welche das angegriffene Er⸗ 
kenntniß vertritt, als irrthümlich nicht bezeichnen, wenngleich auf das aus dem 
$. 13 bergeleitet® Argument kein entſcheidendes Gewicht zu legen ifl. Denn ber 
jur Zahlung des Bolles verpflichtete natürliche Beſitzer bes zollpflictigen Gegen 
Randes fällt, zumal bei dem Schiffstransport, nicht nothwendig zufammen mit 
der Perfon des nach dem 8. 23 dellarationspflictigen Waarenführers, wie dieſes 
+8. der Fall des 8. 78 ergiebt, wonach der Schiffsführer die Deklaration ber 
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Effetten der Schiffsmannſchaft bewirten muß und wenn jolde zollpflichtige Ge 
genftände enthalten, nad) dem $. 136d bei unrihtiger Dellaration der Defraus 
bationaftrafe verfällt, obſchon der natürliche Befig fich nicht bei ihm, ſondern bei 
dem Eigenthümer befindet. Aus dem Mangel des natürlichen Beſitzes läßt ſich 
daher fein unbedingter Schluß auf das Nichtbeftehen einer Deklarationspflicht 
ziehen, mwenngleih die regelmäßige Bedeutung dieſes Momentes nicht verlannt 
werden fol. Dagegen muß die Annahme Billigung finden, daß ber Schiffsführer 
in einem ſolchen Falle nicht als Waarenführer (8. 23 Abf. 1), das bemfelben 
nicht zum Transport übergebene Gepäd der Neifenden nicht als Theil der Ladung 
($. 24 Abſ. 1), ſich darftellt und deshalb die gegen den Frachtführer wegen untere 
bliebener Dellaration zufolge $. 136d gerichtete Präſumtion einer vollbrachten 
Zolldefraubation nicht Platz greift. 

Wenn, was bie dagegen gerichteten Ausführungen der Nictigteitsbefhmerbe 
anbelangt, im $. 23 die Pflicht zur Deklaration dem Waarenführer auferlegt, 
in bem folgenden 3. 24 Abf. 1 bis 4. die Form und Art jener Deklaration be 
fimmt und im Abf. 5 beigefügt wird, daß rüdfichtlid der Deklaration der Rei⸗ 
fenden die Befimmungen im 8. 92 Anwendung finden, jo ift damit ſchon an fi, 
dem Zufammenhange nad), der Neifende als der Deklarationspflichtige, mithin 
bezüglich der von ihm mitgeführten Waaren als der Waarenführer anerkannt. 

Dem Reiſenden das Recht der Deklaration einräumen, dagegen für den Fall 
er davon keinen Bebraud) macht, die Pflicht derjelben fortwährend bei dem 
Schiffsführer belafien, heißt eine fatultative Vertretung bes Schiffsführers hin- 
fichtlih der Deklarationspflicht ſchaffen, welche die 88. 23 und 27.des Gejeges 
nur dem Waarenempfänger zugeftehen, als welcher ber Reiſende rüdfichtlich der 
in feinem unmittelbaren Gewahrfam verbleibenden, wenn aud verborgenen 
Effekten nicht gelten kann. 

Die Deklaration des Schiffsführers neben dem bloßen Deklarationsrechte bes 
Reiſenden würde zu den bedenklichen, den Bebürfnifien des Lebens und Verkehrs, 
fowie jeder gefunden Rechtsanſchauung wiberftrebenden Konjequenzen führen, daß 
einestheils der Schiffsführer behufs der Deklaration feinerfeits für den Fall, daß 
ber Reiſende von jeinem Rechte feinen Gebrauch macht, von diefem die Mani» 
feftation aller von ihm unverpadt bei ſich geführten Objekte nebft den Kollis, ja 
felbft die körperliche Unterfuhung als Gewähr für die Richtigkeit der von dem 
Scıiffsführer zu vertretenden Dellaration müßte verlangen können, anberentheils 
aber ber Reifende fi) in der Lage befände, ungeachtet er mir feinen Effekten 
das Schiff verläßt, bei von feiner Seite unterbleibender Deklaration die Pflicht 
bierzu und bie ftrafredhtlihe Verantwortlichteit dafür auf Seiten des Schiffs 
führers unverändert fortbeitehen zu laſſen. 

Die Ausführung, daß, wenn die Reifeeffelten nicht zur „Ladung“ gehörten, 
es unter Umftänben ganz an einer Perſon mangeln würde, welder die Dekla- 
rationspflicht zufiele, wiberlegt fi hiernach dahin, daß der Reifende ftets der⸗ 
jenige ift, welchem bieje Pflicht obliegt, und wenn weiter darauf hingewieſen 
wird, daß, ohne fortdauernde Deklarationspflicht des Schiffsführers, dieſer ſich 
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bezüglich jedes von ihm nicht deflarirten Begenftandes auf bie Eigenichaft des⸗ 
felben als Paflagiergut berufen und dadurch einen Beweis gegen ſich nothwendig 
machen Tönnte, weldyer regelmäßig nicht zu führen fei, fo vermag die Schwierig: 
keit des Beweiſes gegen ben Angellagten im einzelnen Falle überhaupt feinen 
Einfluß auf die Rechtefrage zu üben, am wenigften aber bie Aufftellung eines 
lediglich formalen Haftprinzips zu rechtfertigen, welches an bie Stelle des bei der 
Nichtentrichtung des Zolles allein Intereffirten und materiell Schuldigen eine 
andere Perfon fett, die ſich meiftens nicht einmal in der phyſiſchen Möglichkeit 
befindet, eine wahrbeitsgetreue Deklaration abzugeben. 

Die Eventualität, daß der Dellarationspflidtige fih nicht zur Dellaration 
meldet, fondern die Waaren zurüdläßt, ift indeſſen auch im $. 27 des Zollgeſetzes 
bereits vorgefehen und im $. 104 der Weg bezeichnet, welcher die Entrichtung 
der Abgabe fichert. 

Im Weiteren wird von der Steuerbehörde noch auf den Schlußjah des $. 22, 
wonad die näheren Beftimmungen über den Umfang der Dellarationspflicht in 
den Abfchnitten VI bis VIII enthalten find, während bafelbft der NReifenden nicht 
gedacht werde, ſowie auf den $. 92 verwiefen, welder ein bloßes Recht, nicht 
eine Pflicht des Reifenden zur Deklaration ftatuiren. 

Allein in den Abfchnitten VI bis VIII werden lediglich bie Modalitäten der 
generellen und fpeziellen Deflaration geordnet, über die Perfon des Dellarations- 
pflichtigen aber ift nicht hier, jonbdern in den 88. 23 und 24 des vorausgehenden 
V. Abſchnittes Beftimmung getroffen, und der $. 92 regelt nur in der aus dem 
z. 24 fi) ergebenden Unterftellung, daß der Reiſende feine Effekten felbft zu 
deflariren babe, die erleichterte Form, in welcher dieſes geichehen muſſe, gebt 
aber auf die Frage des Nechtes oder der Pflicht nicht weiter über. 

Wenn endlih auf das gemäß der $$. 90 und 167 des Geſetzes von bem 
Finanzminifterium erlaffene Regulativ vom 14. Juni 1872 über die zollamtliche 
Behandlung des Waaren-Ein: und Ausganges in den Häfen von Cranz und 
Yurtehude (Hannoverſches Amtsblatt von 1872 Nr. 29 Beil. 2) Beziehung ge 
nommen ift, jo ſchreibt die Anleitung zur generellen Deklaration Sat 9 bafelbft 
vor, es fei das Gepäd des Reiſenden, ſoweit daſſelbe nicht bereits bei der vor⸗ 
läufigen Revifion des Schiffes abgefertigt und von legterem entfernt worden ift, 
als ſolches unter einer befonderen Abtheilung zu beflariven. 

Es Tann bahingeflellt bleiben, wie fich diefe Anordnung zu berjenigen des 

8. 80 des Zollgefeßes verhält, wonach die Uebergabe der generellen Deklaration 
des Schiffsführers der fpeziellen Revifion des Pafjagiergepäds, auf deren Grund 
die Abfertigung erfolgt, vorausgehen fol. 

Denn der Berufungsrichter hat mit Recht ſchon darauf hingebeutet, daß eine 
veränderte Auffafiung des Legalbegrifjs der Defraude fih daraus nicht würde 
herleiten lafien, auch wenn daraus Material für die Anficht der Steuerbehörbe 
im gewinnen wäre. 

Es könnte vielmehr nur in Frage kommen, ob jene Anleitimg zu den Vor⸗ 

Ükiiten des Regulativs gehört, deren Uebertretung ber $. 83 beffelben mit einer 


mm O 
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Drbnungsftrafe bis zu 50 Thlr. bebroht, eine Frage, welche vorliegend des Ge⸗ 
genftandes ermangelt, weil eine formelle Ordnungsmwibrigkeit in der Art der Des 
klaration weder Begenftand der Anklage und der Verhandlung geweſen, noch 
eine darauf bezügliche Feitftellung in dem Erfenntniß getroffen ift. 1. 


21. 


Durch den 8. 4 der preuß. Deklaration vom 19. Februar 1832 wird der Erſatz 
der, vor Einleitung des Prozeſſes über die Natur der Abgabe, ohne Bor: 
behatt, beziehungsweije nicht in Folge verfügter Grefution bezahlten Beträge, 
wenn der Verpflichtete von der ferneren Leiltung der Abgabe, als einer 
Gewerbenbgabe, entbunden wird, ansgeſchloſſen. 


(Erf. des Ob.-Trib. in Berlin vom 26. Nov. 1874.) 


In dem Hypothekenbuche bes Lölmifchen Gutes Militen waren früher für 
. ben Figkus eine Trankſteuer von 8 Thlr. und ein Kanon von 64 Thlr. 23 Sgr. 
1 Pf. jährlih aus dem Dergleihe von (30 Zanuar und 26. Mat) 1797 eins 
getragen. 

Der Kläger Sch. als jetiger Beſitzer bielt die Abgaben durch die neuere 
Gewerbegefeßgebung für aufgehoben, und es ift in einem Vorprozeſſe gegen ben 
Fiskus der Verklagte rechtskräftig verurtheilt worden, anzuerkennen, daß der Ka⸗ 
non von 64 Thlr. 23 Sgr. 1 Pf. infoweit, ala er den Werth des Krugverlages 
rechtes von 1 Laft Hausbier überfteigt, als Gemwerbeabgabe burd die neuere Ge⸗ 
ſetzgebung erloſchen fei. 

Nunmehr beanſprucht der Kläger in der jetzigen Klage die Erſiattung der, 
von feinem Vater und Vorbeſitzer in den 11 Jahren 1842 bie 1852 angeblich 
ohne Grund, bezw. zu viel erhobenen Abgaben. Das Kreisgeriht zu Gumbinnen 
bat durch das Erfenntniß vom 26. Juni 1873 den Verklagten nad dem Stlages 
antrage verurtheilt. Auf die Appellation des Verllagten hat aber das Appella- 
tionsgericht zu Infterburg am 16. Februar 1874 den Kläger abgewiejen. 

Diefe Entſcheidung iſt auf die Revifion des Klägers von dem Obertribunal 
beftätigt worden. A 

Gründe, 

Nachdem zunächſt ausgeführt ift, daß theils ſchon nach ben Worten des Ein« 
ganges der Deklaration vom 19. Februar 1832 und insbejondere bes $. 4, dahin 
lautend: 

„In einem über die Natur der Abgabe entftehenden Prozeſſe fol, wenn 
ber Verpflichtete von der ferneren Leiftung berjelben, als einer Gewerbeabgabe 
entbunden wird, auf den Erſatz der vor Einleitung des Prozeſſes etwa geleiftes 
ten Abgabe nicht erfannt werben, es müßte denn die Zahlung entweder mit 
Vorbehalt oder in Folge einer durch Widerſpruch gegen die Verpflichtung ver⸗ 
anlaßten Exekution geleiſtet worden ſein,“ 

theils nad) dem unzweifelhaften Grunde des Geſetzes der 8. 4 einen Erſatz ber 
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vor Einleitung des Prozefies über die Natyır der Abgabe bezahlten Beträge nur 
allein in den darin beftimmt bezeichneten beiden Ausnahmefällen geftatte, heißt 
& wörtlich weiter :) 

Diefe Ausführung findet in den eingefehenen Alten des Staatsminifteriums 
und bes Stantsrathes, betreffend die Vorberathungen der Deklaration vom 19, 
Februar 1832, durchweg ihre Beflätigung. 

Danach wurde in erfolg der vielfachen Beſchwerden der Domtinial- Bute- 
befiger, vorzugsmeife in ber Provinz Schlefien, über ihre Schädigung durch den 
5. 30 des Ediltes vom 2. November 1810 das Staatsminifterium durch die Aller 
höchſte Ordre vom 26. Februar 1825 zum gutachtlichen Berichte darüber aufger 
fordert, ob und welche Feſtſetzung zu erlafien ſei, um die durch den 8 30 des 
Ediktes aufgehobenen Bewerbeabgaben beftimmt und deutlich von denen zu unters 
ſcheiden, zu deren Entrichtung die Gutseingefeflenen verpflichtet geblieben feien, 
fowie au) darüber, ob und was noch jetzt gefchehen könne, um bie Öutsbefiger zc. 
darüber zufriedenzuftellen, daß fie für die im Steuerkatafter aufgeführten Ges 
werbeabgaben, deren Erhebung ihnen durch dag Edit entzogen worden, die Steuer 
fortzubezahlen verpftichtet fein. In dem darauf erftatteten Berichte vom 31. März 
1829 machte das Staatsminifterium zunächft den auch ſchon durch die Ordre an 
dafjelbe vom 29. April defielben Jahres genehmigten Vorſchlag, die auf ben fas 
tafirirten, den Dominien entzogenen Gewerbeabgaben ruhenden Grundſteuern 
abzufchreiben, fette aber dem Anſpruche auf Entihädigung für bie Aufhebung 
der Gewerbeabgaben entgegen, daß das Edikt felbft „für dieſen fpeziellen Verluft 
der Dominien eine Entihäbigung nicht angeordnet habe, und überhaupt zu den 
Vergutigungen aller Verluſte, welche die neuere Geſetzgebung in Folge ber Kriegs⸗ 
ereigniffe herbeizuführen genöthigt gewejen, die Mittel nicht vorhanden feien.” 

Bas fpeziell den $. 4 der Deklaration betrifft, jo hatte derjelbe in dem von 
dem Zuftizminifterium ausgearbeiteten erſten Entwurfe folgende Faſſung: 

„In einem deshalb (d. 1. über die Natur dev Abgabe) von dem Abgabe: 
pflichtigen anzuftellenden Prozeſſe kann im alle des im $. 2 gedachten geführ- 
ten Beweifes (b. i. der Entrichtung der Abgabe ausfchließlih für die Erlaub- 
niß zum Gewerbebetriebe) nur die Nichtleiftung für die Folgezeit erfannt, nicht 
aber der Verflagte in die Herausgabe des bisher Gezahlten verurtheilt werden, 
und zwar war biefe Beſtimmung deshalb für angemeflen erachtet, weil es befon- 
ders hart zu fein fcheine, den Butsbefiger in die Herausgabe deſſen zu verur⸗ 
theilen, was er bisher in gutem Glauben bezogen und was ber Verpflichtete zu 
entrichten bisher Fein Bebenten gehabt habe. 

Hiergegen wurde Seitens bes Finanzminifteriums zwar geltend gemacht, wie 
es gefeßlih und daher feine Härte ei, daB ein jeder wieder herausgeben müſſe, 
was er zwar in gutem Glauben, aber ohne Recht bezogen habe, und wie man, 
wenn in folcher Herausgabe eine Härte gefunden werben wolle, die landrechtli⸗ 
ben Borfchriften allgemein für alle Zahlungsempfänger. und für jede Art bes 
Empfanges ändern müſſe. 

Dieſer Erinnerung ungeachtet blieb es bei dem Grundſatze des $. 3 und es 
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wurde biefem in dem umgearbeiteten, mit dem Immediatberichte vom 29. März 
1829 eingereichten Entwurfe noch eine beftimmtere Faſſung bahin gegeben: 

„In einem über die Natur der Abgabe entftehenden Prozefle kann, wenn 
ber Verpflichtete von ber ferneren Leiftung berfelben ald einer Gewerbeabgabe 
entbunden wird, auf den Erſatz der vor Einleitung des Progeffes an ben Be 
rechtigten etwa geleifteten Abgabe in Gemäßheit der Vorfehrift des 8. 179, 
Kit. 16, Thl. 1. des Allg. Landrechts niemals erkannt werben.” 

Bei der demnächſtigen Berathung des Geſetzes in dem Staatsrathe wurde 
bezüglich des $. 3 von dem Referenten darauf hingewieſen, daß das Allegat bes 
$. 179 unnöthig ericheine, daß ferner „beionders in Fällen, wo die Abgabe vor 
Einleitung des Prozeſſes durch Exekution beigetrieben worben, es für den Ge⸗ 
werbetreibenben in weit höherem Grade unbillig und ungerecht fein würde, ihm 
die Rüdgabe des indebite, vielleicht mit großen Aufopferungen, Gezahlten vor: 
zuenthalten, als dem Grundherrn hart erfheinen möge, bas in gutem Glauben 
indebite Empfangene zurüdzuzahlen.” 

In der dritten Situng des Staatsrathed wurde ohne Abftimmung beſchloſſen: 
aus dem $. 3 das Allegat fortzulaffen und demſelben eine folhe Faſſung 
zu geben, daß daraus hervorgehe, daß die Abgabe aus freiem Willen 
und ohne (etwa rechtmäßigen) Zwang bis zur Einleitung des Prozefies 
geleiftet fein müfle, unb das Weitere hierüber der Redaktionskommiſſion 
zu überlafjen. 

Demgemäß hat, nad Einfhaltung eines neuen $. 3 ber frühere 8. 3 ala 
$. 4 feine gegenwärtige Faſſung erhalten und ift in diefer, nad) Allerhöchfter 
Santtion des ganzen Geſetzes, publizirt worden. 

Hieraus ergiebt ſich die Abſicht des Geſetzes ganz unwiderleglich dahin, daß 
auf den Erſatz der vor Einleitung des Prozeſſes über die ftreitig geworbene Na- 
tur der Abgabe gezahlten Beträge, und zwar im Intereſſe ebenfo des Verpflich⸗ 
teten, wie des Berechtigten, nur allein in den beiden Ausnahmefällen fol er: 
kannt werden dürfen, wenn die Zahlung entweder mit Vorbehalt oder in Folge 
verfügter Exekution geleiftet worden. 

Nach alledem fteht der Klage auf Erſatz der in den. Jahren 1842/52, alfo 
lange von ber am 3. September 1869 verfügten Einleitung bes Vorprozeſſes, 
nicht mit Vorbehalt, auch ohne Exekution bezahlten Abgabenbeträge ber 8. 4 ber 
Tellaralion vom 14. Februar 1832 bergeflalt entgegen, daB ſchon aus dieſem 
Grunde die Beftätigung des Appellationgerfenntnifies ausgeſprochen werben 
mußte. — 1. 
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22. ° 


Zur) das yreuß. eich vom 21. Mai 1861 (G.⸗S. ©. 258) iſt die in ber 
Neumark provinzialrehtiih geltende Beltimmung, daß nur die Beſitzer kou⸗ 
tribwabler Hufen zu den Pfarr: nnd Küftereibaufoften beitragspflihtig And, 
nicht aufgehoben. 


Erk. des Ober-Tribunals in Berlin vom 15. Ian. 1875.) 


Im Dorfe Grunow ift ein neues SKüfterhaus gebaut. . Auf Verlangen ber 
nad) Grunow eingepfarrten Befiter tontribuabler Hufen ift zu deſſen Koſten auch 
G., als Befiger des ebenfalls dorthin eingepfarrten Vorwerkes Lippenze, mit einem 
nad) Verhältniß der von ihm zu entrichtenden Grundſteuer bemefjenen Beiträge 
dur) das Reſolut der Regierung zu Frankfurt a. D. vom 29. Dezember 1869 
herangezogen. Dagegen hat ©. den Rechtsweg beſchritten und gegen bie gedach⸗ 
ten Hufenbefiger mit dem Antrage geflagt, biefelben für ſchuldig zu erklären, 
feine Befreiung als Beſitzer des Vorwerkes Lippenze von allen zu ben Küſterei⸗ 
bauten in Grunow zu leitenden Geldbeiträgen anzuerkennen. 

Die Verklagten erhoben verſchiedene Einwendungen, wurden aber durch bie 
gleichlautenden Erkenntniſſe der Vorinftanzen nach dem Antrage des Klägers vers 
urtheilt. 

Die dagegen eingelegte Nichtigkeitsbeihwerde ift vom Obertribunal zurüd- 
gewieſen. 

Gründe. 

Es handelt ſich um bie Beitragspflicht zu den Baukoſien der Küfterei in 
Grunow, einem in dem zur Reumark gehörigen Sternberger Kreife gelegenen 
Dorfe, welches dem Provinzialvechte der Neumark unterworfen ift (0. Kunow 
Entwrrf der Provinzialredhte der Neumark $. 2 A. Nr. 6). Nach diefem ift es 
ein auf uralter, durch die Allerhöchſten Reftripte vom 17. Juni und 14. Juli 
1712 beftätigter Obfervanz beruhender Srundjag: dab Eingepfarrte, welche feine 
tontribuable Hufen befigen, von allen Belbbeiträgen zu Pfarrbauten frei find. 
Die Verklagten ertennen ſelbſt biefen vom Appellationsrichter zur Anwendung 
gebrachten Grundſatz als richtig an, rügen aber deffenungeachtet deſſen Verlegung, 
ſowie die der gedachten Reftripte duch unpaflende Anwendung und knüpfen 
hieran bie weiteren Angriffe. Alle diefe Vorwürfe find jedoch verfehlt. 

Der Appellationsrichter hat unangefochten fetgeftellt, daß zu dem vom Klä- 
ger bejefienen Vorwerke Lippenze keine Tontribuable Hufen gehörten, veip.: daß 
von biefem Vorwerke bis zum 1. Januar 1865, dem Tage der Einführung der 
allgemeinen Grundfteuer, feine Kontribution, ober überhaupt feine Grundabgabe, 
unter welchem anderen Namen, gezahlt worden. Und er hat einestheils ange 
nemmen, dab das neumärkiihe Provinzialrecht allein von ber Thatſache biejer 
dreiheit, ohne jebe Nüdficht auf deren Grund, d Befreiung ber Grundftüde 
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befiger von ben Geldbeiträgen zu Küftereibauten abhängig made, unb anderen» 
theils ausgeführt, daß die durch dag Geſetz vom 21. Mai 1861 eingeführte, jetzt 
vom Vorwerke Lippenze zu entrichtende Grundfteuer nicht in Betracht komme, 
da die jegige Grundſteuer an Stelle ber früheren, au für bisher fteuerfreie 
Grundſtücke, als eine allgemeine Staatsabgabe eingeführt fei, wodurch die ſchon 
jeit lange vorher beftandenen kommunalen Abgabeverhältniffe und andererjeits 
die Beitragapfliht zu kirchlichen Laften und Bauten nicht hätten berührt wer- 
den können. 

Diefe Argumentation ift volllommen richtig und verftößt nicht gegen bie 
88. 1, 5. 11 des Gefeges vom 21. Mai 1861, wonach ($. 1) die Brundfteuer 
fortan in bie Gebäudes und in die. eigentliche Brundfteuer zerfallen, vom 
1. Sanuar 1865 an ($. 5) die Heranziehung aller bisher von der Grund» 
feuer befreiten Grundftüde, mit alleiniger Ausnahme der im $. 4 bezeichneten, 
zur Grundfteuer ftattfinden und nad) Maßgabe eines befonderen Geſetzes bie 
Gewährung einer Entihäbigung für bie Aufhebung der Grundfteuerbe- 
freiungen erfolgen, auch ($. 11) vom 1. Januar 1865 an alle hinfichtlich ber 
Grundſteuer beftehenden Vorſchriften, welche den Beftimmungen biefes Geſetzes 
entgegenftehen ober ſich mit benfelben nicht vereinigen laſſen, außer Kraft treten 
ſollen. Zu den Vorfchriften diefer Art gehört die in Rede ſtehende Beitimmung 
des neumärfifden Provinzialrechtes unzweifehaft nicht, fie ift daher durch biefes, 
bie bis dahin beftandene Grundfteuerbefreiungen, Tebigli dem Staate gegenüber, 
aufhebende, neue Beje nicht außer Kraft getreten, hat vielmehr nach dem $. 59 
der Einleitung zum Allg. Landrecht ihre Kraft behalten. Wenn durch bas Gefek 
vom 21. Mai 1861 alle an den Befig von Brundftüden, welche von einer der 
bis dahin beftandenen Grundfteuerarten befreit geweſen waren, gefeglich gefnüpf- 
ten Befreiungen von fonftigen, nit die Natur von Staatsabgaben habenden 
Leiftungen, namentlich von Leiftungen, welde lediglich aus der Parochialverbin⸗ 
dung fließen, hätten aufgehoben werben follen, jo hätte ein folder Wille des 
Geſetzgebers darin ausdrüdlih ausgefprodhen fein müſſen. Dies ift nicht der 
Fall, und die Meinuug der Verklanten: es folge diefe Aufhebung, dem Kläger 
gegenüber, ohne Weiteres ſchon daraus, daß derjelbe feit dem 1. Januar 1865 
keine von der in der neuen Grundſteuer aufgegangenen Kontribution befreite 
Grundftüde mehr befige, daher unrichtig. j 

Daß der Staat den Befitern befreit geweſener, vom gedachten Tage an zur 
neu, reſp. anderweit regulirten Brundfteuer herangezogener Brundftüde für dieſe 
Seranziehung eine Entſchädigung gewährt hat, ift für bie Rechtsverhältniffe, in 
welche dergleihen Grunbflüdsbefiger zu Dritten geftanden haben und geblieben 
find, ohne alle rechtliche Bebeutung. Unerfindlich ift e8 ferner, inwiefern der 
Appellationsrichter verkannt bgben follte, daß die bis zum 1. Januar 1865 in 
der Neumark von ländblihen Grundftüden erhobene Kontribution eine Grund» 
ſteuer geweſen fei; und, wenn ex die jegige Grundſteuer als eine „an Stelle der 
früheren, auch für bisher fteiferfreie Srundftüde eingeführte, allgemeine Staats. 
abgabe“ bezeichnet, wobei nad) dem ganzen Zufammenhange feiner Entſcheidungs⸗ 
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gründe unter dem Ausdrude: „fteuerfreie” hier nur: „von der Kontribution 
freie’ verſtanden werden können, fo läßt ſich ebenſo wenig erkennen, inwiefern 
der Appellationsrichter von einer anderen Annahme als von ber: daß bie neu 
tegulirte Grundfteuer, wie alle früher beſtandenen Brundfteuern, jo aud die 
fraglide SKontribution, in ſich zufammenfaffe, veip. daß bie legtere eine durch 
das Gejeg vom 2I. Mai 1861 in der anderweit requlirten Gruudſteuer aufge 
gangene Grunditeuer fei, ausgegangen fein, und deshalb ben in der Nichtigkeites 
beihwerde formulirten Rechtsgrundſaß verlegt haben ſoll. Auch mit den Grüns 
den des von dem Verklagten in Bezug genommenen Präjubilates vom 23. Februar 
1869 (Entfcheidung Bd. 61, ©. 243 ff.), weldes übrigens wegen völliger Ver⸗ 
ſchiedenheit des Sad- und Rechtsverhältniſſes auf den vorliegenden Fall nicht 
einmal eine analoge Anwendung geflattet, hat ſich der — in 
keiner Weiſe in Widerſpruch oeſett. 


23. 


Betreffend den Rechtsweg wegen Beleidigung, zugefügt von einem Geiſtlichen in 
Ausübung feines Amtes. 


Erk. des Gerichtsh. zur Entſch. der Komp.-Konfl. in Berlin vom 14. Nov. 1874.) 


Der Dr. D. in M. ift von ber dortigen evangelifhen Kirchengemeinde zum 
Aelteften bes Gemeindekirchenraths gewählt; in Folge erhobenen Einſpruchs ift 
aber diefe Wahl durch Beihluß des Gemeindekirchenrathe vom 12. Februar 1874 
für ungültig erflärt worden. Der Dr. D. hat nun bei ber Königlichen Kreis- 

gerichtskommiſſion zu M. eine Injurienklage gegen ben Prediger P. daſelbſt 

erhoben und defien Beftrafung nad) 88. 186. 187. des Strafgeſetzbuchs beantragt, 

weil derjelbe: 
in der Sigung des Gemeindekirchenraths vom 12. Februar geäußert, 
der Kläger habe ihm gegenüber von Jeſus Chriftus in einer 
berabwürbigenden Weife geſprochen, jo baß es ihm jedes- 
mal ein Stid durchs Herz gegeben und er es infolgedeffen 
vermieden habe, mit dem le Geſpräche über Religion 
zu führen. 

Der Berflagte habe jene Behauptung wiber beſeres Wiſſen und in beleidigender 

Abſicht aufgeſtellt, er habe bereits früher geäußert, er werde den Kläger unter 

allen Umftänden zurüdweifen und mit feinen ſcharfen Zähnen ſcharf beißen, 

mithin ftehe dem Verklagten ber $. 193. des Strafgefegbugs nicht zur Seite. 


Der Kläger hat zum Beweije ber weſentlichſten Klagebehauptungen Zeugen 
Die Klage iſt eingeleitet und Termin zur Klagebeantwortung und weitere 


Whordlung auf den 18. Juni 1874 anberaumt worden. 
Vorher hat aber das Königliche Konfiftorium ber Provinz Brandenburg 


— 
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duch Beſchluß vom 13. Juni 1871 auf Grund bes $. 1. bes Geſetzes vom 
13. Februar 1854 den Konflikt erhoben. _ 

Das gerichtliche Verfahren ift hierauf einftweilen eingeftellt. 

Beide Parteien haben fi) über den erhobenen Konflikt geäußert. 

Der Verklagte beantragt, den Rechtsweg für unzuläffig zu erklären. 

Der Kläger beantragt dagegen, den Rechtsweg für zuläffig zu erachten. 

Die Königlihe Kreisgerihtstommiffton zu M. hält den Rechtsweg für 
zuläjfig. 

Es war wie gejchehen, zu erkennen. 

Der Kläger hat in feiner Klage vorgetragen, daß ber Bellagte in ber 
Sitzung des Gemeindelichenraths von M. bei Gelegenheit der Prüfung der 
Wahl des Klägers zum Xelteften geäußert babe, der Kläger babe von Jeſus 
Chriſtus in herabwürdigender Weiſe geiprogen In diefer Behauptung des Bes 
Hagten würde ein Urtheil über Aeußerungen bes Klägers, eine Anficht bes Bes 
Hagten über eine Thatſache, nicht aber eine feitftehenbe, bereits in die Außenwelt 
getretene Thatſache enthalten fein. Ein foldes Urtheil würde, ba nicht eine 
CThatſache, fondern eine Meinung über die Bedeutung und Folgen einer That- 
ſache behauptet worden, der Beltrafung nach den $$. 186. 187. des Straſgeſetz⸗ 
buchs nicht unterliegen. Im vorliegenden Falle kommt es auf die thatſächliche 
Feſtſtellung der in der Klage aufgeftellten Behauptungen nicht an. Die von dem 
Kläger gerügte Neußerung fol von dem Beklagten in einer Sigung des Ger 
meinbelirchenraths bei @elegenheit der Prüfung der Gültigkeit der Wahl des 
Klägers zum Aelteften gemacht worden fein. Wenn ber Beklagte bei diefer Ge⸗ 
legenheit den Mitgliebern des Kirchenraths feine Anfiht über die Stellung des 
Klägers zum chriftlihen Glauben mittheilte, jo handelte er in amtlicher Eigenſchaft 
und zur Wahrnehmung berechtigter Intereſſen. Seine Neußerungen würden 
mithin nach $. 193. des Strafgeſetzbuchs nur infofern ſtraſbar fein, als das 
Vorhandenfein einer Beleidigung aus der Form ber Aeußerung oder aus ben 
Umftänden, unter welchen fie gejhehen, hervorgeht. Diele Borausfegungen liegen 
aber nicht vor. Mithin ift nicht anzunehmen, daß der Bellagte fih durch bie 
vom Kläger gerügte Yeußerung einer zur gerichtlichen Verfolgung geeigneten 
Ueberſchreitung jeiner Amtsbefugnifle ſchuldig gemacht hat. 1. 


24. 


Unzuläſſigkeit des Rechtsweges wegen Beleidigung eines Gymuaflaften jeitens 
eines Lehrers bei Ausübung der Disziplin. 
(Ext. des Gerichtsh. zur Entſch. der Komp.-Konfl. in Berlin vom 18. März 1875.) 
Der 18 jährige Sohn des K., Namens F., beſuchte als Schüler der Ober: 
ſekunda das Gymnafium in Göttingen. Der Hauptlehrer diefer Klafje‘ glaubte 


in der Unterrichtsſtunde wahrzunehmen, daß F. K. beiin Heberfegen von heimlich 
unter der Bank gehaltenen Zetteln ablefe. Dies führte zu einem Auftritt 
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zwiſchen Lehrer und Schüler, aus welchem runde ber K., in Vertretung feines 
minderjährigen Sohnes, Anlaß genommen hat, bei dem Polizeirichter des Königl. 
Amtsgerichts zu Göttingen eine Privatinjurienklage gegen den Lehrer Müller 
anzuftellen. Hinſichtlich des veranlafienden Herganges weichen die Darlegungen 
der Parteien von einander ab. Nac dem Vortrage des Klägers fol der Ver- 
llagte bei jenem Anlaß den F. K. „Spitzbube“ genannt und geohrfeigt haben, 
während der Verklagte dies beftreitet und nur gejagt haben will: „Sie haben 
mid Bintergangen.“ Dabei will er die Hand gegen F. K. aufgehoben haben. 


Er behauptet, nur in Ausübung des ihm als Lehrer zuftehenden Strafrechte ge- . 


handelt zu haben, und hält in der Sache nicht das Bericht, ſondern nur jeine vors 
geſetzte Tienftbehörde für zuftändig. Nach ftattgehabter Beweisgufnahme erkannte 
das Amtsgericht Göttingen am 30. Mai 1874 auf Freifprehung. Das Urtheil 
nimmt als thatfächlich feftgeftelt an, daß der Verklagte bei dem beregten Vorfall 
die Hand gegen F. K. erhoben und ihn damit berührt, auch daß er ihn gleiche 
zeitig oder etwas ſpäter „Spigbube” genannt babe, führt aber aus, daß ber 
Verklagte lediglich in der Abſicht, die Schuldisziplin auszuüben, nicht aber um 
den 8. an feiner Ehre zu kränken, gehandelt habe, und daß, felbft wenn der 
Verklagte hierbei jein Strafrecht als Lehrer überjhritten haben jollte, darüber 
nur von der ihm vorgefeßten Dienftbehörde zu entſcheiden fei. 

Nachdem fodann der Kläger Berufung eingelegt, und die Straflammer II. 
des Königl. Obergerichts &. Termin zur Hauptverhandlung mit Wiederaufnahme 
des Beweisverfahrens anberaumt hatte, ift vor Abhaltung diefes Termins von 
dem Königl. Provinzialſchulkollegiuum zu Hannover mittele Beſchluſſes vom 
2. November 1874 der Rompetenztonflitt erhoben worden. Yon der thatſächlichen 
Feſtſtellung des erften Richters ausgehend, motiviert der Beſchluß den Kompetenz⸗ 
Eonflift Dur) die Erwägung, daß ein Akt der Schulzucht vorliege, daß eine der 
Gefundheit des zc. K. jun. ſchädliche Mißhandlung nicht behauptet fei, daß hier⸗ 
nad) gemäß ber Allerh. Rabinetsordre vom 14. Mai 1825 der Rechtsweg fih als 
unzuläffig darftelle und die Frage auf fi beruhen könne, ob neben dem Kom- 
petenzlonflifte aus dem Geſetze vom 8. April 1847 aud ein Konflilt im Sinne 
des Gejeges vom 13. Februar 1854 begründet fein wilde. Von ben Parteien 
bat fi) nur der Kläger über den erhobenen Kompetenzkonflikt erklärt. Er be- 
freitet die Anwendbarkeit der Allerh. Kabinetsordre vom 14. Mai 1825 auf 
Säulen höherer Ordnung. Selbft wenn fie aber Anwendung finde, werde 
dadurch die Verbalinjurie nicht erledigt, welche ebenfalls den Gegenftand ber 
Privatflage bilde und melde nicht als ein Akt von Schulzucht angejehen werden 
tönne. Der Rompetenztonflift war jedod für unbegründet zu erachten mit Rück⸗ 
fiht auf die Allerh. Rabinets-Ordre vom 14. Mai 1825, deren Anwendbarkeit 
auf höhere Schulen bereits durch Vorentfcheidungen des unterzeichneten Gerichts⸗ 
bofes wiederholt anerkannt ifl. Daß der Verflagte bei feiner Sandlungsweife 
Schulzucht zn üben beabfichtigt hat, kann nach den obwaltenden Umftänden nicht 
Iepseifelt werben, da das Verhalten des F. K. ein Eingreifen der Schulzucht 
ht blos rechtfertigte, ſondern gebieteriich erheifchte. Strafen aber, welde in 
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den der Schulzucht gefeßten Schranken verbleiben, d. h nad Nr. 4 ber Allerh. 
Kabinetsorbre vom 14. Mai 1825 ſolche, welche nicht bis’ zu gejundheitsgefähr- 
lichen Mißhandlungen ausgedehnt werden, follen nah Nr. 5 a. a. D. gegen bie 
‚ Lehrer nicht als gerichtlich firafbare Mißhandlungen oder Injurien behandelt 
werben. Da nun aud nad) dem Vortrage des Klägers eine wirkliche Verlegung 
feines Sohnes nicht ftattgefunden hat, jo fällt der Vorgang nit unter bie 
richterliche Zuftändigkeit, und habe nah Nr. 6 a. a. D. lediglich die dem Ver⸗ 
klagten vorgefeßte Dienftbehörde darüber zu urtheilen, ob derjelbe bei Anwendung 
des Zuchtrechts das richtige Maß innegehalten hat. Demgemäß war der Rechts: 
weg auszuschließen. 1. 


25. 


Gegen Störungen im Veſitz eines Grundftüds durd die Abhaltung militäriſcher, 
insbeſoudere artilleriftiiher Schiehübungen ift der Rechtsweg in pessesserio 
auläffig. 

Erk. des Gerichteh. zur Entſch. der Komp.-Konfl. in Berlin vom 19. April 1873.) 


Der Bauergutsbefiger B. und Genoſſen zu 3. haben gegen bie Intendantur 
des 5. Armeeforps zu Pofen und den Kommandeur der niederjchleftichen Artillerie 
brigade Nr. 5. Oberft 3. ebendafelbft unter dem 20. Juli 1872 bei dem König: 
lihen Kreisgerichte zu Pofen eine Befigftörungsflage erhoben. Indem fie ber 
baupteten, daß fie durch die Schiegübungen der Artillerie, weldhe auf dem von 
ber verlagten Intendantur befhafften Artillerieübungsplage auf Anorbnung bes 
mitverflagten Kommanbeurs ftattgefunden, in dem ruhigen Befige ihrer Grund⸗ 
ftüde geftört worden fein, trugen fie dahin an: 

die Verklagten zu verurtheilen, fich jeder Befigftörung für die Zukunft 
zu enthalten, namentlih auf den von dem Militärfistus bejefjenen 
Artilleriefhießplägen bei Zerbau bei Vermeidung einer Strafe von 
200 Thlr. für jeden Kontraventionsfall ſich eines ſolchen Schießens zu 
enthalten, ober ein ſolches Schießen nit anzuordnen und nicht zu 
geftatten, durch welches die abgeſchoſſenen Kugeln und Stüde davon auf 
bie Grundftüde der Kläger gebracht würden. 

Nach einer fpäteren Erklärung wollten Kläger die Klage gegen den Oberften 
J. perfönli nicht fortfegen, fonbern diefelbe gegen das Brigabefommando und 
deſſen jegigen Inhaber Oberft K. richten, welcher auch ſchon bei ben fraglidden 
Shhiegübungen das Schießen kommandirt habe. 

Die Verklagten fegten der Klage prinzipaliter die Einrebe der Inkompetenz 
der Gerichte entgegen. Nachdem das Kreisgeriht unter bem 14. Auguſt 1872 
die Aufnahme bes Beweiſes beſchloſſen Hatte, erhob mittelft Beſchluſſes vom 
2. September 1872 die Intendantur des 5. Armeelorps und mittelft Beſchluſſes 
vom 16. September 1872 das ©enerallommando dieſes Korps den Kompetenz 
konflikt. 
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Eine Erklärung der ‘Barteien über den erhobenen Kompetenzkonflikt ift nicht 
eingegangen. Derjelbe wird von dem Kreisgerichte zu Poſen und von dem 
Appellationsgericht daſelbſt für ungerechtfertigt erachtet. 

Die Förmlihleiten des Verfahrens find beobachtet. Daß die Intendantur 
des 5. Armeelorps eine Provinzial-:Verwaltungsbehörde und daher auch fie nad 
5. 3. des Gefeges vom 8. April 1847 zur Erhebung des Sompetenztonflittes 
befugt if, unterliegt feinem Bedenken. Allein derſelbe ftellt ſich als unbe 
gründet dar. i 

Daß der Befig eines Grundſtücks ein Gegenſtand des Vermögens, bes Pris 
vateigenthums im Sinne des $. 1. der Einleitung zur Allgemeinen Gerichts- 
ordnung ift, und baß baher über die aus einer behaupteten Störung dieſes Be- 
figes hergeleiteten Anſprüche ber Rechtsweg fattfindet, kann im Allgemeinen 
einem Zweifel nicht unterliegen. Der Grund, aus welchem im vorliegenden 
Falle eine Ausnahme ftattfinden fol, ift aber nicht ſtichhaltig. Denn das Recht 
des Staates, bie Abhaltung militärijher Webungen, insbejondere der artillerifti- 
ſchen Schießübungen anzuordnen und zwar an allen Orten, an welden er dies 
für nothwendig erachtet, wird von dem Kläger nicht in Frage geftellt. Vielmehr 
handelt es fi, jo lange nicht in gejetlicher Weile fefifteht, daß bie erforderlichen 
Uebungen nicht anders, als in einer den Kläger in feinem Befige ftörenden 
Weiſe ftattfinden können, und daß daher im öffentlichen Snterefje fein Privat- 
recht gegen Entihädigung aufzugeben verpflichtet ift, nur darum, ob’ ber Kläger 
aud dem Staate gegenüber bei den Gerichten Schuß in feinem Befite verlangen 
kann. Dieje Frage muß aber, bei dem Mangel entgegenftehender geſetzlicher 


Beitimmungen, bejahend beantwortet werden. 1. 
26. 
Freie Selbſtbeſtimmung bei der. Wahl des Aufenthaltes. (Unt.-Wohnſ.⸗Geſetz 
8. 12, 24.) 


(Ext. des bad. Berm.-Geridtsh. vom 2. Mai 1876.) 


&s ift mehrfach darüber geftritten worden, in wie weit Geiftesftörung bie 
‚freie Selbfibeftimmung“ bei der Wahl des Wohnfiges im Sinne ber 88. 12 
und 24 des Unt.-Wohnf.Gef. ausſchließe und ob insbeſondere diefe Ausſchließung 
von dem Ausſpruch der Entmündung oder der Beftellung eines Vormundes ab- 
bängig fei oder nicht. Die nachſtehend mitgetheilte Entſcheidung des Verwal⸗ 
tungsgerichtshofes vom 2. Mai 1876, Hat ſich au; für dad Großherzogthum der 
allgemein herrſchenden Nechtaanſchauung in diefer Frage angeſchloſſen. 

Die Entfcheidung lautet: a 

& ift unbefritten, daß M. F. am Tage der Einführung des badiſchen Ar. 
wengejeßes, das ift am 1. Juli 1870, das Heimathsrecht in Zarten bejeflen und 
It jener Zeit mit Ausnahme weniger Tage ſich nicht mehr in biefer ihrer Hei- 
Wethsgemeinde aufgehalten hat und jomit gemäß $. 22 des Unt. — «Bel. den 

Yartmwann, Zeitfeift. Ed. II. Heft, 
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Unterftügungswohnfig daſelbſt verloren hätte, wenn nicht einer der Gründe vor: 
liegt, welche nach 88. 23 ff. des Unt. Wohnf.Gef. ‚ten Beginn oder den Lauf der 
Verluftfrift hindern, N 

Der Streit in vorliegender Sache dreht fih num eben um’ bie Frage, ob 
ein folder Hinderungsgrund bier vorliege oder nicht. Der Hagende Armenvers 
band behauptet, ein folder fei von der Entlafjung der M. F. aus der Heil: 
und Pflegeanftalt Illenau, das ift vom 8. Mai 1870 an und während der gan: 
zen nachfolgenden Zeit vorhanden gewefen in dem Zuftande von Beiftesftörung, 
in weldem M. 3. fih befand und zur Zeit noch befindet, einem Zuſtande, der 
die Annahme der freien Selbftbeftimmung bei der Wahl des Aufenthaltsortes 
und damit den Beginn des Laufes der zweijährigen Verluft: beziehungaweiſe Era 
werbsfriſt, gemäß 8. 24 vergl. $. 12 des Unt.-Wohnj.-Gef. ausſchließe. Der be 
Hagte Armenverband beftreitet, daB der Brad von Geiflesftörung bei M. F. ein 
fo vorgeſchrittener geweſen ſei, daB von einer Ausſchließung der freien Selbft- 
beftimmung geiprohen werben könne. 

Der Bezirksrath von Freiburg hat fich der Mägerifhen Anſchauung ange 
ſchloſſen und auch der Gerichtshof hat im den gegentheiligen Ausführungen des 
bellagtifchen rekurrentiſchen Vertreters feinen genũgenden Anhaltspunkt gefuns 
den, diefelbe für unbegründet zu halten. 

Was in erfter Reihe die Schlüffe betrifft, welde für bie Frage des Ver- 
luftes des Unterftügungswohnfiges aus dem Umſtande gezogen werben wollen, 
dag M. %. nur verbeiftandet, nicht entmündigt it, fo finden ſolche in dem allein 
bier maßgebenden Geſetze, dem $. 24 beziehungsweije $. 12 des Unt.-W. Gef. 
teinerlei Grundlage. Die ermähnteu Gefegesftelen haben die Hemmung des 
Laufes der Frift lediglich von dem Vorhandenfein eines thatfählihen Ver- 
hältniſſes, nicht von den Wirkungen, welche bafjelbe nach den Geſetzen des 
einzelnen Landes hat oder haben kann, abhängig gemacht, und konnten dies nicht 
thun, wenn nicht bei den verſchiedenen Partikulargeſetzgebungen das Reichsgeſetz 
ber Gefahr ausgejeßt werden follte, in ben einzelnen Ländern in ſehr verſchie⸗ 
denartiger Weife angewendet zu werden. Die verfuchte Heranziehung der Ana» 
logie der civilrechtlichen Veſtimmungen über den Wohnfig ift deshalb 
im Gejege nicht begründet und es liegt außerdem bei der völligen Beftimmtheit 
und Klarheit des Geſetzes auch Teinerlei Anlaß dazu vor. 

Wuiſſenſchaft und Praxis find vollkommen einig darüber, daß die Frage, ob 
die Annahme der freien Selbſtbeſtimmung ausgeſchloſſen, lediglich eine nach den 
Verhältniſſen des einzelnen Falles an ſich zu entſcheidende Thatfrage iſt. 
Siehe Arnoldt, Freizügigkeit und Unterſtützungswohnſitz, ©. 196 ff. 
Rocholl, Syſtem des Armenpflegerechts, S. 83 und 95. Eger, das 
Reichsgeſetz über den Unterftügungswohnfis, Anm. 10 zu $. 12 ©. 
22. Wohlers, Entfheidungen, Heft IV., ©. 1 und 120. 
Bei Prüfung diefer Frage im vorliegenden Zalle Tann nun als volllom- 
men richtig zugegeben werden, daß M. F. bei der Wahl ihres Aufenthalts nach 
ihrer Entlaffung aus ber Sellanftalt in ber Stadt Freiburg nicht unter dem Drud 
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eines fremden Einfluſſes gehandelt, daß fie vielmehr ſelbſt den Aufenthalt in 
Freiburg zu nehmen begehrte und dies Verlangen jogar gegen die urfprünglichen 
anderweiten Abſichten ber Behörden wie ihrer Angehörigen durchſetzte. Wenn 
der Gerichtshof nichtsdeftomeniger zu ber Weberzeugung gelangte, daß es ber 
M. 5. bei der Wahl des Aufenthaltes in Freiburg an der freien Selbitbeftim- 
mung mangelte, jo führte ihn hiezu die einfache Erwägung ber Sadlage, wie 
fie fi) aus den vorliegenden Berichten, Zeugnifien und Sadhverftändigen But: 
achten ergibt. 

(Folgt eine eingehende Ausführung, wie aus dem Zufammenhang aller 
Xhatjahen hervorgehe, daß M F. ohne Mares Willensbewußtjein, mehr nur 
einem gewiſſen Inſtinkte folgend, gehandelt habe). 

Bei diefer Sachlage konnte die Frift zur Serbeiführung des Verluftts des 
Unterflügungswohnfiges ber F. M. in ihrer Heimathsgemeinde Zarten gemäß 
$. 24 des Unt.-Wohnf.«®. überhaupt nicht zu laufen beginnen und ift biefer 
Verluft auch bisher nicht eingetreten und der Armenverband Zarten deshalb 
durch das unterrichterliche Erkenntniß nicht beſchwert. (Abgebr.: Zeitſchr. f. 
bad. Verv. 1876. S. 220). 1. 


27. 


Zuftändigfeit der Verwaltungsbehörden, nicht der Verwaltungsgerihte, zur, Ent⸗ 
ihliefung über den Antrag auf Berfagung des Aufenthaltes. 


(Sit. des bad. Berw.-Gerihtsh. vom 23. Mai 1876.) 


Am 4. Januar 1876 ftellte der Gemeinderath von B. an fein vorgejehtes 
Bezirkaamt den Antrag, den Mihen Eheleuten, die am 14. Januar 1874 
in B. eingezogen, aber nicht im Stande feien, ſich mit dem geringen Berbienfte 
des Mannes aus Korbmacherei und Taglohn zu ernähren, auf Brund bes $. 5 
Freizügigleitsgejeßes die Fortfegung des Aufenthalts in B. zu verfagen, da die 
Cheirau im vorigen Sommer auf Koften des Armenverbandes Gondelsheim im 
Armenbab habe verpflegt werden müſſen und die Unterflügungsbebürftigkeit der 
M.'ſchen Eheleute keine vorübergehende ſei. Das Bezirksamt wies das Anfinnen 
zurüd, weil nicht behauptet fei, daß M. die Unterftügung von Seiten der Auf- 
enthaltsgemeinde in Anfprud genommen habe. — Auf nochmalige nähere 
Darftellung der thatfächlihen Berhältniffe und Hinweifung barauf, daß 8. 5 
des Freizügigkeitögefeges nicht verlange, daß gerade bie Aufenthaltsgemeinde um 
die Unterflügung angegangen fein müfle, und das eventuelle Verlangen, es 
mödjte gemäß $. 27 des Unt.-Wohnf.»®. „auf Unterbregung ber zweijährigen 
Friſt erfannt” werden, erflärte das Bezirksamt mit Verfügung vom 8. Januar 
1876 bezüglich des Ausmweifungsbegehrens von ber erlaffenen Entſchließung nicht 
abgehen zu können, bezüglich bes weiteres Antrages jet aber das Verwaltungs⸗ 
gericht, nicht Die Polizeibehörde zuftändig; es wurde ber Gemeinde die Ergreifung 
des Relurjes überlafien. — Die Berufung wurde darauf angezeigt, aber zwei 

6* 





84 Entfheidungen und Erlafie von Gerichten und anderen Behörden, 


Tage nachher hie Erflärung dahin „ergänzt“, es wollen die beiden früheren Eins 
gaben dem Bezirksrath als Werwaltungsgericht vorgelegt und bie beiden Orts- 
armenverbärde Königsbach und Gondetsheim beigeladen werben, damit nad 
8. 6 Freizitgigfeitögefe vor der wirklichen Ausweiſung feftgeftellt werde, wo ber 
Unterſtützungswohnſitz fei. Das Bezirksamt belehrte hierauf wieder, daB es vor⸗ 
erſt noch an einer Klage fehle, da weder ein Antrag auf Uebernahme, noch ein 
folder auf Koftenerfag gegen irgend einen beftimmten Armenverband geftellt ei, 
die Sade fei deshalb zur Vorlage an den Bezirksrath noch nicht reif und könne 
von einer Streitbeiladung feine Nebe fein. Auf dagegen beim Verwaltungs- 
gerichtshofe erhobene Beſchwerde wegen angeblicher Suftizverweigerung, wobei 
bemerkt wurde, daß die M.'ſchen Eheleute als Gegenpartei zu betrachten feien 
und das Begehren dahin ging, ber Bezirksrath B. als Verwaltungsgericht habe 
ſowohl über die Ausweiſung der-M chen Eheleute, ale über den Unterftügungs- 
wohnſitz zu verhandeln, hiezu bie genannten Eheleute und Ortsarmenverbänbe 
Königebad und Gonbelsheim vorzuladen und ſodann Erkenntniß zu erlafien, 
wurde mit Verfügung des Gerichtshofes vom 8. Februar 1876 das Bezirksamt 
angemwiejen, auf Grund ber in ber Beichwerbefchrift gegebenen Erläuterungen 
gemäß $. 67 Verfaſſ. O. die Entſcheidung bes Bezirksraths darüber herbeis 
zuführen, ob das Geſuch fofort zurüdzumeifen oder Verhandlung darüber 
einzuleiten fei, eventuell die weiteren Verhandlungen zu pflegen. — Hierauf 
wurde dur Beſchluß des Bezirksraths vom 1. März 1876 „das Geſuch des 
Gemeinderaths von B. unter Verfällung der Gemeinde in die Koften zurüds 
gewielen“ und dieſe Abweifung damit begründet, daß nad 8. 4, Abf. 1 und 2 
des badiſchen Einführungsgefeges vom 14. März 1872 der vorliegende Antrag. 
nit durch das Bermaltungsgericht zu beurtheilen fei. — Bei der gegen biefen 
Beſcheid ergriffenen Berufung an den Berwaltungsgerichtshof wurde unter Be- 
jugnahme auf die 88. 4, 5 und 6 Freizügigkeitsgeſetzes, 8. 35 des badiſchen 
Armengefeges und 8. 8, Abf. 6 der Verordnung bes Minifteriums des Innern 
vom 6. Dezember 1872 (Geſetz- und Verordnungsblatt Nr. 43, S. 378) nad- 
zumelfen verfucht, daß das Verwaltungsgericht zuftändig fei und fofern die 
Zurüdweifung an den Bezirksrath nad) der Rechtsähnlichleit des 8. 1146 der 
bürgerlichen Prozeßordnung nicht als ftatthaft erſcheiuea follte, um Ladung der 
M.'ſchen Eheleute ſowie der mehrgenannten beiden Armenverbände und um Auf- 
bebung des bezirksräthlichen Erkenntniſſes und Entſcheidung dahin gebeten, daß 
der Ortsarmenverband beziehungsweije bie Bemeindebehörde B. berechtigt fei, die 
M.'ſchen Eheleute auszuweiſen. 

Der Verwaltungsgerichtshof hat Dagegen mit Erkenntniß vom 23. Mat 1876 
das bezirksräthliche Ertenntniß betätigt. 

Die Gründe find folgende: 

Das Begehren der klagenden Gemeinde, wie es in der Beſchwerdeſchrift des 
klägeriſchen Vertreters vom 21. Sanuar 1876 genauer formulirt und in der 
öffentlichen Verhandlung näher erläutert wurde, verlangt vom Bermaltungsge- 


richte dreierlei, naͤmlich: 


Entſcheidungen und Erlaſſe von Gerichten und anderen Behörden. 85 


1. Verhandlung und Erkenntniß über die Ausweilung ber M. ſchen Ehe⸗ 
leute aus B., 

2. Veranftaltung von Erhebungen darüber, welcher Armenverband der zur 
Unterftägung der M'ſchen Eheleute, beziehungsweife zu deren Weber: 
nahme definitiv verpflichtete ſei und : 

3. ‚Berurtheilung des fo ermittelten verpflichteten Armenverbandes zur 
Uebernahme ber genannten Eheleute. 

Der Bezirksrath zu B. hat als Verwaltungsgericht mit Verfügung vom 1. 
März d. 3. das Eintreten auf das Klagebegehren in den erwähnten drei Rich⸗ 
tungen abgelehnt. Der gegen dieſe Entſchließung ausgeführte Rekurs konnte als 
begrümdet nicht erachtet und mußte deshalb verworfen werben. 

Was Ziffer 1, das Ausmweifungsbegehren betrifft, fo gehört ſolches an 
fi nicht dem Kreife derjenigen Materien an, weldhe der Entiheidung ber Ver: 
walungsgerichte unterftehen; die Abmweifung eines Neuanziehenden und die Ver: 
jagung des Aufenthaltes ($$. 4 und 5 bes Freizugigkeitsgeſetes) iſt vielmehr 
Sache der Polizeibehörden. 

8. 2. des badiſchen Aufenthaltsgejeges. 8. 8, Abſ. 5 der Verordnung vom 
6. Dezember 1872. Vergleiche auch 8. 12 Freizligigkeitsgefeg u. A.) 

Vermöge der Beftimmung bes 8. 6, Abſ. 2 des Freizügigkeitsgeſetzes wird 
akerdings in weitaus ben meiften Fällen, wie gerade in dem vorliegenden, bie 
thatſächliche Ausweifung von einer vorgängigen, nöthigenfalls durch verwal⸗ 
tungsgerihtlihe Entſcheidung herbeizuführenden Ermittelung des zur Webernahme 
verpflichteten Verbandes abhängen, (fiehe auch den Erlaß des Winifteriums bes 
Innern vom 24. April 1865, Nr. 6086, in ber Zeitfhrift 1873, Nr. 98). Dabei 
Tann aber zufolge der oben erwähnten gejeglihen Beftimmung die verwaltungss 
gerichtlihe Entſcheidung fi nicht mit der Frage der Ausmweifung, fondern 
lediglich mit der Uebernahmspflicht befaffen. 

Wenn zur Begründung ber gegentheiligen Anſicht 8. 8, Abi. 6 der Verords 
nung des Minifteriums des Innern vom 6. Dezember 1872 angerufen wird, fo 
wird dabei überjehen, daß die angeführte Beftimmung ſich auf den ganz fpeziellen 
Fall der Sufpendirung des Vollzugs der Ausweifung auf Grund des 8. 56 des 
Unt.-Wohn Gef. jomit auf einen Fall bejieht, der hier nicht in Frage fteht. 

Auf das zu 1) angegebene Klagbegehren war deshalb der Bezirksrath als 
Verwaltungsgeriht nicht in der Lage, ſich einzulaſſen. 

Das Gleiche ift der Fall bezüglich zu 2) bezeichneten Verlangen, daß das 
Berwaltungsgeriht fih mit der Ermittelung bes Unterfiüßungswohn- 
fites der M.'ſchen Eheleute befafjen folle. 

Nach der unzweideutigen Vorjchrift des $. 34 bes Urwahlgeſetzes ift es vor 
Alem die Aufgabe besjenigen Armenverbandes, der fi einer ihm drohenden 
er bereits eingetretenen Unterftügungslaft entlebigen will, fich durch die nöthigen 
&bebungen zu verläffigen, auf welchen anderen Verband er die Laft nad ben 
eehenden Geſetzen überwälzen kann, und fofern er ſolchen ermittelt zu haben 
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glaubt, bei demſelben ben Erſatz- beziehungsmeife Uebernahme⸗Anſpruch ans 
zumelden. 

Nur wenn es dem zur fürſorglichen Unterſtützung verpflichteten Armenver- 
band nicht gelingt, den endgiltig verpflichteten Verband zu ermitteln, bat er 
behufs der Wahrung feiner Anfprüche bei der. zuftändigen ihm vorgeſetzten Be- 
börde die Anmeldung zu machen. Dieſe Behörde ift nad) $. 2 der mehrerwähnten 

" Verordnung vom 6. Dezember 1872 das Bezirksamt und zwar in feiner 
Eigenfchaft ats VBermaltungsbehörde. Dieſes hat fobann die Aufgabe, nah 
Erforderniß für die Ergänzung ber Erhebungen zu forgen. , 

Die Leitung derartiger Verhandlungen ift naturgemäß nicht Aufgabe einer 
tichterlichen Behörde und es lafjen auch die einfchlägigen geſetzlichen Beftimmungen, 
wie bie dazu, erlaffenen Vollzugsverorbnungen feinen Zweifel darüber, daß nicht 
entfernt die Abficht vorlag, mit den Vorerhebungen zur Ermittlung des zum 
Erjag oder zur Uebernahme verpflichteten Armenverbandes das Vermaltungs- 
gericht zu beauftragen. 

Vergleiche $. 34 mit 8:36 ff. bes Unt.-Wohnſ.⸗G. 5.2 mit $.4, 5 und 
8 der Verordnung vom 6. Dez. 1872. 

Mit der Ablehnung des Klagebegehrens in diefer Richtung Hat aa das 
Untergericht lediglich den geſetzlichen Beſtimmungen gemäß gehandelt. 

Was endlich das Klagebegehren zu 3) betrifft, fo unterliegt es ſchon nad 
bem oben Bemerkten allerdings keinem Zweifel, daß über Streitigleiten zwiſchen 
zwei Armenverbänden über die Pflicht zur Uebernahme eines Auszuweiſen⸗ 
den die Verwaltungsgerichte zu enticheiden haben. Um aber eine richterlihe 
Entſcheidung herbeiführen zn können, bedarf es ſchon nad) der Natur der Sache, 
wie auch nad) ausdrüclicher gejegliher Vorſchrift, einer Klage mit beftimmter 
Bezeihnung der Parteien. 

Siehe die 88. 36, 37 und 38 des Unt.-Wohnf.-&. Vergleihe auch 8. 48 
Verfahrensordnung. 

Eine ſolche iſt aber trotz der wiederholten bezirksamtlichen Verweiſung auf 
8. 14 bes Urwahlgeſetzes und der Belehrung vom 15. Januar d. J., auch ber 
Anbeutung in bem biesfeitigen Erlafje vom 8. Februar d. J., Nr. 128, bezüglich) 
bes Mebernahmebegehrens nicht begründet worden. In ber Bejchwerbejchrift 
vom 21. Januar d. 3. wurde als Hauptbellagter das M.'ſche Ehepaar bezeichnet 
und damit felbftredend die Ausmweifung besfelben, wohl auch die Unterbrehung 
des Laufs der Frift zur Erwerbung bes Unterftügungsmwohnfiges durch basfelbe 
vorzugsmeife ins Auge gefaßt. Bezüglich bes Anſpruche auf Uebernahme if 
aber weber in einer der früheren Eingaben, noch in ber genannten Beſchwerde⸗ 
ſchrift, noch aud in heutiger Tagfahrt derjenige Armenverband bezeichnet worden, 
gegen ben ber Anſpruch auf Webernahme erhoben werben will. Es wurden 
allerdings zwei Armenverbände bezeichnet, welche bei der Erhebung bes Anſpruchs 
auf Webernahme mögliherweife in Betracht kommen könnten; es wnrbe aber 
bereits oben zu 2) ausgeführt, daß es nicht Sache des Ver waltungsgerichtes 
iR, auf dem Wege abminiftrativer Erhebungen feitzuftellen, wem etwa bie Unters 
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baltung8s beziehungsweife Uebernahmspflicht obliegt, das Verwaltungsgericht hat 
nach 8. 5 des Verw.⸗Geſ. Streitigkeiten des öffentlihen Rechtes zu 
entſcheiden und dazu gehören, wie bereits bemerkt, beftimmt bezeichnete Parteien, 
wilden denen ein Streit obwaltet. 

Da aber die Bezeichnung bezüglich) der Partei des Beklagten bis jegt nicht 
"erfolgt, deshalb auch die Rlagbegründung, foweit fie ſich auf die Verpflichtung 
der betlagten Partei bezieht, noch nicht geliefert, und eben wegen ber Unbeftimmts 
heit der beflagten Partei die Zuftänbigteit des Berichtes gemäß $. 38 des Unt.⸗ 
Wohn.Geſ. noch nicht feftzuftellen ift, hat der Bezirfsrath zu B. das Klage: 
begehrten auch in biefer dritten Richtung nothwendig ablehnen müffen. 

Bezügli) der Form der Zurüdwelfung der Klagbegehren hat ſich der Bezirks: 
rath genau an die Vorfhrift und den Wortlaut des $. 67 der Verfaſſungsord⸗ 
nung gehalten, es kann jomit aud der gegen bie gewählte Faflung erhobene Vor⸗ 
wurf der Undeutlicleit nicht gegen ben Wortlaut ber Entſcheidung geltend 
gemacht werben und eine Aenberung besjelben veranlafien. 

Aus diefen Gründen erſcheint die klägeriſche Partei nicht als durch die an- 
gefochtene bezirksräthliche Entſcheidung befchwert und mußte hiernach, wie ge: 
ſchehen, erfannt werden. (Abgebr. Zeitſchr. für bad. Verw. 1876 ©. 221.) 1. 


28. 


Zur Frage, ob Naturalleiftungen an Klöſter in Oeſterreich der Grundentlaitung 
unterliegen. Bedeutung der res Judicats im Adminiftrativverfahren. 


(Ext. des k. k. öfter. Min. d. Imern in Wien vom 9. Oft. 1876.) 


Auf Grund der in ber böhmischen Landtafel einverleibten Stiftungsurkunde 
vom 21. April 1657 bezieht das Franziskanerkloſter in W. von ber dortigen 
Herrſchaft alljährlich eine beftimmte Duantität Betreide, Holz und anderer Na- 
turalien. Nachdem die Verabreihung dieſer Leitungen den Wirthichaftebetrieb 
auf der Herrihaft W. bedeutend erfchwerte, firebten die Beſitzer ber Letzteren 
bereits im Jahre 1851 auf Grund des 8. 6 bes faiferl. Patentes vom 4. März 
1849 1) bie Ablöfung der erwähnten Naturalleiftungen an, wurden jedoch mit 
ben gleihförmigen Erkenntniſſen der beftandenen Brundentlaftungs + Bezirkstom- 
miffion zu Benefhau, der Brundentlaftungs:Landestommiffion zu Prag und des 
Minifteriums des Innern abgemiefen. 

Unterm 11. Mai 1869 wurde nun in Böhmen ein Landesgeſetz „zur weiteren 
Durhführung der Brunbentlaftung” publizirt, gemäß defien $. 1 die Entlaftung 
von rund und Boben ftattfindet „bei Naturalleiftungen an Kirchen, Pfarren 





1) Diefer Paragraph lautet: „Naturalleifungen, welche nicht in Folge des Zehentrechtes 
8 ein oliquoter Theil von den Grunderträgniffen am Früchten, fonbern als unveränderliche 
Gebigleit an Kirchen, Schulen und Pfarren oder zu anderen Gemeindezweden entrichtet werden, 


W... . gleichfalls abzulöfen.“ 
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ober Schulen, das iſt Arbeitsleiftungen und jener Naturalabgaben, welche nicht 
in Folge bes Zehentrechtes als ein aliquoter Theil von den Brunberträgnifien 
an Früchten, fondern als unveränderliche Giebigkeit entrichtet werben.“ In pa- 
rentltesi beruft ſich das Geſetz an diefer Stelle ausdrüdlich auf 8. 6 des kaiſerl. 
Patente vom 4. März 1849. 

Der Vertreter der Herrſchaft W. erneuerte nun am 21. Auguft 1873 das‘ 
Anſuchen um Einleitung des Verfahrens zur Ablöfung der Eingangs gedachten 
Präftationen, wurde jedoch von der Bezirkshauptmannſchaft Seltſchau als Ablö- 
fungstommifjton unter Sinweis auf die Ablöfungsgefege vom Jahre 1849 neuer⸗ 
lich) abgemiefen Ueber Relurs der Domäne hat die Statthalterei für Böhmen 
im Erlaß vom 26. Februar 1874 diefe Entſcheidung, infofern durch jelbe die 
Ablöfung nad den Beftimmungen ber Ablöfungsgefeße von 1849 abgelehnt 
wurde, beftätigt, ‚zugleich jedoch verordnet, baß bei dem Umſtande, als die Herr⸗ 
ſchaft W. in ihrem Rekurſe die Ablöfung ber angemeldeten Naturalabgaben 
eigentlih nad) den Beflimmungen bes Geſetzes vom 11. Mai 1869 begehrt, 
über die jetzige Provokation auch nad den Beſtimmungen dieſes Geſetzes noch 
in erſter Inſtanz das Amt gehandelt werde. 

In Folge dieſer Entſcheidung, welche die Rechtskraft beſchritten, hat der Ver⸗ 
treter der Herrſchaft W. den 24. Mai 1874 die erforderlichen Urkunden vor⸗ 
gelegt, und in ber Eingabe darzuthun verſucht, dab day Geſetz vom 11. Mai 
1869 auf bie bier in Rebe ftehenden Präftationen Anwendung finde. 

In der diesfalls abgeführten Verhandlung proteftirte ber Vertreter bes Klo⸗ 
ſters gegen die begehrte Ablöfung unter Berufung auf den Wortlaut bes Geſetzes 
vom 11. Mai 1869, weldes nur von Kirchen, Pfarren und Schulen, keineswegs 
jedoch von Klöftern ſpreche. 

Nah geichlofienem Verfahren entjchied die k. k. Bezirtshauptmannfhaft in 
Setihau als erfte Inſtanz den 7. Jänner 1875 dahin, daß die zu Händen bes 
Franziskannerkloſters in W. ob der gleichnaptigen Herrſchaft landtäfli vers 
fiherten Naturalgiebigkeiten der Ablöfung im Sinne des Befetes vom 11. Mai 
1869 unterliegen, daß für felbe ein Ablöfungsfapital von 37,067 fl. 10 kr. ermit- 
telt werbe, welches nach Rechtskraft der vorliegenden Entſcheidung ob ber Herr⸗ 
ſchaft W. in der bücherlihen Rangordnung des abgelöften Rechtes pfandrechtlich 
fiherzuftellen fein wird. 

Dies Erkenntniß ftügte fi auf nachſtehende Gründe: 

Der Vertreter ber Herrſchaft W. hat zur Begründung feiner Provokation 
angeführt daß das Franzistanerflofter in W. von Herrn Sofimus Grafen W. 
im fiebenzehnten Jahrhunderte mit der Beftimmung 'geftiftet wurde, ber W.ser 
Pfarre in Ausübung ihres Amtes Hilfe zu leiften, und daß entiprehend biefer 
Beitimmung die P.P. Franziskaner in W. in ber Seelforge ber Pfarre flets 
hilfreich beigeftanben find, und es fo ermöglichten, daß biefe mehr als 4000 
Pfarrkinder zählende und eine entfernte Filialfiche in D. verfehende Pfarre obne- 
Eooperator beftehen Tonnte. f 

Eben mit Rudſicht auf dieſe wirkſame Aushilfe in der Seeljorge fei das 
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Franzisfanerflofteg in W. im vorigen Jahrhunderte (unter Kaiſer Joſeph 11.) 
erſt erhoben worden. 

Dagegen bemerkte ber Bertreter bes Klofters, dab das Rlofter im 17. Jahr⸗ 
hunderte vornehmlich zu Miffionszweden geftiftet wurde, um dieſe zu jener Zeit 
vornehmlich von Pilarbiften bevölferte Gegend dem Katholizismus zu gewinnen, 
und daß die fpäter ben jeweiligen Pfarrern geleiftete Aushilfe in der Seelforge 
nicht regelmäßig und gegen ein beftimmtes Entgelt, fondern nur über jemweiliges 
Verlangen und unentgeltlich geleiftet wurde. 

Zur Klarftellung dieſes ftrittigen Umftandes wurden Gedenkmänner abge- 
bört, welche übereinftimmend ausfagten, daß die PP. Franzistaner der Pfarre 
in ®. ſeit Menſchengedenken nicht nur ſporadiſch, fondern regelmäßig in der 
Seelforge aushelfen, daß ber Bottesbienft jo organifirt it, daß nur jeden dritten 
Sonn- und Feiertag in ber Pfarrkirche, an den übrigen Feſttagen in ber Kloſter⸗ 
fiche ber Gottesdienſt abgehalten wird und daß ohne dieſe wirkfame Aushilfe 
bie Pfarre ohne Beigabe eines befonderen Kaplans gar nicht beftehen könnte. 

Der Proteft des Klofter gegen die angefonnene Ablöfung kann fohin ale 
begründet nicht angefehen werden, zumal in Rüdiiht der Frage, ob die Präs 
fation, deren Ablöfung angeftrebt wird, wirklich ablösbar ift, nicht die urfprüng« 
lie Stiftung, fondern nur ber Umftand maßgebend ift, welche Funktionen 
das Franzistanerklofter in W. thatſächlich ſeit Menſchengedenken ausgeübt hat. 

In biefer Richtung ift nur — wie erwähnt — durch bie Ausfagen der ab- 
gehörten Gedenkmänner fihergeftellt, daß das Franziskanerklofter thatſächlich 
pfarrliche und firhlihe Funktionen ausgeübt hat und noch ausübt, daB ſonach 
bie von ber Herrſchaft W. an dieſes Klofter zu leiftenden Präftationen der Ab- 
löſung im Sinne des Geſetzes vom 11. Mai 1869 unterliegen. 

Diefer Ablöfung ift auch der Umftand nicht hinderlich, daß die ermähnten 
Leitungen durch eine Stiftung begründet wurden, da das Gefe vom 11. Mai 
1869 diesfalls nicht unterjcheidet, dieſes Geſetz daher als eine Ergänzung bes 
t. Patents vom 4. März 1849 in der angegebenen Richtung angejehen wer: 
den muß. & ‚ 

Ueber den Rekurs des Klofters hat jedoch die kk. Statthalterei zu Prag ale 
zweite Faſſung in Grundentlaftungsangelegenheiten für Böhmen das eritinftanz« 
lihe Ablöſungserkenntniß außer Kraft gefegt und erfannt, daß die bem Franzis 
Ianerflofter von der Herrihaft W. zu leiftenden Naturalabgaben feinen Gegen⸗ 
fand der Ablöfung nah den Beſtimmungen des Geſetzes vom 11. Mat 1869 
bilden. 

Zur Begründung dieſes abweichenden Erkenntniſſes wurde Folgendes 
angeführt. 

Bereits bei der früheren Grundentlafung wurden aus Anlaß: ber von der 
Domaine W. im Grunde des $. 6. des k. Patents vom 4. März 1849 eins 
sereichten Anmeldung zur Ablöjung der erwähnten Naturalabgaben an das 
Franzisfanerklofter in W., von der beſtandenen Benefchauer k. k. Grundent⸗ 

ungstommiffion dieſe Naturalleifttungen mit dem Erfenntniffe vom 25. Auguft 
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1851 aus ber Entlaftungsverhanblung ausgeſchieden, And jede Amtes 
handlung in biefer Angelegenheit nad) den Beftimmungen des k. Patents vom 
4. März 1849 und ber h. Minifterialverordnung vom 27. uni 1849 namentlid) 
aus dem Grunde eingeflellt, weil nad) den angeführten Grundentlaftungsgefeßen 
nur Naturalleiftungen an Pfarren, Kirchen und Schulen, dann zu andern Ger 
meinbezweden ablösbar find, das Wer Franziskanerkloſter jedoch unter keine 
diefe Anftalten jubjumirt werden kann, indem in W. neben dem Klofter eine 
eigene Pfarre beiteht, die fraglichen Naturalabgaben nicht zu Kirchenzwecken, 
fonbern zum Unterhalte ber Klofiergeiftlichteit zu leiften find, die Kloſtergeiſt⸗ 
lichkeit ſich mit dem Schulunterricht nicht befaßt, und auch keinem Gemeinde⸗ 
zwede dient. 

‚ Diefes Erfenntniß wurde anläßlich ber ergriffenen Rekurſe fomohl von ber 
beftandenen Grundentlaftungslandestommiffton unterm 27. November 1851 
als, aub von dem h. BEE des Innern unterm 13. Februar 1852 3. 3229 
beftätigt. 

Hiemit liegt baher bereite eine vechtsträftige Entſcheidung vor, daß das 

Franzistanerklofter in W. weder ale eine Pfarre, noch als eine Kirche, noch 
‘aber als Schule angefehen werden kann, und daß daher die fraglichen Biebig« 
keiten an das genannte Klofter nicht als Leiftungen an eine Pfarre, Kirche oder 
Schule behandelt werden können. 
! Dieſes Erkenntniß muß ſoweit es fih auf die Eigenfchaft des Klofters be= 
zieht, als maßgebend angefehen werben, da ſich feit Erlaſſung deffelben das Ver⸗ 
bältniß des Klofters zur Pfarre, Kirche und Schule in W. in keiner Richtung 
geändert hat, ber $. 6 bes k. Patents vom 4. März 1849, auf welchem bas 
biesfällige Erfenntniß beruht, im Wefentlihen mit $. 1 bes Geſetzes vom 
11. Mai 1869 gleichlautend.ift, daher beide Geſetzesſtellen auch diefelbe Tendenz 
haben, und dies um ſo mehr, als ſich im $. 1 des Geſetzes vom 11. Mai 1869 
ausdrüdlich auf den 8. 6 bes k. Patents vom 4. März 1849 bezogen wird. 

Abgeſehen jedoch hiervon bieten aud die gegenwärtig in biefer Richtung 
neuerlid) gepflogenen Erhebungen feinen Anlaß, um diefen Ausſpruch abzuändern. 

Dem nad der landtäflich eingetragenen Stiftungsurfunde vom 21. April 
1657, welche bei Beurtheilung des Zweckes der Stiftung offenbar zunächſt maßs 
gebend ift, ift das W.’er Franzislanerklofter einzig und allein zum Unterhalte 
der Kloſtergeiſtlichkeit, beziehungsweiſe behufs der Errichtung und Erhaltung bes 
Kloſters als folhen mit dem in der Stiftungsurtunde angeführten, den Gegen⸗ 
fand diefes Erfenntniffes bildenden Bezügen geftiftet worden. i 

Demgemäß werden aud in der gleichfalls landtäflich einverleibten Erklärung 
des Franz Grafen v. ®. vom 12. März 1658 bie biesfälligen Bezlige ein Des 
putat, d. i. ein Unterhalt, der Jemanden jahrlich an Geld, Holz, Früchten und 
dergl. gereicht wird, genannt. 

Nicht minder wird in dem zwiſchen der Domaine W. und dem W.'er 
Franziskanerkloſter behufs Regelung der Bier- und Holzabgaben am 20. Juli 
1827 abgeſchloſſenen, vom fürſterzbiſchöflichen Konfiſtorium unterm 17. April 1828 
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md vom böhm. Landesgubernium unterm 30. April 1828 beftätigten Vergleiche 
ausdrüdlich angeführt, daB die Herrfhaft W.’er Obrigkeit die fraglihen Giebig⸗ 
keiten an Geld urd Naturalien zum Unterhalte des Franziskanerflofters und der 
darin befindlichen Beiftlichkeit zu leiften find. 

In keiner biefer Urkunden wird aud nur mit einem Worte ber Kloſter⸗ 
geiftlichteit die Verwendung bei der Seelforge zur Pflicht gemacht. 

& kann daher audy keinesfalls behauptet werben, baß das Franzistanerflofter 
in ®. mit der Beftimmung geftiftet worden fei, daß die Kloftergeiftlichleit der 
Ber Pfarre in der Seelſorge Aushilfe zu leiften habe, beſondere als die Wirks 
famteit des Franziskanerordens auch nah den Statuten defjelben blos darin be 
ſteht, daß die Mitglieder nach einer von ber Kirche gutgeheißenen Regel das 
arme Leben des Heilandes durch Weltentfagung nachahmen, und durd Wort, 
namentlich aber auch durch die That Buße predigen follen. 

Die Aushilfe, welche von der W.’er Kloftergeiftlichteit bei der dortigen Pfarre 
in ber Seelforge, in deren Bereich namentlich au die Chriftenlehre, dann ber 
Religionsunterricht in den Schulen gehören, bisher geleiftet wird, kann fi Daher 
nur auf das Gofdelret vom 24. September 1785 gründen, mittelft welchen ben 
Orbensgeiftlihen die Mitwirkung in der Seelforge nad) Bedarf zur Pflicht ge 
macht worben ift. ; 

Diefe nach Verlauf von 157 Jahren nad) Stiftung des genannten Franzis⸗ 
fanerflofters angeorbnete Mitwirtung in ber Seelforge bei der in W. neben 
bem dortigen Klofter beftehenden Pfarre kann an ber urfprünglihen ſtiftungs⸗ 
mäßigen Beftimmung diejes Klofters nichts geändert, und daher am menigften 
dem Klofter die Eigenſchaft einer Pfarre verliehen haben. 

€s kann daher dem W.’er Franzisfanerklofter in Folge dieſer Mitwirkung 
der Kloftergeiftlihen die Eigenfhaft einer ‘Pfarre eben jo wenig zugeichrieben 
werden, als in jenen Fällen, wo Klöfter oder Stifte ihre eigenen Pfarrbeneftzien 
haben, welche durch die Klofters oder Stiftsgeiftlihen verwaltet werden, deshalb 
biefe Klöfter und Stifte felbft als Pfarren angejehen und behandelt werben 
Können. ; R 

Aud kann aus dem Umftande, daB der Bottesbienft nur an jedem britten 
Sonntage in der W.’er Pfarrliche und an den übrigen Sonntagen in ber 
Aoſierkirche abgehalten wird, daß das Klofter die Eigenſchaft einer ‘Pfarre hat, 
da diefe Abhaltung des Bottesbienftes in der Klofter ftatt in der Pfarrkirche 
mr mit Bewilligung des Ortspfarrers ftattfinden kann, daher immer nur von 
dem Willen des eigentlichen Seelforgers abhängt, und fohin aus biefer Uebung 
keinerlei Konſequenzen gezogen werden können, indem nad) dem Hoſdekrete vom 
2. April 1802 der öffentliche Bottesdienit überhaupt im der Klofter- und Stiftes 
firhe und namentlich in den Orten, wo feine Pfarren find, mit Erlaubniß bes 
Drdinariates geitattet werden kann, wenn dadurch der Gottesbienft in der Pfarr- 
fire nicht geftört, und dadurch nicht etwa Gelegenheit zur Befeitigung deffelben 

neben wird, indem ber Piarrer allein der ordentliche Seelenhirt und Lehrer 
Winer Gemeinde iſt, und der Ordensgeiftlihe immer nur fein Behilfe bleibt ꝛc. 
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Unter diefen Umftänden kommt daher dem Wer Franzielanerflofter, ohnge⸗ 
achtet der von der Kloftergeifllichkeit geleifteten Aushilfe in ber Seelforge bei 
der Wer Pfarre, mag dieſe Aushilfe gegen oder ohne Entgelt geleiftet werden, 
Teineswegs die Beftimmung und Eigenjhaft einer Pfarre zu, und kann hafieibe 
daher auch nicht ala eine Pfarre angefjehen werben. 

Ebenfowenig läßt fi) annehmen, daß die angemeldeten Natural: und Geld- 
giebigkeiten von der Domaine W. zur Erhaltung der Klofterliche, oder über: 
haupt an biefe verabfolgt werden, indem diefe Abgaben nad der ausdrüdlichen 
Belimmung der Stiftungsurkunbe und ber betreffenden Bezugsalten nur zum 
Unterhalte der Stloftergeiftlichkeit zu leiften find. 

An dem dem Lehrer obliegenden Schulunterrichte hat fih die Kloftergeift- 
lichkeit in W. nie betheiligt. 

Es wurden fohin die erwähnten Natural: und Geldgiebigkeiten keinesfalls 
an das Wer Franzisfanerklofter als Pfarre, Kirche oder Schule geleiftet. 

Das Grundentlaftungsgejeg von vom 11. Mai 1869 ift, ebenfo wie das Grund: 
entlaftungsgejeß, ein Ausnahmegefeg und muß als ſolches ftrenge ausgelegt werden. 

Da nun nad) ber Beftimmung des $. 1 lit. A. des Gefeßes vom 11. Mai 
1869 mit ausdrücklicher Hinweifung auf ben $. 6 des Gefekes vom 4. März 
1849 nur Naturalleiftungen an Pfarren, Kirhen uad Säulen, d. i. Arbeits- 
leiftungen, ſowie jene Naturalabgaben, welde nit in Folge des Zehentrechtes, 
als ein aliquoter Theil der Grunderträgnifie an Früchten, jondern als unver: 
änberlihe Giebigkeiten entridhtet werden, dann aud nad) $.2 B. 1. und 2. des. 
felben Gefeßes die aus Anlaß einer befondern bisher noch aufrecht beflehenden 
Funktion feftgefegten Naturalleitungen, fowie unveränderlihe Geldgiebigfeiten 
an Pfarren, Kirhen und Schulen, die leßtgenannten beiden Abgaben übrigens 
nur über Begehren beider Theile, nad) den Beltimmungen dieſes Geſetzes ab» 
lösbar find, und das Franziskanerklofter in W. nad) dem oben angeführten weder 
als eine Pfarre noch als Kirche oder Schule angefehen werben Tann, fo bilden 
auch bie in Rebe fiehenden Natural- und Beldabgaben an diefes Kloſter ent» 
ſchieden keinen Gegenftand einer Amtshandlung nad den Bellimmungen bes 
8. 1Xlit A. bann $. 2 B. 1 und 2 des Gefeges vom 11. Mai 1865 und unters 
liegen, da fi) diefelben auch unter Feine der übrigen in dem genannten Geſetze 
taxativ angeführten ablösbaren Leiftungen jubjumiren laſſen, überhaupt nicht 
den Beftimmungen dieſes Geſetzes 

Der Vertreter der’ Herrſchaft W. ergreift gegen die Entſcheidung der Statt: 
halterei den Minifterialreturs, in welchem er vorerft das Vorhandenfein einer 
res judicata beftritt und hervorhob, daß bie früheren Erlenntniffe lediglich bie 
Ablöfung im Sinne ber k. Patents vom 4. März 1849 vor Augen hätten, daher 
der Entſcheidung des voliegenden Streites unmöglich präjuduziren können, daß 
übrigens nur die Erkenntniſſe felbft, nicht auch die denfelben beigefügten Ent - 
Iheidungsgründe in Rechtskraft erwachſen könnten. Des Weiteren wurde 
ausgeführt, daß wohl nur beshalb, weil durch ſpezielle Geſetze (Hofd. vom 
3. November 1787 und vom 5. November 1803) den Klöftern die Verpflichtung 
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ber Aushilfe in der Seelforge auferlegt wurbe, das Geſetz vom 11. Mai 1869 
der Klöfter nicht fpeziell erwähnt, fondern jelbe unter dem allgemeinen Ausdrude 
„Kirhen, Pfarren und Schulen” mit inbegriffen hat. Entweder befaßte fi 
das Franziskanerkloſter in W. prinzipiell mit der Seelforge nit, und bann 
hätte e& im Sinne der älteren Geſetze die Erxiftenzberedhtigung verloren, und 
mußte aufgehoben werden. Der Unterhalt der Nloftergeiftilihen habe nad 
göttliher und menſchlicher Sagung immer nur Mittel zur Erreihung eines 
höheren Zmwedes, nie aber Selbſt zweck der Stiftung jein können. 

Auch das Argument, daß es fi) vorliegend um Ausnahmegeſetze handle, 
welche eine analoge Ausdehnung nicht zulaffen, ift nah Anfiht des Rekurrenten 
nicht ſtichhaltig, nachdem durch zahlreiche Gefege die Entlaftung von Grund und 
Boten prinzipiell ausgeſprochen wurte, und das Geſetz vom 11. Mai 1869 ledig⸗ 
fi die Ausführung diefes feierlich proflamirten Grundfages bezwecke. 

Allein das Minifterium des Innern ging in diefe Ausführungen nicht ein, 
jondern hat mit dem Eingangs erwähnten Erfenntniffe vom 9. Oktober 1875 
ben angefochtenen Statthaltereierlaß Lediglih unter Berufung auf defien Ber 
gründung zu beftätigen befunden. 10. 


29. 


Zur Auslegung des $. 289 des Reicheſtrafgeſekbuchs uud des Geſetzes vom 15. 
Juni 1874, die Rechtsverhältniſſe der Altkathotiten betreffend. Gebrauchs⸗ 
recht, Wegnahme, rechtswidrige Abficht, Strafantragaberedtigter im Sinne 
des $. 289 des Reichsſtrafgeſetßbuchs. 

(Er. des bad. Oberhofger. vom 19. Yuni 1875.) 


Raufmann 3. 2. von Seidelberg und Dekan B. von D. wurden auf Grund 
des 8.289 des Reicheftrafgefekbuchs vor Gericht geftellt und des Vergehens biefes 
$. durch Urtheil der Straſkammer des Kreiss und Hofgerihts Mannheim vom 
7. April 1875 für ſchuldig erklärt, weil fie, nachdem durch Negierungserlaß vom 
%. Auguft 1874 der in der Gemeinde Heidelberg gebildeten Gemeinſchaft der 
Altatholiten die ſtaatliche Genehmigung ertheilt und die Mitbenügung der Chor- 
firhe und ber dazu gehörigen Geräthichaften eingeräumt worden war, am 
12. Eeptember in früher Tagesftunde die Orgel aus diefer Kirche weg nad) Dils- 
berg hatten verbringen lafjen. ® 

Der Erlaß vom 20. Auguft 1874 war nämlid dem tatholiſthen Pfarramte 
und dem Vorſtand der Altkatholiken am 1. September mit der Aufforderung er⸗ 
Öffnet worden, binnen 8 Tagen Vorſchläge über Feſtſetzung der Zeiten, zu welchen 
der beiderfeitige Gebrauch der Chorkirche zur Vornahme gottesdienflliher Hands 
lungen ftattfinden jollte, einzureichen, widrigenfalls Beſtimmungen hierüber vom 
Virtsamte getroffen würden. Das katholiſche Pfarramt gab in der feftgefegten 

dit feine Erklärung ab und es wurde dann durch amtlihen Beſchluß vom 
10, September das Benügungsreht an Kirche und firhlihen Beräthigaften für 
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beide Theile für die Zeit vom 16. September an geregelt. Der Tatholifche 
Sigungsvorftand proteftirte dagegen am 14. September, wobei in bem an bas 
Bezirksamt gerichteten Schreiben gleichzeitig bemerkt wurde, daß bie Kirche, wenn 
die Altkatholifen biefelbe in Gebrauch nähmen, gemäß einer päpſtlichen Ent- 
ſcheidung vom 18. März 1873 für die Katholiken zu interdiciren fei, und daß bie 
Katholiten, jo lange diefer Gewaltszuftand daure, von be Gebrauch bderfelben 
und ber. firhlichen Geräthichaften ausgefälofien werben. Das Pfarramt ver- 
weigerte auch die Herausgabe der Schlüſſel zur Kirche, und es wurde deshalb 
die Thüre derfelben auf amtlihe Anordnung am 16. September aufgebrochen und 
bie Kirche an dieſem Tage den Altkatholiken übergeben. 

Unterdeſſen, am 7. September Abende, hatten die Vorfteher der marianiſchen 
Sobalität in Heidelberg, welher das Eigenthbum an der Orgel der Chorkirche 
aufteht, beſchloſſen, diefe am erften freien Tag aus ber Kirche verbringen zu laflen, 
und jhon am Morgen des 7. September hatte der Angeklagte 2., Mitglied der 
Sodalität, dem Dekane B. die Orgel für die Gemeinde Dilsberg verkauft. In 
Folge davon wurde am 12. September dieſelbe eur der Chorkirche weg nad 
Dilsberg gebradit. E 

Die Angeklagten machten in der Unterſuchung geltend, der katholiſchen Pfarr⸗ 
gemeinde ſtehe kein Gebrauchẽrecht an der Orgel zu und jedenfalls ſei ein Ge⸗ 
brauchsrecht der altkatholiſchen Gemeinſchaft nicht begründet; dieſe habe an der 

Orgel zur Zeit ihrer Entfernung aus der Kirche auch keinen Gewahrſam gehabt, 
ihr fei fie alfo nicht weggenommen worden; ber Stiftungsvorftand ber katholiſchen 
Pfarrgemeinde habe aber in das Wegverbringen derſelben eingemilligt; in Teinem 
Fall hätten die Angeklagten in rechtswidriger Abficht gehandelt, denn fie hätten 
die Ueberzeugung gehabt, daß ein Gebrauchsrecht der Pfarrgemeinde und ber 
altkatholiſchen Gemeinſchaft an der Orgel nicht beftehe, und fie hätten auf Ans 
frage und mit Conſens der Stiftungstommiffion diefelbe weggebracht. 

Gegen das Urtheil der Straflammer führten die Angellagten die Nichtig- 
keitsbeſchwerde aus. 

Das Oberhofgericht verwarf diefe jedoch durch Urtheil vom 19. Suni 1875 
als unbegründet und die oberhofgerichtlichen Entfeheidungsgrünbe, aus denen auch 
die Beſchwerdegründe entnommen werden können, bejagen: 

„Die gegen das Urtheil der Straflammer des großherzoglichen Kreis- und 
Hofgerihts dahier vom 7. April d. I. von den Angeklagten erhobene Richtigfeits- 
beſchwerde fucht zunächſt mit Bezug auf Nr. 2 bes $. 373 ber Strafprozeß- 
ordnung geltend zu machen, baß das Strafverfahren auf Grund eines gefeglich 
nicht zu Recht beftehenden Strafantrags ftattgefunden habe. Der Strafantrag 
bätte nämlich, jo wurde ausgeführt, von demjenigen geftellt werben müſſen, 
deſſen angebliches Gebrauchsrecht durch die Wegnahme ber Orgel geſchädigt wor- 
ben ſei. Da nun behauptet werde, bafjelbe habe der katholiſchen Pfarrgemeinde 
Heidelberg zugeftanden, jo wäre dieſe die Antragsberechtigte gewefen, und biefe 
werde durch die katholiſche Stiftungsftommiffion vertreten, von welcher nad) den 
88. 4 und 11 ber landesherrlihen Verordnung vom 20. November 1861, bie 
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Verwaltung des katholiſchen Kirchenvermögens betr., das örtliche Kirchenvermögen 
verwaltet werde. Dieje Beſtimmungen über die Verwaltung bes SKirchenver: 
mögens fünden nad) Art. 1 des Geſetzes von 15. Juni 1874 über die Rechts- 
verhältnifje der Altkatholiten auch auf Die Letteren Anwendung und nad) dem 
legten Abſatz des Art. 4 dieſes Geſetzes gehe die Verwaltung des kirchlichen 
Vermögens nur dann auf die fogenannten Altkatholifen in einem Pfarrbezirte 
über, wenn ihnen als der überwiegenden Mehrheit der volle Genuß jenes Ver: 
mögens überwiefen jei. } 

Es iſt nun allerdings richtig, daß im Falle des 3. 289 des Reichsſtrafgeſetzes 
der durch das Vergehen Verlegte auch der zum Strafantrag Berechtigte ift. Der 
$. 289 jagt dies zwar nicht ausdrücklich, es ergiebt fich aber aus dem Grunde 
und Zwed bes Antragserforderniffes („weil bier das öffentliche Intereffe meift 
nur in zweiter Linie berührt wird,” (Motive zu $..61 des Entwurfs), wie aus 
8. 65 bes Gefeges, der im Allgemeinen den Verlegten mit dem Antragsberechtigten 
identificirt. Allein die altkatholiſche Kirchengemeinſchaft, von welcher bier der 
Strafantrag ausging, erſcheint hier auch als die Verlegte, wenn ber katholischen 
Pfarrgemeinde ein Gebraudsreht an der in Frage ftehenden Orgel zufteht und 
biefe Orgel aus dem Gewahrfam ber Legtern weggenommen mwurbe. 

Eine nad) Art. 2 des Geſetzes vom 15. Juni v. 36. behufs Errihtung und 
Abhaltung eines befondern öffentlihen Gottesbienftes und Vornahme fonftiger 
firhliher Handlungen gebildete Gemeinſchaft ift nämlid fein von ber ‘Pfarr 
gemeinde abgejondertes korporatives Rechts. oder Vermögensfubjelt, fondern eine 
Vereinigung innerhalb der bisherigen Pfarrgemeinde, 

Vergleihe insbejondere den Kommiffionsbericht der II. Kammer zum 
obigen Befeß, $. 3, und zu Art. 2; ferner ben Kommiffionsbericht der 
I. Kammer zu Art. 2. . 

Tie zu einer folden Gemeinſchaft vereinigten Altkatholiten Heidelbergs find 
mithin nicht aus der bisherigen Pfarrgemeinde ausgetreten. Diejelben erlitten 
auch gemäß Art. 1 Abf. 2 des cit. Geſetzes als Altkatholifen feinen Verluſt der 
ihnen als Katholiken zuftehenden Rechte. Sie behielten alſo ebenjo, wie der 
rõmiſch⸗katholiſche Theil der Pfarrgemeinde, das Recht der Theilnahme am Genuß 
und an der Benugung ber Kirche und kirchlichen Geräthſchaften, mithin auch an 
der Orgel, wenn ber Pfarrgemeinde daran ein Gebrauchsrecht zuftand. Und 
diejes Recht der Theilnahme an dem fraglihen Genuße ift feit der Scheidung 
der Gemeindeglieder in römiſch-katholiſche und altkatholifche, wie dies das Geſetz 
vom 15. Juni 1874, deſſen Hauptzwed gerade darin befteht, den altkatholiſchen 
Theil in dieſem Nechte gegenüber dem römiſch-katholiſchen und den bisherigen 
firhlicden Obern, von denen es beitritten und ben Alttatholifen zu entziehen vers 
ſucht wird, zu beſchützen, ausdrücklich anerfennt, ein jelbftftändiges, von der Zus 
fimmung des römiſch⸗katholiſchen Theils und den bisherigen firhlihen Oberen 
unabhängiges. 

Wurde nun der altkatholiihen Gemeinſchaft zu Heidelberg die Ausübung 
diejes Rechts bezüglich der Orgel durch Wegnahme berjelben unmöglic gemacht, 
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fo war fie die hierdurch Verlegte und fie war darum auch ſelbſtſtändig und ohne 
NRüdfiht darauf, ob der römiſchkatholiſche Theil der Pfarrgemeinde fi ebenfalls 
verlegt erachtete oder nicht, beredtigt den Strafantrag zu ftellen. Denn bie 
Verlegung genügt für die Berechtigung zum Strafantrage. Ob und inwieweit 
ihr auch eine Betheiligung an der Verwaltung des Kirchenvermögens zuftehe, ift 
eine für das Recht auf Antragftelung durchaus unerheblihe Frage. 

Daraus, daß der alttatholifhen Gemeinſchaft das Recht, bezüglich defien fie 
verlegt wurde, unabhängig von dem Willen und der Zuftimmung bes anderen 
Xheils der Pfarrgemeinde und der bisherigen kirchlichen Obern — zufteht, un? 
daß dieſes Recht ihr von den Letzteren fogar beftritten wird, folgt ferner mit 
Notwendigkeit, daß fie, wenn es ſich darum handelte, biejes Recht geltend zu 
madjen oder wegen Verlegung deſſelben einen Strafantrag zu ftellen, nicht an 
bie Vertretung durch bie Etiftungstommiffion gebunden fein konnte. 

Und diefe aus der Natur der Sache ſich ergebende Konfequenz fleht wit ber 
Beftimmung in Art. 1 deſſelben Geſetzes, daß alle bezüglich ber römifchlatholifchen 
Kirche des Landes erlaffenen Staatsgefege auch auf die fogen. Altkatholiken Ans 
wendung finden, durhaus nicht im Widerfprud, weil dieſe Beftimmung natür« 
lich nur im Zufammenhang mit dem übrigen Inhalt des Geſetzes, alfo vorbe- 
baltlih ber aus den folgenden Arlikeln fi) ergebenden Ausnahmen, zu ver⸗ 
Reben ift. 

Ton Aufftelung eines curator ad hoc, welde die Vertheidigung als evens 
tuell erforderlich bezeichnete, konnte hier keine Rede fein, weil die im Sinne des 
Art. 2 des mehrerwähnten Geſetzes vom 15. Juni 1974 gebildete alttatholifche 
Gemeinſchaft nicht einem handlungsmäßigen Bevormunbeten gleichzuftellen ift. 

Es kann fi) deshalb nur fragen, ob dieſe Gemeinſchaft überhaupt ein 
Drgan babe, durch das fie vertreten wird, und ob ihr Vorftand im vorliegenden 
Falle als dieſes Organ anzufehen jet. 

Tiefe Frage muß aber bejaht werben, da jeber tonftituirte Verein, jede 
Perfonengemeinfchaft, berechtigt ift, fi) einen Vorftand zu geben und biefer dann 
als das Organ erſcheint, welches fie wenigftens da zu vertreten befugt ifl, wo 
es fih, wie hier, nicht um den Verzicht auf ein Recht, fondern um bie Aus- 
übung und Geltendmachung eines ſolchen handelt, und da es überdies notoriich 
ift, Daß die Altkatholiten ſich in folder Weile organifiren. 

Daß bie Unterzeihner des Antrages vom 23. September v. 3. die Bors 
ftandsmitglieder find, iſt eine von der Strafkammer feftgeftellte Thatfache, welche 
mit der Nichtigkeitsbeſchwerde überhaupt nicht, und am Wenigiten dur bie 
bloße Verneinung, angefochten werden Tann. 

In der heutigen Verhandlung wurde die Behauptung, das Strafverfahren 
babe ohne bie geſetzlich vorgejchriebene Anzeige jtattgefunden, auch noch daraus 
abgeleitet, daß die Antragfteller von der Anfiht ausgegangen feien, die Orgel 
ſei Eigentyum der Pfarrgemeinde, daß mithin der Strafantrag ein anderer jet, 
als derjenige, welchen man bei dem Strafverfahren und von Seiten der Straf- 
kammer unterftellt habe. Jedenfalls, wurde gejagt, ergebe ſich aus dem geftellten 
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Antrag fein beftimmter Titel, aus dem die altkatholiſche Gemeinde ein Gebrauchs⸗ 
teht an Der Drgel ableite. 

Alein abgejehen davon, baß ber Strafantrag nicht eine förmlich begründete 
Anllage zu fein braudt, haben die Antragfteller hier ausdrüdli unter Bezug- 
nahme auf das ihnen zugewiefene Gebrauchsrecht an der Heiliggeiftliche und 
deren Geräthfchaften erklärt, daß fie in dem Mitgenuß dieſer Geräthichaften 
durd die Wegnahme der Orgel und anderer Geräthichaften ſich verlegt fühlen, 
daß die von ihnen angezeigte That den Zweck habe, das ihnen verliehene Recht 
auf Mügenuf al’ der Objekte, die die Heiliggeiſttirche zu genießen hatte, rechtes 
wibrig zu vereiteln, und daß fie der Anſicht feien, es Liege hier das Vergeben 
des 8. 289 des Strafgejegbuchs vor. Daraus erhellt, daß die Antragefteller die 
Rrafgerictliche Verfolgung jedenfalls auch injoweit bezwedten, als die Unter- 
ſuchung eine unter die gedachte Gefegesftelle fallende That ergebe. 

Eine weitere Bejchwerde jegen die Angeklagten fodanı darin, daß das Geſetz 
zu ihrem Nachtheil unrichtig auf die in den Entjceidungsgründen der Straf 
tammer als wahr angenommenen Thatjachen angewendet worden fei, indem es 
ſowohl objettiv ala fubjettiv am Xhatbeitande des Vergehens des $. 289 des 
Reichsſtrafgeſetzbuchs hier fehle; objektiv darum, weil 

a) ein Gebrauchsrecht der Pfarrgemeinde an der Orgel nicht beftanden, und 
b) Die Orgel zur Zeit der Wegbringung aus der Kirche nicht im Gewahrs 
ſam der angeblich verlegten altkatholifchen Gemeinſchaft ſich befunden 
babe; 
und jubjektiv darum, weil die Angeklagten in der Ueberzeugung gehandelt hätten, 
dab der katholiſchen Pfarrgemeinde und insbefondere der altkatholiſchen Gemein⸗ 
ſchaft fein Gebrauchsrecht an der Orgel zuftehe. 

Allein auch diefe Beſchwerde konnte nicht für gegründet erachtet werden. 

Was 

a) das Gebrauchsrecht betrifft, jo hat die Strafkammer thatſächlich feſt⸗ 
geftellt: 










Die Orgel ſei durch Orgelbauer Ubhäuſer im Jahre 1811 mit 
in der Kirche zum heiligen Geiſt eingeſtellt und, wie dieſes aus dem 
Protokolle vom 25. Juli 1811 mit Beſtimmtheit hervorgehe, den 
Gliedern der katholiſchen Gemeinde für den Preis von 600 fl. ange⸗ 
boten worden. Die deutſche Sodalität habe ſich damals bereit erklärt, 
das zum Kaufe erforderliche Kapital gegen Zahlung von 5 pCt. Zins 
und Verpfändung der Kirche und Geräthſchaften herzuſchießen. Die 
Verhandlung ſei aber in Folge des Einſpruchs des damaligen Präſes 
der deutſchen Sodalität nicht zum Abſchluß gekommen und ſei dann die 
Drgel durch dieſe Sodalität gekauft worden. In dem hierüber von 
den Vertretern der Kirchengemeinde aufgenommenen Protokoll vom 14. 
Auguſt 1811 heißt es: „Auf die von dem Vorſtande der deutſchen ma⸗ 
rianiſchen Sodalität mündlich geſchehenen Anzeige, daß ſie die Orgel 
von Ubhäufer um 625 fl. erkauft und in Zukunft zu erhalten ge⸗ 
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neigt fei, infofern ber Vorftand der Tatholifchen Gemeinde eine Urkunde 
ertheile, daß die Orgel im Eigenthum ber marianifchen Sobalität jo 
lange verbleibe, bis die Gemeinde ſolche gegen Erlegung bes Kauf: 
ſchillings ad 625. eigenthümlich zu übernehmen vermöge, jo wurde der- 
felben die hier abfchriftlich beigehende Urkunde ertheilt., 

Aus diefen Protokollen entnimmt die Straflammer, daß, nachdem das ur: 
ſprüngliche Vorhaben der Pfarrgemeinde, die Drgel anzulaufen, an ihrer Wittel- 
loſigkeit gefcheitert, die Seoalität als Käuferin eingetreten fei, und die Orgel in 
ber Chorkirche (Heiliggeiſtkirche) eingeftellt habe, um fie nicht nur für ihren eige- 
nen Gottesbienft zu benüßen, fondern deren Benutzung aud den übrigen Soda: 
Hitäten und der Pfarrgemeinde zu überlaffen, und daß die beiden Theile die Sos 
balität einerfeits und die Pfarrgemeinde andrerjeits — wie inabejonbere bie Be: 
ſtimmung, daß die Gemeinde die Orgel gegen Erlegung des Kauffchillings eigen 
thümlich übernehmen könne, ergebe, — darüber einig geweſen ſeien, daß ber 
Lebteren ein beftimmtes Recht, der Natur der Sache nad) das Recht, Dale für 
ihre gottesdienftlihen Bebürfniffe zu gebrauchen, zuftehen folle, 

Sofern in diefer Annahme Schlußfolgerungen enthalten find, Liegt gleich: 
wohl eine thatſächliche Feftftelung inſoweit vor, als die Straflammer damit durch 
die von ihr zuerſt feftgeftellten Thatſachen die weiteren Thatfahen als erwieſen 
anfieht, daß zwifchen beiden Theilen ein Hebereintommen ftattgefunden babe, und 
daß dieſes Webereintommen den angegebenen Inhalt gehabt habe. Infoweit if 
mithin die Feftftelung unanfechtbar. 

Eine der Prüfung des Kaffationsgerihts unterftehende Rechtsfrage iſt es 
dagegen, ob durch jenes Webereinfommen mit dem feitgeftellten Inhalte ein Ge—⸗ 
brauchsrecht begründet wurde, wie es ber 8. 289 des Reichsſtrafgeſetzes voraus⸗ 
ſetzt. Allein diefe Rechtsfrage mußte mit der Straflammer bejaht werden. 

Waren die Sodalität und bie Pfarrgemeinde dahin übereingelommen, daß 
Letztere die Orgel, welche in ber inhaltlich weiterer thatſächlicher Feftftellung ihr 
von der Regierung überlaffenen, von ihr feither benüßten Chorkirche aufgeftellt war, 
für ihre gottesdienftlihen Bebürfniffe gebrauchen und das Eigenthum daran ber 
Sodalität fo lange verbleiben folle, bis die Gemeinde biefelbe gegen Erlegung 
des Kaufſchillings von 625 fl.. eigenthümlich zu übernehmen vermögend ſei, ſo 
war damit der Pfarrgemeinde der Gebrauch nicht als Precarium, fondern als 
ein Recht, das Ihr nicht willkürlich wieder entzogen werben Tonnte, eingeräumt. 
Denn es war ihr der Gebrauch auf fo Lange bewilligt, bis fie in Die Lage 
komme, bie 625 fl. bezahlen zu Tönnen, und fie durfte jederzeit eine beabfichtigte 

Entziehung dieſes Gebrauchrechts dadurch abwenden, daß fie die 625 fl. bezahlte. 
Es war ihr damit nit blos ein Kauf um einen erſt noch mit der Sobalität 
zu verabredenden Preis in Ausficht geftellt, jondern der Preis war bereits firirt, 
um welchen die Sobalität ihr die Orgel abzugeben, nad) dem Uebereinkommen 
verpflichtet war, fo daß es nur nod ihrer Willenserklärung bedurfte, um die 
Orgel eigenthümlich zu erwerben. Die Sobalität durfte ihr darum ben Ge— 
brauch der Drgel nie entziehen, ohne ihr vorher Gelegenheit gegeben ober doch 
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die Mögliteit gelaffen zu haben, durch Zahlung ber 625 fl. diefelbe eigenthüm⸗ 
lich zu übernehmen. 


Das der Pfarrgemeinde an ber Orgel biernach zuftehende Bebrauchsrecht ift 
ein Privatrecht; denn es ift ein von dem Privateigenthum, welches der Sobalität 
an der Orgel zufteht, abgelöfter Theil und gründet fih nicht auf einen öffent 
lien At, ſondern auf ein Privatübereintommen zwifchen der Sobalität und 
ber Piorrgemeinde als Inhaberinnen von Vermögensrechten. 

Nimmt man nun weiter an, das Verhältniß zwifchen der Sobalität und der 
Piorrgemeinde jei das eines Ausleihers und Entleihers (L.⸗-R.-S. 1875; 
21753 D. XIII. 6), fo fleht dem Rechte der letzteren als wirklichem Ge⸗ 
brauchtrechle auch der heute angezogene 2.:R.-&. 189121) nicht entgegen, 
da bie Orgel jebenfalls nicht zum Behuf eines der bier bezeichneten Geſchäfte der 
Pfarrgemeinde geliehen wurde und jelbft wenn ein Geſellſchaftsverhältniß vors 
läge, darum doch das Genußrecht der Gemeinde nicht willfürlic entzogen were 
den könnte. " Allein e8 bedarf einer näheren Erörterung ber Frage nicht, ob hier 
eine Leibe, alfo ein umentgeltliches Rechtsgeſchäft vorliege, oder ob anzunehmen 
ſei, bezw. ob die Straflammer feftftellen wollte, daß die Beftreitung von ſolchen 
Unterhaltungs und Reparaturfoften, welche nicht auch ber Entleiher zu tragen 
bat, Seitens der Pfarrgemeinde ein Entgelt für den Gebrauch war. 

€ genügt, daß der Gebrauch ber Orgel der Pfarrgemeinde ale ein wirk- 
lies Privatrecht, das ihr nicht willfürlih von der Sobalität wieber entzogen 
werden Tann, zuſteht; mag demfelben dieſes ober jenes Rechtsgeſchäft, durch bas 
ein ſolches Gebrauchsrecht übertragen werden kann, zu Grunde liegen. Denn 
mehr verlangt der 8. 289 des Reichs-Strafgeſetzbuchs nicht. Er ſpricht im All 
gemeinen von dem Gebrauchsrecht, er meint alfo jedes Gebrauchsrecht, und die 
Motive dazu jagen ausdrüchlich, es heine angemeſſen, nit nur das Beſitzrecht 
des Rutznießers, Pfandgläubigers und Retentionsberechtigten, fondern auch das 

jedes anderen Gebrauchsberechtigten zu ſchützen. 

Die Straftammer hat ſomit das Gejeg nicht unrichtig angewendet, indem 
fie annahm, daß bier ein Gebraucjsrecht, wie es der 8. 289 bes Reichs⸗Straf⸗ 
getzbuchs vorausſetzt, vorliege. 

b) Den Gewahrſam der Orgel hatte bis zum 12. September, d. i. bis zu 
der Zeit, da diefelbe durch die Angklagten aus der Chorkirche entfernt wurde, 
bie Gejammipfarrgemeinde und zwar ausſchließlich. Sie. allein war im Beſitz 
der Chorkirche, in welcher die Orgel aufgeftellt war, und fie allein hatte darum 
Se thatfächliche Verfügungsgewalt über die Orgel. j 

Bar auch bie Sodalität berechtigt, die Orgel ebenfalls zu benüßen, jo war 
wi diefem Benutzungsrecht dod der Gewahrſam ber Orgel nicht verbunden. 





2-5. 1891a befagt: Eine Leibe zu Behufe eines Gefchäfts, das den Ausleiher 
Mn oder gemeinjchaftlih mit angeht, unterliegt nicht den Sätzen 1883, 1885, 1886, 1888, 
es Sandredits (Code eivil), ſondern ift erfterenfalls als Geſchäftsführung, letzterenfalls 


gellſchaft zu beurtheilen. 
FD 
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Nebrigens würde auch ein etwaiger Mitbefig der Anwendung des 8. 289 nicht 
entgegenftehen. 

Durch den Negierungserlaß vom 20. Auguft 1874 wurde diefer Gewahrſam 
ebenſowenig, als das Gebrauchsrecht an der Orgel von der Gejammtpfarrge- 

meinde auf bie alttatholifche Gemeinfchaft übertragen. Denn, wenn aud der 
Begriff des Gewahrſams an fich nicht gerade eine körperliche * Innehabung der 
Sache verlangt, fo ift doch zur Webertragung und Erwerbung defjelben immerhin 
ein Akt nothwendig, durch den nicht nur die rechtliche, jondern auch die faktiſche 
Möglichkeit, die Sache zu beherrfchen, oder über fie zu verfügen, begründet wird, 
War nun aber vor dem 1. September vorigen Jahres, an welchem Tage der Er- 
laß vom 20. Auguft zugeftellt wurde, diefe faktiſche Möglichkeit, über die Orgel 
zu verfügen, für bie alttatholifche Gemeinſchaft nicht ſchon vorhanden, jo ent- 
ftand fie auch durch die Zuftellung jenes Erlaſſes noch nicht. Durch dieſen 
wurde zunächſt nur, wie es nach Art. 3 des Geſetzes vom 15. Juni 1874 erfors 
derlich ift, der altkatholiſchen Gemeinschaft die Regierungsgenehmigung ertheilt 
und den fo vereinigten Altkatholiken Die Befugniß eingeräumt, ihr bisher beftans 
denes und nie erlofchen gewejenes Recht auf Mitbenütung der Chorliche und 
ber kirchlichen Geräthſchaften nunmehr felbfiftändig und unabhängig von dem 
römiſch⸗katholiſchen Theil der Pfarrgemeinde und den bisherigen Oberen auszu- 
üben, und e8 wurde damit zugleich die Einleitung zur Regulirung biefer Auss 
Übung getroffen. Der Gewahrſam der Orgel und das von ber Sobalität der 
Pfarrgemeide Rberlafjeue Gebrauchsrecht an derfelben blieb nad) wie vor bei der 
Geſammtgemeinde, und biefer gebrauchsberechtigten Geſammtgemeinde wurde bie 
Drgel weggenommen. Zu biefer Geſammtgemeinde gehört aber auch die altka⸗ 
tholiſche Gemeinſchaft, die fi innerhalb derſelben gebilbet hatte, und da das 
Recht auf Theilnahme an der Benütung der Orgel dieſer ſelbſtſtändig und une 
abhängig von ben übrigen Mitgliedern und von dem Willen der bisherigen Or⸗ 
gane für die Vermögensverwaltung zuftand und letztere das Recht der Geſammt⸗ 
gemeinde nicht allein vergeben konnten, jo geſchah jene Wegnahme widerrechtlich, 
d. h. ohne Zuſtimmung der berechtigten Gejammtgemeinde, wenn gleich etwa ber 
Stiftungsvorftand dazu feine Zuftimmung gegeben hatte. Es ift fomit auch das 
Erforderniß der Wegnahme aus dem Gewahrſam deſſen, bem an der Drgel ein 
Gebrauchsrecht zuftand, bier vorhanden, und es durfte, wie ſchon zur eriten Bes 
ſchwerde ausgeführt wurde, die verlegte altkatholiſche Gemeinſchaft wegen dieſes 
Vergehens für fi allein und felbftftändig die Strafverfolgung begehrten, obgleich 
ber römifch-Tatholifche Theil fi durch die Wegnahme nicht verlegt erachtete und 
der Stiftungsvorftand fogar damit einverftanden war. 

Immerhin wären jedod die Angellagten, was nun den legten Punkt, das 
fubjettive Moment, betrifft, dennoch nicht ftrafbar, wenn fie, wie die Nichtigkeits⸗ 
beſchwerde behauptet, in der Meberzeugung gehandelt hätten, daß der katholiſchen 
Pfarrgemeinde oder wenigftens dem Theil derfelben, welcher die alttatholifche Ges 
meinſchaft bildet, fein Gebrauchsrecht zuftehe, oder daB ber Stiftungsvorftand be- 
rechtigt gewefen fei, feine Zuftimmung Namens der Gebrauchsberechtigten zur 
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Begnahme zu gebeu. Allein dies war nad ber Feititellung der Straflammer 
nicht der Fall. Sie fagt in ihren Entjcheidungsgründen, man müſſe den Dolus 
annehmen, wenn bie Angellagten von dem Gebrauchsrecht der altkatholiſchen Bes 
meinde an der Orgel Kenntniß hatten, wenn fie wußten, daß die Orgel im Ge- 
wahrſam dieſer Gemeinde fi befinde, und wenn fie endlich wußten, und nad) 
dem Verhältniß erkennen mußten, daß fie nicht mit Einwilligung der Berechtig⸗ 
ten bandelten, und alle dieſe Borausfeßungen jeien bei den Angeklagten, welche 
alle thatfählichen Verhältniſſe und insbefondere auch der Miniiterialerlaß vom 
%. Auguſt befannt gewefen, vorhanden. Weiter ift in den Entiheidungsgrüns 
den geingt, auch die Abficht der Verkürzung und Gefährdung der Gebrauchsbe—⸗ 
rechtigten fei bewiefen, namentlich hätten die Angeklagten den Kaufvertrag über 
die Orgel nur zum Scheine und zur Gefährde der altkatholiſchen Gemeinſchaft 
und zue Umgehung der Regierungsverordnung vom 20. Auguft abgeſchloſſen und 
volljogen. 

Die rechtliche Anficht der Straflammer, dab in dem von ihr feftgeflellten Ab⸗ 
fiht derjenige Dolus liege, welden ber $. 289 bes Reichsſtrafsgeſetzbuchs ver- 
lange, it feine unrichtige. Denn nad dem Haren Wortlaut dieſes Paragraphen 
wird überhaupt nur eine rechtswidrige Abſicht verlangt, und daß die auf Ver- 
letung des Rechts eines andern gerichtete Abficht eine rechtswidrige fei, bebarf 
feiner weitern Ausführung. Daß die That etwa aus Eigermuß oder Gewinn⸗ 
ſucht verübt worden fei, wird nicht erfordert. Darin find aud bie Kommentato- 
ten des Reichsſtrafgeſetzbuchs einverftanden. Berg. Schwarze, zu $. 289, 
Dppenhoff, Nr. 9 und 10 und Rüdorff Ar. 3 zu demjelben eye “ 
(Abgebrudte Annalen der badischen Gerichte, Bd. 41, ©. 257). 


30. 


Vie nach Maßgabe des Hofdekrets vom 8. Mai 1829, Juſtizgeſekſamml. Nr. 2399, 
geſchöpfte einjährige jog. „Civil: und Kriminaljuftizpraris“ ift bei Bemeilung 
des Ruhegehalts in die al nicht einzurechnen. 

(Erf, des öfterr. Verw.-Gerichtöh. vom 16. Nov. 1876.) 


Am Schluſſe der Beſchwerdeſchrift it um Erkenntniß gebeten, es habe der 
&eihmerbeführer eine öffentliche Dienftleiftung von mehr als 35 Jahren zurüd: 
legt und es jei deffen mit % des legten Gehaltes bemeſſene Penfion 
“us diejes Gehalts zu erhöhen, — ein Begehren, welches nach dem Geſetze vom 
2, Oktober 1875 über die Errihtung des Verwaltungsgerichtshofes unzuläffig 
Ü Da aber in der Beſchwerdeſchrift jetbit wiederholt die Geſetzwidrigkeit der 
mefochtenen Berfügung behauptet und deshalb die Hilfe dieſes Gerichtshofes in’ 
Sfprud; genommen wird, konnte die verfehlte Fafjung des Schlußbegehrens nicht 
Inden, im Diejem Gegenftande das Verfahren einzuleiten und zu erfennen. 

© ift feftgeftellt, daß Johann D. mit Erlaß des k. k. Juſtizminiſteriums 
2. Auguft 1876 unter Anrechnung einer mehr als 30jährigen Dienftzeit 
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mit %/s feines legten Ativitätagehaltes in ben bleibenden Ruheſtand verjegt, daß 
biebei eine vom 16. April 1842 bis 2. Auguft 1876 laufende öffentliche Dienfts 
leiftung als Grundlage für die Penfionsbemeffung angenommen, und daß ber 
Zeitraum vom 16. April 1841 bie 16. April 1842, weldhen Johann D. in ber 
fogenannten Zivil: und Kriminaljuftigpragis zugebracht hatte, in’ deſſen Dienftzeit 
nicht eingerechnet worden ift. 

Nachdem der Kläger nun dem entgegen behauptet, daß diefer Zeitraum in 
die Dienftzeit einzurechnen geweſen wäre, welche Behauptung allerdings als 
Folgerung ergäbe, daß berjelbe eine mehr als 35jährige Dienftzeit zurüdgelegt 
babe, und daß demfelben nach der kaiſ. Verordnung vom 9. Dezember 1866 
Reichsgeſetzblatt Nr. 157 eine höhere Penfion, ala die ihm angemwiefene,, gebühre, — 
jo fommt es im gegebenen Falle nur darauf an, ob die erwähnte Behauptung 
des Befchwerbeführers geſetzlich begründet fei. : i 

Das von bemfelben berufene Geſetz vom 15. April 1873 Reichsgeſetzblatt 
Nr. 47 kann zu Gunſten des Beſchwerdeführers feine Anwendung finden, weil 
es feine Beftimmung enthält, welche für bie Beſchwerde geltend gemacht zu werben 
vermag, nachdem bie im gegebenen Falle abgelegte Prüfungskandidatenpraris nicht 
der in dem 8. 13 dieſes Gejeges erwähnten Probepraris gleichzuftellen, vielmehr 
von berfelben weſentlich verjchieben ift. 

Laut der vom Beichwerbeführer zitirten A. h. Entſchließung vom 12. Juli 
1850 Tann bie Einrechnung ber Dienftzeit unbeeibigter Praktilanten nur aus« 
nahmsweife aus Allerhöchfter Gnade ftattfinden — folglich hieraus kein Recht 
abgeleitet werben. 

Maßgebend für bie Löfung der aufgeworfenen Frage find die in der Juſtiz⸗ 
geſetzſammlung aufgenommenen Hofdekrete vom 18. Auguft 1820 Nr. 1688, vom 
12. März 1824 Nr. 1992, vom 8. Mai 1829 Nr. 2399 und vom 4. Februar 
1831 Nr. 2503. 

Io dem Hofdekrete vom 18. Auguft 1820, womit die einjährige Praris als 
Bedingung für Die Ablegung ber Nichteramtsprüfung vorgeſchrieben worden if, 
wurde gleichzeitig der Unfug abgeftellt, daß die jogenannten Ratha: ober Rechts⸗ 
praftifanten nad) abgeleg.em Verjchwiegenheitseide zu allen Fuuktionen wirklicher 
Beamten zugelaffen werden, indem Seine Majeftät bei 1. f. Kollegialbehörben 
oder ordentlich organifirten Magiftraten nur wirklide Beamte angewendet 
wiffen wollen. 

Das Hofdelret vom 12. Mai 1824 läßt erkennen, daß biefer eben erwähnte 
Verfchwiegenheitseid, welchen ſolche Praktitanten bei Beginn ihrer Uebungszeit 
abzulegen hatten, weſentlich verfäieben von jenem war, welchen Beamte zu 
ſchwören hatten. 

Mit dem Hofbelrete vom 8. Mai 1829 wurbe verorbnet, daß Praktitanten 
im Kriminal und Ziviljufigfache gegen Ablegung des mehrgedachten Verſchwiegen 
beitseides zu beſtimmten Amtshandlungen zu verwenden feien, und wurde weiter 

fügt, Daß benjelben nad vollendeter einjähriger Praxis der fer- 
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nere Zutritt nicht mehr zu geftatten ift; daher biefe Dienftleiftung ben 
Rusalter einer bleibenden Anftellung nicht hat. 

Rah dem Inhalte der Beilagen der Beſchwerde erſcheint es nun zweifellos, 
dab ber Beichwerbeführer in der Zeit vom 16. April 1851 bis 16, April 1842 
bei den Magiftrate in Chrubium als Praktifant im Kriminals und Zioviljuſtizfache 
im Einme des letztzitirten Hofdekretes in Verwendung geftanden hat. 

Im Beftande der angeführten Geſetze war derſelbe fomit in diefem Zeitraume 
nicht als wirklicher Beamter bleibend angeftellt, und hatte er auch bei Antritt der 
Praxis nur den dabei geforderten Verjchwiegenheitseid ablegen können, wobei 
die in der Beilage Nr. 4 gewählte Bezeichnung des Eides als „Dienfteides” von 
feiner Entſcheidung fein kann. 

Schon hiernach war jene einjährige Epoche, während welcher der Beſchwerde⸗ 
führer ala Rathepraktitant verwendet worden iſt, in die Dienftzeit deſſelben nicht 
einzurechnen. 

Zudem verordnet aber das oben berufene, gleichfalls in die Juſtizgeſetz⸗ 
ſammlung aufgenommene Hofdekret vom 4. Februar 1831 ausbrüdlih, daß die 
ala Vorbereitung zur Richteramtsprüfung geftattete, ber wirflihen Anftellung 
vorausgehende Praxis bei Gerichtsbehörden nicht Länger als ein Jahr dauern und 
in die Dienftzeit nicht eingerechnet werben barf. 

Temnad begann bie einrehenbare Dienftzeit des Beichwerbeführers erſt am 
16. April 1842 und bat derſelbe bis zu feiner Verfegung in den bleibenden 
Ruheſtand mehr als 30, weniger als 35 Dienftjahre zurückgelegt, daher ift in der 
angefochtenen Bemeſſung bes Rubegehaltes eine Geſetzwidrigkeit nicht zu erfennen. 

Die Beſchwerde mußte deshalb zurüdgewiefen werben. 

Ein Anfprud in Anfehung der Koften entfällt, weil ſolche Seitens bes k. k. 
Iuftizminifteriums nicht ‚angeiprohen worden find, (Abgedr.: Erkenntniſſe des . 
LE Berwaltungsgerichtsh.) 1. 


31. 


Se Nichtanerfennung der don einem Israeliten in Ausübung des dinglichen Pa⸗ 
tronats eingebradjten Präfentation zu einem Pfarrbenefzium beinhaltet feine 
Verlegung eines Stantögejekes und beitcht die Diesfällige Anordnung des 
8. 2 der f. Verordnung vom 18. Februar 1860, Reichs-Geſekbl. Nr. 45, 
aufrecht. 

(Erf. des öfterr. Verw.Gerichteh. vom 18. Nov. 1876.) 

Na) Inhalt der Beſchwerde Hatte Leopold K. in feiner Eigenſchaft als 
Ontsbefiger von N. fowie als Patron der Kirche und Pfründe bafelbft — bei 
Ua der Bejehung der erledigten Pfarre zu D. das Präſentationsrecht in 
Som genommen, und war ihm Seitens des fürftbifhöffihen General-Vika⸗ 
%s in Zeichen diejes Recht beftritten worden. 
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Es ift weiter erfichtlich, daß ber Beichwerdeführer fi hierauf wegen Ans 
ertennung dieſes ihm vermeintlich gebührenden, aber vermeigerten Rechtes an 
die Vermwaltungsbehörden gewendet, und daß das k. k. Minifterium für Kultus 
und Unterricht ihm dieſe angeftrebte Berechtigung nicht zuertannt hat. 

Dos Gefeh vom 7. Mai 1874 Reichsgefegblatt Nr. 50, betreffend die Rege⸗ 
lung der äußeren Rechtsverhältniſſe der katholiſchen Kirche, enthält im 8 28 
die Beſtimmung, daß der durch die Verfügung eines kirchlichen Organes in 
feinen Rechten Gekränkte fi an die Verwaltungsbehörden wenden könne, welde 
dann, wenn durch biefe Verfiigung ein Staatsgeſetz verlegt wurde, Abhilfe zu 
ſchaffen haben. 

Angefihts diefer Anordnung ftellt fih die hier angefochtene Entſcheidung 
des k. k. Minifteriums als eine Ablehnung der von Leopold K. im Sinne 
bes bezogenen $. 28 angefprohenen Abhilfe dar, und es iſt in dem gegebenen 
Falle entſcheidend, ob durch das fürftbifhöfliche General-Vikariat ein Staatsgeſetz 
verlegt worden fei, oder nicht. Im erfieren Falle würbe bie in Beſchwerde ges 
zogene Minifterialerledigung allerdings als gejegwidrig ericheinen. 

Diefe Vorausfegung trifft aber nicht zu 

Die Taiferliche Verordnung vom 18. Februar 1860, Reichsgefeblatt Nr. 45, 
welche Geſetzeskraft hat, enthält im 8. 2 folgeude Verfügung: 

„Wenn und infolange ein Sfraelit ein Gut beſitzt, womit Patronats« 
ober Vogteirechte, oder das Hecht zur Echulpräfentation verbunden find, ruhen 
diefe Rechte. Gleichwohl bleibt der ifraelitifche Befiter zur Tragung der mit 
diefen Rechten verbundenen Laften verpflichtet. Auch können an ifraelitijche 
Pächter diefe Rechte nicht übertragen werben.” “ p 

Diefe Beltimmung muß in Anfehung des Patronates heute noch als geltend 
angefehen werden, meil ſelbe durch fein fpäteres Gefek aufgehoben worden ift. 
Insbeſondere ift diefelbe nicht aufgehoben durch den -Artitel 14 des Staatss 
grundgefeges über bie allgemeinen Rechte der Staatsbürger. Abgejehen bavon, 
daß das hier in Frage ftehende Präfentationgrecht im Hinblid auf den $. I des 
allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches Teinesmegs als ein bürgerliches Recht, und 
daß es auch nicht ala ein politisches Necht im Sinne ber öſterreichiſchen Geſetz⸗ 
gebung erfcheint, normirt der berufene Artikel 14 nicht, daß in Angelegenheiten 
einer Religionsgeſellſchaft die Angehörigen derſelben und die Mitglieder irgend 
einer anderen Religionsgefelihaft gleiche Rechte zu üben haben. 

Es ift dem Grundfage des Art. 14 nicht entgegen, und es liegt in ber 
Natur der Sache, daß in Angelegenheiten der katholiſchen Kirche nicht Ifraeliten, 
in Angelegenheiten der ifraelitifchen Religionsgenoſſenſchaſt nicht Katholiken mit« 
zuwirken haben. 

Diefes Prinzip kam fowohl im Art. 15 desjelben Staatsgrundgeſetzes, ala 
auch noch jpäter in der Gefeßgebung zum Ausbrude, 

Durch die Beftimmungen der galiziihen Gemeindeordnung vom 12. Auguſt 
1866, 88. 90, 91, 92, find bei der Beforgung der Angelegenheiten ber chriftlichen 
Bevölkerung die ifraelitifchen Mitglieder, und bei der Beſorgung der Angelegen⸗ 
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beiten der ifraelitifchen Bevölkerung die chriſtlichen Mitgliever der Gemeinde 
vertretung von ber Mitwirkung ausgefchloffen, und kommt zu bemerken, daß als 
folhe Angelegenheiten die Ausübung des Patronatsrechtes, die Präfentation, 
oder die Ernennung der Seelforger, Religionslehrer und Kirchendiener, bes 
ziehungaweiſe die Beſtellung ber Rabbiner, Prediger, Religionslehrer und Re- 
ligionsbiener ausdrüdlich benannt find. 

Das galizifche Landesgejeg vom 19. November 1868 Nr. 30, ſomit ein nad) 
‚ Erlafiung der Etaatögrundgefege erſchienes Geſetz hat nun diefe erwähnten 
Einrichtungen aufrechterhalten. 

Auch aus dem Art. 9 des Geſetzes vow 25. Mai 1868 Reichsgeſetzblatt 
Nr. 49 geht hervor, daß Staatsangehörige verſchiedener Religionsbelenntniffe in 
konfeffionellen Angelegenheiten durch die Staatsgrundgefege nicht vollftändig 
gleichgeftellt wurden, indem danach mit dem Patronate verbundene Pflichten eins 
treten können, ohne daß deshalb auch ber Genuß der entipredhenden Rechte 
gebühre. 

Aud im Privatrehte beftehen ungeachtet bes Art. 14 des Staatsgrundgeſetzes 
heute nody in Anfehung der Ehehindernifie betreflend die Verwandtſchafts⸗ und 
Schwägerihafte-Berhältnifie, die jpeziellen Beftimmungen bes allg. bürg. Geſetz⸗ 
buches über die Ehejhließung ber Juden aufrecht. &. 125 a. b. ©. 8.) 

Es können aber überdies aus den Staatsgrundgefeken bezüglich ſolcher Vers 
bältnifje insbefondere nicht ſofort Nechte in Anfprud) genommen werden, wenn 
der Geſetzgeber durch den ausbrüdlichen Vorbehalt der Erlaffung befonderer Vor⸗ 
ſchriften feinen Willen fund gab, die Art und Weiſe der Anwendung biejer 
Orundfäße auf diefem Gebiete fpeziell ju regeln. 

So geihah es nun in ganz unzweideutiger Weife im $. 32 1) des Geſetzes 
vom 7. Mai 1874 Reichsgeſetzblatt Nr. 50, wonach bis zu ber, ber künftigen 
Geſetzgebung vorbehaltenen befonderen Regelung der Patronatsverhältnifie — in 
Betreff derſelben die bisherigen Vorjchriften zu beftehen haben. 

Als eine ſolche Vorſchrift ift aber die erwähnte Beſtimmung bes 8. 2, ber 
. Verordnung vom 18. Februar 1860 zweifellos zu betrachten, nachdem bieje 
Beſtimmung nad) dem Entwidelten neben dem Art. 14 des Staatsgrundgefeßes 
ganz wohl beftehen kann. 

Die Behauptung des Beſchwerdeführers, als ob der im $. 32 gemachte Bor: 
behalt der künftigen Regelung der Patronatsverhältniffe nur die finanzielle Seite 
biefer Berhältnifie im Auge babe, ftellt fi als volllommen unbegründet bar, 


1) Der $. 32 des Gefees vom 7. Mai 1874, Reichsgefegbl. Ar. 50, lautet: „Die Ba- 
tematsverhältwifie bleiben einer befonderen geſetzlichen Regelung vorbehalten. Bis dahin bleiber 
in Betreff diefer Verhältniſſe die bisherigen Borichriften befteben. 

Es Hat jedoch bei Benrtheilung einzelner Fälle ftets der Grundfag zur Anwendung zu 
namen, daß die Patronatsfaften fi nur auf die unter dem Patronat ftehende beftimmte Kirche 
Wer Bechinde beziehen und daß fie durch ein vermehrtes Rultusbebürimiß der diefer Kirche oder 
Winde :ngerviefenen Gemeinde nicht vergrößert werben Lönnen.” 
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indem vielmehr bie Eingangsworte des $. 32 einer derartigen Auffaſſung der 
künftigen Aufgabe ber Geſetzgebung wiberfprechen. 

Hiernach war durch die von dem Generalvifariate erfolgte Beftreitung bes 
Prãſentationsrechtes fein Staatsgeſetz verlegt und es ift in ber angefochtenen 
Entſcheidung bes Kultusminifteriums feine Geſetzwidrigkeit zu erkennen, dieſe 
Entſcheidung felbft daher, da diefelbe eben nur die Ablehnung der angeſprochenen 
Abhilfe enthält, keine geſetzwidrige. 

Die Beſchwerde mußte baher zurüdgewiefen werben. 

Ein Ausſpruch über die Koften entfällt, nachdem bas in ber Gegenihrift 
Seitens des k. k. Kultusminifteriums geftellte Begehren um Zufprud der Koften 
bes Verfahrens in ber münblihen Verhandlung von dem Abgeorbneten bes 
k. k. Minifteriums zurüdgezogen worben ift. (Abgebr.: Erk. des k. k. Ver⸗ 
mwaltungsgerichtsh.) . 1. 
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Badiſches Geſetz vom 25. Auguſt 1876, die Benutung und Inftandhaltung der 
Gewäfler betreffend. (Geſ.⸗ u. Berordn.:Bl. Nr. IXXVL)') 


Friebrid, von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, Herzog von 
Zähringen. 

Mit Zuflimmung Unferer getreuen Stände haben Wir beſchloſſen und ver⸗ 
ordnen, was folgt: 


Titel I. Die Benngung der Gewäſſer. 
1. Abſchnitt. Die Benugung ber Gewäſſer im Allgemeinen. 
A. Inhalt und Grenzen bes Benugungsrehts. 


1. Oeffentliche Gewäſſer. 
Art. 1. (Vorausſetzungen der Benutzung.) Die ſchiff⸗ oder floßbaren (öffent⸗ 
lichen) Gewäſſer unterſtehen ſowohl hinſichtlich ihres allgemeinen Gebrauchs, als 


1) Anmerkung des Einſenders: Die badiſche Geſetzgebung über das Waſſerrecht 
wies ſchon längſt ein dringendes Bedürfniß nad Reform auf. Die im Landrecht (Sätze 538, 
640-645) gegebenen Borfchriften über die Benutzung der Gewäſſer bieten manche Lüce, zumal 
and die Frage, ob das Bett und das im demfelben fließende Waffer im Eigenthum der An⸗ 
ſieger ſtehe, ımgelöft blieb und nur allmälig in der Praris in der Richtung auf ein begrenztes 
Beuntzungsrecht beantwortet wurde. Ergänzt wurden bie landrechtlichen Beftimmungen durch 
eine Mühlenorduung vom 18. März 1822, welde bemüht war, die follidirenden Intereffen ber 
Indwirtbichaft und der Wafjergewerbe thunlichſt auszugleichen. Als letzte gefeggeberifche Arbeit 
trat ein Geſetz vom 13. Februar 1851 über die Bewäfferungs- und Entwäfferungsanlagen 
hinzu, welches eine wejentliche Ergänzung ber beftchenden Rechtsnormen ſowohl in privatredht- 
Üicher als im öffentlichrechtlicher Beziehung enthielt, indem e8 den, einen überwiegenden Nuten 
gemwährenden Wafjeranlagen bezw. ihren Unternehmern eine Reihe von Zmangsbefugniffen gegen 
andere Betheiligte und gegen Dritte einräumte, deffen Verfahrensvorferiften aber die wün⸗ 
mswerthe Einfachheit der Formen vermiffen ließen. Bot aber diefe Gefeggebung ſchon mar 
riell manche Zweifel und Lucken, die nicht immer durch eine einheitliche Praxis befeitigt und 
Mtgefüllt werben fonnten (Motive der Regierung zum Gefegentwurf vom 28. November 1875 
©, 31), fo trat dazu in formeller Beziehung eine große Unficherheit über die Zuftändigkeit zur 

Siheibung von Wafjerreditsftreitigkeiten. Während das Landredt von der Eutſcheidung durch 
De Hichter ausgeht, ſehen die Mühlenordnung und die fid) am diefelbe reifenden Spezialver- 





— 
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binfihtlih ihrer Benugung duͤrch beſondere Anlagen und zu Nonderen Zweden 
der Leitung und Aufſicht durch die zuſtändigen techniſchen und Verwaltungs⸗ 
behörden. 

Die Benutzung ber öffentlichen Gewäſſer vermittelſt beſonderer Anlagen ober 
zu Zwecken, welche die Eigenſchaft des Waſſers durch Einleitnng fremder Stoffe 
ändern, darf nur mit Genehmigung ber Verwaltungsbehörde, die Entnahme von 
Eis, Sand und anderem Material aus öffentlichen Gewäſſern nur nah Maße 
gabe der von ber technifhen Stantsbehörbe ertheilten Genehmigung erfolgen. 

Zur Errihtung und Betreibung von -Weberfahrtsanftalten . für öffentliche 
Gewäſſer ift die Genehmigung bes Handelsminifteriums erforderlich; daſſelbe 
ſetzt auch die etwaigen Fahrgebühren feſt. 

Art. 2. (Widerruf der Genehmigung.) Die Genehmigung der Benutzung 
Öffentlicher Gewäſſer ift Traft Geſetzes an den Vorbehalt gebunden, daß biefelbe 
aus Gründen bes Öffentlichen Interefjes jederzeit ohne Entihädigung widerrufen 
oder beſchränkt werden Tann. 

Das Handelsminifterium ift jedoch ermächtigt, dem Unternehmer für ben 
Fall des Widerrufs oder einer weientlihen Beſchränkung der Genehmigung eine 
Entſchädigung zuzufihern, welche fih aber auf den Erjat ber nachweisbar auf 
die Anlage verwendeten Koften, abzüglich des bleibenden Werthes der Materia⸗ 
lien, zu beſchränken hat. 

Der gänzlihe oder theilmeife Widerruf der Genehmigung ift in ſolchem Falle 
dem ie vorbehalten. 





ordnungen die Zuftändigfeit der Polizei für eine Reihe von Fällen vor, und das Geſetz vom 
5. Oftober 1863 über die Organifation der inneren Verwaltung weiſt in $. 5 Ziff. 8 den 
VBerwaltungsgerichten bie Entfheidung von Streitigfeiten des öffentlichen Rechts über Berugung 
des Waffers zu, fomweit nicht die Zuftänbigkeit des bürgerlichen Richters begründet iſt. 

Das gleiche Reformbedürfniß beftand bezüglich der Rechtsnormen über die Inftandhaltung 
der Gemwäffer (Räumung, Schuß gegen Uferangriff und Ueberſchwemmung, Korrektion), in 
welcher Beziehung man außer dem Flußbauedilt vom 24. Mai 1816 auf einen unbeflimmten 
Satz des II. Reftitiitionsedilt8 von 1807 und einige Paragraphen des Polizeiſtrafgeſetzbuchs, 
fowie die am bafjelbe fich anſchließenden Verordnungen beſchränkt blieb (Motive &. 32). 

Die Thronrede von 1869 fündigte die Vorlage einer geſetzlichen Regelung des Wafferrechts 
an, allein die Vorbereitung derſelben war eine ſchwierige und zeitraubende, fo daß erft in ber 
5. öffentlihen Signng der 2. Kammer vom 30. Rovember 1875 der Gefegentwurf vom 
28. Rovember 1875 zur Vorlage gelangte. 

Bei Prüfung deffelben warf fi das Bedenken auf, ob es angezeigt fei, ein fo wichtiges 
Rechtsgebiet in der Partilulargefeggebung zu erledigen und nicht vielmehr die unbeftreitbare 
Rechtsunſicherheit noch bis zum Eingreifen der Reichsgeſetzgebung andauern zu laffen, da man 
fonft Gefahr Taufe, im kurzer Zeit ein den Prinzipien des Entwurfs widerſprechendes Reichs- 
gejeg in Kraft treten zu fehen. Allein die Kommilfionen beider Kammern und dieſe feldft 
kamen über diefes Bedenken Hinmeg. Die Kommiſſion der 2. Kammer (Bericht des Abg. 
dv, Blittersdorf, S. 3) bemerkt in diefer Beziehung, die Reichsgeſetzgebung beabſichtige nicht, 
da8 ganze Waſſerrecht in ihren Bereich zu ziehen, die Kommiſſion für das Civilgeſetzbuch habe 
vielmehr am 5, Oktober 1874 beichloffen, daß innerhalb näher zu ermwägender Grenzen der 
Landesgeſetzgebung Raum für das Forſtrecht und das Waſſerrecht einfchließlich des Mühlenrechts 
au laſſen fei; außerdem bezieht fich die Kommilfion auf den dem deutſchen Landwirthſchaftsrath 
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Auch die Rebenarme eines ſchiff⸗ oder floßbaren Gewäſſers find Zugehörben 
des Staatseigenthums, wenn fie minbeftens bei den gewöhnlichen Anſchwellungen 
des Hauptgewäſſers zur Abführung der Wafjermaffe dienen. 

Auch wenn ſchiff⸗ und floßbare Gewäſſer nicht mehr zur Sciff- oder Floß⸗ 
führt benugt werben, behalten fie ihre Eigenſchaft als öffentliche Gewäſſer. 

Art. 4. GBeſtimmung ber Uferlinie) Die Grenze (Uferlinie) der dffent- 
lien Gewäfler beſtimmt fih nad dem normalen mittleren Wafferftande und 
mid erforderlichen Falls an dem Gewaͤſſer in angemefjener Weife bezeichnet. 

Art. 3. (Begriff der öffentlichen Gewäſſer.) Als öffentliche find diejenigen 
Gewäfer, beziehungsweife Streden eines Gewäſſers zu betrachten, welche bei 
dem Intrafttreten dieſes Geſetzes zur Schifffahrt oder Flößerei mit gebundenen 
Hölgern dienen, oder welche iu ben legten 25 Jahren vorher durch die zuftändige 
Behörde für fchiff- oder floßbar erklärt worden finb. 

Art. 5. (Strafandrohung.) Wer öffentlihe Gewäſſer ohne die vorgefchrie- 
bene Genehmigung benußt oder den Genehmigungsbedingungen zuwiderhandelt, 
wird an Geld bis zu 150 Mark oder mit Haft geftraft. 

2. Sonftige fließende Gewäſſer. 

Art, 6. (Bemeingebraud Ber fließenden Gemwäflen.) Der Gebrauch bes 
Bafers der in 2.:R.-S. 644 bezeichneten Gewäſſer zum Waſchen und Baden, 
Zuinten und Schwemmen, fowie das Schöpfen deſſelben zu häuslichen und 
wirthſchaftlichen Sweden ift Jedermann geftattet, fo weit dieſes ohne befondere An- 
lage und ohne rechtswibriges Betreten bes Privateigenthums gefchehen kann. 





af feinen Antrag, die geſammten Waſſerrechtsverhältniſſe nach ihrer (private und öffentlich.) 
wsrihen Grundlage für das ganze Reich durch ein befonderes Waffergejeg zu regeln, vom 
Bundesrath am 6. Februar 1876 ertheilten Beſcheid, umd auf die Bornahme ähnlicher Geſetzes⸗ 
erarbeiten im Preußen und Braunſchweig. So gelangte die Kommiffion zu der Annahme, 
38 deutiche Civilgeſetzbuch werde ſich auf allgemeine Grundfäge über die rechtliche Natur bes 
Sıfers und der Gewäfjer beſchränken und die Einzelvorf—riften mit Rückſicht auf örtliche Ber 
nderheiten ber Landesgejetgebung überlajfen, jo daß entfcheidende Bedenken gegen die ſofor⸗ 
Se Einführung eines weuen Gejeter nicht vorlägen. Die Kommiffion der 1. Kammer (Bericht 
"bg. Dr. Renaud, S. 2) verfannte dagegen zwar nicht die Möglichkeit, daß troß ber 
Shrrigen Haltung des Bundesraths zu diefer Frage eine Erweiterung der Kompetenz ber 
Mihsgeiesgebung mit der Zeit eintreten werde, oder aber die in dem Civilgeſetzbuch Play 
enden Fundamentalprinzipien mit einem erheblichen Theile der Vorſchriſten des zu erlaffen- 
“= Landeösgejetes in Widerſpruch ftänden, glaubte aber doch das Eingehen auf die Vorlage 
lb empfehlen zu dürfen, weit ein dringendes Bedürfniß einer Reform bes der 
Helen geltenden Wafferrechts vorliege und überdies das Zuftandelommen eimes deutſchen 
Geilgeietsnuchs umd beziehungsweiſe eines Reichswaſſergeſetzes noch längere Zeit auf ſich warten 
Sen bürjte. 

Die Erlafjung der zum Bollzuge des Geſetzes erforderlichen Beftimmungen ift dem Han- 
item überlaffen und wird der Zeitpunkt, im welchem das Gefeg in Wirkſamkeit treten 
dur Berorbnung beftimmt. Dem Bernehmen nad) wird gleichzeitig mit dem Erſcheinen 
Fblugsverorbnungen ein Kommentar zu dieſem Gefege erſcheinen, deſſen Bearbeitung der 
& it Gefeentwurf ernannte Negierungstonmifier Minifterialaffeffor Dr. Schenkel über 

bat. Wir behalten uns vor, feinerzeit auf diefe von den Beteiligten mit vieler 
erwartete Arbeit zurüctzulommen. - Heinspeimer. 
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Die Ausübung diefer Befugniß kann polizeilich geregelt werben. 
Inhalt und Grenzen des nad; L.⸗-R.⸗S. 644 begründeten Benutzungsrechts. 

Art. 7, Das Benugungsredht der Anlieger an ben in L.⸗R.S. 644 bezeich⸗ 
neten fließenden Gewäſſern umfaßt auch das Recht bes Eisholens und ber. Ent- 
nahme von Sand und anderen Materialien aus dem Bett der Gewäſſer. 

Die Ausübung dieſer Rechte kann mit Nüdfiht auf die Erhaltung eines 
regelmäßigen Wafjerlaufs durch die Polizeibehörde geregel werben. 

Art. 8. Wenn bie von einem fließenden Wafler berührten beiberfeitigen 
Wfergrundftüde verſchiedenen Eigenthümern gehören, fo ift im Zweifel jeber berfels 
ben zur hälftigen Benutzung des Wafferes und des Betts ſowohl zur Bewäfles 
rung als zu gewerblichen und andern erlaubten Zwecken berechtigt. 

Sofern jedoch das Bedürfniß der beiderfeitigen Grundſtücke ein verjchiedenes 
ift, kann unter Berüdfihtigung und für die Dauer diefes Verhältnifies, ſowohl 
mas das Maß als mas die Zeiten der Benutzung anbetrifft, eine andere Waſſer⸗ 
vertheilung erfolgen. x 

Die im 2.:R.-S. 644 begründete Verpflichtung, dem Waſſer da, mo es bas 
Grundftüd verläßt, feinen gewöhnlichen Lauf wieder zu verſchaffen, greift in dem 
Falle ‚nicht Pla, wo durch bie Ableitung des Waſſers anderen Betheiligten ein 
Schaden nicht verurſacht wird. 

° Art. 9. Die Benutzung des fließenden Waflers hat ſtets in der Weile zu 
erfolgeu, daß die an dem gleichen Gewäſſer beftehenden Benutzungsrechte, fordie 
das Eigenthum Dritter nicht beeinträchtigt werden und daß es fämmtlichen 
Nutzungsberechtigten möglich if, für ihre Grundſtücke und Anlagen ben thunlichs 
ften Vortheil aus dem Wafler zu ziehen. 

Ingbejondere darf die VBenugung des fließenden Waflers nicht in der Weile 
ausgeübt werden, daß dadurch für frembes Grundeigenthum, beziehungsweiſe 
fremde Anlagen ſchädlicher Rückſtau, Ueberſchwemmung ober Berfumpfung 
entſteht. 

Die Nutzungsberechtigten ſind verpflichtet, die Anlagen zur Benutzung des 
fließenden. Waſſers (namentlich Staus, Zu: und Ableitungsanlagen) ſtets in ſol⸗ 
her Weife einzurichten, zu unterhalten und zu gebrauchen, daß nicht ein nuglofer 
Verbrauch oder eine nutzloſe Aufftauung bes Waſſers zum Nachtheil anderer Bes 
theiligter eintritt. g 


B. Zwangsbefugniſſe bezüglich ber Benutzung ber Gewäſſer 


Art. 10. (Recht auf Anſchluß der Stauanlagen.) Wer zum Zwede einer 
ihm zuftehenden Wafjerbenugung eine Stauanlage errichten will, kann von dem 
Eigenthümer des jenjeitigen Ufers verlangen, daß ihm bie Benußung jenes Ufers 
ſoweit geftattet werde, als zur Ausführung und zum Gebrauche ber Stauanlage 
erforderlich ift. 

Gebäude und die dazu gehörigen Hof- und GBartengrundftüde find biefem 
Anfpruche nicht unterworfen. Dafjelbe gilt von Triebwerken, foferne ihre Bes 
nugung durch den Anjpru der Stauanlage beeinträchtigt würde. 
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Der Eigentbimer des für den Anſchluß einer fremden Stauanlage in Ans 
ſpruch genommenen Ufers kann verlangen: 

1. entweber, daß er für bie ihm dadurch zugehenden Nachtheile zum Vor⸗ 
aus entſchäãdigt werde, oder 

2. daß ihm zur Ausführung eines zuläffigen eigenem Unternehmens bie 
Mitbenugung der Stauanlage gegen Theilnahme an ben Koften ber 
Errichtung und künftigen Unterhaltung im Verhãlmiß der zugeſproche⸗ 
nen Mitbenutzung geſtattet werde. 

Lehterer Anſpruch (2) kann auch ſpäter noch jederzeit geltend gemacht wer- 
den. In dieſem Falle iſt die für den Anſchluß geleiſtete Entſchädigung zurück⸗ 
zuvergũten. Auch hat der Anſprechende den Aufwand für etwaige Abänderun⸗ 
gen des Werks zu tragen, die lediglich durch die von ihm fpäter beanfpruchte 
Mitbenutzung erforderlich werden. 

Art. 11. (Recht auf Mitbenußung der Stauanlagen.) Wenn eine Waſſer⸗ 
nußung nicht anders ausgeübt werben kann, als unter Mitbenugung einer bes 
reits vorhandenen Stauanlage eines Dritten, jo iſt der legtere verpflidtet, bie 
Mitbenugung der Stauanlage gegen verhältnipmäßige Theilnahme an den Koften 
der Errihtung und künftigen Unterhaltung zu geftatten, fofern nicht buch die 
Nitbenugung die Ausübung des dem Dritten zuftehenden Wafferbenugungsrechts 
erheblich erſchwert wird. 


Recht auf Zwangsabtretung zu Gunſten von Bewäſſerungs ⸗ und Entwäfferungsanfagen. 


Art. 12. I zur Errichtung einer Bewäfjerungd: oder Entwäflerungs» 

anlage 

1. die Abtretung der einem Dritten zuflehenden Eigenthums:, Dienftbar- 

teits- oder anderer Benubungsrechte, oder 

2. die Belaftung fremden Grundeigenthums mit einer Dienftbarkeit 
nothwendig, fo können die Betheiligten hiezu gezwungen werben, jedod nur nad 
geliefertem Nachweife eines aus dem Unternehmen erwachſenden überwiegenden 
Nutzens für die Landeskultur und nur nach vorangegangener vollftändiger Ent- 
ſchädigung. 

Ueber die Verbindlichkeit zur Abtretung und Belaſtung mit Dienſtbarkeiten 
entſcheidet das Staatsminifterium. 

Das vorgängige Verfahren wird im Verorbnungsmwege näher geregelt. 

Art. 13. Den in Art. 12 feſtgeſetzten Verpflichtungen find Gebäude und 
dazu gehörige Hof- und Gartengrundftüce, fowie ſchon beftehende Wafjerbenugungs- 
„anlagen und die zum vortheilhaften Betrieb derfelben gehörigen Beftandtheile 
nicht unterworfen, jofern die Geltendmahung der gedachten Verpflichtungen bie 
Benugung dieſer Gebäude, Gründftüde und Anlagen beeinträchtigen würde. 

Ausnahmsweife unterliegen jedoch Wafjerbenugungsanlagen und deren Bes 
Kandtheile alsdann den gedachten Verpflichtungen, wenn diefelben im Verhältnifje 
ber Gemeinnüglichteit einer beabjichtigten Bewäflerungs: oder Entwäflerungs: 

anlage eine ſehr erhebliche geringere Bedeutung haben. 
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Recht auf Abtretung des Überfhäffigen oder nicht benußten Waſſers. 

Art. 14, Läßt ſich durch zeitweiſe Benutzung des einer Bewäſſerungs⸗ oder 
Wafjerwerksanlage kraft befonderen privatredhtlihen Titels zugehörigen Waflers 
ohne nachhaltige Beeinträchtigung des Betriebs der Anlage für ein anderes 
Unternehmen ein gehebliher Vortheil erzielen, jo kann der Befiter der Be 
mäflerungss oder Wafjerwerfsanlage auf Antrag des betheiligten Unternehmers 
für verbindlich erflärt werden, ſich zu dieſem Zwecke einer Zeitbeftimmung hin 
ſichtlich der Wafjerbenugung zu unterwerfen. 

Art. 15. Wenn bei einer Bemwällerungs: ober Wafferwerksanlage durch 
mangelhafte Einrichtung der Zuleitungs- und Stauanlagen oder des Waflerwerk 
baues (d. h. des Gerinns und ber Waſſerräder nebft deren Auflagerung uud 
erften Kraftübertragung) eine Verſchwendung des Waſſers verurſacht wird und 
ſich durch Verbeſſerung diefer Einrichtungen ohne nachhaltige Beeinträchtigung 
bes Betriebs der Anlage für ein anderes Unternehmen ein Waſſerüberſchuß ers 
sielen läßt, jo kann der Beſitzer der Bewäſſerungs- oder Waſſerwerkaanlage auf 
Antrag des betheiligten Unternehmers für verbindlich erklärt werben, behufs der 
Erzielung des Waſſerüberſchuſſes die erforderlihen Verbeſſerungen der Anlage 
auf Koften des Unternehmers zu geitatten. 

Art. 16. Die unter Art. 14 und 15 feitgejeßten Befugniffe finden nur 
unter der Vorausfegung ftatt, Daß 

1. das Unternehmen, für welches der Anſpruch erhoben wird, einem über- 
wiegenden Intereſſe der Landeskultur oder der Induftrie dient, und 

2. daß in den Fällen des Art. 15 für allen dem Befiger der in Anſpruch 
genommenen Anlage zugehenden Schaden, namentlih für bie durch 
Unterbrechung der Benugung entftehenden Nachtheile und ben bei der 
künftigen Unterhaltung erwachſenden Mehraufwand voller Erjat geleiftet, 
auch für etwa Tünftig eintretenden Schaden entſprechende Sicherheit 
geftellt werde. — 

Art. 17. Wenn ein zur Benutzung des fließenden Waſſers (L.⸗R. S. 644) 
Berechtigter die ihm zuftehende Benugung nicht ausübt, kann die Benugung des 
Waſſers von Andern, weldhe im Waflerbereihe Grundſtücke befigen, für ein ei- 
genes auf diefen Brundjtüden beftehendes ober noch zu errichtendes Unternehmen 
in Anſpruch genommen werden, jedoch nur unter der Vorausjegung, daß 

1. die bezwedte Benugung des Waflers einen überwiegenden Nugen für 
die Landeskultur ober Induftrie darbietet, und 

2. daß dem Berechtigten volle Entſchädigung geleiftet werde. (Artilel 92 
dieſes Gejeges.) 

Art. 18. Die Anträge gemäß Art. 14, 15 und 17 find unter Beifügung ' 
der zur Erläuterung erforderlihen Zeichnungen und Beſchreibungen bei dem 
Bezirksamte zu jtellen. 

In Ermangelung einer gütlichen Webereintunft unter ben Beteiligten ent⸗ 
fheidet das Staatsminifterium. 

Art. 19. Der Benugungsberedhtigte kann nach Art. 14, 15 und 17 gegen 
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ihn geltend gemachten Anſpruch abwenden, wenn und foweit er das in Anſpruch 
genommene Waſſer dazu benußt, die Leiftungsfähigteit einer eigenen Anlage zu 
erhöhen oder ein neues Unternehmen zu errichten. 

Die Verwaltungsbehörbe hat demfelben bei Mittheilung des Antrags auf 
Ueberlaffung des Waſſerüberſchuſſes oder der Wafferbenugüing von. diejer Ab- 
wendungsbefugniß mit dem Anfügen Kenntniß zu geben, daß biefe Befugniß als 
verfäumt gelte, wenn nicht innerhalb einer beftimmten Frift die Genehmigung 
für das die eigene Benugung bes beanfpruchten Wafjers bezwedende Unternehmen 
unter Vorlage der zur Erläuterung erforderlihen Zeichnungen und Beſchrei⸗ 
bungen beantragt oder befondere Umftände nachgewieſen werben, welche 3. 9. 
dieſe Ausnüßung verhindern. Die Frift fol mindeftens 6, höchſtens 12 Monate 
von der Mittheilung des vorfchriftsmäßig begründeten Weberlaffungsantrags an 
betragen 

Die durch Genehmigung eines bie eigene Ausnutzung des Waſſers bezwedens 
den Unternehmens erwirkte Abwendungsbefugniß geht verloren, menn das bezüg⸗ 
lihe Unternehmen nicht innerhalb der nad) $. 49 der Deutfhen Gewerbeordnung 
zu bemefjenden Friften ausgeführt wird. 

Die durch Staatsminifterialentihließung erfolgte Beftimmung ber Benutzungs⸗ 
zeiten ober Zuerkennung bes Wafjerüberfchuffes oder des Waflerbenugungsredts 
wird durch Entihljeßung bes Staatsminifteriums widerrufen, wenn der hiernad) 
Berechtigte das bezüglihe Unternehmen nicht innerhalb der nad $. 49 ber 
Deutihen Gewerbeordnung zu bemefjenden Friften Ausgeführt hat. 


Art. 20. Der in ben Artikeln 14, 15 und 17 feftgeftellte Anſpruch auf 
Baflerbenugung kann auch für Grundftüde erhoben werden, welche nicht un» 
mittelbar am Waſſer liegen, fofern nur ein Recht auf die Leitung des Wafjers 
befteht oder erworben wird. 

Wird in den Fällen der Art. 14, 15 und 17 bie Wafjerbenugung ‚von 

Mehreren in Anſpruch genommen, jo ift Demjenigen der Vorzug zu geben, deſſen 
Unternehmen nad) Lage der befonderen Verhältniffe die größere wirthſchaftliche 
Bedeutung zulömmt, im Zweifel einem Bewäfjerungsunternehmen vor einer 
gewerblien Anlage und ſodann Demjenigen, welder wuerft den Antrag ge: 
Rellt hat. 
Art. 21. (Sonftige Zwangsenteignung des Waflerd und des Benutzungs⸗ 
fehts am Wafler). Wenn, abgefehen von den Fällen der Art. 12 und ff, die 
Abtretung des Eigenthums oder des Benugungsrehts am Waſſer aus Gründen 
des öffentlichen Nutzens beanſprucht wird, finden die Beltimmungen des Erpro: 
prigtionsgejeges vom 28. Auguft 1835 Anwendung. 

In Nothfällen, namentlich bei Feuersbränften, kann das im Sigenthum oder 
Denusungsrechte Dritter ftehende Waller ohne Entſchädigung zum gemeinen 
Beiten in Anſpruch genommen werden. 

Art. 22. (Geftattung der Vorarbeiten). Jeder Grundeigenthümer ift ver: 
Mihtet, die Vorarbeiten, welche für Geltendmachung der vorgebahten Zwangs⸗ 
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rechte erforderlich ſind, auf ſeinen Grundſtücken gegen Erſatz des dadurch ver⸗ 
urſachten Schadens und vorgängige Sicherheitsleiſtung geſchehen zu laſſen. 

Zum Betreten von Gebäuden und eingefriedigten Hof- und Gartengrund⸗ 
ftüden behufs ber Vorarbeiten bedarf ber Unternehmer einer befonderen Ers 
laubniß ber Ortspolizeibehörde, inſoweit der Grunbbefiger nicht feine Einmilli- 
gung zum Betreten ertheilt. 


C. Benehmigung und Unterfagung der Wafjerbenugung durch 
die Verwaltungsbehörden. 


Art. 23. (Fälle der Genehmigung). Neben der nad) der Deutſchen Ge- 
werbeordnung zur Errihtung von Stauanlagen für Waflertriebwerte und zur 
Aenderung der Betriebftätte berjelben erforderlichen und nad) Art. 1 dieſes Be- 
ſetzes bezüglich der öffentlichen Gewäſſer vorgejchriebenen Genehmigung ift zur 
Benugung bes fließenden Waflers und zur Herftellung von Anlagen an und im 
fließenden Waſſer in folgenden Fällen die Genehmigung ber Fercan cgehegorde 
einzuholen: 

1. zu einer Waſſerbenutzung, welche durch Einleitung frember Stoffe bie 
Eigenfchaften des Waflers ändert; e 

2. zur Errichtung und weſentlichen Aenderung von Triebwerlen und ihrer 
Zugehörden (wie Zu: und Ableitungsfanäle); 

3. zur Errichtung und welentlihen Aenberung von Bewãſſerungs⸗ ‚und 
Entwäfferungsanlagen, wodurch der Lauf des Waflers mit Wirkung 
für dritte Grundeigenthümer oder Nugungsberechtigte gehemmt, beſchleu⸗ 
nigt ober abgeleitet wird. 

s Verfahren. 

Art. 24. Die in den 88. 17—22, 26, 49, 50 und 147 der Deutfchen Bes 
werbeordnung binfichtlih der Stauanlagen für Waffertriebwerke gegebenen Vor⸗ 
Shriften finden aud Anwendung, wenn Jemand das fließende Wafler zu den im 
Art. 23 Ziffer 1—3 bezeichneten Zwecken benugen will. 

Eine öffentlihe Belanntmahung des Unternehmens (nah 8. 17 Ab. 2 ber 
Gewerbeordnung) tritt jedoch hiebei nur dann ein, wenn diefelbe bejonders vor- 
geichrieben ift oder vom Antragfteler ausbrüdlich begehrt oder von der Ver—⸗ 
waltungsbehörde nad den bejonderen Umftänden für erforderlich erachtet wird. 

Art. 25. Die Genehmigung zur Benugung bes fließenden Waflers oder 
zur Errihtung und Nenderung von Anlagen an und in bemfelben ift zu ver- 
jagen ober an beſchränkende Bedingungen au knüpfen: 

1. wenn und jomweit das beabfichtigte Unternehmen das öffentliche Intereſſe 
gefährden würde, ſei es durch Verftoß gegen die hierauf bezüglihen 
Geſetzes⸗ und Berordnungsbeftimmungen, fei e8 durch fonftige Gefähr⸗ 
dungen ober Beläftigungen der Allgemeinheit, wozu namentlich auch die 
Schmälerung des für bie häuslichen Zwecke oder für die Feuerſicherheit 
einer Ortſchaft nothwendigen Wafjerbedarfs zu rechnen ift; 

2. wenn und ſoweit das beabfichtigte Unternehmen fonft erhebliche Nach- 
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theile, Gefahren und Beläftigungen für die benachbarten Grundftüde 
ober für ben Betrieb vorſchriftsmäßig errichteter Anlagen herbeiführen 
würde. 

Art. 26. Die Verwaltungsbehörde hat ſämmtliche Einwendungen, welche 
gegen das beabfichtigte Unternehmen geltend gemacht werben, ihrer Erörterung 
zu unterziehen; bezüglich der von ‘Privatbetheiligten vorgebradten Einwendungen 
bat fie thunlichſt auf eine gütliche Vereinbarung hinzuwirken. 

Nach Abſchluß diefer Erörterungen und nad vorausgegangener Erhebung 
eines techniſchen Gutachtens beſchließt die Verwaltungsbehörde nah Maßgabe 
des Art. 25 über das Genehmigungsgeſuch, vorbehaltlich ber richterlihen Ent- 
ſcheidung über Einwendungert, die auf befonderen privatredhtlihen Titeln beruhen. 

Art. 27. Im der Genehmigungsurtunde find, ſoweit immer thunlid, der 
Umfang der Benugung der Waflerfraft (namentlih Größe des zu benußenden 
Gefälle, der zu benugenden Wafjermafje, Zeiten der Benugung) und bie im 
öffentlichen Interefje, fowie im Intereffe anderer Betheiligter erforderlihen Bes 
dingungen nad) Maßgabe der Beftimmungen des Art. 25 und der etwa unter 
den Privatbetheiligten zu Stande gelommenen Vereinbarung zu bezeichnen. 

Die Genehmigung zu einer Wafjerbenugung ber in Art. 23 Ziffer 1 bezeich- 
neten Art iſt im öffentlichen Interefje ohne Entihädigung wiberruflid. 

Im öffentlihen Interefje kann ausnahmsweiſe auch in anderen Fällen bie 
Genehmigung zur Benutung des fließenden Waflers (2.:R.-©. 644) an die Bes 
dingung bes Widerrufs geknüpft werden. 

Art. 28. (Bezeichnung der Stauhöhe durch die Verwaltungsbehörde.) Für 
jede einer Genehmigung bebürfende Stauvorridhtung fol auf Koften des Unters 
nehmers das höchſte zuläffige Maaß der Wafferfpannung durch eine in bie Augen 
fallende Bezeihnung befjelben (Eiche) an Ort und Stelle urkundlich feftgeftellt 
werden. Nähere Vorfchriften über das hierbei einzuhaltende Verfahren werben 
im Beroronungswege gegeben. 3 

Bei Stauvorrihtungen, melde auf fremde Grundſtücke und Benutungs 
rechte keine erhebliche Einwirkung ausüben, kann bie Berwaltungsbehörbe von 
der Feftftellung der Eiche Umgang nehmen. 

Zu allen die Beihaffenheit ber Eiche betreffenden Handlungen, wie 
namentlih zu einer Verfegung, Ausbefjerung, Befeftigung, Berichtigung oder 
Neuerrihtung ift eine vorgängige Genehmigung der Perwaltungsbehörbe 
erforderlich. 

Eigenmächtige Nenderungen werden mit Gelbftrafe bis zu 150 Mark oder 
mit Haft geitraft 

Art. 29. Unterfagung der Waſſerbenutzung durch die Verwaltungsbehörbe.) 
Wenn eine Wafjerbenusung für das Gemeinwohl überwiegende Nachtheile und 
Gefahren mit ſich bringt, jo kann die Benutzung, felbft wenn fie innerhalb ber 
durch Privatrechtstitel oder polizeiliche Genehmigung gezogenen Grenzen aus: 
geübt wird, durch die Verwaltungsbehörde Gezirksrath) zu jeder Zeit ganz oder 
Keilmeife unterſagt werden. 

8* 
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Doch muß dem Beſitzer alsdann für den erweislihen Schaden von den bes 
theiligten Gemeinden oder von ben Eigenthümern, welche die Unterfagung bean- 
tragt haben, vorgängiger Erſatz geleiftet werben, fofern ein folder nicht nad) dem 
Rechtstitel der Wafferbenugung, dem Inhalt ber polizeilihen Genehmigung ober 
nach gejeglicher Beſtimmung ausgeſchloſſen ift 


D. Ausnahmsweiſe Regelung der Wafferbenugnng burd die 
Berwaltungsbehörde. 


Art. 30, (Bezirke: und ortspolizeilihe Vorſchriften. Durch bezirks⸗ und 
ortöpolizeiliche Vorſchriften können vorbehaltlih der richterlihen Entſcheidung 
über Anſprüche, die auf befonderem privatrehtlihen Zitel beruhen, und unter 
Beachtung der Beltimmungen dieſes Geſetzes die Vertheilung und Benugung 
des Waſſers, ſowie bie Pflichten der Nutzungsberechtigten, namentlich auch 
bezüglich ber Inſtandhaltung der Stau» und Leitungsanlagen, geregelt werben, 
und zwar: 

a. für diejenigen natürlich fließenden Gewäſſer, welche von einer größeren 
Zahl Betheiligter, namentlich gleichzeitig von Wiefen- und Werkbefigern, 
benußt werden; 

b. für ſolche fünftliche, mehreren Berechtigten dienende Leitungen (Ranäle), 
welde nicht im Eigenthum Eingelner ftehen, ſondern einer Mehrheit 
von Berechtigten oder der Gemeinde oder dem Staate gehören. 

Zuwiberhandlungen gegen ſolche Vorſchriften werden an Geld bis zu 
150 Mark oder mit Haft geftraft. 


2. Abſchnitt. Die Errihtung von gemeinfhaftliden Bewäfferungss 
anlagen und die Bildung von Genoſſenſchaften. 


A. Borbereitendes Verfahren zur Errihtung der Anlage. 
Zwang zum Beitritt. . 


Art. 31. Kann die Einrichtung einer Bewäflerungs- oder Entwäfjerungs- 
anlage nur durch ihre Ausdehnung über eine in dem Eigenthum mehrerer Pers 
onen befindlihe Grundflähe auf zwedmäßine Weife bewirkt werden, fo findet 
gegen diejenigen Eigenthümer, welche fi) weigern, dem Unternehmen beizutreten, 
ein Zwang zur Theilnahme ftatt, wenn 

1. die Eigenthümer von mindeftens zwei Drittheilen der in das Unter⸗ 
nehmen fallenden Grundfläche fih für das Unternehmen erklärt 
baben, und ; 

.2. Durch dafjelbe ein überwiegender Nugen für die Landeskultur erzielt 

wird. 

Art. 32. Eigenthümer von Grundftüden, deren befondere Benutzungs⸗ 
weile für den Eigenthümer von größerem wirthichaftlihen Intereſſe if, als die 
durch die Anlage beabſichtigte Verbefierung, können zur Theilnapme nicht ge- 
jungen werden. 
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IR jedod das Unternehmen ohne Ausdehnung auf ſolche Brundftüde nicht 
ausführbar, fo kann dem Unternehmern unter ber Borausfegung der Art. 12 
und 13 das Recht der Bwangsenteignung folder Brundftüde ertheilt werben. 

Art. 33, (Antrag und Vorarbeiten.) Wer die Einrichtung einer Bewäfje- 
rungs⸗ oder Entwäfjerungsanlage auf Grund bes Art. 31 in Vorſchlag bringen 
wil, jeien e8 einzelne Grundeigenthümer, fei es eine Gemeinde oder Behörde, 
bat bei dem Bezirtsamte, in deſſen Bezirk die zu verbefjernde Grundflähe ganz 
oder zum größeren Theile liegt, einen Entwurf bes ganzen Unternehmens einzu: 
reihen, welder enthält: 

1. eine Darftellung des Umfangs und Zwedes der Anlage mit einer Nach: 
weifung ber betheiligten Grunbftüde, ihrer Eigenthümer und Nup- 
nießer, ihres Maaßes, ihres beiläufigen Werthes und ihrer Benutzungs⸗ 
art. Die Mebereinftimmung der Grundſtücksnachweiſung mit dem 
Grundbuche, beziehungsweife dem Lagerbuch oder dem thatſächlichen Zu: 
Rande, ift durch die grunds, DERPREBIRAN lagerbuchführende Behörde 
zu beglaubigen; 

2. eine Situationszeichnung nebit — zur Erläuterung der Sadhverhält- 
nifje erforderlichen Plänen und Gefälvermefungen; 

3. eine genaue Darftellung der beabfitigten Einrichtungen mit den 
näheren Angaben 

a) über das Maaß des Wafferbedarfs und bie Art feiner Befriedigung, 
beziehungsweife (bei Entwäfjerungsanlagen) über das Maaß und 
die Art der Wafjerableitung, 

b) über die in Anfpruch zu nehmenden Eigenthumss, Dienftbarfeits: 
und Benugungsredte, fowie über die nothwendige Belaftung 
fremden Eigenthums mit Dienftbarleiten ; 

4, die allenfalls bereits erlangte vorläufige Erklärung der nad Ziffer 3b. 
betheiliaten fremden Wafjerberechtigten und Grundeigenthümer ; 

5. eine Aufzählung der aus dem Unternehmen wahrſcheinlich hervorgehen⸗ 
den wirthſchaftlichen Vortheile; 

6. einen Voranſchlag der wahrſcheinlichen Koſten der erſten Einrichtung 
und der künftigen Unterhaltung mit der Angabe, wer die Koſten der 
Vorbereitungsarbeiten übernimmt, ſowie, wenn von dem geſetzlichen 
Theilungsfuße (Art. 53) abgewichen werben fol, die Angabe ber für 
bie Vertheilung des Koſtenaufwandes maßgebenden Grundſätze. 

Befindet fi die zu verbejjernde Grunbflähe in mehreren Verwaltungs- 
bezirten, jo beauftragt das Sandelsminifterium ein Bezirksamt oder einen bes 
fonderen Kommifjär mit dev Bejorgung der einfchlägigen Geſchäfte. 


Verhandlung. 


Urt. 34. Das Bezirksamt (beziefungsmeife der Kommiffär) veranlaßt zu: 
naht bie Prüfung und Begutachtung der Vorlage durch die techniſche Staats: 
behörde, ſofern nicht der Entwurf von letzterer ausgearbeitet iſt, und ordnet 
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nöthigenfalls die Vervollftändigung oder Berichtigung der Vorlagen durch bie 
Antragfteller an. 


Wenn das beabfichtigte Unternehmen das öffentliche Intereſſe gefährden, 
namentlich die Gefahr der Ueberſchwemmung oder Verfumpfung herbeiführen 
ober den Waſſerbedarf einer Ortſchaft weſentlich beeinträchtigen würde, ift ber 
Antrag alsbald zurüdzumeifen. 


Andernfalls find die Vorarbeiten mit dem erhobenen Gutachten an einem 
geeigneten Orte aufzulegen und werden ſämmtliche Grundeigenthümer, beren 
Grundſtücke in bie zu verbefiernde Fläche fallen, gegen Beicheinigung bievon 
mit dem Bemerken benachrichtigt, daß ihnen während 14 Tagen die Einficht der 
Vorarbeiten und des Gutachtens freiftehe. Gleichzeitig werden biefelben zur 
Verhandlung und Beſchlußfaſſung, fowie zur Wahl ihrer Vertreter für das 
weitere Verfahren auf eine nicht vor 4 Wochen anzuberaumende Tagfahrt vors 
geladen unter Androhung des Rechtsnachtheils, daß die Nichterfcheinenden und 
Nichtabftimmenden als dem beantragten Unternehmen beiftimmend, mit der Wahl 
der Vertreter einverftanden angejehen und mit ihren Einwendungen gegen bie 
Art der Ausführung fpäter nicht mehr werden gehört werben. 

Die Zuftellung der einen Rechtsnachtheil androhenden Verfügungen hat nad) 
den für bie gerichtlichen Zuftellungen geltenden Vorſchriften durch den Berichts. 
boten zu gejchehen. 


Art. 35. Im der Verhandlungstagfahrt wird die Frage, ob und nach wel- 
chem Plane das Unternehmen auszuführen und wie die Koften zu vertheilen 
find, unter Zuziehung der techniſchen Behörde ausführlich erörtert und die hier 
auf bezüglihen Erklärungen der betheiligten Grunbeigenthümer zu Protokoll 
genommen. 

Vor Allem ift auf eine gütlihe Vereinbarung fämmtlicher Betheiligter hin- 
zuwirken. Kommt eine jolhe nicht zu Stande, erklären ſich aber, einfchließlich 
der Nichterfegienenen und Nichtabftimmenden, welche zum Voraus als dem beans 
tragten Unternehmen zuſtimmend gezählt werben, die Eigenthümer von mindejteng 
zwei Dritttheilen der betheiligten Grundfläche für die Ausführung des Unter« 
nehmens, jo find behufs Vorlage an die entſcheidende Behörde die von den 
Widerfprehenden erhobenen Einwendungen unter Zuzug der Techniker und er= 
forderlihen Falls unter Anordnung weiterer Tagfahrten befonders zu erörtern 
und im Protokoll den Hauptpuntten nach nieberzulegen. 

Sobald eine geſetzliche Mehrheit für die Ausführung des Unternehmens vors 
Banden if, find für die weiteren Verhandlungen brei Bevollmächtigte zu wählen, 
welche die betheiligten Grundeigenthümer in dem Verfahren bis zur Bildung ber 
Genoſſenſchaft vertreten und insbefondere aud) gegenüber den in Anſpruch ge- 
nommenen Dritten zum Abſchluß von Vergleihen ermächtigt find. 

Bei der Wahl entſcheidet die Stimmenmehrheit der Erichienen nah Maß⸗ 
gabe der Grundfläche. Der Auftrag der Bevollmächtigten erliſcht, jobald die 
Genoſſenſchaftsorgane gewählt find und ihr Amt angetreten haben. 
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Die Wahl von Bevollmächtigten kann unterbleiben, wenn nicht mehr als 
6 Onmdeigenthümer bei dem Unternehmen betheiligt find. 

Einer der Bevollmädhtigten und lekterenfalls einer ber Grunbeigenthümer 
iR insbefondere zur Empfangnahme ſämmtlicher Verfügungen der Behörden auf⸗ 
juftelen. n 

Art. 36. (Verfahren bei zwangsmweifer Abtretung.) Falls zur Ausführung 
des Unternehmens die zwangsmeife Abtretung ber einem Dritten zuftehenben 
Eigenthums⸗, Dienftbarkeits- und Benutzungsrechte ober bie zwangsweiſe Bes 
lafung fremden Eigenthums mit einer Dienftbarkeit erforderlich iſt, find die Ver⸗ 

| bandlungen nach Art. 12. zu pflegen. 

Die Eröffnung diefer Verhandlung geſchieht nah dem Ermeſſen der leiten- 
den Behörde entweder gleichzeitig mit ben nad Art. 34. und 35. zu pflegenden 
Verhandlungen oder erft nachdem bie Ausführung des Unternehmens durch güt« 
liche Vereinbarung oder Zuſtimmung der gejeglichen Mehrheit (Art. 35.) der bes 
theiligten Grundeigenthümer gelichert ift. 

Auch bei dem Unternehmen unmittelbar betheiligte Grunbeigenthümer müffen 
dabei als dritte Perfonen behandelt werben, foweit von ihnen bezüglich etwaiger 
nicht in das Unternehmen fallender Grunbftüde eine Abtretung von Rechten 
oder die Belaftung ihres Eigenthums mit der Dienftbarkeit verlangt wird. 

Berfahren zur Sicherung gegen Einfprahen Dritter. 

Art. 37. Um das Unternehmen gegen jpätere Einfpraden Dritter, hinſicht⸗ 
lid) ihres Grundeigenthums oder ihres Waſſerbenutzungsrechts durch das Unter 
nehmen berührter Eigenthümer von Grundftüden und Anlagen zu fihern, ift 
\ von der leitenden Behörde durch Einrüdung in das amtliche Verkündigungsblatt 
und Verkündung in den beteiligten Gemeinden öffentlih bekannt zu machen, 
daß und wo die Vorbereitungsarbeiten vier Wochen zu Jedermanns Einfiht 
offen liegen und daß etwaige Einſprachen innerhalb einer vom Tage der Bes 
fanntmahung an laufenden Frilt von 4 Wochen beim Bezirfsamte geltend zu 
machen find, wibrigenfalls die Einſprachen nad Ablauf der Frift nicht mehr be 
rüdfihtigt würden und nur noch privatrehtlihe Entſchädigungsanſprüche gegen- 
über dem Unternehmen geltend gemacht werden könnten. 

Den jhon aus den Vorarbeiten und Verhandlungen bekannten SBerfonen, 
von welchen Einſprachen zu erwarten find, ift vorftehende Aufforderung gegen 
Beiheinigung bejonders zuzuftellen mit dem Anfügen, daß ihnen die Frift von 
ber Zuſtellung an laufe. 

Art. 38. Das Bezirksamt (beziehungsweife der Minifteriallommifjär) hat 
die von Dritten erhobenen Einjpraden unter Ladung der Einfprechenden, der 
Deovollmächtigten für das Unternehmen und der techniſchen Behörde zu erörtern 
md ihunlicht auf gütlihe Vereinbarung hinzuwirken. 

Gründet fi die Einſprache darauf, daß das beabfidhtigte Unternehmen für 
Im Einipredhenden die Abtretung von Eigenthums-, Dienftbarkeits- oder Ber 
Ausungsrechten oder die Belaftung mit Dienftbarkeiten zur Folge habe, jo ift in 
Ermangelung gütliher Vereinbarung nach Art. 12 zu verfahren. 
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Hinſichtlich ftreitiger Fragen des Privatredhts iſt gemäß Art. 26 die Ent- 
ſcheidung des Richters vorzubehalten. 3 

Art. 39. (Genehmigung der Anlage.) Nah dem Abſchluß der Verband: 
lungen ift auf Grund der vorgenommenen Erörterungen zu entſcheiden, ob und 
unter welden Bedingungen zur Ausführung des beabjidhtigten Unternehmens 
die Raatlihe Genehmigung zu ertheilen ſei. 

Diefe Entſcheidung ſteht zu 

1. wenn über den Beitritt ber betheiligten Grundeigenthümer und fiber 
die Abtretung von Rechten Dritter, beziehungsweife die Belaftung frem⸗ 
ben Eigenthums ein gütlihe Vereinbarung ſämmtlicher betheiligten 
Srundeigenthümer zu Stande getommen ift, dem Bezirtsrathe, ber 
siehungsweife im Falle der Leitung !durdy einen Kommiſſär dem Han: 
delsminifteriums; 

2. wenn eine gütliche Vereinbarung über die gedachten ‘Punkte, be= 
ziehungsweife einen derfelben nicht zu Stande gekommen if, dem 
Staatsminijtertum. f 

Das Staatsminifterium entſcheidet insbejondere, 

a) ob und welche Grunbeigenthümer gemäß Art. 31 zum Beitritt gezwun- 
gen werben können; 

b) ob der verlangten Abtretung der Rechte Dritter oder Belaſtung fremden 
Eigenthums gemäß Art. 12 flattzugeben fei; 

ce) nad welchem Plane das Unternehmen ausgeführt werden fol; 

d) eventuell welche Grundſätze für die Koftenvertheilung maßgebend fein 
ſollen. 

Art. 40. (Förmlichkeiten der Zuftimmung.) Die Zuſtimmung zur Theil⸗ 
nahme an einem Bewäflerungs- und Entwäfjerungsunternehmen, beziehunge- 
weife zur Abtretung von Rechten und Belaftung mit Dienftbarteiten zu Gunften 
eines folhen Unternehmens ift nicht an bie Förmlichfeiten gebunden, welde das 
Geſetz für die Veräußerung der Büter gewiſſer Perfonen vorſchreibt, Vormünder 
find befugt, für ihre Schugbefohlenen bei. derartigen Fragen ohne Einholung 
weiterer Ermächtigung zu handeln. 


B. Bildung einer Genoſſenſchaft. 
Satungen. 

Art. 41. Die ſämmtlichen Eigenthümer der durch eine gemeinſchaftliche Be- 
wäfjerungs- oder Entwäflerungsanlage zu verbefiernden Grundftüde bilden von 
der Genehmigung des Unternehmens an eine Genoſſenſchaft mit jurififher Pers 
ſönlichkeit. 
Die Genoſſenſchaft hat Satzungen aufzuſtellen und Genoſſenſchaftsorgane 

zu wählen. — 
Art. 42. Die Genoſſenſchaftsſatzungen müſſen Beſtimmungen enthalten über 
den Namen, Wohnſitz und die Organe der Genoſſenſchaft, die Rechte und Pflichten 
der Mitglieder und der Organe der Genoſſenſchaft, über die Einladung zu den 
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Genoffenihaftsverfammlungen, über die gemeinfchaftlihe Benutzung und In- 
Randhaltung der Anlagen, über das Rechnungsweſen und die Aenderung der 
Sagungen. 

Art. 43. Die Sagungen find dem Handelsminifterium zur Beftätigung vor: 
zulegen. 

Eine Aenderung ber vorgelegten Satzungen ober die Verfagung der Be- 
fätigung fol durch das Sandelsminifterium nur ftattfinden, 

1. wenn die Sagungen im Widerſpruche mit dem Geſetze oder gefegmäßigen 

Verordnungen ftehen, 

2. wegen ungerechter Vertheilung von Rechten und Pflichten, 

3. im Interefje ber Sicherſtellung der Genoſſenſchaft und ihrer Ein- 
richtungen. 

Kommt ein Mehrheitsbeſchluß der Genoſſenſchaftsmitglieder über die Satzungen 
nit zu Stande, fo werden die Sagungen von dem Handelsminifterium vorerft 
auf bie Dauer von drei Jahren erlaffen. 

Art. 44. (Stimmrecht.) In fo lange durch die Benoffenfejaftsfagungen die 
Bebingungen des Stimmrechts und das Stimmenverhältnig nicht geregelt find, 
werben die Beichlüfje der Genofienfchaft durch einfache Mehrheit der Erſchienenen 
nad) Maßgabe der Grundftähe gefaßt, wobei jedoch fein Genofjenihaftsmitglieb 
mehr als die Hälfte aller Stimmen führen su: Bei Stimmengleichheit ent- 
ſcheidet die Mehrzahl der Köpfe. 

Eintritt und Austritt von Grundftüden. 

Art. 45. Die Genoſſenſchaft ift verpflichtet, jedes benachbarte Grundſtück 
auf Verlangen des Eigenthümers in den Verband aufzunehmen, wenn baffelbe 
hierdurch feine Bewäſſerung ober Entwäfferung auf die zwedmäßigfte Weife er: 
halten kann und die Anlagen der Genofjenfaft hinreihen, um ohne Nachtheil 
für die bereits vorhandenen Mitglieder dem gemeinfamen Bedürfniſſe zu ent 
ſprechen. 

Für das neu hinzugekommene Grundſtück iſt jedoch der Genoſſenſchaſt ber 
entſprechende Antheil an den Anlagekoſten zu erſetzen. 

Kann die Aufnahme eines ſolchen Grundſtücks in den Genoſſenſchaftsverband 
auf zweckmäßige Weiſe nur mittelſt beſonderer Einrichtungen oder Abänderungen 
an der Anlage bewirkt werden, ſo ſind auch die hierdurch erwachſenden Koſten 
von den Beitretenden zu erlegen. 

Art. 46. Das Ausſcheiden einzelner Grundftüde gegen den Willen der Ge» 
noſenſchaft ift nur dann zuläffig, wenn das ausſcheidende Grundſtück bie bei ber 
Anlage vorausgejegte Bewäſſerung oder Entwäfferung nicht erhält oder wenn 
jonft das Ausiheiden ohne wejentlihe Gefährdung der zu verlaffenden Genoſſen⸗ 
ſhaſft geſchehen kann. 

Art, 47. Die Ausſcheidung einzelner Grundſtücke findet auf Verlangen der 
Benofienihaft fiat, wenn die Ausſcheidung für bie Erreihung ber Genoſſen⸗ 
Waftszwede ein erhebliches Interefje hat und die ausfcheidenden Grundftüde ente 
Bier einer benachbarten Genoſſenſchaft fuglich einverleibt oder mit einer be- 
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Tonderen Anlage zwedmäßig verfehen werden können. Die Genoſſenſchaft hat den 
in Folge der Ausſcheidung erwachſenden Koftenaufwand zu tragen. 


©. Ausführung und Koften ber Anlage, Auflöfung der 
Genoſſenſchaft. 


Art. 48. (Einſtellung auf Antrag einzelner Beteiligten.) Wird innerhalb 
acht Monaten von der Genehmigung an nicht zur Ausführung des Unternehmens 
gefchritten oder wird die begonnene Ausführung mindeftens ein Jahr lang ein- 
geftellt, jo hat auf den Antrag einzelner Mitglieder der Genofjenichaft oder von 
Dritten, welche für das Unternehmen in Anfprud genommen werden, das Bes 
zirksamt, welches die Verhandlungen geleitet hat, und wenn bie Leitung einem 
Minifteriallommiffär übertragen war, das Handeleminifterium die Auflöfung der 
Genoſſenſchaft auszufprehen und öffentlich befannt zu machen Sedo können 
in beiden Fällen einzelne Mitglieder der Genofjenihaft eine neue Entſchließung 
ber Behörbe, welche zur Genehmigung zuftändig war, dahin erwirten, baß die 
Unternehmung gleihwohl noch auszuführen fei; in diefer Entſchließung ift zus 
gleich bie Frift zu beftimmen, innerhalb welder zur Ausführung geſchritten werden 
muß, wibrigenfals bie Genoſſenſchaft als aufgelöſt gilt. 

Auch die Unternehmer einer anderweiten Kulturanlage, deren Verwirklihung 
durch das Beſtehen jener Genoſſenſchaft gehindert ift, find berechtigt, ein ſolches 
Verlangen zu ftellen und nad) fruchtlofem Ablauf der gefegten Frift mit ihren 
Vorbereitungsarbeiten zu beginnen. 

Art. 49. (Einftellung ober Abänderung durch Wehrheitsbefhluß) Eine 
Einftellung des Vollzugs oder eine weſentliche Aenderung des Planes des durch 
die geſetzliche Mehrheit befchlofienen und genegmigten Unternehmens findet ftatt, 
wenn die Eigenthümer von mehr als zwei Dritttheilen der in das Unternehmen 
fallenden Grundfläche in einer befonderen Zagfahrt die Einftellung oder Abände- 
rung beihließen. Die in dieſer Tagfahrt Nichterſcheinenden und die Nichtab- 
fimmenden werben als bei dem genehmigten Unternehmen beharrend ans 
geiehen. ‚ \ 

Zur Beihlußfaffung über die Einftellung oder wejentlihe Abänderung hat 
das Bezirksamt, beziehungsweife der Minifteriallommifjär die Zagfahrt anzube- 
taumen, fobald bie Eigenthümer von minbeftens der Hälfte der betheiligten 
Grundfläche einen bezüglihen Antrag ftellen. 

Die Ausführung einer wejentlihen Abänderung eines genehmigten Plans 
ift im Uebrigen an biefelben Vorausfegungen gebunden, wie bie Einrichtung einer 
Bewäfjerungs- oder Entwäfferungsanlage überhaupt. 

Die bis zum Einftellungs- oder Abänberungsbeihlug erwachſenen Koften 
find von den Eigenthümern zu tragen, welche fih für die Einftellung oder Ab⸗ 
änderung erflärt und ſich nicht ſchon bei der Verhandlungstagfahrt gegen bie 
Ausführuug des beantragten Unternehmens ausgefprohen haben, ausgenommen 
diejenigen Koften, welche auch für das abgeänderte Unternehmen nützlich aufges 
wenbet find. 
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Wenn der Antrag auf Einftellung oder Abänderung verworfen wird, jo 
find die Koften der befonderen Zagfahrt von den Antragftelleen zu tragen. 


Art. 50. (Ausführung der Anlage und Aufficht der Staatsbehörbe.) Die 
Ausführung des Unternehmens. geihieht unter Zeitung ber ‘von der Genoflens 
haft dazu beftellten Organe. 

Soweit die Wahrung des öffentlichen Interefles, der Schuß der Minderheit 
gegen bie Mehrheit und die Einhaltung der Genehmigungsbebingungen in Frage 
fleht, wird die Ausführung und Inftandhaltung eines genehmigten Bewäſſerungs⸗ 
oder Entwäflerungsunternehmens burch die zuftändigen Verwaltungs- und tech⸗ 
niihen Behörben beauffihtigt. 

Die näheren Beftimmungen werden durch Vollzugsverorbnung feſtgeſetzt. 


Art. 51. (Ordnung über Benugung ber Anlage.) Ueber die Benugung 
und Inftandhaltung einer gemeinſchaftlichen Bemwäflerungs- und Entwäfjerungs- 
anlage ift eine bezirks- oder ortspolizeiliche Vorfchrift zu erlafjen, in welcher zu 
Bunften der Genoſſenſchaft Geldftrafen bis zu 150 Mark angebroht werben 
fönnen. 

Zur Ueberwachung diefer Vorfehrift find je nach Bebürfniß von der Ge- 
nofjenfchaft befondere Bedienftete (Wiefenauffeher) anzuftellen. 

Art. 52. (MWaidverbot.) Wiefen, welche mit einer Wäfjerungseinrichtung 
verjehen find, dürfen für die gemeine Waide und Trift nicht benugt werden. 

Auf den innerhalb einer gemeinjchaftlihen Wäfferungsanlage liegenden 
Wieſen dürfen aud) einzelne Eigenthümer nicht waiden laffen, fofern dadurch die 
gemeinfhaftlihen Einrichtungen beeinträchtigt würden. : 

Die Eigenthümer folder Wiejen find auf Verlangen der Genoſſenſchaft 
verpflichtet, die Waidrechte Dritter abzulöfen (Geſetz vom 31. Juli 1848, Regie 
zungsbl. Nr. LV.). 

Art. 53, - (Koftenvertheilung.) Sämmtliche Koften der Vorbereitungsarbei- 
ten, der Anlage (einichließlih des Umbaues und der Einfaat), ſowie der Unter- 
haltung bes Bewäſſerungs- und Entwäfjerungsunternehmens werden, wenn nicht 
durch gütlihe Vereinbarung jänmtlicher Betheiligter oder durch bie geſetzliche 
Mehrheit (Art. 35 Abj. 2) derjelben andere Grundfüge als maßgebend anges 
nommen und von der zuftändigen Behörde genehmigt wurden, nach dem Flächen⸗ 
gehalte des zu verbefjernden Grundeigenthums ausgeichlagen. 

Wenn jedoch einzelne Genoſſen aus dem Unternehmen einen verhältnißmäßig 
weit bebeutenderen Nugen ziehen, jo wird ihr Antheil an den Koften auf den 
Antrag anderer Betheiligter erhöht; ebenſo wird der Antheil derjenigen, welche 
nad; bejonderen Umftänden einen verhältnigmäßig weit geringeren Nutzen ziehen, 
auf deren Verlangen entſprechend herabgefegt. 

Dit Rückſicht auf befonders geringen Nugen oder auf bejondere Leiftungen 
Ans Genofienihaftsmitgliedes für die gemeinfhaftlihe Anlage kann auch einem 
Selbeiligten Befreiting vom Koftenbeitrag und nad Umftänden eine Geldvergüs 
ling gewährt werben. 
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Sofern zweckmäßig, find die Brundftüde behufs der Koftenfeftfegung in 
Klaſſen einzutheilen. 

Art. 54. (Abtretung ftatt Roftenzahlung.) Die durch Zwang zur Theilnahme 
berbeigezogenen Grundeigenthümer, welche erweislich nicht im Stande find, den 
fie treffenden Koftenantheil ohne Gefährdung ihres Nahrungsftandes fofort zu 
beftreiten, Tönnen verlangen, daß die Genoſſenſchaft die fraglichen zum Untere 
nehmen erforderlichen Grundftüde gegen Entihädigung übernehmen, fofern fie 
fi) nicht mit der Genoſſenſchaft wegen eines dein auf fie fallenden Koftenantheil 
entipredhenden Darlehens vereinbaren. Ueber das Vorhandenſein der im Eingang 
bezeichneten Vorausjegung entjcheidet der Bezirksrath ald Verwaltungsbehörbe. 

Art. 55: (Haftung für die Koften.) Für den Beitrag zu ben Koften ber 
Vorbereitungsarbeiten, der Anlage und der Unterhattung bes Bewäfjerungs: und 
Entwäfjerungsunternehmens ift gegenüber der Genoſſenſchaft der jeweilige Eigens 
thümer des Grundftüde haftbar. Mit der orbnungsmäßigen Ausfheidung eines 
Grundſtücks aus ber Genoſſenſchaft und der orbnungsmäßigen Auflöfung der 
Genoſſenſchaft erlifcht dieſe Haftbarkeit, jedoch vorbehaltlich der durch die bereits 
erfolgte Roftenumlegung entftandenen perjönlihen Verpflichtung eines Eigens 
thümers. 

Art. 56. (Unterpfandsrecht für die Koften.) Für die Beiträge zu den Koften 
der Vorbereitungsarbeiten, der Anlage und der Unterhaltung bes Unternehmens 
bat die Genoſſenſchaft ein gejegliches Unterpfanbereht an den einzelnen betheis 
ligten Grundftüden. 

Zur Wahrung beffelben muß in das Unterpfandsbudy eine bezirksamtlich 
beftätigte Urkunde eingetragen werben, aus welcher zu entnehmen find: 

1. die betheiligten Srundftüde und deren Eigenthümer, 

2. der nad dem Vertheilungsatt oder nad dem vorläufigen Boranfchlage 

feftgeftellte Betrag der auf das einzelne Grundſtück fallenden Koften. 

Art. 57. (Auflöfung.) Nah Ausführung einer gemeinſchaftlichen Bewäſſe⸗ 
rungs- oder Entwäfjerungsanlage Tann die Auflöfung der Genoſſenſchaft eins 
treten, wenn fie fi über die Erfüllung aller ihrer Verbindlickeiten gegen Dritte 
ausweift und bie Eigenthümer von mehr als zwei Dritttheilen der Grundfläche 
bie Auflöfung beſchließen. 

Die Auflöfung wird von dem Zeitpunkte an rechtswirkſam, wo biefelbe von 
ber zuftändigen Bermwaltungsbehörde auf Grund vorangegangener Prüfung der 
gefeglichen Vorausfegungen öffentlich verfündet wird. 


D. Allgemeine Beftimmungen. 


Art. 58, (Sportels und Stempelfreiheit.) Alle für den Zwed der Ausführung 
von Bewäfjerungs= oder Entwäflerungsanlagen im Sinne dieſes Abſchnitts ftattfin« 
denden Verhandlungen der Verwaltungsbehörben find tags, ſportel⸗ und ſtempelfrei. 

Art. 59. (Frühere Anlagen.) Auch die Eigenthümer einer vor dem Inkrafts 
treten biejes Geſetzes errichteten gemeinfchaftlichen Bewäſſerungs⸗ oder Entwäſſe⸗ 
rungsanlage bilden eine Genoſſenſchaft, wenn, einſchließlich der Nichterfchienenen 
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und der Nichtabftimmenden, welche zum Voraus als dem Antrag zujtimmend 
gezählt werden, die Eigenthümer von mindeitens ber Hälfte der in die Anlage 
falenden Grundfläche die Bildung einer Genoſſenſchaft beſchließen und ber 
Bezitlsrath, beziehungsweile fofern die Anlage ſich in mehreren Verwaltung:- 
bezitlen befindet, das Sandelsminifterium den Beſchluß genehmigt. 

Liegt ein überwiegendes Intereſſe der Landestultur vor, fo kann das Sanbels- 
minifleriun auch von Amtswegen oder auf Antrag einzelner Betheiligter ans 
ordnen, daß die Eigenthümer einer ſolchen Bewäſſerungs- oder Entwäſſerungs⸗ 
anlage eine Genoſſenſchaft zu bilden haben. 

Auf diefe Genoſſenſchaften finden die Art. 41-47, 50-53, 5558 biefes 
Geſetzes Anwendung. 

Art. 60. Gleichzeitige Vornahme einer Feldbereinigung.) Mit der Eins 
richtung einer Bewäflerungs: und Entwäfjerungsanlage kann bie Ausführung 
einer Felbbereinigung verbunden werden, wenn die Eigenthümer ber zu verbefs 
fernden Grundfläche fi) darüber gütlich vereinbaren oder doch biefelben nad 
Mafgabe des Art. 1, bezw. Art. 24 des Geſetzes vom 5. Mai 1856 (Regierungss 
blatt S. 167 ff.) der gleichzeitigen Vornahme der Feldbereinigung zuflimmen. * 

Für jede dieſer beiden Unternehmungen find alsdann, unbeſchadet der Gleich⸗ 
jeitigkeit des’ Verfahrens, die bezüglihen gefeglihen Beftimmungen maßgebend; 
jedoch kann die nad) Art. 7 des Gejehes vom 5. Mai 1856 zu beitellende Voll: 
zugsbehörde mit der Leitung der Geſchäfte bei Ausführung ber Berwäfferungs- 
oder Entwäfjerungsanlage betraut werben, in welchem Falle bis nad Ausführung 
bed Unternehmens von einer Wahl von Bevollmädtigten (Art. 35) und von der 
Bildung der Genoſſenſchaft Umgang zu nehmen ift. 


Titel 11. Inftandbaltung der Gewäffer. 


1. Abſchnitt. Siherung des regelmäßigen Wafferablaufs und 
Shutmaßregeln gegen Uferangriff und Ueberfhwemmung. 


A. Bei fließenden Gewäſſern im Allgemeinen. 


Art 61. (Pflicht der Gemarkungsgemeinde zur Reinigung der Gewäſſer und 
zu Schusmaßregeln.) Soweit die Erhaltung und Herftellung eines regelmäßigen 
Rofjerablaufs und der Schuß der im Bereiche eines fließenden Gewäſſers lier 
genden Grundſtücke im öffentlihen Intereije ‘geboten ift, insbefondere joweit es 
fh um den Schuß einer Ortſchaft, Gemarkung oder größerer Flächen gegen 
Uerangriff, Ueberſchwemmung und Verfumpfung handelt, ift die Gemeinde, deren 
Oemarfung von bem fließenden Gemäfjer berührt wird, verpflichtet, innerhalb 
ifter Gemarkung: 

1. das fließende Gewäſſer von Zeit zu Zeit von den Hinberniffen des 
regelmäßigen Wafjerablaufs zu reinigen; 

2. bie zum Schuge der Ortſchaft, der Gemarkung oder größerer Flächen 
gegen Uferangriff, Ueberſchwemmung und Verfumpfung, fowie zur Be: 
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ſeitigung eingetretener Störungen des Waſſerablaufs erforderlichen Ar⸗ 
beiten herzuſtellen und zu unterhalten. 

Dieſe Verpflichtung der Gemeinde begründet einen Rechtsanſpruch Einzelner 
gegen die Gemeinde nicht. 

Art. 62. (Verpflichtung der Nachbargemarkung.) Gereicht eine der im 
Art. 61 bezeichneten Arbeiten einer Nachbargemarkung oder einer Anzahl von Bes 
figern von Grundftüden und Anlagen auf einer Nachbargemarkung zum beſon⸗ 
deren Nugen, jo kann diefe Gemarkung, auch wenn auf derfelben feine Arbeiten 
vorgenommen werden, zu einem dem Nugen entiprechenden Koftenbeitrag heran- 
gezogen werden. N 

Art, 63. (Umlegung der Koften in der Gemeinde) Die Gemeinde ift be 
rechtigt, den Aufwand für die nach den Art. 61 und 62 vorzunehmenden Ars 
beiten ganz oder zum Xheile als eine Sozialausgabe nad) 88. 97 und 98 der 
Gemeindeordnung umzulegen. 

Art. 64. (Beiziehung der Stauberehtigten zu den Koften.) Die Staube- 
rechtigten können für diejenigen Streden, auf welde die Stauung auf: und ab- 
wärts eine Wirkung ausübt, zu einer Vorausleiftung herangezogen werben, welche 
ber durch die Stauung bewirkten Erſchwerung der Räumungs- und Schutz- 
axbeiten entjpridht. ; 

Art. 65. (Pflicht zur Inftandhaltung künftliher Anlagen und Leitungen.) 
Die Befiger von künftlihen Leitungen und Anlagen, welche zur Benugung oder 
Abhaltung eines fließenden Gewäſſers dienen, find verpflichtet, diefelben in ſol⸗ 
chem Zuftande zu erhalten, daß die Eigenthumss und Benugungsrehte Dritter 
nicht verlegt und das Öffentliche Intereſſe nicht gefährdet wird. + 

Die gleihe Verpflichtung liegt den Eigenthümern von Straßen- und Eifen« 
bahnanlagen ob, fomweit biefelben fließende Gewäſſer berühren. 

Art. 66. (Bildung von Genoſſenſchaften zur Inftandhaltung und Korrektion 
von Gewäflern.) Sofern die Eigenthümer mehrerer im Bereiche eines fließenden 
Gewäſſers liegenden Grundſtücke dieſe durch gemeinfame Schutz- und Korreklions⸗ 
arbeiten gegen Waſſerſchaden ſchützen wollen, fo findet gegen diejenigen Grund⸗ 
eigenthümer, welde an ber Ausführung des Unternehmens betheiligt find, fich 
aber weigern, demjelben beizutreten, ein Zwang zur Theilnahme ftatt, wenn 

1. die Eigenthümer von mindeftens zwei Dritttheilen der in das Unter- 
nehmen fallenden Grundfläche ſich für das Unternehmen erklärt haben, und 

2. durch dafjelbe ein überwiegender Nutzen erzielt wird. 

Die Beflimmungen der Artitel 33--50 und 53-58 dieſes Geſetzes finden 
auf die gemeinſchaftlichen Schuß: und Korreftionsanlagen analoge Anwendung. 

Art. 67. (eltere Beftimmungen.) Soweit vor dem Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes durch befondere Bejege, Verordnungen, bezirks- oder ortspolizeilihe Vor⸗ 
ſchriften oder durch Verfügungen der zuftänbigen Verwaltungsbehörden für eins 
zelne fließende Gewäſſer oder Streden berfelben in Beziehung auf die Pflicht zur 
Reinigung und Inftandhaltung abweichende Beftimmungen getroffen worden find, 
fo bleiben dieſelben bis auf ausdrüdliche anderweite Regelung in Kraft; ebenſo 
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Vereinbarungen, welche unter den Betheiligten über die Reinigung und Inftands 
haltung von Gewäflern abgeſchloſſen worden find. 


B. Bei den im Staatsflußbauverband ftehenden Gewäſſern. 


Art. 68. (Allgemeiner Grundjah.) Tie zur Herftellung und Erhaltung eines 
geregelten Wafjerablaufs und zum Schutze gegen Uferangriff, Ueberſchwemmung 
und Verfumpfung erforderlichen Bauten beforgt an ben größeren Flüffen der 
Staat nad) Maßgabe der im Stantsbudget für die einzelnen Flüſſe gebotenen 
Mittel unter Heranziehung der betheiligten Gemeinden zu einem Theil des Koftens 
aufwands. 

Zu den Koften der Auffiht über die Fluß: und Dammbauten durch die 
techniſchen Staatsbedienfteten werden die Gemeinden nicht herangezogen. 


Art. 69. iFlußbauverband.) Die bei Inkrafttreten diefes Geſetzes in dem 
Sta ataflupbauverband befindlichen Flüffe, welche in der Anlage bezeichnet find, 
gehören demfelben voreift in der bisherigen Ausdehnung auch fernerhin an. 

Die Aufnahme weiterer Flubftreden oder Flüffe, jowie die Ausſcheidung von 
Flüffen oder Flußftreden aus dem Staateflußbauverband gefchieht durch Aufnahme 
oder Ausfheidung der erforderlihen Mittel im Staatsbubget. 

Wenn ein Fluß nur auf eine gewiſſe Strede im Staatsflußbauverband fteht, 
fo gelten bezüglih der nicht aufgenommenen Strede die Beflimmungen ber 
Art. 61—67. 


Art. 70. (Borausfegungen der Beitragspflicht der Gemeinden zum Flußbau.) 
Zu dem Aufwand für den Flußbau find die Gemeinden beitragspflichtig, beren 
Gemastungen an den Fluß ftoßen ober ganz ober theilweife im Ueberſchwemmungs⸗ 
gebiet des Fluſſes liegen, ſoweit derjelbe im Staatsflußbauverbande fteht. 

Zu dem Aufwande für den Flußbau gehören: die Koften für Herftellung 
und Erhaltung des normalen Waflerablaufs, für Korrektionen, für bie Ufer- 
fiherung, für die Inftandhaltung des Vorlands und der Hochwaſſerdämme, für 
die im Intereſſe des Hauptgewäflers erforderlichen Vorkehrungen an ber Auss 
mündung eines Nebengewäfjers. In Abzug kommen die Einnahmen des Staats 
aus dem gewonnenen Borland und Blußbett, jowie aus den dem Staat gehörigen 
Hochwaſſerdämmen. 

Der Umſtand, daß gewiſſe Flußbauten zu gleich der Förderung der Schiff⸗ 
und Floßfahrt dienen, begründet eine Ausſcheidung der durch dieſelben ent⸗ 
ſtehenden Koſten aus dem Flußbauaufwand nicht. 

Flußbauten, welche lediglich mit Rückſicht auf die Schiff- und Floßfahrt vors 
genommen werden, bleiben der Staatskaſſe ganz zur Laft, auch wenn fie zum 
Theile dem im zweiten Abſatz bezeihneten Zwecke dienen follten. 

Art. 71. (Höhe und Vertheilung -des Gemeindebeitrags.) Die bezüglich des 
Rhein, Main und Nedar beitragspflidtigen Gemeinden haben zuſammen je ein 
Fünftel, die bezüglich eines anderen Flufjes beitragspflichtigen Gemeinden habe 
Mammen je ein Drittel des in einer Budgetperiode für Die gefammte im Staats« 
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flußbauverband befindlihe Strede bes betreffenden Flufjes entflehenden Baus 
aufwandes zu tragen. 

Der Koftenantheil der Gemeinden wird auf die an jedem einzelnen Fluß 
betheiligten Gemeinden, nach dem Verhältniſſe der in das Gemein? eileuerkatafter 
aufgenommenen Grund:, Häufer: und Gewerbefteuerkapitalien, einſchließlich des 
Steuerfapitals der Gemeinde, vertheilt. 

Die Elz, Dreifam und der Leopoldslanal werden in Hinfiht der Flußbaus 
beiträge als ein einziger Fluß behandelt. 

Art. 72. (Beitrag zu gefonderten Bauten.) Wenn an einem Fluße außer: 
halb der im zufammenhängenden Flußbau ſtehenden Strede einzelne Bauten durch 
den Staat vorgenommen werden, welche für die Durch den Bau berührten oder 
die angrenzenden Gemarkungen hinſichtlich des Schuges gegen Uferangriff, Vers 
fumpfung und Ueberſchwemmung von Vortheil find, jo find die Gemeinden, auf 
deren Gemarkung gebaut wird, oder deren Gemarkung dur den Bau geihüßt 
wird, zur Zragung eines Theile dieſes gejonderten Bauaufwandes heranzu- 
ziehen. 

° Bezüglich) der Höhe des Gemeindeantheils und ber Vertheilung unter bie 
betheiligten Gemeinden gelten die Beftimmungen des vorigen Artikels. 
Beitragsminderung. 

Art. 73. Weift eine Gemeinde nad, daß der Flußbau für fie von keinem 
Nuten oder daß der auf fie fallende Beitrag im Vergleihe mit dem ihr aus dem 
Flußbau erwachſenden Nuten unverhältnißmäßig hoch ift, fo ift fie im erften Falle 
zu feinem, im zweiten nur zu einem im Verhältniſſe zum Nutzen ermäßigten Bei⸗ 
trage verpflichtet. 

Als Nugen find hierbei alle der Gemeinde oder den in der Gemeinde Be- 
güterten feit Beginn der planmäßigen Regulirung bes betreffenden Fluſſes zuge⸗ 
gangenen und noch zugehenden Vortheile des Flußbaues in Betraht zu ziehen, 
alfo neben dem Schuße gegen Uferangriff und Ueberſchwemmung auch die durd) 
Entwäfferung des Grundbeſitzes, durch Zuwachs an nugbarem Gelände und Er- 
leichterung des Gewerbebetriebs erzielten Vortheile. 

Den Ausfall trägt die Staatskaſſe. 

Art. 74. Das Handelsminifterium kann ‚ferner in Berüdfihtigung der im 
Verhältniß zum Aufmande geringen finanziellen Leiftungsfähigeit einer Gemeinde 
eine Ermäßigung ihres Beitrags zu ben Koſten des Flußbaues eintreten laſſen. 

Den Ausfall trägt die Staatskaſſe. 

Art. 75. (Beitragspflicht zum Dammbau.) An bem Aufwande für Neubau, 
Verftärtung oder Wieberherftellung von Hochwaſſerdämmen nebft deren Zugehör⸗ 
den, wie der zum Dammſyſtem gehörigen Schleußen, haben die Gemeinden, deren 
Gemarkungen durch den Damm geihügt werden, die Hälfte zu tragen. 

Bereit eine Dammanlage als ein Ganzes mehreren Gemarkungen zum 
‚Shut, jo haben fi) die betheiligten Gemeinden über die Vertheilung der Ge 
fammtoften auf die einzelnen Gemarkungen gütlich zu vereinbaren. 

Kommt eine ſolche Vereinbarung nicht zu Stande, jo werben die Koften 
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nach Maßgabe ber Größe und des Werths ber in jeder Gemarkung durch bie 
Dammanlage zu jehügenden Grundflähe und nah dem Grabe ber Gefahr auf 
die einzelnen Gemeinden vertheilt. 

Bevor ein Hochwaſſerdamm durch die Staatsflußbaubehörde gebaut, verſtärkt 
ober wiederhergeſtellt wird, ſind, wenn immer thunlich, die betheiligten Gemeinden 
unter Mittheilung der Pläne über das Unternehmen zu hören. 


Art. 76. Maximalgrenze des Gemeindebeitrags.) Wenn die von einer Ge⸗ 
meinde zu Ieiftenden Beiträge zum Flußbau oder zum Dammbau in einem Jahre 
7 Pfennig von 100 Mark der im Gemeinbefteuerkatafter aufgenommenen Grund⸗, 
Säufers und Gewerbefteuerfapitalien einjchließlih des Steuerkapitals der Ges 
meinde überfteigen, fo ift der Mehrbetrag von der Staatskaſſe vorſchüßlich zu 
übernehmen und ihr von der Gemeinde in den folgenden Jahren, in welchen 
jener Höchſtbetrag nicht erreicht wird, zu erſetzen. 

Wenn in Folge der Einführung neuer Steuerlatafter ber Gefammtbetrag 
der Grund» und Häuferfteuerkapitalien oder ber Gemwerbefteuerkapitalien ber 
Höhfibetrag von 7 Pfennig von 100 Mark im Verhältniß zu der eingetretenen 
Erhöhung des Bejammtbetrags jener Steuerkapitalien herabzufegen. 


Art. 77. (Fefftelung und Erhebung der Bemeindebeiträge.) Die Beiträge, 
welde bie Gemeinden am Fluß: und Dammbauaufwand einer Bubgetperiode zu 
tragen haben, werden nad einem Boranfchlage bemefjen und im Staatsbudget 
bei der Flußbauverwaltung in Einnahme, der Geſammtaufwand aber in Ausgabe 
geftellt. 

Die Flußbauverwaltung vertheilt die Beiträge jeweils für eine Bubgetperiobe 
nad Maßgabe ber gefeglichen Beflimmungen auf die einzelnen Gemeinden. 

Die Flußbaubeiträge find in angemefjenen, durch Verordnung feftzuftellenden 
Zerminen an bie Flußbaufafje zu entrichten; die Dammbaubeiträge find. ebendahin 
nad) Maßgabe des Vorrückens des Baues in verhältnißmäßigen, durd die Fluß⸗ 
bauvermaltung zu beflimmenden Abſchlagszahlungen einzuliefern. 

Auf Grund bes Rehnungsergebnifjes wird mit den Gemeinden für je eine 
Bubgetperiode endgiltig abgerechnet und das zu viel oder zu wenig Erhobene bei 
der nãächſten Umlage ausgeglichen. 

Den Gemeinden ift Gelegenheit zu geben, die Richtigkeit der vorläufigen 
Vertheilung ber Beiträge, fowie der endgiltigen Abrechnung zu prüfen. 

Art. 78. (Umlegung in der Gemeinde.) Die Gemeinden beftreiten bie 
Beiträge zum Fluß⸗ und Dammbauaufwand aus der Gemeindekaſſe, vorbehalt- 
lich der Befugniß, den Aufwand ganz oder zum Theile als Sozialausgabe nad 
ben 58. 97 und 98 der Gemeindeordnung umzulegen. 


2 Abſchnitt. Laften und Beihränkungen bes Gigenthums zum 
Zweck der Inftandhaltung der Gemwäjjer. 


Art. 79. (Freihaltung des Ufers und Geflattung der Reinigung.) Die 
per der an einem fließenden Gewäfjer gelegenen Sranıknde en verpflichtet: 
Yartmann, Zeitirift. II. Br. 1. Heft. 
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1. Sinberniffe des regelmäßigen Waſſerablaufs am Ufer weber aisurkagen, 
noch entftehen zu lafjen; 

3. das Betreten der Ufergrundftüde zum Zwecke der Reinigung ber Ge- 
wäſſer und ber Fortſchaffung des Aushubs, 

3. bie einftweilige Lagerung des Aushubs auf dem Ufergrundflüde zu ge: 
flatten. 

Die Gemeindebehörde und erforberlichenfalls die Berietapoligeibehörbe be- 
flimmt die Zeit ber Reinigung, den Plag für die Lagerung bes Aushubs und 
bie Zrift für die Fortihaffung deſſelben. 

Art. 80. (Beftattung der Bauausführung 20.) Die Befiger der an einem 
fließenden Gewäſſer gelegenen Grundftüde find ferner verpflichtet, zu geftatten, 
daß die zum Schuge des Ufers und der Ufergrundftüde nothwendigen Bauten 
an und auf ihrem Eigenthum vorgenommen und erhalten werben, baß die zu 
den Ufer und Wafferbauten erforderlihen Materialien vorübergehend auf ihren 
Ufergrundftüden gelagert und daß die zum gleichen Zwecke erforderlichen 

- Materialien an Sand, Lehm, Kies und "Steinen aus ihren Ufergrundftüden 
entnommen werben. ? 

. Für erweislich hieraus entftehenden Schaden können die Befiger Vergütung 
beanſpruchen, ſoweit derjelbe nit durch den ihrem Ufer und ihren Ufergrund⸗ 
füden: aus ben betreffenden Ufer- und Wafjerbauten zugegangenen Vortheil aus- 
geglichen iſt. 

Art. 81. (Enteignung für Schutz⸗ und Korreltionsbauten.) Wenn außer- 
dem zum Zwecke von Schugarbeiten oder Korrektionen, weldhe einen überwiegens 
ben Nuten darbieten, die Abtretung von Eigenthums⸗, Dienftbarkeits, und Be- 
nutzungsrechten, jowie bie Belaftung fremben Eigenthums mit Dienftbarfeiten 
nothwendig ift, fo können die Betheiligten hiezu nach Maßgabe bes Exrpropria- 
tionsgefeges gezwungen werden, aud wenn einzelne oder Genofjenihaften bie 
Unternehmer der Schugarbeiten oder Korreftionen find. 

Art. 82. (Stilftend der Wafferbenugungsanlagen.) Wird duch Maßregeln, 
welde die Reinigung oder Inftandhaltung eines fließenden Gewäſſers zum Zwede 
haben, der zeitweiſe Stillſtand von Waſſerbenutzungsanſtalten veranlaßt. jo 
haben die Beſitzer der letzteren, wenn die Vornahme der bezeichneten Arbeiten 
durch die Schuld der Unternehmer oder Dritter nöthig wurde oder ſich ver⸗ 
zögert hat, einen Entſchädigungsanſpruch gegen dieſelben. 


3. Abjhnitt._ Allgemeine Beſtimmungen. 


Art. 83, (Mafregeln im Nothftand.) Werden zur Abwendung von Wafler- 
gefahr augenblidliche Vorkehrungen nothwendig, fo find alle benachbarten Ge— 
meinden, auch wenn fie nicht bedroht find, verpflichtet nad) Anordnung ber 
Polizeibehörde die erforderlihe Hilfe duch Hand: und Spanndienfte und Kiefe- 
zung von Materialien und Geſchirren zu leiften. 

Auf Verlangen ift für die Dienftleiftungen und Lieferungen von Materialien 
und Geſchirren aus der Gemeindelaffe - der bedrohten Gemeinden eine billige, 
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durch den Bezirksrath als Verwaltungsbehörbe feftzuftellende Enſchädigung zu 
leiten. 

Sofern bie Vorkehrungen zur Verſtärkung eines Hochwaſſerdammes an 
einem dem Staatsflußbauverband angehörigen Fluffe getroffen wurden, ift der 
erwachſene Aufwand nad) Maßgabe bes Art. 75 zu vertheilen. 


Art. 84. (Eigenthum an dem gewonnenen Yande) Wenn durch Korrels 
tionsarbeiten Anſchwemmungen an dem natürlihen Ufer eines fließenden 
Gewäſſers gebildet, oder das Bett, einzelne Theile oder Arme eines fließenden 
Gewäſſers verlandet oder troden gelegt wurden, fo geht das jo gewonnene Land 
in das Eigenthum des Unternehmers der vorgenpmmenen Korrektion über. 

Die Grenze bes natürlihen Ufers wird durch die Linie gebildet, bis zu wel⸗ 
her ſich in der Zeit der begonnenen Bauausführung der normale mittlere Waffers 
Rand bes fließenden Gewäfjers erfiredte. 

Wird eine Korrektion auf gemeinfhaftliche Koften Mehrerer ausgeführt, jo 
werden die gewonnenen Anſchwemmungen und Theile des Flußbetts nach Verhältniß 
des von ben einzelnen Xheilnehmern getragenen Aufwands gemeinjchaftliches 
Eigenthum der Unternehmer. 

Bei den im Staatsflußbauverband ftehenden Gewäſſern gilt flets der Staat 
ala Unternehmer der Korreltion. 

Den Angrenzern fteht gegenüber dem Unternehmer einer folden Korrektion 
ein Anſpruch darauf zu, daß ihnen das kunſtlich gewonnerie Zand, ſoweit daſſelbe 
im Falle einer natürlid) erfolgten Anſchwemmung, Trodenlegung oder Verlan⸗ 
dung in das Eigenthum der Angrenzer übergegangen wäre, gegen Erſatz bes 
abzufhägenden Werthes zu Eigenthum überlaffen werde Dieſer Anfpruch geht 
verloren, wenn er nicht binnen Iahresfrift nad Vollendung der Korreltion ges 
rihtlich geltend gemacht wird. 

Wenn dem bisherigen Angrenzer durch die Abjchneidung feines Eigenthums 
von dem fließenden Gewäſſer nachweisbar ein Nachtheil zugefügt wird, fo ſteht 
demſelben ein auf geridhtlihem Wege geltend zu madender Aniprud auf Ents 
ſchädigung zu." Dieſer Anſpruch kann auch dann geltend gemacht werden, wenn 
ihm troß der im vorigen Abjage erwähnten Erwerbung ein folder Nachtheil 
verbleibt. 

Soweit vor Verkündung diefes Gefees durch bejondere Geſetze und Vers 
eindarungen über die einjchlägigen Rechtsverhältniſſe etwas anderes beftimmt ift, 
bleiben die betreffenden Beftimmungen in Kraft. 


Urt. 85. Golizeiliche Vorſchriften zur Sicherung des regelmäßigen Waſſer⸗ 
ablaufs und der Schugmaßregeln.) Die im öffentlichen Intereffe zur Sicherung 
aner regelmäßigen Reinigung der fließenden Gewäſſer, zum Schuß und zur 
Inftandhaltung der Waſſerſtraßen, Fluß, Bach: und Kanalläufe, fowie der im 
Bafierbereiche Tiegenden Gr üde und Anlagen erforderlihen näheren Bes 
Üimmungen werden im Wege der Verordnung erlaffen; für die nicht fchiffe oder 
Hobbaren Gewäſſer kann dies auch im Wege orts- oder bezirkspoligeilicher Vor⸗ 
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ſchrift gefchehen, besgleihen auch mit befonderer Genehmigung des Handels⸗ 
minifteriums für einzelne Streden floßbarer Gewäſſer. 

Snabejondere kann hierbei auch beftimmt werden, daß den fließenden Ge⸗ 
wäfjern eine zum Ablauf der gewöhnlichen Hochwaſſermaſſe dienende beftimmte 
Normalbreite erhalten oder verjchafft werden muß und daß ein mäßiger Streifen 
der Ufergrundftüde zum Zwede ber Uferbegehung von Sträuchern, Zäunen, 
Bäumen und ähnlichen Hindernifjen freizuhalten if. 

Zumiderhandlungen werben an Gelb bis zu 150 Mark oder mit Haft 

+ beftraft. 

Art. 86. (Genehmigung von Bauten an und in fließenden Gewäflern.) 
Ber in einem öffentlihen Gewäſſer oder an dem Ufer eines ſolchen Gewäflers, 
foweit das Ufer unter dem Hochwaſſer liegt, fei e8 zum Schuß gegen Ufer- 
angriff oder Ueberſchwemmung, jei es zur Weberbrüdung oder zu anderen 
Zwecken, Bauten vornehmen ober beftehende Bauten erheblich ändern will, hat 
bie vorgängige Genehmigung der Verwaltungsbehörde einzuholen. 

Durch bezirkss ober ortspolizeilihe Vorſchrift kann das Gleiche für ſolche 
Bauten am nicht fchiffe oder floßbaren Gewäflern oder an einzelnen Streden 
folder Gewäſſer vorgeichrieben werben. e 

Waſſer⸗ und Uferfhugbauten, welche von techniſchen Staatsbehörden geleitet 
werben, unterliegen vorftehenden Beftimmungen nicht. 

Zuwiberhandlungen gegen dieje Beſtimmung, jowie gegen die von ber Vers 
waltungsbehörde erlaffenen :Genehmigungsbedingungen werden an Geld bis zu 
150 Mark oder mit Haft geftraft. 

Art. 87. (Verpflichtungen der Eigenthümer von abgejonderten Gemarkun- 
gen.) Alle Beftimmungen biejes Xitels über die den Gemeinden obliegenden 
Verpflichtungen finden in gleihem Maaße auch auf die Eigenthümer abgejon- 
berter Bemarkungen Anwendung. 


Titel III. Zuftändigkeit der Behörden. 


Art. 88. (Bezirksamt und techniſche Behörde) Die Bezirksämter haben, 
foweit ein öffentliches Intereffe in Frage fteht, erforderlichen Falls im Benehmen 
mit den techniſchen Behörden, die Benugung, Reinigung und Inftandhaltung der 
fließenden Gewäſſer, beziehungsmeife der dazu gehörigen Anlagen, zu überwaden 
und die im öffentlichen Interefle erforderlichen Anordnungen nad) Maßgabe 
dieſes Geſetzes und der dazu erlaſſenen Vollzugsvorichriften zu treffen. 

Hinfichtlich der öffentlihen Gewäſſer ift die Leitung und Aufſicht der tech⸗ 
niſchen Behörde vorbehalten, ſoweit nicht den Verwaltungsbehörben darch Geſetz 
oder Verordnung gewiſſe Befugniffe ausbrüdlich zugewieſen find. 

Art. 89. Gezirksrath als Verwaltungsbehörde). Der Bezivksrath als Ver 
waltungsbehörbe ift außer in ben durch das Geſetz ausdrücklich bezeichneten Fällen 
zur Entſchließung zuftändig: 

1. wenn es fi um eine befondere der Bermaltungsbebörbe vorbehaltene 
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Genehmigung zur Benutzung bes fließenden Wafjers und zu Anlagen 
an und in bemfelben, 

2. wenn es fid um bie einer Gemarkungsgemeinbe oder einem Gemarkungs⸗ 
inhaber obliegende Pflicht zur Ausführung von Reinigungs und Schußs 
arbeiten an fließenden Gewäſſern hanbelt. 

In dringenden Fällen ift das Bezirksamt auch hier zu den im 
öffentlichen Intereffe augenblidlih nöthigen Anordnungen zuftändig. 

Art. 90. (Bezirksrath als Verwaltungsgericht). Der Bezirksrath als Ver- 
waltungsgericht entſcheidet die Nechteftreitigkeiten: 

1. zwiſchen der Genoſſenſchaft und ihren Mitgliedern oder zwiſchen ben 
legteren unter einander über die genoſſenſchaftlichen Rechteverhältnifie, 
fowie überhaupt Rechtsftreitigkeiten über die Aufnahme von Brundftüden 
in den Genofjenjchaftsverband und die Ausfheidung von Grundftüden 
aus bemfelben, über die Koftenfrage und in den fonft geeigneten Fällen, 
jedoh nur auf Grund eines ſachverſtändigen Gutachtens, wobei bie 
Sachverſtändigen und deren Zahl nad Anhörung und wenn thunlich 
mit Zuftimmung ber Betheiligten zu beftimmen find; 

2. über die Beitragspfliht und das Beitragsverhältnig zu den Reinigungs 

- und Echußarbeiten in ben Fällen der Art. 62 und 64 mit ber im 
8. 12 des Geſetzes ‚vom 5. Oftober 1863 über die Organifation ber 
inneren Verwaltung bezeichneten Maßgabe. 

Art. 91. GVerwaltungsgerichtshof). Der Verwaltungsgerichtshof enticheibet: 

1. in zweiter Inftanz über die im vorigen Artikel bezeichneten Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten, 

2. in erſter Inſtanz: 

a) Über die ſtreitige Frage der Beitragspflicht einer Gemeinde zum 
Fluß- und Dammbau nad den Art. 70, 71, 72 und 75 Abi. 1, 

b) über die ftreitige Frage der Vertheilung des Fluß- und Dammbau= 
aufwandes nad) den Art. 71, 72 und 75 Abf. 2, 

e) über die ftreitigen Vorausſetzungen ber Beitragsminderung nad 
Art. 73. 

Art. 92. (Bürgerlihe Gerichte). Rechtsſtreitigkeiten über das Vorhanden⸗ 
fein, den Umfang und die Grenzen des Rechts zur Benußung der im 8.:R.-S. 
644 bezeichneten fließenden Gewäſſer werden durch den bürgerlichen Richter ent 
ibieden; desgleihen Streitigfeiten über die den Nußungsberehtigten und den 
Uferbefigern obliegenden Verpflichtungen, ſoweit nicht an deren Erfüllung ein 
öffentliches Interefje befteht oder die Entſcheidung ausdrüdlich einer anderen 
Behörde zugewieſen ift; vor den bürgerlichen Richter gehören insbejondere auch 
die Streitigkeiten über die in den Art. 10 und 11 dieſes Geſetzes feftgeitellten 
Verpflichtungen. 

Der Richter hat bei feiner Entſcheidung die rechtsgiltig erlaffenen bezirks⸗ 
und ortspolizeilihen Vorſchriften zu beachten. 

Der bürgerlihe Richter entſcheidet ferner über alle auf Grund diefes Ge: 
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ſetzes entftehenden Anfprüde auf Entſchädigung, ſoweit nicht in einzelnen Fällen 
ausdrücklich eine andere Behörde für zuftändig erflärt worden if. Für die nah 
Maßgabe diejes Geſetzes ftatthabenden Entſchädigungen bei Smangsabtretungen 
find die Beftimmungen in Tit. III bis VI. des Gefeges vom 28. Auguft 1835 
über die Zwangsabtretung maßgebend. 

Art. 93. (Zuftändigkeit für Wafferläufe und Anlagen, die mehrere Bezirke 
berühren). Wenn bezüglich eines Gewäſſers, welches mehrere Amtsbezirte be 
rührt, eine bezirkspolizeiliche Vorfhrift über die Benugung oder Reinigung ober 
zum Schu bes Wafferlaufs zu erlafjen ift und nad) Lage der Verhältniſſe die 
gemeinihaftlihe Erlafjung der Vorſchrift für die mehrere Bezirke berührende 
Strede des Gewäſſers angezeigt erjcheint, fo wird zur Erlaffung der Vörſchrift 
ein gemeinfchaftlicher Bezirksrath durch Abordnung der betreffenden Amtsvor⸗ 
ftände und je der Hälfte, beziehungsweife, fals mehr als zwei Amtsbezirke be- 
theiligt find, eines Drittels der betreffenden Bezirksräthe gebildet. 

In gleicher Weife ift bei Erlafjung von bezirköpolizeilichen Vorſchriften über 
Benugung und Inftandhaltung von Bewäfferungs: und Entwäflerungsanlagen 
zu verfahren, welche ſich über die Brenze eines Amtsbezirkes hinaus erftreden. 


Schlußbeftimmung. x 


Art. 94. (Vollzug des Gejeges. Aufhebung älterer Beltimmungen). Das 
Sandelsminifterium hat, ſoweit nöthig, im Ginverftändniß mit den übrigen 
Minifterien, die zum Vollzug dieſes Geſetzes erforderlihen Beftimmungen zu 
erlafjen. 

Der Zeitpunt, in welchem dieſes Geſetz in Wirkſamkeit tritt, wird durch 
Verordnung beftimmi. i 

Von diefem Zeitpunkt an treten außer Kraft: 

der Landrechtſatz 645,. 

das Flußbauedikt vom 24. Mai 1816, 

das Geſetz vom 13, Februar 1851, Regierungsblatt Nr. XV., die Bewäſſe⸗ 
rungs⸗ und Entwäfjerungsanlagen betreffend, 

der $. 5 Ziffer 8 des Gefehes vom 5. Oftober 1863 über die Organifation 
der inneren Verwaltung, foweit derſelbe von der Benutzung des Baflers handelt, 

die <$. 130 und 131 bes Polizeiſtrafgeſetzbuches. 

Gegeben zu Schloß Mainau, den 25. Auguft 1676. 


Friedrid. 
Anbage. 
Verzeichniß der dermalen im Staatsflußbauverbande befindlichen 
Flüſſe. 


1. Der Rhein von Baſel abwärts bis zur heſſiſchen Grenze, und bei 
Waldshut; 2. der Neckar im ganzen Laufe; 3. der Main im ganzen Laufe; 
4. ber Wuttach von Untereggingen an; 5. die Dreifam von Ebnet an; 6. bie 
Elz von Kollnau an mit dem Leopoldskanal; 7. die Kinzig von ber württen- 
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bergiſchen Grenze an; 8. die Rench vom Zuſammenfluß des Griesbachs mit der 
wilden Rench an: 9. die Murg von Gaggenau an: 10. die Schlucht auf der 
Gemarkung Gurtweil; 11. die Enz; 12. die Würm und 13. die Nagold. 


Reichsgeſetz, betreffend die Bejeitigung von Anftedungäftoffen bei Viehbeförde⸗ 
rungen auf Giienhahnen. Vom 25. Februar 1876. (R.-©.:B1. ©. 163.) 


Bir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König von Preußen ıc. 
verordnen im Namen bes Deutfchen Reichs, nach erfolgter Zuftimmung des Buns 
desraths und des Reichätags, was folgt: 


&1. 

Die Eifenbahnverwaltungen find verpflichtet, Eifenbahnwagen, in melden 
Pferde, Maulthiere, Eſel, Rindvieh, Schafe, Ziegen oder Schweine befördert 
worden find, nach jebesmaligem Gebraude einem Reinigungsverfahten (Desin: 
fettion) zu unterwerfen, welches geeignet ift, die den Wagen etwa anbaftenden 
Anſteckungsſtoffe vollftändig zu tilgen. 

Oleicherweife find die bei Beförderung der Thiere zum Futtern, Tränken, 
Befeſtigen oder zu ſonſtigen Zwecken benugten Beräthichaften zu desinfizieren. 

Auch kann angeordnet werden, dab bie Rampen, welche die Thiere beim 
Ein- und Ausladen betreten haben, fowie die Vieh-Ein- und Ausladepläge und 
die Viehhöfe der Eifenbahnverwaltungen nad jeder Benugung zu besinfizie 
ten find. 

h 8.2. 

Die Verpflichtung zur Desinfektion liegt in Bezug auf die Eifenbahnwagen 
und die zu denjelben gehörigen Geräthſchaften ($. 1 Abſ. 1 und 2) derjenigen 
Eijenbahnverwaltung ob, in deren Bereich die Entladung der Wagen flattfindet. 
Erfolgt ‘die legtere im Auslande, jo iſt zur Desinfektion diejenige deutfhe Eifen« 
bahnverwaltung verpflihtet, deren Bahn von ben Wagen bei ber Rüdtehr in 
das Reichsgebiet zuerft berührt wird. 

Die Eijenbahnverwaltungen find berechtigt, für die Desinfektion eine Ge- 
buhr zu »erheben. 

8. 3. 

Der Bundesrath iſt ermächtigt, Ausnahmen von der durch die 88. 1 und 2 
eſgeſetzten Verpflichtung für den Verkehr mit dem Auslande inſoweit zuzulaſſen, 
als die ordnungsmäßige Desinfektion der zur Viehbeförderung benutzten, im Aus⸗ 
lande entladenen Wagen vor deren, Wiedereingang genügend fichergeftellt ift. 

Auch ift der Bundesrath ermächtigt, Ausnahmen von der gedachten Vers 
Nihtung für den Verkehr im Inlande zuzulaffen, jedoh für die Beförderung 
von Rindvieh, Schafen und Schweinen nur innerhalb ſolcher Theile des Reiches 
Wbietes, in welchen jeit länger als drei Monaten Fälle von Lungenſeuche und 
In Maul: und Klauenjeuche nicht vorgelommen find. 
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8.4. 

Die näheren Beltimmungen über das anzuorbnende Verfahren, über Ort 
und Zeit der zu bewirkenden Desinfektion, ſowie über die Höhe ber zu erbeben- 
den Gebühren werden auf Grund der von dem Bundesrath aufzuftellenden Nors 
men von den Lanbesregierungen getroffen. 


8.5. 

Im Eijenbahndienfte beihäftigte Perfonen, welche die ihnen nad den auf 
Grund dieſes Geſetzes erlafienen Beftimmungen vermöge ihrer dienftlihen Stel- 
lung oder eines ihnen ertheilten Auftrages obliegende Pflicht der Anordnung, 
Ausführung oder Ueberwachung einer Desinfeltion vernadjläffigen, werden mit 
Geldſtrafe bis zu eintaufend Mark, und wenn in Folge diefer Vernadhläffigung 
Vieh von einer Seuche ergriffen worden, mit Geldſtrafe bis zu Dreitaufend 
Mark oder Gefängniß bis zu einem Jahre beftraft, jofern nicht durch die Vor⸗ 
ſchriften des Strafgefegbuchs eine der Art und dem Maße nach ſchwerere Strafe 
angedroht if. : 

8.6. 

Der $. 6 bes Gejehes vom 7. April 1869, Mafregeln gegen die Rinderpeft 

betreffend (Bundesgeſetzbl. S. 105), ift aufgehoben. 1. 





Auffüße 


— 


Die Privatrechtsſphüren im modernen Kulturſtaate, insbeſondere 
im Deutſchen Reiche. 


Bom Herrn Profeſſor Dr. Karl Gareis. 


I. 
Rechtsſtaat und Rulturftaat. 


| Zweierlei Klagen ift die wirthihaftliche und damit auch ein Theil der privat» 
rechtlichen Befeggebung unferes modernen Staatswejens ausgefegt: man hört von 
der einen Seite die Klage, es dringe zu viel „Kommunismus“ in unjeren Staat 
ein und die Privatrechtsſphäre des Einzelnen werde nicht hinreichend refpeftirt; 
auf ber anderen Seite wird gepredigt, im Rechtsſtaate herrſche Nichts als das 
einfeitige Prinzip des Egoismus des Kapitals, das Sonderinterefje ber Befigenden 
für fid) allein, fein Gemeinfinn, fein Gemeinintereffe. Mit peinliher Aengſtlich⸗ 
keit wird von Manchen jede über die rein formelle Abgrenzung der Einzelrechts⸗ 
fphären hinausgehende Befegesnormals kommuniſtiſch ober ſozialiſtiſch verſchrieen, 1) 
als zum „ſozialiſtiſchen Volksſtaat“ Hinfteuernd gebrandmarkt, während das Miß⸗ 
trauen einer entgegengefegten Partei in faft jedem neuen Redjtsinftitute eine 
äinfeitige Förderung der Intereſſen der bejigenben Claſſe oder gar nur Einzelner 
aus legterer erbliden zu müfen glaubt. Welche der beiden einander biametral 
gegenüber flehenden Parteien mag Recht haben? Die vorliegende Erörterung 
fol ergeben, daß in diefer die Extreme outrivenden Faſſung keine jener Parteien 
Necht Hat, daß aber allerdings zwei ganz verfchiebene Strömungen heutzutage in 
der Befegebungspolitit wahrnehmbar find: Ziel der einen derjelben ift das Ges 
weinmohl der Stantsangehörigen und es wird dies mit einer Energie und einer 
Fülle von Mitteln angeftrebt, welche den votausgegangenen Zeiten unbelannt 
Waren, obgleich auch ihnen das Streben nach jenem Ziele nicht mangeln konnte; 
„Wkreiche Beichräntungen der im Eigenthum abftrakt enthaltenen Befugniffe 
ite biefe Strömung von je, gerade aber nun mit Nothwendigkeit erzeugen, 
Wh nicht blos Beſchränkungen, der Untergang von ganzem, concretem Eigenthum 


— — 
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darf diefer Tendenz als kein zu großes Opfer erſcheinen. Ziel der anderen 
Strömung ift die möglichſt fharfe Begrenzung und Garantie des Sonderintereſſe 
im Sonderrechte des Einzelnen, die möglichft weit geführte Anerkennung der Ins 
bividualität als Mittelpunkt der einzelnen Privatrehtsfphäre. Und dieſe beiden 
Strömungen find ſich keineswegs ftets feindlih, unfer heutiger Staat kennt und 
anerkennt beide, ja er bedarf, um feinen Zweck zu erreichen, beider. 

Das Streben nach möglichit weitgehender Anerkennung der Individualität 
iſt nicht in Verbindung zu fegen mit jener egoiſtiſchen Blafirtheit, welche an die 
Stelle eines jeden Ideales die indifferente Efepfis fegt, jedem allgemein menſch⸗ 
lichen, kosmopolitiſchen oder vaterländifhen Streben ein altes „laissez faire, 
laissez aller“ gegenüberftelt und in einem geift: und herzertödtenden Nihilismus 
gipfelt. Es mag das bekannte Dichterwort auf allen anderen Gebieten menſch⸗ 
licher Thätigkeit gelten: „Möge Jeder flillvergnügt feiner Freuden warten, — 
Wenn die Rofe felbit fih ſchmückt, ſchmückt fie auch den Garten” — auf dem 
Gebiete des Staatslebens gilt dies nicht: denn dieſes erheiſcht häufig genug Hin⸗ 
gebung und Aufopferung feiner ſelbſtiſchen Intereffen, bis zum Tode fogar. Und 
in bewegten Momenten zeigt fi, daß dieſe Opferfähigkeit in der That noch bes 
ſteht und bethätigt wird und daß die Skeptiker und Indifferenten denn doch 
in der Minderheit find. Nicht eine das Gegentheil von Gemeinfinn bildende 
Tendenz fol unter jenem Streben nad) möglihft ſcharfer Begrenzung und Ges 
währleiftung des Sonderinterefje im Sonderrechte der Individuen, nad möglichſt 
mweitgeführter Anerkennung der Individualität verftanden werden, fondern es ijt 
damit auf die merkwüriige Thatſache hingewieſen, daß heutzutage, während 
einerfeits der Staat und feine Gejeggebung entſchieden fozialiftifher als in ver- 
floffenen Sahrhunderten oder auch nur Jahrzehnten ift, andererfeits eine Menge 
von Verhältniffen des Individuums zu Rechtsverhältniffen erhoven werden, in 
denen jcheinbar nur das Sonderinterefje der Einzelnen, der Individualismus 
begünftigt wird. Noch hat fi) die Syſtematik des Privatrecht? nicht ſchlüſſig 
darüber gemacht, welde Stellung fie diefen größtentheils neucreirten Rechtsver⸗ 
bältniffen einzuräumen hat: es bürfte wohl am Richtigften fein, für diejelben, 
im Anſchluſſe an die Qualifitation, welche das Autorrecht duch Kant erfahren 
bat, eine befondere Kategorie der Privatrechtsverhältnifje anzuerkennen, in welche 
jene als Individualrehte zu ftelen wären: fo das Recht auf den bürgerlichen 
Namen fammt dem Firmenreht (vergl. v. Gerber, Syſtem des deutſchen 
Privatrechts 8. 34, Note 1, und Deutſches Sandelsgejegbuh Art. 15—27), das 
Urheberreht an Schriftwerken, Abbildungen, muſikaliſchen Kompofitionen und’ 
dramatiihen Werken (ſ. Reichsgeſetz def. Berr. vom 11. Juni 1870 und 
Bluntſchli, Deutſches Privatreht, 3. Auflage, beforgt von Felir Dahn, 
8. 46), das Urheberrecht an Werken der bildenten Fünfte (j. Reichsgeſetz deſſ. 
Betr. vom 9. Januar 1876), das Recht auf Schuß der Photographien gegen 
Nachbildung (ſ. Reichsgeſez vom 10. Januar 1876), das Recht auf Schuß der 
Waarenzeihen (f. Reichsgeſetz vom 30. November 1874) und das Urheberrecht 
an Muftern und Piodellen (ſ. Reihsgefeg vom 11. Sanuar 1876). Unverkenn= 
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bar liegt in dieſen neuen Normen eine Erweiterung der individuellen Rechts⸗ 
ſphäre, das Gegentheil einer Aufhebung der Sonderrechte, die Kreirung neuer 
Rechtaſchranken zum Schutze von Verhältniſſen, welche früher, rechtlich unbeſchützt, 
der Willkür Aller preisgegeben waren. 

Iſt es aber bei der Aufrichtung ſolcher neuer Rechtsſchranken in der That 
die Endabſicht der Geſetzgebung, den Individuen als ſolchen die Möglichkeit einer 
Erweiterung ihrer Rechtsſphäre zu gewähren? Hat die fi in ben erwähnten 
gefeßgeberiichen Neuerungen kundgebende Strömung in ber That ihr eigenes, 
ſelbſtſtändiges Biel? 

Diefe Fragen wären zu bejahen, wenn der Zweck des Staates und feiner 
Normen nur darauf gerichtet fein könnte, bie gerade jeßt lebenden einzelnen In- 
dividuen als ſolche möglichſt zu bereichern und in ihren Nechtsiphären zu ſchützen 
ohne Rüdfiht auf die Ziele der ganzen Menſchheit, ohne Rückſicht auf die kom⸗ 
menden Geſchlechter und ohne Rüdjicht auf internationale Berührungen. In 
dem Augenblide, in weldem die Befeßgebungfpolitit eines Staates anerkennt, 
ausbrüdlich ober ſtillſchweigend, daß die Menjchheit als Ganzes eine „Beflims 
mung“, ber einzelne Menſch nicht blos als atomiflifches Individuum, ſondern 
ala Mitglied der Gattung Menſch, er mag wollen oder nicht, im Leben auftritt 
und deshalb an jener Beitimmung der Menjchheit aktiv und paffiv partizipire, 
in demjelben Augenblide ift die Garantie der Individualität und ihrer Rechte: 
fphäre nicht mehr die alleinige und nicht mehr die oberftz Aufgabe des Staates, 
Die Meinungsverfchiedenheit über die „Beſtimmung“ der Menfchheit Liegt meit 
mehr in der Formulirung des Begriffs derfelben, als in der Sache ſelbſt. Man 
darf jagen: alle Arten philoſophiſcher und religiöfer Syiteme ftimmen darin 
überein, dak Vervolllommnung die Beſtimmung der Menfchen fei, wenngleich fie 
über das Warum, Woher und Wie diefer Aufgabe mächtig divergiren oder 
gänzlidy jchweigen. Es ift eine hiſtoriſche Thatfache, deren glüdliche Entftehungs- 
gründe hier nicht unterfucht werden follen, daß der moderne Staat prinzipiell 
Jedem feiner Angehörigen überläßt, worin und wie er fich vervolllommnen wolle, 
ob lediglich feiner animaliſchen Eriftenz nad durch ein ftillvergnügtes Wachsthum 
und Sichmehren, oder durch ethiſch und religiös angeregte Asleſe, ober durch 
Errungensdaften des Wiflens, oder durch Anhäufung weltgewinnenden Mam⸗ 
mons u. ſ. w. Die Vervolltommnungsbeftiimmung ber Menſchheit ftellt demnach 
direkt feine Anforderung an die Staatspolitit, oder richtiger: der Staatszweck 
hängt mit ber menſchlichen Exiftenzaufgabe nit in der Weile zufammen, daB 
biejelbe durch den Staat beftimmt werde und ihre Erfüllung durch Staatsmadt 
erzwungen werden könne oder müſſe. Wenn aber nicht doc ein Zuſammenhang 
wmiihen dem Seinszwed der Gattung Menſch und dem Staat wäre, fo gäbe es 
keinen Staat, jo gäbe es keinen Staat nothwendig. Der nad unferen Vernunftss 
begriffen nothwendig und zur Zeit als beftehend in ber Geſchichte anerfannte 
Iufammenbang liegt in der Shubbedürftigteit und in der Förderungsbedürftig. 
kät der einzelnen ihre Beſtimmung anſtrebenden Menfchen. 

Sn dem Shugbedürfnig: die Menſchen mögen ihre Vervolllommnung in den 
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nämlihen oder in verſchiedenen Dingen fuchen, der Trieb, ihre Bebürfniffe zu 
beiriebigen, ift jo mädtig und — erfahrungsgemäß: häufig wenigftens — fo 
rückſichtslos, daß die Gefahr ftörender, verlegender Eollifionen fortwährend befteht, 
Colliſionen, welche Einzelnen, Vielen, der Mehrzahl oder wohl Allen der von 
diefer Gefahr Bedrohten die Erreihung, ja ſchon das Anftreben ihrer — indi- 
viduell gewählten — Vervolllommnung unmöglid madt. Hier tritt nun ber 
Staat ein: er fett die Grenzen feit, innerhalb welder die Vervolllommnung ans 
geftrebt werben darf, die Triebe zur Bebürfnißbefriedigung ihre Wirkſamkeit 
äußern und ihre Mittel wählen dürfen. Infoferne ift er „Redtsftaat” 
(Kant’s Theorie vom Staatszwede); er fchafft dadurch die Freiheit, welche 
fih von der „zuvor“ ausſchließlich beftehenden Willfür dadurch unterſcheidet, daß 
fie rechtlich gefhügt ift durch eben bie Normen, welche fie auch beſchränken. Die 
vorhin gekennzeichnete neutrale, ja indifferente Stellung bes Staates gegenüber 
den verſchiedenen Auffafjungen der Vervollkommnung hat aber nothwendig bie 
Folge, da das Prinzip der Willfürbegrenzung die Erzeugung gleicher Freiheiten, 
die Servorbringung von „bynamifch gleichen” 2) Rechtsſphären ift. 

In dem Förderungsbedürfnig: Schon die Anerfennung des Schutzbedürf⸗ 
nifjes und deſſen Befriedigung erheifcht oder fegt voraus ein Zufammengehen 
der Menjchen, ein Gemeinweſen, und ein foldes hat nothwendig gemeinjame 
Intereſſen, in denen es ſich eben zeigt. Ja die Gefchichte Iehrt, daß diefes Ge⸗ 
meinweſen bereits längft da war, fie verbietet ſogar, ein zeitliches Aufeinander 
biefer Eriftenz und jener zwei Bedürfniffe zu unterfcheiden. Befteht noch kein 
„Staat“ in unſerem modernen Sinne, fo ift die Familie, die gens, die Mark: 
genoſſenſchaft u. dergl. der Staat. Das Gemeinweſen, mweldes der Staat ift, 
anerkennt gewiſſe Interefjen als feine Intereffen und verfolgt fie fouverän, wie 
es nothwendig iſt, mit feinen Mitteln. Wir werden durch die Geſchichte eines 
jeden Volkes belehrt, daß höchft verfchiedenartige Interefien im Laufe der Zeiten 
von den verſchiedenen Staaten vertreten wurden, die Fich te'ſche Wohlfahrts⸗ 
theorie warb ſicherlich Sahrtaufende vor Fichte ſchon in der Praris geübt, wie 
bie Hegel'ſche „Herrſchaſt des Sittengeſetzes“ auch Tängft vor Segel bereits 
Staatszwed war. Die Blüdlihmahungstheorien dürfen wir aber nun wohl als 
überwunden betrachten: keines der Wohlfahrtsideale, welche der Polizeiftaat, ſei 
es in Deutſchland im vorigen Jahrhundert, fei es im alten Hellas, ſei es in 
Aegypten zur Pharaonenzeit, oder fonft pofitiv aufftellte und mit der Mafchinerie 
feiner Mittel anftrebte, keines davon ift berart, daß wir e& heutzutage als unfer 
praktifhes Ideal, als wünſchenswerth für Alle bezeichnen könnten, denn jede 
Rulturftufe hat andere Gebildete und andere Ideale. Darum fei keiner Zeit ob 


2) Mit biefem Ausbrud fol angebeutet werden, baß bie Aufgabe des Rechtsſtaates nicht 
die if, Jedem gleiche Rechte oder gar gleich große, durch wirkliche gleiche Befugniffe ausge⸗ 
füllte Rechtsſphären zu ſchaffen ober au garantiren, fondern bie prinzipiell gleiche Redtsfähig- 
keit zu erzeugen und zu gewährleiften, vorbehaltlich der aus bem Förderungsbedürfniß ſich 
ergebenden Schranken. 


Privatrechtsſphũren. 141 


ihrer Auffaſſung der „salus publica* ein Vorwurf gemacht, ja es ſei der Schluß 
gezogen, daß es jchlehterbings fein Ideal des Stantslebens giebt, welches abfolut 
und in der vorſchwebenden Geftalt ewig fe. Mag man von bem modernen 
Staate nun fagen: er verzichte darauf, überhaupt ein Ideal bes öffentlichen 
Wohles ale Staatszwed hinzuftellen und anzuftreben, oder: fein Seal fei die 
Herſtellung größtmöglicher, aber durch Ordnung beftgarantirter Freiheit (in ber 
Politik, in dem Gewiſſen, in Belenntniffen und im Eultus, in der Wirthſchaft, 
Güterprobuttion und Güterfonfumtion), Wendungen, welde, obwohl bie erftere 
die Negation ber letteren zu fein jcheint, von einem gewiſſen Standpunkte aus 
betrachtet genau daſſelbe ausdrüden, immerhin ift die Politit des mobernen 
Staates eine eminent moraliſche: ) fie anerkennt das oberfte Prinzip der 
Moral, die ethifche Freiheit des Menfchen, fich feine Beflimmung zu wählen, 
feine Bebürfnifje nach eigenem Ermefjen zu reguliren, ober- und unterzuorbnen 
und zu befriedigen, d. h. fie erhebt die ethifche Freiheit, welche fich juriſtiſch 
zunächſt als ungarantirte Willkür darftellt, zur juriftifchen Freiheit, deren Weſen 
bie gewährleiftete Willkür ift, mitteld des vom Staate gefegten Rechtes im objek⸗ 
tiven Sinne zu politifhen und bürgerlichen Rechten im fubjeltiven Sinne; der 
Staat ſetzt bie ſchützenden Schranken fefl, wie der Schuß fie erheiicht, er läßt 
den Zwang nur da eintreten, wo er im Intereſſe des Schuges ſich nöthig zeigt; 
wie die Jurisprubenz eine Erfahrungswiſſenſchaft mit variablen Objekten ift, fo 
ift die Gefeßgebungspolitit eine auf Erfahrung gegründete Kunft, deren Material 
veränderlich ift; infoweit ſich fein Bebürfniß nach ftaatlicher Beſchränkung der 
Willkür zeigt, fei es, weil der von ber Willfür erſtrebte Gegenftand gar nicht 
oder gewiflermaßen unerfchöpflih vorhanden ift, fei es weil andere, des äußeren 
Zwanges entbehrende Schranken, insbefondere die Sitte und bie Sittlichkeit, die 
Billtür bereits hinreichend, um die gleiche Willkür Aller zu ſchützen, einſchränken, 
oder aus fonft welhem Grunde, inſoweit bleibt die Willfür , unbegrenzt; das 
„Grenzregulirungsbedürfniß“ ift folglich aus inneren und äußeren Gründen ein 
nad) Art, Zeit, Volksart u. ſ. w. verſchiedenes. Dies Alles gilt vom reinen 
Rechtsſtaate (Kants) und von der Befriedigung des Schugbebürfnifies der 
Menſchen; allein daſſelbe muß auch Anwendung finden da, wo es fih um das 
Zörderungsbebfirfniß der Menſchen handelt, in deſſen Befriedigung der Rechtes 
ſtaat ale Kultur⸗Rechts ſt aat erſcheint. 

Der eben genannte Begriff „Kultur⸗Rechtsſtaat“ bedarf noch einigermaßen 
ber Feftftellung, insbejondere ift die Frage zu unterſuchen, ob Das Anftreben einer 
beſtimmten Kultur, worauf jener Name hinbeutet, nicht dem Weſen des Rechts⸗ 
Rates jo jehr widerſpricht, daß jene Bezeichnung eine „contradictio in se“ dar- 
Rellt und die damit bezeichnete Sache unmöglich iſt. 

Die Bethätigung der menfhlihen Freiheit, welche darauf gerichtet ift, die 
Bedürfniffe zu befriedigen und dadurch die (verfchieden gefaßte) Vervolllomm: 





3) Bgl. Kant, herausgeg. von Hartenftein. Kritik der prakt. Bernunft. I. 1, 3. 
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nung zu erreichen, ftelen ſich eine Anzahl verjchiebenartiger Hindernifie entgegen; 
werben bieje nicht, in abstracto wenigitens, bejeitigt oder unſchädlich gemacht, jo 
kann die natürliche Willkür niemals und in feiner Geftalt zum Rechte, zu einer 
juriftifchen Freiheit, erhoben werben. 

Das erfte Hinderniß, welches fih dem Egoismus des Individuums entgegens 
ftelt (denn. alle Triebe und Beſtrebungen der Menfchen, ihre Bebürfnifje zu bes 
friebigen und ihre beliebige Vervollommnung zu erreichen, und wären fie auch 
noch jo ideale, find mit dem Geſammtnamen Egoismus zu benennen) *), ift der 
Egoismus der anderen Individuen; wenn ber Staat diejes Sinderniß durch 
Schaffung einer Rechtsordnung, die Jedem im gleichen Intereffe Aller Beichräns 
tungen auferlegt und die Schranken zwiihen den Egoismus Aller zieht, durch 
die Herftellung eines bürgerlihen Rechtsſyſlems, einer Gerichtsorganifation und 
Prozeßordnung, eines Strafrehtsigftems, einer Polizeiordnung und Polizeiein⸗ 
richtung und einer hinreihenden Exekutivkraft befeitigt, und wenn alle diefe Ein- 
richtungen keinen anderen Zwed haben, als die möglichft gleihmäßige Begrenzung 
der Freiheit jedes Einzelnen berzuftellen und dieſe potentiell möglichft gleiche 
Freiheit Adler zu hüten, fo ift ein derartiger Staat der reine Rechteftaat und 
feine Politik auf Grenzregulirung und Abwendung ber Grenzitörungen beſchränkt. 
Zieht man die jhon von ber Schule gewöhnlich unterſchiedenen Hoheitsrechte in 
Betracht, jo würde ein folder Staat zunähft nur die Auftizhoheit (im weiteren 
Sinne) ausüben, der Koften dieſer Ausübung wegen aber audy die Finanzhobeit 
und, um weiter gehende, gewaltigere Rechtsſtörungen abzuwenden, die Militär 
hoheit. Die Ausübung dieſer Hoheitsrechte würde bereits ein ausgedehntes 
Gebiet ftaatliher Thätigkeit in Anſpruch nehmen, und doch begnügt ſich, wie be- 
reits bemerkt, fein Staat mit denfelben; die erwähnten Hoheitsrechte leiften noch 
weitere Dienfte. 

Die Militärhoheit jhütt das ganze Gemeinmwefen gegen äußere Feinde, ges 
mwaltfame Angriffe von Außen, überhaupt jede Art von fremder, nicht zu duls 
denber Einwirkung auf die eigene Geftaltung und Freiheit, und hejeitigt Demnach 
eine andere Gattung von Hemmniſſen der Freiheit der Individuen. 

Im Innern des Staates feßt die Natur Hinderniſſe anderer Art: die Ab⸗ 
hängigkeit des Menfchen von ber Außenwelt und der Umſtand, daß die menjch- 


4) „Selbftliebe ift kein löblicher Beweggrund, aber Freiheit von Selbſtliebe ift in diefer 
Welt nicht zu finden; auf Selbſtliebe gründet fih das Studium der Schrift und die Aus» 
Übung der darin empfohlenen Handlungen. , 

Heftiges Verlangen zu Handeln entfpringt aus der Erwartung eines Vortheils; im diefer 
Erwartung werden Opfer vollzogen: die Vorſchriſten religiöfer Strenge und Enthaltung von 
Sünde entftehen, wie bekannt, aus der Hoffnung einer Vergeltung. 

Man ficht hienieden feine menſchliche Handlung ohne Selbſtliebe ausüben; der Menſch 
mag thun, was er will, er wird darin durch den Wunfc nad Belohnung angetrieben.” 

Diefe pſychologiſch Hochintereffanten Sätze legt die altindifche Gefeßgebungspofitif (Brahma) 
dem Private und Strafrechtsſyſtem zu Grunde. Sie finden fih im den Gefegen des Manu, 
U. 2-4. 
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" lihen Geifteskräfte der Eriflenz, der Einwirkung Anderer zu ihrer vollen Ents 

widelung bedürfen und diefen zugänglich find, erzeugen Hemmniſſe der Freiheit, 
die der Vervollkommnung des Menſchengeſchlechtes im Wege ftehen und durch die 
Kraft der Einzelnen nicht überwunden werden können. Der Menſch bedarf ge- 
wiffer Mineralien, Pflanzen und Thiere, um zu leben; dieſelben find nur in 
natürlich begrenztem Maße zugänglich, ihre Gewinnung an eine Menge natürs 
licher Borausfegungen gebunden, deren Erfüllung häufig die Kraft der Einzelnen 
überragt ; ebenfo jegen Raum und Zeit ber menſchlichen Zethätigung eine Anzahl 
Schranken, deren Befeitigung im Sntereffe der freien Entwidelung Aller gelegen, 
der Kraft des Einzelnen aber zu ſchwierig ift. 

Die Erziehungabebürftigkeit des Menſchen fteht außer Zweifel. Hinderniſſe 
ber Vervolllommnung, der freien Entwidelung Aller entftchen in diefer Hinſicht 
nicht fofaft daraus, daß der Menſch, fich felbft überlaffen, vieleiht nicht erzogen 
würde, — er würde aud ohne jegliche Bildungzanftalt einen gewiſſen Bildungs- 
grad erreihen — als vielmehr daraus, daß er nicht friedlich, nicht friedlich zum 
frieblihen Gebrauche der Freiheit und der Willfür, mithin nit im Anfchluffe 
an die Kultur feiner Mitmenſchen, welche fih der Rultuverrungenfchaften vorauss 
gegangener Geſchlechter erfreuen, erzogen würde ine große Menge von gei- 
fligen Hinderniffen der Freiheit entipringt aus diefer Thatſache; der gänzlich Un- 
gebildete unterliegt in ber friedlichen Konkurrenz, hat aber Ausſicht und Streben, 
im rohen Kampfe über die Andern zu fiegen; er flört darum die Vervollkomm⸗ 
nungslage Aller; er felbit vervolltommnet ſich nicht geiftig, der Druck geiftiger 
Kindheit, Unerfahrenheit und Rohheit laftet auf dem Iingebildeten und läßt fi) 
aus ganz eigener Kraft nicht bejeitigen. Es ift aber nicht blos die Nichtbilbung 
an der freien Entwidelung Aller ein Hinderniß, aud die Verbildung: jene Ers 
ziehung des Menjchen, bei welcher der Wille nicht thunlichft gewöhnt wird, der 
Meberzeugung frei zu folgen, und die Weberzeugung nicht unter der Herrſchaft 
ber Vernunft erzeugt wird und das Herz kalt bleibt für die Vervolllommnung 
des Menſchengeſchlechts, für die Entwidelung in der Freiheit und durch bie 
Freiheit. 

Welche Fülle von n „Stoatsaufgaben" ergiebt fih aus biejen thatjächlichen 
Sinderniflen der freien Entwidelung! Aber auch in diefen Beziehungen — 
nämlih in der Wirthſchafts- und in der Schul. und Kirdenpolitit — ift bie 
Ermöglichung ber freien Bethätigung der Staatsangehörigen Ziel und Schranke 
des Eingreifens Seitens des Gemeinweſens, des Staates. Am leichteften begreift 
ſich dies in der Kirchenpolitif: feit der Staat Feine exkluſive geltende Staatslirye 
mehr anerkennt, ift feine firhenpolitifche Thätigfeit lediglih auf Erhaltung des 
Rechtsfriedens, auf Konfervirung der religiöfen Freiheit und der politifhen Frei- 
beit gegenüber wirklich oder jcheinbar kirchlichen Prätenſionen gerichtet; die 
Gtantsauifgabe in Bezug auf Unterrichtsangelegenheiten ift gleichfalls nur bie: 
die Freiheit Aller innerlich zu garantiren; ja fogar alle, wenn auch noch jo vere 
Wieden geftalteten wirthichaftlichen Unterneypmungen bes Staates oder vom Staate 
agehenden Beeinflufjungen ber Privatwirthſchaft haben im modernen Staate 
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nur das eine Endziel: den Individuen als Theilen des fortſchreitenden Menſchen⸗ 
geſchlechts einen möglichſt großen Bethätigungsraum zu ſchaffen, die Hinderniſſe 
ihrer Thatkraft thunlichſt zu beſeitigen, kurz bie Freiheit möglichſt weit zu ſchaffen 
und zu garantiren. 

Scheinbar Liegt die Sache freilich anders: wenn der Staat ſelbſt Schieß- 
pulver fabrizirt, ſelbſt die Eifenbahnen baut und betreibt, Gemälbegallerien an- 
legt, Arme unterftügt und Weltausftellungen fubventionirt, jo Tann man fragen: 
Wie hängt dies mit feiner alleinigen Aufgabe, die Freiheit zu ſchaffen und zu 
ſchutzen, zuſammen? If der Zweck des modernen Staates nicht doch ein anderer, 
ein über bloße Freiheitsgewähr hinausgehender, ein materielle, greifbarere, eigene 
Ziele anftrebender? Mit Nichten, denn fieht .man genauer zu, fo intendiren alle 
genannten Unternehmungen doch gewiß die Förderung der menſchlichen Thätig⸗ 
keit; das Schießpulver ift in den Händen der Militärgewalt des Staates zum 
Schuge gegen Freiheitsbebrohungen bes ganzen Gemeinweſens, bes freiheitlichen 
Nechtsbornes Aller beftimmt; die Eifenbahnen überwinden das Hinderniß des 
Raumes und der Zeit bis zu einem gewillen, hohen Grabe, Weltausftellungen 
überwinden eine Menge falfher wirthſchaftlicher, Kunftgallerien eine Menge uns 
äfthetifcher Vorftellungen, beide eröffnen weite Gebiete der menſchlichen Anſchauung, 
des menſchlichen Thätigfeits« und Vervolllommnungstriebes; und wenn ber Staat 
befit- und erwerbsloſen Perfonen Unterftügungen zumeift, jo geſchieht dies gleich“ 
falls in freiheitſchützender Abfiht; denn: „Etwas muß er fein eigen nennen, 
Dber der Menſch muß morden und brennen.” Daß aber ber Staat felbft die 
erwähnten und andere Unternehmungen ausführt oder fubventionirt u. ſ. w., 
wirb dadurch erflärt, daß bie thunlichft gute Befeitigung ber in Rebe ftehenben 
Freiheitshemmnifje und Freiheitsftörungen in den concreten Fällen vom Staate 
erwartet wird. Wo Hemmniſſe der Fortentwidelung vorliegen, welche allgemeiner 
Natur find und durch die Thätigfeit der Einzelnen gar nicht bejeitigt werben 
können, da muß der Staat eintreten mit feiner größeren Kraft; darüber wird 
nicht viel Streit herrſchen. Wo aber gemeinfame Hemmnifje der Fortentwidelung 
der Menſchheit derart find, daß fie durch die Kraft der Einzelnen (Selbfihülfe) ' 
zwar befeitigt werden können, aber nicht jo gut, nicht fo gründlich, nicht fo ge- 
fahrlos, wie wenn der Staat fie befeitigte, au da muß nah unferer 
Anſicht die Staatsthätigkeit aktiv eingreifen, unterftüßend, nah Um= 
fänden ſogar jelbft unternehmend auftreten, foferne nicht etwa durch biefe in 
den Vordergrund tretende Staatsthätigkeit die Freiheit auf einer anderen Seite 
erheblicher geſchädigt, als auf der einen geſchützt würde. 

Daß die unternehmende Staatsthätigteit nicht blos in ben Fällen ber 
Inſuffizienz ber Privatthätigkeit, fondern auch in den Fällen einer zwar 
ausreihenden, aber inferioren Selbfihilfe, vom Standpuntte des mobernen 
Staates aus berehtigt fein foll, mag man für eine „fozialiftifch” gefärbfe Staats« 
auffaffung anfehen, und unter Soztaliftiihem wittern Viele Communismus, 
Commune jogar! Allein jene Auffaffung ift berechtigt: fie geht aus dem aufge 
ſtellten Begriffe des Kulturftantes hervor und liegt der heutigen inneren Staats- 


Privatrehtefphären, 145 


poſitik zu Grunde; man Ibente z. B. nur an bie Banks und Müngpolitit des 
beutihen Reiches und an die in Ausfiht genommene Eifenbahnpolitit deſſelben, 
melde ein Vorbild in zahlreichen Einzelftanten hat. Man fieht hieraus, daß die 
Frage nady der Zuläffigkeit einer direkt produktiven Staatsthätigeit nie und 
nimmer abjolut zu Löfen, fondern nur unter Abwägung der konkreten Leiftungs- 
fähigfeit und Leiftung bes Staates einer« und ber Selbfthilfe anderfeits, ſowie 
unter Abwägung der eingeſchränkten und der erhöht garantirten Freiheiten nad 
Maßgabe der Kulturhöhe und des Vervolllommnungszwedes. Es ift aber aus 
biefen Erdrterungen auch erfihtlih, daß der Rant’fhe NRechtsftaat keines⸗ 
wegs jo hölzern, einfeitig und fortbildungsunfähig ift, als man anzunehmen fi) 
vielerfeits gewöhnt hat; er. if fortbildungsfähig: er wird und wurde zum 
Rulturftaat (ohne feine Qualität als Rechtsſtaat zu verlieren) dadurch, daß er 
ins Auge faßt: möglihft alle Hinderniffe der freien Rulturentwidelung Aller 
zu bejeitigen; er fördert das Gemeinwohl, indem er die Bahn frei macht für bie 
moͤglichſt weite Willensthätigfeit der Individuen; er ſchränkt bie Willensiphäre 
der Individuen ein, wenn und weil es ihm zur Ermöglichung der Vervollkomm⸗ 
nung Aller nöthig erſcheint. So find auch die oben Seite 138 erwähnten Sonders 
rechte entftanden und zu erflären. Ea ift wunderbar: häufig hat es den Anfchein, 
als ob Hinderniffe gefegt würden für die Freiheit, während eben hierin bie 
Geſetzgebung Hinberniffe befeitigt: der Patentſchutz begrenzt die Willkür, ſchafft 
ein rechtliches Hinderniß für die freie Bethätigung: aber durch dieſes rechtliche 
Hinderniß, durch die Rechtsſchranke werben zahlreiche thatſächliche Hinderniſſe 
des Erfinders befeitigt, und darauf kommt es dem Nulturftaate an; denn bie 
thatſãchlichen Hinderniſſe (Einbuße der Erfindungstoften wegen fofortiger Nach⸗ 
ahmung und bergleihen Nachtheile der Willtür auf diefem Gebiete) beeinträchs 
tigen die Willkür weit mehr und weit empfindlicher, als die letztere nun durch 
Statuirung des Sonderrechts des Erfinders (Patentſchutz) beeinträchtigt wird, 
Es giebt, wie ich glaube, faum ein Beifpiel, in welchem fi) die genetiſche Ein- 
beit des Rechts: und des Kulturs(Rechts-)Staates, ſowie die Entftehung größerer 
Freiheit aus der Willküreinſchränkung, deutlicher gezeigt werben könnte, obwohl 
felbfiverftändlih derartige Einſchränkungs⸗ und Ausdehnungsverhältniffe in 
geradezu unüberfehbarer Zahl das moderne Staats: und Privatrecht füllen. 


2. 


Begriff der Privatrehtsinfiitute und bes Eigenthums 
insbejondere. 


Die Erhebung von Willtür zum Rechte, die Statuirung einer „Freiheit“ 
j mittels Einſchränkung fremder Willfür durch die redterzeugenden Faktoren ges 
ſchieht im Laufe der Gefchichte regelmäßig nicht dadurch, daß in erjchöpfender 
Beife „definirt”” (abgegrenzt) wurbe, worin affirmativ das jo erzeugte Recht (im 
Inbjeltiven Sinne) beftehe; eine folhe pofitive und nach allen Seiten hin präie 
ſete Begriffsfefftellung war weder durch praktiſche Bebürfniffe gefordert, noch nad 
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dem Stande der Jurisprubdenz möglich; ſondern die Statuirung poſitiver ſub⸗ 
jektiver Siechte erfolgt hiſtoriſch zunächſt auf einem Umwege, nämlich in der Art, 
daß die negative oder negirende Seite in den Vordergrund geſtellt wird, das 
Recht al; geſchützt erſcheint in der Weiſe, daß gewiſſe Handlungen den Andern, 
den Nichtberechtigten verboten werben; das Recht des „Berechtigten“ ergiebt 
fih dann daraus, daß ihm gegenüber „Nichtberechtigte“ erifliven, deren Rechts. 
ſphären eingeſchränkt find, ähnlich wie der Aquarellmaler helle, weiße Figuren 
neben bun.len durch „Freilaſſen“ des hellen Grundes malt. Die Zurückweiſung 
gewiffer Handlungen Anderer ift die erfie Aeußerung des Rechts, häufig die eins 
ige. So tefinirt das „actionem dabo“ nicht affirmativ und erfhöpfend, was 
Rechtens jei, jondern gewährt Schuß gegen Verlegung In den älteren und 
älteften deutſchen Rechtsquellen finden wir äußerft wenige Definitionen, während 
die Verbote nicht jelten den ganzen Inhalt der Rechtsordnung bilden. Daneben 
taucht dann ber Verfuh auf, die fehlenden „Begriffe“ durch Anführung von 
Einzelheiten aus denjelben zu erjegen. Das Eigenthum (älter: die Aigenſchaft) 
iſt ein viel zu fehwieriger Nechtsbegriff, ald daß man ihn von der Surisprudenz 
des früheren Mittelalters ausgeſprochen erwarten durfte; barum zählen bie Urs 
tunden, in denen Eigenthum übertragen werden fol, eine Anzahl von Einzel- 
befugnifen des Eigenthümers auf; >) erft das Kleine Kaiferreht (wahriheinlich 
aus dem 14. Jahrhundert) begnügt ſich damit, zu jagen: 2, 90: „Weldem man 
got hat gegeben eygen gut, der fal wifjen, daz er mit ſym eygen mag tun, waz 
er wil.” Die Geſchichte des Autorrechts Liefert diefelbe Erſcheinung: zuerft ein- 
fach Verbot des Nahdruds (urfprünglih nur dur) lex specialis, Taiferliches 
Privileg u. j. w.), viel fpäter erft eine affirmative Entwidelung bes Inhalts des 
Urheberrechts. 65) Wiewohl wir heutzutage beftrebt find, die Rechtsſphären nicht 
blos von Außen, fondern aud, ihrem Inhalte nah, von Innen zu betradten, 
fehlt doc; immer noch die Anerkennung einer großen Yienge von Rechten. von 
deren Verlegung man wohl ſpricht, ohne ſich diejelben im unverletzten 
Buftande vorzuftellen: man ift darin einig, daß, wer einem Andern den Arm 
abſchlägt oder au nur „widerrechtlich“ feithält, oder wer einem Frauenzimmer 
den Haarzopf abjchneidet, eine Rechtsverlegung begehe; aber welder Art und 
welches Inhaltes ift das Recht, welches dadurch verlegt wird? Iſt es wirklich 
blos öffentliches Straf-Reht? Ganz gewiß nit. Es giebt al ſo Privatrechte, 


5) So bei Marculfi, Formulae I. 30: „Habeat, teneat atque possedeat, et suis posterig 
ad possedendum relinquat, vel quicquid exinde facere voluerit, ex nostra commutatione 
liberam habeat potestatem.“ Bgl. Stobbe, Deutfches Privatrecht $. 78, Anm. 4. Der 
Codex Laureshamensis (Urfundenbuc des Kloſters Lorſch, geftiftet 764) bedient fi in feinen 
Schentungsverträgen regelmäßig der Ausdrüde: „. . dono donatumque in perpetuum esse volo 
et promtissima voluntate confirmo, quiequid habere videor . . perpetualiter ad possidendum 
ita ut abhac die habeant jure habendi, donandi, commutandi vel quicquid exinde facere 
voluerint liberam ac firmissimam omnibus habeant potestatem stipulatione subnixa“ (fiehe 
Rachilt's Urkunde vom 10. Juli 775, fol. 174 des Cod. Lauresh. u. a.). 

% S. Blaͤntſchli, Dentfchee Privatrecht $. 46. 
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welhe man nur. dann wahrnimmt, wenn fie verlegt find, wie wir manche Nerven 
erit dann bemerken, wenn fie uns ſchmerzen. 

Sobald die Rechtskunde zur Rechtswiſſenſchaft geworden ift, beginnt in Ge⸗ 
feggebung und Theorie ein Streben nach affirmativen Begriffen; zugleich tritt 
aber auch die Gefahr ein, den Begriffen eine ihnen nicht zukommende Herrſchaft 
einzuräumen, eine Gefahr, welche namentlid durch das „Naturrecht” ungeheuer 
vergrößert wird. Man ift nämlich, wie dies einerjeits die Natur des Nechts, 
anderſeits Die Der Sprache erfordert, gezwungen, zu fogenannten Gejammtbegriffen, 
zu dem Begriff des „Ganzen“, als eines von der Summe feiner Theile ver- 
ſchiedenem, gewöhnlich als „Einheit der Theile“ bezeichneten Dinges 7) zu greifen. 
Damit wird ftets eine Unmwahrbeit (Ungenauigteit) gejagt, d. b. e8 ift entweder eine 
Mentalreſervation unerläßlic oder es muß ein Zirkelſchluß gemacht werden; fagt 
man 3. B.: das Eigenthum ift die rechtliche Herrſchaft über eine Sache in der Be- 
fammtheit ihrer Beziehungen, jo ift dies nur infofern richtig, als man fi dabei 
denkt: in denjenigen Beziehungen, in denen das Recht eine rechtlihe Herrſchaft 
geftattet, if der Eigenthümer eben nicht Eigenthümer, nicht herrfhaftberechtigt, 
oder indem man fehließt: das Eigenthum ift eben das, mas das objektive Recht 
bem Eigenthümer als ſolchem geftattet, das Eigenthum ift eben das — Eigenthum. 
Das Schlimmfte ift aber, daß die Lehre vom „Naturrecht” jene der Rechtsterminologie 
von der Noth aufgedrungenen Begriffe vom „Ganzen“, Begriffe, welche body ftets 
nur einer konkreten Zeitlage entiprehen und nicht ohne die Mobifilationen und 
Ausnahmen zu denken find, weiche mindeftens gleichzeitig mit jenen Begriffen ent= 
ſtauden, vielleicht ſchon vor diejen fihtbar wurden, aus dem hiſtoriſchen oder bia- 
lettiihen Zufammenhange herausreißt, als feitftehend, als etwas Stabiles be 
tradhtet, ja zu Spealem erhebt, Das „Eigenthun“ ift dann nicht mehr ein in 
konkreten Berhältnifien politiv io und fo geftaltetes, fo und jo modificirtes Eigen: 
ſhumsrecht, jondern „Eigenthum an fi“, die foffile Form irgend eines irgendwo 
geltenden oder gar nur vom Verfaffer Eonftruirten Eigenthumsrechts, das als dag 
ewige Eigenthum gerade in er Verfteinerung anerfannt wird. Der eigentlich - 
philojophiihe Standpunkt in der Beurtheilung des Rechts verwirft ſolche Ab- 
fraktionen als mwilltürlihe Phantasmata. Bon ihm aus giebt e& z. B. kein Eigen- 
tum am ji, jondern nur das poſitiv fo oder fo geftaltete Eigenthumsrecht der 
verſchiedenen Zeiten und Staaten; er urtheilt darüber nur unter Berüdjihtigung 
der gejammten Kulturlage der Betheiligten ab. Won ihm aus giebt es z B. 
keinen Patentſchutz an ſich, Sondern eben nur die Patentſchutzrechte, welche hiltorifch 
jo oder jo geworden find, und auch darüber kann nur als über relativ zu ver: 
Hlehende Dinge geuriheilt werden. Won ihm aus giebt e8 3. B. feine politijche 
Freiheit an fi, jondern nur jene politifhen Freiheitsrechte, welche durch Nechtss 
nommen aus der rechtloſen Willfür entfprungen, der Willkür durch die ſchützenden 
Nestsichranten entzogen jind; man kann die Freiheiten der verſchiedenen Nölker 
und Zeiten mit einander vergleihen und eine verfchiedene Grenzenziehung in der 

















. Windjheid, Paudeltenrecht z. Anm. 1. ° 
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Willkür als wünfchenswerth bezeichnen und politifch anftreben, aber man ſpreche 
nit von einem gleich ber platonifhen Idealwelt hoch über unferen Häuptern 
ſchwebenden, fertigen und unabänderlihen Dinge, das wir einfach in unfere 
Verhältnifie herabziehen dürfen oder müſſen. Es könnten der Beifpiele, in denen 
bie Terminologie zur verführerifchen Mutter von Ideale flatuirenben Theorien 
wird, noch ganze Reihen aufgezählt werben. 

Troß jener Gefahren bleibt uns nichts anderes übrig, als Gejammtbegriffe 
anzunehmen, um Redtsverhältnifje zu bezeichnen, wir könnten ja jonft von dens 
felben, wie überhaupt von vielen Dingen, gar nicht fpreden. ) Wir ftatuiren 
einen Begriff, von dem wir wiflen, daß er für die zu bezeihnende Sache nicht 
ganz paßt, behalten uns aber ſtillſchweigend vor, die Schranken dazu zu denken. 
Um wieder von dem Zentrum des ganzen Privatredhts und der ganzen Wirth: 
ſchaft ber Einzelnen wie der Geſellſchaft zu fpredhen, nämlich vom Eigentbum, jo 
haben wir zunächft anzuertennen, daß ein Begriff, wie ihn das Heine Kaiſerrecht 
wie gejagt aufftellt, wohl überall und zu allen Zeiten von ungefährer Gleichheit 
ben Betheiligten vorſchwebt. (Und die Rechtsvergleihung bekundet, daß eine Art 
Privateigenthum — nicht bloß öffentliches Eigenthum, worüber gar fein Streit 
herrſcht — allerwärts anerkannt wurde und wird.) Seine affirmative ober nega⸗ 
tive Herftellung ift die erfte bewußte oder unbewußte That bes rechtserzeugenden 


8) Es ift überhanpt merkwürdig, wie oberflächlich die ſprachlichen Ausdrüde gebraucht 
werden müfjen, wie wenig ſcharf die Grenzen der Begriffe feftftehen, und wie häufig die Sprache 
fih mit der Supponirung des fog. Normafen, welches nicht näher beſtimmt wird, begnügt. 
Wie ſchwierig eine Definition von „Menſch“, welhe auch die Borftellung eines ver« 
fümmelten, eines todten und eines geiſteskranken Menjchen umfaßt! Ale Welt unterfcheibet 
Thiere, Pflanzen und Mineralien, — nur die ſich berufsmäßig damit bejchäftigende Wiſſen⸗ 
ſchaft vermag keine ſcharfe Grenze zu ziehen (Zoophyten, Eryftalle u. ſ. w.). Und num erft 
gar auf geiftigem Gebiete! Wir Juriſten ſprechen 3. B. von Willensfreiheit und wiſſen recht 
gut, daß es eine vollftändige Freiheit des Willens nicht giebt, nicht bloß in den Fällen unfaß- 
barer Geiſteskrankheiten, Manien u. dgl., fondern auch wegen der ganz verſchiedengradig wirken 
ben Kraft der Motive. Im taufend Fällen nehmen wir an, ein Bertrag fei freiem Willen 
entiprungen, ben doch nur bie liebe Noth diktirte. Cine Anzahl Motive werben in der That als 
die Willensfreiheittaufhebend und im bürgerlichen und Strafrecht als Entſchuldigungsgrund oder 
als rechtzerſtörend u. |. mw. angefehen: man fagt dann, die Willensfreiheit fei in biefen Fällen 
ausgeichloffen. Ob fie es in diefen flets und nur im diefen Fällen war, muß dabingeftellt 
bleiben, Wie dem auch fei, wir befinden uns, wie mit unferer Sprache überhaupt, jo insbe- 
fondere auch mit der juriftiihen Terminologie in einer Zwangslage; das Zufammenleben ver- 
langt, daß wir un® verfländigen, daß wir eine Rechtsordnung und eine Rechtsſprache haben 
und uns flatt jener Bedenken Fiktionen oder Suppofttionen bilden; fo fupponiren wir eine 
„Willensfreiheit”, welde wir als „normal“ vorhanden und nur in gewifien (eflatanteften) 
pofitiprechtlich ausgefprocdhenen Fällen als nicht vorhanden annehmen. — Denfelben Weg müßte 
auch ein Staat einſchlagen, der den kraſſeſten Materialismus oder bie flarrfte Präbeftinations- 
theorie als „Staatsreligion“ verkündete. Wir find in jedem Falle gezwungen, uns der Sprad- 
grenzen wegen mit approrimativen Bezeichnungen und willtürlichen Annahmen zu begnügen, _ 
und nicht bloß auf bie Gefühlswelt it 3. 8. Scheffel’s Wort anzuwenden: „Die Sprade 
ift ein edel Ding, Doc, hat auch fie ihre Schranken; Ich glaub’, noch immer fehlt's am Wort 
Für die feinften und tiefftien Gedanken.“ 
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und ſchützenden Gemeinweſens, bes Staats. Die derartige Beziehung einer 
Berfon zu einem Dinge, daß die Perfon mit dem Dinge thun kann „was fie 
will, iſt der Mittelpunkt der gefammten Privatredhtsfphäre der Perſon, ihre 
tehtlihe Anordriung ift zunächſt Sache der fogenannten Juſtizhoheit des Staates 
die nähere Fixirung ſowohl als der Rechtoſchutz berfelben. 

Diefe Anordnung des Zentrums ber Privatrechtsfphäre kann und darf jedoch 
nit bloß unter der Anerkennung der „dynamisch gleichen Freiheit“ der anderen 
Berfonen geſchehen, — es ift vielmehr für fie auch die Rüdficht auf den fo ober 
fo gefaßten Staatszweck maßgebend. 

Daraus ergeben ſich „Eigenthumsbeſchränkungen“, welche ſich nicht bloß aus 
dem rein privatrechtlichen Standpunkt des gleichen „Rechts” Aller erklären laſſen, 
oder welhe nicht aus biefer Rüdficht allein entipringen. Alle Hoheitsrechte er- 
jeugen neben dem Schuße, den fie gewähren, auch ſolche Einſchränkungen und 
jwar unter Annahme eines jeden beliebigen Staatszwedes, folglich auch in unſerem 
modernen Kulturftaate. (Vgl. oben S. 189— 145.) 


II. 
Die Eigenthumsſchranken als Qualitäten des Eigenthums. 


Die „Eigenthumsbeihräntungen“ ſchränken nicht ben feftitehenden Begriff des 
Eigenthums ein, fondern fie find richtiger Willtürgeftaltungen, Befonderheiten 
beim Bau des Eigenthumsbegriffs jelbft; vermöcten wir einen das Recht des 
Eigentyümers wirklich) definivenden, weder zu engen nod zu weiten Begriff zu 
geben, fo braudten wir feine Eigentyumsbeihräntungen anzunehmen; das Eigens 
thum wird durch die Beſchränkungen in feinem Weſen qualificirt, zunächſt auf 
Koſten der Logik: denn es widerfpricht der Logik zu jagen: Jemand, der mit 
feiner Sache thun darf, was er will, darf Einzelnes nicht thun, und: Jemand, 
der ſich jeden fremden Eingriff verbieten kann, muß ſich einzelne fremde Eingriffe 
gefallen laſſen. Der Grund der Nothwendigkeit diefes logiſchen Fehlers ergiebt 
fi aus den obigen Erörterungen. 


Aus den erwähnten Sprachgefegen folgt, daß alle Rechte an dem gleichen 
öehler Teiden müffen. Ale Rechte anerkennen Eigenthumsbeſchränkungen; da 
aber biefelben nicht übereinftimmen, jo ift richtig zu fagen: es giebt hiſtoriſch ein 
verfhiedenes „Eigenthumsrecht“ in den verſchiedenen Zeiten und Staaten, 
d. h. das „Eigenthum” erhebt und fhüßt bald mehr bald weniger Willkur. 
Ein Eigenthümer, der ſich Feine Expropriationen, keinen Nothweg, teine baupolis 
wilde Vorſchrift gefallen zu laſſen braucht, hat ein anderes Eigenthum, als wer 
diefen „Beihränfungen“ unterworfen if. 

Das jogenannte Nahbarreht und die theils in Vorfchriften dev Gemeinde 
Martgenoffenichaft u. dgl.), theils in ber Form des Egoismus ber Gewalthaber °) 





9 Bol. Bridanf (aus dem 13. Jahrhundert) 76 vers. 6—12. 
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(Patriarch, Despot, Gutsherr u. |. w.) auftretenden Staatsintereſſen, io) find wohl 
die älteſten Quellen der ſogenannten „Eigenthumsbeſchränkungen“. 


Statt hier nicht intereſſirender Aufzählungen der „geſetzlichen Eigenthums⸗ 
beſchränkungen“ ſei auf bie einſchlägigen Beſtimmungen bes römiſchen u) und 
des deutſchen Rechts verwieſen, in erſterer Hinſicht z. B auf Windſcheid, 
Pand. 88. 169. u. 172a., in letzterer auf Stobbe, Deutſches Privatrecht, 
88. 93—90., 8. 92. 

Da jedes Recht im jubjektiven Sinne ſich von den übrigen Rechten im fub: 
jeftiven Sinne dur den verjchiedenen Inhalt des darin gelegenen und garan- 

- titten Wollendürfens unterfcheibet, der Inhalt bes Eigenthumsrechtes aber durch 

die im Laufe der Zeiten und der Staatsentwidelung durch die erwähnten „Eigen- 
thumsbeſchränkungen“ modifizirt wird — der Eigenthümer muß Vieles dulden 
und darf Vieles nicht thun, mas er ohne diefelben nicht zu dulden brauchte, bes 
ziehungsweiſe ohne fie thun könnte —, jo ift zu jagen, daß durch dieſe Beſchrän⸗ 
tungen das Eigenthum jelbft abgeändert wird. Wir haben pofitivrechtlid ein 
anderes Eigenthum, als unfere Ahnen vor drei Jahrhunderten hatten. Auch die 
neuen Reichsgeſetze haben an der zeitgemäßen Umgeftaltung des Eigenthumss 
begriffes mitgewirkt. 

Ein befonders modifizirtes fiskaliſches Eigenthum ift ftatuirt durch das Reichs- 
gejeg vom 25. Mai 1873, betreffend die Rechtsverhältniffe der zum dienftlichen 
Gebrauche einer Reihsverwaltung beftimmten Gegenftände. Das privatrechtlich 
SInterefjante dieſes Geſetzes ift nicht die beſchränkte Weräußerbarkeit der bezeichneten 
Obiekte diejes Eigenthums; denn das Vorhandenfein oder Nichtvorhandenfein ber 
Vorausfegung, die Veräußerbarkeit wird durch das Ermeflen des Eigenthümers 
feftgeftelt, die Normen des Geſetzes find in biefer Richtung nur abminiftrativer 
Natur. Das hier Intereffirende liegt in 8. 1. dieſes Geſetzes: in ber eigenartigen 
Erpropriation, dem geſetzlichen Eigenthumsverlufte auf Grund der Verwendung 
durch das Reich. 

Militärifhe Rüdfihten wirken reihägefeglih auf die Mobifitatipn des Eigen 
thumsrechts in mannigfaltiger Weife ein: 

Das Reichsgeſetz vom 25. Juni 1868, betreffend bie Duartierleiftung für 
die bewaffnete Macht während des Friedenszuftandes, verpflichtet die Wohnungs» 
befiger zur Gewährung von Wohnungen (insbef. 88. 4. und 11.); duch das 
Reichsgeſetz vom 13. Juni 1873 über die Kriegsleiitungen werden cine Reihe von 
Verpflihtungen zur Gebrauds- ja aud zu Eigenthumsüberlafjungen (Erpro- 


10) Die Staatsintereffen beſtimmen fich felbftverftändfid nad) dem vom Staate verfolgten 
Zwede; fie variiren daher mit dem legteren und daraus ſchon ergiebt ſich die notwendige Va- 
riabilität des Eigenthumsbegrifies. 

11) Darunter eine auf ein angeblich atheuiſches (Solonifches) Geſetz zurüdgeführte 
römiſchrechtliche Eigenthumsbeſchränkung (in J. 13 D. X, 1 fin. regend. aus Gaius lib. 4 ad 
Leges duodecim tabularum), welchem die Borfhriit des Sadhfenfpiegels IL. 51.8.4 
vollſtãndig entſpricht. 


| 
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priationen) 12) feftgeftellt, insbeſondere |. 89. 3—16.f., 23., 24., 25., 28. 
(hierzu die Ausführungsverordnung vom 1. April 1876, Reichsgefebblatt Nr. 10.); 
durch das Geſetz vom 13. Februar 1875, betreffend die Naturalleiitungen für die 
bewaffnete Macht im Frieden find die Eigenthümer von Zugthieren und Wagen 
zur Borfpannftellung (8. 3.), die Duartiergeber zur VBerabreihung von Natural- 
verpflegung (8. 4.), hie Eigenthümer von Schiffsfahrzeugen zur Stellung derjelben 
für die Kaiferlihe Marine ($. 10.), die Grundeigenthümer zur vorübergehenden 
Ueberlaffung der Brundftüde (mit gewiffen Ausnahmen) zu Truppenübungen 
(8. 11.), die Befiger von Brunnen und Tränken zur Geftattung der unentgelte 
lihen Benütung derjelben Seitens der Truppen ($. 12.. eine Art jus aquae 
haustas und itineris oder begiehungsweife actus), die Befiger von Schmieden 
zur entgeltlihen Einräumung der Mitbenugung der Schmieden an Truppen (8. 13) 
und die Eitenbahnverwaltungen zur entgeltlichen Beförderung der Armee und 
ihres Materiald (8. 15) verpflidtet. (Hierzu Ausjührungsverordnung vom 
2. September 1875. Reichsgefepblatt Nr. 25.) 

Höchſt merkwürdige Beſchränkungen des Grundeigenthums find in vers 
ſchiedenartigen Abftufungen enthalten in dem Reichögefeg vom 21. Dezember 1871, 
betreffend die Bejchräntungen des Grundeigentyums in ber Umgebung von 
Feſtungen. 

An ſonfligen Eigenthumsmodifikationen find hier zu nennen: die Vorſchriften 
des Reichsgeſetzes vom 7. April 1869, betreffend die Maßregeln gegen die Ninder 
peſt, und der Inftruftion hierzu am 26. März 1869, insbefondere die x3.8. 26. 
40. 42—45 bes Lepteren; die gejeglihen Maßregeln gegen die Reblauskrankheit 
laut befjelben Geje vom 6. März 1875, welche den Zugang in die Weingärten, 
fowie die Entwurzlung und Vernichtung an Weinreben auch gegen den Willen 
des Eigenthümers geftatten; die Normen des Neichsgefeges vom 25. Februar 
1876, betreffend die Befeitigung von Anftedungsftoffen bei Viehbeförderungen, 
verpflihten die Eifenbahnverwaltungen zur Vornahme beflimmten Handlungen 
an ihren Wagen. Die Gewerbeordnung vom 21. Iuni 1869 erhält eine be- 
trädtlihe Anzahl von Grundeigenthumsbeſchränkungen. (Bergl. 88. 16 und 26 
derfelben). 2 

Ganz befonders wichtig für die Karakterifirung bes Eigenthumsbegriffes ift 
bie Fefftellung der Unentziehbarkeit des Eigenthumsrechts: in den fogenannten 
Enteignungzfällen ift dieſe Eigenfchaft ausgeſchloſſen, und damit eine wichtige 
Modifikation des Eigenthumsinhaltes geſchaffen. 

Ein gemeines deutſches Enteignungsredht fehlt zur Zeit noch. Da bie er- 
wähnten Reichegefege bereits mehrfache Eigenthumsbelaftungen verjchiedener Art 


13) Die detaillirte gefegliche Regelung diefer Enteignungsjäle, deren Eintritt an die be 
ſſinnnten gefeglichen Borausfegungen gebunden ift, geftattet nicht, diefelben einfach unter das 
Etaatsenothrecht zu ſtellen. Es ift willfürlid, bloß von einer Enteignung von Immobilien zu 
regen, und die Fälle, in denen der Staat entſchädigungspflichtig if, vom Enteignungsrechte 
wörmuehmen, wie v. Rohland (Zur Theorie und Pragis des deutjchen Enteignungsrechtes. 
Weg 1875. ©. 5.) thut. 
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jowie auch Eigenthumsentziefungen ftatyiren, da ferner das Enteignungsredt in 
Deutſchland zur Zeit nur in höchft divergirenden verſchiedenwerthigen Partikulars 
gefegen niedergelegt ift, da endlich die Wifjenfchaft die Hauptſchwierigkeiten dieſes 
Rechts befeitigt hat und über bie wejentlichften Streitfragen defjelben Einigung 
erzielt ift (insbefondere feit dem Erſcheinen bes preußifhen Brundenteignungs- 
gejeges vom 11. Juni 1874,12) jo dürfte es an ber Zeit fein, die Abfafjung eines 
Neichsgefeges über das Enteignungsweien ins Auge zu fallen. Nicht das ganze 
Enteignungsreht ift dem bürgerlichen Rechte vorzubehalten und einzuverleiben: 
die Erpropriation ift ein Eingriff des öffentlichen Rechts in bas Privatrecht; der 
Staat als Gejeggeber erproprürt; ber Eigenthumsübergang erfolgt ex lege, 
unmittelbar durch das Geſetz. Das yofitive Recht ſchafft ben fo oder fo geeigens 
ſchaften Eigenthums- Begriff und ⸗Umfang; aud) die Mortalität des Eigenthumss 
rechts ift eine Qualität deſſelben und von hervorragender Wichtigkeit für die Bes 
grenzung ber Privatredteiphären. 


Die Ausführungen im erften Theile diefer Abhandlung haben zeigen wollen, 
daß es möglich ift, ben Staatszwed des modernen Kulturftaates ausreichend und 
in MUebereinftimmung mit den thatſächlichen und rechtlichen Verhältniffen, in 
denen wir uns befinden, zu Tonftruiren, ohne einen andern Zweck als die thun⸗ 
lichſte Herftelung und Gewährleiftung der freien Bethätigung Aller zur Ent 
widlung Aller, mittels Befeitigung möglichſt vieler ftörender Hinderniſſe zu Hilfe 
zu nehmen. Auch die Zwedmäßigkeit der Enteignung ergiebt fih hieraus. Daß 
durch diejelbe dem Kommunismus vorgearbeitet, und damit bie Klage über 
mangelhaften Schuß der Privatrehtsiphäre motivirt werden könnte, ent» 
behrt der Begründung. Es wird dadurch die Abgrenzung der Privatredhtsiphäre 
vielmehr nur in Mebereinflimmung gebracht mit dem Streben des Gemeinweſens 
möglichft viele Sindernifje des Entwidlungsftrebens der Individuen möglichſt zu 
befeitigen. Ein Privateigenthum bleibt — und muß bleiben und zwar als 
Grundpfeiler und Mittelpunkt der ganzen Privatsiphäre —, wird aber anders 
im Detail geftaltet, entſprechend anderen Zeitbebürfniffen. „Das Recht ift au 
nit unwandelbar” — es ſei mir geftattet mit einer Stelle aus einem Bortrage 


18) Die Literatur des Erpropriationsrechtes fiehe in don Holgendorff's Rechtsleriton 
IL Aufl. S. 548—553. unter „Expropriation“, Abhandlung von Ernft Meyer. Dazu nun 
noch: Preuß. Gefe Über die Enteignung von Grundeigentfum vom 11. Juni 1874; hierzu: 
Georg Meyer, Das Recht der Enteignung des Grundeigenthums in Preußen, in Behrend 
u Dahn's Zeitfehrift für die deutſche Gefegebung und fir einheitl. deutfches Recht Bd. VIIL. 
1875. ©. 547—608; Dalde, das Geſetz ꝛc. vom 11. Juni 1874. Aus den Materialien und 
der Rechtslehre erläutert. Berlin 1874; Bähr und Langerhans, das Gefeh ꝛc. vom 
11. Juni 1874. Mit Erläuterungen. Berlin 1875; Woldemar von Rohland, Zur Theorie 
und Praris des deutſchen Enteignungsrechtes. Leipzig 1875 (hierüber v. Pözl im der kritiſchen 
Bierteljahrsfhrift 1876 Bd. XVIM. Heft D; Stobbe, Handbuch des deutſchen Privatrechts 
Gd. II. 1. 1875) $. 92 (hierüber Gareis in der krit. Vierteljahrsſchrift Bd. XVIIL Seite 
437—488). 
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des verftorbenen hochherzigen Profefjor Walther Munzinger! zu fließen — 
„Das Recht iſt auch nicht unwandelbar; denn es iſt auch jede Periode wieder 
von eigentbümlihen Gedanken beherrſcht. If es aber nur Zufall, find es nur 
jene äußeren Faktoren, welde die Fortentwidlung des Rechtes eines Volkes und 
der Menfchheit beftimmen? Nein! Es geht dem großen Heerzuge ber Menſch⸗ 
beit eine Feuerjäule voraus, bie aud) in Sturm und Naht voranleudtet. Ihr 
Ziel if im Großen immer bafjelbe: es ift die Vervolllommnung bes 
Nenſchengeſchlechts, es ift die Herausbildung bdeffen, was im Wejen bes 
Menſchen das Gute und Große iſt. Ich ſage dabei ausdrücklich: auch das 
Eigentbumsredt {ft nicht ein Biel für ſich, ift nicht ſich ſelbſt Zweck; es iſt auch 
wie das Erbrecht, nur ſoweit ein geheiligtes Necht, ald es den höheren Zwecken 
des menfchlihen Dafeins entſpricht. Werin die Zeit kommt, wo das Eigenthums⸗ 
recht, wie es heute ausgebildet if, jenem Ziele nicht mehr entipricht, To wirb 
es fallen.“ 


14) Erbrechtliche Studien. Vortrag, gehalten im Rathhaufe zu Solothurn am 19. Febr. 


"1868 von Walther Munzinger, Doktor und Profeffor ber Iurisprudenz an ber Hochſchule 


Bern. Bafel 1874. ©. 2. 


Yarımaun, Zeitfgrift. TIL. Bo. 2. Heft. 11 


— — 


Entſcheidungen 
und Erlaſſe von Gerichten und anderen Behörden. 


32, 


Die Vorſchriften der 88. 1, 13, 16 des Geſetzes über die Benutzung der Privat- 
flüfe vom 28. Februar 1843 find auf eine vorübergehende Hemmung bed 
Zufluſſes nicht anzuwenden. 


Erk. des Ob.⸗Trib. in Berlin vom 15. Mai 1874.) 


Der Vorderrichter geht davon aus, daß Kläger fih im Befige des Rechts 
befinden, das ganze Waſſer des Alfterbaches zum Betriebe ihrer Mühlen zu bes 
nuten und daß daſſelbe auch zu diefem Zwede erforderli if. Er führte dann 
aus, daß der Bellagte als Dberuferbefiger nach ben 88. 1, 13, 16 bes Geſetzes 
vom 28. Februar 1843 und dem $. 246, I, 15 des Allgemeinen Landrechts 
zwar das Recht habe, das Waſſer des Baches auch zu jeinem Vortheile zu bes 
nutzen, nicht aber dasjenige, dem Kläger das zum Mühlenbetriebe im bisherigen 
Umfange nöthige Waffer zu entziehen. Daß eine folhe nachtheilige Wafjerent- 
ziehung dadurch, daß Bellagter den Bad) auf feinem Grund und Boden dur 
Fiſchteiche ab- und in das Wafferbett zurüdgeleitet hat, ftattgefunden, iſt vor 
dem Vorderrichter nicht feftgeftellt, wohl aber, daß biefe Anlage und die damit 
verbunderie Abdammung bes Bades im Anfange den Zufluß bes Waflers 
momentan — einige Tage lang — verringert habe, die Mühlen alſo in diefer 
Zeit das ganze Waſſer nicht erhalten haben, und in diefem letteren Umſtande 
wird eine Widerlegung der Behauptung bes Beklagten gejehen, baß eine Wafjer« 
entziehung durch die Anlage überhaupt nicht flattgefunden habe. Wenn nun 
lediglich auf diefe Vorausfegungen die Verpflichtung bes Bellagten begründet ift, 
die errichteten Anlagen als den Hägerifchen Rechtsbeſitz flörende zu kaſſiren, jo 
liegt darin allerdings die Verlegung der 88. 1, 13, 16 des Gejeges vom 18. Fe⸗ 
bruar 1848 und der 88. 146, 150, I. 7 des Allgemeinen Landredhts, 

Tenn Bellagter ift als Uferbefiger aud im Beſitze des Rechts, das Waller 
bes Baches innerhalb feines Grundftüdes in der im $. 13 des angeführten Ger 
ſetzes beftimmten Begrenzung zu benugen, insbejonbere des Rechts, das Waſſer 
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unter ber Bedingung der Zurüdleitung auf jein Grundftüd abzuleiten; wenn er 
zu diefem legteren Behufe auf feinem Grund und Boden Anlagen macht, jo übt 
er nur jenen Rechtsbefig aus. Dieſe Rechtsausübung Tann mit dem vorauss 
gefegten Nechtsbefige der Kläger als unteren Wafferbefiger an der ganzen Waſſer⸗ 
maſſe ganz wohl beftehen und enthält an ſich Leinen Eingriff in dieſen Befit. 
Ein folder Eingriff würde freilich vorhanden fein, wenn Verklagter mittelft ber 
Anlage den Klägern das nothwendige Betriebswafler entzogen hätte, denn jo 
weit geht das von ihm bejefjene Hecht nit — 8. 16 a. a. O., 8. 246, IL, 15 
bes Allgemeinen Landrechts — und der Beſitz ſolchen Rechtes hätte von ihm 
befonders erworben werden müflen; aber eine ſolche Entziehung hat nad ber 
Unterftelung des Richters nicht ftattgefunden, fondern nur eine vorübergehende 
Aufftauung, Hemmung und Verringerung bes Zufluffes; das Wafjer des Baches 
ift danach den Hägerifchen Mühlen zugefloffen und fließt denfelben zur Zeit von 
der Anlage ungehindert zu. Auf eine vorübergehende Hemmung des Zuflufies 
aber find bie bezogenen Vorjhriften nicht anzuwenden, und der Vorderrichter, 
ber feine Entſcheidung für fie begründet, hat fie irrig angewendet, weshalb das 
Urtheil zu vernichten war. 

In der Sache jelbft ift davon auszugehen, daß Kläger die Wegichaffung bes 
Dammes und die Verfchliebung der Gräben verlangen, weil ber Vellagte das 
Alſterwaſſer nicht zurüdgeleitet habe, ihren Mühlen dafjelbe vielmehr durch die 
Anlage ganz entzogen werde, oder doch wenigſtens der Mühlenbetrieb nicht fo 
gut, wie früher, flattfinde; fie betrachten aljo die“errichtete Anlage als die Ur- 
ſache einer dauernden Entziehung der von ihnen bislang benußten Waſſermaſſe, 
und damit einer Befisitörung. Diefer Klagegrund ift nad) den im erſten Urtheil 
feftgeftellten Bemeisergebnifjen gänzlich unerwiejen geblieben; die Gutachten vers 
neinen entweder einen durch die Anlage herbeigeführten Wafjerverluft oder kon⸗ 
fatiren dod nicht einen ſolchen in einer irgendwie beftimmten ober erheblichen 
Weile. Damit ift das poſſeſſoriſche Klagerecht der Kläger aufgehoben, bie Er⸗ 
richtung der Anlage jhmälert die bisherige Waffernugung berjelben nicht und ift 
daher auch fein Eingriff in den Befigftand, der ſich ja nur auf Benugung des 
Alfterwafjers zum Mühlenbeiriebe erftvedte; Bellagter ift daher auch nicht gehal- 
ten, die gemachte Anlage zu bejeitigen, jo lange er biefelbe in dem zeitigen Zus 
fiande beläßt und für die Kläger nachtheilige Einwirtungen nicht hervortreten. 
Die vor der Vollendung derjelben ftattgefundene temporäre Hemmung bes Waflers 
laufes haben Kläger jelbit nicht als Beſitzſtörung angejehen, fie kann aud mög« 
Gier Weife einen Anſpruch auf Entſchädigung begründen, aber nicht zur Forts 
Haftung der unſchädlichen Ableitungseinrichtungen nöthigen. 

Deshalb, und weil der nebenbei verfolgte Schadensanſpruch nad) $. 17, 1., 
31 der Allgemeinen Gerihtsordnung nicht im Befigftreite auszumachen ift, war 
die Klage zurückzuweiſen. 1. 


11° 
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33. 


Benfionirung der Militärbeamten. Feſtſtellung des Falles der Benfionirung nad) 
„Kriegs oder Friedeusverhältniß“ und Bewilligung der Benflondzulage. 


(Ext. des Kammerger. in Berlin vom 16. März 1876.) 


Durch das erfte Erkenntniß, auf deſſen vollftändige Sachdarſtellung Bezug 
genommen wird, ift Kläger mit feiner Klage vom 9. November 1874 reſp. mit 
feinem Antrage, den Verklagten zu verurtheilen: 

1. ihm die Penfionserhöhungen 
a) aus $. 12a des Militärpenfionsgefeges vom 27. Juni 1871 von 
250 Thalern jährlich, 
b) aus 8. 13 1. c. von 200 Thalern jährlich 
zu gewähren; 
2. diefe Penfionserhöhungen nebft 5 pEt. Zinfen feit dem I. Mai 1872 
ihm nachzuzahlen, 
abgewiefen und find ihm aud die Koften bes Prozefjes zur Laſt gelegt. 
Kläger hat gegen das Erkenntniß appellirt. 

Er hält die Beflimmungen der 88. 12, 13, 17, 56, 113, 115 des Reiches 
gefetes vom 27. Juni 1871, die 88. 5, 8, 9 der Allerhöhft unter dem 2. Mai 
1867 beftätigten Organifation des Gtappenwejens zur Zeit des Krieges und 
8. 7 des unter dem 19. Auguft 1868 Allerhöchſt beflätigten Reglements über die 
@eldverpflegung der Armee im Kriege für verlegt. 

Er hebt hervor, daß nad ber angeführten Organifation des Etappenweſens 
$. 5 alle ber Generaletappeninipektion zugetheilten Gruppen u. |. mw. gleichzeitig 
mit derſelben mobil werden, aber erſt mit dem Tage des Verlaffens der Garnifon 
auf den Feldetat treten. Obgleich Kläger daher allerdings nicht Die ganze Feld⸗ 
zulage empfangen habe — denn da er die Garniſon Berlin nicht verließ, ſei er 
überhaupt nicht auf ben Feldetat getreten —, fo ſei er nichtsbeftoweniger doch 
mobil geworben und folglich ſowohl Militärbeamter geweſen als durch den 
Krieg invalide gewoͤrden. 

Kläger hat beantragt: 

Seine Qualifitation als oberer Militärbeamter anzuerkennen und nad dem 
Klageantrage reip. der Beſchwerde zu erkennen. Verklagter führt aus, daß die 
vom Kläger angezogene Beflimmung der Drganifation bes Etappenwefens auf 
den Kläger feine Anwendung finde, da berfelbe gar nidt zu den — in den 
88. 3 und 5 der Organijation bejonders aufgeführten — der Generaletappens 
infpettion zugetheilten Beamten und Truppen gehört habe. 

Daß Kläger nicht oberer Militärbeamter -- aljo aud nicht mobil — ges 
weien, gehe auch daraus hervor, daß alle Verpflegungsbeamte, foweit fie 
Militärbeamte feien, eine ihren Funktionen und ihrer Feldcharge entſprechende 
befimmte Bezeihnung befäßen, wie Feld-‘Proviantmeifter, Feld: Magazin- 
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Rendant, Kontroleur, Affiftent. Kläger habe Leine biefer Chargen bekleidet, ſei 
vielmehr einfach Verpflegungsbeamter bei einer Eifenbahn-Gtappentommanbantur 
im Inlande und deshalb Zivilbeamter der Militärvermaltung, nicht aber 
Rilitärheamter geweſen. 

Serflagter hat beantragt: Das Urtheil erfter Inftanz zu beftätigen. 

Rlägerifcherfeits iſt nachträglich noch angeführt, dab die Etappentomman- 
dantur am Oſtbahnhof Berlin, welcher Kläger angehört Hat, der Generals 
dappeninipektion zu Nancy zugetheilt gewejen fei. Der Sohn des Klägers, 
Büreauvorfteher Adalbert Gottſchalk, hat im Aubienztermin angezeigt, daß 
Kläger am 22. Februar 1876 verftorben fei und die im Rubrum aufgeführ- 
ten Perfonen als feine Erben binterlafien habe. Er hat mitgetheilt, daß 
bie Erben den Prozeß fortjegen wollen, jedoch Namens berfelben den Klage- 
onfpruh auf die bis zum 22. Februar 1876 laufenden Penfionserhöhungen 
ermäßigt. 

Der mit gehöriger Prozeßvollmacht feines Vaters verfehene Büreauvorfteher 
Gottſchalk war an und für fih nad) 8. 25, Titel 5, Theil I Allg. Gerichts- 
ordnung, zur Prozekführung Namens feines Waters zugelafien und war bie 
Prozeßvollmacht auch mit dem Tode nicht erlofchen, die Inſtruktion aber beens 
dig, weshalb es nicht ber Zuziehung der anderen Erben in der Inſtanz 
beburfte. 

Es war deshalb bei feiner Ermäßigung des Klageanſpruches zu belaflen. 
Im Uebrigen mußte jedod die Betätigung des erften Erkenntniſſes erfolgen. 

Gegen bie abweifenden Beſcheide des Kriegsminifteriums, Departement für 
das Invalidenweien, vom 6. Februar und 15. Mai 1874, welche durch Reſtript 
vom 23. Auli 1874 die Beftätigung des Striegaminifters erhalten haben, hat 
Rläger dem $. 113 des Reichsgeſetzes vom 27. Juni 1871 entſprechend rechtzeitig 
den Rechtsweg beſchritten. 

Sein eriter Anſpruch auf die Penfionserhöhung von jährlich 250 Thalern ' 
Neht ihm, reſp. jest feinen Erben, nur dann zu, wenn Kläger nachweislich 
durch den Krieg invalide und zur Fortiegung des aktiven Militärdienftes un- 
fähig geworben ift. ($. 12 und 56 des Neichsgefeges vom 27. Juni 1871.) 

Nah 5. 115 defjelben Gejebes ift aber die Entjeheidung der Militärbehörben 
barüber, ob im einzelnen Falle das Kriegs- ober Friedensverhältniß 
08 vorhanden anzunehmen ift, für die Beurtheilung ber vor Gericht geltend 
mahten Aniprühe maßgebend. 

Im vorliegenden Falle hat die Militärbehörde — und zwar entiprehend 
km 8. 77 des angeführten Gejehes der Kriegsminifter als oberfte Militärvers 
Sıltungsbehörbe in Preußen — die Entiheidung dahin getroffen, daß Kläger 
Fe Rrieg nicht mitgemacht hat. 

Diefe Entſcheidung ift für das Gericht nach dem Haren Wortlaut des Ge- 
“es maßgebend. Es fteht für den Richter in Folge diefer Entſcheidung thats 

ih fefi, dab Kläger nicht „durch den Krieg“ invalide geworben iſt, und 
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hieraus ergiebt fi, daß ihm bei dem Mangel der gefegmäßigen Vorausfegungen 
ein Anſpruch auf die in Rede ftehende Penfionserhöhung nicht zufteht. 

Was den zweiten Anfpruch des Klägers auf die fernere Penfionserhöhung 
von jährlich 200 Thalern betrifft, jo fteht biefe Penfionszulage den Invaliden 
nad) $. 13 des ARIIEDEnlorSOrjehen im Allgemeinen nur im Falle einer Ver: 
Rümmelung zu. 

Zuläffig ift jedoch die Bewilligung diefer Erhöhung nach dem Gejete auch 
„bei nachgemwiefener außergemöhnlicher Pflegebebürftigkeit, Die in wichtigen, glei) 
dem Berluft eines Gliedes fi äußernden Funktionsftörungen ihren Grund hat.“ 

Inden das Geſetz in dem letztgedachten Falle die Bewilligung der Penſions⸗ 
zulage nur für „zuläffig” erklärt, gewährt es offenbar feinen rechtlich erzwing⸗ 
baren Anſpruch, es will vielmehr dem billigen Ermeſſen der Verwaltungsbehörde 
bie Gewährung dieſes Anſpruches anheimftellen, und zwar um jo unzweifel- 
bafter, als das Geſetz die Fälle, in denen biefe Bewilligung eintreten foll, gar 
nit jo erkennbar mat, um einen Rechtsanſpruch darauf begründen zu können, 
während die Fälle, in denen ein verfolgbarer gejeglicher Anfpruch zufteht, fpeziell 
aufgeführt find, 

Es mußte jomit bie Abweifung des Klägers im Anſchluß an die Gründe 
bes erften Richters erfolgen. 

Die Frage, ob Kläger oberer Militärbeamter geweſen ift oder nicht, ift daher 
und weil auch die Bejahung berfelben an ber Abmeifung ber Klage Nichts ändern 
würde, von dem erften Richter mit Recht unerörtert gelaffen. Sie mußte auch 
in diefer Inftanz troß des ausdrüdlichen Antrages des Klägers, ihn als oberer 
Militärbeamter anzuerkennen, auf ſich beruhen bleiben, da das Gericht zu einer 
Entſcheidung über derartige allgemeine Fragen, fofern der konkrete Streitfall 
keine Veranlaffung dazu giebt, nicht berufen ift. l. 


34. 


Auslegung des 8. 11 des Geſetzes dom 7. Dezember 1872, betr. die anderweite 
Einrichtung der Stantöverwaltungsbehörden im Herzogthum Pauenburg. 
Auſpruch der Beamten an den Staat auf Benfion und Kompetenz der Ge» 
richte zur Entiheidung des hierüber entftehenden Streiteg. 


(Erf. des Ob.⸗Trib. in Berlin vom 26. Juni 1875.) 


Der erfte Nichtigleitsgrund, der Appellationsrichter verlege durch feine Ente 
ſcheidung bie Nechtsgrundfäge bes 8. 11 bes Befeges vom 7. Dezember 1872, 
betreffend die anderweite Einrichtung der Staatsverwaltungsbehörden im Herzogs 
thum Lauenburg, den $. 44, Abſ. 3 des Gejeges vom 4. Dezember 1869 über 
die Trennung der Rechtspflege von der Verwaltung im Herzogthum Lauenburg 
und den $. 6 des Königlich dänischen Penfionsgefeges vom 4. Februar 1858, 
beruht auf der Annahme, daß der hier in Betracht Tommende Paſſus bes $. 11 
eit. feiner Faſſung nad) einer doppelten Deutung fähig fei, indem man barin 
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de Belimmung finden könne, daß alle Beamte, gleichviel ob fie ſchon unter 
dem Benfionsgejege von 1858 geftanden haben, in dem vorgejehenen Falle dem 
&6cit. des Penfionsgefeges von 1858 unterworfen werben follen, oder aber 
de Beſtimmung, daß bie fraglihen Beamten wenn und foweit fie dem 
Benfionsgefege unterworfen feien, der Beftinmung bes $.6 cit. unterliegen, und 
4 mirb ausgeführt, daß jene erfte Auffaffungı entſchieden verworfen, vielmehr 
die zweite als die allein zuläffige angenommen werden müfle, wonach bie Ver⸗ 
weilung im $. 11 cit.*auf $. 6 bes Penfionsgefeges als eine nachrichtliche Be- 
nerlung zu deuten und als eine Zufiherung an bie Beamten zu verftehen fei, 
daß diefelben, wenn fie feine Wieberanftelung finden, doc dasjenige erhalten 
folen, was ihnen durch das geltende Recht in Ausficht geftellt fei. Diefe Ans 
nahme dann jebod für zutreffend nicht eradıtet, es muß vielmehr die Auffafjung 
bes Befetes, von welder die Vorberrichter ausgegangen find, gebilligt werben. 
Berden in einem Geſetze, wie dem vorliegenden, Beftimmungen über eine ver- 
änderte Organifation ber Behörden getroffen und Vorſchriften darüber erlaffen, 
wie die Verhältniffe derjenigen Beamten geregelt werben follen, welche in Folge 
der Aufhebung der von ihnen bekleideten Dienftftelen aus ihren bisherigen 
Dienfiverhältniffe ausjcheiden, jo enthält jede in dem Geſetze enthaltene Ans‘ 
stinung eine Dispofition, gefeglihe Norm. Wenn nun im $, 11 cit. ges 
fogt wirb: ; 

„Diejenigen lebenslänglich angeftellten Beamten ber nah $. 1 aufzuhebenden 

Behörden, welche bei den neu zu errichtenden Behörden feine Anftellung finden, 
unterliegen ber Beſtimmung des 8.6 des Penſionsgeſetzes vom 24. Februar 
1858 über den Bezug von Wartegeld bei Einziehung des Amtes.” 
fo tann biefe Beftimmung, ihrem Wortlaute nad, nur dahin verftanden werben, 
daß alle Beamte, welche bei den aufgehobenen Behörben Tebenslänglih ange 
felt waren und nicht wieder angeftellt werden, nach den Beftimmungen bes 
8. 6 eit, behandelt werben jollen, und ift durch die Wortfaffung die Annahme 
asgeihloffen, dab darin nur eine Bemerkung enthalten fei, daß für bie frag: 
Üben Beamten, wann und infoweit fie bereits dem Penfionsgejege von 1858 
interworfen waren, dieje Betimmungen maßgebend fein follen. Ob der Geſetz⸗ 
aber, wie die Imploranten behaupten, bei Erlaß des Gefeßes vom 1. Dezember 
1872 in einem Irrthum über die Geltung des Penfionsgefeges von 1858 fi 
Kunden habe, ift, wie in dem angefochtenen Urtheile mit Recht hervorgehoben 
norben, bedeutungslos. Für den Richter iſt der Inhalt des gehörig erlaffenen 
“b publizirten Geſetzes allein maßgebend, er Hat nicht zu prüfen, ob bie 
Dive, weldhe ven Gejebgeber zum Erlaß des Gejeges veranlaßt haben, zus 
kefiend find. 

Aus diefem Grunde bedarf es auch) feiner näheren Unterfuhung ber Frage, 
HieNteste dem Staatsdiener nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen für den Fall 
Eben, wenn er in Folge veränderter Organifation ber Behörben wiber feinen 
Ua entlaffen wird und ob die in dieſer Richtung von dem Imploranten her⸗ 
öbenen Säge begründet find, Denn dieſe allgemeinen Rechtsgrundſãtze 
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würden nur dann zur Anwendung kommen können, wenn es an gefeglichen Bor: 
fhriften für den vorliegenden Fall fehlte. Die ferner aufgeftellten und als 
verlegt bezeichneten Süße, daß das einem lebenslänglic angeftellten Staats» 
diener nad den allgemeinen Rechteprinzipien zuftehende wohlerworbene Recht, 
daß ihm, falls er durch Einziehung feines Amtes amtlos werde, feine volle Dienft- 
einnahme lebenslänglich gelafien werbe, ber Staat ihn, jo lange er bienftfähig 
fei, wider feinen Willen ohne volle Entſchädigung nicht entlaflen bürfe, auch 
durch den Erlaß eines Geſetzes nicht beeinträchtigt werben könne, und baß ber 
Streit darüber, ob der Staatsbiener in dem eben erwähnten wohlerworbenen 
Rechte durch ein von dem Staatsbeherrſcher erlafienes Geſetz beeinträchtigt und 
ob ein Anſpruch auf volle Entſchädigung gegen ben- Staat erwachſen fei, als 
wahre Suftigjache zu behandeln fei und die Gerichte fompetent feien, über den 
Streit zu entſcheiden, können für zutreffend nicht anerkannt werben. 

Mit Recht hat vielmehr der Appellationsrihter hervorgehoben, daß der in 
verfafjungsmäßiger Form als Geſetz ausgeſprochene und verkündete Wille bes 
Geſetzgebers für den Richter maßgebend ift; ber Richter hat nicht zu prüfen, ob 
dieſer Wille mit allgemeinen Redtsprinzipien in Einklang oder in Widerſpruch 
ſteht und nur im erfteren Falle ihn anzuwenden, fondern er bat nur den wahren 
Willen des Geſetzgebers zu erforſchen und diefen zur Geltung zu bringen. Ans 
genommen aljo auch, die Kläger wären durch bie Beitimmungen im $. 11 des 
Geſetzes vom 7. Dezember 1872 in den Rechten, welche fie nach ben bisher für 
fie maßgebenden Brundfägen des allgemeinen beutfhen Staatsrechts, ihrer 
Meinung nad, erworben hatten, verlegt, jo würde doch der Richter fie nicht, wie 
fie ausführen, gegen ben im Geſetze Har ausgeiprochenen Willen bes Geſetzgebers 
fügen können, fondern die im Geſetze enthaltenen Normen zur Anwendung 
bringen müfjen. 1. 


36. 


Vertragsmäßige Beſchränkung des Gewerbebetriebes. Gewerbeordn. f. d. Nordd. 
Bund vom 21. Juni 1869. 


(Erk. des Ob.⸗Trib. in Berlin vom 15. Mai 1876.) 


Da bie allgemeine Vertragsfreiheit die Regel bildet, fo Tann bie Verabredung 
der Parteien, wonach der Verflagte zur Sicherung der Gefhäftslage bes Klägers 
die Verpflichtung eingegangen ift, das Mälzereigewerbe in einem beftimmten Bes 
zirke nicht zu betreiben, nur dann als ungiltig angefehen werden, wenn fie gegen 
ein befonderes Verbotsgeſetz verftößt. 

Es fragt fi daher zunächſt, ob nicht das gegen vertragamäßige Einſchrän⸗ 
tungen ‘der Gewerbefreiheit gerichtete Verbot des Gewerbeſteuerediktes vom 
2. November 1810 und der Kabinetsordre vom 19. April 1813 bier zutrifft. 
Ganz abgejehen indeß von dem Zweifel, ob dieſe Erlaffe neben ber Reichs⸗ 
gewerbeorbnung vom 21. Juni 1869 noch in Kraft geblieben find, ift ihre Ans 
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mendbarkeit auf den vorliegenden Fall zu verneinen, weil fie in ben erſt 1814 
ait Preußen wieder vereinigten Provinzen, alfo auch in Halberftabt, überhaupt 
feine Geltung erlangt haben. (Bergl. Striethorft, Archiv Bd. 11, S. 238 und 
8.47, S. 103.) 

Ramentlich Tann der Anficht, daß das Verbot derfelben ſchon als Konſequenz 
der Gewerbefreiheit, alſo auch ohne pofitive Beftimmung, gegenwärtig allgemein 
gelten müffe (vergl. Nernburg, preuß. Privatreht Bd. 1, ©. 139, Nr. 7 und 
Entiheidungen bes Reichsoberhandelsgerichts Bd. 7, S. 240) nicht beigetreten 
werden, weil das Prinzip der Gewerbefreiheit nur einen leitenden Gedanken der 
Geſetzgebung, welcher ſich in verſchiedenem Umfange durchführen läßt, nicht aber 
einen Rehtsgrundfag mit feftftehendem Inhalte bildet, und weil Verbotsgeſetze 
fets einen unzweideutigen Ausdrud erfordern. . 

Bil aber jene Anfiht nur jagen, daß Verträge der bezeichneten Art im 
einzelnen Falle unverbindlich jeien, wenn fie den „Zwed” haben, die Konkurrenz 
ju eriäweren (Dernburg a. a. D.), alſo „auf Benachtheiligung des Publikums“ 
berechnet find (Entſcheidungen des Reichsoberhandelsgerichts a. a. DO. ©. 421), 
jo ih dagegen allerdings nichts einzumenden, weil ein Vertrag mit der Tendenz, 
Anderen zu ſchaden, bie guten Sitten verlegt, alfo gegen den $. 7, Tit. 4, 
ZHL. 1 des Allg. Landrechts verftößt- Allein, da weber aus den Umfländen zu 
entnehmen, noch von dem Verklagten behauptet ift, daß folhes von dem vorlies 
genden Vertrage ber Fall fei, jo läßt ſich auch dieſes Verbotsgeſetz auf denjelben 
nicht anwenden. t 

& kommt indeß aud) hierauf nicht an; denn es fteht der ftreitigen Verab⸗ 
tedung ein ausbrüdliches geſetzliches Verbot entgegen, nämlich ber $. 10 der 
Reichsgewerbeordnung, welcher lautet: 

Ausſchließliche Gewerbeberehtigungen oder Zwangs⸗ und Bannredte, 
welche durch Gejet aufgehoben oder für ablößbar erklärt find, können fortan 
nicht mehr erworben werden.” 

Der 5. 11 der preuß. Gewerbeordnung vom 17. Januar 1845 enthielt ftatt 
teilen folgende Vorſchriften: 

„Ausichließlihe Gewerbeberehtigungen oder Zwangs⸗ und Bannrechte, 
melde durch dieſes Geſetz aufgehoben oder für ablösbar erklärt find, können 
dur; Verjährung nicht mehr erworben werben. 


Durch Berträge oder andere Nechtstitel können bergleihen Rechte nicht 


auf einen längeren, als zehnjährigen Zeitraum begründet werben.“ 


Der Entwurf der Reichsgewerbeordnung, weldem die preußifche Gewerbe 
nung zum Grunde gelegt wurde, beſtimmte, im Anſchluſſe hieran, im $. 9, 
1, daß bie bezeichneten Rechte nicht mehr „verliehen oder durch Verjährung“ 
Soorhen werben könne, geftattete jedoh im Abf. 2 ebenfalls noch ihre Begrün- 
Sg durch Vertrag ze. auf zehn Jahre. Nach einem Beſchluſſe des Reichstages 
| en aber bie Worte „verliehen oder durch Verjährung“ und der Abf. 2 ge- 
en md Aft auf dieſe Weife der $. 10 des Geſetzes in feiner jehigen Fafſung 
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bergeftellt worden. (Drudjahen bes Reichstages von 1869 Bd. J., Nr. 13; 
Stenographifhe Berichte von 1869 Bd. IL, S. 1056-1060.) 

Daß ber Iegtere Paragraph den befonderen Zwed hat, die im $. 11 ber 
preußiihen Gewerbeordnung noch zugelafienen Verträge zu verbieten, ergiebt ſich 
bieraus von jelbft. Unter diefes Verbot fällt aber auch der Vertrag der Par- 
teien, ba er dem Stläger das Recht, den Verklagten von einem @ewerbebetriebe 
auszuſchließen, aljo eine „ausſchließliche Gewerbeberehtigung” im Sinne jenes 
8. 10 gewähren joll. E 

Ein Bedenken Hiergegen ließe fih nur aus dem Umftande herleiten, daß 
biefer Vertrag lediglich einen Anſpruch des Klägers gegen den Verklagten (nicht 
auch gegen Dritte), zu begründen beftimmt ift, aljo einen rein obligatorifchen 
Karakter hat, ba bie erwähnten Beftimmungen ber preußiihen und ber Reid 
gewerbeordnung auf obligatoriihe Verträge und auf perſönliche Anſprüche aus 
denſelben fich nicht zu beziehen fcheinen. 

In dieſer Hinficht ift hervorzuheben: Der juriftifhe Sprachgebrauch bezeichnet 
als „Berechtigungen“ (Gerechtigkeiten, Gerechtſame), der Regel nad, im Begen- 
fage zu obligatorifhen Anſprüchen gegen beftimmte Kontrahenten, nur abjolute, 
d. h. ſolche Rechte, welche ähnlich dem Eigenthume gegen eine unbeftimmte Mehr- 
beit von Perfonen Wirkſamkeit haben und, ihrer Natur nach, dauernd find, aljo 
zugleich Gegenftand des Befiges fein können. (Vergl. Foerfter, Theorie und 
Praris, Bd. L, $. 18, ©. 76 und Bd. IL, 8. 168, ©. 137.) 

Im Sinne diefes Sprachgebrauches find ausfchließlihe Gewerbeberechtigungen 
nur folde Rechte, vermöge welder von den Berechtigten zum Vortheile des 
eigenen Gewerbes ber gleiche Betrieb beflelben allen Bewohnern eines gewifien 
Bezirkes (vergl, 88. 59, 65, 66 Tit. 23 Thl. I des A. L.-R.) unterfagt wer« 
ben kann. 

In ähnlicher Weife aber verfteht die Rechtsfpradhe unter „Zwangs⸗ und 
Bannrechten“ nur diejenigen abfoluten Rechte, durch welche die Entnahme eines 
gewiſſen Bedarjes von Anderen, ala dem Berechtigten, entweder ebenfalls allen 
Bewohnern eines Bezirkes (Bannrechte im engeren Sinne, $. 4 Tit. 23 Thl. I 
des A. &-R.) oder doch allen Befigern eines Grundftüdes (vergl. 8. 58 daf.) 
ober allen Mitgliedern einer Korporation generell verboten iſt. (Vergl. Koch, 
Kommentar zum A. L.-R., Thl. I Tit. 23. Anm. 1.) 

Zu den ausihlieglihen Gewerbeberedtigungen und Zwangs⸗ ober Bann- 
echten in dem bezeichneten juriftiichstechnifchen Sinne können daher Anſprüche 
aus obligatorischen Verträgen, durch welche ein Kontrahent fich zur Unterlafjung 
eines Gewerbebetriebes oder zur Entnahme eines Bedarfes von dem Berechtigten 
nur mit Wirkfamkeit für feine Perfon verpflichtet, ungeachtet der Aehnlichkeit 
ihres Inhaltes, nicht gerechnet werden. 

Der wichtigfte Entftehungsgrund ber bezeichneten Rechte war vielmehr, fo 
lange ihr Erwerb überhaupt geftattet wurde, Verleihung (alſo namentlich Ver- 
leihungsvertrag, 8. 56 der Einl. zum A. L.⸗R.) der Privilegiengewalt, mochte 
diefelbe dem Staate oder vermöge Herkommens anderen Verleihungsberechtigten 
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zuſtehen. (Bergl. v. Gerber, deutſches Privatrecht, $. 156 und Klüber, 
öffentliches Recht des deutſchen Bundes, $. 485.) Ferner konnten fie, da fie auch 
Gegenſtand bes Befiges waren, durch Verjährung erworben werden. Endlich 
war zwar durch ben Begriff berfelben ihre Entftehung aus obligatorifhen Ver⸗ 
trägen, nicht aber ihre vertragsmäßige Begründung überhaupt ausgeichloffen. 
Denn, wenngleich ſolche, abgefehen von Verleihungsverträgen, bei Rechten gegen 
ale Bewohner eines Bezirkes (ausſchließliche Gewerbeberehtigungen und Bann⸗ 
tehte im engeren Sinne), der Natur der Sache nad, nicht ala möglich erfchien, 
fo konnten doch Zwangsrechte gegen alle Befiter eines Grundftüdes aud von 
einem Eigenthümer deſſelben mittelft dinglihen Vertrages und gegen alle, auch 
künftige Mitglieder einer Korporation von dieſer, fomeit fie verfaſſungsmäßig 
dazu befugt war, mittelft eines dieſelben generell und im Voraus binbenben 
(alfo gleichfam dinglichen) Vertrages begründet werden. 

Die Annahme, daß der $. 11 der preußifchen Gewerbeordnung, der $. 9 bes 
Entwurfes der Reichögewerbeordnung und der $. 10 der legteren nur auf aus- 
ſchließliche Gewerbeberechtigungen ac. im technifhen Sinne, alfo auch nur auf 
Verträge, durch welche diefe begründet werben follen, zu beziehen feien, erſcheint 
an fih als eine natürliche. 

Für diefelbe ſpricht auch, daß am den bezeichneten Stellen von Reiten bie 
Rebe ift, welche bisher durch Verjährung, beziehungsweile Verleihung begründet 
werben Eonnten, durch Geſetz jedoch aufgehoben oder für ablösbar erflärt find, 
baß ferner der $. 1 der preußifchen Gewerbeordnung die ausſchließlichen Gewerbe- 
berechtigungen als ſolche bezeichnet, welche nur noch in einzelnen Landestheilen 
vorlommen, und daß alles dies auf obligatorifche Anſprüche nicht zutrifft. 

Auch läßt fi für dieſelbe anführen, daß der 8. 138 der Reichsgewerbeord⸗ 
nung ein bejonderes Verbot gegen Verabredungen zwiſchen Fabrilinhabern ꝛc. 
und Arbeitern über die Entnehmung der Bebürfniffe der letzteren aus gewiſſen 
Verkaufsftellen enthält, deſſen es nicht bedurft hätte, wenn der Ausdrud „Zwangs⸗ 
rechte“ im $. 10 perjönliche Anſprüche aus ſolchen Verabredungen mit umfaßte- 

Endlich aber j&eint die gedachte Annahme durch die Entſtehungsgeſchichte des 
$. 11 der preußiihen Gewerbeordnung nicht unweſentlich unterftügt zu werben; 
benn die dem Obertribunal zur Verfügung geftellten Akten bes Stantsminifteriums 
ergeben barüber Folgendes ; 

Im Sabre 1837 war von der Staatsregierung ber Entwurf eines allgemeinen 
Gemwerbepolizeigejees und daneben für einzelne Landestheile der befondere Ent- 
murf eines Gejeges über Aufhebung und Ablöfung der Zwangs- und Bannredte 
ausgearbeitet. 

Der letztere beitimmte im 8. 29: 

„Bwangs- und Bannrechte, welche nad Vorſchrift diefes Geſetzes aufge: 
hoben find ober doch abgelöft werden können, follen von jet ab weder durch 
Verjährung erworben, noch durch Verträge oder andere Rechtstitel auf einen 
längeren, als zehnjährigen Zeitraum bedungen werben können 2.” 

Doß der Auedruck „Zwangs- und Bannrechte“ in dem gedachten Entwurfe 
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und ebenfo der Ausdrud „ausſchließliche Gewerbeberehtigungen“ in dem gleich⸗ 
zeitigen Entwurfe des Gewerbepolizeigefeges nur im technifhen Sinne gebraucht 
if, ergiebt nun aber der ganze Inhalt beider und vor allem der Eingang ber 
Motive zu dem Entwurfe über „Bann- und Zwangsrechte“, wo es heißt; 

„Unter Gewerbebeſchränkungen werden zunächſt diejenigen verflanden, 
welche dem Berechtigten die Befugniß geben, innerhalb eines gewiſſen Bezirkes 
ein Gewerbe entweder ausfchließlich zu betreiben oder durch Andere betreiben 
zu lafien (ausſchließliche Gewerbeberechtigungen). Diefe Befugniß enthält alſo 
ein direktes Unterfagungsrecht, nicht gegen bie Konfumenten, fondern gegen 
jeden nicht berechtigten &ewerbetreibenden gleiher Art. 

Neben diejen Berechtigungen kommen auch noch andere vor, bie, wenn fie 
glei Fein foldhes direktes Verbietungsreht gegen nicht berechtigte Gewerbes 
treibende enthalten, doch die Konfumenten in ber Freiheit bes gewerblichen 
Verkehres und dadurch, wiewohl nur auf indirekte Weiſe, auch zugleid bie 
Gewerbetreibenden hindern. 

Dies find die gewerblihen Zwangsrechte, worunter man im Allgemeinen 
die Befugniß verfteht, den Ronfumenten in feiner natürlichen Freiheit dergeftalt 
zu beſchränken, daß ihm die Anſchaffung oder Zubereitung gewiffer Bebürfniffe 
bei Anderen, als dem Berechtigten unterfagt: werden Tann. 

Der wejentliche Unterſchied zwiſchen den ausſchließlichen Gewerbeberech⸗ 
tigungen und zwiſchen Zwangs⸗ und Bannrechten, in Abſicht auf ihre Wirkſam⸗ 
keit, äußert fich alſo darin, daß die ausſchließlichen Gewerbeberechtigungen bie 
nicht berechtigten Gewerbetreibenden, die Zwangs- und Bannrechte aber auch die 
Konſumenten in dem Gebrauche ihrer natürlichen Freiheit beſchränken. 

An und für ſich läßt ſich zwar nicht behaupten, daß bie letzteren Befug- 
niffe unter allen Umftänden einen nadhıtheiligen Einfluß auf die Freiheit des 
gewerblichen Verkehres äußern müfjen; denn fonft würde man jeden Vertrag, 
in dem fi) Semand verpflichtet, feinen Bedarf an gewiſſen gewerblichen Gegen- 
fländen von einer beftimmten Perfon zu entnehmen, z. B. ein Bäder feinen 
Mehlbebarf von einem Mehlhändler, als gemeinihädlih anerkennen müffen, 
was ſich jedoch nicht rechtfertigen ließe Sie wirken aber nachtheilig, ſobald 
die Verpflichtung in ihrer Dauer nicht begrenzt iſt, und dies tritt ein: 

1. wenn das Recht in Beziehung auf den Verpflichteten ohne Beſchränkung 
auf einen Zeitraum Realqualität erlangt und dadurch jeden Beliger des 
belafteten Grundftüdes verpflichtet; 

2. wenn bie Verpflichtung zwar nicht auf einem Grundftüde laftet, aber 
von einer Korporation, ohne Beſchränkung auf eine beftimmte Frift, 
übernommen ift, weil jene, ihrem Weſen nad, etwas Dauerndes ift. 
(Universitas non moritur.) 

Die Schädlichkeit dieſer gewerblichen Zwangsrechte ift ebenfo allgemein 
anerkannt, als der nachtheilige Einfluß, den die ausſchließlichen Gewerbeberedhs 
tigungen auf die Freiheit des Verkehres ausüben. Insbeſondere gilt dies von 
den fogenannten Banngerechtigkeiten, welche nur eine Spezies der Realzwangs 
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tehte (sub 1) ausmachen und fi) von diefen nur dadurch unterfcheiden, daß 
bei Ihnen die Verpflichtung nicht blos auf einzelnen beflimmten Grundſtücken, 
fondern auf einem ganzen Komplexus derjelben (Diftritt) haftet und fomit alle 
Bewohner befielben trifft.“ 

Aus diefen Gründen find in dem Entwurfe jelbft die noch beftehenden 
Zwangs⸗ und Bannrechte (von denen die hauptſächlichſten in den Motiven unter 
it. a bis h aufgezählt werben) theils aufgehoben, theils, ſoweit nicht die Zwangs⸗ 
pflicht auf beftimmte oder Lebenszeit beſchränkt iſt, für ablösbar erklärt, Sun 
dann am Schluffe der erwähnte 8. 29 folgt. 


Die Eigenthümlickeit der ausfchließlihen Gemwerbeberedhtigungen: als din 
Inter Rechte (gegen jeden Nichtberechtigten in einem beftimmten Bezirke), alfo ihr 
Gegenjag zu obligatorifhen Rechten ähnlichen Inhaltes, ift biernah in den 
Motiven klar hervorgehoben. 

Night minder ſcharf aber wird in denſelben der gleiche Rarakter der Zwangs⸗ 
und Bannrechte betont, welche fi) von den erfteren nur durch ihre unmittelbare 
Richtung gegen die Konfumenten, ſowie dadurch unterfheiden, daß Zwangsrechte 
aud auf einem beftimmten Grundftüde laften und von Korporationen (mit bin- 
dender Kraft für deren Mitglieder) übernommen werben können. Namentlid) ift 
der Gegenfaß ber legteren zu ähnlichen Anſprüchen aus obligatoriihen Verträgen 
durd das Beiſpiel eines ſolchen Vertrages zwiſchen einem Bäder und Mehls 
bänbler noch befonbers erläutert, wennſchon bafjelbe nur angeführt wird, um zu 
zeigen, daß auch eigentlihe Zwangsrechte unter Umftänden ebenfowenig einen 
gemeinſchädlichen Einfluß äußern, wie obligatorifche Anſprüche (deren Unſchäd⸗ 
lichleit als ſelbſtverſtändlich angeſehen wird). 

Daß der Ausdruck „Zwangs- und Bannrechte“ in dem gedachten 8. 29 ſelbſt 
chenfalls nur in ſeiner techniſchen Bedeutung gebraucht ift, kann nad dem Mit- 
getheilten feinen Zweifel leiden. Unter den von demfelben erwähnten Verträgen _ 
aber fcheinen danah (da an Verleihungsverträge wegen ber gleichzeitig ausge- 
iprohenen Aufhebung aller Verleihungsrechte nicht zu denken iſt) lediglich die 
oben erwähnten dinglichen und Korporationgverträge, durch welche Zwangsrechte 
fonftituirt werden konnten, gemeint zu ſein. 


Im JZahre 1839 wurde von der Staatsregierung eine neue Redaktion bes 
Entwurfes zum allgemeinen Gemwerbepolizeigefege vorgenommen und beſchloſſen, 
in benfelben die Beftimmungen des foeben beſprochenen Entwurfes über Zwangs⸗ 
md Bannrechte mit aufzunehmen, die Vorſchrift des $. 29 deſſelben aber auf 
ausjchließliche Gewerbeberehtigungen auszudehnen, ohne baß hierbei eine auf 
ionftige Aenderung derjelben gerichtete Abficht erkennbar wäre. 

Demgemäh findet ſich die gedachte Vorſchrift im $. 14 des neuen Entwurfes 
um Gemerbepolizeigejege in zwei Abſätzen in folgender Fafjung wieder: 

Ausſchließliche Gewerbeberehtigungen oder Zwangs- und Bannredhte, 
melde nach Vorſchrift dieſes Geſetzes aufgehoben oder für ablöfungsfähig er⸗ 
Märt find, können von jetzt ab nicht durch Verjährung erworben werden, 
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Durch Verträge oder andere Rechtstitel können dergleichen Rechte nicht 
auf einen längeren, als zehnjährigen Zeitraum begründet werben.“ 

Inwieweit biefer zweite Abfag auch auf ausſchließliche Gewerbeberechtigungen 
anmenbbar fein follte, ift zwar nicht erſichtlich; daß aber von den Verfafjern des 
neuen Entwurfes darunter, abweihend von den früheren Entwürfen, auch An- 
ſprüche aus obligatorifchen Verträgen verftanden feien, kann anſcheinend ebenfo- 
wenig angenommen werden. 

Der gebahte Entwurf wurbe dem Staatsrathe zur Begutachtung mitgetheilt 
und das erforderte Gutachten im Sahre 1842 von den Abtheilungen des Staats: 
rothes für Inneres, Juſtiz und Finanzen unter Bezugnahme auf einen von ihnen 
ſelbſt verfaßten (dritten) Entwurf erftattet. 

In dem letzteren war der $. 14 des zweiten Entwurfes als $. 25 wörtlich 
wieder aufgenommen. Das Gutachten jagt hierüber: 

„Gegen den erften Abſatz des 8. 14 (welcher dem $. 29 des Geſetzent⸗ 
wurfes wegen Aufhebung und Ablöfung ber Zwangs- und Bannrechte nad) 
gebildet worden) ift bei den Berathungen in den Abtheilungen erinnert worden, 
baß es nad) Erlaß des vorliegenden Geſetzes ohnehin nicht möglich ſei, durch 
Verjährung ein gegen Jedermann gerichtetes gewerbliches Ausfchließungs- oder 
Zwangs⸗ und Bannrecht zu erwerben, da bie Verjährung immer nur gegen 
Einzelne begonnen und fortgejegt werden könne und daß ein Rechtsſatz im 
Geſetze nicht ausgeſprochen zu werben brauche, ber aus den allgemeinften 
Srundjägen von felbft hervorgehe. 

Begen den zweiten Abſatz hat man eingewenbet, daß ebenjowenig Durch 
Verträge, auch ohne fpezielles Verbot, ein gegen Jedermann geltendes Ver⸗ 
bietungsrecht zu begründen fei, daß aber fein genügender Grund vorhanden 
zu fein ſcheine, ſolchen Verträgen, durch welchen Einzelne hierauf bezügliche 
Verpflichtungen und zugleich die Verbindlichkeit zur Entſchädigung bes anderen 
Theiles im Falle der Auflöfung des Vertrages übernehmen, ben Schuß bes 
Geſetzes zu entziehen. 

Dagegen ift aber andererſeits auf das Prinzip des Geſetzes hingewieſen 
worden, wonad) alle ausschließlichen Bewerbeberehtigungen als gemeinſchädlich 
anerkannt werben. Der erfte Sat des 8. 14 dient dazu, diefes Prinzip deut: 
licher hervorzuheben, und der zweite Sat rechtfertigt fi) volltommen, indem 
es, wenn ber Geſetzgeber fih eben nur um ber Gemeinſchädlichkeit willen zur 
Aufhebung ber beftehenden Exkluſivrechte ermächtigt findet, nur folgereht er- 
ſcheinen kann, daß die Serbeiführung neuer gemeinſchädlicher Verhältniſſe 
unterfagt wird. 

Der vorliegende Entwurf geht nicht einmal jo weit, ala die Kabinets- 
orbre vom 29. Sanuar 1813, welche alle die Gewerbefreiheit beſchrän⸗ 
kenden Verträge aufhebt, indem der Entwurf die eigenthümlihen Vers 
hältniſſe, welche die Parteien zur vertragsmäßigen Stipulation gewerblicher 
Ve rbietungsrechte beftimmen können, berüdfichtigt und nur nad Analogie bes 
8. 16 bes Ediktes vom 14. September 1811, wegen Negulituug der bäuer- 
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lihen Verhältniſſe, bie Dauer ber Giltigleit folder Stipulationeu beichräntt, 
damit ein an fich gemeinfchädliches Verhältniß nicht Über die Dauer des augen« 
blicklichen Bedurfniſſes hinaus fortgejegt wird. 

Aus diefen Gründen Haben ſich die Abtheilungen für die Beibehaltung 
des 8. 14 entſchieden.“ 

Rad) dem zulegt Angeführten läßt ſich der Zweifel anregen, ob nicht wenig- 
ſtens die Abtheilungen des Staatsrathes unter den fraglichen „Verträgen“ zugleich 
obligatorische Verträge verftanden haben. Jedoch ſcheint auch dagegen der Um⸗ 
Rand zu fpredhen, daß von denielben bei der Zurückweiſung des, gegen bie betref- 
fende Beftimmung erhobenen Einwandes der Sat an bie Spite geftellt wird, 
daß es bei der, wegen ihrer Gemeinſchädlichkeit beabfichtigten Aufhebung der Ex⸗ 
Auſivrechte 2c. ala folgerecht erſcheine, die Herbeiführung neuer gemeinſchädlicher 
Verhältnifje zu unterfagen; benn als eine nothwendige Folge der Aufhebung der 
ausfchließlichen Gewerbeberechtigungen zc. im techniſchen Sinne konnte nur das 
Verbot gegen obligatoriihe Verträge, aus welchen nur perfönliche Anfprüche ähn⸗ 
lihen Inhaltes hervorgingen, betrachtet werden, auch ließen ſich dieſe nicht 
ſchlechthin als gemeinſchädlich bezeichnen. 

Da ber $. 26 des Stantsrathsentwurfes ohne materielle Aenderung in ben 
$. 11 der preußifchen Gewerbeordnung vom 17. Sanuar 1845 aufgenommen, 
aus biefem aber in der oben angegebenen Weife der $. 10 der Reichsgewerbe⸗ 
ordnung hervorgegangen iſt, jo hat nach alle dem bie Annahme, daß ber legtere 
fi nicht auf obligatorifhe Anfprüche, ſondern nur auf ausſchließliche Gewerbes 
bereitigungen ac. im techniſchen Sinne beziehe, erheblihe Gründe für ſich. 

Diefelbe muß aber dennoch als unrichtig angejehen werden. 

Ihre weientlihe Stüße bildet der Wortlaut der erwähnten Beflimmungen. 
Alein nicht blos diefer, fondern der Wille des Geſetzgebers ift enticheidend. Der 
legtere hat bei denfelben das öffentliche Wohl im Auge, indem er die Gefahr zu 
befeitigen beabfichtigt, welche aus der Beſchränkung ber freien gewerblihen Kon- 
kurrenz bem Publitum erwächſt. Eine folde Gefahr Tann aber auch durch Vers 
träge herbeigeführt werben, mittelft welcher ſich ein Kontrahent lediglich für feine 
Perfon zurlinterlafjung eines Bewerbebetriebes verpflichtet, und wird am fiherften 
ausgeſchloſſen, wenn ſolche Verträge ſchlechthin, ohne Unterſcheidung des einzelnen 
Falles, verboten werben. 

Es ift nun aus folgenden Gründen anzunehmen, daß die Abficht des Geſetz⸗ 
gebers in ber That hierauf gerichtet geweſen ift. 

Die Worte der gedachten Vorſchriften ftehen zunächſt einer jolhen Annahme 
nicht im Wege, da der Ausdrud „ausfähließlihe Gewerbeberechtigung“ (auf ben 
& hier allein ankommt), ungeachtet feiner engeren techniſchen Bebeutung, auch 
von perfönlihen Rechten aus den bezeihneten Verträgen verftanden werben kann. 
Dofür aber, dab er von dem Gejeggeber auf diefelben mit bezogen ift, ſpricht 
nahftehende Erwägung. 

Wie jhon hervorgehoben, Tonnten ausſchließliche Gewerbeberechtigungen im 
öniihen Sinne (abgeſehen von den hier nicht in Betracht kommenden Ber- 
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leihungsverträgen) überhaupt nicht vertragsmäßig begründet werden. Wenn ber 
Entwurf von 1839 die frühere Beftimmung über vertragsmäßige Begründung 
der Zwangs- und Bannrechte dennoch auf ausſchließliche Gewerbeberechtigungen 
ausdehnte, jo konnte dies hiernach nur infofern eine Bedeutung haben, als jener 
Ausbrud zugleich obligatoriiche Rechte bezeichnen ſollte. Es wird daher ange 
nommen werden müflen, daß man die letzteren ſchon in dem bezeichneten Ent- 
wurfe mit darunter verftanden hat. 

Jedenfalls ergiebt ſich aber aus dem mitgetheilten Gutachten der Abthei⸗ 
lungen des Staatsrathes, daß dieſe die gedachte Vorſchrift auf ſolche Rechte mit 
bezogen. Denn fie halten diefelbe deshalb für gerechtfertigt, weil die Aufhebung 
ber beftehenden Exklufivrechte wegen ihrer Gemeinſchädlichkeit folgerecht auch die 
Unterfagung der Herbeiführung neuer gemeinſchädlicher Verhältniſſe erfordere 
und weil fie nicht einmal foweit gehe, wie die Kabinetsordre vom 19. April 1813, 
da unter Berüdfichtigung der eigenthümlichen Verhältniffe, welde die Parteien 
zur Stipulation gewerblicher Verbietungsrechte beftimmen können, nur bie Dauer 
der Gültigkeit folder Stipulationen bejehräntt werde. Es geht hieraus hervor, 
daß man die betreffende Feſtſetzung ebenfo, wie in der Kabinetsorbre vom 
19. April 1813, auf alle, die Gewerbefreiheit beſchränkenden Verträge angewendet 
wiſſen wollte, daß aljo die Verſchiedenheit des von dem Staatsrathe in Vorſchlag 
gebrachten und bes in der Kabinetsordre bereits enthaltenen Verbotes im Weſent⸗ 
lien nur darin befland, baß letzteres unbeſchränkt war, während jetzt die frag- 
lien Verträge auf die Dauer von 10 Jahren gültig fein follten. 

Da der Vorſchlag des Stantsrathes von keiner Seite Widerſpruch erfahren 
bat, fg iſt berfelbe für die Auslegung des $. 11 der preußifhen Gewerbeordnung 
als maßgebend zu betrachten. Der aus diefem entlehnte 5. 9 des Entwurfes zur 
Reichsgewerbeordnung follte aber offenbar einen anderen Sinn ebenfalls nicht 
haben. Der Abjat 2 defielben ließ ebenfo, wie ber gedachte $. 11, Verträge, 
durch welche ausſchließliche Gewerbeberechtigungen 2c. begründet werben, noch 
auf zehn Jahre zu und die Motive bes Entmurfes bemerken dazu, daß hierdurch 

Vertragsverhältnifie, welche ein den Exkluſivrechten 2c. ähnliches Verhältniß 
begründen, 
getroffen werben follen. (Drudjadhen bes Reihstages von 1869 Bb. I Nr. 13 
©. 54 folg.) 

Damit aber wurde deutlich ausgeſprochen, daß man bei dieſer Vorſchrift 
Verträge über ausſchließliche Gewerbeberechtigungen ꝛc. im techniſchen Sinne 
überhaupt nicht im Auge hatte, ſondern nur ſolche, welche in ähnlicher Weiſe 
den ſreien Verkehr hemmen möchten, wobei nur an obligatoriſche Verträge und 
perſönliche Anſpruche aus denſelben gedacht fein kann. 

In demſelben Sinne iſt die bezeichnete Vorſchrift endlich auch bei ihrer Be⸗ 
rathung im Reichstage aufgefaßt. Denn, als damals von einem Abgeordneten 
der Antrag geſtellt war, den Entwurf ſo zu modifiziren, daß die fraglichen Ver⸗ 
träge für unzuläſſig erklärt würden, widerſprach demſelben der Präſident des 
Bundeskanzleramtes, indem er die Befürchtung ausſprach, daß durch die Annahme 
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bes Antrages etwas erreicht werbe, was man nicht beabfihtige, und erläuterte 
dies wörtlich in folgender Weife: 

„Ich dente beifpielsmeife an den Fall, daß eine Stadt mit einer Gas⸗ 
gejellihaft einen Vertrag ſchließt, wonach diefe Geſellſchaft ſich verpflichtet, der 
Stadt das Gas zu liefern und Dagegen bie Kommune fi) verpflichtet, eine 
andere Geſellſchaft neben ihr nicht zuzulafien. Dies ift eine ausfchließliche 
Gewerbeberehtigung, gegen bie Fein Menſch etwas einwenben kann und bie, 
wie ich fürchte, ausgeſchloſſen fein würde, wenn ber Paragraph fo angenommen 
würde.” 

Da in dem bier angeführten Beifpiele nur von einem obligatoriſchen Ver⸗ 
trage die Rede fein kann, jo war damit die Anficht ausgeſprochen, daß man durch 
die beantragte Aenderung bes Entwurjes auch ſolche Verträge verbieten würde. 
Daß nun aber gerade diejes Verbot ber Abficht des Neichstages wirklich entſprach, 
muß aus ber Thatjahe gefolgert werben, daß jene Anficht nicht beftritten und 
gleihwohl die Aenderung des Entwurfes, durch welche ber 8. 10 des Geſetzes 
feine gegenwärtige Faſſung erhielt, befehloffen wurde. (Stenographiſche Berichte 
von 1869 Bd. II ©. 1056-1060.) R 

Daran, daß nad) bemfelben aud die von den Parteien getroffene Verab- 
redung, welche den Verklagten verpflichten jollte, das Mälzereigewerbe in einem 
beftimmten Bezirke nicht zu betreiben, als ungültig anzufehen if, Tann daher nicht 
gezweifelt werben. 

Der gedachten Verabrebung fteht aber außerdem ber 8. 1 der Reichsgewerbes 
ordnung entgegen, welcher bejtimmt: 

„Der Betrieb eines Gewerbes ift Jedermann geftattet, ſoweit nicht durch 
dieſes Geſetz Ausnahmen: oder Beſchränkungen vorgejhrieben ober zuges 
laſſen find.” 

Denn hieraus folgt, daß Beſchränkungen, welche von ber Reichsgewerbeord⸗ 
nung nicht ausbrüdlich geftattet find, fein Hinderniß des freien Gewerbebetriebes 
bilden. Eine folhe nicht geftattete Beſchränkung ift aber auch die, welche ber 
Verklagte fi) durch den von ihm abgeſchloſſenen Vertrag felbft auferlegt hat, 
weil die Reichsgewerbeordnung eine Beitimmung, welche derartige Verträge aus- 
brüdlich erlaubte, jedenfalls nicht enthält. 

Der hiergegen etwa zu erhebende Einwand, daß es fi im vorliegenden 
Falle um eine freiwillig eingegangene Verpflichtung bes Verklagten handle, daß 
aber unter „Bejchräntungen“ nur äußere, von dem Willen des davon Betroffenen 
unabhängige Hinderniſſe (ausſchließliche Gewerbeberechtigungen ꝛc. im technifchen 
Sinne und beſchränkende geſetzliche Vorſchriften) zu verſtehen ſeien, Tann nicht 
als zutreffend angeſehen werden. 

Allerdings läßt ſich der Ausdruck „Beſchränkungen“ in dieſem engeren Sinne 
gebrauchen, namentlich werben in den oben mitgetheilten Motiven eines Entwurfes 
Don 1839 unter „Gewerbebeſchränkungen“ in der That nur folde äußere Hinder⸗ 
Nie bes Gewerbebetriebes begriffen. (Wergleihe den Eingang berfelben.) Allein 
im weiteren Sinne umfaßt derjelbe auch vertengsmäßige Beichräntungen und in 
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biefem Sinne muß er im $. 1 ber Reichsgewerbeordnung gemäß ber aus ber 
Entftehungsgefhihte des $. 10 oben bargelegten Abfiht des Geſetzgebers vers 
fanden werden. 

Da das Geſetz derartige Beſchränkungen jelbft dann nicht zuläßt, wenn fie 
den Betrieb eines Gewerbes nur in geringem Umfange (etwa nur auf kurze Zeit) 
behindern oder wenn fie direfte Nachtheile für dritte Perſonen nicht herbeiführen, 
fo muß in dieſer Beziehung eine verſchiedene Würdigung der konkreten Sachlage, 
wie folde in dem Urtyeile des Reicheoberhandelsgerichtes vom 5. Dezember 1873 
(Entiheidungen dieſes Gerichtshofes Bd. XII S. 30 für zulafjig erachtet worden 
ift, bei der Anwendung der bezeichneten Vorfchriften der Reichsgewerbeordnung 
ausgeichloffen, bleiben. Vielmehr muß danach jede Xereinbarung, melde den 
ſelbſtſtandigen Betrieb eines Gewerbes beſchränken fol, wie bereits früher aus- 
geiproden (vergl. Striethorft, Archiv Bd. 88 ©. 141), und eben deshalb auch 
diejenige, wonach ber Verklagte fi) verbindlich gemacht hat, das Mälzereigewerbe 
in einem gewiſſen Bezirke nicht ferner zu betreiben, für unverbindlih erachtet 
werben. ‘ 

Der Kläger konnte daher nad) dem 8. 310 Tit. 5 Thl. I des A. L.⸗R. auch 
die in dieſer Vereinbarung bedungene Ronventionalftrafe nicht einklagen und ift 
deshalb von dem erften Richter mit Necht abgewieſen. 1; 


Baumnukung. Oeffentliche Wege. 
(Ext. des Ob.⸗Trib. in Berlin vom 2. Mai 1876.) 


An dem Kommunikationswege von Sadrau nad) Drosdenſchin⸗Charlotten⸗ 
thal liegt zur einen Seite der Ader des Halbbauers B. Auf polizeiliche Ans 
ordnung hat B., wie die anderen Wegeadjazenten, im Jahre 1855 längs feines 
Aders am Wege Pappeln und Weiden gepflanzt. und die eingegangenen jährlich, 
ebenfalls aus eigenen Mitteln, durch friſche Pflanzen erjegt. Als er im Jahre 
1874 neue Weiden abköpfte und zwei Pappeln ausrobete, an beren Stelle frifche 
Pflanzend, denunzirte ihn der Beſitzer der Standesherrihaft Goſchütz. B. bean⸗ 
ſpruchte deshalb klagend die Anerkennung des Eigenthumes, eventuell des 
Nutzungsrechtes an den von ihm am Wege gepflanzten Bäumen. Er fügte fich 
darauf, daß ihm als Adjazenten die Unterhaltung des Weges und der Baumes 
pflanzung obliege. 

Der Verklagte, Graf R., widerſprach beiden Anträgen, indem das Eigen- 
thum an dem Wege und bie Benugung der an bemfelben befindlichen Bäume 
nach dem ſchleſiſchen Auenrechte der Gutsherrſchaft zuftehe und zur Unterhaltung 
bes Weges der Sozin⸗Drosdenſchiner Wegeverband verpflichtet fei. 

Das Kreisgericht zu Polnisch Wartenberg wies ſowohl den Haupt⸗, als den 
eventuellen Klageantrag zurüd. Auf die Appellation des Klägers beflätigte das 
Appellationsgericht zu Breslau am 16. November 1875 bas erjte Urtel hinſichtlich 
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des Sauptantrages wegen bes Eigenthumes an ben Bäumen, hinſichtlich des 
eventuellen Antrages aber verurtheilte e8 den Verklagten zur Anerkennung bes 
Ruhungsrechtes des Klägers. 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde des Verflagten ift vom- ObersZribunal zurüdges 
wieſen. 

Gründe 

In gegenwärtiger Inftanz kommt nur der eventuelle Klageantrag in Bes 
tracht, nach welchem ber Appellationsrihter den Verklagten zur Anerkennung 
des Nutzungsrechtes bes Klägers an ben auf der Drosdenihin-Sadrau- 
Starlottenthaler Straße (dem Mägerifhen Ader gegenüber, beziehungsweife längs 
defielben) befindlichen Bäumen verurtheilt hat. 

Vom Verklagten ift die Nichtigkeitsbeſchwerde eingelegt, weil in Betreff des 
eoentuellen Klageantrages nicht, wie beim Sauptantrage, bas erfte Urtel be- 
Rätigt worden. Die 83. 9 und 10 .Zit 15, Thl. IL dea A. &N feien bier 
nit anwendbar. Daß der ftreitige Weg, eine: Lande und Seerftraße ſei, babe 
der Appellationsrichter nicht fefigeftellt. Ein Prinzip, DaB der, welder den Nach⸗ 
theil an einer Sache zu erleiden habe, aud die bamit verbundenen Rechte gu 
nieße, beftehe nicht. „Ob dem Verklagten, vermöge bes Auenrechtes, die Nutzung 
zuſtehe, fei für den gegenwärtigen Streit inſofern gleichgiltig, als hie gegen 
theilige Annahme die Klage noch nicht, bogrunde. Dem Verklagten gebühre - das 
Nutzungsrecht als Eigenthümer. Der Appellationsrichter verlegte die 88. 1. 2. 
9. bis 11. 23. 25. 26. Tit. 8. Thl. J., die 88. 9. und 10. Tit. = Chl. II. des 
A L-R. und die Redtsgrundfäge: 

1. Der, welder an öffentlihen Wegen Bäume gepflanzt, hat an den legte 
ten nur dann das Nutzungsrecht, wenn die Öffentlihen Wege Land- 
und Heerftraßen find, oder wenn provinzialrechtliche Befimmungen 
ober ein befonderer privatrechtlicher Titel ihm dieſes Nutzungsrecht ver» 
leihen. 

2. In Schleſien hat der Butsherr das Recht auf Benutzung aller Bäume, 
welde an ben durch den Butsbezirk führenden Wegen gepflanzt find. 

Die Beſchwerde erſcheint als nicht begründet. 

Der Schwerpunkt ber Ausführung bes Appellationsrihters liegt in — 
Annahme, daß die s$. 9. und 10. Tit. 15. Thl. II. des A. LR. auch hier An» 
wendung finden. Der Verklagte ſucht dieſe Annahme als unrichtig darzulegen, 
jedoch ohne Erfolg. 

Nah dem $. 47 des von Wen tzel entworfenen ſchleſiſchen Provinziglrechtes 
Neht zwar der Guteherrſchaft aud) die Benugung der Bäume an den Wegen zu. 
(Shlefiches Arhiv, Bo. 5. ©. 64.) Dies ift indeß nah den von Wentzel 
&. 180. gegebenen Motiven lediglich eine Folgerung aus dem $. 45. bes Ent» 
wurfes, wonach vermöge des Auenrechtes die Wege in der Regel fid) im Eigen- 
Kume der Gutsherrfhaft befinden. (Striethorft, Archiv Bd. 4. ©. 54, 
B.37. ©. 162.) 

& kann dahin geftellt bleiben, ob der Appellationsrichter das Nutzungsrecht 
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ber Gutsherrſchaft zu eng begrenzt, wenn er als deſſen Gegenſtand nur wilds 
gewachſene Bäume bezeichnet. Jedenfalls aber ift der in der Beſchwerde unter 
2 aufgefiellte vermeintliche Rechtsſatz zu weit gefaßt. Dem Appellationsrihter 
muß beigetreten werben, ‘daß das aus dem Auenrechte überhaupt bergeleitete 
Nutzungsrecht fih nicht auf regelmäßige Fünftlihe Bauanlagen beziehen läßt, 
welche nad) polizeilicher Anordnung auf öffentlichen Wegen von ben angrenzen 
den Grundbefigern zu unterhalten find. 

Aderdings ift die Bemerkung des Verklagten richtig, daß, wenn aud das 
Auenrecht dem Hägerifhen Anſpruche auf die Benugung der Bäume nicht ent- 
gegenftände, daraus doch nicht die Begründung dieſes Anſproches folge. Nach 
den bezogenen allgemeinen Vorfchriften aus dem Zit. 8. Thl. I. des A. CR. ift 
aud das Nutzungsrecht ein Auafluß des Eigenthumes und werden Beſchränkun⸗ 
gen bes Eigenthumes nicht vermuthet. Der Appellationsrichter findet aber in 
ber Beſonderheit des vorliegenden Rechtsverhältnifjes, daß, ungeachtet des Eigen⸗ 
thumes des Verklagten an den Bäumen, das Rupungsredt nicht biefem, fondern 
dem Kläger gebühre. Und dieſe Anficht entſpricht dem Geſetze. 

Die Tit. 13. bis 16, Thl. II. des A. L.⸗R., von denen der Tit. 15. im 
erften Abſchnitte die Land- und Heerſtraßen betrifft, enthalten eine Zuſammen⸗ 
ſtellung der Refultate, welche aus ber wirklich beftehenden inneren Staats. und 
LZandesverfaflung, aus den wenigen über manche Begenftände erlaffenen Edikten 
und aus ben Provinzial. Verordnungen, ſoweit diejelben entweder insgeſammt 
oder doch bie meiften unter ihnen übereinftimmten, gezogen find. (Bgl. Suarez 
amtliche Vorträge bei der Schlußrevijion in v. Kamp Jahrbüchern Bd. 41. 
©. 179.) 

Die Pflanzung von Bäumen an öffentlichen Wegen galt ſchon im vorigen 
Zahrhunderte als ein Gegenftand des öffentlichen Intereſſes. So find für 
Schleſien in den Jahren 1756, 1763 und 1764 Verordnungen ergangen, weldye 
die Dominien und Gemeinden zur Bepflanzung von nicht hauffirten Wegen ver⸗ 
pflichteten. (Korn, Editten-Sammlung Bd. 6. ©. 224. und 228, Bd. 7. 
©. 206, Bd. 8. S. 19.) Insbefondere für den Negierungsbezirt Breslau betr. 
biefe Unterhaltungspfliht das Miniftertal-Reftript vom 11. Mai 1827 und die 
Negierungsverfügung vom 4. Juni 1827. (v. Rönne, Wegepolizei ©. 423; 
Jäkel, Wegegefeßgebung für Schlefien, S. 85. folg.) - 

Das A. L.⸗R. ſpricht von folden Baumpflanzungen in den ss. 9. und 10. 
Tit. 15. Thl IL, welde lauten: 

89, Die Nugungen der an den Landftrafen gepflangten Bäume tommer 
In der Negel demjenigen zu gute, weldyer die Bäume gepflanzt bat. 

8. 10. Muß ein Anderer, als ber, welcher die Pflanzung zuerſt anges 
legt bat, dieſelbe unterhalten, jo tommt dieſem die Nutung der Bäume zu. 

Diefelben beziehen fi) auf Land» und Seerftraßen, ‘unter welchen nach dem 
%. 1.0.0.0. Wege zu verftehen find, welche „von einer Grenze bes Landes zu 
einer anderen, oder von einer Stadt, von einem Pofts ober Zollamte zu einem: 
anderen, oder zu Meeren und Sauptfirömen führen“. Es fragt fi, ob dieſe 
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Baihriften bejondere für Land» und Heerftraßen find, oder ob fie analog auch 
auf Bege anwendbar erſcheinen, welche unftreitig der öffentlihen Kommunikation 
dien, wenn fie auch nicht die Merkmale des 5. 1. a. a. O. enthalten. Der 
Vyellationsrichter hat letzteres mit Recht angenommen. 

Zu bemerken iſt, daß hier bie rechtlichen Folgen ber Thatſache der Pfianzung 
von Bäumen an einer Landſtraße außer Betracht bleiben können. Nah dem 
defichlspunkte des Appellationsrichters, welcher die Unterhaltungspflicht des 
Klägers feftgeftellt Hat, fommt es nur auf die Beſtimmung bes Geſetzes an, daß 
ben, melden die. Unterhaltung einer Baumpflanzung an einer Landſtraße 
obliegt, auch die Nutung ber Bäume zuſteht. 

Diefe gefegliche Beitimmung fegt die einem Anderen im öffentlichen Intereſſe 
obliegende dauernde Verbindlichkeit zur Unterhaltung einer orbnungsmäßigen 
daumpflanzung an den im gemeinen Eigenthume bes Staates ($. 21. Tit. 14. 
a.0.D.) befindlichen Lanbftraßen voraus. Es leuchtet ein, daß für ein ſolches 
Rehtöverhältnig Die Vorihriften ber 88. 276. folg. Tit. 9. Thl. I.a. a. O. nicht 
maßgebend fein konnten. Denn diejelben betreffen den Eigenthumserwerb durch 
Aeffion in Folge freiwilliger Bepflanzung und geftatten dem Gigenthümer, 
begiehungsweife Nugungsberechtigten des Bobens die Wahl, ob er bie Früchte 
fl genießen oder dem Pflanzenden überlafien, ober ob er ben Boden anders 
muten wil. "Die Ausübung eines jolhen Wahlrechtes bei Baumpflanzungen ber 
in Rede ſtehenden Art würbe ben Zwed des Geſetzes vereiteln. Es wäre aber 
md mit den allgemeinen Grundſätzen bes Rechtes nicht zu vereinigen, wenn ber 
Eigenthümer (Nutzungsberechtigte) des Bodens die Nutzung dadurch zu erlangen 
vermöchte, daß er dem, gemäß einer dauernden Verbindlichkeit, die Baumpflans 
zung Unterhaltenden immer nur den Werth der Baumpflanzen vergütete. Der 
Saß des Appellationsrichters: es ſei ein Nechtsprinzip, daß dem, welcher ben 
Rachtheil an einer Sahe zu leiden hat, die damit verbundenen Vortheile ges 
kübren, und umgekehrt, daß der, welcher den Vortheil hat, auch den Nachtheil 
kagen muß, wird bier vom Verklagten grundlos bemängelt. (Qergl. 1. 10. D, 
de R. J. 50,17]; Seuffert, Ardiv, Bd. 6. ©. 13; Koh, Recht der Forbes 
ungen, Bd. 1. ©. 237. 238; Förster, Theorie und Praxis zc., 3. Aufl. Bd. 1. 
© 758; $$. 11. 79. Tit. 15. Thl. 11.; 88. 107. ff. Tit. 8. Thl. I. des A. L.⸗R.; 
Oniheidungen des Ober-Tribunals, Bd. 42. ©. 49..50.) Wiemand darf ih 
rd Zueignung der Vortheile aus fremden Handlungen ohne beiondere Bes 
"öligung mit dem Schaden des Anderen bereichern. ($. 230. Xit. 13. Thl. I. 
MELNR) Die bier fraglihe Beitimmung in den $$. 9. und 10. Kit. 15. 
DI. a. a. DO. entipricht daher den allgemeinen Rechtsgrundſätzen. 

Daraus ergiebt fi aber auch die analoge Anwendbarkeit biefer Beftimmung, 
Sad dem zur Unterhaltung der Baumpflanzung Berpflichteten die Nukung 
Bäume gebührt, auf derartige Pflanzungen an öffentlihen Wegen über 
Das A. 2-R. enthält Feine umfafjende Klaffifitation der Wege und 
entlich feine bejonderen Vorjehriften über die öffentlihen Wege, welche man 
Rommunitationswege bezeichnet. (Entſcheidungen Bd. 19. ©. 333. folg.) 
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Infoweit Gleichheit des Grundes obmwaltet, find mithin die Vorſchriften des 
A. 2:R. über bie Land» und Heerftraßen analog auf die Rommunilationswege 
anzuwenden. ($. 49. ber Einl. zum A. 2.:R.; Förfter, a. a. O. 3b. 1. ©. 67.) 
Und eine ſolche Gleichheit des Grundes ift bei der hier vorliegenden Frage vor= 
handen; denn ber Kläger ift, nach ben Feflftellungen des Appellationsrichters, ges 
mäß polizeiliher Anordnung als Anlieger im öffentlichen Intereſſe zur. Unter: 
haltung ber Baumpflanzung an dem in Rebe ftehenden unftreitig öffentlichen 
(Rommunifationg:) Wege verpflichtet. (Bergl. Entiheidungen Bd. 35. S. 168. 
und Jäkel a. a. O. ©. 65. folg) Daraus folgt fein Recht auf die Benugung 
der Bäume. 

Daß der Appellationsrichter ben rechtlichen Grund der Unterhaltungspflicht 
des Klägers, auf welchem bie polizeiliche Anorbnung beruht, nicht erörtert, und 
es für gleichgiltig erachtet hat, wem bie Verbindlichkeit zur Unterhaltung des 
"Weges obliegt, ift jedenfalls ſchon deshalb ohne Belang, weil in dieſer Richtung 
ein Angriff nicht erhoben worden ift. 

Der oben unter 1. formulirte Rechtsſatz wird durch bie vorflehende Aus 
führung widerlegt. 

Einer Beweisaufnahme über die ftreitigen Thatſachen hinſichtlich der Merk⸗ 
male einer Landftraße bedurfte es hiernach nicht. (Entſch. Bd. 77. ©. 275.) 1. 


37. 
Waſſerrecht. Staurecht. 
(Ext. des Ober⸗Tribunals in Berlin vom 21. März 1876.) 


Der Appellationsrihter nimmt zwar als erwiejen an, daß gegenwärtig, wenn 
das Waller bes Ondruper Baches nad) Maßgabe der erftridhterlihen Entfchei- 
dung bis zur Höhe von 3 Fuß 10; Zoll von feiner Sohle ab aufgeflaut wird, 
dadurch nit nur ein Rückſtau über die Grenzen bes klägeriſchen Grundſtückes 
binaus, jondern auch eine theilweife Inundation der Grundſtüde des Verllagten 
verurſacht werde; er hält aber ben Kläger, troß ber Beltimmung bes $. 13 
Nr. 1 des Geſetzes vom 28. Februar 1843, auf Grund geichehener Erfigung, zu 
diefem Staue für beredtigt. Er fellt nämlich, unter der Annahme, daß auch 
ſchon nach ber landrechtlichen Geſetzgebung eine Verjährung bes Rechtes auf 
Stauung des Waflers flattfinden und namentlich, fomweit der gedachte $. 18 mit 
dem $. 99. Tit. 8. Thl. I. des A. 2.R. übereinftimmt, die ſchon vorher be- 
gonnene Verjährung eines folhen Rechtes nach ber Emanation bes allegirten 
Geſetzes fortgefegt und beendet werben fonnte, thatſächlich feſt, daß der Kläger, 
reſp. feine Vorbefiger das Waſſer feit länger ala 30 Sahren bis in bie neuefte 
Zeit in jedem Winter einige Monate hindurch in gleicher Höhe aufgeftaut haben, 
daß dies auch noch in dem Winter 1873 auf 1874 gefchehen und daß, ſelbſt 
wenn von ber Annahnıe auszugehen, daß bie Exfigung erft nad) dem Gefege vom 
28. Februar 1843 habe beginnen können, biefelbe dennoch vollendet jei, weil 
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dem Kläger erfi im Februar oder März 1874 durch Verfügung des Landraths- 
amtes die Weuihaffung des Staumerkes aufgegeben und die Kage erft im April 
1874 behändigt fei. Die Einwirkung des au’geitauten Wafjers auf die Grund⸗ 
flüde des Verklagten müſſe, da ermeislih an den Ufern und der Sohle bes 
Baches innerhalb der Grenzen des klägeriſchen Grundftüdes keine Veränderung 
vorgenommen worden, dieſelbe wie jegt, geweien fein. Der Rüditau habe alſo 
in der gegenwärtigen Ausdehnung ebentalls ſchon feit rechtsverjährter Zeit bes 


Die Ueberſchwemmung ber Grundſtücke des Verklagten fiehe aber dem Kläger 
um deshalb nicht entsegen, weil durch Zeugenbeweis feſiſtehe, daß der Verflagte, 
reſp. deſſen Vorbeſitzer vor 10 bis 15 Zahren eine auf feinem ®rundftüde in 
der Nähe der Mägerifchen Grenze gelegene, mit dem Bache in Verbindung ftehende 
Kuhle habe ausfüllen und dazu die Erde von dem umliegenden ®runpftüde abs 
genommen, jowie ferner, daß er jpäter — vor 6 Sahren — die dem Bachuſer 
entlang belegene f. g. Anmeide des Brunbftüdes Flur V. Nr. 39 um einen 
Spatenftich erniedrigt habe. „Der Verklagte“ — jo heißt es demnächſt wörtlich 
weiter — „hat alfo hiernach durch einjeitige Veränderungen an feinem Grund⸗ 
flüde die Niveauverhältnifie deffelben verändert und erft dadurch eine Webers 
ſchwemmung und Berfumpfung feines Grundftüdes verurfagt. Er kann ſich alſo 
auf den $. 13 des Geſetzes vom 28. Februar 1843 nicht berufen, da der Kläger 
ſchon zur Zeit jenes Geſetzes und feit rechtsverjährter Zeit das Wafler bes 
Ondruper Baches ebenfo hoch geftaut hat, wie gegenwärtig“. 

Die vom Verklagten eingelegte Nichtigkeitsbeſchwerde hält dieſe Gründe für 
rechtairrthũmlich und führt folgendes aus: 

‚Die Argumentation, daß Kläger das Staurecht erfeflen und Verklagter 
fi) die Stauung, troß der dadurch herbeigeführten Ueberſchwemmung feines 
Grundſtũckes, gefallen lafjen müffe, weil er diefe jelbft durch Veränderung ber 
Nivenuverhältnifie feines Grundbeſitzes veranlaßt habe, wäre nur dann richtig, 
wenn Verklagter die Veränderung erft zu einer Zeit vorgenommen hätte, als 
Kläger bereits das Staurecht erieffen. In Iegterer Beziehung irre jebodh ber 
Appellationsrichter. Bor der Wirkſamkeit des Geſetzes vom 28. Februar 1843 
babe die Erfigung des Staurechtes noch nicht begonnen, weil bis dahin nad 
dem $ 99. Tit. 8. Thl. I. des U. 2-R. der oberhalb liegende Beliger dem durch 
den unterhalb belegenen Befiger bewirkten Nüdftau, als ſolchem, nicht ohne 
BVeiteres habe wideriprehen fönnen, dieſe Möglichkeit ihm vielmehr erft durch 
den $. 13 Nr. 1 des gedachten Gefeßes, auch wenn ihm der Rüdftau feinen 
Nachtheil bringe, gegeben ei. Vorliegend habe Verklagter durch ben Rüditau 
bes Klägers, jo lange — bis vor 10 oder 15 Jahren - die Kuhle beftanden, 
feinen Nachteil gehabt, das Gegentheil auch der Appellationsrihter nicht feſtge⸗ 
delt. Eine Vollendung der Erfigung vor dem Geſetze vom 28. Februar 1843 fei nicht 
nahgewiejen, die jpäter jeit diejem Geſetze begonnene aber jedenfalls zur Zeit 
ber Ausjüllung der Kuhle und Erniedrigung der Anweide noch nicht vollendet 
Fneien. Berklagter jei damals zufolge Sn 9, 28, 25, Kit. 8. Thl. 1. des A 
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TR. in der Dispofition über fein Eigenthum unbefchräntt und Kläger nicht 
berechtigt gewejen, von ihm zu verlangen, daß er fein Grundftüd unverändert 
laſſe. Die Ausführung des Appelationsrichters, daß Verklagter durch die Ver: 
änberung der Höhe feines Grundftücdes bie Ueberſchwemmung befjelben jelbft 
verurſacht habe, könne daher bem Kläger nicht zu flatten kommen, vielmehr ftehe 
ihm, da er ein Recht, durch Rückſtau das Grundftüd des Verklagten über- 
ſchwemmen zu bürfen, durch einen befonderen Titel nicht erworben habe, naments 
lich auch nicht durch Crfigung, der 8. 13 Nr. 1 des mehr gebadhten Bejeges 
vom 28. Februar 1843 ſoweit entgegen, daß er nur fo ſtauen dürfe, baß 
dadurch keine Ueberſchwemmung ober Verfumpfung des Grunbftüdes des Ber- 
Hagten geſchehe. 

Der Appellationsrichter verlege Daher die 38. 9, 28, 25, 99, Tit. 8, Thl. I., 
den $. 625. Tit. 9, Thl. I. bes A. 2-R. und bie 88. 1 und 13 Nr. 1 des Ge⸗ 
fehes vom 28. Februar 1843.” 

Die Beichwerbe ift auch begründet. 

Die Frage: inwieweit die früheren landrechtlichen Beftimmungen über bie 
Befugniß zu Stauanlagen durd das Gejeg vom 28. Februar 1843 über bie 
Benußung ber Privatflüffe eine Aenderung erfahren und bemgemäß auch bie 
thatſächlichen Requiſite einer Erſitzung folder Rechte andere geworben find, kann 
auf ſich beruhen bleiben, weil der Appellationsrichter an bie in dieſer Sinficht 
wegen Beginnes ber Verjährung nad) älterem und ihrer Fortjegung nach jegigem 
Rechte ausgeiprochene Anficht eine, praktiihe Folge für die Entfheidung ber 
Sache infofern nicht gelnüpft hat, als er andererjeits unangefochten angenom⸗ 
men, daß die Erfigung, wie oben mitgetheilt, unter der ausfchließlihen Herrſchaft 
bes neuen Gejehes ſich vollzogen habe und in feiner Weife erfennbar gemacht 
bat, daß und wann er fie früher ſchon, unter Sinzurehnung eines Beſitzſtandes 
vor bem Jahre 1843, als vollendet feftftelle. 5 

Die Erfigung bes Rüdftaurechtes allein begründet jedoch ben klägeriſchen 
Anſpruch noch nicht. 

Der 5. 13 des Geſetzes vom 28. Februar 1843 lautet: 

„Dos dem Uferbefiger nad) $. 1 zuftehende Recht zur Benugung bes vor- 
überfließenden Waſſers unterliegt der Beſchränkung, daß 
1. tein Rückſtau über die Grenzen des eigenen Grundſtückes hinaus. und 
keine Ueberſchwemmung oder Verfunpfung fremder Brundftüde vers 
urſacht werben barf, ꝛc. 

Dadurch find dem Waſſergebrauche bes Uferbefigers — das „und“ ift Die- 
junktiv — doppelte Schranken gejeßt. Jede ift als eine bejondere anzujehen und 
erſt bei Einhaltung beider ift die Nugung des Waſſers gejegmäßig. Unzweifel⸗ 
haft unterliegen diefe Beſchränkungen, weil fie nicht jowohl im öffentlichen Inz= 
texefie, als vielmehr zum Beften ber bem Fluſſe anliegenden Befiger gegeben 
find, der Privatwilltür der Betheiligten und es kann daher auch hinſichtlich jeder 
einzelnen von ihnen ein ihr entgegenftehendes Recht durch jeden giltigen Privat- 
rechtatitel und alfo aud durch Verjährung erworben werden; es ift jedod durch 
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ben Erwerb des Rechtes zum Rückſtaue in einer beftimmten Höhe nur bie eine 
Schranke überwunden und beshalb ein Waſſergebrauch, auch wenn er fi) inner 
halb diefer Höhe des Staues hält, dennoch ein unerlaubter, wenn er im Laufe 
der Zeit eine Ueberſchwemmung oder Verfumpfung fremder Grundftüde (ohne 
eigenes Verſchulden ihrer Befiger) herbeiführt. 

Das geht deutlich aus der Entftehungagefchichte des Geſetzes hervor. 

Der erfte Entwurf defielben lautete im 8.23 Nr. 5: 

„Wafjerleitungen müfjen fo angelegt werden, daß fie nicht eine Weber 
ſchwemmung fremder Grundftüde herbeiführen und die Fahrbarkeit öffentlicher 
Bege hindern.” ü 

und im $. 26: u 

„Jeder Eigenthümer eines an dem Fluffe grenzenden Grundſtückes iſt zur 
Anlegung von Stauwerken innerhalb jeines Grunbftüdes befugt; es barf aber 
kein auf fremde Grundftüde fich erftredender Rüdftau bewirkt und der Waſſer⸗ 
lauf nicht auf eine die Vorfluth hinderlihe Weife gehemmt werben.“ 

Daraus erhellt, daß von vornherein die Ueberſchwemmung frember Grund 
flüde und die Anftauung des Wafjers in das nadbarliche Gebiet hinein als 

. nadtheilig und die Rechte der übrigen Adjazenten kränkend aufgefaßt und des⸗ 
halb gleihmäßig die eine, wie die andere dem Uferbefiger verboten ift. 

Später bei Umarbeitung bes erften Entwurfes wurden die beiden mitgetheils 
ten Beftimmungen zufammengezogen und als Beſchränkung für die Benugung 
des Waſſers aufgeftellt, „daß kein Rüdftau und Feine Weberfhwenmung oder 
Berfumpfung auf fremden Grundftüden verurjadht werden dürfe,” und endlich 
in ber Schlußfigung der Kommiſſion vom 17. Juni 1842 die jegige Faſſung im 
8.13 Nr.1 vereinbart. Es heißt in dem betreffenden Protokolle: 

„Im 8.13 fol gefagt werben: „kein Rückſtau über die Grenzen des eige- 
nen Grundftüdes hinaus und keine Ueberſchwemmung oder Verfumpfung 
fremder Grundflüde,” da der Fall eintreten kann, daß der Rüdftau innerhalb 
der Grenzen des Grundftüdes des Unternehmers der Anlage bleibt und body 
eine Ueberſchwemmung oder Verfumpfung fremder Grundftüde bewirkt wird, 
welche unter allen Umftänben zu vermeiden ift.“ 

Wenn gleihwohl der Appellationsrichter die Ueberſchwemmung eines Theiles 
des Grundſtückes bes Verklagten, obwohl fie nach feiner Fefftelung durch den 
Rückſtau des Klägers verurfadht wird, diefem nicht anrechnet, weil Verflagter 
jelbft Durch Die Veränderung der Niveauverhältniffe des Grundftüdes den nächſten 


Anlaß dazu gegeben und berjelbe ſich deshalb auf ben 8. 13 ber Geſetzes vom 


%. Februar 1843 nicht berufen könne, da Kläger ſchon zur Zeit defielben und 
feit rechtsverjährter Zeit Das Waſſer ebenfo hoch geftaut habe, — fo irrt er aller 
dings in doppelter Sinficht. 

Die bloße fattifhe Ausübung des Staues im Jahre 1843 Tann unmöglich 
Sn rechtlichem Einfluffe auf die Streitfrage fein. Und auch der fpätere Erwerb 
Rs Rechtes dazu legalifirt dieſe Art ber Mafjernugung noch nicht nad) allen im 
Weite vorgefehenen Richtungen und läßt namentlid nad) Obigem bie durch fie 
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bewirkte Ueberſchwemmung noch nicht als erlaubt ericheinen. Tiefe ftellt fi 
vielmehr mit ihrem Eintritte als ein neuer, beionderer Eingriff in das Eigen- 
tum bes Berflagten dar, der dem Stläger nur dann geftattet wäre, wenn er die 
Befugniß dazu ebentalld befonders erworben hätte. Infofern ift gegen den ge: 
dachten $. 13 Nr. 1 verftoßen. 

Ebendeshalb verletzt aber aud ber Appellationsrichter bie 88. 9, 23, 25, 
Tit. 8 Thl. I. des A. L.⸗-R, wenn er aus ber vor 10 bis 15 Jahren und fpäter 
von dem Verflagten vorgenommenen theilweifen Vertiefung feines Grundftüdes 
einen Grund entnimmt, um ihm das Recht abzufpredhen, die Ueberſchwemmung 
gegen den Kläger zu rügen und diefen dadurch zugleih wegen der legteren für 
entſchuldigt anfieht. Davon könnte, wie die Nichtigkeitsbeſchwerde zutreffend 
bervorhebt, nur in dem Falle bie Rede fein, wenn Kläger bereits zur Zeit ber 
Vertiefung das Staurecht erworben gehabt hätte. Denn nur dann würde es ſich 
fragen können, ob und inwieweit Berklagter dies fchon beftehende Recht durch 
willtürlihe Veränderungen in feinem Grundſtücke vereiteln oder ſchmälern konnte. 

Diefer Fall liegt indefjen nach ber Feſtſtellung des Appellationsridhters nicht 
vor. Die Veränderungen find deshalb zweifellos als dem Verklagten zuftändige 
Befugniffe in Betreff der Verwaltung und Dispofition über fein Grundftüd, als . 
Ausflüffe feines Eigenthumsrechtes daran, nach Maßgabe ber allegirten Vorſchriften 
anzufehen, deren thatfächliche Folgen in Betreff der Ueberfluthung Kläger nur 
dann dem Berflagten zufchreiben und als nicht geeignet, den Umfang feiner bis⸗ 
berigen Waflernugung zu bejchränten, ausgeben könnte, wenn er den Erwerb 
eines bezüglichen Unterfagungsrechtes oder jonft zu behaupten vermodht hätte, daß 
die Vertiefung gegen pofitive gejeglihe Anordnungen verftoße. Dies ift nicht 
gejchehen und es können beshalb bie Veränderungen zum Nachtheile des Verklagten 
bier überhaupt nitt in Betracht fommen. Das Appellationsurtel unterliegt -dems 
nad inſoweit der Vernichtung. 

Bei freier Beurtheilung ergiebt fi, daß das erfte Erkenntniß nicht haltbar ift. 

Es ift zwar dem erften Richter darin beizupflichten, daß nad) dem $. 23 des 
Geſetzes vom 28. Februar 1843 über ben ftreitigen Anſpruch der Rechtsweg zus 
läffig ift; in der Sache felbft jedoch müſſen im Widerſpruche mit ihm die vorents 
widelten Gründe &la Mabftab für die Entiheidung gelten. Wenn ihm baher 
aud ferner darin beizutreten ift, daß Kläger, nad) den eiblihen Ausfagen der 
vernonmenen Zeugen, ein Recht zum Rüdftaue in Höhe von 3 Fuß 105 Zoll 
von der Eohle des Baches an dem Steinwerle der Etauanlage in Folge gleich“ 
mäßig alljährlich fortgefegter Ausübung deilelben feit Emanation des gedachten 
Geſctzes bis zum Ablauf des Winters 1873 74 durch Erfigung erworben hat, jo 
tritt doch dem Anſpruche, das Waffer auch ferner in diefer Art nugen zu dürfen, 
nad dem $. 13 diejes Geſetes die Thatſache entgegen. dab biefer Waſſer gebrauch 
ſeit mehreren Jahren nach dem Reſultate der Beweisaufnähme eine rheilweife 
Ueberſchwemmung des Ackers des Verklagten bewirkt, die unſtatihaft iſt. Die 
vom Kläger dagegen geltend gemachten Gründe namentlich der Umſtand, daß 
Verklagter eine Senkung der Bodenfläche feines Grundſtückes an den Stellen, 
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wo bie Inundation ftattfindet, vorgenommen habe, ftehen der Berufung bes 
legteren auf den Schuß des $. 13 Nr. 1 nicht ‚entgegen, auch nicht in Rüdficht 
auf die fchon beregte Frage: ob dem Kläger nicht ſchon zur Zeit ber Veränderung 
ber Höhenverhältniffe des Brundftüdes bes Verklagten das Staurecht in dem 
jegigen Umfange zuftand. Nach dem früheren Rechte, dem 8. 99 Lit. 8 Thl. J. 
bes 4. 2.:R., war eine Hemmung ‚bes Waflerlaufes in Privatflüfien nur infofern 
unterfagt, als fie „zum Nachtheile der Nahbarn und Mferbemohner“ geſchah, und 
ohne diefen Nachweis daher ein Widerſpruch auch gegen Stauungen nicht gegeben. 
Daraus folgt, wie Verklagter richtig bemerkt, daß Kläger vor 10 bis 15 Jahren 
das flreitige Rüdftaurecht noch nicht erjeflen haben konnte, weil bafjelbe nament- 
li) in dem Umfange, wie e& hier in Frage fteht, erſt durch die Beſtimmung bes 
mehrerwähnten $. 13 ſchlechtweg verboten und alfo auch erft in Folge bes dadurch 
dem Verklagten geftatteten Wideripruches eine Belikergreifung bes gegenüber: 
Rehenden Rechtes möglich war. Daß Verklagter duch den Stau ſchon früher 
und vor dem Jahre 1843 benadhtheiligt worden fei, ift nicht behauptet. 

Als Refultat der Beurtheilung ftellt fi} hiernady heraus, daß Kläger zwar 
ferner, wie auch Verflagter felbft anerkennt, das Waſſer aufftauen darf, jedoch 
nur in dem Maße, dab das dadurch gehobene Wafjer die Brüundftüde des Vers 
Hagten nicht überſchwemmt oder verfumpft. Dahin ift die erfte Entſcheidung abs 
juändern. Zur Rormirung einer feften Stauhöhe nad} beftimmten Maße, das 
Kläger einzuhalten habe, ergeben die Alten kein Material, auch find auf meitere 
Ermittelung nad) diefer Richtung Parteianträge nicht geftellt. Die gedachte Maß⸗ 
gabe begrenzt auch den Umfang des Elägerifchen Rechtes erkennbar genug, jo daß 
über die Tragweite der Entſcheidung fein Zweifel obwalten und es ben Parteien 
überlaffen bleiben kann, eventuell die Fixirung nad Inhalt derfelben in einem 
befonderen Verfahren herbeizuführen. 1. 


38. 


Gebũhrenbezug der Medizinalbeamten. Br. Geſ. v. 9. März 1872 (G.⸗S. ©. 265). 
(Ext. des Ob.-Trib. in Berlin vom 4. Mai 1876.) 


Die von den Vorinftanzen dem 8.6 des Geſetzes vom 9. März 1872 geges 
bene Auslegung ift die richtige und die desfallfige Motivirung -eine zutreffende. 

Die von Gerichten oder anderen Behörden in Anſpruch zu nehmende jachs 
verftändige Thätigfeit der Mebizinalbeamten umfaßt nicht allein die eigentliche 
Begutachtung, kann und wirb ſich vielmehr in vielen Fällen auch auf die Erbes 
bung der thatſächlichen Grundlagen eines abzugebenden Gutachtens, bezw. auf bie 
Unterftügßung der Behörden bei den desfaljigen Ermittelungen erft.eden. 

Der $. 3 regelt, ungeachtet feiner im Eingange zum Ausdrude gebrachten 
generellen Zendenz, die Vergütung für die Thätigfeit der Medizinalbeamten in 
der legtbezeichneten Richtung nicht erfhöpfend, mird vielmehr in den folgenden 
Yaragraphen ergänzt. Die im $. 3 firirten Gebührenfäge begreifen in fich die 


I 
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Vergütung für die Teilnahme der Mebizinalbeamten an den betreffenden termin» 
lien Verhandlungen. Auch fol die nad dem $. 3 Nr. 6 zu bemeflende Gebühr 
bie Einfiht der Akten und bie bort bezeichneten techniſchen Unterſuchungen mit 
bonoriren. Wenn im zweiten Abfage der Nr.6 a. a. O. bemerkt ift, die höheren 
Sätze (2 bis 8 Thlr.) feien insbefondere in den zulegt heroorgehobenen Fällen , 
einer umfafjenderen Bemühung zu bewilligen, jo berechtigt diefe Faſſung keines- 
wegs zu der Annahme, daß im Mebrigen ein Mehreres, als das eigentlihe Gut⸗ 
achten durch jene Gebühr habe vergütet werden follen. Jene Faſſung weiſt viel 
mehr nur darauf hin, daß das Maß ber in der Abgabe des Gutachtens hervor⸗ 
tretenben Leiftung für bie Honorirung beftimmend fein fol. Sie beengt die Ans 
ordnung des 8.6 a. a. D. in keiner Weile. In den den $. 6 einleitenden 
Worten: „Sind zu ber verlangten ſachkundigen Ermittelung befondere Vorbeſuche 
nöthig . . .“ treten die Vorbeſuche als vorbereitende Handlungen in Begenfat 
zu der verlangten ſachkundigen Ermittelung. Dieſe Ermittelung ſoll ſelbſtver⸗ 
Rändlich nit in der Perfon bes Mebdizinalbeamten zur Verwerthung gelangen, 
vielmehr ber Behörde in Geftalt eines Gutachtens zugängig gemacht werben. Die 
dem Medizinalbeamten obliegende Thätigkeit findet daher erft in der Erftattung 
bes leßteren ihren Abſchluß. Dem gegenüber find ſämmtliche, für die Infors 
mation bes Sachverſtändigen erforderlich gewordene Beſuche Vorbeſuche. Es Liegt 
fein aus dem Gefege erkennbarer Grund zu der Annahme vor, daß mit diefem 
Ausdrude ein anderer, ald biefer Wortfinn habe verbunden werden follen. Die 
abweichende Auslegung, welche bie Klägerin vertritt, ermangelt, indem fie eine 
regelmäßige Feftftellung der jachverftändigen Ermittelung des Medizinalbeamten 
mit dem legten Beſuche vorausfegt, der fiheren Schlüffigkeit und unterftellt uns 
fatthafter Weife dem Gejeßgeber einen ungeeigneten, weil unklaren Ausbrud 
feines Willens. 

Wäre die Unterfuhung ber betreffenden Perſonen durch den Verklagten durch 
einen gerichtlichen Termin gefchlofien, jo würde feine Vergütung für deſſen Ab« 
haltung und das Gutachten lediglich nad) dem $. 3 a. a. DO. ſich bemefien. Die 
Kürzung der Vergütung für den legten der gemachten bejonderen —— iſt 
aber in den Vorſchriften des Geſetzes nicht begründet. 1. 


39. 


Nachweis der Hülfsbedürftigkeit im armenrechtlichen Sinne. Exiſtenz alimenta- 
tionspflichtiger Verwandte. 
(Erk. des Bundesamts für das Heimathweſen in Berlin vom 2. Dez. 1876.) 


Die Einwendungen des Verklagten gegen den Klageanſpruch ſind unbegründet. 
Die Hilfsbedürftigkeit der Familie Schw. wurde dadurch allein nicht aus⸗ 
geſchloſſen, daß zwei Söhne erſter Ehe des Arbeiters Karl Schw. vorhanden ſind, 
welche möglicher Weiſe zur Leiſtung von Alimenten hätten herangezogen reſp. 
gezwungen werben können. Da dieſelben für den Unterhalt ber Familie von 


Entſcheidungen und Erlaffe von Gerichten umb anderen Behörden. 181 


Mühlheim aus, wo fie zurüdgeblicben find, thatfächlich nichts beitrugen, jo würbe 
Kläger feine Pflicht unbebingt verlegt haben, wenn er die Familie, ftatt fie zu 
unterflügen, unter Berweifung an alimentationspflihtige Verwandte, hülflos ge- 
Iaflen hätte. Auch if es, wie der erfte Richter zutreffend bemerkt, nicht Aufgabe 
des vorläufig unterftügenden Verbandes, privatrechtlih zur Alimentation vers 
pflichtete Perfonen zur Erfüllung diefer Pflicht anzuhalten; er kann das ‚dem fürs 
forgepflichtigen Armenverbande überlafjen. 

Aber auch im Hebrigen liegt fein Grund vor, die Rothwendigkeit der ftreis 
tigen Unterftügung zu bezweifeln. Wenn ber erfte Richter diefelbe einfach dadurch 
für widerlegt erachtet, dab die Ehefran Schw. unbeftritten arbeitsfähig geweſen 
fei, und davon ausgehend, daß die verehelihte Sch., nachdem ihr die Pflege des 
tranten Mannes abgenommen war, den Lebensunterhalt für fi) und zwei Kin⸗ 
der (von 8 und 5 Jahren): durch Arbeit habe erwerben können, den vom Kläger 
angebotenen Beweis des Gegentheils ‘für unerheblich erklärt, fo ift ihm darin 
ſchlechterdings nicht beizutreten. Es giebt feine Vermuthung dafür, daß eine 
arbeitsfähige Frau ein oder zwei oder mehr Kinder ohne öffentliche Unterftügung 
zu ernähren vermag; eine Frage, welche fih nur nad) den Verhältnifien des ein- 
zelnen Falles beurtheilen läßt, kann unmöglich ſchablonenmäßig beantwortet wer⸗ 
ben. Aber felbft wenn man eine Vermuthung dafür zulafien wollte, daß bie vers 
ehelichte Sch. ſich und zwei Kindern den nothwendigen Lebensunterhalt zu ver 
Ihaffen im Stande war, würde ber Beweis des Begentheild bem Kläger nicht 
haben abgeſchnitten werden dürfen. In jegiger Inftanz hat nun Kläger Aus 
lafjungen bes betreffenden Armenpflegers und des Bezirksvorftehers beigebracht, 
welde jene Annahme des erften Richters vollftändig entfräften. Und da Vers 
Hagter die Glaubenswürdigkeit der Ausfagen Beider nicht angefochten hat, fo 
war ohne weitere Beweißerhebung die vom Verklagten beftrittene Sülfsbedürftig- 
teit ber Angehörigen des Arbeitere Sch. während ber fieben Wochen, in welchen 
fie unterftügt worden find, für dargethan zu erachten und Verklagter nach dem 
Klagantheile zu verurtheilen. 1. 


40. 


Die Erſatzpflicht des Armenverbandes, der fihh ber vorlänfigen Fürjorge wider⸗ 
rechtlich entzogen hat, ift feine eivilrechtliche, ſondern eine nad) dem Reichs⸗ 
geieh vom 6. Juni 1870 zu regelnde armeurechtliche Verbindlichkeit. 

(Exk. des Bunbesamts für das Heimathmweien in Berlin vom 25. Nov. 1876.) 


Wenn ber erfte Richter die durch ärztlihe Behandlung und Verpflegung bes 
kranken F. im Krantenhaufe zu %. verurfadhten Koften nur, ſoweit fie in den 
erften jehs Wochen der Krankenpflege entftanden find, dem verklagten Armens 
verbande zur Erftattung auferlegt und den Hägerifchen Ortsarmenverband ber 
Stadt 2. mit feiner weitergehenden Erfaßforderung deshalb abgewiejen hat, weil 
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Verflagter nur nad Maßgabe der Beftimmung in 8. 29 bes Neichegejeges vom 
6: Juni 1870 erfagpflichtig fei, fo kann ihm darin nicht beigetreten werben. 

Der Verklagte hat nach der ftillihweigend zugeftandenen Darftellung des 
Sachverhalts in der Klage den in feinem Bezirke erkrankten und biljsbebürftig 
gewordenen p. F nah ber Stadt 8. geſchafft und dort Yeinem Schickſale übers 
lafien, die ihm nach 8. 28 des.Reichegefeges vom 6. Juni 1870 obliegende Pflicht 
der vorläufigen Fürforge alfo nicht erfüllt, und ift ſchon deshalb, ganz abgefehen 
von feiner Eigenichaft als Armenverband bes Dienftortes, verpflichtet, den Kläger, 
der fid) des Hilfsbedürftigen nothgeprungen annehmen mußte, für feine Leiftungen 
ſchadlos zu halten (Wohl ers Entſcheidungen Heft V. ©. 105, VII. ©. 46 fi), 
vorbehaltlich des Regreſſes gegen ben befinitiv fürforgepflihtigen Armenverband. 
Diefe von der Verpflichtung aus $. 29 leg. cit. völlig unabhängige Verbindlich 
keit erleidet jelbftverftändlich feine Beſchränkung dadurch, daß Berklagter zugleich 
der Armenverband des Dienftortes ift und den definitiv fürforgepflichtigen Armens 
verband jeinerjeits wegen ber Koften ber Krankenpflege in ben erften ſechs Wochen 
nicht in Anſpruch nehmen Tann. 

Indeſſen ift die Erfagpflicht des Armenverbandes, welcher fi) der vorläufigen 
Fürforge widerrechtlich entzogen hat, feine zivilrechtliche, jondern eine aus $. 28 
bes Reichögefeges vom 6. Juni 1870 entipringende armenrechtliche Verbindliche 
keit, welche den die Höhe des Erjages normirenden Beftimmungen in $. 30 des 
Reichsgeſetzes und ben auf Grund biejes Paragraphen in den einzelnen Bundess 
ſtaaten aufgeftellten Tarifen ebenfo unterworfen if, wie die Erſatzpflicht des befi« 
nitio fürforgepflichtigen Armenverbandes. In dem erfien Abjage des $. 30 ift 
zwar nur von legterer die Rede, wie denn überhaupt das Reichsgeſetz die Erſatz⸗ 
pflicht des gegen $. 28 handelnden Armenverbandes nirgend ausdrücklich ſtatuirt. 
Im Geifte des Befeges liegt es aber ſicherlich, daß der zur vorläufigen Fürſorge 
nad) $. 28 verpflichtete Armenverband für die Erfüllung dieſer Pfliht audy armen- 
rechtlich haftet. Und wenn man genöthigt ift, dieſe Haftpflicht als eine armen⸗ 
rechtliche Verbindlichkeit anzuerkennen, fo liegt es einfach in der Konfequenz, nicht 
blos die Zuftändigfeit der Spruchbehörden in Armenſachen auf derartige Streitig- 
teiten zu erftreden, fondern auch die Beitimmungen, welde die Höhe armenrechte 
licher Erſatzanſprüche regeln, gegenüber bem aus $. 28 in Anjpruich genommenen 
Armenverbande zur Anwendung zu bringen. So hat aud) das ——— bereits 
früher entſchieden (Wohlers VI. ©. 94). 

Nah Maßgabe des Preugifchen Zarifs vom 21. Auguft 1871 darf ber vers 
pflegende Armenverband Mehraufwendungen für Heilmittel, Kranfenwartung 2c., 
überhaupt Ausgaben für Krantenpflege im Gegenjage zur gewöhnlichen Berpfle- 
gung, unverfürzt in Anfag bringen, wenn die Krankheit eine ſchwere war. Diefe 
Vorausfegung trifft hier zu, da F. nad) ber Nezeptionsverhandlung an Wafler- 
ſucht litt und im SKrantenhaufe ftarb. Die Anfäge für Arzneien, ein Bad, Eis, 
Rothwein und Bier, welde legteren Getränke im vorliegenden Falle augenſchein⸗ 
li) im Intereſſe der ärztlichen Behandlung verabreicht worden find, müfjen daher 
zur Erſtattung zugelafien werden. Tie Natur der Krankheit brachte es ferner 
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mit fih, daß die Reinigung der Bett: und Leibwäſche einen erhöhten Aufwand 
verurjahte. Die Höhe dieſes Mehruufmandes ift peziell allerdings vom Kläger 
nicht ngchgewieſen; es darf aber bei der langen Dauer der Verpflegung der liqui« 
dirte Betrag von 34 Mt. 20 Pf. ale das entipredhende Aequivalent angefehen 
werden, und es ift auch Diele Angabe zu den befonderen Koften ber Krantens 
pflege, welche durch den Pauſchſatz Nr. 1 nicht gededt werden, ausnahmsmeife 
zu rehnen. Dagegen find bie liquidirten Heizungskoſten in Ermangelung bes 
Nachweiſes, dab ein beſonderes Zimmer für 2c F. geheizt werden mußte, ala zu 
ben allgemeinen Verwaltungskoſten gehörig, auch durch den tarifmäßigen Pauſch⸗ 
fag für Verpflegung gededt, von der. Liquidation abzufegen. 

An der vom Verklagten hiernach zu erfegenden Geſammtſumme von 175 Mt. 
24 Bf. fommen aber noch diejenigen 77 ME. 40 Pf., welche der Landarmenvers 
band der Neumarf dem Kläger bereits freiwillig für die Krankenpflege vom 
17. September 1875 ab vergütet hat, in Abzug. Wenn die Vergütung von 77 Mt. 
40 Bf. etwa zu niedrig berednet ift, jo muß es nad dem Obigen dem Verklagten 
überlafjen bleiben, wegen bes Fehlenden den Landarmenverband nachträglich noch 
in Anipruch zu nehmen. Kläger ift nicht verpflichtet, diefen Streit mit dem 
befintiv fürforgepflichtigen Armenverbande sauszufechten. 

Die Entſcheidung des Koſtenpunktes rechtfertigt ſich dadurch, daß Kläger mit 
einem geringen Theile der Klagforderung auch in jegiger Inſtanz unterliegt. 1. 


41. 


Unterbrehung de3 Aufenthaltes im armenrechtlichen Sinne durd Entfernung. 
(Erf. des Bundesamts für das Heimathweſen in Berlin vom 16. Sept. 1876.) 


Obgleich nad) 8. 13 des Reichsgeſetzes vom 6. Juni 1860 als Unterbrehung 
des Aufenthaltes eine freiwillige Entfernung nicht anzufehen ift, wenn aus den 
Umftänden, unter welchen fie erfolgt, die Abſicht erhellt, den Aufenthalt beizus 
behalten, jo kann die Anwendung dieier Vorſchrift doch nicht dahin ausgedehnt 
werden, daß die Beibehaltung des Aufenthalts ohne eine wirkliche perjönliche 
Anwejenheit, nur durch die Abjiht auf Jahre hinaus al® möglih angenommen 
wird. In allen den Fallen, in melden das Bundesamt bisher eine Entfernung, 
namentlich auf auswärtige Arbeit, nicht jür eine Unterbrehung des Aufenthalts 
angejehen hat, hat eine wiederholte Ruckkehr innerhalb der zweijährigen Abs 
weſenheitsfriſt ftattgefunden, oder die Abwejenheit war überhaupt nur eine kurze. 
Andrerjeits ift aber (efr. Entſcheid. V. ©. 9 fg.) wiederholt ausgeführt, dab die 
Zurüdlafjung der Familie, wiederholte Beſuche derjelben und das Fortzahlen 
der Steuern noch nicht geeignet feien, die Annahme einer Furtfegung des Auf⸗ 
enthaltes Seitens des Familienhauptes zu rechtfertigen. Sp. ift feit Juli 
1871 bis zu jeiner im Augujt 1875 eingetretenen Hülfsbedürftigleit abweſend 
gemejen. 
€3 kann dahin geitellt bleiben, ob er urſprünglich bei feiner Entjernung von 
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Fr. bie Abſicht hatte, dort feinen Aufenthalt durch Rückkehr wieder fortzufegen 
und denſelben inzwiſchen beizubehalten. Wenn er aber über Zahr und Tag fort- 
geblieben war, fo hatte er inzwilchen jedenfalls die Abfiht aufgegeben, feinen 
Aufenthalt in Fr. beizubehalten und feitvem hat er durch zweijährige Abmwefen- 
beit den Unterftüßungswohnfig bafelbft verloren. 

Hiernad rechtfertigt fich die Abweifung des Klägers und bie N 
ber Roften. 


42. 


Vorausſetzung der Erftattungöflage gegen einen Ortsarmenverband, der fid) vor⸗ 
laͤufiger Unterftüßungspfliht entzogen hat. Negotiorum gestio. 


(Erk. des Bundesamts für das Heimathweſen in Berlin vom 16. Sept. 1876.) 


Der Ortsarmenverband Frankfurt a, M. hat gegen ben Drtsarmenverbanb 
Biebrich die Koften für dreiwöchentliche Verpflegung und für Beerdigung des in 
ber Zeit vom 5. bis zum 26. Mai 1874 in ber Srrenanftalt zu Frankfurt a. M. 
untergebracht gewejenen Schuhmachers E. C. aus Roveredo in Sübtyrol mit zu- 
ſammen 19 Thlr. 24 Sgr. 3 Pf. eingellagt. Die Klage wird darauf geftüßt, 
daß bie Hülfsbedürftigkeit des Cabruſſa, wegen deren in Frankfurt a. M. die 
öffentlihe Armenpflege eingefchritten ift, ſchon in Biebrich hervorgetreten jet, daß 
die Ortsbehörbe zu Biebrich jedoch, der Beſtimmung in 8. 28 des Reichsgeſetzes 
vom 6. Iuni 1870 zuwider, den C. mit der Eiſenbahn nad Frankfurt a. M. 
befördert und in folder Weife dem zulegt gedachten Armenverbande eine Laſt 
zugewälzt habe, die nad $. 28 eit. von Biebrich jelbft zu übernehmen ges 
wejen wäre. 

In dieſer Beziehung fteht allerdings feft, daß ber E. in ber Nacht vom 3. 
und 4. Mai 1874 auf der Etraße zu Biebridy aufgegriffen und in das Polizei⸗ 
gefängniß gebradht worden ift, daß der Bürgermeifter zu Biebrid ihn am 4. Dtai 

* feines auffallenden Verhaltens wegen, burd den Arzt Dr. C. hat unterfuchen 
und ſodann, da der Arzt ihn für veifefähig erflärte, auf Koſten der Gemeinde 
ein Eijenbahnbillet nach Frankfurt a. M. und eine baare Reifeunterftügung von 
39 Kreuzer hat verabfolgen- lafien. In Biebwich ift der C. durch einen Schuß- 
mann auf den Bahnhof geleitet worben ; auf dem Bahnhofe zu Frankfurt a. M. 
ift er dann fefigenommen und alsbald als irrfinnig und hülfsbebürftig erfannt 
worben. 

Nichtsdeſtoweniger mußte bie Beftãtigung des abweiſenden Erkenntniſſes 
erſter Inſtanz erfolgen. 

Die Zuläſſigkeit der Erſtattungsklage gegen einen Ortsormenverband, 
welcher fi der ihm nad) $: 28 des Reichsgeſetzes vom 6. Juni 1870 obliegenben 
vorläufigen Unterflügungspfliht entzogen und folhe einem anderen Armenvere 
bande zugemwälzt hat, ift von dem Bundesamte zwar in wiederholten Entfcheis 
dungen anerkannt worben. Bedingung einer ſolchen Klage ift es aber, — wos 
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von das Bundesamt bei den bezüglichen Entſcheidungen ſtets ausgegangen iſt —, 
dab die Hülfsbedürftigkeit der betr. Perjon an dem in Anſpruch zu neh⸗ 
menden Orte erkennbar hervorgetreten ift, — bergeftalt, daß das Nichteinfchreiten 
der öffentlichen Armenpflege ala eine Pflihtverfäumniß der Armenbehörbe 
fich darſtellt. Nur, wenn biefe Bedingung zutrifft, kann von einem, aus ber 
Vorſchrift des 8. 28 cit. herzuleifenden Regreßanſpruche bie Rebe fein. Wenn 
Rläger und Appellant flatt defjen das Fundament der nützlichen Geſchaäftsführung 
(negotiorum gestio) heranziehen zu können glaubt, fo überficht er, daß bie 
Zahlung einer Beldfumme unmöglich als ein nützliches Geſchäft für denjenigen 
betrachtet werben Tann, der zu folder Zahlung jelbft nicht verpflichtet il, 
der alfo durch das Nichtzahlen bezw. durch fein Nichthandeln einer Pflichtver⸗ 
ſaͤumniß im Rechtsſinne ſich nit ſchuldig macht. 

Hiervon ausgehend, war alſo im vorliegenden Falle zu beweiſen, daß die 
Armenbehörde zu Biebrich den C., auch ohne daß ein hierauf bezuglicher Antrag 
vorlag, von Amtswegen in eigene Pflege hätte nehmen müflen. Dieſen Bes 
weis hat aber das Bundesamt als geführt nicht erachten können. 

Der Dr. ©. hat eidlich erflärt,- daß er bei der vorgenommenen Unterfuhung 
ben ©. körperlich volltoitmen gefund und nur „geiftig beſchränkt“ gefunden habe; 
er habe daher dem Bürgermeifter erklärt, daß er gar feinen Anſtand fände, den 
€, allein nad) Haufe reifen zu lafjen, — wovon, wie z. B. hinzufügt, ſelbſtver⸗ 
Ränbli feine Rede hätte fein können, wenn er denſelben für geiftestrant hätte 
balten müfjen. 

& ift nun zwar dem Appellanten barin beizutreten, daß eine, zur Er⸗ 
bebung der Klage aus 8. 28 cit. berechtigende Pflichtverfäumniß auch dann ans 
genommen werben muß, wenn bie Armenbehörde bes betreffenden Orts aud nur 
bei Anwendung größerer Sorgfalt das Vorhandenſein eines Armens 
pflegefalles hätte wahrnehmen müfjen und daß es zur Begründung einer folhen 
Klage nicht gerade bes Nachweiſes eines direkten dolus bedarf. 

Es mag überdies, was ben vorliegenden Fal betrifft, ein Zweifel darüber 
nicht ausgeſchloſſen bleiben, ob nicht ſchon in Biebrich der Zufland des ©. ein 
folder geweſen fei, daß ein fofortiges Einſchreiten hätte indizirt erfcheinen 
Ennen. Hierfür ſcheint die Ausfage des Geheimen Sanitätsrathes Dr. H. zu 
Frankfurt a. M. zu ſprechen, welcher es für unbegreiflich erklärt, daß ein Arzt 
sber auch ein Laie die Geiftestrankheit des C. nicht auch am 4. Mai ſchon hätte 
entbeden follen. 

Gleichwohl darf es, auch diefer Erklärung gegenüber, als notorifch bezeichnet 
werben, daß gerade der Zuftand geiltestranter Perfonen nicht jelten plötzliche 
Steigerungen erfährt, in Folge deren die eigentliche Krankheit ſich äußerlich als 
nunmehr erit ausgebrochen darſtellen kann. Diefe Möglichkeit liegt bier 
um jo eher vor, als die von dem Dr. 9. zu den Alten überreichte Krankenge⸗ 
Wöihte jeit der Aufnahme des C. in die Srrenanftalt zu Frankfurt a. M. eine 
Kr rapide Entwidelung des Uebels, das ſchon nad drei Wochen ben Tod her⸗ 
Kiführte, erkennen läßt. C. hat in Biebrih bis zum 8. Mai als Gefelle bei 
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den Schuhmachermeiſtern 2. und K., zulegt bei K. gearbeitet und beide haben 
ihn, ihrer eiblihen Ausfage zufolge, nicht für geiſteskrank gehalten, wenngleid 
beide bemerten, daß er in der Arbeit nur fehr wenig geleiſtet habe, L., bei dem 
€. etwas über eine Woche. bis zum 1. Mai geweſen ift. hat ihn nur für etwas 
beſchrãnkt gehalten und erklärt: er fei ein jehr ruhiger Menſch gemeien. 
Dem K., bei dem C. dann vom 1. bis 3. Mai gearbeitet hat, if das Benehmen 
deſſelben allerdings aufgefallen und er hat ihn wegen dieſes Benehmens, naments 
lich aber, mie er jagt, deshalb fortgeidhidt, weil berfelbe fortbauernd am Spredyen 
wor und fiber dem Grade keine Arbeit vor ſich brachte. Dem Bürgermeilter zu 
Biebrich bat K. der Ausfage des letzteren zufolge, mitgetheitt, daß feiner Anficht 
nach 5 Has Heimweh habe. Der Zeuge D. will von K. die Neußerung ges 
hört haben, daß er, K., den E. für geiftestrant gebelten babe; K ſelbſt beſtreitet 
dies aber auedrüdlich. 

Na allem diefem kann das äußere Erjcheinen des ©. zu Biebrich noch ein 
ſalches gewefen fein, daß der Bürgermeifter die Armenfürforge für denfelben 
noch nicht für geboten erachten dürfte. War bies der Fall, jo war aud in der 
Beiterbeförberung des C. in der Richtung nad feiner Heimath zu, eine dem 
8. 28 sit. zuwiderlaufende Abſchiebung nicht zu erbleiben. 1. 


43, 


Begriff von „Gewerbegehilfen“ im Sinne des 9. 29 des Reichegeſetzes vom 
6. Zuni 1870. 
(Erf. des Bundesamts für das Heimathweſen in Berlin vom 16. Eept. 1876.) 


Unter Gewerbegebülfen im Sinne des $. 29 des Reichsgeſetzes vom 6 Juni 
1870, für welde in Erkrankungsfällen der Dienftort die Koften der Kut und 
Verpflegung in den erften 6 Wochen zu trauen bat, find allerdings, wie das 
Bundesamt bereits wiederholt (ef. Entſcheidungen 11. ©. 40, III. S 54 VL 
&. 41) ausgeführt hat, nur ſolche zu verftehen, welche die für den Bewerbebetrieb 
erforderliche techniiche Ausbildung genofien haben. Jedoch unterliegt es der thate 
jächlichen Würdigung im einzelnen Falle, inwiefern die für einen Gewerbebetrieb 
enforderlihe techn.fhe Ausbildung vorhanden und Jemand wirklich ald Gewerbes 
gehülfe anzufehen ift. 

: Der Kläger hat nicht beftritten, baß Die unverehelichte M. PB. bereits 4. Wochen 
bei dem Gigarrenfabritunten &. in Sorau und zwar in der Weile beſchäftigt 
geweſen ift. daß fie bie Preſſe bediente, Widel wendete, Gigarren abſchnitt und 
onigerdem noch andere Verrichtungen vornahm. Sie ift hiernah, wenn fie auch 
nicht Gigarven widelte, doch bei der gewerbsmäßigen Anfertigung ber Gigarren 
mit dazu gehörigen Verrichtungen beichäftigt geweſen, die fonft durch andere Ges 
hulfen verrichtet werden mußten und muß deshalb auch bie bazu gehörig gewejene 
techniſche Fertigkeit beſeſſen haben. 

Hiernach ift fie als Gewerbegehülfin anzufehen und bat beshalb der Kläger 
die Koſten ber noch nicht breimöchentlichen Verpflegung felbft zu tragen. 
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Bel der hieraus fi ergebendeu Abänderung waren dem Kläger aud bie 
Koſten aufzuerlegen. 1. 


44. 


Inwiefern ift für den Schadensanſpruch — einer baupolizeilichen Anordnung 
der Rechtsweg unſtatthaft? 


(Ext. des Gerichtsh. zur Entſch. der Komp.-Konfl. in Berlin vom 13. Juni 1874.) 


Die Wittwe ©. zu R. forderte in einer bei dem Känigl. Kreisgogerichte zu 
Röſſel angebrachte Klage von der Stabtgemeinde Röfel bie Anerkennung ihres 
Eigenthums an einem, mit ihrem Garten zufammenhängenden Plage und an dem, 
benjelben bisher begrenzenden Zaune, jowie die Herausgabe des Platzes und bie 
Wiederherſtellung des Zaunes oder, als Entihädigung, den Werth des Mlatzes 
mit 13 Thlr. 10 Sgr., und bie Koften ber Wiederherfiellung des Baues mit 
10 Thlr. 27 Sgr. 4 Pf. Sie behauptete nämlich, daß der Platz von ihr und 
ihrem Borbefiger K. ftets als Eigenthum betrachtet, insbejondere zur Ablagerung 
von Steinen benugt und von ihr felbft zur Kennzeichnung ihres Eigenthumes 
und, unter Mißahtung einer Anweilung des Bürgermeifters Th., die Steine 
fortzufgaffen, mit einem Zaune umgeben worben fei, daß aber von dem Bürgers 
meifter gegen ihrem Willen der Abbruh des Zaunes angeorbnet und ber Platz 
für einen Theil der vorüberführenden Scheunenftraße erklärt worben ſei, daß 
alſo bie Verklagte für den, in deren Interefje erfolgten Eingriff in das Eigenthum 
der Klägerin nad dem Allg. Landrecht I. 11, $. 4 ff. und Geſetz vom 11. Mai 
1842 $. 4 auflommen müfle. 

Noch vor der Klagebeantwortung erhob die Königliche Regieruug zu Königs 
berg den Kompetenzkonflickt in Betreff bes Klageantrages. Sie führte an, daß 
durch einen, nad einem Brande von den ftäbtiichen Behörden unter Zuztehung 
der Interefienten entworfenen und von ihr felbft genehmigten Retablifjements- 
plan die Grweiterung der Scheunenftraße und demgemäß die Zurückſetzung des 
daneben fi hinziehenden Bartenzaunes angeordnet worben jei, daß daher mit 
Recht im feuerpolizeilihen Interefje von der Polizeiverwaltung ber von ber Klä⸗ 
gerin wieder in bie frühere Zluchtlinie vorgerücdte Zaun von dem, feit 1841 zur 
Strafe gezogenen, Plage entfernt worden fei, daß folglich Die Klägerin auch weder 
die Wiederherftellung des früheren Zuftandes, noch eine Entſchädigung für bie 
Wiederherftellungstoften verlangen könne. 

Die Klägerin erachtete mit dem Königl. Kreisgerichte zu Röſſel den Kompetenzs 
konflitt für unbegründet, weil der Verklagten nad dem Klageantrage bie Wahl 
zwifchen der MWiederheritellung des früheren Zuftandes und der Entſchädigung 
gelafen jei, während das Königl. Tribunal zu Königsberg ihn nur in Betreff der 
Erftattung dev Wieverherftellungskoften und Zargebühren für unbegründet hielt. 

E war inbeß, wie geſchehen, zu erkennen. £ 

Nach dem Beſchluſſe der Königl. Regierung erſcheint bie von ber Polizei⸗ 
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verwaltung getroffene Anordnung, ben von ber Klägerin beanſpruchten Platz zur 
Straße zu ziehen und den von ihr gefegten Zaun zu bejeitigen, als eine Wege 
Baupolizeilihe. Folgli Tann nad) dem Geſetze vom 11. Mai 1842 $.4 von der 
Klägerin auf Grund ihres Eigenthums im Rechtswege nicht die Wiederherfiellung 
des früheren Zuftandes, insbefondere nicht die Herausgabe bes Platzes und die 
Wiederherftellung des Zaunes, verlangt werden. Daß biefe Forderung, wie 
Klägerin hervorhebt, mit einem Entſchädigungsanſpruche und mit dem Wahltechte 
der Verklagten in Verbindung geſetzt ift, macht fie nicht zu einem progebfähigen 
Gegenſtande. Auch if ihre Zuläffigkeit feineswegs in bem, von ber Klägerin an: 
gezogenen Erkenntniſſe des Königl. Gerichtshofes zur Entſcheidung der Kompetenz: 
Eonflitte vom 7. Zuni 1856 (Juftiz-Mintfterialblatt 243) anerkannt. & muß 
aber ber Kompetenzkonflikt nicht blos rüdfichtlidh des Klagenntrages auf Heraus⸗ 
gabe des Platzes und Wiederherftellung bes Zaunes, fondern aud rüdfichtlich 
bes Klageantrages auf Erſatz der für den letzteren liquibirten Wieberherftellungs- 
toften und Zargebühren von 10 Thlr. 27 Sgr. 4 Pf. bezw. von 1 Thlr. für 
begründet erachtet werden. Zwar barf Klägerin nad) dem 8.4 des Gejeges vom 
- 11. Mat 1842 im Rechtswege ausführen, daß durch bie Wege⸗baupolizeiliche Ans 
ordnung ein Eingriff in ihr Eigenthumsrecht an dem Plage und an dem Zaune 
geſchehen ſei, für welchen nad) den gejeglichen Vorſchriften über Aufopferung ihres 
Rechts im allgemeinen Intereffe Entſchädigung gewährt werden muß, ſowie, zu 
welchem Betrage dafür Entſchädigung geleiftet werden müffe, und ift daher auch 
ber Rechtsweg zuläffig, rückſichtlich ihres Anſpruchs auf Entſchädiguug für den 
entzogenen Platz. Dagegen Tann bie Entjhädigung für den Zaun beshalb nicht 
zum Gegenftande einer gerichtlichen Entſcheidung gemacht werden, "weil fie von 
ber Klägerin nad dem Betrage der Wiederherftellungstoften von 10 Xhlr. 
27 Sgr. 4 Pf. im Anſchluß an den unzuläffigen Klageantrag auf Verurtheilung 
ber Verklagten zur Wieberherftellung des Zaunes, gefordert worden ift, folge 
lich die Zuläffigkeit ihrer gerichtlichen Feſtſtellung mit dem Ausſchluſſe des 
Rechtsweges rüdfichtlih des erwähnten Klageantrages als befeitigt angefehen 
werben muß. Ebenſo verhält es ſich endlich mit den Targebühren von 1 Thlr., 
weil biefe ſich auf die Feftftellung der Koften für die nit klagbare — 
ſtellung bes Zaunes beziehe. 


45. 


Der Rechtsweg in possessorio gegen eine polizeiliche Verſügung betr. die 

Strafenregulirung, ift unftatthaft. 

(Erf. des Gerichtsh. zur Entf. der Komp.-Konfl, in Berlin vom 13. Mai 1873.) 

Die verflagte Stadtgemeinde hat bie Kreuzbergſtraße behufs Negulirung 
und Pflafterung berjelben durch Abgrabung tiefer legen lafien, wodurch der Zu- 
gang zu ber Straße durch ben Thorweg des anfloßenden Brundflüds der Klägerin 
unterbrochen worden ift. Auf Antrag der Rlägerin wegen Befigftörung hat das 
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Stabtgeriht zu Berlin für Recht erkannt, daß Berklagte ſchuldig, die Kreuzberg⸗ 
fraße vor dem Grundftüde der Klägerin in einen ſolchen Zuſtand herzuftellen, 
dab Klägerin, ihre Miether und deren Angehörige den Thorweg des Grundftüds 
der Klägerin zum Fahren und Gehen von der Straße in das Grundftüd und 
von legterem nad) der Straße zu benugen können, Verklagte hatte eingewenbet, 
daß fie Die Veränderung bes Straßenniveaus auf Grund eines Polizeirefoluts 
des K. Polizeipräfidiums habe vornehmen müſſen und daher ber Rechtsweg uns 
wläffig Sei; auch hatte das Polizeipräfitium dem Gerichte auf deſſen Requifition 
unterm 19. Dftober die Auskunft ertheilt, daß das Polizeipräſidium als 
Straßenbau-Polizeibehörde mit dem Magiſtrate ein Projekt der Kronenlinie der 
Kreuzbergſtraße vereinbart habe, von welchem der Magifirat ohne Zuflimmung 
des Polizeipräfibii nicht hätte abweichen dürfen; daß nad dieſem Projekte, fos 
weit der Augenfchein lehre, die Kronenlinie ber neu gepflafterten Straßenftrede 
der Kreuzbergſtraße angelegt worben und die Tieferlegung biejer Straße bei dem 
Haufe Nr. 11 derjelben um ca. 5 Fuß, aljo nad) jener Vereinbarung, ftattges 
funden babe. Das Gericht hat aber den Einwand der Inkompetenz verworfen, 
meil die Straßenbau-Polizeibehörbe bie Tieferlegung ber Kreuzbergſtraße nad) 
jener Auskunft nit anbefohlen, fondern mit dem .Magiftrat vereinbart habe, 
ein folder Vertrag, durch den in Rechte Dritter nicht eingegriffen werben dürfe, 
den Magiftrat jedoch gegen eine Befigftörungsklage nicht ſchütze und weil evens 
tuel zwar die Tieferlegung der Straße, nicht aber die Abgrabung bes Flägeri- 
ſchen Grundftüds in der Art, wie es durch Verklagte geichehen, vereinbart wor: 
ben fei. — Gegen das Erkenntniß des Stabtgerichtes sub 1. b. hat der Magiftrat 
die Richtigkeitsbeſchwerde eingelegt; vor ber Entſcheidung darüber ift indeß von 
den Miniftern des Innern und für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
durch Beihluß vom 9. Februar cr. der Kompetenztonflift erhoben und darauf 
Seitens des K. Obertribunals des Rechtsverfahren einftweilen eingeftellt worden. 

Nach . der Auskunft des Polizeipräfidiums vom 19. Oktober pr. Tann es 
feinem Zweifel unterliegen, daß bie Tieferlegung der Kreuzbergſtraße auf einer 
baupolizeilihen Verfügung beruht; eine Vereinbarung des Projektes zwiſchen ber 
verordnenden und der ausführenden Behörde bildet nit den Abſchluß eines 
Vertrages über das Projekt und insbeſokdere nicht eines Vertrages über Privat- 
rechte, ſondern fie beweift nur die Uebereinftimmung der Anſicht beider Faktoren 
über die Nothmwendigkeit und Zweckmäßigkeit der Anlage, wodurd ber Erlaß 
eines Befehles der verorbnenden Behörde erübrigt wird. Die Beſchwerde über 
die polizeiliche Verfügung und zwar ſowohl über deren Geſetzmäßigkeit, ala über 
die Art ihrer Ausführung gehört mithin nach $. 1 des Geſetzes vom 11. Mai 
1842 vor die vorgefegte Dienftbehörbe; nach $. 4 1. c. durfte bie Klägerin den 
Rehtsweg nur befchreiten, um feftftelen zu laſſen, daß durch die polizeilich an⸗ 
xorxdnete Anlage ein Eingriff in ihre Privatrechte erfolgt jei, und daß und 
wide Entihädigung ihr dafür geleiftet werben müfje Sie hat aber eine 
Wederperftellung des früheren Zuftandes verlangt und dies if wider ben 
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Willen der Polizeibehörde unzuläffig. Der Rompetenztonftitt ift deshalb ir be» 
gründet zu erachten. 


46. 


Schulverſäumnißſtrafen find Feine Grefutiousmittel, foudern Strafen für Ueber 
tretungen, und. findet gegen Die verhängenden Polizeiverfügungen der gericht 
liche Einſpruch Statt. 


Erk. des Gerichtsh. zur Entſch. der Komp.⸗Konfl. in Berlin vom 11. März 1876.) 


Der R. v. T. zu Pl. wurde durch Verfügung der dortigen Polizeiverwaltung 
vom 20. Zuni 1875 auf Grund ber Inftruktion der K. Regierung zu Bofen 
vom 14. Mat 1851 wegen Schulverfäumniß feiner Tochter in eine Strafe von 
1 Mark 90 Pf. genommen. Er beſchritt dagegen ben Rechtsweg, weil er nad) 
feiner gejelligen und amtlichen Stellung feine Tochter im Haufe unterrichten 
laffe und nicht in die allgemeine Elementarſchule zu ſchicken brauche. Er wurde 
auch aus biefen Gründen am 28. September 1875 von dem Polizeirichter des 
K. Kreisgerichts zu Pl. einer Mebertretung jener Inſtruktion für nicht ſchuldig er- 
achtet und von der, nicht als Eretutionsmittel anzufehenden Strafe freigefproden. 
Der Polizeianwalt legte den Rekurs ein. Jedoch erhob noch vor der weiteren 
Entſcheidung die K. Regierung zu Pofen den Kompetenzkonflikt, weil die Polizei- 
verfügung vom 20. Juni 1871 nur einen AM der polizeilihen Exekutivgewalt 
enthalte. 

Das K. Appellationsgeriht zu Polen und der Angeſchuldigte widerſprechen, 
und erachten den Kompetenzkonflikt für unbegründet. 

Es war, wie gejchehen, zu erkennen. 

In der That ift bereits in den angezogenen Erkenntniffen des K. Gerichts. 
bofes zur Entſcheidung der Kompetenztonflifte von 14, März 1863 und 10. Dezem⸗ 
ber 1864 (3. M. Bl. 1863 ©. 126 und 1865 ©. 54) ausgefprohen worden, 
daß Schulverfäumnißftrafen nicht ale Eretutionsmittel, fondern im Sinne bes 
Art. 8 des Einführungsgefehes zum Preußiſchen Strafgeſetzbuche vom 14. April 
1871 und des $. 322 ff. des lettern als Strafen für die begangene Uebertretung 
der Vorfchriften des A. 2.:R. II. 12, $. 43 und 48, nämlich für die Unter- 
lafjung der polizetlihen Verpflichtung, die Kinder zur Schule zu ſchicken, zu be= 
traten und baher nad) der ®. D. vom 3. Januar 1849 8. 161 ff., dem Geſetz 
vom 11. März 1850 8. 17 und dem Geſetz vom 14. Mai 1852 $. 5 im polizei» 
lien Unterfuhungsverfahren feftzufegen feien. Die Anfiht der K. Regierung, 
es feien jet der Art. 8 des Einführungsgefees und ber $. 332 bes Preußiſchen 
Strafgeſetzbuchs durch das Strafgejegbuh für das Deutjhe Reich 8. 1, 18 
und 27 befeitigt worden, erj&heint nicht richtig. Vielmehr ergiebt der, neben 
dem deutfhen Strafgejegbuc noch beſtehende, 8. 2 des Einführungsgefeges zum 
norbdeutichen Strafgefegbuche, daß die, von demfelben nicht etwa betroffenen, 
bejonberen Vorſchriften des Lanbesitrafrechts in Kraft geblieben find und daß 
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dengemäß bie Breußifchen Beflimmungen über ben Schulzwang und beiten Bes 
Arafung ebenfo, wie die, dafür in jenen Geſetzen geregelte, dem Verfahren ans 
gehörige und ſchon darum von dem Strafgefeßbuche nicht berührte Zuftändigkeit 
bes Gerichts ihre Gültigkeit behalten haben. Weberbies kann felbft aus dem 
Wegfall des Art. 8 des Einführungsgefeges und des 8. 332 des Strafgefe tzbuchs 
bei der formalen Natur diefer Beſtimmungen nicht zugleich der Wegfall ber 
ſtrafrechtlichen Sanktion des A. L.⸗R. II. 12, $. 43 und 48 gefolgert werben. 
Ebenfowenig ift Die von ber K. Regierung behauptete Unanwendbarkeit ber in 
ben erwähnten Erkenntniſſen ausgebrüdten und oben angegebenen Grundſätze 
auf ihre Inſtruktion vom 14. Mat 1875 anzuerkennen. Denn biefelbe kann, 
auch wenn fie nach Inhalt, Form und Veröffentlichung, wie die K. Regierung 
bervorhebt, den Erforderniſſen des Geſetzes vom 11. März 1850 ımb ber 
minifteriellen Eirfularverfügung vom 6. Juni 1850 nicht entſpräche, ben polizei⸗ 
frafrechtlihen Karakter ber Vorſchriften des A. L.⸗-R. II. 12, $. 43 und 48 
gegenüber nur als eine, die letztere weiter ausführende Poligeiftrafvers 
ordnung, nit aber ala eine Anordnung lediglich exekutiver Maßregeln zur, 
nicht einmal vorher angedrohten, Erzwingung polizeilicher Auflagen in 
Betracht kommen. Darum läßt fih aud bie Verfügung ber Polizeiverwaltung 
vom 20. Juni 1875, welde auf Grund jener Regierungs:Inftruftion erlaſſen 
worden ift, nur als eine Anwendung ber darin feftgefegten Strafe auffaſſen 
und widerlegt fi damit die Ausführung der K. Regierung, baß fie einen Alkt 
der polizeilichen Erelutiogewalt enthalte und daher nur unter ben in dem ®e- 
fege vom 11. März 1842 gegebenen, bier nicht zutreffenden Vorausjegungen 
zum Gegenſtande einer gerichtlichen ——— und Entſcheidung — 
werben konne. 


47. 


Gehört der den Angehörigen ehemaliger Großherzogl. medlenburgiſcher, in den 
Reichsdienſt übergetretener Beamten zuftehende Auſpruch anf ein Sterbe: und 
zwei Gnadenquartale zu den in $. 7 des Reichsbeamteugeſetzes vorbehaltenen 
weitergehenden Anſprücheu? 

(Ext. des Reichs⸗Oberhandelsger. in Leipzig vom 7. Oft. 1876.) 


Der im Mai 1870 zu Hagenow verftorbene Poftdireftor Neiharbt war aus . 
dem Medlenburgiihen in den Reichsdienft getreten. Auf Grund bes Medlen: 
burgiichen Gejetes vom 28. März 1770 forderten deffen Wittwe und Kinder das 
Sterbe- und zwei Gnadenquartale Nachdem die Kaif. Oberpoftdiretion 
zu Schwerin und ber Reichskanzler diefen Anſpruch zurücdgewiefen und nur das 
eine in $. 7 des Neihsbeamtengejetes gewährte Quartal bewilligt hatten, betraten 
die Sinterlafjenen Reichardts auf Grund der 88. 149, 150, 151 des gedachten 
Beieges den Rechtsweg. Die Juſtizkanzlei zu Schwerin hat dem Klagebegehren 
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Rattgegeben und wurde diejes Erkenntniß auf ergriffene Appellation aus folgen» 
den Gründen beftätigt: 

L Die Appellantin beftreitet in ihrer Rechtfertigungsſchrift nicht mehr, daß 
bie bier in Frage kommende Medlenburgiſche Konftitution vom 28. März 1770 
ein geſetzgeberiſcher Akt ſei; auch ftelt fie fi auf den Standpunkt, daß der Ar- 
titel 18 Abf. 2 der Verfaffung des Deutſchen Reichs allgemein fo ausgelegt wer⸗ 
den müffe, wie dies durch die Vereinbarung mit Baden, Heſſen und Württemberg 
vom 15. und 25. Novbr. 1870 geſchehen it; fie ſucht die in erfter Inftanz er⸗ 
gangene Entſcheidung im Wefentlihen mit der Argumentation zu widerlegen, daß 
die Sterbe: und Gnadenquartale kein ſchon in und mit ber Anftellung dem Be- 
amten erworbenes, fondern nur ein beim Ableben defjelben für die Hinter: 
bliebenen entfiehbendes Recht feien, ba demnach eine ohne Kränkung irgend 
welcher ſchon erworbenen Rechte des Beamten der Veränderung burch die Geſetz⸗ 
gebumg fähiges Nechtsverhältniß vorliege, fomit auch, da der Art. 18 Abf. 2 der 
Neihsverfaffung nur ſolche Rechte gewährleifte, welhe dem Beamten in feinem 
Heimathſtaate zugeftanden hatten, bie hier in Frage kommende bloße Erwartung 
der Hinterbliebenen der Abänderung durch die Reichsgeſetzgebung unterworfen 
war und auch abgeändert worden ſei, da ber Vorbehalt (das Amendement) in 
$. 7 bes Reichsbeamtengeſetzes nur ſolche Anfprlche betreffe, weldhe dem Beamten 
vor Erlaß diejes Reichsgeſetzes und vor jeinem Eintritt in den Reichsdienſt zu- 
geftanden werben. Diele Argumentation ift jedoch gleich irrig in Bezug auf 
ihre Vorausfegung wie hinfichtlich der weiteren Begründung. 

UI. Das mit der Anftelung im Staatsdienfte und durch die Mebernahme 
bes Amtes begründete Rechtsverhältniß wird nicht blos durch das Anftellungs- 
patent beftimmt, welches in der Regel nur bie allgemeine Zuficherung des Schußes 
in den mit dem Amte verbundenen Rechten enthält, fondern es ift jedenfalls bes 
treffs ber vermögensrehtlihen Anfprühe nach den eben dieſe Rechte nors 
mirenden Geſetzen, nad ber Dienerpragmatit, zu beurtheilen, welche ald Inhalt 
der Anftellungsurkunbe anzufehen ift. Es trifft hier unzweifelhaft, wie bei jedem 
Vertrage, der Rechtsſatz zu, daß alle in der Urkunde nicht befonders vorgefehenen 
ober bejonders ausgefchlofjenen Rechte und Verbinblichleiten aus dem das be- 
treffende Nechtsverhältniß oder Rechtsinſtitut regelnden Geſetze zu ergänzen find. 

Hat alfo die Konflitution vom Jahre 1770 ein Recht der Beamten begrüns 
bet oder geihaffen, fo ift durch die Anftellung biefe geſetzliche Verleihung 
ein befonderer Rechtstitel für den einzelnen Beamten, damit aber au ein 
wohlerworbenes Recht geworben. 

III. Es ift demnächft zunächſt zu unterfuchen, ob der Bezug ber jogenannten 
Stexbe- und der Gnabenquartale nicht blos ein nad dem Tode des Beamten 
für deſſen Sinterbliebene entftehehdes, fonbern ein ſolches Recht ſei, welches 
kraft der Konftitution von 1770 dem Beamten felbft zugeftanden ift, und daher 
mit der Anftellung als erworbenes zu gelten hat. 

Hinſichtlich des Sterbequartals kann ein Zweifel über die Bejahung diefer 
Frage kaum obwalten; — bag Gleiche iſt aber auch betrefjs der Gnabenquartale 
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amunchmen, von welden Kanngießer (zu $. 7 des Reichsbeamtengeſetzes Note 2) 
mit Recht bemeikt, daß fie eigentlih Nahguartale benannt werden follten. — 
Ihrem Zwede und dem Grunde ihrer Gewährung zufolge find fie blos eine Fort: 
ſehung der Alimentation, zu welcher ber verftorbene Beamte feinen nächſten An- 
gehörigen gegenüber verpflichtet war; fie find ein Erfag dafür, daß der Beamte 
fich dem Staate verbindlich macht, feine gefammte Arbeitskraft ausfhließlih dem 
übertragenen Amte zu widmen; wie Gehalt und Arbeit zu einander im Ber- 
bältniß von Leiftung nnd Segenleiftung ftehen, fo ift e8 daher der Fall mit dem 
Gnadenquartale und der gänzlichen Hingebung der Ermerbsthätigteit an ben 
Staat. 

Diefe Auffafjung, daß es fi bei Gewährung des Gnadenquartals um ein 
Recht handle, trat audy zu Tage bei der Verhandlung über das pon Bähr zu 
$. 7 des Reichsbeamtengeſetzes geftellte, aber abgelehnte Amendement. 

Vrergl. Stenograph. Verhandl. 1872, I. 139, 140, — 

ferner Laband, Stanteredit 8. 22 ©. 473. 

Eine ſolche Fürforge war im Jahre 1770 in Medlenburg um fo Angezeigter, 
und erklärt fi) auch die längere Dauer berfelben, weil, wie Beklagte ſelbſt her- 
vorhebt, der Fundationsbrief für das Wittweninftitut der Broßherzoglichen Diener 
erft aus dem Jahre 1797 datirt. 

Einen beftimmten Ausdrud bat ber rechtliche Karakter der ſogenannten 
Gnadenquartale auch in einem neuen geſetzgeberiſchen Alte, nämlich in dem am 
18. März 1867 in Lübeck publizierten, zwiſchen den freien Sanfeftädten Lübeck, 
Bremen und Hamburg abgeſchloſſenen Bertrage wegen bes gemeinfchaftlichen 
Dpber:Appellationsgerichtes gefunden. Dort ift nämlich in Art. 10 Abf. 2 gejagt: 

(vgl. Sammlung Lübedifcher PENRNUNIEN und Bekanntmachungen 1867 
©. 24). 

„Die Gehalte werden vierteljährlich entrichtet und im Sterbefalle außer 
dem laufenden Bierteljahre noch für das folgende halbe Jahr bezahlt“ und bie 
gleiche Faſſung wird im Art. 11 dahin wiederholt: „Die Wittwen der Präſidenten 
und Räthe erhalten lebenslänglich, infofern fie ſich nicht wieder verheirathen, eine 
Benfion, welche nad Ablauf der Zeit, in welcher nod Gehalt bezahlt 
wird, anfängt.“ 

Mit diefem rechtlichen Karakter und der Beftimmung, Alimentationsleiftung 
zu fein, find ſämmtliche von der Beklagten hervorgehobenen Bejonderheiten, wo⸗ 
durch fich* Die Gnadenquartale dem fogenannten Defervitum des Beamten unter- 
ſcheiden, fo volltommen in Uebereinftimmung, daß fie ſogar als Beftätigung hier⸗ 
für gelten müſſen. — Sie werben mit Recht vom verbienten Gehalte geſchieden, 
weil dem Diener nicht, weil er hierfür gearbeitet, fondern, weil er feine Erwerbs: 
thaͤtigkeit auf fein Amt beſchränkt hat, der fragliche Anfpruch zugeftanden worben 
iR; deßhalb können fie auch nur gefordert werden, wenn dieſe Beſchränkung bis 
mm Tode fortdauerte, d. h, wenn der Beamte im aktiven Dienfte geftorben ift; 
ala Alimente gebühren fie nicht den Erben als ſolchen, fondern den zu Lebzeiten 
Is Beamten diefem gegenüber Alimentationsberedtigten, unterliegen keinem Zu: 


—— 
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griffe und find der Verfügung zu Gunften Dritter entzogen. — In ganz gleicher 
Weife hat der $. 7 bes Reichabeamtengefeges das Gnadenquartal nit den Erben 
bes Beamten überhaupt, fondern nur der Wittwe oder den ehelihen Nad- 
kommen zugeſichert und erklärt, daß ſolches nicht Gegenſtand der Beſchlagnahme 
ſein könne. 

Da der Beamte ein eigenes Intereſſe hat, daß ihm für die völlige Hingabe 
ſeiner Arbeitskraft an den Staat eine ſolche Fürforge für feine nächſten Anger 
börigen gefihert werde; da er auf Grund dieſer Verleihung feine Familie grüns 
det, ober, obgleich er verheiratyet ift, in den Dienft des Staates eintritt und ſich 
damit der Möglichkeit begiebt, durch freie Thätigfeit Vermögen anzufammeln; fo 
bebarf es für die Rechtfertigung des Satzes, daß dem ˖ Beamten jelbit ein Recht 
erworben fei, an jid) der privatredhtlichen Konftruktion aus Verträgen zu Bunften 
dritter Perſonen nit. — 

Mebrigens ift auch diefe zutreffend und kann nicht mit der Hinweiſung dar- 
auf befeitigt werden, daß zur Zeit der Anftellung des Beamten die Perfonen, 
welchen bie Gnadenquartale gebühren, regelmäßig ober doch häufig noch gar nicht 
eriftirt haben können; ſchon das römische Recht kennt Verträge zu Gunften folder 
dritter Perfonen, die zur Zeit des Abſchluſſes noch nicht am Leben waren, 

(vergl. Vangerow; Pandekten 8. 608 I. Ziff. 2 lit. e und f). 
außerdem erkennt Appekantin in der Duplit an, daß der Anſpruch auf Wittwen- 
penfion ein Hecht des Beamten fei, jelbft wenn er zur Zeit feiner Anftellung noch 
nicht verheirathet war. — — 

Es ift für die Entſcheidung der Frage unerheblid, ob das vermögensrecht- 
liche Verhältniß, welches dur die Anftellung im Staatsbienfte begründet wird, 
als ein privatrechtliches oder zugleich) als öffentlich-rechtliches aufgefaßt wird; denn 
auch im öffentlichen Recht können mwohlerworbene Rechte wurzeln, und daß nad) 
Grundſätzen des öffentlihen Rechts der Staat nicht blos zum Schutz des Beams 
ten, ſondern auch zur Gewährung ber ihm verfprochenen Bermögenevortheile 
verpflichtet ſei, kann nicht bezweifelt werden. ‘ 

Vergl. Laband, Staatsrecht 88. 378, 387. — 

IV. Steht ſonach feſt, daß den Medienburg’ihen Beamten kraft der Kon: 
flitution vom 28. März 1770 und kraft und mit der Anftellung ein Recht auf 
die Onadenquartale zugeftanden worden ift, fo folgt daraus, daß durch eine 
fpätere Geſetzgebung im Heimatheftaat dieſes wohlerworbene Recht ben bereits 
Angeftellten weder entzogen, nody gefhmälert werden durfte. — Wenn auch diefe 
Aniprüche erft mit dem Tode des Beamten fallig werden, fo find fie deßwegen 
doch nicht bloße Erwartungen, denn der Tod ift nicht etwa — wie im Erbrecht 
— dasjenige Ereigniß, mit deſſen Eintritt erft die Eriitenz des Rechts beginnt, 
fondern das kraft der gefeglihen Verleihung mit der Anftelung verbundene und 
erworbene Recht wird mit dem Tone wirkſam. — 

Auch der Umftand, daß diefe Wirkſamkeit davon bedingt ift, daß der Beamte 
bis zu feinem Tode im aktiven Dienfte verbleibe, geftattet nicht, daß e8 den Aende⸗ 
rungen durch fpätere, vor Eintritt des Todes erlafjene Geiege unterworfen werde. 
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Vergl. v. Savigny, Syſtem Bh. VIII. S. 387. — 

Die in den beiden Beſtallungen bes Verftorbenen vom 19. Auguft 1854 und 
20 Juli 1869 hinfichtlich des zugefichetten Behaltes gemachten Vorbehalte haben 
für die hier freitige Frage feinerlei Bebentung; es könnte höchſtens daraus, daß 
folhe für nothmwendig befunden worden find, gegen bie Appellation gefolgert 
werben. 

Waren demnach die im Medlenburgiihen Poſtdienſte angeftellten Beamten 
dagegen geſichert, daB Ihr Recht auf die Sterbe: und Gnadenquartale, fowie 
ſolches durch die mehrerwähnte Konftitution von 1770 garantirt war, ihnen 
gegenüber durch fein fpäteres Mecklenburgiſches Gejeg gekränkt werben burfte: 
fo mußten fie in ganz gleiher Weile und aus ben gleiben Gründen and gegen 
eine Aenderung durch die Geſetzgebung des Deutſchen Reichs gefichert fein, nach⸗ 
bem dieſes diejenigen Verpfliätungen übernommen hatte, welche dem Medlens 
burgiſchen Staate gegen feine ehemaligen, nunmehr in ben Dienft bes Reiche 
übergetretenen Beamten obgelegen hatten. — 

V. Diefe Hebernahme ber fraglichen Verbindlichteiten durch das Reich vers 
Hand fi nicht von ſelbſt; in der Verfaſſung des Norddeutſchen Bundes war fie 
nit vorgejehen. Gleihmwohl hat die Poftverwaltung durch das Zirkular vom 
21. Februar 1868 den Poftbeamten, denen von jetzt ab das Behalt monatlich 
ausbezahlt werden follte, ausdrücklich zugefihert, daß daburd am Anſpruche auf 
Sterbe- und Gnadenquartale nichts geändert werde. — 

Durch den Art. 18 Abſ. 2 der Reichsverfaſſung ift num aber allgemein ben 
zu einem Reichsamte berufenen Beamten eines Bundesfiaates zugefagt, daB ihnen, 
fofern nicht vor ihrem Eintritte in den Reichsdienſt im Wege der Reichsgeſetz⸗ 
gebung etwas Anderes beflimmt iſt, dem eich gegenüber diejenigen Rechte zus 
Reben, welche ihnen in ihrem Heimathsland aus ihrer bienftlichen Stellung zuge 
ſtanden hatten. 

Entgegen ben früheren Ausführungen ftellt fich bie Rechtfertinungsfährift auf 
den Standpunkt, daß zwar durch biefen Art. 18 das Reich auch Dasjenige zu 
zahlen übernommen habe, was den Hinterbliebenen an ®nadenquartalen u. |. w. 
gebühre, daß aber dieje Verpflichtung nur jo übernommen worden fei, wie fie im 
einzelnen Bundesſtaate beftanden, alfo für Medlenburg nur als eine durch bie 
Geſetzgebung veränderliche. — Dieſe Begründung ift durch die oben vorausges 
ſchickte Nachweifung, daß der in Frage ftehende Anſpruch als ein mit der An: 
ſtellung ermorbenes Recht durch ein diefer nachfolgendes Geſetz nicht beeinträchtigt 
werben könne, bereits zur Genüge wiberlegt. -- Aber auch die Behauptung ift 
eine irrthümliche, daß durch den $. 7 des Reichabeamtengefeßes eine Aenderung 
getroffen worden ſei. — Weil der Anſpruch ein Net if, bas jhon vor dem 
Eintritte in den Reichsdienſt dem Beamten zugeflanden hatte, fo ift auf ihn das 
im Art. 18 enthaltene Anerkenntniß unzweifelhaft zu beziehen. 

Es kann nun unerörtert bleiben, ob dieſer Artitel allgemein oder nur für 
Baden, Helen und Wiirttemberg mit der in den Verträgen vom 15..und '23, 
Noveniber 1870 niebergelegten beſchränkenden Erläuterung zu verflehen ſei: denn, 
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wenn durch dieſe Beſchränkung nicht der Artikel felbft wieder aufgehoben fein 
fol, fo kann fie feinen Falls auf das Sterbe- und die Gnadenquartale bezogen, 
ſondern darf ihr nur, wie die Großherzogliche Juſtizkanzlei zutreffend ausgeführt 
bat, Bedeutung betreffs der dauernden Leiſtungen und Beträge aus Wenfionss 
und Wittwenfonds beigemefjen werden. 

Hierfür fpricht der Wortlaut der Erläuterung und die Natur der Sache, da 
die verjchiedenartige Beftaltung der Penſionskaſſen und der Beitragsleiftungen zu 
ſolchen es jehr erklärlih machen, daß das Reich in deren Verpflihtungen nicht 
eingetreten ift, zumal es fi dabei mitunter nicht um Verbindlichteiten bes Hei⸗ 
mathslandes als folhen, ſondern um jolde von Inftituten handelt, denen eine 
vom Fiskus getrennte, felbftftändige Perſönlichkeit zufteht. 

Bei diefer Auslegung befindet fi) ber $. 7 bes Reichsbeamtengefeßes, ber 
fi in keiner Weife als Nenderung der Verfaffung d. i. des Art. 18 zu erkennen 
giebt, auch nicht als ſolche behandelt worden ift, mit dem zweiten Abſatze diefes 
Art. 18 völlig im Einklange. 

Es kann nämlich nad) dem ganzen Zuſammenhange diefes 3.7 der unmittel- 
baren Verbindung der Worte: „unbeſchadet jedoch meitergehender Anſprüche, 
welche dem Beamten vor Erlaß diejes Gefeges und vor Eintritt in den Reichs⸗ 
dienft zugeftanden worden find“, mit dem Gnabenquartale, ſowie auch der Be» 
ſchichte der Entftehung diejes Zwifchenfages keinem gegründeten Zweifel unters 
liegen, daß unter diefen weitergehenden Anfprüchen eben bie Anſprüche auf Gnaden⸗ 
quartale gemeint find. — 

Vergl. Stenograph. Ber. 1872 II. S. 890. 

Das Verhältniß der Verathungen und ber Beihlußfafjung über dieſes 
Amendement zu $.7 zum Art. 18 der Verfaffung ift einfach folgendes: 

Weil nach der Erläuterung zu Art. 18 im Protokoll vom 15. November 1870 
das Reich die Anfprüche der Hinterbliebenen auf Penſionen und dauernde Unter- 
Rügungen nicht übernimmt, war die von ben Abgeorbneten Kanngießer und 
Marquardſen unterftügte Refolution veranlaßt. Weil dagegen durch den Art. 18 
die Anſprüche auf die Snadenquartale gemährleiftet waren und hierauf ſich die 
Beihränfung im erwähnten Protokolle nicht bezog, jo konnte, um jeden Zweifel 
zu begegnen, die Einſchaltung in den $. 7 vorgejchlagen und babei, wie e8 in 
dem vom Reichstage angenommenen Amendement der Fall war, geradezu auf 
ben Abj. 2 des Art. 18 hingewieſen werben. 

Hiernach hat der 8. 7 des Reichsbeamtengeſetzes nicht nur nichts an ber 
Verfaſſung geändert, fondern geradezu anerfannt, daß die Gnadenquartale zu 
denjenigen Anfprüden gehören, welche dem Beamten zugeflanden wor: 
den find. . 

Wenn fi Appellantin noch darauf beruft, daß in dieſem $. 7 es der Dienfl- 
behörbe vorbehalten ſei, zu beftimmen, an wen bie Zahlung des Bnadenquartals 
zu leiften ei, fo mag dagegen darauf hingewiefen werben, daß hiermit nur eine 
Ordnungovorſchrift darüber gegeben ift, von welcher Behörde diejenigen Aue 
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börigen ermittelt werden follen, welden ber Anſpruch auf bie Leiftung zuftebt, 
die mit dem Tode des hierzu berechtigten Beamten fällig geworben ifl. 

Auch aus 8. 149 des Reichsbeamtengeſetzes kann feinerlei Folgerung zu 
Gunſten der Appellantin gezogen werden, das es in der Natur der Sache liegt, 
dab Rechtsanſprüche auf die den Hinterbliebenen, gewährten Bewilligungen nur 
von diefen verfolgt werben können und demnach) daraus, daß ſolche als die zur 
Beihreitung des Rechtsweges berechtigten Perfonen angeführt und die Rechtsan⸗ 
ſprüche als ihnen gemährt bezeichnet werden, nicht geihloffen werben darf, daß 
damit der Geſetzgeber habe verneinen wollen, daß biefe Rechtsanſprüche zugleich 
auch Rechte feien, welche, wie ber $. 7 fih ausbrüdt, dem Beamten zugeftanben 
worden find. — 

Demnach ift der Einwand ebenfalls ungegründet, daß durch bas Reichs: 
beamtengefeg eine Aenderung an ben durch die Gefeßgebung des Heimathsſtaats 
dem vor Erlaffung diejes Reichsgeſetzes in den Reichsdienſt eingetretenen Beamten 
garantirten Gnadenquartalen bewirkt worden fei. — 

Wird auch durch die Erhaltung dieſer wohlermorbenen Rechte vorerft die 
gleichmäßige Anwendung und Durdführung des Reichabeamtengejeges auf alle 
Beamten des Reiche nicht möglich, fo ift dieſer Rechtszuſtand kein anderer, als 
wie er bei jeder Uebergangsperiode vorzukommen pflegt und von dem Grundſatz 
bedingt if, daß durch den Wechjel der Geſetzgebung ee — nicht 
verletzt werden dürfen. 


48. 


Zuſtändigkeit des Vundesraths zum Erlaß von VBahnpolizei-Reglements, insbeſon⸗ 
dere zur Verordnung der Strafen für Zuwiderhandluugen. — Verküudung 
ſolcher Reglements. 

(Ext. des Reichs⸗Oberhandelsger. in Leipzjig vom 2. Juni 876.) 


Die Ehefrau M. in Dornach wurde von der Anſchuldigung, das Bahnpolizei⸗ 
Reglement vom 4. Januar 1875 ($$. 54 und 62) übertreten zu haben, freige⸗ 
fprochen, weil das Reglement weber in zuftändiger Weife erlaffen, noch gehörig 
publizirt ſei. Das Urtheil wurde kaffirt aus folgenden Gründen: - 

In Erwägung, daß der Art. 43 der Reicheverfafiung, gleichlautend mit $.48 
ber Verf. des Nordd. Bundes vom 26. Zuli 1867, in Betreff bes Eiſenbahn⸗ 
weiens beftimmt: 

„Es follen, in thunliäfter Beſchleunigung übereinftimmende Betriebs- 
einrichtungen getroffen, insbefondere gleihe BahnpolizeisReglements 
eingeführt werden;“ 

daß biefe Beftimmung nicht den beſchränkten Sinn hat, es folle die Reiches 
„et indirekt, durch Einwirken auf bie Bundesregierungen, den Erlaß gleicher 
Winpoligei-Reglements herbeiführen, vielmehr von ber Vorausſetzung aus⸗ 
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geht, es ftehe der Reichsgewalt bie Befugniß zu, Direkt, durch Erlaß bezüglicher 
Polizei⸗Verordnungen, gleihe Bahnpolizei-Reglements einzuführen; . 

daß diefe Auslegung durch den Zweck der fr. Beftimmung gegeben und ihre 
Richtigkeit um fo weniger zu bezweifeln ift, als die Organe der gefeggebenden Gewalt 
des Reiches, der Bundesrath und ber Reichstag, fie ausdrücklich anerkannt haben 
— der Reichstag dadurh, daß er im Jahre 1369 (Stenogr. Ber. S. 828) 
beſchloß: 

„den Bundeskanzler zu erſuchen, baldthunlichſt die in den Art. 41 bis 46 der 
Verfaſſung enthaltenen Beſtimmungen durch Erlaß der erforderlichen Feſt⸗ 
ſetzungen und allgemeinen adminiſtrativen Anordnungen ins Leben treten 
zu laſſen“, 

der Bundesrath dadurch, daß er, dieſem Beſchluſſe entſprechend, das Bahn 
polizei-Reglement vom 3. Juni 1870 ertieß; 

daß ferner der Bundesrath dasjenige Organ der Reichsgewalt ift, welchem 

ber Erlaß der bez. Polizei-Verordnungen zufteht; 

daß, wenn dies ſchon zur Zeit der Geltung der Verfaffung des Rorbb. Bundes, 

als aus der Organifation des Bundes ſich felbftverfländlic) ergebend, betrachtet 
wurbe, jet um fo weniger hierüber ein Zweifel beftehen kann, als der Art. 7 
der Reichsverfaſſung beftimmt: 
„der Bundesrath beſchließt: 1) und 2) über bie zur Ausführung der Reicha⸗ 
geiege erforderlihen allgemeinen Verwalt ungsvorſchriften und Eins 
richtungen, fofern durch Reichsgeſetz etwas Anderes nicht beftimmt if”; 
daß daher das Polizeigericht, indem es erklärte, es fei das vom Bundesrathe 
exlafiene Bahnıpolizei-Reglement v. 4. San. 1875 von einer unzuftändigen Behörbe 
erlaſſen, die bezeichneten Beftimmungen ber Rechtsverfaſſung vertannt und ver 
legt bat; 

in Erwägung, daß aud die Frage, ob bier das Neglement durch rechts- 

gültige Publikation für Elfaß-Lothringen in Kraft getreten fei, ohne Bedenken 
au bejahen tft; 
daß in diefer Beziehung zunächſt nicht die Beftimmungen des partitularen, 
bier bes franzöſiſchen Rechts, maßgebend find, fondern bie Beflimmungen ber 
Neihsverfaffung bezw. die hieraus abzuleitenden allgemeinen Prinzipien; 

daß durch die Reichsverfaſſung jelbft (Art. 2) und durch Kaiſerl. Verordn. 
v. 26. Juli 1867 beftimmt iſt, es habe die Verfündigung der Reichsgeſetze, 
fowie der Anordnungen und Verfügungen bes Bunbespräfidiums (Kaifers) im 
Bundes- bezw. Reichs: Gefegblatte zu erfolgen, diefe Beſtimmungen aber die Ver- 
tündigung der allgemeinen Verordnungen des Bundesrathes nicht berühren; 

daß es Daher (vgl. Art. 7a 2 cit.) dem Bundesrathe zufteht, bei Erlaß feiner 
Verordnungen zugleich die Art und Weife, wie diefelben zu verkünden jeien, um 
für das ganze Gebiet des Deutſchen Reiches in rechtliche Wirkſamkeit zu treten, 
und ben Zeitpunkt, von welchem au dieſe Wirkjamteit eintritt, feftzujegen; 

daß aber bei ber in Frage ftehenden Verordnung dieſe Beftimmungen ger 

troffen find und die Publikation in Gemäßheit derjelben ftattgefunben hat; 
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in Erwägung zur Frage, welche Strafen bei Bumiberhandlungen gegen bie 
bahnpolizeitihen Vorſchriften des in Frage ftehenden Neglements zu verkängen 
feien; daß nach den Prinzipien bes franzöfifchen Rechts, in der Befugniß, Poltzeis 
verorbnungen mit Straffolgen zu erlaffen, nicht auch die Befugniß enthalten iſt, 
diefe Straffolgen jelbr zu beftimmen, vielmehr die Strafen für Webertretung 
polizeilicher Vorſchriften nur durch das Geſetz beftimmt werben; 

daß jedoch in vorliegendem Falle diefe partikularrechtlichen Prinzipien keine 
Anwendung finden, vielmehr die Strafbeitimmung, welde in $. 62 des Bahn⸗ 
poligeisReglements v. 4 San. 1875 enthalten iſt, maßgebend fein, muB; ' 

daß nämlich der Zwed der Reichsverfaſſung (Art. 43), für ganz Deutſchland 
bie Eifenbahnpolizei in einheitliher Weile zu regeln bezw. biefe Regelung 
berbeizuführen, nur unvolltommen erreiht würde, menn bezüglich der Art und 
des Maßes der Strafen die Bartitulargejege maßgebend blieben und fo der Fall 
äntreten Tönnte, daß dieſelbe bahnpolizeilihe Zumwiderhandlung in dem einen 
Rechtsgebiete ala Bergehen, in dem anderen als Webertretung gu betrachten und 
zu ahnden wäre; 

daß noc weniger bie Abficht fich vermuthen läßt, die Erlaffung der Strafe 
vorſchriften habe der Reichsgeſetzgebung durch Maßgabe bes Art. 5 der Reiches 
verfaffung vorbehalten bleiben follen, fo daß das vom Bunbesrath zu emanirende 
einheitliche Bahnpolizei-KHeglement erſt durd ein nad) Anleitung des Art. 5 zu 
erlafjendes Reichsgeſetz in weſentlichen Stüden bie nothwendige Ergänzung gu 


"finden hätte; 


daß daher anzunehmen iſt, die NReichsverfafjung habe dem Bundesrathe in 
fraglicher Beziehung die Poligeigewalt in vollem Umfange übertragen, ihm alfo 
nicht blos das Recht, Gebote uud Verbote mit Straffolgen auszufpreden, jondern 
auch das Recht, die in Fällen der ZumwiderhandInng eintretende Strafe (inners 
Yalb des für Uebertretungen geſetzlich beftehenden Strafmaßes) zu beftimmen, 
Anräumen mollen. 2 


49. 


85. 134 ff, 144 des Geſetzes vom 31. März 1873 über die Rechtsverhältniſſe 
der Reichsbeamten (R-+B.-B. S 51). Darf, wenn der Beamte gegen den 
Defektenbeſchluß den Rechtsweg beihritten hat, das Gericht darüber enticheie 
den, ob der Fall eines Defektenbeſchluſſes gegeben, lekterer alſo geicklic 
ftarthaft war? Gebührt dem Richter dieſe Kompetenz im Gebiet des fran- 
zöſiſchen Rechts? 

(Ext. des Reichs-⸗Oberhandelsger, in Leipzig vom 26. Mai 1876.) 


Im Auguft 1871 wurde 3. 2. mit der fommifjarifhen Verwaltung der Ein⸗ 
tegiftrirungs-Einnehmerei zu Dieuze gegen Bezug ber gefeglihen Hebegebühren 
beauftragt, ihm indeß in diejer Eigenſchaft ein Mindefteinfommen von 4575 Fres. 
Mgefihert, Bon ber Anficht ausgehend, die Zufiherung beziehe ſich nur auf bie 
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Erhebung ber Regiftrirgebühren, treffe aber nicht die Erhebungen, welche er zu⸗ 
folge des mit der "Stelle verbundenen Nebenamtes eines Forftlaflenrendanten zu 
machen hatte, berechnete fih L. für das Jahr 1872 zunächſt Das zugelicherte 
Mindefteintommen und außerdem nod) 1850 Fred. ala Sebegebühren an Forſt⸗ 
gefällen. Die Kaiſerl. Direktion der Zölle und indiretten Steuern war der Ans 
fiht, daß L., da deſſen Befammtgebühren für 1872 das zugefiherte Mindef- 
eintommen nicht erreichten, nur dies zu beziehen, aljo die zuvielbezogenen 1850 
Francs zu erftatten habe; fie erließ, da L ſich nicht fügte, am 31. October 1874 
einen Defektenbeſchluß, worin 2. zum Erfage jener Summe für fhulbig erklärt 
wurbe. 

Der gegen dieſen Beſchluß erhobene Einfprud wurbe vom A ©. zu Colmar 
durch Urtheil vom 12. Juli 1875 fir unbegründet erklärt. Der Rafjationsreturs 
gegen legteres Urtheil, welcher hauptfächlich geltend machte, es habe ein Fall, in 
welchem ein Defettenbefhluß erlafien werden könne, Überhaupt nicht vorgelegen,; 
weil ein Defelt im eigentlihen Sinne nicht behauptet werde, wurde vom Neichs- 
oberhanbelsgericht verworfen aus folgenden Gründen: \ 

„In Erwägung, daß nad) den 88. 134 ff. und nad) $. 79 bes Geſetzes vom 
v. 81. März 1873 (eingeführt in Eljaß-Lothringen durch Geſetz vom 23. Dezem⸗ 
ber 1878) die Defelte der Kafjenbeamten durch einen Beſchluß der Aufſichtsbe— 
börbe feitzuftellen find und, unter den Vorausfegungen des $. 141 bajelbft, dieſer 
Beſchluß auf unmittelbare Verpflihtung des betreffenden Beamten zum Erfage 

bes Defeltes gerichtet werben kann; 
i daß ein Beſchluß dieſer Art, falls er von einer höheren Reichsbehörde aus- 
geht ober genehmigt wird, fofort vollftredbar ift ($. 189), und zwar ohne daß 
es ben Gerichten oder fonftigen Behörden, weldhe die Vollftredung anzuorbnen 
haben, geftattet wäre, die Rechtmäßigkeit deſſelben zu prüfen (6 143); 
daß zwar dem fir erſatzpflichtig erklärten Beamten durch $. 144 a. a. D. 
der Rechtsweg vorbehalten ift, jebodh nur in dem Sinne, daß auf feine Klage 
das Gericht zu prüfen hat, ob eine Erſatz verbindlichkeit überhaupt und in 
dem feftgefeßten Betrage beſtehe; e 

daß dahin geftellt bleiben fann, ob aus biefen Beftimmungen ber $$. 143 
und 144 ein Berbot für die Gerichte zu folgern fei, fi, ohne auf den Grund 
der Sache einzugehen, bloß mit der Prüfung der Rechtmäßigkeit und Statt 
baftigleit bes gegen einen rechnungapflichtigen Beamten erlaffenen Defeltenbes 
ſchluſſes zu befaſſen: 

daß wenn man dies auch nicht annimmt, jedenfalls jo viel llar iſt, daß jene 

geſetzliche Befimmungen den Gerichten die Befugniß, die Frage der Statthaftig« 
keit eines ſolchen Beſchluſſes für ſich allein zu prüfen, nit verleihen, hieraus 
aber folgt, daß die bezüglihen Prinzipien des partitulären Rechts maßgebend 
bleiben; 

daß nun nad franzöfiihem Rechte im Allgemeinen als Prinzip gilt, daß 

ſich die Berichte einer Machtüberfchreitung ſchuldig machen, wenn fie Alte ber 
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hemmen; 


daß dies Prinzip für die vorliegende Frage um ſo weniger eine Ausnahme 
erleiden kann, ala das franzöſiſche Recht dem Staate bie Vefugniß giebt, gegen 
feine perſönlichen Schuldner immer im Wege bes Vollzugs, auf Grund erlafies 
ner Verwaltungsbeſchlüſſe, vorzuſchreiten, alfo bie Frage, ob biefer Weg ober ber 
Beg der Klngeftellung einzuhalten jei, nie der richterfihen Beuttheilung untere 
liegen kann (vgl. Serrigny, dr. admin, t. III. Nr. 1389); 

baß daher die Angriffe, welche ſich auf die Unftatthaftigteit bes — 
ſchluſſes ftügen, verfehlt erſcheinen ac.” 


60. 


lieber den Rüderfak bezogener öffentlicher Unterſtützung. Rlickwirkende Kraft des 
Geſetzes über öffentlihe Armenpflege. Kompenſation und Sicherheitsarreſt 
im Prozeß über öffentliches Arreft. 
(Set. des bad. Berw.-Geriätsh. vom 5. Mai 1874.) 

„Die klagende Gemeinde ftüßt den Anſpruch auf Erfa der feiner Zeit von 
ihr der Wittwe H. verabreichten Unterftügung auf bie Thatjache, daß die Wittwe 
H. eim nicht unerheblihes Vermögen hinterlafien bat und auf 8. 5 bes Geſetzes 
vom 5. Mai 1870 über die Öffentlihe Armenpflege, wonach der Unterftügte, welcher 
zu hinreichendem Vermögen gelangt, und, nad feinem Zobe, fein Nachlaß zum 
Erfage der ihm von der Öffentlihen Armenpflege gewährten Unterftüßung ver: 
pflihtet iſt. Dieſe Geſetzesbeſtimmung und jene nicht beftrittene Thatſache laſſen 
denn auch den erhobenen Anſpruch als unzweifelhaft in Rechten und thatfählich 
begründet erſcheinen, allein doch nur infoweit, ala ber Wittwe H. nad dem - 
Zeitpunkte, mit welchem das angeführte Armengeſetz in Wirkſamkeit getreten ift, 
(a. Juli 1870), Unterflügungen — zuſammen 43 fl. — zu Theil geworden find. 
Denn erft diejes Geſetz hat die Verpflichtung zum Erfah der bezogenen öffent 
lien Unterflügung allgemein eingeführt und der letzteren ben Karakter eines 
Vorſchuſſes auf Wiedererfag beigelegt, während die ältere Geſetzgebung (Hofr. 
Inſtr. v. 28. Juli 1749, $. 125 X. Organif. Edikt v. 20, April 1808, 8. 52) 
bie Erftattungspfliht auf folde Fälle beſchränkt hatte, in welchen bie Unter: 
Rügung, ohne geradezu geboten zu fein, aus beſonderen Gründen der Billigkeit 
oder Zweckmäßigkeit gewährt worden iſt, (vergl. Entfcheibung bes biesfeitigen 
Gerichtshofes vom 19. Oktober 1866 im bad. Centr.:BI. 1866, S. 372), 

Die Unterftügungspflit Tann deshalb, da das Gejeg in biefer Beziehung 
eine ructwirkende Kraft nirgends ſich beilegt, nicht vor dem Zeitpunkte beginnen, 
mit welchem die Wirkjamteit diejes Geſetzes überhaupt ihren Anfang genommen hat. 

Glaubt die Klägerin — mie fie in den Verhandlungen andeutet — einen 
weitergehenden Anſpruch, abgejehen vom Armengejege 8. 5, auf die Behauptung 
füsen zu fönnen, die Wittwe H. jei in der That nicht unterſtützungsbedürftig 
gewejen und habe ur durch falſche Vorſpiegelungen die erhaltene Unterftägung 

eihlihen, jo würde fie ihren Erſatanſpruch aus einem Verhältniß (unrechte 

Sartmann, Zeitihrift. ILL. Bd. 2. Heft 14 
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That) ableiten, welches dem Öffentlihen Rechte nicht angehört; das Verwaltungs- 
gericht wäre hierüber zu urtheilen nicht berufen. 

Da hiernach ber klägeriſche Erfaganfprud, infoweit ala er ſich auf bie vor 
dem 1. Juli 1870 geleiftete Unterftügung bezieht, im öffentlichen Rechte geſetzlich 
nicht begründet if, jo kann auch der von ben Bellagten B’ihen Stammes abs 
gegebenen Erllärung daß fie ihre Pflicht zum Erſatze des eigentlihen Betrages 
- anerkennen, nidt eine ſolche Wirkung beigelegt werben, daß der Verwaltungs⸗ 
richter ermächtigt wäre, auf Grund derfelben die Bellagten, wie im Erkenntniſſe 
des Bezirksraths gefchehen, zum Erfate auch ber vor dem 1. Juli 1870 geleifteten 
Unterflügungsbeträge zu verurtbeilen. Denn da die Bellagten ungeachtet jener 
Erflärung ihre Zahlungsverbinblichleit nah wie vor beftreiten — gleichgültig 
aus weldem Grunde — fo kann in jener Erflärung nur ein Zugefändniß ber 
ohnedieß unbeftrittenen Klagethatfachen gefunden werben, während es Sache des 
Richters iſt, nach Maßgabe des Geſetzes zu beurtheilen, welche Rechtsfolgen aus 
diefen Thatſachen hervorgehen. 

Aus dem gleihen Grunde unerheblid ift das gegen die beflagten minders 
jährigen N’Ihen Kinder erlafiene Verfäumungserkenntniß, wie denn überhaupt 
ein berartiges Kontumazialverfahren der Verf. Verorbn. für Verwaltungsrechts⸗ 
ftreitigfeiten vollftändig fremd und mit bem Grundſatze des Informativverfahreng, 
auf welchem diefelbe beruht (Verf. Verordg. $. 32), unvereinbar ift. 

Die Erſatzforderung ber Klägerin, foweit fie nach der obigen Darftellung als 
begründet erachtet werden muß, kann durch die von bem Bellagten entgegen ges 
baltene Einrebe der Wettihlagung weder aufgehoben noch gemindert werden. 

Denn abgefehen davon, ob im Gebiete des öffentlichen Rechtes bie Wetts 
ſchlagung überhaupt ftatthaft ift, (vergl. L.⸗R. ©. 1293), müßte jebenfalls die⸗ 
jenige Forderung, welche zur Wettihlagung benügt werben fol, ebenjo ber Bes 
urtheilung bes Verwaltungsrichters unterliegen, als bie klagend geltend gemachte, 
d. h. wie fie aus einem Verhältniffe des öffentlichen Rechts hervorgegangen fein. 
Dies ift aber bei der von ben Bellagten geltend gemachten Forderung des Erſatzes 
von Koften eines bürgerlichen Rechtsftreites nicht der Fall. 

Die Rekurrenten find hiernach, jeder nad) Verhältniß feiner Erbportion, ſchuldig, 
ber Klägerin den Betrag der feit bem Juli 1870 an bie Wittwe 9. verabreichten 
Unterftügungen mit zufammen 43 fl. zurüdzubezahlen. 

Was ſchließlich den von dem Bezirksamt angelegten und von dem Bezirka⸗ 
rath für gerechtfertigt und fortdauernd erklärten Sicherheitsarreſt betrifft, fo iſt 
die Beſchwerde der Bellagten begründet. Denn weder bas Verwaltungsgeſetz, 
noch die über das Verfahren in Verwaltungsrechtäftreitigfeiten zur Zeit beſtehende 
Verordnung lafen ein derartiges Mittel ber Rechtsverfolgung zu. Ohne ſolche 
ausbrüdlihe Beftimmung kann aber ein von den allgemeinen Brunbjägen bes 
ordentlichen Progefies fo jehr abweichenbes Verfahren, wie es der Sicherheitsarreft, 
d. 5. eine vorläufige Vollftredung vor Erlafjung bes Urtheils, ift, nicht aus dem 
Gebiete des bürgerlichen Rechtafteites in jenes des Öffentlich rechtlichen Streiten 
übertragen werben. (Abgedr. Zeitſchr. für bad. Verw, 1874 ©. 186.) 
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51. 


Anwendung von $. 5 Ziff. 8 des Verw.Geſ. über die Zuftändigfeit der Verwal: 
tungsgerichte in Streitigfeiten über die Ausübung der Jagd. 


(Ext. des bad. Verw.Gerichtoh. vom 9. Mai 1876.) 


Bei ber Beurtheilung bes klägeriſcher Seits gegen das bezirksräthliche Er: 
tenntniß ergriffenen Rekurſes war zunächſt zu prüfen, ob ber von bem Kläger 
vor den Bezirksrath gebrachte Begenftand überhaupt zur Zuftändigfeit der Ver⸗ 
waltungsgerichte gehört, und e8 mußte diefe Frage verneint werben. 

Das Verwaltungsgeieß weift unter Anderm in 8.5 Ziff. 8 die Entſcheidung 
von Streitigfeiten des. öffentlihen Aechtes über die Ausübung der Jagd ben 
Verwaltungsgerichten zu. Auf biefe Berimmung fügt auch im vorliegenden 
Salle der Bezirksrath feine Zuftändigfeit. Allein hier bildet Teineswegs bie Aus⸗ 
übung ber Jagd den Begenftand bes Streites. Beide Parteien find ſowohl da⸗ 
rüber, daß die Gemeinde die Jagd auszuüben hat, einig, als darüber, wie fie 
diefelbe auszuüben hat, insbeſondere darüber, baß die Ausühuug auf dem Wege 
der Verpachtung geichehen ſolle. Ihr Streit bezieht fi nur auf diejenige ein- 
zeine Rechtahandlung, welde die Gemeindebehörbe zum Zwede der Ausübung 
der Jagd vorgenommen bat; das ift auf die Pachtverfteigerung mit ben Dazu 
gehörigen Vorbereitungshandlungen. Dieje Rechtshandlung, Verpachtung, bier 
insbefondere Verpachtung in Öffentlicher Verfteigerung, iſt an und für fi eine 
ſolche des Privatrechtes und begründet zwiſchen dem Verpachtenden einerjeits 
unb dem ſich bei der Pachtverhandlung Betheiligenden anderſeits nur Rechtsbe⸗ 
ziehungen des Privatrechtes. Die Perjon des Handelnden auf der einen ober 
andern Seite und der Gegenſtand bes Rechageſchäfts bewirken an dieſem Ver⸗ 
bältniß Teine Aenderung. Eine von einer Gemeinbebehörbe vorgenommene Jagd- 
pachtverſteigerung ift alfo nicht weniger eine dem PBrivatrechtsgebiet angehörige 
Rechtshandlung als z. 3. eine von ihr vorgenommene Brasverfteigerung. 

Wenn und ſoweit fomit der Kläger geltend machen will, es jeien ihm aus 
dem Berfteigerungsakte, insbefondere aus den von feinem Vertreter gemachten 
Geboten, nach welchen er als ber wahre Erfteigerer ber Jagd gelten müffe, ges 
wife Rechte erwachſen, oder es fei der ganze Verſteigerungsakt wegen Nichtein- 
haltung gewiſſer Formvorſchriften nicht rechtsgiltig, war feine deßfallſige Klage 
bei dent bürgerlichen Richter anzubringen. 

Wenn und jomweit aber die Abficht des Klägers dahin gerichtet war, zu er 
wirken, dab aus Gründen des öffentlichen Interefes und ber öffentlichen Ord⸗ 
nung ber Gemeinderath als öffentlihe Behörde von der ihm vorgejegten Bes 
herde angehalten werde, diejenigen DOrbnungswidrigleiten abzuflellen, welche er 
fi bei der Vornahme der ihm obliegenden Jagdverpachtung nach der Auffaffung 
des Klägers hat zu Schulden kommen laſſen, und dieſe Rechtahandlung nochmals 
und in orbnungsmäßiger Form vorzunehmen, waren die beffallfigen Anzeigen 
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ober Beſchwerden nicht an das Verwaltungsgeriht, ſondern an bie Verwaltungs» 
behörbe zu richten. ö 

Der Bezirksrath als Verwaltungsgericht war fomit nicht zuftändig, in ber 
Sache jelbft zu enticheiden. 

Sein Erkenntniß mußte deßhalb nad Anſicht von VerfahrenssOrbnung $. 92 
als nichtig aufgehoben werben. (Abgedr.: i. d. Zeitschr. f. bad. Verw. 1876. 
S. 141.) SW; 


52. 


Anwendung der 88. 10 und 34 Abſ. 2 des Unterft.-Wohnj.Gei. 
(Ext. bes bad. Berw.-Gerichteh. vom 5. Sept. 1876.) 


v 


Der Armenverband Schopfheim ftellt an jenen zu Peflingen ein doppeltes 
Begehren, nämlich: 
1. Die Erftattung ber dem bilfebebärftigen A. G. feit 6. Dezember 1874 
geleifteten Unterflügungsbeträge mit wöchentlich 5 Mark; 


2. bei der Fortdauer des Unterftügungsbebürfnifies Die Uebernahme bes 


Unterftügten. 

Hiergegen hat der Vertreter des Beklagten in ber heutigen Gerichtsverhand⸗ 
lung zunächſt geltend gemacht, daß der Anſpruch, befien Anmelden bei dem be- 
Ungten Verbande nach Inhalt der Klage ſelbſt, erſt unter’ m 31. Juli 1875 
ftattfand, kraft der Beftimmung bes $. 34 Abf. 1 des Unterft,Wohnf.Bef, 
präfludirt fel. 

Diefer formelle Einwand, der fih übrigens nur auf ben erften Theil bes 
Hägerifhen Antrages nad dem Wortlaute der angezogenen Geſetzesſtelle beziehen 
kann, aljo auf den Erflattungsanfprucd, nicht aber auf die Hebernahmepflicht und 
Nücdweifungsbefugniß (cfr. Rocholl S. 97, Wielandt Thl. II, Anmerk. 2 zu $. 84 
8%. 34 und bie Entſcheidungen des Bundesamtes bei Wohlers III. 43 A. u. B.) 
erſcheint jedoch nicht als flichhaltig. 

Aus den Vorakten geht nämlich unverkennbar hervor, daß die anfänglich 
über den Unterftügungsmohnfig bes A. ©. gemachten Erhebungen theilweife uns 
genau und fi) derart widerfpredhend waren, daß fie eine beftimmte Meberzeugung, 
wem die endgültige Unterftügungspflicht obliege, nicht auftommen ließen: Wegen 
Unzuverläffigleit bes thatfählihen“ Materlals Tonnte damals ber verpflichtete 
. Armenverband nicht ala ermittelt gelten. In biefer Unficherheit hat nun aber 
Kläger, zur Wahrung der Präklufivfrift, gerade von dem Austunftsmittel Gebrauch 
gemacht, weldyes der 8. 34 Abſ. 2 Unterft.-Wohnf.Bej. für ſolche Fälle zweifel⸗ 
hafter Art an die Hand giebt, indem er unterm 14. Dezember 1874, unter aut 
brüdlicher Berufung auf biefes Sachverhältniß, den Anfpruch bei feiner vorges 
festen Behörde förmlich anmeldete. 

Hiernach erachtet der Gerichtshof den formellen Einwand als befeitigt. In 
der Sache ſelbſt kommt es nun lediglich darauf an, ob A. ©. beim Eintritt ber 
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Hilfsbebürftigkeit (9. Dezember 1874), dem Kage, an welchem er wegen Armuth 
und durch Krankheit herbeigeführte Erwerbslofigkeit die Öffentlihe Armenpflege 
in Schopfheim in Anfprudy nahm, bereits den Unterflügungsmohnfig in Deflingen 
erworben gehabt Hatte. Der Verklagte beftreitet dies und behauptet, G. habe 
fi nur vom 1. Januar 1872 bis 26. Juli 1873 fländig in Deflingen aufge 
- halten, während fein früherer Aufenthalt alldort nur vorübergehender Natur 
Behufs Belorgung von Geſchäſten geweſen fei, und zwar von feinem Wohnſitz 
Schopfheim aus. 

Hiermit ſtimmen in der That die im Laufe der Verhandlungen erhobenen 
Zeugenbeweiſe im Weſentlichen überein und widerlegen birelt die im Erkundi⸗ 
gungsbogen (Form A,) enthaltene Angabe eines Aufenthaltes zu Deflingen vom 
Jahre 1867 bis Auguft 1878. 

Hiernach iſt als feſtſtehend zu betrachten, daß feit Einführung bes bad. 
Armengefees (1. Juli 1870) nur derjenige Aufenthalt des G. zu Deflingen in 
Betracht kommen kann, der jeit biefem Tage bis Mitte November 1870, aljo 
4 Monate, ftattfand, während ber fpätere, durch die Nüdkehr nah Schopfheim 
unterbrochene, vom April 1871 bis Spätjahr 1871, als blos vorübergehenden 
Zweden dienend, nur als freiwillige Entfernung von Schopfheim, bem Haupt⸗ 
fige des Geſchäftes, im Sinne des $. 13 des U.-W.-Geſ. betrachtet werben Tann. 

Erſt mit dem Anfangs Sanuar 1872 erfolgten Ueberzug ber Gebrüder ©. 
von Schopfheim nad) Deflingen wurde ein neuer ftändiger Aufenthalt begonnen. 
Diefer hat aber nad) ben übereinftimmenden Zeugenausfagen keine volle 2 Jahre, 
fondern nur vom 1. Januar 1872 bis Ende Juni 1873, alfo 1 Jahr 6 Mos 
nate angebauert. 

Nachdem nın U. ©. auch biefen Aufenthalt durch feinen Wegzug nad 
Weizen, Behufs Vebernahme einer Stelle in einer bortigen Zementſabrik, eben 
falls unterbroden hatte, und der nad feiner Ruckkehr (Spätjahe 1873) nad 
Deflingen erneute Aufenthalt nur bis Februar 1874 währte, welder Zeitpunkt 
feinex Meberfiebelung nad) Lieſtal und feiner dort eingetretenen Erkrankung im 
März 1874 unmittelbar vorherging, jo lag in biefer ganzen Reihe von Aufent⸗ 
haltsveränderungen nirgends ein Abjchnitt nor, der nad $. 10 des U.:W.-Gef 
hinreichend gewejen wäre, ben Unterſtützungswohnſitz in Deflingen zu begründen. 
— Der Bezirksrath hat daher bei feiner Entſcheidung mit Recht angenommen, 
daß der klägeriſche Anfpruch auf Uebernahme der Unterftügungspfliht und Erfah 
der dem 9. G. nad 8. 28 U.-W.⸗»Geſ. vorläufig geleifteten Unterftügungen, 
gegenüber dem beklagten Drtsarmenverband, geſetzlich nicht begründet if. 

Wenn Kläger in der Rekursinſtanz nod gelten machen will, daß ber Be- 
lagte ſchon deßhalb als erſatzpflichtig erſcheine, weil die Unterftägungabebürftig- 
keit des U. ©. in Oeflingen zuer ſt hervorgetreten ſei, fo beruht dies auf einer 
dölig irrthümlihen Auffaffung. Die Hilfebebürftigkeit des A. G. trat erft dann 
iu Tage, als er die öffentliche Armenpflege zur Unterftügung anrief; bies fanb 
aber nicht zu Deflingen, wo er Privatverpflegung genoß, fondern fpäter zu 
Schopfheim ftatt, woraus fic die Verpflichtung des klägeriſchen Verbandes zur 
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vorläufigen Unterftügungsleiftung nad) $. 28 des U.W.⸗-Geſ. zweifellos ergiebt. 
(Abgeb.: i. d. Zeitſchr. f. Verw. 1876, ©. 258.) 1. 


53. 


Begriff „eined Gewerbes anf eigene Rechnung“ im Sinne des $. 106 der badi⸗ 
hen Gewerbeordnung. 


(Ext. des bad. Berw.-Gerichtsh. vom 12. Eept. 1876.) . 


Nach einer in einer Reihe von Fällen von dem Gerichtshof bisher feftgehals 
tenen. Auslegung des $. 106 ber Gem.Ordn. ift das hier beftittene Exforberniß 
zum Einrüden in den Bürgergenuß, nämlich ber Befig eines Gewerbes auf 
eigene Rechnung bahin aufzufaffen, daß darunter nur eine ſolche ſtändige 
Ermwerbsthätigkeit eines Bürgers verftanden werben muß, welche denſelben 
als wirthſchaftlich ſelbſtſtändigen Mann erjceinen läßt. 

Es muß alfo der erwerbliche Beruf die Thätigkeit des Bürgers in einer 
Weife in Anſpruch nehmen, daß daraus allein und abgefehen vom Kapitalbefit, 
die Mittel zu einer ökonomisch felbftkändigen Exiſtenz geſchöpft 
werben fönnen. _ 

Es genügt daher nicht, daß Jemand den Beſitz eines Nahrungszweiges an 
ſich, durch Berufung anf ein erlernten Gewerbe, nachweifen kann, wie bies nach 
8. 10 und 25 B.:R«®. zum Bürgerreihtsantritt und zur Vurgerannahme Yins 
reihen würde, ſondern es muß weiter bargethan werben, daß bas Gewerbe 
duch Art und Umfang bes Betriebes auch die Mittel zur materiell felbfiftändigen 
Eriftenz in concreto abwirft. Das Geſetz will eben ben Bürgergenuß nur ſolchen 
Semeindemitgliebern zukommen laſſen, die fi) durch eine eigene Haushaltung 
ober durch einen auf Erwerb gerihteten Beruf, äußerlih eine gemifie 
Selbſiſtändigkeit in ber Gemeinde geihaffen haben. 

Im vorliegenden Falle aber konnte vom Kläger wenigſene zur Zeit en 
folder Nachweis nicht erbracht werben. 

Derjelbe treibt zwar ein erlerntes Gewerbe, nämlich bie Buchtenderei = 
nur in fo unbedeutendem Umfange, daß dieſe Thätigleit nur als Nebenbeſchäfti⸗ 
gung in Betracht kommen kann, werm man auch mit dem Küäger als feftftehend 
annehmen wollte, daß ſich die Bruttoeinnahme aus biefem Gewerbe pro Novem⸗ 
ber 1874 bis dahin 1875 auf 574 Mt. 9 Pf. belaufen habe. 

Mag man mın ben Reingewinn hieraus nach der Meinung des Bezirksrathes 
auf 25—30 pEt. oder auch um das Doppelte höher bevedjnen, immerhin wird 
auch dann noch auf einen old geringfügigen Bewerbeverbienft Nientand eine 
felbfiftändige Griftenz zu gründen vermögen. So lange ber Kläger ein günftis 
geres Ergebniß feiner beruflichen Thutigkeit nicht zu erzielen vermag, kann man, 
wie ber Bezteksrath that, mit Fug und Recht annehmen, daß ihm bie wirth⸗ 
ſchaftliche Selbſtſtändigkeit abgeht. 

Hiermit ſtimmt auch im Uebrigen bie Stellung überein, welche Kläger im 
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Haufe feines Vaters einninmt, der ihm Kot, Wohnung, Werkftatt gegen eine 
äußerft mäßige Vergütung von jährlich 50 fl. flellt und das Kapitalvermögen 
des Klägers mit 4920 Mt. verwaltet, während der Sohn dem Vater täglich Aus« 
hilfe in deſſen Ladengeſchäft leiſtet. Alles dieſes beutet doch entſchieden darauf 
bin, daß Kläger noch ganz im Familienverbande feines Vaters fteht, feine 
Thãtigkeit zu einem erheblichen Theil no dem Familienhaupt wibmet, ſich aljo 
noch keine felbftftändige, auf ausreihender Berufsthätigkeit gegründete 
Stellung zu ſchaffen wußte. (Abgebr.: 1. d. Zeitiche. f. bad. Verw. 1876, 
©. 242.) 1. 


54. 


Apweiluug des Geſuches um Erektion eines in Preußen gefälkten ſchiedsrichter⸗ 
lien Spruches wegen nicht nachgewieſener Erfüllung ber Bedingungen des 
% 270 a. 8.0. 


(Ext. des oberft. öfterr. Gerichtsh. vom 11. Mai 1875.) 


A., Kaufmann in Berlin, bat auf Grund eines ſchiedsgerichtlichen Spruches 
ber Berliner Börfe um Mobilarerelution gegen V., Kaufmann in P. wegen bes 
ſchuldigen Betrages pr. 549 Thlr. 3 Sgr. 

Das Handelsgeriht willfahrte diefem Begehren und ſetzte die Koſten des 
Exekutionsgeſuches auf 4 fl. 30 Tr. feſt. 

Das Oberlandesgeriht hat aber in Folge ber Rekurſe beider Theile das 
Geſuch des A. um Bewilligung der Mobilarexekution abgemwiefen, und demzufolge 
über den bloß gegen ben zu geringen Roftenzufpruch gerichteten Rekurs des oben 
Genannten, weil gegenftandslos geworden, nichts verfügt. Denn ber Exekutions⸗ 
werber habe nicht ausgewiejen, daß das Schiedsgericht in B. nah Maßgabe ber 
oſterreichiſchen Geſetze, mithin nach $. 270 a. G. O. zur Schöpfung bes Urtheiles 
Tompetent war (Hofd. vom 4. Auguft 1840, ad 2, Nr. 4603. G. S. und Juſtiz⸗ 
minefterialverorbnung vom 10. Oktober 1857 Nr. 190 al. 2 R.⸗G.⸗Bl.). Das 
Exekutionsgeſuch ift daher zur Bewilligung nicht geeignet und mußte deßhalb 
baffelbe mit Inbegriff bes darin enthaltenen Begehrens um ben Zuſpruch ber 
Roften in Folge des Rekurſes der Exekuten abgewiejen werben. Hierdurch wird 
der Rekura des Erelutionswerbers gegen bie erftrichterliche Feftjegung ber Höhe 
derjelben gegenftandalos und entfällt ſonach diesfalls eine obergerichtliche Entfcheis 
bung. — In dem dagegen vom A. eingebradhten Reviſionsrekurſe wird geltend 
gemacht, daß die Frage, ob das Schiedsgericht in B. zur Entſcheidung kompetent 
war, nad preuß. und nicht nad äfterr. Geſetze zu beurtbeilen ſei, daher ber 
5. 270 a. ©. D. hier feine Anwendung findet. Die Kompetenzfrage wurbe aber 
von bem in B. tagenden Schiedsgerichte felbft angeregt und von diefem rechts⸗ 
kräftig im bejahenden Sinne entſchieden. (In dem Schiebfprude vom 16. Des 
ember 1873 über die Kompetenz heißt es: „Daß ber Verklagte ſchuldig fei, bie 
Rompetenz des aus den obengenannten Kaufleuten zufammengefegten Schiebege- 
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richtes zur Entſcheidung bes mit der Klage vom 23. Dftober 1873 anhängig ges 
machten Nechtsftreites anzuerkennen“.) Aber felbft nach äfterreihiichem Geſetze 
war im vorliegenden Falle das Schiebsgeridht der B. Börſe kompetent; denn 
Rekurrent habe dem B. fchriftlich angezeigt, daß er für feine Rechnung den Vers 
tauf von 1000 Ctr. Weizen nad) B. Ufanzen und den Schlußiceinbebingungen 
der vereibeten Makler frei B. abgeſchloſſen habe; Returrent habe durch eine vom 
Öfterreichifhen Konſulate beglaubigte Ausfertigung bewiejen, daß .jene Schluß- 
ſcheinbedingungen, auf welche Rekurrent ausbrüdlich Bezug genommen hat, bie 
Unterwerfung unter das Schiedsgericht der B. Börfe enthalten. Rekurrent habe 
bewiefen, daß B. fih mit dem ihm vom Relurrenten notifizirten Abſchluſſe 
brieflich einverftanden erflärt und hiermit das Schiedsgericht in fchriftlicher Form 
aczeptirt habe. Hierzu kommt noch, daß B. fi auf die Verhandlung vor dem 
Schiedsgerichte nicht nur bezüglich der Kompetenzfrage, fonbern auch in merito 
‚eingelaffen hat. Es wird fonach gebeten, den erftrichterlichen Beſcheid in ber 
Hauptſache zu beftätigen und binfictlic des Koſtenpunktes dem Oberlandesge: 
richte die meritorifhe Erledigung des überreichten Rekurſes zu verorbnen. 

Der k. k. oberfte Gerichtshof Hat jedoch diefen Reviſionsrekurs zurückgewie⸗ 
fen, weil zufolge Sofbelretes vom 4. Auguk 1840, 3. 460 J. G. S. bas öfter 
reichiſche Gericht auf ein im preußtihen Staate (mit Ausnahme von Rhein⸗ 
preußen) gefälltes Urtheil nur dann die Erelution bewilligen barf, wenn das ers 
kennende Geriht nad) öſterreichiſchen Geſetzen kompetent geweſen ift, in bem 
vorliegenden Falle die Erefution auf Grund eines Schiedaſpruches der B. Pro- 
dufenbörfe angefuht wird; nad 8. 270 a. G. O. ber Vergleich, wodurch fi 
die Parteien auf einen Schiedsrichter einigen, um giltig zu fein, fchriftlich er- 
richtet worden fein muß, ein folder fchriftlicher Vergleich aber von dem Exe⸗ 
quenten nicht beigebracdjt wird und der Brief des B. ddo. Prag 16. Februar 
1873, worin er auf bie brieflihe Mittheilung bes A. ddo. Berlin 11. Februar 
1873, daß er an ber Börfe für Rechnung des B. 1000 Centner Weizen & 
79% Xhlr. pr. 1000 Kilo netto Lieferung frei "bier nach allen biefigen Uſanzen 
und Schlußfcheinbedingungen der vereideten Makler im Laufe dev Monate, Zuli- 
Auguf d. 3. (1873) verkauft habe, ben Verkauf yon 1000 Gentnern Weisen 
Suli-Auguft-Lieferung, zum Preife von 97% Thlr. für feine Rechnung beftätigt, 
nicht ber im 8. 270 a. ©. D. geforderten ſchriftlichen Beurkundung gleichgeachtet 

werden kann. 1. 


55. 

Der Umftond, daß eine früher vereint geweiene Gemeinde in zwei jelbititändige 
Gemeinden gejendert worden ift, fteht der Führung der Erefution auf einem 
diejen Gemeinden gehörigen Grundftüde auf Grund eines nor gegen Die ver⸗ 
einigte Gemeinde erwirften Erkenntniſſes nicht im Wege. 

(Ext: des oberft. äfterr. Gerichteh. vom 10. Aug. 1875. 
Ueber Anſuchen der Fürfiin St. R. hat das kak. K. G. in Iungbunzlau 
mit Beſcheid vom 28. Oktober 1875, auf Grund des wider bie früher 
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vereinigte, gegenwärtig aber in zwei beſondere Gemeinden getrennte Gemeinde 
V.-L. erfloffenen rechtsträftigen Urtheils vom 20. März 1874, zur Sereinbrin- 
bringung der mit bemfelben erfiegten Forderung die Einverleibung des exe⸗ 
kutiven Pfandrechtes auf ben, der Gemeinde L. gehörigen Brundftüden be- 
willigt. 

Ueber den Rekurs ber lettgenannten Gemeinde hat aber das k. k. böhm. 
DL mit Entſcheidung vom 13. Mai 1875, ben erftrichterlihen Beſcheid abges 
ändert und- die Bittftellerin mit ihrem Exekutionsgeſuche abgewieſen. Denn das 
Urtheil ift wider die Gemeinde V. —L. erflofien. Aus ber Note ber E. k. Be 
zirkehauptmannſchaft vom 6. Mai 1875, geht aber hervor, daß die Drt- 
ſchaften V. und & zwar nah dem jofeffinifhen Katafter und nach ber Ber 
#irlseintheilung v. 3. 1854 eine Rataftralgemeinde bildeten, daß aber, mit dem 
Gefeße vom 7. Dezember 1869, Nr. 147 8. G. BL, die Trennung biejer gwei 
Gemeinden und die Konftituirung zu jelbftftändigen Gemeinden ſanktionirt 
wurde, und daß bie Angelobung des Gemeindevorſtehers von ber aus bem 
Gemeindeverbande mit V. ausgetretenen Gemeinde 2. am 16. Februar 1871 
fattgefunden habe. 

Zufolge Berichtes des k. k. B. G. Benatek beſitzt ſowohl bie Gemeinde 2. 
als auch die Gemeinde V. ein ſelbſtſtändiges bücherliches Vermögen, weßhalb ſich 
auch das vorliegende nur gegen die Gemeinde I gerichtete Exekutionsgeſuch um» 
ſomehr als unftatthaft herausftellt, ala in dem, demfelben zu Grunde liegenden 
Urtheile die Verpflichtung zur folidariichen Zahlung der eingellagten Forderung 
nicht ausgeſprochen ifl. 

Der k. k. oberfte Gerichtshof hat jedoch dem Reviſionsrekurſe der Fürſtin 
R. fiattzugeben und in ber Erwägung, daß bas Urtheil wider die nunmehr 
jeihfiftändige Gemeinde L. rechtakräftig geworden und baher auch exekutionsfühig 
geworben ift und der Umftand, daß bie früher vereint geweiene Gemeinde V. 
in zwei Gemeinden gefondert wurde, den Rechten ihrer Gläubiger nicht nach⸗ 
theilig fein kann, mit Abänderung der oberfigerihtlihen Entſcheidung ben erſt⸗ 
richterlichen Beſcheid zu beftätigen befunden. (Abgebr.: Defterr. Zeitjchr. “ — 
1876, S. 51.) 


56. 


Dad Ehehinderniß des 8. 64 a. b. ©. 8. trifft bei Chen zwiſchen Konfeſſtond ⸗ 
loſen und Israeliten nicht zu. Den geiftlihen Aemtern fteht ein Rekursrecht 
gegen Entiheidungen der politiihen Behörden in Eheſachen nicht zu. 

Erk. der öftere. Landesreg. vom 30. Nov. 1875.) 


Am 29. Dtober 1875 fielen die Brautleute R. R., konfeffionslos und P. 
R, mofaifher Religion, bei der Bezirkshauptmannſchaft in T. das Anſuchen um 
dernahme des Aufgebotes ihrer beabfichtigten Ehe und um Entgegennahme 
ie feierlichen Erflärung der Einwilligung zur Ehe, weil ber Rabbiner 
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in T. fi, laut des von ihnen beigebrachten Zeugniſſes ddo. 26. Oktober 1875 
weigere, das Aufgebot und die Trauung vorzunehmen, ba ber Bräntis 
gam N. R. nicht der mofaifhen Religion angehöre und er (ber Rabbiner) nad) 
8. 127. a. b. G. B. nur berechtigt und verpflichtet fei, ſolche Brautleute aufzus 
bieten und zu trauen, welche der moſaiſchen Religion angehören und feinem 
Nabbinat zuftändig find. 

Diefem Anſuchen Folge gebend, wurde von ber Bezirkshauptmannſchaft 
unterm 12. Roven:ber 1875, das Eheaufgebot vorgenommen. 

Begen biejes Aufgebot hat der Rabbiner in T. mit Berufung auf die 88. 126 
und 127 des a. b. G. B. Einſprache erhoben, welche mit dem Erlaſſe ber Landes⸗ 
regierung vom 30 November 1875 zurüdgemiefen wurbe „weil ber nad) ben Bor- 
ſchriften bes a. b. ©. B. wenigftens rüdfichtlih bes einen Theiles der Braut- 
leute zum Aufgebote und zur Trauung berufene Seelforger laut feines Zeug« 
niſfſes vom 26. Oktober 1875, bie Vornahme der Trauung dieſes Brautpaares 
aus eimem, durch die Geſetzgebung des Staates nicht anerkannten Sinberniß- 
grunde verweigert hat. — Denn nad $. 64 des a. b. G. B. befieht ein Che⸗ 
binberniß der Religionsverfchiebenheit nur zwiſchen Chriften und ſolchen Perſo⸗ 
nen, welche ſich nicht zur chriſtlichen Religion bekennen; biejes Ehehinderniß ift 
bei ben Brautleuten nicht zutreffend, da der Bräutigam als konfeſſionslos keiner, 
alfo auch nicht einer hriftlihen, und die Braut als Iſraelitin gleichfalls nicht 
‚einer chriſtlichen Religionsgefellfhaft angehört. Die von dem Rabbiner in feinem 
Zeugniſſe und feiner Einpfradhe für feine Weigerung berufenen $$. 126 und 127 
des a. b. &. B. betreffen nicht das Weſen des Ehevertrages, fondern bloß bie 
geſetzliche Form ber Eheſchließung und biefe Form tft eben in Folge ‚ber von 
dem Rabbiner wegen bes verſchiedenen religiöfen Blaubens ber Brautperfonen 
bethätigten Weigerung in Konſequenz bes Art. 14 des Staatsgrundgeſetzes vom 
21. Dezember 1867, R. G. 3. Nr. 142, welcher die volle Glaubens: und Ges 
wifjensfveiheit gewäbrleiftet und den Genuß der bürgerlichen und politifchen Rechte 
«is von dem Religionsbelenntniffe unabhängig erklärt, — nad den Beſtimmun⸗ 
gen bes Geſetzes vom 25. Mai 1868 zu erfüllen, zumal biefem Vorgange fein 
Geſet, insbefondere das Gejeh vom 9. April 1870, R. ©. Bl. Nr. 51 über die 
Ehen von Perfonen, welcher keiner geſetzlich anerkannten Kirche oder Religions⸗ 
genoſſenſchaft angehören, entgegenfteht.” 

Die Landesregierung fügte gleichzeichzeitig bei, „daß im Grunde des Art. 2, 
8. 4 des Geſetzes vom 25. Mai 1868 den geiftlihen Aemtern, fomit auch dem 
Rabbiner, ein Rekursrecht gegen Entſcheidungen ber politiihen Behörden in Ehes 
ſachen nicht zufteht, hiebucch jedody der Weg ber wann immer einzubringenden 
weiteren Beſchwerde nicht ausgefchlofien iſt.“ Abgebr.: i. d. öſterr. Zeitſchr. f. 
erw. 1876. ©. 71.) 1. 

® : 
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97. 


Eine zwiſchen öfterreihiihen Stantöbürgern im Auslande eingenangene, nad) den 
Geſetzen des Auslandes giftige Ehe erzengt nur dann rehtlihe Wirfmgen 
im Inlande, wenn die Brautfeute nad) öſterreichiſchem Rechte die perſönliche 
Faãhigkeit zur Eheſchließung beſaßen. Weien und Bedingung der Auswan- 
derung. 
(Erk. des oberft. öfterr. Gerichts. vom 16. Mai 1876.) 


Sohenn P., am 29. Oktober 1839 zu Cormons im Görzer Kreife gehoren, 
empfing am 21. und 28. Auguft und 30. Oktober 1859 die höheren Weihen, 
wurde Pfarrlooperator in feiner Baterftadt und kam hierauf in diefer Eigemichaft 
nad; Grado. Im Jahre 1863 lernte er in Comorns die am 13. Auguf 1840 
dort geborene Dominika C. Tennen, welche fih auf fein Zureben im Jahre 1868 
nach Venedig begab, wohin er ihr nachfolgte. Er trat dortſelbſt zur evangelifchen 
Religion über und wurde am 10. April 1868 in das Verzeichniß der Mitglieder 
ber evangeliichen Gemeinde {als deren wirkliches Mitglied eingetragen. : Allein 
bald trat er aus biefer Kicche wieder aus, worauf ber Kirchenrath in der Ver 
ſammlung vom 1. Oktober 1868 ihn aus dem Verzeichnifie der Religionagenoſſen 
au ftreichen beſchloß. Er ward wieder Katholit, ſchloß am 29, Ditober 1868 im 
Amte des Eivilftundes in Mailand die Ehe mit Dominita C., kehrte am 3. März 
1869 mit ihr nad) Oeſterreich zurüd und wohnte ungefähr vier Monate bei bexen 
Eltern in Eormons, worauf er neuerdings in ben geiftlihen Stand eintrat, 
einige Zeit im Kapuziuerkloſter zu Görz verweilte und endlich als Miffiondr nach 
Auftralien reiſte. 

Aus dieſer Ehe*twaren zwei Kinder entſproſſen: ein Anabe, ber aber tobt 
auf bie Welt fam, und ein Mädchen, weldes in Mailand auf ben Ramen 
Eugenia Elvira getauft. und bei der fpäter erfolgten Rückkehr ber Eltern nach 
Oeſterreich dortfelbft zurücgelafien wurde. Johann P., von dem Gemeindeamte 


in Cormons, nach feiner Rüdreife dahin, vernommen, erklärte, ex eradjte, en fei . 


oſterreichiſcher Unterthan. Die Gemeinde Mailand machte in ber Folge eine 
Forderung von 106 Franks für die Verpflegung des dort zurlidigebliebenen Kindes 
geltend und verlangte gleichzeitig, daß bie Eltern zur Mebernahme bes Rinbes 
aufgeforbert werden follten, worauf die um ihre Vermittelung angegangene ifa- 
Bienifche Befandtichaft in Wien fih an das k. und k. Miniſterium ber auswär⸗ 
tigen Angelegenheiten wendete. Die Sahe wurde der küſtenländiſchen Statt» 
balterei zur geeigneten Verfügung übermacht. Dieſe erfuchte mit Note vom 
20. Iimi 1871 im Sinne des $. 37 des Gefehen, betreffend die Regelung ber 
Seimathöverhältniffe, vom 3. Dezember 1863, Nr. 105 R.⸗G.⸗Bl., das Landes 
xricht in Trieft, über die ehelidhe oder außerehelihe Geburt bes vorerwähnten 
Kindes zu entſcheiden. Es wurde fohin Dr. T. zum Kurator bes abmwejenden 
Ibann P., Dr. C. zum Vertheidiger des Ehebandes und Dr. ®. zum Kurator 
de minderjährigen Eugenia Elvira beſtellt. 
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Somohl Dominita C., als auch der Verteidiger bes Ehebandes und ber 
Kurator der Eugenia Elvira behaupteten die Gültigfeit der Che: denn Iohann 
P. und Dominika €. feien zur Zeit der Eingehung der Ehe italienifche Unter⸗ 
thanen gewefen, daher italienifhe Gerichte allein über den Rechtsbeſtand dieſer 
Ehe zu entſcheiden berufen jeien; Johann P. fei damals Mitglied der evange- 
liſchen Religionsgeſellſchaft, jomit nit mehr katholiſcher Priefter, ja nicht einmal 
Katholit und darum auch nicht den Satungen ber katholifhen Kirche unterworfen 
geweien. Die Behauptung, er jei vorher bereits zu dieſer Kirche zuriidgetreten, 
fei nicht erwiefen. Das italienifhe blürgerliche Gejegbud kenne nicht das Ehe 

hinderniß der höheren Weihen. Es wurden bie. in Italien vorgefhriebenen 
Vorfögriften beobachtet, bie Ehe fei demnach; gültig und rechtswirkſam. Da im 
negebenen Falle das italienifche Bejeg maßgebend fei, müffe biefe Ehe auch in 
Defterreidh für gültig erflärt werden. — Dagegen begehrte ber Kurator des abs 
weſenden Johann P, es ſei die Ehe für ungültig zu erklären, weil biefer zur 
Zeit der Eheſchließung öſterreichiſcher Unterthan geweſen, fi zur katholiſchen 
Religion befannt und nad) 8. 63 a. b. G.-B. zur Eingehung eines Ehevertrages 
unfähig geweſen fei. 

Mit Urtheil vom 1. Dezember 1875 ward die Ehe vom k. k. Landesgerichte 
in Triek für ungültig erklärt. 

Er Meber die von bem Vertheibiger bes Ehebandes ergriffene Appellation beftäs 
Higte das k. k. küftenlänbifhe Oberlandesgeriht in Trieſt mit Urtheil vom 
13. Januar 1876 das erſtrichterliche Erkenntniß in Wefenheit aus ben non ber 
erſten Juſtanz angeführten Gründen. 

Auch der oberfle Gerichtshof beftätigte mit Urtheil vom 16. Mat 1876 über 
die außerordentliche Revifionswerbung bes Vertheidigers des Chebandes die ans 
gefochtenen unterrichterlihen Erkenntniſſe und zwar aus den nachſtehenden, die 
Grunde ber unteren Inftanzen zufammenfaffenden Gründen: „Dadurch, daß Jo⸗ 
haun P. im Jahre 1868 nad) Italien überfiebelte, verlor er nicht. bie ſchon ver- 
Möge ber Geburt im Sinne des 8. 28 a, b. G.-B. von ihm erworbene öfterreis 

chiſche Staatsburgerſchaft, benn die, in bem durch das Staatsgrunbgefeg vom 

‘91: Dezember 1867, Nr. 142 R.G.⸗Bl., nicht aufgehobenen 8. 1 des kaiſerlichen 

Patente vom 24. März 1832, 3. 2557 3. G. ©. enthaltene Bedingung, unter 
welcher allein ein Abwefender ala ausgewandert angejehen werben darf, teifft 
bier nicht zu. Darum muß die Gültigkeit der am 29. Dftober 1868 zwiſchen 
Johann P. und Dominita C., ebenfalls einer öfterreihiihen Staatsbürgerin, in 
dem Amte bes Givilftandes ber Stadt Mailand eingegangenen Che in Betreff 
ber perjönlihen Fähigkeit, einen Ehevertrag ſchließen zu bürfen, nad) dem öſter⸗ 
reichiſchen Geſetze beurtheilt werden (8. 4 a. b. G.B.). Run iſt es aber uns 
widerleglich erwiefen, daß im Auguft und Oftober 1859 Johann P. die Höheren 
Weihen empfing, jo daß der Gültigkeit der erwähnten Ehe das im 8. 63 a b. 
8.38. aufgeftellte trennenbe Hindermiß ber höheren Weihen entgegenfteht. Wenn 
auch Johunn P., zufolge Erklärung des Paſtors ber italieniihen evangeliſchen 
Genoſſenſchaft vom 11. Juni 1875, am 10. April 1868 zum evangeliihen Reli 
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ämsbelenntniffe, wozu er kraft des bezogenen Staatsgrundgeſetzes zweifelaohne 
behtigt erfcheint, übergetreten mar, fo vermochte ber Austritt aus der datho 
lien Kirche, felbft wenn dieſer mit Beobachtung ber damals in Wirkſamkeit 
geneenen gefeglichen Vorſchriften erfolgt wäre, dennoch nicht das dem Stande 
I Johann P. anhaftende öffentliche Ehehinderniß zu beheben (98.63, 94 a. b. 
88). Ja dieſes Hinderniß hätte auch dann noch beftanden, wenn Johaun P. 
pa Zeit ber Ehefchließung noch nicht zur katholiſchen Kirche zurüdgetreten ge 
men wäre, fei es, weil er aus dem Geſetze vom 25. Mai 1868, Nr. 49 R.- 
8-8L, niht die Fähigkeit erlangte, einen Ehevertrag eingehen zu können, fei 

8, weil durch das Geſetz vom 25. Mai 1868, Nr. 47 R.⸗G.⸗Bl., die von bem . 
Birgerlichen Geſetzbuche aufgeftellten Ehehinderniſſe aufrecht erhalten wurden. 
da nun dieſes Ehehinderniß nicht behoben werden kann, ſo erſcheinen die ge⸗ 
Möpften unterrichterlichen Erkenntniſſe vollkommen gerechtfertigt. Sie mußten 
fer beflätigt werben. (Abgedr.: In der öſterr. Zeitſchr. f. Verw. 1877. S. 4.) 

1. 


[3 


68. 


dur Frage über dad Verfahren bei Privilegiumseingriffen. 
(Stk. des dferr. Handelsminifter. vom 20. Nov. 1875.) 


Dem Nittergutsbefiker Seinrih 9. in W., Preuß.-Schleften, wurbe vom 
EL Sandelsminifterium unterm 15. März 1874 ein Privilegtum auf bie Er- 
fndung eines Verfahrens und Apparates zum Dämpfen, Zerkleinern und Auf 
j liegen von Kartoffeln, Getreide und anderen färkehaltigen Subftangen für 
Örennereien und andere ähnliche Zwede ertheilt. Die Beſchreibung dieſes Prie 
Aeiums ift geheim gehalten worden; erſt mit Decret bes f. t. Sandelsminifte- 
ans vom 20. Auguft 1875 wurde über Anfucen des Heinrich 2. die Ein 
Myung der Beichreibung in die offen ftehenden Regiſter, beziehungsweife die 
Klautborung der Offenhaltung der Bejchreibung verfügt. 

Am 5. September 1875 langte bei der Bezirkahauptmannſchaft in T. eine 
Übwerde des Heinrich H. gegen den Gutspächter Joſef G. in H. wegen ſtraf⸗ 
Vom Eingriffes in fein Privilegium mit der Anzeige ein, daß Joſef G. in feiner 

einbrennerei mit einem Apparate arbeite, welcher nach bem privilegirten 
Eonftruirt ift und daß der Beklagte das privilegirte Verfahren anwendet. 
Dr Mläger fiellte bei dem Umftande, als in kurzer Zeit die Brennereilampagne 
und Sofef G. nit anftehen dürfte, den nachgeahmten Apparat und 
8 mhgeahmte Verfahren zu benügen, das Anſuchen, um Einleitung des Arafs 

Verfahrens gegen Joſef G. und um fofortige Vornahme des Augen- 
und Kunfibefundes. ($. 44 des Priv. Gef. vom 15. Auguft 1852 und 
bee Vollzugsvorjchrift zu demielben). 

durch die Bezirkshauptmannſchaft fijergeftellt wurde, daß bie 
ennerei des geklagten Joſef G. in der Zeit vom 20. Auguft 1876 
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bie zum 5. September 1875 nicht im Betriebe war, jo wurbe mit bem Beicheibe 
vom 6. September 1875, biefe Anzeige zurüdgemieien und ber Kläger in Gemäß⸗ 
beit des 8. 39 bes Priv.⸗Geſ. und bes $. 33 der Vollzugsvorſchrift aufgeforbert, 
den Beweis zu liefern, daß ber behauptete Privilegiums-Eingriff ein wiederholter 
und die gerichtliche Unterfagung und Einftelung des erſten Eingriffes vorausge- 
gangen ift, denn ber vom Stläger behauptete Privilegiumseingriff Tonnte nur zu 
einer Zeit geſchehen fein, zu welder die Beichreibung des Privilegiums geheim- 
gehalten worden war, baher es ſich nicht um einen nad) ber Verlautbarung ber 
Offenhaltung ber Beichreibung des Privilegiums verübten Eingriff hanbelt. 

Zit dem gegen dieſen Beſcheid von Heinrich H. eingebrachten Necurfe, be- 
hauptet berfelbe unter Berufung auf den $. 38 des Priv.:Gef., daß der Eingriff 
bes Joſef ©. in fein (des Klägers) Privilegium ein gegenwärtiger tft, weil Sofef ©. 
den priviligieten Apparat nachahmt, ihn in feinen privilegirten Rechten noch 
immer verlegt, daß daher, da fein Privilegium am 20. Auguft 1875 ein offenes 
wurde, es ſich im vorliegenden Falle um den Eingriff in ein offenes Privilegiym 
handle Die Nachweiſung, dab Joſef G. den Apparat in der Zeit vom 20. Auguft 
bis 5. September 1875 benugt habe, lieferte Rekurrent nicht. 


Mit dem Erlafje vom 28. September 1875, hat bie Landesregierung ben 
bezirkshauptmannſchaftlichen Beſcheid aufgehoben und bie Einleitung bes Verfah⸗ 
vens nach Vorſchrift des 9. 23 des Priv.⸗Geſ. und ber 88. 83 u. f. f. der Voll» 
zugsavorſchrift gegen Iofef ©. angeordnet, „denn durch die Befcheinigung des k. k. 
Sanbelsminifteriums vom 20. Auguft 1875 ift dargethan, daß mit diefem Tage 
die Dffenhaltung der Beſchreibung zu dem Privilegium bes Heinrich H. vom 
15. März 1874 verfügt wurde; e8 war fonac von diefem Tage an diefes Privi- 
legium als ein foldes anzuſehen, bei dem nad) $. 39 des Priv.-Gef. ſchon der 
erfte Eingriff in daſſelbe eine Gefegesübertretung bildet. Nachdem der Anzeiger 
behauptet, daß Joſef G einen dem privilegirten gleichen Apparat aufgeftellt und 
in Verwendung genommen hat, jo war ohne Rüdfiht auf den Zeitraum, ber 
feit der Verlautbarung der Offenhaltung verftrichen ift, der Thatbeſtand zu erhe⸗ 
ben und hierna die Entſcheidung zu fällen.” 


Gegen bdiefe Entſcheidung der Landesregierung ergriff Iofef ©. die Berufung 
an das Handelsminifterim. Joſef ©. beftreitet im derſelben, daß der Eingriff. 
in das Privilegium bes Heinrich H. ein gegenwärtiger iſt, denn ſchon aus ber 
Klage geht hervor, daß Heinrich H. nur die Beſorgniß ausfpricht, daß Joſef ©. 
in der herannahenden Brennperiobe ben in feiner Brennerei aufgeſtellten Apparat 
benügen werbe; ber bloße Befig eines privilegirten Gegenftandes begründet’ aber 
noch Beinen Privilegiumseingriff, denn es ift aus dem $. 38 Priv.⸗Geſ. im Zus. 
fammenbange mit $. 21 Priv⸗Geſ. zu entnehmen, daß erft ber Gebrauch und die 
Ansäbung eine Schähigung bes dem Brivilegirten eingeräumter jus singulare 
enthalte. Die entgegengefegte Anficht würde zu dem Schluße führen, daß z. B. 
dat Aufftellen eines privilegirten Apparates zu dem Zwecke terpmifcher Demon- 
> einen. Privilegiumseingriff begründen würbe. Joſef G. weiſt nad, 
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dab feine Brennerei feit dem Monate Juli 1875 nicht im Betriebe fteht, daß er 
fomit jeit dieſer Zeit den Apparat nicht benügt hat. Ein Privilegiumseingriff, 
begangen nad dem 20. Auguft 1875, liegt daher nicht vor, hätte er ſich aber 
einen Privilegiumseingriff vor dem 20. Auguft 1875 zu Schulden kommen laffen, 
dann wäre ber $. 33 des Priv.⸗Geſ. maßgebend. 

Mit dem Erlaſſe vom 20. Rovember 1875, hat das Handelaminifterium ent» 
ſchieden: Nachdem die Horation, welche durch den Verzicht auf die fernere Be- 
beimhaltung der Bejchreibung zu dem vorgenannten Privilegium in den Rechten 
des Privilegirten eintrat, mit dem Tage der durch das Amtsblatt der Wiener 
Zeitung vom 3. September 1875 erfolgten Publilation dieſes Verzichtes dritten 
Perſonen gegenüber Wirkfamteit erlangt hatte, fo mußte über die bei der Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft am 5. September 1875 eingelangte Klage des Heinrich H. gegen 
Joſef G. wegen Eingriffes in das Mägerifhe Privilegium das geſetzmäßige Vers 
fahren eingeleitet werden und ericheint eine Aniprahe dagegen gänzlich unzus 
läffig.” Gbgedr. i. d. öfterr. Zeitfchr. f. Verw. 1876 ©. 59). L. 


69. 


Die in dem Hoffanzleidefrete vom 26. Augnft 1803 enthaltene Normalbeitim- 
mung der Straßenbreite ift uur eine allgemeine Norm für die Öffentlichen 
Organe, aus weldher die Parteien ein Recht anf die Einhaltung der Nor- 
malbreite in. den einzelnen Fällen für ſich nicht ableiten können. 


(Ext. des öfterr. Verw.⸗Gerichtsh. vom 24. Nov. 1876.) 


Das Hofkanzleidekret vom 26. Auguft 1803 enthält allerdings die Vorſchrift, 
daß „Für die jegt und fünftig neu zu konſtruirenden SauptsKommerzial-Straßen 
die Breite von 5 Rlaftern oder 30 Fuß zu beftimmen fei”, ebenfo wie bie neuen 
Zandesgefege, betreffend den Bau und die Erhaltung der öffentlichen nicht äras 
riſchen Straßen, gleichfalls Vorſchriften über die Breite der Landess und Con- 
Iurrenze Straßen enthalten; dieſe geſetzlichen Borſchriften können jedoch nur als 
Rormen für die Öffentliheu Drgane bei dem Straßenbaue angefehen werden, aus 
melden die einzelnen Parteien für fih ein Recht nicht ableiten können, die firenge 
Beobachtung folder Vorſchriften — zumal bezüglich ſchon beftehender Straßen — 
wu verlangen, jo zwar, daß die Nihtbeobachtung derfelben als eine Rechtsver⸗ 
letung erflärt werden müßte. 

Daß das zitirte Hoffanzleidekret nur in diefem Sinne aufzufaflen fei, geht 
auch aus dem Hoflanzleidetrete von 19. Dezember 1843 hervor, indem es 
deihzeitig die Herabjegung der obenerwähnten Normal:Strafenbreite zuläßt, 
Binfichtlich der diesfälligen Beltimmungen ausdrücklich ertlärt, daß felbe nur als 

Eine allgemeine Regel, welde die Baubeamten fi) bei der Bearbeitung ihrer 
Bauprojekte gegenwärtig zu halten haben, anzujehen ſei. 
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Ebenſowenig könnten — angefichts ber Beftimmungen ber beiden oben zitirten 
Hoftanzleidekrete — bie einzelnen Parteien ein berlei Recht auf Grund ber von 
der befehwerbeführenden Gemeinde Freubenthal angerufenen, die Beitragsleiftung 
zu ben Herſtellungs⸗ und Erhaltungsfofte jür bie, die Ortſchaften durchziehenden 
ärariihen Straßeneden regelnden Hofbelrete vom 26. September 18385 unb 
24. November 1836, dann ber Bubernialbecrete vom 3. April 1841 und 12. Des 
zember 1842 für fih in Anſpruch nehmen. 

Wendet man nun den ausgeſprochenen Grundſatz auf ben vorliegenden Fall 
an, wo es fih um die von ber böhmifchen Grenze bei Gabel durch Freudenthal 
und Troppau nad) Galizien führende Straße handelt, welche von ben Landftänden 
Mährens gebaut und zufolge a. 5. Entſchließung vom 30. Suni 1846 in die Regie 
des Straßenfondes übernommen worden if, jo ſtellt fih das Begehren ber Ges 
meinbe Freudenthal, daß nämlich diefe Straße in Freubenthal felbit bei dem 
Haufe Nr. 61 in der Jägerndorfer Vorftabt bis auf 5 Klafter oder 30 Schuh 
auf Koften des Stantes erbreitert werde, — mag jelbe unter bie Haupt Kommer⸗ 
zial⸗Straßen, oder in eine andere Kategorie von Aerarial-Straßen gehören, — 
als ber geſetzlichen Grundlage entbehrenb bar. 

Mebrigens begrünbet auch bie fi) aus den Verkehrsverhältniſſen eventuell 
ergebende Nothwendigkeit der Straßenverbreiterung keinen Rechtstitel, dieſe in ber 
angeftrebten Weife vom Staate im Wege der Beſchwerde in Anfprud zu 
nehmen. . 

Da ſchließlich auch bei der Uebernahme ber fraglichen Straße in die flaat- 
lihe Regie -teine befonderen Vereinbarungen getroffen worden find, vermöge 
welcher bie Gemeinde Freubenthal berechtigt wäre, vom Staate zu verlangen, 
daß er nun bie, nad) vollendetem Baue übernommene Straße ber ganzen Länge 
nad) in ber Breite von 30 Schuh auf eigene Koſten berftelle; fo kann ber Ver⸗ 
waltungsgerihtshof in der von der genannten Gemeinde angefochtenen Entſchei⸗ 
bung des k. k. Miniftertums des Innern vom 19. Mai 1876, 3. 244 — welde 
übrigens der Gemeinde keineswegs, wie von dem Vertreter berjelben bei ber 
münblihen Verhandlung behauptet, wurde, eine Verbindlichkeit auferlegt, fondern 
. lediglich die Ablehnung der vom Staate zugemutheten Leiftung enthält — keine 
Rechtsverletzung erbliden. 

Es mußte daher bie gegen biefe Entfcheibung erhobene Beſchwerde abges 
wiefen werben. (Abgedr. Samml. d. Entid. ©. 21). 1. 
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60. 
Die Anfenthaltsgemeinde eines auswärtigen Armen ift für die Unterftügung und 
Berpflegung defjelben den Erſatz nur desjenigen Aufwandes von der Hei- 
mathögemeinde. in Auſpruch zu nehmen berechtigt, welher bei Einhaltung 


eines vollſtändig gejekmäßigen Vorganges der Heimathögemeinde jedenjals 
erwachien wäre. 


Erk. des öſterr. Verw.Gerichtsh. vom 24. Nov. 1876.) 


An der durch bie Bejchwerde der Stadtgemeinde Wlaſchim gegen bie Ent- 
ſcheidung bes k. k. Minifteriums des Innern dto. 2. Juni 1876, anhängig ges 
wordenen Streitjahe handelt es fi um die Entſcheidung der Frage, in wie weit 
bie Aufenthaltsgemeinde eines auswärtigen Armen den Erjat des ihr durch Unter: 
Rügung des Letzteren ermachjenen Aufwandes von der Heimathsgemeinde zu be: 
gehren berechtigt ift. 

Das Geſetz vom 3, Dezember 1863, Nr. 5 R.G.⸗Bl. — betreffend die Re⸗ 
geluug der Heimathsverhältniffe — verordnet diesfalls in ben 58.28, 29, daß bie 
Aufenthaltsgemeinde im Falle „augenblidliden Bedürfniffes“ einem frem- 
den Armen die Unterftügung nicht verfagen dürfe, daß fie ferner ‚in ihrem 
Gemeindegebiete erkrankte auswärtige Urme folange zu verpflegen 
babe, bis fie ohne Nachtheil für ihre und Anderer Geſundheit aus der Verpfle⸗ 
gung entlaffen werben können“. 

In beiden Fällen räumt das Geſetz der Aufenthatsgemeinde das Recht 
auf Erſatz auch gegen die Heimathsgemeinde ein, verpflichtet fie Dagegen 
im 8. 30 zur unverzüglihen Anzeige an die ihr bekannte Seimathsgemeinde 
unter der Santtion, „baß fie widrigens für allen aus ber Verzögerung 
entftandenen Nadhtheil verantwortlich wird“, 

Durd die Beilage A der Gegenſchrift — des Parere des Krantenhaufes 
Rubolfsftiftung dio. 24. November 1874 — ift nun erwieſen, daß die nad) Wlas 
ſchim zuftändige Agnes K. — deren Eigenfhaft ald Arme unbeftritten ift — im 
Semeindegebiete Wien erkrankte und zur Zeit ihrer Entlaffung aus dem Kranken⸗ 
hauſe trank war, da fie laut beffelben Allegates an einer unheilbaren Krants 
heit litt. : 

Nach dem Wortlaute des S. 29 Heimathsgeſetzes Ing ſonach der Aufenthalts« 
gemeinde Wien allerdings ob, die Agnes K. in die Verpflegung zu über: 
nehmen, 

Der Umftand, daß Agnes K. in einem öffentlichen Krantenhaufe ſich befun⸗ 
ben bat und aus dieſem entlaſſen wurde, vermochte felbftverftändlih an dieſer 
Lepflihtung der Aufenthaltsgemeinde um fo minder etwas zu ändern, als nad) 

der von der bejhwerdejührenden Stabtgemeinde angerufenen Statthaltereitund- 
madung dio, 17. Auguft 1869, Nr. 25 n. d. L. G.-Bl., unheilbar Kranke von 


Sarımann, Beitjärift, LI. 8b. 2. Heft 15 
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der öffentlihen Krantenanftalt an die Gemeinde, in welder fi die Anftalt be- 
findet, abzugeben find, fo daß an Stelle ber erzeptionellen Verpflegung durch bie 
Krankenanftalt, die im Heimatsgeſetze vorgefehene, regelmäßige Verpflegung durch 
die Aufenthaltsgemeinde zu treten hat. 

Die nad) Uebernahme eines auswärtigen kranken Armen in die Verpflegung _ 
ber Aufenthaltsgemeinde weiter obliegenben Verpflichtungen find — wie fih aus 
den Beftimmungen ber 88. 26, 29 und 30 Heimatsgefeges in ihrem Zuſammen⸗ 
bange exgiebt — verjchieven, je nachdem ber Verlauf ber Krankheit und bie 
Tauglichkeit des Armen, ſich den nothwendigen Unterhalt mit eigenen Kräften 
zu verihaffen, es ſtatthaft erſcheinen läßt, ihn „aus ber Verpflegung 
zu entlaffen“, d. 5. nad) überftandener Krankheit ſich felbft zu überlaffen, 
oder nicht. 

Da das Geſetz einerjeits die zuläffige Dauer der Verpflegung eines aus—⸗ 
wärtigen Armen durch die Aufenthaltsgemeinde feſtſetzt ($. 29), andererjeits der 
Letteren lediglich die Pflicht auferlegt, die Seimathsgemeinde von ber Uebernahme 
ihres Armen in die Pflege zu verftändigen ($. 30), fomit das weitere Vorgehen 
der Entſchließung der Heimathsgemeinde anheimftellt, fo hat die Aufenthaltäges 
meinde nur im falle der Tauglichkeit des Armen, nach überftandener Krankheit 
ſich den Unterhalt mit eigenen Kräften zu verſchaffen, durch rechtzeitige Ents 
lafjung deffelben das Intereffe der Heimathsgemeinde zu wahren, 
In allen anderen Fällen hat dagegen die Aufenthaltsgemeinde die Verpflegung 
fo lange zu beftreiten, bis die von der Heimathsgemeinde getroffes 
nen Verfügungen in Vollzug geſetzt werden können. 

Nach dem ärztlichen Parere dio. 24. November 1874 war Agnes K. unheil⸗ 
bar krank und erwerbsunfähig, eine Entlaffung berfelben aus der Verpflegung 
war ſomit unthunlid. Der Aufenthaltsgemeinde Wien lag baher nur ob, bie 
Seimathsgemeinde rechtzeitig zu verftändigen und deren weitere Veranlaſſung abs 
zuwarten. 

Dieſer geſetzlichen Verpflichtung iſt die Stadtgemeinde Wien nachgekommen. 
Zwar wird von der beſchwerdeführenden Stadtgemeinde behauptet, daß ſie erſt 
im Monate Februar 1875 von der Uebernahme der Agnes K. durch die Kommune 
Wien verftändigt worden ſei; allein dieſe Behauptung iſt nicht richtig. Die Stadt⸗ 
gemeinde Wlaſchim wurde vielmehr durch die bet der Verhandlung im Originale 
vorgelegene Note ber k. k. Bezirfshauptmannfhaft Beneſchen dto. 2. Dezember 
1874, Nr. 7650, bereits am 10. Dezember 1874 von ber erfolgten Vebernahme 
ber Agnes K. verftändigt, 

Der Zeitraum von ber wirklich erfolgten Hebernahme ber K. bis zur Vers 
ſtändigung ber Seimathagemeinde ift aber keineswegs ein jo langer, daß ber Auf- 
enthaltsgemeinde deswegen eine Berantwortlichleit erwachſen könnte. Denn dem 
Ausdrude „unverzüglich“ im $. 80 Heimathsgejeges kann doch nur ber 
Sinn beigelegt werben, daß bie Verftändigung ohne motivirten Verzug, 
d. b. fo fchleunig zu geicheben hat, als dies bei orbnungsmäßigen Ge⸗ 
Träftsgange erwartet werben kann. 
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Die Heimathsgemeinde Wlaſchim gründet ihre Beſchwerde ferner auf den Um» 
fand, daß die Aufenthaltsgemeinde Wien der Aufforderung, die Verpflegte an 
bie Heimathsgemeinde abzuliefern, verjpätet nachgekommen fei. In dieſem Punkte 
iR die Beſchwerde allerdings thatfächlich und rechtlich begrünbet. 

Durch das Allegat ber Gegenſchrift lit. D ift erwielen, baß die Nequifition 
der Heimathsgemeinde, Agnes K. mittelft Eifenbahn oder Mohlfahrtsfuhre nad) 
Wlaſchim abzuliefern, dem Wiener Magiftrate am 26. Februar 1875 zulam, 
und durch die Angaben der Begenfchrift jelbft ift weiter dargethan, daß die Re⸗ 
quifition vom Wiener Magiftrate erft am 7. April 1875 in Amtshandlung 
gezogen wurde. Allerdings hatte die Aufenthaltsgemeinde Wien in bem Parere 
dio. 8. April 1875 genügenden Anlaß, mit der Ablieferung der Agnes K. in 
biefem Zeitpunkte innezubalten, und Tann ihr die wider ihren Willen nun: 
mehr eingetretene Verzögerung in ber Ablieferung nit zum Nachtheile ausfchlas 
gen. Allein durch diefen Umftand wird das früher, in der Zeit vom 26. Februar 
bis 7. April 1875 eingetretene Verſäumniß weder behoben, noch gerechtfertigt, 
weil nach dem ärztlihen Gutachten vom 24. November 1874 und vom 8. Dezem⸗ 
ber 1874 Agnes K. transportabel war und nicht vorliegt, daß ihre Trans» 
portfähigfeit ſchon in ber Zeit vom 26. Februar bis 7. April 1875 aufge 
hört habe. 

Die Nichtbeachtung der der Aufenthaltsbehörbe am 26. Februar 1875 zuges 
kommenen Requifition der Heimathsgemeinde, beziehungsweife die verjpätete Berück⸗ 
fiptigung berjelben, erjcheint daher in dieſer Richtung nicht gerechtfertigt, und 
bie Aufenthaltsgemeinde ſonach für den daraus entftandenen Nachtheil nach 8.30 
Heimathsgeſetzes verantwortlich. 

Die im $. 30 Heimathsgeſetzes ausgeiprochene Verantwortlichkeit ber Gemeinde 
lann nämlich nicht auf den Fall der unterlaflenen Benachrichtigung ber Heimaths⸗ 


. ‚gemeinde eingejchräntt, fie muß vielmehr auch auf die hier in Frage ftehenbe 


Verzögerung ausgebehnt werden, weil bie Mare Abficht diefer Geſetzesbeſtimmung 
offenbar bahin geht, die Heimathsgemeinde in die Lage zu verfegen, von dem ihr 
auftehenden Rechte, die Art und Weije der Armenverforgung felbft zu beftimmen 
G 25 Seimatsgejeßes), jo bald als mögli Gebrauch machen zu können. 

Diejer unzweifelhaften Abſicht des Geſetzes würde es aber wiberftreiten, 
wenn man die Aufenthaltsgemeinde von aller Verantwortung loszählen und bie 
volle Erjaspfliht der Heimathsgemeinde aufrecht erhalten würde, wenn die Auf- 
enthaltögemeinde eine die weitere Verforgung des Armen bezwedende Requiſition 
ber Heimathögemeinde, — welche auf die Abwendung mehreren Nachtheiles eben 
abzielt, einfach unbeachtet läßt. 

Die genaue Erfüllung und Beobahtung der für die Behandlung auswärtiger 
Immer durch das Geſetz gegebenen Vorſchriften ift demnach die Borbedingung 
bes Anfprudes der Aufenthaltsgemeinde auf vollen Erjag, und ifl 
im Einne der 88. 25, 26, 28, 29, 30 Heimathsgejeges die Aufenthaltsgemeinbe 
für die Unterftügnng und Verpflegung eines auswärtigen Armen ben Erfah nur 

15* 
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desjenigen Aufwandes von ber Heimathsgemeinde 'in Anjprud zu 
nehmen bere&tigei, welder bei Einhaltung eines vollfändig ge- 
feßmäßigen Vorganges der Heimathsgemeinde jedenfalls erwachſen 
wäre. ® 

Jedes Mehr bes Aufwandes bildet eben den Nachtheil, welcher nad) Bor- 
ſchrift des $. 30 Heimathsgeſetzes nicht der Heimathögemeinde, ſondern der Aufent- 
haltsgemeinde zur Laſt fallen fol. 

Es find demnad bei Entſcheidung über erhobene Erſatzanſprüche der Aufs 
enthaltsgemeinde alle jene Momente iu Anſchlag zu bringen, welche nad den 
Beftimmungen des Heimathsgejeges auf die Gefegmäßigfeit des Anipruches und 
die Höhe defjelben von entſcheidendem Einfluffe find. Dies ift nun im vorliegen» 
den Falle nicht durchaus gefchehen, obſchon in dem gegen die Entſcheidung ber 
k. k. Bezirkshauptmannſchaft Benefchau ergriffenen Rekurſe die Heimathsgemeinde 
Wlaſchim fogar ausdrüdlih geltend gemacht hat, daß die Aufenthaltsgemeinde 
die Aufforderung, die Verpflegte an die Heimathsgemeinde abzuliefern, verfpätet 
in Amtshandlung gezogen hat, und baß hierdurch der Heimathsgemeinde nutlofe 
Koſten erwachſen find. 


Wird nun noch erwogen, daß nach 8. 39 Heimathsgeſetzes die adminiſtrativen 
Behörden, im Falle der Beſtreitung der Erſatzanſprüche einer Aufenthaltsgemeinde, 
den Betrag der Verpflegunskoſten zu beſtimmen, d i. das nad der 
Sachlage der Aufenthaltsgemeinde gebührende Maß ber Vergütung feftzuftellen 
haben, jo muß anerfannt werden, daß die Minifterial:Entfheidung vom 2. Zuni 
1876 inſoweit diejelbe der Aufenthaltsgemeinde Wien den vollen Erſatz der 
Verpflegungstoften für die ganze Dauer der Verpflegung zuerkannt und das 
eingetretene unb nicht gerechtfertigte Verſäumniß, ſowie die hieraus entſtandenen 
Nachtheile nicht berüdfichtigt, mit der Anordnung des $. 30 des Heimathsgeſetzes 
in Widerfprud tritt, weshalb diefelbe nad) 8. 7 des Geſetzes vom 22. Oftober 
1875, Nr. 36 R.G.⸗Bl. ex 1876, als in biefer Richtung gefegwibrig aufzu- 
heben war. (Abgedr. in dem Erf, des kak. Berw.-Berichtsh.). 1. 


61. 


Bedingungen der Gebührenpflicht mündlicher Kaufverabreduugen. 
(Ext. des Öfterr. Verw.⸗Gerichtsh. vom 80. Nov. 1876.) 


Aus ber Zitation des $. 884 a. b. &. B. bei dem 8. 44 bes Gebühren- 
gejeges vom 9. Februar 1850 ift zweifellos zu folgern, daß die Bebührenpflicht 
bei der Verabredung zu einem ſchriftlichen Vertrage nur in jenem Falle bis zur 
Ausfertigung der Urkunde aufgehoben werde, wenn nad dem bürgerlichen 
Rechte der Vertrag erſt mit der Unterſchrift der Parteien als geſchloſſen anzu- 
ſehen iſt. 
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Es wird fih demnach zunächſt darum handeln, wann der $. 884 a. b. G. 8. 
Anwendung findet. 


. Diefer Paragraph enthält eine Ausnahme von bem im 8. 883 a. b. ©. 8. 
aufgetellten Grundſatze, daß in der Regel die Verfchiedenheit der Form ber Ab- 
ſchließung in Anfehung der Verbindlichkeit feinen Unterſchied mache, und fchiebt 
bie Rechtswirkung mündlicher Berabredungen bis zum Zeitpunkte des jchriftlichen 
Abſchluſſes auf, jo daß erftere in die Kategorie von nicht verbindlichen Verhand- 
lungen gerücdt werben. 


Damit nun mündliche Verabrevungen, welhe an und für fih nad ber 
Regel des 8. 883 a. b. G B. gleihe Kraft mit einem ſchriftlichen Vertrage 
haben, ausnahms weiſe zu rechtlich minder bedeutenden Vorverhandlungen herab⸗ 
finten, muß bie Verabredung bes fchriftlichen Vertrages dem Zeitpunkte vorauss 
gehen, mit welchem das mündliche Uebereintommen als abgeſchloſſen zu betrach⸗ 
ten wäre, und aus bem lebteren zugleich der beflimmte Wille ber fi) verab⸗ 
tebenden Theile hervorleuchten, dab die ſchriftliche Vertragsausfertigung nicht 
blos in ber Abficht, um ein bauernbes, ficheres Beweismittel oder um die Mög- 
lichkeit der grundbücherlihen Durchführung des Vertrages zu erlangen, jondern 
zu dem Zwede bebungen werde, bamit durch den ſchriftlichen Pakt erft der mund⸗ 
lihen Verabredung die Rechtskraft eines Vertrages verliehen werde. 


Die Abfiht aber, die Begründung einer Rechtsverbindlichkeit bis zur Er- 
richtung der fchriftlihen Urkunde Hinauszufchieben, muß gewiß dann angenommen 
werben, wenn bei einem Raufvertrage zur Erwerbung einer Realität der Der: 
Bäufer bei der mündlichen Verabredung die Bedingung ftellt, daß an einem be- 
fimmten fpäteren Tage die Errichtung eines fehriftlichen Vertrages ftattfinden 
fol, ſofern der Käufer die Anzahlung eines ziffermäßig ausgebrüdten Betrages 
auf den bedungenen Kaufſchilling leitet. Denn gemäß ber 88. 699 und 897 
a. b. G. 3. vermag der Käufer in biefem Falle nur durch die Erfüllung ber 
erwähnten Bedingung bas davon abhängende Recht zu erwerben, nämlich bad 
Recht, den Abſchluß des Kaufvertrages zu erlangen. 


Ein derartiger Fall Liegt aber in der Verabredung zwiſchen I. R. und ben 
Shen Eheleuten vor. ' Nach den übereinftimmenben protofollarifhen Ausfagen 
des 3. R. und des Zeugen A. P., mit welchen die protofollarifhe Ausfage des 
P. G. nit im Widerfprud) Reht, war das im Frühjahr 1874 zwifchen I. R. 
md den G.fhen Eheleuten getroffene Uebereinkommen dahin gerichtet, daß 
wwiſchen denfelben bezüglich der dem Erfteren gehörigen Realität Nr. 126 in 
Liebenthal ein ſchriftlicher Kaufvertrag dann abgeſchloſſen werben fol, wenn ©. 
! auf den Kaufpreis von 11,500 fl, eine Anzahlung, die nad) der Angabe bes 

Zeugen P. mit 1800 fl. beziffert wurde, leifte. Als der Tag, an welchem 
®, diefer Bedingung zu enifprechen babe, fei ber 3. Juni 1874 feſtgeſetzt 
\ wochen. 
| &s wurbe fomit für die G.ſchen Eheleute bie Erwerbung des Rechtes, den 
Auqabſchluß von R. verlangen zu können, von der genauen Erfüllung ber Be⸗ 
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dingung, b. i. von ber Leiftung der am 3. Juni 1874 ftattfindenden Anzahlung 
eines Theilbetrages von 1800 fl. auf den bebungenen Kaufſchilling abhängig 
gemacht, welche Bebingung jedoch nicht erfüllt worden ift, daher auch 
die Abſchließung eines Kaufvertrages zwiſchen ven beiden Theilen nicht zu 
Stande kam. 


Das zwiſchen ihnen gepflogene mündliche Uebereintommen eniſpricht nur 
einer im 8. 936 a. b. G. B. vorgeſehenen, überdies nur bedingten Berabredung 
eines künftigen Vertrages, aus der keinerlei aus einem Kaufabſchluſſe entſprin⸗ 
gende Vertragsrechte abgeleitet werden können, und welche, nachdem hierüber eine 
Urkunde nicht errichtet wurde, nach $. 1 des Gebührengeſetzes überhaupt kein 
Gegenſtand der Gebührenpflicht iſt. 

Hieran ändert weder etwas ber Umſtand, dab bie G.'ſchen Eheleute dem 
J. R. ein Angeld von 300 fl. gaben, noch aber die Thatſache, daß die Erfteren 
auf der fraglichen Realität einige Tage bereits wohnten. Nicht die Verabreihung 
eines Angeldes, weil, wenngleich die Leiftung eines folchen in ber Regel einen 
Vertragsabſchluß vorausfegt, doch biefelbe nicht immer nur als ein Zeichen bes 
Vertragsabfehluffes oder als Sicherftellung für die Erfüllung eines Vertrages zu 
betradhten ift. Denn nad) $. 908 a. b. &. 8. find andere, als auf die Mani- 
feftirung des Vertragsabjchluffes oder auf die Sicherſtellung der Erfüllung bes 
Vertrages gerichtete Verabredungen über den Zwed der Leiftung bes Angeldes 
nicht ausgejchloffen. Im vorliegenden Falle ift aber nad) ber Angabe des I.R., 
welcher feine dem widerſprechende Ausfage entgegenfteht, von den G.'ſchen Ehe- 
leuten das Angeld von 300 fl. weder als ein Zeichen der Abichliekung noch als 
Sicherſtellung der Erfüllung eines Vertrages, ſondern Iediglic zu dem Zwecke 
gegeben worben, bamit R. bis zum verabrebeten Zeitpunkte ber fchriftlichen Ver» 
tragsausfertigung, d. i. bis zum Vertragsabſchluß, die Realität nicht verkaufe. 
Es war fomit bier der Fal einer befonderen Verabredung über ben Zweck bes 
verabreichten Angelbes vorhanden. 


Ebenſowenig ift endlich für bie Beurteilung bie Thatſache von Belang, 
daß bie G.ſchen Eheleute für kurze Zeit auf der Realität wohnten. Denn es 
liegt nicht vor, daß dieſelben mehr als gedulbete Inwohner der Realität, bie 
aus einem Gebäude und aus Grundſtücken befteht, gewejen ſeien, und daß fie 
irgend ein Beſitzrecht ausgeübt hätten. Aus dieſem Verhältniß erklärt es ſich, 
daß die G.'ſchen Eheleute jene Wohnung auch wieder verließen, ohne daß eine 
Rüdübergabe derfelben an R. erfolgt it. Da diefe unterblieb und R. die Rüd- 
übergabe weber vor noch nachher in Anſpruch nahm, fo liegt es nahe, dem 
turzen Aufenthalt der G.'ſchen Eheleute eine andere Abficht, ala jene der Beſitz⸗ 
ergreifung zu unterlegen, nämlich etwa nur die Abficht, das in Unterhanblung 
ſtehende Kaufobjelt näher Tennen zu lernen. 

Der Verwaltungsgerihtshof Tonnte fich demnad auch nicht der Anfhauung 
anſchließen, daß ſich aus dem, von den Verwaltungsbehörben ihren Entſcheidun⸗ 
gen zum Grunde gelegten Sachverhalt der wirkliche Abihluß eines Kaufvertrages 
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ergebe, wonach ber Gerichtshof auch feinen Rechtstitel zur Vorſchreibung einer 
Gebühr erblidte, 
& ift daher erkannt: 

„Die angefohtene Entfheidung des Ef. k. Finanzminis 
fteriums vom 18. Juli 1876, 3. 14907, wird als geſetzwidrig 
aufgehoben. 

Abgedr.: i. d. Erf, des f. k. Verw.⸗Gerichtsh. S. 30.) 1. 


Geſetze, Entwürfe und Inftruktionen. 


Geſetz, die Ausübung des ftaatlihen Oberauffichtsrechts über die katholiſche Kirche 
im Königreih Sachſen betreffend, vom 23. Auguft 1876. 


Wir, Albert, von Gottes Gnaben König von Sachſen zc. 2c. ꝛc. verorbnen 
zu Ausübung des ftaatlihen Oberaufſichtsrechts über die katholiſche Kirche im 
Königreih Sachen, unter Zuftimmung Unferer getreuen Stände, wie folgt: 


%.1. 
Verordnungen der Tatholifh:geiftlihen Behörden dürfen nichts enthalten, 
was den Geſetzen des Staates oder den auf Grund berjelben von den zuftäns 
digen Behörden erlafjenen Anorbnungen widerſpricht. 


8. 2. 

Verordnungen allgemeinen Inhalts, welche ausſchließlich und allein dem 
Gebiete der inneren kirchlichen Angelegenheiten angehören, find vor der Verkün⸗ 
dung der Staatsregierung vorzulegen. 

Als Verordnungen allgemeinen Inhalts im Sinne diefes Geſetzes find bie- 
jenigen anzufehen, welche bie Geiftlichteit oder die Diözefanen im Bezirke ber 
verordnenden Behörde insgefammt angehen. ö 


8.3. 

Verordnungen allgemeinen Inhalts, welche ganz oder theilmeife, fei es auch 
nur mittelbar, in ftaatlihe oder bürgerliche Verhältniffe eingreifen, bedürfen zu 
ihrer Verfündung der landesherrlihen Genehmigung und find daher dem Könige 
vorzulegen. Die Vorlegung erfolgt durch dag Minifterium des Kultus und 
öffentlichen Unterrichts, welches in ber ‚hierauf zu erlaffenden Verfügung aus- 
brüdlih zu bemerken hat, daß das Plazet ertheilt worben fei. 

Die Genehmigung wird ertheilt werden, wenn fie vom flaatlihen Geſichts⸗ 
punkte unbedenklich ift. ; 

Die Genehmigung ift in der Verordnung zu befunden. 

Die Genehmigung gilt fo lange, als fie nicht duch neue Anorbnungen 
außer Kraft geſetzt wird. i 

Verordnungen im Sinne Ab. 1, welde ohne lanbesherrlihe Genehmigung 
verkündet oder angewendet werben, find rechtlich unwirkſam. 


r 
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Terordnungen: im Sinne Ab. 1, welche ohne Genehmigung der Staats- 
tegierung verkündet ober angewendet werden, gelten als für den Staat nicht 
vorhanden. 

84 


Elaſſe des römischen Stuhls jeder Art dürfen im Königreih nur von den 
inlänbifien katholifchsgeiftlichen Behörden und nur nad) Maßgabe der Beſtim⸗ 
mungen in 88. 1, 2 und 3 verfünbet und angewendet werben. 


8.5. 
Ueber Zweifel bei Anwendung der 88. 1 bis 4 enticheibet die Staats⸗ 
tegierung, 
8. 6. z 
Dem Könige fteht zu, in den katholiſchen Kirchen bes Königreich Feierlichs 
keiten und Gebete zu verlangen und, vorbehaltlich der befonderen Einrichtungen 
des latholiſchen Bottesdienftes, über die Art folder Feierlichkeiten zu beftimmen. 


; 8. 7. 

As Straf: oder Zuchtmittel dürfen von ber katholiſchen Kirche oder deren 
Organe nur ſolche angebroht, verhängt, vollzogen oder verfündet werden, welche 
dem rein religiöfen Gebiete angehören oder die Entziehung eines innerhalb der 
Kirche wirkenden Rechts oder die Ausſchließung aus der Kirche betreffen. 

Straf⸗ oder Zuchtmittel gegen Leib, Vermögen, Freiheit oder bürgerliche 
Ehre find unzuläffig. 

8.8. 

Ton den kirchlichen Straf: oder Zuchtmitteln darf niemals zu dem Zwede 
Gebrauch gemacht werden, die Befolgung der Stantsgefege oder der auf Grund 
berjelben von den zujtändigen Behörden erlajjenen Anordnungen oder die freie 
Ausübung ftaatsbürgerlicher Rechte zu hindern. 

8.9. 

Gegen Verlegung eines Staatsgejeges durch Mißbrauch der kirchlichen Straf⸗ 
und Zuchtgewalt hat die Staatsregierung von Amtswegen einzufchreiten. 

Auch im Falle erhobener Beihwerbe hat fih die Staatsregierung auf Prü- 
fung und Entſcheidung vom Standpunkte des Staatsgeſetzes zu beſchränken. 

Die Staatäregierung darf proviforiiche Verfügungen treffen, wenn der Miß- 
Kaud) ber Firhlichen Straf⸗ und Zuchtgewalt ein Civil oder Strafverfahren 









$. 10. 
Die Kirche darf zu Vollziehung ihrer Straf: oder Zuchtmittel niemals 
ünberen Zwang anwenden. 


8. 11. 
Von ben Staatsbehörden dürfen Disziplinarjtrafen wider Geiſtliche oder 
Kirchendiener vollfiredt werben, wenn die Strafe von der zuftändigen 
Behörde erkannt worden, dem Erkenntniſſe ein georbnetes Verfahren 
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vorausgegangen und bie Strafe vom ftaatlihen Geſichtspunkte nicht zu bean- 
ſtanden ift. 

Jede, auf zeitweilige oder gäuzliche Entfernung aus dem Amte lautende 
Disziplinarentſcheidung ift der Staatsregierung fofort anzuzeigen. Der Anzeige 
iſt Abfchrift des Erfenntnifjes und der Entfheidungsgrünbe beizufügen. 


8. 12. 


Zu Führung Hirhliher Disziplinarunterfuhungen dürfen Staatsbehörben. 


mitwirten, wenn im gegebenen Falle vom ſtaatlichen Geſichtspunkte Tein Bes 
denken begründet ift. 

Perſonen, welche nicht der katholiſchen Geiftlichfeit angehören, bürfen nur 
von der Staatebehörde abgehört oder vernommen werben. 


8. 13. 

Ein Geiſtlicher ober anderer Kirchendiener, welcher rechtskräftig zu Zucht- 
hausſtrafe oder dem Verluſte der bürgerlichen Ehrenrechte oder dem der öffent⸗ 
lichen Aemter verurtheilt worben iſt, iſt von ber ihm vorgeſetzten kirchlichen Be- 
hoͤrde ſeines Amtes zu entſetzen. 

Für alle ſtaatlichen Beziehungen hat eine ſolche Verurtheilung die Erledi⸗ 
gung der Stelle, die Unfähigkeit zur Ausübung des geiftlihen Amtes und den 
Verluft des Amtseintommens von Rechtswegen zur Folge. 


8. 14. 

Außer dem Falle einer Verurtheilung im Sinne $. 13 kann die Staats» 
tegierung die Amtsentlaffung eines Geiftlihen oder anderen Kirchendieners ver- 
langen, wenn ſich berfelbe wiederholt grober Verlegung ber auf jein Amt oder 
feine geiftlihen Amtsverrihtungen bezüglihen Vorfhriften der Staatsgeſetze oder 
ber auf Grund derfelben von den zuftändigen Behörden erlafjenen Anordnungen 
ſchuldig macht, und in deſſen Folge jein ferneres Verbleiben im Amte als der 
Öffentlihen Ordnung gefährlich erfcheint. 

Wird diefem Verlangen nit in angemefjener Frift von der katholiſch⸗geiſt⸗ 
lichen Behörde gefügt, jo kann bie Staatsregierung für alle ftaatlihen Beziehun⸗ 
gen bie Stelle mit den in $. 13 Abf. 2 gedachten Wirkungen für erledigt 
erllären. 

8.15, 

Unabhängig von ber firhlihen Disziplinargewalt befteht das Befugniß der 
Staatsregierung, einem Geiſtlichen oder anderen Kirchendiener die ihm vermöge 
Geſetzes oder beſonderen Auſtrags übertragenen ſtaatlichen Geſchäfte zu entziehen 
und einem Andern zu übertragen. 

8. 16. 

Kirchliche Streitigkeiten in allen äußeren Angelegenheiten ber kathol iſchen 
Kirche find von ben deshalb im Lande beftehenden Behörden und nach ben Lans 
besgefegen, fomeit diefe darauf Anwendung leiden, zur Erledigung zu bringen 
und dürfen unter Feinerlei Vorwande, auch nicht im Inftanzenguge, außerhalb 
des Landes und vor auswärtigen Richtern verhandelt werden. 


‚ 
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8.-17. 

Die Räthe des Vilariatögerichts, mit Ausnahme ber aus dem Dberappel- 
lationsgerichte zu deputirenden, besgleichen die Mitglieder des Tatholifchgeiftlichen 
Ronfiftoriums werden auf Vorſchlag des apoſtoliſchen Vikars und auf Sertrag 
ber Staatsregierung vom König beſtätigt. 

Von Stantswegen wird erfordert, daß der Anzuftellende die Staatsange- 
börigleit im Königreich; Sachſen und diejenige befonbere Befähigung befitt, welche 
für dieſe Aemter in den Stantegefegen vorgefchrieben if. 

Zu Ernennung bes untergeorbneten Perſonals bei dem apoftoliichen Vikariat 
it der apoftolifche Vikar, und bei dem katholiſch⸗geiſtlichen Konfijtorium der 
Präjes defielben auch fernerhin beauftragt. 

Die Mitglieder und alle übrigen Angeftellten der Tatholifchsgeiftlihen Be⸗ 
börben haben bei ihrer Anftellung den im $. 139 der Verfaſſungs⸗-Urkunde vom 
4. September 1835 vorgejchriebenen Eid zu leiften. 


8. 18. , 
Bezüglich des Kollaturrechts über die geiftlihen Aemter der katholiſchen 
Kirche bewendet es, joweit im Nachftehenden nicht ein Anderes beftimmt Muß: 
bei den bisherigen Einrihtungen und Beftimmungen. I 


8§. 19. 

Ein geiftlihes Amt darf nur einem Deutfhen übertragen werden, welcher 
feine wiſſenſchaftliche Vorbildung nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes bargethan 
bat und nicht nach $. 24 Abſ. 1 und 2 zu Bekleidung eines geiſtlichen Amtes 
unfähig iſt. 

8. 20. 


Ausländer, welchen vor Verkündung biejes Geſetzes ein geiflliches Amt über- 
tragen worden ift, haben innerhalb ſechs Monaten, bei Vermeidung ber Folgen 
8. 13 Ab. 2, die Reichsangehörigkeit zu erwerben. 

Die Staatsregierung kann dieſe Friſt im einzelnen Falle aus erheblichen 
Gründen verlängern. 


8. 21. 

Als Vorbildung zu einem geiftlihen Amte wird erfordert die Ablegung ber 
Entlafjungsprüfung auf einem deutſchen Gymnaflum und die Zurüdlegung eines 
dreijährigen theologiſchen Stubiums auf einer deutſchen Univerfität. 

Bis auf weitere Beftimmung der Staatsregierung bewendet es jedoch bei der 
bisherigen Einrichtung, wonach auch Theologen, welde auf dem fogenannten 
wendiſchen Seminare in Prag gebildet worden find, zu einem geiftlichen Amte 
berufen werben bürfen. 

Ton den. Vorjriften in Abf. 1 kann bie Staatsregierung im einzelnen 
Falle aus erheblihen Gründen entbinden. 

In keinem Falle darf zu einem geiftlihen Amte berufen werben, wer in 
änem unter Leitung des Jejuitenordens oder einer biefem Orden verwandten 
wligiöfen Genofjenihaft ftehenden Seminare feine Vorbildbung erlangt hat. 
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8. 22, ! 

Kandidaten, welche nicht ihre Vorbildung nach $.21 Abf. 1 dargethan haben, 
möüffen eine bejondere wiſſenſchaftliche Prüfung beft:hen. 

Diefe Prüfung if mit der theologifhen Amtspräfung zu verbinden und 
darauf hu richten, ob fi) der Kandidat bie für feinen Beruf erforderliche allge- 
meine wiffenihaftlige Bildung erworben habe. ' 

Die Prüfung erfolgt öffentlih, unter Theilnahme eines von der Staats: 
regierung ernannten Commiſſars. 

Ueber den Erfolg der wiſſenſchaftlichen Prüfung entſcheidet die Prüfungs- 
tommiffion für die theologifche Amtsprüfung im Verein mit dem Kommiſſar der 
Staatsregierung, bei Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen beiden die legtere. 


8. 23. 

Auf Perfonen, welde vor Verkündung dieſes Geſetzes in einem geiftlihen 
Amte innerhalb bes Königreichs Sachſen angeftellt worden find, und auf Staats 
angehörige, welche vor jenem Zeitpunfte die Fähigkeit zur Anftelnng in einem 
geiftlihen Amte erlangt haben, finden die Vorfchriften diefes Geſetzes über ben 
Nachweis wiſſenſchaftlicher Vorbildung und Befähigung keine Anwendung. 


8. 24. 

Zu einem geiftlihen Amte darf nicht berufen werben, wer wegen eines Ver- 
brechens oder Vergebene, das im beutfchen Strafgeſetzbuche mit Zuchthaus oder 
dem Berlufte ber bürgerlichen Ehrenrechte ober dem der öffentlihen Aemter be 
droht iſt, verurtheilt worden ift oder fi in Unterſuchung befindet. 

Auch darf die Staatsregierung den zu einem geiftlihen Amte Bewählten 
zurüdweifen, wenn wider ihn auf Grund feines bisherigen Verhaltens die An⸗ 
nahme gerechtfertigt iR, daß er den Staatsgeſetzen ober ben innerhalb ihrer ges 
jeglichen Zuftändigfeit erlafjenen Anordnungen der Obrigkeit entgegenwirken oder 
den öffentlichen Frieden ſtören werbe. 

8. 25, 

Jede Erledigung eines geiftlihen Amtes, besgleihen jede Ernennung zu 
einem geiftlihen Amte ift ber Staatsregierung von ber Tatholifch:geiftlichen Bes 
hörde bes Bezirks fofort anzuzeigen. 

Der Anzeige über die Ernennung find bie zur Prüfung nad 88. 19 fig. 
erforderlihen Unterlagen beizufügen. 

Erſt wenn darauf von der Staatsregieruug eröffnet worden if, daß ben 
Erforderniſſen dieſes Gejeges genügt iſt, darf bie Uebertragung bes geiftlichen 
Amtes an den Ernannten gejchehen. 

Eine den Vorſchriften biefes Geſetzes zumwider erfolgte Uebertragung eines 
geiftlihen Amtes gilt in allen ftaatlihen Beziehungen als nicht geſchehen. 

8. 26. 

Die Vorfchriften in $$. 19 bis 25 kommen zur Anwendung, gleichviel ob 
das Amt dauernd oder wiberruflich übertragen werben, ober nur eine Stellvers 
tretung oder Hülfsleiftung in demjelben ftattfinden fol, 
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Auch einzelne geiftlihe Amtshandlungen dürfen nur von Perfonen vorge- 
nommen werben, welche zu einem hierzu ermädhtigenden Amte oder zur Stell- 
vertretung oder zur Hilfsleiſtung in einem ſolchen Amte unter Beobachtung der 
8.19 bis 25 berufen worden find, 

4 8. 27. 

Der fogenannte Zifchtitel darf nur an ſolche, welche nad) 8. 19 fig. zu Er- 
langung eines geiftlihen Amtes befähigt find und, Seiten des Staates, nur im 
dalle nahgewiefenen Bedürfniſſes gewährt werben. 


8. 28. 
Inhaber eines geiſtlichen Amtes dürfen Würden, Pfründen, Orden ober 
Ehrentitel, welche von auswärtigen kirchlichen Oberen ober Souveränen verliehen 
werden, nur mit Genehmigung des Königs annehmen. 


8.29. 
Neue geiſtliche Einrichtungen jeder Art, welche im irgend einer Hinſicht die 
ſtaatlichen oder bürgerlichen Verhältniffe berühren, dürfen nur mit Genehmigung 
der Staatsregierung ausgeführt werben. 
Ä Die Genehmigung darf nur aus ftaatlihen Gründen verfagt werben. 


8. 30. 

Nitglieder von Orden oder ordensähnlihen Kongregationen Dürfen auch als 
Eingelne ihre Ordensthätigfeit innerhalb bes Königreichs nicht ausüben. 

Nur reihsangehörige Mitglieder ſolcher Frauen⸗Kongregationen, welche inner- 
halb des Deutfchen Reichs ihre Niederlaffung haben und ſich ausschließlich der 
Kranken: und Kinderpflege widmen, dürfen aud ferner als Einzelne mit Ge- 
nehmigung und unter Auffiht der Staatsregierung ihre Orbensthätigfeit im 
Lande ausüben. Die Genehmigung ijt jederzeit widerruflich. 
















8. 31. 
Geiftlihe Brüderjchaften, weldhe mit Orden ober orbensähnlichen Kongrega- 
fonen in Verbindung ftehen, bürfen nicht errichtet werden, 


$. 32. 

Das Schuß: und Oberauffichtsreht des Staates über das Vermögen kirch⸗ 
Äder Stiftungen, $. 60 der Verfafjungsurkunde, erftredt fi auch auf das Ver— 
"gen ber katholiſchen Kirchen, Kirchenämter und kirchlichen Anftalten. 

Die zu einem ſolchen Vermögen gehörigen Grundftüde und nugbaren Rechte 
Nirfen nicht ohne Genehmigung der Staatsregierung veräußert, das Stammver⸗ 
Sen nicht ohne Genehmigung der Staatsregierung vermindert werben. 


8. 33. 
Stiftungen für Zwecke der katholiſchen Kirche ober für Geiftliche ober Kirchen⸗ 
Ser biefer Kirche bedürfen zu ftaatliher Anerkennung und Erlangung ber 
Behte juriftifcher Perfonen der Genehmigung der Staatsregierung. 
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8. 34, 

Die Staatsregierung iſt befugt, wegen Handlungen und Unterlafjungen, 
welche diefem Bejege oder den auf Grund defjelben von ben zufländigen Be 
hörden erlaffenen Anordnungen zuwider find, Geldftrafen in einer ben Bere 
mögensverhältniffen angemefjenen Höhe als Drbnungsftrafen zu verfügen, ſowie 
ſonſt zur Durchführung der Vorfchriften dieſes Gejeges und von Anorbnungen 
der gedachten Art geſetzlich zuläffige Iwangsmittel in Anwendung ju bringen. 


8. 35. 

Die Staatsregierung wird in allen durch biefes Geſetz derjelben zugemwiejenen 
Berechtigungen und Obliegenheiten durch das Minifterium des Kultus und öffent 
lien Unterrichts vertreten. i 

8. 36. 

Ale diefem Gefege entgegenftehenden Beftimmungen werben hierdurch auf 
gehoben. 

8. 37. 

Wegen Anwendung biejes Geſetzes auf die Oberlaufit, infoweit babei deren 
verfaffungsmäßige Berhältniffe in Frage kommen, wird nad) Einvernehmen und, 
fomeit nöthig, erlangtem Einverfländniß ber Oberlaufiger Provinzialftände bes 
fondere Beftimmung ergehen. 

8. 38. 4 

Mit Ausführung biefes Geſetzes ift das Minifterium des Kultus und öffent: 
lichen Unterrichts beauftragt. 

Urkundli haben Wir diefes Geſetz eigenhändig vollzogen und Unfer König: 
lies Siegel beidruden laffen. 

Dresden, den 23. Auguft 1876. 

Albert. Dr. Karl Friedrih von Gerber. 


(3. 1. 






Literatur. 


Dr. Karl Schenkel, Miniſterialrath. Das badiſche Waſſerrecht, enthal- 
tend das Geſetz vom 25. Auguft 1876 über die Benutzung und Inſtandhal⸗ 
tung ber Gewäſſer nebſt den VBollzugsverorbnungen und den fonftigen waſſer⸗ 
rechtlichen Beitimmungen. Karlsruhe, Verlag ber G. Braun'ſchen Hofbuch⸗ 
handlung, 1877. VIII und 198 Seiten gr. 8. 


Die von uns bei ber Mittheilung bes Textes bes badiſchen Waflerrehts*) als 
in naher Ausſicht ſtehend bezeichnete Bearbeitung des Geſetzes ſeitens des als 
Referent im Großh. Handelsminiſterium hierzu beſonders berufenen Miniſterial⸗ 
raths Dr. Schenkel liegt nunmehr vor "und entſpricht bezüglich ihrer knappen 
und Haren Darftellung, der Reihhaltigkeit und zwedmäßigen Verwendung des 
Stoffes allen Anforderungen, welche an einen zur befjeren Einführung eines 
hochwichtigen Geſetzes beftimmten Kommentar geftellt werben können. 

Nach einem kurzen gejchichtlichen Rücdblid über die dem neuen Geſetze vor⸗ 
angehende Waſſergeſetzgebung (vgl. Zeitſchrift Band III S. 107) giebt der Ver- 
fafler, ehe er zu dem Detaillommentar übergeht, eine ſyſtematiſche Darftel- 
lung bes jetigen badifhen Wafjerrehts bezüglich der Benukung und 
der Inftandhaltung der Gewäſſer und ber Behörbenzuftändigfeit. Die Bes 
nugung anlangend, werden zunächſt die Grundfäge des Privatrechts bezüglich 
der öffentlichen, der im Eigenthumsrechte Einzelner ftehenden Gewäſſer (Regen- 
und Schneewafler, Quellen, Seen, Teiche und andere Wafferbehälter, Kanäle und 
andere Tünftliche Leitungen) und ber fonftigen fließenden Gewäſſer erörtert. 
Hieran reihen ſich die öffentlichsrectlihen Normen über die Waflerbenugung, und 
jwar deren polizeiliche Genehmigung bezw. Unterfagung, die Regelung ber Waller» 
benugung feitens ber Berwaltungsbehögden und die Zwangsbefugniſſe am Waſſer 
und zu Gunſten ber Waflerbenugung. Auch binfihtlih der Inſtandhaltung 
der Gewäſſer wird zwifchen den privatrechtlihen und öffentlich⸗rechtlichen Beftims 
mungen unterſchieden und in leßterer Beziehung hauptſächlich die Verpflichtung 
and Berehtigung zum Waſſerſchutz eingehend erörtert. In einem lebten Ab- 
Wenitte behandelt die ſyſtematiſche Darftellung die Zuſtändigkeit der Gerichte 
mb Verwaltungsbehörben in Angelegenheiten des Waſſerrechts. 
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Nachdem auf diefe Weile dem Lefer ein belehrendes Bild des ganzen Stoffes 
gegeben ift, folgt der Text des Gejeßes vom 25. Auguft 1876, der landesherr⸗ 
lien Bollzugsverordnung vom 23. Dezember 1876, der Verfahrensorbnung 
Großh. Handelsminifteriums vom 24. Dezember 1876 und vier weiterer hierher 
einſchlagender Verorbnungen berjelben Stelle vom gleichen Tage, jeweils mit 
erläuternden Zufäßen bes Verfaflers, bei weldhen die Regierungsmotive in erfter 
Reihe mitbenugt find. Zum Schluffe gelangen die im badiſchen Landrecht, dem 
deutfchen Reichsſtrafgeſetzbuch, dem babifchen Polizeiftrafgefegbuch und der deutſchen 
Gewerbeordnung enthaltenen wafjerrehtlihen Beflimmungen zum Abdrud, fo 
daß ein bei aller Kürze möglichſt vollftändiges Handbuch des Waſſerrechts erflelt 
worden ift, welches, obgleich nur der Partikulargeſetzgebung eines Heineren Rechtes 
gebietes unmittelbar zugewendet, der Beachtung weiterer Kreife um jo wärmer 
empfohlen werden kann, als die Wafjergefeßgebung ein noch wenig bebautes Feld 
iſt und Die badische Gefeßgebung in diefem Punkte jedenfalls eine beachtensmwerthe 
„Vorarbeit für die Behandlung in der Reichsgeſetzgebung gefchaffen bat. 

Mannheim, im Februar 1877. Heinsheimer. 


C. Hahn, Königl. preuß. Obertribunalsrath. Strafgeſetzbuch für das Deutſche 
Reich mit den Abänderungen der Novelle vom 26. Februar 1876, erläutert 
aus den Motiven und der Nechtiprehung der höchiten Berichtöhöfe im Deut- 
ſchen Reich. Dritte Auflage Mit einem Anhange, die wichtigſten Reiche: 
ftrafgefege enthaltend. Breslau, 1877. J U. Kern's Verlag (Mar Müller). 


Der vorliegende Kommentar zeichnet fi vor vielen anderen durch Klarheit, 
Ueberſichtlichkeit, Volftändigkeit in dem Judikaturnachweiſe und zwedmäßige Be: 
nugung der Motive aus. Die Motive und die Vorarbeiten eines Gejeges, ins⸗ 
befondere die Kammerverhandlungen, bleiben immer die wichtigfte Interpretations⸗ 
quelle für ein Geſetz. Freilich müſſen diefe Hilfsmittel mit Vorfiht, Umſicht 
und juriſtiſchem Verſtändniß benugt werden. . In demfelben Maße von willen- 
Tchaftlicher Wichtigkeit find die Präjuditate, ald Ausſprüche der Berichte über die 
Anwendung eines Gefeges in dem konkreten Falle. Alle diefe Hilfsmittel be- 
freien in der Rechtsanwendung nicht von dem eigenen Denken; aber fie regen 
zum eigenen Denken an und geben für dieſe Beiftesthätigfeit geeignetes Materiäl, 
Alfo mit einem Worte: eine gebeihliche wiſſenſchaftliche Thätigkeit auf dem Felde 
der Rechtswiſſenſchaft läßt fi ohne gebiegenes und gründliches Quellenftubium 
und Darlegung bes Refultats diefes Studiums nicht zur Entwidelung bringen, 
Und weil das vorliegende Wert dieſe Borausfegung erfüllt, ift es für ben wiſſen⸗ 
ſchaftlichen und praktiſchen Gebrauch ganz befonders zu empfehlen. 

Berlin, im Januar 1877. W. Hartmann. 
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Auffüße, 


Die Parteien im Berwaltungsftreitverfahren des preußifchen Rechts. 


Bom Herrn Dr. M. E. Eccius, 
Kreisgerichtsrath und außerordenl. Profefjor in Greifswald. 


I 


Das Verwaltungsftreitverfahren, wie daffelbe in den Gejegen über die innere 
Berwaltung der öftlihen Brovinzen des preußiichen Staats innerhalb der legten 
Jahre ausgeftaltet worden, ift die Summe der in gejeßliher Ordnung zufammen- 
hängenden Handlungen, weldhe dem Zwecke dienen, die angebliche Rechtswidrig— 
keit behörblicher Eingriffe in die Rechtsſphäre Einzelner oder von Korporationen, 
fowie angebliche Rechtsanſprüche, welche diefem Verfahren zugewiejen find, weil 
fie dirett oder indirekt Staatshoheitsrechte berühren, unter den Betheiligten zur 
Feſtfiellung zu bringen. 

Die Rehtiprehung über ſolche Streitfälle ift bis zur Kreisordnung vom 
13, Dezember 1872 in Preußen Sache der Verwaltungsbehörben felbft und ihrer 
Auffichtsinſtanzen geweſen, ohne daß — von wenigen fpeziellen Fällen abgefehen 
— ein beftimmt geordnetes Verfahren beftand. Das thatſächliche Sachverhältniß, 
weldes für die Entscheidung der Aniprühe und Beſchwerden in Frage kam, 
wu ermitteln war von Amtswegen Sache der entiheidenden Behörde und die, 
Form diefer ihrer Thätigleit nothwendig eine inquifitorifhe. Soweit dafür aus 
dem gerichtlichen Verfahren überhaupt eine Analogie heran zu ziehen ift, rechte 
fertigt fi) die Vergleihung mit der Unterſuchung des deutſchen Strafverfahrens. 
Eine Einwirkung der Beiheiligten jelbft auf die thatſächliche Unterfuhung war 
durch geſetzliche Vorſchriften nicht gefihert. Ueberhaupt trat die Stellung dere 
felben als Berehtigter in den Hintergrund. Was geihah, hatte den Zwed, von 
Amtswegen in der Verwaltung das wirkliche objektive Hecht des Staats für die 
verihiebenen Vexhältniſſe des Lebens zu verwirklichen. 

Die gejeglihe Ordnung des neuen Verwaltungsftreitverfahrens ift dem 
Gwilprozeß nachgebilbet. Das Verfahren fett Parteien voraus, die im Streit 
‚Wer Äste ſubjektive Rechtsſtellung einander gegenüber ftehen und zwiſchen denen 
„bo diefes Streites entſchieden werben jol. Die regelmäßige Form, in ber 
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der Streit erhoben wird, ift Einreihung der Slage durch den die Rechtsentſchei⸗ 
dung beanſpruchenden Theil, den Kläger. In der Klage ſoll die Perſon des 
Verklagten, wie 8. 35 des Geſetzes, betreffend die Verwaltungsgerichte vom 
3. Juli 875 bervorhebt, genau bezeichnet werden. So find die Parteien regel: 
mäßig äußerlich leicht erfennbar. Für den Verflagten gilt dies indeſſen nicht 
ausnahmelos. Im einer Reihe von Fällen, in denen bereits ein Verwaltungs: 
verfahren ftattgefunden hat, bildet die Grundlage einer verwaltungsgerichtlichen 
Entfheidung der Einfprud oder Antrag auf mündliche Verhandlung im Vers 
maltungsftreitverfahren, !) für den eine Verpflichtung des Antragenden, feinen 
Gegner zu bezeichnen, im Geſetz nicht feftgeftellt ift. Hier muß alfo der Inhalt 
der früheren Verhandlungen ergeben, gegen wen ſich der Antrag richtet, und es 
kann dies im einzelnen Fall zweifelhaft fein. Ja es befteht gerade für ſolche 
Fälle die Möglichkeit, daß der Gegner zunächſt eine greijbare ‚Geftalt nicht 
bat. 2) Vorhanden ift ein ſolcher Gegner aber immer, und es ftehen alfo im 
Berwaltungsftreitverfahren ftets ein Kläger und ein Verflagter oder eine Mehr: 
heit folder von der einen oder andern Seite ftreitenden Beteiligten, als die für 
das Verfahren wefentlihen Hauptparteien einander gegenüber. 


Welche Stellung diefe Parteien dem Gericht gegenüber einnehmen? Durch bie 
Antwort auf diefe Frage wird fih der Karakter des ganzen Verwaltungsſtreit⸗ 
verfahrens beflimmen. Will man ein richtiges Bild diefes Verfahrens gewinnen, 
fo erſcheint eine eingehende Erörterung nothwendig. 


!) Kompetenzgeſetz 88. 42, 47, 56, 81, 99, 101, 104, 118, 128. Geſetz vom 25. Auguft 
1876, betreffend die Vertheilung öffentlicher Laſten bei Grundftüdstheifungen ꝛe. (G.⸗S. &. 405) 
8. 19. 

2) Gerade in Fällen des Antrags auf mündliche Verhandlung im Berwaltungsftreitver- 
fahren wirb vornehmlich der $. 14 des Kompetenzgefees Anwendung finder, weil gerade hier 
ſich zeigen wird, daß das öffentliche Intereffe wahr zu nehmen ift, ohne daß das Gefe die 
Behörde bezeichnet, wwelde die Rolle der Beklagten zu Übernehmen hat: z. B. wenn der Kreiß- 
ansſchuß Anordnungen, betreffend Ergänzung oder Abänderung der in Anfehung des Stimm- 
rechts beftehenden Ortsverfafjung einer ländlichen Gemeinde, getroffen Hat, der gegeniiber ein 
Betheiligter geſetzwidrige Verfagung oder Beſchränkung des Stimmrechts behauptet; Kompetenz- 
geſetz $. 425 oder wenn gegen den Beſcheid bes Kreisausfchuffes über Eimvendungen, welde 
in ländlichen Gemeinden gegen die Quartierleiftungsfatafter erhoben find, auf mündliche Ber 
handlung im Streitverfahren provozirt if, Komp.-Gef. $. 81; ober wen eine Fifchereigenoffen- 
ſchaft behauptet, daß eine Anordnung, die der Kreisausſchuß als Auffichtsbehörde getroffen hat, 
dem Gefe oder dem Statut widerfpredhe, Komp.Geſ. $. 118; oder wenn der Kreisausihuß 
die Konzeffion zum Handel mit Giften ober troß des mangelnden Widerſpruchs der Gemeinde⸗ 
ober Ortspolizeibehörde die Erlanbniß zum Betrieb der Gaft- und Schankwirthſchaft oder zum 
Kleinhandel mit Branntwein abgelehnt Hat, und Hiergegen Einfprud) erhoben wird, Komp.-@el. 
$. 128. In allen diefen Fällen, in denen der Kreisausſchuß über die Anfrechthaltung einer 
eigenen Maßregel entfcheiden fol, fehlt feheinbav der Gegner, da der zum Richter berufene 
Kreisansſchuß nicht vor fic) felber als Partei auftreten kann: es wird deshalb durch Beftellung 
eines Kommiffars feitens des Vorſitzenden des Kreisausfhußes dem Berklanten, der zur Ver— 
tretung des öffentlichen Intereſſes berufen ift, greifbare Geſtalt, persona standi in judicio, zu 
eben fein. x 
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Freilich ſchien der gründlichfte Kenner des neuen Verwaltungsrehts, Gneift, 
bem ein fo wejentliches Verdienft bezüglich der Anregung der preußiſchen Ders 
mwaltungsreform zuzufchreiben ift, noch nach Erlaß des preußifchen Geſetzes über 
die Berwaltungsgerichte und das Berwaltungsftreitverfahren der Anficht zu fein, 
daß eine beftimmte Abgrenzung der Parteiftellung für das Verwaltungsftreitver- 
fahren unfruchtbar jei. Als derjelbe in den Verhandlungen des zwölften deutſchen 
Juriftentages über die Nothwendigkeit einer Berwaltungsredhtiprehung und über 
die Grundlagen derjelben Bericht erftattet, faßte er unter Berwaltungsjurisdiftion 
nod alle Fälle zufammen, in denen auf den Antrag eines Betheiligten gegenüber 
einer behördlichen Thätigkeit eine Entſcheidung abzugeben ift, ausdrüdlich be- 
tonenb, daß auch das preußifhe Recht einen prinzipiellen Unterjchied zwiſchen 
Verwaltungsbeſchwerde und Verwaltungsklage nicht made und in fteter Polemik 
gegen eine Abgrenzung diefer beiden Zweige der Verwaltungsdekretur, da an 
und für fid) jede Verwaltungsdekretur Rechtſprechung ſei. Auf biefer Grund⸗ 
lage äußerte er zugleih im Sinblid auf die Wöglichkeit, daß ein Verwaltungs: 
ftreitverfahren auf der Verhandlungsmarime aufgebaut werde: 

Es zeigt fih, daß man mit Aufftellung des neuen Begriffs ber Ber: 

waltungsklage alabald in eine Reihe von civiliftiihen Folgefägen, von 

Verzicht, contumacia u.f. w. hineingeräth. >) 
& ift aljo Har, daß Gneift feiner Seits in diefe Folgefäße, und überhaupt in 
eine nähere Erörterung des Rechts der Partei im Verwaltungeftreitverfahren 
nicht hineingezogen werden wollte. Für feine Konſtruktion der Jurisdiktion be 
ftand noch die Analogie des Strafprozefles. Wie neben der Pflicht der Obrig- 
keit, das Strafgejeß von Amtswegen zur Geltung zu bringen, eine ‘Parteis 
ſtellung ihren Platz finde, fo erſcheinen ihm, im Falle eines Anitsmißbrauchs 
diejenigen, deren Perjon oder Vermögen betroffen ift, zwar zur Anregung einer 
Behörbentgätigleit berufen, aber ihre Betheiligung ift nur fetundär, nicht wefent- 
lid), da die angeregte Behörbenthätigkeit geeigneten Falls von Amtswegen ein 
treten +) könnte und jollte. ' 

Die Gneift’shen Auseinanderfegungen bezogen fi auf die Ziele der Ger 
feggebung, fie follten das beftehende Recht einzelner deutſcher Lerritorien nicht 
erläutern. Mit dem geltenden Preußiſchen Recht ftanden ſie ſchon damals in 
erheblichem Widerſpruch, und auch theoretiih wurde ſchon damals eingewenbet, 
daß die ganze Ausführung diejenigen Fälle nicht genügend berückſichtige, in denen 
ein Staatshoheitsrechte berührender Streit über die Rechtsſtellung der Bethei— 
ligten zu einander zu erledigen ift. Noch mehr hätte der Arsführung entgegen 
gehalten werben können, daß fie abhängige, der centralen Leitung ſchlechthin 
unterliegende Behörden vorausfeht, für felbftändige Organe einer becentralifirten 
Verwaltung aber nicht paßt. 5) Wie dem aber aud immer fei, ſeitdem durch 





3) Verhandlungen des zwölften deutſchen Juriſtentages. Bd. IT. S. 239. 

N) Ebenda ©. 232, 233. TUR 

%) Der Erumdgedante, der durch die Gneiſt'ſche Erörterung hindurchgebt, iſt doch eben 
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das Kompetenzgeſetz vom 26. Juli 1876 die Verwaltungsrehtiprehung und bie 
Verwaltungsbejchwerde genau gegen einander abgegrenzt worden find, wobei 


der, daß, weil es Sache der Staatsverwaltung fei, den Willen bes Staates, wie er im Geſetz 
zum Ausdrud gebradt ift, in allen Verhältniſſen zu verwirkfichen, der Staat da, wo Mängel 
in diejer Verwirklichung hervortreten, von Amtswegen fir deren Abftellung in jedem- einzelnen 
Fall zu forgen hat. Darauf beruht die alte zentrale Staatsverwaltung. Pie zentralen Organe 
bes Staats hatten ja nicht mur die Aufgabe, den öffentlichen Dienft auf dem Gebiet der Staats 
verwaltung im einem geordneten regelmäßigen Gang aufrecht zu erhalten und von der Amts- 
führung der untergeordneten Zehörben genaue Kenntniß zu nehmen zum Zwed allgemeiner 
Weiſungen und der disziplinaren Rüge ungehöriger Amtsverwaltung — Gebiet der allge- 
meinen Dienftauffiht —, fondern die Auffihtsbehörde war in der Lage, die nadhge- 
orbneten Behörden mit Anweifuug darüber zu verjehen, was im einzelnen Fall gefchehen folfe, 
und ebenfo da®, was gejchehen, angeordnet oder verfügt war, außer Kraft zu fegen; es fland 
ihr das Recht der Leitung zu. Die Beſchwerde hatte deshalb, auch wo fie auf Rechtsver⸗ 
folgung abzielte, immer vorwiegend den Karakter einer Mahnung an Mafregeln der Leitung. 
Bgl. oben Seite 234. Diefe Stellung der leitenden Auffiht ift nun aber in der neuen preußi« 
ſchen Gefeßgebung aufgegeben, wenn aud gewiß nicht für das ganze Gebiet der Staats ver⸗ 
waltung. Der $. 39 des Kompetenzgefees vom 26. Juli 1876 erkennt fie fogar in bedenklich 
weiter Faſſung als fortbeftehend am, er bezwedt indefen augenſcheinlich nur, Harzuftellen, daß 
die Polizei unter folder zentraler Leitung ſtehe. Daneben ſtellt das Kompetenzgeſetz 8. 69 
und die Provinziafordnung $. 118 ein Recht der leitenden Aufficht file die Fälle feft, in denen 
im Frage ſteht, ob ein Beſchluß eines der Leitung nicht umterliegenden Kollegiums der Selbfi-" 
verwaltung von einem Organ bes Staats in feinem Rechtsbeſtand anzufechten if. — Ent- 
laſſen der zentralen Leitung find namentlich die Kollegien dezentralifirter Selbftverwaltung, 
deren Bildung die Kreis- und Provinzialordnung angeordnet hat. Diefe Behörden, die Kreis- 
tage und Provinziallandtage, der Kreis- und Provinzialausfhuß, die Kreis- und Provinzial- 
tommiffionen, der Provinzialrath und ber Bezirksrath find in ihren Entfchlüffen für den ein- 
zelnen. Fall jeder leitenden Einwirkung überhoben, fie Haben ihre Entſcheidungen lediglich nad 
Inhalt des Geſetzes und nad ihrer Auffaffung von dem, was Nechtens ift, abzugeben. Kraft 
diefer ihrer felbfiftändigen Stellung wäre man wohl bereditigt ihr VBerwaltungsdezernat eine 
Iurisdiktion zu nennen. Ebendeshalb aber befteht feine Möglichkeit einer Aenderung ihrer 
Beichlüffe durch eine andere Behörde von Amtswegen. Nur auf Antrag und in beftimmten 
gefetzlich abgegrenzten Fällen kanun ihr Beſchluß gerade fo gut, wie das bezüglich der Beſchlüſſe 
der Eivilgerichte der Fall ift, einer abermaligen Erörterung der einer anderen Behörde unter- 
worfen werden, die daun bei Wahrung geſetzlicher Formen als höhere Iuftanz das Recht hat, 
die frühere Entſcheidung zu ändern oder aufzuheben. Man bezeichnet dies wohl im Gegenfat 
zur allgemeinen Dienftaufficht als das Recht einer befonderen Auffiht. Die preußiſchen 
Berwaltungsgefetge haben unter verſchiedenen Vorausſetzungen zwei Mege, in denen die Cin- 
wirkung der neuen Iuftanz flattfindet, den Weg der Beſchwerde am eime andere Berwaltungs- 
behörde, und den Verwaltungsrechtsweg vor den Berwaltungsgerichten. Auch der erfte Weg ift 
Rechtsverfolgung, auch er fteht nur dem zu, der gehörig zur Sade legitimirt if; aber es 
findet feine georbnete Verhandlung, feine feſt beftimmte Eiuwirkung ber Betheiligten als 
Parteien ftatt. Für den Berwaltungsrehtsweg aber ift neben der Zuſammenſetzung des Ge» 
richts gerade die fer begrenzte Parteiftellung die eigenthümliche Signatur. — Daß der eben 
bezeichnete doppelte Weg der Rechtsverfolgung auch gegen polizeiliche Anordnungen ftattfindet, 
die doch zugleich im Wege der Leitenden Aufficht zurüdgeftellt werden können, Hat die Ber 
deutung, daß auch Hier für den Mall ber rechtzeitigen Beſchreitung der Inſtarz eine beflimmte 
Einwirkung, ein Parteienredit, begründet werden follte, welches fi als wirkfam erweiſen 
fann auch gegen foldhe polizeiliche Anordnungen, die gemäß einer Leitenden Auweiſung exe 
“affen find. 
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befimmte prinzipielle Geſichtspunkte der Geſetzgebung als leitend vorgefchwebt 
haben, 6) fteht das Preußiſche Verwaltungsrecht mit voller Beftimmtheit auf dem 

tandpunkt, der nad) Gneiſt's eignem Zeugniß in jene civiliftiihen Fragen 
bineinführt. Ich möchte freilich weiter gehen und behaupten, daß ohne beftimmte 
Abgrenzung der an die SParteiftelung fich knüpfenden Rechte von einer Partei: 
fellung überhaupt nicht die Rede fein kann. ebenfalls hat in Preußen ſchon 
vor dem Kompetenzgejeh das Verwaltungsgerichtögejeg den Parteien die im 
Folgenden beſprochene SParteiftellung gegeben. 

„Als Prozeßmaxime ber Verwaltungsjurisbiktion ergiebt ſich die fogenannte 
Inquifitionsmarime aus der Natur des Öffentlihen Rechts“ So führte Gneift 
in dem eben angezogenen Beriht aus. Auf denſelben Standpunkt ftellt fi 
v. Kißling in einem Auffag: „Unterfuhungs: oder Berhandlungsmarime im 
Verwaltungsrechtsſtreit“, 7) in welchem eine entgegenftehende Auffaffung des Geheims 
tathes K. 3. Schmidt ®) bekämpft wird. Wie es aber in den Zeiten, in denen 
für den Eivilprogeß darüber geftritten wurde, ob derjelbe auf der. Grundlage der 
Verhandlungs: oder der Unterfuhungsmarime aufzubauen fei, vielfach vortam, 
daß mit diefen Worten verſchiedene Begriffe verbunden wurden, fo ſcheint es 
auch bier zu gehen. Wenigftens entfpridht das, was v. Kißling aus ber 
Unterfuchungsmarime herleitet, nicht in allen Punkten demjenigen Prinzip, welches 
in der preußifchen Allgemeinen Gerichtsordnung im Begenfag zu den Einrich⸗ 
tungen des gemeinen Civilprozeſſes ausgeftellt worden iſt. 


Das preußifche Verwaltungsftreitverfahren ift mit vollem Bewußtſein im 
Anſchluß an die Marime der allgemeinen Gerichtsordnung ausgefialtet worden. 
Der Kommifjiongbericht des Herrenhaufes über den Entwurf des Geſetzes, be- 
trefjiend die Verfaſſung der Verwaltungsgerihte und das Verwaltungsitreit- 
verfahren vom 24. Mai 1875 9) faßte die Beflimmungen des Geſetzes über das 
formelle Verfahren dahin zufammen: 

„Sie verlaffen für das Verfahren in Rreitigen Verwaltungsfahen die auf 
ber Eventualmazime beruhenden Beſtimmungen des Verfahrens vor den Eivil- 
gerichten und nähern fich der Inquifitionsmarime der Gerichtsordnung; fie 
geben ſowohl den Parteien, als dem Richter eine größere Elaftizität und ges 
Ratten ihnen eine freiere Bewegung, welche in ber Beſtimmung des 8. 41 
ganz bejonders Ausdrud findet: daß der Vorfitende des Gerichts dahin zu 
wirken habe, daß der Sachverhalt vollftändig aufgeklärt und die ſachdienlichen 
Anträge von den “Parteien geftellt werden, fowie in der Beftinnmung des 

F 


6) Bgl. Bericht der XII. Kommiffion des Abgeorbnetenhaufes, Abſchuitt V.; Drudjadhen 
von 1876 Nr. 230. S. 39 fi; auf v. Brauchitſch. Die Organifationsgefege der innern 
Verwaltung. S. 203. 

) 0. Kiß ling. Beiträge zur Theorie des Berwaltungsrehts I. ©. 22 fi. 

%) Oeſterreichiſche Zeitfchrift für Verwaltung von 1872 Nr. 4 und 5. 

9, Drudſachen der Sitzungsperiode 1875 Nr. 107. 
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8. 49, daß das Gericht nad) feiner freien aus dem ganzen Inbegriff der Ver⸗ 
handlungen geſchöpften Weberzeugung zu erfennen habe.” 

In der That nähert fi) das preußiſche Verwaltungsftreitverfahren nicht nur 
der altpreußifchen Inquifitionsmarime, fondern es nimmt diefelbe, wie fich jogleich 
näher zeigen wird, einfah an. Nur Eins ift vermieden, was in den Einrid- 
tungen der Allgemeinen Gerihtsorbnung ber Unparteilichkeit des Nichters ge- 
fährlih war. Außer dem eben zitirten Sag von der Fürjorge des Vorfigenden 
für vollftändige Aufklärung des Sachverhalts und Stellung jachdienlicher Anträge 
ift nichts in den Verwaltungsgefegen enthalten, was darauf hinaus läuft, ben 
Richter fo, wie die Gerichtsordnung das wollte, zum Nathgeber der Parteien 
und zum Schüßer derjelben gegen den eigenen Rechtsbeiftand zu machen. Und 
auch jene Vorſchrift ift zwar nad der Seite einer berathenden Thätigkeit zu 
deuten umd geht weiter ala 3. 3. der $. 130 der Deutſchen Civilprogeßordnung. 
Aber was hier gejchieht, geſchieht im Gegenſatz zu den Einrichtungen ber Ge: 
rihtsordnung in Öffentliher Sitzung und in Anmwejenheit bes SProzeßgegners. 

Das Weſen der altpreußifhen Inquifitionsmarime giebt erichöpfend der 
8. 7 der Einleitung der Allgemeinen Gerichtsordnung dahin an: 

der Richter ift befugt und ſchuldig, den Grund oder Ungrund ber in einem 
Prozeß vorfommenden Thatſachen jelbft und unmittelbar zu unterfuhen und, 
foweit es zur richtigen Anwendung der Geſetze auf den vorliegenden Fall ers 
forderlich ift, ins Licht zu jeßen. 

In derjelben Richtung beftimmt 8. 46 des Geſetzes Über die Verwaltungss 
gerihte ꝛc. vom 3. Juli 1875, daß das Gericht befugt ift, den angetretenen oder 
nad) Ermefjen des Gerichts erforberlihen Beweis in vollem Umfang zu erheben. 
Alfo in der Wahl der Beweismittel fteht der Richter unabhängig von den An- 
trägen der Parteien. Hier hat er mit allen Mitteln, die ihm zu Gebote ftehen, 
die wirkliche Wahrheit zu erforfhen. Weber diefes Gebiet aber geht die Offizials 
thätigleit des Gerichts nicht hinaus. 

Sm altpreußifhen Prozeß und ebenjo im Berwaltungsftreitverfahren find 
vor Gericht erhobene Anſprüche die Grundlage der Gerichtsthätigkeit, welche ger 
bunden iſt an die Grenzen der geftellten Anträge, und auch darüber ift das Dis- 
pofitionsrecht der Parteien entſcheidend, auf welche thatjählihen Behauptungen 
fie ihre Anträge au gründen Willens find. 

Nemo judex sine actore und judex ne eat ultra petita partium, Sätze, 
welhe mannigfah als eigenthümliche Ergebniffe der Verhandlungsmarime bes 
zeichnet werden, haben ihre volle Richtigkeit und Kraft auch im altpreußifchen 
Prozeß gehabt, und das Geſetz, betreffend die Verwaltungsgerichte, erkennt die 
felben durch klare Vorfchriften an. Die Klage mit „beitimmtem Antrag” ($. 35) 
ift die Grundlage des Verfahrens, und ausprüdlich verordnet 8. 49: „Die Ent⸗ 
ſcheidungen bürfen nur die zum Streit vorgeladenen Parteien?) und die in dem: 


10) Welche Bedeutung die im $. 40 geftellte Beiladung Dritter von Amtswegen Bat, ift 
weiter unten zu erörtern. 
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ielben erhobenen Anjprüche betreffen.” Gerade daß ber Richter nad) $. 41 auf 
Stelung der ſachdienlichen Anträge hinwirken foll, zeigt, wie er ohne diefe An- 
tröge der Partei für diefelbe, jo fachentjpredhend ihm das ſcheinen mag, von 
Antswegen zu entjcheiden nicht in Der Lage ift. 
Eine Ordnung des Verfahrens, welche dem Richter die Befugniß gäbe, ohne 
geRellte Anträge in die Nechtsverhältniffe der dem Gericht unterworfenen Per⸗ 
fonen einzugreifen oder über die geftellten Anträge hinauszugehen oder die er- 
babenen Anfprüche mit einer ganz anderen thatjächlichen Grundlage, als mit der 
geltend gemachten, d. h. ganz andere Anſprüche abzuurtheilen, würde im Wider: 
frrud) Reben mit dem Wejen des jubjektiven Nechts, — nicht Lediglich des Privat: 
tehts, fondern bes Rechts überhaupt. Und darum muß die Bermaltungsjuris- 
dittion, wenn dieſelbe die Rechtsſtellung des Einzelnen gegen den Staat, bes 
Staats gegen den Einzelnen und die Nechteftellung ber Einzelnen gegen einander 
in Angelegenheiten des öffentlichen Nechts zum Gegenftand hat, diefe Grenze 
eigner Einwirkung fefthalten. Jede Ueberjchreitung diefer Grenze ift nicht mehr 
Zurisdiftion, ſondern eine Aeußerung ber leitenden Auffiht. Die leitende Auf: 
fit, weldhe von Amtswegen dafür eintreten joll, daß das Öffentliche Recht in 
feiner vollen Reinheit auf die Tontreten Erfcheinungen des Lebens übertragen 
werde, kann ungerufen eingreifen. Der Rechtsſchutz begrenzt fi) Durch das Weſen 
des Rechte. f 
Wohl kann das Geſetz den Berechtigten, der regelmäßig auch den Zeitpunkt 
einer Rechteverfolgung frei zu beftimmen hat, in die Zwangslage bringen, zu 
verzichten ober das Recht in beftimmter Frift geltend zu machen. Und das Ber- 
waltungsrecht macht hiervon naturgemäß, damit nicht Verhältniffe bes öffentlichen 
Rechts dauernd in der Schwebe bleiben, einen ausgedehnten Gebrauch. Aber 
ohne feinen Willen fieht es Niemand als Kläger an. Gerade die Art und Weife, 
wie es den Berechtigten vielfady vor bie Alternative des Verzichts ober der recht⸗ 
zeifigen Erhebung des Anſpruchs ftellt, zeigt, daß der Anfpruch lediglich als Er: 
gebniß des Willens des Berechtigten an den Richter gebracht wird. Wie fich die 
Behugniß des Verzichts auch bei dem erhobenen Anſpruch geltend gemacht, darauf 
iR unten näher einzugehen. j 
Der Wille des Berechtigten ift aber auch für die thatjächliche Begründung 
fines Anſpruchs maßgebend. Es ift ein Mißverftändniß der Inquifitionsmarime, 
daß der Richter ohne den Willen der Partei thatſächliches Material in den Pro⸗ 
jes Bineintragen könne, 1!) So fehr der altpreußifche Richter berufen war, bei der 
bernehmung der Parteien fie aufmerffam zu maden und aus ihnen heraus, 
Beleiht auch in fie hineinzutragen, was er zur Wahrung ihres Standpunfts 
ccheblich hielt: inmmer kam es zulegt darauf an, ob die Parteien eine thatſächliche 
dehauptung aufftellen wollten; und die Ermittelung ber Wahrheit von Amts: 


2) Ohne nähere Begründung geht dv. Kißling am oben angeführten Ort davon aus, daß 
a der Unterſuchuugsmarime die thatſächliche Begründung ihres Auſpruchs nicht Lediglich 
Sage der Partei fei. 
® 
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wegen beſchränkt ſich, wie der oben zitirte $. 7 der Einleitung zur Allg 6.2. 
fagt, auf die im Prozeß vorkommende Thatfahen. Wenn ber Richter den Par- 
teien in feiner Entſcheidung thatfählihe Behauptungen fuppebitirte, fo machte 
das, wie die Inftruftion vom 7. April 1839 Nr. 12 anerkennt, das Urtheil 
nichtig. Die preußifhen Geſetze über das Verwaltungsftreitverfahren enthalten 
in feinem Wort eine Andeutung, dab die Inftruftion fih auf im Prozeß nicht 
ſchon vorgefommene, von den Parteien nicht geltend gemachte Thatſachen richten 
Tonne. Für die Hineintragung folder thatſächlicher Behauptungen, beren fi 
die Parteien enthalten, deren Berüdfihtigung aber aus Gründen des öffentlichen 
Interefjes nothwendig erfcheint, ift in anderer Weiſe gejorgt. Es macht fi) hier 
geltend das Inftitut des Kommiſſars zur Wahrnehmung des öffentlichen Inter: 
efles und der Rechtsmittel aus Gründen des öffentlichen Intereſſes, von denen 
weiter unten eingehender zu fprechen ift. Wo aber die Vertreter des öffentlichen 
Intereſſes nicht eingreifen, fteht e8 dem Richter nicht zu, von Amtswegen That 
fahen in den Prozeß bineinzutragen, Aus dem Snbegriff der Verhandlungen 
und ber Beweiſe foll er bie die Entfcheidung beftimmende Meberzeugung gewinnen; _ 
fo beftimmt 8. 49 des Verwaltungsgerichtsgefeßes. Was bei den Verhandlungen 
nicht geltend gemacht ift, darf alfo nur als Beweismaterial von ihm in Betracht 
gezogen werden. 

Eins indeffen ift hierbei zu beachten. Wie die Inftruftion vom 7. April 1839 
an der oben angezogenen Stelle in Gemäßheit der Praris des preußifchen Ober: 
tribunale hervorhebt, unterliegt der Sat, daß der Richter nur die im Prozeß 
behaupteten Thatjachen berüdfichtigen darf, einer Modifitation, und bieje Modifika⸗ 
tion beherrſcht troß der Verhandlungsmarime aud die Praxis des gemeinen 
Prozeſſes. Notoriſche Thatfahen können nit nur nicht geleugnet werben, fon 
dern fie drängen ſich dem Richter auf, er kann nicht umhin, fie zu berüdfichtigen, 
aud wenn fie von der Partei nicht herangezogen find. Die Theorie mag immer: 
bin ausrufen: notorium non relevat ab onere proponendi;!2) fie wird dabugh 
den Richter nicht löſen von der Berlidfichtigung der Thatfahen, die Bemeingut 
find, und ganz ebenfo wird der Richter das behandeln müſſen, was nad) ben 
Einrichtungen des Staates zu allgemeiner oder zu feiner amtlichen Beachtung bes 
ſtimmt if, das Gerichtskundige. Trotz des angezogenen Saßes ber Theorie wird 
auch der gemeinrechtliche Richter die von der Partei nicht geltend gemachte That⸗ 
ſache, daß Paris in Frankreich liegt, in den Prozeß hineinziehen, wenn dieſe 
Thatſache erheblich if, um die Unanwendbarkeit eines einheimischen Rechts zu bes 
gründen, ebenfo wie er bie eigene Zuftändigfeit im gegebenen Fall, auf zwei 
Thatſachen ftügt, deren Geltendmachung man geradezu komiſch finden würde, daß 
der Staat den eigenen Gerichtsfprengel des Gerichts in einer beftimmten Weife 
abgegrenzt hat, und daß der Wohnort des Verklagten gerade in diefen Grenzen 
belegen ift. Yon dem Verwaltungsrichter wird die gefammte Organifation der 


32) Bgl. Renaud, Civilprozeßrecht 9. 103. Wetzell, Civilprozeß $. 20 am Ende 
(S. 187) und die bei Renaud zitirten. 
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öffentlichen Verwaltung zu den zu feiner amtlihen Kenntniß vom Staat offen: 
gelegten Thatſachen gerechnet, ala gerichtsfundig betrachtet werden müflen. Und 
mit Rückſicht hierauf wird er viel häufiger, als der Eivilrichter in der Lage fein, 
notoriſche Thatjachen bei feiner Urtheilsthätigkeit in Betracht zu ziehen; thut er 
das aber, jo handelt er nit anders, als im gleichen Fall der Civilrichter, auch 
ber unter der Berhandlungsmarime ftehende, handeln müßte und handeln würde.!?) 

In ihrer Begrenzung auf Ermittelung der Wahrheit der „im Prozeb vorkom⸗ 
menden“ Thatſachen fteht die Offizialthätigkeit der Berichte mit dem Wefen der 
Rechtsverfolgung nicht im Widerſpruch. Das Weſen der Berechtigung fordert nicht, 
daß die Wahrheit der geltend gemachten Thatſachen der Dispofitionsbefugniß der 
an dem Rechtsverhältniß, als berechtigt oder verpflichtet, Betheiligten unterliege. 14) 
Inwiefern lediglich den Parteien die Beichaffung des Beweismaterials in die Hand 
zu geben ift ober eine Offizialthätigfeit des Gerichts geftuttet werben kann, und 
inwiefern die Abmachungen der Parteien über das, was als wahr angejehen 
werden joll, ihre Geftändnifle, den Richter binden können, biefe ragen werden 
mit gutem Grunde anders beantwortet werden, wo es fi um Privatrehte han- 
belt, anders, wo Befugniffe in Frage ftehen, die das öffentliche Recht berühren. 
Sp rechtfertigt fih alfo die Inquifitionsmarime für das Verwaltungsſtreitver⸗ 
fahren, obgleich dieſelbe im Civilprozeß wenigitens in der Ausdehnung, die ihr 
die Allgemeine Gerichtsordnung gegeben hatte, verworfen ift, 

Nicht jedes Rechtsverhältniß, namentlich auch nicht jedes Rechtsverhältniß 
des Eivilredhte, fteht in der Weife unter der Einwirkung der Willensthätigkeit 
der Betheiligten, daß es durch einen Willensakt in feinem Beftand geändert wer: 
den kann, wie ja aud nicht alle Rechtsverhältniffe durch einen Willensaft ges 
ſchaffen werben können, In einzelnen Fällen fchließt deshalb auch das Civilprozeß⸗ 
recht für den dAnhängigen Rechtsſtreit die Herrſchaft der Parteidispofition aus, 
fomohl nad) der Richtung, daß der Willensakt des Verklagten,- der fi dem An- 
ſpruch unterwirft, eine Wirkſamkeit nicht beanfpruchen Tann, die ihm außerhalb 
des Prozefjes nicht beiwohnen würde, als in der Beziehung, dab das Partei⸗ 
übereintommen, eine Thatſache als wahr anzuerkennen, den Richter nicht bindet. 
In diefer Weife ſchränkt das künftige Reichsprozeßrecht die Wirkſamkeit des An- 
ertenntnifies und des Geſtändniſſes in Ehejahen und in Entmündungsſachen ein. 
Eivil-Progeß- Ordnung 88. 577, 611. In beiden Fällen ift die Möglichkeit eines 
Eingreifens der Staatsanwaltſchaft hiermit in Verbindung gebracht, die durch ihre 
Ausführungen und Anträge bewirken ſoll, daß der die confessio in jure außer 
Betracht lafjende Richter möglichſt die volle Wahrheit ermittele. 

Das Preußische Geſetz über das Verwaltungsftreitverfahren enthält pofitive 
Vorſchriften über die Wirkung eines Anerkenntniffes und eines gerichtlichen Ge: 


19) Die Grenze des Notorifhen und des nur zufällig, wenn auch vielleicht bei amtlicher 
Oergenheit Erfahrenen wird freilich) auch vom Berwaltungsriter im aller Strenge beadjtet 
2b inne gehaften werden müffen. 

M) Bol v. Kißlin g a. a. O. ©. 26. 
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ftändniffes nicht. Der Regierungsentwurf dieſes Gejebes hatte nad) dem Mufter 
des Badiſchen Verwaltungsftreitverfahrens im Titel V. die Einrichtung einer ftän- 
digen Staatsanwaltfchaft, wenigftens bei den Bezirksgerichten und bei dem Ober: 
verwaltungsgericht, in Ausficht genommen, als deren Aufgabe bie Wahrnehmung 
des öffentlichen Intereſſes bezeichnet wurde. Die Motive machten hierfür, geltend, 
daß die Entſcheidung der dem Gebiet des öffentlichen Rechts angehörigen ftreitigen 
Verwaltungsfahen überall nur in beſchränktem Maße abhängig gemacht werden 
dürfe von einem „Kompromiß der Parteien“. Das SInftitut follte alfo dahin 
wirken, daß Kompromifje der Parteien, die an fih als möglich und wirkjam 
vorausgeſetzt wurden, das Öffentliche Interefje nicht ſchädigten. In der Kommilfion 
des Abgeorbnetenhaufes wurde das Inftitut der Stantsanwaltihaft geitrichen.. 
Der Kommiffionsberiht ftügt fi darauf, daß in vielen Fällen, in denen auss 
ſchließlich Private als Parteien einander gegenüber ftehen, wie in Armenitreit- 
ſachen, in der Negel das öffentliche Intereſſe nicht konkurrire, daß im Uebrigen 
das jogleich näher zu berührende, im Geſetz geordnete Recht der Berufung aus 
Gründen des öffentlichen Interefjes eine genügende Sicherung gebe. Auch bas 
Herrenhaus griff auf die ftändige Staatsanwaltichaft der Regierungsvoklage nicht 
zurüd, fügte aber in das Gefeß die Vorfchrift des $. 44 Abf. 2 ein: 

Der Regierungspräfident, beziehungsweife ber Nefjortminifter kann in ges 
eigneten Fällen auch ohne Antrag einer Partei eine beſondere Kommiffion zur 
Wahrnehmung des öffentlichen Interefjes für die mündliche Verhandlung bes 
ftellen. Der Kommiſſar ift vor Erlaß des Enburtheils mit feinen Ausführuns 
gen und Anträgen zu hören. 

Diefe Vorſchrift bezieht fi nach ihrem Zufammenhang mit dem erften Ab: 
fat defjelben ‘Baragraphen nur auf das Verfahren vor dem Bezirksverwaltungss 
gericht oder dem Dberverwaltungsgeriht. Für das Verfahren vor dem Kreis⸗ 
ausfhuß wollte demnächſt die Regierung im $. 72 des Entwurfs bes Kompeteny 
gefeßes dem Landrath eine analoge Ermächtigung geben. In der Kommiffion des 
Abgeordnetenhaufes ift dies abgelehnt. Die von ihr formulirte, zum Geſetz ges 
wordene Beitimmung (5. 14 des Stompetenzgejeges) ordnet nur, in welcher Ber: 
tretung der Staat (das öffentliche Intereffe), wo er an fi ala Kläger oder Ver⸗ 
Hagter aufzutreten hat, ohne daß das Geſetz feine Vertretung anderweit ordnet, 
persona standi in judicio haben joll. ö 

Aus diefer Darlegung erhellt aber, daß die verjchiedenen Faktoren der Ge: 
jeßgebung dem Kompromißrecht der Parteien, d. h. ihrer Dispofitionsbefugniß 
bezügli) des abzuurtheilenden Anſpruchs, an und für ſich eine gewiſſe Kraft und 
Wirkfamkeit zufchreiben und daß fie gerade deshalb der Parteieinwirkung einen 
doppelten Damm entgegen jegen wollten, unter Umitänden ſchon innerhalb der 
Anftanz die Anträge und Ausführungen eines Kommiflarius des öffentlichen 
Intereſſes, in jedem Fall aber, in welchen die Partei gegen das ergangene 
Erkenntniß ein Rechtsmittel einlegt,'°) die Möglichkeit einer neuen Inftanz nad 


15) Die Behörde, welche geklagt hat, oder gegen die geflagt if, Hat daneben als Partei 
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Einlegung der Berufung oder Revifion aus Gründen des öffentlichen Intereſſes 
durch den hierzu berechtigten Beamten. Es iſt dies bei Endurtheilen des Kreis⸗ 
ausſchuſſes der Vorſitzende deſſelben, bei Endurtheilen der Bezirksverwaltungs⸗ 
gerichte der Regierungspräſident. Verwaltungsgerichtsgeſetz 88. 52, 53, 63.) 
Das Anfechtungsrecht der gedachten Perſonen beſteht als ſelbſtſtändiges Recht 
derſelben felhft dann, wenn in der Inſtanz das öffentliche Intereſſe durch eine 
Behörde oder einen Kommiſſarius vertreten worden ift.!%) Wie jeder Berufungs⸗ 
und Revifionskläger in der Berufungs- und Nevifionsinftanz nad) 88. 62, 65, 
41 des Verwaltungsgerichtsgeſetzes das Recht hat, neue Thatſachen anzuführen, 
wird das gleiche Recht auch bei der Einlegung der gedachten Redtsmittel aus 
Gründen des öffentlichen Interefjes beftehen. Der in die Verhandlungen ber 
Inſtanz eingreifende Kommiſſar zur Wahrnehmung des Öffentlihen Interefjes 
fol mit feinen Ausführungen und Anträgen gehört werben. (Verwaltungs: 
| gerichtsgeſetz 544). Es iſt nit gefagt, daß die Ausführungen aud in ber 
i Geltendmachung von Thatſachen beftehen Tönnen; aber es ift dies aud nicht 
ausgefchloffen, und da häufig das öffentliche Interefje gerade darunter leiden 
würde, daß bie Parteien nicht Alles, was für die Beurtheilung der Sache erheb: 
lich ift, vorbringen, oder daß fie über die Wahrheit zu kompromittiren geneigt 
End, jo wird anzuerkennen fein, daß ein ſolcher Kommiffar auch thatfächliche 
Behauptungen aufzuftellen befugt ift, die dann berüdjichtigt werden müffen. - 
Die Erörterungen über das Pispofitionsredt der Parteien ſelbſt können 
erſt weiter geführt werden, wenn Klarheit gewonnen ift über die prozeſſualiſche 
Stellung bes in den eben gedachten Fällen das öffentliche Intereſſe wahrenden 
Kommiſſars oder Beamten. Für keinen der beiden Fälle läßt ſich der’ Eingriff 
unter ben Geſichtspunkt des aus dem Civilprozeß heranzuziehenden Inftituts der 
Intervention bringen. Die Anträge des Kommiſſars, des Berufungs: oder Re- 
| vifionsflägers machen nicht nothwendig gemeinfame Sache mit einer der Parteien. 
| fie laffen ihn alfo nicht ala Nebenintervenienten erfcheinen, noch weniger handelt 
| es ſich um die in den Prozeß eingreifende Verfolgung eigener Rechtsanſprüche 
des Staates. Das Ziel bes Prozeſſes bleibt die Entſcheidung des unter den 


das Recht, das Rechtsmittel einzulegen, deffen Vorausſetzungen fir fie vorliegen. Cbenfo muß 
anertaunt werden, daß der vom Vorſitzenden des Kreisausſchuſſes nach F. 14 bes Kompetenz. 
gefeßes ernannte Kommiffar, der nicht nur für die mündliche Verhandlung eintritt, fondern die 
Rolle des Klägers oder des Bellagten zu übernehmen hat, Rechtsmittel einlegen kann, wie ſich 
die Rechtsmittel des Gegners gegen ihn richten. 

16) Der Wortlaut der $$. 52, 63 des Verwaltungsgerichtsgeſetzes läßt die Deutung 'zu, 
daß zwar den Parteien nur nad) Maßgabe der 88. 4 und 5 des Gefetes, d. h. unter gewiſſen 
Borausſetzungen, die Rechtsmittel dev Berufung und Reviſion zuftehen follen, die Rechtsmittel 
aus Gründen des Öffentlichen Interefjes aber ſchlechthin zuläßig find, namentlich alfo auch 
baun, weru die Entjdeidung den Parteien gegenüber endgiltig war. Die Motivirung der 
"Regierungsvorlage aber und die Rommiffionsverhandlungen ergeben, daß eine Aenderung des 
beſtehenden Rechts nicht beabfichtigt wurde und nad) der Kreisordnung $. 155 if Mar, daß 
dab Rechtsmittel aus Gründen des üffentlichen Imtereffes gegen endgültige Entſcheidnngen 
wu geftattet fein follte. o 
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eigentlichen SBarteien rechtshängigen Anſpruchs. Die Anträge des Kommifjars 
und bie Rechtsmittel aus Gründen bes öffentlichen Intereſſes bewegen ſich in 
den Grenzen diefes erhobenen Anſpruchs, fie mollen eine gerechte Entſcheidung 
dieſes Anſpruchs fichern, welche Alles, was das öffentliche Intereffe fordert, in 
Betracht zieht. Der Kommiffar ift fo wenig Partei, daß feine Einwirkung mit 
der Inftanz zu Ende ift; er kann weder felbft ein Rechtsmittel einlegen, noch 
findet ein foldhes gegen ihn ftatt. Und wenn man fefthält, daß auf die Bes 
rufung aus Gründen des öffentlichen Intereſſes eine Aenderung bes erften 
Urtheils nur unter den Parteien ftattfindet, jo folgt daraus, daß eine Anfechtung 
bes geänderten Urtheils durch Einlegung der Revifion wieder von einer Partei 
gegen die Andere — nicht aber gegen den zu richten if, der die Berufung aus 
Gründen des öffentlichen Intereffes eingelegt hat. Wird die Berufung als 
unftatthaft zurüdgewiefen oder troß der Zulaffung das erſte Erkenntniß beſtätigt, 
ſo giebt es zwar eine Reviſion aus Gründen des öffentlichen Intereſſes, aber 
nicht für den als Verufungskläger aufgetretenen Vorſitzenden des Kreisausſchuſſes, 
fondern nur Kraft eigenen Reviſionsrechts für den Regierungspräſidenten. 

Für beide Fälle der Einwirkung auf das Enburtheil fteht hiernach das 
SInftitut da, als ein eigenthümliches Mittel, die Rechtsentſcheidung zwiſchen ben 
Parteien im Sinne des objeftiven Rechts und der objektiven Wahrheit zu beein- 
fluſſen. Der Kommiffarius des öffentlichen Interefjes und der Berufungs- oder 
Revifionskläger aus Gründen des öffentlichen Intereſſes haben eine Stellung, 
welde ber des Staatsanmwalts in Eheſachen durchaus analog it. Durch ihre 
Einwirtung werden Anträge und Thatjahen in den Prozeß hinein gebracht, die 
der Richter von Amtswegen nicht hinein tragen konnte. Es wird eine ‘amtliche 
Einwirkung auf den Ausgang des Prozeſſes begründet, weldhe über das Maß 
der Inquifitionsinarime der Allgemeinen Gerichtsortnung hinausgeht, aber dieſe 
Einwirkung wird nicht dem Nichteramte geftattet, ſondern fie tritt an den Richter 
in der Forın der Parteianträge heran. 

Für die Parteiftellung ergiebt ſich aljo zunädhft das Eine: wenn der in 
Anfprud genommene Theil den Anſpruch anertennt, fo bindet dieſe confessio 
in jure den Richter. Derjelbe hat nicht die Vefugniß, von Amtswegen dieſem 
Anerkenntniß die Wirkung zu verfagen, er muß danach erkennen, jelbft wenn er 
überzeugt ift, daß das Anerkenntniß mit gutem Grunde hätte verweigert werden 
Tönnen, und daß es fogar im öffentlichen Interefie gelegen hätte, das Anerkennt⸗ 
niß zu verweigern. Nur bei den Verhandlungen vor dem Bezirksverwaltungs- 
gericht oder dem Oberverwaltungsgericht kann durch einen eingreifenden begrüns 
beten Antrag aus Gründen des öffentlihen Intereſſes das Anerkenntniß vers 
worfen und Kläger trotz des Anerkenntniſſes abgewiefen werben. Daſſelbe Ziel 
fann gegenüber dem auf einem folden Anerkenntniß beruhenden Erfenntniß des 
Kreisausfehuffes oder bes Bezirksverwaltungsgerichts das eingelegte Rechtsmittel 
aus Gründen des Öffentlichen Interefjes verfolgen. 

Daß in derfelben Weiſe einem thatjählihen Zugeftändniß durch das ein- 
xeitende Beitreiten aus Gründen des Öffentlichen Interefjes die Wirkung genoms 
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men werben Tann, bedarf keiner weiteren Ausführung. Aber bier ift e8 über⸗ 
haupt für zweifelhaft zu erachten, ob das Verwaltungsgeriht — ohne ſolchen 
Eingriff — ſchlechthin gebunden ift, die zugeftandenen Thatſachen ale wahr ans 
zunehmen. Kann Bier nicht aus dem 8. 49 des Berwaltungsgerichtögejeßes mit 
gutem Grund das Gegentheil hergeleitet werden, weil das Bericht nach feiner 
freien aus dem ganzen Inbegriff der Verhandlungen und Beweife geihöpften 
Ueberzeugung zu entjcheiden hat? Das Geſetz macht hiervon nicht eine Aus- 
nahme bezüglich der Geftändniffe, wie das die Reichscivilprozeßordnung im 8. 261 
gegenüber dem gleichen Prinzip im $. 259 thut, eben jo wenig wie die anderen 
Ausnahmefälle der Civilprozeßgefege, insbejondere der Eid erwähnt find. Wie 
daraus zu ſchließen if, daß im Verwaltungsftreitverfahren ber Eideszufchiebung 
gar fein Plag offen gelaffen ift, fo darf aud; dem Geſtändniß eine weitere Be- 
deutung nicht beigemefjen werben, als bie, daß es die freie richterliche Weber- 
jeugung beeinfluffen kann. Diefelbe bleibt aber auch dem Geftänbniß gegenüber 
eine freie, Ein Bedenken gegen diefe Argumentation ergiebt zwar $. 49; der⸗ 
felbe jet die Rontumazialfolge für den im Termin zur Verhandlung der Sade 
ausbleibenden Theil dahin feft, daß die vom Gegner vorgebradten Thatſachen 
als zugeftanden angejehen werden können; das Zugeftändniß muß alfo doch nad 
der Abſicht des Befeges eine Bedeutung haben follen. Aber in der That fehlt. 
ihm nicht jede Bedeutung, wenn es auch nicht als dispofitiver Alt, fondern nur 
als geeignetes Mittel zur Beeinflußung der freien richterlihen Weberzeugung in 
Betracht gezogen wird. 

Es ift oben als ausnahmelos fefiftehender Satz des Verwaltungsſtreitver⸗ 
fahrens bingeftelt, Daß der Richter durch die in den Anträgen ber Parteien her: 
vortretenden Anſprüche die Grenze vorgezeichnet erhält, in der feine Entfchei: 
dung gegeben werden fol. Damit ift nun nicht gejagt, daß in dem anhängigen 
Prozeß der Richter für jede einzelne Amtshandlung Anträge der Parteien abzu: 
warten hat. Selbft im gemeinen Prozeß ſchränkt fi hier das: judex ne pro- 
cedat ex officio durch das richterlihe Leitungsrecht ein; das preußifhe Ver: 
waltungsverfahren aber fieht von einer Nothwenbigfeit einer weiteren Bethäti: 
gung der Theilnahme der Parteien überhaupt ab, Iſt die Klage einmal erhoben 
und eingeleitet, fo wird darüber nad der Ordnung bes Verfahrens eine Ent- 
fheiduing ergehen, auch wenn Verklagter ſich über die Klage nicht äußert -und 
wenn beide Theile im Termin zur mündlichen Verhandlung ausbleiben. Ver: 
waltungsgerichtsgeſetz SS. 36. 39. 41. 

Noch nad) einer andern Richtung findet eine Einwirkung des Gerichts von 
Amtswegen ftatt, welde über das in der preußiichen Allgemeinen Gerihtsordnung 
feiigehaltene Maß hinausgeht. . Das Gericht kann nit nur auf Antrag, ſondern 
auch von Amtswegen die Beiladung Dritter verfügen, deren Inierefle durch die 
m erlaſſende Entſcheidung berührt wird, und bie ergebende Entiheidung wird 
für ſolche Fälle als nicht nur unter den urſprünglichen Parteien, ſondern auch 
den Beigeladenen gegenüber gültig bezeichnet. So beſtimmt $. 40 des Verwal- 
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tungsgerichtögejeßes. Auch der Allgemeinen Gerihtsordnung war eine Adzitation 
von Amtswegen befannt, jedoch nur um durch Vernehmung des Adzitaten Ma« 
terial zur Wahrheitserforihung zu gewinnen. Ausdrüdlih lehnt 8. 6 Zitel 17 
Th. 1. A.G.-O. ab, daß ein ſolcher Adzitat durch feine Heranziehung von Amts- 
wegen in den Prozeß verwidelt werde; nur wenn die Partei zur Wahrung eines 
künftigen Regreſſes bie Vertretung durch den Adzitaten verlangt und fi jo bie 
Adzitation in eine Litisdenunziation verwandelt, tritt die Wirkung des Prozeſſes 
gegen den nunmehrigen Litisbenunziaten ein. Aber wenn es auch hiernach Mar 
ift, daß die Beiladung des Verwaltungsftreitverfahrens tiefer in das Dispoſitions⸗ 
recht der Partei eingreift, als die Adzitation, jo darf die Vorſchrift doch nicht 
dahin mißverftanden 17) werden, ala könne bie Beiladung von Amtswegen zu bem 
Zwed ftattfinden, damit eine gegen ihn gar nicht erbetene Verurtheilung des 
Beigeladenen, ftatt bes urſprünglichen Verklagten, ſtattfinde. Ausbrüdlihe Bor- 
ausfegung des $. 40 ift, daß die Sache, wie fie unter den Parteien liegt, eine 
ſolche Entſcheidung bedingt, daß dadurch das Interefje Dritter berührt wird; es 
fol aljo durch die Beiladung nicht die Möglichkeit eines anderen Urtheilsinhalts 
herbeigeführt werben, fondern es wird vorausgefeßt, daß unter den urſprünglichen 
Barteien eine beftimmte Entſcheidung denkbar it, der nur zur Vermeidung ber 
Vervielfältigung der Rechtsſtreitigkeit die Wirkung auch gegen die Beigeladenen 
gefichert werden fol. Die Beigeladenen, gleichviel ob fie auf Antrag oder von 
Amtswegen beigeladen werben, follen nur zur Wahrung ihres durch Die Entſchei⸗ 
dung unter den Hauptparteien, die allein in lite bleiben, berührten Interefles als 
Nebenparteien in ben Prozeß treten. 


Eine weitere Bedeutung hat alfo die Beiladung nicht; aber freilich eine an⸗ 
dere Frage ift die, ob die laxernen Formen des Verfahrens, der Wegfall der Even- 
tualmarime und der ganze Inhalt des 8. 41 des Vermwaltungsgerichtägejeßes nicht 
die Nebenpartei in die Lage feten, bei der mündlichen Verhandlung Anträge zu 
ftellen, durch welche fie nicht der einen oder andern Partei Veiftand leiſtet, ſon⸗ 
dern eigene Rechte wahrt, jo daß fie aus einer Nebenpartei zur Hauptinter⸗ 
venientin wird, und ob dann bie „Elaſtizität“ bes Verfahrens nicht jo groß ift, 
daß es die Aburtheilung einer ſolchen Sauptintervention in demfelben Verfahren 
und auch in demſelben Urtheil zuläßt; und ebenſo die Frage, ob nicht in gleicher 
Weile der Kläger bei der mündlichen Verhandlung gegen den anmefenden oder 
nochmals wiederholt zu ladenden Adzitaten die eigne Stellung ändern kann, fo 





17) In dieſes Mißverftändniß verfällt von Maſſow. Das Berfahren in Verwaltungs. 
ſtreitſachen. Abtheil. I. ©. 43. Das von demfelben gewählte Beifpiel läßt übrigens gar nicht 
erfehen, gegen wen urfprüngfid, gellagt war, und dev von ihm vorausgefeßte Antrag entſpricht 
teineswegs dem im $. 85 des Verwaltungsgerichtsgefees aufgeftellten Erforderniß der Ber 
ſtimmtheit. Zuriidweifung der Klage durch Verfügung wäre danad) das richtige Berfahren ge- 
weien, um zu einem fachgemäßen Antrag gegen den wirklich zu verkfagenden Gegner zu ger 
fangen. Das Mifverftändniß iſt a. a. O. um fo aufjälliger, als von Maſſow bie Schranken 
des richterlichen Amts jonft richtig bezeichnet. Vgl. S. 18. ©. 70. 
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daß er gegen ihn Anträge auf Verurtheilung flellt oder neben dem erften Ber 
Hagten auch ihn verurtheilt haben wil. Das find Fragen, bie ih ſämmtlich 
wu bejahen geneigt bin, die aber von dem Thema, bas bier zu behandeln ift, 
abfeits liegen, und deren Beantwortung daran nichts ändert, daß der Beigeladene 
an und für fih und jo lange er nur Beigeladener if, die Stelle einer Neben: 
partei einnimmt. 


Bereits oben ift hervorgehoben, daß die Abhängigteit der Klageerhebung von 
dem Willen des Klägers und die ihm zuftehende Freiheit, auch da, wo er bezüg- 
lich der Zeit der Klageerhebun geſetzlich eingeſchränkt ift, ftatt der Klageerhebung 
zu verzichten, zu der Frage hinüberführt, inwieweit ein Verzicht den rechtshängig 
gemachten Anſpruch befeitigt. Und hierbei wird man aus dem Wefen der fub- 

‚jeftiven Rechtsſtellung, um die e& ſich überall handelt, entnehmen müfjen, daß 

das Aufgeben bes erhobenen Anſpruchs dem Gericht den Anlaß zu einer Hechts- 
entfheidung entzieht. Der Richter, der nun doch noch den früheren Anſpruch 
als begründet erklärt, würde gegen $. 49 des Vermaltungsgerichtsgefeßes ver- 
ſtoßen, der aber nicht bahin verftanden werden kann, daß die Entſcheidung ergeht 
über Alles, was in dem Verfahren zu irgend einer Zeit als Anſpruch erhoben 
war, ſondern dahin, daß nur über die zur Zeit der Entſcheidung erhobenen Ans 
Iprüche, die noch aufrecht erhalten werden, erfannt werden darf. 


Weſentlich verfhieden von dem Fall des Verzichts auf den Anſpruch 

(si causae renunciatur) liegt der Verzicht auf den Austrag des aufrecht erhaltenen 
Anſpruchs in biefem Prozeß, wenn ber Kläger nur der Klage oder dem Prozeß 
entfagen, wenn er die Sachentſcheidung zur Zeit beruhen laffen will (si liti 
renunciatur). Ohne Unterfcheidung beider Fälle tritt von Kikling 1%) gegen 

die Wirkſamkeit des Verzichts des Klägers ein. Da jede Streitigkeit bes öffent. 
lihen Rechts eine Anklage gejegwidrigen Handelns von Seiten ber ftaatlihen 
Organe enthalte,ifo fei es Pflicht des Staats für eine Unterfuhung dieſer An- 

Mage und für die Entſcheidung eines unbefangenen Gerichts über die Anklage 

iu forgen, ohne daß der willkürlichen Zurücdnahme der einmal erhobenen Ans 

N Mage eine Einwirkung verftattet werden könne. Vom Standpunkt des preußifchen 
} Rechts ift diefer — auch wohl fonft zu befämpfenden — Ausführung leicht ent⸗ 
| gegen gehalten, daß hier dem Sat, daß jeder Verwaltungsrechtsſtreit auf einer 
Anklage gejegwidrigen Handelns einer Behörde beruhe, jeder Boden fehlt, in: 

dem jelbft in den Fällen, in denen der Verwaltungsrechtsweg von einem durch 
Anordnung einer Behörde Beichwerten gegen diefe Behörde erhoben wird, es ſich 

nicht um objektive Fefftellung der Gefegwidrigfeit des behördlichen Vergehens, 
fondern darum handelt, ob die Anordnung einen rechtswidrigen Eingriff in die 
Sphäre des Beſchwerdeführers enthält, ob feine Nechteftellung zu Unrecht ver- 
legt iſt. Es berührt alfo die v. Kißling'ſche Argumentation das preußiſche 
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Recht nicht, und der von ihm zur Unterftügung noch berangezogene $ 53 der 
badiſchen Regieruhgsverorbnung vom 12. Juli 1864 handelt ausdrüdlid nicht 
vom Verzicht, jondern von dem Fall, wenn ber nicht zurüdgezogene Anſpruch 
nad) dem Willen der Parteien beruhen bleiben fol. 


Für das preußifche Verwaltungsrecht wird der Zuläffigfeit einer ſolchen 
bloßen Zitisrenunciation jedenfalls in ben Fällen eine Grenze gezogen werden 
müffen, in denen die Beſchreitung des Verwaltungsrechtswegs für die Betheilig- 
ten gegen einander von dem Inhalt einer Verwaltungsentſcheidung oder für ben 
Vetroffenen gegen die Behörde an eine geſetzliche Präklufivfrift gebunden if. 
Hier liegt in der Zurüdnahme der Klage oder des Einfpruhs auf mündliche 
Verhandlung mit Nothwendigkeit zugleich bie renunciatio causae. Es wird bie 
beabfichtigte Anfechtung aufgegeben, die Zurüdnahme der Klage oder des Eins 
ſpruchs ift Unterwerfung unter das Verwaltungsdekret. 


Anders liegt die Sache in den Fällen, in welchen bie Parteien bei Erhebung 
ihres Anſpruchs an Friften nicht gebunden waren. Hier ift bloße Prozeßentfagung 
möglih und e& wird ihr aud die Wirkjamteit ſchlechthin nicht abgelprochen wer« 
den können. Es erheben fi) aber bier zwei Fragen: 

Das altpreußifche Prozeßrecht hat bezüglich der Rlagezurücdnahme einen vom 
gemeinen Recht abweichenden Standpunkt. , Während das lettere dem Kläger 
zwar bis zur Beantwortung feiner Klage die Befugniß giebt, der Klage einjeitig 
zu entfagen, für die Zeit nach conteftirtem Streit aber fefttellt, daß die Erledi⸗ 
‚ gung diejes anhängig gewordenen Streits durch Urtheil ebenfo vom Berklagten 
wie vom Kläger betrieben werben kann, fo daß eine Litisrenunciation die beiber- 
feitige Zuftimmung vorauefegt, fo verweilt die Preußifche Allgemeine Gerichts⸗ 
ordnung (Chl. I. Tit. 20. $ 21) für den gleihen Fall auf den Diffamations- 
und Prällufionsprogeß, und die Rechtiprehung faßt dies dahin, daß bie ein- 
feitige Zurüdnahme der Klage ſchlechthin den Prozeß erledigt, und daß der Ver: 
Elagte, der eine Rechtsentſcheidnng haben will, deshalb feiner Seits einen neuen 
Prozeß anftellen muß.) Beim Mangel ausbrüdlicher Beftimmungen wird die 
Praxis des DVerwaltungsftreitverfahrens außerhalb des kleinen gemeinrechtlichen 
Regierungsbezirks Stralfund geneigt fein, dieſe Grundfäße des preußifchen 
Civilprozeßrechts in den Verwaltungsrechtäftreit zu übertragen, weil die Gewöh- 
nung ber Beamten, welde die Schule ber altpreußiichen Gerihtepraris durch⸗ 


gemacht haben, der Erkenntniß entgegen fteht, daß es ſich hier um eine theoretifch 


nicht zu vechtfertigende Cingularität des preußijchen Prozeſſes handelt. Und 
immerhin läßt die Lage des preußiſchen Civilprozeſſes wenigftens ein Interefle 
des Klägers begreifen, die Klage zurüdzunehmen, um in der Begründung Ver⸗ 
fäumtes nadzuholen Tas wird im Verwaltungsrechtsſtreit der Kläger nad 
8. 41 des Verwaltungsgerichtögefeges meift ohne Zurüdnahme der Klage thun 


19) Plenaͤrbeſchluß des Obentribunals vom 3. Mai 1852 I. M.⸗Bl. S. 211. 
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Einnen. Die Hinübernahme des altpreußiſchen Grundfages wird alfo, ohne daß 
ein wejentliches Interefje des Klägers erfichtlich if, nur dahin führen, daß jeber 
Kläger das Bericht und den Verklagten chikaniren kann. Der Verklagte wird 
auf die erhobene Klage zur mündlichen Verhandlung geladen und erfcheint, 
um eine Eingabe bes Klägers vorzufinden, baß er die lage zurüdnehme. Raum 
nah Haufe zurüdgelehrt, findet er die gleiche Klage mit neuer Ladung, und fo 
in infinitum fort. 

Jedenfalls geben bie Geſetze keinen Anlaß, die einfeitige Zurücinahme der 
beantworteten Klage im Verwaltungsftreitverfahten zuzulaffen: man wird fogar 
anerkennen müfjen, daß Fälle vorkommen können, in denen das öffentliche Inter: 
efie gegen den Kompromiß beider Theile über das Beruhenlaſſen der Sache, wenn 
irgend möglich Schuß fordert. Man denke z.B. an einen Verwaltungsrechtsftreit, 
der zwifchen den zu einem Schulbau Verpflichteten über die Vertheilung ber 
Koſten oder auch über die Verpflichtung zu den Baukoften beizutragen entftanden 
iR, und ber dann zum Schaden des Schulbaus liegen bleibt. Für ſolche Fälle 
it $. 53 der badiſchen Negierungsverordnung vom 12. Juli 1864 berechnet, wo 
es heißt: Der Vertreter des öffentlichen Intereſſes kann ftets auf Erledigung 
einer anhängigen Sache dringen, aud) wenn die Privatparteien übereinftimmenb 
erllären, daß fie diefelbe beruhen laſſen wollen.” Ausbrüdlihe Aufnahme hat 
diefe Vorfchrift in das Preußiſche Verwaltungsgerichtsgefeg nicht gefunden; aber 
nad dem allgemeinen Inhalt des 8. 44 Abj. 2 bes Geſetzes wird man ba, wo 
ein Kommiſſar des Öffentlichen Intereſſes beftellt ift, den Eingriff beffelben auch 
nad) der Richtung für zuläffig erachten müfjen, durch feinen Antrag, die in ges 
meinſchãädlicher Weife vereinbarte Verſchleppung einer verwaltungsrechtlichen Ent- 
ſcheidung zu hintertreiben. 

Eine gewiſſe Verwandtſchaft mit der Frage nach der Wirkung der Zurüd⸗ 
nahme einer Klage hat die Frage, ob die Zurüdnahme eines eingelegten Rechts⸗ 
mittels der freien Dispofition des Berufungs- oder Nevifionsflägers unterliegt, 
und ob der Verzicht auf ein Rechtsmittel die Partei bindet. Gründe bes öffent- 
lien Intereſſes ftehen dem nicht entgegen. Das hat jelbft für Baden, wo bie 
vorgebachte ausdrüdliche Beltimmung über die Befugniß der Staatsanwaltſchaft, 
der Zurücknahme einer Klage entgegenzutreten, in Kraft ift, das Verwaltungsgericht 
anerkannt 20). In Preußen ift einfach zu jagen. Wenn das ergangene Erkenntniß 
dem öffentlichen Intereſſe widerſprach, konnte es durch ein Rechtsmittel aus 
Gründen bes öffentlichen Intereſſes angefochten werden. If dies aber nicht ge⸗ 
ſchehen, ſo kann die Zürlicinahme eines Rechtsmittels, in Folge deren jenes Er» 
tenntniß rechtskräftig wird, oder ein Verzicht auf das Rechtsmittel dem öffentlichen 
Intereſſe nicht widerfprechen. Bedenklicher ift, ob die Zurüdnahme des Rechts- 
wittels den Gegner bindet, der doch nad 88. 56, 65 des Verwaltungsgerichts- 





3) Ertenntniß des badiſchen Verwaltungsgerichtshofs vom 9. März 1875. Hartmann. 
Bitgrift IL ©. 514. 
Garimenn, Zeitſchrift. IM. Bd. 3. Heft. 17 
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geiebes fich der Berufung ober Revifion anfchliegen kann, auch wenn für ihn bie 
Friſt verſtrichen iſt. Daraus ergiebt ſich aber nur: nad der Anfchlußerflärung 
kann dem Redtsmittel nicht mit ber Wirkung entjagt werben, daß nun auch bas 
Rechtsmittel des Gegners zufommenfalle, vorher wird die ganze Inftanz durch 
die Zurüdnahme erledigt. 


Die Formen des Prozefles gehören dem öffentlichen Recht an, das durch die 
Willlür ber Parteien nicht umgeftaltet werden kann. Dennod wird bei einzelnen 
Bellimmungen die Wirkſamkeit des Parteiwillens anerkannt. So läßt das alt⸗ 
preußifhe Recht wirkſam auf die mündliche Verhandlung vor der Beweisanord» 
nung, das Verwaltungsprozeßrecht fogar wirkſam auf die mündlihe Verhandlung 
überhaupt verzichten?!). Das Civilprogeßrecht erkennt ferner eine Einwirkung 
des Parteiwillens an auf Erftredung richterlicher Friften; im Verwaltungsftreit- 
verfahren haben biefe faft gar keine Bedeutung für ben Beftand ber geltend ges 
machten Anfprüde; ihre Sinausfhiebung würde alfo nur zur Verfchleppung bes 
Prozeſſes dienen. Die Prorogation ift deshalb für ben Richter kaum als bin- 
dend zu erachten, noch weniger bie willtürliche Verlegung der Termine, bei denen 
zugleich die Arbeitsötonomie des Prozehgerichts in Betracht kommt. Wenn end» 
lich das Civilprozeßrecht ben Verzicht der Parteien auf Formen der Beweis- 
aufnahme, die zu ihrer befieren Sicherung vorgefchrieben find, geftattet, insbe⸗ 
fonbere den Verzicht auf Vereidigung von Zeugen und Sachverſtändigen, fo wirb 
auch der Verwaltungsrichter diefem Verzicht die Bebeutung beilegen können, daß 
er Abftand nimmt von einer Vereidigung, die fonft auch bei ihm zum Weſen bes 
Zeugnifies und des Gutachtens gehört; aber bindend iſt der Verzicht nit für 
ihn. Seine freie Ueberzeugung fol über das Ergebniß der Beweiſe entſcheiden. 
Findet er, eine Vereidigung werde von Einfluß fein auf feine Weberzeugung, fo 
wird er biefelbe anorbnen können, auch nachdem die Parteien darauf verzichtet 
haben. 


Das Gejammtrefultat der Erörterungen über bie Stellung ber Partei im 
Verwaltungsftreitverfahren läßt fih nach dem Obigen dahin zufammen faflen: 
Nur durch einen Klageantrag wird das Verwaltungsſtreitverfahren eröffnet, und 
die richterliche Entiheidung muß innerhalb der Grenze bleiben, welche die ge- 
ftellten und nicht durch Verzicht erlebigten Ansprüche beftimmen, fie iſt auch 
regelmäßig durch das Anerkenntniß bes Verflagten gebunden. Bon Zurüdnahme 
ber Klage ohne Verzicht auf den Anſpruch kann nur die Rebe fein, wenn die 
Klage an kein Fatale gebunden ift. Diefelbe erfordert nach Beantwortung ber 
Klage Zuftimmung des Gegners, erledigt aber dann regelmäßig den Prozeß. 
Die Parteien find endlich — von notoriſchen Thatjachen abgejehen — inſoweit 
Herren des thatfählihen Materials, a® der Richter ihre thatjählihen Anfüh« 
zungen zu ergänzen nicht berechtigt ift. Bon der Parteidispofition über Anerken⸗ 


21) 8. 11.8. v. 21. Juli 1846, 8. 20 8. v. 21. Juli 1849. — 88. 50, 62, 65. Ber- 
waltungsgerichtögefeh von 3. Juli 1875. 
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mmg bes Anſpruchs, Zurüdnahme der Klage und bezüglich des thatſächlichen 
Materials kann der Richter frei gemacht werben durch die in beftimmten Fällen 
und Formen zuläffigen Anträge zur Wahrung bes Öffentlichen Interefjes. Bei 
der Beweisaufnahme handelt der Richter nach der Inquifitionsmagime von Amts- 
wegen, und bei der Würdigung ber thatſächlichen Anführungen und Beweis 
mittel ift er weber an das Zugeftändniß ber Parteien, noch an fonftige ſich aus 
bem Dispofitionsrecht der Parteien herleitende Bemweisregeln gebunden. 


* 


17* 


Entfheidungen 
nnd Erlafle von Gerichten und anderen Behörden. 


62. 


Der Gerichtshof für kirchliche Angelegenheiten ift an_ die Feftftellung in Bor- 
Straferfeuntniffen bei der Anwendung des 8. 24 des Geſetzes vom 12. Mai 
1873 nicht gebunden. — Maß der Verfhuldung zur Anwendung diefer Ge: 
ſetzesvorſchrift. — Die excommunicatio major ift fein rein kirchliches 
Straf: und Zuchtmittel. 

Ert. des Gerichteh. für kirchl. Angel, in Berlin vom 17. Jan. 1877.) 


In ber Unterfuhungsfache, betreffend das Verfahren auf Entlafjung aus dem 
Amte gegen den Domberrn an der Metropolitantiche zu Polen, Heliodor 
Kurowski, hat ber Königliche Gerichtshof für kirchliche Angelegenheiten für 
Recht erkannt: 

daß der Angeſchuldigte, Domherr an der Metropolitankirche zu Poſen, 
Heliodor Kurowski ſchuldig, die auf ſein Amt bezüglihen Vorſchriften 
der Staatsgeſetze und bie in dieſer Hinficht von ber Obrigkeit inner⸗ 
halb ihrer gejeglihen Zuftändigfeit getroffenen Anordnungen fo ſchwer 
verlegt zu haben, daß jein Berbleiben im Amte mit der öffentlichen 
Ordnung unverträglid) erfcheint, berjelbe daher aus feinem Amte als 
Domherr an der Metropolitanfiche zu Poſen zu entlaffen, ihm auch 
die Koſten bes Verfahrens zur Laft zu legen 
Von Rechts Wegen 
Gründe. 

Der Angefhuldigte, Domberr Heliodor Kuromwsti, ift 58 Jahre alt und 
hat nach Abfolvirung bes Gymnaſiums feine wiflenfchaftlihe Ausbildung auf 
den Univerfitäten zu Berlin und Breslau erhalten. Nah Erlangung der 
Würde eines Licentiaten ber Theologie und nad praktifcher Unterweifung in 
dem Seminare zu Gnefen bat er die geiftlihe Weihe empfangen; ift als Vikar 
und fpäter als Pfarrer angeftellt und im Jahre 1870 ala Domherr an die Die- 
tropolitantiche zu Polen berufen worben. 

Durch das Schreiben des Königlihen Ober: Präfidenten ber Provinz Pofen 
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vom 15. April 1876 iſt der Angeſchuldigte, unter Darlegung der Gründe, in 
Gemäßheit des 8. 25 des Gefeges vom 12. Mai 1873, zur Niederlegung feines 
Amtes, als Domberr, aufgefordert worden, hat -diefes Verlangen aber in dem 
Schreiben vom 22. April 1876 mit der Erklärung abgelehnt: 
„daß er zum Domherrn an der Metropolitankiche zu Pofen von feinem 
hochwürdigſten Seren Erzbifchofe von Gneſen und Pojen ernannt und 
als ſolcher kirchlich inſtallirt ſei. Diefer allein fei aljo nur kompetent, 
ihn, wenn kanoniſche Gründe vorlägen, zur Nieberlegung feiner geift« 
lihen Würde aufzufordern.” 
In Folge diefer Ablehnung ift, auf Antrag des Königlichen Ober-PBräfidenten 
der Provinz Pofen, von dem unterzeichneten Königlichen Gerichtshofe, in es 
mäßheit ber 88. 24. 25. 26 des Gejeles vom 12. Mai 1873, gegen den Ange: 
ſchuldigten das Verfahren auf Amtsentlaffung bejchloffen worden, und die, auf 
der Grundlage einer orbnungsmäßig geführten Vorunferfuhung, 88. 27. 28. a. 
a. D., erhobene Anklage hat den Antrag geſtellt: 
die Amtsentlaffung gegen den Angefchuldigten auf Grund bes $. 24 a. 
- a. D. auszufpreden. 
Zur mündlichen Verhandlung der Sache ift der Angeſchuldigte vorſchriftsmäßig 
vorgeladen worden. Derfelbe ift jedoch nicht erſchienen. Es war daher die, in 
Gemäßheit des $. 19 a. a. O. geftellte Verwarnung, daß im Falle des Auss 
bleiben® nad) Lage der Verhandlungen werde erkannt werden, zu verwirklichen. 

Der Anklage dient zur Grundlage zunädft ein Unterjuchungsverfahren, 
weldyes bei dem Königl. Kreisgericht zu Poſen wegen Verlegung der kirchenpoli⸗ 
tiihen Bejege gegen den Angefchuldigten geſchwebt und zur Verurtheilung des⸗ 
felben geführt hat. Das thatſächliche Ergebniß ift folgendes: 

Nach der Entlafjung des Grafen v. Ledohomsti von feinem Amte als 
Erzbiſchof von Gneſen und Poſen durch das Erkenntniß des unterzeichneten 
Königl. Gerichtshofes vom 15. April 1874 wurde das Wietropolitantapitel zu 
Polen von dem Königl. Oberpräfidenten der Provinz durch das Schreiben vom 

I 9. Juni 1874 zur fofortigen Wahl eines Bisthumsverweſers aufgefordert. Das 
N Vetropolitanfapitel lehnte jedoh in dem, auch von dem Angeſchuldigten mit 
| unterzeichneten Schreiben vom 13, Juni 1874 die Wahl ab, 
„weil nad) den Grundſätzen ber fatholifchen Kirche eine Sebisvalanz 
nicht vorliege, daher für das Domkapitel das Recht und die Pflicht 
fehle, bie Adminiftration der Diözefe in die Sand zu nehmen.“ 
Die Staatsregierung glaubte jedod alsbald die Exiftenz eines geheimen päpſt⸗ 
lichen Delegaten in der Diögefe wahrzunehmen, und der deshalb zur Verantwor- 
tung gezogene Weihbiſchof Janiszewsti erkannte, nad der zur Leſung ges 
brachten gerichtlichen Verhandlung, aud an, von dem Papfte einen Auftrag zur 
Beriebigung der geiftlihen Bedürfniſſe der Erzdiözeſe Poſen erhalten su haben. 
Rohpem der Weihbifchof Saniszewsti in mehreren Kirchen zu Polen das 
Gekament der Firmung geipendet, wurde derſelbe — unter Anklage geftellt — 
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durch das rechtskräſtige Erkenntniß des Königl. Kreisgerichts zu Poſen vom 
6. Oktober 1874 
für ſchuldig befunden, in dem katholiſchen Erzbisthum Pofen, deſſen 
Stuhl erledigt ift, ein mit dem biſchöflichen Amte verbundenes Recht, 
welches nicht die Büterverwaltung betrifft, den Beftimmungen bes preu⸗ 
ßiſchen Gefeges vom 20. Mai 1874 zuwider ausgeübt zu haben, und 
deshalb mit ſechs Monaten Gefängniß beftraft. 
Da auch nad) ber Verhaftung des Weihbiihofs Janiszewski und nad) deſſen 
Ausweifung aus ber Provinz Poſen biſchöfliche Rechte in der Diözefe — mit 
+ größerer Dftentation denn früher — ausgeübt wurben, fo fiel auf den Ange— 
ſchuldigten der Verdacht, daß auf ihn — aus der Hand des Weihbifhofs Jani- 
szewati — bie bijpöflihe Gewalt in der Erzbiözefe übergegangen fei. Es wurbe 
daher gegen benfelben die Anklage erhoben und in ber eingeleiteten Unterſuchung 
durch das rechtskräftige Erkenntniß des Königl. Kreisgerichts in Pofen vom 7. Ok⸗ 
tober 1875 der Angejhuldigte wegen Zumwiderhandlung gegen die 88. 1 und 4 
des Geſetzes vom 20. Mai 1874 und gegen bie 88. 1 und 5 des Geſetzes vom 
13. Mai 1873 mit zwei Jahren Gefängniß beftraft und zwar auf Grund nach⸗ 
folgender thatfächliher Momente: i 
Als allgemeine Gefihtspuntte find, auf Grund authentiſcher, öffentlicher Urs 
kunden, feftgeftellt: die Erledigung des erzbiſchöflichen Stuhles von Gneſen und 
Poſen durch richterlihes Erkenntniß; die fruchtlofe — weil von dem Domlapitel 
abgelehnte — Aufforderung bes Oberpräfidenten ber Provinz zur Wahl eines 
Bisthumsverweſers und der Mangel der ftaatlihen Befugniß des Angeſchuldigten 
zur Ausübung ber bifhöfligen Gewalt in dem Erzbistyum Gnefen und Polen. 
Es if ferner in jenem Strafertenntniß duch Schrift und Zeugenbeweis 
für nachgewieſen erachtet: daß im Jahre 1874, vor dem 1. Oktober, als dem 
Tage bes Intrafttretens des Befetes vom 9. März 1874 über die Beurkundung 
bes Perfonenflandes und die Eivilehe — eine Inſtruktion für bie katholiſche 
Geiſtlichkeit, betreffend ihr Verhalten gegenüber jenem Geſetze — ohne Datum 
und ohne Unterſchrift — in der Diözeſe Pofen verbreitet worben ift, deren Ten- 
denz im Eingang dahin bezeichnet ift: „Die Pfarrer auf die Pflichten aufmerkſam 
zu machen, damit durch das Inftitut der Eivilche das religiöſe Leben des katho— 
liſchen Volkes nicht gefährdet werde.” Demnähft wird in der Inftruktion bins 
gewiejen auf das Wejen der Eivilehe, als einer rein ftaatlihen Anordnung,. und 
bie Beiftlihen werden aufgefordert, die Gläubigen über das Inftitut und naments 
li) darüber zu belehren, daß nur durch die kirchliche Form der Eheſchließung 
das Sakrament ber Ehe erlangt werden könne. Im Weiteren wird der Geiſt⸗ 
lichkeit ihr Verhalten bei den Aufgeboten und, gegenüber gemiſchten Ehen, 
die Befolgung des Rundſchreibens des Erzbifhofs Dunin zur Pflicht gemacht 
und darauf hingewieſen, daß geſchie dene Eheleute, welde eine neue Ehe ein« 
gehen, von den Sakramenten auszuſchließen find. 
Aus dem anordnenden und anweifenden Inhalt diefer an bie Ge— 
jammtgeiftlichleit gerichteten Inſtruktion bat der Strafrichter in dem Bor- 
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erlenntniß bie Weberzeugung gewonnen und feftgeftellt: baß die Inftruftion nur 
von einer Perſon habe erlafjen werben können und erlaffen worden fei, 
welde biſchöfliche Rechte in der Erzdiözeſe Pofen in Anspruch genommen habe. 

Es find ferner, wie gleichfalls durch Schrift: und Zeugenbeweis für nachge- 
wiefen erachtet worden ift, im Jahre 1875 von Poſen und von Breslau aus, 

mehreren Geifllihen der Erzdiözefe Poſen kanoniſche Admonitionsſchreiben zuge- 
ſandt worden, die — in polnifher Sprache abgefaßt — nach amtlicher Weber 
fegung im weſentlicher Webereinftimmung dahin lauten: ; 

„Da Sie nad) einem mir gemachten Berichte, uneingedenk bes der Kirche 
geleifteten Eides und der Borjehriften derjelben, nicht nur vor Publikation der 
Enzyklika des Papftes vom 5. Februar d. 3. und zwar ohne ausbrüdliche Ger 
nehmigung der geifllihen Behörde, jondern jogar nad der Publikation diefer 
Enzyklika mit dem zur Verwaltung unjerer Diözefe durch die weltliche Behörde 
eingejegten Kommiſſarius Korrefpondenzen unterhalten, außerdem fi) andere 
Abweihungen zu Schulden kommen laffen und dadurch die Gewiſſen ber 
Parochianen beunrubigen, ihnen Aergerniß geben und Ihre eigene Rechtgläu: 
bigleit in Zweifel jegen, indem Sie fi) von den auf rechtem Wege befindlichen 
Geiftlihen trennen, — fo bringe ih Ihnen, um Sie von dem fteilen Pfade 

* auf die einem rechten Priefter durch die kirchlichen Vorſchriften angewiejene 
Bahn abzulenken, die Fälle Speciali modo Rom. Pontifiei, auf die Sie in 
Ihrer Approbation ausdrücklich hingewiejen find, in Erinnerung und ermahne 
Sie, über ſolche gründlich nachzudenken und fortdann Ihr Verfahren nach den 
Vorſchriſten derjelben ſtreng einzurihten, wenn Sie fid nicht ben dort ange 
drohten Strafen ausfegen wollen. Diefes Schreiben Haben Sie als eine kano- 
niſche Admonition anzufjehen. ü 

Gegeben am Tage des Pfinafifeftes d. I. Delegatus S. S. Apostol.” 

Abweichend von diefer Formel werden in einem der Tanonifhen Schreiben 
bie dem abmonirten Geiftlihen zur Laft gelegten Vergehen fpeziell benannt und 
batauf wird fortgefahren: 

„Schon auf Grund diejer beiden, auf glaubwürdige Zeugniſſe geftügten 
Fälle find Sie der päpſtlichen Konftitution vom 26. Oktober 1869 gemäß ber 
latae sententiae spec. modo Rom. Pontifici rejervirten großen Exkommuni⸗ 
kation verfallen. 

Da ic) jedoch aufrichtig begehre, Euer Hodehrwürben vom abfchüffigen 
Vege..... zurüdzuführen . ., jo ermahne und bitte ih Sie, -.... ſich 
mit Gott bald auszuſöhnen und das öffentlich gegebene Aergerniß ohne Zeit» 
aufſchub öffentlich zu befeitigen. 

Wenn aber Euer Hochehrwürden, mas Gott verhüte, dies nicht thun und 
Ihres Verhaltens wegen fi gründlich nicht entſchuldigen follten, jo willen 
Eie, daß dieſes Schreiben für Sie eine Ihnen una pro trina vice gegebene 

Abmonition if, umd daß diefe in ihrer Folge die öffentliche und namentlide 

Bublitation der großen Exkommunikation gegen Sie haben wird. 

Gegeben am Zage ber Pfingfifeiertage d. 3. Delegatus S. S. Apostol.” 
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Der Strafrichter in dem Vorerfenntniß ift unter Yugrundelegung biejes 
objektiven Schriftinhalts der rechtlichen Auffaffung, daß eine monitio canonica 
als censura communis und als Worbebingung der excommunicatio ferendae 
sententiae, noch mehr aber bie leßtere ſelbſt, als Ausfluß der jurisdictio ordi- 
naria, ein bifhöfliches Reſervatrecht iſt und ſtellt thatſächlich feft: 

daß von einer Perſon, welche ſich ſelbſt als Delegat bes heiligen apoftos 
liſchen Stuhles bezeichnet, biſch öfliche Rechte in ber Erzbiözefe Poſen 
dur Erlaß jener kanoniſchen Abmonitionen an verſchiedene Geiſtliche 
diefer Diözefe ausgeübt find, und daß in der Bedrohung mit der großen 
namentlihen Exkommunikation objektiv bie Androhung eines durch 
8. 1 bes Gefeßes vom 13. Mai 1873 verbotenen Strafs und Zucht⸗ 
mittels enthalten ift, weil die große Exkommunikation nicht dem rein 
tirhlichen Gebiete angehöre, vielmehr auch Die bürgerliche Ehre berühre. 
Der Richter in dem Vorerfenntniß hat daher die objektive Strafbarkeit ber 
durch Erlaß ber Inftrultion und der Admonitionsfhreiben geäußerten Thätigkeit 
feftgeftellt. 

Was die ſubjektive Schuld des Angefchulbigten anbetrifft, jo hat der lets 
tere im Laufe der Unterſuchung, weil die Kompetenz ber weltlichen Gerichte be- 
flreitend, in ber Sache jelbft und über bie ihm zur Laft gelegten Handlungen 
jede Erklärung beharrlich verweigert. Der Strafrichter hat den Angeſchul⸗ 
digten jedoch für überführt erachtet: 

daß die Inftruftion für die Geiſtlichkeit in Betreff der Civilehe und die 
Admonitionsfhreiben von ihm ausgegangen find. 

Diefe Feſtſtellung ruht auf folgenden thatfählihen Momenten: 

1. auf allgemeinen hiftorifhen Vorgängen in der Erzbiözefe, als welche 
der Richter bezeichnet: die Entlafjung des Erzbiſchofs Grafen v. Ledochowski; 
die Ablehnung der Wahl eines Bisthumsvermejers feitens des Domlapitels 
unter Angabe des kanoniſchen Grunbes, daß Teine sedes vacans, fondern 
nur eine sedes impedita eingetreten fei; bie kanoniſche Konſequenz aus dieſer 
Auffaffung durch die Beftellung eines Delegaten; die Webertragung der Delegatur 
an den Weihbiſchof Janiszewski und bie verfchärfte Thätigkeit des geheimen 
päpftlihen Delegaten nach der Verhaftung und ber Ausweifung bes Weihbiſchofs 
Janiszewski; 

2. auf direkten Indizien gegen den Angeſchuldigten ſelbſt. In dieſer 
Beziehung wird geltend gemacht: 

a) daß nach der eidlichen Ausſage des Konfiftorialboten Jachowoki und 
des biſchöflichen Kanzleivorftehers Brzeski zur Zeit, als ber Erzbiſchof 
Graf v. Ledoch owski bereits verhaftet, der Weihbifhof Janis zewsti 
aber noch auf freiem Fuß geweien, Formulare zu Ehebispenfen, Ins 
ſtruktionen und Approbationen u. |. m. in die Wohnung bes Angeſchul⸗ 
digten geihafft worden find. Ob die Formulare — wie Jaskuloki 
eiblih bekundet — nad dem Auftrage in das Kapitelarchiv 
oder in die Wohnung bes Angeſchuldigten hätten gebracht werben follen, 
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darauf legt ber Strafrichter fein Gewicht, weil der Angefchuldigte Ka⸗ 
pitelarchivar geweſen und bie Schlüffel zu dem Archiv gehabt habe; 

b) dab nach dem übereinftinmenden Gutachten der beiden Schreibverftän- 
digen in dem Termin zur mündlichen Verhandlung — die ſchriftlichen 
Gutachten des Henze find weniger beſtimmt — ein auf ber polnifchen 
Inftrultion gemachter Zuſatz von wenigen Worten von der Hand bes 
Angefhuldigten gerieben ift. Diefer Zuſatz war anfcheinend dazu 
beftimmt, das polnische Eremplar der Inſtruktion mit dem bei den Alten 
befindlichen deutſchen Eremplar in Uebereinftimmung zu bringen, und . 

der Strafridhter vindizirt das Intereffe an biefer Mebereinftimmung für 
den autoritativen Verfaſſer; 

e) dab nad) dem gleichfalls übereinftimmenden Gutachten der Schreibver- 
Rändigen in dem Termin zur mündlichen Verhandlung — bie jährift- 
lihen Gutachten find auch hier weniger beftimmt — aud) die bei den 
Akten befindlihen Admonitionsfchreiben in polniſcher Spradhe von ber 
Sand des Angeſchuldigten herrühren; 

d) dab eins biefer Abmonitionsfchreiben in ein Kouvert — geftempelt in 
Poſen — eingefhloffen und dem Adreffaten, Pfarrer Trominski, zu- 
gegangen ift, auf welchem fih ein Siegelabbrud befand, der nad dem 
eidlichen Gutachten des Mechanikus Förfter mit einem in der MWoh- 
nung bes Angeſchuldigten vorgefundenen und von legterem als ihm 
gehörig anerkannten Pettichaft ausgeführt worden if. Diejem Mos 
ment bat der Richter in feiner Entſcheidung ein um fo größeres Ge 

“wicht beigelegt, als für einen Mißbrauch des Pettihafts des Angefchuls 
digten durch einen Dritten feine Umftände zur Sprade gebracht find 
umd weil für denjenigen, mit deſſen Siegel ein Brief ae wor: 
den, auch die Autorſchaft des Briefes ſpreche. 

Auf Grund diefer Thatfahen hat der Richter in dem Vorertenntniß feſtge⸗ 
Reit, daß der Angeſchuldigte: 

1. in den Jahren 1874 und 1875 durch verſchiedene jelbftfländige Hands 
lungen in bem Latholifhen Erzbisthum Poſen, defjen Stuhl erledigt ift, 
mit dem bifchöflichen Amt verbundene Rechte ausgeübt hat, ohne hier 
von unter Angabe des Umfangs ber auszuübenden echte dem Ober- 
präfidenten der Provinz Poſen ſchriftliche Mittheilung gemacht, dabei 
den ihm erteilten kirchlichen Auftrag dargethan und ſich zum eidlihen 
Gelöbniß der Treue und des Behorfams gegen Se. Majeftät den König 
exboten, zur Befolgung der Staatägefege ſich verpflichtet und dieſen Eid 
geleiftet zu haben; 
am 9. Mai 1875 in Yabno, als Geiftliher der katholiſchen Kirche, 
dem Propfte Idzikow ski die große Erfommunilation, mithin’ein Zuchts 
| mittel, welches nicht dem rein kirchlichen Gebiete angehört, vielmehr mit 

genen die bürgerliche Ehre des Idzikowski gerichtet ift, ſowie bie 
öffentliche und namentlihe Bekanntmachung derjelben angedroht hat. 


» 


led 
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Geſtützt auf diefe Feftftellung hat der — in dem Vorerkenntniſſe, wie 

bereits angeführt: 
den Angeſchuldigten wegen tZuwiderhandlung gegen die 88. 1 und 4 
des Gefeges vom 20. Mai 1874 und gegen die 88. 1 und 5 des Ge⸗ 
fees vom 13. Mat 1873 mit 2 Jahren Gefängniß beftvaft, 

welche Strafe ber Angeſchuldigte, da ein Reditsmittel nicht eingelegt worden, feit 

dem 21, Oftober 1875 in bem gerichtlichen Gefängniß in Koſchmin verbüßt. 

Die Thatfeftftellung in dem vorftehend dargelegten Erkenntniffe — nad) Re 
probuftion des Beweiſes durch Verleſung der Bemeisftüde — giebt in dem Ge- 
ſammtreſultate und unter Berückſichtigung des Umftandes, daß ein in dem Pett⸗ 
ſchafte des Angeſchuldigten befindliches Tarakteriftiihes Merkmal auch in dem er- 
wähnten Siegelabdrude erfennbar geweſen ift, zu Bedenken keinen Anlaß und 
ebenfowenig tritt in der Rechtsanwendung ein Zweifel hervor. Daß ber Erlaß 
einer Inftruftion für die Gefammt-Geiftlichleit einer Diözefe über ihr Verhalten 
ber Eivilehe-Bejeßgebung gegenüber, fowie die Ertheilung kanoniſcher Monitionen 
an Geiftlihe wegen Verlegung ihrer kirchlichen Pflichten, noch mehr aber die 
Androhung der großen Exkommunikation — als in die Rechte der biſchöflichen 
Aominiftration und Strafgewalt eingreifend — Akte der bifchöflihen Gewalt 
find, darüber befteht nad) ben Grundſätzen bes kanoniſchen Rechts Fein Streit. 

Walter, Lehrbuch des Kirchenrechts $. 14, 187, 189, 191, 192; 
Richter⸗Dove, Lehrbuch des kathol. und evangel Kirchenvechts $$. 91, 
132, 214. 

Nicht minder unzweifelhaft ift es — nad Wiſſenſchaft und Redtiprehung — 
daß die excommunicatio major fein rein kirchliches Straf und Zuchtmittel 
iſt, fondern, weil in’ die bürgerlihe Rechtsſphäre mit ihrer vernichtenden Wire 
tung eingreifend? — fi als ein ſtaatlich unerlaubtes unb verbotenes Straf: 
mittel barftellt. 

88. 1, 5, Geſetz vom 13. Mai 1873. Kober, ber Kirchenbann, ©. 38 ff., 
Alf. Schilling, der Kirchenbann, $$. 35, 56. Entſcheid. des 
Preuß. Obertribunals vom 11. September 1874 (Entſch. Bd. 73.1., 
Zeitſchr. für deutfches öffentl. A. B. 1. 158); Ex. bei. Gerichts 
bofes vom 28. Januar 1876 (Entſch. a. a.D., Bd. 77, 339, Zeitſchr. 
a. a. D., Bd. 2, 254). 

Auf die hiernach dem Angeſchuldigten zur Laft falenden flrafbaren 
Handlungen verlangt die Anklage die Anwendung bes $.24 bes preuß. Ge- 
fees vom 12. Mai 1873, welder beftimmt: 

„Kichhendiener, welde die auf ihr Amt oder ihre geiftlihen Autsverrich- 
tungen beziglihen Vorſchriften der Staatsgejege oder die in diefer Hinſicht 
von der Obrigkeit innerhalb ihrer gejeglihen Zuftändigteit getroffenen Anord⸗ 
nungen’fo ſchwer verlegen, daß ihr Verbleiben im Amte mit der öffentlichen 
Drdnung unverträglich erſcheint, können auf Antrag der Staatsbehörde Durch 
gerihtliches Urtheil aus ihrem Amte entlaffen werben.” 

Das Geſetz fpezialifirt die Fälle für die Anwendung des $. 24 nicht; 
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überläßt dieſelben vielmehr dem Ermeſſen bes erfennenden Richters. Dem Ger 
feße liegt aber ber Grundgedanke unter: Schub des Staates gegen Webergriffe 
der Hierarchie. Daß bei der Beurtheilung des Eonkreten Falles zunächſt die 
Etrafbarkeit des Willens in Betracht zu ziehen, das entipricht dem Geifte bes 
Geſetzes und der Beurtheilung des Richters nach freiem Ermefjen. 

Nach diefer Richtung hin enthält der 9.12 des preuß. Geſetzes vom 22. April 
1875 (Gef.-Samml. &. 194) eine Anwendung bes Prinzipes des $.24 bes preuß. 
Gefeges vom 12. Mai 1873, wenn er beſtimmt: 

„Wer in ben Fällen der 8$. 2 und 6 bie fehriftlid) erflärte Verpflichtung 
(die Geſetze des Staates zu befolgen) widerruft, oder der durch diefelbe übers 
nommenen Verpflichtung zumider die auf fein Amt ober feine Amtsverrich⸗ 
tungen bezüglihen Vorſchriften der Staatsgefege oder die in diefer Hinficht 
von der Obrigkeit innerhalb ihrer geſetzlichen Zuftändigkeit getroffenen Anord⸗ 
nungen verlegt, ift durch gerichtliches Erkenntniß aus feinem Amte zu ent 
laſſen. 

Ein Geiſtlicher, der feine ſchriftlich abgegebene Gehorſamserklärung widerruft, 
tritt in offenen Widerſpruch mit Wort und Pflicht, und erklärt ebenſo deutlich, 
daß er den Gefegen des Staates nicht gehorchen will. 

Diefer flaatsfeindlihe Wille ift aber durch eine Reihe von That- 
ſachen auch auf Seiten des Angeſchuldigten feftgeftellt, jo daß die An- 
wenbung bes $. 24 a. a. O. keinem Bedenken unterliegen konnte. 

Zunächſt kann es nicht zweifelhaft fein, baß bie dem Angefchulbigten zur 
Laſt fallenden Handlungen einzeln für fi, noch mehr aber ale Ausfluß eines 
und befielben firafbaren Willens, ſchwere im Sinne des $. 24a a. D. find. 
Sie find in ihrer Gefammtheit dazu beftimmt und darauf berechnet, eine in ge- 
feglicher Form — durch richterliches Erkenntniß — fuspendirte biſchöſliche Ge: 
walt, den Bejegen bes Staates entgegen, auf dem Wege verwerflicher Heimlich⸗ 
keit wieder in Kraft zu fegen und, unter dem Schutze kirchlicher Anonymität, 
demoralifirend — weil zum Ungehorſam gegen die Geſetze des Staates anregend 
und aufforbernd — auf die Beiftlichkeit und mittelbar auch auf die Laien einzu⸗ 
wirken. Der freie Wille und der gejeglihe Zinn der Bürger des Staates wer⸗ 
den aufgehoben und gekränkt, wenn von hoher, ala Beiſpiel für weite 
Kreife wirtender Stelle, wie fie der Angefchuldigte in ber Hierarchie ber 
Kirche einhimmt, mit unerlaubten, im Dunkeln ausgeführten Mitteln ein Kampf 
gegen die Geſetze des Staates geführt wird, der die Gemüther erregt, bie 
Sittlichteit untergräbt und in jeiner Fortdauer den Grundpfeiler des Staates, 
ben Gehorſam gegen die Geſetze, erihüttert. Eine ſolche Handlungsweiſe, ent: 
fprungen aus prinzipiellem Widerſpruch und durchgeführt mit aller hierarchifchen 
Konfequenz, ift mit der Ordnung des Staates, mit dem Gemeinwohl der Bürger 
und mit den Intereſſen der öffentlihen Moral nicht zu vereinigen. 

Um diejen tief eingreifenden Konflitt — den Gegenfag zwiſchen der jub- 
jeltiven Auffaffung des Angejchuldigten und dem Geſetze — dauernd zu löfen, 
Dar eine Entlafjung bes Angejhuldigten aus feinem Amte, als Domberr an der 
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Metropolitantirhe zu Poſen, um fo mehr geboten, als der negirende und pro- 

teftirende Wille des Angefhuldigten — auch in der Zukunft — für eine Aus 

föhnung mit den kirchenpolitiſchen Gejeten des Staates feine Garantie barbietet. 
1 


63, 


Weſen und Beitimmung der Kircheubücher in der katholiſchen Kirche; ihr ftant- 
licher Karakter und das Jutereſſe des Staates au diefen Büchern. — Dem 
auf Grund des preubiihen Geſetzes vom 20. Mai 1874 zur biſchöflichen 
Vermögensverwaltung ernannten Kommiſſarius des Staates fteht im Um⸗ 
fange feiner Verwaltung ein adminiftratives Exekntions- und Zwangsrecht 
ju. — Die excommunicatio major ift, weil in ſtaatsrechtliche Sphäre 
übergreifend, ein unzuläffiges kirchliches Straf und Zuchtmittel. — Die 
excommunicatio ift ein biſchöfliches Reſervatrecht und tritt erft mit der 
Bekanntmachung, nicht ipso jure et facto, in Wirfjamfeit. 


(Erk. des Gerichtsh. für kirchl. Angel. in Berfin vom 16. Ian. 1877.) 


Sn der Unterfuhungsfahe, betreffend das Verfahren auf Entlafjung aus 
dem Amte gegen den Dekan und Pfarrer Guſtav Rzezniewski in Jarotſchin, 
bat der Gerichtshof für kirchliche Angelegenheiten für Recht erkannt: 

daß der Angeichuldigte, Delan und Pfarrer Guſtav Rzezniewski, 
ſchuldig, die auf fein Amt und feine geiftlihen Amtsverrihtungen bezüg- 
lihen Vorſchriften der Staatsgeſetze und bie in biefer Hinfiht von ber 
Obrigkeit innerhalb ihrer Zuſtändigkeit getroffenen Anordnungen fo 
ſchwer verlegt zu haben, daß fein Verbleiben im Amte mit der öffent⸗ 
lien Ordnung unverträglic erjcheint, derjelbe daher aus feinem Amte, 
als Pfarrer in Jarotſchin und als Dekan des Neuftädter Kirchkreiſes, 
zu entlaffen, und ihm die Koften des Verfahrens aufzuerlegen. 
Von Rechts Wegen. 
Gründe 

Der Angeihuldigte it am 27. Auguft 1835 in Galtowy, Provinz Pofen, 
geboren und hat, nad) Abjolvirung des Gymnaſiums, feine Ausbilduhg in dem 
Tatholifchen Briefterfeminare zu Pofen erhalten. Im Sahre 1860 zum SPriefter 
geweiht, ift er im Jahre 1868 zum Pfarrer in Jarotſchin und — nad) der Rüd- 
kehr von einer nach Rom unternommenen Reife — im Jahre 1872 zum‘ Dekan 
bes Neuftädter Kirchfreifes ernannt worden. 

Nah vorgängiger vergebliher Aufforderung zur Niederlegung feiner geifts 
lihen Aemter, $. 25 des Geſetzes vom 12. Mai 1873, ift gegen den Angeſchul⸗ 
digten auf Antrag bes Königlichen Oberpräfidenten der Provinz Poſen, $. 26 
a. a. D., das Verfahren wegen ſchwerer Verlegung der Stantsgefeße, 8. 24 | 
a. 0. D., eingeleitet worden. 


* 
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Die in Folge des Beichluffes des unterzeichneten Gerichtshofes veranlaßte 
Borunterfuhung ift vorjchriftsmäßig geführt, 8. 27, 28, 29 a. a. D. Der zeitige 
Aufenthaltsort des flüchtigen, und in einer anderen Unterſuchung ſteckbrieflich ver- 
felgten Angeſchuldigten iſt, nad) Lage ber Alten, unbelannt. Eine perjönliche 
Bernefmung war baher nicht zu bewirken und eine öffentliche Vorlabung in ber 
Lorumterfuhung nicht erforderlich. Artikel 34. Geſetz vom 3. Mai 185%. Zu 
dem Termin für die mündliche Verhandlung im Hauptverfahren ift der Ange 
Khuldigte vorgelaben, und die Vorladung ift, bei Abwefenheit des Angeſchuldigten, 
nad) Vorſchrift der Geſetze durch Anbeftung an die Thür der Amtswohnung bes 


Angefhulbigten infinuirt worden. Artikel 33. Geſetz vom 3. Mai 1852. 68. 20 ff. 


LIE 7 A.G.⸗O. Das ift genügend. Denn wenn dem Angeſchuldigten 
auch durch die Verfügungen des Königlichen Ober-Präftbenten ber Provinz Poſen 
som 8. und 18. Dezember 1874, auf Grund des 8. 5 bes Reichsgeſetzes vom 
4. Mai 1874, der Aufenthalt in der Provinz Pojen bis zur rechtskräftigen Be⸗ 
enbigung ber bei dem Königlichen Kreisgerichte in Schrimm gegen ihn ſchweben⸗ 
den Unterfudungen unterfagt worden ift, jo hat dDiefe Beendigung das 
genannte Gericht doch ſchon am 16. Sanuar 1876 amtlich befcheinigt. Es fand 
daher der Rückkehr des Angefchuldigten an jeinen Wohnort, von dieſem Zeitpuntte 
ab, ein Hinderniß nicht entgegen. Der Angeſchuldigte war zu dieſer Rückkehr 
vermöge feines Amtes und der Pflicht zur Reſidenz felbft verpflichtet, 
Conc. Trident, Sess. VI. c. 1., Sess. XXIU. c. 1. Walter, Lehrbuch 
des Kirchenrechts. Bonn 1871. $. 220. Richter und Dove, 
Lehrbuch des Tatholiihen und evangelifhen Kirchenrechts. Leipzig 
1874. ©. 400 ff. Allgem. preuß. Landr. II. 11. $. 413. 

An dem Orte, an welchem Jemand fi aufzuhalten amtlich verpflichtet ift, 
da hat derjelbe fein Domizil. An dem Domizil aber können mit Rechtswirkung 
Infinuationen vorgenommen werden. Es war gegen den Angeſchuldigten Daher 
das Kontumazialverfahren geitattet und demgemäß, nad) Lage der Verhandlungen, 
zu erfennen. $$. 19, 30 des Geſetzes vom 12. Mai 1873, 

Zur Erfüllung der Schuld aus $. 24 a. a. D. wird dem Angellagten eine 
Reihe von Handlungen und Unterlaffungen zur Laſt gelegt, die theils au fich, 
objektiv, ftrafbar find, theils den Willen des Angefchuldigten bethätigen 
holen, ven Eirhenpolitiihen Gejegen des Staates Widerftand und keinen Ge 
doriam zu leiten. Im legterer Beziehung wird dem Angejhuldigten ber Vor⸗ 
Surf gemacht, baß er 

"1. fi) beharrlich geweigert habe, die Kirhenbüder von Wlociejewski an 


de Staatsregierung herauszugeben. Für dieſen Anklagepunkt ift duch Ver⸗ 


ung der amtlihen Verfügungen und Protokolle, ſowie der dienfteiblihen Aus: 
ven der mit der Erekutionsmaßregel beauftragten Beamten, des Bürgermeifters 
Bldring und des Landrathes Gregorovins feitgeftellt, daß die Königliche 
Ksierung in Poſen die Herausgabe der Kirchenbücher der durch den Lod bes 
habers erledigten katholiſchen Pfarre in Wlociejewski von dem Angeſchuldigten, 
Sdeien Gewahrjam biefelben gelangt, wiederholt gefordert, daß der Anger 












. 
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ſchuldigte aber die Herausgabe beharrlich vermeigert hat, und daß felbft die 
verfhärfteften gejeglihen Smwangsmaßregeln: Hausſuchung, wiederholte 
Geldfirafandrohung: und Vollftredung und Schließlich eine vierwöchent⸗ 
liche Exekutivhaft nicht vermögend geweſen find, den Angefchuldigten zur Her 
ausgabe ber Kirchenbücher zu veranlaflen. Es ift dem Angeſchuldigten 

2. zur Laſt gelegt und durch Verlefung ber amtlichen Verfügungen feftgeftellt 
worden, baß ber Angeſchuldigte die wiederholten Aufforderungen bes 
Königliden Kommiffarius für die erzbiſchöfliche Vermögensverwaltung in ber 
Diözefe Pofen: über eine, ihm bereits von dem erzbifchöflichen Beneraltonfiftorium 
aufgetragene Angelegenheit, nämlich die Verwaltung des Pfarrwalbes von Pos 
gorzelice, Bericht zu erftatten — ungeachtet wiederholter Geldftrafandrohung 
und Vollſtreckung — unbeantwortet und unbeachtet gelaffen hat, und auch 
in einem zu biefem Enbzwede anberaumt geweſenen Termine nit er- 
ſchienen ift. 

Diejes Verhalten bes Angefhuldigten verlegt bie Geſetze des Staates. 
Denn was zunächſt bie verlangte Herausgabe der Kirchenbücher anbelangt, 
fo wird dadurch das Recht der Kirche, nad) Eigenthum und Befig, nicht be» 
rührt und nicht in Frage geftellt. Die Führung ber Kirchenbücher ift für bie 
Tatholifche Kirche durch das Conc. Trident. Sess. XXIV. c. 1, 2, de ref. matr. — 
und fiher zunächft nur zu Zwecken der Kirche — vorgefchrieben morben, unb 
aus diefer hiſtoriſchen Duelle mag aud) das Recht der Kirche auf Eigenthum und 
Befig hergeleitet werben können. 

Beder. Wiſſenſchaftliche Darftellung der Lehre von den Kirchenbüchern. 
Frankf. 1831. Walter. a. a. D. 8. 278. 

Allein im Laufe der Zeit und der hiſtoriſchen Entwidelung des Berhältnifies 
zwiſchen Kirche und Staat hat fi bei Führung der Kirchenbücher auch ein 
ſtaatlicher Einfluß geltend gemacht und den legteren — neben ber kirch⸗ 
lien Eigenſchaft — auch den Karakter der Beurkundung bes Perjonenftanbes 
beigelegt. Das Allg. preuß. Landrecht Thl. IT. Tit. 11 8. 481 ff. macht daher, 
unter inftrultiver Anweifung, den Pfarrern ohne Unterfheidung bie 
Führung richtiger Kirchenbüdher zur Pflicht. Durch das preuß. Geſetz vom 
9. März 1874 und dur das Reichsgeſetz vom 6. Februar 1875 über bie Bes 
urtundung des Perfonenftandes ift endlich aber die Beurkundung der Alte bes 
Civilftandes — ſoweit fie flaatsbürgerlihden Bweden dient — den 
Kirchen gänzlich entzogen und. ausjhließlih den durch den Staat bes 
ftellten Standesbeamten übertragen worden. $. la. a. D. Im Anfehung ber 
Kirchenbücher aus der Zeit vor diejen Befegen ift den bis dahin mit ber 
Führung der Kirhenbüher betraut gewejenen Behörden und Beamten bie 
Berechtigung und die Verpflichtung aufgelegt worden, auf Grund jener älteren 
. Bücher Zeugnifje und Attefte zu ertheilen. 8. 53 reſp. 8. 3 a. a. O. Durch 
dieſe hiſtoriſche Entwickelung des Rechtes iſt das Intereſſe des Staates an 
ber Führung ber Kirchenbucher — auch bei Anerkennung des kirchlichen Eigen⸗ 
thums⸗ und Beſitzrechtes — zum offenkundigen Ausdrucke gekommen. 
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Es flieht nun aber feft, daß bie katholifche Pfarre in Wlociejewsti durch den 
Tod des Inhabers erledigt und daß daher für die Erfüllung jener geſetzlichen 
Pflicht zur Austellung von Atteften auf Grund ber älteren Kirchenbücher ein 
berehtigtes Tichlihes Organ nicht vorhanden war. Es hatte fomit der Staat, 
vermöge feines allgemeinen Soheitsrechtes und vermöge feines fpeziellen 
Rechtes auf die Führung ber Kirchenbücher und auf bie Zeugnißertheilung 
anf Grund berjelben, die Befugniß und die Pflicht, dafür Sorge zu tragen, daß 
die von Seiten der Kirche nicht zu erfüllende Zeugnißausftellung durch eine 
andere qualifizirte Behörde bewirkt werde. Für bie Erfülung dieſer Pflicht bes 
Staates war aber der faktiſche Befit der Kirchenbücher eine nothwendige 
Vorausfegung, und dieſen Beit zu erzwingen, war ein Ausfluß des 

Abminiftrativen: und Verwalfungsrechtes desStaates. 
Rihter-Dove, a. a. D. S. 1033. Erf. des preuß. Ober-Trib. vom 
18. März 1875. (Juſt. Miniftl-Bl. 1875. S. 96. Oppenhoff, 

Rechtſpr. 16. 283). 

Der Angeſchuldigte verlette biefes ftaatlihe Recht, wern er dem Verlangen 
der Ausantwortung ber Kirhenbüder einen jo beharrlichen Wiberftand ents 
gegenjegte und dadurch ben ftaatlihen Zwed ber Zeugnikausftellung ohne alle 
Berechtigung vereitelte. 

Derjelbe Vorwurf trifft ihn für fein Verhalten, dem Königlichen Kom— 
miffarius für die erzbiſchöfliche Bermögensverwaltung gegenüber, in ber 
Angelegenheit, betreffend bie Verwaltung des Pfarrwaldes von Pogorzelice. 

Die fortdauernde Erledigung des erzbiſchöflichen Stuhles von Gneſen und 
Poſen durch erfenntnißmäßige Amtsentlaffung bes Erzbiſchofes Grafen von Le- 
dohomsti if eine bekannte hiſtoriſche Thatſache. Auf Grund des 8. 9 des 
Geſetzes vom 20. Mai 1874. (G.⸗S. ©. 135) find die Verwaltungsbefugnifie 
des Biſchofs in Anjehung des Vermögens der Diözefe auf den ernannten Koms 
miffarius des Staates übergegangen. Dem letzteren — wenn ihm aud nit 
eine Disciplinargewalt über den Angeſchuldigten gebührte — fand doch in 
Umfange feiner vermögensrechtlihen Verwaltung ein adminiftratives Exekutions⸗ 
und Zwangsrecht zur Seite, und ber Angeſchuldigte war verpflichtet den in 

“ jenem Kreife der Amtsbefugniffe erlafjenen Anordnungen Folge zu leiften. 
Hinſchius, Zeitichrift für Geſetzgebung und Praris auf dem Ge- 
biete für Deutſch. öffentl. Recht. Bd. 1. ©. 241, 259, 260. 

Dieje Pflicht hat der Angefhuldigte aber in beharrlicher Weife durch fein 
vorftehend zu 2 feitgeftelltes Verhalten verlegt. 

Zur Erfüllung der Schuld des Angellagten aus $. 24 bes Gefeges von 
12. Mai 1873 find herangezogen und fallen ſchwer in's Gewidt auch die 
Vorbeftrafungen, die derjelbe erlitten hat. In diefer Beziehung fteht feft, 
daß der Angefhuldigte i i 

1. dur das Erkenntniß des Königlichen Kreisgerichtes in Schrimm vom 
0. Dezember 1874 auf Grund der Thatfahe: daß er am 6. September 1874 
in ber Piarrliche zu Wlociejewski — öffentlih und zutrittsfrei — eine ftille 


264 Entſcheidungen und Erlafje von Gerichten und anderen Behörden. 


Meſſe gelefen und drei Kinder getauft hat, — und durch das Erkenntniß 
befielben Berichtes vom 7. Januar 1875 auf Grund der Thatſache: daß er 
ebendajelbft am 11. Dftober und 3. November 1874 Meſſe gelejen, geprebigt 
und Prozejfion abgehalten hat, — rechtskräftig je mit zehn Thaler Geldbuße 
event. mit drei Tagen Gefängniß beftraft worden ift. 

Wenn nun aud) für den Gerichtshof in der gegenwärtigen Sade bie that« 
fählihe Feſtſtellung und die rechtliche Auffaffung der Strafrichter nicht bindend 
und nicht präjubizirlic find, jo hat berfelbe doch bei ber Reprodultion bes 
Beweifes dur Verlefung der Zeugenausfagen die eigene Weberzeugung von 
ber Richtigkeit jener Feftftelung gewonnen. Ueber die Strafbarleit der dem 
Angeſchuldigten zur Laft fallenden Sandlungen nad) dem Geſetze vom 11. Mai 
1873 8. 23 und dem Bejege vom 21. Mai 1874 Art. 2 kann aber kein Zweifel 
beftehen, da die Strafrichter ganz überzeugend feftftellen, daß der Angeſchuldigte 
zur Vornahme jener geiftlichen Sandlungen nicht berechtigt gewejen ift, und 
aud den Nahmweis zu führen gar nicht verſucht hat, daß er zu einem für 
jene Handlungen ermächtigenden Amte oder zur Stellvertretung oder zur Hilfs⸗ 
‚leiftung in einem ſolchen Amte nach Vorſchrift des Gejeges berufen worden ſei. 

Es fteht ferner feſt, daß der Angeihuldigte 

2. durch das, das erftinftanzliche Erkenntniß abändernde, vechtskräftige Urtheil 
des Königlichen Appellationsgerichtes in Poſen vom 3. Mai 1875 wegen ber in 
idealer Konkurrenz verübten Vergehen der Weberfchreitung ber Grenzen bes 
Rechtes zum Gebraude kirchlicher Strafe und Zuchtmittel; der unerlaubten Aus- 
übung bifhöfliher Rechte und Verrihtungen im Auftrage einer ſolche Rechte 
und Verrichtungen den Gejegen zuwider angübenden Perſon und wegen 
Öffentlicher Beleidigung des Pfarrers Kubeczat — mit Einem Jahre und ſechs 
Monaten Gefängniß beftraft worden ift. — Diejer Rechtsausſpruch if geſtützt 
auf die thatfählihe Feftftellung: 

daß der Angefchuldigte am 6. September 1874 zu Wlociejewaki in ber katho⸗ 
lichen Kirche dafelbft: 

I. durch eine und diefelbe Handlung 

a) als Diener der katholiſchen Kirche im Auftrage einer Perfon, welche 
in der Erzdiözeſe Gneſen-Poſen biſchöfliche Rechte den Vorſchriften 
ber 88. 1 bis 3 des Geſetzes vom 20. Mai 1874 zuwider ausübte, 
biſchöfliche Rechte und Verrihtungen ausgeübt; 

b) als Geiftliher der römiſch⸗katholiſchen Kirche ber Vorſchrift des 8.1 
des Geſetzes vom 13. Mai 1873 zuwider ein unerlaubtes Strafs 
und Zuchtmittel, nämlich die fogenannte große Exkommunikation 
über den Probft Kubeczak verhängt und verkündet; 

1. durch eine gegen die That zu I. jelbftftändige Handlung ben Probjt 
Kubeczat öffentlich beleidigt hat. 

Auch diefer that ſächlichen Feſtſtellung — nad) Reproduktion bes Beweifes 
— beizutreten und jenem Rechtsausſpruch ſich anzuſchließen, Tonnte keinem 
Bedenken unterliegen. 
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Bei der Feftftellung der Rechte der Kirche, gegenüber dem Staate, fam es 
in erfter Reihe auf eine Begrenzung ber firhlihen Strafgemwalt an. 
Bie die Kirche überhaupt in die ftaatshoheitlichen Nechte nicht übergreifen darf, 
fo ih, nad) biefer Richtung hin, aud ihre Straf: und Zuchtgewalt beſchränkt. 
& beftimmt daher das Geſetz vom 13. Mai 1873 8. 1, 

„daß keine Kiche....... befugt iſt, andere Straf: und Zuchtmittel an- 
zudrohen, zu verhängen oder zu verkünden, als ſolche, welche dem veligiöfen Ges 
biete angehören oder die Entziehung eines innerhalb der Kirche oder Reli 
gionsgefellichaft wirkenden Rechts oder die Ausſchließung aus der Kirchen- 
oder Religionsgeſellſchaft betreffen.” 

Zu den in das Rechtsgebiet des Staates übergreifenden und ber Kirche 
daher verfagten Straf- und Zuchtmitteln gehört aber der Kirchenbann, die 
e&communicatio major, inbem derſelbe nicht allein eine Ausſchließung von aller 
Gemeinſchaft und von allen Segnungen ber Kirche enthält, fondern für ben 
Ausgeſtoßenen auch eine Verminderung ber bürgerlihen Ehre und bes bürger- 
Eichen Rechts bezwedt. . 

Mit diefer weittragenden, nad) Auffaflung und Abfiht der Kirche ver- 
 nihtenden Wirkung befteht und wird bie excommanicatio major noch 
heute von der Kirche verhängt, wenngleich im Laufe ber Zeit und noch jüngft 
durch die Konftitution Pius IX. Apostolicae sedis vom 12. Oktober 1869, nad 
mander Richtung hin, ein milderer Sinn ſich geltend macht. Nach ber Auf: 
fafung der bewährteften Kirchenrechtslehrer ift daher die excommunicatio major 
nit ein rein dem kirchlichen Gebiete angehöriges Straf: und Zuchtmittel, und 
dieſer Anſicht hat ſich auch bie Rechtſprechung angeſchloſſen. 

Kober. Kirchenbann. Tübingen 1863. ©. Uff. 238 ff. 376 fi. 

Richter⸗Dove a. a. O. 88. 213, 214. Erf. des preuß. Ob.:Tr. vom 
11. September 1874. (Entf. Bd. 73, 1 ff., Zeitſchr. für Deutſch. 
Öffentl, Recht Bd. 1, 158, Erk. vom 28. Januar 1876. Entſchd. 
Bd. 77, 339, Zeitſchr. a. a. D. 2, 254.) 

Hiernad) ift bie excommunicatio major, weil in das bürgerliche Rechtsgebiet 
ängreifend, nad $. 1 des Geſetzes vom 13. Mai 1873 ein, unzuläffiges kirch⸗ 
lies Straf: und Zudtmittel und die Anwendung nad 8.5 a. a. D. ſtrafbar. 

Die Berhängung des Kirhenbannes, der excommunicatio major, ift als 
Ausfluß Der potestas jurisdietionis, nach anerkanntem Kirchenrechte ein biſchöf⸗ 
Bes Reſervatrecht, 

Kober a.a.dDd. 8. 64 Walter a.a.D. ©. 30, 331, Rihter- Dove 

a. a. D. ©. 657, 

we tritt in rechtliche Kraft und Wirkfamteit in der Regel nit ſchon mit der 
 Weübung ber kirchlich ftrafbaren Sandlung, aljo nicht ipso jure et facto, ſon⸗ 
u nach faft übereinftimmender Anſicht der Kirchenrechtelehrer, — ber au) bie 
: gefolgt ift — nad) vorgängiger Unterfuhung und wenigfiens 
eratoriſcher Sentenz — erſt mit der Publikation. 
* gertmenn, Beitjgrift. TIL. Mh. 3. Heft. 18 
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Feßler, der Kirchenbann, Wien 1860, ©. 21. Kober a. a. D. 
©. 38 ff, 241 ff. v. Schulte, Syſtem des allgem. Tathl. Kirhenr. 
1. 8. 76. Schilling, der Kirhenbann, 88. 35, 56, Philipp, 
Lehrb. des Kirchenr. 88. 189, 201, 202. Walter a. a. D. $. 192. 
Nihter-Dove a. a. D. $ 213, Erk. des Ober-Trib. vom 14. Sep- 
tember 1874, Entſch. Bd. 73, 14, Zeitſchr. f. d. deutſch. öffentl. Recht 
Bd. 1, 164. 

Dem Angeſchuldigten ftand, als Pfarrer und als Dekan, d. t. alfo als Ge⸗ 
bilfen des Biſchofs, eine potestas jurisdietionis nicht zu. Die lettere ift ein 
Attribut der bifchöflihen Gewalt. Der Angefhuldigte hatte baher zur Ver⸗ 
bängung bes Kirchenbannes keine felbfiftändige Macht. 


6 iſt num aber auch, wie feftgeftellt und erwiefen ift, das Gtrafmittel ber 


Erlommunilation verhängt im Auftrage einer Perfon, welde in der Erz⸗ 
didzeſe Gneſen⸗Poſen, ben Vorſchriften des Gejetes vom 20. Mai 1874 zuwider, 
bifhöfliche Rechte ausübte. Der Angeſchuldigte hat fi} daher nad $. 5 bes 
Geſetzes vom 13. Mai 1873 und $. 5 des Geſetzes vom 20. Mai 1874, wie in 
dem Strafertenntniffe richtig ausgeführt worden, firafbar gemacht. Auch if in 
dem ganzen Vorgange der Exkommunikation — nad) Inhalt, Ort und Gelegen- 
heit — eine Beleidigung für den davon betroffenen Probft Kubeczak er- 
tennbar. 

& allem dem fteht thatſächlich und rechtlich feſt, daß der Angeſchuldigte 
bie Geſetze — namentlich die kirchen⸗politiſchen — des Staates nad) mehrfacher 
Richtung Hin und wiederholt verlegt hat. Die Anklage verlangt daher bie 
Beftrafung befielben nad) $. 24 bes Gejehes vom 12. Mai 1873, welcher bes 
Rimmt: 

„Kirchendiener, welche die auf ihr Amt oder ihre geiſtlichen Amtsverrich« 
tungen bezüglichen Vorſchriften der Stantsgejege oder die in biejer Hinficht 
von ber Obrigkeit innerhalb ihrer gejeglihen Zuſtändigkeit getroffenen Anords 
nungen fo ſchwer verlegen, daß ihr Verbleiben im Amte mit der öffentlihen 
Ordnung unverträglich erfcheint, können auf Antrag der Staatsbehörde durch 
gerichtliches Urtheil aus ihrem Amte entlaffen werben.” 

Die Erforderniffe biefer Vorſchrift find vorhanden. Denn die dem Ange» 
ſchuldigten zur Laft fallenden Gejegesverlegungen find an ſich — und mehr 
noch in ihrer Beziehung zu einander und als Ausfluß eines und befielben 
ftaatsfeindlihen Willens, — als ſchwere im Sinne des 8. 24 a. a. D. anzu⸗ 
fehen. Die mit Oftentation und befonderer kirchlicher Feierlichkeit vollzogene 
Exkommunikation ftellt fi) als ein dreiſter und tiefer Eingriff in die Nechte des 
Staates und in bie Rechte ber davon betroffenen Privatperfon dar. Der Ans 
geſchuldigte if zwar wegen ber eine jelbftftändige firafbare That bildenden 
Sandlungen bereits nad) den Geſetzen beftraft worben; allein dadurch ift nur 
die That felbft gefühnt. Der Zwiefpalt zwifchen dem Angefchuldigten und dem 
Geſetze ift nicht gehoben; denn ber verneinende Wille bes Angefhulbigten dauert 
fort. Die öffentlihe Ordnung und das Wohl des Staates würden gefährdet, 
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wenn ein Beiftlicher, von ſolchem Sinne befeelt und. zu ſolchen Handlungen bes 
fähigt, noch Länger in feinem Amte verbliebe und in bervortretender Stellung 
und als Beifpiel für Andere — durch Wort und That — die Autorität bes 
Geſetzes verlegte. Diefe Gefahr konnte von dem Gemeinwohl dauernd nur abs 
gewendet werben durch die Entlaffung des Angeihulbigten von feinen geiftlihen 
Aemtern. Diefe Entlafjung war daher auf Grund des Gefehes auch auszu⸗ 
ſprechen. 1. 


64. 


Anflöfung des weiblihen Lehr⸗ und Erziehungsinſtituts Raſtatt. Erklärung des 
Vermögens der anfgehobenen Korporation als weltliche Stiftung. Den 
fatgoliichen Lehr: und Grziehungsinftituten in Baden kommt die Kloſter⸗ 
eigenſchaft nicht zu. 

Eutſch. des Großh. bad. Staatsminiſteriums vom 1. Febr. 1877.) 


Der Vollzug des Geſetzes vom 18. September 1876 1) hat vor Kurzem zu 
einer Entſcheidung geführt, deren nähere Beleuchtung in ber Deffentlichkeit nicht 
ohne Interefje fein dürfte Durch allerhähfte StaatsminifterialsEntichließung 
vom 1. Februar 1877 wurde nämlich ausgeſprochen: 

1) Das weiblidhe Lehr: und Grziehungeinftitut Raſtatt wird für aufgelöft 
und das Vermögen ber auigehobenen Korporation als weltlihe Stiftung 
für den Öffentlichen Volkaunterricht der Tatholifchen weiblichen Jugend 
in der Stadt Raftatt erlärt; 

2) die derzeitigen Mitglieber des Inflituts erhalten aus dem Vermögen 
des letzteren angemeflene Unterhaltungsrenten als Ruhegehalte; 

3) das Minifterium bes Innern ift mit dem weiteren Vollzuge beauftragt. 

Die Gründe und Erörterungen, welde dieſer Entſchließung voran- 
gingen, find in Nachſtehendem — 


In 8.6 Abſatz 2 des —— — nach der Faſſung, 
welche dieſes Geſetz durch das am 18. September 1876 ergangene Abänderungs⸗ 
geſetz erhalten hat — iſt beſtimmt, daß die den politiſchen Gemeinden obliegende 
Verpflichtung, für den Elementarunterricht wenigſtens eine Volksſchule in ber 
Gemeinde zu unterhalten, „weder im Ganzen noch zum Theil Durch eine vorzugs⸗ 
weile zur Erfüllung konfeſſioneller Zwede begründete Korporationsanftalt geleiftet 
werben“ Tönne. Der Sinn biefer Beftimmung ift nach den Erläuterungen bes 
Berichts der Kommilfion der zweiten Kammer (auf deren Antrag biefelbe in das 
Getet aufgenommen ward), ber, daß die von weiblihen Lehr- und Erziehungs» 
isfäituten, welche aus früheren Frauenklöſtern hervorgegangen und deren Verhält-, 





3 Geſetz, die Aenderung einiger Beftimmungen des Gefeges vom 8. März 1868 fiber 
An Biementarunterricht betreffend, vom 18. September 1876 Gef.» u. Berord.-Bl. Mr. XL. 
N 18° 
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niffe durch das Regulativ vom 16. September 18112) geordnet find, in ver- 
fchiedenen Gemeinden des Landes unterhaltenen Elementarſchulen fernerhin nicht 
mehr als die von den einzelnen Gemeinden gejeglich zu errichtenden Volksſchulen 
anerfannt werden bürfen. Wie in dem der Erften Kammer erflatteten Kom⸗ 
miffionsberichte ganz richtig ausgeführt, ift das, was der zweite Abſatz des (jegigen) 
8. 6 des Geſetzes ausſpricht, Iediglich eine Konfequenz des Geſetzes vom 18. Sep- 
tember 1876. Schon vorher war die Einrichtung der fogen. Klofterihulen, wenn 
fie aud) den Lehrplan und die Schulordnung der Volksſchulen angenommen und 
fih, foweit der Elementarunterriht in Frage kommt, unter die Aufſicht des Dris- 
ſchulraths geftellt hatten, mindeftens darin mit dem Gefege in Widerfprud, daß 
ausfhließlih weibliche Lehrkräfte an der Anftalt thätig find und daß bie Lehre 

kräfte nicht direkt den Auffichtsbehörden unterftehen, die leßteren insbeſondere bei 
der Anftellung, Verwendung und Entlaffung nit mitwirken. Dazu kommt nun 
in Folge des Geſetzes vom 18. Septeinber 1876, daß in allen Gemeinden, in 
denen fogen. Kloſterſchulen feither beftanden, die Volksſchule, weil fie Kinder ver- 
ſchiedener Belenntniffe umfaßt, auch Lehrer verſchiedener Konfeflion erhalten muß, 
eine Forderung, welche die Lehrinftitute nad) ihrer Organifation nicht zu erfüllen 
vermögen. Der Vollzug des Geſetzes vom 18. September 1876 erfordert Hier: 
nad in denjenigen Gemeinden, in ‚welchen bisher Anftalten von weiblichen Lehr⸗ 
und Erziehungsinflituten für den Unterricht ber volksfhulpflichtigen Mädchen die 
Stelle der Volksſchule vertraten, eine Neuordnung ber-Schuleinrichtungen. Da 
bei biefer ben in jedem einzelnen Fall befonders geftalteten Verhältniffen Rech: 
nung getragen werben muß, konnte die Vollzugsinſtruktion vom 20. Sept. 1876 
dafür allgemeine Anordnungen nicht treffen, mußte vielmehr auf bie Bemerkung 
(8. 6, Abf. 2 der Vollzugsinftruttion) ſich beichränten, daß wegen Orbnung ber 
Schulverhältniſſe in den in Rede ftehenden Gemeinden bejondere Weifungen an 
bie betreffenden Bezirksämter ergehen werden. 5) . 

Die Oberſchulbehörde hat bis jetzt ſolche Weifungen an die Bezirksämter 
Villingen und Raſtatt hinſichtlich der in diefen beiden Städten beftehenden 
Inftitutsfhulen erlaffen, und ift hierbei von der Anſchauung ausgegangen, es 
könne neben fernerer Verwendung der in den weiblichen Lehr: und Erziehungs: 
inftituten vorhandenen höchſt ſchätzenswerthen Lehrkräfte eine Dem jetigen Stanbe 


3) Regulativ für die katholiſchen weiblichen Lehr- und Exziehungsinfitute dee Großherzog. 
thums Baden vom 16. September 1811, Reg.⸗Bl. Nr. XXV. 

% Bollzugsinfteuktion, die Aenderung einiger Beftimmungen des Gefees vom 8. März 
1868 über den Elementarunterricht betreffend, vom 20. September 1876. Gef.- u. Berord.-Bl. 
Nr. XL. $. 6. „Da gemäß Art. I. 8. 6 bes Geſetzes die zur Zeit auf Grund des Regulatius 
vom 16. September 1811 beſtehenden f. g. Lehr- und Erziehungsinftitute zur Ertheilung des 
Bollsunterricgts nicht mehr befugt erfcheinen, fo if in deren Gemeinden, in welden Anſtalteu 
diefer Korporationen an Stelle der Vollsſchale für Mädchen getreten find, auf die zeitige Be— 


ſchaffung der für die geſetzliche Ertheilung des Volksſchulunterrichts erforderlihen Räumlich - 


keiten Bedacht zu nehmen. — Im Uebrigen werden wegen Ordnung der Schulverhältniſſe in 
den erwähnten Gemeinden befondere Weifungen an die betreffenden Bezirksämter ergehen.“ 
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der Schu lgeſetzgebung entiprechende Einrichtung in der Weiſe geichaffen werben, 
daß die bisherigen Inftituts-(Rorporations-)Schulen in wirflide Volkaſchulen 
(bezw. in Beftandtheile der Volksſchulen) der betreffenden Gemeinden umgewan⸗ 
belt und die für das Lehr- und Erziehungsfad) befähigten Inftitutsfrauen ferners 
bin ale Lehrerinnen an ber fo aus ber Inſtitutsſchule hervorgegangenen Volks⸗ 
füule verwendet werben. Für dieſe Volksſchule wären bie von der bisherigen 
Inſtituts ſchule innegehabten Lokale zu benügen; biefelbe wäre einem nad) Maß- 
gabe der Beftimmungen des Elementarunterrichtsgefeges zu ernennenden Lehrer 
katholiſcher Konfeffion zu unterftellen; ob neben biefem noch ein oder mehrere 
Lehrer anderer Belenntniffe anzuftelen wären, würde nad) den Beſtimmungen 
des $. 24a des Geſetzes vom 18. Sept. 1876 *) zu beurtheilen fein. An bie 
Stelle der nach der Schülerzahl weiter erforderlichen Lehrer katholiſchen Bekennt⸗ 
niſſes würden dann bis auf Weiteres Lehrfrauen bes Inftituts treten, melden 
fatt des Gehaltes ihre Bezüge aus dem Inftitutsvermögen, bezw. bie Genuß⸗ 
tehte an biefem Vermögen verbleiben. Die Verwendung von Lehrerinnen an 
Volksſchulen ift zwar in dem Gefege über den Elementarunterriht nicht vors 
geſehen, aber auch nicht ausbrüdlich unterfagt, und die Oberfchulbehörde war mit 
Rüdiht auf den. immer noch fehr empfindlihen Mangel an Lehrkräften ſchon 
mehrfach in ber Lage, Lehrerinnen aud für öffentliche Schulen bis auf Weiteres 
zuzulaſſen. In ben bier in Frage ftehenden Fällen dürfte die Zulafjung einem 
Bedenken um jo weniger unterliegen, als bamit eine in ben betreffenden Gemein- 
den feither ſchon thatſächlich beftandene und von Seiten ber Betheiligten durch. 
aus gebilligte Einrichtung aufrecht erhalten wird. 

Durch eine in der angegebenen Weife ſich volljiehende Umgeftaltung der 
bisherigen Inftitutsfchulen würde zugleich erzielt, daß das Vermögen der In- 
fütute, welches — fei es durch urfprüngliche ftifterifche, Anordnung, fei es durch 
fpätere Akte, 3. B. das Negulativ von 1811 -- als dem Jugendunterricht ges 
widmet erklärt ift, ber Verwendung für diefen Zwed ohne weſentliche Aenderuns 
gen binfichtlich der Verwaltung des Bermögens und ber Modalitäten der Vers 
wendung erhalten bliebe. 

9 8. 24a des Geſetzes Tautet: „Bei Beſetzung der Lehrftellen an Volkeſchulen foll auf 
dat refigiöfe Belenntnif der bie Schule beſuchenden Kinder thunlichſt Ritdficht genommen wer- 
ven. Insbeſondere wird beſtimmt: 

1. An Schulen, die nur Kinder eines Belenntniffes zu unterrichten haben, follen nur 
Lehrer des betreffenden Bekenntniſſes angeftellt werden. 
Gehören die Schulkinder verſchiedenen Belenntniffen an und ift nad) deren Gefammt- 
zahl nur ein Lehrer erforderlich, fo mird diefer dem Belenntniffe der Mehrheit 
der Schüler entnommen. 

Ein weiterer Lehrer und zwar aus dem Belenntniffe der Minderheit ift in de 
Gemeinden, in denen bisher kraft Geſetzes konfeſſionelle Schulen getrennt beftanden 
haben, auf einen binnen fünf Jahren nach Einführung diefes Gefees erſolgenden 
Beihluß der Gemeinde, anzuftellen, wenn die Zahl der Schuflinder des im der 
Minderheit befindlichen Velenntuiffes nach dem Durchſchnitte der legten drei Jahre 
wenigſtens zwanzig betragen hat.” 


RB 
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Die wegen Neuordnung des Mädchenunterrichts in ber Gemeinde Villingen 
gepflogenen Verhandlungen haben zu dem Ergebniß geführt, daß dort bie bie 
herige Inſtitutsſchule künftig als Mäbchenvoltsichule einem Hauptlehrer katho⸗ 
liſchen Belenntniffes unterftellt fein wird, neben welchem die Lehrfrauen, bie 
bisher in ber Inſtitutsſchule thätig waren, auch fernerhin den Elementarunter- 
richt ertheilen werben. Diejelben haben nämlich auf die an fie gerichtete Frage, 
ob fie gemillt feien, „an der Mädchenvolksſchule Künftig den gefeglichen Unter: 
richt zu ertheilen“, in ſchriftlicher Erklärung vom 1. Dezember v. 3. ihre Be 
reitwilligteit ausgejproden, „unter Fortbefland der jegigen Verhältnifie bes 
Snftituts den gefeglichen Unterricht an ber ſtädtiſchen Mädſchenſchule wie bis 
ber fort zu ertheilen.” Einen anderen Verlauf nahmen die Verhandlungen 
zu Raſtatt. Auf eine Eröffnung ähnlichen Inhalts, wie dieſe den Lehrfrauen 
des Inftituts zu Villingen gemacht worben war, erklärten ſämmtliche Lehrfrauen 
des Lehr⸗ und Erziehungsinfiituts zu Naftatt in einem an den landesherrlichen 
Kommiſſar des Inftituts gerichteten gemeinfchaftlihen Schreiben vom 16. Te 
jember 1876: 

„Wir ſämmtliche Unterzeichnete find auf Grund bes Reghlativs vom 
16. September 1811 in das hiefige Frauenklofter eingetreten, haben alle mit 
londesherrliher und biföflicher Genehmigung unjere Gelübde als Kloſter⸗ 
frauen abgelegt, find alle mit einer von hoher Regierung ausgeftellten Signas 
tur als Lehrfrauen im biefigen weiblichen Lehrinftitut verfehen und haben 
bisher auf Grund bes oben erwähnten Regulativs im biefigen Inftitut den 
Volksſchulunterricht für die biefige weibliche Jugend nad dem Willen der 
hohen Stifterin ausſchließlich ertheilt. Sollte nun eine Großh. Regierung 
anzuordnen für gut finden, daß wir bahier den Unterricht auch in Zukunft 
wie bisher nad) Maßgabe des heute noch giltigen Regulativs im hiefigen Lehr 
infitut und dem Willen der hohen Stifterin gemäß ertheilen follen, fo find 
wit recht gern bereit, dem desfalls beliebt werbenden Beſchluß nachzukommen. 
Sollte aber eine hohe Regierung nicht in der Lage fein, dieſer Bitte entiprechen 
zu Eönnen, jo müfjen wir Alle in Berüdfichtigung, daß unſere Ordensgelübde 
uns nicht geftatten, an bem Unterricht ber neu zu errichtenben Volksſchule Ans 
theil zu nehmen, — die ergebenfte Bitte fielen, uns alle hochgeneigteft in ben 
Ruheſtand verjegen und einen unfere künftige Lebensftellung fihernden Rubes 
gehalt und unfere bisher innegehabten Wohnungsräumlichkeiten zu unferem 
Wohnfig bemilligen zu wollen.” ö 

Die vorftehende Erklärung geht, wie ‚zunächft hervorgehoben werden muß, 
von einer ganz irrigen Auffafjung der vechtlihen Stellung des Infituts infofern 
aus, als leterem bie Benennung „Frauenkloſter“ beigelegt wird, die Lehrfrauen 
jelbft ſich als „Klofterfrauen” und die gemäß Art. 4 des Negulativs von 1811 
von ihnen abgelegten Gelübde ale „Ordensgelübde“ bezeichnen. 5) Wäre die in 


6) Nach den Artikeln 4, 5 und 8 des Regulativs find die Gelübde (gehorfam, arm und 
keuſch zu Teben und fi) aus allen Kräften der Erziehung und dem Unterrichte der weiblichen 
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diefer Ausdrudsweiſe fi) fund gebende Anſchauung, wonad das Lehr- und Er- 
ziehungsinſtitut zu Raſtatt als Anftalt oder Niederlafjung eines religiöfen Ordens 
oder einer ordensähnlidhen religiöfen Kongregation betrachtet wird, fir richtig 
anzuertennen, jo hätte bem Inftitut fofort nach Verkündung des Gejeges vom 
2. April 1872, betreffend bie Öffentliche Lehrwirkſamkeit der Mitglieder eines 
religiöfen Ordens, jebe fernere Lehrwirkfamteit an Lehr- und Erziehungsanftalten 
im Großherzogthum unterfagt werden müffen. ) Eine fernere Betheiligung der 
Lehrfrauen bes Raflatter Inftituts an bem bortigen Mädchenunterricht erſcheint 
daher überhaupt nur als rechtlich möglih, mern man — bie entgegenftehende 
Anſchauung der Mitglieder des Inftituts ſelbſt als irrig ignorirend — die Auf- 
feffung, welche bei ben ſtändiſchen Verhandlungen über den das Verbot ber Lehr: 
wirffamleit der religiöjen Orden betreffenden Gejegentwurf mehrfah zum Aus: 
druck gelangt ift, daß nämlich die dem Regulativ von 1811 unterftehenden weibs 
lichen Lehr: und Erziehungeinftitute als Anftalten religiöfer Orben nicht-anzu- 
ſehen ſeien, auch auf das Raftatter Inftitut anwendet. 

Könnte man nun auf diefem Wege aud dahin gelangen, eine Verwendung 
von Inftitutsfrauen an der Volkeſchule, welche bie Gemeinde Raftatt in Folge 
bes Geſetzes vom 18. September 1876 für den Mäbchenunterricht einrichten muß, 
noch für ftatthaff zu erklären, fo ift andererjeits durch die Erklärung vom 1. De: 
zember v. 3. feftgeftellt, daß eine ſolche Verwendung um deswillen nicht ftatt« 
finden kann, weil die Inftitutsfrauen ihre Betheiligung an dem Unterricht der 
neu zu errihtenden Volksſchule entihieben verweigern und nur in bisheriger 
Weiſe, alfo bei einer Schuleinrichtung, welche nad dem Gele vom 18 Sep 
tember 1876 die Stelle einer Volksſchule für den Mädchenunterricht nicht mehr 
vertreten darf, eine Lehrwirkſamkeit fernerhin ausüben wollen. Die Gemeinde 
Raftatt, welche hiernach nicht in der Lage fein wird, für bie zu errichtende Mäd⸗ 
&envoltsjhule die in dem dortigen weiblichen Lehr: und Erziehungsinftitut vors 
handenen Lehrkräfte nugbar zu machen, ift ber Anficht, es ſtehe diefes Verhält: 
nifjes ungeachtet ihr ein Rechtsanſpruch darauf zu, dab das Vermögen bes 
Snftituts für die an die Stelle der Inſtitutsſchule tretende Volksſchule Ver- 
wendung finde. Die-Prüfung der rechtlichen Begründung dieſes Anſpruchs führt 
zunächſt zur Erörterung der Frage, ob und welche Aenderungen in den Verhält- 
niffen des Inftituts ſelbſt daraus ſich ergiebt, daß bafjelbe ben Elementarunter- 
richt an die voltsjchulpflichtige weibliche Jugend ber Gemeinde Raftatt nad) der 
feitherigen Einrihtung nicht mehr ertheilen Tann und nad} einer dem nunmehri- 
gen Stande der Schulgejeßgebung entſprechenden Einrichtung nicht ertheilen will, 


Tugend zu widmen) nicht auf Zebenszeit, fondern nur auf die Dauer vom jeweils drei Jahren 
abzulegen bezw. zu erneuern. Wenn eine Imflitutsfrau das 45. Lebensjahr zurüdgelegt hat, 
lo bleibt ihr Gelübde ohne Erneuerung infolange verbindlich, bis fie ihren ernften Willen zum 
Austritte erklärt. 

6) Rad) $. 30 des Negulativs von 1811 find alle übrigen befondern Gebräude, Uebungen 
umb Satzungen, die ſonſt in einem Kloſter Herfümmlid waren, einverfländlih mit dem 
Bifhöflihen Ordinariat aufgehoben, 
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Die Oberſchulbehörde war ber Anficht, bei ber jet gegebenen Sachlage fei bie 
fernere Erfüllung des Zwedes ber Stiftung, welder das Lehr: und Erziehungs⸗ 
inftitut zu Raftatt feine Entftehung verdankt, nicht mehr möglich; es müfle des⸗ 
halb die Befimmung in $. 10 des Gejeges vom 5. Mai 1870, die Rechtsver⸗ 
hältnifje und die Verwaltung der Stiftungen betreffend, )) Anwendung finden, 
fo daß mit Ummandlung des Raftatter Lehr⸗ und Erziehungsinftituts in eine 
Stiftung, deren Vermögen zu Zweden bes öffentlichen Volksſchulunterrichts in 
ber Gemeinde Raftatt zu widmen wäre. Die Auffafjung der Oberſchulbehörde 
mußte der Hauptſache nad) für richtig erachtet werben. 

Zu bem jegigen Lehr: und Erziehungsinftitut zu Raftatt wurde der Grund 
gelegt durch eine Stiftung ber Frau Markgräfin Maria Viktoria von Baden⸗ 
Baden, enthalten in dem „Fundationsinftrument d. d. Raftatt den 15. Oktober 
und Altbreifah den 18. Oktober 1767, mit „agnatiſcher Konfirmation und Mite 
einwilligung” verjehen durch Hö bſte Entſchließung St. Durdlaudt des Marks 
grafen Karl Friedrich d. d. Karlsruhe, ben 12. November 1767. Im Eingange 
des Inſtruments ift nad) Hinweifung auf bie traurigen Folgen einer mangelhaften 
Jugenderziehung gefagt: 

„Einem in fi fo merklihen und in feinen Folgen fo weit ausjehenden 
Uebel nachdrücklich abzuhelfen, mag wohl die Errichtung öffentlicher, gehörig 
eingeriteter Schulen eines ber hinlänglichſten Mittel fein, und ift biejes 
‚fonderli wahr, wenn von Schulen für bas weibliche Gefchleht bie Rebe 
ift. u“u__ = 

„Eine reife Gcwäsun und Beherzigung alles beffen haben Uns nad) ber 
Uns beimohnenden aufrichtigen Begierde, alles von Uns abhangende zum Beften 
derer badiſchen Landen beizutragen, bewogen, daß Wir den Entſchluß gefaßt, 
auf eine Stiftung bergleihen Schulen in allhiefige Reſidenzſtadt beträdhts 
liche Koften zu verwenden.” 

„Hierbei kame ſogleich in Vorſchlag, welche Gattung Schullehrerinnen zu 
wählen wäre, deren Obſorg ſothane neue Pflanzſchule am nützlichſten bürfte 
anvertraut werben.” 

„Nach gemachter Ueberlegung fanden Wir, daß in foldem Lehramt geübten 
Klofterfrauen der Vorzug gebühre, als wobei man nebf anderen auch noch 


7) 8. 10 des Stiftungsgefetes befagt: „Wenn die fernere Erfüllung der Zwecke einer 
Stiftung nit mehr möglich if, oder wenn der Fortbeſtand und die fernere Wirkſamkeit 
der Stiftung aus irgend welchen Grinden als dem Staatsrechte nachtheilig angejehen werden 
müſſen, fo ift die Staatsregierung berechtigt, das Vermögen derſelben einem anbern öffent 
lichen Zwede zu widmen, bei deffen Berimmung fie dem urfpränglihen Willen des Stifters 
thunliche Rüdficht tragen und namentlih auch die örtlichen und Diftriktsftiiftungen den ber 
theifigten Gemeinden und Diftrikten nicht entziehen wird. 

Eine ſolche Verfügung Über kirchliches Stiſtungsvermögen if im Einverſtändniß 
mit der Kirchenbehörde zu treffen. Nur wenn diefes in deu deshalb einzuleitenden Verhand⸗ 
lungen nicht zu erreichen ift, beendet es bei der Verfügung ber Staatsregierung, die iedoch 
immer nur zu Gunſten kirchlicher Zwede getroffen werden darf.“ 
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dieſen beſonderen Vortheil gewinnt, daß eine etwa durch] den Tod ober andere 
noͤthige Abänderungen zu erledigende Stelle einer Lehrfrau auf ſolche Weiſe 
viel ehender und leichter mit einer tauglichen Perſon wieder kann beſetzt und 
mithin das gemeinnützliche Wert viel dauerhafter werben, ala wann weltliche 
Berfonen, deren Verwendung und Tauglichkeit zum Lehramt ohnehin gar felten 
ifl, dazu angeftellet würden.” — — „Eo haben Wir Unferen endlichen Entſchluß 
gefaßt, die erforderliche vier Lehrfrauen nebft einer Dienft ober Laienſchweſter 
aus dem Kloſter de la Congregation de notre Dame zu Altbreiſach umſomehr 
anhero zu berufen, als derenſelben guter Ruf und Fähigkeit Uns nicht nur 
ſelbſten vorhin bekannt ware, ſondern auch hierüber von des Herrn Cardinalen 
und Biſchofen zu Conſtanz Eminenz die vorzüglichſte Zeugniſſen Uns zuge 
gangen ſind.“ 

Der weitere Inhalt des Fundationsinſtruments giebt zunächſt unter ber Ueber⸗ 
ſchrift „Was man von den Schullehrerinnen erfordere?” bie Grundzüge eines 
Lehrplanes für bie zu errihtende Schule und eine Dienftweifung für die Lehr 
frauen. Aus letzterer find folgende Stellen hervorzuheben: 

„Was das übrige Lernen angehet, fo hoffen wir vor allem, Ein Fürft- 
liches Oberamt allhier werde fich allezeit angelegen fein laſſen, die ſchulmäßige 
Ingend auch mit Zwang, wo es nöthig fein würde, zur Schule und dieſes 
zwar Sommer und Winter hindurch anzubalten, bahingegen bie Schullehre- 
rimen auch getreulich die faumfelige Schülerinnen anzeigen ſollen.“ 


‚Und wie nun biefe vier Schulfrauen durch die getreulihe Ausübung 
biefer ihrer Obliegenheit folchergeftalt befchäftiget werben, daß ihnen wenig Zeit 
außer zur Verrichtung ihrer geiftlihen Uebungen bleiben kann, jo wollen Wir, 
daß .fie an denen Schultägen allen auswärtigen Beſuch und Bifiten von fi) 
ablehnen, am wenigften aber joldie junge Mägblein zu Penfionärs aufnehmen, 
durch deren beſondere Unterrichtung und Beforgung fie natürlicher Weife in 
der nöthigen Vorbereitung zu Haltung derer Schulen, worinnen Wir mehr: 
erfagtermaßen den Hauptzwed jegen, gar merklich behindert würden.” 

Unter der Neberſchrift: „Was man zur Errichtung und zum nöthigen Unter» 
halt der neuen Stiftung verjprehe,” werben ſodann für bie zu errihtende An- 
Ralt beftimmt: 

a zum Unterhalt ber Lehrfrauen — 500 fl. jährliher Renten, wozu das 
erforderliche Kapital fiheren Orts werbe angelegt werben; 

b. ein neues, mit nöthigem Geräthe genugfam verjehenes Haus ſammt 
Keller, anliegendem Hof und Garten; zum Unterhalt des Bauweſens 
werde ein gewifier Fond angemiefen werben; 

e. eine ebenfalls neue, an das Haus angebaute, mit nöthigem Kirchen⸗ 
geräthe verjehene Kapelle für den Gottesdienft. 

Weiter ift bemerkt, daß, „da nad dem löblihen Inflitut der Congregation 

de aotre Dame fein Schulgeld bezahlt werben darf, fondern die Schulen ohne 
nbgeltäc, gegeben werden“, es dabei jein Bewenden behalten ſolle. Mit Rüd- 
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fiht auf den hierdurch dem „gemeinen Weſen“ zugehenben Vortheil jei „von 
Unferes berzinniglidh geliebteften Herrn Gemahles Liebden die vorläufige Ber: 
fierung ertheilt worden“, daß „entwebers von Landesherrſchaft ober von hiefiger 
Stabt wegen — — bie jährlihe Lieferung einer gewiffen Quantität Brennholz“, 
nebft ben Brandverfiherungsbeiträgen für das Stiftungsgebäube werbe übers 
nommen werben. 

Das Lehr: und Erziefungsinftitut zu Raflatt war hiernach uriprünglich eine 
Filialanſtalt des Altbreifacher Kloſters der Congregation de notre Dame unb 
blieb dies bis 1791. Im Jahre 1790 — nachdem inzwiſchen bie Markgrafſchaſt 
Baden-Baden mit Baben-Durlac) vereinigt worden — verlangte bie Lanbesregie- 
zung die Aufhebung bes Verbandes zwiſchen den Anflalten zu Raflatt und 
Breiſach und verfügte, „dab Eünftig teine auf das Altbreiſacher Profeßhaus 
radizirte Lehrfrauen mehr dort (zu Raftatt) jein follen“. 

Um nun bie Erhaltung der Raflatter Anftalt zu ermöglichen, wurde im 
Zufammenwirten aller Betbeiligten — der hohen Stifterin des Kloſters zu Alte 
breiſach, der Filialanftalt zu Raftatt, der Gemeinde Raftatt, der Landesregierung ' 
und endlich des Fürftbiichofs von Speier als ordinarius loci — das „Gaſt⸗ 
kloſter“ zu Raftatt in „ein für ſich felbft beftehenbes Feines Klofter bes nämlichen 
Drbens“ umgewandelt. Das hierüber errichtete neue Fundationsinſtrument, 
ausgeftellt von ber Frau Markgräfin Maria Viktoria zu Straßburg am 
10. Auguft 1791, befagt im Eingang, „daß gedachtes Inftitut ber Lehrfrauen 
ber Congregation Unjerer lieben Frauen künftig und zu ewigen Zeiten wenigftens 
aus ſechs Lehrfrauen, die auf ſolches Klofter ihre Profeß thun mögen, beftehen 
ſolle, welche ſich jedoch nad) Befund der demnächſtigen mehreren Ergiebigteit bes 
dazu unten angewiefen werdenden Fonds auf eine nad Erforberniß der Um: 
fände von der geift: und weltlichen Obrigkeit zu beflimmende Zahl vermehren 
mögen, und ben Abgang der Lehrfrauen jeberzeit aus anzunehmenden, zum Lehr: 
amt vorzüglich tüchtigen Novizen zu erjegen — — ſchuldig und beflifien fein 
follen”. 

Auch die Stiftungsurtunde von 1791 enthält — im Wefentlihen füberein- 
flimmend mit jener von 1767 — in einer erften Abtheilung Lehrplan für Die 
Anftalt und Dienftweifung für die Lehrerinnen, in letzterer wieder das Verbot 
der Aufnahme von „Pensionaires“, — „weilen bejonders in einem Heinen 
Klofter zu beforgen ift, daß der Unterricht in denen dffentlihen Schulen, 
worin Wir den Sauptzwed unferer Stiftung fezen, durch bie Beihäftigung mit 
den Pensionaires einigen Abbruch jan dürfte“. 

In Abtheilung 

II. 
ſind als Beſtandtheile der Dotation der Anſtalt aufgezählt: 

a) Das mit dem nöthigen Geraäth verſehene Haus ſammt Keller, anliegen⸗ 
dem Hof und Garten und der an das Haus angebauten, mit dem 
nöthigen Kirchengeräth verſehenen Kapelle. 

b) Zur Belohnung des die tägliche Meſſe in ber Anſtaltskapelle leſenden 
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Geiſtlichen, Unterhaltung des Gebäudes und des Inventars fowie zum 
Unterhalt der Lehrfrauen eine jährliche Rente von 1060 fl. Für die 
Aufbringung diefer Rente wurbe ein Kapital von 26,500 fl. beftimmt, 
welches fpäter in den Biſchöflich Speierſchen Landen angelegt und 
unter Verwaltung des Fürftbifhof3 von Speier geftellt werben follte, 
vorläufig aber ber Stadt Raflatt „zur Ahminiftration“ gegen hypothe⸗ 
kariſche Verſicherung übergeben ward. 

c) Jahrlich 24 Klafter Brennholz aus dem berrichaftlihen Holzgarten zu 
Raftatt. 

Die Zahlung der Brandverfiherungsbeiträge für bie Anftaltsgebäube wurde 
von ber Gemeinde Rafatt übernommen. 

II, 

Die im Anfang biejes Jahrhunderts im Gefolge bes Lüneviller Friedens 
und bes Reichsdeputations⸗Hauptjchluſſes vom 25. Februar 1803 auf dem poli- 
tiſchen Gebiete eingetretenen Umgeftaltungen, welche die Aufhebung einer Reihe 
von Klöftern veranlaßten, ließen das 1791 zu Raſtatt errichtete Kloſter der 
„Congregation de notre Dame“ zunächſt unberührt, da das vierte Organifations- 
editt (vom 14. Februar 1803), bie Stifter und Klöfter betreffend, in Artitel XI. 


„Die der Däbchenerziehung oder ihrem Unterricht ſich widmenden grauen - 
Höfer, namentlich jene zu Baden, Mannheim und Raftatt, ſich völlig bei 
ihrem bisherigen Stand, Einkommen und Verfafiung beftätigt, in Hoffnung, 
daß fie ferner fich beeifern werben, den Tandesherrlihen Wunſchen und 
Vorſchriften in Abſicht des Schulunterrichts eifrigft entgegen zu 
gehen.” . 

Eine grundjäglicde Aenderung erlitt dagegen bie rechtliche Stellung ber 
Frauentlöfter, von welchen Artikel XI. des vierten Konſtitutionsedikts handelt, 
durch das in befonderem Allerhöchften Auftrag durch den Minifter des Innern 
erlafjene Regulativ vom 16. September 1811. Schon bei einem früheren An⸗ 
laß — bie Zuſtände in dem katholiſchen weiblichen Lehr- und Erziehungsinftitut 
Adelhauſen in Freiburg betreffend — mwurbe ausgeführt, daß durch das Regu⸗ 
lativ von 18i1 die damals noch beflandenen Frauenklöfter ihres kirchlichen 
Rorakters entkleidet und in eigenthümlihe Korporationen, mit dem ausfchließ- 
lichen Zwed, für den ‚Unterricht der weiblichen Jugend zu forgen, umgewandelt. 
worben find. In dem vor Erlaſſung bes Regulativs an bie beiden biihöflien 
Vilariate (zu Konſtanz und Brucfal) ergangenen Schreiben vom 7. September 
1810 war Seitens der Großh. Regierung ausbrüdlich erklärt, die Umſchaffung 
der Frauenklöſter in Lehrinflitute fei wie eine Kloſteraufhebung anzujehen, ein 
Sag, welcher von Seiten jener Kirchenbehörden keinen Widerfprud fand. Durch 
j Weis vorgängige Benehmen mit den beiden Vikariaten wäre aud ber Beſtim⸗ 
weng in 8. 42 bes Reichsdeputations⸗Hauptſchluſſes, daB „die Säkularifation 
Ir geihloffenen Frauenklöſter nur im Einverfändniß mit dem Diöcefanbifhef 
Mchen· Tönne, genügt, fofern jene Beſtimmung auf die in Rede flehenbe Um- 
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geftaltung der Frauentlöfter — welde als eine Säkularijation im Sinne des Reichs: 
deputations-Hauptfchlufies (Einziehung des Kloftervermögens ala Entihädigungs- 
objekt zu Staatsqut) nicht betrachtet werden ann — überhaupt hätte Anwendung 
finden können. Daß übrigens der Reichsdeputations⸗Hauptſchluß den Landes⸗ 
berren die Befugniß, unabhängig von einer Zuftimmung bes Diöceſanbiſchofs 
auch Frauenklöfter aufzuheben, keineswegs abſprechen wollte, ergibt ſich unzwei- 
beutig aus der weiteren Beftimmung bes $. 42, daß auch Frauenklöfler „nur 
mit Einwilligung bes Landesheren ober neuen Befigers" Novizen follen auf 
nehmen können. 

Eine Veftätigung Seitens aller Faktoren der Landesgeſetzgebung hat bie 
Auffaffung, daß die durch das Negulativ von 1811 in Lehr: und Erziehungs⸗ 
inftitute umgewanbelten Frauenklöfter des kirchlichen Karakters entkleibet feien, 
im Verlaufe der landſtändiſchen Verhandlungen über den Entwurf zu bem 
unterm 2. April 1872 verkündeten Gejege, betreffend bie öffentliche Lehrwirk⸗ 
ſamkeit der Mitglieder eines religiöfen Ordens, gefunden. 3) Auf die beftimmte 
Forderung der Großh. Regierung wurde nämlich damals von beiden Kammern 
der Landflände anerfannt, daß das den Gegenftandb ber Verhandlung bildende 
Gefeß auf die nach dem Negulativ von 1811 beftehenden weiblihen Lehr- und 
Erziehungsinftitute feine Anwendung finde. Diefe Anerkennung war nur mög- 
li, wenn die Kammern der Anfchauung der Staatsregierung, welche jene 
SInftitute ſtets nur als weltliche Korporationen angejehen unb behandelt hatte, 
beitraten. Solche Korporationen find aber dem „Iandesherrlihen Auflöfungss 
und Umgeftaltungsrecht unterworfen fite jene Fälle, wo ihr Zweck durch Aus- 
artung oder Veränderung der Umftände mit dem Staatezwed in Gegenfloß vers 
fällt“. II. Konftitutiongebift vom 14. Zuli 1807, Artikel 9.9) Das Vermögen 
der Korporation, foweit daſſelbe Stiftungsgut — den Zmweden der Körperichaft 
bleibend gewidmet — if, muß im Auflöfungsfalle „zu anderen fortdauernden 
Zwecken, bie den vorigen am nächſten find, verwendet werben“. In gleicher 
Weife ift in 8. 10 bes Geſetzes vom 5. Mai 1870 über die Rechtsverhältniſſe 
und die Verwaltung der Stiftungen befiimmt, daB, wenn ‚die fernere Erfüllung 
der Zwede einer Stiftung nicht mehr möglid) ift, die Staatsregierung berechtigt 
fei, das Vermögen berfelben einem andern öffentlichen Zwede zu widmen, bei 
deſſen Beſtimmung dem urjprünglihen Willen bes Stifters thunliche Rüdficht 
getragen werben muß. 10) 


8) Gef.» u. Verord.-Bl. 1872 Nr. XV. ber einzige Artikel diefes Geſetzes beftimmt folgen- 
den Zuſatz zu 8. 109 des Geſetzes vom 8. März 1868, den Elementarumterricht betreffend: 
„Mitgliedern eines religiöfen Ordens oder einer ordensähnlichen veligiöfen Kon⸗ 
gregation ift jede Lehrwirkſamkeit an Lehr- und Exziefungsanftalten im Großherzog- 
thum unterfagt 
Die Staatsregierung ift ermächtigt, für einzelne Perfonen im widerruſlicher 
Weiſe Nahfiht von diefem Verbot zu ertheilen.” 
9) „Die Berfafjung der Gemeinheiten, Körperſchaften und Staatsanftalten” betreffend, 
NReg.-Bl. Nr. XXVI. 
10) Vgl. Anmerkung 7. 
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Die beiden Fundationsinftrumente von 1767 und von 1791 fprechen über: 
Anfimmenb mit aller Deutlichteit aus, daß die Hauptabſicht der hohen Stifterin 
af die Errihtung einer öffentlihen Schule für den Mädchenunterricht in 

"da Stadt Raftatt gerichtet fei. Die Berufung von Lehrfrauen aus dem Frauen⸗ 
Hofer zu Altbreifah und fpäter (1791) die Errichtung eines jelbftftändigen 
deeuenlloſters zu Raſtattt — als Pflanzſchule zur Gewinnung ber für ben 
bdortigen Mäbchenunterricht erforderlichen Lehrerinnen — hatte nur die Bedeutung 
eine die Art und Weife der Verwirklihung des Sauptzwedes ber Stiftung 
betreffenden Ausführung; ja der Inhalt der Stiftungsurkunden, namentlich der 
dm 1767, fließt keineswegs die Annahme aus, daß vielleiht die Berufung 
weltliher Lehrerinnen an bie zu errichtende Schule verfügt worden wäre, wenn 
damals in hinreichender Zahl und nachhaltig für das Lehr- und Erziehungsfad) 
vereigenſchaftete weltliche Perfonen zur Verfügung geftanden hätten. 

Die eben erwähnte Ausführungsbefiimmung hatte zur nothmendigen Vor⸗ 
asfegung, daß „Stlofterfrauen“ in ber Lage wären, ben Unterricht an einer 
Öffentlihen Schule zu ertheilen, und fie kann in Anwendung auf Das an die 
Stelle des Raftatter Frauenflofters getretene Lehr: und Erziehungsinftitut nur 
wirfem bleiben, jofern und fo lange das legtere feiner ſtiftungsgemäßen Aufs 
abe, an einer Schule, welche als wirkliche Volksſchule oder als eine die Volks— 
ſchule vertretende Anftalt den Karakter einer öffentlichen hat, zu unterrichten, 
fernerhin noch nachkommen kann und wil. Dieſe Aufgabe in bisheriger Weife 
wit unveränderter Beibehaltung der jeitherigen Einrichtung der Kaftatter Mädchen: 
qule als Korporationsanftalt zu erfüllen, wozu das Inſtitut bereit wäre, ift 
tehtlich unmöglich geworden; derjelben durch Betheiligung an dem Unterricht an 
der zu errichtenden Mädchenvolksſchule zu genügen, lehnen vie Mitglieder bes 
Infituts als vermeintlich unvereinbar mit den durch ihr Gelübde übernommenen 
Verpflichtungen ab. So ift nun ein Zuftand eingetreten, bei welchem das 
Rafatter Lehr⸗ und Elziehungsinftitut mit einer ſtaatsgeſetzlichen Anordnung, 
Tweit einem „Stantezwed“, fi) „in Gegenſtoß“ befindet ($. 9 des IL. Konftitu 
Komgedikts), und derjenige Theil der Stiftung von 1767, bezw. 1791, welcher 
ben öffentlichen Mädchenunterricht zu Raſtatt an Klojterfraucn übertragen wiſſen 
wolle, auch nicht mehr in der durch das Regulativ von 1811 bewirkten Um- 
Haltung erfiillbar, mithin — $. 10 des Stiftungengejebes und arg, L. R.S. 900 11) 
— als hinfällig geworben zu betrachten ift. Da hiernach der Zweck, für welchen 
de Lehr⸗ und Erziehungsinſtitut als Korporation bisher beftanden bat, bei 
Higer Seftaltung der Verhältnifie durch daſſelbe nicht mehr erreicht werben 
kan, wird die Auflöfung der Korporation als nothwendige Folge ber leßteren 
cetreien müſſen. 

Durch den Verfall derjenigen Beſtimmungen der Stiftung von 1767/1791, 

























.M) Laudrechtsſatz 900: „Bei jeder Verordnung umter Lebenden .oder auf den Todesfall 
Whez die unmöglichen Bedingungen, fowie diejenigen, welche den Geſetzen umd den guten 
We wiser find, für nicht geſchrieben geachtet.” 
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welde die Art und Weiſe der Gewinnung von Lehrerinnen für ben öffentlichen 
Mädchenunterricht zu Raftatt zum Gegenftande hatten, wird der Hauptzwed 
ber Stiftung, öffentliche Schulen für bie Jugend des weiblichen Geſchlechtes 
in ber bamaligen Reſidenzſtadt Raftatt zu errichten und hiefür „beträchtliche 
Köften zu verwenden” (Fundationsinftrument von 1767), an fi nicht berührt; 
er muß aber fernerhin in der Weife zur Erfüllung gebradht werben, wie früher 
ſchon hätte geihehen müfjen, wenn bie Binfällig gemworbenen Beftimmungen von 
Anfang nicht vorhanden geweien wären. Das für ben Hauptzwed ber Stiftung 
gewibmete Vermögen war im Sinne ber hohen Stifterin nicht eigentlih dem 
Klofter bezw. dem nachmaligen Lehr» und Erziehungeinftitut zugebacht, fondern 
es war biefer Korporation gemwiffermaßen nur die Verwaltung und Nutznießung 
übertragen. 

Hiernach wäre, wenn nach dem Antrag der Oberfchulbehörbe das Vermögen 
ber aufzuhebenben Korporation als eine „Stiftung zu Zweden bes öffenlihen 
Volksſchulunterrichts in der Gemeinde Raftatt“ erklärt würde, hierin keineswegs 
eine Aenderung der urſprünglichen Widmung des Vermögens, ſondern die Auf⸗ 
rechterhaltung dieſer Widmung zu erblicken. Die Widmung dürfte nur dahin 
noch näher zu präjziſiren fein, daß die Stiftung — deren konfeſſioneller Karakter 
nach dem ganzen Inhalt der beiden Fundationsinſtrumente nicht beſtritten wer⸗ 
den kann — als dem öffentlichen Volksſchulunterricht der katholiſchen wei b⸗ 
lichen Jugend in ber Stadt Raſtatt beſtimmt bezeichnet wird. Selbſtverſtändlich 
würde aber durch bie Anerkennung eines Tatholifch-Tonfeffionellen Karalters ber 
Stiftung eine andere Art der Verwaltung berjelben und ber Verwendung ihrer . 
Erträgniffe, als durch 8. 14 des Elementarunterrichtsgefeges (in ber Faflung bes 
Geſetzes vom 18. September 1876) 12) angeorbnet ift, nicht bedingt werben. Die 
Beſtimmung ber Stiftungsurtunde, daß kein Schulgeld erhoben werben barf, 
melde in ben Orbensftatuten ber Congregation de notre Dame ihren Grund 
hatte, wird für die zu errichtende Mädchenvolksſchule keine Geltung beanſpruchen 
Tönnen; vielmehr werben für dieſe lediglich die Beſtimmungen bes Elementar- 
unterrichtsgefeßes maßgebend werben. Das Regulativ von 1811 beftimmt in 
Artikel 7: 

„Nach abgelegten Gelübben iſt die Gemeine oder das Lehrinftitut vere 
bunden, nicht nur bei eintretendem Alter, ſondern auch bei früher fih ergebens 
der ſchuldloſer Unfähigkeit zum Lehramt für die Lehrerin zu forgen und fie 
anftändig, wie jedes dienftleiftende Mitglied zu verpflegen.“ 

Obſchon keineswegs anzuerkennen ift, daß die Mitgliever des Lehr- und 


12) Diejer $. 14 lautet in ber Faſſung der Schulgefegnovelle: „Die örtliche Auffit über 
die Volksschule, ſowie die Verwaltung bes gefammten auch des Tonfeffionellen örtlichen Schul⸗ 
vermögens, defjen ganzes Erträgniß forthin der Vollsſchule anheimfält, werden dınd den Ge» 
meinberath unter Zuzug eines Ortspfarrers von jedem in ber Schulgemeinde vertretenen Ber 
ntniſſe, jowie des erften Lehrers von jeder im derfelben beftehenden Boltsfcäule geführt. Auf 

Gemeindebehörbe gehen alle Obliegenheiten und Befugnifſe Aber, welche nad den in 
7 befindlichen Gefegen und Verordnungen bisher dem Ortsſchulrathe zukamen.“ 
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Erziehungsinftituts Raſtatt durch irgend welche bei ihrem Eintritt in das 
Infitut übernommene Verpflichtungen gehindert wären, ber ihnen angebotenen 
ferneren Verwendung für den Unterrit der weiblien Jugend in Raftatt 
fi zu unterziehen, fo Tann doch auch nicht verkannt werben, daß eine Lehr: 
wirkſamkeit der Inftitutsfrauen an ber zu errihtenden Mädchenvolksſchule eine 
weientlich anders geftaltete wäre, ala bie bisherige, zu welcher allein fie durch 
den Eintritt in das Inftitut ſich verpflichtet. Man ift daher keineswegs zu der 
Annahme genöthigt, die durch Auflöfung bes Inftituts bedingte Außerdienft« 
fegung ber feitherigen Inftitutsfrauen ſei eine felbftverfhuldete und ber An- 
ſpruch auf Unterhalt aus Mitteln des Inftituts ſei darum als BEDEN zu 
betrachten. 

Die fernere Reihung diefes Unterhaltes — welche nad Aufhebung des 
Infituts nicht mehr in Natur, fondern duch) Zahlung einer Unterhaltsrente 
zu gefchehen hätte —, wird befhalb als eine auf dem ie ae 
baftende Laft auch fernerhin EnBeeTeen fein.“ 4. 


65. 


Dem Steneranfjeher fteht der Rang eines Snbalternbeamten nit zu. Woh⸗ 
nungsgeldzuſchuß. 
Erk. des Ob.Trib. in Berlin vom 1. Mai 1876.) 


Der Kläger 3. ift feit dem 1. Mai 1872 als königliher Steuerauffeher in 
der Verwaltung ber indirelten Steuern mit einem Jahrgehalte von 400 Thlen. 
angeftellt und in Berlin in Funktion. In Folge des Geſetzes vom 12. Mai 1873, 
betreffend die Gewährung von Wohnungsgeldzuihäfien an die unmittelbaren 
Staatsbeamten, ift dem Kläger ber im Tarife unter V. für Unterbeamte in Ber: 
lin ausgeworfene Betrag von 80 Zhlen. für das Jahr 1873 gezahlt worden. 
Kläger vermeint zu den Subalternbeamten zu gehören, für welche im Tarif unter 
W. ein Sahresbetrag von 180 Thlen. beſtimmt worden if. Er hatte fich des- 
balb beſchwerend zunähft an das Finanz-Minifterium gewandt, war aber von 
demjelben durch Verfügung vom 2. Junt 1874 zurüdgemwiejen worden. Kläger 
greift num die in Gemäßheit des S. 2 des Gefekes vom 12. Mai 1873 von dem 
Sinanzminifter getroffene Beſtimmung, daß zur Abtheilung V. des Tarifes Grenz 
und Steueraufjeher gehören follen, ala ungefeglih an; das Kreisgericht zu Pots⸗ 
dam und das Kammergericht haben jeboh am 24. März, beziehungsweife am 
8, November 1875 den Kläger mit der auf Nachzahlung von 100 Thlen. gerich⸗ 
teten Klage abgemiejen. 

Die dagegen vom Kläger eingelegte Nichtigkeitsbefhwerbe ift vom Ober⸗ 
Zribunal zurüdgemiejen. 

Gründe 

Der von ber Nichtigkeitsbeſchwerde als verlegt bezeichnete 8. 2 des Geſetzes 

dom 12. Mai 1873 ermächtigt den Finanzminifter und den Reffortchef für ſolche 
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Beamte und Lehrer, melden ein beflimmter Dienftrang nicht beigelegt worden 
ift, die Zarifabtheilung des zu gewährenden Wohnungsgeldzuſchuſſes feſtzuſetzen. 
Die Nichtigkeitsbeſchwerde behauptet jelbft nicht, daß dem Kläger, als Steueraufs 
jeher, vor Erlaß des Gefeges vom 12. Mai 1873 ber Dienftrang eines Sub- 
alternbeamten ausbrüdlih verliehen worden ſei. Sie vermeint, daß der auss 
drücklichen Verleihung eines Dienftranges die aus dem Zufammenhange der ges 
jegliden Beftimmungen fi ergebende Rangordnung gleichftehe. In diefer Hin« 
fiht will fie, im Gegenfage zum Appellationsrichter, aus dem als verlegt bes 
zeichneten Diätenreglement vom 28, Februar 1816 (G. S. ©. 113), der Verord⸗ 
nung vom 7. Februar 1817 über die den Givilbeamten beizulegenden Amtstitel 
und. die Nangordnung ber verfchiedenen Klafjen derſelben (G.⸗S. ©, 61), der 
Allerh. Kabinetsordre vom 10. Juni 1817, betreffend bie Einführung ber Civil 
uniformen, ber Verordnung vom 28. Juni 1825 (G.⸗S. ©. 163) und dem Allerh. 
Erlaſſe vom 10. Juni 1848 über die Zagegelder und Fuhrkoften bei Dienftreijen 
der Staatsbeamten (G.⸗S. ©. 151), den Minifterialreftripten vom 30. Oktober 
1834 und 9. September 1848"gefolgert wifjen, daß Kläger in feiner Eigenſchaft 
als Steuerauffeher zu den Subalternbeamten und demgemäß zur IV. Abtheilung 
des Zarifes zum Gefege vom 12, Mai 1873 mit einem Jahresbetrage von 
180 Thlen. Wohnungsgeldzufhuß gehöre. Allein diefe Angriffe find verfehlt. 

Der 8. 6 des Geſetzes über bie Erweiterung des Rechtsweges vom 24. Mai 
1861 (8..©. ©. 241) beftimmt, daß bei der richterlihen Beurtheilung, nächſt 
den dem Beamten bejonders ertheilten Zufiherungen und den Beflimmungen der 
allgemeinen Landeögefeße, die zur Zeit ber Entftehung des Anſpruches in Kraft 
geweſenen königlichen Anordnungen, fo wie die feitens der Gentralbehörden er⸗ 
gangenen, den Provinzialbehörben mitgetheilten und die mit Genehmigung ber 
Gentralbehörden von den Provinzialbehörben erlaffenen allgemeinen Verfügungen, 
ſoweit ſolche nicht den Geſetzen oder Föniglihen Anordnungen zumiderlaufen, zu 
Grunde zu legen find. 

Das Diätenreglement vom 28. Februar 1816 ift, feinem ganzen Umfange 
nad, durch die Verordnung vom 28. Mai 1825, diefe leßtere, ſowie der Allerh. 
Erlaß vom 10. Juni 1848 dur das mit dem 1. April 1873, aljo vor Erlaß 
des die Grundlage des Klageanipruches bildenden Geſetzes vom 12. Mai 1873 
in Kraft getretene Gejeh vom 24. März 1873, betreffend die Tagegelder und 
Reijeloften ber Staatsbeamten (G.⸗S. ©. 122), aufgehoben. Die Nichtigfeits« 
beihwerde kann fi) daher, dem $. 6 des Gefeges vom 24. Mai 1861 zufolge, 
auf diefe aufgehobenen Geſetze nicht berufen. 

Die Verordnung vom 7. Februar 1817 theilt Die Subalternen in vier Klaſſen. 
Zur 4. Klaſſe werden die Kanzleifetretäre und Kanzliften ber Landeskollegien ges 
rechnet. Die Steuerauffeher find in biefer Verordnung nicht aufgeführt. Der 
8. 7 derjelben beftimmt unter Nr. 5: 

„Sollten zweifelhafte Fälle eintreten, wo die Beſtimmungen dieſer Vers 
ordnung nicht ausreichen, jo wollen Wir folde, jo weit fie die Klaſſen der vor⸗ 
tragenden Räthe und ber in dieſer Kategorie ftehenden Perjonen betreffen, auf’ 
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den Bortrag Unferes Staatstanzlers Selbit enticheiden; für die übrigen Klafjen 
aber bie Entſcheidung, fowie die Rangbefimmung der bei den Provinzial 
behörben angeftellten Beamten Unferem Staatslanzler überlafjen.“ 

IA demnach die Rangorbnung der Beamten bei ben Provinzialunterbehörben 
eine in ber Verordnung vom 7. Februar 1817 dem Staatstanzler übertragene, 
af zu treffende Anordnung, fo ift nicht erkennbar, wie ber Appellationsrichter 
biefe Verordnung dadurch verlegt haben foll, daß er dem Kläger den Dienftrang 
ber Subalternen und ben Tahresbetrag der IV. Klaſſe des Tarifes zum Geſetze 
vom 12. Mai 1873 nicht zuerkannt hat. 


Die Allerh. Kabinetsorvre vom 10. Juni 1817 (v. Kamptz, Annalen 
3. 3, S. 293) ſchrieb unter Nr. 8 die Uniform für die im $. 6 des Rang« 
teglements sub B. Nr. 4 erwähnten Subalternen vor. Sind unter Nr. 4 a. a. O. 
nur bie Kanzleifetretäre und Kanzliften der Landestollegien genannt, fo kann bie 
Nichtigkeitsbeſchwerde aus diefer Allerh. Ordre gegen den Appellationsrichter ben 
Dienftrang bes Klägers als Subalternbeamten nicht herleiten. 


Es kann bier auf ſich beruhen, ob nach dem $. 6 des Geſetzes vom 24. Mai 
1861 das Finanz Miniſterialreſtript vom 9. September 1848 (Gentralblatt ie 
bie Verwaltung ber Steuern S. 130), weldes beftimmt: 

„daß bei der indirelten Steuerverwaltung zu den Unterbeamten im Sinne 
des Geſetzes vom 10, Juni 1848 alle diejenigen zu rechnen find, welche nad) 
dem bisherigen Diätenreglement vom 28. Zuni 1825 einen geringeren Diäten- 
jag von 20 Sgr. zu beziehen haben,“ 

in Betracht kommen kann. Selbft wenn dieje Frage und bie ferneren Fragen: - 
ob nad) dem $. 7 Nr. 5 ber Rangordnung vom 7. Februar 1817 die allgemeine 
Verleihung des Ranges der Subalternen an die Steueraufjeher zu dem Refiort 
des Finanzminifters gehört und das Reſkript vom 9. September 1848 noch in 
Kraft befteht, im Sinne der Nichtigkeitsbefchwerde bejaht würden, überfieht die⸗ 
felbe, daß das Neftript vom 9. September 1848, welches lebiglich die durch den 
Alerh. Erlaß vom 10. Zuni 1848 betroffenen Reifetoften und Tagegelder regelt, 
feine Tragweite auf den Gegenftand des Allerh. Erlaſſes vom 10. Juni 1848 
beſchrãänkt und daher die Auslegung ber Nichtigkeitsbeſchwerde, daß durch dafjelbe 
allgemein dem Steuerauffeher die Eigenfchaft als Subalternbeamten beilegt, aus 
geihlofien ift. 

Das Nejtript vom 30. Oktober 1834 zum Dienftbefleidungsreglement, wel⸗ 
es, nach Angabe des Klägers, beftimmen fol, daß Thorkontroleure nur mit den 
Steuer⸗ und Grenzauffehern tangiren, würde, bie Richtigteit feines Inhaltes vors 
autgeſetzt, nur einen vorhanden gemwejenen Zweifel in Betreff ber Dienſtbeklei⸗ 
lung behoben haben. Bon einer Verlegung diefes Reſtriptes durch den Appella- 
Sepsrihter Tann indeſſen nicht Die Rebe fein, da der Entſcheidungsgrund deſſelben, 
Wa Khorkontroleuren nirgends der Rang der Subalternbeamten vor Erlaß des 
dqches vom 12. Mai 1873 verliehen worden ift, von ber Nichtigkeitsbeſchwerde 
My angefochten worden ift 


"Qartmans, Beitfgrift. Dh. II. Hefta. 19 
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Fällt ſonach die gerügte Verlegung des 8. 2 des Geſetzes vom 12. Mat 1873 
dem Appellationsrichter nicht zur Laft, jo mußte bie Nichtigkeitsbeſchwerde zurüd⸗ 
gewiejen werben. 1. 


— 66. 
Ausübung des Jagdrechtes. 
(Ext. des Ober⸗Tribunals in Berlin vom 28. März 1876.) 


Das Geſetz vom 31. Oktober 1848, indem es im 8. 1 das Jagdrecht auf 
frembem Grund und Boden aufhob, in den 88. 2 und 3 daſſelbe untrennbar mit 
dem Eigenthume am Grund und Boden verband, und die Bildung eines felbft- 
ſtändigen dinglihen Rechtes unterfagte, hat das Jagdrecht für eine untrennbare 
Pertinenz des Eigenthumes, für ein unmittelbar mit ber Herrſchaft über das 
Eigenthum am Grund und Boden zufammenhängendes Eigenthumsrecht, deſſen 
Ausübung wohl zeitweife einem Dritten, niemals aber dauernd ua ſelbſtſtändig 
übertragen werben Tann, erflärt. 

Diefer Grundſatz iſt im Gefege vom 7. März 1850 nicht — Daſſelbe 
hat nur im öffentlichen, polizeilichen Intereſſe die Ausübung des Jagdrechtes 
gewiſſen Beſchränkungen unterworfen, welche als Ausnahmevorſchriften. im 
Gegenſatze zu der generellen Vorſchrift, daß das Eigenthumsrecht ein unbeſchränktes 
Recht iſt, ſtrikt zu interpretiren ſind. Wenn daſſelbe im 8. 2 anordnet: 

Zur eigenen Ausübung des Jagdrechtes auf ſeinem Grund und Boden 
iſt der Beſitzer nur befugt: 

a) auf ſolchen Beſitzungen, welche in einem oder mehreren an einander 

grenzenden Gemeindebezirken eine ne Fläche von we⸗ 
nigſtens 300 Morgen bilden, u. ſ. w., 
fo unterfagt es dem Eigenthümer die Ausübung ber Jagb nur, wenn er eine 
geringere Fläche beſitzt Sowie ein Eigenthümer eine zuſammenhängende Fläche 
von 300 Morgen befigt, oder im Laufe der Zeiten erwirbt, ober einen ſolchen 
“ Kompler durch Ankauf in unmittelbarem Bufammenhange vergrößert, erlangt er 
kraft bes Befeges die Befugniß ber eigenen Sagbausübung. Der Erwerb diefer 
Befugniß ift, weil das Gejek vom 7. März 1850 darüber nichts vorjchreibt, arz 
keine Bedingungen, an keine Formen genüpft. Auf die befonderen Eigenſchaften 
bes Grund und Bodens legt das Jagdpolizeigeſetz kein Gewicht; es erheiiht nu 
Eigenthum. Es unterſcheidet nit, ob die zufammenhängenden Grundftüde im 
verſchiedenen Bezirken liegen, ob fie theils Rittergutsader, theils Gemeinbebezirts— 
ader find, und ber Umftand, daß bie Vorſchrift des $. 2a. von verſchiedenenn 
Gemeinbebezirten ſpricht, zeigt unzweifelhaft, daß auch zwiſchen Gutsader uns 
Gemeindeader in diefer Richtung nicht unterſchieden werden follte, weil Das 
Jagdpolizeigeſetz feine Abfichten unmittelbar mit der ſpäter allerdings wieder ve 
laffenen Gemeindeordnung vom 1. März 1850 in Verbindung gebradt hat un 
dieſes Geſetz einen Unterſchied zwiſchen jelbftftändigen Gutsbezirken und Gemeinde 


| 


| 


Entiheidungen und Erlaſſe von Gerichten und anderen Behörden. 283 


bezitken nicht mehr anerfennen wollte. Der Grundfaß, daß es nad) dem $. 2 
lediglich darauf anlommt, daß das Areal von minbeftens 300 Morgen in einem 
Zufommenhange nur einem, ober, nad) dem $. 8, nur breien Eigenthümern ges 
meinfhaftlich gehört, if in ber Praris mehrfach anerfannt. (Vergl. die Ent- 
fheidung des Ober⸗Tribunals vom 25. September 1867 in Oppenhoff, Recht⸗ 
jprechung Bb. 8 ©. 583, und Beſcheid vom 18. Juni 1870 im Minifterialblatt 
für die gefammte innere Verwaltung, Jahrg. 1870 S. 196.) 
Wenn daher der Appellationzrihter, weil nad feiner Feftftellung der von 
den Franke'ſchen Stiftungen im Jahre 1871 erworbene Plan von 33 Morgen 
im unmittelbaren Zuſammenhange mit dem Areale bes berfelben Stiftung ge- 
hörigen Rittergutes liegt, und mehr ala 800 Morgen umfaßt, annahm, daß ber 
Eigenthümer mit dem Erwerbe, kraft des Gejeges, die Befugniß zur eigenen 
Ausübung der Jagd, infoweit nicht ein älteres laufendes Pachtrecht entgegen» 
fand, erlangt, und bie Anſicht bes erften Richters, der zwiſchen Guts⸗ und Ge⸗ 
meindeader geſchieden hat, mißbilligte, fo kann feinen Ausführungen nur zu⸗ 
gefimmt werben. Eine Berlegung oder rechtsirrthümliche Auffafjung der 58. 2 
und 3 des Geſetzes vom 31. Oftober 1848, und des $. 2 des Jagdpolizeigeſetzes 
iR nicht anzuerkennen. \ 
Der Verklagte ſcheint auch weniger darauf das Hauptgewicht feiner Be- 
ſchwerde zu legen, daß der Appellationsrihter den $. 2 a. a. D. unrichtig, als 
vielmehr darauf, daß er bie 88. 4 und 9 a. a. D., und den von ihm für den - 
vorliegenden Fall befonders aufgeftellten Rechtsgrundjag: 
Ä „daß das Ausfcheiden aus einem gemeinſchaftlichen Jagdbezirke nicht von 
felbft eintrete, fondern nur in Folge einer ausbrüdlihen Willenserklärung fi 
vollziehen könne,“ ’ 

nicht — habe. Auch dies iſt nicht als richtig anzuerkennen. 

Der $. 4 a. a. O. normirt die Vorausſetzungen zu einem gemeinſchaftlichen 
Jagdbezirke, gibt indeſſen feine Vorſchriften, wie ein ſolcher gemeinſchaftlicher 
Zagdbezirk gebildet oder aufgelöſt werden fol. Auch in den Jagdpolizeigeſetze 
überhaupt find, abgejehen von bei ganz befonderen Vorſchriften der 88. 7, 9 
2. a. D., in welden die Mitwirtung des Landrathes und der Auffichtsbehörbe 
arbeifcht wird, keine Beſtimmungen über die Art und Weife, wie die gemeinſchaft⸗ 
lichen Zagdbezirke gebildet und aufgelöft werben follen, enthalten. Die Bildung 
der gemeinihaftlihen Jagdbezirke hängt lediglich) von thatſächlichen Vorausfegungen 
ab, Diit dem Dajein diejer thatjächlichen Bedingungen entfteht der Jagdbezirk, 
und mit dem Kortfalle der thatjächlichen Verhältniffe Löft fih der gemeinfchaft- 
de Saadbezirt. Der gemeinjchaftlide Jagdbezirk ift nicht als eine auf einem 
Betrage beruhende Gemeinſchaft, jondern als eine, unter beftimmten thatſäch⸗ 
Eben Borausjegungen, kraft des Gejeges, entftehende communio ineidens auf- 
Eifien, bie mit diefen thatjählihen Vorausſetzungen ſteht und fällt, und 
Üir welche im Geſetze jelbft nur während ihrer Dauer eine eigengeartete Bere 
tung angeordnet ift. 

Der 8. 4a. aD. beftimmt, daß die übrigen Grundftüde eines Gemeinde: 
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bezirkes, die nicht zu dem im $. 2 gedachten, an fich zur Ausübung der Jagd 
befugten Grundeigenthume gehören, einen gemeinfamen Sagdbezirt, der Regel 
nad, bilden jollen. Daraus ergibt fi mit Nothwendigfeit der Schluß, daß ein 
Grundſtück nur dann und fo lange, als es nicht zu den im 8. 2 a. a. D. be 
ſtimmten Kategorien gerechnet werben barf, zum gemeinfchaftlichen Zagbbezirte 
gehört, und aus dieſem ausſcheidet, wenn es dem $. 2 unterftellt werden Tann. 
Dies ergibt ſich ſchon daraus, dab der Abf. 2 des $. 4 den Eigenthümern ber 
im $. 2 gebachten Kategorien geftattet, fich einem gemeinfchaftlichen Jagdbezirke 
anzuschließen, aljo für den Anfhluß eine Willenserklärung erfordert, während 
es bie eigene Ausübung der Jagd nur an beftimmte Thatſachen geknüpft hat. 
Vergl. Minifterialbfatt für die geſammte innere Verwaltung Jahrgang 1870 
S. 196.) 5 
Die Gemeindebehörde vertritt nach dem 8.9 nur die den Jagdbezirk bilden» 
den Brundftüde, die im 8. 2 erwähnten Kategorien von Grundftüden nur in dem 
Falle, wenn der Grunbeigenthümer feinen Anfhluß an den gemeinfamen Jagd⸗ 
bezirk erklärt hat. Wenn hiernach der Appellationsrichter annahm, daß die Ge- 
meinbebe&örde zu Canena am-1. Suni 1873 den ftreitigen Plan von 33 Morgen, 
weil er feit dem Jahre 1871 durch den, unmittelbaren Anſchluß an die Ritters 
gutsländereien, die mehr als 300 Morgen umfafien, nad) dem $. 2 a. a. O. aus 
dem gemeinfamen Jagdbezirke ſchied, ohne eine Willenserklärung des Eigen- 
. thümers nicht mehr verpachten Tonnte, und daß ber am 1. Juni 1873 von Neuem 
abgeſchloſſene Pachtvertrag, rückſichtlich des Planes, keine Gültigkeit erlangte, weil 
er von einem unberechtigten Vertreter abgeſchloſſen if, fo ift diefe Annahme im 
Einklange mit den SS. 4 und 9 des Jagdpolizeigeſetzes. 

Der vom Verklagten aufgeftellte Rechtsgrundſatz 'verftößt gegen bie 88. 2, 3 
des Gefeßes vom 31. Oktober 1848 und gegen $. 2 des Zagbpoligeigefeges, weil 
ein Eigenthümer eines zufammenhängenden Areales von mindeftens 300 Morgen 
zur eigenen Iagdausübung befugt ift, und von einer Gemeindebehörbe in biefem 
Rechte weder beſchränkt, noch ohne feine Zuftimmung vertreten werben kann. 

Diefer Ausführung fleht auch nicht entgegen bie vom Verklagten angerufene 
Entſcheidung des Ober-Tribunals vom 11. Zuli 1861, die zum Theil in Striet- 
borft, Archiv Bd. 42 ©. 257 abgedrudt iſt. Diefe Entſcheidung beſchäftigt 
fi nur mit der Auslegung des $. 5 bes Jagdpolizeigeſetzes. Der Gegenſatz 
bes 8. 5 und bes $. 2 des Jagdpolizeigeſetzes betätigt vielmehr die Richtigkeit 
der obigen Ausführungen. Der 8. 5 giebt den Beligern ifolirter Höfe nur eine 
Berechtigung, aus einem gemeinfchaftlihen Jagdbezirke auszufcheiden; er unters 
flellt fie alfo, der Regel nad, einem folgen, und der Vertretung ber Gemeinde⸗ 
behörde. Die Ausfchließung muß, wenn fie auch an eine Zuftimmung der ®e- 
meindebehörde nicht gebunden iſt, folgeweife als Ausnahme erklärt werden. 
Der $. 2 dagegen ſcheidet die Eigenthümer aus dem gemeinjhaftlihen Jagd 
bezirfe, und von der Vertretung durch die Gemeindebehörde als Negel aus, und 
geftattet nur als Ausnahme den Anſchluß. 

Ebenfowenig kann fi der Verklagte auf das von ihm zitirte Judikat im 
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Bd. 49 S. 36 der Entſcheidungen berufen, weil diejes eine Auslegung des $. 7 
a. a. D. zum Gegenitande und nur angenommen hat, baß ein einem gemeins 
ſchaftlichen Jagdbezirke einverleibtes Srundftüd dem gemeinfchaftlichen Jagdbezirke 
dadurch nicht entzogen wird, wenn es erft in der Folge zu einer größtentheils 
umfchloffenen Waldentlave wird. 

Die Angriffe der Nichtigkeitebeſchwerde find hiernach, ſoweit fie eine rechts⸗ 
imthümlihe Auslegung ber Geſetze vom 31. Oktober 1848 und 7. März 1850 
behaupten, zu verwerfen. 1. 


67. 


Yanddotationen für die Verwaltung des Schuizenamtes. 
Ert. des Ob.-Trib. in Berlin vom 23. Mai 1874.) 


Nach der Feftitellung des Appellationsrichters ift es nicht flreitig, daß der 
Schulzenacker in Lümzow bei der im Jahre 1840 erfolgten Separation für die 
Verwaltung des Schulzenamtes ausgewieſen ift, daß ber Verklagte dieſen Ader, 
nachdem er im Jahre 1869 zum Schulzen gewählt und beftellt war, in Befig 
und Benugung genommen hat und daß er benjelben noch gegenwärtig befigt 
und benugt, obwohl er am 1. Juli 1874 fein Amt bat niederlegen müſſen. 

Der Appellationsrichter hat aber den Antrag der Dorfgemeinbe auf Heraus⸗ 
gabe des Aders abgewieſen, weil ber $. 28 der Kreisorbnung vom 13, Dezember 
1872, auf welchen die Klägerin ihren Anſpruch allein ſtütze, offenbar voraus⸗ 
feße, daß die ausgewieſene Lanbbotation bereits vor ber Geſetzeskraft ber Kreis- 
ordnung Eigenthum der betreffenden Gemeinde gemefen ſei, nad) ben Beſtim⸗ 
mungen der Rezeſſe vom 16. Oktober 1837 und 31. Dezember 1840 aber ange 
nommen werben müfle, daß der fireitige Schulzenader Eigenthum ber Buts- 
berrfchaft von Lümzow geblieben fei und daß daher die Stlägerin weder auf 
Grund ihres Eigenthums, noch auf Grund ihres Befiges, der ihr dur den 
$. 28 a. a. D. nicht übertragen jei, Die Einräumung des Beſitzes von dem dazu 
Nichtberechtigten fordern könne. 

Der Vorwurf der Ni tigfei sbejdhwerde, daß der Appellationsrichter hiedurch 
den $. 28 a. a. DO. verleg habe ift begründet. Der $. 28 berührt bie Frage, 
wen bisher das Eigenthu an der betreffenden Lanbdotation zugeftanden hat, 
in feiner Weile, fondern eitim -t ganz allgemein, daß Lanbbotationen, welde 
für die Verwaltung des Schulsenamtes ausgewiefen find, auf Grund des gegen: 
wärtigen Gefeges nicht zurücigefordert werden können. Das heißt: Derjenige, 
welcher folhe Landbotationen gewährt hat, fol aus dem gegenwärtigen Geſetze, 
das bie Aufbringung ber dem Gemeindevorfteher zu gewährenden Remuneration 
lediglich der Gemeinde auferlegt, feinen Grund hernehmen Tönnen, bie Land⸗ 
dotationen zurüdzufordern p 

Die Motive zu dem den beiven Käufern des Landtages vorgelegten Ents 
Durfe der Kreisordnung (Drudiahen des Abgeordnetenhaufes von 1871—1872 
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Bo. 2 Nr. 89), auf welche der Appellationsrichter ſich beruft, enthalten nichts, 
was feine Anfiht, daß der $. 28 Ab. 4 und 5 nur auf folde Lanbbotationen 
zu beziehen ſei, welche fi im Eigenthume ber Gemeinden befinden, zu unter» 
Rüben geeignet wäre. Die Motive zu dem jetzt den $. 28. der Kreisordnung 
bildenden 8. 25 des Entwurfs bezeichnen vielmehr die Beftimmung, dab Lands 
dotationen, welche für die Verwaltung des Schulgenamtes ausgewiefen find, auf 
Grund des gegenwärtigen Geſetzes nicht zurücgeforbert werden können, als eine 
ſolche, welche fi zur Vermeidung verwidelter Prozeſſe empfiehlt (S. 57 a. a. D.). 
Die Abſicht jener Vorſchrift des 3. 28 geht alfo grade dahin, zu verhüten, daß 
die Befteller der Landbotationen, welche dieje, jo lange die Verhältniffe diefelben 
blieben, ihrer Beftimmung, zur Remunerirung des Schulzen zu dienen, nicht 
entziehen konnten, nunmehr auf Grund der Kreisordnung, welche die Verpflichtung 
zur Remunerirung des Schulzen, beziehungsweife des Bemeindevorftehers ander⸗ 
weit regelt und allein der Gemeinde auferlegt, bie ihnen auf die Lanbbotationen 
zuſtehenden Rechte, insbefondere auch ihre etwanigen Eigenthumsrechte geltend 
maden, um bie Landdotationen zurüdzuforbern. 

Hiermit fteht es im Widerſpruche, wenn ber Appellationsrichter annimmt, 
daß die Gutsherrihaft und zwar nur biefe, wenn aud nicht auf Grund der 
Kreisorbnung, jo doch auf Grund ihres Eigenthums, ben fireitigen Schulgenader 
zurüdzufordern berechtigt fein würde. Er räumt damit dem GButsheren ein 
Rücforderungsrecht ein, welches ihm durch den 8. 28 a. a. D. entzogen ift. 

Wie die Staatsregierung die zur Zeit der Einbringung der Kreisordnung 
beftehenden Verhältnifie, welche durch den $. 28 a. a. D. modifiziert find, auf- 
gefaßt hat, ergiebt fich Deutlich aus den von dem Regierungskommiſſarius in der 
Sigung des Herrenhaufes vom 28. Oktober 1872 gegebenen Aufſchlüſſen. 
Etenographiſche Berichte des Serrenhaufes von 1871-1872 Bd. 1. S. 486 
und 487.) Derjelbe erflärte Damals: wie nach Anſicht der Staatsregierung die 
fraglichen Landbotationen fehr füglih als eine Abfindung angejehen werden 
können, welde von Seiten der Gutsherren zum Zwede der Ablöfung der aus 
dem gutsherrlichen Berhältnifje entjprungenen Berpflihtung zur antheiligen Re- 
munerirung des Schulzen gewährt worden ift, und wie es dieſer Auffaffung ent» 
ſpreche, wenn bier ausgeſprochen werben jolle, daß es unzuläffig fei, Derartige 
Ahlöfungen deshalb zu revoziren, weil ein neueres Geſetz das Recht aufbebe, 
aus welchem die abgelöfte Verpflichtung entiprungen ſei. Derſelbe erklärte 
ferner: 

„Die Staatsregierung babe anerkennen müffen, daß unter Umftänden in 
der Belaſſung der Landdotationen in den Händen ber Gemeinden eine Uns 
gerechtigkeit gegen bie Gutsherren liegen würde, nämlih dann, wenn die 
Schulzen gegen den Genuß der Landdotationen bisher auch die Butsvorfieber- 
geihäfte beforgt haben. Zur Vermeidung einer folhen Ungerechtigkeit und 
um zugleid die bisherige Gemeinſamkeit ber Verwaltung in ben Gutabezirken 
und den Gemeinden, welche fi) überall bewährt habe, aufrecht zu erhalten, 
babe die Regierung vorgefälagen, daß die Landdotationen zwar den’ Gemein - 
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den verbleiben follen, daß aber die Schulzen gegen ben Genuß derfelben 
auch nad) wie vor verpflichtet fein follen, bie Gutsvorftehergefhäft wahrzus 
nehmen.” „a 

Diefe Erlärungen ergeben, daß nad der Auffaflung der Staatsregierung, 
weldye zum richtigen Verfländniß defien, was durch ben $. 28 a. a. D. beſtimmt 
iR, weſentlich in Betracht kommt, die für die Verwaltung des Schulzenants an- 
gewie ſenen Landdotationen als etwas der Gemeinde Gegebenes zu betrachten find. 
Man ift davon ausgegangen, daß dieſe Landdotationen fi in dem rechtmäßigen 
Befig der Gemeinden befinden und es ift Durch den $. 28 a. a. D. beftimmt worden, 
daß diefelben in dem Befig der Gemeinden verbleiben und nicht zurüdgefordert 
werden können. Wenn aber Die Gemeinde als die rechtmäßige Befigerin einer Lands 
botation ber gedachten Art anzufehen ift, kann es nad dem $. 161 Lit. 7 
Chl. I. des Allg. Landrechts keinem Zweifel unterliegen, daß ihr auch das Recht 
sufteht, Die Herausgabe der Landbotation von demjenigen zu verlangen, welder 
diefelbe ohne jeden Rechtsgrund befigt. Der Appellationsrichter tritt dadurch, 
daß er ber Klägerin dieſes Recht und mithin das Recht zum Beſitze abipricht, 
mit dem in Widerfprud, was ber $. 28 a. a. D. ausdrücklich vorjchreibt; denn, 
wenn bie Klägerin danad) unter Umftänden berechtigt, aber nicht verpflichtet ift, 
die Landdotation an den Butsheren herauszugeben, jo muß fie aud berechtigt 
fein, von dem, weldyer ohne Rechtsgrund befigt, die Serausgabe der Landdotation 
zu verlangen. Das ber Klägerin nad dem $. 28 zuſtehende Recht jet ihr 
Recht zum Beſitze voraus. 

Danach unterliegt das Appellationserlenntniß der Vernichtung. 

Bei. freier Beurtheilung kann es nad dem Vorangeführten nicht zweifelhajt 
fein, daß der SKlageantrag ein begründeter ifl. Unjtreitig ift der fragliche 
Schulzenader bei der Separalion für die Verwaltung des Schulzenamts ausges 
wieien, demgemäß auch von dem jedesmaligen Schulen und zulegt von dem 
Verklagten benugt worden. Da der Verklagte aber aufgehört hat, Schulze zu 
fein, befißt er den Ader ohne Rechtsgrund und daraus folgt, daß er benjelben 
der Nlägerin herausgeben muß, gleichviel, ob ihm der Ader von der Stlägerin, 
&er von ber Gutsherrichaft gewährt ift. 

Der auf die 88. 36 folg. der Kreisordnung geftügte Einwand der Unzuläf- 
fgleit des Rechtsweges ift ebenfo hinfällig, wie bie, unter Bezugnahme auf ben 
3.38. a. a. D., aufgeftellte Behauptung, daß das Verlangen der Klägerin nur 
dann ein berechtigtes fein würde, wenn erweislich fie ihm den Schulzenader ver» 
liehen hätte; denn die gedachten Paragraphen beziehen fih auf bie Aufhebung 
der mit dem Beſitz gewiſſer Grundflüde verbundenen Berechtigungen und 
veryflichtungen zuc Verwaltung des Schulzenamtes, wovon bier nicht bie 
Re ii 

Der Umfland, dab zwiſchen der Klägerin und der Gutsherrihaft ein Aus- 

—— ſchwebt, tangirt das Verhältniß der Klägerin — 
nicht. 
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68. 


Pachtvertrag über einen Zagdbezirk, weicher durch Theilung des Gemeindebezirfed 
in mehrere Zagdbezirfe gebildet iſt. Vorausſetzung der Gültigkeit. Straf⸗ 
antrag. 

(Ext. des Ob.-Trib. in Berlin vom 16. Nov. 1876.) 


„Die Gemeinde zu Weſtkirchen hat, nachdem ohne vorgängige Genehmigung 
ber Auffichtsbehörde eine Theilung des gemeinſchaftlichen Jagdbezirkes in mehrere 
Bezirke erfolgt war, den fo gebildeten Jagdbezirk VI. verpachtet. Die Regierung 
zu Münfter erachtete diefen Jagdpachtvertrag für ungültig und es wurden auf 
Veranlaſſung berfelben die Pächter der Jagd und die Gemeinbeglieder durch den 
Kreislandrath angewieſen, fi) bes Jagens innerhalb bes Gemeinbebezirfes und 
der Ertheilung von Jagderlaubnißſcheinen bei Vermeidung von Erekutivftrafen 
zu enthalten. 

Gegen den Kötter L. zu Weſtkirchen wurde demnächſt, weil er auf Grund⸗ 
flüden der Gemeinde unbefugt die Jagd ausgeübt hatte, bie gerichtliche Strafe 
verfolgung aus dem $. 292 bes Reichaftrafgefegbuhs von dem Amtmanne R. 
zu B. beantragt. 

Der flellvertretende Gemeinbevorfteher zu Weſtkirchen verweigerte die Unters 
ſchrift des Strafantrages. 

Der Angeklagte ift durch bie gleichlautenden Erkenntniſſe des Kreisgerichts 
zu Warendorf nom 20. Ianuar und bes Appellationsgerichts zu Münfter vom 
17. Juni 1875 wegen Sagbvergehens beftraft. 

Die von dem Angellagten eingelegte Nichtigkeitsbefhwerbe ift vom Ober⸗ 
Tribunal zurüdgemiefen. 

Gründe. 

Angellagter ift auf Grund ber thatfachlichen Feſtſtellung der Inſtanzrichter, 
daß er am 25. November 1874 in dem Gemeinbebezirte W., ohne dazu berech⸗ 
tigt zu fein, die Sagd ausgeübt habe, aus dem $. 292 des Reichsftrafgejegbuches 
- mit Strafe belegt. 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde ſtützt ſich hauptfächlic darauf, daß der Amtmann 
NR. zu B. zur Stellung bes Antrages auf Strafverfolgung nicht berechtigt ges 
weſen fei. 

Diefelbe erfcheint unbegründet. 

Gemeindevorfteher ‘und Gemeindeverfammlung der Gemeinde W. haben, 
nad) Anleitung des $. 4 des Iagbpolizeigefeges vom 7. März 1850, ben Ges 
meindebezir? zum Behufe ber Verpachtung ber Jagd in mehrere Sagdbezirke ge- 
theilt und den fo gebildeten Jagdbezirk VI, auf welchem nad) der Feitftellung 
bes Appellationsrichters der Angeklagte jagend betroffen ift, für eine jährliche 
Pacht von 16 Thalern an den Kötter L. verpachtet. 

Es muß zuvörderſt dem Appellationsrichter darin beigeftimmt werben, daß 
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der auf ſolche Weife zu Stande gelommene Jagdpachtvertrag ala rechtsgültig 
geſchloſſen nicht erachtet werben kann, weil, — abgejehen von ber nad) dem 
%. 65 der Landgemeindeordnung für bie Provinz Weſtfalen vom 19. März 1856 
vorgejchriebenen Mitvollziehung von folhen Urkunden, durch welche die Gemeinde 
verpflichtet wird feitens des Amtmannes — die Theilung des Gemeindebezirks 
in mehrere für ſich beftehende Jagdbezirke, welche die Grundlage für die über bie 
einzelnen Bezirke zu fchließenden Pachtverträge bilden mußte, nad) dem $. 4 bes 
Ingdpolizeigefeges nur mit Genehmigung der Auffihtsbehörde (an welcher es, 
wie Appellationsrichter jeftftellt, im vorliegenden Falle gebridht) hätte erfolgen 
Tonnen. F & 

Dana kommt alfo der Umftand, daß bier der Kötter L., welchem ber 
fragliche Sagbbezirk verpachtet ft, einen Strafantrag nicht geftellt, jedenfalls nicht 
in Betradt. Vielmehr handelt es fi nur um die Frage, von welchem Berech⸗ 
tigten bei der obwaltenden Sachlage, in der über die Jagd auf den Grundftüden 
ber betheiligten Grundbeſitzer feine gültige Verfügung getroffen war, ($. 10 bes 
Ingdpolizeigefeges) der Antrag auf Strafverfolgung gegen den Angeklagten, na⸗ 
mentlich, ob er von dem Amtmann wirkſam geftellt werden konnte. — Die letztere 
Frage ift zu bejahen. 

Nach dem 8. 9 des Jagdpolizeigeſetzes werben bie Beſitzer der einen Jagd⸗ 
bezitk bildenden Grundftüde in allen Sagdangelegenheiten durch die Bemeindes 
behörde vertreten. 


Die Sagdangelegenheiten werden alfo, wenn gleich dabei nicht Ungelegen- 
beiten der politifchen Gemeinde, ſondern die Jagdintereſſenten in Frage fehen, 
in diefer Richtung als Bemeindeangelegenheit behandelt. Ihre Wahrnehmung 
und Vertretung ift durch das Geſetz den Gemeindebehörden und zwar, wie fih 
daraus jelbfiverftänblich ergiebt, unter denjenigen Formen und nad) derjenigen 
Verfahrungsweife, wie fie für die Gemeindeangelegenheiten in ben betreffenden 
Spezialgejegen vorgefehrieben find, übertragen worden. (Vergl. das Erfenntniß 
des zweiten Senates vom 3. Dezember 1868. Striethorft, Arhiv Bd. 76 
S. 3.) : 

Nah Vorſchrift der Landgemeindeordnung für Weftfalen bildet jede Gemeinde 
eine Rorporation unter einem (Gemeindevorfteher und mit eigener Verwaltung 
und Vertretung. ($. 2 a. a. D.) Sie wird in ihren Angelegenheiten durch bie 
Gemeindeverfammlung und den Gemeindevorfteher vertreten. Der Gemeinde 
vorfteher ift die ausführende Behörde. ($. 23). Gemeindeverfammlung und 
Gemeinbevorfteher bilden danach allerdings die Gemsindebehörde, welder nad 
dan $. 9 des Sagdpolizeigeieges auch die Wahrnehmung und Vertretung ber 
Ingdangelegenheiten obliegt. (Erkenntniß des Ober-Tribunals vom 1. Dezember 
1870, Entiheidungen Bd. 68 ©. 31.) 

Damit ift aber die Frage, wen, im Falle eines Eingriffs in das Jagdrecht 
kr Gemeindeinterefjenten, das Recht auf Stellung „des Strafantrages zuſtehe, 
Hht, insbefondere nicht entjchieden, daß die Gemeinbebehörde, beziehungsmeife 
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ber Gemeinbevorfteher als ausführende Behörde allein und ausfchlieplich zu dem 
Antrage auf Strafverfolgung berechtigt iſt. 

Es kommt dabei bie dem Amtmanne bei der Verwaltung der Gemeinde⸗ 
angelegenheiten nad den Veſtimmungen der Landgemeindeordnung angewiejene 
Stellung in Betracht. 

Der Amtmann fteht an der Spite des der Regel nah aus mehreren Ge— 
meinden gebildeten Verwaltungsbezirtes (Amt) und es liegt ihm die Verwaltung 
der Amtsfommunalangelegenheiten und der Polizei im Amtsbezirte ob. (88. 4, 
74, vergl. mit den 88. 69, 75, 76 a.a. D.) Zugleich ift ihm die Beauffihtigung 
der Angelegenheiten der zum Amte gehörigen Gemeinde, insbejondere ihres Etats= . 
und Rechnungsweſens übertragen. ($. 74 Abj 2.) Der Gemeindevorfteher hat 
unter feiner Auffiht die Gemeindeangelegenheiten zu verwalten und bie Orts— 
polizei zu handhaben. (8. 41 Abſ. 1.) 

Als Ausflug ber dem Amtmann danach vom Staat abertragenen Beaufſich⸗ 
‚tigung der Gemeindeverwaltuug find demſelben aber auch eine Reihe von Be⸗ 
fugniffen eingeräumt, mittelft deren er in umfangreicher Weiſe zur unmittelbaren 
materiellen Einwirkung auf die Verwaltung ber Gemeindeangelegenheiten jelbft 
und zur Theilnahme an berjelben berufen ift. 

Die Verwaltung des Gemeindevorftehers iſt feine überall jelbftftänbige und 
ausſchließliche. Der Haushaltungsetat der Gemeinde wird von ihm in Gemeins 
ſchaft mit dem Amtmann entworfen ($. 46) und die Jahresrechnung gemeinfam 
mit dem Amtmann revidirt ($. 48). Er verwaltet die Einkünfte der Gemeinde 
unter Mitwirkung des Amtmanns (8. 49) und ift in Betreff beftimmier, im Ges 
meindeverbande befinblidher Güter zum Erlaß von Strafverfügungen nicht befugt, 
welde er vielmehr bei dem Amtmann in Antrag bringen muß ($. 41 Abi. 2;. 

Den Amtmann müfjen ferner nicht allein die Befchlüffe der Gemeindever- 

- faommlung vor der Ausführung vorgelegt werben, welche er in den geeigneten 
Fällen beanftanden kann (88. 31 Ab. 2 und 3, 37; vergl. auch die 88. 31, 33, 
51, 57), fondern er Tann aud nad) feinem Ermeſſen den Vorſitz in ber Ges 
meinbeverfammlung übernehmen unb hat bei Stimmengleihheit die entfheibende 
Stimme. Der Amtmann leitet die Gemeindewahlen ($. 28) und es fteht ihm 
die Ernennung beflimmter Gemeindebeamten und «Diener zu ($. 43). Endlich 
müſſen alle Urkunden, durch welche die Gemeinde verpflichtet werden fol, von 
den Amtmann und dem Gemeindevorfteher vollzogen werben ($. 65). 

Eine fo geartete, mit entſcheidendem Einfluß‘ auf die Verwaltung ber Ge— 
meindeangelegenheiten verbundene Auffictsftellung läßt den Amtmann bei firafs 
baren Eingriffen in das Jagdrecht der Gemeindeintereſſenten als unmittelbar 
Betheiligten erjcheinen und er ift daher zur felbftftändigen Stellung von Strafs 
anträgen in diejer Richtung, nad) Anleitung des 8. 61 bes Reichsſtrafgeſetzbuchs, 
unzweifelhaft berechtigt. Steht ihm in Folge feines Aufſichtsrechts eine Theil- 
nahme an den Gemeindebeſchlüſſen unter beftimmten Umftänden zu und iſt — 
was insbefondere die hier in Rede ftehenden Iagdangelegenheiten betrifft — die 
Gültigkeit geſchloſſener Jagdpachtverträge von feiner Vollziehung abhängig ge- 
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wo, fo kann auch nicht in Abrede genommen werden, baß durch ſtrafbare, 
gegen das Jagdrecht der Gemeinbeinterefjenten gerichtete Handlungen eine Ver⸗ 
Iegung eigenen Rechtes ihm gegenüber begangen wird, welcher er durch Serbeis 
führung der Strafverfolgung entgegen zu treten befugt ift. 

Es bedarf alfo nicht einmal der weiteren Erwägung, baß ber Amtmann, 
wie er als vorgeſetzte Verwaltungsbehörde unzweifelhaft berechtigt erfcheint, dem 
Oemeindevorfteher, melden bas Geſetz ausdrüdlih als fein Organ und feine 
Sifsbehörbe für alle Angelegenheiten feines Geſchäftskreiſes bezeichnet ($. 41 
3.2), zur Stellung von Strafanträgen gegen Zagdlontravenienten angemwiejen, 
auch befugt fein muß, nach feinem Ermeflen, z. 3. in Fällen der Gefahr im 
Berzuge, ober wenn — wie vorliegend gefchehen — der Behorfam verweigert 
wird, bie der ihm untergeordneten Gemeindebehörde obliegende Vertretung ber 
gbinterefjenten in die Hand zu nehmen und für diefelbe durch jelbftftändige 
Stellung des Strafantrags einzutreten. D 

Der Appellationsrichter hat mithin nicht vechtlich geirrt, wenn er den Straf: 
antrag bes Amtmanns bier für ausreihend und der Vorfchrift des $. 61 bes 
Reichsſtrafgeſetzbuchs entſprechend erachtet hat. 

Bon den übrigen Angriffen der Nichtigkeitsbeſchwerde ift die Behauptung, 
es habe ber Appellationsrichter mit Unrecht angenommen, daß die Auffichts- 
behörde befugt fei, ohne Genehmigung der Gemeinbebehörde die Sagd ruhen zu 
laſſen, ohne Bebeutung. Eine derartige Auffaffung liegt der Entſcheidung des 
Appelationsricgters überhaupt nicht zum Grunde, jondern die geſetzlich begründete 
Annahıne, daß die Gemeindebehörde zur Theilung des Jagdbezirks in einzelne 
Bezirle und zur Verpachtung der Jagd auf diefen Bezirken ohne Genehmigung 
der Auffichtsbehörbe nicht befugt gemefen. 

Endlich entipricht die auf das Zugeftändniß des Angeklagten geftübte that- 
fähliche Feftftellung der Inflanzrichter, daß Angellagter ohne dazu berechtigt zu 
fin, die Zagd im Gemeindebezirk W. ausgeübt hat, überall ben Erforderniſſen 
ker in dem $. 292 des Neichöftrafgejegbuche vorgefehenen Thatbeitandes, Eine 
biondere Prüfung der Frage, ob der Angeklagte die Mängel der ftattgehabten 
Ighverpahtung gekannt habe, war ſchon um deswillen nicht erforderlich, weil 
u behauptet ift, Daß ber Angellagte eine Befugniß zur Iagdausübung in An» 
Wen genommen, bezw. biefelbe aus dem von ber Bemeinbebehörbe abgeſchloſ⸗ 
kan Pachtvertrage hergeleitet habe. 

Die Rüge der Nichtigkeitsbefchwerbe, daß es an einer geeigneten Feftftellung 
da Tolus des Angellagten fehle, ift aljo gleichfalls unbegründet. 1. 
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69. 


Kreisausſchuß. Recht deſſelben zur Anftelung von Beamten. Beamtenqualität. 
Dienftpfliht der Beamten. 3 


(Erl. des Ober-Tribunals in Berlin vom 12. Nov. 1876.) 


In der Nichtigkeitsbefchwerde ift ausgeführt, daß die Kreisordnung nicht 
eine erihöpfende Aufzählung aller in der Streisverwaltung zuläffigen Aemter 
gebe, vielmehr ber Kreisverwaltung die Beftellung der nöthigen Hilfskräfte ans 
heimfalle, und die fo angeftellten als Beamte anzufehen jeien. Die Beitellung 
von Amtsjetretären für größere Berwaltungsbezirte fei durch Eirkularreffript der 
Minifter des Inneren und ber Finanzen vom 10. Juni 1873 geftattet, und ber 
Amtsfefretär F. jei als folder nit nur als Protokollführer vereivet worden, 
wie eine künftige Beweisaufnahme bemweifen werde. Das angefochtene Erfennt- 
niß verlegte biernah den $. 333 bes St.G.⸗B. und bie Kreisorbnung vom 
13. Dezember 1872. ; 

Diefe Beſchwerde ift begründet. Nach dem $. 184 Nr. 3 ber Kreisorbnung 
vom 13. Dezember 1872 hat der Kreisausſchuß bie Beamten des Kreijes zu er- 
nennen. Welche Kategorien von Beamten zur Kreisverwaltung erforderlich find, 
darüber ift in der Kreisordnung eine Beſtimmung nicht getroffen, insbefondere 
nit angeorbnet, daß die Befugnik bes Kreisausſchuſſes zur Benennung von 
Beamten auf die in der Kreisorbnung jelbft ausprüdlih erwähnten Beamten 
beſchränkt fei. Es ift daher unbedenklich, daß der Kreisausſchuß felbit hierüber 
nad) den lofalen Bebürfniffen zu befinden bat, und in der oben erwähnten 
Eirkularverfügung vom 10. Juni 1873 über die Bertheilung ber zur Aus- 
ftattung der Provinzial und Kreisverbände bewilligten Fonds (Minifterialblatt 
für bie innere Verwaltung von 1873 S. 137) ift daher auch mehrerer Klaffen 
von Beamten — insbejondere auch eines Sekretärs — gedacht, welche in ber 
Kreisordnung erwähnt find. Wenn daher ber Appellationsrihter auf Grund 
ber Thatſache, daß in der Kreisordnung dem Amtsvorfteher keine mit Beamten- 
eigenſchaft ausgeftattete Hilfskraft zur Verfügung geftelt fei, zu dem Schluffe 
gelangt, da& ein Gehilfe des Amtsvorftehers lediglich in einem Privatdienftver- 
bältniffe ſtehe, fo ift diefer Schluß rechtlich unfaltbar. Hat ber Kreisausſchuß 
die Anftellung eines Amtsſekretärs angeordnet, jo kann dieſem die Eigenſchaft 
als Beamter nicht abgefprodhen werden und die Annahme, daß F. nur als Pri: 
vatbeamter thätig geweſen fei, entbehrt daher einer rechtlichen zureichenden 
Grundlage, infofern nicht erörtert if, ob F. von dem Kreisausfhufle angeftellt 
worden iſt, und melde Funktionen Ihm übertragen worben find. 

Die Begründung bes zweiten Urtels beruht aber ferner aud) auf einer Ver- 
legung der 88. 333, 359 bes Strafgeſetzbuchs. 

Der ppellationsrichter hat zwar anerkannt, daß nad) dem $. 359 a. a. O. 
die Beamteneigenſchaft nicht, nothwendig mit der Ableiftung eines Dienfteides zu⸗ 
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fümmmenhänge, er hält aber dafür, daß die Veeidigung deshalb von Erheblichkeit 
fe, weil fie erjehen lafle, ob F. bei der Verhandlung nit dem Angellagten in 
einer unter Amtseid ſtehenden Amts-⸗ oder Dienftpflicht thätig geweſen ji. Durch 
den zweiten Sat dieſer Argumentation wird der erſte ſeinem Weſen nah auf- 
gehoben und zugleich in den $. 333 a. a. D. eine Unterſcheidung hineingetragen, 
welche durch Faſſung und Zweck dieſer Beftimmung nicht begründet, vielmehr 
durch den $. 359 gradezu ausgeichloffen ift. Wenn die Beamtenqualität im 
Sinne bes Strafgeſetzbuchs von ber Leitung bes Dienfteides überhaupt nicht 
abhängig if, jo kann die Beſchränkung des Dienfteides auch nicht zur Begrün- 
dung der Behauptung herangezogen werden, baß bie Beamtenpflichten durch ben 
Dienfteid beſchränkt feien. Es liegt diefer Auffaflung vielmehr eine Verwechſelung 
der Pflichten des Beamten in Bezug auf die ihm fpeziell übertragenen Funktionen 
mit ber allgemein aus der Beamtenftellung, wie auch aus der im fonfreten 
Falle in Rede ftehenden Stellung fi) ergebenden, ohne fpeziellen Auftrag zu ers 
füllenden Pflicht zum Grunde. Im legterer Beziehung wird die Dienftpflicht 
des Beamten durch den Dienfteid nicht begrenzt. Das dienſtlich pflichtmäßige 
Terhalten des Beamten ift duch die Erfüllung ber ihm fpeziell übers 
tragenen Funktionen nicht erjchöpft, und wenn baher der Appellationsrichter 
jur Verneinung der Frage nach dem Vorhandenjein einer Amts: oder Dienft- 
pflicht durch die Betrachtung gelangt, daß F. nur als Protokollführer (89. 147, 
148 der Streisordnung) vereibet jei, jo ift diefer Grund, wie gezeigt rechtlich 
nicht haltbar. Es fehlt ihm überdies die thatſächliche Grundlage, da die Feſt⸗ 
ftelung, daß F. auf Grund der 85. 147, 148 der Kreisorbnung vereidet worben 
fe, teineswegs ergiebt, ob in der Norm des von ihm geleifteten Eides irgend 
eine Veſchränkung enthalten geweſen, zumal ber $. 148 eine folde nicht vor- 
ſchreibt. Doch kommt es, da die Norm des Eides überhaupt rechtlich unerheblich 
if, hierauf nicht weiter an. 

Der Appellationsridhter hat ferner auch die Frage nad) der Dienftpflicht des 
5. aus bem Grunde verneint, weil F. bei der Verhandlung mit dem Angellagten 
nicht amtlich thätig geweſen jei. Auch hierin Liegt ein Rechtsirrthum, da bie 
Amts und Dienſtpflicht nicht auf die während der amtlichen Thätigleit vor 
Iommenden Thatſachen beichräntt ift, vielmehr die Verlegung jener Pflicht ſehr 
wehl durch die Unterlafjung der Anzeige über Wahrnehmungen, welde außer 
halb dieſer Thätigleit gemacht werden, begründet fein kann. Es wäre daher eine 
jyenelle Prüfung, inwieweit F. in feiner Eigenſchaft als Amtsſekretär ober in 
der Gigenihaft ale Protokollführer duch die Unterlaffjung der Anzeige feine 
Veafipflicht verlegt haben würde, geboten geweien. 

Die Negativfefiftellung bes Appellationsrichters beruht auf einer Verlegung 
der 36. 333 und 359 des Strafgefegbuchs und das angefochtene Urtel muß dem⸗ 
ed vernichtet werben. 1. 
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70. 


Beamte. Stempelverwendung. wen Strafmah bei mehreren Kon: 
tradentiongfällen. 


(Ext. des Ober-Tribunals in Berlin vom’ 24. Oft. 1876.) 


Daß die Auffaſſung der Vorderrichter nicht gerechtfertigt erſcheint, zufolge 
welcher, was die nad) Nr. 3 der Allerh. Kabinetsordre vom 28. Oktober 1836 
zu verhängende Orbnungsftrafe anlangt, der Betrag von 50 Thaler ala deren 
Höchftbetrag anzufehen ift, über welchen nicht Hinausgegangen werben bürfe, wie 
viele einzelne Fälle der unterlafjenen Stempelverwendung aud vorliegen und 
bis zu melchem höheren Bettage ber nicht verwendete u fih auch be 
laufen möge; 

daß nämlich, ſchon nach den allgemeinen ſtrafrechtlichen Grundſätzen bes Allg. 
Landrechts, welches als die Grundlage ſowohl des Stempelgejeges vom 7. März 
1822, als der Allerh. Kabinetsorbre vom 28. Dftober 1836 zu betrachten if, 
ingbefondere nach der Vorjchrift des $. 54 Tit. 20 Th. 2 des Allg. Lanbredits 
in Fällen, wo mehrere Geldſtrafen verwirkt find, eine jede berfelben aus bem 
Vermögen des Thäters beigetrieben werden fol und deshalb auch grundſätzlich 
angenommen werben muß, daß, wo bie Strafgefege eine Beldftrafe angedroht 
haben, diejelbe nach Abſicht des Geſetzes als die Strafe ber einzelnen frafbaren 
Handlung und, ſoweit nicht etwa für den Fall der Konkurrenz mehrerer folder 
“ mit Geldftrafe bedrohten Handlungen ein Anderes vorgefchrieben worden, das im 
Geſetze angebrohte Strafmarimum als dasjenige Strafmaß aufzufaſſen iſt, 
welches bei der Beflimmung der Strafe für den einzelnen Fall nicht überfchritten 
werben barf; 

baß bemgemäß auch nad) ben Beftimmungen des Stempelgejehes vom 7. Möxz 
1822 bei der Konkurrenz mehrerer Kontraventionsfälle jeder einzelne Fall, in 
welchem das tarifmäßige Stempelpapier nicht gebraucht, noch beigebracht worben, 
als eine für fih und ohne Rüdfiht auf die fonturrirenden Fälle mit der ganzen 
gefeglihen Strafe zu belegenden Strafthat behanbelt ift, indem nad) 8. 21 biefes 
Geſetzes bie Strafe in der Entrichtung bes vierfadhen Betrages des nachzubringen⸗ 
den Stempels befteht, mithin für jeden konftatirten Kontraventionsfall die Strafe 
nad) Maßgabe des vorhandenen Defelts befonders berechnet wird; 

daß der Wortlaut der Allerh. Kabinetsorbre vom 28. Oktober 1836 keinen 
Anhalt dafür bietet, daß Hinfichtlih der von Beamten Dur Nichtanwendung 
des Stempels verwirkten Strafen ftatt einer dem vom Stempelgefeg in Anwen- 
dung gebrachten Grundſatze entipreddenden Würdigung mehrerer Tonkurrirender 
Defeltsfälle die in Nr. 3 dieſer Allerh. Kabinetsordre angebrobte Strafe nur 
einmal ausgefprochen werben folle, wenn, nach dem Ausbrude ber Vorberrichter, 
das dienftwidrige Verhalten des Bramten ſich nicht in einer einzelnen Sanblung, 
fondern in einer Gejammtheit derartiger Handlungen fund giebt; 
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daß im Begentheil, während in Nr. 2 ber Allerh. Kabinetsordre von den 
Beamten die Rede ift, welche bei ihren amtlichen Verhandlungen bie tarifmäßigen 
Stempel nicht verwenden, die Fafjung der Nr. 3 ibid., welche bie Strafe nad 
dem einfachen Betrage bes nicht verwendeten Stempels bis zu einem Marimum 
von 50 Thlrn. beftimmt wiflen will, aljo der Gebrauch der Einzahl an der bie 
Rom für bie Beftrafung enthaltenden Stelle bes Geſetzes darauf hindeutet, daß 
der Geſetzgeber nur bas für den einzelnen Defeltsfall zu verhängende Strafmaß 
habe vorſchreiben wollen; 

daß auch die Abficht, Die Stempelbefette der Beamten des den Webertretungen 
bes Stempelgejeges überhaupt in legteren beigelegten Karakters zu entfleiden, 
md ſolche Defekte fernerhin nicht mehr als Steuervergehen, fondern nur vom 
Gefichtspunkte des Dienftvergehens aus zu beftrafen, nicht daraus hergeleitet 
werben Tann, daß in Nr. 2 ber mehrallegirten Kabinetsordre bie verhängende 
Strafe als eine Ordnungsſtrafe im Gegenſatze zu der die Beamten ferner nicht 
treffenden ordentlichen Stempelfttafe bezeichnet wird; 

dab die gleiche Bezeihnung in den preußiſchen Geſetzen nicht jelten rüdficht: 
ih der Strafen wegen folder Zuwiberhanblungen gegen bie zur Sicherung ber 
Steuererhebung gegebenen Beltimmmungen gebraucht wird, melde die Geſetze 
micht wit der ordentlichen Defraudationsftrafe belegt wiflen wollen — 3. B. 
3: und Berbrauchsfteuerordnung vom 26. Mai 1818 $. 124; Steuerorbnung 
dom 8. Februar 1819 8. 77; Zollfttafgefeg vom 23. Januar 1838 $. 6 in fine, 
18 u. ſ. w. —; 

daß, wenn ein Argument für bie Auffaſſung der Vorderrichter daraus nicht 
entnommen werben tan, baß bie in Frage ftehenden Ordnungsſtrafen von ber 
bem betreffenden Beamten vorgejehten Behörbe zu verhängen find, ba auch bes 
teits während ber vollen Anwendbarkeit der Beftimmungen hes Stempelgejeßes 
auf Beamte nad 8. 30 dieſes Geſetzes die ordentlichen Stempelftrafen gegen 
Beamte, welchen eine Nichtbeachtung des Stempelgefeges zur Laft fiel, nur von 
ber ihnen vorgejegten Dienftbehörde ausgehen Tonnten, injofern alſo die Grund: 
füge über die Kompetenz unter der Aller. KRabinetsorbre die nämlichen geblieben 
fab, jo auch die Yeftimmung ber Nr. 3 der Allerh. Kabinetsordre, wonach das Er- 
wißigungs- und Niedesihlagungsrecht demjenigen Minifterium zufteht, zu deſſen 
Berwaltung ber betseffende Beamte gehört, lediglich als Konſequenz der bezüglich 
der Kompetenz getroffenen Beftimmung und daher als für bie Beurteilung ber 
Agentlihen Natur der fraglichen Drdnungsftrafen gleich bebeutungslos betrachtet 
wen muß; 

daß die Bezeichnung ber Strafen als Orbnungsftrafen auch darum nicht aus: 
Wiesgebend fein kann, weil bie in ber Allerh. Kabinetsorbre angedrohte Strafe 
Wi radfichtlich ihres Maßes von den wegen fonftiger Dienftvergehen disziplinariſch 
Ruerhängenden Orbnungsftrafen weſentlich dadurch unterjcheidet, daß fie nirgends 
ie Berüdfihtigung der größeren oder geringeren dienftlihen Verſchuldung bes 
Emuen zuläßt; 
ib der Karakter der nach Nr. 3 ber Allerh. Rabinetsorbre zu verhängenden 
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Strafen als wirklicher Stempelftrafen vielmehr im Geſetze jelbft dadurch erfennbar 
gemacht iſt, daß diefelben, wie fi aus den Schlußworten der Ir. 3 ergiebt, bei 
den Stempelftrafliften zu verrechnen find, und deshalb vie eine Ermäßigung 
oder Niederjchlagung betreffenden Verfügungen der Stempelftraflifte beigefügt 
werben follen; 

daß in Webereinftimmung hiermit die den Rejtripten vom 27. März 1862 und 
19. Oktober 1864 — Rh. Samml. Bd. 12 ©. 361 und 453 — zum Grunde 
liegende, in benfelben inhaltlich angeführte Allerh. Kabinetsordre vom 30. Januar 
1846 .beftimmt hat, daß Ordnungsſtrafen, welche nach der Allerh. Kabinetsordre 
vom 28. Oktober 1836 von der vorgefegten Behörde wegen vernadläffigter Bes 
obachtung der Stempelgejege gegen Juſtizbeamte feftgefegt find, wie andere 
Stempelitrafen zu behandeln und zu verrechnen und deshalb nicht zum Fonds 
zur Unterftügung hilfsbedürftiger Kinder verftorbener Juſtizbeamten, fondern zu 
den betreffenden Steuerklafien abzuführen feien; 

daß jonah auch Hierdurch die Natur ber nad) ber mehrallegirten Allerh. 
KRabinetsordre verhängten Ordnungsſtrafen ala wirklicher Stempelftrafen vom 
Geſetzgeber felbft beftätigt ift; 

daß es hiernach umfoweniger für gerechtfertigt erachtet werden kann, bie 
Grundſätze, welche das Stempelgejeg bezüglich der Kumulation mehrerer Strafen 
aboptirt hat, bezüglich der nad) der Allerh, Kabinetsordre von 1836 gegen Be- 
amte zu verhängenden Stempelftrafen außer Anwendung zu laffen, als die der 
Nr. 3 der Allerh. Kabinetsordre von den Vorderrichtern gegebene Auslegung, 
nad) welcher das Gejeg das im Vorhandenſein einer Mehrzahl von Stempel» 
tontraventionen hervortretende Verhalten. eines Beamten nur als ein einziges 
Disziplinarvergehen betrachtet willen will, fih —— als nicht allgemein 
richtig und zutreffend erweiſt; 

daß nämlich, da nach der Allerh. Kabinetsordre die Strafe auf den einfachen 
Betrag des nicht verwendeten Stempels, für den Fall jedoch, daß derſelbe die 
Summe von 50 Thlr. überſteigt, auf letzteren Betrag feſtzuſetzen iſt, jedenfalls 
ſo viel feititeht, daß foweit bei mehreren Akten der fehlende Stempel im Ganzen 
die Summe von 50 Thlr. nicht überfteigt, bezw. bis zur Konkurrenz biefer 
Summen das im $. 54 Tit. 20 Th. 2 Allg. Landredhts und im $. 22 des 
Stempelgejeges ausgefprochene Prinzip, wonach die Geldftrafe für jeden Einzel- 
fall befonders berechnet wird, auch Beamten gegenüber in voller Geltung ges 
blieben ift; 

daß wenn ſchon biefe Erwägung darauf hinführt, daß nad gleihen Grund» 
fügen auch verfahren werden folle, wenn bei einer Mehrzahl von Fällen ber 
Betrag von 50 Thlr. nur in Folge Zufammenrechnung des in ben einzelnen 
Fällen fehlenden Stempels überjritten wird, daß alfo die Nr. 3 ber Allerh. 
Rabinetsordre in dem Betrage von 50 Thlr. kein abjolutes Strafmarimum babe 
aufftellen, vielmehr nur die für den einzelnen Fall der Stempeldefraude zu be- 
ftimmende Strafe im Auge gehabt und für folde ein Marimum babe feſt⸗ 
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fielen wollen, für eine ſolche Geſetzesauslegung ſchließlich auch die Konjequenzen 
ſprechen, welche ſich aus ber entgegengefeßten Auslegung ergeben; 

daß dieſe der Entſcheidung des Appellationsrichters zum Grunde liegende Auss 
legung nämlich zur vollftändigen Straflofigfeit aller Stempeldefrauden führen 
würde, deren fi ein Beamter über den Betrag von 50 Thlr. hinaus ſchuldig 
gemacht hätte, berjelbe aljo beifpielsweife, wenn er fi, wie ber Beichuldigte im 
vorliegenden Falle zahlreicher und erhebliher Stempelbefelte fchuldig gemacht 
hätte, gerade fo und nicht höher beftraft werden bürfte, ala in einem Sal, wo 
nur ein einziger Defekt im Betrage von 50 Thlr. konſtatirt wäre; 

daß ein folches mit den Anforderungen ber Gerechtigkeit abjolut unvereinbares 
und auch dem Steuerinterefje augenjcheinlich nicht entiprechendes Reſultat um jo 
weniger in ber Abficht bes Geſetzgebers gelegen haben Tann, als auch eine andere 
Strafe ftatt der ber Nr. 3 ber Allerh. Kabinetsorbre entiprechenden Orbnungs- 
firafe nach ber Haren Vorihrift der Nr. 2 ibid. nur dann verhängt werden 
barf, wenn nad) ber Art bes Vergehens wegen verlegter Amtspflicht eine höhere 
Strafe eintritt, als hierzu mithin die bloße, den Thatbeftand der Nr. 2 und 3 
erfüllenbe Thatſache, daB Beamte bei ihren amtlichen Verhandlungen ben tarif- 
mäßigen Stempel nicht verwendet haben, niemals ausreihen Tann, in welder 
Zahl von Fällen auch das Stempelgefeg verlegt und wie hoch fich die dadurch 
dem Staate vorenthaltene Steuerfumme auch belaufen mag; 

daß hiernach bie, nad) ben ihr vorangegangenen Verhandlungen weſentlich 
duch den Mangel eines perjönlichen Interefies der Beamten bei der Nichte 
beachtung des Stempelgefeßes motivirte Allerh. Kabinetsordre vom 28. Oktober 
1836 nur bahin verftanden werben Tann, daß unter der Aufredthaltung des 
rechtlichen Saralters ber betreffenden Webertretungen des Stempelgefeges lediglich 
eine Serabminderung ber ordentlihen Stempelftrafe dahin von ihr bezwedt und 
erzielt wurbe, daß ftatt des Vierfahen des befraudirten Stempele in den in 
Rr. 2 gedachten Fällen die in Nr. 3 angedrohte mildere Strafe und zwar gleiche 
viel, ob ein einzelner Fal oder eine Mehrzahl von Fällen vorliegt, für jeben 
Fall ganz verhängt werben folle; 

daß ſonach das angegriffene Urteil die gedachte Allerh. Kabinetsordre durch irrige 
Auslegung und Nichtanwenbung verlegt hat und deshalb vernichtet werden muß. 1. 


71. 


Bei den Obergerichten der Provinz Hannover können auch jekt noch Anwalte 

als Hilfsrichter zugezogen werden. 

(Erf. des Ob.-Trib. in Berlin vom 25. Oft. 1876.) 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde hält den vorftehenden Say nad) $$. 15, 21 der 
Strafprozekordnung von 1867 und Art. 78 der Verf.-Urk. nicht mehr für richtig. 

Es ift dem nicht und jo wenig beizutreten, daß eine Bejahung der von ber 
Beihwerde vertretenen Anſchauung in ihren Konfequenzen zugleid den gelamm- 
ten Fechtszuſtand in Frage ftellen hieße, wie folder in biefer sen feit Jahren 
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für die übrigen Landestheile thatſächlich anerkannt und gehandhabt worben iſt. 
Der 8. 21 der Strafprogekordnung von 1867 beftimmt Lediglich, daß kein Urtheil 
und kein Beſchluß bei Vermeidung der Nichtigkeit unter Mitwirkung einer an: 
deren als ber geſetzlich vorgefchriebenen Richterzahl erlaffen werben folle. Was 
fi aus dieſer Vorſchrift, welche nur über die Zahl, nicht über die Qualifitation 
der zur Mitwirkung berufenen Richter Anorbnung trifft, zu Gunſten ber Be 
ſchwerde ableiten läßt, ift nicht abzufehen. Ebenfo .bezieht fi) der angerufene 
8.15 Biffer 2 dafelbft, wonach die Berufung von den Urtheilen, Beſchluſſen und 
Verfügungen der Straflammern an die aus fünf Mitgliedern des Appellationss 
gerichts beftehende Berufungsfammer gehen fol, foweit es ſich dafelbft um Bes 
Rimmung bes im Juftizorganismus für das Rechtsmittel der Berufung ſachlich 
zuftändigen Gerichts handelt, zunächſt nur auf Appellationsgerichte, alſo diejeni⸗ 
gen der im Geltungsgebiete der Strafprozeßordnung belegenen neuen Landes 
theile, worin durch die ergangenen Königl. Organtfations-Berorbnungen vom 
26. Juni 1867 (Geſetzſamml. S. 1073, 1085 und 1094) Appellationsgerichte 
neu eingeführt oder, wie biefes zufolge der Königl Verordnung vom 3. Dftober 
1866 (Gejeßfamml. S. 606) und Art. XVII. der Stönigl. Berorbnung vom 
25. Juni 1867, das Strafreht ꝛc in den durch das Geſetz vom 20. September 
1866 und die Gejege vom 24. Dezember 1866 mit der Monarchie vereinigten 
Landestheilen betreffend (Geſetzſamml. S. 921) für das Gebiet der ehemaligen 
freien Stadt Frankfurt der Fall, bie bereits beftehenden Appellationsgerichte in 
ihrer feitherigen Einrichtung belaffen worden find. Das vormalige Königreich 
Hannover kannte feine Appellationsgerihte; ſolche wurden auch daſelbſt nicht 
eingeführt, ſondern beſtimmte gegentheilig bie Königl. Verordnung vom 3. Oktober 
1866 (Geſetzſamml. S. 603) unter IIT., baß in den Reſſortverhältniſſen und Be- 
fugniffen der dafigen Juſtizbehörden für jegt eine Aenderung nicht, eintreten foll. 
Hiermit war bie feitherige Juſtizverfaſſung daſelbſt im Prinzip aufrecht erhalten 
und bie gleichzeitig durch die Veftimmungen unter I. und II, fowie jpäter 3. ®. 
durch die Königl. Verorbnung vom 27. Juni 1867, die Errichtung eines oberflen 
Gerichtshofs für die neuen Landestheile, betreffend (Geſetzſamml. S. 1103), die 
Königl. Verordnung vom 4. Scptember. 1867 die Ausdehnung der Zuftändigkeit 
ber Obergerichte in Hannover betreffend (Geſetzſamml. S. 1444), den Aller. 
Erlaß vom 2. Januar 1867, die Webertragung ber von dem vormaligen Hof⸗ 
marſchallamt zu Hannover bisher geübten freiwilligen Gerichtsbarkeit betreffend 
(Geſetzſamml. S. 31), eingeführten Modifikationen der Gerichtsverfaffung, welche 
fi) theilweife, namentlich im letztgenannten Falle ausbrüdlic, als Abänberungen 
bes Gefetes vom 8. November 1850 ankündigen, berühren jedenfalls nicht den 
Bier in Frage ftehenden Beſtand und die Zufammenfegung der hannoverjchen 
Dbergerichte, ſoweit fie bei Strafſachen mitzuwirken berufen find. Es konnte 
alfo, nahdem die Strafprogekorbnung vom 25. Juni 1867 für Hannover zur 
Einführung gelangte und mie im Tit. III. nur folde Aenderungen bewirkte, 
welche nicht bie Zufammenfegung der Gerichte an fidh, fondern nur den einzelnen 
Fall betrafen, fi nur darum handeln, innerhalb des Rahmens der beflehenden 
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Gerihtsverfafjung die Behörden zu beflimmen, welde die in den übrigen neuen 
Landestheilen den Amts, Kreis- und Appellationsgerihten überwiefenen Funktio- 
nen der Strafreshtspflege auszuüben haben, wie ſolche aus der Etrafprozekord- 
nung und der bafelbft getroffenen Ordnung bes Inftanzenzuges fi ergeben. 
Die barauf bezügliche Anordnung enthält Art. XV. $. 4 der Königl. Verordnung 
vom 25. Juni 1867. Derfelbe überweiſt die Verrichtungen der Straflammer und 
Rathalammer den Kleinen Senaten, diejenigen der Berufungstammer den großen 
Genaten ber Obergerichte. Es findet fih auch bier keine Andeutung dafür, daß 
der Geſetzgeber fich jene Senate in einer anderen als der jeitherigen Verfaflung 
gedacht, namentlich daß er in Beziehung auf die bis dahin beflandene Befähis 
gung, in denſelben als Richter mitzuwirken, andere Beſchränkungen, als fie die 
Strafprogeßorbnung jelbft in ihrem dritten Zitel trifft, vor Augen gehabt habe. 
In Ermangelung jeden Anhaltspunttes für das Gegentheil muß vielmehr ange- 
nommen werben, daß ber $. 4 bie feitherige Einrichtung geradezu als-fortbeftehend 
vorausfegte, um jo mehr als Art. XII. dafelbfi, welcher die durch Einführung 
der Strafprogeßorbnung in Sannover außer Kraft tretenden jeitherigen Geſetze, 
wenn auch nur in exemplifizivender Weife aufführt, weder des jo wichtigen Ge⸗ 
richteverfaſſungsgeſetzes vom 8. November 1850 im Allgemeinen, noch des $. 40 
defielben im Bejonderen Erwähnung thut. Wie wenig e&. in ber Abficht ber 
Strafprogeborbnung von 1867 gelegen haben kann, an einer Einrichtung wie bie 
vorliegende, wo ſolche einen Beftandtheil der fortbeftehenden Gerichtsverfaſſung 
biete, zu rütteln, ergiebt Art. XVIL der Königl. Einführungsverordnung vom 
23. Juni 1867, wo Art. 14 des Geſetzes über das Verfahren in Straffadhen für 
das Gebiet der freien Stadt Frankfurt vom 15 Mai / Sevtember 1856, welcher für 
Fälle nothwendiger Vertrelung von Mitgliedern des Stabtgerichts und Appella- 
tionsgerichts Frankfurter Rechtögelehrte, wenn fie nur bie Richtereigenſchaft bes 
fiten, ſchlechthin als Ergänzungsrichter zuläßt, mit einer hier nicht weiter veles 
direnden Maßgabe aufrecht erhalten wird. Wenn endlich eine Abänderung des 
feitherigen Rechtszuftandes aus der durch das Geſetz vom 20. September 1866, 
som 1. Dktober 1867 für Hannover in Kraft getretenen preußiihen Verfaſſung, 
insbefondere bem Art. 87 Abf. 1 der Verfafjungsurkunde hergeleitet wird, fo ift 
anch diefes nicht anzuertennen. Der Art. 87 beftimmt in dem bier angerufenen 
erſten Abjat, daß bie Richter von dem König oder in befien Namen auf ihre 
Lebenszeit ernannt werben follen. Derfelbe ftatuirt im Intereſſe ber richterlihen 
Unabhängigkeit die Lebenslänglichkeit ſowohl für die geichehene ıg hertragung ber 
Wehterbefähigung durch Ernennung zum Richter, als folgemeiigeg,- etwaige Er⸗ 
wennang des Letzteren zu einer beftimmten Richterſtelle; berjelbe hat das Dauernde 
eb Unmwiberrufliche der Richterqualifikation und Nichteranftellung un Auge, ſo⸗ 
wo nicht Abi. 2 Ausnahmen geftattet, bezieht ſich aber nicht auf Diejenigen 
File, wo vorübergehend einzelne Richterfunktionen ober die Funktionen einer 
spduen Stelle zur Anebildung, zur Aushilfe oder Vertretung durch Perſonen 
Migehbt werben jollen, welchen bie Qualifikation ober das Amt noch nicht beie 
iR. Diefe Fälle umfaßt mit der Art. 90, welder bie Befähigung nad, 
20° 
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Vorſchrift der Geſetze als Vorausfeßung für die Berufung zur Ausübung 
des Richteramts aufftellt. Nur die rüdfichtlich der Ricterbefähigung beftehenben 
Geſetze vermögen mithin über die Frage zu entiheiden. In Folge deſſen tft nur 
kurze Zeit nad Promulgirung der Verfaſſungsurkunde, aljo fiherlid in dem 
Bewußtſein, fi damit in Uebereinftimmung zu befinden, Art. XV. des Geſetzes 
vom 26. April 1851, betreffend Zufäße zu der Verordnung vom 3. Januar 
1849 2c. ergangen, welcher bie Referendarien, obſchon ihnen bie lebenslängliche 
Richterbefähigung noch nicht beiliegt, zur zeitweifen Verſehung der Funktion eines 
Hilferichters für qualifizixg erlärt, ferner ber 8. 8 des Geſetzes über die jurifti- 
ſchen Prüfungen vom 6. Mai 1869, welder diefe Dualifitation, wenn aud in 
beichränttem Maße, aufrecht erhält. Ebenfo find bie Beftimmungen im $. 36 
ber Verordnung vom 2. Sanuar 1849, die Aufhebung der Privatgerichtsbarteit x. 
betreffend, über bie Verwendung von Berichtsaffefjoren, obſchon dieſe zur lebend 
länglihen Berfehung einer beftimmten Richterftelle noch nicht ernannt find, mit 
vollem oder beſchränktem Stimmredt im Nichterdienft, feither in anerkannter 
Wirkſamkeit geblieben, und .baflelbe gilt für das Herrichaftsgebiet des franzöfiichen 
Rechts, wo der Tit. II. Art. 49 des Kaiferl. Dekrets vom 30. März 1808, bie 
Polizei ꝛc. der Gerichtshöfe betreffend, eine dem $. 40 des hannoverfchen Geſetzes 
analoge Anordnung getroffen, welche nad wie vor gehandhabt wird. Das 
Rechtsmittel hat hiernach, wie gejchehen, zurüdgewiefen werden müffen. 1. 


72. 


Stempel. Miethövertrag. Verlängerung. 
(Erk. des Ob.⸗Trib. in Berlin vom 25. Oft. 1876.) 


9. hatte einen ſchriftlichen Miethsvertrag auf zwei Sahre mit ®. über eine 
Wohnung gejähloffen, inhaltlich defien der Kontrakt als auf ein Jahr verlängert 
gelten jollte, wenn nicht mit Eintritt des legten Halbjahrs fhriftlihe Kündigung 
erfolgen würde, Eine ſolche ift nicht erfolgt und H. nach Ablauf ber zwei Sabre 
wohnen geblieben. Er ift aus 88. 6, 21, 22 des Stempelgefeßes beftraft, weil 
‚zur Verlängerung bes abgefchlofienen WMiethsvertrags ber gejeglih erforderte 
Stempel nicht rechtzeitig verwendet war. Die Nichtigkeitsbeichwerde des H. bes 
ftritt die Stempelpflicht, ‚weil er nicht auf Grund des früheren Kontrakts, ſon ⸗ 
bern einer nado. eſſen Abſchluß mit dem Vermiether getroffenen mündlichen Abs 
rede wohnen Yaggleben fei, wonach biejer ihm die Wohnuug für denjelben Preis 
noch auf ein weiteres Jahr vermiethet und über welche derſelbe ihm eine fchrifts 
liche, nur von ihm unterfchriebene Beicheinigung gegeben habe. Das Obertris 
bunal wies die Nichtigkeitsbefhwerde zurüd, weil durch eine einfeitige Erklärung 
des Vermiethers der urſprungliche Miethevertrag und bie durch benfelben be- 
gründete Stempelpflichtigkeit ber ſtillſchweigenden Verlängerung befielben nicht 
bejeitigt werden Tann, gleihviel, ob jene Erklärung fhriftlih oder mündlich 
erfolgte. 1. 
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73. 


Störung der Sonntagsfeier. Schanfbetrich. Polizeiverordnung. Gültigkeit. 
(Ext. des Ob. Trib. in Berlin vom 3. Oft. 1876.) 


In Erwägung, daß bie Polizeiverorbnung der Königl, Regierung zu D. vom 

14. Dezember 1853, deren Zwed es ift, „ven äußeren Störungen, welche eine würdige 
Feier dee Sonn- und Fefttage beeinträchtigen, entgegenzutreten“, auf bie Allerh. 
Rabinetsorbre vom 7. Februar 1837, ſowie $. 11 des Geſetzes über die Polizei⸗ 
verwaltung vom 11. März 1850 fih fügt, und was bie Strafandrohung ans 
geht, auf den $. 390 Nr. 8 bes preuß. Strafgeſetzbuchs, an defien Stelle ber 
gleihlautende 8. 366 Nr. 1 bes Reichsſtrafgeſetzbuchs getreten if, Bezug nimmt; 

baß letztere mit Geldſtrafe bis zu 20 Thalern oder Haft bis zu 14 Tagen den 
jenigen bebroht, welcher ben gegen die Störung ber Feier der Sonn- und Feft- 
tage erlafjenen Anordnungen zuwiderhandelt; 

daß nun durch den $. 7 der genannten Verorbnung „die Verabreichung von 
Speiſen und geiftigen Getränken in Wirthshäufern und Schankftätten — außer 
an Reifende — während der Dauer des vor- und nachmittägigen Hauptgottes- 
dienftes unterfagt wird”, — biefes Verbot aber nicht, wie es das Urtheil a quo 
annimmt, mit der bezogenen Gejegesbeftimmung in Widerfpruch ſteht; 

daß nämlich zunächſt davon auszugehen ift, daß der an die Verabreihung von 
geiftigen Getränken in Wirthshäufern und Schantftätten fi knüpfende Verkehr 
mit den ihn erfahrungsmäßig begleitenden Folgen die äußere Heilighaltung der 
Sonns und Fefttage, zumal in den Stunden, welche vorzugsweife der kirchlichen 
Feier und flillen Sammlung gewidmet find, zu flören und das veligiöfe Gefühl 
im verlegen geeignet iſt; 

daß andererfeit8 ber 8. 366 Nr. 1 cit. nicht vorausfegt, daß im einzelnen 
Falle eine Störung der Sonntagsfeier wirklich eingetreten fei, da er nicht den⸗ 
jenigen, der dieſe Feier Hört, mit Strafe bedroht, fonbern denjenigen, welcher 
den gegen bie Störung berjelben erlaffenen Anordnungen zuwiderhandelt, 

daß demnach der Polizeirichter den 8. 7 der angeführten Verordnung und den 
4. 366 Nr. 1 des Strafgeſetzbuchs verlegt hat, indem er hier um beswillen den 
aferen für unverbindlich erachtete und legterem die Anwendung verfagte, weil 
die verbotene Sandlung weder an fi) noch nad) Lage des peziellen Falles eine 
Störung der allgemeinen Sonntagsfeier herbeizuführen geeignet gewefen ſei. 1. 
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74. 


Gewerbeordnung. Dampffefielanlagen. Lokomobilen. 
(Ext. des Ob.-Trib. in Berlin vom 1. Nov. 1876.) 


Bei beweglichen Dampflefieln kann von einer Betriebsftätte im Sinne des 
8. 25, d. 5. einem beftimmten Orte, an welchem der Betrieb flattfinden fol, 
nicht bie Rede fein. Die Bezeichnung derſelben als bewegliche drüdt gerade 
aus, daß fie dazu beflimmt find, von Ort zu Ort gebracht und je nach Bebürfniß 
beute bier, morgen bort in Betrieb gejeßt zu werben. Deshalb wirb auch Die 
polizeiliche Erlaubniß zu deren Inbetriebfegung nicht für einen beftimmten Ort, 
ſondern unbeſchränkt für den ganzen Bereich der Zuftändigkeit der konzedirenden 
Behörde ertheilt. Hat ber Inhaber diefe Genehmigung einmal erlangt, fo können 
fie an jedem beliebigen Orte aufgeftellt und in Betrieb gefegt werben, ohne daß 
es hierzu einer weiteren Genehmigung bedarf. Es find hierbei nur bie fpeziellen 
lotalpolizeilihen Vorſchriften zu beobachten. — Vergl. die Motive zu 8. 24 ber 
Neichsgewerbeorbnung; Cirkularverfügung ber preuß. Minifterien für die. Finan- 
zen ꝛc. vom 4. September 1869, betreffend die Anweifung zur Ausführung der 
Neichsgewerbeordnung unter 4 diefer Anweifung; Cirkularverfügung bes preuß. 
Minifters für Handel ꝛc. an’ ſämmtliche Regierungen, betreffend die Aufftellung 
unb den Bebraud) von beweglihen Dampflefjeln vom 13. März 1855, Minifte- 
rialbl. für bie innere Verwaltung ©. 49: — Die besfallfigen Vorſchriften ber 
letztgedachten Verfügung find, da die Bekanntmachung bes Reichskanzlers, betref- 
fend allgemeine polizeiliche Beftimmungen über die Anlegung von Dampfkeffeln, 
vom 29. Mat 1871 — Reichsgeſetzbl. S. 122 — einjhlägige Beftimmungen nicht 
enthält, nad) $. 24 ber Reichsgewerbeordnung heute noch in Kraft. Der Berus 
fungsrichter hat daher dadurch, daß er den vom Angellagten angetretenen Beweis 
aus rechtsirrigen Gründen abgelehnt hat, dieſen in feiner Vertheidigung unzu⸗ 
läffiger Weile bejchräntt, und unterliegt fein Urtheil nebft dem ne 
Verfahren ſonach der Vernichtung. 


75. 


Sanfleregulativ. Ankauf zum Wiederverfauf. Beftellung. 
(Erk. des Ob.⸗Trib. in Berlin vom 13. Oft. 1876.) 


In materieller Beziehung iſt gegen bie $$. 5 und 26 des Haufirregulas 
tivs vom 28. April 1824 durch Nichtanwendung und gegen ben 8. 55 der Reiches 
gewerbeorbnung vom 21. Juni 1869 dur unrichtige Anwendung gefehlt. Denn 
nad) $. 55 eit. wird zwar das Erforberniß eines polizeilihen Legitimations« 
heins zum Gewerbebetriebe im Umbherziehen, nicht aber die Steuerpflich⸗ 
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tigleit eines derartigen @ewerbebetriebs durch vorgängige Beſtellung generell 
ausgeichloffen. Der 8.5 Rs Hauſirregulativs ſpricht vielmehr die Steuer 
pflihtigkeit bes buch Auflauf zum Wieberverfauf im Umberziehen betrie- 
benen Viehhandels unbedingt und ohne Küdfiht auf eine etwa vorausgegans 
gene Beſtellung feitens des Käufers ober Verkäufers aus. Die rechtsirrthümliche 
Auffefiung des Berufungsrichters bezüglich der Rechtsfolgen einer vorgängigen 
Beſtellung beruht anfdeinend auf einer Verwechslung des im Strafbeſcheid der 
Koͤnigl. Regierung zu ©. unrichtig zitirten $. 2 mit dem bier zutreffenden 8. 5 
des Sanfirregulatins. Der Berufungsrichter würde aber auch dem geſetzlichen 
Begriff der „Beftellung“, wenn es auf eine folde überhaupt ankäme, eine zu 
weite Ausbehnung geben, wenn er in dem generellen Erbieten des Zeugen ©., 
dem Angeflagten €. H., das von demfelben aufgefaufte Vieh, inſoweit ſich ihm 
zu einer anberweiten vortheilhaften Verwendung befielben keine Gelegenheit bieten 
möchte, für einen beftimmten Preis abzunehmen, eine dem Geſetz genügende 
„Beſtel lung“ finden wollte. Denn eine „Beftellung“ im gejeglihen Sinne 
fet eine individuelle Bezeichnung der beftellten Waaren voraus. 1. 


76, 


Einfluß der Diszipfinar-Entiheibung gegen einen Beamten auf ben privatrecht⸗ 
lichen Anſpruch anf das Gehalt nnd auf die Verfolgung dieſes Anſpruches 
vor Geridt. 

(Ext. des Gerihtsh. zur Entſch. der Komp-Konfl. in Berlin vom 10. Oft. 1874.) 


Kläger erhielt auf feine Meldung die vom Magiftrat zu Cöslin öffentlich 
mit einem Sahreseintommen von 500 Thlr. ausgebotene Stelle eines Kantors 
und Organiften an der St. Marienkirche dafelbft und trat diefelbe am 1. Oktober 
1866 an. Neujahr 1867 und Inhalts der von dem Königlichen Konfiftortum zu 
Stettin beftätigten und ihm im Februar oder März 1867 zugeftellten Vokations⸗ 
urdunde vom 4. Oftober 1866 wurde er angewieſen, noch den Gejangunterricht 
an der ftäbtiihen Schule zu ertheilen. Er fügte fi) auch biefer Anordnung 
widerſprach aber berjelben wiederholt und ftellte endlih am 1. Januar 1873 den 
Unterriht ein. Er wurde daher im Wege der Disziplinerunterfuhung wegen 
P ichtverlegung durch die Entſcheidung des Königlichen Konfiftoriums zu Stettin 
vom 18. September 1872, unter Verluft eines, von der Königlichen Regierung 
zu Coslin zu beſtimmenden und demgemäß auch Durch deren Refolut vom 2. Februar 
1873 auf 114 Thlr. 14 Sgr. 4 Pf. feitgefegten Theils feines Geſammteinkommens 
von 500 Xhlr., als Geſanglehrer entlaflen. ü 

Er wollte jedoch den Abzug ſich nicht gefallen laſſen, weil er fein Amt nur 
ni dem ausgebotenen Gehalt und Umfang, namentlich ohne Bejangunterricht, 
Mernemmen babe, und verklagte baher die Stadtgemeinde zu Cöslin bei dem 
dauigen Königlichen Kreisgericht auf Zahlung des für das erfle Halbjahr 1873 
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mit 57 Thlr. 7 Sgr. 6 Pf. aurüdgehaltenen a nebft 5 p&t. Verzugezinſen 
feit 1. Juli 1873, 

Verklagte hielt zunächſt den Rechtsweg für unzuläffig, weil nur die Verwal⸗ 
tungs= und Pisziplinarbehörde über den Umfang und die Verlegung des Amtes, 
jowie über die Folgen ber Pflihtwidrigkeit zu befinden und im vorliegenden Fall 
auch rechtskräftig entſchieden habe. Sodann beftritt fie den Anſpruch des Klä⸗ 
gers auf Grund ber allein maßgebenden Vokationsurkunde und hob hervor, daß 
das Gehalt gerade mit Rüdfiht auf den Geſangunterricht von den ſtädtiſchen 
Behörden unter Mitwirkung ber Königlihen Regierung um die jetzt dem Kläger 
gekürzte Summe bis zum Betrage von 500 Thlr. erhöht und Kläger davon bei 
feiner Meldung in Kenntniß gefegt, ſowie in der Fähigkeit zur Ertheilung bes 
Gejangsunterrichts geprüft worden fei. h 

Das Königliche Kreisgeriht zu Cöslin ließ nach feinem Erkenntniſſe vom 
21. November 1873 mit Rüdfiht auf das, aud für den Kläger, wie für alle 
mittelbaren Staatsdiener, geltende Gejeg vom 24. Mai 1861 den Rechtszug zu, 
wies jedoch ben Kläger zur Zeit ab, weil er nod nicht in Gemäßheit des gedach⸗ 
ten Gejeges die Entſcheidung feines Vermaltungschefs herbeigeführt habe. 

Es wurde jedod von bem Königlichen Konfiftorium in Stettin der Kompe⸗ 
tenztonflitt erhoben. Derfelbe ift auch für begründet erachtet worden. 

Das Königlihe Konfiftorium war nad) der Berorbnung vom 27. Juni 1845 
als Auffichtsbehörde des Klägers befugt, denfelben in Gemäßheit der Kabinets⸗ 
ordre vom 22. April 1822 aud wegen Dienftwidrigkeiten in dem, mit feiner Ge⸗ 
nehmigung übertragenen, Nebenamt eines Gefanglehrers an der ſtädtiſchen 
Schule zur Disziplinarunterfuhung zu ziehen und auf Grund bes Allgemeinen 
Landrechts II. 11 $. 530, $. 567 aus diefem Amte, unter Berluft des damit ver⸗ 
bundenen Gehalts, zu entlaffen. Die hiernach getroffene Disziplinarentideidung 
tonnte daher von dem Kläger nur mit ben, in dem Disziplinarverfahren gejet- 
lich zuläffigen Rechtsmitteln, nicht aber mit einer Klage bei dem ordentlihen 
Gericht angefochten werben. Ueberdies ift der in der Disziplinarentſcheidung 
ausgeſprochene Verluft des Gehalts nur die nothwendige Folge der erlannten 
Entfernung aus dem Amte und kann um jo weniger zum Gegenfland einer ge- 
tichtlichen Entſcheidung gemacht werben, als damit die Entfernung aus dem 
Amte felbft gegen die allein maßgebende Disziplinarentſcheidung in Frage geftellt 
würde. — Hierin wird auch dadurch nicht geändert, Daß das mit bem fraglichen 
Amte verbundene Gehalt nicht an fid) beftimmt war, fondern ven der Disziplinars 
behörde erft nad dem Berhältniß zu dem Geſammteinkommen feſtgeſtellt 
wurde, zumal da ber Stläger gegen den auf biefe Weife feftgejegten Betrag bes 
. Gehalts für den ihm entzogenen Befangunterricht nichts erinnert hat. 

Endlich kann fich Kläger auch nicht darauf berufen, daß er nur einen, bereits 
vor Empfangnahme der Vokationsurkunde durch Ausbietung und Annahme der 
Stelle erworbenen, Anſpruch auf das volle, ohne ben Geſangunterricht ihm zu- 
tommende Gehalt von 500 Thlen. geltend made. Denn, wie bereits in den Er⸗ 
Tenntniffen des Königlichen Gerichtshofes zur Entſcheidung der Kompetenztonflitie 
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vom 2. November 1850 (Iuftig-Minifterial-Blatt 1851, ©. 35) und vom 9. März 
1867 (Iufti Minifterial-Blatt 1867, S. 342) ausgeführt if, fteht es nur ber 
Auffichtsbehörde, mit Ausſchluß des Nechtsweges, zu, über ben Umfang ber 
Dienftverpflihtungen eines Beamten zu entſcheiden. IA demgemäß im vorliegens 
den Falle von der Disziplinarbehörde ausgeiprochen worden, daß aud) bie Erthei- 
lung des Geſangunterrichts zu den Dienftobliegenheiten des Klägers gehört habe, 
fo ift die gerichtliche Erörterung ber entgegengefeßten Annahme zur Prüfung bes 
dadurch bedingten Anſpruchs des Klägers nicht mehr zuläffig, zumal da bie Ent⸗ 
ſcheidung ber Dienftbehörde vom Kläger nicht mit den im Disziplinarverfahren 
wläffigen Rechtsmitteln angegriffen und daher rechtskräftig geworben it. 1. 


77. 


Nach SS. 86 und 87 der Rhein. Gemeindeordnung vom 23. Juli 1845 (Gejet: 
fammi. S. 523; cfr. Gejek vom 15. Mai 1856, Geſetzſamml. ©. 435) 
ftellt die vom Gemeinderath angeordnete Repartition der Einquartierungslaft 
nad dem Steuerfuße ih als eine Vertheilung von Gemeindeauflagen dar. 
Die Frage, ob zu berjelben ein Gemeindemitglied als Forenfe herangezogen 
werden Tann, it — mit Ausſchluß des Rechtsweges — lediglich durch die 
Auffihtödehörde zu enticheiden (Rhein. Reſſort-Reglement vom 20. Juni 1818, 
%. 8 und 10, rhein. Sammi. Bd. 1 ©. 506.) 


(Ext. des Gerichtsh. zur Entf. der Komp.-Konfl. in Berlin vom 8. Ian. 1876.) 


Der Kreisgerichtsrath ©. zu E. befigt in der Gemeinde 9. einige Felder 
und Wieſen, jedoch keine Bebäube. 

Im Jahre 1870 während des Krieges wurbe Seitens ber Gemeinde 9. bie 
Zheilnahme an der Naturaleinquartierungslaft von ©. gefordert und Ende 1870 
ihm unter Androhung der Exekution aufgegeben, für Cinquartierung, welche die 
Gemeinde während der Kriegszeit für ihn bei dem Wirth E. untergebracht habe, 
15 Zhlr. an die Gemeindekaſſe zu zahlen. Er hat die Zahlung geleiftet, jedoch 
nad) vergeblicher Beſchwerde bei den Verwaltungsbehörden die Klage auf Rüde 
sblung gegen die Gemeinde H. erhoben. Die Bellagte ſetzte derjelben den Ein- 
wand der Intompetenz des Gerichte — richtiger ber Unzuläffigleit des Rechts 
wegs — entgegen. 

Durch Ertenntniß ber Kreisgerichtskommiſſion zu Ehrenbreitftein vom ‘ 
Mr April 1875 wurde indefjen dieſe Einrede verworfen und nunmehr durch 
Ylenorbeihluß ber Königlichen Regierung zu Koblenz vom 8. Juni 1875 ber 
Lewyetenzkonflikt erhoben. 

Die Königliche SKreisgerichts - Rommilfion zu Ghrenbreitftein hält ben 
Sumpetenz- Konflikt für nicht begründet, ber Königliche Juſtizſenat daſelbſt hält 
betjben für begründet. j 

Der Kompetenztonflitt mußte für begründet erachtet werden. 


x 
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Nach 8. 86 der Gemeindeordnung für die Rheinprovinz vom 23. Juli 1845 
Geſetzſamml. S. 523) — welche durch Geſetz vom 15. Mat 1856 (Geſetzſamml. 
©. 435) wieder hergeftelt ift — if in Anfehung derjenigen Ausgaben und 
Dienfte, welche zur Erfülung von Pflichten der Gemeinden gegen den Staat 
nothwenbig find, die Gemeinde dasjenige zu leiften verpflichtet, was nach ben 
Feſtſetzungen der Stantsbehörbe erfordert wird, und nach $. 87 ibid. hat ber 
Gemeinderat über die Art, wie die Ausgaben gebedt werben follen, ſowie über 
den Bertheilungsmaßftab der Dienfte zu befchließen. 

Hiernach fiellt die von dem Gemeinderath angeorbnete Repartition der Ein- 
quartierungslaft nach dem Steuerfuß fi) als eine Vertheilung von Gemeindes 
auflagen dar, und bie Frage, ob Kläger zu benfelben gefegwidrig herangezogen 
fei, ift nach $$. 8 und 10 des Rhein. Reffort:Reglements vom 20. Juni 1818 
(Rhein. Samml. Bd. I. S. 506) dem Rechtswege entzogen; es it nad $. 117 
lit. c. ber Gemeindeordnung vom 23. Juli 1845 bie Beſchwerde bes Klägers 
über die ihm als Gemeindemitglied auflehenden Rechte lediglich durch die Aufs 
ſichtsbehörde zu entjcheiden (Vergl. die Erkenntniſſe bes unterzeichneten Gerichts- 
bofes vom 7. Mai 1859 — Juſtizminiſt⸗Bl. 1860 ©. 114, vom 4. Juni 
1851 — Iufizminifl.-Bl. ©. 253, und vom 6. Oktober 1855 — Juſtizminiſt.⸗Bl. 
1856 ©. 63). 

Daß die Dualität des Klägers als Forenfe nicht einen ſpeziellen Befreiungs⸗ 
titel begründet, bedarf Feiner Ausführung. 

Infoweit Kläger fi) auf die Behauptung der Unzuläffigteit der Adminiſtrativ⸗ 
Exekution ftügt, find feine Ausführungen ebenfalls nicht begründet, ba die Zus 
läffigfeit der Exekution fih aus $. 23 Schlußfag der Gemeindeordnung vom 
23. Juli 1845 und $. 48 Nr. 1 der Verordnung vom 26. Dezember 1808 er- 
giebt, und das von ihm in Bezug genommene Erkenntniß vom 13. Oktober 1873 
(Juſtizminiſt.⸗Bl. S. 325) den bier vorliegenden Fall nicht trifft. 1. 


78. 


Für Streitigkeiten der Armenverbände über Die öffentliche Unterſtütung Hilfe 
bedürftiger ſind uicht die ordentlichen Gerichte, ſondern die Verwaltungs⸗ 
gerichte zuftändig. 

(Erf. des Gerichtsh. zur Entſch. der Komp.-Ronfl. in Berlin vom 18. Nov. 1875.) 


Die Dienftmagd T. aus S. auf der Infel Rügen erkrankte am 21. Mai 
1871 in dem zum forſtfiskaliſchen Armenverbande des Foritreviers T gehörenden 
Orte Saatwintel an den Poden. Sie begab fi nad) Spandau, wurde in das 
dortige ftädtifche Krankenhaus aufgenommen und bafelbft bis zum 20. Juni 
1871 verpflegt. Der Magiftrat, „in Vertretung bes ſtädtiſchen Krankenhauſes 
zu Spandau“, hat am 13. November 1873 den Königl. Forfifistus, vertreten 
durch die Königl. Regierung zu Potsdam, auf Erflattung der Verpflegungstoften 
im Betrage von 10 Thlen. 12 Sgr. 6 Pf. bei dem Königl. Kreisgericht zu 
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Potsdam verflagt. In der Klage wird ausgeführt, dab dem forftfistaltichen 
Armenverbande, in beifen Bezirk die T. erkrankt fei, zunächſt die Fürforge für 
Iegtere obgelegen habe, daß die Aufnahme berfelben in das ftädtifche Kranken⸗ 
haus zu Spandau erfolgt fei, weil fie ohne Gefahr für ihre und Anderer Ge: 
ſundheit nicht habe zurückgewieſen werben Tönnen, daß mithin der Kläger aus 
Gründen der Nothwenbigteit die dem Verflagten obgelegene Fürforgepfliht für 
denfelben präftirt habe und die Erftattung der Verpflegungskoflen, welche Kläger 
aus ber ftäbtiichen Armentaffe beftritten habe, nach den Beftimmungen über bie 
Gejhäftsübernahme ohne Auftrag, bezw. die nüßlihen Verwendungen von, dem 
Verklagten fordern könne. Der Bagatell-Rommifjarius bes Kreisgerichts zu 
P. lehnte mit Bezug auf 8. 38. des Reichagefeges vom 6. Juni 1870 über den 
Unterftügungswohnfit die Einleitung der Klage wegen mangelnder Kompetenz ab, 
wurde aber auf Antrag bes Klägers durch Verfügung des Kammergerichts zur 
Einleitung veranlaßt. Der Berklagte beantragte nunmehr, daß die Klage gänz: 
lich, eventuell bezüglicd) der über ben Tarif geforderten Berpflegungstoften, zu⸗ 
rüdgewiefen werde. Nach Erledigung eines Beweisverfahrens erkannte das Königl. 
Kreisgeriht zu P., Kommiffion für Bagatellfahen, am 3. September 1874, daß 
der Kläger mit der erhobenen Klage abzumweifen fei, weil nicht nachgewieſen,⸗daß 
die T. bis zu ihrer Erkrankung in Saatwintel ortsangehörig gewejen fei. Gegen 
biejes Erkenntniß hat der Kläger den Rekurs erhoben. Das Kammergericht hat 
den Rekurs eingeleitet und Termin zur Entſcheidung über denſelben und zur 
Verhandlung über die Kompetenz auf den 27. Mat d. 3. anberaumt. Die 
Königl. Regierung zu Potsdam bat hierauf mittelft Plenarbeichluffes vom 
21. Mai d. 3. den Rompetenztonflitt erhoben. Das Rechtsverfahren ift ſodann 
eingeftellt worden. 

Das Königl. Kammergeriht hält den Kompetenz⸗Konflikt für begründet. weil 
es fid um einen Streit zwiſchen Armenverbänden handle, welcher zur Zuftändigs 
feit der Vermaltungsgerichte gehöre. 

Dieſe Anfiht ift richtig. 

Die T. bat in Spandau, wie vom Kläger zugeftanden wird, bie öffentliche Armens 
pflege in Anſpruch genommen, und biefe ift ihr vom Kläger durch Aufnahme in 
bas ftäbtiihe Krankenhaus gewährt worden, indem die Verpflegungstoften nad) 
der eigenen Angabe des Klägers aus der flädtifchen Armenkaſſe gededt find. 
Mitbin liegt ein Akt der öffentlichen Armenpflege vor. - Die Stadt Spandau hat 
als Armenverband dieſe Armenpflege geleiftet und verlangt Erftattung der Koſten 
von dem verklagten forſtfiskaliſchen Armenverbande, weil dieſer der geſetzlich zunächſt 
fürjorgepflichtige Armenverband jei. Folglich handelt es fi um Enıfdeibung 
der Frage, ob der Verklagte armenrechtlid) zur Crftattung jener Koften ver- 
pilihtet jei, aljo um eine Streitigleit über bie öffentliche Unterftügung Hilfe 
bebürftiger im Sinne des $. 37 des Reichsgefeges vom 6. Juni 1870 über ben 
Unterftügungswohnfit. Für ſolche Streitigkeiten find aber fowohl nad ben 
früher in Geltung gewejenen Bejtimmungen der 88. 40 ff. des Ausführungsgefetes 
vom 8. März 1871 Geſetzſamml. S. 130) und der 99. 187 ff. der Kreis: 
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ordnung vom 13. Dezember 1872 (Gejegfamml. S. 661), wie nad) dem gegen- 
wärtig geltenden $. 3 bes Geſetzes vom 3. Juli 1875, betreffend die Berfaflung 
ber Verwaltungsgerichte ıc. (Geſetzſamml. S. 375), nit die ordentlihen Berichte, 
fondern die Verwaltungsgerichte zuftändig, wie dies aud) in neueren Entſcheidungen 
des Bundesamts für das Heimathweien (Wohlers, Sammlung Heft IV. ©. 83, 
Heft V. ©. 102, 105, 107, 108) wieberholt anerkannt mworben iſt. Die Zus 
ftänbigfeit der Königl. Regierung zu Potsdam zur Erhebung bes Kompetenz⸗ 
Konflikts unterliegt nad) 8. 83 Abf. 1 bes Gefeges vom 3. Juli d. 3. keinem 
Bebenten. % 


79. 


Die Strafbarfeit der Ertheilung des Schulunterrichts in der Religion ohne ſtaat⸗ 
‚liche Erlaubniß betreffend. 


(Ertl. des Ober-Trib. in Berlin vom 6. Jar. 1876.) 


Der Implorant rügt unrichtige Geſetzesanwendung, weil die wider ihn zur 
Anwendung gebradjte Strafbeftimmung bes $. 132% des Reichsſtrafgeſetzbuchs auf 
ben feftgeftellten Thatbeſtand nicht paſſe. Diefe Rüge ift unbegründet. Ein 
Geiſtlicher, welcher den Religionsunterricht in ber öffentlichen Volksſchule ertheilt, 
übt, wie der Appellationsrihter in Hebereinftimmung mit dem Erkenntniſſe bes 
Königl, Obertribunals vom 12. Oktober 1874 wider R. (Entſcheidgn. des Ober- 
tribunals Bb. 73 ©. 406, Dppenhoff, Rechtſprechung Bb. 15 ©. 655) völlig 
zutreffend ausgeführt hat — wenigftens im Gebiete des Allg. Landrechts — ein 
öffentliches Amt aus und handelt mithin dem $. 132 a. a. D. zumiber, wenn er 
ſich unbefugt mit Ertheilung jenes Unterrichts befaßt. Vorausgefegt wird dabei 
allerdings ein Religionsunterricht in der öffentlichen Volksſchule, indem ein blos 
kirchlicher Religionsunterricht, wie 5. B. der Beichtunterrit, den Zweden bes 
Staates nit dient und deſſen Aufficht nicht unterliegt. Allein nad ber thats 
ſächlichen Feſtſtellung des Appellationsrichters handelt es fih im vorliegenden 
Falle nit um einen derartigen rein kirchlichen Unterricht, jondern um einen ben 
Kindern ber öffentlihen Volksſchule in der Kirche ertheilten Religionsunterricht, 
welcher fi als ein integrirender Theil des Schulunterrihts und auch ſchließlich 
als eine nur dem Drte nach veränderte Fortfegung des früher von bem Anges 
klagten in der Schule befugter Weife ertheilten Religionsunterrichts Tarakterifirt 
und als ſolche auch von dem Angeklagten intendirt worden if. Diele thatſäch⸗ 
lihe Feſtſetzung entzieht fi ber Kritit des Nichtigkeitsrichters, da die ihr zu 
Grunde liegende Rechtsanſchauung, daß es für den Begriff des Religionsunter- 
richts in der öffentlichen Volksſchule gleichgültig jei, ob derjelbe in dem Lokale 
der Volksſchule oder in der Kirche ertheilt werde, dab es vielmehr nur darauf 
antomme, ob e& in Wirklichleit der nämliche Unterricht fei, welchen ber Anges 
klagte bis dahin als integrirenden Theil bes öffentlichen Schulunterrichts ben 
Schülern der Volksſchule ertheilt habe, auf einem Rechtsirrtfum nicht beruht. 1. 
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80. 


Ueber den berechtigten Waffengebrauch ſeitens eines Forftihutbeamten, gegen 
welchen ein perjönliher Angriff erfolgt oder welher wenigitens mit einem 
ſolchen Angriff bedroht ift (8. 1 des Geſetzes vom 31. März 1837 und 
8. 1 des Gejehed vom 13. Februar 1854). 


(Ext. des Gerichtsh. zur Entſch. der Komp.⸗Konſl. in Berlin vom 8. Yan. 1876.) 


Der in Dienften des Fürften zu ©. flehende vereidete Förfter ©. revidirte 
in der Nacht vom 26. zum 27. April 1874 in Begleitung feine» Sohnes, welder 
gleichfalls Förfter, aber unvereidet if, das Forſtrevier. In dem Diſtrikt B. fand 
er auf frifcher That mehrere Perſonen, welche mit dem Sammeln und der Wege 
ſchaffung von Laub befhäftigt waren. Es waren dies Georg K., deſſen Tochter, 
die verehelichte K., und bie 15jährige Enkelin Louife K., der Köhler S., deſſen 
Ehefrau und 34 jährige Tochter. Am Saume des Waldes flanden zwei mit 
Kühen beipannte und bereits mit Laub beladene Wagen. Die beiden Förfter ©. 
gingen auf die Wagen zu und jhritten zur Pfändung. Der K. wiberjegte ſich 
derfelben. Nach einem hierdurch veranlaßten Streit, bei welchem S. von feinem 
Sirihfänger Bebraud) gemacht hat, zahlte er das Pfandgeld. 

Diefer Vorgang hat ein boppeltes Unterfuhungsverfahren im Gefolge ges 
habt. Durch rechtskräftiges Erkenntniß der Königl. KreisgerichtseDeputation zu 
2. vom 24. November 1874 ift ber K. des Widerftandes gegen die Staatsgewalt 
für jhuldig befunden und mit einer Geldbuße von 20 Thalern belegt. Auf 
Grund der Ausfagen ber Förfter ©. ift angenommen, daß der K. ben ©. sen. 
jweimal auf die Bruft gegriffen und zurüdgeftoßen habe. K. feinerjeits hat die 
Beitrafung des ©. sen, wegen vorfäglicher Körperverlegung während Ausübung 
feines Amtes beantragt. Der Hofrath Dr. ©. hatte bei einer am Tage nad) dem 
Vorfall vorgenommenen ärztlichen Unterfuhung mehrere Verlegungen an dem K. 
dorgefunden. ; 

Dieje Verlegungen will 8. jeitens bes ©. sen. erhalten haben und hat be- 
bauptet, daß der Angriff von hinten erfolgt fei. Letzterer hat beftitten, daß er 
arf gehauen oder geſtochen habe; er giebt nur zu, daß er ein paar flache Hiebe 
gegen ben Kopf und das Geſicht des K. geführt und fpäter denjelben auf den 
Arm geihlagen habe, um ihn zum 2oslaffen der Zugkette eines behufs Pfändung 
abgeipannten Zugthieres zu nöthigen. Die obengenannte Gekichtsdeputation hat, 
nachdem das Verfahren auf Anweifung bes Oberftaatsanwalts eingeleitet war, 
den ©. sen. unter dem 16. März 1875 zu einer Geldbuße von 30 Mark verur- 
tbeilt, welcher im Unvermögensfalle eine Gefängnißftrafe von 5 Zagen zu fubfli- 
tuiten, 

Nachdem jeitens der Staatsanwaltſchaft Appellation angemeldet worden, ift 
jeitens ber Königl. Regierung zu N. ber Konflitt erhoben. 
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Die Kreisgerichts-Deputation zu 2. und das Appellationsgericht zu X. halten 
den Konflitt für unbegründet. 
Der Konflitt muß für begründet erachtet werben. 
Sämmtliche bei dem Vorfall betheiligt gewejene Perjonen find theils in dem 
Verfahren gegen K., theils in dem gegenwärtigen Verfahren dienfte bezw. zeugen⸗ 
eidli vernommen. Die Ausfagen find mannichfach widerſprechend und ungenau. 
Bei näherer Würbigung berfelben gelangt man etwa zu folgenden Refultaten: 
Die Annahme des erkennenden Richters, daß S. von ber ſcharfen Waffe 
Gebrauch gemacht und dem K. die oben bezeichneten Wunden beigebracht habe, 
ift unbedingt als zutreffend anzufehen. Der Zeuge S. hat unmittelbar nad) dem 
Vorfall gefehen, daß K. verwundet war, und es fehlt an jedem Anhalt für eine 
Annahme, daß dem K. dieſe Verwundungen bei anderer Gelegenheit beigebracht 
fein könnten. Nur etwa könnte dies burd den ©. jun. gejchehen fein; eine dahin 
gerichtete Behauptung ift aber von keiner Seite aufgeftellt; nur eine hier nicht 
in Betracht kommende leichte Berwundung an der Nafe des K. ſoll von dem 
©. jun. herrühren. Anbererjeits muß aber auch als feftgeftellt angefehen werben, 
daß ber K. dem ©. sen. einen mit Angriff auf deflen :Berfgn verbundenen Wi- 
derſtand entgegenjeßte, ihn namentlid wiederholt an die Bruft faßte und zurüds 
ftieß. Allerdings befundet bies pofitio nur der ©. sen. felbfl. In der Unter- 
ſuchung gegen K. ift bies Zeugniß aber als hinreichend angenommen, bie Ber- 
urtheilung bes Lehteren darauf zu gründen, und berjelbe Thatbeftand ift feitens 
der Königl. Staatsanwaltihaft der Anklage gegen S. zu Grunde gelegt. Der 
direkt entgegenftehenden Ausfage bes K. kann jedenfalls feine größere Glaub- 
würdigkeit beigelegt werden, ala ber des S. Nah dem — formell allerdings 
nicht mehr zu Recht beftehenden, in feiner materiellen Wahrheit aber auch heute 
nicht bebeutungslofen — Paragraphen bes Gejeges vom 31. März 1837 war 
fogar ausdrucklich beſtimmt, daß gegen einen Forftl- oder Iagbbenmten, welcher 
angellagt ift, feine Befugniß zum Gebraud ber Waffen überfchritten zu haben, 
die Angaben bes Verlegten und feiner Genofien für ſich allein keinen zur Ans 
wendung einer Strafe hinreihenden Beweis begründen könnten. Die K. (Tochter 
des 8.) hat allerdings nichts von dem Angriff gejehen und in dem Aubienztermin 
vom 16. März 1875 ausdrücklich behauptet, fie habe es jehen müfjen, wenn ihr 
Vater fih anedem ©. vergriffen hätte, weil es damals ganz heller Monbicein 
geweſen. Vies fteht aber mit ihren eigenen früheren und mit fonftigen Zeugen⸗ 
» ausfagen nicht im Einklang. Bei ihrer Vernehmung am 6. Mai 1874 fagte die 

K. aus: „Ich mit „meiner Tochter Louiſe war noch im Walde und rechte das 
letzte Laub zufammen, als bie beiden S. kamen, war alſo von meinem Bater, 
ber beim Wagen war, entfernt. Auch machte mich der barjche Zuruf bes alten 
©.: Stil geftanden, nad) dem Wagen! fo am ganzen Körper zittern, daß ich im 
erften Augenblide nicht wahrnahm, was vorging. Deutlich dagegen habe id} ges 
fehen, daß ber alte S. meinen Vater mit dem Hirſchfänger hieb;“ und in bem 
Audienztermin vom 24. November 1874: fie könne aus eigener Wahrnehmung 
nichts darüber befunden, ob ihr Vater einen ber beiden Förfter an die Bruft 


Entfheidungen und Erlaſſe von Gerichten und anderen Behörben. 311 


gegriffen oder zurüdgeftoßen habe oder nicht, fie habe mit ihrer Tochter, während 
ihr Vater mit den beiden ©. zu thun gehabt habe, auf ber rechten Seite bes 
Viehes und zwar etwa eine Stubenlänge davon entfernt geftanden, ſei aber dann 
auf bie andere Seite des Viehes gegangen und habe daher noch fo viel wenig: 
fens gefehen, daß der ©. sen. ihren Vater mit dem Hirſchfänger gefchlagen habe. 
Zeuge ©. und ©. jun. haben Beflimmtes zur Sache nicht befunden Tönnen; 
jener war etwa 12 (oder 8- 9) Schritt entfernt, und diefer bezeugt, nichts 
Näheres gefehen zu haben, weil er entfernt von den Kühen ftand und es dunkel 
war. Dies bekundet auch S., und erfcheint dadurch bie entgegenftehende Angabe 
ber K. wiberlegt, das Gewicht ihrer Ausfage aud dadurch entkräftet. 

Bar nun aber ein Angriff auf die Perfon bes ©. sen. erfolgt, ober war 
er mit einem folchen Angriffe bedroht, fo war er nad) $. 1 des Geſetzes vom 
31. März 1837 berechtigt, von feiner Waffe Gebrauch zu machen. Allerdings 
ſoll leßterer nicht weiter ausgedehnt werden, als es zur Abwehrung des Angriffs 

und zur Meberwindung bes Widerftandes nothwendig ift. Cine Ueberfhreitung 
bes bierburd bedingten Maßes anzunehmen, dazu reichen aber bie thatſächlichen 
Feftftellungen, namentlih die feitens des erfennenden Richters und der beguts 
achtenden Gerichte hervorgehobenen Umftände nicht hin. Die in den Vorakten 
befindliche Auskunft bes Amtmanns W. über die Perfon des K. lautet dahin, 
daß er in ben legten Jahren zweimal wegen Sagbpolizeivergehen beftraft, ſonſt 
aber den Alten nad) fi) noch nichts habe zu Schulden kommen laffen. R. fette 
der Pfändung längere Zeit Widerftand entgegen; bie übrigen Laubfrevler — im 
Sanzen 6 Perjonen — waren in ber Nähe; inwieweit dieſe wiberftandsfähig 
und von ihnen thatjächlich ein verftärkter Wiberftand zu erwarten war. Tonnte 
©. bei der berrichenden Dunkelheit nicht füglich überjehen. Daß er infonderheit 
von dem ©. nichts zu fürchten gehabt habe, wird durch den Alteninhalt nicht 
unbedingt beitätigt, vielmehr ift diefer von der K. zu Hilfe getufen, ift bie zu 
dem Wagen des K. gegangen und erft zurüdgefehrt, ala S. ihm mit dem erho:, 
benen Hirſchfänger entgegentrat. Endlich fcheinen auch die dem K. beigebrachten 
Wunden nicht von bejonderer Erheblichkeit geweſen zu fein; es ergiebt fi nicht, 
daß biejelben eine längere Krankheit zur Folge gehabt hätten. 

Der 8, hat im Laufe der Unterfuhungs-Berhandlungen noch geltend gemacht, 
der ©. jei außerhalb der Forſt zur Vornahme einer Pfändung überhaupt nicht 
befugt gewejen. Der $. 1 des Geſetzes vom 31. März 1837 bezeichnet Nr. 2 
als Worausiegung des Waffengebrauchs, daB der Kontravenient „auf der That” 
betroffen jei. Der Streit entjpann fih am Saume des Waldes, aber zu einer 
Zeit, als K. und Genoſſen exit im Begriff waren, das Laub mwegzufahren und 
als ein Theil der Laubfrevler nad eigener Ausfage: bie K. und deren Tochter 
im Walde noch beſchäftigt waren, das Laub zufammen zu reden. Jene vom 
Seſetz bezeichnete Vorausjegung lag alfo in Wirklichkeit vor und erjcheint es 
unter dieſen Umftänden unerheblid, ob der Wald jelbft oder deſſen Saunt die 
Scene des Vorgangs bildete. 

Nach Allem war nicht anzunehmen, daß dem ©. eine zur gerichtlichen Ver⸗ 
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folgung geeignete Ueberſchreitung feiner Amtsbefugniſſe zur Laft fält, und war 
daher Die weitere Verfolgung bes Nechtsweges auszufchließen. 1. 


81. ; - 


Nenbanten in der Nähe von Eiſenbahnen betreffend. Kolliſion der Interefien 
der letzteren. N 
Gerordn. des Kgl. ſächſ. Minifter. des Innern vom 30. März 1874.) 


Das Direftorium ber Magdeburg-Leipziger Eifenbahngejellihaft hatte gegen 
den von Karl Auguft R. in Gohlis beabfichtigten Neubau eines Wohn⸗ und 
Hintergebäudes um deswillen Widerſpruch erhoben, weil der Bau in der Sig⸗ 
nallinie zwiſchen den Wärterhäuſern Nr. 125 und 126 falle. — Die Signal⸗ 
linie durchſchnitt, wie hier mit bemerkt fein mag, die Nſche Parzelle in einer 
Entfernung von 30 Meter von der Magdeburgrleipziger Bahn. Den Wider- 
ſpruch jah die Baupolizeibehörde mit Rüdfiht auf die Beflimmungen unter 4 

der Verordnung vom 17. April 1872, die Publikation und Ausführung bes 
Bahnpolizeireglements für bie Eifenbahnen Deutſchlands betr. (Bejek: und Ver⸗ 
orbnungsblatt vom Jahre 1872 ©. 180), ala gerechtfertigt an, und ber hier⸗ 
gegen von R. eingewendbete Rekurs war von ber Kreisbireltion zu Leipzig eben- 
fals mit Rüdfiht auf die gedachte Beſtimmung als unbegründet verworfen 
worden. Dagegen hat das Minifterium des Innern den von R, gegen bie Ver⸗ 
ordnung ber Kreisdirektion eingewendeten Rekurs aus folgenden Gründen 
attendirt: ‘ 

Wenn aud) zu wunſchen gewejen wäre, daß vor Feititellung des Bauplanes 
auf dem der Leipziger Immobiliengefellihaft gehörigen Areale der Magdeburg« 
Leipziger Eifenbahngejellihaft Gelegenheit gegeben worden wäre, die Momente, 
welche dabei im Interefje des ungefährbeten Bahnbetriebes zu beobachten waren, 
und vor Feftftellung des Bauplanes vielleiht ohne alle Schwierigkeit hätten be- 
rüdfitigt werden können, geltend zu machen, jo kann doch der Beftimmung in 
$. 4 unter a. ber oben angezogenen Verordnung vom 17. April 1872, wonach 
die Baupolizeibehörben bei Neubauten in unmittelbarer Nähe von Eifenbahnen 
vor Ertheilung der Konzeffion zu derartigen Bauten mit ber Generaldirektion 
der Staatseifenbahnen, bez. dem betreffenden Geſellſchaftsdirektorium fi darüber 
in Vernehmung zu jegen haben: ob die Ausführung des beabfihtigten Reubaues 
in Rüdfiht auf die Sicherheit des Eifenbahnbetriebes oder auf die ungeftörte 
Benugung der Signalvorrichtungen für bedenklich zu erachten fei, nicht die Bes 
deutung zugefchrieben werben, daß, wenn Bedenken der bort gedachten Art vor⸗ 
handen find, das in der Nähe der Eifenbahn gelegene Terrain von der Bebauung 
ohne Weiteres ausgejchloffen bleiben müſſe, vielmehr Tann der Bwed jener Be 
flimmung nur darin beftehen, daß vor ber Bauerlaubniß die im Intereſſe des 
Bahnbetriebes nöthigen Erörterungen ftattfinden und die zur Sicherung bes Be- 
triebes erforderlihen Maßregeln ‘getroffen werben. Denn da das Neht, auf 
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einem der Bebauung eröffneten Terrain zu bauen, eine* Folge ber freien Ge⸗ 
bahrung mit dem Eigenthume ift, welde nah 8. 27 ber Verfaflungsurfunde 
feiner anderen Beichränfung unterliegt, als welche Geſetz und Recht vorjchreiben, 
und dieſes verfafjungsmäßige Recht nit im Verorbnungswege unter gewiflen 
Torausfegungen zu Gunften eines Dritten aufgehoben ober befchräntt werden 
fann wird es fi), wenn im fpeziellen Falle die Interefien des Eijenbahnbetriebes, 
und des Grunbeigenthümers Tollidiren, nur darum handeln, die Vorkehrungen 
fetzuftellen, welche bei Ausführung des Baues erforderlich find, um den Eiſen⸗ 
bahnbetrieb in hinreichender Weife feftzuftellen, oder, wenn bies nicht thunlich 
fein follte, in Gemäßheit bes 8. 1 des Geſetzes vom 21. Suli 1855 zu verfahren 
und den beredtigten Grunbeigenthümer im Wege der Erpropriation zu ent⸗ 
ſchãdigen. 

Im vorliegenden Falle iſt ſowohl Seiten der Baupolizeibehörde erſter In⸗ 
Ranz, als auch Seiten der Kreisdirektion lediglich der Umſtand ins Auge gefaßt 
worden, daß ber R.ſche Bau in die Signallinie der Wärterhäuſer Nr. 125 und 
126 falle, und e& ift mit Rückſicht hierauf die Genehmigung zum Bau nicht er= 
theilt worden. Aus den Verhandlungen Bl. — ergiebt fi aber, daß durch bie 
Verlegung des Wärterhaufes Nr. 125 auf die nördliche Dammjeite des Bahn« 
trpers zwiſchen ben Meilenfteinen 15, 47, und 15, 48 oder durch bie Her⸗ 
Rellung eines neuen Bahnwärterhaufes an der oben gedachten Stelle einer Störung 
in ber Benugung der Signalvorrichtungen vorgebeugt werben Tann. 

Das Finanzminifterium, mit welchem fid) das Minifterium des Innern mit 
Rücficht darauf, daß die oben angezogene Verordnung vom 17. April 1872 von 
demfelben miterlafjen worden ift, zunächft in Vernehmung geſetzt bat, ift diefer 
Anfiht volftändig beigetreten und bat noch darauf hingewiefen, daß bie An- 
wenbung fortlaufender optiſcher Signale, welche die Freihaltung einer Sehlinie 
erfordern, nach ben neueren Erfahrungen nicht einmal mehr für erforderlich und 
jwedmäßig erachtet werde, und daß gerade da, wo die neueften und vollfommenften 
Signalfyſteme angewendet worden feien, von fortlaufenden optifhen Signalen 
wohl faſt durchgängig abgejehen worden jei. 

Konnte ſonach die Bebauung des in Frage ftehenden Areals um ber von 
der Magdeburg⸗Leipziger Eifenbahn hervorgehobenen Intereſſen willen nicht vers 
ſagt werben, fo war auch ber Eingangs gedachte Rekurs zu beachten, und es ift 
der Magdeburg-Leipziger Eifenbahngefelfhaft von bier aus unmittelbar aufges 
geben worden, diejenigen Mafregeln zu treffen, welche zur Erhaltung bes unge» 
förten und ungefährbeten Betriebes ſich als erforderlich erweifen. 1. 


Sartmann, Zeitihrift. TIL. Bb. 3. Heft. 21 
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82. 


Betreffend die Unzuläifigfeit der Untervertheifung von Orts-Rommunallaiten inner 
halb eines jelbititändigen Gutsbezirks auf die einzelnen Grundbefitter. 


(Berf. des preuß. Minift. des Innern vom 21. Nov. 1875.) 


Auf den Bericht vom 29. Oktober d. 3. eröffne ich der Königl. Regierung, 
daß ich Bedenken trage, zu der beantragten Bereinigung des Gemeindebezirks S. 
mit dem jelbfiftändigen Gutabezirke ©. die Allerhöchfte Genehmigung zu erbitten. 

Die Zuftimmung ber betheiligten Gemeinde und bes betheiligten Gutes 
befiters ift auf Grund des in ber Verhandlung vom 7. Mai cr. aufgenommenen 
Abkommens ertheilt worben, durch welches bie beiden Büdner ſich verpflichtet 
haben, an den Kommunallaften des neu zu bildenden Gutsbezirks in gewiſſen 
Verhältniffen Theil zu nehmen. Die Vertheilung der Kommunallaften eines 
ſelbſtſtändigen Gutsbezirks, welcher fich nicht in einer Hand befindet, unter die 
verſchiedenen Grundbefiger widerfpricht aber der rechtlichen Natur und ber kom⸗ 
munalen Aufgabe eines jelbftftändigen Gutsbezirks. Nur in Anfehung der Auf: 
bringung der Ortsarmenlaften ift nad) 8. 8 bes Geſetzes, betreffend die Ausfüh- 
rung bes Bunbesgejeßes über den Unterftügungswohnfit, vom 8. März 1871 
bie antheilsweife Heranziehung ber neben dem Reftgutsbefiger im Gutsbezirke 
vorhandenen Parzellenbefiger durch Erlaß eines von der Bezirksregierung zu ge= 
nehmigenden Statuts geftattet. Im Hebrigen kann felbit im Wege der Vereine 
barung eine Untervertheilung ber Ortskommunallaſten eines felbftftändigen Gutz⸗ 
bezirts mit öffentlich vechtliher Wirkung nicht ftattfinden. Insbeſondere kann 
aud die Vertheilung der Einquartirungslaft innerhalb felbftftändiger Gutabezirke 
nit durch ftatutarifche Beſtimmungen geregelt werden, vielmehr. ift den Befigern 
felbftftändiger Gutsbezirke nur geftattet, ſich behufs Leiftung ber Einquartirungs- 
laft mit einem benachbarten Gemeinbeverbande unter befien Zuſtimmung zu vers 
einigen. ($. 7 des Bejeges, betreffend bie Quartierleiftung für die bemaffnete 
Macht während des Friedenszuftandes, vom 25. Juni 1868 — B.⸗G.⸗Bl. S. 523 
— efr. 8.9 der Inftrultion vom 31. Dezember 1868, B.⸗G.⸗-Bl. de 1869 ©. 1.) 

In $. 2 bes Geſetzes Über die Landgemeinde-Verfaffungen vom 14. April 
1856 ift daher die Aufnahme eines Statuts aud nur für ben Fall vorgejehen, 
daß ein Gutsbezirk mit einer Gemeinde vereinigt wird, nicht aber für den Fall, 
daß ein Gemeindebezirk in den kommunalen Verband eines Gutsbezirts aufgeht. 
Der Kreisausihuß des Kreijes U. würde deshalb, felbft nad erfolgter Vereini⸗ 
gung der Gemeinde mit dem Gutsbezirke S. event. nicht in der Tage fein, die Ber- 
handlung vom 7. Mai cr. als ein Statut im Sinne bes $. 2 bes Geſetzes vom 
14. April 1856 zu behandeln und auf Grund des $. 135 IX. Nr. 3 der Kreis⸗ 
ordnung vom 13. Dezember 1872 zu beftätigen. 1. 
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83. 


Setreffend die Genehmigung zu öffentlichen Ausfpielungen. 
Erlaß des preuß. Minifteriums des Innern vom 11. April 1876.) 


Im Anſchluſſe an meinen Eirkularerlaß vom 14. November 1868 (Min.+Bl. 
f d. innere Verwaltung S. 305) finde ich) mich veranlaßt, zur Ausführung der 
beſtehenden Vorſchriften über die Vornahme öffentlicher Ausfpielungen innerhalb 
des preußifchen Staates Nachftehendes zu beſtimnien: 

1. In jede Erlaubniß zur Veranftaltung einer Lotterie ift ausdrüdlic das 

Verbot aufzunehmen, Prämien auszufegen, welche, fei es unmittelbar, 

ſei es mittelbar, durch Bezahlung des Werthes ber verlooften Gegen⸗ 
ftände in Geld zu gewähren find, ober welde in Immobilien bes 
ſtehen. 

Unter das Verbot der Ausſpielungen von Geldgewinnen fällt auch 
die Ausſpielung von Gewinnen, welche in der Ruckzahlung der Er 
an Inhaber ber Looſe beftehen. 

2. Die Genehmigung öffentliher Ausfpielungen iſt, wenn dieſelbe von den 
Herren Dberpräfidenten auf Grund des Allerhöchften Erlafjes vom 
2. November 1868 ertheilt wird, an die ausdrüdliche Bedingung zu 
tnüpfen, daß ber Vertrieb der Looſe auf den Umfang ber Provinz, für 
welche die Genehmigung erteilt ift, beſchränkt bleibe und daß ein, diefe 
Beſchränkung ausdrüdender Vermerl in die Looſe fowie in die Proſpekte 
der Ausfpielungen aufgenommen mwerbe. 

3. Bei der Genehmigung von Ausſpielungen feitens bes Herrn Oberpräfis 
denten find die Modalitäten der Ausfpielungen von dem Seren Obers 
präfidenten jelbft feitzuftellen und ift deren Seftitellung nicht den ihm 
untergeorbneten Behörden zu überlafjen. 

4. Die Genehmigung von Ausfpielungen ift nur auf Grund eines voll 
Rändigen Ausfpielungsplanes zu ertheilen, welcher die wejentlihen Bes 
dingungen der Ausipielung, insbefondere bie Zahl und ben Preis ber 
Looſe, die Zahl und Art ber Gewinne, die Zeit der Ziehung und bei 
folhen Ausfpielungen, bei welchen aus ben Einſatzgeldern anzulaufende 
Saden die Bemwinngegenftände bilden follen, den Geſammtwerth ber 
auszufpielenden ®egenftände ergiebt. Auch ift die Genehmigung an 
die Bedingung zu fnüpfen, daß der Unternehmer die diesfälligen Be- 
fümmungen in den Proſpekt und in die Looſe aufnehme. 

Die Zahl und den Werth der Gewinne von der Zahl ber abges 
festen Looſe abhängig zu machen, kann dem Unternehmer nur geftaitet 
werben, falls ihm diefe Befugniß und das Verhältniß, in welchem eine 
Verminderung der Gewinne in ihrer Zahl oder in ihrem Werthe zu- 
läſſig fein fol, ausbrüdlich bei der Ertheilung der Genehmigung ein- 
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geräumt worden if. Wenn lebteres nicht gefchehen ift, bleibt dein 
Unternehmer nur überlafien, die unabgefegten Loofe auf eigenen &es 
winn und Verluft zu behalten. 
. Es ift nicht zu geftatten, Freiloofe zu einer ftaatlich noch nicht geneh⸗ 
migten künftigen Ausfpielung als Gewinne auszufegen. \ 
Em. ꝛc. werben ganz ergebenft erfucht, bei Ertheilung der Genehmigung von 
öffentlihen Ausfpielungen in Gemäßheit des Allerh. Erlafjes vom 2. November 
1868 die vorftehenden Beftimmungen gefälligſt zu beachten, auch die Behörden, 
welchen die Auffiht über die Ausführung diefer Ausfpielung obliegt ober auf- 
getragen wird, dahin gefälligſt mit Anmweifung zu verjehen, daß diefelben biefe 
Auffiht in wirkſamer Weife führen und insbefondere bie von den Unternehmern 
Öffentlicher Ausfpielungen durch die Zeitungen oder in jonftiger Weiſe veröffent- 
lichten Proſpekte, ſowie die zum Verlaufe ausgebotenen Looſe einer näheren 
Prüfung unterziehen laſſen, um feflzuftellen, ob diefe Profpekte und Looſe den 
geftellten Bedingungen entfprehen. Die Erfahrung hat gelehrt, daß Unternehmer 
fih in vielen Fällen Abmweihungen von den genehmigten Ausfpielungsplänen 
erlaubt haben, weldye nicht rechtzeitig von den Behörden bemerkt worden find. 
H . 1. 


a 


84. 


Die Frage, ob ein vorhandener Weg als ein öffentlicher anzuſehen ſei, zu ent: 
ſcheiden, uud die zur unbehinderten Aufrehthaltung des öffentlichen Verkehrs 
nöthige Verfügung zu treffen, ftcht deu Verwaltungsorganen zu. 


(Ext. des öfert. Verw.⸗Gerichteh. vom 10. Ian. 1877.) 


Mit der angefochtenen, vom Landesausfhufle des Königreihs Böhmen mit 
Erlaß vom 18. Juni 1876 beftätigten Entſcheidung der Gemeindevertretung von 
Hammerftadt, dd. 5. Dez. 1875, Nr. 47, wurde die Deffentlichleit des von Ham⸗ 
merftadt nad) Brezina dur die Mühlrealität Nr. 5 in Brezina führenden Weges 
ausgeiprodhen, und der Mühlbefiger Joh. Franzl ſchuldig erfannt, die an ber 
Einmündung des Weges in den Hofraum der Mühlrealität, fowie an der Auss 
mündung errichteten Thore zu befeitigen, beziehungsmweife ſolche Vorkehrungen zu 
treffen, daß der öffentliche Verkehr nicht geftört wird, und die Durdfahrt und 
den Durchgang fo wie früher zu dulden. 

Der Beſchwerdeführer beftreitet die Geſetzmäßigkeit dieſer Entſcheidung 
darum, weil die Grundftüde,. über welche das im Streite ſtehende Wegfragment 
führt, die Parzellen Nr. 1201 und 50 angeblich einen integrirenden Beitandtheil 
der Mühlrealität Nr. 5 in Brezina bilden, jomit Privateigenthum bes Ber 
ſchwerdeführers und feiner Gattin find, eine Beichräntung dieſes Eigenthums 
durch Anerkennung einer Wegfervitut oder gar eine Entziehung derſelben das 
dur, daß das Wegfragment als öffentliches But erflärt wird, nur auf Grund 
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eines rihterlihen Spruches, beziehungsmweife im Wege ber Erpropriation platz⸗ 
greifen Tönnte, 

Der Beichwerbeführer ftellt demnach die Kompetenz der autonomen Berwal- 
tungsorgane in Abrede, eine Verfügung des Inhaltes der Enticheidung des 
Landesausſchuſſes vom 18. Juni 1876, beziehungsweife der Gemeindevertretung 
von Sammerftabt vom 5. Dezember 1875 zu erlaffen; jedoch mit Unrecht. 

Nach $. 28 ad 3 der Gemeindeordnung für das Königreih Böhmen vom 
16. April 1864, Nr. 7 2.8, BL, ferner nad) $. 12 des Gejeges vom 12. Auguft 
1864, betreffend bie Vertheilung der Leiftungen ‚und die Kompetenz bei öffent: 
lien, nicht ärarifhen Straßen und Wegen, Nr. 46 2. G. Bl., und $. 28 bes 
Geſetzes vom 31. Mai 1866, betreffend bie techniſch⸗vökonomiſche Adminiftration 
der öffentlichen, nicht ärarifhen Straßen, Nr. 41 2. &. Bl., obliegt der Ge⸗ 
meinde die Sorge für die Erhaltung ihrer Kommunifationsmittel, ſowie für bie 
Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs auf denfelben, und hebt die leßtzitirte 
Sejegesbeftimmung die Berbindungswege von Drt zu Ort insbeiondere 
ala ſolche Objekte hervor, für welde die der Gemeinde im Allgemeinen auferlegte 
Obſorge in noch höherem Grade zur gejeglihen Pflicht gemacht wird. 

Angeſichts diefer gefeglichen Anordnungen kann nicht bezweifelt werden, baß 
der Gemeinbevorftand, beziehungsmweije die übergeorbneten autonomen Organe 
berufen find, Alles, was den Verkehr auf beftehenden dffentlihen Wegen 
zu behindern geeignet ift, zu befeifigen und darum aud darauf abzielende An- 
ordnungen zu treffen. 

Durch die Angaben des Beichwerbeführers, ſowie feines Befigvorfahren, 
ferner durch die Ausfagen dev einvernommenen Bebentmänner, ift nun erwiefen, 
daß der von Hammerftadt nach Brezina durch bie Mühlrealität Nr. 5 ebenda 
führende Weg jeit Iahrzehnten von Jedermann frei und unbehindert benußt 
worden ift. Durch den Lokalaugenſchein if weiter dargethan, daß dieſer Weg 
die einzige entſprechende Verbindung zwiſchen den Ortſchaften Hammerftabt und 
Brezina bildet. 

& ift ſomit unzweifelhaft, daß der fragliche Weg, alfo auch deſſen in dem 
Sofraume der Mühlrealität Nr. 5 in Brezina gelegenes Fragment bis nun dem 
Öffentlichen. Verkehre gedient, daher ein Kommunitationsmittel gebildet hat, auf 
welches die obzitirten Geiegesbeftimmungen Anwendung finden. 

Eben darum kann aber in ber mit der Entſcheidung der Gemeindevertretung 
dd. 5. Degember 1875 getroffenen Verfügung eine Rompetenzüberfchreitung um 
jo minder ertannt werben, als ſich biefelbe ihrem Wortlaute nad) thatfächlich 
daranf beſchränkt, die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs auf 
diefem Wege wieder herbeizuführen, und nur die Aufredthaltung 
“nen faktiſch beſtehenden Zuſtandes beinhaltet. 

Die Richtberückſichtigung des von dem Beſchwerdeſührer geltend gemachten, 
Weiner Nichtigkeit jedoch beftrittenen Umftandes, daß die Grundfläche, über 
We der Weg führt, zum Theil Privateigenthum ber Beſitzer der Mühlrealität 
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Nr. 5 in Brezina jei, ift nicht geeignet, die Geſetzmäßigleit ber Entſcheidung zu 
beeinträchtigen. 

Denn die Berwaltungsorgane find gar nicht berufen geweſen, die aufgemor- 
fene Frage des Eigentums an der Grundfläche des Weges ihrer Judikatur zu 
unterziehen, und haben darüber auch nicht abgeſprochen. 

Dem Gebiete der Berwaltung gehört vielmehr Lediglich bie Frage an, ob 
ein vorhandener Weg, nad feiner Lage, feiner bisherigen Benugung 
und nad) feiner Bedeutung für die allgemeinen Intereffen als ein öffentlicher 
" anzufehen jei, und es fleht den Verwaltungsorganen nur zu, bie zur unbes 
binderten Aufrehthaltung des Öffentlihen Verkehrs nöthige Vers 
fügung zu treffen. ’ 

Ob jedoch allenfällige und welche privatrechtlihen Anfprüche rüdjichlich der 
Wegefläche beftehen, darüber Tann im Falle eines Streites nur ber ordentliche 
Richter entſcheiden. Daß je nach dem Ausfalle diefer Entſcheidung für die Aufs 
rechthaltung der im öffentlichen Interefje von den Berwaltungsorganen getrofs 
fenen Verfügung, eventuell im Wege des durch den $. 19 (Exrpropriation) des 
Geſetzes vom 12. Auguft 1864 vorgezeihneten Verfahrens wird vorgeforgt werben 
muſſen, ift allerdings im Hinblick auf eben biefe Gefegesbeftimmung, dann ben 
Art. V des Staatsgrundgejeges vom 21. Dezember 1867, Nr. 142 R. ©. BL, 
zweifellos. 

Die angefochtene Entſcheidung hat aber auch dieſem Moment Rechnung ges 
tragen, indem fie ausdrüdlich betont, „daß durch die Entſcheidung bie Eigenſchaft 
des Grundftüdes, über welches der Weg führt, unberührt bleibt“, 

Demgemäß war die Beſchwerde als gänzlich unbegründet zurückzuweiſen. 

Auf den Zufprud von Koften fand der Verwaltungsgerichtshof in Anbetracht 
ber widerſprechenden Entjcheidungen der Behörden nicht einzugehen. (Abgebr.: 
Erf. des k. k. Verwaltungsgerichtsh.) 1. 


85. 


Die Wiederanftellung quieszirter, jubilirter und penfionirter Beamten kann nicht 
ald ein Recht des einzelnen im Auheftande befindlichen Beamten aufgefaßt 
werden. 


(Ex. des öfterr. Berw.-Gerichtsh. vom 12. Ian. 1877.) 


Der E k. Landesgerihtsrath Alerander v. Elaricini wurde anläßlich feiner 
im Jahre 1869 erfolgten und allerhöchft genehmigten Wahl zum Biürgermeifter 
in Görz, laut Erlaſſes des k. k. Suftigminifteriums vom 21. Auguft 1869, mit 
feinem, in der biesfälligen, vorbehaltlos abgegebenen Erklärung enthaltenen Ein» 
verftändniffe, in den zeitlichen Ruheſtand verjegt, und bemjelben auf Grund ber 
anrechenbaren Dienftzeit von mehr als 32 Jahren, der normalmäßige Ruhegenuß 
mit ſechs Achtel feines Activitätsgehaltes per 1800 fl., d. i. der Jahreabetrag 
per 1350 fl. angewiefen. 


L) 
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Nachdem v. Elaricini nah der im Jahre 1872 erfolgten Beendigung 
feiner Funktion als Bürgermeifter in Görz, die Realtivirung und Wiederan⸗ 
fellung bei einem Gerihtshofe wiederholt — jedoch vergebens — nachgeſucht 
hatte, ftellte berfelbe Iaut Befchwerbebeilagen J und K an bas k.k. Juſtiz⸗ 
minifterium die Bitte: 

1. Daffelbe wolle ihn anftatt des zeitlichen in den bleibenden Ruheſtand 
verjegen, und zwar mit Rüdficht auf feine mit Zurechnung ber breis 
jährigen Funktion alg Bürgermeifter in Görz, über 35 Jahre betragende 
Dienftzeit, mit dem Ruhegenuſſe von 2100 fl., d. i. mit fieben Achtel 
aus 2400 fl., welcher Gehalt ihm nah dem Bejege vom 15. April 
1873, R. G. Bl. Nr. 47, im Falle feiner Wieberanftellung gebührt 
hätte; 

2. im Falle ber Verweigerung diefer Bitte um Einleitung einer firengen 

. Bisziplinarumterfuhung, und 

3. um mittlerweilige Erhöhung bes ihm mit 1350 fl, d. i. mit ſechs Achtel 
des bezogenen Altivitätsgehaltes per 1800 fl. bemefienen Quieszenten⸗ 
gehaltes auf fieben Achtel, d. i. auf 1575 fl. vom 1. Januar 1873 an, 
mit Rüdfiht auf feine nad Zurüdlegung des Bürgermeifteramtes voll: 
brachte S5jährige Dienftzeit. 

Das Juſtizminiſterium bat laut Erlafles vom 3. September 1876 über 
dieſes Geſuch — weil die gefeglihen Vorausfegungen ebenfowohl zur Verfegung 
bes Bittftellers in den bleibenden Ruheftand, als zur zeitweiligen Erhöhung des 
Quieszentengehaltes deſſelben fehlen; zu disziplinaren Maßregeln aber keinerlei 
rund beftehe — keine Verfügung zu treffen befunden, welche Erledigung einer 
Abweilung der geflellten Begehren gleihlommt. 

Diefe "Erledigung ift es, wodurch ſich Beſchwerdeführer in feinem Rechte für 
verlegt erachtet, und wider welche die Beſchwerde gerichtet iſt, obwohl eine ge- 
= Bezeihnung ber Beſchwerdepunkte fih in der Beſchwerdeſchrift nicht vor⸗ 


& wirb ber Vermaltungsgerichtshof um das Erfenntniß gebeten, das Juftiz- 
minifterium fei verpflichtet, den Ruhegehalt bes Befchwerbeführers von jährlich 
1850 fl. auf 2100 fl. im Schabloshaltungswege zu erhöhen; weiter ihm bie Er⸗ 
gänzung bes flüffig gemachten Ruhegehaltes jährlicher 1350 fl. vom 1. Januar 
bis Ende Suni 1873 mit 112 fl. 50 Er, und vom 1. Juli 1873 ab bis zur 
Flüffigmahung des zu erhöhenden Ruhegehaltes per 2100 fl., mit jährlichen 
750 fl, ala Erſatzpoſt anzumeijen; endlich die Koften des gegenwärtigen Rechts- 
berfahrens zu. berichtigen. 

Aerander v. Elaricini berechnet nämlich mit Rüdfiht auf feine weitere 
DVienftleiftung als Bürgermeifter der Stadt Görz durch 3 Jahre, mit deren Zur 
Ablung fi eine Gejammtdienftleiltung von mehr als 35 Jahren ergeben würde, 
den ihm gebührenden Ruhegenuß mit % feines legten Aftivitätsgehaltes per 
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1800 fl. auf jähtlihe . . . 0.2.0. BB — x. 
was im Entgegenhalt ber ihm angewieſenen RE en ||. — 
per Jahr einen Mehrbetrag von . . or Bi. — 


alfo für ein halbes Jahr, nämlich aim. 1. Januar bis Ende Juni 1873 den 
Betrag von 112 fl. 50 kr. ergeben würde, 

Vom 1. Juli 1873 an aber legt er diefer Berechnung 2400 fl., d. i. jenen 
Gehalt zu Grunde, welden er, falls er wieder angeftellt worden wäre, zu 
Folge des Geſetzes vom 15. April 1873 zu en gebabt bätte und aus 


weldem 7 . . . te. «200 fi, 
alfo im Eitgegenhalte Pr dem ihm angewieſenen es 6680 
hd um... 200 780 il 


mehr betragen würden. 


Allein dieſen Anſprüchen gegenüber iſt — abgeſehen davon, daß das geſtellte 
Begehren mit Rüdfiht auf ben kaſſatoriſchen Wirkungskreis des Verwaltungs⸗ 
gerichtshofes nicht flatthaft ift — zu bemerken, daß die Zeit, welche der Ber 
ſchwerdeführer als Bürgermeifter zu Görz zugebracht hat, in Gemäßheit bes 
Hoflammerbekretes vom 8. Februar. 1828 (Polit. Bei. Sammlg. Band 56, 
Seite 32) ſich ſchon darum zur Anrechnung nicht eignet, weil diefer Dienftpoften 
laut des Gemeindeftatutes für Görz vom Jahre 1850, 88. 46, 48, kein ftabiler 
und nicht mit dem Genuſſe einer ſyſtemmäßigen Bejoldung verbunden ift; ferner 
daß von Glaricini, welcher fich feit dem Jahre 1869 im Ruheſtande befindet, Das 
nur auf aktive Staatsbeamte anwenbbare Bejeg vom 15. April 1873 zu feinen 
Bunften nicht geltend machen kann. 

v. Claricini giebt zwar der Erklärung, welde er über Aufforderung bes 
Suftizminifteriums zur Frage der Vereinbarkeit der Dienfte als Bürgermeifter 
und als Gerichtsrath erflattet hat, die Deutung, er babe feine Quiescirung 
lediglich mit Einfhräntung auf die Dauer der bürgermeifterlihen Funktion im 
Auge gehabt; allein jo konnte feine Erklärung nicht aufgefaßt werden, denn am 
Schluſſe berfelben bittet er um Urlaub auf die Dauer ber Berjehung des 
Burgermeiſterpoſtens mit Beibehaltung der ganzen Beſoldung als Rath bes Ge⸗ 
richtshofes jährliher 1800 fl., und im Falle ihm dies abgeſchlagen werden follte, 
erflärt er ſich nicht abgeneigt, in den zeitweiligen Ruheſtand mit 6/, dieſer 
Beſoldung verjegt zu werben. 

& wird dort der Beurlaubung did Verfegung in den zeitweiligen Rube- 
fland gegenübergeftellt, woraus beutlich hervorgeht, daß v. Claricini, indem er 
fi} zum Mebertritt in ben letzteren bereit fand, nichts anderes, ala jene Behand» 
lung vor Augen hatte, welche direktivmäßig Darunter verftanden wird. 

Andernfalls hätte er nur um Beurlaubung mit Beibehaltung des ganzen 
oder mindeftens von %/s feines Gehaltes bitten müfjen, von ber Duiescirung 
aber gar nicht ſprechen bürfen. 

Seine Erklärung war jo beutlih, daß fie von dem k. k. Juſtizminiſterium 
nit anders aufgefaßt werben konnte, als fie wirklich verſtanden worden if. 
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Sollte aber die gewählte Ausdrudsmweife unbeutlich gewefen fein, jo ift fie, da es 
fi hier um ein zweiſeitig verbindliches Rechtsverhältniß handelt, grundſätzlich 
zum Nachtheile bes von Elaricint als desjenigen zu erklären, ber fich ihrer bes 
dient bat. ($. 915 a. b. G. 8.) 

Die Duiescirung des Beichwerbeführers war aljo keineswegs eine unfreis 
willige und wurde im Grunde ber abgegebenen Erklärung mit Recht verfügt. 
Zudem könnte diefe Verfügung als im Jahre 1869, fomit vor der Wirkfamteit 
bes Geſetzes vom 22. Oktober 1875 (NR. ©. Bl, Nr. 36 ex 1876) rechtskräftig 
geſchehen, nad) $. 49 dieſes Befehes vor dem Verwaltungsgerichtehofe nicht ans 
gefochten werben. 

Erwägt man ferner, daß die Wiederanſtellung quiescirter, jubilirter und 
penfionirter Beamten, obgleich ben Behörden im Intereffe der Staatefinangen 
zur Pflicht gemacht, doch nicht als ein Recht des einzelnen im Ruheſtande bes 
finblichen Beamten aufgefaßt werden kann; dann daß zur Verfegung des nad) 
feiner eigenen Behauptung volltommen bienftfähigen Bejchwerheführers in ben 
bleibenden Rubeftand, fowie zum Vorgehen im Disziplinarwege gegen ihn kein 
Anlaß vorliegt, jo vermag der Verwaltungsgerichtshof in der angefochtenen Er⸗ 
ledigung bes k. ?. Zuftigminifteriums vom 3. September 1876 keine Geſetzwidrig⸗ 
keit zu erbliden, und muß die dagegen gerichtete Beſchwerde ale unbegründet 
zurüdgewiejen werben. (Abgedr.: Erkenntn. des k. k. Verwaltungsgerihtsh ) 1. 


86. 


Zu $. 30 der Deutihen Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869. Zurädzichung 
einer Konzeſſion zur Unterhaltung einer Waſſerheilanſtalt. 


Erlaß des Kgl. ſächſ. Minifteriums des Innern vom 8. Dez. 1874.) 


Die Königliche Kreisdirektion zu L. hatte dem dortigen Einwohner, früheren 
Schneidermeiſter D., die von demfelben nachgeſuchte Konzeffion zur Errichtung 
einer Waflerheilanftalt auf Grund von $. 30 ber Deutſchen Bewerbeorbnung 
ertheilt, nachdem die Drtspolizeibehörde, die über die Perfönlichkeit des D. bes 
fragt worden war, fih dahin ausgefprochen hatte, daß keine Thatſachen vor- 
lägen, welche bie Unzuverläffigteit bes D. in Bezug auf ben beabfichtigten Ge⸗ 
werbebetrieb darthäten. 

Der Konzejfionar errichtete hierauf die Wafferanftalt und behandelte darin 
Kranke nach feinen Grundjäßen. 

Gegen die Konzejfionsertheilung wurde aber von dem ärztlichen Bezirksverein 
zu 2. remonftrirt, in deſſen Folge nad Maßgabe von 8. 53 f. der Gewerbeorb- 
mung von ber Konzeſſionsbehörde darüber Entſchließung zu faflen war, ob es 
bei der von ihr ertheilten Konzeffion zu bewenben babe, ober ob bie leßtere 
zurüdzunehmen jei. 

Die Konzeffionsbehörde gelangte nun auf Grund einer Lolalbefihtigung der, 
von D. eingerichteten Heilanftalt und fonftiger eingehender Erörterungen zu ber 
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Anfiht, daß die Konzeſſion zurüczuziehen fei, und entſchied in diefem Sinne in 
Öffentlicher Sitzung (zu vergl. $. 54 der Deutichen Gewerbeordnung unb $. 30 
ber Verordnung bes Königlichen Minifteriums des Innern vom 16. September 
1869, die Ausführung der Gewerbeordnung für den Norbbeutichen Bund bes 
treffend). 

Gegen dieſe Entſcheidung ber Königlichen Kreisdirektion relurrirte D, an das 
Königlihe Minifterium des Innern. 

Das Lebtere verwarf aber den beregten Rekurs und ſprach fi) dabei in 
folgender Weife aus: 

Es Tann bier zunächſt dahin geftellt bleiben, ob unter den in $. 30 der 
Deutihen Gewerbeordnung aufgeführten Privatkrankenanſtalten auch ſolche An⸗ 
falten zu verſtehen ſeien, deren Unternehmer und Inhaber lediglich beabfichtigen, 
den in der Anſtalt Aufnahme ſuchenden und findenden Kranken nur die durch 
die Zuſtände derſelben bedingte äußere Abwartung und Pflege angedeihen zu 
laſſen, ohne zugleich auch die Beſeitigung ber Leiden, mit welchen bie Auf- 
genommenen behaftet find, zum Gegenftande ihrer bejonberen Thätigkeit zu 
machen. 

Jedenfalls ſind aber unter jenen Privatkrankenanſtalten alle diejenigen zu 
verſtehen, in welchen die Unternehmer ſelbſt bei den in die Anſtalt aufgenom⸗ 
menen Kranken irgend ein Heilverfahren, gleichviel nach welchen Grundſätzen, 
anwenden, — Krantenheilanftalten. 

Darauf, daß die Ausübung der Heiltunde feit dem Inkrafttreten ber Deut- 
{hen Gewerbeordnung ganz freigegeben ift, und Diejenigen, welche ſich mit der 

“ Ausübung berjelben befchäftigen, ohne bies in einer zu biefem Zwede bejonders 
errichteten, bie behandelten Kranken ſelbſt bergenden Anftalı zu thun, weder einen 
befonderen Nachweis ihrer Befähigung dazu zu führen haven, noch einer befons 
deren Konzeſſion zu dem fraglichen Gewerbebetrieb bedürfen, kommt in ber vor⸗ 
liegenden Angelegenheit aus dem Grunde etwas überhaupt nicht an, weil es ſich 
bier eben um ein nach ber befonderen Beftimmung des $. 30 der Gewerbeordnung 
tonzeffionspflichtiges Unternehmen handelt. 

In dem Vorbemerkten, ſowie darin, daß Rekurrent um Konzeſſion zu einer 
Wafferbeilanftalt nachgeſucht bat, und bie von der SKreisbireltion angeftellten 
Erörterungen, jowie die bei Gelegenheit der legteren von dem Rekurrenten jelbft 
gemachten Angaben unzweifelhaft darlegen, daß derſelbe den in feinem Konzeſ⸗ 
fionsgefuche ausgeſprochenen Abfichten gemäß die Kranken, melde ſich in feine 
Anftalt haben aufnehmen laffen, einem gewiſſen Seilverfahren nach den von ihm 
angenommenen Grundfägen unterworfen, ſonach biefelben im weiteren Sinne 
des Wortes ärztlich behandelt hat, finden die Auseinanderfegungen, in welden 
fih Rekurrent in dem erfien Theile feiner Rekursſchrift ergangen hat, von jelbft 
Widerlegung. 

Es kann fih daher bem Rekurrenten gegenüber nur darum handeln, ob 
demſelben bie nachgefuchte Konzeſſion zu der von ihm errichteten Waſſerheilanſtalt 
ertheilt werden konnte, und, nachdem dieſe Konzeifion ertheilt, von dem ärztlichen 
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Bezirksvereine zu 2. aber dagegen remonftrirt worden war, ob die Konzeſſion 
wieder zurüdzuziehen fei. 

Den Gründen, aus welden die Kreisbireltion dem Konzeifionsgefud des 
Rekurrenten ftattgegeben hat, und der Auffafjung des $. 30 der Gewerbeordnung, 
von welder fi diefelbe dabei hat leiten laßen, vermag nun das Miniſterium 
ſchon an ſich nicht beizupflichten. 

Schon aus den Motiven zu dem dermaligen 8. 30 der Gewerbeordnung, 
die bei ben Verhandlungen im Reichstage Teinerlei Anfehtungen erlitten haben, 
geht hervor, daß die Ertheilung der nad) $. 30 zu der Errichtung von Privat⸗ 
kranken⸗ ꝛc. Anftalten erforderlichen bejonderen Konzeſſion in Sonberheit auch 
medizinalpoligeilihen Erwägungen zu unterliegen hat, und von biefem, an ſich 
wicht entbehrlihen Standpunkte aus von dem Vorhandenfein ber nöthigen Be: 
fähigung zu einer Unternehmung ber fraglichen Art bergeftalt abhängig fein 
muß, baß ber auf die Ertheilung einer Konzeſſion von der in -$. 30 gedachten 
Art erhobene Anſpruch nicht ſchon durch die bloße bürgerliche Unbeſcholtenheit 
bes darum Nachſuchenden in einer für die Konzeſſionsbehörde maßgebenden Weiſe 
begründet wird. 

Daß dem fo ift, ergiebt fi) aud) daraus, daß der 3. 30 den Mangel von 
Matſachen vorausfegt, welche die Unzuverläffigteit des um bie fragliche Konzeſfion 
Nachſuchenden in Beziehung auf den beabfichtigten Bewerbebetrieb darthun, demnächſt 
aber in Sonberheit audy aus der jene Worte des $. 30 in zweifellofer Weiſe 
erläuternden Beftimmung in $. 53 der Gewerbeordnung, welche die Zurücknahme 
von Konzeffionen der fraglichen Art für den Fall zuläßt, dab aus Handlungen 
oder Unterlafjungen des Konzeffionsinhabers der Mangel derjenigen Eigenſchaften 
Bar erhellt, welche bei der Ertheilung ber. Konzeifion, ‚nady der Vorſchriſt der 
Gewerbeordnung, vorausgefeßt werben mußten. 

Hiernady aber ift Davon auszugehen, daß folhen Perjonen, welche bie in ber 
fraglichen Beziehung, in Sonberheit au von dem Standpunkt der mebizinifchen 
Wiſſenſchaft und der Medizinalpoligei aus, zu beanſpruchende Befähigung nicht 
für ſich in Anſpruch nehmen und geltend machen können, bie in $. 80 voraus⸗ 
geſetzte Zuverläffigkeit in Bezug auf den beabfidtigten Gewerbebetrieb abgeht 
und daß ſchon in dem Mangel jener Befähigung eine Thatſache vorliegt, welche 
bie Unzuverläffigteit des um bie Konzeifion Nachſuchenden von vornherein darthut. 

Daß aber ein Mann von bem Bildungsgange des Rekurrenten, wenn er 
auch auf das Studium ber fogenafinten Naturheiltunde und auf praktifche Kuren 
unermüblichen Fleiß verwendet hat, wie Rekurrent von fich ſelbſt anführt, eine 
Befähigung der obgedachten Art fi) nicht angeeignet haben kann, bedarf nicht 
ech eines. befonderen Nachweiſes. 

Nah dem Vorbemerkten würde das Minifterium die Wiebereinziehung ber 
dem Reburrenten ertheilten Sonzeffion ſchon aus dem Grunde für ausreichend 
gerechtfertigt zu erachten gehabt haben, weil derſelbe diejenigen Eigenfhaften, bie 
bei Der ——— der Kongeffion an ihn vorausgefegt werben mußten, nicht 
keisfien. hat. 
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Um fo mehr aber ift die von ber Kreisdirektion ausgeſprochene Wieder⸗ 
einſetzung der Orſchen Konzeſſion für ganz begründet zu erachten und ber da⸗ 
gegen eingewendete Rekurs zu verwerfen geweſen, nachdem durch bie von der 
Kreisdireltion Eonftatirten Momente auch thatſächlich der Beweis geliefert worden 
if, daß dem Rekurrenten biejenigen Eigenihaften, die bei ihm, als bei bem 
Unternehmer einer Krankenanſtalt von ber in $. 30 der Gewerbeordnung ge- 
daten Art, bei Ertheilung ber bezüglihen Konzeffion vorausgejeßt werben 
mußten, gänzlich abgehen. (Abgebr.: Zeitfehr. f. Sachſen Bd. 40 ©. 864) 1. 


87. 


Gutsvorſteher (85. 84 ff. der revid. Qandgemeindeordnung vom 24. April 1873) 
müffen Staatsangehörige des Königreichs Sachſen fein. 


(Berordn. des "gl. fähf. Minifter. des Immern vom 27. Oft. 1874.) 


Bon einer Kreishauptmannfhaft war auf Anregung einer Amtshauptmanns 
haft dem Minifterium des Innern anheimgeftellt worden, die Verpfliätung 
nichtſächfiſcher Stantsangehöriger als Butsvorfteher im Dispenjationswege aus⸗ 
nahmsweiſe zuzulafien. Hierauf hat: das Minifterium des Innern unter bem 
Hinweiſe darauf, daß nad) $. 86 der revib. Landgemeinde Orbnung vom 24. April 
1873 die öffentlihen Befugniffe eines Butsvorftehers Niemand ausüben könne, 
ber nad 38. 34 und 35 das Stimmrecht auszuüben nicht berechtigt ſei, ſtimm⸗ 
berechtigt aber nad ber ausbrüdlihen Feftfegung bes gebachten 8. 34 Abf. 1 
nur fähfifhe Staatsangehörige feien, daher denn aud) in die für bie. Verpflich- 
tung der Gutsvorfteher vorgefchriebene Eidesformel das Gelöbniß der Treue und 
bes Gehorfams gegen König und Verfaffung mit aufgenommen worben fei, feine 
Entſchließung dahin eröffnet, daß ſich daſſelbe unter dieſen Umftänden und mit 
Rückſicht auf die außerdem entflehenden weitgehenden Konſequenzen nicht in ber 
Lage ehe, die in $. 98 der revid. Landgemeinbe-Orbnung für befondere Fälle 
vorbehaltene Dispenfation, wie fie von ber betreffenden Amtshauptmannfchaft 
beantragt worden fei, zu ertheilen, und dies zwar um fo weniger, als, wie ſchon 
die Kreishauptmannfchaft hervorgehoben, für bie in Frage befangenen nichtfäch« 
fiihen Reichsangehörigen die Gewinnung ber hierländiſchen Staatsangehötigkeit 
mit Schwierigfeiten ober irgenb erheblichen Koften nicht verfnüpft fei. 1. 


88. g 

Die Streitigkeiten wegen Waſſerrechten gehören in erfter Linie zur Kompetenz 
der politischen Behörden. i 
(Ext. bes oberfi. öſterr. Gerichts. vom 4. April 1876.) 


Den auf bie Klage des Anton 3. gegen: Johann 2. wegen Wegräumung 
und Erniedrigung von Wafferwehren und Zahlung eines Schadens von 500 fl. 
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beim k. k. Bezirksgerichte Reifnitz anhängigen Prozeß hat bafjelbe mit dem Bei⸗ 
urtheile vom 8. Oktober 1874 erledigt, woburd fiber Beweisführung des Klägers 
ein Beweis durch Kunftverftändige zugelaflen wurde. 

Ueber ben Bemeisantritt bes Klägers wurde zum Behufe der Wahl der 
Runftverftändigen das Protokoll aufgenommen, wobei jeder Streittheil verſchiedene 
Sadverftändige vorgefhlagen bat, und wurden fofort mit dem bezirtsgerichtlichen 
Beſcheide vom 25. Auguft 1875 Joſef B. und N. P. ale Sachkundige beftimmt. 

Den gegen diefen Beicheid vom Kläger ergriffenen Rekurſe hat das U k. 
Oberlandesgeriht in Graz mit der Erledigung vom 30. September 1875 ftattge- 
geben und aus jeder Gruppe ber Vorgeſchlagenen einen Sachkundigen, und zwar 
den Anton M. und Zofef D. als ſolche beitimmt. 

Auf den vom Gellagten Johann 2. gegen dieſe obergerichtliche Erledigung - 
überreichten Revifionsreturs hat ber k. k oberfte Gerichtshof mit feiner Entſchei⸗ 
dung vom 4. April 1876 nad Vorſchrift des 8. 48 bes kaiſerl. Patentes vom 
20. November 1852, Nr. 251 R. ©. BL, bas ganze in ber obbeſprochenen 
Streitfache bisher gepflogene gerichtliche Verfahren, mit Einfluß des Beiurtheiles 
des k. k. Bezirkegerichtes Reifnig vom 8. Oktober 1874, dann des demfelben über 
die Einwendung der bereits entſchiedenen Streitfache vorausgegangenen Urtheiles 
vom 22. Auguft 1874 und des Klagsbeſcheides vom 21. Dezember 1872 aufge 
hoben, die Rüdftellung der Klage an den Kläger angeorbnet und bie in dieſer 
Streitiahe aufgelaufenen Koften gegenfeitig aufgehoben, und zwar in Erwägung, 
daß alle Angelegenheiten, weldhe die Herftellung von Mühlen oder anderen 
Waſſerwerken, die Errihtung von Uferfhußbauten zur Abwehr der Wafferkräfte 
oder eine Aenderung des Berinnes und Abflufjes der Gewäſſer und die hieraus 
entſtehenden Streitigkeiten betreffen, wegen der dabei betheiligten öffentlichen 
Interefjen, ſchon in der allgemeinen Mühlenordnung vom 1. Dezember 1814, 
dann in ber Minifterialverorvnung vom 19. Januar 1853, Nr. 10 R. ©. Bl., 
Beilage A, $. 28 und Beilage B, $. 25; im Minifterialerlaffe vom 7. Juli 1860; 
endlih auch im Geſetze über das Waflerreht vom 30. Mai 1869, Nr. 93 
R. ©. BL, und in dem darauf geftügten Landesgefege für Krain vom 15. Mai 
1872, Nr. 16 2. ©. BL, zunähft nur der Verhandlung und Entſcheidung ber 
polittiihen Behörden zugewieſen wurden; in weiterer Erwägung, daß zwar nad) 
Art, 15 des Staatsgrundgeieges vom 21. Dezember 1867, Nr. 144 R. ©. Bl. 
in allen Fällen, in melden eine Verwaltungsbehörbe nach obigen Geſetzen über 
einander wiberftreitende Anfprüche von Privatperfonen entſchieden hat, dem durch 
diefe Entſcheidung in feinen Privatrechten Benachtheiligten unbenommen if, Ab- 
hilfe gegen die andere Partei im ordentlichen Rechtswege zu ſuchen, daß er jedoch 
in derlei Fällen jelbftverftändlic feiner Klage die rechtskräftigen Entſcheidungen 
der politiſchen Behörden anzuſchließen und nachzuweiſen hat, in welchen Punkten, 
wieartig und aus welchen Gründen er durch dieſe Entſcheidungen in ſeinen Pri- 
Datrechten ſich bemachtheiligt erachtet; dann in Erwägung, baß Kläger Anton 3. 
in feiner Klage de praes. 13. Dezember 1872 den Rekurrenten Johann 2. auf 
Hederreifang der in der Nähe des Franz O. ſchen Haufes in W. am Feiftrig. 
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bache errichteten Wafjerwehre und auf Reinigung des neben dem O. ſchen Haus⸗ 
garten befindlichen großen Waſſerſaugloches, auf Erniebrigung der bei der Säge 
müble bes Gellagten am Feifteigbahe in W. von ihm errichteten Wehre um 
mindeftens 12 Zoll, auf Eindämmung ber gegenüber diefer Sägemühle gelegenen 
klägeriſchen Wiesparzelle Nr. 4620 mit einer fteinernen Mauer, anf Abfperre 
und VBerfhüttung des unter ber Sägemühle auf ber klägeriſchen Aderparzelle 
Nr. 4555 eröffneten Waſſerſaugloches, endlich auf Erfah des durch die hier bean- 
ftandeten Wafferwerfe und Vorrichtungen bisher verurfadhten Schadens mit 
500 fl. belangt, fohin ein Klagsbegehren geftellt hat, worüber die Verhandlung 
und Entſcheidung zunächſt nur den Berwaltungsbehörben zufteht, daß er jedoch 
weber über den Umftand, ob biesbezüglih eine politiihe Verhandlung noch im 
"Zuge fei, fi) ausgeſprochen, nod die etwa erfloffenen Entſcheidungen ber Ver⸗ 
waltungsbehörben beigebracht und die Punkte, in welchen und weshalb er durch 
dieſe Entiheidungen in jeinen Privatrechten ſich verkürzt erachtet, nicht bezeichnet 
und näher aufgellärt hat; in Erwägung fonch, daß über obgedachte Klage des 
Anton 3., defien Begehren mit ben obmwaltenden äffentlihen Interefien mehre 
feitig kollidiren kann, eine gerichtliche Verhandlung vorläufig nicht einzuleiten, 
fondern Kläger mit feinem Begehren nur an bie zuftänbige politiihe Behörde zu 
weiſen war. (Abgebr.: Defterr. Zeitſchr. |. Verwalt. 1877 ©. 11.) 1. 


89. 


Zur Frage der Vertretungskoſten im Adminiſtrativprozeſſe. Unter den Prozeß⸗ 
koſten im Markenrechtsſtreite werden die Vertretungskoſten nicht als in⸗ 
"begriffen erachtet. 


Geſcheid des öſterr. Miniſter. des Innern vom 23. Ian. 1876.) 


Mit der Entſcheidung des k. k. Miniſteriums des Innern vom 28. Auguſt 
1875 wurde unter Verwerfung des Rekurſes des Israel H. die Statthalterei⸗ 
Entſcheidung vom 10. Mai 1875, womit derſelbe des wiſſentlichen Eingriffes in 
in das Markenrecht des Johann St. im Sinne des $. 18 des Markenſchutzgeſetzes 
als fhuldig erkannt und zu einer Strafe von 250 fl., ſowie zum Erfage der 
. eventuellen Strafvollzugstoften und zur Zragung ber Prozeßkoſten verurtheilt 
wurde, unter Vorbehalt der inftanzmäßigen Entſcheidung über Umfang und 
Höhe der Prozeßkoſten beftätigt. 

Auf Grund dieſes Minifterialerlaffes hat der Bezirlshauptmann in B. mit 
Entſcheidung vom 10. September 1875 die in erfter und zweiter Inſtanz er⸗ 
laufenen Progebtoften zufammen mit 205 fl. 90 kr. bemefien, welche H. zu 
zahlen habe. x 

Johann St. hatte ſich nämlich in biefem Prozeſſe des Rechtsfreundes Dr. R. 
als Vertreter bedient und wurden von Letzterem zwei Berzeichniffe der bem St. 
in erfter und zweiter Inſtanz erlaufenen Prozeßkoſten eingeftellt, melde mit 
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Ausnahme von 30 fl. für die Sadverftändigen A. und P. ausſchließlich nur 
fir die Mühewaltung des genannten Vertreters, für von dieſem beftrittene 
Stempel, Poſtporto u. |. mw. aufgerechnet werden. Der Bezirtshauptmann 
liquidirte reſpektioe adjuftirte mit obiger Entſcheidung alle dieſe Vertretungs- 
teften, welche er theilweife herabminberte, zur Laft des Israel H. und ſchied nur 
die bezeichneten Sachverſtändigenkoſten per 30 fl. als nicht paſſirbar aus, weil 
die Auszahlung dieſer letzteren Koften von St. reipeltive Dr. NR nicht ausges 
wiefen wurbe. 

Weber ben von Israel H. gegen obenerwähnte Entſcheidung bes Bezirkes 
hauptmannes ergriffenen Rekurs entſchied die Statthalterei mit Erlaß vom 5. Nos 
vonber 1875: „Der Bezirkshauptmann habe bei der Prozeßkoſtenrechnung nur 
die Vertretungskoften, reſp. die Koften des Advokaten Dr. R. für feine Mühes 
weltung, Stempel u. |. m. vor Augen und babe die Rechnung befjelben auf 
%5 fl. 90 Er. adjuftirt, die Koften der Sachverftändigen mit 30 fl. aber ausges 
ſchieden, weil die Auszahlung dieſes Betrages durch Dr. R. nicht ausgewiefen 
wurde. Die Vertretungstoften dürfen jedoch im vorliegenden Falle der fach 
fälligen Partei nicht auferlegt werben, weil in Adminiſtrativprozeſſen, mit Auss 
nahme jemer über Waſſerrechte, die Zuläffigkeit einer Vertretung durch Rechts— 
tundige nicht normirt ift und eben deshalb die bezüglichen Koften die Partei, 
welche ſich vertreten läßt, ſelbſt bezaylen muß. Die Koften der Sachverſtändigen, 
welhe zu den Kommiſſionskoſten gehören und fi als unvermeidlich darftellen, 
weil im Markenſchutzgeſetze Sachverſtändige vorgejchrieben find, hat die jachfällige 
Partei zu beftreiten. Bon dieſen Motiven geleitet, werbe bie erſtinſtanzliche Ent- 
Weibung dahin modifizirt, dab der ſachfällige Israel H. von der Bezahlung der 
Bertretungstoften per 205 fl. 90 Er. losgeſprochen, jedoch zur Bezahlung der 
Koften der Sahverftändigen und zwar an 9. mit 15 fl. und an P. ebenfalls 
mit 15 fl. verurtheilt werde.” 

Johann St. rekurrirte nun gegen dieſe Statthalterei Entſcheidung mit der 
Begründung, daß, nachdem, mit der früheren Statthalterei-Entjheidung vom 
10. Zuni 1875 9. zur Zragung der gejammten Prozehloften verurtheilt und 
diefe Entſcheidung mit Minifterialerlaß vom 28. Auguft 1875 beftätigt wurbe, 
9. nicht mehr theilweile von den Koften losgeſprochen werben könne und die 
Statthalterei im Hinblid auf diefe Minifterialentfcheidung nur berechtigt geweſen 
ki, über die Höhe ber Koften zu entjcheiden, nicht aber den H. von dieſen Koſten 
auch nur theilweife loszufprechen. Weiters betonte St., dab es ſich bier nicht 
am einen Adminiſtrativprozeß, ſondern um einen ftrafrechtlihen Fall wegen Vers 
lung eines ‘Privatrechtes handle, jo daß nur über Verlangen des Verlegten 
Sergegangen werden könne (3. 24 M. Sch. ©.); es habe hier das Prinzip des 
ET des a. b. ©. B. Anwendung zu finden und per analogiam die Strafs 
Roebordnung, welde unter den Prozeßkoſten auch die Vertretungstoften begreife 
6 381, 4) und melde Seitens ber Statthalterei in ihrer erften Entſcheidung 
m 10. Mai 1875 wiederholt analog angewendet worden fei. Daß ber Xer- 
wtheilte dem Beichädigten alle dieſem erlaufenen Koften zu erjegen habe, ver: 
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ſtehe fi nach den natürlihen Rechtsgrundſätzen von felbft und wurde in biefem 


Sinne auch Seitens der politiihen Behörden entſchieden. Wibrigenfalls werde die _ 


Verfolgung von derlei Martenfhugverlegungen rein illuſoriſch, da der Verlegte 
felten den wirflihen Schaden ganz erweifen könne und nun auch noch bie Koften 
tragen müßte. Die Vertretung in Markenſchutzſtreiten ſei ſchwierig, der Laie an 
einen Vertreter gewiefen und die bezüglichen Koften feien daher nothwendig; die 
Auslagen für den nöthigen Stempelbedarf, die Baarauslagen für Abichriften, 
Papier, Portos u. f. w. feien eben fo nothwendig, wie Die Sachverſtändigen⸗ 
Befunde, zu paffiren. Die Advokaten ſeien geſetzlich von keiner Vertretung aus⸗ 
geichloffen, daher verlangte Rekurrent bie Aufhebung der angefochtenen Statt 
haltereis@ntfeidung und die Verhaltung bes Israel H. zur Zahlung der in 
erfter Inftanz liquidirten Koften und Ber in dritter Inftanz erlaufenen, verzeich⸗ 
neten weiteren Koften. 

Diefem Rekurſe des Johann St. hat das Minifterium des Innern unterm 
23. Januar 1876 keine Folge gegeben, „weil im vorliegenden falle der Ans 
ſpruch des Rekurrenten auf die Vergütung ber Vertretungstoften im $. 23 bes 
Markenſchutzgeſetzes nicht begründet if.“ l. 


9. 


1. Wirkung eines, auf Grund des preußiſchen Geiches vom 25. April 1853, 
betreffend die Unteriuhung wegen Staatöverbrehen und ber Art. 34—45, 
50 des preußiſchen Gejched dom 3. Mai 1853, ergangenen Kontumazial- 
Erkenntniſſes. 

2. Eine vorgängige ſtrafrechtliche Verurtheiluug hat für den Disziplinarrichter 
bindende Kraft und ift für das Disziplinarverfahren präjudiziel. 

3. Berheimlihung und Beijeiteihaffung amtlich auvertrauter Urkunden. 

(Ext. des Kaiſerl. Disziplinarhofes in Leipzig vom 3. März 1877.) 


Das Erkenntniß des Kaiferlihen Disziplinarhofes in der Unterſuchungsſache 
wiber ben früheren Botſchafter Dr. jur. Grafen Harry von Arnim lautet: 

Der Angefhulbigte erachtet fih duch das Erkenntniß der Kaiſerlichen 
Disziplinartammer in Potsdam vom 27. April 1876 für beſchwert, weil nicht 
auf feine Freifprehung von ben wider ihn erhobenen Anfhuldigungen ertannt 
worben. Bon dem Rechtsmittel der Berufung Gebrauch machend, hat er beane 
tragt, unter Vernichtung eventuell unter Abänderung bes Urtheils erſter Inftanz 
ihn der Disziplinarvergehen für nicht ſchuldig zu erklären, und biefen Antrag 
ſowohl in feiner Rechtfertigungsfchrift, als auch durch die Ausführungen feiner 
Vertheidiger im mündlihen Verfahren näher zu begründen verſucht. 

Der Disziplinerhof hat zwar die Förmlichkeiten des Nechtsmittels für ger 
wahrt erachtet, in ber Sache ſelbſt aber der Befchwerbe des Angefchuldigten feine 
Folge geben können. j 
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1. Zunächſt war im Sinblid auf das von der Staatsanwaltſchaft eingereichte 
Erienntniß des Königlich Preußiſchen Staatsgerihtshofes vom 5. Dftober 1876 
eine Frage von präjubizieller Bedeutung zu entſcheiden. Nach Inhalt biejes in 
beglaubigter Ausfertigung vorliegenden rechtskräftigen Erkenntniſſes ift ber Ans 
geigulbigte wegen wiederholten Landesverraths, wegen Majeftätsbeleivigung, Bes 
leidigung des Neichstanzlers Fürften von Bismard und bes Auswärtigen 
Amts des Deutichen Reichs zu fünfjähriger Zuchthausftrafe verurtheilt worden. 
Da nad) Vorſchrift deu 88. 31 und 35, Abf. 2 des Strafgeſetzbuchs bie Ver- 
urtheilung zur Zuchthausſtrafe die dauernde Unfähigkeit zur Bekleidung öffent⸗ 
liher Aemter und diefe den Verluft der befleideten Aemter von Rechtswegen 
nad) fich zieht, jo mußte fi) zur Erwägung flellen, ob nicht das Disziplinar- 
verfahren gegenftandslos geworben, nachdem der Amtsverluft, die höchſte Strafe, 
auf weldhe der Disziplinarrichter zu erkennen befugt ift, ſchon als Folge ſtraf⸗ 
rechtlichen Urtheils eingetreten ſei 

Wie dieſe Frage zu entſcheiden ſein würde, wenn das Urtheil des Staats⸗ 
gerichtshofes im kontradiktoriſchen Verfahren ergangen wäre, kann dahin geſtellt 
bleiben. Im vorliegenden Falle kommt in Betracht, daß die Verurtheilung des 
Angeſchuldigten nad) Maßgabe des Preußiſchen Geſetzes vom 25. April 1858, 
betreffend die Kompetenz des Rammergerichts zur Unterfuhung und Entſche idung 
wegen Staatsverbrechen, und im Wege des durch die Artikel 34 bis 45 und 50 
bes Preußiſchen Befeges vom 3. Mai 1852 geregelten, auch für jenen Gerichtshof 
maßgebenden Rontumazialverfahrens erfolgt ift. Nach Inhalt diefer Vorſchriften 
ft ein gegen einen abwejenden oder flüchtigen Beichuldigten erlaflenes Urtheil 
war der Rechtskraft fähig, aber kein unbedingt endgültiges. Zufolge Artikel 45 
des legterwähnten Geſetzes wird die Vollftredung des Kontumazial⸗Urtheils ges 
hemmt, ſowie der Angeſchuldigte ſich ftelt oder zur Haft gebracht wird. Tritt 
eine biefer beiden Vorausfegungen ein, jo muß in ber gewöhnlichen Weife zur 
Hauptverhandlung und zur Fällung eines neuen Urtheils geſchritten werden. 
Aus diejer Rechtslage ergiebt fih, daß, wenn der Angefhuldigte dem Staatss 
gerichtshofe ſich ftellen oder ergriffen werben follte, die Strafoolftredung von 
Nehtswegen unterbrodhen würde, was zur nothwendigen Folge hätte, daß ber 
Angeihuldigte noch als Beamter anzujehen und das gefeglihe Wartegeld in An- 
foruc) zu nehmen berechtigt wäre, und zwar jo lange, bis etwa ein neues Urtheil 
ihn zu einer mit dem Amtsverluft verbundenen Strafe verurtheilt haben würde. 
Angeihts dieſer eigenthümlichen Natur des Kontumazial:Urtheils und der daraus 
fi ergebenden Ungewißheit über die Dauer des Amtsverluftes hat der Dis: 
siolinarhof dem Urtheil des Staatsgerichtshofes einen die Fortjegung des Diss 
ünlinarverfahtens hemmenden Einfluß nicht einräumen können. Hierüber fonnte 
um jo weniger ein Bedenken obwalten, als in ber mündlichen Verhandlung 
beide Theile, ſowohl die Staatsanwaltihaft, wie die Vertheidigung, auf Forte 
Wkung des Verfahrens ausdrücklich beitanden haben. 

I. Angejäuldigter hat in eriter Reihe auf Vernichtung des Erkenntniſſes 
det Disziplinartammer angetragen, weil durch Ablehnung feines Geſuches, bie 
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mündlihe Verhandlung zu vertagen, zur Ungebühr in contumaciam gegen ihn 
verfahren und dadurch eine Nichtigkeit begründet worben jei. (Der Angriff ift 
verworfen. Die Ausführung hat fein allgemeines Interefje.) 

Anlangend die Entjheidung in der Sache felbft, jo fteht im Vordergrunde 
der Erwägungen bie Thatjache, daß Angefhuldigter durch das rechtskräftige 
Urtheil des Königlich Preußiſchen Kammergerihts vom 24. Juni 1875 wegen 
Vergehens im Amte zu neunmonatliher Gefängnißftrafe verurtheilt worben ift. 
Nah Inhalt dieſes Urtheils ift für erwielen erflärt und feftgeftellt: 

daß Angefchuldigter als Beamter im Mai 1874 zu Berlin 13 ihm 
amtlich anvertraute und zugänglide Urkunden kirchenpolitiſchen Inhalts 
vorſãtzlich bei Seite gefchafft und fi) dadurch eines Vergehens wider 
den 8. 348, Abf. 2 des Strafgeſetzbuchs ſchuldig gemacht hat. 

Dieſes Ergebniß bes ſtrafrechtlichen Verfahrens hat für ben Disziplinare 
richter die Kraft einer ihn bindenden Entſcheidung. Es fteht ihm nicht zu, die 
That: und Schuldfrage, ſoweit fie durch den ordentlihen Strafrichter feftgeftellt 
iſt, einer Kritik zu unterziehen. Der Disziplinarhof muß in diefer Beziehung bei 
der Auffaffung beharren, welde er feinem Erkenntniß in Sachen wider der Poſt⸗ 
fetretär Jahn (Sentralblatt für das Deutiche Rei) von 1874 Seite 134) !) zum 
Grunde gelegt und feitbem in ſtändiger ‚Praxis fefigehalten hat. Dieſe Aufs 
fafjung fteht in Webereinftimmung mit der langjährigen Judikatur des Königlich 
Preußiſchen Disziplinarhofs und ift die nothwendige Konſequenz des einheitlichen 
Weſens des Staates und der Stantsgewalt, welche das öffentliche Hecht ſchlecht⸗ 
bin unter die Grundſätze des Privatrechts zu beugen nicht verftattet. Die da- 
gegen vorgebrachten Ausführungen ber Vertheidigung haben die Ueberzeugung 
von der Richtigkeit jenes Grundſatzes nicht zu erſchüttern vermocht. Insbeſondere 
bat audy der aus der Faſſung bes 8. 78, Abf. 2, bes Reichsbeamten⸗Geſetzes 
bergeleitete Einwand für zutreffend nicht erachtet werben können. Derjelbe hat 
in den Enſcheidungsgründen des vorermwähnten Erkenntniffes eine jo eingehende 
Würdigung und Widerlegung bereits erhalten, daß hier nur auf das an jener 
Stelle Ausgeführte Bezug genommen werden Tann. 

Muß demnach als erwieſen angenommen werben, daß Angefhuldigter das 
Vergehen im Amte verübt hat, wegen befien er auf Grund bes $. 848, Abf. 2 

des Strafgeſetzbuchs vom Strafrichter vechtsträftig verurtheilt worden tft, fo ift 
bamit zugleich feftgeftelt, daß er eines Dienftvergehens ſich ſchuldig gemacht hat, 
und es erübrigt nur noch die Frage, welche Bedeutung bemfelben mit Rüdficht 
auf die dem Angeſchuldigten auch nad feiner Verfegung in ben einftweiligen 
Rubeftand verbliebene Amtsftellung vom Stanbpuntte des Disziplinarrichters 
beizulegen jei. 

Bei Beurtheilung biejer Frage war im Allgemeinen davon auszugehen, daß 
die Beifeitefhaffung von Urkunden ein duch $. 133 des Strafgeſetzbuchs mit 

1) Vergl. auch Zeitſchr. B. 3, 33. Es wird Bier gleichzeitig ein Drudfehler berichtigt; 


da8 Erkenutniß vom 1. April 1876 ift von dem Kaiferl. Disziplinarhofe und nicht von dem 
Reichs ⸗Oberhandelsgerichte ergangen. 
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Etrafe bebrohtes gemeines Vergehen if, das nach 8. 348, Abſ. 2, zum Amtss 
vergeben wird, wenn es von einem Beamten mit Bezug auf ihm amtlich an: 
dertraute oder zugängliche Urkunden verübt wird. Yu der an fi ſchon vor⸗ 
bandenen Strafbarkeit tritt in ſolchem Falle die Verlegung der Amtspflichten als 
erſchwerendes Moment hinzu. 


Schon aus dieſer Auffaffung des Strafgeſetzbuchs, nicht minder aus "ber 
Datſache, daß das Verſchulden des Angeſchuldigten fih dem Strafrichter als ein 
fo Rrafwürbigss barftellte, daB es mit neunmonatlicher Gefängnißſtrafe geahndet 
werden mußte, erhellt die Unzuläffigkeit des Standpunttes, den die Vertheidigung 
eingenommen, indem fie das Vergehen als ein nur leichtes, höchſtens mit einem 
Verweiſe zu beitrafendes darzuſtellen fi bemühte. S 

Zwar hat die Bertheibigung in ber BerufungssInftanz auf den Umſtand, 
daß Angefchuldigter nicht in der Abſicht, die kirchenpolitiſchen Schriftftüde mit: 
zunehmen, fondern nur aus Gejundheitsrüdfichten nad; Karlsbad reifle, beſon⸗ 
deres Gewicht legen wollen und daran die Behauptung gefnüpft, das Verhalten des 
Angeihulbigten jei über das Maß einer Gedankenfünde wenig hinausgegangen, 
weil eine etwaige böfe Abfiht gar nicht in die Erſcheinung getreten wäre, wenn 
er eine Kur nicht gebraucht haben würbe. Allein dieſe Auffafjung tritt mit dem 
Datbeſtande, wie er vom Strafrichter fefigeftellt worden, in unlösbaren Wider- 
frud. Wäre im vorliegenden Falle auf Seiten des Angeſchuldigten überhaupt 
eine Gedankenſünde anzunehmen, fo könnte fie nur barin gefunden werden, daß 
bie 3wede, welche er bei Beiſeiteſchaffung der Urkunden verfolgte, vielleicht 
noch nicht zur Ausführung gelangt waren. Die Beifeitefchaffung felbft aber war 
eine beabfichtigte und auch vollendete That, bei der es gleichgültig ift, ob ihn 
dazu eine Reife, welche er aus Gefunbheitsrüdfichten unternahm, die Belegen: 
keit bot. 

Im Gegentheil Hat der Disziplinarrihter, der außer den allgemeinen Amte: 
wüdhten auch noch die befonderen, in dem konkreten Dienftverhältniß begründeten 
Verpflichtungen in den Kreis feiner Beurtheilung zu ziehen hat, das dem Ange: 
fuldigten zur Laft fallende Amtsvergehen als ein denfelben in höchſtem Maße 
geavirendes erachten müflen, und zwar fomohl mit Rüdjiht auf die Handlung 
feoR, als mit Rüdficht auf die hohe Stellung, welche dem Angeſchuldigten an- 
vertraut war. 

Die Schwere feines Vergehens Liegt nicht ſowohl — wie ber erfte Disziplinar: 
Ahlen angenommen — darin, daß Angefhuldigter die Schriftftüde dem Bot- 
Weitserdjiv entfrembete, denn ber Steafrichter hat angenommen, daß Ange: 
Mnlbigter fi zur Mitnahme der Schriftſtücke ſubjektiv für befugt erachten 
due. Auch weniger darin, daß Angeſchuldigter der ihm obliegenden Füriorge 
ki Erhaltung amtlicher Papiere zumider handelte, ober darin, daß Ange- 
Wobigter Schriftftüde, an welche fid) die wichtigſten Ctaatsinterefien Inüpften 
when Geheimhaltung geboten war, den Wechielfällen einer weiten Reife 
nes Langen Aufenthaltes im Badeorte ausjegte- Denn bie beiden Lefteren 








J— 
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Belaftungsmomente, obwohl fie als ſolche unzweifelhaft anzuerkennen find, er: 
greifen. mehr die unmittelbaren oder möglichen Folgen des Vergebene, ala das 
Vergehen ſelbſt. 

Das Gravirende der Strafthat liegt vielmehr in der durch die vorfäßliche 
Beifeitefhaffung felbft begangenen ſchweren Verlegung der amtlichen Treue. 

Thatfächlich feftgeftellt if, Daß die Urkunden ihrem Inhalte nah auf Ber- 
bandlungen über die Eventualität einer neuen Papftwahl Bezug hatten, mithin 
einen Gegenftand betrafen, der für die politiihen und kirchlichen Intereffen des 
Deutſchen Reiches von hoher, auch vom Angefhuldigten anerfannten Wichtigkeit 
it. Es ift ferner erwiefen, daß die Urkunden einen höchſt vertraulichen Karalter 
hatten und unter dem Siegel des ftrengiten Amtsgeheimnifjes fanden. Ange 
ſchuldigter felbft hat in feinem Schreiben an das Auswärtige Amt vom 21. Iuni 
1874 die Erlaffe Nr. 141, 142 und 152 aus dem Jahre 1872 als Schräftftüde 
bezeichnet, die Lediglich für ihn perfönlich beftimmt gewefen und deren &eheim- 
haltung ihm befonders zur Pflicht gemacht fei. Er hat hinzugefügt, dieſe Schrift« 
ftüde bezögen fi auf Geſpräche ganz vertrauliher Natur; er habe fie daher 
ftets unter feinem Privatverſchluſſe gehalten und fich nicht für berechtigt angejehen, 
fie feinem Nachfolger im Amte zu übergeben, um das ihm perſönlich auferlegte 
ſtrenge Geheimniß nicht auf eigene Verantwortung zu durchbrechen. 


Es ift endlich außer Zweifel geftellt, daß die Urkunden ihrer Natur und 
Beſtimmung nad) dem Parifer Botſchafts⸗Archiv angehörten. Angefchuldigter 
hatte die bezüglichen Exlafje des Auswärtigen Amtes in feiner Eigenjhaft als 
Botichafter bei der franzöſiſchen Republit empfangen und in gleicher Eigenſchaft 
auch feine Berichte erftattet, beide ‚hatten auf einen Gegenſtand feiner amtlichen 
Wirkfamteit Bezug. Weberdies waren die Berichte in das Journal der Botichaft 
eingetragen und damit als integrirende Theile des Archivs anerkannt. Daß An: 
geſchuldigter ſich dieſer ihrer Zugehörigkeit zum‘ Botfhafts: Archiv auch voll: 
tommen bewußt gewefen, erhellt zur Genüge daraus, daB er, vom Auswärtigen 
Amte zur Verantwortung aufgefordert, ſich verpflichtet fühlte, die Mitnahme ber 
Shriftftüde von Paris durch bejondere, namentlih der Perſoönlichkeit feines 
Amtsnahfolgers entlehnte Gründe zu rechtfertigen. Solcher Gründe hätte es 
überall nicht beburft, ja es hätte dem Angejchuldigten die Frage, ob er die Ur: 
kunden feinem Nachfolger zu übergeben habe, gar nicht entgegentreten Tönnen, 
wenn er fie als ſolche angefehen hätte, die mit dem Archiv ber Parifer Votſchaft 
in keinem amtlichen Zufammenhange ftanden. Demnach konnte der Angeſchul⸗ 
digte auch darüber nicht in Unklarheit fein, daß, nachdem er feines Amtes als 
Chef dieſer Botſchaft durch; UWebergabe feines Abberufungsfchreibens enthoben 
war, ihn über jene nur aus Rüdfiht der Geheimhaltung fetretirten Schriftftüde 
ein Recht der Verfügung oder Benugung nicht mehr zuftand. Trug er aus ben 
von ihm fpäter angegebenen Gründen Bedenken, fie dem Votſchafts⸗Archiv zus 
rüdzulaffen, fo blieb er zu denfelben nur noch in der Stellung eines amtlihen 
Depofitars mit der zwiefahen Verpflihtung, der vorgeſetzten Behörde über bie 
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Gründe feines Verfahrens Rechenſchaft zu geben und bie Schriftflüde derſelben 
ungefäumt zurüdzuliefern. 

Schon dadurch verlegte er die vom Amte erforderte Gewiſſenhaftigkeit, daß 
er während feines vierzehntägigen Aufenthaltes in Berlin die Mitnahme und den 
Beſitz für bas Staatsintereſſe fo wichtiger Urkunden dem Auswärtigen Amte 
verheimlichte. Die auch in ber gegenwärtigen Inftanz zu feiner Entſchuldigung 
mieberholt vorgebrachte Behauptung, daß er bie Schriftflüde vergeflen, ift von 
dem Strafrichter als jeder Glaubwürdigkeit entbehrend zurüdgemiefen. Bezeugt 
und auch vom Angeſchuldigten zugeftanden ift, Daß er vor der Abreife von Paris 
nad biefen Urkunden eifrig geſucht hatte, dieſelben waren für ihn aljo Gegen⸗ 
fand befonderer Aufmerkſamkeit. Hatte er nicht die Abficht, fie dem Auswär« 
figen Amte vorzuenthalten, jo wäre bei feiner fonft bemiefenen Weberlegung und 
Vertrautheit mit den Pflichten des biplomatifchen Dienftes ein Verhalten, wie 
das feinige, völlig unerflärt, zumal in einer Zeit, in der ihn die Ereigniffe an 
feine Beziehungen zum Auswärtigen Amte täglid erinnern mußten. Daß bie 
Abſicht, die Urkunden zurüdzugeben, bei ihm nicht nur nicht vorhanden war, 
er vielmehr fih im Befit derfelben erhalten wollte, dafür ſpricht überzeugend 
bie Thatfache, daß er dem erften Schritte der Verheimlichung auch ben zweiten 
ber Beifeitefhaffung noch hinzufügte. \ 

Erwieſen ift, daß Angefhuldigter an bemfelben Tage, an welchem die Kabinets⸗ 
ordre über feine einftweilige Verfegung in den Ruheſtand volljogen ward, am 
15. Mai 1874, jene politiſch hochwichtigen und geheimen Schriftftüde, die feiner 
Amtstreue befonders anvertraut waren, bie er aus den Akten der Pariſer Bots 
ſchaft eigens ausgejondert und nad) Berlin mitgenommen hatte, um fie feiner 
vorgejeßten Behörde felbft zu übergeben, ohne deren Vorwiſſen heimlich von 
Berlin nad Karlsbad entfernt hat. Hierin hat das Urtheil des Rammergerichts 
den Thatbeſtand ftrafwürdiger Beiſeiteſchaffung erkannt. Es hat feftgeftellt nicht 
nur, daß Angeſchuldigter mit Vorſatz handelte, er mithin der rechtswidrigen Ab- 
fit ſich volllommen bewußt war, ſondern auch, daß er mit der Beifeitefhaffung 
der Urkunden ben verwerflichen Zweck verfolgte, fih ihrer erforderlihen Falles 
als einer Waffe gegen feine vorgejeßte Behörde zu bedienen. 

Dadurch hat Angeſchuldigter eines Dienftvergehens ſich ſchuldig gemacht, 
über deſſen Bedeutung und Schwere er fih unmöglich täufhen konnte. Hätte 
et die Urkunden etwa einem feiner Botfehafts-Beamten zur Weberbringung nad 
Berlin anvertraut und diefer, flatt fie abzuliefern, fie bei Seite geſchafft, fo 
würde kein Zweifel beftehen, daß derjelbe eine ſchwere Untreue im Dienft be= 
sangen habe. Derin gerade in der Verlegung des in Nechtsverhältniffen der vor- 
liegenden Art fi bethätigenden befonberen Vertrauens befteht das Wefen ber 


° 
Um wie viel ſchwerer wiegt die Schuld, wenn die Handlung vom Botſchafter 
ff verübt wurde! Das Amt eines Miffionschefs und die mit Hohen Privi- 


334 Entſcheidungen und Erlaffe von Gerichten unt anderen Behörben. 


legien umgebene Stellung bes Botſchafters insbefondere ift eine Vertrauens 
ſtellung im eminenten Sinne, Die höchſten Staatsinterefien, Ehre, Anfehen und 
Sicherheit des Reiches find in feine Hand gegeben. Mit Vollmachten ausgerüftet, 
die feinen Sandlungen verbindliche Kraft für die von ihm vertretene Regierung 
verleihen, von ben geheimften Vorgängen der Politit bes In- und Auslandes 
fortlaufend unterrichtet und zugleih ber unmittelbaren Kontrole feiner vorge 
ſetzten Behörde entrüdt, ift der Botichafter in ber Lage, das Wohl feines Landes 
durch Pflihtvergefienheit in unerfeglicher Weiſe zu gefährden. Muß von einem 
Beamten in folder Stellung das höchſte Maß von Treue und Gewiſſenhaftigkeit 
im Dienfte gefordert werben, jo wird auch die Verlegung biefer Pflichten um fo 
ſtrenger zu beurtheilen, um fo ſchwerer zu ahnden fein. 
5 Daß Angeſchuldigter ſchon aufgehört hatte, Ehef der deutichen Botſchaft in 
Paris zu fein, als er die Urkunden bei Seite ſchaffte, kann bei Beurtheilung 
feines Dienftvergehens nicht in Betracht kommen. Für jeine bisherige Amts⸗ 
führung war und blieb der Angeſchuldigte bis dahin verantwortlich, daß er feine 
amtlichen Geſchäfte erlebigt hatte (Siehe 8. 100 bes Reichsbeamten⸗Geſetzes), 
und zu biefer Erlebigung ‘gehörte unzweifelhaft auch bie Sorge für die getreuliche 
Ueberlieferung der ihm amtlich anvertrauten Schrififtüde. 

Ebenfowenig bat es ihm als ein Milderungsgrund angeredjnet werben 
können, daß er die Urkunden, nachdem er fie nahezu 2 Monate der vorgeſetzten 
Behörde vorenthalten hatte, von Karlsbad zurüdfandte, ba er zur Auslieferung 
derſelben erft durch die ernftlihe Mahnung des Auswärtigen Amtes veranlaßt 
worden iſt. 

Ein Beamter, der das feiner hohen Stellung bewieſene Bertrauen miß⸗ 
braucht und bie vom Amte erforderte Treue und Gewiſſenhaftigkeit in fo 
ſchwerer Weiſe verlegt hat, wie es in vorliegenbem Falle ber Angefchuldigte ges 
than, kann in amtlicher Stellung ferner nicht verbleiben. Er bat das Zutrauen 
verwirkt, das ber Staat in alle feine Beamte, und in biejernigen bes Aus⸗ 
wärtigen Amtes in befonberem Maße, ſetzen muß. Einem ſolchen Dienftvergehen 
gegenüber kann es barauf nicht mehr ankommen, ob ber Angefchuldigte im 
Mebrigen fi) gut geführt hat. Mit der im $. 76 bes Reichsbeamten⸗Geſetzes 
enthaltenen, an fi} ſelbſtverſtändlichen Vorſchrift, daß bie anzumwenbende Strafe 
mit befonberer Rüdficht auf bie gefammte Führung bes Angeſchuldigten zu 
ermefien fei, bat keineswegs gelagt werben follen, daß bie bisherige gute 
Führung dazu nöthige oder ein ausreichender Grund ſei, vom der Anwendung 
ber ſchwerſten Disziplinarftrafe, ber Entfernung aus dem Amte, abzufehen, wenn 
fie durch das Vergehen an fi) geboten ifl. Noch weniger erheblich ifl, ob Am- 
geſchuldigter der Meinung war, von feiner vorgefegten Behörde eine unbillige 
Behandlung erfahren. zu haben. 

Was in ben beiden legterwähnten Beziehungen zu feiner Vertheidigung 
angeführt worden, hat ber Richter erfter Inftanz mit Recht nicht weiter zur 
Erörterung gezogen, daher auch eine Beweisauflage darüber abgelehnt werben 
mußte, 
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Da ſchon aus vorftehenden Gründen auf Beflätigung des Urtheils erfter 
Inftanz zu erkennen war, jo bat ber Disziplinarhof es nicht mehr für nöthig 
erachtet, "die übrigen dem Angefchuldigten zur Laft gelegten und vom erften 
Richter gleichfalls für erwiefen angenommenen Dienflvergehen einer näheren 
Prüfung zu unterziehen. 

Urkundlich unter dem Siegel des Kaiſerlichen Disziplinarhofs und ber vers 
ordneten Unterſchrift. 1. 


giteratar, 





Neinhold Johow, Ober⸗Tribunalsrath. Jahrbuch für endgültige Entjchei- 
dungen der preußiſchen Appellationsgerichte. Sechſter Band. Berlin 1877. 
Verlag von Franz Vahlen. Preis Mark 7,0. 

Der vorliegende Band des gut und ntit Umficht rebigirten Jahrbuches ents 
hält ein recht werthvolles Material für alle Materien der Rechtswiſſenſchaft. 
Die Zeitichrift, welche einem fühlbaren Bebürfniffe entſpricht, hat einen en 
praktiſchen Werth. 

3. Struckmann, Preuß. ObersZribunalsrath, RM. Koch, Geb. — 
rath. Die Civil⸗Prozeßordnung für das Deutſche Reich nebſt den auf den 
Civilprozeß bezüglichen Beſtimmungen bes Gerichtsverfaſſungsgeſetzes und 
den Einführungsgeſetzen. Erſte Lieferung. Berlin. Verlag von J. Guttentag. 
(D. Collin) 1877. Preis Mark 8. 

Das vorliegende erſte Heft der Civilprozeßordnung liefert einen vortrefflichen 
Kommentar zu den Reichs⸗Juſtizgeſetzen. 

Die Motive und die Protofolle der Kommiffion des Reichstages find eins 
gehend benugt und zu den einzelnen Geſetzesbeſtimmungen ſehr werthvolle er- 
läuternde Anmerkungen, ünter Verweifung ‚auf die korreſpondirenden Geſetzes⸗ 
vorſchriften, gegeben. 

Das Werk, das vorausfihtlih in kurzer Zeit vollfländig erfcheinen wird, 
kann einem jeden Praftifer als ein vorzügliches Hilfsmittel für das Studium 
und bie Anwendung ber neuen Suftiggefege empfohlen werben. 

Berlin, im März 1877. W. Hartmann. 

Ueber bie gleichfalls foeben erjchienene Ausgabe ber: Juſtizgeſetzgebung 
des Deutihen Reiches, enthaltend das Gerichtsverfaſſungsgeſetz, die Eivil- 
progeßorbnung, die Strafprogeßorbnung und die Kontursordnung, Kommentirt 
von Dr. 9. Sarwey, Kgl. Württemb. Staatsrath, und ©. Thilo, Kgl. 
Preuß. Kreisgerihts-Direktor. Berlin Carl Heymann’ Berlag. 1877. 

Lieferung I. (Konkursordnung I. von Dr. v. Sarwey und Lieferung II. 

(Strafprogekorbnung I. von ©. Thilo). Subjtriptionspreis pro Lieferung 

Mart 1,00, 

werben wir im nächften Hefte eine Beſprechung bringen. 

In bem Verlage von E. Heymann in Berlin find ferner erſchienen: 

1. Die Juftiggefege für das Deutſche Reich. Preis Mark 3; 

2. die amtlihen Protofolle betr. ben Verlauf und das Ergebniß der über 
die reichsgeſetzliche Regelung bes Patentweiens durch Beſchluß bes 
Yunbesrathes veranlaßten Sachverftändigen » Vernehmungen. Preis 
Mark 0,80. 

Beide literarifhe Srjejeinungen, von hohem Intereſe, zeichnen ſich durch 
guten, korrekten Druck und große Billigkeit aus und werden hiermit empfohlen. 

1. 





Aufſätze. 


Die Kommunalverwaltung in den öſtlichen Provinzen des 
preußiſchen Staates. 


Bom Herrn Reg.Rath Marcinowsti zu Königsberg i. Pr. 


1. 
Die ländlide Kommunalverwaltung. 

Es giebt faft keinen Zweig ber preußifhen Geſetzgebung, welcher im Laufe 
biefes Jahrhunderts eine jo durchgreifende Umgeftaltung erfahren hat, als bie 
Regelung des Kommunalweſens. Ein Blid auf die rechtsgeſchichtliche Entwicke⸗ 
lung die ſer Sauptgrundlage bes ftaatlihen Organismus läßt uns erfennen, daß 
fi hier ein fo weſentlicher, tief einſchneidender, Prozeß in der Geſetzgebung volls 
gen bat, wie ihn andere Bebiete bes öffentlihen Rechts kaum aufzuweiſen 
haben. Wir begegnen einem vollftänhigen, alle einfchlagenden Berhältniffe durch⸗ 
dringenden, Wechjel des Syftems, welcher für das gefammte Staatsleben von der 


erheblichſten Bedeutung ift. und zu einem vollkommenen Umbau des Bebäubes 


der ftaatlihen Organifation geführt hat. Das mit der neuen Kreisorbnung vom 
13. Dezember 1872 inaugurirte Princip der Dezentralifation und einer von der 
unmittelbaren Einwirkung der Staatsbehörden unabhängigen Selbftverwaltung, 
fo wie ber angemefjenen Betheiligung ihrer Organe an hen Geſchäften ber all- 
gemeinen Landesverwaltung, hat der Rommunalgefeggebung eine Richtung gegeben, 
welche in der weiteren Entwidelung durch die Provinzialordnung vom 29. Zuni 1875, 
das Geſetz über die Verfaſſung der Verwaltungsgerichte vom 3. Juli 1875 und 
endlid durch das Geſetz, betreffend die Zuftändigleit der Berwaltungsbehörden 
und Verwaltungsgerichte vom 26. Zuli 1876 zur grundſätzlichen, wenn auch noch 
nicht in ganzem Umfange vollendeten, Ausführung gelangt ift. Diefe Geſetze 
find gegenwärtig in den Provinzen Preußen, Brandenburg, Bommern, Schleflen 
und Sachen in Straft. 

Das allgemeine Landrecht für die preußifchen Staaten vom 5. Februar 1794 
Wat, abgeſehen von dev ſtädtiſchen Gemeindeverfafjung, nur die Torporative Ber 
Naltung der Dorfgemeinben zur geſetzlichen Regelung gebracht. Diefen fteht nach 
den allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften tiber Korporationen die Verwaltung ihrer 
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Angelegenheiten zu, wobei indeß nur den Befigern bäuerliher Brunbftüde 
im Dorfe beziehungsweife der Torfsfeldmart die Mitgliedfchaft der Gemeinde und 
nur den angejefienen Wirthen die ftimmberechtigte Theilnahme an den Gemeinder 
verfammlungen zugebilligt wurde. Die Verwaltung wurde ber Auffiht der Ges 
richtsobrigkeit unterftellt, welche zu jener Zeit mit der gutsherrlichen Polizei⸗ 
obrigkeit zufammenfiel. Diefer ftand namentlich die Genehmigung zum Antauf 
von Brundftüden, zu Pachtungen außerhalb der Feldflur, zur Veräußerung von 
Gemeingründen und Gerechtigkeiten jo wie zur Kontrahirung von Schulden zu. 
An der Spite der Gemeinde ftand der von der Gutsherrſchaft ernannte Schulze, 
welchem neben feiner Stellung als Organ ber Poligeibehörde gemeinfam mit bem 
gleichfalls von der Gutsherrſchaft berufenen Schöppen bie Bermögensverwaltung 
der Gemeinde oblag. Zum Gefchäftskreife diefes Gemeindevorfiandes gehörte 
außerdem bie Function als Dorfgericht, welche hauptſächlich in der Unterfuhung 
und Entſcheidung der Webertretungen der innern Dorfs⸗Polizeiverordnung — wie 
das Allgemeine Landrecht diefes bezeichnet — alfo in der Handhabung der Lokalen 
Bolizeiftrafgerichtsbarkeit beftand. Die Dberauffiht ftand zunächſt dem Landrath, 
in den weiteren Inftanzen ber Bezirksregierung, dem Oberpräfibenten und bem 
Minifter des Innern zu. Für die ländlihen Bemeindeverhältniffe wurde nun 
durd das Edict vom 9. October 1807, welches die Erbunterthänigkeit Der bäuer- 
lien Befiger aufhob und die Fefleln des ländlichen Grundbefiges loderte, fo 
wie durch das in gleihem Sinne erlaffene Edict vom 8. October 1810 eine neue, 
ber Entwidelung des kommunalen Lebens günftigere, Geftaltung gefchaffen. Die 
Zahl, der Umfang und die Bedeutung der Dorfgemeinden verftärkte ſich jehr 
bald und blieb in ftetigem Wachsthum. Die fteigende Kultur, die Fortfchritte 
im Verftändniß für wirthſchaftliche und Verwaltungs Angelegenheiten, führten balb 
zu verbeflerten Einrihtungen, welde ſich durch Obfervanz Berechtigung zu vers 
ſchaffen wußten. Auf diefem Fundament bildeten fih in einer großen Anzahl 
von Gemeinden befondere fatutarifche Berfafjungen heraus, welche zwar meift 
formlos und unvolllommen waren, immerhin aber doch als ein beachtenswerther 
Keim der Lebensfähigteit felbfiftändiger Ordnung gelten mußten. 

Der nächſt weitere Rommunalverband, der Kreis, war zu jener Zeit noch 
nicht zur forporativen Geſtaltung gelangt. Einzelne auf ftändifher Grundlage 
begründete Verbände abgerechnet, war bier ein eigenes kommunales Leben noch 
nit zur Geltung gebracht. Selbft die Kreisabgrenzung gelangte erft durch das 
Sensdarmerie-Edict vom 30. Juli 1812 und die Verordnung vom 30. April 1815 
(wegen verbefjerter Einrichtung ber Provinzialbehörden) zu einer beftimmten feſten 
Organiſation, bei welcher indeß die größeren Städte und die denfelben zugewie- 
fenen Nachbarbezirke zu bejonderen Verbänden ausgejondegt wurden. Die Lands 
räthe hatten bereits vor bem Jahre 1812 die Aufgabe, die Staatsregierung im 
Bezirk ihrer Kreife zu vertreten. Durch das erwähnte Edict vom 30. Juli 1812 
wurde bie Bejeitigung biefer Inftitution im Verein mit der Aufhebung der da⸗ 
mals beftehenden kreisftändifchen Einrichtungen intendirt, dieſe Reform aber 
ſpäter wieder aufgegeben. 


Kommunalverwaltung. 389 


Die im Laufe der erften Jahrzehnte dieſes Jahrhunderts in einzelnen An⸗ 
fängen und Berfuhen — namentlich in der Form ftändifcher Affociation — be- 
wiefene Lebenskraft communaler Einrichtungen führte nun zunächſt zu legislatori= 
ſchen Verſuchen im Sinne „der Drdnung der fommunalen Berhältniffe ber 
Provinzen. Der Umſtand, daß ſich in diefem Beitabjhnitt bereits in einzelnen 
Provinzen, namentli für gemeinfame Einrichtungen auf dem Gebiete der 
Armenpflege, aber aud für andere gemeinfchaftlihe Vermögensintereſſen Kom⸗ 
munalverbände gebildet hatten, jo wie das Drängen der Stände nad) einer ein⸗ 
flußreicheren Mitwirtung bei der Staats: und Kommunalverwaltung veranlaßte 
die Staatsregierung, zunächſt die Provinzial:Verfafjung zum Gegenftande ber 
geieglihen Reform zu machen. ; 

Das allgemeine Gejek wegen Anordnung der Provinzialftände vom 5ten 
Juni 1823 leitete biefe neue Aera ber Kommunalverwaltung, die gejegliche Ent: 
widelung und Geftaltung einer ftändifhen Verfaffung, ein. Dieſes Geſetz 
faßte die Grundzüge der ſtändiſchen Provinzial:Berfafjung in folgende Normen 
zuſammen: 

1. Die weſentliche Bedingung der Standſchaft iſt das Grundeigenthum. 

2. Die Provinzialſtände bilden das geſetzmäßige Organ der verſchiedenen 

Stände jeder Provinz, und ſollen vor der Emanation von Provinzial⸗ 
geſetzen über dieſelben gutachtlich gehört, auch bis zur Konſtituirung 
allgemeiner ſtändiſcher Verſammlungen nad Bedürfniß mit der Bor: 
berathung allgemeiner, das Intereſſe der Provinz betveffender, Geſetz⸗ 
entwürfe, fofern diefelben Veränderungen in Perſonen⸗ und Eigen- 
thumsrechten und Steuervorlagen zum Gegenftande haben, befragt 
werden. 

3. Den Provinzialftänden wird in allen, das fpezielle Interefje der ganzen 
Provinz oder eines Theils berjelben berührenden, Angelegenheiten das 
Petitions⸗ und Beſchwerderecht eingeräumt. 

4. Die Rommunal-Angelegenheiten der Provinz follen nach Maßgabe der 
ftaatlich genehmigten Beſchlüſſe der Provinzialftände unter Aufficht 
der Staatsregierung verwaltet werben. 

Die Feftfegung der Form ſowie die Normirung der Grenzen der ftändijchen 
Verwaltung wurde befonderen Bejegen vorbehalten. Die erften auf Grund dieſer 
Rormativbedingungen erlaflenen SBrovinzialordnungen waren die Bejege für die 
movinzialftändifche Verwaltung der Mark Brandenburg und des Markgrafen: 
thums Niederlaufig, ſowie für die Provinzen Preußen und Pommern vom 
L Juli 1823. In den Provinzen Schlefien, Sachſen, Poſen, Weſtphalen und 
ber Rheinprovinz ift bie ſtändiſche Verfafjung erft im Jahre 1824 eingeführt. 
Die in diefen Geſetzen enthaltenen Beitimmungen find im Wejentlihen für alle 
Provinzen gleihmäßig normirt. Für die ftändifche Sliederung wurde die Drei- 
theilung: Ritterſchaft, Städte, bäuerliche Brundbefiger feltgejegt, und nur in den 
Provinzen Sachſen und Schlefien im Intereife der dortigen Domkapitel und 
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der Abgeordneten der einzelnen Stände wurbe geſetzlich fixirt und der Regel nad) 
darauf Bedacht genommen, den Stand der Stäbte und der bäuerlihen Grund⸗ 
befiger zufammen mit der gleichen Stimmenzahl auszuftatten als den Stand. ber 
Ritterſchaft. Das paflive Wahlrecht für die ftändifpe Vertretung war bei ſämmt⸗ 
lien Ständen an zehnjährigen Grundbeſitz, chriftliche Konfeffion, das Alter von 
mindeftens 30 Jahren und unbeicholtenen Ruf getnüpft. Bon der erften Be 
dingung konnte ber Landesherr bispenfiren, die übrigen Vorausfegungen blieben 
dagegen unerläßlih. Zu Vertretern des erſten Standes durften nur Rittergutss 
befißer, für ben zweiten Stand nur Magiftratsmitglieder oder Gewerbetreibende, 
für den dritten Stand nur Befiger felbft bemwirthichafteter größerer Landgüter 
gewählt werden. In der Provinz Preußen wurden die Befiter jelbftftändiger 
kulmiſcher Güter von 6 kulmiſchen Hufen und die Befiger anderer größerer 
Landgüter gleicher Art den Rittergutsbefigern gleichgeftellt. 

Die Thätigkeit und Wirkfamteit der ftändifchen Verwaltung konzentrirte fih 
im Weſentlichen auf den Provinziallandtag, die Verfammlung ſämmtlicher Ver- 
treter ber Stände ber betreffenden Provinz. Die Gefchäftsleitung wurde bier in 
bie Hand des vom Könige aus ben Mitgliedern des erſten Standes ernannten 
Landtagsmarſchalls gelegt, welchem die Vorlagen für die Berathung und Bes 
ſchlußfaſſung von dem Staats-Rommifjarius zugeführt wurden. Eine itio in partes 
nad) einzelnen Ständen durfte nur beim Vorwalten kollidirender Interefien und 
aud nur dann ftattfinden, wenn 2/3 der Stimmen des angeblih durch den Be- 
ſchluß des Provinziallandtags benachtheiligten Standes die Sonberftellung in 
Antrag braten. Ein fländiiches Organ für die Ausführung der Landtags: 
beichlüffe, ein dauernder geihäftsführender Ausfhuß der Provinzialvertretung, 
wurde nicht eingejeßt, und nur nachgegeben, daß fih die Provinzialftände für 
die Erledigung der laufenden Verwaltungsgefhäfte Kommiſſarien beftellten. Auf 
bie bereits früher konſtituirten Kommunalverbände in den einzelnen Provinzen 
wurde den Provinzialfländen nur infomweit ein Einfluß eingeräumt, als ſich die 
Kommunalverbände zu einer entſprechenden Webereintunft berbeiließen. Im 
Uebrigen blieb die Verfaffung diefer Kommunalverbände unverändert. Man be 
ſchränkte ihre Verwaltung nur infoweit, als die Ausführung der Beſchlüſſe über 
Veränderungen ber beftehenden kommunalen Einrichtungen jo wie die Ausfchrei- 
bung neuer Rommunalabgaben von ber Iandesherrliden Genehmigung abhängig 
gemacht wurde. 

Die weitere Dezentralifation auf der Grundlage der ftändifhen Vertretung 
bereitete fi) zur Zeit der Regelung des Provinzialftändemwefens bereits vor. 
Kommunale Kreisverbände mit fländiihen Einrichtungen und Berfamm- 
lungen beftanden ſchon zu jener Zeit in großer Zahl. Ihre geſetzliche Drgani- 
fation jolte nun unter Zuziehung und Beirath der Provinzialftände in Angriff 
genommen werden. Dieſe Vorarbeiten begannen kurze Zeit nah Emanation der 
Gelege über bie Provinzialftände und kamen in der Periode von 1825 bie 1828 
für ſämmtliche Provinzen der Monarchie zum Abſchluß. Die Regelung der be 
züglichen Verhältniffe ſtellt fih aud bier für alle Provinzen als eine weſent⸗ 
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li gleihmäßige dar. Die Tommunale Rreisverfajfung berubte ebenjo wie 
bie Provinzialordnung auf ftändifcher Grundlage, und ſchloß ſich eng an bie für 
die Ronftituirung der Provinzialftände geſchaffene Form der Vertretung an, Wir 
begegnen auch hier derfelben Dreitheilung der Standihaft in dem Stand ber 
Kittergutsbefiger, — in Schlefien und Sachſen mit bejonderer Berüdfihtigung 
der Standesherrſchaften und der Prälaten —, ben Stand ber Städte und ben 
Stand der bäuerlihen Befiter. Die Verwalturigsorganijation ging ebenfalls von 
dem Grundgedanken aus, daß ben Ständen nicht die eigentlihe Verwaltung ber 
Rreisangelegenbeiten, jondern nur eine begleitende und unterftügende Mitwirkung 
bei derfelben zugeftanden werben dürfe. Dieje Aufgabe wurde ben Kreisver⸗ 
fammlungen (Kreistagen) indeß mit der ausbrüdlichen Beftimmung zugetheilt, 
dab die Kreisftände die Vertretung der Kreisforporation für alle Kommunals 
angelegenheiten bilben,. auch über die Verteilung derjenigen Staatspräftationen 
befinden follten, welche kreisweiſe aufgebracht werden mußten, und in Betreff 
deren feine anderweiten difpofitiven Beſtimmungen durch die bezüglichen Geſetze 
getroffen waren. Die Verwaltungsbehörde des Kreijes repräfentirte nah wie 
vor der Landrath, welchem als Vertreter ber Staatsregierung die gefammte Ge⸗ 
Thäftsführung oblag, und dem aud der Vorfig in der Kreisverfammlung, bas 
Stimmrecht in derjelben aber nur unter der Vorausfegung zufland, daß er Mits 
glied der Freisftändifhen Vertretung war. Diefe Vertretung fette fih nun aus 
ben gedachten 3 Ständen in der Art zufammen, daß zur Vertretung des erften 
Standes jeder im Kreife angejeffene Rittergutsbefiger mit einer Stimme berufen 
war, daß ferner dem Stande der Städte eine von ihren Vertretern zu er- 
mwählende geſetzlich beftimmte Anzahl von Repräfentanten bewilligt und die gleiche 
Befugniß den Landgemeinden und ben nicht mit der Rittergutsqualität ausge: 
fatteten Landgütern eingeräumt wurde. Die paffive Wählbarkeit wurde bei dem 
weiten Stande an die Eigenfhaft ver Magiftratsperjon, im britten Stande an 
die eines Schulzen oder Dorfrichters geknüpft, hier jogar mit der Maßgabe, daß 
das gewählte Kreistagsmitglied mindeftens Das zur Dualififation eines bäuers 
lien Provinziallandtags: Abgeordneten erforderlihe Grundeigenthum  befigen 
mußte. Eine Abweihung hiervon wurde nur- für die Provinz Preußen ftatuirt, 
indem man bier für die Vertretung des zweiten Standes aud Mitglieder der 
Stabtverorbneten-Berjammlung zuließ, und den Befigern kulmiſcher Landgüter 
von mehr als 6 Hufen neben den Vertretern der andern bäuerlihen Beſitzer 
das volle Stimmrecht im britten Stande einräumte. Die Kreisbezirfe gewannen 
übrigens durch die vorhin gejchilderte Organifation den Karakter geſonderter 
Kommunalverbände mit allen Attributen der Korporation, und erhielten dadurch 
eine für den jpäteren, im Sinne der Selbftverwaltung volführten, Ausbau ber 
Kemmunalverfaſſung ſehr günitige Unterlage. Dur die Kabinetsorbre vom 
10. Juli 1838 wurde den Kreistagen das Präſentationsrecht für die Wahl des 
Sandraths, durch die Geſetzgebung des Jahres 1841 die Befugniß eingeräumt, 
Ausgaben zu gemeinnügigen Einrichtungen und Anlagen des gefammten Kreifes 
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oder zur Beſeitigung eines den Kreis bedrohenden Nothſtandes für die Dauer 
von 2 Jahren zu beſchließen. 

In Betreff der provinzialſtändiſchen Einrichtungen ergingen unterm 2iten 
Juli 1842 für alle Provinzen weſentlich gleihlautende Verordnungen, welche für 
jede Provinz die Bildung eines Ausſchuſſes aus den Provinzialftänden an= 
ordneten. Durch dieſe Inftitution follte der Staatsregierung bie Gelegenheit 
geboten werden, auch außerhalb der Situngszeit der Provinziallandtage ein 
ftändifches Organ zur Berathung wichtiger Staatsangelegenheiten zu berufen 
oder gutachtlich zu hören. Diefes Gentralorgan wurde durch die Verordnung 
vom 3. Februar 1847, welche gleichzeitig mit der Organifationsverordnung für 
den vereinigten Landtag zur Wirkſamkeit gelangte, noch weiter ausgebildet. 
Die Verfaſſungsurkunde vom 5. Dezember 1848 und bie revidirte Ver⸗ 
faffung vom 31. Januar 1850 haben die beſprochenen Zweige der Geſetz⸗ 
gebung in ganz neue Bahnen gelenft. In Anerkennung der Nothwenbigleit einer 
Umgeftaltung der Gemeindeordnung hatte die Staatsregierung bereits vor Emas 
nation der Zerfaffungsurfunde de 1848 der Preußiſchen NationalsBerfammlung 
den Entwurf einer neuen Gemeindeordnung vorgelegt. Die erwähnte Vers 

faſſungsurkunde ftellte nun im Anſchluß hieran in Art. 104 gewifle Grund» 
prinzipien auf, welche für die Regelung des &emeindewejens maßgebend fein 
follten. Diefe Normativbedingungen wurden in Art. 105 der revidirten Ber» 
faffung vom 31. Januar 1850 unverändert übernommen. Diejelben gingen im 
Wefentlihen darauf hinaus, daß 

1. über bie innern und bejonderen Angelegenheiten der Gemeinden Ge— 
meindeverfammlungen gewählter Vertreter beſchließen und biefe 
Beichlüffe von den Gemeindevorftehern zur Ausführung gebracht werben 
ſollten, 

2. die Gemeinden die ſelbſtſtändige Verwaltung ihrer Angelegen⸗ 
heiten geſetzlich geregelter ſtaatlicher Oberaufficht erhalten, und die Be- 
theiligung des Staats bei der Anftellung der Gemeindevorfteher, fo wie 
die Ausübung des Wahlrechts durch eine zu erlaſſende Gemeindeordnung 
beftimmt werben jollte, 

3. Die Berathungen der Bemeinbevertretung öffentlich fein jollten. 

Eine fernere wichtige Aenderung wurde duch Art. 40 ber Berfaffungs- 
urkunde und Art. 42 und 105 der revidirten Verfaffung vom 31. Sanuar 1850 
herbeigeführt. Die gutsherrlihe SPolizeiverwaltung und Strafgerichtsbarteit 
wurde durch dieſe Beftimmung befeitigt und die Nothwendigkeit der Betheilis 
gung der Gemeinden an der DOrtspolizeiverwaltung zum Ausbrud 
gebracht. 

In Art. 105 wurde gleichzeitig verordnet, daß über die Vertretung und 
Verwaltung der Kreiſe beſondere Geſetze erlaſſen und hierbei darauf Be— 
dacht genommen werben ſolle, die Beſchlußfaſſung über die inneren und beſonderen 
Angelegenheiten der Kreife einer gewählten Kreisvertretung au übers 
tragen und ben vom Könige zu ernennenden Vorftehern der Kreife bie Exekutive 
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für dieſen Geſchäftskreis zu übermeifen. In Folge diefer Vorſchriften der Staats⸗ 
grumdgejege erging unterm 11. März 1850 eine Gemeindeordnung fo wie eine 
Kreis, Bezirke: und Provinzial-Ordnung, welche indeß nod vor Abſchluß der 
für die Ausführung getroffenen Vorbereitungen durch den Erlaß vom 19. Juni 
1852 fiſtirt und demnähft durch das Geſetz vom 24. Mai 1853 aufgehoben 
wurden. 

Die jpätere Bejeßgebung bat nun bis zur Emanation ber Kreisorbnung 
vom 13. Dezember 1872 — abgejehen vom der an anderer Stelle zu erörternden 
- Stäbteorbnung vom 30. Mai 1853 — nur ein zur vollen gejeglihen Wirkſam⸗ 
teit gelangtes Geſetz über die ländliche Kommunalverwaltung zur Entftehung 
gebracht, das Geſetz vom 14. April 1856. Die biesfälligen Beftimmungen find 
nun zunächſt darauf gerichtet, die Form für die Konftituirung und Abgrenzung 
der Gemeinde- und Gutsbezirke durch fehle und unzweibeutige Vorſchriften zu 
normiren. Gleichzeitig hat man bie Regelung ber Theilnahme am Stimm. 
recht und der Art der "Ausübung beffelben in den Gemeindeverfammlungen in 
den Kreis der Geſetzgebung gezogen, und bie Form ber Gemeindebefhlüffe und 
Urkunden jo wie die Bertheilungsgrundjäge für die Gemeindeabgaben, endlich 
auch die Bildung einer gewählten Gemeindevertretung — lettere wenig- 
ſtens fakultativ — zu regeln geſucht. Die Kreisordnung vom 13. Dezember 1872 
bat bie gejegliche Reform des Gemeindeweſens fortgefegt, und namentlid die 
Vertretung der Landgemeinden nad außen, ben Gejchäftstreis bes Gemeinde 
vorflandes und die Auffiht über bie Gemeinbeverwaltung dem neuen Rechta⸗ 
ſyſtem angepaßt. Dieſer Alt der Geſetzgebung ift indeß weder durch diefe Reform 
noch durch die jpäteren Berwaltungsgeieße zu einem vollftändigen, gleihmäßig 
geordneten Abſchluß gebraht. Der Erlaß einer den Normen des Staatsgrunds 
geieges vollkommen entſprechenden, alle einſchlagenden VBerhältniffe umfafjenden, 
Landgemeindeordnung ſteht noch in Ausfict. 

Die gegenwärtige Verfaſſung und Organiſation der Land» 
gemeinden hat nun duch die vorgedachten gejeglihen Aenderungs⸗ und Ers 
ganzungsvorſchriften nach verjchiedenen Richtungen hin eine wefentlihe Umge- 
faltung erfahren. Der Wegfall der Gerichtsbarkeit und der Polizeirechte der 
Butsherren, die Bejeitigung der Vorrechte und Verpflichtungen der Erbichulzen- 
oäter, die Negelung der Schulzendotation, die Unabhängigfeit der Gemeinden 
von ber Unterftügung der Gutsherrſchaft Hat die Aenderung des bisherigen 
Syſtems, die Ueberleitung zur normalen Selbfiverwaltung in der günftigften 
Veiſe vorbereitet. Die Gemeindeverwaltung if ſchon jegt unter Mitwirkung ber 
Gemeindeverfammlung veip. Gemeindevertretung in die Hand des von berfelben 
gewählten Borftandes gegeben. Dieje aus dem Gemeindevorfteher und den 
Shöften zufammengejegte Kommunalverwaltungsbehörbe wird für eine Amts⸗ 
dauer von 6 Jahren aus der Zahl der ſtimmberechtigten &emeindemitglieder 
mählt. Die Wahl unterliegt der Betätigung des Kreislandraths, welcher auch 
de Mitglieder des Gemeindevorjtandes durch Vereidigung verpflihtet. Der 
Ormeindevorfieher jo wie die Schöffen dürfen feine Beſoldung beanſpruchen. 


344 Kommunalverwaltung. 


Erſterer iſt nur auf die von der Gemeinde aufzubringende Dienſtunkoſten⸗Ent⸗ 
ſchädigung angewieſen. Seine Amtsthätigkeit wird nun nad) zwei Richtungen in 
Anfprud genommen. Er repräfentirt einerjeits die Obrigleit des Gemeinde⸗ 
bezirts und fungirt demgemäß als Organ der örtlichen SPolizeiverwaltung, 
andrerſeits {ft er der gejchäftsführende Beamte der Kommunalverwaltung feiner 
Gemeinde. Die Schöffen, deren Amtsführung mit Ausſchluß der baaren Aus- 
lagen mit feiner Entſchädigung verbunden ift, haben die Aufgabe, den Gemeinde 
vorfteher in feiner Amtsverwaltung zu unterftügen und ihn in Behinderungs- 
fällen zu vertreten. Der Schwerpuntt-der Kommunalverwaltung ber Gemeinde 
liegt in der Gemeindeverfammlung. Dieſe befteht nach wie vor aus ben 
angefefienen Wirthen, falle nicht durch Ortsverfaſſung eine anberweite 
Regelung ber Vertretung ftattgefunden hat. Eine diesfälige Verfaffungsänderung, 
namentlih die Konftituirung einer aus gewählten Abgeordneten zus 
fammengefegten Vertretung, kann dur‘ einen vom Kreisausſchuß zu be 
ftätigenden Bemeindebeichluß herbeigeführt, in gleicher Weiſe auch jede Ergänzung 
oder Abänderung bes Bemeindeftatuts zu Stande gebracht werben. Der Ge 
ſchäftskreis der Gemeindeverfammlung beziehungsweife Gemeinbevertretung ums 
faßt ſämmtliche Gemeindeangelegenheiten. Für bie Gültigkeit der Beſchlüſſe iſt 
die Aufnahme eines Protokolle vorgefchrieben. 

Die Auffihts- und Beſchwerdeinſtanz ift in folgender Weile geregelt. 
Der Kreislandrath bildet die Beſchwerdeinſtanz für die polizeilihen Bere 
fügungen des Gemeinbevorfiehers und die Disziplinarbehörbe für biefen, 
die Schöffen und die etwa angeftellten Gemeindebeamten, fo weit es fih um 
Verhängung von Drdnungsftrafen und Einleitung des Disziplinarverfahrens 
auf Entjegung aus dem Amte handelt. Für die Gemeindever waltung 
bildet der Kreisausfhuß die Auffichtsbehörde. Ihm fleht demgemäß auch bie 
Entſcheidung über Bezirfsveränderungen zu, falls es fih nur um einzelne 
Grundſtücke oder Theile defielben handelt und die fonftigen geſetzlichen Voraus 
ſetzungen obwalten. Er ift ferner in ber gleichen Eigenfchaft zuftändig für bie 
Beftätigung ftatutarifher und organifatorifcher Beichlüffe der Gemeindeverjamm: 
lung, für die Genehmigung zur Veräußerung und Verpfändung von Grund 
flüden oder Gerechtigkeiten ſowie zur Kontrahirung von Schulden, und gebührt 
ihm endlich aud die Feftfegung der Dienftunkoften-Entihädigung der Gemeinde 
vorfteher, der baaren Auslagen der Schöffen und der Bejoldung und Remune 
ration der Gemeindebeamten. Bei der Auseinanderfegung der Gutsherrichaft 
beziehungsmweife der Schulzengutsbefiger mit den Gemeinden fteht dem Streis: 
ausſchuß gleichfalls die Beftätigung des Auseinanderjegungsrezefies zu. 

Die jelbftftändigen d. h. in fommunaler Beziehung für ſich beftehenden 
Gutsbezirke find den Landgemeinden injofern gleichgeftellt, als ber Beſitzer 
zu denfelben Leiftungen verbunden ift, welche den Landgemeinden im Bereiche 
ihres Bezirks im öffentlichen Intereffe auferlegt find. Der Gutsbefiger repräſen⸗ 
tirt ebenfo wie der @emeindbevorfteher die Obrigkeit feines Bezirks, fungirt in 
gleicher Weiſe als Organ ber örtlichen Polizeigewalt und ſteht auch hinfichtlich 
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der Exekutirung ſeiner polizeilichen Verfügungen mit dem Gemeindevorſteher auf 
gleicher Linie. Dieſe obrigkeitliche Funktion muß der Gutsbeſitzer entweder per⸗ 
fönlich oder durch einen von ihm zu beſtellenden Vertreter ausüben laſſen. So: 
wohl er, als jein Stellvertreter werden in ihrer Eigenſchaft als Gutsvorfteher in 
gleicher Weife, wie der Vorſtand einer Landgemeinde beftätigt und vereidigt. 
Dem Kreisausihuß ftehen hinfichtlich der Kommunalangelegenheiten felbftftäns 
diger Gutsbezirke diejelben Aufſichtsrechte zu, welche ihm für die Kommunals 
verwaltung der Landgemeinden beigelegt find. Er befchließt in den betreffenden 
Fällen der Bezirtsveränderung, er jegt in den Fällen nothwendiger Stellver- 
tretung bie Höhe der dem Vertreter zu bemilligenden Remuncration feft, und 
befindet über bie Anftellung bejonderer ftellvertretender Gutsvorſteher für bie 
vom Hauptgut entfernt liegenden Theile des Gutsbezirks. Dem Landrath it 
außer dem Beftätigungsredht bezüglih ber Gutsvorfieher und deren Stellver- 
treter bie Disziplin über diefelben in gleihem Umfange eingeräumt, wie dieſe 
bei den Mitgliedern des Gemeindevorflandes angeordnet ift. 

In bie Bliederung der kommunalen Berwaltungsorganifation ift nun durch 
die Kreisordnung vom 13. Dezember 1872 ein ganz neues, hauptſächlich zur 
Erleichterung der ländlichen Polizeiverwaltung berufenes, Element, der Amts⸗ 
verband, eingeſchaltet. Aus dem kleinſten Kreife der Kommunal und Polizei⸗ 
verwaltung, den Gemeinden und felbiiftändigen Gutsbezirfen, hebt ſich der, als 
Kommunalverband gleichfalls mit Korporationsrechten ausgeftattete, Amtsbezirk. 
An die Epige der Verwaltung ift der Amtsporfieher geftellt, welcher vom 
DOberpräfidenten auf Grund geeigneter Vorſchläge des Kreistages aus der Zahl 
der Angehörigen des Amtsbezirts ernannt wird. Seine Amtsperiode umfaßt 
einen Zeitraum von 6 Jahren. Seine PVereidigung wird durch den Landrath 
bewirkt, In gleicher Weiſe wird die Stellvertretung des Amtsvorftehers geregelt. 
Findet fih im Amtsbezirk feine geeignete Perfönlichteit oder tit ber beftellte 
Amtsvorfieher und fein Stellvertreter gleichzeitig abgegangen oder behindert, jo 
wird für die einftweilige Stellvertretung durch den Kreisausfhuß in der 
Weiſe Sorge getragen, daß die betreffenden Funktionen einem benachbarten 
Amtsvorfteher oder nad) vorgängigem Einvernehmen mit der. Vertretung einer 
Rachbarſtadt dem betreffenden Bürgermeifter überwiefen werden. Läßt ſich ein 
derartiges Arrangement nicht ermöglichen und erklärt der Kreistag, daß. für den 
Amtsbezir? eine zum Amtsvorfleher geeignete Perfönlichkeit nicht vorhanden: ift, 
fo beflellt der Oberpräfident auf den Vorſchlag des Kreisausfchuffes einen kom⸗ 
miſſariſchen Amtsvorfieher. Die Amtsunkoſtenentſchädigung für 
den Amtsvorfieher beziehungsweife die Remuneration für den kommiſſariſchen 
Amtsvorſteher wird vom Kreisausfhuß nach Antörung ber Betheiligten feftge- 
ſett. Der Geſchäftskreis des Amtsvorftehers umfaßt im Wejentlihen die ge: 
jamute Polizeiverwaltung des Amtsbezirks mit Ausſchluß der durch beſon 
dere Geſetze anderen Beamten überwieſenen ‚Zweige derjelben (Strom, Schiff: 

Wehe, Hafenpoligei u. f. w.). Ihm liegt namentlich) die Fürforge für die nor 
wle Unterhaltung der äffentlihen Wege und die Bejeitigung etwaiger Verkehrs: 
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ftodungen ob. Zur Durchführung feiner polizeilihen Anordnungen, für welche 
ihm die Gemeinde und Gutsvorfleher als Organe innerhalb ihrer Bezirke unter 
ſtellt find, ift ihn die nöthigenfalls durch Geldſtrafen bis 60 Mart — im Un- 
vermögensfalle Haft bis zu 5 Tagen — zu verftärtende Zmwangsbefugniß einges 
räumt, welde er indeß feinen Organen für die Ortspolizei gegenüber nicht in 
der Form der Haftftrafe zur Geltung bringen darf. Ihm fteht ferner die Bes 
fugniß zu, für einzelne und mehrere Gemeinde: und Gutsbezirke feines Amts- 
bezirks ober auch für den gefammten Bereich befjelben mit Zuftimmung des 
Amtsausſchuſſes Polizeiverordnungen namentlich in Angelegenheiten der Straßen⸗, 
Markt, Freinden:, Sanitäte-, Feuer-, Feld» und landwirthſchaftlichen Polizei mit 
Androhung von Geldbußen bis zu 9 Mark (im Unvermögensfalle 4 Tage Haft) 
zu erlaffen. Mit Genehmigung des Oberpräfidenten ift der Amtsvorfieher auch 
zum Erlaß von Polizeiverordnungen der gedachten Art mit einer Strafandrohung 
bis zu 30 Mark refp. 14 Tagen Haft berechtigt. Ihm gebührt auch in den jeiner 
Polizeigewalt überwiefenen Angelegenheiten die vorläufige Straffeftfegung im 
Sinne des Gefeges vom 14. Mai 1852. 

Neben diefer polizeilichen Thätigteit trägt aber die Stellung bes Amts« 
vorftehers auch den Charakter einer fommunalen Verwaltungsbehörbe an 
fih. Der Landrath fowie der Kreisausfhuß find befugt, feine Mitwirkung bei 
den Geſchäften der Landes: und Kreistommunal-Berwaltung fowie bei der Be- 
auffihtigung der Kommunalangelegenheiten der zum Amtsbezirt gehörigen Ge⸗ 
meinde- und Gutsbezirke in Form ber Bermittelung oder gutachtlihen Aeußerung 
in Anfpruch zu nehmen. Außerdem iſt es den zum Amtsbezirk gehörigen Ge- 
meinden und Gutsbezirten nachgelaffen, einzelne Kommunalangelegenheiten, 
namentlid) Armenpflege, Wegebau der Amtsverwaltung zu übermeilen, mobei 
indeß, falls die Aufbringung von Abgaben, deren Aufbringungsmaßftab nicht 
ſchon geſetzlich feitfteht, in Frage kommt, zunächft die Uebereinftimmung der Ber 
theiligten über den Vertheilungsmobus erzielt werden muß. Beſteht der Amtes 
bezirk nur aus einer Gemeinde oder nur aus einem jelbitffändigen Gutsbezirk, 
fo werden die Gejchäfte bes Amtsvorſtehers von dem betreffenden Gemeinde- reip. 
Gutsvorſteher wahrgenommen. 

Zur Mitwirkung bei der vorgedachten kommunalen Verwaltung, zur Be- 
ſchlußfaſſung über die Bewilligung von Ausgaben für die Amtsverwaltung, zur 
Rontrole feiner Finanzverwaltung, zur Mitwirtung bei dem Erlaß von Polizei— 
verordnungen und fonftigen Amtsgefchäften ift dem Amtsvorfteher ein Amt s⸗ 
ausſchuß zugeorbnet. Derfelbe befteht aus den Vertretern fänmtlicher zum 
Amtsbezirk‘ gehöriger Gemeinden und jelbitftändigen Gutsbezirke. Die Zahl und 
die Stimmberehtigung derſelben wird unter Berüdfichtigung der Steuerleiftungen 
und der Einwohnerzahl nah Anhörung der Betheiligten durch ein auf Vorſchlag 
des Kreisausſchuſſes vom Kreistage zu erlaffendes Statut geregelt, in welchem 
jedoch jeder Gemeinde und jedem jelbftftändigen Gutsbezirt mindeftens ein Ver— 
treter bewilligt werden muß. Wo der Amtsbezirt nur aus einer Gemeinde be 
fteht, bildet die Gemeindeverfunmlung refp. Gemeindevertretung den Amts- 
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ausſchuß. In Amtsbezirken, welche nur einen ſelbſtſtändigen Gutsbezirk ums 
ſaſſen, fällt der Amtsausſchuß ganz fort. 

Der Amtsausfhuß wird vom Amtsvorſteher, welcher flimmberechtigtes Mit- 
glied defjelben ift, berufen, und in demfelben unter feinem Vorſitz in öffentlicher 
Sigung verhandelt. Die Beihlußfaffung if nur .infofern Gegenftand 
der weiteren Mitwirkung der Bezirksangehörigen, als es zur Stontrahirung von 
Anleihen noch der Zuftimmung ſämmtlicher zum Amtsbezirk gehörigen Gemein⸗ 
den und felbftfländigen Gutsbezirke bedarf. 

Das Auffihtsverhältniß für die Angelegenheiten der Amtsbezirke ift 
in der Art georbnet, daß in disziplinarer Beziehung der Landrath der Borges 
jegte der etwaigen Beamten des Amtsverbandes ift, daß dem Kreisausihuß das 
Recht zur Verhängung von Orbnungsftrafen gegen den Amtsvorſteher, dem 
Landrath aber die Einleitung des Disziplinarverfahrens auf Entlafjung aus dem 
Amte zuſteht, und der Kreisausihuß das Disziplinargericht erfter Inftanz bilbet. 

Auf den Amtsverband folgt num in der Bliederung der kommunalen Vers 
waltung die nächft größere Korporation, der Kreisverband. Während nun 
die Stadtgemeinden im Verwaltungsbereich der Amtsbezirke noch ihre volle 
ſelbſtſtändige Wirkſamkeit zur Geltung bringen und von der Verwaltung derjelben 
nad) keiner Richtung Hin berührt werden, treten fie im Kreisverbande bereits 
als eingefchaltete Körperſchaften auf, und bilden in Gemeinſchaft mit den Land» 
gemeinden und felbftfländigen Gutsbezirken die Kreiskorporation. Nur Stäbte 
mit einer Einwohnerzahl von mindeftens 25,000 Seelen können mit Genehmigung 
des Minifters des Innern aus dem Kreisverbande ausfcheiden und ſich als bes 
fondere Stabtkreife Tonftituiren. Die Organifation der Kreisverwaltung nad) 
Maßgabe der Vorfchriften der Kreisordnung vom 13. Dezember 1872 kennzeichnet 
ſich als ein vollftändiger Bruch mit dem Syftem der ſtändiſchen Verfaffung. An 
den gefeglihen Rechten und Pflichten der Verwaltung nehmen nun nicht allein 
die fländifchen Körperichaften, fondern ſämmtliche Kreisangehörigen, d. h. alle 

! Einwohner des Kreifes mit Ausnahme der nicht angeſeſſenen fervisberechtigten 
|  Mlitärperfonen des aktiven Dienfiftandes Theil: Die Vorrechte des Grund⸗ 
befiges umd bie befonderen Privilegien der Rittergüter find ausnahmslos bejeitigt. 
Die gleiche Theilnahme an den Snftitutionen des Kreisverbandes bedingte aber 
| au bie gleiche Pflicht zur Uebernahme der Berwaltungslaften, und damit auch 
namentlich die Verbindlichkeit zur Webernahme unbefoldeter Aemter in ber Vers 
weltung und Vertretung des Kreiles. Die unmolivirte Ablehnung derfelben — 
ds Entſchuldigungsgrund gilt nur anhaltende Krankheit, das Alter von 60 Jahren, 
bie Belleidung eines Staatsamts, breijährige Verwaltung eines unbefoldeten 
Kommunalamts, geſchäftliche Unzuträglichkeiten und ſonſtige beſondere perſönliche 
Berhältniffe — sieht fogar Strafen nad fih. Sie kann mit Entziehung des 
in und paſſiven Wahlrechts für Kreisämter und Kreisvertretungen für bie 
Dauer von 3 bis 6 Jahren und mit Berftärkung der Kreisabgaben um 1/g bis !/, 
beababet werben. Der Kreistag ftellt die Entſchuldbarkeit, der Kreisausihuß ben 
Erremepus feft. 
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An der Spite der Kreisverwaltung ſteht der Landrath. Derfelbe ift 
unmittelbarer Staatsbeamter. Er wird vom Könige ernannt. Die Kreisver- 
tretung hat zwar die Befugniß, aus der Zahl der freisangehörigen Grundbeſitzer 
und Amtsvorfteher Vorfchläge zu madjen, diefelben find jedoch nicht unbedingt 
maßgebend. Die Stellvertretung des Landraths if derart geregelt, Daß der 
Kreistag aus der Zahl der Kreisangehörigen 2 fogenannte Kreisdeputirte für 
die Dauer von 6 Jahren erwählt, welde, nad erfolgter Beftätigung feitens 
bes Oberpräfidenten, ala Stellvertreter eidlich verpflichtet werden. In kürzeren 
Behinderungsfällen kann, fofern es fi nit um den Borfig im Streistage ober 
im Kreisausfhuß handelt, der Kreisfelretär mit der Vertretung betraut werben. 
Der Gefhäftstreis des Landraths theilt fih in feine Funktion ala Organ 
der allgemeinen Landesverwaltung und in feine Stellung als geſchäftsführender 
Beamter der Kreistommunals-Berwaltung. In der eriteren Eigenſchaft repräfentirt 
er namentlich die Polizeiobrigkeit des Kreisverbandes, welde Stellung 
aud die Befugniß zum Erlab von ‘Polizeiverordnungen für einzelne Amtsbezirke 
oder für den gefammten Kreisbezirk in ſich fließt Ebenſo wie der Amtsvor- 
fteher in dieſer Beziehung der Mitwirkung des Amtsausſchuſſes bedarf, ift auch 
für den gleihen Amtsakt des Landraths die Zufimmung des Kreisausſchuſſes 
erforderlih. Für die Durchführung feiner polizeilihen Anordnungen ift dem 
Landrath ein Zmwangsitrafreht bis zu 150 Mark Geldbuße (im Unvermögend« 
falle 10 Tage Haft) beigelegt. In feiner Stellung als Vertreter der Staats⸗ 
regierung bei der unmittelbaren Kontrole der Thätigkeit der Kreisvertretung iſt 
der Landrath berechtigt und verpflichtet, Beſchlüſſe des Kreistages und der Kreis⸗ 
tommifionen, fowie die in Kommunalangelegenheiten bes Kreiſes gefaßten 
Beſchlüſſe des Kreisausſchuſſes, fofern biefelben die Ueberſchreitung der Zuftän- 
digkeit oder eine Verlegung der Geſetze erkennen lafien, von Amtswegen reip- 
auf Anordnung der Auffichtsbehörde (Bezirksregierung) durch eine bei dem Be: 
zirksverwaltungsgericht anzubringende Klage anzufechten. Auch fteht ihm in 

“allen Fällen, in denen die Beſchlüſſe des Kreisausſchuſſes nicht endgültig find, 
bie Bejhwerde aus Gründen des dffentlihen Interejfes zu. In 
welher Weiſe der Landrath in den Angelegenheiten der Landgemeinden und 
felbfiftändigen Gutebezirke mitzuwirken bat, ift bereits vorhin erörtert worden. 


R Sinfihtlih der Bejhäftsleitung der Kommunalverwaltung bes 

Kreisverbandes ift der Landrath wejentlich in feiner Eigenſchaft als Bor: 
figender des Kreisausſchuſſes und des Kreistages thätig. Ihm liegt bier die 
Vorbereitung der Borlagen, für die Beſchlußfaſſung, die Leitung der Verhand⸗ 
lungen und die Ausführung der Beſchlüſſe ob. 


Die Beſchwerde-Inſtanz für die polizeilichen Verfügungen des Land: 
raths ift der Regierungspräfident, die jonftige Aufſichts- und Disziplinarinftanz 
die Bezirksregierung. Für das Disziplinarverfahren auf Entfernung aus dem 
Amte ift der Disziplinarhof zu Berlin die zuftändige Spruchbehörbe. 

Der Landrath gehört zu denjenigen Beamten, welde jeberzeit 
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darh Königliche Verfügung mit Gewährung bes vorjchriftsmäßigen Wartegeldes 
zu Verfügung geftellt werben bürfen. 

Die eigentliche Verwaltung der Rommunalangelegenheiten des Kreisverbandes 
bngentrirt fih in der Thätigkeit des Kreisausfhuffes, obwohl auch dieſe 
Behörde noch außerdem mit Geſchäften der allgemeinen Landesverwaltung be: 
baut if und als Gerichtshof erfter Inftanz für VBerwaltungsftreit- 
jagen fungirt, auch nach Vorfchrift des Geſetzes vom 6. Juli 1875 ala Wald- 
Hnkgeriht in Thätigkeit treten fol. Der Kreisausihuß befleht aus dem Land⸗ 
th und 6 vom Kreistage aus ber Zahl der Kreisangehörigen gewählten Mits 
gliedern. Für die Wählbarkeit find diefelben Borausfegungen maßgebend, welche 
fir die Wahl der Kreistagsmitglieber zur Geltung kommen. Die Wahl der 
Nitglieder des Keisausſchuſſes ift aber noch dadurch eingeſchränkt, daß Beiftliche, 
Rirhendiener und Glementarlehrer gar nicht, richterlihe Beamte aber nur mit 
Genehmigung des vorgejegten Minifter® zur Mitgliedſchaft berufen werben 
dirfen. Die Ausihußmitglieder werden auf 6 Jahre gewählt. Alle 2 Zahre 
ſheidet der dritte Theil aus. Sie werden vom Landrath in Eid und Pflicht ge- 
men und erhalten biedurd den Sarakter der Kommunalbeamten. Das 
Danplinarverfahren auf Entfernung aus dem Amte findet bemgemäß auch gegen 
fe, jedod) mit der Maßgabe flatt, daß ber Regierungs-Präfident die Einleitung 
deſelben zu verfügen hat, bas Bezirkes Verwaltungsgericht die erfte, das Ober: 
Berpaltungsgericht die zweite Inſtanz für ben Urtheilsſpruch bildet. Der Kreis- 
cutſchuß bildet nun zunächſt für die kommunale Kreisverwaltung die 
&pentliche Verwaltungsbehörde und hat demgemäß alle einſchlagenden Geſchäfte, 
iofern fie nicht. befondern Kommiſſionen, Kommiffarien oder Beamten übertragen 
And, in Ausführung der Beſtimmungen der Gefege und der Befchlüffe bes Kreis» 
"a8 namentlich in Anlehnung an den Streishaushaltsetat zu erledigen, endlich 
au die Kreisbeamten zu erwählen und zw beauffichtigen. Der Landrath leitet. 
Im Geihäftsgang und vertritt den Kreisausſchuß nah außen bin, vollzieht 
ab in Gemeinjhaft zweier Mitglieder die Urkunden. Der Ausihuß ift bei 
Ineienheit dreier Mitglieder — einſchließlich des Vorſitzenden — beſchlußfähig, 
5 dürfen Mitglieber, melde bei dem Gegenftand der Beihlußfaffung un 
Allbat oder als Verwandte und Verſchwägerte in aufe ober abfleigender Linie 
da im dritten Grade der Seitenlinie oder durch Abgabe von Gutachten, Ueber 
me von Aufträgen, Geihäftsführung oder in ähnlicher Weife betheiligt find, 
"ber Berathung und Entſcheidung nicht mitwirken. Wird hierdurch ber Kreis⸗ 
hu beihlußunfähig, fo wird ein anderer. Kreisausfhuß vom Bezirke 

Äidenten mit der Verhandlung der Sade betraut. 

Ve örtliche Zuftändigkeit des Kreisausſchuſſes ift derart georbnet, daß 

Aluſſe, welche ſich auf Grundſtücke beziehen, dem Kreisausfchuß der be- 
Sache zufallen, für alle übrigen Fälle aber der Kreisausfguß, in welchem 
Kfeiligte Perſon wohnt reſp. die betheiligte Korporation ihren Sig hat, zu: 
ft. Im Falle der Konkurrenz verfchiedener Kreis: oder Stadtbezirke 
Ksıtiq, der Zuftändigkeit beftimmt ber Regierungspräfident, der Oberpräfident 
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oder der Reflortminifter, je nachdem es fih um Verhältniſſe in bemjelben Re: 
‚gierungsbezirt oder in verfchiedenen Regierungsbezirken derſelben Provinz, oder 
endlih in verjchiedenen Provinzen handelt, die Zuftändigkeit. Iſt die Kreise 
torporation bei ber betreffenden Vorlage felbft betheiligt, jo fubftituirt der Re 
gierungspräfident zur Beſchlußfaſſung einen andern Kreis- oder Stadtausſchuß. 

Dem Kreisausfhuß ift in feiner Eigenfchaft ald Behörde der allge- 
meinen Landesverwaltung hauptjähli folgender Geſchäftskreis zuge 


wiejen: 
1. 


”— 


” 


» 


m 


- 


© 


Die Auffiht über die Kommunalangelegenheiten der Amtsvers 
bände, ländlihen Gemeinden und jelbftftändigen Gutsbezirke. 


. In Angelegenheiten der Kreisverwaltung die Beilimmung bes 


Wahlorts für die Kreistagsabgeordneten des Verbandes ber Landgemein- 
den und Stadtbezirke, die Beſchlußfaſſung über Reklamationen gegen 
die Seranziehung oder Veranlagung der Gemeinden und anderen Gens 
fiten zu den Kreisabgaben. 

An Angelegenheiten der Armenpflege die Beihlußfaffung über Be 
ſchwerden Unterftügungsbedürftiger über die Art der ihnen von länd⸗ 
lien Armenverbänden gewährten Unterftügung. 

In Einquartierungs: Angelegenheiten die Beihlußfafjung über 
die Beftätigung von Gemeindebejhlüffen oder Ortsftatuten wegen Ber: 
teilung der Quartier und fonftigen NaturalLeiftungen in ländlichen 
Gemeindebezirten, ferner die Feftfegung des Umfangs der Quartier: 
leiftung für diejenigen felbftftändigen Gutsbezirke, welche fih Hierzu 
nicht einer Landgemeinde angefchloffen haben, fo wie die Entſcheidung 
über Einwendungen gegen die für die Vertheilung der Duartierleiftungen 
in ländliden Kommunen aufgeftellten Katafter. 

In fanitäts: und veterinair-polizeilihen Angelegenheiten 
die Beihlußfaffung über die zwangsweiſe Einführung von Polizeiver: 
ordnungen für die ländlichen Bezirke. 


6. In verjhiedenen Angelegenheiten der Yeld:, Jagd: und Forft: 


Polizei (Freigebung des Taubenfangs, Bildung gejonderter Jagdpacht⸗ 
bezirke in einer Landgemeinde, Feftftelung der Diftrikte für die Samm⸗ 
lung von Walditreu). bo 


. In Wafferpolizeifahen der Erlaß von Reglements wegen Räumung 


von Wafferkäufen, bie interimiftifhe Feitiegung des Waflerftandes bei 

Stauanlagen, die Regelung des fdiebsrichterlihen Verfahrens in Vor⸗ 

fluthſachen, die Feſiſtellung des Landeskulturinterefies bei dem Ber: - 
fahren auf Einräumung oder Beihräntung von Rechten zum Zweck 

der Ausführung oder Erhaltung von Bewäfferungsanlagen. 

In Angelegenheiten der Fifchereipolizei die Auffiht über bie nad 

Maßgabe der Vorſchriften des Fifchereigefeges vom 30. Mai 1874 ger 

bildeten Fiſcherei⸗Genoſſenſchaften. 
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9. In Bewerbepolizeifahen die Beſchlußfaſſung über die Genehmigung 
zur Errichtung ober Veränderung der in 38. 16—25 der Reichsgew.⸗Ord. 
aufgeführten gewerblien Anlagen mit Ausfhluß der Stauanlagen 
zum Betrieb von Bergwerten und Aufbereitungsanftalten ſowie 
der Dampftefjelonlagen für den Bergwerks- und Eifenbahnbetrieb; 
ferner auch die Entſcheidung über Anträge auf Ertheilung der Erlaubniß 
zum Betriebe der Gaſt⸗ und Schankwirthichaft, zum Kleinhandel mit 
Getränken, (fals kein Widerſpruch der Gemeinde- und Ortspolizei⸗ 
behörde erfolgt ift) und zum Handel mit Giften. 

10. Die Auffiht über die Amtsführung der Standesbeamten in ben 
ländlichen Bezirken und die endgültige Beſchlußfaſſung über die gegen 
die Aufftelung der Urlifte der Geſchworenen erhobenen Eins 
wendungen. 


Die Aufſichts- und Beſchwerdeinſtanz für den Kreisausſchuß in 
feiner Funktion als Organ der Landesverwaltung ift in die Hand ber durch bie 
Provinzialordnung vom 29. Juni 1875 gefchaffenen, durch das Kompetenzgeſetz 
vom 29. Juni 1875 binfichtlich ihrer Zuftändigkeit geregelten, neuen Behörden: 
des Bezirtsraths und des Provinzialraths gelegt. 

Der Wirkungskreis des Bezirksraths umfaßt örtlich den betreffenden 
Regierungsbezirk, jahli die Beauffihtigung der Rommunalangelegenheiten der 
Kreife, Amtsbezirke und Gemeinden, fowie im Weſentlichen aud die Aufſicht 
über die Thätigkeit des Kreisausfchuffes in Landesverwaltungs: namentlich 
Landespolizeiſachen. Ihm flieht ferner auch bie Mitwirkung bei der Beaufſich⸗ 
tigung der Schulnngelegenheiten und des Wegebaus zu, worüber indeß noch 
fpegielle Beftimmungen fehlen. Endlich find ihm auch gewiffe ſelbſtſtändige Diss 
pofitionen in polizeilichen Angelegenheiten, in Enteignungs⸗, Sparkaſſen⸗ und 
fübtiichen Rommunalangelegenheiten ſowie das Zuftimmungsredht zum Erlaß ber 
proponirten Polizeiverordnungen vom NRegierungs:Präfidenten eingeräumt, Der 
Bezirfsrath beiteht aus dem Kegierungs-Präfidenten als Vorfigenden, aus einem 
vom Minifter des Innern für die Dauer feines Hauptamtes am Sitze des 
Regierungs:Präfidenten ernannten höheren Verwaltungsbeamten mit richterlicher 
Qualifitation und aus 4 vom Provinzialausfhuß für die Dauer von 6 Jahren 
gewählten Mitgliedern. Für ſämmtliche Mitglieder werben Stellvertreter ernannt 
tejp. erwählt. 


Zur Beihlußfähigkeit ift die Anmefenheit von mindeftense 5 Mitgliedern 
eainſchließlich des Vorfigenden erforderlich. Hinſichtlich der Ausſchließung der bei 
dem Gegenftande der Berathung und Beſchlußfaſſung unmittelbar oder mittelbar 
betbeiligten Mitglieder gilt dafjelbe wie in gleichen Fällen bei dem Kreisausfhuß. 
Segen die Beſchlüſſe des Bezirksraths findet der Regel nah — er entſcheidet 
Aue in wenigen Fällen endgültig — die Befchwerde bei dem Provinzialrath 
fatt, zu deren Einlegung auch der Vorfitende aus Gründen des öffentlichen 
Interefjes befugt ift. 
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Dem Provinzialrath find innerhalb der Grenzen der Provinz außer 
den Funktionen der höheren Inftanz in den den Bezirksräthen überwiejenen Ans 
gelegenheiten noch verjhiedene die allgemeine Landesverwaltung betreffende Ges 
ſchäfte zur unmittelbaren Erledigung übertragen. Ihm liegt namentlid die 
Reviſion und endgültige Feftfegung refp. Abänderung der Amtsbezirte, die Bes 
ſchlußfaſſung über die Zufammenlegung ländlicher Gemeinde und Gutsbezirte 
mit einem angrenzenden Stadtbezirt behufs gemeinfamer Bolizelverwaltung, fo 
wie die Zuftimmung zu den vom Oberpräfidenten für mehrere Kreife, für einen 
ober mehrere Bezirke oder für die gefammte Provinz projektirten, Polizeiverord- 
nungen ob. Der Provinzialrath befteht aus dem Oberpräfidenten als Vorfigen- 
den, aus einem vom Minifter bes Innern auf die Dauer des Hauptamtes am 
Site des Oberpräfidenten ernannten höheren Verwaltungsbeamten mit richter: 
licher Qualifitation und aus 5 vom Provinzialausfhuß aus feiner Mitte für die 
Dauer von 6 Jahren gewählten Mitgliedern. Für ſämmtliche Mitglieder werben 
Stellvertreter berufen. Hinfihtlih der Beſchlußfähigleit gilt bafjelbe, was für 
den Bezirksrath maßgebend ift. 

Die Zuftändigleit des Kreisausſchuſſes als Verwaltungs— 
gerihtshof erfter Inftanz ift für den Geſchäftskreis diefer Behörde von ber 
erheblicäften Bedeutung. Es werben hier die widhtigften Streitfahen auf dem 
Gebiete der Kommmunalverwaltung in einem dem gerichtlichen Prozeß nachgebilde- 
ten Verfahren verhandelt und entjchieden. 

Die hauptſächlichſten Abweihungen find folgende: 

* 1. Auf die Klage wird fofort die mündliche Verhandlung anberaumt. 

2. Die Scriftfäge bedürfen feiner Beglaubigung. 

3. Die Parteien find in der Auswahl der Bevollmächtigten unbeſchränkt. 

4. Der Verzicht auf die mündlide Verhandlung ift flatthaft. 

5. Das Ausbleiben der Partei in dem Zermin zur mündlihen Verbands 
lung zieht nicht ohne Weiteres Kontumazialjolgen had fi, führt viel⸗ 
mehr ber Regel nad zur Entſcheidung nad) Lage der Sache. 

6. Im Audienztermin wird unter Zuziehung eines vereideten Pro— 
tofollführers ein Protokoll geführt. 

7. Neue thatfählihe Anführungen find im Audienztermin zuläjfig, 
und ijt felbft vor demfelben von Amtswegen jeder Modus der ſachlichen 
Aufklärung geftattet. 

8. Die Entfheidung erfolgt ohne Nüdjicht auf beftimmte Bemeisregeln 

lediglich nad) freier Weberzeugung der Spruchbehörde. 

. In ftreitigen Verwaltungsſachen, in denen das Öffentlihe Interejje 
in Frage fommt, und das Geſetz die öffentliche Behörde zur Vertretung 
dieſes Intereſſes nicht anderweit bezeichnet, hat der Vorfitende des 
Kreisausſchuſſes zu diefem Behuf einen Kommiffar zu ernennen. Dies 
felbe Befugniß fteht dem Regierungspräfidenten für die bei dem Be- 
zirksverwaltungsgericht, dem betheiligten Nefjortminifter für die beim 
Oberverwaltungsgericht anhängigen Streitſachen zu. 


so 


L 
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10. Bei Eröffnung der Verfügungen und Beſchlüſſe find die Betheiligten 
über bie Rechtsmittel, die Friften zu deren Einlegung und die Folgen 
der Verfäumniß zu belehren. 

11. Der Borfigende des Kreisausſchuſſes Tann gegen bie Entſcheidungen 
beffelben, der Regierungs-Präfident -gegen die vom Bezirksverwaltungs⸗ 
gericht ala Spruchbehörbe erfter Inftanz ergebenden Entſcheidungen aus 
Gründen bes öffentliden Intereffes die Berufung einlegen. 


12. Die Vollfiredung ber Urtheile erfolgt im Wege der abminiftra- 
tiven Execution, und wird von bem Vorfigenden des Spruchgerichts 
erfter Inftanz verfügt. 


Sinfihtlih der Irtlihen Zuftändigkeit gelten die für bie Kompetenz 
des Kreisausſchuſſes im Allgemeinen feftgejegten, vorhin gedachten, Rormen. 
Sachlich if der biesfällige Geſchäftskreis nach zwei Richtungen abgegrenzt. 

Streitfaden in Rommunalangelegenheiten. Hier gebührt dem 
Kreisausfhuß namentlih die Entjheibung der bei Bezirksveränderungen ber 

Landgemeinden und Gutsbezirke vortommenden Streitigkeiten, ferner über Eins 
fprüche gegen bie Gültigkeit von Gemeindewahlen ober Berfagung des Stimm- 
rechts, ferner bie Feftfegung ftreitiger Theilnahmerechte an den &emeindenugun- 
gen, beziehungsweife ftreitiger Verhältniffe bei ber Veranlagung zu ben 
Gemeindelaſten, endlich auch die Entſcheidung auf die gegen eine Gemeinde 
oder einen jelbitftändigen Butsbezirt wegen Unterlafjung ober Verweigerung 
der ihnen gejeglich obliegenden, von der Behörde innerhalb ber Grenzen ihrer 
Zufändigfeit feitgeftellten Leiftungen angebrachten Klagen. In Schulange- 
legenheiten unterliegen feiner Inſtruktion die bei Landſchulen vorklommen⸗ 
den Streitigteiten über die Verpflichtung zur Leitung von Schulbeiträgen, 
über den Geldwerth der Naturalien und ben ‚Ertrag ber Ländereien bei ber 
Regulirung des Einfommens der Elementarlehrer, ferner über die Nothwenbigkeit 
und die Art der Ausführung von Neu- und Neparaturbauten, endlich über die 
Beitragspflicht zu den Baukoſten und bie Bertheilung derfelben unter bie Ver⸗ 
pflichteten. 

In polizeilichen Angelegenheiten ſteht dem Kreisausſchuß zunächſt die 
Entſcheidung auf alle Klagen gegen bie polizeilichen Verfügungen der Gemeinde⸗, 
Guta⸗ und Amtsoorfteher ſowie der Polizeiverwalter derjenigen Stäbte zu, deren 
Einwohnerzahl noch nicht die Ziffer 10,000 erreicht hat. In Pfandgeld- 
freitfachen der Feldpolizei entjheidet ber Kreisausihuß endgültig in zweiter 
Inſtanz auf die Entſcheidung der Ortspolizeibehörde mit Ausnahme ber Städte 
m 10,000 Einwohnern und darüber. Für dieſe tritt in beiden Fällen das Be: 
Hsvermaltungsgeriht ale Spruchbehörde ein, und genießen biefelben vor den 
Üoineren Stabigemeinden auch infofern eine befondere Bevorzugung, als 
Mr die Ertheilung der Konzeſſion zu ben in den 88. 1625 ber Reihsgewerbe- 

"bung aufgeführten gewerblichen Anlagen und für bie Konzeffionirung bes 
Eeufhetriebes an Stelle des Kreisausſchufſes ber Magiftrat, in einzelnen 

Hartmann, Zeitjhrift. UI. Bd. 4. Heft, 24 5 
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anderen gewerbepolizeilichen, baupolizeilichen und Verfiherungsangelegenheiten bas 

‚ Bezirksverwaltungsgericht zur Entſcheidung berufen if. In Waſſerpolizeiſachen 
erſtredt fi die Zuftändigleit des Kreisausſchuſſes auf alle Streitfahen über 
die Verpflichtung zur Räumung von Gräben und Waflerläufen, auf Einſprüche 
ber Betheiligten gegen bie Feſtſetzung bes Waflerftandes bei Stauanlagen, und 
bie Feſtſtellung ber ftreitigen Rechte der Beteiligten, ferner auf bie 
Entſcheidung über Anträge auf Verihaffung von Vorfluth, jo wie auf Mitbe 
nußung einer Entwäflerungsanlage reſp. auf Abänderung bes Entwäfjerungs« 
plans, endlid auf die Erledigung einer Zahl der in dem Verfahren bei Ent- 
und Bewäfjerungsanlagen vorkommenden Streitpunlte und die Entſcheidung über 
Widerfprüde gegen ben bei Bewäflerungsanlagen von ben Kommifjarien 
aufgeftellten Plan, die Fefftellung der Frift zur Ausführung defjelben und bie 
Feſtſetzung ber Entſchädigungen. In Fiſchereipolizeiſachen, gewerbepolizeilichen, 
baupolizeilichen und Verſicherungs⸗Angelegenheiten iſt gleichfalls die Entſcheidung 
verſchiedener wichtiger Streitfälle in die Hand bes Kreisausſchuſſes gegeben. 

Gegen die Entſcheidungen bes Kreisausſchuſſes in Verwaltungsſtreitſachen 
iſt — wenige Fälle ausgenommen — bie Berufung an das Bezirksver—⸗ 
waltungsgericht ftatthaft. Diefe Sprucbehörbe ift in folgender Weile orga- 
niſirt. Sie iſt aus 5 Mitgliebern zufammengefegt, von denen 2, und zwar ein 
zum Richteramt und ein zum höheren Verwaltungsamt befähigtes Mitglied, Das 
letztere auf Lebenszeit, vom Könige ernannt, die drei anderen der Regel nach für 
eine dreijährige Amtsperiode vom Provinziallandtage aus der Zahl ber zur 
Provinzialvertretung wählbaren Einwohner bes Negierungsbezirts gewählt 
werben. Der Oberpräfident, der Regierungs⸗ ober Regierungs « Vicepräs 
Rent, die Vorfteher der Königlichen Polizeibehörben und die Landräthe find 
von der Wählbarkeit ausgeichlofien. Für fänmtliche Mitgliever werden Stell- 
vertreter berufen. Der Direktor des Gerichte wird vom Könige aus der Zahl 
der von ihm ernannten Mitglieder beftelt. Die gewählten Mitglieder werben 
als Beamte vereibigt, und ftehen Tämmtlih unter dem Disziplinargefet. Für 
die Beſchlußfähigkeit ift die Anmefenheit ber beiden vom Königeernannten und 
eines ber gewählten Mitglieder maßgebend. 

Das Bezirksverwaltungsgericht ift neben feiner Stellung als Sprucdgericht 
zweiter Inftanz auch die entfheidende Spruchbehörde erfter Inftauz für 
eine nicht unbedeutende Gruppe von Streitfällen aus dem Bereich der Kommunal 
und Polizeiverwaltung. In biefer Beziehung find namentlich hervorzuheben: ; 

1. die Anfechtungsflagen ber Vorfigenden ber Kreis: und Stabt-Ausfchüffe 
gegen bie endgültigen Beſchluſſe berjelben, 

2. die Klagen gegen polizeiliche Verfügungen des Lanbratbs oder bes 
Poligeiverwalters eines Stabtkreifes oder einer zu einem Landkreiſe 
gehörigen Stabt von mehr als: 10,000 Einwohnern, 

3. die Klagen gegen Beſchluſſe des Kreisausfhufies über Reklamationen 
in Betreff der Heranziehung ober Veranlagung zu Ktreisabgaben. 
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4. die Klagen wegen Feftftellung und Erfag von Defelten ber Kreis 
beamten. 

5. die Streitigkeiten in FifchereipoligeisAngelegenheiten bezüglich bes Karak⸗ 
ters eines Gewäflers als eines geſchloſſenen, jo wie über die Beſchrankung 
ober gänzlie Aufhebung von Fiſchereiberechtigungen. 

6. die Klagen der Amtsvorſteher gegen Beſchlüſſe bes Kreisausſchuſſes 
wegen Berhängung von Ordnungaftrafen, jo wie gegen Verfügungen bes 
Landraths wegen der gegen Mitglieder des Gemeindevorftandes, Ger 
meinbebeamte, Guts⸗ ober Amtsvorfteher feftgefegten Ordnungsitrafen. 

7. die Streitigfeiten, welche gegen einen Preußifhen Armenverband von 
einen andern Deutſchen Armenverband erhoben werben. 

Das Bezirlsverwaltungsgericht entſcheidet in verfchiebenen Streitangelegens 
beiten endgültig. Hierzu Igehören namentlich alle die Leitung bes Verfahrens 
betreffenden Streitjachen, ferner die Feftftellung und der Erſatz von Defekten ber 
Kreisbeamten, die Verpflichtung zum Beitrage der Baukoſten und deren Verthei⸗ 
lung bei Stadt ſchulen, und anderer bie Stadtkreiſe reſp. die Stäbte über 
10,000 Einwohner betreffenden Streitjachen. 

Das Oberverwaltungsgericht ift theils Berufungsinftang für die bei 
dem Bezirtsverwaltungsgeriht in erfter Inftanz verhanbelten Streitſachen, theils 
Revifionsinftang für die Enticheidungen des legteren in gweiter Inſtanz. Als 
Sprudbehörde erſter und legter Inftanz iſt dafjelbe im Weſentlichen nur für 
änige die Verwaltung ber Provinzialverbände betreffenden Angelegenheiten be- 
rufen. Diefer Gerichtshof befteht aus einem Präfidenten und der erforberlichen 
"Anzahl von Räthen. Sämmtlihe Mitglieder werden auf Vorſchlag des Staats- 
minifleriums vom Könige zur Hälfte aus ben zum Nichteramt, zur anderen 
Hälfte aus den zur Bekleidung höherer Bermaltungsänter befähigten Perjonen 
auf Lebenszeit gewählt. Sie fiehen nicht unter dem Disziplinargefeg, Tönnen 
aber, falls fie wegen entehrender Handlungen ober wegen andermweiter Delikte 
m einer Freiheitsftvafe von länger als einjähriger Dauer rechtskräftig verurtheilt 
find, durch Plenarbeſchluß des Gerichtshofes ihres Amtes und Gehaltes für ver- 
luſtig erflärt werden. Die zwangsweife Verfegung in den Ruheſtand bei ein« 
tretender Törperlicher ober geiftiger Unfähigkeit wird gleihfals duch Plenarbeſchluß 
zum Austrage gebracht. Das Oberverwaltungsgeriht kann buch Beſchluß bes 
Steatsminifteriums in Senate getheilt werden, deren, Präſidenten demnächſt vom 
Könige ernannt werben. Die Beſchlußfähigkeit des Gerichts ift an bie Anweſen⸗ 
beit von 5 Mitgliedern, einjcpließlich des Präfidenten, gebunden. Die von bem 
Serichtahof zu treffende Entſcheidung ift in feinem Falle ar die Anfechtungss - 
er Veſchwerdepunkte der Parteien gebunden. 

Das letzte Glied in der Verwaltungs-Organifation ber Landkreiſe iſt die 
Szeisverfammlung, der Kreistag. Dieje zur Vertretung beri weſentlichſten 
Imierefien des Kreiſes berufene Körperſchaft beſteht in Streifen bis zu 25,000 
Gamabseen aus 25 Mitgliedern, in Kreiſen von 25,000 bis 100,000 Einwohnern 
SM für je 5000 über 25,000 ein Abgeordneter, in Kreifen non fiber 100,000 

} 24° 
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Einwohnern für je 10,000 über 100,000 ein Vertreter hinzu. Die Mitglieber 
der Kreisvertretung werden unter Beobachtung ber Modalitäten bes bei Erlaß 
der Kreisordnung emanirten Wahlteglements für die Dauer von 6 Jahren mit der 
Maßgabe gewählt, daß alle 3 Jahre die Hälfte der Mitglieder eines jeden Wahl- 
verbandes ausſcheidet. An bie Stelle der ftänbifhen Wahlverbände (Ritterſchaft, 
Städte, bäuerlihe Befiker) find die drei Wahlverbände: Großgrundbeſitz, 
Sandgemeinden und Meiner Brunbbefig, Stadtgemeinden getreten. 
1. Der Wahlverband des Großgrundbeſitzes wird gebildet: 

3. aus allen Grundbefigern des platten Landes, melde mit einer 
Grund: reſp. Gebäudeſteuer von minbeftens 225 Mark — in ber 
Provinz Sachſen 300 Mark, im Regierungsbezirk Stralfund 750 Mark 
— veranlagt find, 

b. aus den Gewerbetreibenden und Bergwerksbefigern, melde wegen 
ihrer auf dem platten Lande innerhalb bes Kreiſes betriebenen 
gewerblichen Unternehmungen in ber Klaffe A1 der Bewerbefteuer 
mit dem Mittelfag veranlagt find. r 

Diefer Wahlverband tritt zum Behuf der Wahl der Vertreter unter dem 
Vorſitz des Landraths in der Kreisftadt aufammen. Jeder Wähler hat nur eine 
Stimme zu vertreten. Eine Ausnahme hievon ift nur für bie geſetzlichen Ver⸗ 
treter der Ehefrauen fo wie der minderjährigen ober unter Kuratel geftellten 
Perſonen ftatuirt. Das aktive Wahlrecht iſt an die Selbftftändigkeit (Alter von 
21 Jahren, unbeſchränkte Vermögensverfügung), ben Vollbeſitz der bürgerlichen 
Ehrenrechte, und die Deutſche Nationalität geknüpft. Stellvertretung wird nur 
für den Staat, bie juriftiihen Perfonen, die Altien- und Kommandit⸗Geſell⸗ 
ſchaften, für Eltern (durch ihre Söhne, falls fie ihnen bie Berwaltung ihrer 
Büter dauernd übertragen haben), unverheirathete Befigerinnen, Mitglieder 
regierenber Häufer, gemeinſchaftliche Befiger von Gütern oder gewerblihen An⸗ 
lagen, Ehefrauen. Minderjährige und Kuranden zugelaſſen. Der Stellvertreter 
muß die allgemeinen Eigenihaften der aktiven Wahlberechtigung in feiner Perfon 
vereinigen, auch — bie geſetzlichen Vertreter ausgenommen — im Kreife 
wohnen ober mit Grundbeſitz angejefjen fein. Paſſiv wählbar ift jeder Wähler, 
fofern er feit Jahresfrift als ländlicher Grundbeſitzer im Kreiſe angefeifen oder 
doch im Kreife wohnhaft it, im legteren Falle unter der Vorausfegung, daß er 
in der Verjammlung das Wahlrecht thatſächlich ausübt. 

2. Der Wahlverband der Landgemeinden und lleinen Grund⸗ 
befiger umfaßt: 

a. bie Landgemeinden, 

b. bie Befiger jelbftftändiger Güter, welche nicht zum Wahlverbande des 
Großgrundbeſitzes gehören, 

e. die Gewerbetreibenden und Bergwerksbefiker, welche zwar zur Klafie 
A1 der Gewerbefteuer, aber unter dem Mittelfag veranlagt find. 

Dieler Wahlverband wählt in Wahlbezirken, welche fo abzugrenzen find, daß 
auf jeben derfelben 1 bis 2 Abgeordnete fallen, Befinden fi in einem Wahl 
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begixte zwei oder mehrere jelbfiftändige Güter, deren jebes zu weniger als 60 Mark 
Grund: und Gebäudefleuer veranlagt iR, jo werden bie Befiger derfelben vom 
Kreisausſchuß zu Kollektivſtimmen wenn möglich in der Art vereinigt, daß auf 
je 60 Mark Grund⸗ und Gebäubefteuer eine Stimme entfällt. Dafjelbe findet 
in gleihem Falle bei Landgemeinden ſtatt. Die Landgemeinden werben bei einer 
Einwohnerzahl von weniger als 400 von einem, bei einer Seelenzahl von 
400 bis 800 von 2, bei einer Seelenzahl von 800 bis 1200 von 3, bei einer 
Einwohnerzahl von 1200 bis 2000 von 4, bei einer Seelenzahl von 2000 bis 
%00 von 5 Wahlmännern vertreten. Größere Gemeinden erhalten für jede 
überſchießende Vollzahl von 1000 Seelen einen Wahlmann mehr. Die Wahlen 
der Bahlmänner werden von ber Gemeindeverfammlung refp. Gemeindever⸗ 
tretung vollzogen. Die Wahlmänner und die jonftigen Wahlvertreter fo wie bie 
ſonſtigen in dieſem Verbande mit unmittelbarem Wahlrecht ausgeftatteten Wähler 
treten unter Zeitung des Landraths ober eines von demſelben delegirten Amts- 
vorfiehers an bem vom Streisausfhuß zu beftimmenden Wahlort zur Kreistages 
wohl zufammen. : - 

8. Der Wahlverband der Städte. Die Zahl der Abgeorbneten biejes 
Verbandes richtet ſich nach dem Verhältniß der ſtädtiſchen zur Ländlichen Bevöltes 
tung, darf aber die Hälfte, und in Kreifen, in welden nur eine Stadt belegen 
iR, den dritten Theil der Geſammtzahl nicht überfteigen. Die Vertheilung ber 
Abgeorbneten auf die einzelnen Stäbte erfolgt nach der Seelenzahl. Befinden 
Rh im Kreife mehrere Städte, auf welche biernad nicht je ein Abgeorbneter 
fallen würde, fo werden biejelben zu einem Wahlkreis vereinigt, welder mindes 
Rens einen Abgeorbneten zu wählen hat. Iſt in einem Kreife neben größeren 
d. 5 von einer zur Wahl eines Abgeorbneten genügenden Einwohnerzahl be 
wohnten Städten nur eine Meinere Stabt vorhanden), fo wirb biefer in jebem 
Felle ein Abgeordneter überwiefen. 

Jeder der beiden erften Wahlverbänbe erhält von ber nad) Feſtſtellung 
der Zahl der Abgeordneten des Verbandes ber Städte verbleibenden Zahl die 
Hälfte Sind gar keine Städte vorhanden, jo wählt jeder ber beiden Wahls 
verbände ad 1, 2 bie Hälfte ber Abgeorbneten. 

Die Wahl der Abgeordneten des Stabtverbanbes erfolgt in ben Städten, 
melde für fich einen oder mehrere Abgeordnete zu wählen haben, durch eine aus 
dem Magiſtrat und den Stabtverorbneten beftehende Wahlverfammlung. In ben 
Heineren Städten, welche zu einem Wahlbezirk vereinigt find, wählen die zus 
emmenberufenen Magiftratsmitgliever und Stabtverorbneten für je 250 Ein: 
wohner einen Wahlmann. Diefe treten demnächſt unter Leitung bes Landratha 
m einem som Kreisausihuß zu beftimmenden Wahlort zufammen. Paſſiv wähls 
bar if jeder Einwohner des Wahlbezirts, welcher ſich im Befit bes Bürgerrechte 
befindet. 


Der Geihäftstreis des Kreistages ſetzt ſich ebenfo wie bei dem Kreis- 
achhuß aus feiner Stellung in der Kreis-Kommunalverwaltung und aus ben 
DR in Angelegenheiten ber allgemeinen Landesverwaltung zugetheilten Funk⸗ 
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tionen zufammen. Er iſt in erfter Linie zur Vertretung des Kreis:Kommnnal- 
verbandes und demgemäß zur Berathung und Beichlußfafiung über alle wid: 
tigeren Kreisangelegenheiten berufen. Im dieſer Beziehung ift er namentlich zu- 
ftändig für die Legitimationaprüfung feiner Mitglieder jo wie für die Bildung 
der Wahlbezirke und bie Vertheilung der Zahl der Abgeorbneten in benfelben. 
Er beſchließt ferner über den Erlaß ftatutarifher Anordnungen und Reglements, 
über die Repartition ber kreisweiſe aufzubringenden Staatspräftationen , jo weit 
biefelbe nicht ſchon durch Spezialgeſetz feftfteht. Er ftellt den Etat für bie 
Kreisverwaltung feft, befchließt bie Ausgaben: und bie über das Vermögen bes 
Kreisverbanbes zu treffenden Dispofitionen, Aufnahme von Anleihen, Ausſchrei⸗ 
bung und Vertheilung ber Kreisabgaben. Ihm „gebührt ferner die Prüfung, 
Feſtſtellung und Decarge der Jahresrechnung der Kreis⸗-Kommunallaſſe, die 
Genehmigung außeretatsmäßiger Ausgaben, bie Feftftellung ber Verwaltungs: 
grundſãtze binfichtlich des Kreisvermögens und der Kreisinftitute, Die Einrichtung 
von Kreisämtern, die Beitimmung der Zahl und Befoldung der Kreisbeanten, 
die Wahl der Mitglieder des Kreisausſchuſſes und der beſonderen ei 
und Kommiffarien. 


In den Angelegenheiten ber allgemeinen Landesverwaltung ift 
namentlih hervorzuheben, daß ihm bie Wahl der buch bas Gejeg zum Zwed 
der allgemeinen Landesintereſſen angeorbneten Kommiffionen und bie gutachtliche 
Aeußerung in allen ihm von den Staatsbehörben hierzu überwiefenen Vorlagen 
übertragen ift. 


Der Kreistag wird vom Landrath jährlih mindeftens einmal, font nach 
Bebürfniß, einberufen. Außerordentliche Einberufung erfolgt nur auf Beſchluß 
des Kreisausſchuſſes oder auf Grund eines von mindeftens dem vierten Theil 
der Kreistagsabgeordneten ausgehenden Antrages. Den Vorfit in ben Kreistagen 
führt ſtets der Landrath, im Falle feiner Behinderung,‘ der dem Dienft reip. 
Lebensalter nad) ältefte SKreisbeputirte. Die Berathung und Beſchlußfaſſung 
beſchränkt fi) auf die Begenftände der Zagesorbnung. In widtigeren Fällen 
Feſtſetzung des Vertheilungsmaßitabs für die Abgaben, Mehr ober Miuder⸗ 
belaftung einzelner Kreistheile, Bewilligung augerorbentlier Ausgaben) ift den - 
Abgeordneten eine motivirte Vorlage minbeftens 14 Zage vor ber Verſammlung 
zuzuſtellen. Die Sigungen find öffentlih, Ausſchließung ber Oeffentlichkeit 
iſt nur im Falle eines entſprechenden Beſchluſſes ber Verſammlung zuläffig. Zur 
Beſchlußfähigkeit ift bie Anmwefenheit einer bie Hälfte der Geſammtzahl über- 
fleigenden Zahl der Abgeorbneten erforberlih. Eine Ausnahme iſt nur für den 
Fall vorgefehen, daß ber Kreistag bereits zum zweiten Male zur Verhandlung 
über benjelben Gegenftanb zufammentritt und troß der bei ber Einladung erfolg- 
ten ausbrüdlihen Hinweiſung auf bie Folgen die beſchlußfähige Anzahl nicht 
erſchienen iſt. Abgeorbnete, welche bei einer Vorlage in einer bem Kreiaintereſſe 
auwiderlaufenden Weife betheiligt find, dürfen den biesfälligen Verathungen und 
Beſchluſſen nicht beiwohnen. Die Mitglieder des Kreisausihufies nehmen an 
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den Verhandlungen, falls fie nicht felbft Abgeorbnete find, mit berathender 
Stimme Theil. Die Beſchlüſſe werben der Regel nad mit Stimmenmehrheit 
gefaßt. Stimmengleihheit gilt als Ablehnung des betreffenden Antrages. Die 
Rojorität von 2/s der Stimmen ift nothwendig, wenn es fih um eine, nicht 
durd eine gefegliche Verpflichtung gebotene, neue Belaftung der Kreisangehörigen, 
um die Veräußerung von Grund: oder Kapitalvermögen oder um bie DBerändes 
tung des jeftgeftellten Vertheilungsmaßftabs für die Kreisabgaben handelt. Für 
bie Bertheilung ber Kreisabgaben find beflimmte Normen durch Die Kreis- 
ordnung feftgeftellt. Es barf fein anderer Maßſtab als der bes verhältniß: 
mäßigen Zufchlags zu den direkten Staatsſteuern reſp. ben fingirten Steuerſätzen 
(bei Forenfen, juriftiihen Perfonen u. ſ. m.) zur Geltung gebracht werben. Das 
Verhãltniß des Zuſchlags zur Grund⸗, Gebäube- und der Gewerbeſteuer 
(Rlaffe A 1) auf dem platten Lande muß hierbei mindeftens auf die Hälfte, 
höchſtens auf den vollen Prozentſatz der Belaſtung ber Klafien- und Haffifizirten 
Einfommenfteuer beftimmt werden. Die Forenjen, die jurifiihen Perfonen, 
die Rommanbitgefellihaften auf Aktien und die Attiengeſellſchaften find zum 
Beitrage für diejenigen Kreisabgaben verbunden, welche auf den Grundbeſitz, 
das Gewerbe, den Bergbau und das aus dieſen Ermwerbaquellen fließende Eins 
tommen gelegt find. Ihre Einihätung erfolgt, fomweit fie nicht ſchon zu den 
betreffenden Staatsfteuerit herangezogen find, durch den Kreisausfchuß nach den 
für die Veranlagung diefer Staatsfteuern beftehenden Vorjäriften unter Anwen- 
dung bes für die Rreisabgaben beftimmten Antheilsverhältnifies. Handelt es 
fh um Kreiseinrichtungen, welche einzelnen Kreistheilen in bejonbers hervor- 
tagendem, anderen in bejonbers geringem Maße zu Gute fommen, fo kann für 
bie KRreisangehörigen dieſer Bezirte vom Kreistage eine nad) Duoten zu be 
meſſende Mehrs oder: Minderbelaftuug — erftere auch in Geſtalt von Natural 
leiſtungen — fefigefegt werben. 

Fiskus nimmt in der Steuerbeitragspfliht eine ganz erzeptionelle 
Stellung ein. Gr darf zu ben Kreisabgaben nur mit der (fingirten) Grund⸗ 
und Gebäubefteuer, hierbei aber um die Hälfte der Progentfages ſtärker heran⸗ 
gezogen werben, mit welchem bie Klafjen- und Haffifizirte Eintommeniteuer belaftet 
R. Die dem Stante gehörigen, zu einem öffentlichen» Gebrauch ober Dienft 
beſtimmten, Liegenfchaften und Gebäude, die Königlichen Schlöffer, fo wie bie 
nach ben Vorſchriften der Gejege vom 21. Mai 1861 als befreit von Grund⸗ 
sab Gebäubefteuer zu erachtenden Brundftüde, ferner die Dienfigrunbftüde ber 
Geiflihen, Kirchendiener und Elementarlehrer find von der Seranziehung zu den 
Kreislaften ausgeſchloſſen. Das Steuerprivilegium der unmittelbaren und 
wittelbaren Staatsbeamten — biejelben dürfen von ihrem Dienfteintommen mit 
wonifen Abftufungen nur bis auf Höhe von höchſtens 2 Prozent herangezogen 
waden — ift auch auf die Kreisabgaben ausgedehnt. Das Soll der Kreisabgaben 
web wit Ausnahme der Städte — dieſen fleht die freie Dispofition über ben 
Iebeingungsmodus zu — für die einzelnen Gemeinden und ſelbſtſtändigen 
Outäbezicte im Ganzen berechnet und denſelben zur Untervertheilung nad; gleichem 
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Maßſtabe fo wie zur Einziehung und Abführung an die Kreis:Kommunallafie 
überwiefen. 

Die Oberaufſicht über die Kreisverwaltung gebührt im Wefentlichen dem 
Regierungs-Präfidenten, in weiterer Inftanz dem Oberpräfidenten. Die Mit 
wirkung anderer Behörden ift hauptſächlich auf folgende Fälle beſchränkt: 

1. Statutarifhe Anordnungen bes Kreistages bedürfen der landesherrlichen 

Genehmigung, 
. Beichlüffe über Mehrs oder Minberbelaftung einzelner Theile des Kreifes 
ber Beftätigung des Minifters des Innern, 
Beſchlüſſe über VBelaftung der Kreisangehörigen mit einem 50 Prozent 
des Gejanmtauffommens der direkten Staatafteuern überfteigenden | 
Prozentſatz der Genehmigung der Minifter des Innern und ber 
Finanzen, 

4. Beſchlüſſe über Veräußerung von Grundftüden und Immobiliarrechten, 
Kontrahirung von Anleihen, Uebernahme von Bürgfchaften, neue Bes 
laftung ber Kreisangehörigen ohne geſetzliche Verpflihtung (falls die 
aufzubringenden Leiftungen über 5 Jahre hinaus fortdauern follen) ber 
Betätigung des Bezirkaraths. 

Auch der Provinzialrath ift infofern mit Auffihtsbefugniffen betraut, als’ er 
auf die Beſchwerde über die vom Kreisausfhuß getroffene Beftimmung bes 
Wahlorts für bie Abgeordneten der Wahlbezirte des Verbandes der; Landgemeinden 
und der Städte die Entſcheidung zu treffen hat. 

Das Bezirksverwaltungsgericht tritt gleichfalls in einzelnen Kreis-Rommunale 
angelegenheiten als Auffihteinftang ein. 

In Angelegenheiten der allgemeinen Sandesverwaltung bildet 
ber Bezirksrath bie erfte, der Provinzialrath die zweite Beſchwerdeinſtanz. In 
polizeilihen Angelegenheiten find indeß einzelne Fälle zum Verwaltungaftreit- 
verfahren verwiejen, andere dem Provinzialrath und dem Bezirtsrath zugeteilt. 
Man ift hier wejentlid von dem Gefichtspunkt ausgegangen, daß biejenigen 
Maßnahmen, deren Regelung für den größeren Bezirk der Provinz gleihmäßig 
erfolgen muß (Semeindeftatuten, Befeitigung der Gemeindes und Butsvorfteher, 
Stellvertretung des Amtsvorftehers, Angelegenheiten der Standesbeamten u. ſ. w.), 
dem Provinzialvath zuzutheilen jeien, und die Weberleitung zum Bermaltungs- 
freitverfahren in allen Fällen in Ausficht genommen werben müſſe, in denen die 
thatſächliche Feftftellung bie geficherte Grundlage eines ber gerichtlichen Prozeß 
inftruction nachgebildeten Verfahrens ala wunſchenswerth erkennen lie. Man 
bat deshalb die Feſtſetzung ber Dienftuntoftenentihädigung der Gemeinde, Guts⸗ 
und Amtsvorfteher, die Disziplinarfadhen, die Steuerrellamationen, die Enlſchei⸗ 
dung über Einfprüche gegen bie Kreistags:Wählerverzeicäniffe, die Feftftellung der 
Ratafter für die Quartierleiftungen, die Schanksftonzeffionsangelegenheiten und 
andere Gegenftände ber Entſcheidung des Verwaltungsgerichts unterftellt. — 
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91. 


G giebt keine ſtillſchweigend anerkannte Religionsgeſellſchaft. Stellung der Alt⸗ 
katholiken. 


(Ext. des oberſt. öfter. Gerichtsh. in Wien vom 23. Fehr. 1876.) 


Am 26. November 1872 wurden Iojef K. und A. B. vor dem Pfarrver⸗ 
weier der „autonomen Tatholifhen Kultusgemeinde* in Wien, J. K. in ber 
Salvatorkirche getraut. Als die Polizelbehörde hievon Runde erlangte, machte 
fie die Anzeige an das hiefige Landesgericht für bürgerliche Rechtsangelegenheiten, 
welches von Amtswegen die Unterfuhung wegen Ungültigleit biefer Ehe eins 
leitete, ven Dr. N. zum Vertheidiger bes Ehebanbes beftellte und nach deſſen 
Anhörung das Urtheil vom 9. Februar 1875 fchöpfte, Traft welchem obige Ehe 
für ungültig und nichtig erflärt wurde. Diefes Erkenntniß warb auf folgende 
Grunde geübt: : 

Zur Gültigkeit einer Ehe ift erforderlich, daß die felerlihe Erklärung ber 
Einwilligung entweder nad) ben 83. 75 und 125 a. b. &. B. vor dem orbent» 
lichen Seelforger eines ber beiden Brautleute oder nad ben Gejeken vom 
25. Mai 1868, und vom 9. April 1870, R. G. Bl. vor der politifhen Bezirkes, 
züdfichtlich Gemeindebehörde, erfolge. _ 

Mit Hinblick auf die Vorſchriften der 9. 80, 81, 82, 128 a. b. G. B. und 
& 1 des Geſetzes vom 9. April 1870, R. &. Bl., kann unter dem orbentlihen 
Seelförger des $. 75 nur jener Seelforger einer gefeßlih anerkannten Kirche 
ober Neligionsgemeinde verftanden werden, welcher unter öffentlicher Autorität 
als folder beftellt und von der Staatsverwaltung mit der Führung ber Che 
Handsmatriteln betraut ift. Ein folder Seelforger ift I. K, Pfarrverweier ber 
fogenannten autonomen katholiſchen Kirchengemeinde, nit. Die diefen Namen 
fih) beilegende Religionsgeſellſchaft iR in Teinem Befege anerkannt; ber Umftand, 
dab der Wiener Gemeinderath diefer Religionsgeſellſchaft die Salvatorlapelle 
um Zwede der Ausübung ihres Gottesdienftes einräumte, ſowie daß ihr Boltes- 
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bienft bafelbft mit Willen der Staatsverwaltung jeit Jahren ausgeübt und von 
dieſer geduldet werde, ift gleichgültig, weil dieſe faftifhe Duldung noch keine 
gejeglihe Anerkennung in fih fhließt. Auch wurde weder J. K., noch irgend 
ein anderer Seelforger ber fogenannten autonomen katholiſchen Kirchengemeinde 
von der Staatsverwaltung mit der Führung ber Eheſtandsmatrikeln betraut. 

Wenn ferner behauptet wird, daß die Gemeindebehörde durch die Ein« 
täumung def Salvatortapelle und durch Zulafjung der Vornahme von Trau⸗ 
ungen duch 3. 8. dieſen ſtillſchweigend zu ihrem Stellvertreter beftellt habe, ſo⸗ 
nad) daß biefer zur Entgegennahme ber Erklärung der Einwilligung nad dem 
Geſetze vom 9. April 1870, R. ©. Bl. kompetent geweſen fei, fo ift biefe Be- 
hauptung unrichtig, weil nad) $. 7 des Geſetzes vom 25. Mai 1868, R. G. Bl. 
bie feierliche Erflärung der Einwilligung zur Ehe vor dem Vorfteher der politis 
ſchen Bezirke-, rüdfihtlih Gemeindebehörbe oder einem Stellvertreter des Vor⸗ 
ſtehers in ber daſelbſt feſtgeſetzten Weiſe abgegeben werben muß, unter biefem 

* Stellvertreter aber nur Derjenige verftanden werben Tann, welder zur Vers 
tretung des Vorftehers in allen demjelben obliegenden Amtshandlungen öffente 
lich und in geregelter Weile beftellt wurde, und weil eine Webertragung biefer 
ſtaatlichen Funktion an eine andere Perjon geſetzlich ‘gar nicht zuläffig wäre. 
J. 8. kann baher nicht als der ordentliche Seelforger eines der Brautleute an« 
gejehen werden. Daher mußte die vor demſelben zwiſchen Joſef K. und U. B. 
am 26. November 1872 in der Salvatorkirche gefchloflene Ehe wegen des von 
Amtawegen zu berüdfichtigenden Ehehindernifies bes 8. 75 a. b. ©. B. und ber 
nachträglichen bezüglihen Vorſchriften für ungültig erklärt werben. 

Ueber die Appellation bes Vertheibigers bes Ehebanbes beftätigte das E. £. 
Dberlandesgericht in Wien mit Urtheil vom 23. November 1875, volinhaltlich 
das erſtrichterliche Erkenntniß, „ba nämlich) die in Rede ſtehende Eheſchließung 
nach ben beſtehenden Geſetzen als eine ungültige betrachtet werden muß; denn 
zur Gültigfeit der Ehe wird erfordert, dab die ftierlihe Erklärung der Eine 
willigung vor dem ordentlihen Seelforger eines der Brautleute oder vor ber 
politifchen Bezirks, rückſichtlich Gemeindebehörbe, geſchehe. Keiner dieſer Fälle 
kiegt bier vor. Da beide Brautleute, laut der vorliegenden Taufſcheine, nach 
katholiſchem Ritus getauft find und ihren allfäligen Austritt aus ber katholiſchen 
Kirche der politiihen Behörde nicht gemeldet haben, daher zur Zeit ber Che⸗ 
ſchließung als Katholiten angefehen werden müflen (Art. 6 des Geſetzes vom 
25. Mai 1868, R. ©. Bl.), jo hatten fie die feierliche Erklärung der Einwilligung 
zur Ehe vor ihrem ordentlichen, d. i. dem katholiſchen Seelforger ihres Wohn⸗ 
ortes oder deſſen Stellvertreter abzugeben. Als folder kann jedoch ber Pfarr⸗ 
verwefer I. K. der fogenannten autonomen katholiſchen Kultusgemeinde nicht 
anerkannt werben, denn bie Genoſſenſchaft jener katholiſchen Chriften, welche die 
Ausfprüche des legten vatikaniſchen Konzils nicht ala bindend betrachten und 
deshalb die fie betreffenden gottesdienftlihen Sandlungen durch einen derſelben 
Anſicht huldigenden Priefter verrichten Iafien zu müfjen glauben, ift weber im 
Staate als .eine befondere Kirche ober Religionsgejellihaft duch ein Geſetz aus⸗ 


Entſcheidungen und Erlafſe von Gerichten umd anderen Behörden. 363 


drücklich anerkannt worden, noch kann ‚in dem Umftande, daß die Vornahme von 
Eheſchließungen durch den Pfarrer der autonomen katholiſchen Kultusgemeinde 
jeither geduldet wurde, eine ftillfchweigende Anerkennung der altkatholiſchen Ges 
meinde durch den Staat erblidt werben. Diefe Gemeinde ift daher nad) den 
88. 15 und 16 bes Gefeßes vom 21. Dezember 1867, R. &. BL, zur jelbft- 
Rändigen Ordnung und Verwaltung ihrer Angelegenheiten, zu welchen offenbar 
auch die Beftellung eines Seeljorgers gehört, nicht berechtigt. Es fteht demnach 
der mehrerwähnten Che das Ehehinberniß bes $. 75 a. b. &. B. entgegen, und 
es erſcheint demnach das erftrichterlihe Urtheil, welches dieſe Ehe auf Grund 
des $. 49 a. b. ©. 8. für ungültig erklärte, geſetzlich gerechtfertigt”. 

Der Vertheidiger des Ehebandes machte in ber außerordentlihen Reviſions⸗ 
beihwerbe geltend, daß die Ehe nad ben beftehenden Gejegen, wie dieſe im 
Zweifel in favorem matrimonii auszulegen find, nicht für ungültig erklärt 
werben könne. Die aus der richtigen Prämifie, daß die beiden Ehegatten zur 
Zeit der Eheſchließung als Katholiten angejehen werden müfjen, gezogene Kon⸗ 
ſequenz, daß nur der katholiſche Seeljorger ihres Wohnfiges oder deſſen Stell« 
vertzeter ber ordentliche Seelforger im Sinne bes Geſetzes geweſen wäre, ent⸗ 
fpredje den thatſächlichen Verhältnifien nicht. 

Die fogenannten Alttatholiten bilden die uralte ratholiſche Kirche; ihnen 
gegenüber erſcheinen die Anhänger des letzten Konzils als bie Neuerer; es ſei 
daher unangemefien, die Anforderung zu flellen, als hätten bie Altkatholiken 
ihren Austritt aus ber Batholiihen Kirche anzumelden und fid) um die Verleihung 
der Rechte einer religiöfen Gemeinſchaft zu bewerben. Die Altkatholiten find 
Ratholiten und wollen es auch bleiben; fie genießen daher nad) wie vor bie 
Rechte der Katholiken, und nicht fie, fondern die Neukatholiken bedürfen einer 
Roatlihen Anerkennung. Die Zumuthung an die Alttatholiten, fih von dem 
infallibiliſtiſchen Pfarrer, den fie für einen von ber. alten katholiſchen Kirche ab⸗ 
gefallenen Neuerer halten, trauen zu lafien, würde ein biktatorifches Machtgebot 
in religiöfen Dingen und ein Gemwifjenszwang fein. Die Altlatholiten haben, von 
ihren Rechten als Katholiten Gebrauch machend, ſich unter ben Augen bes 
Staates, und ohne deſſen Veto, daher mit defjen ſtillſchweigender Zuftimmung, 
fih ihren Seelforger beftellt, und dieſer jei alfo ein katholiſcher und zwar ihr 
ordentlicher Seelforger. Der Streit zwiihen ben Anhängern bes Konzils und 
den Altkatholiten gehöre ing Gebiet der Dogmatik, nicht aber in jenes ber Staata⸗ 
verwaltung, denn diefe habe nicht. darüber zu entſcheiden, welche von den durch 
die lezten Konzilsbeſchlüſſe in zwei Lager gefpaltenen Parteien die rechtglänbige, 
und welche die ketzeriſche jei. Bitte um Gültigerflärung der Ehe. 

Der k. k. oberfte Gerichtshof verwarf mit Urtheil vom 22. Februar 1876, 
in einer Plenarfigung die außerorbentlidhe Revifionsbeichwerde mit Hinweiſung 
ai die der Sachlage und dem Geſetze entſprechende Begründung ber unteren 
Weriäste, deren Urtheile beftätigt wurden. (Abgedr.: Deflerr. Zeitſchr. |. Ver» 
mltang.) 1. 
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92. 
1. Kirchliche Stellung des Titular: und Weihbiſchofes in der katholiſchen Kirche. 
Excommunicatio major. @eneralvifar. — Firmung it ein reſerv irtes 


biſchöfliches Recht. 
2. Mündlichkeit und Unmittelbarkeit des Verfahrens. Nichtberückſichtigung 
ſchriftlicher Auslaſſungen, an Stelle der perſönlichen Verhandlung. 
(Ext. des Gerichtsh. für kirchl. Angel. in Berlin vom 11/14. April 1877.) 


In der Unterfuhungsfache, betreffend das Verfahren auf Entlaffung aus 
dem Amte gegen den Weihbifehof und Domherrn Dr. Sohannes Chryfoftomus 
Janis zewski zu Pofen ift erkannt: 

daß der Angeſchuldigte Weihbischof und Domherr Dr. Johannes Chrys 

foftomus Jani szewski ſchuldig, die auf fein Amt und feine geiftlichen 
Amtsverrichtungen bezuglichen Vorfchriften ber Strafgefee, fowie bie in dieſer 
Hinſicht von der Obrigkeit innerhalb ihrer Zuftändigkeit getroffenen Anord⸗ 
nungen fo ſchwer verlegt zu haben, daß fein Werbleiben im Amte mit ber 
öffentlichen Orbnung unverträglih erſcheint, — berfelbe daher aus feinen 
Aemtern ale Weihbifhof der Erzdiözefe Poſen und als Domherr an ber 
Metropolitankiche zu Poſen zu entlaffen, ihm auch die Koften des Verfahrens 
aufzuerlegen. 
Von Rechts Wegen. 


Gründe 


Dem Dr. Johannes Chryſoſtomus Janisze wski murbe unter bem 
21. Zuli 1866 durch den damaligen Erzbiſchof von Gneſen und Poſen Brafen 
Ledochowski eine Domherrnſtelle an. der MetropolitansKiche zu Bojen vers 
lieben. 

Im Jahre 1871 wurde Dr. Janiszews ki auf den Vorſchlag des genannten 
Erzbiſchofs vom Papſte als Biſchof von Eleufis in partibus infidelium und 
Weihbiſchof der Erzdiözeſe Poſen (suffraganeus im römiſchen Sinne) präfonifixt, 
worauf er am 23. Juli 1871 in der Metropolitanfiche zu Poſen bie biſchoͤfliche 
Konfekration empfing. Bis zur Amtsentlaffung des Erzbiſchofs von 
Gneſen und Poſen Grafen Ledochowski durch Erkenntniß des Königlichen Ge⸗ 
richtshofes für kirchliche Angelegenheiten vom 15. April 1874 bekleidete 
Dr. Janiszewski zugleich das ihm am 16. Mai 1866, als er noch Pfarrer zu 
Koscielec war, übertragene Amt eines Generalvikars und Offigials der Erzdiözefe 
Poſen, auch hat er bie Würde eines päpftlichen Hausprälaten. 

Behufs der ftaatlihen Zulaflung zum Empfange der höheren Weihen hatte 
Janiszewski, damals Alumnus des Priefterfeminars in Gneſen und Ligentiat 
der Theologie, Iaut der im Original vorliegenden Verhandlung vom 2. Dezember 
1843 vor verfammeltem Regierungstollegio zu Pofen den Huldigungseid geleiftet 
und darin wörtlich gelobt: i 
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„dab ih Sr. Koͤniglichen Majeſtät von Preußen Friebrih Wilhelm dem 
Vierten, ..... und nad) feiner KRöniglihen Majeftät Abgang, deſſen recht- 
mäßigen Nachfolgern auf dem Thron, unterthänig, treu und ergeben fein, 
Sr. Königlihen Majeftät Beftes nach Kräften befördern, Schaden und Nadj- 
theil abwenden, auch meine Untergebenen dazu anhalten, und nie in meinem 
Leben eine Handlung begehen will, wodurch der höchſten Perjon Sr. Majeftät, 
dem Königlichen Haufe, bem Lande, und dem Königlihen Dienite irgend ein 
Nachtheil zugefügt werben könnte.“ 


„Desgleichen ſchwöre und gelobe ich, die mir anzuvertrauende chriftliche Ge⸗ 
meine unb alle meine Beihtlinder bei gegebener Veranlaſſung zu gleicher 
unverfälfchter Treue und Ergebenheit gegen Se, Majeftät den König und das 
ganze Königliche Haus aufzufordern und zu ermahnen, jelbft mit gutem Beis 
fpiel voranzugehen, und überhaupt mich jo zu betragen, wie es einem rechts 
ſchaffenen Geiſtlichen und treuen Unterthan gebührt.” 

Daß Janiszewski etwa fpäter bei Antritt feiner kirchlichen Aemter, ins⸗ 
befondere desjenigen eines Weihbifchofs für die Erzdiözefe Poſen dem Staate 
gegenüber wiederholt eidlich verpflichtet worden ſei, namentlid den von Biſchöfen 
bei Antritt ihrer Diözefanverwaltung dem Könige zu leiſtenden Treueid geſchworen 
babe, ift nad) der amtlichen Auskunft des Königlichen Oberpräfidenten der Pro⸗ 
vinz Poſen vom 3. Auguft v. 3. nicht anzunehmen. 

Durch Schreiben des Königlichen Oberpräfidenten der Provinz Poſen vom 
4. Februar 1876 if} der Angeſchuldigte unter Darlegung ber Gründe in Ge⸗ 
mäßbeit bes 8. 25 des Gejetes vom 12. Mai 1873 zur Nieberlegung jeiner 
Aemter als Domherr und „Suffraganbiſchof der Diözefe Poſen“ binnen einer 
vierwöchentlichen Frift aufgefordert worden, hat diejes Verlangen jedoch in dem 
urfpriftlich vorliegenden Schreiben vom 3. März 1876 ablehnend beantwortet. 
In demſelben erflärt der Angeſchuldigte wörtlich: 


„daß der Staat keine geiftliche Heilaanſtalt if, die mir geiftliche Aemter zu 
übertragen oder zu entziehen vermochte. Daraus ergiebt es fi mit Noth- 
wendigkeit, daß ich einer ſolchen Aufforderung von Seiten einer Stantsbehörbe 
Folge zu leiten weder verpflichtet noch beiugt bin. Die Kirche allein refp. 
das Oberhaupt derſelben hat mich mit den gedadjten geiftlihen Aemtern be 
leidet und iſt folglich im ausſchließlichen Beflge der geiſtlichen Machtvolls 
tonmenheit, mich aus denſelben wieder zu entlafjen.“ 

6 wurde fobann dem Antrage des Dberpräfidenten, das Verfahren auf 
Entlofung des Angefäulbigten aus den Aemtern eines Domberen und Weihs 
bifofs der Erzdiözefe Poſen einzuleiten, vom Königlichen Berichtshofe für kirch⸗ 
Babe Angelegenheiten in Gemäßbeit der 88. 24, 25, 26 bes Gelehes vom 

12 Moi 1873 Ratigegeben, und ift die Vorunterfuhung von einem etatsmäßigen 
Aqter geführt mworben. 

Der ihm, wie gehörig beſcheinigt iſt, perſönlich behändigten Vorlabung zur 

verntwortlichen Vernehmung dat der Angeſchuldigte nicht Folge geleiftet, 
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Die Thätigkeit des Unterfuchungsrichters hat fi, da aud) Seitens ber 
Staatsanwaltihaft nicht darauf beftanden wurde, baß der nad Maßgabe ber 
Strafprozeßvorſchriften zuläffige Zwang zum perjönlihen Erſcheinen gegen den 
Angeſchuldigten geübt werde, weſentlich darauf erſtreckt, die in dem Antrage bes 
DOberpräfidenten erörterten Belaſtungsmomente durch Herbeiſchaffung ber betreffen ⸗ 
ben Akten und Urkunden ins Licht zu ſtellen. 

Der vom Minifter der geiftlihen Angelegenheiten ernannte Beamte ber 
Staatsanwaltihaft, Königliche Regierungsaflefior von Reinbaben zu Pofen, hat 
die Anſchuldigungeſchrift vom 8, Senuar 1877 überreicht, welche nebit Vorladung 
zum Aubienztermine vom 11. April 1877 dem Angefchuldigten am 22. v. Mts. 
vorſchriftsmãßig behändigt worden ift. 

Unter dem 5. April d. J. ift darauf bei dem Königlichen Gerichtshofe für 
kirchliche Angelegenheiten eine von dem Angefchuldigten unterzeichnete ſchriftliche 
Einlaffung d. d. Polen den 30. März 1877 eingegangen, in welcher berjelbe 
unter der ausdrücklichen Verwahrung, „daß er hierdurch weber die Kompetenz 
des Gerichtshofes über kirchliche Angelegenheiten zu entſcheiden, noch auch den 
Inhalt der jogenannten. Maigefege, die er mit dem tatholiihen Glauben für 
unvereinbar halte, anerkennen wolle”, die Rechtsausführungen der Anſchuldigungs⸗ 
ſchrift zu widerlegen ſucht und darauf ben Antrag gründet, ihn von der An- 
ſchuldigung freizuſprechen. 

Die Anſchuldigungseſchrift ſucht das Zutreffen derjenigen Vorausſetzungen 
bezüglich des Angeſchuldigten nachzuweiſen, welche ber 8. 24 des Geſetzes vom 
12. Mai 1873 unterftellt, indem er beftimmt: 

„Kirchendiener, welche die auf ihr Aınt ober ihre geiftlihen Amtsverrichtungen 
“ begüglichen Vorſchriſten der Strafgefege oder die in biefer Hinficht von der 

Obrigkeit innerhalb ihrer gefeglichen Zuſtändigkeit getroffenen Anorbnungen jo 
Schwer verlegen, daß ihr Verbleiben im Amte mit der öffentlihen Ordnung 
unverträglich erfcheint, können auf Antrag der Staatsbehörbe durch gericht 
liches Urtheil aus ihrem Amte entlaſſen werben.“ 

1. Zur Begründung werden von der Staatsanwaltſchaft zunächſt Thatſachen 
hervorgehoben, welche der Zeit vor der Amtsentlafjung des Brafen Ledochow oaki 
angehören. In dieſer Beziehung wird auf eine von dem Angefhulbigten, wie 
auch in dem Kuryer poznanski bezeugt wird, wmitunterzeichnete Ergebenheits- 
adrefje verwiejen, welche das Metropolitankapitel zu Poſen in Verbindung mit 
dem zu Gnefen im Februar 1873 an den damaligen Erzbifhof in Hinſicht auf 
die damals dem Landtage der Monarchie vorgelegten fog. kirchenpolitiſchen Geſetz⸗ 
entwürfe gerichtet hat. Dieſelbe fließt in der (in beglaubigter Abfchrift vor- 
liegenden) beutfchen Meberjegung mit ber Verfiherung: 

„Wir wiflen nicht, welche Prüfungen Gott uns bereitet; doch was auch 
über uns kommen möge, wir verſichern feierlich, dab wir Eure Erzbiſchofliche 
Gnaden nicht verlafien und Lieber Alles ertragen werden, als daß wir bie 
Wahrheit verrathen, unjeren Prieflereid brechen und des flrengen Gehorfams, 
den wir den Geſetzen ber Kirche ſchulden, vergefien follten.” 
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2. Die Anklage ſtutzt ſich ſodann auf ein Unterſuchungsverfahren, welches 
bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Poſen wegen Vergehens gegen den 8. 5 bes 
Geſetzes vom 13. Mai 1873 über die Grenzen des Rechts zum Gebrauche kirch⸗ 
licher Strafe und Zuchtmittel gegen den Angeſchuldigten ftattgefunden und zur 
wöhtslräftigen Berurtheilung deſſelben geführt hat. 

Der Religionslehrer am katholiſchen Schullehrerjeminar zu Poſen, Schröter 
hatte die Adreſſe des Herzogs von Ratibor und Genoſſen an Seine Majeftät den 
Raifer und König mit unterzeichnet und wurde in Folge deſſen von dem früheren 
Ebifhof Grafen Ledochowsaki unter dem 9. Auguft 1873 unter Androhung 
der fog. großen Exrlommunilation zum Widerruf aufgefordert. Auf feine ab- 
lehuende Antwort wurde ihm ein an ihn gerichtetes vom 26. September 1873 
datictes Schreiben zugeftellt, welches nad) dem in ten Unterſuchungsalten be- 
findliden Original folgendermaßen lautet: - 


Poſen, den 26. September 1873, 

Ew. Hochehrwurden haben in Beantwortung ber in meinem Schreiben vom 
9. v. Mis. Ar. 1358 Ihnen vorgelegten Fragen die Erklärung abgegeben, daß 
Sie zwar die Adreſſe des Herzogs von Natibor unterzeichnet haben, aber ſich 
nicht bewußt find, hierdurch gegen bie Lehre der katholiſchen Kirche gefehlt, irgend 
welche kirchliche Cenſuren verwirtt und Aergerniß gegeben zu haben. Die qu. 
Mrefie, wie auch das damit im Zufammenhange ftehende vertrauliche Cirkular 
enthalten nicht nur den. wohlberechtigten Ausbrud der Ergebenheit gegen 
Se. Majeſtät den Kaifer, jondern außerdem auch eine ausdrückliche Zuftimmung 
zu den am 15. Mai c. verfündeten fogenannten kirchenpolitiſchen Geſetzen im 
Gegenfage zu der von dem Gefammtepiscopate Preußens ausgefprochenen Un⸗ 
vereinvarkeit berfelben mit den Kirhenfatungen. Ich durfte demnach erwarten, 
nachdem ich in meinem Schreiben auf dieſes Moment bingewiefen hatte, daß 
eine forgfame Erwägung Ihnen, einem katholiſchen Priefter, den Widerfpruch 
wilden ben in der Adrefie enthaltenen Aeußerungen und der Lehre ber katholi- 
ſchen Kirche hätte Har machen und über das durch Ihre Unterjchrift gegebene 
Aergerniß Leinen Zweifel übrig laſſen ſollen. Da biefe meine Erwartung fi 
leider nicht erfüllt hat, jo will ich, indem ich mir bie meiteren event. nothwendig 
werdenden Schritte noch vorbehalte, Ihnen zur veiflichen Ueberlegung und dem⸗ 
nachſt zur Abgabe einer anderweiten Erklärung eine nochmalige dreimöchentliche 
Friſt gewähren und gleichzeitig auf folgende Punkte ganz beſonders Ihre Aufs 

Wenn ein Priefter gegen den amtlihen und einfiimmigen Ausipruch ſämmt ⸗ 
Über Biſchöfe Preußens, als ber beredhtigten Wächter der Reinheit der Kirchen⸗ 
lehre, zum Vollzuge ber in Rede ſtehenden Geſetze nicht mitwirken zu können, 
RG öffentlich auflehnt, jo macht er fih, wenn er darin beharrt, einer gravis 
Wmeritas in rebus doctrinae et morum ſchuldig und verfällt in bie bafür im 
lenoniſchen Rechte vorgejehenen kirchlichen Strafen, aud iſt eine folde Sands 
Imgsweife unvereinbar mit dem bei der Priefterweihe dem Biſchofe abgegebenen 
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Gelöbniß des Behorfams und der Ehrerbietung. Auf die Frage des Biſchofs 
promittis mihi et meis Successoribus reverentiam et obedientiam antwortet ber 
Prieſter rüsthaltslos: promitto. 

In der Adrefje und dem Cirkular werben bie Biſchöfe, welche in Erfüllung 
ihres oberhirtlihen Amtes die der Kirche zuftehenden Rechte wahren, als eine 
Partei in der Kirche dargeftellt und mit maßlofen Vorwürfen überhäuft. Kann 
ein SPriefter ohne Verlegung des eben erwähnten Gelöbniffes eine derartige 
Adreſſe unterzeichnen? 

Die Adrefie und das Eirkular anerkennen, ausbrüädlih dem Staate allein 
das Recht, die Grenzen zwifchen Staat und Kirche ſelbſtſtändig zu orbnen und 
feftzuftellen. Durch eine ſolche Grflärung werden die von dem göttlichen Stifter 
feiner Kirche übertragenen Rechte volftändig vernichtet und den jeweiligen 
Meinungen bes Zeitgeifles und der Stimmenmehrheit der politiihen Körper 
ſchaften Preis gegeben. 

Der 8. 1 des Geſetzes über die Disziplinargemalt beftimmt, daß dieſe Ge⸗ 
walt nur von deutſchen kirchlichen Behörden ausgeübt werben dürfe. Damit iſt 
der auf göttlichem Rechte beruhende primatus jurisdictionis des Papſtes aus⸗ 
geſchloſſen (efr. Schulte, Lehrbuch des katholiſchen Kirchenrechts 2. Auflage 
©. 192 und ff.). Das dritte Hauptftüd der constitutio dogmatica de fide 
sess, IV. concilii Vaticani erflärt ausdrüdlich: Si quis dixerit, Romanum Pon- 
tificem non babere plenam et supremam potestatem jurisdictionis in univer- 
sam ecclesiam .... in iis, quae ad disciplinam et regimen ecclesiae per 
totum orbem diffusae pertinent .... aut hanc ejus potestatem non esse 
ordinariam et immediatam sive in omnes ac singulas ecclesias, sive in 
omnes et singulos pastores et fideles anathema sit“ (cfr. Amtl. Kitchenblatt 
für die Erzdiözeſen Gneſen und Pofen. Jahrg. 1870, ©. 48.) 

Nach der constitutio apostolicae Sedis I., 6, trifft die excommunicatio 
latae sententiae Romano Pontifici reservatae die impedientes directe vel in- 
directe exercitium jurisdictionis ecclesiasticae sive interni sive externi fori. 
Durch die neuen Geſetze wirb aber das exercitium jurisdictionis ecclesiasticae, 
das biſchöfliche Kirchenregiment in der vielfältigften Weife gehemmt und gehin⸗ 
dert, wie faft jeder Paragraph ber betreffenden Bejege zur Genüge barthut. 
Endlich ift durch dieſelbe Constitutio Apostolivae Sedis der recursus ad forum 
saeculare mit ber Strafe des Anathems belegt, durch die Beſtimmungen bes 
Geſetzes über die Disziplinargewalt und die Errichtung des Königliden Gerichts s 
bofes für Firchliche Angelegenheiten vom 12. Mai cr. ift aber der Rekurs an bie 
Staatsgewalt im vollften Umfange fürmlidh eingeführt und geregelt. 

Die von mir Em. Hochehrwurden gewährte Frift wollen Sie nunmehr red⸗ 
lid) benugen, um die obigen Punkte forgfältig in Erwägung zu ziehen und for 
dann bie Fragen meines Schreibens vom 9. Auguft er. beantworten. In ber 
Rachbardiözeſe Breslau Haben 3 Geiſtliche ebenfalls die in Rebe ſtehende Adreſſe 
unterzeichnet, find aber bald zu einer befjeren Einfiht gelangt und Haben. wie 
es einem katholiſchen, feiner Kirche treu anhängenden, Priefter geziemt, nicht 

‘ 
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gefäumt, eine befriedigende Erklärung in die Hände ihres Oberhirten nieder 
zulegen. Gebe Bott, daß Sie dem Beifpiele derfelben folgen. 


Der Erzbifchof von Gneſen und Poſen 
IN 


ge. ISaniszewsti. 


An den Keligionslehrer Herrn Schröter Hochehrwürden hier. 
1402, 


Der Strafrichter hat auf Grund des in der gerihtlihen Verhandlung vom 
%. Januar 1874 abgelegten Beftänbnifjes des Angeklagten für erwieſen erachtet, 
daß derfelbe das erwähnte Schriftflüd unterſchrieben hat. 

Mit Rüdfiht auf eine von dem Angeklagten probuzirte Beiheinigung des 
damaligen Erzbiihojs von Bnejen und Poſen vom 29. Dezember 1873, 

daß das an ben Religionslehrer Schröter gerichtete, von ihm, dem Erzbifchof, 
„verfaßte” Schreiben vom 26. September defjelben Jahres Nr. 1402 in feinem 
(des Erzbiſchofs) „Ipeziellem Auftrage und daher mit feinem Willen und 
Villen“ ergangen und „von dem Herrn Weihbifhof und Generalvikar 
Janiszewski unterzeichnet worden ſei,“ 

wurde der Angejchulbigte zwar in erfter Inftanz freigeſprochen; indeſſen hat das 
Königliche Appellationsgericht zu Pofen, indem es aus dem Inhalt der Be 
ſcheinigung des Erzbiſchofs den Schluß für gerechtfertigt erachtete, Daß der An- 
geſchuldigte bei der Vollziehung des Schreibens vom 26. September 1873 den 
Inhalt deſſelben gekannt habe und daß eine Beiprechung des Inhalts des Schrift- 
Rüde zwifchen ihm und dem Erzbifchofe der Unterzeichnung vorausgegangen ſei, 
und indem es demgemäß für thatſächlich feftgeftellt eradjtete, 

„daß ber Angeflagte, ala Beamter ber Tatholiihen Kirche, im September 
1873 zu Pofen dem Seminar: und Religionslehrer Schröter ein Zuchtmittel 
angebrobt bat, welches nicht dem rein religiöfen Gebiet angehört und nicht 
bloß die Entziehung eines innerhalb der Tatholifchen Kirche wirkenden Rechts 
oder die Ausſchließung aus der Kirchengeſellſchaft betrifft,“ 

durch das rechtsfräftige Erkenntniß vom 9. März 1874 ben Angefchuldigten 
wegen Bergehens gegen $. 5 des Gejeges vom 18. Mai 1873 zu einer Gelds 
firafe von 300 Thalern, im Unvermögensfalle zu drei Monaten Gefängniß ver 
urtheilt. 

3. Als eine fernere, dem Angeſchuldigten zur Laſt fallende Bethätigung bes 
Viderflandes gegen die Durchführung der auf das Verhältniß des Staates zur 
katholifhen Kirche bezüglichen Maigeſetze des Jahres 1873 führt die Staats- 
ammaltinaft jodann ar, daß Dr. Janis zewki im Auguf 1873 dem damaligen 
Enbiihof don Gnejen und Poſen bei der gejeßwibrigen Uebertragung eines 
lien Amtes an 22 Neopresbyter dadurch wiſſentlich Hilfe geleiftet, daß er 
im Auftrage des Erzbiſchofs die Ausfertigung der Bolationen verfügt, unter- 
Mrieben und zur Abfendung habe bringen Laffen. 

Rn den Generalakten des erzbiichöflihen Könfiftoriums zu Pofen de 1865 

Snttmann, Zeitfärift. TIL, Bd. 4. Heft. 25 
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Nr. 45 findet fih Fol. 160v. urſchriftlich in polnifher Sprache eine Verfügung, 
welche von dem vereidigten Dolmetſcher deutſch dahin wiedergegeben wird: 
„D. 

Die Berufungen für bie im Auftrage des hochwürdigſten Herrn Erzbiichofs 
umftehend benannten Neopresbyter find cum termino 1. September auszu- 
fertigen.” 

P. 22/8. 73." 
(93) „Ja.“ 

In dem deshalb wegen gejegwibriger Anftellung von Geiftlihen gegen den 
Erzbifhof und gegen en Dr. Saniszemsti eingeleiteten Unterfuchungsner- 
fahren hat der bei dem Erzbifchöflihen Beneral:Konfiftorium zu Poſen als 
Regiftrator fungirende Geiftlihe Jastulsti zeugeneiblich betundet, daß der An⸗ 
geſchuldigte Janiszewski, deſſen Hands und Unterfchrift ihm wohl bekannt 
fei, die Verfügung vom 22. Auguſt 1873 ebenſo wie das dazu gehörige Verzeichnik 
ber Neopresbyter (ol. 160 der bezeichneten Beneralatten) eigenhändig gejchrieben 
und mit feiner abgefürzten Namensunterichrift eigenhändig unterzeichnet habe. 
Der Angeklagte, Weihbifhof Dr. Janiszewski, ift auf Grund dieſer thatfäch- 
lihen Feitftelung vom Königlichen Sreisgericht zu Poſen durch rechtskräftiges 
Erkenntniß vom 19. Mai 1874 ber Theilnahme an ber Uebertragung eines geift- 
lichen Amtes gegen $. 1—3 des Geſetzes vom 11. Mai 1873 in zweiundzwanzig 
Fällen ſchuldig erfannt und deshalb zu einer Geldſtrafe von 2200 Thalern, im 
Falle des Unvermögens zu einer Gejängnißftrafe von einem Jahr und ‚drei 
Monaten verurtheilt worden. 

4. As ſodann ber frühere Erzbischof Graf Ledochowski wegen a 
widriger Anftellung bes Vikars Arendt aus Gzarnitau ala Pfarrer in Filehne 
durch Erkenntniß bes Königlichen Kreisgerichts zu Pofen zu einer Geldfirafe 
von 200 Thalern verurtheilt worben war, haben die Mitglieder des Poſener 
Metropolitankapitels daraus Veranlafjung genommen, dem Erzbiihofe eine Er⸗ 
gebenheitsadrefje- zu überreichen, weldhe von bem Angeſchuldigten Janiszewsti 
an britter Stelle unterzeichnet ift und, in dem „Kuryer Poznanski“ Nr. 206 pom 
Jahr 1873 in polnifcher Sprache veröffentlicht, in ber. von dem vereibigten Dol⸗ 
metſcher geferuigten deutſchen Ueberſetzung folgenden Bortlant bat: 

Hochwürdigſter Herr Erzbiſchof! 

„as ber brohende Sturm demjenigen Theil der Kirche Bottes, welcher 
der Obhut Ever Erzbiſchöflichen Gnaden anvertraut worden iſt, nahete, 
haben wir nicht verfehlt, Ihnen unfere Gefühle der Treue und der unerfhütters 
lichen Anhänglichkeit an die heilige Kirche und namentlich an den heiligen apoſtoli⸗ 
ſchen Stuhl auszubrüden. Nachdem jedoch jetzt unfere Erzdiözeſankirche Schlag 
auf Schlag getroffen hat, nachdem namentlich das Priefterfeminar, biefe Duelle 
der. zulünftigen Arbeiter im Weinberge des Herrn, geſchloſſen und bie hohe 
Perſon Euer Erzbiſchöflichen Gnaden mit Strafen bedroht worden if: iſt der 
Augenblid gelommen, in welchem es uns geziemt, die damals ausgeſprochenen 
Gefühle zu erneuern und unferen tiefgefühlten Schmerz auszubräden über 
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bie zwar vorhergefehenen, aber immerhin ſchrecklichen Begebenheiten, welche unſere 
Herzen, diejenigen der Beiftlichkeit und nahe einer ‚Million Gläubigen mit 
ſchwerem Kummer erfüllt haben. 

,  Bertrauend auf die Verheißungen und bie Barmherzigkeit Desjenigen, 
welcher gejagt hat, daß Seine auf dem Felſen Petri erbaute Kirche bie Pforten 
der Hölle nicht überwinden werden, fürchten wir uns nicht vor der Schrecklich⸗ 
teit defien, was uns treffen ann, vielmehr werben wir nicht aufhören, in 
Demuth anzuflehen den Seren der Heerſchaarren, damit Er Euer Erzbiſchöf⸗ 
lihen Gnaden, die geſammte Beiftlicgkeit und die Bläubigen in dieſer ſchweren 
Pröfeengsgeit bewafinen wolle mit ber Kraft von oben, denn nur ber wird 
feelig, welcher ausharrt bis ans Ende. 

Poſen am Tage ber Geburt der Allerheiligften Zungfrau 
1873. 
Das MetropolitansKapitel.” 


Nach dem Bericht des „Ruryer Poznanski“ hielt der Prälat Brzezinski bei 
ber Weberreihung eine Aniprahe an ben Erzbiihof, der Angeſchuldigte 
Janiszewski verlas die Adrefje und ber Erzbiſchof hob in feiner Erwieberung 
bervor, wie er aus der Zuftimmung des Kapitels „in diefer ſchweren Zeit Troft 
und Stärkung fhöpfe; er werbe den eingefchlagenen Weg der augbrüdlichen 
Pflicht feſthalten; inmitten der Betrübniffe ber Gegenwart verleihe ihm Troſt 
die einmüthige Entſchloſſenheit der Geiftlicleit; der Erzbiſchof ſchloß, indem er 
die Schlußworte der Aorefle, daß nur der feelig wird, welcher .bis ans Ende 
ausharrt, wiederholte, 

5. Als nad der Verhaftung des Erzbiihofs Grafen Ledochowski ber 
Angefhuldigte fi) der Verwaltung der Erzdiözefe Poſen unterzogen hatte, richtete 
der Oberpräfident unter dem 4. April 1874 an ben Angeſchuldigten eine Auf- 
forderung zur gefegmäßigen Wiederbefegung der vakanten Pfarrftelle zu Filehne 
binnen vierzehntägiger Frift unter Androhung einer Geldſtrafe von 500 Thalern, 
nachdem zuvor bereits gegen den Erzbiſchof wegen beharrlicher Weigerung, die 
erwähnte Stelle wieberzubefegen, wiederholt Exekutivſtrafen feſtgeſetzt worden 
waren. Auch der Angeihuldigte jegte indefien unter dem 14. April 1874 ber 
an ihn gerichteten Aufforderung des Oberpräfibenten eine prinzipielle Weigerung 
unter Berufung auf fein amtliches Verhältniß zum Erzbiſchof entgegen, da er 
(Ianiszemsti) die Erzdidzeſe Polen „im Auftrage und kraft der ihm von bem 
Grgbiichof ertheilten Vollmacht ala Generalvikar verwalte.“ Nur eventuell machte 
der Angejchulbigte geltend, daß felbft wenn er ſich in der Lage befänbe, mit der 
Belegung der Pfarrftelle zu Filehne vorzugehen, die Anberaumung eines vier 
"intägigen Termins zur Nambaftmahung eines Kandidaten, für deſſen Präfen- 
iution dem Patron eine ſechsmonatliche Friſt freiftehe, in keiner Weiſe gerecht: 
Pligt ericheinen könne. Zn Folge der Weigerung bes Angeſchuldigten ift Die 
wgporohte Geldſtrafe gegen benjelben feitgejegt, aud auf erhobene Befchwerbe 
Un den Königlihen Minifter der geiftlichen 2c. Ungelegenheiten mittels Erlafies 

25* 
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vom 4. Juli 1874 aufrecht erhalten worben, weldjer nach der vorliegenden be- 
glaubigten Abſchrift wörtlich ausführt: 

Ew. Biſchöflichen Hochwürden erwiebere ich auf Die Vorftelung vom 19. v. Mts, 
” ergebenft, baß.der Herr Oberpräfident der dortigen Provinz als berechtigt an: 

zufehen war, von Ihnen feit der Verhaftung bes inzwifhen aus feinem Amte 
entlaffenen Erzbifchofs, Grafen von Ledochowski fir die Diözefe Pofſen die 
Erfüllung aller derjenigen Verpflichtungen zu beanſpruchen, welche bie kirchen⸗ 
politifchen Gefeße vom Mai v. 3. den geiftlihen Oberen auferlegen, nach⸗ 
dem Ste Selbft in Gemeinſchaft mit bem Difizial, Domberrn Wojkiechowski 
in Gneſen, durch amtliches Rundſchreiben vom 7. Februar (Kirchenblatt Yir die 
Erzbiözefe Gnefen und Pofen vom 12. Februar cr.) öffentlich bekannt gemacht 
haben, daß in Folge der Verhaftung des Erzbiſchofs die Verwaltung ber 
Diözefe zufolge feiner ausdrüdlihen Anordnung und in Uebereinftimmung mit 
den lirchenrechtlichen Belimmungen in die Hände der Offiziale übergegangen 
. jet In Betreff der dauernden. Befegung ber Piarzftelle zu Filehne kam aber 
noch beſonders in Betracht, daß dieſe Stelle nicht der freien Kollation des 
Erzbiſchofs unterliegt, ſondern Privatpatronats iſt, nad ben Grundſätzen des 
Kirchenrechts aber, auf welche Ihre Bekanntmachung vom 7. Februar cr. jelbft 
Bezug nimmt, bie Generalvikare, wenn auch nicht zur Verleihung von Stellen 
biſchöflicher Kollation, jo doch unzweifelhaft zur Vornahme ber Inftitution 
collatio non libera befugt find. 
Hiernach fehe ih mich außer Stande, Ew. Biſchöflichen Hochwürden Antrage 
Folge zu geben. 
gez. Falk. 
An den Weihbiſchof Herrn Janis zews ki, Biſchöfliche Hochwürden in 
—*8* 

Die Geldſtrafe iſt demnächſt durch Einbehaltung einer entfpreihenben Se 
baltzrate gedeckt worben. 

11, Die Staatsanwaltihaft beſchuldigt den: Angefuldigten, auch nach der 
durch Urtheil des Königlichen Gerichtshofes für‘ kirchliche Angelegenheiten vom 
15. April 1874 erfannten Amtsentlaffung des Erzbiſchofs von Gneſen 
und Poſen Brafen Ledochowski den Widerfland gegen bie beſtehenden Geſetze 
in verſchiedener Weiſe fortgefeßt zu haben. 

‘1. Zur Begründung diefer Beſchuldigung bezieht fi die Staatsanwaltſchaft 
zuvörderſt auf die Thatſache, daB das Metropolitantapitel bie unter dem 
9. Juni 1874 an dafjelbe gerichtete Aufforberung des Oberpräfidenten, nunmehr, 
nachdem das auf Amtsentlaffung lautende Erkenntniß dem Grafen Ledochowski 
am 7. Mat 1874 behänbigt worden, unverzüglii zur Wahl eines Rapitularvifars 


für die Erzdiözeſe Poſen zu fchreiten, mittels des in beglaubigter Abfärift vor- . 


liegenden von dem Angeſchuldigten mitunterzeichneten Schreibens vom 13. Juni 
"1874 unter Berufung darauf abgelehnt hat, „daß nach katholiſchem Kirchenrecht 
nicht ‘der Fall einer Vakanz des erzbiſchöflichen Stuhles vorliege, und ſich des, 
halb die Mitglieder des —— durch Vornahme der Wahl einer Verletzung des 
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Gewifiens und des von ihnen geleifteten Eides fhuldig machen würden.” In 
kiterer Beziehung wird in einer bem Schreiben vom 13. Juni 1874 ange- 
Klofienen, ebenfalls von dem Angeſchuldigten mitunterzeihneten und gleichfalls 
in beglaubigter Abſchrift vorliegenden, an die Häuſer des Landtags gerichteten 
Petition des Metropolitankapitels vom 23. März 1874 wörtlich ausgeführt: 
„Das biſchöfliche Amt ift in der katholiſchen Kirche göttlichen Urfprungs, 
die Verleihung deſſelben erfolgt, ebenfo wie deſſen Entziehung nur durd bie 
oberfe Tirchlihe Autorität, Klar und „beitimmt lehrt bies das Konzil von 
Trient sess. XXIV. c. 5 de ref. Eine nit .ayf. diefem Wege erfolgte Ab; 
fegung eines Biſchofs ift daher ohne rechtliche Wirkung auf befien kirchliche 
Etelung, und wird hierdurch das zwifchen dem Bifchof, dem Klerus und ben 
| Diözefanen beftehende Band nicht gelöft. Wir haben durch Ablegung ber 
Professio fidei eidlich gelobt, die Lehren und Satzungen ber Kirche und ins⸗ 
beſondere der Trienter Kichenverfammlung gewiffenhaft und treu zu halten 
und würben uns daher eines Eidbruchs jhuldig madhen, wenn wir dem... 
Gefegesentwurfe (es ift der Entwurf gemeint, welcher dem Geſetze vom 
20. Mai 1874 zu Grunde liegt) Folge, leiftend nad ftaatlicherjeits ausge: 
ſprochener Abjegung des Biſchofs zur Wahl. eines Bisthumsverwefers refp. 
| Rapitularvitars ſchreiten wollten. Eine ſolche Wahl würde überdies nach dem 
lanoniſchen Rechte null und nichtig fein, und. wir ſelbſt, wie ber Gewählte 
würden in kirchliche Cenfuren und Strafen verfallen.” 

2. Nachdem das Geſetz vom 20. Mai 1874 über. die Verwaltung erlebigter. 
latholiſcher Bisthümer Geſetzeskraft erlangt hatte,. deſſen Vorſchriften nad) $..19, 
ebenfalls Anwendung finden follen, wenn vor dem Kage, an welchem es in 
Kraft tritt, die Stelle eines Biſchofs in Folge gerichtlichen Urtheils erledigt wor: 
ben iſtz ‚hat der Angeichuldigte, wie er in der gerichtlichen Verhandlung vom 
6, Oktober. 1874 zugeftanden hat, — und zwar nachdem er durch Schreiben "des 
Andraths zu Pojen von Maſſenbach, als des Königlihen Kommiſſarius zur 
Verwaltung des dem erzbiihöflihen Stuhle zu Poſen gehörigen und des der 
Verwaltung. defjelben unterliegenden Vermögens, vom 9, Juni 1874 von ber 
Imtsentlaffung des Grafen Ledohomsti geftändlih am 10, deſſelben Monats 
Benntniß erlangt Hatte, — am 28. Juni 1874 in ber Tatholifchen Pfarrkirche zu 
Bolen, und am 29. Juni deijelben Jahres in der Domkicche bafelbft einer großen 
Sahl von, Kindern das Satrament der Firmung gefpendet, ohne von feiner 
Abit, dies thun zu wollen, dem Oberpräſidenten Ne Provinz ſchriftliche Mit 
Kalung gemadt, und ohne die jonftigen im $. 2 bes Geſetzes vom 20. Mai 
874 bezeichneten Bedingungen zu. erfüllen, die nad dem angeführten Geſetz 
Dejenige zu erfüllen verpflichtet iſt, welcher in einem katholiſchen Bistyum, 
a Stuhl erledigt iſt, biſchöfliche Rechte oder Verrichtungen ber im 8. 1 das 
ft angegebenen Art ausüben will. Der, Angeihuldigte ift deswegen durch das 
Meträftige Ertkenntniß des, Königlichen Kreisgerichts zu Pofen vom 6, Oktober 
Bu, in welchem thatſächlich feſtgeſtellt iſt, 

* dab Angeklagter in dem katholiſchen Erzbisthum Poſen, deſſen Stuhl. erledigt 
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tft, in der Stadt Pojen am 28. und 29. Juni 1874 ein mit dem biſchöflichen 

Amte verbunbenes Recht, nämlich das der Firmung, welches nicht die Büter: 

verwaltung betrifft, ausgeübt, ohne von dem Willen, diejes Recht auszuüben, 

dem Oberpräfidenten der Provinz ſchriftliche Mittheilung gemacht, ben ihm 
ertheilten kirchlichen Auftrag bargethan, fich bereit erklärt zu haben, ſich eiblich 
zu verpflichten, dem Könige treu und gehorfam zu fein und bie Geſetze = 

Staats zu befolgen, und ohne biejen Eid geleiftet zu haben, 
wegen Vergehens gegen die Beftimmungen des Geſetzes vom 20. Mai 1874 über 
die Verwaltung erlebigter katholiſcher Bisthümer in eine Gefängnißftrafe von 
ſechs Monaten verurtheilt worden. 

Dagegen bat das Königliche Kreisgeriht zu Pofen in bem bezeihneten Er⸗ 
kenntniß nicht für thatſächlich Feftgeftellt erachtet, daß ber Angeklagte außer ber 
Firmung aud) noch andere, mit dem bifchöflichen Amte verbundene Rechte ober 
geiftlihe Verrichtungen in der Erzdiözeſe Pojen ausgeübt hat. 

Durch dieſe Anführungen erledigt fi auch die Bemerkung des Angefchulbigten 
in der Beantwortung der von bem Königlichen Oberpräfidenten ber Provinz 
Poſen an ihm gerichteten Aufforberung zur Nieberlegung feiner Aemter als 
Weihbiſchof und Domberr, daß feine Verurtheilung in dem legten gegen ihn er» 
gangenen Strafertenntniß nicht wegen unbefugter Vornahme von geiftlihen 
Weibehandlungen, jondern wegen Spenbung des h. Saframents der Firmung 
erfolgt fei. 

Indeſſen hat bie Staatsanwaltihaft in bem gegenwärtigen gegen Dr. Janis: 
zewski eingeleiteten Verfahren den Indizienbeweis für die Behauptung” aufge- 
nommen, daß ber Angeſchuldigte nah der Amtsentlaffung bes Grafen 
Ledochowski, bevor er felbft am 27. Juli 1874 verhaftet wurde, außer bem 
Rehte der Firmung aud) die fonftigen Rechte des Ordo "und ber Jurisdietio 
episcopalis in der Diözefe Poſen ohne ſtaatsgeſetzlich erlangte Befugniß aus- 
geübt habe. Die Staatsanwaltichaft verweift in dieſer Hinfiht auf folgende 
Lhatſachen: 

a) In ſeiner verantwortlichen Vernehmung vom 5. Auguſt 1874 hat der 
Angeſchuldigte wörtlich zugeſtanden: 

„Es iſt richtig, daß ich einen Auftrag, die geiſtlichen Bedürfniſſe der Erz 
diözeſe Poſen zu befriedigen, etwa im Mai d. 3. vom Papfte erhalten habe. 
Derüber, ob und inmiefern ih diefen Auftrag ausgeführt habe, halte ic) mich 
aber nur für ſchuldig, meinem Auftraggeber Auskunft zu ertheilen.“ 

In der Verhandlung vom 6. Oktober 1874 hat der Angeklagte erklärt: 

„Sr räume ferner ein, Ende Mai d. I. durch ein päpſtliches Breve ben 
Auftrag erhalten zu haben, die geiftlichen Bedürfniſſe dev Erzdiözeſe Pofen zu 
befriebigen, und daß er dieſem Auftrage genügt, jedoch verweigere er 
eine nähere Erklärung über den Inhalt des Breve und über die Art und 
Weife, wie er in Folge beffelben ben geiftlihen Bebürfniffen der Diözefe 
genügt. 

Einen förmlihen Auftrag, das Bisthum Poſen zu verwalten, babe er von 
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Riemanden erhalten und fei namentlich nicht zum päpftlihen Delegaten in der 
Ergbiögefe Pofen ernannt worden.” 

b) Wie von dem Angefchulbigten ferner in der gerichtlihen Verhandlung 
vom 6. Oktober 1874 zugeflanden worden ift, find die in Urſchrift vorliegenden 
Alten bes Erzbiſchöflichen Generalkonfiitoriums zu Gnejen in der Eheſcheidungs⸗ 
ſache der Katharina Orgrodowska wider ihren Ehemann bei der Revifion in 
des Angeſchuldigten Wohnung gefunden und befindet fih auf Blatt 1 berfelben 
eine Verfügung des genannten Konfiftoriums in polnifcher Sprache, nach welcher 
die betreffenden Akten dem Angefchuldigten als „Suffraganbifchof und apoftolifchen 
Delegaten” zur weiteren Veranlafjung überfandt worden. 

Der Angeſchuldigte behauptet nicht zu wiffen, wie das Erzbiſchöfliche General» 
konſiſtorium zu Gneſen dazu gefommen Tei, ihm als apoftofifhen Delegaten zu ö 
bezeichnen. 

c) Der von der Staatsanwaltichaft als das offiziöſe Organ des vormaligen 
Erpbifchofs Grafen Ledoch owski bezeichnete „Ruryer Poznanski“ Nr. 136 bes 
SIahres 1874 enthält einen Artikel, welcher in amtlicher Ueberſetzung folgenver- 
maßen lautet: 

„Die hiefigen deutſchen Blätter find der Meinung, daß ſich eine geheime 
firhlihe Regierung gebilvet habe, und kommen babei auf verſchiedene unfinnige 
Vermuthungen. In der katholiſchen Kirche find uns bergleihen Dinge unbe- 
konnt. Ohne eine Leitung kann 'e& nicht bleiben, es geziemt ſich nicht, die 
OHände in ben Schooß zu legen, übrigens maßt ſich bie weltliche Behörde noch 
nit das Recht an, in die rein kirchlichen Angelegenheiten einzufchreiten, und 
beabfihtigt nur, auf Grund der Maigefege, die Vermögensverwaltung zu über 
nehmen; etwas anderes ift jedoch bie Leitung nach den genauen Vorſchriften 
des kanoniſchen Rechts, und etwas anderes find die außerorbentlihen Maß⸗ 
regeln nad) dem Revolutionsmobell. 

Wie allgemein bekannt, it jest der Biſchff Janiszewski im Befit ber 
Verwaltung der Erzdiözefe Pojen, während der Domherr Korytkowski bie 
Verwaltung der Erzdiözeje Gnejen leitet. Wenn beibe in freiheit bleiben, 
wird kein Wechſel ftattfinden, jollten fie verhaftet werden, fo wird in Gemäß⸗ 
beit der kirchlichen Vorſchriften und auf eine regelrechte Weiſe ein jeder von 
ihnen bejonders vertreten werben. Wir glauben, daß dies ſogar im Lager 
unſerer Gegner bei Leuten von gutem ®lauben bekannt ift, bie Anderen thun 
bafjelbe, was heftige und leidenſchaftliche Leute ftets gethan haben, fie kämpfen 
vermittelft. der Lüge und jchreden. Habeant sibi.” 

Die Staatsanwaltihaft hält es hiernach für zweifellos, daß der Angeſchul⸗ 
digte nach der. Amtsentlaffung des Grafen Ledochowski ben Staatsgeſetzen 
um Zrog zufolge päpftlihen Auftrags die geheime Leitung der Diözefe in allen 
nicht vermögensrechtlichen Angelegenheiten übernommen habe. 





A. Die formellen. Vorausjegungen, von welchen die 88. 25 und 26 bes 
Öejehes vom 12. Mai 1873 die Entlafjung aus dem Amite abhängig machen, 
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find vorhanden. Daß die Stellung der Weihbifchöfe als Kirchenamt, fie felbft 
alfo als Kirchenbiener im Sinne des Geſetzes vom 12. Mai 1873 anzufehen find, 
kann nicht bezweifelt werden. Zwar üben fie nur im Auftrage und ftatt bes 
Diözeſanbiſchofs die Jura ordinis befielben aus, aber ber Kreis der ihnen über 
tragenen Befugniffe hat fi fixirt und fie find insbejondere in Preußen eine 
Rändige Inftitution geworben, beren fortdauernde Unterhaltung der Staat in 
der der Bulle De salute animarum $. Inspectis autsm und super publieis regni 
silvis zu Grunde liegenden Bereinbarung mit dan römifchen Stuhle übers 
nommen bat. 

Vergl. Hinſchius, Kirchengejege des Jahres 1873, S. 102. 

Das gegenwärtige Verfahren ift gerichtet auf die Entlafjung des Angeſchul ⸗ 
digten aus ben Aemtern eines Weihbiſchofs ber Erzdibzeſe Poſen und als Dom- 
herr an ber Metropolitanliche zu Pofen, aljo aus Aemtern, auf welde, weil 
fie innerhalb einer, dem preußiſchen Staatsgebiete angehörigen Diözefe ber 
römiſch⸗katholiſchen Kirche beleibet werben, die aus der ſtaatlichen Kirchenhoheit 
der Krone Preußen ‚hervorgegangene Geſetzgebung, insbefondere bas für ben 
„Umfang der Monardjie” erlaffene Geſetz über bie kirchliche Disziplinargewalt 
und. bie Errichtung bes Königlichen Gerichtshofes Für kirchliche Angelegenheiten 
Anwendung findet; dagegen läßt das gegenwärtige Verfahren das kirchenamiliche 
Verhältniß, in welchem ſich der Angeſchuldigte in . feiner Eigenichaft als: Biſchof 
in partibus infidelium zu feinem Titularbisthum Gleufis befindet, unberührt. 

. Sinfichtlich .der Frage, ob der Angejchuldigte im Sinne des $; 25 des Ge 
feßes vom 12. Mai 1873 „unter keiner Tirchlihen Behörde innerhatb des 
deutſchen Reiches Reht,“ war ſowohl feine Stellung als Weihbiſchof ber Erzbiögee 
Bofen, wie als Domherr zu Poſen in Betracht zu ziehen. ' 

*  Anlangend bie erftere Stellung, fallen folgende. Momente ins ru 

Nach den Grundſätzen des katholiſchen Kirchenrechts 

Hinſchius, Kirchenrecht der Katholiken und Proteſtanten Bd. IL, 

©. 178 fi, 

Schulte, Syſtem des katholiſchen Kirchenrechts, $. 42, 

Nihter-Dove, Kirchenrecht, 7. Aufl. 9. 139, 
find die Weihbijchöfe beftimmt, den refidirenden Biſchöſen, in deren Diözefe fie 
auf deren Antrag von bem Papſt deputirt werben, bei ber Verwaltung ber 
Bontififalhandlungen Aushilfe zu leiften, weshalb fie als episcopi auxiliares 
oder suffraganei (im römiſchen Sinne) bezeichnet werden; um bie Ponti⸗ 
ficialien in dem Sprengel bes Didzefanbifchofs, dem fie durch die päpftlidge An- 
‚ordnung als Weihbiſchof beigeorbnet find, ausüben zu bürfen, bebürfen fle außer 
der päpftlihen Ernenming zum Euffragan auch noch des (allgemein ober aber 
für-gewiffe Fülle ſpeziell zu ertheilenden) Auftrags ihres Diözejanbifchsfs, 
welchen der letztere zurückzuziehen befugt iſt. Da fle jedoch nicht: los in 
ihrer Eigenſchaft als Titularbifchöfe ſondern auch als Weihbifchöfe ihre Tanonifhe 
Million vom Papfte erhalten, muß auch nach en Kirhheneit, 
wie vera. anderer Biſchöfe, i DE 
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C. & X. de translat. episc, I. 7. conc. Trid. Sess. XIII. c. 8. de ref., 
Sess. XXIV. c. 5. de ref., 
F. Kober, die Depofition und Degrabation nah den Grundfägen des 
firdliden Rechts, Tabingen 1867, ©. 468. 
Richter⸗Dowe, Kirchenrecht 8. 225, 
fo. auch hinſichtlich der opiscopi suffraganei im römiſchen Sinne bie Befugniß 
wur Depoſdion ausſchließlich dem Papſte, nicht aber ihrem Diözeſanbiſchoſe zu: 
weihriebers werden, was auch durch den anerkannten Grundſatz bes un 
Kirchenrechts, 
Benedict XIV. De synodo dioecesana lib. XIII. c. 14. Nr. 9, sqq. 
.Sinfhius, Kirchenrecht IL, S 180, 
daß ber Diozeſanbiſchof ſeinem Weihbiſchof das demſelben ausgefegte Jahrgehalt 
auch im Falle bes Widerrufs des, ihm zur Ausübung der Pontificalien ertheilten 
Auftrags zu emtziehen ‚nicht befugt ift, feine Betätigung empfängt. Daß bie 
angegebenen kirchenrechtlichen Geſichtspunkte auch bei der Ernennung des Ange 
Whulbigten zum Weihbiſchof der Erzdiözeſe Polen zum Ausbrud gekommen find 
ergiebt fh aus ber in beglaubigter Abſchrift vorliegenden päpftlihen Provifions- 
bulle de ‚data. Romae apud Sanctum Petrum a. 1871, VI. Kal. Julii, in welder 
& wörtlich heißt: 
„Et insuper Tibi ut ad dictam Eleusin Ecclesiam quamdia illa ab In- 
„ndglibus detinebitur accedere et apud illam personaliter residere minime 
. tengaris nec. non postquam Munus Consecrationis praefatum susceperis ut in 
Reelesia et Archidioecesi Posnanien: dummodo ad id per venerabilem etiam 
Fratrem Nostrum modernum et pro tempore existentem Archiepiscopum 
Posnanien; requisitus fueris ac de ejus speciali licentia et consensu Ponti- 
ficalia officia exercere libere ’ et lieite valead, Apöstolica auctoritate 
“ prefata tenore presentium ... indulgemus. Teque in suffraganeum 
dieti moderni et pro tempore existentis Archiepiscopi Posnanien cum plena 
: libera et omnimeda potestate et auctoritate, omnia et singula 
que ad hujusmodi Suffraganeatus offieium spectant et pertinent 
in Eeelesia et:Archidioscesi Posnanien: hujusmodi gerendi et 
exercendi juxta Decretum Oongregationis Venerabilium Fratram Nostrorum 
$.R.'E, Cardinalium rebus consistorialibus proposite a Nobis approbatum 
Apostoliea Auctoritate prefata ipsaram tenore presentium constitui- 
mus'et deputamus ne“ non consnetam Congruam’ eidem Suffra- 
ganeatti jam attributam Auctoritate st tenore premissis Tibi assignamus, 
Preterea Tibi ut stätum tuum juxta Pontificalis dignitatis exigen- 
tiain decentius tenere valeas de alioujus subventionis auxilio‘providere ac 
specialem gratiam"facere volentes deque Apostolice potestatis pleaitudine 
"tecuin uf etiam, postquam in vim provisionis et prefectionis prefatarum 
"patificam \'possessionem scu quasiregiminis' et’ sdministrations prefäte 
"Eeelesie Eleusin, assequhtus fueris a0 Munus Consecratiotis prefatum sus- 
"eperis;. Canönicatum 'et Prebendam Metropoßtame Ecclesie Pesnanlon: quos 
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ut accepimus in preseng obtines, ut prius quuad vixeris, etiam munere& pre- 
fato Tibi impenso, una cum dieta Ecclesia Eleusin, quamdiu illi prefueris 
dietoque suffraganeatus officio postquam illud exercere inceperis retinere 
libere et licite valeas, Constitutionibus et Ordinationibus :Apostolicis ac 
Eleusir et Posnanien. Ecclesiaıum etiam jaramento, confirmatione Apostolica, 
vel quavis firmitate alia roboratis statutis et consuetudinibus ceterisque 
contrariis nequaquam obstantibus earumdem tenore preèsentium de specialis 
done gratie dispensamus, Decernentis propterea Canonicatum et Erebeuinn 
prefatos minime vacare“ cet. x 


Die angeführten Momente ergeben, daß eine tirchliche Betöthe innerhalb 
des beutfchen Reiches, vielmehr nur der Papſt kompetent geweſen wäre, gegen 
ben Angeſchuldigten in feiner Eigenfhaft als Weihbiihof der Erzbidzefe Pofen 
bie kirchliche Unterfuhung auf Entlafjung aus diefem Amte einzuleiten. Serbft 
wenn indeſſen biernady noch ein Zweifel zurücbliebe, daß ber Weihbiſchof der Erz 
diözeſe Pofen als folher unter Feiner kirchlichen Behörde innerhalb des deutſchen 
Reiches fteht, jo würde doch, da der erzbifchöfliche Stuhl zu Bofen zum Zeit in 
Folge gerichtlichen Urteils erledigt ift, für das gegenwärtige Verfahren feſt⸗ 
ftehen, baß ber Angeſchuldigte zur Niederlegung feines Amtes als Weihbifchof 
aufzuforbern war. 

Anlangend ferner das Amt, weldes ber Angeſchuldigte als Domberr an 
der Metropolitantiche zu Poſen bekleidet, fo unterliegt es zwar an fi feinem 
Zweifel, daß die Mitglieber bes Kapitele dem Depoſitionsrechte bes Biſchoft 
unterliegen. 

C. 13 X. de officio ordinar. I 31, 

Conc. Frid. Sess. VI. c. 4 de ref. Sess XIV, 

c. 5 de reform. vergl. mit Sess. XXV. c. b. de ref, Kober, Depoſition 

©. 323. 


Indeſſen ift, wie erwähnt, der erzbiſchöfliche Stuhl zu 1 Bofen, welchem ber 
Angeſchuldigte hiernach in feiner Eigenſchaft als Domherr an der Metzopolitans 
tirche daſelbſt unterfiehen würde, durch die von dem Königlichen Gerichtshof für 
kirchliche Angelegenheiten unter bem 15. April 1874. erfannte Gntlafjung bes 
Grafen von Ledochowski aus feinem Amte als Erzbiſchof von Gneſen und 
Poſen zur Zeit erledigt, denn bie Entlafjung aus dem Amte durch gerichtliches 
Urtheil hat nach $. 24 bes Geſetzes vom 12. Mai 1873 bie ‚Erledigung ber 
Stelle zur Folge. Steht fonady der Angeſchuldigte aud in feiner Eigenidaft 
ala Domberr der Metropolitanlicche zu Poſen feit ber Erledigung des erzbiſchöf⸗ 
lien Stuhles zu Pofen unter feiner kirchlichen Behörbe des deutſchen Reiches, 
fo mußte, wie geſchehen. gemäß 8. 25 bes angeführten Geſetes, bem Anfrage 
der Staatebehörde, das Berfahren auf Entlafjung aus feinen in. Preußen be- 
Heibeten kirchlichen Aemtern einzuleiten, die Aufforderung befielben zur Nieder⸗ 
legung feiner Aemter, wie als Weihbiſchof, fo auch als Domberr Seitens bes 
Oberpräfidenten der Provinz Poſen vorausgehen. Der genannte Dberpräfident 
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mer auch zufländig, den Antrag auf Einleitung des Verfahrens zum Zwed ber 
Amtsentlaſſung durch gerichtliches Urtheil bei dem Berichtshofe für kirchliche Ans 
gelegenheiten zu flellen- 

Ebenfo find die Förmlichkeiten des Verfahrens beobachtet. Die Kompetenz 
des Gerichtahofes fteht durch die SS. 26 und 30 des Geſetzes vom 12. Mai 1873 
ft; Die Verwahrung des Angejchuldigten gegen diefelbe in dem Schreiben vom 
3. März 1876 entbehrt der rechtlichen Begründung. Die Borunterfuhung if, 
dem $. 27 bes ermähnten Geſetzes entiprechend, angeorbnet und geführt worden. 
Der Angeſchuldigte ift unter Mittheilung der Anſchuldigungsſchrift vom 8ten 
Januar d. 3. zur mündlihen Berhandlung vom 11. April d. 3. vorgeladen. 
Die Ladung ift ihm ben gefeglihen Vorſchriften gemäß behänbigt. 

Da der Angeſchuldigte in der Sigung vom 11. April d. 3., der Vorladung 
ungeachtet, nicht erjchienen war, mar der geftellten Verwarnung gemäß nach 
Lage der Verhandlungen zu erkennen. 

$. 19, 30 des angeführten Gejebeg. 

Dabei war ber ®erichtshof nicht in ber Lage, auf die Ausführungen ber 
von bem Angefchulbigten eingereichten föhriftlihen Beantwortung der Anſchuldi⸗ 
gungsfchrift de dato Pofen, den 30: März 1877, praes. 5. April d. J., Rüde 
fiht zu nehmen. Denn nad) $$. 18, 20, 30 des Geſetzes vom 12. Mai 1873 
bet die Entſcheidung auf Brund mündlicher Verhandlung in öffentlicher 
Eigung zu erfolgen. Mit biefer Vorfchrift des Bejeges, welche für das Ver⸗ 
fahren vor dem Gerichtehof das Prinzip der Unmittelbarteit fanktionirt bat, 
würde e& aber nicht im Einklang Reben, wenn Schriftjäte ale geeignet erachtet 
würden, an Stelle ber mündlihen Vorträge der Parteien im Termine 
zur mündliden Verhandlung zur Unterlage ber Entſcheidung zu bienen. 


B. Die von der Staatsanwaltichaft aufgeftellten Behauptungen, foweit fie 
rein thatjächliher Natur, find bis zur richterlihen Meberzeugung für erwiejen zu 
erahten. Denn 

1. die mit den Behörden gepflogene Korrefpondenz ift eine amtliche und 
liegt in den betreffenden Akten urfchriftlic oder in beglaubigter Ab- 
ſchrift vor; 

2. dafjelbe gilt von den zur Sprade gebraten Straferkenntniffen und 
Protofollen verſchiedener Behörden; 

8. der Anklage dienen zur Grundlage befonders mehrere gerichtliche Unter⸗ 
ſuchungen, welche bei den zuftändigen Strafgeriten wegen Verlegung 
der firhenpolitiihen Gejege von 1873 und 1874 gegen den Angeſchul⸗ 
digten geſchwebt und zu wiederholten Berurtheilungen befjelben geführt 
haben. Die in den betreffenden Unterfuchungsaften vorliegenden ge- 
richtlichen Zugeftändniffe des Angefcyuldigten gewähren im Zujammen: 
bang mit den ſonſtigen Kundgebungen befielben über feine Stellung 
gegenüber den kirchenpolitiſchen Geſetzen des Staates die Ueberzeugung 
von der Richtigkeit der zugeltandenen Thatfahen; die Glaubwürdigkeit 
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der in dieſen Unterfuchungen eidlih vernommenen Zeugen unterliegt 
keinem Bedenken. Die in polnischer Sprache ergangenen Kundgebungen, 
bezw. Verfügungen des Angejchuldigten, ſind foweit fie für das gegen 
wärtige Verfahren in Betracht kommen, dem Gerichtshofe in einer von 
einem vereibigten Dolmetjcher gefertigten deutſchen Ueberſetzung verleien 
worden; daſſelbe gilt von den, in dem in polnifcher Sprache erſcheinen⸗ 
den „Kuryer Poznanski“ veröffentlichten Kundgebungen anderen Echt⸗ 
beit bezw. wejentliher inhaltlicher Nichtigkeit fomohl . Mangels einer 
esfolgten Berichtigung Seitens ber betreffenden. Spitzen der geiftlichen 
Diözefanverwaltung der Erzdiögefe, als auch mit Rüdſicht auf ben 
offenfundigen Karakter biejes Blattes als offiziöfen ‚Organs berfelben 
einen begründeten Zweifel nicht Heftatten. 

Uebrigens läßt auch der Inbegriff der Verhandlungen, erfonnen, Daß her 
Angeſchuldigte nicht ſowohl Willens ift, Diejenigen Tpatfachen - zu bejtreiten, 
welche ihm von der Anklage als Verlegungen der auf ſein Amt oder feine. geifts 
lien Amtsverrihtungen bezüglichen Vorfipriften ber Staatsgeſethe zur Laſt gelegt 
werden, als vielmehr nur den aus jenen Thatſachen hergeleiteten Veſchuldi⸗ 
gungen fein vermeintlihes Recht zu dem von ihm beobachteten Verhalten ent- 
gegenfekt. 

Was nämlich den Wiberfland betrifft, den er der Durchführung der preußi- 
ſchen, auf das Verhältniß des Staates zur katholiſchen Kirche bezüglichen Gejege 
bes Jahres 1873 bezw. 1874 geleiftet hat, fo gebt er in feinen Erklärungen über 
feine Stellung zu der bezeichneten Gefeßgebung von dem Grundgedanken aus, 
daß er biefelbe anzuerkennen, bezw. von feinem Zyeile zu ihrem Volzuge in ber 
geſetzlich vorgeſchriebenen Weife wmitzumwirfen nicht im ‚Stande .fei, weil dieſe 
Geſetze nach der von ihm für fein eigenes Verhalten für maßgebend erklärten 
Auffaſſung des preußiihen Episfopats eine Verlegung der der Kirche nach gött- 
licher Anordnung zuftehenden Rechte und Freiheiten in fi fchließen: follen. 

Die fogenannten Maigejege ber Jahre 1873 und 1874 find. auf verfafjungs 
mößigem Wege zwiſchen ben gefeßgebenden Faltören vereinbart, von Seiner 
Majeftät dem Könige vollzogen und auf, Allerhöchſten Befehl gemäß Artikel 45 
der Verfaffungs: Urkunde vom 31. Januar 1850 durch die Geſetzſammlung ver» 
tündigt worden. Darum greift hier die Beſtimmung im Artikel 106 der Vers 
fafjungs-Urkunde Platz: 

„Geſetze und Verordnungen ſind verbindlich, wenn ſie in der vom 
Geſetze vorgeſchriebenen Form bekannt gemacht worden find.” 

Der Angeſchuldigte iſt, wie jeder andere Unterthan, dem Geſetz unter⸗ 
worfen. 

Einleitung zum A. L. R. 8. 22. 

Nah dem A. L. R. Thl I, Tit 11, 8. 13 iſt ferner. jede auchengeſelſchaft 
verpflichtet, ihren Mitgliedern Ehrfurcht wider die Gottheit, Gehorſam gegen 
die Gefege, Treue gegen den Staat und ſittlich gute Gefinnungen gegen 
ihre Mitbügeo einzupflanzen, und nach $. 134 angeführten Titels find alle 
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Deren‘ ber Beiftlichteit dem Staate zur vorzüglihen Treue und Gehor— 
fam verpflichtet: . 
Dahu hat der Angeſchuldigte die Pflichten gegen die Obrigkeit in dem am 
2. Dezemder 1843 feierlich geleifteten Huldigungseide noch beſonders bekräftigt 
und insbefondere gelobt, der ihm anzuvertrauenden dhriftlihen Gemeine ale 
Geifliher in der Erfüllung diefer Pflichten mit gutem Beifpiel voranzugehen. 
Der Gerichtshof hat bei der Beurtheilung des von preußifchen Bilchöfen der 
Durchführung der firchenpolitifhen Geſetze der Jahre 1873 und 1874 entgegen- 
geſetzten Widerftandes bereits wiederholt Veranlaffung genommen, ben von dem 
Epistopat, unter Zufimmung des gegenwärtigen Oberhauptes ber römiſch⸗ 
latholiſchen Kirche, vertretenen Standpunkt in Erörterung zu ziehen, von welchem 
die fouveraine Berechtigung der Staatögewalt, über die Begrenzung bes ber 
frhlihen Autonomie innerhalb der allgemeinen Rechtsordnung des Staates zu: 
überlaffenden Gebietes rechtlich endgültig zu entſcheiden, beftritten und dagegen 
(werigftens in dem Verhältniß zur preußiſchen Stantsgewalt) für die römiſch⸗ 
tatholiihe Kirchengewalt das einfeitige Entſcheidungsrecht über die Begrenzung 
der beiberjeitigen Rechtsjphären in Anſpruch genommen wird, Dabei ift dar⸗ 
gethan worden, daß diefe ‘Prätenfion mit dem für die Entſcheidungen preußiicher 
Gerichte über die Verbindlichkeit preußifcher Geſetze für preußiihe Unterthanen 
allein maßgebenden preußifchen Staatsrechte im ſchroffſten Gegenfatze fteht. Es 
ift aber zugleich von dem Gerichtshof ausgeführt worben, wie bie erwähnten 
preußiſchen kirchenpolitiſchen Gefege den in der lanbrechtlichen Geſetzgebung ars 
erannten und in ber Verfaffungsurkunde Art. 12 verbürgten Grundſatz ber 
Gewiſſensfreiheit auch nicht entfernt angetaftet haben, daß vielmehr bie Staats- 
gemalt in Bethätigung der durch bie Prinzipien Iegislativer Ethik geforderten 
Selbſtbeſchränkung fih begnügt hat, den Kirchen aus dem Geſichtspunkte der 
Kirchenhoheit ihr eigenthümliches Zebensgebiet zu begrenzen, während fie anderer» 
ſeus nicht nur die Freiheit des Bekenntniſſes der chriftlihen und insbefondere 
au der katholiſchen Religion nach wie vor gewährleiftet und die felbftftändige 
Entwidelung des rein religiöfen und innerkirchlichen Lebens fi) ungehemmt volls 
ziehen läßt, fondern auch die chriſtlichen Kirchen nach wie vor in ihrer geſchichtlich 
begründeten Stellung ala Korporationen des Öffentlihen Rechts anerkennt und 
utt. Hiernach ift es aber nicht nur rechtlich zweifellos, daß der Angefchuldigte 
fin Iumiderhandeln gegen die kirchenpolitiſchen Gefege des Staates nicht mit 
dem Einwande, daß er dabei nur in Ausübung einer Gewifjenspflicht gehandelt, 
gegen die Folgen, welche jene Geſetze felbft an ihre Verlegung knüpſen, zu decken 
vermag, ſondern die ihm zur Laſt fallenden wieberholten Geſetzesverletzungen 
werden ihm auch als um jo ſchwerere zugerechnet werben müfjen, je entfchiebener 
ne unbefangene Würdigung des Inhalts der fraglichen Geſetzgebung ergiebt, 
dab biefelbe in das eigentliche veligiöfe Gebiet, den Glauben und den inneren 
Shttespienft hinüberzugreifen durchaus vernteden hat, jo daß das geſetzwidrige 
Layalten, deſſen Nechtfertigung hier durch die Geltendmachung chriſtlicher Ges 
Sifenspflicgt verfucht wird, vielmehr nur auf die Auflehnung eines--Fubjekttd 
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willkürlichen Standpunttes gegen bie objeltive füttlihe Orbnung bes Rechts zus 

‚ rüdgeführt werben kann. Es war bei Beurtheilung bes betreffenden Einwandes 
ferner zu berüdfichtigen, daß bie geiftlihe Laufbahn bes Angefchulbigten unter 
der Herrſchaft der landrechtlichen Geſetzgebung über das Verhältniß des Staates 
zur katholiſchen Kirche zu einer Zeit begonnen hot, in welder’ er nicht einmal 
zur Subbiatonatsweihe ohne ausdrüdliche Zulafjung der Staatsregierung und 
ohne eibliche Verpflichtung gegenüber dem Staate zu gelangen vermochte, und 
daß ihm nicht entgangen fein kann, daB der preußiſche Episkopat und die ihm 
untergebene katholiſche Geiſtlichteit dem die Kirchengewalt meit mehr als die 
Maigejege, beichräntenden älteren preußiichen (erft im Jahre 1848 abgeänderten; 
Staatskirchenrecht den gejeglihen Gehorſam zu leiften fich in ihrem Gewiſſen 
nicht behindert erachtet Haben; daß endlich, was als Inhalt der Gewiſſenspflicht 
bingeftellt wird, von dem Angeſchuldigten einer von Anderen vorgezeichneten, und 
von ihm für unbedingt maßgebend erachteten Beurtheilung entlehnt iſt. Hier⸗ 
nad kann aljo dem bezeichneten Einwand nicht die geringfte Bedeutung beige 
meflen werben. 

Der Angeſchuldigte kann fi) ferner auch nicht, wie er mehrfach gethan, auf 
den von ihm dem Erzbiſchof, beziehentlich dem Papfte als dem Oberhaupte der 
römiſch⸗katholiſchen Kirche geſchuldeten, bezw. ſchuldigen Behorfam berufen, um 
fich gegen die durch feine Verlegungen der Staatsgeſetze verwirkten ſtrafrecht⸗ 
lichen bezio. ftaatlich disziplinariſchen Folgen zu ſchützen. Denn war auch ber 
Angeſchuldigte, wie andere Geiftliche der. Diözefe, dem vormaligen Erzbiſchoſe 
von Pofen bis zu der gegen den legteren erkannten Amtsentlafjung Ehrfurcht 
und in Angelegenheiten des geiftlihen Amtes Gehorſam ſchuldig, 

8.122 A. L. R. Thl. II, Ti. 11. 
fo reichte diefe Pflicht doch nur fo weit, als deren Erfüllung mit den Gejegen 
des Staates, denen Biſchöfe ebenfo, wie die ihnen untergebenen Geiſtlichen und 
wie jeder andere Unterthan des Staates unterworfen find, vereinbar if. Nach 
ſtrafrechtlichen Grundfägen macht ſich nicht bins ber Vorgeſetzte, welder durch 
Mißbrauch des auf einem rechtlich begründeten Subordinationsverhältniß beruhen 
den Anfehens den Untergebenen zu firafbaren Handlungen veranlaßt, als An- 
füfter ſelbſt ftrafbar, i 

$. 48 des Reichsſtrafgeſetzbuchs, 
ſondern auch der Untergebene wird dadurch weder von der Verantwortlichteit für 
bie im Gehorjam gegen den Vorgejegten vorgenommenen gejegwibrigen Hand⸗ 
lungen, nod von ben durch diefe verwirkten Strafen, bezw. bisziplinarifchen 
Folgen befreit. Hinfichtlich der Untergebenen muß aber bie. gleiche Berantwort- 
lichkeit aud) dann Platz greifen, wenn derſelbe gejegwibrige Handlungen im Bes 
horſam nicht gegen einen den inländifchen Geſetzen unterworjenen geiftlichen 
Oberen, jondern gegen bas Oberhaupt ber römiſch-katholiſchen Kirche begangen 
bat, weil die Pflicht der Obedienz, welche für die römiſch-katholiſchen Geiſtlichen 
gegenüber dem auswärtigen Oberhaupte ihrer Kirche nad) den Grundſätzen bes 
Tatholiiden Kirchenrechts begründet ift, die aus der Souverainität der Staats: 





Entiheidungen und Erlaffe von Gerichten und anderen Behörben. 383 


gemalt folgende Unterwerfung der Unterthanen unter die inländifchen Geſetze 
nicht aufzuheben ober -zu beichränfen vermag. An den angegebenen Brunbjägen 
wird auch dadurch nichts geändert, daB der Angeſchuldigte im Jahre 1866 nach 
deu in feinen Perſonalakten urjhriftlich vorliegenden Juramentum pro Inatitu- 
tione zu ber ihm verliehenen Domberrnfielle im Metropolitantapitel zu Poſen 
fi) eiblih mit den Worten verpflichtet hat: 
„quod Celsissimo ac Reverendissimo Moderno Archiepiscopo Gnesnensi et 
Posnaniensi, Ejusque futuris in Archiepiscopatu Successoribus, omnem obe- 
dientiam et reverentiam praestabo,“ 
unb ebenfo wenig dadurch, daß er bei feiner Konſekration dem Papfte dem Obes 
dienzeid der Biſchöfe geleitet hat, entjprechend der ihm in ber angeführten päpft« 
lihen Provifionsbulle wörtlich dahin gemachten Auflage :] 
„Intendentes Tibi ut a quocumque quem malueris Catholico Anthystite (sic!) 
gratiam et communionem Sedis Apostolice habente, acecitis et in hoc sibi 
. adsistentibus duobus vel tribus aliis Catholicis Episcopis vel Archiepiscopis 
similes gratiam et communionem habentibus, Munus Consecrationis recipere 
libere valeas, ac ‚eidem Antystiti ut recepto prius per Eum a Te 
Nastro et Romane Ecclesie Nomine fidelitatis debite solito 
juramento jaxta formam, quam sub Bulla Nostra mittimus introclusam, 
Munys ipsum Auctoritate Nostra Tibi impendere licite possit plenam et 
liberam facultatem respective concedimus per presentes.“ 
Denn auch die eidlich übernommene Treuverpflihtung gegen Dritte. vermag bie 
allgemeine, von dem Angeſchuldigten überdies bereits in einem früheren Zeits 
yımfte ebenfalls befeprlösrene Unterthanenpflicht nicht zu beſchränken, Traft beren 
alle preußische Unterthanen den preußiſchen Geſetzen ben gleichen Gehorſam 
ſhuwden. 


} 
A 


Prüft man nun das Verhalten des Angeſchuldigten im Einzelnen, fo fann 
allerdings a) von den in berithatfächlihen Darftellung erwähnten Kundgebungen, 
durch welche der Angeſchuldigte feinen Widerftand gegen die kirchenpolitiſchen 
Geſetze öffentlich) angetündigt hat, " 

1. die Unterfchrift der von dem Metropolitantapitel zu Bofen im Februar 
1873 an ben damaligen Grzbiſchof gerichteten Ergebenheitsadreſſe (oben unter I. 1), 
wei fie. der Zeit vor bem Inkrafttreten ber Maigejege des Jahres 1878 ange⸗ 
bört, nicht als eine ftrafbare Handlung auf Grund der legteren aufgefaßt wer- 
den, Denn nach $. 14 der Einleitung zum A. 2. R. können neue Gelege auf 
Wen: vorhin vorgefallene Handlungen und Begebenheiten nicht angewendet 
vorm. Nur für die Würbigung ber Stärke des von ihm ſpäter geleifteten 
Mexſtandes darf biefe Urkunde in Betracht gezogen werben. 

“2% © lange ferner das’ fpätere Geje vom 20. Mai 1874 einen bloßen 
Oekentwuef darſtellte, waren die Mitglieder des Metropolitanfapitels, aljo auch 
In Rngsiöuiiigt, berechtigt, benjelben vom römiſch⸗katholiſchen Stenbpunkte 
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aus ber freienen Beurtheilung zu unterwerfen, und wenn fie bies in der an bie 
Häuſer des Landtags gerichteten Petition vom 28. März 1874 gethan haben, fo 
übten fie darin nur ein, überbies durch Art. 32 der Verfaffungsurfunde vom 
31. Januar 1850 allen Preußen noch bejonders verbürgtes Recht aus, und auch 
die Form ber Petition unter einem Gefammtnamen findet im vorliegenden Falle 
in dem angeführten Verfafjungsartitel ihre geſetzliche Rechtfertigung, da bie Kor⸗ 
porationgeigenfhaft bes Metropolitankapitels zu Pofen, als eines vom Staate 
aufgenommenen Stiftes nah $. 939, 940 A. 2. R. Thl. IT, Tit. 11 nicht in 
Zweifel gezogen werben Tann. Dagegen muß 


3. eine bie äffentlihe Ordnung gefährbende Verlegung der geiftlihen Amts: 
pflicht darin gefunden werden, daß der Angefhulbigte mit anderen Mitgliedern 
des Metropolitanfapitels aus einer Verurtheilung des damaligen Erzbiſchofs 
wegen einer ftrafbaren Handlung die Veranlaffung genommen hat, demjelben in 
einer feierlich überreihten und demnächſt veröffentlichten Adreffe in demonftras 
tiver Weife die Zuſtimmung zu dem von ihm der Durchführung der kirchen⸗ 
politifhen Geſetze geleifteten Widerflande auszubrüden (oben 1.4). Denn wenn 
die Staatögefege jede Kirchengeſellſchaft für verpflichtet erfläten, ihren 
Mitgliedern den Gehorfam gegen die Befege einzupflanzen (8. 13 A. L. R. 
Thl. IT, Zit 11), jo kann bei der hohen und einflußreichen Stellung, welde in 
der fatholifchen Kirchenverfaffung die Domkapitel einnehmen, die’ ben Biſchof in 
dem Regiment der Didzefe zu unterſtützen berufen find, 

8. 1031 ff. A. L. R. Thl. I, Sit. 11. 
nicht bezweifelt werden, daB es zu. den amtlichen ' ‚Pflichten ber Mitglieder der 


VE FG 


Kapitel gehört, an ihrem Theile dazu beizutragen, daß der Geiſt bes öehorſams 
gegen die Geſetze, nicht aber der der Auflehnung gegen dieſelben unter den 


Diözeſanen verbreitet werde. War die in Rede ſtehende Kundgebung geeignet, 
ben Diözefanen den Widerftand gegen Die Staatsgeſetze als eine ber Nacheiferung 
würbige Sandlungsweife erſcheinen zu lafien, jo trifft -insbejonbere ben von ber 
Demonftration hervorragend betheiligten und durch feine hohe kirchliche Stellung 
vor anderen Domberren ausgezeichneten ARD, ‚dafür. bie DRM: 
wortung. kart 

Der Angeſchuldigte hat aber ferner b) den Biberfand. pegen die Durdh- 
führung ber kirchenpolitiſchen Geſetze auch durch die Chat unb zwar vor 
wie nad) der Amtsentlaffung des ae Erzbiſchofs von Poſen bekundet, 
Er hat zuvörderſt 


1. in dem Schreiben vom 26. — 1873 (f. oben 1.2) in ſeiner das 
maligen Eigenschaft als Generalvifar (vicarius in spiritualibus) bes‘ Erybiſchofs, 


in welcher Eigenſchaft ihm die Vertretung bes (übrigens zu jeher Seit durch 


Kränklichteit an der Warnehmung feiner Amtsgefhäfte behinderten) Erzbiſchofts 
in allen auf die geiftlihe Regierung bezüglihen jurisdiftionellen Funktionen ob⸗ 


lag, bem Religionslehrer Schröter mit der in dem erwähnten Schreiben⸗ ent⸗ 


haltenen Berweifung auf die Excommunicatio major latae sententiae ein Zucht« 
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mittel angebroht, welches nicht dem rein veligiöfen Gebiete angehört und nicht 
blos die Entziehung eines innerhalb der Kirche wirkenden Rechts ober die Aus- 
ſchliegung aus ber Kirchengeſellſchaft betrifft. Denn die Excommunicatio major 
iR zunaͤchſt nit Ausſchließung aus der Kirche, fondern nur von der Ge: 
meinfaft ihrer Gnaden und Spanungen und den Rechten ber Mitgliedfchaft. 
Der Gebannte gilt als ein, wenn auch krankes Glied der Kirche, das von ben 
Pflichten gegen biefelbe nicht frei wird. Anbererfeits beſchränken ſich nach katho⸗ 
liſchem Kirchenrecht die Folgen der Excommunicatio major nicht darauf, daß 
der Gebannte (wenigftens was die aktiven Rechte, im Gegenfage zu den blos 
paffiven Verpflichtungen und zu der Unterwerfung unter bie Kirchengeſetze, be 
trifft) von aller- Gemeinſchaft der Gläubigen und von der Teilnahme an allen 
Segnungen ausgeſchloſſen wird, deren Trägerin bie Kirche ift, ſondern es ift auch 
ſelbſt durch die mildernden Beftimmungen der Ronftitution Pius IX, Apostolicae 
sedis vom 12. Oktober 1869 das kirchliche Verbot des freiwilligen geſellſchaft⸗ 
lihen Verkehrs mit namentlich Erfommunizirten nicht befeitigt worden. Der 
römifche Kommentator der angeführten päpftlichen Konftitution jagt ausdrücklich: 
„Eeclesia se negat excommunicatio, qui dieuntur vitandi,in civili consortio, 
prohibens fidelibus communicationem cum iisdem.“ 


Das kirchliche Verfahren, welches dur die kanoniſchen Monitionen gegen 
den ipso jure Gebannten eingeleitet wird, zielt eben darauf ab, durch die richter- 
liche Ronftatirung der Thatſache, daß die Excommunicatio latae sententiae in 
Beziehung auf die beftimmte Perfon eingetreten ift, diefe zum Excommunicatus 
vitandas zu machen. Sonad hat bie namentlich verhängte, bezw. befla- 
tirte Excommunicatio major immer noch die Bedeutung einer in die Beziehungen 
der bürgerlihen Geſellſchaft hinübergreifenden Maßregel und alle Milderungen, 
welde das Verbot des Umgangs mit Gebannten feit dem Konzil von SKonftanz 
erfahren bat, haben nur den Zweck verfolgt, den Gläubigen eine Gnabenbe- 
zeugung und Gewiſſenserleichterung durch Geftattung des Verkehrs mit dem nicht 
ipegiell dur ein publizivtes Urtheil gekennzeichneten Gebannten zu ges 
währen, nicht dem leßteren irgend eine Vergünftigung zu Theil 
werden zu laſſen. 

Kober, der Kirchenbann ©. 266, 376 ff. 

Nihter-Dove, Kirchenrecht $. 214. 

Sinihius, Die preuß. Kirchengefege des Jah. 1873, ©. 13 fi. 

Steht hiernach feit, daß die Excommunicatio major kein rein kirchliches 
Achtmittel it, ſondern weil in die bürgerliche Rechtsfphäre mit ihrer vernid)- 
tenden Wirkung binübergreifend, fi als ein (nach $. 1 des Geſetzes über bie 
Grenzen des Rechts zum Gebraude kirchlicher Straf. und Zuchtmittel) ſtaatlich 
Anzuläjfiges Zuchtmittel darſtellt, deſſen Androhung durch Geiftliche, Diener, 
Beamte oder Beauftragte einer Kirche den Thatbeftand eines nad) 8. 5 bes ange: 

führten Geſetzes ftrafbaren Vergehens bildet, fo ift ferner dem Strafrichter auch 
darin beizutreten, daß er in dem Vorerkenntniß vom 9. März 1874 den Anger 


Harimann, Zeitiehrift. IM. Bd. 4. Heft 26 
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ſchuldigten als Zhäter der in Rebe flehenden, den Thatbeftand des Vergehens 
gegen 88. 1 und 5 des Gejees vom 13. Mai 1873 erfüllenden ftrafbaren Hands 
lung ſchuldig erfannt bat. Es erlangt nämlich zwar der Generalvitar als 
Stellvertreter des Biſchofs in Sachen der Jurisdiktion die Befugniß, über hie 
Diözefanen die Exkommunikation zu verhängen, nur kraft fpeziellen Auftrags 
des Biſchofs, 
C. 2 de officio vicarii in VIto I. 13. 
Kober, Kirchenbann ©. 74. 
Hinſchius, Kirchenrecht Bd. II, Abth. 1, ©. 214, 
und aud der Angefchulbigte hat, indem er dem Religionslehrer Schröter bie 
Excommunicato major androhte, kraft fpeziellen Auftrags des. vormaligen Ery 
bifchofs von Pofen gehandelt, welcher Iegtere das betreffende Schriftitüd felbft 
verfaßt und deſſen Vollziehung durch den Angefchuldigten angeordnet hat. Allein 
der Angejchuldigte hat, indem er das Schreiben vom 26. September 1873, wie 
mit dem Strafrichter als feititehend erachtet werden muß, in Kenntniß von befien 
Inhalt, als fiellvertretendes Organ ber durch ben Erzbiſchof von Gneſen unb 
Poſen repräfentirten Behörde volljog und, wenn aud nur im gewöhnlichen Ge⸗ 
ſchäftsgange, die Abfendung an den Adreſſaten veranlafte, das Vergehen, welches, 
ehe jeine eigene thätige Mitwirkung eintrat, nur vorbereitet war, verübt und 
vollendet. Denn er hat die zum Thatbeftande erforderliche Handlung, die An- 
drohung des ftaatlich unzuläffigen Zuchtmittels mit der in dem Strafgefeg vor 
ausgejegten Willensrichtung bewirkt, wenn er aud dabei einem fremden Einfluſſe 
gefolgt fein mag. Von einem jo hoc) geftellten Beamten ber bifhöflihen Kirchen⸗ 
regierung, wie ein General⸗Vikar ift, muß angenommen werben, daß er im vollen 
Bemwußtfein von der Bebeutung feiner Handlung und von ber fih Daraus er- 
gebenden Verantwortlichkeit, ein Schriftftüd von folder Tragweite vollzogen bat, 
und kann der General-⸗Vikar, der kraft biſchöflichen Spezial-Mandats das bijchöfs 
liche Zenſurrecht in einem von ihm vollzogenen behördlichen Erlaſſe ausübt, nicht 
als ein bloßes Werkzeug in der Hand feines Biſchofs erachtet werden. Daß der 
Angeſchuldigte fi aber auch im vorliegenden Falle nicht mit der Berufung auf 
den dem vormaligen Erzbifchofe geſchuldeten Gehorſam gegen die ftraf- und 
disziplinarrechtlichen Folgen feiner gefegwidrigen Handlung zu fehügen vermag, 
folgt aus dem bereits oben erörterten allgemeinen Geſichtspunkte. 

Dagegen hat der Strafrichter die Frage verneint, daß in dem Schreiben 
bes Angeſchuldigten vom 26. September 1873 zugleich ber Thatbeftand eines 
Vergehens gegen 8. 3'Nr. 1 bes Gejeges vom 13. Mai 1873 enthalten jei, 
was mit Berufung darauf behauptet worden war, daß bie Androhung der Er: 
tommunitation auch zu dem Zwede erfolgt fei, um ben Schröter zur Unter⸗ 
laffung der Anerkennung der Gefege vom 11, 12. und 13. Mai 1873 zu 
beftimmen. Wenn nun aud) für die negative Entſcheidung der dem Str: ter 
vorliegenden Frage der Anwendbarkeit des angeführten 5. 3 Nr. 1 auf den 
Inhalt des Schreibens vom 26. September 1873 ein durchſchlagender Grund 
dem Satze zu entnehmen war, daß bie Geſetze des Staates alle Mitglieder 
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defielben nur zu ihrer Befolgung verbinden, daß fie es dagegen, die Erfüllung 
biefer Pflicht vorausgejegt, für gleichgültig erachten, ob ‚die Staatsbürger die 
Geſetze überdies anerkennen, fo wird doch der Umftand, daß der Angeſchul⸗ 
digte in dem erwähnten Schreiben die von den Unterzeichnern der Adrefje des 
Herzogs von Ratibor fundgegebene ausdrückliche Billigung der im verfafjunges 
mäßigen Wege erlaffenen und verfündeten, mithin für alle Unterthanen verbind- 
lichen Eicchenspolitifchen Geſetze, unter Entftellung ihres Inhalts als ein ſchweres, 
mit der großen Exkommunikation zu ahndendes kirchliches Vergehen behanbelt, 
für die flaatlihe Beurtheilung der Stärke und Gefährlichkeit des 
von dem Angeſchuldigten ſelbſt der Durchführung diefer Geſetze 
geleiteten Widerftandes nicht außer Acht gelajjen werden können. 
Es if ferner 


2. auf Grund eines ſtrafgerichtlichen Unterfuhungsverfahrens, deſſen that 
fählihe Feftftellung zu Bedenken keinen Anlaß giebt, der Angeſchuldigte durch 
rechtakrãäftiges Erfenntniß der Xheilnahme an ber gefegwidrigen Uebertragung 
eines geiftlichen Amtes in zweiundzwanzig Fällen, verübt in feiner damaligen 
amtlihen Stellung als General-Vilar der Erzdiözefe, für ſchuldig erkannt und 
deshalb beftraft worden (oben I 3). Es war 


» 3. der Angefhuldigte in feiner Eigenſchaft als General-Bilar ber Erzbiözefe 
geietlich verpflichtet, der an ihn nad Verhaftung des Erzbiſchofs vom , Ober» 
Präfidenten gerichteten Aufforderung zur gejegmäßigen Wieberbefegung ber 
valanten Pfarrftelle zu Filehne nachzukommen, was er indefien verweigert hat 
(oben I 5). ; 

Im vorliegenden Falle handelt es ſich nicht einmal um einen ar, zu deffen 
Ausübung der General⸗Vikar nad kirchlichem Recht einer fpeziellen Ermächti⸗ 
gung des Biſchofs beburft haben würde. Denn die Pfarrftelle zu Filehne ift 
eine Patronataftelle, und wenn das c. 2 in Vito de officio vicarii I. 13 für 
Ausübung der biihöflihen collatio beneficiorum dur den General-Bilar eine 
befondere Ermächtigung des Biſchofs erfordert, fo ift dies Erforderniß auf die 
Fälle der libera collatio zu bejchränten, nicht aber auf die Inftitution bes zu 
einem dem Präſentationsrecht unterworfenen Benefizium Defignirten auszudehnen; 
„institutio enim et confirmatio non liberalitatis et gratiae, sed necessitatis et 
justitiae sunt actus,“ 

Benedict. XIV. De synodo divec. 1. II. e. 8. No, 2. 

vergl. Hinſchius Kirch. Nedt II. 1. ©. 214. Anm. 3. 

Es kann ſonach mindeitens hinſichtlich der nicht der freien biſchöflichen 
Collation unterliegenden Pfarritellen der Erzdiözeſe Pofen nicht bezweifelt werben, 
dab die Staatsregierung berehtigt war, von dem damals die Stellung eines 
Beneral-Bikars der genannten Erzdiözeſe befleidenden Angejchuldigten die Ers 
fillung aller dur das Geſetz vom 11. Mat 1873 den geiftlihen Oberen in 
Deriehung auf die Anftellung der Geiftlihen auferlegten Verpflihtungen zu 
Kanfpruchen, nahdem der Angejchuldigte ſelbſt durch amtliches Rundſchreiben 

26* 
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vom 7. Februar 1874 öffentlich bekannt gemacht hatte, daß in Folge ber Ber: 
haftung des Erzbiſchofs die Verwaltung ber genannten Diözefe nad) des Exp 
biſchofs ausbrüdlicher Anordnung und in Mebereinftimmung mit ben kirchenredit- 
lichen Beftimmungen auf ihn, den Angefhuldigten, übergegangen ſei. Der 
Wirkfamteit diefer, auf den angegebenen Thatſachen beruhenden, jelbfiftänbigen 
geſetzlichen Verpflichtung bes Angeſchuldigten konnte auch ber Umſtand feinen 
Eintrag thun, daß zuvor der Erzbiſchof ſelbſt auch durch wieberholte Exekutiv⸗ 
Rrafen nicht hatte beftimmt werben können, feiner eigenen gefeglihen Verpflich⸗ 
tung in Beziehung auf die Wieberbefegung der in Rebe ſtehenden Pfarrftele 
nachzukommen. Auch der eventuell von dem Angefchuldigten gegenüber feiner 
Verpflichtung ber an ihn gerichteten begüglichen Aufforderung des Oberpräfibenten 
zu genügen, geltend gemachte Einwand, daß bie ihm von dem Oberpräfidenten 
geftellte Frift zu kurz gewejen fei, kann für durchgreifend nicht erachtet werben, 
weil einmal bie Behauptung, daß die dem Patron für die Präfentation zuftehende 
Feift erft vom Tage der Behändigung der Aufforderung zu jener zu berechnen 
fei, ſich dadurch wiberlegt, daß 8. 393 A. L. R. Thl. II, Tit. 11 ausdrüclich 
beftimmt: „Die Präjentation zu einem erledigten Pfarramt muß innerhalb ſechs 
Monaten von Zeit der Erledigung gefchehen,” und weil außerdem der An: 
geſchuldigte, ftatt der Aufforderung des Oberpräfidenten eine prinzipielle Weige 
rung entgegenzufegen, unter Anerkennung feiner gejeglihen Verpflichtung bei 
dem Oberpräfidenten um eine Erftredung der ihm geftellten Frift hätte nachſuchen 
können. 

4. Wenn ferner das Metropolitankapitel ber Aufforderung bes Oberpräfis 
denten vom 9. Juni 1874 zur Wahl eines Kapitular⸗Vikars für die Erzdiözeſe 
Poſen zu ſchreiten; nicht nachgekommen iſt, biejelbe vielmehr mit dem Sinweife 
darauf abgelehnt hat, daß die Stelle eines Erzbiſchofs von Gneſen und Poſen 
durch die von dem Gerichtshof für Firchliche Angelegenheiten erfannte Amts- 
entlaffung bes Grafen Ledochowski nah katholiſchem Kirchenrecht nicht für 
erledigt zu erachten fei, jo glaubt die Staatsanwaltſchaft für diefe Weigerung 
insbejondere den Angejhuldigten verantwortlich madhen zu müffen. Es unter 
liegt nun zwar im Hinblid auf $. 24 bes Gejehes vom 12. Mai 1873, wonad 
die durch gerichtliches Urtheil erfannte Entlafjung eines Kirdhendieners aus dem 
Amte die Erledigung ber Stelle zur Folge hat, keinem Zweifel, daß die Seitens 
bes Metropolitanfapitels als Motiv feiner Ablehnung geltend gemachte Auffaflung, 
welde überhaupt den Eintritt der Vakanz bes erzbiſchöflichen Stuhles burd bie 
gerichtlich erkannte Amtsentlaffung des Grafen Ledochowski leugnet, nach dem 
preußifhen Staatsrecht unbegründet if. Letzteres bat deshalb, wie das Geſetz 
vom 20. Mai 1874 über die Verwaltung erledigter Bisthümer $. 6 ff. in Ber- 
bindung mit den bemfelben zu Grunde liegenden Materialien zeigt, auch bie 
Anwendung von Zwangsmitteln insbefondere für ben Fall der Erledigung 
. eines biſchöflichen Stuhles in Folge gerichtlihen Erkenntniffes in das Auge 
gefaßt, um nad Eintritt der Erledigung bie gejegmäßige Errichtung einer einfts 
weiligen Verwaltung und demnächſt die rechtmäßige Wiederbefegung der Etelle 
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berbeizuführen. „Als Swangsmaßregel if," wie es in ben Motiven ber Res 
gierungsvorlage zu $. 6 heißt, „die Befißnahme und Verwaltung bes bem 
biſchöflichen Stuhle gehörigen und des ber Verwaltung befjelben oder des jewei- 
ligen Biſchofs unterliegenden beweglichen und unbeweglihen Vermögens durch 
einen von dem Minifter der geiftlihen Angelegenheiten zu ernennenden Kont« 
miffarius vorgeſchlagen,“ und demnächſt geſetzlich ſanktionirt worben, wobei 
erwogen wurde, „daß dies Verfahren das mildeſte Einjhreiten des Stan- 
tes unter ben gegebenen Verhältniffen ift.” Dagegen fand ein ferneres, direkt 
gegen bie Mitglieder des wahlberechtigten Kapitels fi) richtendes, übrigens bereits 
in den Kommiffionsberathungen des Haufes der Abgeordneten von den Re . 
gierungslommifjarien als „nebenſächlich“ bezeichnete Zwangsmittel, nicht die 
Zufimmung des Haufes der Abgeorbneten.. Die Regierungsvorlage enthielt 
nämlich als $. 13 noch folgende Beftimmungen: 

„Kommt in ben Fällen der 88. 6 und 7 nicht innerhalb ber gejegten Frift 
die Wahl eines Bisthumsverweſers zu Stande, oder erfolgt nicht binnen weis 
terer 14 Zage die eibliche Verpflichtung des Gewählten, fo verfügt der Minifter 
der geiftlihen Angelegenheiten die Einbehaltung ber "zum Unterhalt der Mits 
glieder des wahlberedhtigten Domkapitels beftimmten Staatsmittel, bie ein 
Bisthumsverwefer nad) den Vorſchriften dieſes Geſetzes gültig beftellt oder ein 
ftaatlich anerkannter neuer Biſchof eingeſetzt ift.” 

Der Minifter ift jedoch befugt, einzelnen Mitgliedern bes Domtlapitels das 
Staatsgehalt fortzahlen zu laſſen.“ 

Indeſſen wurde biejer $. 13 in der 60. Sitzung bes Hauſes ber Abgeord- 

neten am 6. Mai 1874 abgelehnt. 

Schon die angeführten Thatſachen aus der Entftehungsgefchichte bes Geſetzes 

vom 20. Mai 1874 beweiſen, daß der Gedanke einer direkten Nöthigung der 
Mitglieder des Domtapitels, der Aufforderung des Oberpräſidenten zur Wahl 
eines Bisthumsverweſers im Falle der Erledigung bes biſchöflichen Stuhles in 
Folge gerichtlichen Urtheils nachzukommen, dem Preußiſchen Staatslichenrechte 
fremd ift. Iſt dies. aber der Fall, jo kann auch in der Weigerung des Kapitels, 
der gefeglich begründeten Aufforderung des Oberpräfidenten Folge zu leiften, 
für fi) betrachtet, noch nicht ein Verhalten ber betheiligten Mitglieder bes 
Rapitels gefunden werden, welches ein Einfchreiten des Staates gegen biefelben 
in dem durch die $. 24 ff. des Geſetzes vom 12. Mai 1873 georbneten Verfahren 
zu begründen geeignet wäre. Denn ein ſolches Einjcreiten gegen bie Glieder 
des Kapitels, lediglich begründet auf die verweigerte Wahl des Bisthumsverweſers, 
würde vielmehr die ſtrengſte Form darftellen, in welcher ber Staat gegen die aus 
Ener rechtlich unbegründeten Auffaffung hervorgegangene Weigerung der Korpo« 
tlionsglieder, zu der (für die öffentliche Orbnung freilich nicht gleichgültigen) 
Sasübung eines ber Korporation zuftehenden gejeglihen Rechts mitzumirken, zu 
Meiren vermöchte. Daß ein fo rigorofer Standpunkt mit dem Geiſte der ein- 
Wörigen Gefegesbefimmungen in Widerſpruch flehen würde, liegt nad ben 
Üben Ausführungen auf ber Hand. 3 





* 
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Dagegen darf allerdings der Ausdruck grundſätzlicher Oppoſition gegen die 
Staatsgeſetzgebung, welcher in dem Antheil liegt, den er unter dem unberechtig⸗ 
ten Vorgeben, daß ber erzbifhöfliche Stuhl durch das gerichtliche Urtheil nicht 
erlebigt worden, an der Verhinderung ber gefegmäßigen Einrihtung einer einft- 
weiligen Diözefanverwaltung genommen hat, auch in dem vorliegenden Derfahren 
berbeigezogen werden, um bie Schärfe des Gegenfages zu karakteriſiren, in 
welchem fih der Angejhuldigte überhaupt gegenüber den Anforderungen ber 
kirchenpolitiſchen Gefege der Jahre 1873 und 1874 bewegt hat, und um bie 
nachtheiligen Folgen des von ihm in Hinficht diefer Geſetze beobachteten Ge⸗ 


* fammtverhaltens ins Licht zu fegen. 


5. Der Angefchuldigte hat nad) der durch gerichtliches Urtheil ftattgefundenen 
Erledigung des erzbifhöflihen Stühles zu Pofen das Sakrament ber Firmung 
in der Tatholifhen Pfarr: und in der Domliche zu Poſen gefpendet, ohne zuvor 
die Bedingungen erfüllt zu haben, von welden ber $. 2 des Geſetzes vom 
X. Mai 1874 die Ausübung biſchöflicher Rechte oder Verrichtungen, foweit fie 
nicht die Güterverwaltung betreffen, abhängig macht und jft deshalb bes Xer- 
gehens gegen bie Beſtimmungen bes erwähnten Befeßes rechtskräftig für ſchuldig 
erfannt und, der Strafandrohung bes $.4 a. a. D. gemäß mit Gefängniß beftraft 
worden. 8 

Die Firmung gehört dem Gebiet der jura ordinis episcopalis reservata 
sive propria oder pontificalia an. Auch der Umftand, daß die Firmelung au 
nahmsweije auch durch einen mit befonberer päpftlicher Vollmacht oder befonderem 
Privileg verfehenen Priefter gefpendet werben kann, ändert nichts an ihrem 
eigentlichen Karakter als biſchöflicher Amtshandlung. 

Philipps, Lehrbuch des Kirchenrechts, Abth. 2. (Regensburg 1862, 

©. 859.) 

Hinſchius, Kirchenrecht II, 1. ©. 40. e 

Derfelbe, Kirchengefege des Jah. 1873. ©. 47. 

Richter⸗Dove, Kirchenrecht 7. Aufl, ©. 362, 

Der 8. 1 des Geſetzes vom 20. Mai 1874 fchreibt vor, daß in einem katho⸗ 
lichen Bisthum, deffen Stuhl erledigt ift, „die mit dem bifchöflihen Amte ver- 
bundenen Rechte und geiftlihen Verrihtungen“, insgefammt oder einzeln, joweit 
fie nicht die Oüterverwaltung betreffen, bis zur Einfegung eines ſtaatlich anerkann⸗ 
ten Biſchofs von Niemanden ausgeübt werden bürfen, fo lange nicht ben 88. 2 
und 3 bes Geſetzes genügt worden ift. Die „mit dem bifchöflihen Amte ver 
bunbenen Rechte und- geiftlihen Verrichtungen“ begreifen jedenfalls aud bie 
Firmung, welde (als ein vefervirtes bifhöflihes Weihereht) nit zu ben 
Rechten gehört, die die Güterverwaltung betreffen. Denn den die Güterverwals 
tung betreffenden Rechten werden in dem Gefege die ſämmtlichen mit dem 
bifhöflichen Amte verbundenen „Rechte und geiftlihen Verrichtungen“, 
alfo ſowohl die aus ber Jurisdictio episcopalis fließenden Rechte, als bie Jura 
ordinis episcopalis propria gegenübergeftellt und es ift daher nicht von praftis 
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fder Bedeutung, zu entſcheiden, ob ſchon der Ausdrud: mit dem bifchöflichen 
Inte verbundene „Rechte“ bie bifhöflichen Regierungs: und Weiherechte zus 
fommenfaßt, ober fi, wie Hinſchius (Kicchengejege von 1873, S. 46) annimmt, 
nur auf die Jura jurisdietionis episcopalis bezieht; denn auch bei letzterer Auge 
legung wird die Firmung, als Ausfluß der bifchöflihen Weihegemalt, durch die 
im $. 1 hinzugefügten Worte: „und (mit dem bifchöflichen Amt verbundenen) 
geiſtlichen Verrichtungen“ mit getroffen, unter welder leßteven Kategorie 
nad der Erklärung Hinſchius eben die aus ber biſchöflichen Potestas ordinis 
fließenden Akte verftanden find. 

Daß der Stuhl des katholiſchen Erzbisthums Pofen durch die von dem 
Gerichtshof für tirhlihe Angelegenheiten ertannte Amtsentlaffung bes Erzblſchofs 
Grafen Ledochowski erledigt war, als der Angeſchuldigte am 28. und 
29. Juni 1874 in zwei in dieſem Bisthume befindlichen Kirchen das Sakrament 
der Firmung ſpendete, ſteht mit Rüdfiht auf $. 24, 25 eben fo feſt, wie es 
unbeftritten ift, daß Leßterer dem Oberpräfidenten der Provinz Pofen, in welcher 
fich der erledigte Biſchofsſitz (Gnefen bezw. Poſen) befindet, von feiner Abficht, 
biſchöfliche Rechte oder Verrichtungen, welche die Büterverwaltung nicht„betreffen, 
auszuüben, nicht jhriftlihe Mittheilung gemacht, dabei den ihm ertheilten 
firhlihen Auftrag nicht dargethan, ſowie den Nachweis bes Belites der im 
Geſetz vom 11. Mai 1873 für die Uebertragung eines geiftlihen Amtes ver- 
langten perfönlicden Eigenſchaften nicht geführt, ſich aud nicht zugleich bereit 
erflärt hat, fich eiblich zu verpflichten, dem Könige treu und gehorſam zu fein 
und die Geſetze des Staates zu befolgen. Der Einwand bes Angefchuldigten, 
daß es deſſen nicht beburft hätte, weil er durch feine Ernennung zum Weihe 
biichofe der Erzdiözefe Pofen das Net zur Spendung bes Sakraments ber 
Firmung in derfelben unmittelbar vom Papfte eingeräumt erhalten und baher 
befugt fei, das bezeichnete Recht innerhalb der Erzdiözeſe Poſen felbfiftändig nd 
unabhängig vom Diözeſanbiſchofe auszuüben, ift bereits in ben ftrafrichterlihen 
Vorerlenntniſſen in zutreffender Weife widerlegt worden. - 

Zunähft ſteht nämlich ſchon nach den allgemeinen Grundſätzen des Tatholi- 
ſchen Kirchenrechts feſt, daß Die Weihbifchöfe, melde vom Papfte den refidirenden 
Biihöfen zugeordnet worden, um denfelben bei der Verwaltung der Pontifikal⸗ 
handlungen Aushülfe zu leiften, und welche, um für das Gebiet der Jura ordinis 
episcopalis propria zu dieſer Aushilfe befähigt zu werben, die bifchöfliche Kon: 
fettation als Zitularbifchöfe auf den Titel eines Bisthums in partibus infidelium 
empfangen, durch ihre päpftliche Sendung als Zitular- und Weihbiſchöfe jelbft- 
Rändige bifchöfliche Amtsrechte nur hinſichtlich ihres Zitularbisthums 
erlangen, zu welchem fie, abgefehen davon, daß fie von der Pflicht zur Reſidenz 
in bemfelben päpftlie Dispenfation empfangen, in die gleiche Verbindung treten, 
wie refidirende Bifhöfe zu ihren Diögefen. Dagegen in dem Sprengel, in 
welden ein ſolcher Biſchof nur als Weih- ober Suffraganbifhof vom Papfte auf 
Untzog des Diözefanbifchofs „deputict” wird, um als Gehülfe bes legteren im 
Webiete der vorbehaltenen biſchöflichen Weihehandlungen thätig zu werden, übt 
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ber Weihbiſchof die biſchöflichen Rechte nicht jure proprio ſondern nur im 
Auftrage des Dibzeſanbiſchofs und nur ſoweit dieſer Auftrag reicht und ſo lange 
das Recht des Diözefanbifchofs ſelbſt beſteht. Eben von dieſer Stellung als 
bloße Gehülfen der vefidirenden Biſchöfe, welche die Weihbiſchöfe in dem Spren- 
gel, in den fie als folde deputirt werden, einnehmen, werben fie als episcopi 
auxiliares, im römischen Sprachgebrauch episcopi suffraganei, aud) als biſchöfliche 
vicarii in pontificalibus bezeichnet. 

Das Tridentinum Sess. XIV. c 2 de'ref, geftattet Titularbiſchöfen bie Aus 
übung| der Pontifitalhbandlungen „in alterius dioecesi* nur ‘„de loeci 
ordinarii expressa licentia.“ Die Weihbiſchöfe bedürfen daher auch in⸗ 
dem Sprengel des Diözefanbifchofs, dem fie zugeordnet find, zur befugten Aus 
übung bifhöfliher Funktionen des allgemeinen oder Ipeziellen Auftrags des 
legteren und die ertheilte Ermächtigung Tann duch den Diözefanbifhof zurüd: 
gezogen werben, und wich mit dem Tode bes Didzefanbifchofs ober wenn legterer 
ſeine Jurisdiktion (fanonifch) verliert, hinfällig. 

Hinſchius, Kirchenrecht IE 1. ©. 176 ff. 
Schulte, Syſtem $. 42. 
Richter-Dove, Kirchenrecht $. 139. 
So auch das Königliche Ober-Tridunal in dem vorliegenden Ertenntniß vom 
- 4. Zuni 1875. j 
Daß diefelbe Rechtsanſchauung auch Hinfichtlih der Weihbifchöfe in den 
preußifchen Diözefen zur Geltung gelangt ift, ergiebt die mittels der Kabinets: 
orbre vom 23. Auguft 1821 als binbendes Statut mit Königliher Sanktion 
verjehene und durch die Geſetzſammlung verfündete Bulle De salute animarım 
vom 16. Juli 1821. 
8. (XXXIX) „Inspectis autem Diöcesium Borussici Regni amplitudine, ac 
magno Dioecesanorum numero cum difficile admodum esset Archiepiscopis et 
„ Episcopis Confirmationis Sacramentum Christi fidelibus administrare 
aliaque Pontificalia munera sine “alterius Episcopi opera et 
auxilio exercere; hinc Nos confirmantes suffraganeatus in Dioecesibus regni 
Borussiae in quibus constituti reperiuntur, eos in Ooloniensi et Trevirensi 
Dioecesibus redintegramus et de novo constituimus: atque id circo quilibet 
Archiepiscopus et Episcopus Nos et Romanos Pontifices Successores Nostros 
juxta praescriptum morem supplicabit, ut aliquis Ecclesiasticus Vir opportunis 
praeditus requisitis, ad Suffraganei munus designetur ac praevio Canonico 
processu, servatisque consuetis formis de „Episcopatu Titulari in Partibus 
Infidelium assuetae congruae adsignatione provideatur.“ j 

Aber auch der Wortlaut der bereits in Bezug genommenen päpftlihen Pro⸗ 
vifionsbulle, in welcher die Ernennung des Angejchuldigten zum Suffragan in 
ber Erzdiözeſe Poſen enthalten ift, und in welcher es heißt: ; 

„ut in Ecelesia et Archidioecesi Posnanien, dumodo ad id per vene- 

rabilem Fratrem Nostrum modernum et pro tempore existentem 
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Arehiepiscopum Posnanien: requisitas fueris ac de ejus speciali 
lice atia et consensu Pontificalia officia exercere libere et licite 
valeas“, E 


und demnächſt: 


„Teque in suffraganeum dieti moderni et pro tempore existentis 
Archiepiscopi Posnanien.... constituimus et deputamus“, 

fielt Mar, daß die Berechtigung des” Angeſchuldigten zur ſelbſtſtändigen und 
äigenmächtigen Vornahme von Pontifitalfandlungen in der Erzdiözeſe geradezu 
ausgefchlofjen worden ifl., Denn unter bem „modernus et pro tempore existens 
Archiepiscopus, kann nur ber „gegenwärtige“, nicht ber jebesmalige Erzbiſchof 
von Gneſen⸗Poſen verftanden werden. War nun aber die Befugniß des Ange 
ſchuldigten Pontifitalyandlungen innerhalb der Erzdiözefe vorzunehmen, von ber 
Ermãchtigung des vormaligen Erzbiſchofs von Gneſen und Poſen abhängig, fo 
mußte auch bie von dem Lebteren generell ertheilte Ermächtigung des Ange 
ſchuldigten dem Staate gegenüber ihre Wirffamteit verlieren, jobald durch 
die Amtsentlaffung des Erzbiſchofs der Auftraggeber felbft zur Ausübung bes 
Amtes rechtlich unfähig wurde (8. 24 des Geſetzes vom 12. Mai 1873). Denn 
im Gebiete der ſtaatlichen Rechtsordnung muß die Erledigung der Stelle bes 
Auftraggebers durch gerichtliches Urtheil für die lediglich durch beſondere biſchöf⸗ 
liche Ermächtigung zur Ausübung bifhöflicher Amtsverrihtungen befugten Pers 
fonen denjelben Erfolg, nämlich das Erlöfhen der rechtlichen Wirkſamkeit der 
Bevollmächtigung, nach fi) ziehen, welcher nach kirchlichem Rechte in den Fällen 
lanoniſcher Vakanz eintritt. Und bliebe in dieſer Hinficht noch eine abweichende 
Auffaſſung möglich, jo würde derſelben doch jedenfalls durch bie Beftimmungen 
des Geſetzes über die Verwaltung. erledigter Bisthümer vom 20. Mai 1874 jeber 
Boden entzogen fein. Im Ießterer Beziehung führt das Königliche Ober-Zribunal 
in bem angeführten Erkenntniß völlig zutreffend aus: 

„Der 8. 1a. a. O. und die mit demfelben in Verbindung ftehende Straf- 
beflimmung bes $. 4 jegen voraus, daß ber bishöflihe Stuhl erledigt und 
ein ſtaatlich anerfannter, Biſchof noch nicht eingeſetzt if. Wer in biefer Zeit 
die mit dem bijchöflichen Amte verbundenen Rechte und geiftlihen Verrichtuns 
gen — foweit fie nicht die Güterverwaltung betreffen — ausübt, ohne nad 
Maßgabe der $. 2 und 3 eiblid, verpflichtet zu fein, verfällt der Strafe bes 
8.4, ohne daß es barauf antommt, ob er dieje Funktionen aus 
eigenem Rechte ober, in Folge Delegation ($. 20 Al. 2) ausübt. 
Es ruhen während jenes Zeitraums bie bijhöflihen Rechte und 
Berrihtungen im vollen Umfange, d. i. alfo nit nur injoweit, als 
fie von dem legten Bifchof perfönlih ausgeübt worden find, jons 
dern auch infoweit fie von anderen Perjonen ausgeübt worden. 
Für die Anwendung der 88. 1,4 it. ift die Oualität der aus- 
übten Nechte x, nicht die Qualität der diefelben ausübenden 
derſon entſcheidend; find die Rechte 2c. als ſolche zu karakteriſiren, welche 
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am ſich zu der Kategorie der mit dem biihöflihen Amte verbundenen Rechte 
und geiftlihen Verrichtungen gehören, jo ift ihre Vornahme während des vor- 
bezeichneten Zeitraums Jedem unterfagt, gleidjviel ob er ſolche Rechte zc. 
bis zum Eintritt der Sedisvakanz auszuüben befugt geweſen ift, oder ni 

Angefichts der durchgreifenden Bedeutung, welche hiernac dem Geſetz vom 
20. Mai 1874 in Beziehung auf die Strafbarkeit auch der durch Weihbiſchöfe 
ohne Erfüllung ber gefeglihen Bebingunggn fortgejegten Ausübung biſchöflicher 
Amtsverrihtungen beizumefien ift, hat der Strafrichter mit echt ferner nicht 
für erforderlich erachtet, den von dem Angefhuldigten über die von ihm behaup- 
tete Thatſache, daß fein Amtsvorgänger, Weihbiſchof Stefanomwicz, nad) dem 
Tode bes Erzbiſchofs von Prz yluski feine weihbifhöflihen Funktionen unbe: 
hindert fortgefeßt habe, angetretenen Beweis zu erheben. Ueberdies würde dieſe 
Behauptung, auch wenn fie, und wenn weiter erwiejen wäre, daß Stefano: 
wicz zu dieſer Fortfegung kraft der ihm ertheilten päpftlihen Vollmacht berechtigt 
geweſen, gegenüber ber ausbrüdlihen Beſchränkung des dem Angeſchuldigten 
in der vorliegenden päpftlihen Provifionsbulle ertheilten kirchlichen Auftrags für 
unerheblich zu erachten fein. 

6. Was endlich die von dem Angeſchuldigten zugeftanbene Thatfahe, Daß 
er Ende Mai 1874 durch ein päpftliches Breve den Auftrag erhalten habe, die 
geiftlihen Bedurfniſſe der Erzdiözefe Poſen zu befriedigen, und daß er dieſem 
Auftrage genügt habe, betrifft, jo wird auf dieſes Zugeſtändniß — in Vers 
bindung mit der Angabe bes „Kuryer Poznanski“, daß damals (d. 5. nachdem 
der erzbifhöflihe Stuhl zu Poſen durch bie gerichtlich erfannte Amtsentlaffung 
des Grafen Ledochowski erledigt worden war) der Angefhuldigte in den „Beſitz 
der Verwaltung der Erzdiözefe Poſen“ gelangt ſei, — die richterlihe Ueber⸗ 
jeugung wenigftens von der Thatjache gegründet werden können, daß Ange 
ſchuldigter durch Uebernahme und Erfüllung eines befonderen päpftlihen Auftrags 
in Beziehung auf die („sede plena neque impedita“ dem Erzbiſchof obliegende) 
„Befriedigung ber geiftlihen Bebürfnifie” der Erzdiözefe bemüht geweſen ift, das 
Ziel der einſchlagenden preußiſchen Stantögefeßgebung, nämlich daß in Voll- 
firedung eines auf Amtsentlafjung eines Biſchofs lautenden Erkenntniſſes „ben 
bifhhöflihen Behörden und Beamten, fowie dem gefammten Did ye- 
fan» Klerus gegenüber zur Anerkennung gebradht werden müffe, 
daß durd bie Amtsentlaſſung bes Biſchofs Sedisvalanz einges 
treten if,“ 

Motive des Regierungsentwurfs des Geſetzes über die Verwaltung 

erledigter Bisthümer 

durch das von ihm im vorliegenden Falle gegebene Beiſpiel, ſoviel in ſeiner 
Macht ſtand, zu vereiteln. Reicht aber dieſes bis zur richterlichen Ueberzeugung 
feſtgeſtellte Verhalten aus, um den Angeſchuldigten nach Maßgabe des 8. 24 des 
Geſetzes vom 12. Mai 1873 mit ſchwerer Verantwortlichkeit für die in Folge 
der Richtanerfennung ber Sedisvakanz durch die firhlichen Behörden und Beamten 
fowie durch den. Rlerus der Erzdiözeſe in der leuteren eingetretenen, die öffent- 
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fie Ordnung gefährdenden Zuftände zu belaften, jo hat von näherer Ermitte⸗ 
lung des von dem Angeſchuldigten verheimlihten Umfangs des ihm ertheilten 
pãpſtlichen Auftrags ebenfo Abftand genommen werben Tönnen, wie von ber 
Erörterung der Frage, ob das erzbifhöflihe Beneraltonfiftorium zu Gnefen den 
Angeihuldigten mit Grund in einer amtlichen Verfügung als |,apoftolifchen 
Delegaten“ der Erzdiözeſe Pofen bezeichnet hat. 


Nach den im Vorftehenden rechtlich gemürdigten Kundgebungen und Hands 
lungen bes Angefchuldigten begründet deſſen Gefammtverhalten, insbefondere fein 
BViderftand gegen die kirchenpolitiſchen Geſetze der Jahre 1873 und 1874, den 
zu brechen bie geſetzlichen Mittel nicht ausgereiht haben und bie erfolgte Auf» 
reizung ber Geiftlihen und Diözefanen der Erzdiözefe und durch das aus einer 
auf weite Kreife wirkenden Stellung gegebene Beiſpiel zur Auflehnung gegen 
das Geſetz, bie unabweisliche Ueberzeugung, daB im vollften Umfang der That: 
beftand des 8. 24 bes Geſetzes vom 12. Mat 1873 vorliegt. Denn bie dem An« 
geihuldigten zur Laft fallenden Gefegesverlegungen find an ſich — unb mehr 
noch in ihrer Beziehung zu einander — als ſchwere im Sinne des $. 24 a. a. O. 
anzufehen. Namentlich ftellt fi die Androhung ber großen Exkommunilation 
gegen einen GBeiftlihen, welcher durch feine Zuftimmung zu den Maigejegen eine 
von der Haltung bes ber Durchführung der letzteren Wiberftand leiſtenden Epis⸗ 
topats abweichende Ueberzeugung funbzugeben gewagt, nicht nur als tiefer Ein- 
griff in die Nechte des Staates und bes Bedrohten dar, fondern verfolgt offen 
die Tendenz, den geſammten Diözefan-Klerus durch terrorifiifchen Mißbrauch bes 
firhlihen Zenfurrechts an eine bie Herrſchaft der Geſetze bekämpfende Richtung 
zu Ketten. 

Eine nit minder ſchwere Gefährdung des Staatswohls und ber öffentlichen 
Ordnung flellt die gejegwidrige Ausübung biſchbflicher Amtsfunktionen durch den 
Angefhuldigten nach der Amtsentlaffung des vormaligen Erzbiſchofs von Gneſen 
und Pofen dar, weil fie offenbar darauf berechnet erfcheint, eine in gefelicher 
Form, durch gerichtliches Urtheil, befeitigte bifchöfliche Gewalt, den Geſetzen des 
Staates entgegen, wieder in Kraft zu jegen. Der Angefchuldigte ift zwar wegen 
mehrerer, der vorerwähnten eine felbftftändige ftrafbare That bildenden Sands 
lungen bereits nad) den Geſetzen beftraft worden. Dadurch ift indefien nicht 
nach dem ſtrafrechtlichen Grundſatz Ne bis in idem bie Berüdfichtigung ber 
betreffenden Handlungen in dem vorliegenden Verfahren ausgefchloffen. 
Denn unabhängig von den Kriminalſtrafen findet das im $. 24 des Geſetzes 
sem 12. Mai 1873 dem Staate vorbehaltene Recht der Amtsentlaffung ftatt. 
Diefer disziplinarrechtliche analog bas gefammte Staatsbeamtenthum beherrſchende 
Cundfat iſt den Kirchendienern gegenüber in 8. 6 bes Geſetzes nom 13. Mai 
373 ausbrüdlich anerfannt. Ueberbies dauert der verneinende Wille des Unger 
Welbigten gegenüber dem Geſetze fort, und noch fein Verhalten in dem gegen- 
Wittigen Verfahren bekundet, daß auch für eine künftige Rückkehr des Ange- 
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ſchuldigten zum Gehorfam gegen die Stantögefege und zur Erfüllung feiner 
beſchworenen Pflichten gegenüber der flantlihen Obrigkeit feine Gewähr vor: 
handen if. 

Es kommt weiter für die Beurtheilung der Frage, ob die dem Angefchuldig- 
ten zur Zaft fallenden bereits im Einzelnen gewürdigten Gejeßesverlegungen, 
ben Thatbeftand des 8. 24 des Geſetzes vom 12. Mai 1873, jo weit erfüllen, 
daß die Entlafjung des Angejhulbigten aus den Aemtern eines Weihbiſchofs der 
Erzbiözefe Poſen und Domherrn an der Metropolitankiche daſelbſt ausgeſprochen 
werden muß, auch nicht in Betracht, daß Angeſchuldigter ſich mehrerer der ange⸗ 
führten ſtrafbaren Handlungen und Geſetzesverletzungen in ſeiner Eigenſchaft als 
früherer Generalvikar des vormaligen Erzbiſchofs von Gneſen und Poſen, alſo 
in einem Kirchenamt, welches Angeſchuldigter nicht mehr bekleidet, ſchuldig ge⸗ 
macht hat. 

Ebenſowenig iſt es von Bedeutung, daß die Geſetzesverletzungen, deren er 
fi) in feiner Eigenſchaft als Weihbiſchof ſchuldig gemacht hat, ſchwerer wiegen, 
als das Verhalten, welches ihm in feiner Eigenſchaft als Domherr zur Laft gelegt 
werden mußte. Denn: ber offenbare Zwed des 8. 24 a. a. O. ift e&, den Staat 
gegen bie Gefahren zu fhügen, welche daraus heroorgehen würden, baß Kirchen⸗ 
diener, welche die auf ihr Amt oder ihre geiftlihen Amtsverrihtungen bezüge 
lichen Vorſchriften der Staatsgefege fo ſchwer verlegen, daß ihr Verbleiben im 
Amte mit der öffentlichen Ordnung unverträglidh erjheint, überhaupt noch ferner 
in Kirchenämtern innerhalb einer vom Stante als öffentliche Korporation aufge- 
nommenen und geſchützten Kirche belafjen werben müßten. Die öffentliche Ord⸗ 
nung und das Staatswohl würden untergraben, wenn ein Geiflliher, von fo 
feindfeliger Gefinnung gegen hie Staatsorbnung feines Vaterlandes bejeelt und 
zu ſolchen Handlungen, wie er begangen, befähigt, noch länger in Aemtern Der 
katholiſchen Kirche des Staates verbliebe, und in hervorragender Stellung dem 
Klerus und den Laien der Erzdidzefe Poſen das Beifpiel der Auflehnung gegen 
das Geſetz zu geben vermöchte. Diejer Gefahr kann dauernd nur durch Die 
Entlaffung bes Angeſchuldigten aus den von ihm noch innerhalb ber fatholis 
ſchen Kirche des Staates befleideten geifllihen Aemtern begegnet werben. 

Hiernach ift für thatfächlich feflgeftellt zu erachten, daß der Angefhuldigte 
in ben Jahren 1873 und 1874 die auf fein Amt und feine geiftlihen Amts» 
verrihtungen bezüglihen Vorſchriften der Staatsgeſetze ſowie die in dieſer Hin⸗ 
ſicht von ber Obrigkeit innerhalb ihrer Zuftändigteit gelroffenen Anordnungen 
fo ſchwer verlegt hat, daß fein Verbleiben im Amte mit der öffentlichen Ordnung 
unverträgli erſcheint. \ F 

Es war daher, wie im Tenor geichehen, dad Schuldig auszufprechen und Der 
Angeſchuldigte zur Entlaffung aus feinen Aemtern als Weihbiihof der Exrz- 
diözefe Poſen und als Domberr an der Metropolitanticche dafelbft zu ver⸗ 
urtheilen. 

Die Koften find ihm nach 8. 37 des Gejeges vom 12. Mai 1873 zur Laſt 
zu legen. - 1. 
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92. 


Pefonirung oder Verſetzung eined Reichsbeamten nah dem Reichsgeſetze vom 
31. März 1873 (R.-G.-8. ©. 61) auf Gehalt, Repräjentationdtoften. 


(St. des Reihe-Oberh.-Ger. in Leipzig vom 16. Februar 1877.) 
Sründe: 


Khatfächlich ſteht jet: - 

Seit Anfang 1872 fungirte der Kläger als Botfäafter Seiner Majeftät des 
Deutſchen Kaifers zu Paris. Nachdem ihm Ende Ianuar 1874 feine bevor- 
ſtehende Berfegung angekündigt morben war, wurde er durch Kaiſerliche Kabinets⸗ 
ordre vom 2. März 1874 von feinem Poften in Paris, unter Vorbehalt ander: 
weiter Verwendung, abberufen und ſchon durch Kaiferliche Kabinetsordre vom 
19, defjelben Monats zum Botſchafter in Konftantinopel ernannt. Am 29ten 
April ejd. überreichte er dem Marſchall Mac Mahon fein Abberufungsfchreiben, 
worauf er Paris verließ und ſich zunächft nach Berlin begab. Hier wurde ihm 
bie Raiferliche Kabinetsordre vom 15. Mai ejd. zugeftellt, welche ihn unter Ge 
wöhrung des gejeglihen Wartegeldes in ben einftweiligen Ruheſtand verſetzte. 
Gleich danach empfing er den Erlaß bes Reichskanzlers vom 26. Mai ejd., der 
ihm eröffnete, da er vom 1. September ejd. das Wartegeld zu beziehen habe 
und zwar in ber geſetzlichen Maximalhöhe von 3000 Thlr. 

Mit diefer Anordnung ift der Kläger einverftanden, nicht aber mit dem 
übrigen Inhalt bes Erlaſſes. 

\ Statsmäßig nämlich bezog 1874 ber Botſchaſter in Paris neben freier 
Vohnung ein baares Dienſteinkommen von 86,000 Thlr., ber in Konſtan⸗ 
tinopel von 20,000 Thlr.; je 6000 Thlr. dieſer Bezüge bildeten nach dem Etat 

ı „das perjönliche, penfionsfähige Gehalt” des Botfchafters, während ber Weber 

U inf, aljo 30,000 teip. 14,000 Thtr., in „Repräfentationstoften” befand. 

| Hierauf geftüßt, eröffnete jener Erlaß des Reichskanzlers vom 26. Mai 1874 
bean Kläger ferner, daß, da er feine Funktionen in Paris am 29. April ejd. 
beendet, die in Konftantinopel aber nicht angetreten habe, ihm für die Monate 

r Som 1. Mai bis 1. September 1874 nur das perſönliche Gehalt von 6000 

N Balern jährlich oder 500 Thlr. monatlich gewährt werden könne. 

Dieſe Anfiht hält der Kläger für unberechtigt; er meint, daß ihm für jene 
Monate das volle Parifer Dienfteintommen von 36,000 Thlr. mit 3000 Thlr. 
monatlich gebühre, während ber Fiskus den Standpunkt des Erlaſſes fefthält. 

Der Appellationsrichter hat feinem von beiden Theilen Recht gegeben. Seine 
Argumentation ift dieje: 

Das Einkommen für die Parijer Stelle fei zwar mit dem Ausfcheiden aus 
Wer Stellung weggefallen; aber der Kläger jei damit nicht außer Funktion 


Be, vielmehr fofort in das volle Einkommen (20,000 Thlr.) des Votſchafters 
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in Konftantinopel eingetreten; als „Botſchafter für Konftantinopel” fei er in ben 
einftweiligen Ruheſtand gejegt; er habe alfo bis zum Beginn des Wartegeld- 
bezuges befien volles Einkommen zu fordern; denn ber $. 4 des Reichs- 
beamten-®efeges vom 31. März 1873, welder den Anfprud auf das Amts⸗ 
eintommen mit dem Tage des Amtsantritts beginnen laffe, hanble nur von 
der erften Anftellung im Reichsdienſt. 

Beide Theile mißbilligen diefe Argumentation; jeder von ihnen hält dafür, 
daß der $. 4 auch auf Verfegungen aus einem Amte in das andere anwendbar 
fei. Nur ziehen beide hieraus verſchiedene Schlüffe. Der Kläger folgert: weil 
er das Amt in Konftantinopel nit angetreten, müſſe die Bewährung bes vollen 
Parifer Dienfteintommens bis zum Beginn des Wartegeldes fortdauern; dafür 
ſpreche ber 5. 27 des genannten Gejeged. Der Beklagte argumentirt: weil 
der Kläger aus ber Pariſer Stelle gejhieden und in bie in Konftantinopel ge: 
wiejen, jo habe damit das Anrecht auf die Repräfentationsbezüge ber 
Pariſer Stelle in Gemäßheit des $. 23 des Geſetzes aufgehört und ber auf die 
Kompetenzen ber Konftantinopler Stelle — mit Ausnahme des perfönlichen Ge⸗ 
halte — in Gemäßheit bes $. 4 noch nicht begonnen. — 

In der That erfcheint der $. 4 des genannten Geſetzes durch das Appellas 
tionsgerichtsurtel verlegt. 

Der mittlere Sat des $. 4, fo lautenb: 

„Der Anſpruch des Beamten auf Gewährung des mit dem Amte 
verbundenen Dienfteintommens beginnt in Ermangelung befonde:» 
rer Feſtſetzungen mit dem Zage bes Amtsantritts.” 

enthält keine Andeutung dafür, daß er den Beginn bes Anrechts auf das Amts- 
eintommen nur für den neu oder wieder in den Neichsbienft Eintretenden firiren 
wolle und folle. Angeſchloſſen an den erften Sat, welcher bisponirt: 

„Jeder Reihsbeamte erhält bei feiner Anftellung eine Anſtellungs⸗ 
Urkunde,” j 

wendet fich die Vorfchrift des mittleren Satzes gegen bie nicht unvertretene An⸗ 
fiht, daß nicht blos Titel und Rang des Amtes, fondern auch deſſen Eintommen 
dem Angeftellten ſchon mit der Ausreihung der Beftellung ‚ober gar mit deren 
Ausfertigung zufalle. 

Vergleihe v. Gerber, Grundzüge des Staatsrechts, 2. Auflage, 
Seite 117; Preußiſches Allgemeines Landrecht, Theil II, Titel 10, 8. 84; 
Dagegen v. Mohl, das Württembergifche Staatsrecht, Band II, Seite 231 
(8. 168); Laband, das Staatsrecht des Deutihen Reiches, Band I, 
Seite 467; Kanngießer, die Nechtsverhältniffe der Reichsbeamten, 
Seite 31. 

Erhält aber unleugbar nit nur ber neuangeftellte, fondern aud) der in ein 
anderes Amt verfete oder beförderte Reichsbeamte eine Beftallung für das neue 
Amt, fo führt die unverkennbare Verbindung, in welder der mittlere Sag zum 
erſten fteht, zur Anwendbarkeit des mittleren auch auf den Fall der Verſetzung 
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oder Befdrberung in ein anderes Amt. Eben dahin führt ber Anſchluß des 
dritten Satzes, welder ben Beginn des Anſpruchs auf Gehalts-Zulagen 
ordnet, unzweifelhaft alfo von ben bereits im Amte ſtehenden Reichsbeamten 
handelt. Hätte daher der zwiſchen den erſten und zweiten Sat geftellte mittlere 
in feiner Anwendbarkeit auf den erften Eintritt ober auf ben Wiedereintritt in 
den Reichsdienſt befchräntt werden follen, jo wäre biefer Wille des Geſetzes ſicher 
ausgeſprochen worden. Es kommt hinzu, daß, wenn ſolche Beſchränkung unter: 
fellt werben dürfte, damit in das Geje eine kaum erklärliche Lüde gebracht 
wäre; denn mag auch bei Verfegungen oder Beförderungen in ein höher botirtes 
Ant die Verwaltung in der Regel nicht unterlaffen, den Beginn des Gehalts⸗ 
bezuges befonbers feftzufegen, fo beftand doch für das Geſetz ſowohl betreffs des 
erſten Eintritts in den Neichsdienft, als betrefjs des Einrüdens in ein fpäteres 
Amt die gleiche Aufgabe, in Ermangelung befonderer Feſtſetzungen den Bezugs⸗ 
anfang zu regeln. Nur für die Berfegung in ein Amt mit gleihem Einkommen 
fonnte an diefer Stelle von diefer Regelung abgejehen werben, weil fie für dieſen 
Fall an anderer Stelle gegeben, im $. 23 des Gefehes nämlich der Grundſatz 
zur Anertennung gelangt ift, daß der verfehte Beamte durch die Verfegung an 
feinem bisherigen Gehalt keinen Abbruch erleiden, das letztere aljo fortbeziehen 
fol, gleich ala ob er nicht verſetzt wäre. 

& war fonad) die Nichtigkeitsbeſchwerde wegen ber gerügten rechtsirrthüm⸗ 
lihen Anwendung des $. 4 bes Neichsbeamten - Gejeges für begründet zu 


In der Sache felbft aber mußte die Entſcheidung des Appellationsrichters in 
ihrem ganzen Inhalt aufrecht erhalten werben. 

Zunähft ift mit ihm anzunehmen, daß dem $. 150 bes Reichsbeamten⸗ 
Geſetzes vom 31. März 1873 genügt if. Der im Namen des Reichskanzlers vom 
Auswärtigen Amte am 26. Mai 1874 gegebene Entſcheid iſt diejenige Entfcheis 
dung, deren es vor der Eröffnung des Rechtsweges bebarf. 

Erlaß vom 26. Mai 1874 ad I, 2 (Neichsgefegblatt Seite 186). Im Uebri⸗ 
gen folgt aus bem Bisherigen, dab dem Kläger, weil er zu Konftantinopel nicht 
in Zunttion getreten, ein Anſpruch auf das Einkommen bes Botſchafters in 
Ronftantinopel nicht zufteht, daß alſo müßig ift, zu prüfen, ob ihm für Konftans 
tinopel ein Einkommen von 40,000 Thlen. zugefihert worben und ob, wenn 
ihm derartige Zufiherung „im Auswärtigen Amte“ ertheilt fein ſollte, der Fiskus 
des Deutſchen Reichs zu ihrer Erfüllung verpflichtet wäre. 

& folgt ferner aus dem ſchon erwähnten $. 23 und aus dem $. 27 des 
Geſetzes, daß der Kläger, ungeachtet er vor dem Mai 1874 aus ber Pariſer 
Botſchaft ausgeſchieden und nad) Konſtantinopel verfegt if, das perſönliche Ges 
halt‘ des Botſchafters bis zum Beginn des Wartegelobezuges zu fordern hat, — 
wie ihm denn auch diefer Anſpruch nicht beftritten wird. 

Ein Mehreres fteht ihm jedoch nicht zu. 

Vorab widerſetzt fi) der Kläger mit Unrecht der Zerlegung des Pariſer 
Denfteintommens in perjönliches penfionsfähiges Gehalt (6000 Thlr.) und in 





400 Entfeibungen und Erlaffe von Gerichten und anderen Behörden. 


Repräfentationstoften (30,000 Thlr.). Dieſe Unterfcheidung fand fi nicht nur 
in den feflgeflellten Etats von 1872 und 1874, fondern fie ift in wefentlichen 
Beziehungen geſetzlich (8. 23, 27, 42 ıc. bes Geſetzes vom 31. März 1873) ge: 
boten. Der Kläger hat zwar behauptet, ihm fei in der Ernennungsorbre ein 
Jahresgehalt von 36,000 Thlr. ohne Unterſcheidung beftimmt; allein die vom 
Raifer vollgogene Beftallung pflegt — einem Preußiſchen Brauche folgend — 
des Einkommens der Stelle überhaupt nicht zu erwähnen: 
Vergleiche Preußiichen Staatsminifterial-Befchluß vom 18. Juni 1828 
in v. Kamptz. Jahrbücher Band 41, Seite 579 und v. Rönne, 
Staatsrecht der Preußiſchen Monarchie II, 1, Seite 375, Note 3. 

Der Kläger bat benn auch die Ernennungsorbre nicht vorgelegt, vielmehr 
unbeftritten gelafien, daß nicht die Beftallung, fondern nur der begleitende Erlaß 
des Auswärtigen Amtes vom 27. Dezember 1871 das Einkommen berührt, 
nämlich ihn benachrichtigt habe, die Legationskaſſe ſolle angewieſen werden, ihm 
„das Gehalt des dortigen (Pariſer) Botſchafters mit 36,000 Thlr.“ zur Ber- 
fügung zu fielen. Allein diefer Erlaß war nur dazu beftimmt, dem Kläger den 
Zahlungstermin kund zu thun; er hatte ſelbſtverſtändlich nicht bie Abficht, 
das Dienfteinfommen des Parifer Botſchafters erſt normiren oder über deſſen 
Beitandtheile Die maßgebenden Etatspofitionen verändern und entkräften zu wollen; 
es war daher auch für den Kläger unmöglich, ihn als den Ausdruck einer ſolchen 
Abſicht aufzufaſſen. 

Vergleiche übrigens Laband, Staatsrecht des Deutſchen Reichs, 
Band J, Seite 468; E. Meyer, der Abſchluß von Staatsverträgen, 
Seite 52—55. 

Es ift alfo für die fernere Beurtheilung daran feitzuhalten, daß das perjöns 
liche Gehalt des Botihafters nur 6000 Thlr. betrug und daß ber Neil, ober 
richtiger: der viel größere Mebrbetrag feines Einkommens in Repräfentations- 
gelbern beſtand. 

Im Allgemeinen gehören lettere zu den Xequivalenten, welche einzelnen 
Beamten neben dem Gehalt als Erſatz für beſondere, dienſtlich geforderte Auf⸗ 
wendungen gewährt werden. Vermöge biefer ihrer rechtlichen Natur gilt von 
ihnen als Regel, daß fie, wie fie erft mit dem Eintritt in die zu ber Aufwen⸗ 
dung verpflihtende Dienftitellung beginnen, auch mit dem Wegfall ber dienſt⸗ 
lien Nöthigung zu den Ausgaben aufhören. 

Vergleihe Laband a. a. O., Seite 462 ff., 465, 473; v. Mohl 
a. a. O. Seite 283, 236; v. Gerber a. a. D. Seite 116, Note 18. 

Dies, Aufhören kann, wenn es plöglid eintritt, zu großen Härten führen; 
denn da die Repräfentationsgelber nicht der Erſatz beftimmter, ſpeziell veran⸗ 
ſchlagter Auslagen, ſondern Vergütung für die Geſammtheit eines durch dienſt⸗ 
liche und foziale Stellung gebotenen Mehraufwandes find und deshalb die Ge⸗ 
fammteinrigtung und Ausrüftung des betreffenden Beamten wejentlih auf fie 

>ellt zu fein pflegt, jo dann ihr unerwartete” Fortfall und die damit gebotene 


Entſcheidungen und Erlaſſe von Gerichten und anderen Behörden. 401 


WHleunige Reduzirung des Maßftabes der Einrichtung und Kebensführung em⸗ 
pindlihe Einbußen bringen. 

Deflenungeachtet hat das Geſetz im Interefje des Dienftes, nämlich leichterer, 
ohne Belaftung der Staatskaſſe ausführbarer Verwendbarkeit aud der auf Re⸗ 
präfentationsgelber geftellten Beamten der Möglichkeit unvermutheter Entziehung 
derfelben nicht vorgebeugt; wenigftens nicht im Fall der Verfekung in ein anderes 
Ant und in einftweiligen Ruheſtand. 

Der $. 23 des Geſetzes nämlich ſchreibt vor: 

Jeder Reichsbeamte muß fi) die Verſetzung in ein anderes Amt von 
nicht geringerem Range und etatsmäßigen Dienfteintommen ...... 
gefallen lafien .... 

Als eine Verkürzung im Einkommen ift es nicht anzufehen, 
wenn..... die Ortszulage ober die Beziehung der für Dienſtunkoſten 
befonders ausgefegten Einnahmen mit dieſen Untoften fortfällt. 

Die Repräfentationsgelder', bemefjen nady den befonderen Verhältniffen und 
Gewohnheiten bes betreffenden Amtafiges, haben Theile die Natur einer Orts⸗ 
zulage, Theils find fie Vergütung für dienftlich gebotenen Aufwand. Sie fallen 
alfo unter die Beftimmung diefes Paragraphen; denn fie find neben dem Gehalt 
der Stelle „bejonders ausgefeht.” 

Der beflagte Fiskus weigert fi) aljo mit Recht, dem Kläger für die Zeit 
nad) dem 29. April 1874 die Repräfentationsgelder des Parifer Botichafters 
wu gewähren. Denn der Kläger war ſchon geraume Zeit vor diefem Tage als 
Botſchafter nach Konftantinopel verfegt; er hatte in Folge dieſer Verjegung gleich 
nad) dem 29. April 1874 Paris verlafien, machte feine Reife nad) Berlin als 
der für Ronftantinopel ernannte Botſchafter und hatte in Paris nicht mehr zu 
tepräjentiren. 

Der Kläger macht dagegen geltend, daß er eben in Folge feiner Verjegung 
mit dem Ausjheiden aus der Pariſer Stellung nit aufgehört habe, Botſchafter 
zu fein, daß ihm bis zur Verſetzung in ben einfiweiligen Ruheftand die Anfor- 
derungen und Pflichten der Botjchafterftellung zur Ehre wie zur Laft geblieben, 
und dab er nicht habe daran denken können, den Maßſtab feiner Einrichtung in 
Denerſchaft, Equigagen und Ausrüſtung aller Art für die Umzugszeit auf das 
für einen höheren Minifterialbeamten Ziemliche zu reduziren. 

Dieje Einwendungen find nicht ohne Bedeutung. Sie hätten, wenn nicht 
der Kläger alsbald nad jeinem Eintreffen in Berlin zur Dispofition geftellt 
wäre, die Verwaltung vielleicht beftimmen können, dem Kläger die Repräfen- 
tationsgelder des Botſchafters in Ronftantinopel nicht erſt von der Weber: 
wihung feiner Akkreditive bei der Hohen Pforte, fondern ſchon vom 1. Mai 1874 
ab anmeifen zu laſſen, falls nicht der Kläger durch Vergütung der Umzugskoſten 
ds für die Zwiſchenzeit genügend entſchädigt angefehen wäre. Aber für ben 
Infpruh auf den Fortbezug der Repräfentationsgebüht des längſt aufgegebenen 
Darijer Boftens find jene Einwürfe ohne Gewicht. 

Dartmann, Zeitjärift. 2b. II. Heft 4 27 
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Der Kläger beruft fi) indeß ferner auf den $. 27 des Geſetzes. Gr ver 
fteht ihn dahin, daß nad) ber Verjegung in den einftweiligen Ruheſtand und 
bis zum Beginn bes Wartegelbbezuges dem Beamten nicht blos fein perjönlihes 
Gehalt, fondern fein gejammtes Dienfteintommen unverkürzt gezahlt werben 
müſſe. Im Weſentlichen bat der Appellationsrichter diefe Auffaſſung getheit 
aber fie erſcheint unrichtig. 

Zunächſt überſieht der Kläger, daß die Verſetzung in den einſtweiligen 
Ruheſtand dem Beamten kein größeres Einkommen zuführen kann, als er bei 
feinem Eintritt bezog. Es hatte aber, wie bisher gezeigt, der Kläger am 1öten 
Mai 1874 die Repräfentationsgelder für Paris niht mehr und bie für Kon- 
ftantinopel noch nicht zu beziehen. 

Der Kläger müßte aljo, um dennoch den Anfpru auf jene Gelder begrün 
den zu wollen, etwa bie Aufftellung zu Hilfe nehmen: weil er am 15. Mai 1874 
im Begriff und bereit gemwefen, feine Stellung in Konftantinopel einzu 
nehmen, fei er in Anfehung bes Anrechts auf das volle Einkommen diefer Stelle 
fo anzufehen, als habe er fie bereits angetreten; die Verjegung in den einft- 
weiligen Ruheſtand alſo könne ihm dies Recht nicht nehmen. Oder der Kläger 
müßte umgekehrt argumentiren: weil er bie Borfhaft in Paris nur verlafien 
habe, um die in Konftantinopel anzutreten, er aber unterwegs durch die Kaiſer⸗ 
lihe Ordre vom 15. Mai 1874 in den einftweiligen Ruheſtand verfet, feine 
Ernennung zum Botſchaſter in Konftantinopel alſo rüdgängig gemacht ei, fo 
müſſe er fo behandelt werden, als fei er noch ale Parifer Botſchafter zur 
Dispoſition geſtellt. 

Die rechtliche Möglichkeit dieſer Aufſtellung kann ungeprüft bleiben; denn 
zu Grunde liegt ihr eine unrichtige Auffaflung des $. 27 des Geſetzes, näm⸗ 
lich die, daß der in den einftweiligen Ruheſtand verjegte Beamte Repräjentations- 
gelber, die er bis dahin bezogen, auch ferner bis zum Beginn der Wartegeld- 
zahlung zu beanfpruchen habe. 

* Der 8. 27 jagt: „Die Gehaltszahlung hört auf” x. Blos diefer Aus: 
drud für fi) genommen, könnte nicht entſcheidend fein. Denn das Geſetz er: 
mangelt des feften und präziien Sprachgebrauchs; die Ausbrüde: „Gehalt, volles 
Gehalt, volle Bejoldung, Einkommen, Dienfteintommen 20.” wechjeln darin, ohne 
daß damit beftimmte Beftandtheile der Amtsbezüge regel- und gleihmäßig be 
zeichnet, zufammengefaßt oder ausgeſchloſſen würden. 

(„Dienfteintommen” wird gefagt in ben 88. 4 2, = 30, 34, 41, 

43, 57, 58, 

Befammtes Dienfteintommen im $. 42 princ., in fine und Wr. 5, 

blos Eintommen in ben 88. 23, 42, 43, 44 ıc., 

Gehalt in den 88. 5, 14, 15, 26, 27, 35, 42 Nr. 4 und 5, 

volles Gehalt in den 88. 63 und 67, 

volle Befoldung im 8. 7, i 

Dienftemolumente als Vergütung für baare Auslagen im$.7 
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Einnahmen für Dienftuntoften im $. 23, x 
Dienfteinlommen zur Beftreitung von Dienftaufwands- oder 
Repräfentationstoften im $. 42 ꝛc. x.) 


Indeß in Verbindung mit dem $. 26 erhält der Ausbrud „Gehaltszahlung“ 
bier etwas beflimmtere Bedeutung. Der $. 26 normirt nämlich die Höhe bes 
Bartegeldes nah dem Gehalt, und zwar verweilen die Motive hierbei u. a. 
af die Preußiſche Ordre vom 14. Juni 1848 (Befegfammlung Seite 153); in 
diefer aber ift ausbrüdlich vorgejchrieben, daß die Zuſchüſſe, welde einzelne 
Beamte „behufs der Repräfentation in ihren Dienftverhältnifien” 
beziehen, bei der Ausrechnung des Wartegeldes außer Betracht bleiben follen, — 
wie dies ja auch analog im $. 42 princ. des Geſetzes für bie Berechnung ber 
Penſion vorgeſchrieben ift und der Natur der Sache nad) vorgefchrieben wer: 
den mußte. Wenn aljo im $. 26 das Wort „Behalt“ unzweifelhaft „etats⸗ 
mäßiges Dienfteintommen mit Ausfhluß der Repräfentationsgelder 
bedeutet, jo iſt kaum annehmbar, daß in dem anjchließenden, die Dauer der 
Fortzahlung bes Gehalts regelnden 8. 27 der Ausdrud in anderer Bedeutung 
gebraucht wäre, als unmittelbar zuvor. Freilich wird, was in den 88. 26 und 27 
Sehalt genannt worden, bald danach, nämlich in den 88. 29 und 30 als das 
„jfrüher bezogene Dienfteinlommen bezeichnet, dad aus dem Zufammen- 
balt der 88. 26 und 27 entnommene Reſultat alfo hierdurch nicht unerheblich 
geſchwãächt. Aber folgende zwingende Gründe nöthigen zu der Annahme, daß 
tm $. 27 dem in Disponibilität verjegten Beamten der vorläufige Fortbezug von 
Repräfentationzgelbern nicht zugeflanden worben: 

1. ihre rechtliche Natur; fie find Entſchädigung für unvermeiblichen Dienfte 
aufwand eines an einem beftimmten Ort fungivenden Beamten; dem 
einftweilen in den Ruheſtand verjegten Beamten aber liegt Dienftaufs 
wand nit ob und in ber Wahl feines Wohnorts ift er unbeſchränkt. 
Mußten ihm, der vielleicht nie in den aktiven Dienft zurlidtritt, jene 
Gelder gezahlt werben, fo würden fie dem Poften fehlen, zu defien 
würdiger Vertretung fie bejtimmt find; diefe ihre Beftimmung hat 
ſogar dahin geführt, daß fie dem aktiven, aber auf längere Zeit 
beurlaubten Beamten entzogen und feinen Vertretern überwiejen 
werben Zönnen. 


Vergleiche Geſetz vom 2. November 1874, 8. 5, Reichsgeſetzblatt 
Eeite 129. 

2. Das Geſetz betrachtet diefelben nicht als einen Bezug, auf den der 
Beamte länger Anſpruch hätte, als jo lange er das bejondere Amt 
verfieht, deſſen Inhaber fie etatsmäßig gewährt werben müfjen. Dies 
folgt unwiderleglich aus der bereits erörterten Vorſchrift über die 
Verſetzung ($. 28). Der Beamte aber, der in den einftweiligen Rube- 
fand verfegt worden, bis zum Eintritt in den Wartegeldbezug jedoch 
fein Gehalt bezieht, kann in Anjehung der Repräfentationsgelder un« 

27° 
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möglich beſſeren Anſpruch haben, als ihm zuftehen würde, wäre er in 
ein nur mit biefem Gehalt botirtes Amt verſetzt. 

Sonach ergiebt fi, daß der Kläger auf die 4 Monate vom 1. Mai bis 
zum 1. September 1874 nicht mehr zu fordern hat, ala monatlid 500 Thlr, 
daß ihm alfo bereits 4000 Thlr. zu viel gewährt find. Er ift alfo vom erſten 
Richter mit Recht abgewiefen. Der Appellationsridter hat zwar bie Abweilung 
beftätigt, in Wahrheit aber das erſte Urtheil zum Nachtheil des Beklagten ab: 
geändert; denn er hat dem Kläger für jene 4 Monate nicht 2000 Thlr., wie 
ihm gebührt, jondern 6666?/ Thlr. zugeſprochen und diefen Anſpruch nur duch 
bie dem Kläger im Voraus pro Mai und Juni geleiftete Gehaltszahlung 
16000 Xhlr.) und den zu erftattenden Reiſekoſtenvorſchuß für getilgt erachtet. 
Bei dem ganzen Inhalt diefer zwar vom Kläger, aber nicht vom beflagten 
Fiskus mittelft eines Rechtsmittels angegriffenen Entſcheidung muß es zu Gunſten 
bes Klägers verbleiben, jo daß aljo die dem Kläger opponirten Gegenforderun 
gen des Beklagten dem Kläger gegenüber jo weit, als das Appellationsgeridte 
urtel angiebt, durch Kompenfation verbraudt, rejp. getilgt find. 2 


93. 


Veränderungen an einer beftehenden Ziegeleianlage; beläftigender Einfluß ber: 
jelben auf die Umgebung; Bedeutung der Klaujel „bis anf Widerruf” bei 
Konzeſſionsertheilnngen; insbeſondere Fortwirfung derfeiben unter veränderter 


Geſetzgebung. — Kollifon der Gewerbegejeke. 
(Ert. vom . . . . 1876) 


Von dem Bezirsausfhuß zu Apolda kam gegen Ende des vorigen Jahres 
eine Verwaltungsftreitfache zur Verhandlung, in welcher die Gemeindebehörden 
eines Babeortes gegen bie ſchädlichen und beläftigenden Wirkungen des Betriebes 
einer Ziegelei vorftellig wurben, die vor einer längeren Reihe von Jahren bis 
auf Widerruf konzeffionirt worden war. Dem Antrage auf Herftellung von Ein 
richtungen, welche dieſe Uebelftände befeitigen follten, wurde durch Erkenntniß 
vom 4. Dezember ſtattgegeben; daſſelbe iſt in der II. Inſtanz lediglich beſtätigt 
worden. 

Der Thatbeſtand und das Weitere ergiebt ſich aus den Motiven. 

Im Jahre 1856 ſuchte die Wittwe N. zu Raſtenberg um Konzeſſion zur 
Anlegung einer Ziegelei nad. Nachdem eine Erörterung ber Vermögensverhält⸗ 
niffe und in Betreff der erforderlichen perfönlichen Eigenfchaften und Kenntnifie 
erfolgt war und ba in feuerpolizeilicher Hinficht gegen die iſolirt gelegene Ziegelei 
Nichts zu erinnern ftand, wie der eingereichte Situationsplan ergab, wurde 
mittels Rejtripts des Großherzoglichen Staatsminifteriums vom 20. Mai 1856 
die erbetene Konzeffion bis auf Widerruf ertbeilt. 

Die Ziegelei wurde in der Art angelegt, daß zunächſt ein Feiner Ofen ge- 
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wöhnlicher Konfteuktion erbaut wurde, in welchem vorwiegend das Material 
. zum Aufbau eines größeren Dfens mit hohem Schornftein gebrannt wurde, 

Diefer größere Dfen moderner Konſtruktion, (nämlich gewölbt und mit hoher 
Eſſe) wurde im Jahre 1857 angelegt; fobald er vollendet war, hörte die Be— 
nutzung des Heineren anfänglichen, deutſchen Ofens zum Brennen von Ziegel: 
waaren auf; derfelbe wurbe fortan nur noch zum Kalkbrennen benußt. 

Die Biegelei ging aus den Händen der Wittwe N. bald in den Befig eines 
gewifien V. und von biefem um bas Jahr 1865 in das Eigenthum bes B. 
und des Siegeleibrenners Br. über. Diefe legten im Jahre 1866 und 1867 den 
Dfen moderner Konftrultion mit dem hohen Schornfteine nieber, verwertheten 
das hierdurch gewonnene Material und jeßten ben Betrieb in dem erwähnten 
anfänglichen deutſchen Ofen fort, indem fie denfelben, welcher vorher nur 10,000 
Stüd Badfteine gefaßt hatte, bis zu einem Einfag von 14,000 Stüd vergrößerten 
und zwar in ber Art, daß fie den Dfen erhöhten, wobei fie gleichzeitig auch bie 
Länge befjelben, um ihn zur Helzung mit Zorf geeignet zu maden, verkürzten 
und dafür in der Breite etwas anſetzten. 

Sn diefem Ofen festen die Inhaber B. und Br. den Betrieb fort bis die 
Siegelei im Wege der Zwangsverfteigerung am 28. Dezember 1870 an ben 
jetzigen Befiger ꝛc. M. verlauft und biefem durch Adjudikationsſchein vom 
29. Mai 1871 übereignet wurde. Ob ꝛc. M. noch eine Veränderung insbefondere 
Vergrößerung an dem Brennofen vorgenommen, bat fi nicht ergeben, es ift 
dies auch Seitens ber Gemeinde Raftenberg nicht behauptet worden. 

Der eingelegte hohe Schornftein hat eine Höhe von 30—36 Ellen gehabt. 

Im Zuli 1876 wurde der Gemeinbevorftand von Raſtenberg bei der Groß⸗ 
herzoglichen Bezirksdirektion vorftellig, daß durch den Betrieb der M.ſchen 
Ziegelei fi eine Beläftigung und Beihädigung der Umgebung herausftelle, in⸗ 
dem ber Aufenthalt in der Nähe des unweit gelegenen Kurhaufes beeinträchtigt 
werde, und insbejondere der anftoßende Wald dadurch Nachtheil erleide, daß 
mehrere hohe Eichen verborren und eine weitere Strede von Buchen zc. bas 
gleihe Schickſal zu gewärtigen habe. Es wurde gebeten der Beſchwerde Abhilfe 
du ſchaffen. 

Diefe Beſchwerde wurde zunächſt der Großherzoglichen Forftverwaltung zu 
Sarbisleben zur gutachtlihen Neußerung mitgetheilt und dieſe erklärte fih 
dahin, 
& unterliege keinem Zweifel, daß das an der betreffenden Stelle des Raften: 

berg Nathaholzes ſichtbare Siechthum und der mit der Zeit erfolgende Ein» 
gang mehrerer Eichen und Buchenftangen in der unmittelbaren Nähe der 
Rihen Ziegelei durch die ausftrömende Hitze und die Dämpfe der Brennerei 
eutftehe, und es würbe biefer nachtheilige Umftand, wenn auch nit ganz, fo 
doch um Bebeutendes durch Anbringung einer entſprechend hohen Eſſe zu be- 
fetigen fein. Ä ; 

Die entiprechende Abänderung der Anlage im Wege freiwilliger Verein: 

barnng herzuſtellen lehnte ꝛc. M. ab, 
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Es wurde ſodann noch ein Zeugniß des Großherzoglichen Amtsphyfitus in 
der Angelegenheit beigezogen unb biejes fpricht fih folgendermaßen aus: 

„Es lagert fi während des Brennens ber dicke Torfe und SKoblenftaub- 
baltige Rauch längs bes ganzen Thalkefjels und auf die in unmittelbarer Nähe 
fi) befindliche Gemeindewaldung mit Promenabenwegen auf. Etwa 50 Meter 
im Umkreis fieht man eine ziemlich) große Anzahl Buchen und Eichenbäume 
mit verborrtem Laub und verborrten Aeften; mehrere diefer Stämme- beginnen 
auch von der Spitze nad) unten abzufterben. Unbeſtreitbar ift hieran ber 
Rauch mit feinen Staubtheilen das eigentlih urſächliche Moment, mweldes 
dieſen nachtheiligen Einfluß auf die Vegetation der Bäume ausübt. 

Ebenfo find die unteren Promenadenwege in der Nähe der Ziegelei 
während des Brennens wegen des Rauches und Staubes nicht zu paſſiren, ba 
ein längeres Einathmen dieſes Rauches einmal unmöglid wäre, dann aber 
auch hierdurch ein nachtheiliger Einfluß auf die Athmungswerkzeuge ausgeübt 
würde. Weniger beläftigt von diefem Webelftande wird das Kurhaus wegen 
feiner höheren Lage.” 

Hierauf wurde die angefochtene Verfügung vom 25. September erlaſſen. 
(Diefe Verfügung giebt dem ꝛc. M. die Herſtellung einer Eſſe von 18 Meter 
Höhe auf) ı 

Gegen biefelbe legte zc. M. innerhalb 14 Tagen Rekurs ein, unter Anführung 
der weiter unten zu befprechenden Gründe. 

Diefer Rekurs war nad) Lage der Sache als ein Antrag auf miündlide 
Verhandlung ber Angelegenheit im Plenum des Bezirksausfhufles in Gemäßheit 
bes $. 21, 2 der Gewerbeorvnung vom 21. Zuli 1869 aufzufaflen, und es 


wurden beshalb die Parteien in bie Situng vom 2. Dezember d. 3. präjudiziell 
vorgeladen. 


Für Beurtheilung der Streitfrage felbft war nun Folgendes in Erwägung 
zu ziehen: 

Es kommen 3 Rechteſyſteme in Betracht, unter welchen - die Ziegelei bes 
ftanden hat, nämlich das im Herzogtum Sachſen⸗Weimar vor Erlaß ber Ge: 
werbeordnung vom 30. April 1862 geltende Recht; das Recht der genannten 
Sachſen⸗Weimariſchen Gewerbeordnung und das Recht ber deutſchen Gewerbe 
ordnung vom 21. Suli 1869, 

Die Ziegelei ift angelegt unter dem erften biejer Rechtaſyſteme, die Ver⸗ 
änderungen an den Brennöfen find unter der Herrſchaft bes zweiten Morges 
nommen worden, und zur Zeit, und überhaupt feit 2c. M. Befiger ift, beſteht 
die deutſche Gewerbeordnung. 

Nun find die beiden legteren Geſetze in Bezug auf bie in Frage kommen⸗ 
den Beftimmungen im Wejentlihen einander gleich; beide haben Anorbnungen, 
welche ſowohl bei Anlegung als bei Veränderungen von Ziegelbrennereien und 
dergleichen Anlagen die Intereffen Tritter gehörig ficher ftellen, indem fowohl 
diefen felbft durch öffentliche Belanntmahung Gelegenheit zum Einſpruch ge 
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geben wird, als auch eine forgfältige Prüfung der Anlage nach feuer-, bau: 
und gejunbheitspolizeilihen Rüdfichten zu erfolgen hat. 

Ein derartiges vorgefchriebenes Verfahren eriftirte im Großherzogthum 
Sachſen vor dem Jahre 1862 nicht; es ift auch im vorliegenden Falle keine 
öffentliche Bekanntmachung erfolgt, noch, ſoweit aus den Alten erſichtlich, eine 
Prüfung der beabfihtigten Anlagen felbft vorgenommen worden. Als ein 
Mittel, eintretenden Falles Uebelftänden abzuhelfen, welche eine derartige An- 
lage mit ſich brachte, gebrauchte man die Klaufel „bis auf Widerruf” und 
diefe Klaufel ift auch der Konzeſſionsurkunde für die vorliegende Ziegelei ans 
gefügt. j 
& find nun folgende Fragen zu entſcheiden: 

1. Rann dem ꝛc M. der Gewerbebetrieb in dem jett von ihm benußten 
Brennofen unterfagt werden, bezüglich können ihm jegt beſchränkende 
Bedingungen aufgelegt werden ? 

2. Kann dieſe Unterfagung des Gemwerbebetriebes, bezüglich die Auferlegung 
von Bedingungen ohne Entihäbigung gejchehen! 

Zu 1. 

Als in den Jahren 1866 bezüglich 1867 der größere Brennofen mit bem 
hohen Schornftein angelegt und das feither in dieſem Brennofen betriebene 
Brennen der Biegelmaaren wieder in ben Eleinen Dfen verlegt und dieſer zu 
dem Zwede um beinahe die Hälfte erweitert und zur Zorffeuerung eingerichtet 
murde (von 10,000 auf 14,000 Stüd Einſatz), handelte es fich zweifellos um 
eine wejentlihe Veränderung der Ziegeleianlage, wie fie ber $. 37 ber da⸗ 
mals geltenden Weimarifchen Gewerbeordnung im Sinne hat, welcher beftimmt, 
daß derartige weſentliche Veränderungen ber erſten Errichtung gleih zu achten 
und ebenjo zu behandeln find. 

& wären aljo damals die geeigneten Anträge unter Borlegung von 
Zeichnungen zu ftellen, Bekanntmachungen zu erlaffen geweſen zc. Dies ift nicht 
geihehen, die Anlage ift alfo in der jegt thatſächlich beftehenden Geftalt für ge- 
nehmigt nicht zu erachten. 

Wenn aber der Betrieb ſchon unter B. und Br. ein ungejegliher war, jo 
iR er es natürlich auch unter deren Nachfolger ıc. M. geblieben, denn Niemand 
kann mehr Recht auf einen Anderen übertragen als er jelbft bat, und daß das 
Großherzogliche Juſtizamt Buttftedt die Veräußerung im Zwangsverfahren vor» 
genommen und das Grunbftüd babei ale „Ziegelei“ bezeichnet hat, ift für die 
vorlinggense Frage ganz und gar irrelevant, ba dieſe Gerichtsbehörde weder Tom: 
peient "noch gefinnt war, indem fie diejen (übrigens auch dann, wenn bie Anlage 

ungeſetzlich war, ganz richtigen) Ausbrud gebrauchte, dem Erwerber eine Garantie 
für bie Zuläffigleit des Vetriebes in den Gebäuden, wie fie lagen, zu gewähren. 

Es önnte fih nun noch die Frage erheben und ift von dem Vertreter bes 
WR. wirklich aufgeworfen worden, ob unter den obmwaltenden Umftänden fo- 
He die Anlage überhaupt in ihrer jegigen Geftalt in Frage geftellt werben 
Biane und ob nicht vielmehr nur die im Jahre 1866 bezüglih 1867 bewirkte 
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Vergrößerung des alten Brennofens (von 10,000 auf 14,000 Stüd) als 
ungeſetzlich anzuſprechen und die Berkleinerung bes Dfens dem 2. M. aufzu⸗ 
geben fei. Indeſſen abgejehen davon, daß dem letteren mit biefer Anordnung 
vermuthlich jelbft kein Dienft erwiefen fein würde, ift zu bebdenfen, daß damals 
eine andere Feuerungsanlage (für Zorf) beliebt worden iſt, und daß es ſich 
darum handelte einen Dfen, ber jeit 8-9 Jahren nicht zum Ziegelbrennen ver: 
wendet worden war und wohl urjprünglich diefen Zweck in letter Linie auch 
gar nicht Hatte, zu diefem Bemerbebetriebe vorzurichten. Und unter allen Um- 
ftänden würde noch hierzu zu erwägen fein, daß dieſer kleine Ofen im 
Jahre 1856 nur bis auf Widerruf die obrigkeitlihe Genehmigung gefunden 
bat; wenn Gründe eintreten, welche es nothwendig erjcheinen laflen, den Ge 
werbebetrieb in biefer, jo zu fagen, nur auf Zeit oder bedingungsweife genehmigten 
Anlage zu unterdrüden oder zu befchränten, jo kann von dieſer Klauſel aud) 
noch heute Gebrauch gemadt werben; denn fie ift, wie jhon erwähnt, Das Kor- 
veltiv für das frühere die Interefien Dritter weniger berüdfichtigende Verfahren, 
und es kann Iemand, der ohne bie bejchwerenden Förmlichkeiten der neueren 
Gewerbeorbnungen zu einer Konzeſſion gelangt ift, nicht verlangen, daß feiner 
nicht fo gründlich und allfeitig geprüften Anlage die größeren Garantien ber 
neueren Geſetzgebung zu Theil werden. Die Klaufel des Widerrufes haftet bem 
konkreten Falle an, und es kann eintretenden Falles auch von ber zuftänbigen 
Behörde, aljo jet dem Bezirksausſchuß, von derjelben Gebrauch gemacht werben. 
Um fo gewifjer konnte aber ber Bezirksausſchuß beftimmte Modifikationen der 
Anlage vorſchreiben und von Einführung derfelben den Gewerbebetrieb abhängig 
maden. Was diefe vorgejhriebene Veränderung, Erbauung einer hohen Efje von 
18 Metern anbetrifft, jo hat man dabei der Natur der Sache nad) zunächft auf 
den früheren Zuftand zurüdgegriffen, unter welchem Beſchwerden ſich nicht her⸗ 
ausgeftellt haben: Wenn rüdfichtli der Zweckmäßigkeit diefer Anordnung be 
bauptet wird, der Schornftein werde Nichts nügen, da die Ziegelei von Bergen . 
eingeſchloſſen jei, fo ilt dem kein Gewicht beizulegen; denn erftens treten die 
Berge wegen bes Neigungswinkels berfelben von der Mündung des hohen 
Schornſteins viel weiter zurüd, als die Bäume im Niveau der Ziegelei jetzt, und 
anbeverfeits miſcht ſich ber durch den hohen Schornftein entitrömende Rauch vor 
feinem Nieberfallen viel mehr mit atmosphäriſcher Luft und es wird badurd 
fein ſchädlicher Einfluß bedeutend abgemildert. 
Zu 2. 

Mit dem oben Gejagten fteht die Frage in unmittelbarem Zuſammenhang, 
ob der Befiter zc. M. wegen ber ihm auferlegten läftigen Bedingungen eine 
Entfhädigung beanfpruchen könne. 

‚Die Frage iſt zu verneinen, benn ſowohl die 88. 51 und 52 ber deutſchen 
Gewerbeordnung, als auch der $. 34 der Sachfen-Weimarifhen Gewerbeorbnung 
fegen eine nad) den Vorſchriften diefer Gejege genehmigte Gewerbsanlage vor: 
aus; es iſt oben gezeigt worden, daß die jet beftehenbe Dfenanlage in der 
gegenwärtigen Geftalt diefe Genehmigung nicht gefunden hat, und es fällt damit 
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die Borausfegung für die Entfhädigung überhaupt weg. Aber felbft, foweit es 
fih um den Ofen in feiner früheren Geſtalt, (alfo mit 10,000 Stüd Einſatz) 
handelt, können beſchränkende Verfügungen getroffen werben, denn ber $. 52 der 
deutſchen Gewerbeordnung beftimmt, daß Fein Anſpruch auf Entihädigung ent- 
fiebt, wenn bei der früher ertheilten Genehmigung ausbrüdlich vorbehalten wors 
den if, diefelbe ohne Entſchädigung zu widerrufen. 

& war mithin der Anſpruch auf Entfhädigung wegen ber beichräntenden 
Verfügung im vorliegenden Falle nicht zu berüdfichtigen. 8. 


94. 


Ein Dentiher — Nicht-Preuße — Tann, unbeihadet feiner Staatsangehörigkeit, 
in Preußen einen Wohnfit erwerben. An dem Ort dieſes Wohnſitzes ann 
fi, dad forum hereditatis bilden. Nad den Geſetzen dieſes Iekten Wohn: ' 
filed — forum hereditatis — regelt ſich das Erbrecht in feinem ganzen 
Umfange auch für die außerhalb Prenßen wohnenden Erben, die dort auch 
don den Glänbigern des Nachlaſſes belangt werden können. 


- (Erb. des Ober-Trib, in Berlin vom 26. April 1877.) 


Die Entſcheidung des Nechtsftreites hängt wejentlich von der Frage ab, ob 
Dr. Sc. zur Zeit feines Todes in Halle einen beftändigen Wohnfig hatte, Diefe 
Frage muß mit dem Appellationsrichter bejaht werden. Daß Dr. Sch. vom 
Januar 1872 bis zu feinem am 30. September 1874 erfolgten Tode fih in 
Halle aufgehalten hat und Hilfsarbeiter bei dem Rechtsanwalt Sch. geweien ift, 
wird von der Berflagten eingeräumt. Sie behauptet nicht, daß derſelbe anderswo, 
als in Halle, eine Wohnung gehabt oder ein Geſchäft betrieben hat. Es fehlt 
ein jeder Anhalt dafür, daß Dr. Sch, fih in Halle nur vorübergehend aufge 
halten und nicht beabfichtigt hat, daſelbſt ſich bleibend niederzulafien. Der Um: 
fand, daß er die Staatsangehörigkeit eines Preußen, dem Geſetze vom Iten 
Juni 1870 entjprechend, nicht erworben hat, und daher Staatsangehöriger 
Anhelt:Bernburgs geblieben ift, fchließt nicht aus, daß Halle der Ort feines 
Domizils war. Nach Artikel 3 der Verfaffung des Deutihen Bundes, jetzt des 
Deutſchen Reiches, fand es ihm frei, auf Grund des gemeinfamen Indigenats 
in Preußen feinen feften Wohnfig zu nehmen. Als Wohnfig eines Menfchen ift 
derjenige Ort zu betrachten, welchen berjelbe zum bleibenden Aufenthalt, und 
dadurch zugleich zum Mittelpunkt feiner Rechtsverhältniffe und Geſchäfte frei ges 
wählt hat. 

(v. Savigny, Syflem des heutigen Römiſchen Rechts. Bd. 8, S. 58). 

In diefem Sinne und in Berüdfihtigung der 88. 10, 11, Thl. I, Kit. 2 
L G. O. kann nur angenommen werden, daß Dr. Sch. in Halle einen Wohnſitz 
Iegründet und zur Zeit feines Todes gehabt hat. 

In Halle ift daher der Gerichtsſtand (88. 121, 122 1. c.), in welchem aud 
anherhalb des Preußifhen Staates wohnende Erben deſſelben von unbefriebig- 
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ten Öläubigern belangt werben können. (Entſcheid. Bd. 24, ©. 374). Ob bie 
Mögerin dem Preußiſchen oder Anhaltiſchen Staatsverbande angehört, if bes: 
halb und zwar um jo mehr gleichgiltig, als ihr jedenfalls das Indigenat mit der 
in Art. 3 der Verfafjung bezeichneten Wirkung zufteht. Es ändert aber auf 
ber Umſtand nichts, daß der Erblafjer nicht dem Preußiſchen, ſondern dem 
Anhalt-Bernburger Staatsverbande angehörte. WIN man dies nicht als eine 
Konfequenz bes allegirten Artikels 3 ber Verfaffung anfehen, fo folgt es aus 
ben von dem Appellationsrichter angezogenen Beflimmungen ber Uebereinkunft 
zwiſchen Preußen und Anhalt-Bernburg vom 9/27. September 1840. 


Steht hiernach feft, daß in Halle Das forum hereditatis war, fo fragt fi 
weiter, ob auch das Erbrecht mit Rüdficht darauf, daß der Erblafler dem 
Preußiſchen Stantsverbande nicht angehörte, nad) dem in Halle geltenden Ge 
ſetze zu beurtheilen iſt. Als ein Grundfag ift in der Judikatur anerkannt: 

daß bei jedem Rechtsverhältnifie dasjenige Rechtsgebiet aufzuſuchen ift, 
welchem das Rechtsverhältniß feiner eigenthümlichen Natur nad angehört 
ober unterworfen ift (Enticheid. Bd. 32, S.336, Förfter, Theorie und Praxis, 
Bd. 1, ©. 48, v. Savigny, Bd. 8, ©. 108). 


In Anwendung auf das Erbrecht enticheibet hiernach bie lex domicilü 
(0. Savigny a. a. O., S. 295). Daraus aber folgt, daß die Verklagte als 
Mutter des Dr. Sch. zur Erbſchaft berufen war. Diejelbe behauptet, fie fei 
dennod nicht Erbin geworben, weil dies nicht nach dem in foro heriditatis gels 
tenden Gejege, fondern nach demjenigen Gejege zu beurtheilen fei, welchem fie 
perſönlich unterworfen if. Das kann jedoch als zutreffend nicht anerkannt wer⸗ 
den. Die lex domicilii, welcher der Erbfall unterliegt, beherricht die Univerjals 
fucceffion fowohl in der Richtung, wer zur Erbſchaft berufen ift, als in der 
Richtung, wer Erbe geworben ift, und welde Verpflichtungen der Erbe über- 
kommen hat. 

Hiervon ausgehend ift die Berflagte ipso jure Erbin ihres Sohnes geworben 
(8. 367, Thl. I, Tit. I A. L, R.), und haftet den Nachlaßgläubigern, fofern. fie 
nicht nachweiſt, der Erbſchaft rechtzeitig entjagt zu haben, und perfönlich tiber 
die Kräfte des Nachlafies hinaus, fojern fie das beneficium inventarii durch 
rechtzeitige Einreihung eines Inventars nicht gewahrt hat (88. 412,421, 8. 427, 
88. 418, 419 1. c.). Der erfte Richter hat fih auf einen Ausiprudh in Bar 
Internationales Privat- und Strafreht (S. 407) berufen, wonach allerdings 
eine auswärts domizilirte Perſon ohne ihr Zuthun durch den Anfall einer Erb- 
ſchaft perfönli nur verpflichtet werden kann, wenn ſolches nach den Geſetzen 
ihrer Heimath der Fall if, oder wenn fie während der Zeit, wo bie Erbſchaft 
beferirt wird, am Wohnorte bes Erblafjers fih aufhält. Und dies wird bajelbft 
auf einen ähnlihen Fall, wie der vorliegende, angewendet mit dem Bemerten, 
es widerfpredhe dem Prinzipe. bes internationalen Rechtes, daß Inländer ohne 
ihe Zuthun und während fie im Inlande fih aufhalten, durch auslänbiihe Ge— 
ſetze verpflichtet werden, Dafür wird ein Urtheil des Obertribunals zu Berlin 
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vom 1. November 1850 (Entſch. Bd. 20, S. 204) allegirt. Vermuthlich iſt das 
in diefem Bande, Seite 304 abgebrudte gemeint. Bier handelt es fi aber um 
etwas Anderes, nämlich um die Verpflichtung bes Großvaters zur Alimentirung 
der unehelichen Kinder feines Sohnes. Daß das Obertribunat jenen Anfpruch 
auf den Erwerb der Erbſchaft und bie ſich daraus ergebenden Verpflichtungen 
nicht bezieht, thut das von Bar ſelbſt, Seite 406, Note 3, allegirte Erkenntniß 
vom 17. Dezember 1855 (Striethorfi’s Archiv, Bd. 19, ©. 186) dar, in 
welchem ausgeführt wird, daß gegen Unterthanen eines fremben Stantes die 
Geſetze des Preußiſchen Staates in einem Falle zur Anwendung gebracht werben 
möflen, wo ihnen nach biefen eine Erbſchaft zugefallen, für fie ein Rechtsverhält⸗ 
niß eingetreten if. Es Tann daher die Erörterung auf ſich beruhen, ob die 
Berlogte mit Rüdfiht auf den mehrfach erwähnten Artikel 3 der Verfaſſung fi) 
auf die Eigenfchaft einer Ausländerin berufen darf. Die Verklagte ift nicht be= 
vehtigt, unter Bezugnahme auf $. 23 der Einleitung zum Allgemeinen Land- 
recht vorzufhligen, dab die Preußiichen Geſetze für fie unverbindlich find. 

Wenn in ber Reviſionabeſchwerde behauptet wird, Die Klage fei nad) 8. 384, 
LI, Zt. 9 A. L. N. unbegründet, weil über die erlangte Wiffenfchaft von 
der Erbſchaft nichts gejagt fei, — die im Laufe des Prozefjes erlangte Wiffen- 
ſchaft könne nicht in Betracht Tommen, — fo hätte in diejer Richtung der 
Klaͤgerin nur dann ein Beweis obgelegen, wenn die Verflagte behauptet hätte, 
daß fie der Erbſchaft entfagt, ober daß fie ein Inventar eingereicht hätte. Daß 
das eine oder das andere gefchehen ſei, wird auch gegenwärtig nicht behauptet. 
In der Rlagebeantwortung ſcheint jogar zugegeben zu werben, daß weder das 
Eine noch das andere geichehen ift. 

Bas num die Forderung ber Klägerin betrifft, fo find die Anfprüche, welche 
fie gegen den Erblaſſer der Verklagten hat, im Einzelnen angegeben, und von 
der Verflagten dagegen nichts erinnert. Mit Recht nimmt der Appellations- 
richter an, daß es dem gegenüber gleichgiltig ifi, ob der Konkursverwalter und 
die Bläubiger bie von der Klägerin zum Konkurſe angemeldete Forderung an- - 
erlannt haben. Sache der Berklagten war es, nachzuweiſen, daß die Stlägerin 
befriebigt worben iſt. Wenn die Revifionsbefhwerde anführt, bie Klägerin fei 
auf Grund bes im Jahre 1869 geſchloſſenen Vergleiches durch Ueberweiſung des 
Vermögens bes Dr. Sch. befriebigt, jo ift dies nicht gerechtfertigt. Klägerin hat 
nur angegeben, daß fie fi) Außenftände von dem Dr. Sch. zu theilmeifer Tilgung 
izrer Forderung babe cediren laſſen, und weiter, daß ihr demnächſt die vor- 
handene Maſſe gegen die näher bezeichnete Verpflichtung übereignet ſei. Daß fie 
hierdurch hat voll befriedigt werden follen, Hat Klägerin weder zugeftanden, noch 
if dies in den Vorinftanzen feitens der Verklagten behauptet. Nachdem fie im 
Gingelnen aufgeftellt bat, was von ihr vereinnahmt ift, kann auch eine weitere 
Rechnungslegung von ihr nicht verlangt werden. Die Verklagte Hätte angeben 
wäfen, welche Mehreinnahmen die Klägerin gehabt haben fol, Auch ift mit 
bem Appellationsrichter der Einwand der Verflagten für hinfällig zu erachten, 
5 Mägerin vorerſt nur Rechnungslegung zu verlangen berechtigt ſei, weil 
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zwiſchen ihr und dem Dr. Sch, ein Mandatsverhältniß beftanden habe. Zu bem 
Verlangen auf Rechnungslegung iſt der Machtgeber berechtigt; eine Verpflichtung, 
diefe zunächſt zu beantragen, befteht nicht. 
Die Forderung ber Klägerin erſcheint hiernach, da auch die beanfprudte 
Verzinfung nicht bemängelt if, gerechtfertigt. Das Appellationserkenntniß muß 
“ daher beftätigt werden. 1. 


Feitftellung der Invalidität der Militärperfonen zum Zwed der Penfionirung 
Rechtsweg. 


(Ext. des Ober⸗Trib. in Berlin vom 26. Febr. 1877.) 


Das Reichsgeſetz vom 27. Juni 1871 (Reihe: Gef.:Bl. S. 275302) ent- 
bält im $. 113 die Beftimmung: 

Ueber die Rechtsanſprüche auf Penfionen, Beihilfen und Bewilligungen, 
welche dieſes Geſetz (Theil I und IT) gewährt, findet mit folgenden Maß: 
gaben ber Rechtsweg ftatt, — 

und verordnet im Anſchluß hieran im $. 115: 
Die Entfheidungen der Militärbehörden darüber: N 
a) ob und in welchem Grabe eine Dienftunfähigkeit eingetreten if, 
b) x. ob 
ce) eine Beihädigung als eine Dienftbefhäbigung anzuſehen iſt, 
d) x. 
e) ⁊c. 
find für die Beurtheilung der von dem Gericht geltend gemachten Ans 
fprüchen ($. 113) maßgebend. 

Der Theil II diefes Geſetzes, 88. 58—112, handelt unter A. 88 58—88 von 
der Verforgung der Unteroffiziere und Soldaten und gewährt ben Gemeinen 
im $. 65 als Invaliden-Penfion 4. Klaſſe den Betrag von monatlih 3 Thlr. 
und im $. 71, wenn fie nachweislich durch den Krieg ganz invalide geworden 
find, daneben eine Penfionszulage von monatlid) 2 Thlr. Der 8. 62 aber bes 
ftimmt, daß die Invalidität und deren Brad ſowohl für ſich, als in ihrem urſäch⸗ 
lien Zuſammenhange mit einer erlittenen Dienftbefhäbigung auf Grund mili- 
tärärztlicher Befcheinigung durch die dazu verogrbneten Militärbehörden 
feftgeftellt werden fol. Diefe Vorichriften finden daher auf den Kläger, weldher 
als Wehrmann auf eine Invaliden-Penfion 4. Klafie von 3 Thlr. und bie 
Penfionszulage von 2 Thle., zufammen 5 Thlr., monatlich Anſpruch macht, 
unzweifelhaft Anwendung. 

Der Appellationsrihter hat nun durch Bezugnahme auf- die im erflen Er⸗ 
tenntniß enthaltene Sachdarſtellung feftgeftellt, daß der Kläger zwar durch eine 
Entſcheidung des General⸗Kommandos des III. Armeecorps vom 15. November 
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1871 wegen chroniſchen Lungenkatarrhs und allgemeiner Körperſchwäche in Folge 
Dienftbefhäbigung ale temporär theilweife erwerbsunfähig erachtet worden fei 
und vorläufig auf ein Jahr vom 1. Dezember 1871 an bie gedachte Penfion 
4, Klaſſe nebit Zulage bewilligt erhalten habe, daß er aber auf feine Geſuche 
um längere Fortgewährung diefer Invalidenverforgung, auf Grund militär= 
ärztlider Unterfuhungen, welde ihn für gefund, felobienftfähig und nicht 
mehr invalide erklärt hatten, durch Verfügungen bes Kriegs » Miniftes 
riums vom 15. Dezember 1872 und 30. Juni 1875 abſchläglich befchieden worden 
fi. Wenn der Appellationsrichter mit Rückſicht hierauf, auf Grund des 
8. 1152 eit. den Kläger abgewiefen, und den von ihm gegen den, den Entjchei- 
dungen ber Militärbehörden zum Grunde liegenden, Befund der Militärärzte 
angetretenen Gegenbeweis für unzuläffig erachtet hat, jo kann nicht davon bie 
Nede fein, daß der Appellationsrichter, wie ihm bie Nichtigkeitsbeſchwerde des 
Mägers, ohne dieſe thatfächlihen Fefftellungen anzugreifen, zum Vorwurfe 
mat, den $.115 zu a verletzt habe. Zwar meint fie, daß ber angetretene Sach⸗ 
verftändigenbeweis im vorliegenden Falle deshalb nicht abzulehnen geweſen fei, 
weil dem Richter bie dem Kläger günftige Entſcheidung der Militärbehörde vom 
15. November 1871 vorgelegen habe, überfieht aber, daß in dieſer Entſcheidung 
der Kläger ausdrücklich nur ale temporär invalide und theilmeife erwerbs- 
unfähig erachtet, und ihm nur eine vorübergehende, d. h. vorläufig auf ein 
Jahr beflimmte, Verſorgung bewilligt, das endgiltige Urtheil über die dauernde 
Invalidität und Erwerbsunfähigkeit des Klägers aljo vorbehalten “worden ift, 
und daß die Unterfuhung und Feftftellung feines Zuftandes auf Grund militär- 
ärztlier Beſcheinigung nad 8. 62 eit, lediglich den dazu verorbneten Militär 
behörben zufteht und obliegt. Hiernach ift bie Nichtigkeitsbeſchwerde als unbes 
gründet zurüdzuweifen. 1. 


96. 


Unberechtigte Ausübung biſchöflicher Rechte, SHilfeleiftung durd einen Laien. 
Einfluß der päpftlihen immediata jurisdietio, 


Erl. des Ober-Trib. in Berlin vom 2, Mai 1877.) 


Die Feftftellung der Inftanzrichter geht dahin: 
daß der Angeklagte, Rittergutsbefiger v. R., im Januar 1876 im Inlande 
berjenigen Perjon, welche in der Erzdiözeſe Gneſen, deren Stuhl erledigt ift, 
entgegen den Beilimmungen des Geſetzes vom 20. Mai 1874 ein mit bem 
biſchoͤflichen Amte verbundenes Recht ausgeübt hat, zur Begehung dieſer 
Sandlung durch die That wiſſentlich Hilfe geleiftet habe. 
Dieſe Feflftellung rechtfertigt die Anwendung des $. 4 bes Geſetzes vom 
D. Mai 1874, in Verbindung mit $$. 49, 44 des Strafgeſetz-⸗Buchs, und ein 
Rechtairrthum ift in ihrer Begründung nicht zu finden- 
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Die Inſtanzrichter erflären für erwieſen, daß der Angellagte ein bie 
Suspenfion des Probſtes Susczynski wegen Verlegung des Eölibats und 
Mebertritts zu den Alttatholiten ausfprechendes Dekret mit der Weberfchrift „Ex 
audientia SSmi“, einen Siegelabbrud ber „Congregatio negotiis eccles. praepo- 
sita“ und der Unterfchrift „CO. Secretaria A. Jacobini“ zur .Beförberung an 
Susczynski aus Rom erhalten und bemjelben durch die Poft zugefandt habe, 
obwohl ihm ber Inhalt des Dekretes bekannt geweſen fei. 

Sie nehmen ferner an, daß bie Suspenfion des Susczynski die Ausübung 
eines bifhöflihen Nechtes enthalte und daher während der gegenwärtigen Er- 
ledigung des erzbifhöflichen Stuhles zu Gneſen nicht habe erfolgen dürfen, daß 
die Vollendung der unberechtigten Ausübung erft mit ber Weberfendung bes 
Schreibens an Susczynski eingetreten fei und der Angeflagte baher zu ber 
geſetzwidrigen Ausübung biſchöflicher Rechte durch die That Hilfe geleiftet habe. 

- Hiergegen ift in der Nichtigkeitsbeſchwerde geltend gemacht, daß die gegen 
Susczynski verhängte Maßregel von dem Papſte jelbft, in deſſen Auftrage 
die Kongregation gehandelt, angeordnet worden fei, daß der Papft biefe Befugniß 
aus eigenem Recht, vermöge ber ihm zuftehenden immediata jurisdictio ausgeübt 
babe und hierzu befugt erfcheine, da in der Stellung bes Papftes durch Die neuere 
Gefeßgebung nichts geändert fei. 

Diefe Ausführung ift indeſſen nicht begründet. 

Es ift zunächſt feinem Zweifel unterworfen und auch in der Nichtigleits- 
beſchwerde nicht beftritten, daß die Suspenfion des Susczynsti, welde wegen 
Eingehung einer Eivilehe und Vebertritts zum Altkatholiziamus erfolgt if, als 
ein Alt der kirchlichen Disziplinargewalt anzjufehen ift, welcher an ſich zu ben 
mit dem biſchöflichen Amte verbundenen Rechten gehört. Wenn bem gegenüber 
der Implorant behauptet, daß auch dem Papfte dafjelbe Recht zuſtehe und er 
daſſelbe auf Grund feiner eigenen Jurisdiktionsgewalt ausübe, jo fteht diefer 
Behauptung zunächſt der $. 1 des Geſetzes vom 12. Mai 1873 (8.6. ©. 198) 
entgegen, nad welhem die Ausübung ber kirchlichen Disziplinargewalt über 
Kirchendiener nur Deutſchen kirchlichen Behörden zufteht, bie unmittelbare 
Ausübung alſo dem Papſt entzogen: ift. - 

Aber auch abgefehen von den Beftimmungen des Geſetzes vom 12. Mat 1873 
ergiebt das fpeziell hier in Frage ſtehende Gejeg vom 20. Mai 1874 bie Unzu- 
läſſigkeit einer durch den Papſt ſelbſt erfolgenden direten Ausübung der kirch⸗ 
lien Disziplinargewalt in einem Bisthum, befien Stuhl erledigt ift. 

Der $. 1 diejes Geſetzes beftimmt, daß in einem ſolchen Bisthume die mit 
dem bifhöflichen Amte verbundenen Rechte, joweit fie nicht die. Büterverwaltung 
betreffen, bis zur Einjegung eines flaatlih anerlannien Biſchofs nur nah Maß⸗ 
gabe der folgenden Beftimmungen diejes Geſetzes ausgeübt werden dürfen. Eine 
Unterfheidung nad der Perfon Desjenigen, welcher die Rechte ausüben will, ift 
in dieſer Beſtimmung nicht gemacht; es ift insbefondere nicht unterjchieden, ob 
Derjenige, welcher die mit dem bijchöflihen Amte verbundenen Rechte ausüben 
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wil, dies kraft eigenen Rechtes als höchſter Biſchof ober fraft eines ihm gewor⸗ 
denen, aber ſtaatlich nicht anerkannten Auftrags thut. Beftätigt wird dieſe Auf- 
faffung durch den von dem Imploranten felbft in Bezug genommenen $. 20 0. a. D., 
welcher im zweiten Abfat beftimmt, daß unter den mit dem bifchöflichen Amte 
verbundenen Rechten und geiftlihen Verrichtungen ſowohl die in dem bifchöflichen 
Amte ale ſolchem enthaltenen, als aud) die auf Delegation beruhenden Rechte 
begriffen feien. Es follte durch dieſe Beſtimmung dem Einwande vorgebeugt 
werben, daß nicht bifhöfliche, jondern päpftliche Nechte ausgelibt worden jeien, 
und die Bezugnahme bes Imploranten auf die Thatfahe, daß im Abſatz 1 des 
$. 20 zwar ber Erzbiſchöfe und Fürftbifchöfe, nicht aber des Papſtes bejonders 
gedacht worden fei, ift verfehlt, da der Ausübung biſchöflicher Rechte durch den 
Papſt felbft, ſoweit biefelbe überhaupt ala möglich gedacht werden konnte, ſchon 
durch 8. 1 des Geſetzes vom 12. Mai 1873 und durch die Faffung des $. 1 bes 
Geſetzes vom 20. Mai 1874 begegnet war. Die legterwähnte Beſtimmung ver: 
jagt die Ausübung bifchöfliher Rechte in dem erledigten Bisthum Jedem ohne 
Unterſchied, möge er biefelben als Biſchof oder auf Grund irgend eines anderen 
Ziteld vornehmen wollen, fofern nicht die nachfolgenden Beftimmungen bes Ges 
feges beobachtet find. Auch der 8. 2 a. a. O. läßt bei feiner ganz allgemeinen 
Faſſung („Wer bifhöflihe Rechte — ausüben wil”) nicht die Möglichteit offen, 
irgend eine Perſon, fei es auch der Papſt, von der Beobachtung des Geſetzes 
auszunehmen. 

Der Appellations-Richter hat daher mit Recht die Frage, ob die Suspenfion 
von dem Papfte ſelbſt oder von einer anderen Perfon ausgegangen ſei, für uns 
erheblich erflärt und demnach die Bemweiserhebung über die Stellung ber Kon⸗ 
gregationen aus rechtlich zutreffenden Gründen abgelehnt. Es genügt die Felt 
ſtellung, baß die disziplinariſche Maßregel von einer Perfon ausgegangen if, 
weldye den Bedingungen des Geſetzes vom 20. Mat 1874 nicht genügt hat; die 
Trage, Wer dieſe Perfon geweien jei, ift für die Strafbarteit des Behilfen ohne 
Belang 


"Die fernere Ausführung bes Imploranten, daß der Zeitpunkt ber Ausübung 
bifchöflicher Rechte in den Zeitpunkt der Abfaffung . des Suspenfions-Defrets 
falle, die That daher nicht in Deutſchland, fondern in Rom verübt fei, fowie 
die eventuelle Ausführung, dab, wenn das Bekanntwerden der Suspenfion zur 
Vollendung der That gehöre, die Vollendung ſchon in dem Augenblide einge 
treten jei, als der Angeklagte von dem Inhalte des Dekrets Kenntniß erlangt 
babe, bemnad eine Beihilfe nach diefem Zeitpunkte nicht mehr möglich geweſen 
jei, find gleichfalls nicht begründet Die Annahme des Appellations-Richters, 
dab die Ausübung eines biſchöflichen Rechtes zu der Zeit erfolgt fei, in welcher 
die Vebermittelung des Defretes an Susczynski flattgefunden hat, und an dem 
Drte, an welchem dies geſchehen ift, Tann für rechtsirrthümlich nicht erachtet 
werben. 

Endlich ift auch die Behauptung des Imploranten, daß der 8. 49 des 
Straf-Gejeß-Buchs feine Anwendung finde, unbegründet, da die allgemeinen Be 
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flimmungen bes Reichs⸗Straſgeſetzbuchs unbedenflih auch auf Landesſtrafgeſetze 
anwendbar find. L° 


. 


97. 


Berüdfihtigung der Tantiemen bei der Penſionsberechnung. 
(Ext. de8 Ob.-Trib. in Berlin vom 8. Dezember 1876.) 


Die Parteien ftreiten darüber, ob bei Berechnung der Penfion des Klägers 
außer jeinem Gehalte, einfchließlich des Wohnungsgeldzuſchuſſes, aud die 
Tantieme zu berüdfichtigen if, welche er feit Einrichtung der Rentenbanken bis 
zur Amtsniederlegung für die Erhebung ber Bank: und Domänen-Amortijationd 
renten bezogen bat. 

Beide Inftanzrichter haben fi) zu Gunſten des Klägers für bie Affirmative 
ausgeſprochen. 

. Der zweite Richter iſt davon ausgegangen, daß die Amtsthätigkeit bes 
Klägers als Kreisfteuereinnehmer durch die Mebertragung ber Rentenerhebung 
auf Grund des Gefeßes vom 2. März 1850 erweitert und für die erweiterte 
Thätigleit das Dienfteintommen befjelben durch Zuweiſung der Zantieme erhöht 
worden fei, leßtere deshalb weder eine zufällige, noch widerruflihe im Sinne des 
$. 10 Nr. 3 des Penfionsgefeges vom 27. März 1872 darftelle, vielmehr zu ben 
ihrer Natur nach fleigenden und fallenden Dienftemolumenten gehöre, von denen 
nad dem 8. 10 Nr. 2. a. a. O. eine Penfion zu gewähren if. 

Siergegen rügt der Verklagte in feiner Nichtigfeitsbefhwerbe Verlegung bes 
8. 10 Nr. 2 und 3 und des $. 12 des allegirten Geſetzes, der 88.4, 21, 64 des 
Geſetzes über die Erritung von Rentenbanten vom 2. März 1850, des 8. 4, 
ber Dienftinftrultion reſp. Geſchäftsanweiſung für die Kreisfteuereinnehmer vom 
18. Februar (14. März) 1856, des Allerh. Erlaffes vom 21. Mai 1850 unb 
der Inftruktion ber Direktion der Rentenbant für die Provinz Pojen vom 
9. März 1851. A 

Diefe Rüge ift jedoch nicht begründet. 

Nach dem $. 10 des maßgebenden Penfionsgefeges vom 27. März 1872 
wird ber Berechnung der Penfion das von dem Beamten zulegt bezogene ge- 
ſammte Dienfteintommen, ſoweit es nicht zur Beftreitung von Repräfentations- 
ober Dienftaufwandsfoften gewährt wird, nah) Maßgabe der unter 1 bis 5 
folgenden näheren Veltimmungen zu Grunde gelegt. Bon dieſen lauten bie 
Nummern 2 und 3: 

2. Dienftemolumente, welche ihrer Natur nad fteigenb oder fallend find, 

‚werden — zur Anrechnung gebradit; 

3. blos zufällige Dienfteintünfte, wie widerruflihe Tantiemen, Kommiſſions⸗ 
gebühren, außerordentlihe Nemunerationen, Gratifitationen und ders 
gleihen kommen nicht zur Berechnung. 

Sodann ſchreibt der $. 12 vor: 
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das mit Nebenämtern oder Nebengefchäften verbundene Einkommen begründet 
nur dann einen Anſpruch auf Penfion, wenn eine etatsmäßige Stelle als 
Nebenamt bleibend verliehen if. 

In wie fern dieſe Beftimmungen auf die vom Kläger bezogenen Tantiemen 
Anwendung finden oder nicht, ift mit NRüdficht auf das Gele vom 2. März 
1850, dem fie ihre Entftehung verdanken, und bie dafjelbe ausführenden An: 
orbnurfgen zu beurtheilen, und es fragt fich deshalb, ob fie danach im Sinne 
der betreffenden Paragraphen des Penfionsgefeges vom 27. März 1872 als ihrer 
Natur nad) fteigend und fallend bei der Penfionsberehnung beranzuziehende 
Dienftemolumente ober — eine foldhe Heranziehung ausſchließend — ſei es als 
bios zufällige, bezw. widerrufliche Dienfteinkünfte, fei es als mit einem Neben« 
amte ober Nebengejhäfte verbundenes Einkommen anzufehen find, _ 

Für die Beantwortung diefer Fragen ift es zunächſt einflußlos, einerjeits, 
ba Kläger von ben bezogenen Tantiemen teine Penfionsbeiträge entrichtet, ans 
dererjeits, daß er für die Nentenerhebung eine befondere Kaution beftellt hat. 
Die Beftellung einer ſolchen Kaution ift ebenjowenig ein gefegliches Kriterium für 
die Venfionsfähigkeit der amtlichen Einnahme, wie die Nihtzahlung von Pens 
fionabeiträgen für das Gegentheil. Der Verklagte hat in letter Beziehung felbft 
anerkannt, daß aus der Nichtzahlung derartiger Beiträge keineswegs bie Nicht 
penfionsfähigkeit der betreffenden Dienfteinnahme gefolgert werden Tann. 

Das Geſetz über die Errichtung von Rentenbanten vom 2. Mär; 1850 hat 
im $. 4 alle übrigen bei den Operationen der Rentenbanten vortommenben Ge⸗ 
Ihäfte, welche nicht den Auseinanderjegungsbehörben zugetheilt find, der für eine 
jede Provinz unter dem Namen „Direktion der Rentenbank“ einzufeßenden Ber 
maltungsbehörbe, jowie den zur Einziehung der direkten Staatsfteuern beftimmten 
Behörden übertragen, im $. 21 beftimmt, daß die Renten in monatlihen Raten 
mit den Staatafteuern zu erheben jeien und in Anfehung ihrer Erhebung und 
Beitreibung die Direktion der Rentenbant dieſelben Berechtigungen haben joll, 
welde die Gejege den Verwaltungsbehörden bei Erhebung und Beitreibung der 
Staatsfteuern beilegen, und im $. 64 feine Grundſätze auch auf bie dem Domänen: 
fiefus als Berechtigten zuftehenden Renten mit einer — bier unerheblihen — 
Maßgabe für anwendbar erflärt. Auf Grund dieſes Geſetzes hat die Direktion 
der Rentenbant für die Provinz Poſen in ihrer Inftruktion für die Kreisfteuer- 
einnehmer und Ortserheber zur Wahrnehmung ber ihnen obliegenden Geſchäfte 
bei dem Verkehre mit der Rentenbant vom 9. März 1851 den einſchlagenden 
Geihäftsbetrieb geordnet, namentlich die bezüglichen Obliegenheiten der Kreis- 

- Reuereinnehmer und bezw. der Kreistaflen fefigeftellt und im $. 14 bie Hebe⸗ 
geeühren berfelben „für jegt“ auf den Gefammtbetrag von 2 Prozent der Rente 
ffgefett. : 


Ein direkter Aufſchluß über die bier flreitigen Fragen ift hieraus ebenſo⸗ 
wg zu entnehmen, wie aus den übrigen, vom Verklagten in Bezug genom- 
wen, damit ühbereinftimmenden Ausführungsbeftimmungen zum Rentenbant: 
We Es tann auch unerörtert bleiben, ob die fompetente ‘Behörde danach 

Hartmann, Zeitigrift. IL. Br. 4. Heft. 28 
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verpflichtet gewejen if, dem Kläger in feiner Eigenfchaft als Kreisfteuereinnehmer 
die Rentenerhebung zu übertragen, oder ob fie berechtigt gewefen ift, einen an- 
deren Beamten derjelben Kategorie damit zu beauftragen, ob Kläger befugt ge: 
wejen wäre, den Auftrag abzulehnen und ob Verklagter ein Recht gehabt hätte, 
diefen Auftrag zuruckzunehinen. Entſcheidend ift vielmehr allein, daß auf Grund 
gejeglicher Anordnung dem Kläger als Erheber ber direkten Staatsfteuern das 
Geſchäft der Nentenerhebung, unter Zuficherung einer Belohnung in Form einer 
Zantieme, übertragen worden ift, und baß er es bis zur Nieberlegung feines 
etatsmäßigen Amtes als Kreisfteuereinnehmer verwaltet hat. Diefe Uebertragung 
und Verwaltung war jedenfalls feine zufällige, mithin auch nicht die ihm für 
legtere bewilligte und damit verbundene Vergütung. Die übertragene Geſchäfts⸗ 
verwaltung fand ihre feſt und relativ dauernde Begründung in den gefeßlichen 
Anordnungen, auf denen fie beruhte, wodurch gleichzeitig die dafür gewährte 
Vergütung, entſprechend ber Regelmäßigteit bes Geſchäftes, als eine regelmäßig 
wieberkehrende, nur bem Betrage nad) wechfelnde, gefichert und ber Begriff des 
zufälligen davon fern gehalten worden if. Schon um besmwillen gehören die 
vom Kläger bezogenen Zantiemen, abgejehen davon, ob fie widerruflide geweſen 
find oder nicht, nicht zu den im $. 10 Nr. 3 des Penfionsgefeßes vom 27. me 
1872 gedachten Dienfteinkünften. 

Aber fie können aud nicht als widerrufliche angejehen werden. Im Renten- 


bantgefege vom 2. März 1850 und deſſen Ausführungsbeftimmung ift weder die _ 


Webertragung des RentensErhebungsgefääftes, noch dieſes Geſchäft jelbft als 
widerruflich bezeichnet, und dem Kläger ift das feinige auch nicht als widerruf⸗ 
liches übertragen worden. Die Frage, ob es als widerruflihes hätte übertragen 
werben Tönnen, muß dahin geftellt bleiben. Die Widerruflichkeit folgt weder 
daraus, daß ber Prozentfag ber Tantieme nur „für jetzt“ feitgefegt, aljo eine 
Abänderung deſſelben vorbehalten ift, weil Davon weder das Recht bes Renten- 
erhebers, eine Tantieme oder Vergütung für feine bienftlihe Mühewaltung zu 
fordern, noch die Pflicht des Verklagten, fie zu gewähren, berührt wird, noch 
daraus, daß das Geſchüft jelbft feiner Zeit mit der Erfüllung feines Endzweckes 
aufhören muß, weil bas Geſetz eine ſolche Rüdjicht nicht kennt, trotz berjelben 
die bezogene Tantieme mit dem Begriffe der fleigenden und fallenden Dienft- 
emolumente bes 8. 10 Nr. 2 des Penfionsgefeges vom 27. März 1872 nit in 
Widerſpruch tritt und in diefer Hinſicht die Thatſache entfcheibet, daß der Kläger 
das gegen einen Tantiemenbezug ihm als unmittelbaren ‘Staatbeamten über- 
tragene Geſchaͤft dev Rentenerhebung fo lange, als er jein Amt als Steuerein- 
fehmer befleidete,. bejorgt hat. 

Daß ber 8. 5 a. a. O. außer Anmwenbung bleibt, hat Berklagter ſtillſchweige n d 
anerkannt, indem er ſich nicht darauf berufen hat. Die Rentenerhebung, woftrr 
Kläger die Tantiemen bezog, läßt fly aber auch nicht als ein Nebenamt ober 
Nebengeſchäft im Sinne bes $. 12 a. a. O. auffaſſen. Diejer fegt ein binfichte 
lich der Thätigkeit und Bejoldung von dem Sauptamte oder Hauptgeſchäfte eines 
Beamten unabhängig beftehendes und nicht bleibend übertragenes Nebenamt oder 
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Rebengefchäft voraus. Ein folder Fall Liegt nicht. vor, obmohl in Anſehung 
der Rentenerhebung keine etatsmäßige Stelle bleibend übertragen iſt. 

Bei der Uebertragung jenes Geſchäftes an die Kreisſteuereinnehmer iſt deren 
Eigenſchaft als der techniſch dafür geeignetſten Beamten und bei Abmeſſung der 
Belohnung für die damit verbundene Mehrarbeit und Mehrverpflichtung — 
Rautionebeftellung. — dns fefte Gehalt, welches fie bereits bezogen, vorzugsweiſe 
in Betracht gekommen. Jedenfalls hat die lehtere Rüdficht, wie Verklagter eins 
räumt, bewirkt, daß dem Kläger, weil er die Tantieme bezog, das feſte Gehalt‘ 
als Kreisfteuereinmehmer, in dem er jonft aufgerüdt wäre, nicht verbefjert wor⸗ 
den it Ob biefes fire. Gehalt, wie er behauptet,. bei ber Amtsniederlegung ohne 
jene Rüdfihtnahme mehr betragen haben würde, als er mit Einfluß der 
Durchſchnittstantiemen wirklich betragen bat, was Verklagter beitreitet, kann auf 
fi beruhen, und braucht daraus, daß ber Verklagte troß feiner Sachkunde 
feinen geringern Betrag angegeben hat, Teine weitere Folgerung gezogen zu 
werden, Defienungeachtet fteht thatſächlich feſt, daß, unter theilweiſer Benugung 
des Zantiemenbezuges zur Ausgleihung der dieſerhalb unterbliebenen Erhöhung 
des feſten Kreisfteuereinnehmer-Gehaltes, welche Erhöhung dem Kläger fonft — 
ohne den Tantiemenbezug — aus anderen Mitteln zu Theil geworden wäre, 
biejes fefte Gehalt zufammen mit den Zantiemen unterfhiebslos für eine anges 
meſſene Bezahlung der Geſammtthätigkeit des Klägers als Steuereinnehmers und 
Rentenerhebers gegolten und auf diefe Weife der Tantiemenbezug einen beftim- 
menden Einfluß auf ben Umfang des firen Gehaltes, beziehentlich auf die Davon 
iu berechnende Penſion ausgeübt hat, weshalb die Tantieme als ein Theil des 
penfionsfähigen Dienfteintommens bes Klägers anzufehen iſt. Es ergiebt ſich 
auch hieraus, daß im vorliegenden Falle weder von einem nicht penfionsfähigen 
Rebeneintommen, noch von einer zufälligen, bezw. widerruflihen Dienfteinnahme 
bie Rebe fein kann. 

Das Reikript des FinanzMinifteriums vom 5. Dezember 1869, worin einer- 
ſeus die fragliche Tantieme als ein nicht penſionsberechtigtes Nebeneinkommen 
bexichnet, anbererfeits mit Rüdficht darauf die Erhöhung des firen Gehaltes der 
die Bantrenten erhebenden Kreisfleuereinnehmer für zuläffig erflärt worden ift, 
lann, der älteren Uebertragung des Geſchäftes der Rentenerhebung und bem 
füngern Penfionsgefege gegenüber, bei der rechtlichen Beurtheilung bes Streit: 
falles feine entſcheidende Bedeutung beanipruchen. - 

Der zweite Richter hat fich hiernach der gerügten Gejegesverlegungen nicht 
jhaldig gemacht, woraus die Zurückweiſung ber Nichtigkeitsbefchwerbe folgt. 











99, 
Mani, Amtsvorfteher. Wegeftreitigfeit. Paſſiv⸗Legitimatiou. 
* (Erk. des Ob.⸗Trib. in Berlin vom 28. Nov. 1876.) 


u Die Seftftellung des Appellationsrichters, .daß der Kläger feine Klage gegen 
28* 
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den Amtsvorfteher D., bezw. deflen Amtsnachfolger K., weder perſönlich, noch in 
der Eigenſchaft als Vertreter des betreffenden Amtsbezirkes, bezw. dazu gehöriger 
Gemeinden, angeftellt habe, ift von der Nichtigkeitsbeihwerde in keiner Weile 
angegriffen. Durch dieſe Feftftellung erledigt fi) zugleich die eventuelle Aus: 
führung des Appellationsrichters in der letzteren Beziehung, daß nämlich zu einer 
folhen Vertretung des Amtsbezirkes, bezw. dazu gehöriger Gemeinden, im Pro 
zeſſe der Amtsvorfteher nicht legitimiert ſei. Vielmehr findet bie RNichtigkeits- 
beſchwerde die Verlegung ber bezogenen Paragraphen lediglich darin, daß der 
Appellationgrihter, obgleich nicht eine Privatperfon der Behauptung des Klägers, 
der ftreitige Weg fei ein Privatweg, Widerſpruch entgegengefegt, ſondern ber 
Amtsvorfteher, als der mit der Verwaltung der Wegepolizei beauftragte öffent: 
lihe Beamte die Eigenſchaft defjelben als eines öffentlihen Weges in Aniprud 
genommen, biefen Amtsvorfteher defien ungeachtet nicht als den richtigen Der: 
tlagten anerkannt habe. Infoweit kann aber die gerügte Verlegung nicht aner⸗ 
kannt werden. Nach dem bezogenen 8. 59. verwaltet der Amtsvorfteher: 

1. bie Polizei, insbefondere (unter andern) auch Die Wegepoligei, 

2. die fonftigen öffentlichen Angelegenheiten des Amtes nad Vorſchriſt 
biefes Gejeges, d. i. der Kreisorbnung. 
Der nächſte 8. 60 verhält fich, wie deſſen ſchließliche Hinweiſung auf den 
8. 79 ergiebt, wejentlich über das Recht und bie Pflicht des Amtsvorftehers, 
das, was er, als zur Erhaltung ber Öffentlichen Ordnung, Ruhe und Sicherheit 
erforderlich, angeordnet hat, durch die geſetzlichen Zwangsmittel auch ausführen 
zu laſſen. 
Der dann folgende 8%. 61 oronet, nachdem er erft im Abf. 1 die Obliegen 
heiten des Amtsvorftehers, in Beziehung auf die Erhaltung der öffentlichen Wege 
im vorfchriftsmäßigen Zuftande für den Fall der Unftreitigteit der Verpflichtung 
dazu, im Allgemeinen angegeben, demnächſt im Abſ. 2 für den entgegengejegten 
Tall des Beltreitens biefer Verpflichtung an, 
daß der Amtsvorflieher wegen Ausführung bes, nach feinem pflictmäßigen Er 
mefjen bis zur Feſtſtellung ber biesfälligen Verpflichtung im Intereſſe bes 
Öffentlichen Verkehres nicht aufjhiebbaren Nothwendigen zwar Anordnung zu 
treffen, zugleich aber eine Inſtruktion der ftreitigen Berpalmiie „mit Zus 
ziehung der Betheiligten“ vorzunehmen habe, 

mit dem wörtlihen Zufaße: - 

Wird dabei zc. oder ift es fireitig, ob ein Weg ein öffentlicher oder 
Privatweg fei, jo ift in dem kontradiktoriſchen Verfahren das Öffentliche Inter⸗ 
eſſe durch den Amtsvorſteher wahrzunehmen. 

Mag der Nichtigkeitsbeſchwerde auch zugegeben werden, daß die Worte 
„Inſtruktion“ und „kontradiktoriſches Verfahren" nicht gradhin gleichbedeutend 
gebraucht find, jo ift mach dem ganzen Zuſammenhange, insbefondere nad dem 
zur Vermittelung des Üeberganges von dem Ab. 1 zu dem Abſ. 2 gebrauchten 
Wörtchen „babei* jo viel unzweifelhaft, daß an die Inftruktion, das kontradik⸗ 
torifche Verfahren in dem Sinne, baß, fofern durd die Inftruktion der ftreitigen 
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Behältniffe, mit Zuziehung der Vetheiligten, der Streit nicht beigelegt worden, 
das öffentliche Interefie dur den Amtsvorfteher wahrzunehmen iſt, — 
fh anfchließt, infofern alſo die Inftruftion und das kontradiktoriſche Verfahren 
ein Ganzes bilden. Seine Betätigung findet bies auch in den nächſtfolgenden 
Ahſätzen 3 und 4. Nachdem nämlich im Abf. 3 angeordnet worden, daß für den 
del, daß die. Betheiligten verfchiedenen Amtsbezirten, bezw. Amts: und Stadt» 
beitlen des Kreiſes angehören, der Kreisausſchuß denjenigen Amtsvorfteher, 
bezw. Bürgermeifter beftimmt, welcher die nothwendigen Anorbnungen zu 
treſfen, 
„bie Inſtruktion zu führen und im kontradiktoriſchen Verfahren das öffentliche 
Interefie wahrzunehmen hat“, 
beißt es im Abf. 4 weiter: z 
„der Amtsvorfteher, bezw. Bürgermeifter, hat die gefchloffenen Verhandlungen, 
wenn eine gütliche Regulirung nicht gelingt, Mit gutachtlihem Berichte dem 
Kreisausſchuſſe vorzulegen, welcher die im $. 135 unter Nr. II. 1 vorgefehene 
Entſcheidung trifft.” 

Bier find die Inftrultion und das kontradiktoriſche Verfahren unter ber 
Bezeichnung „geihlofiene Verhandlungen“ offenbar zufammengefaßt. 

Die Nichtigkeitabeſchwerde giebt weiterhin jelbft zu, daß unter dein kontra⸗ 
dilloriſchen Verfahren im 8. 61 allerdings zunächſt an das Verfahren nad ben 
%. 140 folgd. (vor dem Kreisausſchuſſe) gebacht fein möge. Das ift auch Har, 
da der $. 140 unter den flreitigen Verwaltungsfaden, für welche das Verfahren 

F sor dem Kreisausſchuſſe (88. 138, 139) in den 88. 141 folgb. geregelt ift, 
ı namentlich (zu $. 135, Il. 1. a. b. c.) aud) „die rejolutorifche, bezw. interimiſtiſche, 
Entjheidung des Kreisausſchuſſes in ftreitigen Wegebaufadhen in Gemäßheit der 
Beftimmungen in 5. 61.” aufführt. Wenn die Nichtigkeitsbefehwerbe gleichwohl 
Daraus, dab nad) dem $. 135, II. der Kreisausſchuß darüber, ob der Weg ein 
Aentliher oder Privatweg ei, nicht zu entjheiden habe, folgert, Daß bie Be- 
ung im $. 61 Abj. 2 nothwendig auf das Verfahren vor dem ordent- 
hen Richter hinweiſe, jo findet diefe, an ſich nicht ſchlüſſige Folgerung ihre 
Sekte Widerlegung in der obigen Anordnung des Abj. 4 des $. 61 in Vers 
Knbung mit der Vorjehrift des $. 135 II. 1 c., wonach ber Kreisausfhuß auf 
N von dem Amtsvorfteher, bezw. Bürgermeifter, ihm vorgelegten, geichloflenen 
esanblungen, d. i. über die Inſtruktion und das kontradiktoriſche Verfahren, 
ori, bezw. interimiftiich, zu enticheiden..hat, 

ob ein Weg, von dem es ftreitig ift, ob er ein öffentlicher ober Privatweg 
ei, für den öffentlichen Verkehr in Anſpruch zu nehmen ift,“ ® 

in Verbindung mit der hieran fi fließenden weiteren Vorſchrift, 
Entjheidung darüber, ob der Weg die Eigenſchaft eines Privatweges 
 fieht den Betheiligten der ordentliche Rechtsweg zu.” 

Denn, ba das Geſetz erſt dann, nachdem der Kreisausſchuß auf bie vom 
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Amtsvorfteher, bezw. Bürgermeifter ihm nad) dem 8. 61 Abſ. 4 vorgelegten ge 
ſchloſſenen Verhandlungen refolutoriich entſchieden hat, daß der Weg für den 
Öffentlichen Verkehr in Anſpruch. zu nehmen fei, den Betheiligten den Rechtsweg 
über die Eigenſchaft des Weges, als eines Privatweges, eröffnet, jo erſcheint es 
geradehin ausgeſchloſſen, daß das in jenen gefchloffenen Verhandlungen inbegriffene 
kontradiktoriſche Verfahren vor dem Amtsvorfleher, bezw. Bürgermeifter, Thon 
auf das erft demnächſt eintretende Verfahren vor dem erfennenden Richter hin 
weifen kann. Dadurch wird aber der Richtigkeitsbeſchwerde ber Boden entzogen, 
da fie die Paffivlegitimation des Amtsvorftehers in dem gerichtlichen Berfahren 
gerade Darauf gründet, daß von bemfelben in dem kontradiktoriſchen Verfahren 
nad) dem $. 61 Abf. 2 das öffentliche Intereffe wahrzunehmen ſei. Hinzu tritt 
noch, daß der Begenftand bes Eontradiktorifchen Verfahrens vor dem Amtsvor 
fteher, bezw. dem Bürgermeifter, und bes demnächſtigen gerichtlichen Verfahrens 
ein ganz verjchiebener if, da es ſich in dem erfteren darum handelt, ob ein Weg 
für den öffentlichen Verkehr in Anſpruch zu nehmen iſt, in dem 
letzteren aber darum, ob der betreffende Weg die Eigenſchaft eines Privat⸗ 
weges hat. Gleich wie ferner im Abſ. 2 des 8. 61 der Amtsvorſteher, welcher 
die Inſtruktion ber ſtreitigen Verhältniſſe „mit Zuziehung der Betheiligten“ vor⸗ 
zunehmen hat, als zur Sache ſelbſt nicht betheiligt hingeſtellt iſt, in gleichem 
Sinne iſt es auch aufzufaſſen, wenn in dem an dieſe Inſtruktion ſich anſchließen⸗ 
den kontradiktoriſchen Verfahren nach den unmittelbar folgenden Abſätzen 2 und 
3 des $. 61 ber Amtsvorfteher, bezw. Bürgermeifter, das öffentliche Intereſſe 
nur „wahrzunehmen“, nicht zu „vertreten“ hat. Iene Wahrnehinung bes öffent: 
lichen Interefjes fällt nah dem ganzen inneren Zuſammenhange unzweifelhaft 
unter diejenigen „jonftigen öffentlichen Angelegenheiten des Amtes“ welde in 
Gemäßheit des $. 59 Nr. 2 der Amtsvorfteher „nady näherer Vorjchrift bes Ge 
fees“, vorliegend nach dem $. 61 Abſ. 2, zu verwalten hat. 

Demnad) ift dem Appellationsrichter dahin beizutreten, daß der Amisvor⸗ 
fieher bei dem ihm übertragenen kontradiktoriſchen Verfahren zugleich das öffent- 
liche Intereffe nur in ähnlicher Weife wahrzunehmen hat, wie etwa nach dem 
5. 44 ber Verordnung vom 20. Juni 1817 die Spezial-Rommilfion das Intereſſe 
der genannten moraliſchen Perſonen, wozu ergänzend auch noch auf ben $. 11 
der Verordnung vom 30. Juni 1834 (Geſetzſamml. S. 96) und bie bort ber 
zogenen geſetzlichen Vorſchriften verwiejen werden Tann. Unzweifelhaft in gleichem 
Sinne gefteht die Kreisordnung im 8. 155 dem Vorfigenden des Kreisausſchuſſes 
gegen Entſcheidungen deſſelben, ſoweit fie nicht endgiltig find, das Hecht der Ber 
rufung „aus Gründen bes öffentlichen Intereſſes“, zu. In ſolchem Falle würde, 
wie der Kläger bier gegen den Amtsvorſteher, ebenfo der Betheiligte gegen ben 
Vorſitzenden bes Kreisausſchuſſes zu klagen befugt fein, was ficher nicht die Ab- 
ſicht des Geſetzes ift. 

Endlich wird jeder Zweifel durch die weitere Vorſchrift des 8. 135 II. 1.c. 
a. a. O. — 
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Wird in dem gerichtlichen Verfahren der Weg für einen Privatweg ers 
Härt, fo kann berjelbe die Eigenſchaft eines öffentlichen Weges nur im Wege 
des Erpropriationsverfahrens erhalten zc. Ä 
in Verbindung mit bemjenigen behoben, mas über die legislatorifche Vorberathung 
dieſer Vorſchrift in dem Erkenntniſſe vom 9. Juli 1874 (Entſcheidungen Bd. 72 
S. 298) mitgetheilt iſt. Denn, da danach, falls in dem gerichtlichen Verfahren 
der betreffende Weg für einen Privatweg erklärt worden, die Verwaltungs⸗ 
behörbe nicht anders dazu kommen kann, ben Weg für einen öffentlichen zu ers 
Hären, als bis das Erpropriationsverfahren eingeleitet ift, jo ergiebt fi) daraus 
von felbft, daß das gerichtliche Verfahren nicht gegen den Amtsvorfteher, welcher 
lediglich als der mit der Verwaltung der Wegepolizei beauftragte Beamte den 
Weg für den öffentlichen Verkehr in Anipruh genommen ‚hat, vielmehr gegen 
dasjenige vermögensrechtlihe Subjelt in Antrag zu bringen ifl, gegen welches 
demnächſt die Erpropriation jelbft, als das Endergebniß, mit Erfolg nachgefucht 
und durchgeführt werben Tann. In biefer Beziehung fteht durch die Rechts: 
Iprehung des Ober⸗-Tribunals 3. B. in den Erfenntniffen vom 24. April 1860, 
27. Februar 1865 (Entſcheidungen Bd. 43, ©. 23, Bb. 53, ©. 21) bereits feft, 
daß die Frage, wer demjenigen, ber feine befonderen Rechte und Vortheile nad 
dem $. 75 ber Einl. zum Allg. Land-⸗Recht dem Wohle des gemeinen Wefens 
aufzuopfern genöthigt worden, die Entſchädigung zu leiften habe, in jedem ein: 
zelnen Falle davon abhänge, in. weſſen Interefje die Srpropriation erfolge, ob 
der Nußen dem Staate in feiner Gejammtheit oder innerhalb defjelben nur ein- 
zelnen Kreifen ober Perfonen zu Gute komme. Die Sachdarſtellungen ber In= 
fanzrichter gewähren aber durchaus feinen Anhalt dafür, daß der flreitige Weg 
für den öffentlichen Verkehr zum Nuten des Staates in feiner Gefammtheit in 
Anſpruch genommen ift, im Gegentheile ift in der refolutorifchen, bezw. interis 
miftifchen, Entſcheidung des Kreisausſchuſſes vom 14. April 1875 derfelbe in 
feiner ganzen Ausdehnung, namentlidy aber von ber Bruchhagener Mühle bis zur 
Chauſſee und von dort bis zur Goerlsdorfer Grenze, nur als ein, ſeit rechts⸗ 
verjährter Zeit beftehender öffentlicher Kommunikationsweg anerlannt bezw. für 
den Öffentlichen Verkehr in Anfprucd genommen, 


98. 


Veitragspflicht zu den Kreisabgaben. Begriff von „Forenſen.“ 
Kreisorduung vom 13. Dezember 1872 88. 9, 10, 14, 15. 
(Ext. des Oberverw.-Gerits in Berlin vom 9. Mai 1876.) , 

Aus den 88. 9, 10, 14 (Abf. 1) und 15 ber Kreisorbnung vom 12. Dezem- 
ber 1872 ergiebt fi), daß das Kreisabgabeniyftem der Kreisorbnung kein reines 
Staatsſteuer⸗Zuſchlagsſyſtem ift; es durchbricht letzteres vielmehr durch bie völlig 
ſelbſiſtändigen Grundſätze der forenſiſchen Real- und Perſonalbeſteuerung, 
welche zwar hinſichtlich der Einſchätzungsnormen ($. 15), nicht aber hinſichtlich 


— 
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der Steuerpflicht dem Staatsfteuerfyfteme angepaßt iſt. Es darf hier beiſpiels⸗ 
weife nur auf bie in Preußen mit Grundeigenthum angeſeſſenen Perſonen hin: 
gemwiefen werben, welche, fofern fie nicht gleichzeitig Einwohner des Preußiſchen 
Staates find, von der Staatsklaſſenſteuer gejeglich befreit, aber nad) $. 14 
der Kreisorbnung als Forenfen zu den nad) dem Maßftabe der Klafjenfteuer zu 
veranlagenden Kreisabgaben beitragepflichtig find. Der $. 14 kann daher in 
keiner Weife aus den Vorſchriften bes $. 10 interpretirt werden, ſoweit bie 
forenfifhe Beitragspflicht als ſolche in Frage fteht. 

Hinfihtlih der Auslegung des $. 14 fragt es fi demnächſt, was unter 
„Forenſen“ im Sinne diefes Paragraphen zu verftehen ift. Nach gemeinüblichem 
Sprachgebrauche verfteht man unter einem Forenjen (Ausmärker) denjenigen, 
welder Grundſtücke in einer anderen Flur befitt, als in welder er wohnt. In 
Uebereinftimmung hiermit jagt der $. 5 Nr. 2 des Geſetzes, betreffend die Lands 
gemeindeverfaffung vom 14. April 1856: 

Wenn Semand in dem Gemeindebezirk ein Grunbftüd befigt, weldes 
wenigftens den Umfang einer die Haltung von Zugvieh zu ihrer Bewirth- 
ſchaftung erfordernden Adernahrung hat, oder auf dem ſich eine Fabrik ober 
eine andere gewerbliche Anlage befindet, deren Werth dem einer Adernahrung 
mindeftens gleihtommt, fo ift derfelbe zur Theilnahme am Stimmrechte auch 
dann zuzulaflen, wenn er nicht Einwohner des Gemeindebezirks iſt Gorenſe). 

Dagegen bezeichnet der 8. 14 der Kreisordnung als Forenjen diejenigen 
phyſiſchen Perſonen, welche, ohne in dem Kreife zu wohnen bezw. in dem= 
jelben zu den perſönlichen Staatsfteuern veranlagt zu fein, in dem- 
ſelben Grundeigenthum befiten, oder ein ftehendes Gewerbe, ober naar einer 
Gewerkſchaft Bergbau betreiben. 

Sinfichtlih der Worte: „bezw. in demſelben zu den perſönlichen Staats⸗ 
ftenern veranlagt zu fein“ enthalten die Motive ber Regierungsvorlage vom 
Jahre 1869 (Anlagen zu den Verhandlungen bes Haufes der Abgeorbneten, 
1869/70, Exfter Theil, Nr. 4) auf Seite 28 folgende Erläuterung: 

„Wenn der $. 12 (jet 14) diejenigen Perfonen, welde einen doppelten 
Wohnfig in verfchiebenen Kreifen haben, den Forenſen Binfichtlih ihrer Be- 
fteuerung in den Kreifen, in welchen fie nicht zu ben perfönliden 

- Staatsfteuern veranlagt find, gleichſtellt, jo gefchieht dies zur’ Vermei—⸗ 
bung einer komplizirten und zu vielfadhen Streitigfeiten Veranlaffung gebene 
den Zheilung bes bem betreffenden Steuerpflihtigen aus anderen Quellen, als 
aus Grundbeſitz oder Gewerbebetrieb zufließenden Einkommens zwiſchen den- 
jenigen Kreifen, in beren jedem fie einen Wohnfit haben. Es wird im All» 
gemeinen angenommen werben bürfen, daß ein Steuerpflichtiger, welcher einen 
boppelten Wohnfig hat, mit feinem Sauptwohnfige demjenigen Kreife angehört, 
in welchem er zu den perfönliden Staatsfteuern veranlagt ift, indem fih der 
Regel nad) hier feine gefammte erwerbende Thätigkeit Tonzentrirt. Bon diefem 
GSefihtspunkte aus aber erfcheint es gegen die anderen Kreife, in welden der 
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Steuerpflichtige zwar auch einen Wohnſitz hat, aber nicht zu den perfönlichen 
Staatsfteuern veranlagt if, nicht unbillig , fie von der Befteuerung des aus 
anderen Quellen, als aus Grundbefig und Gewerbebetrieb fließenden Ein- 
tommens, weldes ber Kreis des Hauptwohnfiges allein in Anſpruch nehmen 
darf, auszuſchließen und ihnen nur die Befteuerung bes in ihren Grenzen bes 
legenen &rundeigenthums bezw. bes bort betriebenen Gewerbes zu geftatten.” 

Siernad) Tann es keinem Zweifel unterliegen, daß der Geſetzgeber auch die⸗ 
jenigen phyſiſchen Perfonen als „Forenjen” hat bezeichnen, bezw. den letzteren 
bat gleichftellen wollen, welche, ohne in dem Kreife zu den perſönlichen Staats 
feuern veranlagt zu fein, in bemfelben einen Wohnfi haben und zugleich Grund⸗ 
eigenthum beſitzen, oder ein ſtehendes Gewerbe oder außerhalb einer Gewerkſchaft 
Bergbau betreiben. 

Zwar hat die Königlihe Staatsregierung bei ber Redaktion ber gedachten 
Geſetzesbeſtimmung nur den Fall im Auge gehabt, daß in Folge bes gleichzeir 
tigen Wohnfiges in einem anderen preußiihen Kreife die Veranlagung zur 
Klaſſen⸗ oder Maffifizirten Einkommenſteuer dort erfolgt ift. Allein das Brinzip, 
welches durch dieſe Beſtimmung und ihren Anſchluß an die Forenſalbeſteuerung 
im eigentlichen Sinne ausgedrüdt iſt, geht weiter. Wenn die letztere, wie oben 
ausgeführt worden iſt, das Einkommen aus dem innerhalb des Kreiſes belegenen 
Grundeigenthume ganz allgemein und ohne Rüdficht darauf, ob es zu den 
Etaatsperfonalfteuern herangezogen ift oder nicht, den nach dem Maßftabe biejer 
Steuern zu veranlagenden Kreisabgaben unterwirft, jo würbe es nicht gerecht» 
fertigt fein, von ber Anwendung dieſes Grundſatzes diejenigen Perfonen, welche 
dem Kreife nicht nur durch Grundbeſitz, fondern auch durch Wohnfig angehören, 
auszuſchließen und fie mit alleiniger Ausnahme des Falles, wo ihre Heran⸗ 
ziehung zu den Staatsperfonalfteuern in einem anderen Kreife erfolgt if, von 
jener objektiv beſchränkten Kreis-Eintommenfteuer freizulaffen. Indem das Belek 
einerfeits die nicht im Sreife wohnenden und andererſeits die nicht im Kreife 
zu den perſönlichen Staatsflenern veranlagten Perſonen zufammenfaßt 
und der nämlichen Befteuerungsform unterwirft, ſtellt es beide Kategorien in 
Bezug auf die Anwendung dieſer Befteuerung und deren Unabhängigkeit von 
dem Staatsfteueriyfteme völlig gleih. Wollte man binfichtlich der leßteren Kate⸗ 
gorie an ben Erforberniffen der Staatsfteuerveranlagungen in einem anderen 
Kreife fefthalten, fo gelangte man in der That zu dem von dem Berufungstläger 
als Konfequenz feiner Ausführung gedachten Verfahren, denjenigen Kreifen, in 
weldyen der Kläger nicht wohnt, das Beiteuerungsrecht in Betreff des Einkom⸗ 
mens aus dem Grundbefige einzuräumen und bafjelbe Recht denjenigen Kreifen, 
welchen berfelbe durch feinen Wohnfig angehört, zu entziehen. 

Rad alle dem erſcheint die Auffafjung des Berufungsklägers, 

daß Kreisangehörige zu den Kreisabgaben nur nad) dem Berhältnifje der 
von ihmen zu entrichtenden direkten Staatsfteuern durch Zufchläge zu denſelben 
herangezogen werben bürfen,, 
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nicht begrünbet; vielmehr ſtatuirt Der $. 14 des Gefeges eine Ausnahme von 
biefer im $. 10 aufgeftellten Regel in Betreff derjenigen Kreisangehörigen, welde 
im Kreiſe Orundeigenthum befigen ober ein flehendes Gewerbe ober außerhalb 
einer Gewerkſchaft Bergbau betreiben, in demfelben aber zu perfönlichen Staats 
fteuern nicht veranlagt find, es mag bie Veranlagung biefer Perſonen zu ben 
perfönlihen Staatsfleuern in einem anderen preußischen Kreife erfolgt fein oder 
night. Folche Kreisangehörigen ſollen gleich den Forenſen verpflichtet ſein, auch 
zu denjenigen Kreisabgaben beizutragen, welche auf das aus dem Grundbeſitze, 
dem Gewerbe oder Bergbau fließende Einkommen, unter Anwendung der für die 
Veranlagung ber Klaſſen⸗ und Haffifizirten Einkommenſteuer beftehenden geieh- 
lichen Vorſchriften ($. 15 a. a. D.), gelegt werden, während ihr aus anderen 
Quellen — Kapitalvermögen, Renten ꝛc. — fließendes Einkommen frei bleibt. 
Uebrigens enthalten auch die Schlußworte des Abfages 1 im 8. 10: 

„bezw. zu den nad) 88. 14 und 15 zu ermittelnden fingirten Steuerſätzen 

ber Forenfen, juriftiiden Perfonen u. f. w.“ 

bereits einen ausbrüdlihen Hinweis auf diefe Ausnahme von ber in jenem 
Paragraphen auigeftellten allgemeinen Regel. 

Demgemäß ift die Heranziehung des Klägers zu ben perfönlihen Kreis: 
abgaben in dem Kreife Sangerhaufen, welchem er durch Wohnfig angehört, un- 
geachtet er auf Grund eines Privilegiums von perſönlichen Staatsfteuern über 
haupt befreit und folgeweife auch im Kreiſe Sangerhaufen nicht dazu veranlagt 
if, ſeitens des Kreisausſchuſſes des gedachten Kreiſes zu Recht erfolgt. Das 
abweijende Erkenntniß des Bezirksverwaltungsgerichts zu Merjeburg war daher - 
zu beftätigen. 2 


99. 


Die dem Staate gehörigen, zu Dienftwohnungen für die Königlichen Forft: 
beamten beitimmten Gebände find von den Kreisabgaben befreit. 


(Ext. des Oberverw.-Gerichts in Berlin vom 30. Mai 1876.) 


Der $. 3 Nr. 2 des Geſetzes vom 21. Mai 1861 (G.S. ©. 317) erflärt 
die dem Staate und den daſelbſt namhaft gemachten kommunalen Verbänden 
gehörigen Gebäude für fleuerfrei, „infofern fie zu einem öffentlichen Dienfte oder 
Gebrauche beſtimmt find“ und fährt dann fort: 

„inſonderheit alfo die zum Gebrauche öffentlicher Behörden oder. zu Dienſt⸗ 
wohnungen für Beamte beftimmten Gebäude”. 

In den legteren Worten kann nichts Anderes gefunden werben, als die Klar⸗ 
legung bes gejeßgeberifchen Willens, was jeden Falls unter dem zweifelhaften 
Ausdrud „zu einem Öffentlichen Dienfte oder Gebrauche“ mitbegriffen fein fol. 
Es ift damit eben ausgeiprochen, daß alle Gebäude, welche zu Dienftwohnungen 
für Beamte des Staates und der benannten Korporationen beftimmt find, aus⸗ 
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nahmslos von der Gebäubefteuer befreit find. Iſt bies richtig und zählen bie 
fistaliichen Forfibedienfteten u den Beamten, fo war eine ausdrüdliche Nennung 
der Forſtdienſtgebäude nicht erforderlih. Sie waren dann bereits hinlänglich als 
Reuerfrei gefennzeichnet, wie denn auch dem Borderrichter darin beigetreten werben 
muß, daß die ausdrüdlic genannten Gebäude nur als Beifpiele gelten können, 
worüber auch bei ben Worberathungen über das bier in Rebe ftehende Geſetz 
ein Zweifel nicht obgewaltet hat. (Bericht der Kommiſſion für Finanzen ꝛc. des 
Haufes der Abgeorbneten vom 29. April 1859. Drudjaden Nr. 176). 

Es handelt fi) hiernach nur um bie Frage, ob die fiskaliſchen Forſtbedienſte⸗ 
ten in Sinne des Gefeges „Beamte“ find oder nicht. Die Entſcheidung biefer 
Frage würde zweifelhaft fein, wenn dem Preußiſchen Rechte die in anderen 
deutſchen Staaten gemachte Unterſcheidung zwiſchen „Staatsdienern“ und 
„Staatsbeamten“ im engeren Sinne ; 

(Iahariae, Deutjches Staats- und Bundesrecht IL. $. 133 ff.) 
befannt wäre. Dies ift jedody nicht der Fall. Das Allgemeine Landrecht zählt 
in Theil II. Tit. 10, $. 1 ff. 8. 68 a. a. O. alle Givilbediente, welche beftimmt 
find, die Sicherheit, die gute Orbnung und den Wohlfiand des Staates 
unterhalten und befördern zu helfen, und damit auch die für die ftaatlihe Do- 
mainen⸗, Forſt- und Vermögensverwaltung beftellten Staatediener .zu ben 
Beamten des Staates. Dem entiprechend verfteht die Preußische Geſetzesſprache 
(Verfaſſungsurkunde Titel VIL, Gejege vom 11. Juli 1822 — 6.6. ©. 184, 
vom 24. März 1873 — G.S. ©. 122, vom 12. Mai 1873 — G.S. 6.209 — 
u. a m.) unter „Beamten“ ftets alle Staatsdiener ohne Ausnahme, mögen fie 
zur Ausübung von Staatsregierungss (Souverainitäts:) Nechten oder zur Vers 
waltung des ſtaatlichen Vermögens berufen fein. Eine Unterſcheidung nad) bier 
fer Richtung hin iſt der Preußiſchen Geſetzesſprache völlig fremd. Es Tann 
demnach nur angenommen werden, daß in dem Worte „Beamte” in dem Ge- 
fee vom 21. Mai 1861 auch bie fistaliihen Forſtbeamten mitbegriffen find. 


Hiermit fteht allerdings, da das Geſetz einen Unterſchied zwiſchen den 
Veamten bes Staates und ber Gemeinden und ber übrigen in Nr. 2 bes 8. 3 
des oben angezogenen Geſetzes genannten kommunalen Verbände nicht macht, 
anſcheinend das Vorgehen der Staatsregierung bei Ausführung des Gebäudes 
Reuergefeges im Widerſpruch, wenn von a die Kommunalförfterhäufer als 
gebäubefteuerpflichtig erflärt find. . 

(Bauß, Gefeß vom 21. Mai 1861 2c. und die zur Ausführung deſſeiben 
ergangenen Vorſchriften. Berlin 1866. ©. 101 fi.) 

Alein einerjeits ift es immerhin möglich, daß dieſe Beſtimmung fich nur 
auf Forfihäufer bezieht, welche nicht zu Wohnungen für Beamte, fondern für 
Holzſchläger, Auffeher 2c. beftimmt find, andererjeits kann wohl nad den Re— 
flripten des Minifters des Innern vom 10. März 1873 und des Finanzminifters 
vom 5. Juli 1873, die Freilaffung der fisfalifhen Forftdienfthäufer von ben 
Kreisabgaben betreffend, event. angenommen werden, daß die in ber Denlſchrift 


ah. 
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vom April 1864 bem Behäudefteuergefege gegebene Auslegung von ber Staats⸗ 
vegierung jelbft nicht mehr getheilt wird. Keinenfalls kann hieraus ein Grund 
für eine andere, als die obige Interpretation des Gejeges entnommen werden. 

Hiernach waren bie fiskaliichen Forftbenmten als Beamte im Sinne bes 
Geſetzes anzuerlennen und demgemäß bas Erkenntniß bes Bezirköverwaltungs« 
gerichts zu Gumbinnen in der Hauptfache zu beftätigen. 


100. 


Friſt zur Anbringung der Beſchwerde wegen Ueberbürdung mit Sreisabgaben 
beim Kreisansſchuſſe. 


(Et. des Oberverw.Gerichts in Berlin vom 27. Juni 1876.) 


Der $. 19 der Kreisordnung vom 13. Dezember 1872 ſchreibt vor, daß 
Beihwerden wegen Weberbiirdung mit Kreisabgaben zuvor beim Kreisausfhufie 
zur nochmaligen Prüfung und Entſcheidung angebracht werden müſſen. 

Auf dieſes Reklamationsverſfahren findet die beim Mangel einer anderweiten 
bezüglichen Vorſchrift in der Kreisorbnung durch letztere nicht aufgehobene Bes 
flimmung ber $$. 1 reſp. 14 bes Geſetzes über die Verjährungsfriften bei öffent- 
lihen Abgaben vom 18. Juni 1840 (G.⸗S. ©. 140) Anwendung, wonach für 
daſſelbe eine dreimonatlihe, vom Tage der Bekanntmachung der Heberolle reip. 
der Benachrichtigung vom Betrage der Steuer an laufende Präfiufiofeift 
geſetzt ift. 

In dem vorliegenden Falle, in welchem bie Flagende Berginfpektion von ber 
Veranlagung bes Bergwerks durch ein Schreiben .des Magiftrats zu Stahfurt 
vom 15. Oftober 1875 in Kenntniß gefegt wurde, hat biefelbe fi bei bem 
Kreisausſchuſſe, wie der Wortlaut der Vorſtellung vom 20. Oktober 1875 er- 
fehen läßt, nur über die Heranziehung des Fiskus mit der fraglihen Kreis- 
abgabe überhaupt, nicht aber über deren Höhe beſchwert, letzteres vielmehr zuerft 
bei bem Bezirkeverwaltungsgerichte in einer am 25. Februar 1876 dort präfen- 
tirten und von bemjelben dem Kreicausſchuſe am 1. März 1876 zugefertigten 
Eingabe gethan. 

Hiernach ift für biefe Veſchwerde die im Geſetze vorgeſchriebene Friſt ver⸗ 
ſäumt worden und muß es daher jedenfalls für das Jahr 1875 bei der erfolg- 
ten Einfhägung gemäß dem Abf. 2 des $. 1 d, a. D. bewenden. 


IO0I. 
Heranziehung des Einkommens and einer Fabrik, deren kaufmänniſches Komptoir 
außerhalb des Kreiſes liegt, zn den Kreisabgaben. 
(Ext. des Oberverw.⸗Gerichts in Berlin vom 8. September 1876.) 
Der Anſpruch auf Befreiung von der, ber Geſellſchaft auferlegten SKreis- 
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enlommenfteuer wird auf die beftehende gefchäftliche Verfaſſung der Geſellſchaft 
geüßt, wonad ber handelsmäßige Umfat des in Sch., Lanbtreifes. Königsberg, 
gebrauten Bieres von dem in der Stadt Königsberg belegenen Komtoir aus er- 
folge. Diejer Umftand foll den Antrag der Klägerin begründen, da die Fabri- 
tation ohne Verwerthung bes Fabrikates überhaupt kein Gewerbebetrieb fei. 

Mit Recht ift dagegen von dem erften Richter geltend gemacht, daß die Zus 
bereitung bes Bieres jelbft einen weſentlichen Theil des @ewerbebetriebes ber 
Klägerin. bilde. Derſelbe ſetzt fich feiner Natur nach aus Fabrikation und Handel 
zuſammen und gewährt nur durch die Verbindung diefer beiden Geſchäftszweige 
einen Ertrag. Der eine dieſer Geſchäftszweige, die Fabrikation, gehört dem 
Landkreiſe Königsberg an, welcher daher gemäß $. 14 ber Kreisorbnung befugt 
it, die Gejellihaft mit Beiträgen zu den auf das Einkommen gelegten Kreis 
abgaben heranzuziehen. Der Anſpruch der Geſellſchaft auf Befreiung ergiebt fich 
hieraus als unbegründet, während von der Entſcheidung der Frage, ob das Ein- 
kommen aus der Fabrikation in Sch. von dem Kreisausfchuffe richtig berechnet 
worden ift, bezw. welde Abzüge von bem ganzen Netto-Ertrage des Unter 
nehmens mit Rüdfiht auf defien zum Theil außerhalb bes Landkreiſes ſtatt⸗ 
findenden Betrieb zu machen gewejen wären, in bem vorliegenden Rechteftreite, 
welcher auf eine Ueberbürdung mit der fraglichen Streisabgabe nicht gerichtet ift, 
Abſtand zu nehmen war. F 


102. 


Aeklamation wegen Kreidabgaben. Paffviegitimation. Nicht-Kreisaugehörige. 
Servisberechtigte Militärperfonen. Verjährung. SHeberolle. Auſpruch anf 
Nüderftattung indebite gezahlter Abgaben gegenüber dem Kreiſe. 

(Ext. des Oberverw.Gerichts in Berlin vom 18, Oft, 1876.)' 


Nach $. 1 des Geſetzes über die Verjährungsfriften bei öffentlichen Abgaben 
vom 18. Juni 1840, welches nad) früheren Entſcheidungen des Obervermaltungss 
gerichts auch auf die im Verwaltungsftreitverfahren zu erledigenden Klagen wegen 
Heranziehung oder Veranlagung zu den Kreisabgaben Anwendung findet, müfjen 
Rellamationen gegen direkte Steuern binnen brei Monaten vom Tage ber Bes 
tanntmachung ber Seberolle oder, wenn bie Steuer im Laufe des Jahres auf- 
erlegt worben, binnen drei Monaten nad) erfolgter Benachrichtigung von deren 
Betrage bei der Behörde angebracht werden. 

Die im vorliegenden Falle der landräthlichen Bekanntmachung beigefügte 
Repartition enthält nun allerdings bie Beiträge ber einzelnen ®emeinden und 
Gutsbezirke, des Fiskus und zweier Fabriken, ſowie die von den Forenjen ber 
einzelnen Gemeinden im Ganzen zu entrichtendeg Beiträge und wird demgemäß 
als eine „Seberolle” im Sinne des $. 1 des Gefebes vom 18. Juni 1840 für 
die Gemeinden und Butsbezirke angefehen werden können. Nicht aber kann die 
Repartition als Seberolle den einzelnen Kreisangehörigen gegenüber gelten. Denn 
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einmal tft keineswegs jeder Kreiseingefefjene im Stande gewefen, auf Grund ber 
Repartition feinen Beitrag zu dem auf die Gemeinde bezw. ben Gutabezirk 
tepartirten Betrag nad) Maßgabe ber von ihm zu zahlenden Staatsfteuern zu 
berechnen, da weder in ber landräthlichen Bekanntmachung, noch in der Repar⸗ 
tition ber Progentfag angegeben ift, welder als Zuſchlag zu ben einzelnen 
Staatäfteuern erhoben werden follte. Sodann aber würde auch, ſelbſt wenn bies 
ber Fall wäre, die Repartition nicht als Heberolle für die einzelnen Kreisanges 
hörigen anzufehen fein, da aus einer Seberolle die von ben. einzelnert Steuer- 
pflichtigen zu entrichtenben Abgabenbeträge ohne Weiteres müflen erſehen werden 
tönnen. Vielmehr waren auf Grund ber Repartition von den Vorftehern bezw. 
den Steuererhebern ber einzelnen Gemeinden und Gutsbezirke, entſprechend der 
Vorſchrift des $. 11 ber Kreisordnung, wonach bie Untervertheilung bes Kreis- 
abgabenjolls für die Gemeinden und Gutabezirke auf die einzelnen Steuerpflich⸗ 
tigen ben erfteren obliegt, befondere SHebeliften für die von den einzelnen Steuer- 
pflicgtigen zu entrichtenden Abgabenbeträge aufzuftellen und bekannt zu machen. 
Da dies in.dem Gutsbezirke Er. unterlaffen worden ift, fo ift die Klage unter 
alen Umftänden als rechtzeitig angebracht zu erachten. Es kann hiernad) dahin- 
geftellt bleiben, ob die im Gefege vom 18. Juni 1840 vorgeſchriebene dreimonat⸗ 
liche Friſt gewahrt worden iſt, wenn man dieſe vom Tage ber Ausgabe bes das 
Steuerausſchreiben enthaltenden Kreisblatts an berechnet. 

Was ſodann den vom Beklagten erhobenen Einwand der mangelnden 
Paſſivlegitimation anbetrifft fo erſcheint derſelbe nicht begründet. 

Den Vorſchriften der Kreisordnung über die Vertheilung und Aufbringung 
der Kreisabgaben liegt mit gewiſſen, bier nicht in Betracht kommenden Mobifi- 
fationen das Individualbeſteuerungsſyſtem zu Grunde, wie dies in den Motiven 
zu $. 10 der erften dem Landtage der Monarchie im Jahre 1869 gemachten Vor⸗ 
lage ausdrücklich ausgeſprochen worden if. Demgemäß find nad) $. 11 Abfag 1 
der Kreisorbnung die für die Landgemeinden und felbftftändigen Gutsbezirke be⸗ 
rechneten Antheile in allen Fällen unter Anwendung des allgemeinen Kreis⸗ 
abgaben-Maßftabes auf bie einzelnen Steuerpfliähtigen zu vertheilen. „Die auf 
die letzteren nach Maßgabe ihrer Staatsfteuern entfallenden, bezw. nah Vor⸗ 
ſchrift der 8. 14, 15 a. a. O. befonders veranlagten Indivibualbeträge wer- 
den foldhergeftalt unmittelbar in und mit dem Gemeindefoll feftgeftellt und ge— 
langen demnächft ohne jede Veränderung zur Einziehung. Aus biefem Grunde 
richtet fich die Reklamationsbefugniß der Kreisabgabenpflidtigen auch unmittelbar 
gegen den Kreis und giebt deshalb der $. 19 der Kreisordnung nicht nur den 
Gemeinden wegen Feftftelung ihres Kreisabgabenfolls, fondern aud den ein⸗ 
zelnen Kreisangehörigen wegen ber von ihnen geforderten Abgabenbeträge das 
Beſchwerderecht. Zu der Annahme, baß unter „Rreisangehörigen” im Sinne 
des 8. 19 etwa nur bie im 8. 14 genannten Forenfen und juriftifhen Perſonen 
zu verftehen ſeien, bielet weder der Wortlaut noch die Entſtehungsgeſchichte des 
Paragraphen einen Anhalt. 
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Der Kläger hat daher mit Recht feinen Anfprud auf Rüdzahlung der von 
ihm für das Jahr 1875 geforderten Kreisabgaben gegen ben Kreis Uſedom⸗ 
Bollin gerichtet und ift diefer Anfpruch auch mit Recht von dem Vorderrichter 
als begrfindet anerfannt worden. Geftügt ift derſelbe einerjeits darauf, daß 
Nläger zu ben im Kreife Ufedom-Wollin nicht angeſeſſenen fervisberedhtigten 
Miitärperfonen des aktiven Dienftftandes gehöre, anbdererjeits darauf, daß er 
zur Zeit des Erlaffes des Steuerausfchreibens in dem genannten Kreife keinen 
Wohnfitz gehabt habe, ber eine wie der andere Grund ihn aber nad) 88. 6 und 9 
der Kreisorbnung von Beiträgen zu den Kreisabgaben befreie. 

In erfterer Beziehung fteht feft, daß der Kläger bereit am 15. Auguft 
1874 zum Portepeefähnrich befördert worben.ift und als folder zu den jervis- 
berechtigten Militärperfonen des aktiven Dienftftandes gehörte Er war daher 
zur Zeit des Erlaſſes des Steuerausfchreibens im Auguft 1875, da er im Kreife 
uſedom⸗Wollin fein Grundeigentyum befigt, ungmeifelhaft damals nicht mehr 
„Angehöriger des Kreifes“ im’Sinne des $. 6 ber Kreisordnung und demgemäß 
auch zu den Kreisabgaben beizutragen nicht verpflichtet. 

Zwar behauptet der Bellagte, daß die Beftimmung des 8. 9 ber Kreis: 
ordnung nicht dahin zu verftehen ei, daß zu den Kreisabgaben nur Streisange: 
börige beitragspflichtig feien, und ift diefe Anficht allerdings auch infofern be- 
gründet, als außer den Kreisangehörigen auch die im $. 14 genannten Forenfen, 
juriſtiſchen Perfonen u. ſ. w. zu den Streisabgaben herangezogen werben dürfen. 
Der Bellagte geht jedoch zu weit, wenn er vermeint, daß zu den Kreisabgaben 
auch diejenigen Einwohner einer ®emeinde beitragspflichtig feien, melde, ohne 
in berfelben einen Wohnftg zu haben, wegen ihres zeitigen Aufenthalts dafelbft 
zu den perſönlichen Staatsfteuern veranlagt find. Der Kreisfteuerpfliht find 
vielmehr nur die in den 88. 9 und 14 genannten Perfonen mit den im $. 18 
gedachten Ausnahmen unterworfen. Es beftimmt deshalb aud ber 8. 10 außs 
drüdlich, daß die Vertheilung der Kreisabgaben nach feinem anderen Mapftabe 


erfolgen darf, als nad dem Verhältnifie der von den Kreisangehörigen zu 


entrichtenden direkten Staatafteuern, und zwar nur duch Zufchläge zu benfelben, 
bezw. zu den nad $. 14 und 15 zu ermittelnden fingirten Steuerfägen ber 
Forenſen, juriftifhen Berfonen u. |. w. Eine analoge Vorſchrift, wie fie 
in dem $. 4 ber Stäbteordnung von 30. Mai 1873 enthalten iſt, wonad alle 
Diejenigen, welche im Stadtbezirke fih aufhalten, um dort ihren Unterhalt zu 
erwerben, zu den durch Zufchläge zu der Stlaflen- und klaſſtfizirten Eintommen- 
fleuer erhobenen Gemeindeabgaben beitragspflichtig find, jobald fie dafelbft eine 
dieſer Steuern zu entrichten haben, findet ſich in der Kreisorbnung nicht vor. 
Wäre aber auch eine ſolche Vorſchriſt in derſelben vorhanden, jo würde doch bie 
Heranziehung bes Klägers zu den Kreisabgaben hierauf nicht gegründet werben 
tönnen, da er unbeftritten ſchon feit Jahren im Kreiſe Uſedom-Wollin feinen 
Aufenthalt nicht mehr gehabt hat, die Veranlagung beffelben zu ber Staats 
einfommenfteuer in jenem Kreife auch nicht wegen feines zeitigen Aufenthalte, 
fonbern wegen feines Wohnſitzes daſelbſt erfolgt iſt. 


D 
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Daß übrigens auch die Abficht des Gejehgebers, indem er die nicht ange: 
feffenen jervisberechtigten Militärperjonen des altiven Dienftftandes von ber 
Rreisangehörigteit erimirte, unzweifelhaft dahin gegangen if, fie von der Kreis 
fteuerpflicht zu befreien, erhellt aus den Motiven zu 8. 5 des erften Entwurfs 
der Kreisordnung vom Sabre 1869, in welchen es heißt: 

„Ausgenommen von der Kreisangehörigkeit find ebenfo, wie von der Ge⸗ 
meindeangehörigteit, nur die fervisberechtigten Militärperfonen, foweit fie nicht 
im Kreife angefeilen find. Beſitzen fie dagegen im Kreiſe Grundeigenthum 
ober betreiben fie in demfelben. ein ftehendes Gewerbe, fo ergiebt fi ihre 
Kreisangehörigkeit als eine Konfequenz ber fie als Grunbbefiger ober 
Gewerbetreibende betreffenden Steuerpflid t.“ 

Erſcheint ſchon hiernach der Antrag des Klägers auf Rückerſtattung der von 
ihm gezahlten Kreisabgabe geſetzlich gerechtfertigt, ſo bedarf es nicht weiter eines 
Eingehens auf den von ihm für feinen Anſpruch geltend gemachten ſerneren 
Grund, daß er im Jahre 1875 im Kreife Uſedom⸗Wollin feinen Wohnfig gehabt 
babe und auch deshalb, abgejehen von feiner Eigenſchaft als jervisberechtigte 
Militärperfon, nicht Kreisangehöriger und folgeweife auch nicht verpflichtet ges 
wejen fei, zl den Kreisabgaben Beiträge zu leiften. 

Anlangend ſchließlich den Einwand des Bellagten, daß Stläger, ba bie 
Zahlung der von ihm geforderten Kreisabgabe freiwillig ohne jeden Vorbehalt 
erfolgt fei, Einwendungen gegen feine Zahlungsverbindlicheit im Verwaltungs 
feeitverfahren nachträglich nicht mehr geltend machen könne, fo erfcheint derſelbe 
aus dem bereits vom Vorberrihter angeführten Grunde, nämlich infofern nicht 
zutreffend, als die Annahme einer freiwilligen Zahlung ſchon dadurch, daß letztere 
im Exekutionswege erzwungen werden konnte, überhaupt ausgeichloflen wird. 


103. 


Beitenerungäredt der Gemeinden. Juriftiſche Perſonen nuterliegen der Koms 
munal-Ginfommenbeftenerung in den Landgemeinden nicht. 
(Erk. des Oberveriw.- Gerichts in Berlin vom 2. Dezember 1876.) 


Die Berlin-Botsdam-Magdeburger Eifenbahngejellipaft ift zu den Kom- 
munalabgaben der Landgemeinde Steglig für das Jahr 1875 mit einer nad) dem 
jährliden Einkommen aus dem Eifenbahnbetriebe auf der Station Steglig be 
rechneten Eintommenfteuer veranlagt worden. f 

Sie verlangte: die Veranlagung aufzuheben, demgemäß ift auch erfannt: 


Grände 
Das Allgemeine Landrecht (Th. IT., Tit. 7, 8. 43) beftimmt unter ber Ueber: 
ſchrift: „Von Dorfgemeinen”: 
„Die baaren Geldausgaben werden in der Regel nach dem Verhältniſſe 
der landesherrlichen Steuern aufgebracht“ 
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Es Tann zugegeben werben, daß ben Dorfgemeinden hiernach nicht verwehrt 
war, ihr Abgabenweſen abweichend von der „Regel“ nad) Maßgabe der 88. 26 ff., 
Mt 6, Th. II. A. LR. ſtatutariſch zu ordnen. Jedenfalls aber erlitt dieſes 
Recht eine weſentliche Beſchränkung durch 8. 13 des Geſetzes über die Einrichtung 
des Abgabenmefens vom 30. Mai 1820 (Bejegfamml. S. 134). In dieſer Be 
finmung wird davon ausgegangen, daß bie Aufbringung ber „Bezirks und 
Semeindeausgaben” regelmäßig auf dem Wege einer Erhöhung ber Klafien- 
oder der Mahl: und Schlachtſteuer zu erfolgen habe und im Anſchluß bieran 
wird weiter verorbnet: 

„Andere Auflagen und Ausfchläge für bie Bezirks: und Gemeinbebedürf- 
niſſe können jedoch nur dann erhoben werden, wenn fie bereits beftehen, und 
das Bebürfniß derjelben noch forbauert, ober wenn fie in ber Verfaflung 
oder auf landesherrlicher Bewilligung beruhen; in allen Fällen aber nur, infos 
fern fie den Beftimmungen ber allgemeinen Steuergejege und der Freiheit des 
inneren Verkehrs nit hinderlich find.” 

Gemeindeabgaben, welde nicht dem für die Erhebung der perjönlichen 
Stantsfteuern geltenden Syſteme folgen, find hiernach nur infoweit geftattet, als 
fie bereit3 bei Erlaß jenes Bejeges entweder beftanden oder doch im verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte der einzelnen. Gemeinden begründet waren. Es ift damit den 
Gemeinden verfagt, noch nad) Erlaß jenes Geſetzes fi) eine Verfaſſung zu geben, 
welde für die Aufbringung der Gemeindebedürfniffe einen jenem Syſteme nicht 
entſprechenden Mapftab einführt. Und felbft wenn damals bereits ein folder 
anderer Maßftab verfaffungsmäßig begründet war, ſoll er befeitigt werden, for 
fen er den Beftimmungen der allgemeinen Steuergefege „und ber Freiheit bes 
Verkehrs „binderlih“ ift. Der letztere Ausbrud paßt freilih zunächſt nur zu 
den unmittelbar vorangehenden Worten: „Freiheit des Verkehrs“, weniger zu 
den Worten: „Beſtimmungen ber allgemeinen Steuergeſetze“. Gleichwohl ift mit 
Recht die Beftimmung von den bisher zur Entſcheidung berartiger Fragen bes 
tufenen Berwaltungsbehörben allgemein und regelmäßig dahin gedeutet worden, 
dab die Gemeindeabgaben den allgemeinen Staatsfteuergefegen nicht entgegen- 
ſtehen dürfen, mit biefen vielmehr grundfäglid im Einklange ftehen müſſen, fo 
daß damit das Befteuerungsreht ber Gemeinden auf diefelben Grenzen befhränft 
wäre, wie dasjenige des Staats. Für die Nichtigkeit dieſer Deutung ſpricht 
insbefondere auch noch die Geſchichte der Entftehung des 8. 13, wie ſich biefelbe 
aus den eingejehenen Akten des Staatsarchivs ergiebt. Die in Betracht Tommen- 
den Beſtimmungen des dem Staatsrathe vorgelegten Gefeßentwurfes lauteten: 

„Andere Auflagen und Ausfchläge zu denjelben Zweden können infofern 
fortdauern, als fie in der Verfaffung beruben ober durch eine landesherrliche 
Beftimmung bewilligt, fortbauernd erforderlih und den gegenwärtigen 


"oder andern gejeglihen Beftimmungen nicht entgegen find - ..... In 
keinem Falle dürfen fie jedoch eine Hemmung ober Bejhräntung des Verkehrs 
wit fi bringen.“ 

2 


Hartmann, Zeitſchrift LIT. Bd. 4. Heft 


434 Üutfheidungen und Erlaſſe vom Gerichten und anderen Behörden. 


Der Staatsrath erflärte fih mit dieſen Beſtimmungen einverftanben, hielt 
jedod eine andere Fafjung für nothwendig. Einerſeits wurden die oben hervor⸗ 
gehobenen Worte erjeßt durch: „ben allgemeinen Steuergejegen” und anderer 
feits wurde — unter Abänderung des Ausdruds: „entgegen“ in: „hinderlich“ 
— der Schlußſatz in den Hauptſatz Hineingezogen, woraus jchließlich die gegen 
wärtige Faſſung hervorging. Mit diefer hat demnach zum Ausdrud gebracht 
werden follen, daß Gemeindeabgaben, welche dem Staatsfteueriyftene — zunädft 
den auf Grund der Allerhöhften KRabinetsordre vom 7. Auguft 1820 (Geſetzſamml. 
©. 133) bekannt gemachten Geſetzen — nicht entipräden, unzuläffig ſeien 
Dieſe Gejege geftatten aber — und zwar aud in ihrer gegenwärtigen ‚Geftalt 
(Geſetz vom 1. Mai 1851, Geſetzſamml. S. 193) — die Heranziehung juriftifder 
Perſonen zu einer Eintommenfteuer nit und muß es demnad auch für un 
läffig angefehen werden, daß eine Gemeinde, wenn immerhin auch ihre Ver 
fafjung fie hierzu ermächtigen folte — dieſe Perfonen mit einer Einkommen 
fteuer belafte. Nicht ihre Verfaffung, fondern nur ein Geſetz kann jener Be 
fiimmung zufolge den Gemeinden diefes Recht gewähren und wenn auch einem 
großen Theile der Gemeinden bes Preußiihen Staats durch entfprechende ge 
jegliche Beflimmungen ausdrüdlich geftattet worden ift, juriſtiſche Perfonen nad 
dem aus ihrem Grundbefige und Gewerbebetriebe fließenden Einfommen zu be 
fteuern — 

Stäbteordnung für die fechs öftlihen Provinzen 2c. vom 30. Mai 1853 
(Sefegfamml. S. 261) $. 4. 
Städteordnung für die Provinz Weſtphalen vom 19. März 1856 Geſetzſamml. 
©. 237) 8. 4. 
Städteordnung für - Die Rheinprovinz vom 15. Mai 1856 Geſetzſamml. 
©. 406) 8. 4. 
Zandgemeindeorbnung für die Provinz Weftphalen vom 19. März 1856 
Geſetzſamml S. 265) $. 60. 
Geſetz, betreffend die Gemeindeverfaffung in der Rheinprovinz vom 15. Mai 
1856 (Geſetzſamml. S. 435) Art. 8. 
Geſetz, betreffend die Verfaſſung und Verwaltung der Städte und Fleden in 
der Provinz Schleswig-Holftein vom 14. April 1869 (Geſetzſamml. S 589) 
8. 28. 
jo haben doch für die Landgemeinden der jechs öftlihen Provinzen Die allge 
meinen Grundſätze der Tommunalen Einfommenbefteuerung eine Aenderung in 
diefem Sinne bisher nod) nicht erfahren. Insbeſondere enthält das Geſetz, bes 
treffend die Landgemeindeverfaffung in biefen Provinzen vom 14. April 1856 
(Sefegfamml. S. 359), eine folde Beltimmung nicht. Der $. 12 deſſelben be 
ftimmt vielmehr nur, baß bei einer neuen Vertheilung der Gemeinbelaften, wie 
ſolche ber $. 11 daſelbſt vorfieht, die in ber Gemeinde fattfindenden Abftufungen 
des Grundbeſitzes und bes Alaffenverhältniffes berüdfichtigt und die ben einzelnen 
Gemeindegliedern oder den Klaſſen derſelben aufzuerlegenden Antheile an ben 
Laſten in ein angemefjenes Verhältniß zu den Rechten und Vortheiler gejegt 
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werben, welche diefelben in dem Gemeindeverbande genießen. Hiermit ift aber 
den Zandgemeinden, melde, wie die Beklagte, in Uebereinftimmung mit dem 
durch dieſes Geſetz nicht aufgehobenen $. 43, Tit. 7, Ch. II. Allg. Landredits die 
Aufbringung ber Gemeindelaften nad) dem Maßftabe der direkten Staatsfteuern 
beſchließen, nicht die Befugniß zugeftanden, auch die der direkten Staatsperjonals 
feuer überhaupt nicht unterliegenden Perfonen heranzuziehen. Ebenjowenig hat 
die Kreisordnung vom 13. Dezember 1872, welche den Kreifen bie Seranziehung 
der juriftifchen Perſonen nad) einer fingirten Einkommenſteuer geftattet (3. 14), 
eine Aenderung hierin herbeigeführt. Sie beftimmt über bie Art ber Vertheilung 
eigentliher Gemeinbeabgaben überhaupt nichts. 

Unter dieſen Umftänden bedurfte es nicht eines näheren Eingehens auf die 
Frage, ob Klägerin als Mitglied der Gemeinde Steglig anzufprechen if, da fie 
au, wenn bies zu bejahen wäre, nicht gemeinbeeintommenfteuerpflichtig fein 
würde, 


” 


104. 


gandräthlihe Strafverfügung und Berwaltungsftreitverfahren wegen Ablehnung 
der Uebernahme des Amtes eines Waijenrathes. 
(Ext. des Oberverw.-Gerichts in Berlin vom 21. Oft. 1876.) 


Der zum Waifenrathe ernannte N. verweigerte die Uebernahme und war 
durch landräthliche Verfügung bei einer Erekutivftrafe zur vorjehriftsmäßigen Er- 
ledigung der vormundfhaftlihen Anordnung veranlaßt worden. Die auf Aufr 
hebung diefer Strafverfügung gerichtete Klage war von dem Bezirksverwaltungs⸗ 
gerihte zurüdtgewiefen und dieſe Entſcheidung durch obiges Erkenntniß beftätigt 
worden. E 

Gründe 


Zunächſt ift dem Vorberrichter darin beizutreten, daß die Entſcheidung ber 
Frage, ob dem Kläger geſetzliche Enfhuldigungsgründe zur Seite fliehen, welde 
ihn zur Ablehnung des Amtes eines Waifenraths berechtigen, in erfter Inftanz 
dem Kreisausſchuſſe gebührt. Der Kreisausfhuß wird jedoch hierüber nicht, wie 
der Vorderridter annimmt, als Streisverwaltungsgeriht im Verwaltungsſtreit⸗ 
verfahren zu enti&heiden, fonbern gemäß 8. 135 IX. ber Kreisordnung vom 
13. Dezember 1872, beziehungsmweife 8. 60 des Geſetzes, betreffend die Zuftäns 
bigleit der Berwaltungsbehörden und Berwaltungsgerichtsbehörben vom 26. Juli 
1876 als Kommunalauffihtsbehörbe zu beſchließen haben. 

! Daß der Kreisausfhuß in ben Fällen der 88. 8 und 25 a. a. DO. im Ver: 
| witungsftreitverfahren vorzugehen bat, unterliegt allerdings mit Rüdficht auf 
| We Schlußbeftiimmung des 8. 8 feinem Bedenken. Dagegen können die Be 
| Rsmmungen bes $. 25 bezw. bes $. 8, wenn auch nur bezüglich des Verfahrens, 


auf Fülle der vorliegenden Art keine analoge Anwendung finden. Der $. 3 des 
29* 
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Gefeßes fiber die Verfaffung der Verwaltungsgerichte ꝛc. vom 3. Juli 1875 
ſchreibt ausdrüdlich vor, daß bie fachliche Zuftändigkeit der Kreisverwaltungs- 
gerichte durch befondere Geſetze beftimmt werden fol. Nun enthält aber weder 
die Kreisordnung, noch das Geſetz vom 26. Juli 1876 eine Beftimmung, melde 
den Kreisausfhüflen die Entiheidung über die Verweigerung der Webernahme 
von Gemeindeämtern als ftreitige Berwaltungsfahen aud in Betreff anderer 
Gemeindebeamten, ald der Gemeindevorfteher und ber Schöffen, überträgt. Der 
8. 46 des Zuftändigleitsgefeges erflärt zwar die Beflimmungen bes $. 26 ber 
Kreisordnung wegen ber Betätigung der Gemeinbevorfteher und Schöffen auch 
‘auf andere Gemeinbebeamten für anwendbar, nicht aber den $. 25. Da bies 
unterblieben ift, jo erfcheint e8 gegenüber der ausbrüdlihen Vorſchrift des $. 3 
des Gejeges vom 3. Zuli 1875 aud nicht zuläffig, dieſe Lüde im Wege ber 
Interpretation auszufüllen. 

Die Frage ift aber infofern von Bedeutung, als, wenn es ſich Hier in der 
That nicht um eine ftreitige Verwaltungsſache handelt, die Zuſtändigkeit bes 
des Oberverwaltungsgerihts und jegt nad) dem am 1. Oktober 1876 erjolgten 
Inkrafttreten des Geſetzes vom 26. Juli 1876 auch die Zuftändigkeit bes Bezirke: 
verwaltungsgerichts ausgeſchloſſen fein würde, fofern nicht etwa inzwiſchen die 
Sache bei dem Kreisausſchuſſe vor dem gedachten Termine bereits anhängig ge 
macht fein follte (8. 173 a. a. D.); vielmehr würbe, wenn dies nicht ber Fall, 
an Stelle des Bezirksverwaltungsgerichts in feiner Eigenihaft als Kommunal: 
auffichtsbehörde höherer Inftanz nunmehr gemäß $. 60 a. a. D. der Bezirksrath 
treten. 

Was fodann die Beurtheilung ber in der landräthlihen Verfügung vom 
16. Februar 1876 enthaltenen Strafandrohung von Seiten des Vorberrihtert 
betrifft, fo ift diefelbe in allen Beziehungen als zutreffend zu erachten. Auf dit 
Bezeichnung ber angedrohten Strafe als Exekutivſtrafe kann ein entfcheidendet 
Gewicht nicht gelegt werben; fie karakteriſirt fi) vielmehr unzweifelhaft als eine 
Disziplinarftrafe, zu deren Androhung und Verhängung gegen ländliche Ge 
meindebeamte der Landrath gemäß 88. 19 und 100 des Disziplinargejeges von 
21. Zuli 1852 an fich befugt ift. f 

Db die Androhung einer Disziplinarftrafe im vorliegenden Falle, namentlie 
mit Rückſicht darauf, daß der Kläger die Uebernahme bes Amtes eines Waijen 
raths verweigert hatte, gerechtfertigt war, Dies zu prüfen und zu enticheide 
it — wie der Vorderrichter mit Recht ausführt, — Sache der Bezirksregierun 
als der dem Landrathe vorgefegten Dienftbehörde. 
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105. 


Die Gewerbtreibenden einer Landgemeinde bilden keine beſondere „Klaſſe“ der 
Gemeindeglieder im Sinne des Allgemeinen Landrechts. 
Einwand der Verjährung gegen bie Heranziehung zu den Gemeindelaften. 


(Et. des Oberverw.-Gerichts in Berlin vom 29. September 1876.) 


Die unter den Parteien flreitige Frage, ob ber formell zu Recht beftehende 
Gemeindebeihluß aus dem Grunde als geſetzwidrig anzufehen ſei, weil er die 
Gemeindelaften der wiberfprechenden Mitglieder durch die Mitheranziehung ber 
Gewerbefteuer erhöht hat, ift von dem Bezirksverwaltungsgerichte unter Ver⸗ 
werfung der dagegen aus dem $. 23, Tit. 7, Th. IL. und 8. 509, Tit. 9, Th. 1. 
1 CR. Hergeleiteten Einwendungen verneint worden. Die auf die Nichtan⸗ 
wendung oder unrichtige Anwendung diejer Beſtimmungen geftügte Reviſions⸗ 
beſchwerde entbehrt der Begründung. 

Der Gemeindebeſchluß entſpricht der im 8. 43, Tit. 7, Ch. II. A. NR. 
aufgeſtellten Regel, wonach die Aufbringung der baaren Gemeindeausgaben nach 
dem Verhältniſſe ber landesherrlichen Steuern zu erfolgen hat. Bei der An- 
wendung dieſes Maßftabes im Ganzen bergeftalt, daß bie jämmtlichen direkten 
Staatsfteuern der Bertheilung gleithmäßig zum Grunde gelegt werben, kann von 
einer Benachtheiligung einzelner Klaſſen von Gemeinbemitgliedern im Sinne bes 
$.23 a. a. D. ſchon aus dem Grunde nicht die Rebe fein, weil dieſe Steuern 
auf bie Staatsangehörigen nicht nad) den Klaſſen, jondern nad) allgemeinen, ver 
Natur jeber einzelnen Steuerart entſprechenden Kriterien veranlagt find. Ab- 
geieben davon findet aber auch die von den Klägern angezogene Beitimmung 
des 8. 23 a. a. D. auf die Gewerbetreibenden eines Orts als ſolche überhaupt 
feine Anwendung. 

Der zweite Abſchnitt des sit. 7, Dh. II. A. L.⸗R. regelt bie Verfaſſungs⸗ 
gtrundſätze der Dorfgemeinden ben dermaligen Verhältniſſen derſelben entſprechend 
im Anſchluß an die in dem vorhergehenden Abſchnitte 1 enthaltenen Beſtimmun⸗ 
gen über den Bauernſtand. Nah 8. 18 a. a. O. machen bie Beſitzer ber in einem 
Dorfe oder in deſſen Feldmark belegenen bäuerlichen Brundftüde die Dorfgemeinde 
aus; nur bie angefefjenen Wirthe nehmen gemäß $. 20 ebenda. als Mitglieber 
der Gemeinden an den Berathſchlagungen berjelben Theil und bie Stimmen 
werben in der Regel nach den Perſonen der angelefienen Wirthe gezählt ($. 23). 
Unter denn „verſchiedenen Klaſſen der Gemeinbeglieder‘, von deren Rechten und 
%ifungen im $. 23 die Rebe ift, find folgeweife keine anderen, als ſolche zu 
verhehen, welche ihrem Weſen nad) in den damaligen Verhältniffen ‚des platten 
Zasbes bezw. ber Dorigemeinden begründet waren. If aber ber Begriff ber 
keiten nach 8. 18 an den bäuerlichen Grundbeſitz geknüpft, jo können auch nur 
hieran die Unterſcheidungsmerkmale für die einzelnen Klaſſen ber Gemeinde 
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glieder entnommen, nicht aber Geſichtspunkte in beren Bildung bineingetragen 
werben, welche ber landrechtlichen Auffaffung und Regelung der Dorfgemeinde: 
verhältnifie völlig fremd find. Dies gilt ganz befonders von dem Gewerbe 
betriebe, welcher bekanntlich zur Zeit der Emanation bes Allgemeinen Landrechts 
und bis zu dem Edikte vom 2. November 1810 faſt ausſchließlich auf die Städte 
beichräntt war. Auch das Geſetz vom 14. April 1856 (G.⸗S. ©. 359) Inüpft 
die darin enthaltenen Beftimmungen bezüglich der verſchiedenen Klafjen von de 
meinbegliedern überall an ben Grundbefig und deſſen Auftufungen an :$. 5, 
Nr. 1, 4, $. 12); den der Gemeinde durch Gewerbebetrieb angehörenden Per 
fonen als ſolchen fteht daher ein Recht des Widerfpruchs gegen vorjchriftämäbig 
zu Stande gekommene Gemeindebeſchlüſſe auf Grund der erwähnten landrecht 
lien Beftimmung nicht zu. 

Ebenfowenig fteht den Klägern, wie das Bezirksverwaltungsgericht mit Recht 
angenommen bat, der $. 509, Tit. 9, Th. 1. A. ER. zur Seite, da derfelbe fh 
nur auf Privatlaſten bezieht. Die Freiheit von Gemeindeanbgaben kann über: 
haupt, abgefehen von den in dem Geſetze vom 18. Juni 1840 (8-6. ©. 140) 
vorgefehenen Fällen, nicht nur durch erlöfchende, fondern nur durch erwerbende 
Verjährung erlangt werben. (Erkenntniß des Obertribunals vom 9. April 1872, 
Entſcheidungen Bd. 67, ©. 159.) Die Kläger aber haben ben Beweis weder 
geführt, noch überhaupt angetreten, daß in Betreff jedes einzelnen von ihnen 
diejenigen thatſächlichen Vorausfegungen vorliegen, von denen das Geſetz bie 
Erwerbung des Rechts der Freiheit von Gemeindeabgaben durch Verjährung 
abhängig macht (38. 576, 577, Tit. 9, 8. 126, Tit. 7, Th. 1. A. L.R); vergl 
auch Erkenntniß des Obertribunals vom 22. September 1854 (Striethorft 
3. 15, ©. 32). " 


106. 


Zertretung der Schuiftelle. 
Berichtigung bed Legitimationspunftes im Streitverfahren durd den Richter von 
Amtöwegen. 


(Ext. des Oberverw.Gerichts in Berlin vom 19. September 1876.) 


Nah 8. 4, Nr. 6, Lit. 5 und $. 9, Tit. 6, Th. 1. A. G.O. hat ber Richten 
im Civilprozeſſe auf Die Berichtigung bes Legitimationspunktes von Amtsweger 
Bedacht zn nehmen. Die gleiche Pflicht liegt unzweifelhaft dem Richter in 
Verwaltungsftreitverfahren ob; fie ergiebt fi aus dem Weſen Diefes auf bei 
Prinzipien der Unterfuhungsmarime beruhenden Verfahrens, welche in den Vor 
fchriften bes Geſetzes über die Verfafjung der Verwaltungsgerichte und da 
Verwaltungsftreitverfahren vom 3. Suli 1875 überall ihren Tonfequenten Aus 
druck gefunden haben; fie ift insbefondere aus dem $. 40 dieſes Geſetzes herzu 
leiten, wonach der Verwaltungsrichter von Amtswegen fogar für bie Beilabun 
dritter bei einem Nechtaftreite betheiligter Perfonen zu forgen hat. 
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Der Vorderrichter hat fich ſonach ber Berlegung einer weſentlichen Prozeb- 
marme ſchuldig gemacht, wenn er die Klägerin mit ihrem Antrage angebrachter⸗ 
mahen aus dem Grunde abweilt, weil weber bie Aktiv: no die Paffivlegiti- 
nation in Ordnung fei. Hatte es der Richter erfter Inſtanz unterlafien, den 
Sgittmationspuntt richtig zu ftellen, fo war es nunmehr die Aufgabe des Be: 
mfungsridhters, das in diefer Beziehung Verfäumte nachzuholen. 

Der Vorderrichter irrte ſodann aber auch rechtsgrundſätzlich bei der Beurtheis 
lang der Zegitimationsfrage in zwiefacher Beziehung. 

Während die Regulirung des Einkommens ber Lehrer an den öffentlichen 
Eementarſchulen und die zu biefem Behufe erforderliche Feftftelung des Geld⸗ 
wertbs der Naturalien und des Ertrages der Ländereien der Lehrerftellen bis 
pam Erlaffe der Kreisordnung ben Bezirksregierungen allein zuftand, ift die 
Behmehmung der legteren Funktion im Falle eines Streites unter den Bethei⸗ 
Sgten dur den $. 135, X. 2 jenes Geſetzes den Kreisausſchüſſen übertragen 
worden. Die gedachte Feftftellung hat gemäß 8. 140. a. a. D. im Verwaltungs» 
fmitverfohren zu erfolgen. Es fragt fi, wer unter den Betheiligten im Sinne 
6.135 a. a. D. zu verftehen und demgemäß in dem Streitverfahren vor 
den Zermaltungsgerichten eine Parteirolle zu übernehmen bevedtigt und vers 
plidket iſt. 

Der Berufungsriäter will in dem vorliegenden Rechtsſtreite die Rolle der 
Aögerin der durch den Schulvorftand vertretenen Schulgemeinde, die Rolle bes 
Bellsgten ausſchließlich einem von ber Schulaufiichtsbehörde von Amtswegen zu 
; beflelienden Vertreter der Schulftelle zumeifen. Nach richtiger Auslegung der 
Geſete find jedoch, wo nicht Provinzialgefege Abweichungen ftatuiren, als legi- 
fiiet zum Wahrnehmung der Holle des Klägers die durch befonbers zu mählende 
Repräfentanten vertretene Geſammtheit der Hauspäter der Schulgemeinbe, zur 
Vahrnehmung der Rolle der Beklagten ber Lehrer und ein an Stelle der als 
Sausväter perfönlich intereſſirten Schulvorfteher von der Schulauffichtsbehörbe zu 
betelender Vertreter der Schule anzufehen. 

Die Aufbeflerung der Lehrergehälter erfolgt von Seiten der Schulauffihte- 
körde der Regel nach nicht nur für den gegenwärtigen Inhaber der betreffens 
Den Lehrerfielle und auf die Dauer ber Dienftzeit defielben, jondern — wie auch 
in vorliegenden Falle — über die Dauer ber legteren hinaus aud für die 
Witeren Inhaber der Stelle. Hieraus ergiebt fi), daß bei der Feftftellung des 
Güwerths der Naturalien und des Ertrages ber betreffenden Stelle, von welder 
ke Höhe des von der Schulgemmeinde zu gewährenden Gehaltszuſchuſſes abhängt, 
wwehl der gegenmärtige Inhaber der Stelle perſönlich, als aud die Schulftele 
&iolde intereffirt find. Der erftere ift daher auch legitimirt, ganz unabhängig 
W der Vertretung der Stelle zu Hagen. Ebenfo ift er aber auch als „Bethei⸗ 
Wer verpflichtet, fi) auf eine Klage einzulafien. Cs bleibt ihm unbenommen, 

hinzuwirken, daß neben ihm und in-erfter Reihe die Schulſtelle jelbft 
Rtreten werde. Geſchieht dies aber nicht, jo kann er fi von der Einlaffung 
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auf die Klage nicht anders befreien, als daß er von der Beftreitung bes Klage 
antrages abfieht. 

Die Bemängelung der Palfivlegitimation des Lehrers von Seiten des Vorder: 
richters erſcheint hiernach nicht gerechtfertigt und war zu dieſer Bemängelung 
um fo weniger Veranlaffung vorhanden, als ber Lehrer nach feiner Anzeige vom 
23. Dezember 1875 auf ausdrückliche Anweifung der Regierung zu Stettin die 
Berufung gegen die in erfter Inftanz ergangene Entſcheidung eingelegt hat, der 
legteren es aber ala Schulauffihtsbehörde — wie der Vorderrichter jelbft mit 
Recht annimmt — oblag, für eine Vertretung der Schulftelle in dem fehweben- 
ben Streitverfahren Sorge zu tragen. 

Zur Vertretung der Schulftelle find durch das Geſetz allerdings zunädt 
die Schuloorfteher berufen. Denn,wenn auch die Schulftelle, die Schule, keine 
für fich beftehende Rechtsperſönlichkeit ift, als Subjekt der’ Recdhtsverhältniffe der 
Säule vielmehr die Befammtheit der zu einer öffentlichen Elementarfchule vom 
Staate gewiefenen Einwohner, bie Schulgemeinde oder Schulfozietät anzufehen 
if, welche als ſolche die Eigenfchaft einer Korporation oder folgeweiſe auch die 
einer juriſtiſchen Perſon hat, 

88.2, 81, Tit. 6, 88. 1ff, 12 ff, 29 ff, Ti. 12, Th. II. A. L.R. 
Plenarbeſchluß des Obertribunals vom 20. Juli 1853 (Entſcheidungen 
Bd. 25, ©. 301), 
fo find doch die Schulvorfteher das gefegliche Organ der Schulgemeinde für Aus 
übung der äußeren Rechte der Schule als eines Inftituts der Gemeinde. 
88. 12, 13, Tit. 12 a. a. O. 

Die Schulvorfieher find daher bezüglih der Rechtsangelegenheiten ber 
Säule die Repräjentanten und geſetzlich beauftragten Beamten der Schul 
gemeinde, 

88. 114 ff, 137 ff, Kit. 6, 8. 13, Tit. 12, Ch. II. a. a. O. 
und haben als folde, ſowohl die Schulgemeinbe als korporatives Rechtsfubielt, 
wie bie Schule als Anftalt der Gemeinde in Prozefien als Klägerin oder Be 
klagte vor Gericht zu vertreten. 
Erkenntniß des Obertribunals vom 17. Dezember 1872 (Striethork 
Archiv, Bo. 87, S. 274.) 


Wo jedoch, wie im vorliegenden Falle, eine Kolliſion zwiſchen bem Intereſſe 
der Schule und dem perjönlihen Intereſſe der einzelnen Schulvorſteher in ihrer 
Eigenſchaft als Hausväter ber Schulgemeinde ftattfindet, da wird felbftverftänd: 
lich der Schulvorſtand die Vertretung des Schulinftituts nicht wahrnehmen 
können. Es wird vielmehr in folden Fällen in analoger Anwendung bes $. 661, 
Kit. 11, Th. IL A. &R, dem Scäulinftitute von der Schulauffichtsbehörde ein 
Bevollmächtiger von Amtswegen beftellt werben müflen. 

Erlenntniß bes Obertribunals vom 4. Januar 1865 (Striethorft Bd. 58 
©. 45) und das oben zitirte Erkenntniß deſſelben Gerichtshofes vom 
17. De. 1872. 
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Während alfo hiernach im vorliegenden Rechtsſtreite die Rolle des Beklagten 
den Lehrer und einem durch die Schulauffichtsbehörbe zu beftellenden Bevoll⸗ 
möhtigten der Schule zufällt, ift die Rolle des Klägers von den fämmtlichen 
Hausvätern der Schulgemeinde wahrzunehmen. ® 

Wollte man diefe Parteirolle mit dem Vorderrichter der durch den Schuls 
vorftand vertretenen Schulgemeinde als Torporativem Rechtsſubjekte zuweiſen, 
fo würbe, da zwiſchen biefer und dem Schulinftitute Perfoneneinheit obwaltet, 
ein Rechtaftreit zwifchen ihnen überhaupt nicht denkbar fein. In der That aber 
handelt es fi) in einem gemäß $$. 135, X. 2 und 140 der Kreisordnung ftatt« 
findenden Berwaltungaftreitverfahren um eine Vorbereitung für bie Feftftelung 
einer Rechtsverbinblichkeit nicht der korporativen Schulgemeinde, fonbern ber Ge⸗ 
ſammtheit der derjelben angehörigen Hausväter, welchen nad) $. 29, Tit 12, 
IN. L.-R. die Unterhaltung des Lehrers obliegt und demgemäß aud das 
Recht zufteht, in einem Streitverfahten, welches die Feitftellung des Geldwerths 
der Naturalien und des Ertrages der Ländereien einer Lehrerftelle zum Zwecke 
der Normirung des Gehalts bes Lehrers betrifft, die Rolle bes Klägers zu 
übernehmen. 

— vergleihe bie für den analogen Fall eines Rechtsftreites zwijchen dem 
Pfarrfonds und den fämmtlihen Mitgliedern einer Pfarrgemeinde, bezw. 
zwiſchen der Kirchengefellfhaft (Kirche) und den Mitgliedern derſelben ergange- 
nen Erkenntniſſe des Obertribunals vom 24. September 1856 (Gruchot. Bei: 
träge zur Erläuterung bes Preußifchen Rechts, Jahrgang I, S. 112) und vom 
9. November 1857 (Entſcheidungen Bd. 37, ©. 296.) — 

Zu ihrer Vertretung in einem folden Rechtsftreite bleibt e& den Hausvätern 
alsdann überlaffen, gemäß 88. 88 und 114 ff, Tit. 6, Th. 11. A. L-R. befons 
dere Repräfentanten zu wählen. 

Nach diefen Rehtsgrundfägen wird der Berufungsrichter den Yegitimations- 
punkt zu regeln und demnächft in ber Sache felbft zu entjcheiben haben. 


107. 


Judikatur des preußiſchen Oberverwaltungsgerihts. 


1. Das in ſtreitigen Verwaltungsſachen gegen Endurtheile der Bezirks⸗ 
verwaltungsgerichte in zweiter Inſtanz dem Regierungspräſidenten ges 
gebene Rechtsmittel der Revifion fteht zur Wahrung bes öffentlichen 
Interefies dem Regierungspräfidenten in gleihem Umfange, wie ben 
Parteien felbft zu. Die im Falle der Berufung, welde der Vor: 
figenbe des Kreisausſchuſſes oder der Negierungspräfident gegen Enb: 
urtheile der Kreisausſchüſſe reſp. der Bezivksverwaltungsgerichte einzu⸗ 
legen befugt ft, getroffene Beſtimmung, daß das Berufungsgericht 
zunächſt die Vorfrage, ob das öffentliche Intereſſe für betheiligt zu 
erachten, zu entjcheiden habe — von deren Bejahung das Eintreten in 
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die Sache felbft abhängt, findet auf das ohnehin begrenzte Rechtsmittel 
der Revifion keine Anmwenbung. 
i (Ext. vom 23. Aprit 1877.) 

. Das bie beiden Fälle des Abf. 1 und des Abi. 2 des 8. 61 der Kreis 
ordnung unterſcheidende Moment ift nicht die im Abſ. 2 getroffene 
Beſtimmung einer Inſtruktion der ſtreitigen Verhältniffe, jondern die, 
ob eine vorläufige Aufforberung- desjenigen, welchen der Amtsvorſteher 
für den Verpflichteten erachtet, zur Leiftung des Nothwendigen Ratt 
gehabt bat. 

Nah Abf. 1 hat ber Amtsvorfteher das zur Erhaltung des gefähr: 
beten ober zur Wiederheritellung des unterbrocyenen Verkehrs auf 
öffentlichen Wegen Nothwendige für Rechnung des Verpflichteten auch 
ohne vorgängige Aufforderung defjelben zur Ausführung zu bringen, 
wenn nämlich dergeftalt Gefahr im Verzuge ift, daß bie Ausführung 
ver vorzunehmenden Arbeit durch den Verpflichteten nicht abgemartet 
werden fann. Dies ift der Fall des unmittelbaren Eingreifens, in 
welchem die Koften des ausgeführten Baues von bem für verpflichtet 
Eradteten vorläufig eingezogen werden. Im Inftanzenzuge ift dann 
höchſtens zu prüfen, ob der Amtsvorfteher nit etwa offenbar 'geieh- 
und pflichtwidrig verfahren hat. 

(Daffelbe Ext.) 

3. Die Verfügung des Königlihen Minifteriums der geiſtlichen, Unter⸗ 
richts⸗ und Mebdizinalangelegenheiten vom 26. Februar 1874 ordnet 
zwar an, daß in ber Regel die Familienwohnung eines Landſchullehrers, 
abgejehen von ben erforderlichen Wirthichaftsräumen, auf zwei ges 
räumige beizbare Stuben und eine dritte Stube oder Kammer, welde 
als Gelaß im Dahgefhoß und am Giebel defjelben gewöhnlich herzu 
ftellen ift, zu bemefien. In einem ähnlichen Erlaſſe derjelben Behörde 
vom 11. April 1872 iſt jedody die Maßgabe betont, daß ber zuftänbigen 
Inftanz ftets die freie Würdigung des einzelnen Falles vorbehalten 
bleibt, wie denn der obige Erlaß lediglich zur Entſcheidung eines eins 
zelner Beſchwerdefalles ergangen iſt. — Derſelbe bildet demnach eine 
für die Verwaltungsgerihte maßgebende Verordnung im Sinne bes 
8. 64, Abf. 1 des Geſetzes vom 3. Juli 1875 nicht. 

(Ext. vom 18. Oftober 1876. j 

4. In Ermangelung eines Ortsftatuts oder einer befonderen Obſervanz 
haben die Forenjen im Beltungsbereih der Landesgemeindeverfaffung 
für die öftlihen Provinzen vom 14. April 1856 fein Stimmrecht bei 
Faflung der Gemeindebeihlüffe. Als Kegel findet auf fie der 8. 20, 
Titel 7, Theil II. A. N. Anwendung, wonach nur die angejeflenen 
Wirthe als Mitglieder der Gemeinde an den Berathichlagungen theils 
nehmen. Die VBorjchrift des $. 44 ibidem: „daß unangejeflene Dorfs- 
einwohner zu ſolchen Gemeindelaſten, wovon blos bie angeſeſſenen 
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Wirthe den Vortheil ziehen, beizutragen nicht ſchuldig find,” betrifft nur 
das Verhältniß der unangefefienen Dorfseinwohner zu den angejeflenen 
Wirthen bezüglich der Beitragspflicht zu beflimmten Gemeinbelaften, 
enthält aber Teineswegs ein allgemeines Prinzip für das Befteuerungs- 
recht der Landgemeinden und geftattet nach ihrem Inhalte keine ana- 
loge Anwendung, am menigften auf bie Befteuerungsverhältnifie ber 
Forenjen, da letztere den unangefeflenen Dorfseinwohnern in keinerlei 
Beziehung gleichftehen. 

Die gejeglihe Grundlage des Befteuerungsrehts ber Gas 
gemeinden in den öftlichen Provinzen bildet noch heutigen Tages zunächſt 
ber $. 43, Tit. 7, Th. IL. A. L⸗R. lautend: 

Die baaren Geldausgaben werden in ber Regel nad) dem Ber: 
hältniß der landesherrlihen Steuern aufgebradht. 

&ierbei ift weder eine Beſchränkung auf die Gemeinbemitglieder 
ausgefprochen, noch überhaupt eine Beſchränkung auf Perjonen. 
Unabhängig von beiden Kategorien ift jede Hebung geftattet, welche 
„dem Verhältniß der Iandesherrlichen Steuern“ entipridht. Cine jolde 
Steuer ift 3. B. die Grundfteuer. Ihr unterliegen, Wer immer der 
Befiter fein mag, die ſämmtlichen, alfo auch die forenfifchen Liegen: 
ſchaften. Die Iehteren von ber Kommunalſteuerpflicht zu befreien, 
würde jeder innere Grund fehlen, da fie an ben Anftalten und Auf- 
wendungen ber Gemeinde ebenfalls wie bie angefefjenen Wirthe Theil- 
nehmen. 

(Ext. vom 21. Aprit 1879.) 
. Die Eröffnung reſp. die Aushändigung des Baukonjenfes ift erſt 
derjenige Att, mittelſt deſſen der Antragfteller von ber Polizeibehörde 
die Einwilligung in das projeftirte Bauunternehmen erhält. Wenn die 
Behörden nur erſt den Beſchluß gefaßt haben, den Baufonjens zu er: 
theilen, jo ift Dies noch ein innerer Akt des bezüglichen Kollegiums, 
aus welchem ber ihn Nachſuchende felbft dann noch feine Rechte her⸗ 
leiten kann, wenn ber Beſchluß bereits aktenmäßig konftatirt ifl. Bis 
zur Extradition kann der Beſchluß nicht nur nach allen Richtungen hin 
jederzeit geändert werden, jondern die Drtsbehörbe ift nad) 8. 13 bes 
Geſetzes vom 24. Mai 1853 fogar dazu berufen, 3. B. bei neuen Anz 
fiedelungen, bei denen der Empfang des Baukonſenſes etwa nicht ab- 
gewartet worden, die Weiterführung der Anfiedelung zu verhindern. 

(Ext. vom 30. April 1877.) 
. Sofern die Behörde ($. 79 der Kreisordnung vom 13. Dezember 1872, 
$. 33 des Kompetenzgefeßes vom 26. Juli 1876) eine Handlung oder 
Unterlaffung durch Androhung einer Strafe zu erzwingen befugt find, 
genügt eine protofollarifche Androhung nicht; der Feſtſetzung muß 
vielmehr immer eine ſchriftliche Anordnung vorhergehen. 

Ert. vom 30. April 1877.) 
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7. Um ein Grundftüd aus dem Guts⸗ ober Gemeindebezirt, welchem es 


nachweislich vor feiner Abzweigung angehörte, einem andern Guts⸗ ober 
Gemeindebezirke einzuverleiben, bedarf es zwar in der Regel der Beobs 
achtung der im $. 1, Abſatz 4 des Geſetzes vom 14. April 1856, be 
treffend die Landgemeinde » Berfaflung in ben ſechs öftlihen Provinzen 
der Monarchie gegebenen Vorſchriften. Der $. 6, Nr. 3 des Geſetzes 
vom 31. Dezember 1842, welder in dem $. 74 des Gejeges vom Sten 
März 1871 (über bie Ausführung des Bundesgeſetzes über dem Unter- 
füßungswohnfig) als in diefer Beziehung fortgeltend in Bezug ge- 
nommen ift, jchafft jeboch die Ausnahme, daß die zur Zeit der Ber- 
fündbigung jenes Gejeßes bereits in Ausführung gekommenen Verände 
rungen von Gemeindebezirten nah wie vor ald rehtsbeftändig zu 
betrachten find. Es gehören daher auch diejenigen Grundftüde rechtlich 
zu den neuen Bemeindebezirten, welche vor dem 31. Dezember 1842 
als Theile der Gemeinde behandelt worden find, d. h. wenn fie ohne 
Widerſpruch der Betheiligten an allen Vorrwellen und Laften der Ge 
meinde Theil genommen haben. 11. 
Erk. vom 7. März 1877.) 
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Preußiſcher Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Aufbringung der Koften für 
die Bedürfniffe der Kirchengemeinden in, den Landestheilen des linken 
Rheinuferd.’) ' 

Wir ˖ Pilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen zc. verorbnen, 
mit Zuftimmung: beider Häufer des Landtages für die Lanbestheile des linken 
Rheinufers was folgt: 

8.1. 

Die bürgerlihen Gemeinden find zur Aufbringung von Koften für die Be 
dürfnifje der Kirchengemeinden, insbefondere zur Beihaffung und Unterhaltung 
der Pfarrhäufer, nicht ferner verpflichtet. Alle bezüglichen, zur Zeit beftehenden 
Berpflihtungen ber bürgerlihen Gemeinden gehen auf bie Kirchengemeinden über. 
Für die Bebürfniffe der Kirchengemeinden dürfen weber Kommunalfteuern um- 
gelegt, noch die Erträge oder die Subftanz des Kommunalvermögens verwenbet 
werben. 

Unberührt bleiben die in den 88. 3 ff. dieſes Geſetzes erwähnten, ſowie alle 
aus privatrehtlihen Titeln entjpringenden Verpflichtungen der bürgerlichen Ge: 
meinden. 

8. 2. 

Als Eigenthum der betreffenden Kirchengemeinden find fortan zu betrachten 
alle bei Verkündigung dieſes Gejeges den bürgerlihen Gemeinden gehörenden, 
kirchlichen Bmeden gewidmeten Gebäude und Grunbftüde, insbejondere bie 
Tediglich als Pfarrwohnung dienenden Gebäude und Grundſtücke (Pfarrhäufer) 
nebft den mit ben leßteren verbundenen Hofräumen und Hausgärten. 

Die Begräbnißpläte verbleiben im Eigenthum der bürgerlihen Gemeinden. 

Den bürgerlihen Gemeinbebehörben ift bei feierlihen oder feftlichen Ge⸗ 
legenheiten, bei Unglüdsfällen ober ähnlichen Veranlafjungen bie Benutzung der 
Kirchengloden zu geftatten; Streitigkeiten, welche hierüber entfiehen, entjcheidet 
der Borfigende der Kommunal-Auffichtsbehörbe. 


*) Die werthvollen Motive werben fpäter mitgetheift werden. (Die Rebalt.) 
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88. 
Die bürgerlichen Gemeinden find zur Fortleiftung derjenigen, bei ertün- 
digung diefes Gefeges auf ihrem Haushaltsetat ftehenden Beträge verpfliäitet, 
welche ben Kirchengemeinden bisher Behufs eigener Beihaffung und Unter 
haltung einer Pfarrwohnung gewährt worden find. 

Bürgerlihe Gemeinden, welche die Pfarrwohnung bisher unmittelbar, aber 
nicht durch Hergabe eines ihnen gehörenden und lediglich diefem Zwede dienen 
den Gebäudes gewährt haben, bleiben zur Fortgewährung einer gleichartigen 
Pfarrwohnung verpflichtet. 

8.4. 

Es bewenbet bei den Beſtimmungen des 8. 1 des Geſetzes, betreffend bie 
Verpflichtung zur Aufbringung der Koften für die kirchlichen Bedürfniſſe der 
Pfarrgemeinden in den Landestheilen des linken Aheinufers vom 14. März 1845 
(Sefegfamml. S. 163.) 

Die 99. 3 bis 5 des nämlichen Geſetzes werden aufgehoben; ben Kirchen⸗ 
gemeinden verbleiben jebod alle aus den Beftimmungen des 8. 5 a. a. O. be 
reits erworbenen Anjprücye. CN 

8. 5. 

Die bürgerlichen Gemeinden ſind befugt, nach vorhergegangener ſechsmonat⸗ 
licher Kündigung: 

1. die im $. 3 dieſes Geſetzes erwähnten Leiſtungen, 

2. bie im $. 1 des Geſetzes vom 14. März 1845 erwähnten Leiftungen 
(3ufhüfle zu den Koften für ordentliche kirchliche Bebürfnifie), 

3. die gemäß $. 5 des Geſetzes vom 14. März 1845 auf dem bürgerlichen 
Gemeindevermögen zu Gunften einer Kirchengemeinde haftenden unver« 
zinslihen Schulden, 

durch Baarzahlung zum 26⸗fachen Betrage bes jährlichen Geldwerths der Leiftung 
bezw. der Schuld abzuldjen. 
5.6. 

Die Kirchengemeinden ſind befugt nach vorhergegangener ſechsmonatlicher 
Kündigung die Ablöſung: 

1. der im $. 3 dieſes Geſetzes erwähnten Leiftungen, 

2. der gemäß 9. 5 des Geſetzes vom 14. März 1845 auf dem bürgerlichen 
Oemeinbevermögen zu Bunften der betreffenden Kirchengemeinde haftens 
den Schulden, 

zu verlangen. Die Ablöfung erfolgt in diefem Falle durch Baarzahlung zum 
222/ſachen Betrage bes jährlichen Geldwerths der Leiftung bezw. der Schuld. 

E 8.7 

Der jährliche Geldwerth (88. 5, 6) ift erforderlichen Falles nach fachver- 
ſtändigem Ermeſſen feftzuftellen. 

88. 

Die bürgerlichen Gemeinden find befugt, das Ablöfungslapital (88. 5 bis 7) 

in vier unmittelbar aufeinanderfolgenden einjährigen Terminen zu gleichen 
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heilen abzutragen. Die berechtigte Kirchengemeinde ift gleihwohl nur ſolche 
Zheilgahlungen anzunehmen verbunden, die mindeftens 300 Mark betragen. Der 
jedesmalige Rüdftand iſt mit vier Prozent jährlich zu verzinfen. 

8.9. 

Seht der Antrag auf Ablöfung von der Kirchengemeinde aus, fo find bie 
bürgerlihen Gemeinden befugt, joweit ihre Haushaltsverhältniſſe es erforderlich 
maden, eine Verlängerung ber im $. 8 beftimmten Bahlungstermine, fowie eine 
Serabjegung ber von den Kirdjengemeinden anzunehmenden Winbeftbeträge zu 
verlangen, 

$ 10. 

Streitigkeiten über die durch diefes Geſetz geregelten Rechte und Pflichten 
ber bürgerlihen Gemeinden und der Kirchengemeinden insbejondere auch 
Streitigkeiten: j 

a) über die Frage ob einer der im $. 1 des Befeges vom 14. März 1845 
erwähnten Zufhüfle durch veränderte Umftände entbehrlich geworben fei, 
b) in den Fällen des $. 9 
find vorbehaltlich der Schlußbeftimmung des $. 2 des gegenwärtigen Geſetzes im 
Verwaltungaftreitverfahten zum Austrage zu bringen. Maßgebend für das 
Terfahren find die Vorſchriften des Gefeges vom 3. Juli 1875 (Geſetzſamml. 
©. 375). Zuftändig in erfter Inflanz ift das Bezirksverwaltungsgericht. Bis 
zur Einfegung von Bezirksverwallungsgerichten in der Aheinprovinz find bie 
Berrihtungen derſelben von der Rheiniſchen Deputation für das Heimathweſen 
unter der Bezeihnung: „Rheiniſches Berwaltungsgeriht” wahrzunehmen. 
Urkundlich ꝛc. 1. 


Literatur, 


Bödiker, A., Obergerihtsrath in Hildesheim. Die Reichs » Eivilprozeßord- 
nung, bie bezüglihen Beitimmungen des Gerichtöverfaffungsgefeges und ber 
Einführungsgefege. Nach den Vorarbeiten des weil. Obergerichts-Direktor 
N. Reinede, Präfiventen des Königlichen Obergerihts zu Hildesheim, 
herausgegeben. Erftes Heft. Preis 2 Mark. Hannover 1877. Hellwing’ihe 
Verlagsbuhhandlung (TH. Mierzinsky, Königl. Hofbuchhandlung.) 

Das volftändige Werk wird etwa 5 bis 6 Mark Loften. 

Die Wichtigkeit der neuen Neiche:Zuftizgejege ließ erwarten, daß dieſelben 
jofort, in der verfhiedenften Form äußerer Bearbeitung, auf den Markt bes 
Buchhandels gebracht werden würden. Berufene und unberufene Federn haben 
es ſich — oft mit übertriebener Eile — zur Aufgabe gemacht, jene Geſetze, deren 
Bedeutſamkeit — nad Inhalt, Form und Prinzip — ein eingehendes Studium 
erfordert, in kürzeſter Frift zu bearbeiten, zu erläutern und zu kommentiren. 
Die Literatur der neuen Juſtizgeſetze ift daher ſchon ziemlih umfangreih, ob- 
gleih diefelben in dem georbneten Publikationswege kaum erft veröffentlicht 
worden find. 

Die im erften Hefte vorliegende kommentatoriſche Bearbeitung der Civil- 
Prozeßordnung, des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes, — joweit e8 das Civilprozeßver⸗ 
fahren berührt, und der Einführungsgefege zu denfelben, — hat den weſentlichen 
Vorzug, daß die Vorarbeiten dazu aus der Feder eines, durch wiſſenſchaftliche 
Bildung und praktiihe Befähigung hervorragenden Hannoverſchen Richters her⸗ 
rühren. Die Reichs⸗Civilprozeßordnung hat aber von den früheren Prozeß⸗ 
ordnungen — im Prinzipe - bie Sannoverjche Prozeßordnung am meiften be- 
rüdfihtigt. Nach dem Vorworte jagt der Verfaffer in feinen, im Laufe ber 
Bearbeitung und Berathung der Civilprozeßgejege gemachten Manuftripten an 
einer Stelle: 

Die Hannoverfhe Prozeßordnung, bei ihrem Erſcheinen Epoche 
machend, bat ſeit 1852 fi vorzüglich bewährt und zu wenig Aus⸗ 
ftellungen Veranlafjung gegeben. Unter den Hannoverſchen Richtern 
und Anwälten zählt fie faft nur warme Freunde. Von ihrem hohen 
Werthe ift aud) der Verfafler durchdrungen, obgleich er fih vor ben 
Mängeln derſelben nicht verfchließt. Seit ihrer Einführung hat er an 
der Spite von fünf Hannoverſchen Obergerichten, aud) ben am ſtärkſten 
beichäftigten, geftanden. Er hatte alfo vielfach Belegenheit, auf ihre 
Anwendung Einfluß zu üben und diefelbe unter ben verſchiedenartigſten 
Verhältniffen genau kennen zu lernen. Beruf und Neigung führten 
ihn zu manchen legislativeh "und fonitigen wiſſenſchaftlichen Arbeiten 
über biefes Geſetz. In -dem Studium des Entwurfs zur Reichs⸗ 
Civilprogeßorbnung und der Motive begegnete er oft Anklänge aus ber 
Hannoverſchen Givilprozeßordnung; er fand fo mandes Ueberein- 
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ſtimmende, und vermochte an ber Sand feiner langjährigen Erfahrungen 
fih ein fo Mares Bild von der Geftaltung des demnächftigen Verfahrens 
zu machen, daß ihm ber Gedanke kam, diefe Erfahrungen und An- 
ſchauungen für weitere Kreife nugbar zu machen. Er glaubte babei 
weſentlich praktifche Zwede verfolgen zu jollen, indem er Richtern und 
Anwälten in leichter Weife diejenigen Erfenntnißquellen zugänglich 
machte, welche ihm felbft das Verftändniß des Geſetzes erſchloſſen hatten 
und damit Winke für die zwedmäßige Anwendung einzelner Beftimmun- 
gen defjelben verband. 

Expift zu bedauern, daß derjenige, der biefe Worte nieberfchrieb, nicht im 
Stande gewefen if, feinen Plan jelbft und unmittelbar zur Ausführung zu 
bringen. Allein ſolches ift nach diefen Vorarbeiten von anderer kundiger Hand 
geihehen. Die Rommentirung ber neuen, durch bie Praris noch nicht verſuchten 
Geſetze if eng begrenzt. Das Material für biejelbe ift vorzugsweije aus den 
Motiven und den parlamentarifchen Vorarbeiten zu entlehnen. Und ſolches ift 
in dem vorliegenden Hefte mit großer Umficht geichehen. Ein zu Biel macht 
die Materie ſchwerfällig und unüberfihtlih; ein zu Wenig verfhafft keine Aufs 
Härung. Allein der Verfafier hat das Richtige getroffen. 

Das Werk wird zur Vermittelung des Verſtändniſſes der neuen Geſetze 
wejentlich beitragen. Die praktiſchen Winke und die ſachlichen Bemerkungen 
werben bie Anwendung der Gejeße erleichtern. 

Das Werk, das fi auch durch gute äußere Ausftattung und billigen Preis 
auszeichnet, kann daher empfohlen werben. 

Berlin, im Februar 1877. W. Hartmann. 
Prazak, 3. W., Dr., Landesadvolat und Privatdozent zc. an der k. k. Karl⸗ 

Ferdinands-Univerfität in Prag. Das Recht der Enteignung in Oeſterreich 

unter Berüdfihtigung ber auswärtigen Gefeßgebung und der einheimifchen 

Spruchprarxis ſyſtematiſch dargeftellt. Prag, Drud und Verlag von Heinr. 

Mercy. 1877. 

Das vorliegende Werk behandelt jedenfalls eine jehr wichtige, und ſchwierige 
Materie bes öffentlichen Rechtes, um fo fehwieriger, als die Enteignung — ein 
Not und Hilfereht zur Beſeitigung eines Konflitts zwiſchen öffent: 
lihen und privativen Rechten — nur dem innern Grunde nah auf allgemeine 
viſſenſchaftliche Prinzipien zurücgeführt werben kann, in ihrem Detail und in 
ihrer Bejonderheit aber auf der Eigenartigkeit der partitularen Verhältniſſe 
berußet, 

Nahdem der Verfaffer in der Einleitung auf rechtsphiloſophiſchem Wege 
ben inneren Grund und ben allgemeinen Begriff von Enteignung zu konſtruiren 
ſucht, gelangt er in Webereinftimmung mit ter Wiſſenſchaft zu der Anfiht, daß 
die Enteignung, d. 1. die Aufhebung und Beſchränkung bes Privateigenthums 
Seitens bes Staates, eine durch das allgemeine Interefie, die gemeine Wohlfahrt 
gebotene Maßregel ſei. S. 4. Das ift richtig. Dem Staatswohle — mit ges 
wifler Einſchränkung — müfjen Privatrechte weihen. Die Fälle biefer Noth⸗ 

Hartmann, Zeitigrift. IIL Bo. 4. Heft. 80 
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wenbigteit und die Mittel zur Erreichung jenes Zwedes wechſeln nad) Auffafjung 
und Bebürfniß der Zeit. ©. 5. 

Im 8. 2 giebt der Terfafler eine recht interefjante Darftellung ber hiſtori⸗ 
ſchen Entwidelung der Enteignung, fußend auf das Römiſche Recht und über 
gehend bis auf die moderne Beftaltung der ftaatlichen und volkswirthſchaftlichen 
Verhältniſſe. 

Im $. 3 geht der Verſaſſer auf das in Oeſterreich geltende Enteignungerecht 
ein und Eonftatirt, daß ſich daſſelbe — abgeſehen von der allgemeinen geſetz 
lichen Beftimmung, wonady jedem Mitglieve des Staates die Verpflichtung 
obliegt, fein Eigenthbum gegen angemefjene Echabloshaltung dann abzutreten, 
wenn es das allgemeine Befte erheiſcht — noch in einer urzuſtändlichen Vetfaſſung 
befindet. 

Im $. 4, welder von ber juriftiihen Konftruktion des durch die Enteignung 
geſchaffenen Rechtsverhältnifies handelt, giebt der Verfafier einen ſehr reichhalti- 
gen Literaturnachweis und bezeichnet — auf der Grundlage des öſterreichiſchen 
Rechtes — die Ermwerbungsart durch Enteignung nicht ala eine abgeleitete, fon 
dern als eine originäre, leitet aus biefem rechtlichen Karakter auch eine Reihe 
rechtlicher Konſequenzen ber. 

Der S. 5 handelt von dem Subjelte des Enteignungstechtes, als welches ber 
Verfaſſer den Staat bezeichnet. Auf den Konzeifionär wird nicht ein Expro⸗ 
priationsreht des Staates übertragen, berjelbe vielmehr nur zur Ausführung 
eines beflimmten Unternehmens, mit dem Rechte, auf Enteignung anzutragen und 
das erproprürte Objekt zu benußen, ermächtigt. #3 

Als Objekt der Enteignung — und davon handelt der $. 6 — Tönnen alle 
erworbenen Rechte, deren Fortbeftand fih mit dem allgemeinen Wohle nicht ver 
einigen läßt, angejehen werden. Dieſer theoretifche Eat, welchen der BVerfafler 
an die Epige feiner Erörterung ftellt, bedarf mander Einfchräntung und Me 
bifitation, auf welche auch hingewieſen und aufmerkſam gemadt wird. 

" Die Enteignungsfälle, wichtig für die Begrenzung des Begriffes „Deffents 
liches Wohl“, „Allgemeines Beſte“, werden im $. 7 beſprochen und dort wird 
aud die wichtige Frage erörtert, ob die Enteignungsfälle, zur Feftftellung und 
Begrenzung jenes Begriffes, Tegislatorifch zu Ipezialifiren oder ber Prüfung und 
dem Ermeſſen ber Staatsgewalt zu überlafjen feien. 

In den 88.8 bis 12 handelt der Verfaſſer von der Enteignung im Interefie 
allgemeiner Kultur- und Staatszwede und beleuchtet in den 88. 13, 14 ben 
Anſpruch des Erpropriaten auf Entſchädigung nach rechtlicher Qualifitation und 
nad dem Subjelte der Entſchädigungspflicht. Das letztere wird in ber Perfon 
besjenigen erkannt, ber bie gemeinnübige Unternehmung ausführt und bem bie 
enteigneten Vermögensobjekte im öffentlichen Intereſſe zufallen. 

Nachdem in den 88. 15 und 16 das Maß und die Form der Entihäbigung 
und das Rüdfallsrecht des Exrpropriaten behandelt if, wird in bem folgenden 
Abfchnitte das Enteignungsverfahren vorgetragen. 

Diefe inhaltliche Darftellung legt zunächft Zeugniß ab, daß ber Berfaffer die 
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Lehre von ber Enteignung in materieller und formeller Beziehung recht volls 
fändig und eingehend behandelt und fih bemüht Hat, das civils und flantss 
tehtlihe Weſen berfelben dogmatiſch darzuftellen. Weberall ift ein großer Fleiß, 
ſelbſiſtändiges Urtheil und. ein gründliches Duellenftudium anzuertennen. Die 
Heine Monographie wird, wo fie nicht Zweifel Lößt, zum eigenen Studium an« 
tegen und immer als ein guter Wegweiſer in einer noch nicht ſehr ausgebilde⸗ 
ten Rechtsmaterie dienen. 

Die Schreibweiſe iſt klar und anregend, und die äußere Ausſtattung ent⸗ 
ſpricht den Anforderungen an eine gute Offizin. 


Berlin, im Februar 1877. DB. Hartmann. 


Carwey, v. Dr., Königl, Würtgmberg. Staatsrath und G. Thilo, Königl. 
Preuß. Kreisgerichts:-Direltor. Die Juſtiz Geſetzgebung des Deutfchen Reichs, 
enthaltend das Gerichtsverfaſſungsgeſetz, die Civilprozeßordnung, die Strafs 
progeßorbnung, die Kontursordnung. Berlin. Carl Heymann’s Verlag. 
1877. (Groß Oktav in ca. 10 Lieferungen von 5 - 6 Bogen. Subjkriptions- 
preis pro Lieferung 1,20 ME. Nah dem Erjcheinen tritt ein bedeutend er⸗ 
hoͤhter Ladenpreis ein.) 

Bon den uns vorliegenden, bisher erjchienenen Lieferungen behandelt bie 
Lieferung 1: die Ronkursordnung und zwar auf 76 Seiten die 89. 1—16; bie 
Lieferung 2: bie Strafprogeßordnung und zwar auf 80 Seiten die 88. 1-77 und 
die Lieferung 3: im gleihem Umfange die 88. 78—140. Die äußere Behands 
lungsform ergiebt daher ſchon an fi, daß der noch in der Ausarbeitung bes 
griffene Kommentar alle bisher erjchienenen Werke über die beutjchen Juſtizgeſetze 
an Umfang übertreffen wird. Das ber Lieferung. 1 beigefügte Vorwort giebt 
den Plan der Bearbeitung in allgemeinen Umriffen dahin an: 

Der Erläuterung der einzelnen Artifel fol eine Einleitung folgen, welche 
die äußere Geſchichte und eine Weberficht der Grundſate des Geſetzes in ge 
drängter Darſtellung enthält. 

Die in Form von Noten beigefügten Erläuterungen ſollen auf wiſſen⸗ 
ſchaftlicher Grundlage ein praktifches Bedürfniß befriedigen für alle Diejenigen, 
welche ſich mit dem Geſetze befchäftigen. 

Zweifelhafte Fragen follen nicht umgangen, fondern an ber Hand ber 
Rechts wiſſenſchaſt, der Motive und Vorarbeiten — die als Erläuterungsquelle 
in erſter Reihe ftehen — unterfucht und beantwortet werben. 

Wenn biejes Programm — und das ift bei der Tüchtigkeit und Gediegen⸗ 
beit der Verfafler, von denen fi) der Herr Staatsrath v. Sarwey jhon dur 
eine jehr gediegene Eritifche Prüfung des Entwurfes zur Konkursordnung auss 
gezeichnet hat, vergl. die Recenſion B. 2, ©. 637, zu erwarten — Tonjequent 
durchgeführt wird, fo haben wir einem vortrefflihen Kommentare der Juſtizgeſetze 
Wügegenzujehen. Die vorliegenden Lieferungen beftärken und rechtfertigen dieje 
deffn ung. Die Noten zu den einzelnen Paragraphen find durchſichtig und mit 
Barfer juriftiicher Präcifion geichrieben. 


452 Kteratur. 


Das Material ift nit unnüß angehäuft; es iſt bamit das richtige Maß 
gehalten. 

Die äußere Ausflattung iſt nah Drud und Papier fehr gut und angenehm 
in's Auge fallend. 

Das Werk, deſſen möglich rafche Beendigung zu wünſchen ift, kann baher für 
Wiffenfhaft und Praris mit gleicher Weberzeugung empfohlen werben. 

Berlin, im Juni 1877. W. Hartmann. 

Löwe, E., Appelationsgeriätsrath. Die Strafprogeßordnung für das Deutſche 
Reich nebft dem Gerichtsverfaffungsgefeg und den das Strafverfahren ber 
treffenden Beftimmungen der übrigen Reichsgeſetze mit Komentar. Berlin 
1877, Verlag von 3. Guttentag (D. Kollin.) 

Es liegt uns bie erfte Lieferung, das Gerichtsverfaſſungsgeſetz mit dem Ein- 
führungsgefete enthaltend, vor. Nach ber eingehenden. jorgfältigen Bearbeitung 
diefer erften Lieferung zu urtheilen, wird, wenn die guten Kommentare der neuen 
Quftiggefege aufgezählt werben, auch ber vorliegende genannt werben. Die 
Motive find mit Maßen benußt und nur zur fachlihen Erläuterung herange⸗ 
zogen worden. Auf die korreſpondirenden Stellen ber Gejege it aufmerkſam 
gemacht und dadurch bie Anwendung ber leteren erleichtert worden. 

Die äußere Ausftattung bes Werkes ift gut und der Preis jehr billig. 

Berlin, im Februar 1877, W. Hartmann. 

Samitich, F. Dr. Et. Profeflor der Rechte an der Wiener Univerfität. Oeſter⸗ 
reichiſche Zeitſchrift für Geſetzgebung und Rechtsſprechung auf dem Gebiete 
der Verwaltungsrechtspflege. Wien 1877. (Im Selbftverlage). 

Das Verwaltungsrecht ift — gemäß der modernen ftaatlihen Richtung — aud) in 
Defterreich in Fluß gekommen und hat — insbejondere nad) Errichtung eines oberften 
Vermwaltungsgerihtshofes — für Wiffenfchaft und Praxis ein hohes und bedeutfames 
Intereſſe hervorgerufen. Das Bedürfniß für eine, auf wifienfchaftliher Grund: 
lage ruhenden Zeitſchrift im Dienfte jener Disziplin des öffentlichen Rechtes war 
daher von ſelbſt gegeben, und der Herausgeber der vorliegenden Zeitfchrift hat 
die fo Ihwierige und mühfame Aufgabe mit großer Umficht und Geſchick gelöft. 
Die Zeitfehrift ift im ihrer äußeren Form nah dem Programm ber, von bem 
Unterzeichneten rebigirten Zeitjchrift eingerichtet und bringt daher außer wilfen 
ſchaftlichen Auffägen, Rechtsfällen und Befegen auch Literaturberichte. Die vor 
liegenden beiden erften Hefte des erften Bandes, nad diefem Plane zufammens 
geftellt, enthalten des Intereffanten und Wiffenswerthen Viel und gewähren bie 
Garantie, daß das Unternehmen, unterflügt von einer Reihe tüchtiger Mitarbeiter, 
das vorgeftedte Ziel glüdlich erreichen wird. Dazu und zwar zur Sicherung bauernder 
Exeſtenz der Zeitſchrift gehört freilich auch ein ausreichender Leſerkreis. Da das 
Unternehmen aber das öffentliche Recht fördert und in feiner Ausbildung unter- 
fügt, für die Interefjen des Staates felb daher von großer Wichtigkeit ift, fo 
kann man erwarten und wunſchen, daß der Zeitichrift auch die behördliche 
Unterftügung — für Staat und Kommune — zu Theil werde. 

Berlin, im März 1877. W. Hartmann. 





Auffäße, 


Die Kommmnalverwaltung in den öſtlichen Provinzen des 
preußifchen Staates. 
Bom Herrn Reg. Rath Mare inowski zu Königsberg i. Pr. 
(Fortfegung bes Auffates Seite 337.) 
IL 
Die ſtädtiſche Kommunalverwaltung. 


Die Kommunalverfaſſung der Städte hat ſich unter dem Schutz der den⸗ 
ſelben verliehenen Freiheiten und Privilegien ſchon frühzeitig zur Selbſtſtändig⸗ 
keit entwidelt. Die weſentliche Verſchiedenheit der einzelnen ſtädtiſchen Vers 
füffungen ftellte ſich indeß der grunbfägligen und gleihmäßigen Regelung im 
Bege ber allgemeinen Gejeßgebung als ein befonders ſchwieriges Hinderniß 
entgegen. Dieſer Umftand, fo wie die Abficht, der Staatsregierung einen mögliäft 
bedeutenden Einfluß‘ auf die Verwaltung der Stabtlommunen zu fihern, find 

aud die hauptſächlichſte Veranlaffung dafür geweſen, daß die Nedaktoren des 
| allgemeinen Landrechts vom 5. Februar 1794 von der ausführlichen Kodifikation 
einer Stäbteorbnung Abftand genommen und ſich lebiglid auf die Normirung 
genereller Beitimmungen beſchränkt haben. 
Das Landrecht unterfheidet im ſtädtiſchen Organismus brei Gruppen: 
We Bürger, die Erimirten und die Schugverwandten. Als Bürger gelten nur 
Diejenigen, welche das Bürgerredt erworben hatten; ala Schugverwandte 
werben diejenigen ftäbtifchen Einwohner behandelt, welche weder mit dem Bürger- 
recht, noch mit dem Vorrecht der Erimirten ausgeftattet waren. . Die Ertheilung 
des Burgerrechts lag in der Hand des Magiſtrats. Die Vortheile der Erlangung 
Web Buͤrgerrechts beftanden nicht allein in der Befähigung zur Theilnahme an 
bi ſtädtiſchen Verwaltung, fondern auch in der Zulafjung zum Betriebe der 
Isenannten bürgerlihen Gemerbe (Bandel, Handwerk). Die Bürger wurden 
In Ableiftung des Bürgereides in die Bürgerrolle eingetragen. Nur die in 
Urlifte verzeihneten Bürger wurden zur Theilnahme an den Berathungen 
Beihlüfien in Gemeindeangelegenheiten zugelafien. Die Form und ber 
Umfang dieſer Mitwirkung regelte ſich zunächſt nad) der beftehenben 
2 Yartmann, Zeitfärift. Mb. TIT. Heft 6. 31 
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Drtsverfaffung, in deren Ermangelung aber nad) den gejeglichen Vorſchriſften 
über die Organifation und Verwaltung der privilegirten Korporationen. — Die 
Vertretung der Kommune durch Repräfentanten bildete aud in 
jener Zeit fhon die Regel. - Die Vertreter wurden jeboch meiftentheils nicht 
von der Bürgerfhaft, fondern von den Zünften und fonftigen in der Stadt: 
gemeinde beftehenden Korporationen gewählt, und waren auch in Ausübung ihrer 
Funktionen von den bezüglidhen Beſchlüſſen der Körperfchaften abhängig, von 
denen fie ihr Mandat erhalten hatten, Drtsftatuten zur Regelung des Kom 
munalweſens beburften der Beftätigung der Staatsregierung. Der Magiftrat 
bildete den Gemeindevorftand. Er wurde, je nach ber Drtöverfaflung, entweder 
von der Gemeinde gewählt, oder vom Landesherrn beftellt. In zweifelhaften 
Fällen follte der Gemeinde zwar das Wahlrecht zugebilligt, dieſes aber, der 
Negel nad, nicht von der ©emeindevertretung, jondern von dem beftebenden 
Magiftrat ausgeübt werben. Lebterer hatte dann zu ben erledigten Stellen 
geeignete Perſonen zu wählen und bie Beftätigung des Landeskollegiums Re 
gierung) herbeizuführen. Für die Wahl des Stadtſekretärs waren diefelben Be 
fimmungen maßgebend. Dem Magiftrat gebührt auch im Auftrage und als 
Drgan der Regierung die Verwaltung der ſtädtiſchen Polizei. Eine ganz eigens 
thümliche Stellung nehmen bie mittelbaren Städte, d. h. folde Städte ein, 
welche, abgejehen von der ſtaatlichen Oberaufficht, unter der befonderen Botmäßig- 
keit einer andern Herrſchaft fanden. Diefe waren binfichtlih der Wahl ihrer 
Beamten, der Ausführung ihrer Beichlüffe und fogar in Betreff der Verleihung 
des Bürgerrechts pon der genehmigenden, beziehungsweiſe beſtimmenden Mit⸗ 
wirkung dieſer Herrſchaft abhängig. Der ſtaatlichen Oberaufſicht waren 
keine feſten, gejeglihen Schranken geſetzt. Die Staatsregierung ſollte — nament⸗ 
lich auch in wirthſchaſtlicher Beziehung — zu jeder Einwirkung auf bie Verwal⸗ 
tung bes Vermögens und der Einkünfte der Kommunen befugt fein, fo weit 
man nicht durch beftimmte Privilegien oder ftaatlid) genehmigte Statuten engere 
Grenzen gezogen und der Selbftverwaltung Saum gegeben hatte. Die Ber: 
ſchiedenartigkeit der zahllofen Provinzial- und Lolal-Sonderverfafjungen ber 
Städte, die hierdurch hervorgerufene Ungleichheit und Unſicherheit in der Be 
handlung der Geſchäfte, der fühlbare Mangel an angemefjenen Beſtimmungen 
über das ftäbtifche Gemeinwefen und die Vertretung der Stahtgemeinde, das nad) 
Klaſſen und Zünften getheilte Intereffe der Bürger und das dringende Bedürf⸗ 
niß einer wirkſamen Theilnahme der Bürgerihaft an der Kommunalverwaltung 
führte ſchon im Jahre 1808 zu der Notwendigkeit, den Städten eine felbits 
ftändigere und beflere Verfafjung zu geben, in ber Bürgergemeinbe einen feilen 
Vereinigungspunft gefeglich herauszubilden, ihnen eine thätige Mitwirtung auf 
bie Verwaltung des Gemeinweſens zubilligen und daburd den Gemeinfinn zu 
weden und zu erhalten. Das Ergebniß diefer Erwägungen war die Emanation 
der Städteordnung vom 19. November 1808. Dieſes Geſetz hat die für 
die flaatsredhtlihe Stellung der Stadtgemeinden maßgebenden Verhältniffe in der 
eingehendften und erichöpfendften Weife geregelt, und den Brundftein für bie 
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ntwidelung im Sinne freier und felbftftändiger Bewegung ber Stadttommunen 
gelegt. Die Dberauffiht der Staatsregierung wurde auf bie Prüfung 
der Jahresrechnungen, die Entiheidung in Beſchwerdefällen und die Betätigung 
ber Wahlen der Magiftratsmitglieder beichränkt. Die Unterjheidung der Ein- 
wohrer in Bürger (im Sinne des allgemeinen Landrechts) und Schugverwandte 
blieb zwar beftehen, e8 kamen aber ſowohl die Eremtionen, als auch die Hoheits⸗ 
tehte andrer Herrſchaften, als der Staatsgewalt in Wegfall. Die Sonderung 
der Bürger in Groß» und Kleinbürger wurde gleichfalls befeitigt. Die Zulafjung 
zum Betriebe der bürgerlichen Gewerbe blieb nad) wie vor von dem Befit des 
Bürgerrechte abhängig. Die Mitglieder des Magiftrats, jo wie bie ftäbtifchen 
Beamten follten von den Vertretern der Bürgerihaft, den Stadt⸗ 
verorbneten, erwählt werden. Letztere wurden von ben Bürgern gewählt; 
für die Stimmberedptigung bei der Wahl war aber das Borhandenjein gewiſſer 
verfönliher Eigenſchaften, fo wie bei unangefeflenen Bürgern ein beftimmtes 
Eintommen (150 bis 200 Thlr.) maßgebend. Die paffive Wählbarkeit wurde 
nur infofern beſchränkt, als die betreffenden Perſonen in dem Wahlbezirt als 
Bürger wohnhaft und in jedem Bezirk mindeftens zwei Drittel der zu wählenden 
Stadtverordneten Hausbefiger fein mußten. Die Stadtverorbneten-Verfanmlung 
bildete die alleinige Gemeindevertretung. Ihre Sigungen waren aber nicht 
öffentlih. Dem Magiftrat wurde hinfichtlid der Kommunalvermaltung lediglich 
der Rarakter eines ausführenden Organs beigelegt. Sämmtliche Mitglieder, mit 
Ausnahme der Oberbürgermeifter in den großen Städten (mit Ausfchluß des 
Militärs 10,000 Einwohner und darüber), folten von ber Stabtverorbneten- 
Verfammlung gewählt und von ber Regierung beftätigt werben. Für die Stelle 
bes Oberbürgermeifters wurde den Stadtverordneten aber nur das Präfentations- 
tet in der Art eingeräumt, daß biefelben brei Kandidaten zur landesherrlichen 
Behätigung in Vorſchlag zu bringen hatten. Alle mit Abminiftration verbunde⸗ 
nen oder die anhaltende Auffiht und SKontrole oder Mitwirkung an Ort und 
und Stelle erheiihenden Gejchäfte follten durch Deputationen, Kommiffionen und 
durch die Bezirtsvorfteher beforgt werden , melde der Regel nad) aus der Zahl 
der Stabtverorbneten und Bürger von der Stabtverorbneten-Berfammlung ge 
wählt wurden und der Beltätigung des Magiftrats bedurften. Die Zufammens 
fefang und die Geſchäftsordnung in dieſen Kommiffionen, jo wie ihr Gefchäfts« 
kreid iſt ſehr ausführlich erörtert, auch eine Geſchäftsinſtruktion für die Stabt- 
wersrbneten - Verfammlung erlafien. Die Anwendung biefer für bie ganze 
Ronarchie erlaſſenen Städteordnung hatte den gewünſchten Erfolg. Die Elemente 
ver Selbfiverwaltung entfalteten fi) unter dem Schuß der Selbfiftänbigkeit zur 
nitſamen Tätigkeit und arbeiteten im Allgemeinen in erfprießliher Weiſe. Die 
Exbteorbnung vom 19. November 1808 wurde fpäter einer Revifion unterzogen, 
welcher die revidirte Städteordnung vom 17. März 1831 hervorging. 
bien Inhalt derjelben ift namentlich bemerkenswerth, daß jede Stadt ein 
etut erhalten jollte, welches alle Vorſchriften über die Verfaſſung in fi auf- 
Hhdiesen hatte. Es wurde ferner die Berechtigung und Verpflichtung zur Ers 
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werbung des Bürgerrechts genauer erörtert, den Schußverwandten die Erwerbung 
ſtädtiſcher Grundflüde und der Gewerbebetrieb freigeftellt, die Sonderung ber 
Städte in große, mittlere und Meine Städte aufgehoben, die Grundfäge für die 
Feſtſtellung der Zahl der Stabtverorbneten feſtgeſetzt. Die paffive Wahlfähigkeit 
zu legterem Amte wurbe an bie Bedingung gelnüpft, daß der Gewählte entweder 
mit einem Grundbefig im Werthe von mindeftens 10C0 Rthlr. — in größeren 
Städten von mindeftens 12,000 Rthlr. — im Stadtbezirk angefefien war, ober 
ein Jahreseinkommen von 200 beziehungsweife 1200 Rthlr. befaß. Minder ver- 
mögenden Bürgern follte bie Wählbarkeit nur durch übereinftimmenden Beſchluß 
des Magiſtrats und der Stadtverorbneten zugejprochen werben dürfen. Minde 
ſtens die Hälfte der Stabtverorbneten follte aus Grunbbefigern beftehen. Die 
‘ Stellung bes Magiftrats wird nad zwei Richtungen hin 


1. als Verwalter ber GemeindesAngelegenbeiten, 
2. als Organ ber Staatsgewalt j 


prägifirt. In legterer Beziehung wird beftimmt, baß berfelbe nicht allein befugt 
und verpflichtet fein fol, darauf zu fehen, da überall die beftehenden Landes 
geſetze und Vorſchriften gehörig beobachtet werben, jondern daß er auch verbunden 
fei, die ihm in Angelegenheiten der allgemeinen Landesverwaltung von den 
Staatsbehörbden ertheilten Aufträge, jo weit fie fih auf Geſchäfte im Stadt 
bezirt bezogen, zu übernehmen und auszuführen. In dieſer Hinſicht follte er 
ganz unabhängig von der Stadtgemeinde und lediglich den betreffenden Staats 
bebörden untergeordnet fein. Die Veräußerung und der Anlauf von Grund: 
ftüden, die Aufnahme von Anleihen und die Einführung von Gemeinbeauflagen 
bedurfte der Genehmigung der Regierung. Für den Fall einer ganz befonderen 
Pflihtverlegung der Bürgerfchaft wurde dem Landesherrn das Recht vorbehalten, 
einer ſolchen Stadt die ihr durch die Städteordnung verliehene Verfaſſung wieder 
zu entziehen. 

Den Städten, in welchen bereits die Städteordnung vom 19. November 1808 
galt, wurde die Wahl gelafjen, ob fie dieſelbe beibehalten ober auf Verleihung ber 


revidirten Städteordnung antragen wollten. Die hierdurch ‚bervorgerufene Uns 


gleihmäßigteit, im Zufammenhange mit der Nothwenbdigfeit der den Grund⸗ 
gefegen der Verfafjungsurkunde anzupafienden Reform der Stäbteordnungen gab 
die Veranlaffung zu einer neuen Kodifikation der Städteordnung, melde 
für die ſechs öftlihen Provinzen der Monardie mit Ausfhluß von 
Neuvorpommern und Rügen — für diefen Lanbestheil wurde bie ſtädtiſche 
Kommunalverfaffung dur ein Gele vom 31. Mai 1853 geregelt — am 
30. Mai 1853 die gefegliche Geſtaltung erhielt. Dieſe Geſetze find roch gegen- 
wärtig die Orundlage der fläbtifchen Kommunalverwaltung. Die Kreisordnung 
vom 13. Dezember 1872, bie Provinzialordnung vom 29. Juni 1875 und das 
Kompetenzgeſetz vom 26. Juli 1876 haben nur die zur Einfügung des ftäbtifchen 
Kommunalweſens in das neue Verwaltungsſyſtem unerläßlichten Abänderungen 
zur Geltung gebracht. Die Buirhgreifende Reform der Stäbteorbnung, nament- 
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Ih in Betreff der Kommunalbefteuerung, ift ber aan der nächſten Zeit 
vorbehalten. 

Die Beſtimmungen der Städteordnung vom 30. Mai 1853 im Zuſammen⸗ 
bange mit den Modifitationen, welche durch fpätere Gejege herbeigeführt find, 
bilden für die vorgenannten Provinzen das gegenwärtig geltende Städterecht. 
Die ſtädtiſche Rommunalverfaflung ift hiernach in folgender Weife geregelt. 
De Stadtbezirk umfaßt örtlich ſämmtliche zur Stadt gehörige Grundſtücke. 
As Mitglieder dieſes Bezirks werden alle Bewohner — die Militärperjonen des 
aktiven Dienfiftandes ausgeichloffen — angejehen, fofern fie dort in ber außs 
drüdlih oder ftillfehweigend erklärten Abficht des dauernden Werbleibs ihren 
Bohnfig genommen haben. Die Einwohner des Stadtbezirke haben gleiches 
Recht in Betreff der Benugung der Gemeindeanftalten, find aber auch zur Theil⸗ 
nahme an den Gemeindepflichten in gleicher Weife verbunden. Die Forenjen, 
d. h. die nicht im Stadtbezirt mwohnhaften, fondern dort nur mit Grundbeſitz 
oder ftehendem Gewerbebetried engagirten Perfonen, ferner die juriftiihen und 
die Militär-Perfonen dürfen nur von dieſem Grundbefig beziehungsweife Ge- 
werbebetrieb zu den Kommunalſteuern herangezogen werden. Gänzliche Be: 
freiung’ von den Gemeindelaften ift nur den ertragsunfähigen, ferner den zu 
einem Öffentlichen Dienft oder Gebrauch beitimmten Brundflüden, endlich den 
Vienfigrundftüden der Geiftlichen, Kirchendiener und Elementarfchullehrer zuges 
fanden. Der letztgedachten Gruppe ift auch für das Dienfteinlommen die Be- 
freiung von allen direkten perfönlihen Kommunalſteuern eingeräumt. Die 
Geiſtlichen, Schullehrer und Kirchendiener genießen endlich in Betreff der Her⸗ 
anzieyung zu perjönlichen Gemeindedienften ein SPrivilegium, welches jedoch auf 
den eigenen Grundbeſitz der Beiftlichen und Schullehrer nicht ausgedehnt werben 
darf. Hinſichtlich der unmittelbaren und mittelbaren Staatsbeamten gilt auch im 
Stadtbezirk die vorhin bei Erörterung der Kreis-Rommunalbefteuerung hervor⸗ 
gehobene Beſchränkung des Befteuerungsrechts. Perſonen, welche ſich im Stadt: 
bezie, ohne dort ihren Wohnfig zu nehmen, zum Zweck der Erwerbung ihres 
Unterhalts, aufhalten, können in Form eines Zuſchlags zur Klaſſen⸗ oder Hafjis 
füirten Eintonmenfteuer zu den Kommunaljteuern herangezogen werden, wenn 
fe an demfelben Ort auch zur Entrichtung ihrer Staatsfteuern verpflichtet find: 
Bird eine enifprechende Kommunalfteuer nicht erhoben, fo können fie zu der 
erweiten Kommunalſteuer von Ablauf des dritten Monats ihres Aufenthalts 
& herangezogen werden. 

Das Bürgerrecht, d. h. das Recht zur Theilnahme an den Gemeinde 
ehlen und die Befähigung zur Uebernahme unbefoldeter Kommunalämter, fteht 
Ken männlichen Einwohner des Stadtbezirk zu, welcher 

a) das preußijche Staatsbürgerrerht befißt, 
— b) einen eigenen Hausſtand führt und in der Verwaltung feines Ver⸗ 
& mögens nicht duch Richterſpruch beſchränkt ift, 
= 6) das vierundzwanzigfte Lebensjahr zurüdgelegt hat, 
« d).der Stadtgemeinde beveits feit Jahresfriſt angehört, 
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e) feine Armenunterfügung aus öffentlihen Mitteln genießt, 

f) die ihn betreffenden Gemeindeabgaben bezahlt hat, 

g) entweder ein Wohnhaus im Stadtbezirk befigt, oder ein flehendes Ge 
werbe felbiiftändig als Saupterwerbsquelle — in Städten von mehr als 
10,000 Einwohnern mit mindeftens zwei Gehilfen — jelbftftänbig be 
treibt, oder endlich zur Haffifizirten Einfommenfteuer veranlagt iſt oder 
doch jährlich mindeftens 12 ME. Klaſſenſteuer zu entrichten hat. 

Für das aktive Wahlrecht bei den Gemeindewahlen find diejenigen, welde 
jeit Iahresfrift an direkten Staatss oder Gemeindeabgaben mehr als einer der 
drei höchſt befteuerten Einwohner. des Stadtbezirts zahlen, ohne Rüdjiht auf den 
Wohnftg, befähigt. Diefelbe Berechtigung fteht in gleichem Falle den juriftiihen 
Berjonen zu. Die Ausübung des Bürgerrechts ift in ben Städten, in benen 
verfaffungsmäßig für den Erwerb defielben eine Abgabe — das fog. Bürger- 
rechtsgeld — zu entrichten ift, von diefer Zahlung abhängig. Eine Befreiung 
von biefer Abgabe genießen nur dje unmittelbaren und mittelbaren Staat 
beamten, die Lehrer, die Geiſtlichen, ferner Militärperfonen, welche ſich bereits 
12 Jahre in aktivem Dienftftande befunden haben, und verabjdiedete Staatt 
beamte bei ber erſten Verlegung ihres Wohnfites nad) ihrem. Ausfheiden aus 
dem aktiven Dienft.- Wenn Befiger eines jelbftftändigen Guts oder ſtimmberech⸗ 
tigte Einwohner einer Landgemeinde oder Bürger einer preußiſchen Stabt ihren 
Wohnfig nad einer andern Stadt verlegen, fo können fie durch die ftäbtifde 
Vertretung von dem Erforderniß ad 3 dispenfirt werden. Die Verleihung des 
Ehrenbürgerrehts ift nicht an die Vorbedingung des Bürgerrechts geknüpft. 
Das Bürgerrecht geht durch ben Fortfall der Erforderniffe, außerdem durch firafs 
richterlichen Sprud und durch Konkurs verloren, kann aber dem Gemeinſchuldner 


im Falle des Nachweifes der Befriedigung jämmtliher Gläubiger von der ſnãdti⸗ 


ſchen Vertretung wieder verliehen werden. 

Die Stabtgemeinde bildet eine Korporation. Sie wird durd einen 
kollegialiſchen Gemeindevorftard, den Magiftrat, und durch die Stadtver: 
ordneteneBerfammlung vertreten. Die Grundfäge der Verwaltung regeln 
fi nach den Beſtimmungen der Städteordnung. Befondere ftatutarijhe Ans 

- srönungen find nur. mit Genehmigung der Regierung flatthaft. Diefelben 
find jedod; ihrem Inhalt nach auf ſolche Fälle befhränft, für welche es entweder 
an einer geſetzlichen Vorfchrift fehlt, oder eine Abweichung von berjelben geftattet 
it GFeſtſetzung der Zahl der Mitglieder des Magiftrats beziehungsweiſe der 
Stadtverordneten-Berfammlung, Zufammenfegung bleibender Verwaltungs:Depus 
tationen, Wahlreglements, Gefhäftsorbnung u. ſ. w.), oder endlich örtliche Be- 
fonderheiten in Frage kommen. 

Der Magiftrat befteht aus dem Bürgermeifter, feinem Stellvertreter 
(dem Beigeordneten reſp. zweiten Bürgermeifter) und einer Anzahl von min- 
deſtens 2 Schöffen (Stabträthen, Nathsherren, Ratymännern). In Stadt: 
gemeinden mit einer Einwohnerzahl von mehr als 2500 fteigt ihre Zahl nad 
einer gewifien Stala bis zu 10, in Stabtgemeinden über 100,000 Einwohnern 
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teten für je 5000 Einwohner zwei Schöffen hinzu. Außer den (unbefoldeten) 
Shöffen können nad) Bebürfniß für das Syndikat, die Känunereiverwaltung, 
das Baus, Schulweſen u. |. w. befoldete Magiftratsmitglieder angeftellt 
werden. Das paſſive Wahlrecht ift bezüglich der unbefoldeten Schöffen infofern 
beihräntt, als — 
1. die Mitglieder der zum kommunalen Staatsaufſicht der Stadtgemeinde 
berufenen Behörden, 
2. die beſoldeten Gemeindebeamten, in Städten über 10,000 Einwohner 
auch die Gemeinde⸗Einnehmer, 
3. Geiſtliche, Kirchendiener und Elementarlehrer, richterliche Beamte, 
Beamte der Staatsanwaltſchaft, Polizeibeamte, endlich 
4. die Stadtverordneten 
nicht wählbar find. Auch dürfen Vater und Sohn, Brüder, Schwiegervater und 
Schwiegerfohn und Schwäger nicht demjelben Magiftrats:Rollegium angehören. , 
Zreten Magiftratsmitglieder erft nad) erfolgter Wahl in eine der beiden zuleßt 
erwähnten Beziehungen, jo ſcheidet das Mitglied aus, durch welches das gedachte 
Verhältniß herbeigeführt if. Von der Wählbarkeit für das Amt des Bürger: 
meifters find endlich diejenigen Perfonen ausgefchloffen, welche die Verabreihung 
jubereiteter Speifen oder Getränfe gewerbsmäßig betreiben. Der Bürger: 
meifter und bie übrigen befoldeten Magiftratsmitglieder werben der Regel nach 
auf 12, der Beigeorbnete und die unbefoldeten Schöffen auf 6 Jahre von der 
Etadtverorbneten-Berfammlung gewählt. Wird der Beigeordnete gleichfalls mit 
Befoldung angeftellt, jo fteht er binfichtlih der Dauer feiner Amtsperiode den 
anderen befoldeten Magiſtratsmitgliedern gleich. Won den unbefoldeten Schöffen 
ſcheidet alle drei Jahre — das erſte Mal durch Ausloofung — die Hälfte aus. 
Die Wahl fämmtliher Mitglieder des Magiftrats bedarf der Betätigung der Re⸗ 
gierung, bezüglih der Bürgermeifter und Beigeordneten in, Städten über 
10,000 Einwohnern, der Sanltion des Königs. Die Verfagung der Beſtätigung 
bedingt die Nothwendigkeit einer Neumahl. Bleibt auch diefe erfolglos oder ver: 
weigert die Stadtverordneten Verſammlung die Wahl, fo feßt die Regierung 
bis zum Zuftandefommen einer normal beflätigten Wahl eine kommiſſariſche Ver- 
waltung der Stelle ein. Der Bürgermeifter wird vom Regierungs-Präſidenten 
der einem von ihm ernannten Kommiffar in öffentlicher Sigung der Stadtver- 
adneten vereibigt, die anderen Magifiratsmitglieder verpflichtet der Bürgermeifler 
in gleicher Weife. 
Der Geſchäftskreis des Magiftrats theilt fi nad) zwei Richtungen. 
As Drisobrigkeit hat er die Verfügungen ber vorgefeßten Dienftbehörden 
in Ausführung zu bringen. Mit Ausnahme der größeren Städte ift ihm auch 
die Polizeiverwaliung für den Stadtbezirk übertragen. Als Gemeindever: 
waltungsbehörde liegen ihm namentlich folgende Funktionen ob: 
1. die Vorbereitung und Ausführung der Beſchlüſſe der Stadtverordneten- 
Verfammlung, 
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2. die jährliche Berichterftattung über den Stand der GemeindesAngelegen: 
heiten an biefelbe, 

3. die Führung des Lagerbuchs über die Vermögensftüde der Commune, 

4. die Verwaltung des Eigenthums, namentlih der GemeindesAnftalten. 
jo wie der Einkünfte der Stadtgemeinde, und die Ueberwachung des 
Kaſſen⸗ und Rechnungsweſens, 

5. die Anſtellung und Beaufſichtigung der Gemeindebeamten, 

6. die Vertretung der Stadtgemeinde, 

7. die Vertheilung der Gemeindeabgaben und Dienfte auf die Verpflichtelen 
und die Realifirung berjelben. 

Die Beihlußfähigteit des Magiftrats-Kellegiums erfordert in Städten über 
10,000 Einwohner bie Anweſenheit von zwei Drittel, in anderen Städten bie 
Anwefenheit der Hälfte der Mitglieder. Die Beihlüffe werden mit Stimmen 
mehrheit — bei Stimmengleihheit mit entjcheidender Bedeutung der Stimme 
bes Borfigenden — gefaßt. Mitglieder, deren Privatinterefje bei dem Gegen 
ftande der Berathung beteiligt ift, dürfen den Sitzungen nicht beimohnen. 
Sämmtlihe Magiftratsmitglieder ftehen unter der Disziplinarauffidt ber 
Regierung, welche auch für das Verfahren auf Entjegung aus dem Amte bie 
Spruchbehörde erfter Inflanz bildet. Die mit Betätigung bes Königs einge 
festen Mitglieder (Bürgermeifter, Beigeorbnete) find hinſichtlich des Disziplinar- 
verfahrens auf Amtsentfegung dem Disziplinarhof zu Berlin unterftellt. Der 
Bürgermeifter ift das leitende und ausführende Organ des Magiſtrats für 
die Kommunalverwaltung und für die Funktionen der allgemeinen Landesvers 
waltung. Zu feinen befondern Aufgaben gehört die Führung bes Schriftwechiels, 
bie Vollziehung ber Urkunden — im Falle dev Uebernahme von Verpflichtungen 
für die Stadtgemeinde unter Mitzunehmung eines Magiftratsmitglieds —, die 
Disziplin über die Gemeindebeamten — das Marimum der Geldbuße ift auf 
9 Mark, das Marimum der Arreſtſtrafe (bei Unterbeamten) auf 3 Tage Arreft 
feftgefegt. — In dringenden Fällen ift- er zur felbftändigen Vorkehrung ber ers 
forderlihen Maßregeln befugt. Im feiner Eigenfchaft als ausführender Beamter 
des Magiftrats in deſſen ortsobrigkeitlihen Funktionen liegt ihm in den Städten, 
in welchen keine Königliche Polizeiverwaltung eingeführt ift, die Handhabung der 
Orts⸗ und gerichtlichen Hilfspolizei, die Aıntirung als Polizeianwalt, die Bes 
forgung aller örtlichen Geſchäfte der Kreis-, Bezirks, Provinzial und allgemeinen 
Staatsverwaltung ob. In legterer Beziehung hat er namentlid das Recht und 
die Pflicht, Beichlüffe des Magiftrats, welche defien Zuſtändigkeit überjchreiten 
oder fonft gejegwibrig find oder endlich dem Stantswohl oder &emeinde- 

intereſſe zumwiberlaufen, zu beanftanden. Er ift ferner zur Uebernahme ber 
Funktion des Standesbeamten verpflichtet, falls die Gemeindevertretung nicht die 
Anftellung befonderer Standesbeamten beſchließt. Hinſichtlich feiner Amtethätige 
keit als Polizeiverwalter fteht der Bürgermeifter nad) den Bellimmungen des 
Kompetenzgefeges nicht unter Aufficht der Bezirksregierung, fondern des Bezirks⸗ 
“äfidenten, in weiterer Inftanz des Oberpräfidenten, 
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Die dauernde Verwaltung oder Beaufſichtigung einzelner Geſchäftszweige 
des ſtädtiſchen Kommunalweſens (Armenverwaltung u. ſ. w.), fo wie die Erz 
ledigung vorübergehender Aufträge kann durch gewählte Deputationen und 
Rommiffionen, welche dem Magiftrat unterftellt find, bewirkt werben. Jeder 
fimmfähige Bürger ift wählbar. Die zugehörigen Magiftrats:Kommifjarien ers 
nennt der Bürgermeifter. Gemiſchte Deputationen des Magiftrats und der 
Stabtverorbnneten, werben durch übereinftimmenden Beihluß dieſer beiden Ge— 
meindeorgane, andere Deputationen und Kommiffionen aus der Zahl der ſtimm⸗ 
fähigen Bürger von der StadtverorbnetensVerfammlung gewählt. In Städten, 
deren Umfang eine Dezentralifation der Verwaltung zwedmäßig erſcheinen läßt, 
fann der Magiſtrat nach Anhörung der Stadtverorbneten die Eintheilung des 
Stadtbezirks in Ortsbezirke veranlafien, und in diefen befonderen Kommiffarien, 
den Bezirtsvorftehern, einzelne Geſchäftszweige der örtlihen Kommunalvers 
waltung übertragen, Diefe Gemeindebeamte, und in gleicher Weife deren Stells 
vertreter, werden von der Stadtverordneten » Verfammlung aus der Zahl 
der finmfähigen Bürger des Bezirks auf 6 Jahre erwählt. Dem Magiftrat 
fleht das Beftätigungsreht zu. Die Mitglieder der Deputationen und SKom- 
miffionen, jo wie die unbefoldeten Bemeindebeamten können auch vor Ablauf 
ihrer Wahlperiode durch übereinftimmenden Beihluß des Magiſtrats und der 
Stadtverordneten ihrer Aemter enthoben werden. Der Normaletat für bie 
befoldeten Bemeindeämter wird vom Magiftrat entworfen und von der 
Stadtverorbneten-Verfammlung feftgejegt. Die Feftftellung der Bejoldung des 
DBürgermeifters und der anderen bejoldeten Magifiratsmitglieder ers 
folgt duch die Regierung nad) vorgängiger Prüfung der Angemefienheit der 
normalen Gehaltsſätze. Die Penfionirung derfelben ift derart geregelt, daß fie 
im Falle eintretender Dienftunfähigteit beziehungsweife nach abgelaufener 
Wahlperiode — falls fie nicht wieder gewählt werden — nach fehsjähriger 
Dienfizeit 44, nad zwölfjähriger Dienftzeit Ya, nad vierundzwanzigjähriger 
Dienfizeit 2/5 des Gehalts als Penfion erhalten. Abweichende Vereinbarungen find 
nur mit Genehmigung ber Regierung ftatthaft. Den auf Lebenszeit angeftellten 
befoldeten Bemeindebeamten wird in Ermangelung anderweiten Weberein- 
kommens eine nad) den Grundſätzen der Staatsverwaltung zu bemefjende Penſion 
gewährt. 

Streitfälle in Penfionsangelegenbeiten unterliegen, vorbehaltlich des Rechts⸗ 
weges, der Entjheidung der Negierung. Der Rechtsweg ift nur in Betreff der 
öefflelung der Dienſtunfähigkeit und des für bie Penfionsberehnung maßgeben⸗ 
den Betrages der Bejoldung ausgeſchloſſen. Die Penſion fällt fort ober ruht, 
fehs ber Penfionirte durch anderweite Anftellung im Staats- ober Gemeinbes 
dienſt ein Einkommen oder eine weitere Penſion erwirbt, welde mit Hinzu⸗ 
rung der eriten Penfion fein feüheres Einkommen überfteigt. 

Den unbefolbeten Gemeindevertretern und Gemeindebeamten 
“ weben nur die nahmeislichen baaren Auslagen vergütet, melde für unbejoldete 
degeordnete mit Genehmigung der Regierung in Form feiter Entihädigungse. 
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beträge normirt werben können. Zur Annahme berartiger unbefoldeter Stellen, 
fo wie zur Fortführung derartiger Aemter für Die Dauer von mindeftens 
3 Jahren ift jeder ftimmmfähige Bürger verpflichtet, falls er nicht beflimmte Ent⸗ 
ſchuldigungsgründe (anhaltende Krankheit, Alter von 60 Jahren, geihäftlihe 
Küdfihten u. ſ. w.) zur Geltung zu bringen vermag. Wer fich diefer Bürgers 
pflicht entzieht, kann durch die Stadtverordneten-Verſammlung mit Genehmigung 
der ‚Regierung mit dem Verluft des Bürgerrehts für die Dauer von 3 bis 6 
Jahren und mit einer bis zu einem Viertel gefteigerten Verſtärkung der birelten 
KRommunalabgaben beahndet werben. 

Die Stadtverordneten-Verfammlung befteht in Ermangelung ab» 
weichender ftatutarifcher Feſtſetzungen aus mindeſtens 12 Mitgliedern. Bei 
Stadtgemeinden über 2500 Einwohner fteigt ihre Zahl nad) einer gewiſſen Stala 
bis zu 60. Für Gemeinden von mehr als 120,000 Einwohner treten für jede 
weiteren 50,000 Einwohner 6.Stadtverorbnete hinzu. „Ihre Wahl erfolgt in 
drei Abtheilungen, für deren Bildung der Betrag der direkten Staats, 
Vrovinzial⸗, Bezirks-, Kreis: und Gemeinde-Abgaben der ftinmfähigen Bürger _ 
den Maßſtab bildet. Für die Stimmfähigkeit ift die vom Magiſirat aufzuftellende, 
in der Zeit vom 15. bis 30. Juli jeden Jahres öffentlich auszulegende Wähler— 
lifte maßgebend. Einwendungen gegen diefelbe müfjen durch Beſchluß der Stabts 
verorbneten-Verfammlung bis zum 15. Auguft zum Austrage gebracht werden. 
Der Beichluß bedarf der Zuſtimmung des Magiſtrats. Verſagt er diefelbe, jo 
fteht den beteiligten Wählern der Rekurs an. die Regierung zu. Die Wähler 
werden 14 Tage vor der Wahl durch den Magiftrat zu den Wahlen eingelaben. 
Die Wahl wird von einem Wahlvorjtande geleitet, welcher aus dem Bürger- 
meifter beziehungsweife einen von ihm ernannten Wahltommifjarius als Vor— 
figenden und zwei von ber Stabtverordneten-Berfammlung gemwählfen Beifigern 
tefp. deren Stellvertretern zufamntengejegt ift. Das Stimmrecht muß perjönlidy 
ausgeübt werden. Bevollmächtigte werden nur für bie vorhin gedachten des 
mangelnden Bürgerrechts unerachtet ftimmfähigen Perſonen zugelaffen, das 
Mandat ift aber auf die Perſon ftunmfähiger Bürger beichränft. Bei der Wahl 
ift abfolute Stimmenmehrheit entſcheidend. IN diefelbe nicht zu erzielen, jo er= 
folgt eine neue engere Wahl, bei welcher nöthigenfals das Loos den Ausſchlag 
giebt. Gegen das Wahlverfahren fteht jedem ftimmfähigen Bürger innerhalb 
10 Tagen nad) der durch den Magiftrat erfolgenden Bekanntmachung des Wahl: 
ergebnifies bie Berufung an die Bezirksregierung zu. Letztere kann bei erheb- 
lien Unregelmäßigfeiten aud von Amtsmwegen einfchreiten. Die vorhin er- 
wähnten 3 Abtheilungen der Wähler jondern ſich in folgender Weiſe. ‘Die erfte 
Abtheilung umfaßt die Höchjftbefteuerten bis zu einem Drittel bes Geſammt⸗ 
fteuerbetrages aller fiimmfähigen Bürger, die zweite die fteuerzahlenden Bürger 
bis zum zweiten Drittel der Geſammtſteuer, die dritte das legte Dritte. Jede 
Abtheilung wählt dem dritten Theil der Stadtverordneten. Gehören zu ‚einer Ab— 
theilung mehr als 500 Wähler oder enthält der Stadtbezirk mehrere Ortſchafteu, 
fo Tann der Magiftrat befondere örtlihe Wählbezirle — im Halle der Zuge- 
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börigfeit verfchiedener Ortfchaften, indeß nur mit Zuftimmung der Regierung — 
bilden. Die Hälfte der Stadtverordneten in jeder Abtheilung muß 
aus Hausbeſitzern beftehen. Bon ber paſſiven Wählbarkeit find außer- den 
bereits bei der Beiprehung der Magiftratswahlen erwähnten Perſonen auch noch 
die Magiftratsmitglieder ausgefchloffen Die Wahl erfolgt auf 6 Jahre mit der 
Maßgabe, daß alle zwei Zahre der dritte Theil der Abgeordneten jeder Abthei- 
lung — das erfte und zweite Mal durch Ausloofung — ausſcheidet. Iſt die 
Zahl nicht durch 3 theilbar, fo ift, wenn nur Einer übrig bleibt, diefer von der 
zweiten, wenn 2 übrig bleiben, von der erflen und zweiten Abteilung je Einer 
zu wählen. Die Ergänzungswahl findet fets im November: ftatt. Außer 
ordentliche Erfagwahlen für ausgefchiedene Stadtverorbnete finden nur auf Ans 
trag des Magiftrats oder der Stabtverorbneten-Verfammlung oder auf Anord⸗ 
nung der Nogierung ſtatt. Die gewählten Stadtverorbneten werden von 
einem Magiſtrats⸗Kommiſſarius eingeführt und durch Handſchlag an Eibesftatt 
verpflichtet. 

Der Bejhäftsfreis der Stadtverordneten-VBerfammlung geftaltet 
fi in folgender Weife: Ihr fteht die Beſchlußfaſſung über alle nicht ausſchließ⸗ 
li dem Magiftrat überwiejenen Gemeinde-Angelegenheiten namentlich über die 
Benugung des Gemeindevermögens zu. Ihr gebührt die Fefftellung des Haus⸗ 
balteetats, die Genehmigung außeretatsmäßiger Ausgaben, die Prüfung, Feſt⸗ 
ſetzung und Entlaftung der Jahresrechnung. Sie hat ferner bei heroortretendem 
Bebürfnig über die Aufbringung von Gemeindefteuern zu befinden. In 
dieſer Beziehung find indeß ihre Dispofitionen infofern befchränkt, als die 
Kommunalbefteuerung nur in Form von Zufhlägen zu den Staats: 
Reuern oder in Form jelbfiftändiger direkter oder indirefter Steuern 
erfolgen darf. Im erfteren Falle muß die Häuferfteuer und die Einfommenfteuer 
von dem außerhalb des Stadtbezirts belegenen Grundeigenthum der Genfiten 
außer Betracht bleiben. Auch unterliegen alle Bufchläge zur Einkommeniteuer, 
fo wie zu den übrigen direkten Steuern, im legteren Falle aber nur bei einer 
Steigerung über 50 Prozent oder bei ungleihmäßiger Vertheilung (die geringere 
Belaftung der unterften Klaffenfteuerftufe ausgenommen), ferner auch alle Zu—⸗ 
ſchläge zu den indirekten Staatsfteuern der Genehmigung der Regierung. Der 
gleihen Genehmigung bedarf jede Einführung, Erhöhung oder grundfäßliche 
Verminderung einer jelbfländigen Kommunalfteuer. 

Dienſte zur Ausführung von Gemeinde Arbeiten werben, falls fie nicht 
perſonlich oder durch tauglihe Stellvertreter geleiftet werden, in eine nad) dem 
Raßſtabe der ſelbſtſtändigen Gemeinde-Abgaben, in deren Ermangelung nad) dem 
Naßſtabe der direkten Staatsiteuern, zu vertheilende Geld-Abgabe verwandelt. 

Die Beſchlüſſe der Stadtverorbneten-Verfammlung bedürfen, falls fie Ange: 
legenheiten betreffen, deren Ausführung Aufgabe des Magiſtrats ift, der Zu— 
Werung deſſelben. Verſagt fie diefer — als Motive find Ueberfchreitung der 
Afßandigkeit, Gefebwibrigkeit, Verlegung bes Staatswohl® oder Gemeinbe- 
iterefies maßgebend — fo wird ber Streitfall nach vergeblihem Verſuch ver 
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Berftändigung in einer von ben betheiligten Kommunalbehörden einzufegenden 
gemischten Kommiffion feitens der Regierung entichieden. 

‚Außer den bereit3 erwähnten Berwaltungs-Funktionen hat die Stabtver- 
ordneten⸗Verſammlung auch noch die Aufgabe, ſich über ihr zu dieſem Zweck 
von der Regierung zugeführten Vorlagen gutachtlich zu äußern, iſt auch zu 
jedem Akt der Kontrole der ftäbtifchen Verwaltung befugt. 

Die Geſchäfte werden durch einen’ aus der Witte der Verfammlung zu 
wählenden Vorfigenden reſp. deſſen Stellvertreter in Affiftenz eines in gleicher 
Weiſe zu erwählenden Schriftführers event. eines vom Bürgermeifter zu ver: 
eidigenden Protofolführers geleitet. Der Magiftrat wird zu allen Sigungen ein: 
geladen und muß. auf Verlangen für feine Vertretung dur einen Kom: 
miffarius Sorge tragen. Die Stadtverorbneten werden zu den nad) Bedürfniß 
abzuhaltenden Sigungen vom Borfigenden unter Mittheilung der Tagesordnung 
berufen, Außerordentlihe Sigungen müflen auf Antrag des Magiftrats oder 
des vierten Theils der Stadtverorbneten ftattfinden. Die Beichlüffe werden nad) 
Stinmenmehrheit, mit entfcheidender Stimme des BVorfigenden im Falle der . 
Stimmengleichheit, gefaßt. Die Beihlußfähigfeit fegt die Anweſenheit mehr als 
der Hälfte ber Mitglieder voraus. Eine Ausnahme hiervon findet nur dann 
ftatt, wenn bie Verſammlung zum zweiten Male zur Berathung deſſelben Begen- 
Handes Tonvozirt wird. Bon Verhandlungen über Rechte und Verbindlichkeiten der 
Gemeinde werden diejenigen Stadtverordneten ausgefchlofien, deren Privatintereſſe 
mit dem der Gemeinde kollidirt. Führt diefer Umftand zur Beſchlußunfähigkeit, 
ſo wird die betreffende Vorlage vom Magiſtrat, und, falls auch hier das gleiche 
Hinderniß obwaltet, von der Regierung zur Erledigung gebracht. Zur Prozeß⸗ 
führung der Stadtgemeinde gegen alle oder mehrere Mitglieder des Magiſtrats in 
Veranlaſſung ihrer Amtsführung hat die Regierung auf den Antrag der Stadt⸗ 
verordneten einen Anwalt zu beftellen. Die Situngen ber Stabtverorbnetens 
Verfammlung find öffentlich. Der Ausihluß der Deffentlichleit ift nur auf 
Grund eines entſprechenden Beſchluſſes ftatthaft. Oertlich findet infofern eine 
Beihräntung ftatt, als Wirthshäufer oder Schänken nicht zum Sitzungslokal ges 
wählt werben bürfen. Zur Regelung des Geſchäftsganges kann mit Zuftimmung 
des Magiftrats eine Gefhäftsordnung erlaflen werden, in welcher auch ein Diszis 
plinarftrafreht (Geldbußen bis zu 15 Mark, bei wiederholter Zumwiderhandlung 
Ausfhluß aus der Berfammlung) aufgenommen werden kann. Die Berfamms 
lung ann durd Königliche Verordnung auf Antrag des Staatsininifteriums 
aufgelöft werden. Die Neumahl ift aladann binnen 6 Monaten zu bewirken. 
Bis zur Einführung der neu erwählten Stadtverorbneten werben bie betreffenden 
- Funktionen durch die vom Minifter des Innern zu beftellenden Kommifjarien 
wahrgenonmen. ö 

Die vorfiehend erörterte Organifation der ſtädtiſchen Kommunalverwaliung 
tann in Städten von 2500 Einwohnern und darunter auf Antrag der Ge⸗ 
meindeverwaltung mit Genehmigung der Regierung in ber Art vereinfacht 
werden, daß 
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1. die Minimalzahl der Stadtverorbneten auf 6 ermäßigt wird, 

2. fiatt des Magiftrats nur der Bürgermeifter, welcher zugleich mit voller 
Stimmberedhtigung den Vorſitz in der Stabtverordneten-Verfammlung 
führt, in Affiftenz von 2 bie 3 Schöffen (biefelben können aud) aus ber 
Zahl der Stadtverorbneten gewählt werden) in Funktion tritt. 

Der Bürgermeifter vertritt hier den Magiftrat vollftändig, und es Tommt 
nur mit Rüchſicht auf feine Stellung in der Stabtverorbneten- Berfammlung das 
Zuſtimmungsrecht zu ben Beſchlüſſen derjelben in Wegfall. Ihm fteht in 
diefer Beziehung nur das Recht der Beanftandung zu. 

Die Staatsaufſicht wird in erfter Inftanz von ber Bezirksregierung, in 
höherer Inftanz vom Oberpräfidenten, in legter Inftanz vom Minifter des Innern 
ausgeübt. Der Genehmigung der Regierung bedarf es namentlich: 

. zum Grlaß von Statuten, r 

2. zur Veräußerung von Grundſtücken und benjelben gleichgeftellten Ges 
rechtigkeiten, 

3. zur Veräußerung oder weſentlichen Veränderung von Sachen, welche 
einen beſonderen wiſſenſchaftlichen, hiſtoriſchen oder Kunſtwerth haben, 

. zur Kontrahirung von Anleihen, 

zu Veränderungen im Genuß von Gemeindenußungen, 

zur Einführung und Erhöhung von Marktftandegeldern, 

zur Einführung des Bürgerrechtsgeldes und bes Einkaufsgeldes (an⸗ 

flatt oder neben einer Jahresabgabe) für die Theilnehmer an ben Ge 

meindenußungen, 

8. für die Kommunalbefteuerung in ber — erörterten Weiſe, 

9. zu Abweichungen von dem geſetzlichen Vertheilungsmodus der zur Aus: 
führung von &emeinde-Arbeiten erforberlihen Dienfte. 

In Betreff der Benutzung und Bewirthſchaftung der Holzungen (Bef. vom 
14. Auguft 1876) ift das ftaatlihe Oberaufſichtsrecht infofern anders geftaltet, 
als bier der Hegierungspräfident die erfte, der Oberpräfident die zweite Inftanz 
bildet, und gegen den Beſcheid bes Letzteren die lage bei dem Dberverwaltungs- 
gericht ftattfindet, und über die Erfüllung der Verpflichtung zur Aufforftung von 
Bemeindegrundftüden ber Bezirkerath, im Beſchwerdewege der Provinzialrath 
zu befinden bat. : 

Zur Annahme von Schenkungen und leßtwilligen Zuwendungen im Kapitalss 
werth von mehr als 3000 Mark oder im Jahresrentenwerih von mehr als 
150 Mark bedarf 28, fals für die Verwendung andere als bereits von der Aufs 
fichtsbehörde genehmigte Zwede in Ausſicht genommen werden, ber Genehmigung 
bes Könige. 

Die Auffichtsbehörde ift nicht allein die entjcheidende Behörbe in Beſchwerde⸗ 
ſachen, fondern ift auch befugt, von Amtswegen die Beanftandung inkorrelter 
Beſchluſſe der Stadtverorbneten zu veranlaflen, und die Einführung der ber 


- 


nen» 
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Kommune gefeßlih obliegenden Leiflungen in den Haushaltsetat reſp. die Feſt⸗ 
ftelung der etwa nothwendigen außerorbentlihen Ausgaben herbeizuführen, end- 
li auch alle Anordnungen zu treffen, welche zur Aufrechthaltung der gejeßlichen 
oder ftatutarifchen Ordnung erforderlich erfcheinen. 

Die Stellung der Stadtlommunen in der Kommunalverwals 
tung ber Landkreiſe ift bereit bei der Darlegung der Verhältnifje der 
Kreisverwaltung zur Sprache gebracht. An diefer Stelle iſt nur nod die 
Sonderftellung zu erörtern, weldhe den Stadttommunen mit Nüdfiht auf 
ihre Organifation und ihre wirthfchaftliche Bedeutung durch das Geſetz zugebilligt 
ift, Man bat aus diejer Rückſicht verfchiedene Angelegenheiten von der Ein- 
wirkung des Kreisausſchuſſes abgelöft und anderen Behörden übertragen. So 
tritt für die Entſcheidung über Einwendungen gegen das Katafter für Duartiers 


leiftungen der Magiftrat, für die Beihlußfaflung über die zwangsweiſe Ein- 


führung fanitäts- oder veterinairpolizeilider Einrichtungen, ſowie für die Aufficht 
über die Aıntsführung der Stanbesbeamten der Bezirksrath, für die Geneh— 
migung zur Errihtung von Sparlaffen in den geſetzlich vorgeſchriebenen Fällen 
der Regierungspräfibent, endlich für die Entſcheidung gewiſſer Schulſtreitſachen 
Verpflichtung zur Leiſtung von Schulbeiträgen, Schulbauſachen) das Bezirks- 
verwaltungsgericht an die Stelle des Kreisausfchuffes. 

Stäbte, welde ausſchließlich der aktiven Dlilitärperfonen eine Einwohner: 
zahl von mehr als 10,000 Seelen aufjumweifen haben, find von der Ober: 
auffiht des Kreisausſchuſſes noch in folgenden Angelegenheiten erimirt: 

1. Für die Belhlupfafjung über Anträge auf Genehmigung zur Errid) 
tung oder Veränderung gewerblicher Anlagen ($. 16—25 Reichs⸗Gew.⸗ 
Ordn. v. 21. Juni 1869, Reichsgeſ. v. 2. März 1874), ferner über 

. Anträge auf Ertheilung der Konzeffion zum Betriebe der Gaſt- und 
Schankwirthſchaft, des Stleinhandels mit Getränken und des Handels 
mit Giften ($. 33, 34 Reichs-Gew.⸗O.) ift der Magiſtrat zufländig. 

2. Nachſtehende Befchwerder und Streitfachen: 

a) die Beſchwerde über Verfügungen des ftädtifchen Polizei⸗ 
verwalters, 

b) die Beſchwerde über Verfügungen der Ortspolizeibehörde, durch 
melde die Erlaubniß zur gewerbsmäßigen öffentlihen Ber 
breitung von Drudigriften verjagt, oder Die ofentliche Ver⸗ 
breitung unbedingt verboten wird, 

e) die Beſchwerde auf die Klage ber Ortspolizeibehörde wegen 
Unterfagung des Betriebes des Tanz-, Durn⸗ und Schwimm: 
unterrichts, des Tröbel:, Pfandleihe- und Gefindevermiethungs- 
Geſchäfts, der Gewerbe zur Unterhaltung des öffentlichen 
Verkehrs und ber Dienftanbietung, ferner wegen Zurücknahme 
der Konzeſſion zum Betriebe der Gaſt- und Schankwirthſchaft, 
zum Kleinhandel mit Branntwein oder Spiritus, jo wie zum 
Handel mit Giften, 
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d) die Klage gegen Verfügungen ber Ortspolizeibehörde, durch 
welche der Baufonfens verjagt oder nur bedingt ertheilt wird, _ 
e) die Entſcheidung in Pfandgeldftreitfahen und in Berficherungss 
Angelegenheiten, 
find dem Gefchäftstreife des Kreisausſchuſſes entzogen und dem Refjort 
des Bezirfsverwaltungsgerichts überwieſen. 
3. Die nad) dem Gefeß vom 2. Juli 1875, betreffend die Anlegung und 
Veränderung von Straßen und Plägen in Städten und ländlichen 
Ortſchaften, dem Kreisausfhuß und in höherer Inftanz dem Bezirksrath 
beigelegten Rechte und Pflichten find in erfter Inſtanz dem Bezirksrath, 
in zweiter Inftanz dem Provinzialrath übertragen. 

Eine befonders bevorzugte Stellung nehmen diejenigen Städte ein, welche 
mit Ausfhluß des aktiven Militärs eine Einwohnerzahl von mindeftens 
235,000 Seelen aufzuweifen haben. Diefe Städte können auf Antrag der 
Kommune durch Verfügung des Minifters des Innern nach vorgängiger Ause 
einanderfegung mit dem SKreisverbande aus dem betreffenden Landkreiſe ausges- 
ſchieden und zu befondern Stadtlreifen konftituirt werden. Im diefen werden 
die Funktionen des Kreistages von der Stadtverordneten.Berfammlung, die bes 
Kreisausfchuffes von dem Stadtausſchuß wahrgenommen. Letzterer befteht aus 
dem Bürgermeifter beziehungsmeife deſſen Stellvertreter als Vorfigenden und 4 
vom Magiftrat aus jeiner Mitte für die Dauer bes Hauptamtes gewählten 
Beifigern. In Städten, in benen der Bürgermeifter allein den Gemeindevor- 
fand bilvet, werden bie Beifiger von der Stadtverorbneten-Verfammlung auf 
6 Jahre mit der Maßgabe gewählt, daß alle 3 Jahre die Hälfte — das erfte 
Dal durch Ausloofung — ausiheidet. Die Beiliger ftehen in ihrer amtlihen _ 
Stellung den unbefoldeten Magiftratsmitgliedern gleih. In Betreff ihrer Amts: 
entjegung im Disziplinarwege werden fie jedoch nach den für die Mitglieder bes 
Kreisausſchuſſes geltenden Worfchriften behandelt. Wenn der Bürgermeifter und 
fein Stellvertreter behindert find, wählt ber Stabtausfhuß den Vorfigenden aus 
feiner Mitte. Diefe Wahl bedarf jedod der Beftätigung bes DOberpräfidenten. 
Hinſichtlich der Qualifikation ift vorgeſchrieben, daß der Vorfigende oder ein Bei: 
fiter die Befähigung zum Richteramt ober zum höheren Verwaltungsdienſt haben 
muß. Für den Geſchäftskreis und das Verfahren find im Weſentlichen die für 
bie entiprcchenden Berhältniffe der Landkreiſe beftehenden Beſtimmungen maßs 
gebend. Bemerkenswert find nur folgende Abweichungen: 

1. Hinſichtlich der Vertheilung und Ausbringung der SKreisabgaben gelten 
ausfchließlih die Vorſchriften der Städteordnung. 
2. In nachſtehenden Angelegenheiten trifft nicht der Stadtausſchuß, ſondern 
das zuftändige Bezirksverwaltungsgericht die Entſcheidung: 
a) in Beſchwerdeſachen, betreffend Verfügungen des ſtädtiſchen 
PBolizeiverwalters, 
b) bei Klagen der betheiligten Grundbefiger gegen die von ber 
Gemeindebehörde feftgeftellte Vertheilung der Pachtgelder vefp. 
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Einnahmen der durch einen angeſtellten Jäger beſchoſſenen 
Jagd,. 

c) bei Klagen gegen Verfügungen der Polizeibehörde, durch welche 
einem Inländer der Jagdſchein verfagt oder wieder abge 
nommen wird, 

d) in Streitfachen zwijchen dem Waldeigenthümer und dem Wald- 
ftreuberejtigten wegen der zum Streufammeln zu öffnenden 
Diftrikte, 

e) in ben bereits bei Befprehung der Rommunalverwaltang ber 
Städte über 10,000 Einwohner zu Nr. 2 adb, c,d, e be 
zeichneten Fällen. 

3. Iſt in einer Verwaltungs ſtre itſache der Stadtkreis felbft Partei, fo 
beftimmt nicht das Bezirksverwaltungsgericht, fondern das Oberver- 

waltungsgericht den anbermeit. mit der Entſcheidung des Streitfalls 
zu betrauenden Kreis» oder Stadtausſchuß. In nicht fireitigen Ange 
legenbeiten trifft in gleichem Falle der Regierungspräfident bie 
Beſtimmung. 

4. Die Ernennung von Schiedsmannern zur Schätzung der Entſchädigung 
für bie bei Viehſeuchen auf polizeiliche Anordnung getödteten Thiere 
(8. 63 Gef. v. 25. Juni 1875) fteht dem Stabtausfhuß endgiltig zu 

5. Beihlüffe der Gemeindebehörden wegen Freigebung des Taubenfangs 
bebürfen nicht der Beftätigung des Stadtausſchuſſes. 

. Weber die zwangsweiſe Einführung fanitätss ober veterinairpolizeilicher 
Einrihtungen beichließt nicht der Stabtausfhuß, fondern der Pros 
vinzialrath, gegen befjen Befchluß die Beſchwerde bei dem betheilig⸗ 
ten Refjortminifter ftattfindet. 

. Ueber die Genehmigung zur Bildung mehrerer für fi beflehenber 
Jagdbezirke, fo wie über die Annahme eines Ausländers zum Jagd» 
pächter, jo wie über Beſchwerden gegen Verfügungen ber Ortspolizei- 
behörbe bezüglicy des Abſchuſſes des Wildes befindet nicht der Stadt⸗ 
ausſchuß, ſondern der Bezirksrath. 

8. Die in dem Geſetz vom 2. Juli 1875, betreffend die Anlegung und 
Veränderung von Straßen und Plätzen in Städten und ländlichen Ort⸗ 
ſchaften, dem Kreisausſchuß und in höherer Inſtanz dem Bezirksrath 
beigelegten Rechte und Pflichten ſind in Stadtkreiſen in erſter Inſtanz 
dem Provinzialrath, in zweiter Inſtanz dem Handelsminiſter 
übertragen. 


= 


2 


III. Die kommunale Provinzialverwaltung. 
Die zeitige kommunale Provinzialverfaffung in den öſtlichen Pros 
vinzen beruht, wie biefes bereit in Abfchnitt I dieſer Abhandlung rechtsgeſchicht⸗ 
lich entwidelt worben, im Wefentlihen auf den Beftimmungen der Provinzial- 
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orbnung vom 29. Juni 1875, welche durch die fpäteren, die Regelung des Kom⸗ 
munalwejens berührenden, Geſetze nur wenige Modifikationen erfahren haben. 

Jede Provinz repräfentirt in ihrer politifden Abgrenzung 
einen mit Korporationsrehten ausgeftatteten Kommunalverband. 
, Für die Stabt Berlin ift bie Bildung eines derartigen Verbandes einem Spezial: 
gejeg vorbehalten. Veränderungen ber Provinzialgrenzen dürfen nur durch 
Landesgeſetz herbeigeführt werden. Streitigkeiten bei Regelung ber Grengvers 
bältnifje der Provinzen werden, konkurrirender Privatrechte unbefchadet, vom 
Dberverwaltungsgericht zur Entſcheidung gebracht. 

Jeder Angehörige eines Stadt» oder Landkreifes der Provinz wirb als An: 
gehöriger bes Provinzialverbandes angejehen und demgemäß ber mit diefer Mit- 
gliedſchaft verbundenen Rechte theilhaftig, aber auch für die bezüglihen Ver⸗ 
pflihtungen in Anſpruch genommen. 

Die Provinzialverbände find zur Erledigung der ihnen übertragenen Ver⸗ 
waltungsgef&häfte (außer den ihnen zur Beit der früheren Provinzialverfaffung 
überwiejenen Inftituten — Landarmen:, Srrenheilanftalten u. |. w. — und zu- 
gehörigen Fonds) theils mit Kapital, theils in Form von Jahresrenten ausge 
Rattet. Diefe Beträge find zur Verwendung für folgende Berwaltungszweige 
beftimmt: 

1. für die Verwaltung und Unterhaltung ber Staatshauffeen — 
biefelben find.den Verbänden zum Eigenthum übergeben, 

2. für den Neubau von Hauffirten Wegen und Unterflüßung des 

" Gemeinde: und Kreiswegebaus, 

3. für die Beförderung der Lanbesmeliorationen, 

4. zur Beftreitung der Koften beziehungsmeife der Gewährung. von Bei⸗ 
bilfen zu den Roften des Landarmen- und Korrigendenweſens, 

5. zur Fürjorge reſp. Beihülfe für das Irren-, Taubſtummen- und 
Blindenwejen, 

6. zur Unterftügung milder Stiftungen und Wohlthätigkeitsanftalten, 

7. zue Leiftung von Vorſchüſſen für Vereine, welche der Kunft und Wiflen- 
haft dienen, für öffentliche Sammlungen zu gleichem Zwed, zur Er- 
gänzung von Lanbesbibliotheten und Dentmälern, 

8. zu Beihilfen an die Kreisperbände zur Durchführung der Kreis: 
ordnung, endlich 

9. zur Beftreitung der eigenen Verwaltungstoften. 

Durch dieſe Beftimmungen find für die Verfügung des Provinzialverbandes 
über diefen Theil des Provinzialvermögens beftimmte Grenzen gezogen, 
melde nur im Wege ber Gefeggebung auf die Verwendung für andere 
Zwede ausgedehnt werden dürfen. Außer den gedachten Staatsfonds find 
ihnen die in ben beftehenden SProvinzialbilfsfaffen und Meliorations-Fonds, 
die zur Unterhaltung oder Unterftügung einzelner gemeinnügiger provinzieller 
Anftalten beftimmten Beträge und dieſe Anftalten felbft mit der Verpflichtung 
ber Beibehaltung des Verwendungszweds beziehungsweiſe der ferneren Erhaltung 

Hartmann, Zeitfhrift. II. Bd. 5. Heft. 32 
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und Unterhaltung der betreffenden Anftalten überwiefen. Der jonftige Gefchäfts- 
kreis der Verwaltung der :Provinzialverbände jondert fi, wie bei den vorhin 
bejprochenen kleineren Kommunal⸗Kreiſen, in die Ausgaben der Abminiftration 
ber engeren Angelegenheiten der Verbände und in die Funktionen 
der allgemeinen Landesverwaltung In erfterer Beziehung gebührt 
ihnen die ftatutariihe Regelung aller im Geſetz nicht vorgefehenen beziehungs- ' 
weiſe der bezüglichen Anorbnung vorbehaltenen Angelegenheiten der Provinzial 
verfaffung, der Erlaß von Reglements über bejondere Einrichtungen des Pros 
vinzialverbandes, namentlich bezüglich des Vermögens und ber Anftalten, die Be 
ſchlußfaſſung über die Angelegenheiten des Provinzialverbandes, die Verwendung, 
der Fonds, die Herbeiihaffung der erforberlihen Mittel durch Anleihen und 
Provinzialfteuern u. |. w. Hinſichtlich der Unterftügung der Staatsregierung 
in Geſchäften der allgemeinen Landesverwaltung kommt die gutachtliche Aeußerung 
über Gefegentwürfe, die Feftftellung des Modus der vom Provinzialverbande 
aufzubringenden Staatspräftationen, das Petitions- und Beſchwerderecht, bie 
Beftimmung ber Höhe der den gewählten Mitgliedern des Provinzialraths und 
Bezirksraths zu gewährenden Entſchädigung und die Wahl der betreffenden Mit: 
glieder beziehungsweife Stellvertreter für die Bezirksvermaltungsgerichte in 
Betracht. 

Die Verwaltung der fommunalen Provinzial-Angelegenheit ift in die Hand 
bes Provinzialausſchuſſes gelegt. Dieſer ift aus dem Borfigenden, 7 bis 
13 Beifigern und bem Landesdirektor zufammengefegt. Der Stellvertreter des 
Vorfigenden wird aus der Zahl der Beifiger gewählt, und find auch für minbeftens 
die Hälfte der Letzteren Stellvertreter zu erwählen. Zur Wählbarkeit ift ein 
Alter von 30 Jahren, Vollbefig der bürgerlichen Ehrenrechte, und Selbſtſtändig⸗ 
Teit erforberlid. Der Gewählte muß ferner der Provinz mindeftens feit Jahres⸗ 
frift durch Geburt oder Wohnfig angehören. Der Oberpräfident, bie Regierungs- 
und Vizepräfidenten der Provinz und die Provinzialbeamten find von der Wahl 
ausgeſchloſſen. Sämmtliche Mitglieder des Provinzialausfhufjes und die Stell 
vertreter werben vom Provinziallandtage auf 6 Jahre gewählt. Alle drei Jahre 
ſcheidet die Hälfte beziehungsweife die größere Zahl der Mitglieder und Stellver- 
treter aus. Das erfte Mal wird die Beſtimmung durch das Loos getroffen. 
Der Vorfigende wird vom Oberpräfidenten, bie Mitglieder vom Vorfigenden vers 
eidigt und eingeführt. 

Zum Geſchäftskreiſe des Provinzialausfchuffes gehören nachſtehende Ange 
legenbeiten: 

1. Seftftellung der Zahl der von den einzelnen Streifen beziehungsweiſe 
Wahlbezirken zu wählenden Provinziallandtags-Abgeordneten, — 

2. die Verwal tung der Angelegenheiten des Provinzialverbandes nament⸗ 
lich des Vermögens und der Anſtalten, 

3. bie Vorbereitung und Ausführung der Beſchlüſſe des Provinzialland⸗ 
tags, Aufftellung bes Etatentwurfs, Nevifion der Kaſſen und 
Rechnungen, Vertheilung der vom Provinziallandtag ausgeſchriebenen 
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Provinzial Abgaben auf die einzelnen Lande und Stabttrgjje, fo wie 
die Beſchlußfaſſung über die diesfälligen Reklamationen, 

4. bie.Ernennung ber Provinzialbeamten — mit Ausnahme ber 
oberen ‚Beamten — die Leitung und Beauffihtigung ihrer Gefchäfte- 
führung, Erlaß von Gejchäftsordnungen und Geſchäftsiſtruktionen, Wahl 
ber Mitglieder der vom Provinziallandtag eingefegten Kommiffionen 
und Kommifjare und Regelung ihrer Gefhäftsführung. 

Als Organ ber allgemeinen Landesverwaltung fungirt der Provin⸗ 
zialausſchuß : 

1. in ber Begutachtung ber ihm von ben bethelligten Miniſtern oder vom 
Dberpräfidenten zu dieſem Behuf gemachten Vorlagen, 

2. in dee Wahl der wählbaren Mitglieder des Provinzialraths 
und Bezirtsraths beziehungsweife deren Stellvertreter, 

3. in der Anbringung geeigneter Vorſchläge für die kommiſſariſche Ver⸗ 
waltung der in Veranlaffung der Nichtbeftätigung ber betreffenden Wahl 
unbeſetzt gebliebenen Stelle des Landesdirektors. 

Der Provinzialausihuß wird vom Vorfikenden nad) Bebürfniß einberufen. 
Die Einberufung muß jedoch erfolgen, wenn bie Hälfte ber Mitglieber oder ber 
Landesdirektor einen biesfälligen fohriftlihen Antrag einbringen. Zur Beihluß- 
Tähigteit ift bie Anweſenheit von mehr als der Hälfte der Mitglieder (einjchließ- 
lic) bes Vorfigenben) erforberlih. Die Beſchlüſſe werden mit Stimmenmehrheit, 
bei Stimmengleihheit mit entjcheidender Stimme des Vorfigenden, gefaßt. Mit 
glieder, welche bei dem Gegenflande der Beſchlußfaſſung entweder ſelbſt oder 
durch Betheiligung von Verwandten oder Verſchwägerten in auf: und abfleigen- 
ber Linie oder bis zum britten Grade der Seitenlinte intereffirt find, oder in 
der Sade in anderer als Öffentlicher Eigenſchaft ein Gutachten abgegeben haben, 
ober ala Gefchäftsführer, Beauftragte oder in anderer als öffentlicher Eigenjchaft 
thätig geweſen find, dürfen an den Situngen nicht theilnehmen. Wird durch 
biefen Umftand die Beichlußunfähigteit des Provinzialausfchufies herbeigeführt 
und kann diefelbe aud) nicht durch Einberufung unbetheiligter Stellvertreter her- 
geftellt werben, jo erfolgt bie Beichlußnahme durch den Provinziallandtag. Iſt 
Gefahr im Verzuge, jo beftellt der Oberpräfident aus ben unbetheiligten Mit 
gliedern und Stellvertretern des Provinzialausfchufies und zu deren Ergänzung 
bis zu der Vollzahl ber Mitglieder deſſelben aus unbetheiligten Mitgliedern des 
Provinziallandtags eine Kommiffion, welche dann die betreffende Vorlage zu 
erledigen hat. 

Der Vorſitzende des Provinziallandtags und die dem Landesdirektor zu⸗ 
geordneten oberen Beamten find zur Theilnahme an den Sitzungen — jedoch nur 
mit berathender Stimme — befugt. 

Das ausführende Organ für bie Beichlüffe der Provinzialvertretung und 
zugleich der gejchäftsleitende Beamte bes Provinzialverbandes ift der Landes 
direltor. Er wird vom Provinziallandtage auf mindeflens 6, höchftens 12 Jahre 
gewählt. Die Wahl unterliegt der Beftätigung bes Königs. Wird biefelbe 
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verjagt, fo ſchreitet der Provinziallandtag zu einer neuen Wahl. Bleibt auch 
dieſe erfolglos, jo kann der Minifter des Innern die kommiſſariſche Verwaltung 
der Stelle auf Koften bes ‘Provinzialverbandes verorbnen. Der Landesdirektor 
vertritt den Provinzialverband nad Außen und bedarf es nur zur Vollziehung 
der Urkunden über Verpflihtungen des Provinzialverbandes der Mitzeihnung 
zweier Mitglieder des Provinzialausichuffes. Er ift der Dienftvorgefegte ſämmt⸗ 
licher Provinzialbeamten. Die ihm zur Mitwirkung bei ‚Erledigung feiner Ge 
Ihäfte etwa zuzuordnenden oberen Beamten, welche nad Befinden des Pro—⸗ 
vinziallandtags mit berathender oder bejchließender Stimme angeftellt werben, 
find von ihm einzuführen und zu vereidigen. Er felbft wird vom Oberpräjiden- 
ten eingeführt. und vereibigt. 

Die Disziplinarverhältnijfe der Mitglieder des Provinzialausſchuſſes, 
des Landesbireltors, der oberen Beamten und der Provinzialbeamten find wie 
folgt geregelt: 

1. Die Mitglieder des Provinzialausſchuſſes find nur dem Dis- 

"ziplinarverfahten auf Entfernung aus dem Amte unterworfen. Die 

Einleitung defjelben gebührt dem Minifter des Innern... Die Spruch⸗ 

behörbe ift das Oberverwaltungsgericht. 
. Der Landesdireltor, bie oberen Provinzialbeamten und bie 
von der Provinzialvertretung für einzelne Berwaltungszweige eingeſetz⸗ 
ten leitenden Beamten können auch mit Orbnungefirafen und mit 
Entfernung aus dem Amt beahndet werben. In Betreff des Verfahrens 
und der Zuftändigkeit der Strafbehörde find bie ad 1 erwähnten Vor⸗ 
ſchriften maßgebend. 
Die übrigen Brovinzialbeamten ftehen Hinfichtlich des Ordnungs⸗ 
ſtrafrechts unter dem Landesdirektor, in Betreff der Amtsentjegung -- 
die Einleitung des diesfälligen Verfahrens gebührt dem Landesdireltor — 
unter dem Verwaltungsgericht, welches aud für bie Feftfegung von 
Drdnungeftrafen die Beſchwerde-Inſtanz bildet. Gegen diefe Beamten 
kann auch auf Strafverjegung erkannt werden. Ein beſchränktes Ord⸗ 
nungsſtrafrecht ſteht auch ben Vorſtehern von Provingialanſialten hin⸗ 
ſichtlich der ihnen unterſtellten Beamten zu. 

Den weſentlichſten Einfluß auf die Verwaltung der den Provinzialverbänden 
übertragenen Geſchäfte übt der Provinziallandtag. Derſelbe iſt aus Abs 
geordneten der Land- und Stadtkreiſe bes Provinzialverbandes zuſammen⸗ 
geſetzt. Die Zahl der Vertreter der zugehörigen Kreiſe iſt nach dem Maßſtabe 
der Einwohnerzahl derſelben und unter Berückſichtigung der beſonderen Verhält⸗ 
niſſe der einzelnen Provinzen durch das Geſetz generell normirt. Die Abgeord⸗ 
neten der Landkreiſe werden von den Kreistagen, die der Stadtkreiſe in gemein⸗ 
ſamer Sitzung des Magiſtrats und der Stadtverordneten nach Maßgabe der Be⸗ 
ſtimmungen des mit der Provinzialordnung emanirten Wahlreglements gewãhlt. 
Die paſſive Wählbarkeit iſt an die deutſche Reichsangehörigkeit, Selbſtſtändigkeit, 
das Alter von 30 Jahren und den Vollbeſitz der bürgerlichen Ehrenrechte ges 
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tnüpft. Auch ift es erforberlih, daß der Gewählte mindeftens feit Iahresfrift 

der Provinz durch Grundbefig oder Wohnfig angehört. Die Wahlperiode ift eine 

jehsjährige. Der Provinziallandtag wird vom Könige mindeftens alle zwei 

Sabre einmal einberufen. Die Sigungen find öffentlid. Der Ausfchluß der 

Deffentlichleit bedarf eines entſprechenden Landtagsbeihluffes. Zur Beihluß: 

faffung ift die Anweſenheit von mehr ala ber Hälfte der Mitglieder nothwendig. 

Die Beihlüffe werden nah Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Stimmengleichheit gilt 

der Antrag als abgelehnt. Die Mitglieder des Provinzialausfhuffes, 

ber Landesdirektor und die oberen PBrovinzialbeamten haben, wenn fie 
nicht Mitglieder des Provinziallandtags find, berathende Stimme Gem 

Vorfigenden gebührt die Leitung und Disziplin in den Sigungen. 

Der Gefhäftstreis des Provinziallandtags umfaßt in kommu— 

naler Beziehung folgende Gegenftände: 

. bie Feitftellung ber Legitimation feiner Mitglieder, 

-2. den Erlaß einer für feine Verhandlungen maßgebenden Geſchafts⸗ 

ordnung, 
3. die Wahl der Mitglieder des Provinzialausſchuſſes und die 

Genehmigung der Geſchäftsordnung deſſelben, 

bie Feſtſtellung der Grundſätze der Verwaltung der Angelegen⸗ 

heiten des Provinzialverbandes, 

. die Einrichtung von Provinzialämtern, Wahl des Landesdirektors, 
der oberen Provinzialbeamten und ber leitenden Beamten 
für einzelne Verwaltungszweige, und ber Erlaß ber betreffenden Dienſt⸗ 
reglements, ° 

. die Einrihtung des Kaſſen- und Rechnungsweſens, Feitftellung des 
Etats, Beichlußfafiung über Etatsüberfchreitungen und außeretatsmäßige 
Ausgaben, fowie über Rechnungsdecharge, 

. die Einfegung befonderer Kommiffionen oder Kommifjare 
für die Zwede der fommunalen SProvinzialverwaltung, 

8. den Erlaß befonderer ftatutarifher Anordnungen, 

. bie Aufnahme von Anleihen und Uebernahme von Bürgfhaften, 
fo wie die Veräußerung von Srundftüden und Immobilien> 
teten, 

10. die Ausjhreibung von Provinzialabgaben. 

In legterer Beziehung gelten bis zum Erlaß eines bejonderen Geſetzes über 

die Kommunalbefteuerung nachftehende Beitimmungen: 

1. Die Vertheilung der Provinzialabgaben erfolgt auf die einzelnen Land» 
und Stabtkreife nad) dem Maßftabe der in ihnen auflommenden direkten 
Staatsfteuern ausjchließlih der Saufirgewerbefteuer. Hierbei bleiben 
die nach den Vorfchriften der Kreisorbnung und der Stäbteordnung 
von der Belaftung mit Kreiss reſp. Gemeindeabgaben ganz oder theil« 
weife ausgeſchloſſenen Steuerobjelte, und aud) die Militärperfonen außer 
Betracht. In den einzelnen Land- und Stabtkreifen werben bie An- 
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theile an den Provinzialabgaben gleih den übrigen Kreis reſp. Ges 
meindebebürfnifien aufgebracht. 

2. Abweichende, mit landbesherrliher Genehmigung eingeführte, Verthei⸗ 
lungsmobalitäten jollen nur noch bis zum 31. Degember 1879 Geltung 
behalten. 

3. Der Befteuerung muß der Regel nad) die gleichmäßige Belaftung zu 
Grunde gelegt werben. Die Mehr: oder Minderbelaftung einzelner 
Theile der Provinz ifl nur da ftatthaft, wo es fih um ProvinzialsEin- 
richtungen handelt, an welden einzelne Theile der Provinz nur in 
befonders geringem Maße betheiligt find. 

Der Geſchäftskreis des Provinziallandtags, hin ſichtlich der Angelegen⸗ 
heiten der allgemeinen Landes verwaltung, umfaßt: 

1. die Berathung und Beſchlußfaſſung über die durch Geſetz und Verord⸗ 
nung dem Provinzialverbande zugewieſenen Gegenſtände, 

2. die gutachtliche Aeußerung über bie ihm von der Staatsregierung 
vorgelegten Gejegentwäürfe, ” 

3. die Beihlußfaffung über den Modus der Aufbringung der vom 
Provinzialverbande aufzubringenden Staatsp rä ſtationen, 

4. die Stellung von Anträgen und Anbringung von Beſchwerden bei der 
Staatsregierung in den das Intereſſe der Provinz oder eines Theiles 
derſelben berührenden Angelegenheiten, 

5. die Beflimmung der Höhe der den gewählten Mitgliedern des Pro: 
vinzialraths und der Bezirksräthe zu gewährenden Entſchädigung. 

6. bie Wahl der wählbaren Mitglieder und Stellvertreter für 
bie Bezirksverwaltungsgerichte. 

Die Staatsaufjiht für die fommunale Provinzialverwaltung 
ift in folgender Weiſe geregelt. Dem Dberpräfidenten der Provinz ge 
bübrt die Anordnung der Wahlen zum Provinziallandtage, die Eröffnung und 
Schließung deſſelben, und die Vermittelung des Geſchäftsverkehrs 
zwiſchen ber Staatsregierung und ber Provinzialvertretung. - Er 
bat darüber zu wachen, daß bie Verwaltung den gejetlihen Beftimmungen ent: 
ſprechend geführt wird, und in georbnetem Gange erhalten wird, und fteht ihm 
demgemäß die Befugniß zur Seite, über alle Gegenftände ber Verwaltung Aus- 
tunft zu verlangen, fih an den Situngen bes Provinjiallandtages, des Pro: 
vinzialausſchuſſes und ber Provinzial-Kommiffionen perjönlich oder duch Kom⸗ 
miffarien zu betheiligen, und, die Beihlüffe, falls einerUeberjhreitung 
der Zuftändigfeit oder eine Gefegesverlegung vorliegt, nach vor⸗ 
gängiger ſchriftlicher Mahnung — bei Beſchlüſſen der Provinzial:Kommiffionen 
iſt noch vorher der Provinzialausſchuß zur Beſchlußnahme zu veranlaſſen — 
durch Anbringung einer Klage beim Oberverwaltungsgericht an— 
zufechten. 

Das Oberverwaltungsgericht iſt außerdem zur Entſcheidung auf die 
von den Betheiligten gegen die auf die Feſtſtellung der Legitimation der Pro⸗ 
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vinziallandtags-Abgeorbneten bezüglihen Beichlüffe, jo wie zum Sprud in Diszi- 
plinarſachen des Landesdireftors und der oberen Provinzialbeamten berufen. 

Den Refjortminiftern ift das Beftätigungsrecht für die Reglements der 
Landarmen⸗ und KRorrigenbenanftalten (hinſichtlich der Beftimmungen wegen Aufs 
nahme, Behandlung und Entlafjung der Landarmen und Korrigenden), für die 
Reglements-der Seren-, Taubſtummen⸗, Blinden- und Ipiotenanftalten (hinficht- 
lich der Aufnahme, Behandlung und Entlafjung, fo wie in Betreff des Unter 
richte), für die NReglements der Hebammenlehrinftitute (bezüglih ber Aufnahme, 
bes Unterrichts und der Prüfung), für die Reglements der Provinzialhilfs- und 
Darlehnstaffen (in Betreff der Grundfäge für Gewährung von Darlehen) und 
für die Reglements der Berfiheruhgsanftalten (bezüglich der Organifation und 
der Verwaltungsgrundfäge) eingeräumt. 

Der Minifter des Innern bildet für die Aufficht der tommunalen Pros 
vinzialverwaltung die zweite Inſtanz. Für die Genehmigung zur Aufnahme von 
Anleihen und die Webernahme von Bürgfchaften, fo wie für die Beftätigung ber 
Beichlüffe wegen Ausſchreibung von Provinzialabgaben bildet er bie unmittele 
bare Auffihtsbehörbe, im legteren Falle — fofern die Belaftung des Provinzial: 
verbandes durch Beiträge über 25 Prozent der direkten Staatsftenern ober bei 
einer neuen Belaftung ohne gefeßliche Verpflichtung die Leiftungen über die näch⸗ 
ſten 5 Jahre hinaus dauern follten — unter Mitwirkung des Finanzminifters. 
Dem Minifter des Innern gebührt auch die Regelung der kommiſſariſchen Ver 
waltung der Stelle des Landesdirektors im Falle verfagter Beftätigung der Wahl 
beffelben. Die Genehmigung ber Reglements über bie befondern bienftlihen 
Verhältniſſe der Provinzialbeamten hinſichtlich der Grundfäge für die Anftellung, 
Entlaffung und Penſionirung der Provinzialbeamten gehört gleihfals zu feinem 
Geſchäftskreiſe. 

Der landesherrlichen Beſtätigung bedarf es — abgeſehen von der 
Wahl des Landesdirektors — nur bezüglich des Erlaſſes von Provinzial⸗ 
ſtatuten. — 

ortſetzung folgt.) 
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Müundlichkeit und Unmittelbarkeit des Berfahrens. Kirchliche Rechtsmittel. 
Berufungäfrift. Kirhliches Amt. Suspensio ab ordine et, officio, 


(Ext. des Gerichts. |. kirchl. Angel. in Berlin vom 11. April 1877.) 


Auf die Berufung des Kaplans Dscar N. zu Zottwig an den Staat hat 
der ꝛc. für Recht erkannt: 

daß die Berufung gegen die am 1. Februar 1876 zu Zottwig auf Grund 
bes Dekrets des vormaligen Fürftbifhofs Dr. Förfter vom 5. April 1873 dem 
Berufenden duch den Pfarrer 3. verkündete Suspensio ab ordine und 
Entlaffung aus der bisherigen Stellung als Hülfspriefter zu Zottwig zu ver 
werfen und die Koften des Verfahrens außer Anſatz zu laſſen. Bon Rechts 
Wegen. 

Gründe: 

Durch Original Refkript des Fürſtbiſchöflichen General-Vikariats-Amtes zu 
Breslau vom 28. März 1873 wurde der Weltpriefter. N. angewiefen, den Pfarrer 
J. zu Zottwig „als Kaplan“ in ber Seelforge zu unterflügen, und dabei bie 
Erwartung ausgeſprochen, daß er tadellos feines heiligen „Amtes“ warten 
werde. Der Pfarrer I. erhielt durch Original-Dekret des damaligen Fürſt 
biſchofs Dr. Förfter vom 5. April 1873 davon Mittheilung. In demfelben heißt 
es wörtlich: . 

„Nur als bedingt und ale Verſuch darf feine Sendung gelten, daher 
ihm auch nicht ein förmliches Kaplan-Dekret ausgeftellt, fondern er nur durch 
ein einfaches Refkript Ihnen widerruflich zu Ihrer Unterftügung überwiejen 
worden ift.“ : 

Daran ſchloß fi) die Ermächtigung an den Pfarrer: „dem N. — welder 
wegen Trunkfucht wiederholt disziplinarifch befttaft und in der Demeritenanflalt 
auf dem Kapellenberg bei Neuftadt in Schlefien verwielen gewejen war — falls 
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er feinem früheren Lafter anheimfallen und neues Aergerniß geben jollte, in 
Folge feiner nicht erfüllten Bedingung, jofort Die ipso facto eingetretene 
suspensio ab ordine und Entlafjung aus feiner dortigen Stellung 
zu eröffnen und ihn aus Pfarrhaus und Pfarriprengel auszus 
weifen.* 

Am 5. April 1873 trat N. feine amtlihen Funktionen in Zottwig an und 
erhielt von 3. ein Zahrgehalt von 375 ME. nebft freier Wohnung, Bedienung 
und Station im Pfarrhaufe. 

Am 1. Februar 1876, nachdem der Fürfibifchof Förfter duch Urtheil bes 
Gerichtshofes vom 6. Oktober 1875 feines biſchöflichen Amtes entlaffen war, 
machte der Pfarrer 3. von der ihm ertheilten Ermächtigung Gebraud und den 
Kaplan N. mit dem Inhalt des Dekrets vom 5. April 1873 lebiglih mündlich 
durch Vorleſung bekannt, unterfagte ihm jede weitere Funktion am Altar, auf 
der Kanzel und im Beichtftuhl, verfagte ihm Behalt und freie Station und bes 
fahl ihm, das Pfarrhaus zu räumen. Da ber Kaplan N. fi) weigerte, klagte 
der Pfarrer 3. gegen ihn auf Ermiffion, wurde indeß durch Erkenntniß bes 
Einzelrichters des Königlichen Streisgerichts zu Ohlau vom 28. März 1876 ab- 
gewieſen, und der von 3. dagegen ergriffene Rekurs durch Verfügung bes König: 
lihen Appellationsgerihts zu Breslau vom 14. Juli 1876 verworfen. Am 
9. April 1876 ward N. feiner unbeftrittenen Angabe nad) auf Veranlaſſung bes 
Pfarrers 3. aus der Pfarrkirche gewiefen. Eine gegen 3. angeftrengte Unter: 
fuhung wegen befhimpfenden Unfugs in ber Kirche bei Herausweifung des N. 
und eine zweite Unterfuhung wegen öffentlicher Belanntmahung der Verhängung 
eines kirchlichen Strafmittels gegen Anhänger des N., welche ſich über deſſen 
Suspenfion beſchwerten, hat mit Freifprehung von biefen Anllagen geendigt. 
Dagegen ift I. in Berfolg der erftgenannten Anklage wegen öffentliher, in der 
Kirche verübter Beleidigung des Kaplans N. durch Erkenntniß des Königlichen 
Appellationzgerihts zu Breslau vom 22. November 1876 zu einer Geloftrafe 
von 50 ME. mit dem Vorbehalt der Berechtigung des N. zur Publikation und 
außerdem wegen unbefugter Ausübung bifchöflicher Rechte, beftehend in der Ers 
öffung ber ipso facto eingetretenen Suspenfion, durch beftätigendes Erkenntniß 
defjelben Gerichtshofes vom 11. November 1876 zu einer Gefängnißftrafe von 
6 Monaten rechtskräftig verurtheilt. Die gegen legteres Erkenntniß eingelegte 
Nichtigkeitsbeſchwerde ift vom Königlichen Ober-Tribunal am 15. Februar 18771) 
zurüdgewiefen. 

Der Kaplan N. hat nun die gegen ihn ausgeiprochene Suspenfion und Ent: 
fernung aus feiner “amtlichen” Stellung auf Grund des Gefehes vom 
12. Mai 1873 unterm 24. April d. I. mittelft ber Berufung angefochten. 


In der Rechtjertigungefchrift hebt er ala Beichwerdepunft hervor (88. 2 und 
7 dajelbft): 


1) Abgedr. Seite 481. 


478 Entfeidungen und Exlafje von Gerichten und anderen Behörden. 


daß der Auftrag bes früheren Fürſtbiſchofs Dr. Förfter an den Pfarrer 3. 
vom 5. April 1873 datire und daher wirkungslos fei, die Entfernung aus 
dem Amte nur in einem geordneten Prozekverfahren verhängt werben könne, 

eine ſchriftliche Entſcheidung unter Angabe der Gründe ihm nicht 
ertheilt, 

und ebenfowenig eine Mittheilung derjelben an den Oberpräfidenten von 
Schleſien erfolgt ei. 

Einen bejonberen Antrag enthält die Berufungsfchrift nicht. 

Der Pfarrer J. weldem — im Hinblid auf die noch fortdauernde Ers 
ledigung des fürftbifhöflihen Stuhles zu Breslau — die Rechtfertigung der 
Berufung des Kaplans N. zur Erklärung zugefertigt worden, hat zunächſt bie 
Zuftänbigfeit des kirchlichen Gerichtshofes beftritten und die Berufung des N. 
für verfpätet erflärt, fodann aber „im Intereſſe der Aufklärung der Sache“ Fol: 
gendes angeführt: 

1. Eine Entfernung des N. aus dem Amte habe nicht flattgefunden, weil 
er Inhalts des Dekrets des Fürftbiihofs vom 5. April 1873 ein folches 
gar nicht inne gehabt. Ein Kaplaneibenefizium, weldes ihm hätte ver: 
liehen werben können, beftehe bei der Pfarrkirche zu Zottwig nicht; 
N. verwechſele wider beſſeres Willen ordo mit beneficium oder 
officium. 

2. Das fürftbifchöflihe Dekret vom 5. April 1873 ſei gültig; denn es fei 
vor dem Geſetz vom 12. Mai 1873 erlaffen und dem N., bevor er feine 
Stelle als Hilfspriefter in Zottwig angetreten, von feiner vorgejegten 
kirchlichen Behörde eröffnet worden, daß er durch jedes Zuwiderhandeln 
gegen die für feine Anftellung als Hilfepriefter geftellte Bedingung 
eines nüchternen priefterlichen Lebenswandels der susperdio ab ordine 
verfalle. 

3. Den N. feiner geiftlichen Funktionen zu entheben, jei er in feiner Eigen: 
ſchaft als rechtmäßiger Pfarrer der Kirche zu Zottwig nad) $. 318, 510, 
513 des A. L.⸗R. Thl. IL, Tit. 1, in Folge des Rückfalls des N. in 
feine Trunkſucht berechtigt und habe er dieſem am 1. Februar 1876 
bei Vorzeigung des fürftbifchöflichen Dekrets lediglich in Bezug auf feine 
Pfarrkirche das Weiterfungiren verboten, was als Suspensio ab ordine 
nicht zu betrachten jei. — 

Befondere Alten der Tirchlichen Behörden über die Suspensio ab ordine 
und Entlaffung des N aus feiner Stellung als Hilfsgeiftliher in Zottwitz 
8. 16 des Gefeges vom 13. Mai 1873 eriftiren nach ber Verſicherung des 
Pfarrers 3. nicht. 

Nach Eingang der, auf das gegen N. beobachtete Verfahren des I. bezüg- 
lien, Civilprozeßakten und Unterfuhungsakten des Königlichen Kreisgerichts zu 
Ohlau, namentlich der, die Originalurfunden vom 28. März und 5. April 1873 
enthaltenen, Unterfuhungsatten Nr. 151 de 76 ift Termin auf den 11. April 1877 
angefebt. 
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Der Kaplan N. und der Pfarrer 3. als Vertreter der beiheiligten kirchlichen 
Behörde find behändigter Vorladung ungeachtet in bem Termine nicht erfchienen, 
haben dagegen beiberjeits Schriftfäte beziehungsweife zur weiteren Rechtjerugung 
und Widerlegung der Berufung eingereicht. 

Dieſelben konnten indeß nach 8. 16 und 18 des Geſetzes vom 12. Mai 1873 
eine Berüdfihtigung nit finden, vielmehr mußten nad $. 19 bajelbft nad 
Lage ber Verhandlungen erkannt werben. Gleichzeitig ift in Gemäßheit bes 
8. 19 des Gefetes vom 12. Mai 1873 der Minifter der geiftlichen Angelegen⸗ 
heiten von dem anberaumten Termine benadrichtigt. 

I. Die Förmlichleiten des Verfahrens find beobachtet. 

1. Der Pfarrer 3. bemängelt zwar die Zuftändigteit des Gerichtshofes zur 
Entſcheidung auf die vom Kaplan N. eingelegte Berufung, „weil nad) den Grund: 
ſätzen ber katholiſchen Kirche und ihres Rechtes nur bie bilchöfliche Behörde zur 
Entſcheidung über Anftellung und Widerruf der Anftellung von Prieftern be- 
fugt ſei.“ Dieſe Zuftändigkeit beruht jedoch auf 8. 32, 10 und 12 des Geſetzes 
vom 12. Mai 1873, welches durch die Geſetzſammlung (S. 198) verkündet ift 
und alle Unterthanen des Staates und vorzügli bie Priefter ber katholiſchen 
Kirche zum Gehorſam verbindet. 8. 22 der Einleitung zum A. L.⸗R. $. 134 das 
ſelbſt, Thl. II, Lit. 11. 

2. Nach 8. 12 dafelbft ift „die Berufung an den Staat“ von ber Vorbe⸗ 
dingung abhängig, daß ber Berufungslläger die gegen bie ergangene Entſchei⸗ 
dung zuläffigen Recht smittel bei ber vorgejegten kirchlichen Inſtanz ohne 
Erfolg geltend gemadt bat. Dieſe Beſtimmung erleidet nah $. 1a. a. O. 
infoweit eine Beſchränkung, als die Entſcheidung nur von einer deutſchen 
firhlihen Behörde erlaffen werden kann. Bei der in ber Bulle „de Salute ani- 
marum“ anerkannten eremten Stellung des Fürfibisthum Breslau und in Er⸗ 
mangelung eines für die Ausübung der Disziplinargewalt in letter Inftanz 
innerhalb der Breslauer Diözeje mit Genehmigung bes Staates beftellten apoftolis 
ſchen Delegaten 

$. 138 des A. L.-R. Thl. II. Sit. 11, 
fehlt es im gegebenen Falle an einer ſolchen vorgefegten Inftanz; die Berufung 
an den Staat erfcheint daher zuläffig, ohne daß es weiter darauf ankommt, ob 
dem Kaplan N. gegen ben von bem früheren Fürftbiichof Dr. Förfter im Ver⸗ 
waltungswege ausgeiprocdhenen Eintritt der Suspensio ein kirchliches Rechtes 
mittel zuftand. 

3. Die am 24. April 1876 bei dem Gerichtshof eingegangene Anmeldung 
der Berufung ift für veripätet nicht zu erachten. Nach der eigenen Auslaffung 
des Pfarrers 3. hat berfelbe dem N. das feine Suspenfion ab ordine enthaltende 
fürftbifchöfliche Delret am 1. Februar 1876 lediglich mündlich mitgetheilt und 
ihm eine Entſcheidung mit Gründen nicht zugeftellt. Die im 8. 18 a. a. O. 
vorgeſchriebene vierwöchentliche Präflufivfeift zur Anmeldung ber Berufung 
hatte daher beim Eingang der Berufungsfcrift zu laufen noch nicht begonnen, 
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4. Da ber fürftbifhöfliche Stuhl zu Breslau noch nicht wieder befegt und 
ebenfowenig ein Bisthumsverweſer erwählt ift, 8. 6 des Geſetzes vom‘20. Mai 
1874 (G.⸗S. ©. 135) und $. 20 bafelbft, jo hat die Anmeldung und Recht: 
fertigungefchrift des N. nur dem Pfarrer I. zur Erklärung mitgetheilt werden 
Können, welcher, infoweit die angefochtene Suspenfion bes N. in Frage kommt, 
als Delegat des Fürſtbiſchofs gehandelt Hat und daher als kirchliche Behörde im 
Sinne des $. 16 betrachtet werben darf. 

I. Inder Sade felbft kann die Berufung für begründet nicht erachtet 
werben. 

Nach dem Inhalt der Rechtfertigungsfehrift und den fonftigen, dem Berichtes 
hof gegenüber abgegebenen Erflärungen des N. bildet die Entlaffung aus feiner 
Stellung als Hilfsgeiſtlicher und die Entzieyung dev damit verbundenen Zempo- 
ralien den Kern der Berufung und bie Suspensio ab ordine mit dieſer Ent⸗ 
lafjung einen untrennbaren Beſchwerdepunkt. 

Für die Entfheidung kommt es deshalb nicht blos darauf an, ob N. als 
ein Kirchendiener im Sinne des 8. 1 des Gefeges vom 12. Mai 1873 anzufehen, 
fondern ob ihm mit feiner Sendung als Hilfsgeiftliher nad Zottwitz ein 
Kirhenamt übertragen war und folgeredht die Entlafjung aus dieſer Stellung 
als eine Entfernung aus dem Amte im Sinne ber 88. 2 und 11 des Geſetzes 
vom 12. Vai 1873 aufzufaflen ift. | i 

Hält man fi) lediglich an den Wortlaut des Reſtripts des fürftbifchöfe 
lien General-Bilariats vom 28. März 1873, fo ſcheint die Frage bejaht werden 
zu müfjen. 

Denn N. wird in demfelben dem Pfarrer 3. in Zottwig wegen feiner an- 
dauernden Kränklichkeit als „Kaplan“ zur Unterftügung in der Seeljorge über: 
wieſen und dieſe Stellung als „Amt“ bezeichnet. 

Eine nähere Prüfung führt jedoch) zur Verneinung ber Frage. Man kann 
zugeben, daß bie amtliche Eigenjchaft des N. dadurch nicht nothwendig ausge: 
ſchloſſen wird, daß in Zottwitz ein Kaplanbenefizium nicht eriftirt und daß eine 
Webertragung auf Widerruf flattgefunden hat. ; 

efr. $. 2, 10 des Gefeßes vom 11. Mai 1873. 
Hinſchius, Kommentar zu den. Preuß. Kirchengefegen Bd. I, ©. 42. 
Schulte, Lehrbud) des Kirchenrechts $. 55, ©. 253. 

Immer aber wird man für den SKarafter des Amtes (officium) verlangen 
bürfen, daß bafjelbe eine dauernde Einrichtung innerhalb der Kirche mit . 
einem feft beftimmten Kreis kirchlicher Funktionen bildet. Ein Amt in dieſem 
Sinne it dem N. nicht übertragen. Eine Kaplanei befteht nach ber glaubhaften 
und unwiderſprochenen Verficherung des Pfarrers J. in Zottwig nicht. Weber 
eine eingetretene Vakanz, noch die Errichtung einer Kaplanftelle, fondern nur bie 
„Kränklichkeit“ des zeitigen Pfarrers, welche eine Unterſtützung befjelben 
in der Seelforge nöthig machte, gab die Veranlaffung zu der „Sendung“ bes 
N. nad Zottwig. Aus der Benennung „Raplan” in dem Reſtript des fürft- 


L 


Entjheidungen und Erlafje von Gerichten und anderen Behörden. 481 


biſchöflichen General:-Bitariats vom 28. Mai 1873 ift für den Amtskarakter nichts 
zu folgern, „Raplan“ bezeichnet den „Hilfsgeiſtlichen“ ohne über defjen kirchen⸗ 
rechtliche Stellung etwas beftimmtes auszujagen. 

efr. Rihter:Dove, Lehrbudy des Kirchenrechts $. 143. 

efr. 8. 2. des Geſetzes vom 11. Mai 1873. 

Eine authentifche Beftätigung hierfür bietet das Dekret des damaligen Fürft- 
biſchofs Dr. Förfter vom 5. April 1873 an den Pfarrer J., durdy welches biefem 
die Zuordnung ‚des N. mitgetheilt wurde. In demfelben wird N. nicht „Raplan” 
ſondern „Hilfsgeiftliher“ genannt. dazu betont, daß er ein „förmliches“ 
Raplan-Dekret nicht erhalten habe, fondern nur durch „einfahes Reſkript“ 
„widerruflih“ dem Pfarrer 3. zu deſſen Unterflügung übermiejen fei und 
ausdrũücklich gejagt, daß feine „Sendung“ nur ald „bedingt“ und als „Ber: 
ſuch“ gelten könne. Weberzeugend ift namentlich die Motivirung diefer Form der 
Weberweifung. „Wegen der Trunffälligteit, welche ſich N. wiederholt hat zu 
Schulden kommen laflen, habe fi) eine längere Prüfungszeit in der Demeriten- 
anftalt auf dem Kapellenberg als nothwendig empfohlen. Aus ber ihm bezeug: 
ten Führung daſelbſt habe der Fürſtbiſchof jedoch den Muth geſchöpft, feine Ber: 
wendung in der Seelforge unter der Bedingung tabellofeften priefterlichen 
Wandels zu verfuden.” 

, Mit diefer Motivirung im Einklang fteht die Bitte zu Gott, daß „der 
Verſuch“ gelingen und dem 3. beſchieden fein möge, die Dauernde Bellerung 
des N. zu fördern und ficher zu ftellen. 

Die Wiederanftellung zur Aushilfe in der Pfarre zu Zottwig Hatte alfo zus 
gleich die Bedeutung einer Probezeit für die Beſſerung des N. Auch des⸗ 
halb wird man ſchwerlich annehmen, daß während diefer Zeit dem N. ein 
Kirhenamt (officiam) bereits habe verliehen werben follen und dagegen ſpricht 
weiter, daß — mas jonft jo nahe gelegen hätte — für den Rüdfall des N. in 
die Trunfjuht nicht die Suspensio ab ordine et officio, fondern nur bie 
Suspensio ab ordine und die Entfernung aus feiner „Stellung* ein 
treten joll. 

War hiernach N. als Hilfsgeiftlicher in Zottwig nur mit der Wahrnehinung 
einzelner kirchlicher Verrichtungen und probeweife beauftragt, jo mußte feine Be 
rufung gegen die auf Ermächtigung des ehemaligen Fürfibifhofs zu Breslau, 
Dr. Förfter, durch den Pfarrer 3. verkündete Suspensio ab ordine und Ents 
fernung aus feiner Stellung als unbegründet verworfen werben. l. 


. 109. 
Kirchengefehe- — Erledigung des biſchöflichen Stuhls. — Ansübnng biſchöflicher 
Rechte. — Früherer Auftrag des Viſchofs. — Suspensio ab ordino. 
Ert. des Ob.-Trib. in Berlin vom 16. Febr. 1877.) 


Dem Angeklagten, katholiſchen Pfarrer zu 3., wurde im Jahre 1873 von 
dem Biſchof ber bis dahin wegen Trunkſucht in der Demeritenanftalt detinirte 
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Weltprieſter N. zur Hilfeleiftung in ber Seelforge überwiefen und ihm in bem 
besfallfigen Schreiben des Biſchofs im Voraus die Ermächtigung ertheilt, dem 
N., falls derſelbe künftig wieder durch feine Führung Aergerniß gebe, die als⸗ 
dann ipso facto eingetretene suspensio ab ordine und Entlaſſung aus feiner 
Stellung zu eröffnen und ihm aus Pfarrhaus und Pfarriprengel auszumellen. 

Im Oktober 1875 wurde der Biſchof durch Urtheil des Gerichtshofs für 
fichlihe Angelegenheiten aus feinem Amte entlafjen und blieb ſeitdem ber 
bifchöfliche Stuhl erledigt. 

Am 1. Februar 1876 entließ der Angeflagte den in feinen früheren Fehler 
aurüdgefallenen N. nad) zuooriger Verlefung des erwähnten bifchöflichen Er 
mädtigungsfchreibens aus feiner Stellung und verbot ihm Altar, Kanzel und 
Beichtſtuhl. 

Da der Angeklagte es unterlaſſen hatte, zuvor dem Oberpräſidenten die im 
8.2 des Geſetzes vom 20. Mai 1874 vorgeſehene Mittheilung zu machen, wurde 
er aus $. 4 Abi. 2 diejes Gejeges beftraft und feine Nichtigkeitsbeſchwerde von 
dem Ober-Zribunal verworfen. 


Sründe 

Zunächſt ift die Ausführung ber Nichtigkeitsbeſchwerde unrichtig, daß das 
Recht der Suspenfion nicht blos dem Biſchof, ſondern überhaupt jedem vorge: 
festen Geiftlihen, den ihm untergebenen Geiftlihen gegenüber, ſomit aud) bem 
Pfarrer, einem von ihm zur Unterftüßung angenommenen, bezw. ihm zuge 
wiefenen Hilfspriefter gegenüber, zuftehe. Vielmehr hat jowohl nad) Kanoniſchem 
Nechte, wie nach dem Allgemeinen Landrecht (93 533. 544 Titel 11 Theil IN) 
nur der Biſchof, oder ein von ihm delegirter geiftlicher Oberer das Recht ber 
Suspenfion eines Geiftlichen, und insbefondere kann aus $ 532 a. a. O. nicht 
geſchloſſen werben, daß ein Pfarrer, welcher nad) der Terminologie des Land 
rechts gar nicht einmal zu ven geiftlihen Oberen gehört, eine derartige Befugniß 
kraft eigenen Rechts gegenüber feinem Hilfsgeiſtlichen beſitzt. Mithin konnte auch 
im vorliegenden Falle der Angeklagte eine Suspenſion bes Hilfaprieſters N, nur 

vermöge einer ihm vom Bifchofe delegirten Gewalt vornehmen. 


Wenn nun aber der Immplorant ben weiteren Einwand erhebt, der Hilis 
priefter R. fei als rüdfälliger Truntenbold nad) dem biſchöflichen Reſtripte vom 
5. April 1873 bereits ipso facto ab ordine fuspendirt geweſen, als 
er (der Implorant) durch Vorlefung jenes Reftripts darauf bingemwiefen habe, 
daß er unter diefen Umflänben ihn (den Angellagten) nicht ferner in feinen geift« 
lichen Amtsverrichtungen unterflügen könne, eine derartige Vorlefung eines 
biſchöflichen Reſtripts mit dem in Rede lebenden Inhalte, ſei aber im kanoniſchen 
Rechte weber eine Verhängung, noch eine Verkündigung der Suspenfion, fo erledigt 
ſich diefer Einwand theils durch Die entgegenftehende thatſächliche Feftftellung der 
Vorderrichter, theils durch die völlig zutreffenden Nechtsausführungen berfelben. 
Erſteres in fofern, als diefelben als bewiefen angenommen’ haben, daß der Anı 
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geflagte ſich nicht darauf beſchränkt habe, in feiner Eigenſchaft als Pfarrer zu 
3. dem N. die Bornahme geiftliher Amtshandlungen in der dortigen Pfarrei 
zu verbieten, vielmehr dem N. unter Borlefung ber fürftbifhöflihen 
Verfügung vom 5. April 1873 die Kanzel, den Altar und den Beichtftuhl 
verboten habe, legteres in fofern, als die dem N. gemachte Eröffnung feiner, in 
Folge der nicht erfüllten Bedingungen ipso facto eingetretenen suspensio ab 
ordine von dem App.⸗Richter mit Recht als eine, nach erfolgter Prüfung der 
Trage ber Rückfälligkeit des N. geſchehene Verkündigung der ipso facto einge- 
tretenen Suspenfion, und bemgemäß zugleih als eine, kraft bes bifchöflichen 
Dekrets erfolgte thatfächlide Ausführung der Suspenflon aufgefabt worden’ ift. 
Denn aud die nad dem kanoniſchen Rechte ipso facto ober latae sententiae 
eintretenden Disziplinarftrafen bedürfen ber Natur der Sache nad), wenn fie nad) 
Außen Hin in Wirkſamkeit treten jollen, des Ausſpruchs, daß bie Thatſache, mit 
deren Eintritt fie verbunden ſein jollen, in Wirklichkeit eingetreten ſei, und diefer 
Ausſpruch Tann, da er thatſächlich die Handhabung der Disziplinargewalt in ſich 
Thließt, nur von demjenigen gethan werben, welchem überhaupt die Disziplinare 
gewalt zufteht. Iſt diejes aber, wie oben bargelegt worben, im vorliegenden 
Falle ausſchließlich der Biihof, jo muß aud die von dem Angellagten dem N 
gemachte Eröffnung der ipso facto eingetretenen Suspenfion als ein Ausfluß 
eines ihm durch das bifchöflihe Reſtript vom 5. April 1873 belegirten biſchöf⸗ 
lihen Rechts angejehen werden, eines Rechts mithin, melches nad) den 88. 2 und 
4, Abf. 2 des Gejeßes vom 20. Mai 1874 durch bie inzwiſchen eingetretene Er- 
ledigung des fürftbifhöflihen Stuhls zu Br. zu der Zeit, als der Angeklagte es 
ausübte, bereits erlojchen war. (Oppenh. Rechtipr. B. 18, S. 133.) 1. 


110. 


Die Verweigerung der Abſolntion Seitens des Beichtigers iſt als ein kirchliches 
Straf: oder Zuchtmittel im Sinne des Geſekes vom 13. Mai 1873 an- 
zuſehen. 


(Ext. des Ob,-Zrib. in Berfin vom 26. Ian. 1877.) 


Der Bürgermeifter van H. zu Pont, mwelder. in feiner Eigenſchaft als 
Bürgermeifter im Auftrage feiner vorgejegten Behörde bie Beichlagnahme ber 
erlebdigten Pfarrei zu Pont vorgenommen hatte, wurde, als er im April 1875 
feine öfterlihe Beichte bei dem Kaplan 3. zu Geldern abgelegt hatte, von letzte: 
tem befragt, ob er das Pfarreinkommen mit Beichlag belegt hätte, und nachdem 
er nach Bejahung defjen auf die fernere Frage, was er zu thun gebädte, wenn 
ihm in Zukunft ähnliche Aufträge von der Regierung zu Theil würden, erklärt 
hatte, daß er auch in diefem Falle feine Pflicht thun würde, ihm die Abſolution 
verweigert. 
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Der Kaplan B. wurde beshalb bes Vergehens wider die 58. 2 und 3 bes 
Gefeges vom 13. Mai 1873 bejchuldigt, jedoch von der Zuchtpolizeifammer des 
Landgerichtes zu Kleve freigeiprochen, weil die Verfagung der Abjolution nad 
kanoniſchem Rechte nicht zu den firhlihen Straf: und Zuchtmitteln gehöre. 

Diefes Urtheil wurde in der Berufungsinſtanz von der Zuchtappellations⸗ 
kammer bes dortigen Landgerichtes durch das Urtheil vom 27. November 1876 
abgeändert, und der Beichuldigte für überführt erklärt: 

im Jahre 1875 zu Geldern dem Bürgermeifter van H., weil berjelbe zufolge 
Auftrages feiner vorgefegten Behörde die Beſchlagnahme ber erledigten Pfarrei 
Bont vollzogen und, um benjelben zur Unterlaffung gleichartiger Amtshand- 
lungen zu beftimmen, die Abfolution verfagt und fi) dadurch eines Vergehens 
gegen die 88. 2 Nr. 1, 3, Nr. 1 des Gejeges vom 13. Mai 1873 ſchuldig ges 
macht zu haben. 5 

Segen biejes Urtheil hat der Verurtheilte den Kaſſationsrekurs ergriffen und 
in einer Denkſchrift ausgeführt: ; 

1. Die Verweigerung der Abfolution könne als kirchliches Straf: oder 
Zuchtmittel nicht angefehen werben, wenn man ben richtigen kirchlich⸗ 
dogmatifhen Begriff des Bußſakramentes im Auge behalte. Der Pö- 
nitent bekenne, nad) gehaltener Gewiſſensforſchung, erwedter Reue und 
gefaßtem Borjage für die Zukunft, feine Sünden bem Priefter. Letzte⸗ 
ver babe zu unterfuchen, ob bie Vorausfegungen, welde die Kirche für 
die Losſprechung erforbere, in formaler und materieller Beziehung vor⸗ 
handen feien, in erfterer Beziehung namentlich Kompetenz, in legterer 
Neue über die begangenen Sünden. Danach ertheile der Priefter bie 
Abfolution oder verweigere fie. Indem er dies thue, fege er einen 
richterlichen Akt. (Vergl. Concilium Tridentinum sess. 14 de poenit. 
can. 9.) Diejer Alt habe weder den Karakter eines Straf-, nod) eines 
Zuchtmittels, ſei vielmehr nur die Erklärung des Priefters, die Sünden 
jeien vergeben ober behalten. Eine Strafe fei es nicht nad) dem Grund» 
ſatze: Poena in non faciendo constistere nequit, ein Zuchtmittel nicht, 4 
weil der Gefichtspunft der Einwirkung auf das Handeln des Pöniten- 
ten bei dieſer Erflärung ganz fern liege. Auch könne der Pönitent 
ohne Gewiſſensverletzung jofort, ohne daß er eine neue Thätigteit ſetze, 
verſuchen, ob ein anderer Priefter ihm die Abfolution ertheilen wolle; 
bie Verweigerung ber Abfolution bilde aljo feine res judicata, was 
eben mit dem Karakter eines Strafe und Buchtmittels unverein- 
bar wäre. 

Daher führe auch kein Kirchenrechtslehrer die Verweigerung ber Abfo: 

Iution als Gtrafs und Zuchtmittel auf (vergl, Thesaurus de poenis 

ecclesiasticis, 1761; Walter, Kirchenrecht, 12. Aufl,, 8. 191, ©. 373; 

von Schulte, Kirchenrecht, $. 89, S. 280 folg.) 

3. Vom Standpunkte der ftaatlihen Gefeßgebung aus könne nichts als 
Gegenſtand derfelben betrachtet werden, was nicht in eine äußere, jedem 
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ertennbare Erſcheinungsform trete. Was nur durch den individuellen 
Glauben eine Erxiftenz babe, habe für den Staat überhaupt keine 
Eriftenz, könne nicht als Straf: oder Zuchtmittel im Sinne des Geſetzes 
gelten. Die Verweigerung oder Ertheilung der Abjolution aber trete 
nit in die Erſcheinung, wie etwa die Auferlegung von Gebeten und 
Amofen, fondern vollziehe fi auf dem geheimnißvollen Gebiete ber 
Gnade. Dieſe geheimnißvollen Vorgänge könnten um ſo weniger von 
der ſtaatlichen Geſetzgebung in ihr Gebiet hineingezogen fein, als es 
derfelben ausgeiprochenermaßen fern liege, in das Innere der kirchlichen 
Sphäre einzugreifen. Im vorliegenden Falle würde bei Aufrechterhal« 
tung bes angegriffenen Urtheiles ber ftaatliche Richter ſich zum Kritiker 
des kirchlichen Richterd im Bußſakramente aufwerfen und damit weit bie 
Grenzen auch der neuen Geſetzgebung überjchreiten. 

Gs unterliege keinem Zweifel, daß im vorlidgenden Falle der Pönitent 
unter Nr. 11 der Constitutio Apostolicae Sedis vom 12. Oktober 1869 
falle, wonach alfo ber Beſchuldigte inkompetent geweſen jei, und zwar 
ratione materiae, die Abjolution zu ertheilen. Gleichgiltig jei es, ob 

dieſer Gefichtspuntt weniger von ihm bei ber Verweigerung bervor- 

gehoben fei. Es habe eine excommunicatio latae sententiae spe- 
eiali modo romano Pontifici reservata vorgelegen; d. h. durch bie 

Handlung felbft Habe der Pönitent ſich das Urtheil auf excommuni- 

catio gefällt gehabt, im Begenfate zur excommunicatio ferendae sen» 

tentiae, weldye bejonders duch Sprudy verhängt werde. Der Pönitent 
fei aljo, als er zur Beichte gekommen, feit dem Faktum ipso jure mit 
der Exkommunikation behaftet gewejen. Letztere könne nur durch den 

Papſt ſelbſt aufgehoben werben. 

Das angegriffene Urtheil beruhe auf einer Verkennung bes Grundbe- 

griffes des Sakramentes ber Buße nach Tatholifhem Kirchenrechte. 

Außerdem fei übrigens ber Geſichtspunkt des $. 3 des Geſetzes vom 

13. Mai 1873 durch nichts gerechtfertigt gewefen, da weitere Maß: 

nahmen hinfichtlich des beſchlagnahmten Pfarrvermögens nicht in Aus- 

fiht ſtänden. 
Das Ober⸗Tribunal hat den Kaffationsreturs verworfen. 
Gründe 
In Erwägung: daß die von dem Appellationsrichter getroffene thatſächliche 

Feifellung die Anwendung der $$. 2, Nr. 1 und 3, fowie bes 8.5 des Geſetzes 

wı 13. Mai 1873 über bie Grenzen des Rechtes zum Gebraudhe kirchlicher 

Bafs und Zudtmittel rechtfertigt; 

daß es insbeſondere einem gegründeten Zweifel nicht unterliegt, daß bie 
g der Abfolution unter den Begriff der firhlihen Zucht mittel 

N weil dazu im Sinne bes gedachten Geſetzes, wie der Name „Eirdliches 

Nöhnittel- umb der Zweck bes Geſetzes deutlich erkennen laſſen, ale zur Hand⸗ 
Yertmann, Beitiärift. ILL. Bo. 5. Heft, 83 


3 


* 
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babung der Kirchenzucht dienenden Mittel gehören, d. h. alle mit gewiſſen Nad 
theilen für den Schuldigen verbundenen Mittel, welde den bejonderen Zwed 
verfolgen, die innerhalb ber kirchlichen Gemeinſchaſt hervortretenden Verlegungen 
ihrer Ordnungen zu bejeitigen und auf eine Beſſerung bes Schuldigen hinzu 
wirken, biefem Zwecke aber die Verfagung eines einzelnen Sakramentes in gan 
ähnlicher Weife dienen Tann, wie ber den Ausfhluß vom Empfange ſämmtlicher 
Sakramente herbeiführende Heine Kichenbann (excommunicatio minor), welder 
unbeftrittenermaßen zu den kirchlichen Zuchtmitteln gerechnet wird; 

daß diefer Auffafjung der Verweigerung der Abjolution als eines kirchlichen 
Zuchtmittels auch der Umftand nicht entgegenfteht, daß nach dem Dogma ber 
katholiſchen Kirche bie Erklärung des Priefters über die Ertheilung ober bie 
Verweigerung. der Abfolution den Karakter eines 'rihterlihen Altes an fich trägt, 
indem daraus nur folgt, daß dieſe Erklärung nicht nach dem rein fubjektiven 
Ermeſſen des Prieſters, vielmehr nad) gewiſſen, von der Kirche feſtgeſetzten objel⸗ 
tiven Vorausfeßungen abzugeben ift, nicht aber, daß die Grundſätze, welde bie 
Kirche bezüglich der Verweigerung aufgeftellt hat, nicht zugleich dem Zwede der 
Beſſerung des Schulbigen, insbefondere der Schärfung feines Gewiflens dienen; 

daß andererſeits biefe Auffafjung dadurch eine gewichtige Beftätigung erhält, 
daß nicht nur die Regierungsmotive zu dem 8. 1 des Geſetzes vom 13. Mai 1873 
unter den an und für fi zuläffigen kirchlichen Strafs und Zuchtmitteln, neben 
der Auferlegung von Bußwerken rein religiöfen Rarakterd, der excommunicatio 
minor u. |. w., auch. die Ausſchließung von einzelnen Sakramenten (Abendmahl, 
Taufpathengemeinſchaft) aufführen (vergl. Druckſachen des Hauſes der Abgeord: 
neten, 11. Legislaturperiobe, 3. Seflion 1872/73, Nr. 23, S. 9), fondern dab 
auch bei den Verhandlungen in der Kommiffion bes Abgeorbnetenhaufes dieſes 
ſowohl von den Vertheidigern, wie theilmeife auch von den Gegnern bes Geſetz 
entwurfes, als richtig anerkannt ift und von dem Regierungskommiſſar Fälle der 
Verweigerung der Abfolution wegen pflihtmäßiger Ausübung eines richterligen 
Amtes, beziehungsweife wegen Ausübung des öffentlichen Wahlrechtes gerade als 
ſolche bezeichnet worden find, benen durch dieſes Geſetz entgegengetreten werden 
folle, (Bericht der 14. Rommiffion des Abgeordnetenhaufes in den Drudfadhen 
a. a. O. Nr. 208, ©. 6-8); 

daß dieſem beftimmt geäußerten Willen ber gejeßgebenden Faktoren gegen⸗ 
über der Einwand des Kafjationsklägers, ed könne felbft vom Standpunkte der 
ſtaatlichen Gefeggebung aus die Verweigerung der Abfolution nicht als Gegen 
ftand derſelben betrachtet werden, weil fie nicht in die äußere Erjcheinung trete, 
fih vielmehr lediglich auf dem Gebiete der Gnade bewege, fih als unerheblih 
darftellt; daß berfelbe übrigens auch infofern nicht zutrifft, als die Erklärung, 
durch welche der Priefter die Verweigerung der Abjolution dem Beichtenden 
gegenüber ausfpricht, fehr wohl als ein äußerer Akt aufgefaßt werden kann, und 
als der Staat damit, daß er dem SPriefter verbietet, die Ertheilung oder Ver: 
weigerung der Abfolution an gewiſſe VBorausfegungen zu fnüpfen, durch welcht 
der Ausübung ftaatliher Rechte nad) der beſtehenden Bejeßgebung des Stantei 


y 
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grnbezu entgegengewirkt werben ſoll, Teineswegs im Webrigen das Recht bean- 
frucht, darüber zu entſcheiden, ob der Beichtende nach ben Satungen ber Kirche 
herechtigt fei, das Abendmahl zu empfangen; 

daß es noch weniger darauf ankommen kann, daß die Kirchentechtslehrer die 
Verweigerung ber Abſolution unter den Strafe und Zuchtmitteln der katholiſchen 
Kirhe nicht aufzuführen pflegen, zumal ber katholiſchen Kirche, wie der vorige 


. Richter mit Recht dargelegt hat, der Gebrauch der Verweigerung der Abjolution 


r 


dla eines Zuchtmittels in der Sache nicht fremd ift, und die Nihtaufzählung 
unter den Zenfuren ſich genügend daraus erllärt, daß die Verweigerung der 
Abſolution im Zufammenhange mit der übrigen Lehre vom Bußſakramente 
aörtert wird; : 

in Erwägung jobann, daß es gleichgiltig ift, ob der Beſchuldigte, wie er be 
hauptet, zur Ertheilung der Abfolution nad) der Nr. 11 der Const. Apost. Sedis 
dem 12. Oktober 1869 ratione materiae infompetent gewejen fei, da er nach der 
thetfählichen Feſtſtellung des Vorberrichters ſich nicht etwa darauf beichräntt hat, 
den Beichtenden auf feine Inkompetenz zu verweilen, ſondern die Verweigerung 
wirklich ausgefproden hat, und es im Sinne bes Geſetzes vom 13. Mai 1873 
feinen Unterſchied zu begründen vermag, ob das Zuchtmittel von einem nad) 
lirchlichen Srundfägen dazu Tompetenten ober infompetenten Priefter angewendet, 
und ob dafjelbe durch einen fürmlichen Spruch verhängt ober der nach kirchlichen 
Begriffen von ſelbſt erfolgende Eintritt nur fonftatirt worden ift, wie insbejons 
dere daraus ſich klar ergiebt, daß nad) der Erklärung des Berichterftatters der 
Rommilfion im Plenum des Abgeordnetenhaufes (Stenograph. Berichte der zit. 
Seffion, Bd. 3, S. 1732) der Ausdrud „verkünden“ in den 88. 1 und 2 neben 
„serhängen“ eben aus bem Grunde beigefügt worden ift, „weil das Tanonifche 
Recht eine Reihe von excommunicationes latae sententiae hat, auf die nicht 
ertannt wird, fondern bie Kraft bes Geſetzes eintreten, und für bie kein. anderes 
entiprechendes Wort als „verkünden“ zu finden war“; 

in Erwägung, daß endlich der Einwand, daB keinenfals die Anwendung 
des 8. 3 des mehrerwähnten Geſetzes ſich redhtfertige, weil weitere Maßnahmen 
Öinfichtlih des beichlagnahmten Pfarrvermögens nicht in Ausficht geftanden 
hätten, feine Berüdfichtigung verdient, weil er auf eine Prüfung thatfächlicher 
Berhältniffe Hinauslaufen würde, (Entf. B. 79, ©. 419.) 1. 


III. 


Shulverfänmnif. — Unterricht in weiblichen Handarbeiten. — Beſondere Lehrerin. 
(Ext. des Ober⸗Tribunals in Berlin vom 15. Febr. 1877.) 
Der durd allgemeine Verfügungen des Minifters der geiftlihen zc. Anger 


Iegenheiten als Theil des Volksunterrichts angeorbnete Unterricht der Mädchen 


in weiblichen Handarbeiten wird an der Volksſchule zu St. und ebenfo an ber 
33* 


* 
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Volksſchule bes benachbarten Orts 3. an einem beftimmten Nachmittage ber 
Woche durch eine bejonbers bazu angenommene Lehrerin ertheilt. Der Beſchul⸗ 
digte, welcher in St. wohnt, hat feine fhulpflichtige Tochter feit Anfang Auguft 
1876 in Folge von Differenzen mit ber betreffenden Lehrerin zu ben Unterrichtss 
ftunden für weiblide Sandarbeiten ſtatt nad) St, wo er fie im Uebrigen nad 
wie vor bie Schule beſuchen ließ, nach 3. geſchickt. 

Wegen Schulverjäumniß verfolgt, wurbe er von dem P.-®. zu T. freige⸗ 
ſprochen. Auf den Kaſſations⸗Rekurs des P.⸗A. hat das Ober-Tribunal kaſſirt 
und an ein anderes P.G. vermwiejen. 


Gründe: 


In Erwägung, daß ber Polizei-Richter den Beſchuldigten von ber erhobenen 
Anſchuldigung deshalb freigefprochen hat, weil es feftftehe, daß berjelbe feine 
Tochter bie für bie — fogenannte — Induſtrieſchule zu Irmenach angejegten ' 
Stunden, regelmäßig habe beſuchen laſſen, weil der Befchulbigte nad) dem klaren 
Wortlaute des Geſetzes hierdurch feiner geſetzlichen Verpflichtung: genügt babe, 
da bie U. 8.-D. vom 14. Mai 1825 nicht beftimme, baß bie Kinder die Schule 
ihres Ortes befuchen müßten, und weil es ſich hier auch nicht um eine Theilung 
des Schulbeſuchs, fondern um ben Beſuch der getrennt neben der Elementars 
ſchule beftehenden, von einer eigens dazu beftellten befonderen Lehrerin geleiteten 
Induſtrieſchule handle; i 

daß unter bem bier vom Polizeirichter bervorgehobenen Betrenntbeftehen 
der Induftriefchule von ber Elementarfhule nur eine äußerlihe — bezüglich ber 
Zeit ober bes Orts des Unterrichts, fowie in der Benennung im gemeinen 
Sprachgebrauch hervortretende — Trennung beider verftanden fein kann, wie fie 
fih nad der Auffafjung des Polizeirichters in der Unterrichtsertheilung durch 
eine befonbers beftellte Lehrerin kundgiebt; 

daß in ber gedachten Erwägung des Polizeirichters insbejonbere keine that- 
ſächliche Feitftellung in dem Sinne erblidt werden Tann, daß es ſich rüdfichtlich 
der Induftriefhule um eine von ber Elementarjhule unabhängige, neben ders 
felben beftehenbe, befondere Unterrichtsanſtalt handele; 

daß nämlich die A. K.O. vom 14. Mai 1825 ebenſo wie die fih ihr an- 
ſchließende, bie Strafbeftimmung enthaltende A. K.-D. vom 20. Juni 1835 fi - 
lediglich auf ben Unterricht in der Elementarſchule bezieht, von der gejeglichen 
Verpflichtung, feine Kinder in eine außerhalb der Elementarſchule zu befonderen 
Zwecken, wenn auch durch eine Behörde, errichtete Unterrihtsanftalt zu ſchicken, 
ſonach nicht die Rede fein kann; 

daß daher eine Auslegung des Urtheile, daß nad) der thatfächlihen Auffaffung 
des Polizeirichters eine folde befondere Anftalt in letzterem Sinne in Frage 
flehe, mit der vorhergehenden Ausführung des Polizeirichters in Widerſpruch 
treten würde, wonach ber Beſchuldigte feiner geſetzlichen, aus der A. K.O. fi 
ergebenden Verpflichtung dadurch genügt hätte, daß er fein Kind eine andere 
Induſtrieſchule — diejenige zu Irmenach — regelmäßig beſuchen ließ; 
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daß ber entgegengejegte Standpunkt bes Polizeirichters nicht minder aus 
feinen j&hlteplihen Erwägungen hervorgeht, wonach nicht abzufehen fein ſoll, ine 
wiefern duch ben Beſuch der Induſtrieſchule zu Irmenach die in ber gleich. 
artigen Induftriefchule zu Startenburg zu bandhabende Schuldisziplin irgendwie 
beeinträchtigt werden könne, endlich auch der Wechjel einer Schule im Laufe 
eines Semefters nicht verboten fei, — beides Erwägungen, zu welchen in folder 
Richtung die Grundlage gefehlt hätte, wenn es ſich nad feiner thatſächlichen 
Auffaſſung bezüglich der fogenannten Induſtrieſchule um eine befondere, auf 
anderer rechtlicher Grundlage als die Volksſchule beruhende Unterrichtsanftalt 
gehandelt hätte; 

baß nad) $. 1 bes Gefeges vom 11. Mai 1872, betreffend bie Beauffid- 
tigung des Unterrichts» und Erziehungswefens, die Auffiht über bie öffentlichen 
und Privat ⸗ Unterrichts⸗ und Erziehungsanftalten dem Staate zufteht; 

daß, wenn es nad) 8. 2 der A. RD, vom 14. Mai 1825 die Aufgabe bes 
obligatoriſchen Unterrichts in der Elementarſchule ift, zu bewirken, daß jedes 
Kind die einem vernünftigen Menjchen feines Standes erforderlichen Kenntniſſe 
erwerbe, es ben mit ber Handhabung ber Aufficht über die Elementarjchule be- 
auftragten Behörden obliegt, über die Gegenftände und die Lehrfächer Beftims 
mung "zu treffen, auf welche fi ber Unterricht in ber Elementarjchule zu ers 
ftreden habe, damit die Aufgabe ber letzteren erreicht werde; 

baß ber Polizeirichter daher thatſächlich zu prüfen und feſtzuſtellen hatte, 
— was er zwar nicht direkt in Zweifel zieht, aber auch nicht poſitiv feſtſtellt, — 
ob es ſich bezüglich des in der ſogenannten Induſtrieſchule ertheilten Unterrichts 
in weiblichen Handarbeiten um einen von der zuſtändigen Schulaufſichts-Behörde 
vorgefchriebenen und für obligatorifch erklärten Theil des Unterrichts der Eles 
mentarfchule, nad der Bezeihnung des Polizeianwalts, um einen Zweig des 
Unterrichts in berjelben handelte? 

daß es in biefem Falle nicht darauf ankommen konnte, ob diefer Unterricht 
nad Zeit oder Ort getrennt von dem fonftigen Elementarunterricht und durch 
eine beſonders beſtellte Lehrerin, ertheilt wird; 

daß unter diefer Borausfegung ſelbſtverſtändlich auch die geſetzliche Verpflich- 
tung ber Eltern und Vertreter berfelben, die Kinder regelmäßig zur Schule zu 
ſchiden, fih gleihmäßig auf die Theilnahme an dem mehrgebadhten Zweige bes 
Unterrichts erftredt haben würde; 

daß, abgejehen davon, ob für die Eltern eine gefehlihe Verpflichtung bes 
fteht, ihre Kinder einer beftimmten Schule, insbefondere derjenigen ihres Wohn- 
ort? zu übergeben, das Geſetz jedenfalls dody nicht geftattet, daß Eltern, welche 
fi nit darüber ausweifen können, den erforderlihen Unterricht überhaupt den 
Kindern in ihrem Haufe ertheilen zu laffen, und deshalb ihre Kinder in eine 
beftimmte Schule geichidt haben, biejelben eigenmächtig von einzelnen Lehrftunden 
diefer Schule fernhalten, oder für gewiſſe Lehrfächer an dem Unterrichte einer 
andern Schule Theil nehmen laſſen; 
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daß ein ſolches Verhalten ber Eltern vielmehr mit beren aus dem $. 2 ber 
N. RD. vom 14. Mai 1825 fi) ergebender ausnahmslofer Verpflichtung, die 
Kinder zum regelmäßigen Beſuche der Lehrftunden in der Schule anzuhalten, 
nad) dem unvertennbaren Sinne und Zwed dieſer geſetzlichen Beftimmung im 
Widerſpruch treten würde. (Oppenhoff, Rechtſpr. B. 18, S. 137.) 


112. 


Sonntagsfeier. — Jagd. — Bolizeiverordnung. 
(Erk. des Ober-Trib. in Berlin vom 15. Febr. 1877.) 


In Erwägung, daß der $. 866 Nr. 1 des Strafgefeßbuchs mit einer Gelb- 
ftrafe bis zu 60 Mark oder Haft bis zu 14 Tagen denjenigen bebroht, der den 
gegen die Störung ber Feier an Sonn» und Fefttage erlafjenen Anordnungen 
zuwiderhandelt; 

daß nun der 8. 10 ber Regierungs⸗Polizei-Verordnung vom 14. Dezember 
1853 das Abhalten von Treib-: und Klapperjagden während der Sonn und Feſt⸗ 
tage unbedingt, das Abhalten von fonftigen Jagden während ber Dauer des 
vor- und nahmittägigen Sauptgottesbienftes unterfagt; 

daß hierbei davon auszugehen ift, daß auch das Abhalten von Jagden ge⸗ 
wöhnlicher Art mit ben daſſelbe erfahrungsmäßig begleitenden Umſtänden die 
äußere Heilighaltung der Sonn und Fefttage in den Stunden, die vorzugsweiſe 
der kirchlichen Feier und Sammlung gewidmet find, zu flören und bas veligiöfe 
Gefühl zu verlegen geeignet ift; 

daß andererjeits ber $. 366 Nr. 1 cit. nicht vorausſetzt, daß im einzelnen 
Falle eine Störung der Sonntagsfeier wirklich eingetreten ſei, da gr nicht ben» 
jenigen, ber bieje Feier flört, mit Strafe bedroht, fondern denjenigen, welcher 
den gegen bie Störung berfelben erlafjenen Anordnungen zumiberhandelt; 

daß hiernady der Polizeirihter, indem er die Beſchuldigten um beswillen 
freiſprach, weil die Ausübung der Jagd während des Gottesbienftes am Sonn- 
tage eine Entheiligung der Sonntagafeier nicht harftelle, fomohl den $. 10 der 
bezogenen Verorbnung als ben $. 366 Nr. 1 des Strafgeſetzbuchs verlegt hat. 1. 


113. 


Durch eine von einer Bezirföregierung erlaſſene Polizeiverordnung Tann den 
Eltern, Prlegeeltern und Vormündern der in den Öffentlihen Terminen an- 
weienden Impflinge unter Strafandrohung nicht die Verpflichtung anferlegt 
werden, die Entnahme von Impfftoff durch die Impfärzte zu geftatten. 

Impfgefeg vom 8. April 1874. 8. 9. (Reihe-®.-Bl. ©. 31.) 
(Erk. des Ober-Trib. in Berlin vom 18. Febr. 1877.) 
Das Impfgefeg vom 8. April 1874 beftimmt in feinem $. 9: 
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Die Landesregierungen haben nach näherer Anordnung bes Bundesrathes 
bafür zu forgen, daß eine angemefjene Anzahl von Impfinftituten zur Be- 
ſchaffung und Ergänzung von Schugpodeniymphe eingerichtet werde. 

Die Impfinflitute geben die Schußpodenlymphe an die öffentlichen Impf⸗ 
ärzte unentgeltlih ab und haben über Herkunft und Abgabe berjelben Liften 
zu führen, 3 

Die öffentlihen Impfärzte find verpflichtet, auf Verlangen Schugpoden« 
Iympbe, joweit ihr entbehrliher Vorrath reicht, an andere Aerzte unentgeltlich 
abzugeben. 

Die Regierung zu Düffelorf erließ in Folge des Impfgejeges am 7. No- 
vember 1875 ein Regulativ, in defien $. 8 beftimmt ift: 

Die Impfärzte erhalten den zur Einleitung der Impfung erforderlichen 
Impfftoff auf Verlangen unentgeltlih aus dem zu Köln errichteten ſtaat⸗ 
lien Impfinftitute, an befjen Dirigenten fie fi zu wenden haben; fie find 
verpflichtet, an andere Aerzte Schußpodenlymphe, joweit ihr Vorrath reicht, 
unentgeltlic abzugeben. 

Bei Beſchaffung des Impfftoffes zu den Weiterimpfungen barf nur reine 
Lymphe von völlig gefunden Kindern entnommen werden, und haben zu dem 
Zwede bie Eltern, Pflegeeltern oder Vormunder der in den öffentlichen Ter⸗ 
mineh anwejenden Impflinge die Entnahme von Impfftoff durch den Impf- 
arzt zu geflatten. 

Eine Polizeiverordnung derfelben Regierung vom 11. November 1875 ver: 
orbnete, daß Zumwiderhandlungen gegen die Beftimmungen der 88. 6, 8, 9, 10, 
16 des zur Ausführung bes Impfgefeges erlaffenen Kegulatives vom 7. No= 
vember 1875, jofern dafür im Impfgejege nicht befondere Strafbeftimmungen 
enthalten find, mit einer Geldſtrafe bis zu 30 Mark oder verhältnigmäßiger Haft 
beftraft werden jollen. 

Durch Erkenntniß des Kommiſſars des Kreisgerichtes zu Eſſen ift gegen die 
Angeſchuldigte, Ehefrau A. zu Sceberhof, thatſächlich feitgeftellt, daß fie am 
31. Mai 1876 zu Holfterhaufen bei der öffentlichen Impfung ſich geweigert hat, 
von ihrem Kinde duch den Impfarzt Lymphe entnehmen zu laflen, und if fie 
deshalb zu einer Geldfirafe von 5 Mark, eventuell zu 1 Tag Haft verurtheilt, 

Auf den von ihr eingelegten Rekurs hat das Appellationsgeriht zu Hamm 
am 10. Oktober 1876 die Befchuldigte freigejprodhen, indem es den $. 8, Abſ. 2 
der oben allegirten Verordnung für nicht rechtsgiltig erklärte, 

Die vom Oberftaatsanwalte, mit Genehmigung des Auftizminifters, erhobene. 
Nichtigkeitsbeſchwerde ift vom Ober-Tribunal zurüdgemwiefen. 

Gründe 

Der Rekursrichter hat zwar mit Unrecht angenommen, daß das Regulativ 
ber Regierung zu Düfjeldorf vom 7. November 1875, beziehungsweife die fi 
an dafjelbe anlehnende Polizeiverorpnung vom 11. beffelben Monats in der hier 
in Frage ſtehenden Beftimmung mit dem 8. 9 bes Impfgeſetzes vom 8, April 1874 
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in Widerſpruch getreten und beshalb nad) dem $. 15 des Geſetzes über die Po- 
ligeiverwaltung vom 11. März 1850 für ungiltig zu erachten fei. 

Bei der erft durch die Annahme eines Amendements im Plenum des Reichs⸗ 
tages in das Geſetz gelangten Beftimmung über bie Impfinftitute, $. 9 bes Ges 
ſetzes, ift nicht Davon ausgegangen, daß bie öffentlichen Impſſtellen fich lediglich 
der ihnen durch dieſe Inftitute gelieferten Lymphe zu bebienen hätten. Aller: 
dings follte, wie in ben Verhandlungen ausgeiprocdhen wurde, der $. 9 eine 
nothwendige Ergänzung bes Geſetzes infofern bilden, als bie Landesregierungen, 
wenn der Impfzwang eingeführt würde, aud verpflichtet werben follten, für 
guten, dem Zwecke entſprechenden und ber. Befunbheit nicht ſchädlichen Impf⸗ 
Hoff zu forgen (Stenogr. Berichte 1874, S. 103); das Borhandenfein guter und 
fiherer, unter öffentlicher Autorität erzeugter Lymphe wurde als ein unbebing- 
tes Korrelat des Impfzwange& bezeichnet und es mit Rüdfiht auf den Mangel 
an guter Lymphe, der vielfach ſelbſt in denjenigen Ländern heroortrete, wo ber 
Impfzwang bereit beftehe und gut georbnet fei, für eine Verpflichtung des 
Staates, der feinerfeits den Bürgern die Verpflichtung auferlege, fih impfen zu 
laffen, erklärt, die Möglichkeit zu gewähren, daß dies in volllommen ficherer 
und genügenber Weije geſchehe. (Stenogr. Berichte S. 250.) Bon keiner Seite 
wurde aber der Gedanke ausgeiprochen, baß, wie ber Rekursrichter annimmt, 
bie fämmtliche für das ganze Impfgeſchäft erforderliche Lymphe von dem Impf- 
inftitute geliefert werben müffe, und nur der von dieſem gelieferte ISmpfitoff 
ohne vorherige Uebertragung bei den Öffentlihen Impfungen verwendet werden 
bürfe. Im Gegentheile wurde es, ohne daß Wiberfprucd von irgend einer Seite 
erhoben wäre, nur als wejentlicher Vortheil der ISmpfinftitute betont, daß man 
eine angemeflene Quantität von fiherem, gutem, durchaus unverbädtigem Impf⸗ 
foffe erzeugen könne und bei der Weiterimpfung nicht ausfchließlih auf das Ab- 
impfen vom Arme angewiejen jei (daſelbſt S. 249.). Der Sinn und Zweck des 
8. 9 war ſonach nur ber, eine Barantie dafür zu ſchaffen, daß nicht die Impf- 
ärzte, welche aus ihrer Praris nicht über bie nöthige Lymphe in gehöriger guter 
Qualität verfügen Eönnen, zu Nothbehelfen jchreiten und fich einer Lymphe be= 
bienen, deren Güte nicht zweifellos iſt. Iedenfals ift eine Beſchränkung ber 
Impfärzte auf den Gebrauch ber von den Impfinftituten gelieferten Lymphe nicht 
in das Gejeß aufgenommen. Auch der Abf. 2 des $. 9, wonach die öffentlichen 
Impfärzte verpflichtet find, auf Verlangen Schußpodeniymphe, ſoweit ihr ent 
behrlidher Borrath reiht, an andere Aerzte unentgeltlich abzugeben, fteht diefer 
Gefeßesauslegung nicht entgegen; benn ein entbehrlicher Vorrath im Sinne dieſer 
Beſtimmung ift auch dann ſchon als vorhanden anzunehmen und tritt die Ver: 
pflihtung zur Abgabe von Lymphe dann ein, wenn ber Impfarzt während bes 
Impfgeſchäftes zu überfehen vermag, daß unter der ihm vom Geſetze geftatteten 
Zurhülfenahme guter Lymphe, welche er felbft von völlig gefunden Kindern ent: 
nehmen Tann, ein Theil der ihm vom Impfinftitute gelieferten Lyımphe von ihm 
werbe entbehrt werden können. 

Infofern das Regulativ der Regierung im $. 8 die Impfärzte ausdrücklich 
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ermädtigte, fih zu ihren Weiterimpfungen der unmittelbar durch fie von ges 
impften, völlig gefunden Kindern entnommenen Lymphe zu bedienen, trat bafjelbe 
fonad) mit dem Impfgejege keineswegs in Widerſpruch, ftand vielmehr völlig auf 
dem Boden befjelben. 

Anbererfeits hätte es aber, da bei Erlak des Impfgejeßes ſogar bie Noth: 
wendigkeit nicht verfannt werben konnte, daß bei der Durchführung des öffent: 
lihen Impfgeichäftes der geimpften, gefunden Kindern unmittelbar entnommene 
Impfftoff zum Weiterimpfen benußt werbe, gewiß fehr nahe gelegen, eine Be- 
ſtimmung in das Geſetz aufzunehmen, welde den Smpfärzten unter allen Ums 
ftänden auch die Möglichkeit fiherte, ſich folde Lymphe zum Weiterimpfen zu ' 
verihaffen. Das Impfgejek hatte ja Durch bie allgemeine Einführung des Impf- 
zwanges bereits tief in die Rechte der Eltern an ihren Kindern und in bie pers 
ſönliche Freiheit der Eltern jelbft eingegriffen. Hätte es die Nothwendigteit der 
von der Regierung zu Düffeldorf in dem $. 8 des Negulativs vom 7. November 
1875 ausgeiprochenen und mittelft ber Polizeiverordnung vom 11. November 1875 
zur Zwangspflicht erhobenen Verpflichtung ber Eltern ꝛc, bie Entnahme von 
Impfftoff von ihren im öffentlichen Termine anwejenden Impflingen zu geftatten, 
als vorhanden anerkannt, jo würbe nicht unterlafen fein, mit dem im Geſetze 
bereits gefchehenen Eingriffe in bie perjönliche Freiheit auch in demfelben Geſetze 
noch einen Schritt weiter zu gehen und eine ſolche Iwangspfliht durch eine nes 
jegliche Beftimmung zur Anerkennung zu bringen. Indem das Gejeß aber hier: 
von abfah‘, gab es deutlich zu erkennen, daß es das Bebürfniß einer derartigen 
Verpflichtung nicht anertenne, daß es vielmehr von bem im geeigneter Weife 
geltend zu machenden Einfluffe der Impfärzte und der in Ausſicht zu nehmenden 
Klärung ber Anfichten des Publitums rückſichtlich des Impfweſens erwarte, daß 
den Aerzten bas Material zum Weiterimpfen nicht, oder doch nicht in einem 
das Impfgeſchäft gefährdenden Umfange werde verfagt werden. Es lag mithin 
nicht im Willen und Geifte des Geſetzes, wenn ber Impfzwang durch die Hin⸗ 
zufügung ber durch die Poligeiverordnung geichaffenen neuen Zwangspflicht der 
Eltern x. eine weitere Schärfung erhielt, wenn zum Schutze einer allgemeinen 
gefeglihen Einrihtung, mit der man im Interefje des allgemeinen Wohles be- 
reits tief in Die perſönliche Freiheit der Einzelnen hatte eingreifen müflen, aber 
auch nicht weiter, als es für unerläßlic erachtet wurde, hatte eingreifen wollen, 
eine noch weitere perſönliche Zwangspflicht der Eltern 2c. begründet wurde, die 
den durch das Impfgeſetz bereits eingeführten Zwang noch ſchwerer empfinden 
ließ, als dies bei Erlaß des Geſetzes vorausgejegt wurde. Infofern fteht daher 
die fragliche Beftimmung ber Polizeiverordnung allerbings mit dem Geſetze nicht 
im Eintlange, welches, wie man annehmen muß, ‚mit vollem Bewußtjein und 
abfichtlich eine ſolche weitere Zwangspflicht nicht etablirt, auch nirgends ange: 
deutet hat, daß es insbefondere den Lokal- und Bezirkspolizeibehörden die Bes 
fugniß babe vorbehalten wollen, durch Beſtimmungen, wie die vorliegende, dem 
Impfzwange örtlich einen wejentli anderen Karakter beizulegen. 

(Entf. B. 79, ©. 428.) 
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114. 


Der ausländische Gewerbetreibende, welher im Anslande ſeine Hanptnieber- 
laſſung und im Inlande eine Zweigniederlafjung hat, fann ‚dad Waaren- 
zeichen für jene inländiihe Handelöniederlaffung bei demjenigen Gerichte, 
wo die lehtere eingetragen ift, in gültiger Weile zur ren in das 
Zeidhenregifter anmelden. 


Geſetz Über den Markenfhug vom 30. November 1874. 88. 1, 20 (Keichs⸗G.⸗Bl. S. 143.) 
(Ei. des Ober-Erib. in Berlin vom 1. März 1877.) 


Der Fabritant G. und ſechs Genofjen, ſämmtlich zu Magdeburg, des im 
8. 14 des Geſetzes über Markenſchutz vom 30. November 1874 vorgejehenen Vers 
gehens angeklagt, find durch das, das Urtel des Stadtgerichtes zu Magdeburg 
beftätigende Erkenntniß des Appellationsgerichtes bafelbft vom 1. September 1876 
freigefprodhen. 

Das DObertribunal bat das Appellationserfenntniß auf die Nichtigleits- 
beſchwerde der Staatsanwaltſchaft vernichtet und die Sache zur Entſcheidung an 
ein anderes Appellationsgericht zurückgewieſen. 


Gründe, 


Die Aktiengefelihaft zur Herftellung von Nähmaſchinen „The Howe 
Machine Company .Limited“ bat ihre Sauptnieberlaffung in London; Zweig⸗ 
nieberlaffungen befinden fih in Berlin, Pofen, Köln und Frankfurt a. M. 
Diefelbe meldete im April 1875 ihre Zweigniederlafjung in Berlin zum Gefell- 
ichaftsregifter des Stadtgerichts dafelbit an; der bezügliche Eintrag lautet in 
Kol. 3. „London mit Zweigniederlaſſungen in Berlin, Poſen, Köln, Frankfurt 
a. M.“ Hierauf erfolgte die Anmeldung der Marke zum Zeichenregifter des 
Stabtgerichtes; in ber hieran fih anfchließenden Bekanntmachung des Zentral- 
Hanbelsregifters heißt es wörtlih: „Als Kollektivmarke find eingetragen unter 
Nr. 15 zu der Firma The Howe 2c. — Hauptnieberlafjung in London, Zweig. 
nieberlafjung in Berlin — nad) Anmeldung vom 2. für Nähmafchinen die nach⸗ 
folgenden Zeichen 20.” Die Inftanzrichter nehmen an, daß die vorerwähnte 
Bekanntmachung den Vorſchriften des Gejehes vom 30. November 1874 nicht 
entſpreche, und haben deshalb die Angellagten von der aus dem $. 14 bes an- 
gezogenen Geieges erhobenen Anſchuldigung freigefprocden. 

Die dagegen eingelegte Nichtigkeitsbeſchwerde der Staatsanwaltſchaft hat für 
begründet erachtet werben müſſen. 

In dem vorliegenden Falle, wo eine auslänbiihe Gejellihaft im Auslande 
ihre Sauptniederlaffung, im Inlande dagegen Zweigniederlaffungen hat, tommen, 
infoweit die Legalität der Anmeldung zum Zeichenregifter, beziehungsweife der 


hiernach ergangenen Belanntmahung in Frage fteht, die Vorſchriften des $. 1. 


und nicht des $. 20 des Gejeges vom 30. November 1374 in Anwendung. Es 
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geht dies mit Beſtimmtheit nicht allein aus ben Motiven, jondern namentlich 
auch aus dem unzweideutigen Worten bes Geſetzes ſelbſt hervor. In ben Mo- 
tiven zum $. 20 (8.19 des Entwurfes) heißt es: „Es kommen bei der Regelung 
eines gegenfeitigen, internationalen Schutzes nfır diejenigen Waarenbezeichnungen 
noch in Betracht, welche einem außerhalb der deutichen Grenzen betriebenen, in 
Deutſchland durch eine Niederlaffung nicht repräfentirten Unternehmen gehören.” 
Diefen Motiven entiprehen die Worte bes Geſetzes. Für die in dem $. 8 ges 
gebene Berechtigung ftellt der $. 1 als alleiniges Requifit auf, daB bie Firma 
des anmeldenden Gewerbetreibenden in bem Sanbelsregifter angemelbet ift; biefer 
Paragraph bedingt alfo einerjeits, daß das Geſchäft im Inlande gelegen, und 
unterſcheidet andererfeits in feiner Weife, ob der Inhaber des Geſchäftes feiner 
Nationalität nach Ausländer oder Inländer iſt. Und ber zum Schuge ber aus 
länbifhen Marken, ſowie der Namen und Firmen auslänbifcher Produzenten 
und Händler beftimmte $. 20 begreift nach den Worten: „Auf Waarenzeichen 
von Gewerbetreibenden, welche im Inlande eine Handelsniederlaſſung nicht be⸗ 
fiten ꝛc.“ die beiden Fälle, wo der Ausländer im Inlande keine Nieberlafjung, 
und der Inländer nur im Auslande eine Niederlaffung hat, und fomit nicht 
einen Fall, wie den vorliegenden, wo bie in Frage ftehende ausländifche Altiens 
geſellſchaft im Inlande mehrere Zweigniederlafjungen hat. Es kommt daher ber 
8. 1 vorliegend in Anwendung, und rechtsirrthümlich ift es hiernach zunächſt, 
wenn bie Inftanzrichter den $. 20 für anwendbar erachten und demgemäß dahin 
konkludiren, daß die Aktiengeſellſchaft, um des Schutzes des Geſetzes vom 30. No: 
vember 1874 theilhaftig zu werben, den Vorfehriften der Nr. 1 und 2 des $. 20 
habe entfpredhen können und müfjen. 

Im Weiteren kann e8 nad Lage des Falles nur noch darauf ankommen, 
welche Bedeutung ber Beftimmung bes 8. 1, wonach die Anmeldung bei dem 
zuftändigen Gerichte am Drt ber Hauptnieberlaffung zu erfolgen hat, beizulegen 
ift. Legt man diefer Beitimmung eine abfolute, die Legalität der Anmeldung 
bebingende Bedeutung auch für den Fall bei, wo der ausländiſche Gewerbes 
treibende, neben feiner Hauptnieberlaffung im Auslande, im Inlande eine Zweig: 
niebderlafjung hat, fo ergeben ſich hieraus praktifche Konfequenzen, welhe mit 
dem Eundgegebenen Willen des Gefeßgebers unvereinbar find. Jene Beltinmung, 
in der hervorgehobenen zwingenden Bedeutung verftanden, führt dahin, daß bie 
Anmeldung ber Marke feitens des ausländiſchen Gewerbetreibenden für feine 
inländifche Zweigniederlaſſung in legaler Weiſe nicht gefchehen kann und folge 
weife das Waarenzeichen auch nicht geſchützt wird; und doch hat der Geſetzgeber 
in den vorftehend bezeichneten Paragraphen feinen Willen kundgegeben, daß aud) 

die Marke der inländiſchen Niederlafjung nach geſchehener Anmeldung den Schuk 
bes Geſetzes vom 30. November 1874 genießen fol. 

Ebenfowenig ift andererſeits die Unterftellung zuläflig, es defiderire der 
Geſetzgeber von dem ausländiſchen Gemwerbetreibenden, daß er, um der Vorfchrift 
des $. 1 entipredhen zu können, feine inländifche Zweigniederlaſſung in Wirk: 
lichfeit zu einer Hauptniederlaffung umgeftalte und als ſolche anmelde. Eine fo 
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weit gehende Anforderung, die darauf hinauslaufen würde, daß ber Gewerbe⸗ 
treibende feine inlänbifche Zweigniederlaffung in rechtlicher wie in thatſächlicher 
Beziehung von feiner ausländifchen Sauptnieberlaffung völlig Iostrenne und ihr 
eine von letzterer unabhängige felbftftändige Stellung gebe, würde den durch das 
Geſetz zugefiherten Schuß der Marke des ausländiichen Gewerbetreibenden Für 
feine inländifhe Sandelsniederlaffung, wenn aud nicht rechtlich, jo doch that: 
ſächlich illuſoriſch machen. 

Es rechtfertigt fich deshalb die Annahme, daß der auslaͤndiſche Gewerbe 
treibende in dem Falle, wo feine Hauptniederlaffung im Auslande liegt, er aber 
im Inlande eine ober mehrere Sweignieberlafjungen befigt, das Waarenzeichen 
für feine inländiſche Handelsniederlaſſung bei demjenigen Gerichte, wo dieſe 
Zweigniederlaſſung oder eine derjelben eingetragen ift, in legaler Weife zur Ein 
tragung in das Zeichenregifter anmelden fanı. (Entſch. B. 79, ©. 428.) 


115. 
Boarenzeihen. — Markeuſchutz. 
(Ext. des Ob.-Trib. in Berlin vom 20. April 1877.) 


Der Appelationsrihter hat zutreffend ausgeführt, daß das Waarenzeichen 
der Firma M. und €. ein verzierter Kreis mit dem näher befchriebenen Inhalte, 
— wie es bei dem Sandelsgerichte zu Leipzig eingetragen worden, $$. 1 und 2 
des Neichsgejeges vom 30. November 1874, — den Gegenftand des geſetzlichen 
Schutzzes bildet, und es erſcheint daher völlig willfürlih, wenn die N.-B. eins 
zelne Embleme befjelben, die verſchlungenen Hände und die Snitialen M und E 
als die eigentlide Schutzmarke bezeihnen, und weil diefelben auf dem 
von bem Angeklagten benutzten Wanrenzeichen fehlen, die Straſbeſtimmungen 
der 88. 14 und 17 bes bezogenen Gefeges bier ausgeichloffen wiſſen will. 1. 


116. 


Inwiefern it gegen den Beſitzer einer Schmiedewerkſtatt, aus welher Raud und 
Aſche dem Grunditüde des Nachbars zugeführt wird, Die Negatorienflage 
begründet? 

(Ext. des Ob.-Trib. in Berlin vom 8. Novbr. 1876.) 


Das Grundftüd des Nedhtsanwaltes D. zu Unna liegt neben dem der ver: 
wittweten Schmiedemeifter D. daſelbſt. Erfterer behauptete, daß der aus dem 
Schornſteine der Schmiede der legteren auffteigende Dualm und die damit aus⸗ 
getriebene Afche bei Weltwind und bei Windftille ſich mafjenhaft auf feine, hinter 
dem Wohnhauſe belegenen Bleichpläge lagerten und die bort ausgelegte Wäfche 
der Art befhmugten, daß fie faft jedesmal nodmals ausgewajhen werben 
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möüffe und dennoch oft Roftfleden behalte. Er erhob deshalb gegen die Wittwe D, 
Klage und verlangte, daß fie verurtheilt werde, Vorkehrungen zu treffen, bie 
das Uebertreten und den Niederfchlag bes Rauches auf feine Befigungen zu ver⸗ 
bindern geeignet fein. Die Verklagte beftritt die Behauptungen der Klage. 

Die Kreisgerichtsdeputation. zu Unna erhob Beweis und wies demnächſt den 
Kläger ab, weil nicht dargethan fei, daß gerade der aus dem Schornfteine ber 
Verklagten ausftrömende Rauch den behaupteten Niederfchlag auf das klägeriſche 
Grundſtück verurſacht habe. 

Kläger appellirte und erbot neuen Beweis. 

Das Appellationsgericht zu Hamm beſtätigte indeſen ohne Weiteres am 
9. Februar 1876 das erſte Urtel. 

Die dagegen eingelegte Nichtigkeitsbeſchwerde iſt vom Ober-Tribunal zurück⸗ 
gewieſen. 


Gründe 

Unangefohten geht der Appellationsrichter davon aus, daß bie angeftellte 
Klage ſich als eine Negatorienklage farakterifirt und erörtert demnächſt die einzel- 
nen Fälle, in denen eine ſolche zuläfiig fei oder nit. Er verfennt dabei nicht, 
daß fie gerade auf nachbarlichem Gebiete dem einen Grundſtücksbeſitzer gegen die 
Mebergriffe des anderen in jeiner Eigenthumsſphäre gegeben und daß dahin auch 
die Zuführung von Raud in den Luftraum oberhalb feines Fundus zu rechnen 
fei. Er Hält fie jedoch in diefem Falle, um überhaupt ein nachbarliches Zu⸗ 
jammenwohnen zu ermöglihen, nur dann für zuläffig, wenn es fih um eine 
chikanoſe Rauchzuleitung, um einen eigentlihen Mißbraudy des Eigenthumes im 
Sinne des $. 28, Tit. 8, Thl. I des A. L.-R. handele, oder wenn die Perjon, - 
welche den Rauch zuführt, e& damit auf den Erwerb einer desfallfigen Servitut 
gegen das fremde Grundftüd abgejehen habe und meint, daß „aljo“ die Klage 
eine beftimmte Vortihtung vorausfege, durch melde dieſem Grundftüde, reſp. 
feinen Teilen Raud zugeführt werde und zwar der Art, daß fie entweder an 
und für fih oder in Verbindung mit Naturkräften diefe Zuführung fortgeſetzt 
ermöglicye. Dieſe Annahme und Ausführung if, wie die Nichtigkeitsbeſchwerde, 
unter behaupteter Verlegung der $$. 1, 9, 25, 26-28, Tit. 8, Thl. I, des 8. 79 
Tit. 6, Thl. I und der 88. 181, 182, Tit. 7, Thl. I des A. &-R. zutreffend 
rügt, rechtsirrthümlih. Sie ift aus einem im 6. Bande ber von v. Gerber 
und Ihring herausgegebenen Jahrbücher enthaltenen Aufjage von Dr. Weren- 
berg über die Kollifion ber Rechte verjchiedener Grundeigenthümer entlehnt 
(vergl. dajelbft ©. 55), bat jedoch bereits im Wefentlihen in Glüd, ausführ 
liher Erläuterung ber Pandekten, Buch 39 und 40, Thl. II und zwar in ber 
dortigen Abhandlung des Dr. Burdhard, de damno infecto etc, (S. 194) 
eine jahgemäße und eingehende Widerlegung gefunden, die in ihrer Begründung 
mit ben wiederholt vom DOber-Tribunal ausgefprochenen Grundſätzen überein- 
ſtimmt. Entſcheidungen Bd. 23 ©. 253, Bd. 40 ©. 386; Striethorft Ardiv 
Bd. 5 ©. 282, Bd. 16 ©. 50, Bd. 32 ©. 90, Bd. 40 ©. 116, Bd. 44 ©. 57. 
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In dem Plenarbeichluffe vom 7. Juni 1852, der zwar nicht nad) ben an 
‚die Spite geftellten Rechtefägen, wohl aber in jeiner Motivirung aud die bier 
in Rede ftehenden Fragen betrifft, ift bereits ausführlich erörtert, wie weit in 
Kolifionsfällen ber Rechte angrenzender Grundſtücksbeſitzer die Befugniß des einen 
in der Ausnugung des pofitiven Elementes feines Eigenthumsrechtes durd) die 
aus dem negativen Elemente des Eigenthumes des anderen entipringende Be 
rehtigung Einſchränkungen zu erfahren habe. Der Grundfag des römiſchen 
Rechtes in I. 8, 8. 5 si servit. vind. (D. 8, 5) „in suo enim alicui hactenus 
facere licet, quatenus nihil in alienum immittat — posse igitur agere jus illi 
non esse id itä facere“ gilt nach den allegirten Beftimmungen ber 88. 1,9,2, 
26, Tit. 8, Thl. I des A. L.⸗R. auch im preußifhen Rechte und führt in feiner 
Konfequenz und Anwendung zu den Rechtsjägen: 

1. daß der Gebrauch des Eigenthumes Seitens des Einen nicht in den 
Nechtskreis des Gebrauches des Anderen hinübergreifen darf; 


daß jeder Eigenthümer, joweit er in der Benugung feines Eigenthumes 
nicht vechtagiltig beſchränkt ift, Smmiffionen des Nachbars, d. h. Hand- 
lungen, die, auf bem nachbarlichen Grundftüde ihren Ausgang nehmend, 
fih in ihren Folgen auf fein Gebiet hineinerftreden und auf baffelbe, 
unter Ueberſchreitung ber Grenze, fefte, flüffige oder Luftförmige Sub- 
“ tanzen einführen, klagend abwehren und zurüdweifen darf, (vergl. 
Glüd a. a. O ©, 199); 


3. daß entſprechend dieſem Rechte auf Wahrung der Integrität bes Eigens 
thumes in vollem Umfange der Umftand, ob die Immiffion Seitens bes 
Nachbars abfihtlih oder nur in unmittelbar nothwendiger ober in 
mittelbarer, bei gewöhnlicher menſchlicher Einfiht vorauszufehender 
Folge jeiner Thätigkeit (4. B. durch Vermittelung vom menſchlichen 
Willen unabhängiger Naturkräfte) gefchieht, einflußlos iſt, daß vielmehr 
nur bie objektive Natur des Eingriffes entſcheidet und daher bie Ne 
gatorienklage ſchon in dem Falle begründet iſt, wenn die Immiffion 
an fi auf eine freie Handlung des Nachbar zurüczuführen ift und 
das Eigenthumsgebiet des Anderen verlegt. 

Danach find die vom Appellationsrichter für die Beſchränkung der Negatorien- 
Mage in abstracto aufgeftellten Grundſätze verfehlt. Denn die Immilfton von 
Rauch bietet an ſich in rechtlicher Hinficht nichts Abweichendes bar, was von den 
allgemeinen Regeln über die Vorausfegungen dieſer Klage eine Ausnahme be 
gründen könnte. Die Gefege geben dafür keinen Anhalt und namentlich muß 
die dafür angezogene Beftimmung des 8. 28, Tit. 8, Thl. I des A. CR. in bie 
fer Beziehung ganz außer Betracht bleiben, weil fie, wie bereits in dem erwähns 
ten Plenarbeſchluſſe herugrgehoben ift, nur einen fingulären Fall im Auge hat 
und mit den vorangegangenen Vorſchriften der $$. 25 und 26 in keiner ber 
artigen Verbindung fteht, daß dieſe in ihrer Dispofition durch fie als generell 
abgeändert oder eingeſchränkt anzujehen wären: 


» 
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Der Appellationsrichter ift offenbar durch das Beftreben verleitet worden, 
in Rüdfiht auf die Schwierigkeiten, die fi bei einer rüdfichtelofen Beltend- 
machung des ftarren Eigenthumsbegriffes, namentlich bei mittelbaren Smmiffionen 
dem ungeftörten Gebrauche des Eigenthumes unter Nachbaren entgegenitellen 
würden, eine allgemeine Richtſchnur feftzuftellen, deren Hanbhabe im Interefie 
des praktiſchen Lebens gegen die ſtrenge Durchführung obiger Rechtsſätze Schuß 
gemähre. Dies ift in der geſchehenen Art durch Modifitation der legteren felbit 
nicht ſtatthaft, der Schuß vielmehr nur durch die thatjächliche Beurtheilung des _ 
einzelnen Falles erreichbar und zwar aus dem vom Appellationgrichter jelbft ge- 
gebenen @efichtspuntte, daß in jedem Falle die Natur, die Intenfität oder der 
Umfang des Eingriffes unterſucht werde. Denn fo viel if in der Wiffenfchaft 
unftreitig, daß der Eigenthümer eines Grundftüdes aus billiger Rüdficht und 
zu Herbeiführung eines nachbarlich friedlichen Verhältnifies bie von dem Nach⸗ 
bargrundftücde ausgehenden indirekten Immiffionen in einem gewiflen Umfange ‘ 
dulden muß, wenn fie nicht aus einer außergewöhnlichen Benugungsart des 
Grundſtũckes hervorgehen und das gewöhnliche Maß des Erträglichen nicht übers 
Ihreiten,. (Bergl. 1. 8. 8. 6. D. [5. 8.] licere fumum non gravem in suo 
facere.) In dieſem Falle liegt ein Verſtoß gegen den $. 26 a. a. O. nicht vor. 
Der Appellationsrichter hat denn auch nad) diefer Richtung ſich der Beurtheis 
lung nicht entzogen. Freilich iſt das Reſultat derfelben, ſoweit es fi auf uns 
richtige Prämiſſen ftügt, nicht ftihhaltig und fo namentlich auch ber an bie 
irrige Anficht, daß die Negatorienklage zu ihrer Begründung eine beflimmte 
Vorrichtung vorausfege, gefnüpfte Folgeſatz nicht haltbar, daß dieſe Voraus: 
fetung bier um deshalb nicht zutreffe, weil es fih nur um einen aus der Eſſe 
der Verklagten auffteigenden, nur zeitweile auf das klägeriſche Grundftüd fich 
verbreitenden Rauch, „alfo“ nur um eine Beläftigung und Unbequemlichkeit 
handele, die ſich als die natürliche und nicht zu vermeidende Folge des nachbar⸗ 
lichen Zuſammenwohnens darſtelle. Der Appellationsrichter ſagt jedoch weiter: 

es handelt ſich auch nicht um Beläſtigungen ganz erheblicher und regel⸗ 
mäßig wiederkehrender Art, ſondern nur um ſolche, welche nur unter ganz 
beftimmten, von dem Willen des Verklagten unabhängigen Vorausjegungen 
— nämlid) Weftwind oder Windftille — eintreten und wie fie im gewöhn⸗ 
lihen Leben nothwenbig und übli find. Gegen ſolche Unbequemlichleiten 
muß fich jeder felbft hüten, er Tann nicht von dem Nachbar Vorkehrun⸗ 
gen verlangen, durch welche ſolche Unbequemlichkeiten überhaupt vermieden 
werben. 

Diefe Erwägungen beziehen ſich lediglich) auf den Umfang der Immiſſion 
und fiehen in keinem erkennbaren Zufammenhange mit der gerügten irrigen 
Rechtsanſchauung bes Appellstionsrichters. Sie find vielmehr für ſich beftehend, 
aus dem Kreife und den Erfahrungen des täglichen Lebens entnommen, thats 
ſachlicher Natur und deshalb überhaupt der Nichtigkeitsbeſchwerde unzugänglich. 
Rad ihnen liegt aber nad) Mafgabe bes $. 26 a. a. D. eine Kränkung ber 
Nägerifhen Rechte oder eine Ueberſchreitung der für den Gebrauch bes Eigene 
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thumes geſetzlich vorgeichriebenen Schranken nicht vor. Und dieſer Grund hält 
die angefochtene Entfcheidung. 

Die gerügte Verlegung bes $. 28, Zit. 13, Thl. J. der A. G.O. kann 
danach auf ſich beruhen, da fie nur gegen die Annahme des Appellationsrichters, 
daß der fraglihe Uebelftand ſich „als eine nicht zu vermeidende Folge des nad) 
barlihen Zufammenmwohnens barftelle,“ geltend gemacht ift, der bezüglide Sag 
aber nach Obigem für die Zurückweiſung des Nechtsmittels nicht in's Gewicht 
fällt. Entſch. B. 79, ©. 1.) 


117. 


Ortspolizeibehörde. — Hannover. — Schonzeit. 
Geſ. v. 26. Fehr. 1870 88. 3. 75 Hamov. Jagd⸗Ordn. $. 27; Hannov. Landgemeinde 
Drbn. v. 28. April 1859 $ 27. 
(Ext. des Ober-Trib. in Berlin v. 7. März 1877.) 


B. ift wegen Vermittelung ber Verkaufs eines während der Schonzeit ges 
ſchoſſenen Hirſches angeihulbigt, aber von dem Ber.:Ger. freigeſprochen, weil er 
fi durch ein Atteft des betreffenden Ortsvorſtandes in Gemäßheit bes $ 7 des 
Gef. v. 26. Febr. 1870 über feine Befugniß zum Verkauf legitimirt habe. Die 
RB. der Staatsanwaltſchaft rügte Geſetzesverletzung, indem dieſes Gefeß unter ber 
DOrtspolizeibehörbe nicht den Ortsvorſteher, jondern das Kgl. Amt verſtehe. Das 
Ob.⸗Tr erachtet die R.«B. für begründet. 


Gründe: 


Der $ 7 Abf. 2 des Geſ. vom 26. Febr. 1870 über die Schonzeiten bes 
Wildes verlangt in den Fällen, wo nad) Maßgabe des $ 3 dafelbft Wild während 
der Schonzeit erlegt if, daß der Verkäufer oder derjenige, welcher den Verkauf 
vermittelt, ſich durch ein Atteft der betreffenden Ortspolizeibehörbe über feine Bes 
fugniß zum Verkaufe Iegitimirt. Welches die betreffende Ortsbehörde in fachlicher 
Richtung fei, wird im Befege nicht ausbrüdlich beftimmt und unterliegt den alls 
gemeinen Auslegungsregeln, wobei zunächft der geſetzliche Sprachgebraudy in Bes 
tracht kommt. Die Ortspolizei bildet den Gegenſatz zur „allgemeinen Landes» 
polizei;” während legtere die Sicherheit und das Gemeinwohl des Staates und 
aller Staatsbürger oder ganzer Landestheile bezwedit, umfaßt erftere ale Gegen- 
ſtand ihrer Thätigkeit nur bie beireffenden Intereſſen ber einzelnen zu einem 
Verwaltungsganzen nieberer Ordnung zufammengefaßten Bezirke, feien dieſes bie 
Bezirke einzelner oder mehrerer Gemeinden als felbfiftändiger Körper der Staats» 
verwaltung. Nur diejenige Behörbe daher ober derjenige Beamte, welcher bie 
Summe aller Befugnifie der Polizeigewalt und zwar ber vollziehenden ſowohl, 
als ber gefeggebenben, foweit Letztere, wie dieſes durch das Beje über die Pos 
lizei⸗Verwaltung vom 11. März 1850 für Die alten und durch die Kgl. Verordn. v. 
20. Septbr. 1867 (G.S. ©. 1529) für die neuen Landestheile geſchehen, den 
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unteren Organen ber Polizeiverwaltung überhaupt übertragen if, für den be= 
treffenden Bezirk in fich vereinigt, bildet für diefen Bezirk die Ortspolizei zum 
Unterſchiede von der Landespolizei- Behörde. Vgl. Rönne, Pr. Staatsredht Bd. I. 
Abth. 2 S. 280 und die dafelbft Anmerkung 3 citirten Geſetze und Erlaſſe. 
Dabei geftattet jedoch die Königl. Verordn. vom 20. Septbr. 1867, welde in $.1 
Abi. 1 die Örtliche Polizeiverwaltung ben durch bie beftehenbe Geſetzgebung dazu 
beftimmten und berufenen- Behörden umd Beamten mit der Maßgabe überläßt, 
daß fie ſolche künftig im Namen bes Königs führen follen, in dem $. 2 dafelbft 
die Ausnahme, baß in Gemeinden, wo bie örtliche Polizeiverwaltung durch eine 
Staatsbehörde oder einen befonderen Staatsbeamten geführt wird, einzelne 
Zweige berjelben den Gemeinden zur eigenen Verwaltung. übermiejen werben 
tönnen, und ‚daß für die jo überwiefenen Zweige die Gemeinbebehörbe. oder der 
Gemeindebeamte, welchem die betreffenden Gejchäfte übertragen find, bie Stellung 
der Drtspolizeibehörde einnehme. Es wird alſo im vorliegenden Falle zu unters 
ſuchen fein, ob, mie der zweite Richter annimmt, an die Landgemeinden ber 
Provinz Hannover eine allgemeine Ueberweiſung ber Ortspolizei, oder wenigſtens 
die Mebertragung desjenigen Zweiges derſelben ftattgefunden bat, in welchen bie 
Erwirkung des nad $. 7 Abf. 2 des Gef. v. 26. Febr. 1870 verlangten Atteftes 
einſchlägt. Beides muß verneint werden. Die 88. 19 und 20 des Hannover'ſchen 
Geſetzes über verfchiedene Anordnungen des Landesverfafjungs-Gejetes vom 
5. Septbr..1848 (Hannov. G.S. ©. 266) ordnen die Anſprüche der Gemeinden 
auf die örtliche Polizeiverwaltung in dem hervorgehobenen Sinne. Hiernach foll 
in den Stäbten und denjenigen Flecken, welche den Städten gleichftehen, die ge» 
ſammte Polizeiverwaltung den Magiftraten zuftehen, den Landgemeinden aber 
nur eine Teilnahme an der Handhabung der Polizei eingeräumt werden, welche 
fih nad) SS. 69 und 70 des Geſetzes Über die Landgemeinden v. 28. April 
1859 (Hannov. 8,6. ©. 405) auf eine Theilnahme an der Orts: und Feldmark⸗ 
SBolizei des Gemeindebezirks unter Auffiht der Verwaltungsbehörden befchränft. 
Die örtliche Polizeiverwaltung als Ganzes aber fteht nach $. 10 der revibirten 
Amts: Ordnung v. 10. Mai 1859 den Aemtern zu und, wie das „namentlich in 
folgenden Bmweigen“ dafelbft andentet, hat die Anführung der hauptſächlichſten 
Zweige des Polizeiweſens in den 88. 10 bis 17 dafelbft nur Die Bedeutung einer 
näheren Erläuterung und Eremplifizirung. Der $. 5 der Kgl. Verorbn. v. 20. Sptb. 
1867 ertennt dieſes auf das Beftimmtefte an, indem er den Amtshauptmann als 
Träger der örtlichen Polizeigewalt ausdrüdlich bezeichnet. Die Ausdrüde „Orts⸗ 
polizei” in 8.69 des erwähnten Hann. Geſetzes und in $. 7 bes in Frage ftehen- 
den Preußiichen Gejehes find dem damit zu verbindenden Begriffe nach jo wenig 
identiſch, daß, umfaßte die Drtspolizeigewalt der Gemeinden die gefammten poli- 
zeilihen Machtvollfommenheiten, welche in der Gemeinde und für biejelbe aus- 
zuüben wären, für die polizeiliche Thätigleit des Amtes, deſſen Bezirk fih aus 
diefen Gemeinden zufammenfegt, außer der Aufſicht, fein Raum mehr bleiben 
würde. Die ortspolizeilihen Rechte der Landgemeindebehörden beziehen fich viel- 
mehr, abgefehen von ihrer Stellung als ausführende Organe der eigentlichen 
Hartmann, Zeitſchrift. III. Bd, 5. Heft, 84 
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Landes⸗ und OrtspoligeisBehörbe, zunächft nur auf die fpeziellen örtlichen Inter: 
eſſen, welche neben ben Intereflen des ganzen Landes oder Polizeibezirke, vom 
Standpunkte des Bebürfnifjes für bie einzelne Gemeinde ſich ergeben und in 
Konſequenz damit wurde in $. 71 des Geſ. v. 28. April 1859 ben Gemeinden 
bie Erlaffung von Flurorbnungen und ſonſt etwa nöthigen Strafbeftimmungen 
bis zu 1 Thlr. gegen gemeinfhäblice Sanblungen und Unterlafjungen nur ein: 
geräumt, foweit nicht ein Geſetz bereits eine Strafe anbroht, oder bie dort ange 
drohte Strafe einen Thaler nicht erreit. Der gegenwärtige Fall dagegen Liegt 
außerhalb der auf diefe Weife gezogenen Grenzen; das Strafgebot des $. 7 des 
Bel. v. 26. Febr. 1870 betrifft die IJagbpolizei im Allgemeinen und nicht die 
Drts- oder Feldmarb Polizei der einzelnen Gemeinde und würde ſich beshalb 
unter $. 69 des Sannov. Gef] v. 28. April 1859 aud dann nicht fubjumiren 
laffen, wenn in $. 11 der AmtssOrbnung v. 10. Mat 1859 die Sagbpoligei nicht 
ausbrüdlich den Aemtern zugewiefen wäre. 1. 
(Oppenhoff Rechtſpr. Bb. 18 ©. 183.) 


118. 
Fleiſchbeſchauer. — Oeffentliches Ant. 
(Et. dee Ob.-Zrib. in Berlin vom 6. Febr. 1877.) 


Die Verordnungen der Königlichen Regierung zu M. find im Intereſſe der 
Geſundheits⸗Polizei, aljo zu einem Zwecke, welden ber Staat, weil innerhalb 
feiner Aufgabe liegend, pflegt und fördert, erlafien; die Fleiſchbeſchauer werden 
von den reip. Polizeibehörbrn, als Organen der Regierung, nad) gefchehener 
Prüfung beftellt, — konzeſſionirt, — fowie amtlich verpflichtet, und ihre Attefte 
haben amtlihen Blauben. Die Verordnung vom 12. Dezember 1865 bejeichnet 
denn auch die von denfelben vorgenommene Unterfuchung als amtliche Fleiſch⸗ 
ſchau, ihre Funktion überhaupt als Amt. Nach alle diefem find daher bie 
Fleiſchbeſchauer, als Beamte eines, wenngleid untergeordneten Zweiges der 
ſtaatlichen Gefundheits-Polizei anzufehen. Steht fomit feft, daß die Funktion 
berjelben, wie fie Durch die Regierungs-Verorbnungen kreirt worden, ein öffent: 
liches Amt im Sinne des $. 132 cit. barftellt, fo ift deren unbefugte Ausübung 
aus der genannten Geſetzesvorſchrift zu ahnden, nicht aber als Ba 
Gewerbebetrieb zu beftrafen. 


119. 
Schanfwirthihaft..— Konfumverein. — Ausſchank an Mitglieder. — Bejondere 
Umstände. 
(rt. des Ober-Trib. in Berlin vom 15. März 1877.) 
Das ObersTribunal hatte in dem früheren Erkenntniffe vom 16. Mai 1876*) 
ausgeführt, dab das Geſchäft eines Konſumvereins, welches ſich darauf befchränte, 


*) Abgedr. 8. 3 ©. 56. 
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dark den Ankauf von Lebensbebürfnifien im Großen und deren Weiterverfauf 
an die einzelnen Mitglieder im Kleinen biefen die Möglichkeit zu ges 
währen, biefelben zu geringeren Preifen zu erlangen, als fie von den Zwiſchen⸗ 


aoben etwas zu erfparen, noch ein auf Gewinn beradpneter Gewerbebetrieb 
kind zu einem ſolchen auch dadurch noch nicht werde, daß ſich beim Kaſſen⸗ 
\ fäluffe ein Weberfchuß ergebe, der unter die Mitglieder in Form einer Divis 
vende vertheilt werde, weil damit im Ganzen genommen ben Mitgliedern 
am wiedergegeben werde, was fie früher jelbft gezahlt hatten, daß bagegen, 
wenn dergleichen Verkäufe an Fremde, und zwar zu Preifen ftattfänden, bie 
nad Dedung bes Einkaufspreifes und ber Verwaltungs: und anderer Koften 
10%) einen den DBereinsmitgliedern zu Gute kommenden Weberfhuß gewährten, 
Kerin allerdings ein Handelsgeſchäft, folglich ein Gewerbebetrieb gefunden 
werden fönne. Damit war weder ala Grundſatz Hingeftelt, noch hatte es als 
fin ſolcher hingeftellt werden follen, daß ein auf bie Mitglieder des Vereins 
klßränkter Verkauf ber im Großen angelauften Lebensmittel unter feinen 
Infänden die Natur eines Gewerbebetriebes annehmen könne, vielmehr nur 
ausgebrüdt worden, daß dieſes von vornherein nicht zu vermuthen fei und daß 
#4 deshalb des Nachweifes befonderer Umftände bedürfe, die geeignet jeien, eine 
flde Annahme zu rechtfertigen. Dergleihen Umftände, die früher nicht vor- 
Im, find gegenwärtig vom Appellations:Richter beigebracht worden. Derjelbe 
führt aug, daß nad) $. 1 ber jeßt vorgelegten Statuten des Vereins (deren Ins 
halt bei der früheren Entſcheidung nicht bekannt war) der Zweck defjelben darin 
ifehe, feinen Mitgliedern für den Bedarf ihrer Haushaltungen möglichſt 
gute und billige Lebensmittel zu liefern, daß wenn auch Branntwein ale zu den 
!bensmitteln gehörig betrachtet werde, doch durch den Verkauf von Branntwein 
zum Genuſſe auf der Stelle (außerhalb des Haufes) der im $. 1 ber Statuten 
usgefprochene Zwed des Vereins, den Haushalt zu erleichtern, nicht nur 
“dt erfült, fondern vielmehr in fein Gegentheil verkehrt und bas Wohl der 
kiheiligten Familien dadurch geſchädigt werde; überdem auch zwei im Zahre 1874 
fir 8 Thlr. 7 Sgr. 6 Pf. und 26 Thlr. angelaufte Quantitäten Branntwein 
ki. für 10 Thlr. 7 Sgr. 6 Bf. und 28 Thlr. 15 Sgr. verkauft feien; endlich 
dh im Dezember 1874 ber Gefchäftsbetrieb des Vereins einen Ueberſchuß von 
8 Thlr. 27 Sgr. 9 Pf. gewährt habe, woraus hervorgehe, daß ber Verkauf bes 
ranntweins unter Erzielung eines Gewinnes für den Verein, bezw. deſſen 
Füglieder erfolgt fei. Wären es hiernach wirklich nur Mitglieder geweien, bie 
ken im Großen angefauften Branntwein ganz ober theilweile im Wege des Aus⸗ 
Wents und unter Umftänden verzehrt hätten, die außerhalb der Zwecke 
% Vereins lägen, jo würbe der Appellations: Richter ohne Rechtairrthum und 
e mit der früher ausgeſprochenen Anſicht des Ober-Tribunals in Widerfprud 
treten, Schon deshalb haben annehmen können, daß der Angeklagte, wenn 
ih nur als Stellvertreter des Vereins, ein Schantgewerbe mit Brannt- 
tin beirieben habe, zu dem es nad) 8. 33 der Gewerbeordnung einer polizei- 
5 34* 



















finblern geftellt zu werben pflegten, injofern aljo an ihren gewöhnliden Aus: - 
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lichen Erlaubniß beburft hätte. Der Appellations Richter führt indeſſen noch 
weiter aus und ftellt reſp. feft, daß biejenigen Perfonen, an welche der Ange 
klagte an den oben angegebenen Tagen Branntwein ausgefhänkt, in der That 
gar nicht als Mitglieder, fondern als Fremde anzufehen gewefen feien. 
Denn biejelben feien zwar mit Ausnahme eines einzigen in dem betreffenden 
Verzeichniffe als Mitglieder aufgeführt, es fei aber aus allen vorgelegten Ver⸗ 
einsbüchern konftatirt worden, daß fie die in den 88. 4, Gc. der Statuten vors 
gefchriebenen Bedingungen, zu denen auch gehöre, daß fie das Statut unter- 
ſchreiben müßten, nicht erfüllt hätten. Der hieraus vom Appellations- Richter 
gezogene Schluß, daß fie in Wirklicfeit nicht als Mitglieder, fondern als 
Fremde anzufehen feien, ift demnach ein thatſächlicher und kann deshalb mit 
ber Nichtigkeitsbefchwerde überhaupt nicht, folglich auch nicht durch die in ber 
jegigen Beſchwerdeſchrift aufgeftelte neue thatjächlihe Behauptung angefochten 
werben, daß jene Perfonen durch den Verwaltungsrath als Mitglieder aufges 
nommen jeien und das Statut unterfchrieben hätten. ! 1. 
(Abgedr. Oppenhoff Rechtsſpr. B. 18, ©. 217. 


120. 


Die Anflöfung einer Verſammlung zur Grörterung öffentliher Angelegenheiten 
wegen Führung der Verhandlungen in eine? anderen, als der Deutſchen 
Spradhe, ift unftatthaft. 

Die Beſtimmung, wonad) bei den Bezirföverwaltungägerichten dem Bericht⸗ 

/ erſtatter in allen Fällen Stimmrecht zuftcht, ift "nicht anf das zum Kor⸗ 
referenten beftellte Mitglied auszudehnen. 
(Erf. des Oberverw.-Gericht8 in Berlin vom 26. September 1876.) 

Bevor auf die gegen das Erkenntniß des Vorderrichters in der Hauptfache 
erhobenen Veſchwerden eingegangen werben Tann, ift zunächſt zu konſtatiren, daß 
der Reviſionskläger die Bufammenfegung bes Bezirfsverwaltungsgerichtes zur 
Entſcheidung dieſer Streitſache in folgender Beziehung mit Recht angreift: Der 
$. 13 bes Geſetzes vom 3. Juli 1875 (G.S. ©. 375) bezeichnet für den Fall, 
daß vier Mitglieder eines Bezivtsverwaltungsgerichtes anweſend find, als bie 
Regel, daß das dem Lebensalter nach jüngfte Mitglied an der Abftimmung nicht 
Theil nimmt, und macht hiervon nur zu Gunſten des Berichterftatters, welchem 
in allen Fällen ein Stimmrecht eingeräumt wird, eine Ausnahme. Diefe ift 
nicht, wie es im vorliegenden Falle geſchehen, auf etwa zu Korreferenten beftellte 
Mitglieder auszudehnen. Es widerſpricht dies nicht nur dem Wortfinne des im 
Geſetze gebraudten Ausdrucks „Berichterftatter‘, jondern auch, da anderenfalls 
bie Zufammenfjegung bes Berichtes für jeden Fal in das freie Ermeffen des die 
Geſchäfte leitenden Vorfigenden gelegt würde, der in jener Beſtimmung ausges 
ſprochenen Abficht des Geſetzgebers, wonach das objektive Moment bes Lebenss 
alters der Mitglieder hierfür beftimmend jein fol. 
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Erſcheint hiernach die Reviſionsbeſchwerde in diefer Beziehung als begründet, 
fo mußte doch in der Sache felbft der VBeurtheilung bes in der Klage erhobe- 
nen Anſpruchs durch den Vorberrichter beigepflichtet werden, und es war daher 
die in zweiter Inftanz ergangene Entſcheidung ihrem materiellen Inhalte nad 
aufrecht zu erhalten. 

Da die hier in Betreff ihrer Zuläffigteit beftrittene Auflöfung einer Ver⸗ 
ſammlung nicht auf die Beſtimmung des $. 5 der Verordnung vom 11. März 1850 
geftüßt worden ift, jo entfteht für die Entſcheidung der Sache die Vorfrage, ob 
überhaupt die Auflöfung einer Verſammlung durch den fie überwachenden 
Beamten in anderen, als in den in jenem Gejeß ausdrücklich bezeichneten Fällen 
zuläſſig if. Diefelbe ift von den Vorderrichtern übereinftimmenb bejaht worden, 
und zwar mit Recht. Denn es kann feinen Zweifel unterliegen und ift auch 
bei der Berathung des Artikel 29 der Verfafjungsurfunde in ber damaligen 
zweiten Kammer ausdrüdlid zur Anerkennung gekommen, daß den Verſamm⸗ 
lungen gegenüber die allgemeinen Geſetze, insbefondere das Strafgefeb, in Kraft 
bleiben und es können ſich namentlich die einzelnen Individuen durch den Ge⸗ 
brauch des Verfammlungsrechts nicht den gegen fie nad) jenen Gefegen an ſich 
zuläffigen polizeilichen Maßnahmen entziehen. (Bericht der Kommiffion ber 
II. Kammer und Xerhandlungen ber leßteren über Artitel 29 in der Sigung 
am 12. Oftober 1849, ftenographifche Berichte Bd. III, ©. 631 ff.) 

In dem vorliegenden Falle ift eine Verſammlung um beswillen aufgelöft 
worden, weil in berfelben nicht in Deutſcher Sprache verhandelt wurbe. 

An fih iſt der Gebrauch einer anderen als der Deutſchen Sprache bei 
öffentlichen Gelegenheiten durch feine allgemeine gejegliche Norm beſchränkt. 

Ob berfelbe gleihwohl in einer Verſammlung, in welder öffentliche Ange- 
legenheiten berathen werden, unzuläffig ift, bezw. zur Auflöfung derſelben be« 
rechtigt, ift daher Lediglich nad) den auf das Verfammlungsrecht bezüglichen ges 
ſetzlichen Vorſchriften zu beurtheilen. Diefelben find in den Artiteln 29 und 30 
der Verfafjungsurfunde und in jener Verordnung vom 11. März 1850 enthalten, 

Die Verfaſſungsurkunde erklärt es als ein Net ber Preußiſchen Staats 
angehörigen, fid) ohne obrigkeitliche Grlaubniß friedlih und ohne Waffen in ge- 
ſchloſſenen Räumen zu verfammeln (Art. 29) und ordnet an, daß die Ausübung 
bes jo gewährleifteten Rechtes insbeſondere zur Aufrechterhaltung der öffentlichen 
Sicherheit durch Geſetz zu regeln ſei (Art. 30). Lebteres ift durch die Verord⸗ 
nung vom 11. März 1850 in umfafjender Weiſe erfolgt. Diefelbe verleiht ber 
Polizei das Recht der Kenntnißnahme von folhen Verſammlungen, indem fie 
zunädjft die Unternehmer verpflichtet, von denfelben unter Angabe des Ortes und 
der Zeit Anzeige zu machen, und außerdem die Ortspolizeibehörde für befugt 
erHlärt, in jede foldhe Verfammlung einen oder zwei ‘Polizeibeamte ober eine oder 
zwei andere Perfonen als Abgeordnete zur Ueberwachung zu entjenden, (88. 1 
und 4). Diefen Abgeordneten erkennt fie ferner das Recht zu, in drei befonders 
"bezeichneten Fällen gegen jede Berfammlung durch Auflöfung einzuſchreiten (8. 5), 


506 Entfoheidungen und Erlaſſe von Gerichten und anderen Vehörden. 


und fihert duch weitere Beftimmungen bie Wirkfamteit diefer Maßnahmen 
(88. 6 und 15). 

Wenngleih nun das Gejeg unter denjenigen Fällen, in denen ber Ab- 
geordnete der Polizeibehörde zur Auflöfung einer Verfammlung ſchreiten darf, 
den Fall nicht aufführt, wo eine Verfammlung in einer dem Abgeordneten nicht 
geläufigen Sprache verhandelt, fo folgert gleihwohl der Kreisausfhuß und mit 
demfelben die Revifionsbefchwerde das Recht hierzu aus der der Poligeibehörde 
eingeräumten Auffichtsbefugniß. Hierbei will es bie Revifionsbefchwerde für den 
vorliegenden Fall dahingeftellt fein lafien, ob der Abgeordnete der Behörde ben 
Gebrauch der Deutfhen Sprache felbft dann hätte fordern können, wenn er der 
Polniſchen Sprache mächtig geweſen wäre, Der Kreisausſchuß bejahte Dies for 
wohl in dem erlafjenen Vorbeſcheide, als au in den Gründen des demnächſt 
gefälten Enburtheils, in diefen mit den Worten: „die Geſchäftsſprache der Be⸗ 
hörden ift auch für Weftpreußen die Deutſche, und nur diefe Sprache muß ber 
Beamte kennen, und im Gejchäftsverkehr zur Anwendung bringen.” Hiergegen 
bat der Kläger beftritten, daß zur Zeit jener Verfammlung die Deutſche Sprache 
als bie Beichäftsfprache der Behörden gefeglich anerkannt ſei, und für die Staats- 
angehörigen Polniſcher Zunge in Weftpreußen ein Recht auf den Gebrauch ber 
Polniſchen Sprade im amtlichen Verkehr in Anſpruch genommen. 

Es erſcheint indefjen entbehrlich, auf dDiefe Annahme bes Klägers näher ein- 
zugehen und deren Irrthümlichteit darzuthun, da die Frage nad) der Geſchäfts⸗ 
ſprache der Behörden für die Entſcheidung des vorliegenden Falles bedeu⸗ 
tungslos iſt. 

Die Geſchäftsſprache der Behörden regelt deren amtlichen Verkehr mit dem 
Publikum; in dieſem haben die Behörden ein Recht darauf, daß ihnen in jener 
Sprache, welche regelmäßig die Deutſche iſt, begegnet werde, und dies gilt ins⸗ 
beſondere auch für.die der Ortspolizeibehörde durch die Verordnung vom 11. März 
zugewieſene Thätigkeit, ſoweit ſie in derſelben in einen amtlichen Verkehr mit 
Dritten treten. Geſchluß des Ober-Tribunals vom 9. Februar 1876, 33 B. 
1. Cr., in Oppenhoff's Redtiprehung des Königl. Ober-Tribunals in Straffadhen, 
8b. 17, ©. 103.) — Demgemäß wird der Leiter einer Berfammlung namentlich 
die Anmeldung berjelben, ſowie die von ihm geforderte Auskunft über die Perſon 
ber Redner unter Beachtung der für ben Gefchäftsvertehr mit Behörden geltenden 
Normen zu bewirken bezw. zu ertheilen und der Abgeordnete der Polizeibehörbe, 
welder an eine Berfammlung die Aufforderung zur Entfernung von Waffen 
oder zur Auflöfung richtet, in gleicher Weife zu verfahren haben. Abgefehen aber 
von einer derartigen Aufforderung tritt der Abgeordnete der Polizeibehörde durch 
bie bloße Ueberwachung einer Verſammlung mit diefer in keinen Geſchäftsverkehr; 
er nimmt an beren Verhandlungen nicht als Glied derjelben Theil, er fteht als 
Drgan der Auffichtsbehörde der Verfammlung gegenüber, und feine bierbei zu 
übende amtlihe Funktion ber Weberwahung ift fo lange, als er nicht gegen die 
Verfammlung einfchreitet, eine lediglich einjeitige. Es konnte ſich daher auch die 
gefeßlihe Regelung der Geſchäſtsſprache nicht auf dieſen Gegenftand erftreden. 
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Gericht der Kommiffion des Abgeordnetenhaufes über den Entwurf eines Gejehes, 
betreffend die Geſchäftsſprache der Behörden ꝛc. vom 7. April 1876, Aktenftüd 
Nr. 159). 

Wenn aber weiter der Kreisausſchuß und mit demſelben der Revifionskläger 
aus dem gejeglich der Polizeibehörde eingeräumten Ueberwachungsrechte die Bes 
fugniß biefer Behörde bezw. ihres Abgeoroneten folgern, jede Verſammlung um 
deswillen aufzulöfen, weil in derfelben eine ihm nicht geläufige Sprache gebraucht 
wird, fo ordnen fie damit das Verſammlungsrecht dem Ueberwachungsrechte grund: 
jäglih unter und ſprechen damit das Prinzip aus, daß die Ausübung bes erfleren 
in jedem einzelnen Falle nur joweit ftattfinden dürfe, als die Ortspolizeibehörbe 
ſich thatfähhlih in der Lage befinde bezw. in den Stand fee, diefelbe zu über- 
wachen. Inwieweit babei die Polizeibehörde dem Bebürfniffe oder dem Ver⸗ 
langen einer Verfammlung entgenentommen folle und bürfe, dafür giebt biefe 
Auffaffung keinen Anhalt; diefelbe madt die Ausübung des Verſammlungs⸗ 
rechts überhaupt von der Handhabung der ortspolizeilihen Befugniffe abhängig, 
da bie thätſächliche Möglichkeit zur Ueberwachung einer Verfammlung nicht nur 
duch den Gebraud einer dem Beamten oder Abgeorbneten ber Polizei nicht ge⸗ 
läufigen Sprache, fondern aud) in mannigjachen anderen Fällen, — es genügt, 
auf eine plöglihe Erkrankung oder Verhinderung durch dringende Geſchäfte bins 
zuweiſen — ganz unabhängig von dem Verhalten der Verfammlung in Frage 
geftellt jein Tann. 

Die Zuläffigkeit diejer Rehtsauffaffung ift weder nad) bem allgemeinen Satze 
bes $. 89 der Einleitung z. A. L.⸗-R.: „wen bie Geſetze ein Recht geben, dem 
bewilligen fie auch die Mittel, ohne welche dafjelbe nicht ausgeübt werden kann“ 
— noch aud nad) den in den $$. 95 ff. a. a. D. enthaltenen, im Wejentlichen 
dem Privatrechte angehörigen Beftimmungen über Kolifion der Rechte zu prüfen. 
& kommt vielmehr lediglih darauf an, ob dieſelbe den geſetzlich beſtehenden 
Grundfägen über das Verſammlungsrecht entſpricht. Dies ift aber zu ver 
neinen. 

Die Verfaffungsurtunde hat die Regelung der Ausübung des als Grund: 
recht gewährleifteten Verſammlungsrechtes dem Geſetze vorbehalten, nicht aber, 
ſoweit es fih nicht um Verfammlungen unter freiem Himmel handelt, dem Er⸗ 
meſſen der Auffichtebehörden. 

Der Geſetzgeber hat von Anfang an erkannt, daß der Staat zur Ausübung 
der nothmenbigen Oberaufficht über das Verfammlungsrecht befimmter Mittel 
bedürfe, durch welche die Ausübung des Verfammlungsredhtes an gewifle Modali- 
täten gelnüpft wird. Die Vereinigung dieſer kollidirenden Geſichtspunkte ſollte 
aber eben durch Befe erfolgen, und ift Dur bie Verordnung vom 11. März 
1850 auch wirklich erfolgt. Das Geſetz hat zu dem Imwede eine Anmeldung der 
Berfammlungen und andere Mafregeln vorgejchrieben, darunter aber eine Be⸗ 
ſchränkung der Verfammlungen auf eine beflimmte Sprache nirgends ausges 
fprochen, während dies doch der Ort war, wo eine fo wejentlihe Beſchränkung 
ausgefprochen werden mußte. Ein ſtillſchweigender Vorbehalt des ausſchließlichen 


508 Entfheidungen und Erlaffe von Gerichten und anderen Behörden. 


Gebrauchs Deuter Sprade kann nit Platz greifen, wo verfaffungsmäßig 
eine Regelung durch ausdrüdliches Geſetz vorbehalten ifl. Die darauf-bezüglidye 
Ausführung des Kommiffarius für das öffentliche Intereſſe erfheint aber auch 
aus anderen Gründen nicht zutreffend. 

Wenn dabei auf den $. 29 der Deutſchen Grundrechte, ala die Duelle des 
Art. 29 der Preußifchen Berfaffungsurfunde, hingemwiefen worden ift, jo genügt 
es, hiergegen hervorzuheben, daß die Deutſche Nationalverfammlung bereits am 
31. Mai 1848 zu Gunſten der Nationalität der nichtdeutſchen Stämme einen 
Beſchluß gefaßt hatte, welcher demnächſt in den Abſchnitt VL., Artifel XIIL, 8. 188 
ber Neihsverfaffung vom 28. März 1849 überging. Die Aufnahme einer ent> 
fprechenden Beſtimmung in die Preußiſche Verfaffungsurkunde iſt demnächſt aus⸗ 
drücklich abgewieſen worden; die Geſichtspunkte, welche hierbei maßgebend waren, 
begründen aber jene einſchränkende Auslegung des Artikel 29 nicht. (Bericht der 
Kommiffion der zweiten Kammer Über den Antrag, betreffend die Aufnahme des 
$. 186 des Verfafjungsentwurfs vom 26. Mai 1849 in die Preußiſche Verfaſſung 
und Verhandlungen über denjelben in derSißung der II. Kammer vom 18. DM 
1849. Stenographiiche Berichte, Bd. III. ©. 1768 u. ff.) 

Für diefelbe könnte ferner auf die vorausgegangene Befehgebung, wenn 
überhaupt, fo doch nur dann zurüdgegangen werden, wenn biefelbe, was“ nicht 
der Fall, die Sprachenfrage befonders geregelt hätte. d 

Dagegen ift für die in Nede ftehende Frage entjheidend, dab an fih der 
Gebraud der Mutterfprache der Betheiligten, alfo der Volksſprache, in Verſamm⸗ 
lungen dem Wefen der Sache entſpricht, und daß nad) den unbeftritten bezüglih- 
lich diefer Sprache beftehenden Berhältniffen die gefegliche Beſchränkung die Ver- 
fammlungen auf ausfhließliden Gebrauch der Deutihen, und felbft der Bes 
ſchäftsſprache der Beamten, wie lektere bei Gmanation der Verfaſſungsurkunde 
geregelt war, thatfächli das Verfammlungsrecht ganzen Kreiſen der Staatsan⸗ 
gehörigen entzogen haben würde. 

Daß eine derartige Rechtsungleichheit hätte ſtatuirt werden ſollen, dafür 
giebt der Artikel 29 der Verfaſſungsurkunde weder nach feiner Enſtehungsge— 
ſchichte, noch nach ſeinem Wortlaute, noch endlich nach ſeiner Stellung in dem 
Titel II. des Staatsgrundgeſetzes irgend einen Anhalt. Nur im Zuſammenhange 
mit demfelben ift aber auch das Ausführungsgefeß, die Verorinung vom 11. März 
1850, zu interpretiven. Konnte ber Geſetzgeber in jener Verfafjungsbeftimmung 
für die fragliche Beichräntung feinen Anhalt finden, fo mußte derfelbe Anftand 
nehmen, im Gegenjage dazu durch die Regelung ber Ausübung des Verſamm⸗ 
Iungsrechtes dafjelbe einzelnen Theilen der Staatsangehörigen zu entziehen. 

Iſt hiernac aber nicht zuzugeben, daß gejelich der Gebrauch jeder anderen 
Sprade als der Deutfhen in Verfammlungen ausgefchloffen fei, jo begründet 
dieſe Rechtsauffaffung endlich auch nicht, wie nad) jener Ausführung zur Rechts 
fertigung ber entgegengefegten Anſicht anzunehmen ift, gegen den Bejeßgeber den 
Vorwurf, daß derfelhe das Intereſſe der öffentlichen Sicherheit ſchutzlos ne 
babe. — 
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& liegt; wie bereits -angebeutet, in ber Natur der Sache, daß in Ber 
fammlungen, in welden öffentliche Angelegenheiten berathen werben, regelmäßig 
diejenige Sprache gefproden wird, weldhe den Meinungsaustauſch der Theil: 
nehmer am wmeiften erleichtert und fomit dem Zwede der Verſanimlung am beflen 
dient, alſo die Wutterfprache der Verfammelten. Hiervon ausgehend, durfte ber 
Geſetzgeber annehmen, daß die Ortspolizeibeyörden im Stande fein würden, bie 
Staatsangehötigen wie in den verſchiedenſten Lebensbegiehungen, fo auch in Vers 
fammlungen bei dem Gebrauche ihrer Diutterfprache zu überwachen. Außerdem 
wurde den Ortöpolizeibehörden zugleich mit der Uebertragung dieſer Funktion 
die Befugniß gegeben, dietelbe nicht nur durch Beamte, fondern auch durch frei 
gewählte Bertrauensperjonen ausüben zu lafjen, eine Ausnahmebeftimmung, zu 
welcher zunächſt gwar nach den Materialien der Hinblid auf die Möglichleit des 
gleichgeitigen Tagens zahlreicher Verfammlungen Anlaß gegeben hat, deren Be: 
dentung für die hier fragliche Seite der Sache aber immerhin nicht wohl ver- 
kannt werden konnte. 

Die etwa aufzuwerfende Frage, ob bie Auflöfung einer Berfammlung in 
einem Falle zuläffig if, in welchem beſondere Veranſtaltungen getroffen worden, 
find, um bolojer Weife und in fraudem legis dem Abgeorbneten ber Poligeivers 
waltung bie Ueberwachung unmöglich zu machen, konunt bier nicht in Betracht, 
da die thatfähhlichen Vorausſetzungen eines folhen Falles nicht vorliegen. Endlich 
bot das Geſetz für den. dringendſten Ausnabmezuftand bie völlige Suspenfion 
des Verſammlungsrechtes geftattet. (8. 5 des Geſetzes über den Belagerungszu⸗ 
ſtand vom 4. Juni 1851, G.S. ©. 451.) j 

Ob dieſe Gefekgebung dem zweifellos vorhandenen Bedürfniffe nach einer 
wirkſamen Ueberwachung dev Berfammlungen, in. denen öffentlihe Angelegen: 
heiten bevathen werben, in jeder Beziehung vollig —— muß bier dahin ges 
ftelt bleiben. RX 

63 war lediglich zu ehe, ob bie in Rebe ftehende Auflöfung einer Ver⸗ 
ſammlung nad) dem beſtehenden Geſetze gerechtfertigt war; dieſe Frage mußte 
nad) Vorſtehendem mit dem Vorderrichter verneint werden. 

Entſch. Bd. 1. ©. 847.) 


121. 


Befuguiß des Vermiungsrigters, auf eine Zurüdweilung zur anderweiten Ent: 
ſcheidung in die erfte Inſtauz zu erkennen. 
Anfangstermin der Zrift zu Retlamationen wegen Weberbürdung mit Abgaben. 
Veweitlaſt 
(at. des Oberderw. »Gerichts in Berlin vom 26. September 1876.) 
' Die Revyifionsbeſchwerde konnte für begründet nicht erachtet werden. Im 
formeller Berishung iſt zunächſt zu prüfen, ob der Veruſungsrichter überhaupt 
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berechtigt war, ohne feinerjeits materiell zu entſcheiden, die Sache zur ander- 
weitigen Entſcheidung in bie erfte Inftanz zurüczumeifen. Bei dieſer Frage iſt 
von den Normen, welche für bie Revifionsinftanz in den $$. 68-70 des Geſetzes 
vom 3. Juli 1875 gegeben find und eine analoge Anwendung nicht zulaſſen, 
abzufehen; auch kann ber Umftand allein, daß das Geſetz vom 3. Zuli 1875 
nirgends von einer Zurückweiſung in die erfte Inflanz ſpricht, nicht entſcheiden, 
da es überhaupt nicht in der Abficht des Geſetzgebers lag, eine vollftändige Pro- 
zeßordnung zu geben, vielmehr innerhalb der normativen Beftimmungen bes 
Geſetzes der Praris der Verwaltungsgerichtahöfe ein erheblicher Spielraum ges 
laſſen iſt. Behufs einer grundfäglid richtigen Geſtaltung dieſer Praris aber 
kann es mit Rüdfiht auf die in vielfachen weſentlichen Beziehungen beftehende 
innere Verwandtichaft des Verwaltungaftreitverfahrens mit dem Givilprogeßver- 
fahren keinem Bebenten unterliegen, auf bie Vorſchriften der Eivilprozeßorbuung 
über die Behandlung ähnlicher Fälle Rücdficht zu nehmen. Die 88. 60 fr Kit, 10, 
Ch. 1.9. G.O. beftimmen, daß, wenn ein Anſpruch beftritten, zugleich aber 
ein folder Einwand entgegengefegt wird, welder die Forderung, wenn fie aud 
jemals begründet gewejen wäre, wieder aufheben würde, wie 3. B. der Einwand 
der Verjährung, dann ber Richter erſter Inftanz die Verhandlung auf den Ein⸗ 
wand beſchränken bürfe, falls die Inſtruktion defielben in kürzerer Zeit erfolgen 
könne, als bie der Hauptſache. Bat demgemäß ber Richter erfter Inſtanz den 
Einwand für begründet erachtet und den Kläger abgewiefen, fo jol der Appel- 
lationsrichter, falls er anderer Anficht ift, den Einwand verwerfen und ſoll bie 
Verhandlung der Hauptſache fo lange ausgefegt bleiben, bis die Verwerfung 
rechtskräftig feſtſteht. (88. 70, 71 a. a. O.) Wenn es fid) alfo.im vorliegenden 
Falle um einen Eivilprogeß handelte, jo würbe ber. Berufungsrichter den geſetzlichen 
Beſtimmungen genügt und nur infofern inkorrekt verfahren haben, als er ben 
Einwand der Verjährung im Tenor nicht ausdrüdlid verworfen hat.. 

Im VBerwaltungsftreitverfahren kommt es allerdings weſentlich derauf an, 
fämmtlide Streitpuntte möglichſt vollftändig und ſchleunig in materieller ſpe⸗ 
zieller Beziehung zu erledigen. Der Nichter fol in biefem Verfahren. das Sach⸗ 
verhältniß, wie es objektiv vorliegt, aufllären, zu welchem Behufe ihm durch 
bie 88. Al, 46, 62 des Gefehes vom 3. Juli 1875 umfafjende Befugniffe ge- 
geben find. Hiermit erfcheint die Zurüdweifung der Sade in die Vorinflanz 
— abgeſehen von dem Ausnahmefall des 8. 69 ebendaf. — wenig vereinbar. 
Auch iſt die im zweiten Urtel hervorgehobene Gefahr, daß bie Parteien eine 
Inftanz verlieren könnten, im Vermwaltungsftreitverfehren von keiner entſchei⸗ 
denden Bedeutung. (Vgl. übrigens Anh. 3. A. G.⸗O. 8. 123, mo in einem an- 
deren Falle diefer Gefichtspuntt ebenfalls nicht als maßgebend bezeichnet wird). 
Deſſenungeachtet ift eine Unzuläſſigkeit ber Verweiſung in bie erfte Inftanz 
nit anzunehmen; auch in dem Werwaltungaftreitverfahren wird eine ſolche Ver⸗ 
weifung insbefondere da mit Recht erfolgen, wo es fi um bie Beurtheilung 
ſpezieller örtlicher Berhältniffe handelt, die beim Untergerichte durch Rotorietät, 
durch Auskunft der Ortöbehörben und nachbarliche Zeugen leicht feitzujtellen find, 
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während biefe Feftftellungen beim Obergerichte unverhältnißmäßige Koften und 
Weiterungen verurfadhen würden. Ob der vorliegende Fall aus dieſem Befichtss 
punkte die Zurückverweiſung rechtfertigt, kann bier unerörtert bleiben, da das 
freie Ermefjen des Berufungsrihters in diefer Beziehung nicht zu ſehr einzu⸗ 
ſchränken ift und jedenfalls ein weſentlicher Mangel des Verfahrens im Sinne 
bes $. 64 Nr. 2 des Geſetzes vom 3. Juli 1875 nicht anzunehmen ift, wenn 
der Berufungerichter von ber, ihm nur in bejonderen Fällen eingeräumten Befug- 
niß, einen vielleiht ungeeigneten Gebrauch gemacht hat. 

Auch die Revifionsbefhwerden über den materiellen Inhalt des Vor: 
ertenntnifjes find nicht gerechtfertigt. Wenn bie verklagte Gemeinde den Ein- 
wand der Verjährung erhebt, fo ift es ihre Sade, denſelben näher zu jub- 
ftantiiren und eventuell nachzuweiſen. Die entgegengefegte Ausführung in ber 
Revifionsichrift widerfpricht den allgemeinen Regeln über die Beweislaft. ($. 27 
Einl. 3. A. G.O.) Mag es nun aud richtig fein, daß die Heberolle mit dem 
Etat und der zu demfelben gehörigen Nepartition nicht identiſch ift, fo fehlt es 
doch an jeder Angabe Seitens ber Gemeinde, wann bie Heberolle befannt ge- 
macht iſt. Es ift daher nicht einmal von Erheblichleit, daß nad den eigenen 
Angaben der Gemeinde in der Revifionsjchrift die Heberolle erft auf Grund bes 
Etats zc., aljo jpäter, angelegt wird; vielmehr ift der Einwand der Verjährung 
mit Recht als unfubftantiirt zurüdgewiefen, jo daß weder die unrichtige An⸗ 
wendung bes Geſetzes vom 18. Juni 1840 anerkannt werden Tann, noch eine 
fonftige Verlegung des beftehenden Rechts erfichtlich ift. 

Entſch. B. 1, S. 404.) 


123. 


Weſentlicher Mangel in der Begründung des Endurtheils des Berufungsgerichts. 
(Erf. des Oberverw.⸗Gerichts in Berlin vom 18. Oft. 1876.) 


Die Revifion war für begründez zu erachten, weil das Verfahren an wefents 
lichen Mängeln leidet. ($. 64 Nr. 2 des Gejeges vom 3. Juli 1875). 

Die Art der Motivirung des in zweiter Inftanz erlaflenen Urtheils ent- 
ſpricht nicht dem Geiſte des Geſetzes vom 3. Juli 1875: Wenn aud bie für 
den Givilprogeß im 3: 74. ©.D. Th 1, Tit. 13, Nr. 17, Inſtrukt. vom 7ten 
April 1839 und 8. 1 des Gejeges vom 20. März 1854 gegebenen Vorſchriften 
binfihtlich der Beifügung einer gedrängten geſchichtlichen Darftellung der That: 
fachen und einer vollftändigen Ausführung ber Gründe auf das Verwaltungs- 
ftreitverfahren nicht unbedingt Anwendung finden und wenn auch ferner ver- 
ſchiedene Anführungen des Klägers in der Berufungsinftanz unzweifelhaft 
unerheblich find, jo war body der vorige Richter verpflichtet, ſpeziell anzugeben, 
melde von den in zweiter Inftanz angeführten Behauptungen bes Klägers er 
für that ſächlich unerwiefen und welde er für rechtlich unerheblich erachtete. 
Ohne diefe Sonderung ift der Revifionsrichter außer Stande, die ihm obliegende 
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Prüfung eintreten zu laſſen, ba nur bie im zweiten Urtheil enthaltenen faktiſchen 
Seftftelungen für ihn maßgebend find, dagegen alle rechtlichen Ausführungen 
feiner Kritik unterliegen. Die Bemerkung in dem angegriffenen Erkenntniß, „daB 
die vom Kläger verfuchte Widerlegung der Gründe des Kreisausſchuſſes nicht 
habe anerkannt werden können“, ift um fo weniger genfigend, als fie zweifelhaft 
läßt, ob der VBerufungsrichter ſich einer ſelbſtſiändigen thatſächlichen Feſiſtellung 
unterzogen hat, oder ob er e& für ausreichend erachtet, daß die thatſächliche Feil- 
ſtellung des Sreisausfhuffes vom Kläger nicht widerlegt ift --- welche letztere 
Annahme dem Weſen der Berufungsinftanz völlig widerſprechen würde. 

Da fogar in den ftrengen Formen der Nichtigkeitsbefhmerbe die Verletzung 
einer wejentlichen Prozeßvorſchrift dann vorliegt, wenn der Appellationsrichter 
ſich lediglich auf die Gründe des erften Urtheils bezogen hat (8. 5 Nr. 9 Vers 
ordnung vom 14. Dezember 1833; Präjubiz des Königlichen Dber-Tribunals 
Nr. 453 vom 23. März 1838, Präj.-Samml. Bd. 1, ©. 377), fo ift auch hier 
anzunehmen, daß das Verfahren an mwefentlihen Mängeln im Sinne des $. 64, 
Nr. 2 des Gefehes vom 3. Juli 1875 leide, 

Demgemäß war die Vorentſcheidung aufzuheben, und mit Rüdfiht darauf, 
daß die Sache noch nicht fpruchreif ift, dem Berufungsrichter vielmehr zunächſt 
obliegt, fi) der obengedadhten Prüfung zu unterziehen und den Sachverhalt auf« 
zuflären, zu diefem Behufe und zur anderweitigen Entſcheidung die Zurückwei- 
fung in die Vorinftanz auszufpredhen. (Entih. B. 1, ©. 409.) 


124. 


Zuziehuug eines bei Erledigung eines Amtögeihäfts perſönlich betheiligten Amts⸗ 
vorſtehers im Berwaltungsftreitverfahren. 
/ (Ext. des Oberverw.⸗Gerichts in Berlin vom 21. Oktober 1876.) 


Es muß dem Revifionskläger darin beigetreten werden, daß der Amtsvor- 
fteher bei der Frage, ob die beantragte Korgeffion zum Bier- und Wein: Aus- 
ſchank zu ertheilen jei oder nicht, perjönlich betheiligt ifl. Der Amtsoor- 
fteher befigt felbft eine Gaſt- und Schankwirthſchaft in B.; jede neue Schank— 
Rätte beeinträchtigt naturgemäß den Umfaß feiner Wirthichaft. Dem kann aud 
nit entgegengehalten werben, daß die betreffende Wirthichaft verpadhtet ei; 
denn nad Ablauf der Pachtperiode trifft die Schädigung wieder unmittelbar den 
Verpächter, mittelbar würde fie ihn auch jebt treffen, da jeder Verpächter aus 
nabeliegenden Gründen ein perſönliches Intereffe dabei hat, daß der Pächter 
fein Auskommen findet. Der perjönlidy betheiligte Amtsvorfteher darf aber Amts» 
banblungen nit vornehmen. Der Abſatz 5 des 8. 57 der Kreisorbnung vom 
13. Dezember 1872 beftimmt ausbrüdlich: 

„Iſt der Anutsvorfteher bei Erledigung eines Amtsgejchäftes perfönlidy be- 
theiligt, fo bat der Kreisausfchuß den Stellvertreter oder einen ber benach⸗ 
barten Antsvorfteher damit zu betrauen.“ 
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Wenn der Vorberrichter diefe Beſtimmung unbeachtet gelaffen, feiner Ent- 
ſcheidung vielmehr die Verhandlungen, Auslafjungen und Erflärungen des Amts 
vorftehers, ber als perjönlich Betheiligter eine amtlihe Thätigkeit in diefer Sache 
nicht ausüben durfte, zu Grunde gelegt bat, To verlegt er die oben angegebene 
Geſetzesvorſchrift. Sein Erkenntniß war daher aufzuheben. . 

In der Sache ſelbſt konnte eine Entſcheidung nicht getroffen werben, da die 
ſämmtlichen bisher geführten Verhandlungen durch die Mitwirkung des perfönlidh 
betheiligten Auitsvorſtehers fi) als mit einem wejentlichen Mangel behaftet dar⸗ 
fielen. Es muß daher eine Wiederholung des Verfahrens eintreten, nachdem 
ber Kreiscusfchuß der mehr gedachten Geſetzesvorſchrift genügt haben wird. 

Das in diefer Beziehung Erforderliche ift von dem Bezirksverwaltungss 
gerichte zunächft zu veranlaffen und darauf anderweit auf die Berufung bes 
Klägers Entſcheidung zu treffen. (Entf. B. 1, ©. 412.) 


125. 


Kechtömittetfeiit in Streitjahen, betreffend die Verſagnug don Banfonjenjen 
und aͤhnliche, lediglich ablehnende polizeiliche Verfügungen. 
(Ext. des Oberverw.⸗Gerichts in Berlin von 14. November 1876.) — 


Die Lage der einſchlagenden geſetzlichen Beſtimmungen iſt folgende: 
Die Kreisordnung vom 13. Dezember 1872 beſtimmte unter der Ueberſchrift: 
„Berufung gegen die Entſcheidung des Kreisausſchuſſes“ im 8. 158: 
„die Friſt zur Einlegung der Berufung beträgt für die Parteien 
21 Tage, ſofern nicht für einzelne Fälle eine andere Friſt geſetzlich be⸗ 
ſtimmt ift“ 
und zu den letzteren Ausnahmebeſtimmungen gehörte nach demſelben Geſetze 
— ſoweit es hier in Betracht kommt — nur ber dem Abſchnitt: „Von dem 
Zwangsverfahren der Behörden des Kreiſes“ angehörende 8. 80, betreffend bie 
Berufung gegen „Anordnungen“ und Straffeftfegungen des Landraths, Amts: 
vorftehers, Ortsvorftehers und ſtädtiſchen Polizeiverwalters, wohingegen die Frift 
jur Berufung gegen Entſcheidungen des Kreisausſchuſſes „in bau- und feuer: 
polizeilichen Angelegenheiten“ (8. 135 VI. ebendaf.) — abgefehen von den Fällen, 
in weldhen etwa aud) hier die Klage gegen ein polizeiliches Bwangsverfahren ger 
richtet war — ſich lediglich nach der an die Spike des $. 158 geftellten Regel, 
alfo auf 21 Tage, beftimmte. Dem entſprechend führte auch das Regulativ zur 
Ordnung des Gefchäftsganges bei den Kreisausſchüſſen vom 20, November 1873 
(8. 19) unter denjenigen Entj&eidungen, gegen welche bie Berufung binnen 
einer Bürzeren als der ordentlichen (21 tägigen) Frift einzulegen fei, die Entſchei⸗ 
dungen in „baus und feuerpolizeilichen Angelegenheiten” überhaupt nicht bes 
fonders auf, während es ambererjeits bie 1Otägige Frift vorſchrieb (sub IV, 
Nr. 1) für: 
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„Berufungen gegen Entſcheidungen, welche der Kreisausſchuß über Be 
ſchwerden gegen polizeiliche Verfügungen und erekutivifche Anordnungen ber 
Amtss und Drtsvorfteher, ſowie der ftädtifchen Polizeiverwalter getroffen hat 
(8. 80 der Kreisordnung).” 

Demnädhft wurde der Gegenftand anderweit geregelt durch das Geſetz, bes 
treffend die Verfaſſung der Verwaltungsgerichte 2c., vom 3. Juli 1875 (8.6, 
©. 375) — und zwar mit ber Maßgabe (im $. 65), daß bie zur Einlegung ber 
Berufung (im $. 54) beftimmten Friften auch für Einlegung der Revifion gelten 
follten. Für die Berufungsinſtanz aber wurden beftimmt: 

„I. zehn Tage 
„I. in Streitſachen, betreffend die Aufredhterhaltung ober Auf 
bebung polizeiliche Verfügungen und Straffeftfegungen, exe 
Rutioifher Anordnungen. oder Disziplinarverfügungen ber Ges 
meinbebehörben und Amtsvorfteher, beziehungsweife der Po- 
lizeiverwalter in Stabtgemeinben; 


” 
„I. einundzwanzig Tage in allen vorftehend nicht erwähnten Fällen.“ 
($. 54). 

Wäre in der Beftimmung zu J. 1 — wie im $. 19 IV. 1 des angezogenen 
Geſchäftsregulatives — wiederum auf $. 80 der Kreisorbnung verwiejen worden, 
fo ließe fiy geltend machen, daß zu den polizeilichen Verfügungen 2c. diejenigen 
nicht zu rechnen feien, welche — wie die vorliegende — außerhalb bes polizei- 
lien Zwangsverfahrens ergehen und überhaupt nicht als (pofitive) „Anordnuns 
gen” im Sinne der 88. 79 ff. der Kreisorbnung ſich darftellen. Allein eine 
ſolche Bezugnahme fehlt und auch fonft bietet fih kein Anhalt bafür dar, daß 
der Ausdrud: „polizeiliche Verfügungen“ in diefem engern und nicht vielmehr 
in demjenigen, dem allgemeinen und auch dem gefehlihen Sprachgebrauche ge 
mäßen Sinne, wonad) darurtter auch beifpielaweife Verfagungen des Bautonjenjes 
fallen, zu verftehen jei. Im Gegentheil jpriht dafür, daß der Geſetzgeber den 
Ausdrud nicht auf die den 88. 79 ff. der Kreisordnung entfprechende Bebeutung 
babe beſchränken wollen, gerade ber Umftand, daß er hier — im Gegenjate zu 
allen folgenden unter I. fallenden Nummern — von einer Bezugnahme auf bie 
den Gegenſtand ber betreffenden Streitſachen des Näheren regelnden jonftigen 
gejeglihen Beſtimmungen abjah; ſchon der Gleichförmigkeit wegen hätte er ein 
gleiches Allegat vorausſichtlich auch der Nr. 1 beigefügt, wenn es babei nur ber 
Bezugnahme auf bie einzelne Beſtimmung des $. 80 der Kreisorbnung bedurft 
hätte, um Alles zu erſchöpfen. Wie dem aber auch jei und worin aud bie Mo- 
tive zu der Abweichung von bem älteren Rechte beftanden haben mögen — ob 
insbefondere etwa darin, daß die Geltung verfhiedener Friften für bau- und 
feuerpoligeilihe und die ihnen in diefer Frage rechtlich gleichſtehenden Angelegen- 
beiten, je nachdem im einzelnen Falle die Klage gegen eine eigentliche „An- 
ordnung“ im Sinne der 88. 79 ff. ber Kreisordnung gerichtet oder durch eine 
andere (negative) polizeilihe Verfügung hervorgerufen worden, hat befeitigt 
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werben follen — es müßten auch ohne jeden fonftigen Anhaltspunkte ſchon allein 
auf Grund des Wortlautes des Gefehes Verfügungen, wie bie hier angefochtene, 
zu ben im $. 54 I, a. a. O. gemeinten gerechnet werben. 

(Entſch. 8. 1, ©. 415.) 


126, 


Polizeiliche Anordunngen, Durd welche dem Gefinde die Fortiehung des einge 
gangenen Dienftverhättnifies aufgegeben wird. 


Zwangöverfahren der Bolizeibehörden zur Durdführung folder Anordunngen, 
inöbejondere Form der Audrohung und Aeftiehung von Geldbußen. 


(Ex. des Oberverwalt.-Gerichts in Berlin vom 6. Dezember 1876.) 


Dem Revifionstläger ift zunächſt darin beizupflichten, daß bie rechtliche Möge 
Lichleit vorlag, gegen den Beklagten in Gemäßheit ber 88. 79 ff. ber Kreisord⸗ 
nung vom 183. Dezember 1872 einzufchreiten. Der Borderrichter bezeichnet dies 
als zweifelhaft und die in der Nr. 19 des Jahrganges 1876 der Zeitfchrift „Die 
Selbftverwaltung” abgebrudten und in Bezug genommenen Berichte, Verfügungen 
und Erötterungen über diefen Gegenftand lafjen erjehen, daß allerdings dieje 
Nechtsfrage verfchieden beurtheilt worben ift. 

Für die Entſcheidung derſelben kommt folgendes in Betracht: 

Die Provinzial- und Lolalgefindeordnungen, welche bis zur Emanation der 
Geſindeordnung vom 8. November 1810 zu Recht beftanden, trugen ber Eigen 
art der Redytöverhältniffe des Gefindedienftes regelmäßig Rechnung durch be 
fondere Beftimmungen über die Behörden und über das Verfahren zur Erör: 
terung und Entſcheidung von Streitigkeiten zwiſchen Herrſchaft und Gefinde 
(ogl. u. A. die Beftimmungen „von dem Foro der Gefindefadhen und Dbliegen- 
beit derer Obrigkeiten in Rap. VII. des erneuerten und erweiterten Edikts und 
Gefindeordnung für das Königreih Preußen zc. vom 15. März 1767, N. €. ©. 
Bd. IV. €. 798 ff.). Mit Rüdfiht hierauf zählt die Allgem. Gerichtsorbnung 
vom 6. Iuli 1793 im Th. I. Zit. 2 8. 130 unter ben Sadıen, welche ein bes 
fonberes Forum begründen, die Geſindeſachen auf. 

Gegenüber dieſer früheren Geſetzgebung, melde in ihrem materiellen Inhalte 
zum großen Theil auf der Erbunterthänigteit und dem Dienftzwang beruhte, ift 
nun zwar in dem Allgemeinen Landrechte und in der Gefinbeorbnung vom. 
8. November 1810 die privatrechtliche Vertragsnatur als Prinzip der Materie 
an die Spike geftellt; gleichwohl aber hat der Geſetzgeber — worauf ſchon Die 
ſyſtematiſche Stellung der bezüglichen Befimmungen im Familienrechte hinweiſt — 
nicht verkannt, daß das Befindeverhältniß bei der — wenn aud) vertragsmäßigen 
— Zugehörigleit des Gefindes zum Hausftande und zur Familie nad feinem 
Inhalte durch die Subjumtion unter den Rechtsbegriff bes Vertrages über Hand⸗ 

kungen keineswegs erſchöpft werde, und hat bafjelbe in gewiſſen Beziehungen als 
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Theil ber polizeilichen Ordnung im Intereſſe der —— en? der Sunliäen 
Sitte behandelt. - 0 
Hierüber mag die folgende Ausführung aus dem Werke von Franz Förfler: 
Theorie und Praxis des heutigen gemeinen preußiſchen Privatrehts $. 237 
(8b. III. S. 684) bier Plat finden: 
„Wenn Gefinde überhaupt nur im Familienverhältniß angenonmen werden 
Kann, wenn es ber Zucht des’ Haushern, der Hausorbnung unterworfen, 
zur Treue und Ehrerbietung’ gegen die Dienftherrichaft verpflichtet, wenn 
fein fittlihes und körperliches Wohl, namentlich bei Erkrankungen, ber Herr: 
ſchaft zur Pflicht gemacht worden ift, wenn es im Bereich der häuslichen und 
wirthſchaftlichen Dienfte angemefjen feine Arbeitskraft dem Intereffe der Herr⸗ 
{haft widmen, auch außer bem Dienfte das Befte der Herrſchaft zu fötdern be- 
müht fein muß, fo deutet dies Alles darauf hin, daß das Verhältniß zwiſchen 
@efinde und Herrſchaft nicht blos das äußerliche if, wie eg durch den Vertrag 
geſchaffen werden Tann, jondern daß auch in feinem Weſen eine gegenjeitige 
innere fittliche Beziehung liegt, die, wie bei Gliebern der Familie, rechtliche 
Wirkungen erzeugt. Vieles ift hierbei eben megen bes Flüſſigen und Unbe⸗ 

+ flimmteren, was damit nothwendig verbunden ift, einer polizeilihen Beaufs 
fihtigung übertragen.” 

Diefe Beaufiihtigung ift — wo immer fie eintritt — eine poligeilice, nicht 
eine richterliche; in einzelnen Fällen iſt ihre Uebung Vorbedingung der Anrufung 
bes Richters (5. 160 der Geſindeordnung); in anderen iſt die Entſcheidung der 
Polizei eine endgültige (88. 33. 37, 83 ebendaf.), in dem bier in frage ftehen: 
den Falle des 8. 167 endlich eine. interimiftifche und bis zur definitiven Ehts 
ſcheidung Seitens des Civilprozeßrichters vollſtreckbare. 

Der 8.167 a. a. DO. beftimmt: „Gefinde, weldes vor Ablauf der Dienftzeit 
ohne gefegmäßige Urſache den Dienft verläßt, muß durch Zwangsmittel zu deſſen 
Fortjegung angehalten werden“, und das Cirkular-Reftript vom 17. April 1812 
(Rabe’s Sammlung X., 558) erläutert dies näher dahin, daß die Polizeibehörde 
die vorläufigen Beſtimmungen zu erlaffen und zu exekutiren habe, während es 
den Parteien, die fi dabei nicht beruhigen wollten, unbenommen bleibe, auf 
Urtel und Recht zu provoziren; dieſelben ſeien aber verpflichtet, inzwiſchen 'und 
bis zur richterlichen Entſcheidung der Anordnung der Polizei Folge zu leiten. 
Diefe Beſtimmungen geben weder nach ihrem Wortlaut und Inhalt; noch nad 
ihrem Zweck, der dahin geht, eine ſchleunige Ordnung der ftreitigen Verhältnifie 
mit den Mitteln der Polizei zu erlangen, einen Anhalt für die Annahme, ‘daß 
die vorläufigen Anordnungen, obwohl von ber Polizeibehörde und nit vom 
Civilprogeßrichter ausgehend, den Charakter und die Bedeutung eines richterlichen 
und daher lediglich nad) den geſetzlichen Normen über die Exekukion in Eivilpros 
zeſſen vollftredbaren Erkenntniſſes hätten. Jene Anorbnungen find jo wenig 
richterliche Erkenntniſſe, wie die interimiftiihen Entſcheidungen, welche iR anderen 
Sachen, 3. B. in mwegepolizeilihen Angelegenheiten und in Vorflutheſachen, in der 
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Negel von ben Lanbespolizeibehörden und im Beltungsbereihe der Kreisorbnung 
vom 13. Dezember 1872 von den Kreisausfchüffen erlafjen werden und im Wege 
der abminiftrativen Exekution zu vollftreden find, obwohl gegen diefelben ber 
ordentliche Rechtsweg offen ftebt. 


Die Gefeßgebung in Geſindeſachen iſt ſeit Erlaß der Geſindeordnung vom 
8. November 1810 nicht dazu übergegangen. Spezialgerihte für Streitigkeiten 
zwiſchen Herrſchaften und Geſinde zu fchaffen, wie es die Bewerbegefeßgebung 
($. 137 der Gewerbeordnung vom 17. Januar 1845 und demnächſt $. 108 ber 
Reichsgewerbeordnung vom 21. Juni 1869) für gewiſſe Streitigkeiten zwiſchen 
ben jelbftftändigen Gewerbetreibenden und ihren Geſellen, Gehülfen oder Lehr⸗ 
lingen gethan hat. In diefen Geſetzen werden Spezialgerihte eingefegt und als 
ſolche folten, wie jegt die Gemeindebehörden, fo nad) der Gewerbeordnung vom 
17. Januar 1845 in gewiſſen Fällen die Ortspolizeibehörben eintreten. Ihre Ent- 
ſcheidungen erlangten Rechtskraft, wenn fie nicht binnen einer präkluſiviſchen 
Frift angefochten wurden. 

Die Befindeordnung vom 8. November 1810 enthält feine dem analoge Be- 
ſtimmung. Die nad) $. 167 dafelbft ergebenden vorläufigen Anordnungen werben 
als polizeiliche erlaffen und find daher auch als folye durchzuführen. Demgemäß 
ft auch vor Erlaß der Kreisordnung verfahren worden. (vgl. Bericht des Staats 
minifteriums vom 12. Mai 1837, auf welchen die Allerhöchfte Kabinetsordre vom 
8. Auguft 1837, betreffend die Inftleute in Preußen, ergangen ift. — v. Rönne, 
das Polizeiweſen 2c. Band II. Seite 429 — und die Reffripte des Minifteriums 
bes Innern vom 31. Sanuar 1841 — M.:Bl. d. i. V. ©. 33 und vom 20. Mai 
1850 — ebendaf. ©. 134.) 

Im Gebiete der Kreisordnung vom 13. Dezember 1872 regelt ſich die zwangs⸗ 
weile Durchführung polizeilicher Anordnungen nad) den allgemeinen Beſtimmungen 
der 88. 79 ff. daf., und finden diefe daher auch auf die den Ortspolizeibehörben 
in Semäßheit des 8. 167 der Gefindeordnung vom 8. November 1810 obliegende 
Thätigkeit in vollem Umfange Anwendung. 


In dem vorliegenden Falle konnte hiernach der Amtsvorfteher nach Mab- 
gabe derſelben verfahren und es unterliegt keinem Bedenken, daß eine ſolche Ab: 
ſicht auch bei Erlaß der Verfügung vom 27. März 1876 obgemwaltet hat. Auch 
darin ift dem Reviſionskläger beizupflihten, daß es, um bie Verfügung als Strafe 
feſtſetzung zum Zwede der Durchführung einer polizeilihen Anordnung zu kenn⸗ 
zeichnen, nicht nothwendig der ausbrüdlihen Bezugnahme auf jene Vorſchriften 
der Kreisordnung bedurfte. 

Gleichwohl ift von dem Vorderrichter zutreffend angenommen worden, daß 
durch den fraglichen Enlaß feine Straffeftfegung in Gemäßheit des $. 79 der 
Kreisordnung erfolgt fei. 

Allerdings nüpft derſelbe an die vorausgegangene Androhung der feftge- 
ſetzten Strafe, welche unter Bezugnahme auf den 8.79 ber Kreisordnung erlaffen 
war, an. Allein biefer Umſtand ift um deswillen nicht entſcheidend, weil ſchon 

Hartmann, Zeitfchrift Bb. II. Heft 5. 35 
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diefe Androhung in formeller Hinficht nicht dem $. 78 entſprach, nämlich nicht, 
wie dafelbft ausdrücklich vorgeſchrieben, ſchriftlich, ſondern zu Protokoll ftattfand. 

Auferdem kommt aber insbeſondere Folgendes in Betracht: 

Die Handlung, welche zum Erlaß der Strafverfügung Anlaß gab, fällt als 
Mebertretung unter den 8. 1 des Geſetzes vom 24. April 1854 (G.“S ©. 214). 
Wenn nun in Folge derfelben, wie geſchehen, von ber nad) diefem Geſetze zu- 
ftändigen Stelle eine Strafe verhängt und dabei ausbrüdlich die im 8. 2c. des 
Gefeßes vom 14. Mai 1852 vorgejchriebene Bedeutung hinzugefügt wurbe, jo 
ſtellt fi) die Verfügung nad diefem ihrem Inhalt nicht als das, was fie fein 
follte, als eine polizeilihe Smangsmaßregel, dar. 

Diefelbe durfte daher auch nicht als ſolche, wie gejchehen, vom Amtsvor⸗ 
ſteher und dem Kreisausfhuß weiter verfolgt werden und der Revifionskläger 
irrt in der Annahme, daß der Beklagte hierdurch in feinem Rechte nicht verkürzt 
worden fei. Die Verkürzung tritt nur um deswillen nicht hervor, weil der erfte 
Richter bei feiner Entſcheidung in unzuläffiger Weife auf eine materielle Prüfung 
ber] zu erzwingenden polizeilihen Anordnung, nämlich der Frage, ob . Bellagter 
feinen Dienft mit Recht verlaffen habe oder nicht, eingegangen ift. Dies ift, wo 
es fih um Umwandlung von Belbfitafen in Haft gemäß $. 82 ber Kreisorbnung 
banbelt, nicht zuläffig, da dieſe Umwandlung endgültig feftgefehte Geldftrafen, 
das heißt: polizeiliche Strafverfügungen, welche gemäß 8. 80 bafelbft nicht mehr 
anfechtbar find, vorausſetzt. 

In dem vorliegenden Falle iſt der Antrag auf eine derartige Strafumwand⸗ 
lung unſtatthaft, weil nach Vorſtehendem überhaupt keine Straffeſtſetzung im 
Sinne des 8. 79 der Kreisordnung vorausgegangen iſt. 

Ob jene Strafverfügung der Prüfung Seitens des Polizeirichters unterliegt 
muß dahin geſtellt bleiben, da hierüber nicht im Verwaltungsſtreitverfahren zu 
befinden iſt. Entſch. Bd. I. ©. 887) 


127. 
en 


Die Anordnung einer Polizeibehörde, wonad) einem Gefinde Die Rüdfchr in den 
von ihm verlaffenen Dienft aufgegeben wird, ift im Verwaltungäftreitverfahren 
anfechtbar. 

Erk. des Oberverw.⸗Ger. in Berlin vom 6. Dezember 1876. 

Es Tann dem Berufungsrichter nicht beigepflichtet werben, wenn er — 
zwifchen ber, der Polizeibehörbe nad) 8. 167 der Gefindeordnung vom 8. No- 
vember 1810 zuftehenden Vorentfheidung und den zur Durchführung derfelben 
in Anwendung zu bringenden Zwangemitteln unterſcheidend — annimmt, daß 
gegen die erftere, als ein nad den Minifterialerlaffen vom 17. April 1812 und 
31. Ianuar 1843 im Wege der abminiftrativen Exekution fofort vollfitedbares 
Interimiftifum, nur der Rechtsweg zuläffig, für die letzteren aber die Vorſchriften 
ber Kreisorbnung vom 13. Dezember 1872 maßgebend feien, daß daher in dem 
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in Gemäßheit dieſes Geſetzes ftattfindenden Streitverfahren nicht die Frage, ob 
eine gejegmäßige Urfache zum Verlafjen des Dienftes vorgelegen habe, ſondern 
nur die Frage zur Erörterung kommen bürfe, ob die Anwendung der Zwangs⸗ 
mittel, wodurch die von ber Polizeibehörde getroffene Anordnung durchgeführt 
werben fol, an fich gerechtfertigt gewejen fei. Denn bie auf Grund des 8. 167 
der Gefindeordnung zu treffenden polizeilichen Vorentſcheidungen ergehen nicht 
vor einem richterlichen forum speciale und in einer Prozedur, wie fie der $. 108 
der Reichsgewerbeordnung vom 21. Juni 1869 (B.⸗G.⸗Bl. S. 245) für Streitig- 
keiten ber jelbftftändigen Gewerbetreibenden mit ihren Gefellen, Gehülfen und 
Lehrlingen eingeführt Hat, find deshalb auch nicht nad) den Vorfchriften der ge- 
richtlichen Erelutionsorbnungen, jondern mit polizeilihen Zwangsmitteln durch⸗ 
äufegen. Hiernach fällt der polizeiliche Befehl, daß ein Gefinde feinen Dienft 
fortfegen fol, unter ben Begriff der polizeilihen Anordnungen bes $. 80 der 
Kreisorbnung und diefe unterliegen, ſoweit dieſes Geſetz nicht ein Anderes bes 
ftimmt, (ob ber 8. 4 des Geſetz, betreffend die Buftändigkeit der Verwaltungsbe- 
hörden und der Verwaltungagerichtsbehörden vom 26. Juli 1876 — G.⸗S. ©. 
297 — auf den vorliegenden Fall, wenn berjelbe nah dem J. Oktober d. 3 
anhängig geworden wäre, Anwendung finden würde, muß bier bahingeftellt 
bleiben, —ı 8. 173 daſ.) der Beurtheilung der Berwaltungsgerichte durch alle 
Inſtanzen. 

Neben der Frage, ob die geſetzlich zuläſſigen Zwangsmittel in formell 
richtigem Verfahren angewandt ſeien, hätte daher der Berufungsrichter auch die 
weitere Frage, ob die Anordnung, welche erzwungen werden ſoll, eine rechtlich 
begründete ſei, erörtern müſſen. (Enti. Bd. 1. ©. 396.) 


128, 
Bolizeifihe Genehmigung der Tanzluftbarfeiten „geſchloſſener Geſellſchaften“. 
(Ext. des Oberverw.-Gerichts in Berlin vom 21. Oftober 1876.) 


Bei Beurtheilung ber Frage: 
ob und inwieweit der Verein N. N. zum Veranſtalten bes Balles ber 
Genehmigung bedurfte 
können zunächſt — neben der oben erwähnten Regierungsverorbnung von 1833 — 
noch zwei andere, von jener in gewiſſen Beziehungen abweichende Beftimmungen 
in Betracht kommen, nämlich: 
1. der minifterielle Zirkular-Erlaß vom 26, November 1859 (M.⸗Bl. d. i. 
2. ©. 339), 
nach welchem Kanzlufibarkeiten, die von Private oder fogenannten 
geihlofienen Gefellichaften gegen Erhebung eines Eintrittsgeldes 
veranftaltet werden, als öffentliche nur dann betrachtet werden follen, 
wenn die Gejeljchaft eben zu dem Zwede, bie Tanzluftbarleit zu 
8° 
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veranftalten, zufammentritt, nicht aber, wenn fie bereits anderweitig 
befteht und die Tanzluftbarkeit für ihre Mitglieber umd etwaige Bäfte 
derjelben nur gelegentlich neben den Zwecen, welche fie fonft vers 
folgt, wenn auch gegen befonderes Eintritts. oder Tanzgeld, ver 
anftaltet. 

2. die Verfügung der Regierung zu Magdeburg vom 10. Juli 1861, 

der zufolge geichloffene Geſellſchaften, aud wenn fie zur Abhaltung 
von Tanzluftbarkeiten nicht ein eigenes, jondern ein zu biefem Bes 
bufe — ſei es dauernd oder für jebe einzelne ihrer Zufammenkünfte 
befonders — gemiethetes öffentliches Lokal benugen, von der Vers 
pflihtung, die Erlaubniß der Polizeibehörde duch ihren Borftand 
ober den Wirth des Lokals einzuholen, zu entbinden find. 

Indeß kann die Frage, inwieweit das beftehende Recht, wie es aus ber Bes 
kanntmachung vom 13. Dezember 1833 hervorgegangen ift, durch jene neueren 
Erlaſſe eine Aenderung erfahren hat, auf fi beruhen. Wenn aud die im 8.16 
des Gejetes über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 dem Minifter des 
Innern ertheilte Befugniß, jebe polizeiliche Vorſchrift außer Kraft zu jegen, einen 
förmlichen Beſchluß vorausfegt und ohne Publikation eines ſolchen eine Partei 
aus der betreffenden Verfügung des Minifters des Innern keine Rechte für ſich 
berleiten Tann, fo war doc) ſchon auf rund ber Belanntmahung vom 13. De 
zember 1833 die Aufhebung ber Verfügung vom 27. Oktober 1875 auszufprechen. 

Es kommt hiernach zunähft nur darauf an, ob ber Verein N. N. eine 
geſchloſſene Gejelihaft im Sinne der Bekanntmachung vom 13. Dezember 1833 
iſt, ob er alfo 

1. zu feinen gejelligen Vergnügungen ein bejonderes Lofal befitt, 

2. durch bejondere Statuten vereinigt iſt. 

Daß dem letzteren Erforderniß genügt ift, kann nad) Ausweis der vorgelegten 
Statuten (welche übrigens auch bereits im Jahre 1871 der Polizeiverwaltung zu 
Ca., wie dieſe bezeugt hat, eingereicht find) nicht zweifelhaft fein.: 

In Betreff des Lokals ift aus den vorgelegten Statuten und Protokollbüchern 
zu bemerlen: 

a) daß im 8. 1 ber Statuten der Zweck der Geſellſchaft ala „gejellige 
Vereinigung in gefchlofiener Gefellihaft in einem befonders dazu 
beftimmten Lokale“ bezeichnet if; 

b) daß nad $. 2 dafelbft der Verein wöchentlich einmal im Vereins 
lotal, der NReftauration des O. K. eine feſtſtehende Zuſammen⸗ 
kunft hält; 

ce) daß nad) $. 13 bafelbft Veränderungen in Bezug auf das Vereinslokal 
von dem Beſchluſſe der Generalverfammlung abhängen; 

d) daß, fomweit die vorliegenden Protofollbücher erfehen laſſen, eine Ver⸗ 
änderung des Lokals nicht befchlofien iſt; 

e) daß zu außerorbentlihen feftlihen Gelegenheiten größtentheils bas 
Miethen eines befonderen Lokals beſchloſſen zu fein ſcheint. 
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Alerdings kann nun dem Kreisausihuffe nicht darin beigetreten werden, 
daß die Vorausfegung bes Befites eines befonderen Lokals ſchon dann zutrifft, 
wenn das — ſonſt öffentlihe — Lokal für die Zeit der einzelnen Tanzluftbar- 
keit ausſchließlich ber Geſellſchaft überlaffen wird. Dagegen ift dem Erforder⸗ 
niß ber Belanntmahung vom 13. Dezember 1833 dadurd) genügt, daß für die 
regelmäßigen Verfammlungen bes Vereins ein feftftehendes Lokal beſtimmt iſt. 
Wenn ausnahmsmeife für befondere Vergnügungen ein anderes, wahrſcheinlich 
größeres Lokal gemiethet worden if, fo bat der Verein ben Karalier einer ges 
ſchloſſenen Geſellſchaft dadurch noch nicht verloren. 

Auch der Umſtand, daß der Verein, wie nachgewieſen iſt, jährlich einmal bei 
Maskenbällen Gäſte gegen Eintrittsgeld zugelaſſen hat, iſt für die Entſcheidung 
der Sache nicht von Erheblichkeit. Mag auch in Betreff der Frage, inwieweit 
die Zulaſſung von Gäſten den Karakter ber Geſellſchaft berührt, ein Zurückgehen 
auf die milderen Beltimmungen des Zirkular-Exlafjes vom 26. November 1859 
ebenfalls ausgejchloffen fein, obſchon in diefer Beziehung denfelben keine pofitive 

. Vorfchrift abweichenden Inhalts in der Belanntmahung vom 13. Dezember 1833 
entgegenftand, fo ift dieſen vereinzelten Ausnahmsfällen doc) nicht bie Bedeutung 
beizulegen, daß der Verein feinen Karakter als geſchloſſene Geſellſchaft überhaupt 
verloren bat; vielmehr könnte hierbei nur in Frage Tommen, inwieweit etwa 
jenes Veranftalten von Mastenbällen ftrafbar war. Webrigens mag hierbei noch 
darauf hingewiefen werben, daß nad Inhalt der Bücher des Vereins das Eins 
trittögeld mehrentheils gleihmäßig von Bäften und Mitgliedern, in einzelnen 
Fällen fogar nur von letzteren, erhoben zu fein ſcheint. 

Iſt hiernach anzunehmen, daß der Verein N, N. am 27. Oktober 1875 eine 
geſchloſſene Geſellſchaft war, jo genügte die Anzeige von dem beabfichtigten Balle. 
Eine Unterfagung durfte nicht erfolgen, weil ein Tag, an welchem die Gelege 
ſolche Vergnügungen verbieten, nicht gewählt war. 

Die Verfügungen ber Polizeiverwaltung vom 27. Oltober 1875, inſoweit 
darin die Abhaltung einer Tanzmuſik unterſagt wird, war daher aufzuheben 
und demgemäß bie erſte Entſcheidung zu beftätigen. (Entf. B. 1, ©. 365.) 


129. 


Gründung einer neuen Anfiedelung. 
(Ex. des Oberverw.-Gerichts in Berlin vom 25. Oftober 1876.) 


Zunächſt hat der Berufungsrichter den $. 27 des Gejeges vom 3. Januar 
1845 (8:5. ©. 45) nit richtig angewendet. Nach biefer Beſtimmung kann 
die Gründung einer neuen Anfiedelung unterfagt werben, wenn davon Gefahr 
für dad Gemeinwefen zu beforgen und die polizeiliche Beauffihtigung mit un- 
gewöhnlichen Schwierigkeiten verbunden ift. 

Es müflen alfo beide Bedingungen: die Gefahr für das Gemeinwejen und 
die ungewöhnliche Erſchwerung der polizeilichen Beauffihtigung, zufammentreffen, 
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wenn bie Berjagung bes Anfiedelungstonfenfes mit Recht erfolgen fol; eine 
allein genügt dazu nicht. Könnte diefe Auslegung nad) der Wortfaffung der 
angezogenen Beftimmung überhaupt zweifelhaft erfcheinen, jo wird body jeder 
Zweifel durch den darauf folgenden Sat behoben, welcher lautet: 

Dies ifl insbejondere in dem Falle anzunehmen, wenn die neue Anfiede- 
lung von anderen bewohnten Orten erheblich entfernt, oder ſonſt unpaſſend 
gelegen if, und zugleich ihrem Befiger bie Mittel nicht gewährt, fih davon 
als Aderwirth, als Gärtner oder vermittelft eines mit einem Grundftüde zu 
verbindenden Gewerbebetriebes jelbitftändig zu ernähren. 

(vergl. das Refkript des Minifters des Innern vom 4. Juni 1860 — 
M.Bl. d. i. V. S. 114), 


Wenn nun auch vom Vorderrichter feſtgeſtellt worden iſt, daß das zu be⸗ 
bauende Grundſtück dem Kläger nicht die Mittel gewährt, ſich davon als Acker⸗ 
wirth 2c. jelbitftändig zu ernähren, fo ift body nicht dargethan, daß bie polizeiliche 
Beauffihtigung der neu zu gründenden Anfiebelung mit ungewöhnlichen 
Schwierigkeiten verbunden fein würde. 

In diefer Beziehung kommt in Betracht, daß in gleicher und felbft noch 
größerer als in der oben angegebenen Entfernung von ber Stadt bereits mehrere 
Etabliſſements beftehen, welche von der Seitens des Klägers beabfidhtigten Ans 
fiedelung nur 300 bis 500 Schritte entfernt find, und daß die Etablifiements 
mehrerer anderer Eigenthümer in annähernd gleicher Entfernung von der ftädti- 
ſchen Forft liegen. Nach diefen thatfählichen Verhältniffen kann eine ungewöhns 
liche Erſchwerung der polizeilihen Beauffihligung der neuen Anfiedelung bes 
Klägers nicht angenommen werben. 

Wenn ſonach die eine der Vorausfegungen, von denen der $. 27 des Ber 
feges vom 3. Januar 1845 die Verfagung bes Anfiedelungtonfenjes abhängig 
macht, nicht zutrifft, To ift die Vorentſcheidung zu Unrecht auf diefe Geſetzesbe⸗ 
flimmung geftügt worden. 

Aber auch der fernerweit von dem Vorderrichter zur Begründung feiner 
Entſcheidung angezogene 8. 11 des Gejeges vom 24. Mai 1853 (G.⸗S. ©. 241) 
bat eine nicht richtige Anwendung gefunden. Derjelbe lautet: 


Unbefchabet ver Befugniß der zuftändigen Behörden, die Gründung einer 
neuen Anfievelung innerhalb ‘einer ftäbtifchen oder ländlichen Feldmark aus 
den im $. 27 des Geſetzes vom 3. Januar 1845 angegebenen Urfadhen ‘zu 
unterfagen, darf die Gründung einer ſolchen Anfiedelung in dem Zalle nicht 
geftattet werben, wenn die Ortsobrigleit ober Gemeinde berjelben widerſpricht 
und in diefem Falle der Antragende nicht nachweifen kann, daß er Hinläng- 
liches Vermögen, fowohl zur Ausführung des Baues, als zur Einrichtung ber 
Wirthſchaft beſitzt. 

Beſteht das Vermögen des Antragenden nicht in Grundſtücken oder ſicheren 
Hypothekenkapitalien, jo iſt der Nachweis darüber durch die Beſcheinigung ober 
Verſicherung zweier achtbarer und zuverläſſiger Gemeindemitglieder zu führen. 
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Bei der Beurtheilung der Zulänglichkeit des Vermögens ift infonder- 
beit auch die Höhe des Kaufgelder-Rüdftandes und der auf das Grundftüd 
übernommenen beftändigen Leiftungen zu berüdfichtigen. 

Allerdings lag es gemäß dieſer Beltimmung, da ſowohl von dem Magiftrate, 
wie von der Bolizeiverwaltung zu Gollnow gegen die neue Anfiedelung Wider- 
ſpruch erhoben worden war, bem Kläger ob, den Nachweis zu führen, daß er 
hinlängliches Vermögen, fowohl zur Ausführung des Baues, als zur Einrichtung 
der Wirthſchaft beſitze. 

Derſelbe hat fi) aber auch in ber Berufungsſchrift auf das Zeugniß zweier 
Eigenthümer in Langenhals barüber berufen, daß er nicht allein in guten Ber: 
mögensverhältnifjen lebe, fonbern auch bereits den größten Theil des Baumate- 
tials angefchafft habe und ſomit im Stande fei, ven Bau vollftändig auszuführen. 
Entſprach diefer Beweisantritt auch nicht vollſtändig der Vorſchrift bes $. 11 
a: a. D., infofern es nad) letzterer Behufs der Entſcheidung der Frage, ob fein 
Vermögen in angemefjenem Verhältniß zu dem mit der Anfiedelung verbundenen 
Aufwanbe fteht, auch dem Kläger oblag, beide Faktoren — wenigftens annähernd — 
siffermäßig nachzuweiſen, jo gewährte doch andererjeits das dem Vorfigenden bes, 
Berufungsgerichts im $. 41 des Geſetzes vom 3. Juli 1875 beigelegte Fragerecht, 
die Möglichkeit, das in diefer Beziehung Verfäumte im Zermine zur mündlichen 
Verhandlung, in welchem der Kläger perſönlich erſchienen war, nachzuholen. 
Auch hat ber Vorberrichter nicht deshalb, weil DaB Beweisthema von dem Kläger 
nicht vollſtändig angegeben, die Erhebung des beantragten Beweijes unterlaffen, 
ſondern aus dem Grunde, weil e8 an jeder Erklärung darüber mangele, daß die 
nambaft gemachten Zeugen Semeindemitglieder von Bollnow jeien und als zus 
verläffige und achtbare Gemeindemitglieder angejehen werben könnten. Die Fühe 
rung dieſes Nachweijes aber legt ber $. 11 des Geſetzes vom 24. Mai 1853 nicht 
dem Kläger auf; vielmehr war es zunächft Sache der Bellagten, die gefeßliche 
Qualifitation der vom Kläger benannten Zeugen zu bemängeln, — was jedoch 
nicht geſchehen ift. Event. aber war der Berufungsrichter, wenn ihm die bes 
nannten Zeugen binfichtlih ihrer gefeglihen Dualififation zu Bedenken Vers 
anlafjung gaben, in ber Lage, gemäß $$. 41 und 46 des Geſetzes vom 3. Juli 
1875 von Amtswegen bie erforderlihen Ermittelungen anzuftellen. Der Umftand 
allein, daß vom Kläger als Wohnort der Zeugen „Langenhals“ angegeben wor⸗ 
den war, berechtigte ben Vorberrichter um fo weniger, ohne Weiteres anzunehmen, 
daß ben Zeugen die Eigenfchaft von Mitgliedern der Gemeinde Gollnow mangele, 
als die Etabliffjements Langenhals — wie durch Einfiht einer amtlichen Statiftit 
fofort feftgeftellt werben konnte — zum Stabtbezirte Bollnom gehören. 

Der Berufungsrihter wird hiernach die Ergänzung bes Beweisthemas in 
der angebeuteten Richtung, ſowie bie ihm erforderlich erſcheinenden Erhebungen 
bezüglich der Dualififation der vom Kläger namhaft gemachten Zeugen zu ver- 
anlafen, und nad) eventueller Vernehmung berjelben anderweit in der Sache zu 
entſcheiden haben. (Sntfd. B. 1, ©. 370.) 
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130, 


Begrenzung der Zuftändigfeit der Verwaltungsjuftiz und der Zuſtändigkeit ber 
Polizeibehörden im Allgemeinen, und insbejondere deu Maßregeln koordi⸗ 
uirter ftaatliher Behörden gegenüber. 


(Erk. des Oberverw.-Gerichts in Berlin vom 18, Mai 1877.) 


In der Verwaltungsftreitfache 
des Reihsmilitairfistus, vertreten durch die Königliche Kommandantur 
zu Breslau, Klägers und Revifionsflägers, 
miber 
ben Amtsvorfteber, Geheimen Regierungsrath Sch. zu D., Beklagten 
und Revifionsbellagten, 

bat das Königliche Oberverwaltungs-Gericht für Recht erkannt: 

x daß auf die Nevifion des Klägers die Entſcheidung des Königlichen Be 
zirksverwaltungs⸗Gerichts zu Breslau vom 17. November 1876 aufzuheben 
und die Entſcheidung bes Kreisausſchuſſes des Lanbkreifes Breslau vom 
22. Juni 1876 dahin abzuändern, daß die Verfügung des Bellagten vom 
28. Mai 1876 außer Kraft zu feßen, der Werth des Streitgegenftandes auf 
1000° ME. zu beftimmen, die Koften des Verfahrens außer Anjag zu laſſen 
und bie baaren Auslagen des Verfahrens und des Klägers dem Bellagten 
aufzuerlegen. 

Ton Rechts Wegen. 
Gründe : 

Seitens des Klägers ift die Verfügung des beflagten Amtsvorſtehers vom 
28. Mai 1876 und damit aud diefelbe aufrecht erhaltende Entſcheidung bes 
Vorberrichters vor Allem um deswillen angefochten worden, weil jene Verfügung 
dazu beftimmt fei, auf die dienftliche Thätigkeit einer dem Amtsvorfteher nicht 
unterftellten Staatsbehörde zwingend einzuwirken. Zu einem derartigen Eins 
ſchreiten fei der Amtsvorfteher nicht zuftändig, vielmehr könnten Konflikte dienſt⸗ 
licher Intereſſen koordinirter Staatsbehörden nur durch gegenfeitiges Benehmen 
der vorgeſetzten Inftanzen und eventuell’ in der Kontrol:Inftanz zum Austrage 
gebracht werben. 

Der Vorberrihter führt hiergegen aus, daß biefer Einwand zwar für bie 
Zeit vor Einführung der Rechtſprechung in Verwaltungsfadhen feine volle Bes 
rechtigung haben möge, aber nicht mehr zutreffe, ſeitdem durch die Kreisordnung 
vom 13. Dezember 1872 und das Gefeß, betreffend die Verfaffung der Verival- 
tungsgerihte und das Verwaltungsftreitverfahren vom 3. Zuli 1875 beftimmte 
allgemeine Normen vorgefchrieben feien, wonach das formelle Verfahren in ſtrei⸗ 
tigen Verwaltungsfachen fi) zu vegeln habe, und die auch für die dabei bethei- 
ligten öffentlihen Behörden, — die Militärbehörben nicht ausgenommen — maß- 
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gebend feien. Was hiernach insbefondere das Verfahren in freitigen Polizeiſachen 
betreffe, jo Tämen die Vorſchriften ber 88. 79 und 80 der Kreisorbnung zur 
Anwendung, und biefen gegenüber müfje der Einwand der Militärbehörde für 
unbegründet erachtet und das Vorgehen bes beklagten Amtsvorftehers als geſetz⸗ 
lich berehtigt anerfannt werden. Es ftehe feft, daß durch die militäriſchen Schieß⸗ 
übungen auf.der Viehweide zu Breslau für den öffentlicden Verkehr im Amts- 
beiirte Oswitz ein Zuſtand der Unficherheit herbeigeführt worben ſei, welcher 
dringend Abhilfe erheifhe. Die Sorge hierfür Liege der Polizei ($. 10, Tit. 17, 
MIN L-R.), und zwar dem Amtsvorfteher des gefährdeten Bezirts ($. 59 
der Rreisorbnung vom 13. Dezember 1872) ob, und die demgemäß vom beflag> 
ten Amtsvorfteher am 28. Mai 1876 erlaffene Verfügung entipredhe den geſetz⸗ 
lihen Beftimmungen. Inhaltlich) bezwede diefelbe die Unterlaffung der militäris 
ſhen Schießübungen, ſoweit dadurch die öffentliche Sicherheit im Amtabezirke 
Dinik gefährdet werde, zu erzwingen und ſei fomit nad; $. 79 der Kreisordnung 
gerechtfertigt. Diefem auf gefegliher Grundlage beruhenden Zwange feien auch 
die öffentlichen Behörden hinſichtlich ihrer dienftlihen Handlungen unterworfen, 
infofern durch letziere berechtigte Intereſſen verlegt würden, deren Schuß und 
Eiherfielung der Polizei obliege. Die Dienfiftellung der Behörde, gegen weldhe 


; folder Zwang nothwendig werbe, komme dabei als ſolche nicht in Betracht, die 


Lorfärift des $. 79 a. a. O. fei eine allgemeine und dürfe daher auch in ihrer 
Anwendung nicht aus formellen Gründen beanflandet oder befchränkt werden. 
Eine Ausnahme zu Bunften der Eivil- und Militärbehörden fei geſetzlich nicht 
vorgejehen, im Gegentheil beflimme der $. 3 der Berorbnung über die Disziplis 
narbeſttafung in dev Armee vom 21. Oktober 1841 ausdrüdlich: 
„die Beftrafung der Webertretungen civilpolizeiliher und abminiftrativer 
Vorſchriften gehört dagegen zur Kompetenz ber Civilbehörden“ 
und hieraus ergebe fi grumbjäglich die Unterwerfung der Militairbehörben 
unter die Anordnungen ber zuftändigen Polizeibehörden, inſoweit ſolche buch 
deren geſetzliche Befugniffe gerechtfertigt ſeien. 

Diefe Gründe des Borderrichters find von dem Bellagten in der Revifions- 
ggenerflärung jowie in der mündlichen Verhandlung vor dem unterzeichneten 
berichtshofe noch durch folgende Ausführung unterftügt worben: 

Aus den Motiven bes Geſetzes vom 3. Juli 1875 ergebe fi im direkten 
Viderſpruch mit ber vom Kläger vertretenen Anfiht, daß das Verwaltungs- 
kreitverfahren mit feinen Verfügungen auch für Konflikte zwiſchen Staatsbehör- 
den, unter welden die Militairverwaltungsbehörben geſetzlich feine Ausnahme- 
Stelung genöffen, maßgebend fein folte. Das Bedürfniß, bie Rechtſprechung 
in Verwaltungsſachen über Streitigkeiten des öffentlichen Rechts von ber Ver- 
vallung jelbft zu trennen, habe ihren Grund in der Interefjen-Kollifion 
ab in dem Umſtande, daß die zur Wahrung der öffentlihen Intereflen Iberufene 
derwaltung zur Partei werde. Werde behauptet, baß bei Wahrung des öffent- 
lihen Intereſſes andere rechtlich geſchützte Intereffen im Widerſpruch mit dem 
beſehe verlegt würden, fo folle die Entſcheidung hierüber nicht benfelben Be 
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hörden, welde das rechtlich geſchützte Interefje verlegt hätten und daher als 
Partei erihienen, überlafjen bleiben, fondern der inftanzmäßig organifirten und 
durch unabhängige Organe gelibten Rechtſprechung im Berwaltungsftreitverfahren. 
Im vorliegenden Falle handele es ſich um einen derartigen Fall der Kollifion 
der öffentlichen Intereſſen, welde die Militairbehörde in der Ausbildung der 
Truppen zur Kriegstüchtigleit wahrnehme, mit dem öffentlichen Interefie der 
Sicherheit eines Polizeibezirks. Lebteres habe der Amtsvorfteher zu vertreten, 
und biefem fei, ba bie Militairbehörde nicht Richter in eigener Sache fein könne, 
fondern zur Partei werde, durch die Kreisordnung und das Beleg vom 3. Juli 
1875 der einzig legale Weg eröffnet worden, die Kollifionsfrage bei den Ver- 
waltungsgerichten zum Austrage zu bringen. Um diefes Ziel zu erreichen, habe 
ber Amtsvorfteher nur ben im $. 79 ber Kreisorbnung vorgejehenen Weg ein- 
ſchlagen und das Unterlaffen der das öffentliche Intereſſe gefährbenden Schieß- 
übungen dem Militairfistus zur Vermeidung einer in Geldbuße beftehenben 
Exekutivſtrafe aufgeben können. 

Dieſe Ausführung verkennt zunächſt das Weſen ber polizeilichen Zwangs⸗ 
verfügungen inſofern, als fie dieſelben als Mittel zur Herbeiführung von Ents 
ſcheidungen ber Verwaltungsgerichte über ihren Gegenſtand anfieht. 

Aber auch abgefehen hiervon, irren ſowohl der Vorberrichter als aud der 
Revifionsbellagte, indem biefelben die maßgebenden Gefihtspuntte für die Bes 
antwortung ber Frage nad der ſachlichen Zuftändigfeit bes Beklagten zum Erlaß 
ber angefochtenen Verfügung aus der mit ber Kreisorbnung vom 13. Dezember 
1872 eingeleiteten Gefeggebung über die Gerichtsbarkeit in ftreitigen Verwal⸗ 
tungsſachen und über die gejeglichen Befugnifje der mit der Ausübung der Orts- 
polizei betrauten Organe der Selbftverwaltung entnehmen zu können glauben. — 

Das Geſetz über die Verfafjung der Berwaltungsgerihte und das Verwal- 
tungsftreitverfahren vom 3. Juli 1875 enthält fich jeber Beftimmung über den 
Begriff einer ftreitigen Berwaltungsfahe und über die materielle Zuftänbigteit 
ber Verwaltungsgerichte. Der $. 3 defjelben jagt ausbrüdlid: 

„Die ſachliche Zuftändigkeit der SKreisverwaltungsgerichte, der Bezirks- 
verwaltungsgerichte und des Dberverwaltungsgerichtes, ſoweit fie in erfler 
Inftanz zu erkennen haben, wirb durch befondere Geſetze beftimmt,” 

und bem entiprechend führen die Motive eingehend aus, daß die Umgrenzung 
ber materiellen Kompetenzen der Verwaltungsgerichte befonderen Geſetzen vorbes 
halten bleiben müffe, daß es nicht Zwed des Geſetzentwurfes fein könne, bier 
felbe zu beftimmen. Wollte man gleichwohl für die Beurtheilung der bier in 
Rede ftehenden Frage auf diefe Motive zurüdgehen, fo würde man aus ben 
erften Säßen berfelben, in denen hervorgehoben wird, daß „Streitfachen über 
die aus den Verwaltungsgejeßen entfpringenden Rechte und Pflihten 
ber Privatperfonen und Korporationen“ der Entſcheidung duch bes 
fondere richterlihe Behörden in vorgefchriebenen feiten Formen bebürfen, nicht 
ſowohl eine Beftätigung, als vielmehr eine Widerlegung der von bem Vorder⸗ 
richter und dem Bellagten geltend gemachten Redytsauffafjung entnehmen müſſen. 
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Die materiellen Beſtimmungen jüber die Zuftändigkeit der Verwaltungs- 
gerichte finden fi, abgefehen von einzelnen Spezialgefegen, im Weſentlichen in 
ber Kreisordnung vom 13. Dezember 1872 und nunmehr in dem Zuftändigfeits« 
gefee vom 26. Juli 1876. 

Der leitende Gefichtspuntt biefer Geſetzgebung für die Umgrenzung der 
Kompetenz der Verwaltungsrechtſprechung ift der ber Rechtskontrole. Wo rechts 
lich geſchützte Intereſſen, jubjeltive Rechte, fei es einer einzelnen phyfiihen Perjon 
oder einer Korporation, von den durch die Verwaltungsbehörben vertretenen 
Anforderungen des öffentlichen Interefje berührt werden und mit dieſen in 
Kolifion gerathen, da follen nicht jene Behörden ſelbſt, ſondern die Verwal⸗ 
tungsgerichte entſcheiden, und das. Verfahren vor den legteren weift den Bes 
hörden, ber rechtlichen Lage der Sache entſprechend, die Rolle der Partei zu. 

Weſentlich diefe Gedanken find es, melde bei der Erörterung des Bedürf⸗ 
niſſes, die Rechtſprechung in Verwaltungsfadhen von der Verwaltung jelbft zu 
trennen, in dem Werke von von Brauditih: „Die neueren Organifationss 
gejege der inneren Verwaltung“ in den einleitenden Bemerkungen zu dem Ge- 
fege vom 3. Zuli 1875 mit Worten von Sarwey's aus deſſen Abhandlung 
über Berwaltungsjuftiz und Verwaltung im Württembergifhen Archiv für Recht 
und Rechtsverwaltung (fiehe die Anmerkung bei von Brauditjc Seite 158) 
ausgeführt worden find, — Worte, an welche der Beklagte feine obigen Aus- 
führungen anfnüpft, ohne den weſentlichen Unterſchied zu berüdfichtigen, welcher 
zwiſchen dem vorliegenden Falle, in welchem es ſich um eine Kollifion verſchie⸗ 
dener öffentlicher Intereſſen und den Ausgleich derjelben durch die mit ihrer 
Wahrnehmung betrauten Behörden handelt, und denjenigen Fällen befteht, wo 
irgend ein öffentliches Interefie mit fubjeltiven Rechten der Stantsangehörigen 
kollidirt. Jenem leitenden Gefichtspunkte der neueren Organifationsgefege ents 
ſprechend find nun insbefondere auch die Zwangsverfügungen der Ortspolizei⸗ 
behörden der Rechtskontrole im Verwaltungsftreitverfahren unterworfen worden. 
(88. 79, 80, 140 der Kreisordnung und 98. 30 und 34 des Zuſtändigkeits⸗ 
geſetzes.) 

In welchen Fällen und gegen wen aber bie Ortspolizeibehörden geſetzlich 
berechtigt find, zwangsweife durchzuführende Anorbnungen zu treffen, darüber 
enthalten diefe Gejege keine maßgebenden Beflimmungen. Die Kreisordnung 
beſchraͤnkt fi darauf, in dem $. 59 den Amtsvorftehern die Verwaltung der 
Lokalpolizei in deren geſetzlich geregeltem Umfange zu übertragen. Nur bezüglich 
ber Wegepoligei werben in dem $. 61 daſelbſt die Befugnifie der Amtsvorfteher 
befonbers beflimmt und ſodann durch die 88. 79 und 80 lediglich die Art der 
Zwangsvollſtreckung der polizeilichen Anordnungen fowie die Anfechtung 
berfelben im Streitverfahren geregelt. Dieſe legteren Beftimmungen find 
durch bie 88. 30 fi. des Zuſtändigkeitsgeſetzes erfeßt worden. — 

Die 88. 30 und 31 dieſes Geſetzes ſchreiben vor, daß gegen polizeiliche Ver- 
fügungen ſowohl bie Beſchwerde, ala auch die Klage im Berwaltungsftreitver« 
fahren ftatifinden, und daß bie legtere, abgefehen von der thatſächlichen Lage 
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bes Falles, nur auf die Behauptung geflüßt werden kann, daß ber angefodhtene 
Beſcheid auf ber Nichtanwendung oder unrihligen Anwendung bes beftehenden 
Rechtes beruhe. Ebenfo fpricht der $. 33 dafelbft ben Orts- und Kreispolizeis 
behörden die Berechtigung zu, die von ihnen in Ausübung der Poligeigemalt 
netroffenen, „durch ihre geſetzlichen Befugnifje gerechtfertigten“ Anorde 
nungen durch Anwendung von Zwangsmitteln durchzuſetzen, ganz ebenjo, wie 
bereits $. 79 ber Kreisordnung beftimmte: „der Landrath, der Amtsvorfteher ꝛc. 
können in Ausübung ihrer Polizeigewalt, bie duch ihre geſetzlichen Befug- 
niffe gerechtfertigten Anordnungen durch Anwendung der gefeglihen Zwangs: 
mittel durchſetzen.“ Keines biefer Geſetze beftimmt, welches die geſetzlichen Be 
fugnifje ber Ortspolizeibehörben find. Für die Beantwortung dieſer Frage kommt 
lediglich das ſonſt beftehende Recht in Betracht, und zwar in der hier fraglichen 
Beziehung ber bereits bei Emanation der Kreisorbnung vorhandene Rechts: 
zuſtand, welder von ber mit ber letzteren eingeleiteten Geſetzgebung unberührt 
geblieben ift. — 

Nach diefem Rechtszuſtande hat die Polizei „die nöthigen Anftalten zur Er⸗ 
haltung ber öffentlichen Ruhe, Sicherheit und DOrbnung und zur Abwehrung der 
dem Publitum oder einzelnen Mitgliedern defjelben bevorftehenden Gefahr zu 
treffen (8. 10, Zitel 17, Theil II. Allgemeinen Landrechts); es Liegt ihr ob, 
biefem Zwede entiprechend den bürgerlichen Verkehr zu regeln und zu über: 
wachen, bie Freiheit des Einzelnen injoweit zu beſchränken, als dies „zur 
Erhaltung der öffentlihen Ruhe, Sicherheit und Ordnung“ unerläßlid if. 
Demgemäß bat die Polizei unzweifelhaft die Befugniß und Pfliht, einem die 
Sicherheit gefährbenden Gebrauche der Schußmwaffen, ſei es durch allgemeine 
Polizeiverordnungen, fei es durch einzelne, nöthigenfals ziwangsweife durchzu⸗ 
führende Anordnungen entgegen zu treten; und ſolchen den Verkehr des bürger- 
lichen Lebens orbnenden Veftimmungen ſchulden alle Einwohner bes Bezirks, für 
welden fie ergehen, insbefondere auch die Staatsbeamten und Militairperfonen 
Gehorſam. Lediglich diefer legtere Brundjag ift in dem vom Vorderrichter in 
Bezug genommenen $. 3 der Verorbnung ‚über die Disziplinarbeftrafung in ber 
Armee vom 21. Oktober 1841 (G.-©. S. 325) zum Ausdrud gelangt. 

Weiter unterliegt es feinem Zweifel, daß der Einwirkung der Poligeis 
behörden zur Erfüllung jener Aufgaben nicht nur die phyſiſchen, jondern auch 
bie juriſtiſchen Perfonen unterliegen, foweit bies nach der beſchränkten Rechte 
ſphäre der legteren überhaupt möglich ift, und daß unter dieſen der Staat als 
Subjelt von Privatrehten, der Fiskus als folder, regelmäßig keine Ausnahme 
ftellung einnimmt. So findet denn auch fortgefeßt gegen den Fiskus auf den 
verſchiedenen Gebieten, auf denen berfelbe als Eigenthümer von Grundftüden 
ober al& Gewerbtreibender 2c. in die Beziehungen bes bürgerlihen Lebens ein« 
tritt, wie beifpielsweife auf den @ebieten der öffentlichen Armenpflege, ber 
Weges, Wafler-, Gewerbes, Bau-Polizei u, ſ. w. ein poligeiliches Einfchreiten der 
Orts: und Landespolizei: Behörden ftatt. 

. Dem gegenüber irrt num aber der Vorberrichter rechtsgrundfätzlich, indem 
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Derfelbe die Mebung des Heeres in der Schußmwaffe zum Zwecke ber Erzielung 
einer Kriegstüchtigkeit einem Akte bes bürgerlihen Verkehrs, und bie mili- 
tairifhen Inftanzen, welche diefe Hebungen anordnen und leiten, ben eingelnen 
Rechtsſubjekten, deren Freiheit der Beichränktung zu Gunften ber öffentlichen 
Ordnung und Sicherheit durch die Polizeibehörden unterliegt, gleichſtellt, und 
von dieſer Gleichſtellung aus zu dem Reſultate gelangt, daß es zu den amtlichen 
Dbliegenheiten der DOrtspolizeibehörden gehöre, nad ihrem Ermeſſen jene milis, 
tairiſchen Funktionen zu inhibiren, ſobald ihnen dieſelben gemeingeſährlich er- 
ſcheinen. 

Die Uebungen des Heeres zur Erzielung ſeiner Kriegstüchtigkeit ſind 
Funktionen des Staatsdienſtes in unmittelbarer Ausübung der Staats- (Militair-) 
Hoheit ganz ebenjo, wie die Ausübung der Polizeigewalt felbit. Indem beide 
Zweige bes Staatsdienftes den allgemeinen- Endzweden der Staatsverwaltung 
(ef. 88. 2 und 3, Tit. 13, Thl. II. Q.-2.) dienen, ift dadurch nicht ausgefchlofien, 
daß biejelben in der Verfolgung der ihnen anvertrauten Intereſſen kollidiren. 
Eine berartige Kollifion liegt hier vor, wo die Webung ber Truppen auf dem 
ihnen angemwiefenen Schießplage die Sicherheit eines angrenzenden Amtsbezirks 
in offenbar weitgehendem Maße gefährdet; fie it auch fonft mannigfach möglich, 
wie beifpielsweife ‚bei herrſchenden Seuchen, Miberndten u. dgl. den Märſchen 
und Webungen der Truppen weſentliche Bedenken im Interefie der öffentlichen 
Sicherheit und Ruhe polizeiliherjeits entgegenzuftellen fein werben. 

Derartige Kollifionsfälle unterliegen regelmäßig nicht einfeitigen Entſchei⸗ 
dungen einzelner Staatsbehörben, und zwar lediglich um beswillen, weil das 
Geſetz, von Ausnahmezuftänden abgefehen, grundſätzlich feinen der kollidirenden 
Öffentlihen Intereſſen eine fo abfolute Bedeutung eingeräumt hat, daß demſelben 
bie anderen Rüdfichten des Stantswohls unbedingt zu weichen hätten, weil es 
alfo nach diefer Lage der Gefeßgebung regelmäßig auf einen Ausgleich ber 
kollidirenden öffentlihen Interefien nad) Gefihtepunkten ankommt, weldhe bas 
Staatswohl in allen Beziehungen umfafen. Wäre dem nicht jo, und vielmehr 
anzunehmen, daß in jolden Fällen die Entſcheidung von den Organen ber Polizei 
allein und einfeitig zu treffen jei, fo würde bie Zuftändigkeit hierzu nad) Lage 
ber bisherigen Geſetzgebung, insbefondere nad) $. 2 der Regierungsintruktion 
vom 23. Dktober 1817 (G. S. ©. 248), welche die Lofalpolizei im Wefentlichen 
noch als grundherrliche berückſichtigt, umſomehr den Landespolizeibehörben zu 
vinbiciren fein, als es fich dabei regelmäßig um ®egenftände handelt, beren 
Bedeutung, mwenigftens nad) ihrer militairifhen Seite, weit über die räumlichen 
Grenzen eines einzelnen Zofalpolizeibezirtes hinausreicht. 

In welchem Verfahren jener Ausgleich Tolidirender öffentlicher Intereffen 
zu fuchen ift, kann fi), da diefelben von Staatsbehörben zu vertreten find, nur 
aus dem gefeglihen Organismus der Stantsverwaltung ergeben. Diejer Or⸗ 
ganismus fichert die Möglichkeit einer Entſcheidung auch bei Meinungsverſchieden⸗ 
beiten koordinirter Inſtanzen, indem die Staatsvermaltung, der Einheit der volls 
siehenden Gewalt entiprechend, unter ber Krone in einem einheitlichen Organe, 
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dem Staatsminifterium, gipfelt. (Allerhöchfte Kabinetsorbre vom 3. November 
1817 wegen ber Geſchäftsführung bei den Oberbehörden ꝛc. Poſ. VIIL 7, G.S. 
©. 289.) 

Nach alledem haben die Polizeibehörben regelmäßig nicht die Befugniß, ans 
deren ihnen nicht unterftellten, fondern koordinirten Staatsbehörden die Normen 
ber Ausübung von Alten der Stantshoheit duch einfeitige im polizeilichen 
Zwangsverfahren zu vollftredende Anordnungen vorzufchreiben; ber Gegenftand 
biefer Anordnungen find nicht bie Kollifionen der einzelnen Staatsbehörden in 
ihren zefiortmäßigen Funktionen, fondern die Kollifionen der Freiheit des einzel- 
nen Rechtsſubjekts im bürgerlichen Verkehr mit dem öffentlichen Intereſſe. In 
jenen Fällen haben bie einzelnen Polizeibehörden, ſoweit ihnen nicht durch Spegials 
geſetze befondere Machtbefugniſſe eingeräumt worden find, die ihnen anvertrauten 
Interefien nur durch das Benehmen mit den jonft betheiligten Staatsbehörben, 
ſowie durch Vorftellung und Beſchwerde zu wahren. 


Diefe Rechtsgrundfäge haben allerdings nicht in befonberen geſetzlichen Bes 
fimmungen Ausdrud gefunden; fie ergeben fi) aber aus dem Nechtsbegriff der 
Polizei und aus der gejeglich fefftehenden Organifation der Staatsverwaltung. 
In beiden Beziehungen find diefelben auch nit dem Preußiſchen Polizeirecht 
und der Preußifhen Staatsverfaſſung eigenthümlich, vielmehr gehören biefelben 
aud der Wiſſenſchaft des modernen Staatsrechts an. (Vergl. L. Stein Polizeis 
recht, III. A, 1. ©, 31: „das Recht der Polizeiverfügung beruht auf ber orga- 
nifhen Funktion ber Polizei, die Öffentliche Ordnung durch Beſchränkung der 
Freiheit des Einzelnen zu fihern, indem die letztere infoweit von der Polizei 
gefordert wird, als diefelbe einzelne in diefer Freiheit liegende Hand: 
lungen für öffentlich gefährlich, oder aber die Vornahme gemwifler anderer Hand⸗ 
lungen als eine Bedingung der öffentlichen Sicherheit erkennt”. (Klueber, 
Öffentliches Recht des Deutſchen Bundes 2c. IV. Auflage $. 386 ©. 585: „Eins 
griffe der Polizei in andere Hoheitsrechte find rechtswidrig“.) 

Indem der Vorderrichter in der Begründung feiner Entſcheidung gegen biefe 
Rehtsgrundfäge verftößt, unterliegt biefelbe ber Anfechtung und Aufhebung in 
der Revifionsinftanz. 

Allerdings hat ber beflagte Amtsvorfieher die angefochtene Verfügung „an 
ben Königlichen Militärs Fiskus“ gerichtet, wie ſich aus der Abrefie und dem 
wörtlich alfo lautenden Schlußfage derſelben ergiebt: 

„Indem ich nad Lage der Sache von Herbeiführung eines Strafverfah- 

rens Abftand nehme, muß ich doch im Interefje der Sicherheit bes Amtsbezirkes 
das in 88. 79 ff. der Kreisorbnung vorgejchriebene Zwangeverfahren einleiten, 
und da es fi darum Handelt, eine Unterlafjung zu erzwingen, dem Königs 
lichen Militärfietus, als Eigenthümer des Grunbftüdes der Schießftände auf 
der Viehweide, 3.9. der Königlichen Kommandantur hiermit aufgegeben, vom 
Tage der Behändigung diefer Verfügung ab die Schiegübungen mit dem Ins 
fanteriegewehr Modell Nr. 71 auf biefem Grundſtück zur Vermeidung einer 
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Geldbuße von 60 Mark für jeden Tag, an welchem ſolche fortgefegt werben, 
zu unterlafjen.” 

Allein, es kann dahin geftellt bleiben, ob hierin, wie der Vorderrichter an- 
nimmt, ledigli eine irrthümliche Bezeichnung der Adreſſe zu erbliden if, welche 
die an ſich nicht zweifelhafte und nicht beftrittene Bedeutung ber Verfügung nicht 
berühre, oder ob der Bellagte nicht in der That vom Fiskus, als Eigenthümer 
bes fraglichen Brunbftüds, hat erzwingen wollen, baß derfelbe von einer gemein- 
gefährlichen Benutzung feines Grundſtückes jo lange abftehe, als nicht der Schieß- 
platz in feinen Einrihtungen den im Interefje der Sicherheit der Umgebung zu 
ftellenden Anforderungen genüge, — und ob etwa eine Anordnung der Orts: 
polizeibehörbe in dieſer Richtung und Beſchränkung rechtlich möglich fei, obwohl 
fie nad) den im vorliegenden Falle obwaltenden Verhältniffen ihrer Wirkung nad) 
die Ausübung der Militärhoheit in der Ausbildung der Truppen durch die dazu 
berufenen Organe mittelbar nicht minder beſchränken würde, als wenn fie gegen 
die leßteren und deren Funktionen unmittelbar gerichtet wäre Denn unter 
allen Umftänden würde der Bellagte ſchon um deswillen nicht zum Erlaß einer 
ſolchen Verfügung befugt fein, weil die Schießftände nicht in dem ihm anver- 
trauten Amtsbezirke liegen. 

Der Beklagte und mit demfelben ber Vorberrichter begründen die Zuftändig- 
keit des Amtsvorftehers zu Oswitz durch die Ausführung, daß die Abhaltung der 
Sciegübungen auf der Viehweide zu Breslau um beswillen als eine im Amta⸗ 
bezirke Oswitz verübte Handlung angejehen werden müfje, weil fie in biefem bie 
öffentlihe Sicherheit für Perfonen und Eigenthum gefährde; das Abfeuern eines 
Gewehres ſei nicht als eine ſich lediglich auf dem Standorte des Schüßen voll- 
siehenbe, fondern als eine fich ihrer Wirkung nach auf die ganze Länge der Flug: 
bahn der Kugel erftredende, fortgefegte, einheitlihe Handlung zu betrachten. Hier⸗ 
nach fei der Beklagte, wie der Vorderrichter beduzirt, zum Erlaß der angefochtenen 
Verfügung zuftändig gewejen, da bie abminiftrative Polizei nah Preußiſchem 
Rechte als ein integrirender Theil der Polizeigerichtsbarkeit erjcheine; für dieſelbe 
daher im Weſentlichen ganz analoge Grundſätze, wie über ben firafrechtlichen 
Gerichtsſtand für die Verfolgung von Vergehen und Webertretungen beftänden 
und dies aud in den Geſetzen (8. 1 des Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 
11. März 1850, (G.S. ©. 265) und $. 1 des Gefetzes über die vorläufige 
Straffeftfegung wegen Hebertretungen vom 14. Mai 1852 (.-6. S. 245) an⸗ 
erfannt jet. 

Bezuglich der Frage, ob der Ort des begangenen Verbrechens derjenige ift, 
am welchem das Gewehr abgefchoffen ift, ober derjenige, wo ber töbtende ober 
verlegende Erfolg eintrat, Inüipfen fi auf dem Gebiete des Strafrechts an das 
Moment, daß nad) demfelben zum Thatbeftande der firafbaren Handlung (ber 
Töbtung oder Körperverlegung) der entſprechende Erfolg der Handlung gehört, 
weitgehende Meinungsverjchiedenheiten. (Rergl. einerjeits bie in Oppenhoff’s 
Kommentar zum Strafgefegbud zu 8. 3 Note 7 zitirten Enticheidungen des Stös 
niglichen Ober-Tribunals, Haelſchner, Syflem B. I S. 73 und 74, Oppen⸗ 


532 Entfeidungen und Exlaffe von Gerichten und anderen Behörden. 


boff’s Verfahren in Strafjahen S. 43 Note 9, andererfeits die Abhandlungen 
von Goldtammer, von Waehter und von Bahr in des erfteren Archiv 
3. XVIIL ©. 248 ff, ©, 449 ff, ©. 521 ff. und Temme, Strafreht 8. 22, 
&. 115 und 116.) 

Für den vorliegenden Fall ift diefe Frage indefien nicht entſcheidend. Es 
handelt ſich Bier weder um bie Beftrafung einer Handlung, und nur hierauf 
bezieht fi das Befek vom 14. Mai 1852, noch au kann fih, wie vorftehend 
dargethan, die Anordnung der Polizeibehörde gegen den Alt ber Schiekübung 
ber Truppen und die mit deren Zeitung betrauten militäriſchen Organe richten. 
Fragt es ſich aber, welche Polizeibehörde die Benugung und Einrichtung von 
Orundftüden und Anlagen auf denjelben zu regeln und zu überwachen hat, fo 
kann darüber fein Zweifel beftehen, daß dieſe Obliegenheit, joweit überhaupt von 
ben Ortspolizeibehörben, lediglich von derjenigen wahrzunehmen ift, in deren 
Bezirke das Brundflüd und die Anlagen gelegen find. Es folgt dies mit Noth 
wendigteit aus ber territorialen Organifation der Ortspolizeibehörben, wie ſolche 
fowohl in dem vom Vorberrihter in Bezug genommenen $. 1 bes Gejeßes vom 
11. März 1850,,al® au in dem $. 62 ber Kreisordnung vom 13. Dezember 
1872 beftätigt worden ift, und es würbe dies Prinzip in ben zahlreihen Fällen, 
in denen namentlic) gewerbliche Anlagen (Schießpulverfabriten, chemische Fabriken 
und dergl.) durch die Befährlichteit ihres Betriebes, dur Effluvien, Dämpfe 
und f. w. das öffentliche Interefje verſchiedener Amtsbezirke berühren, nicht vers 
laſſen werden können, ohne die Ordnung ber polizeilichen Ueberwahung unb des 
polizeiliden Einſchreitens aufzugeben. 

Nah alledem würde zu ber fraglihen Verfügung, ihre vechtlihe Möglichkeit 
in fachlicher Hinficht vorausgeſetzt, nicht der Beklagte, fonbern nur ber Polizei- 
Präfident von Breslau zuftändig fein. 

SIene Verfügung war hiernach außer Kraft zu ſetzen. 

Der Werth bes Streitobjefts war, wie geſchehen, zu beflimmen, ba es ſich 
um einen nicht genau ſchätzbaren Gegenftand von erheblicher Bedeutung handelt. 

l. 


131. 


Armen = Unterftükungs » Begriff. Juwiefern Beerdigungsfoften darunter fallen. 
Zahlung ans Irrthum. 
(Ex. des Bundesamtes f. d. Heimathweſen in Berlin am 17. März 1877.) 
Mit Unrecht iſt Verklagter in erfter Inftanz zur Erftattung der durch Beerdi- 
gung' bes Domizillofen W. K. verurfachten Koften verurtheilt worden. 
W. K. war, als er Ende Mai 1874 im Gerichtsgefängniffe zu Wol⸗ 


mirftebt verftarb, Unterfuhungsgefangener, und wurde von der Polizeiver⸗ 
waltung dajelbft auf Nequifition des Unterfuhungsgerichts und für Rechnung 
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ber Gerichtskaſſe zur Erde beftattet. Die Beerdigung ift demnad nicht im Wege 
der Armenpflege erfolgt; bie Intervention bes Armenverbanbes ift für das Be⸗ 
gräbniß aud nicht in Anfpruc genommen worden. Wäre dies gejchehen, jo 
würde Kläger der Pflicht vorläufiger Fürforge, die Mittellofigteit des Verſtorbe⸗ 
nen vorausgefeht, ſich allerdings nicht haben entziehen dürfen. Allein hieraus 
folgt durchaus nit, daß Kläger verpflichtet war, nachträglich die Beerdigungs⸗ 
foften auf bie Armenkaſſe zu übernehmen, als er unter Bezugnahme auf ben 
Minifterialerlaß vom 18. Juli 1874 nad) Verlauf von 11/s Jahren dazu aufge 
fordert wurde. Wer einem Bebrängten zu Hilfe kommt, ber ohne jolde Das 
zwifchenkunft der Armenpflege zur Laft gefallen wäre, erlangt damit nicht ohne 
Weiteres einen Erſatzanſpruch gegen den Armenverband, der eventuell die Für- 
ſorge vorläufig ober definitiv zu übernehmen gehabt hätte, am wenigften, wenn 
er irrthümlich fi) felbft zur Gewährung ber Hilfe für verpflichtet gehalten hat. 
Die Aufgabe der Armenpflege richtet fih im Wefentlihen darauf, zu verhüten, 
daß der lebende Hilfsbebürftige des nothhürftigen "Lebensunterhaltes, und daß 
der ohne Mittel Verftorbene des angemefjenen Begräbniffes entbehrt; fie fol 
einem gegenwärtigen Nothftande Abhilfe verfhaffen. Mit Rüdficht darauf ift vom 
Bundesamte in verjhiedenen Fällen bie Bewilligung von Pflegegeld für die 
Vergangenheit ber Karakter der nothwendigen Armenunterftügung abgeſprochen 
worden. Aus gleihem Grunde hat auch für Beerdigungskoften, welche von einem 
Nichtverpfliiteten in der irrthümlichen Annahme, verpflichtet zu fein, beftritten 
worden find, der Armenverband, welchem unter anderen Umftänden bie Beerdis 
gung zur Laft gefallen wäre, nachträglich nicht nachzukommen. Wenn Kläger 
gleihwohl zum Erſatze der bier in Frage ftehenden, von der Gerichtskaſſe zu 
Wolmirftebt zur Tragung übernommenen Beerbigungstoften fih verflanden bat, 
fo ift Dies nad) Lage der Sache ohne zwingenden Grund und ohne Anſpruch auf 
Rückerſatz gegen den verklagten Landarmenverband gejchehen. 

Kläger war demgemäß unter Abänderung bes erften Erkenntniſſes mit - 
erhobenen Anſpruche abzuweiſen. 


132. 


Aumeldung der Berufung durch Telegramm. Wird die Friſt durch die Ankunft, 
Abgabe an den Boten oder amtliche Präfentation gewahrt? 


(Exk. des Bundesamtes f. d. Heimathweſen in Berlin vom 17. März 1877.) 


Das angefochtene Erkenntniß ift dem Kläger am 2. November v. I. be 
bändigt worden. Die vierzehntägige Rothfrift zur Anmeldung bes Rechtsmittels 
der Berufung ging daher am 16. November zu Ende. Das, die Anmeldung ent- 
baltende Telegramm des Klägers ift aber bei der erflinftanzlihen Spruchbehörde 
erft am 17. November eingegangen, wie das Präjentatum ausweiſt. Nach ber 
vorliegenden Beſcheinigung des Kaiferlihen Zelegraphenamtes zu Poſen ift das 
Telegramm von dem mit feiner Behändigung beauftragten Amtsboten zwar noch 

Hartmann, Zeitfärift. TIL Bd. Heft. 5. 36 
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am 16. November Abends einem Dber-Präfidial-Boten zur Beſorgung an feine 
Adreffe übergeben worden. Da dafjelbe aber nicht eher als am folgenden Tage 
an die Pofenfche Deputation für das Heimathweſen reſp. an den Borfigenden 
diefer Behörde gelangt ift, jo kann bie Anmeldung als friftzeitig erfolgt nicht 
angejehen werden. Der Umftand, daß das Telegramm bei regelmäßiger Be: 
förderung nod am lebten Tage der Nothfrift hätte abgegeben werden können und 
follen, veicht nicht aus, um die eingetretene Verjpätung der Abgabe prozeſſual iſch 
unjhädli zu machen 

An die Verfäumniß der vierzehntägigen Nothfrift knüpft 8. 46 des Reichs. 
gefeges vom 6. Juni 1870 den Rechtsnachtheil des Berluftes des ie 
Demgemäß war zu erkennen. 1. 


133. 


Wirkung der Rechtskraft. Einfluß der Mora des übernahmeverpflichteten Armen- 
verbandes auf die Belaftung der Höhe der Berpfleguugäfoften. 


(Ertemnt. des Bundesamtes für das Heimathweien in Berlin vom 3. Februar 1877.) 


Die in erfter Inftanz vom verflagten Ortsarmenverbande vorgebradhten Eins 
wendungen gegen die Liquidation des Klägers find, ſoweit fie nicht in dem an⸗ 
gefochtenen Erkenntniſſe Berüdfichtigung gefunden haben, unbegründet. Gs ver- 
fteht fi von felbft, daß Verklagter jet nicht mehr feine Verbindlichkeit zum Er⸗ 
fage der liauidirten Kur und Verpflegungstoften mit dem Einwande befeitigen 
tan, daß der verpflegte F. der Armenpflege überhaupt nicht bedurft habe, 
nachdem Verklagter im Vorprozeffe zum Erjage der Aufwendungen bes Klägers, 
vorbehaltlich der Ermittelung und Feftitellung der Höhe berfelben, bereits rechts⸗ 
kräftig verurtheilt worden if. War F. nach ber Anfiht des Verklagten nicht 
hülfsbebürftig, jo mußte Verklagter dies im Vorprozeſſe geltend machen. Jetzt, 
da die Hülfsbebürftigkeit rechtskräftig anerkannt ift, kann er mit jenem Einwande 
nicht mehr gehört werden. Im Uebrigen ift die beftrittene Dauer ber Verpflegung 
vom 4. Oktober 1871 bis 28. Dezember 1873 und beren Nothwendigkeit in der 


ganzen Zeit, melde F. in ber Irrenanftalt zubrachte, durch die erſtinſtanzliche 


Beweisaufnahme dargethan. 

Die Berufung des klagenden Ortsarmenverbanbes richtet ſich Dagegen, daß 
ihm in erfter Inftanz nicht mehr als bie tarifmäßigen Pauſchſätze für Kur und 
Verpflegung des 2. 3. an 816 Tagen zuerlannt worben find, während 


er für die Zeit, wo Berklagter mit ber Uebernahme des Kranken in eigene Fir⸗ 


forge im Verzuge ſich befand, ſich berechtigt glaubt flatt des tarifmäßigen Paufch- 
quantums den zu einem höheren Durchſchnittsſatze angegebenen Selbftloftenpreis 
der Verpflegung zu liquidiren. Unzweifelhaft hat Kläger, die Schwere der Krank⸗ 
beit vorausgefeßt, nach ausbrüdlicher Beftimmung unter Nr. 2 des Zarifs vom 
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21. Auguft 1871 Anſpruch auf volle Vergütung besjenigen zu fpezialifirenden 
Aufwandes, welcher ihm durch die ärztliche Behandlung einfchließlih der Heil 
mittel und Krankenwartung, im Gegenfate zu ber gewöhnlichen Verpflegung, er- 
wachſen ift und zwar aud) für die Zeit, in welcher dem Verklagten kein Berzug 
zur Laft gelegt werben kann. Allein fpezielle Mehraufwendungen der gebachten 
Art für F. find vom Kläger nicht behauptet und in Rechnung geftellt. Er 
verlangt den Selbftloftenpreis der Verpflegung nach einem täglihen Durch⸗ 
ſchnittsſate, ohne zwiſchen Aufwendungen, welche unter Nr. 2, und folhen, welche 
unter Nr. 1 des Tarifs fallen, zu unterſcheiden. Eine ſolche Berehnung ent 
ſpricht nicht dem Tarife, welcher das unter Nr. 1 feſtgeſetzte Aequivalent für die 
gewöhnliche Verpflegung unter keinen Umftänden zu überfchreiten geftattet, auch 
wenn ber Aufwand nachweisbar in Wirklichkeit ein höherer war. Kläger will 
dann aud nicht von dem Vorbehalte unter Nr. 2 des Zarifs Gebrauch machen, 
ſondern er ſchiebt den Tarif bei Seite, indem er ſeine Berechtigung geltend 
macht, ohne Ruckſicht auf die in 8. 30 des Reichsgeſetzes vom 6. Juni 1870, bes 
ziehungsweiſe in dem Preußiſchen Zarif vom 21. Auguft 1871 der Erſatzpflicht 
gezogenen Grenzen, den wirklichen Aufwand für die Verpflegung im Ganzen zu 
liquidiren, und dieſe Berechtigung aus der behauptete mora des Verklagten ab» 
leitet. Dem fteht jedoch entgegen, daß $. 30 1. c. ben Landesregierungen 
geftattet, die Höhe des Erſatzes für häufiger vorkommende Aufwendungen ber 
Armenpflege ganz allgemein zu normiren, und baß ber, Kraft diefer Befug⸗ 
niß erlaffene Preußiihe Tarif feine Säge unterfchiedlos aufftellt, mag der fürs 
ſorge⸗ und erſatzpflichtige Armenverband bie Uebernahme des Hülfsbebürftigen in 
eigene Fürjorge verzögert haben oder nicht. Die ausgeworfene Paufchvergütung 
wird eben als das dem wirklichen Aufwande, nad) Ausſcheidung etwaiger Ver⸗ 
waltungskoſten, entſprechende Aequivalent betrachtet und ift deshalb nicht minder 
im Falle ungerechtfertigten Verzugs bei der Webernahme maßgebend. Im Ger 
biete des Armenrechts kann daher der mora des übernahmepflichtigen Armenvers 
bandes für die Bemefiung der Höhe der Verpflegungstoften feine Bedeutung 
beigelegt werben. Und mit Recht hat das erfte Erkenntniß den Tarif vom 
21. Auguft 1871 für die ganze Zeitdauer der Verpflegung des ꝛc. F. gleich⸗ 
mäßig zur Anwendung gebracht. 

Der eventuelle Antrag des Klägers, ihm zur weiteren Verfolgung des abge- 
wiejenen Xheils der Klagforberung den Rechtsweg ausbrüdlich vorzubehalten, ftellt 
fi als unftatthaft dar, inſofern Entfcheidungen der kompetenten Spruchbehörden 
in Armenfadhen über das Maß der armenrechtlichen Erſatzverbindlichkeit ſchlechter⸗ 
dings nur in dem durch bie Armengefeßgebung georbneten Verfahren angefochten 
werben können, während rein privatrechtlihe Streitigleiten der Armenverbände, 
welche der Entiheidung jener Spruchbehörden nicht unterliegen, im — 
auszutragen ſind, ohne daß es eines Vorbehalts bedarf. 
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134. 


Verautwortlichkeit eines Gemeinderehners für Die, durch Den ihm beigegebenen 
Diener verübten Unterjclagungen wegen Unterlafjung der erforderlichen 
Kontrofe. 


(Ext. des Appellationsfenates Mannheim vom 17. Mai 1876.) 


Es fieht feft, dab der Bellagte vom Jahre 1853 bis zum 16. Juni 1874, 
an welchem Tage er durch Erkenntniß des Bezirksraths Weinheim wegen fort: 
gefegter Dienftnadyläffigkeit aus dem Dienfte entlafien wurde, Gemeinderechner 
in Weinheim war, als folder unter Anderem die jogen. Gemeinderathsſporteln 
für die Gemeindekaſſe einzuziehen hatte, und zu diefem Zmwed jeden Monat vom 
Gemeinderath die Sportelverzeicänifie erhielt, daß er aber mit der Ablieferung 
der, von Februar bis Juni 1873 eingezogenen Sporteln im Betrage von 755 fl. 
42 kr. im Rüdftande blieb, obgleich er fi die dafür bemwilligte Einzugsgebühr 
von 5 pCt. gutgefchrieben, hat. Wenn es nun auch richtig if, daß der Rathe- 
diener, durch welchen der Bellagte den Einzug der Sporteln beforgen ließ, jenen 
Betrag unterſchlagen hat, fo war der Entihädigungsaniprud der klagenden Ge 
meinbe begrünbet. 

Nach Art. 148 der Gemeindeordnung ift der Gemeinderechner für die richtige 
Erhebung der Einkünfte der Gemeinde allein verantwortlid. Im $. 3 der Ber 
ordnung des Großh. Minifteriums des Innern vom 26. Januar 1849 ift diefe 
Beitimmung wiederholt und dem Rechner zur Pflicht gemacht, gleich nad Zus 
ſtellung der Ausweifung die Einnahmen einzutreiben und, foweit nöthig, die Voll- 
ftredung gegen bie Säumigen zu erwirten. 

Aus biefer alleinigen Haftbarkeit folgt, daß der Gemeinderechner insbefon- 
dere auch die Berantwortlichteit für fein Hilfsperſonal trägt. 

Vol. Wielandt, Handbuch, Anm. 2 zu Art, 148 6:0. 

Dabei ift es unerhebli, wenn der Gemeinderath den Einzug der Sporteln 
durch ben Rathsdiener geduldet, ober benjelben dem Bellagten zur Beihilfe in 
der Dienftführung zur Verfügung geftellt bat. Der Bellagte blieb dennoch ber 
Gemeinde gegenüber verantwortlich; es war feine Sade, den Diener gehörig zu 
Eontroliren, und wenn er, wie e& feine Pflicht war, das in $. 3 der Verorbnung 
vom 26. Januar 1849 und in der Verordnung Großh. Minifteriums des Innern 
vom 15. September 1858 über die Veitreibung der Gemeindeausſtände vorge 
ſchriebene Verfahren beobachtet hätte, jo hätte er gleich Anfangs etwaige Unter- 
ſchlagung bes B. entdedten müfjen und die Unterfhlagung bis zu einem fo 
Hohen Betrage daher verhüten können. 

Grundlos ift die Behauptung des Appellanten, daß es fi nicht um eigent⸗ 


*) Das Erkenntniß iſt rechtekräftig geworden. 
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lihe Gemeindeeinnahmen handle, und deshalb bie obigen geſetzlichen Beſtimmun⸗ 
gen Teine Anwendung finden. Nachdem von der Stadtgemeinde Weinheim in 
rechtsgiltiger Weiſe bie Einrichtung getroffen wurde, daß die Mitglieder des Ges 
meinderaths ftatt der früheren Gefhäftsgebühren fefte Gehalte von der Gemeinde 
beziehen, während jene Gebühren in bie Gemeindekaſſe fließen follen, und nad): 
dem der Einzug biefer Gemeinberathsiporteln für die Gemeindekaſſe dem Beklag⸗ 
ten gegen eine Zählgebühr von 5 pCt. übertragen worden ift (Gemeinderaths⸗ 
beihluß vom 28. Juni 1871 in den anliegenden Alten der Stadt Weinheim), 
war ber Bellagte für ben Einzug dieſer Sporteln ebenfo haftbar, wie für bie 
übrigen Einnahmen der Gemeinde. 
Wenn fih noch auf bie Beftimmung in $. XI des Dienftvertrages vom 
18. März 1853, lautend: 
„Dem Rechner wird zur Beihilfe bei feiner Dienftführung, foweit er deſſen 
bedarf vom Gemeinderath ein Diener zur Verfügung geftellt, und für befien 
. Belohnung aus ber Gemeindelaſſe geſorgt;“ 
berufen wird, ſo iſt ſchon von vorn herein nicht anzunehmen, daß der Gemeinde⸗ 
rath damit den Rechner ſeiner ihm nach dem Geſetz obliegenden Verbindlichkeit 
entheben wollte, und daß dies nicht die Abſicht des Gemeinderaths war, ergiebt 
ſich klar aus ber Beſtimmung bes 8. IL. deſſelben Dienſtvertrags, wonach der 
Rechner auf die Vorſchriften der Rechnungs⸗Inſtruktion vom 26. Januar 1849, 
alfo auf feine alleinige Verantwortlichkeit Hingewiefen wird, Wenn endlich von 
dem Appellanten noch geltend gemacht wurde, Die Klägerin treffe eigenes Ver: 
ſchulden, weil der Gemeinderath, obgleich er von der Säumigleit des B. Kennts 
niß gehabt, nicht früher eingefchritten fei, jo hat ſchon die Civilkammer bemerkt, 
daß der Bellagte, zu deſſen Bunften die Nachficht ausgeübt wurde, ſich darauf 
nicht berufen kann, und es ift beizufügen, daß der Bemeinberath, wenn er es 
an ber ihm obliegenden Ueberwachung fehlen ließ, zwar unter Umftänden yon 
der Gemeinde verantwortlich gemacht werben kann, bie Haftbarkeit und Erſatz⸗ 
pflicht des Beklagten dadurch aber nicht aufgehoben oder alterirt wird. 4. 


135. 


Anflöfung des weiblichen Lehr: und Erziehungsiuftitutes St. Urſula in Freiburg 
im Breisgau. 
Entſchließung des badifhen Staatsminiſteriums vom 14. April 1877.) 


Der Auflöjung des Lehr: und Erziehungsinftitutes Raſtatt (vergl. dieſe 
Zeitſchrift Band 3, Seite 267) ift nunmehr die Auflöfung des weiblichen Lehr: 
und Erziehungsinftitutes St. Urfula in Freiburg i. Breisgau gefolgt. Das Ber- 
mögen befjelben wurbe als weltliche Stiftung für ben öffentlihen Volksſchul⸗ 
unterricht der katholiſchen weiblichen Jugend der Stadt Freiburg erklärt; die 
derzeitigen Mitglieder des Inflituts erhalten aus dem jeitherigen Inftitutsver- 
mögen Rubegehalte. 
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Die Begründung dieſer Entjchließung erfolgte nach der „Karlsruher Zeitung“ 
in Folgendem: 

„Das genannte Inftitut, aus einer Möfterlihen Nieverlaffung des Drbens 
ber Urfulinerinnen hervorgegangen, deren Errichtung zu Freiburg zu Enbe bes 
fiebenzehnten Jahrhunderts von ber ſtädtiſchen Behörde für den Zwed der Unter⸗ 
weifung des weiblihen Geſchlechtes in der Stadt Freiburg in den Gegenftänden 
des Volksſchulunterrichts geftattet worden und welche nahmals durch das Re 
gulativ von 1811 in eine weltliche, dem Unterricht gewidmete Korporation um⸗ 
gewandelt worden war, unterhielt bisher eine Mädchenſchule, welche die Stelle 
eines Theiles der Volksſchule der Stadtgemeinde Freiburg vertrat. Nachdem in 
Folge ber Schulgejeg-Novelle vom 18. September 1876 die Fortdauer des letzte⸗ 
ren Verhältnifjes unftatthaft geworden, verfuchten zunächſt die Behörden, weldhen 
ber Vollzug ber das Unterrichtswefen betreffenden Geſetze obliegt, durch Ueber⸗ 
führung der feitherigen Inſtitutsſchule in eine, dem jetzigen Stande der Geſetz⸗ 
gebung entſprechende Beftalt bie fernere Verwendung der Lehrkräfte des Inftituts 
für den Vollsfhulunterriht zu ermöglichen. Zu diefem Behufe wurde dem 
SInftitut angeboten, die Inftitutsfhule in den feither benutten Räumen zu be 
loffen, diefelbe als Beftandtheil der Volksſchule der Stadt Freiburg zu erklären, 
als ſolche der Leitung bes Rektors ber ftädtifchen Schulen zu unterfiellen, im. 
Mebrigen aber den Unterriht an der Anftalt auch fernerhin durch die für das 
Lehr: und Erziehungsfach befähigten Inftitutsfrauen ertheilen zu laſſen. Ob und 
in welder Zahl neben diefen (katholiſchen) Lehrerinnen noch Lehrerinnen anderer 
Belenntniffe anzuftellen, wäre nad) den Beftimmungen bes $. 24a bes Geſetzes 
vom 18. September 1876 zu entſcheiden. Eine ſolche Umgeftaltung der Inftituts- 
ſchule würde nur bie letztere jelbft betroffen Haben. Der korporative Verband 
der Inftitutsmitglieder unter fi, eine dem Regulativ von 1811 entipredjende 
Hauss und Lebensorbnung berjelben, die Einrichtung der Verwaltung bes Ins 
ftitutsvermögens und die auf dem letzteren haftenden Genußrechte der einzelnen 
Mitglieder würben eine Aenderung nicht erlitten haben. Aehnliche Anerbietuns 
gen find von anderen, bemjelben Regulativ unterflehenden Lehrs und Erziehungs- 
infituten*) angenommen worden. 

Die Lehrfrauen des Inftituts St. Urfula jedoch haben zuerft — nad dem 
Borgange jener des jet gleichfalls aufgelöften Naftatter Inftituts — das ihnen 
gemachte Anerbieten mit einer, jede Mitwirkung bei dem Unterrihte an einer 
allen Belenntniffen gemeinjchaftlihen Voltsfhule ablehnenden Erklärung beant- 
wortet, biejer jobann die weitere nadfolgen lafien, daß fie, „weil nad dem 
Geſetze vom 18. September 1876 und ber Vollzugsverorbnung vom 20. Sep: 
tember 1876 nicht mehr befugt, den Volksſchulunterricht zu ertheilen,” ſich ent: 
ſchloſſen hätten, mit Anlehnung an das von dem Inſtitut unterhaltene Penfionat 
in den Räumen des Inftitutsgebäubes „eine Privatjchule zu errichten, bezw. 
fortzufegen.“ 


*) In der Stadt Villingen. 
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Diefen Erllärungen lag die Annahme zu Grunde, daß einerjeits bie Be- 
theiligung bei dem Unterricht, einer nad) den Beſtimmungen des Geſetzes vom 
18. September 1876 eingerichteten Volksſchule mit den nach dem Negulativ von 
1811 den Mitgliedern ber Zatholifchen weiblichen Lehr: und Erziehungsinftitute 
obliegenden Verpflichtungen nicht vereinbar, überdies buch das Geſetz vom 
18. September 1876 jelbft ausgefchloffen fei, und daß anberjeits die Inftituts- 
Thule, welche bisher die Volksſchule der Stabt Freiburg zum Theil vertrat, nad 
der durch das Geſetz vom 18. September 1876 bedingten Befeitigung dieſes Ver: 
bältnifjes in der Eigenfhaft einer von einer Korporation unterhaltenen Privat: 
Lehre und Erziehungsanftalt fortbeftehen könne. Beide Unterftellungen berubten 
auf einer durchaus irrigen Auffaflung der rechtlichen Stellung der weiblichen 
Lehr und Erziehungsinftitute. 

Das Regulativ vom 16. September 1811 ift von ber Staatsregierung er: 
laffen; über defjen Auslegung und Anwendung muß darum der Staatsregierung 
die maßgebende Entſcheidung zuftehen. Die der Erlaffung befjelben vorausge- 
gangenen Verhandlungen zeigen, daß jchon damals davon ausgegangen mwurbe, 
bie in Lehr: und Erziehungsinftitute umgewandelten vormaligen Frauenklöſter 
feien fortan als Stantsanftalten zu betrachten, deren Einrihtung von der Staats- 
behörbe zu beftimmen fei und deren Leitung dem Staate zuftehe. Die Beibe- 
haltung einer gewifien religiöfen Verbindung ihrer Mitglieder und einer biejer 
Einrichtung entſprechenden Haus: und Lebensorbnung wurde lediglich als Mittel 
zur Beförderung bes Hauptzwedes — bes Unterrichts und der Erziehung der 
weiblihen Jugend — angejehen. Die Lehr, und Erziehungsinftitute in der Ges 
ftalt, melde das Regulativ von 1811 denſelben gegeben hat, find korporativ 
organifirte, fih durch ſich ſelbſt mittelft Nachziehung von Kandidatinnen ftets 
fortergänzende Vereine von katholifchen Frauen, welde die Erziehung und ben 
Unterricht ber weiblichen Jugend zum Lebensberuf erwählt, fi) hierfür befähigt 
haben und nad einer beftimmten Haus: und Lebensordnung in Gemeinschaft 
leben. Nur bie auf die Drganifation ber Vereine bezüglichen Beftimmungen, 
ſowie die Haus- und Lebensorbnung berfelben find Gegenftand des Negulativs; 
nirgends iſt darin näher beftimmt, in welder Weife die Inflitutsfrauen dem 
erwählten Berufe, fih „aus allen Kräften der Erziehung und dem Unterrichte 
der weiblichen Jugend zu widmen” ($. 4 des Regulativs), nachkommen, oder in 
welcher Weiſe die Anftalten, an welchen die Frauen ihre Lehrthätigkeit auszu- 
üben haben, eingerichtet fein follen. Die Normen hierfür müfjen daher außer: 
halb des Regulativs gefucht werben. 

In legterer Hinfiht kommt nun zunächſt 8. 35 des Reichs-Deputations- 
hauptſchluſſes von 1803 in Betracht, wonad die Güter der Klöfter, welche in 
den zur Entihäbigung angewiefenen oder in den früher ſchon von entſchädigten 
Reichsſtänden beſeſſenen Gebieten ſich befanden, „ber freien und vollen Diepo- 
fition der betr. Landesherren ſowohl zum Behufe des Aufwandes für Bottesdienft, 
Unterrichts: und andere gemeinnüßige Anftalten, als zur Erleichterung ihrer 
Finanzen überlafien wurden. Bermöge biefer Beftimmung durfte bie badifche 
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Regierung das Vermögen der in ihrem Gebiet belegenen Frauenflöfter bei deren 
Aufhebung den an beren Stelle tretenden Lehr und Erziehungsinftituten nur 
unter der Bedingung überlafjen, daß der von denjelben zu ertheilende Unterricht 
ein gemeinnüßiger, d. i. Öffentlicher jei. Sobann erllärte das VI. Organifations- 
Edikt vom 14. Februar 1803 in Art. VI. die der Mädchen: Erziehung oder ihrem 
Unterricht fi) widmenden Frauenklöfter als beftätigt bei ihrem bisherigen Stand, 
Einkommen und Verfaffung ‚in der Hoffnung, daß fie ferner ſich beeifern werden, 
den landesherrlihen Wünſchen und Vorſchriften in Abficht des Schulunterrichts 
eifrigft entgegen zu gehen.” Endlich läßt der Umftand, daß die Rechtsverhältniffe 
und die Einrihtungen der weiblichen Lehr. und Erziehungsinftitute nicht der 
autonomen Beftaltung durch die einzelnen Lehrvereine felbft überlafien, fondern 
durch ein befonderes Staatsgeſetz, das Regulativ von 1811, in allgemein vers 
bindlicher Weife geordnet wurden, unzmweibeutig bie Abficht erkennen, bie In⸗ 
Ritute als öffentliche Anftalien, deren Zweck einen Theil des Stantszweds bildet, 
(8. 9 des 2. Konſtit.Edilts) zu erklären. 

Dem öffentlihen Charakter der Lehr- und Erziehuingsinftitute entſprach die 
bisherige Einrichtung der von benfelben unterhaltenen Unterrichtsanftalten für 
Mädchen. Allerdings waren diefe Anftalten nicht wirkliche Volksſchulen, ſondern 
Korporationsichulen, infofern das betreffende Inftitut Unternehmer der Anftalt 
war und ausfhhliegli (vom Keligionsunterrihte abgejehen) aus der Zahl feiner 
Mitglieder die Lehrkräfte flellte; aber fie bildeten eine befondere Kategorie von 
Korporationsfhulen. Die Bejonderheit beftand barin, daß die Inſtitutsſchulen 
überall, wo folche beftanden, die Volksſchule bezw. einen Theil berfelben vertraten. 
Dieſes Verhältniß, welches die Unterftellung der fraglihen Schule unter den 
Lehrplan und die Schulordnung für die Unterftellung ber fraglichen Schule unter 
den Lehrplan und die Schulordnung für die Volksſchulen, insbejondere einerfeits 
die Ausübung bes flantlihen Zwanges zum Beſuche einer Inſtitutsſchule und 
andererſeits bie Verpflichtung bes Inftituts zur Aufnahme aller ſchulpflichtigen 
Mädchen des betreffenden Schulbezirks — bedingte ($. 5 der Verordnung vom 
9. Oktober 1869, die Lehr: und Erziehungsanftalten der Privaten und Korpo- 
tationen betreffend), war nicht blos ein zufälliges und nebenfächliches, fonbern 
eine nothwendige Folge der organifationsmäßigen Beftimmungen der weiblichen 
Lehr: und Erziehungsinftitute jelbft und der nunmehrigen Widmung bes benjel- 
ben überlafjenen Vermögens ber aufgehobenen Frauenklöfer. Daraus folgt, daß 
— nachdem in Folge des Geſetzes vom 18. September 1876 die bisherigen In⸗ 
ſtitutsſchulen die Volksfhule, oder einen Theil derjelben nicht mehr erfegen dür⸗ 
fen — dieſe Schulen keineswegs nunmehr als einfache Privatlehranftalten im 
Sinne bes $. 103 des Elementar-Unterrichts-Befeges fortbeftehen können, ſondern, 
daß nad) dem jekigen Stand der Gejegebung die Lehr- und Erziehungsinftitute 
ihrer organifationsmäßigen Aufgabe durch Unterhaltung eigener KRorporationss 
ſchulen überhaupt nicht mehr nachkommen können. Nun befagt aber, wie ſchon 
angedeutet, das Regulativ von 1811 nirgends, daß bie Snftitutsfrauen nur in 
einer von dem Inftitut ſelbſt unterhaltenen (Korporations-) Schule, nicht etwa 





EL 


Entſcheidungen und Exlaffe von Gerichten und anderen Behörden. 541 


aud) durch Verſehung von Lehrftellen an einer Volksſchule, ihrem Beruf genügen 
tönnen. Aus dem Regulativ kann deshalb die Unzuläffigkeit einer ſolchen Ver⸗ 
wendung nicht abgeleitet werben. Ob diefelbe — bezw. überhaupt die Verwen- 
dung von Frauen als Lehrerinnen an Volksſchulen — mit dem Elementar-Unter: 
richts⸗Geſetz vom 8. März 1868 und mit dem Geſetz vom 18. September 1876 
vereinbar ift, darüber Haben zunächſt die zur Handhabung bes Geſetzes verfaffungs- 
mäßig berufenen Staatsbehörben zu befinden und bie Großh. Regierung wird 
eventuell die Art und Weife der Handhabung des Geſetzes den anderen Faktoren 
ber Landesgefeßgebung gegenüber zu vertreten haben. 

So wenig, wie bas Negulativ von 1811 either ſchon eine Lehrwirkſamkeit 
ber Inftitutsfrauen an Volksſchulen ausſchloß, können die auf Grund deſſelben 
übernommenen Verpflichtungen einer folhen für die Zukunft um deswillen im 
Wege ftehen, weil Eatholifch-tonfeffionelle Volksſchulen im Sinne der (urfprüng- 
lien (88. 6 und 7 des Geſetzes vom 8. März 1868 Tünftig nicht mehr beftehen 
werben. Nachdem ſchon das 4. Organiſationsedikt die vormaligen Frauenklöfter 
auf die Befolgung ber „landesherrlihen Wunſche und Vorſchriften in Abficht des 
Schulunterrichts“ hingewieſen, konnte und wollte auch das Regulativ von 1811 
den Mitgliedern der Lehr: und Erziehungsinftitute nur eine den jeweiligen geſetz⸗ 
lihen Beflimmungen über das öffentlihe Unterrichtswejen entiprehende Lehr- 
wirkſamkeit zur Pfliht mahen. Das Geſetz vom 18. September 1876 hat eine 
Einrihtung der Volksſchulen gefchaffen, welche auf dem Grundſatz beruht, daß 
ber Unterriht in einer ben verfchiedenen religiöfen Belenntnifien gemeinfamen 
Volksſchule demjenigen, ber in den bisherigen fogenannten Konfeſſionsſchulen 
ertheilt wurde, in allen Beziehungen vollkommen gleichſtehe; es wäre daher uns 
richtig, zu behaupten, daß ein der Schulorbnung und dem Lehrplan für die Volks⸗ 
ſchulen entiprechender Unterricht, wie er bisher in ber Inftitutsfchule zu ertheilen 
war, und an einer Tatholifch-tonfeffionellen Volksſchule hätte ertheilt werben kön⸗ 
nen, als Erfüllung der regulativmäßigen Verpflichtung, ſich „aus allen Kräften 
der Erziehung und dem Unterricht der weiblichen Jugend zu widmen”, alsdann 
nicht mehr gelten dürfe, wenn er künftig an einer nach ben Vorſchriften des 
Gefeges vom 18. September 1876 eingerichteten Volksſchule ertheilt wird. 

Die Mitglieder des Inftituts St. Urjula, welde noch unmittelbar an das 
Minifterium des Innern das Anfinnen geftellt hatten, auszufprehen, daß dem 
Fortbeſtand des Inftituts als Korporationsfhule gemäß 95. 103 und 109 bes 
Geſetzes vom 8. März 1868 fein Hinderniß entgegenftehe, wurden in eingehender 
Weiſe auf den Irrthum in den Borausfegungen, von welden fie bei der Ableh- 
nung ber ihnen angebotenen Umgeftaltung der Inftitutsfhule ausgegangen waren, 
bingewiefen. Das Ergebniß war eine neuerliche „einftimmig gefaßte” Erklärung 
der Inftitutsfrauen, daß fie bereit feien, 4 oder 5 aufeinanderfolgende Klaſſen 
der Mädchenſchule zu übernehmen, oder lieber: ben volksſchulpflichtigen Mädchen 
aler 8 Schuljahre den Unterricht zu ertheilen unter der Vorausfegung, daß ber 
geſammte Unterricht in diefen Klaffen nur durch die Lehrfrauen bes Inftituts 
in deſſen feitherigen Schullotalitäten ertheilt werde, daß die Lehrfrauen an feiner 
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anderen Schule oder Klaſſe als in dieſen ihrer Lehrthätigkeit zugewiejenen vers 
wendet, daß fie durch die Kommunität (das Inftitut jelbft) beftellt werden und 
daß fie der gejeglihen Schulauffiht unterftehen. Mit diefen Vorbehalten war 
die „Bereitwilligleit" der Inftitutsfrauen, bei dem Volkeſchulunterricht für die 
weibliche Zugend mitzuwirken, von geſetzlich unerfüllbaren Bebingungen abhängig 
gemacht. Indem das Inftitut fich vorbehielt, die als Lehrerinnen zu verwenden: 
den Inſtitutsfrauen felbft zu beftellen, wollte dafjelbe für den aus ber bisherigen 
Snftitutsfchule hervorgehenden Theil der Volksſchule der Stabt Freiburg eine der 
allerwejentlihften Einrichtungen bes Volksſchulweſens im Broßherzogthum, die Be- 
ftellung der Lehrkräfte durch die zuftändige ſtaatliche Schulbehörbe, ausgejchloflen 
und damit der bisherigen Inftitutsfchule thatſächlich den Charakter als Korpora- 
tionsſchule erhalten wifjen. Sobann wurde durch den Vorbehalt, daß in ben 
von Inflitutsfrauen zu unterrichtenden „aufeinanderjolgenden“ Klafien der ges 
fammte Unterricht nur durch Lehrfrauen bes Inftituts ertheilt werben dürfe, für 
diefe Klaſſen, aljo für den aus dieſen beftehenden Theil der Volksſchule die Be- 
feitigung des durch das Geſetz vom 18. September 1876 in das Elementarunter- 
richts⸗Geſetz eingefügten $. 24a. gefordert, wonach bei der Anftellung von Lehrern 
auf die Konfeffion der Schüler Rüdficht genommen werben fol, ſomit die aus: 
ſchließliche Verwendung von Lehrerinnen einer Konfeffion gejeglih unzuläffig 
ericheint. Der Inſtitutsſchule follte ſonach durch die von Seiten des Inftituts 
geftellten Bedingungen die Eigenjchaft einer „vorzugsmeife zur Erfüllung. kon 
fefftoneller Zwede begründeten Korporationsanftalt“, d. i. gerade diejenige Eins 
richtung gewahrt bleiben, wegen deren fie die Volksſchule nicht mehr vertreten 
darf ($. 6 Abf. 2 des Gejeges vom 18. September 1876). 

Die Großh. Regierung konnte ſelbſtverſtändlich die an ſolche Bebingungen 
getnüpfte Zufage nur als eine wiederholte Ablehnung betrachten. Damit war 
aber bei dem Lehr: und Erziehungsinftitut St. Urſula nunmehr daffelbe Verhält⸗ 
niß — Widerfpruch mit einer ftaatsgejeglihen Anordnung und folgeweije einem 
„Staatszweck“ — eingetreten, welches vor kurzem zur Auflöfung des Lehr: und 
Erziehungsinftituts Raftatt geführt hat und jet für das Inſtitut St. Urfula. 
dafjelbe Schickſal zu Folge haben mußte. 

Zu erwähnen ift übrigens noch einer Verjchiedenheit in ben Einrichtungen 
beider Inflitute, welche darin befand, daß, während das Naftatter Inftitut nur 
mit Schulunterricht ſich befaßte, das Suftitut St. Urfula neben feiner Mädchens 
ſchule noch ein ſogen. Penſionat unterhielt, d. h. fih damit befaßte, junge Mäd- 
en, welde die Schule des Inftituts befuchen mollten, gegen Vergütung in 
Wohnung, Verpflegung und Auffiht anzunehmen. Diejes Benfionat war in⸗ 
deffen bei dem Inftitut St. Urfula eine blos thatſächlich und erft feit dem Jahre 
1818 eingeführte, nicht zu den ftiftungsgeinäßen Aufgaben des Inftituts gehörende 
Einrihtung. Kein Theil des Inftitutsvermögens hatte die Widmung für Unters 
haltung eines ſolchen SPenfionats, da insbejondere das für legteres benützte Ges’ 
bäude nod gegenwärtig Eigenthbum der Stadt Freiburg ift. Die lediglih auf 
Duldung Seitens der auffichtführenden Behörden beruhende Thatjache des feit- 
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berigen Beftehens des Penfionats konnte deshalb auf die rechtliche Stellung bes 
Inſtituts ſelbſt keinerlei Einfluß änßern.“ 4. 


136. 


Die Grundbeſitzer find berechtigt für alle Wildſchäden, auch für die in Wäldern 
und Anen vorgefallenen, Vergütung zu verlangen. 


(Ext. de8 Berwaltungsgerihtsh. in Wien vom 17. Februar 1877.) 


Daß die Bodenkultur überhaupt und insbefondere auch der Waldbau gegen 
aus der Wildhege entjpringende Beſchädigungen gefhügt werde, ergiebt ſich aus 
den $$. 1, 2, 10, 11 der Statthaltereitundmahung vom 27. Dezember 1852 
L.⸗G.⸗Bl. für Nieder-Defterreih Nr. 473. Dies kann am allerwenigften damit 
widerlegt werden, daß der $. 2 das Einjegen von Fafanen in Wäldern, Auen 
oder Gebüfchen geftattet, infoferne dDiefes ohne Bejhädigung was immer 
für eines Grundeigenthümers gefhieht, welche der Jagdeigen- 
thümer zu vergüten gehalten fein wird. Der Folgerung, melde aus 
$. 12 gezogen werden will, fteht der $. 11 entgegen, der au bei Waldungen 
und Auen bie Einfriedigung zum Zwecke der Abhaltung bes Wildes und bes 
daraus folgenden Schadens geftattet. 

Wenn ber $. 17 dem Grunbbefiger das Recht einräumt, Die Vergütung aller 
Mildipäden zu verlangen, und daneben die Schäden an Feldfrüchten, Wein- 
gärten, oder Obftbäumen befonders erwähnt, fo berechtigt bies keineswegs zu der 
Schlußfolgerung, daß dadurch das Erjagreht auf die Beſchädigung der letzteren 
Kulturen eingeſchränkt werben wollte; fie wurden nur darum ausbrüdlicd ans 
geführt, weil die Beſchädigungen von Aedern, Wein: und Obftpflanzungen durch 
Wild am bäufigften vortommen und in der Regel bie empfindlichften find. Es 
können aber ſolche Beſchädigungen auch an Anpflanzungen im Walde und in 
Auen, von Ziergewächſen u. dgl. Bobenerzeugniffen vorlommen, die den Be- 
ſchädigten nicht minder empfindlich treffen. Wollte man ſich an den Wortlaut 
„Feldfrüchte, Weingärten, Obftbäume ausichließlih halten, und von ber An⸗ 
nahme, daß dieſe Aufzählung nit demonftrativ jondern tarativ zu verftehen fei, 
ausgehend, für alle andern Beichädigungen duch das Wild den Erſatz verfagen, 
fo bliebe die fünftlihe Aufforftung, die Baumſchule für Ziergewächſe, der Garten- 
bau, infofern es ſich nicht um Obftbäume handelt, volllommen ſchutzlos, was die 
Abſicht gewiß nicht geweſen ift. 

Ebenfowenig ift der Schluß, welder daraus, daß das Forfigefeh ber Be- 
Thädigungen des Waldes durd) das Wild nicht erwähnt, gezogen werben will, 
ein berechtigter, weil für bie Ausübung ber Jagd ſpezielle Geſetze beftehen, aljo 
das, was dahin gehört, feinen Platz nicht im Zorftgefege zu finden hat, und 
weil das Forfigefeg nur von Beſchädigungen aus Berfhulden handelt, 
während beim Wildſchaden in den jeltenften Fällen ein Verſchulden nachgewieſen 
werden Tann. 


544, Entfgeibungen und Erlafje von Gerichten und anderen Behörden. 


Hiernach hatte die politifche Behörde allerdings die Aufgabe, über die Er- 
ſatzanſprüche des Leopold Wagenfonner wegen Beihädigung von Aubäumen, 
ebenfo wie über jene des Sofef Winterer wegen Beichädigung von Obftbäumen 
zu erkennen. 

Der von ber politifchen Behörde hierbei beobachtete Vorgang erſcheint ben 
Geſetzen entiprechend, indem biesfalls ber $. 12 des Iagbnormales vom 28tem 
Februar 1786 maßgebend iſt, und nad diefem lediglich unparteiiihe Männer 
behufs der Schägung zuzuziehen find. Gegen die Perjönlichleit der beigezogenen 
Schätzmänner wurde von dem BVertreter des Sagbinhabers zeuge bes vorliegen- 
den Protokolls feine Einwendung erhoben. 

In den angefochtenen Entſcheidungen wurden auch den Grundbeſitzern 
Leopold Sieberth und Joſeſ Olashüttner Wildſchaden⸗Erſatzbeträge zugeſprochen. 
Es geht aber aus der Aktenlage hervor, daß dieſe beiden einen Schabenerjag, 
ſowie die Mitwirtung ber Behörden zu deſſen Realifirung gar nie in Anſpruch 
genommen haben. Diefelben find auch bei der Wildſchadenerhebung an Ort und 
Stelle, obwohl hierzu von Amtswegen vorgeladen, weder perfönlich, noch mittelft 
eines Bevollmächtigten, ber ſich als folcher legitimirt hätte, erjchienen. Es waren 
daher die Adminiſtrativbehörden nicht berufen, den beiden eben genannten Grund: 
befigern einen Schadenerfag, welchen fie gar nicht angeſprochen, zuzuerkennen. 
Die biesfällige Entſcheidung ift ſomit eine geſetzwidrige 

In der Auferlegung der Rommiffionstoften kann eine Gejegwibrigkeit nicht 
erblickt werben, weil über die als gerechtfertigt erfannten Anſprüche des Wagen« 
fonner und Winterer die Kommiffion jedenfalls Rattfinden mußte. 

Im Hinblide auf $. 40 des Geſetzes vom 22. Oktober 1875, R.⸗G.⸗Bl. 
Nr. 36 ex 1876, entfiel der begehrte Zuſpruch der Koſten des vor dem Ver 
waltungsgerichtehofe abgeführten Verfahrens, indem die Beſchwerde nicht ihrem 
vollen Inhalte nach als unbegründet zurüdgewieen wird. (Erk. ©. 147.) 1. 


137. 


Für eine aus öffentlihen Rüdfihten zu ſchüteude Anlage, welche innerhalb eines 
Grubenfeldes, wenn aud) erit nach defien Verleihung ohne obrigfeitlide 
Genchmigung errichtet worden it, — flud, falld ſolche durch den Bergbau 
gefährdet eriheint, nad) $. 222 allg. Berg.-Geſetz, Sicherheitsmaßregeln 
anzuordnen. 

Erk. des Berwaltungsgerichtsh. in Wien vom 3. Febr. 1877.) 

Auf Grund einer vom Teplitzer Revierbergamte unter Beiziehung zweier 
Bergwerksverftändigen und ber hierbei intereffirten Parteien am 11. November 
1875 abgehaltenen Lokalkommiſſion, wonady die Gefahr für die Tepliger Waſſer⸗ 
leitung durch einen unbeſchränkten Abbau des Kohlenflöges in den Srubenmaßen 
des Colditz und Konforten, fowie die Nothwendigkeit der Belafjung eines Schuß: 
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pfeilers beiberjeits der Tepliger Waflerleitung konftatirt wurde, hat das Revier 
bergamt zu Zeplig und im Berufungswege bie Berghauptmannſchaft zu Prag 
im Einvernehmen mit den politiiden Behörden angeordnet, daß beiberfeits der 
Zepliger Waflerleitung innerhalb der Markſcheiden ber Grubenmaße Anton, 
Synefius und Mauritius bei Turn und Weißkirchlitz ein Schutzpfeiler von je 
11 Klafter Breite belafjen werde. Zugleich wurde mit diefem Erkenntniſſe bie 
Berichtigung der Koften per 31 fl. 24 Tr. für bie behörbli) vorgenommene Ein- 
zeihnung der Wafferleitungslinie in die Grubenkarte den Bergwertsbefigern, 
welche Einzeihnung von ihnen troß wiederholten Auftrages unterlaflen worden 
war, aufgetragen. = 

Die von den Belitern jener Grubenmaße (den Beichwerbeführern) ange 
fochtene Entſcheidung der Prager Berghauptmannſchaft vom 27. Zuli 1876, ſtützt 
fih auf das Gutachten der Bergwerksverftändigen, wonach bei dem Abbau des 
Flöges unterhalb der Wafferleitung der Stadt Zeplig in den genannten Gruben⸗ 
maßen Brüche bis zu Tage entfländen, woburd die für die Stadt Teplig höchſt 
wichtige Waflerleitung gefährdet würde. — 

Nach 8. 222 des allg. Berg.⸗Geſ. hat bei Ereigniſſen im Bergbaubetriebe, 
welche die Sicherheit der Perfonen, Gebäude, Grundftüde, Heilquellen, Brunnen 
oder anderen Anlagen gefährden, die Bergbehörde die erforberlihen Sicherheits: 
maßregeln in der Regel mit Beiziehung der politifden Behörde anzuorbnen. 

Daß die Erhaltung der Zepliger Waflerleitung im öffentliden Intereſſe ge 
legen fei und ihr der nothwendige Schuß gegen ſchädliche Einwirkung bes Bergs 
baues zu Theil werden müſſe, wurbe von den kompetenten Behörden, in beren 
Ermefien die Beurtheilung diefer Frage liegt, anerkannt; durch den Befund der 
Sachverſtändigen wurde ferner Eonftatirt, daß zum Schutze der Waflerleitung bie 
Belafjung eines Schugpfeilers in den gedachten Dimenfionen unumgänglich noth⸗ 
wendig ift. 

Hieraus ergiebt ſich, daß bei diefer Amtshandlung bie im $. 222 bes allg. 
Berg.⸗Geſ. für das Adminiftrativ- Verfahren gegebenen Borjchriften beobachtet 
wurden und es konnte fohin der Verwaltungsgerichtehof in diefer Richtung keine 
Ungefeglihteit in der angefochtenen Entſcheidung erkennen. 


Die Beſchwerdeführer fügen fi auf $. 106 des allg. Berg⸗Geſ. und be- 
haupten, daß die Wafferleitungstrace ohne die gejeglich geforderte Einvernehmung 
der Grubenbefiger verlegt wurde, woraus ihnen ein Nachtheil nicht erwachſen 
könne, weshalb fie auch nicht verhalten werden dürfen, wegen biefer unberechtigt 
verlegten Waſſerleitung Schußpfeiler zu belafien, daß vielmehr die Stadtgemeinde 
Teplig ihnen für die Kohle, die nicht abgebaut werben kann, Entihädigung 
leiften oder die Waflerleitungstrace auf die frühere Linie zurüdverlegen müfle. 

Der $. 106 des allg. Berg Geſetzes Ipricht fih dahin aus, daß für Beichä- 
digungen an folden Gebäuden, ‚Waflerleitungen ober anderen Anlagen, welche 
innerhalb eines Grubenfeldes erft nach deſſen Verleihung ohne obrigkeitliche Baus 
bewilligung errichtet worden find, der Vergwerksbeſitzer nicht verantwortlich iſt. 
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Diefer Paragraph kann im vorliegenden Falle keine Anwendung finden, 
weil derfelbe nur auf Privatverhältniffe Bezug hat, im gegebenen Falle es ſich 
aber darum handelt, ob für eine aus öffentlichen Rückſichten zu ſchützende Anlage, 
welche durch den Bergbau gefährbet erſcheint, Sicherftellungsmaßregeln ergriffen 
werben follen, für welchen Fall allein der 8. 222 des allg. Berg-Gef. maßgebend 
ift. Der Umftand, ob die Wafjerleitung mit oder ohne behördliche Genehmigung 
von der uriprünglichen Stelle wegverlegt worben ober ob fie fi) noch bort be- 
findet, ift für die Entſcheidung im gegebenen Falle unerheblich, weil die Waſſer⸗ 
leitung als gemeinnügige Anlage aus öffentlihen Rückſichten gejchügt werden 
muß. — 

Allerdings kann diefer Umftand für die Entihäbigungsfrage von Bedeutung 
fein; allein diefe Frage fällt in die Kompetenz der ordentlichen Gerichte, blieb in 
ber angefochtenen Entſcheidung ungelöft und es wurde ben Beichwerbeführern in 
Bezug hierauf ausdrüdlic) der Rechtsweg vorbehalten 

In Erwägung defjen fand fi auch der Verwaltungsgerichtshof nit ver⸗ 
anlaßt, dem Begehren der Beichwerbeführer um Ergänzung des Verfahrens flatt- 
Yugeben oder auf die vorgelegten Pläne Rückſicht zu nehmen. 

Die Auferlegung der Koften per 31 fl. 24 fr. für die Einzei_hnung ber 
Wafferleitungstrace in die Grubenkarte war lediglich eine Ausführung der dies- 
falls ergangenen bereits vechtefräftig gewordenen bergbehörblihen Verfügungen 
aus den Jahren 1863 und 1875, und hatte ſich deshalb der Verwaltungsgerichts⸗ 
hof mit der Frage der Geſetzmäßigkeit dieſes Theiles der angefochtenen Enſchei⸗ 
dung nicht mehr zu befafien. 

Der von der Stadtgemeinde Teplitz angeſprochene Koſtenerſatz wurde im ge- 
mäßigten Betrage von 250 fl. nad) 8. 40 des Geſetzes vom 22, Oktober 1875 
(R.⸗G.⸗Bl. Nr. 36 ex 1876) den Bejchwerdeführern auferlegt. 1. 

(Ext. ©. 125.) 


138. 


Auslagen für Kultuszwede, deren Beftreitung in Folge befonderer Titel einer 
Gemeinde als jolher obliegt, Tönnen durch Zufchläge zu den direkten 
Steuern bededt werden. 


(Ex. des Berwaltungsgerichteh. in Wien vom 9. Februar 1877.) 


Die Gemeinden Langendorf, Neubörfl, Kreugberg, Kleinbreſſel, Gotſchdorf, 
Küttelberg, Hillersdorf und Hirſchberg haben auf Grund des Reverſes vom 
30. September 1756 dem katholiſchen Pfarrer in Neubörfl eine jährliche Geld⸗ 
abgabe im Gefammtbetrage per 74 fl. 55 kr. geleiftet. 

Als nach dem Geſetze vom 25. Mai 1868, R-G.⸗Bl. Nr. 49, die evangelis 
ſchen Anfafjen jener Gemeinden von der Verpflichtung zur Beitragleiftung für 
diefe zu Bunften bes fatholifchen Pfarrers in Neudörfl beftehende Abgabe rechts⸗ 
wirkſam enthoben worben waren, und es fid) jonach um die Bedeckung bes bier- 
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dur entftandenen Ausfalles handelte, hat das k. k. Miniftertum für Kultus und 
Unterriät mit der Entſcheidung vom 23. Jänner 1876 ausgeſprochen, 
daß nad) dem Inhalte des Reverjes vom 30. September 1756 zur Leiftung ber 
fraglichen Abgabe nicht die einzelnen Anfaflen der Gemeinden, jondern die Ge⸗ 
meinden felbft als ſolche verpflichtet find, daß mithin dieſe Abgabe als eine 
aufdem Bemeindevermögen haftende Laft erſcheint, woraus fi) ergebe, 
daß durch die nachträglich eingetretene Befreiung einzelner Gemeinde: Anfafien 
von der Beitragsleiftung für diefe Abgabe, an dem Beſtande der Verpflichtung 
felbft nichts geändert wurde, daß biefelbe vielmehr nach wie vor in gleichem 
Umfange als eine Verpfliätung der betreffenden Gemeinden fortzu« 
beftehen habe und daß die Gemeinden nur gehalten find, bei der Aufbringung 
biefer Abgabe die evangeliihen Anſaſſen nit in Anfprud zu nehmen. 

Zugleid wurde in dieſer Miniſterial⸗Entſcheidung bemerkt, daß für bie Auf- 
theilung der fraglichen Abgabe unter die einzelnen beitragspflichtigen Gemeinden 
das bis in die legte Zeit thatjächlich beftandene Verhältniß maßgebend, dagegen 
aber die Repartition innerhalb jeder einzelnen Gemeinde eine Angelegenheit des 
felbfiftändigen Wirkungskreifes derjelben fei, deren Durchführung dem Gemeinde 
ausſchuſſe vorbehaltlich des geſetzlichen Inftanzenzuges obliegt. 

In Folge defien haben die Gemeinden Gotſchdorf und Kreutberg beſchloſſen, 
die auf jebe derſelben entfallende Beitragsquote zu der Abgabe an den Pſarrer 
in Neudörfl nad) der allgemeinen Steuerſchuldigkeit aufzutheilen und einzuheben, 
wogegen Karl Graf Arco als Beſitzer des Gutes Gotſchdorf den Rekurs an ben 
ſchleſiſchen Landesausſchuß einbrachte und das Begehren ftellte, es möge bie Re 
partition der bezüglichen Beitragsleiftung nad) dem bis zum Jahre 1868 üblichen 
Einzahlungsmobus verfaßt, d. 1. nur die Auftitalbefiger und Kleinhäusler zur 
Beitragsleiftung herangezogen werben. 

Diejer Rekurs wurde mit dem Erlaſſe des fhlefiihen Landesausfchuffes vom 
8 Auguft 1876 zurüdgemiefen, und dieſe Entſcheidung ift es, gegen welche 
die vorliegende Beſchwerde des Karl Grafen Arco gerichtet wurde. 

Nah obiger Darftellung bildet die Entjheidung des k. k. Minifteriums 
für Kultus und Unterricht vom 23. Jänner 1876, welde dem Beſchwerde⸗ 
führer am 9. Februar 1876 intimirt wurde, die maßgebende Grundlage der an- 
gefochtenen Enticheidung bes ſchleſiſchen Landesausſchuſſes, indem dieſe Minifterial- 
Entſcheidung nad $. 49 des Geſetzes vom 22. Oktober 1875, R.-G.:Bl. Nr. 36 
ex 1876, vor dem Berwaltungsgerichtshofe nicht angefochten werden kann. 


Da in bdiefer Minifterial-Entiheidung die Beitragsleiftung der betreffenden 
Gemeinden zur fraglichen Abgabe an ben Tatholifhen Pfarrer in Neudörfl als 
eine Gemeindeſchuldigkeit erklärt wird, von welcher nur bie evangelifchen 
Anſaſſen freizubalten find, und dieſe Beitragsleiftung aus der Gemeindekaſſa, an 
welcher aud die evangeliichen Gemeinbeglieder betheiligt find, nicht beftritten 
werden darf, waren die Gemeinden Gotſchdorf und Kreutzberg nach $. 71 der 
Gemeindeordnung für das Herzogthum Schlefien vollkommen berechtiget, die auf 
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diefelben entfallenden, Beitragsquoten dur Zuſchläge zu ben birelten Steuern 
aufzubringen. 

In Erwägung nun, daß die Zufchläge zu den birelten Steuern nad) $. 72 
der ſchleſiſchen Gemeindeordnung auf alle in ber Gemeinde vorgejchriebenen 
Steuern diefer Art aufzutheilen und gleihmäßig umzulegen find, und daß von 
denfelben nur die im $. 73 aufgeführten Perfonen und Einkünfte, ferner im 
Grunde der bezogenen und rechtsfräftigen Miniſterial⸗Entſcheidung bie evangelis 
ſchen Gemeindemitglieder nicht getroffen werben bürfen, — muß im Beflande 
diefer Entfheidung des k. k. Minifteriums für Kultus und Unterricht, deren 
Geſetzmäßigkeit zu prüfen nach dem Vorangeſchickten der Verwaltungsgerihtshof 
nicht berufen ift, die angefochtene Entſcheidung des ſchleſiſchen Landesausſchuſſes 
als gerechtfertiget angejehen und die dagegen eingebracdhte Beſchwerde als unbe⸗ 
gründet zurüdgewiejen werben. Erk. ©. 129.) 


139. 


Die Entideidung über die Rechtmäßigkeit von Aufprühen aus einer letztwilligen 
Anordnung fteht den ordentlichen Gerichten zu und find folhe Augelegeu⸗ 
heiten von der Kompetenz des f. f. Berwaltungsgerichtähofes ansgeſchloſſen. 

(Ext. des Bermaltungsgerihtsh. in Wien vom 24. Jäuner 1877.) 


Durch den angefochtenen Erlaß des k. k. Minifteriums des Innern ddto. 
26. Juni 1876, erachtet ſich Jeanette von Bozani darum für verlegt, weil die 
Verwaltungsbehörden die Ausfolgung des vollen Ertrages der von Eleonore 
Baronin Schweiger zu einer Stiftung gewidmeten 8 Stüd Nationalbanlattien 
und 6 Stüd Grundentlaftungsobligationen an fie — die Beichwerbeführerin — 
verweigern, obſchon nad) ber legtwilligen Anordnung der Stifterin der volle 
Genuß der Rente ihr gebühre. E 
- Unter Berufung auf biefen privatreditlichen Titel beftreitet Die Beſchwerde, 
daß die Weigerung ber Berwaltungsbehörben, der Bejchwerbeführerin den vollen 
Genuß der Rente einzuräumen, eine begründete ſei und begehrt die Aufhebuug 
des Minifterialerlafjes ddto. 26. Suni 1876 in der Weiſe, daß ber Beſchwerde⸗ 
führerin ber lebenslängliche Fruchtgenuß bes ganzen Stiftungskapitales einge- 
räumt werde. 

Es ift Mar, daß die Entſcheidung ber Streitfahe von der Vorfrage abhängig 
ift, ob die von der Beſchwerdeführerin erhobenen Anſprüche in ber legtwilligen 
Anordnung gegründet, jomit berechtigt find, oder nicht. Zur Löfung dieſer Frage 
ift aber nach dem Hofbekrete vom 21. Mai 1841, Nr. 541 J.G.“S., ber Civil⸗ 
richter berufen. e 

Nach 8. 3 lit. a des Geſetzes vom 22. Dftober 1875, Nr. 36 R.G.⸗B. ex 
1876, find jedody Angelegenheiten, über welche den ordentlichen Gerichten die 
Entſcheidung zufteht, von ber Kompetenz bes Berwaltungsgerictshofes ausge 
ſchloſſen. 
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Der Verwaltungsgerichtshof mußte demnad feine Unzuftändigfeit zur Ent 
ſcheidung über die vorliegende Beſchwerde ausiprechen und konnte keinesfalls den 
angefochtenen Erlaß als gejegwidrig erkennen. 

Sind auch die Verwaltungsbehörden nad) dem zitirten Hofdekrete nicht bes 
rufen, über derlei Anſprüche Erkenntniſſe zu jhöpfen, fo ftellt fich doch die Mi- 
nifterial-Erledigung nicht als ein foldes dar, fondern biefelbe enthält nur eine 
Ablehnung des von Jeanette von Bozani an die Adminiftrativbehörden als Ver⸗ 
walter des Stiftungsvermögens geftellten Anfinnens, ihr den vollen Rentenbezug 
des Stiftungsfapitales anzumeifen. Darüber aber, ob einem ſolchen Anfinnen 
Folge zu geben ſei oder nicht, mußten die Verwaltungsbehörden entſcheiden, da 
ja gewiß nichts entgegenſteht, daß dieſelben, auch ohne vorhergegangenen Rechts⸗ 
ſtreit, Anſprüchen, welche auf ein Stiftungsvermögen oder deſſen Rente erhoben 
werden, dann gerecht werden, wenn die Rechtmäßigkeit dieſer Anſprüche Er 
allem Zweifel fteht. (Erk. S. 109.) x 
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Gefebe, Entwürfe und Infiruktionen. 


Patentgejet. Vom 25. Mai 1877. 
(R.-6.8. ©. 501). 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutjcher Kaiſer, König von Preußen x. 
verordnen im Namen des Deutichen Reihe, nad erfolgter Zuftinmung des 
Bundesraths und des Reichstags, was folgt: 

Erfter Abſchnitt. 
Patentredt. 
8. 1. 

Patente werden ertheilt für neue Erfindungen, welche eine gewerbliche Ver⸗ 
werthung geſtatten. 

Ausgenommen ſind: 

1. Erfindungen, deren Verwerthung den Geſetzen oder guten Sitten zu⸗ 
widerlaufen würde; 

2. Erfindungen von Nahrungs-, Genuß- und Arzneimitteln, ſowie von 
Stoffen, weldhe auf chemiſchem Wege hergeftellt werden, fomeit die Er: 
findungen nicht ein beftimmtes Verfahren zur Herftellung der Gegen: 
ftände betreffen. 


8.2. 

Eine Erfindung gilt nicht als neu, wenn fie zur Zeit der auf Grund dieſes 
Gefeges erfolgten Anmeldung in öffentlichen Druckſchriften bereits derart bes 
ſchrieben oder im Inlande bereits jo offenkundig benugt ift, daß danach die Be 
nutzung durch andere Sachverſtändige möglich erſcheint. | 

8.3. | 

Auf die Ertheilung des Patentes hat derjenige Anſpruch, welder die Gr | 
findung zuerft nad) Maßgabe dieſes Gejeges angemeldet hat. | 

Ein Anſpruch des Patentjuchers auf Ertheilung des Patentes findet nicht | 
fatt, wenn der weſentliche Inhalt feiner Anmeldung den Beſchreibungen, Zeide | 
nungen, Mobellen, Geräthſchaften ober Einrichtungen eines Anderen oder einem | 
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von diefem angewendeten Verfahren ohne Einwilligung defjelben entnommen, 
und von dem lekteren aus diefem Grunde Einſpruch erhoben ift. 
$. 4. 

Das Patent hat die Wirkung, daß Niemand befugt ift, ohne Erlaubniß des 
Patentinhabers den Gegenftand der Erfindung gewerbsmäßig herzuftellen, in 
Verkehr zu bringen ober feilzuhalten. 

Bildet ein Verfahren, eine Maſchine oder eine fonftige Betriebsvorrichtung, 
ein Werkzeug ober ein fonftiges Arbeitsgeräth den Begenftand der Erfindung, 
fo hat das Patent außerdem die Wirkung, daß Niemand befugt ift, ohne Erlaub- 
niß bes Patentinhabers das Verfahren anzuwenden oder den Gegenftand der Er- 
findung zu gebrauden. 

8. 5. 

Die Wirkung des Patentes tritt gegen denjenigen nicht ein, welcher bereits 
zur Zeit der Anmeldung des Patentinhabers im Inlande die Erfindung in Bes 
nußung genommen oder die zur Benutzung erforderlichen Veranftaltungen ge- 
teoffen hatte. 

Die Wirkung des Patentes tritt ferner infomweit nicht ein, als die Erfindung 
nad) Beſtimmung des Neichstanzlers für das Heer oder fr die Flotte oder 
ſonſt im Interefie der öffentlichen Wohlfahrt benugt werden fol. Doc hat der 
Patentinhaber in diefem Falle gegenüber dem Reich) oder dem Staat, welder in 
feinem befonderen Interefle die Beſchränkung des Patentes beantragt hat, An: 
ſpruch auf angemefjene Vergütung, welche in Ermangelung einer Berftändigung 
im Rechtswege feftgejegt wird. 

Auf Einrichtungen an Fahrzeugen, welche nur vorübergehend in das Inland 
gelangen, erftredt fi die Wirkung des Patentes nicht. 

8 6. 

Der Anfprud auf Ertheilung des Patentes und das Recht aus dem — 
gehen auf die Erben über. Der Anſpruch und das Recht können beſchränkt 
oder unbeſchränkt durch Vertrag oder durch Verfügung von Todeswegen auf 
Andere übertragen werden. 

58. 7. 

Die Dauer des Patentes iſt fünfzehn Jahre; der Lauf dieſer Zeit beginnt 
mit dem auf die Anmeldung der Erfindung folgenden Tage. Bezwedt eine 
Erfindung die Verbeſſerung einer anderen, zu Gunſten des Patentſuchers durch 
ein Patent geſchlitzten Erfindung, jo kann dieſer die Ertheilung eines Zuſatz⸗ 
patentes nachſuchen, welches mit dem ‘Patente für die ältere Erfindung fein 
Ende erreidt. 

8.8 

Für jedes Patent ift bei der Ertheilung eine Gebühr von 30 Mark zu 
entrichten. 

Mit Ausnahme der Zufakpatente ($. 7) ift außerdem für jedes Patent mit 
Beginn des zweiten und jeden folgenden Jahres ber Dauer eine Gebühr zu 
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entrichten, welche das erfte Mal 50 Mark beträgt und weiterhin jedes Jahr um 
50 Mark fteigt. 

Einem RPatentinhaber, welcher jeine Bebürftigkeit nachweiſt, können die 
Gebühren für das erſte und zweite Jahr ber Dauer des Patentes bis zum 
dritten Jahre geflundet und, wenn das Patent im dritten Jahre erliſcht, er⸗ 
lafjen werben. 

89. 

Das Patent erlifcht, wenn der Patentinhaber auf dafjelbe verzichtet, oder 
wenn bie Gebühren nicht fpäteftens drei Monate nad) der Fälligkeit gepahlt | 
werben. | 

8. 10, 

Das Patent wird für nichtig erflärt, wenn fi) ergiebt: 

1. daß die Erfindung nad) $$. 1 und 2 nicht patentfähig war, 

2. daß ber weſentliche Inhalt der Anmeldung den Bejchreibungen, Zeich⸗ 
nungen, Modellen, Geräthichaften oder Einrihtungen eines Anderen 
oder einen: von dieſem angewenbeten Verfahren ohne Einwilligung des⸗ 
felben entnommen war. 

2 8. 11. 

Das Patent kann nach Ablauf von drei Jahren zurüdgenommen werden: 

1. wenn der Patentinhaber es unterläßt, im Inlande die Erfindung in 

angemeſſenem Umfange zur Aus führung zu bringen, oder doch Alles 
zu thun, was erforderlich iſt, um dieſe Ausführung zu ſichern; | 
wenn im öffentlihen Intereſſe die Ertheilung der Erlaubniß zur Ber | 
nußung der Erfindung an Andere geboten erjcheint, der Patentinhaber 
aber gleichwohl ſich weigert, diefe Erlaubniß gegen angemefiene Ber: 
gütung und genügenbe Sicherftellung zu ertheilen. 

8. 12. 

Wer nicht im Inlande wohnt, kann den Anſpruch auf die Ertheilung eines 
Patentes und bie Rechte aus dem legteren nur geltend machen, wenn er im 
Inlande einen Vertreter beftelt hat. Der leptere ift zur Vertretung in dem nad) 
Maßgabe diejes Gefeges ftattfindenden Verfahren, ſowie in den das Patent be- 
treffenden bürgerlichen Rechtsftreitigleiten befugt. Für die in folden Rechtes 
ftreitigleiten gegen den Patentinhaber anzuftellenden Klagen ift das Gericht zu- 
fändig, in deſſen Bezirk ber Vertreter feinen Wohnſitz hat, in Ermangelung eines 
ſolchen das Gericht, in deſſen Bezirk das Patentamt feinen Sit hat. 


x 


Zweiter Abſchnitt. 
Patentamt. 


8. 13. 


Die Ertheilung, die Erklärung der Nichtigkeit und die Zurüdnahme dee 
Patente erfolgt durch das Patentamt. 
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Das Patentamt hat feinen Sit in Berlin. Es befteht aus mindeflens 
drei ſtändigen Mitgliedern, einſchließlich des Vorfitenden, und aus nicht fän- 
digen Mitgliedern. Die Mitglieder werden vom Kaifer, die übrigen Beamten 
vom Reichskanzler ernannt. Die Ernennung der ftändigen Mitglieder erfolgt 
auf Vorſchlag des Bundesraths und; zwar, wenn fie im Reichs- oder Staats: 
dienfte ein Amt bekleiden, auf die Dauer diefes Amtes, anderen Falls auf 
Lebenszeit; die Ernennung der nicht fländigen Mitglieder erfolgt auf fünf Jahre. 
Von den fländigen Mitgliedern müfjen minbeftens drei die Befähigung zum 
Nichteramte oder zum höheren Verwaltungsbienfte befigen, die nicht ftändigen 
Mitglieder müffen in einem Zweige ber Technik fachverfländig fein. Auf bie 
nicht fländigen Mitglieder finden die Beftimmungen in $. 16 bes Gefeßes, 
betreffend die Rechtsverhältniffe der Reichebeamten, vom 31. März 1873 feine 
Anwendung. 

$. 14. 

Das Patentamt befteht aus mehreren Abtheilungen. Diefelben werben im 
voraus auf mindeftens ein Zahr gebildet. Ein Mitglied kann mehreren Abthei- 
lungen angehören. 

Die Beihlußfähigteit der Abtheilungen iſt, wenn es fih um Ertheilung 
eines Patentes handelt, durch die Anweſenheit von mindeftens drei Mitgliedern 
bedingt, unter welchen ſich zwei nicht ftändige Mitglieder befinden müſſen. 

Für die Entjheidungen über die Erklärung der Nichtigleit und über bie 
Zurüdnahme von Patenten wird eine befondere Abtheilung gebildet. Die Ent- 
ſcheidungen derjelben erfolgen in der Beſetzung von zwei Mitgliebern, einfchließ- 
lich des Vorfigenden, welche die Befähigung zum Richteramte oder zum höheren 
Verwaltungsbdienfte befigen, und brei fonftigen Mitgliedern, Zu anderen Bes 
fhlüffen genügt die Anmwejenheit von drei Mitgliedern. 

Die Beltimmungen der Civilprogeßordnung über Ausſchließung und Ab- 
lehnung der Gerihtsperfonen finden entſprechende Anmwenbung. 

Zu den Berathungen können Sachverſtändige, welche nicht Mitglieder find, 
zugezogen werben; biefelben dürfen an ben Abftimmungen nicht theilnehmen. 

8. 15. 

Die Beichlüffe und die Entſcheidungen der Abtheilungen erfolgen im Namen 
des Patentamtes; fie find mit Gründen zu verjehen, ſchriſtlich auszufertigen und 
allen Betheiligten von Amtswegen zuzuftellen. . 

Zuftellungen, welche den Lauf von Friften bedingen, erfolgen durch die Poſt 
mittels eingefchriebenen Briefes gegen Empfangſchein. Kann eine Zuftellung 
im Inlande nicht erfolgen, fo wird fie von den bamit beauftragten Beamten bes 
Patentamtes durch Aufgabe zur Poſt nach Maßgabe ber 88. 161, 175 ber Eivil- 
prozeßord nung bewirkt. 

Gegen bie Beſchlüſſe des Patentamtes findet die Beſchwerde ſtatt. 

8. 16. 
Wird der Beihluß einer Abtheilung des Patentamtes im Wege der Be: 
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ſchwerde angefochten, jo erfolgt die Beſchlußfaſſung über dieſe Beſchwerde durch 
eine andere Abtheilung oder durch mehrere Abtheilungen gemeinjam. 

An der Beihlußfaffung darf kein Mitglied theilnehmen, welches bei dem 
angefochtenen Beſchluſſe mitgewirkt hat. 

8 17. 

Die Bildung der Abtheilungen, die Beſtimmung ihres Geſchäftskreiſes, die 
Formen des Verfahrens und der Geſchäftsgang des Batentamtes werden, infomweit 
dieſes Gefeg nicht Beftimmungen darüber trifft, durch Kaiſerliche Verordnung 
unter Zuftimmung des Bundesraths geregelt. 

%. 18. 

Das Patentamt ift verpflichtet, auf Erfuhen der Gerichte über Fragen, 
welche Patente betreffen, Gutachten abzugeben. Im Uebrigen ift dafjelbe nicht 
befugt, ohne Genehmigung des Reichslanzlers außerhalb feines gefeglichen Ge- 
ſchäftskreiſes Beihlüffe zu faflen oder Gutachten abzugeben. 

8.19, 

Bei dem Patentamte wird eine. Rolle geführt, welche den Gegenftand und 
die Dauer der ertheilten Patente, jowie den Namen und Wohnort der Patent: 
inhaber und ihrer bei Anmeldung der Erfindung etwa beftellten Vertreter an: 
giebt. Der Anfang, der Ablauf, das Erlöfhen, die Erklärung der Nichtigkeit 
und die Zurücknahme der Patente find, unter gleichzeitiger Bekanntmachung durch 
den Reichsanzeiger, in der Rolle zu vermerken. 

Zritt in der Perjon des Patentinhabers oder feines Vertreters eine Aende- 
rung ein, fo wird diefelbe, wenn fie in bemeifender Form zur Kenntniß bes 
Patentamtes gebracht ift, ebenfalls in ber Rolle vermerkt und durch den Reiches 
anzeiger veröffentliht. So lange diejes nicht gefchehen ift, bleiben der frühere 
Batentinhaber und fein früherer Vertreter nach Maßgabe diejes Geſetzes berech⸗ 
tigt und verpflichtet. 

Die Einfiht der Rolle, der Beichreibungen, Zeichnungen, Modelle und 
Probeſtücke, auf Grund deren die Ertheilung der Patente erfolgt ift, fteht, ſoweit 
es fih nicht um ein im Namen der Neichsverwaltung für die Zwecke bes Heeres 
oder der Flotte genommenes Patent handelt, jedermann frei. 

Das Patentamt veröffentlicht die Beichreibungen und Zeichnungen, ſoweit 
deren Einficht jedermann freifteht, in ihren weſentlichen Theilen durch ein amt⸗ 
liches Blatt. In daffelbe find auch die Bekanntmachungen aufzunehmen, welche 
durch den Reichsanzeiger nach Maßgabe diejes Geſetzes erfolgen müſſen. 


Dritter Abſchnitt. 
Verfahren in Patentſachen. 
$ 8% 20. 


Die Anmeldung einer Erfindung behufs Ertheilung eines Patentes geſchieht 
ſchriftlich bei dem Patentamte. Für jede Erfindung ift eine befondere Anmeldung 
erforderlich. Die Anmeldung muß den Antrag auf Ertheilung des SPatentes 
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enthalten und in dem Antrage den Gegenftand, welcher durch das Patent ge 
ihügt werden foll, genau bezeichnen. In einer Anlage ift die Erfindung ber: 
geftalt zu beſchreiben, daß danad die Benugung berjelben durd) andere Sad. 
verftändige möglich erjcheint. Auch find die erforderlihen Zeichnungen, bild: 
lihen Darftellungen, Modelle und Probeftüde beizufügen. 

Das Patentamt erläßt Beitimmungen über die jonftigen Erjordernifje der 
Anmeldung. 

Bis zu der Bekanntmachung der Anmeldung find Abänderungen ber darin 
enthaltenen Angaben zuläffig. Gleichzeitig mit der Anmeldung find für die 
Koften des Verfahrens 20 Mark zu zahlen. 

$. 21. 

IR durch die Anmeldung den vorgefchriebenen Anforderungen nicht genügt, 
fo verlangt das Patentamt von dem Patentſucher unter Bezeichnung der Mängel 
deren Befeitigung innerhalb einer beftimmten Frift. Wird diefer Aufforderung 
innerhalb der Frift nicht genügt, fo ift die Anmeldung zurücdzumeifen. 

8. 22. 

Erachtet das Patentamt die Anmeldung für gehörig erfolgt und die Er- 
theilung eines Patentes nicht für ausgejchloffen, fo verfügt es die Belannt- 
machung ber Anmeldung. Mit der Bekanntmachung treten für den Gegenftand 
der Anmeldung zu Gunften des Patentfuchers einftweilen bie geſetzlichen Wir: 
tungen bes Patentes ein (88. 4, 5). 

Iſt das Patentamt der Anſicht, daß eine nad 88. 1 und 2 patentfähige 
Erfindung nicht vorliegt, jo weift es Die Anmeldung zurüd. 

8. 28. 3 

Die Belanntmahung der Anmeldung geſchieht in der Weife, daß der Name 
des Patentfuchers und ber wefentliche Inhalt des in feiner Anmeldung enthal: 
tenen Antrages durch den Reichsanzeiger einmal veröffentlicht wird. Gleichzeitig 
ift die Anmeldung mit fämmtlichen Beilagen bei dem Patentamte zur Einficht 
für jedermann auszulegen. Mit der BVeröffentlihung ift die Anzeige zu vers 
binden, daß der Gegenſtand der Anmeldung einftweilen gegen unbefugte Be- 
nutzung geihüßt ſei. 

Handelt es ſich um ein im Namen der Reichsverwaltung für die Zwecke 
des Heeres oder der Flotte nachgeſuchtes Patent, ſo unterbleibt die Auslegung 
der Anmeldung und ihrer Beilagen. 

8. 24. 

Nah Ablauf von acht Wochen, ſeit dem Tage ber Veröffentlichung (8. 23), 
hat das Patentamt über die Ertheilung des Patentes Beſchluß zu faſſen. Bis 
dahin kann gegen die Ertheilung bei dem Patentamte Einſpruch erhoben werden. 
Der Einſpruch muß ſchriftlich erfolgen und mit Gründen verſehen ſein. Er 
tann nur auf die Behauptung, daß die Erfindung nicht neu fei oder daß die 
Vorausfegung bes $. 3 Abſatz 2 vorliege, geftügt werben. 

Vor der Beihlußfaffung Tann das Patentamt die Ladung und Anhörung 
der Betheiligten, ſowie die Begutachtung des Antrages durch geeignete, in einem 


EEE. _, 
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Zweige der Technik jachverftändige Perfonen und jonftige zur Aufklärung der 
Sade erforderliche Ermittelungen anordnen. 
8. 25. 

Gegen den Beihluß, durch welchen die Anmeldung zurüdgemiefen wird, 
kann der Patentſucher, und gegen den Beſchluß, durch welchen über bie Erthei- 
lung bes Patentes entjchieden wird, der Patentfucher oder der Einfprechende 
binnen vier Wochen nach der Zuftellung Beichwerbe einlegen. Mit der Ein- 
legung der Bejchwerde find für die Koften des Bejchwerdeverfahrens 20 Mark 
zu zahlen; erfolgt die Zahlung nicht, fo gilt die Beſchwerde als nicht erhoben. . 

Auf das Verfahren findet $. 24 Abſatz 2 Anwendung. 

8. 26. 

Iſt die Ertheilung des Patentes endgültig befchloffen, jo erläßt das Patent: 
amt darüber durch den Reichsanzeiger eine Belanntmahung und fertigt demnächft 
für den Patentinhaber eine Urkunde aus. 

Wird das Patent verfagt, fo ift dies ebenfalls befannt zu madhen. Mit 
der Berfagung gelten die Wirkungen bes einftweiligen Schuges als nicht ein- 
getreten. ; 

8. 27. 

Die Einleitung des Verfahrens wegen Erflärung der Nichtigkeit oder wegen 
Zurücknahme bes Patentes erfolgt nur auf Antrag, Im Falle des $. 10 
Nr. 2 ift nur der Verlekte zu dem Antrage berechtigt. Der Antrag ift hriftlich 
an das Patentamt zu richten und hat die Thatſachen anzugeben, auf welche er 
geftügt wird. 

8. 28. ; 

Nachdem die Einleitung des Verfahrens verfügt ift, fordert das Patentamt 
den Patentinhaber unter Mittheilung des Antrages auf, fi über denſelben 
binnen vier Wochen zu erflären. 

Erklärt der Batentinhaber binnen ber Frift ſich nicht, jo kann ohne Ladung 
und Anhörung der Betheiligten fofort nad) dem Antrage entjchieden und bei 
diefer Entſcheidung jede von dem Antragfteller behauptete Thatfache für erwieſen 
angenommen werden. 

8. 29. 

Widerſpricht der Patentinhaber rechtzeitig, oder wird im Falle bes 8. 28 
Abfag 2 nicht fofort nach dem Antrage entſchieden, jo trifft das Patentamt, 
und zwar im erfteren Falle unter Mittheilung des Widerſpruchs an den Antrag- 
fteller, die zur Aufllärung der Sache erforderlihen Verfügungen. Es kann bie 
Vernehmung von Zeugen und. Sadverftändigen anordnen. Auf biefelben finden 
die Borfchriften der Civilprozeßordnung entiprehende Anwendung. Die Bemweis- 
verhandlungen find unter Zuziehung eines beeibigten Protokollführers auf: 
zunehmen. 

Die Entſcheidung erfolgt nad; Ladung und Anhörung der Betheiligten. 

Wird die Zurüdnahme des Patentes auf Grund bes $. 11 Nr. 2 beantragt, 
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jo muß ber diefem Antrage entiprechenden Entfcheidung eine Androhung ber Zu: 
rũcknahme unter Angabe von Gründen und unter Feffegung einer angeimefjenen 
Friſt vorausgehen. 

8§. 30. 

In der Entfcheibung (88. 28, 29) hat das Patentamt nach freiem Ermeflen 
zu beflimmen, zu weldhem Antheile die Koften des Verfahrens den Betheiligten 
zur Laſt fallen. 

8. 31. 

Die Gerichte find verpflichtet, dem Patentamte Rechtshülfe zu leiften. Die 
Seftfegung einer Strafe gegen Zeugen und Sachverſtändige, weldhe nicht erſchei⸗ 
nen ober ihre Ausfage oder beren Beeidigung verweigern, ſowie bie Vorführung 
eines nicht erihienenen Zeugen, erfolgt auf Erſuchen durch die Berichte. 

i $. 32. 

Gegen die Entiheidungen des Patentamtes (38 28, 29) ift die Berufung 
zuläflig. Die Berufung geht an das Neiche:Oberhandelsgeridt. Sie ift binnen 
ſechs Wochen nad) der Zuftellung bei dem Patentamte fehriftli” anzumelden und 
zu begründen. 5 

Durch das Urtheil des Gerichtshofes ift nad Maßgabe des 8. 30 auch über 
die Koften des Verfahrens zu beftimmen. 

Im übrigen wird das Verfahren vor dem Gerichtshofe durch ein Regulativ 
beflimmt, welches von dem Gerichtöhofe zu entwerfen ift und durch Kaiſerliche 
Verorbnung unter Zuftimmung des Bundesraths feftgeftellt wird. 

8. 33, 

In Betreff der Geichäftsiprahe vor dem Patentamte finden die Beltim- 
mungen des Gerichtsverfafiungsgejeges über die Gerichtsiprache entiprechende 
Anwendung. Eingaben, welche nicht in deutſcher Sprache abgefaßt find, werden 
nicht berüdfichtigt. 


Vierter Abſchnitt. 
Strafen und Entjhädigung. 
8. 34. 

Wer wiſſentlich den Beftimmungen der 88 4 und 5 zumiber eine Erfindung 
in Venugung nimmt, wird mit Geldſtrafe bis zu fünftaufend Mark oder mit 
Gefängniß bis zu Einem Jahre beftraft und ift dem Verlegten zur Entſchädigung 
verpflichtet. 

Die Strafverfolgung tritt nur auf Antrag ein. 

8. 35. 

Erfolgt die Verurtheilung im Strafverfahren, fo ift dem Verlegten bie 
Befugniß zuzufprechen, die Verurtheilung auf Koften des Berurtheilten öffentlich 
befannt zu maden. Die Art der Belanntmadhung, jowie die Frift zu derfelben 
ift im Urtheil zu beftimmen. 
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8. 86. 

Statt jeder aus diefem Geſetze entipringenden Entfhädigung kann auf Ver: 
langen des Bejchädigten neben der Strafe auf eine an ihn zu erlegende Buße 
bis zum Betrage von zehntaufend Mark erfannt werden. Für diefe Buße haften 

Fr bie zu derſelben Berurtheilten als Geſammtſchuldner. 

Eine erfannte Buße fließt die Geltendmahung eines weiteren Entſchädi⸗ 
gungsanſpruchs aus. 

8. 37. : 

Die im $. 12 des Geſetzes, betreffend die Errichtung eines oberften Gerichts⸗ 
bofes für Hanbelsfachen, vom 12. Juni 1869 geregelte Zuftändigteit des Reichs: 
Oberhandelsgerichts wird auf diejenigen bürgerlihen Rechtsſtreitigkeiten ausge⸗ 
dehnt, in welchen durch die Klage ein Anfpruh auf Grund der Beflimmungen 
dieſes Geſetzes geltend gemacht wird. 

8. 38. 

Die Klagen wegen Verlegung des Patentrechts verjähren rüdfichtlih jeder 

einzelnen diefelbe begründenden Handlung in drei Jahren. 
$. 39. 

Darüber, ob ein Schaden entftanden ift und wie hoch ſich derjelbe beläuft, 
entjcheidet das Gericht unter Würdigung aller Umſtände nad freier Ueber: 
zeugung. 

8. 40, 

Mit Geldftrafe bis zu einhundertfünfzig Mark oder mit Haft wird beftraft: 

1. wer Gegenftände ober deren Berpadung mit einer Bezeichnung verfieht, 
welche geeignet ift, den Irrthum zu erregen, daß die Gegenftände durch 
ein Patent nad) Maßgabe diefes Geſetzes geſchützt feien; 

2. wer in öffentlichen Anzeigen, auf Aushängefchildern, auf Empfehlungs- 
farten oder in ähnlichen Kundgebungen eine Bezeichnung anwendet, 
welche geeignet ift, den Irrthum zu erregen, daß die darin erwähnten 
Gegenftände duch ein Patent nah) Maßgabe dieſes Geſetzes ge- 
ſchützt feien. 


Fünfter Abſchnitt. 
Uebergangsbeftimmungen. 
8. 41. 

Die auf Grund landesgeſetzlicher Beftimmungen zur Zeit beftehenden Patente 
bleiben nad) Maßgabe diefer Beftimmungen bis zu ihrem Ablaufe in Kraft; 
eine Verlängerung ihrer Dauer ift unzuläffig. 

8. 42. 

Der Inhaber eines beftehenden Patentes (&. 41) kann für bie daburd ge 
fhüßte Erfindung die Ertheilung eines Patentes nah Maßgabe dieſes Geſetzes 
beanfprudhen. Die Prüfung der Erfindung unterliegt dann dem durch diefes 
Geſetz vorgefchriebenen Verfahren. Die Ertheilung bes Patentes ift zu verfagen, 
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wenn vor der Beihlußfaffung über die Ertheilung der Inhaber eines anderen, 
für diefelbe Erfindung beftehenden Patentes ($. 41) die Ertheilung des Patentes 
beanſprucht oder gegen bie Ertheilung Einfprud) erhebt. Wegen mangelnder 
Neuheit if die Ertheilung des Patentes nur dann zu verfagen, wenn bie Er- 
findung zur Zeit, als fie im Inlande zuerft einen Schuß erlangte, im Sinne des 
8. 2 nicht mehr neu war. 

Mit der Ertheilung eines Patentes nach Maßgabe diefes Geſetzes erlöſchen 
die für diefelbe Erfindung beftehenden Patente ($. 41), ſoweit der Inhaber des 
neuen Patentes deren Inhaber if. Someit biefes nicht der Fall ift, treten die 
gejeglihen Wirkungen: des neuen Patentes in dem Beltungsbereiche der beftehen- 
den Patente erſt mit dem Ablaufe der letzteren ein. 


$. 43. 

Auf die gefeklihe Dauer eines nad) Maßgabe des 8. 42 ertheilten Patentes 
wird bie Zeit in Anrechnung ‘gebracht, während deren die Erfindung nad) dem 
älteften der beftehenden Patente im Inlande bereits geſchützt geweſen ift. Der 
PBatentinhaber ift für die noch übrige Dauer des Patentes zur Zahlung der ge 
jeglichen Gebühren ($. 8) verpflichtet; der Fälligkeitstag und der Jahresbetrag 
der Gebühren wird nad dem Zeitpuntte beftimmt, mit weldhem die Erfindung 
im Inlande zuerfi einen Schutz erlangt hat. 

8. 44. 

Durch die Ertheilung eines Patentes nad) Maßgabe des 8. 42 werben 
diejenigen, welche die Erfindung zur Zeit der Anmeldung derfelben ohne Ders 
legung eines Patentrechts bereits in Benußung genommen ober bie zur Bes 
nußung erforderlichen Veranſtaltungen getroffen hatten, in biefer Benugung 
nicht beſchränkt. 

8. 45. 

Diefes Geſetz tritt mit dem 1. Zuli 1877 in Kraft. 

Urkundli unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und bgardien 
Raiferlihen Infiegel. 


Verordnung, betreffend die Einrichtung, das Xerfahren und den Geihäftägaug 

des Patentamts. 

Som 18. Juni 1877. (R.-©.8. S. 633.) 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaifer, König von 
Preußen x. 
verorbnen zur Ausführung bes Patentgejeßes vom 25. Mai 1877 (Reichs⸗Geſetz⸗ 
blatt ©. 501) im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung bes Bundes: 
raths, was folgt: _ 

8. 1. 
Das Patentamt beſteht aus ſieben Abtheilungen. 
Zuſtändig ſind: 
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die Abtheilungen I und II für die Beſchlußfaſſung über Patentgejuche 
ausſchließlich aus dem Gebiete der mechanischen Technik; 

die Abtheilungen III und IV für die Beichlußfaffung über Patentge⸗ 
ſuche ausſchließlich aus dem Gebiete der hemifchen Technik; 

die Abtheilungen V und VI für die Beſchlußfaſſung über ſolche Patent: 
gefuche, welche das Gebiet der chemiſchen und der mechanischen 
Technik zugleich berühren, ſowie über alle jonftigen Patentgeſuche; 

die Abtheilung VII für die Beſchlußfaſſung und Entſcheidung in dem 
Verfahren wegen Erklärung der Nichtigkeit und wegen Zurüdnahme 
ertheilter Patente. 

8. 2. 

Für Beſchwerden gegen den Beihluß einer Abtheilung in dem Verfahren 
wegen Ertheilung eines Patentes ift diejenige Abtheilung zuftändig, welche neben 
der erfteren nad) $. 1 über Patentgefudhe aus demſelben Gebiete der Technik zu 
beſchließen bat. Der Vorfigende des Patentamts Tann jedoch im einzelnen Falle 
beftimmen, daß außer der hiernach zuftändigen Abtheilung eine oder mehrere 
andere Abtheilungen bei der Beſchlußfaſſung über bie Beſchwerde mitwirken 
follen. 

Für Beſchwerden in dem Verfahren wegen Erflärung der Nichtigkeit ober 
wegen Zurüdnahme eines Patentes find diejenigen beiden Abtheilungen gemein- 
jam zuftändig, welche nad $. 1 über Patentgefuche zu beichließen haben, Die 
demſelben Gebiete der Technikt, wie das angefochtene Patent, angehören. 

8. 3. 

Die näheren Beftimmungen über die Vertheilung ber Geſchäfte an die 
einzelnen Abtheilungen hat der Vorfigende des Patentamts zu treffen. Für Ans 
träge oder Geſuche, welche die Ertheilung, die Erflärung der Nichtigkeit oder bie 
Zurüdnahme eines Patentes nicht betreffen, kann er in. jedem einzelnen Falle 
die Zuſtändigkeit beftimmen. 

8.4. 

An den Verhandlungen einer Abtheilung können nur ſolche Mitglieder theils 
nehmen, welche der Abtheilung angehören. 

Den Abtheilungen I und II müffen mindeftens je 5, den Abtheilungen III 
und IV minbeftens je 3, den Abtheilungen V und VI mindeftens je 4 und ber 
Abtheilung VII minbeftens 6 nicht ftändige Mitglieder angehören. Von den 
Mitgliedern der Abteilung V und ber Abtheilung VI muß mindeftens je eins 
aus jeder der erften vier Abtheilungen, von den Mitgliedern der Abtheilung VIL 
muß minbeftens je eins aus jeber ber erften ſechs Abtheilungen entnommen fein. 

Jeder Abtheilung muß mindeſtens ein ftändiges Mitglied, der Abtheilung 
VII außerdem ber VBorfigende des Patentamts angehören. * 

8. 5. 

Die Abtheilungen werden durch eine Verfügung des Vorſitzenden des Pa⸗ 
tentamts, welche die Mitglieder einer jeden Abtheilung bezeichnet, auf die Dauer 
eines Jahres oder für einen längeren Zeitraum gebildet. 
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Bei Ablauf der Zeit, für welche die Abtheilungen gebildet waren, erläßt der 
LVorfitende des Patentamts eine neue Verfügung, welche die Abtheitungen aber⸗ 
mals im voraus auf mindeſtens ein Jahr bildet. Hierbei kann die Zuſammen⸗ 
jegung der Abtheilungen unverändert bleiben. Im Falle des Todes, der Er- 
krankung oder der längeren Abmejenheit eines Mitgliedes können in bie davon 
betroffene Abtheilung, foweit und jo lange das Bedürfniß diefes erfordert, durch 
Verfügung des LVorfigenden Mitglieder anderer Abtheilungen zur Aushülfe 
berufen werden. 

8.6. 

Die Geichäftsleitung in den Abtheilungen führt das von dem Verfigenden 
des Patentamts hierzu beftimmte Mitglied. Im der Abtheilung VII ‚führt fie 
der Torfigende des Patentamts felbft. Bei Beſchwerden gegen Beichlüffe einer 
der erften ſechs Abtheilungen fteht die Geſchäſtsleitung dem Vorſitzenden des 
Patentamts zu; welchem der fländigen Mitglieder bei Beichwerden gegen Be: 
ſchlüſſe der Abtheilung VII die Geſchäftsleitung zuftehen fol, beftimmt der Vor⸗ 
figende des Patentamts zum voraus für die in 8. 5 bezeichnete Zeit. 

Ueber die Vertretung im Vorſitz, ſowie über die Vertretung in ber Ge 
ſchäftsleitung der Abtheilungen hat der Vorſitzende des Patentamts Beſtimmung 
zu treffen. 

8.7. 

In den Abtheilungen liegt es dem gejchäftzleitenden Mitgliede ob, die für 
den Fortgang der Sachen erforberlihen Verfügungen, fomeit dadurch der Ent- 
ſcheidung nicht vorgegriffen wird, zu treffen. Insbeſondere hat das geſchäfts⸗ 
leitende Mitglied für jede Sache den Berichterftatter zu bezeichnen, welchem allein 
oder unter Mitwirkung eines zweiten Mitgliedes die Prüfung der Sache zunächſt 
aufallen fol. Der Berichterftatter hat den mündlichen Vortrag in den Situngen 
zu halten, ſowie ale Beſchlüſſe und Entſcheidungen in der für die Zufertigung 
an bie Betheiligten geeigneten Form fhriftlih zu entwerfen. Das gejchäfts- 
leitende Mitglied ift befugt, Aenderungen in der Faſſung, ſoweit ihm ſolche noth- 
wendig erſcheinen, vorzunehmen. 

Weber die Zuziehung von Sachverſtändigen (Patentgeſetz 8. 14 Abfab 5) 
befchließen die Abtheilungen. 

8. 8. 

Die Beſchlußfaſſung der Abtheilungen kann nur auf Grund mündlichen 
Vortrags in der Sitzung erfolgen: 

1. wenn es fih um einen Beſchluß nach Maßgabe des 8. 25 bes Geſetzes 
handelt; 

2. wenn es fi im Falle des 8. 29 Abſatz 3 des Gejehes um die An- 
drohung ber Zurüdnahme eines Patentes handelt; t 

3. wenn es fih um die Entſcheidung über die Erflärung der Nichtigkeit 
ober bie Zurüdnahme eines Patentes handelt. 5 

8.9, 
Die Beihlüffe und Entſcheidungen der Abtheilungen erfolgen nach Stimmen» 


— — — 
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mehrheit. Bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des geſchäftsleitenden 
Mitgliedes. Iſt dem Beſchluß ober der Entſcheidung eine Anhörung der Be 
theiligten (Patentgeſetz 8. 24 Abſatz 2, 8. 25 Abſatz 2, $. 29 Abſatz 2) vorher: 
gegangen, jo fann ein Mitglied, welches bei derſelben nicht zugegen geweſen ift, 
an ber Abftimmung nicht theilnehmen. 

8. 10. 

Dem Vorfigenden des Patentamts liegt es ob, auf eine gleichmäßige Ber 
handlung der Bejchäfte und auf die Beobachtung gleicher Grundſätze hinzuwirken. 
Zu diefem Behufe ift er befugt, den Berathungen aller Abtheilungen beizu- 
wohnen, auch jämmtlihe Mitglieder zu Plenarverfammlungen zu vereinigen und 
bie Berathung des Plenums über die von ihm vorgelegten Fragen herbeizuführen. 

8§. 11. 

Die Sigungen der Abtheilungen finden ber Regel nad) an beftimmten Tagen 

und zu beftimmten Stunden ftatt. Die Verfügung darüber fteht dem Vorſitzen⸗ 


den des Patentamts zu. 
8. 12. 


Zeugen und Sachverſtändige erhalten nad den am Orte ihres Wohnſitzes 
für bürgerliche Rechteftreitigkeiten maßgebenden Beftimmungen eine Entfhädigunge 
für Zeitverfäumniß und Erftattung der ihnen verurfachten Koften, Sachverſtän⸗ 
dige außerdem eine Vergütung ihrer Mühmaltung. 

8. 18. 

Zu den Koften des Verfahrens, über welche das Patentamt nad) 8. 30 bes 
Gejeges zu beftimmen hat, gehören außer ben aus ber Kaffe bes Patentamts 
beftrittenen Auslagen diejenigen ben Betheiligten erwachſenen Koften, welche nad) 
freiem Grmefjen des Patentamts zur zwedentfprechenden Wahrung der Anſprüche 


und Rechte nothwendig waren. a 


Die Einrihtung des Büreaus, die Verwaltung ber Kaffe, der Bibliothek 
und der Sammlungen werben durch ben Vorfigenden des Patentamts georbnet. 
Der Vorfitende erläßt die für die Beamten erforderlichen Geſchäftsanweiſungen. 

8. 15. 

Die Leitung und Beauffihtigung des gefammten Gejchäftsbetriebes fteht dem 
Vorfigenden des Patentamts zu. Er ift der Dienftvorgefekte der Subalterns 
und Unterbeamten. Er verfügt in allen Verwaltungsangelegenheiten. 

8. 16. 

Geſchäftsſachen, melde während der Dienftftunden der Büreaus eingehen, 
find alsbald, andere Gejchäftsfadhen bei dem Wiederbeginn der Dienftftunden 
von dem dazu beftimmten Beamten nad) der Reihe des Eingangs oder, wenn 
diefe nicht feftiteht, nach der Reihe, in welder fie von dem Beamten übernommen 
werden, mit einer laufenden Nummer und dem Datum zu verſehen. 

8. 17. 

Schriftſtücke, in welchen die Ertheilung eines Patentes nachgeſucht wird, oder 
welche auf ein bereits eingeleitetes Verfahren wegen Ertheilung eines Patentes 
Bezug haben, gehen unmittelbar an bie für die Erledigung zuſtändige Abtheilung. 
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Wird in Bezug auf die Zuftändigkeit Anftand erhoben, jo ift die Beſtimmung 
bes Borfigenden des Patentamts einzuholen. Alle übrigen Schriftſtüde werben 
dem letzteren vorgelegt. 

8. 18. 

Das Patentamt kann nad) feinem Ermeſſen von den bei ihm beruhenden 
Eingaben und Verhandlungen, ſoweit deren Einſichtnahme geſetzlich nicht be 
ſchränkt if, auf Antrag von jedermann Abfchriften und Auszüge gegen Einzahlung 
ber Koften ertheilen. 


8. 19. 
Die Ausfertigungen der Beichlüffe der Abtheilungen erhalten die Unter 
ſchriften: „Kaiſerliches Patentamt, Abtheilung ....... . “. Diejenigen Beſchlüſſe 


jedoch, welche die Abtheilungen als Beſchwerdeinſtanzen faſſen (5. 2), ſowie alle 
Entſcheidungen des Patentamts erhalten in der Ausfertigung nur die Unter⸗ 
ſchrift: „Kaiſerliches Patentamt“. Die Ausfertigungen werden von dem geſchäfts⸗ 
leitenden Mitgliede vollzogen. Vorladungs⸗ und Zuſtellungsſchreiben, ſowie die 
Ausfertigungen der Patenturkunden werden nicht vollzogen, ſondern nur be- 
glaubigt. Die Beglaubigung von Schriftftüden geſchieht unter der Unterfchrift 
des von dem Borfigenden bes Patentamts dazu beftimmten Beamten und unter 
Beifügung des Siegels des Patentamts. - 
$. 20. 

Das Siegel des Patentamts enthält in der Mitte den Reichsadler und in 
ber Umſchrift die Worte: „Raiferlihes Patentamt“. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und ringe 
Kaiſerlichen Infiegel. 


Bekanntmachung des Reichskanzlers, betreffend den Gewerbebetrieb der Ausländer 
im Umberziehen, vom 7. März 1877. 
Auf Grund der Beftimmung im $. 57 Abſ. 3 der Gewerbeorbnung bat der 
Bundesrath nachſtehende Beftimmungen über den Gewerbebetrieb der Ausländer 
im Umherziehen erlaffen: Er 


Ausländer, welche eine Gewerbe im Umberziehen (88.55 und 56 der Ge: 
werbeordnung) betreiben wollen, bedürfen eines Legitimationsfcheines. Ausge⸗ 
nommen find ſolche Ausländer, welche ausfchließlih den Verkauf ober Anlauf 
roher Erzeugnifje der Land: und Forftwirthfchaft, des Garten: und Obftbaues 
im gewöhnlichen Grenzverkehr betreiben wollen. 

8. 2. 

Die Ertheilung eines Legitimationsſcheines iſt zu verſagen, ſobald für das 
Gewerbe, für welches der Schein nachgeſucht wird, der den Verhältniſſen des 
Verwaltungsbezirks der Behörde entſprechenden Anzahl von Perſonen Legitima⸗ 
tionsſcheine ertheilt ſind. 

Für das Gewerbe ber Topfbinder, der Keſſelflicker, der Händler mit Draht⸗ 
waaren und ähnlichen Gegenfländen darf ein Legitimationsfhein nur folden 
Perſonen ertheilt werden, welche nachweislich in dem nächftvorangegangenen 
Ralenderjahre einen Legitimationafchein für dieſes Gewerbe erhalten haben. 
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8. 3. 

Ausländer, welche entweder das 21. Lebensjahr noch nicht überſchritten haben 
oder durch ihre Perſönlichkeit zu erheblichen polizeilichen Bedenken Anlaß geben, 
insbeſondere alſo ſolche Ausländer, bei welchen einer ber im 8. 57 ber Ge: 
werbeorbnung unter 1 bis 4 bezeichneten Fälle vorliegt, find zum Gewerbebe⸗ 
trieb im Umherziehen nicht zuzulafien. 

Umherziehende Schaufpieler-Gefellipaften find nur dann zuzulaflen, wenn 
der Unternehmer bie im 8.32 der Gewerbeordnung vorgejchriebene Erlaubniß befigt. 
%. 4. 

Perſonen, welche den unter Nr. 3 Abſatz 1 bezeichneten Anforderungen an 
die felbftftändigen Gemwerbetreibenden nicht entiprehen, bürfen weder als Bes 
gleiter ($. 62 Abjat 2 der Gewerbeordnung) zugelaffen, noch zu anderen Zweden 
mitgeführt werben. Diefe Beitimmung findet aud auf die Begleitung eines 
ausländiſchen Gewerbetreibenden durch einen Inländer ober eines inländiſchen 
Gewerbetreibenden durch einen Ausländer Anwendung. 

8. 5. 

Der Legitimationsſchein gewährt die Befugniß zum Gewerbebetrieb im Um⸗ 
berziehen in bem Bezirke derjenigen Behörde, welche den Legitimationsſchein er= 
theilt hat. Zu dem Gewerbetrieb in einem anderen Bezirke ift die Ausdehnung 
des Legitimationsfcheines durch die zufländige Behörde dieſes Bezirks erforderlich. 
Die Ausdehnung wird verfagt, ſobald für die den Verhältnifien des Bezirks ent- 
ſprechende Anzahl von Perſonen Legitimationsjcheine bereits ertheilt oder auf 
den betreffenden Bezirk ausgedehnt find. Die Beftimmungen des 8. 59 Abi. 1 
ber Gewerbeordnung kommen aud hier zur Anwendung. 

Das Recht, einen Ausländer aus dem Bundesgebiete auszumeifen, wird 
durch diefe Beſtimmungen nicht berührt. 

8. 6. 

Die Legitimationsſcheine werden durch diejenigen Behörden ertheilt, welche 
zur Ertheilung von Legitimationsſcheinen an Inländer ermächtigt find. Für den 
im $. 58 der Gewerbeordnung unter 1 und 2 bezeichneten Gewerbebetrieb jteht 
die Ertheilung derjenigen Unterbehörbe zu, in deren Bezirt der Gewerbebetrieb 
beabſichtigt if. 

8. 7. 

Der Legitimationsſchein hat das Gewerbe des Inhabers genau anzugeben. 
Begleiter, deren Mitführung dem Inhaber geſtattet iſt, find darin zu nennen 
und näher zu bezeichnen. 

8. 8. 
Für das Verhalten der Gewerbetreibenden iſt 8. 61 der Gewerbeordnung 
maßgebend. 
8.9. 
Vorftehende Bellimmungen kommen vom 1. Januar 1878 ab zur Anwendung. 
1. 





Auffäße 


Die Kommnnalverwaltung in den öftliden Provinzen des 
prenfifchen Stantes. 
Bom Herrn Reg.-Rath Marcinomsti zu Königsberg i. Pr. 
(Bortfegung des Auffates Seite 458.) 
IV, 
Praktiſche Erfahrungen und Reformvorſchläge. 

Wenn ich es unternehme, die praktifhen Erfahrungen, welche nach Eintritt 
ber neuen era der kommunalen Selbftverwaltung, aljo feit der Wirkſamkeit der 
Kreisorbnung vom 13. Dezember 1872, auf dieſem Gebiete gemacht find, in dem 
knappen Rahmen einer Abhandlung zur Darftellung zu bringen, jo muß id) mir 
ſelbſtverſtändlich die Beichräntung auferlegen, nur allgemeine Geſichtspunkte und 
Hauptmomente zum Gegenftande der Betrachtung zn machen. Die gleiche Bes 
handlung ift für die Beiprehung der Reformvorſchläge geboten. Auch hier werben 
im Sinblid auf bie Tendenz bieſes Artikels nur allgemeine Andeutungen und 
kurze Bemerkungen eine Stelle finden können. { 

Die kommunale Selbftverwaltung der Landgemeinden hat bisher meiftens 
nur in größeren Ortſchaften und auch in diefen nur da eine ben wirthſchaft⸗ 
lichen Interefien annähernd entipredyende Geftaltung gewonnen, wo ein ausführ« 
liches, den örtlichen Verhältniſſen angepaßtes Statut eine geregelte Kommunal» 

. verwaltung möglich machte. In allen andern Landgemeinden ift das kommunale 
eben noch mehr oder weniger in den bürftigften Anfängen ber Entwidelung 
ftehen geblieben. Das Verſtändniß für die Aufgaben der Selbfiverwaltung und 
die Fähigkeit zur Durchſührung berfelben wird weſentlich durch den Mangel eines 
geeigneten gejeglihen Anhalts für eine georbnete Verwaltung, an vielen Stellen 
aber aud) durch den geringen Bildungsgrad der Ortseingeſeſſenen zurüdgehalten. 
Es ift eine bebauerlihe Thatſache, daß zur Zeit in ben öftlichen Provinzen ber 
preußifhen Monarchie eine nicht unbeträchtlihe Anzahl jelbftftändiger Land: 
gemeinden außer Stande ift, das erforderliche Kontingent für die normale Ors 
ganifation einer erfprießlichen Rommunalveswaltung aus eigner Mitte zu ftellen, 
daß viele Dorfgemeinden von Gemeindevorftänden verwaltet werben, welche eine 
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fehr geringe Geſchäfts- und Geſetzeskenntniß befigen und beshalb ber ihnen ans 
gewiejenen Verwaltungsftellung nicht gewachſen find. Die Gefhäftsführung geht 
bier — vielfah zum Schaden ber Kommune — in die Sand ber Säullehrer 
über, räumt alfo thatſächlich Perſonen, welche außerhalb der Verwaltungs: 
organifation ftehen, einen unberedhtigten Einfluß ein, und vereitelt den Haupt⸗ 
zwed ber Selbfiverwaltung: das felbfiftändige und ſelbſtbewußte Schaffen und 
Wirken. Im Anfhluß an derartige Mißftände pflegt auch noch der ſchlimmſte 
Feind gefunden Kommunallebens, der Eigennuß Einzelner oder gewifjer Inter- 
efientengruppen, feine unbeilvolle Wirkſamkeit zu entfalten. Einer ſchwachen 
Verwaltungsbehörbe gegenüber bat er leichtes Spiel, ſchlägt bald in einer für 
das Gemeinweſen verhängnißvollen Weife feſte Wurzeln und drängt ben Sinn 
für gemeinnütiges Schaffen, das Lebenselement einer günftigen kommunalen 
Entwidelung, zurüd. Je Meiner der Verwaltungskreis it, defto ſchwerer wird 
ſich in demfelben eine Verwaltung begründen lafjen, welde fi) von ber Berüds 
fihtigung von Privatinterefien frei hält und lediglich in der Förderung bes Ge- 
meinwohls feine Beftimmung ſucht. Der Gejeßgebung fällt daher gerade in 
Betreff des Heinften Kreifes der Rommunalverwaltung, der Landgemeinde, die 
Aufgabe zu, die einfhlagenden Verhältniffe in der eingehendften und forgfäls 
tigften Weife zu regeln, und einerjeit® auf die Normirung geeigneter Berwals 
tungsregeln, andrerjeits auf die Herftellung der umfafjendften und wirkſamſten 
Kontrole der Verwaltung Bedacht zu nehmen. Das Bebürfniß der ſyſtematiſchen 
Regelung der ländlihen Koommunalverwaltung und der ſcharfen Begrenzung der 
in dieſelbe eingreifenden Verhältnifie des öffentlichen Rechts führte jhon im 
Sahre 1850 zur Kobifilation einer Gemeindeordnung (11. März 1850), welche 
den Ausbau des ländlihen Kommunalwefens in Nachbildung der ftädtiihen Be: 
meindeverfaffung in Ausfiht nahm. Diefe Gemeindeordnung ift, wie bereits bei 
ber Erörterung ber ländlichen Kommunalverwaltung erwähnt, vor erfolgter Aus: 
führung aufgehoben. Das weitere Fortichreiten auf der Bahn der Förderung 
einer geregelten Selbfiverwaltung brängt indeß mit zwingender Nothwendigkeit 
darauf bin, die noch außsftehende Gemeindeordnung in gleihem Sinne auf der 
durch die neuen Verwaltungsgejege gefchaffenen Grundlage baldigft zur Geftal- 
tung zu bringen, weil fi nur unter dieſer Vorausfegung ein eriprießlihes Zur 
fammenmwirken der Organe ber Selbftverwaltung ermöglichen läßt. Das Heinfte 
Gemeinweſen trägt in feiner Entwidelung den Keim gejunder und kräftiger Ent: 
faltung der aus denjelben zufammengefegten größeren Kommunalverbänden in ſich. 
Aus ihm müflen fi die Elemente für die Verwaltung ber größeren Körper⸗ 
ſchaften herausbilden, und ift deshalb bie richtige Fundamentirung ber Verfaflung 
ber Landgemeinden, Gutsdezirte und Städte für die normale Thätigfeit der 
Kreis⸗ und Provinzialverwaltung von der weſentlichſten Bedeutung. Die Ein- 
führung einer neuen, in das Syftem der gegenwärtigen Berwaltungsgefeßgebung 
einzufügenden Landgemeindeordnung wird zwar” infofern auf praftiihe Schwie- 
rigkeiten ftoßen, als ein großer Theil der zur kommunalen Selbftverwaltung be= 
rufenen Drgane nicht allein, wie vorhin angedeutet, des erforderlichen Geſchicks 
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und der entiprechenben geichäftlichen Erfahrung entbehrt, fondern auch namentlich 
durch die mangelhafte Ausbildung in der Kenntniß und Handhabung der ein- 
ſchlagenden Gefegesvorfhriften in ihrer Wirkfamfeit beeinträchtigt wird. Dieſes 
nicht zu unterſchätzende Hinderniß der günftigen Geftaltung ber erften Entwide 
lungsperiode einer jelbiiftändigen Kommunalverwaltung verliert zwar in ben 
fpäteren Lebensfladien feine Bedeutung, fobald es gelingt, aus biefen Verwal⸗ 
tungskreiſen dur korrekte Anleitung und forgfältige Beauffichtigung Perſonen 
auszubilden, weldhe die für eine formgerechte und fachlich richtige Verwaltung 
erforderlichen Eigenſchaften befiten. Dieſe Elemente find jedoch in einem nicht 
unbebeutenden Theil der ländlichen Bezirke der öftlichen Provinzen fehr fpärlich 
verßreut, und fehlen in einzelnen Diſtrikten faft vollſtändig. Wil man biefen 
für den Entwidelungsprogeß ber Selbftverwaltung ungünftigen Verhältniffen zur 
Genüge Rehnung tragen, und aud hierauf die Vorbereitung der politiſchen 
Reife für die Selbftverwaltung hinwirken, jo muß man auf gefeßliche Maßregeln 
Bedacht nehmen, welche geeignet find, einerjeits die zu beſorgenden wirthſchaft⸗ 
lihen Nachtheile abzuſchwächen, andererſeits aber auch die Lebensfähigleit der 
Verwaltung zu fihern. Von biefem Gefihtspunft hat ſchon die Gemeindeord⸗ 
nung vom 11. März 1850 durd die in Titel IV. erörterten Beſtimmungen über 
Sammtgemeinden Abhülfe zu ſchaffen gefuht. Die Inftitution der Sammt- 
gemeinden im Sinne der Gemeindeordnung befteht in einem durd freie Ver: 
einigung gebildeten Berbande folder benachbarten Einzelgemeinden, welche 
für fi allein den Zweden der Gemeindeverwaltung nit zu entiprechen ver 
mögen. Jede Einzelgemeinde wird Hinfichtli ihrer befondern Angelegenheiten 
von einem Gemeinderath vertreten und einem (Gemeindevorftande verwaltet, 
während bie Sammnıtgemeinde für die Beforgung der gemeinjamen Angelegen- 
beiten der Einzelgemeinden mit einem Sammtgemeinderath ausgeftattet und von 
einem innerhalb der Sammtgemeinde wohnhaften Vorſteher (Oberſchulz), welcher 
zugleich die Auffiht über die Verwaltung der Einzelgemeinden zu führen hat, 
verwaltet, werben fol. Der Geſchäftskreis der gemeinfamen Angelegenheiten 
follte duch Beſchluß der Gemeinderäthe der Einzelgemeinden feftgejegt werben. 
Diefer Beſchluß ift der Veftätigung des Bezirksraths (dieſer beftand nah den 
Beftimmungen der gleichfalls nicht zur gefeglichen Geltung gelangten Kreis, 
Bezirks: und Provinzialordnung vom 11. März 1850 abweichend von den Vor— 
ichriften der neuen Provinzialordnung aus dem Negierungspräfibenten und vier 
von der Provinzialverfammlung erwählten Bezirksbeputirten) unterftellt. In 
gleicher Weiſe follte das Beitragsverhältnig der Einzelgemeinden zu den gemein: 
jamen Bebürfniffen und Laften normirt werden. Für die Befugniffe des Ges 
meindevorftandes und für die fonfligen Wermaltungsverhältnifie der Sammt- 
gemeinden follten im Weſentlichen die für die Verfaffung und Verwaltung von 
Einzelgemeinden geltenden gejeglihen Beftimmungen zur Anwendung gebracht 
werben. 

Diefer Gedanke der Affoziation ländlicher Kommunalbezirte zum Zwed ber 


geeigneteren Verwaltung gemeinfamer Angelegenheiten hat in ben Vorſchriften 
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der Kreisordnung vom 12. Dezember 1872 über die Regelung ber kommunalen 
Verhältniffe der Amtsbezirke einen Wieberhall gefunden. Während indeß, wie 
vorhin erwähnt, dem Oberſchulzen kraft bes Geſetzes das Aufſichtsrecht über die 
Einzelgemeinden des Sammtgemeinbebezirks beigelegt ift, beſchränkt ſich bie ent 
ſprechende Befugniß des Amtsvorftehers in Betreff der Gemeinden und Guts 
bezirfe des Amtsverbandes darauf, im Auftrage des Landraths beziehungsweile 
bes Kreisausfchufies als deren Organ einzutreten. Die in der Kreisorbnung zu 
gelafjene kommunale Thätigleit des Amtsverbandes enthält jedoch infofern eine 
Annäherung an das Inſtitut der Sammtgemeinden, als es den zugehörigen Ge: 
meinden und Gutsbezirken freigeftellt wird, einzelne Rommunalange 
legenheiten — als ſolche werben namentlich Armenpflege und Wegebau her 
vorgehoben — unter Mitwirkung des Amtsausfhufles der Verwaltung des Amts 
vorftehers zu übertragen. Die Zentralifirung der Sommunalvermaltung be 
ziehungsweiſe einzelner Zweige berjelben beruht alfo aud hier auf ber freien 
Vereinbarung der betreffenden einzelnen Kommunalbezirke. 

Die zwangsweife Einführung einer derartigen Verfafjung in Fällen bervor- 
tretenben unabweislichen VBebürfniffes bleibt hiernach ausgefchlofien. Wenn & 
alſo auch zweifellos auf dieſem Wege in einzelnen Fällen gelingen wird, wichtige 
und bebeutfame Verwaltungszweige einer geſchickteren und einfichtsvolleren Leis 
tung zu unterftellen, jo ift doch dieſe ausſchließlich in das Belieben der Betheis 
ligten geftellte Affoziation nicht geeignet, dem vorhin gedachten Mißftande ber: 
ländlichen Kommunalverwaltung: dem Mangel der für rationelle Selbſtverwal⸗ 
tung befähigten Perfonen, Abhülfe zu verſchaffen. Es iſt auch Thatfache, dab 
der von ber Kreisorbnung zugelaflene Modus der erweiterten kommunalen hä 
tigfeit des Amtsverbandes nur fehr vereinzelt zur Anmwenbung gelangt ift, und 
felbft in den wenigen Fällen nicht ſolche Kommunalbezirke berührt hat, in melden 
bie Konzentrirung ber Verwaltung durch den Mangel tüchtiger Bermaltungsträfte | 
begründet gewejen wäre. Ein wirkfames und nachhaltiges Mittel zur Herfiellung 
eines normalen Verwaltungszuftandes würde nad biefer Richtung Hin nur in: 
der der Rommunalauffihtsbehörde, alſo dem Kreisausfhuß, unter Mitwirkung 
des Bezirksraths beziehungsweiſe des Provinzialraths zu übertragende Befugniß 
gefunden werden können, bei beruortretendem Bebürfniß nad Anhörung der 
Betheiligten in Ermangelung einer Einigung berjelben bie Zufammenlegung ver 
ſchiedener Kommunalverbände zu einem größeren Kommunalverwaltungsbezirk 
nah Maßgabe flatutariiher Normen zur Durchführung bringen. Selbftrebend 
würde eine derartige kommunale Umgeftaltung nicht auf bie Vereinigung benach 
barter Landgemeinden zu beſchraͤnken fein, ſondern auch den Anjchluß von Bands 
gemeinden an benachbarte Gutsbezirke in's Auge zu faflen haben. Der Gefahr 
einer zu ftarten Herabminderung ber Selbftfländigkeit der Einzellommunen würde 
man dadurch vorbeugen können, daß man — wie biefes aud in ben Beſtim⸗ 
mungen ber Gemeindeordnung vom 11. März 1850 über die Sammtgemeinben 
vorgejehen ift — bei Abfafjung des für die Geſammtkommune zu erlaffenben 
Statuts den eigentlihen Lokalintereſſen einen möglihft weiten Spielraum IAßk 
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Durch die geſetzliche Zulaffung ber angebeuteten Zwangs vereinigung würde 
man fi) allerdings des Bruchs mit dem in ber Gemeindeordnung vom 11. März 
1850, in ber Kreisordnung vom 13. Dezember 1872 (Tommunale Aufgaben der 
Intsverbände), im Armenpftegegefeg vom 8. März 1871 (Gejammtarmen- 
verbände) zum Ausdrud gebrachten Prinzip ber freien Uebereinkunft ſchuldig 
mohen, ſich auch mit den Grundfägen ber beitehenden Kommunalgeſetzgebung 
infofern in Widerſpruch jeßen, als der vorhin angebeutete Mobus nur bei ber 
Bereinigung kommunalfreier Grundftüde mit einem Gemeinde- oder Gutsbezirk 
in Anwendung kommt, während anberweite Veränderungen beſtehender Kommu⸗ 
walbezirte, fo weit lediglich ommunale Intereffen in Frage kommen, von der 
freien Vereinbarung der Betheiligten abhängig gemadt werden. Wenn man 
jedoch erwägt, daß der Zweck der Herausbildung einer normalen Selbftverwal« 
tung der Landgemeinden auf dem Wege der Zwangsevereinigung ſchneller und 
leichter zu erreichen ift, als wenn man die erforderlichen Maßnahmen ausſchließ⸗ 
lid in die Hand der Betheiligten legt, wenn man ferner in Betracht zieht, daß 
fh für eine derartige Regelung ber Rommunalverhältniffe gerade in den Be⸗ 
guten, in welchen der Stanbpuntt ber allgemeinen Kultur am niebrigften, das 
Bebürfniß ſonach am dringendften ift, erfahrungsmäßig die geringften Chancen 
berbieten, jo erjcheint es body angezeigt, für dieſe wichtige und einfchneibende 
Mafregel eine, wenn aud) nur theilweife Umgeftaltung ber Kommunalbezirte ab- 
weichend von ben Grundregeln der Kommunalverfaffung, ein Verfahren zuzu⸗ 
Isfien, weldhes immerhin in feiner Form bie für einen fo bedeutſamen politifchen 
MU erforderlichen Garantien in fi ‘tragen würde. Die Kreisordnung vom 
13. Dezember 1872 verlangt für die Veränderung beftehender Kreisgrenzen, bie 
Bildung neuer jowie die Zufammenlegung mehrerer Kreife die Form eines allges 
weinen Landesgejeges ($. 3 a. a. D.), und aud die Stäbteordnung vom 30. Mai 
1853 macht die Vereinigung eines ländlichen Gemeinde⸗ ober eines ſelbſtſtändigen 
Qutsbegirls mit einer Stadtgemeinde von der Zuftimmung der betheilig- 
ten Rommunalverbände und der Sanktion des Könige abhängig. Daſſelbe 
Beinzip ift aud) in dem Geſetz vom 14. April 1856 bei der Vereinigung felbft- 
Hindiger ländlicher Kommunalbezirke gewahrt. Der Entwurf ber Stäbteordnung 
zum 8. März 1876 hat das vorgebachte Prinzip indeß bereits in folgender Weife 
— 


8. 6. 
Den Stadtgemeinden verbleiben ihre bisherigen Bezirke. Eine Veränderung 
Stadibezirksgrenzen kann, nach Anhörung des Kreisausſchuſſes, im öffent: 
® Interefie vorgenommen werben: 
a. im Falle des Einverftänbnifjes der betheiligten Gemeinden oder Gutsbes 
fiter durch den Bezirksrath, 
b. in Srmangelung dieſes Einverftändniffes dur een Ver⸗ 
ordnung nach Anhörung des wen 


je Biniakien Verordnung — in allen Fuͤllen, wenn im bffentlichen 
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Intereffe eine Gemeinde oder ein Gutsbezirt einen Stadtbezirk vollftändig 
einverleibt werben fol. Gegen den Willen der betheiligten Gemein: 
den oder Butsbefiger ift eine folhe Einverleibung nur unter Zuftimmung 
des Provinzialraths und ebendies nur dann ftatthaft. wenn bie einzuver: 
leibende Gemeinde oder der einzuverleibende Gutsbezirt von dem 
Stadtbezirk ganz oder zum größeren Theile umſchloſſen iſt. Audin 
diefen Fällen ift vorab der Kreisausihuß zu hören. 

Hier wird alſo die Zuläffigkeit der Zufammenlegung verjdiedener Kommu: 
nalbezirfe im Wege der Zwangsvereinigung für ben Fall ftatuirt, daB das 
öffentliche Intereffe eine derartige Mafsregel erheiiht. Die Geltendmachung 
des Öffentlichen Intereffes wird aber lediglich auf die, durch die Örtliche Lage 
gebotene Zufammengehörigfeit der Verwaltung befchräntt. N 

Wenn man nun diefem Motiv für eine kommunale Umgeftaltung die Be | 
rückſichtigung nicht verfagt, jo dürfte es aud) immerhin kein Iegislatorifcher Fehler 
fein, wenn man das im Falle des Mangels ber erforberlihen und befähigten 
Verwaltungselemente in Ländlihen Gemeindebezirken mindeſtens ebenfo ſtark enga⸗ 
girte Öffentliche Intereffe in gleiher Weile zur Geltung bringen wollte. eben: 
falls würde man fein Bedenken tragen dürfen, das Inftitut der Sammtgemeinden 
im Sinne der (Gemeindeordnung vom 11. März 1850 für Verwaltungszweige, 
welche lediglich das wirthfhaftliche Gebiet berühren, auch als Zmangsvereinigung 
zuzulaffen, wobei man allerdings die Betheiligung von Gutsbezirten nicht aus 
ſchließen dürfte, 

Die neue Ordnung der Nechtsverhältniffe der ländlichen Kommunalbezirke 
würde fi indeß nicht auf bie Regelung der biesfäligen Beziehungen der Land 
gemeinden beſchränken dürfen, fondern au die Kommunalverhältniffe 
der felbfiftändigen Gutsbezirfe zum Gegenftande eingehender geſetzlicher 
Feſtſtellung maden müffen, da fi gerade auf diefem Gebiet des öffentlichen 
Rechts die Zweifelhaftigfeit und Unficherheit in der Auffaffung jehr fühlbar macht, 
und vielfad) Mißſtände und Unzuträglichkeiten bervortreten, welche die ſelbſt⸗ 
ſtändigen Gutsbezirke in eine im Vergleich zu andern gleichberechtigten Kommunal 
verbänden ungünftige Stellung hineindrängen und Mißverhältniffe hervorrufen, 
für deren korrekte Löſung die beftehende Geſetzgebung feine geeignete Hanbhabe 
bietet. Die Kommunalverwaltung felbititändiger Gutsbezirke geftaltet ſich da, 
wo das gejammte Areal von einem Beliger verwaltet wird, mithin nur er und 
feine Beamten, Tienftleute 2c. in Betracht kommen, überaus einfach, weil in 
dieſem Falle das Verwaltungsinterefje mit dem perjönlichen Intereſſe des Gute 
vorftehers zufammenfällt und Verwaltungszweige anderen Karakters nicht in Frage 
kommen. Wo indeß — und biefer Fall ift nicht felten — der Gutsbezirk durch 
Pachtanſiedelungen oder durch den Anſchluß benachbarter Befigungen oder enblih 
durch Theilung des Grundbeſitzes in Heinere Befigungen verſchiedene Elemente 
mit eigenartigen Intereffen in fi aufgenommen hat, fchafft der Mangel einer 
den Berhältnifjen entiprechenden gefeglihen Regelung der öffentlihen Rechte und 
Pflichten die bedenklichſten Situationen. Abgefehen davon, daß die Örtliche Ab- 
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grenzung ber jelbfiftändigen Gutsbezirke in vielen Fällen zweifelhaft iſt, und es 
bei parzellirten Gutsbezirten häufig an jedem Merkmal und Anhalt für die Nor 
mirung der Geſchäfte des Gutsvorftehers fehlt, treten auch da, wo man diefen 
Schwierigkeiten nicht begegnet, zum Nachtheil des Gutsvorftehers und auch ber 
Eingejeffenen des Gutsbezirks bedauerlihe Mipftände hervor. Der Gutsvorfteher 
befindet fi zwar bezüglich) der Armenpflege in der Lage, eine Betheiligung der 
anderen Grunbbefiger und Einwohner des Gutsbezirks auf dem in dem Armen- 
pflegegejeg vom 8. März 1871 ($. 7, 8) angedeuteten Wege durch eine Vereins 
barung beziefungsweife durch ein Zwangsſtatut zu erlangen, fteht aber hinficht- 
lich ihrer Heranziehung zur Mitwirkung für auderweite kommunale Bebürfniffe 
volltommen machtlos da. Die ftatutarifche Regelung dieſer Verhältniſſe an ber 
Hand gefeglicher Normativbedingungen erjcheint zur Vermeidung dieſer Inkon⸗ 
venienzen unumgänglich nothwendig, und würde ſich durch einen den vorhin ge: 
dachten Vorfchriften des Armenpflegegejeges analoge Gejegesnorm ohne Schwierig« 
keit geftalten lafien. Gleichzeitig würbe aber auch darauf Bedacht zu nehmen 
fein, für die Kommunalverhältniſſe ſolcher Gutsbezirke, welche fih aus verfchies 
denen Heineren Befigungen zufammenfegen, namentlich hinſichtlich der Führung 
der Kommunalverwaltung, der Betheiligung der Bezirkseingejefienen, der Auf 
bringung und Vertheilung der Verwaltungstoften und der jonftigen im Intereffe des 
Gemeinweſens nothwendigen Ausgaben durch fefte gejegliche Regeln eine dem 
Geiſte der Selbflverwaltung und dem lokalen Bebürfniß entſprechende Verfaffung 
zu ſchaffen, und dadurch den ungeregelten, für die Entwidelung des fommunalen 
Lebens nachtheiligen Zuftänden ein Ende zu machen. 

Das Inftitut der Amtsvorfteher hat fih im der kurzen Zeit der Wirk⸗ 
ſamkeit diefer wejentlich mit den Funktionen der allgemeinen Landesverwaltung 
betrauten Beamten ber Selbftverwaltung im Allgemeinen befriebigend bewährt. 
Nur eine geringe Zahl der Amtsbezirke hat fi außer Stande befunden, bas ers 
forberliche Kontingent befähigter Perfönlichkeiten zu geftellen, jo daß die Toms 
miffarifhe Amtsverwaltung als feltene Ausnahme gelten kann. Diejenigen Amts⸗ 
vorfteher, welche bereits bei der Ausübung der früheren gutsherrlihen SPBolizei- 
gemalt in Thätigkeit geweſen waren, haben fich leicht in den meiftens nur uns 
weſentlich veränderten Geſchäftskreis hineingefunden. Aber auch felbft bei den⸗ 
jenigen Amtsvorftehern, welde ihre Geſchäfte ohne dieſe Vorbereitung übernehmen 
mußten, hat die Neigung zur Ausübung der Funktionen eines öffentlichen Amts 
und das Streben, den an fie geftellten Anforderungen Genüge zu leiften, ſchon 
nad verhältnißmäßig kurzer Amtsführung zu velativ günftigen Zuftänden ges 
führt, fo daß man an der günftigen Fortentwidelung der bezüglichen Verhältniffe 
auf der gegebenen gejeglihen Grundlage nicht zweifeln darf. Die Bejorgniß, 
daß unzureichende Gejegestenntniß und der Mangel gefhäftliher Vorbildung 
häufig zu Fehlgriffen in der gefchäftlihen Behandlung führen würde, hat fi 
nur in geringem Grade beftätigt. Fälle, in denen die Amtsvorfteher durch nicht 
verfiändliche Auslegung gejeglicher Vorſchriften zu Remeduren Veranlaſſung ge- 
geben haben, find zwar nicht felten vorgefommen, ber größere Theil der Amts⸗ 
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vorfteher hat indeß dieſe Klippe durch vorfichtige Handhabung des Geſetzes und 
durch Rüdfrage in zweifelhaften Fällen, zu vermeiden gewußt. Die Leiftungen 
würden fich ſicherlich noch zufriebenftellender geftaltet haben, wenn — wie biejes 
in einzelnen Kreifen mit dem günftigften Erfolge verſucht ift — unter Leitung 
des Kreislandraths beziehungsweiſe fonftiger jahtundiger und gefchulter Beamten 
periodifche Zufammenkünfte der Amtsvorfteher fattgefunden hätten, in denen 
diefelben für zweifelhafte Fälle und für Lüden in ber geſchäftlichen Vorbildung 
Anleitung, Aufllärung und Belehrung zu finden vermöchten. 

Die fernere Befürchtung, daß die Amtsvorfteher zu jehr geneigt fein würben, 
bei Kollifionen der Interefien dev Amtsführung mit ihren eigenen unmittelbaren 
oder mittelbaren Intereſſen beziehungsweile den Interefien ihrer Nachbarn und 
Standesgenofjen den Boden firenger Unparteilichkeit zu verlafjen, iſt gleichfalls 
durch bie Praris erheblich verringert worden. Grobe Verſtöße nach dieſer Richtung 
bin find felten vorgelommen, und man wird der überwiegend größeren Zahl ver 
Amtsvorfteher das Zeugniß nicht verfagen bürfen, daß fie ſich durch gerechte und 
ſachgemäße Behandlung der ihnen überwiejenen Geihäfte das Vertrauen ber 
Bezirkseingeſeſſenen erworben haben. Bei richtiger Auswahl geeigneter Perſonen 
und eingehender Beaufjihtigung ber Amtsführung wir fi) die Amtss 
verwaltung, abjehbar binnen kurzer Frift, in volllommen zufriedenftellender Weile 
eine berechtigte Stelle in der Selbftverwaltung zu fihern wiflen. In der Stellung 
als fommunale Berwaltungsbehörde haben die Amtsvorfteher und mit ihnen 
ber Amtsausfhuß bisher nur eine ſehr geringe Thätigkeit zu entwideln vermodt. 
Der Verſuch, durch die Einwirkung diefer Organe auf bie Kommunalverwaltung 
der Landgemeinden des Amtsbezirks günftige wirthſchaftliche Erfolge zu erzielen, 
bat zur Zeit noch Leine nennenswerthen Erfolge aufzuweifen gehabt, obwohl 
gerade auf diefem Gebiet eine erfprießlihe Wirkſamkeit erwartet werden konnte. 
Wenn fih nun die Amtsvorfteher diefer wichtigen Aufgabe noch nicht mit voller 
Hingebung gewidmet und das Öffentliche Interefie nach dieſer Richtung noch 
nicht in erreichbarer Weife gefördert haben, fo wird man dieſe Unterlafjung doch 
wefentlich dem Umftande zufchreiben müflen, daß biefelben zur Zeit noch zu ſtark 
durch die Ausübung ihrer polizeilichen Funktionen in Anfprud) genommen wur⸗ 
den und deshalb außer Stande geweſen find, dem auf die Kommunalverwaltung 
bezüglichen Theil ihres Gefchäftskreifes Die erforderliche Aufmerkjamteit zuzu⸗ 
wenden. 

Die ſtädtiſche köommunale Selbſtverwaltung hat bereits in der Aera 
der früheren Gejeßgebung bie Probe beftanden. Die Reform der beftehenden 
Städteordnung Eonnte fi daher im Wejentlihen darauf beſchränken, die buch 
die neuen organifhen Verwaltungsgefete eingeführten Nenderungen in einer den 
Kommunalverhältniffen der Städte entipredhenden Weife zur Geltung zu bringen 
und demgemäß bie Städteorbnung von dieſem Geſichtspunkte aus der Umarbei⸗ 
tung zu unterziehen. Außerdem mußte fich felbftrebend die Gejeßgebung bie 
Aufgabe ftellen, etwaigen, während der Geltungsperiode der Stäbteordnung vom 
30. Mai 1853 hervorgetretenen Mißſtänden näher zu treten und auf legislato⸗ 
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riſche Abhülfe in diefem Sinne Bedacht zu nehmen. Der von der Staatsregies 
zung dem Landtage vorgelegte Geſetzentwurf einer neuen Städteordnung für die 
Provinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, Schlefien und Sachſen vom 
9. März 1876 hat biefen Anforderungen zu genügen gefucht. Derſelbe ift nad 
Inhalt der Motive dazu beftimmt, die Intentionen ber neuen Verwaltungsgeſetze 
auch für die ſtädtiſchen Kommunalverhältnifie zur Geltung zu bringen und bie 
Beftimmungen ber Kreis-, Provinzial: Orbnung und des Geſetzes über die Ber: 
faffung der Verwaltungsgerichte zu ergänzen. Den Bezirks: und Provinzialräthen 
wird die entiprechende Mitwirkung bei der Beauffichtigung ber ftäbtifchen Kom⸗ 
munalangelegenheiten und ben Bezirksverwaltungsgerichten, begiehungsweife dem 
Oberverwaltungsgeriht bie Entſcheidung ber ftäbtiihen Verwaltungsftreitfachen 
übertragen. Neben diefer Hauptaufgabe ber projektirten Reform find jedod) auch 
noch verſchiedene weſentliche Aenderungen der beftehenden Stäbteverfafjung in 
Ausfiht genommen, von denen namentlich folgenbe hervorzuheben find: 

1. Das Bürgerrecht fol von dem Klafjenfteuer-Genfus von 6 Mark abs 
bängig gemacht, auch die Rlafjeneintheilung der wahlberechtigten Bürger 
tünftig nur nad der Klaſſen⸗ und Haffifizieten Eintommenfteuer ge⸗ 
bildet werden. i 

2. Die Beftimmung, wonach die Stabtverorbnnetenverfammlung minbeftens 
zur Hälfte aus Hausbefigern bejtehen ſollte, kommt in Wegfall. 

3. Die Wahl der Stadtverorbnneten erfolgt Durch Abgabe von Stimm: 
zetteln. 

4. Das Beſtätigungsrecht der Staatsregierung wird nur noch für die 
Stelle der Bürgermeiſter und Beigeordneten beibehalten. 

5. In allen Stadtgemeinden darf auf Grund ſtatutariſcher Beſtimmung 
ſtatt des Magiſtratskollegiums der Bürgermeiſter allein den Gemeinde⸗ 
vorſtand bilden. 

6. Im Berüdfihtigung der Erfahrung, daß eine zu zahlreiche Gemeinde 
vertretung meiftens weniger eriprießlich thätig ift, ale eine Heine An⸗ 
zahl, wird eine nad) der Givilbevölterung der Stäbte geregelte Stala 
für die Normalzahl der Stadtverordneten aufgeftellt, die .Zu- 
läffigteit der Abänderung durch Ortsftatut inbeß beibehalten. 

7. In Betreff der Verwaltung der örtlihen Polizei und ber Ges 
ſchäfte ber allgemeinen Landesverwaltung ſoll nad) Analogie ber ent- 
ſprechenden Beftimmungen der Kreisorbnung für die zu erlaflenden 
ortspolizeilihen Verordnungen die Zuftimmung des Gemeindevorftandes 
erforderlich, eine Ergänzung defjelben durch ben Bezirtsrath aber ſtatt⸗ 
baft fein. 

Die Staatsauffiht und das Verwaltungsftreitverfahren find, wie bereits 
oben erwähnt, auf eine durchgreifend veränderte Grundlage gebracht. Während 
ſich nad) der Städteordnung von 1853 die Auffichtsrechte des Staates und zus 
gleich das Entſcheidungsrecht in ſolchen Streitfadhen, in denen es ſich um an- 
geblich verlegte, aus den Beflimmungen der Städteordnung herzuleitende Rechte 
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handelt, ungeſondert in der Bezirksregierung, in höherer Inſtanz in dem Ober⸗ 
präfidenten und in höchſter Inſtanz in dem Miniſter des Innern ihren Vereini⸗ 
gungspunft finden, fcheidet der Entwurf in überfichtliher Zufammenftellung dies 
jenigen Fälle aus, in denen die Entjheidung fortan in dem durch das Geſetz 
vom 3. Juli 1875 geordneten Verwaltungsftreitverfahren erfolgen fol. Für 
alle anderen Fälle wird in erfter Inftanz ber Regierungspräfident, in zweiter 
der Oberpräfident und in legter Inflanz der Minifter des Innern für die Kon⸗ 
trole tiber die Verwaltung der ſtädtiſchen Kommunalangelegenheiten und ber 
örtlichen Polizei als Auffichtsbehörbe hingeftellt, jo weit es fi darum han— 
delt, darüber zu waden, daß die Verwaltung den gejeßlihen Be- 
fimmungen gemäß geführt und in ordnungsmäßigem Gange ers 
halten wird. Der Negierungspräfibent ift bezüglih der Ausübung feines 
Aufſichtsrechts — wenige Fälle ausgenommen — an bie befchließende Mitwir- 
fung bes Bezirksrathes, der Oberpräfident in gleicher Weile an die Vetheiligung 
des Provinzialrathes gebunden, fo weit es fi) darum handelt, das Selbftbeftim- 
mungsrecht der ftädtifchen Behörden innerhalb des ihnen an und für fich Zuges 
wiefenen fommunalen Wirkungstreifes zu beſchränken ober in befonderen Fällen 
an beren Stelle von Aufſichtswegen zu bejchließen. Das Verhältniß der Land: 
räthe zu den Stadtgemeinden wird bahin geregelt, daß dem Landrath zwar als 
dem den Berhältniffen näher ftehenden Organ, deſſen der Regierungspräfident 
zur wirkſamen Beauffihtigung der örtlichen PBolizeiverwaltung der Stabtgemeinden 
bedarf, für dringende Fälle die Befugniß beigelegt wird, unmittelbar das 
Erforderliche zu veranlafien, dab er aber in Zukunft nicht mehr als die eigent- 
liche vorgeſetzte Auffichtsinftang betrachtet werben fol. 

Die erörterten Reformen der ftädtifhen Kommunalverfafjung ergeben ſich, 
fo weit fie die Einfügung in das Syftem der neuen Verwaltungsgejeßgebung 
betreffen, als eine nothwendige Folge der weiteren Ausbildung dieſes Zweiges 
der Gejeßgebung. Die anderweiten Aenderungen der Stäbteordnung von 1853 
find gleichfalls als entſchiedene Verbefferungen anzuerlennen, zumal die auf die 
Neorganifation der Gemeindebehörden, beziehungsweife der Gemeindevertretung 
bezüglihen Beltimmungen dem Belieben ber einzelnen Kommunen vollftändig 
freien Spielraum laſſen. j 

Der erwähnte Gejegentwurf hat nun, ba eine Einigung über die Reform 
nicht zu erzielen war, in der legten Legislaturperiode zu keinem Reſultat geführt. 
Das Abgeordnetenhaus hat die Geſetzesvorlage in wejentlihen Punkten amendirt, 
und bie beiden anderen Geſetzesfaktoren haben diefen Nenderungen ihre Zuftims 
mung verfagt. Die hauptſächlichſten Differenzpunfte und Abweihungen 
von ber Regierungsvorlage beftanden in folgenden Vorſchlägen des Abgeorbnetens 
hauſes: 

1. Während die Regierungsvorlage für die Aufſtellung der Urliſte zur 
Wahl der Stadtverordneten das Dreiklaſſenſyſtem in bisheriger Weiſe 
feſthält, proponirt das Abgeordnetenhaus die Vertheilung der Wahl⸗ 
berechtigten in drei Klaſſen in der Art, daß die erſte Klaſſe min— 
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deſtens Yız, die zweite mindeſtens 2/12 der Wahlberechtigten um⸗ 
faßt, will aud das der Städteorbnung von 1853 entlehnte Recht ber 
nit mit dem Bürgerrecht ausgeftatteten Höchftbefteuerten an der Wahl- 
betheiligung befeitigt wiſſen. 

2. Das Beftätigungsreht der Staatsregierung fol auf den Bürger- 
meifter und den erften Beigeorbneten beſchränkt und dahin geregelt 
werben, daß in Gemeinden über 10,000 Einwohner die Beftätigung 
dem Könige, in allen anderen dem Dberpräfidenten zuftehen fol. 
Die Veftätigung fol nur dann verfagt werben dürfen, wenn Thatſachen 
vorliegen, welche Bedenken gegen die techniſche oder fittlihe Qualifika⸗ 
tion des Gemählten begründen. Diefe Thatjachen müflen in dem Be- 
ſcheide mitgetheilt werden. Bei der Wiederwahl bereits amtirender 
Kommunalbeamten ber gedachten Kategorie fol es ber Beftätigung 
gar nit bedürfen. Die kommifjarifche Beſetzung einer erledigten 
Bürgermeifterftelle fol der Oberpräfident nur dann anorbnen bürfen, 
wenn ber erſte Beigeorbnete die Uebernahme der biesfälligen Verwal⸗ 
tung ablehnt. 

3. Die Zahl der befoldeten Magiftratsmitglieder fol die der 
unbejolbeten niemals überfteigen. 

4. Die Normalzahl der Stadtverordneten fol obligatoriſch und 
eine Abänderung durch Ortsverfaffung unftatthaft fein. 

Diefe Reformvorjchläge, jo wie anderweite, theils auf die Ausdehnung des 
Bürgerrechts, theils auf bie Erweiterung der Befugniffe der Stadtverorbneten, 
Beihräntung der Disziplinars und Direltionsbefugniffe des Bürgermeifters und 
Negelung der örtlihen Polizeigewalt bezüglihen Beſchlüſſe des Abgeordneten 
hauſes ftießen im Serrenhaufe auf den lebhafteften Widerſpruch und fanden auch 
bei der Staatsregierung feine Zuftimmung. Die Reform der Städteorbnung ift 
ſonach noch eine offene und brennende Frage. Die mit derjelben im Zufammen- 
bange ftehende allgemeine Regelung des Kommunalbefteuerungsredhts 
ift gleichfalls feitens der Staatsregierung zum Gegenftande eines Gejegentwurfg 
gemacht, welcher dem Prinzip Eingang verfchaffen fol, daß die Gemeinden die 
Mittel zur Beftreitung ihrer, in Ermangelung anberweiter Einnahmequellen nur 
im Wege der Beiteuerung zu erledigenden Bebürfniffe durch Zufchläge zu den 
direkten Staatsfteuern aufbringen dürfen. 

Die Angelegenheiten der Kreisverbände haben dur die neuen 
Verwaltungsgefege eine für die Kreisvertretung und die fonftige Entwidelung 
des Kommunalweſens heilfame Umgeftaltung erfahren. Die durch die neue 
Kreisverfafjung ins Leben gerufenen Verwaltungsorgane haben ſich namentlich 
da gut bewährt und als leiftungsfähig bewiefen, wo die Gejchäfteleitung in die 
Hand zuverläffiger, tüchtiger und geſchickter Fachbeamten gelegt if. Es werden 
allerdings auch gegenwärtig Fälle unvermeidlich fein, in denen Privatintereſſen 
ihren unberechtigten Einfluß auf die Verwaltung auszuüben und eine ausfchließ- 
li gemeinnüßige Wirkſamkeit zu beeinträchtigen ſuchen; dieſer Kampf der Eng- 
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berzigfeit und Selbſtſucht mit dem uneigennüßigen Streben für das Gemeinwohl 
wird jedoch der Selbfiverwaltung niemals erjpart werden können. Diejer Zus 
Rand wird auch nur dann die gedeihliche Beftaltung des Bemeinweiens gefährden 
können, wenn bie geleßlihe Auffihtsbehörde es an ber forgfältigen Ueber— 
wahung. der Verwaltung fehlen läßt. Dieſe Auffichtsführung wird fi 
nicht auf die Erledigung der Beſchwerdefälle beſchränken dürfen, vielmehr durch 
häufige eingehende, namentlich die Finanzwirthſchaſt und Rechnungslegung bes 
treffende Gejchäftsrevifion eine umfafiende Verwaltungsfontrole zu führen haben. 
Es würde in biefer Beziehung von mwejentliher Bedeutung fein, wenn man eine 
der beſtehenden Provinzialbehörven mit ben Befugniffen eines Rehnungshofes 
ausftatten und dadurd die regelmäßige, forgfältige und unparteiiſche 
Prüfung der Rommunalverwaltungen fihern würde. 

Die FZunttionirung der Kreisausfchüfie in den Angelegenheiten der allgemeis 
nen Landesverwaltung, namentlich ihre Thätigleit als Verwaltungsgerichte erfter 
Inſtanz, bat gleichfalls im Wefentlichen befriedigt. Die Mitglieder derfelben 
haben ſich in die gejchäftliche Behandlung der ihnen zur Bearbeitung überwieje- 
nen Vorlagen mit regem Eifer und oft mit befonders anerkennenswerthem Ge—⸗ 
ſchick hineinzufinden gewußt, fo daß man dem neuen Verwaltungsſyſtem in feiner 
praktiiden Ausführung auch nad) diejer Richtung hin ein günftiges Prognoftiton 
ftelen darf. Ein nachhaltig günftiger Erfolg der Verwaltungsreform wird fi) 
indeß, wie jhon vorhin angebeutet, nur unter der Vorausfegung erzielen lafien, 
dab fih in den kleineren Kommunalbezirken, aus denen fih der Kreisverband 
zuſammenſetzt, eine möglichft bedeutende Anzahl von Männern heranbildet, welche 
neben der Neigung zu kommunaler Thätigfeit auch die zur normalen Leiftungs« 
fähigkeit erforderlihen Eigenſchaften befigen. 

Die Wirkfamteit der durch die neue Verwaltungsgefeggebung gefchaffenen 
Bezirks: und Provinzial:Behörben läßt fi zur Zeit im Hinblick auf die 
kurze Dauer der Amtirung nicht mit voller Zuverläffigteit beurtheilen. Die 
bisherigen Erfahrungen bieten jedoch einen genügenden Anhalt zu der Annahme, 
daß die auf das Zufammenhalten des Beamten» und LaiensElements gegründete 
Drganifation (Bezirksrath, Provinzialvath, Verwaltungsgeriät) zur eriprießlichen 
Erledigung des bezüglichen Geſchäftskreiſes Führen wird. Die Geſetzgebung hat 
mit dieſen Inflitutionen einen glüdlichen Griff gethan. Die gemeinjame Thätige - 
keit ber Laien und Beamten bietet Erfteren ben unſchätzbaren Bortheil der 
leichteren Einführung in das Verftändniß und bie Sanbhabung ber Geſetze, 
während ſich die betheiligten Staatsbeamten durch die Erörterung der praktifchen 
Geſichtspunkte einen weiteren und fichereren Bli in die realen Verhältniffe des 
bürgerlihen Lebens aneignen, und dadurch in die Lage kommen, ſich von 
boktrinären Anjhauungen zu befreien und fi für die Entſcheidung der ihnen 
unterbreiteten Verwaltungsfragen ein nicht allein dem gejeglichen ſondern auch 
dem praktiſchen Standpunkt entſprechendes Urtheil zu bilden. Die Beforgniß, daß 
das numeriſche Uebergewicht des Laienelements die ſachliche Behandlung der Vor⸗ 
lagen beeinträchtigen könnte, iſt zwar an ſich nicht abzuweiſen, indeß dürfte bie- 
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felbe nur bei einer ganz abnormen Zuſammenſetzung der betreffenden Behörde 
gerechtfertigt fein. Es kann bier nicht unerwähnt bleiben, daß ber gegenwärtige 
Geſchäftskreis des Bezirks- und Provinzialraths mit dem zu feiner Erledigung 
gefhaffenen Verwaltungsapparat in keinem richtigen Verhältniß fteht. Namentlich 
wird vielfad darüber Klage geführt, daß dem Provinzialrath Vorlagen übers 
wiejen feien, welche der Bebeutung und Zuſammenſetzung diefer Behörde nicht 
entiprächen. Dieſer Vorwurf erfcheint auch infofern nicht unbegründet, als eine 
nicht geringe Zahl der dem Provinzialrath in erfter Inftanz unterftellten Befchäfts- 
zweige ohne Schaden für die jahliche Behandlung von den zuftändigen Bezirks⸗ 
räthen bearbeitet und erft in zweiter Inſtanz an den Provinzialrath gebracht 
werben bürfte. Diejes Verfahren wurde 3. B. bezüglich der Einführung neuer 
fo wie Erhöhung, Ermäßigung oder anberweiter Regulirung beftehender Markt- 
ftanbögelder (Gef. v. 26. April 1872), ferner bei ber Genehmigung von Ges 
meindebeſchlüſſen wegen ausfchließliher Benugung öffentlicher Schlachthäuſer 
und wegen Unterfuchung bes in ſolche Häuſer gelangten Schlachtviehs, Beſtäti⸗ 
gung von Verträgen zwiſchen einer Gemeinde unb einem Unternehmer wegen 
Errichtung eines öffentlihen Schlachthauſes, Feſtſetzung der Enſchädigungsan⸗ 
ſprüche der Eigenthümer und Nutzungsberechtigten von Privatſchlachtanſtalten 
wegen des ihnen durch öffentliche Schlachthäuſer zugefügten Schadens (Geſ. v. 
18. März 1868), Ergänzung der verſagten Zuſtimmung der Ortspolizeibehörde 
zur Feſtſetzung von Straßen und Baufluchtlinien, Beſchlußfaſſung fiber das Bes 
bürfniß zur Feſtſetzung von Fluchtlinien fo wie Aber Einwendungen gegen ben 
Bebauungsplan (Gef. v. 2. Zuli 1875) zu einer wejentlihen Vereinfahung des 
Reſſorts des Provinzialraths führen und denfelben der ihm in dem Verwaltungse 
ſyſtem zugewiefenen Aufgabe, als Beſchwerdeinſtanz bezüglih ber Be⸗ 
ſchluüſſe des Bezirksraths und als entjheidende erfte Inſtanz für 
die ihrer Bedeutung nad) über die Grenzen des Regierungsbezirts 
binausreihenden Angelegenheiten näher bringen. Eine in biefem Sinne an 
zuſtrebende Reform würde nicht allein die entjprechende Entlaftung bes Provinzial 
raths ermöglichen, ſondern auch diejer Behörde einen ihrer Stellung im Drga- 
nismus der Selbfiverwaltung befjer entiprechenden und leichter erfennbaren Ges 
ſchäftskreis Ichaffen und das Verſtändniß des neuen Verwaltungsſyſtems nicht uns 
wefentli erleichtern. 

Die tommunale Provinzialverwaltung bürfte, jo weit ſich dieſes bei der 
kurzen Amtsdauer der neuen Berwaltungsorgane überfehen jläßt, namentlich auf 
wirthſchaftlichem Gebiet eine erſprießliche Leiſtungsfähigkeit bethätigen. Man wird 
daher kein Bedenken tragen bürfen, ihr nach dieſer Richtung einen möglichſt 
weiten und einflußreichen Wirkungskreis zu ſichern, und demgemäß die Provin⸗ 
zial⸗Meliorations⸗ und Wegebauſachen in vollem Umſange in ihren Geſchäſts⸗ 
bereich zu ftellen. 





Entſcheidungen 
und Erlaſſe von Gerichten und anderen Behörden, 


140. 


Betreffend die Entlafung des Biihofes von Limburg ans jeinem Amte. 
; (Ext. des Gerichtsh. f. fir. Angel, in Berfin vom 13. Juni 1877.) 


In der Unterfuhungsfache, betreffend das Verfahren auf Entlafjung aus 
dem Amte gegen den Bifhof von Limburg, Dr. theol. Peter Joſeph Blum, 
bat der Königliche Gerichtshof für Tirchliche Angelegenheiten für Recht erkannt: 

daß ber Angejhulbigte, Biſchof Dr. theol. Sojeph Peter Blum, ſchuldig, 
die auf fein Amt und feine geiftlichen Amtsverrichtungen bezüglihen or: 
ſchriften der Staatsgeſetze und die in diefer Hinfiht von der Obrigkeit inner: 
halb ihrer gefelihen Zuftändigkeit getroffenen Anordnungen fo ſchwer verlegt 
zu haben, daß fein Verbleiben im Amte mit der öffentlihen Ordnung unver: 
träglich ericheint, und daß derſelbe deshalb aus dem Amt als Bijchof von 
Limburg zu entlafjen, ihm auch die Koften des Verfahrens aufzuerlegen. 


Von Rechts Wegen. 
Gründe: 


Nach der von ben betheiligten Regierungen genehmigten Bulle Provida 
solersque und dem Decretum erectionis et circumseriptionis Dioeceseos Lim- 
burgensis vom Jahre 1827 

Samml. der Nafj. Edikte und Verordnungen Bd. IV, ©. 466-493 
und inhaltlid) des „Schematismus der Diözefe Limburg für 1870, herausgegeben von 
der biſchöflichen Kanzlei,“ begreift das zur oberrheinifchen Kirchenprovinz gehörige 
Bisthum Limburg ben Umfang des ehemaligen Serzogthums Nafjau und der 
freien Stadt Frankfurt, und wurde der, als erwählter Biſchof von Sr. päpftligen 
Heiligkeit Gregor XVI. am 23. Mai 1842 präfonifirte Dr. theol. Peter Joſeph 
Blum (geb. 18. April 1808 zu Geifenheim) am 2. Oktober 1848 konſekrirt und 
inthronifirt. Er gelobte zuvor dem Herzog zu Naffau und der freien Stadt 
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Frankfurt und deren Senate, fowie den Geſetzen dieſer Staaten Treue und 
Gehorſam. 

Nachdem das Territorium des Bistyums dem Preußiſchen Staate einverleibt 
worden war, leiſtete er, laut beglaubigter Abſchrift des bezüglichen Protokolls 
vom 22. Mai 1867, in die Hände des Regierungs-Präſidenten von Dieſt, als 
Kommiſſars des Minifters der geiftlihen Angelegenheiten, den Somagialeid, durch 
welchen er gelobte, Sr. Königlihen Majeftät von Preußen unterthänig, treu, 
gehorfam und ergeben zu fein, in den Gemüthern feiner Geiflliden und Ger 
meinden die Gefinnungen der Ehrfurcht und Treue gegen ben König, die Liebe 
zum Vaterlande, den Behorjam gegen bie Gejege zu pflanzen, und nicht zu dulden, 
baß von der ihm untergebenen Beiftlichkeit im entgegengejegten Sinne gelehrt 
und gehenbelt werbe. 

Das von ihm feit Erlaß der kirchenpolitiſchen Geſetze des Jahres 1873 und 
folg. der Staatsregierung und deren Anordnungen gegenüber beobachtete Ver: 
fahren bat den Dberpräfidenten der Provinz Heſſen-Naſſau veranlaßt, ihn mittelft 
Schreibens vom 17. Oktober 1876 gemäß $. 25, Geſetz vom 12. Mai 1873, 
unter Darlegung der Gründe zur Nieberlegung feines Amts binnen zehn Zagen 
aufzuforbern, auf welches Schreiben er eine ablehnende Antwort ergehen ließ. 

Es wurde fodann dem vom Oberpräfibenten geftellten Antrage, gegen den 
Biſchof das Verfahren auf Entlaffung aus ben Amte einzuleiten, vom König- 
lihen Gerichtshof für kirchliche Angelegenheiten ftattgegeben und die Borunters 
ſuchung durch einen vom Appellationsgerihte zu Wiesbaden ernannten etatsmäßi« 
gen Richter geführt. 

Derſelbe hat, da eine perfünliche Vernehmung des Angefchuldigten, welder 
feinen Bifhofsfig verlaffen hat, wegen ber Unbekanntſchaft feines gegenwärtigen 
Aufenthalts nicht ausführbar war, feine Thätigteit auf Herbeiſchaffung des Be- 
weismaterials für die Anſchuldigungspunkte, namentlich der einfchlagenden Akten, 
Urkunden und Drudjadhen, beſchränkt. Nach beendigter Vorunterfuhung befchloß 
der Gerichtshof für tirhliche Angelegenheiten, dem Verfahren Fortgang zu geben 
($. 28 Gejeg vom 12. Mai 1873), und wurde von dem mit den VBerrichtungen 
der Staatsanwaltihaft vom Minifter der geiftlihen Angelegenheiten betrauten 
Dberftaatsanwalt Irgahn in Paderborn die Anſchuldigungsſchrift eingereicht, 
welche dem abmejenden Angefchuldigten dur Anheftung an bie Thür feiner 
Wohnung ($$. 196, 197, Verordnung vom 25. Juni 1867, Geſ.Samml. ©. 921) 
zugeftellt worben ift, und das Vorhandenfein des im $. 24 a. a. O. dahin prä- 
ziſirten Thatbeftandes nachzuweiſen jucht: 

Kirchendiener, welche die auf ihr Amt oder ihre geiftlihen Amtsverrichtun⸗ 
gen bezüglidien Vorſchriften der Staatsgefege, oder die in dieſer Hinſicht von 
der Obrigkeit innerhalb ihrer gejeglihen Zuftänbigkeit getroffenen Anorbnungen 
jo ſchwer verlegen, daß ihr Verbleiben im Amte mit der öffentlihen Ordnung 
unverträglich erjcheint, können auf Antrag der Stgatsbehörde durch gericht 
liches Urtheil aus ihrem Amte entlaffen werben. 

Im Einzelnen ift aus der Anfchulbigungsfrift folgendes anzuführen: 
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A, Zur Rarakterifiit des Angefchuldigten und Aufzeigung feines bereits vor 
dem Erlaß der Eingangs gedachten, damals im Entwurf bekannt geworbenen 
Geſetze gefaßten Entſchluſſes, gegen biefelben durch vorbereitende Einwirkung auf 
die Diözefanen im feindlichen Sinne Stellung zu nehmen, werden mehrfache 
öffentlihe Rundgebungen hervorgehoben. Dahin gehört: 

1. ein auch die Unterjchrift des Angeſchuldigten tragender gemeinſchaftlicher 
Erlaß der Preußiſchen Biihöfe an den Klerus, datirt Fulda, 11. April 1872, 
worin das Geſetz vom 11. Mai ejsd. (G.-S. ©. 183), betreffend die ſtaatliche 
Beauffihtigung des Unterrichts. und Erziehungsweiens, als weſentliche und un« 
veräußerlihe Rechte der Kirche verlegend bezeichnet, und demzufolge von einer 
eingetretenen Zeit der Heimfuhung und zeitlichen Trübſal geſprochen, aud der 
Klerus zum muthigen Ausharren bei allen ihm wiberfahrenden Verkennungen, 
Verläfterungen und Kränfungen ermahnt wirb. 

Der Erlaß ift abgebrudt im Amtsblatt des Bisthums Limburg für 

1872, Nr. 6. 

R 2. Die im Paderborner „Weftfälifchen Kirchenblatt für Katholiten“ veröffent- 
lichte, auch die Unterfchrift des Angefhuldigten tragende Denkicrift der am 
Grabe des heiligen Bonifacius verfammelten Erzbiihöfe und Biſchöfe vom 
20. September 1872, gerichtet gegen das oben allegirte Geſetz vom 11. April 1872 
und das Geſetz vom 4. Juli def]. Jahres (Reichsg.⸗Bl. ©. 253), betr. den Orden 
der Gejelihaft Ieju und andere Maßnahmen des Staats. In dieſer Denkſchrift 
beißt & u. A.: 

„Das Einſchreiten der Staatsregierung gegen den Biſchof von Ermeland 
wegen ber von ihm in volllommen berechtigter Weile verhängten Exkom⸗ 
munilationen u. ſ. w. Wir würden im gleichen Falle uns das gleiche Recht 
nicht beftreiten laflen...... 

Eine andere Schädigung des Rechtes und ber Freiheit der katholiſchen 
Kirche Liegt in dem Verbote der Gejelichaft Jeſu u. |. w. Und nicht genug 
an dieſer Unbilligleit und Härte ohne Bleihen..... 

— Bar das der Sinn bes Gefeges, daß alle geiftlihen Genoſſenſchaften, 
welche die Kirche hervorgebracht hat, um ben geiftlihen, feelforgliden, erziehs 
lihen und wiſſenſchaftlichen Bebürfniffen ber Zeit im Geifte des katholiſchen 
Glaubens zu dienen, den Jeſuiten verwandt und zu verbannen feien, fo ginge 
Mar daraus hervor, da das Geſetz darauf abzielt, bie Lebenskraft ber Latholis 

ſchen Kirche möglichſt zu erftiden. — Das wäre aber von allen Arten ber 
Verfolgung der Kirche und von allen Arten ber Unterbrüdung ihrer Freiheit 
die ſchlimmſte. — 

-—- Das Verbot der religiöfen Vereine der katholifchen Jugend (in Preußen) 
enthält offenbar etwas Feindfeliges gegen bie Religion. — Ueberbies iſt es ein 
Eingriff in die Rechte der Kirche und der Eltern. — 

Wir haben offen die Maßnahmen ber legten Zeit durchſprochen, in denen 
wir Kränkungen der wohlerworbenen und natürlihen Rechte der katholiſchen 
Kirche und ihrer Mitglieber — erbliden müſſen; leider fcheint die Zukunft für 
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uns noch trüber ſich zu geftalten. Diefelben Stimmen, die fih mit fo viel 
Erfolg für die bisherigen Maßregeln geltend machten, verlangen, daß das 
ganze Verhältniß des Staates zur Tatholifhen Kirche ohne Verhandlung und 
Vertrag mit der Kirche und ihrem Oberhaupte einfeitig durch die Staatsgeſetz⸗ 
gebung ganz neu geregelt werde. — 

Kraft der Freiheit und Selbfiftändigkeit der katholiſchen Kirche in Deutſch⸗ 
land nehmen wir e8 als ein unbeftreitbares Recht berjelben in Anſpruch, daß 
die Bifchöfe, die Beiftlichen der Kathebrallichen und die Seelforgsgeiftlichen 
nur nad) ben Gefeßen der Kirche und nad) den zu Recht beftehenden Vereins 
barungen zwiſchen Kirche und Staot ernannt werden. — 


— Ebenfo beanfpruden wir als ein — Net der Tatholifhen Kirche die 
volle Freiheit derfelben, ihre Diener den kirchlichen Gejegen gemäß zu erziehen, 
— jowie — eigene Anftalten zur Pflege der Wiſſenſchaft nach katholiſchen 
Prinzipien zu begründen, zu befigen und felbftfländig zu leiten. — 

Die hier von uns ausgeiprochenen Brundjäge werben immerbar bie Richt: 
ſchnur unferes Handelns fein, und wir erachten uns verpflichtet, dafür jedes 
Opfer, auch das Schwerfte zu bringen ..... R 


3. Der im Amtsblatt des Bistyums Limburg pro 1872 Nr. 12 abgebrudte 
Erlaß des Biſchofs wegen Abhaltung einer gemeinſamen Herz.Iefu- Andacht für 
die Anliegen der katholiſchen Kirche im Deutihen Reich, vom 8. Oktober 1872, 
worin die Diözefanen zum Gebet „für die angefeindete Braut Jeſu Chrifti, die 
heil, Tatholifhe Kirche“, aufgefordert worden. 

4. Sein Faftenhirtenbrief vom 26. Januar 1873, vorliegend in einem von 
ihm felbft dem Oberpräfidenten eingereichten Exemplar. Darin fagt er: 

„Die unbegründeten Anlagen, falſchen Beſchuldigungen, rechtswidrigen 
Freiheitsbefchräntungen und rüdfichtelojen Gewaltmaßregeln, weldhe dermalen 
unfere heilige katholiſche Kirche unter der Herrſchaft des antichriftlichen Pſeudo⸗ 
Liberalismus in allen Ländern Europa's mehr oder weniger zu erbulden hat, 
können uns gewiß nur mit tiefem Schmerze erfüllen. -— Niemals können und 
wollen wir auf Koften unferer Treue gegen Chriftus und feine Kirche — bie 
Gunſt und den Beifall des jetzt jo viele Geiſter beherrſchenden falſchen Libe⸗ 
ralismus uns verdienen. Und fomweit würden wir von unferer chriſtlichen Bes 
rufspflicht abweichen, wollten wir nach dem frevelhaften Anfinnen feiner 
verblendeten Wortführer die Leitung und Regierung unferer heiligen Kirche, 
welche Chriftus feinen Apofteln und deren Nachfolgern anvertraut hat, zur 
Vernichtung ihrer Freiheit und Selbftftändigleit in der Ausübung ihres Lehr⸗, 
Prieſter⸗ und Hirtenamtes den damit nicht betrauten Trägern und Dienern 
der Staatsgewalt zuerkennen.“ 

5. Die Denkſchrift ſämmtlicher Preußifchen Erzbiſchöfe und Biſchöfe, von 
den Erfteren am 31. Januar 1873 dem Königlihen Staatsminifterium überreicht 
und in Urſchrift bei den Akten befindlih. Dieſe Denkichrift legt gegen bie das 
mals der Landesvertretung im Entwurf vorgelegten kirchenpolitiſchen Geſetze 
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förmliche und feierliche Verwahrung mit dem Bemerken ein, daß diejelben, da 
fie von der Staatsregierung kraft in Anſpruch genommener Machtvollkommen ⸗ 
beit einfeitig und ohne vorgängige Verfländigung mit den kirchlichen Organen 
gemacht jeien, eine Verlegung und Vernichtung ber weientlihen Rechte ber katho⸗ 
lichen Kirche und ihrer Biihöfe, und den tiefen und verberblichiten Eingriff in 
das innerfte Leben der Kirche, in die höchften Interefjen der Religion und in 
bie Freiheit des katholifhen Glaubens enthielten. Sie erhebt feierlihen Proteft 
gegen bie auf nationale Erziehung abzielenden Beftimmungen, betreffend bie 
Vorbildung zum geiftlihen Amt, und die Einfegung eines Staatsgerihts für 
firhlihe Sachen, deſſen Kompetenz von ‚ben Biſchöfen niemals werde aner: 
kannt werben. ; 

6. Die au) von dem Angejchuldigten unterzeichnete, in ber Zeitung Ger⸗ 
mania, 1873, Nr. 31 abgedrudte Adreſſe des Preußifchen Episkopats an ben 
Landtag, datirt Berlin, 5. Februar 1873, alfo lautenb: 

„Die Königliche Staatsregierung hat dem Hohen Haufe zwei Gefegent- 
würfe über die Vorbildung und Anftellung der Geiftlihen, wie auch über die 
Disziplinargewalt zur Beichlußfaffung vorgelegt, welche den Satungen und 
dem eigentlihen Wejen der katholiſchen Kirche gerabezu wiberftreiten. Wenn 
biefe Vorlagen zur Annahme gelangen follten, jo würde fein katholiſcher Chrift, 
und um fo weniger ein Priefter oder ein Biſchof, ohne ſchwerſte Verlegung 
feines Glaubens diefelben anerkennen oder freiwillig ihnen fi unterwerfen 
können. Deshalb wenden fi) die unterzeichneten Biſchöfe Preußens hoch⸗ 
achtungsvoll an das Hohe Haus mit der dringendften Bitte, unter Anerkennung 
der der Kirche gebührenden Freiheit in der Verwaltung ihrer eigenen Ange 
legenheiten bie in Rede ftehenden Befegvorlagen nicht anzunehmen und eben 
bamit bie beflagenswerthen Folgen von dem Preußiſchen Staate abzuwenden, 
welche die Vergewaltigung des Gewiſſens von Millionen Latholifcher Bürger 
nothwendig nad) ſich ziehen müßte.” 

7. Die Adrefje des Preußiſchen Epistopats an Seine Majeftät den Kaiſer, 
ohne Datum, abgedrudt in der Köln. Volkszeitung, 1873, Nr. 47 und vom An 
geſchuldigten mitunterzeichnet, in mwelder die Gejegentwürfe, ähnlich wie in der 
oben zu 5. gedachten Denkſchrift, beurtheilt werden, mit dem Zufage, es werde 
den Bifhöfen nad) den Grundſätzen ihres Glaubens nicht geftattet fein, aus 
freien Stüden fi) berartigen Geſetzen zu unterwerfen, fie anzuerkennen und 
zu befolgen. 

8 Der Erlaß des Angeſchuldigten an bie Geiſtlichkeit feiner Diözeſe vom 
26. Februar 1873, veröffentlicht im Amtsblatt des Bisthums Limburg für 1873 
Nr. 3, worin nachftehende Stellen vorkommen: 

„Die in dieſen Tagen von dem hochwürdigen Domkapitel und ber ge 
ſammten übrigen hochwürdigen Geiftlichkeit ber Diözefe aus Anlaß der neueften 
von der Königlihen Staatsregierung bei dem Landtage eingebrachten Geſetz⸗ 
entwürfe mir zugetommenen Ergebenheits ⸗Adreſſen, haben mein Herz mit reich⸗ 
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lichem Troſte und inniger Freude erfüllt und maden es mir zum Bebürfniffe, 
geliebte Mitarbeiter im Weinberge bes Herrn, Euch meinen aufrichtigen und 
tiefgefühlten Dank auszuſprechen. 

Wohl bedurfte es für mich Feines neuen Beweiſes Eurer kirchlichen Treue 
und Entſchiedenheit, um in dem für den Fall der Annahme gebachter Gejek- 
entwürfe unvermeiblihen Kampf für die Wahrung ber rechtlichen Freiheit und 
Selbſtſtändigkeit unferer heil. Kirche auf Euere opferwillige und ausdauernde 
Mitwirkung rechnen zu können. Während meiner nun ſchon mehr als dreißig. 
jährigen bifchöflihen Amtsverwaltung habe ich Gelegenheit genug gehabt, mich 
davon zu überzeugen, daß, wie Ihr ftets beftrebt feld, dem Kaifer zu geben, 
was bes Kaiſers iſt, jo Ihr es auch für Euere heilige Pflicht erachtet, unter 
allen Umftänden Gott zu geben, mas Gottes if. (Matth. 22, 21). Doch mußte 
der erneute Ausdrud Euerer biesbezüglihen Geſinnung unter ben jegigen 
Verhältnifien mir von vorzüglich hohem Werthe fein, da bie Freiheit und 
Selbftftändigkeit unjerer heil. Kirche in Erfülung ihrer göttlichen Miffion jeit 
lange nicht fo ungeſcheut mit Hinwegſetzung über jebes göttliche und menſch⸗ 
liche Recht bedroht worben ft, als bermalen, wo der gegen Thron und Altar 
gleich feindfelig gefinnte antihriftliche Liberalismus unter dem heuchleriſchen 
Vorgeben der Hebung und Kräftigung des Staates darauf ausgeht, befjen 
Gewalt durch Knechtung ber Kirche für feine revolutionären Abfichten fich 
immer mehr bienftbar zu machen. 

Wenn man aber auf Grund berjelben oder unter irgend einem anderen 
geſuchten Vorwande uns zwingen will, gegen unſere kirchlichen Verpflichtungen 
zu handeln, dann ift für uns der Zeitpunkt gelommen, mit den Apofteln zu ere 
klären, daß man Gott mehr als den Menſchen gehorchen müſſe, (Apoftelg. 4, 19) 
und unter dem Lojungsworte: „Ehriftus iſt mein Leben und Sterben mein Ge 
winn“ (Philipp. 1, 21) lieber Alles zum Opfer zu bringen und aud) das Härtefte 
au erbulden, als an Chriſtus und feiner heiligen Kirche zu Verräthern zu werben. 
Unfer göttlicher Herr und Heiland, welchen man ber Bollsaufwiegelung und ber 
Auflehnung gegen den Kaiſer befhuldigte, ala er durch Verkündigung ber 
—— Jeruſalem vor dem ihm nahenden Strafgerichte bewahren wollte 

..., wird uns, wenn wir würdig befunden werben, an ſeinen 
Leiden Theil zu nehmen, nad) beftandener Prüfung auch Antheil geben an feinem 
ewigen Triumphe über alle Werte der Lüge und Bosheit.“ 

9. Das auch den Namen des Angefhuldigten tragende „Sendſchreiben ber 
am Grabe des heiligen Bonifacius zu Fulda verfammelten Oberhirten an ben 
hochwürdigen Klerus und ſämmtliche Gläubigen ihrer Diözefen” vom 2. Mai 
1873, veröffentlicht im allegirten Amtsblatt Nr. 7 und im Naffauer Boten für 
1873 Nr. 55. Die Stantsanmwaltfchaft bezeichnet dieſes Sendſchreiben als bie 
Maigeſetze entftellend und als aufreizend. Sie hebt folgende Stellen hervor: 

„Ihr wifjet, in welche Lage die Kirche Jeſu⸗Chriſti, wie beinah’ in ber 
ganzen Welt, jo namentlich auch in unferem Vaterlande — gekommen ift. 
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Eine Reihe von Geſetzen fol demnächſt erlafjen werben, welche mit ber 
von Gott verorbneten Verfaſſung und Freiheit der Kirche in weſentlichen 
Punkten im Widerfprude ftehen. 

— Diefer Erkenntniß habt ihr durch Adreffen und Deputationen — Aus⸗ 
drud gegeben. Mit diefer Kundgebung verbandet ihr Angefihts ber ſchweren 
Gefahren, mit welchen die Kirche und die Hirten berfelben in nächfter Zeit 
bedroht find, bie heilige Verfiherung, daß ihr, was au immer bie Zukunft 
bringen werde, unmwanbelbar treu zu dem heiligen Vater — und zu uns, 
Euren rechtmäßigen Biſchöfen, flehen werdet, und daß ihr die treuen Theils 
nehnter unferer Kämpfe und Leiden fein werdet. — Vereinigt — fenden wir 
Euch — den gemeinfamen Dank für diefe taufendfältigen Bezeugungen ber 
Treue. — Wir halten an benfelben feſt als einer Bürgſchaft Euerer uner- 
ſchütterlichen Treue und wir beſchwören Euch Alle, in der Liebe Seju-Chrifti 
unter allen Verhältniffen in Euerer Gefinnung zu beharren und durch die 
That Euer gegebenes Wort zu beftätigen. — 

Noch haben die gedachten Bejegesvorlagen feine Geſetzeskraft; was immer 
kommen mag.— wir werben mit der Gnade Gottes die in unjern Dent- 
ſchriften entwidelten Grundſätze ſtandhaft und einmüthig vertheidigen. 

Ihr aber, geliebte Mitarbeiter und Diözefanen, haltet unverbrühlid daran 
feft, daß nur derjenige ein rechtmäßiger Bifchof ift, der als folder vom Hl. 
Vater und dem apoftolifhen Stuble, diefer Duelle der kirchlichen Einheit und ber 
kirchlichen Amtsgewalt, gefendet ift. — Ingleichen werdet Ihr ftets nur diejenigen 
als rechtmäßige Seeljorger anerkennen können, welche von den rechtmäßigen 
Viſchöfen für dieſes Amt würdig und tüchtig erfunden, von den Biſchöfen mit 
dieſem Amt betraut und geſendet werden, und welche in Gemeinſchaft mit den 
Biſchöfen verbleiben. 

Jeder andere wäre ein Eindringling. Zur Vertheidigung ber unver⸗ 
äußerlichen Freiheit der Kirche empfehlen wir Euch neben dem treuen An- 
Ihluffe an die Kirche — das Gebet. — 

Denn feit den Tagen, wo Konftantin ber Große ſich zum Chriftenthume 
befehrte und der dreihundertjährigen Verfolgung der Kirche ein Ende machte, 
it wohl faum eine Zeit gewefen, in der die Kirche auf der ganzen Welt aller 
menſchlichen Hülfe beraubt und von jo großer Gefahr bedroht war, wie in der 
gegenwärtigen. Und hierbei haben wir nicht blos unſere augenblidlichen Be 
brängnifie im Auge, jondern dasjenige, was uns in der Zukunft droht. Wenn 
bie Kirche Ehrifti ihrer rechtmäßigen Freiheit beraubt wird, wenn das äffent- 
liche Leben, wenn Preffe und Literatur faft nur Unglauben und Gering- 
ſchätzung oder Haß gegen das Chriftenthum und die Kirche athmen, wenn die 
Jugend durch eine dem Chriftenthum entfremdete Schule und Wiſſenſchaft 
gebildet wird, wenn unter dem Drude diefer Zuftände der Klerus mehr und 
mehr ausftirbt oder vom Zeitgeifte erfüllt und verderbt wird, dann muß ber 
chriſtliche Glaube, die hriftlihe Liebe und Eintracht, die chriſiliche Sitte auch 
da zufammenbrehen und ſchwinden, wo fie bisher fo feſt geflanden — in 
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unferm guten katholiſchen Volke. Und dann wird nichts mehr ein Verderben 
und eine SZerftörung aufhalten, an die wir nur mit Entjegen denken 
können.“ — 

B. Zum Beweiſe, daß der Angeſchuldigte nad) Verfündigung der Maigeſetze 
feinen in. den bisher mitgetheilten Kundgebungen ausgeſprochenen Entſchluß, 
ihnen Widerftand zu leiften, von Neuem verlautbart habe, werden von ber Staats» 
anwaltſchaft folgende Erklärungen des Bifhofs in Bezug genommen. 

1. Die dem Königl. Staatsminifterium den 26, Mai 1873 überreichte, auch 
vom Angeſchuldigten unterfhriebene und im Original vorliegende Kollektiv-Ein- 
gabe des Preußiſchen Episkopats, in welcher e8 u. a. heißt: 

‚Unter Bezugnahme u. |. w. find wir, bie unterzeichneten Erzbifchöfe und 
Biſchöfe, zu unferm tiefften Bedauern genöthigt, zu erklären, daß wir nicht 
im Stande find, zum Vollzuge der Gefege mitzuwirken. Dieje Geſetze ver- 
legen die Rechte und Freiheiten. welche der Kirche Gottes nach göttliher An⸗ 
ordnung zuftehen ....... Eine Anerkennung biefer Geſetze wäre, daher 
eine Verwerfung bes göttlichen Urfptungs bes Ehriftenthums. — 

Auch denjenigen einzelnen Beftimmungen ber gedachten Geſetze, weldhe von 
ber Kirche an verjchiedene Staaten kraft eines Uebereinkommens derjelben mit 
dem Apoſtoliſchen Stuhle zugeſtanden ſind, vermögen wir aus dieſem Grunde 
nicht Folge zu geben ...... 

2. Der im Amtsblatt des Bisthums pro 1873 Nr. 10 abgedruckte Erlaß 
des biſchöflichen Ordinariats vom 31. Juli 1873, in weldhen „auf Anordnung 
feiner biſchöflichen Gnaden“ die Abhaltung öffentlicher Gebete für die Kirche vor⸗ 
geſchrieben und Folgendes gejagt wird: 

„Das Komite des Piusvereins in Nom hat dem Hl. Vater feinen Ent« 
ſchluß vorgetragen, alle Katholiken des Erdkreiſes zu einer breitägigen Andacht 
einzuladen, um durch Gebet und Buße Gottes Sülfe für den Sieg und ben 
Triumph der Kirche und des apoftolifhen Stuhles in den gegenwärtigen 
bedrängten Zeiten zu erflehen. Diefen Entſchluß hat der HI. Vater mit fols 
genden Worten gutgeheißen:” 

„Die Abſicht, zu beten, ift nicht blos lobenswerth, ſondern geradezu noth⸗ 
wendig, bejonders unter ben gegenwärtigen Seitverhältniffen; denn die fathos 
liſche Kirche wird von allen Seiten beunruhigt und mit hölliſcher Verwegen⸗ 
beit angegriffen. Beten wir aljo, daß Gott feine Kirche errette von ben 
Schlingen der Argliftigen und von dem Schwerte des Verfolger... - - - — 

3. Der ebendaſelbſt Nr. 11 publizirte Erlaß des Ordinariats vom 28. Auguſt 
1873, worin die Freude über die eifrige Betheiligung der Gläubigen an den 
angeordneten Andachten für die hedrangie Kirche (vorſtehend sub 2) zum Aus- 
druck gebracht wird. 

4. Das Hirtenſchreiben des Biſchofs vom 13. Oktober 1873, die Landtags⸗ 
und Reihstagswahlen betreffend (Amtsblatt 1873 Nr. 16) worin e& heißt: 

„(Die Wahlen) find doppelt wichtig in dieſen Tagen, wo ein jo ernfter 
Kampf entbrannt ift um bie Freiheit, ja die Exiſtenz der heil. Kirche in unjerm 
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Vaterlande ...... Ihr müßt folde Männer wählen, die Eud zu bem 
Vertrauen berechtigen, daß fie vor Allem bereit find, mannhaft einzutreten für 
Wahrheit, Freiheit und Net. Denn wenn je, fo ift das gerabe in unjeren 
Tagen die Rüdficht, die obenan ftehen muß. Der wäre wahrlih fein guter 
Sohn der Kirche und kein guter Patriot, der ruhig zufehen könnte, wenn bie 
einzig fiheren Grundlagen der ſtaatlichen und kirchlichen Ordnungen unter⸗ 
graben werben . el 
5. Der Faftenhirtebrief des Angefhulbigten vom 26. Januar 1874, in einem 
Abdruck von ihm mittelft eigenhändigen Schreibens dem Oberpräfidenten über⸗ 
reicht, und im Amtsblatt des Bisthums Ir. 2. veröffentlicht. Darin wird 
gejagt: 

„Niemals, geliebte Bisthums-Angehörige, haben wir zur ernten Beherzi⸗ 
gung biejer Worte („Wer aber ausharrt, bis ang Enbe, der wird felig werben“) 
foviel Urſache gehabt, als jest bei der num ſchon jo lange andauernden und 
noch immer im Steigen begriffenen Befeindung unferer heil. Kirche. Iſt doch 

die unter dem Namen des Liberalismus ſich geltend machende antichriſtliche 
Geiftesrichtung unserer Tage zu folder Herrſchaft gelangt, daß man in frevels 
haftem Uebermuthe es wagt, offen und ungeſcheut gegen Gott und feinen Ge⸗ 
falbten fi zu erheben. Während früher die Wortführer diefes jede wahre 
Freiheit, wie jede rechtliche Autorität vernichtenden Pfeudo-Liberalismus ihre 
unheilvollen Pläne noch unter gleißnerifhen Ausdrücken verhüllten, begeihnen 
fie e8 heute geradezu als bie im Interefje der bürgerlichen Gejellihaft gefor- 
derte Aufgabe unferer Zeit, die von Ehriftus gegründete SHeilsanftalt durch 
deren gänzlihe Unterwerfung unter die Gewalt bes Staates ihres göttlichen 
Karakters zu entkleiden und ihres Einflufies auf das häusliche und öffentliche 
Leben zu berauben. Und wie fie demnächſt einerfeits bie gegen bie oberfte 
kirchliche Lehr- und Jurisdiltionsgewalt bes Nachfolgers Petri proteftirenden 
ſ. g. Altkatholiten wegen ihrer Auflehnung gegen das fihtbare Oberhaupt 
unferer heiligen Kirche auf jede Weife in Schug nehmen und nit einmal 
dagegen etwas zu erinnern finden, daß offentundige, dem gröbften Materialis- 
mus verfallene Gottesleugner an den Hochſchulen als Lehrer der Jugend 
wirken, fo halten fie fi) anbererjeits für berufen, bie Katholiten, welche ber 
Staatsgewalt nicht die Befugniß einräumen, die Kirche in Ausübung des vom 
Sohne Gottes ihr übertragenen Lehrs, Priefler- und Hirtenamts nad Willkür 
zu beichränten, als Feinde des Staates und Störer des Reichsfriedens zu er⸗ 
Hären und dahin zu wirken, um fie, wenn nicht durch Weberredung, fo durch 
Gewaltmaßregeln zum Treubruche an Chriſtus und feinem Reihe zu be 
wegen ..... 

Die gegen die katholiſche Kirche und alles wahrhaft Chriſtliche in Anwen 
dung gebradte neuheidniſche Auffafjung von der Allgewalt des Staates, 
nad) welcher derſelbe die einzige Duelle des Rechtes und feine durch Majoris 
tätsbefchlüffe wie immer zu Stande gekommenen Gefeße jelbft gegen jedes 
natürliche und pofitiv göttliche Recht und die ausbrüdlihen Gebote Gottes 
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zur praktiſchen Geltung gelangen follen, hat bereits vielen Nichtkatholiken die 
Augen geöffnet und fie die gräuelvollen Zuſtände des Despotismus und der 
ihn ablöfenden Anarchie vorausfehen laſſen .....“ 

6. Das vom Angefchuldigten mitunterzeichnete Sendſchreiben der Preußiſchen 
Biihöfe an den Klerus und die Gläubigen vom Februar 1874 (Amtsblatt Nr. 3, 
Nafjauer Bote Nr. 28, Germania Nr. 42), worin gejagt wird: 

— Und wenn ſelbſt — bie Kirhe in unſern theueren Diözefen zum 
Schaben und vielleicht zum Untergange vieler Seelen verwüftet werben follte, 
fo it es beffer, daß ſolches durch fremde Schuld geſchähe — als daß wir 
jelbft mitwirken, daß ihre Freiheit vernichtet, ihr Glaube und ihre Verfaffung 
verfälſcht — werde. 

Dagegen wird durch die neuen kirchenpolitiſchen Geſetze — das Weſen der 
kirchlichen Verfaſſung und die von Gott gewollte und abſolut nothwendige 
Selbſiſtändigkeit der Kirche Jeſu Chriſti in ihrem eigendſten Gebiete vernichtet. 

— Der Staat — führt ſogar einen der ihrigen (Altkatholiken) als „ta 

tholiſchen Biſchof“ in unfere Kirche ein. Wo ift feit jener Zeit als Kaifer 
Konftantius ber katholiſchen Kirche arrigniihe Biſchöfe aufnöthigte, je fo etwas 
“erlebt worden? Wahrlih, wenn wir einem Syftem, das ſolche Früchte trägt, 
und einer Geſetzgebung, welche die Art an bie Wurzel der katholifhen Kirche 
legt, unfere Mitwirkung verfagen, dann thun wir. nur, was die Gewiſſens⸗ 
pflicht uns gebietet; aber unfer Herz blutet bei dem Gräuel ber Verwüftung, 
bie über unfere heil. Kirche und unfer Tatholifches Volt hereinbriht ...... — 
Denn was fteht uns bevor? Verluſt unferer Habe, Gefängniß, vielleicht vors 
zeitiger Tod in der Gefangenſchaft. Und unfern guten glaubenstreuen 
Prieſtern — ? Verluft ihrer Aemter, Vertreibung aus ihren Gemeinden, 
harte Strafe und Gefängniß. Was fteht unſerm katholiſchen Volke bevor, 
wenn es jeiner Biſchöfe und Priefter beraubt, mehr und mehr der Segnungen 
feiner heil. Religion verluftig fein wird? Nur mit Entiegen können wir 
daran denken! — 

Und ſchon find abermals neue kirchenfeindliche Befege vorbereitet und 
der Landesvertretung im Entwurfe vorgelegt, — Bejege, welche die Vernichtung 
des ganzen weſentlichen Beftandes der katholiſchen Kirche in Preußen zur noth⸗ 
wendigen Folge haben werben. 

Stehet ferner feft, in Eurem Glauben, in Euerer Liebe und Treue gegen 
die heil. Kirche! Leidet und duldet lieber Alles, als daß Ihr fie und ihre 
Lehren im Beringften verleugnet ... . . . — 

7. Das nach Angabe der Staatsanwaltſchaft auf Veranlaſſung des Biſchofs 
im Naffauer Boten für 1875 Nr. 17 veröffentlichte an ihn gerichtete Schreiben 
des Papftes vom 20. Januar 1875, in weldem nad) vorheriger Andeutung, daß 
er neuerdings im eigenen Namen und in dem der Diözefe Standhaftigleit im 
Kampfe verfichert hatte, weiter gejagt wirb: 

n— — Denn wie in Deinem Briefe erwähnt if, entflammen ja die Trüb- 
fale, welche wir erbulben, in Euch, die Ihr doc jelbft um der Religion 
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willen in Sümmerniffen feid ..... Das — was Du uns beriätet 
haft, von der ſchweren Trübſal, Durch welche bie Kirche Bottes dort heimgeſucht 
wird, mußte uns mit herbem Schmerze erfüllen, da wir jehen, mit welder 
Wucht allerwärts die Mächte der Finfterniß auf das Verderben der Seelen 
der Gläubigen und ber Religion ausgehen. Als Wir jedoch Unfern Blid auf 
das richteten, was du Uns mitgetheilt haft über die ausgezeichnete Glaubent 
treue und Mannhaftigkeit deiner Heerbe, mit welchen fie die göttliche Hülfe 
anfleht, über die unerfhütterliche Ergebenheit, welche fie gegen den biefigen 
Lehrſtuhl der Wahrheit unter Deiner Leitung bewahrt, haben Wir’ in dieſem 
Allen die Wirkſamkeit der Kraft Gottes betrachtet, die in Euch hervorleudhtet, 
und find Wir mehr und mehr zur Verherrlihung der. göttlichen Majeftät auf: 
gemuntert worden, welhe den Kämpfenden unüberwindlide Stärke und 
ſicheren Schuß verleiht . . . - - mögen wir nicht zweifeln, daß der Herr, wenn 
wir im @ebete be uns Lroſt und Sieg in dem entbrannten 
Kampfe verleihen werde... . . 

Indem Wir liepli Deinem Eifer in der Hütung der Dir anvertrauten 
Heerde und zugleih deren Fe figkein im Glauben das gebührende Lob ſpen⸗ 
den ..... u. ſ. m 

8. Der im Amtsblatt Für 1875 Nr. 1 publiziete Faftenhirtenbrief des An: 
geihuldigten vom 14. Januar 1875, aus welchem bie Staatsanwaltichaft hervor- 
bebt, was folgt: 

„No niemals, geliebte Bisthums⸗Angehörige, war die Lage unferer heil. 
Kirche eine jo ſchwer bedrängte, als dermalen unter der immer heftiger und 
gewaltfamer Hervorgetretenen Befeindung berjelben von Seiten des antichriſt⸗ 
lichen Liberalismus. Welche beflagenswertden Wirrniffe und Schädigungen 
berfelbe in feinem Beftreben bie Kirche Jeſu Chrifti mittelft ihrer Unter: 
werjung unter bie Gewalt bes Staates ihres göttlihen Karakters und 
Einfluffes zu berauben und auf der Brundlage des modernen Heiventhums die 
bürgerliche Geſellſchaft umzugeftalten fhon verſucht Hat, ift Euch genugfam 
befannt. Auch in Unferer Diözeſe entbehren ja bereits, um von vielen Anderen 
bier nicht zu reden, nicht wenige Gemeinden zu unſerm tiefften Schmerze ber 
Seelforger und in Folge davon ber ungeftörten Ausfpendung der heil. Safra- 
mente und der regelmäßigen Feier des heil. MeBopfers. 

Dadurch find Wir aufs Neue in der frohen Zuverficht beftärkt worden, 
daß es auch für die Zukunft Euch nicht an Weisheit, Muth und Kraft zur 
pflichtgetreuen Ausdauer in der zu beftehenden ſchweren Prüfung fehlen wird, 
wofern Ihr nur gegenüber der grundfalſchen Anſicht des Pſeudo⸗viberalismus 
von ber Oberherrſchaft des Staates über die Kirche an der untrüglihen Lehre 
Ehrifti über feine Heilsanſtalt fefthaltet. : 

Die von dem falſchen Liberalismus aufgeftellte und vertheibigte Behaup⸗ 
tung, daß die Kirche zur Erfüllung ihrer Aufgabe nur infoweit eine Berech⸗ 
tigung befige, als eine ſolche von der flaatlihen Autorität ihr zuerkannt jei, 
fteht mit der chriſtlichen Offenbarungslehre im volliten Widerfpruche. 
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So unzweifelhaft es nun aber feffteht, daß Chriftus bie zur Verwaltung 
bes kirchlichen Lehr, Priefter- und Hirtenamtes erforderlihen Vollmachten eis 
nen Apofteln und ihren rehtmäßigen Nachfolgern verliehen; jo gewiß ift es 
auch, baß er die Ausübung derjelben niemals von ber Genehmigung ber welt⸗ 
lichen Obrigfeit, welche ale Dienerin Gottes bie äußere Rechtsorbnung der 
burgerlichen Geſellſchaft zur Ermöglihung ihrer zeitlichen Wohlfahrt und zur 
Förderung bes Reiches Gottes zu erhalten und zu fehügen verpflichtet ift, abs 
hängig gemacht hat. 

Denn es ift für uns unvergleihlih erſprießlicher, daß wir, fo lange 
es Gott zu unferer Prüfung zuläßt, ohne unfere Schuld als Feinde bes 
Staats und Revolutionäre angejehen und behandelt werben, als daß wir 
durch Verleugnung unjeres Glaubens und bewußte Webertretung des gött⸗ 
lihen Willens an ber in Wirklichkeit beflehenden Feindſchaft und Revolution 
gegen Chriftus und fein ewiges Reich der Wahrheit und Gnade theilnehmen, 
und auf diefe Weife mit darauf hinwirken, daß unfer deutſches Vaterland, 
einft die ſtärkſte Schutzmacht der chriſtlichen Kirche, wieder in die Barbarei 
und Sflaverei bes Heidenthums völlig zurüdjinte. 

So wie uns nun aber Chriftus durch feine göttliche beglaubigte Lehre 
über die von ihm gegründete Kirche die größte Gewißheit darüber giebt, daß 
wir dem thörichten und frevelhaften Anfinnen bes Liberalismus, ben Staat 
als ausſchließliche Duelle alles Rechtes gelten zu laffen und allen feinen, auch 
dem göttlihen Willen nad) der Lehre des Evangeliums offenbar widerjprechen- 
den und felbft mit dem fyortbeftande der Kirche als einer göttlichen Heilsanftalt 
unverträglihen Gejeten unbedingten Gehorſam zu leiften, nicht 
nachkommen dürfen; fo verleiht er uns auch mittelft der in feiner Kirche 
uns zufließenden Gnade freudigen Muth und ausreichende Kraft, der erfannten 
Wahrheit gemäß zu handeln. 


Mit diefem Himmelsbrode genährt und von dem Geiſte Ieju erfüllt, find 
wir troß unferer angeborenen Schwäche und Hinneigung zum Böſen flark 
genug, um jeinets und feines Reiches willen aud) die härtefte Verfolgung 
zu erdulden, und falls es unjere zu bewährende Treue gegen ihn und feine 
Kirche erheiſchen follte, jelbft unfer Leben zum Opfer zu bringen, ohne es 
babei an ber Liebe fehlen zu laſſen, die wir nad der Lehre und dem Beiſpiele 
unferes göttlichen Heilandes auch denjenigen ſchulden, die uns haſſen, ver» 
folgen und verleumden. Die Beichichte der heiligen Märtyrer aus allen chrift- 
lihen Jahrhunderten giebt uns hierfür die ſprechendſten Belege. 

Es kommt alfo bezüglich unferer Ausdauer in der über die Kirche Gottes 
bereingebrochenen ſchweren Prüfung, welche Steigerung dieſelbe für ” Zukunft 
auch noch erhalten möge, Alles darauf an, daß wir u. |. w......“ 

9. Die im amtlihen Theile des Deutſchen Reiche und Preußifhen Staats: 
anzeigers vom 10. April 1875 veröffentlichte, auch vom Angeſchuldigten unter: 
zeichnete Immebiat-Eingabe der Preußiſchen Biihöfe vom 2. ejd., worin "um 
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Verſagung der Sanktiontrung des Gejegentwurfes, betreffend die Einftellung ber 
Leiftungen aus Staatsmitteln für die katholiſchen Bisthümer und Geiftlichen, 
gebeten, die „unbedingte Befolgung ber flaatlichen Bejege mit dem Gewiſſen 
eines Chriften für unvereinbar“ erflärt und ausgeführt wird, daß „in den Häus 
fern des Landtages das Verftändniß chriftliher Anſchauungen mehr und mehr 
zu ſchwinden beginne.“ i 

10. Der Hirtenbrief bes Bilchofs vom 15. Februar 1876, wovon ein Exem⸗ 
plar in adhibirten Oberpräfidialatten, folgendes enthaltend: 

——— Furwahr, Geliebte im Herrn, unſere dermalige kirchliche Lage 
iſt eine ſehr bedrängte. Das gottvergeſſene, einzig nur auf irdiſchen Beſitz 
und Genuß gerichtete Haſchen und Jagen eines ſehr großen Theiles der heu⸗ 
tigen Generation hat es dem Fürften dieſer Welt, — dem Geiſte, der in ben 
Kindern des Unglaubens wirkjam ift, ermöglicht, ſich unzählig Vieler zur Be⸗ 
tämpfung der chriſtlichen Wahrheit zu bedienen, und insbejondere unter dem 
trügerifhen Namen „Liberalismus” einem Lügenſyſteme Eingang und Vers 
breitung zu verfchaffen, deſſen Vertheidiger es auf nichts Beringeres abaejehen 
haben, als die katholiſche Kirche in den europäiſchen Ländern, ja wo mög: 
lich auf dem ganzen Erbkreife zu vernidten. Denn ba biefer über ganz 
Europa und noch weiter verbreitete Pfeudo-Liberalismus, im grellften Wider: 
ſpruche mit der Glaubenslehre und der auf ihr ruhenden Verfaſſung unferer 
Heil. Kirche, die Ausübung ber von Chriftus ihr verliehenen Lehr:, Priefter- 
und Regierungsgewalt dem Belieben der flaatlihen Geſetzgebung 
preisgiebt, für die Ausführung der Geſetze des Staates, felbft auch in rein 
kirchlichen Angelegenheiten, unbedingten Gehorſam fordert, und für den Fall 
der Verweigerung befjelben die zwangsweife Behinderung der Berufsthätigkeit 
ihrer Diener als im Interefie des Staates geboten und für rechtlich zuläffig 
erklärt, hat er das Tode surtheil über fie ausgefprochen und ihr nur zwifchen 
moraliſchem Selbfimorde und gewaltjamer Unterdrüdung bie Wahl 
gelafien. Die gegentheilige Behauptung des Liberalismus, daß es ſich nämlich 
in dem jegigen Konflikte zwiſchen der Kirchen: und Staatsgewalt nur um die 
Wiederherftelung des rechten Verhältniffes beider zu einander handele, gegen 
welche gerechte Regelung der Papft und bie Biihöfe aus ftolger Anmaßung 
und Herrſchſucht in ſtaats⸗ und reichsfeinbliher Gefinnung ſich auflehnten, 
weshalb auch diefen allein die ganze Verantwortlichkeit für die eingetretenen 
Störungen in ber kirchlichen Verwaltung und Seelforge zur Laft fall, — 
diefe Behauptung beruht ..... auf einer gänzlichen Entftellung der Wahrheit. 
Demungeachtet aber, geliebte Bisthumsangehörige, werben wir bei diefem von 
dem Fürften ber Finfterniß gegen uns heraufbefhworenen Kampfe in ber 
Wahrung und Bertheidigung ber höchfien und heiligften Güter der Menſchheit 
nicht ermatten und den Muth nicht ſinken laſſen. 

Denn in diefem Falle könnten weder die Bifchöfe, noch die Priefter nach 
den Vorſchriften und den Anweiſungen Chriſti und feines oberſten Stellvertres 
ters auf Erben ihr Amt verwalten, ſondern müßten fi nad den biesbezüge 
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lihen Geſetzen des Staates richten, jelbft dann, wenn fie durch diejelben ans 
aehalten würden, dasjenige zu unterlafien, was zur Förderung bes kirchlichen 
Wohles und zum Heile ber ihnen anvertrauten Seelen unumgänglich noths 
wendig if. Eine zum unbebingten Gehorfam gegen die Geſetze des Staates 
ſich verpflicgtende und feine Oberhoheit auch bezüglich der Austibung ihres 
Lehr⸗, Priefter: und Hirtenamtes anerkennende Kirche wäre aber nicht mehr 
die von Chriftus gegründete und dem heiligen Geifte regierte göttliche Heils⸗ 
anſtalt. 

Aber auch ſelbſt dann, wenn die katholiſche Kirche in Deutſchland oder ander⸗ 
wärts ber Gewaltherrſchaft des Liberalismus unterliegen und ſchon in naher 
Zukunft das Maß unferer Leiden und Bebrängnifie aufs Höchfte ſich ſteigern 
würde, jo hätten diejenigen, welche guten Willens find, doch immer noch keine 
Urſache zu verzagen und den Muth ſinken zu lafien. Aus biefem Grunde 
bat Bott in unferen Tagen wiederum eine ſchwere Seimfuchung jeiner Kirche 
zugelaſſen. Es follen nämlich durch die Leiden und Bedrängniſſe, bie wir 
gegenwärtig wegen pflichtgebotener Wahrung und Vertheidigung der höchſten 
und beiligften Güter der Menfchheit zu erdulden haben, die in Geiſtesſchlaf 
Verſunkenen aufgewedt, die in Irrthum Befangenen auf den Weg der Wahr: 
heit zurüdgeführt, bie Wantenden geftärkt, und die bisher ſchon muthig und 
vertrauensvol unter ber Fahne des Kreuzes für die Förderung des Reiches 
Öottes Kämpfenden zu erhöhter Wachſamkeit und gefteigerter Thätigkeit 
gegen das Anbringen ber Mächte ber Finfterniß veranlaßt werden. 


Wir haben alfo in dem gegenwärtigen Rampfe des modernen Heiben- 
thums gegen unfere heil. katholiſche Kirche, obgleich es bei demſelben von 
Seiten des Pfeuboliberalismus auf deren moralifche oder gemwaltfame Ber: 
nichtung abgefehen ift, in ber That keine Urfache zu verzagen. Denn wie 
groß auch immerhin die Leiden und Bedrängniffe fein mögen, bie uns noch 
bevorftehen, ehe die von uns erwartete befjere Lage der Kirche eintreten wird, 
fo viel if gewiß, daß wir troß unferer natürlichen Schwäche doch Alles vers 
mögen in bem, der uns flärtet. 

Eure milden Gaben, auf welche Wir und die betreffenden Priefter der⸗ 
malen zu unferem Lebensunterhalt angemwiefen find, haben für Uns einen um 
fo höheren Werth, als fie einen neuen Beweis dafür bieten, daß Ihr ent- 
ſchloſſen jeib, auch unter ſchweren Opfern Eure kirchliche Treue zu be⸗ 
wahren.” 

C. Zur Begründung der Behauptung, daß der Biſchof feinen Widerftand 

auf allen Gebieten der kirchenpolitiſchen Geſetzgebung auch bethätigt habe, bezieht 

fi die Anklage auf verſchiedene vorliegende Verwaltungs und zer Unters 
ſuchungsakten, aus welden ſich Rachftehendes ergiebt: 

1. Er hat in fünf Fällen, ohne zuvor gemäß $. 15 Geſetz vam 11. Mai 

1873 dem Oberpräfidenten Anzeige zu machen, Geiftliche angeflellt, und ift des: 

halb rechtskräftig verurtheilt worden, und zwar wegen gejegmwibriger Ernennung: 
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a) des Raplans Houben zum Pfarrer in Balduinflein im November 1873 
durch Erkenntniß des Appellationsgerihts zu Wiesbaden vom 1. April 
1874 in eine Geldſtrafe von 200 Thlrn. event. 2 Monate Gefängniß, 

b) des Geiflihen Vogel jum Pfarrverwalter in Werſchau, und des 
Kaplan Abel zum Pfarrverwalter der Piffionsftation Mörlen im 
Zebruar 1874 durch Erkenntniß des Kreisgerihts zu Limburg vom 
6. Mai 1874, zufammen in 400 Thlen, Geldbuße event. 4 Monate 
Gefängniß, 

c) bes Neopresbyters Zimmer zum Pfarrverwalter in Haintger am 
3. Juli 1874 durch Erkenntniß des genannten Gerichts vom 24. Sep- 
tember 1874 zu 400 Thlen. Geld⸗ event. 4 Monaten Gefängnipftrafe, 

d) der Neopresbyter Hardt zum Kaplan an ber Liebfrauenkiche zu Frank: 
furt im Auguft 1874 durch Erkenntniß deſſelben Gerichts vom 28. Ja⸗ 
nuar 1875 zu 400 Thlrn. Geld- event. 4 Monaten Befängnißftrafe. 


In biefen Unterſuchungsſachen hat ber Biſchof mittelft fehriftliher Eingaben, 


ohne bie ihm vorgeworfenen Handlungen ſelbſt in Abrebe zu ftellen, die Kom: 


petenz der weltlichen Gerichte beftritten. 
In der Unterfuhungsfahe zu a. erflärt er in der Eingabe vom 11. Dezem- 
ber 1873 auf die Vorladung vor dem Unterfuchungsricter: 
„— — Dieje Bernehmlaffung muß ic) ablehnen, da der Biſchof fo wenig, 
wie ein ihm untergebener Geiftliger in feinen kirchlichen Amtsſachen 
einem weltlichen Gerihtsbanne unterworfen ift, die mir zugegangene Vorladung 


ſonach der rechtlich erforderlihen Kompetenz entbehtrt..... . 
„Es bezeichnet nun die Vorladbung als Betreff der ..... Unterfuhung 
eine angeblide Zuwiderhandlung gegen das Geſetz vom 11. Mai, ..... Dar: 


nad) ift es als unzweifelhaft zu betrachten, daß eine kirchliche Amtshandlung, 
eine geiftlihe Sache, eine Bethätigung der durch die Berfaffung gewährleifteten 
Neligionsfreiheit inkriminirt werden will, melde der Kompetenz der bürgers 
lihen Strafgerihte nad) göttlihem, kirhlihem und landesgeſetzlichem Rechte 
gänzlich entzogen if. Ich muß daher gegen bie Vorladung und gegen jede 
weitere Gerichtshandlung in ber bezeichneten Sade entſchieden pro- 
tefliren und bitten, in..... Erwägung zu ziehen, wie das .... Geſetz vom 
11. Mai c...... in meinem Bisthume zum Nachtheile der freien katholiſchen 
Neligionsübung und der bifchöflihen Diözeſanrechte nicht Plag greifen Tann, 
ba wefentlihe Beftimmungen befjelben den unveräußerlichen göttlihen Rechten 
der Kirche wiberftreiten, weshalb ich gleich nach defjen Publikation gemeine 
fam mit allen übrigen Biſchöfen der Monardie beim Königl. Staats: 
miniſterium remonſtrirt habe; da weiterhin die vorwiegenden einfeitig nicht ab⸗ 
zuändernden Vertragsbeſtimmungen bes $. 63 des Regensburger Deputationgs 
Rezeſſes rip. des Weſtfäliſchen Friedens-Inftrumentes entgegenftehen ...... ——, 
als ich $ dem Vorausgeſchickten dem bürgerlichen Gerichte die Kompetenz zu 
einem Einſchreiten gegen mic ala Biſchof von Limburg wegen Amtshandlun: 
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gen nicht zuerfennen kann..... Bei jo bewandter Sachlage (werben Sie 
feinen Werth darauf legen), daß ih Ihnen als Unterfuhungsrichter mündlich 
die im Dargelegten motivirte Erklärung abgebe, wie ic) gegen bie Statthaftige 
keit des infompetent eingeleiteten Verfahren protefliren und eine jede Aus- 
laffjung verweigern müfle. .....“ 
Auf die Vorladung zur Hauptverhandlung erklärte der Biſchof in einer Ein- 
gabe vom 31. Sanuar 1874: 

„— — Bei allem pflihtmäßigen Reſpekte vor der Autorität der bürger- 
lichen Gerichte und ihrem gejegmäßigen Walten innerhalb ber ihnen angemie- 
jenen Sphäre ber Staatsordnung kann ih doch nit umhin, gegen die in 
Rede ftehende Verfügung und Vorladung zu proteftiren unb das mir an- 
gefonnene Erfheinen, ſowie jede auf die Sache eingehende Erklärung ab- 
zulehnen, da nad dem katholiſchen Dogma und dem darauf beruhenden 
Kirchenrechte geiftlihe Sachen, wozu die Vorbildung und Anftellung der Geiſt⸗ 
lichen unzweifelhaft ſowohl an ſich als nad) dem pofitiven Nechte gehört, ber 
Gerichtsbarkeit des Staates nicht unteritehen, aljo auch mit Rechtswirkung der 
Rompetenz der kirchlichen Berichte nicht entzogen und derjenigen ber bürger- 
lichen Gerichte nicht überwiejen werden Fünnen......“ 

— Iſt es in unferem Staate wirkli dahin gefommen, daß ich deshalb, 
weil ich ..... die kanoniſche Inftitution. zu der Balduinſteiner Pfarrpfründe 
ertheilt habe, wie das mein Recht und meine Pflicht ale Diözeſanbiſchof ift, 
zur Unterjuchung gezogen, vor das weltliche Gericht citirt und als Delinquent 
beftraft werden kann, obſchon u. ſ. w., dann erübrigt mir nur, mit hriftlicher 
Refignation über meine Perſon kommen zu laffen, was ich ohne Zerlegung 
meines Gemwiflens und Verleugnung meines Berufes nicht abhalten kann, und 
als Staatsbürger mein Vaterland zu beklagen, welches die unglüdeligen Folgen 
eines Religionsfriedensbrudes nur zu ſchmerzlich wird empfinden müſſen, 
als Biſchof der katholiſchen Kirche aber mit meinen Diözefanen darüber zu 
trauern, daß die in dem zum Regensburger Deputationsrezefle ergangenen 
Raiferlihen Rommiffions-Ratifitationg-Dekrete vom 28. April 1803 zur An⸗ 
beutung gelommene Bejorgniß vor eintretender Benachtheiligung bes katholi⸗ 
ſchen Religionstheils im Deutſchen Reiche fi nunmehr leider in einem bisher 
nicht zu ahnen gewejenen Grade verwirklichen zu wollen ſcheint, fowie.... 
zu Gott zu flehen, daß er ..... recht bald..... bie Zeit loyaler Reſpek⸗ 
tirung ber durch das politive Recht wie durch den Hriftlihen Glauben ber 
Zanbesherrlihen Gewalt in Bezug auf katholiſche Religionsfachen gezogenen 
Schranken ..... möge wiebertehren laſſen...... * 

In ſeiner Erklärung auf die Berufung der Staatsanwaltſchaft ließ ſich der 
Biſchof am 18. Februar 1874 dahin aus: 

— Ich will die anberaumte Friſt nicht verſtreichen laſſen, ohne nochmals 
bei dem hohen Gerichtshofe zu konſtatiren, daß ich die rechtliche Zuläſſigkeit 
einer Ausdehnung der Wirkſamkeit des in Rede ſtehenden Staats geſetzes 
über die rein kirchliche Angelegenheit ber Vorbildung und Anſtellung ber 
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Geiſtlichen auf die vormals Kur-Trierifh und Kur⸗Mainziſch geweienen Be 
Ranbtheile meiner Didzeſe prinzipiell beftreite, weil ber proteſtantiſche 
Regent nicht Inhaber des Tatholiihen Kirchenregimentes iſt. ... Demgemäß 
leibet das Urtheil nebft dem ganzen Bor: und Kauptverfahren, von meinem 
prinzipiellen Standpunkte aus betrachtet, an unheilbarer Nichtigkeit..." 

In einer Eingabe an das Königliche Appellationsgericht zu Wiesbaden vom 
28. März 1874 wiederholte der Biſchof 

„ben Proteſt gegen die Zuftändigkeit der bürgerlichen Berichte und bie 
Anwendbarkeit des Bejeges vom 11. Mai 1873 auf das Territorium des vors 
maligen Herzogthums Naſſau.“ 

Bezüglich der Beſtellung des Geiſtlichen Hardt zu Frankfurt a. / M. proteſtirle 
ber Biſchof gegen feine verantwortliche Vernehmung vor dem Unterſuchungerichter 
in,ber Eingabe vom 18. November 1874 und ‚bemerkte wörtlich: 

„— — Der Geltungsbereich bes Gejeges vom 11. Mat 1873 läßt ſich 
daher, aud vom rein juriftiihen Standpunkte aus geurtheilt, wegen der ent- 
gegenftehenden fpeziellen rechtlichen Ordnung bes katholiſchen Religionsweiens 
in der vormals freien Stadt Frankfurt nicht auf den Ordinarius, den katho⸗ 

liſchen Klerus und bie Tatholifche Gemeinde diefer Stabt ausdehnen. Eine 

gegentheilige Auffaffung würde zu ber Konjequenz führen rejp. von ber Sup- 
pofition ausgehen, daß die Einnerleibung der Stadt Frankfurt und 
ihres Gebietes in die Preußiihe Monarchie Die dortige katholiſche Bürger: 
ſchaft um ihre Religionsrechte gebracht habe und daß dadurch, daß Seine 
Majeſtät der König von Preußen jeit 1866 Herr von Frankfurt geworben, bie 
tirhliche Lage des dortigen katholiſchen Neligionstheiles ſich entſchieden un: 
günftiger geftaltet habe, als fie es bis dahin nad) dem maßgebenben 
Rechtsnormen unter dem Schuge des Art. 46 der Wiener Kongreßakte geweſen 
war; derartiges wird aber von keinem rechtlich Denkenden behauptet werben 
wollen ..... “ 

In dem Termine zu feiner verantwortlihen Vernehmung erſchien der Biſchof 
felbft, jedoch nur um fowohl feine Bernehmlafjung, als feine Unterſchrift zu ver- 
weigern und zu erklären, daß er die Kompetenz des weltlichen Gerichts nicht 
anerkenne. Auf die Vorlabung zur Hauptverhandlung erneuerte er in der Ein- 
gabe vom 27. Januar 1875 feine Proteftation. 

Abgeſehen von diefem Termine hat der Bifhof in diefen Sachen feiner ge 
richtlichen Vorladung Folge geleitet. 

£ In dem Verfahren bezüglich des Pfarrers Vogel zu Werſchau erklärte er 
in der Eingabe vom 25. April 1874: ; 

„— Ic halte mich daher gewiß nicht ohne triftigen Grund für berechtigt 
und durch bijhöfliches Amt gebieteriſch verpflichtet, gegen das Hauptverfahren 
als ein die Kompetenz ber weltlichen Gewalt überfchreitenbes hierdurch in befter 
Form Rechtens zu proteftiren.“ 

2. Dem Biſchof wird ferner vorgeworfen, wiederholt gegen den $. 28 Geſetz 
vom 11. Mai 1873, wonach jedes Pjarramt innerhalb eines Jahres vom Tage 
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der Erledigung dauernd zn befegen ift, verftoßen zu haben. Die Staatsanwalt 
ſchaft Führt in biefer Beziehung die nachftehenden durch den Inhalt ber vorlie- 
genden Oberpräfibialakten beftätigten Inhalt an: 
Mittelft ber Schreiben des Oberpräfidenten vom: 17. Zult, 21. Juli, 
4. Auguft und 17. Auguft 1875 ift an den Biſchof unter Androhung einer 
Eretutioftrafe von je 300 Mark die Aufforderung ergangen, binnen beftimmter 
Friſt die dauernde Wiederbefegung der feit Länger als Jahresfrift erledigten 
Pfarreien Sohannisberg, Haintgen, Nauort und Werſchau zu bewirken. Der 
Biſchof machte hierauf geltend, es fehle an Bewerbern, er habe bie Stellen 
vergeblich ausgejchrieben und könne feinen Klerus nicht zwingen, ſich zu bes 
werben. 

Bezügli der Pfarrftelle zu Johannisberg erwiderte der Biſchof dem 
Oberpräfidenten — „unter Wiederholung feiner früheren Verwahrung gegen 
die Rechtsverbindlichkeit der Gejegesbeitimmungen im Allgemeinen und beren 
Anwendbarkeit auf bie Diözefe im Beſonderen“ — daß fi kein Priefter fände. 


Auf die weitere Strafanbrohung des Oberpräfidenten entgegnete ber Bifchof 
im Schreiben vom 18. Auguft 1875 Folgendes: 

„Auf die..... Schreiben, die Wiederbefegung der Pfarreien Sohanniss 
berg, Saintgen und Nauort betreffend, beehre ic) mich zu erwidern, daß es 
mir moraliih unmöglich ift, zur Ausführung ber Maigefeßgebung 
meinerfeits mitzuwirken, und daß es mir faktiſch unmöglid if, bie genannten 
drei Pfarreien mit qualifizirten Prieftern zu beſetzen. 

Die Maigefeßgebung verkennt das eigene Recht der römiſch⸗katholiſchen 
Kirche zur Vorbildung und Anftellung ihrer Geiſtlichen und läßt den Staat 
die fpezififch-theologifche Vorbildung der Geiftlichen, ja jogar event. die An- 
ftellung derjelben in katholiſchen Kirchenämtern bejorgen. Sie verbrängt bie 
theologiihe Vorbildung. ..... 

Wenn man auch nur die Vorbildung und Anftellung ber Geiftlichen ..... 
berüdfichtigt, jo ift es eine Thatſache, daß die Maigefegebung dem Staate 
einen Einfluß auf das der römiſch-katholiſchen Kirche eigenthümliche Gebiet 
zueignen will, wie ihn ſeit Beftehen der Kirche kein Staat geübt hat und auch 
in ber Gegenwart kein Staat befikt ..... — (e8) werden fi) voraus⸗ 
fihtlih, To lange das Geſetz vom 11. Mai 1873 befteht, (Bewerber um 
die Stellen) nicht melden. 


— ich Tann hiernach ..... nur erſuchen, von einer Wiederbeſetzung 
der Pfarreien — ſo lange das Geſetz vom 11. Mai 1873 beſteht, ganz 
abzufehen. .....“ 


Auch bezüglich der Pfarrſtelle zu Haintgen erklärte der Biſchof am 80. Juli 
1875, 
„daß, jo lange das Geſetz vom 11. Mai 1873 in Kraft bleibe, 
weder um bie Pfarrei Haintgen noch um eine andere vakante Pfarrſtelle ein 
Geiftlicher feiner Diözeſe als Bewerber auftreten werde, daß er jedoch, wenn 
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ein Bewerber ſich gemeldet hätte — zwar nit auf Grund des Gejetes 
vom 11. Mai 1873|, gegen welches er mit den übrigen preußiſchen Biſchöfen 
Rechtsverwahrung eingelegt habe, — wohl aber auf Grund des kanoniſchen 
Nechtes dazu gefchritten en würde, der verwaiften Gemeinde einen Pfarrer 
wieder zu geben. ..... 

Auf die weitere Strafandrohung des Dberpräfidenten erwiberte der Biſchof, 

„daß er keinen nad) dem Geſetze 30" 11. Rai 1873 anftellungsfähi- 
gen Neopresbyter zur Verfügung habe. — 

In Bezug der Pfarrfielle zu Werſchau wies der Bifchof in dem en 
vom 13. September 1870 darauf hin, 

„daß die Staatsgefege vom 11. Mat 1873 und vom 21. Mai 1874 für 
ihn nit maßgebend fein könnten.“ 

Nah dem Amtsantritt des Ober» Präfidenten von Ende erwiberte ber 
Biſchof auf deſſen weitere Strafandrohung in dem Schreiben vom 14. März 
1876 Folgendes: 

n— — Der Herr Ober: Präfident von Bodelſchwingh hat freilih in 
feinem Antwortſchreiben vom 16, September v. 3. die Meinung ausgefproden, 
ber Mangel an Bewerbern werde von ſelbſt aufhören, fobald ich mich zu ber 
Wahrung der für die Aemterbejegung vorgejchriebenen Formen entſchließen 
würde: ich kann dies aber als richtig nicht zugeben und ..... fage, daß Klerus 
und Vol ganz unabhängig von dem Verhalten des Episkopats bie Weberzeu: 
gung begen, wie es ſich feinesweges um bloße Formen handele, fondern um 
die Beltendmahung von ganz neuen Prinzipien und noch nie dag eweſenen 
Vorſchriften, deren Durchführung die Kirche um ihre wejentlihften und 
nothwendigſten Rechte bringen und dem katholiſchen Neligionstheile nur noch 
bie Stellung einer bloß gedulbeten Religionsgeſellſchaft belaffen werde. ..... 

BEER, Hiernah wird es nicht zweifelhaft fein können, weldes Urtheil 
Klerus und Volt meiner Diözefe ſich fofort ganz von, felbft ..... bilden, 
wenn diefelben in den Öffentlihen Blättern leſen ober gar felbft wahrnehmen, 
daß Geiſtliche deshalb geftraft oder ausgewieſen werden, weil biejelben die heil. 
Mefie gelefen, Beichte gehört, Sterbende mit den legten Tröftungen der Re 
ligion verfehen haben u. dgl. m., was feit undenklichen Zeiten jedem SPriefter 
in ben vormals Trier'ſchen und Mainz’ihen Landen vollkommen unverwehrt 
geweſen und von der Bekleidung eines Kirchenamtes durchaus unabhängig ift, 
daß blos wegen mangelnder ftaatliher Genehmigung politiſch gang tadelfreie 
Rapläne und Pfartverwalter aus ihrem Wirkungskreiſe entfernt werben. .....* 

Auch wiederholte der Bifhof, daß es an Neopresbytern mangele, „welche 
ſtaatlicherſeits als anftellungsfähig gelten.” 

Berüglid) der Pfarrftele zu Camberg gab der Biſchof am 1. Mai 1876 auf 
bie Strafandrohung die Erklärung ab: 

„— — Bis jet ift fein Bewerber um biefelbe aufgetreten, obſchon unterm 
26. Juli v. 3. die Stelle von mir ausgeſchrieben ift, und nach dem vorliegen 
ben Thatſachen zu fließen, wird auch vorausſichtlich ein folder vor Wieder⸗ 


sl 
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berftellung der in unferem Baterlande zur Zeit leider geſtörten concordia 
inter imperium et sacerdotium nicht auftreten. In biefer Erwägung habe 
ih e8 unterlajfen, wiederholt zur Bewerbung um das valante Benefizium 
aufzuforbern.” 

Der Biſchof ift wiederholt auf bie im $. 18 1. c. zugelafjene Verlängerung 
der Frift hingewieſen, hat aber ben erforderlichen Antrag dazu unterlaffen und 
bie, feitdem unter Androhung fteigender Exekutivſtrafen anberaumten, weiteren 
Friſten zur Wiederbefegung diefer Stellen ohne Folgeleiftung verftreihen laſſen, 
fo daß folgende Exekutivftrafen gegen ihn feitgejegt werden mußten; 

Wegen ber Pfarrei Iohannisberg: durch Nefolute von u. f. w. zufammen 
11,200 Matt. 

Wegen ber Pfarrei Haintgen: durch Refolute von u. |. w. zufammen 
11,200 Matt. 

Wegen ber Pfarrei Nauort: durch Refolute von u. f. w. zufammen 
10,700 Matt. 

Wegen ber Pfarrei Werfhau: durch Refolute von u. f. w. zufammen 
11,200 Part. 

Ein weiteres Strafverfahren iſt wegen Nichtbefegung der feit Länger als 
Jahresfriſt erledigten Pfarrei Camberg eingeleitet; gegen ben Biſchof ift deshalb 
eine Erekutivftrafe von 500 Mark dur Refolut vom 21. April 1876 feftgefett. 

Von diefen Geldſtrafen, deren Gejammtbetrag fi auf 44,800 Mark beläuft, 
bat keine beigetrieben werben können. 

3. Nah $. 9 Geſetz vom 11. Mat 1873 ftehen die, der Vorbildung der 
Geiſtlichen dienenden kirchlichen Anftalten (Krabenfeninare, Klerikalſeminare 2c.) 
unter der Auffiht des Staats und unterliegen der Revifion durch Kommifjarien, 
weldje der Oberpräfident ernennt. Der Biſchof wird der Widerſetzlichkeit gegen 
die Ausführung diefes Paragraphen in Anfehung bes bifhöflichen Kleritalfemi, 
nars zu Limburg befhuldigt. Im biefer Beziehung erwähnt die Staatsanwalt- 
Schaft und ergeben die jenes Seminar betreffenden Oberpräfidial:Akten Folgendes: 

Auf die Aufforderung des Ober-Präfidenten vom 3. Suni 1873 zur Mit 
theilung der Verhältnifie bezüglich diefer Bildungsanftalt erwiderte ber Biſchof 
in dem Schreiben vom 28. Juni 1873: 

„Die ..... Beantwortung bes Schreibens den Vollzug bes $. 9 
bes Gejeges vom 11. Mai v. M. betreffend, muß ih unter Bezug- 
nahme auf das Kollektivfhreiben, welches ih von dem Epistopat 
der Monarchie im Anſchluſſe an frühere Eingaben an des Königs Ma- 
jeftät, an das Königl. Staatsminifterium und an die beiden Häufer des 
Landtags unterm 26. v. Mts. an das Königl. Staatsminifterium ges 
richtet worden iſt, mit der Erklärung einleiten, daß id) außer Stande 
bin, zum Vollzuge des vorbezeichneten Bejeges mitzuwirken. Biel 
mehr Liegt mir bie Amtspflicht ob, das Recht des Bifchofs auf bie uns 
eg — und Leitung der Pflanzſchulen des 
Klerus ..... zu wahren. . 

Hartmann, Zeitfhrift. IIL Dh. Heft. 6 40 
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Auf die Strafandrohungen bes Ober-Präfidenten wiederholte der Biſchof in 
dem Schreiben vom 27. Januar und 22. Zuli 1873 diefe Erklärungen mit dem 
Bemerken, 

„daß die ihm als ünangemeſſen erſcheinende Drohung im $. 13 
bes Gejeges vom 11. Mai ..... einen Einfluß auf feine Entſchließung nicht 
geübt habe ..... “ 

Auch bei den fpäteren Korrefponbenzen bezüglich der Nevifionen bes Semi- 
nars erflärte der Biſchof wiederholt, namentlich in feinem Schreiben vom 3. März 
1874, vom 10. März 1874, vom 11. März 1876, daß er das Geſetz vom 
11. Mat 1873 

„peinzipiell beanftanbe.“ 

Das Seminar follte auf Anorbnung des Minifters der geifllichen Angelegens 
beiten auf Grund des $. 9 Abf. 3 a. a. D. einer Reviſion unterzogen werben, 
um über die Erziehungsweife, den Unterriht und die praftifchen Uebungen ber 
Zöglinge ein ſicheres Urtheil zu gewinnen. 

ALS die zu diefem Behufe von dem Ober: Präfidenten ernannten Kommifjarien 
am 27. November 1873 den Biſchof mit ihrem Auftrage bekannt gemacht hatten, 
erflärte diefer „unter Bezugnahme auf ben Proteft bes Epistopats gegen bie 
Maigefege,” daß er den Regens des Seminars angewiejen habe, eine andere 
Revifion als eine folde, welche ſich auf die bauz, feuer: und fanitätepoligeilichen 
Vorſchriften beſchränke, nicht zu geftatten. 

Der Regens Lala weigerte fih unter Berufung auf das ihm vom 
Biſchof ertheilte Verbot, die Kommiſſarien den Borlefungen und Uebungen bei⸗ 
wohnen zu lafjen, überhaupt über bie Interna ber Anflalt Auskunft zu geben; 
als die Kommiſſarien gleihwohl am folgenden Morgen zur Zeit einer Borlefung 
ſich einfanden, um berfelben beizumohnen, erlärte Lala, daß er die Vorlefung 
nicht eher fortfegen werde, bis bie Kommiflarien bie Anftalt verlafien haben 
würden. Auch ihre Mitwirkung zur Prototolaufnahme hatten der Bifchof und 
Regens Priefter Lala abgelehnt. Dieſer Wiberftand hatte zur Folge, daB auf 
Grund des 8.13 a. a.D. die Einbehaltung ber der Anftalt gewidmeten Staats« 
mittel von dem Minifter der geiftlihen Angelegenheiten unter dem 19. Dezember 
1873 verfügt wurbe. 

Im Februar 1876 wurde von dem Minifter eine nochmalige umfaſſende 
Revifion des Seminars angeordnet. Allein auch hierbei wurde den Kommifjarien 
des ObersPräfidenten, als fie am 8. März den Biſchof und Regens mit ihrem 
Auftrage bekannt gemacht hatten, Wiberftand entgegengefegt; ber Biſchof erklärte, 
daß das von ihm dem Regens ertheilte Verbot, eine flantlihe Revifion der 
Interna bes Seminars zuzulaffen, unverändert fortbeftehe und fein prins 
sipieller Standpunkt ihm verbiete, eine Aenderung hierin eintreten zu laſſen. 
Der Regens anbererjeits verweigerte jede Auskunft und Mitwirkung bei der Re- 
vifion unter Berufung auf bie besfallfige Weifung bes Bifhofs. Insbeſon⸗ 
bere erkläre er, er werbe auf Grund ber Inftrultionen bes Biſchofs nicht 
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geftatten, daß bie Rommifjarien ben Vorlefungen und Uebungen im Seminar 
beiwohnten; fo lange die Kommiſſarien im Seminarlofale verweilten, werbe er 
die Vorlefungen und Uebungen nicht ftattfinden laſſen. 

Auch die Ankündigung, daß bei Fortfegung dieſes Widerftandes die Schlies 
Bung ber Anftali auf Grund des 8. 13 des Geſetzes vom 11. Mai 1873 erfolgen 
werde, blieb bei Beiden wirkungslos. Wegen biefes beharrlihen Widerftandes 
gegen die Revifionen und nachdem ferner durch protokollariſche Vernehmung des 
Stadtpfarrers Beiftlihen Raths Roos von Limburg feftgeftellt werden, daß der⸗ 
felbe auf Anſuchen des Negens an Stelle des ausgeſchiedenen Subregens jeit 
dem Herbit 1874 aushülfsmweife Unterriht im Seminar ertheilt hat, ohne daß 
zuvor ben Vorſchriften des 8.10 a.a. D. gemäß eine Benennung bei dem Ober: 
Präfidenten vorgenommen war, hat der Herr Minifter der geiftlihen Angelegen- 
beiten mittelft Erlafjes vom 8. April 1876 auf Grund des 8.13 1. c. die Schlie⸗ 
Bung der Anftalt verfügt. Demgemäß ift am 18. April 1876 die Schließung in 
Vollzug gejegt worden, wobei der Regens Lala erneuert Proteſt einlegte und bie 
Mitwirkung bei Aufnahme des Prototols ablehnte. 

4 Was die Vollfiredung der Erekutivfirafen, deren Einziehung der Regies 
rung zu Wiesbaden aufgetragen war, anbelangt, jo find nad) der Anklage, welche 
fi) auf den erhobenen Zeugen: und Urkundenbeweis flügt, von der Steuerkafje 
in Limburg zunächſt die ſämmtlichen der Pfändung unterworfenen Mobilien des 
Biſchofs im Taxationsbetrage von 2681 Mark in Pfand genommen worden, da 
der Biſchof fich feines Immobilienbejiges bereits im April 1872 und Dezember 
1873 entäußert hatte. Bei der Pfändung erklärte der Bifchof, er befite gar 
nichts mehr; ſowohl die gepfänbeten als die ihm belafienen Gegenftände habe er 
Thon früher verfhentt. Gegen die Pfändung ift Seitens des Stabtpfarrers 
NR 008 Namens des Kirhenfonds der Sutkurſalkirche zum heil. Sebaftian in Lim⸗ 
burg Proteſt erhoben unter abſchriftlicher Vorlegung dreier Urkunden vom 18., 
20. und 21. Auguft 1875, Inhalts deren Biihof Dr. Blum feinen gangen Mo- 
biliarbefig, nämlich Möbel, Pretiofen, Gemälde, Wäſche, Hausgeräthe zc. im 
Tarationsbetrage von 7350 Mark vorbehaltlih feiner fortbauernden 
eigenen Benugung auf Lebenszeit, dem genannten Kirchenfonds zu ver- 
ſchiedenen Zweden ſchenkweiſe zugewandt hat, und zwar nad der Urkunde vom 
18. Auguft Gegenftände im tarirten Werthe von 2500 Mark mit ber Beltim- 
mung, daß ber Zinsertrag des aus der bemnädjfligen Veräußerung ſich ergebenden 
Kapitals zu einem Jahresamte für die Seelenruhe bes Biſchofs verwendet werden 
folle; nach der Urkunde vom 20. Auguft ebenfals Gegenſtände im tarirten Werthe 
von 2500 Mark mit der Beitimmung, daß der demnächſtige Zinsertrag zur Ne- 
munerirung eines bei der Kirche ad St. Sebastianum zu bildenden Sängerchors 
zu verwenden ſei; endlich nach der Urkunde vom 21. Auguft den Reit feines 
Mobiliarbefiges Im tarirten Werthe von 2350 Mark mit der Beftimmung, daß 
der Erlös zur Herſtellung und Unterhaltung eines in ber Domlirhe für den 
Biſchof zu errichtenben Grabdentmals, ein etwaiger Reſt aber aud zur Remune⸗ 


rirung des vorher erwähnten Sängerchors verwendet werden fole. Nah dem 
40* 
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weiteren Inhalte der Dokumente find die Schenkungen von dem damaligen Kirchen⸗ 
vorftande ad St, Sebastianum alsbald acceptirt worden und hat fofort bie Befik- 
übertragung ftattgefunden. — Die Steuerkaſſe in Limburg hat ſodann auf Grund 
bes $. 32 der Allerh. Verordnung vom 22. September 1867, betreffend die exes 
kutiviſche Beitreibung der direkten und indirelten Steuern zc. an den Rendanten 
des Bisthumsdotationsfonds die fehriftliche Requifition auf Innehaltung und Abs 
führung der dem Biſchof Dr. Blum aus biefem Fonds zulommenden rüdjtändi- 
gen und demnächſt fällig werdenden Gehaltsraten bis zum Belaufe der einzu- 
siehenden Strafbeträge nebft Koften in ber durch die angeführte Verordnung vor⸗ 
gefhriebenen Form gerichtet. 

Der Nendant bes Bisthumsbotationsfonds und das biſchöfliche Ordinariat 
haben jedoch erflärt, daß dieſer Requifition feine Folge gegeben werben könne, 
weil der Biſchof in Würdigung bes Umftandes, daß die verfügte Temporalien⸗ 
fperre Seitens der Königl. Staatsregierung als eine jelbftverftänbliche Folge bes 
Widerſpruchs der Biſchöfe gegen die 1873er kirchenpolitiſchen Geſetze Tarakterifirt 
worben jei, ſchon am 19. Auguft v. J. beftimmt habe, daß er den der Bisthumss 
botation erwachſenden Ausfall, foweit feine Gehaltsanſprüche in Betracht kämen, 
ganz auf ſich nehme und daher auf jede andere Zahlung aus der Bisthumskaſſe 
verzichte. 

Aus dem Vorftehenden erhellt, daß der Bifhof Dr. Blum unmittelbar vor 
dem Zeitpunkte, zu welchem er bie erften Exekutivſtrafen zu erwarten hatte, auf 
feine Gehaltsanfprühe an die Bisthumsdotationskaſſe verzichtet und fein ge- 
ſammtes Vermögen unter Umgehung des Geſetzes vom 23. Februar 1870 über 
Schenkungen an Korporationen in einer Form, welche ihm die lebenslänglihe Be- 
nugung fichert, veräußert bat, jo daß alle gegen ihn feftgefegten Geldftrafen 
uneinziehbar find. 

D. Die Anklage maht dem Angeichuldigten zum Vorwurf das erfolgreiche 
Beftreben, bei dem Klerus und den Diözeſanen eine ber jeinigen gleiche ſtaats⸗ 
feindliche Stimmung und Haltung durch eigenes Beifpiel und Veröffentlihung 
von Anſprachen, Adreſſen, Hirtenbriefen und fonftigen Erlaſſen bervorzurufen. 
Vornehmlich betont fie 

1. den in einem offiziellen Abdruck vorliegenden Sirtenbrief vom Jahre 1877 
bei Hervorhebung. folgender Stellen: 

„— Aber gerade darum hat bie alte Schlange in dem von ihr heraufbes 
ſchworenen fogenannten Kulturlampfe, nämlid in dem Kampfe bes wieder er- 
wachten Heidenthums gegen das Chriftenthum, es darauf abgejehen, die 
von Chriftus gegründete und vom heiligen Geiſte geleitete göttliche Heilsans 
ftalt in ein vom jeweiligen Seitgeifte beherrfchtes menſchliches Machwerk ums 
zumwandeln und zu dieſem Behufe bie freie und matellofe Braut Chrifi . ... . 
durch Entziehung der ihr nothwenbigen Freiheit und Selbftftändigkeit in ber 
Verwaltung ihres Lehr-, Priefter- und Hirtenamtes zur willenlofen Dienft- 
magd des Staates herabzuwürdigen, baburd) aber dieſen ſelbſt feiner religiös⸗ 
fittlihen Unterlage zu berauben und weiterhin für bie Serbeiführung ber 
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gänzlichen Entchriſtlichung ber menſchlichen Geſellſchaft zu benugen. Schon ift 
es in Folge der gegenwärtigen, dem MWeberfinnlihen und Göttlichen abge 
wandten Zeitftrömung bem Geifte der Lüge und Bosheit mittelft des von ihm 
zur Geltung gebrachten Lehriyftems des aller Wahrheit, Berechtigkeit und be- 
rechtigten Freiheit Hohn ſprechenden fog. Liberalismus gelungen, unfere katho⸗ 
liche Kirche, . . . . . einem großen Theile der heutigen europäifchen Generation 
als angeblie Feindin der Yumanität und des politifhen und fozialen Fort- 
fchrittes ber Völker verhaßt zu machen, und Zaufende durch das trügeriſch vor- 
gehaltene Schredbilb einer beftehenden tyrannifhen Benormundung der bürger: 
lihen Geſellſchaft durch die Priefter mit der Ueberzeugung von ber Nothwen⸗ 
digkeit eines rüdjichtslofen Kampfes gegen bie verläfterte Hierarchie zu erfüllen. 
Zu welchem Gräuel der Verwüſtung in ber Kirche des lebendigen Gottes aber 
ein folder Wahn führen kann, wenn er einmal Gewalt über die Gemüther 
gewonnen hat, das zeigt die Religionsverfolgung während der großen franzö⸗ 
ſiſchen Revolution, welche mit der Dekretirung einer bürgerlihen Verfafjung 
des Klerus und ber faft ausnahmsloſen Unterbrüdung aller geiftlihen Ge- 
noſſenſchaften beginnend, bald zur Amtsentjegung, Landesverweiſung und Hin⸗ 
mordung ber ben geforderten unfittlihen Staatseid glaubenstreu vermeigerns 
den Priefter vorſchritt und ſchließlich die Abichaffung des Chrifterithums ver- 
orbnete, ja zeitweilig ſogar das Dafein Gottes und die Unfterblichfeit der Seele 
nicht gelten ließ. 

Und find denn nicht ſchon die feit dem Entbrennen des antideiftliden 
Rulturtamp fes in unferm Vaterlande und insbeſondere auch in unſerm Bis⸗ 
thum, eingetretenen kirchlichen Zuftände nachtheilig und gefährlih genug für 
bie Pflege des Reiches Gottes? Die von Ins an die Gnadenorte Marienthal, 
Bornhofen und Marienftatt berufenen Ordens⸗ bezw. Kongregationspriefter, 
welche ſich durch Bejorgung des Gottesbienftes dafelbft, durch Abhaltung von 
Voltsmiffionen und Prieftererercitien, und durch Verpflegung, Unterricht und 
Erziehung armer und verwahrlofter Kinder um unfere Diözefe fo verdient ger 
macht, mußten, ohne den geringften Anlaß zur Bezweiflung ihrer patriotifchen 
Gefinnung gegeben zu haben, ihren fegensreihen Wirkungsfreis verlaflen und 
im Auslande ein Zufluchtsftätte fuchen. Den gottgeweihten Iungfrauen, 
welche ſich der Erziehung und Bildung der weiblihen Jugend gewidmet und 
allen Anforderungen des Staates bezüglich ihrer wiſſenſchaftlichen Leiftungs- 
fähigkeit genügt, ja vielfah lobende Anerkennung in diefer Beziehung von den 
ſtaatlichen Schulbehörden erhalten hatten, wurde einzig darum, weil fie kirch⸗ 
lichen Genoſſenſchaften angehören, die früher gewährte Erlaubniß zum Unter- 
richte entzogen oder nur auf eine ganz kurze Zeit belaſſen. Mehreren Pfarr: 
geiftlichen wurde die Ertheilung des Religionsunterrihts in den Clementar: 
ſchulen unterfagt, und zwar ohne daß der kirchlichen Behörde auch nur eine 
einfache Mittheilung von biefem Verfahren gemacht worden wäre. Das einzige 
Gotteshaus für die nach Laufenden zählende katholiihe Gemeinde zu Wiesbaden 
wurde ben wenigen bortjelbft wohnenden Alttatholiten, welche ſich längft als 
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felbftftändiger Verein von berjelben und ihrem Pfarrer abgefondert, vom 
Diözefanbifhof und Metropoliten durch Beftellung eines eigenen Biſchofs 
augenſcheinlich Losgefagt, vom Mittelpunfte der Kirche, dem “Papfte, getrennt, 
und vor der weltlichen Obrigfeit ausdrücklich erlärt haben, daß fie die vom 
vatikaniſchen Konzil gegen die Leugner ber Unfehlbarkeit der Lehrenticheidungen 
des Papſtes ausgefprochene größere Exkommunikation, d. h. Ausſchließung aus 
ber Kirche, auf ſich nehmen, als geſetzlich berechtigten Mitgliedern ber gedachten 
Pfarrgemeinde zum Mitgebrauche übergeben und in Folge defien für den 
gottesbienftlichen Gebrauch der Katholiken unbenugbar. Unſer zur praktiſchen 
Heranbildung der Kandidaten der Theologie jo nothwendiges Priefterfeminar 
iſt gefchloffen, die jungen Leviten, die ohne Erftebung einer vorgängigen 
flaatlihen Prüfung in verſchiedenen profanen Fächern im Weinberge des Herrn 
bei ung nicht verwendet werden dürfen, fuchen fi im Auslande gern gewährte 
Anftelungen ; und die nöthige Fürforge für die erledigten Pfarreien iſt in dem 
Maße erſchwert, daß nicht einmal benachbarte Priefter ohne Gefahr ftrenger 
Beſtrafung auf die Dauer an Sonn. und Felertagen in denjelben das heil. 
Meßopfer barbringen und den Kranken vor ihrem Hinſcheiden die erfehnten 
Sterbefatramente fpenden können. Und wiewohl biefer ſchreckliche Zuftand 
gewiß von Niemanden quälender und fchmerzliher empfunden werden kann 
und wirklich empfunden wird, als von einem pflichtgetreuen Oberhirten, jo ift 
doch der Geift der Lüge fort und fort geſchäftig, die Meinung zu verbreiten, 
daß die Biſchöfe nur aus Herrfchfucht und anderen unlauteren Beweggründen 
fi nicht in vollem Umfange und ohne allen Vorbehalt ven auf ihr Amt bes 
züglihen dermaligen Vorfhriften des Staates und den in dieſer Hinſicht von 
ber weltlihen Obrigkeit innerhalb ihrer ftaatsgefeglich normirten Zuſtändigkeit 
getroffenen Anordnungen fügen und bamit den verwaiften Gemeinden zu 
Hülfe kommen wollten, Als ob es nicht katholiſche Glaubenlehre wäre, was 
Pius VIII. in einem Schreiben an die Bifhöfe unferer Kirchenprovinz vom 
30. Iuni 1830 mit den Worten fagte: „Kraft göttliher Orbnung ift die uns 
befledte Braut des makellofen Lammes Jeſu Chrifti frei, und keiner irbifchen 
Macht unterworfen... . * Und nicht anders als mit Verlegung und gänz⸗ 
licher Verwirrung des von Bott georbneten Weſens ber Kirche und ber Natur 
ihrer Regierung konnte es gefchehen, daß irgend eine weltliche Gewalt über fie 
herrichte, oder ihrer Lehre Maß und Biel fette, oder dem Verkehre mit dem 
römiſchen Stuhle entgegenträte, mit weldem nad dem Zeugnifie bes heil, 
Irenäus wegen feines urjprünglichen Vorranges alle Kirchen und alle Bläu- 
bigen der ganzen Welt übereintommen müfjen.“ Und als ob es mit einander 
verträgli und möglich wäre, einerfeits an dieſen katholiſchen Wahrheiten 
glaubenstreu im Handeln feftzuhalten und bie von Chriftus feinen Apofteln 
und ihren rechtmäßigen Nachfolgern verliehene Amtsgewalt, nad) eigenem ges 
wiffenhaften Ermeſſen die Diener des Wortes Gottes und Verwalter der gött⸗ 
liden Gnadengeheimniſſe zu ſenden, als hochheilige Hinterlage zu bewahren, 
und pflichtgemäß anzuwenden, andererjeits aber der weltlichen Gewalt die Bes 


Dalai N 


Entſcheidungen und Erlafje von Gerichten und anderen Behörden. 603 


fugniß als eine ihr kraft eigenen Nechtes von ſelbſt beiwohnende zuzuerkennen, 
daß ohne ihre Erlaubniß kein Prieſter auch nur vorübergehend geiftlihe Amts⸗ 
bandlungen vornehmen, ja nicht einmal öffentlich die heil. Mefje leſen, ges 
ſchweige denn, daß einem Geiftlichen ohne ſtaatliche Genehmigung irgend ein 
feelforgliches Amt, wenn auch nur das eines Hilfspriefters oder Pfarrvermalters, 
vom Bilchof übertragen werden dürfe, und daß fie unter von ihr beftimmten 
Vorausfegungen auch Beiftliche aus dem ihnen vom Bifchof verliehenen Kirchen» 
amt entlaffen können. 

In unferm tiefen Schmerz bei dem Anblide diefer und noch anderer Leiden 
unferer heil, Kirche dürfen wir jedoch nicht überjehen, geliebte Bisthumsange- 
börige, daß für biefelben nicht einzig unfere Blaubensgegner die Verantwort⸗ 
lichkeit zu tragen haben. Giebt es unter ihnen body noch ſehr Viele ..... 
Finden fi ja doch felbft heute, wo unfere katholiſche Kirche von allen Seiten 
und mit allen Waffen der Hölle, — mit Lift, Lüge, Verleumdung und Ge- 
walt betämpft wird, nod) immer, namentlid) in den größeren Stäbten fehr viele 
Katholiken, .... — in einer Zeit, in welcher — die Begünftiger und 
Förderer der neuheidniſchen Kultur feine Anftvengung und Mühe fcheuen, um 
die unter ihnen noch an Chriftum als ben eingeborenen Sohn Gottes und 
Erlöſer der Welt Glaubenden durch fophiftifhe Vorfpiegelungen für fih zu 
gewinnen und die heranreifende Jugend durch konfeſſionsloſe Schulen zu ent⸗ 
chriſtlichen, — fürwahr in einer ſolchen Zeit ift das bezeichnete ärgernißgebende 
Verhalten von Katholiten doppelt jhulbbar. .. .. . 

— Uebrigens bat fi) die Zahl der wahren Streiter Chrifti, welche ent» 
gegen den unbeilvollen Beftrebungen ber Vertreter bes modernen Heiden⸗ 
thums . . . . , gegen die Srrlehren und falf hen Grundſätze unferer Zeit muth⸗ 
vol und beharrlich kämpfen, gerade jeit dem Ausbruche der neueften und jetzt 
noch andauernden Verfolgung unſerer Kirche bedeutend vermehrt... . - _ 
Was insbefondere Euch anbelangt, geliebte Mitarbeiter im Weinberge bes 
Seren, bie Ihr zu Unjerm größten Trofte und unferer innigften Freude bis 
jest allen Berfuhungen zur Untreue in Ausübung Eures heiligen Berufes 
beharrlihen Widerftand geleiftet und Euch als zuverläffige und eifrige 
Diener Chrifti und Verwalter der Geheimnifje Gottes bewährt habet, fo bürfen 
Wir gewiß mit vollfter Zuverficht darauf rechnen, daß Ihr auch für die Zus 
kunft lieber die größten Opfer bringen, als von Euerer Pflichttreue ablaſſen 
werdet ..... — Der XZroft und die Freude, die uns aus ber Stand⸗ 
baftigleit und dem erleuchteten Eifer unferer Mitarbeiter im Weinberge bes 
Herrn zufließen, würben uns jedoch bei den noch immer fortgejehten Verſuchen, 
die Bläubigen irre zu leiten, oder durch Hinweiſung auf bie eingetretenen 
Notbftände in der Seelforge zu einer anderen Haltung zu beftimmen, nicht 
beruhigen können, wenn wir nicht müßten, daß auch Ihr. . - . , die Ihr 
unter der unmittelbaren Leitung dieſer pflichttreuen Priefter ſteht von gleicher 
Standhaftigteit bejeelt und feft entichlofien feid, nach Maßgabe der Lehre 
des heil. Konzils zu Trient . . ... . einestheils unter keinen Umftänben einen 
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von ber berechtigten kirchlichen Behörde nicht gejandten Geiftlihen als Eueren 
Seelforger anzuerkennen, und andererjeits jeden von derfelben gejandten bie 
ſchuldige Verehrung, Liebe und Folgfamteit entgegenzubringen . . . . - 
Gegeben am 18. Januar ..... zu Rom im Jahre bes Heils 1877. 
Gez. + Peter Iofeph“ 
2. Ferner rechnet die Staatsanwaltſchaft hierher die dem Biſchofe aus An- 
laß feines Widerftandes gegen die Staatögefehe bei den Firmungsreifen darge 
brachten Ovationen und bie bei ſolcher Gelegenheit an ihn gehaltenen Anſprachen. 


Hierüber berichten die zu ben Akten gebraten Nummern des Naffauer 
Boten von 1873 und 1874 Nachſtehendes: 


- Bei der Firmung in Wiesbaden im Juni 1873 feierte der geiſtliche Rath 
Weiland als Feſtredner „den jo unerfhrodenen Muth des Biſchofs“ und 
brachte die „treue Ergebenheit der Katholiten in Wiesbaden“ zum Ausbrud, 
worauf der Biſchof „unter Anerlennung eines ſolchen wahrhaft kirchlichen 
Sinnes in fo ſchwerer Zeit” ein Hoch auf den Papft brachte. 

Abends vorher wurbe dem Bilchofe eine Serenade gebracht, wobei der 
Redner die „Zreue der Gemeinde gegen ihren Bifchof“ betonte; dann wies 
ber Letere darauf hin, daß „in ben gegenwärtigen Stürmen und Kämpfen 
die Kirche immer mehr als Stüße ber Ordnung ..... erfannt werben 
werde.” 

Ueber die Firmungsreife nad) Sonnenberg wird berichtet, „daß der Biſchof 
die Gemeinde durch Wort und Werk ermuthigt und befeftigt habe, fo daß 
diefelbe flets treu zu ihrem fampfbewährten Führer ftehen werde.” Bei 
der Firmung in Wied-Solters forderte der Biſchof auf „für ihn in dieſer ge⸗ 
fahrvollen Zeit zu beten.“ 


Feſtliche Kundgebungen erfolgten bei den Firmungen in Nennrod, Marien» 
ſtadt, Hachenburg, Herſchbach, Wirgels, Ramsbach, Dermbach, Dillenburg, 
Herborn und anderen Orten. Dieſe Firmungsreiſen bezeichnen die Berichte 
„als einen, Dank den Beſtrebungen der Kirchenfeinde, gebildeten Triumpf⸗ 
zug bes Biſchofs.“ In Herſchbach wurde ihm ein Fadelzug gebracht, wobei 
ber Biſchof in feiner Anſprache äußerte: 

m... wenn wir mit Chriftus Leiden, werben wir aud mit ihm ver- 
herrlicht werben.” 

Bet Gelegenheit der Firmung in Dermbad nahm der Biſchof eine großes 
artige Manifeftation an. Auf einem Hügel bei der Kapelle Heilborn verfams 
melten ſich die Katholiten der benachbarten Aemter, an adt- bis zehntaufend 
Menſchen. Der Feſtredner richtete an den Biſchof öffentlich folgende Worte: 

„Wir wiffen nicht wie lange wir noch das Glüd haben werben, Sie in 
unferer Mitte zu befiten ..... Der Kerker, dem ſchon drei Biſchöfe 
Deutfchlands verfallen find, harret au) Ihrer... . . Aber wenn Sie auch 
dem Körper nach dur) die Gewalt der Verfolgung aus unferer Mitte 
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geriffien werden ..... ... jo wird feine Verfolgung uns daran hindern können, 
mit Ihnen im Geifte auch im Kerker vereinigt zu bleiben... . . u 


Dabei legte er im Namen der ganzen Verſammlung das feierlihe Ders 
ſprechen ab, niemals einen anderen Bifchof anzuerkennen, als den vom Papſte 
gefandten, und niemals einem anderen Priefter ſich zu unterwerfen, als dem 
vom rechtmäßigen Bifchofe beauftragten.” — Der Biſchof dankte und ermiderte: 

„bald werde wohl über ihn die Stunde der Trübfal bereinbrechen, denn 
fein Gewiſſen verbiete ihm, bie von Bott über feine Heerde ihm verliehene 
Gewalt andern unbefugten Händen zu überantworten. Aber wenn aud 
dieſes Unglüd eintrete, jo möge doch Niemand den Muth verlieren und 
verzagen. Der Bott..... ‚ ber die Kirche in den Stürmen ber 
erften drei Sahrhunderte befhügt und das Kreuz fiegreih aus ben Nas 
takomben hinauf auf die Zinnen der Tempel geführt, der Bott lebe auch heute 
no, und werde au in der Verfolgung unferer Tage feine Braut, 
die Kirche, die er mit feinem Blute fi erkauft, nicht verlaffen. Und wenn 
ber Fall eintrete, daß die treuen Priefter alle verbannt und vertrieben 
würden, dann müßten bie braven chriſtlichen Familienväter die Stelle des 
Priefters bei ihren Kindern verfehen .....“ 


3. Auch) die Urfache davon, daß bie Geiftlihen der Diözefe ſich dem Gefet 
vom 11. Mai 1873 in feinem einzigen Falle gefligt haben, führt die Staatsan⸗ 
waltſchaft auf das Verhalten des Biſchofs zurüd. Sie hebt im Einzelnen unter 
Bezugnahme auf die vorliegenden gerichtlihen Unterſuchungsakten hervor, 
was folgt: 

Es find in Gemäßheit des $. 23 a. a. D. wegen unbefugter Vornahme 
geiftliher Amtshandlungen zwölf Geiftlihe gerichtlich beftraft worden. Bon 
diefen erflärte der Kaplan Houben in feiner Eingabe zu den Unterfuhungs- 
akten vom 8. Januar 1874, er könne, von der prinzipiellen Rechtsanſchauung 
ausgehend, daß der Staat auf ſeinem, die Kirche auf ihrem Gebiet ſelbſt⸗ 
ſtändig ſei, dem ihn vorladenden Polizeigericht eine Kompetenz rückſichtlich der 
Verrichtung geiſtlicher Amtshandlungen in einem kirchlicherſeits übertragenen 
Kirchenamt nicht anerkennen. 

Ein Gleiches erklärten die Pfarrer Vogel und der Kaplan Zimmer. 

Auch der Kaplan Hardt erklärte in der Eingabe vom 10. Dezember 1874, 
(u. ©. Akten wider ihn Fol 17.) „er könne in dem Termine nicht erſcheinen, 
weil er bie Stompetenz bes weltlihen Forums nicht anerfenne;* er fährt fort: 


ER Die Maigefege find aber einmal Geſetze und müffen gehalten 
werben” biejer zwangsmäßige Einwurf ift leicht zu wiberlegen. „Lex sit justa“ ! 
Das gilt nicht nur von der Form, fondern auch von der Materie und ber 
Ausführung der Geſetze. Die fogenannten Maigefege vernichten aber bie 
Zreiheit und Unabhängigkeit der Kirche, fie untergraben bie göttliche Ber» 
faffung und Glaubenslehre der katholiſchen Kirche; darum Tann fie niemals 
ein Katholik ala gejeglich geltende Norm anſehen ..... baben ferner 
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ehebem nicht auch bie heidniſchen Berfolger ben erſten Chriften gegenüber 
daffelbe Prinzip geltend gemacht und, wenn diefe den Göttern und Götzen 
nicht opfern wollten, gejagt: „Wir haben ein Geſetz?“ Auch während ber 
franzöſiſchen Revolution erließ der Konvent das ebenfo thörichte als frevel- 
bafte „Geſetz“, e8 gebe keinen Bott, alle SPriefter müßten ihres Amtes abs 
ſchwören; die Ausübung ber hriftlichen Religion fei unter Todesſtrafe vers 
boten. Wer möchte glauben, ſolchem „Belege“ jei zu geboren? .....“ 
Der Pfarrer Huyeng erflärte auf feine Vorladung unterm 19. Auguft 1875: 
— mag auch eine unbillige Auslegung der Staatsgeſetze mich mit 
Strafen überhäufen. Nichts en mid) vom Pfade der Gerechtigkeit und 
ber priefterlichen Tugend .... 
In feiner Berufungsſchrift vom 2. Dezember 1875 erneuerte er feine „Rechts- 
verwahrung gegen bie weltlihen Gerichte.“ 
In der Unterfuhung wider den Kaplan Abel erhob der Biſchof — aller 
dings wirkungslos — den Kompetenztonflitt, und zwar in der Erwägung, 


„dab es eine Rompetenzüberjchreitung bes weltlihen Gerichts gegenüber 
der Diözefanobrigkeit fei, wenn eine gerichtliche Verfolgung im Wege des Strafs 
prozefjes wegen Ausübung des Tatholifchen Priefteramtes eingeleitet fei; 

daß ferner Amtshandlungen eines katholiſchen Beiftlihen feinen Thatbe⸗ 
ftand bilden, wegen deſſen eine weltliche Gerichtsbehörde gegen denjelben eins 
zuſchreiten befugt wäre, indem die katholiſchen Geiftlihen nicht als ſolche 
und in ihren Amtshandlungen, jondern nur als Staatsgenofjjen und 
wegen ihrer bem bürgerlihen Bereiche angehörigen Alte den Gejegen und 
der Gerichtsbarkeit des Staates unterworfen find, ferner, daß bie Staatsbe⸗ 
hörden fi) in Die Frage nicht einzumifchen hätten, in welcher Eigenſchaft fih 
ein Katholik bei dem Kultus feiner Kirche betheilige — ob als Laie, oder als 
Reiter ..... “ 

Fünf Geiftlihen mußte wegen ihrer Haltung bie Ertheilung des Religionss 
unterrichts in der Volksſchule, bezw. der Lokaljchulinipeltion und die Mitglied- 
haft im Schulvorftande von der Regierung entzogen werben. 

Die geſetzwidrig angeftellten Geiftlihen Houben, Vogel, Zimmer und 
Hardt haben ausweife der Regierungs⸗ und Unterfuhungsalten ihre ungeſetzliche 
Wirkſamkeit ungeachtet jpezieller Verwarnung und der gerichtlichen Beftrafung 
bartnädig fortgejegt, jo baß bie Regierung in Wiesbaden auf Grund des Reichs⸗ 
gejeges vom 4. Mai 1874 die Ausweiſung gegen diefelben verfügen und den 
Geiſtlichen Zimmer wegen Nihtbefolgung der Ausweifung interniren mußte, 


Abgejehen von einem vereinzelten Falle bat feiner der Geiftlihen ber 
Didzefe Limburg die in $. 6. des Geſetzes vom 22. April 1875, betr. die Eins 
ftellung der Leiftungen aus Staatsmitteln für die römiſch⸗-katholiſchen Bisthümer 
und Geiftlihen, vorgejehene. Erklärung, die Geſetze des Staates befolgen zu 
wollen, abgegeben. Als zahlveihe Meldungen um die im landesherrlihen Pas 
teonate ſtehende, erledigte Pfarrei Weißlicchen eingingen und die Regierung von 


Entfheidungen und Erlaſſe von Gerichten unb anderen Behörden. 607 


den Bewerbern zunächſt die Abgabe jener Erklärung forberte, wurden ſämmt⸗ 
lihe Meldungen zurüdgezogen, obwohl die Stelle zu den gejuchteften und 
beftbotirten in der Diözefe gehört. 

Die Regierung zu Wiesbaden erkannte als den Grund ber Zurücknahme 
die Beforgniß vor Kollifionen mit dem Biſchof. Diefer machte ſelbſt am 
25. Auguft 1875. bem Oberpräfidenten bie Anzeige von der Zurücdnahme ber Bes 
werbung Seitens bes Pfarrers Bölfe Bei der Zurüdnahme der Bewerbung 
erflärte der Geiftliche Abt, 

„er könne die geforderte Erflärung nicht abgeben, indem eine Anerkennung 
ber fog. kirchenpolitiſchen Gefege ihn mit feinem Gewiſſen und feiner kirch⸗ 
lien Obrigkeit in Widerſpruch bringen würde.” 

Der Pfarrer Möhrer erklärte, 

„er werde Die Geſetze des Staates ferner fo befolgen, wie er fie bisher befolgt 
babe; im Uebrigen müſſe er auch feiner ale Priefter befhmorenen Pflichten 
eingeben? bleiben.” 

Geiſtliche und Laien ſuchten fi in den Unterfuhungen gegen Geiſtliche der 
eiblihen ZeugensBernehmlaffung zu entziehen; verſchiedene Geiftliche gaben 
ihre Zeugniffe zwar ab, jedoch nicht auf Grund ihrer flaatsbürgerlihen Pflicht, 
fonbern, wie fie ausbrüdlich zu Protokoll gaben, nur in Folge Ermädtigung 
Seitens ber geiftlihen Oberen. 

Inebejondere verweigerte der Kaplan Houben in ber Unterſuchung wider 
den Bischof fein Beugniß und gab bafjelbe erft auf den Antrag bes Staatsan- 
walts, ihn in das Gefängniß abzuführen, ab. h 

In der Unterfuhung gegen den Biſchof, betr. bie Beiftlihen Vogel und 
Abel, erklärte der Letztere bei Abgabe feines Zeugnifies ausbrüdlich, es fei ihm 
vom Domkapitel zu Limburg bie Weifung zugegangen, in biejer Sache die Wahr⸗ 
beit zu fagen. 

In der Unterfuhung gegen ben Biſchof, wegen des Geiſtlichen Zimmer ers 
klärte der Letztere, 

„er gebe fein Zeugniß auf ausdrückliche Ermächtigung Seitens bes Biſchofe 
ab.” — 

Daſſelbe erflärte der Geiftlihe Dr. Höhler. 

In ber Unterfuhung gegen den Geiftlihen Abel verweigerten vier 
Zeugen aus dem Laienftande ohne geſetzlichen Grund bie Ableiftung des 
Zeugeneides, weßhalb eine Geldſtrafe von je 40 Thlr. gegen dieſelben feſtge⸗ 
fett werben mußte, worauf fie den Eid leifteten. 

Die Pfarrgemeinden Balduinftein, Werſchau und Haintgen, auf welde in 
Folge der von dem Biſchof in ungefegliher Weiſe bewirkten Anftellung eines 
Geiftlihen nah Maßgabe bes Art. 8. des Geſetzes vom 21. Mai 1874 die Be- 
fugniß’zur Berufung eines Geiftlihen übergegangen war, zogen es vor, 
die von ihnen ſchwer empfundene Entbehrung eines Seelforgers zu tragen, als 
von ihrem gejeglihen Rechte Gebrauch zu machen, obwohl fie über dafjelbe be- 
lehrt und von ben betr. Landräthen zur Ausübung befjelben aufgefordert waren, 
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Auf die gemeinfamen Erflärungen der Biſchöfe aus Fulda aus den Jahren 
1872 und 1873, fowie auf die in dieſer Zeit von dem Biſchof Dr. Blum allein 
erlafjenen Kundgebungen gegen die firhenpolitiihen Bejege haben ihm die Ge 
meinden ber Diözefe Limburg im Sahre 1873 vielfah Zuftimmungss und 
Ergebenheits-Adrejfen überreicht, welhe von dem Lepteren mit Denk an« 
genommen wurden. 

Am 23. März 1873 wurde in DOberlahnftein eine ſolche Adreſſe in einer 
Verfammlung, in welder die Geiftlihen Bub und Stoll als Redner auftraten 
und wobei Stoll barauf hinwies, 

„daß die liberale Katholiten-Hete an einem Punkte angelommen fei, wo 

tein Katholit, ohne Verräther an ber Sache der Kicche zu werden, mehr ruhig 
zuſchauen könne,“ 
berathen und beſchloſſen. In der Adreſſe felbft mit 514 Unterſchriften wurde 
hervorgehoben: 

„ . . . .. Wir fließen uns einmüthig den überall in Deutfhland mit 
Begeiſterung votirten Ergebenheitsadrefien an die Bifhöfe an... .. wir 
werden die Mahnungen Ihres diesjährigen Hirtenbriefes beher- 
zigen . . ., wir Laien fprehen unfere vollſte Uebereinſtimmung mit Ihnen 
aus ....“ 

Es folgten Adreſſen aus 17 Ortſchaften des Amtes Selters mit über 1000 
Unterfchriften, worin die Unterzeichner erflärten, 

„daß die Adrefje der Biſchöfe an das Staats-Miniflerium am 30. Januar 1878 
große Begeifterung entflammt habe und daß fie als echte Ultramontane nie 
einen SPriefter anerfennen wollten, der nicht von dem Biſchofe gefanbt 
N — 
fowie aus Oberurfel, Hochheim, Werſchau, Eſchhofen, Mühlen, Ofterfpay, Irm⸗ 
traut, Niederbreden, worin bemerkt wurbe: 
„daß man bei der jegigen Kirhenverfolgung unerfhütterlih zum Biſchof 
ftehen und in kirchlichen Angelegenheiten ftets nur auf jeine Stimme hören 
wolle,” 
ferner aus Billmar, Bleidenftebt, Obertiefenbah, Arzbach, Lindenholzhaufen, 
Saffelbah, Aushaujen, Waldernbach, Neudorf, Weidenhahn, Oberelbert, Haintgen, 
Hachenburg, Neuhäufel und anderen Orten. 

Auch gegen die den Biſchof im Jahre 1874 ausgeführten gerichtlichen 
Eretutionen wurden, wie die Staatsanwaltſchaft behauptet, Seitens des Volke 
zu Demonftrationen: gegen die Maßnahmen bes Staates ausgebeutet. 

Die Ausfage jechs vernommener Zeugen, ſowie Berichte des Nafjauer Boten 
ergeben Folgendes: 

Auf die Aufforderung des Gerihtsboten Hevel, die Strafe von 200 Zhlr. 
zu bezahlen, erflätte der Biſchof: 

„er bezahle gutwillig nicht; er müfle erft dazu gezwungen werben.” 

Es wurde ein Reifewagen gepfändet; die zur Ueberführung deffelben in den 

Rorichtahof engagirten Leute erſchienen jedoch nicht und erflärte Die Chefrau bes 


Entfeidungen und Erlafje von Gerichten und anderen Behörden. 609 


Einen, „fie leide unter keiner Bedingung, daß ihr Mann bei der Fortſchaffung 
des Wagens behülflich jei.” Da fih auch fonft aus Furt vor Unannehmlich 
keiten mit den Ultramontanen Niemand bereit finden ließ, jo mußte der Wagen 
durch gerichtliche Gefangene fortgefhafft werden. Bei ‚der Verfteigerung am 
1. Zuni kaufte der Stadtrat) Fahinger den Wagen für 245 Thlr. und fuhr 
ihn mit feinen Pferden nad der Biſchöflichen Wohnung; unterwegs hatte fi 
faft die Hälfte der Einwohner Limburgs aufgeftellt. Unter Jubel bekränzte 
man den Wagen, fpannte die Pferde aus und zog felbit den Wagen unter 
Hurrahrufen zum Biſchof, welchem der Wagen zur lebenslänglihen Dispofition 
zurüdgegeben wurde. Hierbei empfing der Biſchof feierlich die Deputation, 
Fachinger verlas eine ſchon bereit gehaltene jhriftlihe Erklärung. Der Biſchof 
dankte „für den Beweis der Treue,” ertheilte feinen Segen, trat, als die auf 
der Straße ben befränzten Wagen umflehende Menge ihm ein Hoch ausbrachte, 
an das Fenfter, hielt eine Anfprache und ſchloß mit einem Hod auf den Papft. 

Am 5. Juni wurden wegen ber Etrafe von 400 Thlr. Delgemälde, zwei 
Stahlfiihe und andere Gegenftände gepfändet. 

Bei Abholung derjelben fand der Gerichtsbote Hevel ſchon eine große 
Menjhenmenge auf dem Bifhofsplag verfammelt, wie denn überhaupt alle 
diefe Demonflrationen vorher verabredet fein mußten. Bei der Verfteigerung 
am 17. Juni wurben die Sachen von bem Kaufmann Cahensly für 428 Thlr. 
gekauft, ohne daß, wie bei allen diefen Nuktionen, ein anderes Gebot erfolgte. 
Es erſchien dabei eine Anzahl Frauen in fhwarzfeidenen Kleidern, begleitet von 
Männern und feftlich gelleideten Mädchen mit Blumenfträußen und Kränzen. 
Die Frauen baten um die Ehre, die Gegenftände dem Biſchof zurüdbringen zu 
dürfen. Ie zwei trugen ein Bild; fie ordneten fid) zu einem Zuge, welder 
fi, gefolgt von einer großen Menſchenſchaar, feierlih nach der biſchöflichen 
Nefidenz bewegte. Die Frauen und Männer ftellten fih im Saale bes Biſchofs 
auf, Cahensly verlas eine Adrefie, wonach die Sachen dem Biſchof zurückge⸗ 
geben wurden unter bem Gelöbniß, 

„daß, wie ber Biſchof mit dem Beifpiele Allen voranleuchte, jo auch die Did- 
zjefanen unter allem Wechſel der Verhältniffe treu zu ihm ftehen würden.” 

Auch eine der Frauen hielt eine Anrede und betheuerte, 

„daß auch die ſchwachen Frauen in dem heißen Rampfe um bie höchſten 
und heiligften Güter treu und unerjhütterlid bis zum Tode ausharren 
wollten.“ 

Der Bischof wies in feiner Erwiderung 

„auf die herrlihen Beilpiele der Frauen und Iungfrauen der Iehtzeit hin, 
die duch keine Verationen ſich abhalten ließen, aud das Ihrige in ber 
gegenwärtigen Verfolgung der Kirche zu leiten.” 

Auf das von der Menge auf dem Plate ihm gebrachte Hoch trat der Bifchof 
ans Fenfter und brachte nach einer Anrede dem Papſt ein Hoch aus. 

Bei der dritten Erelution am 28. Juni wurden vier Delgemälde gepfänbet. 
Diejelben wurden bei der Berfteigerung am 18. November von Fachinger, 
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Cahensly, Held und Trombetta für 453 Thlr. angelauft und dem Biſchof 
unter feierliher Anſprache und Erwiderung wieder. zugeftellt. 


Bei der vierten Exekution am 19. Februar 1875 wegen ber Geldfirafe von 
400 Thle. wurde ein golbenes Kreuz gepfändet, von dem früheren Regens des 
Priefterfeminars zu Limburg, Pfarrer Müngenberger, in Gegenwart ber ges 
nannten Cahensly und Held angelauft und dem Biſchof zurüdgeftellt. 


Als weitere umfangreihe Demonftration gegen Geſetz und Obrigkeit be= 
zeichnet die Anklagefehrift die Maffendeputationen, melde aus Anlaß ber gegen 
den Biſchof eingeleiteten Strafprozeduren zu Limburg ins Wert gefegt wurden. 
Durch diefelben follte die Bevölkerung ihr Einverftändniß mit dem geſetzwidrigen 
Verfahren des Biſchofs zu erfennen geben, ihn wegen feines Verhaltens feiern, 
feinen Widerftand als etwas Verdienſtliches öffentlich anerkennen und ihn der 
gleihen Beharrlichkeit verfihern. So erjhienen am 11. Juni 1874 etwa 
1500 Männer mit ihren Pfarr: und Gemeinbevorftehern aus 11 Ortſchaften bes 
Amtes Walmerod in der bifhöflihen Wohnung und Kapelle. Der Führer 
Graf Walderdorff hielt die Anrede und äußerte: 

FRA ELSE Wir beilagen, daß Sie, weil Sie das Bewußtſein eines katholiſchen 
Bifofe rein gehalten, an Ihrem Eigenthum gepfändet find, um dem Ge— 
fängnifje oder der Verbannung zuzumandern. Tiefer Un muth will fi unferer 
bemädjtigen; das Blut will uns mandes Mal überwallen, daß wir Solches 
erleben müſſen“ u. ſ. w. 


Der Biſchof erwiberte: 


„Dank und Freube erfüllt mein Herz ..... ih bin gewiß, daß Ihr 
feſtſtehen werdet auch in der Stunde der Gefahr, daß Bott Euch in den 
Befinnungen flärte und erhalte... ... ., dafür will ich Eud ben Segen 
ertheilen 7 


oo... 


Am 17. Juni 1874 zogen, geführt von Vorreitern, auf zwölf mit päpftlicen 
Fahnen und mit Laubgewinden gezierten Leiterwagen 200 Mann aus Ober: 
tiefenbach in Limburg ein; gleichzeitig famen mit der Eifenbahn 1500 Männer 
aus Hadamar; fie zogen gemeinſchaftlich zur biſchöflichen Wohnung, wo ber 
Redner die 

„unerfhütterliche Treue in dem entbrannten Kampfe“ 
betonte. Der Biſchof erörterte in feiner Entgegnung, 
„die Natur und Verdienftlihleit des Kampfes.“ 


Die Menge auf dem Plage brachte ihm ein breimaliges Hoch, welches er ans 
Fenſter treten mit einem Hoch auf den Papft erwiberte. Im feierlihen Zuge, 
die Vorreiter voran, unter Hurrahrufen fuhren bie Wagen durch die Stadt 
wieder ab. — 


Eine gleiche Deputation erſchien im Juni 1874 aus dem Rheingau. Dem 


Redner dankte der Biſchof; er ſprach über die Biele der preußiſchen 
Kirhenpolitit und hob 
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„bie Pflicht Aller, für die Freiheit der Kirche bis zum letzten Athem⸗ 
zuge zu kämpfen,” 
hervor. ° 

Am 19. Juli erfhienen Hunderte aus dem „goldenen Grunde” und ben 
Nahbargemeinden, zufammen etwa 18 Gemeinden, auf 63 mit Kränzen und 
päpftlihen Fahnen geihmüdten und von 25 Reitern geführten Leiterwagen. 
Der Biihof empfing diefe Maffendeputation in der Stadtkirche. Der Rebner 
Dr. Lieber gelobte Treue und Ergebenheit in Glüd und Unglück“. Der Biſchof 
dankte für die 

Treue der Diözefanen, welde ihm und allen Amtsbrübern Stübe und Zroft 
in den für die Kirche entftandenen Gefahren, in den Zeiten der Stürme jei”. 

Sodann brachte er vom Fenfter aus nach einer Anrede an bie Menge ein 
Hoch auf den Papft aus. 

Diefen, in Folge der Willtommenheißung Seitens des Biſchofs immer weitere 
Dimenfionen annehmenden, ftantsfeindlihen Manifeflationen ‚machte die Königl. 
Regierung zu Wiesbaden ein Ende, indem fie durch die Verfügung vom 28. Juli 
1874 ben ihr untergeordneten Behörden die volle Anwendung des Vereinsgeſetzes 
aufgab. 

Dennoch erſchien nod am 9. Auguft 1874 eine Mafjendeputation aus ver- 
ſchiedenen Gemeinden bes Amtes Nemerod, deren Redner hervorhob, daß „weder 
Kerker noch Verbannung noch Abſetzungsdekret fie von den Biſchof trennen 
würben.” Der Biſchof entgegnete, 

„daß ber Triumph der Sache Gottes zwar unaufhaltfam nahe wäre, daß 
aber auch, wenn noch fehwere Prüfungen durchgemacht werden müßten, feine 
Didzefanen feine Mühe, keine Anftrengung ſcheuen würden, um möglicherweiſe 
auf meiten Wegen . . . . . zu ben Sakramenten bei vehtmäßigen Prieftern 
zu gelangen .....“ 

Aehnliche Dvationen wurden einzelnen Geiftlihen mit, Bezug auf 
die wegen Uebertretung der Maigeſetze ihnen auferlegten Strafen ober fonitigen 
Nachtheile gebracht. Als der Kaplan Houben am 6. November 1874 nad 
Limburg und am 20. November nad Biegenhain zur Verbüßung ‚gerichtlicher 
Strafen gebracht wurde, hatten ſich viele Menſchen eingefunden, welde ihn unter 
Hutſchwenken und Hochrufen begrüßten. 

Ferner rechnet die Staatsanwaltſchaft hierher 

a. die maßloſe Sprache der Adreſſe, welche dem Pater Rektor der Kons 
gregation vom allerheiligften Erlöfer zu Bornhofen von dem Kirchen: 
vorftande, den Borfländen der Männertongregationen, bem Tatholifhen 
Vereine Ronftantia und dem Gefellenvereine gemeinfam überreicht wurbe; 
einzelne Stellen lauten: 

„Der ſchwere Schlag, welder in ber gegenwärtigen Verfols 
gung der Kirche gegen die ehrwürbige Kongregation .. ... geführt 
wird ....., trifft auf das Allerempfindlichſte das katholiſche Volk 
des ehemaligen Nafiau’ihen Landes. . . . . . Gezwungen, den ge: 
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rechten Unmuth über ſolche Mafregel der weltlihen Gewalt in 
unfern Herzen zu erfliden, können wir es uns nidt verfagen, bei 
Shrem Scheiden unfere Dankbarkeit und die Hoffnung auszufpredhen, 
daß auch in unferm Vaterlande eine gläubige Beiftesrihtung an bie 
Stelle einer kirchen- und religionsfeindligden Strömung 
treten werde. ..... # 


b) bie, theilweife mit dem früheren Mainzer Katholitenverein in Zerbin- 
dung flehenden Katholitenverfammlungen, welche in den Jahren 1873 
und 1874 in der Diözefe Limburg in ausgedehnter Weife mit dem Zwed 
veranftaltet worden feien, auch im Volke die feindfelige Haltung gegen 
die Staatsgeſetze zu verbreiten und zu befeftigen. 


Wie die Staatsanwaltſchaft behauptet, wurbe bei den dem Bifchofe darge⸗ 
brachten Dvationen das Verhalten deſſelben und der Geiftlihen bei Herabwürdi⸗ 
gung und Entftellung der Staatsgeſetze und obrigfeitlihen Anordnungen gefeiert, 
und von der fanatifirten Menge zum Zeichen des Einverftänbnifjes ein leiden- 
ſchaftliches Hoch auf den Papft ausgebraht. Verfammlungen dieſer Art, bei 
denen als Hauptredner die Geiftlihen der Diözefe Limburg aufgetreten, feien 
u. a. im Jahre 1873 beifpielaweife in Camp, Oeſtrich, Eltville, Höhft, Nieder: 
jelters, Dehren, wo etwa 2000 Männer verjammelt geweſen, zu Bobenheim, 
Langendernbach, Lahr veranftaltet worden, insbefondere fei im legteren Orte eine 
großartige Voltsverfammlung von 5000 Männern unter dem Vorfig des Grafen 
von Walderdorff am 6. Juli 1875 in Scene geſetzt. 


Bei ſolchen Gelegenheiten fei von dem Redner geäußert, man müſſe ben 
Biſchöfen und Prieftern, als den Führern im gegenwärtigen Kampfe, muthig 
und beharrlich folgen. In Deejen habe am 26. April 1874 bei einer Verſamm⸗ 
lung der fraglihen Art der Geiftlihe Thiffen den Sat ausgeführt, daß es bei 
dem gegenwärtigen Kampfe gegen bie Kirche die Ehre und die Pflicht des Prie⸗ 
fters fei, für die Sache feines Herrn zu ftreiten an der Stelle, wo ber Kampf 
entbrenne, deshalb fei er, Redner, aud als Herausgeber des Naffauer Boten, 
als eines den Intereflen der Katholiken gewidmeten Blattes hervorgetreten. 


Dieje Angaben beruhen auf Darftellungen im Naffauer Boten für 1873 
Nr. 44, 45, 46, 51, 65, 68, 80, 83, 98, 117, 119, 122, und für 1874 Nr, 5, 
41, 50, 52, 71, 72. 

Die Staatsanwaltfchaft macht gegenüber der oft wiederkehrenden Behauptung 
des Angeſchuldigten, den erwähnten Preußiſchen Bejegen nicht ohne Verlegung 
feines Gewiſſens Gehorfam leiften zu können, auf ähnliche der Staatsgewalt 
noch weit umfafjenbere Befugniffe verleihende Gefege und Verordnungen bes 
vormaligen Herzogthums Naffau und der Freien Stadt Frankfurt aufmerkſam, 
welde er ausweife der vorliegenden Naſſau'ſchen Minifterial und Regierungs- 
Alten, ſowie einer Auskunft des Königl. Polizeis Präfibiums zu Frankfurt uns 
weigerlich befolgt habe, 

Die Zormalien find überall beobachtet. 
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Mit Recht bat der Ober: Präfivent den Angeſchuldigten zur Amtsniederlegung 
unmittelbar aufgefordert, weil derjelbe unter Feiner kirchlichen Behörde innerhalb 
des deutfchen Reichs fteht, welche bie kirchliche Unterfuchung auf Entlaffung aus 
dem Amte einzuleiten befugt wäre ($. 25 Geſetz vom 12. Mai 1873). Das 
Coneil, Trident. sess. XIII, c. 8. und sess. XXIV. c. s. de ref. hat den in den 
Delretaten (cap. 2. X. de translat., I. 7) ausgeiprochenen Sat beftätigt, nad) 
welchem ein Bifchof nur vom Papft verjegt ober abgejegt werden kann. Darum 

bleibt Hier die Suffraganftellung des Angeſchuldigten zum Erzbiſchof von A 
außer Betracht. 
Die Vorfchriften der 38. 26—29 a. a. D. find gewahrt. 
Da der Angeſchuldigte gehöriger Ladung ungeachtet im heutigen öffentlichen 
Audienztermine weder perjönlich erſchienen iſt, noch durch einen Mandatar ſich 
bat vertreten laſſen, jo hat gemäß 88.30, 19 1. c. nad) Lage der Verhandlungen 
erlannt werben müfjen. 
In der Sache felbft find alle Behauptungen ber Staatsanwaltihaft, ſoweit 
fie reine Thatfachen betreffen, als bis zur richterlichen Weberzeugung bargethan 
zu erachten. Denn 
a) die Öffentlichen Kundgebungen find zumeiſt im offiziellen Amtsblatt des 
Bisthums, fowie im „Naffauer Boten” erfolgt. Bon legterem liegt eine 
große Anzahl von Nummern vor; wie daraus erhellt, wird das Blatt 
von ultramontanen Tendenzen beherrfäht, auch ſtand es laut dienfteiblicher 
Ausfage des Amtmanns Lorsbach zu Limburg mit dem biſchöflichen 
Stuble in Verbindung und wurde in den Jahren 1873, 1874, 1875 
im Verlage und unter Redaktion des Domlapitulars Thiſſſen heraus: 
gegeben. Zeuge fügt hinzu, es fei ihm niemals befannt geworben, daß 
der Bifchof irgend einen Artikel des Blattes desanouirt hätte. 
Gleiche Tendenzen, wie der Nafjauer Bote, verfolgen die beiden 
außerdem von der Anklage in Bezug genommenen Blätter, nämlid das 
Paderborner „Weftfälifhe Kirchenblatt” und bie „Germania“. Darum 
kann ein Zweifel an der Echtheit der in ben genannten Blättern ger 
ſchehenen, von der Staatsanwaltichaft hervorgehobenen Veröffentlichun⸗ 
gen nicht aufkommen. 
b) Das Vereidigungsprotofoll vom 22. Mai 1867 und fonftige Urkunden, 
fowie die vom Angeſchuldigten mit den Behörden gepflogene Korrefpons 
benz liegen in den Akten urſchriftlich oder in beglaubter Abſchrift vor. 
e) Die gerihtlihen Unterjuhungs-Aften, in denen bie Straferkenntnifie 
ergangen, und die Verwaltungs: Akten, in denen die Erekutivftrafen 
verfügt find, liegen ebenfalls vor. 
Auch if der Biſchof, wie jeine Auslaffungen, namentlich in den gerichtlichen 

ungsfahen und in feiner, vom 25. Oktober 1876 datirten Erwiderung 
Bf das ihn zur Amtsniederlegung auffordernde Schreiben des Ober-Präfidenten 
ge ergeben, überhaupt nicht gewillt, die ihm jchuldgegebene Handlungsweiſe an 
Wi zu beftreiten. Er beſchränkt fi) vielmehr lediglich auf den Verfuch des Nach⸗ 
Yartmann, Zeitjchtift II. Bd. Heft. 6 al 
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weiſes feiner Befugniß und Verpflichtung zu jener Handlungsweiſe, fowie des 
Nachweiſes der Unzuftändigkeit weltliher Behörden, ihn wegen feines Verhaltens 
zur Rechenſchaft zu ziehen. Dabei geht er von der Anficht aus, daß die Geſetze, 
gegen welche er ſich vergangen haben fol, ihrem ganzen Inhalte nach für die 
Kirche unverbindlich jeien; dem Staate gebühre nicht die in Anfprud) genommene 
Machtvollkommenheit, einfeitig und ohne Verftändigung mit der Kirhe und ihrem 
Dberhaupte das‘ Verhältniß des Staats zur katholiſchen Kirche im Wege der 
Geſetzgebung zu regeln. Darum wäre eine Anerkennung ber fogen. Maigeſetze 
eine Verwerfung des göttlichen Urfprungs des Chriftenthums. Der Staat fei 
beftrebt, durch einfeitige Geſetze die Kirche Jeſu Chrifti mittelft Unterwerfung 
unter bie ftaatlihe Gewalt ihres göttlichen Charakters und Einfluffes zu berauben, 
und auf der Grundlage des modernen Heidenthums bie bürgerliche Geſellſchaft 
wieberherzuftellen. 

Der Angefhuldigte behauptet alfo, an kein die kirchlichen Intereſſen irgend» 
wie berührendes Gejeg, welchem nicht die Genehmigung des Papftes ertheilt wor⸗ 
den, gebunden zu jein, und beitreitet deshalb in jeinem oben gedachten, durch bie 
„Germania“ veröffentlidten Schreiben vom 25. Oktober 1876 auch die Kompe— 
tenz des Königlihen Gerichtshofes jür kirchliche Angelegenheiten in der gegeis 
wärtigen Sache. 

Dem gegenüber fteht zunächſt bie unbezweifelte und unanfechtbare Nechtsregel 
des in ber Provinz Heflen-Nafjau geltenden gemeinen’ deutſchen Rechts, daß die 
Geſetze unbedingt alle Staatsangehörige, für welche fie erlaffen find, binden und 
das Maß ihrer Geltung nur in fich felbft tragen. Außerdem beftimmt die Ver- 
fafjungsurfunde vom 31. Januar 1850, welche durch Geſetz vom 22. September 
1866 (8:6. ©. 555) im ehemaligen Herzogthum Nafjau und der Stadt Frant- 
furt Geſetzeskraft erlangt haf, im Artikel 106, daß Gefege verbindlich find, wenn 
fie in ber vom Gefeg vorgejchriebenen Form (Art. 44, 45 daſ.) befannt gemacht 
worden. Dies ift rücjichtlic der jeit dem Jahre 1873 ergangenen Tirchenpoliti« 
ſchen Geſetze nach vorheriger Vereinbarung zwiſchen Krone und Landtag geſchehen. 
Es handelt ſich vorliegend um ſolche Gejege, welche, wie Savigny (Syſtem des 
Röm. Rechts I. $. 16) jagt, mit unabänderlier Nothwendigfeit, ohne der indis 
viduellen Willlür Spielrauın zu laſſen, herrſchen follen, und in die Kategorie der 
abjoluten oder gebietenden gehören. 

Steht hiernach die Geltung der angebeuteten Geſetze für den Richter ſchon 
volltommen feft, jo mag noch, wie ber Gerichtshof bereits verjchiedene Male 
auszuführen Gelegenheit genommen hat, bemerft werden, daß jene Gejeße ſtreng 
innerhalb der für das Majeſtätsrecht ber Kirchenhoheit (jus circa sacra) gezoge⸗ 
nen Linie gehalten find, und keineswegs, wie der Angeſchuldigte in Gemeinſchaft 
mit anderen Bifhöfen behauptet, das innere Weſen (res mere spirituales) der 
katholiſchen Kirche antajtet, vielmehr derjelben in Anſehung des Gottesdienftes 
und der kirchlichen Lehren bie vollfte Freiheit geftattet. 

Wollte man aus der angeblichen, entgegengefegten Ueberzeugung des Anges 
ſchuldigten eine mildere Beurtheilung feines den Gegenftand der Anklage bilden- 
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ben Verhaltens entnehmen, jo würde ſich die von ihm früher der Naffauer und 
Frankfurter Staatsregierung gegenüber in den wejentlichften jett zur Sprache 
Tommenden Punkten eingenommene Etellung mit jener Weberzeugung nit in 
Einflang bringen lajjen. Denn die gleihlautenden Geſetze der freien Stadt 
Frankfurt vom 2. März 1830 (Frankf. Gej.-S. S. 181) und des Herzogthums 
Naſſau vom 30. Januar 1830 (Naff. Verordn, Samml. S. 493) befagen, daß 
zur gleihförmigen Beftinnmung der Verhältniſſe der Kirchenprovinz ſämmt⸗ 
liche betheiligte Regierungen „nachfolgende Anordnungen verabredet und beren 
fortwährende genaue Vollziehung beichloffen haben. —“ Dabei ift von einer 
Zuftimmung bes päpftlihen Stuhle nirgend die Nebe. Auch fehlen in der Bulle 
Provida solersque und im Decretum erectionis, wovon Eingangs Erwähnung 
gethan, ſolche Erklärungen, als deren bloße Ausführungen die fraglichen Geſetze 
angejehen werben künnten. Diefelben beftimmen nun: 


8. 3. Jeder Staat übt die ihm zuftehenden unveräußerlihen Majeftäts 


rechte — — der Oberaufjicht über die Kirche in ihrem vollen Umfange aus. 
8. 23. Die Delanate werben unter gemeinſchaftlichem Einverfländnifie 
der Negierungs- und bifhöflihen Behörden — — beſetzt. 


8. 26. Die Kandidaten des geiftlichen Standes werden nach vollendeten 
dreijährigen theologifhen Studien Ein Jahr im Priefterfeminar ausgebildet. 

8. 27. In das Priefterfeminar werden nur diejenigen Kandidaten 
aufgenommen, welde in einer durch die Staats: und bifhöflihen Behörden 
gemeinfhaftlich vorzunehmenden Prüfung gut beitanden - — find. 

Nah dem Edikt vom 9. Dftober 1827 (Nafj. Verordn, Samml. ©. 463) 
lag die Verwaltung des Tatholiihen Zentrallichınfonds, welchem auch die Bis- 
thumsdotation einverleibt war, in der Hand der Staatsbehörde, während dem 
Biſchof nur die Mitaufjicht vorbehalten blieb. 


Laut amtliher Auskunft der Königlichen Regierung zu Wiesbaden erfolgte 
in Gemäßheit des, trotz Widerſpruchs der Bifchöfe zur Ausführung gebrachten 
Nafſſauſchen Minifterial:Erlaffes vom 5. März 1853 (enthalten in den vorliegen: 
den Herzogl. Nafj. Regierungsalten, betr. das Verhältniß der Fatholifchen Kirche 
des Herzogthums zum Staat) die Ernennung der Pfarrgeiftlihen und ber Lehrer 
am Priefterfeminar auf den gutachtlichen Vorſchlag des Biſchofs durch den Landes: 
beren und hat fi) ber Angeſchuldigte bis zum Jahre 1866 allen vorerwähnten 
Beflimmungen anftandslos gefügt. 

Demnach erweift fi feine Behauptung, analogen Gejegen bes preußiichen 
Staats aus Gewiſſensſtrupeln den Gehorſam verfagen zu müflen, als nichtiger 
Borwand. 

Er bat fefiftehendermaßen fünf Beifllihe ohne Beobachtung des Geſetzes 
vom 11. Mai 1873 $. 15 angeftellt, Die vom Oberpräfidenten geforderte Wieder: 
befegung erledigter ‘Pfarreien, entgegen dem $. 18 daf., abgelehnt, und babei 
zwar den Mangel an Bewerbern vorgefhügt, defien Urſache in dem an ihn ges 
richteten Oberpräfidialfchreiben vom 16. September 1875 mit Recht auf feine 
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eigene, ber Staatsgewalt gegenüber eingenommene feinbfelige Haltung zurüd- 
geführt wird, dagegen ftet3 den angemaßten Standpunlt feitgehalten, von welchem 
aus er fih den kirchenpolitiſchen Geſetzen nicht unterworfen eradhtet. Er hat 
ferner die ſtaatliche Revifion des Klerikalſeminars zu Limburg, dem $. 9 1. c. 
zuwider, verhindert, durch öffentliche, bie Tendenz der gebachten Geſetze gänzlich 
entftelende Kundgebungen Klerus und Didzefanen gegen bie Staatsregierung 
mit Erfolg aufzureizen gefucht, und durch feine Erklärungen, zu denen aud) die⸗ 
jenigen gehören, welche, weil nor Erlaß ber Geſetze abgegeben, feine Strafe nach 
ſich ziehen Tönnen, jede Ausficht auf eine Sinnesänderung ausgeſchloſſen. 


Sein Verhalten erfcheint um jo gefährlicher, als demjelben Ausweiſe der 
erwähnten Kollektiv. Adrefjen und Sendfchreiben des preußiſchen Episfopats eine 
gemeinſchaftliche Beſchlußfaſſung und ein einheitliher auf den ganzen Umfang 
der Monarchie berehneter, vom päpftlihen Stuhle gut geheißener Plan der 
Biſchöfe zu Grunde Liegt. 


Dabei fällt ſchwer in die Wagſchale, daß der Angeſchuldigte ſich in feinem 
Gewiſſen auch duch den Sr. Majeftät dem Könige geſchworenen Eid ber Treue 
und des Gehorfams gegen die Gefege nicht behindert gefühlt hat, biefelben zu 
mißachten und gröblich zu verlegen. Hat er, wie in jeinem Schreiben an den 
Ober: Präfidenten vom 25. Dftober 1876 behauptet wird, dem Regierungs- Präfis 
denten von Diet unter dem 7. Mai 1867 ſchriftlich erflärt, daß er die Wir⸗ 
fung der Leiftung bes Unterthaneneides ausdrüdlih auf die rein flaatsbürger- 
lihen Obliegenheiten beſchränke, und die Rechte der Kirche jowie den angelobten 
kanoniſchen Gehorſam der Beiftlihen vorbehalte, jo Iautet doch der jpäter von 
ihm geſchworene Homagialeid ganz unbedingt und fehlt zu einer Mentalrefervation 
jede Berechtigung. Konnte er alfo nicht ohne ſtets erneuerte Verlegung feines 
Eides und namentlih des darin gethanen Gelöbniffes, in ben Gewiſſen von 
Klerus und Gemeinden bie Gefinnungen ber Ehrfurcht und Treue gegen ben 
König und des Behorfams gegen die Gefege mit Sorgfalt zu pflegen, weber 
fich perfönlich gegen die Staatsordnung auflehnen, noch die Beifllihen und Dids 
zefanen zum Wiberftande gegen dieſelbe aufreizen, fo mußte er zur Löfung des 
zwifchen feinen vermeintlichen biſchöflichen Pflichten und dem Eide beftehenden 
Konflikts die Enthebung von feinem Amt dur den Papft zu erlangen fuchen. 
Iſt er aber hierzu nicht geneigt oder nicht im Stande, dann tritt für den Berichtes 
hof die gebieteriihe Nothwendigkeit ein, den verderblichen Beftrebungen des 
Biſchoſs, die Autorität der Staatsregierung tief und dauernd zu ſchädigen, ein 
Biel zu jegen, nachdem ſich alle gegen ihn angeordneten Maßregeln ala unwirk- 
ſam, insbefondere die vom Oberpräfidenten verhängten Erelutivftrafen in Folge 
der Vermögensveräußerung als uneinziehbar erwieſen haben. 


Nach diefen Ausführungen unterliegt es keinem Bedenken, den Angeſchuldig⸗ 
ten, wie hierdurch gefchieht, für thatſächlich überführt und für ſchuldig zu erklären, 
daß er bie auf fein Amt und feine geiftlihen Amtsverrichtungen bezüglichen Vor⸗ 
ſchriften der Stantsgefege und die in diefer Hinſicht von der Obrigkeit innerhalb 
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ihrer geſetzlichen Zuſtändigkeit getroffenen Anordnungen fo ſchwer verlegt hat, 
daß fein Verbleiben im Amte mit der öffentlihen Ordnung unverträglich erſcheint. 

Demnad hat in Kraft des 8. 24 Geſetz vom 12. Mai 1873 auf Entlafjung 
des Angefhuldigten aus dem Amte als Biſchof von Limburg erkannt werben 
müffen, und fallen ihm nad) $. 37 daſ. die Koften des Verfahrens zur Laſt. 1. 
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Begriff der polizeilihen Anordunngen. 
(Erk. des Ober-Trib. in Berlin vom 21. Februar 1877.) 


Segen den Kaufmann Sch. zu Dobrilugt ift durch Verfügung der dortigen 
Bolizeiverwaltung vom 2. Mai 1876 wegen unterlafienen Abraupens der Obft- 
bäume in feinem Garten auf Grund des $. 368 Nr. 2 des St.:G.:B. eine Beld- 
ftrafe feftgefeßt und hiergegen von ihm auf gerichtliche Entſcheidung angetragen. 

Der Poltzeirichter erfuchte zunächſt die Regierung zu Frankfurt a. D. um 
Auskunft darüber, welcher Publitationsmobus für Polizeiverordnungen in Ges 
mäßheit des Gefeßes vom 11. März 1850 für die Stadt Dobrilugk angeordnet 
ſei und erhielt darauf unterm 3. Juli 1876 die Auskunft, daß für Dobrilugk die 
Polizeiverorbnungen gemäß ber Regierungsverfügung vom 13. April 1874 durch 
Aufnahme in das Kreisblatt verfünbet werden müßten, um rechtsverbindliche 
Kraft zu erlangen, daß indefjen den Polizeiverwaltungen außerdem überlafen 
jei, die Polizeiverordnungen noch anderweit zur Kenntniß bes Publikums zu 
bringen. 

In dem hierauf angejeßten Termine wurbe der Angellagte von dem Polizeis 
richter freigeiprochen. 

Der hiergegen von dem Polizeianwalte eingelegte Rekurs ift durch Verfügung 
des Appellationsgerihtes zu Frankfurt a. DO. vom 11. September 1876 zurüds 
gewieſen. 

Die hiergegen erhobene Beſchwerde iſt von dem Ober⸗Tribunal für begründet 
erachtet. 

Gründe. 

Aus den Gründen der angefochtenen Verfügung ift nicht mit Zuverläffigteit 
zu entnehmen, ob der Appellationsrichter davon ausgegangen ift, daß eine poli 
zeilihe Anordnung überhaupt nich erlaffen fei, oder davon, daß die erlaffene 
Anordnung nicht vorjehriftsmäßig publizirt fei. 

Im Eingange der Begründung fcheint angenommen zu fein, daß Die Polizeis 

» verwaltung zu Dobrilugk der Aufforderung bes Landbrathsamtes nicht Folge ge: 
leiftet, daß fie, indem fie ſich darauf beſchränkt, die landräthliche Aufforderung 
durch Ausruf bekannt zu machen, eine felbftftändige Anorbnung gar nicht getroffen 
babe. Wäre dies der entiheidende Grund, fo würde hierin eine Verlennung des 
Begriffes der „polizeilichen Anordnung” zu finden fein, da e8 für dieſen Begriff 
nit darauf ankommt, ob die Anordnung fi der Form nad als eine jelbft- 
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Rändige, oder als bie Ausführung der Weifung einer vorgefegten Behörde | 
darftellt. 

Indeſſen bat der Rekursrichter jenen Geſichtspunkt in feiner weiteren Be 
gründung wieder verlaffen, indem er ausgeführt hat, dab die getroffene Anord 
nung nicht vorſchriftsmäßig publizirt fei. | 

Diefe Ausführung ift jedoch ebenfalls auf eine rechtsirrthümliche Auffaffung | 
bes Begriffes der polizeilihen Anordnung gegründet. Sie beruht auf ber An 
nahme, daß unter den polizeilihen Anordnungen SPolizeiftrafverordnungen im 
Sinne des preußifihen Gejeges über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 
verftanden jeien, einer Annahme, die rechtlich nicht als haltbar erfcheint. 


Der $. 368 des St.G.-B. gehört in die Reihe derjenigen Vorſchriften, welde | 
die Norm, auf dereg Verlegung ſich die Strafandrohung bezieht, nicht felbftftändig 
enthalten, vielmehr in biefer Beziehung auf andere Beftimmungen verweilen. 
Derartige Vermweifungen finden fi im St.®.B. in nicht geringer Zahl; die 
anderen Beftimmungen aber, auf welche verwieſen wird, find theils wirklide | 
Gefege, theils Akte der Verwaltung. So verweift ber $. 360 Nr. 9 auf „geſetz⸗ 
lie Befimmungen”, ber 5. 367 Nr. 9 auf ein „geſetzliches Verbot“, während 
bie $. 327 und 328 Abjperrungs- und Aufiichtsmaßregeln und Einfuhrverbote, 
welde „von ber zuftändigen Behörde angeordnet worden find“, in Bezug nehmen, 
8. 360 Nr. 2 auf ein „Verbot der Behörde” verweift, $. 360 Nr. 12 und 8.366 | 
Nr. 1 auf „erlafjene Anordnungen“, $. 367 Nr. 5 auf „ergangene Verordnungen‘, | 
8. 367 Nr. 2 auf „polizeiliche Anordnungen“, 8. 361 Nr. 6 (in ber jet gelten: 
ben Faſſung) auf „polizeiliche Vorfchriften“, 8. 366 Nr. 10 auf „erlaffene Polizei 
verordnungen“, Nr. 367 Nr. 14 auf „polizeiliche Sicherungsmaßregeln“, $. 365 | 
auf „bie gebotene Polizeiftunde”, 8. 368 Nr. 8 auf bie „polizeilich vorgeſchriebe⸗ 
nen” Fenerlöfchgeräthichaften fich beziehen. 

Der im vorliegenden Falle in Frage Tommende Begriff der „polizeiliden 
Anordnungen” findet fi außer im $. 368 Nr. 2 nody im $. 367 Nr. 2, im 
8. 368 Nr. 1 und im $. 361 Nr. 6 älterer Faffung. 


Ale dieſe Verweilungen machen das anzumendende Geſetz nicht zu einem | 
Landesgefege oder zu einer dem Gebiete des Lanbesftrafrechtes angehörenden 
Polizeiverordnung. Das Strafgefeß, welches zur Anwendung fommt, bleibt viel: 
mehr Reisftrafgefeg und empfängt nur die Ausfülung feiner unvollftänbigen 
Norm dur) die Reichsgeſetzgebung, die Landesgeſetzgebung oder durch Anorbnuns 
gen, Verordnungen, Verbote u. ſ. w. der Landesbehörden. 


Es ift daher unzutreffend, wenn die Auffafjung geltend gemacht wird, daß 
in Fällen dieſer Art die unvollſtändige Polizeiverordnung durch die Sinzufügung 
der reichsgefeglihen Strafbeftimmung ergänzt werde, vielmehr wird umgekehrt 
die reichsgeſetzliche Strafbeftimmung durch die landesgeſetzliche oder abminiftrative 
Norm ergänzt und die Polizeiverordnung ſcheidet aus dem Gebiete des Landes 
ſtrafrechts ganz aus; fie wird ein Supplement des Reichäftrafgefeges, während 
die Polizeiftrafverordnung im Sinne des $. 5 des Geſetzes über die Poligels 
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verwaltung vom 11. März 1850 ein jelbftftändiger Aft der Lanbesftrafgefeßgebung 
{ft und neben dem Reichaftrafrechte befteht, ſoweit fie mit berjelben nicht in Wider: 
ſpruch tritt, 

Man kann hiernad nit mit Grund behaupten, daß das St.-8.:3. bei jenen 
vielfachen Verweifungen die Beftimmungen eines Landesgefeges über Polizeiſtraf⸗ 
verordbnungen vor Augen gehabt habe. Schon die Verjchiedenartigkeit der ge- 
wählten Ausdrudsweile für den im Wefentlichen überall gleihmäßig voraus» 
geſetzten Begriff der adminiftrativen Anordnung weift darauf hin, daß nicht ber 
techniſche Begriff einer beftimmten Art von landesgeſetzlich zugelaflenen Anord⸗ 
nungen dem Gejeßgeber vorgeſchwebt hat, und kann dies insbejondere nicht von 
bem engbegrenzten Begriffe der im preußifhen Rechte zugelaſſenen Polizeiſtraf⸗ 
verordnungen behauptet werden. 

Aber ſelbſt wenn man ſich auf dieſen Standpunkt ſtellen dürfte, wäre die 
Identifizirung ber „polizeilichen Anordnungen“ mit den „Polizeiſtrafverordnun⸗ 
gen“ rechtsirrthümlich, da auch nach preußiſchem Rechte beide Begriffe keineswegs 
gleichbedeutend find und das Gebiet der polizeilichen Thätigkeit und der zur Er- 
füllung der polizeilihen Zwede nothwendigen Anordnungen nicht durch das Recht 
zur polizeilichen Strafverordnungsbefugniß beſchränkt, fondern ein weitumfaſſen⸗ 
deres ift. Dies ift im $. 20 des Gejeßes vom 11. März 1850 noch befonders 
anerkannt; es ift darin den zur Ausübung der polizeilihen Exekutivgewalt ers 
gehenden polizeilichen Verfügungen die volle Wirkſamkeit vorbehalten nnd aud 
dieſe fallen unbedenklich unter den Begriff der polizeilichen Anordnungen. 

Selbftverftändlid ift, daß die Verbindlichkeit der zur Ausfüllung der Norm 
eines Keichsftrafgefeges in Bezug genommenen Anordnungen, Verordnungen, ers 
bote u. ſ. w. von ber Beachtung der landesgeſetzlichen Beitimmungen über die 
Xorausfegungen und Formen jolher Anordnungen u. f. w. abhängt, rechts⸗ 
irrthümlich aber ift es, wenn für die in Preußen beftehenden oder zu erlaflenden 
Anordnungen dieſer Art die Vorausfegungen und Formen der Polizeijtrafverord: 
nungen für die allein maßgebenden erachtet werden. 

Die angefochtene Verfügung, welche auf dieſer rechtsirrthümlichen Auffaſſung 
beruht, muß daher aufgehoben werden 
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Schulverſäumniß. Privatunterricht. 
(Erf. des Ob.-Trib. in Berlin vom 8. Februar 1877.) 


Der Friedensrihter Sch. zu Geilenkirchen wurde beſchuldigt: 
der protofollarifhen Verwarnung vom 9. Februar 1876 ungeachtet, feinen im 
ſchulpflichtigen Alter ftehenden Mündel, Robert Sch, in der Zeit vom 1.—13. 
Mai 1876 zum Schulbefuche nicht angehalten zu haben, 
indeffen durch Urtheil des SRolizeigerichtes zu Geilenkirchen vom 6. Dezember 
1876 freigejprochen. 
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Der von dem Polizeianwalte gegen dieſes Urtheil eingelegte Kaſſationsrekurs 

ift von dem Ober-Tribunal verworfen. 
Gründe 

In Erwägung, da zwar Eltern und Vormünder, welche ihre Kinder, bezie 
bungsweife Mündel nicht in die öffentlihe Schule fchiden, nad der Nr. 1 ber 
Kabinetsordre, die Schulzucht betreffend, vom 14. Mai 1825, nicht ftrafbar find, 
wenn fie nachweiſen, daß fie für ben nöthigen Unterricht ber Kinder in ihrem 
Hauſe forgen; 

daß aber als der „nöthige Unterricht” nur ein folder angejehen werden 
Tann, welder von einem in Gemäßheit der Kabinetsordre vom 10. Suni 1834 
und der Minifterial-Inftruftion vom 31. Dezember 1839 zugelafienen Privat, 
Haus: ober fonftigen Lehrer ertheilt wird; 

daß bemgemäß ein Unterricht, den ein Lehrer, einſchließlich der in dem $. 16 
ber gedachten Inftruttion erwähnten Beiftlihen und öffentlichen Lehrer, ertheilt 
welcher in Gemäßheit des 8. 17 als unfittlih ober politifc verdächtig von ber 
vorgefegten Bezirksregierung aus dem Lehrftande entfernt, beziehungsweife ber 
Erlaubniß zur Ertheilung von Unterricht für verluftig erklärt worden, von dem 
Zeitpunkte dieſer Entfernung an nicht mehr den öffentlichen Unterricht zu erthei⸗ 
len vermag, und daß mithin Eltern oder Vormünder, welche ungeachtet der Kennt 
niß dieſes Umftandes fortfahren, ihren Kindern, beziehungsweife Mündeln, dieſen 
Unterricht, ſtatt bes öffentlichen Unterrichtes, zulommen zu laſſen, in bie wegen 
Schulverſäumniſſe angebrohten Strafen verfallen; 

daß hierin auch durch die Beſtimmungen der Art. 21—23 der Verfaffungs 


urkunde vom 31. Ianuar 1850 ſchon aus dem Grunde nichts geändert ift, weil | 


nad dem Art. 112 der legteren bis zum Erlaß des im Art. 26 vorgefehenen, 
bis jeßt aber nicht erlafjenen Unterrichtsgefeges es hinſichtlich des Schul und 
Unterrihtswejens bei den bisher geltenden gefeglihen Beſtimmungen bewenbet; 

daß aber trotzdem ber Beſchuldigte im vorliegenden Falle um beswillen nicht 
ftrafbar erſcheint, weil nach der thatjächlichen, in der Kaſſationsinſtanz nicht an 
greifbaren Feftftelung des Vorderrichters, weder das von der Regierung zu Düflels 
borf in Gemäßheit des 8. 17 der mehrerwähnten Minifterialinftrultion an ben 
bis dahin zur Ertheilung von Privatunterricht befähigten Kaplan R. erlafiene 
Unterricäteverbot, noch aud nur der Inhalt des Schreibens bes Bürgermeiflers 
zu God vom 31. März 1876, worin biefer Namens der Regierung dem Kaplan 
N. die Unterfagung der Ertheilung von Privatunterricht eröffnet, vor dem 13. Mal 
1876 bekannt geworden ift, die dem Beſchuldigten zur Laſt gelegte Uebertretung 
aber nad allgemeinen Grundfägen das Bewußtſein der Rechtswidrigkeit der von 
ihm begangenen Schulverfäumniß vorausjegt, ein Bewußtſein, welches ihm fo 
lange nicht beimohnen konnte, als er nicht Kenntniß davon hatte, daß dem bis 
dahin zur Ertheilung von Privatunterricht berechtigten Kaplan R. dieſe Befugnik 
von der zuftändigen Behörde entzogen fei; 

daß demnach der Kaſſationsrekurs ſich als unbegründet darftellt. 
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Ierplihtung zum Schadenserſatze wegen Gntziehung des Quellwaſſers durch Au⸗ 
lagen auf beuachbarten Grundftüden. 
(Ext. des Ober-Trb. in Berlin vom 26. Februar 1877.) 


Die Köln- Mindener Eifenbahngefellihaft hat in den Jahren 1869 und 1870 
In der Nähe der Provinzials Irrenanftalt Bethesda bei Lengerich in einem nicht 
zu den Grundflüden berfelben gehörigen Gebirge einen Tunnel angelegt. Da⸗ 
durd) foll den zur Anfammlung des Waflers auf den Brundftücden der Anftalt 
vorhandenen Anlagen und Quellen ber Zufluß des in dem benachbarten Gebirge 
fih anfommelnden und entſpringenden Waffers abgefähnitten worden fein. 


Die Stände der Provinz Weftphalen bezeichneten dies als einen unbefugten 
Egriff in ihre Eigenthum und verlangten von der Eiſenbahngeſellſchaft Ents 
Koäbigung. 

Die Verflagte beftritt den Anſpruch. Das erfle Erkenntniß verurtheilte bie 
derllagte nach dem Klageantrage; das zweite Erkenntniß weift bie Kläger das 
gegen ab, 

Auf die eingelegte Revifion wurde dieſes Erkenntniß beftätigt. 


Gründe 
Die Kläger gründen ihren Anſpruch theils auf die fpeziellen Beftimmungen 
bes Gefepes über die Eljenbahnunternehmungen vom 3. November 1838, ins⸗ 
beſondere auf die 88. 14 und 20, theils auf die allgemeinen gejeglichen Bor 
Iäriften über Aufopferung der Rechte und Vortheile Einzelne zum gemeinen 
Bohle und die dadurch eintretende Verpflichtung zur Entihädigung. (88. 74 
u 75 der Einleitung zum U. L.-R.) : 


Der Fall einer aus der Enteignung unmittelbar entiprungenen Entſchä⸗ 
Ngangsverbindlichkeit Liegt nicht vor, da den Klägern zum Zwede der Unlegung 
ber son der Verklagten erbauten Eifenbahn fein Eigenthum entzogen iſt. Denn 
a feht ſeſt, daß der Tunnel nicht auf den Grundflüden der Kläger, wo die 
Remnſtalt Betheada mit den trodengelegten Wafferbehältern und den verfiegten 
Rackın ſich befindet, fondern in dem benachbarten, den Klägern nicht gehörigen 
angelegt if. Der $. 14 des Gefeßes vom 3. November 1838 dehnt 
Ming die Verpflihtung der Eifenbahnen zur vollftändigen Entſchädigung 
Ale aus, daß er biefelben im Intereſſe der benadybarten Grundbeſitzer, fie 
von einer Eigenthumsentziehung betroffen fein oder nicht, zur Serftellung 
Beterhaltung derjenigen Anlagen für verbunden erachtet, welche die Regie⸗ 
wöhig findet, und nach dem Plenarbeſchluſſe des Ober: Tribunal vom 
Üiteber 1851 (Präjudiz Nr. 2313, Entſcheidungen Bd. 21, ©. 177) erleiden 
A) bie vorausgeſetzte Beichlußnahme der Regierung ſonſt begründete 
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Rechte der Adjazenten zum Vorteile der Eifenbahngefelliaften feine Aenderung 
und Beihräntung. Allein damit ift noch feine unbedingte Verpflihtung zur Ents 
ſchädigung aller benachtheiligten Grundbefiger ausgeſprochen, vielmehr wird, wie 
in den Gründen des Plenarbeſchluſſes näher ausgeführt if, vorausgeſetzt, daß 
bie Entihädigungsanfprüde der Grundbefiger an fi, abgefehen von dem Gefege 
vom 3. November 1838, rechtlich begründet find. 

Auch der $. 20 des Geſetzes legt den Eijenbahngefellihaften feine beſondere 
Entfhäbigungsverbindlichteit auf, er beftimmt nur, daß die Geſellſchaften ba, 
wo Entfhädigung zu gewähren ift, in Folge des ihnen verliehenen Enteignunges 
rechtes als Verpflichtete an die Stelle des Staates treien, indem fie für alle 
Anfprüde für verhaftet erklärt werden, welche auf Grund der Bahnanlage an 
ben Staat gemacht und entweder von ihnen anerfannt oder unter ihrer Zuziehung 
richterlich feftgeftellt werden. 


In dem Geſetze vom 3. November 1838 findet mithin der Aniprud der 
Kläger keine Begründung, und es fragt fi nur, ob er nad allgemeinen 
Rechtsgrundſätzen gerechtfertigt if. Dies muß mit dem Appellationsrihter vers 
neint werden. 

Unweſentlich ift, worauf die Kläger das entiheidende Gewicht legen, daß 
ber Berklagten Eigenthum an bem von bem Tunnel durchſchnittenen Grunde und 
Boden nicht zufteht, dies mwenigftens von ihr nicht geltend gemacht ift. Es ift 
anzunehmen, daß die Berklagte fi mit dem Brundeigenthümer über die Anlage 
gütlich geeinigt oder daß jie durch Enteignung das Recht dazu erlangt hat. Wäre 
dies auch nicht der Fall, jo würden die Kläger aus einer Handlung, die dem 
Eigenthümer des Grundes und Vodens gegenüber als widerrechllich angejehen 
werben müßte, doch für ſich nichts herleiten dlirfen, und wegen Kränfung ihrer 
Rechte und Eingriffe in ihr privates Eigenthum nur biejenigen Anſprüche zu 
erheben berechtigt jein, melde ihnen gegen den Eigenthümer erwachſen jein 
önnten, wenn er felbft die Anlage gemacht hätte. Weiter als die Entihädigungs- 
verpflihtung des Eigenthümers fann bie der Verklagten nicht gehen. 


Die Befugniß des Eigenthümers, auf feinem Grunde und Boden Erd» 
arbeiten vorzunehmen, felbft wenn dadurch unterirdiſche Wafjerzuflüffe und 
Quellen den Nachbar abgeſchnitten worden, läßt fi) nicht bezweifeln. Der, Regel 
nad ift, wer nur fein Recht ausübt, zum Erſatze eines dabei entjtandenen 
Schadens nicht verpflichtet; jeder Gebrauch des Eigenthumes ift erlaubt, durch 
welchen weder wohlerworbene Rechte eines Anderen gekränkt, noch die gehörigen 
Schranken überfäritten werden, und Einſchränkungen des Eigenthums müflen 
durd Natur, Gejege oder Willengerflärungen beftimmt fein. ($. 94 Einl., $. 36, 
Tit. 6, Thl. I. und 98. 26, 15, Tit. 8, Thl. I. bes U. &-R.) 

Einen Unterfhied, ob der Eigenthümer einen gewöhnlichen ober außer 
gewöhnlichen, ihm allein Vortheil bringenden Gebraud von feinem Eigenthume 
macht, ftelt das Geſetz nicht auf. Dem Eigenthümer ftehen an ſich alle Befug— 
niffe zu, welche aus der Unbeſchränktheit und Ausfchließlichleit des Eigenthumes 
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folgen. Schon nach römiſchem Rechte hatte er über das auf feinem Grundftüde 
fi) anfammelnde oder entipringende Waſſer die freie Verfügung, wie über den 
Grund und Boden; das Waffer wurde als Xheil der Iehteren angejehen (1. 11, 
D. quod vi aut clam [43, 24]; 1.4, D. de aqua quotidiana et aestiva [43, 20]). 


Das A. IR. geht von demjelben Brundfage aus. 


Die Grabung eines Brunnens auf eigenem Grunde und Boden ift geftattet, 
wenngleich) dadurch dem Nachbar Waffer entzogen wird, fofern dieſer nur Fein 
beſonderes Unterfagungsrecht erworben hat. ($. 130, Tit. 8, Thl. I.) 

Mit diefem Rechte muß es dem Eigenthümer freiftehen, auf feinem Grund» 
ftüde einen Zunnel anzulegen, duch welchen den anliegenden Grunbbefigern 
unterirdiſche Wafjerzuflüffe abgefhnitten werden. Die Verklagte hat fi hiernach 
lediglich der Rechte des Eigenthümers bedient. 

Die Kläger hingegen haben ein befonberes, ihnen für ihre Grundſtücke gegen 
das benachbarte zuftehendes Necht, das verlett fein könnte, nicht nachgewieſen. 
Daß ihre Grundftüde an dem Abhange des Gebirges liegen, aus welchem vers 
möge ber Lage und Beichaffenheit ihren Waflerbehältern und Duellen bis dahin 
Waſſer zugefloffen fein joll, berechtigt fie allein noch nicht, die Fortbauer dieſes 
Zuftandes zu verlangen; es müßten Umftände binzugetreten fein, durch melde 
dem beftandenen Verhältniſſe der Karakter der Rechtsausübung beigelegt wäre 
und durd welche die bisher zufällig genofjenen Vortheile zu wirklich berechtigten 
ſich geftaltet hätten. Ohne Weiteres kann weder von ber Kränkung eines bes 
jonderen Rechtes, noch von einem unbefugten Eingreifen in das Eigenthum ber 
Kläger im Sinne des ’Blenarbefchluffes vom 7. Juni 1852 (Entſcheidungen 
Bd. 23, ©. 252) die Rebe fein. (Vergl. das Erkenntniß des britten Senates 
vom 26. Januar 1874, Striethorft Archiv Bd. 91, ©. 61.) 

Da au die finguläre Vorſchrift des Bergrechtes im 8. 148 bes allgemeinen 
Berggejeges vom 24. Juni 1865 auf Anlegung eines Eifenbahntunnel3 nad) der 
zutreffenden Ausführung bes Appellationsrichters keine Anwendung leidet, jo 
fehlt dem Anſpruche der Kläger jede rechtliche Grundlage und mußte deshalb 
das abweiſende Urtel zweiter Inſtanz beftätigt werden. (Nr. 850/2978. 
©en. II. 1876.) 


144. 


Stempelitener von Auflafjungserklärungen. 
(Ertl. des Ober-Trib. in Berlin v. 7. Dezember 1876.) 


Nach der von dem Grundbuchamte des Kreisgerichtes zu Leobſchütz aufge 
nommenen Verhandlung vom 7. Juli 1873 haben die damals als Miteigen- 
thümer des Rittergutes B. im Grundbuche eingetragenen beiden Angeklagten F. 
und 9. erllärt, daß 
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1. 5. bewillige, daß H. als neuer Erwerber des ihm, dem F. an ben | 
Nittergute Bauerwig zuftehenden Miteigenthums im Grundbuche einge 
tragen werbe, und daß 

2. 5. banad) feine Eintragung als Eigenthümer des vorbezeichneten, | | 
aufgelafjenen Miteigenthumes im Grundbuche beantrage. 

Aus den Feftftellungen der Inftanzrihter geht ferner hervor, daß dem $. | 
zur Zeit der Auflafjung ibeelles Miteigentfum an dem bezeichneten Aittergute | 
zu einem Drittel zugeftanden hat. 

Die Inftanzriter find in Folge des am Schluffe des von beiben Ange | 
Hagten volljogenen gerichtlichen Protokolles vom 7. Juli 1873 enthaltenen Ber | 
merkes: „ber Eintragung des Erwerbspreijes von 8000 Thle. im Grundbude | 
bedarf es nicht, ein ſchriftlicher Vertrag ift nicht errichtet”, zu der Feſtſtellung 
gelangt, | 

daß die Angeklagten bei Gelegenheit der zu Leobihüg zur Verhandlung vom | 
7. Zuli 1873 erfolgten Auflaffung einen geringeren Werth bes aufgelafienen 
Miteigenthumes an dem Nittergute Bauerwig, nämlid nur 8000 Thlr., ange 
geben haben, als den anzugebenden Betrag der von dem Erwerber übernom | 
menen Leiftungen und Zaften einſchließlich des Preifes mit 24,666 Thlm | 

Dana find die Angeklagten in beiden Inftanzen wegen Stempelſteuer- 
defraubation beftraft. 

Die von ihnen eingelegte Nichtigkeitsbefehwerde it unbegründet. 

1, Der Angellagte H. wendet in feiner Nichtigkeitsbeſchwerde ein, baß dab | | 
der Auflaffung zu Grunde liegende Rechtsgeſchäft ſich Lediglich als Auseinander | 
jegung zwiſchen Miteigenthfimern barflelle, bei welcher der eine Miteigenthümer | 
gegen Aufgabe feiner Rechte an dem gemeinſchaftlichen Vermögensobjekte eine Ab 
findung von 8000 Thlen. erhalten habe. Das Geſchäft habe demnach überhaupt 
teiner Stempeljteuer von 1 Prozent unterlegen, ſondern fei lediglich mit dem 
Auseinanderjegungsftempel zu belegen geweſen. Es wird dabei auf frühere Er 
tenntniffe des Dber- Tribunals vom 14. Mai 1866 (Entſcheidungen Bd. 57, 
©. 253) und vom 28. September 1874 (Striethorft, Arhiv Bb. 9, ©. 380) | 
Bezug genommen, in welchen der Grundſatz aufgeftellt fei, daß Verträge zwiſchen 
Xheilnehmern einer Gemeinfhaft zum Zwecke der Auseinanderfegung dem Kauf | 
ftempel nur dann unterliegen, wenn in dem Auseinanberfegungsatte alle geſet⸗ 
liden Momente eines Kaufgeihäftes anzutreffen feien. Letzteres ſei von dem 
Appellationgrichter nicht feftgeftellt. | 

Die Einrede ift nicht begründet. | 

Denn, abgejehen von den thatjächlihen Feftftellungen der Inftanzrichter in. 
der gedachten Richtung, flehen dem Einmwande in erfter Linie rechtliche, aus der 
Vorschrift des 8. 1 des Geſetzes vom 5. Mai 1872 zu entnehmende Gründe] 
entgegen. 

Es muß den Angeklagten zugegeben werden, daß, mwenngleih nad bem| 
8.1.0. a. D. der Werthſtempel auf dem Vorgange der Eigenthumsübertragung| 
mittelft der Auflafjung ruht, nichtsdeſtoweniger nicht beabfichtigt worden ift, die 
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nad ber allgemeinen Stempelgefeßgebung beflehenden Stempelfreiheiten aufzu⸗ 
heben oder zu mobifiziren. (Dergl. 83. 2, 15 a. a. O.) Für die Frage der 
Stempelpflichtigteit Tann es alſo auch van Bedeutung fein, ob es ſich bei einer 
Veräußerung von Grundftüden lediglid um eine Auseinanderjegung zwifchen 
Miteigentdümern gehandelt hat. Die geſetzlich beftehenden Stempelfreiheiten 
Tönnen aber, wie aus den 88. 1, 2 a.a. D. hervorgeht, überhaupt nur in Frage 
kommen, wenn von ben Interefjenten die die Veräußerung betreffende Urkunde 
rehtzeitig vorgelegt wird und deren Prüfung ſodann ergiebt, daß diefelbe nad) 
ſpezieller Vorfhrift der Stempelgefeßgebung ber Befteuerung nicht unterworfen 
if. Diefe Vorausfegung ift in dem vorliegenden Falle nicht gegeben, da bie 
Intereffenten eine Vertragsurfunde über das der Auflafjung zu Grunde liegende 
Beräußerungsgefhäft nicht eingereicht, fondern ausdrücklich erklärt haben, daß 
ein ſchriftlicher Vertrag nicht aufgenommen fei. 

Die Entſtehungsgeſchichte des Gefeges beftätigt bie Nichtigkeit dieſer Auf- 
faſſung. GVergl. die Motive des älteren Entwurfes, Drudjachen bes Abgeord- 
netenhaufes 1869/70 Bd. 2, Nr. 68, S. 9, und Kommiſſionsbericht ebend. Bb. 4, 
Nr. 232 zum 8. 2, S. 6, zum 8. 9, ©. 6; ferner die Motive zu dem neueren 
Entwurfe, Druckſachen des Abgeorbnetenhaufes 1871/72 Bd. 1, Nr. 22, ©. 9; 
das Reftript des Suftigminifters vom 12. Mai 1873, Juſt.⸗Min.Bl. ©. 155; 
die Anmeifung zur Ausführung des Geſetzes, vom 19. September 1872.) 

2. Wenn ferner gerügt wird, daß feitens des Appellationsrichters bei Bes 
rechnung bes Werthes des Grundflüdes ber Werth des beweglichen Inventars 
nit in Abzug gebracht jei, obwohl die Stempelabgabe lediglich nach dem Werthe 
der Immobile zu berechnen jei, jo ſcheitert diefer Angriff an der thatſächlichen 
Seftftellung der Inftanzrichter, daß der Werth bes aufgelajfenen Miteigen- 
thumes an dem Rittergute Bauerwig nad ber in dem $. 4 bes Gejeges vom 
5. Mai 1872 angegebenen Norm 24,666 Thlr. 20 Sgr. betragen habe. Danach 
ift zum Zwecke ber Feftfegung der Defraudationsfirafe die Stempelabgabe richtig, 
dem Gejege entiprechend, bemefien worden. 

Auf die von der Steuerbehörde veranlaßte, in den abhibirten Steueralten 
befindlide Taxe des fraglihen Grundſtückes ift die vorgedachte Feſtſtellung der 
Inſtanzrichter überhaupt nicht gegründet. 

3. Sodann mahen bie Angeklagten in verſchiedener Richtung geltend, daß 
die entſcheidende Schlußfefiftellung der Inftanzrichter in Betreff der ben Ange- 
klagten zur Laft fallenden unrichtigen Werthsangabe auf rechtsirrthümlicher Aufs 
fafjung beruhe. 

Aber auch diefe Angriffe erfheinen hinfällig. 

Infofern der $. 4 a. a. O. bie Angabe eines geringeren Werthes, als bes 
nah den Vorfehriften des Stempelgefeges über bie Verfteuerung der Kaufverträge 
berechneten Betrages der non dem Erwerber übernommenen Laſten und Leiltungen, 
mit Einfluß des Preifes und unter Zurechnung der vorbehaltenen Nußungen, 
bei Strafe der Stempelfteuerbefraudation bedroht, jest die gedachte Vorſchrift 
felbftverftändlih voraus: 
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daß über das flattgehabte Veräußerungsgefhäft Verabredungen getroffen find, 
weldhe eine Berehnung bes Werthes nah der im $. 4 a. a. D. gegebenen 
Norm ermöglichen 

Dem entiprehend liegt der verurtheilenden Entſcheidung die Feſtſtellung zu 

Grunde, 
daß der Angeflagte H. dem Mitangellagten F. für die Weberlafjung feines 
Miteigenthumes nicht allein 8000 Thlr. baar zu zahlen verheißen, ſondern auch 
1/3 der auf dem ganzen Rittergute in Höhe von 50,000 Thlen. eingetragenen 
Sypothelenfhulden übernommen habe, fo daß mithin der aus ben Derab- 
redungen hervorgehende Werth des Miteigenthumes bes F. 24,666 Thlr. 20 Sgr. 
betragen babe, 

Es waltet ferner kein Streit darüber ob, daß ein fchriftlicher — zwiſchen 
den Parteien nicht geſchloſſen oder doch nicht ermittelt iſt. 

Danach ergiebt ſich die Frage, ob die Anwendung bes $. 4 a. a O. den 
Abſchluß eines rechtsverbindlichen ſchriftlichen und an fich ftempelpflichtigen Kauf⸗ 
vertrages vorausfegt; welche Frage zu verneinen ift. 

Nah dem $- 1a. a. D. bildet die aufgezeichnete Auflaffungserklärung die⸗ 
jenige Urkunde, welde dem Werthftempel von 1 ‘Prozent des veräußerten Ges 
genftandes unterliegt. Der Errihtung einer Urkunde über das Veräußerungss 
geihäft bedarf es daher überhaupt für die in dem $. 1 a. a. O. vorausgeſetzten 
Fälle nicht. Für die Feftftellung der Stempelabgabe nady dem Werthe des Ge⸗ 
genftandes dient als Grundlage die Angabe des legteren, zu welcher bie Inter- 
efienten nad ben $$. 3, 4 a. a. O. verpflichtet find. Entiprechen fie dieſer Vers 
pflihtung nicht, fo trifft fie der Nachtheil, daß ihnen dann die Koften der Werths- 
ermittelung zur Laft fallen.‘ Entjprechen fie derjelben, jo haben fie zur Vermeis 
dung der Stempelfteuerdefraudationgftrafe feinen geringeren, als ben im $. 4 
a. a. D. normirten Werth anzugeben. 

Die Vorſchrift des 8. 4 a. a. O. hat alſo nicht, wie diejenige des $. 2 
a. a. D. die Beſtimmung, die Prüfung der Stempelpflicgt der über die Verein- 
barung der Intereflenten etwa aufgenommenen Vertragsurkunde und die Feft- 
jegung des Urkundenftempels herbeizuführen, fondern fie dient lediglich als ein 
weiteres Mittel für die Feftftellung des Werthes des veräußerten Gegenftanbes. 

Schon hieraus geht hervor, daß die Voriehrift des 8. 4 a. a. D. eine Ein« 
ſchkänkung auf diejenigen Fälle, in welden zwiſchen den Parteien ein rechtsver⸗ 
bindlicher, ſchriftlicher, Rempelpflichtiger Vertrag abgeſchloſſen ift, nicht beabfichtigt 
bat. Denn ber Werth bes veräußerten Objektes kann nach der in dem 8. 4 
a. a. D. angegebenen Norm ebenfomohl aus münblihen, an fi nod nicht rechts: 
verbindlichen Vereinbarungen der Interefienten, als aus nicht in rechtsverbind⸗ 
liher Form jchriftlich niedergelegten Verabredungen entnommen werben. 

Die Vorſchrift des $. 4 a. a. D., welche über die Form ber bei derjelben 
vorausgefegten Vereinbarung ber Parteien nichts beftiimmt und die Vorfchriften 
des Stempelgefeßes über die Vefteuerung der Kaufverträge nur für die Berech⸗ 
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nung bes Betrages der von dem Erwerber übernommenen Laften und Leiftungen 
maßgebend erklärt, fchließt vielmehr die Annahme aus, daß für die Anwendung 
des 8.4 a. a. D. eine ber Form nad ſtempelpflichtige Urkunde vorausgejeßt 
worben fei. 

Dem gegenüber kann auch nicht eingewendet werden, daß nicht in rechts⸗ 
verbindlicher Form abgeſchloſſene und ſonach wandelbare Verabredungen feinen 
geeigneten Maßſtab für die Ermittelung bes Werthes des DVeräußerungsobjektes 
darzubieten vermögen. Denn es kommt in Betracht, daß die Werthsangabe, für 
deren Richtigkeit die Intereffenten nad) dem 8. 4 des Geſetzes a. a. D. verant⸗ 
wortlich find, erft erfolgt, nachdem die Interefienten auf Grund der von ihnen, 
wenn auch nur mündlich, getroffenen Vereinbarungen die Auflaffung zum Zwede 
der Eigentyumsübertragung beantragt haben. 

Die Motive endlich zu den Negierungsentwürfen ſprechen nur von bem aus 
den über das Veräußerungsgefhäft getroffenen Verabredungen der Parteien ſich 
ergebenden Werthe. (Vergl. die Motive des älteren und neueren Entwurfes 
Nr. 68 pro 1869/70 ©. 11, und reſp. Nr. 22 pro 1870/71 ©. 10; ferner bie 
Anweifung vom 19. September 1872 zur Ausführung des Geſetzes.) Die Aufs 
faffung des Appellationsrichters, welcher die Vorjchrift des $. 4 a. a. D. auf den 
vorliegenden Fall angewendet Hat, obwohl in demfelben nur mündliche Verab⸗ 
redungen zwiſchen den Intereffenten vorausgegangen find, ift ſonach keine rechtes 
irrthümliche. 

Seine Annahme, nad) welder bei Berechnung des nad) Anleitung bes $. 4 
a. a. D. anzugebenden Werthes neben dem baar gezahlten Raufpreife der Betrag 
der Hypothekenſchulden, welche von dem Erwerber in partem pretii übernommen 
worden find, mit zu berüdjichtigen fei, entipricht überall den im $. 4a. a. O. 
in Bezug genommenen Vorfchriften der Stempelgejeggebung. (Bergl. $. 5a. 
bes Stempelgefeßes vom 7. März 1822; Allerhöchfte Kabinetsordre vom 
14. April 1832.) 

Das über die Auflaffungserflärung von dem zuftändigen Grundbuchamte 
aufzunchmende Protokoll ift weentlid dazu beftimmt, die mündliche Erklärung 
des eingetragenen Eigenthümers, daß er bie Eintragung des neuen Erwerbers 
bewillige, und bes letzteren, daß er dieſe Eintragung beantrage, zu Eonftativen, 
6Gs. 1, 2 a. a O.) 

Die Auflaſſungserklärung unterliegt, mit Ausnahme bes im 8. 2 a. a. O. 
vorgejehenen Falles, ohne Weiteres der Stempelpfliht. Veräußerer und Er- 
merber find dann zur Angabe des Werthes bes veräußerten Objektes unbedingt 
verpflichtet. An die Angabe eines geringeren, als des im 8. 4 gedachten Werthes 
ift der Thatbeftand der Stenipelftieuerdefraudation gefnüpft. 

Hiernach ftellt fi die in dem 8. 3 Abi. 2 a. a. D, gedachte Aufforderung 
bes Srundbbuchantes zur Angabe des Werthes keineswegs als ein nothwenbiges 
Erjorderniß des Thatbeftandes der im $. 4 angedrohten Stempelfteuerdefraudation 
dar. Und ift es unzweifelhaft, daß, wenn die Intereffenten der ihnen geſetzlich 
obliegenden Verpflichtung gemäß, den Werth des veräußerten Objektes und zwar 
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zu niebrig angeben, diefelben der Strafe der Steuerbefraubation verfallen , gleich 
viel, ob eine Aufforderung zur Angabe des Werthes vorangegangen ift oder 
nit, deren es felbftverftändlih, wenn die Werthsangabe ohne legtere erfolgt, 
nit bedürfen kann. 

Die im $.3 a. a. D. gedachte Aufforderung hat eine weſentl iche Bedeutung 
vielmehr nur infofern, als im Falle bes 8. 3 a. a. D. die Interefjenten für die 
durch die amtlihe Werthsermittelung entflehenden Koften nur dann aufzulommen 
verpflichtet find, wenn Eonftatirt ift, daß fie ihrer Verpflichtung zur Angabe bes 
Werthes, ergangener Aufforderung ungeachtet, nicht genügt haben. 

Aus dem Umftande, daß, nad) der Behauptung ber Nichtigkeitsbefchwerbe, 
eine Aufforderung an bie Interefienten zur Angabe des Werthes des Veräuße- 
rungsobjettes nicht ergangen fei, kann aljo ein rechtlicher Einwand gegen bie 
Anwendung der Defraudationsftrafe nicht entnommen werben. 

In Betreff des Thatbeftandes der im $. 4 unter Strafe geftellten, durch zu 
niedrige Werthsangabe begangenen Steuerbefraubation läßt fi) die Ausführung 
der Nichtigkeitsbeſchwerde, daß über das Vorhandenfein biejes Thatbeftandes, ins⸗ 
befondere alſo darüber, ob eine unrichtige Werthsangabe jeitens der Interefienten 
vorliege, lediglih der Inhalt und die Faflung bes Protofolles über die Auf- 
laſſungserklärung entjcheidend fei, weil die Stempelpflichtigeit der Auflafjungs- 
erklärung eben nur durch deren Aufzeichnung begründet werde, nicht für richtig 
erachten. 

Die Ermittelung des Werthes des veräußerten Objektes zum Zwecke ber 
Seftfegung des Stempels ift von der geſetzlich erforderlichen ſchriftlichen Aufzeich⸗ 
nung der Auflafjungserflärung an fi) unabhängig und es ift nicht einmal ge- 
boten, daß die Erklärung der Intereffenten über den Werth des Veräußerungss 
objektes zu demfelben Protokolle abgegeben werde. (DVergl. die Ausführungs- 
anweifung vom 19. September 1872 $. 7.) 

Bei diefer, nach Anleitung des $. 4 abzugebenden Erklärung handelt es fi 
niht um eine nur durch das Protokoll nachzuweiſende unerläßlihe Förmlichkeit 
des Verfahrens, ſondern um den materiellen Thatbeftand der im $. 4 unter 
Strafe geftellten Stempelfteuerbefraubation. Der Strafrichter ift dabei auf bie 
vorhandenen Beweisquellen, insbejondere aljo auch auf freie Interpretation des 
Protokolles über die Auflafjungserflärung angewiefen. 

Wenn der Appellationsrichter aus bem Inhalte ber Verhandlung vom 
7. Zuli 1873, insbefondere aus dem Vermerke: „der Eintragung bes Erwerbs- 
preifes von 8000 Thlrn. bedarf es nicht; ein ſchriftlicher Vertrag ift nicht er⸗ 
richtet”, in Verbindung mit der Ausfage des Brundbuchrichters feftgeftellt hat: 

daß die Aufforderung des Grundbuchrichters an die Interefienten zwar wörtlih 
und dahin gegangen fei, ben Erwerböpreis des aufgelafjenen Miteigenthumes 
gewiffenhaft anzugeben, daß aber der Grundbuchrichter, ſowie ingleihhen die 
SInterefjenten bei Abgabe ihrer Erklärung, daB der Erwerböpreis 8000 Thlr. 
betrage, unter dem Erwerbspreife denjenigen Werth verftanden haben, zu deſſen 
Angabe fie nad) dem 8. 4 a. a. D. verpflichtet waren, 
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fo ergiebt fi daraus die Unbegründetheit des Vorwurfes, daß der Appellations⸗ 
rihter den anzugebenden Werth des Veräußerungsobjeltes mit dem Erwerbs 
preife begrifflich verwechjelt und fonad) den $. 4 des Bejeges vom 5. Mai 1872 
verlegt habe. 

Andererfeits ergiebt fih, daß die ſchließliche Feftftellung des Appellations- 
richters, wonach die Interefienten den Werth geringer, als bies nach Anleitung 
des $. 4 zu gefchehen hatte, angegeben haben, auf unanfechtbaren thatjächlichen 
Erwägungen beruht. 

4. Endlich erledigt fi) der Einwand des Angellagten F., daß ihn nur die 
Angabe eines geringeren Werthes, als der $. 4 a. a. O. vorfchreibe, feinerfeits 
würde haben ftrafbar machen können und ber Appellationsrihter mithin das 
Geſetz verlege, wenn er für gleichgültig erachte, wer von beiden Angeklagten bie 
Erklärung abgegeben habe, weil jeber von ihnen zur Angabe des Werthes ver 
pflichtet geweſen ſei, durch die ausbrüdliche Feſtſtellung des Appellationsrichters, 
daß beide Angeklagte die fragliche Erklärung abgegeben und dies durch Unter 
zeichnung des SProtofolles anerkannt haben. 


145. 


Theilnehmer des Jagdfrevels. 
Ert. des Ober-Trib. in Berlin vom 12. März 1877.) 


Der Verklagte, Eigenthümer St. zu Mittel-Iodupp, und der Losmann W. 
wurden am 4. November 1873 von dem Königlichen Forftauffeher 3. in der 
Königlichen Forft bei unbefugter Ausübung der Jagd betroffen und ber W. von 
dem Forftauffeher durch eine Kugel feywer verwundet. In Gemäßheit des 8. 8 
des Gejeßes vom 31. März 1837 übernahın die Königliche Forftverwaltung die 
vorläufige Fürforge für den W., und ift derjelben dadurch angeblid ein Aufwand 
von 287 Mark 38 Pf. erwachſen. Dieſen Betrag verlangt der klagende Fiskus 
von dem Verklagten als angeblihen Xheilnehmer des Frevels im Sinne des 
zitirten 8. 3 erflattet. 

Zu bemerken ift dabei, daß W. und ber Verklagte durch rechtskräftiges Er⸗ 
Benntniß von dev Anklage des gemaltjamen Widerftandes freigefprohen und nur 
wegen unerlaubter Ausübung ber Jagd beftraft find, und daß gegen den Forſt⸗ 
auffeher 3. eine Unterfuhung, nad Angabe bes Klägers, deshalb nicht einge- 
leitet it, weil keine Momente für die Annahme eines Mißbrauches der Schuß⸗ 
waffe vorlagen. 

Der Kläger ift indeffen mit feinem Anſpruche durch das Kreisgeriht Boldap 
abgewieſen und biefes Erfenntniß auf feine Appellation von dem Appellations- 
gerichte zu Infterburg am i9. Juni 1876 beftätigt. 

Die vom Kläger eingelegte Nichtigkeitsbeſchwerde erſcheint als begründet. 

Der Appellationsrichter hat, obwohl er davon ausgeht, daß ber Verklagte 
fih des Iagbvergehens in Gemeinſchaft mit W. ſchuldig gemacht hat, ihn dennoch 
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nicht als „Xheilnehmer bes Frevels“ im Sinne des $. 3 des Geſetzes vom 31. Mäy 
1837 für haftbar erklärt, weil er unter ben Theilnehmern des Frevels nicht die 
bloßen Theilnehmer des Holz- und Wilbdiebftahles, ſondern nur diejenigen ver: 
fteht, welche bei einem Angriffe oder einer drohenden Handlung gegen bie Perſon 
des Forfl: und Iagbbeamten betheiligt geweſen find. 

Zutreffend rügt die Nichtigleitsbeichwerde, daß der Appellationsrichter durd) 
dieſe Auffaffung den gedachten $. 3 verleke. 


Die Ausdrüde „Sagbfrevel und Forftfrevel” find von dem Geſetzgeber un. 
mittelbar vor und nad) dem Gejeße vom 31. März 1837 ganz allgemein nidt 
blos (mie der Appellationsrichter felbft ale gewöhnlichen Sprachgebrauch anerkannt) 
für Wild: und Holzdiebftahl, fondern überhaupt für Uebertretungen ber Jagd 
und Forfigefege gebraucht; dagegen ift fein Geſetz nachweisbar, in welchem noch 
ein anderes Moment, namentlich der Widerftand gegen Forfts und Iagbbeamte, 
als Hinzutretend erfordert wird, um das einfahe Forft: und Sagdvergehen zu 
einem „Frevel“ zu mahen. In dem eriten Sinne ift das Wort: „Forſtfrevel“ 
namentlich gebraucht in ben $$. 10, 11 der Verordnung vom 7. Zuni 1821 über 
die Kompetenz der Friedensgerichte (G.-S. S. 101), ſowie durchgängig in allen 
Konventionen, welche in ben zehn Jahren vor Erlaß bes Gejeges vom 31. März 
1837 mit fremden Staaten zur Verhütung der Forftfrevel in den Grenzwal: 
dungen abgefchloffen find. (8.6. 1826 ©. 79; 1827 ©. 59; 1828 ©. 101; 
1831 ©. 158; 1835 ©. 223.) Ferner ift in diefem Sinne neben dem Worte 
„Forſtfrevel“ noch das Wort „Sagdfrevel” angewendet in der Konvention vom 
5. Juli 1834 Art. 36 (G.S. ©. 129) und in dem jegt für die ganze Monar⸗ 
hie geltenden Gejege vom 31. Sanuar 1845 über das Verfahren in Wald-, 
Feld- und Sagdfrevelfachen bei Civileinreden. (G.⸗S. ©. 93.) 

Man muß hiernach annehmen, daß die Gejeßgebung, und zwar gerade zur 
Zeit des Erlaffes des Gefekes vom 31. März 1837, mit dem Worte „Jagdfrevel“ 
weſentlich daſſelbe bezeichnet hat, was im A. %:R. ($. 315 folg. Tit. 20 Th. IL.) 
unter dem Mariginale „Zagblontraventionen“ zufammengefaßt war, und daß, 
mit andern Worten, unter „Forſt⸗ und Jagdfrevel“ überhaupt jede ftrajbave | 
Zuwiderhandlung gegen Forft: und Jagdgeſetze zu verftehen ift. 

Diejem Sprachgebrauche folgt aber fpeziell auch der 8. 3 des gedachten Ge⸗ | 
feges von 1837. Solches ergiebt fih daraus, daß, wenn der Gejeßgeber bie: 
Worte: „Theilnehmer des Frevels“ in der Auffaſſung bes Appelationsrichtene| 
hätte verftanden wiſſen wollen, es viel natürlicher und beutliher geweſen wäre, 
fi) des Ausdrudes „Theilnehmer an den im $. 1 bezeichneten Handlungen” pu 
bedienen. Augenſcheinlich hat aber ber Geſetzgeber den Ausdruck „Theilnehmer | 
bes Frevels“ gewählt, um dadurch unter einem Battungsnamen die Holz⸗ und 
Wilddiebe, Forfts und Sagdkontravenienten, gegen welche das Geſetz (vergl. $. 1) 
gegeben ift, kürzer zufammenzufaflen. j 

Diele Auffaffung wird aud durch die Entſtehungsgeſchichte bes Geſetzes 
beftätigt. 
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Durch die Allerhöchfte Ordre vom 19. Ianuar 1832 war angeorbnet: 
daß ein Geſetz über die Befugniß der Forſtbeamten, bei dem Forſt⸗ und Jagd⸗ 
ſchutze ihre Waffen zu gebrauden, nad) Maßgabe der Vorjehriften in dem 
Geſetze wegen des Waffengebrauches der Grenzauffichtabeamten entworfen wer⸗ 
den follte. " 


In dem auf diefen Allerhöhften Befehl vom Staatsminifterium Sr. Majeftät 
überreihten Geſetzentwurfe lautet ber zweite Abſatz des 8. 3 bereits wörtlich jo, 
wie fpäter das Geſetz erlaffen ift, nur mit der redaktionellen Abweihung: „Kö— 
nigliche Forften und Jagden“ ftatt: „Unfere Forften und Jagden“. 

Abgefehen Hiervon ift dieſe Beftimmung des Entwurfes auch bei der Bera⸗ 
thung im Staatsrathe völlig unbemängelt geblieben. 

Erwägt man, daß damals bereits das Geſetz vom 23. Juni 1834 über ben 
Waffengebraud) der Brenzauffihisbeamten in Kraft getreten war, fo ift es gerecht. 
fertigt, für das Verftändniß des Geſetzes vom 31. März 1837 auf das erfigebachte 
Geſetz zurüdzugeben; denn, wie bemerkt, ift durch bie obengebachte Drdre ber 
Allerhöchſte Wille ausgeſprochen, das neu zu erlaffende Geſetz nah Maßgabe der 
Vorſchriften in dem Gejege wegen bes Waffengebrauches der Grenzauffihtsbeamten 
entworfen zu jehen. 


Es lautet aber der entſprechende Paſſus bes 8. 6 des Geſetzes vom 28. Juni 
1834 dahin: ’ 
die Kurkoſten find erforderlichen Falles aus der Steuerkafje vorzuichießen, welche 
den Erjat von dem Berlegten und ben Teilnehmern der Kontravention 
oder von den Beamten, je nachdem die Anwendung ber Waffen gerechtfertigt 
befunden worben ift oder nicht, verlangen Tann. 


Da es aber unzweifelhaft ift, daß nach dem Sprachgebrauche bes A. L.-R. 
(&b. IL. Sit. 20 85. 291, 292) und ber damals geltenden Zolorinung vom " 
26. Mai 1818 (G.⸗S. ©. 132) 85. 111, 123, 127, 133, 134 als Zoll» und 
Steuerkontravention jedes Zumwiderhandeln gegen Zoll: und Steuergefete bezeichnet 
ift, ohne daß dabei ein Widerftand gegen die Grenzbeamten vorausgefegt wird, 
und da vielmehr in den 88. 142 folg. der gedadten Zollordnung bie Fälle der 
Konkurrenz anderer Verbrechen (Fälſchung, Widerſetzlichkeit) als Fälle einer quas 
lifizirten Kontravention behandelt find, jo hat es Tein Bedenken, in ſolchem nicht 
teftriftiven Sinne aud den Ausdrud „Frevel“ im $. 3 des Geſetzes vom 31. März 
1837 aufzufaffen. 


Daraus folgt, daß die dieſem widerſprechende Auffafjung bes Appellations- 
richters die eben gedachte Gefegesbeftimmung rechtsgrundjäglich verlegt und ſol⸗ 
ches führt die Vernichtung feiner darauf beruhenden Entſcheidung mit fid. « 
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146. 


Sind die Begriffe Sammelhog und Raff- und Lejcholz für gleihbedeutend zu 
erachten? 
(Ext. des Ober-Trib. in Berlin vom 27. Februar 1877.) 


Die Nichtigkeitsbeſchwerde rügt Verlegung bes $. 71 Tit. 4, des $. 215 
zit. 22 Thl. I. des A. L.-R. und ber fürſtbiſchöflichen Verordnung vom 13. Fe⸗ 
bruar 1716, s 

Sie ift nit begründet. 

In Frage fteht nur die Begründung der gedachten Verordnung. 

Der Appellationsrihter hat babei den $. 215 a. a. D. nit verlegt. Er 
nimmt keineswegs an, daß für die Auslegung bes in der Verordnung von 1716 
gebrauchten Wortes „Sammelholz“ der im $. 215 (des 1794 publizirten Land⸗ 
rechtes) gegebene Begriff von Raff: und Leſeholz maßgebend fei. Vielmehr zieht 
er aus ber ſprachlichen VBebeutung des Wortes „fammeln“ und aus dem Zu: 
fammenbange, in welhem das Wort „Sammelholz“ gebraucht ij, den Schluß, 
daß bie Begriffe von Sammelholz und Raff- und Lejeholz für übereinftimmend 
zu erachten. 

Der Rüge einer Verlegung des $. 71 Tit. 4 a. a. O. fteht ſchon entgegen, 
daß biefer Paragraph von Willenserklärungen bei Rechtsgeſchäften ſpricht, daß 
es fi hier aber um Gejegesauslegung handelt. Abgeſehen davon, würbe fie 
auch durch die thatſächlichen Erwägungen im zweiten Urtel ausgeſchloſſen. 

& fragt fi alfo, ob die Auslegung bes Appellationsrichters gegen die fürft- 
bifhöfliche Verordnung verftößt, d. i. eine Verlegung diejes Geſetzes enthält. 
Aber auch hierin ift den Imploranten nicht beizutreten. 

Der Streit betrifft eine Brennholzberechtigung. Die dem Werthe nad) ge- 
tingfte Art einer folden ift das Recht auf Raffe und Lejeholz (vergl. die Gründe 
bes Plenarbeſchluſſes vom 22. Januar 1844, Entſcheidungen Bd. 9 ©. 42). 

Der Begriff „Raffe und Leſeholz“ ift nicht ein dem A. L.⸗R. eigenthümlicher, 
fondern ein beutfchprivatrechtliher, und zwar im Wejentlihen von berfelben Bes 
deutung, wie ihn der $. 215 a. a. D. beftimmt. Es wird auch berfelbe Begriff 
zuweilen nur als Raffholz oder nur als Lefeholz bezeichnet. (Vergl. die deutſchen 
Privatrehte von Beſeler $. 195 und Walter 8. 137; Schönemann Servi⸗ 
tuten, ©. 233; Schilling beutiches Forftreht, ©. 239; Hagemann Landwirth⸗ 
ſchaftsrecht, S. 268; Platner Sachenrecht, $. 60; Hermann Holzgerechtigkeit, 
©. 28; Eding Rechtsverhältnifie des Waldes, ©. 118, 119; die Holz: 2c. Ord⸗ 
nung, für bie Mark vom 20. Mai 1720 [v. Rabe Sammlung preußifcher Ger 
fege Thl. I. 1. Abthl. S. 531]; die Forftordnung für Oftpreußen vom 3. Des 
zember 1775 [v. Rabe a. a. D. 6. Abthl. S. 81 folg.]; die Forftordnung von 
Pommern vom 24. Dezember 1777 [v. Raabe a. a. D. ©. 271 folg]; Si⸗ 
mon und v. Strampff, Rechtaſpruche ꝛc. Bd. 4 ©. 359.) Nur das fchlefifche 
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Forftregulativ vom 26. März 1788 $. 14 begreift abweichend unter Raff- und 
Leſeholz ausbrüdlich auch das Lagerholz. 

Die Bezeichnung diejer geringften oder, wie es in dem gedachten Plenar⸗ 
beſchluſſe heißt, ärmlichſten Art der Befriedigung des Brennholzbedürfniffes ift 
von den Handlungen entlehnt, durch welche der Gegenitand dieſer Berechtigung 
— befonders abgefallene dürre Aefte oder zurüdgelafjener Abraum — von ben 
Berechtigten (ohne Gebrauch fchneidender Inftrumente) in Befig genommen wird. 
Denn unter „lefen”, „raffen” verfteht man nad den deutſchen Wörterbüchern 
von Adelung, Sanders, Weigand, das Aufs, bezw. Anfihnehmen, das 
Sammeln mehrerer Dinge einer Art nach einander, namentlich durch Aufheben 
vom Boden und Zujfammenbringen auf einen Haufen. (Bergl. Simon und 
von Strampff a. a. D. ©. 367.) Demgemäß ift in Gefegen wie in Rechts⸗ 
Sprüchen, und bei Schriftfiellern oft von Sammeln, Einfammeln bes Raff- 
und Leſeholzes die Nebe, 3. B. im $. 222 Tit. 22 Thl. I. des A. %.-R. und im 
8. 26 des Landes-Kultur-Ediktes vom 14. September 1811. 

Es erhellt hieraus, daß in Beziehung auf bie Befignahme von Holz bie 
Begriffe: lefen, raffen, jammeln für gleichbebeutende zu erachten find, 

Daher erſcheint es der ſprachlichen Bedeutung entſprechend, wenn der Appels 
lationsrihter das in ber Rechtsſprache nicht übliche Wort „Sammelholz“ --- das 
fih aud nicht in der Holzordnung des Biſchofs von Paderborn vom Jahre 1869, 
Wiegand Provinzialreht von Paderborn ©. 214 findet — mit dem gebräuch⸗ 
lihen „Raff⸗ und Leſeholz“ begrifflich für übereinftimmend hält. 

Mit Recht legt der Appellationsrichter aber au, um den Sinn bes frag. 
lichen Wortes zu ermitteln, bejonberes Gewicht auf den Zuſammenhang der bes 
treffenden Vorjchrift in ber Verorbnung. Es find dort bie verjchiebenen Ges 
meinden, welchen Brennholzrechte zuftehen follen, aufgeführt: zuerſt die Gemeins 
den mit ben weiteften Rechten, bann bie mit Rechten von geringerem Umfange, 
zuletzt die Gemeinde Benjen (Benhaufen) mit dem Sammelholzrechte. 

Ohne Erheblichteit ift die Geftattung der Abfuhr des Holzes mit Holzwagen. 
Mehrere Forftorbnungen bewilligen ben Raff⸗ und Lejeholzberechtigten das Ab- 
fahren des Holzes ausdrüdlih. Die Nothwendigkeit des Abfahrens hängt einer- 
ſeits von dem Bebürfniffe, anbererfeits von ber Menge des vorhandenen Sammel 
holzes ab. 

Die in der Beſchwerde bejonders hervorgehobenen Eis» und Schneebrüde 
find Folgen außergewöhnlicher Naturereignifie; fie gehören nicht zum Sammelholze. 

Ein etwaiger Zweifel würde eine einſchränkende Auslegung zu Gunften der 
Verpflichteten erfordern ($. 17 Tit. 19 Thl. I. des A. &R.; vergl, aud) $. IX, 
des Publilations-Patentes vom 5. Februar 1794). 
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147. 


Betr. die Benrtheilung der Bedürfnigfrage bei der Konzeifionirung eines Schant: 
geſchäfts. Negelung der Koftenlaft im Streitverfahren. 
(Ext. des Oberv.-Ger. in Berlin vom 15. Septbr. 1876. 


Während die Reichsgewerbeordnung vom 21. Zuni 1869, $. 33 (B.-Gej.-Bl. 
©. 245 ff.) und die Allerhöchfte Kabinets⸗Ordre in Betreff des Kleinhandels mit 
Getränken ꝛc. vom 7. Februar 1835 (G.⸗S. S. 18) die Prüfung von Anträgen, 
wie ber vorliegende, nad) drei Gefihtepunften, nämlich der perfönlihen Qua⸗ 
lifitation des Antragftellers, der Beichaffenheit und Lage des Lokals, fowie dem 
Bebürfniffe des Publitums fordert, hat fi) der Vorberrichter, obwohl derjelbe 
dem Klageantrage — abweichend von der Entſcheidung des Kreisausfhufles und 
entgegen dem Gutachten der Ortstommunals bezw. Polizeibehörde — ftattgegeben, 
dennoch in den Gründen jeiner Entſcheidung lediglich auf bie Erörterung der 
Bebürfnißfrage beſchränkt. Diejes Verfahren giebt in dem vorliegenden Falle 
um jo mehr zu Bebenten Veranlafjung, als der Kreisausfhuß den klägeriſchen 
Antrag Teineswegs nur wegen Verneinung der Bebürfnißfrage, jondern auch 
mit Rüdfiht auf den beabfichtigten Zufammenbetrieb eines Material- und Kolo⸗ 
nialwaarengeſchäfts mit dem Schankgewerbe aus fittenpolizeilihen Gründen 
beanftandet hat und von dem Kläger dagegen verſucht worden ift, diefe Bebenten 
durch den Hinweis auf bie Einrichtung feiner Lokalitäten zu widerlegen. Es 
Tann jedoch dahingeftellt bleiben, ob dieſes Verfahren allein die Aufhebung bes 
Erkenntniſſes des Vorberrichters in der Nevifionsinftanz rechtfertigen würde, da 
die Aufhebung ohnehin um- deswillen erfolgen muß, weil auch die Beurtheilung 
ber Bedürfnißfrage durch den Vorderrichter, gegen melde bie Beichwerbe bes 
Nevifionsflägers an erfter Stelle gerichtet if, der Lage ber einſchlagenden Geſetz⸗ 
gebung nicht entjpridt. 

Der Berufungsrichter unterſcheidet, wie die Ausführungen bes angefochtenen 
Erkenntniſſes, ſowie der dafür befonders in Bezug genommenen früheren Ent- 
ſcheidung vom 3. April 1875 Har erjehen laffen, zwiſchen ben Fällen, in denen 
das Schantgewerbe thatfächlich als Nebengewerbe, und denen, in welchen bafjelbe 
als alleiniges Gewerbe betrieben wird; bie beſchränkenden Beflimmungen ber 
Gewerbeordnung follen vorzugsweife nur gegen biefen legteren Betrieb gerichtet 
fein und es wird dem entſprechend bie angefochtene Entſcheidung darauf gegrüne 
det, daß nach den lokalen Verhältniſſen der Stabt 2. bereits in dem auf dafjelbe 
Lokal bezuglichen Vorprogefie das Bebürfnik eines ala Nebengewerbe eines Taufs 
männifchen Geſchäfts betriebenen Schanks anerkannt jei. 

Hiergegen macht der Revifionskläger zutreffend geltend, daß mweber die Ge- 
werbeordnung vom 11. Juni 1869, noch die Allerhöchſte Kabinetsordre vom 
7. Februar 1835 jene Unterſcheidung flatuiren, daß es nad) denfelben nicht zu⸗ 
läffig fein würde, die Ertheilung der bier geforderten Erlaubniß an die Bedin⸗ 
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gung zu Inüpfen, daß das Schankgeſchäft nur ala Nebengewerbe betrieben werbe 
und daß ber Kläger baher eventuell nicht gehindert fein würde, fih, wann es 
ihm beliebe, auf den Betrieb diefes Geſchäſts allein zu beſchränken. Die Ab: 
meffung des Bedürfniſſes durch den Vorderrichter fleht daher nicht mit dem 
Umfange der Befugniſſe, welche dur die Konzeflionsertheilung dem Kläger 
gewährt werden würden, im Einklang; diefelbe verlegt das beftehende Recht, 
indem fie von der biefem fremden Unterſcheidung zwiſchen alleinigem und Neben- 
gewerbe ausgeht und würde bei regelmäßiger praktifcher Anwendung zur Befeis 
tigung der für den Betrieb des Schantgewerbes gejeglich aufgerihteten Schranken 
führen. 

Wie hiernad in der Hauptjache, fo ift die Entſcheidung des Vorberrichters 
aud in Betreff der Feftftellung des Koftenpunktes rechtlich nicht begründet. 


Nach derjelben find die baaren Auslagen des Verfahrens dem Kreife Ofterode 
zur Laſt gelegt worden, obwohl letzterer in dem vorliegenden Streitverfahren 
gar nicht als Partei betheiligt ift. Hiermit wird, wie gegen das Weſen bes 
Verwaltungsftreitverfahrens überhaupt, fo insbejonbere gegen die ausdrücklichen 
Vorſchriften des Geſetzes vom 3. Juli 1875 (G.⸗S. ©. 375) über die Regelung 
ber Koftenlaft (88. 72, 73, 76) verftoßen, indem danach die Entſcheidung über 
den Koftenpunkt, gleich der in der Hauptfadhe, nur zwiſchen den im Streits 
verfahren aufgetretenen Parteien getroffen werben fann. In bem vorliegenden 
Verfahren ftand dem Kläger bie ſtädtiſche Polizeibehörde von L. ($. 135, V. 2 
der Kreisordnung vom 13. Dezember 1872) ale Beklagte gegenüber, ein Partei 
verhältniß, welches insbejondere in ber Berufungsinftanzg auch dadurch nicht 
verändert wurbe, daß bas Präfidium der Königlichen Regierung zu Königsberg 
in berjelben von der ihr nad) Abſatz 2 des $. 44 des Geſetzes vom 3. Juli 1875 
zuſtehenden Befugniß zur Beftellung eines beſonderen Kommifjars zur Wahrneh« 
mung des öffentlichen Interefjes Gebrauch machte. Beim Obfiegen des Klägers 
waren baher bie baaren Auslagen lediglich jener Polizeiverwaltung zur Laft zu 
legen, für welche biefelben von der Stadtgemeinde 2. gemäß dem Schlußjage des 
8. 76 ebendafelbft zu tragen gewefen fein würben. 


Mußte nach alle dem die Entjcheidung der Vorderrichters aufgehoben werben, 
fo Eonnte in der Sache ſelbſt die Wieberherftellung ber erflinftanzlichen Entſchei⸗ 
dung als materiell wohl begründet keinem Bedenken unterliegen. 


Der Kreisausfhuß hat den Kläger mit feinem Antrage erftens wegen Ver⸗ 
neinung eines Bebürfnifjes zu dem beabfichtigten Schankgefhäft und ſodann 
wegen fittenpolizeilicher Bedenken, welche berfelbe aus dem räumlihen Zuſammen⸗ 
bange der in Ausſicht genommenen Schankwirthſchaft mit dem kaufmänniſchen 
Gewerbebetriebe des Klägers herleitet, abgewieſen. In beiden Beziehungen ift 
der Beurtheilung des Sachverhaltes beizupflichten. 

Mag aud) die Stadt 2. zur Zeit nicht 2043, wie ber Kreisausihuß ans 
nimmt, jondern 2270 Einwohner zählen, immerhin erjcheint die Annahme bes 
Magiftrats zu L., daß bie vorhandenen 18 Schanfftellen dem Bebürfnifje der 
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Einwohner der Stabt, ſowie der in derjelben verlehrenden unmvohnenden Land⸗ 
bevölterung völlig genügen, als eine durchaus zutreffende. 

Lediglich auf diefe Verhältnifie aber kommt es für die vorliegende Entidyei 
dung an und es bürfen für diefelbe nad) Lage der Geſetzgebung weder der Ums 
Hand, daß thatjächli) bisher in den vom Kläger gemietheten Räumen bas 
Schankgewerbe betrieben worden if, noch and) die Rüdfiht auf die äußere Lage 
des Klägers und befien fonftigen kaufmänniſchen Gewerbebetrieb in Betracht ges 
zogen werben. 

Ebenfowenig hat ber Kläger die vom Kreisausfhuß in fittenpoligeilicher Bes 
ziehung betonten und von dem Königlichen Negierungspräfibium getheilten An- 
Rände widerlegen können. Denn hierzu erſcheint weber die Geltendmachung bes 
Umftandes geeignet, daß in den von ihm gemietheten Räumen ſeit lange das 
Schantgewerbe neben einem Materials und Rolonialwaarengeihäft unbeanftandet 
betrieben worden fei, nod der Hinweis auf die von ihm überreichte Bauzeich- 
nung dieſer Räumlidleiten, welche den engften Zufammenhang der Ladenftube 
mit dem als Schantftube in Ausfiht genommenen Zimmer erjehen läßt. 

Hiernady war die Abweifung des Klägers geboten. (Abgebr. Entſch. Bd. 1. : 
©. 295.) 


148. 


Barteiftellung und insbeſondere Berufungsrecht der öffentlihen Behörden im 
Berwaltungöftreitverfahren. 

Bolizeilihe Ueberwachung der geichigen Zuſammenkünfte „geihloflene Gejell: 
ſchaften“, insbſondere Eindringen von Polizeibeamten in die don folhen 
Geſellſchaften beunkten Räume. 


(Ext. des Oberverw.-Gerits in Berlin vom 8. November 1876.) 


Die Polizeiverwaltung ift in dem vorliegenden Streitverfahren als Beklagte 
Partei, und als folder fehen ihr die in diejem Verfahren an fi) nad) den 
85. 52 u. 63 bes Gejeges vom 3. Juli 1875 (G.-S. ©. 375) zuläjfigen Rechts 
mittel zu. Allerdings haben diefe geieglihe Beſtimmungen aud dem Kreislande 
rathe, beziehungsmweife dem NRegierungspräfidenten das Recht eingeräumt, aus 
Gründen bes öffentlichen Interefles Berufung, beziehungsweife Revifion gegen 
ein im Verwaltungeftreitverfahren ergangenes Endurtheil einzulegen, und zwar 
nicht nur in denjenigen Streitſachen, welche ausſchließlich zwiſchen Privatperjonen 
als Parteien verhandelt werden, jondern auch dann, wenn eine öffentliche Bes 
hörde Partei ift und als ſolche öffentliche Interefien vertritt. In den leßteren 
Fällen hat der Geſetzgeber die Wahrung dieſes Intereſſes nicht ausſchließlich den 
Iotalen Behörden als Parteien überlafien, vielmehr den Auffihtsinftanzen die 
Möglichkeit gewährt, die fi) aus ihrer Stellung ergebenden allgemeinen Geſichts⸗ 
punkte unabhängig von ben Anträgen und Ausführungen jener Behörden ſowohl 
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durch die Theilnahme an der mündlichen Verhandlung ($. 44 Abſatz 2 ebendaf.), 
als auch erforderlichen Falls durch Die Einlegung von Rechtsmitteln zur Geltung 
zu bringen. Die Rechte der Behörden als Parteien werden aber durch biefe 
Einrihtung nicht beſchränkt; weder die Fafjung noch der Inhalt der 88. 52 und 
63 des Geſetzes vom 3. Juli 1875 geben für die abweichende Auffaflung bes 
Vorderrichters einen Anhalt; derfelben fteht außerdem der Abjag 1 des 8. 44 
entgegen, wonach öffentlihe Behörden, welche im Berwaltungsftreitverfahren 
Parteien find, bei dem Negierungspräfidenten, beziehungsweife dem Reſſort⸗ 
minifter die Wahrnehmung ihrer Vertretung für die mündliche Verhandlung vor 
dem Bezirkes bezw. Oberverwaltungsgerichte beantragen können, eine Beftimmung, 
welde aud für bie Berufungs- und Nevifions-Inftanz gilt (85. 62 und 65 
ebenda.) und jomit jedenfalls erjehen läßt, daß nach dem Gefetze bie in erfter 
Inſtanz als Partei betheiligten Behörden biefe Stellung im Streitverfahren auch 
durch die Inſtanzen hindurch behalten jollen. 

Die Entſcheidung des Vorderrichters war hiernach aufzuheben ($. 68 eben- 
dafelbfl), in der Sache jelbft aber mußte daß Erkenntniß des Kreisausſchuſſes, 
wie gejchehen, beftätigt werben. 

Der Kreisausihuß hat zutreffend fefigeftellt, bab der Handwerkerverein zu 
©. in der bier fraglichen Beziehung eine jogenannte gefchlofiene Geſellſchaft if, 
das heißt: ein durch ein Geſellſchaftaſtatut beftimmter Kreis von Perfonen, welcher 
nad diefem feinem Statut zu feinen gejelligen Bergnügungen nur die Mitglieder 
des Vereins und beren erwachjene Familienglieder zuläßt, außerdem aud ein 
für alle Mal gemiethetes Lokal hat (vgl. die für Zanzluftbarkeiten folder Ges 
ſellſchaften maßgebende Belanntmahung der Regierung zu Magdeburg vom 
13. Dezember 1833, Amtsblatt S. 332). Daß diefes Lokal außerhalb der Stun- 
den, in denen es von der Geſellſchaft benugt wird, auch öffentlichen Bergnügungen 
dient, berührt die Eigenſchaft des Vereins als geſchloſſener Gejellihaft nicht; 
ebenfowenig hat die bellagte Polizeiverwaltung beftimmte thatfächlihe Vorgänge 
behauptet, aus denen zu entnehmen wäre, daß der Verein binfichtlih ber Zu⸗ 
laffung von Fremden in feinen gejelligen Vergnügungen derartig von den Bes 
flimmungen feines Statuts abwiche, daß derfelbe überhaupt nicht ale geſchloſſene 
Geſellſchaft betrachtet werden könnte. 

Die ſolchen Geſellſchaften als einem Kreiſe beſtimmter Perſonen zur aus- 
ſchließlichen Verfügung ſtehenden geſchloſſenen und zum Aufenthaltsorte von 
Perſon dienenden Räume aber ſieht das Geſetz zum Schutze der perſönlichen 
Freiheit vom 12. Februar 1840 (G.⸗S. ©. 45) als Wohnungen an, wie nament⸗ 
li) ber $. 9 befjelben erkennen läßt, nach welchem diejenigen Orte, in denen 
während der Nachtzeit Publitum ohne Unterſchied zugelaffen wird, nur fo 
lange, als diefelben dem Publikum zum ferneren Eintritt, oder Dem eingetretenen 
Publitum zum ferneren Verweilen geöffnet find, nicht ale Wohnungen anges 
fehen werben. 

Hiernach unterlag die in Rebe ftehende gejellige Zufammenkunft des Ver⸗ 
eins nicht in gleicher Weife, wie eine dffentlihe Tanzluſtbarkeit, der polizeilichen 
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Auffiht; vielmehr durfte die Polizeibehörde die Anordnung zum Betreten der 
Räume der Geſellſchaft und zum Verweilen in denfelben auch wider den Wilen 
der Inhaber — zumal im vorliegenden Falle für die Nachtzeit — nur unter 
den in dem Geſetz vom 12. Februar 1850 hierfür ausdrücklich beftunmten Vor⸗ 
ausſetzungen ertheilen. 

Solche find aber hier weder behauptet, noch nachgewieſen worden. Inäbe 
ſondere genügt zur Rechtfertigung der angefochtenen Maßnahme weber bie für 
die Polizeibehörde beſtimmend gemejene Abficht, feftzuftellen, ob Fremde zu de 
Zanzluftbarkeit zugelaſſen worden feien, noch auch bie bloße Möglichkeit, daß 
eine geichlofiene Geſellſchaft die öffentliche Ruhe, Ordnung und Sicherheit beein 
trägtigt, und demgemäß auch nicht die von der Bellagten betonte Dögligkit, 
daß fi ein Verein unter dem Vorgeben gefelliger Bergnügungen der poligi- 
lihen Aufficht bei Erörterung öffentliher Angelegenheiten entziehen will. Denn 
nicht die bloße Möglichteit firafbarer Handlungen der Mitglieder der Geſellſchaſt, 
fondern nur der auf thatſächlichen Vorgängen beruhende Berbadt, 
daß folhe Handlungen begangen würden, konnte die Bolizeibehörb& zum Ein 
dringen in die Räume der Geſellſchaft berechtigen (88. 10 und 12 Nr. 3 dei 
Geſetzes vom 12. Februar 1850). 

r Da in diefer Beziehung von ber beklagten Polizeiverwaltung Thatſachen zu 
Rechtfertigung ihrer Anordnung nicht einmal behauptet, geſchweige denn erwieſen 
worden find, fo konnte legtere nicht aufrecht erhalten werden. (Abgedr. Entiä. 
8b. 1 ©. 377.) 


149. 
Pflicht eines Rittergutsbeſitzers, welcher nicht Gutsherr des Ortes ift, wo die 
Schule fid) befindet, als Hausvater zum Unterhalt des Lehrers beizutragen. 
Unguläffigfeit der Ausdehnung einer für die Schulbaulaft beitchenden Objervanz 
auf die Regelung der Verpflichtung zur Unterhaltung des Lehrers. 
Vertheilung der Beiträge der Hausväter zum Unterhalt des Lehrers nad Ber 
hältniß ihrer Beſitzungen und Nahrungen, 


(Erf. des Oberverw.Gerichts in Berlin vom 10. Oktober 1876.) 


Die Behauptung bes Klägers, daß die anerfanntermaßen beftehende Obien 
vanz über die Vertheilung der Baulaft ohne Weiteres für alle Beiträge = 
Zehrergehalt und zu den fonftigen Bebürfniffen der Schule zur Anwendug 
men müßte, ift unbegründet, da die Gejeßgebung, A. L-R. 11. 12, 39 9 
und 36, die Baulaft von den Beiträgen zur Unterhaltung des Lehrers aus! 
lich trennt und beide nach erheblich verſchiedenen Grundſätzen behandelt, da 
bie provinziellen und örtlichen Obſervanzen für die Schulbaulaft ſich in der — 
als ſolche beſonders ausgebildet haben und auch für den Regierungsbezirk 
furt nur als ſolche bezeugt find. Die Behauptung des Klägers, daß eine. gleich 





Entſcheidungen und Erlaſſe von Gerichten und anderen Behörden. 639 


Obſervanz für die Beiträge zum Lehrergehalt in der Schulgemeinde M. beftehe, 
iR nicht nur unermwiefen, fonbern auch widerlegt durch bie amtliche Auskunft des 
Kreisausſchuſſes, nach welcher Beiträge zu dieſem Zwed erft ſeit dem Jahre 1868 
überhaupt erhoben worden und ſogleich bei ihrem Entftehen durch eine neue 
Vertheilung geregelt worden find. 
Die Beftimmungen des Allgemeinen Landrechts — Th. 11. Tit. 12. 88. 29 
und 31 lauten: i 
Wo feine Stiftungen für die gemeinen Schulen vorhanden find, Liegt 
die Unterhaltung der Lehrer den ſämmtlichen Sausvätern jedes Orts, 
— ohne Unterfhied, ob fie Kinder haben oder nicht, — ob. 
Die Beiträge, fie beflehen nun in Geld oder Naturalien, müfjen 
unter die Hausväter nad) Verhältniß ihrer Befitungen und Nahrungen 
billig vertheilt und von der Gerichtsobrigkeit ausgejchrieben werden. 


Der Sinn biefer Vorſchriften ift durch zahlreiche Entfcheidungen des Ober: 
tribunals und der Vermwaltungsbehörden dahin feflgeftellt worden, daß jeder Ins 
haber eines Hausftandes innerhalb der Schulgemeinde, alfo auch ber Befiter 
eines Nitterguts, grundſätzlich als beitragspflichtig zu erachten if. Eine Aus» 
nahme ift nur für den Befiter des Ritterguts an dem Orte ber Schule 
felbft angenommen worden, da einem julden als „Schulobrigkeit” im $. 86 
ebendaf. und durch zahlreiche Obſervanzen befondere Laften für den Schulbau 
auferlegt worben find. Diefer Grund zu einer eremten Stellung trifft aber in 
feiner Weife fir den außerhalb des Schulorts angejefjenen Rittergutsbefiter zu; 
vielmehr ift dieſer nad Wortfaffung und Sinn den „Hauspätern” zuzuzählen, 
welche im weiteften Sinne nach ben 8$. 29 und 31 a. a. D. zur Lehrerunter- 
haltung beitragen follen. Entſcheidungen jowohl der Gerichte (vergl, insbejondere 
das Erkenntniß des Obertribunals vom 13. April 1866, Striethorft Bd. 62, 
©. 280) wie der Verwaltungsbehörden haben die gejegliche Beftimmung bisher 
in diefem Sinne ausgelegt, 

Rod, Kommentar zu 88.29, 31, 34—36 A. L.-R. II. 12; v. Rönne, 
Unterrihtswejen, Bd. I. ©. 779 ff. 
und es iſt vom Kläger Fein Überzeugender Grund beigebradht, um eine Aenderung 
diefer Praxis zu rechtfertigen. 

Ebenfowenig hat Kläger bezüglich) des gegen ihn zur Anwendung gebrachten 
Repartitionsmaßftabes eine Rechtsverlegung nachweiſen können. 

Erfolgt die im 9. 31 Tit. 12 Th. IT. des A. L.⸗R. vorgefchriebene Verthei⸗ 
lung ber Beiträge unter die Hausväter nad) Verhältniß ihrer VBefigungen und 
Nahrungen, nicht durch einen verbindlichen Gemeindebeſchluß, fällt diefelbe daher 
der Auffichtsbehörbe anheim, jo kann fie nicht wohl nad einem anderen Maß⸗ 
flabe, als nad) dem ber direkten Staatsfteuern gejhehen. Bis zum Erlaſſe von 
Landesgeſetzen Über den Modus der Gemeinbefteuern überhaupt und ber Schul- 
unterhaltungsfteuern insbejondere erſcheinen die gedachten Staatsfteuern als ber 
normale Maßſtab, auf welden die Frage wegen billiger Vertheilung der Schuls 
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laſt nad dem Maßflabe des Vermögens und Einkommens der Betheiligten ir 
fteeitigen Fällen zurüdzuführen if. — Demgemäß hat aud die Schulaufjihts- 
behörde den Kläger bereits bei der Vertheilung der Quote von 6 Thlen., welche 
die Hausväter zu St. bis zum Sabre 1875 zur Erhöhung des Lehrereintommens 
beitrugen, belajtet. Wenn daher nunmehr die gefammten zum Unterhalt des 
Lehrers erforderlihen Hausväterbeiträge nad) diefem Maßſtab, welder dem Ge- 
ſetze entipricht und von der Schulauffichtsbehörde als der ſubſidiär maßgebende 
vorgeſchrieben ift, umgelegt worden find, fo kann der Kläger die Rechtsgültigkeit 
dieſes Verfahrens weder um beswillen beftreiten, weil jener erſie Gehaltszuſchuß 
von 30 Thlrn. bisher einige Iahre hindurch zwiſchen den Hausvätern zu M. 
einerjeite und denen zu St. andererjeits nad dem Verhältniß von 6 zu 1 ers 
theilt worden ift, noch auch aus dem Grunde, weil die Repräfentanten ber 
Schulfozietät, welche ſich über die Vertheilung der Gehaltszuſchüſſe ſchlüſſig ge- 
macht haben, nicht ordnungsmäßig gewählt find. Im legterer Beziehung kommt 
in Betracht, daß der Rechtsgrund des gegen ben Stläger zur Anwendung ge- 
bradten und von ihm beftrittenen Repartitionsmaßftabes nicht der ungültige 
Beſchluß der Gemeindevertreter, ſondern das Geſetz (8. 3l a. a. D.) iſt, be 
züglic der früheren thatſächlich abweichenden Vertheilung des Zuſchuſſes von 
30 Thlr. aber, daß biejelbe,niht auf einem gültigen Gemeindebeſchluß, fondern 
auf einem lediglih vom Sculvorftande erhobenen Anſpruche beruht. (Abgedr. 
Entſch. Bb. 1, ©. 183.) 


150. 


Verfügung des Preuß. Ober-Verwaltungsgerichtd vom 8. Februar 1876, bes 
treffend die Regelung der Parteirollen im Verwaltungäftreitverfahren über 
Anträge auf Ertheilung von Konzeſſionen zum Betriebe der Schantwirth: 
ſchaft ze. 

...... Bir lönnen zunächſt der Anficht nicht beitreten, daß — ab- 
geſehen von den beſonderen Fällen einer Berufung Seitens des Amtsvorſtehers 
oder der (neben dieſem im Folgenden nicht mehr beſonders erwähnten) ſtädtiſchen 
Polizeibehörde — das Kreisverwaltungsgericht als die dem Unternehmer in der 
Berufungsinſtanz gegenüberſtehende Partei zu gelten habe. Der Richter ſteht 
über den Parteien — nicht nur, ſo lange er ſelbſt als ſolcher mit der Streit⸗ 
ſache befaßt iſt, ſondern auch dann noch, wenn über ſeinen Spruch in höherer 
Inſtanz verhandelt wird. In dieſer eine Parteirolle zu übernehmen, kann ihm 
nicht angeſonnen werden, ohne damit zugleich die Garantieen zu ſchmälern, von 
denen ſeine richterliche Stellung gleichmäßig im eigenen wie im öffentlichen In- 
tereffe umgeben jein und bleiben muß. "Nicht minder unverträglich mit der Natur 
und den Grundlagen bes richterlihen Amtes wäre es, gegenüber ber durch ben 
Spruch abgewieſenen oder verurtheilten Partei den Richter als den „kränkenden“ 
Theil anfehen zu wollen, ber fich gegen ben „Gekränkten“ in höherer Inftanz 
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geiiffermaßen zu verantworten habe. Auch ift nicht anzuerkennen, daB gleid- 
wohl in einigen anderen Fällen die Kreisorbnung pofitio dem Richter eine folche 
Parteiſtellung angewiejen habe. Weber in den Fällen $$. 19, 113 daſ. nod in 
denen ber 88. 155, 157 (8. 52, 58 des oben allegirten Gejees vom 3. Suli 1875) 
bat das Kreisverwaltungsgeriht als ſolches oder überhaupt eine Spruchbehörbe 
nach ihrerfeits ergangener richterlicher Vorentſcheidung eine Parteirolle in höherer 
Inſtanz zu übernehmen. Fände fi aber aud ein derartiger Vorgang, jo wäre 
er doch — eben mit Rüdficht auf feinen fingulären Charakter — nicht geeignet, 
zur Ausfülung einer anderweiten Lücke des Geſetzes im Wege ber Analogie 
zu dienen. 

In der That indeß befteht eine ſolche Lüde für die vorliegende Frage nicht. 

Den Ausgangspunkt der weiteren Erwägungen erbliden wir in dem Sage, 
daß die Parteirollen, wie fie das Geſetz für die erfte Inftanz ertheilt, in Er: 
mangelung ausdrüdlicher entgegengefeßter Beſtimmungen, gleihmäßig aud in 
ben höheren Inftanzen geordnet bleiben müfjen. Wie in fachlicher Beziehung bie 
Grenzen des Streitverfahrens durch alle Inftanzen im Allgemeinen auf denjenigen 
Rahmen beſchränkt find, innerhalb deſſen das Verfahren eriter Inftanz fich be- 
wegte, jo ift auch nach der perfönlichen Seite hin jede fpätere Ueberſchreitung 
wie jeder Wechfel grundfäglic ausgeſchloſſen, mag nun bie erftinftanzliche Ord⸗ 
nung auf unmittelbar geſetzlicher Beftimmung oder auch auf anderen Grundlagen 
beruhen. Es fragt ſich daher zunächſt, wer in erfter Inftanz dem Unternehmer 
als Gegenpartei gegenüber zu treten hat. Die Kreisorbnung ($. 135 V. Nr. 2) 
beruft den Amtsvorfteher, in kontradiktoriſchen Verfahren „das Öffentlihe In⸗ 
tereſſe wahrzunehmen.” An fi ift hierin noch nicht nothwendig die Webertra- 
gung einer eigentlihen Parteirolle zu finden. Es konnte auch beabfichtigt fein, 
den Amtsvorfteher nur etwa in der Art zwiihen Partei und Richter treten zu 
laffen, wie zwifchen dieſen Beiden ber Staatsanwalt im Rheiniſchen Eivilver- 
fahren ober ein, gemäß $. 44. Abf. 2 des Gef. vom 3. Juli 1875, beftellter 
Kommiſſar fteht. Aber freilich führte die legtere Auffaffung in Verbindung damit, 
daß andere als öffentliche Intereffen in Schant- 2c. Konzeffiongangelegenheiten 
auf Seiten der Gegenpartei überhaupt nicht in Frage kommen, zu dem Ergebniß, 
daß dem Unternehmer eine eigentliche Gegenpartei überhaupt nicht mehr gegens 
über zu ſtellen wäre. Mochte nun audy mit den Prinzipien der Kreisorbnung 
eiu folder Aufbau der Stellungen und gegenfeitigen Beziehungen der Mitwirs 
Tenden noch verträglich erfcheinen, fo ift doch inzwiſchen buch das Geſetz vom 
3. Juli 1875 das Vermaltungsftreitverfahren anderweit geregelt — und zwar 
auf der Bafis, daß das Vorhandenfein und Gegenüberftehen von Partei und 
Gegenpartei die erite Vorausfegung bildet und daß eine Wahrnehmung bes 
öffentlichen Intereſſes von einer Stelle aus, die zwiſchen Richter und Partei 
fteht, nur noch auf dem im $. 44, Abſ. 2 vorgefehenen, für bie erfte Inftanz 
verſchloſſenen Wege möglich ift. Hieraus aber folgt, daß — wenigftens nad 
gegenmwärtiger Lage der Geſetzgebung — der Amtsvorfteher die ihm im $. 135 V., 
Nr. 2 der Kreisorbnung übertragenen Funktionen nur in ber formellen Stellung 
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als Partei wahrnehmen kann — eine Stellung, bie ihm dann nad Obigem 
auch in höherer Inſtanz verbleibt. 

Verkannt wird dabei nicht, daß in einzelnen Fällen, — zumal, wenn Wider⸗ 
ſpruch gegen das Unternehmen von dem Amtsvorfteher nicht für angezeigt erachtet 
wird — bie Parteiftellung bes Legteren zu unerwünfchten Konfequenzen führen 
kann, insbefondere, was den Koſtenpunkt und bie Wahrnehmung der Xermine 
in höherer Inftanz anlangt. 

Eine Ausgleihung in erflerer Beziehung liegt aber ſchon darin, daß bie 
Koſten ſchließlich eben Diejenigen treffen, die im Allgemeinen auch das nächſte 
SInterefje baran haben, derartige Unternehmungen auf das richtige Maaß und 
die geeigneten Fälle beſchränkt und zugleich durch ein Organ fich betheiligt zu 
fehen, welches beſſer als irgend ein anderes die maßgebenden Geſichtspunkte zu 
überfehen, zu würdigen und zu vertreten in der Lage ift. Anbrerfeits bietet der 
$. 44, Abja 1 des Gef. vom 3. Juli 1875 ein erwünfchtes Mittel, die Amts- 
vorfteher der perfönlihen Wahrnehmung ber hierzu nicht geeigneten Termine zu 
überheben. (Cirk.⸗Erlaß d. Minift. d. Innern vom 10. Novbr. 1875, M.-Bl. 
d. i. V. S. 277.). ...... (Abgedr. Entſch. B. 1, ©. 421.) 


151. 


Verfügung des Preuß. ObersBerwaltungsgericht? vom 22. Februar 1876, ber 
treffend die Frage, ob die Veſtimmung des zuftändigen Verwaltungsgerichtes 
in einer Streitſache durch das im Juſtanzenzuge zunächſt vorgeiehte Gericht 
gemäß $. 34, Abſatz 3 des Geſetzes vom 3. Juli 1875 (6.6. ©. 875) 
eine prozehkrichterfihe Handlung oder ein Aft der Yuftizverwaltung if. 


Der Kreisausfchuß bes Kreifes D. hat uns bie angefchloffenen Akten in dem 
Streitverfahren der Polizeiverwaltung zu L. wider den Fiskus wegen Wegebaus 
verpflihtung mit dem Antrage vorgelegt, zur Entjheidung auf bie von dem 
Fiskus gegen das Erkenntniß des Kreisausſchuſſes vom 6. Januar v. 3. einges 
legte Berufung dem an fi) zuftändigen Bezirksverwaltungsgerichte zu M., nach⸗ 
dem ſich mehrere Mitglieder dieſes Gerichtes von der Theilnahme an ber Ent 
ſcheidung biefer Angelegenheit haben ausſchließen müflen und bafjelbe dadurch 
für letztere beſchlußunfähig geworben ift, ein anderes Bezirksverwaltungsgericht 
zu ſubſtituiren. 

Die anliegenden Alten laſſen erſehen, daß das Bezirksverwaltungsgericht 
zu M. fih in einer Verfügung vom 23. Dezember dv. I. gegen den gedachten 
Kreisausfhuß bahin ausgefprohen hat, daß unfererjeits nicht das zufländige 
Gericht auf Grund des $. 34 des Geſetzes, betreffend die Verwaltungsgerichte ꝛc. 
vom 3. Juli v. 3. (Bej.-S. S. 375) werde beftimmt werden können, da bie in 
Rede ſtehende Sache bereits vor dem 1. Oktober 1875 anhängig gemacht worden 
fei, und gemäß $. 82 befjelben Gefeges in Bezug auf das Verfahren und Die 
Zuläffigkeit der Rechtsmittel Lediglich die Beftimmungen der früheren Geſetze An: 
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wendung fänden. — Diefe Geſetze aber enthielten für den vorliegenden Fall 
eine Vorſchriſten. 

Wir können uns des Eingehens auf die Frage, ob nach Lage ber früheren 
Geſetzgebung die Kommittirung eines Gerichtes in einem Falle wie dem vorlie- 
genden in der That ausgeichloffen geweſen ift, enthalten, da wir uns für zus 
ftändig erachten müfjen, dem vorliegenden Antrage des Kreisausſchuſſes Statt 
au geben. 

Der 8. 82 a. a, O. beftimmt für die vor dem 1. Oktober v. I. anhängig 
gemadten Sachen eine Ausnahme von ber Regel des Alinea 1 bes $. 80 aus⸗ 
ſchließlich in Beziehung auf das Verfahren und die Rechtsmittel. Es folgt 
bieraus zunächſt, daß das Geſetz, injoweit dafjelbe bie Verfafjung der Verwal⸗ 
tungsgerihte regelt, alſo in feinen auf die Organifation ber Gerichtsbarkeit bes 
züglichen Beſtimmungen feit dem 1. Oktober v. I. auf alle Streitfa_hen, auch 
auf die vor diefem Termine anhängig nemachten, Anwendung erleidet, und daß 
dieſe legteren Sachen ber Kognition des Oberverwaltungsgerichts durch den $. 82 
nur injoweit entzogen find, als dafjelbe als prozeßrichterliche Inſtanz im Streits 
verfahren fungirt, keineswegs allgemein, wie benn beijpielaweife darüber kein 
Zweifel beftehen kann, daß fi} die disziplinaren Befugnifje des Oberverwaltungs- 
gerichts auf die gefammte Thätigkeit der nachgeordneten Verwaltungsgerichte ohne 
Rüdfiht auf jene durch den 8. 82 gezogene Schrante erftreden. 


Nach diefen Gefihtspunkten kommt bezüglich ber von bem Kreisausſchuß zu 
D. in Anſpruch genommenen Funktion Folgendes in Betracht: 


Wie die Organifation der einzelnen Gerichte und ihre Bejegung mit ben 
zur Rechtſprechung erforberlihen Richtern, jo dient die Kommittirung eines Ges 
richts für ben einzelnen Prozeß in dem Ausnahmefalle der Inhabilität des ordent- 
lien Gerichts lediglid) dem Zwecke, die Möglichkeit eines inftanzmäßigen pro- 
zeſſualiſchen Verfahrens und der Rehtiprehung für alle im Geſetze vorgejehenen 
Fälle thatfählid zu gewähren. Diefer ihrer Bebeutung nad ift die Kommit- 
tirung, fie mag durch Gerichte oder Juftizverwaltungsbehörben ausgeübt werben, 
fein Alt ber richterlihen Gewalt, feine prozeßrichterlihe Handlung, fondern 
Ausfluß der landesherrlihen Pfliht, Recht zu gewähren, alſo ein Akt der ber 
Landeshoheit innewohnenden Berichtäherrlichfeit und Juſtizverwaltungseſache. 


Dies ift im gemeinen Recht anerfannt (vergl. u. A. Heffter, das römische 
und deutſche Civilprozeßrecht, 8. 78, ©. 82, von Linde, Lehrbuch des deutſchen 
gemeinen Civilprozeſſes, 9. 82, ©. 108, Renaud, Lehrbud) zc., 8. 25, ©. 61 
und Endemann, das beutihe Civilprozeßrecht, $. 30, Note 37 und $. 50 
sub IL), und dem entſpricht aud bie Preußiſche Civilprozeß-Gefeßgebung. Die 
allgemeine Gerichteordnung (88. 143 ff, Tit. 2, Thl. I.) läßt dies erkennen, 
indem fie für die Subflituirung von Obergerichten das Juſtizdepartement beruft, 
und die fpätere Gefeßgebung über die Organifation der Gerichte (Art. V., Nr. 2a. 
des Organifationsgejeges vom 26. April 1851, &.-©. ©. 181) hat hierin nur 
infoweit geändert, als fie die in Rede ftehende Funktion der Iuftigverwaltung 
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von bem Juſtizdepartement auf das Obertribunal übertragen hat, während bie 
prozeffualiihe Behandlung der Perhorrescenzgefuche der Parteien in den ordents 
lihen Rechtsinſtanzen anderweit geregelt (vergl. Heffter, Civilprozeß für bie 
Preußiſchen Staaten, $. 39 sub d.). 

Indem nun das Geſetz vom 3. Juli v. 3. in dem Titel V. die bier frag- 
Ude Kommittirung von Vermaltungsgerichten analog dem Artikel V. des Berichts- 
Drganifationsgejeges vom 26. April 1851 ordnet, Tann daraus, daß dies in 
äußerer Verbindung mit den auf das Verfahren über Perhorrescenzgeſuche der 
Parteien bezüglihen Vorſchriften geſchieht, nicht gefolgert werben, daß hierdurch 
jene Maßnahme ihrem Weſen zuwider zu einem prozeßlihen Akt in diefen letz⸗ 
teren Verfahren habe gemacht werden follen. — Die Rommittirung eines Gerichts 
für den einzelnen Rechtsfall, in welchem das orbentlihe Gericht beſchlußunfähig 
geworden ift, bleibt ihrer rechtlichen Bedeutung nach biefelbe, mag die Inhas 
bilität des orbentlihen Gerichts durch die Weigerung des Richters zur Theil⸗ 
nahme an ber Rechtsfprehung, oder durch feine Verwerfung in DBerfolg eines 
Perhorrescenzgefuches eintreten. Soweit in dem erfien Falle eine Prüfung des 
Verhaltens des Richters erfolgt, bat diefelbe lediglich einen disziplinären 
Charakter. Ift das Verfahren auf Perhorrescenzgefuche aber, was hier nicht 
näher zu erörtern, vielmehr babingeftellt bleiben kann, ein prozeſſualiſches im 
Sinne des $. 82 a. a. D., fo fließt bafjelbe mit ber Entſcheidung über ben 
Antrag der Partei ab. Die in Folge der legteren etwa nöthig werdende Kom ⸗ 
mittirung eines anderen Berichtes ift als Akt der Suftizverwaltung fein Theil 
des Streitverfahrens. 

Es ergiebt fih aus alledem, daß die hier in Frage ſtehenden geſetzlichen 
Beltimmungen der 88. 33 und 34 des Geſetzes vom 3. Juli v J. lediglich zu 
denen gehören, welde die Organifation der Verwaltungsgerichte betreffen, und 
zu bem Streitverfahren des einzelnen Falles keine andere Beziehung haben, als 
bie, daß fie dafjelbe ermöglichen. 

Da der 3. 82 hiernach nicht Anwendung findet, im Uebrigen auch feitfteht, 
daß das Bezirksverwaltungsgeriht zu M. als ordentliches Gericht zweiter Ins 
Ranz für den vorliegenden Streitfall beſchlußunfähig ift, jo haben wir bes 
ſchloſſen, das Königl. Bezirks Verwaltungsgericht bemfelben für diefen Fall zu 
ſubſtituiren. 

Wohldaſſelbe wolle das weitere Verfahren in dieſer ſehr verzögerten Ange⸗ 
legenheit thunlichſt beſchleunigen. 

Sowohl dem Königl. Berzirks-Verwaltungsgericht zu M. als auch dem 
Kreisausſchuſſe des Kreiſes D. haben wir Abſchrift dieſer Verfügung zugehen 
laſſen. (Abgedr. Entſch. Bd. 1, ©. 424.) 
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152. 


Beiheid de3 Preuß. Ober-Verwaltuugägerichts vom 4. Juli 1876, betreffend die 
Trage, wann eine Sahe im Sinne ded 8. 82 des Geſetzes vom 3. Juli 
1875 (G.S. ©. 375) als anhängig gemacht anzujehen it. 


Die von der Königl, Regierung am 24. M. d. I. angebrachte Beſchwerde 
— III. B. 214 — über die Zurüdweifung der Berufung in Sachen der Ge 
meinde D. wider den Fiskus, 
die Intommunalifirung der Kolonie N. N. in die Gemeinde D. bes 
treffend, 
Seitens des dortigen Königl. Bezirks - Verwaltungsgerihis können wir für be- 
gründet nicht erachten. 


Wenn der $. 82 des Gefetes vom 3. Juli 1875 beftimmt: 
„Auf die vor dem 1. Dftober bereit? anhängig gemadhten Sachen 
finden in Beziehung auf das Verfahren und bie Zuläffigfeit der Rechts⸗ 
mittel lediglich die Beftimmungen der früheren Gefege Anwendung; . 
jo ift hier unter „anhängig” nicht „rechtshängig“ (litispendent) zu verftehen, 
Die Nechtshängigkeit des bürgerlichen Nechts mit ihren Folgen, bie Streitver: 
tündigung an die Gegenpartei, kennt das Geſetz vom 3. Suli 1875 nit. Ein 
Verwaltungsftreitverfahren Tann in erfter bezw. zweiter Inftanz mit Vorbehalt 
des Rechtsmittels der Berufung, bezw. Revifion zum Austrage gebracht werben, 
ohne daß die Gegenpartei davon Kenntniß erhält, wenn ber erfte bezw. der Bes 
rufungsrihter von dem ihm nad) 8. 37 des Geſetzes zuftehenden Rechte Gebrauch 
macht. Die gleiche Befugniß räumte auch bereits bie Kreisorbnung im $. 142 
dem Kreisausſchuſſe ein. Es zeigt dies, daß unter „anhängig” etwas Anderes 
zu verfiehen ift, als rechtsanhängig. In einem gleihen Zufammenhange, wie 
bier, findet fi das Wort „anhängig” in dem Reichsgefege vom 6. Juni 1876, 
8. 65, Nr. 6 und in dem Preußifchen Ausführungsgefege vom 8. März 1871, 
8. 73, welche beftimmen, 
„Daß das in denfelben vorgeſchriebene Verfahren auf diejenigen Streit- 
ſachen Anwendung finden ſoll, welhe nad dem 30. Juli 1871 ans 
bängig gemacht werben,” 
und die Rechtſprechung hat dies nit anders zu verftehen vermocht, als daß bie 
Entfeidung der neu berufenen Spruchbehörden biernad für alle diejenigen 
Fälle ausgefchloffen ift, in welchen der Streit unter der Herrſchaft bes alten 
Verfahrens „zur Kognition der damals zuftändigen Behörden‘ gebracht war. 
(Sntfgeidungen des Königlihen Obertribunals Bd. 68, ©, 341 und 
des Bundesamtes für das Heimathweſen Heft IL, ©. 137, V., ©. 137.) 
Wenn nad) diefem Borgange der Geſetzgeber fih im $. 82 bes Geſetzes vom 
3. Juli 1875 wieberum des Wortes „anhängig” bedient, jo kann nicht anders 
angenommen werben, ala daß er damit dieſelbe Bedeutung verbinden wollte, wie 
Hartmann, Zeitſchrift. II. Bb. Heft 6. 43 
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die dem gleihen Worte in den Gefegen vom 6. Juni 1870 und 8. März 1871 | 
von ber Rechtsſprechung gegebene, d. h. aljo, daß unter „anhängig gemadt“ 
nur zu verfiehen, daß ein Vermaltungaftreitverfahren durch die Anrufung ber 
zufländigen Behörde zur Entſcheidung der entftandenen Streitigkeiten in Gang 
gebracht ſei. 

Da im vorliegenden Falle der Kreisausſchuß mittelſt Berichts vom 3. Juli 
v. J. — eingegangen beim Bezirks⸗-Verwaltungsgerichte am 15. Juli v. 3. — 
dem Bezirks⸗Verwsltungsgerichte die verhandelten Akten zur Entſcheidung vor 
gelegt hat, und letzteres nad) 8. 135 IX., Nr. 2’ ber Kreiorbnung bie zur Ent- 
ſcheidung kompetente Behörde ift, jo muß bie Sache jeden Falls als am 15. Juli 
v. 3. abhängig gemacht gelten. Demnach findet gegen bie Entſcheidung de 
Bezirks. Berwaltungsgerihts vom 23. März b. I. eine Berufung an uns 
nicht ftatt. 

(8. 82 bes Geſetzes vom 3. Juli 1875, 8. 194, Abſ. 2, Kreisorbnung 
Abgedr. Entſch. Bd. 1, S. 430.) 


153. 


Beihwerden gegen Eutiheidungen in Betreff der Mitlitäreingartierung find 
von der Zuftändigfeit des k. k. Verwaltungsgerichtshofes nicht andge 
ſchloſſen. 

Die mit der Miniſterial-Verorduung vom 8. Mai 1856, R.G.Bl. Nr. 79, 
zugeſprochene Befreiung von der Militäreinguartierung Tann nicht anf die 
Stallungen eines Pfarrhofes andgedehnt werden. 


(Ext. des Berwaltungsgerichtsh. in Wien vom 2. Juli 1877.) 


‚ Die vom E. k. Miniſterium für Candesvertheibigung erhobene Einwendung | 
ber Inlompetenz des Verwaltungsgerichtshofes über die vorliegende Befchwerde zu 
entſcheiden, wird bamit begründet, daß es fih um bie Anwendung ber für beide 
Reichshälften wirtfamen Einquartierungsvorfchrift vom 15. Mai 1851, R.-G.⸗ BL 
Nr. 124, insbejondere aber um eine Leiftungspflict in Bezug auf die Beiftellung 
von Unterkünften für das beiden Neichehälften gemeinfame Heer handelt. 

Da jedoch Militäreinguartierungs-Angelegenheiten nad dem Gejege vom 
21. Dezember 1867, R.G.⸗Bl. Nr. 146 (8. 1 lit. b. und $. 2) zu jenen Ange 
legenheiten nicht gehören, welche in beiden Reichshälften gemeinfam, oder doch 
nach gleichen Grundſätzen zu verwalten find, konnte mit Hinblid auf den $. 3 
lit c. und d. des Gejeßes vom 22. Oktober 1875, R.-&:BL Nr. 36 ex 1876, 
diefer Einwendung nicht fattgegeben werben. . 

Mit der Minifterialverordnung vom 8. Mai 1856, R.:&.-Bl. Nr. 79 wurde 
zufolge A. 5. Entſchließung vom 5. Mai 1856 die im achten Abfate des 8. 21 
der Einquartierungsvorihrift vom 15. Mai 1851 einigen Räumlichkeiten ber 
Seeljorger und der höheren Geiftlichleit aller vom Staate anerlannten Religions 
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befenntnifje zugeſprochene Befreiung von der Einquartierung des Militärs auf 
die ganze Wohnung ſammt Zugehör ausgedehnt. 

Auf diefe geſetzliche Beftimmung ftügt Beſchwerdeführer die Behauptung, daß 
die zum Pfarrhofe in Wolframit gehörige Stallung mit Milttärpferben nicht bes 
legt werben dürfe, weil die Stallung ein Zugehör der pfarrlihen Wohnung jet. 

Alein da unter Wohnung nur die bewohnbaren Theile eines Hauſes 
verftanden werben können, Stallungen, Scheuern, Magazine 2c. wohl zu ben bes 
nütbaren, nicht aber zu den bewohnbaren heilen eines Haufes gehören 
und ſonach die Stallung allerdings ein Zugehör des Pfarrhofes, keineswegs 
aber ein Zugehör der Wohnung des Pfarrers fein kann, fo ftellt fich die Be⸗ 
ſchwerde als unbegründet dar, und war daher zurüdzumeifen. (Abgebr. Er- 
tenntniß I. ©. 359). 


154. 


Der Fiduziarerbe ift bezüglich der Nachlaßgebühr als Eigenthümer und nicht als 
Fruchtnießer zu behandeln. 


(Ex. des Berwaltungsgerichtsh. in Wien vom 16. Juni 1877.) 


Die am 16. Dktober 1872 in Lemberg verftorbene Herfilia Luzia Janus» 
zewska hatte in dem Teftamente vom 17. März 1870 die Ehegatten Biltor und 
Honorata Sobieszczanski unter gegenfeitiger Subftituirung bes überlebenden 
Battentheiles und nad) ‚Ableben beider Gatten eine zu grünbende Stipenbiens 
Riftung zu Univerfalerben eingefegt. 

Mit dem FinanzminifterialErlaffe vom 3. Jaͤnner 1877 wurde unter Bes 
Rätigung der Entſcheidung der galiziichen k. k. Finanzlandesdirektion entſchieden, 
daß die Eheleute Viktor und Honorata Sobieszczanki von ber reinen Erb⸗ 
fchaft per 45,065 fl. 80 fr. die Gebühr von 8 Procent ſammt Zufchlag fofort zu 
berichtigen haben, daß ferner nah Eintritt der Subftitutionsfälle die fibeiloms 
mifjarifhen Erben, nämlich der überlebende Gatte von der Hälfte, und bie 
Stiftung vom Vollbetrage der Subſtitutionsmaſſe die Gebühr zu zahlen haben 
werben. 

Dagegen richtet fih num die Beſchwerde, von der Anfiht ausgehend, daß 
bei der Gebührenmeffung auf den Werthunterſchied zwiſchen unbeſchränktem 
Eigenthum und den beſchränkten Rechten eines Fiduziarerben Rüdficht genommen 
werben müfje, und daß diefe Rechte lediglich ald Fruchtgenußrechte nad $. 58 _ 
des Geſetzes vom 9. Februar 1850 und $. 1 ber kaiſ. Verordnung vom 19. März 
1853, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 53, zu bewerthen feien. 

Der Verwaltungsgerihtshof hat die Beſchwerde nicht als begründet erkannt. 

Nah dem $. 57 des Geſetzes vom 9. Februar 1850, R.-®.- Bl. 
Nr. 50, gilt als Regel, daß der gefammte Nachlaß eines Verftorbenen, welcher 
ſich nad Abſchlag der auf demjelben Taftenden Pafliven, dann ber Kranfheits- 
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und Begräbnißkoften als reines Verlafienichaftsvermögen berausftellt, der Gebühr 
unterliegt, und ber $. 58 ftellt die weitere Regel auf, daß, wenn bas Eigenthum 
einer Sache durch Erbſchaft oder Vermächtniß an Jemanden übergeht, die Gebühr 
von dem vollen Werthe diefer Sache zu bemefjen ift. 

Die in dem folgenden Abſätzen biefes Iegtberufenen Paragraphen behandelte 
Ausnahme betrifft lediglich den Fall, daß der einen Perſon an einer Sache ber 
Fruchtgenuß ober ber Gebrauch, und einer anderen Perſon die Subftanz ber 
Sache zugewenbet wird. 

Die hier maßgebende Frage ftellt ſich ſonach einfach fo: ift dem Fiduziar⸗ 
erben das Eigenthum der Sache zugewendet worden? 

Der 8. 613 a. b. G. B. räumt dem Fiduziarerben das eingeſchränkte Eigen- 
thumsrecht mit den Rechten und Verbindlichkeiten eines Fruchtnießers ein, fo 
daß die Verlaſſenſchaftsübertragung an den Fibuziarerben als eine Eigenthumss 
übertragung angefehen werden muß. (Vergl. auch Entſcheid. des Oberſten Ge- 
richtahofes vom 30. Dezember 1867, Glafer-Unger 6 Bd. Nr. 2961.) Denn 
wenn aud) nad) $. 354 a. b. G. B. das Eigenthumsrecht als Tegel das Recht 
in fi jchließt, mit der Subftanz und dem Umfange einer Sache nah Willfür 
au halten, jo iſt doch nad) den 88. 357 und 358 a. b. G. B. eine Beſchränkung 
in dem Dispofitionsredhte über die Subflanz mit dem Begriffe felbft des voll« 
fländigen Eigenthumsredhtes feineswegs unvereinbar. So wenig es etwa ans 
ginge, den Verlauf einer mit dem Veräußerung: oder Onerirungsverbote be= 
lafteten Nealität ala eine Webertragung des Fruchtgenufies zu behandeln, eben 
jo wenig geht e8 auch an, den Rechtskreis bes Fiduziarerben juriftiih mit dem 
eines Fruchtnießers zu identifiziven; denn mag auch der Dispofitionsfreis Des 
Fibuziarerben in manchen Beziehungen begrenzter fein, als ber bes Fideikom⸗ 
mißbefigers, jo ift doch nur der erftere vollftändiger Eigenthümer, während ber 
Fideilommißbefiger nur ein unvollftändiges Eigenthum befigt. (88. 629 u. ſ. 
a. b. G. B.) 

Uebrigens beſteht auch der weſentliche Unterſchied zwiſchen dem Fruchtnießer 
und dem Fiduziarerben, daß Letzterer beim Wegfall des Subſtituten ($ 615 a. 
b. G. 8.) das unbeſchränkte Eigenthumsrecht erlangt, was beim bloßen Frucht 
nießer nicht eintritt. 

Dies erklärt zur Genüge, daß im $. 57 bes Gebührengefeges lediglich ber 
Fideikommiſſe (wenn man ſchon dieſes Wort in der einſchränkenden Weile der 
Beſchwerde mit Familienfideilommiß interpretiven will), oder Zehen, nicht aber 
auch ber fibeilommifjarifhen Subftitutionen ausdrüdlide Erwähnung geſchieht, 
‚weil bie Frage immerhin eine Beantwortung erforderte, ob das Nußungseigen- 
thum glei) dem vollftändigen Eigenthum bezüglih der Gebührenpflicht zu be 
handeln jei. 

Da der Nacherbe vor dem Eintritte des Subftitutionsfalles kein Eigenthums⸗ 
vecht befigt, jo wäre ber im 9. 58 des Gebührengefeges bezüglich der Gebühren- 
teilung zwiſchen Fruchtnießer und Subftanzerwerber vorgezeihnete Vorgang 
gar nicht durchführbar, und es müßte die Fiktion zu Hilfe genommen werden, 
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ba ber legte Nachher be ſchon vor Eintritt des RE das Eigenthum 
erworben habe. 

Würde num durd Wegfall biejes Natherben die Subſtitution erlöſchen 
(8 615 a. b. ©. By ſo entfiele damit auch die Gebührenquote für dieſes fin⸗ 
girte Subſtanzrecht. 

Aber wenn auch diefer Fall nicht einträte, und wenn ber legtberufene Nach}: 
erbe wirklich in das unbeſchränkte Eigenthum gelangte, fo hätte derjelbe dann 
für diefes unbeſchränkte Eigentyum nur die Gebührengudte zu zahlen, melde 
8. 58 des Gebührengejeges für die nuda proprietas beftimmt ift ($. 9 des Ges 
iss vom 13. Dezember 1862, R.-G.:8L, Nr. 89), eine Anomalie, welde aller 
dings bei dev Uebertragung eines mit der Dienftbarkeit des Fruchtgenuffes oder 
Gebraues belajteten Eigenthums eintreten, jedoch durch analoge Anwendung 
auf andere Fälle nicht erweitert werden kann. 

Der Verwaltungsgerihtshof erkannte ſonach den Vorgang der Finanzver: 
maltung ald geſehlich gegründet und mußte die Beſchwerde zurückweiſen. (Abgedr. 
&t. 1, ©. 327). 1. 


155. 


Die Gebühr für den Gejellihaftsvertrag bei Aetiengeſellſchafteu ift durch Die 
hahſachliche Einzahlung (deu Bezug) der jubjeribirten Actien nicht bedingt. 
Üne Aſchreibung dieſer Gebühr kaun nur ftattfinden, wenn der Gejellihajts- 
vertrag als ab initio ungiltig gerichtlich erkannt wird. 


“ (Ext, des Berwaltungsgerihtsh. in Wien vom 13. Februar 1877.) 


Der am 19. Zanuar 1873 konflituirten erften böhmifchen allgemeinen Ver: 
erungsbant in Prag, welche ſtatutenmäßig dann Eonftituirt war, ſobald das 
Aientapital ber erſten Emijfion von 4 Millionen Gulden gezeihnet, 40 pCt. 
Hier auf eingezahlt find und die Firma handelsgerichtlich protofollirt ift, wurde 
der Prager 8. 8. Finänzbezirksdirektion mit Erlaß vom 19. Oktober 1873, 
in Gemäßheit der TePoſt 55 B. 2a. des Geſetzes vom 13. Dezember 1862, 
Bl. Nr. 89, und des Art. IV. des Geſetzes vom 10. Juli 1865, R.G.⸗Bl. 
vom Gejellihaftsvertrage die nad) der Höhe der bedungenen Einzahlung 
die erſte Eniſſion von 20,000 Stück Aktien à 200 Fl., ſomit nur von 
age per 80 FI. aus einer Aktie, nah Skala III. entfallende Gebühr 
Fl. bemeffen. 
Gnabengefuche ber Verfiherungsbant um Nachſicht der Hälfte der vors 
onen Gebühr aus dem Grumde, weil in Folge Erlaſſes bes K. K. Mi- 
des Innern vom 17. September 1874 die Neduzirung des Aktien⸗ 
20,000 auf 10,000 gleichartige Aktien bewilligt wurde, hat das K. N. 
um mit Erlaß vom 14. März 1854 nicht willfahtt. 
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Bon diefer Entiheidung des 8, K. Finanzminifteriums wurde, ba mittlers 
weile, nämlid) am 25. Februar 1875, über das Vermögen der genannten Ber 
fiherungsbanf der Konkurs eröffnet worden war, der Konkursmaſſeverwalter Dr. 
Robert Polak verftändigt. 

Unter Darlegung, baß laut Inventur des Konfursvermögens von den 20,000 
Stüd Aktien lediglich 2786 Stüd begeben, ſonach 17,514 Stüd nicht begeben 
worden waren, ftellte der Kontursmafjeverwalter die Bitte um Abſchreibung ber 
Gebühr von dem nicht begebenen Aktien, wurbe jedoch mit diefem Anſuchen von 
der K. K. Finanzlandesbirektion in Prag unterm 28. Sanuar 1876 zurückgewieſen, 
und dem gegen dieſe Entſcheidung eingebrachten Rekurſe wurde mit Erlaß des 
K. K. Finanzminifteriums vom 3. Juli 1876 nicht ftattgegeben. 

In der Beſchwerde gegen dieſe Entiheidung wird zugegeben, daß bie Ein- 
zahlung des bedungenen Kapitals vorgezeichnet war, jedoch nicht geleiftet wurbe. , 
Die Konftitwirung der Bank fei auf Grund unwahrer Beftätigungen erfolgt, 
und es jei bie Gebührenvorjhreibung vom nicht eingezahlten Kapital geſetzlich 
ungerechtfertigt, weil dem K. K. Aerar die Gebühr nur vom eingezahlten Kapital: 
betrage zufomme. ? 

Das K. K. Finanzminifterium erachtet diefe Beſchwerde bei dem Umftande, 
als über die Bitte um Herabjegung der vorgejchriebenen Gebühr von bemjelben 
unterm 14. März 1875, alfo zu einer Zeit entſchieden wurde, bevor das Gefek 
vom 22, Oktober 1875, R.⸗G.-Bl. Nr. 36 ex 1876, in Wirkjamteit getreten war, 
nad) $. 49 dieſes Geſetzes als nicht zuläffig, und begründet, abgejehen davon, 
die Verweigerung ber Gebührenabjchreibung damit, daß nach Zarifpoft 55, Ans 
merkung 3, des Gejeßes vom 13. Dezember 1862 die nach den bebungenen Vers 
mögenseinlagen entfallende Gebühr von Verträgen über bie Errichtung von 
Altiengejellihaften vor Hinausgabe der Actien unmittelbar zu entrichten ift, ber 
Anſpruch des Staates auf die Gebühr fomit durch die Errichtung bes Geſell⸗ 
ſchaftsvertrages, Konftituirung der Aktiengefellichaft begründet und die Gebühr 
vor biefem Beitpuntte, ohne Rückſicht darauf, ob die bebungenen und bereits 
fälligen Kapitalseinlagen auch wirklich geleiftet waren oder nicht, fällig war. 

Der Verwaltungsgerihthof konnte die Einwenpung der Unzuläffigteit der 
vorliegenden Beſchwerde nicht anerkennen, weil über das Anfuchen des Konkurs: 
mafjaverwalterse um Abfchreibung der Gebühr von den nad der Vermögens 
inventur unbegebenen Aktien im abminiftrativen Inftanzenzuge und endgültig 
vom K. K. Finanzminifterium mit Erlaß vom 3. Juli 1876 jelbfiftändig ent 
ſchieden wurde und die Beſchwerde gegen diefe Entſcheidung, nicht aber gegen 
jene vom 14. März 1875, welche ein anderes Begehren und aus einem anderen 
Titel zum Gegenftande gehabt hat, gerichtet ift, folglich der 8. 49 des Geſetzes 
vom 2%. Oktober 1875 im gegebenen Falle feine Anwendung finden kann. 

Belangen den Beſchwerdegegenſtand jelbft handelt es ſich um die Entfchei- 
bung ber Frage, ob bei einer Bank, welde auf Grund der Statuten formell 
rechtlich, in Folge einer angeblich AOprozentigen Einzahlung auf die Aktien als 
konſtituirt erklärt wurde, die Abſchreibung eines verhältnikmäßigen Theiles ber 


Entiheidungen und Erlaſſe von Gerichten und anderen Behörben. 651 


Gebühr vom Gejellihaftsvertrage gefordert werden könne, wenn fi nachträglich 
berausftellt, baß die Einzahlung auf einen Theil der Aktien (Interimsfcheine) 
thatſächlich nicht geleiftet wurbe, beziehungsweife Die Effelten von ben Sub» 
feribenten nidjt bezogen worben find. 

Nach den allgemeinen Grundjägen der Gebührengejege ift bie Gebühr von 
Rechtsgeſchäften (Rechtsurkunden) für den Abſchluß des Gefchäftes zu entrichten 
und von der Erfüllung der Rechtsverpflichtung nicht abhängig. (88. 1 und 44 
des Geſetzes vom 9. Februar 1850.) 

In Webereinftimmung mit diefem Grundfage iſt nad ber Zarifpoft 55 bes 
Geſetzes vom 13. Dezember 1862, R.G.-Bl. Nr. 89, die Gebühr vom Geſell⸗ 
ſchaftsvertrage nicht nad) Maßgabe der gezahlten, fondern ber bedungenen 
Vermögenseinlagen zu bemefjen, und es tritt bei Akltiengeſellſchaften ein diefes 
Prinzip nicht berührender Unterjchied nur injofern ein, daß die Gebühr für 
jeden Aktienantheil abgefondert zu berechnen ift, und daß bie Summe biefer 
Einzelngebühren fi) als Gebühr für den Gefellihaftsvertrag herausftellt, welche 
Gebühr jedenfalls vor Hinausgabe ber Aktien unmittelbar zu entrichten if. 

Daß dieſe Gebührenentrihtung von ber Gejammtzahl der Aktien, deren 
Emiffion ftatutenmäßig zunächft beabfichtigt ift, auf einmal und zwar fpäteftens 
vor Beginn der Hinausgabe der Aftien zu erfolgen habe, ergiebt ſich daraus, 
daß es fih um ein Gebührenobjelt, nämlich um den Geſellſchaftsvertrag handelt, 
und nicht etwa um die einzelnen Antheile. - 

So ordnet in einem ganz analogen Falle, nämlich bei Darlehen mit Theil- 
ſchuldverſchreibungen, die Zarifpoft 36 des Gefehes vom -13. Dezember 1862 
ausprüdlid an, daß die durch Zufammenrehnung der auf bie Partialen ente 
fallenden Gebühren fi) ergebende Bejammtgebühr vor Beginn der Hinausgabe 
der Theilſchuldverſchreibungen zu bezahlen jei. 

Durch das Geſetz vom 10. Juli 1865, R.G.⸗Bl. Nr. 55, Art. IV., dann 
die Verordnung des Finanzminifteriums vom 16. Januar 1866, R.G.⸗Bl. Nr. 9, 
Art. IL (in Folge Geſetzes vom 14. Dezember 1866, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 161, noch 
in Wirkſamkeit ftehend) wurbe den Aktiengeſellſchaften bezüglich der Gebühr vom 
Geſellſchaftsvertrage eine Erleichterung auch injofern ermöglicht, daß die Gebühr 
von den Aktien theilmeife im Verhältniffe der geforderten Einzahlungen zur Zeit 
der Fälligkeit einer jeden derſelben entrichtet werben konnte; allein auch hiernach 
kommt es nicht auf die geleifteten, fondern nur auf die geforderten Einzah- 
lungen an, fo daß die Nichtleiftung Leinen Titel auf Abſchreibung der Gebühr 
bilden kann. Nur bei ber Leiftung einer größeren als ber geforderten Einzah- 
kung ift dieſe bezüglich der Gebühr als maßgebend erklärt. 

Es ift deshalb der Anſpruch des Befchwerdeführers, mwelder aus dem Um- 
ftande, daß 17,514 Stüd Aktien (von 20,000) fi) als nicht emittiet in der 
Konkursmaſſe vorgefunden haben, die Abſchreibung ber Gebührenquote ableitet, 
nicht gerechtfertigt, denn die Nichtrealifirung oder Nichtrealifirbarkeit der Forbes 
rung gegen bie Aftien-Subferibenten kann auf bie Vertragsgebühr Teinen Einfluß 
haben, zumal als die Grundlage der Bemeſſung, nämlich die Thatfache, daß die 


652 Entſcheidungen und Erlaſſe von Gerichten und anderen Behörden. 


Geſellſchaft konflituirt worden ift, noch immer aufrecht befteht, da ja ſelbſt bie 
Eröffnung eines Konkurſes über eine Geſellſchaft ben formell rechtlichen Beſtand 
berfelben zur Vorausjegung hat. 

So lange durch ein gerichtliches Erkenntniß nicht nachgewieſen ift, daß der 
Ronftituirungsalt, reſp. Geſellſchaftsvertrag vom Urfprung her null und nichtig 
war, wäre die Finanzverwaltung gejeglich nicht berechtigt, eine Abfchreibung der 
orbnungsmäßig bemefjenen Gebühr zu bemwilligen. 

Da es aber der Finanzverwaltung nicht obliegen kann, über die Behauptung, 
daß ein als rechtägiltig zu Stande gelommenes Rechtsgeſchäft, von welchem bie 
Gebühr bemefjen wurde, nicht rechtagiltig war, die zur Erweifung diefer Be 
hauptung erforderlihen Erhebungen einzuleiten, jo konnte der Anſpruch bes 
Beſchwerdeführers, dab im Zwecke der diesbezüglichen Ergänzung die angefochtene 
Enſcheidung des K. K. Finanzminifteriums nad) $. 6 des Gefeßes vom 22. Oktober 
1875, R.G.Bl. Nr. 86 ex 1876, aufgehoben und die Sache zur neuerlichen 
Entſcheidung an die Verwaltungsbehörbe zurüdgeleitet werde, um fo weniger 
berüdfichtigt werben, als zur Zeit der adminiftrativen Entſcheidung bes Finanz 
minifteriums ein gerichtliher Ausfpruch über die obige allein relevante Thatſache 
nicht vorlag, ja felbit gegenwärtig nicht vorliegt. 

Der Verwaltungsgerichtehof mußte daher die Beſchwerde gegen die mit 


Finanzminifterial » Entiheidung vom 3. Juli 1876, verweigerte Abſchreibung 


. der Gebühr von 17,514 Stüd Aktien als "gejeglich nicht begründet zurüdmeifen. 
Die Auflage eines Erfabes der Koften des Verfahrens unterblieb ſchon des⸗ 

halb, weil ein folder Anſpruch von Seite des K. K. Finanzminifteriums ei 

erhoben worden ift. (Abgbr. Erf. I. 141.) 1: 
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Schulze, Herrmann, Dr., Mitglied des Herrenhaufes und ord. Profeſſor der 
Rechte an der Univerfität zu Breslau. Das Preußiſche Staatsreht auf 
Orundlage des Deutjchen Staatsrehts. Zweiter Band. Dritte und lebte 
Abtheilung. Leipzig, Drud und Verlag von Breitlopf & Härtel. 1877. 
Soeben, nad langer Unterbrehung, ift die dritte Abtheilung des zweiten 

Bandes des obigen Werkes erſchienen, und hat das lettere dadurch feinen Abſchluß 

erhalten. Der vorliegende Theil, alſo der dritte Abſchnitt, beichäftigt ſich mit der 

Lehre von der Verwaltung des Staates im Gegenfate zur Juſtiz, d. i. mit dem 

ganzen, der Gefeßgebung gegenüberftehenden Gebiete ber Staatsthätigfeit, der 

vollziehenden Gewalt, und behandelt im Bereiche jener Lehre — das Finanzrecht 

(Kit. I); die innere Verwaltung (Tit. II.) und das Rechtsverhältniß des Staates 

zur Kirche (Fit. III.). Die ſtaatsrechtliche Stellung des preußiſchen Staates zu dem 

Deutſchen Reiche mit befonderer Rüdfiht auf Heerweſen und völferrechtliche Vers 

tretung, als die äußeren Verhältnifie betreffend, wird im vierten Titel, und endlich ber 

Rechtsſchutz auf dem Gebiete des öffentlichen Rechtes im vierten Abſchnitt beſprochen. 

Eintretend in die Behandlung der Materien felbft — giebt der Verfafjer eine hiſto⸗ 

riſche Entwidelung des Deutſchen Finanzrechtes und beleuchtet dafjelbe in feiner 

ſtaatsrechtlichen und volkswirthſchaftlichen Konſtruktion. In glei eingehender 

Weile wird bie weitumfafjende, auf Förderung der materiellen und geifligen 

Intereſſen des Volkes gerichtete Materie über die innere Verwaltung vorgetragen. 

Folgend der äußeren Anordnung des Werkes gelangt der Berfafler zur Behand- 

lung bes wichtigen Theiles bes Staatsrechtes, betreffend das Rechtsverhältniß bes 

Staates zur Kirche, zur Lehre des fog. Kirchenſtaatsrechtes und ftellt folgende aus ber 

geläuterten Anjhauung des modernen Rechtsbewußtfeins entjprungenen funda- 

mentalen Säge an die Spige feiner Abhandlung: 

„Wenn man die Frage aufwirft, ob Kirche und Staat gleichftehende Ges 
meinwefen find, ja ob die Kirche als die ideale, völterumfpannende Macht 
nit in Wahrheit höher ftehe, als der Staat, fo ift dies eine Betrachtung, 
welche ganz außerhalb der Rechtswiſſenſchaft liegt. Man kann zugeben, daß 
der Kirchenzmed „bie alljeitige individuelle Seelenentwidelung und Heiligung” 
erhabener ift als ber Staatszweck, aber man kommt damit zu keinem irgendwie 
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brauchbaren Rechtsſatze für das Verhältniß zwiſchen Kirche und Staat. Jene 
Kirche im theologifchen Sinne eriflirt, troß ihres erhabenen Zweckes, für den 
Staat ebenfowenig als Rechtsbegriff, wie etwa Kunft und Wiſſenſchaft, wenn er 
auch die thatſächliche Bedeutung diefer geiftigen Mächte für fein Gebiet vollauf 
würdigen fol. Wenn eine Kirche ihre Aufgabe als die erhabenfte Miffion ber 
Menſchheit anfieht, wenn fie im Vollbeſitze aller Glaubenswahrheiten zu fein 
meint, fo ift fie, troß diefer ibealen Auffaffung von ihrem Berufe, doch dem 
Staate gegenüber, nur eine ber vielen Gemeinſchaften, deren Rechtsiphäre er 
abzufteden, deren Kollifion mit andern Rechtsgebieten er möglichft zu verhüten 
bat. Der Staat kennt nicht die Kirche, ſondern nur eine Kiche. Der Staat 
bat nit ein Interefje an einer Kirche, weil er die Lehren derfelben für die 
einzig wahren hält — darüber fteht ihm als einer rein weltlichen Gemeinſchaft 
Tein Urtheil zu — fondern weil er in der Pflege der Religion überhaupt ein 
wichtiges Kulturelement, eine Stübe feiner eigenen ethiſchen Aufgaben er: 
kennt. .... Die Kirche, welche in einer Verfaſſung zeitlich und örtlich Geſtalt 
angenommen hat, mag ſie auch noch ſo ſtark von der hohen Idee ihrer Auf⸗ 
gabe beſeelt ſein, iſt nichts anderes als eine Gemeinſchaft im Staate. Aber 
alles, was in einem ſtaatlich organiſirten Volke in's Rechtsgebiet tritt, iſt der 
Staatsgewalt untergeordnet. Zwei gleichberechtigte, ſouveräne Mächte find 
innerhalb deſſelben Staates undenkbar. Der Staat allein ift ſouverän und hat 
deshalb die Stellung einer Kirche in der Rechtsordnung feines Volkes durch 
ein Staatsgeſetz zu beftimmen. Wie überhaupt, fo iſt auch bier die Geſetz⸗ 
gebung eines fouveränen Volkes formell unbefchräntt, materiell aber an Grund⸗ 
fäge gebunden, welche fie ohne Schädigung des Rechtsbewußtſeins nicht ver = 
laſſen kann.“ ©. 671. 

Auf diefer rechtlichen Grundlage ift auch das in Preußen gültige Kirchen⸗ 
flaatsrecht erbauet, das von dem Verfafler nad) geſchichtlicher Entſtehung, nad 
Grundprinzip und Wirkung, in überfihtlicher Weiſe und ſyſtematiſcher Form 
vorgetragen wird. Der Rarakter ber ſtaatsrechtlichen Kirchenhoheit und der bes 
Kirchenregiments wird richtig nach der Aufgabe, die ihnen geftellt, unterſchieden, 
indem 

„bie Thätigkeit der Kirchenhoheit weſentlich negativ fih äußert und auf Ab: 
wehr der Webergriffe Seitens der Kirche gerichtet ift, während das Kirchen⸗ 
regiment weſentlich pofitive Aufgaben, die Erwedung religiöfen Sinnes, bie 
Ordnung bes Firchtlichen Lebens verfolgt.” ©. 695. 

Schwierig dagegen ift — wie ebenfo richtig hervorgehoben — die Begrens 
zung bes ſtaatrrechtlichen Kirchenhoheitsrechtes; noch ſchwieriger aber die Nealifi« 
rung des Gedankens, welcher dahin ausgeſprochen ift: 

„Berallgemeinerung von Grundjägen, die nur auf Eine Kirche paffen, führt 
nicht zur Parität, fondern zur wahren Imparität, die in der unbilligen An- 
wenbung ſcheinbar gleicher Grundfäge auf durchaus verfchiebenartige Verhält⸗ 
niſſe befleht. Auch bier wird man ſich zu einer eingehenden Spezialgefeßgebung 
für die verſchiedenen Kirchen entichließen müſſen, wenn man nicht verſchieden⸗ 
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artige Größen mit demjelben Maße meſſen oder alles der Verwaltungswillkür 
überlaffen will.” S. 696. 

Im vierten Titel behandelt der Verfaſſer die ſtaatsrechtliche Stellung bes 
preußiſchen Staates zum Deutſchen Reihe und zu den Organen der Reichsgewalt 
und im vierten Abſchnitte die — faft noch in ber Entwidelung begriffene, der 
modernen Rechtsanſchauung angehörende — Lehre von dem Rechtsſchutze auf 
dem Gebiete bes öffentlichen Rechtes und der Organifation ber Verwaltungsjuftiz. 

Diefe kurze inhaltliche Angabe mag genügen, die Eintheilung des Werkes 
und die Anordnung des Stoffes, ſowie die Reichhaltigkeit des Inhaltes barzus 
legen. Das Wert — umfafiend wie es ift — gehört unzweifelhaft zu den hervor- 
ragendften und werthvollſten Erſcheinungen auf dem Gebiete der Staatsrechtswiſſen⸗ 
haft. In echt wiſſenſchaftlicher Form, mit klarem Blick, ftrenger Objektivität 
und tiefer Grünblichkeit find die ſchwierigſten Materien des öffentlichen Rechtes 
lichtvoll dargeftellt. 

Bei der hohen wiſſenſchaftlichen Bedeutung, die dem Werke beigelegt werden 
muß, wird dafjelbe für das Etubium und den praftifhen Gebrauch als ein faſt 
unentbehrlidhes literarifches Hilfsmittel empfohlen. Ein fehr umfafjendes Inhaltss 
verzeihniß erleichtert den Gebrauch des Werkes. 

Die äußere Ausftattung entſpricht dem inhaltlichen Werthe des Werkes. 

Berlin, im September 1877. ®. Hartmann. 


Samitſch, F., Dr. Oeſterreichiſche Zeitſchrift für Gefeggebung und Recht⸗ 
ſprechung auf dem Gebiete der Verwaltungs-Rechtspflege. 

Davon find erfchienen und liegen vor bes Erften Bandes 2. und 3. Heft. 
Beide Hefte bringen in hergebrachter Ordnung Auffäge und Entſcheidungen von 
großem und allgemeinem Interefje und beftätigen das bereits früher ausgeſprochene 
Urtheil, daß die Zeitfhrift mit großer Umfiht und Sachkenntniß rebigirt wird. 

Berlin, im September 1877. DW. Hartmann. 


Eger, Georg, Dr. jur, Die Einführung eines internationalen Eifenbahns 
frachtrechts. Breslau 1877. 3. U. Kern’s Verlag (Mar Müller). 

Für die Realifirung des von der Schweiz angeregten Gedankens der Eine 
ſetzung eines internationalen Eiſenbahnfrachtrechtes Liefert der Verfafier der vor- 
liegenden Schrift ein ſehr eingehendes, mit großem Fleiße zufammengeftelltes und 
mit Umfiht verarbeitetes Material. Sollte jener Gedanke — was im Interefje 
des internationalen Verkehres ſehr wünſchenswerth wäre — zur Ausführung ges 
langen, jo wird die vorliegende Heine Schrift wegen der Fülle ihres Materiales 
jedenfalls von großem Werthe Hein und eine hervorragende Beachtung finden 
und verdienen. 

Berlin, im Mai 1877. W. Hartmann, 

Von vorftehender Schrift ift foeben in dem Verlage von Earl Heymann, 
Berlin, Mauerfir. Nr. 63—65, dur €. van Muyben, Dr. der Philof., eine 
ſehr korrelte franzöſiſche Weberfegung erfchienen. 
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Brauchitſch, v., Geh. Regierungs: und vortragender Rath im Minifterium 
bes Innern. Die Organifationsgefege ber innern Verwaltung für die Pro- 
vinzen Preußen, Brandenburg, Bommern, Schleiien und Sachſen. Heraus 
gegeben im Auftrage des Königlichen Minifteriums des Innern. Zweiter 
(Supplement) Band. Berlin, Carl Heymann’s Verlag. 1877. 

Der gegenwärtige Band bildet den Abſchluß des bereits früher angezeigten 
und näher beiprodhenen Werkes (Bd. 2 ©. 639) und enthält in feltener Voll 
ftändigfeit eine Zufammenftellung aller derjenigen gefeglihen und inftruktiven 
Beftrebungen, welche in ihrer Anwendung für die Juſtiz⸗ und Verwaltungsbeamten 
von Interefje und von Wichtigkeit find. Der gegenwärtige Band — eingreifend 
in die verfhiedenflen, in einer ganzen Reihe von Bänden zerftreut abgebrudten 
Rechtsmaterien — erſetzt eine ganze Bibliothek und erleichtert durch zwedmäßige 
Sonderung und angemefjene Erläuterung, unter Angabe der einfhlagenden Lite 
ratur, die praktiſche Anwendung der Geſetze. 

Ein gutes chronologiſches und Sachregiſter ift beigefügt. 

Das Werk empfiehlt fih außerdem durch gute äußere Ausftattung und durch 
den billigen Preis von 9 Mark, und wird daher auf dafjelbe, als auf ein vor: 
treffliches Literarifches Hilfsmittel, aufmerkſam gemacht. 

Berlin, im September 1877. DW. Hartmann. 


Beihorener, 3. S., Hofrath, Rechtsanwalt u. ſ. m. Die Minifterverant- 
wortlichkeit und der Staatsgerichtshof im Königreich Sachſen, nebſt einer 
vergleihenden Darftellung der bezüglichen Geſetzgebung einiger anderen Län⸗ 
der. Berlin. Carl Heymann’s Verlag. 1877. 

Die Verantwortlichteit der Minifter gilt für den Schlußftein des Eonftitutios 
nellen Staatsgebäudes. Allein in ben allerwenigften Staaten ift biefe wichtige 
Frage des öffentlichen echtes gefeglich geregelt. Die gegenwärtige Schrift 
bat es fi zur Aufgabe gemacht, das für jene Frage in den einzelnen Staaten 
vorhandene gefeglihe Material zu fichten, zuredtzulegen und in ein Syſtem zu 
bringen. Es iſt nicht die Abſicht des Verfaſſers geweſen, „eine Dogmatik über die 
Miniſterverantwortlichkeit zu ſchreiben“, ſondern der Zweck der Schrift iſt nur 
„zur wiſſenſchaftlichen Behandlung dieſer Frage anzuregen und für tiefergehende 
Forſchungen das vorhandene reihe Material darzulegen”. — Und biefen Zwed 
bat der Verfaſſer in jehr anzuerfennender Weife erfüllt. 

Die Heine Schrift ift ein interefjantes und fehr werthvolles Sammelwert. 

Berlin, im September 1877. W. Hartıtenn. 


Sandbuch für das Deutfche Neich auf das Jahr 1877. Bearbeitet im 
Reichskanzleramt. Berlin 1877. Carl Heymann’s Verlag. 
Was der Hof: und Staatekalender für Preußen, das ift das vorftehende 
Handbuch für das Deutſche Reich, ein Verzeichniß aller Reihsämter und beren 
Bedienfteten. l. 
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Aufſätze. 


Die badiſche Städteordnung vom 24. Juni 1874. 
Bon Herrn Kreisgerichterath Heinsheimer in Mannheim. 
L 


Als im Anfange biefes Jahrhunderts das Großherzogtfum Baben fi zu 
dem gegenwärtigen Gebiete erweiterte, machte fich in den einzelnen Veftanbtheilen, 
unter benen ſich auch vormalige Reichsſtädte befanden, der gejchichtlich überlie- 
ferte Unterſchied zwiſchen Stabt- und Landgemeinden namentlich in ber Richtung 
geltend, daß Exflere eine größere Freiheit der Bewegung genofien, während be 
züglich der Lebteren bie ber rechtlichen Gleichſtellung mit den Minderjährigen 
entipringenbe ſtaatliche Beauffichtigung weit tiefer eingriff. Bezüglich des Inneren 
Gemeinbelebens aber war infofern kein Unterſchied, als, abgejehen von dem jehr 
beſchränkten Wahlrechte, von einer Beteiligung der Gemeindegenoſſen an den 
Bemeindeangelegenheiten kaum die Rede war, vielmehr fi) die innere Verwaltung 
nahezu vollftändig in den Händen ber Magiftrate, Stabträthe, Ortsgerichte u. |. w., 
kurz in der Ratheftube vereinigte und verförperte. Die Geſetzgebung der Jahre 
1807—18091) traf eine Reihe von Beltimmungen auf biefem Gebiete, welche 
fi) indefjen bald als ungenügend erwiefen, jo daß ſich jeit dem Friedensſchluſſe 
ein lebhaftes gefeßgeberifhes Bedurfniß geltend machte.?) Einem proviſoriſchen 
Geſetze von 1821 folgten nach wiederholten Anläufen die Gemeindeord⸗ 
nung und das Bürgerrehtsgejeh vom 31. Dezember 1831.%) Die Be 
meindeorbnung ftellte zwar die Eintheilung ber Gemeinden in Stadt unb 
Landgemeinden an bie Spige, bezeichnete aber, ſoweit das Geſetz feinen Unter 


N) Zweites Konftitutionsebilt vom 14. Juli 1807, die Berfafjung der Gemeinheiten, Kör⸗ 
perfhaften und Staatsanftalten betreffend; jechftes Konftitutionsebilt vom 4. Juni 1808 über 
die Grundverfaffung ber verſchiedenen Stände; Organtfationsreftript vom 26. November 1809, 
Beilage B. 

5. Froehlich, die badifhen Gemeindegeſetze, Heidelberg 1854. Seite 11 u. fi. 
F. Wielandt, Handbuch des badiſchen Gemeinderechts, erſter Theil, die badische Gemeinde» 
geſetzgebung im engeren Sinne, Heidelberg 1871. Einleitung ©. V fi. 

2) Geſetze Über die Verfafſung und Verwaltung ber Gemeinden, ſowie über bie Rechte der 
Gemeindebürger und die Erwerbung des Bürgerrechts. Negierungsblatt von 1832. Nr. VII. 


Hartmann, Zeitfärift. IV. Bd. Heft. 1 1 
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ſchied mache, deſſen Beftimmungen für beide Arten von Gemeinden als giltig, 
und fegte in der That nur einige für vorliegende Beiprehung ganz unerheblige 
Unterfchiede feſt.) Die Gefeßgebung von 1831 brachte zwei höchſt wichtige 
Grundſätze zur Durchführung, den ber Gleichberechtigung und ben ber Selbft: 
ftändigfeit, Erſteren ſowohl Im Verhältniß der Bürger unter fih und gegenüber 
der Gemeinde, ganz befonbers durch Befeitigung des Unterſchiedes zwiſchen Orts- 
bürgern und Schugbürgern, als im Verhältniß der Gemeinden zu einander durch 


das unbedingte Gebieten einer beflimmten Art von Bemeindeverfafiung und Ges | 


meindeverwaltung bei jaft völliger Verwiſchung bes Unterjchiebes zwiſchen Stadt. 
und Landgemeinden, Letteren durch die ausdrüdliche Beftimmung, daß jede Ge 
meinde das Recht hat, die auf den Gemeindeverband ſich beziehenden Angelegen 
beiten zu beforgen und ihr Vermögen felbfftändig zu verwalten, auch der Regel 
nad) die Ortspolizei zu verwalten,?) durch die Beſchränkung des feitherigen ſtaat⸗ 
lihen Bevormunbungsredhtes auf ein Recht der Beauffichtigung, ſowie dadurch, 
baß die Beftellung der Gemeindebehörben der freien Wahl Seitens aller Bürger 
aus allen Bürgern anheim gegeben und dabei insbefondere das Recht ber Re 
gierung, den zum Bürgermeifter Gewählten zu beflätigen oder nicht, weſentlich 
beſchränkt wurde. 6) 

Die Reform war eine zu eingreifenbe, um nicht einen 'empfinblichen Rüd: 
ſchlag herauszufordern. Bereits Ende 1833 fah ſich die Regierung genöthigt, 
durch proviforiiches Geſetz einen Wahlzenjus einzuführen, die Vereinbarung eines 
Gefeges auf dem folgenden Landtage ſcheiterte, ſtatt defien wurden durch Belek 
vom 3. Auguft 1837 als Regel für Gemeinden über 3000 Seelen große Aus 
ſchüſſe, von und aus der in drei Steuerklaſſen getheilten Burgerſchaft gewählt, 


eingeführt, welche an bie Stelle ber Gemeindeverfammlung traten und "insbes 


fondere auch die Wahlen des Bürgermeifters, der Gemeinderäthe und bes Fleine 
ven Ausſchuſſes vorzunehmen hatten.) Ein weit empfinblicherer Rückſchlag trat 
nad) ben ftürmifchen Jahren 1848 und 1849 durch die Gefeße vom 15. Februar 
1851 über die Abänderung des Bürgerrechtsgefeßes und vom 25. April 1851 
über die Abänderung ber Gemeindeordnung ein. Erfleres erſchwerte bie Ers 
langung des Burgerrechts und bie Familiengründung in erheblichſter Weiſe, 
Letzteres führte den großen Ausſchuß in alle Gemeinden, bis herab zu ſolchen von 
80 Bürgern ein, änderte die Vertheilung der Steuerflafien,®) Verfahren und 


% F. Bielandt, a. a. O. ©. 11. 

) Gemeindeordn. 8. 6. 

% F. Wielandt a. a. O. ©. VI. 

) Froehlich, a. a. O. & 26. 

% Nach dem Geſetze von 1837 umfaßte die Klafſe der Höchſtbeſteuerten Ye, bie Maffe der 
Mittelbefteuerten bie nächftfolgenden */e, die Klaſſe ber Niedrigftbefteuerten die übrigen 2/6 ber 
Bürgerſchaft, während nunmehr die Höchftbeftenerten, welche zuſammen Y/s aller Steuerlapitalien 
befigen, die erſte Maffe, die Befiger des nächſtkommenden zweiten Dritttheils die zweite Maffe, 
bie übrigen wahlberechtigten Bürger die britte Klaſſe bildeten. Die Gejehgebung von 1870 
griff hier wieder zu ben Beftimmungen von 1887 zurüd, die Städteordnung von 1874 kom. 
binirte Steuer» und Kopfzahlverhältuig, wie unten dargethan wird. 
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* Wahl, die Vorausſetzungen der Wahlberechtigung und Wählbarkeit, ver- 
die Dienftzeit der Bürgermeifter und ftellte das unbedingte Recht der 
Hätigung und Entlafjung der Bürgermeifter wieder her.?) Bald darauf erging 
Oct, welches die Entlafjung der Gemeindebeamten durch die Regierung 
* einem Jahrzehnte großer Stagnation trat ein gewaltiger Umſchwung 
— — ein, welcher bald einen Umbau der Gemeindegeſetze als un: 
lich erſcheinen ließ. Die Aufhebung der Zunftverfaffung, die Einführung 
—— der Freizügigkeit, die Aufhebung einiger Beſchränkungen des 
68 zur Berehelihung, die Gleihftellung der Seraeliten in bürgerrechtlicher 
Miht mit den Angehörigen anderer Glaubensbefenntnife,) die Grundſätze 
' Selfgovernment, welde in der Organifation der innern Verwaltung durch 
Geſetz vom 5. Dftober 1863 Platz griffen, 1!) Tiefen alsbald das Bedürfniß 
e en, die Gemeindegejege einer durchgreifenden Neform zu unterziehen; 
in ein Verſuch in der landſtändiſchen Seffion von 1865/66 mißlang und es 
n Zandtage von 1869/70 vorbehalten, die Aenderung der Gemeinde 
g herbeizuführen. 






















I. 


: wir zu dem eigentlichen Gegenftande unſerer Betrahtung übergehen, 
wir in furzen Zügen ein Bild von der Gemeindeverfafjung und Ge 
paltung auf Grund ber Gemeindeordnung vom 14. Mai 1870 
, da die Städteordnung vom 24, Juni 1874 fi) darauf beichräntt, 
von Beitimmungen der Gemeindeordnung abzuändern bezw, Zujah- 
en zu treffen. 
—7 
Verwaltung jeder Gemeinde iſt einem Gemeinderathe anvertraut, 
em Bürgermeiſter und 6—18 Gemeinderäthen,) ſowie einem Rath— 
Letzterer wird vom Gemeinderathe ernannt, Bürgermeiſter und 
äthe werben von den Gemeindebürgern unmittelbar, ohne Eintheilung 
en gewählt; das Recht auf Beitätigung des Bürgermeifters durch die 
iſt vollftändig befeitigt. Wahlberechtigt find alle Gemeindebürger, 
das Recht wegen ergangener Strafurtheile oder durch andere geſetz— 
nungen entzogen ift. Gemeindebürger wird man durd Geburt oder 
folches näher in dem Bürgerrehtsgejeke vom 14. Mai 1870 


Broehlig,a. a. O. ©. 28 1. 29. 
fielamdt, die badiſchen Geſetze vom 4. Oftober 1862, Karlsruhe, bei Biele— 
Re 


eizel, das badiſche Geſetz vom 5. Dftober 1863 über die Organifation 
ig. Karlsruhe, bei Braun, 1864. 

weniger Bürgern faun die Zahl bis auf 3 Mitglieder herabgefetst werden. 
ithe wird mit Rüdficht auf die Einwohnerzahl und die örtlichen Ber 
elchluß feftgefegt und von der Staatsbehörde beflätigt. 


1 GOOg 
cH 
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beftimmt ift. Die Wahl geſchieht mittelft geheimer Stimmgebung. 13) Wählbar 
zum Bürgermeifter und Gemeinberath find ſämmtliche Gemeindebürger, welche 
wahlberechtigt find, mit gewiffen Ausnahmen, wohin namentlih Verwandtſchaft 
und Schwägerſchaft mit vorhandenen Mitgliedern zählen,!) außerdem jeder 
Staatsbürger, der dann mit Annahme der Wahl das Bürgerrecht erwirbt. Bei 
der Wahl der Bemeinderäthe entſcheidet die relative Mehrheit der erſchienenen 
Wahlberechtigten; zum Biürgermeifter gilt dagegen nur Derjenige als ermählt, 
ber bei Betheiligung von mindeftens einem Dritttheile aller Berechtigten die 
abjolute Mehrheit der Erfchienenen auf ſich vereinigt. Kann dieſes Ergebniß 
in drei Wahltagfahrten nicht erzielt werben ober ift der Gewählte in allen Wahl- 
gängen nicht wählbar, jo wirb mit Umgehung einer weiteren Wahl der Bürger- 
meifter von ber Staatsbehörbe auf höchftens drei Jahre ernannt. Der Regel 
nad dauert das Amt des Bürgermeifters unb der Gemeinberäthe ſechs Sabre 
mit hälftiger Erneuerung bes Bemeinberathes nad) Umlauf dreier Jahre. 5) Bon 
ber Verpflichtung aller Bemeindebürger zur Annahme ber Wahl macht das Geſetz 
eine Reihe von Ausnahmen; von dieſen abgefehen, kann Weigerung der Annahme, 
wie verfrühter Austritt ohne genügende Entſchuldigung die Exrlegung eines Bei- 
trags in bie Ortsarmenkaffe nad) ſich ziehen. Dem Bürgermeifter Tann in Ge 
meinden über 4000 Einwohnern auf Beichluß des Burgerausſchuſſes ein zweiter 
Bürgermeiſter als Stellvertreter und zur Unterftügung beigegeben werben, der 
Mitglied des Gemeinderathes, aber in die feftgefeßte Zahl der Räthe nicht eins 
zurechnen ift; auch feine Funktion währt 6 Jahre. (Die Beſtimmungen über die 
Gehalts: und Gebührenbezüge der Gemeinderathsmitglieber, über einftweilige 
Dienftenthebung und über Dienftentlaffung des Bürgermeifters, der Gemeinde: 
räthe und bes Rathſchreibers brauchen bier nicht bes Näheren erörtert zu 
werben.) 16) 

2. Dem Gemeinderathe gegenüber fteht in Gemeinden bis zu 100 Bürgern 
bie Gemeindeverfammlung, in Gemeinden von 100 und mehr Bürgern der 
Bürgerausfhuß.1 


a) Zum Erjdeinen in der Gemeindeverfammlung find alle ſtimm⸗ 
fähigen Gemeinbebürger berechtigt und bei Geldſtrafe verpflichtet; bie 


5) Gemeinde-Wahl-Ordmmg vom 16. Mai 1870. 

4) Gemeindeordn. $. 15. Wirthe können die Wahl zum VBürgermeifter nur annehmen, 
wenn 2/3 aller Wahlberechtigten ihnen die Stimme gaben oder fie ihr Gewerbe niederlegen. 
Die Niederlegung der Stelle ift VBorausfegung für die Wählbarfeit von Staatsbeamten u. ſ. w. 

ı) Erſatzwahlen innerhalb der dreijährigen Periode finden nur ftatt, wenn die Erfebigung 
mindeften® ein Jahr vor dem Dienftablaufe eintritt. Bei Erledigung der Bilrgermeifterftelle 
durch Tod oder Austritt foll nach 4 Wochen, bei anhaltender Kraufheit nach einem Jahre zur 
Neuwahl gefhritten werden. 

’6) Gemeindeordnung 88. 21—28. 

) Ausnahmsweiſe iſt auch im biefen größeren Gemeinden eine Gemeindeverfammlung 
zu berufen im den Fällen der SS. 31, Ziffer 1 und 3, 104, 118, 126, 131 der G.O. 
&gl. 8.0. $. 42.) 
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Verhandlungen find öffentlih. Zur Giltigkeit der Beſchlüſſe ift die Ein« 
ladung aller Stimmberechtigten, das Erſcheinen minbeftens der Hälfte 
und die abjolute Mehrheit der abgegebenen Stimmen erforberlid. Das 
Geſetz zählt eine Reihe von Fällen auf, in welden eine Gemeindevers 
jammlung ftattfinden muß. 18) 


b) Der Bürgerausfhuß) befteht aus den Mitglievern des Bemeindes 


rathes und einer Anzahl Bürgern, welche durch die wahlberechtigten 
Gemeindebürger nad) Klafjen gewählt werben.) Die erfte Klafje um« 
faßt ein Sechjftel der Burgerſchaft als Höchftbefteuerte, die zweite Klafje 
die nächſten zwei Sechftel als Mittelbefteuerte, die dritte Klafje die übris 
‚gen drei Sechftel der Bürgerfchaft als Niebrigftbeiteuerte. Jede der drei 
Klaſſen wählt für ſich befonders den dritten Theil der Mitglieder nad 
relativer Stimmenmehrheit der Erſchienenen in geheimer Wahl; 21) wähl- 
bar ift jeder Gemeindebürger mit Ausnahme der ſchon früher erwähnten 
Kategorien, ?2) ohne daß eine Beſchränkung der Wahl auf die einzelnen 
Klaſſen der Wahlberechtigten ftattfindet. Die Mitgliebfhaft im Bürgers 
ausſchuſſe dauert 6 Jahre, alle drei Jahre tritt je die Hälfte der von 
jeder Steuerllafie Gewählten aus und erfolgt Neuwahl nach Steuer- 
Hafen; Vakaturen in der Zmwijchenzeit werden vom Bürgerausſchuſſe, 
aber nur bis zur nächſten regelmäßigen Erneuerungsmwahl ergänzt. Die 
Wahl muß angenommen werben, wenn der Betreffende nicht den Wohn- 
fig oder ftändigen Aufenthalt verlegt hat oder bereits die gefegliche Zeit 
die Stelle eines Bürgermeifters, Gemeinderathes oder Bürgerausſchuß⸗ 
mitglieded verjehen hat, ohne daß feitdem ſechs Iahre verfloffen find. 
Grundloje Verweigerung der Annahme zieht Die Erlegung eines Beitrags 
in die Ortsarmenkaſſe nad fi. Die Mitglieder erhalten weder Ges 
halt noch Bebühren, ſoweit es fich nicht um Verrichtung von Gemeinde 
angelegenheiten außerhalb Ortes im Auftage des Gemeinderathes oder 
der Staatsbehörde handelt. 


») 8.0. $. 31, 1-5, vgl. $. 32. 

9) Die frühere Gefeggebung hatte einen Heinen und einen großen Ausſchuß unterfchieden ; 
Erfterer bildete die ſtändige Kontrole des Gemeinderathes, wurde aber durd das Gejeg von 
1870 befeitigt; der große Ausſchuß ift mit dem jegigen VBürgerausfhuß im Weſentlichen 


identiſch. 


%) Die Zahl der gewählten Mitglieder beträgt: 


in Gemeinden von 100 bis 150 Bürgern 18, 


„ D „ 11. 30 „24, 
” „ „ 801 „ 500 „86, 
” ” „ 501. 100 „8, 


” n „ 1001 „ 1500 .„ 60, 
„ n „ 15601 „ 2000 „ 72, 
” „ mehr als 2000 — 


2) Gemeinde ⸗Wahl⸗Ordnung vom 16. Mai 1870. 
2) 8,0. 5.15. 1-4. 
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Die Verhandlungen bes Bürgerausfhuffes, zu welchen das Erjcheinen in 
Perſon vorgeſchrieben, Stellvertretung aber nicht zugelaſſen ift, find öffentlid; 
der Gemeinderath Tann Strafen bes nicht gerechtfertigten Ausbleibens feſtſetzen. 
Zur Giltigkeit eines Beſchluſſes ift erforderlich, daß ſämmtliche Mitglieder ein⸗ 
geladen, mehr als die Hälfte erſchienen find und die abfolute Mehrheit der Er- 
ſchienenen fih für eine Meinung entſchieden hat.) 

B. Berwaltung der Gemeinden. 

1, Der Bürgermeifter verkündet und vollzieht bie Geſetze, bie allgemeinen 
und bejonderen Verordnungen, fowie die Verfügungen ber vorgejegten Staats» 
behörben, erledigt die Requifitionen, unterzeichnet alle Ausfertigungen, verwaltet 
die Ortspolizei, beauffichtigt das Gemeinbevermögen unb leitet deſſen Verwaltung 
ſowie die öffentlichen Bauten und Arbeiten ber Gemeinde, Er führt den Vorfig 
im Gemeinberathe, in ber Gemeindeverſammlung und bem Bürgerausfähuffe, 
deren Sigungen er zu berufen hat; er fchreitet gegen Störung ber Orbnung 
einer Verhandlung ein; bei Stimmengleichheit giebt jeine Stimme den Ausfchlag. 
Er verwahrt das Gemeindefiegel und ftellt innerhalb feiner Amtswirkſamkeit Bes 
glaubigungen aus.) Soweit dur; die Geſetze die Webertragung ausgeſprochen 
ift, beforgt er civil und flrafgerichtliche, vormundichaftlige und Standesbeams 
tungsgejhäfte. 2) 

2. Der Gemeinderath berathſchlagt und beſchließt über alle Angelegen- 
beiten, die nad) den Gejegen und Verordnungen, fobann nad den Verfügungen 
ber Staatsbehörben feiner Berathung unterlegt werben, über alle Angelegenheiten 
der Gemeinde, über Verwaltung, Vermehrung und Verwendung des Gemeinde 
vermögens, Stellung und Abhör der Gemeinderehnung, über Bürgeraufnahme 
und Antritt bes angeborenen Bürgerrechte, über Gehalt und Anftellung ber Ges 
meinbebebienfteten. Er führt Die Grund-- Gewährs und Unterpfandsbücher.2%) 

Der Gemeinderath verhandelt kollegialiſch; zur Giltigkeit eines Beſchluſſes 
ift die Anweſenheit der Hälfte ber Mitglieder, den Bürgermeifter nicht einge 
rechnet, und bie abjolute Mehrheit der Anweſenden erforberlih. Ueber bie 
Situngen wird ein Rathsprotofoll geführt, das von den Anweſenden zu unters 
zeichnen ift. Außer den Fällen ber Betheiligung eines Mitgliedes oder feiner 
nächſten Angehörigen an dem Gegenftande ber Berathung darf von foldher fein 
Mitglied ausgefchloffen werden.“) Soweit nit außerordentliche Veranlaſſungen 
weitere Verfammlungen nöthig machen, verfammelt fi in der Regel der Ge- 
meinderath in Städten wöchentlich einmal, in Landgemeinden monatlich zwei 
mal.%) 


) 8.0. 85. 33—43, 

4) 9.-D. 9. 52. Wielanbt a. a. D. ©. 83—98. 

25) Ueber einige weitere Funktionen |. Wielandt a. a. D. ©. 92, 98. 

*) G.⸗O. 8. 53. Wielandf a. a. D. ©. 94—108, wo das Nähere über den Gejchäfts- 
kreis des Gemeinderaths zu erfehen ift. 

77) 8.0. 88. 54, 56. , 

*) G.⸗O. $. 55. Dies if einer der wenigen Punkte, in welden die &.-D. auf den 

ſchied von Stadt umd Landgemeinden (vergl. $. 1) abhebt. Siehe oben Ann. 4 
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3. Was die Befugniffe der Gemeindeverfammlung bezw, des Bürger: 
ausſchuſſes betrifft, jo bedürfen, abgejehen von andern ber Beſchlußfaſſung 
ber Gemeinde unterflellten Gegenfländen die Beihlüffe bes Gemeinde: 
rathes über folgende Gegenſtände zu ihrem Vollzuge der Zuſtimmung ber 
Gemeinde: Errichtung neuer ftändiger Gemeindebienfte und Auswerfung der be- 
treffenden Gehalte, Anftelung von Gemeindebeamten oder Bebienfteten für mehr 
als 12 Jahre; Verpfändung unbeweglihen Vermögens und dauernde Kultur: 
veränberungen bes Gemeindegutes jowie VBeräußerungen von Liegenfchaften und 
Gebäuden, wenn es fi) in einem biefer Fälle in Gemeinden über 4000 Eins 
wohner um einen Anſchlag von mehr als fl. 1000, in andern Gemeinden um 
einen ſolchen von mehr als fl. 300 handelt; Anerkennung und Befriedigung ber 
Forderungen aus gemifjen Rechtsgeſchäften; freiwillige im Voranfchlage nicht vor- 
gefehene Leiſtungen (Freigebigkeitshandlungen) im einmaligen ober jährlichen 
Betrage von über fl. 100 bezw. fl. 500, je nachdem es fi um eine Gemeinde 
bis zu 4000 Einwohnern oder darüber handelt; Aufftelung der Gemeindevor⸗ 
anſchlãge und Schuldentilgungspläne; in Gemeinden über 4000 Einwohner be⸗ 
darf bie Feftftellung des Gemeindevoranfchlags Feiner ftantlihen Genehmigung 
mehr, auch erfolgt in biefen die Abhör der Bemeinberehnung buch eine Koms 
miffion des Bürgerausfchuffes, der Beſcheid durch Letzteren, während in kleineren 
Gemeinden wenigftens die Verkündung und Beſprechung der Rechnung in förm⸗ 
licher Berfammlung der Gemeinde zu erfolgen bat.?) 

Weitere Fälle eines Bemeinde- bezw. Burgerausſchuß ⸗Beſchluſſes find u. A. Neu⸗ 
bildung oder Zufammenlegung von Gemeinden, Feſtſetzung ber Zahl ber Ge⸗ 
meinderäthe, Wahl des Bürgermeifters und der Gemeinberäthe, Erhöhung, Min- 
derung und Verwandlung ber gegenwärtigen Gehalte des Bürgermeifters, der 
Gemeinberäthe, des Rathſchreibers und Gemeinderechners, Anträge auf Dienft- 
entlaffung diefer Perſonen, Verwendung des Grunbftodsvermögens zu laufenden 
Ausgaben in außerorbentlihen Fällen, Einführung einer Verbrauchsſteuer, unent- 
geldliche oder vergütete Naturalleiftung der Hands und Fuhrbienfte für die Ge- 
meinde, Verziht auf den Beizug der Ausmärker und ftaatsbürgerlichen Ein- 
wohner zu einzelnen Ausgaben, oder anberweite Regelung dieſes Beizugs, Be- 
ftreitung der Genofjenfhaftsausgaben (Soziallaften), Aufnahme neuer Anlehen, 
Verwendung von Ueberſchüſſen zu andern Zwedcen als zur Schuldenzahlung oder 
zu Kapitalanlagen, Abſchluß von Vergleichen über dingliche Rechte an Liegen: 
ſchaften 2c., Führung von NRechtsftreiten über ſolche Rechte, Einführung bejon- 
derer Beiträge neu eintretenber Bürger zu Lolalanftalten, Befreiung gewiſſer 
Klafien der Bürger von Gelbleiftungen, welche für Gemeindebienfte umgelegt 
werben u. ſ. w. 20) 

4. Der Rathſchreiber führt und beglaubigt das Rathsprotokoll, beſorgt 


*) Nach der älteren Geſetzgebung war dieſe wichtigſte Funktion (Voranſchlag ꝛc.) der Ge⸗ 
meinde bezw. ihrer Vertretung entzogen, indem auf Vorſchlag des Gemeinderaths und kleinen 
Ausſchufſes die Staataverwaltungsbehörde entſchied. Wielandt a. a. O. ©. 118. 

V) 8.0. 5. 568. Wielandt a. a. DO. ©. 110—115 md ©. 73, 
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und unterfchreibt die Ausfertigungen bes Bürgermeifters und Gemeinberathes 
die ihm aufgetragenen ſchriftlichen Verhandlungen und Kanzleigefhäfte aller Art, 
führt ein genaues Tagebuch über alle mwanbelbaren und zufälligen Einnahmen 
ber Gemeinde, bejorgt die Regiftvatur und bewahrt, unter Aufficht des Bürger- 
meifters bie Geſetz- und Verorbnungsblätter und bie Öffentlichen Bücher der Ge⸗ 
meinbe. 51) 

5. Der Gemeinderehner wird auf Vorſchlag bes GBemeinderaths von 
ber Gemeinde ernannt; er kann in Gemeinden bis zu 4000 Einwohnern zu⸗ 
glei Mitglied des Gemeinberaths fein, wegen feines Amtes aber auch die Wahl 
zum Bürgermeifter oder Gemeinberath ablehnen. Er ift für bie richtige Er⸗ 
hebung ber Einkünfte fowie für bie Beobachtung der vorgefchriebenen Ordnung 
in den Ausgaben allein verantwortlih. Für alle Einnahmen und Ausgaben ift 
Dekretur auf bie Gemeinbelafje erforderlih. Zur Aufftellung des Voranſchlags 
ift der Gemeinderechner zuzuziehen. Alljährlih wird die Gemeinderechnung er« 
ſtellt. ) 

€. Der weitere Inhalt der Gemeindeordnung, Verwaltung ber Ortspolizei, 8e) 
Verwaltung des Gemeinbevermögens,%) Verhältniß der aus mehreren Orten zu- 
fammengejegten Gemeinden, 3) ſowie ber abgefonberten Waldungen und Hofs 
güter®) fol uns bier nicht weiter beihäftigen. Nur bemerken wir, daß bie 
Stäbteorbnung ein Geſetz, befonbere Beſtimmungen über die Aufbringung des 
Gemeindeaufwands in ben Städten betreffend, im Gefolge hatte, durch welches 
eine Anzahl von Beilimmungen ber Gemeindeordnung abgeändert wurbe; wir 
werben hierauf weiter unten in Kürze zurüdtommen. 

An dieſer Stelle wollen wir nur nod von der Staatsauffiht über die 
Bemeindeverwaltung fprehen.?) Die Gemeinden genießen ſeit dem Ge 
fege vom 14. Mai 1870 gegenüber der Staatsverwaltung weit mehr Freiheit der 
Bewegung als früher. Nur die Verwaltung der Ortspolizei ift unter ber un« 
unterbrochenen Aufficht des Stantes geblieben.) Im Uebrigen erftredt ſich bie 
Handhabung der Staatsauffiht darauf, 

daß die geſetzlichen Schranken ber ben Gemeinden zuftehenben Befugnifie 
nieht überfähritten, 

daß die den Gemeinden gejeglich obliegenben öffentfichen Verpflichtungen erfüllt, 

daß die Vorſchriften über die Geſchäftsführung beobachtet werden. 

Geſetzwidrige Beichlüffe find, wenn die Gemeinde fie nicht felbft zurüdnimmt, 
durch die zuftändige Behörde außer Kraft zu fegen. Bei Unterlafjung der Er- 


3) 8.0. $. 57. 

=) G.⸗O. 85. 148, 151, 153, 154. 

=) G.O. 59. 58—63. 

8.0. 88. 64—156. 

») 8.0. 8. 161-171. 

*) G.O. 58. 174—177. 

8.0. $$. 173, 1723.—172e. 

*) Landesherrlihe Verordnung vom 15. Juni 1876, Geſetzes⸗ umb Berod.-Blatt 
Nr. XXVI., die Verwaltung der Ortspolizei in den größeren Städten betreffend. 
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füllung obliegender Berpflichtungen erfolgt behörbliche Aufforderung und fobann 
Anordnung des Nöthigen durch die Stantsbehörbe, namentlich auch betrefis etwa 
erforderlicher Umlagen. Weber die Gefhäftsführung ber Gemeindebeamten fteht 
dem Staate die Disziplinaraufficht mit dem Rechte auf Erkennung von Gelds 
ftrafen zu. Amts- und Kafenvifitationen werben behufs der Kenntnißnahme 
von ber Thätigkeit der Gemeindebehörden abgehalten. 

An Gemeinden von 4000 und weniger Einwohnern hat die Staatsbehörbe 
die Voranſchläge des Gemeindehaushalts und die Schulbentilgungspläne zu 
prüfen und zu genehmigen, auch die Gemeinderechnungen abzuhören und zu ver 
beſcheiden. In den größeren Gemeinden ift die Genehmigung des Voranſchlags 
Sache des Bürgerausfchuffes, welher ber Verwaltungebehörbe Abſchrift zu er 
theilen bat; erfolgt hierauf nicht binnen 30 Tagen eine Eröffnung an ben Ges 
meinberath, daß Anlaß zur Ausübung des Staatsauffichtsrechtes vorliege, fo 
wird der Voranſchlag vollzugsreif; auch bezüglich der Gemeinderechnung biejer 
Gemeinden kann jeberzeit das Auffichtsrecht geübt werden. Uebrigens fteht dem 
Burgerausſchuſſe diefer größeren Gemeinden das Recht zu, bie Genehmigung des 
Voranſchlags und die Rechnungsabhör einfach ber Staatsbehörbe zu unterftellen, 
aljo auf das Vorrecht der größeren Gemeinden zu verzichten. 

Veräußerungen des unbeweglichen Gemeindevermögens im Anſchlage von 
mehr als 1000 Gulden und deſſen Vertheilung, die Art der Vertheilung und 
alle Abänderungen im Allmendgenuſſe, Verwendungen des Grundſtocksvermögens 
zu laufenden Bebürfnifien, Kapitalaufnahmen mit Ausnahme ber zur Abtragung 
gelünbeter Kapitalien und ſchwebender Anlehen für Beftreitung voranjchlags- 
mäßiger Ausgaben, Einführung eines Oklroi, Waldausftatungen und außer 
ordentliche Solzhiebe, Verwendung der Gemeindeüberſchüſſe, Freigebigfeitshands 
lungen 3%) bebürfen vor deren Vornahme der Stantsgenehmigung. *) 


II 


Die Gemeindeordnung fußt noch vollftändig auf der Bürgergemeinde; bie 
Einwohner, welhe nicht Gemeinbebürger find, unterliegen zwar ber Gemeinde 
befteuerung, find aber von allen politiihen Rechten in ber Gemeinde ausge 
ſchloſſen.“) Nun wurben aber durch die Befeitigung der Zunftverfaffung, durch 
die Einführung der Gewerbefreiheit und Freizügigkeit die wirthichaftlihen Zu- 
fände dermaßen geändert, daß namentlich in den größeren Gemeinwejen mit 
ihrer fluktuivenden Bevölkerung die Bürgergemeinde ſich als ein überwundener 
Standpunkt darftellte und für die Gemeindeverfafjung das Bebürfniß, zur Ein- 
wohnergemeinbe überzugehen, unabweisbar wurde, zumal mit Einführung ber 
Reichsverfaſſung fi die Forderung ergab, nicht nur den Staatsangehörigen, 

*) G.⸗O. $. 56a. Ziffer 4. 5 

40) Ueber Einzelheiten bezüglich der Staatsauffiht Wielandt a. a. DO. S. 295—301. 

*) Die Funktionen des Ausſchufſes der fantsbärgerlihen Einwohner und Ausmärker find 
auf eine Mitwirkung Bei Feſtſetzung der Umlagen und Beiträge befchränft, 
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fondern allen Reichsangehörigen die politifchen Gemeinderechte zu gewähren. 
Das Mißverhältniß zwiſchen den Gemeindebürgern und den umlagepflichtigen, 
aber im Gemeindeleben rechtloſen Einwohnern hatte fi berart gefteigert, daß 
beifpielsweife die Stadt Karlsruhe mit 7089 Haushaltungen und 5084 Umlage 
pflichtigen nur 1652 Gemeindebürger, Mannheim mit 7973 Haushaltungen und | 
6028 Umlagepflichtigen nur 2647 Gemeindebürger zählten, 12) die Zahl der Bürger: 
annahmen ftändig zurückwich und, was befonders einpfunden wurde, die Städt: 
auf die Mitwirkung eines ganz erheblichen Theiles der intelligenten Einwohner 
an der Verwaltung verzichten mußten. Auch der Behörbenorganismus und die 
Beflimmungen über die Wahl bes Gemeinderegimenis erwiejen fih ala unyı: 
länglid für die größeren Städte. 

So drängte Alles auf das Bedürfniß einer Stäbteorbnung hin; allein Re: 
gierung und Stände waren darin einverftanden, daß man ſich mit einer Novell: 
zur allgemeinen Gemeindeordnung begnüge und Letztere, ſoweit nicht 
geändert, audy für die unter die Stäbteorbnung fallenden Städte in Wirkfamteit 
lafje.%) Die Regierung hatte die Stäbteordnung nur für die fünf größten 
Städte des Landes obligatoriſch vorgefchlagen, e& wurden aber alsbald zwei 
weitere Städte in biefen Rahmen gezogen, während ſchon nad dem Entwurfe | 
allen Städten über 3000 Einwohner die Annahme der Städteordnung, vorbe- 
baltlih der ®enehmigung des Minifteriums, freigeftellt wurde.) Bon biejer 
Befugniß hat bisher eine weitere Stadtgemeinde Gebrauch gemacht, jo daß die 
badiſche Stäbteorbnung, zu beren Schilderung wir nunmehr gelangen, zur Zeit 
für die acht Städte Karlsruhe, Mannheim, Freiburg, Heidelberg, Pforzheim 
Baden, Konftanz und Bruchfal in’ Geltung i1,%) welcher Kreis fih faum in 
nächſter Zeit erweitern dürfte. 


4) Bon dem Grund-, Häufer-, Gewerb- und Gefällſteuerlapital fielen im Jahre 1873 in 
Karlsruhe auf die Gemeindebürger 12”/s, auf die aatghürgerlihen Einwohner über 11Y/s Mil- 
Tionen, in Mannheim auf Erſtere 18, auf Letztere I Millionen, in Freiburg auf jene 8%/,, auf 
diefe 7 Millionen Gulden. Zur Kapitalfteuer waren in Mannheim beide Kategorien mit je 
124/, Millionen angelegt, in freiburg flanden den Gemeindebiirgern mit 5%, Millionen bie 
faatsbitrgerlihen Einwohner mit 188*/. Millionen Kapitalfteuer-Rapital gegenüber. (Motive ber 
Regierung zum Entwurfe einer Städteordnung in den Ständeverhandlungen 1873/74, 
DI. Kammer, 4. Beilageheft, S. 118 fi. 

=) Kommifftonsbericht des Abg. Bluntfhli, a. a, D. ©. 292 fi. Kommiffionsberiät 
des Abg. Renaud, Beilageheft der erften Kammer, ©. 240 fi. In der Praxis jollte es id 
nur zu bald zeigen, daß die Wahl diejes Mittelwegs Feine glildliche war. Die in den Br 
richten Renaud's verneinte Kluft zwifchen den größeren Städten und den übrigen Gemeinden 
machte fi) in allen Eden fühlbar. i 

4) Die Einwohnergemeinde ift bis jet im dem deutſchen Landesgejeßgebungen meift wm ! 
für die Städte, im einzelnen Gebieten, fo in dem Königreiche Sachſen, nur für die größeren ı 
Städte in's Leben gerufen worden. Diefes auch in Baden befolgte Syftem verdient, injolange 
die Einpohnergemeinde nicht Überall die Bürgergemeinde verdrängt, um deswillen volle Bilie . 
gung, weil die Heineren Städte, ihrem ganzen Weſen nach, fi mehr den Dorjgemeinden als 
dem größeren Städten nähern. Kommiffionsberiht von Renand a. a. DO, Seite 242. 

4) Geſetz vom 24. Juni 1874. Art. 1. — Berordnung vom 25. Dezember 1875, Gm: 
feed u. Verorbn.Öl. Nr. XXXIX. — Im ben im Urt. 1 des Gefeges micht gemanmten | 
Städten, welche die Städteordnung annehmen, kann nad) Art. B des Geſetzes durch Ortsftat 
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IV. 

Allgemeine Beſtimmungen. 

7 Mit Befeitigung des Unterjchiedes zwiſchen Gemeindebürgern im Sinne 
| Birgerrechtsgejebes, 46) ftantsbürgerlihen Einwohnern und Inſaſſen erjcheinen 
bebürger (Stadtbürger) alle im Vollbefige der Nechtsfähigkeit und der 
lien Ehrenrechte befindlichen männlichen, nicht im aktiven Militärdienfle 
enden Angehörigen des deutſchen Reiches, welche feit zwei Jahren‘”) 

a) Einwohner des Stadtbezirks find, 

-b) das 24. Lebensjahr zurücgelegt 18) und eine ſelbſtſtändige Zebensftellung 
haben, *?) 


it werden, daß von der Wahl ber Beigeordneten und vom den Beſtimmungen über 
rung der Bürgermeifter und der ftäbtiihen Beamten Umgang zu nehmen jei. Vol. 
den Komm.-Bericht der I. Kammer a. a. O., ©. 263. 

Das Geſetz über die Rechte der Gemeindebirger umd die Erwerbung des Bürgerrechts 
jpäter dazu erlaffenen Gejegen wurde durch Artikel II, Ziffer 1, dev Städteordnung 
Sedoch wurde demjenigen Bürgern, welche ſich zur Zeit der Einführung der 
im Genufje von Allmendnugungen befinden oder eine rechtliche Auwartſchaft 
und das vorgejhriebene Einfaufsgeld entrichtet Haben, beziehungsweiſe entrichten, 
t Gem! B auch ferner geftattet; die freiwerdenden Untheile fallen der Gemeinde anheim. 
L $. 65, Ubf. 2 des Geſetzes.) Die Bejeitigung diejes Bürgernutzens, der in den Eleie 
äbten und auf dem Lande von größerer Bedeutung für die wirthſchaftlichen Verhält- 
bildet einen Karakteriftifchen Unterfchied zwifhen der Einmohnergemeinde und der alten 


Das Erforderniß einer zweijährigen Fortdauer der Bedingungen fteht in Verbindung 
Neichsgejee vom 6. Juni 1870, 8. 10, wonach Derjenige, welcher innerhalb eines 
menberbandes nad) zurüdgelegtem 24. Lebensjahre zwei Jahre lang ununterbrochen 

vöhnfichen Aufenthalt gehabt Hat, dadurch im bemjelben den Unterſtützungswohnſitz 
Dieſes Erforderniß dient überdem dazu, die feßhafteren Beftandtheile der Bevölferung 
en bios vorübergehenden Bewohnern zu unterſcheiden und Jenen cher als Diefen eine 
auf die ſtädtiſchen Angelegenheiten zu gönnen. (Kommiſſ.Bericht der II. Kammer 
©. 29%.) Bon dem Vorhandenſein einer zweijährigen Dauer der aufgeftellten Er— 

Tann duch Beſchluß des Bürgerausſchuſſes im einzelnen Fällen Nachſicht ertheilt 
dteordnung $. 7b.) 
iſt das für das Stadtbürgerreht erforderliche Alter auf 24 +2 — 26 Jahre 
db nad) der Gejeßgebung von 1831 für das Bürgerrecht das Bolljährigleits- 
e umb die reaftionäre Gefeßgebung des Sahres 1851, welche gleichzeitig die Ber- 
xch weitere Borfchriften erſchwerte, ſowohl fir den Antritt des angeborenen 
als für die Erwerbung des Bürgerrechts durch Aufnahme die Zurücklegung des 
vorſchrieb (Bürgerrechtsgejeg 88. 10 und 20). Aus dringenden Gründen 

dom —* unter Staatsgenehmigung von dieſer Altersgrenze abgeſehen 
ii geſetz 88. 16, 17, 24). Bei der Hevifion der Gemeindegejege im 
man dieje Beftimmungen bei, obgleich die weiteren Erſchwerungen der 
efallen waren. Allein für die großen Städte die Grenze der Berechtigung 
üden und zwar ohne die Zulafjung von Ausnahmen, war ſicher nicht 
exe nicht durch das Gejeg Über den Unterftügumngswohnfig geboten, wenn 
ngen im Uebrigen für die Einwohnergemeinde zutrafen. Es jchiene 
‚überhaupt anf die Altersgrenze über die Volljährigkeit hinaus zu verzichten, 
ir der Gemeindeverwaltung ſchon früher wachzurufen. Hat ein Einwohner 
im Sinne des Geſetzes ſchon mit 21 Jahren erreicht, fo follte er aud) 
* dahin: b. ſelbſtſtandig iſt (als ſelbſtſtändig wird Feder vo 


ei 
5“ 
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e) feine Armenunterflügung aus öffentlihen Mitteln empfangen haben, 
d) die ihnen obliegenden Abgaben an die Gemeinde entrichtet haben, 
e) im Großherzogthum eine birefte orbentlihe Staatsfteuer bezahlen. 


Als jelbftftändig im Sinne dieſes Geſetzes werben diejenigen Perjonen be 
trachtet, weldhe entweder einen eigenen Hausftand haben oder ein Gewerbe auf 
eigene Rechnung betreiben oder an direkten ordentlichen jährlichen Staatsfleuern 
minbeftens zwanzig Mark bezahlen. 

Um aber Diejenigen, welde bis zur Einführung der Stäbteorbnung bas 
Bürgerrecht in einer Stadt befaßen, ohne daß die aufgezählten Bedingungen 
vollftändig zutrafen, in ihrem Rechtsbeſitze zu erhalten, wurbe in vorübergehender 
Weife beftimmt, daß diefe Perfonen als Gemeindebürger (Stadtbürger) im Sinne 
bes neuen Befeges gelten jollen, fobald und fo lange fie Einwohner des betreffen- 
den Stadtbezirke find, 5%) 

2. Das Bürgerredt ruht: bei Entmündigten, Mundtobten und Berbeis 
ftandeten; in Folge der Aberkennung der bürgerlihen Ehrenrechte während ber 
Dauer dieſes Verluftes ; nad) eröffnetem Bantverfahren während der Dauer des- 
felben und jo lange die Gläubiger nicht befriedigt find; in Folge des Eintrittes 
in den aktiven Militärdienft auf die Dauer dieſes Verhältnifies.51) 

3. Das Bürgerrecht ift verloren: Durch Berluft ber deutſchen Reiche- 
angehörigkeit; durch Aufgeben des Wohnfiges im Stadtbezirke; durch Verluft der 
Selbftftändigfeit der Lebenaftellung; durch Empfang einer Armenunterflügung 
aus Öffentlichen Mitteln; durch Nichtentrihtung der an die Gemeinde geſchul⸗ 
beten Abgaben nad) erfolglos burchgeführtem Beitreibungsverfahten; durch ben 
Wegfall der Pflicht zur Entrichtung einer direkten ordentlichen Staatafteuer im 
Großherzogthum. 

Der Verluſt des Bürgerrechts zieht den Verluſt der daſſelbe als Bedingung 
vorausſetzenden Stellen und Aemter nach fih.52) 


welcher das 24. Lebensjahr vollendet und einen eigenen Hausſtand hat oder ein Gewerbe auf 
eigene Rechnung treibt). Allein auf Vorſchlag der II. Kammer wurde, um nicht einen ganz 
erheblichen Kreis von Perfonen, wie Direktoren einer Altiengeſellſchaft, Techniter und Aufſeher 
einer Zabril, Profuriften und Kommis, Privatgelehrte und Kapitaliften ohne eigenen Hausftaud 
auszuſchließen, als felbftftändig auch Derienige bezeichnet, der mindeftens 20 Mark birelte 
ordentliche Staatsfteuer bezahlt. (Kommiff.- Bericht der IL. Kammer ©. 295, der I. Kammer 
©. 247. 

Nicht als ſelbſtſtändig im Sinne des Gefeges gelten dagegen Dienftboten, Gewerbegehilfen 
und Fabrifarbeiter, wenn fie nicht einen eigenen Hausſtand haben. ; 

) Stäbteorduung $. 7a. Bol. aud) $. 7f, wonad von dem nah $. Ta begründeten 
Bürgerrechte ein nach bem Bürgerrechtsgeſetze im einer nicht unter die Städteorbnung fallenden 
Gemeinde beftchendes Bürgerrecht in feiner Weife berührt wird. Da nämlich die Eimmohner- 
gemeinde auf einer durchans anderen Grundlage beruht als die Bürgergemeinde, ſchließt ber 
Beſitz bes Bürgerrechts in der Einwohnergemeinde des Wohnfites den gleichzeitigen Beſitz bes 
Bürgerrechte in einer Bilrgergemeinbe nicht aus. (Motive der Regierung a. a. O. ©. 124.) 

®), Städteorbnung $. 7d. 

2) Stäbteorduung $. Te. 
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4. Berehtigung der Bemeindebürger. 

Sofern das Bürgerrecht nicht ruht, find die Gemeindebürger zur Theilnahme 
an den Gemeinbewahlen berechtigt, zur Uebernahme von unbefolbeten Aemtern 
und Funktionen der Gemeindeverwaltung und Gemeindevertretung befähigt, aber 
aud verpflichtet, eine Wahl in die Gemeindevertretung zu einem unbejoldeten 
Gemeindeamte, ſowie einzelne Funktionen in ftädtifhen Verwaltungsangelegens 
beiten anzunehmen. 


Ablehnung einer Wahl oder eines Auftrags und Austritt vor geſetzlich 
abgelaufener Dienftzeit kann aus beflimmten Gründen (anhaltende Krankheit, 
Zurüdlegung des 60. Lebensjahre, Verwaltung eines Stantsamtes ober eines 
Notariats, Gefchäfte, welche eine häufige oder lange andauernde Abwefenheit mit 
fi bringen) ohne Weiteres erfolgen. Wer ſechs Iahre hindurch einen unbejol- 
beten Dienft in der Gemeindeverwaltung oder Gemeinbevertretung befleivet hat, 
kann für die nächften ſechs Jahre eine Wahl oder einen Auftrag ablehnen. Ueber 
die Erheblichkeit anderer Gründe entſcheidet endgiltig ber Bürgerausfhuß. Liegen 
keine genügenden Entſchuldigungsgründe vor, fo zieht Die Verweigerung ber Ans 
nahme einer Wahl (auch als Stellvertreter) oder der Austritt vor geſetzlich ab⸗ 
gelaufener Dienftzeit die Erlegung eines auf Antrag des Stabtrathes buch den 
Bezirksrath endgiltig feitzuftelenden Betrages von 100-300 Mark in bie Ges 
meindekaſſe nach fih.59) 

5. Ortsſtatut. Entſprechend dem Vorgange der preußiſchen Städteord⸗ 
nungen iſt die Gemeindeautonomie durch die Beſtimmung erweitert worden, daß 
für jede Stadt ein Ortsſtatut errichtet werden ſoll, welches über diejenigen Punkte 
die nöthigen Feſtſetzungen trifft, für welche das Geſetz ſtatutariſche Beſtimmungen 
vorbehält. Das Ortsftatut kann außerdem auf andere bie ſtädtiſche Verfaſſung 
und Verwaltung berührende Punkte ſich erfireden, fofern barüber die Stäbte: 
ordnung Beitimmungen nicht enthält und die ftatutarifchen Feftfegungen anderen 
Gefegen nicht widerfpreden. Der Stabtrath entwirft das Statut, welches jodann 
ber Zuftimmung bes Bürgerausſchuſſes und der Genehmigung des Minifteriums 
des Innern bedarf.) Innerhalb der durch die Stäbteordnung als gemeines 
Stadtrecht gezogenen Schranken wurde hierdurch der Individualität der Stadt, 
ihren Bebürfniffen, Sitten und Anſichten ein Spielraum gewährt und einer 
immer reicheren Entfaltung des Gemeinbelebens die Bahn eröffnet.55) 

Durch Ortsflatut ift die Zahl der befolbeten Beigeordneten und der Stabt- 
räthe, die Bejoldung des Oberbürgermeifters und der Beigeorbneten, die Zahl 
der Mitglieder des Vorſtands der Stabtverordneten, die Frift für Vornahme der 
Neuwahlen bei Tod oder Austritt des Oberbürgermeifters und ber Beigeorbneten, 
auch zu beftimmen, für welche Dienftzweige beſondere ftädtiihe Beamte und in 
welcher Weife beftellt werben follen, jowie der Gebührenbezug der Gemeindes 


53) Stäbteorbmung $. Te. 
) Städteorbuung $. 7g. 
55) Motive der Regierung S. 124. Kommiffionsbericht der II. Kammer ©. 299. 
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beamten und Gemeindebedienſteten für auswärtige Verrichtungen feitzujegen. 
Außerdem regelt das Ortsſtatut die Einrichtung und den Wirkungstreis ber für 
einzelne Verwaltungszweige zur Unterftügung des Stabtrathes gebildeten befonderen 
ſtändigen Kommiffionen.%) 


B. Der Stabtrath. 


1. Die Verwaltung ber Stadt liegt in den Händen des Stabtrathes, 
welcher aus dem Oberbürgermeifter, einem oder mehreren befolbeten Beigeord- 
neten und mehreren Stabträthen befteht. Zahl und etwaige befondere Funktionen 
der Beigeorbneten und Stabträthe werben durch bas Ortsſtatut beftimmt.57) 
Die Veigeorbneten find die Stellvertreter und Amtsgehilfen des Dberbürger- 
meifters; ber erſte Beigeordnete führt den Titel Bürgermeifter.5%) 


2. Während die Mitglieder des Gemeinderathes aus geheimer und direkter 
Wahl der Bürgerfchaft hervorgehen, bejchränkt fi das Wahlrecht ber Bürger 
nad der Städteordnung auf die Erwählung des Bürgerausihuffes nad dem 
Dreiklaſſenſyſteme. Dagegen findet für die Mitglieder des Stabtrathes indirekte 
Wahl dur den Bürgerausfhuß flat.) Im der zweiten Kammer war 
zwar beantragt worden, das Prinzip der geheimen und direkten Wahl durch bie 
Semeindebürger, und zwar ſowohl für die Wahl des Bürgerausſchuſſes als für 
die der Mitglieder des Stadtrathes durchzuführen, wobei man fi auf das vom 
Reichsrecht anerlannte allgemeine Stimmrecht berief; allein, wie man bezüglich 
des Bürgerausfchufies der Klafienwahl den Vorzug gab,6) fo wurbe bezüglich 
der Stadtrathswahl berüdfichtigt, daß in größeren Städten die Geſammtheit der 
Bürger bei dem Mangel an gegenfeitiger perfönlicher Bekanntſchaft außer Stande 
fei, Wahlen zu treffen, melde eine gewifje techniſche Qualifikation erforberten; 
auch fei es nicht wunſchenswerth, daß hier vorzugsweife politifche Rüdfichten ent- 
ſchieden, während eine direkte Wahl durch die Gemeindebürger nur Ein Interefle, 
dasjenige ber Mafle, darftellen würde.) Es follte fi indefjen bei Einführung 
der Stäbteordnung zeigen, daß, fobald eine Gemeinde in politifcher Richtung 
ſtark ausgeprägte Gegenfäge umfaßt, weber Klaffenwahl noch indirekte 
Wahl diefe Gegenfäte hindert, zum Ausbrude zu kommen, inden man die Stabts 
verordneten mit einer Art imperativen Mandates, eine gewiſſe Perlönlichkeit zum 
Dberbürgermeifter zu wählen, ausfuchte und fo die Anficht der Bürgerfchaft auch 
in der Perfonenfrage durchſetzte. Es fällt nicht in ben Bereich biefer Arbeit, 


5) Siehe unten. So wurden im den einzelnen Stäbten Ortsftatute für Bil dung der Schul⸗ 
kommiſſion, der Kommiſſionen für öffentliche Geſundheitspflege, für Armen- unb Krankenpflege, 
für Führung der Grund» und Pfandbücher alsänöthig erkannt. 

5) So befieht 3. B. nad) den Ortsſtatuten von Karlsruhe und Mannheim der Stabtrath 
neben dem Oberbürgermeifter aus zwei Beigeordneten und achtzehn Stabträthen. 

ss) Städteordnung $. 10. 

8) Städteorbnung $. 11. 

©) Siehe unten. 

) Kommifj.-Bericht der I. Kammer, a. a. D. ©. 262. — 
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über bie Berechtigung bes einen ober andern Syftems fi zu verbreiten. Da- 
gegen ſoll ſchon bier darauf hingewieſen werden, daß der Umftand, daß ber 
Bürgerausihuß auch die Stabtrathemitglieder umfaßt, der jeweiligen Stabtraths« 
partei ein fühlbares Webergewicht verleiht. 

3. Die Wählbarkeit zum Amte des Oberbürgermeifters oder 
eines Beigeorbneten ift nicht durch das Stabtbürgerrecht bedingt. — Viel⸗ 
mehr ift zu einem ſolchen Amte jeder im Vollbefige der Rechtsfähigkeit und ber 
bürgerlihen Ehrenrehte befindlihe männliche, nicht im Militärdienft ſtehende 
Angehörige des deutſchen Reiche, welcher das 26. Lebensjahr 2) zurüdgelegt hat, 
wählbar. Die Wahl Tanıı jedoch nur derjenige annehmen, welder die badiſche 
Staatsangehörigkeit befigt oder erwirbt, während das Stabtbürgerrecht mit der 
Annahme der Wahl erlangt wird.) 


In den Stadtrath wählbar ift jeder Stadtbürger, deflen Bürgerrecht 
nicht ruht.) Jedoch können diejenigen Beamten und die Mitglieder derjenigen 
Behörden, durch melde die Aufficht des Staates über die Stabt ausgeübt wird, 
die befoldeten Gemeindebeamten, Geiftlihe und Volksſchullehrer, die befoldeten 
Richter, ©) die Beamten ber Staatsanwaltihaft und die Polizeibeamten die auf 
fie gefallene Wahl nur annehmen, wenn fie ihr Amt nieberlegen. 


Vater und Sohn, Schwiegervater und Schwiegerfohn, Brüber und Schwäger, 
ſowie Diejenigen, welche als offene ober perſönlich haftende Geſellſchafter bei der näm- 
lichen Handelsgeſellſchaft betheiligt find, können nicht zugleich Mitglieder des Stadt⸗ 
rathes fein. Entfteht die Schwägerſchaft oder Gejhäftsverbindung erft im Laufe 
der Wahlperiode, fo ſcheidet im erften Falle dasjenige Mitglied, durch weldes 
das Hinberniß herbeigeführt worben ift, im andern Falle das den Jahren nad) 
ältere Nitglied aus. Bei einem derartigen Konflikte zwiſchen einem Stabtrathe 
und dem zum Bürgermeifter oder Beigeorbneten Gewählten fcheidet der Stadt: 
rath aus.) 


4) Dauer bes Amtes. Der Oberbürgermeifter und bie Beigeorbneten 
werben auf neun Fahre gewählt, biefelben find wieder wählbar. Durch Orts- 


2) Bot. oben Anmerkung 48. 

&) Stäbteorbuung $. 18. Der Entwurf hatte uur die negative Bedingung vorgefehen, daß 
die Wäplbarkeit nicht durch der Wohnfig in der Gemeinde bedingt fei, und außerdem den Befit 
der badiſchen Staatsangehörigkeit zur Annahme der Wahl gefordert; die zweite Kammer fah 
aud) den Erwerb der Staatsangehörigkeit vor, während bie erfte Kammer die jegige Faſſung 
vorſchlug, um bei ber Schroierigleit und Wichtigkeit der Stellung als Oberbürgermeifter und 
Beigeordneter und ben verſchiedenartigen, für diefelbe erforderlichen Eigenfchaften den Gemeinden 
da8 Recht der Berufung geeigneter Perfönlichleiten aus einem ambern deutſchen Staate offen⸗ 
zuhalten — Kommiffionsbericht der I. Kammer, ©. 258 —, ein Recht, von welchem wenig“ 
ſtens in einem Kalle alsbald Gebraud gemacht wurde. 

&%) Bgl. oben IV. A 2. 

&) Im Gegenjage zu den Handelsrictern aus dem Kaufmannsflande. Zu dem befoldeten 
Richtern gehören auch die Mitglieber des Verwaltungsgerichtshofes. 

&) Stäbteordnung $. 12, 
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ftatut ift zu beflimmen, innerhalb welder Frift im Falle ber Erledigung buch 
Tod oder Austritt zu einer Neuwahl zu fchreiten if.) Die Stabträthe werben 
auf ſechs Jahre gewählt, alle brei Jahre ſcheidet die Hälfte aus und wird 
durch neue Wahlen erfegt. Die Ausſcheidenden find wieder wählbar. Sofort 
nad) Erledigung einer Stelle durch Tod oder Austritt wird von bem Bürger- 
ausſchuſſe für die ganze noch übrige Amtsdauer des Abgegangenen eine Ergän⸗ 
zungswahl vorgenommen. 

5. Wahl. Bei der Wahl der Stadträthe entſcheidet bie relative Mehrheit 
der erihienenen Wahlberechtigten. Dagegen ift für bie Wahl des Oberbürger- 
meifters ober eines Beigeorbneten die abfolute Mehrheit aller Wahlberedhtigten 
erforderlih. Wenn in drei Wahltagfahrten eine giltige Wahl aus dem Grunde 
nicht zu Stande kommt, weil Keiner die erforberlihe Stimmenzahl in ſich ver- 
einigt oder der Gewählte nicht wählbar ift, oder wenn bie Vornahme einer zweis 
ten ober dritten Wahl verweigert wird, fo ift Das Minifterium des Innern bes 
rechtigt, einen Kommiſſar zu ernennen, welcher die Stelle auf Koften der Stabt 
verwaltet, bis eine giltige Wahl getroffen ift. Späteftens nad Ablauf eines 
Jahres muß eine erneute Wahl angeorbnet werben.) 

Die Wahl des Oberbürgermeifters leitet bie ihm zunächft vorgefegte Staats⸗ 
verwaltungsbehörbe (Vorftand des Bezirksamtes) unter Zuzug zweier vom Stadts 
rathe aus dem Bürgerausihuß gewählten Urkundsperfonen. Die Wahl der Beis 
geordneten und Stabträthe leitet ber Oberbürgermeifter unter Zuziehung des 
Rathſchreibers und zweier Stadträthe ald Urkundsperfonen. Die Stimmgebung 
ift in allen Fällen eine geheime. Das Nähere wurde einer im Verorbnungswege 
zu erlafienden Wahlordnung überlaffen.®) 


6. Benfionsanfprüde. Zunächſt if der freien Vereinbarung zwiſchen 


©) Städteorbnung $. 17. Die Gemeindeorbnung fieht nur fehejährige Amtsdauer, wie 
bei den Mitgliedern des Gemeinde- (Stadt) rathes vor. Der Entwurf ging von einer erſten 
Amtsdauer von ſechs Jahren aus, nach Ablauf derfelben follte eine Wiederwahl für 12 Jahre 
gelten. Allein die Kammern hielten eine längere Amtsdauer bes erſtmals Gewählten für 
nöthig, um die Stelle tüchtigen Beamten annehmbar zu machen und die Fefligfeit ber Leitung 
zu ſtärken, und nahm man fowohl von Berlängerung einer zweiten Dienftperiode, ale von 
einem Rechte der Gemeinde zu einer Wahl auf Kebenszeit Umgang. 

®) Städteorbnung 88. 14, 15. Bon der Ernennung eines Bürgermeifters auf höchſtens 
3 Jahre (Gemeindeordnung $. 12) nahm man Umgang. Kür die Jahresfriſt bezüglich der 
Neuwahl war maßgebend, daß man den Städten Gelegenheit geben mußte, in das normale 
Berhältnif eines von ihnen ſelbſt gewählten Borftandes zurückzutreten, andrerfeits aber die 
Friſt eine genügende fein muß, um bie Gemeinde zur Beſinnung gelangen zu laffen und dem 
Kommiffar Zeit zur angemeffenen Einwirkung zn gewähren. 

®) Stäbteorbuung $.16. Die Wahlordnung vom 16. November 1874 Geſetzes⸗ 
und Verordnungsblatt Nr. LD, durch welde die Gemeindewahlordnung vom 16. Mai 1870 
in ben unter die Städteorbnung fallenden Städten außer Wirkſamkeit geſetzt wurde, trifft 
befondere Beftimmungen für die Wahl der Stadtverorbneten (88. 1—16), der Stadträthe 
(88. 16—21), des Oberbürgermeifters und der Beigeorbneten ($$. 22—27), ſowie allgemeine 
Beftimmungen für fänmtliche Wahlen. ($$. 28-41.) 
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der Gemeinde und den für die Stelle des Oberbürgermeifters oder Beigeorbneten 
Auserfehenen bezw. Gewählten die Beitimmung ber Penfion überlafien. Um 
aber Parteimandvern entgegenzutreten, welche fonft in ber Art möglich wären, 
daß ein Kandidat ganz auf Penfton verzichtet, wurde beftimmt, ba, wenn nichts 
Bünftigeres durch Vertrag ausbebungen wurde, dieſe Gemeindebeamten bei ein 
tretender Dienftunfähigfeit oder, wenn fie nad) abgelaufener Wahlperiode nicht 
wiedergewählt werben, nad) im Ganzen: 

achtjähriger Dienflzeit ein Viertheil, 

fechzehnjähriger Dienfizeit die Hälfte, 

vierundzwanzigjähriger Dienftzeit zwei Drittheile 
der feften Befoldung mit Ausfhluß von Gebühren und anderen wanbelbaren 
Bezügen als Penfion zu beziehen haben follen.’0) 

7. Geſchäftskreis. 

Die Befugniffe des Oberbürgermeifters find im Wefentlichen diefelben, 
wie fie oben II. B. 1. aufgeführt find. Der Oberbürgermeiſter ift jederzeit be- 
r echtigt, den Sigungen der befonderen ſtädtiſchen Kommiſſionen (fiehe unten, 
Ziffer 8) beizumohnen und, wenn es ihm nöthig oder zwedmäßig erjcheint, in 
denfelben ausnahmsmeife den Vorfig zu übernehmen.?!) 

Das Inftitut der Beigeordneten befland ſchon vor der Stäbteordnung 
in dem Sinne, daß für Gemeinden über 4000 Einwohner ein zweiter Bürgers 
meifter als Stellvertreter und zur Unterftügung bes erfien Bürgermeifters gewählt 
werden konnte; nunmehr ift ein Beigeordneter (ber den Titel Bürgermeifter führt) 
obligatoriſch; mehr als ein weiterer (zweiter) Beigeordneter ift in feiner ber ba- 
diſchen Städte bis jegt für nothwendig gehalten worden. 

Die Geſchäftstheilung zwiſchen dem Oberbürgermeifter und feinen Beigeorbneten 


?0) Städteordnung $. 19d. Der Regierungsentwurf wollte nad) zwölf Jahren die Häffte, 
nad) 24 Jahren zwei Dritttheile des Gehalts bewilligen; auf Vorſchlag der zweiten Kammer 
wurde aber die jegige Faſſung beliebt und gab man ber erflen Grenze von 8 Jahren den 
Borzug vor den 9 Jahren der Dienftperiode aus dem zutreffenden Grunde, die Länge ber 
Dienfzeit für die Begründung und Erhöhung des Penfionsanfprudes nit mit der Wahlzeit 
aufammenfallen zu faffen, vielmehr den Betreffenden ſchon vor dem Herantreten der Wahl mit 
einem Penfionsanfpruche auszuftatten. — Für die auf Lebenszeit angeftellten fädtifchen Beamten 
if im Ermangelung befonderer Vereinbarung bei eintretender Dienftunfähigfeit die geſetzliche 
Penſion nad) 12 Dienftjahren auf die Hälfte, nad; 24 Dienfjahren auf zwei Dritttheile der 
Beſoldung feftgefeßt. Städteordnung $. 19f. — Wenn in beiden Fällen beftimmt wurde, daß 
nur die in die Zeit nad) Einführung der Städteorbnung fallenden Dienftiahre der Berechnung 
der Penfton zu Grumde gelegt werben follen, fo gilt aud dies nur für den Fall, daß nicht der 
Dienfvertrag gilnftigere Beftimmungen getroffen haben follte. (Motive der Regierung a. a. O. 
©. 122). — Diefe Penflonen follen nad) $. 19g der Städteordnung infoweit und infolange 
wegfallen, als der Penflonirte in Folge anderweiter Anftelung und Beſchäftigung im Staats- 
oder Gemeindebienfte ein Einfommen bezieht, welches mit Zurechnung der Benfion fein früheres 
Einkommen überſteigt. 

?1) Wir werden fpäter Anlaß Haben, über die jehr wichtige Funktion des Vorſitzes in den 
Sigungen des Bürgerausſchuſſes und des Rechtes der Zufammenberufung beffelben uns aus. 
zuſprechen. Vgl. Seite 593. 


Hartmann, Zeltfgrift. IV. Bd. 1. Heft. 2 
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if im Weſentlichen dahin zu prägificen, daß Erflerer der Vertreter ber Stadt 
und ber Leiter ihrer Angelegenheiten, deshalb Borfigender im Stabtrathe und 
Bürgerausfhuffe if, die hier zur Beſchlußfaffung gelangenden Geſchäfte in ihrer 
Vorbereitung überwadht und in den wichtigſten Kommiſſionen den Borfig führt. 
In allen dieſen Angelegenheiten kommt die Stellvertretung dem erften Beigeorbs 
neten zu. Im Uebrigen haben die Beigeorbneten das Detail der Arbeit zu bes 
forgen, wie ihnen ſolches ſtatutariſch ober Durch den Oberbürgermeifter zugewieſen 
wird. In den meiften Städten wurde hierbei dem Bedürfniſſe Rechnung getragen, 
in einer diefer Stellungen eine juriftifh und ſtaatswiſſenſchaftlich gebildete Kraft 
zu verwenben. 

Zu den Amtsdefugnijfen des Stabtrathes, wie folhe oben für die 
Gemeinderäthe geſchildert find (IL. B. 2),7%) kommt die Verwaltung bes örtlihen 
Schulweſens und die Armenpflege, welche ber gejchlofienen Bürgergemeinbe aus 
dem Grunde entzogen und beſonderen Behörden (Ortsſchulrath, Armenrath) über- 
tragen wurde, weil dieſe Angelegenheiten nicht ben engen Kreis ber Gemeindebürger 
allein, ſondern die ganze Einwohnerſchaft angehen. Mit Einführung der Ein- 
wohnergemeinde hatten beshalb biefe Funktionen auf ben die gefammte Einwohner> 
ſchaft vertretenden Stabtrath überzugehen.7®) 

8 Bejondere KRommiffionen. Daß die Gemeindeordnung bie Beftels 
lung bejonberer Kommiffionen für einzelne Verwaltungszweige nicht geftattet, 
wurde in den größeren Städten ſchon Iange als ein befonderer Mißftand empfun- 
den. Nach dem Vorgange ber preußifchen Stäbteordnung wurde dieſem Bebürfs 
nifje Rechnung getragen, zugleich aber dafür geforgt, daß der Schwerpunft der 
ganzen Stadtverwaltung im Stadtrathe liegen müfle. Es wurde deshalb beftimmt, 
daß für einzelne Verwaltungszweige bejondere bleibende ſtädtiſche Kom— 
miffionen, deren Einrihtung und Wirtungsfreis in dem Ortsftatute ober durch 
Gemeindebeſchluß mit Genehmigung des Minifteriums bes Innern gebildet wers 
den Können, und 

für bie Schulangelegenbeiten, 

für das Armenweſen, 

für bie öffentliche Gefundheitspflege 
gebilbet werden müfjfen. Jeder Kommiſſion muß ein Mitglied des Stabtvatges 
als Vorfigender angehören, um dadurch ben fteten und innigen Zufammenbang 
mit dem Stadtrathe zu wahren. Auf Vorſchlag ber Kommiſſion der II. Kammer 
wurbe in legterer Richtung weiter beftimmt, daß der Oberbürgermeifter jederzeit 


?9) Die Beratung und Beihlußfaffung über die Bürgeraufnahme und über dem Antritt 
de8 angeborenen Bürgerrechts ift felbfiverftändlich in Wegfall gekommen. 


3) Städteorduung $. 19. Der Stadtrath führt die Aufficht über die Volksſchulen in dem 
Umfange, wie fie auf Grund des Geſetzes vom 8. März 1868 über den Efementarunterriät 
den Orteſchulräthen übertragen worden find, über anderen ftädtifchen Lehranftalten nad) Mafe 
gabe ihrer Statuten. Vgl. die Motive der Regierung in den Verhandlungen ber IL Kammer, 
IV. Beil.Heſt S. 124. 
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berechtigt ift, den Kommiffionsfigungen beizumohnen und, wenn es ihm nöthig 
ober zweckmäßig erjcheint, ausnahmsweiſe den Vorſitz zu übernehmen. 

Am Uebrigen können bie Rommilfionen aus Mitgliedern des Stabtrathes 
und des Bürgerausihuffes und aus anderen Mitgliedern zuſammengeſetzt werden; 
die Ernennung diejer Mitglieder geht vom Stadtrathe aus. Für die gebotenen 
Kommiſſionen find außerdem eine Anzahl von Perſonen gejeglih zur Theil- 
hahme berufen, nämlich bei den Berathungen und Beihlußfafiungen in Ange 
legenheiten der Volksſchulen die Ortäpfarrer der verjdiedenen Konfelfionen, 7%) 
fowie die Voltsfchullehrer in einer durch das Ortsftatut näher zu beftimmenden 
Weife,5) während in der Armentommilfion und in der Kommiffion für die öffent« 
lihe Gefunbheitspflege die Armenärzte und, wo die Lolalpolizei einer Staatsftelle 
übertragen ift, der Polizeibeamte, außerdem in der Armenkommiſſion ein Orts⸗ 
pfarrer jeder Konfeffion, auch der Ortsrabbiner, in der Kommilfion für bie 
öffentlihe Geſundheitspflege der Bezirksarzt Sig und Stimme haben jollen.’6) 

Die Rommiffionen find ausbrüdlih dem Stadtrathe untergeordnet, welder 
über Beſchwerden gegen biefelben vorbehaltlich des Rekurſes zu beichließen hat. 

Bezügli) der vom Stadtrathe ernannten Mitglieder, welche nicht zugleich 
Stabträthe find, gelten diejelben Disziplinarvorjäriften über einftweilige Ent⸗ 
bebung vom Dienfte, Ahndung von Dienſtnachläſſigkeiten und Ungehorfam, Dienft- 
entlafjung, wie für die Bürgermeifter, Stabträthe u. |. m.’ 

C. Der Bürgerausjhuß. 
1. Entſtehungsgeſchichte. 
Bezüglich des Bürgerausfhufles ging ſchon ber Regierungsentwurf davon 


7) Auch die Ortsrabbiner. Kommiffion der II. Kammer, a. a. O. S. 302, der J. Kammer, 
a. a. O. ©. 256. 

”) Mad) dem Ortsſtatute von Mannheim z. B. beſteht die Schulkommiſſion aus dem 
Oberbürgermeifter und einem Beigeoröneten als Vorfigenden, dem Rektor der Boltsihule, je 
einem Geiſtlichen der verjchiedenen Konfeffionen, einem Hauptlehrer, welcher vom Kollegium der 
Hauptlehrer dem Stabtrathe vorzufchlagen ift, und aus fieben weiteren Mitgliedern, von welchen 
im der Regel mindeftens drei Stabträthe fein follen. 

?°) Nach dem Ortsftatute von Mannheim befteht die Armen- und Krantentommif- 
fion außer den vom Geſetze bernfenen Mitgliedern aus den Gr.-Bezirksarzte und 15 vom 
Stadtrathe auf je drei Jahre ernannten Mitgliedern, unter denen fid) miudeſtens drei Stabt- 
räthe ſowie der jeweils birigirende Arzt des Krantenhaufes oder deſſen Stellvertreter befinden 
ſollen; der ſtädtiſche Geſundheitsrath zählt dem Polizeibeamten des Großh. Bezirksamts, 
den Bezirksarzt, die (vier) Armenärzte der Stadt und bis zu 8 durd) den Stadtrath für je brei 
Jahre zu berufende Perfonen zu Mitgliedern, vorbehaltlich, des Zuzugs befonderer ſachkundiger 
Perſonen für einzelne Angelegenheiten. Der Stabtrath ernennt den Vorfigenden und deſſen 
Stellvertreter für diefe Kommiffionen. 

7) Stäbteorbnung 88. 19a. 196. — Ueber bie zum Bollzuge des Geſetzes vom 24ten 
Juni 1874, die Führuug der Grund- und Pfandbücder in einigen Städten betreffend, Gef. 
u. Verordn.⸗Bl. Nr. XXVU in den einzelnen Städten gebildeten Gewähr- und Pfand- 
gerihtsfommiffionen vgl. meine Darftellung des badiſchen Pfandredts in v. Mei- 
bom, beutfches Hypothekenrecht, Band VII, Rheiuiſch⸗Franzöſiſches Privilegien- und Hypothelen ⸗ 
recht, Abtheilung I, Seite 152—155. 

2°» 
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aus, daß ſowohl bie bisherige Zahl feiner Mitglieder als fein bisheriges Verhält: 
niß zu dem Gemeinberathe in der Weile, daß die Mitglieder des Lehteren ge 
borene Mitglieder des Bürgerausſchuſſes find”) fortbeftehen ſollten. Die Motive 
bemerken in biefer Richtung: „Zwar ift ſchon mehrfach der Wunſch geäußert 
worden, dem Bürgerausihuffe eine ähnlihe Stellung und Organifation der 
ftäbtiichen Verwaltungsbehörde gegenüber zu geben, wie fie in Preußen das Kol 
legium der Stabtverorbneten dem Magiftrate gegenüber befitt. Allein einmül 
find die Erfahrungen, die man gerade mit dieſer Einrichtung in Preußen gemadt 
bat, wo ber Gegenſatz zwifchen den beiden Kollegien ſich nicht felten bis zu 
ſchweren Konflikten ſchärft, wenig verlodend, und zum Andern müßten der Statt: 
aufficht zur Wegräumung folder Konflitte Mittel gewährt werben, welde, mit 
das Recht der Entſcheidung im Konflittsfalle und das Recht der Auflöfung dei 
Bürgerausfhufles, von unfern Stäbten als eine ebenſo ungewohnte als unwil: | 
kommene Einmiſchung ber Stantsgewalt empfunden würden. Auch müßte, went | 
der Bürgerausſchuß eine größere Selbfiftänbigfeit und größeren Antheil an der 
Gemeindeverwaltung erhalten follte, die Zahl feiner Mitglieder erheblich beihräntt 
werden, was mit Rüdfiht auf feine Eigenfhaft als Wahltörper auf Bedenken 
ftoßen dürfte. Aus diefen Gründen und da bie badiſche Einrichtung im langen 
Jahren fi im Ganzen bewährt hat, beſchränkt fi) der Entwurf darauf, für die 
dem Bürgerausfhuffe vom Stadtrathe zugehenden Vorlagen die Beftellung von 
Berichterftattern vorzufehen und ihm in Angelegenheiten ber Stadtverwaltung 
eine wirkfame Snitiative einzuräumen (8. 43 und $. 44 Ziffer 4.7) Ber 
Entwurf umging aus diefen Erwägungen fogar die Benugung des Ausdrude 
„Stadtverorbnete” für die gewählten Mitglieder des Bürgerausfchuffes, welcher 
Ausdrud erft durch die Kommiſſion der II. Kammer in das Geſetz eingeführt | 
wurde. Diefe Kommiffion verkannte die Bedenken der Vereinigung der Stadt: 
räthe und Stadtverorbneten zu einem Körper keineswegs, ſprach ſich aber doch 
für diefe Einrichtung einestheile aus Furcht vor den durch diefe Trennung dro- 
henden Konflikten, anderntheils deshalb aus, weil der Bürgerausſchuß überdem 
nicht blos eine Tontrolirende, fondern wefentlid eine mit wirkende Behörde 
jei, indem viele Anordnungen des Stabtrathes feiner Zuftimmung bebürften und 
der von dem Bürgerausfchuffe gewählte Stadtrat in gewiffem Sinne nur der 
engere, zunädft die Geſchäfte beforgende Ausihuß des Bürger 
ausjchuffes felber und diefer Hinwieder der weitere, durch eine Anzahl 
von Bürgern verfärkte große Stadtrath, alfo die Vereinigung beide 
Beſtandtheile, bie zuſammenwirken und einander ergänzen jollen, zweckmäßig ei.) 
In der Verhandlung ber II. Kammer kam man auf die angeregten Bedenken 
zurüc und bedauerte, daß nicht ein felbfiftändiges Kollegium von Stadtverord- 
neten gebildet werde. Die Beſorgniß vor Konflikten durch die völlige Trennung 
der beiden Kollegien widerſpreche der Erfahrung, derzufolge ſolche Fälle jelten 
) Siehe oben II. A. 2b und Anm. 20. 
) Motive der Regierung, a. a. DO. ©. 124—125. 
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* wofür der Umftand fprehe, daß auch die neuefte bayriſche und 
f ih ſächſiſche Gejeggebung fih das Syftem der preußiſchen Stadt 
eten angeeignet hätten; derartige Konflikte könnten überdies meift durch 
einſchaftliche Sitzungen beider Behörden oder mittelſt einer Durchzählung der 
nen in beiden Kollegien gelöft werden. Wenn man aber den Bürgerausſchuß 
8 Männern zufammenfege, welche Mitglieder des Stadtrathes jeien und 
ih mit Gemeindeangelegenheiten bejchäftigten, theils aus ſolchen, die nur 
jahre auf das Rathhaus kommen, jo habe dies die nothwendige Folge, 
ie letztgenannten Mitglieder der Fähigkeit und Neigung zur jelbititändigen 
] g in Gemeindeſachen entbehrten.d!) Allein diefe Bedenken fanden kein 
t und beide Kammern gaben dem an den bisherigen Zuftand fi anlehnen— 
leme ihre Zuftimmung.2) 
in ſchon nach kurzer Zeit jollte fich zeigen, daß man befjer gethan hätte, 
gegengefegten Syſteme zu folgen, da namentlich duch die im Verord- 
ge für den Bürgerausfhuß erlaſſene Gejhäftsordnung vom 23. Dezem- 
4 die Abhängigkeit der Verfammlung von dem Einflufje des Stadtrathes 
nilich gefteigert wurde.) Wir werden hierauf zurückkommen, nachdem 
at ein Bild der gefeglichen Beſtimmungen gegeben haben. 
2. Zujommenfegung. 
er — Bürgerausſchuß, welcher an die Stelle der Gemeindeverfamm- 
d des Bürgerausichufies) in andern Gemeinden tritt, befteht 
a) aus den Mitgliedern des Stabtrathes, 
b) aus den gewählten Stadtverordneten. Die Zahl der Legteren beträgt 
in Städten 
mit weniger als 1000 Bürgern®) 48, 

































imiffionsbericht der II. Kammer, a. a. ©. ©. 297. 

den Kommiffionsbericht der I. Kammer, a a. O. ©. 257. 

entnehmen dem Kommiffionsberichte der I. Kammer, a. a. O. ©. 257 Folgendes: 
hiergegen geltend macht, es würde der Bürgerausihuß, welcher dem Stadtrathe 
eine fontrofivende Behörde ſein folle, bei der vorgefehenen Organifation der zu 
nöthigen Selbſtſtändigleit ermangeln, fo überficht man einmal, baß die Zahl 
ometen diejenige der Stadträthe in jenem Kollegium weit überwiegen wird und 
im der Einwohnergemeinde die gewählten Mitglieder des Ausſchuſſes voraus— 
abhängigeren Elementen wie bisher beftehen werden. Diejes letztere Moment 
net, dem an den bisherigen Bürgerausſchüſſen gerügten Mangel an Leben und 
efeitigen.“ Ueberdies verſprach ſich der Bericht große Erfolge von der Iu— 
ihiten Mitglieder durch den ſtäudigen Borftand umd von dem eingeräumten 


‚ Berorbm Bl, Nr. LXIII. Wir verweifen ſchon bier auf die Beſtimmung im 
-Geihäftsorduung, wonach in den Situngen des Bürgerausſchuſſes Vor— 

ſtadträthlicher Vorlagen mur dann zur Abftimmung gelangen Können, 

9 des Stadtrathes erhalten haben. 

Redaktionsfehler vor; es ſollte offenbar heißen: „bis zu 1000 Bürgern“, 

‚eine Stadt mit 1000 Bürgern Leine Vorlehr getroffen if, 
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mit 1001 bis 1500 Bürgern 60, 
mit 1501 bis 2000 Bürgern 72, 
mit mehr als 2000 Bürgern 96. 


3. Wahl 

Wahlberechtigt ift jeder Stabtbürger, deſſen Bürgerrecht nicht ruht) wähl- 
bar find die wahlberehtigten Stabtbürger mit Ausnahme derjenigen Beamten 
und Mitglieder von Behörden, melden die ftaatlihe Auffiht über die Stab! 
übertragen ift, der Stabträthe und ber befolbeten Gemeinbebeamten.S) Das Amt 
eines Stadtverorbneten dauert ſechs Jahre; alle drei Jahre wird die Neuwahl 
ber einen Hälfte, je durch die betreffende Steuerklaffe, vorgenommen.’”) Die 
nad Ablauf der Wahlperiode Ausiheidenden können wieder gewählt wer 
ben.) 8) 

Für die Wahl der Stadtverordneten ift, wie ſchon oben erwähnt, das Drei: 
klaſſenſyſtem beibehalten, allein mit der Abweichung von der betreffenden 
Beftimmung ber Gemeinbevertretung, daß 

die Klaſſe der Höchftbefteuerten minbeftens einen Zwölftheil, 

bie Klafje ber Mittelbefteuerten minbeftens zwei Zmölftheile, 

die Klaſſe der Nieberfibefteuerten höchftens neun Zwölftheile 
der Bürgerfchaft umfafien fol, während zugleich die zwei erften Klaſſen je 
mindeſtens einen Dritttheil, die legte höchſtens einen Dritttheil der von den 
Bürgern aufzubringenden Gemeindeumlagen Leiften.?) 

Jede der drei Klaſſen wählt für ſich befonders den dritten Theil der Stadt: 
verorbneten nad) relativer Stimmenmehrheit der Erſchienenen in geheimer Wall, 
ohne dabei auf die einzelnen Klaſſen der Wahlberechtigten in ihrer Wahl beſchränkt 
zu fein.) 


®; Siehe oben IV. A. 2 und Anm. 51. 

%) Bon den weiteren Beſchränkungen, wie ſolche für den -Stadtrath vorgeſehen find, und 
nad dem Entwurfe wenigftens theilmeife beibehalten werben jollten, mahm man Umgang, um 
nicht den Kreis tüchtiger Kandidaten erheblich zu mindern. Kommiff.-Bericht, II. Kammer, 
a. 0. D., &. 302. 

®7) Erſtmals wurde der Austritt der einen Hälfte durch das Loos beftimmt. 

8%) In dem publizirten Geſetzesterte heißt es zwar: „können nicht wieder gewählt werben,” 
allein diefe Abmweichung von dem Entwurfe beruht auf einem in ber II. Kammer unterlaufenen 
Druckfehler, welcher von der I. Kammer entdeckt, auch als ſolcher von der II. Kammer auet 

tannt wurde, ſich aber Doch wieder im das Geſetzesblatt einſchlich und nicht nachtrüglich be 
richtige wurbe. — Die im $. 40 ber Gemeindeordnung vorgeſehene Befugniß der Ablehmng 
der Wahl für eine Dienftperiode wurde für die Stadtverordneten bejeitigt. 

8%) Bgl. zu 2 und 3 Städteordnung $$. 33, 34, 37. 

%°) Städteordnung $. 35. 

91) eher die Wahlorbnung vom 16. November 1874, vgl. Anm. 69. Siehe aud) 
ſchäftsordnung 8. 1. — Der Borfhlag ber Kommilfton der II. Kammer, wonach mindel 
bie Hälfte der Stadtverorbneten im jeder Klafje aus den Hausbefigern, (Eigenthitmern 
Nutznießern eines im Stadtbezirke Tiegenden Haufes) gewählt werden follte, weil auf den & 
befigern vorzugsweiſe bie ſtädtiſche Steuer laſte, wurde, obgleich die meiften nordde— 
Städteorbnungen eine gleiche Beſtimmung enthalten und aud) die vevidirte Städteorduung [Hr 
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4. Stadtverordnetenvorftand. 


Die Stadtverorbneten allein ohne die Stabträthe wählen je für den Zeit⸗ 
raum bis zur nächſten Erneuerungswahl einen gefchäftsleitenden fändigen 
Vorftand?) mit einem Obmann als Borfigenden. Die für den Bürgerausihuß 
beftimmten Vorlagen bes Stadtrathes werben von dem Lebteren unter Bezeich⸗ 
nung be3 für die Berathung im Bürgerausfhuffe in Ausfiht genommenen Tages 
dem Obmanne bes VBorftandes ber Stabiverordneten zugeftellt. Der geichäfte- 
leitende Vorſtand beſchließt ſodann darüber, ob für die eingelommene Vorlage 
ein Mitberichterftatter oder eine Prüfungstommiffion aus der Mitte der Stadt 
verorbneten Seitens bes Vorſtands beftellt oder der Gegenftand fofort der Beſchluß⸗ 
fafjung des Bürgerausihufies unterbreitet werden fol. Er hat zugleich zu bes 
fiimmen, ob ber von Erſteren zu erftattende Bericht mündlich oder fchriftlic zu 
erftatten if. Bon biefen Bejchlüffen ift alsbald der Oberbürgermeifter in Kennt» . 
niß zu jeßen.®®) 

5. Verfammlungen bes Bürgerausfhuffes. 


Der Bürgerausfhuß verfammelt fih auf Einladung) des Oberbürger- 
meifters. (Einen bejonderen Zufammentritt des Stabtverorbneten auf Einladung 
ihres Vorftandes kennt das Geſetz nidt.) Die Mitglieder find zum Erſcheinen 
bei ben Verfammlungen verpflichtet und fann ber Stabtrath bei unberechtigtem 
Ausbleiben Strafen bis zu fünf Mark feftjegen. Die Verhandlungen des Bürger: 
ausſchuſſes find öffentlich. 


das Königreidh Sachſen vom Jahre 1873 fi) zu diefem Syſteme befennt, abgelehnt und zwar 
weſentlich deshalb, weil es fi nicht mehr um einen in altangefeffenen Familien gefeftigten 
Hausbeftg, fondern namentlich, im größeren Städten um einen nahezu mobilifirten Befig handle 
und die mit Unterpfandslaften bededten Häuſerſpekulanten keineswegs in befonderem Zuſammen⸗ 
hange mit bem wahren und bleibenden Wohle der Stadt fi befünden. (Kommifj.- Bericht der 
L Kammer, a. 0. O. ©. 260.) 


9%) Die Zahl der Borftandsmitglieder if bem Ortsftatute Überlafjen und faft durchgängig 
auf fünf beftimmt worden. 


9) Städteordnung 8. 43. — Zu diefen Funktionen des Vorftandes kommt nad) $. 3 der 
Geſchäftsordnung die Tätigkeit als Komtrolbehörde für die Tagesgebühren und Auslagen des 
Oberbürgermeifters, ber übrigen Mitglieder des Stadtraths und bes Nathichreibers. Der 
Stabtverordnetenvorftand hat in den Städten, im melden nicht die Abhör der Rechnung ber 
Staatsbehörde unterftellt wird, die Kommiffion für die Rechnungsabhör aus der Mitte 
der Stabtverorbneten zu ernennen. (Stäpteorduung $. 154, Abſ. 3; Geſchäftsordnung 
8. 24, 25.) 

Die Mitglieder des Vorflandes der Stadfverorbneten, ebenfo der ernannte Mitbericht- 
erflatter bezw. die Prüfungstommiffton haben nad; der Gefhäftsordnung $. 7 Anſpruch auf 
befondere Sige in der Ausfhußverfammlung, der betrefiende Berichterſtatter hat nad) $. 10 
nad dem einleitenden Bortrage des Stadtrathes das Wort und kann daſſelbe nad $. 16 jeder- 
zeit wieder ergreifen. 

%) Berorduung des Minifteriums des Innern vom 28. Dezember 1874, die Einladung 
zu den Berſammlungen des Bürgerausſchuſſes in dem umter die Städteorbnung fallenden 
Städten betrefiend, Gef. u. Berordn.- Bl. Nr. LXII. 
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Zur Gültigkeit eines Beſchluſſes wird erfordert: 
a) daß ſämmtliche ftimmberechtigte Mitglieder zur Verſammlung eingeladen 
werden, 
b) daß mehr als die Hälfte derſelben erſchienen find, 
c) daß, foweit nit das Geſetz andere Erforbernifie für die Giltigleit der 
Beſchlußfaſſung feftfeßt, die abfolute Mehrheit der Erfhienenen fi für 
eine Meinung entjchieben hat.) 


Die Mitwirkung bes Bürgerausfhufjes ift zunächſt erforberlih in 
ben Bemeindeangelegenheiten, welche wir unter II. B. 3. zufammengeftellt haben 
unb bier nicht wiederholen wollen. Außerdem muß eine Verfammlung bes Bürger: 
ausſchuſſes fattfinden: 

a) wenn von ben Staatsbehörden die Vernehmung derſelben befohlen wird; 

b) auf Antrag bes Stabtrathes oder einer Anzahl von Mitgliedern des 
Bürgerausfchufjes, welche der doppelten Zahl der Mitglieder des Stadt⸗ 
rathes gleihlommt, wenn im Namen und aus Auftrag der Gemeinde 
eine Vorftellung an den Großherzog, an die Stänbeverfammlung oder 
die Stantsbehörbe gerichtet und die Gemeinde um ihre Zuftimmung 
vernommen werben joll;?%) 

e) auf die ſchriftliche, von wenigftens doppelt fo wielen Mitgliedern des 
Bürgerausſchuſſes als ber Stadtrath ftart ift, unterzeichnete Anzeige 

bei der Staatsverwaltungsftelle, dab fie Beſchwerde gegen die Amts⸗ 
führung und Verwaltung des Bürgermeifters oder des Stabtrathes zu 
führen hätten, und auf bie Bitte um Einvernahme des Bürgepausichufles, 
ob er dieſe Beſchwerden als Gemeindebeſchwerden unterjucht willen 
wolle; ) 

d) wenn, nachdem ein von minbeftens dem dritten Theile der Stabtverord- 
neten geftellter, beftimmt formulirter, auf die Stadtverwaltung bezüg⸗ 
licher Antrag von dem Stadtrathe abgelehnt worben ift, die Antragfteller 
bie Vernehmung bes Bürgerausfchuffes verlangen.) 


%) Bol. Anm, 28. 

%) Die beſchloſſene Vorftellung ober Befchwerde muß ausdrüclich des Beſchluſſes der Ge⸗ 
meindevertretung gedenken, um als eine Bitte derſelben betrachtet werden zu können. 

9, In diefem Falle hat die Berwaltungsftelle den Bürgerausfhuß zu verfammeln 
und in Abmefenheit Derjenigen, gegen welche ſich die Beſchwerde richtet, zu vernehmen. 

%) Nach der Vorlage ber Regierung war für diefen Fall der Initiative des Bürgeraus⸗ 
ſchuſſes der Antrag einer der doppelten Zahl der Mitglieder des Stadtrathes gleihlommenden 
Zahl von Mitgliedern des Bürgerausſchuſſes verlangt, allein man hielt diefe Verhäͤltnißzahl zu 
Hoch, wenn die in frage ftehende Smitiative wirlſam fein follte und fürchtete auch für die Un« 
befangenheit der Berathung im Bürgerausſchuſſe. Für die Anbahnung eines friiheren Lebens 
im Gemeindewefen wäre es aber fehr zuträglich geweſen, die für den Antrag erforderliche Zahl 
noch mehr zu ermäßigen. Uebrigens ift durch die Beſtimmung, daß nur ſolche Anträge, gegen 
welche ſich ber Stadtrath bereits erflärt hat, als Imitiativanträge weiter zu behandeln find und 
nicht etwa die von einer gewiſſen Anzahl Stadtverordneter geftellten Anträge ohne Weiteres 
auf die nächfle Tagesorbnung gefett werben müflen, in Verbindung mit den Beftimmungen 
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Außerdem hat die Verfammlung des Bürgerausfhufjes ftattzufinden, wenn 
der Oberbürgermeifter oder der Stabtrath dies in irgend einer Angelegenheit für 
räthlich eradhten.”) 

6. Gejhäftsordnung vom 23. Dezember 1874.10) 

Mit der Einladung zur Berfammlung, bie in ber Negel vier Tage zuvor zu 
geſchehen hat, ift den Mitgliedern die Tagesordnung bekannt zu geben. Nur die 
dur die Kagesorbnung bezeichneten Gegenftände kommen zur Berathung. 
Diefe wird durch einen Vortrag des Oberbürgermeifters über ben Gegen« 
fand eingeleitet, fofern nicht im einzelnen Falle der Oberbürgermeifter denfelben 
einem Beigeordneten ober Stabtrathe überläßt. Auf diefen einleitenden Vortrag, 
der übrigens fi auf Berweifung auf die gedrudte Vorlage bejchränten Tann, 
folgt zunächſt der Vortrag des vom Vorftande der Stadtverorbneten beftellten 
Mitberichterftatters bezw. des Berichterftatters der Prüfungstommiffion, worauf 
der Oberbürgermeijter die Berathung eröffnet und die zum Worte Gemeldeten 
der Reihe nad) aufruft. Um mehr ale zweimal über denjelben Gegenftand zu 
fpreden, bedarf man der ausdrüdlichen Erlaubniß der Berfammlung; hiervon 
find* nur ber Dpberbürgermeifter und die Vortrags. bezw. Berichterflatter ausges 
nommen, welde auch vor Fefifegung der Frage, über welche nad) Schluß der 
Berathung abgeftimmt werden fol, nochmals das Wort nehmen können. 

Was Abänderungsvorfchläge betrifft, jo kann der Bürgerausfhuß alls 
gemein beftimmen, daß ſolche vor der Begründung fhriftlich dem Oberbürger: 
meifter zu übergeben find und, um zur Berathung zu gelangen, der Unterftügung 
von mindeftens zwei Mitgliedern bedürfen. In jedem Falle können Abänderungs- 
vorihläge nur dann zur Abftimmung kommen, wenn fie die Zuftimmung bes 
Stadtrathes erhalten haben. 


Die Abflimmung über Eingelbeftimmungen einer Vorlage, über Abände- 
tungsanträge und fonftige Zwiſchenfragen kann in jeder geeigneten Weife er- 
folgen, dagegen ift für die Hauptabftimmung über den der Beichlußfaffung unters 
breiteten Gegenftand namentlihe Abftimmung vorgefehrieben; doch wird praktiſch 
diefe Vorſchrift nur bei wichtigen Vorlagen eingehalten. 

7. Befondere Kommiffionen des Bürgerausſchuſſes. 

Der Bürgerausfhuß ift nicht verbunden, ſich in der betreffenden Sitzung 
über eine Vorlage Thlüffig zu mahen. Die Verfammlung Tann vielmehr jeder 
zeit. befchließen, die angefangene Berathung zu unterbrehen und den Gegenftand 
zur nochmaligen Berathung an ben Stadtrath oder an eine von dem Bürger 
ausſchuſſe zu beftellende Kommiſſion, die aus Stadträthen und Stadtverorbneten 


der Gefchäftsordnung 88. 9 und 20, Abf. 2, wonach nur die durch die Tagesordnung bezeich 
neten Gegenflände zur Berathung kommen und Abänderungsvorfchfäge nur damı zur Abſtim- 
mung gelaugen können, wenn fie die Zuftimmung des Stadtrathes erhalten haben, die beab- 
ſichtigte „wirkfame” Initiative nahezu iluforifch geworden. 

9) Stäbteorduung 88. 44—47.' 

100) Gef.» u. Berordn.-Bl, Nr. LXIII. 
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gemischt fein kann, oder an die etwa bereits vom Vorſtande der Stabtverorbneten 
beftellte Prüfungstommiffion, oder in den dazu angethanenen Fälen an die Kom⸗ 
miffion für die Rechnungsabhör verweifen.101) 


D. Aufbringung des Gemeindeaufwands in ben Stäbten. 


Die Beftimmungen über den Ertrag bes liegenden und fahrenden Vermögens 
der Gemeinden, den Ertrag ihrer Berechtigungen und Gefälle, namentlich etwaiger 
Verbraudsfteuern, wie jolhe von der Gemeindeordnung getroffen find, wur⸗ 
den aud für die Einwohnergemeinden beibehalten. Dagegen ftellte ſich eine Fort⸗ 
dauer der Bürgernugungen aus Allmenden als unvereinbar mit ber 
Einwohnergemeinde dar, fie wäre dem Fortbeftehen einer geihlofjenen Bürgers 
gemeinde innerhalb Jener gleichgekommen. Es wurde beshalb beftimmt, daß ber 
Ertrag des Gemeindevermögens zur Beftreitung des Bemeindeaufwands zu Dies 
nen babe und keine neuen Allmendgenüſſe zu Gunften ber einzelnen Bürger ge« 
f&affen werben bürfen. Um aber die wohlerworbenen Rechte nicht zu beeinträch 
tigen, wurde denjenigen Bürgern, welde ſich zur Zeit der Einführung des Ge- 
jeges im Genuſſe von Allmendnugungen befanden oder eine rechtliche Anmwort- 
ſchaft darauf beſaßen, auch das geſetzliche Einkaufsgeld entrichtet hatten bezw. 
nod entrichten, diefer Genuß auch ferner geftattet, si mit Heimfall frei wer« 
dender Antbeile an die Gemeinbe.102) 


Bezüglih bes duch Umlagen en Theiles des Gemeindeauf⸗ 
wands kennt die Gemeindeordnung als umlagepflihtig nur das Gewerb⸗, 
Häuſer⸗, Güter: und Gejälfteuerkapital der Gemeindebürger, Inſaſſen und ftaatss 
bürgerliden Einwohner, während die Kapitaliften als ſolche ebenjo, wie bie 
Klafjenfteuerpflichtigen von Umlagen verſchont bleiben. Dadurch wurde insbefons 
dere den größeren Stäbten eine bebeutende Einkommensquelle entzogen, während 
doch die Betreffenden alle Vortheile der ſtädtiſchen Gemeinschaft genofien. Durch 
das Geſetz vom 5. Mai 1870 über bie öffentliche Armenpflege wurden bie 
Klafien und Kapitalfteuerfapitalien wenigftens zur Umlage für den Armenauf- 
wand in Gemeinde und Kreis beigegogen.!%) Das Geſetz vom 29. Juni 1874, 
befondere Beftimmungen über die Aufbringung des Gemeinde— 
aufwandes in ben Städten betreffend,!%) trug dem weitergehenden Bes 
bürfniffe Rechnung. Der durch die Gemeindeeinfünfte nicht gededite Gemeinde⸗ 
aufwand, den Aufwand für die öffentliche Armenpflege eingefchloffen, wird nad 
dem Stantafteuerfatafter der Stadt auf das gefammte Grund⸗, Gefäll⸗, Häuſer⸗ 


0) Städteorduung $. 43 am Schluffe. Geſchäftsordnung $. 17. Im der Praris hat 
fich diefer Ausweg als das einzige Mittel bewährt, dem unter Widerfpruch des Stadtrathes 
geltend gemachten Anflchten der Stabtverorbneten zur VBerüdfihtigung zu helfen. 

0) Etäbteoronung 8. 65. 

109) Geſ.⸗ u. Berordn.-Bl. 1870 Nr. XXX. 

104) welches gleichzeitig mit der Städteorbnung am 1. Januar 1875 in Wirkjamleit trat, 
aber jeine Geltung am 31. Dezember 1877 verlieren wird, fo daß eine Renregelung im 
Laufe gegenwärtigen Jahres zu erfolgen hat. — Gef. u. Verordu⸗Bl. Ar. AXVIL 
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und Bewerbefteuerfapital,105) ſowie auf das Klaſſen- und Kapital⸗ bezw. Kapital 
rentenfteuerfapital!%°) und zwar auf jene Rapitalien zu 5/s, auf die drei letzteren 
zu Ys umgelegt, wobei zugleich für dieſe Lekteren ein Marimum, mit dem fie 
zugezogen werben dürfen, beſtimmt wurbe.107) 

Die umlagepflichtigen Einwohner find auch zu perſönlichen Dienften, welche 
jedoch durch Stellvertreter geleiftet werben können, verpflichtet. Art und Umfang 
derjelben und ber Maßſtab ihrer Vertheilung ift ortsſtatutariſcher Feſtſetzung 
überlaſſen. ios) 


An den Beſtimmungen über Beſtreitung von Genoſſenſchaftsausgaben 
(Spezialausgaben) 10%) und über den Beizug der Ausmärker!!o) zu den Um⸗ 
lagen iſt Nichts geändert. Die Ausmärker werben duch einen Aus ſchuß vers 
treten, deſſen Zahl nach dem Verhältniffe des Steuerkapitald der Ausmärker zu 
jenem der Einwohner beftimmt wird und mindeftens ein Mitglied, höchftens aber 
fo viele Mitglieder, als die hälftige Zahl der Stabtrathemitglieder zählen fol 
und mit relativer Stimmenmehrheit der abgegebenen Stimmen gewählt wird. 
Die Ausmärker find durch den Oberbürgermeifter einzuladen, durch Abgeorbnete 
ber Berathung über den Boranfchlag anzumohnen.t!!) 


V. 


Nachdem wir in Vorſtehendem die weſentlichen Beſtimmungen der Gemeinde⸗ 
ordnung und ihrer Novelle, der Städteordnung nebſt den weiter einſchlägigen 
Geſetzen und Veordnungen, unter Beſchränkung auf das für die Zwecke unſers 
Leſerkreiſes Nothwendige, geſchildert haben, erübrigt zum Schluſſe eine Kritik 
des von der badiſchen Geſetzgebung befolgten Syſtems. Wir werden dabei uns 
nicht auf allgemeine theoretiſche Erörterungen einlaſſen, ſondern unfere Bemer⸗ 
kungen weſentlich auf Grund der praktiſchen Erfahrungen, welche wir in der 
Thätigkeit als Stadtverordneter in der größten Stadt des Landes geſammelt 
haben, nieberlegen, um fo mehr, da die gleichen Erfahrungen fich auch bereits in 


105) Die Gewerbefteuer und bie Kafjenfteuer find durch das Gefe vom 25. Auguft 1876, 
Geſ.⸗ u. Berorbn-Bl. Nr. KXXVO, mit dem Anfange des Neujahrs 1878 durch eine Er⸗ 
werbftener erſetzt. 

106) Gefet Über die Kapitalventenfteuer vom 29. Juni 1874, Gef.» und Berordn.-Blatt 
Rr. XXL. Bollzugsverordnung vom 30. März 1875, Geſ.⸗ u. Verordn.⸗Bl. Nr. XIL 

107) Städteordnung $. 71, bezw. Artikel 1 des Gefees vom 29. Juni 1874. Bol. 
Motive ber Regierung zur Städteordnung, a. a. DO. ©. 122; Kommifj.-Ber. der I. Kammer, 
a. a. D. ©. 300, der I. Kammer, a. a. O. ©. 240. 

108, Städteordnung $. 87. 

109) Wielandt, Gemeindeorbnung ©. 205 u. fi. Gemeindeordnung 88. 97 fi. 

210) zu welchen übrigens der Großh. Fiskus, bie Stiftungen und andere öffentliche Ans 
ftaften nicht mehr zählen, ba $. 83 der Gemeindeordnung für die Städteordnung in 
Wegfall kam. 

11) Geſetz vom 24. Juni 1874, erfler Artikel, V—X. 


28 Die badifhe Städteorduung vom 24. Juni 1874. 


den andern Städten der Städteordnung, wenn aud) nicht überall gleich intenfiv, 
dem ruhigen Beobachter aufzwingen mußten. 

Vom Standpunkte einer folhen Kritik ift zwar nicht zu beabreden, daß durch 
die Städtevrdnung mande Gebrehen des früheren Zuftandes befeitigt wurden, 
was indefjen nicht zu ſchwer ins Gewicht fallen Tann, da die frühere Einrichtung 
für die größeren Stadtgemeinden feit Einführung der Freizügigleit, Niederlafjungs- 
und Bewerbefreiheit und jeit Regelung des Armenmwejens einfach unhaltbar ge- 
worden war. Dagegen halten wir es für einen Fehler, daß man, flatt dem 
Beijpiele der norddeutſchen Städteordnungen zu folgen und einen jelbftftändigen 
Stadtverordnetenkörper dem Stadtrathe gegenüberzuftellen, den Stadtrath und 
die Stadfverorbneten, die Stadtverwaltung und die Kontrole, in einem Körper, 
dem Bürgerausfchuffe, vereinigt ließ. Die Kommiffion der II. Kammer ging 
von einer unrichtigen Vorausjegung aus, wenn fie in diefem zufammengejegten 
Bürgerausfhuffe in gewiſſem Sinne den weiteren, durch eine Anzahl von Bür- 
gern verftärkten großen Stabtrath erbliden zu dürfen glaubte. Iſt auch die Zus 
fiimmung des Bücgerausſchuſſes zu den wichtigen Verwaltungsalten des Stadt 
rathes erforderlih, jo kann doch die Hauptaufgabe der Stadtvertretung nur in 
der Kontrole des die Stadt verwaltenden Stabtrathes gejucht werden, hier 
aber ift es unumftößlihe Regel, daß der zu Kontrolirende nicht felbft die Kon⸗ 
trole übe, j 

Freilich) bei der Gemeindeverfammlung, diefem naturwüchſigſten Ausdrude 
des Bemeindemwillens, haben ftets auch Bürgermeifter und Räthe Zutritt, Sie 
und Stimme gehabt und es verftand fi) auch ber Vorſitz des Gemeindeober⸗ 
bauptes in ber Verfammlung von felbft; der Ausſchluß aus der Gemeindever⸗ 
fammlung wäre auf eine capitis deminutio der Rathsmitglieder herausgelommen 
und, wenn alle Bürger tagen, ift der Bürgermeiſter als primus inter pares ber 
geborene Vorfigende. Sobald man aber zu einer Bemeindevertretung als Kon» 
trole der Verwaltung ſchritt, veränderte fih das Verhältniß, zum mindeften in 
der Theorie, und wenn wir au über die Kombination im großen Ausjchufie 
auf dem Boden der Gemeindeordnung hier nicht rechten wollen, jo haben wir 
doch Das zu bemerken nöthig, daß die ältere Geſetzgebung in dem Heinen Bürger: 
ausſchuſſe, der erſt 1870 befeitigt wurde, dem &emeinderathe eine ftetige durch 
gleiche Mitgliederzahl ſehr wirkſame Kontrole beigegeben und biefem mit einem 
Dbmanne verjehenen Ausfhuffe das Recht ertheilt hatte, ſobald er Anftände 
fand, abgejondert zu derathen, worauf, wenn nad) folder Berathung Teine 
Vereinigung zu Stande fam, der Gegenſtand der Gemeinde zur Entſcheidung vor⸗ 
gelegt werden mußte,!12) während im Uebrigen die Mitglieder des engeren Aus: 
ſchuſſes im Bereiche ihrer der jegigen Ausſchußthätigkeit nahekommenden Zuftäns 
digkeit mit dem Gemeinderathe zufammenberiethen und beſchloſſen, in fteter lau⸗ 
fender Kenntniß der Semeindeangelegenheiten blieben und bieje beiden Kollegien 
zufammen in Wirklichkeit die Bezeichnung des großen Gemeinderates verdient 


12) 8, 137 bezw. 168 der Gemeindeordnungen von 1881 und 1861. 
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hätten. Auf bem Boben der gefchloffenen Bürgergemeinde ift zudem ein ſtarkes 
Gefühl der Zufammengehörigkeit, ein Reſt patriarchaliſchen Gemeinlebens erhal 
ten geblieben, das für die Einmohnergemeinde mit ihrer bunten Bufammenfegung 
aus der Berechnung zu bleiben hat, 

Richtig iſt allerdings, daß, wenn der Bürgerausfhuß eine größere Selbft- 
ftändigfeit und größeren Antheil an der Bemeindeverwaltung erhalten follte, bie 
Zahl feiner Mitglieder erheblich hätte beſchränkt werden müffen.t13) Allein bie 
Zahl der Ausihußmitglieder nad) dem Geſetze ift in Wirklichkeit zu groß; ber 
Vorrath an geeigneten und mit der erforberlihen Neigung zu diefer Thätigkeit 
ausgeftatteten Männern ift in den einzelnen Städten nicht übermäßig groß und 
es mußten jeweils viele Perfonen zugezogen werden — Tediglih wegen ihres 
fonftigen Einflufjes in der Einwohnerſchaft —, die zwar numerum faciunt, allein im 
. Mebrigen gar zu fehr als Vallaft empfunden werden, und bei der ihnen anges 
borenen Unberechenbarkeit nicht nur eriprießlihe Vorbeſprechungen erſchweren, 
fondern auch in den Abftimmungen gar zu leicht von dem Schwergewichte bes 
ftebträthlihen Einfluffes fi leiten laffen. Die Rüdfiht auf die Eigenſchaft 
als Wahltörper!is) kann die Erhöhung der Zahl nicht rechtfertigen; es wäre weit 
beſſer gewejen, foweit man auf dem Boden der indireften Wahl bleiben wollte, 
zum Zwede der Wahlen den Ausihuß durch Gemeindewahlmänner zu verftärten, 
andernfalls aber zur direkten Wahl zu greifen. Abgefehen davon machte fich die 
große Zahl nur deshalb nöthig, um in dem zufammengejegten Bürgerausſchuſſe 
den Stabträthen ein numerijches Uebergewicht entgegenzuftellen, welches aber aus 
bem Grunde nur ein ſcheinbares ift, weil dod der Stadtrath jeweils eine Partei 
binter fi hat und feine Parteifreunde in der Kontrole befangener find‘, wenn 
fie mit dem Stabirathe zufammen zu tagen berufen werben. 

Die Bildung eines felbftftändigen Stadtverorbneten-Rollegiums mit einenem 
Vorftande ift umfomehr Erforderniß, weil nunmehr zu Stabtverorbneten ein 
früher von der Gemeindeverwaltung ausgeſchloſſener Kreis befonders intelligenter 
Männer herangezogen werden Tann, die auf die Berathung und Beichlubfaffung 
erheblich zu influiren berufen find, die aber zugleich der Gemeinde fo unabhängig 
gegenüberftehen, daß der Stadtrath bei nur einigem Auseinandergehen ber Ans 
ſichten gerade dieſer ſchärferen Kritik fih nur mit Widerftreben fügt. 

Der geborene Vorfit des Oberbürgermeifters, bes Hauptes ber 
Stadtverwaltung, fein Recht des einleitenden Vortrages, ergiebt die große Unzus 
tömmlichkeit, daß die Stabtvertretung auf einen unparteiifhen Borfig verzichten 
muß. Die jeltenen Fälle ausgenommen, in welchen etwa der Oberbürgermeifter 
im Stabtrathe überftimmt wurde, findet felbfiverftändlih die Stadtrathsvorlage 
in ihm ihren lebhafteften Vertreter und bie wohlgemeintefte Oppofition hat es alss 
bald mit dem ſchwerwiegenden Einfluſſe des Vorfigenden zu tyun. 

Ale diefe Gründe fprehen um fo mehr für eine felbitftändige Vertretung 


13) Motive der Regierung, a. a. DO. S. 125. 
114) gl. Anm. 113. 
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der Stadtgemeinde in einem Stabtverorbneten-Kollegium, als man fi in ber 
Bebeutung der jegt dem Vorftande der Stadverorbneten eingeräumten 
Rechte getäufcht hat. Dem Vorftande der Stadtverorbneten gehen bie fertigen 
Anträge des Stadtrathes zu und mag er fi nun felbft in die Sache vertiefen 
oder damit eine Prüfungstommiffion betrauen, in beiden Fällen wird nur eine 
verfhwindende Minderzahl von Stabtverorbneten vor ber kurz anberaumten 
Sigung, in welder gemeinfam mit den volftändig unterrichteten Stabträthen 
berathen und beichlofjen werden fol, mit dem Gegenftande einigermaßen befannt. 
Das Recht befonderer Berathung befigen die Stadtverorbneten nicht, das doch 
früher dem Heinen Ausſchuſſe zuftand, ebenfowenig hat der Borftand als folder 
das Recht, eine Vorbeiprehung der Stabtverorbneten anzuoronen, und wenn 
ſtatt einer foldhen die vorhandenen Parteien Privatbeiprechungen hatten, jo wirb 
in Folge der hierbei in Betracht kommenden Erwägungen die Sache nur vers 
ſchlimmert. Von einer duch die Einrichtung des Vorſtandes gewährten „An⸗ 
tegung ber Stabtverorbneten zu jelbftthätiger Urtheilsbildung und Mitwirkung” 
iſt deshalb in erheblichem Maaße nicht die Rede, und wenn auch die „beicheis 
denere und bisher nur zu palfive Haltung ber gewählten Mitglieder bes Aus: 
ſchuſſes“ gegen früher etwas geftärkt, die Wirkſamkeit des Ausſchuſſes etwas 
erhöht wurbei1e), fo if} dies weitaus ungenügend, um ben neuen Verhältniffen 
gerecht zu werben. 

Dies tritt befonders fchlagend hervor Angefichts der über die Maßen ver 
tümmerten Initiative der Stabtverorbneten. Die einfahfte Form derſelben, 
die Einbringung von Abänderungsvorfhlägen bei der Berathung, iſt dadurch 
nahezu vernichtet, daß dieſelben nur dann, wenn fih der Stabtrath für fie er- 
Märt hat, zur Abſtimmung gelangen können; wird diefe Zuftimmung verfagt, 
fo bleibt, wenn die Mehrheit des Ausſchuſſes für die Abänderung ift, nur der 
Ausweg, die Angelegenheit zur nochmaligen Vorprüfung an eine Kommiſſion zu 
verweifen. Wird in diefer aber der Stadtrath nicht eines Beſſeren belehrt, dann 
muß zu der anderen Initiative ($. 44. Ziffer 4 ber Städteordnung) gegriffen 
werden, daß nämlich mindeftens der britte Theil der Stadtverorbneten einen bes 
ſtimmt formulierten Antrag ftellt und, wenn biefer nochmals von dem Stadt⸗ 
rathe abgelehnt worden if, die Vernehmung des Bürgerausſchuſſes verlangt. 
Während man durch die Kombination des Bürgerausfchuffes den Konflikten vors 
beugen wollte, wird ber Konflikt ziwifchen dem Stabtrathe und mindeftens einem 
Dritttheile der Stabtverorbneten geradezu ein organiſches Erforderniß zu einer 
Initiative, welche dadurch friebliebenden Naturen vornherein verbittert und ver: 
leidet wird, während die von einem felbfiftändigen Stabtverorbnetentollegium 
geübte Initiative jenen Konflittsgeihmad nicht an fi) hat unb deshalb anregend 
und fdrbernd wirken kann. | 

Soll eine ‚jelbftfändige Theilnahme der gewählten Stabtvertreter an ber 
Verwaltung gefördert, das Interefie an den Angelegenheiten der Stadt angeregt 





1) Kommifl.-Ber. der I. Kammer, a. a. ©. &. 297. 
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und wachgehalten werden, fo kann dies aud deshalb nur auf dem Wege ber 
Trennung beider Kollegien geſchehen, weil, bies fei unfre legte Bemerkung, der 
Vorftand der Stadiverordneten als ftändige Rommiffion zur Orlentirung in ben 
einzelnen Geſchäften gar nicht vom Geſetze ins Auge gefaßt, er vielmehr nur die 
Vermittelung zwiſchen Stadtrath und Stadtverorbneten zu bilden beftimmt if, 
während ein jelbfiftändiges Stabtverorbnetentollegium durch Bildung fländiger 
Kommiffionen für die einzelnen Geſchäftszweige die lebendige Verbindung mit 
der Verwaltung aufrecht erhält. Die von dem badiſchen Geſetze jo hoch ange 
ſchlagene Mitwirkung der Stadtverorbneten beim Voranfchlage hat nur dann bie 
rechte Bedeutung, went eine aus Stabtverorbneten zufammengefehte Finanz⸗ 
kommiſſion beftändig ihre Hand am Finanzpulfe der Stadt hat und mit ben 
Einzelheiten der Gebahrung ſich vertraut hält. 


Entſcheidungen 
und Erlaſſe von Gerichten und anderen Behörden. 


1. 
Entlaffung des Pfarrerd und Dechanten Leineweber in Uder aus dem Amte. 
(Ext. des Gerichts. für ich. Angel. in Berlin vom 30. Juni 1877.) 


Durch Urteil des Königlichen Gerichtshofes für kirchliche Angelegenheiten 
vom 5. Sanuar 1875 wurde der damalige Bifchof Dr. Conrad Martin zu Pader⸗ 
born wegen ſchwerer, mit ber öffentlihen Ordnung unvereinbarer Verlegungen 
der Staatsgeſetze feines biſchöflichen Amtes entſetzt und dies Urtheil ihm am 
14. Sanuar 1875 zugeftellt. 

In Folge der damit eingetretenen Erledigung des biſchöflichen Stuhls und 
da ein Bisthumsverweier in Gemäßheit des Geſetzes vom 20. Mai 1874 vom 
Domtapitel zu Paderborn nicht gewählt worden, ernannte der Minifter für geifte 
liche Angelegenheiten in der Perſon des Regierunge-Affeffors Himly einen Kom- 
miffarius für die bifhöfliche Vermögensverwaltung in der Diözefe Paderborn. 

Diefe umfaßt auch den zu der preußiichen Provinz Sachſen gehörenden Theil 
des Eichsfeldes mit dem bifhöflihen Kommiffariat zu Heiligenftadt. 

Bulle De salute animaram vom 16, Juli 1821. 
Neuefter Schematismus des Bisthums Paderborn von 1873 ©. 4, 166. 


Zu den Dechanten befjelben gehörte ber Angeſchuldigte Pfarrer Johann 
Chriftoph Leineweber zu Über. Derjelbe ift gegen das Ende des Auguft 1817 
geboren, der Sohn eines Schulgen und Kreisdeputirten zu Steinbad und ohne 
Vermögen. Auf dem Gymnaſium zu Seiligenftabt gebildet, hat er mit 17 Jahren 
bie Univerfität Bonn bezogen, dann die theologiichen Lehranftalten zu Münfter 
und Paderborn befucht und feine praltifhe Ausbildung in dem Priefterfeminar 
zu Paderborn erhalten. Dort hat er im Anfang des März 1841 in raſcher Auf- 
einanderjolge die Subdiatonats- und die Diatonatsweihe erhalten und am 10, März 
1841 zu Paderborn in Gegenwart eines Vertreters der Staatsregierung St. Mas 
jeſtät dem Könige den Eid ber Treue dahin geleiftet: 


Entſcheidungen und Erlaffe von Gerichten und anderen Behörben. 33 


„IH ſchwöre und gelobe Seiner Majeftät von Preußen, Friedrich Wilhelm 
dem Vierten, meinem Allergnäbdigiten Könige und Herrn, wie Allerhöchftdero 
rechtmäßigen Nachfolgern in ber Krone, treu, gehorfam, unterthänig und ers 
geben zu fein, Seiner Königl. Majeftät Nuten und des Vaterlandes Wohlfahrt 
nad meinen Kräften zu befördern, Schaden und Nachtheil aber zu verhüten, 
denen, die meiner geifllihen Führung bei jeder mir künftig zu Xheil werben 
den Stellung und Amte mögen anvertraut werben, gleihe Gefinnungen bes 
Gehorſams, der Ehrerbietung und Ergebenheit, jo viel ich vermag, einzuflößen, 
überhaupt mid) fo zu betragen, wie es einem rechtſchaffenen Königlich Preußi⸗ 
ſchen Unterthan und einem gottesfürdtigen Tatholifchen Geiſtlichen wohl anfteht 
und gebührt, fo wahr mir Bott helfe.“ 

Am Tage darauf, den 11. März 1841, ift ihm die SPriefterweihe und bie 
approbatio pro cara ertheilt. Nachdem er ſchon ale Seminarpriefter und fpäter, 
theils in der Provinz Weftfalen, theils auf bem Eichsfelde, in verſchiedenen Bes 
meinden als Pfarr⸗Vikar, beziehungsmeife Kaplan, fungirt, hat er am 8. No: 
vember 1850 für die Pfarrftelle von Kalmerode und am 27. Dezember 1853 für 
die Pfarritelle in Über mit der Filiale in Leuterode auf Grund Iandesherrlicher 
Nomination die kanoniſche Inftitution empfangen. 


Am 20. Dezember 1853 ift er zum Dechanten des LandsDelanats Heiligen- 
ftabt und feiner Angabe nad) etwa um diefelbe Zeit zum Schulinfpektor ernannt, 
Sein Dekanat umfaßt fieben Pfarreien, darunter Uder, Hohengandern, Kirch⸗ 
gandern und Serbershaufen. 

Vergl. Schematismus bes Bisthums Paderborn von 1873, ©. 169. 


Anſcheinend im Jahre 1872, in welchem der Staat das Recht der Aufficht 
über alle öffentlichen und SPrivat:, Unterrichts: und Erziehungsanftalten, fowie Die 
Ernennung der Lokal: und Kreisfchulinipektoren in feine Hand zuridnahm und 
die Widerruflichkeit diefer Auffihtsämter, ſoweit fie als Neben- oder Ehrenamt 
verwaltet werden, ausſprach, 

Geſetz vom 11. Mär; 1872 (8.6. ©. 183), 
bat Leineweber fein Amt als Schulinfpektor niedergelegt. 
Vgl. Schematismus ©. 168. 


In demjelben Jahre wurde er zur Kriminalunterfuhung gezogen und durch 
Erkenntniß des Königlihen Appellationsgerihts zu Halberftadt vom 2. März 1873 
unter der thatſächlichen Feitftellung: 
„baß er am 2. November 1872 in Über in Veranlafjung der Ausübung 
feines Berufs als katholifcher Pfarrer öffentlich vor einer Menfhenmenge An: 
gelegenheiten bes Staats in einer ben öffentlichen Frieden gefährbenden Weife 
zum Gegenftande einer Verkündigung gemacht hat,“ 
aus 8. 180a bes Strafgefeßbuds zu zwei Monat Gefängniß verurtheilt und bie 
gegen bies Erkenntniß eingelegte Nichtigkeitsbeſchwerde durch Urtheil des König« 
lien Ober:Zribunals vom 14. Juli 1873 zurüdgewiefen. Die Strafe hat Leine 
weber noch im Laufe bes Jahres 1873 verbüßt. 

Hartmann, Zeitſchrift. Bb. IV. Heft 1. 2 3 
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Im Februar 1875, alfo in dem auf die gerichtliche Amtsentjek 
Biſchofs Dr. Konrad Martin folgenden Monat, hat er in Gemeinjchaf 
übrigen acht Dechanten des Kommiſſariatsbezirks Seiligenftadt, 

Schematismus ©. 108 ff., 

der Königliden Regierung in Erfurt erklärt, daß „nachdem in Folge | 
lihen Mafregeln gegen den hochwürdigſten Seren Bilhof Dr. Mar 
Generalvifariat zu Paderborn und das Kommiflariat zu Seiligenftabt | 
ſchãftsthätigkeit eingeftellt, er ebenfalls als Dechant jeine Geſchäftsführ 
geftellt habe und aljo außer Stande fei, als Dechant irgend welche F 
Angelegenheiten in ben Kreis feiner amtlichen Thätigfeit zu ziehen. Nod 
jelben Jahr 1875 tft er von neuem unter Kriminalflage geftellt und & 
tenntniß des Königlichen Kreisgerichts zu Heiligenitadt vom 29. Jam 
zufolge thatſächlicher Feftftellung: 

„baß er im Jahr 1875 auf Anordnung eines in Folge gerichtl 
tenntniffes aus feinem Amte entlafjenen Biſchofs als Kirchendiener in 
innerhalb des Kreifes Heiligenftadt biſchöfliche Rechte ausgeübt hat“ 

aus 8. 5 bes Geſetzes vom 20. Mai 1874 mit 1 Jahr Gefängniß beftr 

Bei diefem Erkenntniß hat fih Leineweber beruhigt, die © 
30. Ianuar 1876 angetreten und fi zur Zahlung der Unterfuchu 
erboten. 

Die Ergebnifje diefer Unterfuhung haben dem Königlichen Oberpr 
der Provinz Sachſen Veranlaffung gegeben, den Leineweber mittels © 
vom 31. Juli 1876 


„zur Nieberlegung feines „Pfarramts” in Uder“ 


aufzujorbern. 

Leineweber hat jedod in der dem Königlichen Kreisgeriht zu 
ſtadt perfönlich überreichten fchriftlihen Erklärung vom 21. Auguft 187 
ihm verlangte Niederlegung mit dem Bemerken abgelehnt, daß der — ehei 
Bilhof Dr. Konrad Martin durch Urtheil des Gerichtshofes jeine 
nicht entkleidet, kein Priefter feines diefem geleifteten Eides entbun 
jeder Katholit, welcher das Gegentheil annehme, von feinem Glaub 
fallen fei. 

In Folge diefer Erklärung bat am 21. Auguft 1876 der Königlic 
präfident ber Provinz Sachſen bei dem Gerichtshof den Antrag auf € 
bes Verfahrens behufs Entlafjung des Leineweber aus dem Amt geit 

Der Gerichtshof hat, diefem Antrag entipredend, am 13, Septem 
die Vorunterſuchung beſchloſſen. Diefelbe ift durd) ein vom Königliche 
Iattonsgericht zu Halberftadt ernanntes Mitglied des Königlichen Kreisg 
Heiligenftadt geführt. Mit der Wahrnehmung der Berrichtungen ber 
anwaltſchaft ift von Seiten des Minifteriums der geiltlihen Angelegenb 
Ronfiftorialrath Nie in Magdeburg beauftragt. Derjelbe hat nad) dem 
der Vorunterſuchung, welder dem Gerichtshof zur Einſtellung des 


I 
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feine Veranlafjung geboten, den Pfarrer Leineweber auf Grund bes 8. 24 
bes Geſetzes über bie kirchliche Disziplinargewalt vom 12. Mat 1873 ange 
ſchuldigt: 
„als Kirchendiener die auf fein Amt bezüglichen Vorſchriften der Staats⸗ 
gejeße, und zwar jo ſchwer verlegt zu haben, daß fein Verbleiben im 
Amte mit der öffentlihen Ordnung unverträglid erſcheint.“ 


A. 
Die Staatsanmwaltihaft macht in dem erften Kheil der Anſchuldigungsſchrift 
dem Leinewe ber zum Vorwurf: 
daß er die flaatlihen Vorſchriften, welde die Stellung 
feines Amtes auf ftaatlidem Gebiet überhaupt betreffen, ver⸗ 
legt habe. 
Zu den fo verlegten Vorſchriften zählt diefelbe Die 88. 417, 320, 13, 70, 71, 
75 und 68 des A. L.⸗R. Chl. II, Fit. 11, nach welden fi 
„der Pfarrer die Beförderung eines guten moralifhen Verhaltens feiner 
Gemeindeglieber beſonders angelegen fein lafien, ihnen Treue gegen den Staat, 
Gehorfam gegen deſſen Geſetze einflößen, durch vorfichtiges und fanftmüthiges 
Betragen Liebe und Vertrauen erweden, mit gutem Beifpiel der Sanftmuth 
und Verträglichkeit vorangehen, alle Belegenheiten zum Anftoße jorgfältig 
vermeiden und fi) eines ehrbaren und unanftößigen Wandels befleißigen ſoll.“ 


I. 

Bei der Darlegung der einzelnen Geſetzesverletzungen greift bie Staats⸗ 
anwaltſchaft zunächſt auf Vorgänge, welche fi) vor der Verkündigung ber Mais 
gejege des Jahres 1873, in zwei Fällen (a und b) aud auf Privatgefpräche 
zurüd, die fi) vor dem, am Allerfeelentage des Jahres 1872 von Leineweber 
begangenen Vergehen gegen $. 130a des Strafgefegbuchs ereignet haben und bei 
Gelegenheit der dieferhalb eingeleiteten Unterfuhung im Jahre 1872 zur Sprache 
gefommen waren. In der fchriftlihen Aufforderung an Leineweber zur Nieder⸗ 
legung feines Amtes find diefe Vorfälle vom Oberpräfidenten von Sachſen nicht 
befonders hervorgehoben und im Laufe der geführten Vorunterſuchung nicht weiter 
erörtert. Dahin gehören folgende 3 Fälle: 

lund 2% 

Leineweber — jo behauptet die Anſchuldigungsſchrift — äußerte im 
Jahre 1866 zu dem Bemeinbeeinnehmer und Altariften L.: 

„Jetzt ift der Krieg da, jegt muß das ftolze Preußen feine Schläge kriegen, 
damit wir die katholiſche Macht bekommen.“ 

Ebenfo foll Leineweber zu 2. am 29. September 1872 „zu einer Zeit, 
wo der fogenannte Kulturkampf ſchon im Entftehen gewejen wäre,‘ gejagt haben: 

„Ale die neuen Gejege, die ber kluge Herr Bismard mit feinen 
Schweinehirten, wie er fie jelbft nennt, macht, reſpektire ich mit meinem Hintern, 


zu Deutſch gejagt.“ 
3. 
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Leineweber beſtritt die beiden Aeußerungen und gab nur als mi 
daß er 1866 davon gejprochen habe, „Preußen könne Schläge kriegen 
aber lediglich in Bezug auf die ärgerliche Haltung einer Zeitung, wel 
der Sand gehabt, feinem Unmwillen durch die erwähnten Worte mit ent 
der Geberde Ausdrud gegeben habe. 


Die Staatsanwaltihaft hält diefe Angaben Leinewebers für 
unmwahrjheinli und für einen mißglücten Verſuch der Vertheidigung. 
erblidt in der erften Aeußerung ein Zeichen der Treulofigfeit gegen bei 
der Unehrbarkeit und eines anftößigen Verhaltens, in jener zweiten A 
die Kundgebung des Ungehorfams gegen die Gejeße und des Streben 
Ungehorfam zu befördern. 

Die Beweismittel für die beiden als ftraffällig bezeichneten Aeu 
beftehen nur in dem eidlichen Zeugniß des L. Derjelbe bekundete in’ 
maligen gerichtlihen Vorverfahren am 18. November 1872 wörtli: 


„Am 29. September 1872, nachdem der Gottesdienft vorüber m 
berte mich Herr Leineweber, während ich mich mit ihm noch in d 
befand, auf, dab ich doch einmal in feine Wohnung kommen möchte. 
an demjelben Tage Nachmittags in feine Wohnung. Gleich nach mei 
tritt in jeine Stube theilte er mir mit, daß der Aachener Biſchof er 
weil er die neuern Gejege nicht anerkennen wollte.“ 


„Alle die neuen Gejeße, die der Tluge Herr Bismard mit all 
Schweinehirten, wie er ſie ſelbſt nennt, — macht, reſpektire er mi 
Hintern und ſchlug ſich dabei mit der Hand an ſeinen Hintern.“ 

Herr Pfarrer Leineweber hatte im Jahre 1866 ſchon zu mir 

„Oeſterreich müßte fiegen, damit Preußen jeine Schläge kriegte“ 

Diefe Ausfage ergänzte 2. in der mündlichen Verhandlung vom 6 
ber 1872 unter Verfiherung auf den geleifteten Eid dahin: i 


„Zu der Neußerung aus dem Jahre 1866 muß ich noch 
Leineweber, als die Truppen bereits zufanmengezogen 
äußerte: 













„Jetzt ift der Krieg da, jetzt muß das ftolge 
Schläge kriegen, damit wir die katholiſche Macht befon 
Ich war darüber jo beftürzt, daß ich alle mir anvert 
Gelder mehrere Tage an meinem Leibe verbarg, bis ich fie 
legte, um für die Gemeinde im Falle von Nequifitionen 
können.“ 
Das Königliche Kreisgericht zu Heiligenſtadt eradyteh 
troß der Einwendungen bes Leineweber für volltommen q 
Appellations-Inftanz bemängelte Leineweber aufs Neue 
bes L., „weil er Denunziant ſei und dies eiblid) in Abrei 
Das Königliche Appellationsgeriht in Halberjtabt q 


Digitized by G009 C 


Entſcheidungen und Erlaſſe von Gerichten und anderen Behörden. 37 


gebotenen Beweis nicht ein, weil 2. über den den Gegenftand ber Anklage 
bildenden Borfal am Allerjeelentage, den 2. November 1872, bei welchem er 
nicht zugegen gewejen, gar nichts befunbet habe. 
3. 
Der Vorgang am 2. November 1872 war folgender: 

„Rach beendigtem Gottesdienfte hielt Leineweber an dem Kirchhofe zu 
der auf der Straße, nad) Ablegung feines Drnats und nad Entfernung 
der Frauen, an die auf jein Erfuchen zurücgebliebenen Männer und Burjchen 
eine Anſprache folgenden Inhalts: 

„Die Beiftlihen dürften fi nicht mehr auf der Kanzel darüber auss 
ſprechen, wie es in der Welt hergeht, weil fie ſich fonft einer Gefängnißftrafe 
ausfegten. Er jehe fi) daher genöthigt, zu feiner Mittheilung die Straße zu 
wählen. In Bayern jet durch eine Verordnung bei Strafe verboten, daß bie 
Schulkinder bei der Meſſe Dienfte leiften und an den Werktagen den Gottes 
dienft befuchen dürften. Wenn aber ſolches in einem katholiſchen Lande ge 
ſchehe, was könne man dann in einem evangelifhen erwarten. Daß ſolches 
in einem katholiſchen Staate wie Bayern gefchehen könne, komme daher, daß 
der König noch ehr jung — minorenn — fei, daß jein Vater früh verftorben, 
feine Mutter aber evangelifch fei, eine Prinzeifin aus unjerem 
Königshaufe, daß danach auch feine Erziehung, wie man wohl denken könne, 
beſchaffen gemejen jei, daß außerdem Bismard auch oft nad) Bayern fchreibe 
und feine Schweinehirten oder Sauhirten dahin ſchicke und daß fo dort ſolche 
Geſetze zu Stande kämen. 

Daran ſchloß fi) die Aufforderung, dem Deutichen Katholitenverein, dem 
bereits 71 Perſonen beigetreten feien, noch zahlreicher beizutreten.” 

Durch diefe Anſprache wurde nach der Anſchuldigungsſchrift Aufregung und 
Enträftung in Uder verurſacht. 

Zeineweber räumte ben Vorgang ein, bezog fi indeß zur Rechtfertigung 
feiner Angaben in Betreff Bayerns auf eine Zeitungsnotiz in ben Eichsfelder 
Volksblättern (Nr. 44) dahin lautend: 


„In Bayern wird es immer fehöner. Ein Minifterialjhreiben hat bei 
Vermeidung ftrenger Strafeinfhreitung die Verwendung fehulpflictiger Kinder 
zum Miniftriren verboten. Die Regierung von Ober-Bayern hat eine Ent: 
ſchließung erlaffen, daß für katholiſche Schulen der Gottesdienft an Werktagen 
in Wegfall kommen folle. Die nämliche Regierung hat den katholiſchen Res 
ligionslehrern unterfagt, ihren Schülern den Beſuch des Bottesdienftes von 
Häretilern zu verbieten.” 

Was die Bezeichnung „Sauhirt” angehe, welhe er — Leineweber — 
verſchiedentlich, jo 3. B in der Kölnifhen Volkszeitung (Nr. 9) gelefen, jo habe 
Fürft Bismard felber fich ihrer in Bezug auf feine Preßagenten bedient. WVon 
dem König von Bayern habe er auch nur gejagt, „er fei geiſtlich minoreun.“ 
Daß durch feine Anſprache Aufregung unb Entruſtung in Uder-hervorgeruſen 
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fei, beftritt Zeineweber und behauptete, daß beides nur dadurch entflanden, 
daß er wegen der Anfprache bei der Staatsanwaltſchaft demunzirt worben fei. 
Schließlich berief er ſich auf feine patriotifche und fonfervative Befinnung, welche 
er durch Reden und Gedichte an den Tag gelegt habe. 

Die Beweisaufnahme, welde dur Bernehmung bes Schulzen K., des 
Ziegeleibefigers D. und Adermanns M. erfolgte, beftätigte ben ber Anklage zu 
Grunde liegenden Vorgang. 

Namentlich bekundete K.: 

„Mehrere aus der Gemeinde beſchwerten ſich über bie vom Pfarrer be 
nugten Ausdrüde und es ift im Wirthahauſe fogar viel davon geſprochen 
worden. Es gab fih eine allgemeine Entrüfung im Dorfe zu erlennen. 
„Johannes D., welder dem Vorfall freilich nicht felbft beigewohnt, ſondern 
nur davon gehört hatte, forderte mid) auf, die Sache zur Anzeige zu bringen, 
da id) als Schulze und gleidygeitig Polizeiperſon die Verpflichtung dazu hätte, 
ſonſt würbe er mid) anzeigen;” 

und M. deponirte: 

„Es ift wohl viel über die Rebe des Pfarrers und die von ihm darin ge- 
brauchten Ausdrüde geſprochen worben; ob eine allgemeine Entrüftung fid in 
Zolge defien gezeigt hat, kann ich nicht fagen. Ich ſelbſt bin allerdings 
darüber erregt geweien und war im Begriff, felbft dem Pfarrer in die Rede 
au fallen.“ 

Beide Inſtanzrichter nehmen für dargethan an, daß die Anſprache des Ans 
geflagten Aufregung in Uber hervorgerufen habe. 

Nach der Auffafjung der Staatsanwaltſchaft enthält die Anſprache Leines 
webers vom 2. November 1872 nicht blos eine Gefährdung des öffentlichen 
Friedens, fonbern zugleich einen Verſtoß gegen bie allgemeine Pflicht der Er⸗ 
munterung zum Gehorſam und zur Ehrerbietung gegen das Staatsoberhaupt 
und befien erfte Diener und eine Verlegung der Vorſchrift des fanften und ver- 
träglihen Verhaltens in Lehre und Wandel. 


IL 

Im unmittelbaren Anſchluß an das Verhalten Leineweber’s vor Verkün⸗ 
bung ber Maigefege von 1873 wendet fi bie. Staatsanwaltſchaft zu den Be- 
ſchuldigungen, welde ſpäteren Vorgängen entnommen, vom Königlichen Ober- 
präfidenten von Sachſen in feiner fchriftlihen Aufforderung zur Niederlegung 
bes Amtes fpeziell hervorgehoben und zum größeren Theil das Objekt ber ges 
richtlichen Unterfuchung gegen Leineweber wegen Anmaßung biſchöflicher Rechte 
im Jahre 1875 geweſen find. 

Die Anſchuldigungsſchrift faßt Diefelben in der Einleitung dieſes Abſchnitts 
dahin zufammen, daß Leineweber ben Dr. Martin auch nad feiner Amtss 
entjegung als Biſchof der Diözefe Paderborn beziehungsweife deſſen Mandate 
anerkannt, als ein in deſſen Sinn thätiger Dechant ſich jelbft nad) der Zeit fort⸗ 
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geritt, wo er ber Staatsregierung bie Niederlegung feines Dekanats angezeigt 
und feinen Einfluß als Dechant für den Dr. Martin geltend zu machen ge 
ſucht habe. £ 

Zeineweber hat, wie in der gerichtlichen Unterfuchung jo auch im gegen 
wärtigen Verfahren, eine fpezielle Einlaffung auf die wider ihn erhobenen Be- 
Thuldigungen verweigert. In der ablehnenden Beantwortung der Aufforderung 
des Oberpräfidenten zur Niederlegung feines Amtes hat er ausbrüdlich erklärt, 
daß er weder formell noch materiell eine Berechtigung bes Staates, ihn feines 
Amtes zu entlaffen, anerkennen könne. Zur Begründung feiner Ablehnung wird 
außer der oben bereit3 angeführten Behauptung, daß der Dr. Martin nad) ben 
Grundfägen bes fatholifchen Kirchenrechts feines Kirchenamtes nicht entkleidet ſei, 
von Leineweber noch geltend gemacht, daß er, indem er fein Amt als Dechant 
dem Staat gegenüber niedergelegt, dafjelbe im Lirchlicher Beziehung nicht vers 
loren, daß wenn man bie erwiefenen und allein wahren Thatſachen Des zu 
feinem Nadtheil angelegten Kolorits entlleide, fi) ergäbe, daß er nichts 
gethan habe, als was zu thun ihm feine Pflicht als Pfarrer und Dechant ges 
biete und daß ber Vorwurf einer agitatoriihen Thätigkeit einer reellen Unterlage 
überall entbehre. Die Verfiherung, daß er als Staatsbürger im Zonfervativen 
Sinne feine Schuldigteit gethan habe, bildet ähnlih wie in ber gerichtlichen 
Unterfuhung von 1872/73 auch den Schlußpunkt feiner Vertheidigung vom 
21. Auguft 1876, wobei er nur noch hinzugefügt, daß er der Weberzeugung lebe, 
daß ein treuer Priefter auch ein treuerer und befjerer Staatsbürger, als ein 
treulofer Priefter fei. 

Nachdem er in der gegenwärtigen Vorunterfuhung zur Vorbereitung feiner 
Vertheidigung wiederholt Verlegung des Termins erbeten und erwirkt und nod 
in dem zweiten Termin am 21. Oktober 1876 erklärt „er habe fich nicht ſchlüſſig 
machen können, ob er die in dem Schreiben des Oberpräfidenten ihm ſchuld ges 
gebenen Thatſachen als richtig anerkennen ſolle“, Hat er bei feiner verantwort- 
lihen Vernehmung am 23. Oktober 1876 fid) lediglich auf feine, dem Königlichen 
Dberpräfidenten ertheilte Antwort bezogen und bemerkt, Daß er weber etwas bins 
zuzufügen habe, noch davon zurüdnehmen könne und in Bezug auf feine Ver- 
theidigung Anträge nicht zu ftellen habe. 

Die einzelnen aus ber Zeit nad) ber Verkündung ber Maigeſetze von 1873 
erhobenen Befhuldigungen der Staatsanwaltſchaft beftehen darin: 

1. daß Leineweber ala Dechant Konferenzen der Geiftlichen feines De- 
kanats abgehalten, in welchen er gegen bie Befolgung der Stantsgejege 
agitirt hat, 

2. daß er Ehedispenſe ertheilt, 

8. baß er gegen den Pfarrer ©. in H. ein auffichtliches oder biszipli- 
nares Verfahren, verbunden mit einer Einwirtung auf die Gemeinde 
geübt habe. 
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Die Staatsanwaltſchaft erwähnt: 


a) eine Konferenz der Geiſtlichen des Dekanats in Uder, welche in den 
erften Tagen des Ianuar1875 vor der Erflärung der Nieberlegung 
der Defanatsfunktionen im Februar 1875 flattgefunden hat, und giebt 
über diefelbe Folgendes an: 

Schon an einem Tage, etwa glei nah dem 5. Ianuar 1875, 
batte er, Zeineweber, die faſt ſämmtlich erjchienenen Geiſtlichen 
des Delanats zu ſich beſchieden. Er zeigte ein von Dr. Martin 
unterfchriebenes und gefiegeltes Schreiben vor, worin im Hinblid 
auf die bevorftehende Funktionsbehinderung befjelben außer Anderem 
auch die Anweifung erging, 

daß an feiner Statt demnächſt die Dechanten event. andere 
Subftituten die Ehebispenfe zu ertheilen hätten, der bezüg- 
lihe Verkehr aber thunlichft im Geheimen und münblih zu 
pflegen jei. 

Zugleich wurde, was noch zu Begenausführungen Anlaß gab, ge⸗ 
fagt, daß die Mitteilungen des Dechanten an bie Geiftlichen sub sigillo 
confessionis gemacht würden. 

Die bei dieſer Gelegenheit Seitens des Leineweber noch ergan- 
gene Aufforderung, eine ihm angeblich zugegangene Treu⸗ oder Er: 
gebenheits-Adrefje an Dr. Martin zu unterjchreiben, blieb erfolglos. 

Die eiblihe Ausfage bes Pfarrers S. in der gerichtlichen Unterfuhung und 
im gegenwärtigen Verfahren fteht mit der Darftellung der Staatsanmwaltichaft im 
Einklang, namentlih, daß S. von Leineweber zur Konferenz nach Über eins 
geladen geweſen fei und daß nur zwei Pfarrer des Dekanats gefehlt haben, daß 
die Mittheilung des Leineweber in Anfehung der Ehedispenſe unter dem 
Siegel des Beichtgeheimniffes erfolgt und dabei erwähnt fei, daß im Verhinde- 
tungsfalle des Dedanten, die Definitoren — ber Regel nad) die älteften Geift- 
lien bes Bezirks — und in deren Verhinderung bie Geiftlihen bes Bezirks 
nach ihrem Alter an Stelle des Biſchofs Dispenſe ertheilen jollten. Dagegen 
giebt der Zeuge an, daß die Verfammlung in Uber, wenn er nicht irre, von 
dem 6. bis 14. Ianuar 1875, aljo anſcheinend noch vor der Verkündung des 
Erkenntniſſes der Amtsentfegung des Dr. Martin und jedenfalls vor Infinuas 
tion beffelben ftattgefunden hat. 

Der Pfarrer St., welder bei feinen mehrfachen Vernehmungen in feinen 
Ausfagen geſchwankt, Hat fich im gegenwärtigen Verfahren hauptſächlich auf feine 
gerichtlichen Ausfagen vom 2, Dezember 1875 und 12. Januar 1876 bezogen. 

Diefe ſtimmen mit denen des ©. überein. Doc hat St. in Anjehung ber 
Dispenfe von Ehehinderniffen nur gehört, daß Leinemeber gejagt, daß dies 
jelben vorläufig durch ihn erfolgen und daß bie Geiftlichen diefelben in ber 
Negel mündlich beantragen ſollen. Ob für den Fall der Verhinderung Leine- 
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webers Andere mit ber Dispenfation beauftragt worden, weiß Zeuge ebenſo⸗ 
wenig als daß Leineweber auch von der Ertheilung der Dispenfe durch die 
übrigen Dechanten geſprochen haben fol. 

b) Auch in den verfhiedenen nad) dem Januar 1875 an diverjen Pfarr- 
orten abgehaltenen Verfammlungen jollen Verfügungen kirchlicher Bes 
börden zur Kognition gebracht und Informationen und Weifungen über 
das Verhalten ertheilt worden fein. Inhalts der zu der gerichtlichen 
Unterfuhung und der diefjeitigen Vorunterfuhung abgelegten Beugniffe 
ber Pfarrer S. und St. haben jedenfalls zwei ſolche Konferenzen ſtatt⸗ 
gefunden, nämlich 1875 in K. und am Montag nad) ana am 
10. Mai 1875 in ©. 

Zu diefen Konferenzen waren die Geiftlichen des Detanats, nad 
gerichtliher Ausfage von ©., nicht in der früheren Weife durch Zirkular, 
fondern durch Briefe oder mündliche Benachrichtigung an die Einzel» 
nen von Leineweber zufammenberufen. Leinemweber führte in ben 
Konferenzen wie bisher den Vorfig und durch ihn wurden die Mittheis 
lungen der kirchlichen Oberen gemacht. 

Die Abhaltung diefer Verſammlungen der Dekanatsgeiſtlichen durch 
Zeineweber als Borfigenden ift auch vom Königlichen Kreisgericht zu 
Seiligenftadt in der Unterfuhung von 1875 als feftftehend angenommen, 


a 8a. 

Die Anjhuldigungsichrift hebt nun hervor, daß Leineweber auf diefen 
ſpäteren Konferenzen die Geiftlihen angemwiefen habe, ein, den weltlihen 
Behörden vorzuenthaltendes Piarrintradenverzeihniß anzufertigen 
und im Geheimen niederzulegen, und fi bei foforliger Amtsjuspenfion 
jeden Verkehrs und Benehmens mit dem flaatlihen Kommiſſarius 
zu enthalten, und daß er außerdem den Pfarrer S. ermächtigt habe: 

„Kirchengelder fofort andermeit zu verwenden, um fie ber ftaat- 
liden Dispofition zu entziehen.” 

Tie Richtigkeit diefer Thatjachen bezeugt der Pfarrer S. und läßt nur in 
Betreff der geheimen Verzeihnung der Pfarrintraden dahingeftellt, ob Leine: 
weber bdiefe nicht in der IanuarsKonferenz in Uder angeordnet. Leineweber 
babe in K. gefagt „Wer nur einen Brief Himly’s beantworte, fei ipso facto 
ſuspendirt.“ Ingleichen habe derfelbe, als über die Erledigung eines Monitums, 
betreffend die Ausleihung von Kirchengeldern geiprodhen wurde, ihm, dem ©. 
erklärt: 

„ich autorifire Sie dazu die Kirchengelder jofort auszugeben, damit nicht ber 
ſtaatliche Kommiffarius darüber disponire.” 
unb als ©. ein ungläubiges Gefiht gemacht, hinzugefügt: 
„Selennen Sie denn überhaupt den Biſchof noch an?” 
worauf ©. erwibert 
„daß diefe Frage nicht hierher gehöre.” 


j) 
ji 

ll 

ei 
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Der Pfarrer ©. bekundet, daß ſchon auf der Konferenz zu Uder 
weber den verfammelten @eiftlihen die Anfertigung eines geheimen Verz 
ber Pfarreinkünfte befohlen habe. 

Auch das Verbot der Korreipondenz mit dem ftaatlihen Kommiſſa 
gierungs-Affeffor Himly auf der Konferenz zu K. beftätigt St. mit den 
ten, daß ©. dagegen opponirt und der Pfarrer B. gefagt habe: 

„S. möchte nicht Urſache fein, daß ihn einer von ben Geiftlichen er! 
ziren müßte.“ R 

Ob Leineweber auf ben Verkehr mit Himly die Suspensio I: 
tentiae angedroht habe, weiß St. nit, wohl aber, daß jpäter der De: 
Himly in dringenden Fällen nachgelaſſen fei, wenn auch nicht di 
drüdlichen Befehl. 

Ueber die Autorifation des Pfarrers S. zur Verwendung von Kirch 
bat St. nichts bekundet. 

Der Pfarrer B. Hat in Uebereinftimmung mit den übrigen Geiftl 
Heiligenftäbter Dekanats fein Zeugniß vor Gericht verweigert und fidh d 
auf fein ſchwaches Gedächtniß berufen. 

Das Verbot Leinewebers mit dem Kommiſſar für die bifchöfl 
mögensverwaltung zu verkehren hat das Königliche Kreisgericht in Hei 
in der gerichtlichen, Unterfuhung von 1875 für erwiejen erachtet. 

b. b. 

Die Anjhuldigungsiärift erwähnt außerdem, daß Leineweber | 
lichen aufgefordert, anzugeben, was ein Jeder an Einkommen in Folge 
feßes, betreffend die Einftellung ber Leiftungen aus Staatsmitteln für di 
katholiſchen Bisthümer und Geifllihen vom 22. April 1875. 

(8.5. ©. 194 ausgegeben Berlin, ben 26. April 1875) 
verloren habe und zu berathen, wie der Ausfall zu beden ſei. 

Diefe Aufforderung iR nad der Ausfage des ©. auf der Konfere 
am 10. Mai 1875 ergangen. Die Anregung dazu war aber, joweit d 
fih entfinnt, vom Mainzer Katholitenverein oder vom Paderborner L 
verein ausgegangen. 

St. hat über bie Berathungen in der Konferenz in G. nichts I 
bekundet. 

2. 
Die Ertheilung ber Ehebispenfe angehend, fo behauptet die Staa 
ſchaft, daß Leineweber ſolche im Jahre 1875 zu 4 verfchiedenen Malen, 
a) zu Ende des März mündlich dem Schuhmader Q., 
b) im Anfang des April fchriftlich dem Eiſenbahnbremſer B., 
c) im Auguft fhriftlih dem Wittwer S., 
d) im Herbſt mündlich dem Delonomen M. 
gegen Vereinnahmung ber üblichen Gebühren erteilt und aud auf ben 
und Shen Konjenje dem Paftor loci die Vernichtung ber Schi 
geben habe. 
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Zu a. 
er Schuhmacher V. eidlih in der gerichtlichen IUnterfuchung wider 
yer, daß er im März 1875 die Trauung mit Anna Maria W., deren 
x und jein Großvater Geſchwiſter geweſen, beim Pfarrer S. nachge⸗ 
aber die Trauung nur habe vornehmen wollen, wenn Zeuge Dispens 
Nachdem er die mit 7 Thlr. verlangten Gebühren an ©. gezahlt, habe 
pril 1875 jeine Verheirathung ftattgefunden. Der Pfarrer ©. beſchwor 
daß er die 7 Thlr. an Leineweber ausgehändigt und darüber Duit- 
Iten, jomie daß diefer die Dispenjation ihm perſönlich und 
in Über ertheilt habe. 
on ©. auf Inftanz des Landraths von H. überreichte, nach dem Augen- 
ber Hand Leinewebers herrührende Quittung lautet: 
nt Thlr.“ 
Thaler Dispensgebühren von Bartholomäus V. in H. durch Herrn 
©. Hochwürden ausbehändigt erhalten zu haben, befcheinigt hiermit. 
r, ben 31. März 1875. 
Pfarrer Joh. Chriſt. Leineweber. 
D.⸗D. 
Zu b. 
jandelsmann St. — jo hat derſelbe vor Gericht eidlich bezeugt — 
h im April 1875 wegen Trauung jeiner älteften Tochter mit dem 
)., welder mit feiner verftorbenen jüngeren Tochter verheirathet ges 
den Pfarrer ©. Diefer forderte für die Dispenfation erft 20, dann 
12 Lhlr. und antwortete auf die Frage „wo ſolches Geld hinkäme, 
en Biſchof hätten:“ „„Nach Rom““. Dieſe Antwort genügte dem St. 
er erklärte, ſich weiter danach zu befragen. Darauf erwiderte S. „Da 
zum Pfarrer Leineweber in Uder.“ St. that dies. Leineweber 
m St., daß er ohne 7 Thlr. wohl nicht fortkommen werde und gab 
ttelhen an S. mit. B. überbrachte diefen Zettel, deſſen Inhalt der 
£ Iejen konnte, an ©. und zahlte 7 Thlr. Am 18. April 1873 wurde 
iſchen beiden durch ©. eingejegnet. 
er Auslafjung des St. fteht das Zeugniß des ©. in Einklang, welcher 
ven Inhalt des Zeitels zur Einſegnung für ermächtigt hielt. 
Zettel, welder ebenfalls augenjcheinlih von Leineweber herrührt, 


fiet pro solvendis septem (7) thaleribus id quod parochianus 
a me petit. Sumas ergo illos septem thal,, quos dietus 


tibi dare promissus est. 


1 4. Dezember 1871. 

postquam legisti.) Zeineweber. 

y auf die erwähnte Quittung und den Zettel ſprach fih Leine: 
us, dab die Handſchrift auf beiden der feinigen fo ähnlich ſei, 
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daß er, falls er eine Erklärung als Sachverſtändiger abgeben müßte, 
bie ſeinige anerkennen könnte; doch verweigere er jede Auskunft. 
Zu c. 

Zu c. bezeugt ber Pfarrer St. zu B., daß im Auguft oder Septer 
ber Wittwer Georg ©., evangelifhen Glaubens, und die Dorothea $ 
ſcher Konfeifion, die Trauung erbeten, daß er hierauf jchriftlih Dis 
Pfarrer Leineweber beantragt, daß Leineweber diefen fchriftlich er 
den Antrag zurüdgeihicdt, worauf er — St. — die Ehe eingejegnet 5 

Der Marginal Beiheid des Leineweber, welcher deſſen Handj 
räth, lautet wörtlich: 

br. m. — s. c. dieſes Schriftftüd zu vernichten. — 
Sr. Hochw. dem Herin Pfarrer St. zu B. mit dem Bemerk 
daß der qu. Tispens andurch ertheilt if, den Bittſtellern aber 
ift, reſp. denſelben aufzuerlegen ift, innerhalb 4 Wochen 2 „Ro 


zu beten, 
Uder, den 25. April 1875. 
Reineweber. 
Zu d. 


In dem vierten Fall, bei der Verheirathung des Oekonomen M. 
beth 9. fand das nämliche kanoniſche Ehehinderniß ftatt, wie bei de 
Heirath (a). Dieſelben waren Gejhwiterlinder. Der Angejchuldigt 
weber, an welden ſich die Verlobten wandten, erklärte, nach der eibli 
fage des M., die Dispenfation für nothwendig, forderte 8 Thlr. und w 
lich mit 6 Thlen. zufrieden. Nach Empfang des Geldes jagte er, „er n 
Dispens ſchreiben“, und bei Gelegenheit der Bezahlung der Kopulation 
mit 3 Thlen. am Morgen vor der firhlihen Einfegnung bemerkte er, , 
höchſte Zeit geweſen“. Schriftliches wurde nichts verhandelt, M. erhielt 
Quittung nidt. 

In allen vier Fällen ſah das Königliche Kreisgericht in Heilige 
dargethan an, daß ber Angeſchuldigte Ehebispenfe ertheilt habe. 

3. 


Mit dem Verfahren von Auffichtswegen oder dem Disziplina 
gegen den Pfarrer S. verhält es ſich nach deſſen eiblicher Ausfage, ı 
Anſchuldigungsſchrift hauptſächlich zu Grunde liegt, folgendermaßen: 

Eine Iuni-Nummer der Norbhäufer Zeitung bradte die nah d 
der Staatsanwaltihaft ironiſche Notiz aus der Diözeje Paderborn: 

„Die beiden Beiftlihen der Diözeſe Hildesheim, welche, wie wir 
zem berichteten, ſich den Staatsgeſetzen unterworfen haben, finden i 
Diözefe bereits erfreuliche Nachfolge. Auf dem Eichsfelde hat der 9 
G., Herr S, die Ehre, der Erſte zu fein, welcher feine Unterwerfung 
hat. Er bat damit nicht nur einen nuß und erfolglojen Kampf 
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Staatsgewalt und der ganzen Feitrihtung aufgegeben, fondern vor allen 
Dingen mit feiner Gemeinde und mit fi felber Frieden geſchloſſen. Vivat 


sequens.“ 


Darauf bezog fih in den Eichsfelder Volksblättern folgendes Inſerat vom 
12. uni: 


H. 12. Juni. Die heute hier angelangte „Norbhäufer Zeitung” hat unfere 
ganze Pfarrei in große Aufregung durch die Nachricht verſetzt, daß der Herr 
Pfarrer ©. ſich erflärt habe, den Maigefegen ſich unterwerfen zu wollen. Wir 
find der Meinung, daß der Berichterftatter feine Hoffnung als eine bereits 
geihehene Thatſache Hingeftellt habe und erwarten zuverſichtlich, daß der Herr 
Pfarrer bald feine der römifch-Tatholifhen Kirche treu ergebenen Pfarrkinder 
beruhigende Exflärung abgeben werbe. 


Eine Korreſpondenz von 9. den 21. Juni berichtete: 

„Sp fehe der Herr Pfarrer S. auch Veranlaſſung hat, fih zu feiner 
Pfarrgemeinde offen auszufprehen, ob er bie in $. 6 des Gefekes vom 
22. April c., die Einftelung der Leiftungen aus Staatsmitteln für die römiſch⸗ 
Tatholifhen Bistyümer und Geiftlihen betreffend, — bezeichnete Erklärung abs 
gegeben habe, jo jheut er doc ein offenes Bekenntniß. Niemand in der Ges 
meinde zweifelt jedoch nad) feinem Auftreten in den legten Tagen, daß er den 
für ihn und für uns verhängnißvollen Schritt gethan habe. Mit wenigen 
Ausnahmen betheiligten fih die Mitglieder der Gemeinden im Laufe der legten 
Woche, befonders geftern, nicht an dem von ihm gehaltenen Bottesbienfte — 
und die Aufregung unter den Parochianen ift fehr groß.“ 


Um biefe Zeit erichien Leineweber bei ©. in 9. und fragte, ob die Nach⸗ 
richt, daß er ſich den Staatsgeſetzen unterworfen habe, begründet fei. S. erwiverte, 
baß er eine derartige Erklärung der Regierung nicht abgegeben habe, Leines 
weber forderte nun den S. auf, dies öffentlid, befannt zu machen oder ihn zu 
autorifiren, es in S.'s Namen zu thun. ©. verweigerte Beides, weil er damit 
ohne jeden Grund den Ungehorfam gegen die Staatsgefege Öffentlich erklären 
würde und gab dem Leineweber zu verflehen, daß eine ſolche Veröffentlichung 
in einer Zeitung nicht der geeignete Weg fei, nit feinen Eingepfarrten zu ver- 
kehren, welde zu ihm kommen könnten, wenn fie eine beruhigende Auskunft 
haben wollten. Auf Veranlaffung Leinewebers erſchien hierauf bei ©. eine 
Deputation aus ber Pfarrgemeinde zu Hohengandern, beftehend in dem Kauf⸗ 
mann Sch. und den Echöppen Bs. und Bt. und verlangte ebenjo wie Leines 
weber von S., daß er die Notiz der Norbhäufer Zeitung öffentlich widerrufe, 
oder den Widerruf durch fie geftatte. ©. erklärte der Deputation, „dies fei un« 
möglih” ; er habe ihnen in der Befolgung der Staatsgefege voranzugehen. Unterm 
30. Zuli erhielt hierauf S. von Leinew eber eine Korreipondenzlarte mit fol- 
gender Aufforderung: 
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An 

Herrn Pfarrer S. Hochw. 
in H. 
(Bahnhof A.) 

Reverende Domine Confrater! 

Peto ex te, ut infra 3 dies ad me venias. — ave! — 
Udrae, 30. Juli 1875. 
Joh. Christ. Leineweber. 


©. begab ſich alsbald — im Auguft — zu Leineweber nad; Uber und 
machte ihm bei der dortigen Verhandlung Hoffnung, daß er öffentlich widerrufen 
werbe. Bei dieſer Belegenheit äußerte Leineweber: „Sie werden doch Ihren 
Nacken nicht unter das Staatsjoch beugen. Laſſen Sie fih die Alle (nah dem 
Zeugniß ©.’8 zweifellos die Herren von der Staatsregierung meinend) im Arſche 
lecken!“ — 

Schon am andern Zage trat Leineweber zum zweiten Mal, diesmal in 
Begleitung des Pfarrers D. bei S. in H. auf und verlangte von Neuem eine 
Gegenerklärung in der Zeitung. ©. verweigerte dieſelbe entſchieden. Darauf 
fprang Leineweber auf ihn zu, faßte ihn vor die Bruft, nannte ihn einen 
„Duabdratflegel" und bebauerte, Daß er einen fo weiten Weg gemacht habe. Dies 
veranlaßte den S., dem Leineweber anzubeuten, daß er ſich zu entfernen habe. 
Es geihah. Im September erhielt S. von Leinewebers Hand folgendes 
Schreiben: 

Ss. F. D. 

Ew. Hochwürden habe ih auf Matth. XVII. fußend, in Bezug auf Ihre 
wie Sie felbft wifjen, übel beleumbete kirchliche Befinnung reſp. Haltung bereits 
zu wiederholten Malen eine correctio fraterna zu Theil werden lafien. Ich 
wieberhole dieje hiermit zum dritten und legten Male, indem ich die Ermwar- 
tung ausfpredhe, daß Sie mic über 3 Tagen — von Tage des Empfangs d. p. 
— in einer besfraglihen jchriftlihen Erflärung in die Lage bringen, vom 
13. Vers des beregten Kapitels abjehen zu Tünnen. 

Über, den 13. September 1875. 

Pfarrer Joh. Chrift. Leineweber, 
feitheriger Dechant. 

©. antwortete nit. 

Im Dezember ging bemfelben ein Brief aus W. vom 7. Dezember 1875 
zu, deſſen Umſchlag den Poftftempel „Seiligenftabt, den 14. Dezember“ trug. 

Derfelbe lautet: 

„In den Öffentlichen Blättern, wodurch ich mit großem Schmerze von ben 
traurigen Wirren Ihrer Pfarrgemeinde Kenntniß erlangt, wird die Nachricht 
verbreitet, daß Ew. Hochehrwürden diefe Wirren durd) eine an die Königliche 
Regierung oder ihre Organe eingefandte Erklärung Ihrer Unterwerfung unter 
die Maigefege herbeigeführt. Als Ihr vechtmäßiger Oberhirt fordere ih Sie 
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demnach hierdurch auf, fich darüber zu äußern, ob und welche Erklärung Sie 
in dieſer Hinfiht abgegeben. Ihre Rüdäußerung, die Sie per Adrefie des 
Pater Rektor des Rebemptoriftenklofters in Witten (bei Gülpen, Hol, Limburg) 
Herrn Wuelfing mir zugehen lafjen wollen, erwarte id} innerhalb einer Frift 
von zehn Tagen; und bedeute Ihnen, daß, wofern Sie dieſer meiner Auffor- 
derung nicht nachkommen werden, ich in die traurige Nothwendigteit verjegt 
würde, mit firhlihen Benfuren wegen Ungehorfams gegen Sie 
vorzugehen.” 
Witten, am 7. Dezember 1875. 
Der Biſchof von Paderborn. 


t Sonrod. 
An 
den Pfarrer Herrn S. Hochehrw. 
in H. 


e. beachtete auch dies Schreiben: nicht. 


Am 30. Dezember 1875 erhielt ©. hierauf von Katwyf bei Leyden folgende 
Verfügung in Briefform, welche mit dem biſchöflichen Siegel verjehen, ausweis⸗ 
lich der Adrefje am 1. Januar 1876 in Heiligenftadt zur Poft Hegeben iſt. 

„Ew. Hochehrwürden find unter dem 7. d. M. von mir unter An⸗ 
drohung von kirchlichen Zenſuren aufgefordert worden, binnen einer 
Friſt von zehn Tagen ſich mir gegenüber zu äußern, ob Sie der Königlichen 
Regierung oder ihren Organen Ihre Unterwerfung unter die Maigeſetze erklärt 
und fo bie gegenwärtigen traurigen Wirren in Ihrer Gemeinde veranlaßt haben. 
Da Sie die Ihnen geſetzte Frift haben verftreihen Iafien, ohne daß Sie 
meiner Aufforderung nachgelommen find, fo fehe ich mid) veranlagt, Sie wegen 
Ungehorfams, wie hierdurch geſchieht, ab ordine et officio zu ſuspen⸗ 
diren. Zugleich rite ih unter Androhung der Ertommunilation 
die erneuerte Aufforderung an Sie, die verlangte Erklärung binnen einer Frift 
von vier Wochen an mic einzufenden und zwar unter ber Adreſſe Pater van 
den Gheyn, Gymnasium to Katwyk bei Leyden,“ 

Katwyt bei Leyden, am 30. Dezember 1875. 

Der Biihof von Paderborn. 
(L. 8.) + Conrad. 
An 
den Seren Pfarrer S. Hochehrw. 
zu H. 

Was die außer dem Zeugniß des ©. bei dieſem Punkt vorhandenen Beweis⸗ 
mittel beirifft, jo beftätigte der Kaufmann Sp., welcher Namens der bei ©. er- 
ſchienenen Deputation das Wort geführt hat, unter Eid den Auftrag des Leine- 
weber, jowie den mitgeteilten Inhalt der Verhandlung mit S. und fügte noch 
Hinzu, daß diefer über die Maigefege geſprochen und gejagt habe, daß diefelben, 
ben 8. 1 (bes Geſetzes vom 12. Mai 1873) allenfalls ausgenommen, nichts An- 
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ſtoͤßiges enthielten, daß er von feinen geiftlihen Oberen ohne Wohlwollen „nieber- 
trähtig“ behandelt jei und daß man ihn wohl wegen Ungehorjams exkommuni⸗ 
ziren werde. Außerdem bezeugte Sg., daß Leineweber im Anfang des Auguft 
1875 zu ihm gelommen und erzählt, daß ©. „pater peccavi“ gejagt habe, am 
nächſten Sonntag in der Kirche zu erflären, daß er die Maigefege nicht anerkannt 
hätte, und diefe Erklärung durch das Eichsfelder Toltsblatt veröffentlichen werde. 
Nach einer halben Stunde fei Leineweber wieder gelommen und habe geäußert 
„es lei Alles zu Waſſer geworden.” 


Die eidlichen Ausfagen ber beiden anderen Mitglieder der Deputation, den 
Schöppen Be. und Bt , ftehen mit der Sp’fhen Ausfage, infoweit fie das Ge: 
ſpräch der Deputation mit ©. betreffen, in Einklang. 


Der Pfarrer D., welcher, wie erwähnt, bei der zweiten Anwejenheit bes 
Leineweber bei S. im Auguft zugegen war, hat in der gerichtlichen Unter 
ſuchung feine Ausfage verweigert. 


Zum Nahweife der Einwirkung bes Leineweber auf die Be: 
meinde des ©. in H. hebt die Anſchuldigungsſchrift zunächft hervor, daß bie 
Kirche bei ihm leer gewejen ſei und daß er die Mitglieder der erwähnten Des 
putation aufgeforbert babe, bie Eingepfarrten wieder zum Befuc der Kirche zu 
beflimmen, daß aber die Kirche leer geblieben jei. 

Als Zeitpunkt, mit welhem die Kirche nicht mehr beſucht worden, giebt 
bie Staatsanwaltſchaft, der Ausfage des Pfarrers S. folgend, das Erſcheinen 
bes erften Artitels in der Norbhäufer Zeitung an und führt die Leere der Kirche 
auf bie Wirkfamfeit Leinewebers zurüd. Sie erwähnt in diefer Beziehung: 


„Als Leineweber im Anfang des’ Auguft 1875 glaubte, daß ©. befehrt 
fei, theilte er dies dem Kaufmann Sg. mit und fegte hinzu, „id bringe Euch 
die Kirchmeſſe wieder ins Haus“, ©. hörte auch von der Gaftwirthin J., daß 
Leineweber im Wirthshaus gefagt habe: 

„Ihr könnt nun wieder in die Kirche gehen.“ 

Dem ©. jelbft erzählte Leineweber bei feiner zweiten Anmefenheit in 
befien Hauſe in Gegenwart der Mutter des ©.: 

„er babe bereits Mehreren gejagt, fie könnten, wenn S. wiberrufe, 
wieber bei ihm in die Kirche gehen.“ 

Als aber S. wider Erwarten auf feine Ablehnung beharrte, äußerte 
Zeineweber im Hinausgehen zu der Mutter S.'s: 

„er werde jegt Iedem, der ihm auf der Straße begegne, fagen, daß ©. 
vom Glauben abgefallen jei und Jeder ſolle ihm ausiweihen, Niemand 
zu ihm in die Kiche kommen“. 

Die einzelnen Beweiſe angehend, jo find die mitgetheilten Aeußerungen 
Leinewebers bezw. von dem Pfarrer S., feiner Mutter und dem Kaufmann 
©. eiblich bezeugt. 

Dagegen ſprechen ſich über die Urſache des mangelnden Kirchenbeſuchs in 8. 
©. und mit ihm bie Schöppen B. und B. dahin aus, daß S. vom Antritt feines 
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Amtes in H. um Pfingiten 1874 an, in ber Gemeinde jehr unbeliebt geweſen 
fei und dazu durch fein eigenes Verhalten Veranlaffung gegeben habe. ©. führt 
als Beifpiel an, daß S. Niemand von den Gemeindegliedern gegrüßt habe, felbft 
dann nicht, wenn er zuerit gegrüßt ſei und B. bemerkt, daß S's Unbeliebtheit 
ſich noch dadurch gefteigert habe, daß er am Sonntag Nachmittag zuweilen bie 
Kirche habe ausfallen Lafjen. 

Sämmtliche drei Zeugen verfihern, daß Leineweber fie jelbft nicht zu be 
ſtimmen gefucht, dem Gottesdienft S's. fern zu bleiben und daß ihnen auch von 
einer derartigen Einwirkung auf die übrigen Gemeindeglieder nichts bekannt ſei. 
B. alaubt, daß eine ſolche nicht ftattgefunden habe und daß fie bei der perjön- 
lihen Unbeliebtheit S. nicht nothwendig geweſen fei. Ebenfo ift B. der Meinung, 
daß die Anerkennung der Maigefege durch S. nicht den Grund abgegeben habe, 
weshalb die Leute aus der Kirche weggeblieben feien. Eine Einwirkung Leines 
webers im Sinne der zu ber Mutter des Pfarrers ©. ausgeiprocyenen Drohung 
ift nicht ermittelt. 


f B. 


In ihrem zweiten Theil erörtert die Anfchuldigungsichrift Die Schwere der 
Verlegungen und findet diefelben ſchon im der Konkurrenz jo vieler fortges 
feßter Vergehungen. Sie unternimmt aber auch einen ausführlihen Nachweis, 
daß die einzelnen Verlegungen als jolde zu den ſchweren zu zählen find, 

Von diefen mag hier nur Folgendes erwähnt werben. 

L 


Von den dem Erſcheinen der Maigeſetze von 1873 vorangegangenen 
unter 1 und 2 gedachten Aeußerungen Leinewebers im Jahre 1866 und 
1872 meint die Staatsanwaltichaft, daß fie, abgejehen von ihrer ftrafrechilichen 
Verfolgbarkeit, ſchon nad) $. 67 des A. L.-R. Thl. II. Tit. 11, welder alle Geiſt⸗ 
lien bei Verluſt ihres Amtes verpflichtet, fi) eines ehrbaren und dem Volke 
unanftößigen Wandels vorzüglich zu befleißigen, die Dienftentlaffung hätte recht⸗ 
fertigen können. 

Es heißt in der Anſchuldigungsſchrift: 

„Es botumentirt bie erftere, fo zu jagen, einen moraliſchen Hochverrath, die 
legtere die eflatantefte Verächtlichleit gegen Landesgejege; beide zeigen einen 
inveterirten Bruch mit den Verhältniffen des Staats, in dem Leineweber 
fortamtirend Lebt und deſſen Oberhaupte er den Eid der Treue geleiftet.“ 

Was die unter 3 dort erwähnte, den Begenftand der Verurtheilung im 
Jahre 1873 bildende friedengefährbdende Anſprache auf dem Kirchhofe zu Uber bes 
trifft, jo macht die Anſchuldigungsſchrift für die Schwere der Verlegung darauf 
aufmerkfam, daß darin eine unehrbare, die Zähigkeit des Angefchuldigten im Un- 
gehorfam gegen den $. 130a des ©.-6.:8. ellatant beweilende Umgehung bes 
Geſetzes Liege, daß die Damals vorgetragenen Thatſachen entftellt, bezw. erdichtet 
geweien, und daß Leinemweber diejelben, wenn au nicht wider befjeres Wiljen, 

Hartmann, Zeitfgrift. IV. Bo. 1. Heft. 4 
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doch mit einem fträflihen Leichtfinn auf Grund einer parteiiihen Zeitungss 
annonce vorgetragen. 

Dabei wird noch hervorgehoben, daß feine Aeußerungen in Bezug auf einen 
deutſchen Landesfürften, das Fürftenhaus des eigenen Landes und ein Regierungs- 
organ ber legteren anftößig und unehrerbietig geweſen, 

und endlich geltend gemacht 


„daß die gedachten Angriffe auf kirchlichen Worurtheilen und Prätenfionen 
bafiren, die nur ald Dedmantel beharrliher Auflehnung gegen bie ftaatlihen 
Anordnungen und Maßnahmen dienen, bei deren Geltendmachung ferner ohne 
Beweiſe den vermeintlichen Gegnern unlautere Motive und abfichtlihe Unge⸗ 
rechtigkeiten unterftellt werden und daß auch Leineweber nad) diefer Richtung 
bin auf eine größere Verfammlung habe einwirken wollen.“ 


IL 


In der fortdauernden Anerlennung des, nach den Geſetzen feines bifchöfs 
lien Amtes entjegten Dr. Martin als Bifchofes von Paderborn und in feiner 
Zeinewebers für die gleiche Anerkennung deſſelben innerhalb feines Delanats 
findet die Staatsanwaltihaft höhniſchen Ungehorfam und Treuloſigkeit gegen den 
Stast, in welhem Leineweber lebt. Die unberechtigte Fortführung feines 
Amtes hinter dem Rüden der Behörden bezeichnet fie ale Mißbrauch feines Ans 
fehens und feiner Gewalt, erſchwert durch den Verſuch, feinen Anordnungen, das 
Sigillum confessionis aufzubrüden und legt dem Leineweber bejonderd zur 
Laft, daß er in den Konferenzen zu Uder und Kirchgandern die Dekanatsgeiſt⸗ 
lien zu Ungefetlichleiten zu verleiten gefuht und den Verkehr mit dem ſtaat⸗ 
lien Kommiſſarius für die bifchöfliche Wermögensverwaltung bei Strafe der 
Suspenfion vom Amte unterfagt habe. 

Die Ertheilung der Chebispenje durch Leineweber erhalte einen Verſtoß 
gegen ein fpezielles, auf fein Amt fich beziehendes Geſetzesverbot 8. 5 bes Ge⸗ 
feges vom 20. Mai 1874, welder als ein ſchwerer, nach dem Urtheil des Strafe 
richters ihm einjährige Gefängnißſtrafe zugezogen habe. 

In Betreff der Verfolgung ©’s. betont die Staatsanwaltihaft das uner⸗ 
börte Verlangen an einen Prieſter, öffentlich Ungehorſam und Auflehnung gegen 
die Staatsgeſetze zu manifeftiren; ſowie die gemeine und verädtlihe Art, mit 
welcher Leineweber ben ©. zur völligen Nichtachtung der Staatsregierung aufs 
gefordert habe. 

Das Einfhreiten gegen biefen habe den Karakter eines Disziplinarverfahrens 
gehabt, welches mit der Suspenfion und der Androhung der Exkommunikation 
durch den entjeßten Biſchof Dr. Martin geendet, bei defjen ſchließlicher An— 
rufung der Angeihuldigte ohne Zweifel nicht unbetheiligt ge, 
weſen fei. 

Das ſchwerſte Unrecht Leinewebers in dem Verfahren gegen ©. erblidte 
bie Anſchuldigungsſchrift darin 





bie. Gemeinde deſſelben beeinflußte, jeine Gottesdienfte zu meiden, den 
in derjelben aufs Nachtheiligfte geitört, das Eirchliche Leben zum völligen 
ide gebracht, das Vertrauen zum Pfarrer aufs Tiefſte erſchüttert, deſſen 
it völlig lahm gelegt und fein Amt zur Zeit fait inhaltslos gemacht 
dem er in der Gemeinde den Irrthum beförberte, daß diejer, weil 
end gehorjam gegen den Staat, ein Ungehorjamer und Abtrünniger 
che ſei.“ 

Königlihe Staatsanwaltſchaft Hält ſchließlich dafür, daß das, was 
ber zu ſeiner Rechtfertigung vorgebracht, den von ihm begangenen 
letzungen ben Karakter der Schwere nicht nehmen könne. Seine wieder: 
iptete Eonjervative und royaliftiihe Gefinnung ftehe mit feinen Ver— 
im Widerfprud. Die Berufung auf die Grundjäge der Fatholifchen 
ch welden der Dr. Martin jeines bifhöflihen Amtes nicht entkleidet 
von völliger Nihtahtung der die Stellung feines geiftlihen Amtes 
‚ firivenden, in ihrer Wirkſamkeit fortbejtehenden älteren Vorſchriften 
R. und käme auf die jede ftaatliche Ordnung negirende Elerifale Theorie 
lothwendigkeit eines völlig unabhängigen abjoluten Kirchenftants im 
nellen politifhen Staat zurüd. Die unehrlide Ausfluht, daß er fein 
n kirchlicher Beziehung nicht verloren, ignorire ſchließlich daß er der 
terung erklärt habe, daß er feine firhlihe Angelegenheiten in 
feiner amtlichen Thätigkeit mehr ziehen könne. 


C 


& führt die Königliche Staatsanwaltihaft aus, daß Leinewebers 
ven in jeinem Amte mit der öffentlihen Ordnung unver- 
ei. 

e letzte Erklärung, vom Gefängniß aus, ergäbe, daß er fich in offener 
19 gegen die rechtlich beftehende Staatsorbnung befinde und daß er darin 
werbe, jo lange nicht für ihn und feine Partei ein in fich jelbftftändiger 
: Anerkennung gelange. Zweimalige nachdrückliche Freiheitsftrafe habe 
sjer Auflehnung nicht wankend gemacht und ftehe deshalb auch nicht 
en, daß er in Zukunft fih den kirchenpolitiſchen Gejegen Preußens 
verhalten werde. Endlich wären feine Gejegesverlegungen und 
en Grundjäge über die Grenzen feines Dekanats hinaus befannt ges 
ne eingreifende Maßregeln könnte daher der Glaube an die Ohn- 
es gegenüber der Willkür auf kirchlichem Gebiet in beirrten Ge— 
Wurzel faſſen und dieje Gefahr jei um fo größer, als Leineweber 
u eiſe einen großen Einfluß beſitze. 












Vorausſetzungen des Verfahrens ſind vorhanden. 
it des Gerichtshofes für kirchliche Angelegenheit ſteht nach 
Geſetes vom 12. Mai 1873 feſt. Die Behauptung des Ans 
‘ * 
Diotees 
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geſchuldigten, daß. demſelben als einer ftaatlihen Behörde nicht nur die materielle, 
ſondern auch die formelle Berechtigung fehle, ihn feines Amtes zu entlajfen, vers 
dient eine Widerlegung nicht. Ebenſo zweifellos ift die Befugniß des Oberprä- 
fiventen der Provinz Sachſen, den Angefhuldigten, welcher in berfelben jeinen 
amtlihen Wohnfig hat, zur Niederlegung feines Amtes unmittelbar aufzufordern. 
8. 25 bafelbft.: s 

Dr. Martin zu Paderborn ift durch Urtheil des Gerichtshofes vom 5. Januar 
1875 feines bif&höflichen, der Metropolitan von Köln, Dr. Paulus Melders, 
zu deſſen Suffraganbifchöfen der Biſchof zu Paderborn gehört, durch Urtheil des 
Gerichtshofes vom 28. Juni 1876 feines erzbifhöflihen Amtes entlajjen. Weder 
in der Diözefe Paderborn, noch fpäter in ber Erzdiözefe Köln, hat nad) Erledigung 
bes bifchöflichen, bezw. erzbiſchöflichen Stuhles die Wahl eines Bisthumsverwefers 
durch das Domtapitel in Gemäßheit des Befeges vom 20. Mai 1874 flattges 
funden. Es fehlt deshalb im Deutichen Reiche an einer dem Angefchuldigten 
vorgeſetzten kirchlichen Behörde, an welche ſich der. Oberpräfident mit einer Auf- 
forberung hätte wenden können, gegen benjelben bie kirchliche Unterſuchung auf 
Entlafjung aus dem Amte einzuleiten. 8. 25 a. a. O. 


Die Aufforderung an den Angefhuldigten zur Niederlegung feines Amtes 
ift unter Angabe der Gründe erfolgt und nach deren Ablehnung von dem Ober- 
präfidenten der Antrag auf Einleitung bes Verfahrens auf Entlafjung aus dem 
Amt geftellt. 8. 26. 

Ebenfo find die Förmlichteiten des Verfahrens gewahrt. Die Borunter- 
ſuchung ift auf Beſchluß des Gerichtshofes duch einen von dem zuftändigen 
Appellationsgericht zu Halberſtadt beauftragten etatsmäßigen Nichter unter, 
Beobachtung ber entiprechenden Beflimmungen der Strafprozeßgejege geführt 
8. 27 a. a. D., namentlich dem Angeſchuldigten auf feinen Antrag durch wieder- 
bolte Vertagung des Termins zur verantwortlihen Bernehmung für feine Vers 
theibigung Zeit und Gelegenheit geboten. 

Nach Eingang der Anſchuldigungsſchrift ift Termin auf den 30. Suni 1877 
angefegt und der Angeſchuldigte unter abjchriftliher Mittheilung derfelben vor⸗ 
ſchriftsmãäßig geladen. 8. 29 a. a. D. Beim Ausbleiben des Angeſchuldigten 
hat gemäß $. 30 und 19 dafelbft nad) Lage der Verhandlungen erfannt werden 
müſſen. 

Für die Beurtheilung der Sache ſelbſt ſcheiden 


L 


als befondere Befeßesverlegungen diejenigen Vorgänge aus, welche ſich in den 
Jahren 1866 und 1872 zugetragen haben follen. $. 24 des Gejeges vom 
12. Mai 1873 enthält eine neue, dem materiellen Strafreht angehörende Bors 
Schrift und kann daher nad) Artikel 2 des Reichs-Strafgeſetzbuchs rückwirkende 
Kraft nicht haben. 

Nur infoweit jene Vorgänge ben kirhenpolitiihen Standpunkt des Anges 
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ſchuldigten und den Grab feiner Auflehnung gegen die Geſetze des Staats 
ken nzeichnen, bleiben diejelben erheblich). 

Anlangend die in der Anſchuldigungsſchrift erwähnten, von einer feinds 
feligen Gefinnung gegen den Preußiſchen Staat und von einer Mißachtung 
feiner Gefege zeigenden beiden Yeußerungen aus dem Jahre 1866 und dem 
September 1872, fo können biefelben nad Lage der Verhandlungen für erwiefen 
nicht gelten. Denn ber Angefchuldigte hat im Laufe der Unterfuhung von 
1872/73 bie Glaubwürdigkeit des einzigen Belaftungszeugen, Altariften L., in 
zweiter Inftanz unter Beweiserbieten angefochten. Diefer Beweis, welden der 
Appellationsrichter feiner Zeit ausſetzte, weil er die beiden Neußerungen zur 
Ueberführung des Angeſchuldigten in Betreff der damaligen Anklage der Friedens: 
ftörung für nicht erforderlich hielt, ift bisher nicht erhoben. 

Es bedarf einer Beweisaufnahme aber aud) jegt nit. Zur Kennzeichnung 
der Stellung des Angeflagten zu den Preußiſchen Staatsgeſetzen und der öffente 
lien Ordnung genügt es, daß er durch rechtsfräftiges Erkenntniß des König. 
lihen Appellationsgerichts zu Halberftabt jchuldig geſprochen ift : 

„am 2. November 1872 in Uber in Veranlaffung der Ausübung feines 
Berufs als katholiſcher Pfarrer öffentlich vor einer Menichenmenge Angelegen- 
beiten des Staats in einer den öffentlichen Frieden gefährdenden Weije zum 
Gegenftande einer Verkündigung gemacht zu haben.” 

Die Feftftellung dieſes Urtheils in Zweifel zu ziehen, lag für den Ger 
richtshof um fo weniger Veranlaffung vor, als dieſelbe hauptfählih auf dem 
Geftändniß des Angellagten berubte. 


II. 


Was die Anſchuldigungen aus ber jpäteren Zeit nach der Verpflichtungskraft 
des Geſetzes vom 12. Mai 1873 betrifft, jo darf zunädft die Beweiswürdi— 
sung fi, wie folgt, zuſammenfaſſen. 

Die Glaubwürdigkeit der Zeugen, Pfarrer Sch, und der Wittwe ©., 
des Schuhmaders V., des Handelsmanns St., des Delonomen M., des Kauf: 
manns Sch. und der Echöppen Bs. und Bt. unterliegt feinem Bedenken; Dies 
ſelbe ift von dem Angejhuldigten auch in der gerichtlichen Unterfuhung wegen 
Anmaßung biſchöflicher Rechte nicht angegriffen. 

Der Pfarrer S. namentlich, defien Ausjage ihn am ſchwerſten belaftet, hat 
im Laufe ber polizeilichen Ermittelungen auf die amtliche Anfrage des Kreisland- 
raths von H. unter Berufung auf das Amtögeheimniß eine Erklärung 
über die Gejegesverlegungen des Angeſchuldigten abgelehnt und erft im Laufe 
feiner zweiten gerichtlichen Vernehmung nad) gerichtsfeitiger Belehrung über die 
Bedeutung ber 88. 80 und 82 bes A. L.-R. Thl. IL. Tit, 11 und $. 313 ber 
Krim.:Drdn. ſich zu einem vollftändigen Zeugniß entjchloffen. 

Der Pfarrer St. hat freilich bei feinen verichiedenen gerichtlichen Verneh⸗ 
mungen in feinen Ausfagen geſchwankt: feine jpäteren find indeß für den Ans 
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geihuldigten minder belaftend als feine anfänglihen Ausfagen und feine Er- 
Härung in der Hauptverhandlung vor bem Königlichen Kreisgericht zu Heiligen- 
Habt vom 28. Ianuar 1876 „daß er wegen ber vielfachen Verleumdungen in 
ber Preffe, welche ihm fein Zeugniß gegen Lein eweber zugezogen habe, nad 
längerer Weberlegung zu dem Entſchluß gekommen ſei, jede Ausfage zu vers 
weigern, es möge kommen, mas ba wolle”, bürgt bafür, daß fein ſchließliches 
Zeugniß, wenigftens infoweit es dem Angeſchuldigten nachtheilig if, die Wahrs 
beit enthält. 

Die übrigen Delanatsgeiftlihen, welche vermöge ihrer Anmwefenheit auf den 
Delanatstonferenzen in der Lage geweſen wären, unwahre Ausfagen des S. und 
St. zu widerlegen, nämlich der Pfarrer B. aus G., 2. aus W. und D. aus 
K. haben ihr gerichtliches Zeugniß abgelehnt. 

©. und St. wurden aud vom Königlichen Kreisgericht zu Heiligenftabt, 
welches fie perſönlich gehört hat, für volllommen glaubwürdig erklärt. h 

Von den vorgelegten, noch befonders erwähnenswerthen Urkunden rühren 

1. die fhriftlihe Benachrichtigung der Pfarrer des Delanats von der Ab- 


haltung der Konferenz zu Gerbershaujen am 10. Mai 1875 wegen der Sperrung 
und ber Gefperrten, 


2. a) ein Zettel mit der Quittung über ben Empfang ber vom Schub 
mader V. mit 7 Thlem. gezahlten Dispensgebühren vom 31. März 
1875, 


b) ber, bie Einfegnung der Ehe zwiſchen dem Bremer B. und ber 
älteften Tochter des Handelsmanns St. betreffende, in lateiniſcher 
Sprache abgefaßte Dispenszettel vom 4. April 1875, 

ce) die auf die Dispenfation zur Eheſchließung des Wittwers S. und 
ber Dorothea 2, bezügliche MarginalsBerfügung in deutſcher Sprache 
vom 21. April 1875, ingleihen 

3. die Korreſpondenzkarte mit ber in Iateinifher Sprache gefaßten Erſchei⸗ 
nungsordre an den Pfarrer S. vom 30. Juli und ber Brief an denfelben in 
deutſcher Sprache vom 3. September 1875, enthaltend bie dritte Correctio fra- 
terna, von ber Hand des Angefchuldigten ber. 

Der gerichtliche Augenſchein dieſer Schriftfüde und ihre. Vergleihung unter 
einander mit der vom Angefchuldigten im SKreisgerichtsgefängniß zu Heiligenſtadt 
gefchriebenen, dem Kreisgericht perſönlich übergebenen Beantwortung ber Auffor- 
derung des Dber- Präfidenten zur Nieberlegung feines Amtes vom 21. Auguſt 
1876 zeigt eine volllommene Webereinftunmung der Schriftzüge. Der Angefhul: 
digte hat zwar dieſe Urkunden nicht anerkannt, ſich aber doch zur gerichtlichen Ver: 
handlung vom 8. Januar 1876 dahin ausgeſprochen, daß die Handſchrift auf 
ben beiden unter 2 a. und b. erwähnten Zetteln ber feinigen fo ähnlich jet, daß, 
falls er eine Erklärung abgeben müßte, er fie als die feinige anerkennen könnte 
und diefen feinen Ausſpruch zur gerichtlichen Verhandlung vom 26. Januar 1876 
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dahin deflarirt, baß er, „falls er als Sachverſtändiger etwa wie Henze in 
Leipzig eine Erklärung abzugeben gehabt habe, dieje, wie geſchehen, erfolgt wäre,” 

Die hieraus ſich ergebende Wahrfcheinlichkeit der Echtheit diefer Urkunden wird 
durch ben unter ihnen beftehenden inneren Zufammenhang (2 a. und b. refp. 3.) 
und bie Uebereinftimmung des Inhalts der Mehrzahl berfelben mit den Zeugen» 
ausjagen zur Gewißheit. 

4. Das die Suspensio ab ordine et officio, dem Pfarrer Sch. an: 
drohende Schreiben vom 7. Dezember 1875 und das biefe Cenſur verhängenbe, 
jene Androhung in Bezugnehmende, nad dem Augenſchein von derjelben Hand 
berrührende Schreiben vom 30. Dezember 1875 find von „dem Biſchof von Pader⸗ 
born + Conrad” unterzeichnet. Das letztere Schreiben ift außerdem mit dem 
bifhöflihen Siegel des Dr. Martin unterfiegelt (Conradus, Episcopus Pader- 
bornensis)., Damit fehlt es auch für dieſes Schreiben nit an einem äußeren 
Zeichen der Echtheit, zur Annahme einer Fälſchung berjelben unter Mißbrauch 
bes früheren Amtsfiegels des Dr. Martin aber an jeder Veranlafjung. 

Der Gerichtshof erahtet deshalb ſämmtliche Urkunden für 
beweisfähig. 

Zür feine Webergeugung von ber Beweiskraft der vorhandenen Zeugen und 
Urkundenbeweife findet der Gerichtshof eine Beſtärkung darin, baß der Anges 
ſchuldigte fi) in der Unterfuhung wegen Anmaßung biſchöflicher Rechte bei dem 
ihn zu der ſchweren Strafe von 1 Jahr Gefängniß verurtheilenden Erkenntniß 
des Königlichen Kreisgerihts zu Heiligenſtadt beruhigt, ferner darin, daß er im 
Laufe der biesfeitigen Vorunterfuhung die Anſchuldigungen nicht beftritten, ſon⸗ 
bern Vertagung des Verhörs beantragt, weil er fih noch nicht habe ſchlüſſig 
machen können, „ob er die in dem Schreiben des Ober -Präfidenten ber Provinz 
Sachſen vom 31. Juli 1876 entyaltenen Thatſachen als richtig anerkennen folle 
ober nicht”, und enbli daß er in feiner Beantwortung biejes Schreibens vom 
21. Auguft 1876 diefe Thatfahen — ohne fie ausbrüdlich einzugeftehen — mit 
den Grundfägen und der Lehre der Tatholifchen Kirche und feinen Pflichten als 
Pfarrer zu rechtfertigen verjucht hat. 

Bei Prüfung der Frage, ob durch bie jo erwiefenen Vorgänge des Sahres 
1875 die Geſetze des Staates verlegt find, Fönnen Zumiderhandlungen gegen bie 
Vorſchriften des A. L.-R. Thl. II. Tit. 11, welche den Pfarrer verpflichten, die 
Beförderung eines guten moraliichen Verhaltens feiner Gemeindemitglieder fich 
befonders angelegen fein zu laſſen ($. 320, 75), durch vorfidtiges und fanft- 
müthiges Betragen die Liebe und das Zutrauen innerhalb feiner Gemeinde zu 
erftreben (8. 70), mit gutem Beifpiel der Sanftmuth und Verträglichkeit voran- 
zugehen ($. 71), alle Gelegenheit zum Anftoß forgfältig zu vermeiden ($. 68), 
fi) eines ehrbaren und unanftößigen Wandels zu befleißigen (8. 67), bei Felt: 
ſtellung des Thatbeftandes des 8. 24 des Geſetzes vom 12. Mai 1873 nicht in 
Betracht kommen. 

Von den übrigen Beihuldigungen aus dem Jahre 1875 läßt fi die Kol⸗ 
portirung einer Treus oder Ergebenheitsadrefje an den Dr. Martin 
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in der Verfammlung zu Über als eine Verlegung der Staatsgefehe dem Ange⸗ 
ſchuldigten nicht zur Laſt legen. Denn es erhellt weder, ob jene Verfammlung 
vor oder nah der am 5. Januar 1875 verkündeten Amtsentlafjung bes Dr. 
Martin ftattgefunden hat, noch welchen Inhalts diefelbe gewejen if. Der 
Pfarrer S. weiß über den Tag der Verſammlung nichts Beftimmtes und glaubt 
auch nur, daß in der Adrefje verfprochen worden, den Dr. Martin nad) feiner 
Amtsentjegung als rechtmäßigen Bifchof anzuerkennen. Nur injofern dies ber 
Fall oder fonft die Billigung der dem Dr. Martin zur Laft fallenden ſchweren 
Verlegung der Staatsgeſetze in ber Adreffe ausgeiprodhen worden, könnte dem 
Angeſchuldigten der Vorwurf eines ftaatsgejegwidrigen Verhaltens gemacht werden. 

Auch die Herbeiführung einer Berathung auf ber Konferenz zu ©. 
am 10. Mai darüber, wie der Ausfall der Einkünfte der Pfarrer in Folge bes 
Geſetzes vom 22. April 1875 (G.⸗S. ©. 194) zu deden fei, iſt unter dem Geſichts⸗ 
punkt ber Verlegung eines Staatsgejeges nicht aufzufaffen. Aus dem beredtig- 
ten Gedanken hervorgegangen, daß der Staat nicht durch die Gewährung von 
Staatsmitteln den Widerftand des römiſch-katholiſchen. Episkopats gegen bie 
verfaflungsmäßig bejchlofjenen und verkündeten Maigefege der Jahre 1873 und 
1874 verftärten dürfe, . 

(Motive, Drudiadhen des Abgeorbnetenhaufes 1875 Nr. 109 ©. 8.) 
lag bem bezielten Geſetz vom 22. April 1875 (G.⸗S. ©. 194) der Zwed fern, 
die einzelnen Geiftlihen in ihrem Einkommen zu jhädigen, vergl. 8.6. Keine 
Vorſchrift defjelben verbietet Daher, dem im Ungehorſam gegen die Staatsgejeße 
verharrenben Geiftlichen aus kirchlichen Mitteln zu gewähren, was ihm ber Staat, 
wenn er ſich nicht felber aufgeben will, fortan verfagen muß. 


efr. Kommiffionsberiht des Abgeorbnetenhaufes zu den Schluß. und 
Webergangsbeftimmungen bes Geſetzes über die Verwaltung des Ver⸗ 
mögens in den katholiſchen Kirchengemeinden vom 20. Juni 1875 
(8.:©. ©. 271 fi). 

Verhandlungen des Abgeorbnetenhaufes Stenogr. Ber. S. 1513, 

Verhandlungen des Serrenhaufes Stenogr. Ber. ©. 362. 


Endlich läßt fi die von ber Königlihen Staatsanwaltſchaft behauptete 
Widerrehtlichfeit der Fortführung des Delanats durch den Angeſchul⸗ 
digten nicht anerkennen. 


Das Amt des Dechanten, wenngleich auf perfönlicher Delegation beruhend, 

erlifcht nach der herrſchenden kirchenrechtlichen Auffaffung 

Hinſchius, Kirchenrecht Bd. 2 S. 287, 

Schulte, Lehrbuch S. 281, 

Hinſchius, Kirchengeſetze Bd. 2 ©. 48, 

Motive zum Geſetz vom 20. Mai 1874, Drudi. des Abgeordnetenhaujes 

Nr. 208 ©. 18, 

mit der Entfegung bes Biſchofs nicht. Ebenfowenig hat der Angeſchuldigte fein 
Amt als Dedhant niedergelegt. 
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Tie Kollektiveingabe der Dechanten des bifhöflihen Kommifjariats zu Hei- 
ligenſtadt an die Königl. Regierung zu Erfurt vom 13. Februar 1875 ift freilich 
im Kubrum als „Amtsniederlegung der Dedhanten betreffend“ be- 
zeichnet. Allein der Text derfelben enthält nur die Erklärung, daß der Ange 
ſchuldigte gleich den Übrigen Dechanten „feine Geſchäft sführung als Dechant 
eingeftellt habe“ und außer Stande fei „ala Dechant“ irgend welche kirchliche 
Angelegenheiten in den Kreis feiner Thätigkeit zu ziehen. 

Bei ber ftändigen Natur des Decdhantenamis begreift dieſe Erklärung eine 
Niederlegung im Sinne des $. 24 des Geſetzes vom 12. Mai 1873, alſo eine 
bedingungslofe und vollftändige Entjagung nicht in fih. Dieſelbe betrifft viel- 
mehr ihrem Maren Wortlaut nach bei Fefthaltung der Amtaftellung als Dechant 
lebiglih die zeitweife Suspendirung der Ausübung der Delanatss 
funktionen. Dieſer Wortinhalt des Textes der Eingabe vom 13. Februar 
1877 ift entjcheidend; ihm gegenüber verliert die unrichtige Rubrizirung für die 
Auslegung ihren Werth. 

Inwiefern der Angefchuldigte durch die Ankündigung der Suspendirung 
feiner Amtsfunktionen anderweit verftoßen habe, wird fpäter erörtert werben; 
der Vorwurf rechtswidriger Fortführung des Dechantenamts trifft ihn nicht. Das 
gegen liegt 


l. 


in der durch den Angeſchuldigten auf der Konferenz zu Uder erfolgten Publika⸗ 
tion der Inſtruktion des Dr. Martin über die Ertheilung der Ehebispenfe durch 
den Dechanten und in beren Verhinderung durch die Definitoren eine Verlegung 
ber Vorjchriften des $. 1 ff. des Geſetzes vom 20. Mai 1874 über die Verwal- 
tung erledigter Bisthümer. In der Verantwortlichkeit des Angefchuldigten für 
diefen Aft ändert es auch nichts, wenn die Konferenz in Über vor dem 5. Ias 
nuar 1875, aljo zu einer Zeit ftattgefunden hat, wo der Dr. Martin nod recht⸗ 
mäßiger Bifchof der Diözefe ‘Paderborn war. Denn nad) der Weberzeugung des 
Gerichtshofes war es dem Angefchuldigten, wie dem ganzen in Über verfammelten 
Kapitel, betannt, daß diefe Organifation nicht für eine zeitweife Verhinderung in 
der Ausübung des bijchöflichen Amtes, jondern für den Fall der Erledigung des 
bifhöflihen Stuhles durch die Entlafjung des Dr. Martin von biejem Amte 
getroffen worden. Danach beftand für Leineweber feine Verpflihtung, bie 
angeorbnete Publikation, welche mit dem ſchuldigen Gehorfam gegen die Staats- 
gejege in direktem Wiberfpruch trat, feinerfeits zu bewirken. 


2. 


Die jener Inftruftion gemäße Ertheilung von Ehedispenfen in dem 
Zeitraum vom Ende des März bis zum Herbit 1875 jchließt eine Anmaßung 
biſchöflicher Rechte in fih und erfüllt damit den Thatbeitand des 8. 4 und 20 
bes Gejeges vom 20. Mai 1874. Die Dispenfation des Schuhmaders V. und 
des Delonomen M. bezog ſich auf das Ehehinderniß der Schwägerfhaft im brüten 
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Grade der Seitenlinie, der Dispens des Wittwers S. auf das Ehehinderniß vers 
ſchiedener Konfeffion (impedimentum mixtae religionis), Bon dieſen Ehehinders 
niffen zu dispenſiren ift der Diözefanbifchof Kraft päpftliher Delegation und 
zwar von dem erften auf Grund ber fogenannten Duinquenalfatultäten, von 
bem legteren auf Grund einer Seitens ber Congregatio sanitae inquisitionis 
auf mehrere Jahre ertheilten Fakultät berechtigt. 

Gerlach, kathol. Kirchenrecht S. 188 und 189. 

In dem vierten Dispensfalle — der Verheirathung des Eifenbahnbremfers 
B. mit der Schweſter feiner verftorbenen Ehefrau beftand das Ehehinderniß in 
der Schwägerſchaft erften Grades kanoniſcher Komputation. Die Dispensertheis 
lung von dieſem Impediment bat der Papft ben Diözefanbifchöfen nicht generell 
belegirt. Es bebarf jedod mit Rückſicht auf die Feſtſtellung jener drei Dispens« 
fäle einer Erörterung nicht, worauf die Ertheilung der Dispenjation an ben B. 
berubte. 

Für die feftgeftellten drei erften Fälle der Ausübung biſchöflicher Rechte bleibt 
der Angeſchuldigte verantwortlid. Die. Subbelegatiun deſſelben, ſofern eine 
ſolche in der zu Uder publizirten Inftrultion bes berzeitigen Bifchofs Dr. Martin 
zu finden ift, war, wenn nicht von vornherein jehlechthin nichtig, To doch mit 
dem Tage der Amtsentlaffung befielben rechtlich erlofchen. Leineweber ift dann 
aud, wie erwähnt, aus 8. 5 des Geſetzes vom 20. Mai 1874 wegen vierfadher 
Ausübung bifhöflicher Rechte rechtskräftig verurtheilt. 


3. 


Als Dechant hatte Leineweber von ber Beichaffenheit und Verwaltung bes 
Kirchenvermögens genaue Erkundigung einzuziehen und davon feinen vorgejegten 
Oberen treulich zu berichten. 

8. 150, 151, 154 des A. L.-R. Thl. II. Kit, 11. 
Dienftinftrultion für die Landdechanten der Diözeje Paderborn vom 
1. Suli 1832 8. 1-7. 

Nachdem in Verfolg der Erledigung bes biſchöflichen Stuhls durch Amts- 
entfegung bes Dr. Martin und in Ermangelung der Wahl eines Bisthums⸗ 
verwejers durch das Domlapitel die bifhöfliche Vermögensverwaltung ber Diözefe 
in Maßgabe des $. 6 bes Geſetzes vom 20. Mai 1874 auf ben vom Minifter 
der geiftlichen Angelegenheiten ernannten Staatslommifjarius, Regierungs:Affeflor 
Himly, übergegangen, war ber Angefchuldigte, defjen amtliche Stellung als 
Dechant, wie gezeigt worden, mit der Amtsentlafjung des Dr. Martin nicht 
aufgehört hatte, diefem zu gleicher Erfüllung der angeführten Amtspfliht in Treue 
verpflichtet. Der Staatstommifjarius vertritt den biſchöflichen Stuhl oder Biſchof 
in allen vermögensrechtlichen Beziehungen und führt namentlich die Auffiht auch 
über das Pfarrvermögen in dem bifchöflichen Sprengel. 8. 9 a. a. D. 

Wenn ber Angejhuldigte fi darauf beruft, daß er fein Amt bem Staat 
gegenüber niebergelegt ‚ober, wie es in der Eingabe der Dechanten des biſchöf⸗ 
lihen Rommifjariats zu Heiligenſtadt heißt, feine Gefhäftsführung als Dechant 
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eingeftellt habe, fo verbirgt ſich dahinter Lebigtih die Weigerung, demjenigen 
Theil der mit feinem Dechantenamt verbundenen Pflichten zu genügen, welche er 
nad bem Geſetz zur Zeit dem ftaatlihen Vertreter des Bifchofs gegenüber zu 
erfüllen gehalten war. 

In diefer ertlärten und zur That gewordenen Weigerung liegt allein ſchon 
die Verlegung des $. 6 und 9 des Geſetzes vom 20. Mai 1874 und des $. 154 
des A. L.-R. Thl. IT. Tit. 11. Aber der Angefchuldigte hat ſich babei nicht 
begnügt. Mit ber Anmweifung an die Pfarrer des Dekanats, 

„ein Verzeihniß der Pfarreintünfte anzufertigen und bafjelbe 

geheim zu beponiren“, 
machte er fi) einer neuen Verletzung bes $. 6 und 9 a. a. O. und bes $. 13 
des A. ER. Thl. II. Tit. 11 ſchuldig. Und diefer Vorwurf bleibt auf ihm haf- 
ten, aud wenn jene Anmeifung nicht auf der Konferenz zu 8. im April 1875, 
ſondern ſchon in der Verfammlung in Uder im Januar 1875 vor der Amtsents 
lafjung bes Dr. Martin ertheilt fein follte, da fie fi auf die Zeit der bevor» 
ftehenden Erledigung des biſchöflichen Stuhle und die nad $. 6 in Ausficht 
ftehende ftaatlihe Verwaltung des Bisthumsvermögens bezog. 

"In bie gleiche Rategorie der Bejekesverlegungen gehört ferner die Ermäd 
tigung des Pfarrers ©. auf der Konferenz zu R., die Ueberſchüſſe der 
Kirchenkaſſe niht auszuleihen, fondern zu verwenden. 

Zunääft verftößt diefelbe gegen die Funbamentalgefege ber kirchlichen Ver 
mögensverwaltung. 

8. 156, 157, 619 des A. L.⸗R. Thl. II. Tit. 11. 

Nah den aud vor der Verkündigung bes Geſetzes vom 20. Juni 1875 

(8,5. ©. 24) in ber Diözeſe Paderborn beobadhteten Grundfägen, 
Verfiigung des Kapitular-Vikariats vom 13. Iuni 1842 (Amtliches 
Kirchenblatt von 1852 S. 28), 
Verfügung bes Generals Vikariats vom 22, Februar 1844 (Amtliches 
Kirchenblatt von 1852 ©. 9—10), 
fleht die Verwaltung der Fabrikgüter dem Kirhenvorftande und nicht bem 
darin nur den Vorfig führenden Pfarrer, 
vergl. Gerlach, Paderborner Diözefenrecht 88. 61, 76, 77, 82, 
unter Aufficht des Biſchofs zu. 
5. 2170. ER. Thl. II, it. 11. 

In dem Auffichtsrecht Liegt das Recht ber Ermächtigung zu den mwichtigeren, 
rechtlich eine Altenation in ſich ſchließenden Verwaltungsatten, welches vom Biſchof 
zu PBaberborn nicht durch die Dechanten, fondern durch das biſchöfliche Kommiſ⸗ 
ſariat zu Helligenftabt und das General⸗Vikariat zu Paderborn ausgeübt wurde, 

55. 638, 639 des U. SR. Chl. II. Mit. 11, 8. 155 daſelbſt, 8. 222, 
Anh. 8. 126, 

Inſtruktion für den Kommifjarius bes Kommiflariats zu Heiligenſtadt 
in den Aften des General⸗Vikariata zu Paderborn, 
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Verfügung des Gengral-Bilariats vom 10. Oktober 1837 (Amtliches 
Kirchenblatt von 1852 ©. 35), 
Verfügung befjelben vom 17. Mai 1827 (Amtliches Kirchenblatt von 
1853 ©. 3), 
vergl. 8. 47 des Geſetzes über bie Verwaltung der Tatholifhen Kirchen⸗ 
nemeinden vom 20. Zuni 1875 (Anh, ©. 261), 
und nad Erledigung bes bifhöflihen Stuhls auf den Staatstommifjarius Res 
gierungs:Affeffor Himly übergegangen war. 

Zu biefen Vermaltungsatten gehört auch die Ausleihung beziehungsweiſe 
Verwendung der nicht zu den laufenden Ausgaben erforderlichen Kaflenbeftände, 
welde, wie der Pfarrer Sch. beftätigt, früher nur mit Genehmigung des 
biſchöflichen Kommiffariats zu Heiligenftadt ausgegeben werden durften. Mit der 
ohne dringende Umjtände ertheilten, nicht einmal auf eine beftimmte 
Summe beihräntten Ermädtigung defjelben zur Verwendung der Ueberſchüſſe, 

fr. dienftlihe Inſtruktion der Landdechanten $. 2, 

Gerlach, Paderborner Diözefenrecht 8. 29, 
handelte demnach der Angefchuldigte zugleich dem $. 6 und 9 a. a. D. entgegen 
und machte fih außerdem ftrafbar. Denn bejaß er dazu keinen Auftrag, fo lag 
darin eine in $. 4 daſelbſt verbotene Anmaßung bifchöfliher Rechte; beruhte aber 
bie Erteilung der Ermächtigung auf einem generellen, unmittelbaren ober mittel- 
baren Auftrage des Dr. Martin, fo verfiel der Angefchulbigte der Vorſchrift des 
8. 5, welder die Ausübung bifchöflicher Rechte auf Anordnung eines in Folge 
gerichtlichen Erkenntniſſes aus feinem Amte entlafienen Biſchofs oder einer Per 
fon, welche biſchöfliche Rechte oder Verrihtungen den Vorſchriften des Geſetzes 
zuwider ausübt ober eines von dieſen Perjonen ernannten Vertreters unter bie 
in $. 4 angebrohte Strafe flellt. cfr. 8. 20 dafelbft. 


4. 


Das in der Verfammlung zu K. durch den Angefchuldigten verkündete Vers 
bot jedweden amtlihen Verkehrs mit dem Staatsfommiffarius bei 
Vermeidung ber Suspensio ab ordine et officio latae sententiae 
enthält nicht blos eine weitere direkte Zumiderhandlung gegen bie $$. 6 und 9, 
jondern erfüllt ebenfalls den Thatbeftand bes 8. 4 event. 8. 5 des Geſetzes vom 
20. Mai 1874. Der Ausſpruch der Suspensio ab ordine et officio latae sen- 
tentiae in der Form einer generellen Sentenz gegen alle untergebenen Kleriker, 
welche ſich einer beftimmten näher bezeichneten ftrafbaren Handlung ſchuldig 
machen jollten, fteht dem Biſchof kraft feines Jurisdiktionsrechts in feiner 
Diözefe zu 

c. 16 X. De officio judicis ordinarü (I. 31). 
Tridentinum Sessio VI. c. 3, XIII. c. 4. De reformatione. 

Der Dechant ift aus eigenem Recht weder zur Androhung nod zur Berkün- 
dung einer ſolchen Sentenz befugt. 

Kober, Suspenfion ©. 38, 42 fi. 44. 
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Der Angeihuldigte wurde daher nad) $. 4 bezw. $. 5 firaffällig, mochte er 
jenes Verbot jelbfiftändig erlafjen oder dabei auf Grund einer Delegation ge: 
handelt haben. 


5. 


Einer anderen rechtlichen Beurtheilung unterliegt die Anſchuldigung des 
„bejonderen auffihtlihen oder Disziplinarverfahrens” wider ben 
Pfarrer ©. 

Gegen biefen ift die Suspensio ab ordine et officio vom Dr. Martin als 
Dberhirten und Biſchof von Paderborn durch Dekret vom 30. Dezember 1875 
in Gemäßheit des Dekrets vom 7. Dezeniber 1875 ausgeſprochen. Dies Dekret, 
mittelft bejjen ber ‘Pfarrer S. wegen feiner Anerkennung der Staatsgefege mit 
kirchlichen Zenfuren von Dr. Martin bedroht worden, nimmt auf die öffentlichen 
Blätter ald Duelle der oberhirtlihen Kenntniß Bezug und erwähnt eines Vor⸗ 
verfahrens gegen den Angejchuldigten mit Feiner Silbe. Die wiederholten Auf- 
forderungen zum öffentlihen Widerruf, welche der Angeſchuldigte an S. ergehen 
ließ, namentlih die Beſprechung in Uder nad vorangegangener Einladung mit 
dreitägiger Friſt vom 80. Juli 1875 und das als britte correctio fraterna fi) 
bezeichnende Schreiben vom 13. September 1875 können als das für die Suspensio 
ab ordine et officio vorgefchriebene, nur dem Biſchof oder deſſen Delegirten als 
kompetenten Richter zuftändige Verfahren der admonitio canonica, 

can. 26 X. De appellationibus (li. 28), 

0. 48 X. De sententia excommunicationis (V. 39), 

c. 9. De sententia excommunicationis, suspensionis ete. in VI. (V. 11) 
ſchon deshalb nicht gelten, weil darin dem Pfarrer S. die Suspenfion nicht 
bireft angebroht worden. 

Kober, die Suspenfion ©. 59. 

Abgeſehen hiervon allegirt auch das Schreiben vom 13. September 1875 
aus dem Kapitel XVIII. des MatthäussEvangeliums nur einen Vers — augen- 
ſcheinlich nicht Vers 13, jondern Vers 15 — welcher von der Aufjuhung und 
Beltrafung des fündigen Bruders unter vier Augen redet, nicht aber die folgen- 
den Verſe 16 und 17, in denen die Anzeige an die Gemeinde und ſchließlich bie 
Behandlung „als Seide und Zöllner“, d. h. die Ausſchließung aus ber Gemeinde 
vorgejchrieben wird. 

Das Verfahren des Angejhuldigten gegen S. mit der breifahen Ermahnung 
defjelben bewegt fi daher formell in den Grenzen bes ihm als Dechanten über- 
tragenen biſchöflichen Auffichtsrechts, welches ihm liebevolle Ermahnung, nad 
Umftänden ernfte Zurechtweiſung der Delanatsgeifilihen geftattet, bei Erfolgloſig⸗ 
keit einer Mahnung und eines Verweiſes aber rüdfichtsloje Berichterſtattung zur 
ppflicht macht, 

Gerlach, Paderborner Diözeſenrecht ©. 46, 
und entiprady jomit den Erfordernifien des $. 5 des Gefeges vom 20. Mai 1874 
nit. Dagegen enthält es eine Verlegung des 8. 134 des A. L.⸗-R. Thl. IL 
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Kit. 11, um deshalb, weil der Angeſchuldigte unter Mißbrauch feiner amtlichen 
Befugniſſe einen Pfarrer feines Delanats nicht nur zum Ungehorfam gegen die 
Staatsgeſetze umzuftimmen, fondern zur öffentlihen Erklärung dieſes Ungehor- 
ſams zu bewegen gejucht hat. 

Der Gerichtshof Hält fih außerdem mit der Anſchuldigungsſchrift für übers 
zeugt, daß der Angeſchuldigte innerhalb der Gemeinde des S. mit Erfolg dahin 
gewirkt, daß dieſe die Kirche deſſelben nicht mehr beſucht Hat. Ein birekter Be 
weis für biefe Anſchuldigung ift allerdings nicht erbracht. Nach der Auffafjung 
jener drei zu den vom Angefchuldigten an S. entfendeten Deputationen gehören- 
den Gemeindegliedern hat die Leere der Kirche ihren Grund in der perjönlicen 
Unbeliebtheit des ©. gehabt, welder bie Eingepfarrten nicht gegrüßt und mit 
unter den Nachmittagsgottesdienft ausgefegt habe. Allein dieſe Umftände erklären 
auf dem platten Lande, wo, wie in H., die Bewohner die Wahl zwijchen mehres 
ren Kirchen und Geiftlihen nicht haben, 

Schematismus von 1873, ©. 169. 

die Leere der Kirche nicht hinreichend und der Zeitpunkt, mit welchem dieſelbe 
eingetreten, das Erſcheinen des die Agitation gegen S. wegen Anerkennung der 
tirchenpolitiihen Geſetze einleitenden Artikels in ber Norbhäufer Zeitung im 
Juni .1875 fteht jener Auffafjung entgegen. Die Drohung des Angeſchuldigten, 
welche er, nachdem alle feine Verfudhe den ©. zum Widerruf zu bewegen ge 
ſcheitert waren, zu defien Mutter ausfprad „Niemand folle bei ihrem Sohn in 
die Kirche gehen” zeigt hinreichend, welcher Sandlungsweife man ſich bei dem 
Angeſchuldigten zu verjehen hat. Seine Yeußerungen in dem Zeitraum, wo er 
glaubte, daß S. widerrufen werde: 

„Ste habe bereits mehreren Perſonen gejagt, fie könnten, „wenn ©. 

wiberrufe,” wieder zu demfelben in die Kirche gehen‘ 

und 

„S. habe fidh belehrt; er, Angeſchuldigter, bringe bie Kirchmeſſe wieder 

nad Hohengandern” 

beweiſen dem Gerichtshof, daß der Angeſchuldigte feit dem Artikel in der Nord: 
häufer Zeitung, wenn auch ein amtliches Verbot, defjen Kirche zu befuchen, nicht 
erlafjen, doch innerhalb der Gemeinde bei feinen Beiprehungen mit den einzelnen 
Mitgliedern derfelben, den Beſuch der Kirche zu Hohengandern, jo lange ©. bei 
der Anerkennung der Stantsgefege beharre, ala unerlaubt bezeichnet hat. 

Nach diefer Ausführung find die vom Angefchuldigten vermißten Beweiſe der 
in dem Schreiben des Königlichen Ober-Präjibenten der Provinz Sachen gegen 
ihn erhobenen Anſchuldigungen geführt, die „reellen Unterlagen” ber von ihm 
beftrittenen agitatorifchen Thätigleit geliefert. Mit dem Einwand, „daß nach den 
Grundjägen und Lehren der katholiſchen Kirche der Bilhof Dr. Konrad Martin 
durd das Erkenntniß bes Gerichtshofes vom 5. Januar 1875 feines Kirchen: 
amtes nicht entkleibet, durch dieſes Erfenntniß fein SPriefter der Diözefe Paders 
born von bem feinem Biſchof geleifteten Eide entbunden und daß jeder Katholit, 
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ber das Gegentheil annimmt, in diefem Punkt von feinem Glauben abgefallen 
jei“, kann der Angeſchuldigte feine Berantwortlichkeit vor dem Staatsgejeg nicht 
ablehnen. Die von dem Gerichtshof verhängte Entlaffung des Dr. Martin aus 
feinem Amte als Biſchof von Paderborn wegen ſchwerer mit der öffentlichen 
Drbnung unverträgliher Verlegung der Staatsgefege beruht auf dem Geſetz vom 
12. Mai 1873, weldes von Sr. Majeftät dem König unter Zuflimmung des 
Landtags erlaſſen und durch die Geſetzſammlung verkündet if. Die Geſetze ver» 
pflichten alle Einwohner des Staats ohne Unterſchied, alſo auch die Angehörigen 
der katholiſchen Kirche. Ihre Priefter haben Teine Ausnahmeftellung, fondern 
find dem Staate, das heißt dem Staatsoberhaupt und den von biefem erlaffenen 
Geſetzen, zu bejonderer Treue und Behorfam verpflichtet. 
= 5. 22, Einleitung zum AL.R. 
8. 134, A. ER. Thl. II. Lit. 11. 


Auch zur Zeit der Herrſchaft des Artikel 15 der VerfafjungssUrkunde vom 
30. Januar 1850 waren fie dem kirchenpolitiſchen Theil der Geſetzgebung gegen⸗ 
über von diefem Gehorfam mit nichten entbunden. Wie in jedem geordneten 
Staatswejen gewährte Artikel 12 dafelbft Neligionsfreiheit nur unter dem Bor- 
behalt, daß durch deren Ausübung den bürgerlichen und ftaatsbürgerlihen Pflichten 
fein Abbruch geſchehe. Das Gejeg vom 5. April 1873 (8.5. ©. 143), welches 
zum Artikel 15 und 18 der Verfaffungsurtunde von 1850 erging, hat 
die Unterwerfung der römiſch⸗katholiſchen Kirche unter die Geſetze und bie 
geſetzlich geordnete Aufficht des Staates noch befonders ausgefprohen. Mit 
dem Geſetz vom 28. Juni 1875 (8.:S. ©. 143), das die Artikel 15 und 18 aud) 
in ber abgeänderten Fafjung aufhob, hat die von ber römiſch-katholiſchen Kirche 
erhobene Prätenfion einer durch ihre eigenen Grundſätze und Lehren beſchränkten 
Verpflihtungstraft der Staatsgefege ſelbſt den Schein einer Berechtigung ver: 
loren. Der Staat muß daher die Anerkennung ber geſetzlichen Folgen bes ge 
ſetzlich geſprochenen Urtheils des zuftändigen Gerichtehofes „nämlich der rechtlichen 
Unfähigfeit des Dr. Martin zur Ausübung feines bifhöflihen Amtes und bes 
Verluſtes feines Amtes zu Paderborn“ auch von den katholiſchen Prieftern der 
Diözefe Paderborn verlangen, benfelben überlafjend, in wie fern fie fi in foro 
interno dem Dr. Martin noch für verbunden erachten. 


Die Schwere ber dem Angefhulbigten zur Laſt fallenden Verletzungen bes 
darf ber von der Anfchuldigungsfchrift verſuchten ausführlihen Darlegung im 
Einzelnen nit. Schon das Bufammentreffen einer ſolchen Reihe von Weber- 
tretungen ſcheint diefelbe entbehrlich zu machen. Es genügt deshalb bier auf bie 
Heimlichkeit des Verfahrens des Angejhulbigten hinzuweiſen. Dahin gehört 
die Fortführung der Dekanatsgefchäfte gegen ben Wortinhalt feiner der Königl. 
Regierung zu Erfurt abgegebenen ſchriflichen Erklärung, namentlich die Abhaltung 
außerordentliher Dekanatskonferenzen, welche wegen ihrer Beitimmung, zu 
theologiihen Studien anzuregen und den Gedankenaustauſch über feelforgeriiche 
Fälle und Erlebniſſe zu vermitteln, 
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bifhöfliher Erlaß vom 8. November 1850 Nr. 1, 5, 8. 
(Amtliches Kirchenblatt von 1860. ©. 110, 111.) 
Gerlach, katholifches Kirchenrecht 8. 257, ©. 415. 
zu Vereinigungspunkten für die gefegwidrigen Maßregeln be 
ſchuldigten wurden. Vor Allem kommt dabei bie, eine Organifation | 
Jurisdiktion durch ſucceſſive Delegation der Dechanten, Definitoren und 
Geiſilichen enthaltende Bekanntmachung über den geheimen Verkehr, b 
die Ertheilung der Ehebispenje sub sigillo confessionis in Betracht. 
diefelbe au in Ermangelung des ſakramentellen Karalters des | 
tenntnijjes nit die ſtrenge Verpflichtung des Beichtjiegels (secretum 
haben und folgeweife ihr Bruch nach danoniſchem Recht nicht als Sacrileg 
den in 
C. Omuis utriusque. 12. X. de poenit. et remmiss. (5. 38): „Cave 
omnino, ne verbo aut signo, aut alias quovis modo aliquatenus 
peccatorem. Sed, si prudentiori consilio indiguerit, illud absque ulla 
sione personae caute requirat, quoniam, qui peccatum in poenitential 
sibi de tectum praesumpserit revelare, non solam a sacerdotal 
deponendum decernimus, verum etiam ad agendam perpetuam poen 
in arctum monasterium detrudendum.* 


Münden, kanonifches Strafverfahren Bd. 2. ©. 695, 688, 689 
angebrohten ſchweren Strafen der Depojition und lebenslänglihen Ein! 
geahndet werden fünnen, jo war fie doch geeignet, den Glauben an eir 
Verpflichtung und Strafe zu erweden. Die bis zur gerichtsjeitigen Ber 
und Belehrung erfolgte Verweigerung des Beugnifjes Seitens des Pfar 
unter Berufung auf das Beichtgeheimniß und das Beharren der Geiftlic 
D. und L. aus W. bei diefer Verweigerung geftatten baran feinen Zweif 
Veberfluß endlich mag an das durch die Androhung der Suspensio ab oı 
ſchärfte, den Beiftlihen bekannt gemachte Verbot jedes amtlichen Verkehrs 
gejeglichen Vertreter der biſchöflichen Vermögensverwaltung zu Paderbe 
zugleich daran erinnert werden, daß nad) den Grundſätzen des kanoniſcher 
jenes Zuchtmittel (Genfur) nur wegen eines jhweren Bergehe 
treten joll. 

Concil Coloniens. ann. 1536 P. XIII. c. 5: „Cavebit in primi 
ne excommunicationem aliasve censuras ecclesiasticas vel ex injustis 
levibus causis, vel juris ordine non servato, vel ex odii fomite 
unquam.“ 

Kober, Suspenfion ©. 54. 55. 

Die Gejeßesverlegungen find endlich fo ſchwere, daß das Verbleil 
Angeſchul digten in feinen Kirhenämtern mit der öffentlichen Or 
unverträglid ift, 

Vergebens fuchte der Angeſchuldigte jener Beihuldigung durch 2 
auf feine in Dem Jahre 1548 bewährte fonjervative Haltung und treue toy 
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ing, in deren belohnenben Anerkennung ihn der Königliche Oberpräfident 
chſen dem Biſchof für die Pfarrei Uder nominirt gehabt habe, mit Erfolg 
ı zu treten. Jene treue und royaliftiihe Geſinnung des Angejchuldigten 
die Zeit, wo der Staat der römiſch-katholiſchen Kirche gegenüber fein 
joheitsrecht thatjähhlih nicht ausübte. Sobald er dieſes im Jahre 1872 
jeft in die Hand nahm, gefellt fich der Angeſchuldigte zu jener hierarchiſchen 
ion, welche dem Staat die Befugniß beftreitet, die äußeren Grenzen für 
hältniß zur Kirche feitzuftellen und verfällt in Folge feiner Agitation 
as Schulauffichtsgejet wegen Gefährdung des öffentlichen Friedens dem 
hter. Wohl ift der von ihm aufgeftellte Sa unbeftreitbar, daß ein treuer 
auch ein treuerer und bejjerer Staatsbürger, als ein treulofer Prieſter 
der Priefter darf nicht von Treue gegen den Staat ſprechen, welcher 
jeftät dem Könige von Preußen den Eid der Treue und des Gehorſams 
Einflößung ſolcher Gefinnungen im Bereich feines Amtes geleiftet und 
amtlicher Unterredung mit dem ihm untergebenen Geiftlihen den Ge: 
gegen das von dieſem Könige erlafjene Gejeg durch Vergleihung mit der 
g des Nadens als eine erniedrigende Handlung kennzeichnet. 

t diefem Ausſpruch allein ſchon zeigt der Angejchuldigte, dab die ver 
m einzelnen Uebertretungen der Staatsgejege nur die wechſelnden Er: 
gen einer grundſätzlichen Bekämpfung der kirchenpolitiſchen Gejeßgebung 
ußiſchen Staats find. 

e Wiperftand des Angeſchuldigten erſcheint mit der öffentlihen Drdnung 
tiger verträglich), als er in jeiner Stellung ala Dechant das Organ 
Höflihen Aufſicht über die Beiftlihen und Eingepfarrten des Deka— 
is „die Brüde zwiſchen dem Biſchof und dejjen Klerus und Volk“ 


$. 151 des U. &-R. Thl. II. it. 11. 
Decreta Syn, Dioecesanae Paderbonnensis 1867: „Tales se exhibeant 
Decani rurales ut vere diei possint oculi Episcopi ejusque 
‚ viearii,“ 
Dienftinfteuktion für die Dechanten der Paderborner Diözeje vom 1. Juli 
1832 3. 2—7. Gerlach, Paderborner Diözefanreht ©. 44.). 
m braucht nicht, wie die Anſchuldigungsſchrift, die in der Unterfuhungs: 
ber den Angejhuldigten im Jahre 1872 von der Königlichen Staatsan- 
ft zu Heiligenftadt aufgeftellten Behauptungen über die Perſönlichkeit und 
treten des Angeſchuldigten für beweisfähig zu nehmen, um den maß: 
Einfluß zu ermefjen, welchen der Dechant vermöge der Autorität 
mamtes innerhalb der in allen ihren Erinnerungen ftreng katholiſchen 
9 bes oberen Eichsfeldes ausübt. Diefer Einfluß mußte in hohem 
als der Angejhuldigte jeit der drohenden Amtsentjegung des 
tin und nad) deren Verhängung mit weitergehenden biſchöf— 
auftrat oder dody mit ſolchen aufzutreten ſchien und der ihm 
feit die Beobachtung des Gejeges vom 20, Mai 1874 bei 
IV. Dh. 1. Heft. 5 
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Strafe des Suspenfion ab ordine et officio verbot. Bis zu welchem Maße ber- 
felbe den Rechtafinn des Volles in feinem Delanatsbezirt verwirrt bat, geht 
ſchlagend baraus hervor, daß zwei Schöppen zu 9. — alſo bie Vertreter und 
Gehülfen ber Ortsobrigkeit in der Aufrechterhaltung der öffentlihen Orbnung. — 

8. 79, 59 des A. L.-R. Theil IT. Tit. 7. 

Kreisorbnung vom 19. Dezember 1872. $. 29, 22. 
auf Veranlafjung des Kaufmanns ©. und mittelbar des Angefchuldigten ſich bereit 
finden ließen, von ihrem eigenen Pfarrer S. zu verlangen, daß er die von ber 
Nordhäufer Zeitung gebrachte Nachricht feiner Untermerfungs-Erflärung unter 
die Staatsgefege öffentlich als unwahr bezeichne und bei der Weigerung befielben 
„da er ihnen in ber Beobachtung der Gejege vorangehen müſſe“ ihm ihre Er- 
mädtigung zum Widerruf in feinem Namen in Vorſchlag braten. Wenn diefer 
und der perfönlic vom Angeſchuldigten mit der Einjegung feines ganzen amts 
lihen Anfehens wiederholte Verſuch, den ©. zu offener Auflehnung gegen das 
Geſetz zu bewegen, an deſſen Gefegestreue fcheiterte, jo wird dadurch die Gefähr⸗ 
lichkeit der amtlichen Thätigfeit des Angeſchuldigten für die Autorität des Geſetzes 
und bie öffentliche Orbnung nicht gemindert. — 

Eine Umtehr des Angeſchuldigten von dem Wege ber Befeglofigkeit 
läßt fi nicht erwarten. Die für einen Geiftlihen ſchwere Strafe von zwei 
Monat Gefängniß, zu welcher er im Zahre 1872 verurtheilt morben, ift ohne 
Rückwirkung auf fein Firhenpolitiiches Verhalten an ihm vorübergegangen. Mehr 
und mehr fcheint der ethiſche Mapftab für feine Handlungsweiſe ihm abhanden 
zu kommen. Seine unfaubere, von Mißachtung gegen die Drgane ber Regierung 
erfüllte Aeußerung zum Pfarrer ©. fol hier gar nicht wieberholt werden. Die 
Erklärung über die Einftellung feiner kirchlichen Thätigfeit als Dechant, welche 
der Angefchuldigte der Königl. Regierung zu Erfurt abgab, enthielt eine bemußte 
Unwahrheit. Die Drohung zu der hochbejahrten Mutter des Pfarrers S. „er 
werde jet Jedermann auf der Straße jagen, Niemand folle zu ihrem Sohn in 
die Kirche gehen, Jeder auf der Straße ihm aus dem Wege gehen“, verräth 
ſchonungsloſe Unterbrüdung, melde bereits die große Erfommunilation bes die 
Auflehnung gegen! das Staatsgefek ablehnenden Amtsbruders in ihr Denken 
und Handeln aufgenommen hat. Seine Einwirtung auf bie S’ihe Gemeinde 
im Sinne einer Fernhaltung von dem Gottesdienfte in ihrer Kirche begründet 
enblid) die Weberzeugung, daß gegenüber der Bekämpfung des Staatsgeſetzes dem 
Angeſchuldigten audy der Stillftand des kirchlich religiöfen Lebens in ben feiner 
Auffiht anvertrauten Gemeinden nichts gilt. 

Ein Geiftliher, welhem im Kampf für die Herrſchaft der Kirche bie fittlichen 
Grundſätze fi) fo verduntelt haben, vermag den Weg zu anerfennender Würdi⸗ 
gung ber Aufgabe des Staats und zur Unterwerfung unter die, die Wohlfahrt 
des ganzen Volkes erftrebenden Staatsgefege vor dem Ende des Kampfes nicht 
zu finden. Hat der Angefchuldigte im Jahre 1876 gegen die auf fein Kirchen 
amt bezüglihen Staatsgefege nicht von Neuem verftoßen, fo erflärt fich dies 
dadurch, daß er jenes Jahr im Strafgefängniß zu Heiligenftabt zugebracht hat 
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- Gebräche es noch an einem Beweiſe, was der Staat von dem ®erbleiben bes 
Angeſchuldigten in feinem Amte für die öffentlihe Ordnung zu erwarten hat, 
fo würde berfelbe durch feine nach feiner Verurtheilung im Jahre 1875 verfaßte 
Erklärung vom 21. Auguft 1876 geliefert, in welder er dem Oberpräſidenten 
von Sachſen auf defjen durdy die von ihm verübten ſchweren Verlegungen ber 
Staatsgeſetze motivirte Aufforderung zur Niederlegung feines Amtes entgegen 
hält, daß er nur als Priefter feine Schuldigkeit gethan hat. 

Das Verbleiben des Angefhuldigten in feinem Amte als Dehant des Lands 
defanats zu Heiligenſtadt ift daher als unverträglich mit der öffentlichen Ordnung 
zu erachten. 

Das Gleihe muß von feiner Belaffung im Pfarramt zu Uder gelten.’ 

Der Angefhuldigte hat zwar die ihm nachgewieſenen Gefegesübertretungen 
aus ber Berpflihtungstraft bes Geſetzes vom 12. Mai 1873 und 20. Mai 1874 
in feiner amtlihen Stellung als Dechant begangen. Das Amt des Dechanten 
ift indeß in der Paderborner Diözefe mit einem Pfanramt im Delanatsbezirt 
verbunden. 

Nach dem Dekret der bortigen Diözefan-Synobe von 1867 geht, vorbehalt: 
lich der biſchöflichen Beftätigung, der Dehant aus der Wahl und Zahl der 
Pfarrer des Delanatsbezirts hervor: 

Pars. III s. II. De disciplina cleri cap. 7. De decanis ruralibus. ' 
„Cum Synode Provinciali Coloniensi parochis concedimus facultatem 
tres e gremio capituli per schedulas secretas Ordinario designandi, ex 
quibus is, quem digniorem et aptiorem judicaverit, decanum nominabit, 
Quodsi nullus ex designatis rebus gerendis satis idoneus esset vel alia de 
causa Ordinario conscientia interdicerit, ne quem ex illis delegatum suum 
constituat ipse ex ceteris capituli parochis alium, quem dignum et idoneum 
putaverit, decanum nominabit (L. c.).“ 
Vering, Arhiv des katholiſchen Kirchenrechts Bd. 20. ©. 421. 
Schulte, Status Dioecesium catholicarım ©, 69, 

Der Angefhuldigte zumal hat nicht etwa gegen Geſetze verftoßen, welche ſich 
lediglich auf feine amtliche Thätigkeit ale Dechant bezogen, fondern er hat den 
grundfäglichen Beftimmungen ber Rechtsordnung feines Landes, welche ben 
Pfarrer nit minder ala den Dechanten verpflichten, zumidergehandelt, nicht zu 
gedenken, daß er in ber Zeit vor dem Inkrafttreten der Maigejege ale Pfarrer 
zu Uber dur Agitation gegen das Schulauffichtsgefeß bereits den öffentlichen 
Frieden gefährdete. Wenn $. 24. a, a. D. von ber Unvereinbarkeit des „Ver: 
bleibens im Amte“ und der „Entlafjung aus dem Amte” fpricht, fo nöthigt 
der Wortlaut nicht, darunter nur dasjenige fpezielle Amt zu verftehen, in deſſen 
Ausübung fi der Kirchendiener gegen die Staatsgeſetze verfehlt hat. Nach ber 
Schwere des Thatbeftandes und dem gefeßgeberifhen Grunde des 8. 24 verdient 
vielmehr die Auslegung den Vorzug, wonach der Ausdrud „Amt“ die kirchen⸗ 
amtliche XThätigkeit im Sinne der Geſammtheit ber bekleibeten Kirchenämter 

5* 
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mindeftens in denjenigen Fällen begreift, wo jebes ber befleideten Aemter einen 
für die Erhaltung der Grundlagen der öffentlichen Ordnung bedeutſamen Ein- 
fluß im Volksleben genießt. R 

Demnad) erachtet der Gerichtshof thatſächlich für feftgeftellt: 

„daß der Angejchulbigte Leineweber in Jahre 1875 ale Pfarrer zu Uder 
und Dechant in dem zur Diözefe Paderborn gehörigen Landdekanatsbezirk Heis 
ligenftabt die auf fein Amt bezüglihen Vorſchriften der Staatsgeſetze jo wie 
bie in dieſer Hinfiht von der Obrigkeit innerhalb ihrer Zuftändigkeit getroffenen 
Anordnungen fo ſchwer verlegt hat, daß jein Verbleiben im Amt mit der öffent 
lihen Ordnung unverträglich erſcheint.“ 

Dieſe Fetftellung hat nach 8. 24 des Bejeges vom 12. Mai 1873 die Ent: 
laſſung des Angejchulbigten aus feinem Amte zur gefeglichen Folge. Daran 
ändert es nichts, daß berjelbe wegen eines Theils der ihn zur Laſt gelegten Ver: 
legungen ber Staatsgeſetze bereits kriminalrechtlich beftraft if. Denn, wie wieder: 
holt vom Gerichtshof unter Hinweis auf den im $. 6 des Gejehes vom 13. Mai 
1873 anerkannten ftaateredhtlihen Grundſatz bereits ausgeführt worden, wirb bie 
in 8. 24 a. a. D. angebrohte Entlaffjung vermöge der ftantsrechtlich bisziplinaren 
Natur derjelben durch eine erlittene Kriminalbeftrafung nicht ausgeſchloſſen. Es 
bedarf einer Erörterung nicht, ob der noch ungefühnte Theil der Verlegungen für 
fi) allein den Thatbeftand bes $. 24 erfüllt haben würbe. 

Die Entlaffung aus dem Pfarramt zu Über zieht den Verluft feines, an den 
Beſitz eines Pfarrbenefiziums im Dekanatsbezirt gebundenen Amtes als Dechant 
von Rehtswegen nad) fi. Es kann deshalb auch keinem Bedenken unterliegen, 
den Verluſt bes legteren Amtes bejonders auszufpredhen, obwohl der Oberpräfident 
ber Provinz Sachſen, welcher von ber Vorausfegung ausging, daß der Ange- 
ſchuldigte fein Amt als Dechant bereits niedergelegt habe, in dieſer Richtung 
eine Aufforderung an ben Angefhulbigten nicht erlaflen, beziehungsweije einen 
Antrag bei dem Gerichtshofe nicht geftellt hat. 

Hiernach war, wie gejchehen, zu erkennen und ber Koſtenpunkt aus $. 37 bes 
Geſetzes vom 12. Mai 1873 zu enticheiden. 


2. 


Die Legitimation zur Belaftung des Kloſtergutes mit Grundſchuld. Rechts: 
fubjeft in Beziehung anf das Vermögen einer anfgelöften Niederlaffung 
don Orden und ordensähnfihen Kongregationen, Rechtsverhaͤltniſſe des 
Staates. 

(Ext. des Ober-Trib. in Berlin vom 17. Mai 1877.) 
Am 7. Mai 1875 beantragte der Guardian des Franzistanerflofters zu R., 

Pater S., bei dem Grundbuchamte zu R. die Eintragung von 150,000 Markt 

Grundſchulden auf dem Grundbuchblatte des Klofters. Die Eintragung erfolgte 
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auf diefen Antrag, zu welchem den Guardian eine Vollmacht des Provinzials 
der jächfifhen Orbentprovinz ermächtigt hatte, und zwar dem Antrage gemäß 
auf den Namen bes Rittergutsbefigers von P., ber felbft jedoch erft durch Vor: 
legung ber Grundſchuldbriefe von der gejchehenen Eintragung Kenntniß erlangte. 
Die ausgefertigten Grundſchuldbriefe wurden dein Guardian zugeftellt. Derjelbe 
bot fie nun dem von P. zum Kauf an, und übergab fie ihm nad), zwiſchen ihnen 
beiden getroffener Kaufabrede. Inzwiſchen hatte der Kommiſſar für die biſchöf⸗ 
lihe Verwaltung zu P., in deſſen Diözefe Kloſter N. liegt, von der Eintragung 
Kenntniß erlangt, und wies das Klofter an, gegen von P. auf Herausgabe der 
Grundſchuldbriefe und Bewilligung der Löſchung der Grundſchulden zu Hagen, 
beftellte auch, da ber Aufforderung nicht Genüge geleiftet wurbe, dem Klofter 
zur Wahrnehmung der Rechte in der Perfon des Juſtizrath K. einen Bevolls 
mächtigten. 

Diefer ftellte bie Klage dem erhaltenen Auftrage gemäß an und ftüßte fie 
auf bie Ungültigkeit der gefhehenen Eintragung, gleichzeitig eine Rollufion zwiſchen 
dem Guardian und dem eingetragenen Grundfhuldgläubiger behauptend. Aber 
ſchon vor Anftellung ber Klage war in Gemäßheit des Gejetes vom 31. Mai 
1875 die Ordensniederlaſſung zu R. aufgelöft, der Kommiſſar für die bifchöfliche 
Verwaltung auch zum Staatstommifjar für die Verwaltung bes Vermögens ber 
Drbensniederlaffung beftellt, und als der Beklagte die Legitimation des Juſtiz⸗ 
rath K. zur Sache bemängelte, trat jener in feiner nunmehrigen Eigenſchaft als 
folder Kommiſſar in den Prozeß als Kläger ein. 

Der Bellagte beftritt aus verichiebenen Gründen die Legitimation des Klä⸗ 
gers, wendete einmal ein, die Grundſchulden feien gültig konftituirt, dann aber 
auch, daß er bereits vorher, ehe ihm nur die Benachrichtigung von der beabfich- 
tigten Anfechtung der Eintragung zugegangen fei, die Forderung verkauft, bie 
Briefe durch ſchriftliche Ceifion dem Käufer übertragen und demſelben zugeftellt 
babe. Er beantragte Abweifung der Klage. 

Der erfte Richter, das Kreisgeriht zu Soeft, hat nach dem Klageantrage 
verurtheilt, und auf die Appellation des Beklagten ift diefe Entſcheidung von 
dem Appellationsgeriht zu Hamm beftätigt. Die Gründe find im Weſentlichen 
folgende: 

Bellagter ſuche vorgeblich die Legitimation des Klägers zur Sache zu bes 
fireiten. Seine Berufung auf die Beſtimmungen des Reichsdeputationshaupt- 
ſchluſſes und die demſelben folgende Landesgeſetzgebung ſowohl, als auf das 
Geſetz vom 31. Mai 1875 fei verfehlt. 

Zwar der erſte beftimme im 8. 85: 

„Alle Güter der fundirten Stifter, Abteien und Klöſter werben der freien 
und vollen Dispofition des Landesheren, fomohl zum Behufe bes Aufivandes 
für Gottesdienft-, Unterrichts und andere gemeinnüßige Anftalten, als zur 
Erleichterung der Finanzen überlaffen, unter dem Vorbehalt der feiten und 
bleibenden Ausftattung ber Domkirchen, welche werden beibehalten werden, und 
der Penfionen für die aufgehobene Geiftlichteit,” 
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und bemgemäß fei auch in einzelnen Theilen bes Reichs, für das damalige Königs 
veich Weftfalen, zu dem die Grafſchaft R. gehörte, durch die Dekrete vom 13. Mai 
1809, 1. Dezember 1810 und 3. April 1812 — wie für die damals preußiſchen 
Zandestheile durch Edikt vom 30. Oktober 1810 — das Vermögen der in den 
einzelnen Staatsgebieten belegenen Klöfter für Staatsgut erklärt, aber damit fei 
noch nicht das Eigenthum von dem Kloftervermögen auf den Staat übertragen 
geweien, wie der Beklagte behaupte, und habe vielmehr zu diefem Erwerbe noch 
eines befonderen Willensaftes des Staates ald Bermögensfubjeltes bedurft. Die 
Bedeutung jener Geſetze fei feine andere, als daß der Staat als Geſetzgeber dem 
Fiskus das Necht ertheilt habe, fich jene Güter anzueignen. Wo und foweit biefer 
von dieſer Ermächtigung keinen Gebraud gemacht, fei das bisher obwaltende 
Verhältniß beftehen geblieben. So ſei Klofter R. nicht eingegangen, aljo noch 
jegt Eigenthümer bes Kloſtervermögens. Daß bafjelbe, als zu den vom Staate 
aufgenommenen gehörig, SKorporationsrechte habe beziehentlich gehabt habe, fei 
nad 83. 939, 940 IL. 11 2-R. nicht zweifelgaft und auch nicht ftreitig. 


Auch das Geſetz vom 31. Mat 1875 verbiete nicht, daß das Klofter zu R, 
jetst vertreten burch den zur Verwaltung bes Vermögens der aufgelöften Nieder⸗ 
laffung beftelten Staatskommiſſar, Magend auftrete. Zwar wer nun Eigenthümer 
des Vermögens fei, fei zweifelhaft. Der Staat fei es nicht geworben, auch nicht, 
obgleih er bafjelbe durch feinen Kommiſſar in Befig genommen; 8. 4 Abf. 1 
a. a. D. beftimme: 

Das Vermögen ber aufgelöften Nieberlaffungen der Orden und orbenss 
ähnlichen Kongregationen unterliegt nicht der Einziehung durch den Staat. 
Die Stantsbehörden haben daſſelbe einftweilen in Verwahrung und Verwal 
tung zu nehmen. i 

Indeß es könne dahingeftellt bleiben, ob man tro& der Auflöfung ber Nieder- 
lafjung ein Fortbeftehen der vermögensrechtlichen Perſönlichkeit des Kloſters ans 
zunehmen habe, oder ob und in welcher Weife eine neue juriftiiche Perfon durch 
das Geſetz geichaffen fei, bei der allerdings die Zwedbeſtimmung ver Anftalt vore 
jäufig vorbehalten ($. 4 Abf. 3 a. a. D.); jedenfalls ſei der Staatstommifjar 
durch die ihm durch das Beje und feine Anftellung ertheilte Vollmacht, Namens 
bes Klofters zu klagen, und namentlich auch die gegenwärtige die Subflanz bes 
Vermögens jehügende Klage anzuftellen, legitimirt.1) 


>) Es iſt zwar die Frage ber Prozeflegitimation unerheblich, aber doch fonft wicht un⸗ 
intereffant zu prüfen, wer denn nun eigentlich gegenwärtig Eigenthümer bes Bermögens ber 
aufgelöften Niederlaffungen ber Orden fei, bezüglich vom welchem rechtlichen Gefiätspuntte aus 
eiefelben ſubjektiv und objektiv zu betrachten feien. Im beiden Fällen konnte diefe Frage une 
dutſchieden bleiben, da es fih nur um die Vertretung im diefem Prozefje handelte, fir welche 
die Berechtigung des Staatskommiſſars nicht zweifelhaft fein kann. Der Staat if nicht Eigen- 
thümer, denn er will es nicht fein. Das Gefeg beftimmt ausdrüdlich, das Vermögen unter, 
liege nicht der Einziehung durch ben Staat. Die aufgelöfte Ordensnieberlaffung if es nicht 
weil fie es nicht fein fann. Eime nicht mehr egiftivende Perfon (phuflfche oder juriſtiſche) kann 
ſelbſtredend nicht Träger von Vermoögensrechten fein. Ebenſowenig find es endlich bie früheren 
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Ob derſelbe Kommifjar in feiner Eigenfhaft als Staatstommifjar für die 
Verwaltung ber bifchöflichen Diözefe befugt gewejen, dem Klofter in analoger 
Anwendung ber für die Verwaltung ber Kirchengüter gegebenen Vorſchrift des 
$. 659 II. 11 2-8. einen Bevollmächtigten zur Anftrengung dieſes Prozeſſes zu 
beftellen, könne gleichfalls babingeftellt bleiben.) Wenn bier ein Mangel der 
Klagelegitimation obwalte, jo fei bejelbe dadurch geheilt, daß demnächft jener in 
feiner Eigenſchaft als Verwalter des Kloftervermögens in ben Prozeß eingetreten 
ſei G. 2N. 41. 16 A. G.O.). 


Die Eintragung der Grundſchulden nur auf Antrag des Guardians und 
Genehmigung beziehentlich Ermächtigung des Ordensprovinzials ſei ungültig und 
von dem wahren Berechtigten anfechtbar (vergl. Dernburg, Pr. Priv.⸗R. I 
8. 201 N. 2). Entſcheidend jeien lediglich bie Vorjchriften des 12. Abfchnitts 1. 
11 2.:R. Weder die beigebradite, an den damaligen Ober-Präfidenten der Pro- 
vinz Weftfalen erlafjene Kabinetsorbre vom 15. September 1826 — diefelbe ents 
hält eine Reihe von Vorjchriften für das Klofter R., deſſen Weiterbeftehen fie 
unter verjchiebenen Borausfegungen genehmigt — habe jene für den fpeziellen 
Zall, noch Artikel 15 der Verfaffungsurtunde vom 31. Januar 1850 allgemein 
bejeitigt oder auch nur mobifizirt. Diefer legtere beziehe fi nicht auch auf 
Klöfter und andere innerhalb des weiteren Rahmens ber Kirchen⸗ und Religiong- 


Mitglieder der aufgelöften Niederlafjungen. Diefe find nicht deren Succefioren. Das ift ein, 
auch im Landrecht ($$. 15, 182 fi. IL 6 2.-R), anerkannter Grundfag. Es ift behauptet, der 
Orden in feiner Gefammtheit, der trotz der Auflöfung der inländifchen Niederlafjungen doch 
eriftire, fei der Eigentümer. Ein foldes Eigentum des Orbens an dem Vermögen ber ein- 
Niederlafjungen hat das Preußifche Recht wenigſtens nicht anerkannt. Im $. 961 II. 11 

L.⸗R. iſt das mit dürren Worten ausgeſprochen. in ſtaatlich nicht anerfanntes und durd) 
bie Gerichte und anderen Organen des Staates nicht geſchütztes Eigentum ift aber fein Eigen- 
thum. Bon einer juriſtiſchen Perſon (Korporation, Stiftung 2c.) im Sinne des Landrechts 
kann au nicht wohl die Rede fein, denn es Liegt weder „eine Gemeinſchaft mit korporativem 
Zwede vor”, noch „eine Anftalt, welche eine jelbftftändige Exiſtenz und eine eigene Bermögens- 
fähigkeit für fih im Anfpruh nimmt“ (Dernburg, Pr. Pr.-R. Band I. $. 50), abgefehen 
davon, daß es jedenfalls zur Zeit an ber Beftimmung für einen gemeinnitigen dauernden 
Zwed mangelt, wie ſolche das Landrecht als Erforderniß Hinfiellt (8. 25 II. 6 2.-R.). Dar- 
nad) bleibt nichts übrig, als anzunehmen, das Geje habe Hier eine neue Sadengefammtheit 
(Bermögeneperfon) geſchaffen, wie fie das Römiſche Recht und im Anſchluſſe an dafjelbe auch 
das Preußiſche Recht in der hereditas jacens (L. 15 pr. D. de usurpationibus etc. Non 
hereditatem in quibusdam vice personae fungi receptum est; $. 471 ff. I. 9 8-8.) aner- 
fennt. Es Liegen hier in der That foviel thatſächliche Analogien mit einer folhen Erbſchafts⸗ 
maffe, melde augenblidtich Herrenlos des Erben harrt, vor, daß nur bie eine Verſchiedenheit 
obwaltet, daß man bei dieſer noch nicht weiß, wer Erbe ift, bei jener, wer dereinſt Erbe fein 
wird. Bei diefer tritt für den ausfallenden fofort der bereits Hinter ihm ftehenbe im bie Rüde, 
bei jener hat ſich der Staat vorbehalten, durch einen geſetzgeberiſchen Alt den glücklichen 62} 
Erben zu ernennen. (Anmerk. des Einf.) 

2) Die Beſtellung eines ſolchen Bevollmächtigten für die Orbensnieberlafjung war unzu⸗ 
täffig. 8. 659 I. 11 8-8. ift nur für die Kirche felbf gegeben und erleidet als eine Aus- 
nahmebeftimmung keine analoge Anwendung. Der Abſchnitt 12 Tit. 11 hat keine ſolche Vor⸗ 
ſchrift hinſichtlich der geiftlichen Geſellſchaften. (Aumert. des Einf.) 
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geſellſchaften beftehende befondere Korporationen, fondern nur auf die Kirche im 
engeren Sinne.3) Geſetzt aber, diefe feinem Wortlaute entfpreddende Annahme 
ſei nicht richtig, fo könne doch, daß es nicht in der Abficht gelegen, die landrecht⸗ 
lich geordnete Auffiht über die Vermögensverwaltung folder Korporationen zu 
befeitigen, nach Erlaß des Geſetzes vom 5. April 1873 nicht mehr zweifelhaft 
fein, da daſſelbe ausdrücklich vorfchreibe, die 2c. Kirche zc. bleibe den Staats: 
gejegen und ber geſetzlich geordneten Aufficht des Staates unterworfen; demnach 
ben Inhalt der Verfaffungsurtunde authentiſch dahin interpretire, dab die Be- 
feitigung dieſer Aufſicht nicht erfolgt fei. 8. 954 IT. 11 2,R. weile nun bie 
Verwaltung des gemeinfchaftlihen Vermögens dem Kapitel zu. Während im 
Allgemeinen die ordentlihen Zufammenkünfte und Kapiteltage genügten, bebürfe 
es zum Zwed einer Beihlußfaffung über Verpfändung und Veräußerung un- 
beweglichen Vermögens einer außerordentlihen Zujfammenberufung, dann aber 
auch ferner der biſchöflichen und ftaatlihen Genehmigung bes mit Stimmen- 
mehrheit im verfammelten Kapitel gefaßten Beichlufies ($$. 957, 959, 960 a. a. D.; 
88. 51 ff. II. 11 2-8.) Eine Exemtion der Franzistaner von dieſen landrecht⸗ 
lichen Vorſchriften habe nie ſtattgehabt, und die hiſtoriſch richtige Exemtion der 
Franziskaner von der Jurisdiktion der Territorialbifhöfe in mancher Hinſicht 
habe mit der Frage, ob fie hinſichtlich der Verwaltung ihres Vermögens der 
landrechtlich geordneten Aufficht ber Biſchöfe und des Staates unterworfen, 
nichts zu thun. { 

Daß die der Eintragung zu Grunde liegenden materiellen Geſchäfte nach 
den Vorſchriften des bürgerlichen Rechts zu beurtheilen und daher die geordneten 
Dispofitionsbefchräntungen auch bei einer Belaftung mittelft Grundſchulden ihre 
Bedeutung finden, fei unbedenklich. 

Was fo hinfichtlih der Eintragung der Grundſchulden gelte, gelte auch hin⸗ 
ſichtlich der materiellen Mebertragung derfelben an ben Beklagten. Durch jene, 
die ohne Wiflen und Willen des Bellagten geſchehen, fei zunächſt nur eine for 
melle Belaftung der Kloftergrundftüde herbeigeführt geweien. Um bieje zu einer 
wirklichen zu machen, habe die Veräußerung und Webertragung an ben Beklagten 
binzutreten müſſen. Auch dieſe, wie fie allein durd den Guardian gefchehen, 
ohne nachgewieſenen Kapitelbefhluß, ohne biſchöfliche und ftaatlihe Genehmigung, 
fei ungültig und anfechtbar. Hinfichtlich diefes Ankaufs jei es zweifelhaft, daß 
der Beklagte die Nichtberechtigung des Guardians zum Abſchluſſe des Geſchäfts 
babe kennen müfjen. Auch die bereits auf feinen Namen gefhehene Eintragung 
der Grundſchulden ändere hierin nichts, da er ohne Kenntniß derjelben und ohne 
vorgehende materielle Grundlage einer ſolchen Belaftung für ihn durch dieſelbe 
Rechte nicht erworben habe. Ueberdies jei er felbft durch die wirklich geichehene 
Eintragung der Prüfung, ob diefelbe zu Recht gefchehen, und obgleich ſich jeden⸗ 
falls aus den Grundſchuldbriefen die rechtlichen Mängel der Eintragungsbewile 
ligung nicht ergeben hätten, nicht überhoben geweſen. Auf den öffentlichen Glau⸗ 


3) Siehe am Schluffe. (Anmerk. des Einf.) 
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ben des ®rundbuches könne er ſich nach dieſer Richtung nicht berufen. Derfelbe 
bewirke nur, daß die von dritten Perfonen dem Eingetragenen gegenüber redlich 
erworbenen Rechte in Kraft blieben, nicht aber ftehe er dem zur Seite, welder, 
wie vorliegend der Bellagte, die Eintragung felbft genommen, oder was dem 
gleichftehe, die für ihn geichehene Eintragung fpäter genehmigt habe, Gegen ihn 
fei bie Einrede der Beftelung durch den Nichteigenthümer und die auf ſolche 
Beftellung geftügte Anfehtungsflage zuläffig (88. 9, 38 d. Gef. v. 5. Mai 1872; 
Dernburg, Pr. Priv.:R. Band 1 8.202 N. 3; Achilles, Geſetz über Grund» 
eigenthbum zc. Anm. 60a zu $. 38). Selbſtredend fei es unzutreffend, wenn 
Beklagter fih darauf berufe, daß die Dispofitionsbefhräntungen ih nicht aus 
dem Grundbuche ergäben. Nirgends fei vorgefchrieben, daß geſetzliche Beſchrän⸗ 
kungen, die allgemein jede, fei es phyfiiche, ſei es juriftifche Perfon betreffen und 
fih unmittelbar aus dem Geſetze ergeben, aus dem Grundbuche erfichtlich fein 
ſollten. Nur die Eintragung fpezieller, thatjächlicher, die Verfügungsbeſchränkung 
bedingender Umftände fei bei Vermeidung der Nichterlangung einer Rechtswirkung 
gegen gutgläubige Dritte erforderlih, und nur auf ſolche beziehe ſich der 8. 11 
d. Gef. v. 5. Mai 1872, 

Bellagter habe danach weder aus der für ihn gefhehenen Eintragung ber 
Grundſchulden, noch aus dem Antaufe der Grundſchuldbriefe Rechte erwerben 
können, ſich vielmehr auch hinſichtlich beider in mala fide befunden, zumal bie 
ausdrüdliche Vorſchrift des Geſetzes jeden Kontrahenten verpflichte, ſich von der 
Vertragsfähigkeit des anderen zu überzeugen, und ihm der bloße Mangel der 
Wiſſenſchaft von der Unfähigkeit des anderen nicht zu ftatten kommen jolle 
(88. 31, 32 1.5 L.-R.). Bei der ihm obliegenden Prüfung aber babe er fih 
von der Ungültigkeit der erfolgten Eintragung überzeugen müfjen. Bellagter 
könne aljo in keinem Falle als gutgläubig gelten, ganz abgefehen davon, daß er 
zu einer um fo firengeren Prüfung nady allen dieſen Richtungen hin verpflichtet 
geweſen ſei, als, jelbft wern zur Zeit des Ankaufs der Briefe (ber Zeitpunkt ift 
von Feiner Seite angegeben) das Geſetz vom 31. Mai 1872 noch nicht verfündet 
geweſen fein follte, feine Verkündigung doch jeden Tag zu erwarten geweſen fei, 
und Bellagter Grund genug gehabt habe, ſich zu fagen, e& Liege wenigftens bie 
Vermuthung ſehr nahe, die Ronftituirung der Grundſchulden fei gefchehen, um 
bie Wirkung eines folden Geſetzes zu paralyfiren, und es mangele an der ftaat- 
lihen Genehmigung zu der Belaftung. 

Mit Unrecht folgere endlich Bellagter, daß entftehenden Falls nur die Uns 
gültigkeit der Veräußerung der Grundſchuldbriefe gegen ihn ausgeführt werben 
könne, und er, da die Eintragung ohne fein Zuthun erfolgt, nicht verpflichtet fein 
könne, eine Löſchungsbewilligung zu erlären. Abgeſehen auch davon, daß ja 
Bellagter nachträglich durch Erwerb der Briefe die Eintragung genehmigt, fei er 
um ber formalen Exiftenz der Schuld allein willen ſchon zur Erllärung ber 
Löſchungsbewilligung verpflitet (Dernburg ꝛc. Band I. ©. 702). 

Ob Bellagter die Grundſchuldbriefe wirklich, wie er behaupte, bereits weiter 
begeben, jei unerheblich. Er fei trogdem noch jegt zur Sache legitimirt. Die 
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Klage fei nicht eine rein negatorifche, fonbern weſentlich auf die Ungültigleit ber 
Belaftung und darauf, daß Bellagter diefe gekannt habe ober hätte Tennen müſſen, 
gegründet. Sie bezwede den Aufruf des ungültigen Geſchäftes. Habe Bellagter 
nicht im guten Glauben erworben, jo habe er auch nicht im guten Glauben ver⸗ 
äußern können, müfle deshalb die Grundſchuldbriefe herausgeben und, nad) ben 
Willen des Berechtigten, der in biefer Beziehung, ob Löſchung geſchehen folle, 
allein entſcheidend fei, die Löſchung bewilligen.t) 

Die gegen diefe Entſcheidung von dem Bellagten noch eingelegte Nichtigkeits⸗ 
beſchwerde ift durch Erkenntniß vom 12. Mai 1877 von dem Köniylihen Obers 
tribunal zurüdgewiejen. Die Gründe, foweit fie intereffiren, lauten im Weſent⸗ 
lien: 

Der Implorant greift die Annahme des Appellationsrichters an, daß zur 
Belaftung des Kloftergutes mit Grundſchulden der Beſchluß des Kapitels, ſowie 
die bifhöfliche und ftaatlihe Genehmigung nothwendig gewejen. Der Mangel 
jebes einzelnen dieſer Erforderniffe begründet die Ungültigkeit der gejchehenen 
Verpfändung und die Angriffe ſcheitern bezüglich aller drei Erforberniffe, fobald 
die Annahme des Appellationsrichters auch nur bei einem berfelben gerechtfere 
tigt erſcheint. Letzteres ift der Fall hinſichtlich des Mangels der ftaatlichen 
Genehmigung. Denn bie 88. 959, 960 Tit. 11 Thl. IL. L.-R. fordern aus- 
drücklich diefe Genehmigung für das vorliegende Rechtsgeſchäft. 

In ber Allerh. 8.:D. vom 15. September 1826 hat der Appellationsrichter 
keine Beftimmungen gefunden, welche die fpezielen Vorſchriften des L.⸗R. aufs 
heben, und bei diefer Interpretation eines Spezialprivilegs bat er mit Recht 
die letzteren Vorfriften zur Anwendung gebracht, ohne die Wirkung der 
Allerh. K.-D. als maßgebenden Statuts zu verkennen. 

Der Art. 15 der Verfaffungs-Urkunde vom 31. Sanuar 1850 in feiner 
urfprünglichen Beftalt ftellt einen allgemeinen Grundſatz auf, welcher bei ber 
Handhabung in gemifien jpeziellen Verhältnifien fi) ohne bejondere Ausfühs 
rungsgefege nicht anwenden läßt. Er hat nicht ohne Weiteres die beftehenden 
Geſetze über das vorliegende Rechtsgebiet, namentlich das bezüglihe Benehmi- 
gungsrecht des Staates aufgehoben, worüber auf die auch hier zutreffende Aus- 
führung in dem Erkenntniffe vom 17. Oktober 1860 (Entſcheid. Bd. 44 ©. 194) 
verwieſen wird, und nod weniger kann von einer folhen Aufhebung bie Rebe 
fein, feitdem ber Art. 15 in der Fafjung des Geſetzes vom 5. April 1873 in 
Kraft getreten war. Der Appellationsrichter hat daher dieſe Wirkung mit 


4) Die Löfhungsbemwilligung des Bellagten war aud noch um deswillen erforderlich und 
damit dieſer zu derfelben verpflichtet, weil die Grundſchuldbriefe nur durch ſchriftliche nicht ber 
glaubigte Abtretungserflärung am ihm Übertragen waren, die zur Begründung des Untrages 
des Eigenthlimers auf Löſchung beizubringende Quittung oder Löſchungsbewilligung des Gläu- 
bigers aber vorausfegt, daß ber erflärende Gläubiger entweder der im Grundbuche ala ſolcher 
eingetragene, oder durch eine Reihe entweder gerichtlich oder motariell aufgenommener ober be- 
glaubigter Urkunden legitimirt fei (&. 94 N. 1, 8. 38 der G.⸗B. O.). Darum aber erfcheint 
auch für die rein megatorifche Mage der eingetragene Grundſchuldgläubiger paſſiv Tegitimirt. 
(Anmert. des Einf.) 
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Recht dem Art. 15 abgeiprohen, und dabei kommt es nicht weiter darauf an, 
ob er auch mit Recht angenommen bat, daß der Art. 15 ſich überhaupt auf 
die Angelegenheiten der Klöfter nicht beziehe.5) 

Hiernach iſt der Vorwurf, daß der Appellationsrichter durch feine Ents 
ſcheidung bie 88. 25—29, 51 fi. Tit. 6, 939, 942, 948, 954, 957, 959, 960, 
1057, 1064 Zit. 11 Chl. II. L.-R, die Allerh. 8.-D. vom 15. September 1826, 
Art. 15 der Verf.-Urk. vom 31. Januar 1850, das Geſetz vom 5. April 1873, 
8. 28 Tit. 13 Thl. 1. A. 6:0. und den Grundfaß des kanoniſchen Rechtes, 
daß die Oberen der Klöfter, insbefondere der Franziskanerklöſter, in der Dis 
pofition über die zu dem Kloftervermögen gehörenden Grundftüde durch die 
biſchöfliche Gewalt in feiner Weife bejchräntt find, verlegt habe, theils unbe 
gründet, theils als unerheblich und erfolglos 'nicht weiter zu erörtern. 

Der Appellationsrichter folgert aus den 88. 9, 11 und 38 bes Geſetzes 
über den Eigenthumserwerb vom 5. Mai 1872 nur, daß gefeglihe Veräuße⸗ 
rungsbeſchränkungen der Perfon des eingetragenen Eigenthümers der Eintra- 
gung nicht bebürfen, und daß gegen den Grundfchulderwerber, welcher, wie 
vorliegend der Implorant, die Einſchreibung jelbft genommen ober, was dem 
gleihfteht, die für ihm genommene Einfchreibung fpäter genehmigt hat, die Eine 
rede der Beftelung durch den Nichteigenthümer, aljo auch die darauf geftügte 
Anfehtungstlage zuläffig ift. Dieſe Annahme ift auch richtig. 

Der $. 11a. a. O. betrifft nur folhe Eigenthumsbefchräntungen, welche 
durch befondere Thatumftände im einzelnen Falle bedingt find, nicht aber die⸗ 
jenigen, welche von den Gejeten allgemein für die Perfon des eingetragenen 
Eigenthümers vorgejchrieben find, und von ber letzteren Art ift vorliegend bie 
in dem Erforberniß gewifler Konſenſe liegende Beſchränkung. 

Der 8. 9 ebendafelbft ſchützt nur den redlichen Erwerber, welcher mit dem 
eingetragenen Eigenthümer Tontrahirt hat; der Implorant hat aber mit einer 
Perſon tontrahirt, welche als eingetragener Eigenthümer nicht legitimirt iſt. 
Der $. 38 Abf. 1 gewährt gegen bie Klage aus einer Grundſchuld Einreden 
joweit, als fie dem Bellagten gegen den jedesmaligen Kläger unmittelbar zus 
‚ ftehen, und der Implorant, welcher jelbft dem Klofter als Kontrahent gegenübers 
fteht, muß fi daher den Einwand des Vertreters des Kloſters gefallen lafien, daß 
das feinen Erwerb vermittelnde Rechtsgeſchäft Durch eine nicht legitimirte Perfon 
abgeſchloſſen und nicht rechtsgultig if. Kann die Verpfändung des Klofterguts 


5) Art. 15 der B.-U. konnte auf die Orbensniederlafjungen in der That nicht bejogen 
werben. Derfelbe ſprach nur von der evangelifchen und der katholiſchen Kicche und von anderen 
Religionsgefellichaften, welche ſich jenen beiden am die Seite fegen. Die Orden aber find Ein- 
richtungen einzelner Religionsgeſellſchaften, fügen ſich in deren Rahmen ein und können ihnen 
alfo nicht zur Seite gefegt werden. Sie gehören vielmehr zu dem geiftlichen Geſellſchaften, von 
welden im Art. 18 die Rede if, umd welcher hier neben den Religionsgeſellſchaften, als eines 
von ihnen Verſchiedenen, gedacht wird. So werben fie auch Tit. 11 Abjchn. 12 Thl. U. 2,-R, 
genannt. (Anmerk, des Einf.) 
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gegen den Imploranten als Kontrahenten des Verpfändungsaktes angefochten 
werden, fo hat der Appellationsrichter mit Recht nad) 99. 26—28, 31, 32 
zit. 5 Thl. I. L.-R. ihm die Pflicht der Erfundigung nad) ber Bertragsfähig- 
keit feines Mittontrehenten auferlegt und ihn für den Mangel der Wiſſenſchaft 
von befien Unfähigteit verantwortlich gemacht. 


Der Zall des 8. 27 des Geſetzes vom 5. Mai 1872 liegt nicht vor, und 
es iſt auf eine Erörterung der in der Nichtigkeitsbejhwerbe aufgeftellten Bes 
bauptung, daß, wenn dieſer Fall vorliege, der Anfechtungsflage der $. 38 
Abf. 3 entgegenftehen würde, daher nicht einzugehen. 11. 


3. 


Wirhſamkeit ansländifher (öfterreihiicher) Erfenntniffe für den gewöhnlichen und 
Grefutivprozeh in Preußen. 


(Erf. des Ober-Trib. in Berlin vom 20, September 1877.) 


Die Entſcheidung der Sache ift allerdings von der Frage abhängig: ob aus 
dem rechtöfräftigen Erkenntniſſe eines ausländiſchen (öſterreichiſchen) Gerichtes, 
lediglich auf Grund der ausgefprochenen Berurtheilung und ohne neue Sad) 
und Rehtsprüfung, im Inlande in der Form bes Exekutiv⸗ oder gewöhnlichen 
Prozeſſes geflagt werden kann? Beide Vorderrichter bejahen diefe Frage, unter 
Geſtattung einer eingeſchränkten Nachprüfung Seitens des inländifhen Richters, 
und ſetzen fi dadurd in Widerjprud mit dem, aus dem Erkenntniſſe des Ober- 
Tribunals vom 2. Dezember 1837 (Entſch. Bd. 3, S. 277) entlehnten Präjudize 
Nr. 384, welches dahin formulirt worden ift: 

„Aus Erfenntniffen ausländischer Gerichte findet die Zudikatklage nicht 
ftatt. Ebenfowenig ift eine, lediglich auf ein ſolches Erfenntniß, nicht auf das 
urſprungliche Sachverhältniß gegründete Klage in einem anderen ſummariſchen 
Verfahren oder im gewöhnlichen Prozeſſe zuzulaflen. (Präj.-Sammlung Bd. 1. 
©. 350). 

Die Nichtigkeitsbefchwerde rügt diefe Auffafjung unter Berufung auf 88. 65, 66 
Einleitung, $. 1 Titel 16, 83. 3, 30 Titel 24, $. 14 Titel 28, Thl. I Allgemeinen 
Gerichts-Ordnung und $. 1, Verordnung vom 1. Suni 1833. Und biefe Rüge 
ift begründet. 

Fremde Unterthanen, Ausländer, fiehen zwar in Anfehung ihrer, in hiefigen 
Landen vorgenommenen &ejchäfte, gleich den Inländern, unter dem Schuge bes 
Staates; allein eine völferrehtlihe Pfliht auf Anerkennung und Vollftredung 
der im Auslande ergangenen Erkenntniffe im Inlande befteht an fi) nicht. Das 
franzöfiiche Recht, Cod. de proced. Art. 546, erklärt daher Urtheile ausländiſcher 
Gerichte erft nach Anhörung des Schuldners und Verhandlung mit demfelben 
für vollſtredbar. (Bol. auch Cod. civ. Art. 2128, 2128). 
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Denfelben Grundfaß befolgt auch die bayerifhe Prozeß-Ordnung 8. 824. Auch 
das preußifche Recht erkennt die Vollſtreckbarkeit der Erkenntniffe auslänbifcher 
und insbefondere auch öſterreichiſcher Gerichte nicht unbedingt, jondern nur unter 
ber Vorausfegung an, daß fid) megen ber Kompetenz des requirirenden Berichtes, 
ober ſonſt bei der Sache ſelbſt, fein Anftand ereignet. 
124. $. 30. Allgem. Verf. v. 4. November 1840 (Iuft.:Minift.-Bl. 
©. 360). 

Ueber dieſe geſetzliche. Grenze hinaus iſt ben Erkenntniſſen ausländifcher 
Gerichte keine Wirkſamkeit, insbeſondere nicht eine Gleichſtellung mit den Er⸗ 
kenntniſſen inländiſcher Gerichte beigelegt worden. Die Gründe, welche beide 
Vorderrichter für ihre Anſicht anführen, ſind in den Urtheilen des Ober⸗Tribunals, 
in dem bereits erwähnten und in jeinem älteren vom 5. April 1813, (Simon 
und Strampf Redtiprehung. Bd. I, ©. 23), eingehend widerlegt worden, fo 
daß es genügt, auf jene Ausführungen Bezug zu nehmen. Wenn in einem ſpä⸗ 
teren Erfenntniffe des Ober-Tribunals vom 5. Mai 1857 (Entſch. Bd. 37, ©. 392), 
bei der Beantwortung der Frage: ob aus den Erfenntniffen der Gerichte ber 
Preußifchen Rheinprovinz die Judikatklage in dem Rechtsgebiete der Allgemeinen 
Gerichts⸗Ordnung zuläffig ſei? die in den erwähnten früheren Erkenntniſſen 
ausgeſprochene Anſicht „in ihrer Allgemeinheit, als erheblichen Bedenken Raum 
gebend,” bezeichnet wird, jo mangelt die nähere Begründung hierfür, und ift 
das Erkenntniß darauf aud nicht näher eingegangen, weil ein Extenntniß eines 
ausländifhen Berichtes nicht vorlag. 


Aud die Civilprozeßordnung für das Deutſche Neid) beruht auf dem 

Grundſatz: 
„daß völkerrechtlich kein Anſpruch auf Vollſtreckung richterlicher Urtheile über 
bie Grenzen des Staates hinaus, deſſen Gerichte dieſelben erlaſſen haben, 
beſtehe.“ 
— Mot. Aktenſt. des Deutſchen Reichst. Juſtizgeſ. Nr. ILL. II. Legis⸗ 
latur⸗Periode, 2. Seſſion S. 558 — 

Sie ſetzt daher, wenn ſie Urtheile für einen vollſtreckbaren Schuld⸗ 
titel erklärt, Urtheile inländiſcher Gerichte voraus — 88. 644 seq. — 
und verlangt für die Zwangsvollfiredung der Urtheile ausländiſcher Gerichte — 
nad vorgängiger mündlicher Verhandlung — Volliiredungsurtheite inlänbi- 
ſcher Berichte — 88. 660, 661. — Alfo auch diefes neuefte Geſetz erkennt einen 
internationalen Unterfchieb zwiſchen Erfenniniffen inländifher und ausländifcher 
Gerichte an. Dafjelbe geftattet in den 88. 555 seq. einen Urkundenprozeß, 
zum Erſatz des gemeinrechtlihen Exekutivprozeſſes, I. 288.1 seq. A. Pr. Ger.O.; 
allein eine Urkunde im Sinne des Exekutivprozeſſes ift ein Erkenntniß nicht. 
Dagegen geftattet die Deutſche Eivil-Prozeßorbnung im $. 702 eine Zwangs- 
vollftredung aus Vergleichen und Urkunden, feßt aber ausdrüdlich vors 
aus, daß ſolche von Deutſchen Gerichten ober Notaren abgeſchloſſen oder aufge: 
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nommen find. Alſo auch in diefer Beziehung ift ein wichtiger und erheblicher 
Unterſchied zwifgen Inland und Ausland gemacht worben. 

Es muß daher mit der Nichtigkeitsbejchwerde anerkannt werden, daß ber 
Appellationsrichter die angerufenen Geſetzesvorſchriften verlegt hat. Diefe Ge⸗ 
Tegesverlegung führte zur Vernichtung feines Erkenntniſſes. 

In ber Sade felbft geben die Klage und deren Inhalt gar keine Vers 
anlafjung, den Anſpruch der Kläger lediglich aus dem Geſichtspunkte der actio 
judicati zu beurtheilen. Die Klage ift als ſolche nicht bezeichnet und nicht bes 
gründet. Es wird dem Richter vielmehr das ganze urfprüngliche Sachverhältniß 
vorgetragen/und insbefondere das Erkenntniß nicht als Schulbtitel, fondern als 
Beweismittel aufgefaßt. Da es auch fonft an Beweifen nicht fehlt, jo muß ber 
Anfprud der Kläger auf Grund des vorgetragenen Sacverhältnifies geprüft 
und rechtlich feftgeftellt werben. 

Zu biefem Endzwede war die Sache, unter Aufhebung des Erkenntniſſes 
bes Königlichen Stadtgerichts in Breslau, in die erfte Inflanz zurüdzuverweijen. 

1. 


4. 


Dad Recht auf Belaſſung des matürlihen Waſſerablanfs — „Vorfluth“ im 
engeren Sinne — einerjeitd und dad Recht zu einer anf Erweiterung der 
Abflußverhältniſſe gerichteten Entwäſſerungsaulage andererjeits. 

Grenzen der Zuftändigfeit der Verwaltungsgerichte in Vorfluthsſachen. 

Erk. des Oberverw.-Gerihts in Berlin vom 10. März 1876.) 


In ber Klage werben zwei Anfprüche zufammengefaßt, von welchen jeber — 
in Betreff des Verfahrens ſowohl wie in fachlicher Beziehung — bejonderen ges 
feglihen Beftimmungen unterliegt. Kläger beanſprucht, daß die Beklagte: 

einerfeits die Erbfhüttung wieder abtragen laffe, andrerjeits die Legung 
von Drainröhren auf ihrem Grundftüde — im Anſchluß an die auf dem feis 
nigen bereits beftehende Drainanlage — geftatte. 


Dort handelt es fi demnady darum, daß dem Wafler der durch die Boden- 
verhältniffe an fich gegebene Ablauf belajjen oder doc wieder eingeräumt 
werde, alfo um das Recht der „Vorfluth” im engeren Sinne — bier dagegen 
um das Recht zu einer auf Erweiterung der Abflußverhältniffe gerichteten 
„Entwäflerung“. 

1. Den erfteren Anſpruch anlangend, unterliegt die auf biefem Rechtsger 
biete obenan ftehende Befugniß jedes Eigenthümers, fein Grundftüd gegen das 
außerhalb der ordentlichen Kanäle und Gräben wild abfließende Wafler zu beden 
A L-R. Th. 1. Lit. 8 $. 102), einer Beihräntung durch bas ihr gegenüber- 
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ftehende Recht der Vorfluth regelmäßig nur unter der zwiefahen Vorauss 
ſetzung, daß: 


der oberhalb liegende Befiger durch Veranftaltungen auf feinem Grundftüde 
das Wafler abzuführen außer Stande (ebendaj. 8. 103), 


der unterhalb liegende dagegen in ber weiteren Ableitung feinerjeits durch ein 
natürliches Hinderniß nicht beichräntt ift (ebendaſ. 8. 104). 


Nur ausnahmsweife wird von dieſer legteren Vorausfegung da abgefehen 
und — gegen vollftändige Entfhädigung des unterhalb liegenden Beligers — 
ein außerordentliches Recht der Borfluth gewährt, wo der daraus dem oberhalb 
liegenden Befiger erwachſende Vortheil den Schaden des Anderen beträchtlich 
überwiegt (ebendaj. $. 105). Lediglich aber in dieſem Ausnahmefalle. kann in 
Frage kommen und ift zuweilen in Frage geftellt worden, 


Nieberding, Waflerreht und Wafjerpolizei S. 59, 60. — Vergl. indeß 
das auf einen dem vorliegenden in mancher jBeziehung ähnlichen Fall 
bezüglihe Erkenntniß des Obertribunals) vom 24. Mai 1870 — Ent- 
ſcheidungen Bd. 636. 68 ff.) 


ob nicht dasjenige, auf zum Theil gleichartigen Vorausſetzungen beruhende Ver: 
fahren einzutreten hat, zu welchem zunächſt behufs Vermittelung künſtlicher Ent- 
wäfjerungen nad) dem Geſetze vom 15. November 1811 88.15 ff. (G.⸗S. ©. 352) 
die Verwaltungsbehörden — gegenwärtigjdie Verwaltungsgerichtsbehörben (Kreiss 
orbnung vom 13. Dezember 1872 $. 135 III. 1b. Zuſtändigkeitsgeſetz vom 
26. Zuli.1876 8. 100) — berufen find, wohingegen für die übrigen innerhalb 
des gewöhnlichen Rahmens ſich bewegenden Streitigkeiten über das Vorfluths⸗ 
echt kein Gefeg einen Anhalt dafür bietet, daß hier bie an fich begründete Zu- 
ſtändigkeit des ordentlichen Richters ($. 1 der Einleitung 3. A. G.O.) ausge 
ſchloſſen jei. 


Auf den vorliegenden Fall angewendet, führen dieje rechtlichen Gefichtspuntte 

zu dem Ergebniffe, daß in dem Anſpruche auf Wegräumung bes Erbwalles 

Kläger das Vorfluthsrecht, und zwar, da beide oben nebeneinander geftellte Vor: 
ausjegungen als unftreitig gegeben angejehen werben können, das ordentliche 

Vorfluthsrecht, geltend macht. Nur etwa ber Zweifel ließe ſich aufwerfen, ob 
.. nicht vielmehr infofern ſchon bier ein Entwäfjerungsredht in Frage ftehe, als 
möglicher Weife durch die Drains eine Anfammlung des Waſſers an ber Grenze 

befördert, der Umfang des durch die natürlihen Verhältniffe gegebenen Ablaufs 

alſo künftlich gefteigert wird. Indeß fteht dem doch entgegen nicht nur, daß eine 

bezugliche Behauptung der Beklagten fehlt, fondern aud, daß die Drainanlage 

des Klägers nicht bis unmittelbar an die Grenze heranreicht, vielmehr bavon 

um etwa 5 Met. — nad) anderen Angaben um 20 Fuß oder Schritt oder um 

2 Ruthen — entfernt bleibt, mithin das Wafjer, bevor e8 das Grundftüd ber 
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Bellagten erreicht, mehr oder minder wieder ben Karakter wild ablaufenben 
Wafjers annehmen muß. 

Dem zufolge findet in Anfehung des erften Anſpruchs das Verwaltungs: 
ftreitverfahren überhaupt nicht ſtatt und mußte nit nur die Entſcheidung des 
Berufungsrichters — als auf unrichtiger Anwendung bes beftehenden Rechts bes 
ruhend — fondern zugleid) die des erften Richters in entſprechendem Umfange 
aufgehoben werden. Dem Kläger bleibt überlafien, den ordentlihen Rechtsweg 
zu betreten. 

2. Weſentlich anders verhält es fi) mit dem zweiten Anfpruche, betreffend 
die Fortfegung der Drainanlage des Klägers fiber das Grundftüd der Beklagten. 
Hier erft kommt eine unmittelbare Anwendung ber 88. 11 ff. des Geſetzes am 
15. November 1811 (Geſetz vom 11. Mai 1353 Art. 3 -- &.©. ©. 183) in 
Frage. Nach dieſen Beſtimmungen kann jeder Grundbeſitzer nicht nur, wo künſt⸗ 
lihe Sinderniffe des Abfluffes vorhanden find, die Befeitigung derſelben ($$. 11, 
12), fondern auch da, wo ſolche nicht beftehen, die Geftattung der Anlegung von 
Ableitungen auf fremdem Boden ($. 13) verlangen, 

ſobald daraus überwiegende Vortheile für die Bodenkultnr entftehen und er 
den Befiger jenes Bodens vollftändig zu entjhäbigen bereit und im Stande 
ift (88. 11-14). 

Auf einen diefe Vorausfegungen nachweiſenden Antrag ($. 15) ordnet die 
zuftändige Verwaltungsbehörde zunächſt eine Lokalunterfuhung durch ſachkundige 
Kommiffarien an (83. 16, 17) und beflimmt auf rund biefer Unterfuhung, ob 
überhaupt und event. unter welchen Modalitäten die Ablafjung des Waſſers 
Rattzufinden habe (8. 18) — eine Beflimmnng, gegen welche die Höhere Behörbe 
angerufen werben kann (8. 19). — Erft nad) (endgültiger) Feitftellung bes Ent« 
wäfjerungsplanes findet in Betreff ber Entihädigung und der Ausführung ein 
weiteres jchiebsrichterliches Verfahren ftatt. (88. 21 ff.) 

& fragt fi, ob und inwieweit biefen Beftimmungen die vorliegende Klage 
ſowie das auf Grund derſelben eingeleitete Verfahren entipricht. i 

. In der Klage find die erforderlichen Vorausfegungen — wenn auch wenig 
eingehend — doc infoweit ausreichend behauptet, daß das Fehlende unfchwer 
bei der mündlichen Verhandlung (Gefetz vom 3. Juli 1875 8. 41) ſich hätte er- 
gänzen lafjen. Insbejondere wäre bei diefer -- auch ohne entiprehenden Ein- 
wand von Seiten der Beklagten — nod bes Näheren zu erörtern gewejen, ob 
Kläger „die wahrfcheinliche Entſchädigung ohne Verzug zu bezahlen“ nicht nur 
bereit jei, fondern auch verfügbare Mittel befige. Beides gehört zur Begründung 
des Anſpruches ($. 15 bes Gefeges vom 15. November 1811). Gleichwohl geht 
der Vorderrichter hierüber hinweg. Dazu kommt aber insbefondere noch, daß 
bie vorgefchriebene „Lolalunterfuhung“ nicht ftattgefunden hat. Es war nit 
anzuertennen, daß biefer Bellagterfeit3 ausdrüdlich gerügte Mangel durch das der 
Einleitung des Streitverfahrens vorangegangene, anſcheinend nur zum Theil 
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amtliche Verfahren gedeckt werde. Eine von der oberen Behörde angeordnete 
Verhandlung mit ihrerfeits ausgewählten und beftellten Kommiffarien hat ſchon 
an fi einen andern Karalter als ein Verfahren jener Art. Ueberdies fehlt jede 
Garantie dafür, daß der Beklagten in jenem Verfahren hinlängliche Gelegenheit 
zur Wahrnehmung ihrer Rechte gegeben worden if. Der Amtsvorfleher hat zwar 
angeblich mit beiden Theilen verhandelt. Ein hierauf bezügliches Protokoll Liegt 
aber nicht vor. Nicht einmal das fteht feft, daß ber Beklagten die vorliegenden 
Gutachten mitgetheilt worben find. Schreibt auch das Geſetz es nicht ausdrücklich vor, 
daß die Sachverſtändigen unter Zuziehung der Parteien vernommen werben, fo 
muß doch diefen mindeftens das Ergebniß mitgetheilt und dadurch die Möglichkeit 
gewährt werben, ihre Einwendungen bagegen geltend zu machen. 

Von biefen Gefihtspunkten aus war die Vorentſcheidung, auch injomeit dies 
felbe das Erkenntniß des Kreisausſchuſſes zu 2 und in Beziehung auf die Ent- 
ſchädigungsfrage beftätigt, aufzuheben und die Sache zur anderweitigen Entſchei⸗ 
dung nach $. 69 des Gefehes vom 3. Juli 1875 (G.S. S. 375) an das Bezirks: 
verwaltungsgericht zurüdzuvermeifen. Aufgabe biefes Gerichts wird es fein, nad) 
wieberholter Anhörung beider Theile, wobei thunlichſt auf Vervollftändigung ber 
Klage in den nod nicht genügend aufgellärten Punkten hinzuwirken bleibt, fi) 
über die angedeuteten VBorausfegungen des Anſpruchs im Allgemeinen, insbefons 
dere darüber, ob Kläger „eine vollftändige Entſchädigung herzugeben bereit und 
vermögenb“ ift, Ihlüffig zu mahen und ſodann wegen der Lofalunterfuchung 
das Erforderliche zu verfügen, enblid aber „auf den Grund biefer Unterſuchung“ 
zu beflimmen, „ob die Ablafjung des Wafjers überhaupt ftattfinden könne und 
unter welden Modalitäten fie ausgeführt werben müſſe.“ (Geſetz vom 15. Nos 
vember 1811 8. 18.) (Abgedr. Entih. B. 1 5. 269). 


Arznei. — Begriff. — Bulver. 
(Ct. des Ober⸗Trb. in Berlin vom 31. Mai 1877.) 


A., der fich Diätetifer nennt, hatte im Jahre 1876 ohne polizeiliche Erlaubniß 
befimmte Pulver, angeblich nur aus Zuder beftehend, zum Zwecke der Heilung 
von Krankheiten verkauft und war in I. Inftanz unter der Feitftellung, daß er 
„Arzneipulver“ verkauft habe, auf Grund des 8. 367 Nr. 3 des St.G.⸗B. und 
der früheren Kaiferl. Verordn. v. 25. März 1872 verurtheilt, in II. Inftanz aber 
freigeiprochen worben, weil nicht nachgewieſen fei, daß die Pulver aus Stoffen 
beftanden, welche in der Medizin als Heilmittel gegen Krankheiten gebraucht 
werden. Auf N.⸗B. der Oberftaatsantwaltihaft vernichtete das O.Tr. und wies 
in die Inſtanz zur ück behufs Feftftellung, ob die verfauften Pulver ala „gemifchte 
Arzneipulver“ im Sinne ber neuen ®. vom 4. Januar 1875 anzujehen ſeien. 


Hartmann, Zeitfgrift. IV. Band. 1. Heft. 6 
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6. 

Ueber die Kompetenz; des Civilrichters betrefis ber Entiheidung don Schadens: 
erſatzanſprüchen, welche in Folge ungejeklihen Vorgehens eines erefutiven 
Finanzorgancd erhoben wurden. 

Erf. des öfterr. oberften Gerichtsh. vom 5. Juni 1877. 


Philipp Zeh aus Kairo: trat dur Dr. P. gegen die Trieſter Finanz: 
profuratur in Vertretung des Finanzärars klägeriſch auf und beanſprucht einen 
Schadenerfag von 1800 Franke und 700 FI. ö. W. 


In der Klage de praes. 8. Februar 1877 wird dargelegt, daß Kläger ſechs 
Pferde bei einem Freunde in Trieft beftellt habe, mit der Beftimmung, biefelben 
mit dem Lloybbampfer „Yungaria* am 8. Dezember 1876 nah Aleranbrien 
einzuſchiffen. 

Sechs Pferde wurden auch gekauft und am 8. Dezember um 3 Uhr Nad- 
mittags am Bord des „Sungaria“ in verſchiedenen Bores eingeſchifft. 

Die Einfhiffung geihah am hellen Zage in Gegenwart verfchiedener Finanz 
beamten, die zur Ueberwachung des Duais in Trieſt beftellt find. 

Um eilf Uhr Nachts ftellte ſich jedoch ein Ober-Finanzlommifjär dem Schiffs: 
fapitän vor, und verlangte von ihm, unter Berufung auf das erlafjene Pferdes 
ausfuhrverbot, die fofortige Auslieferung der ſechs Pferde. — Der Abfender war 
zufälig am Bord. Er fuchte den Kommiſſär auf gütlihe Weile von ber Unge⸗ 
feglicleit feines Vorgehens zu überzeugen. — Seine Vorftellungen, ſowie die 
behörblihen Schritte, die noch in aller Eile gethan wurden, um bie Angelegenheit 
nod vor Abfahrt des Schiffes zu ordnen, blieben erfolglos. — Die Pferde wur: 
den ohne irgend welche Rückſicht ausgeſchifft und mit Beſchlag belegt. Man 
weigerte fi} fogar, biefelben in ihren Stall zurüdzuführen. — Es war in jpäter 
Nachtſtunde, und während des ftrömenden Regens mußten die Pferde, bis man 
einen Stall ausfindig gemacht hatte, zwei volle Stunden im Freien bleiben. 

Erſt am nächſten Tage, ale man zur Einfiht kam, daß ein Fehlgriff be- 
gangen worden, und baß das Pferbeausfuhroerbot auf Zrieft keine Anwendung 
finde, wurden die Pferde zurüdgeftellt. — Eines berfelben war aber total zu 
Grunde gerichtet, und das Paar, zu dem dieſes Pferb gehörte, mußte verkauft 
und durch ein anderes erjegt werden. — Erft nad acht Tagen, bei ber nächſten 
Abfahrt eines Dampfers nah Alerandrien, wurden die Pferde wieder ein⸗ 
geichifft. 

Mit Beiheid vom 14. Februar 1877 des Xriefter Landesgerichtes wurde 
die Klage orbnungsmäßig erledigt. Die Triefter Finanzprokuratur ergriff jedoch 
dagegen ben Rekurs, indem fie behauptete, daß die Klage von Amtswegen zu⸗ 
rüdzuweifen geweſen wäre, da die Zuſtändigkeit des Gerichtes offenbar nicht be 
gründet jei. Sie berief ſich hierbei auf 8. 121 des Neglements über Zollämter, 
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in welchem beftimmt wird, daß über die Frage, ob das Zollverfahren ben ge 
jeglichen Vorſchriften entipreche, kein gerichtliches Verfahren flattzufinden habe, 

Die Finanzprofuratur war daher der Anficht, daß Kläger früher auf admi— 
niftrativem Wege eine Entfheidung über dieſen Vorgang, beziehungsweiſe darüber 
fi) hätte verfchaffen follen, ob dem Finanzorgane eine Schuld zur Laft falle, um 
bie rechtliche Begründung eines Erſatzanſpruches zu beweijen. 

Kläger aber habe den adminiftrativen Inftanzenzug ganz bei Seite gelaffen 
und, ohne abzuwarten, ob die Verwaltungsbehörben ihn zur Liquidation feiner 
Forderung auf den Rechtsweg anmweifen würden, den Weg bes Prozeſſes 
betreten. 


Die Finanzprofuratur verlangt daher die Abänderung des erftrichterlichen 
Beſcheides mittelft Zurüdweifung der Klage. 

Das k. k. Oberlanbesgericht in Trieft beftätigte den erftrichterlichen Beſcheid 
mit Verordnung vom 22. März 1877 aus folgenden Gründen: 

Es ift jedenfalls richtig, daß $. 121 bes Reglements in zollamtlihen Ange: 
legenbeiten beftimmt, daß die Frage, ob ein zollamtliches Verfahren dem Geſetze 
entipreche oder nicht, dem Civilrichter ſich entziehe und die Abänderung der Maß⸗ 
vegel von Seiten der oberen Finanzbehörden anzufuchen fei. Im vorliegenden 
Falle find jedoch, nad) Inhalt der Klage des Philipp Zech, die Rechtsmittel ſchon 
auf abminiftrativem Wege mit der am nächſten Tage erfolgten Aufhebung der 
Beichlagnahme der ſechs Pferde als erledigt zu betrachten, und der Anſpruch 
auf Schadenerſatz wird eben durch das anerkannte ungejeglihe Berfahren eines 
Verbotes begründet. — Es handelt fi daher um die gejeglichen Folgen eines 
erledigten Verfahrens, welches nur darum aufgehoben wurde, weil es ungerecht 
war. Und da bie Ungefeglichkeit der Maßregel zugegeben werben muß, ift es 
Sache ber ordentlichen Berichte, zu erfennen, ob aus berjelben ein Schadenerjat 
entftehe, ob berjelbe gegen den Staat Magbar jei, welcher Schade und in welcher 
Höhe er wirklich verurfacht wurde.” 

Die gegen beide Beſcheide ergriffene außerordentliche Revifion wurbe von 
dem k. k. oberften Gerichtshofe mit Verordnung vom 5. Juni d. 3. verworfen, 
in der Erwägung, „baß aus ben Gründen des k. k. Oberlandesgerichts erhellt, 
es handle fih um eine Schabenerfagflage, durch welche der Kläger einen Erſatz 
darum beanfprucht, weil er von einem erekutiven Organe ber Finanzbehörde in 
feinen Privatrechten verlegt worden zu fein behauptet. Da nun bie abmini- 
firative Behörde das, was in ihrem Wirkungskreife lag, in Beziehung auf die 
mit Beſchlag belegten Pferde ſchon erledigt Hat, jo lag Hier fein Fall vor, um 
die Intompetenz des Givilrichters im Sinne der 88. 1 und 48 der Jurisdiktions⸗ 
norm auszufprechen.” (Abgedr. in ber öſterr. Zeitjchr. f. Verw. S. 155.) 
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Die von einem baieriihen Stantsangehörigen ohne die erforderliche Bew 
der baieriſchen Behörde in Oeſterreich mit einer Deiterreiherin einger 
Ehe wird and in Deiterreih in ſtaatsrechtlicher Hinfiht als ungil 
trachtet. 


Entſch. des öſterr. Minifters des Innern vom 29, März 1877) 


Katharina F., geborne W., war laut Berichtes der Gemeindevorftehun 
bis zu ihrer Verehelihung nad ©. zuftändig. Am 27. Februar 1865 he 
diefelbe einen baterijchen Staatsangehörigen, den nad) H. in Baiern zufti 
Bauernjohn Zohann F. Die Trauung wurde in ©. auf Grund der jor 
ten Verehelihungsbewilligung der Gemeinde und Armenpflegejchafts-Verr 
9. ddo. 10. Februar 1865 vorgenommen. Dieſe fogenannte Verehelich 
willigung lautete: „Die unterfertigte Verwaltung bezeugt hiermit, daß Joh 
Bauersjohn von 2, im Falle er fih in S. in Oeſterreich ob der Enns 
machen und verehelihen will, auch nad) jeiner VBerehelihung das Heim 
für feine Perſon drei Jahre lang hierorts anzufprehen hat, wenn feine 
und ihre Deszendenten auch in ihrer Gemeinde folches erlangen kann.“ 

As nun Johann F. anno 1875 in ©. verjtarb und die Wittwe Katha 
das Heimatsreht in diefer Gemeinde beanfpruchte, erklärte die Gemei 
ftehung, daß Katharina F. durch ihre Verehelihung mit einem baieriſchen 
angehörigen nit nur das Heimatsredht in ©., jondern überhaupt die i 
chiſche Staatsbürgerichaft verloren habe, und um die Angelegenheit endg 
regeln, wandte ji) die Gemeindevorftehung an die k. k. Bezirkshauptman 
in St. mit der Bitte, diefelbe möge im Wege der königl, baierijchen Behör 
Ratharina F. von der Gemeinde H. den Heimatsjchein erwirken. 


Die Gemeinde H. erwiderte aber, „fie jei gar nicht verpflichtet, für 
tina F. den Heimatsfhein auszuftellen; denn fie habe nur dem Sohann 
Falle feiner Verehelichung für feine Perfon das Heimatsrecht auf 3 Jahr 
fihert, nicht aber auch für feine Braut. Wenn diesfalle in Oeſterreich 
Geſetze beſtehen, ſo hätte die Trauung unterbleiben und die — 
in Kenntniß geſetzt werden ſollen.“ 


Nachdem auch das königl. baieriſche Bezirksamt Paſſau die 
Gemeinde H. als berechtigt anerkannt hat, berichtete die öh— 
hauptmannſchaſt an die Statthalterei in Linz mit dem Erfuchen, 
liegenden Fal eine Entjcheidung zu treffen, nachdem die 
baierifshen Gefegen eine bedingte Heimatsanerfennung, eine & 
auf Frift zuläffig ſei, ſich der Beurtheilung der Bezirkshauptm 
nad öfterreihifchen Geſetzen aber Katharina F. zweifellos 
zuftändig wäre, i 
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Die Statthalterei in Linz richtete num unterm 8. Auguft 1876 eine Zuſchrift 
an bie königl. baierifche Regierung fir Niederbaiern in Landshut, worin aus: 
einanbergejegt wurde, daß die Ehe bes königl. baierifhen Staatsangehörigen 
Johann F. mit Katharina W., wenngleich im Auslande, jedoh auf Grund der 
heimatlichen Ehebewilligung eingegangen wurde und daher die Gattin auch dem 
Heimatsrechte des Mannes ‚gefolgt und ihr hieraus die Nechte einer baieriichen 
Staatsangehörigen erwachſen jein dürften; daher fellte die Statthalterei das 
Erſuchen wegen Anerkennung der baierifchen Staatsangehörigkeit der Wittwe 
Katharina F. und Erwirkung eines Heimatsfcheins für biefelbe. 

In Erwiderung auf dieſe Note erklärte die baierifhe Regierung, dab die 
Weiperung der Gemeinde H. nad dortjeitigen gejeglihen Beftimmungen begrün: 
bet ift, und zwar nicht deßhalb, weil der am 7. Auguft 1875 voritorbene 
Johann F. durch feine im Jahre 1865 erfolgte Verehelihung und Nieverlafjung 
auf das Wirthsanweſen Nr. 5 in ©. die baierifhe Staatsbürgerſchaft und jeine 
Heimat in H. verlor und die öſterreichiſche Staatsbürgerfchaft, ſowie die Heimat 
in ©. erwarb, jondern deßwegen, weil Katharina F. dur ihre im Jahre 
1865 in ©. erfolgte Verehelihung mit Johann F. ihre öſterreichiſche Staats: 
bürgerſchaft, beziehungsweife ihre Heimat in. S. nicht verlor und die baieriiche 
Staateangehörigkeit reſp. Heimat in H. nicht erwarb. Johann F. habe die Be: 
mwilligung zur Auswanderung nad) Oeſterreich weder nachgeſucht, noch erhalten; 
ebenjowenig fei derjelbe bei der Gemeinde H., beziehungsweife beim Bezivisamte 
Paſſau, ungeachtet der ihm durch Schreiben vom 14. Dezember 1864 zugekomme— 
nen Aufforderung mit einem Gejuhe um Bewilligung der Anſäſſigmachung in 
feiner urjprünglihen Heimatsgemeinde H. und zur Verehelihung mit Katha— 
rina W. eingejchritten, jondern habe vielmehr lediglich unter Benützung einer 
von der Gemeinde H. am 10. Februar 1865 fompetenzwidrig ausgeitellten 
und daher nichtigen fogenannten Verehelihungsbewilligung feine kirchliche Trauung 
beim Pfarramte S. am 27. Februar 1865 zu erzielen vermocht. Es handle ic) 
daher für die baierifhen Behörden um eine ohne Bewilligung der zuftändigen 
Behörde im Auslande geſchloſſene Ehe eines Baiern mit einer Ausländerin, deren 
Ungiltigteit in der baierifchen Geſetzgebung in specie $. 16 der Verordnung vom 
12. Iuli 1808 und 5. 8, Ziffer 4 des Werehelihungsgejeges vom 1. Zuli 1834 
begründet jei. Die Ungiltigteit dieſes Eheabſchluſſes behinderte für Katharina W. 
den Erwerb jowohl des baierifhen Indigenats als der Heimat ihres angetrauten 
Ehemannes, gemäß $. 3 lit. a der 1. Verfafjungsbeilage und $. I, Ziffer 3 des 
Heimatsgejeges vom 11. September 1825, welder Standpunkt der baierijchen 
Geſetzgebung nad der mit Defterreich getroffenen Konvention vom 29. Mai 1833 
von den öſterreichiſchen Behörden jelbft dann refpektirt werden müſſe, wenn 
Katharina W. nach der öfterreichifchen Heimatsgefeßgebung durch ihre im Jahre 
1865 erfolgte Verehelihung mit Johann F. die öſterreichiſche Staatsbürgerihaft 
verloren hätte. 

Nun hat die Statthalterei in Linz unterm 23. Dezember 1876 folgende Ent: 
ſcheidung herausgegeben: 
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„Die Statthalterei findet in der zwiſchen der Bezirkshauptmannſchaft in 
St. und dem königl. baierifhen Bezirksamte Paſſau ftreitigen Frage des Hei: 
matsrechtes der Wittwe Katharina F. auf Grund bes $. 40 des Heimatsgeſetzes 
vom 3. Dezember 1863 in nachſtehender Weife zu entjcheiden: 

„Katharina $., geborne W., war laut Bericht der Gemeindevorftehung 
©. in OberDefterreih vom 4. Februar 1876 vor ihrer am 27. Februar 
1865 erfolgten Verehelihung mit Johann F. zur Gemeinde ©. zu: 
Rändig; Johann F. aber war ſchon urſprünglich königl. baieriſcher 
Staatsangehöriger und hat auch ſpäter nie die öſterreichiſche Staats- 
bürgerfchaft erworben. 

Durch die Verehelihung mit demjelben hat jedoch Katharina F. die 
baieriſche Staatsbürgerſchaft und das Heimatsrecht ihres Gatten‘ nicht 
erlangt, weil dieſe Berehelihung lediglihd auf Grund einer von der, 
Gemeinde 9. am 10. Februar 1865 kompetenzwidrig ausgeftellten und 
daher nichtigen, ſ. g. erehelihungsbemwilligung, ſomit ohne Be 
willigung der zuftändigen baierifhen Behörde vor ſich ging; die Ehe 
eines Baiern aber ohne diefen Konjens nach den baieriihen Geſetzen, 
fowie auch in Gemäßheit des Negierungsbelretes vom 28. April 1842 
(0. d. Prov.⸗Geſetz⸗ Samml., Seite 152) als ungiltig anzufehen ift, fo 
daß daraus weder der Frau noch den Kindern die Rechte baierifcher 
Staatsangehöriger erwachſen können. Katharina F. behielt demnach 
ihre öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft und ihr Heimatsrecht in der Orts: 
gemeinde S. auch nad der Verehelihung und befigt dieſes Heimats⸗ 
recht auch gegenwärtig noh, da fie nach dem Tode ihres Gatten in 
felbftftändiger Weife ein anderes nicht mehr erworben hat.” 

Gegen dieſe Entſcheidung hat die Gemeinde S. den Minifterialvefurs er: 
griffen, worin fie fi auf 8. 32 a. b. G.⸗B., auf die Beftimmungen bes Aus- 
wanderungspatentes vom Jahre 1832, nad) weldhen Frauensperfonen durch Die 
Verehelihung mit Ausländern des öfterreihiihen Staatsbürgerrechts verluftig 
werden und bafjelbe nur auf jene Art wieder erlangen können, wie andere Aus- 
länder, ferner auf die SS. 94, 97 und 99 des a. b. &.-8. berief, nach welden 
über die Biltigkeit oder Ungiltigteit der Ehe nur der Eivilrichter und auch diejer 
von Amtswegen nur in ben ausbrüdlich im Geſetze beftimmten Fällen ab: 
ſprechen könne, 

Das k. k. Minifterium des Innern hat ddo. 29. März 1877 erlannt: „Der 
Berufung der Gemeinde S. wird mit Rückſicht auf das Hoflanzleidelret vom 
31. März 1842 (G.⸗S. IV. 46), zumal die dem Johann F. von feiner Heimatss 
gemeinde nad dem Ausfpruche der Tönigl. baieriſchen Behörden fompetenzwidrig 
ausgeftellte, fogenannte Berehelijungsbewilligung, entgegen der Verordnung bes 
Minifteriums bes Innern vom 14. März 1856, auch nit mit der Zönigl, 
baierifchen minifteriellen und gejandtichaftlihen Beglaubigung verfehen war, keine 
Folge gegeben.” (Abgedr. öfterr. Zeitſchr. f. Verw. 1877. ©. 186.) 1. 
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Wenn von zwei geidiedenen Fatholiihen Ehegatten Einer zur evangeliihen 
Kirche übertritt und dann in Ungarn eine neue Che eingeht, fo it dieſe 
neue Ehe in den Diesjeitigen Königreihen und Ländern ungiltig, jelbit 
wenn fie nad ungariihem Rechte nicht angefodhten werden fann. 

(Ext. des öfter. oberften Gerichtsh. vom 8. Mai 1877.) 


Mit Urtheil vom 26. November 1875 erkannte das k. k. Landesgericht in 
Wien über die in Folge Zufchrift des k. k. Landesgerichtes in Strafjahen in 
Wien wegen der ob des Ehehindernifjes des 8. 62 a. b. G.B. behaupteten Uns 
giltigkeit der zwifchen Michael Joſef K. und Anna, gerichtlich geſchiedenen H., ge: 
borenen M., am 22. Dftober 1874 zu Oedenburg gejchlofjenen Ehe gepflogene 
und nad Anhörung des zum Vertheidiger die ſes Chebandes beftellten Advokaten, 
fowie des zum Wertheidiger der am 27. Oktober 1863 von Anna M. mit 
Joſef H. geſchloſſenen Ehe beftellten Advokaten gejchloffene amtliche Unterfuhung 
zu Recht: Der zwiſchen Michael Joſef K. und Anna, gerichtlich gefchiedenen H., 
geborenen M., am 22. Dftober 1874 zu Debenburg in Ungarn von tem dorti⸗ 
gen evangelifchen Pfarrer Augsburger Konfeſſion gefchloffenen Ehe ftehe das 
Hinderniß des 8. 62 a. b. G.G. entgegen, dieſe Ehe fei daher ungiltig und 
werde für nichtig erllärt. Die Erkenntnißgebühr ift von den beiden genannten 
Perſonen zur ungetheilten Hand zu tragen. 

Der Sachverhalt erhellt aus den folgenden Entiheidungsgründen: 

Es ift urkundlich Eonftatict, daß Anna M. am 27. Oktober 1863 mit dem 
Feuerwerter Joſef H. nad katholiſchem Ritus getraut wurde; daß mit Urtheil 
des vorbeftandenen geiftlihen Ehegerihts ber Armee vom 3. September 1868, 
die Scheidung von Tifh und Bett auf unbeftimmte Zeit aus beiderjeitigem Ver⸗ 
jhulden ausgejprohen wurde; daß mit Beſcheid des k. k. Landesgerichtes in 
-Wien vom 30. September 1870, über Einverftändnib beider Gatten auf lebens: 
länglihe Scheidung, die Scheidung von Tiſch und Bett bewilligt wurde; daß fer- 
ner die Anna 9. am 6. September 1874 aus ber katholifhen Kirche aus: und 
in die evangeliihe Kirche U. K. am 19. September 1874 eintrat; daß fie fid 
damals, und zwar durch ſechs Wochen, zu Dedenburg in Ungarn aufhielt, und 
daß fie am 22. Oktober 1874 mit Michael Franz K., Lehrer in Wien, 42 Jahre 
alt, der am 21. September 1874 in die evangeliihe Kirche A. K. eingetreten 
war, in Dedenburg von dem Paltor K. ehelich getraut wurde, ohne daß die Ehe 
mit Joſef H. früher gänzlih aufgelöft wurde. ($. 62 a. b. G.B.). 

Es kann als richtig zugegeben werden, daß die zweite Ehe der Anna M. mit 
Michael Franz K. vor dem nach Wohnfig und Glaubensbelenntniß in Ungarn 
tompetenten evangelifchen Pfarrer und unter Beobachtung ber gejeglihen, ſowie 
kirchlichen für Ungarn geltenden Förmlichleiten geſchloſſen wurde, daher eine für 
Ungarn vechtägiltige Ehe jei. Ebenfo mag es richtig fein, wie Pfarrer K. ans 
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giebt, daß durch den Generalkonvent in Peft, ala oberfte evangelifche 
behörbe, die Pfarrer biefer Konfeffion in Ungarn angewiefen wurben, Bra 
welche von Tisch und Bett gefchieden und zur evangelifchen Kirche über 
find, unter Beobachtung der firhlihen Normen zu trauen, ſowie daß bie 
ſchluß den ungarifhen Geſetzen ($. 8 des Geſetzartikels 53 vom Jahre 
entfpricht und von evangeliihen Chriften A. K. zu einer zweiten Ehe gei 
werden kann, wenn nur ein Urtdeil oder Beſcheid auf Scheidung vorlier 
einer Scheidung entweder im Allgemeinen ober unter gewiſſen Umftän! 
Wirkung der Trennung beigelegt werde. Dies ift jedoch unentſcheidend 
Anna M. ift ihrer Geburt (in Wien) und ihrem Wohnfige nad, fer 
Gattin eines öſterreichiſchen Staatsunterthanen, felbft öſterreichiſche Sta 
gerin. Sie blieb daher nad) $. 34 a. b. G.-B. bei der Eingehung ber € 
Michael Franz K. an die öfterreichifhen Gefege gebunden, infoweit als i 
ſönliche Fähigkeit, eine Ehe zu fchließen, dadurch eingefchränft wird, u 
dieje Ehejchließung in diefen Ländern rechtlihe Folge hervorbringen fol 
konnte fih als Frauensperjon gemäß $. 62 a. b. &.-8. nur dann mit 
Manne, fei es im SInlande oder Auslande, vermählen, wenn ihre € 
Joſef H. gänzlich aufgelöft war, indem der $. 62 a. b. G.B. jeder F 
perjon, ohne Unterſchied des Religionsbefenntniffes, diefe Beſchränkunge 
jönlichen Handlungsfähigkeit auferlegt. Aus dieſer Geſetzesſtelle ergiebt ſich 
daß der Vertheidiger bes Chebandes den Begriff der perjünlichen Fähi 
enge auffaßt, wenn er ihn nur auf die perjönlichen Eigenjchaften, 3. B 
Geſchlecht, Beiftesbefhaffenheit bes Individuums bezieht, aber die Thatſacht 
früheren Ehe, mit anderen Worten, daß die Braut eine vom Geſetze ane 
Ehefrau ift, davon ausfhließt. Aus diefem Gefegesparagraphen ergiebt fi 
aud, daß, ohne Unterſchied des Neligionsbefenntniffes, vom Geſetzgeb 
für alle öſterreichiſchen Staatsbürger geltender Grundſatz, nämlich daß in 
reich nur monogamifche Ehen geftattet find, aufgeftellt, und eine nicht aı 
Che als Hinderniß einer zweiten Ehe bezeichnet wurde. Alles, was wi 
Giltigleit und Anwendbarkeit des $. 62 a. b. ©.:B. auf dieſen Fall vo 
des Vertheidigers diefes Chebandes vorgebradht wird, kann daher inſowe 
in Betracht kommen, als diefe Einwendungen aus Religionsgrundfägen 
tholiken und Alttatholiten und aus der gewährleiftelen Religions und Ge 
freiheit abgeleitet werden. Ganz anders verhält es fih mit den $$. 11 
und 116 a. b. &.:8. und dem Ehehinderniſſe des Katholizismus (Hofbet: 
26. Auguft 1814), indem das Band einer Ehe zwijchen katholiſchen Perfon 
im Allgemeinen eine nad Tatholifhen Slaubensfägen geſchloſſene Ehe für 
löslich erklärt, der Uebertritt des Einen ober Anderen oder beider Chegat 
evangeliihen Religion nad dem MinifterialErlaffe vom 14. Juli 1854, 

different hingeftellt, nur nicht katholiſchen chriſtlichen Religionsverwandt 
Necht, eine Ehetrennung zu erwirken, eingeräumt und dem getrennten a 
ihen Gatten nicht geftattet wird, eine katholiihe Perfon, jo lange der 
Ehegatte lebt, zu ehelichen. Hier handelt es fi) um Geſetzesbeſtimmung 
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auf das Religionsbetenntniß und das Ehedogma fi) gründen. Alles, was von 
den Vertheidigern der H.'ſchen und K.'ſchen Che in diefem Prozefie vorgebracht 
wurde, betreffend den $. 111 a. b. G.-B., 8. 14 des Stantsgrundgefeges vom 
2. Dezember 1867, und die 88. 4, 5 und 16 des Geſetzes vom 25. Mai 1868, 
bezieht ſich auf die Giltigfeit und Anwendbarkeit der eben zitirten Geſetzesſtellen 
auj Ehen, die mit Unterlafjung der Vorfchriften des bürgerlichen Bejegbuches im 
Inlande und Auslande geſchloſſen und getrennt wurden, und ftehen daher dieje 
Srörterungen mit der Entſcheidung der vorliegenden Streitfahe in feinem Zu⸗ 
jommenhange. Der $. 62 des a. b. ©.:8. gilt ausnahmslos in Oeſterreich. 
Während der Herrſchaft des Patentes vom 8. Oktober 1856 war er für Katho: 
liten duch den inhaltlich gleihen 8. 22 ausgedrüdt. Yon feiner anerkannten 
; Rise wird er beanftandet, weil er mit dem Dogma der Eheunauflöslichkeit 
nichts zu thun Hat und fi von felbft verfteht, daß eine bereits verheirathete 
Perſon zur zweiten Ehe erft nah Auflöfung der erften ſchreiten kann. Der Streit 
in Oeſterreich entſteht erfi dann, wenn es fi um den Beweis der Auflöfung 
der erſten Ehe handelt und die Frage aufgemworfen wird, ob ungeachtet des $. 111 
ab. G.⸗«B. und des Minifterialerlaffes vom Jahre 1854 eine dort bezeichnete 
Ehe durch Trennung gelöft werden könne; und es treten in der Praxis jene 
iwei verſchiedenen Beantwortungen ein, welche bie beiden Vertheidiger aufftellen, 
« nüdjicptlich bekämpfen, worüber heute jedoch ein richterlicher Ausſpruch nicht er» 
jorderlich ift. Nur jo viel ift zu fagen, daß die freiwillig angefagte und vom 
LE Landesgerihte in Wien bewilligte Scheidung der Eheleute 9. nach öfter- 
reichiſchem Rechte nie die Wirkung einer Trennung hat und nach dem Geiſte der 
Öterreihiichen Geſetzgebung haben kann; daß die öfterreichiiche Eheſcheidung das 
Cheband ohne Unterſchied der Konfeffion nicht Löft, daß daher die Scheidung nur 
fine separatio quoad thorum et mensam, nicht aber ein divortium iſt; daß die 
Sheidung in Oeſterreich nie auf Lebenszeit ausgejprochen wird, wenn aud die 
Ehegatten darum anfuchen, wie audy der Beſcheid vom 30. Dezember 1870 zeigt; 
, mi daß auf Ehetrennung nur gemäß $. 115 a. b. G.-B. erlannt werben 
j fann. Da alſo erwiejen und von beiden Vertheidigern anerkannt vorliegt, daß 
die von Joſef und Anna 9. am 27. Dftober 1863 vor dem katholiſchen Pfarrer 
am Schottenfeld giltig gejchloffene Ehe durch kein gerichtliches Urtheil als un: 
gitig erflärt wurde und beide Gatten noch am Leben find, daher dieſe Che heute 
roh dem Band nach vechtägiltig befteht, fo mußte die von Anna 9. mit 
Riael Joſef K. am 22. Oktober 1874 geſchloſſene Ehe gemäß $. 62 a. b. 6.8. 
fir rechtaunwirkſam und ungiltig erklärt werden. 

Ueber die von Dr. H. ale Vertheidiger des zweiten Chebandes ergriffene 
Appellation hbeftätigte das k. k. Oberlandesgeriht in Wien mit Urtheil vom 
2. Juni 1876 das erftgerichtlihe Erkenntniß aus folgenden Gründen: 

Rah 8. A a. b. G.-B. bleiben öflerreihifhe Staatsbürger in Handlungen 
} Geſchäften, welde fie außer dem Staatsgebiete vornehmen, an bie fter- 
teichiſchen bürgerlichen Befege gebunden, inſoweit als ihre perfönliche Fähigkeit 
ie zu unternehmen, dadurch eingeſchränkt wird, und als biefe Handlungen und 
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Geſchäfte zugleih in dieſen Ländern rechtliche Folgen hervorbringen follen. 
Michael Zofef K. und Anna M., verehelichte H., beide unbeftrittene öfterreichifche 
Staatsbürger, erſcheinen jomit nad) dem obenangeführten Paragraph bezüglid 
ihrer am 22. Oktober 1874 zu Debenburg in Ungarn gejhlofienen Ehe an bie 
im zweiten Hauptitüde des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches enthaltenen Vor⸗ 
jöriften über das Eherecht gebunden, injoferne es fi um die perſönliche Fähig: 
keit diefer beiden Perfonen, eine Ehe überhaupt zu ſchließen, handelt, und inje 
ferne die zu Oedenburg in Ungarn geichlofiene Ehe in dem Geltungsgebiete dei 
allgemeinen bürgerlihen Geſetzbuches von Wirkjamfeit fein fol. 

Es iſt nun durd) die amtlich gepflogene Unterſuchung feftgeftellt, daß Anrıa M., 
als damals dem römifch⸗katholiſchen Glaubensbekenntniſſe angehörig, am 27. Dfto: 
ber 1863 in der Pfarre Schottenfeld nah chriſtkatholiſchem Gebrauche mit dem 
gleihfalls der römisch-katholifhen Kirche angehörigen Joſef Franz 9. getraut 
worden ift; daß Iofef Franz H. fi) derzeit noch am Leben befindet, und daß bie 
von ihm mit Anna M. geſchloſſene Ehe mit Beſchluß des k. k. Landesgerichtes 
in Wien vom 30. Dezember 1870 einverfländlich gejchieden wurde. Das Band 
diefer Ehe befteht noch heute aufrecht, weil daſſelbe nad $. 1114. b. G.-B. und 
Minifterialerlaß vom 14. Juni 1854, Nr. 193 R.-&.-B., zwiſchen katholiſchen 
Perſonen nur durch den Tod des einen Ehegatten getrennt werden Tann, und 
weil dieſe Vorſchrift aud dann gilt, wenn fpäter Einer oder beide katholiſchen 
Ehegatten zur evangelifhen Kirche übergetreten wären. Der am 19. September 
1874 in gefegliher Form erfolgte Austritt der Anna H. geborenen M. aus der 
katholiſchen Kirche und ihre Aufnahme in die evangelifhe Kiche A. K. vermag 
daher nach den angeführten Gejetesftellen an dem aufrechten Fortbeitande des 
Bandes ihrer Ehe mit Joſef Franz H. nichts zu ändern und mußte Anna 9. 
mit Rüdficht auf die Anordnung des $. 62 a. b. G.⸗B.,, wonach ein Weib nur 
mit Einem Manne zu gleicher Zeit vermählt fein kann, wenn fie ſich wieder ver: 
mählen will, die erfolgte Trennung ihrer Ehe mit Sofef Franz H., d. i. bie 
gänzlihe Auflöfung diejes Ehebandes, rechtmäßig beweiſen. An diefe nad dem 
öfterreichifchen Eherechte geltende Beſchränkung der Fähigkeit, eine neue Ehe ein- 
zugeben, war Anna M., verehelichte H, nad) dem im Eingange angeführten 8.4 
a. b. G.⸗B. auch rüdfihtlih einer außerhalb des Geltungsgebietes des genann: 
ten Gejeges zu ſchließen beabfihtigten Ehe gebunden, weil alle dort bezeichneten 
Momente vorhanden find, denn Anna M., verehelichte H., ſowie der neue Gatte 
Michael Iofef K. find öſterreichiſche Staatsbürger, ihre beabfichtigte Ehe follte 
im Geltungsgebiete des öſterreichiſchen bürgerlihen Geſetzbuches wirkſam fein 
und die Vorfchrift dieſes lekteren, vor einer Wieberverehelihung bie gänzliche 
Auflöfung des früheren Ehebandes zu bemweifen, enthält doc fiherlid eine Bes 
ſchränkung ber perſönlichen Fähigkeit der Brautleute, die neue Ehe einzugehen. 

Unter diefen Erwägungen war das erſtrichterliche Urtheil zu beftätigen. Es 
eriheint diesfalls ganz unentjceidend, inwieferne nad) den am Orte ber 
Schließung der zweiten Ehe geltenden Befegen oder nad den Grundjägen ber 
evangeliihen Kirche die zweite Ehe zuläfiig fein mag, ‚weil, wie bereits oben 
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dargelegt wurde, in erſterer Richtung lediglich die Vorſchriften des öfterreichiichen 
bürgerlichen Geſetzes maßgebend find, in letterer aber, felbft wenn Anna H., 
geborne M. die Trennung ber eriten Ehe in Gemäßheit bes $. 115 a. b. G.B. 
anzufprechen berechtigt fein würde, fie nichisdeftoweniger vor Schließung einer 
zweiten Che die gänzliche Auflöfung der erften zufolge $. 62 a. b. &.:8. bewiejen 
haben müßte. 

Die unterrihterlihen Erkenntniffe wurden "vom k. k. oberſten Gerichtshofe 
mit Urtheil vom 8. Mai 1877 über das Revifionsbegehren des Vertheibigers bes 
zweiten Ehebandes aus den hier folgenden Gründen beftätigt: 

Auch ber k. k. oberfie Gerichtshof muß auf Grundlage ber vorliegenden 
Alten als erwiefen annehmen, daß die von Anna M. als Katholitin am 27. Ok⸗ 
tober 1863 mit dem gleichfalls der römifch-tatholifhen Kirche angehörenden 
“ und nod lebenden Joſef Franz 9. nad) rifttatholifchem Gebrauche eingegangene 
Ehe noch derzeit aufrecht befteht; und wenn erwogen wird, daß zwifchen biefen beiden 
Tatholifchen Ehegatten laut Beſcheides dest. k. Landesgerichtes Wien vom 30. De- 
zember 1870 nur eine Scheidung: von Tiſch und Bett ftattgefunden; daß biele 
Scheidung durd den fpäter am 19. September 1874 erfolgten Webertritt der 
Anna H., gebornen M., zur evangelifhen Kirche A. K. keineswegs ſchon die 
rechtliche Ratur einer Trennung der Ehe im Sinne des $. 115 a. b. ©.:8. er- 
langt hat, und daß nad) $. 119 a. b. &.:B. auch den nichtkatholifchen Religions⸗ 
verwandten nur im Falle einer Trennung der Ehe die Wiederverehelihung ges 
Rattet ift: jo,zeigt, fich, daß der Anna H., gebornen M., ſelbſt aud in ihrer 
Eigenſchaft als Alttatholitin die perſönliche Fähigkeit zur Eingehung einer zwei⸗ 
ten Ehe bei Lebzeiten ihres erften Gatten mangelte, und da fie vermöge ber ihr 
zukommenden öfterreihiihen Staatsbürgerſchaft an dieſe Einſchränkung ihrer 
perſoͤnlichen Fähigkeit nach 8. 4 a. b. &.-®. allerdings auch bei einer Schließung 
der zweiten Ehe in Ungarn infoweit gebunden war, als die zweite Ehe hierzu- 
lande wirkſam jein fol, jo find dadurch alle Einwendungen, welche ber Verthei⸗ 
diger des zweiten Ehebandes aus der Berufung auf das Staatögrundgejeg vom 
21. Dezember 1867, Nr. 142 R.G.⸗Bl., und aus dem Umftande, daß bie zweite 
Ehe in Ungarn gefchloffen wurde, herzuleiten erachtet, als vollftändig widerlegt 
zu betrachten. (Abgedr. Defterr. Zeitfchr. f. Verw. 1877, ©. 138.) 1. 


9% 


Eine Beſchwerde wegen Berlehung des verfafiungsmähig gewährleifteten Wahl: 
rechtes (Art. 4 Abi. 2 des St.⸗G.⸗“G. über die allgemeinen Rechte der 
Staatöbürger) vor dem Reichsgerichte eriheint nur injofern zuläjfig, als 
fih die Beſchwerdeführer in ihrem ſubjektiven Wahlrecht verlekt erachten. 

(Ext. des öſterr. Reichsgerichts vom 27. April 1877.) 
Das t. t. Reichsgericht hat nad) der am 27. April 1877 gepflogenen öffent: 

lichen Verhandlung über bie Beſchwerde bes Dr. Joſef R., Advolat Mar V., 
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Bürger, und Paul M., Bürger, ſämmtlich zu Pr., wider die Entſcheidungen der 
Gemeinde⸗Reklamations⸗Kommiſſion zu Pr. und der k. E. Bezirkshauptmannſchaft 
bajelbjt wegen behaupteter Verlegung des Wahlrechis zur Gemeindevertretung Br. 
zu Recht erkannt: 

Dieſe Beſchwerde wird zurückgewieſen. „Da ſowohl in den von der Ge— 
meinbesVertretung von Pr. und von ber dortigen k. k. Bezirkshauptmannſchaft 
erftatteten Gegenſchriften, als in ber mündlichen Verhandlung die Aktiv-Legiti- 
mation der Kläger zu der vorliegenden Beſchwerdeführung beftritten worden ift, 
fo mußte vor Allem diefe Einwendung in Erwägung gezogen werben. 


Die Frage ift: ob aud folde Wahlberechtigte, welche unmwiberfprochener: 
maßen in der Lage waren, das Wahlrecht für ihre Perſon unverkfümmert aus 
zuüben, beredtigt find, wegen Verlegung dieſes Rechts vor dem f. E. Reichs⸗ 
gerihte aus dem Grunde Beichwerde zu führen, weil, ihrer Meinung nad, 
dritte Perfonen, zu welden fie in feinem juriftifhen Bertretungsverhältniffe 
ftehen, von der Ausübung des Wahlrechts ungebührlih ausgefhloffen, oder 
zu der Ausübung defjelben unberechtigter Weife zugelaſſen worden find. 


Die diesfalls maßgebende grundgefeglihe Beftimmung (Art. IV, Abf. 2 bes 
St.G.⸗G. über die allgemeinen Staatsbürgerrechte) verfügt: Allen Staatsbürgern, 
melde in einer Gemeinde wohnen und dafelbft von ihrem Realbeſitze, Erwerbe 
oder Einkommen Steuer entrichten, gebühre das aktive und paſſive Wahlrecht 
unter benfelben Bedingungen, wie den Gemeindeangehörigen. 

Dieſe grundgefeglihe Beftimmung beſchäftigt fi Iediglih mit dem Umfang 
der ſubjektiven Zuftändigteit des Wahlrechts als des Nechtes zu wählen und 
gewählt zu werden, indem fie eine neue SKategorie von Wahlberechtigten 
ſchafft. Hingegen läßt fie das Wahlrecht nad) allen anderen Beziehungen unbes 
rührt. Hieraus ergiebt fih, im Zujammenhalt mit Art. 15, Abf. 2 des St.-©.-©. 
über die richterlihe Gewalt, daß lediglich das perſönliche Recht, bei Zutreffen 
ber gefeglihen Vorausfegungen in der Bemeinde zu wählen und gewählt zu 
werden, unter dem Schuge jener Inftitution fteht, welcher durch das Staats- 
grundgefeg über die Einjegung des Reichsgerichtes, insbejondere durch Art. 3 


lit. b. befjelben, der Schuß verfafjungsmäßig gemwährleifteter Rechte 
übertragen ift. 


Demgemäß aber können aud nur jene Perſonen zur Bejhwerbeführung 
wegen Verlegung des verfafjungsmäßig gewährleifteten Wahlrechts vor dem 
k. k. Reichögerihte für legitimirt erkannt werben, welche darüber Beſchwerde 
erheben, daß fie durch verwaltungsbehörblihe Verfügungen in ihrem ſubjekti— 
ven (aktiven oder paffiven) Wahlrechte durch Nichtzulaffung zur Ausübung des- 
felben verlegt feien, hingegen nicht jene, welche ſich darüber befhweren, daß ans 
gebli dritte Berfonen, zu welchen fie in feinem Vertretungsverhältniſſe ftehen, 
in ihrer Wahlberechtigung verkürzt wurden, oder aber darüber, daß durch die 
Zulaſſung oder Nihtzulafjung dritter-Perjonen zur Ausübung des Wahlrechtes 
ein gewiſſer Erfolg des Wahlvorganges nicht erzielt worden jei. 


ER 
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Da nun die hier in Rede ſtehende Beſchwerde ausſchließlich darauf beruht, 
daß das Wahlrecht zur Gemeindevertretung von Pr. den sub a, b und e der 
Beſchwerdeſchrift bezeichneten, von den Beſchwerdeführern verfchiedenen Perſonen 
zuerfannt wurbe, während biefe über eine Verlegung ihres eigenen Wahlrechtes 
nicht Hagen, jo muß die Beſchwerde, ohne weiteres Eingehen in ihren Inhalt 
wegen mangelnder Legitimation ber Beichwerbeführer zurüdgemwiefen werben. 
(Abgedr. öfterr. Zeitjchr. f. Verw. 1877, ©. 142). l. 


1. 


Wiederherftellung auf den Grund men aufgefundener Thatſachen oder Beweiſe 
im Berwaltungdredtäftreite. 


(Erk. des bad. Berwalt.-Gerichtsh. vom 4. Sept. 1877.) 


& erging eine Entfheidung des Vermwaltungsgerihtshofes vom 
19. Dezember v. I. J. S. der Gemeinde Kappel Amts Neuftabt gegen 
die ſ. g. Altholzberechtigten daſelbſt, Auflage auf den Bürgernugen 
betreffend, ſammt Entjheidungsgründen, womit ausgeiprochen wurde, daß ber 
Bezug der Holzgabe der Beklagten aus den Fürftl. Fürftenbergiihen Waldungen 
der ehemaligen Herrſchaft Lenzlich ein Bürgernugen und von foldem bie 
nad) den Beflimmungen der G.O. berechnete Auflage zu bezahlen fei. 

Während bes Laufs dieſes Verwaltungsftreites wurbe gleichzeitig bei ben 
bürgerlihen Gerichten ein Nechtsftreit verhandelt 3. S. der Gemeinde Unter- 
lenztich gegen die Fürftl. Fürſtenbergiſche Standesherrſchaft, 
Holzabgabe betr., welcher durh ein oberhofgerihtlihes Urtheil vom 
3. März d. 3. feinen Abſchluß fand, womit im Gegenjage zu der in obiger 
Entſcheidung des Verwaltungsgerihtshofes ausgeſprochenen Anfiht der Holz: 
bezug ber einzelnen Angehörigen der Lenzkirchiſchen Gemeinden für eine privat: 
rechtliche Berechtigung erflärt wurde. 

Auf Grund diefes oberhofgerichtlichen Urtheils als einer neuen Xhatjache 
ließen die Beklagten des früheren Verwaltungsrechtäftreites eine Klage auf 
Wiederherftellung gegen die frühere Entſcheidung vom 19. Dezember v. 3. 
beim Verwaltungsgerichtshofe einreichen; es wurde darin ausgeführt, die frühere 
Entſcheidung beruhe vorzugsweife auf ber Annahme, daß kein vechtsträftiges 
Urtheil die im Holzbezug befindlichen Hausbeſitzer als Privatberechtigte aner- - 
tenne; durch das inzwifchen erlafjene oberhofgerichtliche Urtheil zerfalle die Grund⸗ 
lage der verwaltungagerichtlihen Entjheidung und murbe deshalb um Wieder 
berftellung gegen biejelbe gebeten und in der Hauptſache die nunmehrige Abweis 
fung der Magenden Gemeinde beantragt. 

Von der Gegenpartei wurde unter Bezugnahme auf $. 1165 ber bürgerl, 
Prozeß⸗Ordn. die Zuftändigkeit des Gegichtshofes beftritten und bie Ueberweifung 
der Sache an das Verwaltungsgericht erfter Inftanz, ben Bezirksrath, verlangt, 
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weil das Erkenntniß des Verwaltungsgerichtshofes vom 19. Dezember v. I. ein 
bie Entſcheidung bes Untergerichts Lediglich beftätigendes geweſen jei. Im der 
Sache jelbft wurde gegen das Wieberherftellungsbegehren eingewenbet , das ober: 
hofgerichtliche Urtheil fei feine neu aufgefundene Thatfahe, auch an ſich nicht 
geeignet, zu einer Wenderung der früheren Entfcheidung Anlaß zu geben. Wem 
ber Civilrihter in feinem Urtheile eine andere Anficht ausgeſprochen habe, als 
das Verwaltungsgericht in feiner Entſcheidung, jo ſtänden ſich zwei Urtheile mt 
gleicher Autorität gegenüber, die möglicherweiſe zu einem Sompetenz-SKonfift 
führen könnten; ein folder liege aber noch leineswegs vor, weil das oberhofr 
gerichtliche Urtheil ganz andere Parteien berühre. 

Mit Erkenntniß vom 4. September 1877 hat der Verwaltungsgeridtshei 
das Wiederherftellungsgefuh verworfen. Begründet ift dieſe Entſcheidung 
wie folgt: 

Die Bellagten haben gegen das diefleitige Erfenntniß vom 19. Di 
v. 3. auf den Grund angeblid) neuer Thatfahen die Wieberherftellung 
geſucht. 

Die Einhaltung der durch 8. 93 Verf.Ordn. vorgeſchriebenen Friſten i 
nicht zu bezweifeln. Auch iſt der dieſſeitige Gerichtshof, an den das Geſuch ge, 
richtet wurde, das zur Entſcheidung über die Wiederherftelungsbitte zuftändige 
Gericht. Die von der Gegenpartei bezüglich ber Zuftändigfeit erhobene Einwen- 
dung unter Hinweiſung auf $. 1165 b. P.⸗O. ift nicht begründet. Das außen, 
ordentliche Rechtsmittel der Wieberherftellung ift allerbings aus der bürgerl. 
Pr.⸗Ordn. in die Verf.“O. herübergenommen und es werden, wenn nöthig, di 
Vorſchriſten der erfteren auch in Vermwaltungsftreitfachen ergänzenb zu Hülfe ges 
nommen werben müfjen. Dies ift jeboch felbftverftändlih da ausgefchloffen, 
die Verf.sD. ausbrüdlih etwas Anderes anorbnet, als bie b. Pr.O. befti 
hatte. Dies ift aber gerade bezüglich der Frage der Zuftändigkeit ber 
Während $. 1165 b. P.-O. beftimmt, daß die Wieberherftellungsklage bei 
Gerichte ftattfinde, von welchem urſprünglich das Urtheil mit den Befim- 
mungen gefprodhen worden ift, gegen die man bie Wiederherſtellung 
ſucht, verweiſt die Verf.⸗O. ausdrüdlich die Entſcheidung über die Wiederher 
ſtellungsklage an das Verwaltungs⸗Gericht, von welchem das legte materielle 
Erkenntniß mit den Beftimmungen erlaffen worden if, gegen welche Wiederher⸗ 
ſtellung geſucht wird. Dies ift nun aber unftreitig der dieſſeitige Gerichtshef. 

Iſt hiernach in formeller Beziehung gegen die erhobene Wieberherftellungs: | 
Hage Nichts zu erinnern, fo ift diefelbe doch fachlich unbegründet. | 

Die Natur des außerorbentlihen Rechtsmittel der Wiederherftellungsklage, 
bas nach badiſchem, wie nad; gemeinem SProzeßrechte gegeben ift, um bie Bere 
tigung einer zwar formell gerechtfertigten und zu Necht beftehenden, aber ſachlich 
unrichtigen Entſcheidung zu ermöglichen, welche, ſei es durch fremdes Verſchulden, 
ſei es durch eigene unverſchuldete Handlung ober Unterlaſſung ber betreffenden | 


Partei herbeigeführt wurde, 
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Wetzell, Syft. d. orbentl. Civil⸗Proz. ©. 617 fi. a 

Renaud, Lehrb. d. gem. deutſch. Eiv.»Pr.R. ©. 561 ff. 

Endemann, das deutſche Eiv.-Pr.-R. S. 962 ff. 
bringt es mit fi, dab, wenn die Wieberherftellung auf Brund neuer Thatſachen 
ober Beweiſe verlangt wird, dieſe nicht ſolche ſein können, bie erſt nach Erlaſſung 
des Urtheils entſtanden ſind, gegen welches die Wiederherſtellung nachgeſucht 
wird, daß ſie, deren unterlaſſene Anführung ja eben zu der materiell unrichtigen 
Entſcheidung geführt hat, ſchon vorhanden und ber Partei nur unbekannt ges 
weſen und von ihr ober für fie erft fpäter aufgefunden worden fein müſſen. 
8. 93 Verf.O. ſpricht dieſen, übrigens aud in $. 1167 b. Pr.:D. enthaltenen 
Gedanken ganz unzmweideutig in den Worten „auf den Grund neu aufgefun: 
dener Thatjachen ober Beweiſe“ aus. 


Schon aus diefem Grunde ift die Berufung auf das oberhofgerichtliche Urtheil 
vom 3. März d. 3.3. ©. der Gemeinde Unterlenzlich gegen die Fürftl. Stan- 
desherrſchaft Fürftenberg, Holzabgabe betreffend, nicht geeignet, bie Wieberher- 
ftellung gegen das vorher erlaffene diefjeitige Erfenntniß zu begründen. Es ift 
bies aber weiter auch deßhalb nicht der Fall, weil das angerufene oberhofgericht- 
liche Urtheil mit der durch das bieffeitige Erfenntniß vom 19. Dezember v. 3. 
entſchiedenen Streitfache in keinem näheren Zufammenhang fteht und die Par- 
teien jenes Verwaltungsftreites überhaupt nicht berührt. Selbft wenn das frag- 
liche oberhofgerichtliche Urtheil ſchon früher erlaffen und die Berufung auf bafjelbe 
vechtzeitig vorgebradjt worden wäre, hätte dafjelbe eine andere Entſcheidung wohl 
kaum zur Folge gehabt. Die Entjheidungsgründe zu dem Erkenntniſſe vom 
19. Dezember v. 3. lafien darüber keinen Zweifel auflommen. 

Die Vorbringung der angerufenen Neuheiten ift fomit unerheblid, bie 
Neuheiten find feine entſcheidenden ($. 1167 b. P.O.), bezw. fie würben, 
rechtzeitig vorgebracht, nit eine günfligere Entſcheidung herbeigeführt 
haben (8. 543 Ziff. 7 Eiv.-Proz.:Orbn. für das deutſche Reich.) (Abgedr. 
Zeitfähr. f. bad. Verw. 1877, ©, 211.) 1. 


11. 


‚Hebammengewerbe. Unbefugte Ausübung. Gewerbsmäßigkeit. Verjährung. 
(Ext. des Ober-Trib. in Berlin vom 18. April 1877.) 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde ift für begründet zu erachten. 

GBegenftand der Strafverfolgung ift die unbefugte Ausübung des Hebammen- 
gewerbes und der erite Richter hatte zum Nachweiſe diefer Ausübung drei Fälle 
jeftgeftellt, in denen bie Angeklagte gegen Entgelt Hebammenbienfte geleiftet habe, 
obwohl fie im Befite eines Prüfungszeugnifles nidt ift. 

Der Appellationsridter hat nad wiederholter Beweisaufnahme jene bre 
Zälle zu dem erforderten Nachweiſe nicht für geeignet erachtet, weil: 
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1. in einem biefer Fälle die Angelagte wirkliche Hebammendienſie gar | 
nicht geleiftet habe, und weil ferner, felbft wenn dies gefchehen wäre, | 
die Strafverfolgung wegen dieſes Falles durch Verjährung ausgeſchloſſen 
fein würde, ba die Dienfte bereits im Auguft 1875 geleiftet feien, bie | 
gerichtlihe Strafverfolgung aber erft im Februar 1876 begonnen habe; | 

. in einem anderen ber brei Fälle bie Bezirkshebamme ihre Dienfle ver: | 
jagt, demnach ein fogenannter Nothftand vorgelegen babe und aus 
diefem Grunde der Angeklagten die Vornahme der Entbindung nik 
zur Laft gelegt werden könne; 

3. in dem dritten Falle endlich ein fogenannter Nothftand ebenfalls ums 
bedenklich angenommen werben könne, aber jelbft wenn bies nicht der 
Fall wäre, die Vornahme einer einzigen unbefugten Entbindung nicht 
als der jelbitftändige Betrieb eines Gewerbes angejehen werden könne. 


Diefe Begründung ergiebt, daß der Appellationsrichter- ſich bei Beurthei⸗ 
lung der Anklage auf einen rechtlich unzuläjiigen Standpunkt geftellt hat, indem 
er als Gegenftand der Verfolgung, die einzelnen, zum Nachweiſe des gewerb⸗ 
lien Betriebes angeführten Handlungen anfieht, während Gegenftand ber Ver⸗— 
folgung nicht die einzelne Handlung, fondern der gewerbemäßige Betrieb ift. 


Diefe unrichtige Auffafjung ber Anklage ergiebt fih ſchon aus dev Beurthei⸗ 
lung des erften Falles. Der Appellationsrichter hat hier feftgeftellt, daß bie 
Angellagte Hebammenbienfte gar nicht geleiftet habe. Diefer thatſächliche Grund, 
genügt, um den Fall für die Fefftellung der Gewerbsmäßigkeit auszufchlie 
Der Richter hat ſich aber mit diefem Grunde nicht begnügt, vielmehr einen 
teren Grund hinzugefügt, der in feiner Rechtsirrthümlichleit zwar bie 
jenes thatfächlihen Grundes nicht aufhebt, wohl aber einen Belag für bie r 
li unzuireffende Auffaffung der Anklage ergiebt. Er fügt nämlich hinzu, 
jelbft wenn jener thatſächliche Grund nicht vorläge, der erfte Fall wegen Vol 
endung der Verjährung nicht mehr verfolgt werden könnte. Dies if rechtei 
thümlich, da nicht der erfte Fall als folder Begenftand der Verfolgung ift, fi 
dern die Gewerbsmäßigkeit des Betriebes und für die Feftftellung der Gewer 
mäßigfeit auch folche Fälle "herangezogen werden können, bie, wenn fie allein 
Gegenſtand der Verfolgung wären, verjährt fein würden. 


Eine gleiche unrichtige Auffafjung ergiebt die Erörterung der beiden folgen 
ben Fälle. Der Appellationsrichter läßt den zweiten Fall von der Beurtheilung 
ausſcheiden, weil bier ein Nothftand vorliege, und. erflärt demnächſt, daß der 
dritte Fall, auch wenn ein Nothftand nicht angenommen würde, für ſich allein 
ein gewerbsmäßiges Handeln nicht enthalte. Es ift hier wiederum der Geſichts⸗ 
punkt für maßgebend erachtet, ob ber zweite Fall, als vereinzelter betrachtet, 
ftrafbar fein und ob der dritte, als vereinzelter betrachtet, eine Feftftellung 
Gewerbsmäßigkeit rechtfertigen würde. 


Es kann davon abgefehen werben, ob der Nothſtand gehörig feftgeftelt 
ober nicht. Selbft wenn man Exfteres annimmt, ift die Frage, ob im 
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falle ein Nothſtand oder eine Gefahr im Verzuge vorgelegen habe, für die 
Beurtheilung der Gemerbsmäßigkeit des Handelns rechtlich unerheblih, da auch 
Derjenige, welcher ein Gewerbe treibt, bafjelbe in einzelnen Fällen unter den 
Vorausfegungen eines Nothitandes, einer Gefahr im Verzuge, ausüben kann und 
daher der Sag, daß Fälle der letzteren Art für die Beurtheilung der Gewerbe: 
mäßigfeit nicht in Betracht gezogen werben können, unbaltbar ift. 

Wenn bei Anwendung der älteren Gefege über Medizinal::Pfufcherei, welche 
dem Appellationsrichter vorgeſchwebt haben mögen, die Strafe wegen .des Einzel: 
falles durch den Nachweis ber dringenden Nothwenbigkeit des Beiftandes ausge: 
ſchloſſen werden konnte, fo kann dies nicht auf die Beurtheilung der Gewerbe 
mäßigfeit übertragen werben, für welche, wie der Appellationsrichter ſelbſt aner⸗ 
kennt, das Geſetz einen Anhalt zur Berüdfichtigung eines Falles der Noth nicht 
gewährt. 

Hiernach unterliegt das angefochtene Urtel der Vernichtung wegen Gefebes- 
verlegung. J 

Bei Zurückverweiſung der Sache in die zweite Inſtanz iſt es für angemeſſen 
erachtet worden, dieſelbe an das Appellationsgericht zu Bromberg zu verweiſen. 


Hartmann, Zeitſchriſt. Sd. IV. Heft 1. 7 


Geſetze, Entwürfe und Infirnktionen. 


Entwurf eines Geſetzes, betreffend Die Senkimng: für den höheren Ber- 
waltungädienft. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaben König von Preußen ꝛc. verorbnnen 
mit Zuflimmung der beiden Häufer bes Landtags, für den ganzen Umfang 
Unferer Monarchie, was folgt: 

8. 1. 

Zur Erlangung der Befähigung für den höheren Verwaltungsdienſt (8. 9) 
iſt ein mindeſtens dreijähriges Studium der Rechte und der Staatswiſſenſchaften 
auf einer Univerſität und die Ablegung zweier Prüfungen erforderlich. 

8. 2. 

Die erſte Prüfung iſt die erſte juriſtiſche, für deren Ablegung die 85. 1 
bis 5 und 14 des Geſetzes vom 6. Mai 1869 (Geſetz-Sammlung Seite 656) 
maßgebend find. 

Die zweite Prüfung -- große Staatsprüfung — ift bei ber „Prüfungs: 
kommiſſion für höhere Verwaltungsbeamte“ abzulegen. 

8. 8, 

Zur zweiten Prüfung für den höheren Verwaltungsbienft ift eine Vorbe⸗ 
reitung von wenigſtens zwei Jahren bei den Gerichtsbehörden und von wenigſtens 
zwei Jahren bei den Verwaltungsbehörden erforderlich. 

8.4. 

Wer durch ein Zeugniß der Gerihtsbehörde die erfolgte vorfchriftsntäßige 
Vorbereitung während des mindeftens zweijährigen Dienftes bei den Gerichts« 
behörden ($. 3) nachweift, wird von dem Kegierungspräfidenten (Landdroſten, 
Präſidenten der Finanzdiretion in Hannover), in deſſen Bezirk er bejchäftigt 
werden will, zum Negierungsreferendarius ernannt. 

8.5. 

Der Regierungsreferendarius kann bei dem Vorftande einer Stadtgemeinde 
und muß bei einem Landrathe, bezw. einem Kreis: und Amtshauptmanne oder 
Dberamimanne in den Hohenzollernſchen Landen, ſowie bei einem Bezirksver⸗ 
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maltungsgerichte und bei einer Regierung (Landbroftei und Finanzdirektion in 
Hannover) bejchäftigt werben. j 
8.6. 

Nah Ablauf der Worbereitungszeit (88. 3 bis 5) ift der Neferendarius, 
wenn aus ben über die gefammte Beihäftigung vorzulegenden Zeugniffen ſich 
ergiebt, daß er zur Ablegung der zweiten Prüfung für vorbereitet zu erachten 
fei, und ber Regierungspräfident (Lanbdroft, Präfident der Finanzbirektion in 
Hannover) ihn in diefer Beziehung ein Zeugniß ertheilt, zu der bezeichneten 
Prüfung zuzulaffen. 

7 

Die zweite Prüfung (8. 2) ift eine mündliche und eine ‚fhriftliche. Die 
Prüfung erftredt fich auf das in Preußen geltende öffentliche und SPrivatrecht, 
insbejondere das Verfafjungs: und Verwaltungsrecht, jowie auf die Volkswirt. 
ſchaft und Finanzpolitik. 

Bei der Prüfung kommt es darauf an, feitzuftellen, ob der Kandidat für 
befähigt und gründlich ausgebildet zu erachten fei, im höheren Berwaltungsbienfte 
eine felbftftändige Stellung mil Erfolg einzunehmen. 

8. 8. 

Der Referendarius, welcher die zweite Prüfung beſtanden hat, wird von 
den Miniſtern der Finanzen und des Innern zum Regierungsaſſeſſor ernannt 
und erlangt die Befähigung zur Bekleidung einer Stelle im höheren Verwal: 
tungebienfte. 

: 8.9. 

Die Beftimmungen biejes Geſetzes über die Befähigung zum höheren Ver: 
waltungsdienſte finden Anwendung auf die Berufung zu den Stellen: 

1. der Abtheilungsdirigenten und Mitglieder bei einer Regierung (Land- 
droftei, SFinanzdirektion in Harnover) und der den Oberpräfidenten 
und Negierungspräfidenten zugeordneten höheren Verwaltungsbeamten, 
mit Ausnahme der Zuftitiarien und techniſchen Beamten diefer Behörden 
(der Forft-, Beiftlihen, Schul:, Bau-, Mebdizinalräthe), 

2. derjenigen Mitglieder des Oberverwaltungsgerichts und ber Bezirks: 
verwaltungsgerichte,, welche die Befähigung zu ben höheren Verwal: 
tungsämtern befigen müfjen. 

8. 10. 

Zur Belleidung der Stelle eines Landraths, Kreis: und Amtshauptmanns 
und Oberamtmanns in den Hohenzollernſchen Landen ift die Befähigung zum 
höheren Verwaltungsdienfte oder Juſtizdienſte erforderlich. 

Außerdem können zu diejen Stellen auch diejenigen Perſonen berufen mer 
den, welche mindeftens 4 Jahre entweder 

a) nad) beftanbener erfter Prüfung im Vorbereitungsbienfte bei den Gerichts- 
und Berwaltungsbehörben, oder 

b) aud ohne die erfte Prüfung abgelegt zu haben, in Selbftvermaltungs- 
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ämtern des Rommunal-, Kreis⸗ oder Provinzialbienftes — mit Ausnahme 
jedoch des Amtes eines Gemeinde- oder Gutsvorſtehers — 
befhäftigt geweſen find, ſofern biejelben jeit mindeflens einem Jahre dem SKreife 
bezw. Amtsbezirke durch Grundbeſitz oder Wohnfig angehören. 

Alle anderweit beftehenden Beſchränkungen in Bezug auf den Kreis der 
Perfonen, welche von einem Kreistage für die Beſetzung eines erledigten Land 
rathsamts in Vorſchlag gebracht werben können, find aufgehoben. j | 

FE 

Zur Bekleidung der Stelle eines Mitgliedes einer Provinzialfteuerdirektion 
ift die Befähigung zum höheren Verwaltungsdienfte oder Iuftizbienfte, ſowie eine 
praktiſche Vorbereitung in der Steuerverwaltung erforberlih. Die leßtere erfolgt 
nad Maßgabe eines von dem Finanzminijter zu erlaffenden Regulativs, bis de 
bin bleibt es bei den beftehenden Beftimmungen. 

$. 12. 

Die Beftellung zum Jufitiarius ($. 9 Nr. 1) fegt bie erlangte Befähigung 
zum höheren Juftizdienfte voraus; das Gleiche gilt von denjenigen juriſtiſchen 
Mitgliedern einer Regierung, welche mit der Bearbeitung der Auseinanderjegungs 
Angelegenheiten betraut find. 





8. 13, 

Die Minifter der Finanzen und des Innern find ermächtigt, folche Perſonen. 
welde die Befähigung zum höheren Juftizdienfte erlangt haben und minbeftens ; 
drei Jahre entweder als Juftitiarius (3. 9 Nr. 1) ober bei einer Auseinanden 
ſetzungsbehörde als Speziallommifjarius oder im Kollegium beſchäftigt worden 
find, ober die Stelle eines Landraths, Kreis- oder Amtshauptmanns, eine 
Dberamtmanns in den Hohenzollernſchen Landen, eines Amtmanns in der Pro 
vinz Heſſen⸗Naſſau, eines Hardes⸗ oder Kirchſpielvogts in der Provinz Schleswig: 
Holftein verwaltet haben, für befähigt für den höheren Berwaltungsdienft zu 
erklären. 


8. 14. 


In Betreff der Befähigung zur Belleidung eines Landrathsamts, bezw. 
der Stelle eines Amts: und Streishauptmannes und Oberamtmannes in den 
Hohenzollernſchen Landen bleibt in Anfehung berjenigen Perſonen, welche bereits 
zur Zeit des Inkrafttretens des gegenwärtigen Geſetzes eine der vorgenannten 
Stellen kommiſſariſch verwalten, das Regulativ über die Prüfung der Land 
tatbsamtstanbidaten vom 13. Mai 1838 (G.-S. ©. 423) bis zum 1. Januar 
1879 in Kraft. 


8. 15. 
Die Minifter der Finanzen und des Innern find ermächtigt, bis zum 
1. Januar 1882 die Stellen, zu deren Erlangung die Befähigung für den höher 
ven Verwaltungsdienft erforderlich ift, ſolchen Perſonen zu übertragen, welde bie 
Befähigung zum höheren Juſtizdienſte erlangt haben. 
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8. 16. 


Die Rinifer der Finanzen und des Innern find ermächtigt, bis zum 
| 1. Zanuar 1881 Gerichtsreferendarien zum Worbereitungsdienfte bei den Ver⸗ 
valtungsbehörden (8. 3) zuzulaflen, auch wenn diefelben den Nachweis des nad) 
dieſem Geſetze erforderlihen Studiums der Staatswiſſenſchaften zu führen nicht 
vermögen, 

Die Minifter der Finanzen und des Innern find ferner ermächtigt, ſolche 
Berfonen zur Ablegung ber zweiten Prüfung für den höheren Berwaltungsbienft 
‚ auulafien, welche die erfte jurifiifhe Prüfung abgelegt und als Landräthe, 
; Steiß oder Amtshauptmänner, Oberamtmänner in den Hohenzollernfchen Landen, 
Amtmänner in der Provinz Heſſen-Naſſau, Harbess oder Kirchipielvögte in der 
! Provinz Schleswig-Holftein, ſtädtiſche Bürgermeifter, Beigeorbnete oder Ma- 

‚ üiftratsmitglieber mindeftens einen fünfjährigen Zeitraum hindurch fungirt haben 
; und bereits zur Zeit der Verkündigung des gegenwärtigen Geſetzes als ſolche 
angeftellt gewejen find. 

" 17. 

Das Staatsminifterium wird die zur Ausführung biefes Geſetzes erforder⸗ 
lien Anordnungen, namentlich die näheren Beftimmungen über die hinfichtlich 
des Univerfitäteftubiums zu ftellenden Anforderungen, über die Bertheilung 
der Veſchaͤftigungszeit bei den Verwaltungsbehörden über die Zuſammenſetzung 
der Kommiſſion für die zweite Prüfung für den höheren Verwaltungsdienſt ($. 3) 

über die wiederholte Zulaſſung zu mn Prüfung in einen Regulativ 

hen. 





8. 18, 

Diefes Geſetz tritt mit dem Tage feiner Verkündigung in Kraft. 

Ale den Vorſchriften deſſelben entgegenftehenden Beftimmungen, insbejondere 
die Regulative über die Befähigung zu den höheren Aemtern ber Verwaltung 

14. Februar 1846 (G.⸗S. ©. 199) und über die Prüfung der Landrathe- 
amte-Randidaten vom 13. Mai 1838, letzteres Regulativ vorbehaltlid) der Ber 
Rimmung des $. 14, werden aufgehoben. 

Urkundlich 2c. 1, 
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Pözl v., Joſeph, Dr., o. d. Profeffor der Rechte u. ſ. mw. Lehrbuch des 
Bayerifhen Verfaſſungsrechts. Fünfte Auflage auf der Grundlage bes 
Reichsrechts bearbeitet. München. Literariſch-artiſtiſche Anftalt (Th. Riedel) 
vormals der Cotta'ſchen Buchhandlung. 1877. 

Das vorftchende Wert — aus der Feder eines angejehenen Staatsrechtslehrers — 
ift eine werthvolle und fehr intereffante Erfcheinung auf dem Gebiete der ſtaats⸗ 
rechtlichen Literatur. Bayern, ein wichtiger Faktor und ein mächtiges Glied des deut⸗ 
{chen Reiches, nimmt in feiner organifchen Beziehung zu demletzteren eine, in mannig⸗ 
faher Weife zum Ausdrud gelommene Sonberftellung ein, fo daß das eigene 
Staatsreht Bayerns und feine völferrechtliche Stellung zum deutſchen Reiche von 
ganz bejonderer Wichtigkeit und Bebeutung find. Es ift auch dem, von dem 
Gange der Geſetzgebung Unterrichteten nicht fo leicht, fi über die Stellung 
Bayerns zum beutfchen Reiche mit voller Sicherheit zu orientiren, da die Duellen 
für diefe Rechtsftellung in vielen verjchiedenen Verträgen und Gejegen — zum 
Theil in nit harmoniſcher Verbindung und nicht in voller Klarheit — ent: 
halten find. Das vorliegende Werk erleichtert biefe Orientirung, indem es fich 
ale Zwed und Ziel ftellt: 

„Die rechtliche Beftaltung und Stellung Bayerns, wie fie fi) auf der 
Grundlage ber Reichsverfaſſung und der bis jegt zu Stande gelommenen 
Reichsgeſetze gebildet und entwidelt hat,“ in fyftematifcher Ordnung darzus 
ftellen. Vorrede ©. VII. 

Auf vorjtehend angedeutete Schwierigkeit der Behandlung macht aud) der 
Verfaffer aufmerkfam, indem er in der Vorrede S. VII. fagt: 

Die Reichsgeſetze ftehen nicht immer in dem wünſchenswerthen Einklang 
mit der älteren und ben gleichzeitigen Geſetzen, obwohl die Abſicht des Gejek- 
gebers nur dahin ging, fein Werk fortzufegen, nicht zu ändern; ja es kommt 
vor, daß ein und daſſelbe Neichsgefeg fein einheitlihes und harmoniſches 
Ganzes bildet, fondern in ſich gefpalten ift, jo daß es nicht felten ſchwer fällt, 
zu entſcheiden, ob eine beftimmte Vorjchrift als Regel oder ala Ausnahme von 
der Regel des Gejebes zu betrachten ift, und wenn das leßtere anzunehmen ift, 
wie weit die Ausnahme Geltung habe. Auch in Beziehung auf Präzifion und 
Klarheit der Faſſung lafien fih an nicht wenigen Reichsgeſetzen begründete 
Ausftellungen machen.“ 
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Das Bayerifhe Staats: und Verfaſſungsrecht wird in Syflematifcher Ordnung 
iehe eingehend dargeftellt; etwas Eurz und nur in ſehr allgemeinen Zügen vors 
getragen erſcheint das Kirchenftantsrecht und das Deutſche Reichsrecht. Jedenfalls 
wird jedoch die Art der Behandlung des leteren genügen, um an der Hand bes 
Öegebenen aus der Gefegebung jelbft ſich zu unterrichten, da in den Noten bie 
Luellen jehr genau und umftänblich verzeichnet find. 

Immer aber bleibt das Werk eine werthoolle Literarifche Arbeit, auf welche 
| hiermit aufmerkfan gemacht wird. 

Berlin, im Oktober 1877. W. Hartmann. 


ı Boitas, ©. A., Königl. Preuß. Obertribunalsrath a. D. Kommentar zu der 
| Strafprogekordnung für das Deutſche Reich und den biefelbe ergänzenden 
'  Borfchriften des Gerichtsverfaffungsgefeges. Berlin. Drud und Verlag von 

6. Reimer. 1877. 

Die Deutfhen — neuerdings erft verkündeten — Juſtizgeſetze find ſchon vielfach 
‚um Gegenftande kommientatoriſcher Bearbeitung gemacht worden; allein der vor: 
egende Kommentar der Strafprozeßordnung übertrifft doch — nad Inhalt und 
; äußerer Anordnung — alle bisher befannt gewordenen gleihartigen Bearbeitun: 
! gen, oder jteht den beiten doch ebenbürtig zur Seite. Wenn es bem fleißigen 
erſaſſer möglich geweſen ift, ein jo umfafjendes Werk, wie das vorliegende, in 
whältnigmäßig kurzer Zeit nach der amtlihen Verkündung der Geſetze zum 
tud bereit zu ftellen, fo liegt ber Grund, wie ber Verfaffer gleichſam zu feiner 
tfertigung in dem Vorworte mittheilt, darin, daß berjelbe — durd) die Mit, 
ilung der Entwürfe und der Berathungsprotofolle bald nach deren Erſcheinen 
den Stand gejeßt — das Werk im Entjtehen der Geſetze felbit vorbereitet 
— Schritt vor Schritt dem legislatoriſchen Vor-Stadien folgend — das Wert 
gleichzeitig mit dem Erſcheinen der Geſetze ausgearbeitet Hat. Sehr richtig 
ft der Verfafjer, daß für die Erläuterung von Gefegen, welche in ber 
taris noch nicht angewendet worden find und für welche baher bie Kritik des 
treten Falles fehlt, enge Grenzen gezogen find und daß fi die Hilfsmittel 
jene Erläuterung bejchränfen auf die Doktrin und auf das legislatoriiche 
Buifehungsmaterial der Gejege. Beide Faktoren hat ber Verfaffer mit großer 
Eadtenntniß und mit eingehender Schärfe benugt und daher nit nur den 
Einn unb die Bedeutung der einfchlagenden Geſetzesbeſtimmungen an der Hand 
Materialien Mar gelegt, fondern auch für die demnächſtige praktiihe Löſung 
Zweifel und Bedenken aufmerkſam gemacht, zu welchen einzelne Beſtimmun⸗ 
der Gefege in ſich und in ihrer Beziehung zu einander Veranlafjung geben. 


Auch die äußere Delonomie, welche der Verfaffer in dem Werke beobadjtet 
h it lobenswerth. Er hat in der Benutzung ber Materialien das richtige 
gehalten; das Weſentliche von dem Unweſentlichen zwedmäßig getrennt und 
zu einem organifhen Ganzen in Elarer und lichtvoller Weife verarbeitet. 
Ein fih -— nad) Zweck und Beftimmung — zujammengehörigen Geſetze — bie 
ozeßordnung und das Gerichtsverfaſſungsgeſetz — bat der Lerfaffer 
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nit — wie fie verfündet worden — getrennt, jondern in logiſcher und harmoni: 
ſcher Verbindung bargeftellt und zur leichteren Orientirung in einem befonberen 
Paragraphen⸗Regiſter nachgewieſen, wo in der Prozeßordnung bie einzelnen Be: 
flimmungen des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes eingeichaltet find. 

In der Einleitung ift die Geſchichte der Gejege gegeben und dem Betr 
ein fehr volftändiges Sachregiſter beigefügt. 

Der Drud und die äußere Ausftattung des Wertes find vortrefflid. 

Es ift eine angenehme Genugthuung, das vorftehende, in wenigen Worlm 
karakteriſirte Werk allen Fachgenoſſen angelegentlichft zu empfehlen. 

Berlin, im Oktober 1877. W. Hartmann. 


Zorn, ‚Philipp, Dr., Brofeffor d. Rechte zu Bonn. Die wichtigften neuen 
tirchenſtaatsrechtlichen Geſetze Deutſchlands, Defterreiche, der Schweiz und 
Italiens, gefammelt und mit Einleitung verfehen. Nördlingen. Drud und 
Verlag der €. &. Bed’ihen Buchhandlung. 1876. i 
Die moderne Richtung des Kirchenftaatsrechts hat faſt in allen Staaten eine 

Reihe der wichtigften Geſetze hervorgerufen, die ein und daſſelbe Ziel verfolgen, 

nemlich das Rechtsverhältniß des Stantes zur Kirche feftzuftellen. Dieje Geick 

— von großer politifcher Wichtigkeit nit allein für den Staat, für melden fie 

zunächſt ergangen find, ſondern aud zum Zwede der Rechtsvergleichung für 

andere Staaten — find zum Theil ſchwer zugänglich und nur zerſtreut mitgetheilt 
in diefer Zeitſchrift und in der Zeitfhrift von Dove und Friedberg. Es if da 
ber ein ſehr verdienftliches Unternehmen, wenn der Verſaſſer alle jene kirchen⸗ 
politiihen Geſetze gefammelt und in dem vorliegenden Heinen Werte zufanmen 
geftellt hat. 

Die der Arbeit vorausgefchidte Einleitung giebt eine hiftorifhe Entwidelu 
des Kirchenſtaatsrechts und Die Entſtehungsgeſchichte der mitgeteilten Geſetze. 

Ein Sachregiſter erleichtert den Gebrauch des Werkes. 

Berlin, im Oktober 1877. W. Hartmann. 


Sierfemenzel, A. Die Evangeliſche Kirchen: und Synodalordnung vom 
10. September 1873, fowie die General-:Synobalordnung vom 20. Januar) 
1876 nebft den hierzu ergangenen Staatsgefegen, Verordnungen und In 
firuflionen. Aus den Motiven und Kommiffionsberichten erläutert. Berlin 
Carl Heymann’s Verlag. 1877. 


Die vorliegende Sammlung ber Gejege, Verordnungen und Inftruktioner, 
welche in Preußen die Nechtsverhältniffe ber Evangeliſchen Kirchengemeinde 
regeln, ergänzt die vorftehende Sammlung von Zorn in recht zweckmäßiger und) 
volftändiger Weile, Die den Geſetzen beigefügten Noten, entlehnt aus dea 
Motiven und Kommiffionsberichten, werden zum Verſtändniſſe beitragen. | 

Berlin, im Oktober 1877. W. Hartmann. 





Aufſätze. 


Die Entwicklungsgeſchichte der Begriffe Perſonal- und Realunion. 


Vom Hm. Dr. v. Juraſchek, Privatdoz. f. allg. u. öfterr. Staatsrecht an ber Univerfität in Graz. 


8. 1. 
Einleitung. 

Iſt die Entwidlungsgefhichte wifjenihaftliher Begriffe überhaupt von Be 
deutung, weil fie den Forjcher über die Augenblideftimmung erhebt, weil fie ihm 
den Ideenkern der Begriffe, ihre naturgemäßen Entfaltungen, wie ihre Auswüchje 
zeigt, und weil fie den Weg andeutet, auf welchem das endlihe Biel erreicht 
werden fann: jo iſt dies in höherem Grade von ftaatsrechtlichen Begriffen ber 
Fall, unter diefen aber gewiß am meijten bei jenen, welche noch fein gemein: 
gültiges Gepräge an fi) tragen, wie z. B. die Begriffe von den Staatenvereini- 
gungen. Für den Begriff Bundesftaat ift nunmehr eine Entwidlungsgeihichte 
geliefert worden, für die Begriffe sBerfonal- und Realunion nod nicht. Und doch 
ift auch die Geſchichte diefer Begriffe reih an Irrwegen, reih an Aufſchlüſſen 
für jenen, welcher die endliche Löfung der Frage, die Feſtſtellung einer gültigen 
Definition verſucht. 

Ueberdies braudt man zum Zwecke der Daritellung einer ſolchen Geſchichte 
nicht weit zurädzugehen, denn Alterthum und Mittelalter waren für Unter: 
ſuchungen der Begriffe von den Staaten-Verbindungen nicht angelegt. Erft 
Hugo Grotius befpricht in feinem größeren Werke de iure pacis ac bellit) 
die Staaten-Bereinigungsbegriffe und macht gleichzeitig jene Unterfcheidung unter 
ihnen, welche bis heutzutage fich erhalten hat; nämlich jene zwiſchen Unionen, 
d. h. Vereinigungen durch einen gemeinfamen Herrſcher, und Bündnilfen, 
d. h. Vereinigungen durch Verträge und Befege der Staaten untereinander, wie 
der Bundesſtaat und Staatenbund. Indem die Gelehrten an diefer Trennung 
unabänderlich fefthielten, wurde es möglich, daß jede Begriffsart ihre eigene Ent: 
wicklung durchmachte und demgemäß ihre befondere Geſchichte haben kann. Da- 
bei waren Staatenbund und Bundesftaat entfhieben bevorzugt, denn weit häufiger 


1) In der Ausgabe Paris 1625. Lib. I. cap. 3 $. 7 Note 2 und Lib. II. cap. 9 $. 9. 
Hartmann, Zeitſchrift. IV. Band. 2. Heft. 8 
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beſchäftigte man fid mit ihnen als mit ber Perſonal- und Realunion. Jene 
fanden daher eine weit reichere und detaillirtere Ausbildung als diefe, und dieſe 
können fid, was Umfang und Sorgfalt der Bearbeitung anbelangt, durchaus 
nicht mit jenen meflen. * Die Entwidlungsgefchichte der Unionen ift geradezu eine 
ärmliche zu nennen. 

Viel mag dazu beigetragen haben, daß Staatenbund und Bundesftaat ſich 
wiederholt in dauernden, epochemadenden Formen, (Deutichland vor 1806, Die 
Schweiz, die Niederlande, die ameritanifhe Union, das neue deutſche Reich) ver: 
wirklicht haben, indeß die Unionen, wenn aud) zahlreich in Erſcheinung tretend, 
doch meiftens nur Mebergangsitadien zum einheitlihen Staate waren und als 
ſolche betrachtet werden wollten. Die Folge hiervon war, daß einerjeits die Be— 
siehungen ber Theile untereinander nicht klar genug vorlagen, andervrfeits die 
ganze Erſcheinung als mwandelbare, dem Forfchergeift fein genügend dankbares 
Arbeitsfeld zu bieten ſchien. Daß hierin hauptſächlich die Urſache für die Selten: 
heit und Flüchtigkeit der Bearbeitung liegt, ergiebt fi) aud daraus, daß mit 
dem Erftarren der ftaatlihen Formen überhaupt, mit der vorfchreitenden Klärung 
der ftaatsrehtlihen Beziehungen in ſolchen Verbindungen der Wirklichkeit und 
mit dem Auftreten neuer bedeutender Perſonal- und Realunionen im wirklihen 
Staatsleben, fih immer auch ein Wendepunkt in ber Entwicklungsgeſchichte 
unferer Begriffe einftellt. 


Wir können vier ſolche für unferen Gegenftand wichtige Epochen der Staaten: 
geſchichte unterſcheiden, nämlich die Zeit nah dem weftfälifhen Frieden, 
als fi die deutſchen Xerritorialftaaten zu faktiih fouveränen Staaten ausge: 
ftalteten und neue Verbindungen derfelben untereinander ale Staaten verbindun: 
gen eridienen; — das 18. Jahrhundert mit dem Abfchluß der Vereinigung 
Großbritanniens und dem Zuſtandekommen der pragmatifchen Sanktion, mit 
feiner Erhöhung der Fürftengewalt, die den Einheitsſtaat allentyalben zu gründen 
bemüht war; — die Zeit der Neugeftaltung Europa’s durd den Wiener 
Congreß mit den Neubildungen Schweden-Norwegen, Rußland: Polen zc.; -- 
endlic das legte Revolutionszeitalter, als der fiegende Conftitutionalismus 
zur Rlarlegung der ftaatsrehtlihen Beziehungen zwang und die Schleswig: 
Holftein’jche Frage die Gemüther heftig erregte. Diejen vier Epochen parallel 
ſtehen auffallend genug bie vier bedeutendften Bearbeiter unferer Begriffe: 
Buffendorf, Pütter, Klüber, H. A. Zachariae, bie beiven Legtgenannten 
mit noch für die Gegenwart einf—hneidender Bedeutung. Klüber nämlid) ftellte 
die, man möchte jagen, populäre Anſchauung der beiden Begriffe feſt; 9. A. 
Zadhariae firirte die jetzt in den wiſſenſchaftlichen Kreifen ziemlich allgemein 
angenommene Lehre von benjelben. 

Hält man an diefen vier Angelpuntten in doppelter Richtung feſt, ſo läßt 
fi) leicht eine Entwidlungsgeichichte der Begriffe Perfonal: und Realunion im 
kurzen Aufriß geben und verftehen. 
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g. 2. 
Bon Puffendorf bis auf die Feſtſtellung der Begriffe durch 
; Pütter. h 

Die erſte und ältefte wiſſenſchaftliche Arbeit, welche ſich ausfchließlich Die 
Staatenvereinigungen zum Thema gewählt hat, ift die Differtation Samuel 
Buffendorf’3 aus dem Jahre 1677.1) Die Gedanken und Ausführungen 
diefer Cchrift übernahm Pu ffendorf in fein großes Werf: de iure naturae et 
gentium, in welchem das 5. Kapitel bes 7. Buches bloß die Lehre von ben 
Etantenvereinigungen behandelt. Puffendorf geht bei ber Darftellung feiner 
Anihauungen von dem Begriffe des zufammengejegten Staates (systemata civi- 
tatum, Staatenvereinigungen) aus. Er definirt diefen Begriff?) in Bezug auf 
feine Grundlagen genauer, als in Bezug auf die Art der Verbindung diefer 
Grundlagen. Grundlagen der Staatenvereinigung, d. h. die Theile, woraus 
eine ſolche befteht, find nah ihm Staaten, felbitftändige Staaten, melden 
als folden Einzelnen auch in der Vereinigung ihre Souveränetät (summum 
imperium) verbleibt. Staatliche Gebilde, deren Theile nicht wieder fouveräne 
Staaten find, oder etwa gar als Provinzen bezeichnet werden können, gelten 
ihm nicht als Stantenvereinigungen.?) Die Art der Verbindung muß — und 
das if die ganze Erläuterung — fo eingerichtet fein, daß die verſchiedenen 
Staaten zufammen Einen Körper zu bilden ſcheinen. Innerhalb diefer 
Staatenverbindung unterſcheidet Puffendorf nah Hugo Grotius' Vorgang, 
aber ganz beſtimmt und entſchieden, zwei verſchiedene Spezies auf Grund der 
erſchiedenheit des Bandes, welches die verſchiedenen Staaten wie zu einem 
verbindet.) Als das Einigungsband wird nämlich die Perſon eines 
gemeinfamen Herrſſcchers und der Vertrag bezeichnet. Sind ſomit zwei 
mehrere Staaten einem und demjelben Könige unterworfen, fo ift bie eine, 
find zwei ober mehrere Staaten duch ein Bündniß in einen Körper vereinigt, 
fo ift die andere Spezies der Staatenvereinigungen gegeben. Weder ber einen 
inc, der andern Abart gibt Puffendorf einen befondern Namen. Er ſpricht 
megelmäßig ganz allgemein vom „primum genus systematum“ oder von ber 
„mio eivitatum,“ wenn er von der Vereinigung der Staaten durch einen 


1) 8.L. B.a. Puffendorf dissertatio de systematibus civitatum. IV. in diss. academ. 
misc. Upsalae 1677. 

2) Die Definition lautet: „Systemata civitatum a nobis appellantur plures una civitates 
aliquo peculiari et arctissimo inter se connexae, ut unum corpus videantur con- 
‚ quarum singulae tamen summum in sese imperium retineat. D. iure 
et gentium ]. VII. cap. V. $. 16. 

3 Im Anſchluß an die Definition im vorfiehender Note fagt Buffendorf: ex quo 
. adparet non statim si quae civitas ex pluribus corporibus subordinatis sit com- 
eam ideo inter systemata referendam . . und die Ueberfchrift des $. 16 lautet: Im- 
quae habent provincias non sunt systemata. — Die Spite ber Ausführungen if gegen 
bbes — Leviath. Eap. 22. — gerichtet. 

4) „Systematum proprie dietorum duas potissimum deprehendimus species; unum si 
pluresve eivitates unum et eundem habeant regem; alteram si duae pluresve 
‘_foedere in unum corpus connectantur.“ Buffendorf a. a. D. $. 17. 


L. | x 
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König redet. As Paragraphüberfchriften gebraucht er ftatt diefer Bezeichnun- 
gen die genaueren Umfchreibungen: de systematibus quae oriuntur propter 
communem regem und de systematibus quae oriuntur foedere perpetuo.5) 
Die durch ein Bündniß bewirkten Staatenvereinigungen find jene Staatengebilde, 
welche man gegenwärtig Staatenbund und Bunbesitaat (Staatenftaat) nennt. 
Die unio eivitatum follte jomit den jeßt jfogenannten Unionen entipreden. Es 
Scheint jedoch nicht, daß man den Begriff jo weit faflen dürfe. Puffendorf 
ſpricht fih zwar nirgend unmittelbar über die näheren Beftimmungen feines 
„primum genus sytematum“ aus, insbejondere ift nicht gejagt, ob zur Be 
gründung der Verbindung die Gemeinjamkfeit des Negenten eine gefeßlich ge: 
boterle ober zufällig bewirkte fein müffe; ob außer dem gemeinfamen Herrſcher 
noch Anderes den Staaten gemeinfam fein dürfe und in welchen Beziehungen 
die verbundenen Staaten zu einander ftehen follen; aber er erörtert die Ent: - 
ftehungsurfachen und Auflöfungsgründe feiner unio eivitatum und wirft da: 
durch ein wenig Licht auf diefe Fragen. 

Nimmt man feine Entſtehungs- reſp. Endigungsurfachen nämlich als einzig 
und völlig ausreichend zur Entftehung reſp. Endigung an, jo ift das primum 
genus Puffendorfs eine wahre Staaten-Vereinigung, die ſich aus: 
ſchließlich auf die Einigung durd die phyfifche Einheit einer ges 
meinfamen Regentenperſönlichkeit ftügt, wobei es gleichgiltig ift, ob 
diefer gemeinfame Regent durch einen rechtlichen Zufall oder durch ein gefegliches 
Gebot berufen wird, falls nur legteres in dem Uebereinkommen mehrerer Staaten 
befteht, gemeinfam einen gemeinfamen Regenten zu wählen. Ausgeſchloſſen von 
einer jolchen Verbindung ift jede wie immer geartete andere Gemeinfchaft zwifchen 
den einzelnen Staaten und ebenjo jegliche Art von Unter- und Weberordnung 
zwifchen den verfchiedenen Gliedern, diefelben müſſen in völliger Unabhängig: 
feit von einander als jelbftftändige und gleichberechtigte Staaten nebeneinander 
beftehen. Außer dem gemeinfamen Könige haben fie gar feine Beziehungen zu 
einander, wie eben andere in feiner Verbindung ftehende fouveräne Staaten. 
Diefer Begriff Puffendorfs ift jomit viel enger gefaßt als der moderne Be 
griff der Unionen, die große Anzahl von Verbindungen, deren Staaten fouverän 
bleiben, trogdem fie unter einander verfchiedene gemeinfame Angelegenheiten 
haben, deren Staaten duch ein Grundgeſetz als eine Geſammtheit erklärt find, 
paffen nicht in denfelben. Derjelbe entfpricht ungefähr dem, was man bei dem 
Namen Perſonalunion denkt. 

Minder logiſch, aber mehr die gegebenen Erſcheinungsformen beachtend, 
definirte die Verbindungen unter einem Herrſcher Hertius in ſeinen Ele— 
mentae prudentiae eivilis aus dem Jahre 17036). Seinen Erläuterungen über 
den Staat liegt die Vertragstheorie zu Grunde und er nimmt den Abſchluß 
zweier Verträge als zur Begründung des Staates nothwendig an: Der Con: 


5) So die Ueberfchrift des $. 17 reſp. 18 a. a. O. 
6) Der Titel fautet: Joan. Nic. Hertii iet. Elementae prudentiae eivilis ad funda- 
menta solidioris doetrinae jacenda. Frankfurt a. Main 1703. 
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fituirungsvertrag ber Einzelnen untereinander und ber Gewaltenübertragungss 
vertrag der Einzelnen mit dem Herrſcher. Der Gemwaltenübertragungsvertrag 
fann nun nach ihm auch allein ohne den erften Vertrag abgeſchloſſen werben 
und es werben dadurch zwei ober mehrere Völker unter einem Oberhaupte 
oder einem Könige vereinigt, ohne daß eine anders geartete Verbindung 
abgefhloffen wird. Einen eigenen Namen für diefe Vereinigung führt 
Sertius nicht an, er bedient fich regelmäßig einer Umfchreibung, wenn er fie 
bezeichnen will. 

Diefes durch den Gemwaltenübertragungsvertrag begründete Syſtem iR ber 
jo eivitatum Puffendorfs nicht conform. Zwar feheint e8, ald ob der 
Vefinition entſprechend nur jene Verbindungen in diefelben einreihten, in 
melden die Staaten außer dem Könige, d. h. feiner phyſiſchen Perfon, nichts 
anderes gemeinfam Haben. Aber offenbar darf der gemachte Zuſatz nicht in 
diefem weitgehenden Sinne verftanden werden, denn Hertius führt als Bei- 
friele für fein Syftem neben der Verbindung Spaniens mit Deutfhland unter 
‚Karl V. jene von Schottland mit England feit 1700, von Schmweben mit 
Täinemart und Norwegen unter Margarethe und deren Nachfolgern und a. m. 
Ferner ermähnt er an einer anderen Stelle unter anderem als Vote 
jüge dieſes Syſtems, daß es bie Kriegsmacht ber Reiche zur gemeinfamen Ver: 
theidigung zufammenfaffe und die Völker einander affimilire, dann wieder als 
Nachtheile deſſelben, daß es die inneren Streitigkeiten des einen Volles auf das 
andere übertrage und Anlaß gebe zur Unterbrüdung des einen Volles duch 
das andere, und endlich unter den Abhilfsmitteln, daß man dem vereinigten 
Etnatsförper einen eigenen Namen beilegen möge (Großbritannien) und fo viel 
als möglich dahin wirke, daß der gemeinfame König jedes Reich als ein jelbft- 
Rändiges regiere. 

Diefes Syſtem Hertius’ umfaßt eben alle Staatenverbindungen, welche auf 
der Gemeinfamteit des regierenden Oberhauptes zweier ober mehrerer Staaten 
beruben, gleichviel ob Daneben die Staaten noch in der einen ober anderen Beziehung 
ine gemeinfame Regierung, eine gemeinfame Inftitution haben oder nicht. Damit 
war nun freilich Der Begriff den wirklichen Erſcheinungen entſprechender gefaßt, aber 
& jelbft hatte an Beftimmtheit und Klarheit nur verloren. Zunächft mußte es uns 
[mittelbar auffallen, daß zwei jo ganz verſchiedene Stantenverbindungen wie jene 

wiſchen Deutfchland und Spanien unter Karl V. und jene von Großbritannien einem 
und bemjelben Begriffe einzureihen wären, da doch die erftere zwei völlig ſepa⸗ 
Arte, jelbitftändige umd ganz verſchieden organifirte Staaten umfaßte, indeß 
de legtere inahezu einen Staat an Stelle zweier jeßte. Um dem Gefühle allein 
Won gerecht zu werden, mußte notwendiger Weife der Begriff in zwei Bes 
File auseinandergelegt ober eine Ausſcheidung vorgenommen werben. Welcher 
Bey gewählt wurde, mochte rein von ber Individualität des Denkers abhängen, 
er ſich der Unterſuchung des Gegenitandes unterzog. Ferner war zwar ber 
deutlich gemadt, von wo an man das Vorhandenfein eines ſolchen 
— ſicher behaupten konnte, nämlich von da ab, wo wenigſtens zwei 
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Staaten ein gemeinfames Oberhaupt auf irgend einem Wege erlangen; aber 
die Stelle, mo ſich dieſes Syſtem gegen den einfachen Staat, gegen den 
füberativen Staatenverband Hin abſchloß, mar feineswegs ſcharf gezeichnet. 
Einen Anhaltspunft gewährte blos Die Erflärung, daß der Conftituirungsvertrag 
zwiſchen den Staaten nicht abgejähloffen fein dürfte, falls noch ein folches Syſtem 
vorliegen follte. Damit war jedoch nur gelagt, daß die mehreren Staaten 
eben feinen größeren, umfaflenden Staat bilden dürfen. Eine pofitive Grenz 
beftimmung fehlte ebenfo ſehr, wie eine genügende Rlarftellung des Begriffe- 
inhaltes. Das Verlaffen des ftreng logifhen Standpunftes Puffendorfs, 
feines Ausgangsortes des feften Staatenvereinigungsbegriffes, hatte jomit auch 
in dieſer Rihtung nur nachtheilig gewirft und es verlangte das Syftem 
Hertius' auch im Bezug darauf, daß es ſich nicht mehr mit Entſchiedenheit 
als eine wahre und wirkliche Staatenvereinigung gab, eine Correctur. Diefelbe 
erfolgte zwar bald, aber nur im negativem Sinne. 

Die erft angedeutete Schwäche von Hertius’ Syftem wieszuerft Seineccius 
in feinen Elementae iuris naturae et gentium auf.”) Es behauptet derjelbe 
nämlich gegenüber Puffendorf wie Sertius, daß die von beiden angenom⸗ 
mene Verbindung von Staaten ausſchließlich durch einen gemeinfamen König 
ohne irgend welche andere Gemeinſchaft — fo daß jeder Staat feine Selbft- 
ſtändigkeit hat, wie heutzutage Böhmen und Ungarn, fügte er hinzu — garfeine 
Staatenverbindung fei, denn in dieſem Falle haben die Staaten gar 
nichts gemeinfam und ihr gemeinfamer König ftellt vielmehr zwei 
BVerfonen dar. Damit war das primum genus systematum Puffendorf’s 
wohl gänzlich) aus dem Kreife der Staatenvereinigungen ausgewiefen und feine 
Darftellung überhaupt abgelehnt; von ben unter Sertius’ Syftem begriffenen 
Stantenverbindungen blieben jedoch noch jene zur Betrachtung übrig, welche 
außer dem gemeinfamen Könige, noch fonft irgend welche Gemeinjhaft haben. 
Heineccius berüdfichtigt auch diefelben und jagt von ihnen, daß bier die 
Staaten geeinigt find, gleich als ob fie ein Reich bildeten. Auch ver- 
langt er von denfelben, daß fie außer dem gemeinfamen König eine gemeinfame 
Volksvertretung haben müffen, zu welcher aus jedem Reihe in beſtimmtem 
Verhältniffe die Abgeordneten zu berufen find, und ferner daß fie in Rath und 
That zu gemeinjamer Vertheidigung verbunden feien. Bweifelsohne hat auf 
die Fixirung diefer Begriffe die Conftituirung Großbritanniens einen bedeutenden 
Einfluß ausgeübt, in der That wird auch diefes Staatengebilde, neben der 

‚ Verbindung Polen-Lithauen als Beiſpiel angeführt. 

Diefe Kritik ift aber auch die ganze Leiftung Heineccius, denn er gibt 
keine nähere Beftimmung des Inhaltes folder Verbindungen, er benennt fie 
mit keinem befonderen Namen und reiht fie unterfhiedslos unter bie 


D Die 3. Auflage erſchien in Genf 1744. Sie bilden den 8. Band in Joh. Gottl. 
Heineccius’ opera. 
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übrigen systema eivitatum ein, von melden er nur bemerkt, fie feien fehr 
verjchiebenartig. 

Einer eingehenderen Behandlung des vorliegenden Gegenftandes begegnen 
mir erfi wieder in den Arbeiten Pütter’s.) Er wurde auf die Unterfuhung 
diefer Begriffe hingewieſen durch die Erſcheinungen im beutfchen Reihe. In der 
mannigfaltigiten Weife waren da durd einander geworfen einfache Staaten, 
loſe und feſte Staatenvereine, Staaten; welche von jeher einheitlich organifirt 
waren, welche fih aus mehr ober minder jelbftftändigen oder abhängigen Theilen 
zufammenfegten und melde noch im Webergangaftabium befindlich Feine fefte 
Geftalt hatten. Bei feiner Darftellung des öffentlichen Rechtes diefer Staaten 
mußte er nothwendig Begriffe zur Hand haben, mit denen er die Einzelerfcheis 
nung erklären und einreihen konnte. Diefe Begriffe, insbefondere die Namen 
dazu hatte er ſich aber erſt zu ſchaffen. Wie Puffendorf ging er dabei vom 
Staatenfyfteme, dem zufammengejegten Staate aus, fuchte diefen Oberbegriff 
unterzutheilen und gab den fo gewonnenen Unterarten neue Namen. Dabei 
fannte und benüßte er bie Arbeiten feiner Vorgänger, ja man möchte jagen, 
er ſprach blos die Refultate ihres Denkens aus, welches zu ziehen jene ver- 
fäumten. Auf diefem Wege mehr eine vorhergehende Entwidlung abſchließend 
als mit eigenen Ideen eine neue Bahn bredend, geftaltet er eine „perfönliche 
Vereinigung” im lateinifchen Terte „personalis unio“ unbeine „Real: 
verbindung“ ebenda „realis unio“ genannt. Es fheint, daß Pütter 
diefe Ausdrüde als der Erfte gebraudt, und daß fomit ihm die Urheber: 
ihaft der Namen Perjfonal: und Realunion zugefhrieben werben 
darf, wenn er aud im deutſchen Terte und fo zufanmengezogen dieſe Ausbrüde 
nie gebraucht, fie fomit noch nicht den ftreng technifchen Charakter an fi 
tragen; denn in feinem Handbuch, von den befondern deutfhen Staaten aus 
dem Jahre 1758 kommen biefelben noch nicht vor, obſchon er hier die feiner 
Anfiht nah wichtigſten Perfonal- und Nealverbindungen behandelt,) und 
erft in den Institutiones iuris publiei germaniei von 1770 ift von der unio 
personalis resp. realis, und in ben Beiträgen zum beutjchen Staats: und 
Fürftenrehte von 1777 von der „perſönlichen Vereinigung” und von der „Real- 
verbindung” die Rede. 

Die perſönliche Vereinigung iſt bei Pütter jene Staatenverbindung, 
in welcher zwei oder mehrere Staaten fid) befinden, die einerlei Regenten haben, 
aber in ihren Grundgefegen verſchieden bleiben, jo daß jeder Staat bei völliger 
Abfonderung von den übrigen Staaten immer für ſich ein eigener, unabhängiger 
Staat bleibt. Mit Unrecht nennt man nah Pütter eine folde Vereinigung 


8) Joh Stef. Pütter: Hiforifchepolitiiches Hanbbud von den befonderen beutichen 
Staaten. 1. Th. Göttingen 1758. — Institutiones inris publiei germaniei. Editio I. 1770. 
Ed. VI. 1802. — Beiträge zum Deutſchen Staats- und Fürſtenrechte. Göttingen 1777. 

9) Die erfte Hälfte des Handbuches handelt von Deflerreih und feinen Anneren; die 
88. 69—98 befprechen die Verbindung zwiſchen Jülich und Berg. 
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einen zufammengefegten Staat, da durch den gemeinfamen Regenten noch fein 
neuer Staat entfteht.1%) Man merkt hier deutlich die Anlehnung an Heineccius. 

Die Realverbindung ift in erfter Linie ein bloßer Sammelname 
und umfaßt (aud Hier eine Anlehnung an Seineccius) alle Ber: 
einigungen, welche nicht perfönliche find, indem fie überall bort vorliegt, wo 
aus mehreren, fi urfprünglich nichts angehenden Staaten einer wirb.1!) Diefe 
Erklärung will jedoch nicht in allzuftvengem Sinne ausgelegt fein, denn Pütter 
zerlegt die Nealverbindung in mehrere Unterbegriffe, von denen einzelne 
wenigftens ben Beſtand eines volllommenen Gefammtftantes ausſchließen. Eine 
Realverbindung ift ihm nämlich 
2 1. die Verbindung, welche erzeugt wird durch bie Einverleibung eines 
unterworfenen Volles in das Staatsganze bes Siegers, jo daß das befiegte 
Vol nur mehr als Theil des herrſchenden Staates in Betracht kommt, realis 
unio inaequalis 'sive incorporatio;1?) 

2. die Verbindung, welche gefhaffen wird durch das Zufammenfaflen ber 
Verfaffungen mehrerer Staaten in eine Neue, ohne daß ein Theil dem Andern 
unterworfen erfcheint, wobei auch in den inneren Einrichtungen jedem Theile eine 
gewiſſe Selbftftändigfeit und Verſchiedenheit verbleiben kann, realis unio 
aequalis ;?) 

3. bie Verbindungen, welche durch Bündniffe mit Erhaltung der völligen 
Selbftftändigfeit der fie bildenden Staaten entftehen wie die Schweiz und bie 
Niederlande, und welche feine ftaatlihe Obergewalt befigen, bie systemata 
foederatarum civitatum;!+) 

4. die eigentlich zufammengejegten Staaten, wie die Feubalftaaten, das 
deutſche Neich feiner Zeit.!5) 

Die Unterarten find auf Grund der verſchiedenen Entftehungsweifen firirt 
und insbeſondere bie realis unio aequalis dort angenommen, wo auf Grund 
von Verträgen, genannt uniones, die Verbindung bewirkt wurbe. 

Wie die Realverbindung ein ganz umgemefjener Geſammtbegriff ift, fo er: 
Scheint auch die eigentliche realis unio ohne fharfe Gonturen, fie kann ebenſo⸗ 
wohl ein einfa_her Staat als eine wahre Staatenvereinigung fein. Als unio 

10) Beiträge zum Deutſchen Staats- und Fürftenrehte. I. S. 21 Abſatz 8. Als Bei- 
fpiele für die perſönliche Vereinigung führt er hier Böhmen mit Ungarn und Großbritannien 
mit Hannover an. Ob eine nicht vom Geſetz vorgejchriebene aber thatjächlich gemeinfame 
Berwaltung im der perfönfichen Verbindung flattfinden dürfe oder nit und wie weit diefelb: 
ausgedehnt fein könne, ohne den Begriff aufzuheben, läßt P. unerörtert. 

11) Bütter Beiträge I. S. 21 Abf. 9 Note 2. 

12) Pütter Beiträge I. Note 2 Abſ. 10 und Institutiones L. Il. cap. 2 $. 76; — 
L.V.c.1.$.189; IL c. 4 $. 208. 

18) Beiträge a. a. O. Abj. 11 umd Institutiones a. a. DO. Als Beifpiele werden hier 
angeführt Jülich umd Berg, Böhmen und Mähren, Oeſterreich mit Steiermark, Kärnthen, Krain 
und Tirol, 

14) Beiträge a. a. O. Abf. 12, 13. 

15) Beiträge a. a. O. Abf. 16, 17. 





der Begriffe Perfonal- und Realunion. 118 


realis inaequalis ift fie aud in der That nur ein einfacher Staat unb 
als unio realis aequalis wird fie es in der Regel fein. Die Real: 
union kann daher in der erften und älteften Darftellungsform 
gar nicht als eine Staatenvereinigung, als eine Verbindung von ſelbſtſtän⸗ 
digen Staaten, welde nur in gewiſſen Beziehungen als eine ftaatlihe Ge⸗ 
fammtheit erſcheinen, betrachtet werden, jondern fie ift ein Staat, welcher 
vegelmäßig aus felbftftändigen Theilen herangewachſen ift und defien Theile in 
gewiſſen Fällen eine größere oder geringere Selbftftändigfeit behaupten. 

Auf diefem Standpunkte Pütters verharren alle die ziemlich zahlreichen 
Bearbeiter des Stantsrechtes der deutihen Reihslande, dann bes Natur: und 
Völkerrechtes bis herab auf Klüber.!) Von einem eigentlihen Fortfchritt 
der Lehre kann daher nicht die Rebe fein, im Großen und Ganzen bleiben die 
Definitionen diefelben und nur hie und da wird eine Heine Abänderung vor 
genommen. 

Die perfönlihe Bereinigung bleibt die bloß ſcheinbare Staatenver: 
einigung, melde auch gelegentlich aus dem Kreiſe der Staatenvereinigungen 
ganz ausgemiefen wird.) Einzelne definiren fie ala bie bloß zufällige Ders 
bindung ber oberften Gewalt in mehreren Staaten in der Sand einer Perſon,ie) 
ohne freilich aus diefem Momente der Zufälligkeit fernere Beſtimmungen ober 
Sonfequenzen zu ziehen. 

Die Realverbindung wiederum wird nicht in ihrer umfafjendften Form 
beibehalten, dieſe verſchwindet vielmehr gänzlih, fondern in der Form, melde 
fie als realis unio aequalis sive inaequalis von Pütter befommen hat. 
Von Schnaubert in feinen Anfangsgründen des Staatsrechtes vom Jahre 
1787 wird fie zum erftenmale im beutfchen Zerte als Realunion erwähnt, 
weldem Vorgange Häberlin folgt. Wie Pütter die realis unio als 
aequalis und inaequalis unterjchied, jo wird ganz in bemfelben Sinne bie 
Realunion als eigentlihe und uneigentlihe (Inforporation) dargeftellt. Die 
eigentlide Realunion, die Realunion im engeren Sinne erhält dadurch 
ein fefteres Gepräge, wiewohl nod) immer Feine volle Beſtimmtheit. Schnaubert 
betont die in der eigentlichen Realunion nothwendige Selbitftändigfeit der 
Xheile, aber er geht nicht jo weit zu behaupten, daß die Theile felbftitändige 





16) Dazu find zu zählen: Schnaubert: Anfangsgründe des Staatsrechtes. Jena 1787. 
$. 174, 175. — Häberlin: Handbuch des teutihen Staatsrechtes. Berlin 1797. I. Bd. 
8. 76. 2. Bud 2. Cap. — TH. Schmalz: Handbud des teutſchen Staatsrehts. 1805. 
$. 54. — N. Ch. Gönner: Teutſches Staatsreht. Landshut 1804. 8.229. — Leif: 
2ehrbud des deutſchen Staatsredhtes. 1803. 8.21 IV. — Martens: Völterrecht. Göttingen 
1796. $. 24. Schlözer: Staatsgelehrtheit. 1. TH. Allgem. Staatsreht und Staatsver- 
faſſungslehre. @öttingen 1793. ©. 116, 117. — Wieland, M. E. C.: Dissertatio politica 
de systemata civitatum. Lip. 1777. &6 — Bauer: Lehrbud des Naturrechtes. I. A. 
1807. 3. Q. 1825. $. 277 ©. 376 Not. a. — Meifter, 3. €. F.: Lehrbud) des Natur⸗ 
rechtee. Frankfurt a. Oder 1809. $. 629. — ıc. 

17) Wieland: Dissertatio etc. $. 6. 

18) So Baner und Meifter a. a. ©. 
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Staaten fein müffen, es genügt ihm offenbar die Erhaltung derfelden als 
biftorifche Einheiten mit gemiffen einzelnen Sonderrechten. Häberlin weiſt 
wieder auf das in ber Nealunion im Gegenfag zur perſönlichen Bereinigung 
vorherrſchende dingliche Moment hin und führt beifpielsweife als die Wege, 
auf welden Realunionen begründet werden, an: die Einführung eines gemein- 
5 famen Landtages, die Errihtung eines gemeinſchaftlichen höheren Berichtes. 
! 8. 3. 

Klübers Darftellung ber Begriffe und feine Nachfolger. 

Nah den am Beginne des 19. Jahrhunderts erfolgten Wandlungen ber 
europãiſchen Staatsformen ergaben fi) vor allem zwei Punkte, in weldhen das 
Leben mit den theoretifhen Grundfägen über Perfonal- und Realunion 
nit im Einklange ſtand. Das Moment der geſchichtlichen Entwidlung 
eines zufammengelegten Staates trat zurüd vor jenem des gegebenen Zu: 
ftandes, nicht auf jenem, ſondern auf diefem lag das Hauptgemwicht. 
Dann hatten ſich bedeutende Staatenvereinigungen (Schweden-Norwegen, Ruß- 
land⸗Polen) gebildet, in welchen die Theile als wirkliche Staaten erſchienen, 
ohne daß ihre Gemeinschaft bloß auf die Perjon des Königs eingefhränkt war; 
man fonnge fie Daher weder in die perfönliche Vereinigung noch in die realis 
unio aequalis (die Realunion im engeren Sinne) einreihen. Abgejehen von 
der fehlenden Ausführung im Detail bedurfte die Lehre Pütters von bem 
zuſammengeſetzten Staate ſchon aus biefen Gründen einer Umarbeitung. Der 
bedeutende Staatsrechtölehrer Klüber unternahm diefelbe in feinem öffentlichen 
Rechte der deutfchen Bundesftaaten!) und fpäter in feinem Völkerrechte ). Die 
in beiden Werfen ausgeiprochenen Gedanken ergänzen ſich gegenfeitig und durch 
fie wurde jene Theorie der Perfonal- und Kealunion begründet, welche noch 
gegenwärtig als bie im gemeinen Leben Geltende angefehen werden kann. 

Klüber theilt Die Staatenvereinigungen ein in ſolche, welche durch eine 
gemeinfame Oberherrfhaft (unio civitatum sub eodem imperante) und 
in ſolche, welche durch Geſellſchaftsrecht (unio eivitatum iure societatis, 
systema civitatum foederatarum) verbunden find. Bei ihm ift fomit die von | 
Heineccius angebeutete, von Pütter durchgeführte Theilung in perfönlide | 
Vereinigung und in Realverbindung fallen gelaffen und die Letztere nach 
Pütters Untertheilungen zerfehlagen, zur Hälfte der erftern, zur Hälfte der 
andern Hauptart zugewiefen. Die unio civitatum sub eodem imperante liegt 
nämlich überall vor, mo mehrere Staaten einen gemeinfamen Regenten haben 
und ift eine perfönliche oder eine dingliche (Realunion). 

Die perfönlie Vereinigung befteht dort, wo bie Verbindung der 
Staaten auf die Perfon des gemeinfamen Regenten eingeſchränkt bleibt, außer 
welcher fie untereinander feine Gemeinfchaft bejigen, jondern ganz; und völlig 
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1 3. 3. Klüber: Deffentliches Recht der deutſchen Bundesflaaten. Frankjurt a. Di. 
1. Aufl. 1817 8. 81. — 4. Aufl. 1840 $. 82. „Bereinigung mehrerer Staaten.” 
2) 3. 3. Klüber: Löllerreht. 2. Aufl. 1061 8 27. 
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om ıinander abgejonderte und felbitftändige Staaten find. Die Vereinigung 
„temporär“ fein, d. h. begrenzt auf die Lebenszeit einer einzelnen Perſon 
ber einer ungewiffen Anzahl von Perjonen (unio personalis personalissima 
ve mere personalis); fie fann aber auh „immermwährend“ fein d. 5. 
zt auf die Zeit der Eriftenz einer ganzen Familie in allen ihren Linien 
md Gliedern (unio personalis hereditaria sive gentilicia). In jedem Falle 
ibt die individuelle Unabhängigkeit der Staaten auch nad der Verbindung 
ber Weife, wie vor ihr erhalten, die Eriftenz der Verbindung berührt die 
ganifation und Stellung der Staaten in feiner Beziehung. 
Die Realunion ift jene Verbindung, in welcher die Staaten nod außer 
m gemeinfamen Könige irgend welche Gemeinſchaft haben, in irgend einer 
Beife gemeinfame Einrichtungen und Inftitute größerer oder geringerer Anzahl 
gen, kurz „Die Staaten felbft unter ſich vereinigt ind.” Diefe bingliche 
üpfung kann in verſchiedener Form erfolgen und dadurch die Stellung 
vereinten Staaten in verichiedener Weife beftimmen. Sind die Staaten 
ja) gleihem Rechte vereinigt, einander coordinirt, „jo wird ihre inbdi- 
iduelle Souveränetät hieburd; ebenso wenig aufgehoben als im 
alle einer blos perſönlichen Vereinigung.” Eine folde realis unio 
equali iure berührt oder ändert den Beftand ber individuellen Unabhän- 
pfeit ber einzelnen Staaten nicht, jeder derfelben bleibt ſouverän. Zum erften- 
ift bier eine Realunion als eine Verbindung von Staaten, als 
ne wahre Staatenvereinigung gejhildert, von einer Einbeziehung 
nes aus jelbftftändigen Theilen zufammengejegten Staates, eines einfachen 
aates unter diefen Unterbegriff kann nicht mehr die Rebe fein. Und daran 
dert nichts die nicht ganz forgfältige Wahl der Beiipiele. NIS folche zählt 
über nämlih auf: Rußland-Polen, Schweben-Norwegen, Neapel-:Sizilien, 
ortugal-Brafilien und die beiden Algarbien, Defterreih nach feinen einzelnen 
konländern (2?) und die jonifhen Infeln. Durch die Firirung ber anderen 
Interarten wird bie gegebene Auffaffung noch ferner unterftügt. — Sind nämlich 
Staaten nah ungleihem Rechte verbunden (unio realis inaequali iure), 
kann dies in der Weife Statt haben, daß der eine Staat die Oberherrfhaft 
Ber den andern beſitzt, diefer jenem untergeorbnet ift, wodurch eine unio 
salis inaequali iure proprie sic dieta gegeben erfcheint; oder es 
ng bie in der Art bewirkt fein, daß der eine Staat mit Vernichtung jeder 
politiſcher Selbftftändigfeit in einen Beftandtheil eines andern Staates 
vondelt wird, im Körper biefes Stantswefens aufgeht, wo dann eine unio 
is incorporativa, eine eigentlihe Inforporation vorliegt. Im erfteren 
it ein völkerrechtliches Verhältniß gejchaffen, bei welchem bem einen 
x ungleich vereinigten Staaten ein Theil ber Souveränetät erhalten bleiben 
1, fo daß er in die Kategorie ber halbfouveränen Staaten fällt, doch kann 
& die gänzliche Vefeitigung ber Souveränetät bewirkt werben. Im letzteren 
ift der aufgefogene Staat als Staat immer ganz befeitigt und ber auf: 
ende Staat erſcheint nach der Inkorporation als einfacher Staat. 


116 Die Entwidiungsgefchichte 


Ausnahmsweiſe follte nah Klüber auch bort eine realis unio aequali jure. 
vorliegen, wo zwei Staaten mit befonberen fouveränen Regenten als ſelbſtſtändige 
neben einanber beftehen und durch ein oder das andere gemeinfame ſtaatsrecht⸗ 
liche Organ oder Inftitut verbunden find, wie dies bezüglich der Großherzog⸗ 
thümer Medlenburg, die feit 1523 eine gemeinfchaftlihe landſtändiſche Ver 
faffung und baher gemeinſchaftliche Landtage, aber verfchiedene Broßherzöge be 
fiten, der Fall ift. 

Die Fortihritte, welche durch Klüber in ber Lehre von den Unionen 
herbeigeführt wurden, find keineswegs gering anzufchlagen. Da fält insbefondere 
ins Auge die Loslöfung der perfönlihen Vereinigung und ber realis unio aus 
der Verwickelung mit den anderen Staatenfyftemen, ihre Zufammenfaflung 
unter einem Oberbegriff; die endgültige Abftoßung der Idee Heineccius’, 
daß bie perfönliche Vereinigung aus der Betrachtung innerhalb der Staaten- 
vereine abzuweifen fei; Die entſchiedene Ausſcheidung einer Unterart der Real- 
union als einer wahren Staatenverbindung und ihre dauernde Feitftellung 
als eines befonberen Begriffes; enblich die Anwendung eines neuen, wenn auch 
nit in jeder Beziehung entſprechenden Eintheilungsgrundes. Bisher” wurde 
allgemein und befonders von Pütter die Art der Entftehung als Grund ber 
Eintheilung angenommen, Klüber wählte die Art der Gemeinfhaft. 
Ob ein gemeinfamer Regent für alle Staaten eriflirte oder ein gemeinfames 
Geſellſchaftsrecht: das follte Die Dberbegriffe fcheiden; ob der gemeinfame Re— 
gent das einzige Bindemittel abgibt, oder ob daneben nody anderes Gemein- 
fames eriftirt und wie dieſes Gemeinſame die Staaten untereinander verknüpft: 
das follte die Unterarten beftimmen. Freilich tauchten dabei manche Schwierig- 
keiten und Widerfprüche auf. Die perfönlihe Vereinigung mußte hauptſächlich 
negativ befinirt werben, die von Heineccius aufgewiejene Thatſache, daß in 
der einen gemeinfamen phyſiſchen Perſon des Negenten zwei verfchiedene ju- 
riſtiſche Perfonen verborgen find, wurde verwifcht und es konnte bie Frage auf- 
geworfen werben, ob zwei Staaten, in denen der Verfafjungsgrundfag feſtſteht, 
daß fie immer ein Ganzes bilden müffen, aber nichts als den König gemeinfam 
haben follen, noch als perſönliche Vereinigung gelten dürfen. Bei der unio 
realis aequali iure verführte das Cintheilungsprinzip dazu feinen Unterfchieb 
zu maden, ob bie Verbindung durch gemeinfame Inftitute eine kurzdauernde 
und vorübergehenbe oder bleibende und ewige ift, ob fie durch ein Geſetz, die 
Zerfaffung feitgeftellt ober durch eine einfache abminiftrative Maßregel herbeige: 
führt worden war; es zwang in Verbindung mit dem Oberbegriff dazu die der 
Definition der Unterart und noch mehr der Idee berjelben entipredhende Ber: 
bindung ber beiden Medlenburg als Ausnahme zu erklären und es müßte 
darnach ebenfo wohl eine Verbindung zwifchen zwei Staaten, welde ein ge: 
meinfames Obergeriht befäßen (Säberlein), wie jene Verbindung, welche dur 
einen neuen, britten Oberſtaat geichaffen wäre, als realis unio aequali iure 
bezeichnet werden. Dennod waren die Anſchauungen Klübers ein Fortichritt, 
und befriebigten, weil bie beftehenden Verbindungen befjer als .bisher in Ve 
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griffsſchablonen untergebracht erſchienen. Die nächſt folgenden Bearbeiter des 
deutſchen Staatsrechts hielten daher, obwohl nicht ohne Rüdfälle in ältere Theo: 
tin an Klübers Darftellung feft?) und die gewöhnliche Meinung von biejen 
Begriffen entſpricht noch in unferer Zeit dieſer Darftellung. 

Trotzdem wurde für die vielgenannten Begriffe auch jegt noch feine ftän- 
dige und allgemein anerkannte Definition gefchaffen, vielmehr famen bie ver- 
ſchiedenſten und wiberfprechendften Darftellungen zu Tage. Das Thema wurde 
eben von den Gelehrten mit einer oft verblüffenden Flüchtigfeit behandelt; die 
Errungenſchaften der Vorgänger wurden felten in ihrer Gänze erfaßt, gewür⸗ 
digt und weiter ausgebildet; weit eher raubte man bald hier, bald dort ein 
Stüd und ftellte es willfürlich zufammen. So kam es, daß meiftens nur Theile 
der Darftellung Klüber s übernommen wurden, welden man Züge aus ſchon 
überwunbenen Entwidlungsitadien der Begriffe beimengte, und daß der von 
Klüber angebahnte Weg feiner Betretung vorerft vergeblich harte. Da war 
die Zufammenftelung ber perjönlichen Vereinigung mit der Realunion unter 
einen Oberbegriff, den man meift acceptirte, ebenfo die Darftellung der Perfo- 
nalunion als einer Staatenvereinigung; aber der Gedanke, die unio realis 
aequali iure, bie ſchon felbftftändig hingeſtellte Unterart der realis unio als bie, 
alleinige Realunion zu firiren, die andern Unterarten gänzlich abzuftoßen, — 
doch die unmittelbare Folge der Auseinanderfegungen Klübers — ſchien zu: 
nächſt nicht zum Durchbruch kommen zu können. Die ‚härteften Umgeftaltungen 
mußte übrigens der Eintheilungsgrund Klübers erfahren. Wohl war derjelbe 
nicht am beften gewählt, aber die unmittelbar folgenden Bearbeiter des Gegen: 
ftandes find kaum glüdlicher gewejen. 

Schmidt) welder die beiden Begriffe unter dem Oberbegriff Klübers 
aufammenfaßt, und Sordan,5) welcher ale von ihm bargeftellten Staatenver- 
einigungßbegriffe ohne Ober: und Untertheilung als gleichwerthige neben einander- 
ftelt, betonen in der perſönlichen Bereinigung die Eigenſchaft des Zufälligen 
und Auflösliden, weshalb fie Jordan gar nicht als eine wahre Staaten- 
vereinigung gelten laſſen will, und in der Realunion die Eigenfchaft des 
Fundamentalen und Bleibenden. Keiner von Beiden erflärt fich jedoch 
barüber, was er unter „fundamental” verftanden wiffen will, nur aus den 


3) Maurenbreder: Grundſätze des heutigen Stantsrechtes. 1. Aufl. 1837. 2. Aufl. 
1843. Frankfurt am Main. $. 61. II. „Vom der Bereinigung mehrerer Staatögebiete*, 
— zeigt eine nicht unbedeutende Anfehnung an Häberlin. Brunngquell: Staateredt des 
deutfchen Bundes und der Bundesftaaten. 1824. 2. Th. Cap. II. $. 4. — bezeichnet die per 
fönliche Vereinigung als Staatenſtaat, fimmt aber mit Klüber font überein. 

4) Dr. 8. E. Schmid: Lehrbuch des gemeinen Deutihen Staatsrehte. Jena 1821. 
$. 32. 1. Abth. — Insbefondere Note 1. 

5) S. Jordan: Verſuche über das allgemeine Staatsrecht. Marburg 1828. ©. 193, 
8.9. Insbeſondere Nr. V. — Derf.: Lehrbud) des allgemeinen und deutſchen Staatsrechtes. 
Caſſel 1831. 1. Bd. $. 43 (S. 49) IM. 
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Beifpielen‘) mag entnommen werden, daß damit die geſetzlich begründete 
Verbindung gemeint fein dürfe. Dabei fteht freilich nichts im Wege unter der 
gefeglihen Begründung die Feitftellung einer gemeinfamen Thronfolgeordnung 
für die gemeinfame Dynaftie, wie die gefegliche Feitftellung des Grundſatzes, 
daß die Staaten als ſolche vereint fein follen, zu verftehen. 

Der Eintheilungsgrund Klüber’s, ob eine Gemeinfchaft neben dem Re 
genten vorhanden fei ober nicht, warb fomit erfegt burch jenen, ob die Ber- 
bindung eine zufällige ober fundamentale ift; aber dieſes Prinzip wurbe nicht 
erläutert und überbieß das Vorhandenfein wirklicher, felbftftändiger Staaten als 
Vorbedingung für die Eriftenz der Realunion nicht ausgeſprochen, ſodaß die 
Realunion der genannten Gelehrten enger als die unio realis Klübers, aber 
weiter als feine unio realis aequali iure befinirt erſchien und feineswegs ſich 
ala befonders Mar darftellte. . 

Die Darftellung, welche wir wiederum bei Weiß”) finden, bietet feinen 
Fortſchritt, denn fie ift eine bloße Kombination der Auffaffung Klübers und 
Jordans. Die Realunion ift bei ihm gefhildert als eine dauernde Ber: 
bindung von Staaten, „welche jeberzeit denfelben Regenten haben müffen.“ — 

Daffelbe gilt von Rotted®), welcher Perjonal- und Realunion unter Dem 
Sammelnamen Staatenftant begreift und fih faft mehr an Pütter als 
Klüber anlehnt. 

Auh bei Heffter?ꝰ) ift die realis unio faft identiih mit Pütters 
Nealverbindung definirt und die unio personalis als ftaatlihe Einigung be 
zeichnet, „welche durch die zufällige Beherrſchung mehrerer Staaten durch ein 
und benfelben Souverän entfteht.“ 

Ohne Bedeutung für die Entwidlung unferer Begriffe find ferner Die 
Darftellungen Oppenheims 10) und, mit ihm übereinftimmenb Bluntſchli's 11), 
da dieſelben der Hauptſache nad Kombinationen älterer Anfhauungen find, 
wenngleich beide Männer ihre Auffaffung in einer befonderen Form ges 
geben haben. 


6) Be Schmid: „Großbritannien mit Irland umd den Colonien; Deflerreih mit Un- 
garn, Siebenbürgen, Böhmen und dem lombardo-venetianifchen Kaiferreihe (1). — Bei Jor dan: 
nDie vereinigten Reiche von Großbritannien; die Vereinigung zwiſchen Defterreih, Ungarn, 
Siebenbürgen, Böhmen und dem lombardo ⸗venetianiſchen Kaiferreihe(!}; die Vereinigung 
zwiſchen Rußland und Polen u. |. w.“ 

D Dr. 8. E. Weiß: Syſtem d. deutſch. Stanter. Regensbg. 1843. $. 227. 

8) Dr. 8. dv. Rotteck, Lehrbuch des Bermunftr. u. der Staatemifl. 3 Bd. $. 62. 
Bom Stantenflaat. 

N Dr. % W. Heffter, D. enropälihe Völkerr. 1. Aufl. 1844. — 5. U. 1867 $. 20. 
Im allen Auflagen gleichlautend. 

10) $. 2. Oppenheim, Syſtem d. Völkerr. 1. A. 1845 — faft gleichlautend, 2. X. 
1866, 2. Th. 6. Kap. $. 7. 

11) Bluntſchli, Allgem. Staatsr. 1. Aufl. 1852, ©. 130, 131 — faſt gleichlautend 
3. Aufl. 1803, ©. 233, 239, M. Vu ©. 444 Darf: Lehre v. mod. Staate. Ausz. 
1875. 8b. I ©. 308 fi., ©. 557 ff. 
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8.4. 
Zachariä und die neueften Begriffsbeftimmungen. 

Einen neuen Auffhwung nahm die Darftellung unferer Begriffe erft nad 
1848 ale Schleswig-Holftein, LuxemburgHolland, Defterreih-Ungarn die Auf- 
merkſamkeit der Welt auf fich zogen. Denn erft die eingehenbere Betrag: 
tung dieſer Erſcheinungsformen und die politiiche Tendenz führten darauf, 
die Nealunion wie die Perjonalunion als Verbindung wahrer Staaten 
hinzuftellen und bas bisher mit verfchiedenen Modififationen doch einge: 
haltene Eintheilungsprinzip Klübers — die Gemeinfhaft in Bezug auf 
eine größere oder geringere Anzahl Gegenftände — gänzlich aufzugeben und mit 
jenem zu erjegen, weldhes im Vorhandenfein oder Nichtvorhandenſein 
eines Verfaffungsgrundfages betreffs der Verbindung befteht. Es läßt 
fih nit leugnen, daß insbejondere ber letztere Gedanke ſchon vorher von 
Zordan, Rotted und K. ©. Zachariä angebeutet, der Weg ange: 
bahnt war, aber Klar und beftimmt hatte ſich Keiner derſelben ausgeſprochen 
und Schlußfolgerungen hat feiner von ihnen daraus gezogen.!) Dies, wie bie 
ausführlihere Darftelung der beiden Verbindungen ward erft in diefer Zeit 
verſucht. 

Die urſprungliche und erſte Begriffsbeſtimmung dieſer Art gab H. N. 
Zachariä, den man daher als den Begründer der Lehre und den Stifter ber 
Schule bezeichnen kann, in feinem Schriften: Zur Schleswig: Holfteinifchen 
Frage im Jahre 1847, von wo ber Kern bes Ganzen in fein deutſches Staats: 
und Bundesredt überging.?) 

Zachariä geht von dem Oberbegriffe der ſtaatsrechtlichen Union 
(Staatenunion im engeren Sinne) aus und definirt dieſe als eine Vereinigung 
zweier oder mehrerer an fich felbfiftändiger oder unabhängiger Staats: 
ge walten in einer Perfon. Auf diefe Weife ift die Union eine Verbindung 
wahrer und wirklicher Staaten, die mit der Stantsgewalt in der Union 
ihre Selbftftändigkeit und Unabhängigkeit dauernd behalten; und fie ift eine 
ſtaatsrechtliche Einigung, indem fie ein wmefentliches Inftitut des Staates 
felbft ergreift und nicht von Außen ber duch Vermittlung der Regierung, 
Sondern unmittelbar durch ein Staatsorgan den Staat berührt. Von einer 


1) &o fagt 5. Zahariä im der Note 1 des $. 28 im deutſchen Staats und Bundes- 
recht (Göttingen 1865 3. Aufl.) fogar im Betreff der Darftellung Klübers: „Mit der ©e- 
griffsbefimmung Klübers von Perfonal- und Realunion Tann den Worten nad ein 
richtiger Sinn verbunden werben; allein die weiteren Unterfcheibungen zeigen, daß Klüber 
die wahre umd durchgreifende Verſchiedenheit nicht erfaßt Kat.“ Aehnliches Lünnte man auch 
von Jordan, Rotted und 8. S. Zahariä behaupten. 

2) Die Ausführungen über die Perfonal- und Realunion befinden fih auf S. 29—33 
der Arbeit: Zur Schleswig-Holfleinifchen Frage von H. A. Zahariä. Göttingen 1847. — 
Die erfie Auflage von H. A. Zachariä's deutſchem Staats- und Bundesrechte (Göttingen 
1841) Hat blos im $. 21 (25 der 3. Aufl.) eine Weberficht der Staatsunionen im Allgemeinen 
und befigt feine näheren Ausführungen der Begriffe. Im der 2. und 3. Auflage find die 
Grundgedanken der citirten Schrift aufgenommen. 1. Bd. $. 28. 
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ſolchen Einigung müffen, und dies ſpricht Zachariä direkt aus,S) die völfer 
rechtlichen Conföberationen, die unio realis inaequali iure proprie sie dieta 
und die incorporativa Klübers, kurz alle Verbindungen, in welchen bie Eriſtenz 
mehrerer Stantsgewalten nebeneinander nicht möglich ift, ober bie Verknüpfung | 
völkerrechtlicher Natur if, ausgefchloffen bleiben und es gehören ihr bloß die | 
Perſonal- und die Realunion an. Durch diefen Oberbegriff ift ſchon vie 
eine Seite der Perfonal » und Nealunion beftimmt und insbeſondere bezügih 
Teßterer ihr Charakter ala wahre Staatenvereinigung feftgeftellt. 

Im Einzelnen erklärt Zahariä die Berfonalunion als jene Union, welihe 
„bloß auf perfönliden Rechten des gemeinſchaftlichen Regenten 
auf die Serrfhaft in den unirten Staaten” begründet if. In| 
Folge deſſen erſcheint diefe Vereinigung als eine rechtlich zufällige, melde 
fo lange befteht als der Zufammenfluß der Herrſcherrechte in demſelben Sub: 
jefte, und aufhört, fobald dieſer aufhört. Die faktiſche Dauer kann daher dit 
eines Menſchenlebens fein, aber auch die von Jahrhunderten. Auch das Bor 
handenſein ober Nichtvorhandenfein gleicher Staatseinrichtungen, die Ber 
ſchmelzung der Regierungsfunktionen in politifcher, militäriſcher und finanziele 
Hinſicht, kurz die über die Gemeinfamkeit der Regentenperfon hinausgehen) 
Verbindung gibt nah Zahariä für die Perfonalunion feinen Maßſtab ab 
fie kann und wird oft beftehen, aber fie muß es nicht und darin liegt dei] 
Entſcheidende. Dadurch hat Zachariä das Eintheilungsprinzip Klübers de 
finitiv und vollkommen abgelehnt, wie dies auch feine Erflärung der Rech 
union zeigt. 

Diefe, die Realunion ift ihm jene Verbindung zweier Staaten odeg 
die Vereinigung von einander unabhängiger und jelbftftändiger Stantsgemalten 
in einem Serrfcher, welhe grundgeſetzlich ausgeſprochen ift, fo daß ff 
auf einem realen und fortdauernden Grunde beruht und durd die Verfaffung 
ber beiden Länder als eine rechtlich nothwenbige anerfannt ift. Als eine un 
mittelbare Folge erſcheint die für alle Theile gleihmäßfg geltende Succeſſiond 
ordnung, das Auftreten der unirten Staaten als Einheit nad Außen, dei 
Ausschluß jeglichen "Krieges zwifchen den verbundenen Theilen, aber keinesweg 
die Gemeinſchaft oder Gleichheit in Verfaffung und Verwaltung. Ja Zachari 
behauptet, daß perfonalunirte Staaten faktiſch inniger verbunden fein können 
als realiter unirte. Das Moment der Gemeinfamkeit ftaatliher Einrichtunge— 
einfach als folher gibt eben nah Zachariä keinen Unterfeidungsgrund ai 
Wie die Eriftenz der Realunion auf eine alle Theile rechtlich verbindende Wei 
und in verfaffungsmäßiger Form begrünbet fein muß, fo verlangt er auch für ih 



























3) Im Note 1 des $. 28 weift Zahariä die „künſtliche Gflederung der Unionteriek 
wie fie in der Schule gemacht worden if” insbefondere jene Klübers birelt ab und erklüch 
daß weder die Verhäftniffe einer Conföderation, noch bie fogen. unio incorporatio (unio R 
suppresionem, Mediatifation), noch die unio per novationem, ber Fall, wo aus zwei ze 
getrennten Staatsgewalten fid Eine bildet, noch der Fall der Unterordnung des einen Ram 
unter ben andern unter den Unionsbegriff fällt. 
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Beendigung einen gleichen Vorgang. Für die Dauer wird nicht die ſtaatsrecht⸗ 
liche Ewigkeit beanſprucht, ſondern zugegeben, daß dieſelbe eine von vornherein be⸗ 
grenzte, bedingte jein könne. Zreffend hebt noh Zachariä hervor, daß die Real- 
union eigentli allein eine wahre Union der Staaten fei und daß fie durch bie 
gemeinfame Succeffionsordnung wie duch den Ausſchluß der gegenjeitigen Be- 
friegung und dur das Auftreten als Einheit in völferrechtlichen Beziehungen 
Gedoch nicht nothwendig in allen) die Natur des einfachen Staates theilt. 
Schlieglih will Zachariä die Realunion auch von jenen Verbindungen ge- 
trennter Staaten unterſchieden willen, welche durch die Gemeinſchaft gewiffer 
Verfaffungs-Inititute, wie durch die Vereinigung ber landſchaftlichen Verfaffung, 
bei verſchiedenen Herrſchern bewirkt wird. 

As Beifpiele für die Perfonalunion werden angeführt: Luremburg-Nieber: 
land, Defterreih:Ungam (1847 und wieder 1867), Dänemark Schleswig: 
Holftein; für die Nealunion: Schleswig-Holftein; Nufland- Polen bis 1832 
und Schweben-Norwegen. E 

Zweifelsohne bringt bie hier dargeftellte Begriffsbeftimmung bes Göttinger 
Gelehrten in das innerfte Wejen der Unionen ein. Nicht wie bisher wird die 
Außenfeite geftreift und von äußerlihen Merkmalen das unterſcheidende Prinzip 
gewählt. Weil die Perfonalunion eine Bereinigung ift zufolge des perjönlichen 
Rechtes eines Individuums oder einer Familie, ift fie eine zufällige, vorüber: 
gehende Erſcheinung; weil die Realunion eine durch die Verfaffungsgefege be 
ftimmte ift, ift fie eine dauernde und fundamentale, eine Vereinigung ber 
Staaten unter einander. Hier erft haben die Darftellungen Jordan’s, Rotted’s 
und 8. ©. Zachariä's ihre wahre Deutung und ihren vollen Inhalt erlangt; 
bier wurde die Eigenfhaftsbeftimmung Weiß’ erklärt und Klüber’s un 
More Wendung im rechten Sinne ausgelegt. Mit Entfchiedenheit nahm bie 
neue Darftellung ihre Stellung zwiſchen den früheren ein. Klüber’s Ein- 
theilungsprinzip wurde direkt abgelehnt, eine beträchtliche Anzahl von Staaten: 
vereinigungen, bie bisher als Unionen galten, ausgeſchloſſen und manche fehler, 
fo die Nichtbeachtung der durch Wahl gegründeten Perfonalunionen, die nega- 
tive Definition der Perfonalunion 2c. vermieden. Es war fein Wunder, wenn 
dieſe Anſchauungen fofort durhiälugen und von der Mehrzahl der Staats« 
rechtolehrer, theils mit geringen, theils ohne alle Zufäge acceptirt wurden, 
fo daß man nit mit Unrecht Zachariä's Anſchauung ald die gegenwärtig 
herrſchende Gelehrtenanihauung bezeichnen fann. Don den nad) 1847 
erſchienenen Arbeiten haben (abgejehen von diesbezüglich unveränderten Auflagen 
älterer Werke), nur Bluntſchli (ſ. oben), Zöpfl und Rönne Darftellungen 
auf anderen Grundlagen gegeben, wobei die beiden Letzteren aber in gewiſſen 
Beziehungen mit H. A. Zachariä übereinftimmen. 

Zöpfl Hat in ber erften Auflage feines deutſchen Stantsrehtes*) vom 


4) Zöpfl: Grundfäge bes gemeinen Deutihen Staatsrechts. Leipzig. 1. Aufl. 1841 
©. 224. 


Hartmann, Zehfehrift Mr. IV. Heft 2. 9 
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Jahre 1841 das Unterfcheibungsprinzip der Perfonal- und Realunion in der 
Art der in ben betreffenden Theilen der Union geltenden Succefjionsgefege 
zu finden gemeint. Darnach erklärte er die Union in folgender Weife: 

Die Perfonalunion befteht zwifchen an ſich felbftftändigen Staaten, in 
welchen verſchiedene Succeffionsgefege gelten, deren Beitimmungen aber im ge 
gebenen Falle zufällig dieſelbe Per ſon auf ihre verfchiedenen Throne be: 
rufen. Die Verbindung gilt als eine vorübergehende. Kann man in 
Bezug auf diefe Erklärung Zöpfl als einen Vorläufer H. 4. Zachariä's 
anfehen, fo gilt nicht daffelbe in Bezug auf die Realunion. 

Die Realunion fol nah Zöpfl nämlich immer vorliegen, „wenn bas 
Thronfucceffionsgefeß des einen Landes aud in bemandern als 
unbedingt verbindlich anerkannt werben muß.“ Die Verbindung if 
eine bleibende; das Land, deſſen Thronfolgegefeg in Geltung fteht, gilt als 
Hauptland, das andere als Nebenland; die Länder können verſchiedene Ber: 
faffung und Regierung haben, und es läßt fi daraus folgern, daß es ſelbſt 
ftändige Staaten fein können, wie wohl auffallender Weiſe das Wort „Staaten 
nit gebraucht ift und bie Selbftftändigfeit und "Unabhängigkeit jebenfalt 
nicht als nothwendige Vorausſetzung erfcheint. Abgefehen davon, daß diefe Er 
Härung der Realunion das Weſen derfelben nicht ergreift, iſt diefelbe nicht mit 
allen Realunionen vereinbar, fo daß einzelne Stantenvereinigungen nach Zöpfl’ 
Darftellung gar nicht begrifffich feftgeftellt find. Ueberdieß wurde Die Realunior 
noch durch die Verquidung mit der Inkorporation in ber Weife der Aelteren 
verborben. 

In den fpäteren Auflagen d) nährt Zöpfl feine Darftellung der inzwiſchen 
veröffentlichten Anfhauung Zachariä's. An Betreff der Perfonalunion wird 
die Selbftftändigfeit der Staaten ſchärfer betont und die Möglichkeit ihres Be 
ftandes anf Monarchieen befehränft; die Realunion wiederum wird bezeichnet 
als die grundſätzlich und bleibend in der Art errichtete Verbindung von 
Staaten, „daß ber Herrſcher des einen Staates jederzeit auch ala Herrſcher 
in dem anderen Lande anerfannt werden muß.” Offenbar ift dieſe Dar- 
ftellung minder fonfequent, denn es fehlt die Angabe des Vorganges, dur 
welhen die Verbindung der Realunion eine grunbfägliche wird, und es tri 
das oben aufgewiefene Prinzip der Eintheilung in den Hintergrund, ohne auf 
gegeben zu fein. — 

Da Zöpfl’s Darftellung die Schwierigkeiten der Begriffsbeſtimmung nicht 
löfte, fo fand er auch Feine Nachfolger). Die Mehrzahl der Gelehrten folgte 
vielmehr dem von H. A. Zahariä betretenen Wege. Von diefen find ve 
zu erwähnen: H. Schulze, Held, Pözl, Holgenborff. 





5) Grundſ. u, f. w. wie oben Leipzig u. Heidelberg. 2. Bd. 5. Aufl. 186% Bd. ee 

| 

6) Nur 8. v.Rönner: Das Staatsr. der preuß. Monarchie. Leipzig Brokh. 1856. 1. Bb 

©. 113 Note 1 folgt Zöpfl's Darfiellungen ziemlich genau. | 
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5. Schulze?) ſtimmt mit Baharid -ganz überein und betont bei den 
Realunionen ala das Erfte, die Anerfennung der Zufammengehörigfeit der 
Staaten als nothwendiges ftaatsrechtliches Prinzip. 

Held?) nennt die Nealunion „eine grundgefeglih dauernde Verbindung 
mehrerer Staaten“ mit Erhaltung ihrer Selbftftändigfeit und meint, daß fie 
auch bei Republifen möglich wäre. 

Pözl?) jagt, die Realunion fei eine rechtliche nothwendige Vereinigung 
der Staatögewalten von zwei ober mehreren Staaten und erflärt dies als die 
Hauptfache, die damit meift verbundene rechtliche Union der Staaten felbft als 
eine Folgenerfcheinung. 

Holgendorff!‘) läßt den Begriff Staatenunion fallen und bezeichnet 
die Perfonalunion als eine von Rechtswegen Lösliche, vorübergehende Verbin- 
dung, die Realunion als eine dauernde und unlösliche. 

Einen wefentlihen Fortſchritt Haben fomit die Nachfolger H. A. Zachariä's 
nit bewirft und es mag fraglich werden, ob überhaupt ein ſolcher möglich, 
reſp. ob die Lehre durch Zahariä nicht ſchon volllommen bargeftellt wurbe. 

Wir können diefer Anſchauung nicht beipflichten, denn in mehrfacher Be 
ziehung liegen auch in feiner Darftellung ungelöfte Fragen und unbefriedigenbe 
Erläuterungen vor. Da ſcheint zunächft der Oberbegriff „Staatenunion im 
engeren Sinne” unpaflend und widerſprechend. Hat er doch eine ganz 
andere Bedeutung für die Perfonal-, als für die Realunion, drängt er doch 
zur Umkehrung bes ganzen Verhältniffes, nämlich zur Betonung der Verbin 
dung der Staatögewalten, nicht der Staaten (Pözl) und ift es ſcheinbar un- 
möglich, die zwei Verbindungen, von denen bie Eine eine wahre Staaten: 
vereinigung (Realunion), die Andere eine Staatenverbindung allein durch bie 
leiblihe Perjon des Monarden ift (Perfonalunion), unter einen Begriff- 
zu bringen, der enger ift als: Staatenvereinigung. In Betreff der Perfonal- 
union jelbft hat Zachariä wieder das Grundmerfmal „eine Vereinigung zus 
folge perfönliden Rechtes Einzelner zu fein” nicht genügend als bie 
Urſache aller anderen Eigenſchaften betont, und ähnlich das Hauptmerkmal der 
Realunion: „Verbindung der Staaten durch Gefege” vernachläſſigt. Daraus 
erflärt fi, wie Zach ariä Defterreih-Ungarn als Perſonal-, Schulze dafjelbe 
als Realunion Binftellen konnte. Auch darin liegt ein harter Vorwurf für 
Zachariä's Lehre, daß Verbindungen, wie die der beiden Medlenburg, nad 
ihr namenlos bleiben, daß die einflußreichen gejeglich feftgeftellten Gemeinſam⸗ 
keiten zwiſchen Koburg und Gotha, Defterreih und Ungarn z. B. für die Ver- 


DH. Schulze, Einleitg. in d. deutfche Staatsr. Leipzig 1867. 8. 61, 62. 

8) Held, Dr. Joſ., Syftem des BVerfafjungsr. der monarchiſchen Staaten Deutſchlands. 
Würzburg 1856. 1. Abth. $. 155 (©. 395) IV. 

9) Pözl, Art. „Union“ in Bluntfhli u. Brater's deutſchem Staatswörterbud. 1867 
10. 8b. ©. 669. 3, 

10) Franz v. Holgendorff. Enzyklopädie ber Rechtswiſſenſchaft. 2. Aufl. 1. Sufte 
matifcher Theil. Das deutfche Verfafjungsregt. S. 790 $. 6. Staatenvereinigungen. 
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bindung „irrelevant“ find, indeß der unfruchtbare Sag der Verfaſſung Nor 
wegens 3. B.: „Norwegen ift ftets mit Schweben unter einem Könige vereint”, 
das ganze Wefen der Nealunion ausmachen fol. Iſt die einheitliche Organi⸗ 
fation eines gefeßgebenden Körpers wirklich minder beachtenswerth, als biefer 
Sap? Wir glauben nidt. 

Werfen wir nun einen kurzen zufammenfaffenden Blick zurüc auf die 
Entwicklungsgeſchichte der Begriffe, jo finden wir, daß diefelben bei Puffen⸗ 
dorf ihren Ausgang nehmen von einer, ähnlich der jetzt fog. Perfonalunion 
beftimmten Staatenvereinigung. Hertius erweitert den Begriff in’s Un. 
gemeſſene; Heineccius ftößt die reine Perfonalunion, wie wir heutzutage 
fagen würden, aus der Darftellung der Staatenverbindungen aus, Täßt die 
aber umeingetheilt. Pütter theilt die Staatenverbindungen in perſönliche (die 
Perfonalunion) und in reale ein, und findet, daß die Renlverbindung mehrer 
Arten enthalte, deren eine die realis unio if. Bei ihm und feinen Nad: 
folgern ift die Realunion halb Staaten-Bereinigung, halb zufammengefegter 
Staat. Erft Klüber, indem er Pütter's Obereintheilung verwirft und non 
Staaten-Verbindungen unter einem gemeinfamen Herrſcher und ſolchen durch 
Vertrag Beftehenden ſpricht, erzielt einen Fortſchritt. Die Unterart feiner 
realis unio ift eine wahre Staaten-Vereinigung. Eine Unterfheibung zwiſchen 
Real: und Perfonalunion legt er in das Vorhandenſein oder Nichtvorhanden⸗ 
fein gemeinfamer Angelegenheiten. Zunächft bleibt die Lehre in dieſem Ste 
dium, nur verliert man die Unterart und trübt fo den Begriff ber Realunion 
ala StantensDereinigung, auch weifen Einzelne als Eigenſchaft ber Per 
fonalunion Zufälligkeit, der Realunion Dauerhaftigkeit und Grundgefeglickeit 
nad. H. A. Zacha riä endlich zieht das Prinzip der Verfaſſungsmäßig⸗ 
keit als entjcheidendes Merkmal für die Realunion, der Stiftung Dur per 
lie Rechte als ſolches für die Perfonalunion herein und ftellte beide Unionen 
als wahre Staaten» Bereinigungen feft. 

Unläugbar zeigt fi hiernach ein ftetiger Fortjchritt in ber Entwicklung 
ber Begriffe, aber das jüngfte Stadium ift nach Vorftehendem doch nicht in 
allen Theilen ein Befriedigendes und es muß eine Weiterbildung gefucht werben, 
wozu im Zacha riä'ſchen Eintheilungsprinzip felbft ein Anhaltspunkt zu liegen 
ſcheint. Der Fortſchritt in der Entwidlung dürfte nämlich zu finden fein in 
ber ſtrammen Durchführung jenes Eintheilungsgrundes und in der damit noth J 
wenbig werdenden Befeitigung des Zachariä'ſchen Oberbegriffes, ſowie in ber 
entſprechenden Berüdfichtigung der Klüber'ſchen Unterfcheidung zwifchen Staatew 
Verbindungen mit und ohne gemeinfamen Angelegenheiten!!). : 


| 









11) Die auf Grund diefer Anſchauung entwidelte Erläuterung der beiden Begriffe, ſowie 
die detaillirtere Darſtellung der Entwicklungsgeſchichte diefer ‘Begriffe fiche in der demnächſt kei 
€. Heymann in Berlin erfcheinenden Arbeit des Berf.: Perfonal- und Realunion, 
mit einem Anhange: Das rehtlihe Verhältniß zwiſchen Oeſterreich und 
Ungaru. gr. 8° 124 ©. . 
























eberfichtliche Darſtellung der in Deſterreich“) geltenden gefeßlichen 
Beſtimmungen auf dem Gebiete der inneren Verwaltung. 
Bom Herrn Dr. €. v. Kießling, Hofe umd Gerichtsadvofat in Linz, Oberöfterreih. 


I. 


Die nachfolgende Darftellung beſchränkt fi auf bas Gebiet ber jog. inneren 
Berwaltung, d. i. ber Thätigkeit der öffentlichen (faatlien oder autonomen) 
Brgane in allen in ber geftellten Aufgabe des Staates gelegenen Angelegenheiten, 
he nicht die Beziehungen zu anderen Staaten oder bie Beifchaffung der 
hanziellen Hülfsmittel oder das Militärwefen oder die Rechtspflege betreffen. 
Sie folgt im Allgemeinen dem von 8, Stein in feinem Handbuch ber Ver- 
altungslehre und des Verwaltungsrechtes entwidelten, im unten zitirten Werte 
ayerhofer’s für bie öfterreichiiche Verwaltungsgefegkunde aufgeftellten Syfteme 
md wird daher folgende vier Abtheilungen enthalten: 

1. die Verwaltung in Bezug auf das phyſiſche Leben, 

1. die Verwaltung in Bezug auf das geiftige Leben, 

IN. die Verwaltung in Bezug auf das wirthſchaftliche Leben. 

IV. bie Verwaltung in Bezug auf das geſellſchaftliche Weſen. 
Vezüylic) der Organe ber Verwaltung und des Verfahrens wirb auf bie 
derftellung befielben in dem Auffage: „Der Nechtsichug des Einzelnen gegen: 
ber den öffentlichen Organen in Oeſterreich“ in dieſer Zeitſchrift II, Seite 225 ff. 


Es muß aber ergänzend über die Organe zur Löfung von Kompetenz 
nflitten Nachftehendes bemerkt werden :**) 

Das Reichsgericht ift berufen zu entfcheiden: a) ob eine Sache vor die Vers 
Hung ober die Juſtiz, ob fie vor den ordentlichen Richter oder Verwaltungs- 


Oeſterreich d. i. die im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder, alſo mit Aus- 
Ungarn. 
Aueführlich find die bezüglichen geſetzlichen Vorſchriften und eine Zahl von Ent⸗ 
a höchſter Inſtanz, Kipling Reichsgericht und BVerwaltungsgerichtehof” u. ſ. w., 
1875, S. 13—43, zu finden. 
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gerichtshof gehört; b) über Kompetenzkonflikte zwiſchen den Organen der auto: 
nomen Verwaltung und den ſtaatlichen Behörden; c) über Kompetenztonflitte 
zwiſchen den autonomen Landesorganen. | 

Ein aus je 4 Mitgliedern des Reichsgerichtes und Verwaltungsgerichtähofes | 
von Fall zu Fall gebildeter Senat unter Vorfig bes Präſidenten des oberfm | 
Gerichtshofes entjcheidet im Fale einer Kompetenzftreitigteit zwiſchen dem Red: 
gericht und dem Verwaltungsgerichtshof. | 

KRompetenztonflitte zwiſchen den verſchiedenen ftaatlihen Verwaltungsorganen 
find durch den Kaifer in Ausübung der Regierungsgemalt zu entfcheiden. | 

Es ift wohl felbfiverftändlich, daß eine überfichtlihe Darftelung, wie fie hier | 
geboten wird, ſich darauf beſchränken muß, anzubeuten, welche allgemeine Grund 
fäge und Regeln gelten oder in wie weit die Verwaltungsthätigkeit in Anfprud 
genommen wird, — die betaillirten Vorſchriften find am verläßlichften in 
Mayerhofer’s Handbuch für den politifhen Verwaltungsdienft in ben im 
Reicherathe vertretenen Königreihen und Ländern, 3. Auflage, Wien 1876, 
zu finden. 


A. Die Verwaltung in Bezug auf das phyſiſche Leben. 

1. Das Bevölkerungsweſen. 

Die bezüglihen Normen betreffen: 

a) die adminiftrative Ordnung des Volkes, 
b) die Statiftit oder das Zählungswefen. 

a) Die adminiftrative Ordnung regeln bie Gefeße über 1. die 
Staatsbürgerfhaft und die Ein- und Auswanderung, 2. das Heimatt- 
recht, 3. die Standesregifter. | 

1. Das öſterreichiſche Staatsbürgerrecht (beſchränkt auf Oeſterreich 
im engeren Sinne, d. i. im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder) 
wird durch die Abftammung von einem öſterreichiſchen Staatsbürger oder durch 
ausbrüdliche Verleihung oder durch Verehelichung mit einem öſterreichiſchen 
Staatsbürger erworben 

Die minderjährigen Kinder der Eingemwanderten erhalten ebenfalls das öfter: 
reichiſche Staatsbürgerredht. 

Das Staatsbürgerrecht geht verloren dur) Auswanderung und Erwerbung 
eines fremden Staatsbürgerrechtes, welche durch die Ausübung der Wehrpflidt 
in der Art beichräntt ift, daß, folange dieſe oder die Folgen der Entziehung 
dauern, die Erwerbung einer fremden Staatsbürgerfhuft in Defterreich nicht als 
gültig anerkannt wird, und daher folde im Betretungsfalle als Inländer be : 
handelt werben. n 

Wehrpflichtige Perjonen können fohin nur mit befonderer Bewilligung des 
Minifteriums für Landesvertheidigung auswandern. | 

2. Das Heimathsredt, d. i. die Angehörigfeit zu einer beftimmten Ge: | 
meinde mit bem Rechte des ungeftörten Aufenthaltes und des Anſpruches auf 
Armenverforgung wird erworben: 
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a) durch die Abſtammung von einem heimathsberedhtigten Vater (ober bei 
unehelihen Kindern von einer heimathsberechtigten Mutter), 
b) durch DVerehelihung mit einem heimathsberechtigten Mann, 
e) duch Aufnahme in den Heimatheverband, welche jede Gemeinde unbe: 
ſchränkt ertheilen oder verweigern Tann, 
d) durch Erlangung eines öffentlichen Amtes, daß das Heimathsrech in ber 
Gemeinde des Amtfiges begründet. 
Gerichtlich geſchiedene oder getrennte Ehegattinnen behalten das Heimaths⸗ 
recht, das fie zur Zeit der Scheidung oder Trennung hatten, 
Das Heimathsrecht erlifcht durch Erwerbung eines Heimathsrechtes in einer 
k anderen Gemeinde und kann vor dieſer Erwerbung nicht darauf verzichtet werden. 
Die Heimathslofen, d. i. deren Heimathsrecht nicht feftfteht, find bis zur 
Entſcheidung über ihr Heimathsrecht einer durch das Geſetz beftimmten Gemeinde 
zuzuweiſen. 
Ueber den Beſtand des Heimathsrechtes haben die adminiſtrativen Behörden 
zu entſcheiden, inſoferne es ſich nicht um ſtreitige Fragen des Civilrechtes, z. B. 
ũber eheliche oder uneheliche Geburt u. dergl. handelt. 
Die Heimathögemeinde ift verpflichtet, den Heimathsſchein, d. i. die Urkunde 
über das Heimathorecht, auszuftellen. 
3. Die Standesregifter, d. i. die Trauungs-, Tauf⸗ und Sterberegifter, 
den für die einzelnen Stonfeflionen (Ratholiten, Proteftanten, Sfraeliten) von 
Rändigen Seelforgern in der vorgeichriebenen Form geführt, daneben beftehen 
noch die Aufgebotsbücher und Eheregifter der politiihen Behörde über die 
ber weltlihen Behörde geftatteten Eheſchließungen, dann ebenda die Geburts-, 
- und Sterberegifter fir Perſonen, welche keiner gejeglich anerkannten Kirche 
Religionsgeſellſchaft angehören. 
Die bezüglihen Regifter über Perfonen des aktiven Militär führen bie 
itärjeelforger. 
Ueber Geburten oder Todesfälle auf öfterreihiihen Handels. oder Kriegs: 
ffen find Protokolle aufzunehmen und bei der erften Einfahrt in einen Hafen 
Dort befindlichen öfterreichiichen Behörde (Hafenbehörde, Konfulat oder Ge- 
tſchaft) zur Weiterbeförderung an die fompetente Behörde zu übergeben. 
Die Hebammen, Geburtshelfer und Todtenbejhauer find zur Anzeige ber 
befannt werdenden Geburten und Todesfälle eiblich verpflichtet. 
Die faatlihen Behörden haben die Führung und fihere Aufbewahrung der 
desregifter und die Beobachtung der beftehenden gejeglihen Vorſchriften hier- 
zu überwahen und die Nichtigftellung derfelben in Folge eigener Wahr: 
ng von Amtswegen oder über Anjuchen von Parteien zu veranlaffeu. 
Diefen ſteht daher allein aud das Recht zu, die Legitimation unehelicher 
zu prüfen und deren Eintragung als ehelich legitimirte zu verfügen. 
Ebenjo können Nenderungen des Namens (aber nicht des bloßen Bor: 
) namens) nur mit Bewilligung der Verwaltungsbehörde erfolgen. 
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b) Das Zählungswejen und die Statiftil. 
a) Das Zählungswefen. 

Auf Grund der neuen gejeglihen Vorſchriften wurde bie erfte Volkszählung 
im Jahre 1870 vorgenommen und ift von zehn zu zehn Jahren zu erneuern. 

Zur Vorbereitung berjelben muſſen alle Gebäude, in melden Menſchen 
wohnen, durd die Gemeindeämter numerirt werden. Die Zählung ſelbſt ge 
ſchieht ort: und gemeindeweife nah den Wohngebäuden und in biefen nad den | 
Wohnungen. Das aktive Militär wird befonders durch bie Militärbehörben ver- 
zeichnet. Es wird ſowohl die gefammte anweſende (einheimiſche und fremde) ala 
die abweſende einheimifche Bevölkezung konſtribirt und zwar erftere nach Beichleät, 
Alter, Neligion, Stand, Heimath, Beruf oder Beſchäftigung, letztere nad) Be 
ſchlecht und Aufenthalt. Aus der in vorgedrudten Formularen gejchehenen Auf- 
zeichnung der Einzelnen ift dann die Orts» (beziehungsweife Gemeinde: und Butt 
gebiets⸗) Ueberſicht zufammenzuftellen. 

Weber jede Ortſchaft wird aus dieſen Daten ein Zählungsbuch angelegt, 
welches zur allgemeinen Einficht bei der Bezirksbehörde aufliegt. 

Aus den Gemeinde (Gutsgebiets:) Weberfichten werden die Bezirks⸗, aus die | 
fen die Landesüberfiht und endlich eine Zufammenftellung ſämmtlicher Länder 
verfaßt. 

Das Volkszählungsgeſchäft beforgen theils Die Gemeinden oder Gutsgebiete, 
theils die politiihen Bezirksbehörden, welchen die Ueberwachung des ganzen Ge 
ſchäftes und die Zufammenftellung ber Bezirksüberfichten obliegt. Die weiter 
Ueberprüfung und Vorlage an die ftatiftifhen Gentraltommifiion, welche bat 
Material benügt, hat durch bie Landesftelle zu gefchehen. 

8) Die abminiftrative Statiftik. F 

Die Adminiftrativbehörden haben theils von Fall zu Fall für beftimmte 
Zwecke ftatiftifche Erhebungen zu pflegen, theils jährlich in Vorhinein beftimmte 
Ratiftifhe Ausweiſe zu liefern. 

Unter den leteren find befonders hervorzuheben: 5 

a) die Nachweiſung über die Bewegung ber Bevölkerung (Eheſchließungen, 
Geburten, Todesfälle), 

b) bie Ein- und Auswanderungstabellen, 

e) bie Sanitäts: und Veterinärhauptberichte, 

d) die Nachweiſungen für die Heeresergänzung, 

e) Ausweiſe über die Thätigkeit der Privatvereine und jpeziel Spartafien, 

N) Bericht Über das Ernterefultat, 

g) Bericht über die Ergebnifje des Straßen- und Waflerbaues u. |. m. 

Die gefammelten Daten dienen theils den einzelnen VerwaltungsGentral« 
behörden in ihrem Reſſort, theils der ftatiftiichen Gentrallommiffion, welcher bie 
Direktion der abminiftrativen Statiftit ale ausführendes Organ beigegeben il 
zur Durchführung einer vollftändigen abminiftrativen Statiſtik. 

I Das Sanitätswejen. 

Auf allen Gebieten giebt es Vorſchriften, welche die Geſundheitspflege pn 
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der im Deflerreich geltenden geſetzlichen Beflimmungen ıc. 


bejonderen Ziele haben, beifpielaweife beim Schulweſen, Verkehrsweien u. dergl.; 
diefe gehören in das fpezielle Gebiet — hier werden nur ſolche, die allgemein das 
Sanitätswefen betreffen, hervorgehoben: 
1. In Betreff bes Sanitätsperfonales und der auf bie Sani- 
tät bezügliden Gewerbe, 
Es gilt im Allgemeinen, daß zur Ausübung des Sanitätsbienftes nur bie 


jenigen Perfonen zugelafien ‚werden, welche im Inlande in vorgefchriebener 


Weiſe Studien gemacht und die Rrüfung abgelegt haben. 

Den promovirten Aerzten, Wundärzten und Hebammen fteht es frei, fich 
überall nieberzulaffen: die Patrone der Chirurgie bedürfen entweder eines chirur⸗ 
giſchen Gewerbes oder einer Beftallung einer Gemeinde, penflönirte Militärärgte 
gleihen Grades einer Konzefiion von Seite der Lanbesftelle. 

Zur Ausübung der zahnärztlihen Praxis werben bloß Aerzte zugelaffen, 
nur die Verfertigung künftliher Zähne ift ein freies Gewerbe, 

Die im Inlande diplomirten Thierärzte haben ebenfalls das Recht ber freien 
Nieberlaffung, während die geprüften Kurſchmiede und Hufbeſchlagsſchmiede eine 
Konzeifion zu erlangen haben. 

Es beftehen bejondere verkäufliche chirurgifche Gewerbe, die aber nur von 
zur Praris befähigten Perſonen ausgeübt werben können. 

3u den Sanitätsgewerben gehören die Apothelergewerbe, die zwar im Eigen- 
thum jedes beliebigen Privaten fein können, aber nur von einem im Inlande 
grabuirten Doktor oder Magifter der Pharmacie verjehen Daym tönnen. Sie 
werben periodiſch unterfucht. 

Die Gewerbe, welche ſich mit dem Verſchleiß von Mebizinalträutern, ber 
Erzeugung künſtlicher Mineralwäfler, dem Verkauf von Sauerwaffer befaffen, 
bebürfen einer Konzeffion. 

Desgleihen aud das Abbeders oder Vaſenmeiſtergewerbe. 

Das Sanitätöperjonal und die genannten Gewerbe find unter unmittelbarer 
Auffiht der Bezirksärzte (in einzelnen Ländern aud der Bezirks-Thierärzte), 
weldhe dem Landesfanitäts-Neferenten, beziehungsmweife Landesthierarzt unter- 
geordnet find. 

Als ſtändiger Veirath fungirt der mit mehreren Mitgliedern befegte Landes: 
Sanitätsrath bei den Landesſtellen und der oberfte Sanitätsrath im Minifterium 
bes Innern. 


2. Die Befimmungen über Bereitung und Verſchleiß von 
Arzneimitteln. 

Die Bereitung und ber Verſchleiß von Heils oder Arzneimitteln ift nur den 
Apothelern oder zur Führung fog. Dausapothefen berechtigten Werzten und 
Wundärzten gejtattet — und zwar nad Vorfchrift der offiziellen Phamakopöe 
und Arzneitare. Homöopathie Aerzte dürfen die Stammtinkturen und Prä: 
parate felbft verdünnt und verrieben, jedod nur unentgeltlih, an bie Kranken 
verabreidhen. 
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Zur Kontrolle muß jede Verabreihung mit dem Rezepte eines befugten 
Arztes verjehen und auf diefem die gezahlte Taxe bemerkt werben. 

Es beftehen Strafbeftimmungen zur Hintanhaltung, eventuell Ahndung von 
ſchlechter oder falfher Bereitung oder Verwechſelung ber Arzneien, dem Verlauf 
verbotener oder geheimer Arzneimittel. 

Aus dem Auslande dürfen nur Apothefer oder Privatperfonen nad einges 
holter behördlicher Erlaubniß zubereitete Arzneimaaren beziehen. 

3. Die Obſorge für die Hintanhaltung der Kurpfuſcherei. 

Die unbefugte Ausübung der ärztlihen Praris, worunter aud bie Anwen- 
dung von animaliſchem Magnetismus, Narkotifirungen und zahnärztlihen Opera- 
tionen gerechnet werden, ift unterfagt und unter Strafe geftellt. 

Die politiihen Behörden haben die Kurpfufcherei hintanzuhalten und den 
Gerichten die gewerbsmäßige Ausübung anzuzeigen. Straffällige Ausländer find 
abzuſchaffen. 

4. Sanitätspolizeiliche Aufſicht auf beſtimmte ae und 
Bertaufsgegenftänbe. 

Es gehören hierher insbeſondere Vorſchriften: 

a) welche die Reinhaltung der atmofphärifchen Luft, 

b) welche die gehörige Beſchaffenheit der Lebensmittel und Getränke, 

c) welche die Yintanhaltung von gefundheitsihäblihen Kaufs- und Ver- 
brauchögegenftänden bezweden, 

d) welche den Handel mit Giften, der nur in Folge einer Konzeifion be- 
trieben werden darf, regeln. 

5. Das Impfwefen. 

Daſſelbe wird von dem politiſchen Behörden zu dem Zwede geleitet, Die 
Impfung und Revakanation zu befördern; es ift die Mitwirkung ben Seeljorgern 
aufgetragen. 

Perſonen, welche fein Zertifitat der überfiandenen Impfung vorweifen 
können, erhalten fein Stipendium, feinen Stiftungsplag und können in feine 
öffentliche Grziehungsanftalt aufgenommen werden und find den Eltern, welche 
ungeachtet vorausgegangener Mahnung ihre Kinder nicht impfen lafien, Die Bezüge 
aus der Armenkaſſe einzuftellen. 

6. Die Todtenbeſchau. 

Die polizeiliche Todtenbeſchau hat durch hierzu beeidete Zunttionäre bei jedem 
Todesfalle zu geſchehen, um den eingetretenen Tod und die Todesurſache zu er: 
mitteln und im Falle einer anftedenden Krankheit bie geſetzlich vorgeichriebenen 
Verfügungen zu treffen, oder im Kalle des Verdachtes einer ftrafbaren Handlung 
die gerichtliche Todtenbeſchau zu veranlaffen. — Die Leichenſektion it in allen 
Fällen vorzunehmen, in welchen es aus öffentlichen NRüdfihten nothwendig ge⸗ 
funden wird. 

7. Das Verfahren bei Epidemien. 
Der Ausbrud) einer Epidemie oder die in kurzer Zeitfriſt erfolgte Erkrankung 
“rerer Perfonen an demfelben Uebel it von den Nerzten anzuzeigen, und bie 
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Staatsbehörde trifft jodann die geeigneten Verfügunpen. Es können aud be 
fondere Kommifjtonen bierwegen bejtellt werden und Nothipitäler errichtet 
werben. 

Spezielle Borfchriften beftehen bezüglich der Cholera; jund Blatterepidemien. 

8 Die Vorſchriften über Viehſeuchen. 

Die diesfälligen Vorſchriften be,iehen ſich theils auf die Hintanhaltung und 
Unterdrüdung der Seuchen, theils fpeziell der Rinderpeſt, der ‘Boden: ober 
Blatternſeuche ber Schafe, des Milzbrandes oder Anthrax, ber Maul» und 
Klauenjeuche, der Lungenſeuche aller Hausthiere, der Ruhr oder typhöfen Seuche 
des Rindes, der Fäule, Egelkrankheit oder Lungenwurmſeuche ber Schafe, des 
Rotes nnd des Hautwurmes ber Pferde, der Beihäl- oder Schankerfeuche ber 
Zugpferde, der Räude oder Kräge aller Hausthiere und der Wuthkrankheit bei 
Hunden und Katzen. 

Zur Anzeige eines Wuthfalles iſt bei ſonſtiger Strafe Jedermann verpflichtet. 

9. Vorſchriften in Betreff der Fleiſchbeſchau. 

Bei den Gewerbsleuten, die mit dem Verkaufe von rohem oder zubereitetem 
Fleiſch ſich befaſſen, iſt das zum Verkehre beſtimmte Fleiſch von dazu eidlich ver- 
pflichteten Perſonen zu beſchauen, um ungeſundes Fleiſch auszuſchließen und im 
Falle vorgefundener anſteckender Krankheit das Geeignete zu verfügen. 

Der Verkauf nicht beſchauten Fleiſches iſt unter Strafe verboten. 

10. Die Vorſchriften über das Bade- und Kurortweſen. 

Die Staatsverwaltung hat die polizeiliche Oberaufficht über alle Heilbäder 
mit Gejundheitsbrunnen, und die allgemeine Badeordnung regelt den Gebrauch 
der. Bäder in fanitärer und polizeilicher Richtung und find für wichtigere Kurorte 
eigene Kur: und Badeordnungen (3. B. für Baden, Iſchl, Gaftein, Hall, die 
böhmischen Bäder) feitgejeßt. 

11. Die Vorſchriften über die DOrganijation der Kranken-, 

Findel-, Gebär-, Irrenanftalten. 

Der Staat übt die Oberaufficht über alle dieſe Anſtalten, insbeſondere durch 
Vorbehalt der Bewilligung zur Errichtung derjelben, aus. 

Die Öffentlihen Krankenhäufer find theils Staats, theils Landes oder 
Kommunalanftalten, die öffentlihen Irren-,/ Gebär- und Findelhäufer Landess 
anftalten. i 

Die Errihtung von Privat-Irrenanftalten ift unter Beobachtung der geſetz 
lihen Vorfchriften geftattet. 

Belondere Vorſchriften regeln die Pflege der in Findelhäufern geborenen 
unehelihen Kinder, deren Mütter dieje dem Findelhaufe überlafien, Durch Privat: 
perjonen. 

Die Koften aller dieſer Anitalten werden in der Kegel von den zahlungs- 
pflichtigen Privatperfonen und den Heimathsgemeinden eingebracht, theilweije 
aus den Landesfonden beftritten; die Einhebung gefhieht im adminiſtra⸗ 
tiven Wege. 
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Ebenſo wird Vergütung für bie verpflegten Ausländer von dem betreffenden 
Staate angefprohen und beftehen biesfalls befonbere Verträge mit Italien, ben 
meiften deutſchen Staaten, der Türkei, den Donaufürftenthümern. 


12. Die Vorſchriften über Verforgungsanftalten. 

Dieje find in der Regel Kommunalanftalten — in biefelben müſſen alle 
ſolche Individuen aufgenommen werben, bie entweder an unheilbaren Krankheiten 
leiden, oder mit efelerregenden törperlihen Schäden behaftet oder ganz erwerbs- 
unfähig und ohne irgend welde Unterftügung find. 

Die Koften, injoferne fie nicht aus dem eigenen Stiftungsvermögen beftritten 
werben, find &emeindeausingen. 


1. Das Polizeiwejen in Beziehung auf das perſönliche 
phyſiſche Leben. 
A. Die Sicherheitspolizei. 
1. Das Paßweſen. 

Zur Ausweifung der Perfonenibentität im Innern des Landes gelten die 
Legitimationskarten. Dienftboten- und Arbeitsbücher. — Zu Reifen im Inlande 
bedarf der Inländer keines Pafjes, wohl aber für Reifen in das Ausland, 
deſſen Ausftellung nit verweigert werden darf. Ausländer haben fi durch 
einen orbnungsmäßigen Reiſepaß oder eine andere genügende Urkunde zu 
legitimiren. 

Auf Verlangen muß aber jeder Reiſender (In- oder Ausländer) ſich ſowohl 
über feine Perſon als die Mittel zu feinem Unterhalte ausweiſen. Verläßlichen 
Perſonen werben bloße Paßkarten zu beliebigen Reifen in das Ausland für längere 
Dauer ausgeftell. 

Diele Vorſchriften gelten nur für die Perſonen, welche nicht durch Stellung 
unter Polizeiauffiht und durch die Wehrpflicht beſchränkt find oder dem Heere 
angehören, für welche bejondere Beftimmungen beftehen, — aud bie Rüdjicdht 
auf die Hintanhaltung des Schleihhandele fordert an den Grenzen mehrfache 
Beſchränkungen. 

2. Das Meldungsweſen. 

Jeder Fremde, d. ſ. Alle, die zur Gemeinde nicht gehörig find, und im Orte 
ihren Wohnfig nicht haben, ſowie der Ein» und Austritt eines Dienftboten ift 
durch Ausfüllung der vorgefchriebenen Meldezettel bei der Ortsbehörde zu melden. 
Gaſtwirthe haben überdies Fremdenbücder zu führen. Die Unterlafjung diefer 
Vorſchriften wird beftraft. 

3. Die VBorjhriften über den Verkehr mit Waffen und Mur 
nition, 

Der Verkehr mit Waffen und Dlunition ift in der Art geregelt, daß gewiſſe 
Waffen und Munition als verbotene befonderer Ueberwachung unterliegen, 
während bei den übrigen nur ber Beſitz einer auffallenden Menge verboten ifl. 
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Die Erlaubniß, Waffen zu tragen, wird denjenigen, bie nicht ohnehin hierzu 
berechtigt find, durdy Ausftellung eines Waffenpafjes ertheilt. 

Mebertretungen der über den Verkehr mit Waffen und Munition beftehenden 
Vor ſchrijten werden durch Geld und Arreſtſtrafen und Konfiskation geahndet. 

4. Vorſchriften über bie zwangs weiſe Entfernung aus polizei— 
lien Rüdfichten. 

Die zmangsweife Entfernung aus einem Orte findet Statt: 

a) duch Abjhaffung in Folge eines Strafurtheiles oder aus polizeilichen 
NRüdfihten, mit dem fortdauernden oder auf eine beftimmte Zeit be 
ſchränkten Verbote der Rückkehr; 

b) durch zeitweife Entfernung (Abfchieben) aus polizeilihen Rüdfichten. — 
In beiden Fällen gefhieht der Vollzug entweder dur die Ausftellung 
eines Zwangspafies, d. i. Anmeifung zur Zurüdlegung einer beſtimm⸗ 
ten Marfhroute in beftimmter Zeit unter Ueberwachung der Polizeis 
organe, oder durch Schub vollzogen. 

Die Abſchiebung findet insbejondere Statt: 

a) gegen Landftreiher und arbeitsichene Perfonen, welche die öffentliche 
Mildthätigfeit in Anfprucd nehmen, 

b) gegen ausweis: und beftimmungslofe Individuen ohne Einfommen und 
erlaubten Erwerb, 

e) gegen Öffentliche Dirnen nad vorausgegangenem fruchtlofen Auftrage 
zur Abreife, 

d) gegen aus der Haft tretende Sträflinge und Zwänglinge, die ber 
Sicherheit der Perſon und des Eigenthumes gefährlich find. 

Diejelben werden entweder in ihre Heimathagemeinde oder, wenn fie Aus- 
länder find, über bie Grenze befördert. Die Abſchiebung oder Abſchaffung kann 
nur auf Grund eines polizeilihen, mittelft Rekurs anfechtbaren Erkenntniſſes 
vollzogen werden, da Art. 6 des Staatsgrundgejeges über bie allg. Rechte der 
Staatsbürger das Recht des freien Aufenthaltes gewährt. 

Die Ausführung bes Schubes gejchieht durch die Gemeinden. Die Koften 
treffen, infofern fie nicht von der abgejhobenen Perjon erfeßt werden können, 
theil® die Landesfonde, theils die vollziehende Gemeinde, theils die Heimaths⸗ 
gemeinden. 


5) Die Vorfhriften über die Stellung unter Polizeiaufſicht 

und Behandlung der Landfireiher und Arbeitsſcheuen. 
Die Stellung unter Bolizeiauffiht wird dur Strafurtheil als Folge des⸗ 
jelben ausgefprodhen und bat folgende Wirkung: 

a) Beſchränkung des Aufenthaltsortes, 

b) Pflicht zur Anzeige des Wohnungswechſels und fonftiger Auskunfts⸗ 
ertheilung an die Polizeibehörbe, 

ec) Pfliht zur Meldung in beftimmter Frift, 

d) Unbedingte Zuläffigteit der Haus und Perſonendurchſuchung. 





Desgleihen kann durch ein Strafurtheil die Abgabe in eine Zwangsanſtalt 
ober bei Perſonen unter 18 Jahren in eine Beflerungsanftalt ausgeſprochen 
werden. Beide Mabregeln dürfen nicht über drei Jahre dauern. 

Zandftreiher und Arbeitsfheue, d. i. ſolche wegen beftimmten ftrafbaren 
Handlungen beftrafte Individuen, bie aus Arbeitsfheu nicht ausweifen, daß fie 
fi auf eine erlaubte Weife ernähren, und Bettler nad) vorausgegangener 
fruchtlofer polizeiliher Verfügung werden ftrafgerichtlich behandelt. 

6. Verſchiedene polizeilihe Thätigkeit. 
Die polizeiliche Thätigkeit auf diefem Gebiete befteht weiter noch: 
a) in der bejonderen Auffiht auf beftimmte Kategorien von Indivi- 
buen als: 
«) die gerichtlich Abgeftraften, 
8) die landesverwiefenen und abgejchafften Ausländer, 
x) Spione, 
d) unbefugte Werber und Emifläre, 
&) Militärdeferteure, 
p) Bettler und Bagabunben, 
y) Zigeuner, 
9) die aus der Zwangsarbeitsanftalt entlaffenen Individuen und 
bie fonftigen ficherheitsgefährlihen Individuen; 
b) in den Maßregeln zur Hintanhaltung und Beſchränkung der Folgen 
bei Ruheftörungen; 
c) in ber Vornahme von Streifungen, welde entweder von Fall zu Fal, 
in einem ober mehreren Bezirken oder als fogenannte Landftreifungen 
fich über ein ganzes Kronland erftreden. 
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B. Die Verwaltungspolizei. 

Die hierher gehörigen Beſtimmungen lafjen fi befjer bei den ſpeziellen 
heilen der Verwaltung, zu welchen fie eigentlich gehören, 3.3. bei der Sanitäts, 
Gewerbe, Eifenbahnpolizei u. |. w. einreihen und werdeu bier nur folgende 
angeführt: 

1. Bolizeivorjhriften in Bezug auf die Sicherheit des Lebens: 

a) zur Befeitigung der Gefahren, welde durch Erplofion der Dampftefiel 
entftehen, tft die Erprobung und periodifhe Unterſuchung berfelben durd 
amtlich autorifirte Organe vorgefchrieben. 

b) Zur Befeitiguug ber Gefahren duch die Erzeugung und Leiftung dei 
Gaſes find fpezielle Vorfihtsmaßregeln bezüglid der Lage, des Baue 
ber Einrichtung des Werkes und der Verbindung der Ausleitungen nad 
Außen fowie der Ausführung der Beleudhtungsanlagen für Jedermann, 
fohin aud die Gaserzeugung für den eigenen Bedarf feftgejegt und 
die Ausübung bes bezüglihen Gewerbes an eine Konzejlion gebunden. 
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c) Bei Sprengungen in Steinbrüchen, der Abprabungen von Schotter: 
gruben, Brabung neuer oder Reparatur beftehender Brunnen find die 
Unternehmer befondere Borfichten zu beachten verpflichtet und die Aus⸗ 
übung des Gewerbes der Brunnenmeifter ift von Ertheilung einer 
Konzeſſion abhängig; 

d) Die polizeilihen Maßregeln zur Rettung von VBerunglüdten beftehen 
dort, wo nicht bejondere Rettungsanftalten find, in der Verpflichtung 
der Xerzte zur Hilfeleiftung, der Aufftellung von Rettungsapparaten 
und Feftftellung von Belohnungen für Lebensrettungen. 


2. Bolizeivorihriften bezüglich der Sicherheit des Eigenthums. 
1. Die öffentlichen Feilbietungen find von einer Bewilligung abhängig, 
und wenn nicht fpeziell davon dispenfirt ift, unter Intervention eines 
Öffentlihen Organes vorzunehmen und die gejeglihen Vorfchriften hier- 
bei zu beobachten. 

. Das im öffentlihen Verkehre gebrauchte Gewiht und Maß ift unter 
Aufficht der Polizeiorgane und fpeziel der Aichämter geftellt, welche 
legtere die Aufgabe haben, die Bezeihnung (Aichung) nad) dem metri- 
ſchen Syfteme ſämmtlicher Maßwerkzeuge, die allein im Verkehr ange: 
lafjen werden, vorzunehmen, jowie bie Polizeiorgane bei der Ueber: 
wachung zu unterftügen. 


Deffentliche Wag: und Mepanftalten können nur mit Bewilligung der 
Gewerbsbehörde errichtet werden. Die dabei verwendeten Perjonen 
müſſen von dieſer beftätigt und beeidet werden. Die einzelnen Wag⸗ 
und Meßbefunde find in vorgefchriebenen Büchern einzutragen und die 
Gebühr nad) einem behördlich beftätigten Tarife einzuheben. 


4. Die Beobachtung der Tarordnungen und Satungen, wie fie allgemein 
für Apothelerwaaren "und an einzelnen Orten bezüglich des Zleifches, 
Gebäckes u. f. w. noch beftehen, ift unter polizeilicher Aufficht geftellt 
und wird im dritten Falle ber Ueberfchreitung ftrafgerichtlih mit dem 
Gewerbsverlufte beftraft. 

Um die Meberhaltungen durch bie Verkäufer der nothwendigſten Bes 

bürfnifje bes täglichen Lebensunterhaltes und durch Wirthe hintanzu- 

halten, haben diefe Preiszettel, beziehungsweiſe Speifetarife aufzulegen. 

. Bezüglich der Anzeige gefundener Gegenftände beftehen beftimmte Bor 
ſchriften, die zugleich dazu dienen, die numismatifchen und antiquari> 
ſchen Funde im Intereffe der Wiſſenſchaft befannt werden zu laſſen. 

. Der Verlauf von Gold: und Silberwaaren ift durch die fog. Punzirung, 
das iſt die Feftftellung des Feingehaltes, durch öffentliche Aemter unter 
Kontrolle geftellt. 

8. Die Ausübung des LTröbelgewerbes, die Errichtung von Verſatz⸗ und 

Pfandleihanftalten ift von einer Konzeſſion abhängig. 
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9. Die Verheimlihung und Nichtverabfolgung nothmwendiger Lebensartikel 
durch Gewerbsleute unterliegt ftrafgerichtlicher Behandlung. 

10. Die Roalitionen der Arbeitsgeber oder Arbeitsnehmer ſowie ber Ge⸗ 
werbsleute zur Erhöhung des Preiſes einer Waare zum Nachtheile ber 
PBublitums find als rechtlich unwirkſam erflärt und die Anwendungen 
von Mittel der Einfbüchterung und Gewalt hierbei durch Strafe verpönt. 

3. Die Borfhriften in Bezug auf die Feuerpolizei. 

Es beftehen für die einzelnen Länder befondere Feuerlöſchordnungen, weld 
die Vorſchriften zur Hintanhaltung von Feuergefahren und zur Bewältigung aus 
gebrochener Brände enthalten. Befondere Aufmerkfamkeit it dem Inititut der 
freiwilligen Feuerwehren gewidmet, die den Organen ber Polizei untergeordnel 
werben. 

Zur Befeitigung von Feuersgefahren find in Betreff des Gemitterläutens, 
der Anlegung von Scierftätten, Munitions: und Pulvermagazine und Debl 
prefien, des Gebrauches von Luftballons, des Verkehrs mit Mineralölen linebe— 
fondere Petroleum) bejondere polizeilihe Vorſchriften aufgeftelt. 

4. Die Vorfhriften in Bezug auf die Baupolizei. 

Diefe find in den Bauordnungen der verfchiedenen Länder enthalten — Diel: 
find verſchiedene für das Land und bie Hauptſtädte. — Die Hauptgrundfäge ſind 

a) Zu jedem New, Zus oder Umbau, fowie zur Vornahme wejentlidt: 
Ausbefjerungen und Abänderungen ift eine behördliche Bewilligun— 
nothwenbig. 

b) Es ift das Bauprojekt nach dem vorgelegten Plane und durch ‚Lotali 
firung zu prüfen. 

ec) Wenn privatrechtliche oder öffentliche Hinderniffe entgegenftehen, iſt bit 
zur Befeitigung diefer der Bau nicht zu geftatten. 

d) Der bewilligte Bau muß genau nad dem genehmigten Bauplan und 
den bezüglich der einzelnen Objekte beftehenden allgemeinen Vorſchriften 
ausgeführt werben. 


Spezielle Vorſchriften beftehen bezügli” der Bautens a) innerhalb dei 
Rayons befeftigter Pläge, b) in der Nähe der Straßen oder Eijenbahnen. 

Bei Verbauung freier Pläe, oder von größeren Branbftätten in Stäblen 
und Märkten ift dafür Sorge zu tragen, daß ein allgemeiner Regulirungsplan, 
bei fonftigen Reubauten die nothwendige Regulirungs=(Bau-) Linie beobachtet werde. 

Die Bauten können nur von Tonzeffionirten Bauführern geleitet werden. 

Gebäude, welche den Einfturz beforgen laſſen, find, wenn dem diesfälligen 
Auftrage nicht Folge gegeben wird, zu demoliren. 

Die Uebertretung baupolizeiliher Vorſchriften unterliegt der Beftrafung 
duch die Polizeiorgane oder Strafgerichte. 

5. Vorjhriften in Bezug auf die Straßenpolizei. 


Dieje betreffen die Anlage und Benugung ber öffentlichen Straßen, Pläge um 
Wege, und babei einerfjeits Die Sicherheit, andrerjeits die Regelung des Verlehre 
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Hierher gehören die fpeziellen Verfügungen a) über die Ausrüftung der 
Laſtwagen, b) die Aufficht auf die Ordnung bei den Mauthichranten, ce) die Be: 
feitigung von Hinderniſſen des Verkehres (Verſtellung oder Verbauung), d) das 
Verbot des fchnellen und ungeregelten Fahrens und Neitens, e) die Auffiht auf 
die fihere Abgrabung der Schotter- und Lehmgruben, f) die Herftellung von 
Vegweifer, g) die Sorge für Neinhaltung der Straßen und Wege, h) die Rege— 
lung des BViehtreibens, i) die Erhaltung der Geländer, k) die Verfiherung der 
Hauslacken. 
| Die hierher gehörigen Gewerbe unterliegen bejonderen polizeilichen Vor— 

ihriften, insbejonders dahin, daß jeder Lohnkutſcher von der Polizei approbirt 
werden muß, und die Verwendung eines nicht approbirten Kutjchers der Strafe 
unterliegt, und daß Standfuhrwerfe und periodiſche Transportunternehmer einer 
Ronzeffion bedürfen. 

6. Vorſchriften in Bezug auf die Wajjerpolizei. 

Dieje bezweden die Regelung und Sicherung des Verfehres auf dem Wafjer, 
Aufftelung polizeilich überwachter Stromflußpolizei- und Hafenordnungen und 
duch die Aufficht auf alle jene Gewerbe: und Kommunifationsmittel, welche dem 

Lerlehre auf dem Wafler dienen. 

Es beftehen jpezielle Vorſchriften über den Verkehr auf der Defterreich durch— 

"liegenden Strede der Donau, — auf dem Inn, — auf der Elbe, — auf der 
Kur, dann auf der Mar) und auf den galizishen Flüffen u. |. w. 

Insbefonders ift die Ausrüftung des Schiffes, die Eignung der Schiffs- 
nannfhaft, die Benugung der erlaubten Landungspläße, die Ordnung der Fahr- 
Im und des gegenfeitigen Verkehres u. ſ. w. Gegenftand derjelben. 

Die Ausübung des Schiffergewerbes unterliegt einer Konzeffion. 
| Weiteres bezieht fich die Aufgabe der Verwaltungspolizei auf die Verhütung 
don Ueberſchwemmungen und Vorkehrungen bei und nach folden und Bejeiti- 
— jeder Lebensgefahr auf dem Waſſer. 

Weiche find Gegenſtand beſonderer polizeilicher Aufſicht in Bezug auf ihren 
Enluß auf die Geſundheit oder auf die fließenden Gewäſſer. 

Zur Verhütung von Lebensgefahren auf dem Waſſer beſtehen Verbote des 
| ens und Schleifens auf dem Eiſe aufer den dazu beftimmten Streden, des 
Meberiähreitens der Eisdede bei Thauwetter u. dergl. 

(Eortfegung folgt.) 
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Eutlaſſung des Suffurjalpfarrerd C. in Trier and dem Amte. — Stellung 
der Suffurfalpfarrer in Preußen. 


(Ext. des Gerichtsh. für kirchl. Angel. in Berlin vom 3, Oftober 1877.) 


In der Unterfuhungsfade, betreffend bas Verfahren auf Entlafjung aus | 
dem Amte gegen ben Suffurjalpfarrer an der St. Laurentius-fiche im Trier, 
Carl Auguft C., hat der Königlihe Gerichtshof für kirchliche Angelegen- 
beiten, nach Anhörung der Staatsanwaltjchaft, vertreten durch den Königlichen 
Regierungsrat) 9. 

für Recht erkannt: 
daß der Angejhuldigte, Sukkurſalpfarrer Carl Auguft C., ſchuldig, die 
auf fein Amt und feine geiftlihen Amtsverrihtungen bezügliden Vorſchriften 
der Staatsgejeße und die in dieſer Hinfiht von der Obrigkeit innerhalb ihrer | 
geſetzlichen Zuftändigfeit getroffenen Anordnungen fo ſchwer verlegt zu haben, 
daß fein Verbleiben im Amte mit der öffentlichen Ordnung unverträglich er 
ſcheint und daß derjelbe deshalb aus dem Amte als Sufkurfalpfarrer der 
St. Laurentius-Kiche in Trier zu entlaffen, ihm auch die Koften des Ver 
fahrens aufzuerlegen. 
Von Rechts Wegen. 
Gründe. 

Der Pfarrer Carl Auguft €. ift 1829 in Grumbad (Kreis St. Wendel) 
geboren. Derjelbe hat das Gymnafium zu Trier. abjolvirt, während er dajelbit 
im Konvift wohnte und fodann feine theologijhen Studien im biſchöflichen 
Seminar zu Trier gemadt. Vor 26 Jahren ift er zum SPriefter geweiht worden, | 
dann war er zunächſt Kaplan in Prüm, demnächft in Mayen und hierauf vier 
Jahre lang Pfarrer in Waldbödelheim. 

Durch bijchöflihes Dekret vom 14. Juni 1858 wurde er vom 25. Zumi 


vogle | 


| 


defielben Jahres ab zum Pfarrer an der St. Laurentius-Kirche — Unferer lieben 
Frauen — zu Trier ernannt. Während er diefes Amt befleidete, war ex zeit: 
weilig Zofal-Schulinfpektor und Seelforger an der Strafanftalt in Trier. Beider 
Funktionen wurde er im Jahre 1876 (Januar) von der Königlichen Regierung 
zu Trier entſetzt. 

Das Verhalten des Pfarrers C. nad Erlaß der Geſetze vom Mai 1873 
veranlaßte den Ober - Präfiventen der} Nheinprovinz! durch) Schreiben vom 
15. April 1876 bei dem damaligen Biſchofe von Trier, Dr. Eberhard, die 
Einleitung des Firhlichen Unterfuchungsverfahrens auf Entlafjung aus dem Amte 
gegen C. zu beantragen. 

Gemäß Schreiben des Biſchofs vom 13. und 24. Mai ej. a. überwies der- 
jelbe den Antrag des Oberpräfidenten förmlich dem bifhöflichen Offizialate zur 
Unterfuhung und Entjheidung. 

Bald darauf — am 30. Mai — ftarb der Biſchof Eberhard; eine gejeß- 
lie Diözefanverwaltung trat nicht ins Leben und die Thätigleit des DOffizialates 
hörte auf. Aud wurde durch Urtheil des Königlichen Gerichtshofes der Erz 
biſchof Dr. Melchers von Köln am 28. Juni 1876 aus jeinem Amte entlafjen. 

Der Dber-Präfident der Rheinprovinz ſah ſich daher veranlaft, den C. 
jelbft, der nunmehr unter feiner kirchlichen Behörde innerhalb des Deutſchen 
Reiches ftehe, auf Grund des $. 25 des Geſetzes vom 12, Mai 1873, am 
27. Zuli 1876 aufzufordern, jein Amt niederzulegen, widrigenfalls beim König- 
lihen Gerichtshofe das Verfahren auf Amtsentlafjung eingeleitet werben würde. 

Durch Schreiben vom 2. Auguft ej. gab hierauf C. die Erklärung ab, daß 
er dieſer Aufforderung unmöglich entjprechen könne. 

In Folge diefer Erklärung hat am 26. Auguft ej. der Königliche Ober- 
PBräfibent der Rheinprovinz bei dem Gerichtshofe den Antrag auf Einleitung des 
Verfahrens behufs Entlafjung des C. aus feinem Amte geftellt. 

Der Gerichtshof hat, diefem Antrage entjprechend, am 13. September 1876 
die Borunterfuhung beſchloſſen. Diejelbe ift duch ein vom Königlichen Appel 
lationsgerihtshofe zu Köln ernanntes Mitglied des Königlichen Landgerichtes zu 
Trier geführt worden. Mit der Wahrnehmung der Verrichtungen der Staats: 
anwaltjhaft ift von Seiten des Minifteriums der geiftlihen Angelegenheiten der 
Königlide Regierungsrath H. zu Trier beauftragt. Derjelbe hat nad dem 
Ausfall der Borunterfuhung, welder dem Gerichtshofe zur Einftellung des Vers 
fahrens feine DVeranlaffung geboten, den Pfarrer C. auf Grund des $. 24 
des Geſetzes über die kirchliche Disziplinargewalt vom 12. Mai 1873 in der unter 
bein 23. Mai 1877 eingereichten Anklageſchrift beſchuldigt, als Kirchendiener bie 
auf jein Amt und feine geiftlihen Amtsverrihtungen bezüglichen Vorſchriften ber 
Staatsgejeße und die in diefer Hinfiht von der Obrigkeit innerhalb ihrer Zu: 
fändigkeit getroffenen Anordnungen jo ſchwer verlegt zu haben, daß fein Ver⸗ 
bleiben im Amte mit der öffentlihen Ordnung unverträglich erſcheint, und 
Darauf geftüst, beantragt: 
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„ben Carl Auguft E. zur Entlaffung aus feinem Amte als Pfarrer an der St. 
Laurentius⸗Kirche zu Trier zu verurtheilen.” 

Diefe Anſchuldigungsſchrift nebſt Vorladung zum Termine vom 3. Dt! 
tober er. ift dem Angefchuldigten am 15. September cr. vorſchriftsmäßig be: 
händigt worden. 

Vor Darlegung ber einzelnen Beihuldigungspuntte, auf welche das Geſetz 
vom 12. Mai 1873 Anwendung findet, hebt die Anfchuldigungeichrift das Vers 
halten des Angejchuldigten vor diefem Geſetze hervor. 

Obgleich der Angeſchuldigte nicht offizielles Mitglied des Vereins ber 
Deutſchen Katholiken zu Mainz gewejen, jo habe er doch die Beftrebungen dieſes 
Vereins eifrig gefördert, auch habe er dem Verein „Unitas“ in Trier, weldyer bis 
zu feiner am 4. März 1874 erfolgten Auflöfung wefentlih Einwirkung auf die 
politifchen und ſtädtiſchen Wahlen im ultramontanen Sinne bezwedte, als eines 
der thätigften Mitglieder angehört. e . 

Die Unterfuhungsatten enthalten in biefer Beziehung ein Schreiben des 
Dpberbürgermeifters de N., in welchem die vorftehenden Thatfachen bekundet 
werben. Der Beſchuldigte jelbft giebt zu, Mitglied des Vereins „Unitas“ ge 
mejen zu fein. 

Ferner nimmt die Anfhuldigungsfchrift Bezug auf einen Konflitt mit ben 
Strafgejegen, in welchen ber Angefchuldigte im Sommer 1872 gerathen fei. In 
Nr. 198 der Trierfchen Zeitung vom 26. Auguft 1872 und Nr. 35 des Sonntags: 
blatts für die Diözefe Trier, „Eucharias“ vom 1. September ej. wurde eine von 
dem Angefhulbigten und einer großen Anzahl anderer Perſonen unterzeichnete 
Erklärung veröffentlicht, welche eine herbe Kritit einer von ber Königlichen Res 
gierung zu Zrier erlaffenen Verfügung, wodurch den Redemptoriften zu Trier die 
Fortfegung einer in Wehlen begonnenen Miffion unterfagt und für die Zukunft 
jede weitere Miffion verboten wurde, enthielt und diefe Verfügung insbefondere 
als eine unerhörte, willfürliche, nicht geſetzliche Maßregel bezeichnete. Diejerhalb 
auf Strafantrag der Königlihen Regierung zu Trier vor Gericht geftellt, wurde 
©. und die übrigen Unterzeichner der Erklärung durch Urtheil der Zucht 
polizei:Appellationstammer des Königlichen Landgerichts zu Trier vom 18. März 
1873, — beftätigt durch Erkenntniß des Königlichen Ober:Tribunale vom 
30 Juni 1874 — der Beleidigung der Königlichen Regierung zu Trier für über- 
führt erflärt und Jeder von ihnen in eine Geldbuße von 15 Thlr. (ſubſ. 5 Tage | 
Haft) und folidariih in die Koften des Verfahrens verurtheilt. | 

Seitdem der Staat genöthigt worden, feine Souveränität auf dem kirchen⸗ 
politiihen Gebiete feit zu beftimmen und energiſch zu wahren, trat bei ©. 
— fo behauptet die Anſchuldigungsſchrift weiter — fofort die Nichtachtung der 
deshalb erlafjenen ftaatlichen Gefege und der Widerftand gegen die Anordnungen 
der Obrigkeit entjchieden hervor. Als Larakteriftiich für diefe finatsfeindlihe Ge 
finnung führt die Anſchuldigungsſchrift an, daß der Angefchuldigte eingn in der 
Nr. 166 der Mofelzeitung vom 16. Oktober 1873 veröffentlichten Wahlaufruf, | 
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d. d. Trier, den 16. Dftober 1873 mitunterzeichnet, in welchem der Gegenjag 
feiner Partei zu der Staatsregierung ſcharf betont und unter Nr. 1 die Bes 
folgung ber neueren kirchenpolitiſchen Gefege geradezu als eine Rebellion gegen 
die von Chriftus geftiftete Kirche und gegen die von Gott beftellten Hirten der⸗ 
felben bingeftellt werde. 

Der Wahlaufruf liegt vor und lautet die bezogene Nr. 1 ber Hauptpunkte 
des Programms wie folgt: 


„I. Wir wollen feine Rebellen fein gegen den Staat; wir wollen aber auch 
feine Rebellen fein gegen die von Chriftus geftiftete Kirche, insbefondere 
nit gegen die von Gott beftellten Hirten der Kirche. Wir wollen 
Eintracht und Frieden zwiſchen Kirche und Staat, und beshalb: Be: 
feitigung der neuen kirchenpolitiſchen Geſetze durch die berechtigten 
Faltoren, Wiederherftellung der um ihretwillen veränderten preußifchen 
Verfaffung. u. ſ. w. 

Der Beihuldigte felbft hat über feinen Standpunkt zu den Tirchenpolitifchen 
Geſetzen im Allgemeinen fi) vor dem Unterfuhungsrichter dahin ausgelaffen: 
„diefer Standpunft kann für mic) fein anderer fein als derjenige, welchen das 
Oberhaupt der Kirche und der Deutſche Episkopat dazu einnehmen, die in jenen 
Geſetzen einen fo ſchweren Eingriff in die göttlichen Nechte der Kirche und der 
Religion überhaupt erkennen, baß fie feinen Anftand nehmen, jede Mitwirkung 
des Klerus zur Ausführung derfelben als eine Hülfeleiftung zur Vernichtung der 
katholiſchen Kirche in Preußen zu bezeichnen.” 

Im Einzelnen erhebt die Anklageſchrift folgende Beſchuldigungen. 


I 


In Betreff des Verhaltens des Geifllihen R. beſchuldigt die Anklage 
Schrift den Angefhuldigten der wiflentlihen thätlihen Beihülfe zur Vornahme 
von Amtshandlungen in einem Amte, welches dem R. ben Vorfchriften der 
88. 1 biß 3 des Geſetzes vom 11. Mai 1873 zuwider, übertragen worden ſei. 


Der Geiftlihe R. mar, wie dies der Angefchulbigte bei feiner Verneh- 
mung felbft angiebt, ohne Befolgung ber Vorſchriften des eben bezogenen Ge⸗ 
ſetzes, vom Biſchof von Trier zum Kaplan in Rübenach, im Regierungsbezirk 
Koblenz, angeftellt. Trotzdem hat der Angefchuldigte dem R., nachdem ders 
jelbe wegen wiberrechtlicher Amtshandlungen zehnmal verurtheilt und von der 
Königlihen Regierung zu Koblenz aus dem Regierungsbesirte ausgewieſen war, 
am 27. Dezember 1874 geftattet, in der Pfarrliche St. Laurentius das Hochamt 
abzuhalten. Dieferhalb vor Gericht geftellt, gab der Angefhuldigte zu, feine 
Erlaubniß zur Abhaltung des Hochamtes dem R. ertheilt zu haben, nicht aber, 
die Ungefeglihleit der Anftellung des R. und deſſen Ausweifung gekannt zu 
haben. Der Angefhuldigte wurde in erfter Inftanz "freigeiprohen, „weil als 
feftftehend nicht angenommen werben könne, daß der Angeſchuldigte gewußt habe, 


daß R. wegen Vergehen gegen ben 8. 23 des Gefekes vom 11. Mai 1873 
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beftraft worden und als gejegwibrig angeftellter Geiſtlicher eine geiftlihe Amte- 
bendlung in Vertretung des Beſchuldigt en vorzunehmen fi) eingeftellt hatte.” 

Dagegen erflärte die Zuchtpolizei-Appellationstammer des Königlichen Lands 
gerichts zu Trier den Angejhulbigten der ihm zur Laft gelegten öffentlichen 
Hülfeleiftung beim Vergehen des R. überführt und verurtheilte ihn zu einer 
Geldftrafe von 30 Mark, eventuell zu einer Gefängnißftrafe von einer Woche. 
Das Urteil Eonftatirt in feinen „Gründen“, daß R. ausweife der vorliegen- 
den Urtheilsauszüge ‘vom Königlichen Landgericht zu Koblenz zehnmal wegen 
Vergehens gegen den ebenbezogenen 8. 23 beftraft worden und fobann aus dem 
Kegierungsbezirt Koblenz ausgewiejen worden ſei; e8 erwägt fodann bezüglich 
der Frage der Kenntniß des Angefhuldigten, „daß mit Rüdficht auf die ob- 
waltenden Verhältniſſe, nämlich daß R. in Trier gebürtig, im Trierer Se- 
minar gebildet, jo wie vom Bischof von Trier zum Priefter geweiht und als 
Rapları angeftellt, jodann nach Beitrafung und Ausweifung nad Trier zurüd: 
gekehrt und mit dem Angeſchuldigten wegen Vornahme von kirchlichen Hand⸗ 
lungen in Berbindung getreten if, — an bie Kenntniß bes Legteren von der 
ungejeglihen Anftellung um jo weniger gezweifelt werben kann, als er feine Un- 
kenntniß nicht einmal mit Beftimmtheit behauptet”. 


Der in der DVorunterfuhung vernommene Zeuge, Polizei-Kommiſſar 
Sch. in Trier bekundete in diefer Beziehung noch, daß bie „Sperrung“ 
des R. dort notoriſch geweſen, namentli in Trierer Blättern geftanden habe, 
alfo dem Angeſchuldigten nicht unbelannt habe fein Tönnen. 


Der Angeſchuldigte hat bei feiner Schlußvernehmung in ber Vorunterfuhung 
ſich in Betreff diefer Frage geäußert, wie folgt: „ich muß dabei bleiben, daß ich 
bei der Einladung des R. zum Hochamte an den Unjſtand (feiner Sperrung 
in keiner Weife gedacht habe und daß R. mir aud eine Mittheilung darüber 
vorher nicht gemacht hatte. 


I. 


Den zweiten Bejhuldigungspunft bildet in der Anklagefchrift das Verhalten 
bes Angeſchuldigten zu den gefegwidrigen Amtshandlungen des GBeiftlihen Sch. 


Sm Herbſte 1873 wurde der Neopresbyter Sch. durch ben Biſchoſ 
von Trier, ohne Beobachtung der Vorjähriften des Gejeges vom 11. Mai 1873, 
zum Kaplan an der Pfarrei St. Laurentius ernannt. Der Angefchuldigte giebt 
zu, daß ihm die Geſetzwidrigkeit diefer Anftellung bekannt gewejen fei, behauptet 
aber, er habe nach dem von ihm eingenommenen Standpuntte dennoch diefe An⸗ 
ſtellung als eine richtige annehmen müſſen. Der Angeſchuldigte räumte daher 
dem Sch. eine Wohnung in feinem SPfarrhaufe ein, und ermächtigte auch 
in feiner Eigenfhaft als Lokal⸗Schulinſpektor, welche ihm erit am 3. Januar 1872 
entzogen wurde, den Sch. zur Ertheilung des Neligionsunterrichts in der 
Knaben: und Mädchenſchule der Pfarrei St. Laurentius. Außerdem ließ er ihn 
geiftliche Amtsverrichtungen der mannigfachften Art in feiner Pfarrei vornehmen 
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und als Kaplan der Pfarre fungiren. Am 5. Dezember 1873 wurde dem 
Sch. von ‚dem Polizei s Rommiffer Sch. — mie dieſer jelbft in ber Bor: 
unterfuhung als Zeuge bekundet — in Gegenwart des Angeſchuldigten, eine 
Verfügung des Königlichen Ober-‘Präfidenten der Rheinprovinz mitgetheilt, wos 
nad) er fi) der Vornahme aller und jeder Amtshandlungen zu enthalten habe. 
Nichtsdeſtoweniger fungirte Sch. — nah der Ausfage des obengenannten 
Zeugen — weiter und wurde bieferhalb wiederholt, namentlih am 22. De- 
zember 1873, 26. Ianuar, 6. März, 18. April und 26. September 1874 zu 
Geldftrafen fubfidiariich zu Gefängnißſtrafen verurtheilt. Die legteren wurden, 
da Sch. zahlungeunfähig war, vollfiredt. In der Zeit, in welcher er nicht 
im Gefängniß war, hatte er Aufenthalt und Wohnung im Pfarrhaufe von 
St. Laurentius. Der Verbüßung der Strafe, welche durch das Urtheil vom 
18. April 1874 über ihn verhängt war, entzog er fih Anfangs Suli 1874 durch 
die Flucht, erſchien jedoh am 12. vefjelben Monats in bürgerlicher Kleidung 
und celebrirte in der St. Laurentiussfiiche das Hochamt. Der Verhaftung 
wußte er fi, troß der von der Polizei getroffenen Veranftaltungen zu entziehen. 
Weiter gelang es ihm, troß des gegen ihn erlafjenen Stedbriefs, am 26. Juli 
wiederum in die Laurentius⸗Kirche einzutreten und dort die Meſſe zu celebriren. 
Als er in Begleitung des Angeſchuldigten die Kirche verließ, wurbe er verhaftet. 
Der Angefhuldigte bemwirthete nun no, mit Genehmigung des Polizeibeamten, 
den Sch. im Pfarrhaufe mit einer Taſſe Kaffee und begleitete — nad ber 
Ausfage des Zeugen, Polizei-Agenten B. — ihn dann zum Arreſthauſe. Auf 
der Straße war — nah den Ausfagen der Zeugen Sch. und B. — eine 
dichte Volksmaſſe, welche fi in Aufregung befand, aus der Hurrahrufe erfolg: 
ten. Anton St. wurde wegen dieſes Stanbals auf, Grund des 8. 360 Nr. 11 
des Strafgefegbuchs zu einer Geldftrafe von 5 Thlr. verurteilt. 

Nah Verbüßung der Strafe aus dem Urtheil vom 18. April 1874 am 
26. September Vormittags 5% Uhr aus dem Arrefthaufe entlaffen, begab 
ſich Sch. fofort in die Laurentius - Kirche und celebrirte dort Die erſte 
Mefje, welche gewöhnlid um 5% Uhr ftattfindet, eine Stunde fpäter, um 
6: Uhr. : 

Am 9. Oktober 1874 verfügte die Königliche Regierung zu Trier die Aus: 
weifung bes Sch. aus dem Regierungsbezirk; diefe Verfügung wurde bem- 
felben am 15. Oktober ej. zwar nicht im SPfarrhaufe, fondern — nad der 
Ausfage des Zeugen B. — auf ber Straße zugeftellt, doch meint die Anſchul⸗ 
digungsſchrift, es könne feinem Zweifel unterliegen, daß der Angefchuldigte, 
der dem Sch. bei fi Wohnung geftattete, von der Ausmweifungsverfügung jofort 
Renntniß erhalten babe. » 

Am 21. Dftober 1874 wurde Sch. auf ber Straße verhaftet und am 
folgenden Tage über die Grenze des Regierungsbezirks transportirt. Nichts- 
deſtoweniger Tehrte derſelbe alabald nach Trier zurüd, ſchlich fi, von der Polizei 
unbemerkt, am 25. Dftober in die Laurentius-Rirche ein, celebrirte dort, unter 
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Beftattung des Angeihuldigten, wie diefer ſelbſt zugefteht, das Hochamt und 
verſchwand dann wieder. 

‚ Da feine Rückkehr zum 1. November mit Sicherheit zu erwarten ftand, fo 
wurden zu feiner Verhaftung umfafjende Vorbereitungen getroffen. Der Ange 
ihuldigte jelbft vermuthete nach feiner Ausfage, daß Sch. vor dem Eintritt 
in die Kirche verhaftet werben würde und dann das Hochamt nicht ab- 
halten könne. Er hatte fi) zu dem Ende nüchtern gehalten, um für dieſen Fall 
das Hochamt ſelbſt zu celebriren. Indeß gelany es aud) diesmal dem Sch., 
unentdedt in die Kirche zu gelangen, und dort das Hochamt zu celebriren. 
Der Angejchuldigte entfernte ‚fi dann, nad) feiner Ausfage, aus der Kirche, 
nachdem jer bie Predigt abgehalten, beruhigt, wie er angiebt, weil er an- 
nahm, daß Sc. während bes Gottesbienftes nicht verhaftet werden würde. 
Da zu bejorgen, daß Sch. nad) dem Gottesdienfte eben jo heimlich ver- 
ihwinden werbe, als er eingetreten war, jo ftellten ſich ſchon während der Meſſe 
mehrere Boligeibeamten in der Kirche auf, in der Abficht, nach Beendigung der⸗ 
jelben den Sch. zu verhaften. Sch. blieb, als die Meſſe beenbigt, noch 
im Ornat am Altare, während die afliftirenden beiden Geiftlihen fih ent- 
fernten. Als demnähft die Polizeibeamten zur Verhaftung des Sch. jchrit- 
ten, artete die bis dahin ſchon vorhandene Aufregung des Publilums in 
Zumult und förmlidhe Wiberfegung gegen die Polizei aus. Diefer Vorfall gab 
Veranlajjung, mehrere Perfonen, insbejondere Anton St. und Mar St. 
wegen gewaltfamen Widerftandes gegen die in rechtmäßiger Ausübung ihres 
Amtes begriffenen Polizeibeamten vor das Schwurgeriht zu verweilen. Zur 
Aburtheilung der Anklage wurde durch Beſchluß des Anklagefenates bes Appel 
lationsgerichtöhofes zu SKdin wegen der zu Trier herrichenden Aufregung ber 
Königlihe Affifenhof zu Saarbrüden beftimmt und berjelbe verurtheilte ben 
St. zu einer Gefängnißftrafe von 1 Jahr, den St. zu einer folden von 
9 Monaten. 

Auf melden Wege der Sch. am 1. November in die Laurentius 
Kiche gekommen, hat fi) nicht feftitellen lafjen; die Anſchuldigungsſchrift hebt 
jedod hervor, daß einestheild der Angefhulbigte durch das bei den Alten befind- 
lie Urtheil des Polizeigerihts zu Trier vom 17. Dezember 1874, wegen Bes 
herbergung des Sch. in der Zeit vom 25. Oktober bis 1. November ohne 
polizeiliche Erlaubniß zu einer Geldftrafe von 2 Mark verurtheilt worben if, 
anderentheils dem Sch. — nad ber Ausfage der Zeugen Sch. und Sch. — 
bei jeiner Verhaftung ein Schlüffel abgenommen wurde, welcher, wie der Zeuge 
Sch. ſich durch Probe überzeugte, die Thüre des Pfarrhaufes ſchloß. 

Demnächſt ift der Angeſchuldigte durch Urtheil der Zuchtpolizeitammer bes 
Königlihen Landgerichts zu Trier wegen wiſſentlich dur Rath und That ge 
leiſteter Beihülfe zu den am 25. Oftober und 1. November 1874 von Sch. 
verübten Vergehen gegen den &. 23 des Geſetzes vom 11. Mai 1873 zu 300 Mt, 
event. 3 Monat Gefängniß verurtheilt worden. Auf die Berufung des Ange- 
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ſchuldigten ift dieſes Urtheil, jedodh nur bezüglich des Strafmaßes, abgeändert 
worden, indem die Strafe auf 100 Mk., event. 1 Monat Gefängniß berabgefegt 
worden. 


Meberdies hat der Angejchuldigte auch bezüglich des 1. November in feinem 
Verhör ausbrüdlich zugeftanden, ba er dem Sch. zur Abhaltung des Hoch⸗ 
amtes an jenem Tage die Grlaubniß gegeben habe. Die Anſchuldigungs⸗ 
ſchrift fieht demgemäß in dem ganzen Verhalten des Angeſchuldigten einen Grund, 
demjelben eine weſentliche Mitverantwortung für die an die Verhaftung des 
Sch. ſich anliegenden Exzefje und gewaltſamen Wiberftandsleiftungen gegen 
Beamte beizulegen. Der Angeſchuldigte felbft lehnte jede Verantwortlich⸗ 
keit ab; er babe zwar dem Sc. die Abhaltung ber Mefle an den frag- 
lihen beiden Tagen geftattet, auch gewußt, daß Sch. verhaftet werben 
follte, aber er habe demfelben keine Beihülfe geleiftet, fich der Verhaftung zu 
entziehen; auch habe er nicht erwartet, daß die Verhaftung in der Kirche erfolgen 
werde, fonft würde er in ber Kirche geblieben fein, und würde die Vorgänge 
am 1. November durch feine perfönlihe Einwirkung höchſt wahrſcheinlich ges 
binbert haben. 

An die Vorgänge bes 1, November knüpft ſich noch eine weitere Handlung 
des Angefhulbigten, welche die Anfchuldigungsfhrift als eine weitere ſchwere 
Verſchuldung defjelben qualifizirt. 


Am 6. November 1876 wurde nämlidy dem ObersProfurator zu Trier eine 
von dem Angefhuldigten und drei andern Kirchenrathsmitgliedern unterzeichnete 
Eingabe eingereicht, in welder den bei ber Verhaftung des Sch. am 1. Nos 
vernber thätig geweſenen Beamten in grellen Farben flrafbare Handlungen 
- und Verlegung der Amtspflichten vorgeworfen wurden. Die Unterzeichner wurben 
in Folge defjen wegen wifjentlich falſcher Denunziation vor Gericht geftellt und 
der Angefchuldigte durch Urtheil der Zuchtpoligei-Nammer des Königlichen Lands 
gerihts zu Trier vom 16. Juli 1875 zu einer Gefängnißftrafe von drei Mo⸗ 
naten verurtheilt; biefes Urtheil wurbe auf die Berufung des Angeſchuldigten, 
iebod nur bezüglich des Strafmaßes, abgeändert, indem die Befängnißftrafe auf 
ein Monat reduzirt wurde. 

ALS der Angeſchuldigte nad) Verbüßung diefer Strafe am 30. September 1875 
aus ber Strafanftalt entlafien worden war, wurde er — nad Ausfage des 
Zeugen, Polizei⸗Kommiſſar Sch. — von verjhiedenen feiner Pfarr » Einge- 
ſeſſenen feierlihft empfangen; das Pfarrhaus war mit Blumen und Kränzen 
geihmüdt, eine Schülerin begrüßte ihn mit einem &ebichte. Der Angejchulbigte 
ftellte in Abrede, dieſen feierlihen Empfang feinerjeits veranlaßt zu haben; er 
habe nichts davon gewußt, andererſeits aber auch kein Bebenken gehabt, bie 
Sreudenbezeugungen feiner Pfarrlinder über feine Rückkehr entgegenzunehmen. 
Unordnungen find dabei — nad) dem Zeugniß des Polizei⸗Kommiſſar Sch. — nicht 
vorgefommen. 
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II. 


Der dritte Anſchuldigungspunkt der Anfchuldigungsiärift ſchließt fi an 
folgenden Vorgang: 

Unter dem 2. Sanuar 1875 hatte der Königliche Ober-Präfident ber Rhein⸗ 
provinz den Bifhof Eberhard von Trier auf Grund ber 8$. 18 und 19 bes 
Gejeßes vom 11. Mai 1873 aufgefordert, die Sulkurfalpfarreien feiner Diözele 
dauernd zu bejegen. 

Der Bifhof hatte diefer Aufforderung zu entfprechen, abgelehnt, weil durch 
eine Verordnung bes Biſchofs v. Hommer vom 19. Oktober 1827 in der Diözefe 
Zrier der Unterjchied zwiſchen SKantonspfarrern und Suklurfalpfarrern auf 
gehoben fei, 

Der Ober: 'Präfident, welcher biefen Einwand nicht durchſchlagend erachtete, 
wiederholte am 9. Juli 1875 feine Aufforderung, die dauernde Bejegung der 
bisherigen Sufkurfalpfarreien vorzunehmen, und ſetzte, da dies nicht gefhah und 
inzwifchen auch der Herr Minifter der geiftlichen Angelegenheiten auf Beſchwerde 
bes Biſchofs der Auffaffung bes Herrn Oberpräfidenten beigetreten war, eine 
Geldftrafe von 150 ME. für jede der 546 Sufturfalpfarritellen feft. 

In Folge des Verhaltens des Angeſchuldigten jah fi) der Ober-Präfident 
veranlaßt, unter dem 9. Auguft 1875 anzuordnen, daß dem Angefchuldigten als 
Inhaber einer Sukkurfalpfarrei die im $. 22 Abf. 2 des Gejeges vom 11. Mat 
1873 vorgejehene Benachrichtigung von der gegen den Biſchof von Trier erfolgten 
Einleitung des Zwangsverfahrens behufs dauernder Bejegung der Suflurfal 
pfarreien zugeftellt werde. Diefe Zuftelung fand am 13. Auguft ej. durch ben 
PolizeisAgenten B., — wie biefer jelbft als Zeuge bekundet und der An-- 
geihuldigte als richtig anerkennt — ftatt. Dbgleih nach dem zitirten Pa- 
ragraph des Gejees von 1873, wie dem Angefchulbigten auch belannt war, in 
Folge diefer Benachrichtigung geiftliche Amtshandlungen in der Pfarrei St. Lau⸗ 
rentius bei Strafe von ihm nicht weiter vorgenommen werben durften, fuhr ber 
Angeſchuldigte dennoch fort, wie er jelbft gefteht und die Zeugen Sch. 8. und 
Küfter R. befunden, die Pfarre wie bisheran zu verwalten und die mannigfal- 
tigften geiftlichen Amtehandlungen vorzunehmen. 

Dieſe fortgejegten Zuwiderhandlungen gegen das geſetzliche Verbot bilden 
den dritten Beſchuldigungspunkt der Anſchuldigungsſchrift. 

Der Angefhuldigte wurde wegen diejes Verhaltens wiederholt vor Gericht 
geftellt und zunächft durch Urtheil des Landgerichts zu Trier, in erfter Inſtanz 
am 3. September, in zweiter Inftanz am 9. November 1875, auf Grund eines 
Tontradittorifchen Verfahrens zu einer Geldſtrafe von 300 Mk., event. zu einer 
Gefängnißftrafe von drei Monaten verurtheilt. Dieſer Verurtheilung folgten, 
da der Angeſchuldigte fortfuhr, ala Pfarrer zu fungiren, während der Jahre 1875 
und 1876 noch weitere 13 Verurtheilungen zu einer gleichen Strafe. Bei diefen 
weiteren Verurtheilungen ift der Angefchuldigte nicht mehr erfchienen, hat viels 
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mehr durch Oppofitionen und Appellationen die ſchließliche rechtskräftige Ent: 
ſcheidung möglichſt hinausgeſchoben. 

So wie ber Biſchof Eberhard gegenüber dem Oberpräſidenten, hat auch 
der Angeſchuldigte ſowohl bei der erften firafrichterlichen Verfolgung als in feinen 
Verhören in dem gegenwärtigen Verfahren den Einwand erhoben, daß die Pfarrei 
St. Laurentius um deswillen nit als Sulturfalpfarrei zu erachten fei, weil 
durch eine vom früheren Biſchof v. Hommer am 19. Oktober 1827 in Weber: 
einflimmung mit dem damaligen Ober-Präfidenten und dem Königlichen Mi- 
nifterium erlafjene Verfügung die Sukkurſalpfarreien der Diözeſe Trier zu ſelbſt⸗ 
ftändigen Pfarreien mit dauernd angeftellten Pfarren umgewandelt wor- 
dent feien- 

Ueber diefe Verfügung des Biſchofs v. Sommer, ihre Bedeutung und ihre 
Ausführung ergiebt die Borunterfuchung folgendes: 

Am 15. Dezember 1825 richtete der Biſchoſ v. Hommer an den damaligen 
DOber-Präfidenten der Rheinprovinz, Staatsminifter Schr. von Ingersleben, 
ein Schreiben folgenden Inhaltes: 

„Die von der franzöfiihen Okkupation noch herrührende Eintheilung ber 
Diözefe in Kantons: und Sukkurſalkirchen paßt nicht auf die Verfaſſung ber 
Deutſchen Kirche, fie ift in dem allgemeinen Kirchenrecht nicht gegründet und 
fagt der Verwaltung bes Kirhenvermögens und ber Disziplin der Geiſtlichkeit 
nicht zu, da die Kantonspfarrer eigentlidy feine Iurisdiktion hatten. Es ift 
daher fhon lange der Wunfch geweien, die Diözefe wieder in Archidiakonate 
und dieſe in Delanate oder Landkapitel einzutheilen.” 

„Dieſe neue Eintheilung führt nothwendig nach fi) die Beitimmung ber 

* Befugniffe der Archidiakone, der Erzpriefter, der Dekane, Definitoren 2c. und 
die Feſtſetzung biefer hatte zur Folge, daß Verſchiedenes hinſichtlich der Ver: 
waltung des Kirchenvermögens berührt werden mußte. ....” 

„Daß ben Delanen für bie Auffiht auf die ihnen untergeordnete Geift- 
lichkeit einige Mtilitäten zuerlannt werben mußte, lag in der Natur der 
Sade.....” 

„Bas die Eintheilung der Pfarreien angeht, jo hört die Benennung 
Sukkurſalkirche in Zukunft auf. Alle find jelbftftändige Pfarreien und find 
nur durch den allgemeinen Nerus dem mit gewifjen Rechten verjehenen Dekan 
ober Erzpriefter untergeordnet. In Hinfiht der Pfarr-Revenden und infonders 
des Staatsgehaltes ändert die Eintheilung nichts, fondern die Pfarreien bleiben 
hiernach in ihren vier Klaffen, wie bisher, unterſchieden, nämlich in Pfarreien, 
welde 1500 Franken, in ſolche, welche 1000, andere weldhe nur 500 Franken 
Staatsgehalt haben und endlich jene, welde kein Staatsgehalt haben und zur 
Laſt der Gemeinde find.“ 

„Mit der Begrenzung ber Kapitel habe ich zur Regel gemacht, daB fie mit 
den Grenzen der Landkreiſe die nämlichen fein ſollen .....“ 

„3% beehre mid nun, Ew. Excellenz den Entwurf der Statuten für bie 
Trierſche Diözefe mit. .... Anlagen ..... vorzulegen, damit Hoch Sie die 
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ſelben prüfen laſſen mögen und falls nicht Exrhebliches dagegen eingemwenbet 
werben follte, zuzugeben, baß ich fie der gefanımten Trierſchen Geiſtlichkeit durch 
den Drud bekannt made.” 

Der Minifter von Altenftein genehmigte den eingefandten Entwurf durch 
Reſtript vom 24. Juni 1827 an den Ober-Präfidenten, und leßterer ſetzte durch 
Schreiben vom 28. ej. den Biſchof von diefer Genehmigung in Kenntniß. Der 
Minifter fagte in dem Genehmigungsſchreiben: „Die Delanatseintheilung fheint 
mir fo zweckmäßig als möglich und auch gegen bie (in der Anlage enthaltenen 
Inftruktionen an die Landdechanten finde ich nichts weſentliches zu erinnern..." 

In Folge diefer Genehmigung erließ der Biſchof v. Hommer am 19. Of 
tober 1827 folgende Verordnung, nachdem er auch für die Einleitung zu der 
felben noch fpeziell die Genehmigung bes Ober⸗Präſidenten eingeholt hatte, Die 
felbe lautete folgendermaßen: 


„Son lange war es ein nicht geringes Hinderniß in der Verwaltung ) 


Unferer Diögefe, daß fie nad) den damaligen politiſchen Verhältniſſen nicht 


zwedmäßig eingetheilt war oder die bisher beftandene Eintheilung 
wegen ber inmittelft eingetretenen häufigen Veränderungen die wohlthätigen 
Wirkungen nicht mehr haben Tonnte, welche fi) von einer beſtimmten ge 
fhiedenen Trennung ber Theile, die den Geſchäftsgang erleichtert, erwarten 
lafien. Obgleich wir nun bedacht darauf waren, unter Unſerer Geiftlichteit 
ſolche Vereine mit gehörigen Abftufungen einzuführen, die den heutigen Um: 
Händen am angemefjenften geweſen wären, jo blieb doch bei der entſchiedenen 
Beiſtimmung im Ganzen noch Manches übrig, worüber die Anfichten ver 
ſchieden fein konnten. Wir find baher mit mehreren ..... Männern zu Rat 
gegangen und haben nach vorgängiger reifliher Erwägung unter Zuftimmung 
Unferes Domtapitels und mit Genehmigung des Königlich Preußiichen M 
nifteriums, ſowie mit Einwilligung derjenigen auswärtigen herzoglihen und 
fürſtlichen Regierungen, in deren Verwaltungsbezirke fi) unfere Diözeje aus 
behnt, die in kanoniſchen Sagungen begründete, von uralten Zeiten in Unſeret 
Diözefe eingeführt gewefene Eintheilung in Defanate und. dafern ihr Um: 
fang zu groß iſt, deren Unterabtheilung in Definitionen am bemährtelten 
gefunden.” 

„Wir haben daher Unſere Diözefe eingetheilt und theilen fie hiermit in 
fehsundzwanzig Dekanate und mehrere derjelben in Definitionen ein, 
wie fie in Beilage I enthalten find;.....” 

„Wenn durch die Beftimmung diefer Eintheilung das Verhältniß der 
untergeordneten Geiftlichleit gegen die Dekane und Definitore, wie es in deu 
kirchlichen Vorſchriften ausgefprochen ift, fih von jelbft verfteht, jo wollen wir 
alle übrigen bisherigen Beziehungen und insbejondere die Benennung Kantond 
pfarrer und Sufkurfalpfarrer, als dem allgemeinen Kirchenrechte rend, da 


durch aufgehoben wiſſen, erklären aber zugleih, daß hierdurd die Beziehung | 
bes bisheren für die verſchiedenen Pfarreien zugefiherten Staatsgehaltes wihl | 


gefährdet ſei und hierfüro hinſichtlich des Staatsgehaltes die Alajfifitation der 


el | 
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Pfarreien 1. Klafje zu 393 Thlr. 22% gr., 2. Klaſſe 2625 Thlr., 3. Klaſſe 
zu 131% Thlr. ohne andere Rüdgewähr ftattfinden werde ..... — 

In dem Schreiben vom 21. Auguſt 1827, in welchem der Biſchof v. Sommer 
der Sachſen⸗Koburg'ſchen, der Heſſen⸗-Homburg'ſchen und der Oldenburg'ſchen 
Regierung den Entwurf der von ihm beabfihtigten Wiedereinführung der De 
Tanatseintheilung zur Genehmigung mittheilt, wird zur SKarakterifirung und 
Rechtfertigung der beabfichtigten Aenderung am Eingange folgendes gefagt: 

„Die bisherige nach der franzöſiſchen Organifation ftattgehabte Einthei⸗ 
lung der Diözefen in Kantone bat längft der kirchlichen Verfaſſung nicht 
mehr entiprochen, theils weil bie Kantonspfarrer auf bie Pfarren ihrer Kantone 
nicht den erforderlichen Einfluß hatten, theils weil in vielen Gegenden ſchon 
in den Eivileinrihtungen der Beamten eine Aenderung vorgegangen war, die 
mit ber kirchlichen Leitung nicht mehr übereinftimmte. Viele Biſchöfe Frant- 
reichs haben daher ſchon früher ihre Diözefen nad) der alten kanoniſchen Vor: 
ſchrift wieder in Dekanate eingetheilt, und vor Kurzem ift auch die Erzdiözefe 
Köln ebenfo in Dekanate eingetheilt worden.” 

In Beziehung auf die Frage nun, ob im Sinne und in Ausführung der 
Verordnung vom 19. Oktober 1827 nicht blos die Aenderung eingetreten fei, 
daß an die Stelle der bisherigen Eintheilung in Kantons: und Sukkurfalpfarreien 
die Eintheilung von Dekanaten einerjeit® und anbererjeite von Pfarreien 1., 
2. und 3, Klafje getreten ſei, ſondern ob in Folge deſſen aud bie SPfarrer 
3. Klaſſe, die bisherigen Suflurfalpfarrer, welche nach der franzöfiichen Ver⸗ 
faffung nur als vom Biſchofe jederzeit abjegbar angeftellt wurden, nunmehr 
gleich den Kantonspfarrern dauernd angeftellt worden jeien, hat ſich die Unter- 
ſuchung fomohl in dem gegen den Angefhuldigten angeftelten Strafverfahren 
als in dem jegigen Verfahren bemüht, die Art der Anftellung der Pfarrer der 
verſchiedenen Klaſſen feitzuftellen. 

Der zu dieſem Ende als Zeuge vernommene Domkapitular de L., wel⸗ 
cher nach ſeiner Erklärung acht Jahre lang General⸗Vikar des verſtorbenen 
Biſchofs Eberhard war, erklärt darüber thatſächlich Folgendes: 

„Die Pfarreien 1. und 2. Klaſſe treten in Folge der neuen Eintheilung 
an die Stelle der früheren Kantonspfarrer und diejenigen der 3. Klaſſe an die 
der früheren Sukkurſalen. Für die Ernennung zu den betreffenden Pfarreien 
wurden die vor der Verordnung vom 19. Oktober 1827 ſchon gebräuchlichen 
Formulare meines Wiſſens beibehalten. Es ſind dies diejenigen beide, welche 
ſich in den Unterſuchungsakten gegen C., Fol. 31 und 325 befinden.“ 

Diefe beiden verſchiedenen Formulare Liegen in beglaubigten Abfchriften, aus 
ben bezeichneten Unterfuhungsalten entnommen, vor. Außerdem hat ber Zeuge 
de L., als Anlage zu einer nachträglichen ſchriftlichen Erflärung, dem 
Unterfuhungsrichter zwei Ernennungsurfunden über Anftellung von Pfarrern 
der dritten Klaſſe eingereicht, die eine vom 7. Februar 1827, (aljo vor dem 
biſchöflichen Erlap) die andere vom 19. Oktober 1836 (alfo nach dem Erlaß). 
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In erfierer wird dem Presbyter Mathias Martini die Pfa 
Sufkurjalliche von Cues vom Biihof v. Sommer übertragen; 
überträgt derjelve Bifchof dem Presbyter, Vikar Wagner, die 
der Kirche zu Riehl, Dekanat Ehrang. 

Die Vergleichung diefer verjdiedenen Urkunden ergiebt als 9 
welde in Folge der Verfügung vom 19. Dftober 1827 ein 
folgende: 

Sn der Urkunde über die Anftellung eines Pfarrers auf ei 
Kantonspfarrei (Pfarrei erfter und zweiter Klafje) ift, wie dies a 
Domtkapitular de L., bekundet, nur dies geändert, daß flatt 
gange enthaltenen Ausdruds „Vacante ecclesia cantonali“ 
„Vacante ecelesia parochiali“ vorfommt. Im Uebrigen wird ü 
gejagt, daß dem Betreffenden die Pfarrei „cum omnibus juribus ı 
eidem annexis u. ſ. w. fonferirt und der N. N. beauftragt wei 
realem et personalem dietae parochiae ejusque jurium universol 
nem inducat, ut moris est, adhibitis solemnitatibus assuetis.“ 

In den Urkunden über die Ernennung einer bisherigen € 
ergeben fich folgende Abänderungen: 

Während die Urkunde vor dem Erlaß lints am Rande die Beze 
„Commissio parrochi succursalis“ ift in der nad) dem Erlaß & 
„Commissio“ beibehalten, diejelbe aber als commissio parrochi ı 
Weglaffung des Zufages suceursalis, au ift im Texte jelbft di 
als ecclesia suceursalis fondern als ecelesia parochialis b 

Während in der Anftellungsurkunde eines Kantonalpfartı 
tragung der Pfarrei in dem Ausdrud „conferimus“ als Kollatio) 
beißt es in diefer Beziehung in der vor dem Erlaß ausgeftellten 
die Ernennung eines Suffurjalpfarrer® „te ad curam animaru 
strationem Sacramentorum, admittendum esse duximus, prout a 
Praesentes, dantes et concedentes tibi plenam et liberam potesti 
tiam, ut in ecclesia suceursali..... usque ad aliam ©) 
nostram libere aclieite confessiones audire.... etc, et omnis ge 
parochialia obire possis et valeas, ea tamen lege, ut, juxta la 
usque in hac Dioecesi observatam consuetudinem, examini te si 
nendam approbationis extensionem, ut primum concessö 

Diefe ganze die Ernennung eines Sufturfalpfarrers im Unte 
eines Kantonspfarrers bezeihnende Stelle ift in der nad) dem E 
ten Urkunde über die Ernennung des Presbyter Wagner 3 
Suffurjalpfarrei Riehl ſowie in dem vorliegenden, vom Zeug: 
erfannten Formulare zu Ernennungen der ‘Pfarrer dritter K 
Erlafje von 1827 beibehalten, namentlid) auch in ben Worten , 
ordinationem nostram,“ nur heißt es fortan, wie bereits beim 
parochiali“ ftatt „succursali,“ Auch haben die Formulare, 
Erlaß angewendet wurden, noch folgenden Zuſatz: 
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„Volumus insuper, ut has litteras commissionis seu nomina- 
tionis tuae Decano..... Capituli..... uti et Definitori Definitionis 
— — — Decanatus — — — — quantocius ostendas atque exhibeas, Nobis 
que adventus tui diem in parochia quamprimum annunties.“ 

Ueber den Sinn und die Ausführung des Erlafies von 1827 hat der Zeuge 
de L. noch folgendes bekundet: 

„Statt der früheren Eintheilung wurde nunmehr die Diözefe in Dekanate 
und dieſe in Pfarreien 1., 2. und 3. Klafje eingetheilt, und zwar alles biejes 
in Folge der Verordnung vom 19. Oktober 1827, in welcher ausdrücklich auf 
das allgemeine Kirchenredit Bezug genommen und beftimmt iſt, daß alle übri- 
gen bisherigen Beziehungen und injonderheit die Benennungen Rantonspfarrer 
und Suflurjalpfarrer wegfallen. So ift mir denn auch bei meinem Antritt 
als General⸗Vikar die Inſtruktion von dem verftorbenen Biſchofe geworden 
und babe ich mit Rüdficht auf diefe Inſtruktion während meiner achtjährigen 
Amtsthätigleit bei allen Pfarrern gleihmäßig dafjelbe Verfahren eintreten 
laſſen. Seiner derjelben wurde wider feinen Willen, er mochte Kantons- ober 
Sufkurfalpfarrer fein, von der ihm übertragenen Stelle blos dur) Verorbnung 
des Biſchofs entfernt, vielmehr wurde in ſolchen Fällen immer das Verfahren 
bei dem Offizialate eingeleitet, ſeitdem diefes Legtere, wenn ich nicht irre, im 
Anfange der 1850er Jahre ins Leben getreten war... 

Es folgt bier feine oben bereits mitgetheilte Ausfage fowie feine Darlegung 
der Berjchiedenheiten der Formulare.) 

„Weber die Bedeutung bes in bem jpäteren Formulare ftehen gebliebenen 
Satzes „usque ad aliam ordinationem nostram“ hat fi) ber biefige Biſchof 
in dem Briefwechjel mit dem Oberpräfidenten genau ausgefprochen und ent- 
balte ich mid) deshalb, meine Anficht darüber hier mitzutheilen. Die Pfarrei 
St. Lanrentius gehört zu den Pfarreien dritter Klaffe. .. Ih babe in 
Verhinderungsfällen ... die Anflelungsbelrete der ernannten Pfarrer unters 
zeichnet und ich erinnere mich nicht, daß in biefen Fällen bei Pfarrern dritter 
Klaſſe die Anftelungsformulare für die Pfarrer erfter und zweiter Klafie bes 
nutzt worben find. Es wurbe dazu immer nur bas obenerwähnte zweite For- 
mular verwendet.” 

Der Schriftwechjel, welcher zwiſchen dem Bilhofe Eberhard und dem 
Dberpräfidenten der Rheinprovinz in Folge der feitens des Legteren ergangenen 
Aufforderung zur dauernden Belegung der Sufkurjalpfarreien ber Diözeje 
Trier ftattfand, Liegt in gerichtlich beglaubigter Abſchrift bei den Unterſuchungs⸗ 
alten, 

In feinem erſten Schreiben (22. Januar 1875) geht der Bifchof davon aus, 
daß die franzöfiiche Unterſcheidung zwiihen Kantons» und Sulkurſalpfarrern in 
feinem wefentlihen Punkte, der Abhängigkeit der Suklurfalpfarrer von den 
Rantonspfarrern, in der Diözefe Trier nie Eingang gefunden habe; thatſächlich 
hätten die erfteren rückſichtlich ihres geiftlichen Amtes und der Ausübung des⸗ 
felben den Kantonspfarrern gleihgeftanden; fie hätten als jelbftftändige Pfarrer 
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fungirt und feien allgemein als ſolche betrachtet und behandelt worden. Förm 
lich und ausdrücklich fei nun der ganze Unterſchied durdy den Erlaß vom 19. Dt 
tober 1827 bejeitigt worden. Durch diefen Erlaß ſei nicht nur das Verhältnis 
der Pfarrer dritter Klafje zu den anderen Pfarrern anders und im Sinne der | 
Selbftitändigkeit vegulirt worden, fondern fie wären auch ſeitdem nur mit ihrer 
Zuſtimmung oder in Folge eines richterlihen Verfahrens und aus kanoniſchen 
Gründen von ihren Stellen verjegt worden. Er jelbft habe ſofort nad) dem 
Antritte feines Amtes (November 1867) feinem General:Bifar und ſämmtlichen 
Mitgliedern des General-Vikariats förmlich erklärt, daß er alle Pfarrer, auch die 
mit einem Gehalte dritter Klaffe, als dauernd angeftellte, kanoniſch vollitändig 
beredhtigte Pfarrer betrachte. 

Der Dberpräfident machte dagegen geltend, daß jedenfalls die weitere that: 
ſaäͤchliche Entwidelung den Feitfegungen des Erlafjes, wenn man ihn im Sinne 
des Biſchofes auffaffe, nicht zu entjprechen fchiene, indem die Sufkurfal-Pfarr: 
ftellen in der Diözefe Trier, wie mitgetheilt worden, aud nad dem Erlaß von 
1827 nicht dauernd, jondern nur usque ad aliam ordinationem angeftellt wor: 
den feien und ihre Anftellung in der Urkunde nur als commissio qualifizirt 
werbe. 

Der Biſchof gab in feiner Erwiderung zu, daß die vor dem Erlaß von | 
1827 üblihen Formulare über die Anftellung von Sufkurjalptarrern aud nad | 
dem Erlaß bei Anftellung von Pfarrern dritter Klafje angewendet worden feien. 
Doch jei das Rubrum commissio parochi beigefügt morden und im Tert die 
Worte ecclesia succursalis durch ecelesia parochialis erjeßt. Man könne nidt 
annehmen, daß der Biſchof v. Hommer, indem ‘er die alten Formulare bei: 
behalten, die Abficht gehabt habe, die Pfarrer dritter Klafje, obgleich er fie unter 
das allgemeine Kirchenrecht geftellt habe, dennoch nur revokabel anzuftellen. Der 
Ausdrud „usque ad aliam ordinationem“ enthalte nicht den Vorbehalt der Re | 
volabität, jondern nur einen auf die Ausübung der Seelforge bezüglichen Vor 
behalt und berühre nicht den Karakter der Anftellung. 

Die Beibehaltung diefer mit den Formularen erfter und zweiter Klaſſe nicht 
übereinftimmenden Formulare feitens des Biſchofs v. Sommer findet, . wie der 
Biſchof Eberhard meint, darin ihre genügende Erklärung, daß die im ben 
Formularen für die erfte und zweite Klafje vorgejehenen Feierlichkeiten der In- 
ftallation nicht vervielfältigt und nit auf die große Zahl der Pfarrer dritter 
Klaſſe ausgedehnt werben follte. 

Der Oberpräfident fand nach Einfiht der ihm überreichten Formulare in 
der Verſchiedenheit derjelben und dem Inhalte der Formulare 3. Klajje jeine 
Annahme, daß die Pfarrer dritter Klafje nicht dauernd angeftellt feien, vollauf 
beftätigt, worauf der Biſchof nochmals die obigen Argumente für feine Auf- 
faſſung ausführlich vortrug. 

In dem gerichtlichen Strafverfahren gegen den Angeſchuldigten wegen ger 
jegwidriger Fortfegung feiner Amtsthätigkeit ift der Einwand des Bilhofs 
Eberhard vom Angejhuldigten in dem erſten Straffalle wieberholt worden 
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Das Königliche Landgericht zu Trier, dem das ganze oben mitgetheilte Material 
ebenfalls vorgelegen hat, hat den Einwand verworfen. Das besfallfige Urtheil 
zweiter Inftanz, vom 9. November 1875, erwägt darüber Folgendes: Die Pfarrei 
St. Laurentius gehöre unzweifelhaft und unbeftrittenermaßen nad) der franzöfi- 
fen Organifation zu den Sufkurfalen, deren Zahl und Ausdehnung nad dem 
Art. 61 der articles organiques zu der Konvention vom 26. Messidor IX von 
dem Bifchofe, in Uebereinftimmung mit dem Präfekten, beftimmt werde, deren 
Pfarrer aber nad) dem 31. und 60. Artikel ibidem von dem Biſchofe ernannt 
werden und von ihm entfernt werden können, (d. h. amovibel find). Die Auf- 
hebung diejes den Biſchöfen eingeräumten Rechtes der Ammotion fei in dem Erlaß 
vom 19. Oktober 1827 nicht enthalten. Wenn auch darin die Sufturjalpfarrer 
den Kantonspfarrern gleichgeftellt würden, jo ließen doch die Bedingungen, unter 
welden die Anftellungen zu den bisherigen Sukturfalpfarreien nad dem Erlaß 
ausgeftellt worben feien, auf die Fortdauer der Amovibilität fließen, indem bie 
Ernennung nur als commissio parochi bezeichnet werde und ausbrüdlic gejagt 
fei, daß fie nur usque ad aliam ordinationem erfolge, bei der möglichen weiten 
Interpretation dieſes Ausdrucks aljo das Zurückrufungsrecht des Bifchofs, trotz 
der Bejeitigung des Namens Sulkurfalpfarrei, nicht befeitigt fei. Die Schluß- 
folgerung könne auch nit durch die Behauptung widerlegt werben, daß ber 
betreffende Ausdrud nur einen auf die Ausübung der Seelſorge gemachten, den 
Karakter der Anftellung nicht berührenden , Vorbehalt enthalte und ebenfomenig 
dadurch, daß, wie behauptet werde, thatfächlich die früheren Sukkurſalpfarrer als 
jelbftftändige Pfarrer behandelt werden und Verjegungen nur mit ihrer Eins 
wiligung oder nach vorherigem Verfahren beim Offizialat erfolgt feien, weil 
ein gejegliher Brund den Biſchof nicht hindere, ein anderes Verfahren zu 
beobachten. 

Außerdem Führt das Urtheil in feinen Gründen noch an, die amovible 
Stellung der Sufkurfalpfarrer fei durch ein Staatsgeſetz feitgeftellt; eine ſolche 
ftantsgejeglihe Beftimmung habe durch den Erlaß des Bilhofs, auch mit Zus 
ſtimmung des Oberpräfidenten und des Minifters, nicht befeitigt werden können. 
Der $. 2 Nr. 6 der Inftruftion für die Oberpräfidenten vom 31. Dezember 1825, 
in Verbindung mit dem darin bezogenen $. 4 der Inftruftion für bie Konfiftorien 
vom 23. Oktober 1817, reichten nicht aus, der Adminiftrativbehörde das Recht 
zur Abänderung einer geſetzlichen Feiiftellung wie die hier in Frage ftehende 
beizulegen. 

Der Angeſchuldigte hat gegen dieſe Entſcheidung den Kafjationsrefurs an 
das Königliche Ober:Tribunal nicht ergriffen. 

Die weiteren 13 verurtheilenden Erfenntniffe haben fich dieſer, in dem erften 
Zalle angenommenen, Auffaſſung angeſchloſſen. 

Die Anjhuldigungsihrift tritt in Beziehung auf diefe Frage der Auffafjung 
bes Oberpräfidenten und ber Gerichte bei. Sie betont noch insbejondere, daß 
der Angeſchuldigte, der es unterlaflen habe, Die Rechtsfrage zur Entſcheidung bes 
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höchſten Gerichtshofes zu bringen, und in Mißachtung der rechtskräftig gemorde- | 
nen Urtheile der Inftanzgerichte die für geſetzlich ſtrafbar erklärten Handlungen 
lets wiederholt habe, eines rechtlichen Mannes unwürdig gehandelt und feinen 
Pfarrgenofien ein jchlechtes Beifpiel gegeben habe. | 

Der Angeſchuldigte felbft hat fi, der ihm mitgetheilten Auffafjung feines 
Bischofs entſprechend, immer als definitiv angeftellter ‘Pfarrer betrachtet. Wenn 
biefelbe — jo erklärt er in feinem Verhör — aud) in dem Urtheile der Zucht⸗ 
poligei-Appellationslammer vom 9. November 1875 nicht angenommen worden 
fei, fo habe er doch geglaubt, diejelbe auch fortan als für fi) maßgebend be 
trachten zu müſſen, um jo mehr, als die Fortegung feines Amtes von bem 
Biſchofe, Dem fie nicht unbekannt habe bleiben können, nicht mißbilligt worden fei, ihm 
auch eine zeitweilige Siftirung feines Amtes nicht zugemuthet worden, vielmehr | 
eine entſchiedene Webereinflimmung mit feiner Praris von diefer Seite wieberholt 
ausgefprochen worden fei. Er habe daher nad) wie vor trog ber verſchiedenen 
Verurtheilungen fein Amt nad kirchlicher Vorſchrift verwaltet; natürlich babe 
dies nicht heimlich, fondern nur öffentlich geichehen können, und könne darin weder 
Dftentation noch Hartnädigkeit gejehen werden. 


In Betreff feiner Anftellungsurtunde erklärt derjelbe, fie nicht mehr zu be 
figen. Welches von den beiden Formularen dabei gebraucht und namentlich ob 
in berjelben die Worte usque ad aliam ordinationem enthalten, deſſen erinnert 
er ſich nicht mehr. Webrigens erkennt der Angefchuldigte an, daß bie Pfarrei 
St. Laurentius gleich den übrigen Trier'rer Stadipfarreien, mit alleiniger Aus 
nahme berjenigen von St. Gangolph, eine Pfarrei dritter Klafje jei und vor | 
dem Erlaß von 1827 nach Maßgabe der organifhen Artikel zu den Sufkurfal: 
Pfarreien hätte gerechnet werben müfjen. 


Nahdem das Urtheil vom 9. November 1875, durch weldes der Ange: 
ſchuldigte zum erften Male wegen Bergehens gegen den $. 23 des Gejeges vom 
11. Mai 1873 verurteilt wurde, rechtskräftig geworben war, wurbe ber Ange 
ſchuldigte zur Verbüßung der in demſelben eventuell verhängten Gefängnißftrafe 
am 20. März 1876 verhaftet. Bei diefer Verhaftung und Abführung machte 
fi die Dorothea R., ein 22jähriges Mädchen, groben Unfugs ſſchuldig; fie 
wurde deshalb vor das Polizeigericht geftellt, und von bemfelben, nachdem fie 
eingeftanden hatte, den Unfug verübt zu haben, durch Urtheil vom 30. März 1876 
zu einer Gelbftrafe von 15 Mark, eventuell zu 5 Tagen Haft verurtheilt; wobei 
der Richter in Erwägung 309, daß die Uebertretung als eine ſehr erheblide an- 
zuſehen fei und bei dem Weberhandnehmen folder —— mit größter 
Strenge eingeſchritten werben müffe. 


Die Anſchuldigungsſchrift behauptet, der Angeſchuldigte ſcheine Erzeſſe ge 
wünſcht zu haben und nur durch Zufall ſei es zu keinen weiteren Exzeflen ge 
fommen. Sie bezieht fidy hierfür auf das Protofoll und die Zeugenausfage 
bes Polizeilommiſſars Sch., welcher die Verhaftung vollzog, Terjelbe ſagt 
aus: Als der Pfarrer C. am 20. März verhaftet wurde, hatte derſelbe au 
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Abend vielen feiner Pfarreingefefjenen mitgetheilt, daß feine Verhaftung ftünd- 
lid) erfolgen könne. 

Diefes konnte nad) meiner und der übrigen Polizeibeamten Auffaffung wohl 
nur deshalb gejhehen fein, um Demonftrationen hervorzurufen, wozu die Pfarr 
eingefeflenen, wie fi) das ſchon früher gezeigt hatte, geneigt waren. Zufällig 
waren aber, weil am Morgen erft ſpäter ein Begräbniß flattfinden follte, nicht 
viele Leute auf der Straße, als wir nad) der Verhaftung im Pfarrhaufe den 
©. ins Arrefthaus abführten. 

Der Angeſchuldigte ftellt in Abrede, daß es bei der Mittheilung an bie 
Pfarrgenofjien feine Abficht geweſen, Veranlafjung zu den Demonftrationen 
zu geben. 


Die Anſchuldigungsſchrift wendet ſich jchließlich zu der Betrachtung des Ges 
jammtrefultates der Bejchuldigungen und erachtet es darnach ala unzweifelhaft, 
daß der Angefhuldigte die auf Amt bezüglichen Vorſchriften der Stantsgejege 
u. ſ. w. fo ſchwer verlegt habe, daß fein Verbleiben im Amte mit der öffentlichen 
Ordnung unverträglidy erſcheint. Sie faßt Die Gründe dafür in folgender Weife 
zuſammen: 

1. Es könne nicht geduldet werden, daß ein Diener der Kirche den vom 
Staate erlaſſenen Geſetzen die rechtsverbindliche Kraft für feine Perſon 
formell beſtreite und durch ſein materielles Verhalten dieſe Geſetze, die 
auf Grund derſelben getroffenen Anordnungen der Verwaltungsbehörden 
und die Urtheile der Gerichte mißachte und ſogar offen verhöhne, wie 
dies der Angeklagte durch ſein Verhalten, namentlich auch noch bei 
ſeinen Vernehmungen im gegenwärtigen Verfahren gethan. Der Staat 
ſei es ſich ſelber ſchuldig, Perſonen, welche deſtruktive Tendenzen hegen, 
wie der Angeſchuldigte, aus ihren einflußreichen Stellungen zu entfer⸗ 
nen, wenn das Geſetz es zulaſſe. Die kirchenpolitiſchen Geſetze ſeien 
rechtsgültig verkündigt und für den Angeſchuldigten zweifellos ver⸗ 
pflichtend. Wenn er, der als geiſtlicher Vorgeſetzter die Pflicht habe, 
Gehorſam gegen die Geſetze und Treue gegen den Staat einzuflößen, — 
die Geſetze nicht befolge und mißachte, jo müſſe ihm dies beſonders 
ſchwer zugerechnet werden. 

2. Dazu komme, daß der Angeſchuldigte andere Perſonen in ihrem Wider⸗ 
ſtande gegen die Geſetze unterſtützt und ihnen zum Ungehorſam und 
Widerſtand Gelegenheit gegeben, wie dies insbeſondere bezüglich der 
Geiſtlichen R. und Sch. erwieſen jei. 

. In feinem rechtswidrigen Verhalten ſei der letzte Grund von Erzefien 
und Beftrafungen fonft ruhiger und unbejcholtener Perſonen, wie bie 
von dem Schwurgericht zu Saarbrüden wegen der Exzeſſe vom 1. No⸗ 
vember 1874 verurtheilten St. und S. und bie bei feiner Verhaftung 
in Aufregung gerathene Dorothea R. 
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4. Durch das Verhalten des Angejchulbigten ift die Stadt Trier in jolche 
Aufregung gejegt worden, daß größere Unruhen zu befürdten waren. 
Der Beweis liegt in der Thatſache, daß durch Beſchluß des Anklage 
fenates bes Königlihen Appellationsgerichtshofes zu Köln vom 11. De 
zember 1874 bie öffentlihe Verhandlung über die Exzeſſe vom 1. No— 
vember defjelben Jahres vor den Affifenhof von Saarbrüden ſtatt vor 
den Trier’rer verwiejen worden ift. 

. Durch fein Beispiel hat der Angefhuldigte eine gleiche ſtaatsfeindliche 
@efinnung bei feinen Pfarrgenoffen hervorgerufen und genähtt und es 
dahin gebradit, daß ein Theil derjelben die Nichtachtung der Gefege und 
den Widerftand gegen bie Obrigkeit als etwas Verbienftliches und Preis- 
würdiges anzufehen ſich gewöhnt hat. 

Als Beweis hierfür bezieht fi die Anſchuldigungsſchrift insbejondere noch 
auf die Art, wie die Einlafjung des Angefchuldigten auf die Beſchuldigung der 
wiſſentlichen Hülfeleiftung bei verbotenen Amtshandlungen des Sch. in dem 
in Trier erfcheinenden Paulinus-Blatt vom 14. März 1875 (2. Beilage) mit 
getheilt wird. 

Dieſes Blatt enthält ein Referat über die öffentlihe Sigung vom 12. März. 
Der Angeſchuldigte wird dort redend aufgeführt. Er bittet um Erlaubniß, 
feinen Standpunft in Kürze anzugeben, nicht um bei den Richtern eine günftige 
Beurtheilung bervorzurufen, denn er hoffe nicht, eine weniger günftige Aufs 
faffung zu verſcheuchen, jondern weil er es der Wahrheit ſchuldig zu jein glaube 
und weil feine Pfarrkinder ein Recht haben, zu verlangen, daß er ſich vor Gericht 
darüber ausſpreche, weshalb er als Pfarrer jo gehandelt habe. Er bezeichnet 
nun feinen Standpunkt in Betreff der Maigeſetze ebenjo wie Dies aus feiner 
Erklärung vor dem Unterfuchungsrichter bereit oben mitgetheilt worden. Den 
Sch., der vom Bilhof angeftellt war, hätte er nicht hindern dürfen, als 
rechtmäßigen Kaplan in der Kirche zu fungiren; wenn er ihn daran gehindert, 
fo habe er ſich ſchwer verfündigt, denn feinem Biſchofe fei er Gehorfam ſchuldig. 
Auf die Bemerkung des Präfiventen, daß er auch Staatsbürger fei und ale 
ſolcher die Staatsgejege zu beachten die Pflicht habe, erwidert er, in diefen kirch⸗ 
lihen Angelegenheiten fei fein Gewiffen und der Befehl feines geiftlihen Vor— 
gefesten ihm allein maßgebend. 

Als weiterer Beweis beruft ſich die Anſchuldigungsſchrift auf die am 
14. März 1875 vom Angeſchuldigten bei feiner Rückkehr aus dem Gefängniffe 
entgegengenommenen Dvationen und auf die in ber Trier'ſchen Landeszeitung 
vom 19. Februar und 7. März 1876 enthaltenen Leitartikel „der Fal Claßen“, 
in welchen mit einem offenbaren Hohn auf die Wirkungslofigfeit der Maigeſetze 
und felbft des Neichsgefeges vom 4. Mai 1874 darauf hingemiejen wird, daß der 
Angeſchuldigte, obgleich jeit dem 13. Auguft vorigen Zahres geſperrt, jein Amt 
ruhig fortführe, ohne bis dahin verhaftet, ausgewieſen oder vom Gerichtshofe 
für kirchliche Angelegenheiten des Amtes entlaflen zu fein. 
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Endlich bezieht fi die Anſchuldigungsſchrift darauf, daß in der Trier'aer 
Landeszeitung vom 7. November 1876 ein Gedicht, „Gedenkblatt zum 25jährigen 
Briefterjubiläum des 9. Paftor Auguft C., gewidmet von ‚feinen Pfarrkindern 
am 8. November 1876“, enthalten ift. : 

In diefem Gedichte werden zwölf Strophen hindurch die Verdienfte des Ge- 
feierten befungen und es wird dann mit dem Ausruf geſchloſſen: „Pag aud 
die Welt den Dornenkranz Dir flechten, Wir Halten treu und feſt an Deiner 
Rechten.” 

Die Auslaffungen des Angefhuldigten über feinen Standpuntt im Allges 
meinen und fein Verhalten im Einzelnen find bereits im Eingange und bei ben 
verſchiedenen Befhuldigungspuntten mitgetheilt worden. Bei feiner Schlußver- 
nehmung hat der Angejhuldigte noch einen Proteft gegen die Kompetenz bes 
Königlihen Gerichtshofs für Fichliche Angelegenheiten zu den Akten gegeben. 
Er beftreitet diefe Kompetenz einmal, wie er ſich ausdrüdt, aus dem kanoniſchen 
und Gewifjensgrunde, weil wie die Maigeſetze überhaupt, fo ganz beſonders bie 
Einſetzung diefes Gerichtshofes einen weſentlichen Eingriff in bie göttlichen Rechte 
der Eatholifhen Kirche und thatjählih eine Leugnung und Aufhebung der 
oberiten geiftlihen Jurisdiktions- und Disziplinargewalt der Fatholifhen Kirche 
in Preußen enthalte; zweitens beftreitet er aber auch die Kompetenz, wie er fi) 
ausdrüdt, aus ftaatsrehtlihen Gründen. Wenn nıan nämlich, fo behauptet der 
Angefchuldigte, annehme, daß er nicht dauernd, fondern als Suffurfalpfarrer 
nur auf Widerruf angeftellt fei, jo müffe vom flaatsrechtlihen Standpunkt auch 
weiter angenommen werden, daß auch das Notifitatorium vom 13. Auguft 1876, 
durch welches ihm die Einleitung des Zwangsverfahrens zur dauernden Bejegung 
der Pfarrei St. Laurentius mitgetheilt wurde, ihm nicht blos das gejegliche 
Recht zur Vornahme aller einzelnen pfarrlichen Amtshandlungen, fondern auch 
das Amt felbft genommen fei; das geiftlihe Amt beftehe nur in der Summe 
der einzelnen Handlungen; es erſcheine daher unzweifelhaft, daß im Sinne des 
Gefeges jeit dem 13. Auguft 1876 das Sukkurfal:Pfarramt von St, Laurens 
tius faltiſch und formell feine Erledigung gefunden habe; er könne daher ſtaat⸗ 
lich nicht mehr abgefeßt werben, fei vielmehr ſchon abgefegt und das jebige 
Verfahren auf Entlaffung aus dem Amte ſei daher gegenftandslos. Dies jei 
aud offenbar die Auffaffung des $. 23 al. 2 des Gefeges vom 11. Mai 1873, 
denn biefer Paragraph ſpreche ebenſo wie der $. 18 von Wiederbefegung der 
Stelle, fee aljo voraus, daß die Stelle erledigt jei: Das Geſetz vom 12. Mai ej., 
welches ben Königlichen Gerichtshof für kirchliche Angelegenheiten eingejegt habe, 
geftatte das Verfahren auf Amtsentlaffung nur gegen Beiftliche, welche dauernd 
angeftellt jeien; auf bie nicht dauernd angeftellten Geiſtlichen fei dafjelbe eben 
jo wenig anwendbar, als auf die nicht gejeglich angeftellten. 

Die Anſchuldigungsſchrift bemerkt rüdfichtlich des erften Inkompetenzgrundes, 
daß der Königliche Gerichtshof für kirchliche Angelegenheiten durch ein gehörig 
publizirtes Staatsgeſetz eingefeßt jei. Auch der zweite Inkompetenzgrund fei 
rechtlich hinfällig. Der Angefhuldigte fei vor dem Gejeg vom 11. Mai 1876 
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zwar nicht dauernd, aber nad) der damaligen Gejebgebung vehtsgültig zum 
Sufturfalpfarrer ernannt. Durch das Notifilatorium vom 13. Auguft habe der 
Angefhuldigte das ihm rechtsgültig übertragene Amt teineswegs verloren, er 
müſſe fih nur aller Amtshandlungen enthalten, bi® der Biſchof ihm dauemd 
anftelle; jein Amt und Gehalt behalte er. Die Auslegung des 8. 23 al. 2, 
welche der Angeſchuldigte vorbringe, fei durchaus unrichtig. Wenn dieſer Parı- 
graph den Ausdrud „Wiederbefegung“ anwende, fu gejchehe dies offenbar dei 
halb, weil der Sauptparagraph, 8. 18, ebenfalls von Wieberbefegung Ipredt, 
indem es ſich dort von erledigten Stellen handle, und nur ber ſich daran an 
fließende, die Sukkurſalpfarreien betreffende $. 19 das Vorkommen des Falles 


ermögliche, daß eine gültig aber nit dauernd befette, aljo eine nit a- 


ledigte, Stelle nunmehr dauernd zu befeßen jei. 


Demgemäß beantragt die Anſchuldigungsſchrift, gegen den Angeſchuldiglen | 


die Entlaffjung aus dem Amte zu erkennen. 

Die formellen Vorausfegungen, von welden die 88. 25 und 26 bes Gefehes 
vom 12. Mai 1873 die Stellung des Antrages auf Entlaffung aus dem Ant 
abhängig machen, find vorbehaltlich der Prüfung ber Frage, ob ber Angeldul: 
digte, wie ex felbft, wenn auch nur eventuell behauptet, zur Zeit ſchon feines 
früheren Amtes entjegt jei, — vorhanden. Die dem Angeſchuldigten vorgeſetzle 
kirchliche Behörde, der Biſchof von Trier, ift von dem Oberpräfidenten der Ahein- 
provinz am 15. Auguft p. aufgefordert worden, gegen ben Angefchuldigten die 
kirchliche Unterſuchung auf Entlaffung aus dem Amte einzuleiten. Der Bilhei 
Eberhard ift am 30. Mai p. geftorben, noch ehe die feinerfeits eingeleitele 


Unterfuhung beendigt und zur Entlaffung aus dem Amte geführt hatte. Weder 


ift der erledigte bifhöflihe Stuhl wiederbefegt, noch ift eine geſetzliche Diözejan- 
verwaltung ins Leben getreten. Die Thätigleit des mit der Unterfuchung be 
trauten Offizialates Hat aufgehört. Auch ift durch die Amtsentlafjung des Er; 
biſchofs Melche rs von Köln, welhe am 25..Iuni p. ausgejprochen wurde, und 
da auch hier weder eine Wieberbejegung, nod eine Vertretung eingetreten if, 
diejenige Kirchenproving, zu welcher das Suffraganbisthum Trier gehört, ohne 
Metropolite. Es fehlt hiernach zur Zeit innerhalb bes Deutihen Neiches an 
einer Behörde, durch welche die bereits eingeleitete kirchliche Unterjuchung bis 
zur Amtsentlaffung fortgeführt werden könnte und ebenfo an einer vorgejegten 
kirchlichen Behörde innerhalb des Reiches, an welche eine neue Aufforderung des 
Dberpräfidenten, auf Einleitung einer kirchlichen Unterfuhung gerichtet werden 
könnte. Durd die am 27. Juli pr. an den Angeſchuldigten gertchtete Aufforde 
rung, fein Amt nieberzulegen, ift daher dem $. 25 vollftändig entjprochen. 

Die Förmlichkeiten des Verfahrens find ebenfalls beobachtet. Die Zuftän 
digkeit des Gerichtshofes fteht durch 8. 30 des Bejeges vom 12. Mai 1873 fell. 
Wenn der Angefchuldigte diefe Zuftändigkeit in feinem fogenannten Proteft aus 
kanoniſchen Gründen beftreitet, weil die Einfegung dieſes Gerichtshofes, melde 
in einem ohne Zuziehung der Kirche erlaffenen Gejege enthalten jei, im Wider— 
ſpruche mit der kirchlichen Verfaſſung ftehe und einen Eingriff in die göttlichen 
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Rechte der Kirche, insbefondere eine Ableugnung und thatfächlich eine Aufhebung 
der oberften geiftlihen Jurisdiktions- und Disziplinargewalt der Tatholifchen 
Kirche enthalte, jo hat er felbft es nicht für nöthig erachtet, für dieſe feine 
Meinung, die auch die Meinung bes Preuß. Epistopats ſei, durch Gründe aus 
dem in unferem Staate geltenden Rechte zu rechtfertigen. Es bedarf daher 
diefer Einwand keiner MWiderlegung, da in unjerem Staate die gehörig verkün⸗ 
beten Stantsgefebe, was immer ihr Inhalt fein mag, zu ihrer Gültigkeit weder 
der Zuflimmung bes Papftes, noch der der Biſchöfe bedürfen. 

Die Vorunterfuhung ift dem $. 27 des Geſetzes vom 12. Mai 1873 ent: 
iprechend geführt und die Vorladung zu dem heutigen Termine ift bem Ange: 
ſchuldigten in den Formen des im Bezirke des Appellationsgerihtshofes zu Köln 
geltenden Gerichtsverfahrens richtig zugeftellt worden. 

Bei feinem Ausbleiben in der Sigung vom 3. Oktober c. war daher auf 
den Antrag der Staatsanwaltichaft gegen ihn in contumaciam zu verhandeln. 

Die Beweismittel für die Beſchuldigung find gerichtliche Straferkenntnifie 
und Unterfuchungsatten, Schreiben der Behörden und Schreiben des Angeſchul⸗ 
digten, ſowie amtlihe Nachrichten; fie Liegen entweder in Originalen ober in 
amtlich beglaubigten Abjchriften vor. Die Glaubwürbigfeit der in der Bor- 
unterfuhung vernommenen Zeugen ift vom Angefchuldigten felber in feinen 
Vernehmungen vor dem Unterfuhungsridter nicht beanftandet und liegen auch 
fonft feine Gründe zu einer ſolchen Beanftandung vor. Rüdfichtlih der von 
der Staatsanwaltihaft in Bezug genommenen Nr. 35 dee „Eucharius“ ift von 
dem Angeſchuldigten nicht in Abrede geftellt, daß das bei den Akten befindliche 
Sremplar echt und daß barin die von dem Angefchuldigten mit Andern zum 
Zweck der Veröffentlihung unterzeichnete Erklärung richtig wiedergegeben jei. 
Ebenfo Liegt in Betreff der weniger von der Anſchuldigungsſchrift in Bezug ges 
nommenen Zeitungsblätter fein Zweifel vor, daß die vom Unterfuhungsridter 
zu ben Alten genommenen Exemplare echt feien. 

Um die Ausführung zur thatfählichen Fefiftellung des dem Angeſchuldigten 
zur Laft gelegten gejegwibrigen Verhaltens und die Würdigung deffelben nicht 
durch die Unterfuhung und Feitftelung eines dem Angejchulbigten perjönlic) 
ganz fremden Vorganges flörend zu unterbreden, ericheint es zweckmäßig, vor 
allem die Frage zu prüfen und zu beantworten, ob in ber That, wie die An: 
ſchuldigungsſchrift behauptet, der Angejhuldigte aber beftreitet, die Pfarrei 
St. Laurentius noch zur Zeit und insbefondere noch bei Einführung des Geſetzes 
vom 11. Mai 1873 im Sinne des 8. 19 dieſes Gejeges eine ſogenannte Sut- 
Rurfalpfarrei des franzöſiſchen Rechtes geweien und ob der Angeichuldigte als 
ein nicht dauernd angeftellter, jondern vom Biſchoſe amovibeler Pfarrer biefer 
Pfarrei anzufehen ſei. Die Bejahung diefer Frage bildet nicht nur die Voraus- 
fegung einiger der fchwerften gegen den Angeſchuldigten erhobenen Beichul- 
digungen, ſondern der Angefchuldigte behauptet auch, daß im Falle der Bejahung 
diefer Frage das gegenwärtige auf Entlafjung aus feinem Amte als Pfarrer 
von St. Laurentius gerichtete Verfahren um bdeswillen gegenftandslos und uns 
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zuläffig fei, weil er alsdann in konſequenter Anwendung bes zitirten Geſetzes 
ſchon als feines Amtes entjeßt angejehen werben müſſe. 

Es ift unzweifelhaft und unbeftritten, daß nad Einführung ber in ben 
organischen Artikeln und dem Konkorbat von 1801 enthaltenen neuen Organifation 
der katholiſchen Kirche die Pfarrei St. Laurentius in Trier zu den fogenannten 
Sufturfalpfarreien gehörte und demgemäß die Pfarrer an berfelben nicht dauernd, 
fondern als vom Biſchofe revofabel angeftellt wurden. Auch wird nicht bes 
hauptet, daß durch ein fpeziell auf bie Laurentiuskirche ſich beziehender Vorgang 
diefe Pfarrei aus einer Sukkurſal⸗ in eine Saupt- oder Kantonspfarrei mit 
irrevolabelem Pfarrer umgewandelt worben fei. Die Behauptung geht vielmehr 
dahin, daß durch einen die Kirchliche DOrganifation ber ganzen Diözefe Trier be 
treffenden Vorgang, nämlich dur den mit Zuftimmung der höchſten Berwal- 
tungsbehörden von Biſchof v. Hammer am 19. Oktober 1827 verfünbeten 
Erlaß nicht blos die ſämmtlichen Suffurfalpfarreien mit Befeitigung des Namens 
„Sulturjalpfarrei” zu jelbftftändigen Pfarreien umgewandelt worden, fondern 
auch die gejegliche Anordnung der Revokabilität in Wegfall gefommen fei, jo 
daß der erft im Jahre 1858 ernannte Angeſchuldigte N zum Pfarrer 
der St. Zaurentiusfiche angeftellt worden jei. 


Um die Tragweite der in dem biſchöflichen Erlaß enthaltenen Umwandlung 
mit Sicherheit zu ertennen, muß man ſich vor Allem den redtlihen und that 
ſächlichen Zuftand vergegenwärtigen, der zur Zeit des Erlafjes beftand und den 
abzuändern berfelbe beftimmt war. 

Bei der im Jahre 1801 in den jog. organischen Artikeln und dem Konkordat 
vorgenommenen Reorganijation der Tatholifchen Kirche kehrte man bezüglich der 
Pfarrverfaffung namentlih in der Beziehung nicht zu der früheren Verfaſſung 
des kanoniſchen Rechtes zurüd, als man davon abftand, das Delanatsamt mit 
feinen im Kirchenrecht beftimmten Befugnifien, insbejondere dem Kechte der Be- 
auffihtigung der Amtsführung der Geiftlihen, der Vermögensverwaltung u. |. w. 
wiederherzuſtellen. 

Man errichtete nur Pfarreien, aber Pfarrer von verſchiedener Dignität und 
Stellung, und waren bei dieſer Art der Organiſation Rückſichten der Sparſam⸗ 
feit Seitens des Staates ganz bejonders von Einfluß. Man errichtete nur fehr 
wenige befinitive Pfarreien, gewöhnlich für jeden (friedensgerichtlichen) Kanton 
nur Eine, geftattete aber dem Bijchofe, im Einverftändnik mit dem SPräfelten, 
neben diefen fogenannten Kantonspfarreien jo viele Hülfspfarreien — succursales— 
zu errichten, als das Bebürfniß erfordere. Das Geſetz beftimmt num die Stellung 
der „prötres desservants les succursales“ nad) zwei Beziehungen hin, naͤmlich 
einerfeits in ihren Beziehungen zu den eigentlichen SPfarrern, den zur Ber: 
mwaltung einer eigentlichen („cure“ genannten) paroisse beftellten cur&s, und 
andererjeits in ihren Beziehungen zum Bifchofe. In erfterer Beziehung ftelt 
das Gejeß dieſe prötres desservants les succursales den bloßen Bilaren glei 
und verfügt, daß fie wie bieje „exercent leur ministere sous la surveillance et 
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la direction des cures. (art. 31.) In zweiter Beziehung, der zum Bifchofe, 
wird dagegen verfügt, daß die desservants „sont approuv6s par l’evöque et 
revocables par lui.“ Statt des „approuves“ heißt es an einer anderen Stelle 
des Gejeßes (Art. 63) einfach: ils seront nommes par l’&vöque. Bei ber ge 
feglihen Ferftellung der Amovibilität war insbejondere die flaatlihe Rückſicht 
mit maßgebend, daß man fich bei der Maffe der Sufkurjalftellen, welche einft- 
weilen für nöthig erachtet wurden, die Wiederaufhebung einzelner dadurch ers 
leihtern wollte, daß die zu dieſen einftweiligen Sukkurſalſtellen ernannten des- 
servants feine dauernde Anſtellung erhielten. Das Gehalt ber desservants 
wurde zwar zunächft von den Gemeinden bezahlt, aber es war doch die Abficht, 
es auf das Staatsbudget zu übernehmen. In einem Taiferlihen Dekret vom 
2. Februar 1808 (Hermens Handbuh Bd. III., p. 289,, heißt es in biejer 
Beziehung, das Gehalt der desservants fol vom Staate ftatt wie bisher von 
den Gemeinden bezahlt werden, „aussitöt que la designation des succursales, 
qui doivent ötre maintenues ou etablies, est faite, definitivement.“ 

Nach diefem Syſteme der organifchen Artikel erſcheinen die desservants im 
Vergleich zu den ecures, den Kantonalpfartern, gar nicht als eigentliche Pfarrer 
mit jebftftändiger Seelforge, fondern nur als Gehülfen der Pfarrer, und find 
deren surveillance und direction unterftellt. 

Die Durhführung dieſer Auffaffung fcheiterte aber an den thatfächlichen 
Verhältniffen und ift in Frankreich und bejonders in den Ländern des linken 
Nheinufers, wo die Pfarreien noch beftanden und von früher bejegt waren, 
nicht praktifch geworden, wie dies aud der Bilhof v. Sommer bei Begrün- 
dung feines Erlafjes jagt. Die Stellung der desservants bat fi) von jelbft 
dahin entwidelt, daß fie Geiftliche find, welche für den Bezirk der Sukkurſal⸗ 
fire die Parochialrechte ebenfo wie die eigentlihen Pfarrer ausüben; die sur- 
veillance et direction wurde thatſächlich nicht geübt, dagegen blieb die Abhängig- 
keit der Sulturfalpfarrer vom Biſchofe und ihre Amovibilität, wie fie im Ges 
fee feftgeftelt if. Vielfach iourde die im Geſetze enthaltene Vorſchrift der sur- 
veillance et direction ſo aufgefaßt, daß fie den Biſchof berechtige, den Kantonals 
pfarrern die nach dem Kirchenrecht den Delanen zuftehenden Auffichtsrechte zu 
übertragen. 

Der Erlaß des Bifhofs v. Hommer ift nun, wie eine nähere Prüfung 
feines Inhaltes und der Erklärungen des Biſchofes an die Stantsbehörden, 
deren Genehmigung ber Bifchof erbittet, zeigt, nichts als die vollftändige Auss 
bildung ber thatfächlich, ‘bereits vorhandenen Entwidelung des zwiſchen den Kan- 
tonal- und Suffurfalpfarrern beftehenden Werhältnifjes im Sinne des alten 
Kirhenrechtes, ohne irgend welche Berührung und Abänderung bes Verhält⸗ 
niffes diefer zahlreichen Sukturjalpfarrer zum Biſchofe und insbefondere ohne 
Abänderung ihrer im Gefege ausgeſprochenen Amovibilität. Der Erlaß enthält 
nichts als die im allgemeinen ‚Kirchenrecht begründete Dekanatsverfaſſung an 
Stelle der im Kirchenrecht nicht begründeten, aber in dem franzöfifchen Gejege 
enthaltenen, jedoch thatjählih in Wegfall gekommenen völligen Unterordnung 
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der Sukturfalpfarter unter die Rantonspfarrer und die Verleihung einer felbfl- 
ftändigen Stellung aller Klaſſen von Pfarrern in ihren gegenfeitigen Beziehungen 
mit Ausnahme der Unterordnung unter die vom Biſchofe perfönlidh zu ernen⸗ 
nenden Delane und Definitore. 

So erklärt ver Bifhof in feinen identiſchen Schreiben an die drei benach⸗ 
barten berzoglihen und fürftlichen Regierungen, in deren Staaten Theile der 
Diözefe gelegen, die Eintheilung der Diözefe in Kantone hätte längſt ber kirch⸗ 
lichen Verfaffung nicht mehr entſprochen, weil die Kantonspfarrer auf die Pfarrer 
ihrer Kantone nicht den erforderlichen Einfluß hätten, weshalb viele Bifchöfe 
Frankreichs ſchon früher ihre Diözefen nad der alten kanoniſchen Borfchrift 
wieder in Delanate eingetheilt, und vor Kurzem jei auch die Erzdiözeſe Köln 
ebenjo in Delanate eingetheilt worden. Ganz ähnlich fpriht er fih in jeinen 
Erklärungen an bie preußiſchen Abminiftratiobehörden über die vorzunehmende 
Neuerung aus. Auch hier nennt er die Eintheilung in Kantons» und Sufkurs 
falpfarreien im alten Kirchenrecht nicht begründet und hebt hervor, fie fei ber 
Verwaltung bes Stirchenvermögens und der Disziplin der Geiftlichleit nicht zu- 
fagend, „da die Kantonspfarrer eigentli Leine Jurisdiktion hätten“. Hier if 
es Mar ausgefprohen, daß ber mangelnde Einfluß der Rantonspfarrer, ber 
Mangel einer eigentlihen Jurisdiktion es ift, weshalb er die franzöfifhe Orga⸗ 
nifation als im Widerſpruch mit dem allgemeinen Kirchenrecht ftehend bezeichnet, 
und weshalb er, dem alten Kirchenrecht entipredhend, die gefammte Pfarrgeiftlich- 
keit unter die Aufficht ber Delane ftelen will, denen, wie er fi) ausbrüdt, „für 
diefe Uebung der Aufficht einige Utilitäten zuertannt werden“. Die Sulturfal- 
pfarreien jollen im Webrigen, abgefehen, davon, daß fie „Durch den allgemeinen 
Nerus dem mit gewiſſem Rechte verfehenen Dekane untergeoronet find, ſelbſi⸗ 
ftändige Pfarreien feien, und beshalb foll der Name Sukkurſalkirche wegfallen. 

In dem Erlaß felbft und in feinem dispofitiven Theil wird dann die neue 
Anordnung dahin bezeichnet, daß die Diözeje in 26 Delanate und mehrere ber» 
jelben in Definitionen eingetheilt werde. 

Als unmittelbare Folge wird dann bie Unterorbnung unter die Delane, 
als fi) von felbft verftehend, bingeftellt und ausgeſprochen, daß alle übrigen 
Beziehungen zwifhen Kantons⸗ und Sukkurjalpfarrern, und felbft die Benennung 
aufgehoben werde. 

Man fieht, daß nirgends, weder in dem Erlaß felbft noch in der rechtfer⸗ 
tigenden und erläuternden Erflärung, mit einem Worte von der Stellung der 
Sukturjalpfarrer zum Biſchofe und von ihrer Amovibilität die Rede ift, ſelbſt 
nicht in den Erklärungen an die Staatsregierungen, denen doch der Biſchof eine 
fo wichtige, auch das Staatsinterefje berührende Neuerung, wenn er fie beab- 
ſichtigte, nicht hätte verfchweigen dürfen. Aber offenbar jollte dies Verhältniß 
nicht berührt werden, da es mit der Einführung ber Defanatsverfaffung durchaus 
nicht im Widerſpruch ſtand. So wie die Amovibilität Seitens des Bifchofes 
mit der im franzöfifhen Geſetze urſprünglich enthaltenen vollftändigen Unters 
ordnung der Sulturfalverwalter unter die Kantonspfarrer vereinbar war, ganz 
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ebenſo vereinbar war fie mit der Unterordnung unter die vom Biſchof ernannten 
Delane. Der Umfang der Seeljorgerechte, weldhe den desservants jelbftftändig 
eingeräumt worden, die im Erlaß ausgeſprochene Selbftftändigkeit der Sukkur⸗ 
jalpfarreien an Stelle der gegenüber den Kantonalpfarrern geſetzlich beftehenden 
Unterordnung hat mit der Frage nichts zu hun, ob die zu biefen, den Kan: 
tonspfarreien gegenüber, jelbfiftändigen Sukkurſalen zu ernennenden Pfarrer 
vom Biſchofe abberufen werden können oder nit. Die Beleitigung der Bes 
nennung Sukkurſalpfarrei involvirt in feiner Weile die Befeitigung der Ab: 
hängigkeit der Sufkurfalpfarrer vom Biſchofe und ihre Amovibilität. Nicht diefe, 
ſondern das urjprüngliche, jetzt definitiv zu bejeitigende Verhältniß der Unter- 
ordnung unter die Kantonspfarrer fand in der Bezeichnung „Suklurjalpfarrei” 
feinen Ausdruck. 

Unter allen den Unzuträglichkeiten und Mangelhaftigkeiten, welde ber 
Biſchof v. Sommer an ber franzöfifchen Einrichtung und dem auf Grund ber: 
jelben eingetretenen faktifchen Zuftande zur Rechtfertigung feines Erlaſſes rügt, 
ift nicht eine, welche aus ber geſetzlichen Beſtimmung der Amovibilität herge⸗ 
leitet wird ober auf diejelbe bezogen werden könnte, namentlih auch nicht der 
gerügte Widerfprucd der franzöfiihen Einrihtung mit dem allgemeinen Kirchen: 
recht. Denn bie verſchiedenen Wendungen, unter welchen der Biſchof von dieſem 
Widerfprud mit dem Kirchenrecht fpricht, machen es unzweifelhaft, daß er damit 
das Verhältniß der Sufturfalpfarrer zu den Kantonspfarrern, und, nad) that- 
ſächlichem Wegfall ber surveillance der legteren über die erfieren, den unkanoni⸗ 
chen, für die Disziplin ſchädlichen Mangel einer aus der Nähe geübten Beaufs 
fihtigung der niederen Geiftlichleit meint, eine Beauffichtigung, deren Webung 
einer der Hauptzwede der im allgemeinen Kirchenrecht georbneten Delanatsver- 
fafjung ift. Es fehlt daher an jeder thatfächlihen Grundlage, wenn der Biſchof 
Eberhard jene Aeußerung über den Widerſpruch der franzöfifhen Anordnung 
mit dem allgemeinen Kirchenrecht auf die Anordnung der Amovibilität bezieht, 
und daraus den Beweis entnimmt, daß der Erlaß ſich ebenfalls auf die Bejei: 
tigung der Amovibilität erftvede. Die Unrichtigkeit diefer Argumentation geht 
aber auch noch daraus hervor, daß in dem Erlaß felbft, in dem einleitenden wie 
in dem verfügenden Theile, von diefem Widerſpruch gar keine Rede ift, ſondern 

‚nur die neu einzuführende Delanatseintheilung, als in den Tanonifhen Sagungen 
begründet bezeichnet wird. Es fehlt an jeder Andeutung dafür, daß der Biſchof 
v. Sommer die im Gefege enthaltene Amovibilität der Sufturfalpfarrer dem 
kanoniſchen Rechte wiberiprechend erachtet habe. Der Biſchof Eberhard nimmt 
dies ftillſchweigend als ſelbſtverſtändlich an; er vergißt dabei, daß ſehr angejehene 
katholiſche Kanoniften das Gegentheil annehmen, daß franzöſiſche und belgifche 
Biſchöfe und franzöfiihe Provinzialiynoden fi für die Aufrechthaltung der 
Amovibilität im Intereffe der Disziplin erklärt haben, und daß ferner auf eine 
Anfrage des Biſchoſs von Kütlih der Papft Gregor XVI. am 1. Mai 1845 
durch den Kardinal Polidori die Antwort ertheilen ließ: „ut in regimini 
ecclesiarum succursalium nulla immutatio fiat“, (Moy, Archiv F. kath. Kirchen: 
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recht Bb. 22, p. 59) daß endlich die römiſche Kurie, obgleich mit der Frage be: 
faßt, jeden Schritt zur Aenderung bis jetzt unterlaffen hat. 

Daß ber Biſchof v. Sommer nidt daran gedacht hat, durch die Einfüh- 
rung der Delanatsverfaffung die Amovibilität der 657 angeftellten oder künftig 
anzuftellenden Pfarrer dritter Klafje zu befeitigen, ergiebt ſich auch daraus, daß 
er in feinen Schreiben an die benachbarten Staatsregierungen die intenbirte 
Neuerung auf gleihe Yinie mit der Maßnahme franzöfifcher Biſchöfe betreffs der 
Wiederherftellung ber Delanatseintheilung und mit der, wie er jagt, vor Kurzem 
(d. h. vor dem 21. Auguft 1827) in der Erzdiözefe Köln eingeführte Delanatseintheic 
lung ftellt. In Frankreich ift dadurch nirgendwo die Amovibilität bejeitigt worden, 
und was die Erzdiözeſe Köln betrifft, fo hut der frühere Erzbiſchof Dr. Melchers 
in dem wegen Amtsentlafjung gegen ihn flattgehabten Verfahren, wie das Er— 
fenntniß bes Gerichtshofes vom 28. Juni pr. ergiebt, feine Behauptung, daß Die 
Amovibilität in feiner Diözefe befeitigt fei, nicht aus ber durch die Verordnung 
vom 24. Februar 1827 dort wieder eingeführten Delanatsverfaffung hergeleitet. 

Ein legter Beweis dafür, daß ber Biſchof v. Sommer die Amovibilität 
durch feinen Erlaß nicht befeitigen wollte, liegt endlich, und zwar ſehr eflatant 
darin, daß er auch nad dem Erlaß die Pfarrer dritter Klaffe in einer ganz 
anderen Weije als die zweifellos nicht amoviblen Pfarrer erfter und zweiter 
Klafje angeftellt und, zur Beurkundung diefer Anftellungen Formulare verwendet 
hat, welche durch ihren Inhalt, ihre mwefentliche Hebereinftimmung mit den vor 
dem Erlaß für die amoviblen Sukkurfalpfarrer angewendeten und ihre Abs 
weihung von den Formularen zur Anftellung der nicht amoviblen Pfarrer erfler 
und zweiter Klafje unzweideutig erkennen lafien, daß die Anftellung auf Wiber- 
ruf gefchehe. 

Bor dem Erlaß, alfo zu der Zeit, wo die Anftellung der Sukkurſalpfarrer 
unzweifelhaft nur auf Widerruf geſchah, beftand zwiihen dem Formular zur 
Anftellung nicht amovibler Kantonspfarrer erfter und zweiter Klaffe und dem 
Formular für Sukkurſalanſtellungen folgender Unterfchieb: 

In dem Formulare für Rantonalpfarrer ſpricht der Biſchof kurz aus: 
„Vacante ecclesia cantonali.. -.. . eandem .... tibi conferimus, 
cam omnibus juribus et pertinentiis et eidem annexis, animarum curam 
et sacrarum Reliquiarum custodiam in animam tibi committentes, 

und beauftragt dann einen Dritten: 
X.X., ut te in realem et personalem dictae porochiae ejusque jarium 
universorum possessionem inducat, ut moris est, adhibitis solemni- 
tatibus adsuetis“. 

Ganz verſchieden davon und fehr viel ausführliher ift das Formular für 
die Ernennung amovibler Sufturfalpfarrer. 

Sogleih im Rubrum, am Rande links, wird "die Anftellung bezeichnet: 
Commissio parochi succursalis Es wird ſodann im Tert vor allem erwähnt, 
daß der zu ernennende X. X. das dur das Tridentinum geforderte Examen 
beftanden, der Biſchof auch ſchon vorher fi) von feiner bonestas vitae et morum 
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und feiner sana doctrina überzeugt habe. Die Anftellung felbft wird dann nicht 
mit dem Ausdrud conferimus ecclesiam, fondern mit den Worten: Nos te ad 


animarum curam et sacramentorum administrationem .,... adminittimus, 
bezeihnet und bann hinzugefügt, dantes et concedentes tibi plenam atque 
liberam et potestatem et licentiam, ut in Ecclesia succursali .. ... usque 


ad aliam ordinationem nostram confessiones andire, confitentes..... . 
absolvere, peraedicare, sacramenta administrare et omnia generatim munia 
parochialia obire possis: ac valeas; endlich wird die Bedingung hinzugefügt, 
daß der Ernannte nad) alter Löbliher Gewohnheit fih zu einem Eramen ein- 
finde, ad obtinendam approbationis extentionem ut primum expiraverit concessa. 

Es kann feinen Augenblid zweifelhaft erjcheinen, daß die Verfchiedenheit 
diejes Formulars von dem für Kantonspfarrer ihren mwejentlihen Grund in ber 
nur reoofablen Anjtellung der Sufkurjalpfarrer hatte, ſowohl bezüglich beffen, 
was es enthielt, als defjen, was es nicht enthielt. Es fehlte in demfelben, im 
Unterſchiede von dem anderen Formulare, die formelle Kollation des Amtes und 
die Einweifung in den Beſitz deſſelben. Dagegen beziehen ſich die Ausbrüde 
commissio, admissio, und die Beſchränkung usque ad aliam ordinationem uns 
zweideutig darauf, daß nur eine revokable Zulaffung zu der Pfarrftelle bewilligt 
wird. Zwar will der Bifhof Eberhard den Ausdrud usque ad aliam ordina- 
tionem in jeiner Bedeutung dadurch abſchwächen, daß er in demjelben nur den 
Vorbehalt findet, den Umfang der Seeljorge und der pfarramtlichen Handlungen 
im Einzelnen zu bejchränfen, wie dies dem Biſchofe audy bei den dauernd anges 
ftellten Kantonspfarrern zugeftanden hätte und meint, daß dies den Karakter der 
Anftellung nicht berühre. Allein einerjeits hätte, wenn er weiter nichts bedeutet, 
für die Sulkurfalpfarrer der Vorbehalt ebenſowenig ausdrücklich gemacht werden 
müffen, als dies für die Kantonspfarrer nöthig erſchien. Anbererfeits aber läßt 
ſich gar nicht verfennen, daß in diefem weitgehenden Ausdrude nicht blos eine 
theilweife Beſchränkung, fondern eine vollftändige Entziehung des Amtes einbe 
griffen ift, und daß daher diefer Auadrud, in Verbindung mit der Bezeihnung 
commissio, die revofable Beauftragung eben fo klar bezeichnet, als in den be= 
treffenden Formularen der Erzbiözefe Köln mit dem Ausdrucke per hasce litteras 
revocabiles bie Revotabilität ausgeſprochen ift. 

Wäre nun bei dem Erlaß des Biihofs v. Sommer die Abfiht geweſen, 
die bisherigen Sukkurſalpfarrer und Pfarrer dritter Klafje auch bezüglich der 
Snamovibilität den Kantonspfarrern erſter und zweiter Klafje vollſtändig gleich 
zu ftellen und nur den Klaſſenunterſchied bezüglich des Gehaltes beizubehalten, 
jo it zunächſt fein Grund erfihtlih, warum man in biefer Unterftellung bei den 
Anftelungen nad) dem Erlaſſe für die Pfarrer dritter Klaſſe nicht daſſelbe ein⸗ 
fahe Ernennungsformular anwendete, welches bei Ernennungen der Pfarrer 
eriter und zweiter Klafje gebraucht wurde. Die Verſchiedenheit des Gehaltes er: 
forderte für bie Pfarrer dritter Klafje ebenfowenig ein befonberes Formular, 
wie dies bei den Pfarrern zweiter Klafje im Unterſchied von Pfartern erfter 
Klaffe, troß des verſchiedenen Gehaltes, nothwendig erſchien. Der Biſchof Eber⸗ 
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hard, vom Oberpräfidenten aufgefordert, einen Grund für die Nothwendigteit 
ber Beibehaltung der beiden verſchiedenen Formulare anzugeben, hat geglaubt, 
einen genügenden Grund für die Nichtanwendung des erften Formulars auf bie 
Pfarrer dritter Klaffe darin zu finden, daß in dem erften Formular in ben brei 
Worten „adhibitis solemnitatibus assuetis“ die Einführung koſtſpieliger Feierlich⸗ 
keiten angeorbnet würden, welche bei den zahlreihen Pfarren dritter Klafje ans 
zuwenden nicht thunlich gewejen wäre. Allein diefe Motivirung ift doch offenbar 
nichtsfagend, denn e8 wäre doch viel einfacher gewejen, bie drei Worte aus dem 
erften Formular bei Pfarrern dritter Klaſſe auszuftreihen, als Iebiglih um die 
Feierlichkeiten der Einweihung zu vermeiden, für die Berufung der angeblich 
nunmehr inamoviblen Pfarrer dritter Klafje die ganz abweichenden Formulare 
beizubehalten, welche bis bahin mit gutem Grund für die nicht dauernd ange 
ftellten Sulturfalpfarrer angewendet wurden. Schon der Umftand, da man 
aud nad) dem Erlaß diefe alten Formulare beibehielt, zeigt deutlich, dab auch 
jetzt noch Die Anftellung von Pfarrern dritter Klaſſe einen anderen Rarakter 
hatte, als die Ernennung von Pfarrern erfter und zweiter Klaſſe. Allerdings 
nahm man in den alten Formularen einige wenige Aenderungen vor, allein 
biefe Aenderungen find nur folde, welche durch den Erlaß, auch wenn er bie 
Amovibilität nicht befeitigt, nothwendig waren; fie beſchränken fi) auf die Ent- 
fernung des Wortes succursalis im Rubrum und im Zerte und in der Beifügung 
des Zufaßes, daß die Urkunde dem Dedanten und dem Definitor vorgezeigt und 
ausgehändigt werben ſolle. Die wejentlihen Abweihungen des früheren For⸗ 
mulars für Sulfurfalpfarrer von dem Formular für irrenolabel angeftellte 
Rantonspfarrer, namentlih die im Rubrum enthaltene Bezeihnung der Er: 
nennung als bloße commissio parochi, bie im Text enthaltene Bezeichnung ber 
Berufung als einer bloßen admissio ftatt der in anderen Formularen enthaltenen 
collatio des Amtes und ber Befigeinweifung, endlich die fo bedeutjame Be- 
ſchränkung der ertheilten Vollmacht usque ad aliam ordinationem werben beis 
behalten, ja felbft in dem neuen Zuſatze findet man Bedenken, bie Berufung zur 
Stelle einfach) mit nominatio zu bezeichnen, ſondern hält es der Vorficht ent 
fprechend, die Urkunde als hae litterae commissionis vel nominationis zu qua» 
lifiziren. 

Dieſe noch unter der Amtsverwaltung bes Biſchofs v. Hommer nad dem 
Erlaß deſſelben eingehaltene und ſeitdem immer beibehaltene Praris zeigt deut⸗ 
lich, daß auch in der Auffaſſung des Autors jenes mit Zuſtimmung ber Staats- 
behörden zu Etande gekommenen Erlafjes bie Amovibilität ber Pfarrer britter 
Klaſſe nicht befeitigt werden follte und nicht befeitigt worden ift. Die entgegen- 
gejegte einfeitige Auffaffung des Biſchofs Eberhard und feiner Vorgänger, 
ſowie die thatſächliche Nihtausübung des Amotionsrechtes kann natürlich an ber 
rechtlichen Lage nichts ändern. 

Hiernach muß, wie dies auch der ordentlihe Strafrichter in ben vielen 
gegen den Angefchulbigten eingeleiteten Strafverfahren, insbefondere durch das 
Urtheil vom 9, November 1875, rechtskräftig entſchieden hat, als feftftehend ans 
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nomme! werden, daß bisher und bis zur Einführung des Geſetzes vom 
Mai 1873 die Amovibilität der Anftellungen der Pfarrer dritter Klaſſe ge- 
in der Diözefe Trier nicht befeitigt ift und daher dieſes Geſetz und ins: 
dere die SS. 19 und 23 defjelben auf diefe Pfarrer anwendbar find. Es 
ht daher auf die Frage nicht eingegangen zu werden, ob die mit Zus 
mung ber ftantlihen Abminiftrativbehörden erlafjene Verordnung des Biſchofs 
‚Hommer, falls fie die Bejeitigung der Amovibilität beabfichtigt hätte, ges 
et wäre, gegenüber der gejeglihen Beſtimmung der organifchen Artikel 
je Ummandelung gültiger Weife herbeizuführen. 
. Wenn nun für den Fall der Nichtbefeitigung der Amovibilität der Ange 
juldigte behauptet, daß ihm durch Einleitung des Zwangsverfahrens auf 
uernde Bejegung der Pfarritellen dritter Klaffe gegen den Biſchof und durch 
ihm darüber auf Anordnung des Oberpräfidenten vom 13. Auguft pr. ges 
te Mittheilung ſchon kraft Gejeges fein bisheriges Pfarramt an St. Lau: 
tus entzogen fei, mithin ein weiteres Verfahren auf Entlafung aus dem 
le vor dem Gerichtshofe gegenftandslos und unzuläffig ſei, jo findet dieſe 
hauptung in dem betreffenden Gejege ihre Widerlegung. 
Der $. 19 al. 2 des zitivten Geſetzes beſchränkt fi) in feiner von dem Re— 
tungsentwurfe abweichenden Faſſung darauf, bei den Sufkurjalpfarreien des 
öfiihen Rechtes dem Bijchofe die Pflicht aufzuerlegen, dieſe Stellen, dem 
18 entjprechend, dauernd zu bejegen. Wie daher der Paragraph einerjeits nicht 
Tragweite hat, die nicht dauernde Anftellung der zur Zeit angeftellten Pfarrer 
ft Gejees in eine dauernde Anftellung ohne Weiteres umzuwandeln, fo hat 
a bererjeits auch nicht den Sinn, diefe nicht dauernd angeftellten Pfarrer 
Gejeges, fofort oder im Augenblid der Anzeige über die Einleitung des 
ängsverfahrens, ihres Pfarramtes zu berauben. Sie bleiben gejeglich gültig, 
nicht dauernd angeftellte Pfarrer; dem Bijchofe ift die Alternative gelaffen, 
Zweck der ihm obliegenden Pflicht dauernder Belegung der Stelle ent: 
et den zur Zeit nicht dauernd angeftellten Inhaber der Stelle als dauernd 
ı ben dem Dberpräfidenten zu bezeichnen und dann, falls fein Einſpruch 
f, nunmehr dauernd anzuftellen, oder aber, falls er den jegigen Inhaber 
nicht, ſondern einen Anderen anftellen will, diefen Anderen nad 
er Bezeihnung beim Oberpräfidenten, im Falle kein Einſpruch erfolgt, 
bberufung des jegigen Inhabers, neu zu ernennen. Bis zu feiner 
enNeuernennung oder bis zu feiner Abberufung durch den Biſchof 
nicht dauernd ernannte jeßige Inhaber der gejeglich beflellte Pfarrer 
enden Stelle. Das Zwangsverfahren gegen den Biſchof auf dauernde 
und die Benachrichtigung des jegigen nicht dauernd ernannten Pfarrers 
er Einleitung diejes Verfahrens hat nad) $. 23 des zit. Geſetzes nur bie 
de Wirkung, dem betreffenden Pfarrer bei Strafe zu verbieten, in feinem 
he Amtshandlungen vorzunehmen. Von einer Entziehung des Amtes 
das Geſetz nicht, und es ift eine ganz willkürliche Behauptung des 
en, wenn er meint, die Unterjagung der Ausübung jänmtlicher 
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Sonrsbundlungen ſchließe von ſelbſt bie Entziehung des Amtes in ſich. Troß det 
mulrechtlichen Verbotes, in feinem Pfarramte Amtshandlungen vorzunehmen, iR 
daher der Angeſchuldigte zur Zeit noch gefegliher Inhaber des Pfarramtes von 
St. Yaurentius und es kann daher, je nachdem fein Verhalten der Art ift, dab 
fein ferneres Verbleiben im Aınte mit der öffentlichen Ordnung unvereinbar a: 
ſcheint, auf Grund Des $. 24 des Geſetzes vom 12. Mai 1873 gegen ihn des 
Verfahren auf Amtsentlafjung fattfinden. 

Wenn insbejondere der Angejhuldigte noch betont, daß in dem 8. al. ? 
nicht von einem Zwangsverfahren auf dauernde Befegung der Stelle, jondern 
von einem folden auf Wiederbefegung gefprochen werde, jo kann aus dieſer 
Wortfaffung nicht gefolgert werben, daß der Sinn des 8. 19 al. 2 ein anderer 
fei, als eben ausgeführt wurde und daß der Angefchuldigte ſchon Fraft Geſetzen 
feines Pfarramtes verluftig ſei. Dieſe Wortfafjung erflärt fi durch bie Be 
zugnahme auf 8. 18 und dadurch, daß es fih nach diefem Paragraph in de 
Negel von einer Wiederbefegung, dagegen nur ausnahmsweile in dem fid an 
den $. 18 anlehnenden $. 19 al. 2 bei den Sufkurfalpfarrern von der dauern 
ben Bejegung einer einftweilen in Folge nicht dauernder Bejegung nicht erledig 
ten Stelle handelt. 


Was das Verhalten des Angejhuldigten in feinem Amte betrifft, jo müfen 
bie einzelnen ihm zur Laft gelegten, nad) der Publikation der Gejege vom 11. 
und 12. Mai 1873 fallenden Zumwiderhandlungen gegen die auf fein Amt big 
lihen Gejege oder die fompetenterweife getroffenen Anordnungen der Obrigkeit 
thatſächlich für erwiejen erachtet werben, wie denn auch der Angejchuldigte wegen 
diefer Vergehen von bem ordentlichen Strafrihter duch rechtskräftig gewordene | 
Strafurtheile verurtheilt worben ift. Er ift insbejondere durch zwei verſchiedene 
Strafurtheile verurtheilt, einmal dem Geiftlihen R., zweimal dem Geiftlien | 
Sch., welde das Vergehen des $. 23 al. 1 begangen haben, zu dieſem Lern | 
gehen, d. 5. zur Vornahme von Amtshandlungen in einem Amte, melde 
ihnen gefegwibrig übertragen war, wiſſentlich durch Rath und That Beihülfe 
geleiftet zu haben, und zwar befteht dieſe Beihülfe weſentlich auch darin, daß er 
als Pfarrer von St. Laurentius, aljo in Ausübung feines Amtes, jenen Geiſt⸗ 
lichen geftattet hat, in feiner Kirche geiftlihe Handlungen gefegwidrig vorzu⸗ 
nehmen. 

Im Anſchluß an das Vergehen des Sch., der beshalb am 1, Re 
vember erfolgten Verhaftung und der hierbei vorgelommenen Exzeſſe und ge 
waltſamen Widerftandleiftung mehrerer Perſonen ift der Angeſchuldigte, welcher 
eine von ihm als Pfarrer und drei anderen von ihm hierzu beftimmten Perjonen 
als Mitgliedern bes Kirchenrathes unterzeichnete Denunziation gegen die bei ber ' 
Verhaftung thätig gewejenen Polizeibeamten eingereicht hatte, wegen wifjentlicher | 
falſcher Denunziation verurtheilt. Endlich ift der Angejhuldigte vierzehn Ral 
ftrafrechtlich verurtheilt, während des Zeitraumes vom 13. Auguft 1875 ab ns 
zu bem Zeitpuntte feiner Verhaftung am 20. März 1876 in feinem Arte als 
















von St. Laurentius unter Verletzung des $. 23 al. 2 geiftlihe Amts- 
gen unbefugt vorgenommen zu haben. 
j Angeſchuldigte hat dieſe Gejegwidrigkeiten in thatfächliher Beziehung 
jügegeben, nur will er bei der dem Geiftlihen Reiß ertheilten Erlaubniß von 
für denjelben beftehenden Verbot zur Vornahme von geiftlihen Amtshand- 
n feine Kenntniß gehabt, auch die Denunziation nicht gegen befieres Wiſſen 
ibgefaßt Haben. Allein der Strafrichter Hat in beiden Fällen nicht nur rechts— 
tig feftgeftellt, daß dem Angefchuldigten das zur Strafbarkeit nöthige Wifjen 
wohnt habe, jondern er hat für diefe Annahme jo überzeugende Gründe, 
18 den Elar erwiejenen thatjächlichen Verhältnifien entnommen, angeführt, daß 
unnöthig erjcheint, für diefelbe Annahme in dem gegenwärtigen Verfahren 
Gründe anzugeben. 
Wenn hiernach der erſte Beſtandtheil des Thatbeſtandes des im Art. 24 des 
3 vom 12. Mai 1873 vorgeſehenen Vergehens erwieſenermaßen vorliegt, 
er übrigt nur die Frage, ob die Geſetzesverletzungen des Angeſchuldigten nad) 
1 Zufammenhange und der Art, wie fie begangen wurden, jo ſchwer find, 
; jein Berbleiben im Amte mit der öffentlihen Ordnung unverträglid 
Auch dieje Frage muß nad) dem Geſammtkarakter des Verhaltens des Ange: 
igten unzweifelhaft bejaht werben. 
Bor Alem fält hier der prinzipielle Standpunkt ſchwer ins Gewicht, aus 
em die geſetzwidrigen Handlungen des Angefhuldigten hervorgegangen find, 
on dem aus der Angejchuldigte fein Berhalten nicht etwa entjchuldigt, jon= 
als Für ihn geboten rechtfertigt. 
Der prinzipielle Standpunkt, zu welchem ſich der Angeſchuldigte offen be 
B Reit nicht blos im Widerſpruche mit einzelnen Gejegesbeftimmungen, jon- 
auch im ſchroffen und tiefgreifenden Gegenjage zu unzweifelhaften Funda— 
bes in Preußen geltenden Staatsrechts. 


Diefer Gegenjat bejteht, wie bereits in früheren Entſcheidungen des Gerichts- 
ausgeführt, nicht darin, daß zu Gunften der kirchlichen Angelegenheiten 
enze behauptet wird, über welche nicht hHinauszugehen für die ftantliche 
bung eine Pflicht der legislativen Ethik ift, gerade jo wie es eine jolde 
u Gunften der Freiheit des Individuums, der Gemeinde, der Wiffen- 
. @. giebt, jondern darin, daß rücjichtlich der Frage, wo diefe Grenze 
der: Staatsgewalt, zu Gunften der für die Kirche in Anſpruch genom— 
eſetzgebungsgewalt, das Recht der Entſcheidung, ſonach die alleinige und 
are Souveränität, für welche es bezüglich der Kompetenz nur eine ethiſche, 
iſtiſche Grenze giebt, bejtritten wird. Die Frage, ob die Maigeſetze 
alte nad) jene für die Staatsgejeßgebung beftehende ethiſche Grenze 
iſt notorifeh vor ihrem Erlaß von allen Seiten in eingehender 
ft und demnach durch die vom Könige mit Zuftimmung des Land» 
Geſetze definitiv und für alle Unterthanen in rechtlich verbind- 
W. Band. 2. Heft. 12 — 
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licher Weife entſchieden worden. Außer biefen Faktoren ber Geſetzgebung giebt 
es feine Behörde, welche über die Einhaltung biefer Grenze zu wachen hätte und 
die Gültigkeit der Geſetze, wegen Ueberſchreitung derjelben, in Frage ſtellen 
dürfte und könnte, 

Dieſem⸗ zweifelloſen Rehtezuftande gegenüber fiellt der Angeſchuldigte bie 
Behauptung auf, daß Geſetze, welde in irgend einer Weile Angelegenheiten 
feiner Kirche, wenn auch nur äußerliche, berühren, nur dann gültig unb für 
bie Ratholiten verpflichtend feien, wenn fie mit Zufimmung bes Papftes erlaffen 
worden. Ob die Grenze, die auf dieſe Weiſe für die Gültigkeit der vom Staate 
allein erlafienen Bejege gezogen wird, in einzelnen Geſetzen überjhritten fei, — 
das Urtheil hierüber fol, fei es dem Papfte, fei es dem fubjeltiven Gewiſſen bes 
Einzelnen, zuftehen und für das Verhalten des Einzelnen den Befegen gegen- 
über allein maßgebend fein. Die jog. Maigejege ſollen nun nad) dem Urtheile 
des Angeſchuldigten in Webereinftimmung mit dem Urtheile des Papfles und bes 
deutſchen Episfopats jene Grenze überſchreiten und deshalb ımgültig und un- 
verbindlich fein. 

Obgleich der Angeſchuldigte gar nicht einmal ben Verſuch macht, nachzu⸗ 
weifen, daß dieſe Auffafiung in dem pofitiven Rechte des Staates, deſſen Unter- 
than er if, Anerkennung finde, hält er es für ganz unbedenklich, ja für feine 
pflicht, dieſe gejegwidrige Theorie zur Grundlage bei Verwaltung des ihm an⸗ 
vertrauten Amtes zu machen. 

Es bieße oft Geſagtes unnöthig wiederholen, wenn bier nod eingehend aus: 
geführt würde, daß biefer vom Angeſchuldigten geltend gemachte Standpunkt 
und feine Berufung auf fein Gewiſſen für die rechtliche Beurtheilung nicht ges 
eignet ift, Das Verhalten des Angeſchuldigten zu rechtfertigen und die gegen ihn 
erhobene Beihulbigung zu befeitigen. 

Dagegen muß betont werben, daß es für die Frage, ob die Amtsführung 
des Angejchulbigten in ihrer Fortbauer mit der öffentlichen Ordnung verträglich 
jei, von hoher Bebeutung if, feftzuftellen, daß bie zahlreichen im Amte verübten 
Gefegwidrigteiten des Angeſchuldigten nad) feiner eigenen Erklärung in dieſem 
prinzipiellen Widerſpruche gegen die fouveräne Geſetzgebungsgewalt des Staates 
und gegen jo wichtige Befege, wie bie hier in Rebe ftehenden, ihren gemeinfamen 
Urfiprung haben. 

Das Verhalten des Angeſchuldigten wird aber auch weiter dadurch karakteri⸗ 
firt, daB derſelbe fid) nicht darauf beſchränkt hat, nur in unvermeidlihen Fällen 
feiner Auffaffung gemäß gegen die Maigefege zu handeln und dann dabei eine 
die flaatlihe Autorität ſchonende und Öffentliches Aufſehen möglichſt vermeidende 
Form zu beobachten, daß er vielmehr auch in leicht zu vermeidenden Fällen dem 
Konflitte nicht auswih, und ganz offen, demonſtrativ und agitatoriih, als 
Kämpfer gegen die fraglichen Staatsgefege und gegen die Berechtigung bes 
Staates zu deren Erlaß auftrat. 

Das vorliegende Bemeismaterial ergiebt dies zur Weberzeugung. 
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Der Angeſchuldigte hatte durchaus nicht nöthig, dem als Kaplan im Ne 
gierungsbezirk Koblenz ungejeglih angeftellten, wegen gejeßwidriger Amtsauss 
übung zehnmal verurtheilten und von der Regierung ausgewiejenen Geiftlichen 
Keiß, der zur Laurentiusfiche in keiner Beziehung ftand, zu geftatten, in dieſer 
Kirche das Hochamt zu zelebriren. Dennoch unterließ er nicht, diefe Geftattung 
zu ertheilen und das von ihm bekämpfte Geſetz zu verlegen. Wie rüdfichtslos 
ber Angeſchuldigte in feinem Auftreten das Anjehen der Staatsbehörde verlegte, 
wie jehr er dazu neigte, den Zumwiderhandlungen gegen die Maigeſetze das öffent» 
liche Auffehen zuzuwenden, bie Aufregung der Gemüther, ftatt zu beſchwichtigen, 
zu vermehren, wie gleichgültig er es gejchehen ließ, daß der von ihm und ande 
ten unter feiner Proteltion handelnden Geiftlihen dem Geſetze gegenüber ges 
leiftete Widerftand auch das bethörte Volt zu Erzefien und Widerjeglichkeiten 
fortriß, zeigt das Verhalten bes Angeſchuldigten in Betreff des die Geſetze und 
die Anordnungen der Behörde verhöhnenden Auftretens des Geiſtlichen Sch. 
Nicht nur fuhr der Angeſchuldigte fort, den gejeßwibrig als fein Kaplan 
angeftelten Sch. auch dann noch in feinem Pfarchaufe wohnen und in ber 
Kiche die Meſſe, auch das Hochamt, zelebriven zu laſſen, als dem Sch. 
in feiner Gegenwart das amtlihe Verbot, geiftlide Amtshandlungen vors 
zunehmen, förmlich infinuiet worden, fondern auch, ale Sch. deshalb mehr: 
mals verurtheilt worden, fih der Strafe durch die Flucht entzog, dann 
ftedbrieflih verfolgt wurde, geftattet er bemfelben, wenn es ihm gelingt, 
ſich verkleidet einzufchleihen, in der Kirche zu zelebriven, begleitet ihn aus ber 
Kirche nah dem Pfarrhaufe und da Sch. auf diefem Wege verhaftet 
wurde, auch von dort durd eine dichte Hurrah rufende und theilmeife Skandal 
machende Voltsmafje nach dem Arrefthaufe. Dem aus dem Arrefthaufe Morgens 
früh austretenden Sch. machte er es buch Verzögerung ber Frühmeſſe 
möglich, diefe zu zelebriren. Auch nahdem Sch. ausgewiefen und über bie 
Grenze transportirt war, dennoch aber und trotz der Wachſamkeit der Polizei⸗ 
behörden fih am 25. Oktober in bie Laurentiuskirche einſchlich, geftattete er 
ihm wiederum, das Hochamt zu zelebriren, worauf Sch. wieder verſchwand. 
Zum 1. November, dem Allerheiligenfefte, wird Sch. wieder erwartet, um 
das Hochamt zu zelebriren. Auch der Angefchuldigte erwartete ihn und iſt 
entſchloſſen, ihm die Zelebration des Hochamtes an diefem Tage, wo bie Kirche 
bejonbers beſucht war, zu geftatten. Der Angeſchuldigte vermuthet aber, daß 
Sch. vor dem Hochamt verhaftet werde und bielt fi daher bereit, für 
diefen Fall das Hochamt ſelbſt zu halten. Es gelingt dem Sch. dennoch, 
unbemerkt einzutreten und das Hochamt abzuhalten. Obgleich es in ber Natur 
der Dinge lag, daß die Polizei es nicht unterlaffen konnte, ſchon während ber 
Meſſe in der Kirche eine Aufftellung zu nehmen, um zu verhindern, daß Sch. 
duch Benutzung der komplizirten Ausgänge, die nit von Außen beſetzt 
werben konnten, wieder entweiche, und obgleih es dem Angefchuldigten nicht 
entgehen konnte, daß dadurch in der angefüllten Kirche Aufregung und Exzefle 
entftehen konnten, die zu beihmwichtigen und zu verhindern feine Pflicht war, jo 
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binzeißen ließen und welde den beiden Erfteren vom Affifenhofe in Saarbrüden 
fitenge Beftrafungen zuzogen. Den gewaltigen Einfluß, den der Angefänildigte 
in feiner Stellung als Pfarrer auf Perfonen von unfelbfiftändigem Urtheile 
übt, Tonftatirt der Strafrichter bei Freiiprehung der zugleich mit dem Ange 
ſchuldigten wegen faljher Denunziation vor Gericht geftellten drei Kirchenratie 
mitglieder, indem er in feinem Urtheile erwägt, „daß fie freizuſprechen feim, 
weil aus den gejammten Verhandlungen mit vorzügliher Berüdfichtigung des 
perfönlihen Eindruds, den biejelben rüdfihtlih ihrer Unſelbſtſtändigkeit im 
Urtheile einem dominirenden, gleichſam autoritativem Geiſte gegenüber, der zu: 
gleich ihr Pfarrer ift, lebhaft Hinterlaffen haben, — die richterliche Ueberzeugung 
nicht erwachſen ift, daß, nachdem ihr Pfarrer ihnen mit Feſtigkeit und Eifer, die 
ihm eigen find, verfihert hatte, fo und nicht anders fei ber Sachverhalt, dick 
aber mit Aufopferung bes Verftanbes im gläubigen Gemüthe nunmehr die Das 
ftellung als richtig hingenommen, Seitens der drei Kirchenrathsmitglieder wibe 
beſſeres Wiffen gehandelt worden jei.” 

Wie fehr das längere Gejhehenlafien eines Auftretens, wie das des Ange 
ſchuldigten, dem Anſehen des Staates und der Geſetze ſchädlich ift und ber 
Staatsgewalt von den Begnern nicht als Milde und Berföhnlichkeit, ſondern als 
Schwähe und Mangel an eigener Zuverfiht zu der Güte und Wirkſamleit 
ihrer Geſetze angerechnet wird, zeigen die von der Staatsanwaltſchaft mit Net 
bierfür in Bezug genommenen beiden Artikel: „der Fall Claßen“ ber Trieriden 
Landeszeitung. 

Nah Allen diefem kann es nicht zweifelhaft fein, Daß es mit der öffentligen 
Ordnung unvereinbar ift, den Angeichuldigten, der die Staatögefete jo ſyſtema⸗ 
tiſch, fo hartnädig und fo oftenfible verlegt hat, Länger in einem fo wichtigen 
und einflußreichen Amte, wie das eines Pfarrers, zu belaffen und daß daher alle 
Nequifite des $. 24 des Gejees vom 12. Mai 1873 vorliegen. 

Es mußte hiernach, wie gejhehen, dem Antrage der Staatsanwaltſchaft 
erkannt werben. 


13, 


Unzuläffigfeit des Rechtsweges in Beziehung anf die Verwaltungsmaßregeln übe 
das mit Beſchlag belegte Vermögen einer erledigten Pfarrſtelle. Pref- 
Dell. vom 21. Mai 1874. (Geſ.⸗-Samml. ©. 139.) 


(Erk. des Gerichtsh. zur Entſcheidung der Kompetenz-Konflifte in Berlin v. 9. Januar 1875.) 


Nach Angabe der Kläger hat der Oberpräfivent der Provinz Weftfalen, als 
am 20. Mai 1873 ver Kaplan B. zu Atteln geftorben war, auf Grund des 
Art. 3 Nr, 2 des Gefeges vom 21. Mai 1874 (Geſ.⸗S. 1874 ©. 140) bie Be 
ſchlagnahme des Vermögens ber Stelle verfügt und der Amtmann F. zu Kitele' 
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zum Rommifjarius ernannt. Diejer hat ſich in Befit des qu. Vermögens geſetzt 
und mittelft Androhung von Gewalt die Schlüffel zur Raplaneiwohnung aus- 
händigen lafien. 

Die Rläger behaupten, Erben des ꝛc. B. geworben zu fein und in biejer 
Eigenſchaft den Nießbrauch der Stelle bis zum 1. September pr. fortjegen zu 
dürfen, auch folange zur Benugung der Wohnung, in der fi noch Saden und 
Vieh des Berftorbenen befänden, befugt zu fein; daran habe fie aber der Kom: 
miflarius gehindert, indem er die Rüdgabe der Schlüſſel an fie geweigert und 
verlangt habe, daß fie zu jedem Gange in das Haus erft von ihm abgeforbert, 
oder, wie er fi ausdrüde, geliehen werden jollten. Dadurch feien fie des Be- 
figes des Nachlaſſes entſetzt; Durch das Leihen der Schlüfjel würden fie die Ber- 
legung ihres Rechtes anerkennen. Die Beſchlagnahme hätte durch fchriftliche 
Verfügung, durch ſymboliſche Uebergabe zc. geſchehen können; die Erben hätten 
aber nicht thatſächlich des Befiges entjegt werden bürfen. Um in allen ähnlichen 
Fällen Uebergriffe zu vermeiden, haben Kläger unterm 24. Juli pr. bei dem 
Keeisgerichte zu Paderborn beantragt, den Verklagten zu verurtheilen, daß er 
ihnen die Schlüffel zu der Kaplaneiwohnung zu Atteln berausgebe und ihnen bie 
Dispofition über die Bebäulichleiten und Grundftüde der Kaplanei bis zum 
1. September pr. geftatte. 

Die Regierung zu Minden hat unterm 18. Auguſt pr. noch vor Beant 
wortung der Klage den Kompetenz.Konflitt erhoben; die Kläger haben benfelben 
für unbegründet erklärt, weil die Rechte Dritter an dem in Beſchlag genomme⸗ 
nen Vermögen durch das Geſetz vom 21. Mai 1873 nicht berührt feien und im 
Rechtswege geltend gemacht werben dürften, gegen die Beichlagnahme an ſich 
aber nicht geklagt fei. Das Kreisgericht und das Appellationsgeriht zu Pader⸗ 
born haben den Kompetenz-Konflitt dagegen für nerechtfertigt erachtet. Der 
Rechtsweg ift in der That in diefer Sache unzuläffig. Denn die Klage ift nicht 
darauf gerichtet, daß das Recht ber Erben des ꝛc. B. auf den Nießbrauch während 
bes Sterbequartals anerkannt oder daß ihnen die Ausübung dieſes Nießbrauches 
geftattet werde, jondern darauf, dab der Kommiſſarius die Beſchlagnahme bes 
Vermögens der Kaplanei nicht in der Weife, wie es geichehen, nämli durch 
Befignahme der Schlüffel der Kaplaneiwohnung, hätte bewirken follen, ber Art. 3 
des Geſetzes vom 21. Mai 1873 beftimmt aber, daß Zwangsmaßregeln, welche 
zur Ausführung der Beſchlagnahme erforberli find, im Berwaltungswege ges 
troffen werden und daraus folgt, daß Beſchwerden über ſolche Zwangsmaßregeln 
nur bei den vorgejegten Verwaltungsbehörben angebracht werben bürfen. 1. 


14. 


Rechtliche Stellung der Alt-Katholiken in Preußen. 
(Ext. des Ob.-Trib. in Berlin vom 17. Oktober 1877.) 
Die Nichtigkeitsbeſchwerde bes Angeklagten kann für begründet nicht erachtet 
werben. 
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Die in dem angefochtenen Urtheil enthaltene thatſächliche Feſtſtellung recht⸗ 
fertigt die Anwendung der 88. 166 und 41 bes St.G.⸗B. und ein Rechtsirr⸗ 
thum ift in der Begründung nirgends erfindlich. 

Was zunächſt die Anwendbarkeit bes 8. 166 bes St.⸗G.⸗B. auf bie Be 
ſchimpfung der fogenannten Alttatholiten anlangt, fo if bereits in den Erkennt⸗ 
niffen vom 24. Mai 1873*) (Entſch. B. 70 ©. 42.) Solid. Arch, 8.21 ©. 328) 
und vom 20. Oktober 1874 (Boldt. Ard., 22 ©. 597) eingehend nachgewieſen, 
daß aue den Schuß bes $. 166, infoweit es fi um bie katholiſche Kirche handelt, 
auch die fogenannten Alttatholiten Anſpruch haben, und die Ausführungen in 
der Nichtigkeitsbeſchwerde find nicht geeignet, eine andere Auffafjung zu be 
gründen. 

Inſoweit dieje Ausführungen dahin gehen, daß — 8. 166 nur die zur Zeit 
feiner Publikation beſtehende katholiſche Kirche im Auge gehabt haben könne, fo 
ift dies nicht zu beftreiten und in den angezogenen Vorerkenntniſſen keinesweges 
verfannt. Es ift vielmehr davon ausgegangen, daß aud bie Alttatholiten zu ber 
„tatholiichen Kirche” in jenem Sinne zu rechnen feien, jo lange nicht im geſetz⸗ 
lihen Wege feftgeftelt iſt, daß auf fie die ſtaatliche Anerkennung ber katholiſchen 
Kirche keine Anwendung finde, und daß es dem Richter nicht zuftehe, fie wegen 
der Annahme der Nichtannahme eines beftimmten Dogmas aus ber Fatholifchen 
Kirche für ausgefchieden zu erflären. 

Der Einwand, daß die Frage nad) der Zugehörigkeit zur Batholifchen Kirche 
nur nad) dem katholiſchen Kirchenrecht zu entſcheiden fei, führt nicht zu einem 
anderen Refultat; denn es ift eben flreitig, ob als ‚katholiſches“ Kirchenrecht nur 
das von den Anhängern bes Infallibilitäts-Dogmas anerlannte Kirchenrecht an- 
zuſehen fei, und die Bezugnahme auf die von dem Papfte erlaffene Constitutio 
„Pastor aeternus“ enthält ſonach nur eine petitio prineipii. Dafjelbe gilt von 
der ferneren Ausführung, daß nit eine Spaltung innerhalb ber Kirche, fondern 
eine Trennung von der Kirche, welche nur eine fei, ftattgefunden habe. 

Die Hinweifung auf bie Unterfheidungen ber Alttatholiten und der Neus 
tatholiten in Bezug auf Lehre und Kultus, welche die Losfagung ber Erfteren 
von der fatholifchen Kirche erweifen follen, kann aus den in ben allegirten Er⸗ 
Eenntniffen entwidelten Gründen nicht Berüdfihtigung finden. 

Nach dem Erlaß jener Erkenntniſſe aber hat die Zugehörigteit der Altlatho⸗ 
liken zur katholiſchen Kirche noch in dem Geſetze vom 4. Suli 1875 (6.6. 
©. 333) eine bejondere gejetlihe Anerkennung gefunden und es kann Daher jene 
Zugehörigkeit in Preußen nicht mehr mit Erfolg in Frage geftelt werben, es 
find vielmehr alle etwaigen Bebenten, welche vom dogmatiſchen oder kirchenrecht⸗ 
lihen Standpunkt aus erhoben werden könnten, durch rs Ausſpruch ber 
ftaatlihen Gefeßgebung erledigt. 

Endlich ift auch die Bezugnahme auf das Erkenntniß vom 3, Januar 1877 
(Goltd. Arch, B. 25 ©. 144, Oppenhoff’s Rechtſprechung B. 18 ©. 7) ver 
fehlt, da die thatfächliche Fefftellung im vorliegenden Falle nicht dahin geht, daß 

*) Vergl. Zeitſchr. 8.1 ©. 44. 
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die Beihimpfung gegen ben bie Mefje zelebrirenden Prieſter, fondern dahin, 
baß fie gegen die Zelebrirung der Meſſe jelbft gerichtet geweſen fei. l. 


B 


15. 


Inwieweit find die im Falle einer Beurlaubung gezahlten Vertretungäfoften bei 
dem Bezuge einer Militärpenfion nad) 8. 33c. des Reichsgeſetzes vom 
27, Juni 1871 (R.-©.-8. S. 275) in Betracht zu ziehen? 


(Ext. des Ob.-Trib. in Berlin vom 9. Novbr. 1877.) 


Durch Alerhöhfte Kabinetsorbre vom 21. Februar 1874 iſt der Kläger 
unter Berechnung feines Dienfteintommens auf Höhe von 2177 Thlr. penfionirt, 
und ift dabei feine Penſion auf jährlid 1143 Thlr. feftgeftellt worden. Seit 
Oktober 1874 bezieht er als Standesbeamter in Berlin vom WMagiftrat der 
Haupt: und Refidenzftadt ein Nebeneintommen von 1200 Thlr. jährlid. 

Der $. 33 des Militär⸗Penſions⸗Geſetzes vom 27. Juni 1871 beſtimmt 
sub a Folgendes! 

„Wenn und fo lange ein Penfionär im Reiche, Staats: ober 
Kommunaldienſt ein Dienfteintommen bezieht, ruht das Necht auf den 
Bezug der eigentlichen Penfion, infoweit, als der Betrag diefes neuen 
Dienfteintommens unter Sinzurehnung der Penfion ausſchließlich der 
Penfionserhöhung den Betrag des vor der Penfionirung bezogenen 
penfionsfähigen Einkommens überfleigt.“ 

Auf Grund diefer Vefimmung ift zwiſchen ben Parteien ftreitig, ob von 
dem Betrage bes neuen Dienfteinlommens diejenigen Koften in Abzug gebracht 
werben müfjen, welde dem Beamten durch feine Stellvertretung erwachſen find. 

Der Kläger it nämlich während des Zahres 1875 in den Monaten Mai 
und Juni einige Tage beurlaubt geweien und hat an den ihn vertretenden 
Major a. D. von 8. die Vertretungstoften mit 50 Thlr. 20 Sgr. zahlen müſſen. 
Seitens des Königlichen Kriegs: Minifterti find ihm nichts beitomeniger auf das 
Jahr von der Penfion 166 Thlr. abgerechnet worden, während der Kläger dieſen 
Abzug mit Nüdfiht auf die ihm erwachſenen Vertretungstoften nur in Höhe von 
115 Thlr. 10 Sgr. für berechtigt hält. Er hat beantragt: 

ben verfingten Militär⸗Fiskus zu verurtheilen, an ihn 50 Thlr. 20 Ser. 
= 152 Mark Penfion pro 1. April 1875 bis 1. April 1876 zu zahlen. 

Der Verflagte hat um Abweiſung ber Klage gebeten, indem er die Rechte. 
anficht des Klägers beflreitet und insbeſondere noch hervorhebt, daß bie Be- 
urlaubung befielben nicht wegen Krankheit, ſondern lediglich wegen Familien⸗ 
intereſſes erfolgt ſei. 

Es mußte — fo führt das Königliche Stadigericht in Berlin vom 15. No» 
vember 1876 aus — ohne Weiteres, wie geſchehen, auf Abweiſung des Klägers 
ertannt werben. 
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Als Dienfteinlommen, weldes nad) $. 33c. bes MilitärsPenfions-Gejehes 
vom 27. Juni 1871 bei ber Berechnung ber Penfion in Anrechnung zu bringe 
if, if offenbar das etatsmäßige Gehalt anzufehen, nicht derjenige Betrag, welcher 
dem Penfionär nad) Abzug von Vertretungsloften noch baar verbleibt. Daß das 
Geſetz fo zu verfiehen if, geht ſchon daraus hervor, daß die qu. Beſtimmung 
ein beneficium aufftellt und deshalb nicht ausbehnend interpretirt werden darf. 
Auch würde im Falle der entgegengeiegten Auslegung der Penflonär beredhtigt 
fein, alle übrigen durch fein Amt ihm erwachſenden Koflen von feinem Gehalte 
abzurechnen und nur den fo verbleibenden Reſt in Anrechnung zu bringen, was 
das Geſetz offenbar nicht beabſichtigt hat. 

Kläger fol dergleichen Koften (beifpielsweie für Anftellung von Hülfs⸗ 
arbeitern) aus feinem Gehalte deden und darf diejelben bei der Berechnung ber 
BVenfion von dem Gehalte nicht in Abzug bringen; ebenfowenig darf er dies bei 
ben durch Familienereigniſſe und dergleichen verurſachten Vertretungstoften thun, 
welche allen übrigen buch das Amt verurfahten Koften völlig gleich fiehen, ja 
noch weniger abgerechnet werben Tönnen, da fie nicht durchaus nothwendig find. 

Die Ausführung des Klägers, dab er gar keine Pflicht habe, eine Anftellung 
als Standeabeamter anzunehmen, und es ihm deshalb überlafien bleibe, wie 
lange und mit welchen Unterbrehungen er eine jolde Stellung befleiben wolle, 
ift allerdings richtig, doch beweiſt fie nichts gegen die Richtigkeit der obigen Aus- 
führung. Kläger braucht allerdings ein ſolches Amt nicht anzunehmen und erhält 
für diefen Fall feine volle Penfion; thut er es aber, fo muß er fih aud fein 
ganzes etatsmäßiges Gehalt anrechnen laſſen. 

Anders läge die Sache, wenn Kläger für eine beflimmte Zeit aus dem Amte 
ausgefchieben wäre, und für bieje Zeit kein Gehalt erhalten hätte; im vorliegen. 
den Falle aber ift Kläger während der in Rede ftehenden Zeit Inhaber des 
Amtes geweſen und hat das Gehalt für biefe Zeit erhalten. Daß ex bafjelbe 
nicht für fich behalten, fondern zur Bezahlung eines Stellvertreters verwandt hat, 
iſt feine Sache und ändert nichts an ber Anregnunaeſabiaten des ganzen etats⸗ 
mäßigen Gehaltes. 

Der Kläger hat gegen das erſte Urtheil appellirt. Das erſte Erkenntniß iſt 
jedoch durch Erkenntniß des Königlichen Kammergerichts in Berlin vom 7. Mai 
1877 aus folgenden Gründen beftätigt worden: 

Bei Auslegung des $. 33c. des Militär-Penfionss®ejeges vom 27. Juni 
1871, welcher dem 8.27 ad 2 des Preußiichen Penfionsgefeges vom 27. März 1872 
und dem $. 57 des Reichsbeamtengefees vom 31. März 1873 entfpricht, if der 
Anficht des erften Richters beizutreten. 

Die gejegliche Beftimmung, wonad einem ein neues Dienfleintommen bes 
ziehenden Penfionär Abzüge au maden find, wenn das neue Dienſteinkommen 
mit der Penfion zufammen dag frühere Dienfteintommen überfteigt, kann unter 
dieſem neuen Einkommen nur die Einnahme überhaupt verfiehen, welche mit bem 
neuen Amte als ſolchem verbunden ifl, und bem Inhaber als foldem gewährt 


Pi 
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‚ ohne daß es darauf ankommt, ob das Dienfteintommen 'ein jogenanntes 4 

iges iſt, oder in dem Genuſſe von Diäten und ſonſtigen Remunerationen 
da nach 8. 37 des Penſionsgeſetzes der Abzug auch bei diätariſcher Be— 
häftigung nicht ausgeſchloſſen ift. 

Die Ausgabe jelbft ift im Intereffe des Klägers, um einen fonft nicht zu 
lihenden Urlaub zu erlangen, gejchehen und es kann keinem Zweifel unter- : 
), umd geht auch aus den vom Kläger überreichten Schreiben des Magijtrats u) 

', daß der Magiftrat die Koften des Vertreters als eine den Kläger be | 
hend Ausgabe behandelte, während dem Kläger das ihm zuftehende Gehalt 

fi nicht verkürzt wurde, 

En: hat daher auch thatſächlich aus der neuen Stellung dasjenige banre 
Ni mmen gehabt und darüber quittirt, welches Verklagter feiner Berechnung 
Brunde legt. Es fteht nad) den eigenen Angaben des Klägers feit, daß er 
Urlaub, welcher die Vertretung und deren Koften verurjachte, Lediglich in 
watangelegenheiten und nicht aus Krankheits: oder ähnlichen Rückſichten nahm, 

uch das Schreiben des Magiftrats vom 20. Mai 1876 wird erwiejen, daß ; 
Magiftrat zu Berlin bei Beurlaubungen der legteren Art jelbft den Vertreter ; 
orirt hätte. 

Da es ſich daher lediglih um Ausgaben gehandelt hat, welde im per- 
lichen Intereſſe des Klägers gemacht find, fo können dieſelben ebenfowenig 
Verminderung des Einkommens am fich beachtet werden, wie andere 

ige Ausgaben. 

- Die Anführungen des Klägers, befonders, daß er zur Uebernahme einer 
le nicht verpflichtet gewejen wäre, find unerheblich), da das Penſionsgeſetz 
aupt ſolche Offiziere betrifft, welche dergleihen Verpflichtungen nicht haben. 
ein Urlaub auch bei einem fofort entlaßbaren, oder vorübergehend ange- 
en Beamten nicht einer Niederlegung und Wiederaufnahme des Amtes, oder 

Entlaſſung und Wiederannahme in den Dienft gleichzuftellen ift, Liegt auf 

dan d. Kläger würde jonft in der Konſequenz dahin gelangen, nach jedem 

mb im SPrivatinterefje auf Grund des 8. 37 des Penfionsgejees 6 Monate 
die volle Penfion zu fordern. 
daraus, daß Kläger dem Vertreter weniger Diäten zahlte, als er 
a erhellt, daß er die Einnahme aus dem Amte fortbezog. 

eraus ergiebt fich die Betätigung des erften Erfenntnifjes. 
gegen diejes Erfenntniß eingelegte Nichtigkeitsbeſchwerde ift von dem 
n Dbertribunal in Berlin aus folgenden Gründen zurüdgemwiejen 




















) ber Feftftellung des Appellationsrichters hat Implorant für das Jahr 
1875 bis 1. April 1876 fein volles Einfommen mit 1200 Thle. 
firat in Berlin bezogen. Er hat aber davon 50 Thlr. 20 Sr. 

Ivertreter bezahlt, weil er lediglich aus Privatrüdfichten für zwei 
aub erhalten Hatte, und für einen jolhen Fall der Magiftrat den 


re nicht honorirt. BE 
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Der Appellationsrichter nimmt daher mit Recht an, daß die Berausgabung 
ber 50 Thlr. 20 Sgr. nit als eine Verminderung bes Dienſteinkommens bes 
trachtet werben könne, ſondern baß eine Ausgabe vorliegt, weldhe der Implorant 

in feinem perſönlichen Intereſſe gemacht hat. Die Anficht des Imploranten, ex 
babe nicht jein volles Dienfteintommen bezogen, würde nur dann zutreffend fein, 
wenn bie gezahlten Stellvertretungstoften nicht von ihm perſönlich zu tragen ges 
wejen wären. Denn dann könnte er fagen, er babe fein volles Einkommen 
nicht bezogen, indem davon die Stellvertretungstoften abzurechnen feier. Auf 
eine derartige Behauptung ftüßt aber Implorant feinen Anſpruch nicht, fondern 
nur auf bie thatſächlich unrichtige Behauptung, er habe fein volles Dienftein« 
kommen nicht bezogen, und auf die unrichlige Anficht, es fei gleichgültig, ob 
feine Beurlaubung nur in feinem perjönlihen Interefie erfolgt fei oder nicht, 
weil feine Vertretung während feiner Beurlaubung nur im Interefje des Dienftes 
nothwendig geweſen fei. Daß diefe Anficht unrichtig ift, leuchtet ein, denn wenn 
auch feine Vertretung nothwendig war, jo folgt Doch durchaus nicht, Daß bie 
Koften der Vertretung nicht ihm perfönlich zur Laft fallen. Ganz unzutreffend 
ift e8 ferner, wenn Implorant meint, daß ein Urlaub bei fofort entlakbaren 
oder vorübergehend angeftellten Beamten einer Niederlegung und Wiederauf- 
nahme, oder einer Entlaffung und Wiederaufnahme in den Dienft gleichzuftellen 
fei. Denn ein Urlaub ſetzt eben das Fortbeftehen der bienftlihen Stellung 
voraus. 

Die Unterſcheidung endlich zwifchen dem etatsmäßigen und wirklich bezoge- 
nen Einkommen beruht lediglich darauf, daß Implorant die von ihm perſönlich 
zu tragenden Stellvertretungstoften von bem etatsmäßigen und wirklich bezogenen 
Einkommen unrichtiger Weife in Abzug bringt. 

Hiernach ericheint der auf Verletzung des 8. 33 bes Militär-Penfionsgefees 

- vom 27. Juni 1871 geſtützte Angriff unbegründet. 

Inwiefern aber ber Appellationsrichter den $. 37 1. c. verlegt haben follte, 
das giebt Implorant nit an und ift aud nicht erfindlih. Denn biefen Para⸗ 
graphen zitirt der Appellationsrichter zunächft nur, um nachzuweiſen, daß ber 
$. 33 Anwendung finde, ohne Rüdfiht darauf, ob das Dienfteintommen ein fos 
genanntes etatsmäßiges fei, ober in dem Genuſſe von Diäten oder Remune- 
rationen beftehe, was ganz richtig ift und ſchon aus $. 33 folgt, weil diefer Para- 
graph ganz allgemein vom Dienfteintommen Ipricht. 

Demnächſt zitirt der Appellationsridter den $. 37 noch einmal, um an« 
ſchaulich zu machen, zu welchen Konfequenzen die unrichtige Anſicht des Implo- 
tanten führe, daß ein Urlaub bei fofort 'entlaßbaren oder vorübergehend ange- 
fiellten Beamten einer Nieberlegung und Wieberaufnahme oder einer Entlafjung 
und Wiederaufnahme in den Dienft gleichzuftellen jet. 

. Hiernad war die Beſchwerde zurüdzumeifen. 
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16. 


Vegriff der „Reifen über Land“ in der Preuß. allgem. Medizinaltaxe dom 
21. Juni 1815. (Geſ.⸗Samml. S. 109) und Feititellung der Ange: 
meſſenheit des Honorars für entjerntere Reilen. 


Erk. dee Ob.-Trib. in Berlin vom 25. Oftober 1877.) 


Die Verflagten haben gegen das zweite Ertenntniß, welches das die Ver⸗ 
Nogten nach dem Klageantrage zur Zahlung von 1650 Mark verurtheilende erfte 
Ertenntniß beftätigt, die Nichtigkeitsbeſchwerde eingelegt, weil das erſte Erkennt: 
niß beflätigt und nicht vielmehr, ihrer Appellationsbeihwerde gemäß, abgeändert 
und Mäger in Höhe von 1350 Mark abgewieſen if. Die Nichtigteitsbefchwerbe 
berieht fi) auf das Honorar des Klägers für die drei Reifen von Berlin nad) 
‚Frankfurt a. M. Dagegen ift ber Aniprud; des Klägers wegen bes Hausarzt: 
‚Fmorans von 100 Thlr. reſp. 300 Mark für 1874 rechtskräftig entichieden. 
Die Verklagten beſchweren fi) zunächft darüber, daß der Appellationsrichter 
je Beſtimmungen Nr. 23 und 24 I. der Medizinaltare vom 21. Juni 1815 auf 
Ihn vorliegenden Fal nicht für anwendbar erklärt hat. 

Der Appellationsrichter Hat jedoch mit Recht bier bie Anwendung ber Me- 
Büinaltare ausgeſchloſſen. 

Daß die no im Jahre 1867 durch Das Geſetz vom 2. Juli 1867 — Geſ.⸗ 
Baum, S. 119 — auch in das Gebiet bes ehemaligen Herzogthums Naſſau 
ing allgemeine Mebizinaltare vom 21. Iuni 1815 — Geſ.⸗Samml. 
6.109 — troß bes $. 80 der Gewerbeordnung vom 21. Suni 1869 — Bundes- 
MB, S. 245 — in Geltung geblieben ift, kann nicht bezweifelt wers 
jr, und ift bereits in dem dieſſeitigen Exkenntnifje vom 11. März 1873 
P Euti. Bo. 69 ©. 165 — näher dargelegt. Dieſelbe bat jedoch Fälle ber. 
eg: Art nicht im Auge gehabt. Sie ift nur auf die damaligen Lebens- 
Bertehesverhältnifie gegründet und fprechen daher die Beftimmungen ad 23 
AI. nur von Reifen über Land, alfo, nad gewöhnlihem Sprachgebrauch, 
fm Reiien in ber Umgegenb, indem es damals noch nicht üblich war, ober jeden- 
Ms es nur als jeltene Ausnahme vorkam, daß Aerzte aus weiter Ferne herbei⸗ 
rufen wurden. Das Begentheil ift auch nicht in dem von ben Imploranten 
Berug genommenen Erkenntniffe des Obertribunals vom 28. November 1876 
hen worden. Dort war nur in Frage: ob die in der Nr. 23 und 
l.c, angeorbneten Säge auch auf Reifen’ mit Eifenbahnen zu beziehen find. 
Fa aber aud angenommen werben, daß, jo wie ber Kläger, ala er die 
ken unternahm, das jegt üblihe Honorar vorausgefegt, auch der Erblaſſer 
Beklagten nicht daran gedacht hat, den Kläger nur nad) den geringen 
en ber Medizinaltare ad Nr. 23 und 24 I. abzufinden. Dies beweift ſchon 
naſtand, daß 450 Thlr. freiwillig gezahlt worden. Bei der Beruf und 


\ 
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Lebensſtellung des Klägers, die dem Erblaſſer der Verklagten, befien Hausarzt 
der Kläger feit Jahren war, Jnicht unbelannt fein konnte, und bei ben Ber: 
mögensverhältnifien des Erblaſſers der Verflagten, ift vielmehr anzunehmen, daß 
er bei Herbeirufung des Klägers davon ausgegangen ift und fih auch für ver- 
pflichtet gehalten hat, den Kläger für die Befuhe fo zu honoriren, wie Aerzte 
von der Bedeutung des Klägers in Fällen ber vorliegenden Art vergütigt zu 
werden pflegen. Hieraus ergiebt fih aud eine ſtillſchweigende Einigung Der 
Kontrahenten auf diefe Art der Befriebigung — 8. 59 Tit. 4 Thl. J. A. L⸗R. —, 
und da eine von den Sägen der Mebizinaltare vom Sabre 1815 abweichende 
Vereinbarung nicht ausgefhloffen ift — $. 80 der zitirten Gewerbeordnung —, 
jo kann au aus biefem Grunde von der Anwendung ber qu. Zare nicht Die 
Rede fein. 

Dagegen rügen mit Recht bie Imploranten, daß der Appellationsrichter, 
gleich dem erften Richter, das klägeriſche Honorar nad) feinem eigenen Ermeſſen 
feftgejegt hat. 

Nah Preußiſchem Rechte, und zwar $. 116 Kit. 2 Thl. I. A. L.⸗R. wird in 
allen Fällen, wo nit die Gefege ein Anderes ausdrüdlid vorfchreiben, der 
Werth einer Sahe — aljo aud einer Handlung — bei entftehendem Streite 
durd die Abſchätzung vereideter Sachverſtändiger beftimmt, und fo wird aud 
bei Verträgen über Handlungen, in denen die Beftimmung ber Vergütung nicht 
hinlänglich ober gar nicht verabrebet ift — 88. 871 und 872 Kit. 11 XL I. 
A. RN. —, diefe nach dem Gutachten von Sachverſtändigen feſtgeſetzt. 

Daß Hier ausnahmsweiſe auch das alleinige Ermeſſen des Richters gelten 
fönne, fteht nirgends. Der bereits in Bezug genommene $. 873 it. 11 Thl. L.1.c. 
jagt vielmehr wörtlich: 

„Bat der, welder die Handlung übernommen hatte, fie wirklich 
geleiftet, und gehört die Handlung zu feinen gewöhnlichen Nahrungs- 
und Berufsgefhäften, jo Tann er dafür aud ohne ausbrüdlichen Vor⸗ 
behalt den gewöhnlichen Lohn nad dem Gutachten der Sachver⸗ 
ftändigen fordern.“ 

Diefer Paragraph findet bier Anwendung. Wenngleich die Leiftungen bes 
Klägers außerordentliche waren, fo gehörten fie dorh zu feinen gewöhnlichen 
Nahrungs. und Berufsgeihäften, und berechtigen ihn eben deshalb zu einer 
Honorarforderung trotz Mangels einer ausbrüdlihen Verabredung über den 
Betrag, und wenn das Geſetz von einem gewöhnlichen Lohne fpricht, fo if 
damit der übliche Lohn für die betreffende Berufsleiftung gemeint, ben jedoch 
der Richter nicht nach feinem Gutdünken, ſondern nad) dem Gutachten von Sach⸗ 
verftändigen zu beftimmen hat. Das Erkenntniß des Appellationsrichters, welcher 
bei der Eigenthümlichleit der Hägerifhen Leiftungen den gebachten Paragraph 
für unanwendbar erflärt und felbft dieſelben gefchätt hat, ift daher wegen Ver 
legung dieſes Paragraphen nichtig. 

In der Sade felbft ergiebt fi) nad dem Geſagten, daß, was bisher nicht 
geihehen ift, bie beiberfeitigen Sachverftändigen nod darüber: 
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was ala das übliche Honorar für die qu. Leiftungen eines Arztes von 
ber Bebeutung und Stellung des Klägers anzufehen ift? 
su hören find. Bu biefem Zwede ift die Sache zur anberweiten Verhandlung 
und Entſcheidung in die erfte Inftanz zurückzuweiſen. 

& find als Sachverſtändige in Vorſchlag gebracht: klägeriſcherſeits: Pro⸗ 
fefler Dr. 3. M., Geheime Rath Dr. W. bierfelbft; von Seiten der Berflagten: 
Brofefjor S. und Mebizinaltath Dr. W. 

Bei Vernehmung der Sachverſtändigen find benfelben die gegenfeitigen An- 
führungen der Parteien über die Angemefjenheit des Honorare, jowie über ben 
Veſuch, welchen der Kläger dem Exblaffer der Verklagten von ei 
— Montreux — aus gemacht hat — vorzuhalten. 


17. 


Ver iſt im Sinne der Preuß. Verordnung vom 30. Juli 1853 8. 31 Abi. 3 
(Gei.-Samml. ©. 909) für einen Knappſfchaftsverein (8. 181 des Preuß. 
allgem. Verggeſetzes vom 24. Juni 1865) als Auffihtöbehörde anznjehen? 


(Erf. des Ober-Trib. in Berlin v. 6. Dezember 1877.) 


Es muß dem Appellationsrihter darin beigetreten werden, daß nur das 
Königliche Dberbergamt zu Breslau befugt war, dem Kläger, dem Ober 
leſiſchen Knappſchaftsvereine, ſowohl bie Weberweifung der Pachtgeldforderung 
kines Schuldners, als auch die Ermächtigung zur Klage gegen den verklagten 
Öruben- Pächter zu ertheilen. Dies ergiebt ih ſchon aus der Wortfaſſung 
% $. 31 Abſ. 3 der Verordnung vom 30. Juli 1853, indem barnad bie bes 
befiende Verfügung von der Auffihtsbehörde des die Exekution anordnens 
ben Beamten, unter welchem nach $. 2 ber gedachten Verordnung eben ber mit 
nr Einziehung dee Gefälle Beauftragte, aljo nad) dem Berggeſetz vom 24. Juni 
1865 $. 181 unb dem Bereinsftatut $. 58, der Kläger zu verftehen ift, erlaſſen 
werden fol. Darım kann au nicht mit dem Kläger darauf Gewicht gelegt 
werden, daß nad) $. 31 Abf. 1:der Verordnung bie Beſchlagnahme ausſtehen⸗ 
ber Forderungen und nad) $. 32 die Webereignung ber Renten in Gemäßheit 
bes Geſetzes vom 4. Zuli 1822 durch den das Zwangsverfahren leitenden 
Beamten herbeigeführt werden fol. Ueberbies aber kann es feinem Zweifel 
ünterliegen, daß ſowohl die Anordnung, als auch bie Leitung des Zwangs⸗ 
Ktfohrens einem und dbemjelben Beamten, nämlich dem mit ber Einziehung 
Kr. Befälle beauftragten, alfo im vorliegenden Falle dem Kläger, zuſteht und 
Ni demgemäß nur diefer das Zwangsverfahren zu betreiben bat, zur Aus- 
ührung oder Vollſtreckung der Exekution aber ifich .ber ihm beigegebenen 
" Eekutoren ober ber beſonders dazu von ber Auffichtsbehörbe beftimmten Beamten 
ienen darf. Deutlich verorbnen bies bie Worfchriften der Verordnung in 

"8.2, 3, 24,25, 34 und wird insbefondere im$. 8 nur zwilhen Anordnung 
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und Ausführung der Exekution unterjdieden und im $. 34 ſchlechthin nur ber 
im $. 31 bezeichneten Behörde, als einer und derfelben für Anordnung und 
Zeitung der Exekution, gedaht. Auch liege fi ein Grund zur Unterfheidung 
bes die Exekution leitenden und des diejelbe anoronenden Beamten, jowie zur 
Uebertragung der verjchiedenen Erelutionsatte auf den einen oder den anderen 
Beamten nicht erkennen, insbejondere, warum nad) den $$. 20, 21, 23, 31, 33 
die Mitwirkung bes anorbnenden Beamten bei ber Verfügung und Leitung Des 
Verkaufs der abgepfändeten Gegenftände, der Interventionsanmeldung, der Er- 
mädtigung zur Klage wegen arreſtirter Forderungen und der Beihlagnahme 
von Bejoldungen und Penfionen erfordert wird, dagegen nad) $$. 11, 23, 31, 32 
die des leitenden Beamten bei Erlaß des Pfändungsbefehls, Webertragung des 
Verlaufs an die Drtspolizeibehörbe und Webereignung der Renten. Vielmehr 
muß nad) der Stellung des Vollftredungsbeamten, als des Organs der die 
Erefution anordnenden und leitenden Behörde, angenommen werden, daß letztere 
Erefutionsbefugnifie eigenmächtig ebenjowenig von dem, von der Auffichtsbehörde 
zur Ausführung und Vollſtreckung beftimmten Beamten, ala von dem, der mit 
ber Einziehung der Gefälle beauftragten Behörde beigegebenen Exekutor aus- 
geübt werben können. 

Hiernach und mit Rüdfiht auf die Verordnung vom 14. Dezember 1833 
8, 18 war, wie gejchehen, zu erkennen. 1. 


18. 


Condietio indebiti in Anfehung gezahlter Steuern. Unftatthaftigfeit derſelben 
gegenüber dem ftantlihen Beſteuerungsrechte. 
(Erf. des Gerichtsh. zur Eutſcheidung der Komp.-Konfl. in Berlin v. 10. Dftob. 1874.) 


Der Stadt Stralfund fteht zur Beftreitung der ſtädtiſchen Bedürfniſſe ein 
Drittel des Rohertrages der in Stralfund aufkommenden Mahlſteuer und außer 
dem ein Kommunalzuſchlag von 25 pCt. zur Mahl- und Schlachtſteuer und von 
12; pCt. zu der in Stralfund auflommenden Braumalzfteuer zu. Dieſe Steuer- 
antheile und Zujchläge werden von dem Königlichen Hauptzollamte bajelbft zu- 
gleich mit den fiskalifchen Abgaben erhoben, und nah Abzug von 5 pEt. zur 
Beitreitung der Verwaltungstoften an die Stadtlafje abgeliefert. Won den hier- 
nah an die Stadtkaſſe abzuführenden Beträgen ift für das Jahr 1872 die 
Summe von 1038 Thle. 16 Sgr. 3 Pf. in Abzug gebracht worden. Es hatte 
nämlic ber Militär-Zisfus von der Stadt Stralfund die Rüdvergütung des. 
jenigen Schlachtſteuer⸗Kommunal⸗Zuſchlages beanfprucht, welcher für das von 
den Truppen in Stralſund verzehrte Fleiſch in den Jahren 1870 und 1871 er- 
hoben und an die Stabtkafje abgeliefert war. Die Stadt verweigerte die Er- 
fattung, auf erhobene Beſchwerde wurde aber durch Reſtript der Minifter des 
Innern und der Finanzen vom 20. November 1871 der Oberpräfident beauf- 
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tragt, die Stadt event. zwangsweife zur Erftattung anzuhalten. Da ber Ma: 
giftrat der in Folge defien von ber Regierung zu Stralfund an ihn erlaffe: 
nen Aufforderung nicht nachtam, fo wurde, auf Requifition der Intendantur des 
II. Armee-Korps, das Hauptzol-Amt zu Stralfund von der Regierung dafelbft 
requiriet, den fraglichen Betrag von dem an die ftädtiihe Kaffe abzuliefernden 
Antheile an der Mahl: und Schlachtfteuer abzuziehen und an das Proviantamt 
abzuführen. 

Nahdem dies gejchehen war, erhob die Stadt Stralfund unter dem 
26. März 1873 Klage gegen den Königlichen Steuer-Fiskus, vertreten durch die 
Königliche Provinzial:Steuerdireltion zu Stettin, mit dem Antrage, den Ver: 
klagten zur Zahlung von 1038 Thlr. 16 Sgr. 3 Pf. mit Zinfen und Koften zu 
verurtheilen. 

Verklagter wendete ein, er habe in Folge der Requifition, welhe zum Zwecke 
der gegen die Klägerin zu vollziehenden adminiftrativen Exekution von der Ne: 
gierung an ihn erlaffen fei, Zahlung geleiftet, fih aljo von feiner Verbindlichkeit 
befreit, ohne Rüdficht auf die Rechtmäßigkeit der Exekution, deren Prüfung ihm 
nicht zugeftanden habe. Es fei aber aud das beobachtete Verfahren für ein 
vechtmäßiges zu erachten, da es fih um eine Öffentliche Abgabe handele, in An: 
fehung derer dem indebite Leiſtenden ebenſo im abminiftrativen Wege zur Er: 
ftattung des Geleifteten verholfen werden müſſe, als bie zu Unrecht verweigerte 
Zahlung im adminiftrativen Erelutionswege zu erzwingen fei. 


Zugleich denunzirte der Verklagte den Königlihen Militärfistus, vertreten 
durch die Königliche Intendantur des II. Armee-Korps, litem. Die Intendantur 
erhob die Einrede der Unzuläſſigkeit des Rechtsweges, da es fi bei dem Streite 
ſchließlich allein um die Verbindlichkeit der in Stralfund beftehenden Speife- 
anftalten zur Zahlung des Kommunalzufchlages zu der Schlachtſteuer für das 
von den Truppen verzehrte Fleifh, alſo um deren Verbindlichteit zur Entrihtung 
einer allgemeinen Abgage handele, welcher die Bewohner der mahl- und ſchlacht⸗ 
fleuerpflihtigen Stadt Stralfund unterworfen jeien. 


Klägerin riplizirte, bie in Rede ftehende Requifition der Regierung fei Feine 
rechtmäßige Exekutionsvollſtreckung. Daß die Minifter des Innern und der 
Finanzen die zwangsweiſe Einziehung angeorbnet hätten, könne ihr gegenüber 
nicht geltend gemacht werden. Webrigens habe Berklagter auch die Requifition 
der Regierung überſchritten, da biefelbe nur den Antheil an dem Zufchlage zu 
der Mabl- und Schlachtſteuer betroffen; DVerklagter aber aud über den Brau⸗ 
malzſteuerzuſchlag disponirt habe. Zwar jei zugegeben, daß ber betreffende 
Steuerzufchlag zu den öffentlihen Abgaben gehöre, aber mit der Entrichtung der 
Abgaben fei die Forderung bes öffentlihen Rechtes befriedigt; die Rüdzahlung 
einer indebite entrichteten Abgabe gehöre dem Gebiete des Prozeßrechts an. 
Neberdies handele es fi) darum, in welhem Umfange der Militär-Fisfus durch 
Privilegium von der fraglihen Abgabe befreit jei, und hierüber lafje das Geſetz 
ben Rechtsweg zu. 

Hartmann, Zeitjrift. Band IV. Heft 3. 13 
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Von Seiten des Litisdenunziaten wurde noch geltend gemacht, daß bie Ne: 
gierung vermöge ihres Auffichtsrechts berechtigt geweſen jei, ber Klägerin die 
Erftattung der ihr nicht gebührenden Steuer aufzugeben, und ihre Verfügung 
durch abminiftrative Erekution zur Ausführung zu bringen. 

In dem Urtheile vom 22. Dezember 1873 nahm das Kreisgeriht zu Stral- 
fund die Zuläffigleit des Nechtsweges an; es wies aber die Klage als unbe 
gründet ab, da Verklagter in Folge einer im Wege geſetzlich zuläffiger Aomini- 
ſtrativ⸗Exekution erfolgten Beſchlagnahme an den Militär» Fiskus Zahlung 
geleiftet habe. 

Die Klägerin appellicte. Nach Eingang der Appellationsbeantwortungs- 
Schrift erhob mittelft Beſchluſſes vom 21. April 1874 die Intendantur des 
II. Armee⸗Korps den Kompetenzkonflikt. 

Nur die Klägerin hat eine Erklärung über den Kompetenztonflift abgegeben. 
Sie hält denjelben für nicht begründet, indem fie anführt: „Es handele ſich hier 
nicht um die Frage der Verbindlichkeit zu allgemeinen Abgaben. Dieje liege 
nur dann vor, wenn ein Steuerpflihtiger die Zahlung von Steuern verweigere. 
Hier liege die Sade jo, daß die Steuer bezahlt fei und Fiskus diefelbe zurüd- 
gefordert habe. Diejerhalb hätte gefeplich der Rechtsweg eingejchlagen werben 
müffen. Die Minifterien hätten fi aber für befugt gehalten, die Erekution im 
Verwaltungswege zu vollftreden und demgemäß ſei die nad ihrer Meinung zu- 
viel gezahlte Steuer der Stadt ohne Weiteres abgepfändet. Die erhobene Klage 
bezwede nun prinzipaliter gar nicht, über die Verpflichtung des Militär-Fisfus zur 
Bezahlung der Steuer eine Entſcheidung herbeizuführen, fondern fie verlange nur, 
daß die Stadt dasjenige, was ihr der Steuer-Fiskus geftändlich ſchuldig geweſen, 
auch von diefem bezahlt werde, und daß anerkannt werde, daß die preußifche 
Staatsbehörde nicht befugt gewejen jei, wegen eines vom Norddeutſchen 
Bunde angeblich indebite gezahlten Betrages gegen die Stadt Erekution zu 
vollftveden. 

Die Einrede des Fiskus fei lediglich condictio indebiti; die Entſcheidung 
darüber, ob die VBorausfegungen defjelben vorhanden feien, ftehe dem Richter zu. 

Das Königliche Appellationsgeriht zu Stettin erachtet nach Inhalt feines 
gutachtlichen Berichtes den Kompetenzkonflikt für unbegründet. 

Der erhobene Kompetenztonflift war für begründet zu erachten. Der von 
der Klägerin geltend gemachte Anſpruch wird darauf geftügt, daß fie mit Unrecht 
durch abminiftrative Erekution genöthigt worden fei, von dem Antheile an der 
Schlachtſteuer und dem Zujchlage zu berjelben, welche das Hauptzollamt an fie 
abgeführt habe, diejenigen Beträge zurüdzuzahlen, welhe von dem durch die 
Truppen in Stralfund verzehrten Fleiſche herrührten; daß der Steuer-Fisktus 
verpflichtet jei, diefe Beträge, welche er ihr ungejeglicher Weife abgenöthigt habe, 
zurüdzuzahlen, und daß auf diefe Verpflichtung die Frage nit von Einfluß fein 
könne, ob und in welchem Umfange der Militär- Fiskus einen Anſpruch auf Be 
freiung von der Schladhtfteuer habe. 





Entfheidungen und Erlafje von Gerichten und anderen Behörden. 187 


Nun gehört aber die Schlachtfleuer und ber Zufchlag zu berjelben, wie au 
Klägerin nicht vertennt, zu den allgemeinen Abgaben im Sinne bes 8. 78 A. CHR. 
I, 14. — Daraus, daß nad) der Beftimmung biejes Geſetzes über bie Berbind: 
lichkeit zur Entrichtung folder Abgaben ein Prozeß nicht ftattfindet, folgt, daß 
aud) darüber, ob eine Steuer mit Unrecht erhoben und dieſe zurüdzuerftatten 
fei, der Rechtsweg ausgeſchloſſen ift, da auch hier die Verpflichtung oder Nicht: 
verpflichtung zur Entrichtung der Steuer bie wefentlih zu entſcheidende Frage 
bildet. Die Entſcheidung barüber, ob die Klägerin bie fraglichen Steuerbeträge 
zurüderftatten müfje und welche gejeglihe Mittel anzuwenden feien, um der er- 
lafjenen Entiheidung Wirkfamteit zu verfhaffen, ſtand daher den Verwaltungs: 
behörden zu; die von derfelben innerhalb der Grenzen ihrer Befugnifie — 
Verfügungen unterliegen der Kognition der Gerichte nicht. 


18. 


Aelteres Armenpflegereht in Preußen. Kollifion mit dem neuen Armenredte. 
(Ext. des Bundesamtes f. d. Heimathweſen in Berlin vom 7. April 1877.) 


Kläger, der Armenverband der Stadt Spandau, findet fi mit Recht da⸗ 
durch beſchwert, daß er in erfter Inftanz mit feinem Anſpruche auf Erſatz der 
Aufwendungen für die podentrante Dienfimagd M. T. abgewiejen worden ift. 

Auf den vorliegenden Fall findet nicht das Reichsgeſetz über den Unter- 
Rügungswohnfig, fondern das ältere Preußifche Armenrecht Anwendung, da bie 
ſtreitigen Kur- und Berpflegungsfoften in der Zeit vom 26. Mai bis 20. Juni 
1871 vor dem Inkraſttreten des Reichsgeſetzes erwachſen find. Gleich dem lebte: 
ten verpflichtet das Preußiſche Armenpflege-Bejeg vom 31. Dezember 1842 den 
Armenverband des Aufenthaltsortes, fremde Hülfsbebürftige nit von ſich zu 
weifen, fondern denſelben die nöthige Unterftügung vorläufig zu gewähren (8. 26). 
Ein Armenverband, welcher fi der ihm obliegenden Fürforge grundlos entzog, 
war daher in Preußen ſchon vor dem 1. Juli 1871 verbunden, dem durch fein 
Verfahren benadhtheiligten Armenverbande bie vorläufige Fürforge abzunehmen 
und ihn für feine Aufwendungen ſchadlos zu halten. War aud) diefe Folge der 
Verlegung der Fürforgepfliht in dem Gefege vom 31. Dezember 1842 nicht 
fpeziell geordnet, — fo wenig wie das Reichsgeſetz über ben Unterftügungswohnfig 
eine ausbrüdlihe desfallfige Beftimmung enthält — fo ergab fie fi doch aus 
der Vorſchrift im $. 26 des Geſetzes von ſelbſt, da es unmöglich als der Inten- 
. tion des Geſetzgebers entſprechend angejehen werben kann, den das Geſetz nicht 
reſpeltirenden Armenverband mit einer Laft zu verſchonen, welche ihn bei pflicht- 
mäßigem Verhalten getroffen haben würde. Eingeſchränkt war bie Pflicht der 
vorläufigen Fürforge nad älterem Recht nur infofern, als fi) der unterftügende 
Armenverband durch Ueberweifung bes Hülfsbebürftigen an den heimathlichen 
Armenverband ober durch Abwälzung der vorläufigen Fürfo e auf den Land- 


d 





188 Entſcheidungen und Erlafje von Gerichten und anderen Behörden. 


armenverband des Bezirks leichter davon befreien konnte (88. 27, 28 des Gelee 
vom 31. Dezember 1842). Die mögliche Verkürzung ber Dauer ber Unter 
ſtützungspflicht hebt aber die Pflicht felbft nicht auf und äußert an fid keinen 
Einfluß auf die Beſtimmung der Folgen einer gejegwidrigen Verſagung der 
Fürforge. | 

As M.'T. an den Polen im Mai 1871 hülfsbebrftig erkrankte, Hate je 
unftreitig ihren Aufenthalt in Saatwintel, im Bezirke des verklagten Armes 
verbandes, des Armenverbandes des Tegeler Forfireviers, welcher folglih zu 
Gewährung vorläufiger Fürforge verpflichtet war, jobald feine Hülfe von de 
Kanten felbft, oder für biefelbe in Anipruh genommen wurde. Die Poli 
und Kommunalverwaltung in Saatwintel ftand nad) der im jebiger Inka 
eingezogenen amtlichen Auskunft des Amtsvorfiehers, Domänenrath ©, is 
Jahre 1871 dem Domänen-Polizeiamt Spandau zu, weldes in ber Si 
Spandau feinen Sit hatte. Da ein Delegirter diefer Behörde in Saatwirk 
fi nicht befand, fo konnte der zur vorläufigen Unterftägung geſetzlich veroflicht| 
Armenverband nur in Spandau um Hülfe angegangen werden. Dies ift © 
folglos infofern geſchehen, als die kranke 8. fi) nach Belehrung über die 1 
ſtändige Stelle unbeftritten — Verklagter leugnet nur, daß feine Hülfe von de 
T. vor der Ankunft in Spandau in Anfpruch genommen fei — in das Geidältt- 
lotal des Domänen-Bolizeiamts zu Spandau, um Krankenpflege nachzuſuchen, 
begeben, und erft, nachdem fie in dem Geſchäftslokale Niemanden angetroffen, 
bei der ftäbtifhen Kommunalverwaltung ihr Gejuh um Aufnahme in ei 
Rrankenanftalt erneuert hat. Danach liegt von Seiten des Domänen -Boligeiomt 
thatſächliche Verſagung der Fürſorge, weldhe der ausbrüdlichen Verweige 
volllommen gleichiteht, vor. 

Wenn der erjte Richter annimmt, daß die Pflicht vorläufiger Fürforge vo 
dem Verklagten ohne Weiteres auf den Kläger in dem Momente übergeganga 
ifl, wo die T. in der Stabt Spandau angelommen, fih an einen ftäbtiih 
Beamten wandte, und ſchon die Verweifung der Hülfefuchenden an das Do: 
Polizeiamt für ungeſetzlich erklärt, fo Tann ihm darin nicht beigetreten n 
Wie bereits hervorgehoben, war Hülfe für die Kranke von dem gejehlih 
Fürforge verpflichteten Armenverbande des Aufenthaltortes im vorliegenden 5 
nicht in Saatwintel, oder in Tegel, fondern nur in Spandau zu erlangen. Ben 
ein Hülfsbedürftiger jeinen Aufenthaltsort und den Bezirk des Armenverbandel 
zu welcher derſelbe gehört, zu verlaffen genöthigt ift, um bie Obrigfeit des 
enthaltzortes perfönlid um Hülfe anzugehen, jo Tann ihm dieſe Obrigte 
ſchlechterdings nicht etwa deshalb ihre Hülfe verfagen, weil er in den BE 
eines auderen Armenverbandes übergetreten jei. War aber mit dem Gintril 
der T. in das Weihbild der Stadt Spandau Berklagter feiner Fürjorgepiiä 
nicht enthoben, To durfte der ftädtifhe Beamte, Kämmerer M., an weder 
fi) zuerft wandte, die. allerdings an den gejeglih in erfter Linie verpflichte 
Verklagten reip. an das Domänen:Polizelamt in Spandau mit dem Unterfiäß 
antrage verweifen. Nicht minder aber war es in der Orbnung, bei b 
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Räbtifche Beamte die vom Domänen-Bolizeiamt faktiſch hülflos gelaffene Krante 
bei ihrer Ruckkehr nicht etwa ihrem Schidfal überließ, fondern nunmehr die Ver: 
pflegung im ftäbtifchen Krankenhauſe einleitete. 

Ob die T. zur Zeit ihrer hülfsbebürftigen Erkrankung in einem Gefinde- 

. dienft-Berhältniffe zu Saatwinkel ftand, ift gleichgültig, da Verklagter auch ohne 
das Beflehen eines ſolchen Dienftverhältnifjes zur Gewährung vorläufiger Fürs 
forge verpflichtet war, diefer Pflicht aber fi entzogen und den Kläger, welcher 
nothgebrungen an jeine Stelle getreten ift, ſchadlos zu halten hat. 

Für die Höhe der Erftattungsforderung, welche vor dem 1. Oftober 1871 
eutftanden if, ift nicht der an dieſem Tage erft in Kraft getretene Preußiſche 
Karif vom 21. Auguft 1871 maßgebend. Der liquidirte Verpflegungsaufwand 
von 12; Sgr. pro Tag ift von den abgehörten. Sadpverftändigen, bingejehen 
darauf, daB die Kur Pockenkranker einen beträchtlihen Aufwand an Medizin 
toften verurfacht, als angemefjene Vergütung bezeichnet worden mit ber Verſiche⸗ 
zung, daß darin ein Beitrag zu den allgemeinen Berwaltungstoften nicht ent 
halten fei. Es war daher dem prinzipalen Slageantrage entiprechend, Verklagter 
zur Erftattung von 31 Mark 25 Pf. zu verurtheilen.] Die Koften und baaren 
Auslagen des Verfahrens hat Verklagter als unterliegender Theil zu tragen. 

1. 


19. 


de Vertragsfreiheit im Gebiete des öffentlichen Rechtes. Wirkung einer ver: 
waltungsgerihtlihen Entiheidung für das civile Klagerecht. 


(Erf. des Bundesamtes f. d. Heimathweien in Berlin vom 7, April 1877.) 


Den unbeftritten domizillofen A. T. aus Abbau Holländerei, einer zum Be- 
ſtle des klagenden Orttarmenverbandes gehörigen Ortſchaft, hat Kläger als 
bülfsbebürftigen Kranken im Krantenhaufe zu Wehlau verpflegt. Er hat von 
dem verflagten Landarmenverband an Kur: und Verpflegungsfoflen auf 257 Tage 
du einem Satze von 60 Pf. täglid 154 Mark 20 Pf. erſetzt erhalten, hält fich 
über nad) einem im Jahre 1865 mit dem Verklagten getroffenen Uebereinkommen 
bereihtigt, eine höhere als die tarifmäßige Paufhvergütung, nämlid 1 Mark 
lich zu Liquidiren und hat die Verurtheilung des Verklagten zur Zahlung der 
Afferenz von 102 Mark 80 Pf. in erfter Inſtanz erwirkt. 

Auf die Berufung des Verflagten war es bei dieſer Entjheidung nicht zu 
belafien, ſondern Kläger mit dem erhobenen Anfpruch abzumeifen. 

Die im Jahre 1865 zwifchen dem Kläger und dem Landrathe des Streijes 
Ehlau in Vertretung des verklagten Landarmenverbandes geſchloſſene, von der 

Armenkommiſſion genehmigte Uebereintunft fest allerdings, was Verflagter 
| ine Grund beftreitet, die Höhe der dem Kläger zufommenden Vergütung für 
Berpflegung und ärztliche Behandlung von kranken Landarmen des Kreijes 
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Wehlau (Kreisarmen) allgemein auf 10 Sgr. täglich feft, ohne zwiſchen Kranken, 
die dem Kläger zur ‚Verpflegung Seitens des Verklagten überwiejen werben, und 
Kranken, die Kläger felbft in Pflege nimmt, zu unterjcheiden. 

Soweit fi das Uebereintommen auf Verpflegungsfälle erftredt, für welche 
der Preußifche Tarif vom 21. Auguft 1871 die maßgebenden Normen ber Ber- 
gütung aufſtellt, kann jedoch dafjelbe nicht anftatt des Tarifs der Entſcheidung 
der Spruchbehörden in Armenſachen zu Grunde gelegt werben, auch wenn es, 
was bier feiner Erörterung bedarf, troß mangelnder formeller Zuftimmung des 
Kreistages für den Verklagten verbindlich ift. 

Das Reichsgeſetz über den Unterftügungswohnfig gewährt in $. 30 den ein= 
zelnen Bundesftaaten die Befugniß, die Vergütung für ſolche häufiger vorkoms 
mende Aufwendungen der Armenpflege, deren täglicher oder wöchentliher Betrag 
fih in Paufchquantum feftitellen läßt, insbefondere für Verpflegung in Kranten- 
und Armenhäufern durch einen öffentlich bekannt zu machenden Tarif feftzufegen, 
deſſen Säte die Erftattungsforderung nicht überfteigen darf. Von dieſer Befug- 
niß hat Preußen Gebrauch gemacht und nad) Maßgabe des Landesgejeßes vom 
8. März 1871 8. 35 einen den Erjag zwiſchen SPreußifchen Armenverbänden 
normirenden Tarif erlaffen (Belanntmahung vom 21. Auguft 1871), welder 
Beſtandtheil des preußiſchen Armenrechts geworden ift. Das Armenrecht als 
Öffentliches Recht ift an fi der Abänderung durch Vereinbarung der einzelnen 
Armenverbände entzogen. Derartige bejondere Vereinbarungen haben überall 
feinen Anſpruch auf Berüdfichtigung, es müßte denn das Geſetz ſelbſt oder ein 
unter gejeglicher Sanktion erlafienes Normativ der Bethätigung des freien Willens 
der beteiligten Armenverbände ausdrüdlih Raum gewähren. In folhem Falle 
bewegt ſich die Vertragsſchließung im Nahmen des Gejeges, ift alſo zuläfiig. Ein 
Beifpiel hierfür giebt $. 55 des Neichsgefeges vom 6. Juni 1870, wonach der 
gejeglich zur Uebernahme eines Hülfsbebürftigen verpflichtete Armenverband, defjen 
Verbleiben am Aufenthaltsorte mit dem unterftügenden Verbande verabreden und 
zur Erfüllung der vertragsmäßig übernommenen Verbindlichkeit jogar im Wege 
abminiftrativer Exekution angehalten werden kann. Dagegen find Verträge, 
welche abweichend von den gejeglihen Erforderniffen die Entftehung oder das 
Erlöjchen des Hülfsdomizils generell oder für den. einzelnen Fall vegeln, als von 
der. Gejeßgebung nicht zugelaffen, für das Armenrecht abjolut bedeutungslos. 
Aus dem gleihen Grunde, weil nämlich der einen Beftandtheil des Armenrechts 
bildende Tarif vom 21. Auguft 1871 den Preußifchen Armenverbänden die Be- 
fugniß, anderweitige reſp. höhere Vergütungsfäge zu vereinbaren, nicht extheilt, 
können vertragsmäßige Feftfeßungen gegenüber ben Beftimmungen des Tarife 
in der Judikatur der Spruchbehörden für Armenfachen keine Beachtung finden. 

Daß T. im Bezirke des Hagenden Armenverbandes hülfsbebürftig geworben 
und der vorläufigen Fürforge des Klägers anheimgefallen ift, darf nach Lage 
ber Verhandlungen als feftftehend angenommen werden. Da es fich hiernach um 
Feſtſetzung ber dem Kläger als vorläufig unterflügenden Armenverband zukom: 
menden Vergütung handelt, jo muß unbedingt der Zarif mit Ausſchluß der ans 
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gezogenen Uebereinkunft zur Anwendung kommen. Das if, wie von den Parteien, 
fo auch vom erften Richter überſehen. 
Die im Verwaltungswege erlannte Abweifung des Klageanſpruches hindert 
übrigens ben Kläger nicht, den Rechtsweg zu betreten, falls er aus ber ge- 
ı Ihloffenen Webereinkunft einen privatrechtlihen, vor dem ordentlichen Richter vers 
' folgbaren Anfpruch geltend machen zu können glaubt. 1. 


20. 


Abhſtimmungsmodus nach 8. 42 Prenß. Geſ. vom 8. Mai 1871 (Bei.-Sammi. 
©. 141), betr. die Ausführung des Bundeögejehes über den Unterftützungs⸗ 
wohnſitz. 

Erk. des Bundesamtes für das Heimathweſen in Berlin vom 29. April 1876.) 


Bon den vier bei der Berathung des angefochtenen Erkenntniſſes und ber 
‚ berausgegangenen mündlichen Verhandlung anweſenden Mitgliedern des Ver⸗ 
„woltungsgerihts hat fi, wie in den Motiven bemerkt, nicht das bem Lebens: 
‚ alter nad) jüngfte aller Mitglieder, fondern das jüngſte ber beiden erwählten 
Ritglieder der Abftimmung enthalten. Es fragt fi) daher zuvörderſt, ob bie 
beſchlußfaſſung über das demnächſt verfündigte Urtheil eine den gefeglihen 
| Beftimmungen entſprechende war, eine Frage, welche von Amtswegen geprüft 
werden muß, indem bei verneinender Beantwortung berjelben das Urtheil fih 
ds nichtig wegen Verlegung einer wejentlihen Formvorſchrift darftellt. 

Die zur Anwendung kommende Gejegesbeftimmung ift im $. 42 des Geſetzes 
vom 8. März 1871 enthalten, befien Dispofitionen für das Verfahren in gegen» 
‚wärtiger Streitſache noch maßgebend find, ba diefelbe vor dem 1. Dftober 1875 
N estängig wurde ($. 82 des Gejeges vom 3. Juli 1875) und Jautet: 

Die Anwefenheit von drei Mitgliedern, einſchließlich der beiden ers 
nannten Beamten, genügt für bie Beichlußfähigteit der Deputation. 
Sind vier Mitglieder anwefend, fo nimmt das dem Lebensalter nad) 
jüngfte Mitglied an der Abſtimmung keinen Antheil. 

Der Wortlaut des zweiten Satzes iſt kaum anders zu verflehen, als bahin, 
ish in dem vorausgeſetzten Falle das jüngfte aller Mitglieder ſich der Abftimmung 
lten ſoll, da ein Unterſchied zwifchen gewählten und ernannten Mitgliedern 
Wi gemacht wird. Die von dem erſten Richter vertretene Auslegung, dab das 
[ie Lebensalter nad) jüngfte ber gewählten Mitglieder fih der Abftinunung zu 
halten habe, findet eine Stüße nur in dem erſten Sage bes Paragraphen, 
Ben man davon ausgeht, daß ber Geſetzgeber die Anweſenheit ber beiden er- 
: Mitglieder gerade zu dem Zwede vorgeichrieben und als unentbehrlich 
die Beichlußfähigkeit bezeichnet habe, damit diefelben auch bei der Beſchluß⸗ 
ihre Stimmen abgeben. Diefe Intention bes Gefeggebers ift indeſſen 
nachweisbar, vielmehr ergiebt der Bericht der Kommiffion des Preußiſchen 
dnetenhaufes zur Berathung des Gejehes vom 8. März 1871 das Gegen- 
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theil, indem die Kommiffion (Nr. 109 der Drudjadhen Seite 25) fi) folgender- 
maßen äußert: - 

Hinfihtlih des letzteren — des in den $. 42 übergegangenen — 
Borfchlage wurde zwar das Bedenken hervorgehoben, daß in einem 
jolden Falle auch das richterlihe Mitglied bei der Abftimmung aus: 
cheiden könne; indeß dieſer Einwand wurde nicht für zutreffend erachtet, 
da nicht allein die Abftimmung entſcheidend ſei, fondern aud die ſach⸗ 
verftändige Berathung entjcheidenden Einfluß auf die Abftimmung bes 
Kollegii gewinnen könne und jedenfalls durch die Theilnahme des jurifti- 
ihen Mitgliedes an der Berathung auch die Erörterung des Rechts- 
punktes gewahrt fei. Es fei jedenfalls vorzuziehen, jelbft den richter- 
lihen Beamten bei der Abftimmung einmal ausjheiden zu laſſen, als 

dem Vorfißenden zwei Stimmen zu geben zc. 
Demzufolge war das auf einer illegalen Abftimmung beruhende erſte Er⸗ 
kenntniß als nichtig aufzuheben und die Sache behufs anderweiter Verhandlung 


ind Beſchlußfaſſung an die erfte Inftanz zurüdzuvermeifen. l. 
21. 
Notwendigkeit einer ſchriftlichen Rechtfertigung der Rechtsmittel im Verwaltungs: 
itreitverfahren. 


(Erk. des Oberverw.-Gerichts in Berlin vom 31. Januar 1877.) 

Der z. 55 Abſatz 1 des Geſetzes vom 3. Juli 1875 (G.⸗S. ©. 375) ſchreibt 

iß innerhalb der im $. 54 beftimmten Frift bei Verluft des Rechtsmittels 

die Berufung bei dem Verwaltungsgerichte, gegen defjen Entſcheidung biefelbe 

yerichtet iſt, fchriftlich anzumelden und zu rechtfertigen ift. Schon der Wort- 

laut des Gefeßes ergiebt, daß zur Einlegung des Rechtsmittels die Anmeldung 

allein nicht genügt, vielmehr noch die Rechtfertigung binzutreten muß, die, wenn 

fie auc im Mebrigen an feine Form gebunden ift und fomohl vor als in ber 

mindlichen Verhandlung ergänzt werden darf, doch wenigftens Gegenſtand und 

der Beſchwerde über das ergangene Endurtheil erfennbar machen muß. 

Daß dies die Abficht des Geſetzgebers war, geht aus den Verhandlungen in ber 

Sitzung des Haufes der Abgeorbneten vom 20. April 1875 (Stenogr. Berichte 
Seffion von 1875 S. 1577) deutlich hervor. 

Wenn hiergegen in der Revifionsfhrift geltend gemacht worden ift, daß doch 
jedenfalls eine vechtzeitig eingereichte Rechtfertigungsſchrift ohne befondere An: 
meldung genüge, mithin auch das Umgelehrte anzunehmen jei, jo enthält dies 
eine unrichtige Schlußfolgerung; denn in ber Rectfertigungsfchrift ift immer 
ſchon die Anmeldung mitenthalten. 

Eben jo wenig Tann aus ber Fafjung des Abſatzes 2 des 8. 55 a. a. O, 
ein Grund gegen bie obige Anficht hergeleitet werden. Wie in der Zirkular- 
verfügung bes DOberverwaltungsgerits vom 15. April 1876 (M.⸗Bl. d. i. V. 
©. 100) näher ausgeführt worden ift, follte dort nur ausgeſprochen werben, 
dab das Gericht erfter Inftanz feine Prüfung ausfchlieplih auf die Wahrung 
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ber gefeglichen Frift zur Anmeldung zu beſchränken habe. Die Frage dagegen, 
inwiefern es einer Rechtfertigung überhaupt bedürfe, follte hierdurch nicht berührt, 
vielmehr die Prüfung der geſetzlichen Erforderniſſe derjelben dem Berufungs- 
richter überlaffen werden. 

Iſt es hiernach nöthig, daß in dem Schriftfage, durch welchen die Berufung 
eingelegt wird, Gegenftand und Ziel der Bejchwerde erkennbar gemacht werden 
müffen, jo bleibt in jedem einzelnen Falle zu prüfen, ob diefe Vorausſetzung zu- 
trifft. Wenn es nun auch dem Geifte des Geſetzes vom 3. Zuli 1875 entipricht. 
daß in diefer Beziehung eine möglicht wohlwollende Beurtheilung ftattfinde, jo 
kann Doch im gegenwärtigen Streitverfahren bei der Form der von einem Rechts⸗ 
anmalte verfaßten Anmeldung vom 5. April 1876 darüber kein Zweifel fein, daß 
ber Kläger fich lediglich) auf eine Anmeldung der Berufung beſchränken und fi 
die Nachbringung einer Rechtfertigung vorbehalten wollte. Unter den obwalten- 
den Umftänden ift nicht anzunehmen, daß die Anmeldung zugleich als Rechtfer- 
tigung zu dienen und eine Bejchwerde „über den ganzen Inhalt des Vorerkennt⸗ 
nifles zum Ausdrud zu bringen beftimmt war. 

Mit Necht hat demnach der Berufungsrichter das Rechtsmittel als verjpätet 
zurückgewieſen, da nad) Ausweis der Akten zwar die Anmeldung, aber nicht die 
Rechtfertigung innerhalb 21 Tagen bei dem Gerichte erfter Inftanz eingegangen ift. 

Eben fo wenig ift die Anficht, daß der zweite Richter Fein fürmliches Erkennt: 
niß abzufafjen, ſondern nur einen Beſcheid zu erlafjen hatte, richtig, da die 88. 37, 
539 a. a. D. lediglich eine Befugniß des Nichters, nicht aber eine Verpflichtung 
deſſelben ausſprechen. 


Kiteratur. 


Pözl, v., Profefjor an der Ludwigs-Marimilians-Univerfität Münden. Lehr: 
bud des bayerifhen Verfaſſungs-Rechtes. Fünfte Auflage, auf 
Grundlage des Reichsrechtes bearbeitet. München. Liter.-artift. Anftalt. 
1877. 80. 650 ©. 

Bei einem Werke, welches bereits in fünfter Auflage vor das juriflifche 
Publikum tritt, und aus der Feder eines Mannes geflofien ift, welcher auf dem 
Gebiete des bayeriihen Verfafjungsrechtes als Autorität gefeiert wird, gebricht 
es an einem Anlafje zu eingehender kritiſcher Beurtheilung der Arbeit. Andrer- 
jeits dürfte eine bloße „Anzeige“ defhalb nicht genügen, weil die jeßige Auflage 
gegenüber den früheren eine wichtige Stoffbereiherung erfahren hat, indem fie 
in jyftematifcher Ordnung die rechtliche Geftaltung und Stellung Bayerns dar- 
legt, wie fie fih auf Grundlage der Reichsverfaſſung und Neichsgejege gebildet 
und entwidelt hat. Es wird hiernach eine gedrängte Inhaltsangabe des Buches 
und eine kurze Karakteriftit der neu bearbeiteten Parthien am Plage fein. 

Die Anordnung des Stoffes ift ſelbſtverſtändlich diefelbe geblieben. Im 
Einklange mit den früheren Ausgaben handeln die Einleitung von der geſchicht⸗ 
lihen Propädeutik und den Quellen (S. 1—48), das 1. Buh vom Lande 
(©. 49-56), das 2. von den Staatsangehörigen (S. 57—219), das 3. von den 
juriftifchen SBerfonen (S. 220—367), das 4. vom Staatsoberhaupte (5. 368—496), 
das 5. von der Bolksvertretung (S. 497 -568), das 6. von den Verfafjungss 
Garantien (S. 569—578). 

Neu ift das 7. Bud; „Bayerns Stellung im Reiche”. In diefem wird 
überfichtlich dargetyan, welche Stellung Bayern im Reiche überhaupt einnimmt, 
welchen Antheil das Königreich verfaffungsmäßig an der Reichsregierung und 
Reichsgeſetzgebung genießt, und wie es diejes Recht der Theilnahme ausübt. — 
Zu diefem Behufe giebt der Verfaffer unter ftetem Hinweife auf die einfchlägigen 
Beſtimmungen des Reichsrechtes eine erfchöpfende Darftellung der Kompetenz des 
Reiches und der Einzelftanten nebjt den fogenannten Sonderrehten Bayerns; 
hieran reiht jtch die Lehre von den Organen, welche zur Ausübung der Rechte 
des Reiches berufen find, nämlich das Bundespräſidium, der Bunbesrath, der 
Reichstag, die oberften Reichsbehörden, wobei der Neichefanzler und die bems 
felben untergeordneten Behörden beſprochen werben. 
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Iſt fohin die formelle Behandlung des Stoffes in der Auflage mit den 
vorangegangenen übereinftimmenb, fo haben dagegen — ganz abgejehen von bem 
neu binzugetretenen 7. Buche — zahlreihe Paragraphen Umarbeitungen*) und 
Zufäge erfahren. Denn der Einfluß des Reichsrechtes auf unjer Verfaſſungs⸗ 
vecht iſt in der That ein weiter gehender als man vielleicht annehmen möchte, da 
fehr viele Materien wenigftens mittelbar von reichsrechtlichen Normen berührt 
werben, welde, wenn auch nur in nebenſächlichen Dingen, Aenberungen und 
Bemerkungen erheifhen. War daher die Aufgabe nad ihrem Umfange eine 
mühſame, fo war fie bei ber „Neuheit und Mannigfaltigteit des Rechteftoffes 
bes Reichsrechtes, jo wie bei dem Inhalte und der Faſſung mancher Reichsgeſetze“ 
eine ſchwierige. 

Der Verfafier hat nad) unfrer Anfiht die Schwierigkeiten ſiegreich zu bes 
kämpfen gewußt, in objektiver Weife ein leicht faßliches Bild von ber heutigen 
Geſtalt des Öffentlichen Rechtes in Bayern geliefert und im 7. Buche die Lehre 
von der Stellung ber Einzelftaaten zu und in dem Reiche jo Har und bündig 
entwidelt, wie es befjer nicht geichehen könnte. Wohlvertraut mit dem Detail 
des neu gewonnenen Stoffes ift ihm feine reichsrechtliche Beftimmung entgangen, 
welche einen Sat unfers Verfafjungsrechtes auch nur ftreift, und er hat fie an 
gehöriger Stelle in Erwähnung gebradjt. Selbftverftändlih find auch die feit 
Erfcheinen der 4. Auflage (Dezember 1869) eingetretenen, mit dem Reichsrechte 
in keinem Zuſammenhange ftehenden Aenderungen nachgetragen. Die unter dem 
Texte befindlihden Noten enthalten außer Ergänzungen deſſelben umfaſſende 
Quellenangaben, reichliche Verweifungen auf die Literatur und Entſcheidungen 
von Kontroverfen, bezüglich deren wir allerdings eine eingehendere Behandlung 
gewunſcht hätten, da ja die näheren mündlichen Ausführungen nur den Zuhörern 
„P's.“ zu Gute kommen. 

Indem wir von bem gediegenen Werke Abjchied nehmen, fei uns geftattet, 
mit den Schlußworten der Vorrede zu jchließen, welchen wir aus voller Seele 
beiftimmen, und zu denen der Autor buch Inhalt und Faſſung einiger eins 
ſchlägiger Reichögefege veranlaßt wurbe: 

„Wir wünſchen nit”, fagt der Verfaſſer, „dab bie Reichsgeſetzgebung 
völlig ſtill flehe, aber wir wünſchen, daß fie mit weiſem Bedacht und mit Um: 
ſicht vorfchreite, damit fie nicht blos ein formell einheitliches und gleichförmiges 
Recht jchaffe, fondern auch materiell die beftehenden Rechtszuſtände verbeflere, 
damit vor Allem Wiflenfhaft und Leben das neue Recht zu überjehen und zu 
verarbeiten im Stande find! 

Münden, im Dezember 1877. v. Eifenhart. 


Kopp, K. A., großh. badiſcher Amtmann. Der Bezirksrath, deſſen Er: 
nennung, Amtsthätigkeit und Pflichten. Eine ſyſtematiſche Zuſammenſtellung 
*) 3. B. bie 88. 26-30 (Staatsangehörigleit, $. 33 (Freizügigkeit), 88. A3—45, 175 

(Wehrpflicht und Militärgewalt), 88. 177 und 178 (Repräſentationsgewalt) u. A. mehr. 
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der ſämmtlichen in Gejegen und Verorbnungen enthaltenen Vorjchriften, 
welche die Zuſtändigkeit des Bezirksrathes begründen und von ihm anzus 
wenben find; unter Hinweiſung auf Entſcheidungen bes Berwaltungsgerichts« 
bofes und des Bundesamtes für das Heimathsweſen. Verlag von I. Bens⸗ 
beimer, Mannheim und Straßburg, 1878. Kleinoktav, VIII. 468 und 
XXI Eeiten. 


Von ber im Jahre 1864 im Großherzogthum Baden bewirkten neuen Dt- 
ganifation ber innern Verwaltung hat ſich unftreitig die Einrichtung des Bezirks: 
rathes, welcher den Bezirksämtern zur Mitwirkung bei der Entſcheidung öffentlich 
rechtlicher Streitigkeiten und zur Unterftügung bei der ſonſtigen flaatlihen Ber: 
waltung aus den Kreifen ber durch Kenntniſſe, Tüchtigkeit und Gemeinfinn 
ausgezeichneten Bewohner des Amtsbezirtes zur Seite geftellt iſt, (Geſetz vom 
5. Oftober 1863, vergl. dieſe Zeitfchrift Band II. S. 207 u. folg.), am Beften 
bewährt. Die zu dem Amte Berufenen tommen bemfelben mit Eifer und Freudig- 
keit nach, genießen das Vertrauen der Bevölkerung und in gleich hohem Maße 
die Anerkennung ber Bezirfsämter, welche in diefer Mitwirkung ber bürgerlidyen 
Kreife eine eriprießlihe Förderung ihrer eigenen Aufgabe finden. “Das vor- 
liegende Buch verfolgt das Biel, ein überfichtlices Bild dieſes Inſtituts 
zu geben und zugleich bie Bezirksräthe in Beſitz des für ihre Amtsthäs 
tigkeit unentbehrlichen gefeglihen Materials zu ſetzen. Dabei iſt auf bie 


‚Schilderung der bisherigen Praris ein großes Augenmert gelegt. Der erſte 


Theil befchäftigt fih mit der Ernennung der Bezirksräthe, dem vorbereitenben 
Verfahren, den Sigungen, Berathungen, Entſcheidungen des Kollegiums, dem 
Rechtsmittel gegen dieſe Entſcheidungen (Wiederherftellung, Rekurs, Nichtigkeits⸗ 
beſchwerde) und in eingehender Weiſe mit der Darlegung bes Zuſtändigkeits⸗ 
treifes. Im dem zweiten (größeren Theile) find die anzumenbenden Geſetze und 
Verordnungen, theils vollftändig, theils in zwedentiprechenden Auszügen, mit- 
getheilt. Die Arbeit kann Jedem empfohlen werben, der fih für die Durd- 
führung der Selbftverwaltung und für die Gmanzipation von der büreaukratiſchen 
Ausſchließlichkeit intereffirt. 
Mannheim, im Februar 1878, Heinsheimer. 


Bezold, Ernft Dr. Die Geſetzgebung des Deutſchen Reiches mit Erläuterungen. 
In Verbindung mit Prof. Dr. Endemann u. |. w. herausgegeben. Dritter 


nn Band. Erlangen, 1877. Verlag von Palm u. Ende 
—X Theil des erwähnten Sammelwerkes enthält das Strafrecht und 


ie ſtrafrechtlichen Nebengeſetze: Das Reichspreßgeſetz, erläutert von 
die Geſetze über den Markenſchutz und die Wechſelſtempelſteuer, 
ftimmungen im Gefeße über das Poſtweſen, in den ſeerecht⸗ 
der Gewerbeordnung, erläutert von Meves. — Das lite 
— in ber Sand einer ſehr umfihtigen Redaktion — 
n und eingreifenderen Deutjchen Reichsgeſetze wiſſenſchaft⸗ 









zwar Band I: 
v. Schwarze, u 
die firafrechtlichen 
lichen Geſetzen und i 
rariihe Unternehmen, 
beabfichtigt bie ridhtige h 





Literatur. 197 


lich zu bearbeiten und wird fih durch die Richtigftelung des Verftändniffes um 
Theorie und Praris ein gleich hohes Verbienft erwerben. 
Berlin, im Januar 1878. W. Hartmann. 


Pfenniger, Heinrich, Dozent an der Univerfität Züri. Der Begriff der 
Strafe. Unterfuht an der Theorie von Hugo Grotius. Zürich. Drud 
und Verlag von Orell Fußli u. Comp. 1877. 


Das Werk ift mit großem Fleiße gearbeitet — äußerlih auch vortrefflich 
ausgeftattet — allein der Zwed der Schrift: den Begriff der Strafe feftzuftellen, 
ift leider nicht erreicht, ja faſt ganz für verfehlt zu erachten. Das biftorifche 
Material ift zuſammengereihet, hie und da aud einer — freilich nicht überall 
autreffenden — ſcharfen — theilweife einjeitigen — Kritik unterzogen; aber bie 
Aufgabe, die der Verfaſſer fich geftelt hat: „bie realen Grundverhältniſſe, aus 
benen bie verjhiedenen Theorien erwachſen, nachzuweiſen, die verfchiedenen Be- 
ziehungen aufzudeden und deren logiſche Konftrultion in ben Begriffen zu be= 
flimmen“, S. 177, ift nicht gelöft. Das Werk giebt über den Begriff der Strafe 
teine Aufklärung, und die angeftellten Unterfuhungen find für die Strafrecdhtes 
wiſſenſchaft im Ganzen von geringem Werthe. Die Lektüre bes Buches ift er 
mübdend und wenig befriedigend. Es fehlt eine ſcharfe, klare und fyftematifche 
Behandlung des Stoffes. 

Berlin, im Januar 1878. W. Hartmann, 


Dalde, A., Ober⸗Staatsanwalt. Die Deutſche Strafprogeßorbnung und das 
Gerichtsverfaſſungsgeſetz nebſt den betreffenden Einführungsgefegen. Mit 
Kommentar in Anmerkungen. Berlin, 1878. Verlag von Franz Vahlen. 
Der vorliegende Kommentar ftellt ſich — nad den Worten der Borrede — 

die Aufgabe, die praktifhe Handhabung ber Strafprozeßorbnung zu erleichtern 

und benußt zur Erreichung diefes Zwedes — wie aud bie übrigen erſchienenen 

Kommentare ber deutſchen Strafprogeßordnung — als Auslegungsmaterial die 

Motive und die Vorarbeiten der Reichs⸗Juſtiz-Kommiſſion, ſowie die Berhand- 

lungen im Reichstage ſelbſt. Aber der Verfaſſer hat noch etwas mehr gegeben, 

als die übrigen, zur Beurtheilung vorgelegenen, Kommentare enthalten, indem 
er auch auf die Preußifche Judilatur, ſoweit fie noch verwendbar und von 

Intereſſe ift, Rüdfiht genommen bat. Anzuerkennen ift, daß die Anmerkungen 

und insbefondere die erläuternden Mittheilungen aus dem Materiale der Vor: 

arbeiten in gebrängter Kürze gegeben find. Die weitläufige Behandlungsweiſe 
ermüdet und erſchwert den Gebrauch eines Kommentars in der Sand bes 

Praktikers 


Das Werk wird als ein brauchbares Handbuch empfohlen. Demſelben iſt 
auch ein recht vollſtändiges Regiſter beigegeben. 
Die äußere Ausſtattung iſt vortrefflich. 


Berlin, im Januar 1878. W. Hartmann. 
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Leuthold, E. ©. Dr. Bergamtsrath und Profeflor ꝛc. Das Königlidy Süd. 
fiihe Verwaltungsrecht mit Einfluß ber reichsrechtlichen Beſtimmungen 
ſyſtematiſch dargeftellt. Leipzig. Drud und Verlag der Roßberg'ſchen 
Buchhandlung. 1878. 

Der Berfaffer hat — dem literarifhen Borgange in anderen Staaten fol 
gend — das Verwaltungsrecht, wie es fi) im Königreihe Sachſen, insbefonbere 
unter dem Einfluffe des Reichsrechtes, geftaltet hat, ſyſtematiſch bargeftellt und 
bei dem wiflenfchaftlichen Standpunkte, den er eingenommen, ein Wert geliefert, 
welches nicht blos ein partifulares, fondern ein allgemeines literariſches Intereſſe 
in Anſpruch nimmt. Nachdem der Berfafjer in der Einleitung über die Faltore 
ber öffentlichen Gewalt rechtsphiloſophiſche Gedanken niedergelegt und in dem 
darauf folgenden $. 2 die geſchichtliche Einleitung des Sächſiſchen Verwaltungs 
rechtes dargeftellt hat, behandelt er in dem Allgemeinen Theile die Quellen bes 
Verwaltungsrechtes, jo wie bie in bem Verwaltungsrechte entflehenden Rechts⸗ 
verhältniffe; in dem befonderen Theile das Detail aller, in das Gebiet bes öffent- 
lichen, insbefondere bes Verwaltungsrechtes fallenden Materien, überhaupt alle 
Faftore der volls- und ſtaatswirthſchaftlichen Interefien der Gegenwart. 

Das Wert, mit großem Fleiße und mit eingehendem Literaturhinweis abges 
faßt, kann wegen feiner allgemein wifenfchaftlihen Haltung allen Denjenigen 
empfohlen werben, die fi für die Ausbildung und Pflege des öffentlichen , ins 
befondere bes Verwaltungsrechtes intereffiren. 

Drud und Papier find ehr gut. 

Berlin, im Ianuar 1878. W. Hartmann. 
Fuchs, Earl, Dr. Der Deutſche Konkuraprozeß. Leipzig. Drud und Verlag 

von Breitkopf u. Härtel. 1877. 

Der Verfaſſer, von welchem bereits eine einfchlagende Schrift: „Das 
Konkursverfahren, Marburg 1863° veröffentlicht ift, flellt das jüngft für Das 
Deutſche Reich erlaffene Konkursrecht ſyſtematiſch dar. Nach einer hiſtoriſchen 
Einleitung über die Entwidelung des Konkursrechtes und nad) Feſtſtellung des 
Begriffes und der Eintheilung bes Konkursverfahrens trägt der Verfafier die Ele 
mente biefer Materie in wiſſenſchaftlicher Ordnung und Marime vor und be 
förbert dadurch das Verftändnig und die praktiſche Anwendung der Geſetze. 

Die äußere Ausftattung des Werkes ift recht gut. 

Berlin, im Mai 1877, ®. Hartmann. 
Wohlers, Beh. Dber-Regierungsrath. Entſcheidungen des Bundesamtes für 

das Heimathweſen. 

Das vorliegende 8. Heft, enthaltend die wichtigeren Entſcheidungen aus dem 
Zeitraume vom 1. Oktober 1876 bis zum 1. Mai 1877, ift mit gleicher Vortreff⸗ 
lichleit und ſcharfer Präziſion vebigirt, als die früheren Hefte. Das Heft bringt 
viele interefjante Rechtsentſcheidungen in der Reihenfolge der Paragraphen des 
Reichsgeſetzes und erleichtert dadurch die äußere Orientirung, der auch noch ein 
recht gutes Sachregifter zu Hilfe kommt. 

Berlin, im September 1877. W. Hartmann. 











Literatuer. 199 


In dem Verlage bes Herrn Carl Heymann in Berlin find 1878 er 
ſchienen: 

1. Entwurf eines GSeſehes, betr. die Beſteuerung des Tabacks nebſt Mo- 
tiven und Anlagen; 

2. Entwurf eines Geſetzes, betr. die Zuftändigleit der Verwaltungsbehörden 
und der Berwaltungsgerichte in ftäbtifchen Angelegenheiten im Geltungs⸗ 
bereihe der Provinzial-Drdnung vom 29. Suni 1875. Nebſt Motiven; 

3. Entwurf einer Rechtsanwalts-Ordnung nebft Motiven und Anlagen, 
fowie Sadıregifter; 

4. Entwurf eines Geſetzes, betr. die Abänderung der Gewerbeordnung und 
Entwurf eines Geſetzes, betr. die Gewerbegerichte nebft Motiven; 

5. Denkſchrift über die Verhandlungen wegen Abfchluffes eines neuen 
Handels: und Zollvertrages mit Defterreich-Ungarn; 

6. Denkſchrift über die Aufgaben und Ziele, die ſich das Kaiſerliche Ge- 
fundheitsamt geftellt hat und über die Wege, auf denen es diefelben zu 
erreichen hofft. 

Vorſtehende Erzeugnifie der Preſſe, wichtig für bie ſozialen, politiihen und 
volkswirthſchaftlichen Interefien des Stantes und des Reiches, fprechen deutlich 
genug für die rege und umfafjende Thätigkeit des rechts. und ſtaatswiſſenſchaftlichen 
Verlages der genannten Verlagshandlung, die Alles rechtzeitig in vortrefflicher 
äußerer Form und zu biligem Preiſe Liefert. 


In derjelben Berlagshandlung find erfchienen: 

7. Carl Pieper, Ingenieur. Der Schuß der Erfindungen im Deuts 
ſchen Reich. Die Reichstagsverbandlungen, das Patentgefeg und feine 
Ausführungsverordnungen, mit Fritiihen Anmerkungen. Berlin, 1877. 

Das Buch legt die Legislatorifhe Entwidelung des Patentgeſetzes durch 
Wiedergabe der Reichstagsverhandlungen u. |. w. dar und gewährt hierdurch Hilfe 
für die Anwendung und Auslegung ber Gefege jelbft. Die kritiſchen Anmerkun- 
gen find fehr fparfam und von keinem Werth. 


8. Geſetzſammlung für das Deutihe Rei. Suppl.-Band: 1874—1875, 
inkl. chronologiſche Zufammenftellung der in dem Reichsgeſetzblatte für 
die Jahre 1874 bis 1877 enthaltenen Befege u. ſ. w. Berlin, 1878. 

9. Geſetzſammlung für die Königlich Preußiihen Staaten. Suppl.-Band: 
1874—1877, int. chronologiſche Zufammenftellung der in der Geſetz⸗ 
ſammlung für die Königlich Preußifhen Staaten für die Jahre 1874 
bis 1877 in dem Bundes und Reichsblatte für die Jahre 1874—1877 
enthaltenen Bejege u. |. w. Berlin, 1878. 

Die beiden vorerwähnten Bände ergänzen das bereits früher in demſelben 
Verlage erſchienene Sammelwerk in ſehr vollftändiger und — wie fih der Unter: ’ 
zeichnete durch eigenen vielfachen praktiſchen Gebrauch felbft überzeugt hat 
ſehr zuverläffiger und korrekter Wiedergabe. Gute Sachregiſter erleichtern 
Gebrauch. : 
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10. Zurafchef, v., Franz. Perfonale und Nealunion, Mit einem 
Anhange: Das rechtliche Verhältniß zwiſchen Defterreih und Ungarn, 
Berlin, 1878. \ 

Die vorliegende ftaatsrechtswifienfchaftlihe Monographie beichäftigt fi) mit 
einer fehr wichtigen Frage des öffentlichen Nechtes, die in der Literatur oft ven- 
tilirt, aber noch nicht zu einem definitiven Abſchluſſe gelangt ift. Der Begriff 
von Staatenvereinigungen in der Form der Perjonal- und Nealunion ift jet: 
zuftellen jchon vielfach unternommen worden; allein eine wiſſenſchaftliche Einigung 
ift noch nicht erzielt worden. Die vorliegende, mit großem Fleiße und auf ber 
Grundlage wifjenfhaftliher Unterfuhungen abgefaßte Heine Schrift wird zur 
Löſung jener Frage wejentlich beitragen. 


11. Gareis, Carl, Dr. Das Deutihe Patentgejeg vom 25. Mai 1877, 
ſammt den hierzu erſchienenen Verordnungen und Bekanntmachungen 
erläutert, Berlin, 1877. 

Der Verfaſſer, eine auf dem Gebiete des öffentlichen Rechtes hervortretende 

wiſſenſchaftliche Kraft, ift vermöge der jpezifiihen Richtung feiner Studien eit 
jedenfalls ſehr kompetenter Bearbeiter der wichtigen und einflußreichen Rechts— 





— — 


materie der Patentgeſetzgebung. Die rechtshiſtoriſche Einleitung giebt in gedräng | 
ter Kürze die Genefis des Geſetzes, und die Anmerkungen zu dem lepteren | 


ſelbſt — in guter jahliher Anordnung — erläutern die Beftimmungen in ein 
facher, Harer und durchſchlagender Weife. 

Das Werk kann dieſer feiner Vorzüge wegen der Wiſſenſchaft und der Praris 
gleihmäßig empfohlen werben. 


12. Löwenftein, Otto, Appellationsgeriptsrath. Die Vormundicafts 
ordnung vom 5. Zuli 1875. Herausgegeben und erläutert. Zweite 
Auflage. Berlin, 1878. 

Der im Jahre 1875 erſchienenen und Bd. 2 S. 224 diejer Zeitjchrift be 
ſprochenen erften Ausgabe ift in verhältnißmäßig kurzer Zeit eine zweite Auf 
lage in erweiterter Geftalt gefolgt. Diejes mag — zumal bei den vielfachen 
gleichzeitigen Bearbeitungen des Geſetzes — ſchon an fi) als ein Zeichen für 
die Vortvefflichfeit des Tleinen Kommentars gedeutet werben. Zedenfalls hat der 
Letztere in der vorliegenden Auflage durch Benugung der durch Wiſſenſchaft und 
Praxis erzielten Aufllärungen und durch Vervollftändigung zweddienlicher Bei⸗ 
lagen an Werth noch bedeutend gewonnen. 

Die Ausftattung des Buches, welches den Praktikern und ben Bormündern 
empfohlen wird, ift recht gut. 

Berlin, im März 1878. W. Hartmann. 
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Aufſätze. 


Sind die Reichseiſenbahnen in Elſaß-Lothringen als Staatseifen- 
bahnen im Sinne des franzöfifchen Geſetzes vom 27. Juli 1870 
anzufehen? 
Bom Herrn Dr. jur. Guftav Molf Schlayen in Stuttgant. 


Die im Jahrgang II. S. 418 ff. diefer Zeitfchrift mitgetheilten Entſchei⸗ 
dungsgründe bes Reichsoberhandelsgerichts ſcheinen im Einzelnen begründeten 
Zweifeln Raum zu laffen. — 

Das bier maßgebende franzöfifche Geſetz vom 27. Zuli 1870 beftimmt im 
Art. 5, es bedürfe für alle großen öffentlichen Arbeiten, die vom Staate ipar 
Petat) oder von Privatgejellihaften unternommen werden, der Ermädtigung 
durch ein Geſetz. Eine kaiſerliche Verordnung foll nur genügen, wenn es fi 
um Ranäle oder Eifenbahnen handelt, die weniger als 20 Kilometer lang find, 
während Art. 2 beflimmt, es fei Nid;ts geändert (rien innove) bezüglih der Er- 
mädtigung zu jolchen öffentlichen Arbeiten, welche auf Roften eines Departements 
ober einer Gemeinde unternommen werden. 

Die Entfheidungsgründe fagen nun: „keiner der in diefem Gefeß bezeichne- 
ten Fälle treffe das eigenthümliche Berhältniß, welches ſich dadurch gebildet habe, 
daß Eifenbahnen in Eljaß-Lothringen auf Grund eines Reichsgeſetzes vom 
Deutſchen Reiche unternommen und auf deſſen Koften gebaut werden. Im Sinn 
bes bejagten Geſetzes jeien nur ſolche öffenılihe Arbeiten al vom Staate 
unternommen zu betrachten, welche für Rechnung des Staates unternonmen 
werben; bei Anwendung des Gejeges in Eljaß-Lothringen komme aber maßgebend 
in Betracht, daß die Finanzen diefes Reihslandes und bie Finanzen des Deutſchen 
Reiches vollftändig getrennt feien: es begründe daher einen weſentlichen Unter: 
ſchied, ob eine Eifenbahn für Rechnung des Reichslandes oder für Rechnung des 
Deutschen Reiches gebaut werde, ob fie beftimmt jei, in's Eigenthum des Reiche: 
landes oder in’s Eigenthum des Deutſchen Reiches überzug hn, und nur im 
erftien Fall könne im Sinne jenes Geſetzes gejagt werben, fie ſei „vom 
Staate* unternommen!“ 

Hartmann, Zeitigrift. IV. Band. 3. Heft. 14 
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Einer unbefangenen und naturgemäßen Betrahtungsweife möchte vielmehr 
fofort erhellen, daß, fowenig wohl der franzöfifche Geſetzgeber troß Kriegsaus 
bruchs und mangelhaften NRüftungen jenjeits des Rheins daran gedacht hat, ed 
werde ſich fpäter um Anmendung feines Geſetzes auf von dem beutfchen Staate 
in Elfaß-Lothringen gebaute Eifenbahnen handeln, die Urheber jenes Geſetzes 
jetzt doch wohl einftimmig darin wären, daß Sinn und Beift ber von dem Geſet 
getroffenen Abtheilung darauf führe, unter den von dem Staate (par l’etat) 
unternommenen Eifenbahnbauten gerade recht eigentlih die von dem 
deutfhen Bundesftaate, wie vormals von dem franzöſiſchen Einheitaftant 
(in Gegenſatz zu den Bauten der Departements, in welche das Gebiet bes jebigen 
Partikularſtaates, das auf feinem Theile felbftftändiges ſtaatliches Leben Tannte, 
vertheilt war) unternommenen Eifenbahnbauten zu begreifen. 

Während nun ferner richtig gejagt ift, Daß es „nicht ftatthaft fei, Die Reihe: 
eifenbahnen in EljaßsLothringen den von PBrivatgefellihaften unternomme | 
nen Eifenbahnen zuzuzählen oder gleihzuftelen, und zwar deshalb nicht, wel | 
die enge ſtaatsrechtliche Verbindung, in welcher das Reichsland mit dem Deutſchen | 
Reiche ftehe und auch vor Einführung der Reichsverfaffung dafelbit ſchon geftan- | 
den bat, einer folhen Auffafjung entſchieden im Wege ftehe; und daß anderer 
feits ebenjowenig gefagt werden könne, es ftünden Eifenbahnen in Stage, die von 
Departements oder Gemeinden angelegt würden“, dürfte doch wohl nad dem 
oben Geſagten kaum zuzugeben fein, daß bier ein Fall vorliege, welcher im Geſetze 
vom 27. Juli 1870 nicht befonders vorgejehen wäre. 

Man muß bier meines Erachtens fo unterjheiden: Der faktifche Fall 
(daß nämlich im achten Jahrzehnt des 19. Jahrhunderts ein Deutſches Kaiferreih 
und nicht der franzöfifhe Staat in gewiſſen Theilen vormaliger franzöſiſcher De 
partements auf feine Rechnung Eifenbahnen baut) war allerdings nicht vorge | 
fehen: aber ber Rechtsfall ift in dem (trog aller Veränderung ber Umftändt 
aufrecht gebliebenen Gejeg) volltommen vorgefehen! Wollte man bies aber 
auch (meines Erachtens ganz ohne Grund) bezweifeln und darnach zur richter: 
lihen Aufgabe greifen, „nad den allgemeinen Regeln ber Auslegung und im 
Hinblick auf Zweck und Geiſt des Gejeges zu prüfen, ob und inwiefern deſſen 
Beftimmungen auf biefen Fal Anwendung finden können“, fo dürfte man glei. 
falle zu abweichenden Entfcheidungsgründen gelangen. Keineswegs ſcheint richtig, — 
wenn das Verhältniß des Senatusfonfults vom 25. Dezember 1852 zu dem Geſeze 
vom 27. Juli 1870 dahin gelennzeichnet wird, das erftere „verfüge allgemein, 
während das legtere nur für befondere Kategorien öffentlicher Arbeiten Be 
ftimmungen gebe, und ſowohl feinem Inhalte als feiner Faſſung nad erkennbar 
made, daß es nicht jenes Senatusfonfult aufheben und an Stelle defjelben neue, 
glei) umfaffende Beftimmungen geben wolle, vielmehr feine Abfiht nur dahin 
gebe, in gewiflen von ihm bezeichneten Richtungen das Senatustonfult abzu 
ändern, im Webrigen aber dafjelbe fortgelten zu laflen, baß daher in allen Fällen, 
welche durch die Aenderungen des Geſetzes vom 27. Zuli 1870 nicht berührt | 
werben, das befagte Senatusfonfult die maßgebende Norm bilde. 


ad 
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Eine genauere Betrachtung der diesfälligen franzöſiſchen Geſetzgebung dürfte 
zu einem abweichenden Ergebniß führen. 

Das franzoſiſche Enteignungsgeſetz vom 3. Mai 1841 hatte in Art. 3 be⸗ 
ſtimmt, daß alle großen öffentlichen Arbeiten, Staatsftraben, Kanäle, Eifenbahnen, 
die Kanalifation der Zlüffe, die Anlegung von Balfins und Dods, welche von 
dem Staate, den Departements oder den Gemeinden oder Privatgefellichaften 
unternommen werben, fei es mit oder ohne Erhebung einer Abgabe, mit ober 
ohne Staatszufhuß, mit oder ohne Veräußerung von Öffentlihen Eigenthum, 
nur zufolge eines Geſetzes nad vorgängiger abminiftrativer Enquöte aus: 
geführt werden können. Eine Löniglihe Verordnung follte nur genügen bei Aus- 
führung von Departementalftraßen, von Kanälen und von Zweigeifenbahnen 
von weniger als zwanzig Kilometern Länge, von Brüden. und allen 
andern Arbeiten von geringerer Bebeutung; auch hier follte übrigens eine admi- 
niftrative Enquste voraufgehen. y 

Dem zweiten Kaiferreih nun, das’ befanntlih in der Ausführung großer 
öffentlicher Arbeiten fomohl ein Element bes Sozialismus verwirklichen, als einen 
Beftandtheil feiner Glorie finden wollte, paßte es durchaus nicht, bier irgend 
behindert zu fein, und deshalb beftimmte der Art. 4 des Senatustonfults vom 
25. Dezember 1852, daß in folchen Fällen ein kaiſerliches Ermächtigungsdekret 
genügen fol. Da man jedoh um des franzöfiihen Staatskredits willen den 
Vorwurf abjolutiftifher Finanzgebarung wenigftens für die oberflächliche Be⸗ 
trachtung möglichſt fern halten wollte, ohne übrigens auch hierin durch den gefeß- 
gebenden Körper thatſächlich in fefte Schranken fi) drängen zu laffen, jo wurde 
zunächſt die korrekte Beflimmung getroffen, daß bie Bewilligung eines gefeß- 
mäßigen Kredit vor der Ausführung erforderlich fein fol, diefer aber die minder 
unſchuldige Klaufel angefügt, wodurch man ſich für dringende Fälle — und über 
die Dringlichkeit entfchied natürlich die Verwaltung — das Mittel eines außer- 
ordentlihen, von der Verwaltung zu eröffnenden, Kredits vorbebielt. 
Wenngleich ein folder außerordentlicher Kredit dem geſetzgebenden Körper in 
feiner nächſten Seflion zur Genehmigung zu unterftellen war, jo handelte es ſich 
dabei doch nur noch um eine leere Form. — 

Das Geſetz vom 27. Juli 1870 ftellte nun gegenüber dieſen ftaatsrechtlichen 
Anomalien die Beftimmungen bes unter Ludwig Philipp im Eonftitutionellen 
Sinn erlaffenen Gejeges für Staats: und Privatunternehmungen wieder ber, 
während binfichtlich der Departemental- und Gemeindebauten vorerit Nichts am 
Senatustonfult geändert jein ſollte. — 

Hiernach ift das Verhältniß bes Geſetzes von 1870 zum Senatustonfult 
nicht fo aufzufaffen, daß erfteres nur einzelne ausnahmsweife Aenderungen ge- 
troffen hätte, in der Hauptſache aber das Senatustonfult, fomweit eben nicht 
jene ſpeziellen, ftreng auszulegenden, Ausnahmsbeftimmungen reihen, fortwährend 
grundſätzlich für alle irgend zweifelhaften Fälle Mab und Richtung gäbe; viel- 
mehr ift umgefehrt, abgefehen von Unternehmungen der Departements und der 
Gemeinden, über welche im Drange des Augenblids eine nähere anderweite Ber 
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ftimmung nicht getroffen werben wollte (— um nur die nöthigſten Beftimm ungen 
zur Abfhneidung von Willkür in ben bebeutenderen Fällen augenblidiih zu 
treffen --) die abfolutiftifche Regel des Senatustonfults umgeftoßen 
und an deren Stelle wieder die Eonftitutionelle Regel geſetzt wor 
den! Hiernach kann es wohl nicht gebilligt werden, wenn in den Enticheidungs 
gründen gefagt ift, „daß die Gründe, weiche den Gejehgeber bemogen, für bie 
Unternehinungen des Staates und ber Privatgeſellſchaften beſagte Ausnahmen 
zu machen, bei Unternehmungen, welche für Rechnung des Deutihen Reid, 
welchem die Reichelande inforporirt find, ftattfinden, nicht zutreffen”: denn weder 
handelt es ſich bier von einer Ausnahme, nody dürfte zu beftreiten fein, daß auch 
die Ermädtigung zu Reichseiſenbahnen durch ein Geſetz erfolgen muß. 

Desgleihen ift offenbar an ſich nicht abzufehen, warum „umgefehrt jene 
Gründe, welche den Geſetzgeber veranlußten, für Unternehmungen auf Rednung 
der Departements und Gemeinden bie Beſtimmungen des Senatustonfults fort- 
gelten zu laſſen, bei folhen Unternehmungen für Rechnung des Deutichen Reihe 
in nod erhöhtem Make gelten müſſen: denn theil® waren Dies offenbar, wenig: 
ftens was die größern diefer Unternehmungen betrifft, blos augenblidlihe Oppor⸗ 
tunitätsgründe {-- il n’est rien innove quant & present —), theils ift ja aud 
bier die Nothmwendigkeit gejeglicher Ermächtigung ſchon nach dem allgemeinen kon⸗ 
ftitutionellen Staatsreht außer Bedenken, — 

Wenn hiernach nicht wohl ein Zweifel darüber obwalten kann, daß in Elſaß⸗ 
Lothringen die von dem Staate oder von Privatgefelihaften unternommenen 
größeren Eifenbahnbauten nur auf Grund einer von der gefeßgebenden 
Gewalt ertheilten Ermächtigung ausgeführt werden können, fo ift e& 
natürlich eine ganz andere Frage, ob diefem Erforberniß durch Erlafjung eines 
die betreffenden Bahnen genehmigenden Reichsgeſetzes genügt fei, ober ob es etwa 
dafür noch der Form eines befondern, die Ausführung geftattenden, Elfaß- 
Lothringiſchen Geſetzes bedürfe? — Diele legtere Frage flünden wir nit an, 
„in Fällen, wo es fih nur um Ausführung der durch das Reichsgeſetz beihlofle 
nen, beziehungsmeife genehmigten, Eifenbahnen auf Koften des Reiches handelt“, 
mit den Entſcheidungsarlinden des Reichsoberhandelsgerichts beftimmt zu ver: 
neinen — falls eben zur Zeit der Erlaſſung des Reichsgefeges vom 18. Juni 1873 
die Reihsverfaffung in Elfaß Lothringen ſchon Geltung gehabt hätte. Wenn 
gleich nämlich das Reichsgeſetz nur finanzielle Beftimmungen enthält, fo läge des 
Erforderniß gefetliher Ermächtigung denn doch implicite vor. Allein da be 
Tanntlih die Reihsverfafjung eri am 1. Sanuar 1874 in Elfaß- 
Lothringen eingeführt wurde, fo konnte das obige Reichsgeſet, 
als foldes, in Elfaß-Lothringen nicht für publizirt gelten, und && 
fehlt hiernach allerdings das legale Erforderniß gefegliher Er» 
mädtigung, ale Vorbedingung des jugement d’expropriation, 
Diefem Erforberniß hätte alfo entweder durch ein Reichsgeſetz, deſſen Verkundi⸗ 
gung für Elfaß-Lothringen ausdrüdlich geſetzlich angeordnet geweſen wäre, oder 
durch ein befonderes Elſaß Lothringifhes Ausführungsgeſetz entſprochen fein 
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follen. Wenngleih nämlich die Zuftimmung des Bundesraths und des Reichstags 
materiell vorhanden war, jo erheifchte doch die gehörige Einhaltung 
ber gejeglihen Vorbedingungen ber Enteignung die vorgängige 
gehörige Publikation eines diesfälligen Geſetzes, als folden, und 
es kann die bloße Veröffentlihung des Inhalts eines im Lande 
nicht rite verkündeten Bejeges dur Regierungsverordnung als 
binreihendes Surrogat dafür nicht angefehen werden. — 

Mebrigens dürfte noch ein weiterer Theil der Beweisführung in den Ent- 
ſcheidungszründen des Neichsoberhandelsgerichts juriftifh Feine Billigung ver: 
dienen. N 

Unterftellt man nämlich aud in thatſächlicher Hinſicht, daß das Geſetz vom 
27. Zuli 1870 das Gebiet der in Frage fommenden Eifenbahne: nur zum Theil 
beherricht, weil nämlich die Veröffentlihung dieſes Geſetzes Durch die franzöſiſche 
Staatsgewalt wegen ber indeß erfolgten deutſchen Befignahme nicht überall habe 
erfolgen können, fo dürfte es denn doch gar nicht richtig fein, daß die gemöhn- 
lichen Regeln der Gefeßesanwenbung dazu führen, bei Würdigung der Frage, 
ob ein Geſetz nothwendig ei, nur diejenige Eifenbagnftrede, welche innerhalb des 
Gebietes liegt, wo ein Geſetz erfordert ift, für fih in Betracht zu ziehen, fo daß 
aljo, wenn bie fraglihe Strede 20 Kilometer nit überſchritte, ber 
Ausnahmsfall der Geſetze von 1841 und 1870 anzunehmen wäre. Wenn näm⸗ 
li gleich in den Gemeinden, wo das Geſetz von 1870 nicht zur Geltung kam, 
von bem Erforderniß geſetzlicher Ermächtigung abzufehen ift, weil bier noch das 
Senatustonfult von 1852 zur Anwendung kommt, jo führt doch andererfeits 
eine gejunde Auslegung bes Geſetzes von 1870 dahin, für die Anwendbarkeit 
defielben in ben Gemeinden, für welche daſſelbe publizirt ift, nicht den Umftand 
als erheblich zu betrachten, ob bafjelbe nach den Zufällen des Krieges auch noch 
in den anderen Gemeinden zur Geltung gelangt iſt. Vielmehr ift dem Geſetz 
bier vollſtändig Genüge zu thun, und dürften diefe Gemeinden einer gejeglichen 
Garantie im Zweifel nicht deshalb beraubt werden, weil dieſelbe durch außer: 
ordentfichen Kriegszufall in den Nachbargemeinden nicht zur Geltung kam: da 
es bier offenbar im Sinn und Geift des Gefeges ſchlechthin auf die Länge 
ber Befammtunternehmung (Eifenbahnftrede Straßburg-Lauterburg! ans 
kommt und nicht wegen folder Zufälle nahträglic fo zu fagen eine 
rehtlihe Dismembration vorgenommen werden darf. Es hanbelt fid 
bier um den integrirenden Beftandtheileiner Gefammtunternehmung, 
welche nach dem in ben betreffenden Gemeinden zur Anwendung tommenden Geſetz 
ber Ermächtigung durch die gefeßgebende Gewalt bedarf. 

Das Landgericht Straßburg hatte weiter entichieden, daß jedenfalls dem 
Antrag auf Erlaffung des jugement d’expropriation deshalb nicht entiprochen 
werden könne, weil die Kaiferlihe Verordnung vom 4. November 1873 nicht 
dur das Geſetzblait für Elſaß-Lothringen verkündet fei. Nach den maßgebenden 
Geſetzen feien die bürgerlichen Verordnungen in den für bie reglements d’admi- 
nistration publigue vorgef&riebenen Formen zu erlaffen, und beftehe kein Zweifel, 
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daß zu diefen Formen die Einrüdung in’s bulletin des lois gehöre. An die 
Stelle bes bulletin des lois fei zufolge Geſetzes vom 3. Juni 1871 das Gefep- 
blatt für Elfaß-Lothringen getreten, ſowie auch fein Zweifel darüber obwalten 
könne, daß alle Kaiferlichen Verordnungen, namentlich aber diejenigen, bei welchen 
die Formen der reglements d’administration publique zu beobachten wären, in 
diefem Gefeßblatt publizirt werben müſſen, um rechtsverbindlich zu merden. 
Alerdings jeien Art. 3 und 4 der Ordonnanz vom 27. Rovember 1816 noch ans 
wendbar, allein nur in jenen Fällen, wo die dort unter Vorausfegung ber Dring“ 
lichkeit für zuläffig erklärte befondere Bertündungsart von dem Staatsoberhaupt 
ausdrüdlic angeordnet fei. Dies fei im vorliegenden Fal nicht geichehen und 
nicht beabfichtigt geweſen.“ 

Die Enticheidungsgründe geben felbft zu, „daß es ohne Zweifel im Zweck 
bes Eljaß-Lothringifhen Geſetzes vom 3. Zuli 1871 begründet fei, es folle das 
neugegründete Gefetblatt für Eljaß-Lothringen an Stelle des frangöfifchen 
bulletin des lois treten, in ber Art, daß Geſetze und Kaiſerliche Verordnungen, 
melde früher im bulletin des lois zu verkünden waren, nunmehr in biefem Ges 
fegblatt rechtswirkſam verkündet werben können und ber Regel nad zu ver- 
tünden find.” 

Ferner: „daß die Tragweite feiner Beftimmungen eine weiter gehende fei, 
indem e8 Die Art und Weife ber Verkündung der Geſetze und Kaiſerlichen Vers 
ordnungen, welde früher durch bloße Verordnung geregelt werden konnte, nun 
gejeglich vegelt, die gejeglihen Beftimmungen über den Zeitpunkt, von welchem 
an GBejege und Verordnungen in rechtlihe Wirkſamkeit treten, ändert und aus- 
drücklich beftimmt: 

‚Die für Elfaß-Lothringen erlaffenen Gefege und Kaiferlihen Ver⸗ 
orbnungen erhalten ihre verbindliche Kraft durch ihre Verkündung in 
einem Gefegblatt”, 

ohne auf die Möglichkeit von Ausnahmen binzuweifen, find aber ber Anficht, 
daß diefe Beftimmungen nur auf Geſetze und Verordnungen im engern Sinne 
Anmwendung finden, nämlich foldhe Verordnungen, welche beftimmt find, für eine 
Reihe von Fällen die maßgebende Norm zu geben, und als Ausfluß einer dem 
Staatsoberhaupt übertragenen legislativen Befugniß erfheinen, wie z. B. Ver- 
ordnungen über Einführung von Gemeindeoktrois, nicht aber Kaiſerliche Erlaffe, 
die nur für einen beftimmten Fall entſcheiden oder verfügen und ihrer innern 
Natur nach mehr dem Gebiet ber Verwaltung ala ber Geſetzgebung angehören, 
indem das Geſetz vom 3. Juli 1871 bei feiner befagten Verfügung nur Ber- 
orbnungen erfter Art im Auge hatte.” 

Diefer legtere Entſcheidungsgrund dürfte mehr als zweifelhaft fein; denn 
„lege non distinguente nec nostrum est distinguere.* 

Bedenkt man, wie tief eine folhe Verordnung auf einen weiteren Kreis von 


Privatrechten und Intereſſen eingreift, und daß das Geſetz von 1870, wie 


ſchon dasjenige von 1841, ausdrücklich geſetzliche Ermächtigung erheifchte, fo muß 
man gewiß weit davon entfernt fein, in einer ſolchen Verordnung lediglich eine 
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mehr Lofale und individuelle Abminiftrativverfügung zu erbliden. Verwaltungs: 
verorbnungen aber, bie präjubiziell find für die Entziehung der wichtigften Rechte, 
tönnen feinenfalls in ihrer Bedeutung gegenüber von Rechtsverorbnungen, die 
ja möglicherweiſe auch einmal etwas fehr Unbedeutendes enthalten können, in 
der Art hintangefeßt werden, daß bei ihnen die ordnungsmäßige Publikation 
eo ipso fo ſchlechthin unterlaffen werden dürfte. 

Desgleihen ſcheint endlich auch bie Anficht des Landgerichts Straßburg, daß 
Die Verordnungen vom 27. November 1816 und 18. Ianuar 1817 nur in jenen 
Fällen anwendbar feien, wo die dort unter Vorausfegung der Dringlichkeit für 
zuläffig erflärte befondere VBerfündungsart von dem Staatsoberhaupt 
ausdrüdli angeordnet fei, die richtigere zu fein.t) 

Für die Zuläffigkeit der außerordentlichen Verfündungsart durch den Prä: 
fetten genügt offenbar nad) dem Inhalt der betreffenden Ordonnanz nit die 
Dringlidleitserflärung im Allgemeinen, fonbern die divefte ober 
indirekte Vorfchrift diefer Verfündungsart durch das Staatsoberhaupt (arg. verb. 
en les faisant parvenir extraordinairement). 

Weber die materielle Dringlichkeit der Verordnung felbft würde man freilich 
dem Richter, wenigftens dem nächften beften, ohne große Verwirrung im Staats: 
organismus anzurichten, ebenſowenig ein Urtheil zugeftehen können, als über bie 
materielle Berechtigung zu Exlafjung einer Nothverorbnung Seitens der Res 
gierungsgewalt.) 





1) ef. Art. 1 de l’ordonnance du 18. janvier 1817: „Dans les cas prevus par l’article 4 
de notre ordonnance du 27. novembre 1816, ou nous jugerons convenable de häter 
V’execution des lois et de nos ordonnances en les faisant parvenir extraordinairement 
sur les lieux, les prefets prendront incontinent un arröt6 par lequel ils ordonneront que les 
dites lois et ordonnances seront imprimees et affiehéos partout oü besoin sera.‘ 





Ueberſichtliche Darftellung der in Oeſterreich geltenden geſetzlichen 
Beftimmungen auf dem Gebiete der innern Berwaltung. 
Vom Herm Dr. €. v. Kißling, Hof- und Gerichtsadvolat in Linz, Oberöfterreich. 
(Fortſetzung des Auffages ©. 125.) 
B. Die Verwaltung in Bezug auf das geiftige Leben. 
I. Das Kultusweſen 
1. Allgemeine durch Verfafjungsgefege feſtgeſtellte Grundſätze. 

Die vole Glaubens: und Gewiffensfreiheit it Jedermann gewährleiſtet. Der 
Genuß der bürgerlihen und politischen Rechte ift von dem Religionsbekenntniſſe 
unabhängig, doch darf den ftaatsbürgerlichen Pflichten durch das Religionsbekennt⸗ 
niß fein Abbruch gefhehen. Niemand kann zu einer kirchlichen Handlung oder 
zur Theilnahme an einer kirchlichen Feierlichleit gezwungen werden, injoferne er 
nit der nad) dem Geſetze hierzu berechtigten Gewalt eines Anderen unterftebt. 
Jede geieglich anerfunnte Kirche und Religionsgefelichaft hat das Recht der ger 
meinſamen öffentlichen Religionsübung, ordnet und verwaltet ihre inneren An- 
gelegenheiten felbftftändig, bleibt im Befige und Genuſſe ihrer für Kultus: 
Unterrihts- und Wohlthätigleitszwede beftimmten Anftalten, Stiftungen und 
Fonds, ift aber, wie jede Geſellſchaft, den allgemeinen Staatsgejegen unterworfen. 
Den Anhängern eines gefeglih nicht anerkannten Religionsbetenntnifjes ift die 
häusliche Religionsübung geftattet, injoferne dieſelbe weder rechtswidrig, noch 
fittenverlegend iſt. 

Die interkonfeffionellen Verhältniſſe der Staatsbürger find auf Grund diefer 
Grundſätze durch das Geſetz geregelt und zwar: 

I. in Beziehung auf das Religionsbekenntniß der Kinder, 
II. in Beziehung auf den Webertritt von einer Kirche oder Religions 
geſellſchaft zur anderen, 

II, in Beziehung auf Funktionen des Gottesbienftes und der Seelforge, 

IV. in Beziehung auf Beiträge und Leiftungen, 
V. in Beziehung auf Begräbnifie, 


VI. in Anfehung der Feier- und Fefltage. j 
2. Die Keligionsgenoffenfhaften und die gefeglihen Modalitäten für bie 


Anerkennung. 
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GBefeglih anerkannte Kirchen find bisher: 

1. bie katholiſche, 

2. die evangelifche, 

3. bie griechiſch nicht unirte, 

4. unitarifch chriftliche, 

5. die jüdifche. 
Alle übrigen Religionsgejelihaften find entweder ausbrüdlich nicht anerkannte, 
denen aber die häusliche Religionsübung geftattet ifl, oder verbotene, wenn fie 
rechtswidrig ober fittenverlegend find, oder ſtillſchweigend geduldete, wie die 
Altkatholiken, die, weil fie den Austritt aus der katholiſchen Kirche nicht angezeigt 
haben, biefer zugehörig angejehen werben 

Es kann aber jede Religionsgejelichaft die Anerfennung vom Kultusminifter 
verlangen, infofern 

a) ihre Religionslehre, Bottesdienft, Berfafjung und Benennung nichts 
Gejegwidriges oder ſittlich Anftößiges enthält, 
b) die Errihtung und Behand einer Kultusgemeinde gefichert if. 
Durch diefe Anerkennung erhält die Religionsgeſellſchaft volllommen Parität mit 
ben übrigen gejeglih anerkannten Kirchen. 

Als Vorftände und Seelforger können nur öfterreihifche Staatsbürger an- 
geftellt werben, legtere nur, wenn keine Einfprache von ber Landesbehörde erhoben 
und diefe als gegründet vom Kultusminifter anerkannt wird. Religionsdiener, 
deren Wirkſamkeit fih auf Kultusgemeinden erftredt, bedürfen der Beftätigung 
durd den Kultusminifter, die Negierung kann quch die Entfernung bedenklicher 
Seeljorger vom Amte verlangen, und im Falle dieſe nicht erfolgt, oder wenn 
fonft aus einem andern Grunde die mit diefem Amte verbundenen ftaatlichen 
Geſchäfte nicht beforgt werben, dieſe von einer von ihr beftimmten Perjon ver: 
ſehen laffen. 

3. Die Regelung der Verhältniffe der katholiſchen Kirche.*) 


Diefe erfolgt nad) Aufhebung des Konkordates in folgender Weife: 

1. In Anſehung der firhlien Aemter und Piründen wurde unter Auf: 
rechthaltung der kirchlichen Vorſchriften zur Erlangung, wie aud bei dauernder 
proviforiiher Verwaltung eines kirchlichen Amtes die öſterreichiſche Stantsbürger- 
ſchaft, ſowie ein in fittlier und flaatsbürgerlicher Hinfiht vorwurfsfreies Ver⸗ 
halten und die vorgefchriebene Befähigung verlangt und dem Staate ein Ein: 
ſpruchsrecht dahin gewahrt, daß gegen eine ſolche Einſprache eine Bejegung oder 
Ernennung nicht ftattfinden kann. 

Die Einführung in die fpirituellen Befugniffe geſchieht durch den kirchlichen 
Dberen, die in die Einkünfte durch die ftaatlihe Kultusverwaltung. 

Die Regierung kann die Entfernung eines unfähig, oder durch fein Ver: 


die S. die ausführliche Darftellung im II. Bande dieſer Zeitſchrift von Prof. Dr. Hin- 
{hius, ©. Lil und 533 fi. 





halten bebenklich gewordenen Seelſorgers gleich, ob er dauernd oder vorübergehend 
zur Hülfeleiſtung angeftellt ift, verlangen, und deſſen flaatlihe Funktionen | 
andermeitig verjehen lafjen, wenn dieſem Verlangen nicht entiproden wird. 

In Anjehung der Ausübung der kirchlichen Amtsgewalt und ber Seeljorge 
find ebenfalls die kirchlichen Vorſchriften nur infoweit aufrecht erhalten , als dieſe 
den Staategefegen nicht widerjprechen. 

Die Biſchöfe find verpflichtet, ihre Erläſſe zugleih mit der Publikation den 
Xandesregierungen mitzutheilen, welche aus öffentlihen Rüdfichten kirchliche An⸗ 
ordnungen in Betreff des Gottesdienſtes unterfagen kann. Die kirchliche Amts- 
gewalt darf nur gegen Angehörige der Kirche und niemals mit Anwendung eines 
äußeren Zwanges ober zu dem Zwede gebraucht werden, um bie Befolgung ber 
Geſetze und behördlichen Anordnungen oder die freie Ausübung ftaatsbürgerlicher 
Rechte zu bindern. Die Errichtung neuer Diözefen und Pfarrbezirte, Aendes 
rungen in welder Art, bezüglich des Umfanges oder Einfommens immer können 
nur in Gemeinſchaft mit der ftantlihen Kultusgemeinde gejchehen. 

Der ſtaatliche Beiſtand wird nur zur Durchführung einer nad ordentlichem 
Verfahren und keinem Stantsgefege oder kirchlichen Vorfchriften widerfprechenden 
kirchenamtlichen Verfügung gegen geiftlihe Perfonen gewährt. 

Gegen Verfügung eines kirchlichen Oberen, durch welche ein Staatsgeſetz 
verlegt wird, fteht dem Gekränkten das Berufungsreht an die Verwaltungss 
behörbe zu, welche Abhülfe zu ſchaffen hat. 

Bezüglich III. der katholiſchen Fakultäten und der Heranbildung bes geiſt⸗ 
lichen Standes, 

IV. des kirchlichen Patronats und 

V. der Rechte der Laien in den Pfarrgemeinden ift die gefeglihe Regelung 
in Ausſicht geftellt, aber noch nicht erfolgt. 

VI. Bezüglich der Höfterlihen Genoſſenſchaften find die bisher für jolche 
Genoſſenſchaften geltenden befonderen Beftimmungen maßgebend. 

VI. In Anfehung des kirchlichen Vermögens fteht der flaatlihen Kultus- 
verwaltung das Hecht der Meberwahung zu. Das Kirhen: und Pfründen- 
vermögen ift abgefondert zu verwalten, und Denjenigen, welchen bei Unzuläng⸗ 
lichkeit eines ſolchen Vermögens bie jubfidiäre Zahlung obliegt, die entiprechenbe 
Theilnahme an der Verwaltung geſetzlich gefichert. . 

VII. Den Staatsbehörben ftehen zur Erzwingung der Befolgung ber von 
ihnen erlafjenen Anorbnungen und getroffenen Verfügungen bie gefeblichen 
Mittel, insbefondere die Verhängung von Geldbußen, zu. 

Zur Bededung der Bebürfniffe des Tatholiihen Kultus haben die Inhaber 
kirchlicher Pfründen und die regulären Kommunitäten beftimmte Beiträge zum 
Religionsfonds, — d. i. dem ſubſidiariſch aur Erhaltung der Kirchen, ſowie zur 
Unterfügung und Erhaltung ber Geiſtlichen beſtimmten befonberen öffentlichen 


Fond zu leiften. ! 


— 
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4. Die Regelung der Verhältniſſe der evangeliſchen Kirche. 

Die Vertretung und Verwaltung der evangeliſchen Kirche des Augsburgiſchen 
und des Helvetiſchen Bekenntniſſes gliedert ſich nach den vier Abſtufungen: der 
Pfarrgemeinde (Pfarrſprengel), des Seniorates, der Superintendenz (Diözeſe) 
der Geſammtgemeinde aller evangeliſchen Glaubensgenoſſen des einen und des 
anderen Belenntnifies. 

Die gejegmäßigen Organe find: 

1. für die Pfarrgemeinde: der Pfarrer oder die Pfarrer der Gemeinde, 
das Presbyterium, die Gemeindevertretung oder die Gemeinbever- 
fammlung, 

2. für die Senioratsgemeinde: ber Senior, der Senoriatsausfhuß, die 

; Senoriatsverfammlung, 

3. für die Superintendential-emeinde: der Superintendent, der Super- 
intendentinlausf&huß, die Superintendentialverfammlung, 

4 für die Befammtgemeinde: der k. T. evangelifhe Oberkirchenrath, der 
Synodalausſchuß, die Beneraliynode. 

Die Gerichtsbarkeit über bie Ehen unter evangelifhen Blaubensgenofien 
üben die weltlihen Berichte nach dem allgemeinen bürgerlihen Geſetzbuche. Der 
evangelifhen Kirche bleibt bei der Ehegerichtsbarkeit außer dem Sühneverjuche 
jedenfalls das Recht gewahrt, daß fie vor dem Schluffe der Gerichtsverhandlung 
gehört werde. 

5. Die Verhältniffe der griechiſch⸗orientaliſchen Kirche, 

Dieje iſt der katholifchrömifhen Kirche analog organifirt. Sie hat einen 
Säfular- und Regular-Klerus. An der Spige des Erfigren ftehen die beiden 
koordinirten Metropoliten zu Czernowig und zu Kattaro. Unter diefen ftehen 
die Protopopen (Dechanten) und unter diefen die Popen (Pfarrer). Die Dotation 
des Klerus gefchieht aus dem griechiſch⸗orientaliſchen Religionsfonds. 

6. Die Verhältnifie der ifraelitiihen Kultusgemeinden. 

Die Bildung biefer Kultusgemeinden iſt in ben einzelnen Ländern durch 
befondere Jubenordnungen geregelt, welche aber insbefonders, infoferne fie irgend 
welche Beichräntungen in Ordnung der eigenen inneren Angelegenheiten ober 
Ausübung des Bottesbienftes enthalten, dur bie Staatögrundgefege und das 
Geſetz über die interkonfeffionellen Berhältniffe wefentlich geändert find. Als 
Negel gilt, daß unter einem Kultusvorfland die Gemeinde autonom ihre An: 
gelegenheiten verwaltet und ihr gewählter Religionslehrer (Rabbiner) den Gottes: 
dienſt beforgt. 

7. Die Religionspoligei. 

Hierher gehören die verjchiedenen Beſtimmungen über Sonn- und Feiertage, 
Prozeffionen, Läuten der Gloden u. f. w., dahin, daß einerfeits bie religiöfen 
Andadhtsübungen nicht geſtört und gehemmt werben dürfen, andererjeits aber 
aud Niemand genöthigt werde, fih an den Feiers und Fefttagen einer ihm frem⸗ 
ben Kirche der Arbeit zu enthalten. Die fog. Wallfahrten unterliegen, wie ale 
anderen Verfammlungen, der polizeilichen Aufficht. 
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1. Das Bildungsmefen. 
1. Das Volksſchulweſen. 

Dieſes iſt theils durch die Reichsgeſetzgebung, theile durch die Landesgeſetz⸗ | 

gebung und bie zu ber einen oder anderen erlafienen Verordnungen geregelt. | 
A. Zwed und Einrihtung der Schulen. 
«) Die Öffentlihen Volksſchulen. 

I, Die Volksſchule hat zur Aufgabe, die Kinder fittlich religiös zu erziehen, 
deren Geiftesthätigteit zu entwideln, fie mit den zur weiteren Ausbildung für 
das Leben erforderliden Kenntniffen und Fertigleiten auszuftatten und die 
Grundlage für Heranbildung tüchtiger Menſchen uud Mitglieder des Gemeinde- 
weſens zu ſchaffen. 

Jede Volksſchule, zu deren Gründung oder Erhaltung der Staat, das Land 
oder die Ortsgemeinde die Koſten ganz oder theilweiſe beiträgt, iſt eine öffent- 
liche Anſtalt und als foldhe der Jugend, ohne Unterfihied des Glaubensbekennt⸗ 
nifjes, zugänglich. | 

1, Allgemeine Volkeſchule. 

Die Lehrpläne für die Volksſchulen ſowie Alles, was zur inneren Ordnung | 
derjelben gehört, ftellt der Minifter für Kultus und Unterricht, nach Einverneh | 
mung oder auf Grund der Anträge der Landesichulbehörden, feft. 

Der Religionsunterriht wird durch die betreffenden Kirchenbehörden beforgt 
und überwadt. Die dem Keligionsunterrichte zuzumeifende Anzahl von Stunden 
beſtimmt ber Lehrplan. 

Die Verfügungen der Kirchenbehörden über den Religionsunterriht und die 
teligiöjen Uebungen find dem Xeiter der Schule durch die Bezirksfchulaufficht 
zu verkünden. Verfügungen, welche mit der allgemeinen Schulorbnung unver: 
einbar find, wird bie Verkündigung verjagt 

Ueber die Unterrichtsſprache entjcheidet die Landesſchulbehörde. 

Ueber die Zuläffigkeit der Lehr» und Lefebücher entjcheidet der Miniſter für 
Kultus und Unterridt. 

2. Bürgerfchule. 

Dieſe hat die Aufgabe, denjenigen, welche eine Mittelſchule nicht befuchen, 
eine über das Lehrziel der allgemeinen Volksſchule hinaugreihende Bildung zu 
gewähren. 

11. Schulbeſuch. Die Eltern oder deren Stellverireter dürfen ihre Kinder 
oder Pflegebefohlenen vom vollendeten fechiten bis zum vollendeten vierzehnten 
Lebensjahr nicht ohme den Unterricht laffen, welcher für die öffentlihen Volke 
ſchulen vorgefchrieben if. Die Schulpflichtigkeit beginnt mit dem vollendeten 
jebiten und dauert bis zum vollendeten vierzehnten Lebensjahre. Bon der Ver⸗ 
pflibtung, die Öffentiihe Schule zu beſuchen, find zeitweilig oder dauernd ent 
bunden: Knaben, weldye eine höhere Schule befuchen, ferner Kinder, denen ein 
dem Unterrichteawede oder Schulbefuche Hinderliches geiftiges ober ſchweres 
törperliches Bebrechen anhaftet, endlich ſolche, die zu Haufe oder in einer Privat: 
anjtalt unterrichtet werben. 
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UI. Lehrerbildung und Befähigung zum Lehramte. Die Heranbilbung 
der nöthigen Lehrkräfte erfolgt in nad) dem Geſchlechte der Zöglinge gefonderten 
Lehrerbildungsanftalten. Die Dauer des Bildungskurſes beträgt vier Jahre. 
Rad volftändiger Beendigung des Unterrichtskurſes werben die Lehramtszöglinge 
einer firengen Prüfung aus ſämmtlichen an der Lehrerbildungsanftalt gelehrten 
Gegenfländen unterzogen und erhalten, wenn fie den vorfhriftsmäßigen Un: 
forderungen entſprechen, ein Zeugniß der Reife. Dieſes allein befähigt zur An⸗ 
ſtellung als Unterlehrer oder proviforifcher Lehrer. Zur definitiven Anftellung 
als Lehrer ift das Lehrbefähigungszeugniß erforderlich, welches nad einer min- 
deftens zweijährigen Verwendung im praktiſchen Schulbienfte durch die Lehr: 
befähigungsprüfung erworben wird. ; 

Zur Vornahme der Lehrbefähigungsprüfungen werden befondere Kommiffio- 
nen vom Minifter für Kultus und Unterricht eingefebt. 

Zum Zwecke einer umfaflenderen Ausbildung für den Lehrerberuf jollen 
befondere Lehrkurſe (päbagogifhe Seminaren) an ben Univerfitäten oder tech⸗ 
niſchen Hochſchulen eingerichtet werben. 

IV. Fortbildung der Lehrer. Die pädagogifhe und wifjenfchaftliche Fort- 
bildung der Lehrer fol durch Schulzeitfehriften, Lehrerbibliotheten, periobifche 
Konferenzen (melde theils Bezirks: theils Lanbestonferenzen find) und durch 
Fortbilduungsturfe gefördert werden. 


V. Rechtsverhältniſſe ber Lehrer. Der Dienft an öffentlichen Schulen ift 
ein öffentliches Amt. Zur Anftellung als Lehrer oder Unterlehrer ift nebſt der 
Öfterreichifchen Staatsbürgerichaft der Nachweis der entipredhenden Befähigung 
erforderlich. 

Vom Lehramte find diejenigen ausgefchloffen, welche in Folge einer ftraf- 
gerichtlichen Berurtheilung von der Wählbarkeit in die Gemeindevertretung aus- 
geihloffen find. 

Die Dienftentlaffung und Entfernung vom Schulfahe gegen Direktoren 
und Lehrer, die letere auch gegen Unterlehrer kann nur auf Grund eines vors 
ausgegangenen ordnungsmäßigen Disziplinarverfahrens ftattfinden. 

Sämmtlide definitiv angeflellte Lehrer und mit dem Lehrbefähigungszeug- 

niſſe verfehene Unterlehrer, jowie Wittwen und Waifen berfelben find penfions« 
derechtigt, und in biefer Beziehung im Allgemeinen nad ben für Staatsbeamte 
‚ geltenden Normen zu behandeln. — 

VI Errichtung der Schulen. Die Verpflichtung zur Errichtung der Schulen 
tegelt Die Landesgeſetzgebung mit Feithaltung des Brundfages, daß eine Schule 
unter allen Unnftänden überall zu errichten fei, wo fi im Umtreife einer Stunde 
und nad einem fünfjährigen Durchſchnitte mehr als vierzig Kinder vorfinden, 
velche eine über eine halbe Meile entfernte Schule befuhen müffen. 

VII. Aufwand des Volksſchulweſens und Beftreitung defjelben. Für die 
nethwendigen Volksſchulen forgt zunächſt die Ortsgemeinde unter Aufrechthaltung 
u Recht befichender Verbindlichkeiten und Leiftungen britter Perſonen oder 
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Korporationen. Inwieferne die Bezirke daran theilnehmen, beſtimmt die Landes⸗ 
geſetzgebung. 

Soweit die Mittel der Ortsgemeinden (beziehungsweiſe der Bezirke) für bie 
Bedürfnifie des Volksſchulweſens nit ausreichen, Hat diejelben das Land zu 
beitreiten. 

Die Dotationserforderniffe für die Lehrerbildungsanftalten und bie-zu ben: 
jelben gehörigen Uebungsfchulen, ferner von Lehramtsfandibaten fowie für bie 
höheren Lehrkurſe und Fortbildungskurfe werden aus Staatswitteln beftritten. 

£) Von den Privatlehranftalten. 

Die Errichtung von Privatbildungsanftalten für Lehrer und Lehrerinnen 
jowie von Lehrerfeminarien ift unter befonderen Bedingungen zuläffig. Privat 
bildungsanjtalten und Seminare können vom Minifter für Kultus und Unter: 
richt das Recht zur Ausftelung ftaatsgiltiger Zeugniffe (Oeffentlichkeitsrecht) 
erhalten. 5 

Ebenfo ift die Errichtung von Privatlehranftalten, in welde ſchulpflichtige 
Kinder aufgenommen werben, dann die von Anftalten, in welchen ſolche Kinder 
aud Wohnung und Verpflegung finden, geftattet. 

Die Privatanftalten ftehen unter ftaatlicher Aufficht. 

Brivatanftalten können vom Minifter für Kultus und Unterricht das Redt 
zur Ausjtellung faatsgiltiger Zeugnifle erhalten, wenn die Organifation und das 
Lehrziel jenen der Öffentlichen Schule, welche die Privatlehranſtalt erjegen fol, 
entſpricht. 


B. Die Schul- und Unterrichtsordnung. 

Die Ueberwachung des Schulbeſuches, die Prüfung der vorgebrachten Ent⸗ 
Ihuldigungsgründe des Ausbleibens, die Feftfegung der Unterrichtszeit, die Ent- 
lafjung aus der Schule ift durch die allgemeine Schul: und Unterrichtsorbnung 
für die allgemeinen Volksſchulen (für Galizien und Krakau durch ein befonderes 
Landesgeſetz) geregelt und Aufgabe der Orteſchulbehörden. 

Zur Aufrehthaltung der Schulzucht find alle gefetlich erlaubten und päba: 
gogiih bewährten Mittel in Anwendung zu bringen, Eörperlihe Züchtigung 
nicht geitattet. : 

Die Trennung ber Geſchlechter beim Unterricht ift wo möglich durchgeführt. 

An jeder Schule ift ein leitender Lehrer, welcher die mit ihm angeftellten 
Lehrer zu monatlihen Lehrertonferenzen zu berufen hat, die bejonders gemeln- 
james und übereinftimmendes Vorgehen in der Schule bewirken follen. 

Die Lehrer eines Schulbezirkes haben ebenfalls von Zeit zu Zeit zu Kon 
ferenzen zuſammenzutreten und den Lehrplan, innerhalb der geſetzlichen Normen, 
welche keine beftimmte Lehrmethode vorſchreiben, feftzufegen, welchen die Bezirke 
ihulbehörde zu genehmigen hat. 

Die Lehrpläne für die mit den Lehrerbildungs - Anftalten verbundenen 
Uebungsſchulen haben bie Lehrer dieſer feftzuftellen und bat die Landesſchul⸗ 
behörde zu genehmigen. 
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Prüfungen am Schluffe des Schuljahres und mit denfelben oder an deren 
Stelle Schulfeierlichleiten find geftattet. 

Die zum Unterricht nöthigen Lehr: und Lernmittel müſſen vorhanden fein 
und haben darüber bie Schulauffichtsorgane zu wachen. 

Dit der Volkaſchule ift auch ein Unterricht in weiblichen Handarbeiten und 
in ber Haushaltungskunde zu ertheilen, — die Auffiht hierüber kann einem 
Brauentomite überlafjen werden und dort, wo es möglich if, find befondere 
Arbeitsſchulen mit Arbeitslehrerinnen zu errichten. 

Die ftaatlihe Auffiht über die Schulen. wird durch die Bezirke. und 
Landesſchulinſpektoren geübt. 

Dur die Landesgefeßgebung find die näheren Beftimmungen über die Er- 
richtung und Erhaltung, — den Beſuch der Volksſchulen — die Rechtsverhält⸗ 
niffe ber Lehrer, ihre dienftlihe Stellung und Bezüge — deren Xerjorgung, 
feftgefegt. 

2. Das Berufungsbildungsmwejen. 

a) Die Vorbildung. 


Diefe wird durch Gymnafien, Realgymnaſien, Realihulen, ee 
ſchulen u. dgl. Anftalten, welche die Aufgabe haben, zur eigentlihen Berufs⸗ 
bildung vorzubereiten, vermittelt. 

Diefelben ftehen unmittelbar unter den Landesjchulräthen und der fpeziellen 
Auffiht der Landesfchulinipeltoren, die durch jährliche Lifitationen und bie 
unter Leitung berjelben abgehaltenen Maturitätsprüfungen ausgeübt wird. 

Die Befähigung zum Gymnafiale oder Realſchullehreramte wird durch eine 
Lehramtsprufung erworben. 

Als Vorftudien werden, infoferne es fih um bie Lehrbefähigung in einem 
Gymnaſium oder aus dem Gebiete der Sprachen oder der Geſchichte an einer 
Realſchule handelt — die, Bymnafial- und dreijährige Univerfitätsftudien, fonft 
für wiſſenſchaftliche Fächer an Realſchulen, die Abfolvirung der Realſchule und 
der techniſchen Hochſchule erfordert. 

Für Realſchulen kann der Minifter des Unterrihtes von dieſen Vorftubien 
dispenfiren. 

Für die fog. nicht wiſſenſchaftlichen Nebenfächer als Stenographie, Zeichnen 
und dergleihen wird nur die fpezielle Lehrbefähigung erfordert. Die Befähigung 
zum katholiſchen Neligionsunterrichte ertheilt das biſchöfliche Ordinariat. Gym⸗ 
nafien, Realgymnafien und Realfhulen kann Jedermann mit Benehmigung 
bes Unterrichtsminifteriums nad) Erfüllung der gejeglichen Bedingungen erricht en. 

Diefe Anftalten find, je nachdem fie das Recht haben, oder nicht haben, 
Zeugniſſe, welche von der Staatsbehörde anerfannt werden, auszuftellen, öffent: 
lie ober private. 

Das Gymnafium zerfällt in das Unter- und Obergymnafium mit je vier 
Klaſſen — erſteres kann für fich beftehen. 

An einem vollftändigen Gymnaſium find für bie obligaten Fächer ein Dis 
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rektor und zehn LZel,.er, für das Untergyninafium ein Direktor und 4 Lehrer 
ſyſtemiſirt. — Den Religionsunterricht dabei nicht einbezogen. 

Die Realſchule theilt ſich ebenfalls in die Unter- und Ober⸗Realſchule — 
exftere nit vier, legtere mit drei Klaſſen. Die Approbation der Lehrbücher er 
folgt durch das Unterrihtsmintfterium. Die Wahl der Unterrichtsſprache fol 
ſich nach dem Bebürfniffe der Bevölkerung, welche bei der Anftalt vorzugsweile 
betheiligt if, richten. Es können auch Abtheilungen mit verfchiedenen Unter: 
richtsſprachen beftehen. 

Um von einer Mittelfhule an die Univerfität oder techniſche Hochſchule zu 
fommen, bedarf es bes Nachmweifes der Reife duch Ablegung der fogenannten 
Maturitätsprüfung, welche übrigens aud ohne den Beſuch einer öffentlichen | 
Schule nad vollendeten achtzehnten Lebensjahr abgelegt werden kann. 

An den Staatsanftalten wird ein Schulgeld bezahlt, welches jedoch dürftigen j 
Schülern erlaffen werden kann. - Diefe Befreiung wird vom Landesſchulrath 
außgeiprodyen. ; 

Tie Leitung dieſer Anftalten führt der Direktor, welchem die Lehrerkonferen, | 
teils berathend, theild beſchließend zur Seite fteht. ö 

Die Handelsihulen find Mitteligulen für kaufmänniſche Ausbildung, fie | 
fönnen, wie die Gymnaſien, öffentliche oder private fein. 

Weitere Mittelfhulen für fpezielle Fächer find die landwirthſchaſtlichen 
— nautifhe Schulen — bie Fachſchulen zum Bergbau und die Militärbildungs 
anftalten, 

b) Die Fachbil dung. 

a) Die Univerfitäten. 

Diefelben (in Wien, Prag, Lemberg, Graz, Innsbrud und Czernowih) 
gliedern fi in Fakultäten, welche aus den Lehrerfollegien und den immatri: 
tulirten Studenten beftehen. 

Das Yehrerkollegium befteht aus den ordentlichen und außerordentlicen 
Profeſſoren, Privatdozenten und Lehrern, aus demfelben fcheidet ſich das Pro 
fefforentollegium aus, welches das unmittelbar leitende Organ ift. Im dielem 
haben zur Wahrung der Intereffen der Privatdozenten zwei derjelben Sig und 
Stimme. Der aus der Zahl der ordentlichen Profefforen gewählte Vorftand des 
Projefforentollegiums ift der Dekan. 

Aus dem Profeſſorenkollegium wird der akademiſche Senat gebildet, beftehend 
aus dem Rektor, Prorektor (Rektor des letzten Jahres), ben Dekanen und Pro 
dekanen (Dekanen des letzien Zahresi, und je einem WMitgliede der einzelnen 
Profeſſorenkollegien. 

Der Rektor wird durch einen Ausfhuß der Profeſſorenkollegien gewählt. 

Die Profefforenkollegien haben alle Unterrichts. und Disziplinarangelegen 
heiten zu beforgen, melde nicht fpeziel dem akademiſchen Senate vorbehalten 
find. Der Dekan ift zugleich vollziehendes Organ der Beſchlüſſe des Kollegiums, 
mit ber Berechtigung, vor Volzug eines Beſchluſſes die Entſcheidung des Unter: 
tihtsminifters einholen zu dürfen. 
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Am Schluffe eines jeden Schuljahres beruft er eine Berfammlung janmt- 
licher Lehrer, um Anträge in Betreff des Unterrichtes und der Disziplin vorzu- 
bringen, welche vom Profefjorentollegium begutachtet, dem Unterrihteminifterium 
vorzulegen find. 

Der akademiſche Senat ift die oberfie akademiſche Behörde. 

Die früher an den Univerfitäten Wien und Prag beftandenen Doltoren- 
tollegien find aus biefem Berbande ausgejchieden und bilden felbftftändige 
Rorporationen, deren Wirkungskreis in Verwaltung bes ihnen eigenthümlichen 
Vermögens und beftimmter Stiftungen befteht. 

Die Immatritulation der Studenten geſchieht durdy den Dekan, welder die 
Univerfitätsreife zu prüfen hat, im Falle er fie nit annimmt, hat das ‘Pro- 
feforenkollegium endgültig zu entſcheiden. Ausländer werden gleich behandelt. 

Die Wahl der Vorlefungen und Lehren ift den Studirenden freigeftellt. — 
Damit ein Semefler gezählt wird, müffen fo viel Vorlefungen angemeldet und 
beſucht werben, daß wöchentlich wenigftens zehn Stunden ausgefüllt werden. 

Die Studirenden unterftehen der Disziplin der alademifchen Behörden, weldye 
als Strafen: 

a) die Ermahnung oder Verwarnung duch den Dekan allein oder vor 
dem Lehrkörper, 

b) die Ruge durch den Rektor vor dem akademiſchen Senate. 

e) die Vermweifung von der Univerfität für die Zeit (1. bis 4. Semefter) 
oder für immer, 
d) die Verweiſung von allen öſterreichiſchen Univerfitäten 
feklegen Tann. 

Für den Beſuch der Vorlefungen find SKollegiengelder zu entrichten, von 
welhen ganz oder zur Hälfte befreit werben fann. Die Befreiung können aud 
Ausländer erlangen, wenn in dem betreffenden Staate Neziprozität geübt wird. 

Privatftudium befähigt nit zur Ablegung einer ftrengen Prüfung zur Er- 
werbung eines akademiſchen Grades oder einer Staatsprüfung, — nur bezüglid) 
der rechts⸗ ſtaatswiſſenſchaftlichen Studien ift diejes geftattet, und hat hierüber 
von Fall zu Fall das Unterrichtsminifterium zu entſcheiden. 

Zur Erlangung des Doktorates der Rechte und der geſammten Heilkunde 
wird die Ablegung von drei Kigorojen, der Philoſophie von zwei Rigoroſen 
und Vorlage einer wiſſenſchaftlichen Abhandlung erfordert. 

Das mit der philofophifchen Fakultät der Wiener Univerfität verbundene 
Infitut für öfterreichiihe Geſchichtsforſchung hat mebft der durch feinen Namen 
begeichneten Aufgabe auch die Beamten für Bibliotheken, Archive und Mufeen 
heranzubilden. 

C. Die techniſchen Hochſchulen. 
Die techniſche Hochſchule in Wien beſteht aus vier Fachſchulen: 
a) für Straßen. und Wafjerbau (Ingenieurjchule), 
b) für Hochbau (Baufchule), 
» Hartmann, Zeitjchrift. Band IV. Heft 3. 15 
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e für Maſchinenbau (Maſchinenſchule), 
d) für techniſche Chemie (chemiſch⸗techniſche Schule) 
und eine allgemeine Abtheilung. 

Dieſelbe hat der Univerſität analoge Einrichtungen in Betreff der Studiren⸗ 
ben, Rollegiengelder, Privatdozenten und des Profefloren:Kollegiums, an defien 
Spiße der Rektor ftebt. 

Die Stelle des Doktorates vertritt bei Habilitirung von Privatbozenten 
eine ftrenge Prüfung der betreffenden Fachſchule. 

Zur Unterftügung der: Profefjoren können Affiftenten und Adjunkten be 
ftellt werben. 

Es werden auf Verlangen die Studirenden zu Prüfungen zugelaffen und 
Fortgangszeugnifie aus einzelnen Lehrgegenftänden oder ein Zeugniß über die 
ale Begenftände einer Fachſchule umfaſſenden ftrengen Prüfung ertheilt. 

Ganz ähnliche Organiſation hat die technifche Hochſchule zu Brünn, at 
Graz und die techniiche Akademie in Lemberg. 


c. Die Hochſchulen für Künfte, Handel und Bodenkultur. 


Die Alademie der bildenden Künfte in Wien hat nebft ihren Lehrvorträgen 


als Hülfsanftalten: 

1. bie Bibliothet, 

2. die Gemäldegallerie, 

3. das Mufeum für Gypsabgüſſe, 

4. die Gypsgießerei. z 
Es befteht eine allgemeine Maler- und eine Bildhauerjchule, und eine Reihe 
von Spezialſchulen. i 

Die Handelsfahichule des Vereines ber Wiener Handelsakademie bu 

fachweife: 
a) für das Bantgeichäft, 
b) für das Waarengeſchäft, 
c) für das Kommunitationswejen. 

Es befteht Lehre und Lernfreiheit, — ein beftimmter Studirplan für die 
vier Semefter ift empfohlen. 

Die Hochſchule für Bodenkultur in Wien enthält zwei Sektionen: 

a) die landwirthſchaftliche, 
b) die forftwirthichaftliche. 

Zur Aufnahme als ordentliher Hörer wird Univerfitätsreife oder das Ab- 
gangszeugniß von einer vom Unterrichteminifter als in gleihem Range ftebend 
bezeichneten Fachhochſchule erfordert. Es ift beim Beftande der Lehr: und Lern 
freiheit ein Studienplan für die 3 Jahre dauernden Beſuche der Hochſchule 
empfohlen. 

Es können Fortgangsprüfungen aus einzelnen Gegenitänden, ober eine 
firenge Prüfung aus den Hauptfächern einer Sektion und der begründenden 
und mwichtigften Hülfsfächer abgelegt und Zeugniffe hierüber ausgeitellt werden. 
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Jede Sektion hat ihre Sektionskollegien, an deſſen Spitze ein Dekan fleht, 
beide Seftionstollegien bilden das Seltionsfollegium, welches den Rektor wählt, 
} d) Die kaiſerliche Akademie der Wiffenfhaften. 


Diejelbe befteht aus zwei Klaſſen, — der mathematifchnaturwifenfhaftlichen - 


und der philofophifch-Hiftorifchen. Der Kurator vertritt fie nah Außen und 
trägt dem Kaifer ihre Angelegenheiten vor. An ihrer Spige fteht ein Präfident 
mit einem Bizepräfidenten. : 
Mit ihe iſt die geologifhe Reichsanftalt, die ein bejonderer Direktor leitet, 
verbunden. 
Die Aufgabe diefer Anftalten if, die Wifjenfchaft in den ihnen zugewieſenen 
* Zweigen durch jelbfiftändige Forſchungen ihrer Mitglieder und duch Ermunte⸗ 
‘ mung und Unterflügung fremder Leiftungen zu fördern, nützliche Kenntniffe und 

Erfahrungen durch Prüfung von Fortichritten und Entdedungen fiher zu ftellen, 
. und durch Bekanntmachung lehrreiher Arbeiten möglich zu verbreiten, ſowie die 

‚Suede der Regierung durch Beantwortung folder Aufgaben und Fragen, welche 

in das Gebiet der Wifjenichaft gehören, zu unterftügen. 

e) Die Centralkommiſſion zur Erforfhung der Kunft- und 

Baudentmale in Wien. 
Diefe hat die Aufgabe, das Intereffe für die Erforfhung und Erhaltung 
der Runft- und hiſtoriſchen Dentmale zu beleben, die Thätigkeit der wiſſenſchaft 
ichen Vereine und Fachmänner rege zu halten und zu fördern, die Dentmale 
Vorfahren und der einzelnen Volksſtände befannt zu machen und vor Vers 
ihtung und Verderbniß zu bewahren. 
Die Anftalt hat 3 Sektionen — einen Präfidenten — 12 bis 15 Mitglieder — 
b auswärts wirkende Konjervatoren. 

f) Die orientalifhe Akademie in Wien. 

Diefe ift dazu bejtimmt, taugliche Individuen für die f. k. Geſandtſchaft in 
Konftantinopel und bei den Konfulaten in der Levante zu bilden. Drientaliiche 
tahen und bie Rechte: und Staatswifjenfchaften find deren vorzügliche 
errichtsgegenflände, 

8) Verſchiedene wiſſenſchaftliche Hilfsanftalten. 

Endlich fördern fpeziel die Fahbildung verſchiedene Anitalten, als: bie 
Bnigl. böhmiſche Geſellſchaft ver Wiffenihaft in Prag, die gelehrte Geſellſchaft 
jagelloniſchen Univerfität in Krakau, die Muſeen in Linz, Salzburg, Graz, 
, das Johanneum in Graz, das Ferdinandeum in Innsbrud, und viele 
iſſenſchaftliche Vereine. 

U. Das Sittenwefen. 
1. Die geiftige Produktion. 
a) Prebpolizei. 
Diefelbe bezieht ſich ſowohl auf die Erzeugnifie der Druderprefie, als alle 
was immer für mechaniſche und chemiſche Mittel vervielfältigte Erzeugniſſe 
Literatur und Kunſt. 
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Tie Erzeugung, der gemerbsmäbige Verlag und Verkehr diefer Erjzeugniſe 
ift von beftimmter behördlicher Bewilligung abhängig, der Selbftverlag jeoh 
freigegeben. 

Die Herausgabe einer periodiſchen Druchſchrift, d. i. folder, die im Monate 
wenigftens einmal erjcheint, ift anzuzeigen, bei politiſchen periodiſchen Drud: 
ſchriften eine Kaution von 6000 bis 10,000 Fl. zu erlegen. 

Der verantwortlihe Redakteur kann nur ein öfterreihiicher Staatsbürger 
fein, der vollberechtigt ift, und am Drte des Erſcheinens der Drudigrift den 
Wohnfig hat. Ausgefchloffen find, welche das paſſive Wahlrecht für die Ge 
meinbevertretung wegen ftrafbaren Handlungen verloren haben. 

Im Falle einer Haft wird die Redaktionthätigkeit eingeftellt. 

Auf jeder Druckſchrift muß der Drudort, der Name des Druders, Verlegen 
oder Herausgebers eventuell Redakteurs angegeben fein, — ausgenommen jint 
Erzeugniffe der Preffe für die Bedürfniſſe des gewöhnlichen Werkehres, z.8 
Preiszettel, Vifitenlarten u. dergl. 

Bon jedem Blatte einer periodifhen Drudichrift ift mit der Herausgabe ein 
Exemplar, von anderen Drudichriften unter 5 Bogen vierundzwanzig Stunden 
früher ein ſolches bei der Polizeibehörbe, und wo eine Staatsanwaltigaft it, 
auch bei dieſer zu hinterlegen. 

Bon jeder im Inlande verlegten ober gedruckten und zum Verkaufe beffinm⸗ 
ten Drudſchrift find jog. Pflihteremplare an das Minifterium bes Innern, die 
Hofbibliothet und die im Lande hierzu beftimmte Univerfitäts: ober Landes 
bibliothet abzugeben. 

Die Nebakteure periodifher Drudichriften find verpflichtet, die Berichtigung 
von Thatjachen über Verlangen einer Behörde oder der betheiligten Prioatperiot 
(und zwar injoferne bei legterer die Berichtigung nicht das zweifache Maß de 
Artikels, gegen welchen fie gerichtet ift), unentgeltlich) bringen. 

Sonftige amtliche Exlaffe, insbefonders Strafurtheile, ift eine periodiſce 
Drudihrift nur gegen Zahlung der üblihen Einrüdungsgebühr aufzunehma 
verpflichtet. 

Den Publikationen der Strafgerichte dürfen gar feine, den fonftigen Publ 
kationen nicht in demfelben Blatte oder Hefte Bemerkungen oder Zuſätze beige 
fügt werden. 

Das Hauſiren, Ausrufen, Vertheilen, Feilbieten, Aushängen und Anſchlagen 
von Drudicriften, außer den dazu orbnungsmäßig beftinmten Lolalitäten und 
das Sammeln von Pränumeranten ober Subfkribenten unterliegt behoͤrdlicher 
Vewiligung. Hiervon find Kundmachungen rein örtliher ober gemerbliäet 
Interefien ausgenommen, 3. 3. Theaterzettel, Verkaufs: und 
anzeigen u. dergl. 

Bei der Beſchlagnahme von Drudidriften (fowohl in- als ausländii 
bat der Staatsanwalt die Rechtfertigung derfelben beim Gerichtshof zu erwirken 
erfolgt die Beftätigung nicht, jo ift für den dadurch dem Herausgeber 
urſachten Schaden mit der Staatslaffe Erſatz zu leiften. 
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Ausländifhe periodische Druckſchriften ann das Poſtdebit durch Beſchluß 
des Minifteriums des Innern entzogen werben. 

Die Redakteure tragen die Berantwortlichteit für den Inhalt der Drud- 
forift entweder für den Verfaffer ober wegen Vernachläſſigung pflichtmäßiger 
Objorge, und find nicht zur Angabe des Berfaffers verpflichtet. 

Der Bezug der Drudihriften, welchen das SBoftbebit entzogen, fan vom 
Miniſterium des Innern einzelnen Perfonen geftattet werben. 

b) Theaterpolizei. 
! Die Errichtung von ftehenden Schaufpielhäufern. unterliegt der kaiferlichen 

Erlaubniß, die Bewilligung zu XTheaterunternehmungen und Theaterfhulen, jo 
. me die Aufführung von Schaufpielen ober fonftigen Bühnenprobuftionen ber 
‘ Bewilligung des Statthalters, es muß diefem deshalb jedes Stüd vor der Auf: 
führung zur Prüfung vorgelegt werben. 

Die Polizeiorgane haben die Aufführung zu überwachen, können jede Bor- 
Rellung gegen nachträgliche Genehmigung des Statthalter unterfagen und ſelbſt 
die Fortfegung einer begonnenen Vorſtellung einftellen. 

Jedes Ertemporiren (Abweichen von dem genehmigten Büchernterte) wird 
mit 5 bis 50 Fl. geahndet, falls fie nicht eine nach dem allgemeinen Strafgefege 
frafbare Handlung begründet. 

Auch Diletantenvorftellungen und die Errihtung von Haustheatern bedürfen 
rlgeiliher Erlaubniß. 

- Mädchen unter 15 und Jünglinge unter 17 Jahren bürfen zu Balleten 
ud Pantomimen gar nicht, jonft nur die Kinder ber an der Bühne angeftell- 
tm Berjonen im Theater verwendet werden, mit Ausnahme der fog. Kinder⸗ 
vorfellungen, zu melden auch fhulpflichtige Kinder mit Zuflimmung der Schul: 
litung beigezogen werden bürfen. 

An den drei lesten Tagen der Charwoche, am Frohnleichnamstage und 
4. Dezember dürfen gar feine, am Dfter- und Pfingftfonntage und 25. De: 
-gmber nur zu wohlthätigen Zmweden Theatervorftellung abgehalten werden. 

2. Die Sittenpolizei. 

a) Verfhiedene Vorfhriften zur ae ae ber Un» 
ſittlichkeit. 

Deffentliche Tanzmuſiken, Redvuten und derlei Beluſtigungen dürfen nicht 
ohne polizeilicher Erlaubniß und Ueberwachung abgehalten werden. Die öffent- 
fihen Lokalitäten find zu einer beftimmten Stunde zu fperren zur längeren 
Sfienhaltung bedarf es polizeiliher Bewilligung. 

Tanzſchulen find. nur unter der Bedingung erlaubt, daß nicht Kinder unter 
rin Jahren mit Erwachſenen theilnehmen, der Unterricht nicht über die neunte 
Wendftunde ſich eritredt, fein Eintrittsgeld abgenommen, noch Erfriſchungen 
eicht, daß nur eine Violine oder ein Klavier in Anwendung komme und außer 
ken Schülern fremde Perſonen nicht Zutritt haben. 
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Konkubinate, d. i. das Zufammenleben unverheiratheter Perfonen verjdiee: 
nen Geſchlechtes in einer die öffentliche Eittlichfeit verlegenden und daher öffent: 
liches Aergerniß gebenden Weife find polizeilich aufzuheben. 

Die Luftdirnen unterliegen polizeiliher Auffiht und insbejonders periodiſcher 
Unterfuhung in Bezug ihres Gejundheitszuftandes, fie können jederzeit in ihre 
Heimath abgeſchoben werben. 

b) Befondere Vorſchriften in Betreff öffentliher Schau: 
produftionen. 

Solche, als die Prodbuftionen der Kunſireiter, gymnaſtiſcher Künftler, Seil. 
tänzer, Taſchenſpieler, Marionettheater, Affen: und Yundelomödien, der Vorgiger 
mechanischer Kunftwerke, der Wachsfigurentabinete, der Menagerien u. |. w. 
unterliegen der Bewilligung der Landesftellen, fie haben aber auch noch für die 
beftimmten Orte eines Bezirkes bie Bewilligung der Bezirfsbehörde zu erwerben. 

Es foll dabei vorzüglich gefehen werden, daß nicht eine Belbprellerei Un 
erfahrener und Neugieriger beabfichtigt, und die Ordnung und die Sittlihlat 
nicht gefährdet wird. 

Die Unternehmung von Muſikproduktionen an einem beftimmten Orte if 
frei gegeben, dagegen find mandernde Mufitanten an die Bemilligung ber 
Landes» und Bezirksbehörde gebunden und müfjen, für den Fall fie eine Kon: 
zeſſion für das ganze Kronland erwerben wollen, die entſprechende Kenntniß der 
Mufit ausweien. 

Bettelmufiklizenzen find nur in Ausnahmefällen zu ertheilen. 

c) Die befonderen Vorſchriften in Betreff der Spiele. 

Alle Hazardipiele, das ift die entweder als ſolche fpeziefl bezeichneten oder 
Solche, bei welchen Verluft und Gewinn zumeift vom Zufalle abhängt, ober ein 
den Epielbanden nicht angemefjener ſehr hoher Einfag gegeben wird, find bi 
Strafe verboten. ’ 

Dienftboten, Handwerksgejellen, Lehrjungen und Taglöhnern ift in ver 
ſchiedenen Ländern das Spielen um Geld nicht geftattet. 

Zur Abhaltung von Lotterien, welcher Art immer, ift die Bewilligung det 
Behörden nothwendig. 

(Fortſetzung folgt.) 
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22. 


Die Aclteften und Preöbyter gehören im der evangelühen Kirche Preußens 
nicht zu den niederen Kirhendienern nnd findet für das Disziplinarverfahren 
gegen fie die dur den Allerh. Erla5 vom 20. Januar 1876 janftionirte 
General:Syuodalordnung für die evangeliihe Kirche, F. 7 Nr. 6, 22, 
feine Anwendung. 

(Ext. des Gerichtsh. für fichl. Angel. in Berlin vom 9. Januar 1878.) 


In ber zum evangelifch-Iutherifchen Kirchjpiel Sp. gehörigen Ortihaft Kl.-A. 
wurbe jeit geraumer Zeit an gewiſſen Sonntagen ein fogenannter Kapellen- 
Gottesbienft abgehalten, bei weldhem der Lehrer in KL-W. eine Predigt vorzu- 
lefen hatte. Als Vergütung bierfür erhielt er von 14 Hofbefigern zu 9. und 
Kl.⸗A. eine Koggenabgabe. Die Mehrzahl dieſer Beſitzer hat bereits in den 
zwanziger Jahren diejes Jahrhunderts die Abgabe hypothekariſch eintragen laſſen 
und ſolche neuerdings abgelöft. Nur fünf der Kontribuenten proteftirten gegen 
die bypothelariiche Eintragung und lehnten die Ablöfung der Abgabe ab, meil 
dieſe auf Freiwilligkeit beruhe. Verichiedene Weigerungen ihrerjeits, die Abgabe 
zu entrichten, veranlaßten das Königliche Konfiftorium zu Mänfter, ſich damit 
einverftanden zu erklären, da der Lehrer zu Kl.A. von der Abhaltung des Ka— 
pellengottesbienfies entbunden werde, wenn er auf Die ihm nad der Kirchen- 
Matrikel gebührende Einnahme verzichten wolle. Demzufolge wurde ber Kapellen: 
gottesdienft eingeftellt und if} erft in der letzten Zeit auf Beranlaffung des Evan- 
geliichen Ober Kirchenraths, welcher die Einftellung für eine durchaus unmotivirte 
erachtete, wieder eingerichtet. 

Zu den fi weigernden Hofbefigern gehörte auch der Angefchuldigte, Kolon 
H. D., welcher bei der Kirche in Sp. das Umt eines Presbyters bekleidet. Das 
Auftreten deſſelben bei der gedachten Gelegenheit fand die entſchiedenſte Mißbil— 

;ligung des dortigen Pfarrers B., jo daß diejer Veranlaffung nahm , den Anges 
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ſchuldigten jepriftli davon in Kenntniß zu fegen, wie bie Erörterung ber Frage: | 
ob fein Verhalten in der Kapellenangelegenheit kirchenordnungsmäßig fei, im 
Presbyterium bevorftehe, und ihm gleichzeitig anheim zu ftellen, der bevorftehen- 
den, vielleicht zu einer Disziplinareiinterfuhung führenden Erörterung durch ein 
freimilliges Ausfcheiden aus beim Presbyterium vorzubeugen. 

Da ein freimilliges Ausfcheiden nicht erfolgte, warf der Pfarrer B. am 
12. Januar 1876 dem Angefhulbigten vor verjammelten Presbyterium vor, dab 
er den Weigerern der NRoggenabgabe das Wort geführt habe und danach die 
Hauptihuld an dem Eingehen des Kapellengottesdienftes trage. daß er ferner 
feinem Presbytergelübde entgegen geäußert, ihm fei der Sapellengottesbienit j 
gleichgiltig, er gehe doch nicht hinein, fonft meift nur einige alte Leute, darum 
tönne er auch aufhören, und daß, wenn der Angejchuldigte als einen Begenbeweis 
gegen die Uncpriftlichfeit feines Verhaltens geltend made, er habe einem joge 
nannten Miffionair der evangeliihen Gejellfchaft in feinem Haufe Aufnahme und 
Gelegenheit zum Predigen verftattet, dieſes Verhalten nur als ein neuer Wider 
ſpruch gegen die agendarifche Presbyterverpflihtung zur Wahrung der Gemeinde 
vor fremder Lehre anzufehen fei. 

Nah dem von B. aufgenommenen und von den Mitgliedern des Presbyte 
riums, mit Ausnahme des Angeſchuldigten, unterjchriebenen Protokolle ſtimmte 
das Presbyterium dem von 3. geftellten Antrage bei: 

daß das Verhalten des Angefhuldigten in der Kapellenſache und fein Be 
barren darin, fowie die Förderung fremder Lehre mit der ferneren Führung 
bes Presbyteriums in Widerſpruch ftehe und daß biejes ihr Urtheil dem Herrn 
Superintendenten zur höheren Entſcheidung vorgelegt werde. 

Der Angeihuldigte reichte darauf dem Königlichen Konfiftorium zu Münfter 
eine Beſchwerde ein, in welcher er urgirte, daß ber Pfarrer B. ein Verfahren 
eingeleitet habe, um ihn, der 22 Iahre hindurch dem Presbyterium nad) beflem 
Wiſſen und Gewiſſen als treues Mitglied angehört habe, ohne geſetzlichen Grund 
aus dem Presbyterium zu entfernen. Die Art und Weile, wie der Pfarrer 2. 
an ihn das Berlangen geftellt habe, die Roggenabgabe hypothekariſch eintragen 
zu laffen, oder abzulöfen, fei nicht angethan geweſen, fogleih auf feine Forde⸗ 
rung einzugehen. Darauf jeien von B. gleih Drohungen ausgeſprochen, daß er 
feine Entfernung aus dem Presbyterium durchzuſetzen juchen würde, jo lange es 
Zinte und Feder gebe. Ein feit Jahren beftandener Verein für innere Miſſion 
fei aufgelöft worden, weil er — der Angeihuldigte — Mitglied deffelben geweien 
fei. Der vor einigen Monaten von dem Konfiftorialrath N. gemachte Verſuch, die 
Angelegenheit auf frieblihem Wege zu fchlichten, wäre wohl gelungen, wenn B. 
nicht zugegen geweſen und die Weigerer glei als Renitenten bezeichnet hätk- 
Darauf fei in unmotivirter Weife die Schließung der Kapelle verfügt. Sie fei 
noch immer bereit, dem Lehrer die freiwillige Roggenabgabe, wie fie ihre Bo 
eltern gegeben hätten, für den Sapellengottesdienft zu leiften; nur gezwunge 
wollten fie nicht werben, fo lange fie ein Herichtliches Urtel nicht zwinge. Uebri⸗ 
gens fei er weit entfernt, eine neue Lehre anzunehmen oder einzuführen, und 
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wolle den Glanben, auf den er getauft und konfirmirt fei, nicht verlaffen. Weil 
der Kapellengottesdienft aufgehört, habe er auf Anfuchen einiger Gemeindemit⸗ 
glieder einem Miffionär aus Minden geftattet, von Zeit zu Zeit in feinem Haufe 
einen Vortrag zu halten, jedoch mit der beftimmten Forderung, daß er fich ftrenge 
an die evangelif-Iutherifche Lehre halte. 

Bei Beantwortung diefer Beſchwerde überreichte der Pfarrer B. dem Super- 
intendenten ©. das Sigungsprotofoll vom 12. Januar 1876 nebft einem beglei- 
tenden Berichte, in welchem er ſich über das Verhalten des Angeſchuldigten ver- 
breitete, demfelben unerhörte Anmaßung vorwarf, erwähnte, wie er von dem 
Pfarrer W. in M. erfahren habe, daß der vorgedachte Miffionär, ein gewiſſer 
3, ber fogenannten evangelifhen Bemeinfhaft angehörte, welche die Methobiften 
ihre liebe Schweſterkirche nenne und auf eine gemeinfame Arbeit mit berfelben 
binftrebe, und am Schluffe bemerkte, daß, wenn ber Fall: milder beurtheilt wer: 
den follte, als fie ihn anfähen, er es nur dem zufchreiben könne, daß es ihm 
nicht gelungen fei, ein genügend Mares Bild deſſelben zu zeichnen. 

Auf Veranlaſſung des Konfiftoriums ertrahirte darauf ber Superintendent 
€. das Gutachten des Moderamens ber Kreisiynode H. und, da dieſes anheim⸗ 
gab, mit den geeignet erachteten disziplinariihen Maßnahmen gegen den Ange 
ſchuldigten vorzugehen, fo verfügte das Konfiftorium unter dem 10. April 1876 
auf Grund des 8. 126. und des Zufages 1 zum 5. 129 der Provinzial:Kirchen- 
Drdnung vom 5. März 1835 bie Einleitung der Disziplinarunterfuhung auf 
Entfernung aus dem Amte gegen den Angefchuldigten unter gleichzeitiger Ver⸗ 
bängung der Amtsjuspenfion. Als den Angefchuldigten gravirend wurde dabei 
bervorgehoben, daß er in jehreiendem Widerfpruche mit feinem Presbytergelübde, 

1. flatt fih für die Aufrechthaltung des Kapellengottesdienftes in KL.-A. 
nad Kräften zu intereſſiren, geradezu erklärt habe, ihm jei der Kapellen: 
gottesbienft gleichgiltig, er gehe doch nicht hinein, ſondern meift nur 
einige alte Leute, darum könne er auch aufhören, 

2. feinerfeits durch Herbeirufung eines zur Methodiftenfette gehörigen 
Miffionärs der Gemeinde ein Aergerniß gegeben fei. 

Die Unterfuhung wurde in Gemäßheit der 8$. 121. fi. ber :Provinzial- 
Kirhenordnung nebit Ergänzungen und Zufagbeftimmungen dem Superintenden: 
ten €. übertragen. Im Auftrage des Lebteren wurde unter dem 18. Mai 1876 
von dem Spynodalafjefjor, Pfarrer H., unter Zuziehung des Synodalſtriba, 
Pfarrer Sp., eine Verhandlung aufgenommen. 

Nach Inhalt diefer Verhandlung ift der Angejchuldigte zunächſt über ſeine 
Beſchwerde, den Pfarrer B betreffend, und über eine gegen ben Angefchuldigten 
nerichtete Wejchwerde des Lehrers D., dann aber auch über bie ben Begenftand 
der Disziplinarunterfuhung bildenden Anfhuldigungspunfte vernommen und hat 
fi über die legteren dahin ausgelafien: 

Er babe zwar einmal in Betreff des Kapellengottesbienftes gegen ben Pfarrer 
B. geäußert, der Kapellengottesdienft werbe ſchlecht befucht, er gehe felbit nicht 
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hinein und meift nur einige alte Frauen. Einer weiteren Aeußerung könne er 
fi aber nicht mehr befinnen. 

Der Miffionär B. jei nicht von ihm, jondern von einem feiner Freunde be 
rufen. Derfelbe habe bei biefem Freunde, wie aud bei dem Lehrer D. keine 
Aufnahme gefunden und fei von diefem an ihn — ben Angefchuldigten — mit 
dem Bemerken gewieſen, daß bei ihm fi) wohl eine Lolalität zur Abhaltung der 
Andachtsſtunde finden würde. Erſt nad) der dritten von dieſem Miffionär abges 
baltenen Andacht fei er von dem Pfarrer B. diefetwegen verwarnt und ihm ers 
öffnet worden, daß die evangelifche Gemeinſchaft methodiftiihe und ſektireriſche 
Zwecke verfolge, während dod am Nachmittage der zweiten Erbauungsflunde der 
gedachte Miffionär bei dem Pfarrer B. geweſen fei und nad) feiner beftimmten 
Ausjage die Zuftimmung zu den Audachtſtunden in Kl.⸗A. von dem B. erhalten 
habe. Der Miffionär habe dabei geäußert: Ich habe meine Freude an dem Baftor 
B. gehabt; er hat nichts gegen die Grbauungsftunden einzuwenden und fagt: 
‚Die KL.:A ner haben es nöthig.” Ebenfo fei die Warnung bes Paftor 2. in E. 
erft jpäter erfolgt. Ex — der Angeſchuldigte — behaupte auch jegt noch, daß 
er den Miſſionär B. zu Zwecken der inneren Miffion zugelaffen habe und wolle 
das, was er gethan babe, mit feinem Gewiſſen vor Gott verantworten. Wit 
einer Oppofition gegen B. und gegen die kirchliche Ordnung habe dieſe Sade 
nichts zu tun. Auf feine Anordnung ſei am erften Ofternahmittage zu der 
Erbauungsftunde in 9. die Kapellenglode geläutet worden; doch habe ihm hierzu 
der Amtmann B die ſchriftliche Erlaubniß ertheil. Db der Amtmann bazu be- 
fugt geweſen, fei ihm nicht befannt. Er habe den B. freundlichft erfucht, ben 
Miffionär zu prüfen, ob er in Widerſpruch oder in Uebereinflimmung mit ber 
Lehre ihrer Kirche lehre, und falls er ihn mit dem Belenntniffe dieſer Kirche in 
Widerſpruch fände, ſich bereit erklärt, die Erbauungsftunden in feinem Haufe 
ferner nicht mehr zu bulven. 

Außer der damit gefchloffenen Vernehmung des Angeſchuldigten enthält bie 
Verhandlung nod die Angaben einiger Zeugen, fo des Lehrers D., daß er bei 
Einfammlung der Roggenabgabe von dem Angeichuldigten öfter geringihätig \ 
behandelt worden fei, des Kantors B. und des Presbyter Sch., daß der Paftor 3. 
geäußert, er werde nicht zugeben, daß ein Lehrer jo ſchmachvoll und ſchandvoll 
behandelt werde, fo lange er fi rühren und fchreiben könne, und baß fie — 
die Zeugen — fi) nicht erinnerten, daß B. den Angefchuldigten in feinen PBre- 
bigten blosgeftelt habe, endlich des Pfarrers B. felbft, welcher die dem Ange: 
ihuldigten zur Laſt gelegte Aeußerung hinſichtlich des Kapellengottesdienftes be- 
ftätigte. Die Zeugen find weder ad generalia vernommen, nod vereidigt. 

Die Verhandlung fließt mit der Verfiherung bes Presbyteriums, daß e& 
fi in jeinen Presbyterialbeſchlüſſen nicht durch ungeeignete Einwirtungen bed 
Herrn Vorfigenden habe beftimmen lafjen. . 

Dieje Verhandlung überreichte der Pfarrer H. dem Superintendenten € 
als das Ergebniß der Disziplinarunterfuhung. In dem begleitenden Berichte 
vom 19. Mai 1876 bemerkte er, wie der Angeſchuldigte zwar nichts Beſtimmtes 
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zugeftanden, faft überall ausweihend geantwortet habe, jedoch in einem Punkte 
ſich ſelbſt widerſprochen und damit auch Betrefjs feiner fonfligen Antworten zu 
ber Vermuthung, daß er Ausreden. oder Ausflüchte geſucht, Veranlaffung gegeben 
babe; denn in einem an ben Superintenbenten gerichteten Schreiben vom 29. April 
1876 habe der Angeſchuldigte behauptet, daß wenn B. ihn kirchenordnungs⸗ 
mäßig vor 3. und deſſen Vorträgen gewarnt hätte, er diefem fein Haus nicht 
geöffnet haben würde. Bei feiner Vernehmung habe er die Warnung zugegeben. 
Er made überhaupt mit feinen Antworten und Ausreden ben Eindrud eines 
gegen fich jelbft und gegen Andere nicht wahren, ſich in Winkelzügen und Hinter- 
halten bewegenden Menſchen. Seine Stellung im Presbyterium ſcheine auch 
außerdem unhaltbar zu fein und, follte ex im Presbyterium belaffen werden, jo 
würde das bei den dortigen Verwirrungen nur nod weitere Veranlaflung geben 
zu ber oft vorgelommenen höhnenden Bemerkung: Da jähe man ja, was in der 
Landeskirche für Obrigkeit, Zucht und Ordnung fei. 


Der Superintendent E. reichte die Verhandlung vom 18. Mai 1876 mit ben 
Akten dem Königlichen Konfiftorium mit dem Bemerlen ein, daß er dem Erjuchen 
bes Angefhuldigten, ihm Abjchrift der Verhandlung mitzutheilen, Folge zu geben, 
fi nicht für berechtigt gehalten und ihn aufgefordert habe, ſich dieſerhalb an das 
Königlie Konfiftorium zu wenden. 


Zugleich überreichte er einen nachträglichen Bericht des Pfarrer B., welchen 
ihm dieſer mit dem Erſuchen eingefandt habe, ihn mit den übrigen Alten dem 
Königliden Konſiſtorium einzureichen. Da ver Bericht zur weiteren Klarftellung 
der Sache dienen möge, fo habe er dem Verlangen des B. entiprechen zu dürfen 
geglaubt. i 


In diefem Berichte verwahrt fi B. gegen die Behauptung bes Angeſchul⸗ 

. digten, daß er dem B. gejagt habe, er jolle nur in Kl.⸗A. predigen. Als B. ihm 
geſagt habe, er prebige nur das Evangelium und bringe auf entſchiedene Bekeh⸗ 
rung, habe er ihm geantwortet: Das würde ja recht gut und auch dort jehr nöthig 
fein; zunächft aber handle es fi) darum, daß er das Statut, bezw. Belenntniß 
feiner Geſellſchaft vorweiſe, damit er — 3. — den Beweis hätte, daß er nicht 
auf Bildung jeparirter Gemeinden ausgehe Auf die geforderte Legitimation 
habe er aber natürlich vergeblich gewartet. Die von ihm eingezogenen Erkun⸗ 
bigungen hätten ergeben, was die fog. evangelifche Gemeinſchaſt ſei. Ueber die 
Natur diefer Sekte gebe ein Artitel im Märzblatte ihres Organs „des evanges 
liſchen Botſchafters“, Auskunft. Diejes Blatt erhalte man dur den Angejhul- 
Digten, bem alſo über die Tendenzen der evangelifchen Geſellſchaft fein Zweifel 
fein könne. Der Angeſchuldigte habe feine Gemeinſchaft mit dem 3. keineswegs 
anfgegeben, wenn auch jegt die Verfammlungen im Haufe feines Schwiegerjohnes 
gehalten würden. Die Suspenfion des Angejchuldigten habe eine ſehr große 
Wirkung gehabt und bei einer entſchiedenen Stellung der Kirche dagegen fet 
eine weitere Verbreitung nicht zu fürchten. Wenn aber der Angejchuldigte etwa 
nad) einem Berweife noch ferner im !Presbyterium verbleiben follte, fei das Ende 
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der Bewegung ſowohl nach methodiftiiher, als auch nach altlutheriicher Richtung 
bin nicht abzufehen. 

Tas Ronfiftorium beſchloß darauf, daß es auf eine nähere Feftftellung ber 
Lehre derjenigen Eelte, zu welcher der fog. Miffionär B. gehöre, und dieſer 
Sekte felbft nicht antommen könne, da deſſen Lehre als eine fremde von dem 
Angeihuldigten in feiner amtlichen Stellung als Presbyter in der Art, wie ge- 
ſchehen, nicht ‘hätte protegirt werben dürfen. Es beauftragte aber den Super- 
intendenten €., die beregte Aeußerung des Angefchuldigten hinſichtlich des Kapellens 
gottesdienftes dur Aufnahme der vorhandenen Beweismittel gehörig feftftellen 
zu laffen und fodann die Alten nad vorher bewirkte: Schlußvernehmung bes 
Angeſchuldigten niederum einzureihen. Dabei bemerkte es zur punktlichen Be: 
achtung pro futuro, daß die Zeugen einzeln und mit der Aufforderung, ihre 
Ausfagen fo einzurichten daß fie diejelben mit gutem Gewiſſen beſchwören fünn- 
ten, vernommen werden müßten und daß ihrer Auslafjung zur Sade eine Ber 
antwortung ber Generalfragen vorgehen müffe. 

Zur Erlidigung des ihm ertheilten Auftrages vernahm der Superintendent 
€. am 3. Juli 1876, unter Zuzieyung des Synobalafjefjore, Pfarrer H., den 
Pfarrer B. Nah Inhalt des darüber aufgenommenen Protokolles erklärte der 
Letztere: 

Ich bezeuge auf den von mir geleifteten Dienſteid, daß ich vor der Presby- 
terialfigung vom 19. Februar 1875 dem Angefchuldigten unter vier Augen fo 
eindringlich wie möglich vorgeftellt habe, es könne fein Verhalten bezüglich der 
Kapellenangelegenheit die Folge haben, daß ber Rapellengottesdienft ganz ein⸗ 
gehen müffe, worauf mir berjelbe in höhnifchem Tone erwiberte, der jei ihm 
völlig gleichgiltig, er jelbft gehe doch nicht hinein, fondern meift nur einige 
alte Leute. 

Zur Betätigung feiner Depofition überreichte B. ein von ihm aufgenoms 
menes und von den anmwejenden Mitgliedern des Presbyteriums unterjchriebenes 
Sigungaprotofoll vom 2. Juli 1876, Inhalts defjen die in ben betreffenden 
Sigungen anwejend gewefenen Presbyter, unter Verneinung der Beneralfragen, 
erklären, daß die beregte Neußerung in der Sigung vom 19. $yebruar 1875 dem 
Angejhuldigten von dem Pfarrer B. vorgehalten und von dem Erfteren weder 
beftritten, noch zurüdyenommen worden sei, fowie daß der Angeſchuldigte in ber 
Sitzung vom 12. Januar 1876 von B. wiederum an jene Neußerung erinnert 
fei und auf die Frage, ob er in Bezug auf jeine Stellung in der Kapellenange- 
legenheit fi ändern molle, oder geändert habe, ausdrüdlidy erklärt habe, er ftehe 
bezüglich diefer Angelegenheit noch auf demfelben Standpuntte. ‚Zugleich fügte 
B. ein von ihm verfaßtes Memorandum zur Charakterifirung ber fog. evanges 
liſchen Gemeinſchaft und ihres in Kl. A. fungirenden Miffionärs B. bei, in 
welchem er ſich über den Inhalt eines angeblih von dem B verfaßten Artitels 
in der legten Nummer des für xl.-U. angeblich durch den Angefchuldigten zu 
beziehei.den „Evangeliichen Botſchafters“, herausgegeben von der evangelifhen 
Gemeinſchaft, ausläßt und meint, daß danad über die Verfuche bes B., durch 
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maßlofe Unwiſſenheit und ſchamloſe Verleumdung die evangelisch -Lutherifche 

Kirche den Leſern feines Blattes zu verbächtigen, füglich nicht weiter zu 

reden ſei. 

Die Bemeisverhandlung vom 3. Juli 1876 ſchließt jobann folgendermaßen: 
Das unterzeichnete Moderamen, in der Ueberzeugung, daß bei diefem Sach⸗ 
verhalte eine nodhmalige Vernehmung des Angejchuldigten fein anderes Refultat 
haben würde, als wie es ſchon in dem Nernehmungsprotofolle vom 18. Mai 

1876 vorliegt, und in der Erwägung, daß auf anderweitige Zeugen in biefer 
} Sache yar nicht refurrirt werden kann, beantragt, die Unterſuchung als geſchloſſen 
anjehen und von einer nochmaligen Vernehmung des Angeſchuldigten Abftand 
nehmen zu wollen. 

Das Konfiftorium fand auch von einer weiteren Beweisaufnahme ab, be- 
auftragte aber doch den Superintendenten E., den Angeſchuldigten in Anſchluß 
an feine Vernehmlaffung zum Protokolle vom 18. Mai 1876 und nad) vorgän- 
giger Belanntmahung mit dem Inhalte der Alten darüber vorſchriftsmäßig zum 
Schluſſe zu vernehmen, was er in der Sache etwa noch zu feiner Vertheidigung 
anzuführen babe. 

Diefem Auftrage unterzog fi) der Superintendent €. am 8. Auguft 1876. 
ı Sn der von ihm aufgenommenen Verhandlung heißt e8: 

Nachdem dem Angeſchuldigten ber Inhalt: der Akten über feine Vernehms 
lafung zum Prototole vom 18. Mai 1876 befannt gemaht worden, wurde er 
. unter Hinweifung darauf, daß er feine Ausfagen jo einzurichten habe, daß er 
diefelben mit gutem Gewiſſen beihwören könne, aufgefordert, was er in der Sache 
etwa noch zu feiner Vertheidigung anzuführen habe, anzugeben. 
Derjelbe deponirte nun Folgendes: 
Ic beziehe mic) auf meine Auslafjungen vom 18. Mai 1876, wieberhole 
N diefelben in allen Stüden, namentlich gebe ich zu, daß ich allerdings gejagt, der 
Kapellengottesdienft werbe ſchlecht beſucht, nur von wenigen alten Leuten, ic) 
felbft gehe auch nicht hinein, aber mit dem Hinzufügen, daß dies aus Geſund⸗ 
keitsrücfichten geichehen, indem ich an Rheumatismus leide, ich beitreite aber, 
gelagt zu haben, der Kapellengottesdienft fei mir gleichgiltig. 

Damit ſchließt die Verhandlung. Durch Nefolut des Königlichen Konſiſto—⸗ 
riums zu Münfter vom 31. Auguft 1876 ift darauf der Angeſchuldigte feines 
Presbyteramtes enihoben. In den Gründen wird ausgeführt, daß die Aeuße- 
tung des Angeſchuldigten hinfichtlid des Sapellengottesdienftes durch die amts— 
eidliche Depofition des Pfarrers B. und durch den Inhalt des Presbyterial- 
Sigungsprotofolles vom 2. Juli 1876 erwiejen jei und bie in diejer Aeußerung 
ſich dofumentirende, ſowie durch das in der ganzen Rapellenangelegenheit bewie⸗ 

“ jene Verhalten des Angefhuldigten auch thatjächlich bethätigte Gefinnung keines- 
| megs blos als eine unpafjende Vermiſchung kirchlicher Interefien mit den Privat: 
interefjen des Erflärenden fi) barftelle, jondern nach der ganzen Lage ber Sache 
* wie ihrem innerften Weſen nad) gradezu als eine mit dem !Presbyteramte bes 
Ertlärenden in direttem Widerſpruche ftehende und deshalb unvereinbare Den: 
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kungsweiſe ſich dharalterifie, daß fodann nicht minder in der von dem Ange- 
ſchuldigten vermittelten und durch Gewährung eines in feinem Haufe dazu 
geeigneten Lokales ermöglichten, oder mindeſtens doch unterftügten Abhaltung 
von Andachtsfiunden durch den der evangelifchen Landeskirche nicht angehörenden, 
fogenannten Miffionär B. mit Rüdficht auf die feit einigen Sahren im Ravens: 
bergfhen hie und da zur Spaltung der evangelifchen Kirchengemeinden notoriſch 
fi) geltend machende ſektireriſche Thätigkeit ein mit den agendarifden Pflichten 
bes Presbyteramtes in Widerſpruch ftehendes und ber Gemeinde zum Anftoße 
gereihendes Verhalten des Angeihuldigten zu finden fei, weldyes durch die Ver: 
fiherung befjelben, er babe den B. nur in ber Abſicht zugelaffen, für den fiftir- 
ten Rapellengottesbienft einen Erſatz zu ſchaffen, er babe ferner den Pfarrer 8. 
erſucht, den Miffionär zu prüfen, und werde, falls B. in Widerfpruh mit den 
Lehren der lutheriſchen Kirche ftehen follte, die Erbauungsftunden nicht dulden, 
nicht entjhuuldigt werde, daß endlich der Angeſchuldigte nad) dem amtlichen Be- 
tichte des Pfarrers B, vom 3. Auguft 1876 in der Tags zuvor in Sp. abgeha= 
tenen Presbyterialfigung eigenmächtig erſchienen jei und das Verlangen geftellt 
babe, an berfelben Theil zu nehmen, obwohl ihn der feine Amtsfuspenfion ver- 
bängende Beihluß des Konfiftoriums vom 10. April 1876 richtig behändigt 
worden fei. 

Begen diefe Entſcheidung legte der Angefchuldigte den Rekurs an ben Evan- 
geliſchen Oberkirchenrath ein, weldyen der Juſtizrath 2. Namens des Angeſchul⸗ 
bigten rechtfertigte. 

In der Rechtfertigungsichrift wird hervorgehoben, daß die Beranlafjung zu 
dem Konflikte unzweifelhaft die Weigerung des Angeſchuldigten, die Roggenabgabe 
abzulöjen, gegeben habe. Das Konfiftorium habe zwar in dieſer Weigerung einen 
entſcheidenden Grund zur Verurtheilung nicht gefunden, ihr aber doc eine unge: 
beure Wichtigkeit beigelegt. Jene Weigerung habe weder das Eifern bes Pfarrers 
B. dagegen von der Kanzel, nod die Einftellung des Kapellengottesdienftes ge- 
rechtfertigt. Die dem Angefhuldigten zur Laft gelegten Aeußerungen hinſichtlich 
des Sapellengottesdienftes jeien nur Erwiderungen auf die Erklärung, daß bei 
fernerer Renitenz der Gottesdienft geiperrt werben folle. In ihnen könne nur 
der Ausdrud des Sarkasmus oder der Ironie über eine jolde Drohung gefunden 
werben. 

Sodann wird näher auf die nicht durd) den Angeſchuldigten erfolgte Herbei⸗ 
rufung des Predigers B. eingegangen, hervorgehoben, daß ber Angeſchuldigte fein 
Lokal zur Abhaltung der Betftunden nur unter ber ausdrücklichen Bebingung 
bewilligt habe, daß nichts ber evangelifch-lutheriihen Kirchenlehre Widerfprechendes 
vorgetragen werde, und daß B. auch nur Vorträge über Sonntagsheiligung 
gegen Genuß des Branntweins x. olne die geringfte Berührung dogmatiſcher 
Zehrfäge gehalten habe. Es wird das Zeugniß bes Pfarrers B. und bes Pre 
digers B. darüber verlangt, daß B auf Veranlaſſung des Angeſchuldigten dem 
B. feine Abficht, fernere Vorträge zu halten, vorgetragen und ihm barauf bie 
bereits erwähnte Antwort gegeben habe. Es wird ferner angeführt, daß ber 
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ge: 


Angeihuldigte in der nächften Verfammlung des Presbyteriums ben Pfarrer B. 
freundlichſt erjucht habe, den Erbauungaftunden beigumohnen und die Bemeinde 
darüber zu belehren, ob fie ſich ferner dabei betheiligen könne oder niit, was B. 
aber abgelehnt habe. _ Darüber wird auf bad Zeugniß aller anweſend geweſenen 
Presbyter Bezug genommen. Auch wird behauptet, daß, als dem Angeihulbigs 
ten in dieſer Beziehung im Laufe der Disziplinar-Anterfuhung ein Vorwurf 
gemacht worden fei, er die Verfammlungen in feinem Haufe nicht mehr zuge 
lafien, diefelben aud) nicht mehr befucht habe. 

In dem auf das Rekursgeſuch erforderten Berichte beantragte das Konſiſto⸗ 
tum, den Rekurs, als unbegründet, zurüdzumweifen. 

Der Evangelijhe Oberkirchenrath fand jedoch, daß es nod einer Bervoll- 
fändigung bes Beweisverfahrens bebürfe, weil die von dem Angeſchuldigten vor⸗ 
gebrachten Entſchuldigungsmomente feine Beachtung bei der Erhebung des Be- 
weifes gefunden hätten. 

Der Angeſchuldigte habe behauptet, daß er, gleich wie es feine Abficht ge- 
weien ſei, für den fiflirten Kapellengottesdienft in Kl⸗A. einen Erjat zu ſchaffen, 
fo auch den Pfarrer B. freundlich erfucht habe, den Miffionär zu prüfen, ob er 
im Widerſpruch, oder in Uebereinftimmung mit der Lehre der Lutherifchen Kirchens 
lehre fei, und daß er zugleich verſprochen habe, falls Erfteres ſich berausftellte, 
die Erbauungsftunden nicht ferner in feinem Haufe zu dulden. Damit Liege ein 
thotjächliches Material vor, welches, feine Wahrheit vorausgefegt, bie Annahme 
einer dem Angeſchuldigten zur Schuld, oder gar zur Abficht zu rechnenden Be 
förderung ſektireriſcher Agitationen in der Gemeinde erfchüttern, wenn nicht aus 
ſchließen würde. 

Der Evangeliſche Oberkirchenrath veranlaßte deshalb in Hinweis hierauf das 
Ronfiftorium, die bezüglichen Behauptungen in der Rekursfchrift nad Maßgabe 
des bafür erbotenen Beweifes zunächft noch feitftellen zu laſſen. 

Das Konjiftorium übertrug die Erledigung des Beweisreſoluts dem Super- 
intendenten E., und im Auftrage des Letzteren wurden unter dem 5. Juni 1877 
von dem Synodalaſſeſſor, Pfarrer H., mit Zuziehung des Synobalftriba, Pfarrer 
B. einige Zeugen abgehört. Im Eingange der darüber aufgenommenen Ber 
bandlung wird als Zweck der legteren angegeben, durch Vernehmung geeigneter 
Zeugen weiter feitzuftelen, inwiefern der Angeſchuldigte durch Begünftigung 
fettirerifcher Umtriebe, bezw. Betheiligung an denfelben fih mit feinen agenda- 
riſchen Pflichten als Presbyter in Widerſpruch gejeßt habe. Diefem Zwede ent, 
ſpricht auch der Inhalt der Zeugenausfagen. 

Ter Neubauer Sch. befunbete, daß feit der Faftenzeit 1877 der Kapellen: 
gottesbienft in Kl.⸗A. durch freiwillige Beiträge der dortigen Gemeindemitglieder 
wieder in Gang gebracht jet und er damals im Auftrage der Betheiligten einen 
Rundgang gemacht habe, um die einzelnen Intereffenten zu Beiträgen aufzufor- 
den. Dabei fei er von dem Angefchuldigten mit dem Bemerten abgewiejen, daß 
6 bei dem Alten bleiben und der Lehrer wieder fammeln könne. Der Mifftonär 
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B. komme noch immer zu gewiſſen Zeiten nad) Kl.A. und halte dort jeine Er 
bauungsftunden. 

Der Lehrer D. gab an, daß er aus Mittheilungen eines Anhängers des B., 
eines gewiffen M., wifje, wie die evangelifhe Gemeinſchaft, deren Senbbote 8. 
ſei, ih an die Ordnung der evangelijchen Landeskirche nicht binde, behauptete, 
einen Brief des B. an M. gelejen zu haben, in welchem biejer aufgefordert 
worden fei, nicht wieder abzufallen, fondern fih nad wie vor treu zum Ange 
ſchuldigten zu Halten, und führte verſchiedene Thatfachen dafür an, daß der 
Angeſchuldigte, welcher fi, wie er höre, noch fortwährend an den fektirerifchen 
Verfammlungen betheilige, die Wiedereinführnng des Kapellengottesdienites zu 
bintertreiben gefucht habe, 

Der Kantor B. bezeugte, daß der Pfarrer B. oft in der Kirche und in 
Gegenwart des Angefhuldigten auf die Kirchenfeindlichleit der Beftrebungen ber 
evangelifhen Gemeinschaft hingewiefen, und daß gleih im Anfange der Bene: 
gung in feiner Gegenwart der Pfarrer 2. dem B. mitgetheilt, wie der Ange 
ſchuldigte bei ihm geweſen ſei, um ſich über die Beftrebungen des B. und der 
evangelifhen Gemeinſchaft bei ihm zu erkundigen, und wie er denfelben ernftlid 
vor diefen Seltirern gewarnt habe. 

Der Küſter und ber Organift V. depgnirte, im Auguft 1876 fei der Ange 
ſchuldigte in die Presbyterfigung mit der Behauptung gekommen, daß er von 
feiner Suspenfion nichts wife. Bald darauf habe er — der Zeuge — von dem 
Amtmann B. gehört, daß der Angeſchuldigte dieſen gefragt habe, ob er an den 
Presbyterfigungen nicht noch nach wie vor theilnehmen dürfe, worauf B. ihn 
bejahend beſchieden habe. 

Vereidigt find die Zeugen nit. Auch eine Bernehmung ber in der Relurs- 
ſchrift laudirten Zeugen ift nicht erfolgt. Der Pfarrer H. begnügte ſich viel 
mehr, eine ſchriftliche und auf den Dienfteid verſicherte Erklärung des Pfarrers B. 
entgegen zu nehmen, in welder diejer ſich über feine Unterredung mit dem 
Mifftonär B. ausließ, und bemerkte, wie er nicht glaube, daß der Angeſchuldigte 
den B. zu ihn gefandt habe, weil ihm damals mitgetheilt worden jei, der An: 
geichuldigte habe geäußert, e& jei jehr unnöthig, daB der B. nad) Sp. Laufe, die 
Sache gehe ihn — den Pfarrer — ja nit an u. ſ. w. Er babe fofort Er⸗ 
fundigungen über den 3. eingezogen und aus deſſen Wohnort einen Jahrgang 
des Blatts der Sekte — nämlich der Selte der Albrechtsleute — erhalten. Ja 
denfelben Tagen habe auch in der allgemeinen lutheriſchen Kirchenzeitung en 
Artikel geftanden, in welchem über die Thätigkeit diefer wenig bekannten, äußerft 
rührigen Sekte veferitt fe. Was er nun erfahren und gelernt, habe er im 
Presbyterium vorgetragen und den Angeſchuldigten befragt, ob er nun die Ge 
meinſchaft mit B. aufgeben wolle. Dem „Nein“ des Angeſchuldigten fei bie 
höhniſche, freundliche Einladung gefolgt, zuzuhören, weil er — ber Pfarrer — 
es ber Gemeinde ſchuldig ſei. Er habe erwidert: Was der B. etwa reden würde, 
wenn er käme, made es nicht aus, jondern was feine Sekte wolle und das wille 
er ganz genau Es wife — heißt es in ber Erklärung weiter — ein Ieher 
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und es fei ihm aud von den verjdiebenften Stellen beftätigt, daß der Anges 
ſchuldigte den Miffionär beherberge. In A. habe er mehrfach die Vermuthung 
ausfprehen gehört, der Angefchulbigte und Genoſſen arbeiteten darauf hin, daß 
die Kapelle nicht wieder in Bang käme, damit fie dadurch ſchließlich der Sekte 
zufiele. 
Zugleich überreichte B. eine Nummer des „evangeliſchen Botſchafters“, als 
deſſen Herausgeber ein gewiſſer J. K. in R. benannt iſt, und fügte Abſchrift 
eines von ihm aufgenommenen Sitzungsprotokolles des Presbyteriums vom 
3. Juni 1877 bei, Inhalts deſſen ſich die Mitglieder des Presbyteriums auf ihre 
Erklärung zum Sitzungsprotokolle vom 2. Juli 1876 berufen, dadurch allein 
ſchon das Verbleiben des Angeſchuldigten im Presbyterium für unmöglich bes 
zeichnen, und wieberholen, daß fie fernerhin mit ihm im Presbyterium nicht mehr 
zu fiten vermöchten. 

Der Pfarrer H. überreichte darauf die Verhandlung vom 5. Juni 1877 mit 
den beigebrachten Schriftſtücken mittelſt eingehenden Berichts dem Konſiſtorium. 
Er bemerkte, daß auch, nachdem der Kapellengottesdienſt wieder hergeſtellt ſei, 
der Angeſchuldigte und deſſen Anhang nichts deſto weniger nach wie vor durch 
den B. die Unruhe und Spaltung in der Gemeinde weiter zu unterhalten geſucht 
habe, und führte aus, wie die Zeugenausſagen es hinreichend beſtätigten und es 
außerdem auch notoriſch ſei, daß der Angeſchuldigte ſeit ſeiner Suspenſion die 
Verſammlungen in ſeinem Hauſe zwar nicht mehr abhalten laſſe, ſie aber immer 
noch befördere und als die eigentliche Seele der ſektireriſchen Agitation angeſehen 
werben muſſe. Er gab zwar zu, daß das Presbyterium — vernommen find bie 
Mitglieder deſſelben nicht — die Behauptung des Angefhuldigten über fein an 
B. geftelltes Erjudhen, den Andachtſtunden beizumohnen, und die Ablehnung bie 
fes Erſuchens ſeitens des B. nicht geradezu in Abrede geftellt hätten, da über 
den ganzen Vorfall bie Erinnerung nit in beftimmter Geftalt habe firirt werben 
innen. Er meinte aber, daß eine Erwiderung bes B. auf ein ſolches Anfinnen 
in weitläufigen Worten nicht nöthig geweſen fei, weil die Stellung bes B. dem 
Presbyterium bereits befannt genug geweſen wäre. Er fchloß feinen Bericht 
mit ber DVerfiherung, daß durch die Zurüdweifung des Rekursgeſuchs der Ge- 
meinde Sp. eine wahre Wohlthat erwiefen und das kirchlich⸗chriſtliche Leben nicht 
nur in Sp., ſondern aud in der Diözefe überhaupt eine weitere Kräftigung 
erhalten werde: 

Der Evangelifhe Ober-Kichenrath hat darauf ohne eine weitere Vernehs 
mung des Angejhuldigten den Rekurs defjelben durch den Beſcheid vom 9. Auguft 
1877 zurüdigewiefen. 

z In den den Beſcheid motivirenden Gründen ift ausgeführt, wie weder ber 

Umftand, daß der Angefchuldigte fich gemweigert habe, eine rechtliche Verpflichtung 
dur Zeiftung der fraglichen Roggenabgabe anzuerkennen, nod fein Verhalten 
gegenliber bem Lehrer D. beim Einfammeln jener Abgabe zu einem Gegenftande 
der gegen ihn eingeleiteten Unterfuhung gemacht worden je. Es müſſe aber 
erwielen angenommen werden, daß der Angejchuldigte in Bezug auf die zu 
arimann, Zeitſchrift. BD. IV. Heft 3. 16 


N 









234 Entfcheidungen und GErlaffe von Gerichten und anderen Behörden. 


erfirebende Aufrechthaltung des Kapellengottesdienftes dem Pfarrer B. gegenüber 
vor der Presbyterialfigung vom 19. Februar 1875 bie von dem Königlichen 
Ronfiftorium dahin fefgeftellte Aeußerung: 

Der Kapellengottesdienft ſei ihm völlig gleichgültig; er felbft gehe 
doch nicht hinein, ſondern meift nur einige alte Leute; darum könne er 
aud aufhören, 

gemacht und dadurch in unziemliher Weile feine Gleichgültigkeit gegen den Fort- 
beftand bes Kapellengottesbienftes an den Tag gelegt habe. In jpäteren Sigun- 
gen des Presbyteriums, in denen ihm biefe Aeußerung vorgehalten worden fei, 
babe er ſich nicht veranlaßt gefunden, diefelbe zu beftreiten oder als übereilt zu- 
rüdzunehmen, ober als durch augenblidlihe Erregung veranlaßt, zu entihuldigen, 
was feinen Pflihten als Presbyter offenbar entiprohen haben würde. Dem in 
diefer Beziehung ihn allerdings treffenden Vorwurf würde indefjen für fi allein 
eine entfcheidende Bedeutung nicht beizumelien fein. Sehr viel mehr werde er 
durch dasjenige belaftet, was in Beziehung auf die ihm zum Vorwurf gemachte 
Begünftigung methobiftiicher Agitation in Kl.⸗A. ermittelt fei. Es fei erwieſen, 
daß der Milfionär B. ber jogenannten evangeliſchen Gemeinſchaft angehörte, einer 
außerhalb der evangelifhen Landeskirche fiehenden Sekte methobiftiiher Art, 
deren Neigung zum angriffsweifen Vorgehen gegen Die Landeskirche unzweifelhaft 
fei, ingleichen, daß auch der B. felbit ein Mann fei, der für feine Perjon feinen 
Anftand nehme, fih an ſolchen Angriffen zu betheiligen. Es fei die Pflicht der 
Landeskiche und ihrer Beamten, fi dem Eindringen einer derartigen Sekte und 
ihrer den Beftand der Landeskirche gefährdenden Agitation in die Gemeinden 
nad Kräften zu widerfegen. Unter feinen Umfländen dürfe aber ein mit einem 
kirchlichen Amte Betrauter diefelbe begünftigen. Dies könne auch dann nicht für 
zuläffig erachtet werden, wenn etwa in den Vorträgen ber betreffenden Send- 
prediger ein feindliches Auftreten gegen bie Landeskirche zunächſt niht zum Bor- 
ſchein komme, da man erfahrungsmäßig damit in einer Gemeinde erft dann her⸗ 
vorzutreten pflege, wenn man in berfelben vermittelt des zuerſt beobachteten, 
unverfänglihen Auftretens Boden gewonnen habe. Der Angefchuldigte babe 
aber dem Eindringen des B. in bie Gemeinde Kl.⸗A. nicht nur nicht entgegen» 
gewirkt, ſondern demfelben entſchieden Vorſchub geleiftet, insbejondere dadurch, 
daß er demfelben in feinem Sauje ein Lokal zur Abhaltung ber von ihm ge: 
leiteten religiöfen Zuſammenkünfte eingeräumt habe. Es möge babingeftellt 
bleiben, ob er von vornherein über die Stellung des B. im Klaren geweſen jei, 
er habe body fein Verhalten auch dann noch fortgejegt, als er durch den Pfarrer 
B. und aud von anderen Seiten über bie Hirhlihe Stellung bes B. ausreichend 
belehrt und vor demjelben gewarnt worden ſei Seine Behauptung, daß es ſich 
bei den Bfhen Vorträgen um einen Erſatz für den eingeftellten Kapellen⸗ 
gottesdienft gehandelt habe, fei dem gegenüber unerheblih. Auch könne dass 
jenige, was er in feiner Rekursrechtfertigungsſchrift in biefer Hinficht zu feiner 
Entſchuldigung angeführt habe, ſchon aus dem Grunde nicht in's Gewicht fallen, 
weil er auch dann, als der Kapellengottesdienft bereits mwiederhergeftellt geweſen 
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fei, nicht abgelafjen habe, den Vorträgen des B. Vorfhub zu leiften. Er habe 
zwar jeit feiner vorläufigen Amtsenthebung das Lokal in feinem Haufe zu feinen 
Vorträgen nicht mehr eingeräumt, ihm aber nad) wie vor, bei feinen Bejuchen 
in Kl.⸗A. Wohnung und Koft bei fi gewährt. . i 

Gegen den am 10. Auguft an den Angefchuldigten abgegangenen Relurs- 
beſcheid hat derfelbe am 5. September die Berufung bei dem Gerichtshofe für 
tirchliche Angelegenheiten angemeldet und am 14. September gereöhtfertigt. 

Er felt unter Ueberreihung eines Atteftes des Amtmanns B. über feine 
gute Führung den Antrag, die Entſcheidungen des Königlihen Konfiftoriums zu 
Münfter und des Evangeliſchen Ober-Rirchenrathes zu kaſſiren und ihn in feiner 
Stellung als Presbyter zu belaffen. 

Zur Rechtfertigung feines Antrages erwähnt er zunächft feiner Weigerung, 
die Roggenabgabe zu entrichten, giebt es dem Pfarrer B. Schuld, daß er biefe 
ein privatrechtlihe Sache zur Amtsjache gemacht habe, und meint, daß wenn 
aud die kirchlichen Behörden in ihren Entjheidungen wenig Gewicht darauf 
gelegt hätten, dies doch der Hauptpuntt fei, woher ſich fein angebliches Ver⸗ 
brechen als Presbyter ſchreibe. 

Hinſichtlich der Herbeirufung des Predigers B. und ber Hergabe feines 

Lokals zu den Andachtſtunden wiederholt er feine frühere Behauptungen, beruft 
fih auf das Zeugniß des B. und verlangt bie eivlihe Vernehmung bes Pfarrers 
B. über das auf feine Veranlafjung von B. mit B. geführte Geſpräch, provozirt 
auf das Zeugniß ber Presbyter W. und ©. über das von ihm an B. geftellte 
Erſuchen, den B., welder nur Gotteswort geprebigt habe, zu prüfen, und führt 
an, daß er durch das Auftreten des B. gegen ihn veranlaßt worden fei, bei dem 
Superintenbenten ©. ſchriftlich anzufragen, ob das Halten ber chriſtlichen Er- 
bauungsftunden fich mit jeinem Amte als Presbyter vereinigen lafe, und daß 
er, als jener‘ dieſes verneint, die Erbauungsftunden in feinent Haufe unter- 
jagt habe. ? 
* Der Evangelifche Ober⸗Kirchenrath — fährt er fort — babe zu Unrecht 
darauf Gewicht gelegt, daß er dem Prediger B. bei feinem Erſcheinen in KL. 
eine Nachtherberge in feinem Haufe gewährt habe; denn das fei ihm nad 
Ebräer Kap. 13 ®. 2 von Bott geboten geweſen. Iedenfalls wäre es bie Pflicht 
feiner unmittelbaren Vorgejegten gemefen, ihn zu warnen, und wäre bies ges 
ſchehen, fo hätte er Alles gern unterlafen, wie er denn auch nad dem Beſcheide 
des Evangelifchen Ober-Kirchenrathe dem B. feine Nachtherberge in feinem Haufe 
mehr gewährt habe. Er wolle in dem Glauben feiner Väter leben und fterben. 
Nah Markus Kap. 9 V. 38 und 39 ftehe es aber feinem Menſchen zu, das Ar- 
beiten am Aufbauen des Reiches Gottes zu verbieten. 

Der Presbyter und Kirchenmeifter Sch. halte in jeinem Haufe Tanzbelufti- 
gungen. Der Presbyter &. in Th. laſſe ſchon feit Jahren in feinem Haufe 
durch einen Methobiftenprebiger aus B. religiöfe Erbauungsftunden halten, habe 
hierüber mit dem Superintenbenten E. NRüdipradhe genommen und bemjelben 
erflärt, wenn fi) das mit feinem Presbyteramte nicht vereinigen lafle, jo möge 
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er ihn als Presbyter ftreihen, und E. habe ihm erwidert, das fei nicht nöthig, 
er folle nur die Erbauungsftunden halten lafje; was G. und E. bezeugen würden. 
Wenn er aus Unerfahrenheit gefehlt, jo hätte er doch mit Rückſicht auf bie 
88. 14 und 15 des Preußiſchen Rechtsbuches — damit ift augenſcheinlich die 
Provinzial⸗Kirchenordnung gemeint — gewarnt werden müffen, event. nur mit 
einer Ordnungsſtrafe belegt werben können. 

Als der Paftor B., ber in ſchwerer Krankheit ihm das Abendmahl und Die 
Hand zur Verföhnung gereicht habe, feiner Bitte aber, ihn auch ferner zu be- 
ſuchen, nicht nachgelommen ſei, vor verfammeltem Presbyterium den Antrag ges 
ftelt habe, ihn aus dem Presbyterium zu entfernen, Hätten ſämmtliche Mit⸗ 
glieder einſtimmig beihloffen, den Antrag nicht zn unterfchreiben, worauf B. 
erklärt habe: Das ſei einerlei; dann ſtelle er den au allein. 

Darüber beruft er fi auf Zeugen. 

Der Evangelifde Ober-Kirchenrath hat die Berufungsfärift mit dem Be 
merken beantwortet, daß ihm biefelbe zu einer befonderen Erklärung keine Ver 
anlafjung gebe. 

Die formalen Borausjegungen, von welden die 88. 12 ff. des Gejeges vom 
12. Mai 1873 die Berufung an den Staat gegen bie eine Disziplinarftrafe' ver- 
bängenben Entſcheidungen der firhlichen Behörden abhängig machen, find vor» 
handen. : Der Angeſchuldigte hat gegen’ das Reſolut des. Königlihen Konftfto- 
riums zu Münfter das zuläffige Rechtsmittel des Rekurſes an den Evangelifchen 
Ober⸗Kirchenrath ohne Erfolg geltend gemacht, die Berufung rechtzeitig bei dem 
Gerichtshofe für kirchliche Angelegenheiten fchriftli angemeldet und demfelben 
- gleichfalls rechtzeitig eine Rechtfertigungsſchrift eingereicht. 

In diefer Rellt der Angeſchuldigte zu feiner Entlaftung verſchiedene theils 
bereits früher vorgebrachte, theils neue Thatſachen unter Beweis, beantragt die 
Erhebung diefer Beweife und verlangt, daß er unter Kaſſation der gegen ihn 
ergangenen Entſcheidungen in feiner Stellung als Presbyter belafjen werde. 

Hierbei verkennt er augenscheinlich die Stellung des Gerichtshofes den kirch⸗ 
lichen Disziplinarbehörben gegenüber. Es ift keineswegs Abficht des Geſetzes 
von 12. Mai 1873, die den kirchlichen Behörden gebührende Entſcheidung über 
bie Dienftvergehen ber ihrer Aufficht unterftellten Kirchendiener in legter Inſtanz 
dem Gerichtähofe zu Übertragen, Das Geſetz beabfichtigt vielmehr, nur der miß⸗ 
bräuchlichen Ausübung der Disziplinargewalt jeitens der kirchlichen Behörden 
entgegenzutreten und ftellt zu diefem Zwede für die Ausübung der Disziplinar- 
gewalt gewiſſe Bedingungen auf, über deren Einhaltung ber Gerichtshof zu 
wachen bat, bdergeftalt, daß es feine Aufgabe if, bei Nichteinhaltung derjelben 
die angefochtene Entſcheidung zu vernichten. Deshalb ift die Berufung gegen 
die Disziplinar: Entſcheidungen der kirchlichen Behörden auch nur in den Fällen 
zuläffig, welde in den $$. 10 und 11 a..a. D. angegeben find. 

Das einer dieſer Fälle hier vorliegt, hat der Angeſchuldigte nicht behauptet; 
insbeſondere hat er nicht behauptet, daß der Rekursbeſcheid des Evaugeliſchen 
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Ober⸗Kirchenraths der Maren thatſächlichen Lage widerſpricht, oder bie Geſetze 
des Staates ober allgemeine Rechtsgrundfäge verlegt. — 8.11 Nr. 1.a O. — 
Die Provinzial-firhenorbnung vom 5. März 1835, auf deren 88. 14 und 15 
fi der Angeſchuldigte berufen zu wollen jcheint, ift fein Gefet bes Staates im 
Sinne bes 8. 11 Nr. 1 a. a. O. Uebrigens iſt aud nicht abzufehen, wie bieje 
Beſtimmungen, welche im Allgemeinen von dem Geſchäftskreiſe des Ortspres⸗ 
byterii und von den Pflichten der Aelteften handeln, buch die Annahme, daß 
ber Angefhuldigte jenen Pflichten entgegengehanbelt habe, verlegt fein follten. 
Die Bibelftelen, auf welche der Angeſchuldigte ſich beruft, enthalten nicht allge 
meine Rechtsgrundfäte, mit welden ber Evangelifhe Ober⸗Kirchenrath ſich durch 
feine Entſcheidung in Widerſpruch gejeßt haben könnte. Die Beſchwerde des 
Angeſchuldigten läuft, abgejehen von den angetretenen Entlaftungsbeweifen, darauf 
hinaus, daß die Gründe bes Nekursbefcheides feine Enthebung vom Presbyter: 
amte nicht rechtfertigen und daß die Urfache feiner Entlafjung in Umftänden zu 
fuchen ſei, welche außerhalb der angegebenen Entſcheidungsgründe liegen. 

Ueber den Grund oder Ungrund dieſer Beſchwerde zu befinden, liegt gleich 
falls nicht in der Kompetenz des Gerichtshofes. Das enthebt dieſen aber nicht 
von der Pflicht, zu prüfen, ob bei der Amtsentlaffung des Angefchuldigten die 
Vorjchriften bes 8. 2 des Gefeges vom 12. Mai 1873 befolgt find, zumal in ber 
Behauptung bes Angeſchuldigten, daß die eigentlihen Gründe feiner Entlafjung 
andere, als die in dem Rekursbeſcheide angegebenen, feien, die Beſchwerde über 
einen Mißbrauch der Disziplinargewalt liegt und die Vorjchriften bes $. 2a.a.D. 
den Kirhendienern gerade gegen einen ſolchen Mißbrauch Schuß gewähren follen. 
Es gilt danad zu prüfen, ob dem Rekursbeſcheide des Evangeliſchen Ober- 
Kirchenraths, welcher die von dem Königlichen Ronfiftorium zu Münfter ausge- 
ſprochene Amtsentlaffung beftätigt, ein geordnetes prozeſſualiſches Verfahren vor- 
ausgegangen ft. 

In der durch den Allerhöhften Erlaß vom 20. Sanuar 1876 verkündeten 
General-Synobalorbnung für die evangeliſche Landeskirche und der acht älteren 
Provinzen der Monardie (Geſ.⸗S. S. 7), welche am 10. April 1876, als das 
Königlihe Konfiftorium bie Einleitung der Disziplinarunterfuhung gegen ben 
Angeſchuldigten verfügte, Tirchlich bereits in Kraft getreten war, iſt $. 7 Nr. 6 
. das förmliche Disziplinarverfahren, ſowie die vorläufige Dienftenthebung gegen 
die Superintendenten, Geiftlihen und niederen Kirhendiener an gewiſſe feftere 
Formen gebunden. Es follen dabei bie das Disziplinarverfahren gegen nicht 
richterliche Beamte regelnden Vorſchriften des Gejeges vom 21. Juli 1852 in 
ihren Hauptgrundzügen mit gewiſſen Modifikationen in Anwendung kommen. 
Insbeſondere fol ber 8. 22 dieſes Geſetzes maßgebend fein, wonad das fürms 
liche Disziplinarverfahren, welches der Entfernung aus dem Amte vorangehen 
muß, in der von einem Rommifjarius zu führenden fehriftlihen Vorunterfuhung 
und einer mündlichen Verhandlung befteht. Der Evangelifhe Ober-Rirchenrath 
bat in feiner an die Konfiftorien ber acht alten Provinzen erlafjenen Zirkular- 
verfügung vom 24. Mai 1876 (Kirchliches Geſetz. und Verordnungsblatt 
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pro 1876/77 Nr. 3 &. 39) angenommen, daß jene angeordnete Henberung beö 
Verfahrens bei Pflichtverlegungen der Aelteften keine Anwendung findet, gegen 
dieſe vielmehr in berjelben. Weife, wie bisher, im Disziplinarwege vorzugehen 
ift, und dem muß beigetreten werben. Daß die Aelteften, Presbyter oder Kirchen ⸗ 
vorfteher nit den Superintendenten und Geiftlihen beizuzählen find, bebarf 
keiner Ausführung. Sie unterjcheiden ſich aber auch ſchon dadurch, daß ihr Amt 
ein Ehrenamt ift, fehr mwefentlih von den niederen Kirchendienern, deren Be 
foldung der Gemeinde obliegt. Als niebere Kirchenbebiente führt das A.LR., 
Thl. I. Kit. 11 8. 556 den Küfter und dergleichen Perfonen auf und fegt im 
8. 562 a. a. O. fie den RKirchenvorftehern infofern entgegen, ala es beftimmt, 
daß bei Kirchen, welche feinen eigenen Patron haben, die Beftellung der niede⸗ 
ten Kirchenbedienten dem Pfarrer und den Kirchenvorftehern gebührt. Auch die 
Kirhenordnung für die evangelifchen Gemeinden der Provinz Weftfalen und ber 
Nheinprovinz vom 5. März 1835 widmet, nachdem fie in ben 88. 14 und 15 
von dem Ortspresbyterium und den Pflichten der Aelteften gehandelt hat, ben 
unteren Kirchenbeamten einen bejonderen Abſchnitt und zählt zu dieſen im $. 138 
und in dem Zufage dazu bie Küfter und ihre Gehülfen, bie Vorfänger und 
Drganiften und, wo es herkömmlich if, audy die Zodtengräber. In dem $. 140 
feßt fie fodann die unteren Kirchenbeamten dem Presbyterium in einer ähnlichen 
Weife entgegen, wiedas A. L.-R. bie niederen Kirchenbebienten den Kirchenvorflehern. 
Danach gehören die Aelteften oder Presbyter zu den niederen Kirchendienern nit. 

Da bie Beftimmungen des $. 7 Nr. 6 der General-Synodalordnung fih 
aber ausdrüdlich nur auf bie Superintendenten, die Geiftlihen und bie niederen 
Kirchendiener beziehen, jo waren die Kirhenbehörben bei dem Vorgehen gegen 
den Angeſchuldigten im Disziplinarwege an die duch jene Veftimmungen kirchen⸗ 
geſetzlich vorgeſchriebenen Formen nicht gebunden. Dem Angefchuldigten gegen 
über genügte ein Verfahren, welches dem bisher üblichen entſprach. Diefes Ver 
jahren beruht nit auf fpeziellen gefeglichen Vorſchriften. Es hat fi durch 
Herkommen und Praxis nad) Analogie der Kriminalordnung vom 11. Dezember 
1805 herausgebildet. 

Als Grundzüge des Verfahrens bezeichnet der Evangelifhe Ober⸗Kirchenrath 
in den ſämmtlichen Konfiftorien durch die Verfügung vom 2. März 1852 (Akten 
ftüde aus der Verwaltung des Evangeliſchen Ober-Rirhenraths Heft 5 6. 17) 
mitgetheilten Nachrichten, betreffend die Handhabung ber Disziplin über de 
Geiftlihen in der evangelifchen Landeskirche Preußens, folgende: 

Nach Eröffnuug der förmlihen Disziplinarunterfugung wird der Angejdul- 
bigte über die erhobenen Anſchuldigungsmomente zu Protokoll gehört und zur 
Angabe feiner Vertheivigungsmittel aufgefordert. Die Beweiſe werden aufge 
nommen, ſowohl der Anſchuldigungs⸗, ale auch ber Vertheidigungsbeweis, die 
Zeugen vereidigt. Der Angefchuldigte wird unter Mittheilung der erhobenen 
Beweife zum Schluß vernommen und ihm eine vierwöchentliche Frift zur Em - 
reichung einer ſchriftlichen Verteidigung gewährt, auf welche er jedoch andy: 
verzichten Tann. 
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©eringere, als biefe für das Verfahren in DPisziplinarfahhen gegen 
evangeliihe Geiftlihe aufgeftellten Erforberniffe find von dem Evangeli⸗ 
ſchen Ober-Rirchenrathe für das förmliche Disziplinarverfahren gegen andere 
Kirchendiener nicht aufgeftellt und konnten auch bei dem Mangel pofitiver geſetz⸗ 
licher Vorſchriften nicht aufgeftellt werden. Man hätte daher annehmen follen, 
daß jene von ber oberften Kirchenbehörde jelbft aufgeftellten Normen für bas 
gegen den Angeſchuldigten beobachtete Verfahren ala maßgebend in Anwendung 
gebracht fein würden. Diefelben find aber in dem vorliegenden Falle ver: 
ſchiedentlich unbeachtet geblieben. Deshalb allein, weil dem Angejchuldigten zur 
Einreihung einer jhriftlihen Vertheidigung eine Frift nicht gewährt iſt, würbe 
allerdings die Kirhenbehörden noch nicht der Vorwurf treffen, die Vorſchriften 
bes 8. 2 des Geſetzes vom 12. Mai 1873 außer Acht gelaffen zu haben. Der 
8.2 a. a. D. verlangt nur ein georbnetes prozefjualifches Verfahren und ein 
ſolches ift auch denkbar, wenn der Angefchuldigte zu einer ſchriftlichen Vertheidi- 
gung nicht aufgefordert worden iſt. 

Jenes geordnete prozefjualiiche Verfahren, auch das ungebundenfte, enthält 
aber gewiſſe wejentliche Beftandtheile, die substantialia oder essentialia processus, 
deren Beobachtung fo nothwendig jft, daß ohne fie von einem geordneten pro⸗ 
zeſſualiſchen Verfahren nicht die Nebe fein kann. Dazu gehört nicht nur die 
Anhörung des Angefchuldigten, ſondern aud die Erhebung des zur Klarftellung 
der Sachlage erforberlihen Be- und Entlaftungsbeweifes und die Gewährung 
einer freien Vertheidigung. Erfolgt die Bemweiserhebung durch Vernehmung von 
Zeugen, jo müſſen diefe regelmäßig vereidigt werden. Die Bereidigung ber 
Zeugen erfolgt einerfeits, um dem erfennenden Richter eine ſichere Unterlage 
für feine Weberzeugung zu verichaffen, andererfeits aber auch im Intereſſe bes 
Angeſchuldigten, um biefem bie größtmöglichfte Gewähr dafür zu geben, daß bie 
Zeugen nichts gegen bie Wahrheit ausgejagt, oder zum Nachtheil bes Ange- 
ſchuldigten verfchwiegen haben. Auf die Vereidigung der Zeugen bat baher der 
Angeſchuldigte ein Recht, welches ihm in einem geordneten prozefjualifhen Ver: 
fahren nicht verfümmert werben darf. Zu der freien Vertheibigung, in welder 
der Angefchuldigte nicht beſchränkt werben darf, gehört es, daß derfelbe nicht 
nur über jeden Anſchuldigungspunkt, ſondern aud) über die erbrachten Beweiſe 
gehört, er alfo mit dem Inhalte diefer bekannt gemacht und jo ihm die Gelegen- 
beit geboten wird, fich über biefelben zu erflären. Wo diejes nicht gefchieht, 
wirb dem Angejhuldigten in unzuläffiger Weiſe die Vertheidigung abgefchnitten 
und ein unzuläffiges Abfchneiden der Vertheibigung fteht in unauflösbarem 
Widerfprud mit der Ordnung eines jeden prozefjualifchen Verfahrens. 

Die von dem Evangeliſchen DOber-Rirhenrathe in der Zufammenftellung 
vom 2. März 1852 hervorgehobenen Erforberniffe, daß die Zeugen vereibigt 
werben und baß der Angellagte unter Mittheilung der erhobenen Beweiſe zum 
Schluß vernommen wirb, find deshalb wefentliche Beftandtheile des Verfahrens 
und diefe durchaus wejentlihen Beitandtheile find bei dem vorliegend gegen den 
Angeſchuldigten beobachteten Verfahren nicht anzutreffen. 





Auslaſſung des Angeichuldigten zur Verhandlung vom 18, Mai 1876 nicht eine 
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Faßt man zunähft das Verfahren in erfier Inflanz ins Auge, auf Grund 
deſſen das Refolut bes Königlichen Konfiftoriums ergangen ift, fo Liegen als 
eigentliche Unterfuhungsverhandlungen nur vor: 

1. die Verhandlung vom 18. Mai 1876, in welder der Angeſchuldigte 
verantwortlich vernommen und verſchiedene Zeugen über Thatum: 
fände vernommen find, welde die Anſchuldigungspunkte direkt nicht 
berühren, 

2. die Verhandlung vom 3. Juli 1876, in welcher der Pfarrer 8. feine 
Angaben bezüglih bes Anfhulbigungspunftes zu 1, die Aeußerung 
bes Angefhuldigten über den Kapellengottesdienft betreffend, auf feinen 
Dienfteid verfihert hat, 

3. bie Verhandlung vom 8. Auguft 1876, in welcher der Angefchuldigte 
zum Schluß vernommen tft. 


Dazwiſchen laufen amtlihe Berichte nit nur der Unterfuhungs-Rommifja 
rien, ſondern aud) des Pfarrers B., der, ohne mit der Unterſuchung betraut 
gewejen zu fein, fih bewogen gefunden hat, fortgeſetzt Belaftungsmomente gegen 
den Angeſchuldigten herbeizuſchaffen und zu dieſem Zwede aud ein von ihm 
aufgenommenes Sigungsprotofol bes Presbyteriums vom 2. Juli 1876 beige 
bracht hat. 

Daß das Königlihe Konfiftorium auf dieſes Situngsprototoll bezüglid des 
Anfhuldigungspunktes zu 1 Gewicht gelegt hat, zeigen die Nummern 31 und 32 
des Reſoluts vom 31. Auguft 1876. 

Bezüglich des Anſchuldigungspunktes zu 2, den das Königliche Konfiftortum 
nicht minder gravivend, als den Anfchuldigungspunft zu 1, der Evangeliſche 
Oberkirchenrath aber für den allein entjcheidenden erachtet hat, ift in erſter In 
ftanz, abgefehen von den amtlichen Berichten, durch Vernehmung von Zeugen 
weder ein Belaftungs:, noch ein Entlaftungsbeweis erhoben worden, obwohl die 


derartige war, daß fie jede Beweisaufnahme entbehrlich gemacht hätte. Det 
Beihluß des Konfiftoriums, daß es auf eine nähere Feſtſtellung der Sekte, ' 
welcher der fogenannte Miffionär B. gehöre, und dieſer Sefte ſelbſt nicht an 
tommen fönne, ba beflen Predigt als eine fektirerifhe und feine Lehre als eint 
fremde von dem Angefhuldigten in feiner amtlihen Stelung als Presbyte u 
der Art, wie geſchehen, nicht hätte protegirt werben bürfen, fett die Thatſahe,— 
daß der fogenannte Miffionär B. der evangelifhen Landeskirche nicht angehöth 
voraus, und die Üeberzeugung von der Richtigkeit diejer auch sub Nr. 36 34 
Rejoluts als feftftehend angenommenen Thatfahe kann das Königliche Konſiſto⸗ 
rium nur auf Grund der amtlichen Berichte erlangt haben; denn zugeſtanden 
war fie .von bein Angejhuldigten nicht. Folgt man der Auffaffung des Unter 
fuhungs:Kommifjarius, Pfarrers H., in feinem Berichte vom 19. Mai 1876, Ri 
hatte ber Angefhuldigte zur Verhandlung vom 18. Mai 1876 überhaupt — 
Beſtimmtes zugeſtanden. 
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Wenn e8 nun aud dem Königlichen Konfiftorium, als ber erfennenden Ber 
hörde, überlafjen bleiben mußte, zu prüfen, ob und welche Glaubwürdigkeit den 
amtlichen Berichten beizumefien war, und es demfelben jedenfalls zuftand, fich 
auf Grund ber Berichte von ber Richtigkeit der darin enthaltenen, den Anges 
ſchuldigten gravirenden Thatſachen für überzeugt zu halten, jo mußte der Ange: 
ſchuldigte doch mit dem ihn belaftenden Inhalte der Berichte befannt gemacht und 
fo ihm die Möglichteit gegeben werben, fih über benfelben auszulafien. Die 
Berichte bildeten in biefem Falle den Belaftungsbemweis, über den der Angefhul- 
digte in einem georbneten prozefjualifchen Verfahren gehört werden mußte. Daß 
biefes aber gefchehen ift, ergiebt die Verhandlung vom 8. Auguft 1876 keines⸗ 
wege. Nach dem Wortlaute derjelben ift damals dem Angeſchuldigten nur ber 
Inhalt der Akten über feine Vernehmlaffung zum Protokolle vom 18. Vai 1876 
belannt gemacht worden, und bie von bem Superintendenten E. an ben Anges 
ſchuldigten gerichtete Aufforderung, feine Ausfage fo einzurichten, daß’ er biejelbe 
mit gutem Gewiſſen beſchwören fönne, ſowie bie darauf zu Protokoll genommene 
kurze Erklärung bes Angeſchuldigten lafjen nicht füglich bezweifeln, daß der Super- 
intendent E. damals von der unrichtigen Vorausfegung ausgegangen ift, es handle 
fi) lediglich darum, dem Angeſchuldigten Gelegenheit zu geben, die von ihm bei 
feiner verantwortlichen Vernehmung am 18. Mai 1876 gemachten Angaben der 
Bahrheit gemäß zu vervollitändigen, und daß der Superintendent E. zu dieſem 
Iwede dem Angejhulbigten au nur feine am 18. Mai 1876 zu Protokoll ges 
gebenen Erklärungen vorgehalten hat. 

Damit ſtimmt die Ausfage des Berufenden bei feiner heutigen Vernehmung. 

Diefe Mängel, welche in erfter Inftanz ein geordnetes progefjualifches Ver⸗ 
fahren vermiffen laſſen, find auch durch das in zweiter Inftanz beobachtete Ver- 
fahren nicht geheilt. 

Der Evangeliihe Oberkirchenrath fand zwar eine Vervollftändigung des Be- 
weisverfahrens für geboten, weil die von bem Angefchuldigten vorgebrachten 
Entfhuldigungsmomente feine Beachtung bei der Erhebung des Beweifes gefunden 
hätten. Er erachtete die Behauptung des Angejchuldigten, daß .er den Pfarrer 
8. freundlihft erfucht habe, den Miffionär zu prüfen, ob er in Widerſpruch oder 
in Mebereinftimmung mit der Lehre ber lutheriſchen Kirchenlehre fei, und daß er 
äugleich verfprochen habe, falls Erſteres fich herausſtellen follte, die Erbauungs: 

‚ Runden nicht ferner in feinem Haufe zu bulben, für erheblih, und beauftragte 
| das Konfiftorium, den von dem Angeſchuldigten in der Rekursſchrift darüber ans 
getretenen Beweis zu erheben. 

Diejer Auftrag ift aber von dem Königlihen Konfiftorium nicht auss 
geführt. 

| In der Rekursſchrift hatte fi) der Angeſchuldigte über feine Behauptung 
| auf das Zeugniß der in der betreffenden Sigung anweſend geweſenen Presbyter 
| berufen. Der Unterfuhungstommiffarius, Pfarrer H., vernahm indeſſen diefe 
| wicht und motivirte feine Unterlaffung unzureichend dadurch, daß über den ganzen 
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Vorfall von den Mitgliedern des Presbyteriums die Erinnerung in beftimmter 
Geftalt nicht Habe firirt werden können. 

Dagegen vernahm er, ohne einen aus ben Akten erfichtlihen Auftrag, zur 
Verhandlung vom 5. Juni 1877 verſchiedene Zeugen, um weiter feftzuftellen, in 
wiefern ber Angefchulbigte durch Beglinftigung fektirerifcher Umtriebe, bezw. Be 
theiligung an benfelben fi mit feinen agendarifhen Pflichten als Presbyter in 
Widerſpruch geſetzt habe und brachte eine demfelben Zwede dienende, auf den 
Dienfteid verficherte Erflärung bes Pfarrers B., ſowie Abfchrift eines von biefem 
aufgenommenen Sitzungsprotokolls zu den Alten, Inhalts deſſen die Mitglieder 
des Presbyteriums das Berbleiben des Angeſchuldigten im Presbyterium für 
unmöglich erklärt hatten. 

In Folge des jolhergeftalt vervollftändigten Belaftungsbemeifes, wobei bie 
Vereidigung der Zeugen nicht erfolgt ift, hat nun der Evangelifche Oberkirchen⸗ 
rath von der Erhebung des Entlaftungsbeweijes Abftand genommen und, ohne 
den Angejchuldigten weiter gehört zu haben, den von dieſem erhobenen Rekurs 
zurüdgewiefen. Im den Gründen wird Dasjenige, was über die dem Ange: 
Ihuldigten zum Vorwurfe gemachte Begünftigung methobiftifcher Agitation ver 
mittelt worden fei, für die Entlafjung des Angejhuldigten aus dem Presbyter- 
amte allein als entſcheidend erachtet. In dieſer Beziehung wird aber als er- 
wiefen angenommen, daß der Miſſionär B. der fogenannten evangeliſchen 
Gemeinſchaft, einer außerhalb der evangeliihen Landeskirche ftehenden Selte 
methobiftifcher Art, angehöre, daß auch der B. jelbft ein Mann jei, der für feine 
Perſon keinen Anftand nehme, fi an Angriffen gegen die Landeskirche zu be 
theiligen, und daß ferner der Angejchuldigte auch da, als ber Stapellengottets 
dienft bereits wiederhergeftellt gewefen fei, nicht abgelafien habe, den Vorträgen 
bes B. Vorſchub zu leiften, indem er feine Beziehungen zu demfelben nidt ab 
gebrochen, jondern ihm nach wie vor bei feinem Bejuche in Kl.A. als feinem 
Gafte Wohnung und Koft bei fi) gewährt habe. 

Nur dieſe als erwiefen angenommenen Thatſachen können den Evangeliſchen 
Oberkirchenrath veranlaßt haben, von ber beſchloſſenen Erhebung eines Ent- 
laftungsbeweifes Abftand zu nehmen. Anberenfalle würde es an jedem Motive 
für die Zurücknahme des zu Bunften des Angeſchuldigten gefaßten Beihlufet 
fehlen. Die gedachten Thatſachen find aber von dem Angeſchuldigten weder in 
erfter, noch in zweiter Inftanz in ber Art zugeftanden, daß fie nicht eines Be 
weifes bedurft hätten. Soweit biejer Beweis durch Vernehmung von Zeugen 
erhoben if, entſpricht die Beweiserhebung einem geordneten prozeſſualiſchen Ber: 
fahren nicht, weil die Zeugen nicht vereidigt find. Ferner ift der Angeſchuldigte 
mit dem Inhalte der amtlichen Berichte und Beugenausfagen, aus benen ber 
Evangelifhe Oberkirchenrath den Beweis für jene Thatſachen gefchöpft hat, in 
keinem Stadium des Disziplinarverfahrens bekannt gemacht. Ihm tft daher keine 
Gelegenheit gegeben, ſich Behufs feiner Vertheidigung über die gegen ihn er⸗ 
brachten Belaftungsmomente auszulafien. P 

Somit ift der Entfernung des Angefhuldigten aus dem Amte weder % 
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erfter, noch in zweiter Inftanz ein Verfahren vorausgegangen, welches für ein 

geordnetes progefjualiiches erachtet werden kann. Die angefochtenen Entjcheie 

dungen mußten daher auf Grund der 88. 2, 10 Nr. 2 und 21 des Gejehes 

vom 12. Mai 1873 vernichtet werben. Der Koftenpuntt beruht auf 8.37 a.a.D. 
1; 


23." 


Anfechtung von Verträgen, welche angeblich "zur Verletuuug des Geſetzes vom 
20. Mai 1874, betreffend die Verwaltung erledigter katholiſcher Bisthümer, 
abgeſchloſſen find. 

Erk. des Ob.-Trib. in Berlin vom 15. Januar 1878.) 


Die Nichtigfeitsbefchwerde des Verklagten behauptet, daß ber Appellations- 
richter dadurch, daß er die Einrede, es fei der Vertrag zur Umgehung des Ge- 
ſetzes vom 20. Mai 1874 geſchloſſen und ſchon deshalb ungültig, vermwirft, den 
8. 94 der Einl., den $. 35 Tit. 3, den $. 37 Kit. 6 und bie 88. 27 und 28 
zit. 8 Thl. 1 9. Landr., verlegt hat. 


Die Beſchwerde ift jedoch nicht begründet. Die Feftftellung dee Appellations- 
tichters, daß das gemiethete Mufeumsgebäude nicht dem verſönlichen Nieß- 
brauche des jebesmaligen Biſchofs zu Münfter unterliegt, vielmehr zu dem 
Diözefanvermögen gehört, ift nicht angegriffen. Danach war ber Biſchof von 
Münfter an und für ſich befugt, über dieſes Gebäude durch Mietheverträge 
über feine Amtsdauer hinaus zu verfügen. Dies wird auch von ber Nichtigleits- 
beſchwerde nicht bezweifelt. 


Das Geſetz vom 12. Mai 1873 — Bej.-S. de 1873 ©. 198 — jchreibt 
nun in den 88. 25 bis 30 vor, daß Kirchendiener, welche die Staatsgefege nicht 
befolgen, ober ihnen zuwiderhandeln, aufzuforbern, ihr Amt niederzulegen, und, wenn 
fie Dies nicht in der geftellten Frift thun, zur Unterfuhung zu ziehen, und falls 
von dem Gerichtshofe für kirchliche Angelegenheiten nicht ſchon auf Grund ber 
Vorunterfuhung das Verfahren eingeftellt wird, von dieſem Gerichtshofe abzu⸗ 

‚urteln find, welcher entweder die Freiiprehung oder die Entlaffung des Ange: 
ſchuldigten aus feinen kirchlichen Aemtern auszufprehen hat. 


Nach dem Gefege vom 20. Mai 1874 — G.S. de 1874 ©. 35 — ernennt 
der Minifter der geiftlihen Angelegenheiten, falls nad Erledigung einer biſchöf⸗ 
liden Stelle in Folge gerichtlichen Urtheilde von dem Domkapitel nicht ein 
biſchöflicher Verweſer gewählt wird, einen Kommiffarius, welcher das dem bifchöf- 
lien Stuhl gehörige Vermögen in ftaatliche Verwahrung nimmt und auf ben 
die Verwaltungsbefugniffe des Biſchofs übergehen, und der den biſchöflichen 
Stuhl in allen vermögensrehtlihen Beziehungen nad) Außen vertritt. (88. 6 
und 9.) 


Fu 
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Der Biſchoſ Dr. B., der den in Rede flehenden Miethovertrag vom 
30. Suni 1875 errichtet bat, ift bald nad; Abſchluß dieſes Vertrages durch 
Urtel des Gerichtshofes ꝛc feines Amtes entjeßt worden, nachdem er vorker — 
nad) der Behauptung des Verklagten am 31. Mai 1875, aljo bereits vor Ab 
ſchluß des Vertrages — vergeblich aufgefordert war, fein Amt freiwillig nieder: 
zulegen. Nach feiner Amtsentlaffung wurde der Verklagte zum Kommiflar der 
ftaatlihen Verwaltung ernannt, und fährt diefelbe feit dem 13. April 1876. 

Verklagter und Sınplorant ift nun der Meinung, daß wenn feftftehe, dab 
der Biſchof Dr. B., der damals ſchon in Folge ber an ihn ergangenen Aufs 
forderung, das Amt niederzulegen, feine Amtsentfegung in Ausfiht hatte, und 
der Kläger den Miethevertrag in der beiderfeitigen Abficht errichtet haben, das 
Objekt der Staatsverwaltung zu entziehen, — Dies in fraudem bes gedachten 
Kirchengefeges vom 20. Mai 1874 gefhehen und daher der Vertrag, wenn er 
auch zwiſchen den Kontrahenten felbft ermftlich errichtet wäre, doch nad den 
in der Nichtigkeitsbefchwerde zitirten Gejegen ungültig, und, da der Appellations- 
richter dies anerkenne, fein Erfenntniß nichtig ſei. Dies kann jedoch nicht zuge 
geben werben. Es ſchreiben die als verlegt bezeichneten Beftimmungen vor: 

8%. 94 der Einl. 5. A. Landr.: „Wer fein Recht nach den Geſetzen 
ausübt, ift zum Erſatz eines bei dieſer Gelegenheit entftandenen 
Schadens nicht verbunden. (Xhl. 1 Tit. 6, 85. 36, 37 und 38);* 

8. 35 Tit. 3 Thl. 11, c.: „Aus unerlaubten Handlungen über 
kommt der Sandelnde zwar Verbindlichkeiten aber feine Rechte;“ 

zit. 6 Thl. 1 a. a. O. 

8. 36: „Wer ſich ſeines Rechtes innerhalb der gehörigen Schranken 
bedient, darf den Schaden, welcher einem Anderen daraus entflanden 
if, nicht erſetzen.“ 

8. 37: „Er muß aber benfelben vergüten, wenn aus ben Ums | 
Händen klar erhellet, daß er unter mehreren möglichen Arten der Aus 
übung feines Rechtes diejenige, welche den Anderen nachtheilig wird, 
in der Abficht, denfelben zu ſchädigen, gewählt hat.” 

Kt. 8 Thl. 1L. c. 

8. 27: „Niemand darf fein Eigenthum zur Kränkung oder Be 
ſchädigung Anderer mißbrauchen.“ 

8. 28: „Mißbrauch heißt ein folder Gebrauch des Eigenthums, 
welcher vermöge feiner Natur nur bie Kränkung eines Anderen zur 
Abficht haben kann.“ . i 

Alle diefe Beftimmungen fegen alfo voraus, daß durch die Ausſibung des 
eigenen Rechts in eine bereits beftehende fremde Rechtsſphäre beſchädigend ein- 
gegriffen wird, und dies mißbräuchlich, aus Chikane, d. h. ohne allen eigenen 
Nugen und nur zum offenbaren Schaden des Anderen geſchehen if. — $. 37 
Tit. 6, 8. 28 Tit. 8 Thl. 1 9. Landr. 

Wo dieſe Requifite der Anwendung ber qu. Beftimmungen nicht vorliegen, 
bleibt e8 bei der Regel, daß man bei Ausübung feines Rechts auf den dadurd) 
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Anderen entftehenden Nachtheil keine Rüdfiht zu nehmen brauht (qui jure suo 
utitur, neminem laedit) und baß der Grund (das Motiv) der Ausübung einer 
tihterlihen Beurtheilung nicht unterworfen ift. 


Nun beftand zwar das Geſetz vom 20. Mai 1874 ſchon zur Zeit des Ab- 
ſchluſſes bes Miethsvertrages, dafjelbe entzieht aber nicht ſchon mit der Auffor- 
derung zur Niederlegung bes Amtes ben Biſchöfen das amtlihe Verfügungs- 
teht ari dem Didzefanvermögen. Diefe Entziehung tritt vielmehr erft mit der 
Amtsentfegung und Beſchlagnahme durd) den Staat ein. 

Der Biſchof Dr. 8. ift aber erft nad Abſchluß jenes Vertrages entlaffen 
und erſt nach feiner Remotion das Vermögen bes bifhöflichen Stuhles in Be- 
ilag genommen worden. Als der Miethsvertrag errichtet wurde, hatte aljo der 
Staat noch gar kein Recht, in das Verfügungsreht des Biſchofs einzugreifen. 
Der Uebergang befjelben auf den Staatsfommiffar ift vielmehr erſt nachher ers 
folgt, und zwar durch ein Ereigniß, das nicht nothwendig eintreten mußte. Hatte 
aber der Bilchof noch das volle Verfügungsredht und der Staat noch gar fein 
Recht, fo kann nicht davon die Nede fein, daß durch Abſchluß des Miethsver- 
„tages der Biſchof in ein bereits beftehendes Recht des Staates beſchädigend 
eingegriffen hat, und ift auch möglicher Weife der Grund ber Errichtung des 
Vertrages der gewejen, das Vertragsobjekt der drohenden ftaatlihen Ders 
waltung zu entziehen, jo unterliegt doch dieſer Grund nicht‘ der richterlichen 
Veurtheilung, weil eben die in Rede ftehenden gejeglichen Beftimmungen, wie 
ausgeführt, in Wahrung des moralijhen Prinzips über die angeführten Grenzen 
nicht Hinausreihen. Sichert fi Iemand den Genuß jeines Rechts mit Rück⸗ 

| ft darauf, daß ihm möglicher Weile daſſelbe in Zukunft entzogen werden 
fönnte, durch · Benutzung des ihm noch zuftehenden freien Verfügungsredis, jo 
’ kann ihm dies nicht vermehrt werben. Es ift dies nicht eine Chikane, wie fie 
ime Geſetze vorausfegen; am wenigien aber kann hierin im Sinne des eben- 
! falls angerufenen 8. 85 Tit. 3 Thl. A. L.⸗-R. eine unerlaubte Handlung gefunden 
| werden. Nur ganz exzeptionell gejtattöt das Geſetz den Angriff derartiger Dis: 
poſitionen, wie 3. B. in den Fällen der actio pauliana, — dies aber aud nur 
in den enyften Grenzen. Nicht aber läßt fich eine ſolche Anfechtung für alle 
Fälle aus jenen allgemeinen Veltimmungen des A. IR. herleiten, welde fi) 
überhaupt nur auf durch die Ausübung des eigenen Rechts bewirkte faktiſche 
Shädigungen Anderer im Sinne des Tit. 6 Thl. 1 A. L.⸗R., nit aber auf 
naachtheilige Rechtsbispofitionen beziehen, — auch analog nicht, weil bie Ein- 
Iträntung des freien Verfügungsrehts ale Ausnahme, eines ausbrüdlihen 
Ausfpruchs des Gefeges bedarf, für ven vorliegenden Fall aber ein folder fehlt. 
Der Appellationsrichter hat aljo die in Rede ftehenden Gejege nicht verlegt 
wb iſt daher die Nichtigkeitsbeſchwerde, welche fi) nur gegen die Verwerfung 
rner Einrede wendet, zurüdzumeifen. 
Dieſer Entſcheidung ftehen die in der Prozeßſache des Freiheren v. D.⸗H., 
bes Buchhändlers 9. contra den Kommiſſar für die bifpöflihe Vermögens: 
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verwaltung in der Diözefe Münfter, Regierungsrath G., ergangenen Erkenntniſſe 
bes erften Senats vom 10. Dezember 1877 nicht entgegen, denn biefelben grün: 
den bie Unverbindlicleit der von dem Biſchoflichen Stuhle mit dem Kläger abs 
geſchloſſenen Verträge nicht auf eine bezwedte Umgehung des Geſetzes vom 
' 20. Mai 1874, fondern auf eine aus dem Vertrage jelbft fi fund gebende 
& Ueberfchreitung der nach den allgemeinen Geſetzen dem Biſchofe zuftehenden 
— Verwaltungsbefugniſſe, ſowie die Vernichtung der Erkenntniſſe zweiter Inſtanz 
h auf die Unterlaffung der Feſtſtellung der Unerlaubtheit der fraglichen — 
nad) dieſer Richtung. 


N Air 


24. 


Kt der Guardian eines Kloſters befugt, noch wicht fällige Zinjen gültig in 
Empfang zu nehmen? 
(Ext. des Ober-Trib. in Berlin vom 80. November 1877.) 


Auf dem Grundvermögen des Brafen v. B. zu 9. fleht für das Franzis 
tanerklofter zu P. aus der Urkunde vom 8. Dezember 1841 ein Darlehn von 
7500 Mark nebft 4 Prozent Zinjen, von 3000 Mark jeit 19. Juni 1840 und 
von 4500 Mark jeit 23. Oktober 1840 eingetragen. 

Das Franziskanerklofter ift auf Grund des Geſetzes vom 31. Mat 1875 
aufgelöft, das Vermögen beffelben in Gemäßheit $. 4 des Geſetzes in die Ver- 
wahrung und Verwaltung der Staatsbehörden übergegangen, und dieſe Berwal: 
tung durch Verfügung ber Regierung zu M. vom 24. Juli 1875 dem auf Grund 
des Geſetzes vom 20. Mai 1874 bereits ernannt gewejenen Kommifjar für die 
bifhöflihe Vermögensverwaltung in ber Diözefe P. übertragen worden. 

Dieſer Magte die vom 19. Juni reſp. 23. Oktober 1874 bis bahin 1875 | 


& rüdftändigen Zinjen mit 300 Mark gegen den Grafen v. B. ein. Leßterer 
* wendete ein, dieſe Zinſen bereits am 29. Mai 1875 an den Guardian des 


Kloſters gezahlt zu haben, welcher zur Empfangnahme von Zinſen allein befugt 
geweſen, wie dies in den Franziskanerklöſtern der ſächſiſchen Ordensprovinz ſtets 
gehandhabt ſei. 

Kläger beſtritt dieſe Zahlung, hielt ſie auch event. für unverbindlich, zumal 
da daraus, daß das Geſetz vom 31. Mai nur wenige Tage nach der angeblichen 
Zahlung publicirt ſei, hervorgehe, daß dieſe Vorausbezahlung der Zinſen nur in 
der Abſicht erfolgt ſei, dieſes Geſetz zu umgehen und die Zinſen der ſtaatlichen 
Verwaltung zu entziehen. 

Der erſte Richter, das Kreisgericht zu H. verurtheilte den Verklagten nad 
dem Klageantrage, weil nicht der Nachweis geführt worden, daß, Angeſichts des 
8. 954. II. 119.2 R. der Guardian bes Kloſters zur Empfangnahme ber 
Zinſen befugt geweſen ſei. 

Nachdem in zweiter Inſtanz durch die Beweisaufnahme feſtgeſtellt war, daß 


Sb. 
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der Verflagte die eingeklagten Zinfen ebenjo wie die ferneren Zinſen des Rapi- 
tals bis 23. Dftober 1877 am 27. Mai 1875 an ben Guardian B. per Poft 
gezahlt, änderte das Appellationsgeriht zu P. das erſte Erkenntniß unterm 
27. April 1877 dahin ab, daß es den Verklagten zur Zahlung der erft am 
23. Oktober 1875 fällig gewordenen Zinſen von 180 Mark verurtheilte, die 
Klage aber in Betreff der am 19. Juni 1875 fälligen Zinſen von 120 Mark in 
der angebrachten Art abwies. 

Die Gründe lauten: 

3. als Guardian war ausführende Behörde, hatte Rechnung zu legen 
und war alſo zum Empfange ber für das Klofter eingehenden Gelber 
berechtigt, nur durfte er das Geld nicht perfönlih annehmen, fondern 
nur, wie auch bier gejchehen, durch einen Bevollmächtigten. 

Die Zahlung der bier fraglihen Zinfen ift 3 Wochen und reip. 
43/4 Monate vor dem Tage ihrer Fälligkeit erfolgt. 

Nah dem Geſetze vom 31. Mai 1875 follten die Klöfternieders 
lafjungen binnen 6 Monaten aufgelöft und ihr Vermögen in ftaatlide 
Verwahrung und Verwaltung genommen werden. Wie aus der Klage 
erfihtlich, ift durch Verfügung der Regierung zu M. vom 24. Juli 1875 
der Kläger zu gedachter Verwahrung und Verwaltung berufen worden ˖ 
Die an ſich nicht zuläffige und den Vermögensnachſolger des Gläubigers 
nit bindende Vorausbezahlung noch nicht fälliger Zinfen bat 
hiernach in Betreff der exit im Oktober 1875 verfallenen 60 Thlr 
Zinſen wirklich ftattgefunden; daher in Beziehung auf biefe der Klage 
antrag begründet if, — in Beziehung auf die ſchon am 19. Juni 1875 
fälig gewordenen 40 Thlr. Zinfen aber hat der Kläger bisher feinen 
rechtlichen Grund angegeben, warum deren im Mai 1875 an den Buar: 
dian, als legitimirten Vorftand des Klofters, das damals noch that- 
ſächlich und rechtlich kraft der fechsmonatlihen Auflöfungszeit im 
alten Rechtszuftande fortbeftand, erfolgte Zahlung ungültig fein follte; 
— daher bezüglich diefer Poft die Klage Hin angebrachter Art abzu« 
weifen war. 

Die dagegen von dem Verklagten eingelegte Nichtigleitsbeihwerde wurde 
vom Königlicheu Obertribunal zwar für begründet erachtet, in der Sache felbft 
jedoch die angefochtene Entſcheidung aufrecht erhalten, und zwar aus folgenden 
&ründen: ö 

Der Appellationsrichter ftellt feit, daß der Verklagte die am 23. Dfto- 
ber 1875 mit 60 Thlr. fällig gewordenen jährlichen vorbebungenen 
Binfen von bem ſchuldigen Darlehnafapitale ber 1500 Thlr. am 27. Mai 
defjelben Sahres im Voraus an den Guardian des auf Grund bes 
Geſetzes vom 31. Mai 1875 aufgelöften Franzistanerklofters zu PB. ge- 
zahlt habe, der Kläger dagegen durch Regierungsverfügung vom 24. Juli 
1875 mit der geſetzlich angeordneten ftaatlihen Verwaltung ber inner: 
halb der Diözeje in Beſchlag genommenen Kloftergüter beauftragt wor- 




































den jei. — erachtet er die Vorauszahlung — nod 

gewejenen Zinjen für feine gültige, weil fie an fi unzuläflig 
den Vermögensnachfolger nicht binde. 

Von der Nichtigkeitsbefchwerde wird diefer Entſcheidungsgrund mit Neöt 

ein rechtsirrthümlicher angefochten. 


3J Zur Gültigkeit einer Zahlung wird vorausgeſetzt, daß ſie an den dazu 
N rechtigten Empfänger geleiftet ift — $. 30 1.16 A. L. R. — und die güli 
4 Zahlung hat die Tilgung der Schuld zur rechtlichen Wirkung — $. 149 dafel 
* An weiteren Vorausſetzungen ift auch die Gültigkeit der Vorausbezahlung j 
J bedungener Zinſen eines Darlehns nicht geknüpft. Dem Gläubiger, welcher ü 
J der Verfügung über fein Vermögen nicht beſchränkt iſt, ſteht unzweifelhaft frei, 
fih mit dem Schuldner über Vorauszahlung! der Binjen zu einigen. Die 3 
lung noch nicht aufgelaufener Zinjen erfcheint allerdings als eine bedingte, 
erfolgt unter der Vorausjegung, daß dem Schuldner der Genuß des 
f demnächſt auch gewährt wird. In ihrer Rechtsgültigkeit ändert dies jedoch 
3 fie hat, fobald die Fälligkeit eingetreten ift, fofortige Befreiung des Sch 
J von derſelben zur Folge. 
2 Auch das aufgelöfte Klofter war, jo lange ihm die Verwaltung feine 
% mögens zuftand, berechtigt, die Zinfen von dem Verklagten im Voraus 
E Wirkung in Empfang zu nehmen, daß der Verklagte dadurch von feiner - 
r lichfeit befreit wurde. Bon einem beſchränkten, an die Dauer jeines gr 
\ gebundenen Nußungsrehte handelt es fi nicht. Das Klofter war D 
gläubiger und Beſchränkungen deſſelben in der Verfügungsbefugniß über K 
und Zinſen ftellt der Appellationsrichter nicht feil. Das Gejeß, betreffend > 
geiftlihen Orden und ordensähnlichen Kongregationen der katholiſchen Kirche 
31. Vai 1875 (G.S. ©. 217) ift nah der Beftimmung im $.5 am 
feiner Verkündigung — den 3. Juni defjelben Jahres — in Kraft getrei 
die auf Grund defjelben ſpäter erfolgte Beſchlagnahme des Kloſt, 
konnte die Gültigkeit der ſchon im Mai bewirkten Pe 
h nachträglich nit mehr in Zweifel ftellen. 


Da nun, wie der Appellationsrichter in feinen Entſcheidungsgrin 
drüdlich hervorhebt, der Bahlungsempfänger, der Guardian des 
deſſen Vertreter auch berechtigt war, die für das Klofter eingehenden 
Empfang zu nehmen, jo ift nad) diefer Auffaffung fein Grund erfi 
h welhem die Vorauszahlung der Binjen eine „an ſich unzuläſſige⸗ 
Die von dem Verklagten einem legitimirten Vertreter feines Glä 
botene, von dem;Wertreter"angenommene Zahlung wäre vielmehr 
IM und geeignet, den Verflagten auch dem Gläubiger, ja felbft def 
E folger gegenüber von feiner Schuld zu befreien. Von einer ſpä 

der Zinfen beim Ablauf des Jahres zufolge der Beſtimmung des 
A. 2 NR. könnte beim Vorhandenfein einer wegen Vorausbeza 
getroffenen Vereinbarung beider Theile überhaupt Feine Rede f 
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Der Appellationsrihter verlegt daher bie allegirten 88. 30, 149, Zitel 16, 
TH. 1.98 R., und das Erkenntniß würde zu vernichten fein, wenn es nicht 
aus einem anderen Grunde aufrecht erhalten werden müßte. 

Unbeftritten ſteht feft, daß das Franzistanerklofter zu P. zu denjenigen geift- 
lien Geſellſchaften gehört hat, welche nad) dem Gejek vom 31. Mai 1875 aufs 
gelöft werben follen. Die Legitimation des Klägers, ala vom Staate beftellten 
Vermögensverwalters, ift vom Verklagten anfänglih zwar beftritten, aber, nach⸗ 
dem fie in den beiden Vorinftanzen als richtig angenommen worben, nicht weiter 
bemängelt, und deshalb als feftitehend anzufehen. 

Streitig ift, ob der Guardian des Klofters, an welden der Berklagte die 
Zinſen berichtigt haben will, zur Empfangnahme der Pränumerandozahlung be- 
rechtigt geweſen, da die Zinjen zur Zeit der Zahlung im Mai 1875 noch nicht 
fällig waren. Die Schulburkunde beftimmt über die Zeit der Zahlung nichts, 
es ift darin nur feftgefeßt, daß die am 23. Oktober 1840 als Darlehn hingege: 
benen 1500 Thlr. mit 4 Prozent jährlih vom Tage des Empfanges an zu vers 
zinfen feien. 

In Ermangelung einer Abrede waren die Zinſen nad dem $. 822 Tit. 11 
Th. 1.9.8 R. am Ende eines jeden Jahres, die hier ftreitigen mithin am 
23. Oktober 1875 zu zahlen. 

Für die Entſcheidung der Frage, ob der Guardian des Kloſters auch zur 
Erhebung noch nicht fälliger Zinſen berechtigt geweſen iſt, kommt in Betracht, 
daß die 85. 1058 ff. Tit. 11 Th. II. A. L. R., wo die Guardiane als Oberen 
der Klöſter erwähnt werden, über deren Befugniſſe nichts enthalten, und daß in 
dem 8. 1064 nur bemerkt wird, durch die Regeln eines jeden Ordens ſei be— 
ſtimmt, ob und in welchen Angelegenheiten den Kloſteroberen ein Kapitel oder 
Konvent an die Seite geſetzt ſei. 

Die Frage iſt alſo nach der beſonderen Verfaſſung des Kloſters zu entſchei⸗ 
den, und dieſe nachzuweiſen, war Sache des Verklagten. Der Beweis der ſtrei⸗ 
tigen Behauptung ift von ihm aber nicht geführt. 

Er hat in der Appellationsrechtfertigungsiährift nur behauptet, der Guar⸗ 
bian fei allein zur Verwaltung des Vermögens bes Klofters, insbejonbere zur 
Empfangnahme und Verwendung ber eingehenden Almofen und Zinfen nach den 
Drbensftatuten, nad) der Obſervanz des Kloſters und nach den von ben flaat: 
lichen und firhlihen Behörden getroffenen Einrichtungen befugt geweſen. Allein 
die. Befugniß zur Vermögensverwaltung, die hiernach dargethan werben joll, 
ſchließt die Befugniß, auch noch nicht fällige Einkünfte im Voraus zu erheben, 
nit in fih. Wer vor dem Fälligkeitstermine an den Verwalter zahlt, kann da» 
durch erft dann Befreiung von feinen Verbindlichkeiten erlangen, wenn bie be 
fondere Anmweifung oder Genehmigung des Prinzipals zur Vorauserhebung nach⸗ 
gewiefen wird. In den Gründen bes Erkenntniſſes des Obertribunals vom 
6. September 1859 — Entjheidungen Band 18 S. 217 — ift dies bereits näher 
ausgeführt. Die Empfangnahme einer noch nicht ‚fälligen Zahlung ift feine 
bloße Verwaltungsmaßregel, e8 handelt fi) Dabei auch um Aenderung einer ſchon 
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beftehenden Zahlungsmobalität, wozu eine befondere Ermächtigung des Vermal- 
ters erforderlich if. Nach den Grundfägen von Vollmadjtsaufträgen find auch 
die Befugniffe der Verwalter des Vermögens von Korporationen zu beurtheilen. 
8.151 Tit. 6 Th. II. A. L. R. 

Hiernach hätte es mindeſtens ber Zuſtimmung bes Provinzials, von dem det 
Verklagte ſelbſt ſagt, daß durch ihn und den Guardian das Kloſter in ſeinen 
Angelegenheiten verfaſſungsmäßig habe vertreten werben ſollen, zu der Voraus⸗ 
zahlung der Zinſen bedurft. Daß fie erfolgt, oder die Zahlung fonft durch die 
geordneten Repräfentanten des Klofters genehmigt worden fei, ift nicht einmal 
behauptet. . 

Da die Gültigkeit der Zahlung nicht nachgewieſen ift, jo darf der Verklagte 
fie dem Kläger ebenſowenig entgegenjegen, als er ſich dem Klofter gegenüber 
darauf würde haben berufen können, vielmehr ift feine Verurtheilung geredt: 
fertigt. 14. 





25. 


Unterliegen die Dienftgebäude der deutſchen Reichsbankauftalten der kommunalen 
- Gebäudeitener, injonderheit in Schleswig-Hofftein? 


(Ober- Präfidialverf. vom 10. Jaunar 1878.) 


Nah $. 21 des Bantgejeges find die Neichsbant und ihre Zweiganſtalten 
im gejammten Reichägebiete frei von ftaatlihen Einfommen- und Gewerbe 
fteuern. Inwiefern fie anderen Staatsfteuern, z. B. der Grund: und 
Gebäudeſteuer, und inwiefern fie der Kommunalbefteuerung unterliegen, 
richtet fi in Ermangelung einer reichsgeſetzlichen Vorſchrift nach der betreffen 
den Landesgeſetzgebung. Demzufolge ift die Reichsbank, welche gegenwärtig 
210 Zweiganftalten befigt, an den Sigen ber meiften ihrer Filialen inner 
halb Preußens zur ſtädtiſchen Eintommenfteuer herangezogen. Geht 
verſchieden liegt die Sache hinfihtlih der ſtädtiſchen Grund- und Ge: 
bäudefteuern. Da, wo ſich diefe an bie betreffenden Staatsfteuern als 
Zuſchläge anlehnen, fehlte es bisher an ber erforderlihen Grundlage, infofern 
nicht eine fingirte Einfhätung zum Zwede der Ermittelung des Staatöfteuer- 
fages in den Steuer-Regulativen geftattet war; denn bie Reichsbankgebäude 
bleiben thatſächlich von jenen Staatsfleuern verſchont. Erſt neuerdings if bie 
Veranlagung zur Staats-Gebäudefteuer angeordnet, was denn auch auf die Zur 
läffigfeit jener Zufchläge einwirken muß. Anders verhält es fih da, mo bie 
ſtädtiſche Gebäubefteuer und ebenfo die Befreiungen von berjelben auf ſelbſt⸗ 
Rändigen Beftimmungen beruhen. Ein ſolcher Fall, welcher zugleich zu einer 
Erörterung ber Frage geführt hat, ob die Dienftgebäude der Reichsbank als 
zu einem Öffentlihen Dienft oder Gebraud beſtimmt anzufehen felen, 
ift kürzlich in den Beichwerbe-Inftanzen im Sinne der Reichsbank entſchieden 
worden. 
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Das Dienftgebäude der Reichsbankſtelle zu Kiel war nämlid zur ftäbtifhen 
Hausfteuer veranlagt worden. Die Reklamation beim Magiltrate blieb ohne Er- 
folg. Dagegen wurde auf den Rekurs ber Reihsbantftelle von der Regierung 
zu Schleswig die Steuerfreiheit bes betreffenden Gebäudes anerkannt. Die 
biergegen ‚gerichtete Rekursbeſchwerde ift durch die nachitehende Verfügung bes 
Dber:Präfidenten vom 10. Januar 1878 zurüdgemiejen: 

Dem Magiftrat der Stadt Kiel eröffne ich auf den gegen die Verfügung 
ber Königlihen Regierung zu Schleswig vom 15. November v. 3. in Betreff 
der Veranlagung bes Gebäudes der hiefigen Reichsbankſtelle zur ſtädtiſchen Haus⸗ 
fteuer unterm 17. Dezember v. I. hier eingelegten Rekurs, bei Nüdgabe der 
Anlagen, daß ich die in demfelben enthaltenen Ausführungen, wonad im Sinne 
des 8. 24b der Schleswig-Holfteinifhen Städteordnung vom 14. April 1869 

"nur bie in dem $. 4 ad 7 ber altländifhen Städteordnung vom 30. Mai 1853 
als befreit genannten, in dem $. 2 al. 1 bes Gejekes vom 24. Februar 1850, 
in Betreff der Aufhebung der Brundfteuerbefreiungen näher bezeichneten Grund» 
ftüde, aljo nur ſolche Grundftüde, weldhe im Eigenthume des Staates, der Pro: 
vinzen, ber Kreife, oder der Gemeinden ftehen, injofern fie zu einem öffentlichen 
Dienfte oder Gebrauch beitimmt find, realfteuerfrei fein follen, für zutreffend zu 
halten nit vermag. Ebenfowenig kann ich auch den weiteren Debultionen des 
Magiftrats zuflimmen, wonad die Gebäude der Neichsbant, da legtere fein 
Stdats⸗ oder Reiheinftitut, fondern eine felbftftändige juriſtiſche Perſon fei, als 
weder dem Staate noch dem Reiche gehörend, auch nicht gemeindefteuerfrei fein 
können. 

Ich muß vielmehr der Königlichen Regierung darin beipflichten, daß aus 
ber in den Motiven zu dem 8. 24b der hieſigen Städteordnung erfolgten Sins 
meifung auf die Grundſätze der Städteordnung für die öftlihen Provinzen nur 
auf die Abficht der Einführung eines im Allgemeinen gleichen Rechtszuſtandes 
in fraglicher Beziehung geſchloſſen werden kann, im Webrigen aber für bie hiefige 
Provinz die fommunale Realfteuerbefreiung, wie aud) der Wortlaut des $. 24b 1. c. 
ergiebt, jelbitftändig hat normirt werden follen. Wenn daher in dem mit bem 
$. 10 des Regulativs für die ftädtifhe Hausfteuer zu Kiel vom 21/27. Dftober 
1873 übereinftimmenden mehrerwähnten $. 24b 1. c. ohne Hinweiſung auf bie 
Geſetze über die Staatsfteuerbefreiungen oder die altländiſche Städteordnung 
fowie ohne jebwebe weitere Beſchränkung, ganz allgemein ber Grundſatz aus⸗ 
geſprochen worden ift, daß von allen dinglihen Gemeindelaften die „zu einem 
Öffentlihen Dienfte oder Gebrauche beftimmten Gebäude“ befreit fein jollen, fo 
bat durch dieſe Vorſchrift eben die Möglichkeit gegeben werden follen, in jedem 
einzelnen Falle zu prüfen bezw. darüber zu entfcheiden, ob ein öffentlicher Ges 
brauch oder Dienft vorliegt, ohne dabei durdy die Erwägung weiter gebunden zu 
fein, ob das betreffende Gebäude als ftantsgebäudefteuerfrei, oder auch nach den 
altländiſchen Grundſätzen als gemeindegebäubefteuerfrei anerkannt werben müſſe. 

Da nun hiervon ausgegangen, nicht wohl wird in Abrede geſtellt werden 
können, daß die Reichsbank nach dem Bankgeſetze vom 14. März 1875 ſowohl 
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nad ihrer ganzen Zweckbeſtimmung, als aud nad der Qualififation ihrer 
Beamten als Reichsbeamten, ſowie endlich nad der Xheilnahme der Reichs- 
behörden nicht nur an der Auffichtsführung, jondern auch an der Verwaltung 
derfelben, eine dem Reiche organisch angehörige Korporation ift, und demgemäß 
bie Dienftwohnungen ber Bankbeamten, ſowie die Geſchäftslokalitäten derſelben 
als „zu einem öffentlichen Dienft und Gebrauch“ beftimmt werden angefehen 
möüffen, jo kann ih um fo weniger Veranlafjung finden, dem auf die Wieder- 
aufhebung ber Verfügung der Königlichen Regierung vom 15. November v. J. 
gerichteten Antrage des Magiftrats zu entiprechen, als in gleicher Weile wie 
durch den Zirkularerlaß des Herrn Yinanz-Miniiters vom 15. Januar 1863 die 
Stantsgebäudefteuerfreiheit der Preußifchen Bank und deren Kommanditen in 
ihrer Eigenſchaft als eines öffentliche Zwecke verfolgenden Staateinftituts, fo 
aud diejenige der Reichsbank gemäß des $. 1 bes Reichsgeſetzes über die Rechts⸗ 
verhältnifie der zum dienftlihen Gebrauche einer Reichsverwaltung beftimmten 
Gegenftände, vom 25. Mai 1873, anerkannt ift und alfo, ſelbſt wenn nur den⸗ 
jenigen Gebäuden das Privilegium bes $. 24b ber Städteordnung vom 
14. April 1869 eingeräumt werden follte, welche von ber Staatsgebäubefteuer 
befreit find, auch diejes für das in Rebe ftehende Bankgebäude zutreffen würbe. 


26. 


Ein Vertrag, durch welchen der eine Kontrahent dem anderen Kontrahenten 
gegenüber ſich verpflichtet, ein Gewerbe in einem beftimmten Bezirke nicht 
zu betreiben, ift nad) der Reichsgewerbeordnung vom 21. Juni 1869, 
insbeſondere uach den in den 88. 1 und 1O derſelben enthaltenen Bors 
ſchriften nicht ungiltig. 
(Ext. des Ober-Trib. in Berlin v. 9. Juli 1877.) 


Der $. 1 der Reichsgewerbeordnung vom 21. Suni 1869 beftimmt in feinem 
erften Abſatze: 

Der Betrieb eines Gewerbes ift Jedermann geftattet, ſoweit nicht 
durch biefes Gefet Ausnahmen oder Beſchränkungen vorgefhrieben ober 
zugelaſſen find. 

Da vertragsmäbige Beſchränkungen, wie folhe hier in Frage ftehen, in der 
Gewerbeordnung nicht ausdrücklich zugelafjen find, fo könnte man folgern, daß 
durch fie der freien Ausübung des Gewerbes überhaupt nicht entgegengetreten 
werden dürfe. Allein dieſer Schluß würde nur gerechtfertigt fein, wenn bier 
unter „Beſchränkungen“ auch vertragsmäßige Beſchränkungen zu verftehen wären 
Dies aber fan, abgejehen davon, daß man mit dem Ausdrude felbit in der 
Negel einen engeren Sinn verbindet, in welchem er nur objektive Schranten, 


nicht Selbſtbeſchränkungen der Kontrahenten umfaßt, dem ganzen Zufanmen- 


bange und dem Zwecke des Gejeges nach nicht angenommen werben. 


0 
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Die Gewerbeordnung hatte die Aufgabe, die öffentlich rechtlichen Bedin⸗ 
gungen für den Betrieb der Gewerbe zu regeln. In dieſer Beziehung ftellt fie 
im $. 1 den Grundſatz ber (Bewerbefreiheit an bie Spike, fügt aber fogleich 
einen Vorbehalt hinzu, indem der unbeſchränkten Durchführung dieſes Grund⸗ 
fages in jpäteren Paragraphen des Geſetzes Schranken gezogen find. (Vergl. 
3. B. die 88. 5 bis 10, 16 folg., 55 folg.) Dieſe äußeren Hinderniffe eines uns 
bedingt freien Gewerbebetriebes, welche entweder (mie die polizeiliche Genehmis 
aung bei gefährlihen Anlagen) durd das Geſetz felbft aufgerichtet oder (mie 
nicht aufgehobene oder nicht abgelöfte Gewerbegeredtigkeiten) auch ferner zuge: 
lafjen find, find im $. 1 unter den Ausnahmen ober Beſchränkungen“ gemeint; 
fie mußten bajelbft zur Vermeidung von jAntinomien oder von faljhen Schluß⸗ 
folgerungen aus dem Prinzipe der Gewerbefreiheit erwähnt werben. Dagegen 
lag ein folher Grund bezüglich blos vertragsmäßiger Beſchränkungen nicht 
vor. Denn es ift ein allgemein anerfannter Grundſatz, dab Verträge, foweit 
fie nicht ausdrücklich durch das Geſetz für unzuläffig erflärt find oder nad ge 
wiſſen höheren Prinzipien (3. B. wegen Unfittlichleit ihres Inhaltes) für un- 
gültig eradhtet werden müfjen, gültig find, und demgemäß bleibt auch neuen 
gefeglihen Vorjchriften gegenüber bie Vertragsfreiheit jo lange aufrecht erhalten, 
als fie nicht in dem betreffenden Geſetze ausbrüdlich beſchränkt ift oder die Be- 
ſchränkung aus dem Inhalte deſſelben mit Nothwendigkeit folgt. In der Ger 
werbeorbnung ift ein ausbrüdlihes Verbot der vertragsmäßigen Beſchränkung 
der Gewerbefreiheit nicht enthalten (daß es nicht im 8. 10 liegt, wird weiter 
unten gezeigt werden); ebenfowenig aber ift ein folches Verbot eine nothwenbige 
Konfequenz bes Grundſatzes der Gemwerbefreiheit. Die Einführung derjelben 
verfolgte im Allgemeinen den Zwed, das Gewerbe von jeinen unnatürlichen 
Feſſeln, wie fie fich hiftorifch gebildet Hatten, von der gejetlichen Bevormunbung 
zu befreien, die freie gewerbliche Konkurrenz im öffentlihen Intereffe zu eröffnen. 
Daß ein Vertrag, durch welchen ein Kontrahent lebigli für feine Perfon zur 
Unterlaffung eines ®ewerbebetriebes in einem beftimmten Bezirke ſich verpflichtet, 
eine dem Öffentlihen Interefje zumiderlaufende Beeinträchtigung der freien ges 
werblihen Konkurrenz in fi ſchließt, der freien Gewerbsthätigfeit unnatürliche 
Feſſeln anlegt, läßt fih nicht mit Grund behaupten. Es war daher nicht er 
forderlich, die Gültigkeit derartiger Verträge in der Gewerbeordnung ausdrüdlic 
vorzubehalten, und ihr Beltand wird durch den Grunbfag bes $. 1 Ab. 1 
überall nicht berührt. 

Mit diefer Auffaffung flimmt auch die Bedeutung überein, welde der Aus: 
drud „Beihräntungen” in den Motiven zum 8. 1 ber Gewerbeordnung hat, in 
welden es heißt: 

„Die Faffung des $ 1 im vorjährigen Entwurfe war dadurch bedingt, daß 
einerſeits dem Mißverftändniffe vorgebeugt werden mußte, als ob ein Gewerbe- 
betrieb, nachdem fein Beginn für zuläffig erklärt ift, nun von denjenigen ört⸗ 
lichen und allgemeinen Beſchränkungen befreit fein folle, welche fih als 
Folge der Bandhabung der allgemeinen polizeilihen Vorſchriften darftellen, bie 
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für alle gelten, fie mögen Gewerbe betreiben oder nit, und daß anbererjeits 
die privatrehtlihen Beihräntungen des Gewerbebetriebes, die in den au s⸗ 
fhließlihden Gemwerbeberehtigungen, Zwangs- und Bannredten 
liegen, vorbehalten werben mußten. Da die legtere Nüdfiht in dem vorliegen. 
den Entwurfe nit mehr obwaltet, jo hat eine — — Faflung bes 8. 1 gewählt 
werben können, welche den Vorzug bat, daß fie die Beſtimmungen bes Gefeßes 
nicht, wie 8. 1 des vorjährigen Entwurfes, an den Betrieb des Gewerbes, 
fondern an die Perfon des Gewerbetreibenden anfnüpft und dadurch das Miß- 
verfländniß vermeidet, als feien bei der Ausübung der Gewerbe durch die nad 
den Beftimmungen des Gejetes dazu verftatteten Perfonen bie allgemeinen 
Feuer-, Siherheits-, Sitten, Preß- u. ſ. w. Polizeibeftimmungen nur injomeit 
zu beachten, als diefelben in dem Geſetze ausdrüdlich vorbehalten find.“ (Drud- 
ſachen des norddeutſchen Reichstags von 1869, Bb. I. Nr. 13 ©. 46.) 

Auch würde die Gewerbeordnung, wenn fie nit von dem Grunbfage ber 
Vertragsfreiheit ausginge, nicht in ben $. 138 die Beflimmung aufgenommen 
haben, daß Verträge, weldye den 88. 134—136 (den gegen bas fog. Trudiyftem 
gerichteten Vorſchriften) zumiberlaufen, nichtig feien; denn diefe Beſtimmung 
wäre überflüffig, wenn im Allgemeinen ſchon der Grundſatz gälte, daß vertrags: 
mäßige Abänderungen ber in der Gewerbeordnung enthaltenen Beitimmungen 
unzuläffig feien. 

Ebenfowenig ift der $. 10 der Reichsgewerbeordnung für die gegnerifche 
Anſicht verwendbar. Derfelbe lautet: } 

Ausſchließliche Gewerbeberechtigungen oder Zwangs- und Bannredite, 
welche durch Geſetz aufgehoben oder für ablösbar erklärt worden find, 
können fortan nicht mehr erworben werben. NReal-Gewerbeberechti- 
gungen bürfen fortan nicht mehr begründet werben. 

Der Wortlaut diefer Vorſchrift, die Entftehungsgeihichte und der Zweck 
derjelben ftehen der Auslegung, welche ihr das Revifionserkenntniß vom 15. Mai 
1876 giebt, entgegen. 

Unter „Berechtigungen” (Gerechtſame, Gerechtigkeiten) verfteht man nad 
allgemeinem juriftifhen Sprachgebrauche nur abjolute Rechte, d. b. folde, 
melde, ähnlich dem Eigenthume, einen dinglichen Karakter an ſich tragen und 
gegen eine unbeftimmte Mehrheit von Perfonen Wirkfamteit äußern, welde 
ihrer Nätur nad) dauernd find, aljo zugleich Gegenftand des Befikes fein können. 
Rechte, welche zwischen zwei oder mehreren beftimmten Perſonen durd 
obligatorifhen Vertrag begründet werben, fallen nicht unter jenen Begriff. 
(Vergl. Eihhorn, deutſches Privatrecht, 5. 393 Note a; Gerber, deutiches 
Privatrecht, $. 156 Anm. 2; Befeler, deutſches Privatrecht, 2. Aufl. 88. 210, 
213; Förfter, Theorie und Praxis des preußifchen Privatredhtes, 3. Aufl. Bo. 3 
$. 168 Nr. 17—23.) 

„Ausſchließliche Gewerbeberechtigungen“ find danach) nur folde Rechte, ver: 
möge welder von den Berechtigten zum Vortheile des eigenen Gewerbes ber 
gleiche Betrieb defjelben den Bewohnern eines gewiſſen Bezirks unterfagt werden 
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kann, und „Zwangs- und Bannrechte” nur diejenigen Rechte, durch welche die 
Entnahme eines gewifien Bedarfes von Anderen, als ben Berechtigten entweder 
allen Bewohnern eines Bezirkes oder gewiſſen Klaffen derjelben (Bannrechte im 
engeren Sinne) ober doch allen Befigern eines Grundftüdes oder allen Mit: 
gliedern einer Korporation (Zwangsrechte) verboten if. (Vergl. Stobbe, 
Handbuch des deutſchen Privatredhtes, Bd. 2 8. 105 ©. 261.) In. diejem 
Sinne find die gedachten Ausbrüde auch von ber ber Reichsgewerbeorbnung 
vorausgegangenen neueren deutſchen Gemerbegejeggebung gebraudt worden, 
melde im Laufe diejes Iahrhunderts in der Aufhebung oder Ablöfung biejer 
Rechte und Berechtigkeiten jehr thätig geweſen ift; fo von ber hannoverſchen 
Gewerbeordnung vom 1. Auguft 1847 88. 26-35 („ausfchließlihe Gewerbes 
tete"). Insbeſondere ift dieſer Sprachgebrauch im Gebiete des preußifchen 
Rechtes herrſchend geweſen. Das W. L:R. bezeichnet im Tit. 22 Thl. I. bie 
abjoluten (dinglichen) Rechte, welche einem Grundftüde gegen das andere zu- 
fiehen, als Gerechtigkeiten der Grundſtücke, und im Tit. 23, welcher bie Weber- 
ſchrift trägt: „Von Zwangs⸗ und Banngeredtigfeiten”, wird die Zwangs⸗ 
gerechtigkeit im Sinne biefes Titels im $. 2 als die Befugniß definirt, „den ihr 
unterworfenen Perjonen die Anfhaffung oder Zubereitung gewiſſer Bebürfniffe 
bei jedem Anderen, als dem Berechtigten zu unterfagen,” und ähnlich die aus- 
ſchließliche Brau⸗ bezw. Schankgerechtigkeit ala die Befugniß bargeftellt, innerhalb 
eines gewiſſen Bezirkes alles Brauen, fowie Einbringen des auswärts gebrauten 
Bieres, bezw. bie Anlegung jeder neuen Schenfftätte zu verbieten. In gleichem 
Sinne ift ſodann im $. 17 des die G&ewerbefreiheit einführenden Ebiktes vom 
2. November 1810 (G.⸗S. ©. 79) von „Gewerbegerechtigkeiten“ die Rebe, und, 
wenn die Allerh. Kabinetsordre vom 19. April 1813 (8.5. ©. 69) auch die 
„swilhen verjchiedenen Kontrahenten beftehenden Verträge, welche bie geſetzlich 
gegebene Gewerbefreiheit beſchränken,“ für ungültig erklärt, fo beruht dieſes 
nit ſowohl auf einer erweiterten Auffafjung des Begriffes „Gewerbegerechtig⸗ 
teten,” als auf der Erwägung, daß auch durch derartige rein obligatorifche Ver⸗ 
träge die Gemwerbefreiheit beſchränkt werden könne. 

Die preußifhe Gewerbeordnung vom 17. Januar 1845, in welcher — ebenſo 
wie in dem gleichzeitigen Entſchädigungsgeſetze — der Ausdruck „ausſchließliche 
Gewerbeberechtigungen“ mehrfach vorkommt, giebt jogar im $. 1 eine mit dem 
bisherigen juriftiihen Sprachgebrauche vollftändig übereinftimmende Definition 
dahin, daß bierunter „das in einzelnen Landestheilen mit Gewerbeberechtigungen 
nody verbundene Recht, Anderen den Belrieb eines Gewerbes zu unterjagen oder 
fie darin zu befchränten“ zu verftehen fei, und die Sinzufügung der Worte „in 
änzelnen Landestheilen“ läßt dabei noch ganz befonders deutlih erkennen, daß 
nur an die auf hiftorifcher Entwidelung beruhenden Berechtigungen von ding- 
lichem Karakter gedacht worben ift, indem Beſchränkungen zwiſchen beftimmten 
Perfonen auf Grund obligatorifcher Verträge feine Eigenthümlichkeit einzelner 
Zanbestheile bildeten, vielmehr überall vortommen Eonnten. 

Die gleiche Definition der „ausſchließlichen Gewerbeberechtigungen“ ift als⸗ 
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dann weiter in den $. 1 des für die neuen preußifchen Provinzen erlafjenen 
Gefeges vom 17. März 1868, betreffend die Aufhebung und Ablöfung gewerb- 
licher Berechtigungen, (G. S. ©. 249) übergegangen und hat ſchließlich auch im 
8. 7 Nr. 1 ber Reichsgewerbeordnung Aufnahme gefunden. Auch hier laſſen bie 
Worte „noch beftehenden” — welde an die Stelle der hier nicht paſſenden Worte 
„in einzelnen Landestheilen ... noch verbundenen“ geſetzt find, neben dem In- 
halte der Definition ſelbſt nicht den geringften Zweifel übrig, daß man nur bie 
althiftorifchen Bildungen in dem oben angegebenen Sinne vor Augen gehabt 
hat, welden allein auch bie in den 88. 7—9 enthaltenen Aufbebungs- und Ab- 
Löfungabeftimmungen fi anpafien. 

Mit diefen allgemeinen, in der neueren Gefeßgebung konſequent durch⸗ 
geführten Sprachgebrauche ift es unvereinbar, Verträge, durch welche bem Be 
rechtigten nicht ein abfolutes (dingliches), vielmehr Iebigli ein perfünliches 
(obligatorifhes) Recht gegenüber einem beftimmten Verpflichteten gewährt 
wird, als Verträge aufzufaflen, durch welche eine „ausſchließliche Gewerbeberech⸗ 
tigung” im Sinne bes $. 10 erworben wird. Dem Rechte, welches durch einen 
ſolchen Vertrag entfteht, fehlt es gerade an dem Larakteriftiihen Merkmal der 
Wirkung gegenüber unbeftimmten Perfonen; es wird lediglid ein obliga 
toriſches Band zwifchen zwei Perfonen gejchaffen, welches feinen Dritten an ber 
freien Ausübung des Gewerbes hindert. 

Auch die Entſtehungsgeſchichte unterftüßt die entgegengefeßte Auffaffung 
nicht. Reichsgeſetze find zunächſt aus fich jelbft zu interpretiren, und bie Geſetze 
der einzelnen Bundesftaaten ala Hülfsmittel bei ber Interpretation erft in zwei- 
ter Linie zu berüdfichtigen. Diefer vom Ober:Zribunal auf den verſchiedenen 
Gebieten des Reichsrechtes feitgehaltene Grundſatz (vergl. Dppenhoff, Recht⸗ 
ſprechung x. Bd. 14 ©. 346 und 517) findet feine natürliche Begründung darin, 
daß bie Verhältniſſe des ganzen Reiches in mancher Hinfiht andere find, als bie 
eines einzelnen, jelbft des größten Bundesftantes, und daB nicht ohne Weiteres 
angenommen werden Tann, daß äußere Umftände, melde auf die Entwidelung 
eines Redhtsinftitutes in einem Einzelftaate weſentlichen Einfluß geäußert haben, 
für die Entfchließung der legislativen Faktoren im Reiche gleihfals maßgebend 
geweſen find. Dieſes gilt auch von dem Verhältniffe der preußiſchen Gewerbe: 
ordnung vom 17, Januar 1845 zu ber Bundes: (jetzt Aeichs-) "Gewerbeordnung 
vom 21. Juni 1869. Der legteren liegt zwar die erftere in ihren wejentlichen 
Theilen zu Grunde; mande Paragraphen find fogar der erfteren wörtlich ent: 
nommen. Allein trogdem darf die Auslegung, melde die preußiiche Gewerbe 
ordnung innerhalb Preußens erfahren hat, ‚nicht ohne Weiteres auf die ent 
ſprechenden Paragraphen ber Reichsgewerbeordnung übertragen werben. Biel- 
mehr ift zunädft zu prüfen, wie Die betreffende Beltimmung ihrem Wortlaute 
nah und im ganzen Bufammenhange des Geſetzes aufzufaffen und was bie 
legislativen Faktoren des norbdeutichen Bundes dabei vor Augen gehabt haben, 
und erft wenn aus dieſer Prüfung fi ergiebt, daß es in der Abficht gelegen, 
an bie dem Inftitute in Preußen zu Theil gewordene Entwidelung anzuknüpfen, 
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gewinnt die letztere auch für das Verſtändniß der Reichsgewerbeordnung eine er- 
beblichere Bebeutung. 

Bon diefem Gefihtspuntte aus berechtigt die Auslegung, welche ber Aus- 
drud „ausſchließliche Gewerbeberechtigung“ in dem entiprechenden $. 11 der 
preußiichen Gewerbeordnung bei den vereinigten Abtheilungen des preußiichen 
Stantsrathes vermeintlich gefunden, noch nicht zur gleichen Auslegung des 8. 10 
der Reichsgewerbeordnung. 

Der dem $. 10 entiprechende $. 9 des Entwurfes der Bunbesgewerbeord- 
nung lautete allerdings im engen Anſchluſſe an den $. 11 ber preußiſchen Ge⸗ 
werbeorbnung: 

„Ausfchließliche Gewerbeberechtigungen oder Zwangs⸗ und Bannrechte, 
welche durch Geſetz aufgehoben ober für ablösbar erklärt find, Tönnen 
ferner nicht mehr verliehen oder durch Verjährung erworben werden. 

Sofern die Begründung folder Rechte durch Vertrag ober andere 
Nechtstitel nah den Landesgeſetzen zuläffig if, darf fie nit für einen 
längeren, als zehnjährigen Zeitraum erfolgen. Berabredungen, wodurch 
für den Fall der Nichterneuerung bes Vertrages eine Entſchädigung 
feftgefegt wird, find nichtig. 

Diefe Beftimmung gilt auch für die im $. 7 unter Nr. 4 erwähn⸗ 
ten Berträge zwifchen Berechtigten und Verpflichteten bergeftalt, daß 
die zehnjährige Periode vom 1. Janvar 1870 zu laufen beginnt. 

Real » Gewerberedhtigungen dürfen fortan nicht mehr begründet 
werben.” 

(Drudjadhen des Reichstages von 1869 Bd. 1 Nr. 13 ©. 5). 

und der hier im Abf. 2 gebraudte Ausbrud „older Nechte” fcheint auf den 
erften Anblid der Anfiht, daß unter den im Abf. 1 aufgeführten „ausfchließ- 
lihen Gewerbeberechtigungen“ auch Rechte inbegriffen feien, die durch einen 
einfahen obligatorifhen Vertrag begründet werden können, das Wort zu reben. 
Allein eine derartige, mit der fonft hergebrachten Bedeutung des Begriffes der 
„ausſchließlichen Gewerbeberechtigung“ in vollfländigen Widerſpruch tretende 
Auslegung würde doch nur dann zuläffig fein, wenn der Abf. 2 ohne diefe Aus: 
legung gegenftanbslos fein würde. So liegt aber die Sache keineswegs. 

Denn, wenn es gleich rechtlich undenkbar ift, daß ausſchließliche Beredti- 
gungen und Bannrechte im engeren Sinne durch einen Vertrag zwiſchen bem 
Berechtigten und den Bewohnern eines beftimmten Bezirkes begründet werben 
können, dba ein folder Vertrag nur die Kontrahenten und ihre Erben, nicht 
aber fpäter in den Bezirk einziehende Perjonen binden würde, fo bleibt doch, 
wie auch bie Entj&heidungsgründe des Revifions-Erkenntnifjes vom 15. Mai 1876 
hervorheben, die Möglichkeit nicht ausgefchloffen, daß Zwangsrechte durch Vertrag 
neu begründet werden, nämlich entweder von dem Eigenthümer eines Grund- 
ftüdes gegen alle Befiger defjelben mittelft dinglichen Vertrages, oder von einer 
Korporation gegen alle, au die künftigen Mitglieder mittelft eines dieſelben 
generell und im Voraus bindenden Vertrages; wie denn auch im $. 7 des Ent- 





258 Entſcheidungen und Erlaſſe von Gerichten und anderen Behörben. 


mwurfes unter Nr. 4 derartiger Verträge zwijchen Berechtigten und Verpfliäteten 
ausdrücklich Erwähnung gefchieht.- Das Hecht, welches durch ſolche Verträge 
entfteht, hat — im Gegenjage zu dem zwiſchen zwei beftimmten Perſonen in 
Bezug auf die Nihtausübung des Gewerbes gefchloffenen Bertrage — den 
Karakter der Ausfchlieplichleit gegenüber allen Befigern des Grundſtückes, bezw. 
allen Mitgliedern der Korporation, und e& war deshalb für die Aufrechterhal⸗ 
tung der Gemwerbefreiheit von Interefje, die Begründung folder Rechte aud) für 
die Zukunft auszufließen oder doch auf einen kurzen Zeitraum zu beſchränken 
und auf diefe Weife ihre Verwandlung in dauernde Erellufivrechte zu verhüten. 

Daß der Entwurf in der That derartige Nechte vor Augen gehabt hat, be 
ftätigen die Motive. In benfelben beißt es, nachdem der Sag voransgefhidt 
worden, es bejtehe eine Vleinungsverjchiedenheit darüber. daß bei Aufhebung 
ber beftehenden Verbietungs und Zwangsrechte zugleich Sorge dafür getragen 
werben müfle, daß keine neuen Rechte biefer Art entfländen, weiter in Bezug 
auf den Abf. 2: 

„Aud nad) erneuerter Erwägung kann bie Beibehaltung diejes Zuſatzes 
(des Abſ. 2) nur empfohlen werden. Es giebt Vertragsverhältniffe, welche ein 
den Exkluſivrechten u. f. w. ähnlihes VBerhältniß begründen, und 
welche einzugehen gerade die Verpflichteten in ihrem bejonderen Interefje finden, 
weil fie nur dadurch ſich das Entflehen einer Produltionsanftalt für gewiſſe, 
nur durch lokale Produktion zu befriedigende Bedurfniſſe fihern können, daß fie 
dem Unternehmer vertragsmäßig eine gewiſſe Garantie des Abſatzes oder eine 
gewiffe Sicherung gegen Konkurrenz:Unternehmungen gewähren. Solde Ver: 
tragsverhältnifie zu verhindern, liegt durchaus nicht im allgemeinen Intereſſe; 
denn fie ermöglichen die Entftehung nügliher Unternehmungen, welche ohne die 
jelben wenigftens auf längere Zeit verzögert werden Tönnten. Dagegen liegt 
allerdings ein Intereffe vor, zu verhindern, daß aus ihnen dauernde Erkluſw⸗ 
oder Zwangsrechte hervorgehen. Diejem Gedanken giebt dus Alinen 2 des$.9 | 
im Interefje der Sicherung ber Vertragsfreiheit Ausdrud, indem es davon aus 
geht, daß die vertragsmäßige Begründung folder Verhältniffe erft dann einen 
gemeinſchädlichen Karakter annehme und den Schuß des Geſetzes verwirke, wenn 
die Dauer defielben über eine zehnjährige Periode hinausreicht. Zugleich dient 
die Beftimmung zur Befeitigung vieler Zweifel, die andererfeits darüber enfe 
ftehen würden, ob ein gegebenes, vertragsmäßig geſchaffenes Verhältniß als an 
verbotenes Erklufivreht u. |. mw. anzufehen fei oder nicht. (Druckſachen a. a. O. 
©. 54, 55.) 

Alfo nur von „einem den Exkluſivrechten u. ſ. w. ähnlichen Verhältniſſe“ 
ift hier die Rede, und das angeführte Beifpiel ift ein foldes, in welchem nicht 
blos ein Einzelner, fondern alle Bewohner eines beftimmten Bezirkes durch den 
betreffenden Vertrag an Errichtung einer gewerblihen Anftalt verhindert find. 
Auf einen rein obligatorifchen Vertrag, durch welchen eine einzelne Perfon im 
Intereſſe einer anderen in der Ausübung eines Gewerbes beſchränkt wird, paßt 
die Begründung ſchon deshalb nicht, weil aus demſelben, auch wenn feine 
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Wirkſamkeit fi nit auf eine beftimmte Zeit beſchränkt, niemals ein Erflufiv- 
oder Zwangsrecht hervorgehen Tann. Zudem enthält der Abi. 1 im $. 9 des 
Entwurfes vor „erworben“ die Worte „verliehen oder durch Verjährung“, 
welche auf obligatorifche Anfprüdhe gar nicht anwendbar find, da ſolche weder 
verliehen, noch durch Verjährung erworben werden Tönnen. 

Endlich ſpricht auch der Zufammenhang des $. 9 des Entwurfes mit den 
vorausgehenden $$. 7 und 8 — ebenjo wie ber bes jeßigen $. 10 mit ben 
jebigen Ss. 7 bis 9 — auf das Entjhiedenfte zu Gunften diefer Auffafjung. 
Die bezeichneten Paragraphen enthalten die Vorfchriften über Aufhebung und 
Ablöfung der ausſchließlichen Gemwerbeberehtigungen, fowie der Bann: und 
Zwangsrechte. Dieſe Vorfchriften paſſen aber nur für die aus früherer Zeit 
flammenden Verbietungs- und Erklufivrehte von binglihem Karakter, und ift 
aud in den hierauf bezüglihen Stellen der Motive (Drudjadhen a. a. D. ©. 38) 
nur von derartigen Rechten bie Rede, mit keinem Worte dagegen von den auf 
Grund blos ohligatorifher Verträge eintretenden Beſchränkungen, welche doch 
gleihfalle den Beftimmungen ber 89. 7 und 8 (bezw. 7 bis 9) unterliegen 
müßten, wenn biefe Beſchränkungen zu den „ausſchließlichen Gewerbeberechti⸗ 
gungen“ gehörten. 

Der Neichstag hat den Ab. 2 des $. 9 des Entwurfes geftrihen und ba» 
durch Far zu erkennen gegeben, daß er die Möglichkeit, für die Zukunft die im 
Abf. 1 aufgeführten Rechte aud nur auf Zeit neu zu begründen, nicht ftatuiren 
wollte. Dagegen geht aus den hierüber ftattgehabten Verhandlungen keineswegs 
bervor, daß er dabei zugleich die Abficht gehabt habe, rein obligatorische Verträge 
zwifchen einzelnen Perjonen über die Nichtausübung eines Gewerbes für unzus 
läffig zu erflären und in dieſer Beziehung über die Vorſchläge des Entwurfes 
binauszugehen. 

Bei der zweiten Leſung wurde zur Begründung eines Antrages auf Strei⸗ 
Hung bes Abf. 2 des $. 9, unter Anknüpfung an ein Beifpiel, wonad in einem 
dünn bevölferten Diftrikte die Schmiebebebürftigen mit einem Schmiede, der fi 
dort nieberlaffen wolle, übereingelommen feien, daß zehn Jahre lang an dieſem 
Drte kein anderer Schmied fi etabliren dürfe, bemerkt, dieſerhalb brauche man 
nicht ein Ausſchließungsrecht ausdrücklich zu konferviren, weil in einem ſolchen 
Fale mit der Garantie eines beftimmten Einkommens von Seiten ber Kons 
fumenten geholfen werben könne. (Stenogr. Berichte 1869, Bd. 1 ©. 245.) 

Eine Erwiderung hierauf ift nicht erfolgt. 

Bei der dritten Leſung war die Herftellung der Regierungsvorlage beantragt, 
und als hierzu ein Abgeordneter den Unterantrag auf Streihung des Abi. 2 
des $. 9 geftellt und zur Begründung fih auf die Bemerkung beſchränkt hatte, 
daß für die Wieberherftellung der Beſtimmung, wonad unter gewiffen Boraus- 
ſetzungen die ausjhließlihen Gewerbeberechtigungen auf beftimmte 
Zeitdauer bis zu 10 Jahren begründet werden könnten, kein weſentliches Intereſſe 
vorliege, erwiderte der Präſident des Bundeskanzleramts: 
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«IH möchte dem Abgeordneten doch zu bedenken geben, ob er nicht mit 
feinem Vorſchlage etwas erreichen würde, was er gewiß nicht beabfichtigt, was 
aber doch vielleicht die Folge feines Vorfchlages fein könnte. Ich denke bei- 
ſpielsweiſe an den Fall, daß eine Stabt mit einer Gasgeſellſchaft einen Vertrag 
fließt, wonach diefe Geſellſchaft fich verpflichtet, der Stadt für deren Zwecke 
für einen gewiffen Preis das Gas zu liefern, und Dagegen die Kommune ſich 
verpflichtet, eine andere Geſellſchaft neben ihr nicht zuzulafien. Das ift eine aus» 
ſchließliche Gewerbebereihtigung, die diefer Gefellichaft für die Verforgung ber 
Stadt mit Gas durch Vertrag gegeben wird, und zwar eine ausfhließlihe Ge⸗ 
werbeberecdhtigung, gegen die, wie id) glaube, auch fein Menſch in der Welt 
etwas einwenden kann, und die, wie ich fürchte, ausgeichlofien fein würbe, wenn 
der Paragraph jo angenommen würde.” 

Hierauf wurde von anderer Seite entgegnet: 

„In einem jolden Falle hat die Stadt thatſächlich die Begründung einer 
ausſchließlichen Gewerbeberechtigung dadurch in der Hand, daß fie für die Pro- 
dultion von Bas einer Gejellihaft auf die Dauer einfach den Befit der Straße 
fihert. Die Stadt iſt Eigenthümerin ber Straßen, und fie verpflichtet fi, es 
nicht zuzulaflen, daß eine andere Geſellſchaſt die Straßen, das ſtädtiſche Eigen⸗ 
thum, behufs Legung von Basröhren benuge. Damit ift der Zwed vollftändig 
erreicht. Andere Fälle aber, als die angeführten, in welden es wünſchenswerth 
wäre, die Möglichkeit der Begründung ausſchließlicher Gewerbeberechtigungen 
oder Bannrechte noch beizubehalten, Tann ich mir nicht denken.” (a. a. O. 
©. 1058, 1059.) 

Bei diefen Verhandlungen wird zwar alljeitig davon ausgegangen, daß ber 
Abi. 2 des 8. 9 die Möglichkeit der Begründung ausſchließlicher Gewerbeberech⸗ 
tigungen durch Verträge unterftelle, und daß die Streihung dieſes Abjages die 
Unzuläffigteit folder Berträge zur Folge haben werde. Allein die angeführten 
Beifpiele ergeben zugleich, daß man dabei nicht an Verträge dachte, Durch welche 
blos eine einzelne beftimmte Perfon in der Ausübung eines Gewerbes bejchräntt 
wird, jondern an Verträge, durch welche eine ausſchließliche Berechtigung für 
einen der Kontrahenten bergeftellt und ein jeder Dritte von der Ausübung 
eines Gewerbes innerhalb eines gewiſſen Bezirkes ausgeſchloſſen werben jol, 
daß man. mithin an dem karakteriftiihen Merkmale der ausſchließlichen Berechtis 
gung — ber Wirkfamleit gegenüber einer unbeftimmten Mehrheit von Perfonen — 
ebenfo fefthielt, wie diejes feitens der Bundesregierungen in dem 8. 9 des Ent- 
wurfes geichehen war. 

Bei diefer Sachlage würde felbft dann, wenn wirklih ber Ausdrud im 
$. 11 der preußiichen Gewerbeordnung „ausſchließliche Gewerbeberechtigungen“ 
in einem weiteren Sinne alle die Ausübung des Gewerbebetriebes beſchränkenden 
obligatorifhen Verträge mitumfaßt, diefe Auslegung auf den $. 10 der Reichs⸗ 
gewerbeordnung nicht übertragen werben können, und zwar um jo weniger, als 
dieſelbe ſich keineswegs auf Motive oder fonftige Materialien fügt, welche Jeder⸗ 
mann zugänglid find, und von denen man annehmen darf, daß fie insbefondere 
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aud dem Bundesrathe und dem Reichstage bei Berathung der Bunbesgewerbes 
ordnung vorgelegen haben, fondern nur auf ein Gutachten bes preußifchen 
Staatsrathes, welches im Staatsarchive verborgen liegt und nachweislich von 
den bei dem Zuftanbelommen der Reichögewerbeordnung betheiligten Faktoren 
nicht benutzt iſt. 

Es kann aber dieſer Auslegung nicht einmal für die preußiſche Gewerbe⸗ 
ordnung beigepflichtet werden. In dem mehrgedachten Reviſionserkenntniſſe wird 
anerkannt, daß durch die Entſtehungsgeſchichte des 8. 11 der preußiſchen Gewerbe⸗ 
ordnung die gegentheilige Auffaſſung nicht unweſentlich unterſtützt wird, und aus 
den Akten des Staatsminiſteriums über die Vorarbeiten zu dieſem Geſetze eine 
Reihe von Momenten aufgeführt, welche unwiderleglich dafür ſprechen, daß 
wenigſtens in den früheren Stadien der Berathung der Ausdruck „ausſchließliche 
Gewerbeberechtigung” ftets in dem mit dem allgemeinen Sprachgebrauche über- 
änfimmenden Sinne verftanden worden ift. 

Der $. 29 des im Jahre 1837 neben dem Entwurfe eines allgemeinen Ge 
werbepolizeigejees für einzelne Landestheile ausgearbeiteten befonderen Entwurfes 
eines Gefeges über Aufhebung und Ablöfung der Zwangs- und Bannrechte 
ſagt im Abj. 1: 

„Zwangs⸗ und Bannrechte, welche nad Vorſchrift dieſes Geſetzes 
aufgehoben find oder doch abgelöſt werben können, ſollen von jetzt ab 
weder durch Verjährung erworben, nocd durch Verträge oder andere 
Rechtstitel auf einen längeren als zehnjährigen Zeitraum bedungen 
werben. Auch ift jede zur Zeit der Verkündigung dieſes Gejeges ans 
nefangene, aber noch nicht vollendete Verjährung durch dafjelbe für 
unterbrochen zu achten.” 

und im Eingange der Motive zu dem leßteren Geſetzentwurfe heißt es: 

„Unter Gewerbebeſchränkungen werden zunächft diejenigen verftanden, welche 
dem Berechtigten die Befugniß geben, innerhalb eines gewiſſen Bezirkes ein Ge- 
werbe entweder ausfchließlich zu betreiben oder durch Andere betreiben zu laſſen 
ausſchließliche Gewerbeberechtigungen). Diefe Befugniß enthält alſo ein direktes 
Unterfagungsrecht, nicht gegen die Konfumenten, jondern gegen jeden nicht berech⸗ 
tigten Gewerbetreibenden gleicher Art. 

Neben diefen Berechtigungen kommen auch noch andere vor, bie, wenn fie 
gleich Bein ſolches direktes Verbietungsredht gegen nicht berechtigte Gewerbetrei- 
bende enthalten, doch die Konſumenten in der Freiheit des gewerblichen Verkehrs 
und dadurch, wiewohl nur auf indirekte Weife, auch zugleich Die Gewerbetrei⸗ 
benden hindern. 

Dies find die gewerblichen Zwangsrechte, worunter man im Allgemeinen bie 

Befugniß verfieht, ben Konfumenten in feiner natürlihen Freiheit dergeſtalt zu 
beſchränken, daß ihm bie Anfchaffung oder Zubereitung gewiſſer Bebürfniffe bei 
Anderen, als dem Berechtigten, unterfagt werden kann. 

Der wejentlihe Unterfhied zwiſchen den ausfchließlihen Gewerbeberedti- 

gungen und zwiſchen Zwangs⸗ und Bannreshten, in Abfiht auf ihre Wirkfam: 
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keit, äußert fi alfo darin, daß die ausſchließlichen Gewerbeberechtigungen bie 
nicht berechtigten Gewerbetreibenden, die Zwangs · und Bannrechte aber aud) bie 
Konfumenten in dem Gebraude ihrer natürlichen Freiheit beſchränken. 

An und für fi läßt fi) zwar nicht behaupten, daß bie letzteren Befugniffe 
unter allen Umftänden einen nachtheiligen Einfluß auf die Freiheit des gewerb- 
lihen Verkehrs äußern müflen; denn fonft würde man jeden Vertrag, in dem 
fih Jemand verpflichtet, feinen Bedarf an gewiſſen gewerblichen Gegenftänden 
von einer beftimmten Perfon zu entnehmen, 3 B. ein Bäder feinen Meblbebarf 
von einem Mehlhändler, als gemeinſchädlich anerkennen müſſen, was ſich jedoch 
nicht rechtfertigen ließe. Sie wirken aber nachtheilig, fobald die Verpflichtung in 
ihrer Dauer nicht begrenzt ift, und dies tritt ein: 

1. wenn das Recht in Beziehung auf den Verpflichteten ohne Beſchränkung 
auf einen Zeitraum Realqualität erlangt und dadurch jeden Befiger des 
belafteten Grundſtüds verpflichtet; 

2. wenn die Verpflichtung zwar nicht auf einem Grundſtücke laftet, aber. 
von einer Korporation, ohne Beſchränkung auf eine beftimmte Frift, 
übernommen ift, weil jene, ihrem Weſen nad, etwas Dauerndes ift- 
(Universitas non moritur.) : 

Die Schädlichkeit diefer gewerblihen Zwangsrechte ift ebenfo allgemein an: 
erkannt, als der nachtheilige Einfluß, den die ausfchließlihen Gewerbeberechti⸗ 
gungen auf bie Freiheit des Verfehres ausüben. Insbefondere gilt dies von den 
ſ. 9. Banngerechtigkeiten, welche nur eine Spezies der Realzwangsrechte (sub 1) 
ausmachen und fi von diefen nur dadurch unterjheiden, daß bei ihnen die Ver⸗ 
pflihtung nicht blos auf einzelnen beflimmten Grundflüden, fondern auf einem 
ganzen Komplexus derſelben (Diftrikt) haftet und fomit alle Bewohner defjelben 
trifft.” 

Aus diefer Stelle der Motive ergiebt fi Zar, daß ber Begriff der „aus- 
ſchließlichen Gemerbeberechtigungen, fowie der Zwangs- und Bannrechte“ hier in 
völligem Einklange mit dem allgemeinen Sprachgebrauche aufgefaßt wurde, und 
daß man bei Verträgen, durch melde ſolche Gerechtigkeiten begründet werben 
könnten, an die oben bereits hervorgehobenen beiden Fälle gedacht hat, in welchen 
die Befiter eines Grundftüdes oder bie Mitglieder einer Korporation als folde 
verpflichtet werden, nicht aber an Verträge, durch welde eine einzelne beftinmte 
Perſon gegenüber einer anderen fi zu einer Beichräntung in Ausübung eines 
Gewerbes verpflichtet. 

Als 1839 bei einer neuen Nebaktion des Entwurfes des allgemeinen Ges 
werbepolizeigeſetzes beichloffen wurde, in denſelben bie Beftimmungen des Ent- 
wurfes über Aufhebung und Ablöfung der Zwangs⸗ und Bannrechte aufzu- 
nehmen, erhielt der $. 29 bes leßteren, unter Ausdehnung jeines Inhaltes auf 
ausſchließliche Gewerbeberechtigungen, als $. 14 des neuen Entwurfes folgende 


Faflung: 
„Ausichließlihe Gewerbeberechtigungen oder Zwangs⸗ und Bann- 
rechte, welche nad Vorſchrift diefes Geſetzes aufgehoben ober als ab- 
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löfungsfähig bezeichnet find, können von jegt ab durch Verjährung nicht 
erworben werben. Auch ift jegt jede zur Zeit der Verkündigung dieſes 
Geſetzes angefangene, aber noch nicht vollendete Verjährung durch das⸗ 
jelbe für unterbrochen zu erachten. 
Durd Verträge oder andere Rechtstitel können bergleihen Rechte 
. nicht auf einen längeren, als zehnjährigen Zeitraum begründet werden. 
Nach defien Ablauf if jowohl der Berechtigte, als der Verpflichtete ohne 
alle Entſchädigung des anderen Theiles zum NRüdtritte befugt.” 

Die Akten des Staatsminifteriums ergeben nicht, Daß dabei bezüglich des 
Begriffes der „ausſchließlichen Gewerbeberehtigungen‘’ eine von der früheren ab- 
weichende Auffafjung obgewaltet hat. Insbeſondere Liegt nicht der geringite An⸗ 
baltspunft für die Annahme vor, daß man damals unter „ausſchließlichen Ge— 
werbeberetigungen“, welche allerdings nicht in gleicher Weife, wie Zwangsrechte, 
durch dinglichen oder durch Korporationavertrag begründet werben können, auch 
rein obligatorifche Anſprüche verflanden habe Daß nunmehr ber Abi. 2 des 
8. 14 nicht für alle in dem Abf. 1 aufgeführte Gerechtigkeiten Bedeutung hatte, 
fällt ebenfomenig ins Gewicht, wie der Umftand, daß auch in dem frühern $. 29 
die die vertragsmäßige Begründung betreffende Vorſchrift auf eigentliche Bann- 
rechte feine Anwendung finden konnte, zu der Annahme berechtigte, als ob damals 
rein obligatorifche Anſprüche mitgetroffen feien. 

Der neue Entwurf wurde vom Staatsminifterium den vereinigten Abthei- 
lungen des Staatsrathes zur Berathung übergeben. Dieſe nahmen in ihre neue 
Redaktion den bisherigen 8. 14 als $. 26 völlig unverändert auf und bemerkten 
‚in dem begleitenden Gutachten zur Begründung: 

„Gegen ben erften Abſatz bes $. 14 ift bei den Berathungen in den Abthei- 
lungen erinnert worden, daß es nad) Erlaß des vorliegenden Gefeges ohnehin 
nicht möglich fei, durch Verjährung ein gegen Jedermann gerichtetes gewerbliches 
Ausſchließungs⸗, oder Zwangs- und Bannrecht zu erwerben, da die Verjährung 
immer nur gegen Einzelne begonnen und fortgefegt werden könne, und daß ein 
Rechtsſatz im Geſetze nicht ausgeſprochen zu werden brauche, ber aus ben allge= 
meinften Grundſätzen von felbit hervorgehe. 

Gegen den zweiten Abjag hat man eingewendet, daß ebenfowenig durch 
Verträge, auch ohne fpezielles Verbot, ein gegen Jedermann geltendes Verbie⸗ 
tungsrecht zu begründen fei, daß aber fein genügender Grund vorhanden zu fein 
ſcheine, folden Verträgen, durch welche Einzelne hierauf bezügliche Verpflichtungen 
und zugleich die Verbindlichkeit zur Entihädigung des anderen Theiles im 
Falle der Auflöfung des Vertrages übernehmen, den Schuß des Geſetzes zu 
entziehen. & 

Dagegen ift aber andererfeits auf das Prinzip des Geſetzes hingewieſen wor- 
den, wonach alle ausſchließlichen Gewerbeberechtigungen als gemeinſchädlich aners 
kannt werden. Der erſte Sab bes 8. 14 dient dazu, dieſes ‘Prinzip deutlicher 
hervorzuheben, und der zweite Sat reihtfertigt ſich vollkommen, indem es, wenn 
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der Geſetzgeber fi) eben nur um der Gemeinſchädlichkeit willen zur Aufhebung 
ber beftehenden Exkluſivrechte ermächtigt findet, nur folgerecht erſcheinen Tann, 
daß die Serbeiführung neuer gemeinſchädlicher Verhältniffe unterfagt wird. 

Der vorliegende Entwurf geht nit einmal foweit, als die Kabinetsordre 
vom 29. April 1813, welche alle die Bewerbefreiheit beichräntenden Verträge auf: 

- hebt, indem der Entwurf die eigenthümlichen Berhältniffe, welche die Parteien 
jur vertragsmäßigen Stipulation gewerblicher Verbietungsrehte beſtimmen kön⸗ 
nen, berüdfihtigt und nur nad) Analogie des $. 16 des Ediltes vom 14. Sep 
tember 1811, wegen Regulirung ber bäuerlihen Zerhältnifie, die Dauer ber 
Gültigkeit folder Stipulationen beſchränkt, damit ein an ſich gemeinjchäbliches 
Verhältnig nicht über die Dauer des augenblidlihen Bebürfniffes hinaus fort- 
geſetzt wird. 

Aus diefen Gründen haben ſich die Abtheilungen für die Beibehaltung bes 
$. 14 entſchieden.“ 

Nach diefem Gutachten gewinnt es faft ben Anfchein, als ob der Staats 
rath, ausgehend von ber Auffafjung, welche der Allerh. Kabinetsorbre vom 
29. April 1813 (G.⸗S. S. 69) zur Grundlage dient, unter Verträgen im Abf. 2 
bes $. 14 (26) alle die &ewerbefreiheit beſchränkenden Verträge verftanden und 
grade mit Rüdficht auf Verträge, welche blos obligatoriſche Anfprüche unter Ein 
zelnen begründen, den Abſatz 2 beibehalten habe. Allein einestheils ift diefe Aus 
legung des Gutachtens keineswegs über jeden Zweifel erhaben. Denn die Be 
rufung auf die erwähnte Rabinetsordre kann füglih nur den Zwed gehabt haben, 
ganz im Allgemeinen barauf binzumeifen, daß beftehende geſetzliche Borfchriften 
rückſichtlich der Ungültigleit der die Gemwerbefreiheit beſchränkenden Berträge noch 
weiter gehen, als der Entwurf, und hierfür ſpricht der vorausgehende Sa, in 
welchem die Unterfagung „neuer gemeinſchädlicher Verhältniffe” als eine Kou- 
ſequenz „der Aufhebung der beftehenden Erklufivrechte” hingeſtellt wird, da eine 
ſolche Konfequenz nur auf neue Exkluſivrechte, nicht aber auf obligatoriſche An- 
zprüde zutrifft. 

Anderentheils aber würde, ſelbſt wenn jene erfte Auslegung des Gutachtens 
richtig wäre, doch keinenfalls feftftehen, daß fie auch vom Staatsminifterium adop⸗ 
tirt und dem fpäteren Geſetze zu Grunde gelegt worben it. Daraus allein, daß 
bie fragliche Aeußerung des Staatsrathes in dem weiteren Stadium ber Be 
rathungen von keiner Seite Widerſpruch erfahren hat, kann biefes um fo weniger 
geſchloſſen werden, ala es fi) hier nicht um einen neuen, aus ber Initiative dd | 
Staatsrathes hervorgegangenen Vorſchlag, fondern um die Beibehaltung einer { 
vom Staatsminifterium empfohlenen Beftimmung handelte, und legteres unter 
dieſen Umftänden keine Beranlaffung hatte, eine: etwaigen abweichenden Begrüns 
dung entgegenzutreten. Da ber $. 26 bei den fpäteren Berathungen des Ents 
wurfes im Plenum des Staatsrathes, fowie auch bei den Schlußredaktionen nicht 
weiter Gegenftand der Erörterung gewefen ift, fo iſt es zum Mindeften unaufs 
geklärt geblieben, ob der Geſetzgeber jchließlich fi jener angeblichen Auffafjung 
des Staatsrathes angeſchloſſen bat, und bei folder Bewandniß der Auslegung 
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bes Geſetzes der Vorzug zu geben, welche dem juriftiihen Sprachgebraude, wie 
dem ganzen Zufammenhange des Gejeges allein entipriht und ben erften Ent« 
würfen ohne allen Zweifel zu Grunde gelegen hat. 


Die Bedeutung, welche der Ausdrud „ausſchließliche Gewerbeberechtigungen“ 
in den übrigen Paragraphen der preußifchen Gewerbeordnung hat, in denen er 
vorkommt, ftimmt damit völlig überein. 

Es kommen hierbei auch in Betracht die 88. 7—24 des Entihäbigungs- 
gejeges von demſelben Tage, welche ein dingliches, veräußerliches Recht als Gegen- 
fand der Entſchädigung unterftellen (vergl. 3. B. $. 8) und auf bloße obliga-. 
toriſche Ansprüche abfolut nicht pafjen (vergl. 3. B. 8. 18). 

Nach alledem berechtigt weder die Entſtehungsgeſchichte der preußifchen, noch 
diejenige der Reichsgewerbeordnung zu der abweichenden Auslegung bes $. 10 
der Reichsgewerbeordnung. 

Es erübrigt noch die Frage, ob etwa in dem Zwecke ber gefeßlihen Vor: 
förift eine Rechtfertigung der entgegengefegten Anficht zu finden ift. Im diefer 
Beziehung wird gejagt: der Wille des Gefegebers habe bei den hier fraglichen 
Veftimmungen das Öffentliche Wohl im Auge, indem er die Gefahr zu befeitigen 
beabfihtige, welche aus der Beſchränkung der freien gewerblichen Konkurrenz dem 
Publikum erwachſe. Eine ſolche Gefahr könne aber auch durch Verträge herbei- 
geführt werden, mittelft welcher ſich ein Kontrahent lediglich für feine Perfon zur 
Unterlafjung eines Gewerbebetriebes verpflichtet, und werde am ſicherſten dadurch 
ausgeſchloſſen, daß ſolche Verträge ſchlechthin, ohne Unterjcheidung des einzelnen 
Falles, verboten werben. i R 

Daß das Verbot der Neubegründung ausſchließlicher Gewerbeberechtigungen 
aus der Abficht entjprungen ift, die Gefahr zu befeitigen, welche aus der Be 
ſchtänkung ber im öffentlichen Intereſſe eingeführten gewerblichen Konkurrenz dem 
Publitum erwächſt, it nicht zu bezweifeln. Allein die Gefahr, welche in dieſer 
Sinfiht durch Verträge herbeigeführt wird, wmittelft welcher jich ein Kontrahent 
lediglich für feine Perfon dem andern Kontrahenten gegenüber und zu deſſen 
Gunſten zur Unterlafjung eines Gewerbebetriebes verpflichtet, ift eine. äußerft 
geringe, da durch diefelben Dritte außer ihm an der Ausübung diefes Gewerbes 
nicht behindert werden, und mithin für die wünſchenswerthe freie Konkurrenz in 
der Kegel ein genügender Spielraum bleibt. Wollte man um biejer blos mög- 
lichen Gefahr willen alle derartige Verträge ſchlechthin verbieten, jo würde man 
ein Mittel anwenden, welches über fein Ziel weit hinausfhießt, zur Verhütung 
einer ſehr entfernten Gefahr andere ſehr nahe liegende praltiſche Mißſtände her: 
verruft und in angeblich Eonfequenter Durchführung des Grundjages der Ge- 
werbefreiheit den nicht minder richtigen Grundſatz der Vertragsfreiheit auf das 

| mpfindlichfte verlegt. Denn, wenn alle Verträge verboten fein ſollten, welche 
Jemanden lediglich für feine Perfon zu Gunften eines Anderen in der Ausübung 
es Gewerbes beihrän'en, jo würden unter ein foldes Verbot auch Verträge 
‚Wen, welche im Verkehrsleben ohne Beeinträchtigung ber berechtigtſten Interefjen 
= mann, Zeitihrift. IV. Band. 3. Heft. 18 


Al. 
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gar nicht entbehrt werben können, anbererfeits aber einer natürlichen gewerb: 
lien Konkurrenz nicht den geringften Eintrag thun. Dahin gehört beiſpiels⸗ 
weile ein Vertrag, durch melden ein Sandlungsreifender feinem Prinzipal 
gegenüber ſich verpflichtet, innerhalb beftimmter Sahre nad) dem Aufgeben dieſer 
feiner Stelle nicht ein gleiches Handelsgefchäft in demjenigen Bezirke zu begrün 
den, welchen er bis dahin bereift hat, weil die Beforgniß vorliegt, daß er ver- 
möge feiner durch die häufigen Beſuche angelnüpften nahen Beziehungen zu ber 
Kundſchaft, bei eigener Begründung eines gleichartigen Geſchäftes, dieſe feinem 
bisherigen Prinzival entfremden und fich zuführen werde. In einem folden Falle 
fteht doch ſicherlich das öffentliche Intereife, welches möglicherweife das Publikum 
an der Entftehung eines neuen Konkurrenzgeſchäftes haben kann, weit zurüd 
binter demjenigen öffentlichen Intereffe, welches für eine geſicherte und gebeih- 
lihe Ausübung des Gewerbes darin liegt, daß eine Möglichkeit gegeben if, ſich 
dur illoyale Benachtheiligung jeitens des eigenen Handlungsperjonals zu 
ſchützen, fi), wie es in dem Urtheile des Reichs-Oberhandelsgerichts vom 5.No: 
vember 1872 (Entjeidungen des RD. H. G., Bd. 7 ©. 421) treffend heit, 
„u fihern gegen die Ausbeutung durch einen Einzelnen, welder vermöge feiner 
befonderen dienftlihen Verbindung mit ihnen zu biefer Ausbeutung vorzugsmeile 
befähigt war.” 


So nothwendig es daher auch im Interefje der Aufrehthaltung des Grund: 
ſatzes der Bewerbefreiheit war, die Begründung ausſchließlicher Gewerbeberech 
tigungen, fowie von Zwangs⸗ und Bannredhten, für die Zukunft ganz allgemein | 
zu verbieten, jo mwenig lag ein ſolches Bedürfniß in Bezug auf obligatoriſche 

. Verträge vor, durch welche nicht jeder Dritte oder aud nur eine unbeflimmte 
Mehrheit von Perſonen, jondern ein Einzelner lediglich für feine Perſon in der 
Ausübung eines Gemerbevetriebes beſchränkt wird. Cine ertenfive Auslegung 
des $. 10 der Neichsgewerbeordnung kann daher auch nicht auf die ratio legis 
geftügt werben. 


€3 ergiebt fi) hieraus, daß weder aus den 88. 1 und 10 der Reichsgemerbe: | 
ordnung, noch aus dem Prinzipe der Gemwerbefreiheit die Ungültigkeit von Ber: | 
trägen, wie fie hier in Rebe ftehen, berzuleiten und demzufolge die dem Plenum 
unterbreitete Frage in ihrer Allgemeinheit zu verneinen ift. 


Doc fol nicht geleugnet werden, daß im einzelnen Falle, unter bejonderen 
Umftänden, derartigen Verträgen die rechtliche Wirkſamkeit zu verfagen ift, ins⸗ 
befondere, wenn fie eine Benachtheiligung des Publitums bezweden ober herbei: 
zuführen geeignet find, und fo dem öffentlihen Intereffe zumiderlaufen folten. 
Auf diefe Ausnahmefälle einzugehen, die VBorausfegungen berfelben zu erörtern, 
giebt der vorliegende Rechtsſtreit und der Verweifungsbefchluß einen Anlaf. Es 
handelt ſich bier um eine unter Privaten vertragsmäßig feitgeitellte, örtlich ber 

grenzte Beſchränkung eines beftimmten Gewerbebetriebes, bei welcher das Inter: 
eſſe des Publitums in keiner Weife gefährdet iſt, nur die Konkurrenz des einen 
Kontrahenten zu Gunften des anderen Kontrahenten ausgeſchloſſen werden fall 
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Der Verweiſungsbeſchluß jelbft läßt die Frage für" die Fälle offen, wo ber 
Vertrag eine wirklihe Benachtheiligung des Publitums in fi) ſchließt, und fomit 
öffentliche Interefje gefährdet. x 1 


27. 
Eutigädigungspfliht der Gemeinden wegen verweigerten Baufonfenjes. 
(Ext. de8 Ober-Trib. in Berlin vom 10. Iuli 1877.) 


Die Kläger verlangen, daß die verflagte Stadtgemeinde die Pflicht aner- 
kenne, ihnen ſchon jegt einen in dem meftlichen Theile ber Stadt T. belegenen 
Scheunengarten, den fie behufs der Erbauung eines Eisfellers für eine einzu- 
richtende Bierbrauerei gekauft haben wollen, gegen die gejeglihe Entſchädigung 
abzunehmen, weil durch einen von den Gemeindebehörden der Stadt T im Jahre 
1869 feftgetegten und von der Regierung beftätigten Bebauungsplan das Areal 
des Scheunengartens zu einer künftig anzulegenden Straße in Ausfiht genommen 
und ihnen deshalb von der Polizeiverwaltung der Baukonſens verweigert jei. 

Der Appellationgrichter erachtet mit dem erften Richter dieſes Verlangen für 
ein ungeredhtfertigtes, weil, obwohl die Fluchtlinien ſchon in dem Jahre 1869 
feftgefegt jeien, Doch die Beitimmungen des Geſetzes vom 2. Juli 1875, betrefr 
fend die Anlegung und Veränderung von Straßen und Plätzen in Städten und 
lãndlichen Ortſchaften, hier anwendbar feien, und keiner der Fälle vorliege, in 
melden nad) dem $. 13 a. a. O. Entfhädigung wegen Entziehung oder Bes 
ſchränkung des von der durch den Bebauungsplan erfolgten Feftfegung der neuen 
Fluchtlinien betroffenen Grundeigenthums gefordert werden könne, namentlich eine 
Enteignung .des klägeriſchen Scheunengartens nicht ftattgefunden habe. 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde meint, daß es nicht darauf ankomme, ob eine Ent- 
eignung des klägeriſchen Grundftüdes im Sinne des Geſetzes von 2. Juli 1875 
und des in diefem in Bezug genommenen Gejeßes über die Enteignung von 
Grundeigenthum vom 11. Juni 1874 (G.S. ©. 221) ganz oder zum Theile 
bereits ftattgefunden habe, daß der Klageanipruch vielmehr durch den $. 75 der 
Einl. zum A. &-R, und den vorlegten Abſ. des $. 13 des Geſetzes vom 2. Juli 
1875 vollkommen gerechtfertigt werde; denn, da nad) den Feltftellungen des Appel« 
lationsrichters der klägeriſche Scheunengarten durch die in dem Bebauungsplane 
getroffene Feftfegung der Fluchtlinie zu einer Straße beftimmt fei, jo liege der 
in dem $. 13 Nr. la. a. D. vorausgefegte Fall vor und, da in biefem Falle der 
Eigenthümer die Uebernahme des ganzen Grundftücdes verlangen könne, wenn 
dafjelbe durch die Fluchtlinie entweder ganz oder foweit in Anfpruch genommen 
werbe, dab das Reftgrundftüd nad) den baupolizeilichen Vorfchriften des Drtes 
nicht mehr zur’ Bebauung geeignet fei, jo folge daraus, daß der Eigenihümer die 
Uebernahme des durch die Feitftellung der Fluchtlinie zu einer Straße beftimmten 
Grundſtückes auch dann verlangen könne, wenn bie Bemeinde das Verlangen 
auf Abtretung nicht geftellt habe. 

18° 
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Die Nihtigkeitsbefchwerde rügt deshalb Verlegung des $. 75 der Einl. zum 
A. L.⸗R. und des vorlegten Abf. des 8. 13 des Gejehes vom 2. Juli 1875, in 
Verbindung mit Nr. 1 dieſes Paragraphen. durch unterlaffene Anwendung und 
Verlegung fämmtlicher, von dem Appellationsrichter zitirter geſetzlicher Vorfchrif- 
ten, nämlich der 88. 8—14 des Geſetzes vom 2. Suli 1875, der 88. 5, 6 littr. i. 
des Geſetzes vom 11. März 1850, der 88. 2 folg. des Gefeges vom 11 Mai 
1842, der 88. 67 folg. Tit. 8 Thl. 1. A. 2.-R. und ber 93. 24, 32 des Geſetzes 
vom 11. Suni 1874 durch unridhtige Anwendung. 

Die Nüge ift unbegründet. Bevor das Geſetz vom 2. Juli 1875 ergangen 
war, hat das Ober⸗-Tribunal allerdings auf Grund bes $. 75 der Einl. zum 
A. L.-R. angenommen, daß der Eigenthümer eines nicht bebauten Grundftüdes, 
welchem von den betreffenden Baupolizeibehörden der Konjens, bafjelbe mit Be 
bäuden zu befegen, verweigert wird, weil das Wrundflüd zur Anlegung einer 
Öffentlihen Straße in Ausfiht genommen worden ift, ſchon in Folge der Ber- 
fagung des Baukonſenſes, welche ihn in dem Gebrauche feines Eigenthumg bes 
ſchränkt, einen Anfpruc auf Entſchädigung hat und diefen Anſpruch gegen dass 
jenige Gemeinwejen geltend machen kann, in defjen Interefje ihm jene Beichräns 
tung auferlegt ift. (Vergl. die Erfenntniffe vom 23. April 1863 [JEntſcheidungen 
Bd 49, ©. 80]; vom 27. Februar 1865 [dafelbft Bd. 53, S.31]; vom 31. Mai 
1866 [dafelbft Bd. 56, ©. 19].) 

Sn dem vorliegenden Falle verlangen bie Kläger aber nicht einfach Ent- 
ſchädigung für die ihnen durch die Verfagung bes Baukonſenſes entftandenen 
Nachtheile, fondern fie haben den Antrag geftellt, die verflagte Stadtgemeinde zu 
verurtheilen, die Pflicht anzuerkennen, ihnen ſchon jegt den „enteigneten“ Scheus 
nengarten gegen bie geſetzliche Entihädigung abzunehmen, und dieſer Antrag 
wird durch die allgemeine Vorfchrift des $. 75 ber Einl. zum A. L.-R. allein 
noch nicht gerechtfertigt. Fir die Beurtheilung der Nichtigkeitsbeſchwerde muß 
indefjen hiervon abgejehen werden; denn der Appellationsrichter erachtet hinſicht⸗ 
lich des klägeriſchen Anfpruches nicht Lediglich die Beitimmungen des A. 2.:R. 
für maßgebend, fondern er geht von der Annahme aus, daß auf den vorliegen 
den Fall die Beftimmungen bes Gejeges vom 2. Juli 1875 Anwendung finden 
und von diefer nicht angegriffenen Annahme geht auch die Nichtigkeitsbeſchwerde 
aus. Sie rügt nicht, daß der Appellationsrichter das gedachte Geſetz, als ſolches, 
zu Unrecht in Anwendung gebracht habe, ſondern fie ſetzt ihre Beſchwerde barin, 
daß der Appellationsrichter das Gejeg vom 2. Juli 1875 unrichtig ausgelegt 
habe, und ſucht grade durch die Beftimmungen dieſes Gejeges den klägeriſchen 
Anſpruch zu rechtfertigen. Die Frage, ob dem Appellationsrihter nad) ber ges 
tügten Richtung hin ein rechtögrundfäglicher Verſtoß zur Laſt fällt. hängt mit- 
bin von der Beantwortung der Frage ab, ob ber Anſpruch der Kläger nach den 
Beſtimmungen des Geſetzes vom 2, Juli 1875, in Verbindung mit dem $. 75 
ber Einl. zum A. L-R., ein begründeter ift, und dieſe Frage muß verneint 
werben. ß 

Das Geſetz vom 2. Juli 1875 firirt in dem $. I1 die Wirkungen, welche 
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ein vorjchriftsmäßig feitgefeßter und bekannt gemachter Bebauungsplan haben ® 
fol, und führt als foldhe, die Beſchränkung des Grundeigenthümers, daß Neus 2 
bauten, Ums und Ausbauten über die Fluchtlinie hinaus verfagt werden können, Br 
und das Recht ber Gemeinde auf, die durch die feftgefegten Straßenfluchtlinien 
für Straßen und Pläge beſtimmte Grundfläche dem Eigenthümer zu entziehen. 
Es nüpft alſo an den feftgefeßten Bebauungsplan einerfeits eine geſetzliche Bes 
fhränfung des Grundeigenthümers, andererſeits aber ein Recht und nicht, wie 3 
der Appellationsrichter zutreffend bemerkt, eine Pfliht der Gemeinde. Sodann a 
beſchäftigt es fih in dem $. 13 mit der Entſchädiguugsfrage und fehreibt vor: 


Eine Entſchädigung kann .... wegen Entziehung ober Beſchränkung £ 
bes von der Feſtſetzung neuer Fluchtlinien betroffenen Grundeigenthumes 
nur in folgenden Fällen gefordert werden: 

1. wenn die zu Straßen und Plägen beſtimmten Grundflähen auf Vers 

langen ber Gemeinde für ben öffentlichen Verkehr abgetreten werden; 

2. wenn bie Straßen- oder Baufludtlinie vorhandene Gebäude trifft 

und das Grundftüd bis zur neuen Fluchtlinie von Gebäuden frei- 

gelegt wird; 

3. wenn die Straßenfluchtlinie einer neu anzulegenden Straße ein unbe- 

bautes, aber zur Bebauung geeignetes Srundftüd trifft, welches zur 

Zeit der Feltftellung dieſer Fluchtlinie an einer bereits beftehenden und 

für den Öffentlichen Verkehr und den Anbau fertig geftellten anderen 

Straße belegen ift, und die Bebauung in der Fluchtlinie der neuen 

. Straße erfolgt. 

Der Appellationsrichter nimmt an daß hier Feiner dieſer drei Fälle vorliegt. 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde dagegen meint, daß, da nad) der Feſtſtellung des Appel- 
lationsrichters der Hägerifche Scheunengarten durch die von der verklagten Stadt- 
gemeinde in dem Bebauungsplane getroffene Feftfegung der Fluchtlinie zu einer 
Straße beftinmt fei, der Fall zu 1. vorliege, nämlich der Fall, daß der Scheunen- 
garten auf Verlangen der Stadtgemeinde für den öffentlichen Verkehr abgetreten 
werde. Indeſſen die Feftfegung des Bebauungsplanes, durch welchen eine Grund- 
flähe von der Gemeinde für den öffentlichen Verkehr in Ausfiht genommen 
wird, ift etwas Anderes, ald die Abtretung der Grundflähe auf Verlangen ber 
Gemeinde. Die Auslegung, welche die Nichtigkeitsbefchwerbe der Nr. 1 des $. 13 

0. 0. O. geben will, fteht im Widerſpruche mit den Worten des Geſetzes, und 
ber in dem $. 75 der Einl. zum A. 2R. enthaltene, allgemeine Rechtsgrundfa 
rechtfertigt es ſchon an und für fih nicht, der in Rebe flehenden Beftimmung 
einen anderen Sinn beizulegen, als den, welcher fih aus dem Wortlaute der- 
!  felben ergiebt. Die Entftehungsgeichichte des Geſetzes vom 2. Juli 1876 läßt 
© aber audy keinen Zweifel darüber, daß grade die Befürhtung, auf Grund des 
8 75 der Einl. zum U. L.⸗R. könnten gegen die Gemeinden maßloſe Entihädi- 

j gungsanfprücdhe erhoben werben, Veranlaffung dazu gegeben hat, die Entſchädi- 
gungsanſprüche der Grundeigenthümer auf beffimmte Fälle zu befhränten, und 
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daß das Geſetz Anſprüche, wie fie vorliegend von den Klägern erhoben werben, 
zu befeitigen beabfihtigt. i 

In den Motiven zu dem in Folge Allerh. Ermädtigung vom 27. Januar 
1875 dem Hauſe der Abgeordneten vorgelegten Entwurfe eines Gefeges, betref⸗ 
fend die Anlegung und Bebauung von Straßen und Plägen in Städten und 
ländlichen Ortſchaften (Druckſachen des Hauſes der Abgeordneten für 1875 Bo. 1 
Nr. 23 ©. .2) wird ausgeführt, wie binfihtlih der Frage, welche Entihädi- 
gungsanfprüche den Brivatgrundbefigern fir die Beſchränkungen, die für bie 
felben aus der Feltfegung der Fluchtlinien und der Aufftellung von Bebauung 
plänen fi) ergeben, zuzugeftehen find, die Verwaltung mit der Auffafjung der 
Gerichtsbehörden ſich in legter Zeit nicht mehr in Webereinftimmung befinde. 

„In vollftländiger Harmonie mit dem Entfcheidungen des höchſten Gerichts⸗ 
hofes — fo heißt es weiter — hat die Verwaltung bis dahin ſchon angenommen, 
daß ein Entjhädigungsaniprud in dem Falle, wenn bie Fluchtlinie ein bebautes 
Grundſtück durchſchneidet, unzweifelhaft vorliegt, ſobald wegen berjelben ber 
Wiederaufbau ſchon beftandener Gebäude oder der Ausbau innerhalb der alten 
Fluchtlinie verfagt wird. In den Fällen aber, in denen es um ein bisher nicht 
bebautes Grundſtück und um die Einſchränkungen ſich handelt, denen ber Grund: 
befiger in der Freiheit, dieſes Grundftüd zu bebauen, durch die Feitfegung der 
Fluchtlinien oder die Aufftelung von Bebauungsplänen unterworfen wird, iſt 
von der Verwaltung die Berechtigung einer Entihädigungsforderung erft dann 
als vorhanden angenommen worden, wenn bie von ber Bebauung ausge 
ſchloſſene Grundfläche thatſächlich ſür den Öffentlichen Verkehr in Anſpruch ge 
nommen wird.‘ i 

Indem fodann die rechtlichen Bedenken gegen die entgegenftehenden Entſchei⸗ 
dungen der Gerichte vorgetragen werden und darauf hingewieſen wird, daß, wenn 
für alle aus der Feftfegung von Fluchtlinien und der Aufitelung von Bebaungs- 
plänen refultirende Beſchränkungen des Grundeigenthums Entfhädigungsaniprüce 
augeftanden werden follten, einer unerlaubten und frivolen Spekulation Thür 
und Thor geöffnet werden und die Aufitellung eines Bebauungsplanes für viele 
einen erwünjäten Anlaß bieten würde, mit fingirten Bauprojeften hervorzu: 
treten, wird der $. 10 des Entwurfes in folgender Faffung zur Annahme in Vor⸗ 
flag gebracht: 

Eine Entjhädigung können Diejenigen, welche durch die Feſtſetzung 
der Fluchtlinien in der Freiheit, zu bauen, eingeſchränkt werden, wegen 
biefer Einſchränkung nicht fordern. 

Wenn jedod die von der Bebauung ausgefchloffene Grundfläche für 
den öffentlichen Verkehr in Anſpruch genommen wird, fo muß in Er 
mangelung einer gütlihen Einigung das Enteignungsverfahren einge: 
leitet werben. 

Dafjelbe muß in den Fällen, in denen bie Fluchtlinie ein bebautes 
Grundſtück durchſchneidet, ſchon dann gefchehen, wenn wegen derjelben 
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der Wiederaufbau von Gebäuden in den früheren Grenzen oder der 
Ausbau innerhalb der alten Fluchtlinie verjagt wird. 


Aus diefem $. 10 des Entwurfes ift der 8. 13 des Geſetzes vom 2. Juli 


1875 hervorgegangen, und zwar in ber von der Kommiſſion des Abgeordneten⸗ 
hauſes beantragten veränderten Faſſung. Der Bericht derjelben vom 22. April 
1875 (Drudjahen des Haufes der Abgeordneten für 1875, Bd. 4 Nr. 279 ©. 6) 
ergiebt aber, daß die Kommiffion mit den in dem 8. 10 bes Entwurfes enthal- 
tenen Sägen im Weſentlichen einverftanden geweſen ift, daß diefe in. den $. 13 
des Geſetzes zu 1. und 2. ihren Ausdrud haben finden follen, daß vornehmlich 
redaktionelle Bedenken die veränderte Fafjung herbeigeführt und Rüdfichten der 
Billigkeit die Kommifiion nur veranlaßt haben, den Fällen zu 1. und 2, noch 
den Fall zu 3. hinzuzufügen. 

Insbeſondere wird der Satz, baß für die Beſchränkung in Folge der Feft- 
fegung von Bauflugtlinien eine Entfhädigung in der Regel nicht gefordert wer- 
den könne, anerfannt und ausgeführt, wie der Sag, daß das Eigenthum frei, 
alfo die Verfügung darüber unbehindert fein folle, mit bem berechtigten Ber- 
langen der Gemeinde fämpfe, dab ihre grundbefigenden Einwohner nicht aus 
neuen wirthſchaftlichen Einrichtungen, welche die Allgemeinheit im Interefje Aller 


teifft, für fih ungebührlichen Vortheil herleiten, indem fie zugleich derfelben Allge⸗ 


meinheit ungemefjenen Schaden zufügen, wie diefer Wibderftreit der gegenfeitigen 
Berehtigungen dahin führen müſſe, es als Regel feftzufegen, daß für die durch 
neue Fluchtlinien erfolgte Einſchränkung eine Entſchädigung erfolge, wenn es fi 
um dadurch betroffene Gebäude handele, bei unbebauten Grundſtücken nicht, und 
wie eine Ausnahme von dieſer Regel nur dann eintrete, wenn — ber Fall bes 
8.13 Nr. 3a. a O. — ein Brunditüd an einer bereits beftehenden und nad 


den Vorſchriſten für den öffentlichen Verkehr fertig geftellten Straße liege und ' 


dann von einer neu projeltirten Duerftraße getroffen werde, weil es ſich dann 
um eine Grundfläche handele, die von dem Eigenthümer mit Recht als Bauplatz 
anzufehen war. 

Daraus folgt, daß den Stlägern, ba es ſich hier nach den Behauptungen der 
legteren um ein bisher nicht bebaut gemwejenes Srundftüd und nit um den 
Fall des $. 13 Nr.1 a. a, D. handelt, ein Entſchädigungsanſpruch lediglih um 
deswillen, weil ihnen der Baukonſens verweigert ift, nad) den Beftimmungen des 
Geſetzes vom 2. Juli 1875 überhaupt nicht zufteht, daß fie vielmehr nur für bie 
Enteignung des Grundeigenthumes Entſchädigung würden fordern können, wenn 
die Verklagte den Scheunengarten für den öffentlichen Verkehr in Anſpruch ge- 
nommen hätte, und daß, da dies bisher nicht gejchehen ift, der Fall des 8. 13 
Nr 1a. a. O. zweifellos nicht vorliegt. Liegt aber feiner der in dem $. 13 
aufgeführten drei Fälle vor, jo können die Kläger fih auch auf den vorlegten 
Abſatz des 8. 13, welder nur für jene drei Fälle gegeben ift, nicht berufen und 
insbefondere aus bemfelben die Verpflichtung der verflagten Stadtgemeinde nicht 
herleiten, ihnen ſchon jegt den Scheunengarten gegen Entſchädigung abzu- 
nehmen. 


EN 
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Mit Recht erachtet daher der Appellationsrihter den Anfprud der Kläget 

e nad) den Vorſchriften des Gejeges vom 2. Zuli 1875 für einen unbegründeten, 

und dadurch erledigen fich zugleich die übrigen nicht weiter motivierten Angriffe 
der Nichtigkeitsbeſchwerde. 


28. 


Vorausichnugen der Anwendung des Geſetzes über den Markenſchutz von 
30. November 1874. 
(Erk. des Ober⸗Trb. in Berlin vom 11. Januar 1877.) 


In Erwägnng: daß der Kaſſationskläger fhon in der erfien Inftanz und, 
wie man nad) den dem Urtheile erfter Inftanz fih anfcließenden Gründen bes 
Appellationsridhter® annehmen muß, aud vor dem letteren, dem Civilkläger 
das Recht auf den Schug des Markenſchutzgeſetzes vom 30. Yovember 1874 mit 
der Behauptung befiritten hat, daß die in das Hanbelsregifter eingetragene 
Firma des Eivilflägers keine rechtsbeftändige jei; 

daß die Vorderrichter allerdings in eine Prüfung der Rechtsbeftänbigkeit 
ber für den Eivillläger eingetragenen Firma an der Hand des von dem Be 
ſchuldigten beigebrachten Materiales nicht eingetreten find, vielmehr ausgeführt 
haben, daß der 8. 1, in Verbindung mit den $. 8 bes Markenſchutzgeſetzes, den 
Schuß des Waarenzeihens lediglich von der Thatfahe der Eintragung der bie 
Marke beanſpruchenden Firma knüpfe und dabei ganz davon abjehe, ob die 
Firma an und für fi) eine zu Necht beftehende fei oder nicht; daß demgemäß 
der eingetragenen Marke fo lange der gejeglihe Schuß zu Theil werben müfle, 
als nicht in Folge einer befonderen Klage durch das zuftändige Gericht die 
Löſchung derjelben verordnet worden fei; 

daß die Vorderrichter dadurch, daß fie im vorliegenden Falle, ohne die Be 
rechtigung des Klägers, diejenige Firma zu führen, unter deren Namen er bie 
fragliden Waarenzeihen angemeldet und deren Eintragung erwirft bat, zu 
erörtern und darüber zu entjcheiden, die Strafbeftimmungen des Markenſchutz⸗ 
gefeßes gegen ihn zur Anwendung brachten, den Beſchuldigten nicht beſchwert 

haben; 
daß nad dem $. 1 des mehrallegirten Geſetzes Gewerbetreibende, deren 
Firma im Hanbelsregifter eingetragen ift, berechtigt find, Zeichen, welde zur 
Unterſcheidung ihree Waaren von den Waaren anderer Gemwerbetreibender auf 
den Waaren felbft oder auf deren Verpadung angebracht: werben follen, zur 
Eintragung in das Handelsregifter des Ortes ihrer Hauptniederlaffung bei dem 
zuftändigen Gerichte anzumelden, und die Inhaber der Firma, für welche zuert 
die Anmeldung eines folhen Zeichens bewirkt ift, nad) dem $. 8 das ausſchließ⸗ 
lie Recht erwerben, Waaren oder deren Berpadung mit biefem Zeichen zu 
verjehen, oder auf ſolche Weife bezeichnete Waaren in den Verkehr zu bringen; 

daß das Befeg, indem es die Berechtigung zur Anmeldung eines Waaren 
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zeihens nur ſolchen Gewerbetreibenden geftattet, deren Firma in das Handels: 
vegifter eingetragen ift, hierbei, wie fi) aus den amtlihen Motiven zum Geſetze 
und aus ben Reichstagsverhandlungen ergiebt, lediglich den Zwed hatte, ben 
Schuß der Waarenzeihen, im Gegenfage zum Schutze der Namen und Firmen 
(vergl. den $. 13 des Geſetzes), nur einem begrenzten Theile der Gewerbetreiben- 
den zu eröffnen, ihn auf die regiftrirten Kaufleute, alfo den eigentlichen Fabrie 
kanten⸗ und Handelsſtand, zu beichränten; 

daß das Geſetz aber nirgends einen Anhalt dafür bietet, daß daſſelbe neben 
der Thatjache, daß der Anmeldende mit einer Firma in das Sanbelsregifter ein- 
getragen fei, es auch als eine weitere Vorausſetzung jenes Rechtes betrachtet 
wiſſen wolle, daß dem Anmeldenden die Befugniß, gerade die eingetragene Firma 
zu führen, nicht beftritten werden könne, daß es auch feine Beitimmung enthält, 
in welder die Annahme ihre Begründung fände, daß die Anmeldung eines 
Waarenzeichens ihre rechtliche Wirkung ohne Weiteres ſchon dann verliere, wenn 
nur dargelegt werden könne, daß die fraglihe Firma mit Unrecht eingetragen 
worden fei; 

daß das dur die Anmeldung eines Waarenzeihene — die Zuläffigkeit 
feiner Eintragung mit Rüdfiht auf den $. 3 und $. 10 Ab. 2 des mehralles 
girten Geſetzes vorausgefegt — erlangte Recht, außer dem Falle des 8. 11, 
wonach der Inhaber der Firma, für welche ein Waarenzeichen eingetragen ift, 
von demjenigen, welcher ihn von deſſen Benugung auszuſchließen berechtigt ift, 
oder fofern das Waarenzeihen zu den im $. 10 Abf. 2 gedachten, im freien 
Gebrauche aller oder gewiller Klafjen von Gemwerbtreibenden befindlichen oder 
ſonſt unzuläffigen Zeichen gehört, von jedem Betheiligten angehalten werben 
kann, das Waarenzeichen wieder löſchen zu laffen, nad dem $. 12 des Geſetzes 
vielmehr nur erlifcht 


1. mit der Zurücdnahme der Unmeldung, oder mit den Antrage auf 
Löſchung feitens des Inhabers der berechtigten Firma ; 
2. mit dem Eintritte eines der im $. 5 Nr. 1 bis 3 bezeichneten Fälle; 
daß von letztgedachten Fällen nur die unter Nr. 1 und 2 des $. 5 bezeichs 
neten, das Erlöſchen des Schußrechtes mit der zur Zeit der Anmeldung beftehen 
den Eintragung im Firmenregifter in Verbindung bringen, indem danach die 
Löſchung eines eingetragenen Waarenzeichens von Amtswegen erfolgen fol: 
1. wenn bie Firma im Hanbelsregifter gelöfcht wird, 
2. wenn eine Aenderung der Firma und nicht zugleih die Beibehaltung 
des Zeichens angemeldet wird; 
daß mithin, abgefehen von dem letzteren hier bis jet nicht in Frage ftehen- 
den Falle der Nr. 2, das Erlöfchen des Waarenzeichens ſtets erjt mit der Löſchung 
der Firma eintritt; 
daß, wenn aud) nad) dem Art. 26 des deutſchen Handelsgeſetzbuches das 
Handelsgericht verpflichtet ift, denjenigen, welcher ſich einer ihm nicht zuftehenden 
Firma bedient, durch Ordnungsftrafen zur Befolgung des Geſetzes anzuhalten, 
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doch die Löſchung einer eingetragenen Firma im Sandelsregifter niemals von 
Amtswegen, fondern ftets nur auf den Antrag des Inhabers der Firma oder 
im Wege der exccutio ad faciendum auf Grund eines Urtheiles erfolgen Tann, 
welches nad dem Art. 27 des D. H.G-B. von einem durch den unbefugten 
Gebrauch der Firma in feinen Rechten Verlegten erftritten worden ift; 

daß der Befchuldigte auch jet nicht zu behaupten vermag, aus den Vor 
verhandlungen ſich auch nicht ergiebt, daß er in den Inſtanzen geltend gemacht 
hätte, daß bis dahin die Löſchung der Firma: „FM. F, Slodengafie Nr. 4711, 
gegenüber der ’Bierdepoit“, für melde der Givilfläger die fraglichen Waaren: 
zeihen angemeldet hat, erfolgt fei; 

daß es daher audy nicht darauf ankommen konnte, ob, wie der Beidhuldigte 
in den Borinftanzen angeführt haben mag, in einem vom Reichs-Ober Handels: 
gerichte erlaffenen Erfenntniffe dem Civilkläger das Hecht abgefprochen worden 
ill, die gedachte Firma zu führen, und der Appellationsrichter es jedenfalls in⸗ 
fofern mit Recht abgelehnt hat, im gegenwärtigen Verfahren auf eine Prüfung 
biefes Nechtes einzugehen, als er dem Einmande bes Beſchuldigten nur dann 
eine ausſchlaggebende Vedeutung beilegen durfte, wenn ihm der formelle At der 
Löſchung der fraglihen Firma nachgewieſen worden wäre; 

daß, foviel die vom Beſchuldigten behauptete Verlegung der übrigen von 
ihm bervorgehobenen Paragraphen des Markenſchutzgeſetzes anlangt, die Frage, 
ob ein zur Eintragung angemeldetes Waarenzeihen im Sinne des z. 3 Abf. 2 
dieſes Gefeges auejhließlih in Zahlen, Buchſtaben oder Worten beſteht, 
welchem die Eintragung zu verfagen gewejen wäre, als eine weientlih thatjäch- 
liche erſcheint; 

daß die Vorderrichter bezüglich des unter Nr. 35 für den Civilkläger ange- 
meldeten Zeichens ausgeführt haben, daB die Eintragung dann nicht verjagt 
werden könne, wenn die Bahlen, Buchftaben oder Worte mit anderen figürligen 
Merkmalen, in dem vorliegenden Falle mit einem ovalen Streife, welcher dem 
Augenſcheine nad ſich nicht als ein bloßer Abdrud des Petſchaftes, fondern als 
eine beſtimmte Figur darftelle, verbunden fei; 

daß in diefer Ausführung, welche, foweit es fi) darin um die Konftatirung 
der äußeren Beſchaffenheit des fraglichen Zeichens handelt, als eine thatfächliche 
Feftftellung dem Angriffe des Kaſſationsrekurſes nicht unterliegt, ein Rechts— 
irrthum nicht zu erfennen ift; 

daß, foviel die Frage betrifft, ob daſſelbe Waarenzeichen als ein fogenanntes 
Freizeichen, oder, nach dem Wortlaute des $. 10 des allegirten Gejeges, als ein 
ſolches zu betrachten fei, weldes bisher im freien Gebrauche aller oder gemiffer 
Klafjen von Gewerbetreibenden ſich befunden hat, die hierauf bezüglichen, in dem 
Urtheile bes Appellationsrichters enthaltenen Erwägungen nur als thatſächliche 
und deshalb an ſich und in dem daraus gezogenen Reſultate unangreifbare aufs 
gefaßt werden können, namentlich in der Kaſſationsinſtanz weder die Zahl der 
des Zeichens fi) bedienenden Fabrikanten, nod die Kompetenz des vernommenen 
Sachverſtändigen und der Handeletammer zur Beurtheilung der ihnen vors 


* 





gelegten Frage, welche lediglich der thatjächlihen Würdigung der Inftanzrichter 
unterlag, weiter bemängelt werden Tann; 

daß, wenn ferner behauptet worden, daß das unter Nr. 53 für die Firma 
des Eivilflägers eingetragene Zeichen Feine Marke im Sinne des Gefetes, fdn- 
dern nur eine Gtiquette fei, weldhe den Beftimmungen bes bier nicht in Betracht 
tommenden Geſetzes vom 11. Sanuar 1876 unterliege, diefe Behauptung von 
den Borderrichtern mit Recht aus dem Grunde als eine unhalibare bezeichnet 
worden ift, weil jede willkürlich gewählte, einfache oder komplizirte Figur, welche 
nit ein öffentliches Wappen oder eine Aergerniß erregende Darftellung enthält, 
nad) dem $. 3 des Markenſchutzgeſetzes zu einem Waarenzeihen dienen Tann. 
mithin, wenn fie als ſolches eingetragen ift, damit auch den Schuß einer Marke 
erhält und dieſen Schuß nicht verliert, wenn fie auch) von dem Berechtigten 
nur als Etquette benußt wird; 

daß diefe Ausführung um fo bebenklicher erjcheint, als dag Gefeg, indem 
es die Anmeldung von auf den Waaren felbit oder auf deren Verpadung ans 
jubringenden Unterjheidungszeichen geftattet, unzweifelhaft die rechtliche Mög: 
lichkeit eröffnen wollte, auch die Etiquette, nämlich die auf der Verpadung ber 
Waaren behufs ihrer Unterfcheidung anzubringenden Zeichen des gefeßlichen 
Schutzes theilhaftig zu machen; 

daß auch die im vorliegenden Falle nach der Darftellung des Beſchuldigten 
zwifchen feinen Etiquetten und den als Waarenzeichen angemeldeten Gtiquetten 
des Eivilklägers beftehenden Verfchiedenheiten, wenn fie auch darin beftehen, daß 
fih auf denjenigen des Beichuldigten 2 mal feine Firma und auf der Rüdjeite 
derjenigen des Eivilklägers 2 Medaillen abgedrudt finden, in dieſer der Nach: 
prüfung der thatſächlichen Auffallung der Vorderrichter verfchloffenen Inftanz 
nicht weiter in Betracht fonımen können, da nad) dem $. 18 des Geſetzes der 
dem Inhaber eines Waarenzeichens gewährte Schuß nicht dadurch ausgefchloffen 
wird, daß das MWaarenzeihen mit Abweichungen wiedergegeben ift, welde nur 
durch Anwendung befonderer Aufmerkfamteit wahrgenommen werben fönnen, die 
Vorberrichter aber angenommen haben, daß, wie bei dem unter Nr. 59 einge- 
tragenen Zeichen, jo auch bei dem unter Nr. 53 für die Firma des Civilklägers 
eingetragenen und von dieſem als Etiquette benugten Zeichen die Abweichungen, 
wie ber Augenfchein lehre, jo unbedeutend feien, daß fie, was thatſächlich näher 
begründet wird, nur bei Aufwendung befonderer Aufmerkfamteit wahrgenommen 
werden Tönnten; 


daß, wenn bei der Geſammtheit der thatfächlihen, den Thatbeftand des 
: $. 14 bes Geſetzes erſchöpfenden Feſtſtellungen der Vorderrichter die Straf- 
beſtimmung biefes Paragraphen mit Recht zur Anwendung gekommen ift, auch 
die Zuerfennung einer Buße an den Civilkläger nah) dem $. 15 dafelbft feine 
begründete Beſchwerde für den Beichuldigten bilden Tann, zumal die Vorder- 
richter hierbei auch thatſächlich davon ausgegangen find, daß dem Civilkläger 
durch das wibderrechtlihe Verfahren des Beſchuldigten mittelft Entziehung ber 
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Kundſchaft und Diskreditirung feiner Waare in Folge des Vertriebes von der 
Qualität nad) erheblich geringerer Waare Schaden zugefügt worden fei; 
daß endlich auch der 8. 17 des mehrallegirten Geſetzes nicht verlegt, auch 
vom Appellationsrichter nicht gegen die Grundſätze ber relativen Rechtskraft da 
durch verftoßen ift, daß er, obgleich der Eivilkläger fi bei dem erſten Erkennt 
niffe, Durch weldyes ihm zwar das Recht der Veröffentlihung der Verurtheilung 
zugeſprochen, nicht aber zugleich beftimmt worden war, daß diefe Veröffentlichung 
auf Koften des Berurtheilten zu bewirken fei, beruhigt hatte, das erfte Urtheil 
bezüglich biefes Punktes dahin abgeändert hat: 
daß er dem Kläger geftattet, das Dispofitiv des früheren, ſowie feines 
eigenen Urtheiles binnen 6 Wochen nad) befchrittener Rechtskraft auf 
KRoften des Bejhuldigten und Eivilverklagten durd eine ein- 
malige Einrüdung in die Kölnifhe Zeitung befannt zu machen; 
daß der Appellationsrichter zu diefer Abänderung ſchon mit Rückſicht auf 
die von der Staatsanwaltſchaft gegen das erfte Urtheil eingelegte Berufung uns 
bedenklich befugt war, da nad bem $. 17 Abf. 2, fobald auf Grund bes $. 14 
eine Berurtheilung im Strafverfahren erfolgt, dem Verlegten das Recht zuge 
ſprochen werden fol, die Berurtheilung auf Koften des Verurtheilten öffentlich 
befannt zu machen, und diefer Beltimmung des Geſetzes, welche eine Nebenitrafe, 
feinen Theil des Givilentihädigungsanfpruches betrifft, ganz unabhängig davon 
Rechnung getragen werden mußte, ob der Civilfläger ſich als folder in dem 
eingeleiteten Strafverfahren konftituirt hatte oder nicht; 
daß hiernach der eingelegte Kaſſationsrekurs überall als unbegründet erſcheint 
1. 


29. 


Viehſeuche. Anzeigepflicht. 
(Ext. des Ob.Trib. in Berlin vom 27. April 1876.) 


Die Beichwerde, daß der Nekursrichter den 8. 73 Nr. 1 des Geſetzes vom 
25. Juni 1875 durch Nichtanwendung verlegt habe, weil er die Unterlafjung der 
Anzeige von verbächtigen Erſcheinungen der Räude für nicht ftrafbar erachtet, 
erſcheint als unbegründet. 
Nah dem 8. 9 des gedachten Geſetzes ift der Befiter von Hausthieren 
verpflichtet, 
von dem Ausbrude einer der im s. 10 aufgeführten Seuchen unter 
feinem Viehftand, und von allen verdächtigen Erjcheinungen, welche den 
Ausbruch einer folhen Seuche befürchten laffen, 
ber Ortspolizeibehdrde Anzeige zu machen. 
Nach dem 8. 10 Nr. 7 gehört die Räude der Pferde zu den Seuchen, auf 
welche ſich die Anzeigepflicht des $. 9 bezieht. Der $. 73 beftimmt ſodann: 
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Mit Beldftrafe von 50—150 Mark oder Haft von 3-6 Wochen wird 

beftraft : 

1. wer der Vorſchrift des 8. 9 zuwider die Anzeige vom Ausbruche der 
Seuche unterläßt, oder länger als 24 Stunden nad erhaltener Kennt: 
niß verzögert. 

Die grammatitalifhe Auslegung diefer Beſtimmung führt dahin, daß nur 
bie unterlafiene Anzeige vom Ausbruche der Seuche, nit auch die Verabfäu- 
mung ber weiter im $. 9 angeordneten Anzeige mit -Strafe bedroht ift; denn 
der Zuſatz im $. 73: „vom Ausbruche der Seuche“, beſchränkt die Strafvorfhrift 
auf diefen Fal, und kann ſprachlich nicht auf alle weiteren Fälle des 8. 9 aus: 
gedehnt werben. 

Diefe grammatikaliſche Interpretation würde zwar nicht unbedingt entjcheie 
dend fein, wenn der erkennbare Wille des Geſetzgebers ein anderes Verfländnik 
erheifchte. Ein folder, von dem Wortlaute abweichender Wille ift hier jedoch 
nicht fiher nachweisbar. 

Die Motive zu ber Regierungsvorlage des Geſetzes (zu den 88. 9 und 10) 
enthalten nur die Bemerkung, daß der Entwurf an die Nichterfüllung der An—⸗ 
zeigepfliht den Verluſt der dem Beſitzer zufallenden Entſchädigung und die ſtraf⸗ 
rechtliche Verfolgun; knupft. Daß legtere in allen Fällen, wo die Anzeigepflicht 
verjäumt ift, ftattfinden folle, wird nicht ausdrücklich geſagt. 

Tas Geſetz felbft führt den im $. 9 gemachten Unterfchied zwischen dem 
Ausbrude der Seuche und verdädtigen Erſcheinungen, welde den Ausbruch 
befürchten laſſen, überall dur. Wenn es polizeiliche Maßregeln anordnet, welche 
eintreten follen, ſobald eine der Anzeigen erftattet ift, führt es beide Fälle bes 
5. 9 nebeneinander auf. So in den $$. 11 und 13 mit den Worten: „Aus: 
bruch der Viehſeuche oder Verdacht eines Seuchenausbruches“; ferner in ben 
88. 13 Abf. 1, 20 Abf. 1, 22 Abf. 1, 29 Abf. 1, 46, 47, 55,! wo von „kranken 
ober verbächtigen Thieren“ geredet wird. Ebenſo hängt nad dem $. 61 Nr. 1 
der Entjhädigungsanfpruch des Befigers davon ab, daß er die im $. 9 vorge- 
ſchriebene Anzeige „von dem Ausbruche der Seuche oder dem Seuchenverdachte“ 
nicht verfäumt oder verzögert. Wenn dagegen ſchärfere Maßregeln, melde ben 
Verkehr erheblih flören, oder befondere Koften verurfahen, namentlich die 
Tödtung der Thiere, nicht ſchon bei der Wahrnehmung verdächtiger Erjcheinuns 
gen Rattfinden ſollen, jo jagt das Geſetz ausdrücklich, daß fie von der Konfta- 
tirung des Seuchenausbruches abhängen. (Vergl. 88. 20 Abſ. 2, 32, 34, 45, 
49 Abf. 1.) ; 

Bei diefer Sprachweiſe des Gejeges kann man nicht annehmen, daß der im 
8. 73 Nr. 1 gebrauchte Ausdrud: „Anzeige vom Ausbruche der Seuche” zugleich 
die Anzeige ber verdächtigen Erjcheinungen umfafjen fol, während der in den 
Motiven ebenfalls als Folge der unterlafienen Anzeige aufgeführte Fall des 
Verluftes jeder Entſchädigung, zufolge des $. 61 Nr. 1, von ber Berfäumniß 
beider ausprüdlich aufgeführten Anzeigen abhängig gemacht wird Qwäre es bie 
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Abficht des Befehgebers geweſen, die unterlafjene Anzeige aller im $. 9 gedach⸗ 
ten Fälle mit Strafe zu bedrohen, fo würde dies auf dieſelbe Weile im $. 73 
durch uneingefhränfte Bezugnahme auf den $. 9 ausgedrüdt fein, wie foldes 
hinſichtlich der Zuwiderhandlungen gegen Einfuhrbefchräntungen oder polizeilid 
artgeordnete Schugmaßregeln im $. 74 durch Hinweiſung auf die 88. 2, 17-26 
und 50 gejdieht. 

Die Entſcheidung des Rekursrichters, daß es für die Unterlaffung ber An 
zeige von verdächtigen Erſcheinungen an einer Strafvorjchrift fehlt, muß deshalb . 
für richtig erachtet werben. 

Dagegen beruht die angefochtene Enticheidung infofern auf einem Rechtsirr⸗ 
thume, als fie davon ausgeht, daß es einer Anzeige des Angeklagten an bie 
Drtspolizeibehörde von dem Ausbruche der Seuche, nachdem derfelben ber Vers 
dacht des Räudeausbruches auf andere Weife befannt geworden war, nicht be 
durft habe. 

Der 8. 9 des Geſetzes macht dem Befiger zur Pflicht, den Ausbruch der 
Seude und der verdädhtigen Erſcheinungen anzuzeigen. Er verlangt alfo in 
beiden Fällen eine Anzeige. Die Anjicht des Rekursrichters, daß ftatt des und 
im $. 9 oder verftanden werden müffe, entbehrt jeden Anhaltes. Zwed des 
Geſetzes ijt, daß die Ortspolizeibehörde möglichſt ſchnell und ficher nicht allein 
die verbächtigen Erfcheinungen, fondern aud den wirflihen Ausbruch der Seuche 
erfährt, da in legteren Falle die oben gedachten verſchärften Vorſichtsmaßregeln 
geboten find. Um diefen Zweck zu fihern, it dem Beſitzer die Pflicht auferlegt, 
beide Anzeigen der Ortspolizeibehörbe zu erflatten. Eine Verfäumniß diejer 
Pfliht wird nicht dadurch gededt, daß die Polizeibehörde auf andere Weife von 
dem Verdachte des Seuchenausbruches Kenntniß erlangt hat. Das Gefeg, fennt 
allerdings eine bedingte Anzeigepflicht bei Thierärzten, Abdedern 2c., welde nah 
dem $. 9 Abf. 3 nur dann die Unzeige zu machen brauden, wenn ein poligei- 
liches Einſchreiten noch nicht ftattgefunden hat. Wäre es beabfichtigt, auch die 
Pflicht des Beſitzers von einer derartigen Bedingung abhängig zu machen, fo 
würde es im Gefege zum Ausdrude gebracht fein, wie dies Durch andere Gelege 
in analogen Fällen geſchehen ift. (Vergl. das Reichsgefet über die Beurkundung 
des Werfonenftandes vom 6. Februar 1875, 88. 18 und 68 [Reicye-Gej.-Bl 
©. 23]; das preußiſche Gejeg vom 9. März 1874, 88. 14, 59 [G.⸗S. S. %.]) 

Die Annahme des Rekursrichters, daß der Angeklagte zur Anzeige von dem 
Ausbruche der Räude nicht verpflichtet geweſen, beruht hiernach auf einer rechts 
irrthümlichen Auslegung der 38. 9 und 73 des mehrgedachten Gefeges. Sie 
bedingt die Vernichtung des angefochtenen Erkenntniſſes. Da es an jeber that- 
ſächlichen Feſiſtellung fehlt, ift die Sache in die zweite Inſtanz zurüdgemwielen. 

rc 
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30. 


Ja der Provinz Hannover it unter der Dıtöpolizeibehörde, welche den Legiti⸗ 
mationsicein zum Verkaufe von Wildpret während der Schonzeit auszu: 
ſtellen hat, das Amt, bezichungsweife der Amtshauptmann zu verjtchen. 


(Er. dee Ob.-Trib. in Berlin vom 7. März 1877.) 


Der s. 7 Ab. 2 des Geſetzes vom 26. Februar 1870 über die Schonzeit 
des Wildes verlangt in den Fällen, wo nad) Maßgabe des & 3 Wild; während 
der Schonzeit erlegt ift, daß der Verkäufer oder derjenige, welder den Verkauf 
vermittelt, fid) durch ein Atteft der betreffenden Drtspolizeibehörde über feine 
Befugniß zum Verkaufe legitimirt, 

Welches die betreffende Ortspolizeibehörde in ſachlicher Richtung fei, wird 
tim Gejege nicht ausdrücklich beftinimt und unterliegt den allgemeinen Aus— 
legungsregeln, wobei zunächſt der geſetzliche Sprachgebrauch in Betracht kommt. 

Die Ortspolizei bildet den Gegenſatz zur „allgemeinen Landespolizei” ; 
während legtere bie Sicherheit und das Gemeinwohl des Staates und aller 
Staatsbürger oder ganzer Landestheile bezwedt, umfaßt eritere als Begenftand 
ihrer Thätigkeit nur die betreffenden Intereſſen der einzelnen, zu einem Ber: 
maltungsganzen niederer Ordnung zuſammengefaßten Bezirke, feien biejes Die 
Bezirke einzelner oder mehrerer Gemeinden, als felbjtitändigen Körper der Staats- 
verwaltung. 

Nur diejenige Behörde daher, oder derjenige Beamte, welcher die Summe 
aller Befugniffe der Polizeigewalt und zwar der vollzieyenden jowohl, als ber 
geießgebenden, joweit legtere, wie dieſes durch das Geſetz über die Polizeiver⸗ 
waltung vom 11. März 1850 für die alten, und dur die Verordnung vom 
20. September 1867 (G.⸗S. ©. 1529) für die neuen Zandestheile geſchehen, den 
unteren Drganen der Polizeiverwaltung überhaupt übertragen iſt, für ben be: 
trefjenden Bezirk in fich vereinigt, bildet für diefen Bezirk die Ortspolizei-, zum 
Unterfchiede von der Landespolizeibehörde. (Vergl. v. Rönne, preuß. Staats⸗ 
tet Bd. I. Abth. 2 ©. 280 und die in Anm. 3 zitirten Gejege und Erlaſſe) 


Dabei geftattet jedoh die Verordnung vom 20. September 1867, welche im 
$. 1Abſ. 1 die örtliche Polizeiverwaltung ben durch die beftehende Gefeßgebung 
bazu beftimmten und berufenen Behörden und Beamten mit der Maßgabe übers 
läßt, daß fie ſolche fünftig im Namen des Königs führen follen, in dem $..2 
bafelbft die Ausnahme, daß in Gemeinden, wo die örtliche Polizeiverwaltung 
durch eine Staatsbehörde oder durch einen bejonderen Staatsbeamten geführt 
wird, einzelne Zweige derjelben den Gemeinden zur eigenen Verwaltung über 
wiefen werden fünnen, und daß für die jo überwiefenen Zweige die Gemeindes 
behörde oder der Gemeindebeamte, weldhem bie betreffenden Geſchaͤfte übertragen 
find, die Stellung der Ortspolizeibehörde einnehme. 


ki 
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Es wird alfo im vorliegenden Falle zu unterfuchen fein, ob, wie der zweite 
Richter annimmt, an die Landgemeinden der Provinz Hannover eine allgemeine 
Ueberweifung der Ortspolizei, oder wenigftens Die Uebertragung besjenigen 
Zweiges derjelben ftattgefunden hat, in welchem die Erwirkung des nad dem 
8. 7 Abſ. 2 des Geſetzes vom 26. Februar 1870 verlangten Atteftes einjchlägt. 

Beides muß verneint werben. R 

Die 88. 19 und 20 des hannoverſchen Geſetzes über verſchiedene Anords 
nungen des Lanbesverfafjungsgefeges vom 5. September 1848 (hannoverſche 
8.:5. ©. 266) ordnen die Anſprüche der Gemeinden auf die örtlihe Polizei- 
verwaltung in dem bervorgehobenen Sinne. Hiernach foll in den Städten und 
denjenigen Flecken, welche den Städten gleichfiehen, die gefammte Bolizeivermal- 
tung den Magiſträten zuftehen, den Landgemeinden aber nur eine Theilnahme 
an der Handhabung der Polizei‘ eingeräumt werben, welche ſich nad) den 88. 69 
und 70 des Gefeges Über die Landgemeinden vom 28. April 1859 (hannoverſche 
©.©. ©. 405) auf eine Theilnahme an der Orts- und Felbmarkpolizei des Ges 
meindebejirtes, unter Aufficht der Verwaltungsbehörden, beichräntt. 

Die örtlide Polizeiverwaltung als Ganzes aber fteht nach dem $. 10 ber 
repidirten Aıntsordnung vom 10. Mai 1859 den Aemtern zu und, wie Das: 
„namentlich in folgenden Zweigen“ dajelbft andeutet, hat die Anführung ber 
hauptſächlichſten Zweige des Polizeiweſens in den 88 10 bis 17 dafelbft nur 
die Bedeutung einer näheren Erläuterung und Eremplifizirung. Der 8. 5 der 
Verordnung vom 20. September 1867 erkennt biefes auf das Beſtimmteſte an, 
indem er den Amtshauptmann als Träger der örtlihen Polizeigewalt ausdrüd: 
lich bezeichnet. 

Die Ausdrüde „Ortspolizei“ im 8. 69 des erwähnten hannoverſchen Ge- 
jeßes und im $. 7 des in Frage ftehenden preußiſchen Geſetzes find dem damit 
zu verbindenden Begriffe nad) fo wenig identifh, daß, umfaßte die Ortspolizei⸗ 
gewalt der Gemeinden die gefammten polizeilihen Machtvolltommenheiten, welche 
in der Gemeinde und für diefelbe auszuüben wären, für die polizeilihe Thätig- 
teit des Amtes, defjen Bezirk fih aus diefen Gemeinden zufammenfegt, außer ber 
Aufſicht, fein Raum mehr bleiben würde. 

Die ortspolizeilichen Nechte Der Landgemeindebehörden beziehen ſich vielmehr, 
abgejehen von ihrer Stellung als ausführende Organe der eigentlihen Lundes- 
und Drtspolizeibehörde, zunächſt nur auf die jpeziellen örtlichen Jutereſſen, welche 
neben den Intereffen des ganzen Landes oder :Bolizeibezirkes, vom Standpunkte 
des Bedürfniſſes für die einzelne Gemeinde fich ergeben, und in Konfequenz damit 
wurde im $. 71 des Geſetzes vom 28. April 1859 den Gemeinden die Erlaffung 
von Flurordnungen und font etwa nöthigen Strafbeftimmungen bis zu 1 Thlr. 
gegen gemeinſchädliche Handlungen und Unterlafjungen nur eingeräumt, fomeit 
nicht ein Gefeg bereits eine Strafe androht, oder die dort angebrohte Strafe 
1 Thlr. nicht erreicht. . 

Der gegenwärtige Fall dagegen liegt außerhalb der auf diefe Weife gezoge- 
nen Grenzen; das Strafgebot bes 8. 7 des Gefekes vom 26. Februar 1870 bes - 
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trifft die Sagdpolizei im Allgemeinen und nicht bie Orts- oder Felbmarkpolizei 
der einzelnen Gemeinde und würbe fich deshalb unter den 8. 69 des hannover: 
ſchen Geſetzes vom 28. April 1859 auch dann nicht ſubſumiren laſſen, wenn im 
8. 11 der Amtsordnung von 10. Mai 1859 die Jagdpolizei nicht ausdrücklich 
den Aemtern zugewiefen wäre. 1, 


3. 


Stempelpflichtigkeit der Vollmacht im Privatklageverfahren. 
(Ext. des Ober-Tribunals in Berlin vom 30, Mat 1877.) 


Der Angellagte, Obergerichtsanwalt 9. in H., hatte in einer Privatklage- 
ſache Namens der Privatllägerin eine Vollmacht dem SPolizeigerichte überreicht, 
zu welcher innerhalb der gefeglihen Frift der Stempel nicht beigebracht war, 
Als Produzent in Anſpruch genommen, berief er fi darauf, daß feine Partei 
rechtzeitig durch ein Atteft des Magiftrates ihre Armuth zu den Akten nachge- 
wiejen habe, deshalb nach dem $. 6 Nr. 8 des Geſetzes vom 24. Februar 1869 
die Vollmacht Stempelfreiheit genieße. 

Die von ihm gegen das ihn wegen Stempelhinterziehung zu einer Strafe von 
6 Mark verurtheilende Erkenntniß der Straflammer des Obergerichts zu 9. er 
hobene Nichtigkeitsbeichwerbe ift von dem Ober-Tribunal zurückgewieſen. 

Sründe ; 

Zwar unterliegt es feinem Bedenken, dab die im $. 6 bes Geſetzes vom 
24. Februar 1869 aufgeführten Gründe fiir die Befreiung von ber Stempel- 
teuer, foweit überhaupt anwendbar, aud) den im Zarife zur Verordnung vom 
19. Zuli 1867 für ftempelpflidhtig erklärten Verhandlungen zu gut fommen und 
deshalb auch Vollmachten zur Lertretung einer Partei in einer Privatflagefache 
im Sinne des Titel 21 Abſchn. 6 der Strafprojebordnung (Poſ. 58 jenes Tarifes) 
die Stemmpelfreiheit genießen müßten, wenn darauf einer ber Befreiungsgründe 
des 8. 6, insbefondere derjenige unter Nr. 8, in concreto zutreffen follte, wie 
Angellagter dieſes daraus entnehmen will, daß er gleichzeitig mit der Privatklage 
der Ehefrau Sch. ein Armuthszeugniß des Magiftrates zu Gunſten berjelben, 
welches den Vorfchriften im $. 7 Nr. 7 des hannoverſchen Stempelgefeges vom 
30. Januar 1859 entjpricht, dem Gerichte übergeben hat. 

Allein wenn aus der Nr. 8 des 8. 6, welcher Verhandlungen, wofür die 
Stempelfreiheit armuthehalber zu bemilligen ift, von der Stempelfteuer freigiebt, 
zugleich die Befreiung der Vollmacht für das angegebene Unterjuchungsverfahren 
hergeleitet werden foll, fo könnte dieſes nur mittelft des Nachweiſes gejchehen, 
daß die Vollmacht einen Beſtandtheil des Privatllageverfahrens bildet und für 
diefes die Stempelfreiheit armuthahalber bewilligt werden müßte, oder daß bie 
Vollmacht eine jelbftftändige, in ſich abgeſchloſſene Verhandlung bildet, welche bei 
nachgewieſener Armuth des Ausftellers dem Stempel nicht unterliegt. 

Hartmann, Zeitſchrift. Band IV. Heft 3. 19 
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Diefer Nachweis aber läßt ſich aus dem Gejege nicht erbringen. 

Dem Berufungsridhter ift darin beizutreten, daß Nr. 8 a. a. D. eine im 
Geſetze begründete Befugniß vorausfegt, Stempelpflichtigen wegen ihrer Armuth 
die Befreiung von der Stempeltare zu gewähren, wie ſolche 3.8. nad) bem$.61 
Nr. 1 der bürgerlichen Prozeßordnung für Hannover vom 8. November 1860 zu 
Gunſten derjenigen befteht, welche zum Armenrechte verftattet worden find; es 
bat aber dadurch feine neue, bis dahin nicht beftandene Gremtion ober bie Be 
fugniß zur Verwilligung einer ſolchen geſchaffen werben follen. 

Mag hierüber der Wortlaut vielleicht einige Zweifel laſſen, welche in ben 
Vormaterialien des Geſetzes Feine ausreichende Löfung finden, fo ergeben doch 
die Verhandlungen zu dem gleidhartigen Geſetze vom 5. März 1868 für bie Res 
gierungsbezirte Kafjel und Wiesbaden (G.⸗-S. ©. 185), das in bem $. 2 Rr. 8 
daſelbſt eine der gegenwärtigen ganz gleichlautende Beftimmung enthält, genügende 
Aufklärung. 

Sowie überhaupt die Tendenz bei allen dieſen Geſetzen bervortritt, eine 
Gleichſtellung der neu erworbenen mit den alten Zanbestheilen in Beziehung auf 
jene Steuer, ſoweit thunlich, herbeizuführen, jo wurde auch ber Befreiungsgrund 
Nr. 8 in dem Kommiſſionsberichte des Abgeordnetenhaujes (Drudjahen ber 
Seffion von 1867 Bd, 4 Nr. 339 S. 9) ohne Widerfprud dahin aufgefaßt, daß 
damit die Vorſchrift im $. 3 litt. b. bes Stempelfteuergejeßes vom 7. März 1822, 
wonach gerichtliche Verhandlungen, wofür die Sportelfreiheit armuthshalber be 
willigt worden, auch die Stempelbefreiung genießen, in einer den veränberten 
Verhältnifien analogen Weife reproduzirt werde. 

Der Berufungsrichter verlangt deshalb mit Recht ein Geſetz, welches für 
Verhandlungen in Privatllagefahen die Stempelfreiheit armuthshalber zuläßt. 
Ein ſolches befteht aber weder für Privatllagefahen, noch für Unterfuhungen 
überhaupt; daſſelbe würde auch des Gegenftandes ermangeln, weil nach dem $. 12 
der Verordnung vom 30. Auguft 1867, betreffend die Gerichtskoſten in Straf 
ſachen für die Landestheile, in welchen die Strafprogeborbnung vom 25. Juni 
1867 gilt, in gerihtlihen Unterfuhungen, außer den Säten des Gerichtskoſten⸗ 
tarifes, fonftige Gebühren, namentlich Stempel, nicht erhoben werden, daher aud) 
eine Befreiung von demfelben wegen Armuth nicht eintreten kann. 

Nah diefer Seite hin muß fi daher die Bedeutung der vorliegenden 
Armuthsbeiheinigung auf die Entbindung der Partei von der Einzahlung bes 
nad) dem 8. 492 der Strafprozeßordnung vom 25. Juni 1867 zu leiftenden 
Koſtenvorſchuſſes beſchränken. 

Eine Befreiung der Vollmacht aus eben jenem 8. 12 der Verordnung vom 
30. Auguſt 1867 für die Partei, ſei es der Privatkläger oder der Beſchuldigte, 
berzuleiten, würbe vorausfegen, daß die Vollmacht des Anmwaltes einen Beſtand⸗ 
theil der Verhandlungen bilde, welche den Gerichtskoften unterliegt und durch 
biefe gebedt wird. 

Diefes ift jebod nicht der Fall. Die Bevollmähtigung des Vertreters oder 
Vertheidigers vollzieht fih außerhalb ber Gerichtsverhandlungen; Beftandtheil der 











Entfheidungen und Erlaffe von Gerichten und anderen Behörden. 283 


legteren bildet nur die Produktion der Urkunde, wodurch dem Richter das aus 
dem Vollmachtsvertrage entipringende Mandatsverhältnig nachgewieſen wer 
den joll. 

Ebenjowenig trifft ber weitere Gefichtspunft zu, daß die Vollmadhtausftels 
lung eine felbftftändige Verhandlung bilde, welde bei nachgewieſener Armuth 
bes Ausftellers feiner Stempelpfliht unterliege. Denn zu allen Urkunden muß 
nad dem $. 5 der Verordnung vom 19. Suli 1867 der Stempel unmittelbar 
verwendet oder innerhalb 14 Zagen in Natur nachgebracht werden, und abge- 
fehen von Verhandlungen, welche, vor einer öffentlichen Behörde ſich vollziehen 
und bier außer Betracht bleiben, beftehen für den Privatverkehr keine Einrich- 
tungen, weldhe eine der wirklichen Verwendung vorausgehende Prüfung ber Ver- 
mögensverhältnifje und eine daraufhin eintretende Befreiung geftatten. In einem 
ſolchen Falle bleibt vielmehr nur ber durch ben 8. 33 der Verordnung vorge 


zeichnete Ausweg übrig, daß, unter Nachweiſung der Armuth, die Küderftattung 


des gezahlten Betrages bei der zuftändigen Behörde betrieben wird. 1 


32. 


Viarf Brandenburg. Wirkung des Audtritted aus der evangeliihen Landes- 
firhe in Bezug auf die Parochiallaſten. 
(Ext. des: Ober-Tribunals in Berlin vom 18. Juni 1877.) 


Die Nichtigkeitsbeſchwerde macht, ſoweit biefelbe hier von Intereſſe ift, dem 
Appellationgrichter zum Vorwurfe, durch die Annahme, daß die ftreitigen Laften 
nad) dem Provinzialrechte von den Klägern zu tragen find, weil fie im Bezirke 
der Verklagten wohnen, die 38. 4 und 5 ber Fleden-, Dorf: und Aderordnung 
vom 16. Dezember 1702 (Mylius Th. V. Abth. III. C. I. ©. 227. folg.), die 
Nr. 10 der Generalkonzeſſion für die von der Gemeinfhaft der evangelifchen 
Landeskirche fi) getrennt haltenden Zutheraner vom 23. Juli 1845 (6.6. ©. 516), 
die 88. 3 und 4 des Gefeges vom 14. Mai 1873, betreffend den Austritt aus 
der Stiche, ben 8. 31 Nr. 6 der evangelihen Sirchengemeinde- und Synodal⸗ 


ordnung vom 10. September 1873 und den Art. 9 des Gejeges vom 25. Mai, 


1874, betreffend den Allerhöchſten Erlaß vom 10. September 1873 über die Ein: 
führung einer evangelifchen Kirchengemeinde- und Synodalordnung ꝛc., verletzt 
zu haben. Sie vermeint, daß die Anwendung des Provinzialgejeges ausgeſchloſſen 
ift, weil dafjelbe duch die Nr. 10 der Generaltonzeffion, die 88. 3 und 4 des 
Geſetzes vom 14. Mai 1873 und jedenfalls durch Art. 9 des Geſetzes vom 25. Mai 
1874 und 8. 31 Nr. 6 des Allerh. Erlafjes vom 10. September 1873 aufgehoben 
worden. 

Stellt daher die Nichtigkeitsbeſchwerde nicht in Frage, daß, wie der Appel- 
lationsrichter angenommen hat, die 88. 4 und 5 ber Fleden-, Dorfs und Ader- 
ordnung vom 16. Dezember 1702 die Beitragspflicht zu den Pfarrbaukoſten ohne 
Unterſchied der Religion von dem Wohnfige im Pfarrbezirte abhängig machen 

19° 





284 Entfheidungen und Erlafje von Gerichten und anderen Behörden. 


und provinzialrechtlich dafjelbe in Anfehung der Umzugskoſten der Pfarrer gilt 
To kann e8 ſich nur fragen, ob das Provinzialrecht durch die vorangeführten 
gejeglihen Beftinnmungen aufgehoben worden it? Dieſe Frage mußte jedoch vers 
neint werben. 

Die Nr. 10 der Generalkonzeſſion vom 23. Juli 1845 bejagt: 
in Anfehung der Verpflihfung zu ben aus ber Paro hialverbindung fließenden 
Laften und Abgaben foll auch bei den fi) von der evangelifhen Landeskirche 
getrennt haltenden Zutheranern die Vorſchrift des 8. 261 Zit. 11 Thl. II. des 
A. L.-R. zur Anwendung kommen, ſoweit nicht nad Provinzialgejegen ober 
befonderem Herkommen dergleihen Abgaben aud von Nichtevangelifhen an 
evangelifche Kirchen oder Pfarreien und umgekehrt zu entrichten find, 

Beruht nun, wie der Apellationsrichter unangefocdhten angenommen bat, bie 
Verpflichtung nad) märkiſchem Provinzialrehte zu den Pfarrbautoften und den 
Pfarrerumzugskoſten beizutragen, nicht auf der Kirchengemeindemitgliebichaft, der 
.Konfeffion, wie im $. 261 Tit. 11 Thl II. des N. 2..R- vorausgejegt wird, fon 
dern unabhängig von berjelben auf dem Wohnfige im Pfarrbezirke, fo liegt damit 
der Ausnahmefall der Nr. 10 der Generalkonzeſſion vom 23. Juli 1845 vor. Es 
ift dies auch in Betreff der Beitragspflicht der Lutheraner, die fi von ber evans 
geliſchen Landeskirche getrennt halten, zu den Pfarrbaukoſten bereits in dem Er: 
kenntniſſe des Ober-Tribunals vom 20. November 1852 in Sachen Jonas wider 
die Kirchengemeinde zu Zautzke (471/1852) anerkannt worden. 

Der 8. 3 des Geſetzes vom 14. Mai 1873 über den Austritt aus der Kirche 
beftimmt in dem hier nur in Betracht kommenden erften und dritten Abjage: 

Die Austrittserllärung bewirkt, daß der Ausgetretene zu Leiftungen , welde 
auf der perfönlichen Kirchen: oder Kirchengemeindeangehörigteit beruhen, nicht 
mehr verpflichtet wird. 

Leiftungen, melde nit auf ber perſönlichen Kirchen: oder Kirchenge⸗ 
meindeangehörigkeit beruhen, insbefondere Leitungen, welche entweder kraft 
bejonderen Ntechtstiteld auf beftinmten Srundftüden haften, oder von allen 
Srundftüden des Bezirkes, oder doch von allen Grundſtücken einer gewiſſen 
Klafje in dem Bezirke ohne Unterjchied des Beſitzers zu entrichten find, werden 
durch die Austrittserflärung nicht berührt. 

Sodann heißt es im 8.4 a. a. O.: 

Perſonen, welche vor dem Inkrafttreten des gegenwärtigen Geſetzes ihren 
Austritt aus der Kirche nah den Vorfchriften der bisherigen Geſetze erklärt 
haben, follen vom Tage der Geſetzkraft dieſes Geſetzes ab zu anderen, als den 
im dritten Abfage des 8. 3 bezeichneten Leiftungen nicht ferner herangezogen 
werben. 

Werden nach dem Abfage 3 des 3.3 a. a O. Leiftungen, welche nicht auf 
der perſönlichen Kirchen- oder Kirchengemeindeangehörigfeit beruhen, buch bie 
Austrittserflärung nicht berührt, jo hat das Geſeß vom 14. Mai 1873 in den 
unabhängig von der Religion auf dem Wohnfige beruhenden Verpflichtungen 
nichts geändert. Es iſt felbitverftändlich, daß Durch den Austritt aus der Kirche 
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nur ſolche Verpflichtungen betroffen werben können, welde in der Mitgliedſchaft 
ber Kirchengemeinde ihre Grundlage haben. Die entgegengefegte Annahme der 
Nichtigkeitsbeſchwerde, welche davon auszugehen fcheint, daß das Gefek vom, 
14. Mai 1873 alle ihrer Natur nad; perfönlihen Laften für den Ausgetretenen 
aufhören laffe, würde darauf hinauslaufen, daß das in Rede ftehende Geſetz das 
Grundſyſtem der Leiftungen abgeändert habe. Es bedarf Feiner Ausführung, 
dab es nicht der Zwed des Geſetzes geweſen fein kann, die Grundlage ber Ver- 
pflihtung überhaupt zu ändern und die Verpflichtungen an die Mitgliedſchaft 
der Kirchengemeinde zu knüpfen, während in ber Mark die Verpflichtung zu Bei⸗ 
trägen zu den Koften von Kirchen- und Pfarrbauten und bes Umzuges des 
Pfarrers auf dem Wohnſitze beruht. 
Laſſen die Worte im $.3 Abſ. 1 a. a. O.: 
„Leiſtungen, welche auf ber perſönlichen Kirchen: oder Kirchengemeinde⸗ 
angehörigkeit beruhen,“ 
feinen Zweifel darüber, daß das Geſetz nur von der Angehörigkeit der Kirche 
oder Kirchengemeinde und den auf diefer Grundlage ruhenden Leiftungen aus» 
geht, fo fteht auch die Entſtehungsgeſchichte Des Befeges der Unnahme der Nichtig- 
keitsbefchwerde entgegen, daß die auf dem Wohnfige im Pfarrbezirke beruhenden 
Leiſtungen durch den Austritt der Kläger aus der unirten Kirchengemeinde zu 
Brieſt und Frebersdorf betroffen worden feien. 
Die Negierungsvorlage hob in den Motiven ausdrüdlich hervor: 
daß der Entwurf unterjcheide, je nachdem die Laften lediglich auf dem Baro- 
ialverbande beruhen oder andere Rechtstitel zur Grundlage haben, 
und bezeichnete es als ſelbſtverſtändlich, daß die lekteren, zu denen beifpielsweije 
Reallaften, Kommunallaften, Patronatslaften gehören, durch den Austritt aus 
der Kirche nicht berührt würden. Die im Landtage gepflogenen Verhandlungen 
geben aud keinen Anhalt dafür, daß die gefeßgebenden Faktoren von anderen 
Gefitspunkten ausgegangen find. Es ift im Gegentheile in ber Vorlage der 
Kommiſſion des Abgeordnetenhaufes, welche das Geſetz in feiner gegenwärtigen, 
auch von dem Herrenhaufe ohne Kommifjionsberatfung im Plenum angenom- 
menen Faſſung vorgeichlagen hatte, das Amendement: 
„die privatrechtlichen Laſten beftehen zu laſſen und die öffentlich-rechtlichen durch 
den Austritt in Wegfall zu bringen“, 
deshalb abgelehnt worden, weil das Geſetz ficherlich nicht der Ort fei, das Grund: 
ſyſtem zu ändern. Wenn in der erwähnten Kommiffionsvorlage ald die Grund: 
lage, bei welder man ftehen bleiben müſſe, der Gegenfag von perfönlichen oder 
realen Verpflichtungen in Uebereinftimmung mit der Negierungsvorlage bezeichnet 
worden, jo ift man, wie der Mare Wortlaut des Abſ. 1 des $.3 a a. O. ergiebt, 
bei dieſer Unterjcheidung in Betreff der perfönlihen Verpflichtungen von ber 
Kirchen: oder Kirchengemeindeangehörigkeit, als der Grundlage der Verpflichtung 
zu perſönlichen keiftungen, ausgegangen. 
Ebenſowenig fteht der Nichtigkeitsbeſchwerde der 8. 31 Nr. 6 der Kirchen» 
gemeinde- und Synobalordnung und der Art. 9 des Geſetzes vom 25. Mai 1874, 


—— 
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betreffend die evangeliiche Kirchen: und Synobalordnung vom 10. September 
1873, zur Seite. 
Der 3.31 Nr. 6 ber eriteren beftimmt: 
In folgenden Angelegenheiten bedarf der Gemeindekirchenrath der beſchlie⸗ 
Benden Mitwirtung ber Gemeindevertretung: 
Nr.6. Bei Beihaffung der zu den kirchlichen Bebürfniffen erforder 
lihen Gelbmittel und Leiftungen, jomeit ſolche nicht nad) beftehendem 
Rechte aus den Kirchenvermögen oder vom Patrone oder von fonft 
ipeziell Verpflichteten zu gewähren find, insbefondere bei Feſtſetzung der 
auf die Gemeinde zu repartirenden Umlagen und bei Veflimmung bes 
Repartitionsfußes, welcher nach Maßgabe direkter Staatöfteuern oder 
am Drte erhobener Rommunalfteuern fejtgefegt werden muß. 


In Beziehung auf $. 31 Nr. 6 a. a. O. heißt es im Abjage 3 des Art. 3 
des Gejeges vom 25. Mai 1874: 

Belhlüffe über Umlagen auf die Bemeindeglieder können erft dann voll: 
ftredt werden, wenn fie von der Staatsbehörde für vollftredbar erflärt wor- 
den find. 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde vermeint zwar, daB unter den fonft ſpeziell Ver⸗ 
pflihteten einzelne kraft eines fpeziellen Rechtstitels Verpflichtete zu verftehen 
jeien, ber Appellationsrichter das Provinzialgeſetz falſch anmwende, dieſes letztere 
jedenfalls durch den $.31 Nr. 6 der Kirchengemeinde: und Synodalordnung und 
Art. 9 des Geſetzes vom 25. Mai 1874 aufgehoben worden ſei. Die Nichtigkeits⸗ 
bejhwerde giebt indeß dem $. 31 Wr. 6a a. O. eine ihm nicht innewohnende 
Tragweite. Der $. 31 Nr. 6 a. a. D. hat bezüglich der Verpflichtung zu kirch⸗ 
lihen Zeiftungen das beftehende Recht in feiner Weife geändert. Unter den 
jpeziell Werpflichteten find auch diejenigen begriffen, deren Verpflichtung auf dem 
Wohnfige im Pfarrbezirke ohne Unterfchied der Religion beruht. Der 9.31 Nr. 6 
a. a. D. regelt nur das durch die neue Kirchengemeindeordnung den Gemeinde- 
organen beigelegte Recht, Umlagen zu befchließen, welche über die gegenwärtig 
beftehenden eigentlichen Parodialabgaben hinausgehen. Diefe Umlagen auf die 
Gemeinde follen nah Maßgabe direkter Staatsfteuern ober am Orte erhobener 
Kommunalfteuern erfolgen. Daß dies neue Recht und die Art jeiner Ausübung 
lediglich Gegenftand des 8. 31 Nr. 6 ift, ift von dem Kommiflar der Regierung 
bei der Berathung des Geſetzes vom 25. Mai 1874 ausdrüdlich hervorgehoben 
(Stenographifche Berichte Über die Sigungen des Abgeorbnetenhaufes ©. 1370) 
und dabei bemerkt worden: 

daß nah dem gegenwärtigen Rechte die abminiftrative Exekution auf ſolche 
Abgaben fich befchränte, welche aus dem Parochialnerus fließen, und daß für 
die über’ die gegenwärtig beftehenden eigentlichen Parochiallaſten hinausgehen- 
den Abgaben und Umlagen gleihfälls die abminiftrative Hilfe des Staates 
gewährt werden Toll, vorausgejeßt, daß bei der Kognition des Falles ftaat- 
licherſeits Anftände nicht gefunden und erhoben werben. 
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- Heißt e8 auch im Art. 9 des Geſetzes vom 25. Mai 1874: 

Ale diefem Gejege und dem eriten Abfehnitte der Kirchengemeinde und 
Synodalordnung entgegenftehenden Beltimmungen, mögen diefelben im Allge⸗ 
meinen Landrechte, in Provinzialgefegen oder in Lokalgeſetzen und Lokalord⸗ 
nungen enthalten, oder durch Obſervanz oder Gewohnheit begründet fein, 
treten mit dem 1. Juli 1874 außer Kraft, 

jo kann fi) die Nichtigfeitsbejhwerde doch auf den Art. 9 a. a. O. nicht berufen, 
da ber 8. 31 Nr. 6 das beftehende Recht für die bisherigen Verpflichtungen in 
Kraft läßt. 


33. 


Die Stenerfreiheit der vormald reichsunmittelbaren Standeöherren eritredt ſich 
nicht auf perſönliche Kirchenabgaben. 


(Erk. des Ober-Tribunals in Berlin vom 18. Juni 1877.) 


Die Annahme des Appellationsrichters, daß der Verklagte als ehemals reichs⸗ 
unmittelbarer Standesherr nicht von den ordentlichen Kirchenfteuern befreit fei, 
tft gerechtfertigt. Daraus, daß nad dem Art. XIV. der deutſchen Bundesakte 
vom 8. Juni 1815 die Standesherren und ihre Familien bie privilegirtefte Klafje 
im Staate, insbeſondere in Anfehung der Befteuerung, bilden, folgt nichts dafür, 
ob und für welche Klaffen von Steuern diefelben eximirt find. Der $. 4 der 
Verordnung vom 21. Juni 1815 und der $. 13 der Inftruftion vom 30. Mai 
1820 fihern ihnen die Freiheit von ordentlichen Berfonalfteuern zu. haben hier⸗ 
mit aber nur Staatsfteuern im Auge, wie fih aus dem ganzen Zufammenhange 
diefer Geſetzesvorſchriften ergiebt. Das Erkenntniß des Ober-Tribunald vom 
8. September 1851, in Sachen des Fürften B. T. wider die Schulgemeinde zu %., 
bat die Echulbeiträge von der Steuereremtion der Standesherren ausgejchloffen, 
und fi) hierüber auf den $. 32 der Inſtruktion vom 30. Mai 1820 bezogen. 
Derjelbe Grund trifft hier zu. Wenn nach dem gedachten $. 32 die Kommunal⸗ 
fteuern nicht unter diejenigen Steuern fallen, für welde im 8. 13. die Eremtion 
zugeſichert ift, jo dürfen unter letztere noch weniger die Kirchenfteuern begriffen 
werden. Die Annahme des Appellationsrichters enthält aljo nicht die gerügte 
Verlegung der vorgenannten Geſetze. 


34, 
Deffentlihe Flüſſe. 


(Ext. des Ober-Tribunals in Berlin von: 19. Aprit 1877.) 


Der Kläger, Gutsbefiger H. zu Bagbohnen, hat gegen den landesherrlichen 
Fiskus mit dem Antrage gellagt: 
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anzuerkennen, daß Kläger innerhalb der Grenzen feiner, im Dorfe Bagbohnen 
belegenen Grundftüde Eigenthümer der Angerapp, als eines Privatfluffes, 
bis zur Mitte fei, und daher der Verklagte nicht beredtigt, die Fiſcherei-, 
Rohr⸗, Binfen und Grasnugung innerhalb diefer Grenzen ferner zu verpachten. 

Der Verklagte erhob unter Anderem den Einwand, daß die Angerapp, weil 
fie auf einer Strede nad) ihrem Austritte aus dem Mauerfee, bezw. vor ihrer 
Vereinigung mit der Infter, von Natur jhiffbar, ein öffentlicher Fluß fei. Die- 
fen Einwand erachtete das Kreisgericht zu Gumbinnen, nachdem duch bie Be— 
weisaufnahme feftgeftelt worden, daß die Angerapp unmittelbar nad ihrem Aus- 
tritte aus dem Mauerfee, auf einer Strede von etwa einer halben Stunde 
Fahrzeit, allerdings von Natur ſchiffbar iR, auf Grund des Plenarbeſchluſſes 
vom 3. Juni 1867 für begründet und wies den Kläger ab. 

Das Appellationsgericht zu Infterburg verurtheilte Dagegen ben Berflagten 
nad) dem Klageantrage, indem es den Uınftand, daß bie Angerapp nad ihrem 
Austritte aus dem Mauerfee, und, während fie auf einer Strede von mehr als 
10 Meilen an feiner Stelle ſchiffbar, demnächſt vor ihrer Bereinigung mit Der 
Inter wieder fhiffbar fei, auf Grund des nämlichen Plenarbefchluffes von: 
3. Juni 1867 nicht für genügend erachtete, um diejelbe als einen öffentlichen 
Zluß anzufehen. 

Die von dem Verflagten hiergegen eingelegte Nichtigkeitsbeſchwerde macht dem 
Appellationsrichter den Vorwurf, durch dieſe feine Annahme die 8%. 38—41 
Tit. 15 Thl. II. des A. L-R., den in dem Plenarbeſchluſſe vom 3. Juni 1867 
ausgebrücten, ſowie den Rechtsgrundſatz: 

Die nur in beftimmten Streden von Natur ſchiffbaren Flüffe haben die Eigen— 
ſchaft öffentlicher Flüffe im Sinne des $. 38 a. a. D. in ihrem ganzen Laufe 
von dem Punkte ab, wo zuerft die natürliche Schiffbarkeit eintritt, 
verlegt zu haben. 
Die Nichtigfeitsbejchwerbe ift jedoch vom DOber:Zribunal zurüdgemiejen. 
Gründe: 
Der von dem Appellationsrichter, gleihwie von ber Nichtigkeitsbeſchwerde 
für ihre entgegengejegte Anficht bezogene Plenarbeſchluß vom 3. Juni 1867 
(Entjeidungen Bd. 58 ©. 1; Präj. Nr. 2748 Sammlung der Präjubizien 
Chl. III. ©. 21) lautend: . 
Die von Natur ſchiffbaren Ströme und Fläffe find nur von dem Punkte an, 
mo dieſe Schiffbarkeit beginnt, als öffentliche im Sinne der 88. 38 Tit. 15 
und 21 Tit. 14 Thl. 11. des N. L.R. anzufehen, 
könnte allerdings der Auffaffung Raum geben, daß ſolche Ströme und Zlüfe, 
von dem Punkte des Beginnes ihrer Schiffbarkeit ab, jedenfalls abwärts in igrem 
z unteren Laufe als öffentliche anzufehen fei. 
Di Dies hat aber der Plenarbeſchluß keineswegs ausfprehen wollen Denn 
derfelbe ift in Folge des zwiſchen den Anfichten zweier Senate entftandenen Rons 
flittes lediglich zur Befeitigung des früheren Präjudizes des dritten Senates 
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vom 22. November 1850 Nr. 2253 (Sammlung der Präjudizien Thl. II. ©. 69), 
dahin lautend: . 

Flüffe, die auch nur theilweife von Natur Ihiffbar find, find in ihrer ganzen 

Ausdehnung als öffentliche Flüffe (Ströme) im Sinne der 88. 38, 39 Tit. 15 

Thl. II. anzufehen, 

ergangen, bat aljo nur feftfeten wollen, dab von Natur fhiffbare Flüffe und 
Ströme nicht ſchon von ihrem Urfprunge, ihrer Duelle ab, fondern erft von dem 
Punkte des Beginnes ihrer Schiffbarkeit ab öffentliche feien. Dies ergiebt ſich 
unzweibeutig aus den Motiven des Bejchluffes, in Zufammenhaltung mit der 
vorangeſchickten Sahdarftellung, ſowie aus dem Worte „nur“ in der Meberfchrift, 
durch welches unverkennbar hat ausgebrüdt werben follen, daß, gegenüber bein 
früheren Präjudize, ſchiffbare Flüffe und Ströme nicht ſchon von ihrer Duelle, 
fondern „nur“, d. h. „erſt“ von dem Punkte ihrer Schiffbarkeit ab als öffent- 
liche anzufehen feien. Jeder biesfällige Zweifel aber wird ausgefchloffen durch 
das, im Juftiz-Minifterialblatt von 1867 abgedruckte Protokoll über die Plenar- 
berathung vom 3. uni 1867, wo e8 ©. 332 heißt: 
Endlich wird noch bemerkt, daß auf die Nebenpuntte, welche in Bezug auf bie 
Schiffbarkeit der Ströme in Frage fommen könnten, 3. B. auf Unterbrehung 
der Schiffbarkeit durch die natürliche Beſchaffenheit des Flußbettes 2c., feine 
Rückſicht bei dem heutigen Beichluffe zu nehmen geweſen, weil in diefer Be— 
ziehung ein Konflift noch nicht entftanden ac. 

In dem vorliegenden Falle hat der Appellationsrichter, theils als unbeftritten, 
theils als notorifh, theils auf Grund des erhobenen Beweifes, unangefochten 
thatſächlich feftgeftellt: 

daß die Angerapp nad) ihrem Austritte aus dem Mauerfee, dem fie entjpringt, 

in ihrem weiteren Laufe bis zur Stadt Angerburg und durch dieje hindurch 

bis zum Gerichtsgebäude, auf einer, nicht mehr in den Grenzen des Dlauerfees, 
ſondern im wirklichen Slußgebiete liegenden Fläche von etwa einer halben 

Stunde Fahrzeit, jowie ferner von der Stadt Infterburg ab bis zu ihrer 

Vereinigung mit der Infter, auf einer Strede von ungefähr einer Biertelmeile, 

von Natur fhiffbar ift; 
in gleiher Weife aber auch feftgeftellt: 

daß die Angerapp zwifchen den vorgedachten beiden Streden, d. i. zwiſchen den 

Städten Angerburg und Infterburg auf einer Strede von mehr als 10 Meilen, 

an feiner Stelle jchiffbar if, d. h. in Folge des geringen Ouantums Waſſer 

weder mit beladenen Kähnen, noch mit Dampfſchiffen und anderen Schiffes 
gejäßen befahren werden Tann und befahren wird, 

und daß auf biefer legteren Strede das Dorf Bagbohnen und die dazu ge 

börigen Brundftüde des Klägers belegen find. 

Nach diefen Fefftellungen wird der vorliegende, allerdings wohl nur ſeltene 
Fall durch den Plenarbefhluß vom 3. Juni 1867 nicht unmittelbar betroffen, 
im Gegentheile davon ausgefchloffen. Das hindert indeß nicht, mit dem Appella- 
tionsrichter auf die leitenden allgemeinen Grundfäge des Beſchluſſes, insbefondere 
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darauf zurüdzugehen, was nad) ben landrechtlihen Grundſätzen unter einem 
öffentlichen Fluffe, bezw. Strome zu verftehen ift. 

In dieſer legteren Beziehung ift in den Motiven bes Beihluffes aus ben 
legislatorifchen Vorarbeiten zum A. %:R. eingehend dargelegt, dab, gerade um 
die, aus den unfiheren und ſchwankenden Begriffsbeftimmungen eines öffent- 
lihen Zluffes, bezw. Stromes nad) römiſchem, beutihem und gemeinem Rechte 
bervorgegangenen, vielen Rontroverjen zu bejeitigen, die Abſicht bei der Redaktion 
dahin gegangen ift, durch die Vorfchrift des $. 38 Tit. 15 Thl. IL, lautend: 

Die Nugungen folder Ströme, die von Natur jhiffbar find, gehören zu 
den Regalien des Staates 

die natürlihe Sciffbarkeit eines Fluffes, bezw. Stromes als das ent- 
ſcheidende Kennzeichen feiner Oeffentlichkeit feftzuftelen, indem dabei ber 
Nugen, der dem Staate aus der Schifffahrt auf ſolchen Gewäſſern, gleihwie aus 
dem Verkehre auf den Land: und Heerſtraßen zufließt (8. 21 Fit. l4 a. a O.), 
als der wejentlihe Grund, fie dem gemeinen Eigenthume des Staates zu über- 
meifen, anzufehen, wogegen ein ftaatliches Interefje nicht gefunden iſt, Gewäſſern, 
welche der Schifffahrt nicht dienen, den privatrechtlichen Karakter zu verfagen. 

Die natürlihe Schiffbarkeit eines Gewäſſers ſelbſt aber ftellt fi unzmeifel- 
baft lediglich als eine Thatſache dar, welche in jedem einzelnen Falle nad) der 
Menge des fließenden Waſſers, nad) der Beichaffenheit des Flußbettes, des Ufers 
und nad den fonft etwa noch obmaltenden thatfählihen Umftänden unfchwer 
durch Einnahme des Augenfcheines, Gutachten von Sachverſtändigen ꝛc. zu er: 
mitteln und feftzuftellen if. Wenn in den Motiven des Beſchluſſes angeführt 
ift, daß man, bei dem Mangel der natürlihen Schiffbarkeit, nicht um ber bloßen 
Kontinuität der Wafferläufe willen auch die nicht ſchiffbaren Theile derfelben für 
öffentliche erklären könne, jo ift diefe Anführung, nad) der bargelegten Trag- 
weite bes Beſchluſſes, an fi zwar auf die, vom Beginne bes Punktes ber 
Schifffahrt aufwärts bis zur Duelle zurüdgelegenen Theile zu beſchränken. 
Allein der Grund jelbft, auf welder die Anführung beruht, trifft, fobald die 
Thatſache der Sciffbarkeit als die rechtliche Vorbedingung ber Oeffentlichkeit feft- 
gehalten wird, in ganz gleicher Weile au auf die, abmärts diefes Punktes 
weiterhin gelegenen unteren Theile zu. Iſt ein folher Theil nicht ſchiffbar, jo 
ift er eben wegen dieſes Mangels aud nicht öffentlih im Sinne des bezogenen 
8. 38. Eine Betätigung findet diefe Annahme in den 88. 40 und 41 a. a. O. 
Nahdem nämlich im $. 40 beftimmt worden, daß der Staat, falls er die Schiff 
barmadung eines Privatflufjes dem gemeinen Beften zuträgli finde, den bis, 
berigen Eigenthümer für die dadurch verlorenen Nugungen entihäbigen müſſe, 
ſchreibt der $. 41 vor: 

Uebrigens gehen durch die Schiffbarmahung eines SPrivatfluffes bie Eigen: 
thumsrechte, ſoweit diefelben mit der nunmehrigen Beflimmung bes Fluffes 
beftehen können, nod nicht verloren 

Aus dieſen Vorfehriften ift der Grundfah zu entnehmen, daß ein Privatfluß, 
falls er im Interefje der Schifffahrt nur zum Theile ſchiffbar gemacht worden, 
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dadurch in feinem nicht fchiffbar gemachten Theile feinen bisherigen privatrecht- 
lichen Karalter noch nicht verliert, mit anderen Worten: daß die durch die Schiff: 
barmachung bergeftellte Deffentlichteit defjelben eben nur jo weit geht, als bie 
nunmehrige Sciffbarkeit jelbft. 

Diefer Grundſatz hat auch bereits in dem, durch den Plenarbeſchluß nicht 
berührten Präjudize Nr. 2162 vom 13. Dezember 1849 (Sammlung der Präs 
judizien Th. IL S. 69) dahin Ausdrud gefunden: 

Iſt ein bisheriges Privatgewäfler nur auf einer beftimmten Strede 
ſchiffbar gemacht worden, jo hört der übrige, nicht ſchiffbar gemachte Theil 
befielben nicht auf, Privatgewäfler zu jein. 

Auch die Befegreviforen nehmen (Penfum XII ©. 202) an, daß, da bie 
Deffentlichteit jeines Fluffes von deſſen Schiffbarkeit abhänge, jene fih nicht 
weiter, als dieſe, erftreden könne. 

Ebenfo kommt die, zur Widerlegung des Präjubizes vom 22. November 1850, 
in dem Minifterium für Handel und Gewerbe ausgearbeitete, vom Zuftizminifte- 
rium dem Ober:Tribunal zur Kenntnißnahme mitgetheilte Denkſchrift (abgedrudt 
in der Zeitfehrift für die Landeskulturgefeßgebung Bd. 16 ©. 129) zu dem Ends 
ergebnifle, daß nad dem bezogenen $. 38 öffentliche Flüffe nur die Ströme, 
joweit fie von Natur fchiffbar, feien, wobei auch das fiskalifche Gegeninterefje 
gegen die Erweiterung ber Deffentlichkeit im Sinne des Präjudizes, nicht außer 
Betracht geblieben ift. 

Ohne darauf, daß das bayerifhe Geſetz über die Benugung des Waffers im 
8. 2 beftimmt: 

„Als Öffentliche Flüffe werben diejenigen betrachtet, welche und ſoweit 
fie zur Schifffahrt oder zur Floßfahrt mit gebundenen Flößen dienen” (vergl. 
Bluntſchli, deutjches Privatrecht $. 75 Anm. 2) 

befonderes Gewicht zu legen, tft endlid in ber vorgedachten Denkſchrift noch 
eingehend dargelegt, daß die darin vertheidigte Anficht, als der landrechtlichen 
Vorſchrift entſprechend, auch bei der legislativen Vorberathung des Geſetzes über 
die VBenugung der Privatflüffe vom 28. Februar 1843 — was in dem Schluß: 
fage der Motive des Plenarbefihluffes gleichfalls anerkannt ifl, — feftgehalten 
worden ſei, daß aber durch die entgegengefegte Auffaffung des Präjudizes vom 
22. November 1850 dieſes Geſetz, welches die Verwendung des fließenden Waflers 
„zur Verbeſſerung ber Bodenkultur” zu erweitern bezwede, grade nach biejer 
Richtung hin in feiner Anwendbarkeit ſehr beſchränkt werden würde, indem dann 
die Zahl der Privatflüffe, über welche das Geſetz ſich nur verhält, ſich jehr vers 
mindern müßte. Jener Endzwed des Geſetzes würde in befonders augenfäliger 
Weife vereitelt werden, wenn in dem vorliegenden Falle die Angerapp, deren 
ganzer Zauf eine Ausdehnung von wenigftens 11 Meilen hat, blos deshalb, weil 
fie gleich bei ihrem Urfprunge auf einer Strede von etwa einer halben Stunde 
Fahrzeit, und dann ſchließlich vor ihrer Einmündung in die Infter noch auf 
einer Strede von ungefähr einer Viertelmeile, von Natur fhiffber ift, gleichwohl 
aud in ber zwifthen diefen beiden Streden liegenden, diejelben um das Zehnfache 
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überiteigenden Ausdehnung, wo fie nicht ſchiffbar if, als ein, dur Die Schiff⸗ 
barkeit bedingter, Öffentlicher Fluß angefehen werden follte. 

Hiernach findet die Ausführung der Nichtigfeitsbeichwerde, daß die von dem 
Appellationsrihter lediglich nach den thatfächlihen Verhältnifien gemachte Unter- 
ſcheidung zu minutiöfen Unterfuhungen führen würde, in den thatſächlichen Um- 
ftänden des vorliegenden Falles, was insbefondere die Nichtſchiffbarkeit der 
Angerapp betrifft, ihre Widerlegung. Sie ift aber auch im Prinzipe nicht ans 
zuerfennen, da lediglich die Abficht des Geſetzes entjcheidend if, und es nicht 
weiter darauf ankommt, ob die Anwendung deſſelben zu minutiöſen Unter⸗ 
ſuchungen führt. 

Wenn die Nichtigkeitsbeſchwerde ferner geltend macht, daß die Unterſcheidung 
des Appellationarichters ſogar dahin führen würde, daß Strecken eines Fluſſes 
zeitweilig für öffentliche, zeitweilig für nicht öffentliche erklärt werden müßten, 
und daß nur grade die Fahrſtraße im Fluſſe für öffentlich, das zur Seite liegende 
flachere Waffer aber für nicht öffentlich zu erachten fein würde, fo entipricht bie 
erſtere Unterſcheidung, wonach in dem vorliegenden Falle die Angerapp in Bes 
ziehung auf ihre beiden, von Natur ſchiffbaren Stellen als öffentliher, in Be— 
ziehung auf die zwiſchen Liegende, nicht ſchiffbare Strede aber als Privatfluß 
anzusehen ift, vollkommen ber dargelegten richtigen Auslegung der 88. 38 Zit. 15 
und 21, Tit. 14 a. a. D., wogegen die Folgerung in der legteren Beziehung un⸗ 
zutreffend ift, da, fobald feftfteht, daß und auf welder Strede ein Fluß über- 
haupt von Natur ſchiffbar ift, dann von der ſchiffbaren Fahrftraße naturgemäß 
nicht das zur Seite liegende, an diefer Stelle ven Fluß felbft mitbildende Waffer 
getrennt und einer bejonderen Beurtheilung unterworfen werden kann, auch der 
Appellationsrichter eine hiervon abweichende Anficht in Feiner Weife zu erfennen 
gegeben hat. 

Endlich findet in der vorftehenden Ausführung auch der von der Nichtigkeites 
beſchwerde formulirte Rechtsgrundſatz, als in den Geſetzen nicht begründet, feine 
Widerlegung. 


35. 


Stempelpflichtigkeit bedingter Lieferungsverträge. 
(Erf. des Ober-Tribnnals in Berlin vom 8. Juni 1877.) 


Der Kläger, der Geh. Kommerzienrath K. in Eſſen, hat mit der nieber- 
ſchleſiſch-märkiſchen Eifenbahn-Direftion zwei Verträge — vom 25. Februar /4. März 
1875 und 5./23. März 1875 — über Anfertigung und Lieferung einer beſtimm⸗ 
ten Zahl von Gentnern Federftahl und Eifenbahnfhienen abgeſchloſſen und in 
jedem nad dem $. 9 der allgemeinen Bedingungen ſich verpflichtet, auf Verlan- 
gen Mehrarbeiten und Mehrlieferungen gleicher Art bis zum Betrage von 25 Pro- 
zent des urfprünglich vereinbarten Duantums zum Einheitspreife auszuführen und 
die Stempel zu zahlen. 
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Der Steuerfistus hat den Stempel aud von der 25prozentiger Mehr- 
lieferung berechnet und eingehoben, wogegen von dem Kläger der Rechtsweg be- 
ſchritten ift. 

Auf die Nichtigkeitsbefchwerde des Verklagten hat das Ober - Tribunal 
unter Vernichtung des Erkenntniſſes des Kammergerichtes. vom 18. Januar 1877, 
das ben Kläger mit bem Antrage auf Rüdzahlung bes Stempels abweijende Ers 
tenntniß des Stabtgerichts zu Berlin beftätigt. (Vergl. Entjeheidungen Bb. 78 
©. 245.) 

Gründe, 

Der zweite Kichter geht davon aus, dab die Verabredungen in beiden Ber: 
trägen über Mebrarbeiten und Mehrlieferungen bis zu 25 Prozent des feftverab- 
redeten Duantums von Arbeit und Lieferung fein ftempelpflichtiges Geſchäft dar⸗ 
ftellen, weil vor der Erklärung des Berechtigten, daß er Mehrarbeit, beziehungsweiſe 
Mehrlieferung verlange, fein mutuus consensus — fein vertragsmäßiges Einver« 
ſtändniß — mithin Tein Vertrag vorhanden jei. 

Die Rüge des Verklagten, daß dadurch ber Rechtsgrundſatz: 

Suspenfiv bedingte Verträge unterliegen demjelben Stempel, wie pure abge- 
ſchloſſene, 
und die Allerh. Kabinetsordre vom 19. Juni 1834 verletzt ſeien, muß als be 
gründet anerkannt werben. Der leßteren zufolge find: 

Punklationen und gerichtliche oder Notariatsprototolle über einen zu er⸗ 
tichtenden Vertrag, welche die Kraft eines Vertrages haben, und demnach eine 
Klage auf Erfüllung begründen, dem gefeglihen Vertragsftempel auch alsdann 
unterworfen, wenn darin die Ausfertigung einer förmlichen Vertragsurfunde 
vorbehalten if. 

Die betreffenden Abreden wegen Mehrlieferung bis zu 25 Prozent der feſt⸗ 
verabredeten Lieferungen geben dem andern Kontrahenten das Net, auf Er: 
fülung zu Magen, wenn ihm vom Släger die bedungene Mehrlieferung ver: 
weigert worden. Dafjelbe Recht ftand dem legteren geeigneten Falles zu, jobald 
der Mitfontrahent die Mehrlieferung gefordert und erhalten hatte. Es war aljo 
ein bedingter Vertrag über eine hinlänglich beſtimmte Mebrlieferung abgeſchloſſen, 
bem weder der Mangel eine® mutuus consensus, noch ber Mangel eines be= 
ftimmten Quantums der Lieferung enigegengejegt werden fan. Wei der Natur 
des fraglidhen Vertragsſtempels kommt es darauf nicht an, inwieweit die beding⸗ 
ten Abreden zur wirklichen Ausführung gelangt ſind oder nicht. Es iſt daher 
der Stempel mit Recht gefordert worden. 


36. 
Stempelpflichtigkeit des Darlehusverſprechens. 


(Erk. des Ober⸗Tribunals in Berlin vom 11. Mai 1877.) 


Laut notarieller Urkunde vom 7. Juni 1873 verpflichtete ſich die preußiſche 
Sypotheten:Aktien-Bant in Berlin, der Aktiengeſellſchaft „Vereinsbrauerei Ber⸗ 
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liner Gaftwirthe” ein Darlehn unter beftinmten Bedingungen zu geben. Lebtere 
klagte gegen den Fiskus auf Rüdzahlung bes von ihr eingeforderten und mit 
Vorbehalt gezahlten Stempels für Schuldverfchreibungen. 

Das Stadtgericht zu Berlin verurtheilte den verlagten Fiskus, das Kammer: 
gericht wies die Klägerin ab. 

Das Ober-Tribunal hat das Appellationsurtheil vernichtet und das erfte 
Urtheil beftätigt. 

Gründe 
Die Entfheidung des Appellationsricpters beruht auf dem Satze: 
die Verpflichtung aus dem pactum de mutuo dando gehört zu ben 
„perſönlichen Schulbverfehreibungen jeder Art”, auf welche ſich der 
Stempeltarif bezieht. 

Diefer Sa kann als richtig nicht anerkannt werden. 

Unter einer Schuldverſchreibung wird eine Urkunde verflanden, welche ein 
Schuldner über eine ihm obliegende Schuld ausftellt. Daher ift, foweit es fich 
um ein Darlehn handelt, der von dem Schuldner über ein empfangenes Dar: 
lehn ausgeftellte Schuldfhein eine Schuldverfchreibung. Eine Urkunde, welche 
ein pactum de mutuo dando zum Inhalte hat, kann dagegen für eine Schulds 
verſchreibung nicht erachtet werden. Denn, wenn auch aus ber bezüglichen Ver⸗ 
einbarung für den fünftigen Gläubiger die Verpflichtung entfteht, dem künftigen 
Schuldner dag verfprocdene Darlehn zu geben, und die in ben 88. 654 bis 660 
Titel 11 Theil I. des Allg. &-R. näher angegebenen Folgen hervorgehen, To 
enthält doch die Urkunde keine Beurkundung einer dem Verſprechenden obliegen: 
den Schuld; es foll vielmehr im Gegentheile durch die Hingabe bes Darlehns 
erft ein Schuldverhältniß begründet werden. Der das Darlehn verſprechende 
und auf Grund jeines Verſprechens verpflichtete Tünftige Gläubiger fteht daher 
zu feinem künftigen Schuldner nicht in dem Berhältniffe eines Schuldners zu 
einem Gläubiger, jondern er übernimmt eine Zahlungsverpflihtung zu dem 
Zwecke, damit der Darlehnsempfänger fein Schuldner werbe. 

Die Fafjung des Tarifes zum Stempelgefege vom 7. März 1822 kann zu 
einer anderen Auffaffung nicht führen. 

Sie lautet: 

Schuldverſchreibungen, bypothelarifhe, Pfandbriefe und perſönliche 
jeder Art. Ein Zwölftheil Prozent bes Kapitalbetrages, auf welchen 
die Verſchreibung lautet. 

Es werden alfo hervorgehoben hypothekariſche Schulbverfchreibungen und 
Pfandbriefe, aljo Dokumente, welche der Schulbner, reip. bei Darlehnen ber 
Darlehnsempfänger ausftellt. Wenn demnächft perfönlihe Schuldverfchreibungen 
jeder Art erwähnt werben, fo ift damit gemeint, daß auch ſolche Schuldverichrei- 
bungen, welche Feine Pfanpbeitellung enthalten, dem Werthftempel unterliegen, 
und daß es auf den Rechtsgrund der Schuld nicht ankommt. Vorausgeſetzt aber 
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if dabei, daß eine Schuldverfchreibung vorliegt, d. h. eine Urkunde, welche ein 
Schuldner über eine ihm obliegende Schuld ausftellt. Es berechtigt alſo auch die 
Faſſung des Tarifes zum Stempelgefege nicht zu ber Annahme, unter einer 
Schuldverſchreibung jei auch eine Urkunde zu verftehen, in welcher ſich Jemand 
verpflichtet, einem Anderen ein Darlehn zu geben. 

Da die Entſcheidung bes. Appellationsrichters fomit auf einer unrichtigen 
Auslegung des Tarifes zum Stempelgefege und ber oben allegirten 88. 654 — 660 
beruht. fo unterliegt es ber Vernichtung. 
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Wilmowski, v, und Levy. Civilprozeßordnung und Civilverfaſſungsgeſetz 
für das Deutſche Reich nebſt Einführungsgeſetzen. Mit Kommentar in 
Anmerkungen. Berlin. 1878. Verlag von Franz Vahlen. 

Der vorſtehende Kommentar, durch die vereinte Arbeit zweier bewährter 
Rechtsanwalte — von denen der erſtere auch literariſch wohl bekannt iſt — 
entſtanden, nimmt einen bevorzugt praktiſchen Standpunkt ein und führt 
durch Veranſchaulichung des Verfahrens an geeigneter Stelle auch den Un- 
geübten und Uneingeweiheten mit Leichtigkeit und Sicherheit in die neue 
Prozeßform ein. Letzteres ift insbefondere noch daduich zu erreichen verfucht 
worden, daß für die wichtigeren Prozeßoperationen Formulare — die wohl hier 
und da noch füglih abgekürzt werben können — beigefügt worden find. Die 
Einleitung zu dem Kommentare behandelt neben der Geſchichte der Geſetze 
einige allgemeinere Punkte, welche für die Anmendung ber Prozeßordnung von 
Wichtigkeit und von Intereffe find. Die Vorarbeiten der Geſetze find mit an 
gemeflener Einſchränkung benugt worden. 

Der GejammtEindrud, welchen der Kommentar macht, ift ein überaus 
günftiger. Ueberall bethätigt fich ein großer Fleiß, ein geübter praktifcher Bid 
und ein bewährter wifjenichaftiicher Sinn. Das Werk wird daher die in dem 
Vorworte angedeutete Aufgabe: : 

Erläuterung der GBejege aus ihrem eigenen Zufammenhange und aus 
den gefeßgeberifchen Vorarbeiten, möglichſt fcharfe Beleuchtung der Grund⸗ 
grenzen und Veranſchaulichung ihrer Konjequenzen u. |. w. 

in vollem Umfange erfüllen und kann dieſer Vorzüge halber in voller Ueber 

jeugung empfohlen werben. 

Ein recht gutes Juhalts⸗Verzeichniß erleichtert den Gebrauch. Drud und 
äußere Ausftattung find vortrefflich. 

Berlin, im Sanuar 1878, W. Hartmann. 


un 


Auffäße, 


Eine Streitfrage ans dem Preußiſchen Straßen: und Baufluchten- 
gefeb vom 2. Zuli 1875. 


Vom Herm Profeffor Dr. R. Gneift in Berlin. 


Das Geſetz, betreffend die Anlegung und Veränderung von Straßen und 
Plägen in Städten und länblihen Ortſchaften, vom 2. Juli 1875, enthält im 
8. 12 folgende Säge: . 

Durch Drtsftatut Tann feftgeftellt werden, daß an Straßen oder 
Straßentheilen, melde noch nicht gemäß den baupolizeilihen Beſtim⸗ 
mungen des Orts für den öffentlihen Verkehr und ben Anbau fertig 
bergeftellt find, Wohngebäude, die nad) biefen Straßen einen Ausgang 
haben, nicht errichtet werden bürfen. 

Das Ortsftatut hat die näheren Beftimmungen innerhalb der Grenze 
vorftehender Vorſchrift feitzufegen und bebarf der Beftätigung des Be- 
zirksrathes. 

Auf Grund dieſer geſetzlichen Ermächtigung iſt in einer Provinzialſtadt ein 
Ortsſtatut erlaſſen worden, welches in der Wortfaſſung dem 8. 12 des Geſetzes 
ſich möglichſt nahe anſchließt. Schon vorher hatte die Polizeiverwaltung eine 
Polizeiordnung vom 30. November 1875 erlaſſen, welche für alle künftig anzu- 
legenden oder zu verändernden Wege, Straßen oder Straßentheile die Serftellung 
von Bürgerfteigen mit Haufteineinfafjungen und Trottoirbahnen verlangt. Spe— 
die für die W—ſtraße des Orts hat die Polizeibehörde eine neue Baufluchtlinie 
an Stelle einer früheren, im Jahre 1863 normirten, feftgeftellt. 

Ein Eigenthümer beantragt bei diefer Sachlage die Ertheilung einer Bau: 
erlaubniß zur Bebauung feines Grundftüde W-ftraße Nr. 41/42. Die Polizei- 
behörde verjagt dieſen Konſens, weil die W—ftraße „noch nicht den baupolizei- 
lien Beftimmungen entfprechend fertig hergeſtellt ei", da namentlich die Bürger: 
fleige noch nicht mit Hauseinfafjungen und Zrottoirbahnen belegt jeien. Die 
Polizeibehörde verweift den Antragfteller indefjen auf eine Beftimmung des Orts: 
Ratuts, nach welcher die Bebauung geftattet werden kann, wenn ſich der Eigens 
Hartmann, Zeitjhrift. IV. Band. 4. Heft. 20 
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thümer vorher mit dem Magiftrat geeinigt hat. Der Magiftrat ftellt aber als 
Bedingung die unentgeltliche Abtretung des vor der neuen Baufluchtlinie ber 
legenen Terrains und Uebernahme der Straßenpflafterungsfoften mit einem An: 
theil von 2700 Mark. ’ 

Gegen die in diefem Sinne erlaffene Polizewwerfügung hat ber Eigenthümer 
die Verwaltungstlage erhoben. Er beftreitet die Anwendbarkeit des $. 12 a. a. O. 
auf feinen Fal Polizeibehörde und Magiftrat behaupten dagegen die Anwen 
barkeit, da die W—ftraße zu den im Sinne des Geſetzes „noch nicht fertig her⸗ 
geftellten” Straßen zu rechnen fei. 

Das Verwaltungsgericht I. Inftanz hält die Verweigerung des Baukonſenſes 
für nicht begründet, da die W—ftraße notoriſch feit langer Zeit gepflaftert, mit 
Ninnfteinen, Erleuchtung u. ſ. w. verjehen und unter Innehaltung der Vorfäriften 
ber früher geltenden Polizeiverorbnungen angelegt fei. 

Der bier hervortretende Streitpunft erfcheint neuerdings in einer Reihe von 
Verwaltungsftreitiahen und hat zu Zweifeln geführt, deren Löfung nad) der 
Faſſung des Gejeges äußerſt zweifelhaft bleibt. In dem oben angebeuteten Streit 
fall find übrigens thatſächliche Nebenpunkte abſichtlich weggelaſſen, um bie Er⸗ 
örterung auf ben jet häufig wiederkehrenden rechtlichen Streitpuntt zu be 
ſchränken. 

Legt man den Wortſinn der obigen Geſetzesſtelle zu Grunde, ſo erſcheint die 
Auslegung der Behörden eben fo zuläſſig wie ungezwungen. Die Polizeibehörde 
ift danach berechtigt zu fragen: Entſpricht die Straße den jetzt beftehenden 
poligeilihen Anforderungen an eine Straßenanlage, bezuglich der Pflafterung, 
der Rinnfteine, der Krottoirlegung 2c., und ift die in ber geſetzlichen Weife firtte 
Baufludtlinie bereits durchgeführt? Iſt dies nicht der Fall, jo kann die Behörde 
den Baukonſens verweigern, um bie jetzt beftehenden Baupolizeivorfchriften durch⸗ 
zuführen. Diefe Auslegung entſpricht durchaus dem leitenden Grundſatz der 
Bauordnungen; denn jeder Antrag auf eine Bauerlaubniß ift zu beurtbeilen nad 
Maßgabe der im Augenblid der Verfügung darüber beſtehenden Vorſchriften. 
Kein Grundeigenthümer kann ein mohlerworbenes Recht zum Bau auf Grumb 
älterer, minder ftrengerer Vorſchriften geltend machen gegenüber den im Interefle 
des Öffentlihen Wohls ergangenen neueren Vorſchriften. 

Dennoch führt diefe Auslegung zu Konfequenzen bedenklichfter Art, wenn 
man ben weiteren Sat bes Geſetzes $. 13 binzufügt: 

„Eine Entfhädigung kann wegen der nad den Beftimmungen des 
$. 12 eintretenden Beſchränkung der VBaufreiheit überhaupt nicht ge 
fordert werden.” 

Sollte es wirklich die Abficht des Geſetzgebers geweſen fein, alles Baurecht 
in den von einem ſolchen Statut betroffenen Städten lediglich von einem Be 
ſchluß der Gemeindebehörden abhängig zu machen? Sollte jede jpätere Bau- 
polizeiverorbnung, welche neue Baufluchtlinien und neue allgemeine Anforde⸗ 
rungen an eine regelrecht angelegte Straße flellt, den Erfolg haben, allen Ab- 
jagenten der längſt beftehenden Stadtftraße den Neubau ohne jede Entſchädigung 
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zu unterfagen? ober doch jeden Grundeigenthümer auf eine Einigung mit dem 
Magiftrat zu verweilen, jo daß diejer den Neubau von irgend welcher ihm ans 
gemeſſen ſcheinenden Bedingung oder Uebernahme von Laften abhängig zu machen 
berechtigt wäre? Sicherlich einen dringenden Bebürfniß entſprechend, ftellt die 
heutige Baupolizei ganz andere Anforderungen an die Straßenanlagen größerer, 
verkehrsreiher Städte, als eine ältere Zeit ſolche für nothwendig erachtete. 
Wir verlangen Straßen von 6 Ruthen Breite an Orten, wo eine ältere Zeit 
fih mit 2—3 Ruthen begnügt hat. Wir verlangen breite Trottoirs, Hauftein- 
einfaffungen, verdedte Rinnfteine, ſörmliche Kanalifation, wirkſame Beleuchtung, 
— dem heutigen Bebürfniß entjprechend, gewiß mit Recht. Sollte nun aber jede 
diefem Bebürfniß entſprechende Norm für neu anzulegende Straßen den Erfolg 
haben, die alten, oft nur zu engen und krummen, hiſtoriſchen Straßen unferer 
Städte in die Klaffe der „noch nicht fertig hergeftellten“ Straßen zurüdzuver- . 
jegen und ſämmtliche Grundeigenthümer einem flatutarifhen Bauverbot ohne 
Entſchãädigung zu unterwerfen? Man wolle fi erinnern, welche Geftalt die 
Straßen gerade ber älteften deutſchen Städte mit Rückſicht auf die ſtädtiſche Ver— 
theidigung erhalten haben, und man wird nicht felten zu dem Nefultat kommen, 
baß feine einzige unter den alten Straßen den heutigen Anforderungen an eine 
tegelvechte Straße entſpricht. Sollte nun im Augenblid, wo ein neu errichtetes 
Drtsftatut in Verbindung mit einer neuen Baupolizeiordnung die zeitgemäßen 
Anforderungen ausſpricht, das ſtädtiſche Baurecht gemiffermaßen mit einem Schlage 
kaffirt fein, jo daß jeder Neubau ohne Entfhädigung zu unterfagen, oder doch 
von beliebigen Bedingungen abhängig zu machen wäre, die ber einzelne Bau- 
herr oft nicht erfüllen fan, fondern welche (wie dies häufig bei ſolchen Bedingun- 
gen eintritt) erſt durch eine Webereinkunft unter vielen Adjazenten der Straße 
erfüllt werden können! Es bedarf feiner Ausführung, welches Maß von Willtür 
durch ein foldes Geſetz in die Hände der Polizei und Kommunalbehörden ge- 
legt wäre, welche Entwerthung der Grundftüde, welche Verfümmerung der 
Rechte der Hypothelengläubiger u. |. w. die Folge einer ſolchen Gefegbeitimmung 
fein würde. 

Man könnte diefe Beforgnifje vielleicht dadurch beſchwichtigen, daß ſolche 
Statuten einer Beftätigung durch den Bezirksrath und noch einer Beſchwerde⸗ 
inftanz beim Provinzialrath unterliegen. Allein die hypothetiſchen Intereffen, 
die dabei auf dem Spiel ftehen, kommen im Augenblid des Erlaffes und ber 
Prüfung des Statuts ſehr gewöhnlich weder zum Bewußtjein noch zur Geltung. 
In den Fällen, in welden ſolche Statuten zur Kenntniß der Berwaltungsgerichte 
gekommen find, haben bie ftädtifchen Behörden fid) meift bucdhftäbli genau ber 
Wortfaffung des $. 12 des Gefeges angefchloffen, worauf dann die Beftätigung 
ohne Anftand erfolgt iſt. Ale Zweideutigkeit der Gefegesfafjung fontinuirt ſich 
damit auch in die Ortsftatuten. 

Diefe Bedenken führen zu der nicht fern liegenden Vermuthung, daß das 
Straßen: und Baufluchtengejeg in feinem 3. 12 nicht alle ſchon beftehenden 
Straßen, ſondern nur eine engere Gruppe entfiehender, neu anzulegender 
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Straßen oder Straßentheile gemeint haben möchte. Die Auslegung wird damit 
zurüdverwiefen auf die Entftehungsgefhichte des Gejeßes. Dies Zurüdgehen er- 
giebt aber ein überraſchendes Bild von den Mängeln unferer heutigen Geiet 
berathung und von den Schwierigkeiten, mit welchen die Verwaltungsrechtiprehung 
zu kämpfen bat, wo fie gezwungen ift, den Sinn eines Gefees aus den Aeuße— 
rungen einzelner Rebner feftzuftellen. 


Es ift dabei vorweg zu bemerken, daß eine Kommiffionsberathung im Herren: 
baufe über das Geſetz nicht ftattgefunden hat, daß der ftreitige $. 12 aud im 
Plenum bes Herrenhaufes nicht erörtert, in der Plenarberathung des Abgeord: 
netenhaufes nur beiläufig geftreift ift ine Erläuterung des Sinnes giebt nur 
der gebrudte Kommiffionsbericht Des Abgeorbnetenhaujes vom 22. April 1875, 
©. 6.*) Da aud biefe Erläuterung mannigfaltige Zweifel läßt, fo ift die Unter: 
ſuchung auf die Protokolle der Kommiſſion zurüdverwiejen, welche über die Ent: 
ftehung jenes weittragenden Paragraphen des Gejeges nichts weiter enthalten, 
als folgenden Vermerk im Protokoll vom 16. April 1875: 

„Ebenfo (einftimmig angenommen) das Amendement 2 als 8. 11 mit 
dem Zufaß alin. 2 bie Schluß des $. 12 der Vorlage.” 


Tie Anlage des Protokolls ergiebt, daß es fi um ein von dem Nejerenten 
geftelltes Amendement handelte, welches den jetzt ftreitigen $. 12 in die Regie 
tungsvorlage eingefügt hat, und daß das Amendement fih im gewiſſen Maße an 
die Regierungsvorlage $. 12 anſchloß, mwelder von neu anzulegenden Straßen 
handelte. Weber Sinn und Zufammenhang fehlt aber jede Andeutung. 

Es muß daher auf die Regierungsvorlage und auf den Hang der 
Kommiffionsberathungen zurüdgegangen werden, un das fehlende zu 
ergänzen. 


*) Auch der $. 12 der Kommiffion ift men. Namentlich größere Stidte haben die Er⸗ 
fahrung gemacht, daß an projcktirten, noch nicht für dem Öffentlichen Verkehr 
fertig hergeftellten Straßen, oftmals weit entfernt von den ſchon vorhandenen Gr- 
bäuden Wohngebäude errichtet werden. Dann entfteht Hinfichtfich der Letzteren umd ihrer Be 
wohuer ein förmlicher Nothſtand. Die Strafe wird bei ſchlechtem Wetter unwegſam, die 
Häufer find bei Feuersgefahr nicht durch die Sprigen zu erreichen, die mangelhafte Ent 
wäfferung erzeugt Unreinlichteit und Krankheiten, die unteren Theile der Gebäude paffen nicht 
zu der Höhenlage, welche die Etraße fpäter erhält m f. w. Aus pofizeiliden Rüdfidten 
fieht die Stadt fi gezwungen, wegen folder Bauten mit großen Koften eine Straße 
herzuftellen, die noch nicht nöthig war, und vielleicht zu einem beträchtlichen Theile, 
zwiſchen den alten Bauanlagen und diejen neuen Wohngebänven noch lange unaugebaut bleibt. 
Bolizei und Gemeinde haben fih ſchon im einigen Städten gezwungen gt- 
fehen, das Verbot zu erlaffen und praltifd durchzuführen, welches hier durch $ 12 
des neuen ©. für die Landestheife, wo die geſetzliche Bafie zweifelhaft iR, 
legafifirt werben foll. Es iſt babei nicht die Meiunng. die Mafregel überall einzu 
flhren. Nur von einem Ortsftatute iſt die Rede, d. h. von der Beſugniß gewifſer Ge 
meinden, die ohne da8 Berbot nicht auszulommen vermeinen, bdafjelbe zu erfajjen. Daß den 
Einwohnern dur folde Maßnahmen der Gemeindebehörbe nicht zu nahe getveten werde, dar 
für bürgen zur Genüge Alinea 2 und 3, 
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Die Regierungsvorlage für das Straßen und Baufluchtengefeg hatte 
die erflärte Abfiht, die in dem früheren Entwürfen zur Wegeorbnung 88. 37 
und 38 enthaltenen Beitimmungen „in Form eines befonderen Gejeges” zur 
Annahme zu bringen, um einem dringenden Bebürfniß der Straßenanlagen in 
enger gebauten Ortſchaften entgegen zu kommen. 


Im $. 37 handelte es fi nach den Worten der Regierungsvorlage „ent- 
weder um eine völlig neue Herftellung einer Straße, melde in Einem oder 
allmälig erfolgt, oder um die Einrichtung eines ſchon beftehenden, aber noch 
nicht entiprehend regulirten Weges zu einer förmlichen ftäbtifchen Straße”, 
— für welchen Fall den Unternehmern befondere Zumuthungen, betreffend die 
KRoften der erften Straßenanlage, gemacht werden dürfen. 


Im $. 38 handelte es fih um allgemeine Vorſchriften über die Feftftellung 
der Bauflugtlinicn. 

Diefe beiden Materien waren in einem Gefegentwurf zufammengefaßt, welchen 
die Staatsregierung am 6. Februar 1866 und dann nochmals am 17. November 
1866 dem Haufe der Abgeordneten vorlegte. In den darauf eingeleiteten Kom: 
miffionsverhandlungen find dem entjprechend die beiden Gebiete beſtimmt ausein- 
andergehalten: Allgemeine Normen für die Baufluchtlinien, — befondere Vor⸗ 
fhriften für neu anzulegende Straßen und Straßentheile. 

Da das Geſetz damals nicht zu Stande gefommen war, jo erfolgte am 
27. Januar 1875 eine neue Vorlage, deren Motive bie Anordnung der Materien 
in folgender Weife darlegen: 

1. Allgemeine Normen für bie Feftfegung der Fluchtlinien im Einzelnen 
wie bei Gejammtbebauungsplänen 88. 1--9 (jegt SS. 1-11). 

2. Entſchädigungsanſprüche ber Privatgrundbefiger für die daraus hervor» 
gehenden Beſchränkungen 88. 10, 11 Getzt 88. 13, 14). 

3. Entlaftung der Kommunen durch bejondere, bei Neuanlage einer 
Straße den Unternehmern oder Adjazenten aufzuerlegende Verpflich⸗ 
tungen, 85. 12, 13 (jeßt $$. 15, 16). 

Tie Motive Seite 14—16 behandeln dieſen Abfchnitt als ein Sonderredt 
für neu anzulegende Straßen, mit der ausdrädlihen Erflärung, daß daſſelbe 
zunächſt dem Regulativ für Berlin vom 31. Dezember 1838 nadjgebildet ſei. Diefe 
legte Gruppe der Paragraphen bildet demgemäß in den Motiven der Regierungs- 
vorlage (wie in den früheren abgebrochenen Verhandlungen) ein völlig gelon- 
dertes Gebiet fingulärer Vorfehriften. Die außerordentlihen Vortheile, welde 
bei Neuanlegung oder Verlängerung von Straßen, den Adjazenten durch Erhös 
bung des Grundwerths erwachſen, lafjen e8 in diejem Fall als angemefjen 
ericheinen, den SPrivatintereffenten die Hauptkoften ber neuen Straßenanlage aufs 
zuerlegen, und infoweit die Kommunen zu entlaften. Wie bie Motive ber Re- 

gierungsvorlage jagen, hatte man bei diefen Beftimmungen das Regulativ vom 
#81. Dezember 1838 für Berlin vor Augen, welches unter Nr. 4 über bie Neu- 
“anlage von Straßen Folgendes beftimmt: 
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Für die Zufunft fol den ftädtifhen Behörden die Befugniß zuftehen 
bei der Anlage einer neuen Straße oder bei ber Verlängerung einer 
ſchon beftehenden, von dem Unternehmer der neuen Anlage, oder vos 
den angrenzenden Eigenthümern, die Legung bes erften Straßenpflafiers 
oder den Betrag der hierzu erforberlihen Koften zu verlangen- 

Aus diefem Gefichtspunfte wurde die Berechtigung fingulärer Beſtimmungen 
für die Neuanlage von Straßen ſchon in ber erften Berathung des Geick 
entwurfs am 5. Januar 1875 von mehreren Rebnern (Sten. Ber. S. 75-19) 
hervorgehoben, ohne Widerſpruch zu finden.! 

Die Berathungen ber Kommiffion begannen mit dem erſten Abſchnit 
der Geſetzvorlage, nahmen aber bald eine Durch zahlreiche Amendements veriwidelte 
GSeftalt an, weil man fi) bemühte, gleihmäßige Brundfäge für die Entſchädi⸗ 
gung der Grundeigenthümer in dem ganzen Gebiet des Gejeges aufzuftelien. 
Dies Beftreben gab die Veranlafjung, alle im Gefeg vorkommende Baubefchrän- 
tungen ſchon in die Erörterung des erften Abjchnittes hineinzuziehen, um dann 
in dem nädftfolgenden Abſchnitt die Entfhädigungsfrage nach umfafjenden Ge 
ſichtspunkten zu regeln, wie dies in den jeßigen 88. 13 und 14 bes Geſetzes dem⸗ 
nächſt wirklich gefchehen if. 

Diefer Gedankengang führte dahin, noch ein weiteres Bauverbot in Be 
tracht zu ziehen, zu welchem die Neuanlage von Straßen, $. 12 ber Regierungs 
vorlage (jet 8. 15 des Gefeßes), die Veranlafjung giebt. Wenn man bier ben 
Kommunen das befondere Recht beilegt, den Unternehmern die Koften der Reu: 
anlage, Pflafterung ꝛc. aufzuerlegen, fo läßt fich dies Net kaum wirkſam band: 
haben, wenn man nicht ein bebingtes Bauverbot damit verbindet, welches fo 
lange dauert, bis die Neuregulirung der Straße gefichert iſt. Ein ſolches Baus 
verbot hatte ſich bei der Ausführung des Berliner Neglements vom 31. Dezember 
1838 als ein unentbehrliches Korrelat herausgeftellt, und war zunächſt Durch eine 
Verftändigung zwiſchen dem Magiftrat nnd bem Polizeipräſidium geftaltet wor⸗ 
ben. Später wurde e8 durch ein Nefkript der Minifter des Innern und der 
Finanzen vom 10. März 1848 Nr. 2 dahin geregelt: 

Ehe die Pflafterung nicht bewirkt ober bie Kaution für deren Koften 
nicht geleiftet worben ift, wird die betreffende Straße nicht eröffnet 
und die polizeilihe Bauerlaubniß für die Bebauung von Parzellen 
an derſelben nicht ertheilt. *) 





*) Döhl, Repertorium des Baurehts, 1867, ©. 325. Die weiteren Nummern 3—8 
des Minifteriafrejfripts enthalten die Vorfchriften Über Breite und Höhe des Pflafters, und dag 
der neu anzulegende Strafentheil erhöht, planirt, mit Kopfſteinen gepflaftert, mit 
Rinnfeinen und Rinnſteinbrücken verjehen fei zc. — Bei der fpätern Ausführung erklärte 
das Polizeipräfidiun in einem Schreiben vom 10, September 1852, daß auch fernergin die 
Banerlaubuiß den Adjazenten verfagt werden fol, bis die Straße nach den obigen ort8polizei= 
lichen Beſtimmungen regulirt, und daß dies geſchehen, durch ein Atteft des Magiftrats der Po- 
ligeibehörde nachgewiefen werde. (Döhl a. a. O.) In der Ausführung ergaben ſich indeſſen 
jederzeit Schwierigleiten und Beſchwerden, über welche bei dem Magiſtrat und dem Pofizei- 
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| Der Berichterftatter der Kommiffion giebt diefen Erfahrungen entiprechend 


im Kommiffionsberichte Seite 6 folgende Erläuterung: Ohne ein ſolches Baus 


| verbot entftehen ftüdweife ungeregelte Straßenanlagen, und bie Kommune werde 
ex post durch ben daraus hervorgehenden „Rothftanb“ gezwungen, auf ihre Koften 
eine neue theuere Straßenanlage zu machen. Da die Regierungsvorlage ein ſolches 
Bauverbot nicht enthalte, und da die gejegliche Begründung eines folhen Vers 

”  bots in manden Landestheilen beftritten ſei, fo empfehle fi die Einfchaltung 
des neuen 8. 12. 

Läßt ſchon der Kommiſſionsbericht diefen Zufammenhang des Amendements 
mit $. 12 ber Negierungsvorlage erkennen, fo erhebt ſich derielbe nahezu zur Ges 
wißheit durch die begleitenden Umftände. Kurze Zeit vor Beginn der Kom- 
miffionsverhandlungen war bie Handhabung jenes Bauverbots in Berlin von 
Neuem zum Begenftand ausführlicher Verhandlungen geworden. Eine Denkſchrift 
„bes Poligeipräfidiums vom 23. März 1874 (Fol. 26—30) und ein Schreiben bes 
Magiftrats vom 7. September 1874 (Fol. 49) ſchildern bie „Nothftände“, welde 
aus dem regellofen Entftehen nener Straßen hervorgehen. Der in dem Kom: 
miffionsberiht S. 6 bezeichnete „Nothftand“ erſcheint nur als ein gebrängter, 
zum Theil mwortgetreuer Auszug aus jener Denkichrift. Beide Behörden find 
dahin einverftanden, daß durch Verfagung der Baufonfenfe ſolche Mißſtände mögs 
lichſt zu verhüten find, ohne jedoch die Bauunternehmungen allzufehr zu ers 
fchweren. Es wird erwogen, ob der Begenftand durch Geſetz, oder durch Orts: 
ftatut, oder wie bisher duch) Vereinbarung unter den Behörden zu regeln 
fei. Der Weg der Geſetzgebung erſcheint weitausjehend. Der Erlaß eines Orts: 
ftafuts ift früher bei dem Handelsminifterium für unzuläffig erachtet worden. 
Polizeipräfidium und Magiftrat "einigen ſich daher wiederum zu einem gemein- 
famen Verfahren, welches in einem Publitandum vom 24. Dezember 1874 (Fol, 81) 
dem Berliner Publitum dahin befannt gemacht wird; 


Die bisherige Duldung des Erbauens von Häufern an unregulirs 


ten, ungepflafterten, jeder ordentlihen Entwäfferung ent«- 
behrenbden, ja meift nicht einmal durchweg freigelegten Straßen: 
ftreden, bat fo erhebliche Nachtheile ... zur Folge gehabt, ... daß das 
Polizeipräfibium ... Im Einverftändniffe mit dem Magiftrate zu dem 


präfidium fortlaufende Verhandlungen (Acta „betrefiend Bauten an unregulirten Straßen“ 
Nr. 141 und konnere Alten) geführt wurden. Man konnte die Bauerlaubniß wohl verfagen 

bis zur „Regulirung“; aber man konnte in jener Zeit der Wohnungsnoth vorgängige Nachweiſe 
nicht zu fireng nehmen, um die Banunternefmungen nicht zu lähmen. Daher die mehrfach 
wechfelude Praxis der Polizei. (ol. 5, 13, 18, 26—30, 47, 49 der zit. Alten.) Da interna 
der Behörden hier nicht mitgeiheilt werden können, fo wird der Iuhalt der amtlichen Ber- 
fügungen hier nur ſoweit gegeben, wie er in den öffentlichen Verhandlungen ber fädtie 
ſchen Behörden mitgetheit if. Darliber hinaus werden zur Kontrole mur bie Folien ber 
Alten angegeben. — Tem Referenten der Kommiffton, als Stodtiyndilus von Berlin, waren 
diefe Verhältniſſe ebenfo befannt und geläufig, wig dem Verfaffer diefer Abhandlung aus lang- 
jähriger Thätigkeit in der Berliner Stadtverwaffung. 
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Entſchluſſe gelangt ift, ... vom 1. April 1875 ab derartige Bauten 
nicht ferner zu geftatten. ... Zur Befriedigung der bereditigten Bauluft 
wird ber Magiftrat fortfahren, geeignete freigelegte Straßenftreden 
im Voraus zu pflaftern, außerdem aber durch einen alljährlid zu er- 
laffenden jährlichen Aufruf einzelne im Privatbefig befindlihde Straßen 
zu bezeichnen, weldhe für den Fall der unentgeltliden Sergabe 
des Straßenlandes im Laufe des nächſtfolgenden Jahres gepflaftert 
und entwäfjert werden follen. e 
Schon bei dem Erlaß dieſes Publitandums waren nun aber im Poligei- 
Präſidium gewichtige Bedenken erhoben worden, ob ein jo allgemeines Bauverbot 
in dem $. 66 A. L.-R. I. 8 eine genügende gefeglihe Grundlage habe (Fol 67 
bis 69). Es gingen alsbald mehrfache Beſchwerden dagegen bei dem Handels 
minifterium ein, und ınan war zweifelhaft, wie die Minifterialinftanz entſcheiden 
werde (Fol. 82v.). Am 1. April 1875 folte das Publitandum der beiden 
Behörden in Kraft treten. In den beamteten Kreifen war es fein Geheimniß, 
daß das Handelsminifterium jene Bedenken theilte und der Anfiht war, daß 
das Publikandum vom 24. Dezember 1874 „nicht aufrecht zu erhalten“ fei 
(wie bies in den Reftripten Fol. 86—88v., 91 denn auch ausgeſprochen und 
fpäter in den ftäbtifhen Verhandlungen mitgetheilt wurde). In biefem 
ſchwebenden, für Magiftrat und Polizei gleih unerwünſchten Zuftande, ber 
in der Kommiffion des Abgeordnetenhaufes fomohl dem Regierungskommiſſar 
(als Kommiffar des Handelsminifters), wie dem Referenten (ala Syn- 
bifus der Stadt Berlin) genügend bekannt war, wurde in der Verhandlung 
vom 22. April 1875 der — jene Streitfrage entfcheidende — neue Geſetzes⸗ 
paragraph in Antrag gebracht, der ſchon durch feine Faſſung fi „unverkennbar 
als ein Corollarium zu dem $. 12 der Negierungsvorlage über die Berhältnifle 
neu anzulegender Straßen barftellt: 


$. 12 der Regierungsvorlage. Kommiffionsbefgluß Gegt 8.12) 


Zur Erleichterung der der Gemeinde 
obliegenden Verpflichtung, für die Her- 
ftelung und Unterhaltung der Orts⸗ 
ftraßen und Plätze zu forgen, kann 
durch Gemeindeftatut feftgefegt 
werden, daß bei der Anlegung einer 
neuen oder bei der Verlängerung 
einer ſchon beftehenden Straße, 
wenn ſolche zur Bebauung beftimmt ift, 
ſowie bei dem Anbau an ſchon vorhans 
bandenen, bisher unbebauten Straßen 
und Straßentheilen von den Unterneh- 
mern der neuen Anlage die Freilegung, 
erſte Einrichtung und Entwäflerung der 
Straße 2c. beihafft werde. 


Durch Ortsſtatut kann fefge- 
ftellt werben, bab an Straßen 
ober Straßentheilen, melde nod 
nit gemäß ben baupolizeilichen Be 
flimmungen bes Orts für ben öffent 
lien Verkehr und den Anbau fertig 
bergeftellt find, Wohngebäude, die 
nach der regulirten Straße einen Aus: 
gang haben, nicht errichtet werden dürfen. 





Das Gemeinbeftatut hat die näheren 
Befimmungen innerhalb der Grenze 
obiger Vorſchriften fetzufegen und be 
darf der Beſtätigung des Bezirksaus- 
ſchuſſes. 

Gegen den Beſchluß des Bezirksaus⸗ 
ſchuſſes iſt innerhalb einer Präkluſiv⸗ 
friſt von 4 Wochen die Beſchwerde bei 
dem Provinzialausſchuſſe zuläſſig 

Nach erfolgter Beſtätigung iſt das 
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Das Gemeindeftatut bat bie näheren 
Beltimmungen innerhalb ber Grenze 
obiger Vorſchriften feitzufegen und be: 
darf der Beflätigung des Bezirksaus- 
ſchuſſes. 

Gegen ben Beſchluß des Bezirksaus- 
ſchuſſes ift innerhalb einer Wräflufiv- 
frift von 4 Wochen die Beſchwerde bei 
dem Provinzialausfchufje zuläffig. 

Nah erfolgter Betätigung ift das 


Statut in ortsübliher Weife bekannt Statut in ortsüblicher Weife bekannt 
zu maden. zu maden. 

Schon diefe Faffung fprict für die Annahme, daß der $. 12 der Regie 
rungsvorlage durch eine konnexe Beſtimmung erweitert und ergänzt werden foll, 
daß alfo beide Paragraphen mejentlih für dafjelbe Gebiet der Neuanlage 
von Straßen gemeint find. 

Die abweichende Faſſung im Abfag 1 beabſichtigt anjcheinend, das Geltungs- 
gebiet der Vorſchrift kürzer und präzifer auszubrüden. Unterfuht man aber die 
Faſſung näher, jo ergiebt fi), daß dabei das Regulativ vom 31. Dezember 1838 
Nr. 4 als Mufter gedient hat (oben S. 302) und daß insbefondere die Bezug—⸗ 
nahme auf eine „Fertigftellung der Straße gemäß den baupolizeilihen Beſtim⸗ 
mungen bes Orts“ der Praxis und dem Sprachgebrauch entipricht, ber fi in 
der Ausführung des obigen Negulativs bei den Behörden in Berlin gebildet 
hatte (oben S. 302, Note). 

Daß man nur die befonderen Nechtsverhältniffe neu anzulegender 
Straßen vor Augen hatte, ergiebt jerner auch das weitere Verfahren ber Kom— 
miffion. Als nämlih nunmehr in dem folgenden Paragraphen (jegt $. 13) alle 
Fragen der Entfhädigung zufammengefaßt werden follten, wurde es ohne weitere 
Diskuffion als ſelbſtverſtändlich angenommen, daß in ben Fällen des $. 12 
keine Entihäbigung für die Unterfagung. des Baues zu zahlen fei.*) „Dieler 
Beihluß wird nur dadurch verftändlih, daß man von Anfang an darüber einig 
wor, bei neu anzulegenden Straßen den Abdjazenten außergemwöhnlihe Zus 
muthungen zu machen. Kaum verfländlich dagegen wäre dies Verfahren, wenn 
die Kommiſſion ein allgemeines Bauverbot, auch für alte, längft beſtehende 
Straßen gemeint hätte, bei denen man über die Entihädigungsfrage fi unmög- 
Lich mit Stilfehweigen hinwegfegen konnte. 

Die fonftigen Fafjungsänderungen, die im weiteren Verlauf der Kommilfions- 
berathungen an dem $. 12 vorgenommen find, erſcheinen weder für bie eine, 
noch für die andere Auffafjung enticheidend. Dagegen weiſen die fpäteren Aeuße- 


*) In einem fpäteren Stadium mahnt die Kommiſſion noch einen Antrag bes Abgeorb- 
neten Dr. 9. an, welcher durch die jetzige Faſſung der zwei erften Zeilen des $. 13 bieje 
Negative noch deutlicher ausſpricht. 
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zungen bes Referenten immer wiederholt darauf hin, dab ber eingefdhaltete 
8. 12 ebenfo wie ber $. 12 der Regierungsvorlage nur von unangelegten 
Straßen gemeint fei. Er gebraudt in ben fpäteren Rommiffionsverhandlungen 
für die Fälle des $. 12 die Bezeichnung „neue Straßen“, „unangelegte Straßen“ 
u. dgl. Er befcreibt in dem Kommiffionsberihte S. 6 den Fall des $. 12 
dahin: Es folle der Nothſtand verhütet werden, daß an projeltirten, nod 
nicht für den öffentlichen Verkehr Hergeftellten Straßen oftmals weit zerftreute 
Wohngebäude errichtet werden ꝛc. 
Endlih kommt Referent in der Plenarberathung auf Veranlaffung eines 
geſtellten Amendements auf den $. 12, den er dahin dharakterifirt: 
Die Macht der Kommunalbehörden, das Bauen an neuen Straßen, 
die noch nicht fertig Hergeftellt find, ganz und gar zu verbieten, fei ein 
fo großer Eingriff in die Freiheit des Eigenthums, dab es für biefen 
Fall einer zuverläffigen Berufungsinftanz dringend bebürfe. 
Eine fühlbare Lücke bleibt nur infofern, als die mehrbeutigen Worte 

„Gemäß den polizeiliden Befimmungen bes Orts“ 

weder in den Verhandlungen ber Kommiffion, noch des Hauſes irgendwie ers 

läutert worden find. 

Jene Worte gewinnen indeſſen einen beftimmten Sinn, wenn man bie Praxis 
der Behörden vor Augen hat, wie fie fih in Berlin jeit Jahrzehnten gebildet 
hatte. Durch ortspolizeiliche Beſtimmung war in Berlin feſtgeſetzt, welche Be 
chaffenheit die neu angelegte Straße haben, wie fie erhöht, planirt, mit Kopf» 
fteinen gepflaftert, mit Ninnfteinen verjehen fein müſſe. Die Bauerlaubniß wird 
bier fo lange zurüdgehalten, bis die Adjazenten die Erfüllung wenigſtens der 
wichtigften diefer Vorſchriften nachgewieſen haben. 

Dieje ihm genau bekannten Berhältniffe hat der Berichterflatter in der mehr- 
erwähnten Stelle feines Berichts (S. 6) unverkennbar als bekannt vorausgefegt, 
indem er ausführt: 

Es bilden fih in größeren Stäbten oft neue Straßen in regellofer 
Weiſe. An projeltirten Straßen, bie nod nit für ben öffentlidyen 
Verkehr fertig hergeftellt jeien, entitehen vereinzelte Häufer. Der dar- 
aus entſtehende Nothftand zwinge bie Stabtbehörben, eine theure, noch 
nicht nothwendige Straßenanlage auf ſtädtiſche Koſten zu maden. Es 
bedürfe daher an biefer Stelle eines gefeglihen Bauverbots, um 
die Zweifel zu bejeitigen, ob bas bisher von ben Behörden gehanbhabte 
Verbot in den beftehenden Befegen eine genügende Grundlage habe. 

Dies Bauverbot fol alſo eine eigenmächtige, gewiffermaßen ufurpirte Straßen- 
bildung verhindern. Es foll folgerecht jo lange dauern, jo lange bie de facto 
entitandene neue Straße den beftehenden baupolizeilihen Beſtim— 
mungen des Orts nicht entfpricht. Unter diefen „ortspolizeilichen Beſtim⸗ 
mungen“ find alfo in diefem Zufammenhang diejenigen Normen gemeint, welde 
zur Zeit der Neuanlage der Straße als Normativbeftimmungen für eine 
neu anzulegende Straße gelten. Und bies ift eben ber entſcheidende Punkt für 
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bie finngemäße Auslegung des Gejeges. Es handelt ſich im 8. 12 nicht um eine 
gewöhnliche baupolizeilihe Norm, fondern um ein ftäbtifches Privilegium bes 
züglich des Koftenpunttes. 

Stellt ſich hiernach ein zuſammenhängender und ſachlich zuläffiger Sinn des 
Geſetzes heraus, fo läßt fich doch nicht verfennen, daß dieſe Auslegung nur mit 
Hilfe von zahlreichen Interpolationen zu gewinnen iſt. Was für eine gericht - 
lihe Verhandlung nicht zuläffig, erfcheint für eine wiſſenſchaftliche Unterfuhung 
wohl ftatthaft: eine perjönliche Rückſprache mit den Mitgliedern der Kommiſſion 
des Abgeordnetenhaufes darüber, wie der $. 12 in der Kommiffionsberathung 
verftanden worden fei. 


SH darf mit Erlaubniß der betheiligten Mitglieder mittheilen, baß ber 
Berichterftatter mit der oben gegebenen Auslegung des $. 12 einverftanden 
ift, insbefondere verfichert, daß die obige Auslegung der Worte „geinäß den bau- 
polizeilihen Beftimmungen des Orts“ ganz feiner Auffafjung entſpreche, und daß 
feines Wiffens alle Mitglieder der Kommiffion dieje Auffajfung getheilt haben. 
Auch andere Mitglieder traten diefer Auslegung bei. 


Dagegen ift ein anderes, durch juriftiichen Scharflinn hervorragendes Mits 
glied der Kommiffion, und zwar gerade der Antragiteller des Amendements zum 
jeßigen $. 13: 

Eine Entſchädigung kann wegen der nad ben Beltimmungen bes 
8. 12 eintretenden Beſchränkung der Baufreiheit überhaupt nicht ges 
forbert werben, 
abweichender Meinung. Er verfihert, die Beſtimmung im weiteren Sinne ver- 
ftanden zu haben und ift der Anfiht, daß auch ein Bebürfniß dafür vorhanden fei. 
Nach feinen Erfahrungen entjtehen in den LVorftädten unferer Großſtädte fo 
regelloje Straßenanlagen, daß man den Stabtbehörden ein generelles Bauverbot 
gewähren müffe, um zu ben bedeutenden Koften der Regulirung die Adjazenten 
heranzuziehen. 

In jedem Fall beftätigt dieſe abweichende Auffafjung eines hervorragenden 
Mitglieds der Kommiffion nur die Erfahrung, wie bedenklich das Zurüdgehen 
auf die Auffaffung und Aeußerung einzelner Abgeorbneter ift, wern daraus 
allein die Auslegung eines mehrbeutigen Geſetzes feftgeftellt werben fol, Die 
auf vielfeitigen Erfahrungen beruhenden Warnungen Mohl’s (v. Mohl, 
Staatsrecht, Völkerrecht, Politik, Bd. I. 1869, Seite 96—143), gegen bie Be 
nugung einzelner Parlamentsreden zur Auslegung der Geſetze, können von ben 
Berihtshöfen fiherlih nicht ernft genug beherzigt werden. Noch wünſchens⸗ 
werther wäre es freilich, wenn unfere Abgeordneten, welche in den Kommiffionen 
feine Regierungsporlage ohne 1—20 mwohlgemeinte Amendements paſſiren lafjen, 
häufig in die Lage fümen, die von ihnen verbefjerten Verwaltungsgeſetze felbit 
anzuwenden. Nehmen wir — anjcheinend mit einigem Grunde — an, daß der Zu- 
fammenhang ber jegigen $$. 12,13, 15 des Geſetzes vielleicht weder in ber Kommiffion, 
noch im Haufe ganz Mar und übereinftimmend aufgefaßt ift, jo ift die Aus: 


Be 
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legung der DBermaltungsgerihte um fo mehr auf bie objektiven Regeln 
biftorifher, fyftematifcher, logiſcher und grammatiſcher Auslegung gewiefen, die 
ſich im vorliegenden Fall dahin reſümiren laffen: 


1. Die hiftorifhe Auslegung weiſt auf eine engere Auffaflung des 
Geſetzes hin, bei welchem ſchon nad der Regierungsvorlage das NRegulativ vom 
31. Dezember 1838 als Ausgangspunkt und Vorbild gedient hat. Dies Re 
gulativ Nr. 4 bezieht ſich unbeftritten nur auf neu amzulegende Straßen und 
Straßentheile. Für die praktiſche Ausführung jener Beitimmung hatte ſich aber 
ein Bauverbot als untrennbares Korrelat ergeben. Daß dies Korrelat im $. 12 
gegeben werben follte, ift zwar nicht direkt gejagt, aber durch einen ſehr konklu⸗ 
denten Indizienbeweis darzuthun. 


Auch in andern deutſchen Straßenbaupolizeigejegen, wie in dem badiſchen 
und württembergifhen, bilden die Beſtimmungen unjerer 98. 12 und 15 ein 
jus singulare für neu anzulegerde Straßen und Straßentheile,*) wie aud in 
neueren fremdländiichen Alignementsgefegen. Dafjelbe gilt beifpielsweife auch 
von dem neueften Entwurf der Hamburger Baupolizeiordnung, Abſchnitt X., 
„von Anlegung neuer Straßen”. Die Veranlaffung zu folden fingulären Be 
flimmungen war überall diefelbe: Einerfeits die Entſtehung außerordentlicher 
Spekulationsgewinne durch Neugründung fädtiiher Straßen, andererjeits 
die ungewöhnliche Belaſtung der Kommunen dur das raſche Anwachſen ber 
Straßenbaulaft. Unabhängig von örtlihen Verfhiedenheiten hat das Ineinander⸗ 
greifen dieſer beiden Verhältniffe ein ziemlich übereinftimmendes jas singulare 
für neu anzulegende Straßen herbeigeführt. Die Gelammtheit diefer neueren 
Geſetze geht von der Auffaffung aus, daß bei neu anzulegenden Straßen den 
Adjazenten oder Unternehmern bejondere Abtretungen, Beſchränkungen und 
Laften zugemuthet werden können, weil folhe buch den erhöhten Werth der 
Bauftellen ausgeglichen werben. Alle diefe Beſtimmungen bilden daher einen be» 
fonderen Komplex von fingulären Beftimmungen für neu anzulegende 
Straßen. Die Verwaltungsrehtsiprehung hat derartige neue Rechtsbildungen 
nad) ihrer Veranlaffung und ihrem Zwed flets vor Augen zu behalten, 
während bie blos grammatiſche oder logiſche Interpretation der einzelnen Ge⸗ 
feßesparagraphen irreleitet. 


2. Die logiſche Auslegung des Geſetzes vom 2. Juli 1875 fpridt 


*) Drudt man das Berliner Regulativ vom 31. Dezember 1838 Nr. 4, das badifce 
Sefe von 1868 Artikel 17 ff., die Württemberger Baupolizeiverordnung vom 6. Oftober 1872, 
Artikel 15, nebeneinander, fo kann fein denfeuder Leſer in Zweifel bleiben, daß bie Berfafler 
der $$. 15 und 12 unferes Geſetzes diefe Beftinnmungen vor Augen gehabt Haben Drudt man 
ferner das Berliner Regulativ vom 31. Dezember 1838 Nr. 4 zufammen mit dem fpäteren 
Ergänzungen deſſelben, namentlich dem Reſtript vom 10. März 1848 Nr. 2—8, dem 
Schreiben des Polizeipräftdiums von 10. Dezember 1852, fo bleibt faum ein Zweifel, daß 


der Berfaffer des 8. 12 Abſatz 1 unſeres Gefetzes dieſe Beflimmungen vor Augen gehabt 
haben muß. 
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aber ebenfalls für die engere Auslegung wenn man den inneren Zufammenbhang 
88. 12, 13 und 15 in Erwägung zieht. 

Der 8.13 Nr. 1, 2 und 3 regelt bei allen Aenderungen ber Baufluchtlinien 
in rüdfihtsvoller Weife die Entſchädigung des Grunbeigenthümers nad) den 
Grundſätzen ber Enteignung. Es wird in der Regel Entihädigung gewährt, wo 
vom Hauseigenthümer die Hergabe einer Grundfläche für den öffentlichen 
Verkehr oder die Freilegung eines Grundſtücks von Gebäuden zum Zwed 
einer neuen Fluchtlinie verlangt wird. Ja felbft bei einer neu anzulegenden 
Straße wird Entſchädigung für die unterfagte Bebauung eines unbebauten 
Grundftüds gewährt, wenn foldes (ald Edgrundftüd) an einer beftehenden Duers 
ftraße liegt. Völlig unvereinbar mit diefer rückſichtsvollen Entſchädigung wäre 
die rüdfichtslofe Verfagung jeder Entfhädigung, wenn in alten, längft beftehen- 
den Straßen eine neuere Polizeiverordnung eine „anderweitige Regelung” des 
Bürgerfteiges, der Entwäfjerung 2c. ꝛc. vorfchreibt. 

Der $. 15 ferner hat die erklärte Abficht, die bei einer neuen Straßenanlage 
den Adjazenten aufzulegenden erheblichen Laſten auf ein beflimmtes Maß 
zurüdzuführen: dieſe Maßbeftimmung aber würde ihren Sinn verlieren, wenn 
nad) $. 12 durch Statut und Polizeiverordnung jederzeit neue Erforderniffe einer 
Straßenregulirung aufgeftellt und durch ein Bauverbot ohne Entſchädigung er- 
zwungen werden fönnten. Es wäre damit überall in das Ermeſſen des Pa: 
giftrats geftellt, die „ausnahmsmeife“ zu gewährende Bauerlaubniß an Bebin- 
gungen zu Inüpfen, die über das in 8.15 feftgeftellte Maß weit hinausgingen. 

Die ausführlihen Verhandlungen der Kommiſſion über die Entſchädigungs⸗ 
frage würden nahezu ihren praltifhen Sinn verlieren, wenn nad) $. 12 jeder 
ſchon beftehenden Straße entſchädigungslos eine völlig neue Regulirung in Form 
eines Statuts und einer Polizeiverordnung aufgedrungen werden könnte, 

3. Die grammatifche Auslegung läßt an fi) allerdings der weiteren, 
wie der engeren Auffaffung Raum und die Aeußerungen einzelner Redner würs 
ben darüber nicht entiheiden. Immerhin aber ift es für die Auffaflung der ges 
feßgebenden Verſammlung relevant, dab der Referent und Antragfteller 
zum $. 12 ebenſo in den Kommiffionsberathungen, wie im Kommiffionsbericht, 
wie im Plenum den $. 12 als einen von neu anzulegenden, neu projeltirten, 
noch nicht fertigen Straßen handelnden bezeichnet hat, ohne einen Widerfpruc 
zu finden, " 

4. Soweit hiernach noch ein Zweifel der Auslegung übrig bleibt, wird ber 
Rechtsgrundſatz entſcheiden müſſen, dab ein finguläres Recht ftrift und im 
Zweifel reſtriktiv zu erklären if. Unverkennbar aber handelt es fih um ein jus 
singulare, wenn dem Eigenthümer fein Baurecht ſchlechthin und ohne jeden An: 
ſpruch auf Entfhädigung verfagt werden joll. 

Weſentlich aus den fo zufammengefaßten Gründen hat fih das Königliche 
Dbervermwaltungsgericht in einer kürzlich ergangenen Entſcheidung fir die 
engere Auslegung bes $. 12 ausgefprochen, freilich nach langen und ernten 
Zweifeln und unter Fortdauer erhebliher Meinungsverfchiebenheiten. 
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In der praktifhen Ausführung dieſes Grundſatzes wird num allerdings 
oft ber Zweifel entftehen, ob eine neu anzulegende oder eine befiehende 
Straße vorliegt. Daß der faktiſche Zuftand für diefe Scheidung nicht genügt, 
ift fhon oben ausgeführt. Der thatſächliche Zuftand vieler vorftädtifcher Straßen 
in einem Zwitterfiatus zwifchen Landftraße, Chauſſee und ſtädtiſcher Straße, — 
der Bmwifchenzuftand vieler durch Scheunenreihen oder Gärten hindurchgehender 
Straßen, - die unklare Begrenzung mancher durch ſporadiſche Bauten „fortge: 
festen“ Straßen bietet das Bild eines gemiffermaßen flüffigen Zuftandes dar. Das 
Scheidungsmerkmal muß ein rechtlich zu begrenzendes fein. Ein ſolches ergiebt 
fi aber daraus, daß die fingulären Beftimmungen des $. 15 wie bes daraus 
hervorgegangenen $. 12 ledigli im Interejfe der Kommunen getroffen 
find. (Motive der Regierungsvorlage Seite 14—16.) Für die Zulunft werben 
alfo die Stabtgemeinden wohl daran thun, durch öffentliche Bekanntmachung ber 
ſtimmt zu erklären, welche beftehenden Straßen fie als „fertig hergeftellte" im 
Sinne bed Geſetzes anerkennen, mie dies im verjchiebenen Städten bereits ge 
ſchehen iſt. Bei neu angelegten Straßen wird es fi) empfehlen, durch ein fürm- 
liches „Abnahmeverfahren” mit Zuziehung von Sachverſtändigen feflzuftellen, ob 
bie Unternehmer reſp. Abjazenten den beftehenden polizeilichen Vorſchriften ge 
nügt und die ihnen nad) 8. 15 bes Geſetzes obliegenden Verpflichtungen gehörig 
erfüllt haben. Aus dies formelle Abnahmeverfahren (wie in Berlin) ift neuer 
dings in mehreren Stabtgemeinden eingeführt worden. 

Wo aber ein folhes formelles Anerkenntniß nicht Rattgefunden hat, muß 
ein Anertenntniß durd konkludente Handlungen genügen, wie bie 
feit Menſchenaltern in der Verwaltung unferer Städte wohl die Regel geweſen 
ift. Findet eine Stadtverwaltung ben Zuftand einer bisher de facto für den 
Verkehr eröffneten Straße den zur Zeit beftehenden Baupolizeivorſchriften nicht 
entſprechend, jo it fie beredtigt, die Uebernahme berfelben in die Pflafterung, 
Entwäfferung, Beleuchtung auf ftäbtifhe Koften zu verweigern und bie Ad⸗ 
jazenten durch das Embargo eines allgemeinen Bauverbots ($. 12) zu den be 
ſonderen Laften (8. 15 des Geſetzes) heranzuziehen. So lange ift die Straße eine „niät 
fertige.” Hat die Stadtgemeinde aber ohne Widerſpruch die Pflafterung, Entwäfles 
rung, Beleuchtung und alle bei öffentlihen Straßen ihr obliegenden Verpflich⸗ 
tungen einmal übernommen, fo wirb fie bie fingulären Vorrechte aus 83. 15 
und 12 nicht mehr geltend machen können, Es wird vielmehr Sache der Por 
lizeibehörde fein, bei Ertheilung der einzelnen Baufonfenfe die Innehaltung 
der zur Zeit beftehenden allgem. Polizeivorſchriften zu überwachen und etwa früher 
Ueberfehenes bei Ertheilung der Baukonſenſe nachzuholen. Dieſe Regelung in ſchon 
beftehenden, d. b. von der Stabt übernommenen Straßen, erfolgt dem- 
gemäß durch die einzelnen Baukonſenſe und unter Gewährung ber im Geſet 
vorbehaltenen Entihädigungen im Falle einer Veränderung ber Fluchtlinien oder 
anderen buch. das Öffentliche Interefie gebotenen Beſchränkungen ber Baus 
Sreiheit . 
HM Daß die Grenzlinie zwiſchen ſchon beftehenden Straßen und neu anzulegen; 
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den Straßen oder Straßentheilen nach dieſen Geſichtspunkten wirklich zu finden 
und zu handhaben iſt, ergiebt der Vorgang der zahlreichen neuen Baupolizeis 
gejege, die ihre fingulären Vorſchriften für „neu anzulegende Straßen” ohne 
eine Legalbefinition geben und es der Praxis der Polizeibehörben und der Ge- 
richte überlaffen, bie Grenze zwiſchen einer beftehenden und einer neuen Straße 
nad den obigen Geſichtspunkten zu ziehen. Aud das Regulativ vom 31. De- 
zember 1838 für Berlin ift ein Menfchenalter hindurch gehandhabt worden ohne 
eine Legalbefinition der neu anzulegenden Straßen. 





Die Verhandlungen der preußifchen Landesvertretung über den 
Gefegentwurf, betreffend die Befähigung für den höheren Ber: 
waltungsdienft. 

Bom Herrn F. U Wolter, Stadtrath in Burg und Mitglied des Haufes der Abgeordneten. 


Zu den wichtigen Fragen des preußifchen Staatsrechtes, welche jeit Jahren 
und bis jegt erfolglos bie Landesvertretung beſchäftigt haben, gehört auch Die 
geſetzliche Regelung der Befähigung für die höheren Aemter der Verwaltung, 
ein Gegenftand, der wichtig genug erjcheint, auch in biefen Blättern nad) den 
hauptſächlichſien dabei in Betracht gekommenen Geſichtspunkten beiproden zu 
werben, zumal es dringlichft an der Zeit ift, dem jetigen geſetzloſen Zuſtande 
in diefer Materie baldigft ein Ende zu machen. 

Belanntlih war die Prüfung für die höheren Aemter ber Verwaltung in 
Preußen durch das mittels Kabinetsorbre vom 27. Februar 1846 genehmigte 
Regulativ vom 14. deffelben Monats und Jahres geordnet worden. Danach 
Hingen unter Aufhebung aller älteren Verordnungen, Inſtruktionen und Bore 
Ihriften die neuen Beftimmungen dahin, daß, wer behufs feiner Vorbereitung 
zum höheren Verwaltungsdienfte als NReferendarius bei einer Regierung eintreten 
wollte, bei einem Gerichte als Auskultator gearbeitet und entweder die zweite 
juriftifhe (Referendariats-) Prüfung genügend beftanden, oder doch das Zeugniß 
der Reife zu diefer Prüfung erlangt und eine vom Obergericht für probemäßig 
erflärte Relation geliefert haben mußte. Er hatte ferner durch eine bei der Res 
gierung abzulegende Prüfung darzuthun, daß er ſich mit den Staatewiſſenſchaften 
vertraut gemacht, die Hauptgrundfäge der Nationalötonomie, der Polizei- und 
Finanzwiſſenſchaft fih angeeignet und menigftens allgemeine Bekanntſchaft mit 
den Tameraliftiichen Hilfswiffenfchaften, insbefondere auch mit der Landwirth- 
Ihaftslehre erlangt habe. Das Referendariat erforderte baher als Regel drei, 
minbeftens aber zwei Prüfungen, von denen die erſte, bezw. die beiden erften, 
rein juriftifche, die le&te eine rein ftaatswifjenfchaftliche waren. 

Das Regulativ ertheilte dann ausführlide Vorfchriften über die Be 
ſchäftigung und Fortbildung der Negierungareferendarien, deren, wie der ganzen 
Regierungs:Mafchinerie, Hauptfehler barin beftand, daß der angehende Beamte 
nur am grünen Tisch zu arbeiten lernte, während er mit den realen, nur durch 
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eigene praftifche Anſchauung und Behandlung verſtändlich werdenden Verhält⸗ 
niffen meift ganz unbelannt blieb; die Beſchäftigung der Referendarien in den 
lofalen Verwaltungen gehörte zu ben feltenen Ausnahmen. Weiter enthielt das 
Regulativ eine Prüfungsordnung für die Befähigung zum höheren Verwaltungs: 
dienft. Danach zerfiel bie Prüfung, melde vor der Oberexaminations-Kommiſſion 
in Berlin abzulegen war, in eine fchriftlihe und eine mündlide. Zur fchrift- 
lichen Prüfung gehörten drei Arbeiten und zwar eine Abhandlung über einen 
ſtaatswiſſenſchaftlichen Begenftand, eine Ausarbeitung über einen polizeilichen 
und eine über einen finanziellen Gegenftandb, wozu bie Themata von der Ober: 
eraminations-Kommiffion gegeben wurden, während bie erfte mehr theoretifcher 
Natur war, follten die beiden anderen praktiſchen Inhalts fein und hiernach 
die Aufgaben eingerichtet werden. Die mündlihe Prüfung follte hauptfächlich 
auf diejenigen Gegenftände hingeleitet werden, worin der Kandidat zu dem Be- 
rufe, für welchen er feine Dualifitation nachmweifen wollte, vorzugsw.ife gründlich 
ausgebildet fein mußte. Im diefer Beziehung war der $. 19 des Negulativs 
maßgebend, wonad die Obereraminations-Kommiffion zur lebten und höchſten 
Prüfung derer beftimmt war, welche ihre Dualififation bewähren wollten, „um 
zu Mitgliedern der Regierung, wozu aud die DOberforftbeamten gehören, und 
ber Provinzial-Steuerdireftionen, ingleihen zu weltlihen Mitgliedern der Kon⸗ 
fitorien und der Provinzial-Schulfollegien und zu Oberfommifjarien bei den 
@eneraltommiffionen befördert werden zu können. 

Der Abgeordneter Richter (Hagen) hat fi ein unläugbares DVerdienft er⸗ 
worben, ald er im Ianuarbefte der preußifchen Jahrbücher von 1866 diefe An⸗ 
gelegenheit einer eingehenden Kritit unterwarf, und, wenn einerjeits den von 
ihm zur Befeitigung der Mißftände gemachten Vorſchlägen in wichtigen Punkten, 
namentlih was bie Beſchränkung der juriftiihen Studien und. die Bejeitigung 
der Beihäftigung im Juſtizdienſte betrifft, nicht beigetreten werden kann, andrer- 
ſeits nach dem Hinzutritt der neuen Provinzen eine Bergleihung der dortigen 
Zuftände mit den altländiſchen aud die Negierung unabweislich zu einer Reform 
des Prüfungsweſens geführt haben würbe, jo war der Gegenftand doch publi- 
ziſtiſch angeregt und hatte namentlich in den Kreifen der Sommunalverwaltung, 
wo man die Schäden der praftifhen Vorbildung ber höheren Verwaltungs⸗ 
beamten am meiften fühlte, die verbiente Beachtung und Anerkennung ge 
funden. " 

Faft gleichzeitig erſchienen zwei Schriften: „Ueber die Univerfitätsftudien und 
Staatsprüfungen der preußifchen Verwaltungsbeamten“, von Dr. Erwin Naſſe, 
Profeffjor zu Bonn, dem verdienftlihen Referenten über die fpäteren Regierungs- 
vorlagen im Abgeorbnetenhaufe, und „Die Vorbildung ber höheren Verwaltungs⸗ 
beamten in Preußen“, in ber Zeitſchrift für Gefeßgebung und Rechtöpflege, aus 
welcher von der Verlagshandlung ein Separatabdrud veranflaltet wurde, vom 
Verfaffer des gegenwärtigen Auffates. 

Beide Schriften ftimmen darin überein, daß bie Rechts- und die Staatswiſſen⸗ 
ſchaften, mit dem felbftverftändlichen Vorbehalte der Bevorzugung der einen vor 
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der andern, je nad) dem gewählten Berufe, mit einander verbunden bleiben, da 
weber der künftige Richter der allgemeinen Kenntniß bes öffentlichen Rechts, 
noch der künftige Verwaltungsbeamte der allgemeinen Kenntniß des Privatrechts 
und der Formen feiner Handhabung entbehren kann. Auch darüber find bie 
Verfafjer einverftanden, daß ftatt ber bisherigen drei, bezw. vier Prüfungen beren 
zwei genügen, daß die erfte unmittelbar nad) Beendigung der akademiſchen 
Studien, die zweite am Ende bes Vorbereitungsdienftes erfolgt, und daß ber 
legtere, mas in der zweiten Schrift des Weiteren ausgeführt wird, nicht auf 
eine Beihäftigung bei den Regierungen beſchränkt, vielmehr auf die unteren 
Verwaltungsinftanzen, insbefondere auf die Beihäftigung bei den Magifträten 
und den Lanbrathsämtern ausgedehnt werde. 

Abgeſehen von einer Minifterialverfügung aus dem Jahre 1868, nad) 
welder vom 1. Juli j. 3. ab Regierungsreferendarien nicht mehr angenommen 
werden follten, weil theild eine Aenderung der bezüglih der Prüfung und Be 
ſchäftigung der Referendarien beftehenden Vorſchriften in Frage gefommen, theild 

“bei der damals herrichenden Meberfüllung aller Regierungstollegien eine Be 
ſchränkung weiteren Zufluffes nöthig erjchienen war, wurde das Regulativ vom 
14. Februar 1846 thatſächlich außer Kraft geſetzt durch das Geieh vom 6. Mai 
1869, betreffend die juriftifchen Prüfungen und die Vorbereitung zum höheren 
Juſtizdienſt, indem durch $. 1 dieſes Geſetzes die bis dahin beftandene zweite 
juriftiihe Prüfung aufgehoben und es dadurch den Neferendarien unmöglid ge: 
macht wurde, bie durch das Regulativ vom 14. Februar 1846 vorgejchriebene 
Qualifikation zu erwerben. Im Geſetz vom 6. Mai 1869 hatte die Regierung 
projektirt, die Gerichtöreferendarien auch ein Jahr bei der Verwaltung zu be 
ſchäftigen und bei der Verhandlung in beiden Häufern des Landtags die Er- 
klärung abgegeben, daß fie fi) befugt halte, das Negulativ vom 14. Februar 
1846 lediglich im adminiftrativen Wege abzuändern oder zu bejeitigen. Somohl 
mit Rückſicht auf diefe Erklärung, welche im Abgeordnetenhaufe Lebhaft bekämpft 
wurde, als aus anderen materiellen Gründen wurde das Berwaltungsjahr aus 
den Geſetz über die juriftifhen Prüfungen geftrihen, dagegen auf den Antrag 
des Abgeorbneten v. Bonin befchlofien, die Königlihe Staatsregierung auf 
zufordern: 

I. bie beabſichtigte geſetzliche Regulirung der beſtehenden Vorſchriſten über 
die Befähigung zu den höheren Aemtern der Verwaltung jo zu be 
ſchleunigen, daß diejelben gleichzeitig mit der ſchon eingeleiteten Geieh: 
gebung über die juriftifhen Prüfungen und die Vorbereitung zum 
höheren Iuftizdienft zur Ausführung kommen können; 
bis dahin aber, daß dies gejchehen, das Negulativ vom 14. Februar 1846, 
genehmigt duch bie Allerhöchfte Kabinetsorbre vom 27. Februar 1846, 
betreffend bie Befähigung zu den höheren Aemtern der Berwaltung 
volftändig zur Ausführung zu bringen. 

Nachdem der erfte Theil diefes Antrages inn Jahre 1869 von neuem einge 
bracht und diejer ſowohl, als bie in den darauf folgenden Eeffionen vom Abe 


II. 
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georbneten v. Bonin wiederholten Anträge vom Abgeordnetenhaufe mit großer 

Mojorität angenommen waren, erflärte die Staatsregierung endlich in der 

Seflion von 1874, fie fei mit den Verathungen über biefen Gegenſtand be: 

ſchäftigt und wünſche, denjelben einen möglichft fehnellen Fortgang zu geben. 

Darauf wurde dann unterm 15. Januar 1875 dem NAbgeordnetenhaufe der 

nachſtehende: 

„Entwurf eines Geſetzes, betreffend Die Befähigung für den höheren 
Verwaltungsdienft” 

zur verfaffungsmäßigen Beſchlußfaſſung vorgelegt: *) 

Wir, Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ꝛc. 
verorbnen mit Zuftimmung beider Häufer bes Landtags für ben ganzen Umfang 
Unferer Monardjie, was folgt: 

8. 1. 

Zur Bekleidung der Stelle eines Mitgliedes bei einer Regierung (Land⸗ 
droftei, Zinangdireltion in Hannover) tft ein breijähriges Studium der Rechte 
und der Staatswifienihaften anf einer Univerfität und bie Ablegung zweier 
Prüfungen erforderlich. 

8.2. 


Die erfte Prüfung tft die erfte juriſtiſche für deren Ablegung die 88. 1-5 
und 14 des Gejeges vom 6. Mai 1869 (Geſ.Samml. S. 665) maßgebend find. 
Die zweite Prüfung — große Staatsprüfung — iſt bei der „Prüfungstommiffion 
für höhere Verwaltungsbeamte” abzulegen. 

.$ 3 

Zur großen Staatsprüfung für Verwaltungsbeamte iſt ein Vorbereitungs- 
bienft von mwenigftens zwei Jahren bei den Berichtsbehörben und von wenigfteng 
zwei Jahren bei den Verwaltungsbehörden erforderlich. 

8. 4. 

Während des Vorbereitungsdienftes bei den Gerichtsbehörben muß der Re: 
ferendarius zur zeitweifen Vertretung eines Rechtsanwaltes verwandt, ober mit 
einzelnen richterlihen Geſchäften beauftragt worden fein. ($. 8 Alinea 2 des 
GBefeßes vom 6. Mai 1869 [def.-Samml. S. 656].) 

8.5. 

Zum Vorbereitungsbienft bei einer Regierung ($. 1) kann von den Miniftern 
der Finanzen und des Innern nur zugelafien werben, wer nad Zurüdlegung 
der Vorbereitungszeit bei den Gerichtsbehörden durch ein mit ihm abzuhaltendes 
Tentamen dargethan hat, 

daß er ſich mit den Staatswiffenichajten vertraut gemacht, die Haupt⸗ 
grundfäge der Nationalölonomie, der Polizei- und Finanzwiſſenſchaft 
ſich angeeignet und mwenigftens allgemeine Bekanntſchaft mit den kame- 
raliſtiſchen Hülfewilfenfchaften erlangt habe. 


*) Anlage zu dem ſtenographiſchen Berichte des Abzeorbnetenhaufes von 1875, Band Li. 
Scte 75, 
21* 


| 
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8. 6. 

Wer die Anforderungen bes 8. 5 erfült bat, wird von den Miniftern der 

Finanzen und des Innern zum Regierungsreferendarius ernannt. 
j 7. 

Der Regierungsreferendarius ift bei einem Landrathe (Amtshauptmann) 
beziehungsweife einem WMagiftrate, bei einem Verwaltungsgerichte und bei 
einer Regierung (Landdroftei und Finanzdireltion in Hannover) zu beichäftigen. | 

8.8. 

Die Beichäftigung ift fo einzurichten und zu leiten, baß der Referendarius 
in ſämmtlichen Gefchäftszweigen der vorerwähnten Behörden eine folhe Einſicht 
und praftifhe Eewandtheit erwirbt, wie fie zur jelbfiländigen Verwaltung bes 
Amtes eines Mitgliedes der Regierung erforderlich ift. 

8. 9. 

Nach Ablauf der Vorbereitungszeit (58. 3-8) iſt der Referendarius, wenn 
‚aus den tiber die geſammte Beſchäftigung vorzulegenden Zeugniſſen fi) ergiebt, 
daß er zur Ablegung der großen Staatsprüfung für vorbereitet zu erachten fei, 
und der Negierungspräfident (Lanbdroft, Präfident der Finanzdirektion in 
Hannover) ihm in dieſer Beziehung ein Zeugniß ertheilt, zu der bezeichneten 
Prüfung zuzulafien. 





8. 10. 

Die große Staatsprüfung ($. 2) ift eine mündliche und fchriftliche. 

Die Prüfung erfiredt fih auf das in Preußen geltende öffentlide und 
Privatrecht, insbejondere das Berfafjungs- und Verwaltungsrecht, fo wie auf 
die Volkswirthſchafts⸗ und Finanzpolitik. 

Bei der Prüfung kommt es darauf an, feflzuftellen, ob der Kandidat für 
befähigt und gründlich ausgebildet zu erachen fei, im höheren Verwaltungsdienft 
eine jelbftitändige Stellung mit Erfolg einzunehmen. 

8.11. 

Der Referendarius, welder die große Staatsprüfung beitanden hat, wird 
von den Miniftern der Finanzen und des Innern zum Regierungs Afjeffor 
ernannt. 

8.12. 

Die Minifter der Finanzen und des Innern find befugt, auch ſolche Pers 
fonen zur Ablegung der großen Staatsprüfung für Verwaltungsbeamte ($. 2) 
zuzulaffen, welde die in den 88. 1—9 bezeichnete Laufbahn nicht gemacht, ober 
doch nicht vollendet haben, dagegen aber ſchon in anderen Dienfiverhältnifien, 
als höhere Jufiiz: oder Militär-Intendanturbeamte, Univerfitätslehrer, Landräthe, 
Kreis oder Amtshauptmänner, Oberamtmänner in der Provinz Heffen:Raffau, 
bezw. Hardes⸗ und Kirchipielvögte in der Provinz Schleswig-Holftein, Oekonomie⸗ 
Konmifjarien u. ſ. w. mindeſtens einen fünfjährigen Zeitraum hindurch 
fungirt haben. 

Das Beftehen des Eramens hat die Befähigung zur Bekleidung der Stelle 
eines Mitgliedes bei einer Regierung ($. 1) zur Folge. 
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8. 18. 

Die Beftellung zum Juftitiarius bei einer Regierung ($. 1), fo wie zu dem 
mit der Bearbeitung der Auseinanberfegungs-Angelegenheiten betrauten juriftie 
ſchen Mitgliedern bei derfelben jegt die erlangte Befähigung zum höheren Juſtiz⸗ 
diefte voraus. i g 

Die Miniſter der Finanzen und des Innern find ermächtigt, die Iuftitiarien, 
nachdem fie als ſolche mindeftens drei Jahre hindurch fungirt haben, auch aus: 
ſchließlich mit der Bearbeitung von Verwaltungsfahen zu betrauen. 


8. 14. 

Die Minifter der Finanzen und des Innern find ferner ermächtigt, bie 
Stelle eines Mitgliedes bei einer Regierung :$. Ir folhen Perſonen zu über 
tragen, welde die Bejähigung zum höheren Juſtizdienſte erlangt haben, und 
mindeflens 5 Jahre, entweber bei einer Auseinanderfegungsbehörde als Spezial 
kommiſſarius oder im Kollegium bejchäftigt worden find, oder die Stelle eines 
Landrathes, Kreis: oder Amtshauptmanns, Dberamtmanns in den Hohenzollern: 
ihen Landen, Amtmanns in der Provinz Heſſen-Naſſau, bezw. Hardes oder 
Kirchſpielvogts in der Provinz Schleswig-Holftein verwaltet haben. 


8. 15. 

Die Beflimmungen dieſes Gejeßes finden auf die Berufung zu den Stellen 
ber Präſidenten, Abtheilungsdirigenten und techniſchen Mitglieder (der Forit:, 
Geiſtlichen⸗, Schule, Bau: Mebizinal: ꝛc. Räthe, jo wie der mit der Bearbeitung 
der Auseinanderfegungsfachen betrauten techniſchen Mitglieder) bei einer Ne: 
gierung ($. 1), ſowie zu den Stellen der Verwaltung der indirekten Steuern 
feine Anwendung. 

8. 16, 

Dieſes Geje tritt mit dem Tage feiner Verkündigung in Kraft. 

Den zu diefem Zeitpunkt vorhandenen Regierungsreferendarien ift die Zeit 
ihrer Beſchäftigung bei den VBerwaltungsbehörden auf die im $. 3 erwähnte 
Vorbereitungszeit von insgefammt vier Jahren anzurehnen und ihre übrige 
Vorbereitungszeit im Sinne dieſes Geſetzes durch Regulativ ($. 18) zu regeln. 

8. 17. 

Alle diefen Vorſchriften entgegenftehende Beltimmmungen, insbefondere das 
Negulativ über die Befähigung zu den höheren Yemtern der Verwaltung vom 
14. Februar 1846 (Gef.:Samml. S. 199) werben aufgehoben. 


8. 18. 
Die Minifter der Finanzen und des Innern werden die zur Ausführung 
dieſes Geſetzes cerforberlihen Anordnungen, namentlih nähere Beltimmungen 
über die bezüglich des Univerfitätsftudiums zu ftellenden Anforderungen und 
alle zur Ergänzung nothwendigen Brundfäge über die Art des Tentamens und 
der großen Prüfung, die Zufammenfegung der Brüfungstommiffionen, die Ver: 
theilung der Beihäftigungszeit, jo wie über die wiederholte Zulafjung nach nicht 
beftandener Prüfung in einem Regulativ feftfeßen. 








N 
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8. 19. 

Die Minifter der Finanzen und des Innern find ermächtigt, bis zum 1. Ja⸗ 
nuar 1878 Diejenigen, welche die Befähigung zum höheren Juftigdienfte erlangt 
haben, zur Bekleidung der Stelle eines Mitgliedes bei einer Regierung ($. 1) 
zuzulafjen. 

$ 20. 

Die Minifter der Finanzen und bes Innern find ferner ermädtigt, bis zum 
1. Januar 1878 Gerichtsreferendarien zum Borbereitungsdienft bei einer Regie⸗ 
rung (8. 1) zuzulaflen, auch wenn diefelben den Nachweis des nad) diefem Ge— 
jege erforderlihen Studiums der Staatswiſſenſchaſten zu führen nicht vermögen. 

Urkundlich 2c. 


Die Vergleihung dieſes Gefegentwurfs mit dem Regulativ vom 14. Februar 
1846 ergiebt und die Motive ſprechen es ausbrüdlih aus, daß man an den Be 
ſtimmungen des legteren im Weſentlichen hat fethalten, und hauptſächlich deffen 
Mängel bezüglich des Worbereitungsdienftes bejeitigen, im Webrigen aber die 
guten Traditionen der bewährten preußiſchen Verwaltung nicht hat aufgeben 
wollen 


Die erfte Berathung fand im Abgeorbnetenhaufe am 23. Februar 1875*) 
ftatt. Abgefehen von denjenigen, welche das Geſetz überhaupt nicht wollten, weil 
darin eine nicht gerechtfertigte Beichränfung der Regierung in der Wahl ihrer 
Beamten liege, fand ſich auf allen Seiten des Abgeordnetenhaufes an ber Bor- 
lage viel zu bemängeln. Es wurbe getadelt, daß der Entwurf auf die großen 
Neorganijationsgefege, welche theils bereits erlaffen, theils noch) in der Berathung 
begriffen feien, gar feine Nüdfiht genommen habe, dab der Kreis der höberen 
Verwaltungsbeamten, auf welde fi das Geſetz zu erftreden habe, gar nicht be- 
zeichnet, daß insbefondere die fünftige Qualifitation der Landräthe, deren Stel 
lung durch die Kreisordnung eine durchaus veränderte geworben fei, gar eine 
Erwähnung gefunden habe; von der anderen Seite wurben Die Mängel ber jus 
riſtiſchen und ſtaatswiſſenſchaftlichen Studien auf der Univerfität, welde nad) 
dem jetigen Umfange ber einzelnen Disziplinen während eines dreijährigen 
Kurſus nicht mehr zu bewältigen feien, hervorgehoben; es wurde angedeutet, daB 
ein vierjähriges Studium, in Verbindung etwa mit einem juriftifhen und ſtaats— 
wiſſenſchaftlichen Seminar, nothwendig fei und daß nach Abfolvirung des juri- 
ftiihen Worbereitungsbienftes das Zentamen, meldes entweder eine bloße Form 
oder ein wirkliches Examen zwifhen ber erflen und zweiten Prüfung ſei, fih 
nicht empfehle und daß ſchließlich die berüchtigten Einpauf-Anftalten, welde man 
bejeitigen wolle, dody wieder in vollem Umfange zur Geltung kommen würden. 

Der Entwurf wurde einer Kommiſſion von 14 Mitglievern überwiefen, bei 
welcher hiernächſt der Abgeorbnete v. Bonin als Vorfigender, der Abgeordnete 
Dr. Naſſe als Berichterftatter fungirten. 


*) Stenographifcger Bericht Bd. I. S. 884. 
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Aus den Kommiffionsberathungen ging ein weſentlich veränderter Befeh- 
entwurf*) hervor, ber indeß wegen bes alsbald erfolgenden Schluffes der Land» 
tagsfeffion nicht mehr zur Plenarberathung gelangte. 

Als hierauf in der Landtagsfeffion von 1876 die Staatsregierung den Ent- 
wurf fat ganz unverändert wieber vorlegte — es waren nur zwei ganz un⸗ 
weſentliche Zufäge aus dem vorjährigen Entwurf der Kommiſſion des Abgeord: 
netenhaufes aufgenommen —, fand berfelbe in der erften Plenarberathung des 
Abgeordnnetenhaujes*) eine noch abfäligere Kritit und in der Kommiffion (unter 
dem abermaligen Vorfig des Abg v. Bonin und der Berichterftattung des Abg. 
Dr. Naſſe) eine weitergehende Abänderung, fernere Umgeftaltungen aber in den 
Plenarberathungen ſowohl bes Abgeorbneten: als demnächſt auch des Herren: 
baufes. Zu einer Einigung zwiſchen den beiden Häufern des Landtags einer- 
und der Regierung andererjeit8 — obſchon diefe der Landesvertretung die weſent⸗ 
lichſten Ronzeffionen gemacht hatte — kam es indeß wegen bes abermaligen Lands 
tagsſchluſſes auch jegt nicht; in gleicher Weife unerlebigt blieb endlich auch der 
in der kurzen Frübjahrsfeffion von 1877 zuerft dem Herrenhaufe vorgelegte Ent: 
mwurf, in welchem alle diejenigen Beftimmungen, über welche in der vorigen 
Seffion eine Einigung zwiſchen den Faktoren der Gejeßgebung erzielt worden 
war, Aufnahme gefunden hatten, um die Verhandlungen, wie e8 in den Motiven 
des Entwurfes heißt, thunlichft auf den einzigen noch verbliebenen Differenzpunkt 
(die Qualifikation der Landräthe) zu bejchränfen. Das Herrenhaus nahın den 
Entwurf mit einem auf diefen Differenzpunft bezüglichen Antrag bes Oberbürger- 
meifters Haſſelbach an, im Abgeorbnetenhaufe kam es indeß zu einer Beſchluß⸗ 
faſſung über die Vorlage nicht mehr. In der Herbſtſeſſion legte die Regierung 
ihren letzten Entwurf unverändert abermals zuerſt dem Herrenhauſe vor, in 
welchem derſelbe diesmal aber gar nicht zur Plenarberathung gelangte. 

Wir beabfihtigen nicht, auf die parlamentarifchen Verhandlungen, wie fie 
vorftehend ſtizzirt find, nad) ihrem Gefammtinhalt näher einzugehen, vielmehr 
iſt, wie zu Anfang bereits angedeutet worden, unfer Zweck nur der, ſowohl wegen 
der ſtaatsrechtlichen Wichtigkeit der Materie, als aud weil der Gegenftand noch 
einmal der Beſchlußfaſſung des Landtags unterbreitet werden wird, bie Gefichts- 
puntte hervorzuheben, welche der Natur der Sache nad bei den bisherigen Ver⸗ 
bandlungen ganz befonders in den Vordergrund zu ftellen waren. Als diefe Ge- 
fichtspuntte bezeichnen wir: 

I. den Umfang und die Dauer der Univerfitätsftubien, 

N. den Charakter der erften Prüfung, 

III. die verjchiedenen Stadien des Vorbereitungsbienites, 

IV. die den Beſtimmungen des Gejeges unterliegenden Beamtenkategorien. 





*) S. den Kommiffionsberiht Bd. III. S. 1131 der Anlagen zu den ſtenographiſchen Be 
richten des Abgeordnetenhaufes. 
S. bie ſtenographiſchen Berichte Bd. I. S. 51 fi. 
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. I. 

Die Regierungsentwürfe von 1875 und 1876 verlangten zur Bekleidung 
eines Amtes der höheren Verwaltung ein dreijähriges Studium der Rechte und 
der Staatswiffenfchaften auf einer Univerfität. Der So.miffionsbericht von 
1876 ließ die Worte „auf einer Univerfität“ fort, jedenfalls abſichtelos, denn 
darüber, daß auch Praktikern ohne wifjenjhajtlihe Vorbildung der Weg zu Den 
im Geſetze zu bezeichnenden höheren Verwaltungsämtern nicht geöffnet werde, it 
man ſowohl in der Kommiffions als in der Plenarberathung allfeitig und mit 
Recht einverftanden geweſen; darüber aber, ob ein dreijähriges Studium genüge, 
oder ob nicht vielmehr ein vierjähriges zu fordern fei, gingen die Anfichten aus- 
einander. Die Frage hat in der That ihre Bedeutung; weniger allerdings von 
ihrer theoretifhden Seite, denn in diefer Beziehung bemerkte bei der zweiten Be- 
rathung in der Sigung vom 15. Februar 1876 ter Abgeorbnete Bernhardt 
ganz treffend: „mancher lernt in drei Jahren jehr viel, mander in vier Jahren 
gar nichts“, als vielmehr von der praftifhen Seite, infofern, ala dem akademi⸗ 
ſchen Studium ein äußerft knapp bemefjener Vorbereitungsdienft von mindeftens 
vier Zahren folgt, welcher um der erheblichen Geldopfer willen, welche er er⸗ 
fordert, ganz befondere Berückſichtigung verdient. Wer wollte leugnen, daß nicht 
ein Quadriennium, wie es bei den Medizinern obligatoriich und bei den Philo⸗ 
logen jeit längerer Zeit üblih, auch in ſüddeutſchen Staaten für die Juriſten 
eingeführt if, für die Studirenden der Rechts- und Staatswiffenihaften in 
Preußen mwünfhenswerth wäre! aber die Nothwendigkeit hat Angefichts des her⸗ 
vorgehobenen Bedenkens von den Faktoren der Geſetzgebung noch nicht anerkannt 
werden fünnen. Für das vierjährige Studium traten bejonders in den Verhand- 
lungen des Abgeordnetenhaufes die Abgg. Dr. Naffe, als Referent, und Dr. Gneift, 
jowie als pratifher Jurift der Abgeordnete Wiffelind, der darauf auch einen 
beſtimmten Antrag ftellte, und im Serrenhaufe der Berichterftatter Dr. Derns 
burg ein, allein in beiden Käufern fanden bie Ausführungen keine Stimmens 
mehrheit und verdient es in der That wiederholt zu werden, was ber Abgeordnete 
Köppel, obfhon er ein vierjähriges Studium befürmwortete, unter alfeitiger Zus 

ſtimmung, auch aus dem Herzen des Minifters des Innern, ſprach: 

„Wenn auf die Schwierigkeiten hingewiefen wird, die es für den Studi. 
venden ber Jurisprudenz haben wird, innerhalb einer kurzen Studienzeit noch 
andere Disziplinen zu bewältigen, jo fage ih, fangen bie juriftifhen Herren 
Profeſſoren doch an, aus ihren juridiſchen Disziplinen das auszuſcheiden, was 
Ballaft geworden und überflüffig ift, ftellen fie die Jurisprudenz auf ihre rechte 
Grundlage, daß fie eine biftoriihe Wiſſenſchaft ift und dogmatiſch wird ver 
mittels hiſtoriſchen Erfennens, führe man die Panbekten-Borlefungen zurüd 
auf eine einfache geſchichtliche Darftellung des römiſchen Rechts und Enüpfe 
man die dogmatifhen Ausführungen’an das wirklich vorhandene geltende Recht 
an mit felbftftändigem Zurüdgehen auf feine geſchichtlichen Quellen, dann 
wird ſich eine fo große Fülle von Zeit verwendbar finden, daß der Stubirende 
mit Zuhilfenahme des vierten Jahres im Stande if, fi) in ſämmtlichen 


fear | 
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Tisziplinen auszubilden, welche die Rommiffion vorſchlägt. Was heißt e8 denn, 
wenn bier vorgefchlagen ift: es foll der Eraminand in den und den Wiffens 
ſchaften nad drei Zahren Univerfitätsftudien geprüft werden? Daran benft 
fein Verftändiger, daß der Examinand die Wiſſenſchaft beherrichen foll, ſon⸗ 
bern er fol fih mit diefen Dingen in wiſſenſchaftlicher Weife zu beſchäftigen 
gelernt haben, er joll ſich ausmeifen, daß er einen Grund gelegt hat, fein 
ganzes Leben hindurch dieſe wiſſenſchaftliche Bildung fortzuführen. — — Die 
wiſſenſchaftliche Vorbildung hat nur den Zweck, den Echüler zu lehren, wie 
er lernen fol, damit er nachher auf eigenen Füßen ftehend weiter lernen kann.“ 
In gleihem Sinne hatten fich bereit® der Ag. Taster und Andere bei den- 
Verhandlungen über das Gefeß, die Zuftigprüfungen betreffend, im Jahre 1869 
ausgeſprochen. 

Ein Urtheil wollen wir uns nicht anmaßen, aber wir glauben, daß, wenn 
in der Weiſe, wie es der Abgeordnete Köppel in Anſehung des römiſchen 
Rechtes verlangt, auch der Ballaſt ſo mancher Theile des deutſchen Rechtes in 
den juriſtiſchen Vorleſungen abgeworfen, auch hierdurch ſo viel Zeit gewonnen 
werden würde, daß ſich der nothwendige Stoff in drei Jahren bewältigen ließe. 
In demſelben Maße, als ſich unſere Rechtsverhältniſſe zu neuen Geſtaltungen 
fortentwickeln, veralten die bisherigen und behalten nur hiſtoriſchen Werth, den 
die Wiſſenſchaſt zwar keineswegs ignoriren darf, dem aber kein höherer Anſpruch 
zuerkannt werden ſollte, als ihm für das geltende Recht gebührt. Die Univer⸗ 
fität — wir haben dies ſchon in unferer früheren Abhandlung ausgeführt — 
bat den doppelten Zwed, die Refultate der Wiſſenſchaft feftzuftellen und durch 
Forſchung die Wifjenshaft weiter zu führen. Von diefer doppelten Aufgabe 
handelt es fih für den Studirenden, der fi) dem Staatsdienft widmen will, 
nur um die erftere und um ein je nach dem gewählten Berufe tiefer gehendes 
encyklopädifches Stubiun, Das ihn zu einer wiſſenſchaftlichen Auffafjung der 
feiner wartenden Amtsthätigkeiten und den ihnen entiprechenden jelbiteigenen 
Studien befähigt. Wenn hierzu auch ftaatsjeitig durch zweckmäßige Einrichtungen, 
durch wohlwollende Fürſorge in Beſetzung der Lehrftühle und eine umfichtige 
Einwirkung auf die Lehrihätigfeit der Fakultäten die Hand geboten wird, fo 
wird es der gefeßlichen Feitfegung eines ja immerhin wünfchenswerthen vier: 
jährigen Studiums der Rechts- und Staatswifjenfchaften für die künftigen Richter 
und höheren Verwaltungsbeamten nicht bebürfen. Nichts fteht uns höher, als 
die Wiffenfchaft, und wir würden es um ber Eigenart des deutſchen Voltes willen, 
die uns aufs Höchſte gefährdet erjcheinen müßte, auf das Tiefſte beklagen, wenn 
die deutſchen Hochſchulen zu Gunſten einer ſeichten, jeder tieferen und fittlihen 
Grundlage entbehrenden Praxis ihren Einfluß auf das öffentliche Leben verlieren 
folten, aber fo hoch unfere Verehrung für jene Männer der Wiſſenſchaft ift 
(wir nennen bier nur die, welche in neuer Zeit vorzugsweife für ein vierjähriges 
Studium der Rechts⸗- und Staatswiſſenſchaften eingetreten find: Gneift, Göp⸗ 
pert, Goldſchmidt, Naffe, Ortloff), wir fürchten dennoch nicht, daß auch 
bei einem dreijährigen Studium, fofern nur bei ben Vorlefungen das praktiſche 





322 Die Befähigung für den höheren Berwaltungsdienft 


Bebürfniß nicht zu fehr in den Hintergrund geftellt wird, der wiffenfchaftliche 
Geift unter unferen Nichtern und höheren Berwaltungsbeamten eine Einbuße 
erleidet. 


II 


Die Beltimmungen der Regierungsentwürfe von 1875 und 1876 bezüglid 
der erften Prüfung und des Tentamens ($$. 2 und 5) erfuhren im Abgeordneten 
baufe in allen Stadien der Berathung eine fehr berbe Kritit. Schon in ber 
Generaldisfuffion wurde in Verbindung mit dem, was über vie akademischen 
Studien hervorgehoben worten, betont, daß in der Feitfegung eines Zentamens 
vor dem Webergang in die Verwaltung nur die Aufredthaltung des früheren 
Negierungsreferendariat-Eramens enthalten fei, daß leteres meift nur eine Leere 
Form geweien, und daß, indem man daſſelbe jegt als Tentamen bezeichne, damit 
zugegeben werde, es folle nur zum Scheine von dem zu Prüfenden eine faates 
wiſſenſchaftliche Kenntniß verlangt werden Insbefondere wurde aud) die Ver- 
legung des Tentamens zwifchen bie erfte und zweite Prüfung, alfo in die Mitte 
des praktiſchen Werwaltungsdienftes, getabelt, da dieſer zu rein theoretifchen 
Studien, wie fie das Tentamen verlange, feine Zeit übrig laſſe. Bemängelt 
wurde auch, daß man nicht recht wifje, worin die Prüfung beflehen jolle, da bie 
Forderung, der Kandidat folle ſich mit den Staatswiſſenſchaften vertraut gemacht, 
die Hauptgrundfäge der Nationalöfonomie, der Polizei- und Finanzwifjenfchaft 
fi) angeeignet und wenigftens allgemeine Bekanntſchaft mit den fameraliftifchen 
Hülfswiffenfhaften erlangt haben, zu unbeftimmt und ber verichiedenartigften 
Deutung fähig fei; wolle man eine ernftlihe ftaatswifienihaftlide Prüfung, fo 
dürfe diefe nur gleichzeitig mit ber erften juriftifchen an das Ende der Studien- 
zeit verlegt werben. 


In den Kommiffionsberathungen wurden dieje Bedenken von der Mehrheit 
der Kommiffionsmitglieder nicht nur getheilt, ſondern auch einer eingehenderen 
Erörterung unterzogen. In ber Kommiffion von 1875 wurde zu $. 2 des Re 
gierungsentwurfs die Anſicht ausgejprochen: 

daß die Beſchränkung des erften Eramens ausſchließlich auf die Rechtswiſſen⸗ 
haft und zwar jpeziel auf das in der erften juriftifhen Prüfung faſt auss 
ſchließlich in Frage kommende Privatreht, dagegen die Einführung eines be- 
fonderen Zentamens in der Staatswiffenfchaft und Nationalötonomie beim 
Uebertritt in den Verwaltungsdienft unzwedmäßig ſei. Die Staatsregierung 
erkenne an und in der Kommiffton fcheine Einftimmigteit darüber zu herrſchen, 
daß ein ſtaatswiſſenſchaftlich- nationalökonomiſches Studium außer dem juriflir 
ſchen für die künftigen Berwaltungsbeamten unentbehrlich jei; zur Erwerbung 
eines zujammenhängenden und einigermaßen vollftändigen Wiffens auf diefen 
Gebieten habe aber der Randidat während jeiner zweijährigen praktiſchen Vors 
bildung bei den Gerichten keine Gelegenheit und feine Zeit; dieſe Studien 
müßten auf der Univerfität getrieben werden, wo die Lehrkräfte und Lehrmittel 
zu diefem Zwe von Staatswegen vereinigt ſeien Wenn aber ein Zweifel 
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barüber wohl kaum 'beftehen könne, daß die Univerfität der geeignete Ort für 
diefe Studien fei, jo müfje die Prüfung über das Nefultat derfelben unmittel- 
bar auf das afademifhe Triennium folgen, Denn bei der Kürze der Studien⸗ 
zeit und dem Vielen, was bie akademiſche Jugend von ernftem Arbeiten abs 
balte, werbe, wenn am Ende der Studien nur eine jurififche Prüfung ftehe, 
dagegen bie flaatswifjenfchaftliche noch zwei Jahre hinausgerüdt und durd bie 
Bezeichnung als Tentamen, welche der Gefegentwurf in Ausſicht nehme, über: 
dies als eine weniger gründliche harakterifirt fei, die Beihäftigung mit den 
Staatswifjenihaften und der Nationalötonomie auf der Univerfität in der 
Regel eine fehr oberflächliche fein. Man werde dann die Anforderungen im 
Tentamen auf ein Minimum befchränten müffen, wie dies früher bei der Re 
ferendariatsprüfung, bie vielfach nur ein Schein geweſen, geichehen fei. Alles 
dies führe dazu, die ftaatswifjenjaftlich- nationalötonomifhe Prüfung mit der - 
erften juriſtiſchen zu verbinden und das vorgejhlagene Tentamen gänzlich wege 
fallen zu lafjen. Es empfehle fi) dabei, die Gegenftände der Prüfung fchärfer 
und enger zu begrenzen, als im Geſetzentwurf gefchehen. Derſelbe verlange 
ein Vertrautfein mit den Staatswifjenfhaften und doch nur eine Aneignung 
ber Hauptgrundfäge einzelner Theile der Staatswiſſenſchaft, nämlich der Pos 
lizei· und Finanzwiſſenſchaft. Was dann unter den kameraliſtiſchen Hülfs⸗ 
wiſſenſchaften zu verftehen, fei völlig unklar. Sollte etwa Land- und Forfts 
wirthſchaftslehre, Technologie damit gemeint fein, jo könne man eine allgemeine 
Bekanntſchaft mit diefen Disziplinen von dem Kandidaten nicht verlangen, 
ohne ein ungründliches Halbwiffen zu befördern. Deshalb jolle man nur die- 
ienigen Fächer aufführen, die von jedem Studirenden, der ſich dem öffentlihen 
Leben widme, auf der Univerfität getrieben werden follten. 

Auf die Entgegnung der Vertreter der Staatsregierung, daß es ein Miß⸗ 
fand jei, wenn der Kandidat ſchon beim Verlaſſen der Univerfität Entſcheidung a 
treffen jole, ob er fich der Verwaltung zuwenden wolle oder nicht, fowie DaB der 1 
Staatsregierung es grade darauf ankommen müfje, daß der Kandidat die ftaats- 
wiſſenſchaftlichen Kenntniffe nicht beim Abgange von der Univerfität, ſondern 
beim Eintritt in die Verwaltung befige, wurde aus ber Mitte der Kommiſſion 
replicirt, DaB der Referendar diefe Kenntniſſe beim Webertritt in die Verwaltung 
befigen werde, wenn er fie auf der Univerfität in gründlicher Weife ſich zu eigen 
gemacht, daß fie ihm dagegen fehlen würden, wenn er die Univerfitätszeit vers 
fäumt. Ein Mitglied der Kommiffion betonte dabei ganz befonders, daß die 
Frage, wer eraminire, ebenfo wichtig fei, wie die, was eraminirt werde. Für 
die auf der Univerfität erworbenen rein wiſſenſchaftlichen Kenntniffe könne aber 
nur ein Univerfitätslehrer der geeignete Examinator fein; es fei deshalb eine 
dahin gehende Beftinmung in das Geje aufzunehmen. Von den Vertretern 
der Staatsregierung, welche materiell hiergegen nichts zu erinnern fanden, wurde 

entgegnet, daß eine derartige Beſtimmung in das nad $. 18 bes Entwurfs vor⸗ 
gefjehene Regulativ gehöre. Die Anficht, von jeder ſtaatswiſſenſchaftlich⸗national⸗ 
dtonomiſchen Prüfung nah ben Univerfitätsftubien abzufehen, ſolche vielmehr 





— 
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nur auf bie juriftiihen Disziplinen zu beſchränken, blieb in der Kommiſſion ohne 
Zuftimmung, dagegen wurde der $. 2 in folgender Formulirung mit großer 
Majorität angenommen: 
„Die erfte Prüfung befteht zu einem Theile aus der erften jurifti: 
ſchen, für deren Ablegung die 88. 1—5 und 14 des Gefeßes vom 6. Mai 
1869 (G.S. ©. 656) maßgebend find, zum andern aus einer ftaat% 
wiſſenſchaftlich nationalsökonomiſchen Prüfung, in welcher der Kandidat 
darzuthun bat, daß er fi mit der allgemeinen Staatslehre und Na- 
tionalöfonomie vertrant gemacht, ſowie eine allgemeine Bekanntſchaft 
mit der Finanzwiffenshaft erworben hat. Zur Abhaltung ber legteren 
find die Prüfungstommiffionen für das erfte juriftifhe Eramen in 
geeigneter Weife, und zwar mindeſtens durch je einen Univerfitätslehrer 
zu verſtärken.“ 

Die Kommifjion von 1876 trat den von der vorjährigen Kommiſſion gel 
tend gemachten Bedenken bei, fie ging aber infofern weiter, als fie es als einen 
Uebelftand bezeichnete, wenn ſchon auf der Univerfität die Studirenden ſich ent 
ſcheiden müßten, ob fie fih der Verwaltung zuwenden wollen ober nidt. Erf 
fpäter beim Eintritt ins Leben fei ein junger Mann im Stande, fiber Neigung 
und Befähigung in biefer Beziehung richtig zu urtheilen. Der Vorſchlag, welden 
die vorjährige Kommiffion gemacht hatte, an Stelle des Tentamens ber erſten 
juriftifgen Prüfung für die künftigen Verwaltungsbeanten noch einen zweiten 
ſtaatswiſſenſchaftlich nationaloöͤkonomiſchen Theil hinzuzufügen, . fand aus den ans 
geführten Gründen wenig Beifall. Es wurde angeführt, daß, wenn das Gele 
vom 6. Mai 1869 in den 88. 1-5 und 14, in welchen die Prüfung in den 
Staatswiffenihaften ausdrücklich vorgefchrieben fei, wirklich zur Ausführung ge 
bracht würde, e8 eines folhen zweiten Theils der Prüfung nicht bedürfen werde, 
es werde mwefentlih darauf ankommen, den ZJuftizminifter zu einer nad) biefer 
Richtung verſchärſten Prüfungsinftruktion zu veranlafen. In Folge der hierauf 
von den Vertretern des Sufligminifteriums abgegebenen ausweichenden Erklärung 
wurde weiter vorgefchlagen, den Verſuch zu machen, auf dem Wege der Gele: 
gebung diejenige Geflaltung des erften juriftifhen Examens zu erlangen, bie 
nad der Anfiht der Kommiſſion ſowohl den Intentionen des Geſetzes von 1869, 
wie dem Intereſſe des öffentlichen Dienftes am meiften entſpreche. Es wurde, 
nachdem der Antrag-durch eine Subkommiſſion genauer redigirt war, beantragt, 
die 88. 1-5 des angeführten Gefeges unter Abänderung der zweifelhaften Aus 
drücke in dieſen Gejegentwurf mit aufzunehmen als gemeinfame Beims 
mungen für ben höheren Juftiz: und den höheren Verwaltungs: 
dienft. Zwar wurbe hiergegen ſowohl aus der Rommiffion jelbft, ala von den 
Vertretern der Staatsregierung, welche über jo weit gehende, eines Staatsminiite- 
vialbefchluffes bedürfende Anträge eine Erklärung ablehnten, ſchwere Bedenken 
erhoben; das Schlußergebniß der Verhandlung war aber, dab an Stelle der 
Ueberjärift und der 88. 1 und 2 des egierungs-Entwurfs folgende Beftim- 
mungen angenommen wurden: 
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„Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Befähigung für den 

höheren Juſtiz- und Verwaltungsdienft. 

Wir, Wilhelm ꝛc., verordnen 2c. was folgt: 

T. Gemeinfame Beftimmungen für ben höheren Zuftiz- und 

Verwaltungsdienſt. 
g. 1. 
Zur Bekleidung 
1. der Stelle eines Richters, Staatsanwalts, Rechtsanwalts (Advokat⸗ 
Anwalts, Advokaten) oder Notars — 
2. derjenigen Stellen, für welche die Befähigung zum höheren Verwal- 
tungsdienfte vorausgefegt wird (38. 14, 14a. und 14b.) 
{fl die Zurüdlegung eines dreijährigen Stubiums der Rechts- und Staatswifjen: 
ſchaften und die Ahlegung zweier Prüfungen erforderlich. 

Bon dem dreijährigen Zeitraum find mindeſtens brei Halbjahre dem 
Studium auf einer Univerfität zu widmen, auf welcher in deutfher Sprade 
gelehrt wird. 

Der Iuftizminifter hat die Befugniß, mit Nüdficht auf das vorangegangene 
Univerfitätsftubium in einer anderen Disziplin, als in der Rechts: und Staats» 
wiſſenſchaft, einen angemefjenen Zeitraum zu erlaffen. 


8.2. 

Die erfte Prüfung ift bei einem Appellationsgerichte abzulegen. Sie befteht 

aus einer ſchriſtlichen und mündlichen Prüfung. 
8. 2a. 

Den Begenftand der Prüfung bilden die Disziplinen des öffentlihen und 
Privatrehts und ber Rechtsgeſchichte, ſowie der Volks: und der Staatswirth: 
ſchaftslehre. 

Die Prüfung muß auf Erforſchung der poſitiven Kenntniſſe des Kandidaten, 
feine Einfiht in das Weſen und die gejchäftliche Entwidelung der Rechtsver: 
hältniffe, ſowie darauf gerichtet werden, ob der Kandidat ſich überhaupt die für 
feinen Beruf erforderliche allgemeine rechts: und ſtaatswiſſenſchaftliche Bildung 
erworben habe. 

8. 2b. 
Wer die erfie Prüfung beftanden hat. wird von dem Präfidenten des Appel- 
lationsgerichts, bei welchem er ſich zur Beſchäftigung meldet, zum Aeferendarius 
ernannt und eiblidy verpflichtet. 


II. Bejondere Beftimmungen für den höheren Suftizdienft. 
8. 2c. 


Die zweite Prüfung für den höheren Zuftizdienft ift bei ber Juſtiz⸗-Prüfungs- 
> ommiffion abzulegen zc. 
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II. Befondere Beftimmungen für den höheren Verwaltungsbdienf. 
8. 2d. 

Die zweite Prüfung für den höheren Berwaltungsdienft ift bei der Verwal: 
tungs-Prüfungstommiffion abzulegen.“ j 

Gegen eine jo weit gehende, in das Gebiet eines erſt unlängft nad) ſchweren 
Kämpfen zu Stande gelommenen und im Allgemeinen befriedigenden Geſetzes 
eingreifende Abweihung von dem Regierungsentwurfe und den vorjährigen 
Kommiſſionsbeſchlüſſen, melde der Abgeorbnete Windthorft (Bielefeld) als 
einen redaktionellen Gräuel bezeichnete, erhob ſich bei der Plenarberathung im 
Abgeordnetenhaufe, wofelbft die Staatsregierung auffallender Weife ihre Zuftims 
mung erklärte, eine heftige Oppofition, welche in verishiedenen Abänderungsvors 
ſchlägen ihren Ausdrud fand, $ 


Zunächſt beantragte der Abgeordnete Wiffelind (unter Nr. 249 der An- 
lagen zu den flenographifchen Berichten des Abgeordnetenhaufes von 1876, 
Bd. II. ©. 1548): 

1. Sn der Ueberſchrift die Worte „Juſtiz- und“, ferner die 88. 1 bis 2d. 
zu fireihen und durch folgende Paragraphen zu erjegen: 


&1l. 

Zur Erlangung der Befähigung für den höheren Verwaltungs: 
dienft (8. 14) ift ein minbeftens dreijähriges Studium ber Rechte und 
ber Staatswiffenfchaften und die Ablegung zweier Prüfungen er: 
forderlich. 

8. 2. 

Die erſte Prüfung beſteht zu einem Theile aus der erſten juriſtiſchen, 
für deren Ablegung die 88. 1-5 und 14 des Geſetzes vom 6. Mai 
1869 (8.:5. ©. 657) maßgebend find, zum andern Theile aus einer 
ſtaatswiſſenſchaftlich⸗ nationalökonomiſchen Prüfung, in welcher der Kan 
didat darzuthun hat, daß er ſich mit der Volks: und Staatswirthſchafts⸗ 
lehre bejhäftigt und eine allgemeine ſtaatswiſſenſchaftliche Bildung er 
worben bat. 

Zur Abhaltung der lebteren, welche aus einer fehriftlihen und 
mündlichen Prüfung befteht, find bei jeder Univerfität befondere Prü: 
fungstommiffionen zu ernennen. 

Die ſtaatswiſſenſchaftlich⸗ nationalökonomiſche Prüfung kann von den 
Kandidaten nad Beendigung der Unirerfitätsftudien abgelegt, fie kann 
von den Referendarien ber Juſtiz aud während der Vorbereitungszeit 
bei den Berichtsbehörben nachgeholt werben. 


8. 2a. 


Die zweite Prüfung für den höheren Berwaltungsdienft ift bei 
der Verwaltungs Prüfungstommiffion abzulegen. 





Die Befähigung für den höheren Berwaltungsdienft. 327 


II. Eventuel im Fal der Ablehnung der Anträge ad I.: 
1. in 8. 1 Zeile 9 flatt „dreijährigen“ zu fegen „vierjährigen”; 
2. in $. 3 Zeile 3 ftatt „zwei Jahren“ zu jegen „einem Jahre“; 
3. in 8. 9 den erften Sag zu ftreihen und Abſatz 1 der Regierungs⸗ 
vorlage berzuftellen. 

Der Eventuellantrag bezwedte die Ausdehnung des Univerfitätsftubiums 
auf vier Jahre, die Beſchränkung des juriflifhen Vorbereitungsdienftes auf ein 
Jahr und die Wieberherftelung der NRegierungsvorlage bezüglich der großen 
Staatsprüfung. h 

Der Antragfteller motivirte in ber Sigung vom 18. Mai 1876 (flenogr. 
Beriht Bd. III. ©. 1524), nachdem ſich bereits ber Abgeordnete Köhler gegen 
bie Kommiffionsvorfchläge und insbejondere gegen bie Ausdehnung bes Geſetzes 
auf die Suftizbeamten ausgeiprochen, ber Abgeordnete Richter (Hagen) aber die 
Kommiffionsvorlage befürwortet hatte, wie folgt: 

„Es herrſcht, glaube ich, iin Haufe kein Zweifel darüber, daß Angefichts 
der. großen Aufgaben, welche die Gefeßgebung und die Rechtſprechung gegen- 
über der mächtigen geichichtlichen und wirthfchaftlihen Entwidelung in unferem 
Vaterlande löfen fol, es durchaus wünſchenswerth ifl, daß die praftifchen 
Suriften fi eine ſtaatswiſſenſchaftliche Vorbildung aneignen. — Es fragt fi 
nur, wie fol dieſe Aufgabe gelöft werden? In bdiefem Augenblid ift die 
Geſetzgebung auf dem Gebiete des Rechts in Fluß, und fie ift ebenfo in Fluß 
auf dem Gebiete des Verwaltungsrehte. Wir geftalten das Prozeßrecht um; 
wir gehen daran, das Civilrecht umzugeftalten; wir geftalten unfere Behörben- 
organifation um und haben unſer Verwaltungsrecht noch lange nicht abge- 
ſchloſſen. Ich meine, die Frage, mie der Staatsbeamte zu ber Lölnng der 
Aufgaben, die ihm fpäter geftellt werden, herangebildet werben fol, kann wirk⸗ 
lich definitiv erft gelöft werden, wenn diefe Epoche der Geſetzgebung zu einem 
Abſchluß gelangt if. So lange dies nicht der Fall ift, meine ic, eine Vor- 
lage, wie diefe bier, nur als Interimiftitum anfehen zu follen, und ich will 
fo wenig wie möglich Schwierigkeiten hereintragen. Daß die Rommiffion — 
Schwierigkeiten Hineingetragen bat, das werben Sie wohl aus ber großen 
Zahl der Vorredner bereits entnommen haben. Es herrſcht alljeitig ber 
Wunſch, diefes Geſetz auf die Vorbereitung zu dem Berwaltungsdienft zu be: 
ſchränken und nicht auf das Gebiet der Juſtiz zu übertragen. Iſt biefer Ge- 
danke, ift biefe Borausfegung richtig, Dann wundere ich mich, daß Seitens ber 
Staatsregierung die Kommiffionsbefchlüffe empfohlen find, und daß man für 
das Entgegenlommen, welches in meinem Untrage der Staatsregierung ausge 
brüdt ift, fo wenig empfänglich geweſen ifl. Im dem vorjährigen Entwurf 
war derfelbe Bedankte Seitens der Staatsregierung ausgedrüdt, in dem bies- 
jährigen ebenfalls. In der Kommiſſion hat bei der erſten Leſung bie Majo- 
rität ſich ebenfalls für den in meinem Amendement ausgedrüdten Gedanken 
entfchieden, und ich weiß nur nicht, da ich nicht Mitglied der Kommiſſion ges 
weſen bin, wie ſich diefe anderweitige Stimmung Bahn gebroden hat. Die 
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Vorrebner find im Großen und Ganzen, jo weit fie nicht für die Rommiffions 
vorſchläge plaibirt haben, mit dem $. 1 meines Vorfchlages einverftanden ges 
wejen. — — — Wir haberi Alle die Ueberzeugung, daß ein breijähriges Stu 
dium nit ausreicht, um ben Aufgaben, die dem Auriften geftelt werden, 
vollftändig zu genügen, noch weniger aber, wenn ber Student der Rechte noch 
feine Aufmerkſamkeit aud der Staatswiſſenſchaft widmen und in beiden Fädern 
ein ben Forderungen genügendes Eramen ablegen fol. Ich glaube, die Bor: 
ſchläge ber Kommiffion bergen eine Gefahr: fie erzeugen Halbwiſſer nad) beiden 
Seiten hin. Es wird außerordentlich ſchwierig fein, in einem Eramen, weldes 
nad) dreijähriger Vorbereitung abgelegt werben jo, ſowohl den rechtswiſſen⸗ 
Schaftlihen, als den finatswilfenihaftlihen Anforderungen zu genügen, IH 
ſehe nun durchaus feine Inkonfequenz, auch Feine Gefahr darin. mwenn ber 
Zurift, der fid) dem Verwaltungsdientt widmen will, fofern die dreijährige 
Studienzeit auf der Univerfität zu einer vollftändigen Vorbereitung für bie 
ftaatswiffenfchaftlihe Prüfung nicht ausgereicht hat, während ber Vorberei⸗ 
tungszeit auf dem Gericht die Lücken in einigen Fächern ausfült und die 
Prüfung nachträglich ablegt. Ich glaube, der Vorſchlag ift durchaus prak: 
tiſch —.“ 
Von den übrigen Anträgen waren die wichtigſten die des Abgeordneten 
Windthorſt (Bielefeld) (unter Nr. 252 der Anlagen zu den ſtenogr. Bene 
Bd. III. ©. 1576): 


1. die Ueberſchrift des Regierungsentwurfs wiederherzuftellen; 

2. 26; 

3. als 8. 2 den $. 2 der Regierungsvorlage mwieberherzuftellen und bie 
88. 1, 2 bis 2d., die Abjchnittsüberfchriften und den lebten Sag bes 

8. 19a — zu ſtreichen. 


Nachdem diefe Anträge von dem Abgeordneten Windthorft (Meppen), ald 
der gegenwärtigen Lage der Sache am meiften entfprechend, befürwortet waren, 
wurde der Schluß der Diskuffion angenommen, welche fi, entgegen der urſprüng⸗ 
lichen Abficht, die 88. 1—2d. und 14 und 14a. mit einander zu verbinden, 
weſentlich auf den 8. 1 beſchränkt hatte, was badurd) möglich geworden war, daß der 
Abgeordnete Windthorft (Bielefeld) die Anträge unter 252 Nr. 1 und 2 zu 
Gunſten des Wiffelind’fchen Antrags zurückzog, fo daß von den Winbthork- 
ſchen Anträgen nur der zu 3. übrig blieb. 

Bei der hiernächſt erfolgenden Abſtimmung wurbe ber 8. 1 nad bem An: 
trage bes Abgeordneten Wiffelind zu I. unter Aenderung des Allegates ($. 14) 
in (8. 9) angenommen und dadurch der Antrag zu II. 1. erledigt; der $. 2 
wurde in ber Faſſung ſowohl der Regierungs-, als der Kommiſſionsvorlage ab» 
gelehnt und dadurch auch der Antrag Windthorft zu 3. befeitigt. In Folge 
deffen brachte der Abgeorbnete Windthorft (Bielefeld) in der Sigung jelbſi 
unmittelbar nad) beendeter Abftimmung einen neuen Antrag ein, den 2 
folgender Faffung anzunehmen : 
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„Die erfte Prüfung ift die juriftiihe, für deren Ablegung bie 
88. 1-5 und 14 des Geſetzes vom 6. Mai 1869 (6.:5. ©. 656) 
maßgebend find; bie zweite Prüfung — grobe Staatsprüfung — if 
bei der Prüfungstommiffion für höhere Verwaltungsbeamte abzulegen.“ 

In der alsbald erfolgenden Abftimmung wurde diefer Antrag mit großer 
Majorität, und demnächſt auch in der dritten Zefung, fowie ſchließlich aud im 
Herrenhaufe angenommen. In berjelben Faſſung wurden dann biefe Para- 
graphen von ber Staatsregierung auch in der Seſſion von 1877 zuerit dem 
Herrenhauſe vorgelegt und ohne Widerſpruch genehmigt, jo daß zu erwarten ift, 
daß die 88. 1 und 2, wie fie vom Abgeorbnetenhaufe 1876 befchloffen find, nun: 
mehr zum Gejete werben erhoben werden. 

Dann fragt es fih nur, wie durch die minifterielle Inſtruktion das Prü- 
fungsweſen bezüglich des für die Wuftiz und die Verwaltung gemeinfamen erften 
Examens geregelt werden wird. Trotz des düftern Bildes, welches der Abgeord- 
nete Dr. Gneiſt von den Prüfungen überhaupt entworfen hat, find darüber 
boch fehr beherzigenswerthe Andeutungen in den Landtagsverhandlungen gemacht 
worden. Klage ift hauptſächlich darüber geführt worden, daß die Staatswiſſen⸗ 
ſchaften bei der erften Prüfung faft ganz vernachläſſigt werden, obſchon die Re— 
gierung bie Nothwendigkeit einer ſtaatswiſſenſchaftlichen Vorbildung auch für die 
SIuriften anerkannt hat. Der Abgeordnete Windthorft (Bielefeld) hat darauf 
bingemiejen, daß, wenn die Inftruftion des Juſtizminiſters zu einfeitig, dieſelbe 
zur Wahrung der Verwaltungsinterefien in Gemeinfchaft mit dem Minifter des 
Innern zu erlaffen jet. Das ift richtig, aber auch dabei könnte leicht ein Be- 
ftreben, das der Abgeordnete Richter (Hagen), wenn wir den Ausdrud richtig 
verftanden haben, mit einem gewiſſen Refjortpatriotismus bezeichnete, zum Nach 
theil des einen oder des andern Theiles ber Prüfung hervortreten. Wir kommen 
daher auf den in unferer früheren Arbeit gemachten, im Wejentlichen bereits 
1859 in der uns jeßt erfi näher befannt gewordenen Schrift Hälſchner's „das 
juriftifhe Studium in Preußen” enthaltenen Vorſchlag zurück, die vereinigte 
juriſtiſche und ſtaatswiſſenſchaftliche Prüfung durch eine unter der Leitung eines 
Staatstommifjarius ftehende akademiſche Prüfungstommiflion abnehmen zu laffen. 
Die erfte Prüfung ift eine rein wiflenfchaftliche, welche auf die Praxis des Iuftiz: 
und Verwaltungsbdienftes keine Rückſicht zu nehmen hat, vielmehr nur den Beſitz 
der erforderlichen fachwiſſenſchaftlichen Vorbildung nachweiſen fol. Wie wenig 
fich bei diefem Charakter vorwiegend in der Praris thätige Eraminatoren (denn 
in der Regel werden nur die älteren Mitglieder der Behörden zu den Prüfungs- 
Tommiffionen deputirt) eignen, hat ber Abgeordnete Dr. Naſſe in feiner oben 
erwähnten Schrift hinreichend dargethan. Wir wiffen aber in ber That nid, 
was daran hindern follte, ähnlich wie es für die medizinifchen, die philologiſchen, 
die mathematischen und naturwiſſenſchaftlichen Prüfungen der Fall ift, rechts 
und ftaatswifienfchaftliche Prüfungstommiffionen in den Univerfitätstädten zu 
errichten, deren Mitglieder aus angefehenen Univerfitätslehrern beftehen. Die 
Direltoren mögen ja immerhin aus den Minifterialräthen entnommen und die 
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Prüfungsinftrultion mag fo gefaßt werden, daß ohne ein Zuviel, zu welchem bie 
Herren der reinen Wiſſenſchaft oft geneigt fein werden, doch bie möglichfte Ge— 
währ für die Züchtigkeit der Kandidaten erreiht werde. Wenn aber hervor: 
tragende Univerfitätslehrer jelbft gegen folhe PBrüfungstommijfionen find, weil 
Vrofefforen mehr als andere Eraminatoren der linbefangenheit, ja ſelbſt der 
Unparteilichkeit entbehren würden, jo find wir der Anjicht, daß dadurch unferen 
Univerfitätslehrern ein fittliches Armuthszeugniß ausgeſprochen il, das dieſelben 
jedenfalls nicht verdienen. 


Il. 


Nächſt der Frage über die erfte Prüfung trat diejenige über die Dauer des 
Vorbereitungsdienftes bei den Juſtiz-⸗ und den Verwaltungsbehörben, ſowie über 
die Art und Weife, wie folder einzurichten fei, in den Vordergrund. 


A. Die $$. 3 und 4 ber Regierungsvorlagen von 1875 und 1876 forderten 
einen mindeftens vierjährigen Borbereitungsbienft, und zwar zur Hälfte bei der 
Juſtiz, woſelbſt der Referendarius zur zeitweifen Vertretung eines Rechtsanwaltes 
verwendet, ober mit einzelnen richterlihen Geſchäften beauftragt gewejen fein 
follte, zur andern Hälfte bei der Verwaltungsbehörde, in mwelder Beziehung der 
$. 7 beftimmte, daß der Regierungsreferendarius bei einem Landrathe (Amts: 
hauptmann) bezw. einem Magiftrate, bei einem Berwaltungsgerichte und bei einer 
Regierung (Landdrojtei und Finanzdirektion in Hannover) zu beichäftigen fei. 

In der Kommiffion von 1875 wurde von einem Mitgliede zu $. 3 der 
Zuſatz beantragt: 

„Der Vorbereitungedienft bei den Gerichten kann auf 1% Jahre 
befchränft werden, wenn der Referendar mehr als 3 Jahre auf afade 
miſche Studien verwendet bat.” ; 

Zur Motivirung wurde die Kürze ber dreijährigen Studienzeit und die 
Möglichkeit, nad) einem verlängerten Stubium die praftifhe Vorbereitungszeit 
zu verfürzen, angeführt und bejonders hervorgehoben, daß es ſich empfehle, der 
Regierung in diefer Beziehung durch das Gejeg eine allgemeine Ermächtigung 
zu ertheilen. Der Antrag wurde indeß abgelehnt. 

In Bezug auf $. 4 wurde von verjchiedenen Rednern beitritten, daß die 
Beichäftigung während des Vorbereitungsdienftes bei den Gerichten in der Weiſe 
durchgeführt werben könne, wie es die Regierungevorlage vorſchreibe. Die Er- 
fahrung Habe gelehrt, daß die erften zwei Jahre den Referendar nicht jo weit 
vorbereiten, daß man ihm felbftftändige Funktionen anvertrauen könne; es jei 
weder thunlich, ihm richterliche Gefchäfte zuzumeifen, noch werde ein Rechts- 
anmalt geneigt fein, feine Vertretung ihm zu übertragen. Der zweijährige Vor⸗ 
bereitungsbienft bei den Berichten könne nur den Sinn haben, daß der Referendar 
fih im Allgemeinen mit den bei den Berichten vorkommenden Geſchäften und der 

. Art ihrer Erledigung befannt zu machen habe; babei wurde erinnert, daß für bie 
Einführung in die Gerichtsverwaltungspraxis eine Thätigleit bei den altlänbi- 
ſchen Gerichten eriprießlier ei, als bei ben rheinifchen, da bei jenen vielfach 
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aud eine (inzwiſchen aber bereits erheblich verminderte) verwaltende Juſtizthätig⸗ 
feit hervortrete (Depofital- und Kafjenverwaltung, Hypothekenweſen, Erekutions- 
verfahren). Immer aber, wenn man bie zwei Jahre für bie künftigen Verwal⸗ 
tungsbeamten recht nußbar machen wolle, werde es nothwendig fein, diejelben 
anders zu bejhäftigen, als das mit den künftigen Juftizbeamten geichehe. Die 
legteren könnten dem Vorbereitungsdienfte bei den Gerichten vier ſtatt zwei Jahre 
widmen und die verfchiedenen Geſchäfte bei den Berichten hätten für beide Klafjen 
von Beamten eine fehr verjchiedene Bedeutung; es empfehle fih daher, den $. 4 
folgendermaßen abzuändern: 

„Der Vorbereitungsdienft ift bei den Gerichten jo einzurichten, daß 
der Referendar eine allgemeine Belanntihaft mit ſämmtlichen Geſchäfts⸗ 
zweigen der Gerichte erwirbt.” 

Dem wurde zwar jowohl aus der Mitte ber Kommilfion, als Seitens ber 
Negierungsvertreter, welche einen Unterſchied in der Beichäftigung beider Arten 
von Referendarien nicht flatuiren wollten, widerſprochen. Der Antrag wurde 
indeß mit Stimmenmehrheit und ſonach der 8. 4 in der obigen Fafjung ange: 
nommen. 

In der Kommiffion von 1876 wurde zu $. 3 von einem Mitgliede der An- 
trag geftellt, für die Vorbereitung bei der Juftiz nur ein Jahr und für bie Vorber 
teitung bei der Verwaltung drei Jahre feftzujegen; eine einjährige Beſchäftigung 
bei der Juftiz entipredhe der früheren Praris; nad dem früheren Regulativ vom 
14. Februar 1846 fei eine zweijährige Vorbereitung bei einem Gericht Teineswegs 
erforderlich geweſen, und die Frift zu verlängern, Tiege jeßt ein Grund um fo 
weniger vor, als die Gerichte, wie es jetzt ſchon bei den rheinifchen der Fall, 
künftig von allen Verwaltungsgeſchäften befreit werden würben, ber Vorberei- 
tungsbienft bei den Gerichten werde für den Verwaltungsbeamten daher viel 
weniger lehrreich fein; anderſeits feien für den Vorbereitungsdienft bei den Ver- 
waltungsbehörden drei Jahre erforderlih, da der Referendar aud die Verwal: 
tung fädtifher Behörden, des Landrathes, des Bezirksverwaltungsgerichts kennen 
lernen müfle, was Alles früher nicht verlangt worden fei. Diejer Antrag, auf 
den wir jpäter zurückkommen, wurde abgelehnt, bei ber Erörterung des 8. 4 
vielmehr ganz beionders darauf Gewicht gelegt, daß der Vorbereitungsdienft ber 
künftigen Verwaltungsbeamten bei den Gerichten ganz ebenfo georbnet werben 
müſſe, wie der der Fünftigen Juſtizbeamten während der erfien zwei Jahre. Dies 
ſchärfer zu bezeichnen, wurde der $. 4 in folgender Faflung angenommen: 

„Die Vorbereitung bei den Gerichten ift fo einzurichten, daß ber 
Referendarius in Gemäßheit des Gejeges vom 6. Mai 1869 mit den 
Gefchäftszweigen des richterlihen und ſtaalsanwaltlichen Dienftes bei 
den Gerichten erfter Inftanz vertraut wird.‘ 

Bei der zweiten Lefung im Plenum wurde vom Abgeordneten Zelle der 
Antrag auf Streihung des 8. 4 der Kommiffionsvorlage geftellt und ange 
nommen, theils weil jein Inhalt, als bereits im $. 7 des Gefeges vom 6. Mai 
1869 enthalten, überflüffig, teile weil er ſchädlich fei, infofern dadurd der An- 

22* 
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ſchein ermedt werde, als folle für die künftigen Negierungsreferendarien eine 
befondere Art der Beſchäftigung etablirt werden, was die Kommilfion ſowohl 
als das Haus jelbft abgelehnt habe. Nah Ausfall bes 8. 4, ſowie des ſchon bei 
der Diskuffion der 88. 1 und 2 geftrichenen $. 5 ethielt der $. 6 der Vorlage 
die Nr. 4 und wurde dann in: dritter Zefung in folgender von den Abgeord- 
neten Zelle, Schlüter und Belian beantragten Faflung: 

„Wer durch ein’ Zeugniß der Gerichtsbehörde die erfolgte vor- 
ſchriftsniäßige Worbereitung während des mindeflens zweijährigen 
Dienftes bei den Gerichtebehörden (8. 3) nachweiſt, wird von dem Re 
gierungspräfidenten (Landdroſten, PBräfidenten ber Finanzdireltion in 
Hannover), in beffen Bezirk er beichäftigt werben will, zum Negierungs- 
teferenbarius ernannt” 


ohne weitere Diskuffion angenommen. Die Annahme der 88. 3 und 4 nach den 
Beſchlüſſen des Abgeordnetenhaufes erfolgte demnächſt aud in der Sitzung bes 
Herrenhaufes vom 16. Juni 1876, in mwelder Dr. Dernburg mündlichen Be 
richt erftattet hatte, 


B. Nach den Negierungsentwürfen von 1875 und 1876 follte der Regie 
rungsreferendarius beſchäftigt werden: bei einem Landrath (Amtshauptmann) bes 
ziehungsmeife einem Magiftrat, bei einem Verwaltungsgericht und bei einer Re 
gierung (Landdroftei und Finanzdireltion in Hannover), Schon in ber Kom 
miffion von 1875 wurde von einem Mitgliede hervorgehoben, daß der Regierungs⸗ 
teferendar zwedmäßiger Weife ſowohl bei einem Magiftrat, als bei einem Land» 
rath zu befchäftigen und baher das Wort „beziehungsweife” in „und“ zu vers 
wandeln fei, allein in Folge des Widerſpruchs des Regierungstommiffarius, 
welcher die Zeit von zwei Jahren für die Beihäftigung auch in einer ſtädtiſchen 
Verwaltung für zu kurz und nicht immer ausführbar hielt, wurde die Regie- 
rungsvorlage angenommen. In der Kommifjion von 1876 kam die Frage wieber 
zur Sprache, und obſchon der Vertreter des Minifters des Innern die vorjäh- 
rigen Bedenken aufrecht erhielt und weiter ausführte, daß die Staatsregierung 
gar nicht das Recht habe, die ſtädtiſchen Gemeindevorftände zur Beſchäftigung 
der Negierungsreferendarien zu zwingen, jc wurde der auf eine obligatoriiche 
Beihäftigung bei einer Kommunalverwaltung gerichtete Antrag genehmigt, ba 
einerjeite, wenn es das Geſetz vorjchreibe, kein Bemeindevorftand ſich weigern 
würde, einen Neferendarius zu beſchäftigen, anderjeits aber der Zeitraum vom 
zwei Zahren die Beſchäftigung eines Referendars bei vier VBerwaltungsinfanen 
ſehr wohl ermöglihe. Mit der Nenderung „der Regierungsreferendarius ift bei 
dem Borftande einer Stadtgemeinde, bei einem Landrathe ꝛc.“ wurde daher der 
8. 7 des Regierungsentwurfs als $. 5 der Kommiffionsvorlage angenommen. 

In den Plenarberathungen kam diefer Punkt nicht weiter zur Erörterung, 
nur wurde in britter Leſung auf Antrag des Abgeordneten Köhler (Böttingen) 
binter dem Worte „Landrath” noch eingeſchaltet „beziehungsweise einem Kreis⸗ 
und Amtshauptmann oder Oberamimann in den Hohenzollernſchen Lanben, 
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um, wie der Antragfteller hervorhob, Mar zu legen, daß der Landrath dem Kreiss 
hauptmann und dem DOberamtmann in den Hohenzollernſchen Landen gleichftebe. 


Dagegen erfuhr der $. 5 eine Abänderung im Herrenhaufe dahin gehend: 
„Der Regierungsreferendarius kann bei dem Vorftande einer Stadt: 
gemeinde und muß bei einem Landrathe, beziehungsweife u. f. w. bes 
ſchäftigt werden.“ 


Der Referent gab darüber in der Situng des Serrenhaufes vom 16. Zuni 
1876 folgende Erklärung ab: 

„Die Kommiffion des Herrenhaufes hat im Allgemeinen es für eine außer: 
ordentlich glüdlihe und nothwendige Neuerung gehalten, daß die Regierungs- 
veferendarien bei Landraths- und Magiftratsftellen ihre Borbereitungszeit theil⸗ 
weife vornehmen; fie hat manche früher beklagte Mängel hauptſächlich darin 
gefunden, daß die Negierungsreferendarien diefen Worbereitungsdienft nicht 
durchgemacht haben. Aber die Kommiffion ging Doch davon aus, daß es nicht 
richtig fei, den Worbereitungsbienft bei den Magifträten neben und außerdem 
bei den Landräthen obligatorisch zu machen. Sie hielt dafür, daß unter Um⸗ 
ſtänden ein zu raſcher Wechfel in den Stationen der Ausbildung des jungen 
Mannes nur fhädlich fein könnte und ging auch davon aus, daß, da ein 
Zwangsmittel den Magifträten gegenüber nicht gegeben ift, Regierungsreferen- 
darien aufzunehmen, es nach der jegigen Lage ber Geſetzgebung unthunlich fei, 
obligatorifch zu machen, daß Regierungsreferendarien auch bei den Stadt 
magifträten ihre Vorbereitung verbringen. Sie fchlägt alfo vor, daß diefe 
Sade alternativ georbnet werde.“ 

Als der Gejegentwurf demnächſt in der veränderten Faflung an das Abs 
geordnetenhaus zurüdgelangt war und der Abgeordnete Richter (Hagen) in der 
Beneraldistuffion beantragt hatte, die Beichlüffe des Abgeordnetenhauſes wieder 
berzuftellen, erklärte der Regierungstommiflarius bezüglich des 8. 5 Folgendes: 

„Was ben $. 5’ und die Differenz wegen der fatultativen oder obligato- 
riſchen Beſchäftigung der Negierungereferendarien bei den Vorftänden von 
Etadtgemeinden betrifft, jo theilt die Kgl. Staatsregierung die Anfiht, von 
welder diejes hohe Haus ausgegangen ift, daß eine ſolche Beichäftigung für 
einen angehenden Berwaltungsbeamten von dem größten Werth ift, und fie 
würde ihrerjeits auch fein Bedenken tragen, eine derartige Beltimmung als 
Negel in das demnächſt zu erlaffende Regulativ aufzunehmen. Allein es ift 
der Zweifel, ob es möglich fein werde, eine ſolche Regel überall zur Aus- 
führung zu bringen, Teineswegs als unbegründet zu bezeichnen. In der Kom⸗ 
miffion des Derrenhaufes ift gerade von Vertretern größerer Städte hervors 
gehoben, daß eine desfallfige Verpflichtung der Stadtgemeinden zur Zeit nicht 
exiſtirt und auch durch dieſes Geſetz nicht eingeführt wird, daß aber vielfach 
die Vorftände der Stadtgemeinden ſich mweigerlih halten würden, der müh: 
famen und undankbaren Aufgabe der Beihäftigung und Ausbildung von Re: 
gierungsreferendarien ſich zu unterziehen. Daß ſolche Fälle eintreten können, 
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wird nicht in Abrede zu ftellen fein, werngleich fie wohl nur felten vorfommen 
werben; bie Regierung fieht deshalb in diejer Abänderung nur eine wünfhens- 
werthe Redaktionsverbefferung.“ 
In der Spezialbisfuffion motivirte hiernächft der Abgeordnete Richter 
Hagen) den obigen Antrag in Bezug auf $. 5, wie folgt: 

- „Es wird fo viel darüber geklagt, daß die Berwaltungsbeamten und na- 
mentlich die angehenden Verwaltungsbeamten es nur verftehen, nad) den Alten 
vom grünen Tifh aus zu urtheilen. Das hat aber wejentlih daran gelegen, 
daß man fie nicht in der unterfien Inſtanz beihäftigt. Angehende Verwal: 
tungsbeamte von einer Beichäftigung in der unterften Inftanz zu Dispenfiren, 
it ebenfo falſch, wie angehende Richter davon zu dispenfiren, bei einem Ge- 
richte erfter Inſtanz oder bei dem künftigen Amtsgerichte thätig zu fein; hier 
lernen fie unmittelbar das Leben kennen, bier lernen fie die Anwendung ber 
Geſetze auf Perfonen, auf örtliche Verhältniffe, die fih von ihnen überfehen 
laffen, während bei der Regierung allerdings die Beichäftigung der Referen- 
darien wejentlih darin befteht, aus Berichten der Unterbehörben für die Ober- 
behörden einen Bericht zufammenzuftellen oder aus den Verfügungen ber Dbers 
behörden Weifungen für die Unterbehörden auszuziehen. Auch das Landraths⸗ 
amt vermag diefen Mangel an praftifher Beihäftigung nicht zu exrfegen. Das 
Landrathsamt verkehrt mit dem Publitum vielfach nicht unmittelbar, ſondern 
durch die Amtsvorfteher oder durch die Bemeindebeamten, während in den Be- 
meinbebüreaus unmittelbar die Leute erfcheinen, um ihre Anliegen und Bes 
ſchwerden vorzutragen. Alle Bürgermeifter im Herrenhaufe find doch auch 
nicht jo ſchlimm, wie der Herr Kollege Windthorft zu meinen ſcheint; werig- 
ftens ein Oberbürgermeifter, ber in der Rheinprovinz großes Anjehen genießt, 
der Herr Oberbürgermeifter Bredt von Barmen, äußerte fi) gerade im ent- 
gegengejehten Sinne. Er legte auf diefen Paragraphen einen entiheidenden 
Werth, er meinte: 

„Die Kommunalbeamten und namentlich die Bürgermeifter wiflen es am 
beften, welche trefflihe Schule gerade die Magifträte und ftädtifche Verwal: 
tungen für junge angehende Beamte des höheren Verwaltungsdienftes find. 
Referendarien oder Afjefforen, die aus dem Kgl. Regierungskollegium in die 
Verwaltung einer größeren Gemeinde treten, fühlen bald, daß fie zum erften 
Male in lebendiger Praris auf felbftftändigen Füßen flehen und fojort und 
jeder Zeit zu einem Entſchluſſe gerüftet fein müfjen. Hier ift die richtige 

; praftiihe Schule für angehende höhere Verwaltungsbeamte und es wird 

! wohlgethan fein, wenn die Kgl. Regierung fortan darauf bedacht ift, die 
jungen Beamten mehr den Behörden der größeren Städte zuzumeijen, wenn 
man diefe Beichäftigung auch nicht als obligatorifh erklären kann.“ 

Der Abgeordnete Richter führte dann weiter aus, daß man die Stäbte 
allerdings zur Beſchäftigung von Referendarien verpflichten könne und empfiehlt 
ſchließlich, für dieſe Beſchäftigung vorzugsweife mittlere Städte zu wählen, ba 
ſich in diefen die lokalen und perfönlihen Verhältniffe befjer überfehen Lafjen, als 
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in größeren Städten, wo ja auch die ganze Verwaltung in eine Unzahl einzelner 
Fächer zerfällt. welche die einheitliche Auffaflung des Ganzen erſchwert. 

Hierauf replicirte der Regierungstommiffar, daß die Staatsregierung mit 
ber Tendenz des Antrags vollftändig einverftanden und daß fie bereit fei, in dem 
demnächſt zu erlaffenden Regulativ die Beichäftigung der Regierungereferendarien 
bei den ftäbtiichen Gemeindevorftänden als Regel vorzuſchreiben; es handle fi 
nit um eine fachliche Differenz, fondern nur um eine Nebaktionsänderung, da 
nad jegiger Lage der Befeßgebung die Gemeinden zur Beihäftigung von Refe— 
rendarien nicht gezwungen werben könnten und deshalb im Tenor des Gefeßes 
eine ſolche Beſchäftigung nur fakultativ vorzufchreiben jei. „In dem Regulativ 
wird demnächſt die Staatsregierung darauf Bedacht nehmen, da wo es überhaupt 
thunlich ift, eine ſolche Beichäftigung auch faktifch ftattfinden zu laffen und in 
der Praris das Ziel zu erreichen, was Sie bei der Beihlußfaffung über $. 5 er⸗ 
ftrebt haben.” 

Nach diefer Erflärung wurde der Antrag Richter (Hagen) abgelehnt und 
der 8.5 in ber Faffung des Herrenhaufes angenommen. 

Wir halten diefen Beſchluß, obſchon wir ganz entſchieden auf die Befchäfti- 
gung der Regierungsreferendarien beim Webergang zur Verwaltung zuerft bei den 
Magifträten das größte Gewicht legen, doch für gerechtfertigt, weil die Staats- 
regierung das von ber Landesvertretung aufgeftellte Prinzip in bündigfter Weife 
anerkannt und defjen Durchführung, fo weit es möglich ift, zugefagt hat. Was 
wir aber in den Verhandlungen beider Häufer des Landtags vermiffen, ift die 
ausführliche Disfuffion, 

€. über die Dauer des Vorbereitungsdienftes bei den Verwaltungsbehörben. 
Die vorliegenden Beihlüffe beider Häufer lauten übereinftimmend mit den Re: 
gierungsvorlagen auf mindeitens zwei Jahre. Diejen Zeitraum halten wir für 
zu kurz und einen mindeftens dreijährigen zu einer einigermaßen gründlichen 
Ausbildung für unumgänglid. Darauf ift auch vom Abgeordneten Richter 
(Sagen) zu den Kommiſſionsbeſchlüſſen von 1875 ein Antrag ausbrüdlich geftelt, 
aber des Landtagsjchluffes wegen nicht zur Plenarberathung gelangt, in den ſpä⸗ 
teren Seffionen aber nicht wiederholt worden, obſchon der Antragiteller in der 
Situng des Abgeordnetenhaufes vom 21. Juni 1876 ohne nähere Motivirung 
erklärte, daß zwei Zahre für ben praltiihen Bildungsgang nicht ausreichend 
feien. Allerdings erfcheint auch uns eine zweijährige Beſchäftigung bei der Juſtiz 
wünfchenswerth; diefelbe hat ja den Zweck, von vornherein auf die erforderliche 
Bräzifion und Korrektheit bezüglich der formellen Behandlung der Geſchäfte hin ˖ 
zuwirken und den angehenden Verwaltungsbeamten mit dem Geifte und dem 
Geſchäftsbetriebe der vaterländifchen Rechtspflege bekannt zu machen; je vertrauter 
er während feiner Beihäftigung beim Gerichte mit den Vorfchriften des mate- 
tiellen Rechts und den Formen feiner Handhabung wird, um jo jchneller und 
figerer wird er fi beim Webertritt zur Verwaltung in biejer zuredtfinden, um 
jo leichter wird er fi auf den verſchiedenen Gebieten des öffentlichen Rechts 
orientiren und Entjcheidungen treffen lernen, die bei aller Rüdfiht auf die in 
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der Verwaltung mehr zur Geltung kommenden Nützlichkeits- und Billigkeits⸗ 
prinzipien dennoch den Forderungen des Geſetzes entſprechen. Ja, wir find ent- 
ſchieden der Anficht, daß ein durchgebildeter Richter, wenn er Neigung und Ger 
ſchick zur Verwaltung hat, jederzeit vorzugsweife und in verhältnigmäßig kurzet 
Zeit ein beſähigter Verwaltungsbeamter werden wird, wie dies ja bie Erfahrung 
in den größeren Städten, welche die Dirigenten und befoldeten Mitglieder des 
Magiftrats vielfah unmittelbar aus dem Richterftande entnehmen, zur Weber 
zeugung bargethan hat. Gleihwohl kann der Staat, da er nicht bie Gewähr 
bat, daß ihm immer die hinreichende Anzahl geeigneter rihterliher Beamten für 
die Verwaltung zu Gebote fteht, von dem bisherigen bewährten Verfahren, Ber: 
maltungsbeamte befonders heranzubilden, ohne die Gefahr, wichtige Intereffen zu 
ſchädigen, nicht abgehen, wie bies bie Staatsregierung nad ben Erfahrungen ber 
wenigen Jahre des nicht gejeglich geordneten Zuftandes hat offen anerkennen 
müſſen. Das neue Gerichtsverfaſſungsgeſetz verlangt für den Richter künftig nur 
einen dreijährigen Worbereitungsdienft, einen Zeitraum, ben wir bei ber eintres 
tenden Entbürbung des Richteramtes von einer Menge bisher mit demſelben ver- 
bunben gemwejener Verwaltungsgefhäfte für hinreichend erachten; wenn aber für 
den angehenden Verwaltungsbeamten, nachdem er zwei Jahre bei der Juſtiz bes 
ſchäftigt gemwefen, zu feiner Vorbereitung nur noch zwei Jahre verbleiben, fo 
kann dies Angefihts ber vielen und umfangreihen Gebiete der Verwaltung, 
welche durch bie neuen Organiſationsgeſetze nicht etwa, wie der Juſtizdienſt, ver- 
einfacht, fondern im Gegentheil jehr erheblich und, wie es uns ericheint, über 
die Nothwendigkeit hinaus fomplizirter geworben ift, in keiner Weife gebiligt 
und nur durch eine gänzliche Verkennung der wirklichen Berhältniffe erklärt wer- 
den, die darin ihren Grund haben mag, daß die gegenwärtigen Regierungsorgane 
felbft den Umfang ber erftinftanzlihen Verwaltung aus eigener Erfahrung nicht 
haben kennen lernen. Wenn gegenwärtig der preußifche Gerichtsreferendar den 
erftinftanzlichen Juſtizdienſt abjolvirt hat, fo bleiben ihm zur Vorbereitung auf 
das zweite Eramen noch zwei Jahre, bie er lediglich zur Erweiterung und Ber 
tiefung der erworbenen Renntniffe zu verwenden hat; wenn aber ber Regierungss 
teferendarius nach vollendeten: zweijährigen Juftizdienft in die Verwaltung über- 
tritt, fo fommt er in völlig neue, unter einander ganz verſchiedene Gebiete, in 
die er einen Einblid wenigftens infomweit gewinnen muß, daß er ſich darin ſelbſi⸗ 
ftändig zurecht zu finden weiß. Die richterlihe Thätigleit — wir würdigen fie 
in ihrer hohen fittlihen und politiihen Bedeutung mit allem Ernſte und in 
vollen Maße — wird künftig weſentlich auf die Rechtſprechung in bürgerlichen 
und in Straffadhen, auf die Leitung des Konkurs: und Subhaflationsverfahren® 
und auf die Bearbeitung des Grundbuch: und des Vormundſchaftsweſens be 
ſchränkt fein: alles Uebrige, was die Intereffen des Staates und feiner Ange 
bhörigen berührt, was fie kreuzt und was fie verbindet, das fällt der Verwaltung 
anheim, welde nicht minder, als der Richter, nad) Normen bes Rechtes zu ent- 
fheiden bat. Einen Begriff von den abminiftrativen Aufgaben des Stantes 
brauden wir unferen Lefern nicht zu machen, aber erinnern wollen wir wenige. 
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ftens an das weitverzweigte Gebiet der Polizei (Cicherheits«, Armen», Vledizinal: 2c. 
Polizei), an die Staatsinftitutionen, welche die Pflege und Förderung der mates 
riellen, der intelleftuellen und fittlicden Intereffen der Staatsbürger bezwecken 
Zandeskultur- und Agrar-, Gewerbe, Kommunikations», Kirchen und Schulfachen), 
an das Finanz und Steuerwefen und an die hunderte einzelner in die nur beis 
fpielsweife genannten Sauptlategorien eingefchloffenen Verwaltungszweige, um 
zu fragen, ob es möglich ift, dap das Alles in zwei Jahren bewältigt werden 
ann. If man fih denn auch des Widerfpruchs nicht bewußt geworben, ber 
darin liegt, daß man von denen, welche die zweite juriftifhe Prüfung beflanden 
haben, noch einen 3= bezw. Sjährigen Worbereitungsdienft in der Verwaltung 
verlangt, bevor fie in der legteren definitiv angeftellt werden können, während 
man bie Regierungsreferendarien ſchon nad; zweijähriger Vorbereitung zum großen 
Verwaltungseramen reif und nad den Beftehen defjelben zur Anftellung ge- 
eignet hält? 

Wir müflen uns daher, wenn man den Borbereitungsbienft in der Ver— 
waltung nit auf fünf Iahre ausdehnen will, dafür ausfprechen, daß man bie 
Beihäftigung bei der Juſtiz auf ein Jahr beſchränkt und die Vorbereitung bei 
ben Verwaltungsbehörben auf drei Jahre fefifegt. Es wird dies aud durchaus 
zuläffig fein, da einerfeits nad ber mit dem 1. Oktober 1879 eintretenden Ge- 
richtsverfaſſung eine einjährige Beichäftigung bei der Juſtiz für den fünftigen 
Verwaltungsbeanten genügen wird, anbrerfeits die Verwaltungsbehörden in den 
ihnen beigegebenen Juftitiarien jederzeit Rechtsverftändige zur Sand haben. 

IV. 

Nach $. 1 der beiden Negierungsentwürfe von 1875 und 1876 war das 
Geſetz nur für die Mitglieder der Regierungen, bezw. der Landdroſteien und der 
Finanzdirektion in Hannover beflimmt, auf die Berufung zu den Stellen ber 
Präfidenten, Abtheilungsdirigenten und der techniſchen Mitglieder (der Forft-, 
Geiſtlichen, Schul:, Baus, Medizinal ꝛc. Käthe) fand daſſelbe nah 8. 14 4. a. O. 
feine Anwendung; ebenſo waren von den Beſtimmungen bes Geſetzes ausge 
fhlofjen die mit der Bearbeitung der Auseinanderfegungsfahen betrauten tech— 
niihen Mitglieder, die Yuftitiarien und die Mitglieder der Behörden für bie 
Verwaltung der indirelten Steuern. Der Landräthe war in beiden Entwürfen 
nicht gedacht. Wie bereits oben erwähnt, fanden die Entwürfe ſchon in den 
erften Plenarberatyungen des Abgeorbnetenhaufes 1875 und 1876 den lebhafte 
ſten Widerſpruch; die Kommiffionsberathung im Jahre 1875 führte zur Ver- 
werfung bes $. 1, für welchen die Faſſung beſchloſſen wurbe: 

„Zur Erlangung der Befähigung für den höheren Verwaltungsbienft 
(8. 15) ift ein minbeftens breijäßriges Stubium der Rechte und ber 
Staatswiſſenſchaften auf einer Univerfität und die Ablegung zweier 
Prüfungen erforderlich.“ 

Der $. 15 beftimmte fodann: 

„Zum höheren Verwaltungsbienfte gehören die Stellen der Präfi- 
benten und Mitglieder bei den Regierungen, mit Ausnahme der tech 
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niſchen Mitglieder (dev Zorfts ıc. Räthe), fo wie die Lanbräthe, Kreis- 
ober Amtshauptmänner und Oberamtmänner in den Hohenzolleraſchen 
Landen.” 


Aus der zweiten Lefung in Abgeordnetenhaufe vom Jahre 1876 ging nad) 
Befeitigung der Kommiffionsbeihlüffe der 8. 1 in der vorjährigen Faflung 
wieder hervor; als die Kategorien, auf welche fih das Geſetz beziehen jollte, 
waren aber im $. 9 bezeichnet: 

1. die Abtheilungsdirigenten und Mitglieder bei einer Regierung (Zand- 
broftei, Finanzdireltion in Hannover) und die den Oberpräfidenten und 
Regierungspräfidenten zugeordneten höheren Berwaltungsbeamten, mit 
Ausnahme der Suftitiarien und tehnifchen Beamten (Geifllihen, Bau:, 
Schul, Medizinal: 2c: Räthe), 

. diejenigen Mitglieder des Oberverwaltungsgerihts und der Bezirks- 
verwaltungsgerichte, welche die Befähigung zu den höheren Verwaltungs: 
ämtern befigen müfjen, 

3. die Landräthe, Kreis: und Amtshauptinänner und Oberamtmänner in 
den Hohenzollernſchen Landen. 

Die $8. 10—13 trafen Beltimmungen über die von einem SKreistage vor- 

geichlagenen bezw. präfentirten Landräthe, über die Mitglieder der Provinzial: 

Steuerdiveltionen, die Juflitiarien und ſolche Perjonen, welche die Befähigung 

zum Richteramt erlangt haben, aber in andern Verwaltungszweigen angeftellt 

geweſen find. Won bejonderer Wichtigkeit find die Verhandlungen nur bezüglich 
der Landräthe, deren Stellung die Regierung, unter lebhafter Zuftimmung ber 
rechten Seite des Abgeorbneten- fowie des Herrenhaufes, unangetaftet laſſen 
wollte, während die überwiegende Vlehrheit des Abgeordnetenhaufes für den 
Zandrath der Negel nad) diejelbe Dualifitation, wie für die übrigen höheren 
Verwaltungsbeamten verlangte. 


Schon die Kommiffionsberidhte von 1875 und 1876 enthalten über dieſen 
Punkt die eingehendften Erörterungen. Im Berichte von 1876 (f. Bd. 11. 
©. 960 der Anlagen zu den ftenographifchen Berichten des Abgeorbnetenhaufes 
von 1875) wurde darauf hingewieſen, wie bie Stelle eines Landraths ihrem 
Range und ihren Funktionen nad zum höheren Berwaltungspienfte gehöre. Sie 
ſei gegenwärtig für die Staatsverwaltung ein viel wichtigeres Amt als die Mit- 
gliederftellen bei den Regierungen, und deßhalb aud der Nachweis einer bes 
ftimmten Qualifitation für Diejelbe noch nothwendiger. So lange die Regierungen 
die Gerichtshöfe für das öffentliche Hecht gewejen, habe man das Hauptgewidit 
darauf legen müſſen, daß in dieſe Kollegien nur Beamte berufen würden, die des 
Landesrechtes kundig und mit der Staatsverwaltung vertraut jeien. Jet werde 
ein großer Theil dieſer Funktionen an andere Behörden übertragen. Die Kreis: 
ausſchüſſe feier im Beltungsbereiche der Streisorbnung vom 13. Dezember 1872 
BVermwaltungsgerichtshöfe erfter Inftanz und würden als ſolche eine ſtets wachſende 
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bei Zuziehung von Laien bei der Rechtſprechung fait durchgehends feftgehalten, 
daß in einem Gerichtshofe mindeftens ein Mitglied figen müſſe, das berufs⸗ 
mäßig eine ſyſtematiſche Kenntniß des zur Anwendung tommenden Rechts befite. 
Unfer Verwaltungsredht werde durd die raſch fortſchreitende Geſetzgebung einen 
immer größeren Umfang gewinnen, die Einrichtung eines mit rechtskundigen 
Richtern befegten höchſten Wermwaltungsgerichtshofes werde eine bejondere 
Jurisprudenz ausbilden, jo daß die Kreisausihüfle ohne die Leitung eines rechts: 
fundigen Mannes fi) auf diefem Gebiete ſchwerlich orientiven und wahrſchein⸗ 
lich zahlreiche rechtswidrige Entſcheidungen abgeben würden. Bei Verathung 
der Kreisordnung fei zum Theil deshalb auf dieſen Punkt fein Gewicht gelegt, 
weil man die Anftellung von Kreisſyndici für die Kreisausfhüffe ins Auge ge 
faßt. Die betreffende Beſtimmung der Kreisorbnung ſei aber ohne praktiſche 
Wirkung geblieben, denn es fei nicht bekannt geworben, daß irgend ein Kreis 
einen rechtskundigen Synditus angeftellt. Webrigens ſcheine es auch der Stellung 
des Landraths ſowohl zur Staatsregierung, als ihr Vertreter und befolbeter 
Beamter, wie zu den Kreiseingefeflenen ale Vorfitzender des Kreistages und des 
Kreisausfchufies zu entſprechen, daß er felbft und nicht ein Syndikus dieſe Redhts- 
kunde befige. Endlich fei auch für die eigentliche Staatsverwaltunyg der Land: 
rath immer bedeutender geworben. Der Landrath der früheren Zeit jei in 
dieſer Hinficht mit dem gegenwärtigen nicht zu vergleihen. Die kommunale 
Stellung fei gegenüber der ftaatlihen mehr und mehr zurüdgetreten. 

Die Vertreter der Königlihen Staatsregierung erflärten:; eine Nothwendig- 
keit, die Dualififationsbedingungen der anzuftellenden Zandräthe neu zu regeln 
könne nicht anerkannt werden. Die Kegierung glaube, daß fih das Regulativ 
vom 13. Mai 1838 bewährt habe. Diele ſehr tüchtige Landräthe befäßen feine 
akademiſche Vorbildung und hätten feine der großen Staatsprüfungen gemacht. 
Der Mangel einer höheren wiſſenſchaftlichen Dualifitation werde in ſolchen 
Fällen dur die praktiſche Bewährung, bie perſönliche Bekanntſchaft mit den 
Zuftänden und der@®Bebürfniffen des Sreifes und das Vertrauen der Kreis- 
eingefeflenen erſetzt. Die Regel werde es ohne Zweifel fein mäfjen, daß ber 
anzuftellende Zandrath eine der beiden höheren Staatsprüfungen gemacht habe. 
Daß das ſchon jegt der Fall jei, ergebe fi aus den der vorjährigen Kommiſſion 
mitgetheilten Zahlen. Aber es fei jehr zweifelhaft, ob es möglich fein werde, 
alle Landrathsämter zu befegen, wenn fo die Anfprüche an die Qualifitation der 
Landräthe gefteigert würden. 

Befonderes Gewicht müffe darauf gelegt werden, daß nicht Beftimmungen in 
dem vorliegenden Gefegentwurfe Aufnahme fänden, melde dazu führen müßten, 
das den Kreistagen nad) $. 74 ber Kreisorbnung vom 13. Dezember 1872 zu- 
ſtehende Borjchlagsrecht, bezw. das Präfentationsreht der Kreisſtände in der 
Aheinprovinz und Weftfalen illuforiih Zu machen. Dies würde aber gejchehen, 
wenn ber Kreis derjenigen, aus welchen bie Kreisvertretungen bie vorzufchlagen- 
den Landrathskandidaten auszuwählen berechtigt jeien, durch die Forderung bes 
Nachweiſes einer weitergehenden formalen Qualifikation in der oben bezeichneten 
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Weife befchränft werde. Die Abfiht bei Erlaß der bezügliden Beftimmung im 
$. 74. a. a. D. fei dahin gegangen, das Landrathsamt auch ſolchen Perſonen zu- 
gänglich zu machen, welde fih in Aemtern der Selbftverwaltung praktiſch be 
währt hätten, als Grundbeſitzer mit den Intereffen des Kreifes verwachſen feien 
und das perſönliche Vertrauen der Kreiseingejeflenen genöffen. Durch die Forde⸗ 
tung der Ablegung der zweiten Prüfung würde das Vorſchlagsrecht der Kreis: 
vertretungen faktifch feine Bedeutung verlieren, da derartige Perjönlichkeiten nur 
felten vorhanden und noch feltener geneigt fein würden, das Amt des Landraths 
zu übernehmen. Auch die bei der VBerathung des Befegentwurfs im vorigen 
Jahre von mehreren Seiten geftellten Amendements, welche die Vollendung eines 
dreijährigen akademiſchen Studiums und die Ablegung der erften Prüfung neben 
der praktiſchen Bewährung gefordert hätten, trügen den Verhältniffen nicht ge 
nügend Rechnung und e& werde daher zur Wahrung des Vorſchlagsrechts der 
Kreife die Beibehaltung des Negulativs vom 13. Mai 1838 als wünfchenswerth 
zu bezeichnen fein. 

Die Zahlen, auf welche in dieſer Erklärung Bezug genommen, find eine 
der vorjährigen Kommilfion vorgelegte Aufftelung, nad) welcher feit dem 
1. Sanuar 1865 321 Lanbräthe angeftellt worden. Hiervon hatten bejefjen die 
Qualifikation 

für den höheren Berwaltungsdienft 213 oder 66,4 Prozent, 
für den höheren Juſtizdienſt 25 ober 7,3 Prozent, 

frühere Referendarien waren gewejen 32 oder 10. Prozent, 
ohne eine diefer Dualifilationen waren 51 oder 15,6 Prozent. 

Darauf wurde replizirt, das Regulativ vom 13, Mai 1838 müſſe als durch⸗ 
aus ungenügend bezeichnet werden. Im demfelben werde dem Könige die Be 
fugniß beigelegt, von jeder Prüfung die Landrathsamts-Kandidaten zu bdispen- 
firen. Aber auch das darin angeordnete Landrathsexamen entſpreche durchaus 
nicht den Anforderungen, die man an den Landrath in gegenmwärtiger Zeit iellen 
müſſe. Wenn es bin und wieder vorkomme, daß im praftifchen Leben erfahrene 
Männer ohne jede befondere Vorbildung Landrathgämter mit Erfolg befleideten, 
fo könne dafjelbe von allen Staatsämtern behauptet werden. Im vielen Fällen 
fet aber die Verwaltung nicht berufsmäßig ausgebildeter Landräthe auch keines: 
wegs tabellos. Der überwiegende Einfluß des Kreisjekretärs auf die Beihäfte 
fei ein häufiger Gegenfland ber Klage, befonders in ven öftlichen Provinzen 
ſchon feit geraumer Zeit. Seit den neuen Organifationsgejegen aber ſei da 
Bedürfniß gründliche Vorbildung noch viel mehr hervorgetreten. Eine Schwierig 
feit, Die Landrathaftellen zu bejegen, fei nicht zu befürdten, dba der Zubrang u 
dieſem Amte ein bebeutenber fei. 

Verſchiedene Mitglieder erklärten ſich zwar damit einverftanden, daß in ber 
Regel der Nachweis zur Befähigung für den höheren Verwallungsdienſt geſor⸗ 
bert werde, meinten aber, baß erleichternde Beftimmungen bei denjenigen Kat 
didaten wünſchenswerth feien, melde von Kreisvertretungen vorgefchlagen bet. 


präfentirt würben, da, wie regierungsfeitig ausgeführt fei, durch zu meif gehend — 
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Qualifitationsnachmweife das Vorſchlags⸗ reip. Präfentationsredht der Kreife illu: 
forifch gemacht werden könne; auf den Nachweis akademischer Bildung und bes 
abgelegten erften juriftifhen Gramens könne man unter den jeßigen Verhält- 
niffen nicht mehr verzichten; aber ftatt des vierjährigen Vorbereitungsdienftes bei 
den Gerichten und Verwaltungebehörden, jo wie ftatt des zweiten großen 
Eramens folle man bei den vorgeichlagenen Perfonen eine dreijährige Amts- 
führung in irgend einem Amte ber Selbftverwaltung, als Mitglied des. Kreis: 
ausſchuſſes ober eines Bezirksvermaltungsgerichts oder ſtädtiſchen Magiftrats oder 
als Amtsvorfteher, oder - wie von einem Kommifjionsmitgliede bemerkt wurde — 
jede dreijährige Beichäftigung im preußifchen Verwaltungsdienfte gelten laſſen. 
Andere Redner waren der Anficht, nur unter der Bedingung dürfe man für die 
von einer SKreisverfammlung vorgeſchlagenen Landrathsamts:Fandidaten einen 
weniger firengen Qualifitationsnadhmeis fordern, daß gleichzeitig die viel Läftigere 
Beſchränkung des Vorſchlagsrechtes auf Grundbeſitzer und Amtsvorſteher des 

„ Kteifes aufgehoben werde; endlich wurde noch der Antrag geftellt, den Kreistagen 
nur zu geftatten, ihre Vorſchläge außer auf zum höheren Berwaltungsdienit be⸗ 
fähigte auch auf ſolche Perfonen zu erftreden, welche die Befähigung zum höhe 
ten Juftizdienſt beſitzen. 

Das Ergebniß der Debatte war der Kommiſſionsbeſchluß, die Stellen der 
Landräthe, Kreis⸗ u. Amtshauptmänner und Oberamtmänner in den Hohenzollern⸗ 
ſchen Landen als ſolche zu bezeichnen, für welche die Befähigung für den höheren 
Verwaltungsdienſt erforderlich ſei, aber dem zuletzt gedachten Antrage ent⸗ 
ſprechend, in einem beſonderen Paragraphen bie von einem Kreistage vorge- 
ſchlagenen reſp. präfentirten Perſonen auch dann für befähigt zur Bekleidung 
der Stelle eines Landrathes zu erklären, wenn fie die zweite juriftifche Prüfung 

abgelegt hätten; die weiter gehenden Anträge wurden abgelehnt. 

Den Darlegungen des Sommifjionsberichtes entjprehen auch die im Ab- 
geordnetenhaufe vertretenen Anfichten, welche in einer großen Anzahl von An- 
trägen zu dem $. 14a der Kommiffionsvorlage: 

„Diejenigen Perſonen, welche von einem Kreistage zur Belegung 
eines erledigten Landrathsamtes im Geltungsbereihe ber Kreisorbnung 
vom 13. Dezember 1872 vorgeſchlagen, bezw. in der Provinz Weftfalen 
und ber Rheinprovinz präjentirt werden, find auch dann für befähigt 
zur Bekleidung der Stelle eines Landraths zu erachten, wenn fie die 
zweite juriftiihe Prüfung abgelegt haben“, 

ihren Ausdrud fanden und ſämmtlich darauf hinausgingen, die für die Land- 
ratheftellen gemachten Beſchränkungen ganz zu befeitigen oder wenigftens nad 
Möglichkeit zu erleichtern. 

Aus den Abſtimmungen ging ber $. 14a mit den Anträgen refp. Unter- 
anträgen der Abgeordneten v. Bonin und Windhorft (Bielefeld) in folgender 
Faſſung als 8. 10 hervor: 

„Diejenigen Perfonen, welhe von einem Kreistage zur Beſetzung 
eines erledigten Landrathsamtes im Beltungsbereiche ber Kreisorbnung 
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vom 13. Dezember 1872 (G.-S. ©. 661) vorgeſchlagen, beziehungs: 
weiſe in der Provinz Weftfalen oder in der Rheinprovinz präfentirt 
werden, find auch dann für befähigt zur Bekleidung der Stelle eines 
Landrathes zu erachten, wenn fie. die zweite juriftifhe Prüfung abge 
legt haben, oder wenn fie nad) beftandener erfter Prüfung bei den 
Gerichts oder Verwaltungsbehörden im Vorbereitungsdienft ober in 
Selbftverwaltungsämtern bes SKommunal-, Kreid- oder Provinzial: 
bienftes zufammen wenigftens vier Sabre beichäftigt geweſen find. 

Alle anderweitig beftehenden Beſchränkungen in Bezug auf ben 
Kreis der Perſonen, welche von einem Kreistage für die Bejegung 
eines erledigten Landrathsamtes in Vorjchlag gebracht werden können, 
find aufgehoben.“ 


In der dritten Leſung wurden von den Rebnern der verſchiedenen Parteien 
die Gründe und Gegengründe refapitulirt und ſchließlich nach dem Antrage dei 
Abgeordneten Löwenſtein der $. 10 der zweiten Berathung mit Weglaffung 
der Worte „im Geltungsbereihe der Kreisordnung vom 13. Dezember 1872 
(8.-©. ©. 661)“, fowie der Worte „in ber Provinz Weftfalen ober in ber 
Nheinprovinz“ angenommen; es mar dadurch das vom Regierungstifche aus 
bervorgehobene Bebenken bejeitigt, daß einzelne Landestheile danach von ber 
Anwendung biefes Paragraphen ausgejchloffen werden, die Richter oder Gerichta⸗ 
afjefioren 3. B. in der Provinz Poſen nicht würden Landräthe werben Fünnen. 


Im Herrenhaufe war e& faft ausſchließlich der Landrath- Paragraph, welder 
die Debatte beherrjchte, jomohl in der Generaldiskuſſion, wo der Herr v. Kleift: 
Retzow, ale aud in der Spezialbiskfuffion der 88. 9 und 10, mo Graf 
v. Winterfeld mit allem Eifer für das beftehende Recht bezüglich der Beſetzung 
des Landrathsamtes und ber Dualifitation für dafjelbe eintraten; Graf von 
Winterfeld, indem er die Aufrechthaltung des Negulativs vom 13. Mai 1838 
verlangte, Herr v. Kleiſt-Retzow, indem er an Stelle der Prüfung eine ein 
jährige kommiſſariſche Verwaltung des Landrathsamtes gejegt wiſſen wollte, 
während die Kommijfion des Serrenhaufes auf den Antrag des Grafen zur 
Lippe für den $. 10 der Beichlüffe des Abgeordnetenhaufes folgende Faflung 
vorgeſchlagen hatte: 


„Ss. 10. Für diejenigen Perfonen, welche von einem Kreistage zur 
Bejegung eines erledigten Landrathsamtes vorgeſchlagen, beziefungs- 
meife präfjentirt werden, find auch dann für befähigt zur Bekleidung 
der Stelle eines Landraths zu erachten, wenn jie die zweite juriſtiſche 
Prüfung abgelegt haben, oder wenn fie nad) beftandener erfter Prüfung 
bei den Berichte: oder Verwaltungsbehörden im Worbereitungsdienft, 
oder wenn fie aud ohne die erite Prüfung abgelegt zu 
haben, in Selbitverwaltungsämtern des SKommunal-, Kreis: und 
Provinzialdienftes zuſammen mindeftens vier Jahre befchäftigt ge: 
wejen find.” 





| 


| 
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$ Der Abſatz 2 des 8. 10 nad) der Fafjung des Abgeordnetenhaufes jollte ge- 
\ reihen werden. Die Beichlüffe des Leßteren wurden von dem Oberbürgermeifter 
; Bredt vertyeidigt, doch traten weſentlich andere Geſichtspunkte, ala im Ab- 
' geordnetenhaufe erörtert waren, nicht hervor. Die Abftimmung ergab eine 
| Mehrheit für das Amendement v. Winterfeld, nad welchen der $. 10 wie 
folgt angenommen wurbe: 
„Auf diejenigen Perjonen, welche von einem Kreistage zur Beſetzung 
eines erledigten Landrathsamtes vorgeſchlagen, beziehungsmeife präfen- 
tirt werben, findet die Beftimmung des $. 9 Nr. 3 keine Anwendung, 
vielmehr bleibt in Betreff der Befähigung diejer Perfonen das Her 
gulativ über die Prüfung der Landrathsamtskandidaten vom 13. Mai 1838 
(8.-S. ©. 423) in Kraft.“ 
Im Abgeordnetenhauje beantragte hiernächſt der Abgeordnete Richter 
(Hagen) die Wieberherftellung ſämmtlicher Beichlüffe des Abgeordnetenhaufes, | 
mithin auch des 8. 10; ber Abgeordnete Löwenſtein dagegen, den $. 10 wie b) 
folgt zu faſſen: 

„Diejenigen Perfonen, welche von einem Sreistage zur Bejegung 
eines erledigten Landrathsamtes vorgefchlagen, beziehungsweife präfen- 
tirt werden, find auch dann für befähigt zur Belleibung diefer Land⸗ 
rathftelle zu erachten, wenn fie bie zweite juriftifhe Prüfung ab- 
gelegt haben, oder wenn fie nach beftandener erfter Prüfung bei ben 
Gerichts- und Berwaltungsbehörden im Vorbereitungsdienft, oder wenn 
fie auch, ohne die erfte Prüfung abgelegt zu haben, in Selbfiver: 
maltungsämtern des Kommunals, Kreis- oder Provinzialdienftes zu- 
fammen minbeftens vier Jahre beſchäftigt gewejen find.“ 

Der Antragfteller begründete den Antrag in ber Sigung vom 21. Juni 
1876 dahin: 

„Ich habe mir erlaubt, in demjenigen Vorjchlage, welchen die Herrenhaus- 
Kommiffion gemacht hat, eine Aenderung vorzunehmen. Während nämlich die 
Herrenhaus:Kommiffion gefagt hatte: „einer Landrathftelle“ habe ich geglaubt, 
es dahin formuliren zu müffen: „dieſer Landrathſtelle“, un damit auszu- 
drüden, daß einerjeits nicht daran gedacht werben kann, daß der auf aus- 
drückliche Präfentation ohne die erforderliche Vorbereitung Gewählte künftig 
in höhere Wemter aufrüden kann, und daß andererfeits nicht daran gedacht 
werben kann, daß der durch Präfentation für eine beftimmte Landrathsſtelle 
Berufene etwa in eine beliebige andere Landrathsſtelle verjegt werden ann. 
Es würden dadurch erhebliche Mißftände entitehen; ich glaube auch nicht, daß 
das etwa die Abfiht der Herrenhaus ⸗ Kommiſſion oder etwa ber Königlichen 
Staateregierung gewejen ift. Ich habe aber geglaubt, dies Mar flellen zu 
follen und zwar durch die einfache Aenberung, daß nur für biefe Landrath⸗ 
ftelle, zu der er präfentirt ift, er für befähigt erklärt wird.” 

Der Antrag wurde inzwifhen durch die Annahme des Antrags Richter 


(Sagen) befeitigt. 
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Das Herrenhaus nahm hiernächſt zwar den $. 10 nad) dem Löwenftein: 
ſchen Antrage an, jedoch mit Befeitigung des Antrages 2, welden das Ab⸗ 
georbnetenhaus ausdrücklich aufrecht erhalten hatte. Dadurd war die im $. 74 
der Kreisordnung enthaltene Beſchränkung, daß der Kreistag nur geeignete 
Berfonen aus der Zahl der Brundbefiger und Anmtsvorfteher des Kreijes für 
die Beſetzung eines erledigten Landrathsamtes in Vorſchlag bringen Tann, 
wieber bergeftellt. — 


Die wieder ſehr erregte Debatte im Abgeordnetenhauſe drehte ſich um den 
abermals vom Abgeordneten Richter (Hagen) eingebrachten Antrag auf Her- 
ſtellung ber Beſchlüſſe des Abgeorbnetenhaufes, ſodann um zwei neue Amen: 
dements: 

1. des Abgeordneten Rickert und Genoſſen zu den Beſchlüfſen des 
Herrenhauſes im 8. 10: 

a) zwiſchen „Provinzialdienſtes“ und „zuſammen mindeſtens vier 
Jahre“ einzuſchalten: „mit Ausſchluß jedoch des Amtes eines 
Drts- oder Gutsvorſtehers“, 

b) folgenden Abſatz 2 anzunehmen: 

„alle anderweitig beftehenden Beſchränkungen in Bezug auf 
ben Streis der Perfonen, welche von einem SKreistage für bie 
Beſetzung eines erledigten Landrathsamtes in Vorſchlag ges 
bracht werben können, find aufgehoben“; 

2. des Abgeordneten Wendorf: 

„ven Schlußjag des $. 10, unter Streihung der Worte „„ober 
wenn fie auch ohne bie erfte Prüfung abgelegt zu haben““, folgende 
Faſſung zu geben: 

„„oder wenn fie nad) bejtandener erfter Prüfung .bei den Ge 
richts⸗ oder Verwaltungsbehörden, im Borbereitungsdienft oder 
in Selbfiverwaltungsämtern des Kommunale, Kreis: und 
Provinzialdienftes, mit Ausſchluß jedoch eines Orts⸗ oder 
Butsvorfiehers, zufammen mindeftens drei Jahre beſchäftigt 
geweſen find“ 

und den zweiten Abſatz der Beichlüffe des Abgeorbnetenhaufes 

wiederherzuftellen.” 

Insbejondere waren es die Abgeordneten Richter (Hagen), welcher übrigens 
feinen Antrag zu Gunſten des Antrags Wendorf gurüdzog, der Letztere ſelbſt 
und ber Abgeordnete Miguel, melde für die Nothwendigkeit der Ablegung 
mindeftens des erften juriſtiſchen Examens eintraten, während v. Bonin, 
Dr. Naffe, Ridert, Dr. Tyiel, Lömwenftein und vor Allen Dr. Laster 
bas Ridert’ige Amendement vertheidigten, welches in feinem erflen Theile auf 
vom Minifter des Innern acceptirt, im zweiten Theile aber bekämpft wurde. 
Der Abgeorbnete Dr. Lasker, deflen Rede den ſehr prägnanten Ausdrud unferer 
eigenen Anfiht von der Sache bildet, ſprach fi) dahin aus: 


— wa Te 
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„Ich bitte die Gründe zu erwägen, welche überhaupt für die Prüfungen 
und für bie jurifiifhe Bildung gemacht worden find. Man fürchtet, 
daß wenn die Anforderungen nicht geftellt werben, dem einfachen Belieben 
Thür und Thor geöffnet werben könne, und e8 wird deßwegen bier, wie in 
anderen Ländern die verlängerte Vorbildung als eine gemiffe Garantie da⸗ 
gegen betrachtet, daß nicht ein ganz unfähiger Menſch plöglic, ein Amt über 
nehme, weldjes erhebliche Fähigkeiten vorausſetzt. Der Einfluß der Regierung 
wird durch die Präfentation eingefchräntt, die Regierung erbält keine Macht, 
von der Bedingung der Prüfung abzugeben. Sie müßten denn annehmen, 
daß der Kreistag felbft feine Wahlen vollzieht nad) Gunſt oder Ungunft. 
Wenn Eie diefe Bejorgniß hegen, wie haben Sie dem Kreistag anvertrauen 
tönen, den Kreisausfhuß zu wählen? Wenn Sie nit annehmen, daß in 
den Wahlen des Kreistags eine Garantie liegt, daß nicht anders gewählt wird, 
als mit Rüdfiht auf eine gute Verwaltung, daß namentlich nicht perfönliche 
Gunſt in Betracht kommt, — dann ift unfere ganze Selbftverwaltung 
verfehlt. j 

Mir wird eben gejagt, der Landrath bleibt für immer und der Kreis: 
ausſchuß mwechjelt. Ift es Ihnen gleichgültig, ob ſechs Jahre hindurch eine 
ſchlechte Verwaltungspraris im Kreiſe herrſcht? — — Ih gebe im Ganzen 
auf das Studium an ber Univerfität fehr viel, fofern in unmittelbarem An- 
ſchluß an das Studium die gehörige. Praris im Leben folgt. So menig ein 
Mann, der feine drei Jahre Philologie fludirt bat, etwa für mich ein er: 
probter Philologe iſt, jo wenig ich bloß wegen des zurüdgelegten Trienniums 
und der Oberlehrerprüfung ihm das Direktorium eines Gymnafiums anver: 
trauen würde, noch weniger bietet mir der juriftifhe Student, nachdem er bie 
erfte Prüfung beftanden hat, eine Garantie für irgend welche Sadlenntniß. 
Der Herr Abgeordnete Miquel hat zur Empfehlung ein Wörtchen von Ge: 
wicht eingefchaltet: der Mann, der drei Jahre ftudirt hat und das ſchwerſte 
Sramen abgelegt hat. Das beweift mir, daß er unfere altpreußifchen Zu: 
flände nicht genau kennt, denn das erfte juriftiihe Examen bei uns ift wirt: 
lich ein Kunftftüd nicht zu beftehen. 


(Lebhafter Widerfpruh und Zwiſchenrede.) 


Ein Mann, welder das erfte juriftiihe Examen abgelegt und von da Ab» 
fand genommen hat, die Praxis zurüdzulegen, welde für das zweite Examen 
erforderlich ift, befindet fidh in einem Zuftande juriftifcher Viertelsbildung, die 
teinerlei Garantie für juriftiiche Befähigung giebt. Einen guten Sinn hätte 
die Vorſchrift: Landrath könne nur werden, der ein Triennium an ber 
Univerfität fludirt oder der das Abiturienten-Eramen abgelegt hat; jedes von 
beiden wäre das Merkmal eines gewiſſen äußeren Bildungsftandes, aber ben 
Schwerpunkt ˖ darin zu verlegen, ob Jemand in ber Univerfität eingejchrieben 
war, feinen Teftirbogen mit einigen Kollegien gefüllt und das erfte juriſtiſche 
Eramen beftänden hat, auf diefe Borausfegungen hin anzunehmen, daß berjelbe 
Hartmann, Zeitfrift. Bd. IV. Heft 4. 23 








346 Die Befähigung für den höheren Berwaltungsdienft. 


ein Juriſt jei und die Garantien juriftifhen Denkens gebe, das ift eine 

Taäuſchung, welche ich nicht durch das Gefeß gut heißen möchte, 

r Einiges dürfen wir aus ber Vergangenheit lernen. Das Landrathsamt bat 
fi bei uns derart entwidelt, daß es von Haufe aus feinen Urjprung und 
Zufammenhang mit dem Streife gehabt und im Laufe der Zeit erhalten hat 
und wenn wir in diefe Entwidelung eingreifen wollen, müfjen wir genau 
überlegen, was wir an die Stelle derfelben fegen. Was Sie verlangen, giebt 
keinen Erſatz. Wenn Sie Nahdrud legen auf die vier» oder dreijährige 
Thätigkeit im Kommunaldienft, bafjelbe Erforderniß ftellt auch der Antrag 
Rickert auf, die erfte juriftiihe Prüfung aber fällt gar nicht ins Gewicht. 

Der Ausführung des Herrn Minifters des Innern, daß der Abſatz 2 des 
Antrags Ridert nicht begründet fei, weil aus bem Gremium des Streiles 
der Kandidat entnommen werden joll, jege ich einfach entgegen, was der; Het 
Dinifter überjehen hat, daß auch unſer Vorfchlag bei dem Gremium des 
Kreifes ftehen bleibt, die vorgejchlagene Aenderung aber ein anderes Ziel ver 
folgt. Nach der jegigen Vorfchrift find nur Grundbefiger befähigt und ba 
durch wird das fladhe Land bevorzugt. Dagegen ift bie intelligente ftädtifde 
Einwohnerſchaft ausgeihloffen, da in ben Städten der Hausbefig viel feltener 
iſt; namentlich derjenige Theil der Bevölterung, aus welchem mit Nuten die 
Landräthe entnommen werden können, nämlid die Rechtsanwälte, bie fi mit 
den Angelegenheiten des Kreijes beichäftigen, wird durch Die jetigen Bots 
ſchriften benachtheiligt. Zu meiner Genugthuung ift in neuerer Zeit ein 
Verſuch gemacht, und ich denke mir, daß nad Einführung der freien Adve- 
katur thatfählid von felbft diefe Kandidaten für das Landrathsamt fi ver- 
mehren werden. 

Der Herr Abgeordnete Miquel hat ferner ausgeführt, der Landrath 
müfle deömegen das erſte juriftiihe Gramen gemacht haben, weil er das 
Intereſſe des Staates in wichtigen Angelegenheiten wahrzunehmen habe. Der 
Regierungspräfident und der Oberpräfident haben in gleichem Umfang bies 
Intereſſe des Staates wahrzunehmen, fie haben die entipredhende Stellung 
in den Selbftverwaltungsfollegien bes Bezirks und ber Provinz, wie der 
Landrath im Kreisausfhuß, und doch haben Sie nit für nothwendig ge 
funden, für diefe Aemter das juriftiihe Eramen oder ein Examen überhaupt 
zu verlangen. 

Ich verſchließe mid nicht der Einfiht, daß es im Ganzen eine gute Ein- 
richtung ift, die Ertheilung von Aemtern an eine erſchwerende Bedingung zu 
Inüpfen; aber auf der anderen Seite kann man hierin auch des Guten zu 
viel thun. Es ift rathſam, nebenher die Möglichfeit offen zu halten, buch 
eine andere Uebung vorzüglihen und tüchtigen Menſchen gleichfalls die Amts⸗ 
laufbahn zu eröffnen, und wenn ich unter allen Aemtern nachſuche, welches 
am geeignetften iſt, die Tüchtigfeit eines Menſchen zum Vorſchein zu bringen, 
ob er durch feine perſönliche Dualifitation die als Regel vorgefchriebenen Be 
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dingungen ausnahmsmeije zu erfegen im Stande ift, jo ſcheint mir bas Lanb- 
rathsamt dazu das allergeeignetfie, und bie Präfentation durch den Kreistag 
ein genügendes Zeugniß dafür, daß man es mit einer Perjon zu thun hat, 
bei weldher eine Ausnahme durch die perfönlihen Eigenfchaften gerechtfertigt 
ift. Dies ift der Grund, weshalb ich für den Antrag Ridert ftimme, weil 
ich darin eine weſentliche Verbefjerung jehe gegen ben Zuftand, ber gefchaffen 
wird, wenn alle höheren Aemter davon abhängig gemacht werden, daß ein 
gewiſſer äußerer formaler Bildungsgrad bejcheinigt wird. Wenn ich dem An- 
trage Ridert den Vorzug gegeben hätte felbft gegen das unbedingte Er⸗ 
forderniß bes zweiten Examens, jo halte ich es für eine ungemeine Berbefie- 
rung gegen das, was Sie in der zweiten Leſung beſchloſſen haben, weil das 
Abbrechen in der Mitte der Karriere mich die Garantien vermifen läßt, daß 
ber geprüfte Student ſich wirklich erfüllt Habe mit dem Geiſt, zu welchem das 
Studium nur die Anleitung, aber keineswegs die Fähigkeit giebt.” 
Das Ergebniß der Verhandlung war, daß der Antrag Wendorf in nament: 
licher Abflimmung mit 169 gegen 162 Stimmen abgelehnt und das Amendement 
Nidert zu 1 und 2 angenommen wurbe. 


Das Herrenhaus acceptirte ſodann den Abfag 1 bes $. 10 nad dem Be, 
ſchluſſe des Abgeordnetenhaufes, lehnte indeß den zweiten Abjat wiederum ab, 
fo daß, da im Abgeorbnetenhaufe diefe abermalige Aenderung nicht mehr zur 
Beratdung kam, die zwifchen ben Faktoren der Geſetzgebung allein noch wegen 
bes 8. 10 übrige Differenz auch in ber Seſſion von 1876 unausgeglichen 
bleiben mußte. 


Daß nur noch diefer eine Differenzpuntt über die Qualifitationsbedingungen, 
welche bei der Berufung zu den Stellen eines Landrathe, Kreis: und Amtss 
hauptmanns und Oberamtmanns in den hohenzollernſchen Landen feitgehalten 
werden follen, zwilchen ber Landesvertretung und der Staatsregierung beftebe, 
erklärte die letztere ausbrüdlih in den Motiven des neuen Gejeßentwurfs, 
welcher in der Fruhjahrsſeſſion von 1877 zuerft dem SHerrenhaufe vorgelegt 
wurde und bis auf die 88. 9 und 10 mit den Beſchluſſen der Seſſion von 1876 
übereinftimmend lautete. In diefem Entwurfe hatten die letztgedachteu Para- 
graphen folgende Faſſung: 

8. 9. Die Beftinnmungen biefes Gefeges über die Befähigung zum 
höheren Berwaltungsdienft finden Anwendung auf die Berufung zu 
den Stellen: 

1. der NAbtheilungsdirigenten und Mitglieder bei einer Regierung 
Canddroſtei, Finanzdireltion in Hannover) und ber dem Ober- 
präfidenten und Regierungspräfidenten zugeorbneten höheren 
Verwaltungsbeamten, mit Yusnahme der Juftitiarien und ber 
techniſchen Beamten biefer Behörden (dev Forſt⸗, Geiftlichen, 
Säul-, Baus, Mebizinalräthe); 

2. derjenigen Mitglieder bes Oberverwaltungsgerichts und der Ber 

23° 


zirksverwaltungsgerichte, welche die Befähigung zu den höheren 
Vermwaltungsämtern haben müfjen. 
8. 10. Zur Belleidung der Stelle eines Landraths, Kreis: umd 
Amtshauptmanns und Oberamtmanns in ben hohenzollernſchen Landen 
ift die Befähigung zum höheren Bermwaltungs- oder Juftizdienfte 
erforderlich. 
Außerdem können zu dieſen Stellen auch diejenigen Perſonen be 
rufen werden, welche mindeſtens vier Jahre 
a) nach beſtandener erſter Prüfung im Vorbereitungsdienſte bei den 
Gerichta⸗ und Verwaltungsbehörden, oder 

b) auch ohne die erſte Prüfung abgelegt zu haben, in Selbis 
verwaltungsämtern des Kommunal⸗, Kreiss ober Provinzial 
dienftes (mit Ausnahme jedody des Amtes eines Bemeinde- oder 
Guisvorſtehers) bejchäftigt geweien find, fofern diefelben feit 
mindeftens einem Jahre dem reife, bezw. Amtsbezirke durch 
Grundbeſitz oder Wohnfig angehören. 

Ale anderweitig beftehenden Beſchränkungen in Bezug auf ben 
Kreis der Perſonen, welche von einem Kreistage für bie Bejegung 
eines erledigten Landrathsamtes in Vorſchlag gebradht werden Fönnen, 
find aufgehoben. 


Als wir den 8. 10 in der vorftehenden Fafjung zum erften Male lafen, 
mußten wir in der That nicht, was die Staatsregierung damit beabfichtige. 
Während der erfte Abjat zur Beſetzung des Landrathsamtes und der dieſem 
gleichſtehenden ;Berwaltungsämter die Dualififation für den höheren Zuftiy- 
oder den höheren Berwaltungebdienft verlangt, hebt der zweite Abſatz dieſe Er- 
forberniffe auf und jucht durch den legten Abſatz den Verdacht zu beſchwichtigen, 
als wolle man fih auch für andere, als von Kreistagen vorgeihlagene Zand- 
rathsamts⸗Kandidaten die im Alinea 2 bezeichnete niedere Qualififation vorbe 
halten. Eine ſolche Unklarheit über den Sinn des $. 10 herrſchte auch im 
Herrenhaufe, wie defjen Verhandlung vom 7. Februar 1877 ergiebt, bis der 
Minifter des Innern auf bie direkte Anfrage des Oberbürgermeifters Haffel- 
bach die Antwort gab: 

„Der Herr Oberbürgermeifter Haſſelbach hat Recht, wenn er den Pa: 
ragraphen fo verfleht, daß die Regierung in Anſpruch nimmt, für den Land⸗ 
rathspoſten auch diejenigen Leute auszuwählen, bie, wenn fie nicht das große 
juriftiiche oder das Verwaltungs⸗Examen gemacht haben, wenigftens die Bes 
dingungen zu a und b erfüllen.“ 

Der NMinifter legte dann die Verſchiedenheit des bisherigen und des fünfti- 
gen Rechtszuftandes dar und gab der ernſten Erwägung anheim, ob es nöthig 
fei, die Regierung noch weiter zu beſchränken, als dies von ihr jelbft durch den 
$. 10 in feiner jeßigen Faffung gefchehen ſei. 
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Eine Diskuffion fand im Herrenhaufe nur flatt über. die 88.9 und 10 und 
das dazu von Haſſel bach und Benofjen geftellte Amendement (ein Amendement 
des Grafen v. Rittberg wurde zurüdgezogen), wogegen bie übrigen Para: 
graphen des Gefegentwurfes ohne alle Debatte angenommen wurden. 

Der Antrag Haſſelbach lautete: 
Das Herrenhaus wolle bejchließen: 3 

den Eingang bes’ Abjages 2 des 8. 10 zu faflen wie folgt: 
„Diejenigen Perjonen, wel: von einem Kreistage zur 
Beſetzung eines erledigten Landrathsamtes vorgefchlagen, be⸗ 
siehungsweife präfentirt werben, find aud) dann für befähigt 
zur Bekleidung dieſer Landratheftelle zu erachten, wenn fie 

mindeftens vier Jahre (u. |. w. wie in der Vorlage). 


Für diefen Antrag ſprachen außer den Antragftellern jelbft fait alle Redner 
in der Sigung vom 7. Februar mehrfach unter Hinweis auf das Abgeorbnetens 
haus, weldes ohne diefe Aenderung den Entwurf jebenfalle nicht annehmen 
werbe. Dagegen ſprechen nur Graf v. Brühl und v. Wedell. 

Der Antrag wurde mit großer Majorität angenommen, bamit aber ber 
Gegenſtand von den Tagesordnungen der erfien Landtagsfeifion von 1877 
abgeſetzt. 

Zur Veranſchaulichung bes Reſultates, welches die ſehr ausführlichen Ver⸗ 
handlungen dreier Landtagsſeſſionen über den wichtigen Gegenſtand ergeben 
baben, laſſen wir ſchließlich den vollftändigen bem Herrenhauſe 1877 und dem: 
nächſt unverändert auch 1878 vorgelegten Gefegentwurf folgen: 


Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Befähigung für den 
höheren VBerwaltungsdienft. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. 
verorbnen, mit Zuftimmung beider Säufer des Landtages, für den ganzen 
Umfang Unferer Monarchie, was folgt: 

8.1. 

Zur Erlangung der Befähigung für den höheren Verwaltungsdienſt ($. 9) 
ift ein mindeſtens dreijähriges Stubium der Rechte und ber Staatswiſſenſchaften 
auf einer Univerfität und die Ablegung zweier Prüfungen erforderlich. 

8.2. 
Die erfte Prüfung ift die erſte juriftifche, für deren Ablegung bie 88. 1 
‚bis 5 und 14 bes Geſetzes vom 6. Mai 1869 (G.⸗S. ©. 656) maßgebend find. 

Die zweite Prüfung — große Staatsprüfung — ift bei der „Prüfungs: 

tommiffion für höhere Verwaltungsbeamte” abzulegen. 
8. 3. 

Zur zweiten Prüfung für den höheren Verwaltungsdienſt iſt eine Vor: 
bereitung von wenigftens zwei Jahren bei den Gerichtebehörden und von wenig- 
ftens zwei Jahren bei den Verwaltungsbehörden erforderlich. 


% 
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%.4. 

Wer durch ein Zeugniß der Gerichtsbehörde bie erfolgte vorichriftsmäßige 
Vorbereitung während des mindeftens zweijährigen Dienftes bei den Berichtes 
behörden ($. 3) nachweift, wird von dem Regierungspräfidenten (Landdroften, 
Präſidenten der Finanzdirektion in Hannover), in deſſen Bezirt ex beichäftigt 
werben will, zum Regierungsreferendar ernannt. 

8. 5. 

Der Regierungsreferendarius kann bei dem Vorſtande einer Stadtgemeinde, 
und muß bei einem Zandrathe, bezw. einem Kreis: und Amtshauptmann ober 
Dberamtmann in ben hohenzollernſchen Landen, jowie bei einem Bezirksver⸗ 
waltungsgerichte und bei einer Regierung (Landdroftei und Finanzdirektion in 
Sannover) bejhäftigt werben. 

8.6. 

Nah Ablauf der Vorbereitungszeit (88. 3 bis 5) ift ber Referendarius, 
wenn aus den über die gefammte Beihäftigung vorzulegenden Zeugniffen fi 
ergiebt, daß er zur Ablegung der zweiten Prüfung für vorbereitet zu erachten 
fei, und der Regierungspräfident (Landdroft, Präfident der Finanzbirektion in 
Hannover) ihm in diefer Beziehung ein Zeugniß ertheilt, zu ber bezeichneten 
Prüfung zuzulaffen. 

8. 7. 

Die zweite Prüfung (5. 2) iſt eine mündliche und eine ſchriftliche. Die 
Prüfung erftredt fi) auf das in Preußen geltende öffentlide und Privatredit, 
insbejondere das Verfaffungs: und Verwaltungsrecht, ſowie auf die Volkswirth⸗ 
ſchafts⸗ und Finanzpolitik. 

Bei der Prüfung kommt es darauf an, feftzuftellen, ob der Kandidat für 
befähigt und gründlich ausgebildet zu erachten fei, im höheren Bermaltungs- 
bienfte eine jelbfiftändige Stellung mit Erfolg einzunehmen. 

8. 8. 

Der Referendarius, welcher die zweite Prüfung beſtanden hat. wirb von 
den Miniftern der Finanzen und bes Innern zum NRegierungsafjeffor ernannt 
und erlangt die Befähigung zur Bekleidung einer Stelle im höheren Ber- 
waltungsbienfte. 


8. 9. 
Die Beſtimmungen dieſes Geſetzes über die Befähigung zum höheren Ber- 
waltungsbienfte finden Anwendung auf die Berufung zu den Stellen: 

1. der Abtheilungsdirigenten und Mitgliever bei einer Regierung 
Canddroſtei, Finanzdirektion in Hannover) und ber den Ober 
präfidenten und Regierungapräfidenten zugeorbneten höheren Ver: 

mwaltungebeamten, mit Ausnahme ber Zuftitarien und — 
Beamten dieſer Behörden (dev Forſt⸗, Geiſtlichen, Schul, Bau 
Mebizinalräthe); 
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2. derjenigen Mitglieder des Oberverwaltungsgerihts und ber Bezirks: 
verwaltungsgerichte, welhe die Befähigung zu den höheren Ver- 
waltungsämtern befigen müfjen. 

8. 10. 

Zur Bekleidung der Stelle eines Landrathe, Kreis: und Amtshauptmanns 
und Oberamtmanns in den hohenzollernſchen Landen ift die Befähigung zum 
höheren Verwaltungsbienfte oder Iuftigdienfte erforderlich. 

*) Außerdem können zu biefen Stellen auch diejenigen Perfonen berufen 
werden, welche mindeſtens 4 Jahre entweber 

a) nad) beflandener erfter Prüfung im Rorbereitungsbienfte bei den 
Gerichts⸗ und Verwaltungsbehörben, oder 

b) auch ohne die erſte Prüfung abgelegt zu haben, in Selbfiver: 
waltungsämtern des Kommunal, Kreis: oder Provinzialbienfies — 
mit Ausnahme jedoch bes Amtes eines Gemeinde⸗ ober Gutsvor⸗ 
ſtehers — 

beſchäftigt geweſen find, fofern biejelben feit mindeftens einem Jahre dem Kreiſe 
bezw. Amtsbezirke durch Grundbeſitz oder Wohnſitz angehören. 

Alle anderweitig beſtehenden Beſchränkungen in Bezug auf den Kreis der 
Perſonen, welche von einem Kreistage für die Beſetzung eines erledigten Land⸗ 
rathsamts in Vorſchlag gebracht werden können, ſind aufgehoben. 

58. 11. 

Zur Bekleidung der Stelle eines Mitgliedes einer Provinzialſteuerdirektion 
iſt die Befähigung zum höheren Verwaltungsdienſte oder Juſtizdienſte, ſowie 
eine praktiſche Vorbereitung in der Steuerverwaltung erforderlich. Die letztere 
erfolgt nach Maßgabe eines von dem Finanzminiſter zu erlaſſenden Regulativs; 
bis dahin bleibt es bei den beſtehenden Beſtimmungen. 

8. 12. 

Die Beſtellung zum Juſtitiarius ($. 9 Nr. 1) ſetzt die erlangte Befähigung 
zum höheren Juftizdienfte voraus; das Gleiche gilt von denjenigen juriftijchen 
Mitgliedern einer Regierung, welche mit ber Bearbeitung ber "Auseinanders 
fegungsangelegenheiten betraut find. 

8. 13, 

Die Minifter der Finanzen und des Innern find ermächtigt, folde Per⸗ 
fonen, welde die Befähigung zum höheren Juſtizdienſte erlangt haben und 
minbeftens drei Sahre entweder als Zuftititarius (8. 9 Nr. 1) oder bei einer 
Auseinanberjegungsbehörde ale Speziallommiffarius oder im Kollegium be⸗ 


*) Nach dem Amenbement Hafjelbacd würde der 2. Abfag des $. 10 lauten: 
Diejenigen Perfonen, welche von einem Kreistage zur Belegung eines erledigen 
Landrathamtes vorgeichlagen, beziehungsmweife präfentirt werben, find aud dann 
für befähigt zur Belleidvung diefer Landrathoſtelle zu erachten, wenn fie mindeftens 
vier Jahre entweber 
a. ſ. mw. bis zu Ende des 2. Abſatzes. 
Wir ſelbſt würden die Worte „fofern“ bie „angehören“ ſtreichen. 
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Tchäftigt worden find, oder die Stelle eines Landraths, Kreis: oder Amtshaupt 
manns, eines Oberamtmanns in den hohenzollernihen Landen, eines Amt: 
manns in der Provinz Heffen-Naffau, eines Hardes- oder Kirchſpielvoigts in der 
Provinz Schleswig-Holftein verwaltet haben, für befähigt für den höheren Ver— 
waltungsdienſt zu erklären. 

$. 14. 

In Betreff der Befähigung zur Bekleidung eines Landrathsamtes bezw. 
der Stelle eines Amts: und Sreishauptmanns und Dberamtmanns in den 
hohenzollernſchen Landen bleibt in Anjehung derjenigen Perjonen, welche bereits 
zur Zeit des Inkrafttretens des gegenmärtigen Gejeges eine der vorgenannten 
Stellen kommiſſariſch verwalten, das Negulativ über die Prüfung der Land- 
rathsamts⸗Kandidaten vom 13. Mai 1838 (G.-©. S. 423) bis zum 1. Januar 
1879 in Kraft. 

$. 15. 

Die Minifter der Finanzen und des Innern find ermächtigt, bis zum 
1. Januar 1882 die Stellen, zu deren Erlangung die Befähigung für den 
höheren Verwaltungsdienft erforderlich iſt, folden Perfonen zu übertragen, welde 
die Befähigung zum höheren Juftizdienfte erlangt haben. 

8. 16. 

Die Minifter der Finanzen und des Innern find ermächtigt, bis zum 
1. Zanuar 1880 Gerichtsreferendarien zum Borbereitungsdienft bei den Ber: 
waltungsbehörden (8. 3) zuzulaſſen, aud wenn diejelben den Nachweis des 
nad) diefem Geſetze erforderlihen Studiums der Staatswiſſenſchaften zu führen 
nicht vermögen. R 

Die Minifter der Finanzen und des Innern find ferner ermächtigt, ſolche 
Perſonen zur Ablegung der zweiten Prüfung für den höheren Verwaltungsvienit 
zuzulafien, welche die erfte juriftifche Prüfung abgelegt und als Landräthe, 
Kreis oder Amtshauptmänner, Oberamtmänner in den hohenzollernſchen Landen, 
Amtmänner in der Provinz Heflen-Nafjau, Hardes- oder Kirchjpielvoigte in der 
Provinz Schleswig-Holftein, ſtädtiſche Bürgermeifter, Beigeordnete oder Magiftrats- 
mitglieder mündeftens einen fünfjährigen Zeitraum hindurch fungirt haben und 
bereits zur Zeit ber Verkündigung des gegenwärtigen Geſetzes als ſolche an- 
geftellt geweſen find. 

8. 17. 

Das Staatsminifterium wird die zur Ausführung diejes Gejeßes erforder: 
lihen Anordnungen, namentlich die näheren Beitimmungen über die Hinfichtlid 
des Univerfitätsftubiums zu jtellenden Anforderungen, über die Vertheilung der 
Beichäftigungszeit bei den Verwaltungsbehörden, über die Zufammenjegung der 
Kommiffion für die zweite Prüfung für den höheren Verwaltungsdienft ($. 3) 
und über die wiederholte Zulaffung zu dieſer Prüfung in einem Regulativ feſtſetzen. 

$. 18. 
Diejes Geſetz tritt mit dem Tage feiner Verkündigung in Kraft. 
Ale den Vorſchriften defjelben entgegenftehenden Beſtimmungen, insbejonbere 
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die Regulative über die Befähigung zu ben höheren Aemtern ber Verwaltung 
vom 14. Februar 1846 (G.⸗S. ©. 199) und über die Prüfung der Lanbraths: 
amts⸗Kandidaten vom 13. Mai 1838, letzteres Regulativ vorbehaltlich der Bes 
ſtimmung bes $. 14, werben aufgehoben. 

Urkundlich ꝛc. 

Wir dürfen hoffen, daß wenn 

1. im $. 3 der Vorbereitungsbienft bei ben Gerichtsbehörden auf ein 
Jahr herabgejegt und bei den Verwaltungsbehörben auf drei Sahre 
erweitert, 

2. zu 8. 10 das obengedadhte Amendement Haſſelbach, unter Wegfall 
jedoch der in der That rationell gar nicht zu begrünbenden Beſchrän⸗ 
tung des einjährigen Grundbefiges oder Wohnfiges, angenommen wird; 

3. das Staatsminifterium der ihm nad $. 17 ertheilten Ermächtigung 
gemäß, bezüglich der erften Prüfung für Einfegung einer mit zwed⸗ 
mäßiger Inſtruktion verjehenen rechts⸗ und ſtaatswiſſenſchaftlichen 
Prüfungstommiffion, bei jeder Landesuniverfität Sorge trägt, 

ein Geſetz geihaffen werden wird, das der ernften Arbeit und bes langen, über 
einzelne Punkte mit der Staatsregierung geführten Kampfes werth ift. 





Entfeidungen 
und Erlafe von Gerichten und anderen Behörden. 


37. 


1. Der Küfter verwaltet ein weltlides Kirchenamt und kaun nicht auf 
Grund einfaher Kündigung und ohne geordueted Verfahren wider 
feinen Willen des Amtes entlaffen werden. 

2. Die nad) $. 33 des franzöflihen Decret, concernat les fabrigues 
dom 30. Dezember 1809, dem Pfarrer beigelegten Befugniſſe find im 
$. 57 Alinen 2 des Geſetzes vom 20. Juni 1875 (G.⸗S. ©. 241) 
anf den Kirhenvorftand übergegangen. 


(Erk. des Gerichtsh. f. kirchl. Angel. in Berfin vom 11. Mai 1878.) 


Dem jegt jechzigjährigen I. B. R. wurde laut Emennungsurtunde vom 
9. April 1865 das Amt feines verftorbenen Vaters als Küfter an der katholi- 
ſchen Kirche St. Laurentius und U. 2. Frauen zu Trier nah dem Antrage des 
Paſtors El. vom Kirchenrath auf jo lange übertragen, als der legtere mit feiner 
Amtsführung zufrieden fein werde. Für ben Fall ber Kündigung von ber 
einen ober der anderen Seite wurbe eine Frift von vierzehn Tagen feſtgeſetzt. 

Er hat angeblich etwa 898 Mark als Dienfteintünfte bezogen, deren feit 
1874 wiederholt geſchehene Herabminderung er in Folge der Androhung augens 
blidliher Kündigung ſchriftlich bewilligt haben will. 

In der Zuſchrift vom 7. März 1876, wovon zwei bie Unterjchrift der Vor⸗ 
ſtandsmitglieder tragende Eremplare, von denen das eine auch mit dem Namen 
des R. unterzeichnet ift, fich bei den Alten befinden, heißt es: 

„Der neue Kirhenvorftand übernimmt Sie als Küfter der Lieb- 
frauenkirche, und geftattet Ihnen, Ihr Amt jo lange fortzuführen, als 
Sie fi nad) jeinen Anordnungen gewifienhaft richten, ohne jedoch 
von dem Zeitpuntt, wo wieder die regelmäßige Seelforge eingetreten it, 
einen Kontrakt abzuſchließen.“ 
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Im Schreiben vom 16. März 1877 nahm der Kirchenvorftand auf Grund 
des Raiferlihen Dekrets vom 30. Dezember 1809 das Recht in Anfpruch, die 
Bejoldung des R. zu beflimmen, und firirte jolhe für das Jahr 1877 auf 
450 Mark bei freier Wohnung. 

Durd Schreiben vom 28. Dezember 1877 endli kündigte er dem R. den 
Küfterdienft zum 1. April 1878 mit dem Bemerten, er habe alles Vertrauen zu 
ihm verloren und hierin liege der Grund zur Kündigung. 

Segen biefe Kündigung hat R. Berufung beim Königlichen Gerichtshofe 
für firchliche Angelegenheiten erhoben. Er findet in der Rechtfertigungsſchrift 
vom 23. Januar cr., präfentirt den 25. ej., den wahren Anlaß zu dem wider 
ihn beobachteten Verfahren in feinem ftaatsfreundliden Verhalten bezüglich) der 
tirhenpolitiihen Geſetze, insbejondere bei Gelegenheit der gejegwidrigen Hands 
lungen feines durch Erkenntniß des genannten Gerichtshofes vom 3. Oktober 
1877 aus dem Amt entlafjenen, bereit im März 1876 verhafteten Pfarrers EL, 
— eine Anfiht, welche der Regierungs-Präfident zu Trier, an den er fih um 
Schuß gewendet hatte, inhaltlid des Driginalbejcheides vom 9. Sanuar 1878 
theilt, defien Schluß dahin lautet: der ultramontane Kirchenvorftand ſuche 
den R., wegen beffen ihm nicht pafjender Haltung den ftaatlichen Bejegen gegen: 
über, zu treffen. 

Er hebt weiter hervor, daß er als Zeuge in einer Civilprozeßſache bes Prä⸗ 
fidenten des Kirchenvorftandes, Rothgerbers M., wahrheitsgemäß zum Nachtheil 
defielben ausgejagt habe, und bringt hiermit den Kündigungsbeihluß in Zu- 
fammenbang. Zugleich hat er ein die Unterfchrift von etwa fiebzig Gemeinde, 
mitgliedern der Zaurentiuspfarrei tragendes Atteft eingereicht, worin feine Ge⸗ 
wiflenhaftigteit und Pünktlichkeit in der Amtsführung gerühmt, und dem Wunfche, 
er möge das Küfteramt noch lange verwalten, Ausdrud gegeben wird. Damit 
barmonirt ein vom Polizeikommiſſariat zu Trier ausgeftelltes Führungsatteft, 
worin außerdem gefagt wird, in politifcher Beziehung könne R. nur als patriotiſch 
bezeichnet werden, er habe mährend der Sahre feit 1874, bei dem Verfahren 
gegen den Paſtor und den Kaplan wegen Nichtbefolgung der Maigejege, der 
Bolizeibehörde wejentlihe Dienſte geleiftet. Zur näheren Begründung feines 
Antrags: 

zu verorbnen, daß ihm das gelündigte Kuſteramt mit einem entſprechen⸗ 
den Einkommen wieder übertragen werde, 
führt er Folgendes an: 

1. Nach Artikel 33 des zit. Dekrets ftehe die Entlafjung der Organiften 
Glöckner und anderer Kirhendiener den Kirchmeiftern auf den Vor⸗ 
ſchlag des Pfarrers oder Pfarrverwalters zu. Es fei aber ein folder 
bei der Liebfrauenkirche nicht vorhanden und anfcheinend noch ber 
Pfarrer (EL) im Spiele. 

2. Es habe fein georbnetes prozefjualiiches Verfahren ftattgefunden. 

In der binnen geftellter Frift eingegangenen Gegenerllärung bes Kirchen: 
vorftandes wird behauptet, N. ſei 1849 als Freifhärler im Rheingau und in 
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Baben betroffen und zu zehn Jahren Zuchthaus, wovon er die Hälfte verbüßt, 
verurtheilt worden, habe 1873 Ehebruch getrieben und 1876, 1877 geftändlic 
von den Altären gefammelte Opfergelder veruntreut, diefe Veruntreuung trotz 
empfangener Warnung und Bedrohung mit Dienftentlaffung und Denunziation 
bei der Staatsbehörde jortgejegt, und in Folge der vom Vorftande beim Ober: 
profurator gemachten Anzeige eine Vorladung vor den Unterfuhungsrichter er- 
halten. Die wiederholte Veruntreuung habe den Anlaß zur Kündigung 
gegeben. 

Die Kompetenz des Gerichtshofes für kirchliche Angelegenheiten in dieſer 
Sade werde nicht allein im Hinblid auf die Kollektiv-Erflärungen der Biſchöfe 
vom 30. Januar und 26. Mai 1873 an das Staatsminifterium, ſondern aud 
deshalb beftritten, weil das Gejeg vom 12. Mai 1873, da es fih nit auf 
Küfter beziehe und ein Kirchenvorſtand feine mit Disziplinargemwalt ausgeftattete 
Behörde fei, außer Anwendung bleibe. 

Nur dem Civilrihter gebühre die Entſcheidung über die rechtlihe Wirkung 
der Kündigung, gegen welche die Berufung gerichtet jei. Im Schreiben vom 
16. März 1877 fei R. für das Jahr 1877 engagirt, mit defjen Ablauf der 
Miethsvertrag von Rechtswegen feine Endſchaft erreicht habe. Einer weiteren 
Begründung der Kündigung, als der Bemerkung, daß ꝛc. R. nit mehr das 
Vertrauen des Vorftandes befige, habe e& nicht bedurft. 

Noch ift des in der Berufungsſchrift geftellten weiteren Antrags zu gedenken, 
inhalts defien R. den Erjag ihm vorenthaltener, von Fremden gejpendeter Trink: 
gelber beanſprucht. Won einer bezüglichen näheren Sachdarſtellung muß jedoch, 
weil diefe Angelegenheit außerhalb der Zuftändigfeit des Gerichtshofes Liegt, 
Umgang genommen werden. 


Anlangend die rechtliche Beurtheilung der Sache, jo beftreitet der Kirchen: 
vorftand mit Unrecht die Anwendbarkeit des Gejeges vom 12. Mai 1873, mit 
andern Worten die Eigenjhaft des Küfteramts als eines kirchlichen Amts im 
Sinne des $. 11 dafelbfl. Der Gerichtshof hat die beregte Eigenfchaft wieder- 
holt in feiner Rechtiprehung anerkannt, weil die dienftlihe Stellung des ord: 
nungsmäßig berufenen Küfters zwar nicht als Benefizium im fanonifhen Ber: 
ftande bezeichnet werden kann, aber doch für die äußere Ordnung des Firchlichen 
Lebens weſentliche Bedeutung hat. Denn er führt, wenn auch überall unter 
der Auftorität des Pfarrers, die Aufficht über das Kirchengebäude, die vasa sacra 
und die äußere Gottesdienftordnung, jo daß er als weltliher Kirchendiener 
erſcheint. 

Erkenntniß vom 28. Oktober 1874 in der Berufungsſache des 
Küſters K. (Hartmann’s Zeitſchrift für öffentliches Recht, J. ©. 382), 
Erkenntniß vom 10. Februar 1875 in der Berufungsſache des Küſters R. 
(af. ©. 498). 

NR. hat gegen die ihm von Seiten des Kirchenvorftandes unter dem 28. De: 
zember 1877 zugefertigte Dienfttündigung innerhalb der im $. 13 des allegirten 





— 
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Gefeges vorgefehriebenen Frift die Berufung beim Gerichtöhofe eingelegt und 
gerechtfertigt. Das Erforderniß des $. 12, nämlich das der vorausgegangenen 
erfolglofen Geltendmachung des zuläffigen Nechtsmittels (Beſchwerde) bei der 
vorgejeßten kirchlichen Behörde, ſcheidet aus, weil notoriich der biſchöfliche Stuhl 
in Trier jeit mehreren Sahren erledigt und damit zugleich das Amt des General: 
vilars erloſchen, aud) ein zur Ausübung ber bifchöflihen Disziplinargewalt bes 
fugter Kapitularvitar unter Beobachtung der Beltimmungen des Bejeges vom 
20. Mai 1874 (G.⸗S. ©. 135) 88. 2 ff. vom Kapitel nicht ernannt worben ift. 
Ganz gleihe Verhältniffe beftehen bezüglich der Erzdiözeſe Köln feit der am 
2. Juni 1876 vom Gerichtshofe für kirchliche Angelegenheiten erkannten Ent- 
loffung des Erzbiſchofes Melchers aus feinem Amte, weshalb der Berufende 
ih auch dorthin mit einer Beſchwerde nicht hat wenden können. Es ift alfo 
feine im $. 12 zitirte unterftellte Behörde vorhanden. 

Wenn der Kirchenvorftand vermeint, es handele jich lediglich um einen vom 
Eivilrichter zu entjcheidenden Streit, fo geht zunächſt feine Behauptung fehl, 
nad) welcher ber 2c. R. durch das oben erwähnte Schreiben vom 16. März 1877 
nur noch für das Jahr 1877 engagirt worden und folglih der Miethsvertrag 
mit dem Ablauf diefes Jahres ipso jure feine Gültigkeit verloren hat. Denn 
im bejagten Schreiben, mit welchem ſich R. allerdings einverftanden erklärt hat, 
iſt ausfchließli von einer Firirung des Gehaltes pro 1877, nicht von der 
Amtsdauer bie Nede. Aber auch ber Rüdgriff auf die Vokation vom 9. April 
1865, wonad das Küfteramt auf jo lange übertragen wird: 

„als der Kicchenraty mit der Amtsführung des N. zufrieden if, und 

für den Fall der Kündigung eine Frift von vierzehn Lagen feftgejegt 

wird, —“ 3 
kann nicht dazu führen, den Vorftand zu einer willkürlichen Kündigung zu bes 
rechtigen. Es ift unzuläffig, Webertragung und Annahme eines öffentlichen Amts 
einfach als einen Miethsvertrag über Dienfte anzujehen, welcher rein nad den 
Srundfagen des Obligationenrechts zu beurtheilen wäre. Insbefondere bezweckt 
das Geſetz vom 12. Mai 1873 8. 2 im Öffentlichen Intereſſe und abjehend von 
dem bei einer Amtsübernahme konkurrirenden Vertragselement, die Inhaber eines 
kirchlichen Amts vor ungerechter, auf unbelannten ‚Gründen beruhender Ent: 
fernung aus demſelben durch Vorzeichnung eines georbneten prozefjualiihen 
Verfahrens, in welchem er namentlich über die ihm zur Laft gelegten Thatſachen 
gehört werden muß, zu fügen, und zwar nad) $. 11 Nr. 1 nicht allein dann, 
wenn die gedachte Entfernung den Karalter einer Disziplinarftrafe an fi) tragen 
würde, fondern überhaupt in allen Fällen, wo fie gegen den Willen bes davon 
Betroffenen ausgeiproden werben fol. Da nun gegen R. gar kein prozefjualic 
ſches Verfahren von dem Kirchenvorftande eingeleitet worden, auf welchen bie 
im Artikel 33 des angezogenen Saiferlihen Dekrets vom Jahre 1809 dem 
Pfarrer bei der Ernennung und Entlafjung nieberer Kirchendiener beigelegten 
Befugnifie fo, daß die VBorausfegung eines dieferhalb vom Pfarrer zu ftellenden 
Antrags mwegfällt, kraft des 3. 57 Abf. 2, Geſetz vom 20. Juni 1875 (G.S. 
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©. 241), übergegangen find, da alſo auch eine auf ein ſolches Verfahren ge 
ftüßte mit Gründen verjehene Entſcheidung ($. 13 1. c.) nicht flattgefunden hat, 
fo unterliegt ſchon aus diefem Grunde der Kündigungsbeſchluß der Vernichtung 
(8$. 11, 21 1. c.), ohne da& diejenigen beiberjeitigen Anführungen einer näheren 
Prüfung bedfriten, welde bei Entiheidung der Frage, ob R. gerechten Anlaß 
zur Kündigung gegeben hat, von Einfluß fein könnten. 

Demnach war, wie gejhehen, in der Hauptſache zu erfennen. Die often 
des Verfahrens ($. 37 ib.) bleiben außer Anfap. 3; 


38. 


Volksſchule. Religionsunterricht. Missio canonica. Kirchengeſetze. Erterri⸗ 
torialer Sonverain. 


(Erk. des Ob.-Trib. in Berlin vom 14. Juni 1877.) 


Nachdem der Zirkularerlaß des Kultus-Minifters vom 18. Februar 1876 die 
Ertheilung des jhulplanmäßigen Religionsunterrihts in der Volksſchule Den an 
derjelben angeftellten Lehrern und Lehrerinnen unabhängig von der missio 
canonica übertragen hatte, erging unter dem 31. Juli 1876 ein Schreiben bes 
Papſtes an die Pfarrer der Diözefe Münfter dahin, daß die Latholiihen Lehrer 
und Lehrerinnen, welche ohne Erlaubniß der Tirhlihen Oberen und wider das 
Verbot des Pfarrers Religionsunterriht ertheilen, von den Sakramenten ause 
zuſchließen jeien. 

In dem Erlaß diefes Schreibens wurde, was den Papft betrifft, eine aus 
8. 3 Nr. 1 des Geſetzes vom 13. Mai 1873 ftrafbare Androhung eines kirch⸗ 
lien Zuchtmittele, um zur Unterlafjung einer Handlung zu beftimmen, zu 
welcher die Anordnungen der Obrigkeit verpflichteten, gefunden und gegen W., 
der das Schreiben in dem von ihm vedigirten „Wupperthaler Roltsblättern“ 
mitgetheilt hatte, Beſchuldigung wegen wiſſentlicher Sülfeleiftung zu diefem Ver⸗ 
gehen des Papftes, fowie wegen Aufforderung zum Ungehorſam gegen rechts⸗ 
gültige Verordnungen erhoben. 

Die Inftanzgerihte ſprachen lediglic aus dem jubjeltiven Grunde frei, daß 
W. fi) der Nechtewidrigkeit der Veröffentlihung des Schreibens nicht bewußt 
geweſen fei, lehnten aber jobann auch die von bem Oberprokurator eventuell 
beantragte Beftrafung aus 8. 21 des Prefgejeges um deswillen ab, weil unter 
den vorliegenden Umftänden von einer Fahrläſſigkeit des Beſchuldigten i im Sinne 
diefes Paragraphen keine Rebe fein könne, 

Das Ober-Zribunal kaſſirte, mas bie eventuelle Beihulbigung aus $ 21 
des Preßgefeges angeht, das Erkenntniß und wies die Sade in die Inſtanz 
zurüd. 

Gründe: 

In Erwägung, daß zunähft den gegen bie Urtheile der Vorderrichter ger 

tichteten Ausführungen des Kafjationsbellagten, es mangele an einer ftrafbaren 
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Hauptthat und könne ſchon deshalb nicht gegen ihn eine Verurtheilung wegen 
ftrafbarer Hülfeleiftung erfolgen, nah feiner Richtung hin beigetreten wer- 
den kann; 

daß insbefondere die Ausführung, der Inhalt des Reftripts des Minifters 
der geiftlihen u. f. w. Angelegenheiten vom 18. Februar 1876, durch welches 
die Ertheilung bes religiöfen Unterrichts in den Volksſchulen unabhängig von 
der missio canonica angeorbnet wird, und gegen welches das den Gegenſtand 
ber Beichuldigung bildende päpſtliche Schreiben an die Pfarrer der neungehn 
Delanate des Bisthums Münfter gerichtet ift, verfloße jomohl gegen die Artikel 
24 und 12 der preußifchen Verfaſſung, als auch gegen die befonderen geſetzlichen 
Beſtimmungen, namentlih den Alerhöhften Erlaß vom 9. Auguft 1853, zu 
defien Aufhebung der Kultus-Minifter nicht befugt ſei, nicht haltbar erfcheint ; 

daß, was zunörberft die angezogene Verfaſſungsbeſtimmung anbelangt, bie 
Vorderrihter mit Recht von der auch vom ObersZribunal bereits wiederholt ge 
billigten Oppenhofſ Redtipr. Bd. 15 ©. 655, Bb. 17 ©. 10) Auffaffung 
ausgegangen find, daß der Art. 24 nicht gegenmwärtiges Recht enthalte, da ber 
Art. 112, nad welchem es bis zum Erlaß des im Art. 26 in Ausfiht geftellten 
Unterrichtsgeſetzes Hinfichtlih des Schul- und Unterrichtswefens bei ben bisheri⸗ 
gen gejeglihen Beftimmungen bewendet, fih auch auf Art. 24 bezieht, welder 
in Verbindung mit Art. 25 fpeziell das Volksſchulweſen und als einen intes 
grirenden Theil defjelben auch ben religiöfen Unterricht in der Volkefhule zum 
Gegenſtande hat; 

baß der Art. 24 auch durch das Geſetz vom 11. März 1872 feine praktiſche 
Geltung erlangt hat, weil dieſes Geſetz im $. 3 nur ausfpricht, daß ber Art. 24 
unberührt bleiben folle, mithin eine Aenderung rüdfichtlich dieſes Artikels nad) 
feiner Richtung hin eintreten läßt; 

daß in ähnlicher Weiſe der erſte Sat des Art. 12 nur einen allgemeinen 
Grundfag aufftelt, welcher zu feiner Anwendung auf den religiöfen Unterricht 
in der Volksſchule näherer geſetzlichen Ausführungsbeftimmungen bedarf; 

daß aber ebenfowenig, abgejehen von der Verfaffungsurkunde, bejondere ge- 
jegliche VBeftimmungen, wenigftens für das bier allein in Betracht kommende 
Bisthum Münfter, beftehen, mit welchen fi) das Reſkript des Kultus-Minifters 
vom 18. Februar 1876 in ber bier in Frage ftehenden Beziehung in Wider- 
ſpruch ſetzt; 

daß zwar die 88. 12 und 49 Tit. 12 Thl. II. A. L.-R., welches im größten 
Theile des Bisthums Münfter Geltung hat, beflimmen, daß bie Obrigleit bei 
der Direktion der gemeinen, dem erſten Unterrichte der Jugend gewibmeten 
Säulen die Geiftlicheit der Gemeinde, zu welcher die Schule gehört, zuziehen 
möfle, und daß der Prediger des Orts ſchuldig fei, nicht nur durch Aufficht, 
fondern auch durch eigenen Unterricht, des Schulmeifters jowohl ala der Kinder, 
jur Erreihung bes Zwecks der Schulanftalten thätig mitzuwirken; daB aber 
aus dieſen Beftimmungen ein Recht ber betreffenden Kirchen, den Religions- 
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unterricht in der Voltsfchule durch ihre Geiftlichen ober durch ſolche Lehrer er⸗ 
theilen zu lafjen, welche zuvor bie kirchliche Ermächtigung zur Ertheilung biefes 
Unterrihts erhalten haben, nicht hergeleitet werden Tann, da ber $. 12 nur 
ganz im Allgemeinen von einer Theilnahme des Ortsgeiftlihen an der Aufſicht 
tebet, und der $. 49 im ganzen Zufammenhange des Geſetzee, insbejondere mit 
ben $$. 47 und 48 und vor Allem mit $. 12 wefentli nur die Thätigkeit des 
Geiftlihen ale Schulaufjihtsbeamten vor Augen hat und von diejem 
Standpunkte aus auch die eigene Mitwirkung beim Unterricht, und zwar nicht 
blos der Kinder, ſondern aud des Schulmeifters, vorfchreibt, zubem aber ſich 
nicht auf den Religionsunterricht allein, fondern auf den gejammten Unterriät 
in der Volksſchule bezieht, fir welchen doch keinenfalls der Geiſtlichkeit ein recht⸗ 
licher Anſpruch auf Mitwirkung in dein vom Beſchuldigten vertheidigten Sinne 
bat eingeräumt werben follen; 

daß im Gegentheil das Allgemeine Landrecht, wie insbefondere bie ſchon 
vom Appellationsrichter angeführten 88. 1, 9, 12, 15—17, 22 des Tit. 12 hl. Il. 
beweifen, ohne bezüglich des Neligionsunterrichts, welcher ald integrivender Theil 
des gefammten Schulunterridhts behandelt wird, bejondere Vorbehalte zu maden, 
dem Staate die Herrſchaft über die Volksſchule zuſpricht, ber Geiſtlichkeit der 
einzelnen Kirchen zwar eine gewiſſe Mitwirkung bei der Aufiiht und in Kon 
fequenz defielben auch bei der Ertheilung des Unterrichts einräumt, indefjen die 
Geiſtlichen dabei als im Auftrage des in erfler, Linie die Schule leitenden 
Staats anfieht und deshalb in Konfliktsfällen zwiſchen der Obrigkeit und ber 
Geiftlicgkeit über Anftalten und Einrichtungen der Schule einer weltlihen Be 
hörde die endgültige Entſcheidung überträgt; 

daß von diefem Standpunkte aus die einzelnen Kirchen auf Grund bei 
N. L.⸗R. nur diejenigen Befugniffe an der Volksſchule ala Recht beanſpruchen 
können, welche ihnen dafelbft bejonders übertragen worden find, zu biejen aber 
die ausſchließliche Ertheilung des Religionsunterrichts durch Geiſtliche oder durch 
Lehrer, welche die kirchliche Ermächtigung zur Ertheilung erhalten haben, nicht 
gehört, während ihnen andererjeits eine gefegliche Sicherung für die ihrem Be 
tenntniffe entjprechende Extheilung dieſes Unterrichts durch die in $. 25 vor 
gejehene Mitwirkung bei der Prüfung der Lehrer gewährt worden ift; 

daß dieſer Standpunkt aud in der Dienftinftrultion für die Provinzial 
Konfiftorien vom 23. Oktober 1817 nicht verlaffen worden ift, indem dieſelbe 
neue Nechte der römiſch⸗katholiſchen Kirche in Bezug auf den Religionsunters 
richt in den Volksſchulen nicht einräumt, vielmehr in $. 8 nur beftimmt, dab 
den katholiſchen Biſchöfen ihr Einfluß, ſoweit er verfaffungs- und geſet 
mäßig fei, auf ben Religionsunterriht in den öffentlichen Schulen und quf 
die Anftelung der bejonderen Keligionslehrer, wo bergleihen vorhanden find, 
vorbehalten bleiben und zu diefem Ende Seitens ber Oberpräfidenten mit den 
Biihöfen Rückſprache genommen werben folle, daß legtere zur Abkürzung des 
Geſchäftsganges bei der Prüfung der mit für den katholiſchen Religionsunter: 
richt beftimmten Lehrer Kommiflarien zuordnen follen; 
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daß nun zwar ein Allerhöhfter Erlaß vom 9. Auguft 1858 in Bezug auf 
die Anftellung von katholiſchen Elementarlehrern zur Serbeiführung eines gleich» 
mäßigen Verfahrens innerhalb der Regierungsbezirke Münfter,. Minden und 
Arnsberg genehmigt hat, daß bie Königlichen Regierungen bafelbft verpflichtet 
werben, vor Ernennung oder Beftätigung katholiſcher Elementarlehrer oder 
Elementarlehrerinnen nicht allein den Biſchof zu befragen, fondern aud die Er- 
nennung und Beätigung erſt nah erklärtem Einverftändniffe des 
Bischofs eintreten zu laffen und den Lehrer erfi nah oder gleichzeitig 
mit Behändigung ber kanoniſchen Miffion in’s Amt einzuführen; 

daß auch nicht mit dem Königlichen Oberprofurator angenommen werden 
kann, daß dieſer Allerhöhfte Erlaß durch neuere Gejeßgebung, insbejondere das 
Geſetz vom 11. März 1872, das einzige diefe Materie überhaupt berührende 
neuere Geſetz, im $. 3 ausdrädlich beftimmt, daß der Art. 24 ber Verfafjungs- 
urkunde unberührt bleibe, und damit auch ausſpricht, daß es bezüglich der Frage 
der Leitung bes Religionsunterrihts (Art. 24 Ab. 2) eine Aenderung bes bes 
flehenden gejeglihen Zuſtandes nicht eintreten laſſen wolle; 

daß jedody der mehrerwähnte Allerhöchſte Erlaß weder in der Geſetzſamm⸗ 
lung, noch in fonft verbindlicher Weife, vielmehr lediglich vom Biſchof von 
Paderborn in feinem amtlihen Kirchenblatte veröffentlicht worden und zur 
Renntniß der zur Ausführung berufenen ftaatlihen Behörden nur durch eine 
im Auftrage des Minifters der geiftlihen uw. |. m. Angelegenheiten erlafjene 
SInftrultion des Oberpräfiventen von Weſtfalen vom 7. Februar 1859 ge: 
langt ift; 

daß mithin diefer Erlaß nicht als eine zur Ausführung eines Geſetzes be- 
Rimmte Königliche Verordnung (Art. 45 der Verfafjungsurkunde), welche zu ihrer 
Abänderung oder Aufhebung eines neuen Königlihen Erlafjes oder eines Akts 
der Gejeßgebung bedarf, angejehen werden kann, vielmehr nur als eine auf 
Befehl Seiner Majeftät des Königs erlafjene Verwaltungsmaßregel erjcheint, 
welche von dem zuftändigen Berwaltungs-Minifter mit demjelben Rechte wieder 
abgeändert oder aufgehoben werden darf, mit welchem fie von ihm ohne Beob- 
achtung der für Publikation Königlicher; Verordnungen mit Geſetzeskraft vor 
geichriebenen Form (vergl. 8. 1 des Geſetzes vom 3. April 1846 — G.⸗S. ©. 156 —) 
getroffen worden ift, indem in einem derartigen Falle der Königliche Befehl ſich 
lediglich als ein Internum zwifhen dem Staatsoberhaupte und dem ihm unter- 
gebenen Miniſter darftellt und es für Dritte ohne Bedeutung iſt, ob aud zur 
Adänderung oder Aufhebung der betreffenden Maßregel eine Königlihe Ermädhtis 
gung erteilt war; 

daß demgemäß die mit Zuftimmung des Minifters ber geiftlichen u. f. w. 
Angelegenheiten erlafjene Verfügung des Oberpräfidenten von Weftfalen vom 
21. April 1874, welde die zur Ausführung des Allerhöhften GErlafjes vom, 
9 Auguſt 1858 ergangenen Inftruktionen vom 7. Februar und vom 14. Juli 


1859 dahin abgeändert, daß die Königliche Regierung auf die an den zuftändigen 
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Biſchof ergangene Anfrage, ob er gegen die Perjon bes anzuftellenden Lehrers 
(Lehrerin) in Tirchlichereligiöfer Beziehung etwas zu erinnern finde, die in dieſe. 
Beziehung erhobenen Bedenken bei ber besfallfigen Prüfung für nicht begründet 
erachte, oder die Antworten auf die betreffenden Anfragen, ungeachtet wiederhol ⸗ 
ten Anfuchens, über die Gebähr verzögert würden, mit der Anftellung  vorzu 
geben habe, als eine vom Kultus: Minifter innerhalb feiner gefeglihen Zuſtändig⸗ 
keit getroffene Anordnung anzufehen ift; 

daß ein Gleiches — wenigftens für das bier allein im Betracht Tommende 
Biathum Münfter — rüdjihtlih der Beltimmung des Sirkularerlafies des 
Minifters der geiftlihen u. |. mw. Angelegenheiten vom 18. Februar 1876 gilt, 
mwonad die Ertheilung des fhulplanmäßigen Religiongunterrichts in der Volle 
ſchule den an derſelben angeftellten Lehrern und Lehrerinnen unabhängig von 
der missio canonica übertragen wird; 

in Erwägung, daß demnach die innerhalb des Bisthums Münfter, oder doch 
innerhalb desjenigen Theils defjelben, in weldem das A. L.-R, gilt, vom Stante 
angeftellten Elementarlehrer nad) ben beftehenden Staatsgejegen und ben auf 
Grund derjelben erlafjenen obrigkeitlihen Anordnungen verpflichtet find, einem 
Auftrage der ftaatlihen Obrigkeit zur Ertheilung bes Religionsunterrichts in der 
Volkoſchule auch dann nachzukommen, wenn fie dazu die missio canonica nidt 
erhalten haben, und daß mithin die Vorberrichter mit Recht annehmen konnten, 
das fraglide päpfllide Schreiben an bie Pfarrer der neunzehn Delanate des 
Bisthums Münfter habe, indem es ben Pfarrern die Ausfchließung ber Lehrer 
und Lehrerinnen von den Saframenten einihärfe, falls dieſe den Religions 
unterricht in den Volksſchulen ohne vorgängige missio canonica ertheilten , den 
Zwed, durd die Androhung mit biefer Ausfchließung die Lehrer und Lehrerinnen 
zur Unterlaffung einer Handlung zu beflimmen, zu welder die Staatsgeſete 
oder die von der Obrigkeit innerhalb ihrer gefeglihen Zuſtändigkeit erlaffenen 
Anordnungen verpflichten; 

daß aber, wie vom Ober-Tribunal in dem Exfenntniffe c. Bruns vom 
25. Januar 1877 (Oppenhoff Rechtſpr. Bd. 18 ©. 72) näher ausgefährt 
worden, in der Androhung der Ausſchließung von ben Salramenten eine An- 
drohung kirchlicher Zuchtmittel im Sinne des Geſetzes vom 13. Mai 1873 zu 
befinden ift, und deshalb der Abjender des gedachten Schreibens an fih unter 
die 88. 3 Nr. 1 und 5 bes gedachten Geſetzes fällt; 

daß dabei ganz bahingeftellt bleiben kann, ob in demjenigen Theile des Bit- 
thums Münfter, in welchem das Allgemeine Landrecht nicht gilt, rückſichtlich bes 
Erforderniſſes der missio canonica bei Ertheilung des Neligionsunterrihts 
gleiche gejeglihe Grundſätze beftehen, weil zur Anwendung bes $. 3 des Geſetzes 
vom 13. Mai 1873 jedenfalls genügt, daß diefelben auf einen Theil ber Lehrer 
innerhalb dew Bistyums Münfter zutreffen; 

in Erwägung, daß es ferner rüdjichtlih der Anwendung dieſes Geſetzes 
auch gleihgültig ericheint, daß der Abjender des fraglichen Schreibens ein Aus- 


länder if, da der Grundſatz des $. 3 des R.-St.-.-B., welcher im R.St.G.⸗B. 
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felbft nur bezüglih der Strafgefege des Deutſchen Reihe, von denen allein 
bafjelbe handelt, ausgeiprodhen werben Tonnte, um beswillen aud auf Landes- 
geſetze anzuwenden ift; weil ihm das allgemeine auch auf Landesgeſetze zutreffende 
Zerritorialpringip zum Grunde liegt, und überhaupt alle Beftimmungen des all-. 
gemeinen Theils des R.⸗St.⸗G.-B. auf die Landesftrafgejege Anwendung finden, 
ſoweit fie in denfelben nicht befonders ausgeſchloſſen find; 

baß ebenfowenig der Anwendung des Geſetzes vom 13. Mai 1973 der Ums 
Rand entgegenfteht, daß der Abjender bes Schreibens zur Zeit des Erlaſſes 
deſſelben fi nicht im Inlande befunden hat, weil nad) 8. 3 des R.St.⸗G.B. 
nicht ſowohl durch den Aufenthalt des Ausländers im Inlande, als durch die 
in ber Regel allerdings durch den Aufenthalt dafelbft bedingte Begehung der 
That im Inlande die Anwendbarkeit des inländifchen Strafgeſetzes begründet 
wird, num aber, mie nad) der Rechtſprechung des Dber:Tribunals feftfteht, in 
Zällen, in melden der Thatbeftand eines Delikts in der Verfendung von aus 
dem Auslande herfommenben Briefen gefunden wird, das Delilt als im Inlande 
begangen anzufehen ift, weil es erft mit ber Einhändigung des Briefes an ben 
Adrefiaten feinen Abſchluß erhält; 

daß endlich der Einwand, die Sauptthat fei nicht frafbar, weil der Papft 
als exterritorialer Souverain nit ben Preußifchen Staatsgefegen unterliege, 
fi dadurch erledigt, daß die Strafbarkeit eines Gehülfen dur die Straflofigkeit 
der Hauptthat nad; Analogie des im $. 50 ausgeſprochenen Grundjages als: 
dann nicht außgefchloffen ift, wenn der Thäter lediglich wegen eines nur feine 
Perſon betreffenden, individuellen Grundes, zu welchem aud die Exterritorialität 
zu rechnen, von Strafe frei ift; 

in Erwägung, daß hiernach die ſämmtlichen Einwendungen des Kafjationss 
beflagten gegen ben auf den objektiven Thatbeftand fich beziehenden heil des 
appellationsgeridhtlihen Urtheils zerfallen; 

in Erwägung, dab aber auf der anderen Seite aud der Angriff der 
Staatsanwaltihaft gegen den die Freifprehung des Beſchuldigten begründenden, 
den fubjeltiven Thatbeftand betreffenden Theil des Urtheils in feiner prinzipiellen 
Richtung zurüdzumeijen ift; 

daß nämlih das Urtheil in dieſer Beziehung feinem ganzen Zufammen: 
hange nad) offenbar dahin zu verftehen ift, daß unter den bewandten konkreten 
Umftänden, unter welchen der Beſchuldigte Lediglich die Abſicht gehabt habe, 
den Artikel zur Kenntniß feines Leferkreifes zu bringen, nicht anzunehmen ſei, 
daß ihm das Bewußtjein von der Rechtswidrigkeit der Veröffentlihung beige 
wohnt habe, und bei diefer Auslegung fi als eine lediglich thatjächliche, der 
Kritik des Kaſſationsrichters nicht unterliegende Schlußfolgerung darftellt; 

in Erwägung, daß dagegen ber Angriff der Staatsanmwaltichaft, foweit er 
die Verlegung des $. 21 bes Preßgefeges zum Gegenftande hat, begründet ers 
ſcheint, da die Anficht des Appellationsrichters, die In $. 21 gebrohte Strafe 
müfje beshalb außer Anwendung bleiben, weil von einer Fahrläffigteit im Sinne 
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bes 8. 21 nit die Rebe fein könne, allem Anſcheine nad auf der rechtsirt 
thümlidhen Auffaffung beruht, die Anwendbarkeit des 8. 21 fee ben befonberen 
Nachweis der Fahrläffigkeit voraus, während der Sinn des Paragraphen, wie 
der Wortlaut fowohl wie die Motive und die Verhandlungen des Reichstags 
(Stenogr. Ber. des 2. deutſchen Reichstags, Seſſion J. 1874 ©. 1103 ff.) Har 
ergeben, ber ift, daß, wenn — wie im vorliegenden Fall feftgeftellt worden — 
der Inhalt einer Drudihrift den Thatbeftand einer ftrafbaren Handlung bilbet, 
der verantwortliche Redakteur, ſoweit er nicht nad) 8. 20 als Thäter oder Theil- 
nehmer haftet, ohne Weiteres wegen Yahrläffigteit zu beftrafen fei, fofern 
die Beftrafung nicht wegen der bejonderen, im Abf. 1 oder 2 hervorgehobenen 
Umftände ausgefhlofien bleibt, und da es jedenfalls, um bie Nichtanwendbarkeit 
des 8. 21 bei der vorliegenden Sachlage zu rechtfertigen, einer ausdrücklichen 
Feſtſtellung diefer Umftände beburft hätte, indem ohne eine ſolche nicht erferınbar 
ift, ob der Appellationsrichter den 8. 21 richtig aufgefaßt hat. 
Abgedr. in Oppenh. Rechtſpr. Bb. 18, 415.) 


39. 


Gebühren der Medizinalbeamten. — Nicht nad feſtheſtimmten Sätzen ge 
regelt. — Eudgültige Feitiekung der Regierung. 


(Ext. des Ober⸗Tribunals in Berlin vom 3. Yuli 1877.) 


In Erwägung, daß nad) $. 10 bes Geſetzes vom 9. März 1872, ſoweit 
die Gebühren, wie im vorliegenden Falle bes 8. 8 nit nach feſtbeſtimmten 
Sägen geregelt find, bie unter Hervorhebung ber dabei in Betracht zu ziehenden 
Geſichtspunkte vorgeſchriebene Feftfegung, wenn fich Bedenken gegen die Ange 
meffenheit des liquidirten Betrages ergeben, bie zuftändigen Regierungen ober 
Landdrofteien endgültig zu bewirken haben; 

daß dieſe Beſtimmung, wie in den amtlihen Motiven des in diefer Hinſicht 
unverändert zum Gefege gewordenen Entwurfs gefagt if, auf der Erwägung 
beruht, daß für diejenigen, im Entwurfe thunlichft verminderten Fälle, in denen 
ed barauf ankommt, die Gebühren im konkreten Falle innerhalb der vom Geſetze 
bezeichneten Grenzen zu arbitriren, die Verwaltungsbehörden die zur Feſtſetzung 
am Meiften geeigneten Organe ſeien, biejelben durch ihre Sachkenntniß und 
kollegialifhe Zufammenfegung durchaus in ber Lage feien, eine angemefiene FeR- 
feßung zu treffen, fo daß ihnen die definitive Entfcheidung mit Vertrauen über- 
laffen werben könne (Drudjahen bes Herrenhauſes 1871—1872 Nr. 20 
©. 11); 

daß nad) biefer Beftimmung des 8. 10 unbedenklich bie eine hemifche Unter: 
ſuchung requirirende Gerichtsbehörde, bei welcher fich gegen ben liquidirten 
Betrag Bedenken erheben, die betreffende Liquidation zur endgültigen Feftfegung 
derjelben an die Regierung abgeben kann ; 
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baß fich Die Kompetenz der Regierung zu folder endgültigen Feitjegung aber 
nicht auf diefen Fall der zwiſchen dem Liquibanten und ber requirivenden Bes 
börbe hervorgetretenen Meinungsverfchtedenheit beſchränkt, da das Geſetz in diefer 
Hinfiht eine Begrenzung nicht enthält, auch nad) den Motiven nicht beabfichligt, 
ſondern ganz allgemein die Verwaltungsbehörben für bie zur Sehfetung folder 
Liquidationen geeignetften Organe erachtet hat; 
daß vielmehr, wenn in Folge deſſen allerdings die durch die Berichte ber 
wirkte Anweifung unter jene Beftimmung fallender Gebühren ben Karalter einer 
nur proviforifhen erhält, die Regierung zur endgültigen Feſtſetzung derſelben 
namentlid) auch dann für befugt erachtet werden muß, wenn ſich gegen die An- 
gemefjenheit eines liquidirten und vom Gerichte angewieſenen Betrags Bedenken 
bei ihr felbft oder bei einer andern zur materiellen Prüfung 2 Liquidats be⸗ 
rufenen Behörde ergeben haben; 
daß zu einer ſolchen Prüfung vorzugsweiſe die Dbsershmungklanine be⸗ 
rufen iſt, welche nach der Beſtimmung bes 8. 1 und der bier beſonders in Bes 
tracht kommenden näheren Vorſchriften des 8. 9 des Gejeges vom 27. März 
1872 — G.«“S. ©. 278 — die Kontrole des gejammten Staatshaushalts ins⸗ 
befondere durch Prüfung und Feiftellung ber Rechnungen über Einnahme und 
Ausgabe von Staatsgeldern zu führen bat, und nad) $. 12 deſſelben Geſetzes 
verpflichtet if, die Revifion der Rechnungen außer der Rehnungsjuftifitation 
noch bejonders darauf zu richten: 
ob bei der Erhebung oder Verwendung ber Staatseinkünfte, Abgaben 
und Steuern nad) den beftehenden Belegen und Vorſchriften unter 
genauer Beobachtung der maßgebenden Verwaltungesgrundjäge verfahren 
worden ift? 
daß bei der ihr hiernach obliegenden Prüfung der materiellen Geſetzlichkeit 
eines jeden Ausgabepoftens der Anfag von Gebühren der hier fraglichen Art 
als nicht gejeßlich gefchehen von ihr beanftandet werben muß, bei welchem ihrer 
Ueberzeugung nad) den geſetzlich entjheidenden Momenten der Schwierigteit des 
Geihäfts und der zur Ausrichtung erforderlichen Zeit nicht die gebührende 


. Rechnung getragen und von der anweiſenden, nicht zur endgültigen Feſtſetzung 


berufenen Behörde ein zu hoher oder zn niedriger Betrag bewilligt worden ift; 


daß hiernach im vorliegenden Fal die Königlihe Regierung geſetzlich über 
die von der Oberrechnungskammer beanftandeten Liquidationen zu befinden be 
rufen, und ihre Entſcheidung nad) $. 10 endgültig war; 


daß deshalb das Königliche Friedensgeriht zu R., weldes in feinem Er- 
fenntniffe vom 22. Suni 1876 ber Königlichen Regierung die Befugniß zur ends 
gültigen Feftfegung für den vorliegenden Fall abgeiprodhen und ber von 
biefer Behörde getroffenen endgültigen Feſtſetzung die Anerkennung verfagt 
bat, durh Verlegung des die Attributionen ber Königlihen Regierung 
regelnden $. 10 eit. fi einer Machtüberſchreitung im Sinne des Art. 77 
des Gejeßes vom 27. Ventose VIII und des bier fpeziell in Betracht 


366 Entfheidungen und Erlafje von Gerichten und anderen Behörden. 


fommenden Art. 125 des Bergiſchen Organifationsdefrets vom 17, Dezember 
1811 ſchuldig gemacht bat, und das Erkenntniß deshalb der Vernichtung 
unterliegt; 

daß zugleich in der Sache jelbft auf Grund des nad) Inhalt des friedens 
gerichtlihen Erkenntniſſes für feſtſtehend erachteten Sachverhalts nad) dem An- 
trage der klagenden Regierung erlannt werden muß. 


40. 


Rechtlicher Karakter der Laudtagsabſchiede. 
(Ext. des Ober⸗Trb. in Berlin vom 4. Ianuar 1878.) 


Anlangend die formelle Begründung ber Bejchwerde, jo ift zu bemerken, 
daß Verklagte nicht angegeben hat, an melden Stellen der drei ſchleſiſchen Amts 
blätter vom Jahre 1829 bie Belanntmahung enthalten ift, daß der Landtags 
abſchied vom 22. Februar 1829 im Drude erjchienen fei. Cs befteht jedoch 
darüber kein Zweifel, daß der gedachte Landtagsabſchied durch den Druck bekannt 
gemacht if. Im dem Amtsblatte der Regierung zu Liegnig vom Jahre 1829 
lautet die Bekanntmachung ©. 134: 


Anfündigung. 

Der Landtagsabſchied auf die Verhandlungen des zweiten ſchleſiſchen 
Provinziallandtages im Jahre 1828 und eine Weberficht der Verhand- 
lungen jelbft, find im Verlage der Buchdruderei Graß, Barth und 
Comp. in Breslau erfhienen und käuflich zu haben. 


Unter der Ankündigung fteht eine Unterfchrift einer Behörde, Diefer Um: 
ftand erjcheint jedoch unerheblih. Es ift anzunehmen, daß die in dem $. 55 
des Gefeges vom 27. März 1824 wegen Anordnung der Provinzialftände für 
Schleſien und die Oberlaufig vorgejchriebene Belanntmahung des Nejultates 
der Landtageverhandlungen durch den Drud erfolgt ift, und die zu enſcheidende 
Frage iſt: 

ob ber durch den Drud bekannt gemachte Landtagsabjchied vom 22. Fe⸗ 
bruar 1829 die Kraft eines Bejeges hat. 

Der Appellationsrichter hat diefe Frage verneint. Dagegen richtet ſich die 
Nichtigkeitsbeſchwerde. 

Unftreitig iſt der gedachte Landtagsabſchied bis jetzt noch niemals in einer 
den allgemeinen Vorſchriften über Publifation von Geſetzen entiprechenden Weile 
publizirt worden, namentlich alfo auch nicht entjprechend den in den Berord- 
nungen vom 27. Oktober 1810, vom 28. März 1811 und vom 14. Januar 1813 
enthaltenen Beflimmungen. 

Die Verklagte hält diefe Thatſache für unerheblih. Sie meint, zur Giltig. 
keit der Landtagsabſchiede habe e8 nur der landesherrlichen Beftätigung und 
Veröffentlihung durch den Drud bedurft. Sofern damit gemeint ift, die in 


Vogle= | 





in Entfgeidungen und Erlaſſe von Gerichten und anderen Behörden. 367 


m’ angegebener Weiſe veröffentlihten Landtagsabſchiede hätten die Eigenſchaſt von 
ke: Geſetzen, kann diefe Anficht nicht als richtig anerkannt werben. 

Wenn ben in folder Weife veröffentlichten Landtagsabjchieben die Wirkung 

5; als Geſetz zu gelten, hätte beigelegt werben follen, fo hätte dies müſſen durch 
Ray ein Geſetz ausgeſprochen werden. Ein foldes Geſetz aber exiftirt nicht. 

Die in Folge des 8. 55 a. a. DO. erfolgte Veröffentlihung bes Landtags- 
abſchiedes ift lediglich eine Verwaltungsmaßregel, buch welche ben Behörden 
und SPrivatperfonen die Möglichkeit gegeben wird, ſich über das Refultat ber 
Zandtagsverhandlungen zu informiren; fie ift aber nicht eine Publikation bes 
Willens des Geſetzgebers im Sinne ber Publitation von Geſetzen. 

Von diefem Geſichtspunkte aus ift in dem Erkenntniffe des Ober-Tribunals 
vom 19. Oktober 1846 (Entſcheidungen Bd. 14 ©. 382) ausgeſprochen: „daß 

68 auf eine damals in Bezug genommene Beitimmung des Landtagsabjchiedes 
3 EN vom 22. Februar 1829 nicht anfommen könne, zumal diefe Beftinnmung beim 
= Mangel einer den beftehenden Vorſchriften entiprehenden Publikationsform 
‚wi durch bie allgemeine Gefeßfammlung, nur für eine Verwaltungsmaßregel an: 
- #3 geſehen werben fönte, melde feine in judicando zu beachtende Geſetzes⸗ 
SS Traft habe.” 
38 In einem anderen Erkenntniſſe vom 30. Januar 1840 (Entſcheidungen 
3b. 12 S. 149) wird der allgemeinere Gefichtspuntt erörtert, inwieweit eine 
nit auf dem gewöhnlichen Wege durch bie Gejegfammlung oder die Amts⸗ 
blätter publizirte Allerhöchſte Kabinetsordre der Entſcheidung zu Grunde gelegt 
werben könne. 
Es heißt dort: 
dennoch würde nur dann hierin (nämlich in ber nicht gehörig erfolgten 
Publikation) ein Hinderniß für die Anwendung gefunden werden 





2 können, wenn Unterthanen mit einander in Streit begriffen wären, 
Gr oder auch ein nach ben allgemeinen Geſetzen wohlbegründeter Anſpruch 
er gegen den Staat durch eine ſolche nicht gejegmäßig publizirte König« 
IR lihe Beftimmung elidirt werben ſolle. 


Es wird dann weiter ausgeführt, inwiefern die Behörden verpflichtet find, 
Königlihen Befehlen, auh wenn fie nit als Geſetz publizirt find, Folge 
2? zu leiften. 

i Von demfelben Geſichtspunkte aus hat das Dberverwaltungsgericht und 
= zwar bezüglich eines der vorliegenden Sache gleichen Falles die Frage: 
ob der Landtagsabſchied für Schlefien vom 22. Februar 1829 die Kraft 
= eines gejchriebenen Gejetes habe, 
x in einem Urtheile vom 27. Dezember 1876 verneint, und es ergeben die Gründe 
* des Erkenntniſſes, Daß der Geſetzgeber gleicher Anficht geweſen if. Denn in der 
y Allerhöchſten Kabinetsordre vom 30. Oktober 1832 heißt es: 
Auf das Geſuch Unferer getreuen Stände, dag Wir dur eine in 
bie Geſetzſammlung aufzunehmende Verordnung den in den Landtags- 
® abſchieden ausgelprochenen allgemeinen Vorſchriſten Geſetzeskraft beis 
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legen möchten, können Wir nicht eingehen, weil nad) der beftehenben 
Verfaffung jede Vorfchrift, welche Geſetzeskraft haben foll, ihrem ganzen 
Inhalte nad, entweder durd die Geſetzſammlung oder, injofern fie 
blos eine Provinz betrifft, durch die Amtablätter zur allgemeinen 
Kenntniß gebracht werben muß. Zu dieſer Publikation eignen ſich 
aber die Kandtagsabfchiede nicht, weil der größere Theil ihres Inhaltes 
in Befcheiden, Bewilligungen und adminiftrativen Anorbnungen befteht, 
welche in das Gebiet der Geſetzgebung nicht gehören. Inſoweit diefe 
Anordnungen, ohne daß die beftehenben Bejege und Rechte dadurch 
verändert werden, von Unferen Behörden auszuführen find, werden bie 
legteren, da ihnen Unfere Willensmeinung buch den Landtagsabſchied 
befannt wird, dazu verpflichtet, auch wird, wenn ein Betheiligter fich 
über die unterbliebene Ausführung einer folden Beſtimmung ober 
über eine Unferer Willensmeinung entgegenlaufende Handlung der 
Behörden beſchwert, von Unſeren Minifterien und nöthigenfallse von 
Uns ſelbſt Abhilfe erfolgen. Infofern aber die Beſcheide im Landtags⸗ 

abſchiede eine Veränderung in ber Gefeßgebung nach fi ziehen, wird 

in Folge berjelben eine befonbere gejeglihe Verordnung von Uns ers 

lafjen und bekannt gemadt. 

(Entſcheidungen des Oberverwaltungsgerits Bd. I. S. 220 ff.) 

Die von der Nichtigkeitsbefhwerde in Bezug genommenen 88. 2 und 10 
der Einleitung zum A. &.-R. find für die vorliegende Frage unerheblid. Denn 
ber $. 2 fagt nur, daß befondere Provinzialverordnungen nur durch die landes 
herrliche Beftätigung die Kraft der Geſetze erhalten, und der 8. 10 beftimmt nur, 
von welcher Zeit an ein gehörig bekannt gemachtes Geſetz rechtliche Wirkſamkeit 
erhält. 

Hiernach erjheint die Beſchwerde, ſoweit fie auf Verlegung diefer Bara- 
graphen, des 8. III. des Bejeges wegen Anordnung der Provinzialftände vom 
5. Juni 1823 und des $. 55 des Geſetzes wegen Anordnung der Provinzial« 
fände für das Herzogthum Schlefien vom 27. März 1824 duch Nichtanwen⸗ 
dung, und Verlegung ber Verordnungen vom 27. Oktober 1810, 28. März 1811 
und 14. Januar 1813 durch unrichtige Anwendung geftüßt wird, unbegründet. 

Verklagte meint demnächſt noch, der Landtagsabfchied habe für Schlefien 
gemäß der den Provinzialftänden beigelegten Autonomie und ber landesherrs 
lien Beftätigung als giltige Provinzialordnung die Kraft eines Geſetzes. 

Warum der gedachte Landtagsabſchied die Kraft eines Geſetzes nicht hat, 
ift vorftehend dargelegt. Was aber Verklagte ſich unter Autonomie der Stände 
denkt, erhellt nit. Wenn man fi) babei etwas denken will, könnte das nur 
die Beftimmung in dem $. III. Nr. 4 des Gefetes vom 5. Juni 1823 fein, 
dahin gehend: 

„daß die Kommunalangelegenbeiten der Provinz ihren Beſchlüſſen unter 
Vorbehalt Unferer Genehmigung und Aufficht zu überlafjen.“ 





r 
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Allein einerfeits find die Angelegenheiten der einzelnen Gemeinden nicht 
Kommunalangelegenheiten der Provinz und anbererfeits fallen Beichlüffe einer 
mit Autonomie verjehenen Gemeinjhaft nicht unter den Begriff eines Gejehes. 

Der in biefer Beziehung erhobene Angriff ift daher nicht zutreffend und 
kann e8 babingeftellt bleiben, ob er durch Berufung auf den $. 4 Nr. 1 der 
Verordnung vom 14. Dezeinber 1833 und Nr. 9 der Inſtruktion vom-7. April 
1839 überhaupt begründet werben könnte. 

Zu erwähnen find noch zwei frühere Entſcheidungen des Dber-Tribunals. 

In Sachen der Gutsherrſchaft zu Moder wider die Gemeinde Moder hatte 
das Appellationsgeriht zu Ratibor die Anficht, daß der Landtagsabſchied vom 
22. Februar 1829 ein Provinzialgefeg fei, verworfen, dagegen angenommen, 
daß durch vertragsmäßiges Uebereinkommen der Stände Grundſätze feftgeftellt 
worden feien, welche den gejeglihen Beftimmungen derogiren. Die Nichtigleites 
beſchwerde behauptete Verlegung der Vorfchriften über Publikation der Gejege. 
Die Beſchwerde wurde durch Urtel vom 1. November 1841 als unbegründet 
jurücgewiejen, weil der Appellationsrichter feine Entſcheidung nicht darauf 
gründe, daß der Landtagsabſchied die Kraft eines Geſetzes habe, ſondern ben- 
felben als ein vertragsmäßiges Uebereintommen anfehe und dieſer eigentliche 
Entſcheidungsgrund nicht angegriffen fei. Es ift aljo Damals vom Ober-Tribunal 
feine Entſcheidung darüber erfolgt, ob der gedachte Landtagsabſchied Geſetzes⸗ 
traft babe. 

In Sachen bes Fürften v. P. wider die evangelifch-polniiche Schulgemeinde 
zu Pleß ift allerdings von dem Ober-Tribunal in dem Urtel vom 26. November 
1866 der Landtagsabjchieb vom 22. Februar 1829 der Entfcheidung zu Grunde 
gelegt worden, unter Hinweis auf Wengel’s Provinzialreht Bb. I. S. 204. 
Es ift aber auch damals eine Entjcheidung über die gegenwärtig vorliegende 
Frage nicht getroffen. Es beftand aud kein Streit darüber, ob ber gedachte 
Landtagsabſchied Beltung habe, fondern es war nur ftreitig, ob der Landtags- 
abjchied für einen Fall der vorliegenden Art anwendbar fei. x 


41. 


Dienftvertrag des ländlichen Arbeiterd (Komornifs) in der Provinz Pojen. 
i (Erf. des Ober-Trib. in Berlin v. 7. September 1877.) 


Die Nichtigkeitsbejchwerde wirft dem zweiten Nichter mit Unrecht vor, daß 
er die Natur und den weſentlichen Karakter des Befindedienftvertrages verkannt 
und bdenjelben mit einem gewöhnlichen Dienftmiethvertrage verwechſelt (Nr. 9 
der Inftruftion vom 7. April 1839), fowie die 88. 1, 160, 161 der Geſinde⸗ 
orbnung vom 8. November 1810, die 88. 869, 895 ff. Tit. 11 und den $. 4 
Zit. 1 Thl. I. des A. L.-R. verlegt habe, weil es nicht nothwendig fei, daß das 
Befinde im Haufe der Herrſchaft wohne, daB es in der Familie des Hausherrn 


— — 


a). 
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Dienfte leifte und der hausherrlihen Gewalt des Dienftyerren unterfiehe; Denn 
nad dem $. 1 der Befindebienftordnung gründe fih das Verhältnig zwiſchen 
Herrſchaft und Gefinde auf einen Vertrag, wodurch der eine Theil zur Zeiflung 
gewiſſer häuslicher und wirthſchaftlicher Dienfte auf eine beflimmte Zeit, ſo wie 
der andere zu einer bafür zu gebenden beftimmten Belohnung fi verpflichte; 
die perſönliche Verbindung zwifhen Gefinde und Herrſchaft könne eine mehr 
oder weniger nahe fein, und ber $. 4 Tit. 1 Thl. I. des 4. L.-R. beweife nichte 
für die Anficht des zweiten Richters. 

Es kommt lediglich auf die Beantwortung der Frage an, melden Begriff 
die Geſindeordnung vom 8. November 1810 mit den Worten: Geſinde und 
Dienftbote, die fie unterfchiebslos gebraucht, verbindet. Im $. 1.a. a. ©. 
ift zwar der Befinbedienitvertrag befinirt, aber unter ber Vorausfegung feines 
Abſchluſſes zwiſchen Herrfhaft und Geſinde und der Begriff des letzteren if 
darin nicht definirt. Cs muß daher im konkreten Falle eines Dienfivertrages 
beim Zweifel hierüber unterfucht werden, inwiefern die Beftimmungen der Ge- 
findeordnung darauf Anwendung finden und demzufolge ein Befindedienftvertrag 
für" vorhanden anzunehmen ift oder nicht. Dies hat ber zweite Richter gethan, 
ohne dabei der gerügten Verftöße fich Ichuldig zu machen. Einerfeits faßt er das 
Rechtsverhältniß zwiſchen Dienftyerrihaft und Gefinde dahin auf, daß es, außer 
der Leiftung häuslicher und wirthſchaftlicher Dienfte gegen Entgelt, eine perſön⸗ 
lihe Verbindung bes Geſindes und ber Dienfiherrichaft in ſich ſchließe, in 
welcher das Gefinde ber Herrſchaft zu Gehorfam, Ehrerbietung und Treue, dieſe 
Dagegen jenem zu angemefiener Behandlung und zu einer gewiſſen Fürforge 
verpflichtet wird. Gegen die Richtigkeit diefer Auffaffung ift auch feitens des 
Verklagten nichts erinnert. Wenn fodann ber zweite Richter weiter annimmt, 
daß demzufolge das Geſinde in ein eigenes Verhältniß zur Dienftherrichaft trete, 
daß es vertragsmäßig in bie Familie des Dienftheren aufgenommen, — bes 
ſtimmt zu Dienftleiftungen in derſelben — und ber hausherrlihen Gewalt des 
Dienſtherrn unterworfen werde, jo fteht ihm dabei nicht allein die Gefinde: 
ordnung felbft in den 88. 56 ff., fondern auch der als verlegt bezeichnete $. 4 
zit. 1 Thl. I. des A. %:R. zur Seite, nad welchem das Befinde zur häuslichen 
Geſellſchaſt (8. 3 a. a. D.) gerechnet wird. Er hat daher die Natur bes Gefinde: 
bienftvertrages nicht verfannt. Andererſeits ift er — thatſächlich unangefochten — 
davon außgegangen, baß, abweichend von jenem Vertrage, das in ber Provinz 
Poſen übliche Einlieger (Romornils:) Verhältniß des Klägers zum Berklagten 
theils nur die Verpflihtung, an einer beftimmten Anzahl von Tagen wirthicaft- 
liche Dienfte, die ihrer Art, Intenfivität und Dauer nad, vertrags- oder ge- 
wohnbeitsmäßig firiet feien, zu leiften, theils die Pflicht des Dienſtherrn be 
gründet habe, den verfprochenen Lohn, Deputat und Wohnung für die Familie 
des Komornile zu gewähren, daß Kläger nach Leiſtung der verabredeten, zu 
anderen häuslichen oder wirthſchaftlichen Dienften nicht verbunden, ber Bot⸗ 
mäßigteit bes Hausherrn nicht, wie das Gefinde, unterworfen und deſſen Fa- 
ns nicht zugehörig gewefen fei. 
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Unter biefen Umftänden kann von ber gerügten Verwechſelung verjchieden: 
artiger Verträge mit einander und Verlegung der 88. 869, 895 ff. Tit. 11 Thl.I. 
bes Y. IR. nicht die Rebe fein. 

Die Folgerung, welche der zweite Richter aus der für die Provinz Preußen 
erlafjenen Kabinetsordre vom 8. Auguft 1837 zieht, daß. weil darin anerkannt, 
daß die Inftleute der Provinz Preußen nicht zum Geſinde zählen, und nur in 
Betreff diejer beftimmt wird, daß bei Streitigkeiten zwiſchen ihnen und den 
Dienſtherrſchaften die Poltzeibehörde auf diefelbe Weife, wie es für bie eigent: 
lichen Geſindeſachen gejeglich vorgefchrieben fei, vorläufige Beftimmungen erlafjen 
und mit Vorbehalt des Nechteweges ausführen folle, das Verhältniß zwiſchen 
den Einliegern (Komornils) der “Provinz Poſen und ihren Dienftherrichaften 
bezüglich der vorzeitigen Entlafjung ledigli nach ben Vorſchriften, betreffend die 
Verträge über Handlungen, beurtheilt werden müffe, fteht damit im Einklange 
und ift nicht angefochten. Sie findet übrigens, worauf Kläger hinweiſt, ihre 
unmittelbare Unterftügung in dem Gejege vom 24. April 1854, betreffend bie 
Verlegung der Dienftpflichten des Gefindes und der ländlichen Arbeiter. Im$.1 
befjelben werden Strafen für der Herrſchaft ungehorfames und widerſpenſtiges 
Gefinde beftimmt und im $. 2 diefe Beitimmungen auch auf Nichtgefinde ber 
ſtimmter Kategorien für anwendbar erflärt, namentlich zu c. auf das Berhältniß 
zwifchen dem Befiger eines Landgutes oder einer anderen Ader- oder Forftwirty- 
ſchaft, ſowie den von ihm zur Aufficht über die Wirthichaftsarbeiten beftellten 
Perſonen und „jolden Dienftleuten, welche gegen Bewährung einer Wohnung 
in den ihm gehörigen oder auf dem Gute befindlichen Gebäuden und gegen einen 
im Voraus beftimmten "Lohn behufs der Bewirthſchaftung angenommen find 
(Snftleute, herrſchaftliche Tagelöhner, Einlieger, Kathenleute u. |. w.)*. Darnach 
ift der Geſetzgeber felbft davon ausgegangen, daß Verhältniffe der vorliegenden 
Art für den Arbeiter nit die Gefindeeigenfchaft begründen. 

Hat aber ber zweite Richter in der Annahme, daß Kläger kein Gefindever- 
hältniß zum Verklagten eingegangen ift, nicht gefehlt, fo find die 98. 160, 161 
ber Gefindeordnung mit Recht außer Anwendung geblieben. 


42. 


Form ber Gefindemiethe. 
(Ext. des Ober-Trib. in Berlin vom 10. September 1877.) 


Der als verletzt bezeichnete $. 137 Tit. 5 Thl. I. des A. L.-R., welcher bes 
fimmt, daß es bei dem Miethen des gemeinen Gefindes feines ſchriftlichen 
Vertrages bedarf, verweift dabei auf den fünften Zitel des zweiten Theiles. 
Es beftimmt aber der 8. 23 Tit. 5 Thl. II. dafelbft, daß die Gebung und Ans 
nehmung bes Miethgeldes bie Stelle des ſchriftlichen Vertrages vertritt, und 
diefe Beftimmung ift mwörtlih in bie jeßt maßgebende Gefindeorbnung vom 
8. November 1810 (88. 22, 23) übernommen. Damit kann nichts weiter gemeint 
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fein, als daß ber fchriftlihe Vertrag dann entbehrlich ift, wenn das Miethgelb 
gegeben und angenommen ift, aber nicht: daß weder die Schriftform, noch das 
Geben und Nehmen des Miethgeldes zur Klagbarkeit ber Vertrages erfor.berlid 
ft. Man muß vielmehr diefen beiden Formen die Bedeutung beilegen, daß 
ohne biefelben die Herrſchaft nicht ſchuldig ift, das Befinde anzunehmen, Das Ge 
finde nit [huldig, den Dienft zur beftimmten Zeit anzutreten, wie ſich dies auch 
Mar aus ben 88. 45, 46 ber Gefindeorbnung e contrario ergiebt. 


43. 


Rechtsmittel gegen den Beſchluß auf —— in eine Erziehuugs⸗ oder 
Beflerungsanftalt. 
Preuß. Vormundſchaftsordnung vom 8. Juli 1875. 
(Erk. des Ober-Tribumals in Berlin vom 30. Januar 1877.) 


In Erwägung: daß der Beihluß, welcher die Unterbringung der darin ge 
nannten Kinder in eine Erziehungs-, reſp. Befferungsanftalt für zuläffig erklärt, 
von dem Vormundidaftsgerichte zu St. Wendel auf Grund des Schlußfages bes 
8. 55 des Str.⸗G.⸗B. erlaflen worden ift, dab die Faſſung dieſes Schlußjages 
auf einem von mehreren Abgeorbneten im Reichstage eingebrachten Antrage be- 
rubt, dem das ausgeſprochene Motiv zu Grunde lag, daß die Entſcheidung über 
bie ſowohl in des Vaters, als des Kindes Nechte tief eingreifende Frage, ob 
legteres einer berartigen Anftalt zu übergeben fei, nicht-mit dem Entwurfe ledig: 
lic) der Polizei überlaffen werben könne, dabei vielmehr die Konkurrenz einer, 
zur Wahrnehmung der Intereilen des Kindes berufenen Behörde erforderlich fei; 
daß als folhe aber, um den Gedanken an ein Strafgeriht und ein firafgericht- 
liches Verfahren auszuſchließen, nicht das ordentliche Gericht, fondern die Bor- 
mundfchaftsbehörbe zwedmäßig zu wählen ſei, — bie in den meiften deutjchen 
Staaten ebenfalls eine gerichtliche Behörde, — auch in den Fällen, wo e& ſich 
um nicht bevormundete Kinder handele, einzutreten habe und nach den bei ihr 
ſonſt geltenden Regeln verfahre; 

daß auch der Abſ. 2 des $. 8 der Vormundſchaftsordnung vom 5. Juli 1875 
fpeziel die „außerhalb einer Vormundſchaft oder Pflegſchaft“ erforder- 
liche Xhätigleit „des Vormundſchaftsgerichtes“ zum Gegenftande hat, welche in 
einer Reihe von Fällen, 3. B. 8. 927 a. a. D., 88. 86 91, Tit. II. des A.L.⸗R., 
wo ähnliche Erziehungs», reſp. Zuchtmaßregeln, ala im es 55 des Str.-&.:B,, 
in Frage ftehen, geſetzlich eintritt; 

daß hiernach der fragliche Beſchluß, auch foweit er die Kinder, deren beide 
Eltern noch leben, betrifft, als eine Anorbnung des Vormundſchaftsgerichtes im 
Sinne des Geſetzes vom 5. Juli 1875 fi) darſtellt; 

in Erwägung: daß weder der Wortlaut des $. 55 des Str.-G.:B., noch die 
legislatorifhen Verhandlungen zu bemfelben irgend einen Anhalt bafür geben, 
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daB der Beichluß der Vormundichaftsbehörde von dem Befehgeber als unanfechtbar 
gedacht fei, für dieſe Annahme auch die praktiihen Gründe, welche der Einfen- 
dungsbericht hervorhebt, nicht entſcheidend fein können; 

baß vielmehr die Frage, ob ein folder Beſchluß definitiv oder durch Rechts⸗ 
mittel angreifbar, ob derſelbe fofort oder erſt nad) eingetretener Rechtskraft 
wirkſam ift, nad den Vorfchriften der Landesgejege beurtheilt werden muß; 

daß nad) dem $. 10 a. a. D. gegen die Anordnungen bes Vormundſchafts⸗ 
gerichtes Beſchwerde flattfindet und die Entſcheidung, und zwar endgiltig, in 
dem Bezirke des Appellationsgerichtshofes zu Köln durch das Landgericht, in dem 
Bezirke des Appellationsgerichtes zu Celle durch das Obergericht, in den übrigen 
Landestheilen durch das Appellntionsgericht erfolgt, daß hiernach zunächſt ſoviel 
feſtſteht, daß von der gerügten Machtüberſchreitung des Landgerichtes, ſowie von 
einer Verletzung des 8. 55 a. a. O. im vorliegenden Falle keine Rede ſein 
tann; 

‚daß ſodann unter einer „endgiltigen Entſcheidung“ ſchon dem Wortlaute nad) 
eine ſolche, die einer Anfechtung im Rechtswege nicht weiter unterliegt, zu ver- 
ftehen ift, auch bie Auslegung des Oberprofurators, der immerhin den Kaflationss 
rekurs als außerordentliches Rechtsmittel für zuläffig erachtet, in dem Geſetze 
eine Unterftügung nicht findet; 

daß nämlich der $. 10 a. a. O., der für den Bezirk des Appellationsgerichts: 
bofes zu Köln neues Recht enthält, wie es in den Motiven ber Regierungd: . 
vorlage heißt, „bie Beſchwerdeinſtanz im Anſchluſſe an die beftehenden Einrich⸗ 
tung beftimmt“; 

daß in ben Rechtsgebieten ber Verorbnung vom 2. Januar 1849 ($$. 25 
und 35) und ber Verordnung vom 21. Suli 1849 ($ 74 Abf. 2), ferner im 
GSeltungsbereiche der Verordnung vom 24. Suni 1867 ($. 83) und 27. Juni 1867 
(8. 2 Abſ. 2) Beſchwerden in prozeſſualiſchen Angelegenheiten bem Inftanzen- 
zuge der für Erfenntniffe in diefen Sachen zuläffigen Rechtsmittel folgen, für 
Beſchwerden in nicht prozeſſualiſchen Angelegenheiten dagegen das Appella- 
tionsgerit die alleinige Inſtanz bildet, fo daß es bei deſſen Entſcheidung fein 
Bewenden hat, daß ebenjo die Prozeßordung für Hannover (88. 458 und 455) 
gegen Entſcheidungen der Obergerichte, die auf Beſchwerden in Sachen ber freis 
willigen Gerichtsbarkeit ergangen find, ein weiteres Rechtsmittel grundfäglich nicht 
zuläßt, daß daher in gleichem Sinne der Begriff der endgiltigen Entſcheidung im 
$. 10 a. a. O., ber eine einheitlihe Norm für bie ganze Monardie bildet, auf 
zufafien und nur anzunehmen ift, daß auch im Bezirke des Appellationsgerichts: 
bofes zu Köln die Landgerihte, mit Ausſchluß des in Frage ftehenden außer: 
orbentlihen Rechtsmittels, entjcheiden, 

daß hiernach der Kaſſationsrekurs gegen den angegriffenen Rathskammer⸗ 
beſchluß überhaupt geſetzlich unzuläffig, und es daher einer Prüfung der weiteren 
Fragen, ob die Staatsanwaltichaft zur Einlegung des Rechtsmittels befugt zu 
erachten, und ob legtere hier in ber vorgefchriebenen Form ftattgefunden habe, 

nicht bedarf. 


—h 
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44, 


Bejoldung der Gemeindevorfteher. Sogenannte Schofzenfiefer. 
Preuß. Kreisordnung vom 13. Dezember 1872. 
(Er. des Ob.-Zrib. in Berlin vom 15. Mai 1878.) 


Die Nichtigkeitsbeſchwerde der Berflagten behauptet, daß ber 6. 28 der 
Kreisordnung auf ein Verhältniß der in Rede ftehenden Art, d. i. auf Ser- 
vituten überhaupt eine Anwendung finde. Der Appellationsrihter verlege bie 
88. 28, 31, 70 der Kreisorbnung, die 88. 90, 92 der Einl., die 88. 1, 9, 11 bis 
13 Kit. 8 Thl. I. des A L-R, den $. 1 der Ein. zur A. G.⸗G., verfenne aud 
das Wefen einer Servitut unter Verftoß gegen die Nr. 9 der Inſtruktion vom 
7. April 1839. Wäre aber auch der gedadhte $. 28 an fih auf ein foldes 
Verhältniß anmendbar, jo müßte er doch, in Betracht des Judikates vom 
26. September 1865, bier ausgejchloffen bleiben. Denn in das durch biejes 
Erkenntniß wohlerworbene Recht auf Abfindung für die fervitutariihe Verpflich⸗ 
tung des Fiskus könne Die Kreisordnung rückwirkend nit eingreifen. Den 
Appellationsrichter treffe daher jedenfalls der Vorwurf einer Verlegung des 8. 28 
ber Kreisorbnung, ber Grundfäge von der Wirkung rechtskräftiger Entſchei— 

‚ dungen (88. 65, 66 der Einl, $. 1 Tit. 16 Thl. I. ber A. G.O.) und des 
8. 14 der Einl. 3. A. CR. 

Die Beſchwerde ift nicht begründet. 

Der $. 28 ber Kreisordnung beftimmt: 

Die Bemeindevorfteher haben Anjprud auf Erfak ihrer baaren Aus 
lagen und auf die Gewährung einer mit ihren amtlihen Mühemwaltun- 
gen in billigem Verhältnifie ftehenden Entſchädigung. 

Die Aufbringung derfelben liegt der Gemeinde ob. 

Ale fortlaufenden Beld- und Naturalbeiträge der Gutsherren zu 
Nemuneration des Bemeinbevorftehers fallen fort. 

Zanddotationen, welche für die Verwaltung des Schulzenamtes aus 
gewiejen find, können auf Grund des gegenwärtigen Geſetzes nicht 
zurüdgeforbert werden. Sind folde Landbotationen allein oder in 
Verbindung mit Gelds oder Naturalbeiträgen von dem Gutsheren ges 
währt, fo ift berfelbe berechtigt, hierfür von dem Gemeindevorſteher 
aud ferner die Wahrnehmung der Butsvorftehergeichäfte, bezw. die 
Vertretung hierbei in dem bisherigen Umfange ($. 31 Abi. 8) zu 
forbern. 

Der Gutshere wie die Gemeinde, Tann bie Löfung eines derartigen 
Verhältniffes gegen Fostfall der Geld: und Nafuralbeiträge und gegen 
Entfhädigung für die Landdotationen verlangen. Der Gemeinde ſteht 
dabei das Necht zu, ftatt der Bewährung einer Entihädigung die Land: 
dotationen herauszugeben. 








9 > | 


Entfheidungen und Erlaffe von Gerichten und anderen Behörden. 375 


Der dritte Abſatz diefer Vorſchrift, auf welchen es bier wejentlich ankommt, 
mar in dem Entwurfe der Kreisordnung, den die Regierung im Jahre 1869 
dem Landtage vorlegte, nicht enthalten. (Vergl. den 8. 26 des Entwurfes, 
Nr. 4 Bd. 1 der Drudjahen des Haufes der Abgeordneten 1869/70). Derjelbe 
verdankt feine Entftehung einem Amendement des Grafen zu Eulenburg. 
(Nr. 240 Bd. 4a. a D.) Der Antragiteller begründete in ber Situng des 
Haufes der Abgeordneten vom 11. Januar 1870 das Amendement, foweit es 
bier in Betracht kommt, dahin: 

„Das Hequivalent, welches dem jedesmaligen Schulzen (eigentlih ber 
Gemeinde) jeitens ber Gutsherrſchaft dafür gewährt worden, daß berjelbe 
die öffentlihen Geſchäfte nicht blos für die Gemeinde, fondern aud für den 
Sutsheren mitbeforge, komme in verjchiedenen Formen vor: es jei entweder 
Land allein, oder es ſeien Geld- und Naturalbeiträge allein, oder es fei beides 
zugleich gewährt. In Konfequenz der beiden erften Abjäge des Paragraphen 
folge, daß die Geld- und Naturalbeiträge für dergleichen Leiſtungen fortfielen. 
Dies ergebe zwar eine richtige Interpretation von jelbft, aber ein Ausdrud 
fei wünfchenswerth, um jedem Zweifel vorzubeugen.“ 

Damit war man allfeitig einverftanden und das Amendement wurde anges 
nommen. (Stenogr. Berichte über die Verhandlungen des Hauſes ber Ab- 
geordneten, 1869/70 Bd. 3 ©. 1381 ff.) Diefem Beſchluſſe entſprechend, ent- 
hielten die in den Xegislaturperioden 1871/72 und 1872/73 dem Landtage 
vorgelegten Entwürfe der Kreisordnung die fraglihe Beſtimmung im dritten 
Abjage. In feinem der beiden Häuſer ift bei den weiteren Verhandlungen gegen 
biefen Abfag eine Erinnerung erhoben. 

Zweifellos ift hiernach die Vorſchrift im 3. Abf. des 8. 28 ber Kreisord⸗ 
nung die nothwendige Folge der gejeglihen Umbildung des zwiſchen der Gute: 
berrfhaft und den Landgemeinden früher beftandenen Rechtsverhältniſſes. Die 
Abhängigkeit dev Gemeinden von ihrer Gutsherrſchaft hat aufgehört; die Ge- 
meinden und felbftitänbigen Gutsbezirke beftehen neben einander; den Gemeinden 
gebührt die eigene Wahl ihrer Vorfteher (88. 23, 31 a. a. D.); die Gemeinde⸗ 
vorfteher haben, abgefehen von ber Vorausſetzung des Abf. 4 im $. 28 oder 
befonderer Uebertragung nah dem $. 31 Abſ. 3, Butsvorftehergefchäfte nicht 
wahrzunehmen. Deshalb liegt den Gemeinden nunmehr bie alleinige Auf: 
bringung der Nemuneration ihrer Vorfteher ob. Die dazu früher von den 
Outsherren an Geld und Saden in Natur gegebenen Beiträge find mit dem 
Inkrafttreten der, aus Gründen des Öffentlichen Rechtes gefchehenen Ummanbes 
lung des Nechtsinftitutes durch die Kreisordnung fortgefallen; demgemäß hat 
dieſes Geſetz die frühere Verbindlichkeit der Gutsherrſchaften ausbrüdlich zeitlich 
begrenzt: (Bergl. Savigny, Syſtem des römiſchen Rechtes a 8 ©. 514, 
Bornemann, Erörterungen S. 2.) 


Bei der Beurtheilung, ob eine fortlaufende Gewährung von Geld und - 


Sachen feitens des Gutsherrn dem fraglichen Abf. 3 des $. 28 unterzuftellen 
ift, kommt es darauf an, daß fie als Beitrag zur Remuneration des Gemeinde: 
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vorftehers erfolgte. Sie muß in dem Verhältniffe des Gutsherrn zur Gemeinde 
ihren Grund gehabt, und eine Beihilfe zu der Befoldung, bezw. Entſchädigung 
bes Gemeindevorftehers für deſſen Leiftungen im öffentlichen Intereſſe der Ge 
meinde und der Butsherrichaft bezweckt haben. 


Ohne Belang erfcheint es dagegen, ob einer Gewährung von Saden in 
Natur, unter ber gedachten Vorausfegung, der rechtliche Karakter einer Reallaft 
ober einer Örundgerechtigkeit (Entfcheidungen des Ober-Tribunals Bd. 42 ©. 19) 
beizumefien if. Der Begriff „Beitrag“ umfaßt Reallaften, wie Servituten. Daß 
in dieſer Hinſicht nicht zu unterfcheiden, ergeben auch die oben mitgetheilte Ent: 
ftehumgsgeihichte und der Geiſt und Zwed bes Gejeges. Damit iit die An- 
nahme ünvereinbar, daß die Verbindlichkeit, deren Grund und Zwed fortgefallen, 
deshalb fortbeftehe, weil fie, nad) der Art der Erfüllung, ſich als eine Gervitut 
darftellt, Das Geſetz würde eine nicht begreiflihe Lücke enthalten, wenn es fih 
nicht auch auf bie, zu dem in Rebe ftehenden Zwecke den Gemeinden (als irre 
guläre Servituten, Förfter, Theorie und Praxis zc. 3. Aufl., Bd. 3 ©. 303) 
von den Gutsherren bewilligten Gerechtigleiten auf Holz, Weide u. ſ. m. 
erftredte. 


Ebenfalls unerheblich if e8 bei der zwingenden Natur ber fraglichen Vor- 
ſchrift, ob die Verpflichtung der Gutsherridhaften zur Gewährung fortlaufende 
Geld- und Naturalbeiträge zu den ortsgerichtlichen Verwaltungskoſten durch 
Rezeſſe oder rechtskräftige Urtel fegeftelt war. (Vergl. Wachler, Kreisorbnung 
©. 65 Note 77; v. Savigny, a. a. O. ©. 519.) 

Hiernach if die Behauptung des Verklagten, daß der 8. 28 Abſ. 3 ber 
Kreisordnung auf ein Rechtsverhältniß, wie es bier vorliegt, überhaupt nit 
anwendbar fei, unbegründet. Nach dem Judikate vom 26. September 1865 if 
die Scholgenkiefer alljährlid „als ein gutsherrliher Beitrag für Verwaltung des 
Schulzenamtes“ einer jeden ber betheiligten Gemeinden gegeben worden. Durch 
dieſen Thatbeftand erachten die Vorderrichter die Erforderniſſe der ftreitigen Vor⸗ 
ſchrift mit Recht für erfüllt. Bei der ſchließlichen Unterftellung des Thatbejtandes 
unter diefe Vorſchrift feitens des Appellationsrichters kann es auf ſich beruhen, 
daß er die vorhergehende Beurtheilung damit beginnt: Bon folhen fortlaufenden 
Geld⸗ und Naturalbeiträgen der Gutsherrſchaft zur Remuneration des Gemeinde: 
vorftehers (wie im $. 28) fei bier freilich keine Rede, jondern, nad ber Feſt 
fiellung duch das gedachte Juditat, von einer ablösbaren Servitut ber be 
treffenden Gemeinden gegen fistalifhe Forſtreviere. Umſomehr, als der 
Appellationsrichter zulegt auch die, mit obiger Rechtsentwickelung übereinklm- 
mende Begründung im erfien Urtel zu ber feinigen macht. 

Dadingeftelt Tann auch bleiben, ob der Appellationsrichter in entſprechender 
Weiſe den 4. und 5, Abf. des $.28 (von den Landdotationen) in Bezug nimmt. 
- um darzulegen, daß die Feſtſtellung einer Abfindung der Gemeinden jegt kein - 
Zweck mehr haben würbe. Denn es iſt dies fein weſentlicher Entjſcheidunge· 
grund, j 
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Allerdings macht der Appellationsrichter, mit Rückſicht auf den 8. 70 der 
Kreisordnung, noch geltend, daß der Fiskus hier einen Vortheil für ſich nicht 
ſuche. Nach diefem Paragraphen überweift nämlich der Staat den Kreiſen, als 
Beitrag zu den Koften der Amtsverwaltung, die Summen, welde er in Folge 
der Kreisordnung durch das Eingehen der Polizeiverwaltungen, durch ben Weg: 
fall der Schulgenremunerationen und anderer Polizeiverwaltungsfoften an ben, 
im Staatshaushaltsetat für das Jahr 1873 für genannte Zwecke veranfchlagten 
Ausgaben fernerhin erjparen wird. Zutreffend bemerkt die Nichtigkeitsbefchwerde, 
daß bies für die Rechtsfrage bedeutungslos ſei. Denn für die Auslegung des 
8. 28 ift e8 ohne jedes Gewicht, ob Fiskus ber Gutsherr war. Aber die Rüge 
kann feinen Erfolg haben, weil auch diefer Grund feine wefentlihe Stüge des 
zweiten Urtels bildet. 

Sonach efeitigen fih die in erfter Linie ftehenden Angriffe wegen Ver- 
legung ber Kreisordnung und ber damit in Verbindung angeführten Vor: 
ſchriſten. 

Aber auch die Vorwürfe, welche für den Fall, daß der $. 28 Abſ. 3 der 
Kreisorbnung auf ein Rechtsverhältniß der vorliegenden Art an fi) anwendbar, 
auf Grund der Beſtimmung des Judikates vom 26. September 1865 über die 
zu gewährende Abfindung erhoben find, erſcheinen als hinfällig. 

Bei dem, auf die Provolation des Fiskus in Betreff der Verbindlichkeit 
zur Gewährung der Scholzentiefern eingeleiteten Ablöfungsverfahren wurde 
namentlicy ftreitig: die Ablösbarkeit, eventuell, ob die Verbindlichkeit ala Real⸗ 
laft oder ala Dienftbarkeit, und zu welchem Jahreswerthe, abzulöjen fei. Die 
Streitpuntte mußten vorweg zur Entſcheidung gebracht werden, 88. 104 ff., 
158 der Verordnung vom 20. Zuni 1817. Das Urtel vom 26. September 1865 
bat fie entichieden. Im demfelben find aber für die Abfindung nur bie allge- 


meinen gejeglihen Grundſätze feitgeftellt worden. Ueber die Art der Abfindung - 


(Rente, Kapital, Land) enthält es feine Beftimmung, und konnte es nicht ents 
halten, weil darüber noch nicht verhandelt war; es behielt die Feſtſtellung ber 
Abfindungsfumme ausdrüdlih vor. Den Gemeinden ftand aljo beim Inkraft⸗ 
treten ber Kreisordnung keineswegs auf Grund des Judikates ein wohlerworbe: 
nes Recht auf eine beftimmte Abfindung zu. Namentlich waren die Bedingungen, 
von denen, in Ermangelung einer hier nicht flattgeiundenen Einigung, eine Ab⸗ 
findung in Land, melde die Gemeinden beanjpruhen, abhängt (Art. 10 des 
Geſetzes vom 2. März 1850, betreffend die Ergänzung ber Gemeinheitstheilungs: 
ordnung), bier noch gar nicht erörtert. Die Kreisordnung wirkt auf derartige 
Rechtsverhältniſſe Cinfoweit fie nicht im 4. und 5. Abf. des 8. 28 hinſichtlich 
bereit? angemiefener Zanbdotationen Befonderes verordnet, vergl. Entſcheidungen, 
Bd. 77 ©. 321) nur dann nit ein, wenn fie an dem erwähnten Zeitpunfte 
durch Vergleih, Rezeß oder Urtel bereits aufgehoben waren Die hier ftreitige 
Verbindlichkeit war damals auf folhe Weile noch nicht erledigt. Der Appel: 
lationsrichter hat daher durch die Annahme, daß fie in Folge der Kreisordnung 
fortgefallen, weder gegen die Grundſätze von der Rechtskraft gefehlt, noh gegen 
Hartmann, Zeitſchrift. Band IV. Heft 4. 25 


ki 
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den $. 14 ber Einleitung zum U. L.-R., wonad neuen Geſetzen feine rüd- 
wirkende Kraft beimohnt. Es fcheilert aljo, auch vom eventuellen Geſichts⸗ 
punkte aus, die Beſchuldigung einer unrichtigen Anwenbung des 8. 28 ber 
Kreisordnung. 


44. 


Au sſcheiden einer Stadt ans dem Verbande eines Raudfreiied zum Zwede der 
Bildung eined Stadtkreiſes. — Vermögendanseinanderjehung hierbei, ine 
beiondere in Anjehung der Wegelung der Laft zur Unterhaltung der 
Kreischauffeen. 


(Ext. des Oberverw.-Gerihts in Berlin vom 10. Juli 1877.) 


Die Stadt Charlottenburg ift mit dem Beginne bee Jahres 1877 in Ge 
mäßheit bes $. 4 der Kreisordnung vom 13 Dezember 1872 aus dem VBerbande 
des Kreifes Teltow ausgeſchieden. Bei der zu dieſem Zwede erfolgten Ber: 

mögensauseinanderſetzung blieb allein bas ftreitig, ob die Stadt Charlottenburg 
verpflichtet fei, zur ferneren Unterhaltung der Kreischauffeen des Kreiſes Teltow 
beizutragen. In Folge defjen klagte diefer Kreis mit dem Antrage: 
prinzipaliter dahin Entſcheidung treffen zu wollen, daß die Unter: 
baltung der vorhandenen 9 Meilen Kreischauffeen nad) wie vor gemein- 
faıne Lat der beiden Kreife Charlottenburg und Teltow bleibe, und 
zwar bis zur anberweiten Vereinbarung und unter Aufredhterhaltung 
bes zur Zeit beftehenden Koftenvertheilungsmaßftabes, 
eventualiter, im Falle dies nicht zuläffig fein follte, die Stadt 
Charlottenburg zu verurtheilen, für ihren auf den Kreis Teltow über- 
gehenden Antheil an der Sreischauffeeunterhaltungslaft eine jährliche 
Nente von mindeftens 5000 «4 oder ein Abfindungsfapital von min» 
beftens 100,000 A. an ben Kreis zu zahlen. 

Die Beklagte beantragte die Abweifung der Klage und das Bezirksverwal⸗ 
tungsgeriht zu Potsdam erkannte bahin, 

daß die beklagte Stadtgemeinde ſchuldig, am Kläger jährlih 2000 «KL 
als Beitrag zu der linterhaltungslaft der Kreischauffeen vom 1. Januar 
1877 ab fo lange zu zahlen, als die gegenwärtig beitehenden 9,3 Meilen 
Kreischauffeen vom Kreiſe Teltow unterhalten würden, Kläger dagegen 
mit den weiter gehenden Anträgen abzumweifen. 


Beide Parteien legten gegen diefe Enticheidung das Rechtsmittel der Berufung 
ein, Kläger, weil die der Stadt zur Zahlung auferlegte jährlihe Rente nach dem 
Maßftabe der tHatjächlich künftighin zur Unterhaltung der Chauffeen aufzuwen ⸗ 
denden Koften zu niedrig bemefjen ſei, die Beklagte unter Wiederholung des in 
erſter Inftanz geftellten Antrages. 
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Das Oberverwaltungsgeriht hat dem Lebteren entiprechend, unter Abändes 
zung der Entſcheidung des Bezirksverwaltungsgerihtes, bie . Klage des Kreifes 
Teltow abgemiejen. 

Gründe 

Während die Kreisordnung vom 13. Dezember 1872 im $. 3 beftimmt, daß 
die Veränderung beftehender Kreisgrenzen und die Bildung neuer, jowie die Zu- 
fammenlegung mehrerer Kreife durch Geſetz zu erfolgen haben, ift im $. 4 da- 
felbft den Städten mit mindeftens 25,000 Seelen die Befugniß beigelegt worden, 
ohne einen vorgängigen Alt der Geſetzgebung aus dem Verbande der Landkreife, 
denen fie angehören, auszufcheiden. Für beide Fälle hat das Geſetz eine Ver: 
mögensauseinanderjegung vorgefehen, bei welcher entftehende Streitigkeiten durch 
den Richter im Verwaltungsftreitverfahren entſchieden werben follen. Eine Norm 
für diefe Entſcheidung giebt die Kreisordnung für Die im 8. 3 vorgejehenen Fälle 
nicht, da, foweit eine ſolche erforderlich ift, diefelbe ftets durch das nothwendig 
ergehende Spezialgejeg nad) Maßgabe ber befonderen Verhältniffe des Einzelfalles 
ertheilt werden Tann; dagegen ifl für das Ausjcheiden der größeren Städte eine 
folhe Norm im $. 4 mit den Worten vorgefchrieben worden: 

„Es ift jedoch zuvor in allen Fällen eine Auseinanderjegung darüber 
zu treffen, welchen Aniheil die ausſcheidende Stadt an dem gemein: 
famen Attiv- und Paſſivvermögen des bisherigen Kreifes, ſowie 
etwa an fortdauernden Leiftungen zu gemeinfamen Zweden 
der beiden neuen Kreiſe zu übernehmen hat.” 

Hiernach mußte fi ber Vorderrihter, wie er gethan, bie Frage vorlegen, 
unter welchem Geſichtspunkte die Chauffeeunterhaltungslaft als Gegenſtand ber 
Auseinanderfegung aufzufaflen ſei? 

Der von ihm hierauf gegebenen Antwort ftehen jedoch erhebliche Bedenken 
entgegen. 

Die Ehauffeen werben vom Kreife wie von der Provinz und bisher vom 
Staate lediglich zu öffentlihem Gebrauche im öffentlichen Verkehrsinterefje gebaut 
und die Kreischauffeen haben bem entjprechend im Weſentlichen auch ben recht: 
lihen Charakter der Staatsftraßen, welche ala öffentlihe Sachen (res publicae) 
außer Berkehr find. (Vergl. in biefer Beziehung Koch, Lehrbuch des Preußiſchen 
Privatrechts, III. Auflage, 8. 85 Bd. I. ©. 205.) Ihrer Veitimmung gemäß 
find fie alfo nicht Erwerbsquelle der Kreife, vielmehr belaften fie diefe regelmäßig 
mit fo hohen, durdy die Unterhaltung bedingten Ausgaben, daß die Einnahmen 
aus den Nußungen weit dagegen zurüdbleiben. Hiernach können die Chauffeen, 
obwohl fie im Eigenthume der Kreife fliehen, der Regel nach nicht als „Altivs 
vermögen“ berjelben zum Zwecke einer Vermögensauseinanderfegung, d. b. als 
Vermögensftüde in Betracht fommen, deren Nußungen außer der Dedung der 
Koften ihrer Unterhaltung auch noch zur Befriedigung anderer Bedürfniſſe des 
Kreifes dienen und daher die Steuerlaft der Kreiseingefeilenen verringern. (83. 9 
und 116 Nr. 3 der Kreisorbnung.) Das Eigenthumsverhältniß an den Chauffeen 
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tritt hinter der Verbindlichkeit zu ihrer Unterhaltung völlig zurüd, wie denn bem 
entiprehend aud) der 8. 18 des Geſetzes, betreffend die Dotation der Provinzial: 
verbände, vom 8. Juli 1875 — G.S. ©. 497 — den Provinzen an erfter 
Stelle die Terwaltung und Unterhaltung der Staatschauffeen überträgt und auf 
Grund beffen weiter beftimmt, daß mit der Unterhaltung zugleih das Eigenthum 
an ben Chaufjeen nebft allen Nutzungen und Pertinenzien übergehe. 

So wenig wie die Chauffeen hiernach zu dem Aktivvermögen der Kreife im 
Sinne des $ 4 der Kreisorbnung, zu deren nugbarem Grund: und Rapitalver: 
mögen gehören, ebenjowenig fält die Unterhaltungslaft unter den Begriff des dem 
Altivvermögen gegenübergeftellten PBaflivvermögens. 

Schon der gewöhnliche Sprachgebraud begreift unter Paſſivvermögen nie 
mals die Ausgaben, welche das Beſitzthum des Einzelnen zu feiner Unterhaltung 
erfordert, jondern lediglich bie Dritten gegenüber eingegangenen vermögensredht: 
lihen Verbindlichkeiten, insbefondere aljo Kapitalfhulden einſchließlich Der rech⸗ 
nungsmäßig zu Rapitalifirenden Paffivrenten. Dem entipriht aud völlig der 
Sprachgebrauch der Geſetze, wo.diefe das Vermögen der Perjonen nad) feinen 
einzelnen Beftandtheilen unter Berüdfihtigung des Paffivvermögens kategorifiren, 
fo 8. 52 Tit. 5. Th. IL. A. G.O, wonady im Titel XXL ber gerihtlihen Nach 
laß-Inventarien „an Paſſivis und Schulden” die Schulden und Aniprüdhe an 
bie Verlaffenfhaft zu verzeichnen find, und das Marginale zu 85. 522 ff. Tit. 18 
Theil II. A. %:R., welches dem Vermögen des Mündels die „Palfivfchulden” 
gegenüberftelt. Daß der Gefeßgeber mit dem im $. 4 der Kreisorbnung ge: 
brauchten Ausdrude „PBaflivvermögen“ einen weiteren Begriff habe verbinden 
mollen, ift umfomweniger anzunehmen, als es andernfalls, worauf die Beklagte 
durd ben Hinweis auf die etatsmäßigen Behälter der Kreisbeamten zutreffend 
aufmerkfam macht, im Geſetze an einem fiheren Anhalt für eine Einſchränkung 
bes Begriffs Paflivvermögen auf beitimmte Kategorien etatsmäßiger Ausgaben 
in der Vermögensverwaltung ber Kreisftommunen fehle und eine Anwendung 
befjelben, wie die vom Vorderrichter für zuläffig erachtete, folgerichtig allerdings 
dazu führen würde, alle etatsmäßigen Ausgaben ber Sreife, welche auf einer 
rechtlichen Verbindlichkeit beruhen, zu dem SBaffiovermögen zu rechnen. 

Daß die Abſicht des Geſetzgebers nicht Hierauf gerichtet geweſen ift, unter: 
liegt feinem Zweifel. Es hieße offenbar den Zwed bes Ausjceidens der Stadt 
aus dem Kreiſe vereiteln, wenn man die Bilanz zwiſchen den Einkünften des 
Korporationsvermögens und den Gejanmtausgaben des Kreiſes ziehen und ber 
Stadt einen verhältnißmäßigen Antheil an der Minusbifferenz auferlegen wollte, 
ben fie nach wie vor — anftatt im Wege der Kreisbeiteuerumg in den der Ge— 
meindebefteuerung — aufzubringen hätte. Alsdann hätte das Geſetz nicht wohl 
von einem Antheile am Aktivvermögen ſprechen können; es hätte genügt, von 
einem Antheile am Paffivvermögen zu ſprechen, da ſchwerlich irgend ein Kreis 
in der Lage jein wird, die Beldmittel zur Beſtreitung feiner gefammten Ausgaben 
ohne Erhebung von Abgaben lebiglih aus den Revenllen feines Vermögens zu 
entnehmen. 
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Die fi) hieraus ergebende Definition des Begriffs Paifivvermögen im Sinne 
bes 8. 4 der Kreisorbnung fchließt übrigens keineswegs die, Möglichfeit einer 
Auseinanderfegung bezüglich der Chauffeeunterhaltungslaft nad) Maßgabe diefes 
Gefeges im Widerſpruch mit dem offenbaren praktiihen Bedürfniß und mit der 
dem entſprechenden erkennbaren Intention des Befeßgebers aus. 

Die Verhandlungen der Häufer des Landtages Über ben $. 4 ber Kreis- 
ordnung, deren erfter Entwurf vom 27. September 1869 bereits bie hier ent 
ſcheidenden Worte enthielt, laſſen erfehen, daß auch die aus dem Chauffeebau der 
Kreife fich ergebenden Verbindlichkeiten zu den Begenftänden der Auseinander- 
fegung behufs Ausſcheidens der großen Städte aus dem Verbande der Landkreiſe 
gerechnet wurden (vergl. die Verhandlungen bes Hauſes der Abgeorbneten am 
2. November 1869, insbejondere die Rebe des Minifters des Innern, ©. 249 
der ftenographiihen Berichte, ſowie die Rede des Berichterftatters bes Herren 
hauſes in der Sigung am 24. Ditober 1872, Seite 412 ber ftenographifchen 
Berichte). Dies mußte auch um fo näher liegen, als ber Chauffeebau 
feit langen Jahren zu ben wichtigſten und finanziell bebeutfamften Zweigen 
der Kreisverwaltung im Gebiete der jegigen Kreisordnung gehört. Weiter 
würde aber aud dem Bebürfniffe durchaus nicht entſprochen fein, wenn das Geſetz 
die Auseinanberfegung lediglih auf die aus dem Chauffeebau den Kreifen er- 
wachſenen Schulden als Theile ihres Paffivvermögens beſchränkt hätte Die 
großen Stäbte bilden .meift Verkehrsmittelpuntte der Ländlichen Kreiſe, jo daß 
regelmäßig die Kreischauffeen dazu dienen, den Verkehr des platten Landes mit 
denſelben und biefer mit jenem zu vermitteln. Führt zu dem Zwecke eine Kreis: 
chauſſee durch die ſtädtiſche Feldmark in die Stadt hinein, fo ift es Mar, daß in 
einem folden Falle eine Auseinanderfegung bezüglich der Unterhaltungslaft ber 
Chauffee beim Ausſcheiden der Stadt aus dem Kreisnerbande fachlich geboten if. 
Nicht wefentlich anders liegen, vom Standpunkte ber Gerechtigkeit und Billig 
teit betrachtet, diejenigen Fälle, in welchen ein Net von Kreischauſſeen bie Inter- 
eſſen der ausſcheidenden Stadt in gleiher Weife fördert, ohne gerade die Stadt 
oder ihre Feldmark zu berühren, wo alfo beifpielaweife die Kreischauffee in eine 
Provinzial (Staats-) Straße vor dem Eintritt der legteren in den Stadtbezirk 
mündet. Auch bier kann das Intereffe der Stadt an der Unterhaltung ber 
Kreischauffeen, welche ihren Verkehr mit dem Kreife vermitteln, wejentlich be= 
theiligt fein. 

Die Kreishauffeen dienen in diefen Fällen aud nad dem Ausſcheiden ber 
Stabt gemeinfamen Zweden ber beiden Kreife, und der Stadtkreis hat daher 
gemäß den Schlußmworten des dritten Abjates des $. 4 a. a O. fortdauernd zu 
ben Leiftungen für ihre Unterhaltung beizutragen, 

Nah alle dem ergiebt fih aus der grammatifchen und logiſchen Inter- 
pretation bes Bejeßes, dab die Gemeinſamkeit der Zmedbeftimmung die Voraus⸗ 
- feßung fortdauernder Leiflungen ber aus dem Kreisverbande ausfcheidenden Städte 
zur Unterhaltung ber Kreischaufieen fein fol. Wo diefe Vorausſetzung Platz 
greift, fteht dem nichts entgegen, mit der Unterhaltungslaft au das Eigenthum 
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an den Chauſſeen zu überweifen und bei dieſer Regelung der finanziellen Lei⸗ 
ſtungsfähigkeit der beiden betheiligten Kreife, da deren Erhaltung für die Side 
tung bes gemeinfamen Intereſſes weſentlich ift, billig Rechnung zu tragen. 

Im vorliegenden Falle unterliegt es nun aber feinem Zweifel, daß biefe 
Vorausfegung hier thatſächlich nicht zutrifft. In dieſer Beziehung kann ber Be 
urtheilung des Sachverhalts durch den Borberrihter nur beigepflichtet werben. 

Die Lage der Stadt Charlottenburg im äußerften nordweſtlichen Winkel des 
Teltower Kreifes und ber naturgemäß maßgebende Einfluß, welchen die Nachbar» 
ſchaft der Stadt Berlin und die zahlreich hierher einmündenden Verkehraftraßen 
auf die Verkehrsverhältniffe jenes Kreifes üben müflen, haben in dieſem den 
Kreishauffeebau von ber Stadt Charlottenburg derartig ferngehalten, daß bie 
felbe an den fraglichen Chaufjeen kein größeres, an den bedeutendften berjelben, ' 
ben von Buchholz und Potsdam auslaufenden, vielmehr ein weit geringere . 
Intereſſe hat, al& die benachbarten Land» und Stadtkreiſe. Mit Recht nimmt 
daher auch der Vorderrihter an, daß das Interefje der Bellagten an bem 
Chauffeebau im Wefentlihen nur ein mittelbares geweſen fei, nämlich das Inter 
effe an der Hebung des Wohlftandes der von den Chauffeen berührten Kreis 
theile. Dieſes kann aber nach Vorftehendem nicht maßgebend fein, da bafielbe 
mit dem Ausſcheiden ber Stadt aus dem Kreisverbande aufgehört hat, ein gemein: 
fames zu fein. 

Hiernach würde der vom Kläger erhobene Anfprud nur dann gejeglid bes 
gründet fein, wenn die Chauffeeunterhaltungslaft unter ben Begriff des Paſſiv 
vermögens bes Kreifes im Sinne bes $. 4 a. a D. file. Da Lebteres nicht 
als zutreffend anzuerkennen ift und da die eigenartige Lage des Falles es auch 
nicht geftattet, die Kreischauffeen ganz oder theilweife als den gemeinfamen Zweden 
der jegigen beiden Kreife bienend anzufehen, jo mußte der Klageantrag als nidt 
begründet zurückgewieſen werben. 


45. 


Beitragspfliht zu den Kreisabgaben. 

In welchem Kreije ift der Pächter eined Landgutes wegen feines aus der Bade 
tung fliegenden Ginfommens zu den Streisabgaben heranzuziehen, weun 
derjelbe feinen Wohnfit in einem anderen als demjenigen Kreiſe hat, in 
welchem dad Pachtgut liegt? 

(Erf. des Oberverw.-Ger. in Berlin vom 31. Januar 1877.) 

Der Kläger dat feinen Wohnfig im Kreife N. und bezieht aus ber 
Pachtung eines Landgutes in B., Kreis ©., unbeftritten ein Sahreseinfommen 
von 2400 Markt. Derjelbe war von diefem Einkommen zu den Kreislaften 
des Kreifes N. für das Jahr 1876 herangezogen worden. Auf die biergegen | 
gerichtete Klage erkannte das Bezirtgverwaltungsgericht zu Erfurt dahin, dab 
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der Kläger von jenem Einkommen zu den Kreisabgaben bes Kreifes N. nicht 
heranzuziehen jet. 

Das Oberverwaltungsgericht hat diefe angefochtene Entjcheidung befätigt. 

Gründe: _ 

Der Abſatz 1 des $. 14 ber Kreisordnung vom 13. Dezember 1872 unter 
wirft der forenfalifhen Kreisbefteuerung „den Grunbbefiß, das Gewerbe, ben 
Bergbau oder das aus diefen Quellen fließende Einkommen”, und unterſcheidet 
bierbei für den Fall, daß ein Forenſe fein Grundeigentyum durch Selbftbewirth- 
ſchaftung nugt, zweifellos nicht zwischen demjenigen Gewinne, welchen das Eigen- 
thum als ſolches und ohne die indbuftrielle Thätigleit des Landwirthes in der 
Pachtrente gewährt, und anmdererfeits dem aus biejer Thätigkeit fließenden 
Gewinne. 

Dem gegenüber fragt es fich, ob dieſe Unterfheidung in dem Gefege für 
den Fall der Verpachtung des Grund und Bobens, wie der Berufungskläger 
annimmt, gemacht ift? 

Diejelbe findet zunächft in dem bem $. 14 der Kreisorbnung zu Grunde 
liegenden Gebanten des Geſetzgebers, wonach die Kreisbefteuerung der Fo— 
renjen 2c. ein Aequivalent für die dem Grundbefige und dem Gewerbebetriebe 
zu Gute kommenden Leiftungen der Kreisverbände bieten fol, keinen Anhalt. 
Für die praktiihe Handhabung des Gefeges aber — hämlih für die Ermitte⸗ 
lung des Reineintommens aus einer Pahtung — müßte diefelbe um fo ſchwie⸗ 
tiger und unhaltbarer werden, je mehr der Pächter, den Fortſchritten der Lande 
wirthſchaft folgend, mit der Gewinnung der Royprobukte deren gewerbliche 
Berwerthung und Verarbeitung verbindet. 

Ebenſo wenig nöthigt aber auch der Wortlaut des 8. 14 zu der von dem 
Kreisausfhuß vertretenen Rechtsauffaſſung. Im diefer Beziehung liegt gegen- 
über der befannten landrechtlichen Auffaffung der Pacht als dinglichen Rechtes 
und bes Pächters als unvollfländigen Befiters am Grund und Boden bie Er- 
mwägung nahe, ob nicht unter Grund beſitz im Sinne des $. 14a. a. O. fos 
wohl der eigenthümliche als auch der auf einem Pachtverhältniß beruhende Befig 
bes Grund und Bodens habe verftanden werben follen. 

Der Umftand allein, daß der $. 14 als Forenfen Diejenigen bezeichnet, 
welche, ohne in dem Kreife einen Wohnfig zu haben, in demfelben Grund» 
eigenthum befiten, und daß der $. 16 im Zufammenhang damit der Doppel 
befteuerung desjenigen Eigenthums vorbeugt, welches einem Abgabepflichtigen 
aus feinem außerhalb des Kreifes gelegenen Grundeigenthum zufließt, würbe 
einer ſolchen Auslegung nicht unbedingt entgegenftehen. Denn das Geſetz hat 
durch feine Faſſung die Grundlage des forenfalifhen Steuerverhältnifjes zum 
Kreife — vom Gewerbe und Bergbaubetriebe abgeſehen — wohl nicht auf das 
privatrechtliche volle Eigentfum am Grund und Boden beihränten und damit 
andere Rechtsverhältniffe, welche gleich dem Eigenthume ein vollftändiges Nutzungs⸗ 
recht am Grund und Boden gewähren, wie beifpielsweije den Nießbrauch, aus- 
fließen wollen. 
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Andererfeits fpricht jedoch gegen jene Auslegung, daß nicht allein ber all- 
gemeine Sprachgebrauch unter Grundbefig nicht den Pachtbefig an einem Grund» 
ſtück, ſondern dem entiprechend auch die Kreisorbnung, wo immer biefelbe fonft 
die fommunalen Rechte und Pflichten der „Brundbefiger“ regelt, unter Dieſen 
zweifellos nicht die Wächter des Grund und Bodens mitbegreift. 

Der Vorderrichter rechnet daher, indem er davon ausgeht, daß der Land» 
wirthichaftsbetrieb zu den Bewerben im weiteren Sinne gehöre, die Pächter von 
Landgütern nicht fomohl zu den Grundbeſitzern, als vielmehr zu ben Gewerbe⸗ 
treibenden im Sinne des 8. 14 a. a. O. 

Diefer Auffeffung ift beizupflichten. 

Diefelbe kann zunähft nicht durch die Ausführung des Berufungsklägers 
widerlegt werben, daß die Thätigkeit des Landwirthes auf die Gewinnung lands 
wirthſchaftlicher Rohprodukte gerichtet, der Gewerbebetrieb aber auf die Bere 
werthung der Rohprodukte im Wege bes Handels oder der Verarbeitung be- 
ſchränkt jei, da beide Thätigkeiten, Die Gewinnung wie die Verwerthung jener 
Erzeugniffe bei der Pachtung eines Landgutes regelmäßig vereinigt find. 

Ebenfowenig ift der Hinweis auf die Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869 
in dem vom Berufungskläger in Bezug genommenen Erkenntniſſe des Bezirks- 
verwaltungsgerichtes zu Frankfurt a. D. vom 12. Mai 1875 (abgebrudt in ber 
Zeitichrift „Die Selbftverwaltung”, Jahrgang 1875, S. 269) geeignet, die dort 
vertretene, mit der des Berufungsklägers übereinftimmende Auslegung des $. 14 
der Kreisordnung zu begründen. 

Zweifellos berührt allerdings die Gewerbeordnung, obwohl in berjelben eine 
ausdrüdlihe einfchränfende Beſtimmung nicht enthalten if, nad) Maßgabe ber 
geſchichtlichen Entwidelung, welche die Bewerbegejeßgebung im Begenjage zu 
der auf die Landwirthichaft bezüglichen genommen hat, die Rechtsverhältniſſe der 
leßteren nicht. In den Motiven zu dem unter dem 7. April ı868 dem ba- 
maligen Neichstage des Norddeutſchen Bundes vorgelegten Entwurfe zur Ge— 
werbeordnung ift dies mit den Worten: „Aderbau, Viehzucht, Gartenbau, Forfte 
wirthichaft, Weinbau, ſchöne Künfte gehören nicht zum Gewerbebetrieb im Sinne 
diefer Geſetzgebung —“ Tonftatirt worden. 

Diejes Moment ift jedoch für die vorliegende Se nicht entſcheidend. 
Denn abgefehen davon, daß die Reichsgewerbeordnung den Begriff bes Ge⸗ 
werbes überhaupt nicht befinirt und eine Reihe von Gewerben aus bem Kreiſe 
ihrer Anwendbarkeit ausfchließt (8. 6), und daher ſchon mit Rüdfiht hierauf 
nit für die Erläuterung des Begriffes „Gewerbe“ im Sinne bes $. 14 ber 
Kreisorbnung ohne Weiteres maßgebend ericheint, jo ift vor Allem zu berüd- 
fihtigen, daß bie Gewerbeordnung das Gewerbe in fleuergefeglicher Beziehung, 
ala Objekt der Befteuerung oder ald Quelle fteuerpflichtigen Einkommens, über- 
haupt nicht berührt. 

ebenfalls ift daher zur Erläuterung des Begriffes Gewerbe im Sinne bes 
8. 14 der Kreicordnung an erfler Etelle nicht ſowohl auf die Bewerbeorbnung, 
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als vielmehr auf die Staatsfteuergefeggebung, aud wenn der $. 15 ebenbafelbft 
nicht ohnehin darauf hinwiefe, zurüdzugehen und zwar, da es fih um Ein⸗ 
“ tommen aus dem Gewerbe handelt, auf die Eintommenfteuergefeggebung. 

Der 8. 19 des Geſetzes vom 1. Mai 1851 (G.S. ©. 193) bezeichnet ala 
Quellen fteuerpflichtigen Einkommens: I. Grundeigenthum, IL Kapitalsvermögen 
ober Rechte auf periobifche Hebungen oder auf Vortheile jeder Art, III. Ge- 
werbe oder gemwinnbringende Beichäftigung irgend welder Art, und $. 30 da- 
jelbft erläutert die Einnahmequelle III. dahin: „Handel, Gewerbe, Pachtungen 
ober gewinnbringende Beihäftigung irgend einer Art.“ 

Wenn nun dem gegenüber 8. 14 der Kreisorbnung bei der Beiteuerung ber 
Forenjen 2c. allgemein den Ausbrud „das Gewerbe” braudt, ohne „Handel“ . 
oder „Pachtungen“ Hinzuzufegen, fo kann nad dieſem Zufammenhange nicht 
wohl ein Zweifel darliber beftehen, daß bier unter Gewerbe jeder Art werben- 
ber Thätigteit, welche gefondert von tem Wohnfige des Bewerbetreibenden einen 
feften Sig und Mittelpunkt haben kann, und insbefondere aud Handel und 
Pachtungen verftanden find. 

Hiernach iſt die Entſcheidung des Vorderrichters in ber Hauptjache be: 
gründet. 


46. 


Anfprud) eines Gemeindebeamten auf Entjhädigung für die Funktiouen als 
Standeäbeamter. 


(Ext. des Oberverwalt.-Gerichts in Berlin vom 20. Januar 1877.) 


Auf den Antrag des Orterichters F, dem vom 1. Oftober 1874 das Amt 
eines Stanbesbeamten übertragen worden war, erfannte der Kreisausfhuß, 
daß die Gemeinde fduldig, dem Ortsrihter F. als Entihädigung für 
die ihm obliegenden amtlichen Mühewaltungen eine um den Jahres- 
betrag von 24 Mark erhöhte Nemuneration von zufammen 144 Mark 
tährlih vom 1. Dftober 1874 ab zu zahlen. 
Auf die Berufung der Gemeinde beftätigte das Bezirtsverwaltungsgericht 
diefe Entſcheidung. 
Das Dberverwaltungsgericht hat in der Revifionsinftanz biefe Entſcheidung 
aufgehoben und den Hagenden Ortsvorſteher mit feinem Anſpruche abgewiefen. 


Gründe. 


Zunächſt erſcheint die Anſicht des Vorderrichters, daß der vorliegende Rechts⸗ 
ſtreit lediglich nach den Beſtimmungen des preußiſchen Geſetzes vom 9. März 
1874 zu beurtheilen ſei, nicht begründet. Käme es in dieſer Beziehung über- 
haupt auf bie Eingabe des F. an, wie ber Vorderrichter annimmt, fo würde fo- 
gar das Reichsgeſetz vom 6. Februar 1875 allein Anwendung finden, da die 
Eingabe vom 31. Dezember 1875 erſt am 3. Januar 1876 bei dem Landrathe- 
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amte eingegangen ift. Allein es ift überhaupt nicht von Bedeutung, an weldem 
Tage ber Antrag geftellt bezw. bei der zuftändigen Behörde eingegangen if. Es 
kommt vielmehr auf die Zeit, für welche Entſchädigung gefordert wirb und auf 
das für diefe Zeit maßgebende Geſetz an. 
(&. 14 Einleitung zum U. L.-R., Art. 2 der Deutihen Reichs⸗ 
verfafjung.) 

Die Forderung für die Zeit vom 1. Oktober 1874 bis 31. Dezember 1875 
ift daher nach dem preußiichen Gejege vom 9. März 1874, diejenige für die Zeit 
vom 1. Januar 1876 ab nad) dem Reichagefege vom 6. Februar 1875 auf ihre 
Zuläffigteit zu prüfen. Ein materieller Unterfchied entfteht hierdurch allerdings 
nit, da beide Gefege in Bezug auf die im gegenwärtigen Streitverfahren zu 
entſcheidende Frage, 

ob der Gemeindebeamte, welder für einen aus mehreren Gemeinden 

bezw. Butsbezirten gebildeten Bezirk als Stanbesbeamter beftellt if, 

von der Gemeinde feines Hauptamts eine Enti@äbigung verlangen kann, 
dafjelbe befagen. 

Die einihlagenden Beſtimmungen bes preußifchen Befeges vom 9. Mär, 
1874 (G.⸗S. ©. 95) lauten: 

8. 3 Abſatz 5: 

„Jeder Gemeindebeamte, insbejondere jeder Gemeinbevorfteher (Bürger: 
meifter 2c.) ift verpflichtet, für denjenigen Bezirk, zu welchem der 
Bezirk feines Hauptamts gehört, das Amt eines Stanbesbeamten oder 
Stellvertreters zu ternevnen — 

8. 5 Abſatz 1: 

„Gemeinde⸗ und Bezirksbeamte find berechtigt, für —— der 
Geſchäfte des Standesbeamten von den zum Bezirke ihres Haupt: 
amtes nicht gehörigen Gemeinden eine in allen Fällen als 
Pauſchquantum feitzufegende Entihädigung zu beanfpruchen.” 

Der Regierungsentwurf vom 9. Dezember 1873 hatte die legtere Be— 
ſtimmung nicht, fondern ſprach im 8. 4 aus, daß den betreffenden Standes: 


beamten 
„von den Gemeinden ihres Amtsbezirts“ 


eine Entſchädigung zu gewähren fei, wonach aljo auch die Gemeinde, in welcher 
ber Beamte fein Hauptamt verfieht, an Aufbringung der Entſchädigung betheiligt 
werben follte. 
(Stenographifhe Berichte des Haufes der Abgeordneten 1873/74. An- 
lagen Bd. I. ©. 349, 357.) 

Zu dem $. 4 ber Vorlage wurden im Haufe der Abgeorbneten mannigfache 
Abänderungsvorfchläge geftelt. Sämmtlihe Anträge wurben bei der zweiten 
Leſung der Bubgetfonmiffion überwiefen, welde in der Sitzung vom 20. Des 
zember 1873 darüber berichtete. Die Kommiffion hielt es für gerechtfertigt, den 
Kommunalbeamten für ihren eigenen Bezirk bie unentgeltliche Wahrnehmung 
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der Gefchäfte eines Standesbeamten aufzuerlegen, nicht aber für thunlich, fie zur 
unentgeltlichen Uebernahme biefer Gejchäfte auch für fremde Gemeinden zu ver⸗ 
pflihten. Sie fhlug daher dem Haufe vor zu beftimmen: 

Den auf Grund der Beſtimmungen bes $. 3 ernannten Standes⸗ 
beamten ift von den zu dem Bezirke ihres Hauptamtes nit 
gehörigen Gemeinden für ihre Mühewaltung eine Entſchädigung 
zu gewähren. 

In dem Haufe felbft entfpann ſich eine längere Debatte über bie Frage, 
ob es billig und praltifch richtig fei, die Gemeindebeamten zur unentgeltlihen 
Verwaltung des Standesamtes in ihren Gemeinden zu verpflichten. Diefelbe 
führte jeboh zur Annahme des miebergegebenen Antrages ber Bubdget- 
tommiffion. 

(Stenographifhe Berichte des Haufes der Abgeordneten 1873/74, Br I. 
©. 491 fi.) 

Das Haus der Abgeordneten hielt diefen Beſchluß bei der dritten Leſung 
nicht aufrecht, fondern ftellte auf Befürwortung des Abgeordneten v. Brauchitſch 
im Wefentlihen die Regierungsvorlage wieder her, indem es ben 8. 4 in folgen- 
ber Faflung annahm: 

„Gemeinde- und Bezirksbeamte, welchen das Amt des Stanbes- 
beamten übertragen wird, find berechtigt, von den zum Bezirke 
diefes Amtes gehörigen Gemeinden für ihre a eine 
Entſchädigung zu beanſpruchen.“ 

(Sigung des Hauſes ber Abgeordneten vom 15. Januar 1874. Stenogr. 

Berichte Bd. I. ©. 607 ff.) 

Im Herrenhaufe wurden die hervorgehobenen Worte wiederum bemängelt 
und beantragte der Oberbürgermeifter von Voß ihre Erſetzung durch bie 
Worte: i 
von den Gemeinden, welche zu dem Bezirke ihres Hauptamts nicht 
gehören. 


Der Sinn diefes Amendements wurbe von dem Oberbürgermeifter Hobrecht ü 


dahin erläutert, daß die Standesbuchführer Teine Entſchädigung für die Thätig- 
keit innerhalb des Bezirks ihres Hauptamtes zu fordern haben follten. Das 
Amendement wurde angenommen und erhielt jo im Serrenhaufe der $. 4 
ber Vorlage als 8. 5 die Faſſung, wie fie in dem Gejege vom 9. Narzʒ 1874 
ſich findet. 
(Stenogr. Verhandlungen des Herrenhauſes 1873/74 Bd. J. ©. 162 ff.) 
In der Sigung vom 24. Februar 1874 trat das Abgeordnetenhaus den Ber 
ſchlüſſen des Serrenhaufes bei, 
(Stenographifche Berichte des Haufes der Abgeorbneten 1873/74 
©. 1237 #) 
worauf das Geſetz promulgirt wurbe. 
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Nach diefer Entfiehungsgefhichte kann es nicht zweifelhaft fein, daß der $. 5 

bes Geſetzes vom 9. März 1874 bejagen will, 
daß Gemeindebeamte, welche für einen zufammengefegten Bezirk zu 
Standesbeamten beftellt find, eine Entihädigung für die Wahrnehmung 
der Standesamtögejchäfte von ber Gemeinde ihres Hauptamtes nicht 
fordern bürfen. 

Das preußifhe Geſetz vom 9. März 1874 bildet die Grundlage für das 
Keichagefeg vom 6. Februar 1875. Die Vorlage des Bundesraths an ben 
Reichstag vom 6. Januar 1875 lautete, foweit fie hier in Betracht kommt: 

8%. 5 Abſatz 2: 

„Ein jeder Vorfteher oder andere Beamte einer dieſer (— zu einem 
Standesamtsbezirt vereinigten —) Gemeinden ift verpflichtet, das Amt 
des Standesbeamten oder des Stellvertreters zu übernehmen.“ 

8. 6 Abſatz 2: 

„Die in 9. 5 Abfag 2... bezeichneten Beamten find berechtigt, 
für Wahrnehmung der Gejhäfte des Stanbesbeamten von den zum 
Bezirke ihres Hauptamts nicht gehörigen Bemeinben eine 
in allen Fällen als Paufchquantum feftzufegende Entihädigung zu 
beanfprucdhen.” 

(Stenogr. Berichte bes Deutſchen Reichstags 1874/75, Anlagen Bd. IV. 
©. 1041 ff.) 

In der Sigung des Reichstags von 14. Januar 1875 wurde von dem Ab- 
geordneten von Bonin hervorgehoben, daß die gleihe Beitimmung in bem 
preußifhen Geſetze, wonach für die Standesbeamten, benen das Recht einge- 
räumt fei, eine Entfhädigung zu verlangen, diefe Entihädigung nur von ben- 
jenigen Gemeinden aufgebracht werden ſolle, welche nicht unmittelbar zum Be 
zirke ihres Hauptamts gehören, zu ben größten Unzuträglicleiten geführt habe 
und. gegen die Billigkeit verftoße, und wurde beantragt, die Pflicht zur Ents 
ſchädigung ſämmtlichen betheiligten Gemeinden aufzuerlegen. Nachdem ſich jedoch 
die Abgeordneten Wehrenpfennig und Miguel und der Kommifjarius des 
Bundesraths dagegen erflärt hatten, wurde $. 6 der Vorlage in zweiter 

(Stenographifhe Berichte bes nr Verhandlungen 1874/75 

3. IL ©. 999 ff.) 

und demnächſt in der Sigung vom 23. Januar 1875 in britter Zefung unver: 
ändert angenommen (S. 1229 a. a. D.), wobei 88. 5, 6 der Vorlage die Stellen 
als 88. 6, 7 erhielten. 

Hiernach ift Die Bedeutung des Abfates 2 8. 7 bes Reichsgeſetzes biefelbe, 
wie die des Abfages 1 $. 5 des preußiſchen Bejeges. Beide Beflimmungen ver: 
fagen dem Bemeinbebeamten, welcher für einen aus mehreren Gemeinden zus 
faınmengefegten Standesamtsbeziet zum Standesbeamten beflellt ift, jede Ents 
Thädigung für die Wahrnehmung der Standesamtsgefchäfte in ber Gemeinde 
feines Sauptamts. Die Gefeßgeber haben ihm wohlbedacht eine ſolche Ent- 
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ſchädigung nur gegenüber denjenigen Gemeinden zugeiprochen, welche zum Bezirke 
feines Hauptamtes nicht gehören. 

Das Verlangen des Ortsrichters F., daB ihm die Gemeinde 8. eine Ents 
ſchädigung für die Wahrnehmung der Standesamtögejhäfte innerhalb dieſer 
Gemeinde gewährte, entbehrt hiernach der gefeglichen Begründung. Derfelbe 
ann daher auch nicht eine Erhöhung der ihm als Gemeindevorfteher zugebillig- 
ten Entſchädigung wegen des ihm übertragenen Amtes als Standesbeamter auf 
Grund des $. 28 der Kreisorbnung beanfpruchen, da er eben nach dem Geſetze 
die Geſchäfte des Stanvdesbeamten innerhalb feiner Gemeinde unentgeltlic) wahr: 
zunehmen hat. 

Indem der Borderrichter dem Kläger eine folhe Entſchädigung zubilligt, 
verlegt er den Abſatz 1 $. 5 bes preußifhen Geſetzes vom 9. März 1874 und 
den Abſatz 2 $. 7 bes Reichegefeges vom 6. Februar 1875, und wendet er ben 
8. 28 der Kreisordnung auf einen Fall an, für welden berjelbe nicht ges 
geben ift, 

Das Ertenntniß des Bezirksverwaltungsgerichts war daher aufzuheben und 
das Erkenntniß des Kreisausfchuffes auf ben Antrag der. beklagten Gemeinde 
dahin abzuändern, daß Kläger mit feiner Entjchädigungsforderung abzumweijen. 


47. 


Landgemeinden And nicht berechtigt, Die nad Verhältuiß der Grundfteuer um: 
gelegten Gemeindenbgaben aud von den Pähtern — itatt von deu 
Eigenthümern — der mit jolhen Abgaben belafteten Grundjtüde zu fordern. 


(Erf. des Oberverw.⸗Ger. in Berlin vom 17. Januar 1877) 


Die Entſcheidung hängt von der Beantwortung der Frage ab: 
ob eine Landgemeinde berechtigt ift, die nach Verhältniß der Grund: 
fteuer auf die Liegenfchaften des Gemeindebezirtd umgelegten Gemeinde- 
abgaben auch von ben Pächtern der mit folden Abgaben’ belafteten 
Srundftüde zu fordern? h 
Es kann zunädft fein Zweifel darüber beftehen, daB dieje Frage von dem 
Verwaltungsrichter nach den Normen des öffentlichen Rechts, nicht nad denen 
des Privatrechts zu entſcheiden ift. Die Verbindlichkeit des Klägers zur Leiftung 
der von ihm geforderten Abgaben ift daher weder aus den 88. 292, 413 und 
414 Kit. 21 Th. 1. A. L.⸗-R., noch aud) aus dem von ihm mit dem Eigenthümer 
geſchloſſenen Pachtvertrage herzuleiten. Wären aber auch die gedadyien Geſetzes⸗ 
vorjehriften bezw. der Pachtvertrag der Entiheidung zu Grunde zu legen, jo 
würde die von der Bellayten in Aniprucd genommene Berechtigung darauf 
gleihwohl nicht geftügt werben köımen, da die 38. 292, 413, 414 a. a. O. 
ebenfo wie der Pachtvertrag nur das Verhaltniß zwiſchen Pächter und er: 
pächter vegelu, von Seiten des Bläubigers aber Rechte aus denſelben nicht 
geltend gemacht werden können. 
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Nach öffentlichen Rechte (88. 18 ff. Fit. 7 Th. IL A. &-R. und Geſetz vom 
14. April 1856) find dem VBefteuerungsrechte der Landgemeinden die angefeflenen 
Wirthe, d. h die Befiger der in einem Dorfe oder in deſſen Feldmark gelege- 
nen bäuerliden Grundftüde ſowie bie unangejeffenen Dorfseinwohner unter 
worfen. Im juriſtiſch⸗techniſchen Sinne ift zwar auch der Pächter „Befiger“ 
— wenn jhon nur „unvollftändiger” — (9. L.-R. Th. J. Zit. 7 8.6, Tit. 21 
88. 2 ff.) 

Indeß ericheint e& nicht zweifelhaft, da — wie im gemeinen Leben bet 
Wort „Befig” nicht felten zur Bezeichnung von Eigenthum oder Vermögen ge 
braudt wird — fo aud das A. L.-R. Th. IL. Tit. 7 38. 18, 40, 41, 48 und 
das LZandgemeideverfaffungsgejeß vom 14. April 1856 fi) der Ausdrüde: „Be 
figer, Aderbefiger, Beſitz“ in gleihem Sinne bedienen, wobei noch darauf bins 
gewiefen fein mag, daß das Allgemeine Landredht ſich auch fonft von biefem un 
technischen Sprachgebrauche nicht freigehalten hat. (TH. I. Tit. 12 85. #1, 4%, 
452 bis 454, Tit 18 9. 681, Kit. 19 8$. 7, 8, Tit 20 8.404.) Hieraus folgt, 
daß die nad dem Verhältniſſe der Grundfteuer umgelegten Gemeindeabgaben 
nur von ben Eigenthümern der mit Grunbfteuer belafteten Grundftüde, nicht 
von den Pächtern berjelben gefordert werden können. 

Auch läßt fi eine foldhe Berechtigung der Landgemeinden den Pächtern 
gegenüber nicht aus bem 8. 45 Abſ. 3 des Geſetzes, betreffend die befinitive 
Untervertheilung und Erhebung der Grundfteuer 2. vom 8. Februar 1867 
(8 -©. ©. 185 ff.) herleiten, nad) welchem allerdings der Staat beredtigt if, 
fid — außer an den Eigenthümer — auch an den Pächter oder Niekbrauder 
wegen ber während der Pacht- oder Nießbrauchzeit fälligen Grundſteuer zu halten. 
Denn dieſe für die Staatsgrundfteuer erlaffene erzeptionelle Vorſchrift gefattet 
feine analoge Anwendung auf die von den Gemeinden nad dem Berhältnife 
der Staatsgrundfteuer umgelegten Gemeindeabgaben. 

Ebenjowenig ift dadurch, daß Kläger während feiner dreijährigen Pachtzeit 
die Gemeindeabgaben, welche auf das von ihm gepachtete Grundſtück vertheilt 
worden find, bis zum Jahre 1875 unweigerlih entrichtet hat, eine Verpflichtung 
zur ferneren Leiftung diefer Abgaben für ihn entftanden. Es würde dieſer Zhat- 
ſache vom Standpuntte des öffentlichen Rechts aus eine rechtliche Bedeutung 
nur dann beizulegen fein, wenn durch biefelbe der Beweis des Beitehens einer 
befonderen Obſervanz in P.-W., wonach auch der Gemeinde gegenüber bie 
Pächter zur Zahlung der von dem gepachteten Ländereien zu entrichtenden Ge 
meindeabgaben verpflichtet find, für geführt erachtet werden könnte. . Dies ifl 
jedoch unzweifelhaft nicht der Fall und kann deshalb auch dahingeftellt bleiben, 
ob die Bildung einer ſolchen Objervanz überhaupt geſetzlich zuläſſig iſt. 
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48, 


Den Beamten der Privat-Eijenbahngeichidaften, inäbejondere denjenigen, welche 
die Bahnpolizei auszuüben haben, ftchen bezüglid) der Kommunalſteuer⸗ 
pflichtigkeit die Rechte der mittelbaren Staatsbeamten nicht zu. 


(Erk. des DOberverw.-Gerichts in Berlin vom 6. Juni 1877.) 


Die Beurteilung der von Kläger betonten Rechtsfrage durch den Vorder 
richter erfcheint, wenn auch nit in allen Ausführungen, fo doch in ihrem 
Refultate wohl begründet. 

Es ift dem Reviſionskläger darin beizupflichten, daß die Allerhöchſte Kabinets⸗ 
ordre vom 14. Mai 1832 das Privilegium der unmittelbaren Staatsbeamten 
aus dem Geſetze vom 11 Juli 1822 feineswegs nur, worauf einzelne Aus: 
führungen des Vorderrichters hinzudeuten ſcheinen, auf gewiſſe Slategorien ber 
mittelbaren Staatsdiener, insbefondere die Gemeinde⸗ und landihaftlihen Beamten 
ausgedehnt hat. Dies ergiebt fih aus dem Wortlaute der Allerhöchſten Drdre, 
welche diefen beiden Beamtenklaffen die unmittelbaren Staatsbeamten allgemein 
durch den Hinweis auf den 8. 69 Tit. 10 Thl. II. A. &-R. anreiht — eine ges 
feglihe Beſtimmung, melde Die Staatsbeamten mit den Worten umfaßt: „dere 
gleihen Beamten ftehen entweder in unmittelbaren Dienften des Staates, ober 
gewiſſer demfelben untergeordneter Kollegien, Korporationen und Gemeinden.” 

Dbwohl nun aber die Privateifenbahngejellihaften die Rechte der Kurpo- 
rationen haben ($. 3 des Gefeges über die Eifenbahnunternehnungen vom 
3. November 1838, G-S. ©. 505), und obmohl fie in mehrfahen Beziehungen 
ber ftaatlihen Aufficht unterftehen, jo gehören biefelben als folche doch nicht, wie 
dies bereits in einem Schreiben ber Minifter des Innern und der Finanzen an 
den Suftigminifter vom 16. November 1839 (v. Kamptz, Annalen 8. 23, 
©. 460) hervorgehoben worben iſt, zu den Sorporationen im Sinne bes $. 69 
a. a. D. Diefelben find gleich anderen Aktiengejellichaften für gewerblihe und 
Handelsunternehmungen Privatgeſellſchaften, deren Thätigleit auf den wirth- 
Ichaftlihen Erwerb durch den Betrieb des Transportgewerbes gerichtet iſt. Die 
Angeftellten diefer Privatgeſellſchaften find daher Privatoffizianten, und e8 jtehen 
ihnen als jolden nicht die Kechte der Staatsbeamten zu. Dies it ſowohl in 
der Rechtſprechung (vergl. Erkenntniß des Ober-Tribunals vom 30. Juni 1853, 
Entjheidungen Bd. 26, ©. 163), als auch in der Praxis der Verwaltungs- 
behörden anerkannt; insbejondere ift, foweit erfichtlic, von den Letzteren ben 
Beamten der Privateifenbahngejellfchaften niemals allgemein das Kommunals 
fteuerprivilegium der mittelbaren Staatsbeamten eingeräumt worden. 

Dem gegenüber kann es ſich nur fragen, inwieweit dieſer Rechtszuſtand be 
züglich derjenigen Kategorien von Angeftellten der Privateifegbahngefellichaften 
ein anderer if, welchen gemäß bem auf Grund des Artikel 43 der Reichs—- 
verfaffung erlaflenen Bahnpolizeireglement für. bie . Eifenbahnen Deutſchlands 
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vom 4. Januar 1875 (Centralblatt für das Deutihe Rei von 1875 ©. 57 ff-; 
vergl. 8. 23 des Gejeges vom 3. November 1838) die Ausübung der Bahn⸗ 
polizei obliegt. 

Inſoweit diefe Beamten mit ber Ausübung der Bahnpolizei betraut find, 

“treten biefelben dem Publikum gegenüber in die rechtliche Stellung der ſtaatlichen 
Polizeibeamten und ſtehen in georbneter dienftliher Beziehung zu den fonjtigen 
Drganen ber Polizei; mit Nüdfiht auf ihre polizeilichen Funktionen if für dies 
felben eine beſtimmte perfönliche Qualifikation vorgefchrieben, fie werden vereidigt, 
haben die vorgefchriebene Uniforin zu tragen, find der Disziplin der ſtaatlichen 
Auffichtsbehörde unterworfen und gehören zu den Beamten im Sinne des 
Strafgefegbuhes Vergl. 93. 66—71 jenes Reglements, $. 24 des Disziplinar- 
gefeges vom 21. Juli 1852 und $. 359 des Strafgejegbuches.) 

Tiefe rechtliche Stellung, auf welche der Reviſionskläger wiederholt hinweiſt, 
nehmen jene Beamten jedoch nur foweit, als fie Funktionen der Bahnpolizei 
ausüben, ein, und nicht weiter. 

Nun werden aber auch die Kategorien der Privateifenbahnbeamten, welchen 
das Bahnpolizeireglement zunädhft die Ausübung der Bahnpolizei übertragen hat, 
regelmäßig keineswegs, entiprehend etwa den Poligei-Unterbeamten einer ftädti- 
ſchen Gemeinde, ausſchließlich für ihre bahnpolizeilihen Verrichtungen angeftellt. 
Im Gegentheil gilt ihre dienstliche Thätigkeit im Weſentlichen und an erfter 
Stelle dem gewerblichen Unternehmen der Gefellihaft; für diefes werben fie 
gleih den fonfligen SPrivatoffizianten der Geſellſchaft angeftellt und bejoldet. 
Obwohl fie daher in und neben diefer ihrer dem Transportgewerbe der Geſell⸗ 
ſchaft gewidmeten Wirffamkeit Die Funktionen der Bahnpolizei wahrzunehmen 
haben, und ihnen auch bezüglich diefer Seite ihrer Thätigkeit zweifellos bie Rechte 
der mittelbaren Staatsbeamten zuftehen, fo eriheinen fie dod nicht, worauf es 
bier allein antommt, nad dem Geſammtkarakter ihrer dienftlihen Stellung als 
mittelbare Staatsbeamte, jonbern als Angeftellte einer Privatgeſellſchaft, ſo daß 
fie als folhe auch nicht das Rommunalfteuer Privilegium der Staatsbeamten für 
fi in Anfprud nehmen können. 

Diefe Rehtsauffaffung ift niht nur in der konſtanten Praris der Ver: 
maltungsbehörden zur Anerkennung gelangt, (vergl. die Minifterial-Erlaffe vom 
8. Juni 1846 und 23. Mai 1847 — M.«Bl. d. i. V. von 1846 ©. 125 und 
von 1847 ©. 173 — fowie das Kefkript der Minifter der Finanzen, des Innern 
und für Handel ꝛc. vom 25. April 1876 — ebendajelbft S. 122 — durch welches 
legtere der vom Kläger für feine Anfiht in Bezug genommene Beſcheid der- 
jelben Minifter vom 3. Juni 1875 erläutert wird) fondern, worauf in jenem 
Erlaſſe vom 25. April 1876 hingewieſen ift, infofern aud im der Gefeßgebung- 
als der $. 2 der Verordnung, betreffend die Heranziehung der Staatsdiener zu 
den Kommunalauflagen in den neu erworbenen Landestheilen vom 23. Sep: 
tember 1867 (&45. ©. 1648), welche nad ihrem Cingange bezwedt, „bie 
Staatsdiener in diefen Landestheilen bezüglich ihrer Beitragspflicht zu den Kom⸗ 
munalbebürfniffen ben Staatsdienern in der übrigen Monarchie nah Maßgabe 
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der Grundfäße des Geſetzes vom 11. Juni 1822 gleichzuſtellen,“ die Privat: 
eifenbahnbeamten ausnahmslos von den dafelbft gedachten Beamtenkategorien 
ausfchließt. — (Vergl. aud die Entfheidung des Ober-Tribunals vom 4. De- 
zember 1873, Oppen hof's Rechtſprechung Bd. 14, ©. 775.) 

Es kann dahin geftellt bleiben, ob dem gegenüber der auf Chauffeegelderheber 
von Aktienhauffeen bezügliche Minifterialerlaß vom 7. Zuli 1866 (M.Bl. d. i. 
V. ©. 145) auf einer abweichenden Rechtsanſchauung beruht, da berfelbe keinen: 
falls für die Beurtheilung der hier in Rede flehenden Frage maßgebend ift. 


49. 


Bei Abſchluß eined Lieferungsvertrages kann der Berufung auf rechtliche Eut⸗ 
iheidung über die Vertragsmäßigfeit der Lieferung Seitens des einen 
Theil? rechtsgũltig wicht entjagt werden. 


(Erf. dee Ob.-Trib. in Berlin vom 9. Dezember 1875.) 


Die thatfähliche Feftftellung des Appellationsrichters geht unangefochten 
dahin, daß nach dem, zwiſchen den Parteien, dem Kläger und dem Königlichen 
Fiskus, vertreten durch die Königliche Regierung in Schleswig als Verklagte, bes 
ſtehenden Vertrage und den dazu gehörigen Submiffionsbedingungen ber Kläger 
in etwaigen Konteftationsfällen der Berufung auf rechtliche Entſcheidung entjagt 
und insbefondere in Betreff der vertraggmäßigen Beichaffenheit der von ihm 
übernommenen und ausgeführten Lieferung von Rundflämmen fi dem Aus- 
ſpruche der verflagten Königlichen Regierung unbedingt unterworfen hat. Es 
bat alfo danach die Verklagte ihre, durch die Lieferung Seitens des Klägers 
bedingte Verpflihtung zur Annahme derjelben 'und zur Zahlung bes Kaufpreifes 
nicht Tediglih von ihrem freien Belieben, jondern noch von einer eigenen, den 
Kläger unter Ausſchließung des Rechtswegs bindenden Prüfung der Vertrages 
möäßigteit der Lieferung abhängig gemacht 

Man kann zwar nach 1. 108 8. 1, 1. 115 pr. Dig. 45, 1; 1. 22 8. 1 Dig. 
50, 17, 1. 69, $. 4 Dig 23, 3 und 1. 76 77 Dig. 17, 2 zugeben, daß die Ver⸗ 
klagte, auch außerhalb eines nur den Rüdtritt von dem ganzen Vertrage geſtat⸗ 
tenden Kaufs auf Beſicht oder Probe, ſich für ihre Annahıne: und Zahlungs- 
Berbindlichleit die Befugniß zu einer folden, nicht ſchlechthin willtürlihen Prü- 
fung vertragsmäßig ausbedingen konnte. 

Jedenfalls aber kann die Ausführung des Appellationsrichters, daß ein Ver⸗ 
sicht auf Anrufung richterliher Hülfe gegen die von dem einen Kontrahenten 
kraft jener Befugniß getroffene Beftimmung über die Leiftung des anderen und 
deren Vertragsmähigkeit für zuläffig zu erachten fei, nicht gebilligt werden; viels 
mehr verftößt fie gegen die von dem Kläger in der Nichtigkeitsbejchwerde hervor: 
gehobenen und im Allgemeinen als richtig anzuertennenden Grundſätze, daß das 
dffentlihe Reht durch Privatjagungen nicht verändert und bemgemäß _ 
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insbefondere ein Verzicht auf Anrufung richterliher Hülfe zur Entjheidung Fon- 
traktlicher Streitigkeiten nicht rechtsgültig erflärt werben fünne. — Denn bie 
felben find nicht blos in dem, dem öffentlichen Rechte angehörigen Prozeßrecht, 
wonach, wie in 1. unica Cod. III, 5, beftimmt if, Niemand in feiner eigenen 
Sade Richter fein Tann, begründet, fondern auch für ben vorliegenden Fall in 
1. 3 Cod. V. IL, I. 24, pr. Dig.19, 2 und 1. 79 Dig. 17, 2 infofern anerkannt, 
als danach gegen eine dem Ermeſſen eines Kontrahenten überlaflene und von 
ihm demgemäß getroffene Beflimmung rüdfihtlik des Vertrags und feiner Er» 
füllung dem andern immer nod) die gerichtliche Klage und die Befchreitung bes 
Rechtsweges geftattet jein fol (cf. Thibaut Pandeltenrecht $. 458, Windſcheid 
Pandektenrecht $. 254 und Linde gemeiner Civilprogeß $. 43). . Diernad muß 
mit Rückſicht auf die Verordnung vom 24. Juni 1867 8. 63 das zweite Erkenntniß 
vernichtet werden. In ber Sade jelbft kann in biefer Inflanz noch nicht er 
fannt werden. Denn die Entſcheidung in den beiden erften Inflanzen hat nur 
den von der Verklagten aufgeftellten Einwand ber Unzuläffigteit des Rechiswegs 
betroffen und insbejondere ben Kläger nur deshalb abgewiefen, ift aber in ber 
Sache jelbft und namentlich darüber noch nicht erfolgt, inwiefern im Webrigen 
die Anjprüche des Klägers oder die Einwendungen ber Verklagten begründet find. 

Es war hiernach und mit Rüdfiht auf $. 66 der Verordnung vom 24. Suni 
1867, wie geihehen, zu erfennen. 


50. 


Eine hinfihtlic der Venukung deö Kämmerei- und Bürger-Vermögens ergangene 
Anordnung der Vezirföregierung fann nicht zum Gegenftaud einer gericht: 
lien Klage gemaht werden. = 


(Erf. des Gerichtsh. zur Entfheidung der Komp.-Konfl. in Berlin v. 10. Juni 1876.) 


Gründe 


Die 126 Hagenden Einwohner St. und Genofien zu B. bezogen nah dem 
Statute vom 4. Februar 1859 und der Forftordnung vom 24. Februar 1868 
aus dem zum &emeindevermögen ber Stadt B. gehörigen Kämmereiforfte Raff- 
und Lefeholz nebft Zaubftreu bisher unentgeltlich, follten aber vom 1. Juli 1875 
ab dafür, zufolge einer von dem dortigen Magiftvate veröffentlichten Verfügung 
der Königlichen Regierung zu E. vom 9. April 1875, Erlaubnißfcheine löſen und 
bezahlen, fowie zugleich die lediglich bürgerrechtlihe Befugniß zur Waldnugung 
ſchriftlich anerkennen. Sie hielten eine foldhe Anordnung ohne vorausgegangenen 
Beſchluß der ſtädtiſchen Behörden für unzuläffig und beantragten baber, und 
weil fie wegen Webertretung berfelben zur Unterfuchung gezogen worden waren, 
bei ber Königlichen Kreisgerichts-Rommiffton zu B. die Verurtheilung des Ma« 


giftrats zur Anerkennung ihrer Berechtigung, jene Nutzungen ohne jeden Legiti⸗ 
mationsfchein zu entnehmen, 


a 
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Die Königliche Regierung zu E. erhob noch vor der Klagebeantwortung den 
Kompetenz⸗Konflikt, weil die Beftimmung über das Kämmerei- und Bürger 
Vermögen nad der Stäbteorbnung vom 30. Mai 1853 88. 11, 36, 49 eine 
innere Gemeindeangelegenheit und von ihr im vorliegenden Falle nad) $. 44 
dafelbft wegen gleicher Forftberechtigungen faft ſämmtlicher Mitglieder des Ma- 
giftrats und der Stadtverordneten-Berfammlung getroffen worden fei. 

Die Königliche Kreisgerichts- Tommiffion fomohl, als auch das Königliche 
Appellationsgeriht zu H. eradteten ben Kompetenz. Konflikt für begrünbet, 
während die Kläger biefem und der Anwendbarkeit des 8.44 der Stäbteorbnung 
widerſprachen. 

Es war, wie geſchehen, zu erkennen. 

Daß die Beſtimmung über die Verwendung und Benutzung bes zum Bes 
meindevermögen ber Stadt B. gehörigen Kümmereiforftes eine innere Gemeinde: 
angelegenheit und daher nicht Gegenftand einer gerichtlihen Entſcheidung ift, 
fteht nad) $. 49 der Stäbteordnung vom 30. Mai 1853, wie bereits in dem 
von der Königlichen Regierung angezogenen Erkenntniſſe des Königlichen Ge: 
richtshofes zur Entſcheidung der Kompetenz-Konflikte vom 18. Februar 1874 
(Zuftiz- Plinift.- Bl. 1874 ©. 97) ausgeführt ift, nicht zu bezweifeln und wird 
aud von ben Stlägern felbft nicht beftritten. Demgemäß kann auch die, eine 
ſolche Vefimmung über den Rämmereiforft enthaltende Verfügung ber Könige 
lihen Regierung vom v. April 1875 nur als eine innere Gemeindeangelegen 
beit betreffend angejehen und von den Klägern nicht im Rechtswege mit der 
gegen den Magiftrat angebrachten Klage, fondern nah der erwähnten Städte: 
ordnung $. 76 ff. lebiglih mit einer Beſchwerde bei den der Königlihen Re— 
gierung vorgejegten Adminijtrativ-Behörden angefochen werden. 


51. 


Eine von der Kommunal-Auffichtsinſtanz in einer Gemeindeangelegenheit ge: 
trofene Entiheidung kanu Seitens der Nutznugsberechtigten im Prozeß⸗ 
wege nicht angefochten werden. 


Erl. de8 Gerichts. zur Entſcheidung der Kompetenz-Konflifte in Berlin v. 11. März 1876.) 


Die Regierung zu E. hat dur eine vom Magiftrat zu B. befannt gemachte 
Verfügung vom 9. April v. 3. die Beträge erhöht, welche die ſ. g. Geredtig- 
teitshäufer für den Empfang ber ihnen aus der ftäbtifchen Forft zu gewährenden 
Hölzer an die Kämmereikaſſe zu B. nad) der dortigen Forftordnung zu entrichten 
haben, und beftimmt, daß die Einwohner der Stadt für die Entnahme von Leje: 
holz, Laubftreu und Gras jährlih Erlaubnißfcheine gegen Zahlung von 3, 2 
und Yg M löfen follen. Die Kläger als. Befiger von Gerechtigkeitshäufern er⸗ 
fennen zwar an, daß ihre Nutzungen an dem Stabtwalde zu den Gemeinde: 
Nugungen gehören, deren Genuß durch Beſchluß der Stabtvererbneten und bes 
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Magiftrats mit Genehmigung der Regierung nad) $$. 49, 50 der Städte-Ord⸗ 
nung vom 30. Mai 1853 geändert werben kann, fie find aber der Meinung, 
daß zu einer ſolchen Aenderung, welche von den Stadtbehörben nit bewirkt 
worben ift, der Nepierung eine Befugniß nicht zuftehe, und aus biefem Grunde 
haben fie bei der Kreisgerichts-Kommiſſion zu B. den Antrag geftellt: 

1. den dortigen Magiftrat zu verurtheilen, anzuerkennen, daß Kläger bes 
fugt find, die ihnen an dem zum emeindevermögen der Stadt B. ges 
hörigen Stabdtforfte zuftehenden Nutungen reip. Berechtigungen jo aus 
zuüben, wie bdiefelben in Statut und Forfl-Orbnung der Stadt feſt⸗ 
geftellt find, und demgemäß 

. zu erkennen, daß bie Kläger nicht verpflichtet find, fi) den Beftimmungen 
der Verfügung der Königlihen Negierung zu E. vom 9. April 1875, 
reſp. der auf Grund berjelben erlafienen Bekanntmachung bes Magiftrats, 
foweit diefelben mit Statut und Forftordnung der Stadt in Widerſoruch 
ftehen, zu unterwerfen. 

Die Regierung zu E., welche ihre Befugniffe zum Erlafje der angefochtenen 
Verfügung darauf fügt, daß ſämmtliche Mitglieder der Stabtverordneten- Ber: 
fanımlung und aud, mit Ausnahme des Bürgermeifters, ſämmtliche Mitglieder 
des Magiftrates zu B. ein Interefje bei der Sache haben, welches mit bemjenigen 
der Gemeinde im Widerſpruch fteht, weshalb es der Auffichtsbehörde nach $. 44 
der Stäbteordnung obgelegen habe, für die Wahrung bes Gemeinbeinterefjes zu 
forgen, hat durch Plenarbeihluß vom 23. Oktober pr. den Rompetenztonflitt er 
hoben, defjen Verwerfung die Kläger beantragt haben. Die Gerichtskommiſſion 
zu B. und das Appellationsgeriht zu H. haben den Kompetenztonflitt für be 
gründet erachtet, und biefer Anficht gemäß hat entj&hieden werben müflen. Denn 
die Kläger ftellen nicht in Abrede, daß eine Nenderung ihrer Nutzungen an dem 
Stabtwalde, als Theilnahmerehte am Bürgervermögen, durch einjeitigen Ber: 
waltungsakt der Stabtvertretung an ſich zuläffig fei; jondern fie bemängeln nur, 
daß der Beſchluß nad ihrer Meinung nit von der richtigen Kommunalinftanz 
gefaßt worden. Es handelt fi) daher lediglich um eine Beichwerte über eine 
Entjheidung in Gemeindeangelegenheiten; eine folde kann aber nicht im Rechts⸗ 
wege, jondern nah $. 76 ber Städteordnung vom 30. Mai 1853 Lediglich bei 
den höheren Auffichtsinftangen verfolgt werden. 


12 


52. 


Nad) dem n. öfter. Wildihongefehe vom 19. Febrnar 1873 ift während ber 
Schonzeit der Verfanf von im Anslaude erlegtem Wilde nicht geftattet. 
GEutſch. der k. k. öſterr. Statthalterei vom 21. März 1878.) 


Vor der Verkaufshalle des Marktoiktualienhändlers David K. zu W. wurden 
am 16. März d. 3. vom amtirenden Kommiſſär, nachgewiefenermaßen vom Auss 
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Iande überjendete 50 Stüd Wildenten, rüdfihtlih deren jedoh in Nieder⸗ 
Defterreich nad) dem Geſetze vom 19. Februar 1873 die Erlegung in ber Zeit 
vom 1. März bis 15. Juni verboten ift, mit Beſchlag belegt, und wurde mit 
Erkenniniß des Stabtmagiftrates bajelbft vom 16. März d. 3. im Sinne bes 
8. 6 des zitirten Gejehes die Konfiskation diefer 50 Stüd Wildenten verfügt. 

Hiergegen wandte fi David K. mittelft Einfchreitens vom 16. März d, 3. 
an bie k. k. Statthalterei mit der Bitte, befagte Konfiskation aufzuheben, reſp. 
ihm die Bewilligung zur Wieberausfuhr bes Wildes zu ertheilen. 

Der Stadtmagiftrat beantragte in feinem Berichte über dieſes Einſchreiten 
an die Statthalterei die Abweifung des in demſelben geftellten Begehrens und 
bob hervor, daß, wenn berlei aus dem Auslande ftammendes Wild zum Ver- 
jchleiße zugelafjen würde, bei der Unnachweisbarkeit der Provenienz jedes ein- 
zelnen zum Verkaufe ausgelegten Wilbftüdes und bei ber dadurch fehr leicht 
begründeten Möglichkeit, einheimifhes, während der Schonzeit 
erlegtes Wild mittelft eines Frahtbriefes über analoge, aus dem 
Auslande ſtammende Waare durch mehrere Wochen zu beden, bie 
Anwendung des Gejeges über die Schonzeit bes Wildes unmöglich ge 
macht werden würde, eine Anwendung, welde jchon an und für fih ihre 
Schwierigkeiten biete, weil die Marktorgane nur das Recht haben, die Verkaufs: 
ftätten der Geſchäftsleute und nicht auch die Wohnräume derfelben zu revidiren. 
Was insbejondere die Bitte um Bewilligung zur Wiederausfuhr der konfiszirten 
Waare betreffe, glaube der Stadtmagiftrat auch auf die fhwierige Sontrole 
einer jolhen Wiederausfuht, wenn fie geftattet. und dadurch ein Prinzip ge 
ſchaffen würde, hinmweifen zu müflen. 

Die Statthalterei eröffnete hierüber mit Entfheidung vom 21. März 1878 dem 
Stadtmagiftrate, daß diefelbe „das rekurrirte Erkenntniß, womit die Konfistation 
von 50 Stüd Wildenten im Sinne des $. 6 bes Wildſchongeſetzes vom 19. Fe⸗ 
bruar 1873, L. ©. B. Nr. 31 verfügt wurde, aufrecht zu erhalten und ber 
diesfälligen Beſchwerde des David K., reſp. deſſen Bitte um Bewilligung zur 
Ausfolgung des konfiszirten Wildes behufs Rüdjendung nah R., als dem Liefe- 
tungsorte, feine Folge zu geben finde, weil das zitirte Landesgefeg feinen 
Unterjhied bezüglidh der Provenienz des nad eingetretener Schon— 
zeit erlegten und zu Markte gebrachten Wildes made und deßhalb 
die verfügte Konfistation gejeglic begründet erſcheine.“ (Abgedr. Defterr. 
Zeitſchr. jür Verwaltung, 1878, ©. 72.) 


53. 


Verzugszinſen im öffentlichen Rechte. 
(Erf. des bad. Berwaltungsgerichtsh. vom 4. Dezember 1877.) 


Was die Forderung von Berzugszinfen betrifft, jo hat der Gerichtshof 
ſich bereits zu wiederholten Malen darüber ausgeiprochen, daß, da die Verpflich⸗ 
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tung zur Zahlung ſolcher nach badiſchem Rechte lediglich für civilrechtliche Ber- 
bältnifje vorgefchrieben ift, und da es on jeber gejeglihen Beftimmung, welche 
eine ſolche Verpflichtung aud auf Forderungen des öffentlichen Rechts ausbehnt, 
fehlt, eine Verurtheilung zur Zahlung folder Zinfen bei Forderungen ber letzte⸗ 
ren Art nicht fattfinden ann. Bon diefer Anſchauung abzugeben, hat der Ge 
richtshof auch nad) den Hägerifhen Ausführungen Teinen Anlaß gefunden. 

Wenn insbejondere auf bie entgegengejegten Entſcheidungen des Bundes 
amtes für das Heimathsweſen Bezug genommen wird, fo ift Dabei nicht beachtet, 
daß die Beftimmungen des Preußifhen Allgemeinen Landrechts über die Zahlung 
von Verzugszinfen, insbefondere Theil I. Tit. 16 88. 64 und 65 fi, wie das 
Preußiſche Landrecht überhaupt, nicht auf privatrechtlihe Verhältniffe beihränten, 
fondern fi auf alle Arten verzögerter Zahlungen beziehen. 

Die Behauptung, daß, wenn bies im babifchen Rechte auch, nirgends aus- 
drücklich ausgeſprochen fei, fi) doch aus der Natur der Sache ergebe, daß die 
Folgen verzögerter Erfüllung der Zahlungsverbindlichkeiten in beiden Rechts 
gebieten die gleichen fein müßten, ift nicht ftihhaltig. Die Fiction bes IR. 
©. 1153, daß die verzögerte Erfüllung einer Verbindlichkeit, melde auf die Zah- 
lung einer gewiffen Summe beſchränkt if, dem Forderungsberechtigten einen 
Schaden zufüge, der gar nicht erwiefen zu werden brauche, und der Schuldner 
ſolchen wegen der (bolofen oder culpofen) Verzögerung zu erfegen habe, hat im 
Privatredt guten Sinn und Halt, während die Aufftelung einer ſolchen bei 
Forderungen, bie im öffentlichen Rechte ihren Uriprung haben, ſchon mit Rüds 
fit auf die Parteien in Streitigkeiten der leßteren Art manche Bedenken gegen 
ſich hätte; es kann da insbefondere in der Hegel überhaupt nicht von der Zu- 
fügung eines Schadens und von einer Abficht oder Fahrläffigkeit bei der Bes 
ſchädigung die Rede fein. 

Auch die Hindeutung auf die Analogie des 8. 56 Verf.sVerorbn. ift nicht 
geeignet, der Hägerifhen Anjhauung Eingang zu verfhaffen; gerade der Um- 
ftand, daß über die Verpflichtung zum Kojtenerjag in Berwaltungsftreitigkeiten 
eine bejondere Beftimmung getroffen und die Anwendbarkeit der Vorjchriften der 
bürgerlihen Prozeßordnung ausgefprochen wurde, während das Gleiche bezüglich 
des Landrechtsfages 1153 nicht der Fall it, ſpricht durch einen Rückſchluß vom 
Gegentheil (argumento e contrario) dafür, daß eine Verpflichtung zur Zahlung 
von Verzugszinſen in Streitigkeiten des Öffentlihen Rechts. nicht fattfindet. 
Wenn dabei aus dem Umftande, daß die Verpflichtung zum NKoftenerfage im 
verwaltungsgerihtlihen Verfahren lediglih durch eine Verordnung ($. 56 
Verf.Berorbn.) ihre Regelung gefunden hat, abgeleitet werden will, daß diefe 
Verpflichtung als in den, wenn gleich nur im bürgerl, Geſetzbuche enthaltenen, 
fo doc) ganz allgemein maßgebenden Nechtefägen über den Erſatz eines wider: 
rechtlich zugefügten Schadens als an und-für ſich ſchon beftehend vorausgefeßt 
worden fei, weil jonft ber Inhalt des $. 56 Verf.Ordn. nur durch ein Gefeg 
für das verwaltungsgerichtlihe Verfahren hätte zus Geltung tominen können, 
und wenn man daun daraus aud) die Geltung des AR. ©. 1158 für For« 
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derungen bes Öffentlichen Rechts abzuleiten verfuchte, jo fällt diefe ganze Schluß» 
folgerung zufammen wenn man erwägt, baß die Einführung der civilrechtlicen 
Beftimmungen über den Schadenerfaß, fomweit es fih um die Koftentragung 
bandelt, in die Beflimmungen über das verwaltungsgerichtlihe Verfahren auf 
einer ausdrücklichen gejegliden Ermächtigung beruht. (8. 10 Abf. 4 
und 8. 18 Abf. 2 Verw.-Bei.). 

Ebenfowenig ift die Verweifung auf einige Entjheidungen des Verwaltungs- 
gerichtehofes geeignet, die Anwendung bes L.⸗R. ©. 1153 auf öffentlich recht⸗ 
lie Forderungen zu rechtfertigen; in all jenen Entſcheidungen ift dur die 
Hinweiſung auf analoge allgemeine Sätze des bürgerl. Rechts lediglich das Vor: 
bandenfein wirklicher öffentlih rechtlicher Verpflichtungen auf Grund 
befonderer Geſetze, wie bes 8. 34 des Unterft.:Wohnf.-Bef. und dergleichen 
erläutert. 

Alle weiteren Mägerifhen Ausführungen enthalten Lediglih Erörterungen . 
ber Zweckmäßigkeit der Anwendbarkeit des 2... S. 1153 auf Streitigfeiten 
bes öffentlichen echte, es bebarf deßhalb hier, wo es fi nur um die Anwen. 
dung der beftehenden Geſetzgebung handelt, feines näheren Eingehens darauf. 
(Abgebr. Zeitſchr. f. bad. Verwaltung, 1878, ©. 15.) 


54, 

Die Gebühr für den Gejellihaflövertrag aus Anlaß ciner Aftienemijfion iſt 
vor dem Begiuue der Lehteren fällig und durch Deren vollitändiges Ge: 
lingen nicht bedingt. 

(Erk. des VBerwaltungsgerihtsh. in Wien vom 12. Februar 1878.) 


Der k. k. Verwaltungsgerihtshof hat über die Beſchwerde der Prag-Wiener 
Aktiengefellihaft für Fabrikation von Waggons und Eijenbahnbedarf in Liqui- 
dation gegen die Enticheidung des k. k. Finanzminifteriums vom 12. Mai 1877 
wegen vermweigerter Abſchreibung, beziehungsweife Ruckvergütung der Gebühr für 
764 angeblich nicht begebene Aktien, nach der am 12. Februar 1878 durch⸗ 
geführten öffentlihen mündlichen Verhandlung und nad Anhörung der Aus- 
führungen des Vertreters der beichwerbeführenden Geſellſchaft, Advokaten 
Dr. M. Frank in Prag, fowie der Gegenausführungen des Vertreters bes 
t. k. Finanzminifteriums, Gedeon Ritter v. Frofchauer, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als gejeglih nicht begründet zus 
rüdgewiefen‘. 
Entfheidungsgründe. 

Die PragsWiener Aktiengefellfhaft für Fabrikation von Waggons und .- 
Eifenbahnbedarf hat in der am 31. Mai 1872 abgehaltenen zweiten orbentlihen 
.Seneralverfammlung auf Grund des Artilels 8 der Statuten weitere 1000 Stück 
Attien à 200 fl. auszugeben beſchloſſen. 
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Auf diefe zu emittirenden 1000 Stüd Aktien II. Emiffion waren am 
31. Sänner 1873 40 Prozent, dann am 31. März, 30. April und 31. Mai 1873 
je 20 Prozent des Nominalwerthes zur Einzahlung ausgeſchrieben. 

Laut Erlagsſcheinen der Direktion der Gejellfihaft vom 23. Jänner und 
30. März 1873 wurden für die am 31. Jänner 1873 zu emittirenden, beziehungss 
weife am 31. Jänner 1873 ausgegebenen 1000 Stüd Aktien, die nah Maß ber 
ausgejchriebenen Einzahlungen nad Skala II. berechneten Gebühren per 320 FL 
und 390 fl. entrichtet, und mit Erlaß ber Prager k. k. Finanzlandesdirektion 
vom 29. Jännar 1874 erfolgte nad) Art. IV. lit. a. des Gefeges vom 10. Juli 
1875, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 55, im Zufammenhange mit Zarifpoft 55 B. 2 a, des Ge 
jeges vom 13. Dezember 1862, R.⸗G.-Bl. Nr. 89, die Feitftelung der Gebühr 
nad Stala III. mit 1590 fl. 

Die mit diefem Erlaſſe feftgeftellte Gebührenquote kann, da die Geſellſchaft 
biefelbe, mas die Berechnungsart anbelangt, im adminiftrativen Inftanzenzuge 
weiter nicht angefochten hat, nad) $. 5 des Geſetzes vom 22. Oltober 1875, 
R.G.⸗Bl. Nr. 36 ex 1876, fein Gegenftand des Erlenntnijjes des Verwaltungs- 
gerichtshofes fein. 

Derjelbe kann fih nur-mit der fpäter im adminiftrativen Wege, zulegt mit 
Finanzminifterialerlaß vom 12. Mai 1877 zur Austragung gelangten An: 
gelegenheit der Abjchreibung, beziehungsmweife Nüdvergütung der Gebühr für 764 
aus obigen 1000 Stüd nicht begebenen Aftien befaffen, für melde, da fie nicht 
begeben wurden, und nachdem die Befellihaft in Liquidation getreten ift, nicht 
begeben werben können, nad) Anficht der Bejchwerde die Gebühr nicht vorzus 
ſchreiben war, und demnach abzujchreiben, beziehungsweiſe zurüdzuvergüten fei. 


Nah den allgemeinen Grundfägen der Gebührengejege ift die Gebühr von 
Rechtsgeſchäften (Rechtsurkunden) für den Abſchluß des Geſchäftes zu entrichten 
und von der Erfüllung der Rechtsverpflichtung nicht abhängig. (88. 1 und 44 
bes Geſetzes vom 9. Februar 1850.) 

In Webereinftimmung mit diefem Grundfage ift nach der Zarifpoft 55 Des 
Gejeges vom 13. Dezember 1862, R.:®.:3l. Nr. 89, die Gebühr vom Gejell- 
ſchaſtsvertrage nicht nah Maßgabe der gezahlten, fondern der bedungenen 
Vermögenseinlagen zu bemefien, und es tritt bei Aktiengejellihaften ein dieſes 
Prinzip nicht berührender Unterfchted nur infoferne ein, daß die Gebühr für 
jeden Aktienantheil abgefonbert zu berechnen ift, und daß bie Summe dieſer 
Einzelngebühren ſich als Gebühr für den Geſellſchaftsvertrag herausftellt, welche 
Gebühr jedenfalls vor Hinausgabe der Aktien unmittelbar zu entrichten if. 

Daß dieſe Gebührenentrihtung von der Bejammtzahl ber Aktien, deren 
Emiffion flatutenmäßig zunächſt beabfichtigt ift, oder nach Konflituirung ber Bes 
ſellſchaft ſtatutenmäßig weiter befchlofjen wird, auf Einmal und zwar jpäteftens 
vor Beginn der Sinausgabe ber Aktien zu erfolgen babe, ergiebt fih daraus, 
daß es fih um Ein Gebührenobjekt, nämli um den Geſellſchaftvertrag, handelt, 
und nicht etwa um die einzelnen Antheile, 
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So ordnet in einem ganz analogen Falle, nämlich bei Darlehen mit Theil⸗ 
ſchuldverſchreibungen bie Zarifpoft 36 des Geſetzes vom 13. Dezember 1862 aus: 
drüdlih an, daß die durch Zuſammenrechnung der auf die Partialen entfallen: 
den Gebühren fi) ergebende Gejammtgebühr vor Beginn ber Sinausgabe der 
Theilſchuldverſchreibungen zu bezahlen fei. 

Durch das Geje vom 10. Juli 1865, R.G.Bl. Nr. 55, Art. IV., dann 
die Verordnung des Finanzminifteriums vom 16. Jänner 1866, R-G.⸗Bl. Nr. 9, 
Art. II. (in Folge Befetes vom 14. Dezember 1866, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 161, noch 
in Wirkjamteit ftehend) wurde den Aktiengeſellſchaften bezüglich der Gebühr vom 
Geſellſchaftsvertrage eine Erleichterung auch infoferne ermöglicht, daß die Gebühr 
von den Altien theilweiſe im Verhältniſſe ber geforderten Einzahlungen zur 
Zeit der Fälligkeit einer jeden derjelben entrichtet werben Tonnte; allein auch 
hiernach kommt es nicht auf die geleifteten, fondern auf die geforderten Ein: 
zahlungen an, jo daß die Nichtleiftung keinen Titel auf Abfchreibung der Gebühr 
bilden Tann. 


Nur bei ber Leitung einer größeren als ber geforderten Einzahlung ift dieſe 
bezüglich der Gebühr als maßgebend erklärt. 


Da nun im vorliegenden Falle die Gejellihaft 1000 Stüd Aktien II. Emiffion 
auszugeben beſchloſſen, und auch mit ber Ausgabe biefer Aktien, inden nad 
eigener Angabe ber Beſchwerde 234 Stüd begeben wurden, begonnen ‚hat, fo 
ift der Anfprud der Beſchwerde, melde aus dem Umſtande, daß 764 Stüd 
Altien bei derfelben noch unbegeben erliegen, bie Abſchreibung, beziehungsweiſe 
Küdvergütung der Gebührenquote für dieſe noch nicht begebenen Aktien ableitet, 
im Gejege nicht gerechtfertigt, weil nach dem Vorangeſchickten die Gebühr von 
der Gefammtzahl der beſchlußmäßig auszugebenden Aktien vor Beginn der Hin⸗ 
ausgabe berjelben zu entrichten war, und bie nicht im vollen Umfange eingetretene 
Kealifirung auf die Vertragsgebühr feinen Einfluß haben kann. 

Die ausnahmsweiſe Beftimmung der faiferlihen Verordnung vom 21. Juni 
1873, R.G. Bl. Nr. 114, in Betreff der Abfallbringung, beziehungsweiſe 
Zurüdftellung der Gebühren von Aktien kann aber im vorliegenden Falle, wo 
die mit diefer Verordnung gegebenen Bedingungen nicht eintreten, nicht zur 
Anwendung gelangen. 

Die Beſchwerde mußte ſonach als unbegründet zurüdgewiejen werben. 


Die Koften des Verfahrens wurden mit Rüdfiht auf die Eigenthümlichfeit 
bes Falles nicht zugefprohen. (Abgedr. in dem Erkenntniſſe 2c, II. Jahrg. 
©. 91.) 
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55. 


Die Verwaltungsgerichte ſind zur Entiheidung von Streitigkeiten zuftändig 
welche zwiſchen dem fürjorglid und dem endgiltig uuterftükungspflictigen 
Armenverbande über das Maf der gewährten Unterftäkung entitehen. H 


Die Familie bes Iandarmen Müllers R. von Pfaffenweiler, beflehend aus 
befien Ehefrau und drei Kindern, wurde während ihres Aufenthalts in ber Ge 
meinde Hüfingen hilfsbedürftig. Der Armenrath daſelbſt beſchloß in Erfülug | 
ber ihm obliegenden fürſorglichen Unterflügungspflict, diefe Familie in dem Ge 
meindearmenhauſe unterzubringen, in weldem fie vom 26. Dezember 1876 bis 
26. April 1877 verpflegt wurde. 

Dem Anfprude auf Rüderjat des gehabten Unterftügungsaufmandes ſetzle 
der beflagte Landarmenverband Villingen den Einwand entgegen, die Hilfebe 
bürftigteit der R’fhen Familienangehörigen ſei nicht in dem Grade vorhanden 
geweien, daß deren Aufnahme und Verpflegung in einem Armenhaufe daburd 
gerechtfertigt erſcheine, auch feien einzelne Erjagpoften theils zu hoch gegriffen, 
theils überhaupt unftatthaft, endlich änden fie nicht mit den Auslagen im Ein- 
ange, welde die Klägerin anläßlich der in Frage ftehenden Unterftügung wirt 
lid babe beftreiten müſſen. 

Hieran wurde beflagterjeits die Folgerung gelnüpft, bei der Unbeftrittenhit 
der Landarmuth der R’ihen Familienangehörigeu beftehe nur bezüglich de 
Maßes ber gewährten Unterftügung unter den Betheiligten Streit. Zur Ent 
ſcheidung des letzteren ſei deshalb nicht das angerufene Bermaltungsgeriät, 
fonbern gemäß 8 4 Abi. 5 Einf.-Gef. zum beutfchen Unterſt.-Wohnſ.⸗Geſ. nur 
bie Verwaltungsbehörde zuftändig. 

Auf Grund diefes Einwandes erließ der Bezirksrath Villingen ein bie Klage 
als nicht vor die Berwaltungsgerichte gehörig abweifendes Ertenntniß. 

Auf ergriffenen Rekurs wurde ſolches von dem bad. Verwaltungsgerichtehoſe 
aufgehoben und die Streitſache an den Unterrichter zur Verhandlung und Ent- 
ſcheidung zurüdgemwiefen. Bezüglidy der ftreitigen Frage lauten die Entſcheidungs⸗ 
gründe wie folgt: 

Die Beftimmung des $. 4 Abf. 6 Einf-Bef. 3. deutſchen Unterft.Wohnl- 
Gef. beabfichtigt nur das Verhältniß des Hilfsbebürftigen zu dem jürforglid oder 
endgiltig unterftügungspflichtigen Armenverbande zu regeln und die für beide 
Theile in Betracht kommenden Interefien durch Feftfegung der behördlichen Zu 
ſtändigkeit zu wahren. | 

Die Nothwenbigkeit einer gejeglichen Regelung war dadurch hervorgerufen, 
daß ſowohl das badifche Armengeſetz als auch das theilweije an feine Stelle 
tretende deutſche Unterftügungswohnfißgefeg ganz gleichmäßig den Grundſatz an⸗ 
ertennen, dem einzelnen Armen ftehe auf Grund der letzteren ein wohlerworbenes 
vor ben bürgerlichen oder Berwaltungegerichten geltend zu machendes Recht auf 
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Unterftüägung nicht zu, vielmehr habe nur der Staat ala Ganzes, ber ja die 
Handhabung der Öffentlihen Armenpflege als eine feiner Aufgaben erachte, ein 
Recht darauf, daß die Unterftügungspfliht Seitens der durch das Geſetz näher 
bezeichneten Armenverbände auch wirklich erfüllt werde. In Anwendung biejes 
Grundjages.mußte den ftaatlihen Verwaltungsbehörden das Recht zur Erlaſſung 
derjenigen Anordnungen eingeräumt werden, welche geeignet find, die benjelben 
unterftehenden Armenverbände nöthigenfalls zur Erfüllung ber gejeglichen Unter 
Rüßungspflicht zu zwingen bezw. etwaigen Beſchwerden Hilfsbebürftiger Abhilfe 
zu verfhaffen, mochten dieſelben dadurch hervorgerufen worden fein, daß Seitens 
bes verpflichteten Armenverbandes überhaupt der Zuftand der Hilfsbebürftigkeit 
beftritten, oder dadurch, daß die Gewährung der erforderlichen Unterftügung nur 
binfichtlic der Art oder des Maßes in Frage geftellt wurde 

Nur der Regelung derartiger Verhältniſſe wollte der Inhalt bes $. 4 Abſ. 5 
Einf=Gef. Rechnung tragen, auf die Rechte und Pflichten Dagegen, welche zwiſchen 
den zur Gewährung Öffentliher Unterflügung gefeglich verpflichteten Verbänden 
begründet werben, haben bie gedachten Beftimmungen keinerlei Bezug, vielmehr 
find für diefe ausſchließlich die Vorfchriften der 88. 36 und 61 Unterft.-Wohnf.s 
Gef. und 8. 4 Abf. 1 Einf.-Gef. hiezu maßgebend. (Vergl Motive zum Gel.- 
Entw. die Öffentliche Armenpflege betreffend, S. 14 und 15, und zum Bef.-Entw. 
die Einführung des Gejeges des Norbdeutichen Bundes vom 6. Zuni 1870 über 
den Unterftügungswohnfig; Wielandt’s Handbuch des Gemeinderechts, Band II., 
©. 23, 41, 158 Anmerkung zu $. 38 und Seite 171 legter Abſatz Anmerkung 
zu 8 61 Unterfl.-Wohni.-Gef.) i 

Hiernad find die Verwaltungsgerichte berufen, Öffentlich rechtliche Streitig- 
keiten über Erſatzanſprüche ber Armenverbände unter fih zu enticheiden. 

Es verftellt fi aber von felbft, daß in der Befugniß zur Entfcheidung der 
Erfagpflicht auch zugleich das Recht erhalten ift, über die Hilfsbedürftigkeit ſelbſt, 
fowie über die Angemefjenheit der Art und des Maßes ber gewährten Unters 
ftügung zu entideiden, da eben von dieſen Borausfegungen die Erſatzpflicht jelbft 
abhängt. (Abgebr. Zeitſchr. für bad. Verw. 1878, ©. 89, 


Geſehe, Entwürfe und Inſtruktionen. 


Verordnung, betreffend das Berufungsverfahren beim Reichs-Oberhandelsgericht 

in Pateutſachen. Vom 1. Mai 1878. 

(Reiche-Gef.-Bl. S. 90.) 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutjcher Kaifer, König von Preußen zc. 
verordnen auf Grund des $. 32 des Patentgefeßes vom 25. Mai 1877 (Reichs: 
Geſetzbl. S. 501 ff.) im Namen des Reiche, nah erfolgter Zuftimmung des 
Bundesraths, was folgt: 
f§. 1. 

Die in Gemäßheit des $. 32 Abſatz 1 des Patentgeſetzes vom 25. Mai 1877 
bei dem Patentamt einzureichende Berufungsſchrift muß die Berufungsanträge, 
fowie die Angabe der neuen Thatfahen und Beweismittel enthalten, welche der 
Berufungsfläger geltend machen will. 

$. 2. 

Iſt die Berufungsfchrift nicht rechtzeitig eingegangen oder nicht in deutſcher 
Sprache abgefaßt oder enthält fie nicht die Berufungsanträge, jo hat das Patent: 
amt die Berufung als unzuläffig zu verwerfen. 

Der Berufungskläger kann binnen einer Woche nad) Zuftellung dieſes Bes 
Ichluffes auf die Entjcheidung des Neiche-Oberhandelsgerichts antragen. 

8.3, 

Iſt die Berufung zuläffig, jo wird die Berufungsfhrift von dem Patentamt 
dem Berufungsbeflagten mit der Auflage mitgetheilt, feine jchriftlihe Erklärung 
binnen vier Wochen nad) der Zuftellung beim Patentamt einzureichen. 

Die Erflärung muß die Gegenanträge fowie die Angabe der neuen That- 
ſachen und Beweismittel enthalten, welhe der Berufungsbeflagte geltend 
machen will, 

84. 

Das Patentamt legt die Verhandlungen nebft den Akten erfter Inftanz dem 
Neicha-Oberhandelsgeriht vor und benachrichtigt hiervon die Parteien, unter 
Mitteilung der Gegenerklärung an den Berufungskläger. 
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$.5. 
Das Reichs-Oberhandelsgericht trifft nach freiem Ermefjen die zur Auf: 
i Härung der Sache erforberlihen Verfügungen. 
Beweiserhebungen finden, foweit die Umftände nicht ein anderes erfordern, 
durch Vermittelung des Patentamts ftatt. 


8. 6. 

Das Urtheil des Neiche-Oberhandelsgerihts ergeht nad Ladung und An- 
börung ber Parteien. 

Die Labungsfriit beträgt mindeftens zwei Wochen. 

87. 

Die Beltendmahung neuer Thatfahen und Beweismittel im Termin ift 
nur infoweit zuläffig, als fie dur) das Vorbringen des Berufungsbellagten in 
der Erklärungsſchrift veranlaßt wird. 

Das Geriht kann auch Thatſachen und Beweiſe berüdfichtigen, mit welchen 
die Parteien ausgeſchloſſen find. 

& Eine noch erforderlihe Beweisaufnahme erfolgt nach der Beltimmung 
im 8.5. 























8.8. 
Von einer Partei behauptete Thatſachen, über welche die Begenpartei ſich 
nicht erflärt hat, Tönnen für erwiefen angenommen werden. 
Erſcheint in dem Termin keine der Parteien, jo ergeht das Urtheil auf 
Grund der Akten. 
8.9. 
Das Reichs: Oberhandelsgeriht Tanrı zu der Berathung Sachverſtändige 
zuziehen; diefelben dürfen an der Abftinnmung nicht Theil nehmen. 


$. 10, 
x Zu den Koſten bes Verfahrens, über melde das Reichs-Oberhandelsgericht 
nad $. 32 Abfat 2 des Patentgeſetzes zu beftimmen hat, gehören außer den 
aus der Kafje des Patentamts zu beftreitenden Auslagen diejenigen ben Parteien 
erwachſenen Auslagen, welche nad freiem Ermeſſen des Gerichtehofes zur zweck⸗ 
entiprehenden Wahrung der Anfprühe und Rechte nothwendig waren. 


8.11. 

In dem Termin ift ein Protokoll aufzunehmen, welches den Bang der 
Berhandlung im allgemeinen angiebt. 

Das Prototol ift von dem Borfigenden und dem Gerichtefchreiber zu 
unterjchreiben. 

8. 12, 

Die Verkündung des Urtheils erfolgt in dem Termin, in welchem bie Ver⸗ 
Handlung gefhlofien ift, oder in einem ſofort anzuberaumenden Termin. 

Wird die Verkündung der Enticheidungsgründe für angemeffen erachtet, jo 
erfolgt fie duch Borlefung der Sründe oder durch mündliche Mittheilung bes 
weſentlichen Inhalts. 
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Die Ausfertigungen des mit Gründen zu verfehenden Urtheils werden duch 

Vermittelung des Patentamts zugeitellt. 
8§. 13. 

Wird beantragt, daß die Abänderung der Entſcheidung des Patentamts die 
Zurücknahme des Patents auf Grund des $. 11 Nr. 2 des Patentgejeges aus 
geiprodhen werde, jo findet die Vorfchrift des $. 29 Abſatz 3 dieſes Gelee | 
entiprechende Anwendung. 

$. 14. 

Die zur Praris bei dem Reichs-Oberhandelsgericht berechtigten Rechts 
anmwälte und Advokaten find befugt, im Berufungsverfahren in SPatentjachen die 
Vertretung zu übernehmen. 

$. 15. 

Im Uebrigen ift für das Berufungsverfahren in Patentfachen das den Gr 
ſchäftsgang beim Reichs-Oberhandelsgericht normirende Negulativ maßgebend. 

Urkundlid unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfhrift und beigebrudten 
Kaiferlihen Infiegel. 

Gegeben Berlin, den 1. Mai 1878 

Wilhelm. 
Fürft v. Bismard. 
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Literatur. 


Darſtellung des im Königreiche Bayern beſtehenden ehelichen 
Güterrehts. Mit 11 ftatiftifhen Anlagen. Ausgearbeitet im Königl 
bayerifhen Staatsminijterium der Zuftiz 1877. München 1878, 
Akadem. Buchdruderei. 8. ©. 239. 

Kein Theil des Nechtsgebietes ift in Deutſchland und namentlich in Bayern 
fo vielfältig Gegenftand partikulärer Nechtsbildung geworben, als derjenige, 
welcher ſich auf die Verhältniffe des Vermögens in ber ehelichen Genoſſenſchaft 
und die damit zufammenhängenden Rechtsinftitute bezieht. Kein Theil des Rechts⸗ 
gebietes bereitet daher der Gejeßgebung neuerer Zeit größere Schwierigkeit als 
das eheliche Büterreht, zumal die Syfteme der Gütergemeinfchaft und Güter: 
getrenntheit mit ihren Unterarten ſich ſchroff und unvermittelt gegenüberftehen. *) 
Behufs Gewinnung eines vollen Meberblides über das in Deutichland vorhandene 
Gefegesmaterial hat nun bie Kommilfion zur Bearbeitung des Entwurfes eines 
allgemeinen beutjchen bürgerlidhen Geſetzbuches die einzelnen Regierungen unter 
Borlegung fünf fpezieller Fragen um Auskunft über den hinfichtlich des ehelichen 
Güterrechtes beftehenden Rechtszuftand erſucht. 

Das bayerifhe Suftizminifterium wurde bei Ausarbeitung der geftellten 
Fragen offenbar von ber Erwägung geleitet, daß eine erichöpfer.de Beantwortung 
für die künftige Geftaltung der Geſetzgebung von Wichtigkeit jei, und daß die 
Vielzahl der in Bayern herrſchenden Partikularrechte, — man zählt deren 49 — **) 
eine tiefergehende Behandlung des Stoffes erheifche. Nach dieſen Gefichtspunften 
ift die Arbeit gefertigt und hierdurch ftatt einer bloßen „Darftellung“ eine auf amt« 
liher Quellenforſchung beruhende „Monographie“ über das ehelihe Güterrecht 
geworden. — Der Hauptabſchnitt (Seite2— 152) behandelt die Formen des ehelichen 
Guterrechtes in Bayern und deren Geltungsgebiete. Da Bayern alle in Deutich: 
land beftehenden Grundformen bes ehelichen Güterrechtes zu feinen gejeglichen 


*) Einen beachtenswerthen Beitrag zu dieſem Theile der Gejeßgebung liefert der 
„Entwurf eines Gefeges Über das eheliche Güterreht auf Grund dir bayerifhen Statuten” 
tete” von dem damaligen 9. 4. ©. Rath Dr. Otto Frei. v. Völderndorff. — 
Erlangen. Palm u. Ente. 1867. 

**) In Deutihland nad einer Zufammenftellung von Prof. Dr P. Roth 120! 
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Güterftänden zählt, jo umfchließt die Darftelung das Dotalrecht, die Verwal⸗ 
tungsgemeinfhaft, die Errungenfchaftsgemeinjchaft, wobei die beſonderen Beftim- 
mungen ber einzelnen Statutarrehte namentlich bezüglid) der Schuldenhaftung 
der Etellung der Ehefrau, der Einkindſchaft, Eheſcheidung ꝛc. einer jorgfältigen 
ſyſtematiſchen Behandlung unterftellt worden. 

Von Darftellung der Verwaltungsgemeinfchaft (des preuß. Landrechts), forie 
der Mobiliargemeinchaft (des code civil) wurde Umgang genommen, weil dieſe 
Güterflände in den genannten Gejegbüdhern bereits ihre Regelung gefunden 
haben. 

Einen jehr wichtigen Abfchnitt bilden auch die Erhebungen über „Richtung 
ber vorlommenden Eheverträge!! Da für die Eodifitation die Frage von hoher 
Bedeutung ift, ob das beftehende Büterrecht dem Bebürfniffe entipricht, bierfür 
aber die in den verſchiedenen Rechtögebieten abgeichlofienen Eheverträge einen 
Anhaltspunkt liefern, in foweit lehtere das betreffende Güterrecht ausjchließen 
oder weſentlich mobifiziren, fo wurden deshalb mühevolle ſtatiſtiſche Erhebungen 
gepflogen, welche den Zeitraum vom 1. Januar 1851 bis 31. Dezember 1875 
umfaffen. Die gewonnenen Refultate werben an ber Sand der beigegebenen 
11 'Weberfichtstabellen nad) den fünf Grundformen des ehelihen Güterrechts auf 
Seite 165—198 jo gründlich und belehrend erörtert, dab wir auf diefen Theil 
der Arbeit befonders aufmerkfam machen wollen. 

Als Gejammtergebniß ift der Sat aufzuftellen, daß das Syſtem der Güter 
trennung dem Rechtsbewußtſein des bayeriſchen Volkes nicht entipricht, Diefes 
vielmehr allgemein eine unverfennbare Hinneigung zum Prinzip der Büter- 
gemeinjchaft bekundet. 

Das mafjenhafte Duellenmaterial ift nebſt der benugten Literatur in ben 
zahlreichen Noten vollftändig zitirt. v. Eifenharbt. 


An Earl Heymann's Berlag in Berlin W. ift erſchienen: 

Entfheidungen des Königlichen Dberverwaltungsgerichts, herausgegeben von 
Jebens und v. Meyeren. Band 3, gebunden, AM 8, brofgürt M. 7. 

Entſcheidungen des Königlichen Ober:Zribunals, herausgegeben von Sonnen: 
ſchmidt, Clauswig und Hahn. Band 81. AH. 7. 50. 

Kommentar über das Strafgejegbuh für das Deutſche Reih und das Ein- 
führungsgefeß vom 31. Mai 1870, fowie die Ergänzungsgejege vom 10. De- 
zember 1871 und 26. Februar 1876. Nah amtlihen Quellen von 
Dr. E. 8. Rubo. Lieferung 1—7. 2. berichtigte Ausgabe. cH. 8. 40. 

Ausführungsgefeß für Preußen zum Deutſchen Gerichtsverfaffungsgeleg; vom 
24. April 1878, mit Sachregifter, ſowie Geſetz, betreffend die Errichtung der 
Oberlandesgerichte und der Lanbgerichte, vom 4. März 1878. AM —. 60. 





Aufſätze. 


Ueber die Beſeitigung der den Verſicherten beſonders nachtheiligen 
Beflimmungen in den Statuten der Verſicheruugsgeſellſchaften. 


Bom Herrn Geh. Juſtizrath v. Krämwel in Naumburg a. ©. 


In neuefter Zeit mehren ſich bie Prozeſſe zwiſchen den Verſicherten und ben 
Verfiherungsgejellichaften in auffallender Weiſe. Befonbers häufig find bie 
Klagen der Viehverfiherungsgefellichaften gegen bie bei ihnen Verficherten. 

In zweiter Inflang waren 3. ©. beim Appellationsgericht zu Naumburg in 
den erften neun Monaten bes Jahres 1877 anhängig: 

25 Prozefie der Norddeutſchen Viehverfiherungsbant in Hannover, 
1 Prozeß der Berliner Viehverfiherungsgejellihaft Veritas, 

1 Prozeß der Nationalverfiherungsgefellichaft zu Kaſſel, 

2 Prozeſſe der Lebensverſicherungsgeſellſchaft Iduna in Halle a. S., 
1 Prozeß ber Berliner Lebensverſicherungsgeſellſchaft, 

1 Prozeß der Frankfurter Glasverſicherungsgeſellſchaft und 

1 Prozeß der Colonia, Feuerverfiherungsgefelichaft zn Köln. 

Bei diefer an fi großen Zahl der Prozeffe der Biehverfiherungsgejell- 
f&aften muß man aber auch noch das Verhältniß dieſes Verfiherungszmweiges 
zu ben übrigen Arten der Verfiherungen berüdfiätigen, denn bie Biehverfiches 
tung hat im Vergleih mit den übrigen Verfiherungsgefelligaften nur einen 
geringen Umfang. Dennod) ift bei den Hagel-, Unfalls und Transportverſiche⸗ 
tungen gar kein Prozeß, und bei der Feuerverſicherung, welche wohl bie meilten 
Verfiherten hat, nur ein Prozeß beim Appellationsgeriht zu Naumburg in bie 
zweite Inftanz gebiehen. 

Dies Mißverhältnig waltet aber ſchon ſeit längerer Zeit ob. Es hat darin 
feinen Grund, daß die Statuten der Viehverſicherungsgeſellſchaften nicht wen ige 
Betimmungen enthalten, welche befonbers unbillig und brüdend für bie Ver 
fiderten find. Diefe halten beshalb die auf Grund der Statuten erhobenen 
Anfprüde für jo unbillig, daß fie es vorziehen, ſich verflagen zu lafien. Sie 
hoffen aber vergeblich, beim Nichter Hülfe zu finden. Denn bie allermeiften 

Hart mann, Zeitfrift. Band IV. Heft 6. 27 
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Prozeſſe müflen einen für die Verficherten ungünftigen Ausgang haben, weil bie 
Statuten den unbilligen Forderungen zur Seite ftehen. 

Diefe große Zahl der Prozeſſe ſchädigt aber nicht blos die einzelnen Ver: 
Elagten, fie ift auch eine wirthſchaftliche Kalamität. Sie dient den anderen 
Verfiherungsbedürftigen zur Warnung, und hindert jo die wünſchenswerthe all- 
gemeine Benugung der Viehverfiherung. 

Indeß fehlt es auch in den Statuten der Übrigen Verſicherungsgeſellſchaften 
niht an jolden harten und unbilligen Beftimmungen. Wir wollen deshalb 
prüfen: 

1. welche Befimmungen in ben Statuten der Verſicherungsgeſellſchaft 
unbillige Härten für die Verfiherten enthalten, 
2. und durch welche Mittel diefe Härten befeitigt werden können. 


8. 1. 
Allgemeine Geſichtspunkte. 


Bei der Prüfung der Angemeſſenheit der ſtatutariſchen Beſtimmung iſt eine 
ungerechtfertigte Beläftigung der Verficherten anzunehmen, wenn die Beftimmung 
eine dem Verficherten ungünftige Vorfchrift enthält, welche nicht nur den allge 
meinen Recdhtsgrundjägen wiberfpricht, fondern auch nicht nothwendig if, um 
ben Zweck zu erreichen, welchen bie Verficherungsgejellichaft verfolgt. 

Auch ift es nicht zu rechtfertigen, wenn bie Statuten die Zuläffigteit der 
Ansprüche der Verſicherten von zufälligen Umftänden abhängig maden, und die 
Geltendmadhung der Anſprüche jo verklaufuliven, daß die Erfüllung der Ver: 
pflichtungen der Geſellſchaft lediglih von dem guten Willen des Geſellſchafts⸗ 
vorftandes abhängt. 

Wir wenden uns nun zur Prüfung der betreffenden ſtatutariſchen Be 
flimmungen. 


8. 2. 


Unrichtige Angaben des Verſicherten beim Abſchluß der Ver— 
ſicherungsverträge. 
Mit Recht beſtimmen 8. 2024 IL. 8 des Preuß. Allg. L.R.: 

Bei Schließung des Verfiherungsvertrages find beide Theile zu ber 
fonderer Treue, Redlichkeit und Aufrichtigkeit verpflichtet, und es finden 
bie Vorſchriften $. 539 I. 11 folg. Anwendung. 

und $. 539 I. 11. 

Bei allen gewagten Verträgen find beide Theile fchuldig, einander 
alle zur Zeit des Vertrages ihnen befannte Umftände, wovon ber Er: 
folg der Begebenheit ober die Beichaffenheit des davon zu erwartenden 
Vortheils ganz oder zum Theil abhängen kann, treulich anzuzeigen. 

So ungmweifelhaft nun die Verfiherungsgefellihaft von dem Verfiherung® 
nehmer volle Aufrichtigkeit verlangen kann, fo gebt fie doch zu weit, wenn fe 
den Antragfteller dafür verantwortlich macht, und den Verficherungsvertrag fir 
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ungültig erklären will, wenn er fi) bei einer unrichtigen Beantwortung der ihm 
geftellten Fragen im Irrthum befand. 

Dennoch beftimmt 8. 15 bes Geſchäftsplans der Lebensverficherungsgefell- 
ſchaft zu Potsdam: daß der Verluft der Verfiherungsfumme zum Theil herbei. 
geführt wird, wenn die unrichtige Ausfage des Verfiherungsnehmers aus Irr- 
thum erfolgte. (Bergl. Bd. 5 ©. 65 der Entſcheidungen des R.-0.-9.:8.) 

Ferner lautet $. 8 der allgemeinen Bedingungen ber Lebensverfiherungs: 
gejelfihaft „ISduna” zu Halle: 

Sind in ber Deklaration, auf Grund derer die Verfiherung abge- 
ſchloſſen, umgeändert oder nad) dem Erlöfchen oder der Suſpendirung 
wieder in Kraft gefeßt worden, unrichtige Angaben oder Erklärungen 
gemacht, oder ift darin etwas nicht angegeben, was auf den Entſchluß 
ber Iduna, fih auf den Vertrag überhaupt oder unter den gleichen 
Bedingungen einzulaffen, nach dem Ermeſſen Sachverftändiger hätte von 
Einfluß fein können, fo ift der Vertrag für die Iduna unverbindlich, 
und es find ihr alle ſchon gezahlten Prämien verfallen. Dies gilt, 
gleichviel ob die unrichtige oder die unvollftändige Angabe auf Irrthum, 
Fahrläſſigkeit oder böfe Abficht zurüdzuführen waren, jedoch mit folgen- 
der Einfhräntung: 

a) wird, falls fi) die Iduna auf vorftehende Beftimmung beruft, von 
dem Berfiherungsnehmer der Nachweis erbracht, daß die unrichtige 
oder unvollitändige Angabe ledigli auf entſchulddarem Irrthum 
zurüdzuführen find, jo follen die ſchon gezahlten Prämien nicht vers 
fallen fein, fondern von der Iduna, jedoch unter Abzug von 2 pEt. 
der Berfiherungsfumme, welcher Betrag als Ausgleih der ihr er- 
wachſenen Koften gilt, zurüdgezahlt werben; 

b) hat die Berfiherung ſchon länger als 5 Jahr in Kraft geftanden, 
jo kann die Iduna auf Grund unrichtiger oder unvollftändiger An⸗ 
gaben die Verfiherung nur dann noch als für unverbindlich erklären, 
wenn fie ben Beweis erbringt, daß bei derſelben böſe Abficht ober 
grobe Fahrläffigkeit vorlag. 

Indeß ſoll böfe Abſicht, gleichviel wie lange die Verfiherung 
ſchon beftanden hat, mit Ausſchluß des Gegenbeweiſes als vorhanden 
geweſen angenommen werden, wenn bie unrichtigen ober unvoll- 
ſtändigen Angaben einen Antrag auf Berfiherung bes Lebens bes 
Verficherten, welcher vor dem an die Iduna gerichteten Antrage bei 
einer anderen Lebensverficherungsgejellfchaft oder deren Vertreter ge: 
ſtellt war, — oder einen Arzt betrafen, mwelder den Berficherten in 
den legten 10 Jahren vor Stellung des Antrags bei der Iduna 
behandelt oder berathen hat. 

Die VBerficherten werden aber durch dieje Bedingungen in hohem Grade 
gefährdet. 

27° 
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Es wird nämlich der Verfiherungsvertrag auch dann für ungültig erklärt, 
wenn der Verfiherte zwar alle ihm auf dem Fragebogen bei Stellung feines 
Antrags vorgelegten Fragen richtig beantwortet hat, er aber außerdem etwas 
nicht angegeben bat, was auf bie Entſchließung der Iduna bei dem Abfcluffe 
des Vertrages von Einfluß fein konnte. 

Ganz richtig bemerkt Hinrichs, Bb. 20 ©. 396, 397, Goldſchmidt's 
Zeitfehrift des Handelsrecht, daß die Geſellſchaft, indem fie dem Antragfteller 
Fragen über alle die Umftände ftelt, welche fie zur Faſſung ihres Entjchluffes 
fie erheblich Hält, alfo über feinen gegenwärtigen Geſundheitszuſtand, feine 
Lebensgewohnheiten, feine früheren Krankheiten, die Krankheitsanlagen bes Vers 
fiherten und feiner Verwandten, die Gefahr übernimmt, daß der Antwortende 
die Geſellſchaft nicht täuſcht. Es ſei finnwidrig, dem Antragfteller zuzumuthen, 
das Geſchäft feinerjeits vom Standpunkte bes Verfiherers ins Auge zu fallen, 
und diefem Alles mitzutheilen, mas für ihn etwa noch von Erheblichkeit fein 
Tönnte. Die Geſichtspunkte, welche für die Geſellſchaften maßgebend find, find 
nicht durchweg gleichmäßig einfach) und dem Laien geläufig.‘ Man kann deshalb 
nit von ihm verlangen, daß er Umftände angiebt, nad) denen er nicht gefragt 
ift, und deren Erheblichleit er als Laie zu ermeſſen nicht im Stande iſt. 

Was aber den zu a erwähnten Fall des entſchuldbaren Irrthums in ben 
erften 5 Jahren der Berfiherung angeht, jo ſcheint es zwar nicht unbillig, wenn 
dem noch Iebenden Verficherten nur feine gezahlten Prämien zurückbezahlt werden, 
weil er fein Leben anderweit verfidern kann. Iſt er aber bereits verftorben, 
wenn die Iduna den entjchuldbaren Irrthum rügt, fomit die Berfiherungsfunme 
zahlbar, fo verlieren die Erben wegen des entfhuldbaren Irrthums ihres Erb 
laſſers die Berfiherungsfumme. 

Weberaus hart ift es aber, daß nach dem legten Abſatz des 8. 8 alle Rechte 
aus der Verſicherung erlöfchen, wenn die unrichtige oder unvollftändige Angabe 
einen Arzt betrifft, welcher den Verfiherten in den lebten 10 Jahren vor 
Stellung des Antrags behandelt oder berathen hat. Wie leicht Tann da ein fehr 
entſchuldbares Vergefjen die Hinterbliebenen um ihren ganzen Anſpruch aus dem 
Verfiherungsantrage bringen. 

Wir fommen hierauf unten im 8. 8 zurüd. 

8.8. 

Ueber die Auslegung des Verfiherungsvertrages 
beftimmt $. 1 der allgemeinen Bedingungen der Kölniſchen Feuerverſicherunge⸗ 
geſellſchaft „Colonia“: 

Der Verſicherungsvertrag wird beurkundet durch die Polizei. Ve 
ihrer Auslegung kommt, außer den etwa in ihr ausdrücklich bezeichneten 
Schriftſtücken, nur ihr Inhalt in Betracht, ohne Rüdficht auf voraus, 
gegangene fchriftliche und mündliche Verhandlungen oder etwaige Reben 
verabrebungen. 

Nun widerſpricht es aber allen Rechtsgrundſätzen, daß ber gefchloffene Ber- 
fiherungsvertrag bei feiner Auslegung nicht in Verbindung gebracht werden fol, 
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mit den jhriftlihen und mündlichen Vorverhandlungen. Es kommt häufig genug 
vor, daß dem Antragfteller vor Abſchluß des Vertrages günftigere Zufiherungen, 
als die Bedingungen im Allgemeinen gewähren, gemacht werden, ohne daß fie 
demnãchſt in ber Police befonders erwähnt find. Dennoch fol bloß der Inhalt 
der Police für den Inhalt des Verficherungsvertrages entſcheidend fein. 

So weit geht jelbft das Preußiſche A. IR. nicht, welches doch auf bie 
Ichriftlihe Form der Verträge einen, wie die Erfahrung gelehrt hat, viel zu 
großen Werth legt. Es beftinmt zwar: 

8.127 1.5. 

SR ein Vertrag ſchriftlich gefchloffen worden, fo muß alles, was 
auf die Verabredung ber Parteien ankommt, bloß nad) dem fchriftlichen 
Kontrakte beurtheilt werben. 

Doc fügt $. 128 a. a. D. hinzu: 

Auf vorgefhügte mündliche Nebenabreden wird ohne Unterfchied 
des Gegenftandes feine Rüdficht genommen. 

Danach fol alfo doch nur auf mündliche Nebenabreden keine Rüdjicht ge: 
nommen werben, was anderweit ſchriftlich verabredet worden, das wird alle 
mal berüdfichtigt. 

Indeß hat diefe Bevorzugung der ſchriftlichen Form auch in der Handels: 
welt bekanntlich feinen Anklang gefunden. Deshalb it nad Art. 317 des 
H.⸗G.⸗B. die Gültigkeit der Verträge nicht durch ſchriftliche Abfafjung bedingt. 

Wenn alfo 3. B. die Geſellſchaft dem Verficherten vorher bewilligt hat, daß 
die nicht pünktliche Zahlung der Police den Berluft des Anſpruchs nicht zur 
Folge haben, fondern gern Nachfriſten gewährt werben jollten, oder wenn ber 
in der Police angegebene Zahlungstermin auf eine jpätere Zeit verlegt iſt, und 
nun die Zahlung nicht pünktlih an dem in der Police feftgeftellten Zahlungss 
termin erfolgt, jo würde es nicht zu rechtfertigen fein, wenn die Geſellſchaft 
wegen folder Verſäumniſſe den Verfiherungsvertrag für aufgehoben anjehen 
wollte. So gut fie von dem Berfiherten einen hohen Brad von Treue und 
Gewiſſenhaftigkeit verlangt, jo darf fie es auch von ihrer Seite hieran nicht 
fehlen lafjen. 

8.4. 
Konventionalftrafe beim Zahlungsverzug. 


Nach 8. 11 der revidirten Statuten der Genofjenfhaft: „Feuerverfide- 
rung auf Gegenfeitigfeit” verliert dasjenige Mitglied, welches den ausge: 
fchriebenen Betrag von Prämiennachſchüſſen nicht innerhalb der im Ausfchreiben 
angegebenen Friſt an bie bezeichnete Zahlungsftelle abführt, von ba ab jeden 
Anſpruch auf Entfhädigung und unterliegt überdies einer Konventionalftrafe 
von der Höhe des ausgefchriebenen Betrages. 

Diefe hohe Konventionalftrafe ift aber eine ungerechtfertigte Härte. 

Wie das Hanbelsappellationsgeriht zu Nürnberg (Goldſchmidt's Zeit: 
ſchrift), ausführt, verfällt diefe Konventionalftrafe ohne Weiteres, ohne daß es 
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einer befonderen Verſchuldung bedarf. Nun hat aber dieſer Verzug ſchon ben 
Verluſt des ganzen Verſicherungsanſpruchs zur Folge, dennoch muß der Säumige 
die Prämien nebit Hundert Prozent Verzugszinjen zahlen. 


8. 5. 
Vermehrung der Feuergefährlichkeit. 


Der 3.8 der allgemeinen Bedingungen ber Feuerverſicherungsgeſellſchaft „Co- 
lonia“ lautet in Mebereinitimmung mit den allgemeinen Bebingungen vieler 
anderen Feuerverfiherungsgefelligaften: 

Wenn im Laufe der Verfiherung die Feuergefährlichleit ſich ver 
mehrt, ein Wechfel des Eigenthümers der verficherten Gegenftände in 
anderen als Erbihaftsfällen Statt findet; wenn die verfierten Gegen 
fände translozirt werben, wenn fie anderswo noch verfidyert werden, 
fo ift in jedem diefer Fälle die Verbindlichteit der Geſellſchaft aus ber 
Verfiherung erlojhen und die gezahlte Sahresprämie verfallen. Jede 
Verbindlichkeit tritt aber wieder in Kraft, wenn die Gejellihaft, nah 
dem ihr der betreffende Umftand befannt geworben if, ſich zur Zort: 
fegung der Verfiherung jchriftlich bereit erflärt. 

Nun rechtfertigt es ſich wohl, daß die Befellfhaft den Berficherten ver- 
pflichtet, ihr diejenigen zu feiner Kenntniß kommenden Umſtände anzuzeigen, 
welche die Feuergefährlichteit vermehren. Sie geht aber zu weit, wenn fie ihre 
Verfiherungspflicht ſchon dann für erloſchen erklärt, wenn fi die Feuergefäht: 
lichkeit vermehrt hat, ohne daß dies dem Verfiherten befannt geworben. Sie 
verwandelt damit eine bloße Orbnungsvorfchrift in eine kaſſatoriſche Kaufe. 


Der Zwed der Verliherung geht dahin, den Verficherten gegen alle die Zus 
fälle ficher zu ſtellen, welche ihn durdy eine ohne feine Schuld entflandene 
Feuersbrunft beſchädigen. Nun ift aber diefe ohne feinen Willen und ohne 
fein Wiffen vermehrte Feuergefährlicleit ein Zufall, der nicht ihn, fondern 
bie Geſellſchaft trifft. Dies Aufhören ber Verfiherungspflicht ohne Willen des 
Verfiherten ift flir ihn fogar äußerft gefährlich, weil er in ſolchem Falle gar 
feine Veranlaffung zu einer neuen Berfiherung bat, weil er nicht weiß, das er 
unverfichert if. 

Die Vermehrung der Feuersgefaht Tann allerdings dev Geſellſchaft bie 
Befugniß geben, vom Bertrage ganz zurüdzutreten. Es könnte deshalb als 
Folge der Nichtanzeige der dem Verficherten bekannten Vermehrung ber Feuer: 
gefährlichteit wohl das Aufhören der Verpflichtung der Bejellihaft ausgeſprochen 
werden. Sat aber ber Verficherte von ber Vermehrung der Feuergefährlidteit 
Anzeige gemacht, oder hat die Geſellſchaft von der dem Berficherten unbelannt 
gebliebenen Vermehrung ber Feuergefährlichleit Nachricht erhalten, fo kann ihr 
binnen einer gewiſſen Frift die Vefugniß zuftehen, den Verfiherungsvertrag auf- 
zuheben. Bis zu diefer Frift muß aber die Verfiherung in Kraft bleiben. Rach 
dem oben erwähnten $. 8 fol aber die Verfiherung ohne Weiteres aufhören. 
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Sie fol erft wieder in Kraft treten, wenn die Colonia fi) dazu fchriftlich bereit 
erflärt, ohne daß ihr zu dieſer Erklärung irgend eine Frift geftellt ift. 

Wie ſehr gefährdet dies den Verficherten! 

Es kommt hinzu, daß nur diejenige Vermehrung der Feuergefährlichkeit in 
Betracht gezogen werden Tann, welche wirklich die Urſache eines Feuerſchadens 
geworben. Wird alfo feftgeftelt, daß bie vermehrte Gefahr außer Zufammen: 
Bang mit dem entftandenen Feuer fteht, jo fann die Geſellſchaft den Erſatz bes 
Feuerſchadens nicht um deshalb verweigern, weil ihr die ohne Erfolg gebliebene 
Vermehrung der Gefahr nicht vom Verſicherten gehörig angezeigt worden. 

Freilich wird der Nachweis, daß die vermehrte Gefahr nicht die Urſache des 
Schadens geweſen, oft ſchwer zu führen fein, weil die Entjtehung des Feuers 
oft unbekannt bleibt. Um deshalb kann die Geſellſchaft die Beweislaſt dieſes 
Umſtandes dem Verficherten zumeifen. Derſelbe ift ja der Natur der Sache nad 
am beften im Stande den Nachweis zu führen. 

Iſt aber 3. B. ein feuergefährliches Geſchäft neben dem verfiherten Haufe 
angelegt, oder find borthin feuergefährlihe Sachen gebracht, das verficherte Haus 
ift aber durch einen Blitzſtrahl oder durch eine ruchlofe Hand in Feuer gefekt, 
fo ift die ohne Erfolg gebliebene Vermehrung der Gefahr ohne allen Einfluß 
anf die Entihäbigungspflicht der Verfiherungsgefelfchaft. Nach dem 8.8 ift fie 
aber dennod nicht verpflichtet, die Verficherungsfunme zu bezahlen. 

8. 6. 
Wechſel im Eigenthum der verſicherten Sache. 

Auch läßt es ſich nicht rechtfertigen, wenn im obigen 8. 8 geſagt iſt, daß 
jeder Wechſel des Eigenthümers der verſicherten Sache in anderen als Erbſchafts⸗ 
fällen die Verbindlichkeit der Geſellſchaft aufhebt, und daß die gezahlte Prämie 
dann verfällt. i 

Denn an und für fih wird dur) den bloßen Wechjel des Eigenthums 
die Feuergefährlihkeit in keiner Weife erhöht. Sollte aber der neue Eigen- 
thümer 3. B. in das Haus ziehen, um dort ein feuergefährlihes Geſchäft zu 
betreiben, jo würde eine in ben allgemeinen Bedingungen bereits berüdjichtigte 
Vermehrung der Feuergefährlichleit vorhanden fein. 

Man fieht deshalb keinen Grund, welcher die Geſellſchaft bevedtigte, in einem 
folden Fall die Zahlung der Entfhädigung oder die Fortfegung ber Verfiherung 
zu verweigern, fo daß ber neue Eigenthümer für die bereits verficherte Zeit bie 
Prämie noch einmal bezahlen muß. 

Außerdem gefährdet diefe Bedingung leicht den neuen Eigenthümer. It es 
3. B. nad) längerem Verhandeln dem Verfiherten gelungen, fi) mit dem Käufer 
des Hauſes zu einigen, und läßt er demnächſt fofort das verficherte Haus für 
den Käufer auf, fo erlifcht mit feinem Eigenthum ohne Weiteres auch die Ver 
fiherung. Der Käufer it alſo für die Zeit, bis ſich die Geſellſchaft ſchriftlich 
zur Fortſetzung der Verfiherung bereit erklärt, ohne jede Verficherung. 
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Mindeftens müßte aljo in ſolchem Falle die Verſicherung noch fo lange 
dauern, daß dem neuen Eigenthümer eine Frift gewährt wird, um bie Berlänge 
rung der Verfiherung nachzuſuchen, und, im Falle bie Verlängerung verweigert 
wird, eine neue Verſicherung zu fließen. 

Man möchte vielleicht einwenden, die Vorflände ber Gefellihaft würden in 
ſolchen Fällen die Billigfeit vorwalten laſſen, und beshalb feien die Verſicherten 
durch diefe ſachwidrigen Vorſchriſten nicht gefährdet. Es frägt fi aber doch, 
ob die Vorflände befugt find, eine Entſchädigung zu zahlen, wenn nad) bem un 
zweifelhaften Wortlaute der Bedingungen der Anjprud auf Zahlung der Ent 
ſchädigung unbegründet if. Man darf aber auch das Recht des Verficherten 
nicht dem bloßen guten Willen der Verfiherungsgejellichaft preisgeben. 


8.7 
Erlöfchen der Verfiherung wegen Nichtzahlung der Prämie. 


Weniger gefährlich ift das Erlöfchen der Verfiherung wegen unterlafiene 
rechtzeitiger Zahlung der Prämien bei den Verfiherungen auf kurze Zeiträum, 
wie fie bei Feuer-, Hagel⸗, Vieh und Reifeverfiherungen gewöhnlich ift 

Läuft aber die Verfiherung längere Zeit, fo liegt darin bie große Härk, 
daß das Ausbleiben einmaliger Berihtigung der Prämie bie Verſicherung 
ganz aufheben, aljo der Berficherer aller bereits eingezahlten Prämien ohne jee 
Entſchädigung verluftig gehen foll. 

Solcher Zahlungsverzug tritt am häufigften bei der Lebensverficherung auf 
ben Todesfall ein. Nicht felten verſchlechtern fich die Vermögensverhältnifie fo 
ſehr, daß ber Verficherte nicht im Stande if, die fällige Prämie zu bezahlen. 

Dann kann der Verſicherte, bevor die Prämie fällig if, fein Ume- 
mögen der Gejellihaft anzeigen, und entfpredhende Anträge ftellen. 

Nun erklären ſich oft die Lebensverficherungsgefellfchaften ſchon bei Abſchluß 
des Vertrages im Allgemeinen bereit, in ſolchem Falle den Verhältniffen Reh 
nung zu tragen. Einige Geſellſchaften gehen weiter. Sie meſſen ihren Policen 
einen mit der Dauer ber Verfiherung wachſenden Werth bei, und nehmen fit 
als Pfand für ein Darlehn an. Sie kaufen aud die Police, wenn bie Be 
ſicherung längere Zeit beftanden hat, auf Verlangen zurüd, 

Mit Recht jagt Hinrichs Bd. 20 ©. 363, Goldſchmidt's Zeitfchrift, bob 
bie Lebensverfiherung erſt durch dieſe Momente, welde ſachlich vom Haupt 
vertrage nicht zu trennen find, ihre wirthſchaftliche Berechtigung erhält, weil fe 
den Zwed hat, dem Verſicherten feine Erjparniffe zu fihern Die Gefelicaften 
pflegen derartige Bewilligungen als eine befondere Liberalität zu rühmen. Sie 
thun damit aber nur ihre Schuldigkeit. Es entſpricht der Natur bes Geſchäſu 
von vorne herein, die Beleihung und ben Nüdkauf ber Polizen obligatorifä pu 
machen, bamit einen Rechtsboden für den weiteren Verlauf und feine Weghel⸗ 
fälle zu gewinnen, nicht aber ben Verſicherten gerabe in Notbfällen bem gulm 
Willen der Geſellſchaften zu überlafien. 
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Es kann aber auch leicht vorkommen, daß ber Verficherte die Bezahlung ber 
Prämie am Tage der Fälligkeit ohne feine Schuld verfäumt, wenn 5. B. 
der Perfiherte hart bdarnieberliegt, Krieg, Ueberſchwemmung u. ſ. w. ben 
Verkehr hemmen, das überjendete Gelb verloren geht oder fonft veruntreut wird. 


Die Statuten bewilligen zwar den Verſicherten noch gewiſſe Nachfriften zur 
Zahlung von 14 bis 30 Tagen. Diefelben führen aber nur dahin, daß in ber 
Regel die Zahlung erfi mit Ablauf diefer Frift geleiftet wird. Sie gewähren 
alfo keine Abhülfe für den Fal, daß dieſe verlängerte Zahlungszeit ohne Schuld 
des Verficherten verfäumt wird. 


In ber erften allgemeinen Bedingung der Verfiherungsgefellihaft „Con⸗ 
cordia“ zu Köln Heißt es nun 3. B.: 

„Für die Zahlung der Prämien ift eine Frift von 30 Tagen geftattet, 
innerhalb derer die verfäumte Zahlung nachgeholt werden kann. Wird 
die Prämie am letzten Tage der Zahlungsfrift nicht berichtigt, fo iſt bie 
Concordia aller durch die Verfiherung übernommenen Verpflichtungen 
entlebigt, und die gezahlten Prämien find ihr unbebingt verfallen, 
ohne daß es Seitens der Direktion oder des betreffenden Agenten einer 
besfallfigen Anzeige an den Verfiherten ober an den Inhaber ber ' 
Police oder an fonft Iemanden bedarf. Meldet ſich jebod ber Vers 
ſicherte noch im Laufe der nächſten 2 Monate perjönlich bei der Dive 
tion der Geſellſchaft ober bei dem betreffenden Generalagenten, und 
weift durch ein von der Direktion genügend erachtetes Atteft feinen da- 
maligen guten Geſundheitszuſtand nad, jo foll gegen Entrichtung ber 
rüdftändigen Prämie und eines Strafgelbes von 6 pt. ber Prämie 
die Verfiherung als nicht erlofchen angefehen werben.“ 

Wir finden hierin für den Verſicherten ungerechtfertigte Härten. 

Mit Recht verlangt zwar die Concordia eine pünktlihe Einzahlung der 
Prämie, damit fie nicht durch Nefte in Schaden komme, fie jucht aber aus ber 
Säumniß des Verfiherten "Gewinn zu ziehen. 5 


a) Zunähft weiß man nicht, warum dem Verficherten nur noch eine jo 
kurze Frift von 2 Monaten gewährt wird. 

Dan erwäge: Für das erfte Verfiherungsjahr if Die Concordia durch die 
eingezahlte Prämie gefihert. Sollte nun auch gleich die zweite Prämie auss 
bleiben, und ſtirbt der Verfiherte im zweiten Jahre, jo kann bie Concordia bie 
rhdftändige Prämie von der zu zahlenden Berfiherungsfumme kürzen. Bleibt 
ber Berfiherte aber im zweiten Jahre noch am Leben, ohne die Verfiherungss 
fumme im Laufe des zweiten Jahres zu zahlen, jo gewinnt die Conkordia immer 
die Prämie des erften Jahres, wenn bie Verfiherung wegen Nichtzahlung der 
Prämie mit Ablauf des zweiten Jahres erliſcht. Die Conkordia erlitte alſo 
keinen Schaden, wenn aud die Frift von 2 Monaten auf 11 Monate ver- 
längert würbe, 
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b) Warum ſoll fi) aber aud) der zur Nachzahlung der Prämie bereite Ver: 
fiherte perfönlich bei der Direktion in Köln oder bei dem betreffenden General 
agenten melden, und zu bem Zwede vielleicht eine weite Reife machen. 

c) Da es ſich bier aber auch nur um eine Verzögerung ber Zahlung hanbelt, 
fo braucht der Verfiherte auch nur nachzuweiſen, daß die Verzögerung eine 
unverſchuldete iſt. Anflatt dieſes Nachweifes verlangt aber die Conkordia 
den Nachweis, daß der Verficherte fih noch in einem guten Gejunbbheits- 
zuftande befindet. Bieleiht war aber gerade eine fehwere lang andauernde 
Krankheit die Urfache der Verſäumniß. Es wird alfo fo angejehen, als wenn 
es fih um den Abſchluß einer neuen Verfiherung handelt. Diefe Bebingung 
läßt außer Acht, daß bie zu entfchuldigende Verzögerung feinen genügenben 
Grund bietet, um den Verfiherten aller feiner dur) die Bezahlung der Prämien 
bereits erworbenen Rechte zu berauben. 

d) Endlich ift es aber auch nicht billig an die unentſchuldigte Berfäumnik 
den Berluft aller Anfprüche zu knüpfen. 

Iſt der Verficherte auch nicht mehr im Stande, bie Prämien fortzubezahlen, 
und hat er beshalb die rechtzeitige Zahlung verjäumt, fo follte ihm für bie bereits 
bezahlten Prämien doch eine billige Entſchädigung gewährt werden, Damit er 


"feiner bei der Conkordia zurüdgelegten Erſparniſſe nicht ganz verluftig gehe. 


8.8 
Berfpätung der Rüge unrichtiger Anzeigen des Verſich erten. 

Wie oben im $. 1 bemerkt worden, Enüpfen bejonders die Lebensverficherungs:- 
gefelfchaften den Verluſt aller Rechte des Verficherten an die unrihtige Beant⸗ 
wortung der ihm vor Webernahme der Verfiherung geftellten Fragen. 

Dadurd wird aber die Berfiherung zu einem negotium claudicans. Der 
Verficherte ſchwebt immer in der Gefahr, daß alle jeine gezahlten Prämien für 
verfallen und feine Rechte aus dem DVerfiherungsvertrage für erlofchen er 
erklärt werden. Ze länger die Geſellſchaft den Verficherten zahlen läßt, ohne mit 
ihrer Rüge bervorzutreten, je größer ift ihr Gewinn. 

Hinrichs bemerlt Bd. 20 ©. 366 Anmerkung 29, Goldſchmidt's 
Zeitſchrift: 

„Die Geſellſchaften pflegen nach Abſchluß des Vertrages ihre Ber 
fiherten nicht fpeziell im Auge zu behalten, und erſt nad bem Tode 
des Verficherten die Nichtigkeit feiner Deklaration einer erneuten Prü- 
fung zu unterwerfen. Der Großbetrieb macht größere Diligenz un 
möglid. Die folide Praxis gleicht die drohenden Härten dadurch aus, 
daß fie den Einwand des erſchlichenen Bertrages nur in Fällen erhebt, 
wo bie Spekulation des doloſen Verficherten vollen Erfolg hatte. Eine 
Verfiherung, die eine längere Neihe von Jahren beftanden hat, anzu 
fechten, wird faum ber Verſuch gemacht werden.“ 

Indeß lehrt die Erfahrung, daß doch folche Verfuche gemacht werben. © 
find dergleichen Fälle in der That beim Appellationsgeriht zu Naumburg zur 
Entſcheidung gekommen. 





is 
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Dabei hat es ſich herausgeftellt, daß dieſe verfpätete Rüge dem Verſicherten 
den Beweis jehr erſchwert. 

So war es dem Verficherten in einem Falle zum Vorwurfe gemacht, er habe 
nicht angegeben, daß er in früherer Zeit ſich einmal an einen gewiffen Arzt ge 
wendet habe. Der Verfiherte gab dies an fi) zu, wendete aber ein, daß bies 
nur wegen eines vorübergehenden Webelbefintens geſchehen fei, welches ohne 
allen Einfluß auf die Webernahme ber Verfiherung gewefen fein würde. Er 
bezog ſich deshalb auf das Zeugniß dieſes Arztes. Es ergab ſich aber, daß biefer 
Arzt vor Kurzem verftorben war. So blieb der Verficherte mit feinem Einwand 
beweisfällig. 

In einem anderen Falle rügte die Lebensverficherungsgefellihaft: ber Ver⸗ 
fiherte habe verſchwiegen, daß er mit feinem Verfiherungsantrage bereits von 
einer anderen Lebensverficherungsgejellihajt abgewiefen worden war. Der Ver⸗ 
fiherte wendete aber ein, daß er dieſen Umftand dem Agenten mitgetheilt und 
ihn diefer auch noch der Gejellfhaft angezeigt habe. Er bezog ſich dafür auf 
das Zeugniß des Agenten. Diejer konnte aber nicht vernommen werben, weil 
er inzwifchen verfhollen war. Die Direktion beftand aber jet aus anderen 
Perſonen, fo daß aud) von dem Eidesantrag an die Direktion fein Erfolg zu 
erwarten war. 

Hiernach dürfte es ſich wohl rechtfertigen, daß der Verfiherungsgefellichaft 
eine beftimmte präflufivifche Frift zur Aufhebung des Verfiherungsvertrages 
wegen unrichtiger oder unvollftändiger Angaben bes Verficherten geſetzt werde. 

Dem ſcheint aud $. 8 der Statuten der Halleſchen Lebensverfiherungss 
geſellſchaft Iduna, defien Inhalt bereits im 8. 2 oben angegeben ift, zu 6 zu 
entiprechen. 

Indeß wird diefe ſcheinbar den Verſicherten günftige Beftimmung dadurch 
zienilich vereitelt, daß fie gerade in den eben erwähnten beiden vorgelommenen 
Fällen außer Anwendung bleiben joll. 

In der That verſchlimmert aber ber letzte Abſatz dieſes 8. 8 die Lage der 
Verfiherten, denn er ſchneidet gerade in diefen praktiſch am wichtigften beiden 
Fällen den Verſicherten fogar den fonft zuläffigen Gegenbeweis ab. 

Es widerſpricht aber auch der Gerechtigkeit, daß in einem ſolchen Falle die 
Geſellſchaft ohne Weiteres die gezahlten Prämien behält. Iſt auch der Vertrag 
nichtig, jo muß doch die Gejelichaft wenigftens die in Folge deffen erhaltenen 
Zahlungen zurüdgeben, wenn fie auch die davon gezogenen Zinfen behält, fonft 
bereichert fie fi) mit dem Schaden des Verficherten. 

So beftimmt fogar im Falle des Betrugs das N. EN. Thl. 1 it. 5: 

8. 354. 
Ter VBetrogene darf das, was ihm auf Nechnung bes Vertrages 
gegeben worden, nur in dem Stande, in welchem es fi alsdann be- 
findet, zurüdliefern. 
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8. 355. 
Bei diefer Rüdforderung hat er alle Rechte und Pflichten eines 
redlichen Beſitzers. 
Sonach muß ſogar der Betrogene dem Betrüger das auf Abſchlag Erhaltene 
zurückgeben. 
39. 


Die Verpflichtung des Verſicherten zu kündigen. 


Beſonders viel Prozeſſe hat 8. 20 des am 26. Auguſt 1872 miniſteriell ge⸗ 
nehmigten Statuts ber Berliner Viehverſicherungsgeſellſchaft „Veritas“ 
verurſacht, welcher lautet: 

Erfolgt 4 Wochen vor Ablauf der Verſicherung von keiner Seite 
eine ſchriftliche Kündigung derſelben, jo gilt die Verſicherung auf gleiche 
Dauer prolongirt. 

Das Gleihe gilt vom $. 18 des Statuts der „Norddeutfhen Vieh: 
verfiherungsbant zu Hannover“, weldes am 18. Juli 1874 minifteriell 
genehmigt if, und welches lautet: 

Die Verfiherung -gilt vom Ablauf der Police an auf gleiche Zeit 
prolongirt, wenn nit 4 Wochen vor demjelben eine friftlihe Kündi- 
gung ber Direktion behänbigt oder von der letzteren an ben Ber: 
fiherten erlaſſen iſt. 

Zahlreiche Klagen gehen nämlich von dieſen Verſicherungsgeſellſchaften gegen 
Verfiherte auf Fortzahlung der Prämie ein, wogegen die Verfiherten ver 
geblich einwenben, daß fie ihr Vieh nur auf eine beſtimmte Zeit verfihert haben, 
und nicht gefonnen waren, weiter zu verfihern. 

Das Gericht muß fie aber verurtbeilen, weil fie fi in dem Verſicherungs⸗ 
antrage, zu dem fie fi eines von ber Geſellſchaft gefaßten Formulars bedienen 
müffen, ausdrücklich allen Beſtimmungen bes Statuts der Gejellfhaft, alſo auf 
diefer ſtillſchweigenden Verlängerung, unterworfen haben. 

Eine andere Frage ift es aber, ob eine ſolche allgemeine Bedingung zu 
rechtfertigen, und berjelben, wenn fie in das Statut aufgenommen if, von 
Staatswegen die Genehmigung zu ertheilen if. 

Nun fieht man aber in ber That nicht ein, wie die Geſellſchaft dazu kommt, 
in den Fällen, in welchen der Vertrag auf eine beftimmte Zeit geſchloſſen ift, 
von bem Berfiherten noch eine befondere Kündigung zu verlangen. Es ift dies 
nur ein Mittel, dem Berfiherten wider ober doch ohne feinen Willen eine Fort- 
dauer der Verfiherung aufzubürden. 

Gerade in den Kreifen aber, in denen bie Viehverfiherungsanftalten thätig 
find, Tann man am menigften annehmen, daß bie Verfiherten fih mit allen 
einzelnen Beftimmungen ber Statuten befannt machen. Man follte deshalb 
gerade bei den Statuten für die Biehverfiherungsanftalten verhindern, daß Be 
flimmungen aufgenommen werden, welche ber Billigleit und den allgemeinen 

Rechtsgrundfägen entgegen find. 
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Es widerfpricht aber den Rechtsgrunbfägen, wenn man denjenigen, welder 
einen Verfiherungsvertrag für eine beftimmte fefte Zeit abgefchlofien hat, nöthi- 
gen will, noch bejonders zu jagen, daß ber Vertrag nicht auch noch längere 
Zeit dauern fol, und eine Fortdauer ber Verfiherung für den Fall zu erzwingen, 
baß ber Verfiherte dieſe ganz überflüffige Erklärung nit ausdrücklich in der 
vorgejchriebenen Form und fogar noch 4 Wohen vor Ablauf der Verfiherung 
abgegeben hat. { 

Man nimmt zwar bei Miethverträgen eine ſtillſchweigende Verlängerung an. 
Dies hat indeß darin feinen Grund, daß bei benjelben der Miether thatſäch⸗ 
lie im Beſitz der Wohnung bleibt, und dadurch feinen Willen, das Vertrags- 
verhältniß fortzufegen, fund giebt. An einer ſolchen thatſächlichen Fortfegung 
fehlt e8 aber gerade bei dem Berficherungsvertrage- 

Diefe Bedingung ber ſtillſchweigenden Verlängerung findet fih auch nur bei 
den Viehverfiherungsgefelichaften, und daher rühren hauptſächlich deren zahl 
reihe Prozeſſe her. Was berechtigt aber gerade dieſe Verſicherungsgeſellſchaften, 
von den Verficherten noch eine Kündigung des auf beflimmte Zeit geſchloſſenen 
Verficherungsvertrages zu verlangen? 

8. 10. 

Die Stellung ber Agenten der Verjiherungsgefellihaften. 

In den Prozeffen der Viehverficherungsgefellfhaften wenden die Verklagten 
häufig ein, fie hätten dem Agenten der Geſellſchaft gejagt, daß fie nicht weiter 
verfihern wollten, und das fei doch jebenfalls als Kündigung anzufehen, 

Dem wiberfprechen die Befellfhaften, weil die Kündigung nicht, wie ihr 
Statut vorschreibt, ſchriftlich erfolgt fei. 

Nun fehlt es aber an jedem Rechtsgrunde für dieſe an ſich überflüfige 
Kündigung nod die erſchwerende Form der Schriftlichteit vorzuſchreiben. 

Der Hannoverſchen Viehverſicherungsgeſellſchaft fteht aber noch befonders 
der Einwand zur Seite, daß die Kündigung der Direktion jelbft und unmittels 
bar erklärt werden müfle. 

Dies führt uns auf die rechtliche Stellung der Agenten. 

Bezold jagt Bd. 29 S. 197 in Buſch's Ardiv: 

Die Agenten find nach ber Tendenz aller Verfiherungsflatuten im 
Allgemeinen ohne alle und jede Ausnahme nichts mehr und nichts 
weniger als Sandlanger, als die botenartigen Vermittler der Notizen 
über Perfon und Sache auf Seite der Verfiherten, und zunächſt und 
bauptjählich als die, ich möchte jagen, Haufirer der Offerten und An- 
preifungen der Gejellihaft . . . 

Richtiger bemerkt Mal (Bd. 13 S. 69 Goldſchmidt's Zeitfehrift): im 
Allgemeinen feien alle Agenten als Mandatare zu betrachten, bie einen als Be- 
vollmãchtigte zum Abſchluß, die anderen nur zur Vermittelung von Anträgen, 

Auch das Reihe: Oberhandelsgericht ſpricht fi wiederholt, 3. B. 8b. 7 
S. 371 und 423 der Entfheidungen dafür aus, daß der Agent in gewiſſen Bes 
ziehungen bie Verfiherungsgefelihaft vertrete, 
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Aber auch wenn man bie Agenten nur als bie botenmäßigen Wermittler 
zwiſchen dem Verſicherten und der Verſicherungsgeſellſchaft anfieht, fo iſt doc der 
Agent verpflichtet, die ihm zugegangene Kündigung weiter zu berichten. Ver⸗ 
ſäumt er dies der Geſellſchaft gegenüber, fo verlegt er feine Pflicht gegen bie 
ſelbe. Sie kann ihn dafür verantwortlich machen, nicht aber erklären, es ginge 
fie Das nichts an, was ber Verficherte ihrem Vertreter zu bem Zwede erflärt 
bat, damit es zu ihrer Kenntniß komme. 


In einem zur Entjheidung gekommenen Falle war die jchriftlihe Kündir 
gung für die Direktion bei dem Agenten fo zeitig eingegangen, daß fie unge 
fäumt abgefendet, nod 4 Wochen vor Ablauf der Verſicherungszeit bei ber 
Direktion eingehen mußte. Der Agent fendete aber die Kündigung zu fpät ein, 
und die Direktion erklärte deshalb die bei ihr zu jpät eingegangene Kündigung 
für wirkungslos. Sie erftritt auch um deshalb ein günjtiges Erfenntniß, weil 
das Statut verlangt, daß die fchriftlihe Kündigung 4 Wochen vor Ablauf der 
Verfiherungszeit bei der Direktion eingegangen fein muß. 

Mehrfach haben ferner die Verklagten eingewendet, daß fie mit dem Ver⸗ 
fahren der Biehverfiherungsgejellihaft unzufrieden feien und ausſcheiden wollten, 
weil die Direktion, gejtügt auf die unzwedmäßigen Beflimmungen der Statuten, 
die Zahlung der Verfiherungsfunme für das ihnen gefallene Vieh vermeigere. 
Die Direktion erflärte aber: nach den Statuten fei dieje mündliche Erklärung 
einflußlos. So mußten denn die Verklagten zur Fortzahlung der Prämie für 
ein neues Verfiherungsjahr verurtheilt werden. 

Es erklärt dies Verfahren wohl die Aufnahme von Beſtimmungen in die 
Statuten, welde dahin führen: bie Verjiherung ohne oder gegen den Villen 
der Verficyerten zu verlängern. Doc) entjtehen hieraus nicht nur die zahlreihen 
Prozefie, jondern es führt aud dahin, daß die an fi) fo wohlthätige Vieh 
verfiherung immer weniger benugt wird. 

811. 
Abänderung’ der Statuten zum Nadhtheil des Verſicherten. 


In einem Prozeſſe rührte die Viehverſicherung aus einer Zeit her, in 
welder die Statuten dieje Beſtimmung wegen der ftillihweigenden Berlänge 
zung noch nit enthielten. Der früher VBerfiherte hatte den auf eine beftimmte 
Zeit abgeſchloſſenen Vertrag nicht weiter gekündigt, und beftritt, daß dieſe 
Abänderung der Statuten feinen früher geſchloſſenen Verfiherungsvertrag 
ändern könne. A 

Die Verfiherungsgejelihaft machte dagegen mit Erfolg geltend, daß fih 
der Verficherte in feinem Verfiherungsantrage, zu dem ein Formular der Ber 
ficherungsgeſellſchaft benugt werden muß, ausdrüdlid allen fpäteren Ab: 
änderungen bes Statuts unterworfen babe. 

Es entfteht hier aljo die Frage: in wieweit eine Abänderung bes Statuts 
den früher Verfiherten nachtheilig fein könne? 
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Steht man zunächſt von der im vorliegenden Falle ausdrüdlich vom Ber 
ficherten abgegebenen Erklärung ab, fo unterliegt es keinem Zweifel, daß auch 
bei gegenfeitigen Berfiherungsgeiellfpaften die Generalverſammlung nicht befugt 


: if, durch ihre Beſchlüſſe Diejenigen Verfiherungsverträge zu ändern, welche 
ı bereits von ber Befellihaft abgejchloffen find. Denn bie Verfiherten haben 


- 


durch ihren Verſicherungsvertrag der Geſellſchaft gegenüber verſchiedene Rechte 
und Plihten übertommen, welche ohne ihre Einwilligung durch Beſchlüſſe ber 
Geſellſchaft, bei denen fie nur eine einzige Stimme haben, nicht geänbert werben 


; Tönnen. Dafür fpriht fi nicht nur das Reichs⸗Oberhandelsgericht in feinem 
Erkenniniß vom 10. Dezember 1872 (Bd. 8 S. 187 der Entſch.), ſondern auch 


— 


va 


das Preußiſche Ober-Tribunal in feinem Erkenntniſſe vom 19. November 
1872 (8b. 21 S. 277 der Entſch.) aus. Vergl. au Hinrichs Bd. 20 ©. 482 ff. 
Goldſchmidt's Zeitſchrift. 

Es frägt ſich alſo nur noch, ob die ausdrückliche Erklärung des Verſicherten, 
er unterwerfe ſich allen Abänderungen der Statuten, die Wirkung hat, daß 
auch ihn die fpäter beſchloſſene ſtillſchweigende Verlängerung ber Verſiche⸗ 
rung trifft. 

Nun kann aber die Generalverſammlung nur ſolche Beſchlüſſe faſſen, welche 
das allgemeine Intereſſe ſämmtlicher Geſellſchafter betreffen, bei welcher alſo 
die Geſellſchafter in gleicher Weiſe betheiligt ſind. Nun ſind aber bei dem Be⸗ 
ſchluſſe, daß die Verſicherungsverträge in Zukunft ſtillſchweigend verlängert 
werden, ſchon die an der Generalverfammlung theilnehmenden Verſicherten 
nicht in gleicher Weife betheiligt.. Vielmehr hängt die Betheiligung davon ab, 
wie lange ihre Verfiherung noch läuft, und ob fie nicht Willens find, unter 
ellen Umftänden ihre Verſicherung zu verlängern, fo daß fie ber Beihluß in 
keiner Weiſe benachtheiligt. Sind hierbei aber die jingulären Intereffen ents 
ſcheidend, fo kann die Mehrheit des fingulären Intereſſes nicht über die fingu- 
lären Interefjen der Minderheit eine Entſcheidung treffen, und Beſchlüſſe faſſen, 
welche diefer Minderheit eine neue Berpflihtung auferlegen. 

Dazu kommt aber noch, daß nach ben Statuten der beiden erwähnten Vieh⸗ 
verfiherungsgefellfchaften nur die zu einer gewiſſen Höhe Verficherten in der 
Generalverfammlung eine Stimme haben, bie mit einer geringeren Summe Ber: 
ſicherten alfo bei diefer Frage, welche den mit ihnen geſchloſſenen Berfiherungs: 
vertrag ändern fol, gar nicht mitſprechen und mitftimmen dürfen. 

Sehr erheblidy iſt es aber auch noch, daß nad) dieſen Statuten der Beſchluß, 
der Generalverfammlung, burd welchen die ſtillſchweigende Verlängerung der 
beſtehenden Verfiherungsverträge eingeführt wurde, von Perfonen mitgefaßt ift, 
welde von dieſem Beſchluſſe gar feinen Nachtdeil, wohl aber einen perjönlihen 
Vortheil zu erwarten hatten. So haben z. B. nad) $. 38 des Statuts der 
„Veritas“ in der Beneralverfammlung nur Sitz und Stimme: 

Jedes Mitglied der Geſellſchaft, welches mit wenigſiens 300 Thalern 
verfiert, die Mitglieder des Xerwaltungsraths, deren Stellvertreter 
der Direktor und ber Oberthierarzt der Geſellſchaft. 
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Nach 3. 43 befteht der Verwaltungsrath aus 5 Mitgliedern und 2 Gtel: 
vertretern, weldye aber nicht Verficherte zu fein brauchen. Sind fie aber nicht 
verfihert, jo haben fie jo wenig wie ber Direktor und der Oberthierarzt Rad: 
theil von biefer den Verfierten „auferlegten Pflicht, den Verſicherungsvertrag 
zu kündigen. 

Nach $. 45 der Statuten der Veritas erhält aber der Verwaltungsrath für 
feine Mühwaltung von der Gejellihaft eine Kantieme vom Y/; pro mille ber 
Verfiherungsfumme jedes Geſchäftajahres. Somit haben bie Mitglieder bei 
Verwaltungsraths von biefer Verlängerung des Berfiherungsvertrages, ber fe 
in keiner Weiſe benachtheiligt, den Vortheil, daß ſich die tantiömepflichtige Ber 
ſicherungsſumme jebes Geſchäftsjahres erhöht, wenn die Verficherten es ver 
fäumen, dem neuen Beſchluſſe entſprechend, zu kündigen und deshalb noch als 
verfichert angefehen werben. 

Hat nun alfo aud) ein Verficherter erklärt, er unterwerfe ſich allen fpäteren 
Veränderungen ber Statuten, fo Tann fi dieſe Erflärung doch nur auf ſolche 
Abänderungen beziehen, welche überhaupt vechtsgültig find, von der General 
verfammlung alfo innerhalb der ihr zuftehenden Befugniffe beichlofien find. 
Konnte die Generalverfammlung aljo nicht den Beſchluß faflen, daß ein bisher 
der ſtillſchweigenden Verlängerung nicht unterliegenber Vertrag ſtillſchweigend 
verlängert werden folle, jo gehört diefe Abänderung der Statuten nicht zu dens 
jenigen, welchen fich der Verficherte im Voraus unterworfen hat. 

8. 12% 
Berzinfung der Verfiderungsjumme der verzögerter Auszahlung. 

Die Auszahlung der Verfiherungsfumme erfolgt nad den meiften Statuten 
binnen 4 Wochen, nachdem der Betrag und die Verbindlichkeit der Geſellſchaft 
zur Zahlung durch Anerkenntniß, Vergleich oder vechtskräftiges Urtheil feſt⸗ 
geftellt if. 

So heißt es 3. 8. im $. 18 der allgemeinen Bebingungen ber gegen- 
feitigen Lebens verſicherungsgeſellſchaft zu Leipzig: 

Die Auszahlung des verfiherten Kapitals kann erſt binnen ber 
nädjften 3 Monate nad) der beſchloſſenen Anerkennung gefordert werben. 

Nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen treten aber die Nachtheile des Verzugs 
der Zahlung mit dem Entftehen der Zahlungsverpflihtung und der Mahnung 
Seitens des Gläubigers ein. Somit muß eigentlidy die Verfiherungsiumme ge 
zahlt werden, fobald der Verfiherungsfall eingetreten und die Zahlung der Ber- 
fiherungsfumme beantragt if. Bon da ab muß alfo bie nichtgahlende Geſell⸗ 
ſchaft auch Verzugszinjen bezahlen. 

Jedoch find zur Feftftellung der VBerfiherungsfunme noch vorher Ermitte 
lungen nöthig. So müflen bei der Feuerverfiherung ber Umfang des Schadens, 
bei ber Lebensverficherung der Tod und die ihn begleitenden Umftände fefgeftellt 
werben. Deshalb verpflichten die Statuten den Verficherten: die Unterlagen zur 
Feſtſtellung der Verfiherungsfumme der Geſellſchaft vorzulegen. Aud muß der 
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Geſellſchaft demnähft zur Prüfung biefer Unterlagen noch eine Frift gewährt 
werben. 

Es rechtfertigt daher wohl die Zahlungspflicht der Geſellſchaft erft mit Ab⸗ 
lauf diefer Frift beginnen zu laflen, wenn zugleich der Verficherte feiner Pflicht, 
zur Vorlegung jener Unterlagen gehörig genügt hat. 

Sene Statuten tnüpfen aber die Zahlung nit an biefe thatſächlichen 
Vorausſetzungen, fondern an das ſubjektive Anerkenntniß der Geſellſchaft. 
Zögert alfo diefe mit ihrem Anertenntniß oder macht fie unbegründete Einwen- 
dungen, fo verlängert fie damit die Zahlungszeit zum Nachtheil des Verſicherten, 
und entzieht ſich widerrechtlich der Pflicht, Die Verzugszinfen zu zahlen. 

Sanz angemefien erfcheinen deshalb die Bedingungen 3. und 12 der 
Kölnifchen Xebensverfiherungsgejellihaft „Soncordia”. Nach den- 
felben wird die verfiherte Summe fpäteitens 3 Monat nad) dem Ableben der 
verficherten Perſon gezahlt. Die Geſellſchaft if aber zur Vergütung von Zinſen 
für die Zeit, während welcher bie Zahlung der verfiherten Summe durch unters 
laffene oder mangelhafte Beibringung der zur Auszahlung erforderlihen Dokus 
mente verzögert wurde, oder wegen nicht erhobenen Anſpruchs unterblieben ift, 
nicht verpflichtet. Tritt dagegen eine Verzögerung der Auszahlung über. den 
vertragsmäßigen Zeitpunkt, ohne Verfchulden bes Inhabers der Forderung, ein, 
fo werden dafür Zinfen mit 4 pPCt. vergütet. 

Hiergegen ift nur zu erinnern, daß nad) Art. 271 Nr. 3 und 287 A. D. 
H.⸗G. B. die Höhe der Verzugszinfen fich gefeglid auf 6 pCt. beläuft. 

8.13, 


Feſtſetzung der von der Gefellihaft zu zahlenden Lebensvers 
fiherungsfumme. 


Wie die Statuten der Verfiherungsgefellfhajten die Auszahlung der Vers 
fiherungsfumme von Borausfegungen abhängig machen, welde dem Berjicherten 
die Erhebung der Verſicherungsſumme theils unnäg erfchweren, theil® deren 
Anſpruch jogar ganz vereiteln, das ergeben folgende Verfiherungsbebingungen. 

Im $. 9 der allgemeinen Bedingungen der Kölniihen Feuerver- 
fiherungsgefellfhaft „Colonia“ heißt es: 

Der Berfiherte ift im Falle eines Schadensereigniffes verpflichter: 

a)b)... 

e) binnen 3 Tagen nad) dem Ereigniſſe fi über alle dafjelbe betreffende 
Umftänbe, bei beweglichen Begenftänden audy über bie Art und unge- 
fähre Höhe des Schadens vor feiner Ortspolizeibehörde vornehmen zu 
lafien, und binnen 14 Tagen eine beglaubigte Abſchrift des darüber 
aufgenommenen Protofoll® dem Agenten einzufenden, 

d)... 

e) bei beweglihen Gegenſtänden eine fpezielle Nachweiſung ber zur Zeit 
des Brandes vorhanden gewefenen, ber verbrannten, ber abhanden ges 

Hartmann, Zeitſchrift. IV. Band. 5. Heft. 28 
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kommenen, ber beſchädigt geretteten, ſowie der unbeſchädigt gebliebenet 
— mit fpezieller Angabe bes Wertbs — und von ihm unterzeichnet 
dem Agenten einzureichen. Dafjelbe muß mit firenger Gewifjenhaftig- 
keit angefertigt, und darf darin weder ein nicht vorhanden geweiener 
Begenftand als verbrannt oder abhanden gelommen angegeben, noch 
das Vorhandenfein eines geretteten Gegenſtandes verjchwiegen jein. 

Man erwäge zu c, baß ber Verſicherte gar nicht im Stande if, die Orts 
polizeibehörbe zu zwingen, baß fie innerhalb der gefellten Friften eine folde 
Verhandlung aufnimmt, und die beglaubigte Abſchrift derſelben dem Verſicher⸗ 
ten zuftellt. Iſt aber das Feuer durch höhere Gewalt, z. B. Blitz oder Krieg, 
entftanden, alſo eine ſchuldweiſe Veranlafjung des Feuers undenkbar, fo hat die 
Polizei überhaupt nichts mit der Sache zu thun. 

Zu e wird eine fo ins Einzelne gehende Aufftelung verlangt, dab fie der 
Verficherte jelten zu geben im Stande fein dürfte Es kann aber aud leicht 
vorlommen, daß er einzelne Gegenftände fortläßt, welchen er einen zu unerheb- 
lichen Werth beimißt. 

Nach 8. 12 verliert der Verfiherte aber jeden Anfprud auf Entjihädigung, 
wenn er die ihm nad $. 9 obliegende Pflicht nicht vollftändig erfüllt, oder ſich 
einer nach 3. Ye unerlaubten Angabe oder Verſchweigung ſchuldig macht. 

Doh nimmt das Keiche-Oberhandelsgeriht in feinem Erkenntniß vom 
4, April 1871 (Bd. 2 ©. 183 der Entſch.) in einem gleichen Falle an, daß nicht 
ſchon die nadte Thatſache der Nichterfüllung diefer dem Verſicherten auferlegten 
Verpflichtungen den angebrohten Kechtsverluft nach ſich zieht. 

Für den Fall zu e führt das Keiche-Oberhandelsgericht aber in feinem Er- 
tenntnifje vom 22. Juni 1871 (Bd. 2 S. 390 der Entf.) aus, daß hierbei 
eine doloſe Ueberjegung der Schadensrechnung verlangt werde, und es in der 
Natur der Sache liege, daß Werthangaben, bie nur in geringfilgiger Weiſe über 
den wahren Werth hinausgehen, nicht in Betracht fommen können. 

Nach 8. 14 vermindert ſich die Verfiherungsfumme um den Entſchädigungs⸗ 
betrag. Weberfteigt dieſer die Hälfte derjelben, fo ift die Verſicherung ganz 
erlojhen. i 

Nun fehlt es aber dod an jedem Rechtsgrunde, welcher die Geſellſchaft er 
mädhtigt, die Verſicherung ohne Weiteres in Vetreff der noch nicht verbrannten 
Bebäude oder Begenftände aufzuheben. 

Der Verſicherte kann durch diefe Bedingung aber auch in die Lage kommen, 
daß er darüber im Ungewiſſen ift, ob feine nicht verbrannien Sadyen noch ver 
ſichert find. Wenn er nämli mehr als die Hälfte an Entihädigung fordert, 
und die Geſellſchaft weniger als die Hälfte zaplen will. So lange darüber nicht 
entſchieden, ift der Verficherte gehindert, die nicht verbrannten Gegenſtände ander: 
weit zu verſichern. 

Die 8. Bedingung der Kölnifhen Lebensverjiherungsgejelligaft 
„Concordia“ lautet: 
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„Das Ableben der verficherten Perfon, wenn auf Grund befjelben 
ein Recht gegen die Geſellſchaft geltend gemacht werden foll, ift dem 
dem Orte, wo der Tod erfolgte, nächſtwohnenden Agenten, oder ber 
Direktion der Gefellihaft binnen 8 Tagen nad erfolgtem Tode, unter 
Angabe der befannten oder muthmaßlichen Todesurſache anzuzeigen. 
Ebenfo find binnen fpäteftens 8 Tagen nad) erfolgtem Tode ein gehörig 
beglaubigter Todtenſchein und ein deögleihen beglaubigtes Zeugniß 
eines Arztes, der die Leiche des Verficherten gejehen hat, über die 
Urſache des Todes beizubringen. Iſt der Verftorbene bis zu feinem 
Tode von einem Arzte behandelt worden, fo ift ein von dieſem ausge⸗ 
ftelltes Atteft beizubringen. 

Wird die Todesanzeige oder die Beibringung der Beſcheinigung der 
Codesurſachen über bie angegebenen Friften hinaus verzögert, ohne daß 
der Nachweis einer unverſchuldeten Zögerung erbracht werden kann, 
ober werden in dieſem Betreff von den Betheiligten wifjentlih fal ſche 
Angaben gemadt, fo ift die Verpflichtung der Geſellſchaft zur Zahlung 
der verjiherten Summe erlojcyen.“ 

Zunädjft geht aber die Gejellihaft zu weit, wenn fie auch die Angabe der 
muthmaßlihen Todesurſache verlangt. Es genügt, wenn die ſämmtlichen 
betannten Thatſachen angezeigt werben. Man kann nicht verlangen, daß 
Jemand fid) im Interefje eines Anderen auf das Gebiet der Vermuthungen 
begiebt. Wie will die Concordia aud ein Recht darauf fügen, daß ihr Gläu—⸗ 
biger auf die ihm befannten und ihr angezeigten Thatjachen dieſe oder jene 
Muthmaßung ftügen fonnte und daß er ihr deshalb auch noch diefe Muth: 
maßung anzuzeigen verpflichtet war. 

So fagt denn auch das Reiche-Oberhandelsgericht in feinem Erkenntniß vom 
6. Januar 1871 (Bd. 1 ©. 192 ff. der Entjch.), e8 genüge, wenn der zum Em⸗ 
pfang ber Verfiherungsfumme Berechtigte das ihm befannte Material getreu: 
lich wmittheile. Es liege außerhalb feiner Pflicht, dies Material im Intereſſe 
des Verſicherers durch eigene Thätigleit zu erweitern. Ihm diefe Pflicht auf 
bürden, bieße: ihm feine vertragsmäßige Stellung als Gläubiger des Berjiherers 
zu entziehen und die Stellung eines Agenten des Leßteren anweiſen. 

Was aber die falſchen Angaben betrifft, jo können nur diejenigen ben 
ganzen oder theilweiſen Verluſt ber Verfiherungsfumme zur Folge haben, welche 
die Concordia hinderten, die Zahlung ber Verfiherungsfumme ganz oder theil- 
weije zu bezahlen. 

Es Stehen dieſe nachträglichen falfchen Angaben in ihrer Wirkung denjenigen 
gleich, welche der DVerficherer gleich beim Abſchluß der Verjiherung macht. 

Nun beftimmt zwar au 4a der Bedingungen der Concordia: 

Die Verpflihtung der Gejellfhaft zur Zahlung der verficherten 
Summe ift erlofhen und es find ihr ale vom Verſicherten gezahlten 
Gelder unbedingt verfallen: 

28* 
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a) wenn in der von dem Berficherten beigebradhten Deklaration oder 
Geburtsbeſcheinigung ober in den über feinen Geſundheitszuſtand 
eingezogenen Atteften unter feinem Mitwiffen unmwahre Erklärungen 
abgegeben worden; 

indeß zieht doch nur diejenige unmahre Angabe den Verluft der Berfiherungs- 
fumme nach fi, welche für die Entſchließung der Verſicherungsgeſellſchaft erheb⸗ 
li fein mußte. 

Vergl. das obige Erkenntniß des Reichs-Oberhandelsgerichts und 
deffen Erkenntniß vom 24. November 1870 Bd. 1 ©. 108 ff. der 
Entſcheidungen. 

Dem entſprechend beſtimmt denn auch 3 B. 8. 13 der allgemeinen Ver⸗ 
fiherungsbedingungen der Lebens verſicherungsgeſellſchaft zu Leipzig 
Das durd die Verfiherung erworbene Hecht geht verloren: 

1. wenn in dem eingereihten Verficherungsantrage ober den von der Be 
ſellſchaft dazu erforderten Zeugniffen und anderen Unterlagen von dem 
Antragfteller oder Verficherten unrichtige Angaben gemacht, oder von 
demfelben veranlaßt, oder Umftände und Thatfahen mit Willen der 
Genannten verfchwiegen find, welde für die Beurtheilung des 
Verfiherungsantrags als von Einfluß ſich darftellen; 

2. wenn bie zur Begründung eines Zahlungsanfpruche beigebrachten Be: 
fcheinigungen unrichtige Angaben enthalten oder Umflände verſchweigen, 
die für die Entfheidung über die Zahlungsverpflidtung 
von Einfluß find. 

Auh Hinrichs hebt (Bd. 20 ©. 412 Goldſchmidt's Zeitfchrift) hervor, 
daß die Anzeigepflicht der Rechtsnachfolger des Verfiherten nur ausnahmsmeile 
praftifhe Bedeutung für die Gefellichaft hat, wenn der Tod unter verdädtigen 
Umitänden, 3. B. fehr bald nah Abſchluß des Vertrages, eingetreten if. Die 
Geſellſchaft kann deshalb nur beanfpruden, da der Gegner ihm zugänglides 
Beneismaterial, das ec nad) den Berfiherungsbedingungen vorzulegen hat, nicht 
vorenthalte, nicht ihre Bemühungen vereitele, fih durch Sektion und ähnliche 
Mafregeln auf eigene Hand Klarheit über die Todesurfache zu verſchaffen. Ber: 
luft des Rechts wird alfo im Zweifel nur die Betheiligten treffen, welde bie 
bona fides gröblich verlegen. 

Im Uebrigen find die bezüglichen Beſtimmungen der Berfiherungsbedingungen 
weder als Sufpenfiv- noch als Refolutivbedingungen des Rechts aus ber Ber: 
fiherung, fondern nur als Ordnungsvorihriften zu betrachten, deren Ber- 
legung die Betheiligten nad) Mafigabe des ihnen beizumefjenben Verſehens und 
des ermeislichen Intereſſe der Geſellſchaft zu vertreten haben. 


8 14. 
Verkauf des unbraudbar gewordenen verfiherten Viehs. 
In diefer Beziehung beftimmte das Statut der Geſellſſchaft: 
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Wird nad) dem Urtheil des technifchen Rathgebers der Geſellſchaft 
das hier lebend zu jedem Gebrauch unfähig erachtet, jo ift nad) den 
gegebenen Direktionsbeftimmungen zu verfahren. 

Nun brachte ein, wegen unterlaffener Kündigung auf Fortzahlung der 
Prämie belangter Fuhrmann eine Schädenforderung in Gegenrehnung, indem 
er behauptete, das verfiherte Pferd fei erkrankt, und für ihn ganz unbrauchbar 
geworben. Er habe es deshalb für 50 Thaler verkauft, und verlange nun den 
diefen Betrag überfteigenden Theil der Verfiherungsfumme Die Gefellfhaft 
widerſprach aber mit Erfolg diefem Anfprucde, weil der Sachverſtändige nur 
begutadhtet habe daß das Pferd für den Verficherten ale Fuhrmann, nicht aber, 
daß es für Seden unbrauchbar ſei. 

Mit dem Statut ftimmt diefe Weigerung zwar überein. Der Billigkeit und 
der Sachlage entſpricht fie aber nit. Denn offenbar geht der Zwed der Ver- 
fiherung dahin: den Perficherten gegen jeden Berluft durch Krankheit zu 
Thügen. Einen jolhen erleidet er aber, wenn er das Pferd zu einem geringeren 
Werthe verkaufen muß, weil er es nicht mehr brauchen kann, denn man kann 
doch nicht verlangen, daß er das ihm unbrauchbar gewordene Pferd weiter 
futtern fol. s 

Dem entiprehend wäre aljo das Statut zu ändern. 

8. 15. { 
Feſtſetzung der von der Gefelljhaft zu zahlenden Biehver- 
ſicherungsſumme. 

Der g. 26 der Berliner Viehverſicherungsgeſellſchaft „Veritas“ lautet: 

Das Mitglied iſt bei Verluſt des Entſchädigungs anſpruches 
verpflichtet, nach eingetretenem Tode eines verſicherten Thieres dem 
Agenten ſofort, ſowie der Direktion während 48 Stunden hiervon 
Anzeige zu machen, die Sektion innerhalb 48 Stunden nach dem Ab» 
leben des Thieres durch einen approbirten Thierarzt vornehmen zu 
laffen. die Zufendung erforderlicher Schadenformulare bei der Direktion 
zu beantragen und ihr die den Entſchädigungsanſpruch begründenden 
Berichte innerhalb 14 Tagen, vom Tage des Schadenvorfalles an ge 
rechnet, koſtenfrei zuzufertigen. 

Bei gleihem Berlufte hat der Schadenhaber in Srinangelung 
eines approbirten Thierargtes im Orte oder in dreimeiliger Umgegend 
defjelben hinſichts der Krankheitss und Seltionsberichtserfordernifle die 
Beitimmungen ber Direktion fofort einzuholen und jenen nachzu⸗ 
!ommen, aud) ihr, den Agenten, wie dem Xhierarzte jeden geforderten 
auf den Verluft Bezug habenden Nachweis zu liefern und beflimmte 
Auskunft über Die Umftände, welche den Tode des Thieres vorangegangen 
find, zu ertheilen. 

Wären alle diefe dem Verficherten auferlegten Verpflichtungen aud nur als 
Drbnungsvorihriften anzufehen, jo gingen fie ſchon als ſolche zu weit. 
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Warum if es z. B. nöthig, daB nicht nur ber Agent fofort, ſondern auch 
nod die Direktion binnen 48 Stunden von dem Tode benachrichtigt werden fol. 
Es genügt die Benachrichtigung bes Agenten. Defien Sache ift es, die Direktion 
noch bejonders bavon in Kenntniß zu fegen, wenn er ein befonberes Einfcjreiten 
derſelben für nöthig hält. 

So verlangt auch die 8. Bedingung ber „Concordia“ nur bie Benad- 
richtigung des Agenten oder der Direktion, und bewilligt bazu eine Frift von 
8 Tagen. 

In vielen Fällen wird aber der Verfiherte gar nicht im Stande fein, einen 
bis 3 Meilen entfernten approbirten Thierarzt zu bewegen, daß er bie Seltion 
innerhalb der gefegten kurzen Frift von 48 Stunden vornimmt u. j. w. 

Am allerwenigften rechtfertigt es ſich aber, an die Nichtbefolgung dieſer 
zum Theil unmöglihen Borfchriften ohne Weiteres den Verluft der Verfiherungs- 
ſumme zu Inüpfen 

Werden aber dergleihen Umftände benugt, um dem Verſicherten bie Ber: 
fiherungsfumme zu entziehen, wenngleich er nad Kräften dazu beigetragen bat, 
um bie richtige Ermittelung des Schädenanſpruchs zu ermöglichen, jo giebt dies 
zu gerechten Beſchwerden und zu vielfachen Prozeſſen Veranlafjung, welche zum 
Nachtheil des BVerficherten entfchieden werben müſſen. Auf diefe Weife können 
die eigentlich nüglichen und nothwendigen Viehverfiherungsgefellihaften zu einer 
gefährlichen Einrihtung werben. 

8. 16. 
Anfang der Berjiherungsfrift. 

Diefe beginnt 3. B. nad) 8. 26 der Statuten der Hannoverſchen Vieh 
verjiherungsgefelljhaft erft mit dem 15. Tage nah Abſchluß der Ber 
fiherung. 

Verunglüdt jomit das verficherte Thier in diefer Zmwifchenzeit durch einen 
Zufall, fo befommt der Verfiherte keine Entſchädigung, obgleih er aud für 
diefe Zeit den Verfiherungsvertrag geſchloſſen und die Prämie bezahlt hat. 

8. 17. 

Der Thierarzt der Geſellſchaft als entſcheidender Butadter. 

Der $. 88 der Statuten der „Veritas“ beftimmt: 

In alen Streitigkeiten aus dem Verficherungsverhältniß zwiſchen 
der Gefellfehaft und den Mitgliedern if der Rechtsweg zuläffig. So⸗ 
weit es auf technifhe Gutachten ankomme, giebt das Gutachten dei 
Oberthierarztes der Geſellſchaft den Ausſchlag. 

Nach 8. 50 dieſer Statuten iſt indeß der Oberthierarzt der techniſche Rath⸗ 
geber der Geſellſchaft. Er wohnt den Sitzungen bes Verwaltungsrathe mit be 
rathender Stimme bei und wird von der Befellihaft dafür honorirt. Er eignet 
ſich daher fehr wohl dazu, die Interefien der Geſellſchaft den Verſicherten 
gegenüber zu vertreten, nicht aber dazu, ein gegen den Verfihernden entſcheiden⸗ 
des Gutachten abzugeben. 
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8. 18. 
Die Vorſchußprämie. 

Viele Prozeſſe der Viehverſicherungsgeſellſchaften werben dadurch herbei⸗ 
geführt, daß die Statuten die bei Eingehung der Verſicherung zu zahlende 
Prämie zu niedrig bemefjen. So werden regelmäßig Vorihußprämien erforders 
lich, welche von den Verfiherten ftets ungern bezahlt werden. Die Verfiherten 
beftreiten auch häufig bie richtige Berechnung ber Vorfhußprämte. Dies kann 
jedod nad) den Statuten feinen Erfolg haben, da nad dieſen die Feſtſetzung 
der Höhe der Nachſchußprämie den Organen der Gejellihaft ohne Mitwirkung 
der Xerficherten zufteht. 

Doc geben mande Statuten zu einem gewiſſen Mißtrauen ber Verſicherten 
Zeranlaffung. 

So fteht 3. B. nad) den Statuten ber Hannoverſchen Viehverſiche⸗ 
rungsgeſellſchaft die Feſtſetzung der Vorſchußprämie nicht dem Verwaltungs · 
rath, ſondern dem Direktor zu. Zwar hat der Verwaltungsrath nach 8. 41 
Nr. 7 die Abſchlüſſe der Geſellſchaft zu prüfen und die zu zahlende Dividenden 
Yeftzufegen. Die Dividenden follen aber erft gezahlt werden, wenn ber Rejerve- 
fonds die Höhe von 50000 Thalern erreiht. An eine ſolche Zahlung ift alfo 
jo bald nicht zu denken. Deshalb follte vielmehr mindeſtens dem Verwaltungs» 
tath die Feftfegung der Höhe der Nahfhußprämien überwieſen werben. 

Freilih genügt dies nur, wenn in den Statuten bafür geforgt if, daß die 
Mitglieder des Verwaltungsraths überwiegend jelbit Verfierte find. Dies ift 
aber in den Statuten ber Veritas und ber Viehverficherungsgefellihaft zu 
Hannover nicht vorgefchrieben. 

Es ift fogar den Verſicherten bejonders ſchwer gemacht, wider den Willen 
der vorhandenen Mitglieder des Verwaltungsraths in benfelben hinein zu fommen. 
Denn nad) $. 40 der Hannoverihen Statuten ernennt, wenn ein Mitglied 
außerordentlich ausjcheibet, der Verwaltungsrath ſelbſt den Nachfolger bis zur 
nächſten ordentlihen Beneralverfammlung. Diefer gebührt nun zwar die befis 
nitive Wahl, in derfelben haben aber nur die mit wenigftens 500 Thalern Ber- 
fiherten neben den 7 Mitglievern des Berwaltungsraths, dem Direktor und dem 
Thierarzte Sitz und Stimme. Der Direktor und der Thierarzt find aber wieder 
vom Verwaltungsrath abhängig, weil dieſer fie nad) $. 41 der Statuten anftellt. 

8. 19. 
Die ftaatlihe Genehmigung der Verſicherungsgeſellſchaft. 

Am 7. Juni 1876 haben in Heidelberg der Verband ber Deutfchen Privat- 
Feuerverficherungsgejellichaften, der Verein Deutiher Lebensverfiherungsgefell- 
ſchaften und Delegirte des Internationalen Tranaportverfiherungsverbandes 
unter anderen Refolutionen auch die gefaßt: 

„Die Errichtung eines Verfiherungsunternehmens darf nicht von 
ftantliher Genehmigung abhängig gemadt werden.“ 
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Die Berliner Börfenzeitung vom 23. Oktober 1877 redhtfertigt diejen Be 
ſchluß mit folgenden Gründen: 

„Wir haben ftets die Anſchauung vertreten, daß ber Staat ſich von jeder 
Einmifhung in die Konzeffionirung und in den Gejchäftsbetrieb der Verfiche⸗ 
rungsgeſellſchaften fireng fernzuhalten habe, weil er nicht die Möglichkeit hat, 
irgendwie eine Garantie dafür zu übernehmen und zu leiften, daß die Verfihe: 
rungsgefellihaften in allen maßgebenden Richtungen folid fundirt und vermalte 
werden. Daß dies für den Staat unmöglich ift, davon hat man fich in Preußen 
in den legten Jahren durch die Erfahrung überzeugt. Die in Preußen beftehende 
Konzeffionspflicht der Geſellſchaften hat nicht gehindert, daß recht zweifelhafte 
Gründungen vom Staate konzeſſionirt worden find, und die in Preußen beſte⸗ 
hende Auffiht des Staats über die Verſicherungsgeſellſchaften hat nicht gehindert, 
daß bei den jüngeren in Preußen gegründeten Gegenfeitigkeitsgefellihaften bie 
allerbedenklichſten Eriheinungen zu Tage getreten find. Man erzählt fi, daß 
die Behörden des preußifchen Staats die Nothwendigkeit erkannt haben, eine 
gründlide Nevifion der gefammten gefhäftlihen Lage und des gefammten Ge 
ſchäftsbetriebs einiger diejer jüngeren Gegenfeitigkeitsgefellichaften vorzunehmen, 
daß die Ausführung biefer als nothwendig erfannten Maßregel aber bisher daran 
gefcheitert fei, daß man Niemanden babe finden können, der die erforderlichen 
Sachkenntniſſe befigt, um eine derartige Revifion vornehmen zu können. 

Noch draſtiſcher find die Erfahrungen, welche auf dem Gebiete der ftaatlichen 
Einmifhung in dem Verfiherungsbetriebe in Amerika gemacht worden find. Dort 
befteht in den verſchiedenen Staaten bie ſtrengſte Aufſicht des Staats über alle 
Berficherungsgeiellfhaften und diefe Aufſicht wird durch ein befouderes Verfihe: 
rungsdepartement und durch befondere hierzu angeftellte Beamte auf Grund ber 
beflehenden Gejege gehandhabt. Dieſe jtreng geordnete permanente Aufſicht des 
Staates hat nicht gehindert, daß unter den Amerikanischen Verſicherungegeſel⸗ 
ſchaften die ſtandalöſeſten Mißbräuche in der Verwaltung zu Tage getreten find, 
und diefe Zuftände haben fich entwidelt und gehalten unter den Augen der vor: 
Staate zur Kontrole angeftellten Beamten, und find ſchließlich zu Tage getreten, 
nicht durch die Thätigkeit der die Auffiht führenden Staatsbeamten, fondern 
unabhängig von dieſen Beamten; ja es iſt jogar verjchiedenen biefer Beamten 
nadgewiefen worden, baß fie von den Geſellſchaften beftochen worden find und 
ihre Stellung geradezu zu Erprefjungen von den zu beauffichtigenden Gefel- 
ſchaften benugt haben.” 

Glücklicherweiſe liegen uns aber die mit der Pflichtvergeffenheit und Beſtech⸗ 
lid;feit der amerifanifhen Beamten gemachten Erfahrungen fo fern, daß dieſe 
Erfahrungen für uns nicht maßgebend fein können. 

Was aber die Erfahrungen in Deutſchland angeht, fo weiß ınan nicht, warum 
gerade den Beamten bie Kenntniſſe abgehen follen, um den allgemein gefühlten 
Mißerfolgen der Verfiherungsgejellfhaften abzuhelfen. Es kann hier unerörtert 
bleiben, ob die Aufhebung der Konzeffionspflicht aller Aktiengefellihaften eine 
heilfame Maßregel geweſen ift. Für diefelbe fpriht aber, daß es ſich bei den 





Beflimmungen in den Statuten ber Berfiherungsgefellichaften. 433 


übrigen Altiengefellipaften in der Regel um Beichreibung eines Geſchäfts hans 
delt, welches nicht auf Ausbeutung des Publikums ausgeht. Die Berfiherungs: 
geſellſchaft wendet fid) aber grade an das Bublitum, und hat infoweit einen mehr 
öffentlihen Karakter. Sie ftellt einfeitig und vorab ihre Bedingungen, an welden 
der Verjicherungsnehmer nichts ändern kann. 

Die Erfahrung lehrt aber au, daß bie Verfiherungsnehmer fid) ſehr jelten 
auf eine Prüfung der befonderen Verfiherungsbedingungen einlaflen. Es geht 
dies fo weit, daß mir auf meine Erkundigung nad) den Verfiherungsbedingungen 
der Beſcheid vom Agenten ertheilt wurde, in deren Befi ſei er nicht, weil nach 
denfelben nicht gefragt werbe, 

Wollte fi aber auch wirklich der die Verfiherung Nachſuchende bie Mühe 
geben, die Verfiherungsbedingungen einer eingehenden Prüfung zu unterziehen, 
fo gehört eine nicht gewöhnliche Einficht dazu, um zu ermeilen: in mieweit ihm 
die geftellten Bedingungen möglicher Weife ſchaden können. Auch kann nicht 
ohne gründliche Rechtskenntniſſe beurtheilt werden, ob die geftellten Bedingungen 
nicht allgemeinen Rechtögrundjägen entgegenlaufen. 

Weit beſſer und ganz befonders befähigt ericheint zu einer ſolchen Prüfung 
derjenige Minifterialbeamte, welchem die Prüfung folder Statute und Bedin⸗ 
gungen zufteht. Gewiß ift durch dieſe Prüfung ſchon mancher Unbill vorgebeugt. 
Wenn dies nicht in allen Fällen ausreichend gefchehen, fo folgt daraus nicht, daß 
man dieje der Betätigung vorhergehende Prüfung ganz abfhaffen muß. Thäte 
man dies, fo würde man bas Kind mit dem Bade ausjcütten. 

Wenn man in neuerer Zeit bei der Genehmigung der Statuten der Ver- 
ſicherungsgeſellſchaften nicht überall mit der gehörigen Sorgfalt und Umſicht 
verfuhr, fo können die gemachten Erfahrungen nur dahin führen: in Zukunft 
mit größerer Vorſicht zu Were zu gehen. 

Bei der Genehmigung der Statuten kommt es aber hauptfächlich darauf an: 

1. daß die Geſellſchaft folide fundirt ift, 

2. daß die Verficherungsbedingungen der Geſellſchaft nicht übermäßige Vor⸗ 
theile zufihern, und 

3. daß die Verwaltung gehörig beauffichtigt wird. 

Zu 1 muß alfo nachgewieſen werden, daß die Geſellſchaft genügende Mittel 
bat, um die Anfprüde der Verſicherten auch ſicherzuſtellen. 

3u 2 find die am häufigften vorfommenden Verftöße vorfiehend erörtert. 

Zu 3 ift nit nur eine jährliche VWerdffentlihung der Abſchlüſſe unter Ans 
gabe der Art und Weife der Belegung ber Beftände anzuordnen, fondern es 
bürfte fi auch empfehlen, daß ſowohl bei den Aktiengefellichaften als bei den 
gegenfeitigen DBerficherungsgefellihaften aus der Zahl der Berfiherten ein 
bejonderer Ausfhuß beflellt wird, welcher verpflichtet ift, aljährlid die Verwal⸗ 
tung und Geihäftsführung genau zu prüfen, um demnädhft in der Generalver- 
fammlung darüber Bericht zu erftatten. 

Diefer Ausſchuß ift um deshalb nothwendig, weil nad den Statuten der 
Geſellſchaften die Verfiherten in den gewöhnlichen Auffichtsräthen wenig vers 
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treten find. Doch find fie bei der Geichäftsführung weſentlich betheiligt, weil 
die Zahlung der Verfiherungsfumme nur durch eine ordnungsmäßige mb ver: 
fichtige Geichäftsführung fichergeftellt wird. 


8. 20. 


Die Befeitigung ber den Berfiherten befonders nadtheiligen 8:1 
ftimmungen in den Statuten ber Verfiherungsgefellihaften | 


Wir haben gejehen, daß fi ſolche nachtheilige VBeftimmungen nicht nur iz 
den Statuten ber Altiengejellihaften, fondern auch in denen der gegenfei tige 
Verfiherungsgefellihaften finden. 

Die nachtheiligen Folgen derjelben hängen aber von der Handhabung de: 
felben ab. Sie find wie ein ſcharfes Schwert, weldes in der Scheibe keinen 
Schaden thut. Sie find aber eine gefährliche Waffe für diejenigen, gegerr welde 
das Schwert gezogen wird. 

Man glaubt vielleiht, daß — die Aktiengeſellſchaften im Intereſſe ihrer 
Aktionäre rücdfihtslos vorgehen und die der Geſellſchaft übermäßigen Vortheil 
bringenden Bedingungen gern anwenden. Die Erfahrung beftätigt bies aber 
nicht. Wie oben angegeben ift, haben grade die auf Gegenſeitigkeit ber uhenden 
Viehverficherungsgefellichaiten bie meiften Prozeſſe. Auch die Lebensverficherungs 
geſellſchaft „Iduna“ beruht auf Gegenfeitigkeit, dennoch waren beim Appellatione: 
gericht zu Naumburg befonders viele Prozeſſe derjelben anhängig. 

Diefe Härte der Direktionen von gegenfeitigen Lerfiherungsgejellfchaften 
tann nur darin ihren Grund haben, daß die Direktion glaubt, diefe Härte gegen 
den Einzelnen bringe der Befammtheit Nutzen. Die Direktion vergißt aber dabei, 
daß diefe flets demnächſt aud die Einzelnen trifft, melde die Geſammtheit 
bilden. 

Was nun die Mittel zur Befeitigung folder unbilligen Verfiherungsbebin 
gungen angeht, fo fteht: 

a) bei den beflehenden Aktiengefellihaiten den Verſicherten jelbft fein dis | 
rettes Mittel zur Abhülfe zu, weil fie in dem Auffihtsrathe der Aktien: 
geielicyaft fo wenig als in der Beneralverfammlung vertreten find. 

Sie können nur diejenigen Fälle veröffentlihen, in melden fie auf Grund 
der Verficherungsbedingungen um ihren nad) allgemeinen Rechtsgrundſätzen begrün- 
beten Anſpruch auf Zahlung der Berfiherungsfumme gebracht find. Es if anzu- 
nehmen, daß die betreffende Befellihaft, um dergleichen Beſchwerden zu vermei: 
den, welche die Benugung ihrer Verfiherung gefährden, entweder bie unbilligen 
Bebingungen ändert, oder doch diefelben nicht benugt, um ſich den nad allge- 
meinen Rechtögrundjägen begründeten Anjprüchen zu entziehen. 

b) bei den auf Gegenſeitigkeit beruhenden Verficherungsgefellichaften können 
dagegen die Verſicherten als Mitglieder der Geſellſchaft durch ihre Be 
ſchlüſſe die zu harten Bedingungen befeitigen. 
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Doch hängt der Erfolg ihrer Bemühungen wieder von der Faſſung bes 
Statuts ab Je ſchwieriger das Statut den Verfiherten den Eintritt in bie 
Drgane der Gefellihaft macht, und je mehr es das Stimmrecht ber Verficherten 
beſchränkt, je weniger Erfolg können fie ſich verſprechen. 

Von der Schwirrigkeit, in den Berwaltungsrath zu gelangen und bort das 
Sntereffe der Verfiherten wahrzunehmen, ift bereits im $. 18 bie Rebe 
gemejen. 

Aber aud für die Generalverfammlung ordnen die Statute noch gleiche 
Beichräntungen an. 

So beflimmt 3.8. $. 38 der Statuten der Viehverfiherungsgefellihaft 
„Beritas”: 

Jedes Mitglied der Geſellſchaft, welches mit wenigitens 300 Thalern 
verſichert ift, die Mitglieder des Verwaltungsrathes, deren Stellvertreter, 
ber Direktor und der Oberthierarzt der Gefellichaft haben Sig und 
Stimme in der Generalverfammlung. 

So zählen denn die Stimmen ber Mitglieder des Verwaltungsrathes, bie 
Stimmen ihrer Stellvertreter, des Direktors und bes Oberthierarztes in der 
Generalverſammlung mit, obgleich diefelben nicht felbft als Verſicherte be 
theiligt find, 

Es entipricht aber überhaupt nit den Zweden des Verwaltungsrathes und 
der Generalverfammlung, daß in diefen Berfammlungen ben Beamten der Geſell⸗ 
ſchaft als folhen Sit und Stimme zufteht. Diefe Organe der Geſellſchaft follen 
grade die Geſchäftsführung der Beamten beauffichtigen, die vorgelommenen Ver⸗ 
ftöße rügen, und die Beamten dazu anhalten, den etwa verurfachten Schaben 
der Geſellſchaft zu erjegen. Man kann deshalb an diefen Funktionen nicht die 
Beamten felbft theilnehmen laſſen. 

Man fieht, wie nad) allen Richtungen Hin die Verfiherten duch die Sta- 
tuten benadptheiligt werden, wie fehr daher eine Abänderung berjelben Noth 
thut, weldye nicht nur von ben Behörden, fondern aud von ben Berficherten 
jelbft zu erftreben ift. 


Weberfichtliche Darftelung der in Oeſterreich geltenden gefehlihen 
Beftimmungen auf dem Gebiete der innern Verwaltung. 
Bom Herrn Dr. €. v. Kißling, Hof und Geridtsadvofat in Linz, Oberöſterreich. 
(Fortfegung des Aufſatzes S. 222.) 


©. Die Verwaltung in Beziehung auf das gefellfchaftliche Leben. 
: I. Das Familienweſen. 
a) Das Eheweſen. 

Die fogenannte Konkorbatögefeggebung wurde befeitigt und an bie Stelle 
diefer aufgehobenen Geſetze traten auch für Katholiken die Vorfchriften des von 
dem Eherechte handelnden zweiten Sauptftüdes bes allgemeinen bürgerligen 
Gefegbuches vom 1. Juni 1811, und der hierzu nachträglich erflofienen Gelee 
und Verordnungen. Die Gerichtsbarkeit in Ehefachen der Katholiten wird, wie 
der übrigen riftlihen und nichthriftlihen Konfeffionen, ausſchließlich durch die 
weltlihen Gerichte ausgeübt. Gin Cheverlöbniß oder ein vorläufiges Der- 
Sprechen, ſich zu ehelichen, zieht feine rechtlihe Verbindlichkeit nach fi. 

Einen Ehevertrag kann Zedermann fließen, infoferne ihm fein geſetzliches 
Hinderniß im Wege fieht. 

Diefe Hinderniffe find theils ſolche, die dur Dispens oder nachträgliche 
Genehmigung behoben werben können, theil® unbispenfirbare. 

Zur Bültigkeit der Ehe wird das Aufgebot und bie feierliche Erklärung 
der Einwilligung gefordert. Das Aufgebot befteht in der Verkündigung der be 
vorftehenden Ehe, und muß an drei Sonn: ober Fefttagen an bie gewöhnlide 
Kirhenverfammlung des Pfarrbezirkes, und, wenn jeder der Brautleute in cinem 
anderen Bezirke wohnt, beider Pfarrbezirte geichehen. 

Bei Ehen zwiſchen nicht katholiſchen riftlihen Neligionsgenoijen muß das 
Aufgebot nit nur in ihren gottesdienftlihen Verfammlungen, fondern aud in 
jenen tatholifhen Pfarrlichen, in deren Bezirke fie wohnen, und bei Eben 
zwiſchen katholiſchen und nicht katholiſchen riftlihen Religionsgenoſſen ſowohl 
in der Pfarrkirche des katholiſchen, und in dem Bethauſe des nicht katholiſchen 
Theiles vorgenommen werden. 

Die feierliche Erklärung der Einwilligung muß vor dem ordentlichen Seel- 
forger eines der Brautleute, ober vor deffen Stellvertreter in Gegenwart zweier 
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Zeugen oder auch mittelft eines Bevollmächtigten geſchehen. Aus wichtigen 
Urſachen ift die zweite und dritte Verkündigung nachzuſehen. 

Unter dringenden Umftänden und wenn eine beflätigte nahe Todesgefahr 
keinen Verzug geftattet, fan das Aufgebot aud gänzlich nachgeſehen werden, 
doch müſſen die Verlobten eiblich betheuern, daß ihnen fein ihrer Ehe entgegen- 
ſtehendes Sinderniß befannt ſei. 

Die Nachſicht von allen drei Verkündigungen if, gegen Ablegung des er- 
wähnten Eides, au dann zu ertheilen, wenn zwei Perſonen getraut werden 
wollen, von benen ſchon vorhin allgemein vermuthet ward, daß fie miteinander 
vereheliht feien. 

Wenn eine Ehe für ungültig erflärt, getrennt oder durdy des Mannes Tod 
aufgelöft wird, fo kann bie Frau, wenn fie ſchwanger it, nicht vor ihrer Ent- 
bindung, und wenn über ihre Schwangerfchaft ein Zweifel entfteht, nicht vor 
Verlauf des ſechſten Monates zu einer neuen Ehe fchreiten; wenn aber nad) den 
Umftänden oder nad dem Zeugniffe der Sachverſtändigen eine Schwangerſchaft 
nicht wahrſcheinlich if, jo kann nad) Ablauf dreier Monate die Dispenjation 
eriheilt werden. 

Durch Uebertretung dieſes Geſetzes verliert die Frau die ihr von dem 
vorigen Manne durch Ehepalten, Erbvertrag, legten Willen, oder duch das 
Uebereintommen bei der Trennung zugewendeten Vortheile. 

Wenn einer der nad) den Vorſchriften des allgemeinen bürgerlihen Gejeß- 
buches zum Aufgebot der Ehe berufenen Seeljorger die Vornahme des Auj- 
gebotes oder einer von den zur Entgegennahme der feierlichen Erklärung der 
Einwilligung berufenen Seelforgern, welder von den Brautleuten deshalb ange: 
gangen wurde, die Vornahme des Aufgebotes, oder die Entgegennahme ber feiers 
lien Erklärung der Einwilligung zur Ehe aus einem durch die Geſetzgebung 
des Staates nicht anerfannten Dinderungsgrunde verweigert, fteht es ben Brauts 
leuten frei, da6 Aufgebot ihrer Ehe durch die weltliche Behörde zu veranlafien, 
und bie jeierlihe Erklärnng der Einwilligung zur Ehe vor dieſer Behörde 
abzugeben. 

Um die Abſchließung diefer fogenannten Noth-Eivilege verlangen zu können, 
haben die Ehewerber vor der Behörde die Weigerung des kompetenten Seeljorgers 
entweder durch ein fehriftlihes Zeugniß defjelben, oder durch die Ausjage von 
zwei im Amtsbezirte wohnenden eigenberüchtigten Männern nachzuweiſen. Wird- 
ein folher Beweis nicht erbracht, fo liegt es der politifhen Behörde ob, an den 
betreffenden Seeljorger eine Aufforderung des Inhaltes zu richten, daß berjelbe 
das Aufgebot vornehme und beziehungsweiſe die Erklärung der Einwilligung. 
jur Ehe entgegennehmen oder mittelft amtlicher Zuſchrift die entgegenftehenden 
Hinderniſſe anzeigen wolle. Erfolgt hierauf aus Gründen, welde in den Staats: 
gejegen nicht enthalten find, oder ohne Angabe von Gründen, eine ablehnende 
Antwort des Seeljorgers, oder geht innerhalb eines Zeitraumes von längſtens 
acht Tagen keine Antwort ein, jo hat die politiiye Behörde das Aufgebot und 
den Eheſchließungsakt fofort vorzunehmen. 
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Das Aufgebot einer vor der weltlihen Behörde abzuſchließenden Ehe ift 
von dieſer Behörde durch öffentlihen Anſchlag ſowohl an ber eigenen amtlichen 
Rundmahungstafel, ale auch im NRequifitionswege durch öffentlichen Anſchlag 
bei dem Gemeindeamte bes Wohnortes eines jeden der Brautleute vorzunehmen, 

Die feierlihe Erflärung der Einwilligung zur Ehe muß vor dem Borfteher 
der politifhen Bezirks: (Gemeinde) Behörde, oder vor einem Stellvertreter des 
Vorftehers in Gegenwart zweier Zeugen und eines beeibeten Schriftführers ab» 
gegeben werben. Ueber den Aft der Eyefchließung iſt ein Protokoll aufzunehmen. 
Die Behörde führt über die bei derjelben vorgelommenen Aufgebote und Che 
ſchließungen das Aufgebotsbud) und das Eheregifter. 

Es bleibt den Eheleuten unbenommen, nachträglich aud die kirchliche Ein 
fegnung ihrer Ehe zu erwirken. 

Jene Amtshandlungen, welche die Gefege in Bezug auf Ehen und auf die 
Matrifelführung über Ehen den Seelforgern zuweiſen, find, fomeit fie eine 
Berfon betreffen, bie keiner gejeglich anerfannten Kirche oder Religionsgeſellſchaft 
angehört, von ber mit der politifhen Amtsführung betrauten Behörde vor 
zunehmen. 

Hinſichtlich der Trennbarkeit der Ehen ſind dieſe Perſonen den nicht katho⸗ 
liſchen chriſtlichen Religionsverwandten gleichzuhalten. 

Das Erforderniß des politiſchen Ehekonſenſes beſteht dermalen nur noch für 
diejenigen öſterreichiſchen Staatsbürger, welche in einem ber Länder: Salzburg, 
Tirol, Vorarlberg und Krain heimathsberechtigt find. 

Die Familienverhältniffe werden durch den Ehevertrag gegründet; der Mann 
ift das Haupt der Familie. Die Gattin erhält den Namen bes Mannes und 
genießt die Rechte feines Standes. Sie ift verbunden, dem Manne in feinen 
Wohnfig zu folgen, in ber Haushaltung und Erwerbung nad Kräften beizu- 
ftehen, und foweit es bie häuslihe Ordnung erfordert, bie von ihm getroffenen 
Maßregeln ſowohl felbft zu befolgen, als befolgen zu maden. Den Ehegatten 
ift keineswegs geftattet, bie eheliche Verbindung, ob fie gleich unter fi darüber 
einig wären, eigenmächtig aufzuheben. 

Wenn aus einer Ehe Kinder geboren werben, fo entfteht ein neues Rechts⸗ 
verhältniß, es werden dadurch Rechte und Verbindlichkeiten zwiſchen ben ehelichen 
Eltern und Kindern gegründet. 

Die Rechte, welche vorzüglich dem Vater ale Haupt der Familie zuftehen, 
machen die väterlihe Gewalt aus. Die väterlihe Gewalt hört mit der Grob: 
jährigfeit des Kindes auf. Kinder können aud vor Zurüdlegung des vierund: 
zwanzigſten Jahres aus der väterlihen Gewalt treten, wenn ber Vater mit 
Genehmhaltung des Gerichtes fie ausdrüdlih entläßt, oder wenn er einem 
zwanzigjährigen Sohn die Führung einer eigenen Haushaltung geftattet. Gegen 
den Mißbrauch der väterlihen Gewalt kann Jedermann, der davon Kenntniß hat, 
den Beiftand bes Berichtes anrufen. 

Ein unehelihes Kind hat das Recht, von feinen Eltern eine ihrem Ber 
mögen angemefjene Verpflegung, Erziehung und Verſorgung zu fordern, und die 
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Rechte ber Eltern über bafjelbe erftreden ſich in foweit, ala es der Zwed ber 
Erziehung erforbert. 
Dem Rechtsverhältniſſe zwiſchen Eltern und Kindern ähnliche Verbin. 
dungen find: 
1. die Annahme an Kindesftatt, 
2. die Mebernahme in die Pflege. 
b) Das Gejihdewejen. 


Das Befindewefen ift durch die einzelnen erlaffenen Dienftbotenorbnungen 
geregelt worden. Diefen Dienftbotenordnungen find im Wejentlihen folgende 
Hauptgrundfäge gemeinfam: Der Dienftvertrag erhält feine Gültigkeit durch 
die vom Dienftherrn gegebene und vom Dienftboten angegebene Darangabe. 

Bedingungen, welche mit einer guten Hauszucht nicht verträglich find, oder 
beftimmten Berbotsvorjhriften zumiderlaufen, find nichtig. 

Hat ein Dienſtbote von mehreren Dienftherren das Darangeld angenommen, 
fo ift er bei jenem Dienftheren einzutreten verpflichtet, von weldem er das 
Darangeld zuerft angenommen hat. 

Wer einen Dienfiboten verleitet, den Dienft, zu dem er ſich verdungen bat, 
nicht anzutreten, ober einen angetretenen Dienft aufzufündigen ober zu verlaffen, 
unterliegt einer angemeflenen Strafe, 

Nah geihloffenem Dienfivertrage ift zur beftimmten Zeit der Dienfiherr den 
Dienftboten aufzunehmen und diefer einzufteben verpflichtet. 

Weigert fi der Dienftherr, den Dienftboten aufzunehmen, jo verliert er 
die Darangabe, und muß dem Dienfiboten Lohn und Koſt für ein Vierteljahr 
ober für einen Monat vergüten. 

Weigert fi) der Dienftbote, den Dienft anzutreten, jo if er nad) Beſchaffen⸗ 
heit der Umftände zu beftrafen, und auf Verlangen bes Dienftheren zum Dienfte 
antritte jelbR mit Anwendung von Zmangsmaßregeln zu verhalten. 

Der Dienftbote it dem Dienftherrn zum Behorfam, zum Fleiße, zur Treue, 
Ehrerbietung, Aufmerkfamteit und Wahrhaftigkeit verpflichtet. 

Bei Streitigkeiten unter den Dienftboten, welcher von ihnen eine gewiſſe 
Arbeit oder einen gewiflen Dienft zu verrichten habe, entfcheibet allein der Wille 
des Dienftherrn. Der Dienftbote darf fi an den abgebrahten Feiertagen der 
Arbeit in feiner Weife entziehen. An Sonn» und den gebotenen Feiertagen 
darf dem Beſuche des Bottesbienftes fein Abbruch geſchehen. 

Der Dienftyerr hat dem Dienftboten zu einem fittlihen und anftändigen 
Betragen in wie außer dem Haufe zu verhalten, und er ift zu biefem Ende, 
jowie zur Aufrehthaltung der häuslihen Ruhe und Ordnung, und zur Ers 
sielung bes ihm fchuldigen Gehorfams befugt, wenn ernftlihe Ermahnungen, 
Verweiſe oder fonftige mildere Zurechtweifungsmittel nichts fruchten, von ben 
firengeren Mitteln der häuslihen Zucht auf eine mäßige und der Geſundheit 
des Dienftboten nicht ſchädliche Weife Gebrauch zu machen. Diefes ſteht Der 
häuslichen Zucht zu, darf jebod in feinem Falle bis zu Mißhandlungen, wo« 
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durch ber Gegüchtigte am Körper Schaden nimmt, ausgebehnt werden, bei fonflis 
ger Behandlung nad Maßgabe bes Strafgejeges. Jeder Dienftbote hat fih mit 
einem Dienftbotenbudde zu verfehen. Kein Dienfiherr darf einen Dienfiboten, 
der fein Dienſtbotenbuch befigt, bei fonftiger Strafe aufnehmen. Dafjelbe ift 
vom Dienftheren beim Antritte des Dienftes in Aufbewahrung zu nehmen. 

Streitigkeiten zwiſchen Dienftgebern und Dienftboten, dann zwiſchen Ge 
werbsleuten oder Fabritsinhabern und ihren Geſellen, ungen und anderen 
Hülfsarbeitern, welche aus dem Dienftverhältniffe oder Lohnvertrage hergeleitet 
werben, und während bes Beſtandes des Dienftverhältniffes oder wenigitens 
vor Ablauf von dreißig Kagen vom Tage als das Dienftverhältniß aufgehört 
hat, angebracht werden, find von den politiihen Behörden zu verhanteln und 
zu entſcheiden. Sene Streitigkeiten dagegen, weldye nad Verlauf diejer Früt 
erhoben werden, gehören zur Amtshandlung der Gerichtsbehörde. Die in ber 
Dienftbotenordnung angedrohten Strafen find mit Geld- oder Arreftftrafen zu 
vollziehen. Die früher normirte Lörperlihe Züchtigung ift gegenwärtig weg: 
gefallen. 


1. Das Ständemejen. 

a) Tas Orden- und Adelsweſen. 

Dem Kaifer fteht die Verleihung der Titel, Orden und jonftigen faatlihen 
Auszeihnungen zu. Wer fi adelige Titel oder Wappen beilegt, ohne den Adel 
überhaupt, oder denjenigen Grad des Adels, deſſen er fih anmaßt, wirklich er- 
langt zu haben, verfällt in eine Geld» eventuell Arreſtſtrafe. 

Die Vorrechte des inländiichen Adels find: 

1. bas Recht, fich des verliehenen Titels, Prädikates und bes Wappend 
zu bedienen, und zu fordern, daß die erfteren ben Abeligen auch von 
Anderen beigelegt werden, 

2. die Fähigkeit, nad) Verſchiedenheit der Adelsfitufen gemäße Würden und 
Auszeihnungen zu fuchen, als die FE. Kämmerer», Truchſeſſenwürde, 
die Hoffähigkeit und den Sternentreuzorden. 

Der ungarifde St. Stephansorden wird in der Regel nur Adeligen und 
das goldene Vließ nur dem höchſten Adel von alter Herkunft verliehen. Wer 
unbefugt ins oder ausländifche Ordenszeichen oder Ehrendekorationen trägt, be 
geht eine Uebertretung und verfält in eine Geldftrafe. 

Die Verleihung ausländiſcher Orden und Zitel an öſterreichiſche Unterthanen 
darf ohne Berfländigung der Staateverwaltung (zur Annahme ift die Allerhöhte 
Bewilligung erforderlich) nicht ftattfinden. 


b) Das Fideifommißmwefen. 
Das Familienfideitommiß ift insgemein entweder eine Primogenitur, odet 
ein Mojorat, oder ein Seniorat Es beftehen Geld und Realfideikommiße. Die 


der in Defterreich geltenden gefeglichen Beftimmungen ıc. 441 


Bewilligung zur Errichtung eines Fideilommißes kann nur durch ein Reichsgeſetz 
ertheilt werben. 


c) Das Lehenmwejen. 


Es giebt jehr verſchiedene Battungen von Lehen, und muß hervorgehoben 
werden, daß bei dieſen verjchiedenen Battungen von Lehen vor Allem die Bes 
ftimmungen über die Belehnung, über die Ausfertigung des Lehenbriefes, über 
die Lehenipezifitation, über die Gebühren u. ſ. w. für die einzelnen Lehen von bes 
fonderer Bedeutung waren. 

Die ſ. g. Beutellehen unterfhieden fih in der Erbfolge und überhaupt 
darin, daß fie wie Auftifalgüter behandelt wurden. 


Das Minifterium des Innern ift oberfter Lehenhof, und die Landesftellen 
als lanbesfürftlide Lehenftuben zu fungiven beflimmt. Es wurde die theilweife 
Aufhebung des Lehenbandes ausgeiprodhen und zwar rüdfichtlih der Ruſtikal⸗ 
und Beutellehen, fowie ber fonftigen ihrer Natur nad) freivertäuflihen und ver- 
erblichen Leben. 


Die Durchführung erfolgte für alle landesfürftliche oder Privatleben durch 
bei den Lanbesftellen aufgeftellte Allodialifirungsfonmiffionen. 


UL Stiftungswejfen. 


Stiftungen find Widmungen, wodurch die Einfünfte von Kapitalien, Grund: 
ſtücken oder Rechten, für geiftliche, wohlthätige, gemeinnügige Zwede auf folgende 
Zeiten beftimmt werben. 

Die Entſcheidung über die Annehmbarleit einer zu erridhtenden Stiftung, 
über deren Abänderung und Aufhebung, fowie über die Anlegung 
und Verwaltung des Stiftungsfondse, dann die Obſorge, um von Seite 
ber politiihen Behörden unb derjenigen, weldhe bie Stiftung geniehen, 
die Erfüllung ihrer Pflichten zu erzweden, fteht ben abminiftrativen Be: 
hörden, bei geiflliden Stiftungen einverflänblich mit dem Drbdinariate, zu. Der 
Civilrihter hingegen hat einzufchreiten, wenn derjenige, weldyer ale Stifter oder 
an defien Statt verpflichtet ift, die Stiftung zu bebeden, oder die Stiftungsrenten 
zu verabfolgen, zu der unterlafjenen ober gar ausbrüdlich verweigerten Erfüllung 
feiner Verbindlichleiten verhalten werden muß; ferner wenn Jemand aus ber 
Nichterfüllung oder nicht vollftändigen Erfüllung der Stiftungsanordnung Rechte 
auf das Stiftungsvermögen oder beffen Ertrag ableiten will, ober wenn aus 
was immer für einen privatrechtlichen Titel bie Herausgabe eines beftifteten 
Vermögens angeſprochen wird. Streitigkeiten aber über die Frage: ob Jemandem 
der Genuß einer Stiftung gebühre ober zu entziehen fei, dann ob und unter 
welhen Modalitäten Jemandem das Berleihungsrecht zuftehe, find nur von dem 
Civilrihter zu entſcheiden, wenn fie auf einem privatrechtlihen Titel beruhen, 
oder wenn es auf geridtsordnungsmäßige Beweisführung ankommt. 

Hartmann, Zeiiſchrift. Ed. IV. Het. 29 


442 Ueberſichtliche Darftellung 


IV. Das Armen» und Unterftüßungswejen. 
a) Die Armenpflege im engeren Sinne 


Jeder Gemeindeangehörige und Gemeindebürger hat nad) Maßgabe ber 
nachgewieſenen Bebürftigkeit auf Verforgung in feiner Gemeinde Aniprud, da 
die Pflicht der Verforgung in legter Linie die Heimathsgemeinde trifft. Weber die 
Leitung des Armenweſens beftehen beftimmte Vorſchriften. Die Zuflüſſe des 
Armeninftitutes find bie freiwilligen Gaben, die Sammlungen in ben Kirchen, 
bie dem Armeninftitute zugemwendeten Erbihaften und Vermächtniſſe, Prozent: 
theile von Verlaſſenſchaften, die einen beftimmten Betrag überſchreiten, in be 
ſtimmten Orten, Wien, Graz u. |. w., das Armendrittel von den Snteftatver- 
lofjenfhaften von Geiſtlichen, von allen Lizitationen, außer den Exekutions⸗ 
und Kridafällen, Prozente von dem Betrage des Verkaufes, alle Strafgelder, 
die Tagen für das Dffenhalten über die Sperrftunde, für Mufit- und Spettafel- 
ligenzen. Die Verwaltung der Armenpflege geſchieht durch die Pfarrarmen 
inftitute in verjchiedenen Ländern oder an beren Stelle die unter der Verwal 
tung der Gemeinde beftehenden Armenkaſſen. 

Nac den beftehenden Geſetzen fteht die Bewilligung von Sammlungen für 
wohlthätige Zwede ben politifchen Behörden zu. Die Ausftellung von Zeugnifien. 
über Unglüdesfälle oder Armuth, welche beftimmt find, zum Betteln im Herum- 
ziehen von Ort zu Ort gebraucht zu werden, ift unterfagt. 

b) Die Rorrektionsanftalten. 

Diefe find Arbeitshäufer, bie Nettungshäufer für verwahrlofte Knaben, 
derlei Häufer für Mädchen, die Anftalten für entlafjene Sträflinge u. |. w. 
Erftere find öffentlihe Anftalten, legtere beruhen thatſächlich größtentheils auf 
der Thätigkeit ber in dieſer Beziehung errichteten Vereine. Die Arbeitshäufer 
find entweder Zwangss oder freiwillige Arbeitsanftalten. Die Anhaltung einer 
Perſon in einer Zwangsarbeitsanftalt ift durch Geſetz geregelt, und kann nur 
nach vorhergegangenem im Urtheile enthaltenen frafrichterlihen Ausfpruche über 
die Zuläffigteit verfügt und in Vollzug gefegt werden, und werden Perfonen in 
der Regel vor dem überfchrittenen achtzehnten Jahre nit in Zwangsarbeits-, 
fonbern in Beflerungsanftalten, außer dort, wo keine befonbere Beflerungsanftalten 
find, an befondere fir die Aufnahme jugendlicher Corrigenden ausſchließlich beftimmte 
Abtheilungen der Zwangsarbeitsanftalten abgegeben. Die Bmangsarbeitsanftalten 
find Landesanftalten. Auch ſolche Individuen, deren Zuſtändigkeit nicht ſofort 
erhoben werden kann, und bei denen die übrigen Bedingungen eintreten, können 
ausnahmsweiſe bis zur Erforſchung ihrer Heimath in eine Zwangsarbeitsanftalt 
abgegeben werben. Zur Abgabe find nicht geeignet: Perfonen unter achtzehn 
Jahren, Geiſteskranke, Perfonen, welche jelbft nicht zu leichteren Arbeiten ver 
wendbar, folde, die mit einer anftedenden Krankheit behaftet find, ſchwangere 
und fäugende Weibsleute. Das Erfenntniß auf Abgabe einer in eine Zwangs ⸗ 
arbeitsanftalt in Vollzug bes gerichtlichen Erkenntniſſes fteht der Lanbesftelle zu, 
welche auch deren Entlaffung beftimmt. 
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Die Anhaltung in einer Imangsarbeitsanftalt darf das erftemal nicht über 
ein Jahr, bei der zweiten Abgabe in eine folhe Anftalt nicht über ein und ein 
halbes Jahr und ununterbrochen nicht länger als drei Jahre dauern. Nur bei 
jugendlihen Korrigenden kann die Anbaltung bis zum 20. Jahre dauern, und 
Tann über Antrag ber gefeglihen Bertreter und Zuſtimmung ber Pflegichafts: 
behörbe deren Abgabe in eine Befjerungsanftalt erfolgen. 


V. Das Bereinsmweien. 


Durch Staatsgrundgeje ift das Recht der öſterreichiſchen Staatsangehörigen, 
Vereine zu bilden, gewährleiftet, die Ausübung derſelben ift jedoch durch beſon⸗ 
dere Geſetze geregelt. Auch Fremde können ſich bei nicht politifchen Vereinen 
betheiligen. 

Die nit politifhen Vereine unterliegen einer befonberen Bewilligung, wenn 
fie auf Gewinn berechnet find, ober Bank-, Krebit- und Verfiherungsgejchäfte 
betreiben, oder Rentanftalten, Sparlaffen und Pfanbleihanftalten find, alle übri⸗ 
gen bedürfen blos der Anzeige und Beicheinigung berfelben. 


Die Bewilligung kann nur nad) Vorlage des Planes und der Statuten era 
theilt werden, wenn der Zwed bes Vereins erlaubt ift und nad dem Geſetze 
der Gegenftand eines Vereines fein darf — bie perfönlihen Verhältniſſe der 
Bewilligungsbewerber unbedenklid) find, und der Plan bes Unternehmens dem 
Geſetze und den eintretenden öffentlichen Rückſichten entjpricht. 


Dur die Bewilligung übernimmt der Staat nicht einmal eine moralifche 
Garantie für die Duchführbarfeit oder Vortheilhaftigkeit des Unternehmens. 

Es kann auch die Bewilligung zu vorbereitenden Mabregeln angejuht und 
ertheilt werden — in beftimmten Fällen ift das geſetzlich vorgeichrieben. 

Die fogenannten freien Vereine, welche blos der Anzeige bebürfen, können 
unterfagt werben, wenn fie nach ihrem Zwecke oder ihrer Einrichtung geſetz⸗, rechts⸗ 
widrig oder flaatsgefährlih erjheinen. Die Handelsgefellihaften werben im 
Uebrigen nad den Beftimmungen bes Handelsgeſetzbuches — die Genoſſenſchaften 
nad dem bejonderen Genoſſenſchaftsgeſetz behanbelt. 


Ausländiiche Aktiengeſellſchaſten und Kommanditgeſellſchaften auf Aktien find 
zugelafien, wenn fie rechtlich im Auslande beftehen, der bezüglidhe fremde Staat 
auch öſterreichiſche Gefellfhaften zuläßt, die Zwede und Einrichtung der Geſell⸗ 
haft der inländischen Geſetzgebung nicht widerftreitet, und ſich die Geſellſchaft 
der öſterreichiſchen Geſetzgebung unterwirft. Eine befondere Fürforge von Seite 
der Verwaltung wird der Errichtung und dem Betriebe der Sparkaſſen gewidmet; 
diefelben unterliegen ber Auffiht der Staatsverwaltung bezüglich ihrer Gebah- 
rung. Behufs der Vereinsftatiftif find alle Vereine gehalten, periodiſche Vereins⸗ 
ausweiſe zu liefern, durch Geſetz verpflichtet. 

Die Bildung von Zweigsvereinen oder Ausdehnung bes Vereins über mehrere 
Verwaltungsgebiete ift geftattet. 
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Politische Vereine bedürfen auch nur der Anzeige, es dürfen jedoch feine 
Ausländer, Frauensperfonen und Minderjährige denfelben beitreten, feine Ab: 
zeichen getragen werben, biefelben feine Zweigvereine bilden, oder mit anderen 
Vereinen in Verbindung treten, fein Vorftandsmitglieb dem Vorflande eines an 
deren politifhen Vereins angehören, und müfen die Mitglieder der Behörde ber 
kannt gegeben werben. Den Verfammlungen aller Vereine kann ein Organ ber 
Bolizeibehörbe beimohnen. Unter gewifien gejeglihen Vorausfegungen kann jeber 
Verein aufgelöft werden. 

(Bortfegung folgt.) 


Entfheidungen 
und Erlaffe von Gerichten und anderen Behörden. 


56. 


Unbefugte Ausübung biihöfliher — insbeſondere päpftlicher — Rechte. 
(Stk. des Ober-Tribunals in Berlin vom 2. Mat 1877.\ 


Es ift zunächſt feinem Zweifel unterworfen und aud in ber Nichtigkeits⸗ 
beſchwerde nicht beftritten, daß bie Suspenfion des Propſtes S., weldhe wegen 
‚Eingehung einer Zivilehe und Webertrittes zum Altkatholizismus erfolgt ift, als 
ein Aft der kirchlichen Disziplinargewalt anzufehen if, welder an fi zu ben 
mit dem biſchöflichen Amte verbundenen Rechten gehört. Wenn dem gegenüber 
der Angellagte behauptet, daß aud dem Papſte bafjelbe Recht zuftehe und er 
ſolches auf Grund feiner eigenen Jurisdiktionsgewalt ausübe, fo fteht dieſer Bes 
bauptung zunächſt ber $. 1 des Geſetzes vom 12. Mai 1873 (G.S. ©. 198) 
entgegen, nad weldem bie Ausübung der kirchlichen Disziplinargewalt über 
Kirchendiener nur deutſchen kirchlichen Behörden zufteht, die unmittelbare Auss 
übung alfo dem Papſte entzogen tft. 

Aber auch abgejehen von den Beitimmungen bes Geſetzes vom 12. Mai 1873, 
ergibt das fpeziell hier in Frage ſtehende Geſetz vom 20. Mai 1874 die Unzu- 
läffigteit einer durch) den Papft felbft erfolgenden direkten Ausübung ber kirch⸗ 
lichen Disziplinargewalt in einem Bisthume, deſſen Stuhl erledigt if. 

Der $. 1 dieſes Geſetzes beftimmt, daß in einem ſolchen Bisthume bie mit 
dem biſchöflichen Amte verbundenen Rechte, joweit fie nicht die Gütervermaltung 
betreffen, bis zur Einfegung eines ſtaatlich anerkannten Bifchofes nur nad) Maß: 
gabe der folgenden Beftimmungen dieſes Bejeges ausgeübt werden bürfen. Eine 
Unterſcheidung nach der Perſon desjenigen, welcher die Rechte ausüben will, ift 
in biefer Beftimmung nicht gemacht; es ift insbejondere nicht unterſchieden, ob 
derjenige, melcher die mit dem bifchöflihen Amte verbundenen Rechte ausüben 
will, dies Fraft eigenen Rechtes als höchſter Biſchof oder kraft eines ihm gewor⸗ 
denen, aber ftaatlih nit anerfannten Auftrages thut. Beftätigt wird dieſe Auf- 
fafung durch den von dem Angeklagten jelbft in Bezug genommenen $. 20 
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a. a. O., welder im zweiten Abjage beftimmt, daß unter ben mit dem biſchöf⸗ 
lichen Amte verbundenen Rechten und geiftlichen Verrichtungen ſowohl bie in 
dem biſchöflichen Amte als folhem enthaltenen, als auch die auf Delegation be- 
ruhenden Rechte begriffen feien. Es follte durch dieſe Beftimmung dem Ein 
wanbe vorgebeugt werben, baß nicht bifchöfliche, ſondern päpftliche Rechte aus: 
geübt worben feien, und die Bezugnahme des Angeklagten auf die Thatſache, daß 
im Abfage 1 des 8. 20 zwar ber Erzbiſchöfe und Fürftbifchöfe, nicht aber des 
Papſtes bejonders gedacht fei, ift verfehlt, da der Ausübung bifchöflicher Rechte 
durch ben Papſt ſelbſt, foweit diefelbe überhaupt als möglich gedacht werben 
konnte, ſchon duch ben $. 1 bes Geſetzes vom 12. Mai 1873 und durch bie 
Faſſung bes $. 1 bes Geſetzes vom 20. Mai 1874 begegnet war. Die lepter- 
wähnte Beitimmung verfagt die Ausübung biſchöflicher Rechte in dem erledigten 
Bisthume Jedem ohne Unterfchieb, möge‘ er diefelben als Bifchof oder auf Grund 
irgend eines anberen Titels vornehmen wollen, fofern nicht die nachfolgenden 
Beltimmungen bes Geſetzes beobachtet find. Auch der $. 2 a. a. D. läßt bei 
feiner ganz allgemeinen Faſſung („Wer bifhöflihe Rechte — ausüben will”) 
nicht die Möglichkeit offen, irgend eine Perſon, fei es auch der Papft, von ber 
Beobachtung des Geſetzes auszunehmen. 

Der Appellationsridhter hat daher mit Recht bie Frage, ob die Suspenfion 
von dem Papfte felbit oder von einer anderen Perfon ausgegangen fei, für uns 
erheblich erklärt und demnad die Beweiserhebung über die Stellung ber Kon 
gregationen aus rechtlich zutreffenden Gründen abgelehnt. Es genügt die Zeil 
ftellung, daß die bisziplinariihe Maßregel von einer Perfon ausgegangen if, 
welche den Bedingungen des Geſetzes vom 20. Mai 1874 nicht genügt hat; bie 
Frage, wer diefe Verſon geweſen fei, ift für bie Strafbarfeit des @ehilfen ohne 
Belang. 

Die fernere Ausführung des Angeklagten, baß ber Zeitpunkt ber Ausübung 
biſchöflicher Rechte in den Zeitpunkt der Abfaffung des Suspenfionsbefretes falle, 
die That daher nicht in Deutihland, fondern in Rom verübt fei, jowie die even: 
tuelle Ausführung, daß, wenn das Bekanntwerden der Suspenfion zur Vollen⸗ 
dung ber That gehöre, bie Vollendung fchon in dem Augenblide eingetreten fe, 
als der Angeklagte von dem Inhalte des Dekretes Kenntniß erlangt habe, dem 
nad eine Beihilfe nad diefem Zeitpunkte nicht mehr möglich geweſen fei, find 
gleichfalls nicht begründet. Die Annahme des Appellalionsrichters, daß die Aus 
übung eines bifhöflihen Rechtes zu ber Zeit erfolgt fei, in welcher die Leber 
mittelung des Dekretes an ©. ftattgefunden hat, und an dem Orte, an melden 
dies geſchehen ift, kann für rechtsirrthümlich nicht erachtet werben. 

Endlich ift aud die Behauptung, daß ber 8. 49 des St.-&.-B. keine An 
wenbung finde, unbegründet, da die allgemeinen Beftiimmungen des R.-St-G?- 
unbedentli auch auf Zanbesftrafgefege anwendbar find. 
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57. 
Benutung der Brivatjlüfe zur Eisproduftion. 
(Erk. tes Dber-Trib. in Berlin v. 20. November 1877.) 


Gründe. 


Soweit der Appellationsrichter dem Verklagten den 8. 2 des Geſetzes vom 
28. Februar 1843 entgegengeſetzt hat, läßt ſich ihm nicht zuſtimmen. Denn nach 
dieſem $. 2 fol, ſofern es nad der Entſcheidung der Ortspolizeibehörde ohne 
Gefahr für die Beſchädigung des Ufers geichehen kann, der Gebrauch des Waſſers 
zum Trinken und Schöpfen, fowie zum Tränen des Viehes „Jedermann“, alſo 
im Interefje des Publitums und des öffentlichen Wohles, geftattet fein, fobald 
öffentliche Pläße oder Wege das Ufer des Privatfluffes bilden, d. h. der Zutritt 
zu bemfelben für Jedermann vorhanden if. Daß aber der Uferbefiter auch 
einen Zutritt zu dem Ufer hat, liegt ſchon in dem Begriffe des Uferbefites, 
wonach alfo ber $. 2 ſich auf Uferbefiger überhaupt nicht bezieht. 

Ferner ift auch der Annahme des Appellationsridhters, dab das Geſetz vom 
28. Februar 1843 „nur“ das Interefie erhöhter Bodenkultur im Auge habe, 
nicht beizutreten. Sie wird durch die mitgetheilten Worte im Eingange bes 
Geſetzes, wonach die (bisherigen) gejeglihen Vorſchriften über die Benugung der 
Privatflüfe 

„mit beſonderer Rüdfiht auf bie Erfahrungen neuerer Zeit über bie 

Verwendung des fließenden Waſſers zur Verbefferung der Bodenkultur” 
einer Revifion unterworfen worden, keineswegs beftätigt, im Gegentheile durch 
bie einzelnen bispofitiven Anordnungen des Gejeßes ſelbſt, 3.3. in den 88, 2, 
3,6, 8 bis 12, 13, 16 folg. grabehin widerlegt. Vergl. das Erkenntniß vom 
11. September 1860. (Striethorft, Arhiv Bd. 39 ©. 23). 

Der Appellationsrichter hat von diejen feinen Erwägungen aber ſchließlich 
auch felbft abgefehen und angenommen, daß der Verklagte durch fein Verfahren 
bie Vorfchrift des $. 13 des Gejeges vom 28. Februar 1843, wonach das, ben 
Uferbefigern nad) dem 8. 1 zuftehende Recht zur Benugung des vorüberfließen- 
den Waſſers ber Beſchränkung unterliegt, daß zc. j 

2. das abgeleitete Wafjer in das urfprüngliche Bett zurüdgeleitet 
werben muß, bevor dieſes das Ufer eines fremden Grundſtücks berührt; 
direkt verlegt habe. i 

In biefer Beziehung hat der Berklagte in der Klagebeantwortung als richtig 
zugeftanden, daß er in dem Bache auf feinem Zerrain ein Stauwerk angebracht 
habe, um das Waſſer auf feiner Wiefe zu erhalten und dieje zu flößen, ohne 

abei die Behauptung der Klage, daß dieſes Stauwerk etwa 6 Fuß body fei und 
durch bafjelbe eine Fläche von etwa 200 Ruthen im Winter 1873/74, bezw. von 
etwa 100 Ruthen im Winter 1874/75 in einer Höhe von etwa 4 bis 5 Fuß 
über dem Niveau des Baches unter Waſſer gefegt worden, befonders zu beftreiten. 
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Nicht minder hat er als richtig zugeflanden, daß er, wenn ſich auf feiner Wieſe 
Eis gebildet, dem Brauer Sch. geftattet habe, baffelbe fortzufahren und in feinem 
Eisteller unterzubringen. Dabei ift die gleichzeitige Behauptung der Klage, daß 
dem Sch. das Eis zum Gebrauche in deſſen Brauerei gegen Vergütigung verkauft 
worben, nicht beftritten, vielmehr in dem weitern Zugeſtändniſſe anerkannt, daß 
durch den „Eisverkauf“ und die Stauung das Quantum bes Waſſers allerbings 
vermindert werde; indeß nur in ganz unbedeutendem Maße, jo bat die Kläger 
daraus feinen Grund zur lage hernehmen könnten. 

Bei ber Einnahme des richterlihen Augenjcheines am 8. April 1876 ift das 
ältere Stauwerk zur Beflößung der Wiefe des Verklagten in dem Punkte X. vor- 
gewiefen. Das jegige Stauwerk im Punkte a. war zur Zeit zwar nur in feinem 
Mauerwerke vorhanden, aber mit einer Vorrichtung verjehen, in welche ein den 
Durdfluß verhindernder Begenftand (Brett oder Wand) hineingefhoben werben 
kann. Diefes Stauwerk ift nad) der Bekundung des Kötters Kr. nicht identiſch 
mit der nur aus Holz beftandenen Staunorrihtung, durch welde im Winter 
1873/74 die Aufftauung des Waſſers auf dem Grundſtücke des Verklagten ge: 
ſchehen ift. Hiermit ſtimmt überein die Ausfage des Bergmannes F., welcher 
diefe frühere Stauvorrichtung als eine proviforifche bezeichnet, mit dem Hinzu: 
fügen, daß die Aufflauung des Waflers feitens des Verklagten offendar zur Cis- 
gewinnung geſchehen fei, indem der größte Theil feiner Wieje unter Waſſer ge 
fegt worden, weldes dann gefroren und in großen Dugntitäten von dem Brauer 
Sch. abgefahren fei. Auch nach der Ausfage des Schufters K. hat der Verklagte 
ſchon im Winter 1873/74, als das Froftwetter fi genaht, das Waſſer auf feiner 
Wieſe in großem Umfange aufflauen laſſen und daffelbe ift dann nad Eintritt 
bes Froftwettere, bezw. während deſſen Dauer, als Eis, und zwar in großen 
Quantitäten, täglih wohl 20 Karren, von dem Sch. abgefahren worden. In 
gleicher Weife fei Dies au im Winter 1874 gefchehen. 

In der Appellationsbeantwortung bat ber Verklagte noch ausdrüdlih be 
bauptet, daß die Klage ſchon deshalb hätte abgewiejen werden müfjen, weil er 
unzweifelhaft 

‘ „vollftändig berechtigt Sei, feine Wieje auch zur Eisgewinmung zu be 
nugen“. 

Mit Rückſicht auf dieſe Erflärung, und da der Verklagte überdies das Stau 
wert geſtändlich dazu angebracht hat, um das Waſſer auf feiner Wieje zu er- 
halten, dafjelbe fi) nach der richtigen Klagezeichnung aud da befindet, wo der 
Bach aus dem Grundftüde des Verklagten austritt, hat der Appellationsrichtet 
mit Recht angenommen, daß nad) der Beweisaufnahme dieſes Staumert nicht 
den Zwed der Bemäfjerung des Grundftüdes des Verklagten habe, vielmehr nur 
dazu diene, um durch die Aufitauung ein Wafferbaffin zur Eisgeminnung zu be 
tommen. Gegen biefe, auf die vorliegenden Umftände geitügte Annahme, welchet 
entiprechend, der Verklagte nur für nicht befugt erachtet ift, das Waſſer zum 
3wede der Eisproduktion zu ftauen, hat derjelbe in diefer Inſtanz auch 
überall nichts vorgebracht. 
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Wenn daher die im $. 13 Nr. 2 vorgeſchriebene Beſchränkung bes Ufer- 
befigers in der Benutung bes vorüberfließenden Waſſers dahin, daß Das abge- 
leitete Wafler no vor ber Berührung des Ufers eines fremden Grundſtückes 
zurückgeleitet werden muß, ihren unzmweifelhaften Brund darin hat, daß dem uns 
teren Uferbefiger die gleiche Benugung bes vorüberfließenden Wafjers geſichert 
bleiben joll, jo liegt es auf der Sand, daß ber Verklagte mit der Anlage feines 
Staumwertes diefe Beſchränkung nicht eingehalten, im Gegentheile gradehin über- 
ſchritten hat. Denn, wenngleich derjelbe das Stauwerk zu dem Zweckee anges 
bracht zu haben angibt, um das Wafler auf feiner Wiefe zu erhalten und dieſe 
zu „beflößen” — worunter füglid nur eine Ableitung im Sinne bes $. 13 
Nr. 2 zu verftehen ift — fo fegt er doch dadurch, daß er, nachdem das vermöge 
folder Ableitung geftaute Waſſer auf feinem Grundftüde zu Eis gefroren, dieſes 
in fremde Seller abfahren läßt, nady der Natur der Dinge fi außer Stand, 
infoweit das abgeleitete Waſſer überhaupt, insbefondere bevor bafjelbe das Ufer 
der Grundftüde der Kläger berührt, zurüdzuleiten, da nur das fließende Wafler 
vermöge feiner natürlihen Flüffigteit ſich fort und fort ergänzt, dagegen von 
einer Zurüdleitung des, in der Geftalt von Eis abgefahrenen, aljo auf bem 
Grundftüde gar nicht mehr vorhandenen Waſſers nicht die Rede fein kann. Der 
Verklagte hat auch zugeftanden, daß durch die bewirkte Stauung und den Eis: 
verkauf das Duantum des Waſſers „vermindert“ werde, wenngleih nur in san 
unbedeutendem Maße. 

Zwar ift nah dem Erkenntniſſe vom 5. November 1861 (Striethor ſt, 
Archiv Bd. 44 ©. 50) die Beſchränkung des Uferbeſitzers aus dem $. 13 Nr. 2 
nicht wörtlich dahin, daß jeder Tropfen des abgeleiteten Waflers auch zurüdger 
leitet werden müfje, zu verftehen, weil der ganze Zwed der Ableitung grade auf 
Gebraud, bezw. Verbrauch des Waſſers gerichtet fei. Damit ift indeß nur ges 
meint, daß die Zurüdleitung besjenigen Duantums, um meldes das Wafler in 
Folge der Ableitung lediglich durch Einwirkung ber Natur, 3. B. durch Ver: 
dunftung, Einfiderung u. |. w. verſchwindet, nicht beanfprucht werben könne, 
mogegen dadurch Feineswegs die Befugniß des oberen Uferbefiters hat ausges 
ſprochen werben follen. und fönnen, das Duantum bes abgeleiteten Waſſers ſeiner⸗ 
jeits durch fünftlihe Vorrihtungen zu vermindern, entgegen der Beſchränkung 
des $. 13 Nr. 2. 

Aud die Berufung des Verklagten auf bie Erkenntniffe vom 11. Februar 
1868 und 10. Suli 1873 (Striethorft, Archiv Bd. 71 ©. 60 und Bd. 89 
©. 170) if verfehlt. Denn jedes der beiden Erkenntniße beruht auf einen, von 
dem vorliegenden weſentlich verſchiedenen Sadhverhältniffe und, dem entſprechend 
bezieht ſich das erſtere auf den 8. 246 Tit. 15 Th. II. des A. L.-R., das legtere 
auf ben $. 16b. des Geſetzes vom 28. Februar 1843. 

Aus diefen Gründen, wonach der obere Uferbefiter das abgeleitete Waſſer 
durch kunſtliche Anlagen überhaupt nicht vermindern darf, ift aud die Behaup⸗ 
tung des Verklagten, daß das Quantum Eis, welches jeinerfeits fortgefahren 
worden, noch nicht einmal den hundertmillionften Theil besjenigen Waflers bes 
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trage, welches durch den Fluß laufe, unerheblih, aber auch infofern unfubflan- 
tiirt, als es felbftverftändli auf das Verhältniß des fortgefahrenen Eifes nicht 
ſowohl zu dem Wafler des ganzen Fluſſes überhaupt, als vielmehr zu bem, an 
den Grundftüden der Kläger vorüberfließenden Waſſer ankommt. Da im Uebri⸗ 
gen mit bem nämlichen Rechte, wie der Berklagte, jeder Einzelne der oberen Ufer: 
befiter das auf fein Grundſtück abgeleitete Wafler, nachdem es zu Eis gefroren, 
als ſolches würde ganz wegichaffen können, fo würde bies in feiner Konfequenz 
dahin führen, daß bei Eintritt bes Thauwetters in dem Bache oberhalb der Brund- 
füde der Kläger überhaupt kaum noch Wafler vorhanden wäre. Unter biejen 
Umftänden kommt es auch nicht weiter darauf an, in welchem Umfange und ins: 
befondere während welder Zeitdauer, nad) der Bemweisaufnahme erfler Inftanz 
der Wafferabfluß durch das Stauwerk des Verflagten blos geftört worden if. 
Hiernach ift bie Betätigung des Appellationserfenntnifjes gerechtfertigt, ohne 
baß es auf die fernere Behauptung ber Kläger, daß durch die lange Aufftauung 
der Düngergehalt des Waſſers zu Boden finke, weiter anfommt. Hervorzuheben 
ift hierbei nur noch, daß die frage, ob der Verklagte ale Ausfluß des nach dem 
8. 1 des Geſetzes vom 28. Februar 1843 ihm zuftehenden Rechtes zur Benutzung 
des vorüberfließenden Waflers überhaupt, d. h. abgefehen von der flreitigen 
Beſchränkung bezüglich des abgeleiteten Waflers nach dem $. 13 Nr. 2 daſelbſt 
befugt ift, gefrorenes Waſſer als Eis in feinen Nuten zu verwenden, in dem 
vorliegenden Rechteftreite von keinem Theile zur Erörterung und Entſcheidung 
geſtellt ift, daher durch bie gegenwärtige Entſcheidung auch nicht berührt wird. 


58. 
Amtsbezirk. Paſſiplegitimation. 
(Erf, des Ober-Zrib. in Berlin vom 22. November 1877.) 


Bon der Königshainer Torfftraße führt ein brei bis vier Fuß breiter Fuß: 
weg zu der dem Mühlenbefiger N. gehörigen Wajjermühle Nr. 73 in Ebersbach. 
Dieſen Weg nahın das Nefolut des Kreisausfhuffes des Landkreiſes Görlig vom 
19. Zuli 1875 für den öffentlichen Verkehr in Anſpruch. R. klagte gegen ben 
Amtsbezirk Ebersbady, vertreten durch deſſen Amtsvorfteher von L., auf Aner- 
tennung, daß der Weg die Eigenſchaft eines Privatweges habe. 

Das Kreisgeriht zu Görlik wies die Klage ab. Durch das Appellationsge 
richt zu Glogau wurde diefe Entſcheidung am 7. Juni 1877 beftätigt. 

Das Obertribunal Hat die Nichtigkeitsbefhwerde des Klägers zurüd- 
gewiefen. 

Gründe 


Gemäß 9. 135 II. 1. c. der Kreisordnung vom 13. Dezember 1872 it durch 
reſolutoriſche Entſcheidung bes Kreisausfchufies der fragliche Fußweg für ben 
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öffentliden Verkehr in Anfpru genommen. Nach ber gebadhten Vorſchrift fteht 
dem Kläger zur Entſcheidung darüber, ob der Weg die Eigenſchaft eines Privat⸗ 
weges hat (Entjheidungen Bb. 72 S. 298), der ordentliche Rechtsweg zu, indem 
davon die Nothwendigkeit einer Expropriation, bezw. Entihädigung, abhängt. 
Der Kläger hat die Klage auf Anerkennung, daß der Weg ein zu feinem Mühlen« 
erundftüde gehöriger Privatweg fei, gegen den Amtsvorfteher des Amtsbezirkes 
Ebersbady „als Vertreter des Amtsbezirtes und des öffentlihen Interefjes“ ges 
richtet. Vom Appellationsrichter ift der Einwand der mangelnden PBaffivlegitis 
mation für durchgreifend erachtet. 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde des Klägers rügt Verlegung der 88 47, 49, 50, 
53, 55, 59, 61, 135 II. 1. c. der Kreisordnung vom 13. Dezember 1872 und 
des Rechtsgrundſatzes: 

die Amtsbezirke find juriftiihe Perfonen, welche Hagen und verklagt 
werben können. 

Sie ift unbegründet. 

Bereits durch das Urtel des Obertribunals vom 28. November 1876 (Ents 
ſcheidungen Bd. 79 ©. 88) ift ausgeiprodhen, daß bie Klage auf Anerkennung 
der Eigenjchaft eines Weges als eines Privatweges gegen ben Amtövorfteher als 
den mit der Verwaltung der Wegepolizei beauftragten öffentliden Beamten, 
weldyer bie Eigenſchaft des Weges als eines öffentlichen behauptet hat, nicht ge- 
richtet werden Fann. Die im $. 61 der Kreisorbnung angeorbnete Wahrneh: 
mung bes öffentlichen Interefjes duch den Amtsvorfteher bei dem kontradik⸗ 
toriſchen Verfahren betrifft die Verhandlung vor dem Kreisausſchuſſe über die 
nad) dem $. 135 a. a. O. in das Gebiet der allgemeinen Landesverwaltung ge« 
hörende Frage: ob ein Weg für den öffentlichen Verkehr in Anſpruch zu 
nehmen ift. 

Zu erörtern bleibt daher noch, ob die Amtsbezirte prozeßfähige Subjekte 
jind und bejahendenfalls: ob fie prozeſſualiſch, namentlich bei derartigen Etreitige 
keiten über die Eigenfchaft eines Weges durch die Amtsvorfteher vertreten 
werden. 

Die Kreife bilden Kommunalverbände mit den Rechten einer KRorporation 
(8. 2 a. a. D.). Behufs Verwaltung ber Polizei und Wahrnehmung anderer 
öffentlicher Angelegenheiten, welche den Amtsvorftehern, als Organen des Staates, 
obliegen, wird jeder Kreis in Amtsbezirke getheilt (88. 47, 59 a. a. D.) Die 
Amtsbezirke find nach dem gefetlichen Begriffe an fih nur Verwaltungsbezirke 
ohne fommunalen Inhalt; fie find nicht vermögensrechtsfähig und entbehren der 
juriftifhen Perſönlichkeit; fie können als ſolche weder klagen noch verklagt werden 
(88. 25 folg. Tit. 6 Thl. II. des U. L.⸗R.). Das Geſetz geftattet aber, daß in 
Folge freier Entſchließung die zu einem Amtsbezirke gehörigen Gemeinden und 
Gutsbezirke durch übereinftimmenden Beſchluß einzelne Kommunalangelegenheiten 
dem Amtsbezirte übermeifen (8. 53 a. a. DO.) Nur für die danad) gemeinfamen 
Angelegenheiten der Gemeinden und Gutsbezirke find den jo entitandenen kom⸗ 
munalen Verbindungen — den Amtsverbänden — die Rechte einer Korpo⸗ 
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ration bewilligt, welche nad) außen durch den Amtsvorfteher vertreten wird 
(8. 55 a. a. O. $. 58 folg. des Kompetenzgeſetzes vom 26. Juli 1876). Weber 
die Entftehungsgefhichte vergl. Wachler, Streisorbnung zu $. 47 folg. 

Hieraus ergibt ſich die Hinfälligkeit der Beſchwerde. Nach ben Bründen des 
erwähnten Obertribunalsurtels vom 28. November 1876 ift der Anſpruch behufs 
Geltendmachung ber Privatwegseigenfhaft gegen das vermögensfähige Rechts- 
ſubjekt zu erheben, welches bei der Frage, ob der Weg ein Öffentlicher ober ein 
Privatweg ift, intereffirt und bei nöthig werdender Enteignung ale ber Unter 
nehmer ($. 7 des Geſetzes vom 11. Juni 1874) die Entſchädigung zu leiften hat. 
Gegen Amtsbezirfe können daher ſolche Klagen nur ftattfinden, wenn fie in Folge 
befonderer, die Intereſſen der in Rede ftehenden Art mit umfaflenden, Berein- 
barungen bie Natur von kommunalen Verbänden, von Amtsverbänden, erlangt 
haben. Daß diefe Borausfegungen, welche auch die prozeſſualiſche Vertretung 
durch den Amtsvorfteher begründen, in Betreff des Amtsbezirkes Ebersbach, in 
dem der freitige Weg liegt, vorhanden find, ift nicht fefigeftellt, vom Kläger auch 
nicht behauptet. 


59. 


Provinz Hannover. Friſt der Beichwerden gegen Anordnungen des Qormunds 
ichaftögeric)ted. 
(Erk. des Ober⸗Trib. in Berlin vom 9. Oktober 1377.) 


Das Amtsgericht zu Rotenburg hatte den Antrag eines Vormundes, die bei 
ihm anhängige Vormundſchaft über die minderjährige Klara H. an das Amtös 
gericht zu Gelle abzugeben, mittelft der dem Bormunde am 26. Februar 1877 
behändigten Verfügung abgewiefen. Der Vormund erhob dagegen Beſchwerde, 
welche er am 14. April 1877 bei dem Amtsgerichte zu Rotenburg einreihte. 

Der große Senat des Obergerichtes zu Verben verwarf die Beſchwerde als 
unzuläffig, weil die in den 98. 455, 458 der bürgerlichen Prozeßordnung für 
Beſchwerden in Sachen der freiwilligen Gerichtsbarkeit beftimmte Frift von einem 
Monat nicht gewahrt fei. 

Die General-Staatsanwaltſchaft hat die Verfügung des Obergerichtes vom 
30. Mai 1877 mit der Nichtigkeitsbefhwerde zur Wahrung des Geſetzes ange 
fodhten, weil durch diefelbe die Vorſchriften ber 88. 455, 458 a. a. D. durd ums 
richtige Anwendung verlegt feien. 

Das Obertribunal hat die angefochtene Verfügung vernichtet. 


’ Gründe 
Der Antrag der General:Staatsanwaltihaft erjcheint als begründet. 


Wenn au dem Obergerichte darin beizutreten ift, daß der 8. 10 der Bor 
mundſchaftsordnung vom 5. Zuli 1875 rüdfihtlih der Zuſtändigkeit einer be 
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flimmten Gerichteabtheilung durch das Geſetz vom 5. Februar 1869, betreffend 
die Zuftändigfeit der großen Senate (G.⸗S. S. 331), für Beſchwerden in Sachen 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit und rüdfihtlid des Verfahrens durch die Vors 
Schriften der bürgerlichen ‘ProzeBorbnung über Beſchwerden in Sachen ber frei 
willigen Gerichtsbarkeit feine nothwendige Ergänzung findet, jo ift diefe Annahme 
doch nur inſoweit berechtigt, ala nicht die Vormundſchaftsordnung abweichende 
Beftimmungen für bas im $. 10 zugelafjene Rechtsmittel enthält. Diejes ift 
aber bezüglich der in Frage ſtehenden Friftbeftimmung der Fall. Wenn in dem, 
eine gleihmäßige neue Regelung des Vormundſchaftsweſens bezweckenden Geſetze 
vom 5. Juli 1875 im $. 10 die Bejchwerde gegen Anorbnungen des Vormund⸗ 
Tchaftsgerichtes ganz allgemein ohne Friftbeftimmung zugelaflen, dagegen in ein= 
zelnen Fällen (vergl. die 88. 18 und 63) die Beſchwerde an die Einhaltung einer 
vierwöchentlichen Frift geknüpft if, fo chließt diefes die Annahme aus, dab das 
Gefeg die in anderen Bejegen für die Erhebung der Beihmerden in Vormund⸗ 
ichaftsſachen beftehenden Friftbeftimmungen habe aufreht erhalten wollen; es 
Tann jene Vorſchrift vielmehr nur dahin verftanden werden, daß, abgefehen von 
den in ben $$. 18 und 63 a. a. O. erwähnten Ausnahmefällen, die Beſchwerde 
einer zeitlihen Beſchränkung nicht unterliegen foll. Die derogirende Wirkſamkeit 
biefer neuen Einrichtung zu den Beflimmungen in den 88. 455, 458 ber hanno⸗ 
verſchen bürgerlihen Prozeßordnung ergibt fi ohne Weiteres aus allgemeinen 
Rechtsſätzen und folgt au aus dem 8. 102 der Bormunbfchaftsorbnung vom 
5. Juli 1875. 

Da ſomit in dem angefochtenen Beſcheide die Beftimmungen in den 88. 455, 
458 ber bürgerlichen Prozeßordnung mit Unrecht auf die auf Grund des $. 10 
der Bormundfhaftsordnung vom 5. Juli 1875 erhobene Beſchwerde zur An- 
wendung gebradt find, fo ift die Verfügung des großen Senates des Dberge- 
richtes zu Verden vom 30. Mai 1877 zur Wahrung des Gejeges zu vernichten 
gewejen. 


60. 
Reviſion. Penſionsanſpruch. 


(Erk. des Ober⸗Tribunals in Berlin vom 27. November 1817.) 


Dem Kreisgerichtsfefretär M. zu Ehrenbreititein ift bei feiner Verſetzung in 
den Rubeftand als Dienfizeit die Zeit feiner praktiſchen Ausbildung bei dem 
Landgerichte zu Koblenz bis zur Erlangung feiner Qualifitation als Gerichts⸗ 
fchreiber — vom 5. November 1830 bis zum 12. März 1832 — und fobann 
die Zeit feit feiner am 8. Dezember 1832 erfolgten Anftellung als Sekretär bei 
dem fürſtlich wiedſchen JIuftizamte Hebdesdorf angerechnet worden. Dagegen 
blieb außer Anfag die Zeit vom Anfange des Iahres 1826 bis Ende Oktober 
1830, während beren er bei dem Sekretariat der ehemaligen fürfilih wiedſchen 
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Juſtizämter Altwied und Neuerburg, und die Zeit vom 12. März bis 11. Oktober 
1832, während beren er als Hilfsgerichtsfchreiber bei dem Friedensgerichte zu 
Metternich befhäftigt war. M. ift der Anficht, daß ihm auch diefe beiden Zeit- 
räume als Staatedienft anzurechnen feien, und bat deshalb auf Erhöhung der 
ihm gewährten Penfion gegen den Fiskus Klage erhoben. 


Das Kreisgericht zu Neuwied hat den Kläger abgewieſen, weil derfelbe wäh: 
rend des erften Zeitraumes nur in einen Privatverhältniffe zu bem Sekretär ge: 
ftanden habe und bie Beſchäftigung während bes zweiten Zeitraumes feine behufs 
der Vorbereitung zur Prüfung ausbrüdlih angeordnete gewefen fei. Das Ap- 
pellationsgeriht zu Arnsberg hat dagegen den Fiskus auf Grund bes $. 13 bes 
Benfionsgefeges vom 27. März 1872 nad) dem Klageantrage verurteilt. 

Die von bem Berflagten eingelegte Revifion it von bem Ober-Zribunal für 
begründet erachtet und das erite Erkenntniß wieberhergeftellt worden. 

Gründe 

Der Verklagte hat gegen das Appellationsertenntniß, durch welches er, unter 
Abänderung des abweiſenden erften Erkenntniſſes, verurtheilt worden, die dem 
Kläger vom 1. April 1824 ab zu gewährende Penfion von 650 Thalern auf 
725 Thaler jährlih zu erhöhen, die Revifion, event. die Richtigkeitsbeſchwerde 
eingelegt. 

Die Revifion ift das zuläffige Rechtsmittel. 

Nach dem $. 4 der Verordnung vom 21. Juli 1843, welche gemäß des $. 81 
der Verordnung vom 21. Zuli 1849 hier für die Berechnung des Werthes bei 
Streitgegenftandes Anwendung findet, ift als diefer Werth bei Nugungen, deren 
künftiger Wegfall gewiß, deren Dauer aber unbeftimmt if, der 121/sjache Betrag 
einer Zahresleiftung anzunehmen. Daß es fi im vorliegenden Falle um jolde 
Nugungen handelt, und daß der 121/fache Betrag der Jahresleiftung die Summe 
von 500 Thalern erheblich überfteigt, ift nicht zweifelhaft, wird auch von dem 
Kläger nicht beftritten. Derfelbe erachtet jedoch die in der Klage erfolgte Angabe 
bes Werthes des Streitobjektes ala eines unfhägbaren auf 400 Thaler deshalb 
für maßgebend, weil diefer Angabe von dem Verklagten in erfter Inſtanz nicht 
widerſprochen worden, und bezieht er ſich für feine Anfiht auf den Plenarbeſchluß 
vom 4. Juli 1864 (Enticheidungen Bd. 51 ©. 2). Letzterer fteht indeß dem 
Kläger nicht zur Seite, weil die Borausfegung defjelben, daß nämlich der Werth 
des Streitgegenflandes nicht Mar vorliege, alfo nur durch Erklärungen ber Par 
teien, event. durch eine gerichtliche Tare feftgeftellt werben Zönne, hier nicht Plat 
greift, wo das Geſetz felbft die Beftimmungen über die Berechnung des Wertes 
getroffen und für abweichende Erklärungen ber Parteien keinen Raum gelaſſen 
bat. Ineinem ſolchen Falle ift vielmehr die Partei, welche die Erklärung über den 
Werth abgegeben bat, an ihre eigene Angabe nicht gebunden (Striethorft, 
Archiv Bd. 71 ©. 1) und für den Gegner hat diefe Angabe keine andere Be 
deutung, als die ihr nad dem $. 12 Nr. 2 des Koftengefeges vom 10. Mei 
1851 bezüglich der Gerichtskoſten zukommt. 
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In der Sade jelbft handelt es fi darum, ob dem Kläger auf feine 
Dienftzeit zwei Zeiträume von 4 Iahren 10 Monaten und von 5 Monaten an- 
zurechnen find, von denen der erſte vor ber Vereidigung des Klägers, der zweite 
aber zwiſchen der Erlangung feiner Qualifitation zum Gerichtsſchreiber und feiner 
Anftelung als Sekretär des Juſtizamtes Heddesdorf in der Grafſchaft Wied Liegt. 
Der Appellationsrihter ift, abweichend von dem erften Richter, ber Anſicht, daß 
der Kläger während beider Zeitabjchnitte als im Staatsdienfte befindlich geweien 
zu betrachten fei, und daß der $. 13 des Penfionsgefeges vom 27. März 1872 
zu feinen Gunften Anwendung finde. 

Bezüglich des erften Zeitraumes, während befien der Kläger bei den Juſtiz⸗ 
ämtern Altwieb und Neuenburg beichäftigt war, begründet der Appellationsrichter 
feine Anfiht aus den Angaben des Klägers über feine Remuneration und aus 
ber Art der von bem Kläger geleifteten Dienfte. Die Begründung ift jeboch feine 
zutreffende. Der $. 13 des Penfionegejeges lautet: 

Die Dienftzeit wird vom Tage der Ableiftung des Dienfteides ge- 
rechnet. Kann jedoch ein Beamter nachweifen, daß feine Vereidigung 
erft nach dem Zeitpunkte feines Eintrittes in den Staatsbienft flattge- 
funden hat, jo wird die Dienftzeit von diefem Zeitpunkte ab gerechnet. 

Daß als Dienftzeit auch die Zeit des Privatgerichtsdienftes nad) Maßgabe 
der Beftinnmungen dieſes Geſetzes anzurechnen ift, befagt der $. 33 a. a. O., 
und daß unter Privatgerichtsdienſt auch der ſtandesherrliche zu verftehen, ift bei 
ber Berathung des Geſetzes alljeitig anerfannt und ein hierauf bezüglicher Zuſatz 
im Serrenhaufe als überflüffig abgelehnt worden (Stenogr. Berichte über Die 
Verhandlungen des Landtages von 1871/72, Herrenhaus Bd. 1 ©. 336). Auch 
lan darüber fein Zweifel obwalten, da bereits das durch das Befeg vom 27. März 
1872 aufgehobene Penfionsreglement vom 30. April 1825 nah dem $. 6 ber 
Verordnung vom 2. Sanuar 1849 und dem $. 57 der Inftruftion vom 30. Mai 
1820 für die früher ftandesherrlihen Beamten maßgebend war. 

Der zweite Sap des 8.13 war aber in dem Penfionsreglement vom 30. April 
1825 nicht enthalten. Dieſer Sat kennzeichnet fi ſchon durd feinen Wortlaut 
als eine Ausnahmebeitimmung; auch hat dadurch nach den Motiven zu dem Res 
gierungsentwurfe (Nr. 105 S. 16 der Druckſachen des Haufes der Abgeordneten 
1871/72) nur das beftehende Recht wiedergegeben werben follen, und es hat ins» 
befondere dadurch die auf dem Minifterialrefkripte vom 31. März 1826 (v. Kamptz 
Annalen Bd. 10 ©. 296) beruhende Praxis ber Behörden, wonad ein von dem 
Beamten nicht verjhuldeter Aufihub der Beeidigung Berüdfihtigung finden 
burfte, gefegliche Anerkennung gefunden. Es ift alfo jedenfalls daran feſtzuhalten, 
daß dem Beamten, welcher einen früheren Eintritt in den Staatsbienft behauptet, 
ber Beweis dieſer Behauptung obliegt. 

Die regelmäßige Form, in welcher der Eintritt in ben Staatsdienft fi volle 
zieht, ift die Anftellung, die Mebertragung der Rechte und Pflichten eines Staats- 
dieners durch das Staatsoberhaupt oder die dazu ermädhtigten Behörden. Eine 
ſolche Anftellung hat, nad) dem Zugeftändnifje des Klägers in ber Appellations- 
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rechtfertigung, nicht ftattgefunden. Derfelbe will vielmehr nur von dem Auttts 
richter M. zu feiner Ausbildung angenommen worden fein, und gründet er feinen 
Anſpruch zunähft und hauptſächlich auf die Erheblichkeit und Unentbehrlichteit 
der Dienfte, die er geleiftet. In biefer Beziehung kommt aber, nad) Lage ber 
Sade, in Frage, ob die Dienfte dem Staate ober demjenigen Beamten geleiftet 
worden find, welcher zur Serftellung ber betreffenden Leiftungen angeftellt und 
dafür bejolbet, dem aber aud) geftattet war, die erforberlihen Silfsarbeiter für 
jeine Rechnung anzunehmen. Denn die auf einem Privatablommen beruhende 
Thätigfeit des Behilfen kann als Staatsdienft nur ausnahmsweiſe und nur da 
angejehen werben, wo derſelben eine autoritative Bedeutung dem Publikum 
gegenüber beigelegt ift und mit ihr unmittelbare Verpflichtungen gegen den Staat 
verbunden find. Es leuchtet ein, daß dem Kläger der Beweis dafür obliegt, dab 
er nicht bloßer Privatgehilfe des Amteſekretärs geweſen, und daß in dieſer Be 
ziehung ſowohl die Art der Remuneration bes Klägers — wie bie auch in der 
Verfügung des Iuftigminiftere vom 21. November 1873 hervorgehoben worden, 
— als die Art und Weiſe feiner Beihäftigung von Erheblichkeit if. 

Die Remuneration bes Klägers ift nach befien Zugeſtändniſſe nicht aus einer 
Öffentlichen Kaffe, fondern aus den Emolumenten und Gebühren erfolgt, welche 
den Amtsfetretären und Gerichtsjchreibern nad) der Zara der kurkölniſchen Be 
richtaordnung vom 22. Dezember 1718 zuftanden. Wenn nun aud dieſe Ge 
bühren die Natur des Gehaltes gehabt haben, und ſonach eine Anweiſung auf 
diefelben durch die zufländige Behörbe einer Gehaltsanweifung gleichzuſtellen 
wäre, jo behauptet doch der Kläger jelbft nicht einmal, daß ihm ein Antheil an 
den Gebühren in biefer Weife angewieſen worden jei; und könnte felbft in feiner 
Anführung: feine Annahme als Selretariategehilfe jet im Jahre 1825 auf An, 
ordnung des Amterichters M. erfolgt, vielleicht die Behauptung gefunden werben, 
daß M. auch die Gehaltsverhältniffe des Klägers regulirt habe, jo ift doch dieſe 
Möglichkeit durch die Erläuterung ausgeſchloſſen, welde der Kläger jener Anfüh- 
rung in zweiter Inftanz dahin gegeben hat, daß feine Annahme dur M. nur 
zum Zwecke feiner Ausbildung für den Juftizjubalterndienft erfolgt fjei. Denn 
war dies der Fall, jo konnte von Anſpruchen des Klägers auf Behalt überhaupt 
nicht die Rede fein, und die an ihn geleifteten Zahlungen find in der That nur, 
wie fie auch der Kläger in zweiter Inftanz felbft bezeichnet, Gratifikationen ge 
weien, welche ihm die Gerichtsfchreiber und Sefretäre aus ihrem Einkommen jur 
gewendet haben und welche biefelben höchſtens bet der ihnen nad) bem Reſtripte 
vom 2. Januar 1826 (Lottner, Sammlung der für die Kgl. preuß. Rhein- 
provinz feit 1813 ergangenen Geſetze ꝛc. Bd. 3 ©. 6) obliegenden vierteljähr 
lien Anzeige ihrer Dienfteinnahmen als Auslagen für Hilfsfchreiber anzugeben 
hatten. 

Die Angaben des Klägers über die Art feiner Remuneration ſprechen hier: 
nad) feineswegs, wie der Appellationsrihter annimmt, dafür, daß bie Dienfte des 
Klägers dem Staate, nicht aber den angeftellten Sekretären und Gerichtaſchrei⸗ 
bern geleiftet worden jeien. 
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Aber auch die Art der Dienfte ſelbſt liefert dafür feinen Beweis. Der 
Kläger ift, nad) feinen Anführungen, hauptſächlich mit ſolchen Arbeiten beihäf- 
tigt worden, welche dem Amtsfelretär in jeiner Eigenfhaft als Berichtsfchreiber 
bei den mit den Juſtizämtern Altwied und Neuerburg vereinigten Voluntär- 
gerichten oblagen; insbefondere find die Eintragungen und Verhandlungen in den 
KRontraltenbüchern von feiner Hand geſchrieben. Diejer Umftand ift für ſich allein 
jedoch von feiner Erheblichleit, da den Sekretären die Annahme von Hilfsſchrei⸗ 
bern geftattet war und fie fi der Hilfe derjelben auch bei den in Rede ftehens 
den Arbeiten bedienen durften, wie denn bie Bemeisaufnahme erfter Inftanz, 
insbejondere das Zeugniß bes Gerichtsſchultheißen B., ergeben bat, daß jelbft 
Lehrer und andere Perfonen zur Niederfchrift der Verhandlungen in den Kon- 
traftenbüdhern verwendet worben find. Einen anderen Karakter würde bieje 
Xhätigfeit des Klägers allerdings angenommen haben, wenn berjelbe in gleicher 
Weife, wie bies durch die allgemeine Verfügung vom 15. Sanuar 1828 (Lott⸗ 
ner a.a.D. 3b. 3 ©. 186) den Gerichtsfchreibern eingefchärft worden, bie in 
die Kontraktenbücher eingetragenen Verträge auch unterfchrieben oder bei den 
Ausfertigungen als Urkundenperfon mitgewirkt, wenn er überhaupt, jelbft bei 
mangelnder Dualifitation, den Gerichtsſchreiber vertreten hätte. Den Beweis 
bafür hätte aber der Kläger führen, er hätte darthun müfjen, daß den von ihm 
geführten Protofollen und feinen fonftigen Schriftftüden die Eigenfchaft amtlicher 
Schriften beigemohnt und daß fie diefelbe nicht erft durch bie Hinzutretende Thätig- 
teit eines Beamten erlangt haben. Allein in diefer Beziehung hat er nicht ein⸗ 
mal entiprehende Behauptungen aufgeftellt. 

Zwar bat der Appellationsrichter fobann noch darauf Gewicht gelegt, dab 
die Arbeitleiftung bes Klägers eine für den Gejhäftsgang unentbehrliche ge- 
weſen fei, weil ber etatsmäßige Gerichtsſchreiber bie ihm obliegende Arbeit nicht 
babe bewältigen können. Indeſſen ift auch dieſes Argument fein ſchlagendes, 
weil die Abhilfe ebenfomohl durch die Anftellung eines dazu geeigneten Gehilfen 
des Gerichtsſchreibers feitens der Behörde, ale durch private Beihaffung der 
nöthigen Aushilfe feitens des Gerichtsſchreibers jelbft erfolgen konnte und ber 
Kreisgerichtsrath Sch., weldyer die Arbeitslaft bezeugt, ausdrücklich befundet hat, 
daß er den Kläger die ganzen Iahre hindurch in derfelben Stellung belaflen 
babe, in welder er ihn vorgefunden, und nicht wifie, ob derſelbe durch feinen 
Amtsvorgänger berufen ober feine Befchäftigung lediglich durch die Amtsſekretäre 
und Gerichtsjhreiber veranlaßt war. Diefe eingeräumte Unfenntniß benimmt 
zugleich den von Sch. ausgeftellten Atteften die Bedeutung, welche ihnen der 
Appellationsrichter beilegt. 

Wenn glei) die Thätigkeit des Klägers nicht als bie eines angeflellten und 
befoldeten Gehilfen bes Sekretärs in Betracht kommt, fo bleibt doch noch zu er- 
örtern, ob berjelbe nicht, wenn er auch nur als Altuariatsapplitant angenommen 
worden, dadurch, wie er behauptet, die Rechte eines Stantsdieners erlangt hat. 
Rad) dem 8 57 der Inſtruktion vom 30. Mai 1820 waren die Beamten, welche 
die Standesherren für die Ausübung aller ihnen überlaffenen untergeorbneten 
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Regierungsrechte ernannten, zugleich ale Stantsdiener zu betrachten; fie hatten 
die gleiche Qualifikation nachzuweiſen und bedurften der Beftätigung der König- 
lichen Behörden, welche nur bei den Subalternen in dem Kanzleis und Regi- 
ftraturdienfte für nicht nöthig erklärt war. Es kann dahin geftellt bleiben, ob 
die Annahme des Klägers, wenn fie vor dem Organifationsrezeffe vom 29. Mai 
1826 (Lottner a. a. O., Bd. 3 ©. 37) feitens der ftanbesherrlichen Regierung 
erfolgt wäre, noch ber Beitätigung durch den damaligen! Zuftizienat zu Koblenz 
bedurft hätte; denn in feinem Falle genügte die von dem Kläger behauptete, 
und unter Eibesbelation geftellte, blos mündliche Annahme feitens bes bamaligen 
Amtsrichters M. Die Bezugnahme bes Klägers auf das Reſtript vom 1. März 
1819 (dv. Kamp, Sahrbücher zc. Bd. 13 ©. 22) ift unzutreffend, weil dafjelbe 
nur von ben Erforbernifien zu dem Aktuariate und namentlih von den Prü- 
fungen der Aktuariatakandidaten im Geltungsbereihe des A. %:R. handelt. 
Behufs der Qualifitation zu einer oſtrheiniſchen Amtsfchreibers oder Altuariats- 
ftelle war vielmehr zu jener Zeit nod das erfte ober Auskultatoreramen oder 
doch das Gerichtsfhreibereramen bei einem meftrheinifchen Gerichte, zu der An- 
Relung als Gerichtsſchreiber bei den Voluntärgeridhten aber jogar die Referen- 
dariatsprüfung erforderlich. (Reftript vom 5. April 1824 in Lottner a. a. O. 
Bd. 2 ©. 474.) 

Die von dem Kläger behauptete Annahme „als Sefretariatsgehülfe” Tann 
hiernach nicht einmal als eine Annahme behufs Vorbereitung für den Subaltern- 
dienft und die Beichäftigung des Klägers bei den Juſtizämtern zu Altwied und 
Neuerburg nit einmal ald eine Vorbereitung zu dem Aktuariatseramen ange 
ſehen werden. Und daß fie auch von den Gerichten nicht dafür erachtet worden 
if, wird durch die Anführungen des Klägers ſelbſt und durch die Thatjache bes 
ftätigt, daß er das Examen bei dem Landgerichte zu Koblenz und zwar nad) 
längerer Vorbereitung auf der Gerichtsfchreiberei, dem Unterfuhungsamte und 
dem Parket des Oberprolurators, abgelegt habe. 

Unter biefen Umftänden kann aber aud) dem Kläger die Beftimmung in dem 
$. 14 Nr. 4 des Penfionsgejeges, auf welche er eventuell feinen Anſpruch zu 
gründen fucht, nicht zu ftatten fommen. Nach diefer Beftimmung foll bei Be 
rechnung der Dienftzeit auch biejenige Zeit, während welcher ein Beamter eine 
praktiſche Beichäftigung außerhalb des Staatsdienſtes ausgeübt hat, in Anvech 
nung kommen, injofern und injomeit diefe Beichäftigung vor Erlangung ber 
Anftellung in einem unmittelbaren Staatsamte behufs ber technifchen Ausbildumg 
in den Prüfungsvorfäriften ausdrüdlich angeorbnet if. Es Tann auf ſich be 
ruben, ob dieſe Vorſchrift, bei weldher man nad) den in dem Abgeorönetenhaufe 
gepflogenen Berhandlungen (S. 8 des Kommiffionsberichtes Ar. 189 der Drud: 
ſachen; Stenogr. Berichte S. 1068) insbefondere die Bergbeamten, welche früher 
eine vierjährige praktiſche Befhäftigung nachzuweiſen hatten, im Auge hatte, auch 
auf die Vorbereitung zum Juſtizdienſte zu beziehen ifl. Denn die Zeit feiner 
Beſchäftigung bei den Juftizämtern zu Altwied und Neuerburg war dem Kläger, 
wie oben angezeigt, nicht anzurechnen und die Zeit feiner praktiſchen Ausbilbung 
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bei dem Landgerichte zu Koblenz bis zur Erlangung des Qualifitationsatteftes, 
vomd. November 1830 bis zum 12. März 1832, ift ihm ala Dienftzeit ange- 
rechnet worden. Selbft wenn man aber mit Rüdfiht auf den $. 34 des Ne 
gulatives vom 16. Februar 1832 über die praktiſche Vorbereitung und die Prüs 
fungen zum Juftizdienfte in der Aheinprovinz, wonach eine 1'/sjährige Probe⸗ 
bienftzeit auf den Kanzleien der Gerichte oder in dem Parket eines der Ober: 
proturatoren vorgejchrieben ift, dem Kläger, obſchon diefes Negulativ bei feiner 
Prüfung nod feine Anwendung fand, volle 11/5 Jahre anrechnen könnte, fo 
würde er immer nur auf nachträgliche Anrechnung eines weiteren zweimonatlichen 
Zeitraumes Anfpruc haben, und diefer Zeitraum würde, ba dem Kläger eine 
Dienftzeit von 42 Jahren 8 Monaten berechnet worden if, die Penfion aber 
nur bei Vollendung des 43. Dienftjahres fich um 1/0 erhöhen würde, nur dann 
von Erheblichkeit fein, wenn der Kläger berechtigt wäre, aud die Anrechnung 
bes zweiten Zeitraumes, um welden es fi) in dem gegemmärtigen Prozeſſe 
handelt, zu verlangen. 

Hierzu ift er aber nicht berechtigt. 

Der Kläger ift während biefer Zeit als Hllfsgerichtsfchreiber bei dem 
Friedensgerichte Metternich beſchäftigt geweien. Bezüglich dieſer Hülfsgerichts⸗ 
ſchreiber ift aber durch das Negulativ vom 16. Februar 1832 im $. 38 Nr. 4 
ausbrüdlidh beftiimmt, daß biefelben weder die Eigenfhaft eines Staatsbeamten, 
noch irgend einen Anſpruch an den Staat haben, ihre Hemuneration ſich viel: 
mehr lediglih nad dem bieferhalb mit dem Kanzleiperfonale getroffenen Ab- 
kommen richtet und ihre Funktionen nur jo lange währen, ald das Gericht fie 
zuläßt. Hiernach ftand den Hülfsgerichtsfchreibern, trog ihrer Vereidigung, zu 
der Zeit ber Geltung des preußifhen Neglements vom 30. April 1825 kein An⸗ 
ſpruch auf Anrechnung ber Zeit ihrer Beichäftigung ale Hülfsgerichtsichreiber 
auf bie für die Penfionsberehnung in Betracht kommende Dienftzeit zu und 
dieſes Rechtsverhältniß iſt auch durch das Penfionsgefeg vom 27. März 1872, 
das nach dem $. 38 deſſelben an die Stelle des Penfionsreglements getreten if, 
nicht geändert worden. Der Kläger hat fi eben während biejer Zeit nicht in 
dem Staatsdienfte befunden; der $. 13 des Penfionsgejeges kommt ihm daher 
nicht zu ftatten. 

Aber auch auf den 8. 14 des Penfionsgejeges kann fi) ber Kläger bei 
diefem Punkte nicht berufen. Denn ein Zeitraum und eine beftimmte Art ber 
Beihäftigung nach abgelegtem Eramen ift in den Prüfungsvorfchriften nicht 
fefgefegt, auch nicht einmal in dem Qualifitetionsattefte vom 12. März 1832, 
auf welches ſich der Kläger bezieht, angeorbnet und die Ausnahmebeftimmung, 
welde in dem $. 33 Abf. 2 des Penfionsgefeges bezüglihd der Schleswig: ° 
Holſteinſchen Sekretäre und Voluntäre, die in einem ähnlichen SPrivatverhältnifie 
zu den Oberbeamten fanden, getroffen worben, läßt nad der Begründung, 
welche dieſe Beftimmung in den Verhandlungen des Abgeorbnetenhaufes (Stenogr. 
Berichte S. 1080), unter Gleichſtellung des Wirkungskreiſes dieſer Amtsſekretäre 
mit dem der Referendarien und Affefforen, gefunden hat, feine Anwendung auf 
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andere Verhältnifie zu. Bezüglich diefer anderen Berhältnifie kann vielmehr bei 
dem aud) in den Kegierungsmotiven (S. 17) betonten erzeptionellen SKaralter 
derjelben die Berüdjichtigung nur in jedem einzelnen Falle nad) dem $. 19 Nr. 2 
bes Penfionsgejeges mit Königliher Genehmigung erfolgen. 

Hiernach erſcheinen die Hägerifchen Anſprüche durchweg als unbegründet. 


61. 


Berienmderiihe Kreditgefährdung von Handelsgeſellſchaften. 
(Ext. des Ober-Tribunal® in Berfin vom 5. April 1877.) 


Die von der Klägerin eingelegte Nichtigkeitsbeſchwerde erſcheint als be 
gründet. 

Die Vorſchrift des 8. 187 des St.G.⸗B. umfaßt neben dem Thatbeftande 
der verleumderifchen Beleidigung durch Behauptung oder Verbreitung unmwahrer 
Thatſachen, welche einen Anderen verächtlich zu machen oder in der öffentlichen 
Meinung herabzumürbigen geeignet find, auch denjenigen ber Behauptung oder 
Verbreitung folder Thatſachen, welche den Kredit eines Anderen zu gefährden 
geeignet find. 

Es handelt fi dabei mithin um ben Thatbeftand eines unerlaubten An- 
griffes gegen die Integrität einer Perſon in vermögensrechtliher Beziehung. 
welcher, wenngleich derjelbe von dem Geſetze unter den allgemeinen Begriff ber 
Beleidigung gebracht ift, doch nicht nothwendig mit dem Thatbeflande der gegen 
die perſönliche Ehre gerichteten Beleidigung zufammenfällt und daher nad) feinen 
eigenthümlicen Erforbernifien zu würdigen ift. 

Zugleich ergiebt fi), daß der Thatbeftand der verleumderiſchen Gefährdung 
des Kredites nicht allein phyſiſche Perfonen, fondern auch kollektive Rechtefubjekte 
zum Gegenftande haben kann, joweit diefelben Vermögensrechte auszuüben haben 
und ſonach des Schußes gegen böswillige Angriffe auf ihre Gejchäftschrlichkeit 
bedürfen, mithin auch Handels⸗, Aktien und andere derartige Geſellſchaften. 

Es folgt dies mit Nothwendigfeit aus dem Inhalte und Zwede der frag 
lichen Vorſchrift und ift auch bei den Verhandlungen des Reichstages, nad) deffen 
Beihluffe die Erweiterung des in dem $. 187 des St⸗G.⸗B. vorausgefegten 
Thatbeflandes durch Hinzufügung der Worte „ober deſſen Kredit zu gefährden“ 
erfolgt iſt, anerkannt worden. 

Danach erſcheint zuvörberft die Ausführung des Appellationsrichters, mittelfi 
defien die Beftätigung des freiſprechenden erften Erkenntniſſes begründet wird, 

daß die klagende Lebensverfiherungs = Aktiengefellfchaft einen Begriff 
darftelle, welcher niemals Träger perjönlicher Ehre fein könne, und daß 
einer ſolchen Geſellſchaft mithin die Fähigkeit fehle, durch Injurien⸗ 
prozeſſe ein gerichtliches Verfahren hervorzurufen oder in ſolchen Pro⸗ 
zeſſen Parteirollen zu übernehmen, 
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in Betreff des in dem $. 187 des St.G.⸗B. vorgefehenen Thatbeflandes ber 
Krebitgemährung als eine rechtsirrthümliche. 

& Tann fi aljo nur fragen, ob bie fernere Erwägung des Appellations- 

richters, 
daß die zum Gegenftande des Prozeſſes gemachten ſchriftlichen Aeuße⸗ 
rungen bes Berklagten ſich ausſchließlich auf die Direktion der Gefell- 
ſchaft bezögen, 

bie erfolgte Abweifung der Klage zu begründen vermag. 

Diefe Frage ift zu verneinen, weil die gedachte Erwägung gleichfalls von 
rechtsirrthümlicher Auffaffung beeinflußt erfcheint. Schon der erfte Richter war 
auf eine Prüfung nad) dem Vorhandenfein des in der Klage behaupteten Thats 
beftandes, alfo auf eine Grörterung ber Frage, ob die von dem Verklagten an« 
geblic wider beſſeres Wiſſen behaupteten unwahren Thatſachen geeignet geweſen 
ſeien, den Kredit der Klägerin zu gefährden, überhaupt nicht eingegangen. 

Die Abweiſung der Klage iſt ſeitens des erſten Richters erfolgt, weil die 
von dem Verklagten veröffentlichten, nach der Anſicht des erſten Richters un⸗ 
zweifelhaft Beleidigungen enthaltenen Aeußerungen nur perſönlich gegen den Dr. A., 
den Direktor der Geſellſchaft, nicht aber gegen die letztere gerichtet ſeien und 
daher als Beleidigungen oder Verleumdungen der klagenden Geſellſchaft nicht 
aufgefaßt werden könnten. Durch dieſe Ausführung, welche den erſten Richter 
ſchließlich zu der Annahme geführt hat, es ſei nicht für feſtgeſtellt anzunehmen, 
daß Verklagter die Klägerin im Auguſt 1875 beleidigt habe, wird aber bie 
Richtigkeit der in der Klage aufgeftellten Behauptung, daß die von dem Vers 
klagten mifjentlich verbreiteten unmwahren Thatſachen den Kredit der klagenden 
Geſellſchaſt zu gefährden geeignet felen, nicht ausgeſchloſſen. Nur eine negative 
in diefer Richtung getroffene Feltftellung würde die Klage erſchöpft haben. 

Die Ausführungen des erften Richters laſſen auch erkennen, daß er ben 
Thatbeftand des $. 187 des St.-8.-B. überall für ausgeſchloſſen erachtet hat, 
weil perjönliche Beleidigungen gegen die Klägerin nicht begangen feien und daß 
er fomit in rechtsirrthümlicher Weife den befonderen Thatbeftand des $. 187 in 
Betreff der vorliegenden Krebitgefährdung mit dem Thatbeftande der Beleidigung 
und Berleumdung im Sinne ber $$. 185, 186 identifizirt hat. — Ein Anderes 
ift auch aus der Erwägung bes erften Richters, daß es dem Verklagten fern ge- 
legen, bie Klägerin, eine Mehrheit von Perſonen, bie ber Verklagte nicht habe 
kennen können und nicht gekannt habe, zu beleidigen, nicht zu entnehmen. Denn 
auch unter folder Vorausſetzung konnte der Verflagte die fraglihe Aeußerung 
mit dem Bemußtfein verbreitet haben, daß diefelbe geeignet fei, den Krebit der 
Germania zu gefährben, aljo mit dent nad dem $. 187 erforberlicen ftrafbaren 
Bemwußtfein. 

Endlich läßt aud) Die weitere Erwägung des erften Richters, daß die in einem 
ber Briefe des Verklagten enthaltene Yeußerung: 

„ich wäre nie und nimmer in Ihre mehr als inkoulante Geſellſchaft 
eingetreten® 
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nieht dazu habe beitragen können, das Publitum zum Abfchluffe von Berfiche: 
rungen mit ber Klägerin geneigt zu machen, mit Sicherheit entnehmen, baf ber 
erfte Richter den eigenthümlichen in dem $. 187 des St.⸗G.⸗B. enthaltenen 
Thatbeftand der Kreditgefährbung verkannt, indem er die gedachte Aeußerung 
nicht von dem Geſichtspunkte jenes Thatbeftandes aus gewürdigt und diefelbe 
nur deshalb nicht als die Klage flütend angenommen bat, weil eine Beleidigung 
der Klägerin in diefer Aeußerung nicht erblict werden könne, da der Verklagte 
fi über die der Germania zur Laſt gelegte Eigenſchaft nicht näher erflärt habe. 

Was aber das angefochtene Appellationsertenntniß jelbft betrifft, jo ergiebt 
fih aus der Begründung befielben, daß ber Appellationsrichter den Erwägungen 
bes erften Richters in ihrem ganzen Umfange beigetreten ift, und mit bemfelben 
die Abweifung der Klage für geboten eradjtet habe, weil die zum Gegenftand 
der Klage gemachten fchriftlichen Aeußerungen des Verflagten ſich ausſchließlich 
auf die Direltion der Germania bezögen und nur dieſe beleidigt fein könne, 
ohne zugleich in Erwägung zu ziehen, ob nicht Aeußerungen vorliegen, welde 
geeignet waren, den Kredit der Klägerin zu gefährden. 


62. 


Gebäudeftener. Uebergang fteneufreier Gebäude in die Kaffe der Heuer. 
pflichtigeu. 
Erk. des Ober⸗Tribunals in Berlin vom 28. Februar 1877.) 


Dem Berufungsrichter, obſchon er feftgeftellt hat, daß die Angellagten ein 
aus bem 8. 3 Nr. 5 des Geſetzes vom 21. Mai 1861 feither ftenerfreies Gebäude, 
nachdem es in die Klaſſe der fteuerpflichtigen übergegangen, den, mit Fortführung 
der Gebäudefteuerrollen beauftragten Beamten zur Berichtigung der Rolle nicht 
angemeldet und bamit gegen das Gebot des $. 15 Nr. 2 und des $. 16 bafelbit 
verftoßen haben, fällt eine rechtsirrthümliche Auslegung des $. 17 nicht zur Laſt, 
indem er annimmt, daß jene Handlung dort mit Strafe nicht bedroht und des 
halb firaflos jei. 

Die beiden erften Abſätze bes $. 17 verhalten ſich über Fälle, wo, abgeſehen 
von dem allgemeinen Intereſſe an der Evibenterhaltung der Gebäubefteuerrollen, 
auch in Beziehung auf ben zunächſt Zahlungspflichtigen ein unmittelbares ſisla⸗ 
liches Interefje an der Erflattung der Anzeige infofern nicht obwaltet, als es 
fi um bereits eingetragene fleuerpflichtige Gebäude, welche blos ben Eigenthümer 
wechjeln, oder um Gebäude handelt, weldhe in Folge einer eingetretenen Berän 
derung, nad erfolgter Anmeldung, in ber Steuer herabgeſetzt ober davon ganz 
befreit werden würben. Für dieſe wird ber Grundſatz aufgeftellt, daß, fo lange 
die Anmeldung unterbleibt, auch bie an diejelbe ſich Inipfenden Vortheile nicht 
in das Leben treten, fondern die fällig werdende Steuer nad), wie vor, von dem 
feither Pflichtigen jo lange eingezogen werben fol, bis ber Vorſchrift Genüge 
geſchehen. 
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Im Abſ. 3 dagegen werden für die vorzugsweiſe praktiſchen Fälle, dab durch 
die unterlaffene Anmeldung dem Staate, wenn aud nur vorübergehend, bie 
Steuer entzogen oder wenigitens die rechtzeitige Einziehung erjchwert if, nämlich 
die Fälle des $. 15 Nr. 3, 4 und 5, die Friften für die Anmeldung geregelt, 
dabei wird aber des Ueberganges eines either fteuerfreien Gebäudes in bie 
Klaſſe der fteuerpflichtigen, Nr. 2 dafelbft, nicht erwähnt. Hieran unmittelbar, 
ohne irgend welche äußere Scheidung, namentlich felbft ohne einen befonderen 
Abſatz zu bilden, ſchließt fi die Ankündigung an, daß, wer die Anmeldung 
unterlaffe, in die dafelbft näher bezeichnete Geldbuße verfalle. 

Schon die äußere Stellung diefer Ankündigung in Verbindung mit dem 
Mangel einer jeden allgemeinen Verweiſung auf den $. 15, ſpricht für die An» 
nahme, daß dadurch nur die in unmittelbarem Zufammenhange damit erwähnten, 
fpeziel aufgeführten Verſtöße gegen bie 88. 15 und 16 haben getroffen werben 
follen. 

Die entgegengefegte Annahme ber Nichtigkeitsbejchwerde dahin, daß unter 
dem Unterlafien der Anmeldung nicht blos die in demfelben Abjage näher geord- 
nete Anmeldung, fondern überhaupt jede Anmeldung zu verftehen jei, welde auf . 
Grund ber 88. 15 und 16 zu machen jei, bat eine Reihe innerer Gründe 
gegen fi. 

Diefelbe würbe zunächft dahin führen, daß auch die erwähnten Fälle aus 
Abf. 1 und 2 bes 8. 17, wo ein Verluſt an Steuer für den Staat nicht eintritt, 
oder der Staat von der unterlafjenen Anmeldung noch Gewinn zieht, dennoch 
von einer Strafe betroffen würden, während es zweifellos jeither als Abficht des 
Geſetzes feitftand, daß mit den dajelbft in Beziehung auf die Forterhebung der 
Steuer getroffenen Beftimmungen das Interefje der Verwaltung an ber unter: 
bliebenen Anmeldung hinreichend gewahrt fei. 

Ferner würbe, fowie ber $. 16 jedem Eigenthümer ober Nußnießer bes Ge- 
bäudes bie Pflicht zur Anmeldung auflegt, auch jeden Eigenthimer und Nuß- 
nießer die Strafe des $. 17 Abſ. 3 treffen müfjen, während doch, wie dieſes in 
verſchiedenen Erkenntniſſen des Obertridunals bes Näheren ausgeführt worden, nur 
der Zeitpunkt, in welchem die gejegliche Anmelbefrift abläuft, für jene Beſtra⸗ 
fung beſtimmend fein, der demſelben vorausgehende und nachfolgende Eigenthümer 
und Nußnießer aber einer ſolchen nicht unterliegen fol. (Bergl. Oppenhoff, 
Rechtſprechung 2c. Bd. 9 ©. 540; 3b. 15 ©. 34 716; Bd. 16 ©. 416, 421). 

Endlich würde es auch, während in den Abf. 1, 2 und 3 bie Zeit der An- 
meldung, und zwar je nach Verſchiedenheit der Fälle nach verſchiedenen Geſichts⸗ 
punkten, geordnet ift, ohne erfihtlihen Grund für den vorliegenden Fall an einer 
darauf bezüglihen ansdrüdlihen Borfchrift fehlen. Denn an fi ſpricht nichts 
für die Nothwendigkeit einer durch das Strafgejeh geihligten fofortigen Anzeige 
und damit einer Verſchärfung der Anzeigepflicht, gegenüber dem ziemlich gleiche 
gearteten Falle aus dem $. 5 Nr. 2, welchen ber Abf. 3 bes $. 17 ausbrüdlih 
erwähnt, indem er eine Frift von drei Monaten gewährt, nach Ablauf bes Jahres, 
worin die Veränderung ftattgefunden. 
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Muß es bei dem Mangel eines darauf bezüglihen Materials, namentlid 
ſoweit es aus den Motiven des Entwurfes und den Verhandlungen des Lanb- 
tages zu entnehmen wäre, unerörtert bleiben, inwiefern etwa bie befondere Ratur 
und Zwedbefimmung der nach dem $. 3 des Geſetzes von der Steuer befreiten 
Gebäude eine Ausnahme zu ihren Gunften ober bie Anwendung ber Regel auf 
ſolche vechtfertigte, jo bietet das Geſetz, wie es Liegt, Leine ausreichenden Brünbe 
für die Ausdehnung des legten Sabes im Abſ. 3 über denjenigen Sinn hinaus, 
welder fi aus Stellung und Wortlaut defielben ergibt. 

Nicht im Wege der Interpretation, fondern nur mittelft der Analogie würde 
fi eine etwaige Lücke des Geſetzes ausfüllen laffen, und biefe findet nad) Dem 
8.2 des St.G.-B. bei materiellen Strafgejegen nicht flatt. 


63. 


Wirkung des Submitfionsveriahrens bei Bebändefteuerfontraventionen. 
(El. des Ober-Tribunals in Berlin vom 26. Januar 1877.) 


Der von dem Appellationsrichter gegebene Entſcheidungsgrund trifft nicht bie 
Sache, ba es gar nicht darauf ankommt, ob die im Abminiftratiowege erfolgte 
Straffeftfegung bie Bedeutung eines Refolutes in Steuerfa_hen hat und aus 
biefem Grunde bie Kraft eines Judikates erlangen kann, fondern darauf, ob die 
freiwillige Unterwerfung unter jene Straffeftfegung eine Thatſache if, Durch 
welche gefeglich das gerichtliche Verfahren ausgeſchloſſen wird. 

Wenn aud) ber Angeklagte den von ihm erhobenen Einwand als ben Eins 
wand ber „bereits rechtskräftig erfolgten Vorentfcheidung“ bezeichnet hat, jo kann 
es doch feinem Bedenken unterliegen, daß er feinen Einwand nicht auf die for 
melle Beurtheilung des res judicata beſchränkt wiſſen wollte, vielmehr die Prü- 
fung verlangte, ob die gerichtliche Strafverfolgung gegen ihn zuläffig fei oder 
nicht. Mußte die Unzuläffigkeit diefer Strafverfolgung auf Grund der durch 
Unterwerfung erledigten Straffeftfegung anerfannt werden, jo war es gleich⸗ 
giltig, ob dieſe Feſtſetzung durch die Unterwerfung die Kraft eines Judilates er- 
langt und als ſolches der Rechtskraft fähig ift. 

Hiernach bat der Appellationsrichter das Weſen des erhobenen Einwandes 
verfannt und denſelben, indem er fi) auf die Prüfung der Borausfegungen ber 
res judicata beſchränkt nicht in der Richtung, in welder er erhoben war, 
erledigt. 

Diefe Verfennung ber Bedeutung des erhobenen Einwandes ergibt fi Mar 
aus dem Satze bes Urtels, daß die Nichtbeachtung der Submiffionsverfügung 
nur zur Folge habe, daß gegen den Kontravenienten das gerichtliche Verfahren 
eintrete, ein Sag, bem nothwendig eine Erörterung über bie Folgen der Beach 
tung der Submiffionsverfügung folgen mußte, wenn der Einwand bes Ange 
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Elagten richtig aufgefaßt war; denn gerade auf die Befolgung der Submiſſions⸗ 
verfügung hatte der Angeflagte die Behauptung der Unzuläffigleit des Straf- 
verfahrens gegründet. 

Das angefochtene Urtel unterliegt daher der Vernichtung. 

Sn der Sache felbft ift die Entſcheidung des erflen Richters begründet. 

Es kann, wie vorher ausgeführt ift, für ben vorliegenden Fall bie Frage 
unerörtert bleiben, ob die Unterwerfung unter die Submiffionsverfügung bie 
Kraft eines Judikates hat und der Rechtskraft fähig if, und mag nur darauf 
hingewieſen werden, daß in einem ganz analogen Falle durch die Gefeßgebung 
jene Frage bejaht worden ift, indem im $. 142 Abſ. 4 des Vereinszollgeſetzes 
vom 1. Juli 1869 die Erledigung des Straffalles durch freiwillige Unterwerfung 
der rechtskräftigen Berurtheilung gleichgeftellt iſt. 

Abgeſehen von biefem Ausſpruche der Geſetzgebung und ohne ausdrüdliche 
gefegliche Beftimmung ergibt aber die Natur der Sache und der Zwed des Ge 
fees unzweifelhaft, daß die Zulafjung einer Ausnahme von ber gerichtlichen 
Strafverfolgung durch freiwillige Unterwerfung unter bie Strafverfügung der 
Adminiftrativbehörbe keinen andern Sinn haben kann, als den: daß durch die 
Unterwerfung der Straffall feine definitive Erledigung findet. Diefe Erledigung 
muß, wenn fie eine definitive fein fol, nach beiden Seiten hin wirken. Es kann 
nicht bei einer gewifjermaßen vertragsmäßigen Feſtſetzung ber Strafe dem Kontra⸗ 
venienten das Net, auf rechtliches Gehör anzutragen, entzogen und bem andern 
Xheile, der Adminiftrativbehörbe, dieſes Recht vorbehalten werden. Eine Zurüd- 
nahme der Submiffionsverfügung ift daher, wenn auf Grund ber freiwilligen 
Unterwerfung unter biefelbe der Straffall feine Erledigung gefunden bat, ohne 
jede rechtliche Bedeutung. Wird durch bie Unterwerfung eine Ausnahme von 
der Regel der gerichtlichen Strafverfolgung begründet, fo wirkt das Eintreten 
des Ausnahmefalles nicht blos zum Nachtheile, ſondern auch zu Gunften bes 
Rontravenienten. 

Die Ausführungen des erfien Nichters find daher in dieſer Beziehung durch⸗ 
aus gerechtfertigt. 

Zweifelhaft könnte allerdings fein, ob die Submiffionsverfügung vom 
11. November 1874 von der zufländigen Behörde erlaflen, oder ob fie wegen 
Unzuftänbigteit des Polizeipräfidenten für rechtlih wirkungslos zu erachten ift. 
Indeſſen ift auch diefe Frage zu Gunften des Angeklagten zu entſcheiden. 

Nach dem $. 17 des Geſetzes vom 21. Mai 1861 fol die Bekanntmachung 
des Strafbetrages u. ſ. w. an die Bebäudefteuerkontravenienten durch den Land» 
rath, bezw. Gemeindevorftand erfolgen. 

Dieſer Beftimmung, nad) ihrem Wortlaute, entſpricht die Submiffionsver- 
fügung vom 11. November 1874 nicht, da fie von dem Polizeipräſidenten er- 
laflen if, und wenn der erfte Richter für notoriſch erflärt, daß die auf Grund 
des $. 2 des Geſetzes vom 11. März 1850 in Danzig beftehende Polizeidfrektion 
die Funktionen des Gemeindevorflandes im Sinne des 8. 17 Abf. 4a. a. O. 
wahrzunehmen habe, jo kann bem nicht beigetreten werben, weil die Funktionen 
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der mit der örtlichen Poligeiverwaltung beauftragten Behörden, wie ber $. 5 
des Geſetzes über die Poligeiverwaltung vom 11. März 1850 ergibt, von denen 
bes Gemeindevorftandes getrennt find. 

Gleichwohl muß die Zuftändigkeit des Polizeipräfidenten in Danzig zum Er⸗ 
laffe der Verfügung vom 11. November 1874 angenommen werben, da durch 
Verfügung der Regierung zu Danzig vom 7. März 1874 den Ausführungstom- 
miffarien für bie Gebäudeſteuer ($. 9 des Geſetzes vom 21. Mai 1861) die Zei: 
fegung von Strafen in den Fällen des $. 17 a. a. D. übertragen worden if, 
und wenn aud) die Zuläffigteit diefer Anordnung in Frage geftellt werden mag, 
doch jedenfalls eine Bemängelung derſelben durch bie betheiligten Behörben ſelbſt 
fo lange nicht zugelafien werben kann, als die getroffene Einrichtung befteht und 
von den betheiligten Privatperſonen nicht angefochten iſt. 


64. 


Betreffend die Unzuläffigteit des Rechtsweges über die Fortdauer der Leiſtnugen 
für die Schule nad dem auf Grund des Geſetzes vom 14. Mai 1873 
erfolgten Austritt ans der Kirche. 


(Ext. des Gerichtsh. zur Entfheidung ber Komp.-Konfl. in Berlin v. 8. Januar 1876.) 


Der Nagiftrat zu N. hat von dem Nentier B. dafelbft einen Beitrag von 
108 Mark zu den Schulunterhaltungstoften der evangeliſchen Schulgemeinde zu 
N. für das Jahr 1875 eingefordert. Der Nentier 8. hält fi zur Zahlung 
diejes Beitrages nicht verpflichtet, weil er im Juni 1874 nach Maßgabe ber 
Vorſchriften des Gejeges vom 14. Mai 1873 aus ber evangeliſchen Landeslirche 
ausgetreten und folglich von allen Beiträgen für die evangelifhe Kirche und die 
evangelifhe Schule befreit fei. Er hat deshalb bei der Königlichen Kreisgerihts- 
Kommiſſion zu N. gegen die bortige evangelifhe Schulgemeinde, vertreten durch 
deren Vorftand, Klage dahin erhoben, daß die verflagte Schulgemeinde ſchuldig 
anzuertennen, daß der Kläger nicht verpflichtet fei, zu der dortigen evangeliſchen 
Schule für das Sahr 1875 108 Mark an Beitrag zu zahlen. Die Verklagte, 
vertreten durch den Bürgermeifter von N., hat eingewendet, daß ber Rechtsweg 
in dieſer Sache ausgeichlofien jei, weil der Kläger wegen feiner Befreiung von 
Schulabgaben nit die gefeglihen Verwaltungs-Inftanzen betreten und einen 
Antrag auf Ausſchulung im Berwaltungswege nicht geftellt habe, daß ferner bie 
Säule, in welder ber Kläger inforporirt worben, keine Tonfeffionelle, ſondern 
eine Simultanſchule fei, zu welcher auch Altlutheraner, Baptiften, Irvingianer 
und die fänmtlihen fogenannten Diffidenten gehören. Der Kläger bat jämmt- 
lie Behauptungen des Verklagten beftritten. Bon dem Paftor und Lokalſchul⸗ 
inſpektor K. in N. ift in folge eines vom Prozeßgeriht auf Antrag der Ber- 
Hagten an ihn gerichteten Erfuchens eine amtliche Auskunft dahin ertheilt worden, 
daß bie dortige evangelifche Schule, ob zwar zunächſt für die evangeliſche Schul- 
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jozietät beftimmt und von biefer unterhalten, auch von Altlutheranern, Baps 
tiften 2c. alfo fogenannten Diffidenten beſucht werde, mithin in biefem Sinne 
wohl als Simultanfhule betrachtet werden könne. 

Durch Erkenntniß der KreisgerihtssKommiffion zu N. vom 4. Auguft 1875 
ift die Verklagte dem Slageantrage entſprechend verurtheilt. In den Erkenntniß⸗ 
gründen wird ausgeführt, notorifch jeien in N. eine evangelifche, eine katholiſche 
und eine jübifche Voltsfchule vorhanden; biefe Schulen feien, wie auch im Al- 
gemeinen von dem evangelifhen Lokalſchulinſpelktor amtlich beicheinigt worden, 
konfeſſionelle Schulen; nad den 38. 29, 30 Th. II. Tit. 12 9. 2:R. liege die 
Verpflihtung zur Unterhaltung der öffentlichen Volksſchulen den Hausvätern 
der betreffenden Religionspartei ob; da nun ber Kläger im Jahre 1874 aus 
der evangelifhen Landeskirche ausgejchieden fei und diefer Austritt nad) 8. 3 bes 
Geſetzes vom 14. Mai 1878 bewirkte, daß er zu Leiltungen, welche auf der per- 
ſönlichen Kirchen» oder Kirchengemeinde-Angehörigteit beruhen, für das Jahr 1875 
nicht mehr verpflichtet fei, jo werde der auf biefer Angehörigkeit beruhende Ans 
ſpruch auf Leiftung von Abgaben für die evangeliſche Schule mit Unrecht gegen 
den Kläger erhoben. 

Gegen dieſes Urtheil hat die Verklagte den Rekurs erhoben und benfelben 
darauf geftüt, Daß aus dem $. 3 des Gefeges vom 14. Mai 1873, weldes nur 
auf Kirhenabgaben Anwendung finde, mit Unrecht gefolgert jei, daß mit dem 
Austritt aus der Kirchengemeinſchaft auch der Austritt aus der Schulgemeinde, 
welcher der Stläger bisher angehört habe, verbunden jei. Bevor in ber Rekurs⸗ 
inftanz erkannt worden, hat die Königliche Regierung zu B. mittels Plenar- 
beſchluſſes vom 20. Auguft 1875 den StompetenzsKonflitt erhoben. Das Rechta⸗ 
verfahren ift ſodann eingeftellt worden. 

Die Königliche Regierung zu 8. führt in ihrem Beichluffe aus, daß ber 
auf Freilaffung von den Schulabgaben gerichtete Klageantrag ſich auf den Aus: 
tritt des Klägers aus der evangeliichen Landestiche und den 8. 3 des Geſetzes 
vom 14. Mai 1873 ftüge, daß aber in Beziehung auf Schulabgaben, welde auf 
einer allgemeinen geſetzlichen Verbindlichteit beruhen, der Rechtsweg gleich wie 
bei öffentlichen Abgaben grundfäglih ausgefchloffen und nur in beftinunten Aus- 
nahmefällen, von denen hier aber keiner vorliege, zuzulaffen fei, daß ferner die 
Trage der Zugehörigkeit zu einer Schulfozietät zur ausſchließlichen Zuſtändigkeit 
der Verwaltungsbehörbe gehöre. 

Seitens der Parteien ift nur eine Erklärung von der verklagten Schul 
gemeinde eingegangen, in welcher der Kompetenz-Stonflitt als begründet bezeichnet 
wird. Die Königliche Kreisgerihts-Rommiffion zu N. hält ben Rechtsweg für 
zuläffig, weil für den Kläger eine allgemeine gejegliche Verbindlicyleit zur Lei- 
finng von Schulbeiträgen, im Hinblid darauf, daß eine ſolche Verpflihtung nad 
den S$. 29, 30 X. IL. Fit. 12 9, &-R, durch die Zugehörigkeit zu einer Kon⸗ 
feifion beftimmt werde, in Folge feines Austritts aus ber evangelifchen Landes: 
tirche nicht vorliege und die Befreiung von folchen Abgaben auf Grund des 
Geſetzes vom 14. Mai 1873 gleihfam als Privilegium zu betrachten ſei. Da- 
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gegen erachtet das Königliche Appellationsgericht zu B. den erhobenen Kompetenz⸗ 
Konflikt für begründet, weil es fih um eine Abgabe für die Schule handele, 
welde auf Grund allgemeiner geſetzlicher Verbindlichkeit mittels einer von Der 
Verwaltungsbehörde angeordneten Umlage nach dem Steuerfuße gefordert werbe, 
für diefe Schulbeiträge aber der $ 3 des Gejepes vom 14. Mai 1873 kein Be- 
freiungsmittel fei. 

Der Rechtsweg in diefer Sache iſt unzuläffig und bemgemäß ber erhobene 
Kompetenzkonflikt begründet. Nach den 88. 29, 30 Th. II. Fit. 12 A. 2.R. liegt 
die Unterhaltung ber Volksſchulen den ſämmtlichen Sausvätern des Orts ohne 
Unterjchied des Glaubensbelenntniffes ob; jedoch ift, falls an einem Orte für 
die Einwohner verfchiebenen Glaubensbelenntniffes mehrere Schulen errichtet 
find, jeder Einwohner nur zur Unterhaltung der Schule von feiner Religionss 
partei beizutragen verbunden. Auf dieſer allgemeinen geſetzlichen Verbindlichkeit 
beruht diejenige Angabe, welde der Magiftrat zu N. für eine der dortigen 
Öffentlihen Schulen, nämlich für diejenige der evangelifhen Schulfozietät, von 
dem Kläger als Mitgliede diefer Schulfozietät gefordert hat. In Beziehung auf 
ſolche Abgabe findet nach dem Schlußfage des $. 15 des Geſetzes über die Er- 
weiterung des Rechtsweges vom 24. Mai 1861 der Rechtsweg nur infomeit 
ftatt, als dies bei öffentlihen Abgaben der Fall ift, mithin in Gemäßheit der 
88. 78, 79 Th. II. Tit. 14 9. &R. nur dann, wenn eine Weberbürbung ober 
eine auf Vertrag, Privilegium oder Verjährung gegründete Befreiung behauptet 
wird. Ein folder Ausnahmefall Liegt hier aber nicht vor. Der Kläger füßt 
feine Befreiung von ber geforderten Abgabe lediglich darauf, dab er in Folge 
feines Austritts aus ber evangelifchen Landeskirche aufgehört habe, Mitglied des 
evangelifhen Schulverbandes in N zu fein, und aus biefem runde zu ber 
Schule des genannten Verbandes beizutragen nicht mehr verpflichtet ſei. Die 
Frage, welcher der mehreren Schulfozietäten des Ortes N. der Kläger angehört, 
ift cine Frage des Öffentlichen Rechts und nad) $. 18 lit. k. der Regierungs- 
Inftrultion vom 23. Oktober 1817 von der zuftändigen Verwaltungs Behörde 
zu entfcheiden. Der Letzteren gebührt daher auch die Beſtimmung darüber, ob 
der Kläger, ungeachtet feines Austritts aus der evangelifhen Landeskirche, dem 
Verbande ber evangelifchen Schule zu N. als Mitglied angehört. Iſt der Kläger 
dem Verbande der evangelifchen Schule zugemwiefen, fo ift für ihn bei dem Richt: 
vorhandenfein einer bejonderen Schule für die Angehörigen feines Glaubens» 
befenntnifies die allgemeine geſetzliche Verbindlichkeit begründet, zu den Unter- 
haltungskoſten für die evangelifche Schule feines Wohnorts beizutragen. Das 
Geſetz, betreffend den Austritt aus der Kirche vom 14. Mai 1873 (Gef.-Samml. 
©. 207) regelt in den 88. 3 ff. die Verhältniffe der aus einer Kirche ausges 
tretenen Perfonen zu den Kirchen und Kirchengemeinden, denen fie früher ange 
hörten, nicht aber die Berhältniffe diefer PBerfonen zu den Schulen und Schul- 
gemeinden. Durch dieſes Geſetz ift daher ein Privilegium für die aus einer 
Kirche ausgetretenen in dem Sinne, daß diefe Perfonen, fofern fie einer evans 
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gelifhen Schulgemeinde zugemwielen find, von der allgemeinen geſetzlichen Ver⸗ 
bindlihleit der Gemeindegenofien zur Unterhaltung der Schule in Folge ihres 
Austritts aus der evangelifchen Kirche befreit würden, nicht begründet. 


65. 


Betreffend die Unzuläffigfeit des Nedhtöwegs über eine von einem Beamten 
innerhalb feiner Amtsbefugnifſfe bona fide erftattete, von einem Dritten 
für verlenmderiſch erftärte, Anzeige. 


(Ext. des Gerichtsh. zur Entſcheidung der Kompetenz-Ronflikte in Berlin v. 18. Mai 1876.) 
Gründe. 


Der Gaftwirtd Karl P. zu S ift auf eine in den Alten nicht aufgellärte 
Weiſe in den Beſitz einer Abjchrift eines von dem Amtsvorfteher des Schloß: 
bezirks S., K, an die ftädlifche Polizeibehörbe zu B. gerichteten Schreibens vom 
17. Mai 1875 anlangt. Darin ijt gejagt, 

daß ſich bei P. eine wahre Brutftätte von legitimationglofen Bettlern 
und Vagabonden befinde, und daß feine Herberge einer recht ſcharfen 
Kontrole zu unterziehen fei. 

P. hat bei dem Königlichen Kreisgericht zu ©. Magend behauptet, daß dieſe 
Angaben unwahr feien und diefelben, da fein Gaſthof nicht zum Reſſort des 
Verflagten gehöre, vielmehr nur von der Rädtifchen ‘Polizei Tontrolivt werden 
dürfe, eine öffentliche Verleumdung enthalten, und darauf angetragen, wegen 
diefer den K. zu beftrafen. 

Die Königliche Regierung zu F. erhob noch vor Verhandlung der Sache 
ben Konflitt mittelft Plenarbefchluffes vom 30. Suli 1875 auf Grund des $ 1 
des Geſetzes vom 13. Februar 1854, und wurde hierauf das gerichtliche Ver: 
fahren durch Beihluß des Gerichts vom 18. Dezember 1875 einftweilen einge: 
ftelt. Die Parteien ließen dieſe ihnen mitgetheilten Beichlüffe unbeantwortet. 
Somohl das Königliche Kreisgericht zu S. als auch das Königliche Appellations: 
geriht zu F. halten den Konflitt für begründet. Der Konflikt iſt be: 
gründet. 

Nah Inhalt des vom Kläger abſchriftlich produzirten Schreibens des Ver⸗ 
Hlagten vom 17. Mai 1875 und der Sachdarſtellung des erwähnten Beſchluſſes 
der Königlichen Regierung zu F. ift der Sachverhalt folgender. 

Der in dem Amtsbezirke des Verklagten wegen Bettelns und Landſtreichens 
aufgegriffene Fleifchergefelle S. hatte bei feiner verantwortlichen Vernehmung vor 
dem Verklagten angegeben, daß er feine Legitimationspapiere in dem Gafthofe 
des P. zurüdgelaffen habe. Der Berklagte forderte daher den Stläger auf, ihm 
diefe Papiere auszuantworten, dieſer weigerte ſich aber, der Aufforderung nad: 
ulommen, da ihm S. noch Schlafgeld ſchulde. Der Verklagte erjuchte deshalb 
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bie ftäbtifche Polizeibehörde zu S. in dem in Rebe flehenden Schreiben um bie 
Beſchaffung diefer Papiere und fagt in demſelben: 

„Schon lange war es meine Abficht geweien, mich über den Gaft- 
wirth P., bei welchem fih eine wahre Brutftätte von legitimations⸗ 
loſen Bettlern und Vagabonden befindet, beſchwerdeführend an bie 
Bolizeiverwaltung zu wenden, ba faft fein Tag vergeht, an welchem 
nit ein ober mehrere legitimationslofe Subjelte, die flets bei P. 
Unterlommen gefunden haben, bier aufgegriffen werben. 

IH darf gewiß annehmen, daß diefe Anführung genügen wird, um 
die P.'ſche Herberge einer recht ſcharfen Kontrole zu unterziehen.“ 

Nah diefer Sachlage hat der Verklagte, welcher als Amtsvorſteher des 
Schloßbezirles S. in Gemäßheit der Kreisordnung vom 13. Dezember 1872 
$. 59 (Gej.-Samml. pro 1872 ©. 676) auch die Polizei in diefem Bezirke zu 
verwalten hat, mit dem qu. Schreiben lediglich ein amtliches Intereſſe verfolgt 
und damit offenbar nichts anderes bezweckt, als daß, wie in den Gründen bes 
Beihluffes der Königlichen Regierung zu F. richtig hervorgehoben wird, ber 
Aufnahme von Vagabonden in ber Stadt ©. entgegengetreten, und auf dieſe 
Weife feinem Berufe, dem Betteln und Bagabondiren in feinem Polizeibezirke 
zu fleuern, zu Hülfe gelommen werde. 

Eine verleumberifche Abficht ift in dem Verhalten des Verflagten nirgends 
zu finden, namentlich nicht behauptet, noch weniger bargethan, daß er wiljent- 
lich falfche Angaben gemacht hat (5. 187 des St.G.-B.). Sein Schreiben ftellt 
fih vielmehr als eine amtliche Anzeige dar, zu der ihn fein Amt legitimirte und 
mit der er in keiner Weile feine Amtsbefugniffe überfchritt ($. 193 a. a. D.). 
Der Rechtsweg ift daher unzuläffig ($. 3 des Geſetzes vom 13. Februar 1854). 


66. 


Bolizeilihes Zwangsverfahren, um Gefinde zur Fortſetzung des eingegangenen 
Dienftverhältniffes anzuhalten. 


(Erf. des Oberverw.-Gerihts in Berlin vom 9. Juni 1877.) 


Die Polizeiverwaltung zu P. drohte der unverehelichten Sch. wiederholt, 
nämlich durch Verfügungen vom 18. und 30. Auguft 1876, Gelbftrafen an, um 
diefelbe zur Syorfegung eines von ihr eigenwillig verlaffenen Gefindebienftes zu 
zwingen. Darauf trat die Sch. am 7. September den Dienft wieder an, wurde 
fodann aber auf ihren Wunſch am 12. September von der Serrichaft aus dem⸗ 
jelben entlafien. Demnächſt erft ſetzte die Polizeiverwaltung duch Verfügung 
vom 22. September jene im Auguft angebrohten Exekutivſtrafen gegen bie 
Sch. feſt. 
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Auf Klage der Lebteren bob der Kreisausfchuß die Verfügung vom 22. Sep- 
tember auf, weil diefelbe nur als Fortfegung des Bwangsverfahrens betrachtet 
werden könne, an bem vorbezeichneten Tage aber wegen ber bereits erfolgten 
Aufhebung bes Dienftverhältniffes ein Grund zum Erlaſſe diefer Verfügung nicht 
mehr vorhanden geweien fei. 

Auf die Berufung der beklagten Polizeiverwaltung beflätigte das Bezirks⸗ 
verwaltungsgericht diefe Entſcheidung, indem dafjelbe namentlich hervorhob, daB, 
wenn es fih um Zurüdführung von Dienfiboten in das ohne rechtlihen Grund 
verlaſſene Dienftverhältniß handele, die Androhung und Feitfegung von Strafen 
lediglich zum Schuge von Privatintereſſen erfolge und daher dieſe Zwangsmaß⸗ 
regeln nicht weiter fortgejegt werben könnten, fobald, wie im vorliegenden Falle, 
das Privatinterefje befriedigt jet. 

Die Beklagte legte hiergegen die Revifion ein und führte aus, daß die Feſt⸗ 
feßung und Vollſtreckung verwirkter Strafen im öffentlichen Intereffe liege, deſſen 
Nichtachtung das Anfehen der Behörden entſchieden ſchmälern würde; dazu 
tomme, daß bei Anwendung der Grundfäge des Verufungsrichters wenig Aus- 
fiht fein würde, einen wenige Monate vor Ablauf der Dienftzeit entwichenen 
Dienftboten zur Rückkehr anzubalten. 

Das Oberverwaltungsgeriht erkannte auf Beflätigung der angefochtenn 
Entſcheidung. 

Gründe. 


Die Zuläſſigkeit der Feſtſetzung von Exekutivſtrafen in Gemäßheit des 8. 79 
der Kreisordnung vom 13. Dezember 1872, bezw. des 8. 33 des Zuftändigteits- 
gefeges vom 26. Juli 1876 ift im Allgemeinen davon abhängig, daß bie zu 
erzwingende Handlung noch gejhehen kann. Iſt die Handlung fchon geleiftet 
oder die Leiftung aus einem andern Grunde unmöglih geworden, jo muß bie 
Straffetjegung als gegenftandslos unterbleiben. Diefer für alle Exekutivſtrafen 
— ſelbſt für ſolche, welche lediglich im öffentlichen Interefje verhängt werben 
follen — geltende Srundjag*) ift auch auf Gefinbeftreitfahen anwendbar, um jo 
mehr, als in denſelben das öffentliche Intereſſe jedenfalls dann nicht weiter be 
theiligt if, wenn die Herrſchaft zufriedengeftelt ift. Allerdings mag, wenn bie 
Herrſchaft die Hülfe der Polizei gegen wiberjpenftiges Gefinde in Anſpruch 
nimmt, die fchleunige Regelung diefer Verhältniffe im öffentlichen Intereffe liegen. 
In diefem Falle kann es unter Umftänden, z. B. wenn das Gefinde in der 
Ernte oder bei jonftigen dringenden Arbeiten die Herrſchaft verläßt, zuläffig 
fein, bie polizeilichen Verfügungen in Gemäßheit des $. 81 der SKreisordnung, 
bezw. des $. 36 Abſatz 1 des Zuftändigkeitsgefeges des Widerſpruchs ungeachtet 
zur Ausführung zu bringen; ja es wird mit Rüdficht auf $ 79 Abſatz 5 der 
Kreisorbnung, bezw. 8. 33 Nr. 3 des Zuftändigkeitsgefeges jogar unmittelbarer 
Zwang durch Zurückführung des Gefindes nicht ausgejchloflen fein. Das Geſetz 


*) Bergl. Entjcheidungen des Oberverwaltungsgerihts vom 31. Januar j1877, Bd. 2 
©. 382 fi. 
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giebt daher Mittel an die Hand, den praktiſchen Uebelſtänden, auf welche En ber 
Revifionsfehrift hingewiefen wird, zu begegnen. Andererjeits wird aber auch das 
Öffentliche Intereſſe nicht weiter berührt, wenn, wie im vorliegenden Falle, bie 
Streitigkeiten zwifhen der Herrihaft und dem Befinde durch Wiederantritt des 
Dienftes und demnächſtige gütliche Einigung beendigt find. Von einer Schmäle 
rung des Anfehens der Behörden kann nicht die Rebe fein, wenn erreicht if, 
was die Behörden durch die Strafandrohung zu erreichen beabfiätigten. 

Die angefochtene Entſcheidung beruht hiernach auf richtigen Grundfäßen und 
war demgemäß zu beftätigen. 


67. 


Zuläffigfeit der richterlihen Prüfung einer im polizeilihen Zwangsverfahren 
ergangenen, rechtzeitig (Kreisorduung 8. 80) nicht angefochtenen Anerds 
nung in dem Streitverfahren über eine erſt gegen die Straffeftiehung ge 
richtete Klage und Grenzen der Vefugniß polizeiliher Aufſichtsbehörden 
(des Laudraths), unmittelbar Anordunngen an Stelle der nahgeordneten 
Ortöpolizeibehörden (der Amtövorftcher) zu erlafen. Nedtömittel mar 
gegen die Entiheidungdgründe. 

(Ext. de8 Dberverw.-Ger. in Berlin vom 9. Juni 1877.) 


Das häufige Abbrennen von Feldziegelöfen, jog. Erdbränden, in unmittel: 
barer Nähe der Stadt N. und einer vor deren Thoren belegenen Billenkolonie 
veranlaßte den Kreislandrath, dem Amtsvorſteher des Bezirks, in welchem bie 
Ziegelfabrikation in diefer Weife betrieben wurde, ein entſchiedenes Cinfchreifen 
dagegen wiederholt aufzugeben, damit das dort wohnende und viel verfehrenbe 
Bublitum nicht länger in feiner Gefundheit gefährdet und von dem Dualm der 
Defen beläftigt werde. Insbefondere wurde der Amtevorfteher in einer Berfüs 
gung vom 1. Juni und dann wieder am 4. Auguft 1876 angewiefen, die Erd- 
brände auf dem Grundftüde des Fleijchermeifters Br. nicht zu geftatten. Gleich: 
wohl war dem Br. am 8. Auguft cine neue Erlaubniß zum Abbrennen eines 
Feldziegelofens von dem ftellvertretenden Amtsvorfteher ertheilt worden und ſah fi 
hierdurch der Landrath veranlaßt, in einer an den Br unter dem 11. Auguft 
erlafjenen Verfügung dieſe Erlaubniß zu widerrufen und das Abbrennen des 
Dfens bei Vermeidung einer Exekutivſtrafe von 100 ME. zu unterfagen. 

Nachdem Tags darauf der Ofen demohnerachtet abgebrannt worden war, 
fegte der Landrath die Strafe von 100 ME. mittelft Verfügung vom 16. befielben 
Monats fe. Gegen diefe legtere, am 18. Auguft dem Br. zugeftellte Verfügung 
legte diefer am 25./28. Auguft bei dem Bezirksverwaltungsgerichte Beſchwerde 
ein mit dem Antrage, die Verfügung aufzuheben und ihn von Strafe und Koſten 
freizufprechen. Indem er darauf hinwies, daß der Ofen lediglich zu feinem 
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Privatgebrauhe — nicht etwa zu dauerndem Gewerbetriebe — errichtet fei, 
führte er im Uebrigen nur aus, daß allein der Amtsvorfteher zu etwaigem Ein- . 
ſchreiten im öffentlichen Intereſſe berechtigt gewejen ſei. 

Das Bezirksverwaltungsgericht erkannte auf Zurückweiſung dieſer Beſchwerde, 
indem daſſelbe Folgendes ausführte: 

Zwar gebe die Verfügung vom 11. Auguft zu den erheblichſten Bedenken 
Veranlaffung. Denn Bellagter ſei im fpeziellen Falle — der Zuftimmung des 
Amtsvorftehers unerachtet — in deſſen Befugniffe einzugreifen geſetzlich nicht 
berechtigt geweſen, zumal da er nur als Vorſitzender des Kreisausfchufies die 
Geſchäftsführung des Amtsvorfiehers zu beauffichtigen habe. Auch fei, da es 
zur Anlegung von Feldziegelöfen innerhalb der in ber Baupolizeiordnung be- 
flimmten Grenzen einer polizeilichen Genehmigung nicht bedürfe, den hervorge- 
tretenen Mebelftänden nur mittelft einer unter Zuftimmung bes Kreisausfchufjes 
zu erlafienden Polizeiverordnung abzuhelfen geweſen. Indeß ſei dieſe Verfügung 
vom 11. Auguft — zumal innerhalb der geſetzlichen zehntägigen Friſt — vom 
Kläger überhaupt nicht angefochten worden. Die fpätere Straffeitfegungsver: 
fügung aber finde ihre Rechtfertigung ſchon allein in der Thatſache, daß Kläger 
der eriten, die entſprechende Androhung enthaltenden Verfügung zumider ge- 
handelt habe. 

Gegen dieſe Entjheidung legten beide Theile rechtzeitig Berufung ein — 
der Kläger unter Erneuerung des Slageantrages, der Beklagte dagegen mit dem 
Antrage, die Vorentſcheidung aufzuheben und den Kläger unter Auferleaung ber 
Koften abzumeifen. Hierbei führte der Vellagte aus, daß die Auffaffung des 
Verhältniffes zwiſchen Amtsvorfteher und Landrath, wie fie der Vorberrichter 
ausjpreche, weder mit dem Geſetze, noch mit den ihm von feinen vorgejeßten Bes 
hörden ertheilten Weifungen im Einflange ftebe. 

Das Oberverwaltungsgeriht wies bie Berufung des Bellngten als unftatt- 
haft zurüd und hielt auf die Berufung des Klägers die Entſcheidung des Bezirks⸗ 
verwaltungsgerichtes aufrecht. 


Gründe 


Die Berufung des Beklagten ift unzuläffig. Das Geſetz vom 3. Juli 1875 
(8. ©. ©. 375 hat die Rechtsmittel im Verwaltungsftreitverfahren Lediglich zur 
Wahrung derjenigen Rechte der ‘Parteien gegeben, welche Gegenftand des Streites 
find. Nur infofern jolde durch die Entſcheidung betroffen werben, finden daher 
gegen diefe die vorgefchriebenen Rechtsmittel ftatt, und fomit nur gegen den dis⸗ 
pofitiven Theil der Entſcheidung, nicht gegen die Begründung derfelben allein. 
In dieſer Hinficht befteht zwifchen dem für das Verwaltungsftreitverfahren ge⸗ 
ſchaffenen Rechte und dem des Civilprozefjes keine Verfchiedenheit ($. 38 Tit. 13 
Th. 19. 6.-D., Koch, der preußifche Civilprozeß 9.328, Endemann, deutfches 
Civilprozeßrecht, S. 896). Im vorliegenden Falle ift die Klage gegen die ange- 
fochtene Verfügung des Bellagten zurücgemiefen, aljo zu Gunften des Beklagten 
erlannt worden. Die Berufung des Legteren richtet ſich nur gegen die Entſchei⸗ 
Hartmann, Zeitigrift. IV. Band. 5. Heft. 4 31 
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dungsgründe des Vorderrichters und iſt ſomit nach Lage der Sache unftatthaft. 

Anlangend die Berufung des Klägers, fo if diefem darin beizupflichten, daß 
«bie erftinftanzlihe Entſcheidung auf einer nicht zutreffenden Anwendung berje- 
nigen Beftimmung im $. 80 ber Kreisordnung vom 13. Dezember 1872 berubt, 
wonach „jowohl gegen die Anordnung (dev Behörden des Kreijes in ber Aus 
übung ihrer Polizeigewalt), als gegen die Feftfegung der Strafe innerhalb zehn 
Tagen nad) Zuftellung des Erlaſſes Berufung eingelegt werden kann.” Der 
8. 79 der Kreisordnung handelt allein von dem Rechte ber Behörden des Kreiſes 
ihre polizeilichen Anordnungen zwangsweiſe durchzuführen, nicht von dem Rechte 
zum Erlaſſe der legteren. Wenn nun im unmittelbaren Anſchluſſe hieran bie 
vorgedachte Beſtimmung im $. 80 ebendaf. nicht nur die Feflfegung der Strafe 
als Zwangsmittel, fonbern aud die Anordnung felbft als Gegenftand der Klage 
(Berufung) bezeichnet, fo hat hiermit zum Ausdrude gebracht werden jollen, daß 
die Rechtskontrole des Streitverfahrens ſich nicht nur auf die der Anordnung 
ſelbſt erfiredt; keineswegs aber hat damit für die Fälle, in welchen bie polizei- 
liche Anordnung ſelbſt nicht innerhalb zehn Tagen angefochten, die Klage viel: 
mehr "erft demnächſt gegen die polizeiliche, zu ihrer Durchführung beftimmte 
Straffeftfegung gerichtet worden ift, die Rechtskontrole dahin eingeſchränkt werben 
follen, daß dieſelbe die Anordnung jelbft nicht zu berühren, fondern fi nur auf 
diejenigen Fragen zu erſtrecken hätte, welche fonft in Betracht Tommen können, 
alfo auf die Fefftellung der Thatfache, daß der Anordnung nicht genügt ſei, und 
auf die Prüfung der Gefetlichleit des Zwangsverfahrens. 

Zugegeben ift, daß die rechtlichen Folgen, welde ſich hiernady an den Ablauf 
der zur Berufung gegen die Anordnung gewährten Frift knüpfen, ohne weſent 
liche praftifhe Bedeutung find. Allein diefes Moment erjcheint nicht genügend, 
um aus der Friftbeftimmung bes $. 80 a. a D. allein eine derartige Organi⸗ 
jation der Rechtstontrole über polizeiliche Anordnungen und deren Zmangsvoll- 
firedung berzuleiten, wie fie der Vorderrihter annimmt. Die Rechtsauffaſſung 
des Letzteren ergiebt, zumal da in dem $. 80 nicht zwifchen ben mit einer Straf- 
ondrohung verbundenen und andrerfeits denjenigen Anordnungen, in welden 
eine ſolche fehlt, unterſchieden worden ift, thatfächlich eine wejentlihe Einſchrän⸗ 
fung ber zur Anfechtung der polizeilihen Anordnungen gegebenen Rechtsmittel. 
Es unterliegt feinem Zweifel und konnte auch vom Geſetzgeber der Kreisordnung 
nicht überfehen werden, daß regelmäßig die polizeilihden Anordnungen von ben 
Betroffenen erft dann zum Gegenftande der Beſchwerde gemacht werben, wenn 
dazu geichritten wird, den Widerfland gegen biefelben zu breden. Ob es fih 
gleihmwohl empfohlen haben möchte, an die Verſäumniß der kurz bemefjenen Friſt 
zur Anfechtung der Anordnungen die rechtliche Folge zu Tnüpfen, melde der 
Vorberrichter annimmt, ift bier nicht zu prüfen. Daß beim Erlaffe des $. 80 
der Kreisorbnung vom 13. Dezember 1872 die Abficht nicht hierauf gerichtet 

. war, ift bei ben weiteren geſetzgeberiſchen Verhandlungen über denfelben Gegen 
fand ausdrüdlid anerfannt worden (vergl. den Bericht der Kommilfion des 
Hauſes der Abgeoroneten über den Entwurf des Zuftändigkeitsgejeges vom 





m ırn 


Entſcheidungen und Erlaſſe von Gerichten und anderen Behörden. 475 


16. Mai 1876, Drudjahen Nr. 230 Abſchnitt IV. Poſ. I), und jedenfalls bietet 
fi) in dem Inhalte der bezüglichen Beftimmung der Kreisordnung kein genügender 
Anhalt für eine andere Rechtsauffaffung. 


Für die hiernach erforderliche fachliche Prüfung der vom Beklagten erlafjenen 
Anordnung bat der zur Wahrnehmung des öffentlichen Interefies in erfler In⸗ 
ftanz befonders ernannte Kommiſſar geltend gemacht, daß es ſich im vorliegenden 
Falle nicht fowohl um einen fogenannten Feld⸗ oder Erdbrand, als vielmehr um j 
einen Ziegelofen im Sinne des $. 16 der Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869 , 
gehandelt habe. Die thatſächlichen Verhältniſſe find in diefer Beziehung nicht 
vollftändig aufgeflärt worden; es bedurfte deſſen aber auch nicht, da felbit für, 
den Fall, daß hier lediglich ein Feld- oder Erbbrand in Frage ftand, der Erlaß 
der angefochtenen Verfügung geſetzlich gerechtfertigt war. 

Nach $. 1 der für das platte Land bes Regierungsbezirks Oppeln unter 
dem 25. Oktober 1862 erlaſſenen Baupolizeiordnung iſt zur Errichtung eines 
neuen Gebäudes, worunter nad) dem gefammten Inhalte der Verordnung alle, 
baulichen Ausführungen im weiteſten Sinne verftanden find, eine vorgängige,. 
polizeilihe Erlaubniß erforderlih. Im Abſchnitt IT., welder von den „Beftim-,,, 
mungen über die Ausführung des Baues’ handelt, werden ſodann sub D. „hez, 
ſondere Beftimmungen in Betreff einzelner Arten von Gebäuden und baulichen, 
Anlagen” gegeben und insbefondere im $. 41 bezüglich der Feldziegelejen, 
folgende: 


BIT 


„Seldziegeleien, daß beißt Siegeleien, welde nur zum vorübergehen: - 
den Gebrauche angelegt werden, und fogenannte Feld: oder Erbbrände-: 
(ohne Aufmauerung eines förmlihen Ziegelofens) jollen in der Negeli 
mindeflens 126 Meter von Gebäuden und öffentlichen "Wegen entfernt. 
bleiben.‘ gr 

„Den Wegen können fie näher treten, wenn das Feuer durdyreine 
genügende Schirmmauer gebedt wird; aud dürfen fie bis..muku 
31, Meter von Gebäuden errichtet werden, wenn der Abbrand, nun, 
mit Steinkohlen ftattfindet.” rund 


Es kann dahin geftellt bleiben, ob dem gegenüber der Kläger, wie der Vorber⸗ 
tihter ohne nähere Begrändung anninumt, zur Anlegung eines Feldziegeloferis " 
behufs vorübergehenden Gebraudes und innerhalb der Grenzen des 3. 41 a. aD.’ 
der vorgängigen polizeilihen Erlaubniß, welche er nachſuchte, nicht beburft Hätte,” 
Denn es unterliegt weder nach Maßgabe der geſetzlich beftimmten Aufgaben! der‘ 
Polizei überhaupt (3. 60 der Kreisordnung), noch insbeſondere nad) der Vorfehrift ' 
des $. 41 der Bezirkspolizeiverordnung vom 25. Oktober 1862 einem begrünbtten'"" 
Bedenken, daß die Ortspolizeibehörde das Einrichten und Abbrennen jenes Ofens 
zu verhindern befugt war, fals dies im Interefje der öffentlihen Sicherheit und" 
Wohlfahrt geboten erſchien, und daß Hierfür die in der legteren Beftimmung ans! " 
gegebenen Entfernungen, wie jhon die Worte: „in der Regel mindeftens" er⸗ 
geben, nicht als unbedingt maßgebende anzufehen waren. wi) 

sı° 
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(Bergl. die Minifterialerlaffe vom 13. Dktober 1839 — von Kamp, 
Annalen XXIII. 921, vom 14. Auguft 1845 — MB. d. i. V. 
©. 264, vom 21. November 1849 —, ebenda. ©. 285, und vom 
1. Dezeinber 1857 — ebendaf. ©. 204.) 

Anlangend ferner die Frage, ob das öffentliche Intereſſe ein polizeiliches 
Einſchreiten gegen ben Kläger erforderte, jo hat der vorbezeichnete Kommiſſar 
hervorgehoben, daß durch den Dualm des Ziegelofens nach den befonderen ört- 
lihen Berhältnifien die Gefundheit der Bewohner der benachbarten Häuſer ge— 
fährdet und die in der Nähe des Dfens viel verfehrenden Bewohner der Stadt R. 
unerträglich beläftigt worden ſeien. Diefe Annahme wird durd den Inhalt der 
vorliegenden landräthlichen Akten beflätigt. Nach denfelben hat das vorgeſetzte 
Abbrennen von Ziegelöfen in jener Gegend zu zahlreihen und dringenden Bes 
ſchwerden der Bewohner der Nahbargrundftüde wie auch des Magiftrats der 
Stadt N. geführt, jo daß fi Die Regierung zu Oppeln veranlaßt fah, dem Land» 
rathe in einer Verfügung vom 6. Auguft 1876 das entfchiedenfte Einjchreiten 
gegen das als „Unfug“ bezeichnete Abbrennen der Defen in jener Gegend be- 
fonders zur Pflicht zu machen. Der Kläger hat hiergegen nichts dargethan, was 
die Annahme unterftügen könnte, daß das polizeilihe Einjchreiten gegen das 
Abbrennen des Dfens ohne eine dringende, durch das Öffentlihe Intereſſe ge 
botene Veranlajjung erfolgt wäre. Insbeſondere findet die erft in der Gegen⸗ 
erHärung auf die Berufungsfchrift des Beklagten aufgeftellte Behauptung, daß 
auch nad) einem von dem Landrathe vorher eingeholten ärztlihen Gutachten des 
Sanitätsrathes Dr. K. bei der vorhandenen Entfernung des Ziegelofens von den 
Gebäuden jede Befürdhtung für die Geſundheit der Nahbarn ausgeſchloſſen ſei, 
in den Alten des Landrathsamtes keine Beftätigung. Nach denjelben ift ein der- 
artiges Gutachten in Betreff des bier in Rede ftehenden Ziegelbrandes weder 
erfordert, noch abgegeben worden. 

Hiernach fragt fih nur noch, ob es rechtlich zuläffig war, die vom Amts- 
vorfteher ertheilte Erlaubniß zum Abbrennen des Dfens zu widerrufen, und fo: 
dann, ob der Kreislandrath zum Erlaffe der hierauf gerichteten Verfügung zu: 
ftändig war. Beide Fragen find zu bejahen. 

Mochte eine ausdrüdliche polizeiliche Genehmigung zum Abbrennen des Ziegel- 
ofens erforderlich fein oder nicht, keinesfalls erlangte durch deren Ertheilung der 
Kläger eine unmwiderruflihe Befugniß, entfprehend zu verfahren. Eine derartige 
Genehmigung fließt feinen Verzicht der Polizeiverwaltung auf eine fernere 
Wahrung des öffentlichen, geſetzlich geſchützten Interefjes in ſich. Nicht einmal 
rechtlich möglich ift ein folcher Verzicht; vielmehr bleibt das geſetzlich anerkannte 
Öffentlihe Intereſſe auch dann allein maßgebend, wenn ein Organ der ‘Bolizei- 
verwaltung daſſelbe nicht ‚ausreichend wahrgenommen hat. In jolden Fällen 
iſt, wo nicht befondere gejeglihe Beſtimmungen entgegen ftehen, ein Remebur 
durch Widerruf oder Modifikation der ertheilten Erlaubniß, wie beijpielsweife 
bei Baufonjenfen duch die nachträgliche Auferlegung von Baubedingungen 
G. 155 des Zufländigleitsgefeges vom 26. Juli 1876), rechtlich zuläffig und es 
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können die daraus dem Betroffenen etwa erwachſenden Vermögensnachtheile 
immer nur für die Frage der Entjhäbigungsverbindlichleit in Betracht 
kommen. 

Anlangend endlich die beſtrittene Zuſtändigkeit des Beklagten zum Erlaſſe 
der die Genehmigung widerrufenden Verfügung, jo erſcheint dieſelbe aus fol- 
genden Erwägungen begründet: 

Der $. 60 ber Kreisordnung vom 13. Dezember 1872 fehreibt vor: 

„Der Amtsvorfteher hat das Recht und die Pflicht, da, wo die Er- 
haltung der öffentlichen Ordnung, Ruhe und Sicherheit fein Einfchreiten 
nothmendig macht, das Erforderlihe anzuordnen und ausführen zu 
laſſen.“ 

In Betreff der Aufſicht über die Amtsführung des Amtsvorſtehers beſtimmt 
der 8. 67 ebendaſ.: 

„Die Aufſicht über die Geſchäſtsführung des Amtsvorſtehers führt 
der Landrath als Vorſitzender des Kreisausſchuſſes.“ 

und der 8. 77 ebendaſ. verordnet hinſichtlich der Polizeiverwaltung insbe⸗ 
ſondere: 

„Demgemäß — das heißt: nach Maßgabe der bereits beſtehenden 
Vorſchriften, inſoweit ſolche nicht durch die Kreisordnung abgeändert 
worden find — hat ber Lanbrath auch fernerhin die gefammte Polizei⸗ 
verwaltung im Kreife und defien einzelnen Amtsbezirten, Gemeinden 
und Gutsbezirken zu überwachen.” 

Diefe letere VBorjehrift giebt im Wefentlihen den Inhalt des $. 36 ber 
Verordnung wegen verbefierter; Einrichtung ber Provinzialbehörden vom 30. April 
1815 (G.S. ©. 85) wieber. 

Das hiermit dem Landrathe aud) gegenüber dem Amtsvorfteher gewährte 
Auſſichtsrecht geftattet feiner Natur nach überhaupt nicht eine für alle Fälle 
gleihmäßig paſſende und erjchöpfende Aufzählung der durch dafjelbe begründeten 
Maßnahmen und das Gefeß hat daher von einer näheren Beftimmung feines 
Inhaltes gänzlich abgefehen. Fragt es fich insbefonbere, ob durd das Auffichtes 
recht die Befugniß gegeben fei, an Stelle der unterftehenden Inſtanz und mit 
Mebergehung derſelben handelnd einzugreifen, fo ift biefe Frage nicht für alle 
Gebiete der öffentlichen Verwaltung, auf welden der Staat ein Recht der Auf- 
fiht durch feine Organe ausübt, gleihmäßig zu beantworten, für das der Po: 
lizeiverwaltung aber um deswillen nicht unbedingt zu verneinen, weil es fi 
auf demfelben um die Ausübung der nad) ihrem Wefen wie nach ihrer Bwed: 
beflimmung an fich einheitlichen, der Staatshoheit innewohnenden Polizeigewalt 
handelt. 

Jene Befugniß ericheint aber auf diefem Gebiete und insbejondere den 
Amtsvorftehern gegenüber durch die geſetzliche Organifatian ber Polizeibehörden 
wefentlich bejchräntt. Indem der vorftehend angeführte 8. 60 der Kreisordnung 
ausbrüdlic das Recht und die Pflicht der Amtsvorfteher zur Anordnung und 
Ausführung bes Erforberlihen in der ihnen nad 8. 59 ebendaf. übertragenen 
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Polizeiverwaltung feftftellt, if damit zum Maren Ausdrude gebracht worden, 
daß der Amtsvorſteher bie Örtliche Polizei felbfiftändig und mit eigener perjön: 
licher Verantwortlichfeit, nicht aljo nur als Organ einer höheren Inflanz, wie 
etwa der Gemeinde: und GButsvorfteher ald Organ des Amtsvorſtehers (55. 29 
und 31 ebendaf.), verwaltet. Darans folgt als Regel, daß bie höhere Inſtanz 
nicht die Funktionen des Amtsvorftehers an fi) ziehen kann, ba hierdurch in 
die gejeglich georbnete Zuſtändigkeit des Letzteren eingegriffen werben würbe; 
nur infoweit geftattet das Geſetz einen derartigen Webergriff, als ohne bies bie 
Zwecke der durch dafjelbe gleichfalls geordneten Aufficht nicht erfüllt werben 
können, das heißt: für biejenigen Fälle, in welchen — fei es wegen bejonberer 
Dringlichkeit, fei e8 aus anderen, in der ‘Perfon des Amtsvorftehers und deſſen 
Stellvertreters oder in fahlihen Momenten beruhenden Gründen — ber im 
Öffentlihen Intereſſe polizeilicherjeits zu erreichende Erfolg nicht auf dem als 
Regel gegebenen Wege der Anweifung zum Zmwede der Ausführung durch den 
Drtspolizeiverwalter, fondern mit Sicherheit nur dur das unmittelbare Ein⸗ 
ſchreiten der Auffichtsinflang erwartet werben kann. 

Dieſe Auffaffung der Reflortverhältniffe hat auch in demjenigen Erlaffe bes 
Minifters des Innern Ausbrud gefunden, welcher zur Erläuterung bes früheren 
Neftriptes vom 15. September 1875 (M.⸗Bl. d. i. V. ©. 267) an den Be 
Ungten ergangenen und von biefem in dem vorliegenden Streitfalle zur Beur- 
theilung gezogen worden ift. Diefelbe ift ferner auch bereits früher in Betreff 
des Verhältnifjes der Auffihtsinftanzen zu den unteren Organen ber Polizel- 
aerwaltung vor Erlaß der Kreisordnung in der Gentral-Berwaltung zur Ans 
erfennung gelommen (Vergl. u. a. die Reſtripte des Minifteriums des Innern 
vom 31. Januar 1823 und 2. April 1830, von Kampg, Annalen B. 7, S 124 
und 3. 14, S. 350) und fie kehrt aud in Gefegen, welche im Weientlichen bie- 
felbe Organijation der Polizeiverwaltung wie die Streisordnung vom 13. Des 
zember 1872 zur Borausfegung haben — als fi) aus biefer Organifation und 
dem rechtlichen Charakter der Polizeigewalt mit Nothwendigleit ergebend — 
wieder, ſobald diefelben den Inhalt des Auffichtsrechts näher zu befiniren unter: 
nehmen; fo beifpielsweife in dem $. 20 des unter dem 21. April 1873 für das 
Königreih Sachſen ergangenen Gefeges, die Organifation der Behörden für bie 
innere Verwaltung betreffend, wofelbft verordnet Hit: „In Handhabung des 
im $. 6 unter 2 gedachten Auffichtsrechtes über bie ortspolizeiliche Thätigleit der 
Gemeindebehörben ift die Amtshauptmannſchaft auch bereihtigt, in dringenden 
Fällen ftatt der Ortspolizeibehörde felbit unmittelbar einzuſchreiten.“ 

Aus Vorftehendem ergiebt ſich einerfeits für die Auffichtebehörde die Auf 
gabe, in jedem einzelnen Falle zu erwägen, ob die Vorausjegungen, unter denen 
allein ein Eingriff in die Zuftändigkeit des Amtsvorftehers geſetzlich ftatthaft 
erſcheint, thatfählicy vorliegen, andererjeits fir den Richter im Verwaltungsſtreit⸗ 
verfahren, in welhem die Geſetzlichkeit einer poligeilihen Anordnung gemäß 
88. 79 und 80 der Kreisordnung angefodhten wird, die Verpflichtung zu gleicher 
Prüfung. 
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In dem vorliegenden Fall war anzuerkennen, daß jene Vorausſetzungen 
für den Erlaß der angefochtenen Verfügungen gegeben waren. Der beklagte 
Landrath hatte nach den vorliegenden Akten lange Zeit hindurch ſich vergeblich 
bemüht, durch das geordnete Organ, den Amtsvorſteher, dem als Unfug be 
zeichneten Abbrennen von Ziegelöfen in der Nähe der vor den Thoren der 
Stadt N. belegenen Billen-Kolonie zu fteuern. Es war dem Amtsvorfteher ins- 
beſondere bereits am 1. Zuni 1876 von dem beflagten Landrathe aufgegeben 
worden, dem Kläger die Errichtung von Feldziegelöfen auf den bis dahin dazu 
benugten Grundftüden nicht ferner zu geftatten und diefe Weifung wurde am 
4. Auguft auf das Beftimmtefte wiederholt. Gleihwohl erfolgte die Ertheilung 
der Erlaubniß an den Kläger durch den ftellvertretenden Amtsvorfieher am 
8. Auguft, und der Letztere ſtellte jelbft in dem Berichte, welcher über diefen 
Borgang erforbert war, zur Wahrung der Würde des Amtes dem Beklagten 
ein unmittelbares Einſchreiten anheim. Diefes letztere Moment konnte aller 
dings dem Landrath eine an fidh gefeglich nicht begründete Zuftändigfeit nicht 
verleihen; wohl aber hatte der Landrath, welcher inzwifchen noch von ber Res 
gierung zum entichiedenften Einfchreiten ausdrücklich angewieſen worben war, 
beim Empfange des Berichtes des ftellvertretenden Amtsvorftehers zu erwägen, 
daß die äußerfte Beichleunigung der fachlich erforderlichen Maßregel um fo 
mehr geboten fei, als es das Interefje des Klägers ſelbſt erheilchte, fobald wie 
möglich von dem Widerrufe der ertheilten Erlaubniß in Stenniniß gelebt zu 
werben und es konnte dem Landrathe nad) dem Verlaufe, den die Angelegenheit 
genommen, außerdem jedenfalls zweifelhaft fein, ob eine Weifung an den Amts- 
vorfteher zu eigenem Einfchreiten nicht auf Bedenken ftoßen und zu Remon⸗ 
ftrationen Anlaß geben würde, welche nothwenbig einen thatſächlichen Erfolg 
hätten vereiteln müſſen. 

Nach der Erflärung des Klägers felbit if demfelben die von dem Lands 
rathe unmittelbar ohne jeden Verzug erlafiene Anordnung zu einer Zeit bes 
bändigt worden, wo der Dfen bis auf eine zweiftündige Arbeitszeit fertig ein⸗ 
gejegt war, und Tags darauf ift bereits das Abbrennen des Dfens erfolgt. 

Unter folden Umftänden konnte eine Ausübung des Auflihtsrechtes, wie 
biejelbe hier von dem Beklagten geübt worden ift, nicht für gejegwidrig erachtet 
werben, und es war baher die Vorenticheidung in fofern, als diefelbe bie Stlage 
gegen die Anordnung, bezw. die Strafverfügung des Beklagten zurückweiſt, aufs 
recht zu erhalten. 


480 Entfheidungen und Erlaſſe von Gerichten und anderen Behörden. 


68. 


Penſiousrechte der zum Richteramte berufenen Anditore in Baiern. Einfluß des 
Reichsverfaffungsrechts auf bayeriihe Berfaffungsbeitimmungen.!) 


a) Ertenntniß des Appellationsgerihts in Bamberg vom 
6. Februar 1874. 


Es ſteht feit, daß 

1. der durch Dekret vom 4. Dezember 1869 mit einem jährlichen Gehalt zu 
2100 fl, darunter 300 fl. jog. Duartiergeld, zum Direktor des Militärbegirks- 
gericht... ernannte Kläger vom 1. Januar 1872 an in einem Mehrbezug 
von 1092 fl. (525 fl. Zulage und 567 fl. Perjonal-Servis) eingewieſen wurde, 
und demgemäß bis zu feiner Penfionirung — 1. Juli 1872 — monatlich) 
266 fl. bezog; A 

2. nad) 8. 15 des Regulativs vom 4. März 1872 den Militärjuftizbeamten, 
deren Gehalts und Penfionsaniprüche in Kraft der Militärftrafprogeßordnung 
vom 29. April 18692) nach den Beſtimmungen der Dienftespragmatit ( Verf.⸗Urk 
Beil. IX.) zu beurtheilen find, die Höheren Mehrbeträge, foweit fie ihren früs 
heren Gehalt, aljo bei dem Kläger den Betrag von 2100 fl. überfleigen, aus- 
drüdlih nur als widerruflide Funktionsbezüge bewilligt wurden; 

3. daß dem Kläger blos fein früherer Geſammtgehalt zu 2100 fl. 
als Penfion zugemiefen if, und er feit dem 1. Juli 1872 diefelbe in monatlichen 
Raten zu 175 fl. bezieht. 

Dagegen ift unter den heilen ftreitig, ob der beflagte Militärfistus ver: 
pflichtet fei, dem Kläger die von dieſem beanfprucdte Penfion von jährlich 
3192 fl. zu gewähren, ober ob ſich Kläger mit der angewiefenen Penfion zu 
2100 fl. zu begnügen habe. 

Der Fiskus verneint die Verpflichtung zu einer WBenfionsgewährung zu 
3192 fl. insbefondere darum, weil es ein unzmeifelhaftes Recht der Regierung 
fei, die Modalitäten der Bezüge der Beamten zu reguliren und fie den Auditoren 
eine Gehaltserhöhung überhaupt hätte verfagen können, ferner weil die in Rede 
ftehenden Mebrbezüge den als Richter fungirenden Aubitoren mit der Bes 
ſchränkung als widerruflihe Funktionsbezüge, ſohin im Wefentlihen als Theue 
rungszulagen bewilligt wurden, und eben darum nit unter $. 233) ber 


i) Mit Rüdfiht auf die Wichtigkeit für das Neiche- und Bundesſtaatsrecht find die nad. 
folgenden Entſcheidungen volftändig mitgetheilt worden. (Die Redaktion.) 

”) At. 23: Sämmtlihen in Folge diefes Geſetzes zu Richtern berufenen Auditoren lom- 
men diejenigen Rechte zu, welche nad) Beilage IX. der Berfaffungs-Urkunde den bei Civil 
gerichten angeftellten Richtern zuftehen. 

3) Die Borftände und Räthe der Yuftizkollegien mit Einſchluß der Reidhe- und Stadt 
gerichte verbleiben in ihrer Eigenfhaft als Richter in allen Quieszenzjällen im Bezuge des 
verliehenen Gefammtgehaltes. Laudrichter, Landgerichts-Affefforen und Altuare behalten 
ihren ſtren Geldgehalt. 
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Verf.⸗Beil. IX. fallen, was jedenfalls für das Servisgeld zu 567 fl. zu gelten 
babe und zwar in Folge feiner wanbelbaren Natur und offiziellen Bezeichnung. 
Er verlangt deshalb die Abänderung des den Klageanſpruch als begründet ans 
erfennenden untergerichtlichen Urtheile, allein mit Unrecht. 

Der Regierung fteht allerdings an ſich, d. h. ſoweit ihr nicht die Beftimmun- 
gen der Verfaſſungsurkunde entgegenfiehen, das Recht zu, die Bezüge der Mi: 
litär⸗ und Eivilbeamten nah ihrem Ermeſſen zu reguliren, ingleihen Ge⸗ 
baltserhöhungen oder Xhenerungszulagen bei dem Landtage zu veranlaffen, fie 
hat jedoch die Verpflich tung, dafür zu forgen, dab die Befoldungen in einem 
die Subfiftenz der Beamten vollkommen fihernden Betrage regulirt bezw. erhöht 
und die zum Zwede der Gehaltsmehrung bemilligten Selder auch hiezu 
verwendet werben. 

Für Gehaltsaufbeiferungen der Militärbeamten wurden nun der Wer 
gierung 46,099 angewiejen, 

Reichsgeſetzblatt pro 1871 Nr. 49 (S. 411) $. 1 Ziffer 2 und 
bayerifches Geſetzblatt pro 1871/72 Nr. 17 ©. 404 — 
fie hatte daher auch die Verpflichtung, diefe Summe für die ſämmtlichen Mi- 
litärbeamten, alſo auch für die Aubitore zu Behaltsaufbeilerungen zu. 
verwenden. 

Dies ift auch geſchehen; denn durch Kriegsminifterial-Reftript vom 27. März 
1872, die Einweifung des Juſtizperſonals in die etatsmäßigen Gehälter be— 
treffend, wurde das genannte Perſonal in die erhöhten Gehälter, darunter 
Kläger mit monatlic 218 fl. 45 kr., eingewiejen. Ueberdies ordnete das Kriegs⸗ 
minifterial-Reftript vom 31. Dezember 1872, die Patent» und Beförderungs- 
taren betreffend, nod an, daß von den Mehrbezügen u. |. w. bie fogenannten 
geheimen Rathstaxen, ſoweit Civilbeamte der Militärverwaltung betheiligt, zu 
erheben jeien. 

Der Militärfietus behauptet freilich, die Einmweifung des Klägers und des 
Suftigperfonals überhaupt ohne Ausſcheidung zwifhen dem früheren Gehalte und 
den bemwilligten Mehrbezügen fei blos zur abminiftrativen Vereinfachung in der 
Art der Verrechnung gefchehen. Allein hierauf kommt im gegebenen Falle Nichts 
an. Es fragt ſich einzig und allein, ob die dem Stläger als Direktor des Mi- 
litärbezirksgerichts ..... bewilligten Mehrbezüge zu 1092 fl. als Theile ſeines 
Gehaltes zu betrachten und zu behandeln feien, oder nicht, und diefe Frage 
ift zu bejahen. 

Die gedachten Bezüge wurden nämlid dem Släger ebenjo, wie den 
übrigen Militärbezirksgerichts-Direktoren als fortlaufend bewilligt und zwar 
für die Ausübung des Amtes eines Militärbezirksgerichts-Direktors, fomit für 
die Ausübung ftändiger Rihteramtsfunktionen. 

Die Klaufel in $. 15 des Regulativs vom 4. März 1872: 

„daß die Mehrbezüge bis auf Weiteres lediglich ala widerrufliche 
Bunftionsbezüge angeiehen und behandelt werben follen,” 
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vermag demnah Feine rechtliche Wirkung zu äußern, weil fie die Erreichung 
des Zwedes des Art. 23 der MilitärftrafprogeBorbnung vereiteln würde, indem 
fie nihts Anderes enthält, als die Ausfcheidung der Befammtbezüge bes 
Klägers in Standes: und Dienftesgehalt; denn 2100 fl. hiervon follen penfions- 
mäßiges Einlommen und bie übrigen 1092 fl. Funktionsgehalt fein, welder im 
Falle der Duteszirung ohne Berüdfihtigung zu bleiben hätte, eine Ausfcheibung, 
welche bei Nichteramtsperfonen unzuläffig iſt. 

Richteramtsperfonen, welche in proviforiicher Eigenſchaft richterlide Funk⸗ 
tionen bis auf Weiteres auszuüben haben, oder bis auf Weiteres gegen wider: 
ruflih Funktionsbezüge (Funktions: oder Dienftesgehalt) giebt es nicht, 
ſondern die ihnen verliehenen Bezüge, fobald fie ihnen al fortlaufende und 
für ſtändig von ihnen auszuübende Richteramtsfunktionen bewilligt wer: 
ben, haben die Natur eines unentziehbaren Kichtergehaltes — follten die Bezüge 
auch ala widerrufliche bezeichnet fein — und haben ihnen im Falle der Duies- 
zirung zu verbleiben. 

cfr. 88. 4, 18, 23 der IX. Berf.-Beil.t) 

Es muß dies im Intereffe der Unabhängigkeit der Rechtspflege, die von 
ber Verfaſſung fichergeftellt werben wollte, und bei Schaffung des Art. 23 ber 
Mil-St.-Pr.:D. vom 29. April 1869 in Bezug auf die Militärjuftiz den 
Landtag ausfchließend leitete, angenommen werben. 

Der Umftand, daß der Kläger den $. 15 des Hegulativs vom 4. März 1872 
kannte, ift ohne Belang; 

8. 29 der IX. Berf.-Beil5) 

von einer Theuerungszulage oder von bloßen Nebenbezügen kannn aber Feine 
Sprache fein, da beide niemals dazu beftimmt find, eine fletige ordentliche 
Duelle der Subfiftenz als Aequivalent für den von dem Beamten übernomme- 
nen Dienft im Allgemeinen zu bilden, fondern vorübergehender Natur find, und 
nur in Folge außerordentliher oder befonderer Umftände eintreten und mit dem 
Aufhören derjelben verſchwinden, was teineswegs hinſichtlich des Perſonalſervis 
zutrifft, da diefes als Vergütung für das Wohngelaß nebit Zubehör, für das 
Mobiliar und für Heiz, Koch- und Beleuhtungsmaterial den Offizieren und 
Beamten gebührt und bis zum Tode des Berechtigten oder deſſen Austritt aus 
dem aktiven Dienft verabreicht werden foll. 


% 8. 4. Ausgenommen vom biefen Anordnungen (88. 2 und 3) find alle Richteramts- 
funktionen verfehende Staatsdiener ſämmtlicher Dber- und Untergerichte. Ihre erſte An- 
ſtelluug und jede Beförderung derfelben if ſogleich definitiv. 

$. 18. Außer dem alle eines vichterlichen Urtheils hat der definitiv verlichene Diener- 
Rand und Standesgehalt die unverlegliche Natur der Dauer auf Lebenszeit. 

>) Alle dem Inhalte diefes konſtitutionellen Edikltes zuwiderlaufenden Verfügungen der 
Adminiſtrativſtellen begründen als Civilrechtsverlegungen eine Klage vor ben kompetenten 
Richter. 
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88. 1, 2. 62 des Neglements über die Servisfompetenz u. |. w. 

Daß für das Servis ein Tarif befteht, ändert an der Sache nichts; dem 
Militärrichter gebührt eben das Servisgeld derjenigen Klaſſe, welde er zur 
Zeit feiner Penfionirung bezog Nach eingetretener Penfionirung ift bie Do: 
mizilsveränderung ohne alle Folgen auf das Penfionsquantum. Der Penſienirte 
bleibt in dem Bezuge ohne Mehrung oder Minderung, wenn nicht etwa der Res 
gierung eine Mehrung gefallen ſollte. Hat nun aber, wie gezeigt, der Kläger 
als Militärbezivtsgerichts- Direktor zur Zeit feiner Penfionirung einen Gefammts 
gehalt von jährli 3192 fl. rechtmäßig bezogen, fo hat er auch als Penfionift 
im Bezuge diefes Gefanuntgehaltes zu verbleiben, und iſt hierin von den Ge— 
richten zu fügen. 


b) Urtheil des oberften Gerichtshofes zu Münden vom 16. No— 
vember 1874. 

Nach der durch die Bindnißverträge de dato Versailles vom 23. Novem⸗ 
ber 1870 und Berlin den 8. Dezember 1870 nebft Nachträgen unter verfafjungs 
mäßiger Zuftimmung der beiden Kammern des Königreichs Baiern und könig— 
lier Genehmigung i 

Deklaration vom 30. Januar 1871 Gej.-Bl. 1871 Ar. 22 
begründeten Berfafjung des deutfchen Reichs iſt Baiern ... verpflichtet, für fein 
Kontingent und die zu demfelben gehörigen Einrichtungen einen gleihen Geld- 
betrag zu verwenden, wie nach Verhältniß der Kopfzahl durch den Militäretat 
des deutſchen Reiches für die übrigen Theile des Reichshecres ausgefegt wird. 
Diefer Geldbetrag wird im Reichsbudget für das baierifhe Kontingent in einer 
Summe ausgeworfen; feine Verausgabung wird durch Spezialetats geregelt, 
deren Aufftellung Baiern überlafjen bleibt. 

Hierfür dienen im Allgemeinen diejenigen Etatsſätze nah Verhältniß zur 
Richtſchnur, welche für das übrige Reichsheer in den einzelnen Titeln ausge: 
worfen find. In Bezug auf DOrganifation, Formation, Ausbildung und Ges 
bühren, dann binfihtlih der Mobilmachung ftelt Baiern volle Webereinfimmung 
mit den für das Reichsheer beftehenden Normen her. 

Behufs Erfüllung biefer Baiern obliegenden Verpflichtungen und in Gemäß- 
beit des $. 1 des Heichsgefeßes vom 9. Dezember 1871 „betreffend die Frievens- 
präjenzftärte des deutjchen Heeres und die Ausgaben für die Verwaltung des: 
jelben für die Jahre 1872, 1873 und 1874" wurde im Jahre 1872 die baierifche 
Armee neu organifirt und formit und im Zujammenhange mit diefer neuen 
DOrganifation und Formation die allerhöchfte Verordnung vom 4. März 1872 
„betreffend Geld: und Naturalgebühren des ftehenden Heeres und der Landwehr“ 
erlaſſen. 

Zufolge derſelben traten unter Aufhebung aller bisher beſtandenen Vor⸗ 
fpriften und Beſtimmungen über die aus dem Etat der Militärverwaltung 
fließenden Gebühren des ftehenden Heeres und der Landwehr 

8. 1 der angeführten Verordnung 
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an Stelle der bisherigen Beld- und Katuralgebühren die iu $. 2 der angeführ- 
ten Verordnung aufgeführten Gehalts- und Löhnungsſätze beziefungsweife Ge 
bührentarife und insbefondere für Die oberen Militärbeamten neben dem 
BPerfonaljervis nach dem Reglement über die Servistompetenz der Truppen im 
Frieden vom 30. November 1871 die in der Nachweifung 
Beil. 3 der Verordnung 
enthaltenen höheren Gehaltsfäge. 
Zuglei wurde in $. 15 der Verordnung beflimmt: 

Wir behalten uns vor, die Penfionsverhältnifie der nicht unter die 
Beitimmungen des Reihs-Militär: Penfionsgefetes vom 27. Suni 1871 
fallenden Beamtenklaffen unferes Heeres auf Grund ber nunmehrigen 
Drganifation und Aktivitätsbezüge einer neuen Regelung zu unter 
sieben. 

Bis dahin bleiben die bis jeßt beftehenden Vorſchriften über die Be 
dingungen ſowohl als die Größe der PBenfionsaniprühe der oben ge 
dachten Beamtenklaſſen — vorbehaltlich der Fälle der 88. 56 und 90 
des Reichs-Militär-Penfionsgefeges — in der Art in Geltung, dab 
jeder betreffende Beamte unferes Heeres in dem Penfionsanſpruche, 
welcher ihm nach feinem vor Eintritt der neuen Organijation befleide 
ten Grade zufland, vorerft ohne Rüdficht auf eintretende Bezugs- 
mehrungen unverändert verbleibt, wenn aber in Folge der neuen 
Drganifntion einem folhen Beamten, abgefehen von Bezugsmehrungen, 
eine höhere Stellung verliehen wird, ihm alddann auch die der leteren 
nad dem bisherigen Rangverhältniffe zukommende höhere Penfion zu 
Theil werben foll, false er — die Fälle der Beihädigung im Dienfte 
ausgenommen — den neuen Grad mindeitens ein Jahr in einer etats 
mäßigen Stelle inne gehabt hat. 

Wie nun hiernach die in Folge der neuen Organifation und Etats 
eintretenden Bezugsmehrungen der bier fraglihen Beamten vorerft 
überhaupt nicht zu ‚einer Penfionserhöhung berechtigen follen, foweit 
nicht gleichzeitig eine höhere Stellung verliehen wurde, jo beflimmen 
Wir insbefondere ausdrüdlid, daß die vom 1. Januar 1872 
eintretenden höheren Bezüge jener Militärs Juftiz:Beamten, 
weldhen nah Art. 23 der Wilitär-Strafgerihts-Ordnung 
zur Zeit die Rechte der bei Civilgerichten angeftellten Richter 
zuſtehen, keineswegs als penfionsfähiges, jondern — fo: 
weit fie die bisherige Bejoldung überfleigen — bis auf 
Weiteres lediglih als widerrufliche Funktionsbezüge an- 
geſehen und behandelt werden follen..... 


1. 


Nach obiger Darftellung kann es zwar feinem Zweifel unterliegen, daß die 
durch den Verfailler Bündnißvertrag von Seite Baierns in Anfehung feines 
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Heeres Übernommene Verpflichtung zur Heritellung voller Uebereinfimmung mit 
den für das Reichsheer beftehenden Normen in Bezug auf Organifation, For: 
mation, Ausbildung und Gebühren, bezw. die betreffende Beftimmung der Reichs⸗ 
verfaffung den Entftehungsgrund der neuen Drganijation und Formation 
des baierifchen Heeres, ſowie der Allerhöchſten Verordnung vom 4. März 1872 
und der durch dieſelbe normirten Bezugserhöhung der oberen Militärbeamten 
bildet; allein diefer Umſtand ift für jich keineswegs geeignet, die Anwendbarkeit 
des $. 23 der IX. Werf.-Beil,, auf welden in Verbindung mit Art. 23 der 
Mil.-Strafger.-Ord. der in der erhobenen Klage geltend gemachte Anjpruc ges 
ftügt wird, auf die in Frage ftehende Bezugserhöhung auszuſchließen. Es enthält 
weder die Reichsverfaſſung beftimmte Normen, noch befteyen befondere nad) $. 2 
der Reichsverfaſſung dem Landesgefege vorgehende Vorſchriften, durch welche die 
Bezüge beziehungsmeije die Penfionsverhältnifie der oberen Militärbeamten eine 
durchgreifende Regelung erfahren haben. Das Neichsgefeg vom 27. Juni 
1871, betreffend die Penſionirung und Berforgung der Militärperjonen des 
Reichsheeres und der kaiſerlichen Marine ꝛc. findet nur für gewiſſe bier nicht 
einjchlagende Fälle — $. 56 diejes Geſetzes — auf obere Wiilitärbeamte An: 
wendung. 

Weder die Thatſache, daß gemäß der preußifchen Militär⸗Geſetzgebung mit 
Rüchſicht auf die höheren Aktivitätsbezüge und beziehungsweife die militäriſchen 
Dienjtesverhältnifje die PBenfionen der oberen Militärbeamten der nicht baieri» 
ſchen Xheile des Neichöheeres nad einem anderen :!Prinzipe geordnet find, als 
dieß mit Rüdjicht auf dem geringeren Betrag der Bezüge der Militärbeamten 
des baierifchen Kontingents und bezieyungsweife auf die beabfichtigte Wahrung 
der Unabhängigkeit der militärifchen Rechtspflege bis zum Eintritt der neuen 
Armeeorganifation in Baiern der Fall war, noch der weitere Umftand, daß nad 
dem Verſailler Bertrage auch in Bezug auf dieſe Gebühren volle Weberein- 
ſtimmung mit den für das Reichsheer beftehenden Normen in Baiern hergeftellt 
werden fol, lajjen ven Schluß auf eine dDurh den erwähnten VBündniß: 
vertrag bezw. durch die Reichsverfaſſung eingetretene gänzlihe oder 
theilweife Befeitigung der Rechtswirkſamkeit des Art. 23 der Mil. -Str.-Ger.- 
Ordn., jowie überhaupt der in Anjeyung der :Penfionsverhältnijje der oberen 
Militäcbeamten beftehenden Landesgejege und landesherrlichen Verordnungen zu, 
weil eben der Art. 61 der Reichsverfaſſung auf Baiern feine Anwendung findet, 
vielmehr nach III. 3. 5 des Vertrages d. d. Verfailles den 23. November 1870 
Baiern zunächſt feine Militärgefeßgebung nebit den dazu gehörigen Bollzugs- 
inſtruktionen, Verordnungen, Erläuterungen 2c. behält und daher eine Leber- 
einfimmung in der erwähnten Beziehung nur infoweil für beftehend angenommen 
werden kann, als ſolche von Seite Baierns auf dem Geſetzgebungs- und Ver- 
ordnungswege wirklich hergeftellt worden if... .. 

Wohl ift bei Vorlage des Entwurfes zu dem Gejege vom 28. April 1872, 
betreffend die durch die Einführung des Strafgefegbuches für das deutſche Reich 
bedingten Abänderungen der Militär⸗Strafgeſeze an die Kammern von Seite 
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der baierifhen Staatsregierung, unter Berufung einestheils auf die Unverein- 
barkeit der Einräumung der den bürgerlihen Richtern durd die Verfaſſung ge— 
währten Vorrechte an die Militärrichter mit der militärifhen Organifation und 
den militärifchen Dienftesverhältnifjen, andererjeits auf die fünftige Unftatthaftig- 
keit einer folhen Einräumung in Folge ber Stellung, welde nunmehr Die 
baieriihe Armee zur Geſammtarmee des deutſchen Reiches einnimmt, ſowie im 
Folge der durch den Verfailler Vertrag baierifcherfeit übernommenen Berpflich- 
tung zur Serftellung voller Mebereinftimmung in der Organifation der baierifchen 

Armee mit der bes Reichsheeres und der Gleichheit der Gebühren in beiden 

Armeen der Verſuch gemacht worden, eine Aufhebung des Art. 23 der Militär- 

ftrafgerichtsordnung zu erwirten und demgemäß unter Art. 90 des Entwurfs die 

Beſtimmung aufgenommen: „Art. 23 ift aufgehoben. 

Weder die Geſetzgebungsausſchüſſe der beiden Kammern, noch die Kauunern 
felbft gingen jedoch auf diefen Vorſchlag ein, insbefondere wurden bei ver Be- 
rathung im Geſetzgebungsausſchuſſe der Kammer der Abgeordneten hervorgehoben, 
daß zur Zeit und mwenigftens injolange fein Grund vorliege, von der zur Siches 
rung der Rechtſprechung der baierifhen Militärgerichte getroffenen Beitimmung 
des Art. 23 der Mil.⸗St. Ger. Ord. abzugeben, als nicht die Reihsmilitär- 
Strafgejeggebung aud auf Baiern ausgedehnt fei. 

Verhandl, des geſetzgeb. Ausfh. der Kammer der Abgeord. 1871/72 
8. 1. Beil⸗G ©. 155, Bd. II. ©. 240 n. fg. 

In Folge defien gelangte die beabfichtigte Aufhebung des Art. 23 nicht zur 
gefeglichen Geltung. 

Verh. des geſetzg. Ausich. des Kammer RR. 1871/72, 
Brot. vom 23. März 1872, Abth. 2 ©. 37, 

Stenogr. Ber. 1871/72 Bd. Il. ©. 612, 688, 

Verb. der Kammer der R.R. Prot. Bo. I. ©. 572...... 


2. 

Ebenfo wenig erfcheint die Anwendbarkeit des $. 23 der IX. Berf.sBeilage 
auf die durch Die Verordnung vom 4. März 1872 eingetvetene Gebühren: 
Erhöhung der Viilitärrichter, abgejeyen von dem Servisgelde, wegen Mangels 
der Eigenjhaft jener Erhöhung als eines Beſtandtheiles des den 
Genannten verliehenen Geſammtgehaltes im Sinne der angeführ: 
ten Verfaſſungs-Beſtimmung, jonit wegen Mangels einer geſetzlichen Vor⸗ 
ausjegung des erhobenen Anſpruchs ausgeſchloſſen...... 

Was die den höheren Militärbeamten eingeräumten Mehrbezüge anbelangt, 
fo ift die Hierfür zu verwendende Summe in dem Haushaltsetat des deutſchen 
Reiches für das Jahr 1872 feftgeftellt und in dem Reichsgeſetze vom 9. De 
zember 1871, „betreffend die Friedenspräfenzitä:te des deutſchen Heeres und die 
Ausgaben für die Verwaltung defjelben für die Jahre 1872, 1873, 1874" und 
hieran Baiern treffende verhältnißmäßige Betrag diefem überwiefen worden. 
Deingemäß erſcheinen auch in dem Hauptetat der baierifchen Militärverwaltung 
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für das Jahr 1872 und 1873 (Beilage D. des Finanzgefeges vom 28. April 
1872) unter den laut Reichsgeſetzes vom 9. Dezember 1871 für den baierifhen 
Militäretat gemachten Bewilligungen 46 099 Thlr. für die Gehaltsaufbefjerungen 
der Militärbeamten. 

Hiernach ift es ohne Zweifel gerechtfertigt, die in dem erwähnten Reichs- 
gefege bezw. in dem Haushaltsetat des deutſchen Reiches für das Jahr 1872 
gebrauchten Bezeichnugen für die daſelbſt vorgejehenen Mehrbezüge der Militär- 
beamten als ein erhebliches Moment zur Beurtheilung der Qualität ber ge 
dachten Bezüge anzujehen. Dieſelben werden aber dort nirgends als widerrufs 
lihe Zulagen, fondern vielmehr unter den fortbauernden Ausgaben als 
Gehaltsverbefjerungen, Bejoldungsverbefjerungen bezeichnet. 

Hiermit im Einklange ſpricht auch der $. 2 der Verordnung vom 4. März 
1872 unter Ziff. 3 und die hier in Bezug genommene Nachweiſung Beilage 3 
lebiglih von den Gehaltsfägen der oberen Militärbeamten und ebenjo werden 
die in den laut Kriegeminifterialreffript vom 27. März 1872 den Betheiligten 
mitgetheilten Einweilnngen aufgeführten neuen monatlihen Bezüge als Ge⸗ 
halt erklärt 

Diefe Bezüge find fogar, wie aus 3. 2 Ziff. 3 und 7 der Verordnung vom 
4. März 1872 und aus der allgemeinen Bemerkung Nr. 1 zur Beilage 3 diefer 
Verordnung hervorgeht, ald Gehalt dem dargenmäßigen Servis ausdrüdlic 
gegenübergeftellt. 

Steht ſomit ſchon die in den betreffenden Gejeken und bezw. Verordnungen 
felbft gewählte Bezeichnung der Annahme zur Seite, daß es fich bei dem frag- 
lichen Mehrbezuge in der That um eine Erhöhung des bisherigen Gehaltes 
handle, daß die neu firirten und eingewiefenen monatlihen Bezüge den nun. 
mehrigen Geſammtgehalt der oberen Militärbeamten im Sinne des $. 23 der 
IX. Verf.:Beil bilden, fo wird vollends jedes Bedenken gegen die Richtigkeit 
diefer Annahme durch die Erwägung befeitigt, Daß das weſentliche Merkmal des 
Gehaltes in dem erwähnten Sinne in der Eigenſchaft des betreffenden Be- 
zuges als einer mit der Berufung zu einen beftimmten Amte zugeficherten fort- 
dauernden und unveränderlihen Vergütung für die durch den Eintritt in daffelbe 
übernommene mit demfelben feiner Natur nad) regelmäßig verbundene Dienft- 
leiftung enthalten ift und dieſe Eigenfchaft den in der Nachweifung Beilage 3 
der Verordnung vom 4. März 1872 normirten monatlichen Bezügen der oberen 
Militärbeamten offenbar zukommt. 


8, 

Es entfteht hiernach noch die weite Frage, ob nicht etwa auf Grund des 
rüdfihtlih der Benfionsanfprühe im s 15 Ab. 3 der Verordnung 
vom 4. März 1872 gemadten Beiſatzes, wonach die bewilligten Mehr: 
begüge als nicht penjionsfähiges Einkommen angefehen und behandelt 
werben follen, der $. 23 der IX. Verf. Beil. ald auf das der Klage zu Grunde 
liegende Rechtsverhältniß unanmwendbar erachtet werden muß, eine Frage, deren 
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Beantwortung mit der Entjheidung darüber zufammenfällt, ob bie baierifhe 
Regierung dem dur Art. 23 der Mil-Str. Geſ.Ordn. den WMilitärgeridten 
eingeräumten verfafjungsmäßigen Rechte gegenüber zu einem ſolchen Beifate 
befugt war...... 

Wie hervorgehoben wurde, hat Baiern durch den Verjailler Bündnibvertrag 
die Verpflichtung übernommen, in Bezug auf Organifation, Formation, Aus 
bildung und Gebühren volle Webereinftimmung mit den für das Bundes · ¶ Reichs⸗) 
Heer beftehenden Normen herzuftellen. An die Erfüllung dieſer Verpflichtung ift 
daffelbe durd) den Erla der Verordnung vom 14. Februar 1872, betreffend die 
Formation der Armee, ſowie der hiermit im Zufammenhange fehenden Berord: 
nuug vom 4. März 1872, betreffend die Geld- und Naturalgebühren des ftehen 
den Heeres und der Landwehr, herangetreten. 

Durch die Tegtere Verordnung insbejondere wurde die vollſtändige Gleich⸗ 
ftellung der baieriſchen Militärbeamten in Anfehung ihrer Aktivitätsbezüge mit 
den übrigen Militärbeamten des Reichsheeres herbeigeführt. 

In Anjehung der Penfionsverhältniffe der genannten Beamten ift zwar 
eine durchgreifende Hegelung auf Grund der nunmehrigen Organifation und 
Aktivitätsbezüge vorbehalten und beftimmt worden, daß bis dahin die bis jeht 
beftehenden Vorſchriften über die Bedingungen jowohl wie über die Größe der 
Venfionsanfprüche in Geltung bleiben jollen; diejer Beſtimmung wurde jedod 
die Mobifitation beigefügt, daß die in Folge der neuen Organifation und Etats 
eintretenden Bezugsmehrungen ber hier fraglihen Beamten vorerft überhaupt 
nicht zu einer Penfionserhöhung berechtigen und insbejondere die den Militär: 
Quftizbeamten bemilligten höheren Bezüge niht ala penjionsfähigen Ein: 
tommen angefehen und behandelt werden follen. 

Hiermit ift ausgeſprochen, daß der Art. 23 der Mil.-Str..Bej.:Orbn. und 
bezw. der 8. 23 der IX. Berf.-Beil. auf die gedachten Mehrbezüge, foweit fie 
ihrer Natur nach unter die bezeichneten Gejeßesbeflimmungen fallen würden, 
teine Anwendung finden folle, und da den übrigen nicht baierifhen Militär 
beamten des Reichsheeres die aus Art. 23 der baieriſchen Mil.Str.⸗Geſ.Ordn. 
und bezw. $. 23 der IX, Berf.:Beil. für die baieriſchen Militärrichter: Beamten 
abzuleitenden pragmatifchen Rechte nicht zukommen, nad diejer Richtung 
bin und mit Befhränltung auf die durch die Verordnung vom 
4. März 1872 bewilligten Mehrbezüge aud in Anjehung der Penfiond: 
anſprüche thatſächlich eine Gleichſtellung, eine Uebereinftimmung mit den für dus 
übrige Reichsheer beftehenden Normen bergeftellt. 

Zu einer folden, wenn auch vorläufig nur in beſchränkter Weife erfolgten 
thatſächlichen Gleichſtellung muß aber die baieriihe Regierung auch als recht⸗ 
Lich befugt erachtet werben, weil Baiern durh den Verſailler Bündnißverttag 
die Verpflichtung zur Herftellung voller Uebereinftimmung in Anſehung der Ge 
bühren ohne Unterſcheidung zwiſchen Aftivitäts- und Wenfionsbezüge übernom⸗ 
men, der baierifhe Landtag unter Beobachtung der in Tit. X. $. 7 der Ber: 
fafjungsurtunde vorgefchriebenen Formen. 


Entjheidungen und Erlaſſe von Gerichten und anderen Behörden. 489 


Vergl. Deklaration vom 30. Januar 1871, die deutſchen Bündnißvers 
träge betreffend, Gej.-Blatt 1870/71 Nr. 22, 

dieſem Bertrage feine Zuftimmung ertheilt und hiermit die Befeitigung aller 
Hinderniſſe, welche fih der Erfüllung der übernommenen Xerpflihtung ent 
gegenfiellen, alſo auch die Bejeitigung des Art. 23 der Mil.-St.-Ber.-Drb. bezw. 
des 8. 23 der IX. Derf.-Beilsge, die Aufhebung der rechtlihen Wirkſamkeit 
dieſer Gefegesbeftimmungen, ſoweit ſolche behufs der vertragsmäßigen Her: 
ftelung voller Uebereinftimmung in Anjehung der Gebühren des Reichsheeres 
erforderlich ift, vorbehaltlich übrigens bereits erworbener Rechte, zum Voraus ger 
nehmigt hat. 

Diefe Annahme ſieht auch keineswegs im Widerſpruch mit den oben erwähn- 
ten von ber baieriihen Kriegsverwaltung bei Gelegenheit der Vorlage des Ent- 
wurfs zu dem Geſetze betreffend die durch Einführung des Strafgefegbudhs für 
das deutſche Reich bedingten Abänderungen ber Militärjtrafgefege zum Zwecke 
der Aufhebung des Art. 23 der Mil.:Str.-Ber.:Ordn. eingeleiteten Schritten und 
der Seitens der Kammern erfolgten Verwerfung bes Antrags auf Aufhebung 
des genannten Art. 23, weil einerjeits, wie oben gezeigt wurde, ber Verjailler 
Bündnißvertrag bezw. die Reichsverfaſſung nicht fofort und unmittelbar 
die Aufhebung des Art. 23 im Gefolge hatte, vielmehr das von Baiern abge- 
gebene Verfprehen nur dahin ging, daß es volle Uebereinftimmung berftellen 
werde, weil ferner andererjeits eine Aufhebung des Art. 28 vor Herftellung, 
fei es nun voller oder theilweijer Mebereinftimmung in Anſehung der Organis 
jation, Formation und der Gebühren allerdings nur mit Zuftunmung der beiden 
Kammern des Landtags erfolgen konnte, da Baiern zu einer ſolchen früheren 
Aufhebung nicht verpflichtet war, weil daher der den Antrag verwerfende Land- 
tagsbeſchluß mit Beziehung auf den Zeitpunkt, in welchem ber Antrag ein» 
gebracht wurbe,*) aufgefaßt werden muß und ein der Berechtigung der baieri« 
fen Regierung zur Bejeitigung des Art. 23 behufs der vertragsmäßigen 
Herſtellung der Uebereinſtimmung in Anfehung der Gebühren und 
gleichzeitig mit dieſer ungünftiger Schluß aus demjelben nicht gezogen 
werden darf. 


4. 

Kann fih hiernach Nichtigkeitsfläger im Hinblide auf $. 15 Abf. 3 der 
Verordnung vom 4. März 1872 zur Begründung feines Anfpruches, fomweit er 
auf Belafjung ber ihm verliehenen Gehaltserhöhung im Quieszenzſtande ges 
richtet if, nicht auf Art. 23 der Mil. St⸗Ger.-Ordn. bezw. $. 23 der IX. Verf.- 
Beilage berufen, fo ift dafjelbe iu gleichem, ja in nod höherem Maße der Fall, 
ſoweit derfelbe auch das ihm bemilligte Servisgeld als einen Theil feines Ouies⸗ 
zenzgehaltes in Anfpruc nimmt, da der Servis ſowohl nad) feiner Natur, wie 


*) Bergl. Schreiben des Königlichen Kriegsminiſteriums vom 16. Dezember 1871. Berh 
bes Geſetzgeb.⸗Ausſch. der K. d. A. 1871/72, Bd. I. Z. 168. 


Hartmann, Zeitſchrift. IV. Band. 5 Heft. 32 
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nad) ber Art feiner Bewilligung ſich als ein veränderliher Bezug barftellt, ber 
gar nicht ala Behaltstheil im Sinne bes $. 28 der IX. Berf.- Beilage auf- 
gefaßt werben kann. 


e) Ertenntniß des Appellationsgerihts zu Bamberg vom 
8 März 1875. 


Nachdem durch Urtheil des oberften Gerichtshofes vom 16. November 1874 
das Erkenntniß des Appellationsgeridhts in Bamberg vom 6. Februar 1874 vers 
nichtet und die Sache zur nochmaligen Verhandlung in einem anderen Senate 
dieſes Gerichtshofes verwielen worden war, wies berfelbe mit Urtheil vom 
8 Mär; 1875 die Klage, foweit die Einrehnung bes Perjonaljervis von 
567 Gulden jährlich Duteszenzgehalt des Klägers verlangt wurde, ab, vermarf 
Dagegen im Webrigen bie Berufung des Militärfistus gegen das Urtheil Des 
Bezirksgericht Würzburg vom 16. April 1873 als unbegründet. 

Aus den Gründen ift Folgendes hervorzuheben: 

1. 1. Anlangend den Ausfhink der Bezugsmehrungen in den Be 
haltsjägen vom Penfionsgehalte jucht der Vertreter bes Militärfisfus Die 
Rechtfertigung hierfür vorzugsweije auf die ‚Behauptung zu ftügen, daß Diele 
Bezugsmehrungen nur als Zulagen mit der Bedeutung von Nebenbezügen im 
Sinne des $. 8 der IX. PVerfaffungsbeilage gegeben worden jeien, die Beſtim⸗ 
mung aber über den Umfang der hieran fi) Inüpfenden Berechtigungen aus- 
ſchließlich der Staatsregierung zuftand. 

Die Unrichtigkeit diefer Aufftellung wird durch den eigenen Inhalt der vor 
gedachten Verordnung und ihrer Beilagen außer Zweifel gelegt. Hiernach finden 
fih allerdings im neuen Gebührenfyftem für das Heer und deſſen Beamte außer 
den Gehaltsjägen und Servisgeldern auch noch etatsmäßige Zulagen als 
reglementãre Eintommensquelle vor. Allein bierunter begreift das Reglement 
nur die für fpeziell beftimmte Fälle gegebene Vergütung einzelner bejonderer 
Nebendienfleiftungen, wie die Verſehung der Adjudantur, befonderer Kommandos, 
des Lazarethdienftes, der Schreiberei u. dergl. Sie find zu dem, wie ein Einblid 
in die als Beilage 1 bis 3 obiger Verordnung beigedrudten Nachweifungen über 
die Gehalte und fouftigen Kompetenzen und zwar 

Beil. 1 ©. 1, 5 Rubr. 2 ©. 6 Ziff. 2, 

Beil. 2 ©. 7, 8 Ziff. 6 S. 9 Rubr. 2, 

Beil. 3 ©. 21 und 22 Ziff. 1 ©. 23 
deutlich erjehen läßt, nur für die zur Armee jelbft gehörigen Perfonen einge 
führt und flets von den Gehaltsſätzen ausgeſchieden. Dagegen find nad) Beil. 3 
die Zulagen bei der Klafje der oberen Militärbeamten überhaupt ausgeſchloſſen, 
indem dieſe gemäß der auf ©. 22 Ziff. 1 dieſer Beilage vorgebrudten Be: 
merkung für die Regel außer vem Behalte nur noch ben karaktermäßigen Servis 
zu beziehen haben. 

Wo daher in der Verordnung ober deren Beilagen bes Ausbrud „Gehalts: 
ſatz“ gebraucht ift, kann derjelbe aud nur auf ben wirklichen Begriff des Ger 
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Halte bezogen werben, und bemgemäß kann aud) in Anfehung des in Beil. 8 
für die Korpsaubditore ausgewiejenen Monatsgehalts zu 218 fl. 45 fr. nicht 
anders angenommen worden, als baß er in jeinem ganzen Betrage jelbft nach 
der Intention der Staatsregierung deren etatsmäßigen wirklichen Gehalt bildet. 
Soweit in demfelben eine durch die Verordnung bewilligte Mehrung ber frühes 
ren Behaltsbezüge inbegriffen ift, hat mithin diefe nad) der Art der Einfügung 
in das neue Gebührenfyiten als Beftanbtheil des Gehaltes auch defien Natur 
angenommen. .... 

2. Sind demgemäß die beweglihen Bezugsmehrungen ala wirkliche Ge⸗ 
baltsbeftandtheile gegeben worden, jo ftellt fi) bei dem Umftande, daß durch 
Art. 23 der MilsSt. Ber.-Ord. vom 29. April 1869 den zum Richteramt be- 
rufenen Auditoren bie pragmatiſchen Rechte der bei den Eivilgerichten angeftells 
ten Richter nah Maßgabe der 1X. Verf.-Beil. eingeräumt find, die weitere 
appellantifche Behauptung, als fei es im freien Ermeflen der Staatsregierung 
gelegen gewejen, bei Verleihung dieſer Gehaltserhöhung deren Bezug an eine 
zeitliche Beſchränkung zu knüpfen und überhaupt zu beflimmen, welches Maß 
von Rechten aus dieſer Verleihung für die betheiligten Beamten abzuleiten jei, 
als unhaltbar dar. j 

Bemäß Art. 23 der IX. Berf.-Beil. gehört zu den unbeftrittenen Vorrechten 
der Richterbeamten der Anjprudh, den ganzen ihm angewiefenen Gehalt ohne 
Ausfheidung in Standes und Dienftgehalt auf die Dauer der Lebenszeit, johin 
auch für ben Quieszenzfall unverkümmert zu beziehen. Diejes Vorrecht, das feine 
geſetzliche Garantie nicht jo faſt der Rückſichtnahme auf das perſönliche Inierefje 
der Nichterbeamten, als vielmehr der höheren Staatsrüdfiht auf Wahrung der 
Unabhängigkeit der Rechtspflege durch mögliche Sicherung der Selbfifiändigkeit 
bes Richterperjonals verdankt, iſt durch $. 29 der IX. Verf.-Beil. der Möglichkeit 
jeder Veränderung durch Verfügung der Adminiftrativftellen entrüdt. Jede Be: 
dingung oder Klaufel, welde zum Zwede der, Abänderung des durch Art 23 
a. a. D. begründeten Rechtsverhältniſſes an bie Verleihung eines Richtergehaltes 
oder an defien Erhöhung — ſei es im Anftellungsbekrete oder in organifcher 
Verordnung — geknüpft werben will, ift demgemäß, wie auch durch die Recht⸗ 
ſprechung anerkannt ift, als rechtsunmwirkfam zu erachten und könnte felbft durch 
die fattifche Unterwerfung des Staatsdieners unter ſolche mit Rüdjiht auf den 
duch jene gefeglihe Beftimmung verfolgten Staatszwed niemals zur rechtlichen 
Wirkjamteit gelangen. 

Bl. für RAnw. Bd. 21 ©. 459, Bd. 24 ©. 166 ff., Bd. 25 ©. 296 ff. 

Diefen Rechtsgrundfägen, welhe auch auf das Dienftverhältnig der mit 
Richteramtsfunktionen verfehenen Auditoren infolange zur Anwendung zu bringen 
find, als ‚der ihnen die pragmatifchen Rechte fihernde Art. 28 der Mil.⸗Str.⸗ 
Ber. Drd. in Geltung beſteht, entfpricht die Annahme, daß es zwar dem Er- 
meſſen der Staatsregierung anbeimgeftellt war, ob bei Einführung ber neuen 
Seeresorganijation auch eine Erhöhung der Gehalte der legteren eintreten follte 
oder nicht, daß fie aber, fobald fie ſich für Die erftere Alternative ſchlüſſig gemacht 
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hatte, auch verbunden war, bei Zerleihung folder Behaltserhöhung bie dem 
Richterftande verfafjungsmäßig gewährte Unverleplichkeit der Natur des Geſammt⸗ 
gehaltes in Anfehung feiner Perpetuirlihkeit nit außer Augen zu laflen und 
der Wirkung diefes Vorrechts auch für bie beliebte Behaltserhöhung ein Hinder- 
niß nicht in den Weg zu legen. 

Mit diefen Anforderungen fteht aber die Allerhöchfte Verordnung vom 
4. März 1872 in $. 15 in foferne in Widerſpruch, als fie der verfügten Gehalts 
erhöhung und Einweifung den Zufaß beigefügt hat, daß biefelbe nur ala wider⸗ 
ruflicher Funktionsbezug und als nicht penfionsfähiges Einkommen betrachtet 
und behandelt werden fole, weil fie dadurch dem verliehenen neuen Gehalte 
beftandtheil die Eigenſchaft eines für die Zeit der Aktivität beziehbaren Diien ſtes⸗ 
gehalt im Sinne des $. 5 der IX. Berf.-Beil. zu geben beabjihtigt hat, obgleich 
zur Zeit ber Erlafjung diefer Verordnung der vorermähnte Art. 23 durd ein 
Geſetz noch nicht aufgehoben war..... 

3. Der appellantiiche Vertreter hat ſich aber zur Aufrechthaltung der in 
mehrerwähnten $. 15 getroffenen Verfügung aud noch auf deren Nothmens 
digkeit aus dem Grunde berufen, meil angebli nur unter der Borausiegung 
ihres Erlaſſes und durch dieſen die in dem Verjailler Bündnißvertrage vom 23. 
November 18570 von Baiern fibernommene Reihe: und Lanbesverfafjung gemäß 
feftgeftellte Verbindlichkeit, in Bezug auf Organifation, Formation, Ausbildung 
und Gebühren der baieriſchen Armee volle Uebereinftimmung mit ben für das 
Reichsheer beitehenden Normen berzuftellen, bezüglich der Kategorie feiner oberen 
Militärbeamten in Vollzug gejegt werden konnte, die Staatsregierung aber da 
mals an die Realifirung diefer Verbindlichkeit herangetreten war. 

Diefer Einwurf ftügt fih im Wefentlihen auf die dem kaſſatoriſchen Urs 
theile des oberftien Gerichtshofes vom 16. November 1874 als maßgebenden 
Entſcheidungsgrund unterftellte rechtlihe Erwägung, daß mit ber Zuftimmung, 
welche nach der Lönigl. Deklaration vom 30. Januar 1871 der baierifche Landtag 
unter Beobachtung der in Titel X. 8. 7 der Verfaffungs-Urkunde vorgefhriebenen 
Formen jenem Bünbnißvertrage gegeben bat, zugleich die Einwilligung in die 
Befeitigung aller Sindernifie im Voraus gegeben worden jei, melde fich 
ber Erfüllung der übernommenen Verbindlichkeiten entgegenſtellten, alſo auch in 
Vefeitigung des Art. 23 der Mil.-St.-Ger.Ord. bezw. des Art. 23 der IX. Verl» 
Beil., ſoweit die Aufhebung der rechtlichen Wirkſamkeit dieſer Geſetzesbeſtim⸗ 
mungen zum Vollzuge der übernommenen Verbindlichkeiten erforderlich war. 

Aber auch diefer Rechtsanſchauung kann nicht beigepflichtet werben... . 

Nirgends begegnet man in ben betreffenden Stammerverhanblungen auch 
nur einer Anregung barüber, wie weit bie Verpflichtung ber Gleichſtellung nad 
ihrem Begriffe und mit ihren Wirkungen ſich erfirede, und ob namentlich wit 
deren Durchführung der Fortbeftand verfafjungsmäßiger, Angehörige ber baieriſchen 
Armee in einzelnen Punkten günftiger ftellender Vorrechte unvereinbarlic fe 
Da alle diefe und nod andere in das Stadium des Vertragsvollzuges gehörige 
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Fragen und Gefihtspunfte nach dem Gange der Verhandlungen den beiden 
Rammern des Landtags bei Prüfung des Inhalts der Verträge ferne lagen, 
muß wohl jhon hieraus nothwendig gefolgert werben, daß die zu denfelben er- 
teilte Zuftimmung auch nur dem Inhalte der Verträge im Allgemeinen ge 
golten hatte und nur zum Zwede ihres Zuftandelommens gegeben worden war, 
daß es aber nicht in ber Intention der beiden Kammern gelegen fein konnte, 
durch die dem Vertragsabichluffe felbft ertheilte Zuftimmung im Voraus zugleich 
auch auf die gefeglich zufländige Mitwirtung zur Befeitigung jener Kollifionen 
zwiſchen der Erfüllung der Vertragsverbindlichkeiten und den gegebenen vers 
fafjungsmäßigen Zuftänden, welche erit im Stablum des Vollzugs und durch 
die Art der Ausführung bervortreten follten, zu verzichten, der Staatsregierung 
aber deren ausjchließlie Regelung auf dem Verordnungswege zu überlaffen 

Dafür, daß namentlich in Betreff der Erfüllung derjenigen Verpflichtung, 
durch welde Baiern die Herftellung der Gleichheit feiner Armee mit der Reichs- 
armee in allen Berhältniffen übernommen hat, bei beiden Kammern die Anficht 
nicht beitanden haben konnte, daß die Zuſtimmung zu biefem Bertragspuntt 
als nothwendige Folge auch die Befeitigung des Art. 23 der Mil.-St.-Ger.-Ord. 
vom 29. April 1869 und die Aufhebung der in ſolchem den Militärrichtern ein- 
geräumten Prärogativen des Art. 23 der IX. Verf.-Beil. von ſelbſt nad fi 
ziehen müſſe, liefert der Inhalt des Bündnißvertrages vom 23. November 1870 
felbft im Art. 79 Abſchn. III. 8. 5 

Geſ.⸗Bl. ©. 178 
ben fiherften Beleg. 

Wenn dortfelbft unter Abf. 3 Ziff. I. ausdrüdlich Baiern der Fortbeftand 
feiner Militärgefeßgebung mit allem Zubehör, welcher von felbft die mehrer- 
wähnte Militärftrafgerichtsordnung von 1869 als wefentlicher Beſtandtheil zuge- 
hört, bis zur verfafjungsmäßigen Beihlußfaflung über die der Bundesgefeßgebung 
anheimfallenden Materien vorbehalten worden ift, wenn ferners in Ziff. IV. dort: 
felbft ein beflimmter Zeitpuntt, bis zu welchem die Durchführung ber Gleich⸗ 
ſtellung der Armee erfolgt fein muß, nicht bezeichnet ift, nach Erklärung des 
königl. Kriegsminifters aber vor dem Gejeßgebungsausshuß der Kammer ber 
Abgeordneten gemäß Separatablommens für Baiern jene Verpflichtung als 
ſolche erft mit dem Zeitpunkte ins Leben treten follte, wo bie baierifche Mili- 
tärftrafgefeßgebung durch das noch zu ſchaffende Reichsgeſetz über’ein allgemeines 
Militärftrafverfahren erfegt fein würde, 

Verh. d. Geſ.⸗Geb.⸗Ausſch. d. K. d. N. pro 1872, S. 241 

fo ift es Mar, daß, da der kritiſche Art, 23 einen integrirenden Beftandtheil 
jener Mil. Str.⸗Ger.Ord. bildet, die beiden Kammern, welden bei der Be: 
rathung die Bündnißverträge mit ihrem ganzen Inhalte ſonach auch mit ben 
oben erwähnten Beltimmmngen vorlagen, nothwendig von der Vorausſetzung 
ausgegangen fein mußten, daß die Beſtimmung biefes Art. 28 durch die Be: 
nehmigung des Bünbdnißvertrages in Anfehung der Fortdauer ihrer Wirkſamkeit 
überhaupt nicht berührt fei... - 


— 
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I. Mit befjerem Grunde wird vom Vertreter des Milttärfistus bie Rich⸗ 
tigkeit des erftrichterlihen Ausſpruches infomeit bekämpft, als durch denſelben 
das Servisgeld als Beſtandtheil des Gehalts des Klägers erklärt worden if. 

Der in Frage ftehende Perfonalfervis wird nad) $. 1 des Reglements über 
die Servistompetenz ber Truppen im Frieden vom 30. November 1871 als 
diejenige Geldvergütung bezeichnet, welche den WMilitärperfonen zur Selbfibe 
ihaffung ihrer Wohnungsbebürfnifie für fih, und zwar den Dffigieren und 
Militärbeamten gleichzeitig für ihre Diener gezahlt wird. Es umfaßt 
nad) $. 2 die Vergütung für das Wohngelaß nebit Zubehör, für das Mobiliar, 
für das Heiz⸗ und Kochmaterial, fowie für das Beleuchtungsmaterial. Nach $. 8 
ift er je nach der Sahreszeit in einen Winters und Sommerjervis mit vers 
ſchiedener Größe des Betrages eingetheilt, und er wechſelt auch außerdem in 
feiner Größe nach Beichaffenheit der zu diefem Zwede unter fünf Klaſſen ge- 
brachten Barnifonsorte. Gemäß $. 62 endlich enbigt Die Berechtigung zum 
Servisempfang mit dem Tode bes Berechtigten oder mit defien Austritt aus 
dem altiven Dienfte, fei es durch Penſionirung ober Verabſchiedung mit 
Benfion. 

Nach diefen allgemeinen veglementsmäßigen Beftimmungen kennzeichnet ſich 
der Verfonalfervis als ein an die Dienftzeitleiftung felbft gefnüpftes Reichniß 
für Belhaffung von beftimmten Bebürfniffen, welche fih in ihrem ganzen 
Umfange — was namentlid von der Entjhädigung bes Wohnungsbedür fniffes 
des Dieners gilt, nur während der Aktivität des Beredtigten hervortreten , mit 
mehrfachem theilweife von nur durch den Dienft hervorgerufenen Zufälligkeiten 
(Garniſonwechſel) abhängenden Wechſel bes Betrags während bes laufenden 
Bezugs. Er unterſcheidet fi von den früher gewährten Duartiergeldern weſent⸗ 
lich durch den größeren Umfang bes Zweds, dem er zur Entſchädigung dient, 
fowie durch die Grundfäge, nach welchen fein Betrag überhaupt in wanbels 
barer Stala beflimmt wird, und ſtellt fih als ein ganz eigenthümlices, ber 
früheren baierifhen Milttärabminiftration fremdes, erft mit der neuen Heeres⸗ 
organifation eingeführtes Inftitut dar, das neben dem Gehaltsbezuge ala be 
fonberer für die Zeit der Dienftleiftung berechneter Nebenbezug für fid 
befteht. 

In diefer Weife ift der Servis in der Verordnung vom 4. März 1872 
fowie in den Beilagen auch überall dem Gehaltsfage gegenübergeftellt und auch 
als ein von dem Gehalte getrennter felbftändiger Bezug bewilligt, 

Mi.-Verord «Bl. 1872 Nr. 14 ©. 88 $. 2 Ziff. 3 mit Ziff. 7 ©. 97 

$. 17 Beil. 2 ©. 22 Ziff. 1. 
fomit au nicht ala Behaltstheil ausgemwiejen worden. Eben deshalb 
aber, und da fragliches Reihniß auch nur mit den Eigenthümlichleiten, welche feiner 
Natur untrennbar anhaften, gewürdigt werden barf, kann es nicht angehen, auf 
dafjelbe den allgemeinen Brundjag zur Anwendung zu bringen, nad welchem 
der Gefammtgehalt als Inbegriff aller jener Bezüge definiert wird, welde ber 
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Richter in feiner Eigenſchaft als folder aus ber Staatskafje bezieht. Es muß 
vielmehr in fraglihem Servis abweihend von der Anficht der Vorinſtanz ein 
fingulärer Nebenbezug gefunden werden, welcher nad feiner Natur und nad) 
der Art feiner Bewilligung, wie aud ſchon im oberftrichterlihen Urtheile vom 
16. November 1874 ertannt worden if, nit ala Gehaltötheil im Sinne des 
8. 23 der IX. Berf.sBeil. aufgefaßt werden kann, und deshalb fih auch nicht 
als penfionsfähiges Einkommen in Anſpruch nehmen läßt. 


d) Plenar-Entiheidung des oberfien Gerichtshofes zu Münden vom 
15. Dezember 1875. 

Auf die Nichtigkeitsbefchwerde des Militärfistus erließ ber oberfte Berichts: 
hof in der Plenarfigung vom 15. Dezember 1875 ein der Nichtigkeitsbeſchwerde 
Rattgebendes Urtheil. 

Dafjelbe erachtet die Beſtimmung in Art. III. 8. 5 III. des Verfailler 
Bündnißvertrages vom 23. November 1870, als eines integrivenden Beſtand⸗ 
theiles der Verfaſſung des Deutſchen Reiche, von entiheidender Wichtigkeit für 
die vorliegende Frage. Aus den Gründen des oberftrichterlichen Urtheils ift 
auszugsweife Folgendes hervorzuheben: 

Soweit e8 fi um die Herftellung einer vollen Webereinftiimmung ber Ge⸗ 
bühren mit ben für das Bundesheer beftehenden Normen handelt, betrifft bie 
Beftimmung. einen dieſen Gegenftand fpeziell ordnenden Vertragspunkt, welcher 
fih auf die nah) Maßgabe der neuen Normen zu regulivenden Gebührenver- 
bältnifje der geſammten baterifhen Armee ohne Zurüdjegung einzelner 
Seerestheile bezieht. In der Vereinbarung einer vollen Uebereinftimmung der 
Gebühren ift das Prinzip vertreten, daß ſowie einerfeit® an die Gefamntheit 
der baierifhen Armee ale Beftandtheil des deutjchen Bundesheeres die Anforde 
rung gleicher Leiftung nad) Maßgabe der im Bündnißvertrage vereinbarten Be- 
Rimmungen geftellt wird, andererſeits der gejammten baierifhen Armee auch 
die gleihe Begenleiftung zu Theil werden muß, daß daher überall da, wo bie 
baierifhen Gebührenjäge niedriger gegriffen find, die höheren Gebühren des 
deutſchen Heeres unter Zugrunbelegung des dort geltenden Gebührenregulativs 
in Anwendung zu kommen haben. 

Art. II. 8. 5 I. fteht mit der Gebührenregulirung in feinem Zufammen: 
bange, fondern betrifft die (vorläufige) Beibehaltung der baieriihen Militärs 
gejeggebung nebft Zugehör nur im Allgemeinen. Bei der im Bündnißvertrag 
übernommenen Gleichftellung der Gebühren handelt es fih um die Webernahme 
einer ſchon jetzt in Wirkjamleit tretenden Berpflihtung. Aus diefem Grunde 
iſt es nicht zuläjfig, von dem Wortlaute der in Art. III. $. 5 III. des Bünd⸗ 
nißvertrages aufgefiellten Regel der Gebührengleichftellung abzumweihen und in 
Anfehung der Befoldungsverhältniffe der baierifhen Richterauditeure eine Aus: 
nahme von der übernommenen Verpflichtung der Gebührenerhöhung, bei welcher 
der Schwerpuntt in ber die Penfionsbezüge weit überfchreitenden Höhe der 
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Aktivitätsgehalte liegt, lediglich deshalb an die Seite zu ftellen, weil die niedriger 
geftellten Behaltsfäge biefer Militärbeamten die Tonftitutionellen Vortheile ber 
baierifhen Dienftespragmatit genießen. 

Der deutlich ausgebrüdte Sinn der Beftimmung über die Gebühren if 
dahin aufzufaflen, daB die auf die Gebühren des Bunbesheeres bezüglicen 
Normen auch auf die für das baterifche Heer neu zu regulirenden Gebührenfäge 
überzutragen find, daß fonady die Sleichftellung nicht blos mittels Erhöhung ber 
Beträge, fondern auch mit Rüdficht auf die für dieſe Gebühren beftehenben Vor⸗ 
ſchriften und die daran ſich knupfenden Rechtsfolgen Platz zu greifen haben. 

Nun befteht für das Bundesheer keinerlei Norm. nad) welcher den im 
Bundesheer angeftellten Juſtizbeamten der Bezug von Gebühren mit konftitutio- 
nellen Bortheilen, wie in Baiern, zugeſprochen ift, vielmehr find diefen Beamten 
ebenio wie den übrigen bejoldeten Chargen des YBunbesheeres Altivitätsbezüge 
mit der Ausfcheidung in Behalt und Servis und mit der Rechtsfolge zugetheilt, 
daß in Fällen der Quleszirung nur ein Anſpruch auf Penſionsbezug nad) Maf- 
gabe des jeweilig geltenden Penfionsregulativs erhoben werben kann. 

Mit jener Kraft eines Reicheverfafjungsgefeßes zur Geltung gelangten Be 
flimmung des Bündnißvertrages tritt die Verfafjungsbeftimmung bes Art. 23 
der Militärftrafgerihtsordnung und der $. 23 der IX. Berf.- Beil. in fo ent 
ſchiedene Kollifion, daß die Erfüllung der von Baiern übernommenen Verpflid- 
tung zur Serftellung voller Mebereinftimmung in Bezug auf Die Gebühren ber 
baieriſchen Armee mit den für das Bundesheer beftehenden Normen die An: 
wenbbarteit der angeführten baieriſchen Berfafjungsbeftimmungen auf bie den 
Richterauditeuren zutommenden Attivitäts « Mehrbezige geradezu ausſchließt. 
Denn während in dem baieriihen Verfaflungsredhte für Behaltsbezüge mit 
pragmatifchen Rechten fi erklärt wird, betrifft die reichsverfaſſungsmäßige 
Beftimmung durchgehende Gebühren, welche mit Beendigung der Dienftesaftivitäl, 
ſoweit nicht der Fortbezug durch Penfionsrechte gefihert ift, abfällig werden. In 
einem ſolchen Rollifionsfale muß aber das Landesrecht der ihm entgegenftehenden 
reichsgeſetzlichen Beſtimmung weichen. 

Damit iſt allerdings das Prinzip durchbrochen, welches den betreffenden Be- 
fimmungen der IX Berf.-Beil. zur Wahrung der Unabhängigfeit der mit Ridter- 
funktionen befleibeten Beamten zu Grunde liegt. (Abgebrudt in Haufer, Zeit: 
fchrift für Reichs- und Landesrecht Bd. 3. 312.) 


69. 


Auch der nichtbaieriſche einem bentihen Bundeöftante angehörige, Beklagte kann 
von dem ald Kläger in Balern auftretenden Ausländer Sicherheitsleiſtung 
für Brozehfoften verlangen. 

(Urtheil des Appebationsgerichts in Bamberg vom 20. März 1815.) 
Die Bellagten wohnen in Meiningen und ift nad Art. 120 ber Projeb 

Drbnung nur dem „inländifhen” Beklagten für die Prozeßkoſten Sicherheit zu 
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hörige eines Bundesſtaats in jedem andern Bunbesftaat als Inländer und auch 
im Betreff der Rechtsverfolgung und bes Rehtsihuges demfelben gleich zu achten. 

Wenn die Beklagten von der Klägerin, die unter Verbeiftandung ihres 
Vaters als ſolche auftritt, behaupten, diefelbe fei an einem amerilanifchen Bürger 
verheirathet, in Folge beffen fie nicht nur nad) $. 13 Ziff. 5 des Gefeges vom 
1. Zuni 1871 über die Erwerbung und den Verluft der Bundes: und Staats: 
angehörigkeit als Ausländerin zu betrachten ei, ſondern auch die Verbeiftandung 
ihres Vaters Hinwegfalle, da durch Verheirathung einer Tochter und Errichtung 
eines eigenen Haushaltes ſowohl nad) gemeinem Rechte, ala nad) ber in ber 
Hauptſache maßgebenden Taiferlihen Landgerichtsorbnung P. III. Tit. 36 $. 2 
und Kit. 39 $. 12 die väterlihe Gewalt aufhört, jo muß, da von Mägerljcher 
Seite ihr Aufenthalt in Amerika nur als ein vorübergehender bezeichnet wird, 
von den Bellagten bewiefen werben, 

daß die Klägerin an einen amerifanifhen Bürger verheirathet fei. 
(Abgedr. in Sauer, Zeitſchr. f. Reichs- u. Landesrecht, Bb. 3, 254.) 


70. 


Durch Erhebung eines Kompetenzkonflikts tritt eine Unterbrehnng des Der: 
fahrens, jomit and des Friſtenlaufes ein. 


(Urtheil des Appellationsgerichts in Bamberg vom 7. November 1873.) 


Es ſteht feft, daß: 
1 das mittels Berufung angefochtene Urtheil des Bezirksgerihts N. N. 
vom 22. Zuli 1872 aus Auftrag ber Klägerin und Appellatin am 

26. September 1872 durch Gerichtsvolljieheralt dem ..... zuge: 

ſtellt wurde, 

2. daß inzwifhen die Regierung von .... gemäß Entſchließung vom 
7. Auguft 1872 einen Rompetenztonflitt in Anregung gebracht hatte, 
indem fie bie Zuftändigleit der Verwaltung in der treffenden Ange 
legenheit in Anſpruch nahın, 
. daß durch oberſtrichterliches Urtheil vom 23. April 1873 ausgefprochen 
il, es felen im vorliegenden Falle die Gerichte zuſtändig, 
daß bie Berufung der Beklagten gegen das unter 1. genannte Urtheil 
durch Gerichtsvollzieheraft vom 17. Mai 1873 eingelegt wurde, ſohin 
am 24. Tage nach Verkundung des oben allegirten oberſtrichterlichen 
Urtheils. 

Hiernach kann es ſich nur darum fragen, ob durch die Anregung des oben 
gedachten Kompetenzkonflikts eine Unterbrehung des Verfahrens und des Friften: 
laufes eingetreten fei. 

Die Klägerin und Appellatin verneint dieſes, jedoch mit Unrecht. 
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Nach Art. 6 des Geſetzes vom 28. Mai 1850, die Kompetenzlonflitte be 
treffend, tritt eine Unterbredung bes Verfahrens ein, indem es den Gerichten 
dort zur Pflicht gemacht ift, nach erfolgter Anregung des Kompetenzkonfliktes 
mit dem Verfahren in der Hauptſache einzuhalten. Hierin liegt aber im 
Sinne der Pr. Drd eine Unterbrechung bes Verfahrens, welche die Unterbrechung 
bes Friftenlaufes zur nothwendigen Folge hat, da jelbfiverftändlih in dem Falle 
wo feine gültige Prozeßhandlung vorgenommen werben kann, aud) feine Friften 
für diefelben zu laufen vermögen. 

Allerdings ift der vorliegende Fal nicht im Art. 490 der Pr.-Ord. aufge 
zählt; allein hierauf kommt es nicht an, weil biejer Artikel überhaupt nur 
eremplizirend ift, und es genügt, daß die Siftirung bes Verfahrens in einem 
Spezialgefeß angeordnet ift. 

Abgeſehen hiervon würde ſchon die Natur ber Sache und ber offen vor- 
liegende Wille des Geſetzgebers hinreichen, um im gegebenen Falle das Verfahren 
und den Friftenlauf für unterbrochen zu erahten; denn wenn bie Ablehnung 
eines Gerichtsmitgliedes ſchon die mehrgedachte Unterbrehung herbeiführt, fo 
muß es die Behinderung des ganzen Gerichts um fo mehr thun. 

Aehnliche Fälle finden fi) angezeigt in den Art. 191 und 484 ber Prozeß 
Ordnung Art. 491 a. a. O. paßt nicht hierher, weil berjelbe nur ſolche Fälle 
im Auge bat, wo durch Ereigniſſe oder Veränderungen in ber Perfon ber Partei 
felbft oder bes gefeglichen Vertreters ober bes beftellten Anwalts bie Unter 
brechung bes Verfahrens herbeigeführt wird; weßhalb Klägerin und Appellation 
fi) vergebens darauf bezogen hat. 

IR nun, wie gezeigt, durch die Anregung bes in Rebe ftehenden Kompe 
tenz:Ronflittes die Unterbrehung des Verfahrens und damit auch des Friften- 
laufes eingetreten, jo ergiebt ſich von ſelbſt, daß die Berufung der Bellagten 
rechtzeitig eingelegt wurde und fie daher wegen angeblich verjpäteter Einlegung 
als nichtig nicht verworfen werden kann. (Abgebr. in Hauer, Zeitfchr. für 
Reichs» und Landesrecht, Bd. 3, 256.) 


71. 


Der Verfolgung eines früher im Wege der Einrede geltend gemahten und 
durch endgültige Entiheidung verworfenen Anſpruchs fteht Die Rechtskraft 
entgegen. 

(Urtheil des oberften Gerichtshofes zu München vom 21. Juli 1874.) 


Mit Recht erachtet ſich Bellagter durch bie Urtheile beſchwert, indem durch 
biefelben bie gefeglichen Regeln von der Wirkung der Rechtakraft verlegt wurden. 
Es beitimmt nämlich) das hier zuc Anwendung kommende gemeine Recht in 
1.78. 4 D. de exceptione rei judicatae 44, 1: „easdem personas eadem 
quaestio revocatar‘‘, und dem flieht nicht entgegen, was in Art. 294 ber BD. 
über Rechtskraft gefagt ift. 


— 
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Nun iſt durch das im gegenwärtigen Prozefie vom Kläger gemachte Zuge: 
ftändniß feftgeftellt, das die Frage ber Gewährleiſtung bereits im Vorprozeſſe 
unter benfelben Parteien erörtert wurde, und durd) das Urtheil bes Landgerichts 
Krumbad vom 23. Januar 1873 fteht feſt, daß der Einwand vertragsmäßiger 
Sewährfäaftsleiftung im Urtheil dieſes Landgerichts verworfen wurde, 

Dieſelbe Sade war aljo ſchon einmal Streitgegenftand unter benjelben 
Barteien und hat damals ihre definitive Befcheidung erfahren . . . 

Die Entſcheidung des Bezirksgerichts Augsburg im legten Rechtszuge verftößt 
gegen eine früher in der nämlihen Sache ergangene Entſcheidung. (Abgedr. in 
Haufer, Zeitſchr. f. Reiche und Landesrecht Bd. 3. 264.) 


72. 


Die rechtskräftige Abweiſung der anerehelihen Mutter wegen rüdftändiger 
Alimente ihrer Kinder fteht der Sage de Vormundes wegen des näms 
lichen Anſpruchs nicht entgegen. 

(Urtheil des Appellationsgerichts zu Bamberg vom 22. Juni 1874.) 

Nah Art. 294 der Pr.sOrd. erſtreckt fih die Wirkung eines rechtskräftigen 
Urteils auf die im Streite aufgetretenen oder in bemjelben beigeladenen Pers 
fonen, auf biejenigen, deren Rechte nach civilrechtlihen Grundfägen durch eine 
der progeßführenden Partelen im Nechtöftreite vertreten wurden, und auf die 
Erben ber bezeichneten Perſonen, regelmäßig auch auf ſolche Dritte, welche erſt nad) 
Erhebung bes Streites ein Recht an der firittigen Sache von einer ber Par⸗ 
teien erworben haben; anderen Perſonen kann das Urtheil weder nügen noch 
ſchaden. 

Der Rechtsſtreit, in welchem das frühere Urtheil erlaſſen wurde, iſt weder 
von den dermaligen Klägern noch Namens derſelben geführt worden, vielmehr 
iR deren Mutter und zwar lediglich für ihre Perſon als Klägerin in dieſem 
Rechtsftreit aufgetreten; eine Beilabung der gegenwärtigen Kläger ift nicht erfolgt, 
biefe find die Rechtönachjolger ihrer Mutter nicht geworden, audy kann nad) den 
in Art. 294 der Pr.⸗Ord. in Bezug genommenen civilrehtlihen Grundſätzen nicht 
angenommen werben, daß bie Rechte der damaligen Kläger durch ihre Mutter 
in dem von biefer geführten NRechtsftreite vertreten worden feien. 

Diefe civilrechtlichen Grundſätze find in ber Geridhtsordnung von 1753 
cap. XIV. $. 11 Nr. 4 zweitens und drittens enthalten und gehen dahin, daß 
die Rechtskraft einen Dritten, weil die Rechte defjelben im Rechtsftreite vertreten 
wurden, dann betreffe, wenn er zwar jelbft ein gemeinfchaftlihes und vorzüg: 
lihes Recht bei ber ftrittigen Sache und nebit bem von dem Streite gutes Wiflen 
gehabt, gleichwohl aber ſich defielben nicht angenommen habe, ferner dann, wenn 
die Sache mit dem redhtmäßigen Kontradiktor einmal ausgeflritten worden jei 


und in Anfehung des britten die nämlihen oder noch ftärkeren Urſachen 
obmalten. 
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Weber ber eine noch der andere biefer Fälle ift gegeben, der erftere insbe 
fondere deshalb nicht, weil die Mutter wegen Aufhebung bes diesfalfigen Ber: 
trags vom 13. Auguft 1869 gellagt hatte und bezüglich dieſer Alimente der 
Kuratel über ihre Kinder, wenn überhaupt noch ein Recht, doch nicht ein vor 
zügliches, d.h ein folches zuftand, daß, wenn die Kuratel jelbft den Streit hätt: 
auf fi) nehmen wollen, die Mutter demfelben darin ———— ober höchſten: 
nur interveniendo zu aſſiſtiren gehabt hätte 

Ganz abgefehen von der Frage der Identität des Klaganſpruchs mit Dem 
von der Mutter N. gegen den Bellagten verfolgten Anſpruch ericheint ſonath 
das Urtheil vom 16 Januar 1872 den bermaligen Klägern gegenüber als um- 
wirffan und daher die der Klage entgegengejegte Einrede ber abgeurtheilten 
Sache als verwerflid), was aud) von der Einrebe der Verjährung gilt, welche der 
Erftrichter gleichfalls für begründet erachtete. Denn die Kinder ber N., für welde 
die Klage erhoben wurde, find nod minderjährig, und nad Th. I. Zit. IX. 
8. 535 des hier zuc Anwendung fommenden Preuß. Landrechts kann die Ber 
jährung durch bloßen Nichtgebraudy gegen Unmündige und Minderjährige wäh 
rend ber Minderjährigkeit nicht anfangen. (Abgebr. in Hauer, Zeitichr. f. 
Reichs- und Landesrecht Bd. 3. 265.) 


73, 


Unterjagung der Ausgabe von Marken anftatt baaren Gelded an die Arbeiter 
einer Fabrif and dann, wenn folhe Marken nur dem Verkehre innerhaib 
der Fabrik (zum Einkaufe von Viktnalien aus der Fabrifägreiklerei) 
dienen follen. 


(Entf. des k. k. öfterr. Minifteriums des Innern vom 3. März 1878.) 


Die Altiengefelihaft der 5 . .’er Flachsipinnerei bat, angeblih um bie 
Nachtheile einer Lohnherabſetzung theilweilfe zu paralifiren, im Jahre 1875 eine 
Greißlerei mit Zuder- und Kaffeeverkauf in der Fabrik ausſchließlich für tie 
Fabriksarbeiter zu dem Zwede errichtet, den Arbeitern die nothwendigen Viktualien 
für den beim Ankauf im Broßen erzielten Anfhaffungspreis zulommen zu machen. 
Zu diefem Behufe hat die Fabriksleitung Anmweifungsmarten in Appoints von 
1, 5 kr., 10 kr., 50 Er. und 1 fl. anfertigen laffen, gegen welde den Xr: 
beitern die Waaren ausgefolgt werden. 


Am 4. Dezember 1876 wurde nun der Kaufmann Franz W. in F. bei der 
Bezirkshauptmannſchaft klagbar, daß die Fabrik die Arbeiter zwinge, bei ihr gegen 
von ihr ausgegebene Geldwerthzeichen, die den Arbeitern als Löhnung erfolgt 
werden, Waaren zu nehmen und auf diefe Weife den freien Verkehr hindere. 
7* ſtellte das Begehren, die Ausgabe dieſer Marken (Geldzeichen) einzu- 

ellen. 
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Die über diefe Anzeige einvernommene Fabriksleitung erklärte, daß es uns 
wahr fet, daß die Arbeiter gezwungen werden, Marten und Lebensmittel aus 
der Fabritögreißlerei zu nehmen, daß mehr als der dritte Theil ber Arbeiter ſich 
gar nit hieran betheilige, und daß die freiwillig erhobenen Marten durchs 
ſchnittlich nicht den dritten Theil des verdienten Lohnes ausmachen. 

Die Handels: und Gewerbekammer in DO. hat über Erſuchen der Bezirkes 
hauptmannſchaſt ih am 15. April 1877 dahin ausgefprochen, daß die Marken, 
welche von der 5. ’er Fladhefpinnerei ausgegeben werden, feineswegs als geſetzlich 
verbotene Geldwerthzeichen anzufehen feien, daher die Beſchwerde bes W. keine 
Berüdfihtigung verdiene. 

Aus diefem Grunde hat die Bezirkshauptmannſchaft unterm 20. Mai 1877 
dem Begehren des W., die Ausgabe der fraglihen Marken einzuftellen, eine 
Folge gegeben. 

Sn der Dagegen eingebrachten Beſchwerde machte W. geltend, daß die Emiffion 
von Privatgeldanweiungen gemäß der Minifterialerläffe vom 7. Dezember 1848 
(R. G.⸗Bl. Nr. 12 ex anno 1849), 8, Februar 1849 (R.-G.«Bl. Nr. 123), 
27. April 1849 (R.⸗G.⸗«Bl. Nr. 232) und vom 15. Mai 1849 (R⸗G.Bl. 
Nr. 248) verboten fei, und bat, die angefochtene Entſcheidung der Bezirkshaupts 
mannſchaſt dem Gelege gemäß abzuändern. 

Die k. k. Statthalterei hat, der Beſchwerde Folge gebend, das angefochtene 
Erkenntniß mit Rüdfiht auf die Beftimmungen der Finanzminifterial-Berords 
nungen vom 7. Dezember 1848 (R.-G.⸗Bl. Nr. 12 ex anno 1849) und vom 
11. Dezember 1849 (R.:&.:Bl. Nr. 123) unterm 12. Suli 1877 aufgehoben, die 
Bezirkshauptmannſchaft gleichzeitig aufgefordert, das angeſuchte DBerbot, ber 
weiteren Verausgabung von derlei Marken an die gedachte Fabrik fogleich 
zu erlaffen und im Webertreiungsfale gegen die Schuldtragenden im Sinne ber 
taiferlihen Verordnung vom 20. April 1854 (R.-G.⸗Bl. Nr. 96) das Amt zu 
handeln. 

Gegen biefe Entſcheidung ergriff die Direktion der 5 . er Flachsſpinnerei 
den Minifterialreturs. In diefem wurde angeführt, daß inhaltlich der im Ver⸗ 
taufslolale affigirten Kundmachung jeder Arbeiter der Fabrik bei der Ablohnung 
foviel von diefen Marten erhält, als er nad) jeinem Wunſche zum Waarenbezuge 
aus den Vorräthen bis zum nächſten Lohntage benöthigt. Diefe Marten werben 
feinem Arbeiter aufgedrungen; jeder Arbeiter habe felbit zu beflimmen, ob und 
wie viel er Marken zum Zwede des Wanrenbezuges wunſche. Diefe Marten 
kurfiren nicht; fie werden in die Hand bes Fabriksarbeiters gegeben und kommen 
von biefem wieder an die Fabriksleitung zurüd, dürfen an Fremde gar nicht 
abgegeben werden. Wenn die Waaren gegen Geld ausgefolgt würden, fo könnte 
auch jeder Fremde kommen und biefelben um den Ginkaufapreis beziehen und 
jede Kontrole, daß nur Arbeiter der Fabrik die billige Waare erhalten, ginge 
verloren. Nur ein verhältnißmäßig geringfügiger Betrag des Lohnes werbe in 
Marten gegeben. Die vom November 1875 bis Ende Auguft 1876 ausgezahlten 
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Xöhne betragen 62,025 fl. 12 kr.; bie während biefer Zeit abgegebenen Marken 
nur 18,408 fl. 17 ir. Bei dem Hoch⸗ und Deutſchmeiſter'ſchen Eiſenwerke in 2, 
dem 8... . chen Eiſenwerke in 3, der Zmwirnfabrit von W. und ©. in £. 
u. ſ. w. beftehen gleichfalls ſolche Markenausgebungen. Die citirten Finanz 


Minifterialerläffe finden feine Anwendung im vorliegenden Falle; denn ben 


Marten fehle das wejentlihfte Kriterium eines „Geldwerthzeichens“, nämlich, 
daß es für den allgemeinen Verkehr oder doch für den Verkehr in einem aus 
gedehnteren Umtreife beftimmt if. Die Ausgabe der Marken fei eine interne 
Angelegenheit der Fabrik, eine Gebahrungsart derfelben, die in keinem Gejege 
verboten fei. 

Das ?. f. Minifterium des Innern hat unterm 3. März 1878, im Einver- 
nehmen mit den k. ? Minifterien des Handels und der Finanzen dem Rekurfe 
der Direktion der F. ‚er Flachsſpinnerei aus ben Gründen der angefochtenen 
Entſcheidung keine Folge gegeben. (Abgedr. öſterr. Zeitichr. f. Verw. 1878. 
©. 83.) 


74. 


Im Falle der nach $. 28 des Heimatsgeſetzes eintretenden Unterſtützung eines 
auswärtigen Armen richtet fid der Erſatzanſpruch nah dem Maße des 
vorhanden geweſenen angenblidlihen Bedürfuiffes. 


Entf. des k. k. öfterr. Miniftertums des Junecn vom 29. März 1877.) 


Am 5. September 1872 fiarb im Wiener allgemeinen Krankenhauſe die da- 
felbft als Krankenwärterin bedienftet gewejene Fleiſcherswittwe Aloifia K., welde 
unbeftritten nad) 2. in Mähren zuftändig war. Dieſelbe hinterließ zwei Söhne, 
Franz 9 Jahre und Karl 8 Jahre alt, ohne alle Obforge und Mittel, daher die 
Kinder am 9. September 1872 dem Wiener Magiftrate übergeben wurden. Der 
Magiſtrat gab die Kinder nah Hernals in Verpflegung gegen ein Koftgelb von 
monatligen 5 fl. 25 kr. öft. Währ. für je 1 Kind. Dort verblieben die Kinder 
bis zum 4. Juni 1878, an welchem Tage fie von der Seimathgemeinde 2. über- 
nommen worben find. Die für deren Verpflegung in ber Zeit vom 10. Sep 
tember 1872 bis 4. Juni 1873 aufgelaufenen Koften betragen im Ganzen 92 fl. 
75 tr. öft. Währ., deren Erjag der Wiener Magiſtrat von der Heimathgemeinde 2. 
am 31. Zuli 1873 im Wege der Bezirkshauptmannſchaft H. beanfpruchte, nad- 
dem er von der am 10, September 1872 erfolgten Webernahme dieſer Kinder in 
bie Pflege gegen Koſtgeld von je 5 fl. 25 Er. oſt. Währ. monatlich bie Heimath ⸗ 
gemeinde auf demfelben Wege erft am 18. Mai 1873 mit der Aufforderung zur 
Abholung diefer Kinder verftändigt hatte. 

Der Bemeinbevorfteher von 2. zeigte an, daß die Verwandten ber beiben 
Waiſen zahlungsunfäßig find und erklaͤrte "zugleich, daß fih die Oeimathgemeinde 
nur für verpflichtet erachte, das Koſtgeld für bie Seit vom Tage ber erfloffenen 
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Anzeige bis zum Tage ber Abholung der Kinder, d. i. vom 18. Mai bis 4. Juni 
1873 im entfallenden Betrag von 5 fl. 95 kr. zu bezahlen, weil der Sterbefall 
nicht jogleih, ſondern erft nad Ablauf von 8 Monaten der Heimathgemeinde 
befannt gegeben worden fei. 

Der Wiener Magiftrat hat fih nun unterm 31. März 1876 an bie Bezirks- 
bauptmannjhaft H. mit dem Erjuchen gewendet, die Gemeinde L zur Zahlung 
der reftlihen Verpflegungstoften pro 86 fl. 80 Tr. verhalten zu wollen. 

Die Bezirkshauptmannichaft zu H. erflärte unterm 12. April 1876, daß fie 
mit Rüdjiht auf die im vorliegenden Falle zur Geltung kommenden Beſtim⸗ 
mungen bes 4. Abjchnittes des Heimathgefeges vom Jahre 1863 nicht in der 
Zage ſei, der Gemeinde L. die Zahlung des beanſpruchten Verpflegstoften: 
betrages von 86 fl. 80 kr. aufzutragen. 

In der gegen diefe Entjheidung eingebrachten Beſchwerde machte der Wiener 
Magiſtrat nomine des allgem. Verforgungsfondes geltend, daß, wenn aud) die 
vorgeſchriebene Anzeige von der erfolgten Webernahme ber Kinder Karl und Franz K. 
an bie Seimathgemeinde nicht ſogleich erftattet worden fei, doch der Umftand in’s 
Auge gefaßt werben müfle, daß die Verpflegung der genannten Kinder, wenn fie 
glei nach ihrer Uebernahme in die Heimath befördert worben wären, der Ge⸗ 
meinde 8. auch Auslagen verurfaht hätte und daß dieſe ſicher nicht weniger als 
171/g kr. pr. Kind und Tag geweſen wären. 

Die Statthalterei hat am 23. November 1876 dem Wiener Magiflrat befannt 
gegeben, daß diefelbe im vorliegenden Falle nicht in ber Lage ei, die Gemeinde 
L. zur Bahlung des fraglichen Verpflegstoftenreitbetrages von 86 fl. 80 kr. für 
die Zeit vom 10. September 1872 bis 18. Mai 1873 zu verpflihten, weil an 
der Verzögerung der Anzeige nur der Wiener Magiftrat Schuld trage 

Gegen biefe Entiheidung hat der Wiener Magiftrat rechtzeitig den Rekurs 
eingebracht, worin derſelbe um den Aüderjag der fraglihen Verpflegskoſten 
im Betrage von 86 fl. 80 Fr. von Seiten der Gemeinde 2. bittet, indem er an⸗ 
führt, daß im $. 28 des Heimathgeſetzes vom Jahre 1863 die Verpflichtung zur 
fogleihen Anzeige von ber Webernahme, reſp. von der Unterftügung von Per- 
fonen im Falle des augenblidlihen Bebürfnifjes an deren Heimathgemeinde nicht 
enthalten ift, die hierfür aufgelaufenen Koften mit Berpflegsfoften in Spitälern 
nit zu verwechſeln find und eine billigere Verpflegung als mit täglichen 17 1/5 tr. 
nit gedacht werben Tann. 

Das k. k. Minifterium des Innern bat unterm 29. März 1877 erkannt: 
„Der Rekurs des Wiener Magiftrates wird im Hinblid auf den $. 41 bes 
Heimathgeſetzes vom 3. Dezember 1863 ala unftatthaft zurücigewiefen. Webrigens 
bleibt e8 dem Wiener Magiftrate unbenommen, jenen Unterflüßungsbetrag, 
welder nad dem allerdings vorhanden gewejenen augenblidlidhen 
Bedürfniffe zu verabreihen war, von ber Gemeinde 2. auf Grund bes 
8.28 Seimathgefeges anzuſprechen.“ (Abgebr. öfter. Zeitſchr. |. Verw. 1878 
S. 10.) 
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75. 


Die Gerichte fund nicht berufen, darüber abzuiprehen, ob der Gemeiunbensrkeker 
die Grenzen jeined Wirkungskreiſes überjcpritten habe. 
(rl. des oberften Gerichtsh. in Wien vom 9. Oltober 1877) 


Zum Vermögen ber Stadtgemeinde Kin Galizien gehören audy Auen, ver 
welden ein Theil in jogenannte Bärtchen umgewandelt wurde. Diejes Gemeinde 
vermögen wird feit Jahrzehnten in der Weife verwaltet, daß die Gemeinbeser- 
ſtandſchaft den einzelnen Bemeinbegliebern auf ihre Bitte Stückchen dieſer iz 
Gärten umgewandelten Auer zur Benätung für die Zeit vom Frühjahre bis 
zum Herbfte eines Jahres gegen ein geringes Entgelt überläßt, zu melden 
3Zwede der Gemeindevorſtand oder Delegirte des Bemeinderathes in Folge eines 
Gemeinderathabeſchluſſes fi in jedem Frühjahre auf die Auen begibt und je nech 
dem Beichluffe des Gemeinderathes den Nubnießern das ihnen im vergangenen 
Frühjahre Üübergebene Gärtchen entweder abnimmt ober theilt und beu abge 
trennten Theil des Härtchens einem anderen Stäbtler übergibt oder aber das 
ganze Gärtchen dem früheren Nugnießer auf ein weiteres Jahr zur Benügung 
beläßt. 

Auf gleiche Weife hat der Gemeinberath dem Johann ©. ein Gärtchen im 
Benügung übergeben, fpäter aber am 7. April 1874 den Beihluß gefaßt, ihm 
daſſelbe abzunehmen und dem Adalbert ©. zu übergeben. Diefem Beſchluſſe 
ift jedodh Johann S. nit nachgelommen, Albert G. bat jebod ohne Weiteres 
den fraglihen Grund beadert und beſäet, worauf Johann S. gegen ihn fomohl 
als auch gegen die Stadtgemeinde im Proviforialmege klagbar aufgetreten if. 

Tas Bezirksgericht in Brzoſtek hat ihn mit diefer ‘Proviforialflage im Ganzen 
abgewiefen, hauptjählid aus dem Grunde, weil die Benügung einer fremden 
Sade für fi allein, wenn biefelbe nur auf eine beftimmte Zeit beſchränkt wear, 
noch nit als Beſitz angejehen werden kann. 

Das Kralauer Oberlandesgeriht hat jedoch den Johann ©. im Beſihtze ger 
Ihügt und dem Adalbert G und der Stadtgemeinde die fernere Störung dieſes 
Beſitzes unter Strafe unterfagt und zwar in der Erwägung, daß fid) das obge⸗ 
ſchilderte Verhältniß zwifchen dem Kläger und dem Geklagten als ein Beſtand⸗ 
vertrag gemäß $$. 1090 und 1191 a. b. &.-8. darftellt, Johann ©. im legten 
faktiſchen Beſitze bes firittigen Gärtchens fi befand und in diejem Bejige durch 
die Gemeinde geftört wurbe, deren Sache es war, ihm ben Beftand zu gehöriger 
Zeit zu kundigen, nicht aber ben Vertrag eigenmächtig zu löfen. 

Ueber Reviſionsrekurs der Belangten hat jedody der kuk. oberfte Gerichtshof 
laut Entf. v. 9. Oktober 1877 beide untergerichtlichen Entſcheidungen behoben 
und bem Oberlandsgerichte verordnet, dem Bezirksgerichte in Brzoſtek aufqu⸗ 
tragen, den Kläger mit feiner Klage an bie betreffende Abminiftrativbehörde, 
nämlich ben Bezirlsausſchuß, zu verweilen. — Gründe: „Kläger gefteht zu, 
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Daß die freitigen 10 Aderbeete einen integrivenden Theil der K’er Auen bilden 
und durd den früherbeftandenen Gemeinderath dem Tlägerifchen Vater gegen ein 
jährlich zu leiftendes Entgelt zur Benügung überlafien wurden; ferner erſcheint 
Durch die der Duplit angeichloffenen Protokolle über die in den Gemeinderaths- 
fißungen gefaßten Beſchlüſſe, deren Authentizität vom Kläger nicht befiritten 
wird, nachgewieſen, daß der Bemeinderath in der am 4. April 1874 abgehaltenen 
Sitzung beſchloſſen hat, dem Kläger das bisher in feiner Benügung geweſene 
Gärtchen abzunehmen und es jemandem Anderen zu übergeben, was die zu 
diejem Zwecke abgeordneten Gemeinderäthe auch thaten, durch den Kläger aber 
dadurch vereitelt wurbe, daß er im Frühjahre 1874 dieſes Gärtchen jelbft aufaderte, was 
den Gemeinderath in der Sifung am 29. April 1874 zu dem Beſchluſſe bewog, 

dei Kläger no durd ein Jahr in der Benügung des Gärtchens zu belaflen, . 
ihn jedod wegen feiner Renitenz in eine Geldfirafe von 2 fl. zu verfällen, zu 

diefen Beihlüffen aber, wie auch zu jenem vom 14. April 1875, womit auf 

Grund ber früheren zwei in Rechtskraft erwachſenen Beſchluſſe die Abnahme des 

fireitigen Gärtchens vom Kläger und bie Uebergabe defjelben an den Mitbelangten 

Adalbert G., welher Beſchluß auch effettuirt wurde, war der Gemeinderath der 

Stadt 8. gemäß $. 27, 30 und 68 des Gemeinbegefeges vom 12. Auguft 1866*) 

berechtigt, endlich find darüber, ob der Gemeindevorfteher die Grenzen feines 

Wirkungskreifes überjchritten habe, die Gerichte abzufprehen nicht berufen.” 

(Abgedr. öfter. Zeitihr. 1878 S. 11). 


76. 


Rechte aus einem Vertrage mit einer Uufall: und Invaliditätd-Verfiherungs: 
geſellſchaft. 


(Ext. des Reichs⸗Oberhandelsgerichts in Leipzig vom 7. Januar 1878.) 


Die Entfheidung ber Vorinftanzen beruht auf der Annahme, daß der vom 
Beklagten mit ber Deutjchen Unfall- und InvaliditätssBerfiherungs-Genofjen- 
haft in Leipzig geſchloſſene Vertrag, inhalts deſſen der Beklagte die in feiner 
Holzicpleiferei beichäftigten Arbeiter gegen ſolche Unfälle verfichert hat, für welde 
er nad) den Gefegen nicht verantwortlich gemacht werden kann, als zu Bunften 
der Arbeiter bez. ihrer Hinterbliebenen geſchloſſen, als ein eigentlihes pactum 
in favorem tertii initam zu gelten habe. Bellagter dagegen will darin einen 
nur in feinem eigenen Intereſſe geſchloſſenen Vertrag erblidt wiſſen und fügt 
hierauf die Anſicht, daß bei Eintritt eines Unfalls der im Vertrage vorgefehenen 
Art die ftipulirte Entfhädigung ihm jelbft für feine Perfon gebühre. 


*) 8. 27 des galiz. Gemeindegefeges handelt vom felbfiftändigen Wirkungstreife der Ge⸗ 
meinden; $. 28 vom Wirkungsfreife des Gemeinde-Aushufies bezüglich des Gemeindehaus⸗ 
halte; 8. 68 von ber Theilnahme an den Nugungen des Gemeindeeigenthums. 

Hartmann, Zeitſchriſt. Bd. IV. Heft 5. 83 
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Es ift jedoch weder den Vorinftanzen, noch dem Beklagten beizutreten. Die 
Anficht des letzteren ift mit der rechtlichen Natur des Verfiherungsvertrags nicht 
vereinbar. Diefer Vertrag ſetzt ein Interefie des Verfiherten an dem Nichteins 
tritte des Ereigniffes voraus, auf welches die Verfiherung fih bezieht, er fol 
nur dem Zwede dienen, daß die für den Verficherten mit dem Eintritte des Er- 
eigniffes verbundenen Nachtheile ausgeglichen ober gemildert werden, nicht aber 
bat er die Beftimmung, dem Verfiherten Vorteile zu verſchaffen, die ihm auch 
beim Ausbleiben des Ereigniffes nicht zu Theil werden könnten. Verträge, durch 
welche derartige Vortheile dem Verfiherungnehmer zugemwendet werden follen, 
find feine Verſicherungsverträge, fondern fallen unter den Geſichtspunkt des 
Spiels oder der Wette, wehhalb man fie ald Wettaffeuranzen zu bezeichnen 
pflegt. Dies gilt insbefondere auch von ber Verjicherung des Lebens einer dritten 
Perſon, woran derjenige, welchem bie Verfiherungsfumme zugute kommen fol, 
tein Interefie hat. Die Wirkſamkeit eines derartigen Vertrags richtet ſich nad 
den Grundſätzen, welde das einſchlagende bürgerliche Recht über Spiel umd 
Wettverträge aufftellt, und es würde daher, ſofern in diefer Beziehung, wie im 
vorliegenden Falle, die in Sachſen geltenden Vorſchriften maßgebend find. die 
Anſicht des Beklagten dahin führen, daß die mit der Genoſſenſchaft in Bezug 
auf Arbeiter ihrer Mitglieder geſchloſſenen Verſicherungsverträge eine klagbare 
Forderung auf die ftipulirte Verfiherungsfumme überhaupt nicht begründeten 
(ogl. $. 1480 des ©. G.B.). Ein folder Vertragswille ift nicht vorauszufegen 
(vgl. $. 813 des B. G. B.), und bie hierher gehörigen Beftimmungen in den 
Statuten der Genoſſenſchaft, welche die Bafis des Vertragsverhältniſſes zwifchen 
diefer und dem Bellagten bilden, ſtehen der Anſicht des Beklagten nicht 
zur Seite. 

Allerdings können darnach nur die Arbeitgeber Mitglieder der Benoffens 
ſchaft jein und nur ihnen liegt die Zahlung der Prämien und der etwa nöthigen 
Nachſchuſſe ob (88. 5, 14 ff., 17 ff.). Allein nad $. 2 ift der Zwed der Be: 
noſſenſchaft, foweit er hier in Betracht kommt: den Arbeitern gegen die Folgen 
von Unfällen ber bezeichneten Art Verfiherung zu gewähren, und nad) $. 19 
vergütet die Benoflenihaft, wenn infolge eines ſolchen Unfalls der Tod eintritt, 
an die binterbliebenen Ehegatten und Kinder des Getödteten bie 
volle auf diefen entfallende Verfiherungsfumme, während bei eintretender Ins 
validität eine Rente zu gewähren ifl, deren Betrag namentlih aud nad dem 
Alter des betroffenen Arbeiters und dem Grabe der Invalivität deſſelben ſich 
richtet. Unverkennbar weifen diefe Beſtimmungen barauf hin, daß die von der 
Genoſſenſchaſt eintretenden Falles zu gewährende Entihädigung, insbejondere 
aud) die im Falle des Todes eines Arbeiters zu zahlende Berfiherungsfunme, 
nicht dem Verfiherungsnehmer, fondern dem verunglüdten Arbeiter bez. deffen 
Angehörigen zufließen foll. 

Bellagter macht hiergegen geltend: bei diefer Auffaffung des Vertrags würde 
gar nicht abzufehen fein, was ihn zu defien Eingehung bewogen haben follte; 
denn für bie bamit verbundene Verpflihtung zur Zahlung von Brämien und 
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Nachſchuſſen würde ihm dann Leinerlei Entfhädigung zu Theil, da ja die Ver⸗ 
fiherung nur gegen ſolche Unfälle feiner Arbeiter genommen fei, für welche er 
gefeglid nicht zu haften habe. Diefer Einwand ift indeffen nicht zutreffend. In 
Wahrheit e.langt der Verfiherungsnehmer durch den Vertrag auch bei sbiger 
Auslegung deſſelben nicht unerhebliche Vortheile, ſchon infofern, als er dadurch 
in den Stand gefegt wird, ohne Aufwendung aus eigenen Mitteln. dem verun- 
glüdten Arbeiter bez. deſſen Angehörigen eine Entſchädigung zukommen zu laffen, 
zu deren Bewährung er fi in vielen Fällen wenigſtens moraliſch für verpflichtet 
erachten wird. Außerdem iſt die Berfiherung der Arbeiter gegen ſolche Unfälle, 
für welche der Arbeitgeber gejeglich nicht einzuftehen hat, unftreitig geeignet, bie 
Arbeitjuhenden zum Eintritt in die Arbeit gerade bei dem Berfiherungsnehmer 
zu veranlafien und fomit biefem bie Heranziehung ber erforderlichen Arbeitskräfte 
zu erleichtern. 

Gleichwohl läßt ſich nicht annehmen, daß der Berfiherungsvertrag als ein 
Vertrag zu Bunften Dritter im techniſchen Sinne anzufehen fei (vgl. 85. 853 ff. 
des B. G.⸗B.). Dem widerſprechen folgende Statutenbeftimmungen.“ ... 

(& folgt die Aufführung des fpeziellen Inhalts verſchiedener Paragraphen 
der Statuten; dann wird fortgefahren:) 

„Aus dem Zufammenhalt diefer Statutenbeftimmungen ergiebt fi, daß 
immer nur der Arbeitgeber als :der aus dem Vertrage Berechtigte der Ges 
noſſenſchaft gegenüberfteht, und zwar auch dann noch, wenn ein durch die Ver- 
fiherung betroffener Unfall bereits eingetreten ift: nur mit ihm ift feitens 
ber Genoſſenſchaft darüber zu verhandeln, ob und in welder Höhe von 
legterer eine Entihädigung zu gewähren ſei; er hat das Recht, etwaige Streitig- 
teiten darüber durch gütlihe Einigung mit der Genoſſenſchaft, aljo auch durch 
Verzicht auf jeden Anfprud, zu erledigen, und in Ermangelung einer gütlichen 
Einigung find ſolche Streitigkeiten zwiſchen ihm und der Genoſſenſchaft durch 
ein, unter feiner Mitwirkung zu Eonftituirendes Schiedsgericht zum Austrag zu 
bringen. Ebenfo hängt e8 noch nad) eingetretenem Unfale von feinem Ver⸗ 
halten ab, ob die Erſatzanſprüche gewahrt bleiben oder verloren gehen follen, 
und an ihn ift ſchließlich Zahlung zu leiften. Dem verunglüdten Arbeiter da- 
gegen oder deſſen Hinterbliebenen fteht feinerlei Recht unmittelbar gegenüber 
der Genoſſenſchaft zu. Es eriftirt feine Beſtimmung in den Statuten, welche 
darauf hindeutete, daß bie Genoſſenſchaft nicht blos gegenüber dem Berfiherungs» 
nehmer, fondern auch gegenüber ben Arbeitern bez. deren Sinterbliebenen ver- 
pflichtet fein ſolle. Dieje dritte Perſonen find daher niemals, und zwar aud 
nad Eintritt eines die Zahlungsverbindlickeit der Genoſſenſchaft begründenden 
Unfalls nicht, in der Lage, durd Beitritt zu dem Verfiherungsvertrage ſich ein 
von dem Willen des Verfiherungsnehmers unabhängiges, felbfiftändiges Recht 
aus dem Vertrage gegenüber der Genoſſenſchaft zu verſchaffen (vgl. $. 854 bes 
8. G.⸗B.): nad) wie vor behält der Berfiherungsnehmer die freie Dispofition 
über den Anfprud, fie aber haben kein Recht, befien Geltendmachung zu er- 
jwingen, und vermögen ebenfowenig einen Verzicht darauf von Selten des Ver⸗ 
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fiherungsnehmers zu verhindern oder die Verwirkung burch biefen abzuwenden 
Durch die Statutenbefimmung, daß die Zahlung an ben Berfiherungsnehmer 
und eventuell an den Bezugsberechtigten geleiftet werde, ift nicht ein Forde⸗ 
rungsrecht defien, dem die Entſchädigung zufließen fol, gegen bie Genofſſenſchaft 
konftituirt, vielmehr kann biefe Beftimmung gegenüber den fonftigen Vorſchriften 
der Statuten nur dahin verftanden werden, daß die Benoffenihaft eventuell — 
unter welden Vorausfegungen, ift nicht gejagt — an bie verunglüdten Arbeiter 
bez. deren Hinterbliebenen zahlen bürfe, biefe alfo unter gewiſſen Boraus 
fegungen als solutionis causa adjecti zu gelten haben ($. 692 bes B. G.⸗B). 


In Bezug auf den zwiſchen dem Beflagten und der Genoſſenſchaft gejchlofie 
nen Verfiherungsvertrag fehlen aljo die wejentlihen Merkmale eines pactum in 
favorem tertii. Daraus folgt aber keineswegs, daß ber Verfiherungsnehmer die 
nad Eintritt eines Unfalls an ihn gezahlte Verfiherungsfumme für ſich behalten 
dürfe. Dies würde mit den über das Welen bes Verfiherungsvertrags ent 
widelten Grundfägen und mit dem nachgewieſenen Vertragsmwillen der Kontra 
benten in Widerſpruch treten: die Genoſſenſchaft zahlt nur zu dem Zwecke an 
den Verfiherungsnehmer, bamit der Verunglüdte bez deſſen Hinterbliebene ent 
ſchädigt werden. Dieſe Vertragsfagung kann von dem Verfiherungsnehmer nicht 
einfeitig abgeändert werden; er ift vielmehr, wenn er die Zahlung annimmt, zur 
Erfühung des Zweds, zu welchem fie ihm geleiftet wird, verpflichtet, und zwar 
erwerben dadurch bie dritten Perſonen, welchen die Zahlung zugute kommen fol, 
ein bireftes Forberungsrecht gegenüber dem Verfiherungsnehmer. Die c. 3 G. 
de don. quae sub modo (VIII. 55) entfcheibet in diefem Sinn einen analogen 
Fall: bei der donatio sub modo erlangt ber Dritte, an melden der Beftentte 
eine Leiftung bewirken fol, durd) den Schenkungsvertrag zwifhen dem Geſchenk⸗ 
nehmer ein unmittelbares Recht gegen legteren auf bie für ihn im Vertrage be 
dungene Leiftung. Diefe Vorſchrift darf audy auf den Fall angewendet werben, 
wenn es fi nicht um eine Schenkung an den Empfänger handelt, diefem viel 
mehr lediglich im Intereffe des Dritten geleiftet wird. 

Windſcheid, die Lehre des R.-R. von der Vorausjegung, ©. 174; 
berfelbe noch in der 3. Aufl. feines Lehrb. ded Pand.:R. 8. 316 
II. ©. 19%. 
Wenigftens vom Stanbpuntte des heutigen Gemeinen Rechts erſcheint eine 
derartige Anwendung ber Vorſchrift unbedenklich mit Rüdficht auf die Grundfäge, 
welche über die Wirkung der Verträge zu Bunften Dritter für legtere in ber 
Praxis zum Durchbruch gelangt find: 
Entſch. des R.D.9..®. XXI. ©. 233 ff. 
Auch im Sächſ. B. G.⸗B. findet fi) eine gleihartige Vorſchrift im $. 1066, und 
bier erſcheint dieſelbe ohne Zweifel ald Ausfluß der in $8. ff. aufgeftellten al; 
gemeinen Prinzipien: 
Siebenhaar, Lehrb. des Sächſ. Privatr., 8.310 S. 517 sub G verb. 
mit ©. 518 ff. nad) dem Abfchnitt sub EL 
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Der Vertrag, durch welchen im gegebenen Falle das Recht der Hinterbliebes 
nen bes verunglüdten Arbeiter auf die Berfiherungsiumme begründet wurde, 
iſt zwiſchen dem WVerfiherungsnehmer und ber Verſicherungsgeſellſchaft durch 
Zahlung ber Verfiherungsfumme zu dem oben angegebenen Bwede an 
den Verfiherungsnehmer zu Stande gekommen, und der in $- 854 bes B. &.-B. 
erforderte Beitritt des Dritten zu bem Bertrage wide bier ſchon in ber Er- 
Hebung ber gegenwärtigen Klage zu erbliden jein (Entf. III. ©. 851).*... 


J 


112% 


Rechtsfähigkeit eines anf Gegenieitigfeit gegründeten Bieh - Verfiherungs - 
Vereins. 


(Erf. des oberften Gerichtshofes in München vom 20. Oltober 1874.) 


Das Bezirkögeriht Schweinfurt hatte angenommen, der in Nede ftehende 
Verein könne, weil er lediglich eine Sozietät fei, nicht verklagt werben, daher 
auch der einzelne Befelfhafter feine Anſprüche nur gegen alle übrigen Geſell⸗ 
ſchafter verfolgen, mit denen er den Geſellſchaftsvertrag abgeichloffen habe. Der 
oberfte Gerichtshof erachtete, daß dieſe Anficht unrichtig ſei und das Bezirks. 
gericht, indem es den Verein als eine römifch rechtliche Sozietät auffaßte, die 
bezüglich derjelben beftehenden Beftimmungen verlegt habe. 

Ueber die Rechtsfähigkeit des Vereines enthält das oberftrichterlihe Urtheil 
folgende Anſichten: 

Der fragliche Verein ift ein nichtpolitifher Verein, zu feiner Gründung war 
nichts weiter erforderlich, als Anzeige bei der vorgejegten Poligeibehörde — Bel. 
vom 26. Februar 1850, VBerfammlungen und Vereine betreffend, $. 12. Er 
eriflirt, wie aus $. 2 der Statuten zu folgern ift, ſogar mit ftaatliher Geneh- 
migung, und jedenfalls mit Wiffen und ohne Erinnerung der vorgefegten Polizei 
behörde, und zwar feiner Organifation nad) als ein Dritten und feinen eigenen 
Mitgliedern unter einem Gefammtnamen ſelbſtſtändig gegenüberftehendes 
Subjett, weldes insbefonbere feinen Mitgliedern gegenüber Rechte in Anſpruch 
nimmt und Verbindlichkeiten anerkennt. Er bat den Willen und die Beltim- 
mung, bis zur Selbftauflöfung — Statut $. 438 — fortzuerifiiren, und dieſes 
it bedingt durch feine Handlungsfähigkeit, insbejonbere dadurch, daß er einer: 
jeits feine Rechte wahren und andererfeits angehalten werden kann, feinen Ver⸗ 
bindlichleiten nachzukommen. Daraus aber folgt, daß er jelbfiftändig d. i. als 
Verein muß Hagen und verklagt werben können. Diefe Fähigkeit muß, ohne 
daß dem Verein gerade die Eigenjchaft einer juriſtiſchen Perfon ertheilt ift, 
von den Berichten anerfannt werben, weil der Verein in der privatrechtlichen 
Sphäre bes Staates mit deſſen Wiſſen und ſtillſchweigender oder ausbrüdlicher 
Genehmigung eriftent geworben und der Staat verpflichtet if, das jo eriftent 
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Gewordene zu jhüßen, ja öffentliche Interefien die Förderung folder Bereine 
erheiichen. Den durch das Bedurfniß auf dem Boden des Privatrehts buch 
Affoziation hervorgerufenen berechtigten, das Allgemeine nicht gefährbenben Ge: 
bilden der Nenzeit darf das Leben, die Fortentwidlung nicht verfümmert werben 
deßhalb, weil fie in die Schablone bes römifchen oder ſonſt geltenden Rechtes 
nicht paſſen ober weil fie nicht mit Hilfe eines Rechtsfages ins Daſein getreten 
ober nicht durch ſtaatliche oder königliche Sanktion in bie Reihe ber eigentlichen 
Rectsinfiitute aufgenommen worden find. Derlei Bereine find, was man 
deutſchrechtliche Benoffenfchaften nennt, und die Praxis theilt denjelben Hands 
Iungsfähigteit vor Gericht zu, 

vgl. Seuffert Arch. Bd. 23 Nr. 206, Ed. 25 Nr. 199, Bd. 26 

Nr, 219 und 257; Blätter |. R.-U. Bd. 21 S. 254; 

unb die baieriihe Proz. Ordn. beftimmt für Genoſſenſchaften, welche in ihren 
Privatrehtsverhältnifien nicht nad) dem Handelsgeſetzbuche zu beurtheilen find, 
ausbrüdlic den Gerichtsſtand, erkennt aljo damit an, daß fie als Partei vor 
Gericht handeln können, 

Es fragt fi nun nur noch um die Vertretung bes Vereines vor Gericht 
und barüber ift in $. 9 Abf. 2 der Statuten Beflimmung getroffen dahin, daß 
bie Vorftandichaft den Verein — auch den Behörden gegenüber — in allen 
Rechtöverhältniffen zu vertreten bat. Kläger hat auch dieſelbe bezeichnet und 
dieſe hat im erften Rechtszuge einen Anwalt bevollmädhtigt und demſelben auch 
die Vertretung in der Kaſſationsinſtanz übertragen, damit jelbft anerkennend, daß 
der Verein das berechtigte und verpflichtete Subjekt ſei. Denn wäre dem nidt 
fo, fo konnte, da der Vorſtandſchaft eine Subftitutionsbefugniß in den Statuten 
nicht eingeräumt ift, nit die Vorſtandſchaft einen Anwalt aufftellen, jondern 
es mußte biefes von der Geſellſchaft gefchehen. (Abgedr. Zeitſchr. f. Reicht⸗ 
u. Landesrecht. III. 176.) 


78. 


Die Einwendungen des Selbftmorded des Verfiherten von Geite einer Lebens⸗ 
verfihernngägeiellihaft. Beweislaſt. 


Erk. des oberften Gerichtshofes in Münden vom 13. März 1874.) 


Die nicht beftrittene Griftenz des auf Leiftung und Gegenleiftung gerichteten 
entgeltlihen Vertrags, ſowie bie gleichfalls nicht beftrittene Fortentrichtung ber 
Prämien während ber Lebensdauer des H. bilden außer dem erfolgten Eintritte 
des Ablebens, ale dem Ereigniffe, von deſſen Eintritt die Einftelung der Prämiens 
zahlungen und bie Fälligteit der Verbindlichkeit zur Auszahlung der Verſicherunge⸗ 
fumme vertragsgemäß abhängig gemacht erjcheint, 

vergl. Staudinger die Nehtslehre vom Lebensverficherungs-Bertrag 
©. 137, 
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die Grundlage der Klagbarkeit des Anfpruchs auf Anerkennung der Verbindlich. 
teit zur Zahlung der Verfiherungsfumme an den betreffenden Erben. 

Dieſe thatfächlichen Behauptungen begrenzen fomit auch, eben weil fie die 
(Srundlage des Klageanſpruchs bilden, zugleih den Umfang der Beweispflicht der 
Klagepartei 

Feitgeftellt ift ferner aus Veranlaffung des Vorbringens der Beklagten, daß 
inhaltli des von beiden Theilen abgefchloffenen Vertrages weiter vereinbart 
wurde, es folle der Anſpruch auf die Berfiherungsfumme in beſonders bezeich- 
neten Fällen, und namentlid im Falle der Selbftentleibung des Verſicherten, 
hinfällig werden, und zwar find folde Fälle zufolge der dem Bertrage vom 
Appellationsgerichte gegebenen Auslegung des Vertrages, weldye gemäß Art. 791 
der Proz.Ordn. hierorts nicht mehr anfechtbar ift, ald Ausnahmefälle aufs 
gefaßt worden, baher nunmehr als foldhe zu beurteilen. 

Hieraus folgt, daß, wenn auf Grund diefer Ausnahmebeftimmung von 
Seite des verfihernden Kontrahenten die Wiederaufhebung der vertragsmäßig 
übernommenen Haftungsverbindlichteit beziehungsweiſe der Wegfall geltend ge- 
macht werden will, die betreffende thatfächliche Behauptung des Begebenjeins 
eines Ausnahmefalles von Seite der verjihernden Partei aufgeftellt und als eine 
den Klageanſpruch zeritörende felbftftändige Gegenbehauptung von ber afferivens 
den Wartei erforderlihen alles bewiefen werden muß. 

Wenn daher im vorliegenden Falle auf Grund der konkreten Berhältnifie 
und der den Police-Beftiimmungen gegebenen Auslegung das Appellationsgeriht 
zu dem Schluffe gelangt ift, daß die beklagte Geſellſchaft diejenige Prozeßpartei 
jei, welcher der von ihr behauptete Selbfimord des 9. zu bemeifen obliege, jo 
entjpridt gerade diefe Anfhauung ben in ber Beſchwerdeſchrift als verlegt ans 
geführten Kechtöregeln und einfchlägigen gejeglihen Beſtimmungen und erjceint 
daher die hierauf geltügte Nichtigkeitsbeſchwerde ale unbegründet. (Abgedr. 
Zeitihr. f. Reichs- und Landesredht. III. 178.) 


79. 

Das reihögeiehlihe Recht anf Erziehungsbeihilfe genichen nur Diejenigen Kinder 
von Militärperſonen, welche ans einer rechtmäßigen Che hervor⸗ 
gegangen find. 

(Erf. des oberfien Gerichtshoies in Münden vom 12. Juli 1875.) 


In $. 42 des Reichögejeges vom 27. Juni 1871 über Penfionirung und 
Verforgung der Militärperfonen, ſowie über die Bewilligungen für die Sinters 
bliebenen folder Perſonen wird den Kindern der im Kriege gebliebenen Offiziere 
bis zum vollendeten 17. Lebensjahre eine Erziehungsbeihilie von 50 Thalern 
jährlich bewilligt. Diefe Beſtimmung ift in dem Bejege unter die Rubrit „Bes 
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willigungen für Sinterbliebene” geftellt, welche Bewilligungen in ben 55. 3945 ! 


geregelt erfcheinen. Als Hinterbliebene iind nun in $. 39 Abf. 1 zunächſt Die : 


Wittwen oder ehelihen Nachkommen aufgeführt. Unter den nad) $. 42 be 
zugsberedhtigten Kindern der im Striege gebliebenen Offiziere find Daher auch 


blos die „ehelihen” Nachkommen, d. h. die in einer rechtmäßigen und unter bem ; 


für Offiziere vorgefchriebenen Bedingungen abgeſchloſſenen Ehe geborenen Kinber 
zu verſtehen. Diejes Recht auf eine Erziehungsbeihilfe fann au nur aus einer 
ſolchen ehelihen Geburt, nicht aber aus einer Erbberedhtigung an den Nachlaß 
des Vaters abgeleitet werben, weil es nicht gegen den Bater, fondern gegen ben 
Militärfistus gerichtet iſt und durch die bewilligte Eheichließung erworben wirb. 
Der Vater vermag fohin diefe Berechtigung in einem Teftamente weder zu ertheilen 
nod zu entziehen. (Abgebr. Zeitichr. f. Reichs: u. Landesrecht. III. 302. 


80. 


Beſchlagnahme in Beziehung auf Juvalideupenfion eiuſchließlich der Ber: 
ftümmelungszulagen. 
(Ext. des oberften Gerichtshofes in Münden vom 30. März 1874.) 


Es handelt fih im gegebenen Falle nach der thatſächlichen Feſtſtellung nicht 
um bie VBollftredung an ber einem Neferviften oder Lanbwehrmanne auf Grund 
bes Bejeges vom 22. Juni 1871 (Reichs⸗Geſetzbl. Nr. 30) gewährten Beihilfe, 
da W. penfionirter Soldat ift, und als folder feine Penſion auf Grund des 
Geſetzes vom 27. Zuni 1871 (Reichs-Geſetzbl. Nr. 31) bezieht. Es konnte daher 
das erftere Reichsgeſetz weder in unmittelbare nody in analoge Anwendung kom: 
men, und war deshalb die Frage, ob und wie weit im vorliegenden Falle Be 
ſchlagnahme erfolgen konnte, lediglich) nah) Maßgabe des legteren Geſetzes unter 
weiterer Berüdjichtigung des Art. 967 ber baier. P-O. zu beurtheilen. 

Allerdings kennt aud das Neichsgefeg vom 27. Juni 1871 folde Gaben, 
welche lediglich den Karakter einer Unterflüßung, nicht denjenigen einer Forde- 
rung an ſich tragen, indem $. 110 geftattet, denjenigen Unteroffizieren und Sols 
daten, welchen nad diefem Geſetz ein Anfprud auf Snvalidenverforgung 
nicht zuflehe, unter den dort näher bezeichneten Borausfegungen vorüber: 
gehend Unterftügungen bis zu einem gewiſſen Betrage zu gewähren. Allein 
W. fteht im Genuffe einer wirklihen Invalidenverforgung mittels Gewährung 
firirter Penfionsbezüge nad) Maßgabe des zweiten Theile dieſes Gefeges, und 
diefe Bezüge haben. wie dies aus ben Beitimmungen der $$. 81, 113—116 gary 
klar ſich ergiebt, ‘den Karakter eines auch im Civilrehtswege verfolgbaren An- 
fpruchs, fomit jedenfalls die Natur einer Forderung, wie fie der Art. 966 der 
PD. für die Verhängung eines Vollſtreckungsarreſtes, der hier in Frage war, 
vorausgefeßt. 
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2 Diefer Karakter einer Forderung mangelt aber insbefondere auch der fog. 
® BVerftümmelungszulage nicht, weil, wie das Geſetz gleichfalls zweifellos ergiebt, 
=. wenn die Invalidenverforgung in Geld geleiftet wird, fi bie Penfionsbezüge 
x eines Unteroffiziers oder Soldaten gemäß den Beſtimmungen des Geſetzes je nach 
: dem konkreten Fall zufammenfegen: 


5 1. aus der regulativen (Rormal:) Penfion, $$. 65, 70, 
2. aus den Penfionszulagen, welche gewährt werben als Zulagen 
a) wegen einer durch den Krieg herbeigeführten Invalidität 
(6. 1), 
b) wegen erlittener Verftümmelung oder ſchwerer Schäden ($. 72, 
insbefondere vorlegter Abſatz), 
c) wegen längerer Dienftzeit (3. 74). 

Fallen aber diefe „Zulagen“ ebenjo wie die regulatiomäßigen Bezüge bes 
8. 70 unter den Begriff der Imvalidenverforgung dur Penfion, wie bies in 
8. 64 klar durch die Worte: „als Invalidenverforgung gelten Penſion und 
Penfionszulagen” ausgebrüdt ift, jo kann auch nicht zweifelhaft fein, daß den 
invalid gewordenen Unteroffizieren und Soldaten, wenn die thatfädhlihen Bor- 
ausfegungen des Geſetzes für eine oder mehrere der bezeichneten Kategorien von 
Zulagen gegeben find, auch auf diefe Zulagen nicht minder als auf den regulativs 
mäßigen Penfionsſatz (vergl. 3. 74 Abf. 2) ein mohl erworbenes Forderungss 
recht zufteht. 

Sind aber — wie gezeigt — die als Penſionszulagen bezeichneten Bezüge 
vom Gejege als ein Beftandiheil der Geſammtpenſion eines verſorgungsberech⸗ 
tigten Unteroifiziers ober Soldaten betrachtet, jo ift auch bei Beurtheilung der 
Zuläffigkeit des Arreftes auf einen nach Maßgabe des Art. 967 Ziff. 1 der P.O. 
zu beitimmenden Theil derjelben der Gejammtpenfionsbezug des invalid gewor⸗ 
denen Schuldners zu Grunde zu legen, wie dies in ber That aud in dem an« 
gefochtenen Urtheile richtig geichehen ift. 

Hieran war der Richter auch durch die in der Beſchwerdeſchrift weiter ans 
geführten Beftimmungen der $$. 32, 37 und 107 des Reichageſetzes vom 
27. Zuni 1871 nicht gemindert, denn die erfteren beiden haben nur auf Offiziere 
und im Dffiziersrange ftehende Militärärzte Bezug (ſ. die Ueberſchrift zu 
83. 2—57), der 8. 107 aber hat den hier nicht gegebenen Fall zum Gegenſtande, 
daß ein im Civildienft angeftellter Militärpenfionär aus dieſem Dienfte wieder 
ausſcheidet. (Abgedr. Zeitſchr. f. Reiche und Landesrecht. III. 278.) 
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81. 


Beihlagnahme des Arbeits: oder Dienſtlohnes im Berug anf Tagihreiber a 
einem Gerichtöhofe. 
(Erf. des oberften Gerichtshofes in München vom 22. Januar 1875.) 


Es ift zwar richtig, daß die Ausnahmebeftimmung des $. 4 Ziff. 1 jems 
Reichsgeſetzes (vom 21. Juni 1869) nit auf die Beamten eingeſchränkt werba 
ann, welche ſich der pragmatifchen Rechte erfreuen, fondern, dab als Beamte 
im Sinne des Gefeges Jeder aufzufaflen ift, auf welden das allgemeine Krite 
rium eines Beamten paßt, d. h. weldem irgend ein Zweig bes öffentliden 
Dienftes unter eigener Verantwortung zur felbiiftändigen Verwaltung über 
tragen Äfl..... 

Das Bezirksgericht hat in dem angefochtenen Urtheile thatfächlich feſtgeſtell, 
daß K. Tagſchreiber bei einem Gerichtshofe fei. Diele Feſtſtellung kann in be 
Kafjationsinftang nicht mehr angefochten werben, harmonirt vielmehr mit ben 
eigenen Aufftellungen ber Parteien in dem Sachverhalte jenes Urtheiles, inben 
fie ihn als Tagſchreiber bezeichnen. Die Zagichreiber aber bilden infonderheit 
feit der Einführung der neuen Prozeßordnung lediglih das zur Aushilfe ia 
ben Gerichtsſchreiberei⸗ und Kanzleigeſchäften verwendete Perſonal, fei es, bus 
fie nad) $. 8 der Allerh. Verordnung vom 1. Juli 1870, die Schreibgebühren 
der Gerihtsfchreiber in den Lanbestheilen biesfeits des Rheines betreffend, und 
Ziff. 1 Abſ. 2 und 3 der Iuftiz-MinifterialsEntfhließung vom 1. Oktober 1970, 
die RegieGtats pro 1870 betreffend, von den Obergeridtefchreibern aufgenommen 
unb aus den diefen anfallenden Schreibgebühren und Staatszuſchüſſen bezahlt 
werben, fei es, daß fie zu den bei einzelnen Gerihtshöfen noch belaffenen und 
aus Regiemitteln honorirten Tagfchreibern gehören (Ab. 5 a. a. D.) Nicht ihnen. 
fondern den dur Art. 129 des Einf.-Gef. zur Proz. Ordn. ins Reben gerufenen 
Obergerichtsſchreibern bezw. Gerichtsfchreibern bei den Einzelngerichten ift neh 
Art. 130 a. a. D. das Amt übertragen, die Kanzleigeſchäfte zu beforgen bew. 
zu leiten; fie und nicht die Tagichreiber haben biefen Zweig des öffentlichen 
Dienfles unter eigener Haftung felbftfländig zu verwalten; es finden daher auf 
nur auf fie die Vorſchriften über die Verhältniffe ber nit mit dem NRichteramte 
befleideten Staatsdiener Anwendung. 

Allerh. Berordn. vom 12. Juni 1870, den Vollzug der Art. 129-131 
des Einf.Geſ. vom 29. April 1869 betr. 

Wenn nun aber K. ein öffentliches Amt nicht befleidet und ſomit die Aus- 
nahmebeftimmung bes 8. 4 Ziff. 1 des mehrermähnten Reichsgeſetzes auf ihn 
anwenbbar ift, fo fonnte auch eine Beichlagnahme feines Gehaltes auf Grund 
des Art. 967 Ziff. 1 der Proz.Orbn. rechtlich nicht erfolgen, ba dieſe Befims 
mung des Landesgeſetzes nur in bem Falle zur Anwendung zu kommen bat, daß 
die Ausnahmebefimmung in $. 4 Ziff. 1 des allegirten Reichsgefeges feftfieht. 
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Der Anwendung des $. 4 Ziff. 4 a. a. O. endlich fieht der Umſtand entgegen, 
Daß ber Gehalt K'e feftftehendermaßen 400 Thaler nicht überfleigt. (Abgedr. 
Zeitſchr. f. Reiches u. Landesrecht. III. 110. 


82. 


Die Benrtheilung der Frage, ob im Sinne des Reichs-Militärpenfionsgeſetzes 
„Kriegs⸗ ober Friedendverhältnig” anzunehmen jei, ift der Zuftändigfeit 
der Gerichte entzogen. 

(Ext. des Appellationsgerihts in Münden vom 8. Mat 1873.) 


Die von ber oberften Militärverwaltungsbehörde getroffene Entſcheidung, 
daß Kläger als Theilnehmer am letzten Kriege mit Frankreih im Sinne bes 
R.M.⸗P.-G. vom 27. Suni 1871 nicht erachtet werden könne, hat für die Gerichte 
maßgebend zu fein. Leßtere haben die Entſcheidung jener Behörde als präju- 
digiell für die Frage, ob ein Kriegs oder Friedensverhältniß als gegeben zu 
erachten ift, anzuerkennen. Es ift daher überall, mo von letzterem Verhältniß 
Rechtswirkungen abhängig erſcheinen, jene Enticheidung ber richterlihen Prüfung 
entrüdt, und es folgt hieraus von felbft, daß auch für die vom Kläger verfolgten 
und auf der Bafis, daß er als Theilnehmer am legten Kriege zu betrachten jet, 
geftelten Anſprüche jene Feftftellung als bindende zu würdigen ifl. Der Kläger 
hat zwar beftritten, daß die Frage, ob für ihn Krieges ober Friedensverhältniß 
gegeben ſei, mit ber nach 8. 17 a. a. O. zu entiheibenden, ob er den Krieg, 
gegen Frankreich als Offizier mitgemacht, zufammenfalle. Allein dieſe Beanftan- 
dung ift grundlos. Denn wenn ber Kläger den Krieg mitgemacht hätte, jo würde 
für ihn in dem zu enticheidenden Falle niemals ein Friedensverhältniß und es 
kann daher auch umgekehrt niemals ein Kriegsverhältniß angenommen werden. 
Es geht auch aus den Motiven zum Geſetzentwurf und insbefonbere zu $. 17 
hervor, daß mit dem Worte „Verhältniß” die je unter Die möglichen Kategorien 
verjchiedenfter Geftaltung zu rechnenden und darum befonderer Sachkunde vor« 
behaltenen einzelnen Fälle von ber Verwendung weit vom Kriegsſchauplatze bis 
zur Theilnahme an einer blutigen Schlacht zufammengefaßt werben wollten, 
fo daß fich hiernach die Bezeichnung der zwei zu unterfcheidenden Hauptgruppen 
von Fällen mit „Kriegs- oder Friebensverhältniß“ von jelbft erklärt. — Auch 
aus ber Entftehungsgeichichle des Gefeges vermag ber Kläger Günftiges für 
feine Auslegung nicht abzuleiten, da die aus dem $. 17 des Entwurfs befeitig- 
ten Worte „mit Ausſchluß des Nechtsweges“ durch den eigens bem Entwurf ans 
gefügten $. 115 erfegt wurben. (Abgebr. Zeitſchr. f. Reiche: und Landesrecht. 
IV. 353.) 
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83. 


Das yenfiondfähige Dienfteinfommen als Maßſtab für die Höhe der Benflon im 
Sinne des Reichs⸗Militärpenſionsgeſetzes iſt nad) der wirflihen Einweiſung 
in die etatömäßigen Stellen zu benrtheilen. 


(Ext. des Appellationsgerihts in Münden vom 27. Juni 1873,) 


Es ift allerdings richtig, dab nah 8. 6 Abf. 1 des R.⸗M.⸗P.G. vom 
27. Suni 1871 die Höhe ber Penfion nad) zwei Faktoren bemefjen werden muß, 
nämlih nad der Dienftzeit und nad dem penfionsfähigen Dienfteintommen 
der mindeftens während eines Dienftjahrs innerhalb des Etats belleideten Charge. 
Allein unbegründet ift die Auffaffung bes Appellanten, daß hierbei lediglich auf 
die Charge des zu Penfionirenden und auf das dieſe Charge nad dem neuen 
Behaltsregulativ treffende Dienfteintommen zu fehen, von der Einweifung in den 
neuen Gehalt und von dem Bezug befielben aber abzufehen fei. Ih nämlich 
ſchon nad) der Natur eines Penfionsbezuges als eines Theils eines im Aktiv 
ftand bezogenen Gehaltes naheliegend, daß jene Bejegesftelle dahin interpretirt 
werden muß, daß die Penfion u. A. nad dem während eines Jahres innerhalb 
des Etats bezogenen Dienfteintommen zu bemefien ift, und führt ferner ſchon 
die Hinweifung in der allegirten Gejegesftelle auf $. 10 zu ber nothwendigen 
Schlußfolgerung, daß das penfionsfähige Dienfteintommen, welches erfi im 
RM. P.:®. jeinem Begriffe nach feitgeftellt wurde, auch bereits bezogen fein 
muß, wenn es zur Grundlage der Penſionsbemeſſung foll gemadht werden 
önnen, jo ſchwindet im Hinblid auf $. 3 Abf. 2 der V.O. vom 4. März 1872 
„die Geld- und Naturalgebühren des ftehenden Heeres und der Landwehr“ bes 
treffend, jeder Zweifel gegen die Richtigkeit der vorſtehenden aud vom Erſt⸗ 
richter feinem Urtheil zu Grunde gelegten Interpretation des $. 6 des R.⸗M.⸗P.G. 
Denn laut jener V.O. treten die Militärchargen nicht ipso facto mit dem Grs 
ſcheinen des neuen Gehaltsregulativs in die neu regulirten höheren Gehalts— 
bezüge ein, jondern der Anſpruch auf dieje erwächſt ihnen erft duch die Ein- 
weiſung in die etat3mäßigen Stellen. Nachdem nun aber Appellant unbeitritten 
in eine derjenigen etatsmäßigen Stellen, wie fie in dem Gehaltsregulativ vom 
4. März 1872 vorausgegangenen Heeresformationsverordnung vom 13. Fe 
bruar 1872 aufgeführt find (I. Plagmajor, Batailonstommandant), nicht ein 
gewiejen it, jo kann auch feine Penfion nit nad dem Dienfteintommen diefer 
etatmäßigen Stellen bemefjen werden. Kläger kann demnach dadurch, daß feine 
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Penſion nah der Charge eines Majors . älterer Formation mit NRüdfiht auf 
$. 46 des R.⸗M.⸗P.⸗G. nach dem älteren Penfionsregulativ vom 12. Oktober 1822 
feftgeftelt und überdies noch durch eine Zulage erhöht wurde, in feinem Rechte 
gegenüber dem !. Militärärar nicht ale verlegt erachtet werben. Abgedr. 
Zeitſchr. |. Reichs- und Landesrecht. IV. 354.) 


Literatur. 


Gefegfammlung für Landwirthe. Berlin. Wiegandt, Hempel und 

Parey. 

Die vorgenannte — um bie Interefien der landwirthſchaftlichen Literatur 
vielfach verdiente — PVerlagsbuhhandlung hat ſich auch das Verdienft erworben, 
die für den praktiſchen Landwirth wichtigen neuen Geſetze zufammenzuftellen 
und zu erläutern. Es liegen uns in Einzelbänden vor die Geſetze betreffend: 

1. Die Maßregeln gegen die Rinderpeft, 

2. Die Abwehr 2c. von Viehſeuchen, 

3. Die Ablöfung der Servituten und Reallaften, fowie über Theilung und 
Infammenlegung von Grundftüden, 

4. Die Desmembration und Anfiedelung. 

In wie enger Beziehung dieje Geſetze zu den Intereſſen des praktiſchen Land- 
wirthes ftehen und welchen bedeutenden Einfluß fie auf die fozialen und voll 
wirthſchaftlichen Verhältniffe üben, bedarf nicht erft einer näheren Darlegung. 
Diefelben find in einer Reihe verfchiedener Sammlungen zerflreut abgebrudt und 
daher nicht Jedermann zugänglih. Das Unternehmen der Verlagshandiung it 
daher mit Dank anzuerkennen und ganz geeignet, bie Geſetze einem Jeden, für 
welden fie von Wichtigkeit und Einfluß find, in einer Bearbeitung zugänglich zu 
machen, die es ermöglicht, fi über den Sinn und die Bedeutung der Geſete 
Selbft: Belehrung zu verſchaffen. 

Die äußere Ausftattung — in kleinem Zafhenformat — iſt recht gut. 
Sachregiſter erleichtern den Gebrauch des Werkes. 

Berlin, im Februar 1878. W. Hartmann. 


Inriſtiſche Blätter. Herausgeber und Redakteur Dr. Mar Burian und 
Dr. Lothar Johanny. VIL Jahrg. 1878. 4%. K. NK. Hofbuchdruderi. 
©. Fromm in Wien. 

Unter den juriftifhen Zeitſchriften Defterreih-Ungarns nimmt bie an ber 
‚Spige bezeichnete gemäß ber praktiſchen Ziele, des Reichthums ihres gebiegenen 
Inhaltes und der Umficht ihrer Leiter einen hervorragenden Pla ein. Die 
1872 gegründeten „Blätter“ erſcheinen wöchentlich in Duartformat, und beſteht 
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jede Nummer aus Hauptblatt mit zwei Beilagen, von denen bie eine bie 
Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes veröffentlicht, während die andere 
unter dem Titel „Rechtsiprüdhe” dem öfterreihiichen Praktiler in guten Aus- 
zügen die oberftrichterlihen und Kaffations-Entiheidungen auf dem gefammten 
civiliſtiſchen und ſtrafrechtlichen Gebiete Gisleithaniens bringt. — Das Haupt: 
blatt ift durch befonderen Stoffreihthum bemerkenswerth. Ale wichtigeren Vor: 
gänge des inländifchen, ſelbſt auch des deutſchen Rechtslebens finden dort in 
größeren Aufjägen, kritiſchen Artiteln oder kürzeren Notizen ihre Beſprechung; 
namentlich ift es die ſich dieß⸗ und jenfeits der Leitha vollziehende Juftizreform, 
welchen die Blätter mit Aufmerkſamkeit folgen. 

Die „monatlichen Juftigberichte” und die gewandt gefchriebene „Wochenſchau“ 
— heimischen und auswärtigen juriftiihen Nachrichten gewidmet — bergen ein 
Tchägenswerthes Material, geeignet, den Leſer über die juriftiihen Tagesereigniſſe 
befonders in Oeſterreich⸗ Ungarn auf dem Laufenden zu erhalten, während bie 
„SKorreipondenzen“ aus den verſchiedenen Theilen des Reiches gleich den gut 
ausgewählten „Heinen Mittheilungen“ fo Manches bieten, was für Richter und 
Rechtskundige von hohem Interefie if. 

Indem wir no von den größeren in letzterer Zeit erfchienenen Auffägen 
zur Orientirung des Leſers in der Note*) einige anführen wollen, glauben wir 
dieſe Anzeige mit den Bemerkungen fchließen zu dürfen, daß die „jurififchen 
Blätter aud dem „Reichsjuriſten“ Anregung und manigfadye Belehrung bieten, 
und bemjelben die Wechfelwirkung zwifchen Deutihland und Defterreih auf dem 
Rechtsgebiete anſchaulich machen werden. — 

v. Eifenhart. 


Weberficht über die gefammte ftaats- und rechtswilfenfchaftliche 
Literatur des Jahres 1877. Zufammengeftellt von Dtto Mühl: 
bredt. X. Jahrg. Berlin 1878. PButtlamer u. Mühlbredt. 40, 
236 Seiten. 

Dieſe nad) Sprachen geordnete Zufammenitellung**) Liefert in fleibiger Bes 
arbeitung einen vollftändigen Weberblid über die im verflofienen Jahre erſchie⸗ 
nenen publigiftifhen und juriftiihen Werke und Zeitjchriften nahezu aller Rultur« 
ftaaten Europa’s ſowie Nordamerita’s unter genauer Angabe der Titel, Verlages 
orte und Preiſe, und bietet der zehnjährige Beitand des Unternehmens den beften 





) Vergleichende Beiprehung des ungarifhen Strafgefeg-Entwurfs von Prof. Wahl- 
berg; — Ergebniffe des öſterreichiſchen Konkurönerfahrens i. 3. 1876, — Ueber Ramens- 
änderung nach öoſterreichiſchen Geſetzen; — Briefe ber Reform der Advolatur; — Der Ent- 
wurf des Civilprozeſſes und die Gerichtöverfaffung in Defterreih; — Der ſchweizeriſche 
Entwurf einer internationalen Vereinbarung über Eiſenbahnfrachtverkehr; — Boltaire’s Einfluß 
auf die Rechtspflege zc. 

**) Das Werk ericheint auch während bes Jahres lieferungsweile in 6 Doppelnummern 
unter dem Titel: „Allgemeine Bibliographie der Staats- und Rechtswiſſenſchaft. Weberficht 
der auf diefem Gebiete im deutihen und ausländiſchen Buchhandel neu erſcheinenden Literatur. 
NRedigirt von D. Mühl brecht. Berlin. 
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Beweis, daß für diefe Literatur⸗Ueberficht ein Bedürfniß befleht, wie auch in 
ber That der Fachmann und der Bibliograph diefelbe als ſchäßbares Hilfs und 
Nachſchlagebuch begrüßt haben. 

Die „Ueberſicht“ zählt nicht weniger als 3390 Novitäten auf, von benen 
1732 in deutfcher, 656 in franzöfiſcher, 415 in engliſcher, 259 in italienifcher, 
250 in dänifcher, ſchwediſcher, norwegischer und holländifcher, endlich 78 in ſpa⸗ 
niſcher Sprade veröffentlicht wurden. 

Mögen auch die Werke in deutſcher Spradhe am vollftändigiten vorgetragen 
fein, und mag durch die gerade jegt in gewaltigem Fluße befindlichen Geſed⸗ 
gebungsarbeiten des deutichen Reiches die literarifche Zhätigleit auf dem Felde 
der deutſchen Jurisprudenz zur Zeit erheblich gefteigert fein, immerhin ſpricht der 
Umftand, daß die Zahl der Schriften in unferer heimifhen Sprache 1732) jene 
ſämmtlicher freinden Zungen um das Doppelte überragt, in erfreulichfter 
Weife für das rege Forſchen und Schaffen, weldyes fih alerwärts in Deutihland 
wie in Deutich-Defterreih auch auf biefem Gebiete des Wiſſens kundgiebt, — 
wenn wir auch als getreue Berichterftatter nicht verfchweigen dürfen, dab ſich 
unter der Vielzahl der Publikationen gar mande Eintagsfliege und mand’ 
ſeichtes Machwert vorfindet. 

Das Bud) iſt mit einem gut gearbeiteten Autoren: und Zeitſchriften⸗Ver⸗ 
zeichniß veriehen. Würde diefem noch ein nad Disziplinen angelegtes Dia: 
terienregifter beigegeben, fo würde die praftiihe Brauchbarkeit des Wertes 
weſentlich erhöht werden. 

Ein verwandtes Unternehmen tritt uns in der „bibliotheca juridica“ von 
Ludwig Roßberg (Leipzig b. Roßberg. 80, entgegen, einem bequemen, 
zwedmäßigen Handbuche der feit 1849 in Deutſchland und Oeſterreich⸗ Ungarn 
erſchienenen juriftifhen und ftaatswiffenfchaftlichen Literatur. Der 1877 aus 
gegebene Band II. reiht bis Mitte 1876, und ſchließt mit einem forgfältig ge 
arbeiteten Realregiſter. v. Eijenhart. 


In der Berlagsbuhhandlung von Carl Heymann in Berlin iſt erjdienen 
und ausgegeben: 

Der dritte Band der Entſcheidungen des Königlichen Oberverwaltungs- 

gerihts in Berlin. 

Derjelbe theilt unter 75 Nummern aus dem Gefammtgebiete des Berwaltungss 
rechtes Entſcheidungen von weittragender wiſſenſchaftlicher und praktiſcher Be- 
beutung mit und giebt in einem Anhange eine Reihe von Verfügungen zumeilt 
formellen Inhaltes, ſowie Notizen zur Chronik des Gerichtshofes und das Ne 


gulativ für den Geſchäftsgang bei Dem Oberverwaltungsgerichte. 
Die Redaltion. 


Aufſätze. 


Ueberfichtliche Darſtellung der in Oeſterreich geltenden geſetzlichen 
Beſtimmungen auf dem Gebiete der innern Verwaltung. 
Bom Herrn Dr. €. v. Kißling, Hofe und Gerichtsadvokat in Linz, Oberöſterreich. 
(Hortfegung des Auffahes ©. 436.) 


D. Die Verwaltung in Beziehung auf das wirthſchaftliche Leben. 
a) Das Wege: und Bauweſen. 
1. Das Landwegmwejen im engeren Sinne. 


Die Straßen und Wege unterfcheiden fi in zwei große Hauptkategorien. 
Die erfte bildet jene Straßen, deren Errichtung und Erhaltung vom Staats- 
ſchatze beftritten wird. Die zweite bilden die Straßen, deren Errichtung und 
Erhaltung das Land, die Bezirke, die Gemeinden und die Konkurrenzen trifft. 
Außer diefen beiden giebt es auch noch Privatwege und Straßen. 

Die Neihsftraßen werden durch eigene Bauorgane überwadht. Was bie 
öffentlihen nicht ärariſchen Straßen anbelangt, für beren Regelung im Wege 
ber Landesgeſetzgebung Vorjorge zu treffen ift, fo beitehen über ben Bau und 
die Erhaltung derſelben jehr umfangreiche Vorſchriften. Diefe beziehen fi: 

a) auf die Kategorien ber einzelnen Straßen, auf bie Einrichtung ber be 

treffenden Kategorien, 
b) auf die Beftreitung der Koften für den Bau und die Erhaltung, 
ec) auf die Kompetenz in Straßenangelegenheiten, 
d) auf die Straßenverwaltung. 

Es gilt im Allgemeinen das Erpropriationsredht bezüglich der zum Baue 
einer Öffentlichen Straße nothwendigen Grundftüde und Materialien. 

Das Erkenntniß über Erpropriationen fteht nad) allen Straßengefegen, ben 
dießfalls beftehenden Befegen und Verordnungen den politiihen Verwaltungs: 
behörben zu. Ebenfo gilt als allgemeiner Grundſatz für die Straßengeſetze, daß 
bie poliichen Behörden berechtigt und verpflichtet find, darauf zu bringen, daß 
die öffentlichen Straßen in geſetzlich vorgejhriebenem Zuſtande — werden 

Hartmann, Beitfhrift. Band IV. Heft 6. 
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und daß die Benutzung berfelben für Jedermann ungehindert bleibe. Es liegt 
ihnen ob, in Fällen, wo durch das vorgefundene Straßengebrechen die Kommmı- 
nitation gehemmt, ober die Sicherheit der Perjon oder bes Eigenthums gefährbet 
if, die erforderlihe Abhilfe von den hierzu zunädhft verpflichteten Organen im 
Anſpruch zu nehmen, und bei Gefahr im Berzuge oder wenn bie Abhilfe nicht 
rechtzeitig geleiftet wird, biefelbe unmittelbar auf Koften ber zur Zahlung Ber- 
pflichteten zu treffen. 
2. Das Eifenbahnwejen. 

Wenn der Bau einer neuen Eifenbahn ober einer Strede derſelben nad 

dem von den Behörden genehmigten Projekte vollendet ift und bie Bahn ober 
deren Strede dem Verkehr eröffnet werben will, fo ift die befonbere Bewilligung 
des Minifteriums erforderlih, Zum Behufe der Erwirkung dieſer Bewilligung 
muß ausgewiefen und durch eine Kommiffion Eonftatirt werden, daß vermöge der 
Ronftrultionsart der Bahn und ber Beſchaffenheit und enge der für ben 
Bahnbetrieb vorhandenen Gegenflände ein regelmäßiger, ungeflörter und ſicherer 
Betrieb mit vollem Grunde erwartet werden kann. Jede Bahn muß fiets in 
gutem, fahrbaren Zuftande erhalten werben. Ebenfo müffen die zur Bahn ges 
börigen Gebäude, die Fahrmittel ſtets in einem guten, zur Benutzung geeigneten 
und bie volle Sicherheit bes Betriebes verbürgenden Zuftand erhalten werben. 
Endli muß das Betriebsperfonal flets in gehöriger Anzahl vorhanden, mit den 
erforderlichen Eigenfchaften verjehen fein. 
, Die Eifenbahnunternehmungen find verpflichtet, alle Perſonen, welche bie 
Aufnahmabebingungen erfüllen, und alle unter ben feflgejegten Bedingungen ber 
Bahn übergebenen Sachen zu befördern. In jedem Bahnhofe und auf jeder 
Aufnahmsftation find Beſchwerdebucher aufzulegen. Die Betriebsunternehmun: 
gen haften für bie durch eigenes ober durch Verfchulden ihrer Beamten und 
Diener an Perfonen und Sachen zugefügten Beſchädigungen, und es wird bis 
zum der Bahnunternehmung obliegenden Beweis des Gegentheils, wenn durch 
eine Ereignung im Verkehre die körperliche Verlegung oder die Tödtung eines 
Menſchen herbeigeführt wird, flets vermuthet, daß die Ereignung durch ein Ber 
ſchulden der Unternehmung oder derjenigen Perfon eingetreten fei, deren fie fih 
zur Ausübung des Betriebes bedient. 

Es ift die Einführung einer einheitlihen Signalvorſchrift auf ſämmtlichen 
Eifenbahnen ber im Reichsrathe vertretenen Königreihe und Länder veranlagt. 

Zur Anlage einer Eifenbahn zu eigenem Gebrauche auf eigenem Grund und 
Boben, oder unter Zuſtimmung des Brundeigenthümers, ift blos der Baukoſens, 
zur Anlage einer Eifenbahn dagegen, welche beftimmt if, als öffentliches Trans: 
portmittel zu dienen, oder wodurch eine Landftraße in eine Eifenbahn umge 
wandelt werben fol, ift die befondere Bewilligung von Seite der erzogen 
tung erforberlich und zwar: 

a) zu ben Vorarbeiten, 
b) zur Anlage der Bahn und der dazu gehörigen Gebäude. 
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Die Bewilligung zu den Vorarbeiten wird nur dann ertheilt, wenn weder in 
Bezug auf die Perfon des KRonzejfionserwerbers, noch in Bezug auf die privat: 
rechtlichen und öffentlihden Rüdfichten dagegen fein Anftand obmaltet. * 

Durch die Bewilligung zu den Vorarbeiten einer Eifenbahn erhält ber 
Konzeffionserwerber blos das Recht, dje Vorerhebungen vorzunehmen, aber weber 
ein Vorrecht auf die Konzeffion der fraglichen Eifenbahn, noch eine fonftige auss 
ſchließliche Befugniß. Die Konzeffion zur Anlage einer Eifenbahn zur öffent- 
lichen VBenugung wird nur auf eine beftimmte Zeit ertheilt, und nicht über 
meunzig Jahre. Nach Ablauf der Dauer des Privilegiums geht das Eigenthum 
an ber Eifenbahn felbft, an dem runde und Boden und den Bauwerken, 
welche dazu gehören, ohne Entgelt und unmittelbar an den Staat über. 

Einer gemeinnügigen Eifenbahnunterneymung wird das Recht der Exrpros 
priation in Anjehung jener Räume verliehen, welche zur Ausführung der Unter- 
nehmung unumgänglid nothwenbig erkannt werben. Für Eifenbahnen, welde 
dem Öffentlichen Verkehre zu dienen haben und zu deren Herftellung das Expro⸗ 
priationsrecht zugeftanden if, find Eifenbahnbüder anzulegen. In das Eifens 
bahnbuch find alle im Belige einer Eifenbahnunternehmung ftehenden Grund: 
file einzutragen, welche zum Betriebe der Eijenbahn zu dienen haben (Eifen- 
bahngrunbftüde). 

3. Das Schifffahrtsweſen. 

Einfluß auf die Seeihifffahrt und auf den durch biefelbe vermittelnden 
äußeren Handel nehmen bie Scifffahrtsverträge, welche theilweife auch bie 
Hanbelsverträge find. Was die Schifffahrt auf den Flüſſen betrifft, fo ift vor 
Alem die Regelung der Schifffahrt auf der Donau hervorzuheben. Alle aus- 
ſchließlichen Privilegien zur Schifffahrt auf der Donau, jowie alle derlei Bes 
günftigungen im Schifffahrtsbetriebe, welche Geſellſchaften oder Körperſchaften 
irgend einer Art oder einzelnen Perſonen zugeftanden haben, find gänzlich 
aufgehoben. 

Wer die Rhederei auf ber Donau mit Ruder: oder Segelichiffen, oder die 
Floößerei felbftftänbig betreiben will, muß es vortäufig anmelden und hat nach⸗ 
zuweiſen: 

a) daß er eigenberechtigt, und 

b) ein öſterreichiſcher Unterthan ſei; 
und anzugeben, mit welcher Gattung und Anzahl von Schiffen ober mit welcher 
Anzahl von Flößen er die Aheberei ober Flößerei zu betreiben beabfichtigt. 
Zedes Schiff, welches auf der Donau fahren fol, muß in der Regel mit dem 
ordnungsmäßigen Schiffspatente verjehen fein. Das Schiffspatent wird von den 
politifchen Berwaltungsbehörden ausgeftellt. Diele Behörde hat das Schiff fo 
wohl in Beziehung auf feine Tragfähigkeit, als auch hinſichtlich feiner Tüchtigkeit 
und Sicherheit unterfuhen zu lafien. Jeder Führer eines Ruder⸗ oder Segel- 
Schiffes, oder eines Floßes auf ber Donau muß mit dem orbnungsmäßigen 
Sciffer- ober Flößerpatente verjehen fein. Die Bewerber um ein ſolches haben 
fi einer Prüfung zu unterziehen. 

34° 
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Sinlichtli des Betriebes der Donauſchifffahrt mittelft Dampfoote bebari 
jede Schifffahrtsunternehmung mit Dampfihiffen auf der Donau einer behörb- 
lichen Könzeffion. Bevor irgend ein Dampffchiff zum Zransportgefhäfte ver 
wendet werben kann, hat die Lanbesftelle den Schiffstörper in Abfiht auf feine 
Tragfähigkeit und auf feine Tüchtigkeit und, Sicherheit unterſuchen zu laffen. 

Jedes auf der Donau fahrende Dampffhiff muß unter der verantwortlichen 
Leitung eines Führers ftehen, der mit dem auf dieſe Schifffahrtsgattung lauten 
den Schifferpatente verſehen ift. 

In ähnlicher Weife iſt die Schifffahrt auf den übrigen Flüſſen und Seen 
geregelt. 


b) Das Bergmwejen. 

Die Auffuhung oder Gewinnung von vorbehaltenen Mineralien darf nur 
nad erlangter Berechtigung in Angriff genommen werben. Dieſe Berechtigungen 
find entweder Zumweifungen von Schurfgebieten oder Verleihungen von Berg: 
werlsmafjen und Bergwerks-Konzeffionen. An beftimmten Orten ift das Schür⸗ 
fen ohne Zuftimmung des Grundeigenthümers nicht geftattet. Zu Schürfungen 
auf öffentlihen Straßen und Eifenbahnen, an Waſſerſchutzbauten, innerhalb des 
Rayons einer Feſtung und der durch befondere Borfchriften beftimmten Ent 
fernung von berjelben, dann an den Reichs⸗ und Landesgrenzen ift die Bench 
migung der Vermwaltungsbehörde erforberlih. Bloße Schürfbewilligungen be 
gründen nody nicht ein ausſchließendes Recht zum Schürfen in dem bezeichneten 
Schürfgebiete. Erſt von dem Zeitpunkte an, als die Anzeige bei ber 
Bergbehörde eintommt, daß der Schürfbau von einem gewiſſen Punkt beginnt, 
bat der Schürfer für den angezeigten Punkt die ausichließende Befugniß des 
Schürfens, d. i. einen Freifhurf. Wer das Eigentum auf die innerhalb einer 
beftimmten Begrenzung vorkommenden vorbehaltenen Mineralien und die Be 
fugniß zur Gewinnung derſelben durch den erforderlihen Werksbetrieb, oder bie 
Berechtigung zur Anlage und zum Betribe eigener Hilfsbaue oder Revierſtellen 
erwerben will, hat im erften Falle um die Verleihung, im anderen aber um die 
Konzeffion anzufuchen. 

Seder Verleihung muß die örtliche Erhebung über deren Zuläffigleit — die 
Freifahrung vorhergehen. 

Dur die Bergwerksverleihung erlangt der Beſitzer derfelben das aus 
fließende Recht zur Gewinnung ber vorbehaltenen Mineralien jeder Art, welche 
innerhalb ber ihm verliehenen Gruben ober Tagmaße vorkommen, hat aber die 
Verpflichtung zur Ablieferung der Rohprodukte an Gold und Silber in bie 
Ianbesfürftlihen Münzämter. Die nicht vorbehaltenen Mineralien darf fi der 
Bergwerksbeſitzer nur in fo ferne ohne Entſchädigung zueignen, als er derſelben 
zu feinem Bergwerk: und dem damit verbundenen Hüttenbetriebe bedarf; auber 
diefem Falle ift er verpflichtet, fie dem Grundeigenthümer gegen Erſatz ber Ge 
mienungstoften anzubieten, unter deſſen Oberfläche fie gewonnen werben. 


| 
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Sol.das Miteigentyum von Bergwerken in Meinere Antheile, als zu einem 
Sechszehntel des Ganzen theilbar fein, jo ann, falls nicht die Bewilligung von 
der Bergbehörde ertheilt worden ift, diefes nur durch bie Errichtung einer Ge⸗ 
werkſchaft geſchehen. 

Jeder Beſitzer eines Freiſchurfes oder verliehenen Bergbaues iſt verpflichtet, 
derſelben Bauhaft zu erhalten, bei ſonſtigem Verluſt des Befugniſſes. 

Ueber die Dienſtverhältniſſe des Auffichts: und Arbeitsperſonales muß bei 
jedem Werte eine Dienftorbnung verfaßt, von der Behörde geprüft, nad) erfolg. 
ter ©enehmigung befannt gemacht und in den Arbeitswerkftätten ſtets ange- 
ſchlagen werben. Bei gejahrbringenden Ereigniffen im Bergbaubetriebe hat bie 
Bergbaubehörbe die erforderlihen Sicherheitsmaßregeln, in der Regel mit Bei⸗ 
ziehung der politifchen Behörde anzuordnen. Bei Gefahr im Verzuge jedoch hat 
die nähere ober die früher in die Kenntniß des Ereigniſſes kommende Behörde 
die unaufſchieblichen Anfalten zur Rettung und Sicherheit zu treffen. Für ben 
Bergbau gilt das Erpropriationsrecht gegenüber des Grundeigenthümers. 

c) Das Waſſerrecht. 

Flüffe und Ströme find von ber Stelle an, wo beren Benugung zur Fahrt 
mit Schiffen oder gebundenen Flößen beginnt, mit ihren Seitenarmen öffent: 
lies Gut. Auch bie nit zur Fahrt mit Schiffen oder gebundenen Flößen 
dienenden Streden der Ströme und Flüſſe, ſowie Bäche und Seen und andere 
fließende ober ftehende Gewäſſer find öffentliches But, in fo weit fie nicht in 
Folge gefegliher Beſtimmungen oder bejonderer Privatrechtstitel Iemandem 
zugehören. 

Die Regierung kann fließende Privatgewäſſer, welche ſich zur Befahrung 
mit Schiffen oder gebundenen Flößen eignen, zu dieſem Zwecke als öffentliches 
But erklären. 

Auch wenn die Erforderniffe der Enteignung nicht eintreten, Tann, um bie 
nugbringende Verwendung bes Wafjers zu fördern, ober deſſen ſchädliche Bir- 
Bungen zu bejeitigen, im Berwaltungsmwege verfügt werben: 

a) daß bei fließenden Privatgewäſſern derjenige, dem das Waſſer zugehört, 
in fo weit er es nicht benöthigt, und innerhalb einer ihm behörblich 
zu beftimmenden Frift auch nicht benußt, Anderen, die es nugbringend 
verwenden können, gegen angemefjene Entihädigung überlaffe; 

b) daß Beiiger von Liegenfhaften die Begründung von Servituten auf 
ihrem Beſitzthume gegen angemefjene Entſchädigung zu dem Ende ge- 
Ratten, damit Anderen gehörendes Waffer von einer Gegend nad) einer 
anderen über ihren Grund und Boden geleitet, und daſelbſt die zu 
dieſer Leitung erforderlihen Werke und Anlagen errichtet werben. 

Drtfhaften und Gemeinden, deren Wafjerbedarf nicht gebedt ift, haben 
nad) Maßgabe diefes Bedarfes, das Hecht der Enteignung von Privatgewäflern 
amd Wafferbenugungsrechten, ſoweit biefelben für die gleichen Zwede der Waflers 
berechtigten entbehrlich find. 
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Fiſchereiberechtigten feht gegen die Ausübung anderer Waflerbenugungs 
rechte nicht das Necht des Widerſpruches, ſondern blos der Anſpruch auf Schab⸗ 
loshaltung zu. 

Zur Ausführung von Wafferbauten, weldhe den Shut von Grundeigenthum 
ober bie Regulirung des Laufes eines Bewäflers bezweden, dann zu Ent⸗ 
wäſſerungs⸗ und Bewäfjerungsanlagen können entweder durch freie Meberein- 
kunft oder auf Grund von Mehrheitsbeſchlüſſen der Betbeiligten, durch Ber 
fügung ber zufländigen Berwaltungsbehörde Waſſergenoſſenſchaften gebilbet 
werben. 

Werden Bauten zum Zwede ber Benußung, Leitung ober Abwehr der Ge- 
wäfjer aus Reichs: oder Landesmitteln unternommen, unb gereichen diefelben 
zuglei den Befigern der angrenzenden Liegenſchaften ober der benachbarten 
Wafferanlagen durch Zuwendung eines Vortheiles oder durch Abwendung eines 
Nachtheiles in erheblihem Grade zum Nuten, jo fönnen bie erwähnten Be 
figer, aud wenn bie Grundſätze der Enteignung feine Anwendung finden, im 
Verwaltungswege verhalten werben, einen angemefienen Beitrag zu den Baus 
toften zu leiften. 

In öffentlihen Gewäſſern ift der gewöhnliche, die gleihe Benukung durch 
Andere nicht ausfchließende Gebrauch bes Waſſers Jedermann geftattet. 

Jede andere Benugung ber Öffentlichen Gewäſſer, ſowie bie Errichtung oder 
Aenderung der hierzu erforberlihen Vorrichtungen und Anlagen, welde auf die 
Beſchaffenheit bes Waflers, auf den Lauf berfelben ober auf bie Höhe des 
Waflerflandes Einfluß nehmen, oder bie Ufer gefährden kann, bebarf der vors 
läufigen Bewilligung der zuftändigen Behörden. Diefe Bewilligung iſt auch bei 
Privatgewäflern erforderlich. 

Zu den Wafferwerken, deren Errichtung ber Bewilligung bebarf, gehören 
insbejondere Triebwerke und Stauanlagen. 

Die bemwilligten Anlagen und Vorrichtungen find in einem folhen Zuſtande 
berzuftellen und zu erhalten, daß fie dem Waſſer und dem Eife einen thunlichſi 
ungehinderten Ablauf lafjen, der Fifcherei und anderem Nuten keine unnöthige 
Erf äwerung oder Beeinträßtigung verurfahen und daß keine Waſſerverſchwen⸗ 
dung eintrete. 


Bei allen Triebwerken und Stauanlagen ift ber erlaubte höchſte und im 
Falle der Verpflihtung, das Wafler in einer beftimmten Höhe zu erhalten, auch 
der zuläffig niebrigfte Waflerftand, durch Staupfähle oder andere bleibende 
Staumafe, auf Koften der Befiger diefer Werke und Anlagen, zu bezeichnen. 


Bei jeder politiſchen Behörde ift ein Vermerkbuch (Waſſerbuch) nebſt Waffer- 
karten zu führen, worin jämmtlihe im Bezirke bereits beftehende und nen er- 
worbene Wafjerbenugungsrechte, jowie bie Beſtimmungen bezüglich der Höhe ber 
Staumaße und die darin verfallenden Aenderungen mit Beziehung auf die zu 
Grunde liegenden Entjheibungen in Ueberficht gehalten werben muſſen. 
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d) Das Landeskulturweſen. 
1. Der Verkehr mit Grund und Boden. 

Es befteht die durch Staatsgrundgefe gemwährleiftete Freiheit, Liegenſchaften 
jeder Art zu erwerben, und über biefelben frei zu verfügen, und find alle Be- 
ſchraͤnkungen des Verkehrs mit Grund und Boden aufgehoben. 

Ausgenommen hiervon find bie in den Geſetzen bes Privatrechtes begründes 
ten Beſchränkungen des freien Verfügungsrechtes mit Grund und Boben, ins: 
befondere die bezüglich der Fideikommiſſe, Lehen und Subftitutionen beftehen, 
privatrechtlihen Beſchränkungen, fo wie die in den Bemeindegejegen enthaltenen 
Einſchränkungen bes Verfügungsrechtes mit Gemeinbeeigentyum, ferner in Bes 
treff der Theilbarkeit der Gemeinbewaldungen und der den Gemeindewaldungen 
gleih zu haltenden Walbungen, dann bie für die tobte Hand, bezüglich des 
Rechtes, Liegenſchaften zu erwerben und über fie zu verfügen, beftehenden geſetz— 
lien Beflimmungen. 

Behufs der Anordnung oder beſſeren Bewirthſchaftung von Befigthümern 
ift der Tauſch von Örundflüden gegen den Willen ber Sypothetargläubiger zus 
Läffig, wenn in einem Aufforberungsverfahren das Erkenntniß der Tabularbehörde 
erwirkt wird, daß der Einſpruch derſelben unwirkſam ift. 

Eine weitere Begünftigung der behufs Amendirung gemachten Tauſch-⸗ 
verträge befteht darin, daß ſolche Rechtsgeſchäfte gebührenfrei find. 

Sämmtlihe Belaftungen von Grund und Boden, in fo weit fie nicht auf 
privatrechtlihem Titel beruhen, find im Wege ber Ablöfung bejeitigt und auch 
alle Holz, Weide- und Forſtprodukten⸗Bezugsrechte, deren Servituts: und ges 
meinſchaftliche Befig- und Benutzungserechte theils abgelöft, theils regulirt 
werden. 

In neueſter Zeit wurden auch die ſogenannten Propriationsrechte, d. i. die 
ausſchließliche Befugniß zur Erzeugung von Bier und Branntwein, als aufge⸗ 
hoben und die demſelben entſprechende Verpflichtung zur Abnahme dieſer Ge⸗ 
tränke theils als aufgehoben, theils als ablösbar erklärt. 

2. Das Forſtweſen. 
Die Forſte werden unterſchieden: 
a) in Reichaforſte, 
b) in Gemeindewälber, 
c) in Privatwälder. 

Ohne Bewilligung darf fein Waldgrund ber Holzzucht entzogen und zu 
anderen Zwecken verwendet werben. 

Die eigenmäctige Verwendung des Waldgrundes zu anderen Zweden ift zu 
beſtrafen und bie betreffenden Walbtheile nach Erforderniß binnen einer ange- 
mefjenen Frift wieder aufzuforften. Wird die Aufforftung binnen ber feit- 
geſetzten Frift nicht bewerkftelligt, ſo h.t die Beſtrafung wieberholt einzutreten. 

Rein Wald darf verwüftet, d. i. fo behandelt werden, baß die fernere Holz» 
zucht dadurch gefährdet oder gänzlich unmöglich gemacht wird. Die Verwüftung 
it zu beftrafen. 
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Eine Waldbehandlung, durch welche der nachbarliche Wald offenbar ber Ge. 
fahr einer Windbeſchädigung ausgefegt wird, iſt verboten. 

Wälder, auf welchen Einforftungen laften, müſſen nicht blos erhalten, ſondern 
auch in angemeflener Betriebsweife nachhaltig bewirthſchaftet werben. 

Die Waldweide darf in den zur Verjüngung beflimmten Walbtheilen nicht 
ausgeübt und in die übrigen Waldtheile nicht mehr Vieh eingetrieben werben, 
als daſelbſt die erforderliche Nahrung findet. 

Bodenftreu darf, in fo fern fie aus abgefallenen Blättern (Laub und Radeln) 
und Moos befteht, nur mit hölzernen Rechen gefammelt werben. 

Die Aftftreu if zunächſt in den Fällungsarten zu geminnen. 

Die Streugewinnung darf höchſtens jedes dritte Jahr auf berjelben Stelle 
wiederholt und nie auf Boden» und Aftftreu zugleih ausgedehnt werben. 

Wo e8 bie Schonung des Nachwuchſes erheiſcht, muß die Gewinnung bes 
Holzes im Herbfte oder im Winter bei Schnee erfolgen und die Aufarbeitung 
und Bringung des Holzes der Fällung ohne Verzug angereiht werden. 

Ale Forftprodutte müfjen auf den bleibenden oder fonft angemeflenen, vom 
Waldbefiger zu bezeichnenden Wegen, Erbreihen ober Erdgefährten aus dem 
Walde geichafft werben. 

Wenn die Sicherung von Perfonen, von Staats: und Privatgut eine be 
fondere Behandlungsweife der Wälder als Schug gegen Lavinen, Felsftürge, 
Steinſchläge, Gebirgsſchutt, Erdabrutſchungen u. dgl. dringend fordert, kann dieſe 
von Staatswegen angeordnet und hiernach der Wald im betreffenden Theile in 
Bann gelegt werden, und können auch des Bannes wieder entbhunden werben. 
Gemeindewälber dürfen in der Regel nicht vertheilt werben. 

Für Wälder von binreihender Größe find fachkundige Wirthicaftsführer 
aufzufiellen. 

Jeder Grundeigenthümer ift gehalten, Waldprodukte, melde anders gar 
nicht oder nur mit unverhältnißmäßigen Koften aus dem Walde geihafft unb 
weiter gefördert werden könnte, gegen Entſchädigung über feine Gründe bringen 
zu laſſen. 

Jeder, ber im Walde ober an befien Rande ein verlafjenes und unabge- 
löſchtes Feuer trifft, iſt nach Thunlichkeit zu deſſen Löſchung verpflichtet. 

Nimmt Jemand einen Waldbrand wahr, ſo hat er dieß den Bewohnern der 
nädhft befindlichen Behauſung in der Richtung, wohin ihn fein Weg führt, be- 
kannt zu geben. Diefe find verbunden, hierüber jogleich die Anzeige zu machen 
Die unterlafjene Anzeige eines Waldbrandes ift zu beftrafen. 

Ale umliegenden Ortfgaften Tönnen von dem Walbbefiger, dem Forſt⸗ 
perfonale, oder den Ortsvorftänden zur Loͤſchung des Waldbrandes aufgeboten 
werben. 

Auf die Beihäbigung der Wälder durch Infelten ift ſtets ein wachſames 
Auge zu richten. 

Die Waldeigenthümer ober deren Perfonal, welche berlei Beſchädigungen 
wahrnehmen, find, wenn die dagegen angewenbeten Mittel nicht zureichen und 
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zu bejorgen fteht, daß auch nachbarliche Wälder von diefem Webel ergriffen wer⸗ 
den, verpflichtet, fogleich die Anzeige zu erftatten. 

Zu einer ſolchen Anzeige if übrigens Jedermann beredtigt. 

ANe Waldeigenthümer, deren Wälder in Gefahr kommen könnten, find zur 
Beihilfe verpflihtet und müfjen den Anordnungen der Behörde, welde hierin 
jelbft zu Zwangsmaßregeln befugt if, unbebingte Folge leiften. 

Diejenigen Verlegungen ber Sicherheit des Waldeigenthums, welche in dem 
allgemeinen Strafgejege vorgefehen find, werben nad) eben dieſem beurtheilt und 
behandelt. Nebft den Webertretungen ber eingeforfteten, und den ſchließlich uns 
erlaubten Sandlungen und Unterlaffungen find noch weitere Handlungen, in jo 
weit auf biejelben das allgemeine Strafgefeg feine Anwendung findet, und fie 
ohne Zuftimmung des Waldeigenthümers oder deſſen Stellvertreters oder ben 
fefgefegten Bedingungen entgegen, ausgeübt werben, als Forftfrevel anzufehen 
unb zu befttafen. 

Wer fih einer frafbaren Handlung gegen die Sicherheit des Walbeigen- 
thums ſchuldig macht, hat den beihädigten Waldbefiger vollen Erfag zu leiften, 
daher nicht blos den Werth des etwa entwendeten Forſtproduktes, fondern auch 
den mittelbaren Verluft zu vergüten, mwelder durch Störung oder Minderung 
der Erzeugungsfähigkeit des Waldes allenfalls verurſacht worden ift. 

3. Das Jagdweſen. 

Das Jagdrecht auf fremden Grund und Boden ift aufgehoben, nur bie 
Jagdgerechtigkeit in gefchloffenen Thiergärten bleibt in der Art wie felbe bisher 
äugeftanden, aufrecht, e& mögen die in dem abgeichlofienen Jagdbezirke ge- 
legenen Brundftäde dem Eigenthümer der Jagd oder dritten Perſonen gehören. 

Jedem Befiger eines zufammenhängenden GOrundkomplexes von wenigftens 
zweihundert Jach (23 Hektar) wird die Ausübung ber Jagd auf dieſem eigen- 
thümlihen Grundkomplerx geftattet, unter Beſtellung ſachkundiger Auffeher, wenn 
der Befiger nicht felbft ala folcher anerkannt wird. 

Auf allen übrigen, innerhalb einer Gemeindemartung gelegenen Grund⸗ 
Rüden in die Jagd der betreffenden Gemeinde zugewiejen. Die Gemeinde ift 
verpflichtet, bie Jagd entweder ungetheilt zu verpachten, ober durch Sachver⸗ 
ftändige (Zäger) ausüben zu laffen. Der jährlihe Reinertrag der Jagd ift 
unter die Gefammtheit der Grundeigenthümer nach Maßgabe ber’ Ausdehnung 
des Grundbeſitzes zu vertheilen. 

Als Pächter der Jagd iſt nur derjenige zuzulaffen, gegen welden kein Be- 
benten obwaltet. Die Gemeinde als ſolche ift von der Pachtung einer Jagd 
ausgeſchloſſen. Der Verpachtungsakt unterliegt der Beflätigung ber politifchen 
Bezivtsbehörbe. Die Dauer ber Pachtzeit foll in der Regel nicht unter fünf 
Jahren feftgefegt werben. 

Die theilweife ober gänzliche Weberlafjung gepachteter Jagden in Afterpadht 
oder an Dritte gegen Vergütung in Gelb ober Vorbehalt eines Theiles des Jagd⸗ 
erträgniffes barf ohne Zuftimmung der Behörde nicht flattfinden. Ebenfo nicht 
ber Austaufch einzelner Theile aneinander grenzender Jagdgebiete. 
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Zur Ausübung der Jagd ift Niemand berechtigt, der nicht bie Bewilligung | 
zum Zragen der Iagbwaffen erhalten hat. 

Es beftehen in den verſchiedenen Landesgejegen Beſtimmungen über bie 
Schonzeit des Wildes, nad welchem gewiſſe Wildarten zu beflinmten Zeiten 
bei Strafe weder gejagt, noch gefangen, noch getöbtet werden dürfen. 

4. Der Feldſchutz. 

Für alle Kronländer — mit Ausnahme von Dalmatien, für welches ein 
bejonderes Geſetz erlaffen wurde — iſt, um bie Hintanhaltung und Entbedum 
der Beihädigungen oder widerreqhtlichen Eingriffe, welchen das Feldgut ausge: | 
ſetzt ift, zu erleichtern und bem dringenden Bebürfniffe eines Schußes des gan | 
baues eine wirffame Abhilfe zu gewähren, bie Beftellung eines beeibeten Jelb- 
ſchutzperſonales (Feldhüter, Flurwächter) geftattet worden. 

Auf den Feldſchutzdienſt können nur jene Flurwächter beeidet worben, weiche 

a) entweder von einer Gemeinde zur Ueberwachung des Feldgutes aller 
ober einzelner, in der Gemeindegemarkung gelegenen Fluren, oder 

b) von dem Befiger eines größeren Guts⸗ oder Wirthihaftsfompleres von 
minbeftens 100 n. ö. Joch zur Ueberwachung feines Feldgutes beſtellt 
werden; ausnahmsweile kann jeboh aud Befigern von Realitäten, 
welche diefen Umfang nicht erreichen, die Bewilligung ertheilt werben. 
Der aus dem Gemeindeverbande ausgefchiedene, vormals herrfchaftlice 
„größere“ Grundbeſitz, welcher ein eigenes Gutsgebiet bildet, iſt einer 
Gemeinde gleich zu halten. 

Für den Feldſchutzdienſt dürfen von den politiſchen Behörden nur Perſonen 
von unbeſcholtenem Benehmen, welche das zwanzigſte Lebensjahr zurüdgelegt 
haben, in Eid und Pflicht genommen werden. 

Das auf den Feldſchutzdienſt beeidete Perſonal wird als öͤffentliche Wade 
angejehen. 

Alle wie immer gearteten Verletzungen oder Beihädigungen des Felbgutes, 
welche nicht unter die Beftimmungen des allgemeinen Strafgejeges fallen, werben 
als Felbfrevel erklärt, über welche von der kompetenten Behörde das Verfahren 
nur auf Verlangen bes Beſchädigten oder auf die unmittelbare Anzeige eines 
auf den Feldſchutz beeideten Individuums einzuleiten ift. 

Die Feldfrevel find mit einer Geldſtrafe oder mit einer Arreſtſttafe zu 
abnden. 

Die analoge amtlihe Stellung hat das zum Schuge einzelner Zweige der 
Landestultur aufgeftellte Wachperfonal, als zum Schutze einzelner Zweige ber 
Landestultur, wie der Lands und Forftwirthihaft, des Bergbaues, der Tage, 
ber Fiſcherei oder anderer Waflerberechtigungen auf Grund von Landesgefehen 

5 Verſchiedene hierher gehörige Vorſchriften. 
Zum Landeskulturweien gehören auc noch bie bejonderen Beftinunungen: 
a) über den Vogelſchutz, nach welchem das Ausnehmen und Zerſtören ber 
Eier und Nefter aller wildlebenden Vögel, mit Ausnahme der im den 
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Geſetzen als ſchädlich angeführten, verboten, und das Fangen und 
Tödten berjelben während der Bauzeit verboten iſt. Im mehreren 
Ländern ift die Tödtung ber Singvögel bei Strafe unterfagt; 

b) über den Schuß der Bodenkultur gegen Raupenſchäden und Mailäfer, 
nad welden bie Bertilgung dieſer Thiere bei fonftiger Strafe von 
den Befigern, Fruchtnießern und Pächtern der Grunbdftüde zu ver- 
anlafien ift; 

e) über bie Mafregeln gegen die Verbreitung der Reblaus (Phyloxera 
vastatrix). Um dieſe zu verhüten, ift fogleich Anzeige zu erftatten, bie 
Ausfuhr von Neben, Pflanzen und anderen Gegenſtänden, die als 
Träger bes Infeltes bekannt find, aus ben betreffenden Pflanzungen 
zu verbieten und ſodann die weiteren Maßregeln zu treffen. 


6. Vorſchriften, betreffend die Hebung der Viehzucht. 

& giebt Staatsgeftüte und ärarifche Hengftendepots. Die Beichalftationen 
werden nad) Verſchiedenheit der Rronländer und der Bezirke durdy vier oder acht 
Monate mit Pferden belegt. Die Beſchaͤlzeit ift feſtgeſetzt. 

Die entgeltlid)e Belegung ift Regel, es ift aber den Heinen Pferdezüchtern 
die Begünftigung zugeftanden, bie Dedgelder, unter Haftung ihrer Gemeinden, 
erh nad) der Ernte entrichten zu bürfen. 

Privathengſte dürfen zum Belcgen der Stuten verwendet werben, wenn ber 
Vefiger hierzu einen Erlaubnißfchein hat. Die Verwendung von nicht lizenzirten 
Privatbeſchälern ift zu beftrafen. 

Zum Zwede der aljährlih vorzunehmenden Unterfuhung (Köhrung) ber 
Hengſte, deren Verwendung zur Privatbeihälung beabfidhtigt wird, beftellt die 
Zandestommiifion für Pferdezuchtsangelegenheiten, die Köhrnngs- (Lizenzirungs:) 
Kommiffionen in der erforderlihen Anzahl. 

Diefe Kommiffion hat nur folde Hengfte als zur Verwendung für bie 
Privatbeihälung geeignet zu erklären, welche vorgeführt und entſprechend be⸗ 
funden werden, Der Beichluß der Köhrungstommiffion ift enbgiltig. 

Der Befiger eines lizenzirten Hengſtes hat über die belegten Stuten ein 
Dedregifter zu führen und einzufenden. 

Die politiſche Bezirksbehörbe Hat die Deckregiſter ſammt den Lizenzen an 
das betreffende Staatshengftenbepot zu leiten. 

Es beftehen Subventionen für die Haltung guter Privatbeihäler und werben 
ſolche verſuchsweiſe vorerft in jenen Ländern vertheilt, in welchen das Material 
zur Aufzucht tauglicher Zuchthengfte ſich wenigftens theilweife vorfindet. Die 
Preife für Hebung der Pferdezucht find Zuchtpreife und Rennpreife.. 

Für die Hebung der Rindviehzucht beftehen in einzelnen Ländern bejondere 
ſpezielle Geſetze, insbejondere die gemeinfchaftlihe Anſchaffung von Zuchtthieren 
betveffend. 

Es erſcheint die Aufgabe der Behörden, dort, wo nicht bereita dafür ge- 
forgt ift, auf ein Webereintommen ber Viehbeſitzer über die Beilchaffung und die 
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Unterhaltung gemeinſchaftlicher Zuchtthiere (Stiere) von Amtswegen bin- 
zuwirken. 

Für Hebung der Rindviehzucht beſtehen Prämien, die theils vom Staate, 
theils von der Landesvertretung, theils aud von landwirthſchaftlichen Vereinen 
beftritten werben. 


7. Vorſchriften über die Fiſchzucht. 

Was das Fiſchereirecht anbelangt, jo ift demnädft die Erlafjung eines 
Fiſchereigeſetes zu gemärtigen. 

Die beftehenden Vorſchriften zum größeren Theil provinziel, oft beziehen fie 
fih nur auf einzelne Bewäfler. Durch die Geſetze uber die Entlaftung von 
Grund und Boden, find die Fiſchereigeſetze nicht aufgehoben werben. 

Von Seite der Uferbefiger ınuß die Betretung des Grund und Bodens 
durch den Fifchereiberechtigten ale unerläßlihe Bedingung zur Ausübung des 
Fiſchereirechtes geduldet werben. 

Verſchiedene Vorfehriften haben zum Ywede, das dem Fiſchwuchſe jo ſchäd⸗ 
lihe Ausfangen der jungen Brut durch unbefugte Leute, und den Unfug, den 
bie Fiſcher felbft treiben, und woburd bie. Ausöbung der Fiſchwäſſer immer 
mehr befürwortet wird, zu bejeitigen, 

Der Anwendung von Sprengfloffen zum Fiſchfang ift entgegen zu treten. 

Die Korallenfiſcherei an ben Küften Dalmatiens if für die öfterreichifchen 
Staatsangehörigen freigegeben. 


8 Vorfhriften in Betreff der Bienenzuht, Raupen: 
zucht u. ſ. w. 

Zur Hebung der Bienenzucht wurde verordnet, daß Anpflanzungen von 
Lindenbäumen und Akazienbäumen an öffentlichen Straßen fo viel möglich er- 
folgen, auch daß Haiden gebaut werben follen. 

Häuslihe Bienenſchwärme find tein Gegenftand freien Thierfangens, doch 
im Falle, daß der Eigenthümer des Mutterfiodes den Schwarm durch zwei 
Tage nit verfolgt hat, Tann ihn auf gemeinem Grunde Jedermann, auf dem 
feinigen der &runbeigenthümer fie fi nehmen und behalten. 

Die Prämien Aber Bienenzudht werden theils von der Stantsverwaltung, 
theild von den Ländern oder Vereinen gegeben. 

Sehr viele Verordnungen betreffen die Hebung der Obſtbaumzucht und 
Seibenraupenzudt. Es giebt ‘Prämien für die Baummollproduzenten Dalmatiens, 
im Algemeinen für Obftbaumzudt. 


9. Anftalten und Vereine für Lanbestultur. 

Den Zwecken ber Landeskultur fpeziell gewidmet find in den Kronländern 
bie beftehenden Landeskulturfonds, in Verwaltung der Landesvertretungen und 
bestehungsmeife der Landesausfchüfie. 

Es beftehen niebere Aderbaufchulen und werden theils vom Lande, theile 
durch Beiträge, welche noch von anderen Seiten aufließen, erhalten. 
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Außer den Landwirthichaftsgefelihaften in den Landeshauptftädten beſtehen 
viele felbftftändige landwirthſchaftliche Vereine und außerdem Filialvereine und 
für jeden einzelnen Zweig der Kultur befondere Vereine. 


e) Das Handels: und Gewerbeweſen. 
1. Die Gewerbeordnung. 

Die Gewerbe können entweder gegen bloße Anmeldung betrieben werden 
(freie Gewerbe) oder find an eine befondere Bewilligung der Behörde gebunden 
(konzeffionirte Gewerbe). 

Zum felbftfländigen Betriebe eines jeden Gewerbes wird in der Regel er: 
fordert, daß der Unternehmer fein Vermögen ſelbſt zu verwalten berechtigt fei. 
Für Rechnung von Perjonen, denen die freie Verwaltung ihres Vermögens nicht 
eingeräumt ift, können Gewerbe nur mit Zuftimmung ihrer gejeglihen Vertreter, 
dann der Tompetenten Behörde und durch einen geeigneten Stellvertreter be- 
trieben werden. Das Geichleht begründet auf die Zulaffung zu Bewerben 
Teinen Unterſchied. Moraliihe Perfonen können unter den gleichen Bedingungen 
wie einzelne Individuen Gewerbe betreiben, müfjen aber einen geeigneten Ge⸗ 
ſchäftsführer ala Stellvertreter beftellen. 

Perſonen, welche wegen eines Verbrechens, überhaupt wegen eines Vergehens 
oder einer Webertretung aus Gewinnſucht oder gegen die öffentlihe Sittlichkeit, 
wegen Schleihhandels, wegen ſchuldbaren Konkurjes verurtheilt wurden, find 
vom Antritte eines Gewerbes dann auszufhließen, wenn nad ber Eigenthüms 
lichkeit des leßteren und nach der Perfönlichteit des Unternehmers Mißbrauch zu 
bejorgen wäre, in welch legterem Falle dem Antritte des Gewerbes auch während 
der Dauer der Unterfuhung nicht ftatt jzu geben if. Wer durch richterliches 
oder adminiftratives Erkenntniß von dem Betriebe eines Gewerbes entfernt 
wurde, ift von dem Antritte eines jeden Gewerbes ausgeſchloſſen, durch deſſen 
Ausübung der Zweck des Erkenntniſſes vereitelt wurde. 

In Fällen adminiftrativer Erfenntnifje kann jedoch die Rehabilitirung auss 
geiprochen werden. Der Antritt eines Gewerbes ift von der Aufnahme in den 
Verband der Gemeinde, in welcher derfelbe betrieben werben fol, nicht abhängig, 
und ändert nichts an ber Gemeindezuftändigkeit. 

Die Zulaffung von Ausländern bleibt, in foferne nicht durch Staatsverträge 
andere Beitimmungen getroffen find, von Fall zu Fall der Entſcheidung bes 
Minifteriums des Innern vorbehalten. 

Der gleichzeitige Betrieb mehrerer Gewerbe durch denfelben Unternehmer ift 
geftattet. Bei freien Gewerben ift ber Unternehmer verpflichtet, vor Antritt des 
Gewerbes davon der Behörde die Meldung zu machen. Waltet gegen die Perjon, 
bie Befhäftigung und ben Standort ein Hinderniß nicht ob, fo fertigt die Be⸗ 
hörde einen Gewerbeſchein aus. 

Bei Tongeffionirten Bewerben ift unter Nachmweifung der gejeglichen Erforde⸗ 
niffe um die Konzeifion anzufuden. 

Vor erlangter Konzeſſion darf mit dem Betriebe nicht begonnen werben. 
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Zur Erlangung eines konzeſſionirten Gewerbes werben nebſt ben allge⸗ 
meinen Bedingungen zum felbftfländigen Betriebe eines Gewerbes Verläßlich 
keit und Unbefcholtenheit und bei mehreren berfelben bejondere Befähigumg 
gefordert. 

Bewerber um eines der mit Preßerzeugniffen fi) befafienden Gewerbe 
möüffen fi über eine zum Betriebe des Gewerbes genügende allgemeine Bildung 
ausweiſen. 

Die Genehmigung der Betriebsanlage iſt bei allen freien oder konzeſſionit⸗ 
ten Gewerben nothwendig, welhe mit Seuerflätten, Dampfmafchinen ober 
Waſſerwerken betrieben werben oder welche durch geſundheitsſchädliche Einflüffe, 
durch bie Sicherheit bedrohende Betriebsarten, durch üblen Gerudy ober durch 
ungewöhnliches Geräuſch die Nahbarichaft zu gefährden ober zu beläftigen ge 
eignet find. 

Aenderungen in ber Beſchaffenheit der Betriebsanlage ober in ber Fabris 
kationsweiſe find zur Kenntniß der Behörde zu bringen, welche zu beurtheilen 
bat, ob eine neue tommiffionelle Verhandlung einzutreten habe. 

Jeder Gewerbetreibende hat das Recht, alle zur volllommenen Herſtellung 
feiner Erzeugnifje nöthigen Arbeiten zu vereinigen und bie hierzu erforberlichen 
Hilfsarbeiter auch anderer Gewerbe zu halten. 

Die Berehtigung zur Erzeugung eines Artitels fließt auch) das Mecht zum 
Sanbel mit ben gleichen fremden Erzeugnnifien in ſich. 

Diejenigen, welche freie Gewerbe betreiben, können in ber Gemeinde ihres 
Standortes mehrere feſte Betriebsftätten (Werkftätten oder Verkaufslokale) halten, 
bie aber der Behörde angezeigt werben müffen. Die ®ewerbetreibenden können 
auch außerhalb der Gemeinde ihres Standortes bie Artikel ihres Gewerbes überall 
bin, bei Gewerbsleuten, die folde Erzeugniſſe führen dürfen, in Kommiſſion 
geben, auf Beftellung liefern und beftellte Arbeiten überall verrichten.‘ 

Die Gewerbsleute find berechtigt, im Umberreifen ſelbſt oder durch Bevoll⸗ 
mädhtigte Beflellungen zu fuchen, dürfen jedoch hierbei, außer auf Märkten, keine 
Waaren zum Verkaufe, fondern nur Mufter mitführen. 

Das Feilbisten im Herumziehen von Ort zu Ort, außer auf Märkten, und 
das Herumtragen und Anbieten von Waaren von Haus zu Haus barf nur von 
ben mit Saufierbefugnifien betheilten Perſonen betrieben werden. 

Die Beſchränkung findet keine Anwendung auf Gewerbsleute, welche die 
allgemeinen Artikel des täglichen Verbrauches, wie z. B. Mil, Butter, Obſt, 
Bemüfe, Blumen, Holz ꝛc. nad) örtlicher Gewohnheit durch Herumtragen von 
Haus zu Haus oder auf der Straße feilbieten. Auch if im Orte anfäffigen 
Meineren Gewerbsleuten das Feilbieten ihrer Erzeugniffe innerhalb bes Ges 
meinbebezirtes von Haus zu Haus zu geflatten. 

Die im Auslande wohnenden Gewerbetreibenden bönnen, wenn ben öfter 
reichiſchen Unterthanen Gleiches in dem jenfeitigen Staate geftattet ift, über Be 
Rellung folde Gewerbsarbeiten im Inlande ausführen, zu beven Verrichtung 
feine Konzeſſion erforderlich if. Das Einbringen der im Auslande gefertigten 
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Arbeiten und bas Abliefern berfelben an bie Befteller unterliegt nur den durch 
die Zollvorſchriften gegebenen Beichräntungen. 

Preisfagungen können nur beim Kleinverlaufe von Artikeln, die zu den 
nothwenbdigften Bebürfnifien des täglihen Unterhaltes gehören, dann bei bem 
Rauchfangkehren⸗Gewerbe und bei den XTraneport- und Platzdienſtgewerben 
ſtattfinden. 

Bei Artikeln, die zu ben nothwendigen Bedürfniſſen des täglichen Unter⸗ 
haltes gehören, Tann die Behörde die Haltung von Vorräthen und im Klein 
verkaufe aud dort, wo dieſe Artifel keiner Sapung unterliegen, die Erſichtlich⸗ 
madung ber Preife in ben Berkaufslofalitäten, fo wie bei den Gaflgewerben 
die Auflegung von Preiszetteln anordnen. Bäder, Fleiiher und Rauchfang⸗ 
tehrer dürfen den einmal begonnenen Bewerbsbetrieb nicht nad) Belieben untere 
brechen, fondern müffen bei beabfichtigter Einftelung diefe der Behörbe anmelden 
und auf deren Verlangen das Gewerbe noch durch eine beftimmte Zeit, höchſtens 
zwei Monate, fortführen. 

Jeder Gewerbetreibende kann fein Gewerbe auch durch einen Stellvertreter 
ausüben, oder daſſelbe verpadhten. 

Ein Stellvertreter oder Pächter muß die für den felbftitändigen Betrieb 
erforderlihen Eigenſchaften befigen und bei konzeſſionirten Gewerben der Be- 
hörde zur Genehmigung angezeigt werden. 

Jedermann ift beredtigt, die Märkte mit allen im Verkehre geftatteten 
Waaren zu beziehen, jo weit felbe nach der Gattung des Marktes zum Verkehre 
auf demfelben zugelaflen find. 

Ausländer werden rüdfichtlich des Rechtes zum Marktbeſuche wie Inländer 
behanbelt. 

Alen Marktbeſuchern ftehen im Betriebe ihrer Marktgeſchäfte die gleichen 
Befugniſſe zu. Einrichtungen, wonach die erften Stunden des Marktes für bie 
Einkäufer im Kleinen vorbehalten werben, bürfen nur bei Wochenmärkten und in 
Anwendung auf Lebensmittel ftattfinden, wenn bie örtlihen Gewohnheiten und 
Bebürfnifie dafür ſprechen. Der Marktverkehr darf von den Gemeinden mit 
feinen anderen als folden Abgaben belegt werden, welde eine Vergütung für 
ben überlafjenen Raum, den Gebrauch von Buden und Geräthichaften, und für 
andere mit der Abhaltung des Marktes verbundene Auslagen bilden. Jede Ge⸗ 
meinde, in welcher Märkte abgehalten werben, hat, unter Genehmigung ber po: 
litiſchen Lanbesftelle, die Marktordnung feftzufegen. 

Unter denjenigen, welche gleiche oder verwandte Gewerbe in einer oder in 
nachbarlichen Bewerben betreiben, ift ein gemeinfchaftliher Verband aufrecht zu 
erhalten und in fo ferne er noch nicht befteht, fo viel als möglich herzuſtellen. 
Eine Genoſſenſchaft kann nach Umftänden auch die Bewerbetreibenden mehrerer 
Gemeinden und verſchiedenartige Gewerbe umfafjen. 

Die Entziehung der Gewerbaberechtigung hat Platz zu greifen: 

a) wenn ber Gewerbetreibende wegen ftrafbarer Handlungen verurteilt 
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worden ift und unter ben gegebenen Umftänden von dem Fortbetrieb 
bes Gewerbes Mißbrauch zu bejorgen wäre; 

b) wenn vorausgegangene wieberholte Beftrafungen wegen Richtbeadjtung 
der auf die Ausübung feines Gewerbes bezüglichen Vorſchriften ſich als 
fruchtlos erwiejen haben; 

c) bei fonzeffionirten Gewerben, insbefondere wenn ber Gewerbetreibende 
nad wiederholter ſchriftlicher Warnung, fih Handlungen zu Schulden 
kommen läßt, durch welche das geſetzliche Erforbernik der Verläßlicleit 
beeinträchtigt erſcheint. 

Wenn ein Gewerbe durd einen Stellvertreter ober Pächter betrieben wird, 
und nad) dem Geſetze die Entziehung der Gewerbsberechtigung einzutreten hätte, 
fo findet diefe nur dann flatt, wenn die Uebertretung mit Vorwiſſen bes Ge 
werbsinhabers begangen wurde und berfelbe in ber Lage war, die Uebertretung 
hintanzuhalten. In jedem Falle ift aber die Befeitigung bes Stellvertreters oder 


Pächters auszufpreden. 


2. Das Privilegiengefet- 
Ein ausfhließendes Privilegium kann auf jede neue Entdedung, Erfindung 
ober Verbeſſerung ertheilt werden, welche 
a) ein neues Erzeugniß der Inbuftrie, oder 
b) ein neues Erzeugungsmittel, oder 
e) eine neue Erzeugungsmethode zum Begenftande hat, e8 mag von einem 
öſterreichiſchen Staatsangehörigen oder von einem Ausländer nadge 
ſucht werben. 

Auf eine neue Entdedung, Erfindung oder Berbefierung, welde aus dem 
Auslande in das Öfterreihiihe Staatsgebiet eingeführt werben will, kann aber 
nur dann ein ausfhließendes Privilegium verliehen werben, wenn die Ausübung 
beffelben auch im Auslande noch auf ein ausfchließendes Privilegium beſchraͤnkt 
iſt. Eine ſolche Verleihung kann aber nur dem Inhaber des ausländifchen Pri- 
vilegiums ober deſſen Rechtsnehmer zu Theil werben. i 

Die Bedingungen zur Erlangung eines Privilegiums find: 

a) Anſuchen bei einer Tompetenten Behörde; 
b) Entridtung einer beſtimmten Zare; 
ce) die Erfüllung der Verpflichtung, die neue Entdedung, Erfindung ober 
Verbefierung fo beutlih und vollftändig zu beſchreiben und wenn & 
zur Erlangung einer hinreichenden Deutlichkeit nöthig if, durch Bei: 
gabe von Zeichnungen oder Mobellen zu verfinnlichen, daß es, wenn 
biefelbe nad Ablauf der Dauer des Wrivilegiums zur Kenntniß ge 
bracht wird, jedem Fachmanne möglich if, diefelbe nachzumachen. 
Ueber die übernommene, in Ordnung befundene Eingabe wird ein Ems 
pfangsſchein (Bertifitat) eingehändigt und bat von dem Tage und der Stunde 
biefer Beftätigung an die Priorität der angezeigten Entbedung, Erfindung oder 
Verbeſſerung zu gelten. 





der in Defterreich geltenden geſetzlichen Befimmungen ꝛc. 587 


Es if dafür zu forgen, daß die gehörige Geheimhaltung ſtrenge beobachtet 
und alle Sicherungsmittel gegen mögliche Verlegung berfelben angewendet 
werben. 

Das Privilegium fichert und fhügt dem Privilegirten den ausfchließenden 
Gebrauch für die Anzahl von Jahren, auf welde fein Privilegium lautet. 

Diefe Rechte find ſtrenge auf den eigentlihen Gegenftand der privilegirten 
Entdedung, Erfindung und Verbefierung eingeregt. Die höchſte Dauer der Pri- 
vilegien wird auf fünfzehn Sabre feftgejegt. Die Privilegien verlieren ihre 
Giltigkeit: 

a) durch Nullitäts- oder Nichtigkeitserklärung; 
b) durch Erlöſchung. 

Jedes Privilegium wird ſo bald es verliehen iſt, in ein beim Miniſterium 
ſür Handel und Gewerbe befindliches Regiſter eingetragen, und kann ſowohl 
unter Lebenden als auch für den Todesfall ganz oder theilweiſe an Andere über⸗ 
tragen werden und muß jede Uebertragung dem Miniſterium für Handel und 
Gewerbe vorgelegt werden. 

Iſt die Beſchreibung eines Privilegiums in die offenſtehenden Regiſter ein⸗ 
getragen, ſo begründet ſchon der erſte Eingriff, iſt aber die Beſchreibung geheim 
gehalten worden, jede Wiederholung des bereits unterſagten Eingriffes in daſſelbe 
eine Geſetzesübertretung und iſt auf Verlangen des Verletzten an dem Schuldi⸗ 
gen, nebſt dem Verfalle der vorhandenen nachgemachten oder nacgeahmten 
Gegenftände mit einer Geldftrafe von 25 bis 1000 fl. zu beftrafen. 

NRüdfichtlih der zur Ausführung der Nachmachung oder Nahahmung aus- 
ſchließlich dienlichen Werkzeuge und Hilfsmittel ift, in jo ferne nicht ein Ueber⸗ 
eintommen zwiſchen dem Verleger und dem Verlepten etwas Anderes feftjegt, 
nad) Befchaffenheit derjelben die Zerlegung, Umftaltung oder Unbrauchbarkeit 
iu verfügen. 

Ueber den angefprohenen Schadenerſatz erkennt der Eivilrichter. 

Die Frage, ob ein ertheiltes Privilegium aus irgend einem gefeglichen 
Grunde als ungiltig zu erflären oder als erloſchen anzujehen fei, hat aus 
fließend das Minifterium für Handel und Gewerbe zu entſcheiden. 


3. Das Hauſirgeſetz. 
Unter Haufirhandel wird ber Handel mit Waaren im Umberziehen von Ort 
zu Ort und von Haus zu Haus, ohne beitimmte Verkaufsftätte, verftanden. 
Die Bewilligung zum Betriebe des Haufirhandele darf nur Perfonen er⸗ 
theilt werden, welde 

a) Öfterreihifche Unterthanen find; 

b) das Alter von 30 Jahren erreicht haben, mit Ausnahme der Bewohner 
einiger Gemeinden, denen ſchon nach zurüdgelegtem 24ften Lebensjahre 
bies geſtattet wird; 

e) nicht mit einer aufjallenden efelhaften Krankheit oder bergleihen Ge⸗ 
brechen behaftet find; 
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d) nicht wegen Schleihhandels beftraft, oder bei einer vorausgegangenen 
Sejälsunterfuhung nur aus Mangel an Bemeifen firaflos entlafien 
wurden, oder bie nit wegen einer ſchweren Gefällsübertretung befiraft 
ober ber erhaltenen Bewilligung verluftig erflärt worben find; 

e) von unbeſcholtenen Sitten und tadellojer politiiher Haltung find; 

N) im Vollgenuſſe der bürgerlichen Rechte flehen. 

Die Bewilligung zum Haufirhandel wird duch Ausfertigung eines befonde 
ven Haufirpaſſes ober Hauſirbüchels ertheilt und wird nur auf ein Zahr ertheilt. 

Der Haufirer hat in jedem Orte, den er betritt, falls ſich dort eine peli- 
tiſche oder polizeiliche Behörde befindet, in Städten und Märkten, wo fich folde 
nicht befindet, beim Magiftrate oder bei der Gemeindevorftehung fein Hauſu⸗ 
dokument von berjelben vifiren zu Laffen. 

Mit gewiflen Waaren ift der Haufirhandel nicht geftattet. 

Einem Haufirer, der dieſes Gejchäft bereits mehrere Zahre mit Bewilligung 
betreibt und ſich immer tabellos benommen hat, aber durch mittelft eines legalen 
Zeugniſſes erwiejene Törperliche Gebrechen in die Unmöglichkeit verſetzt wird, bie 
für den Hauſirhandel beftimmten Waaren felbft zu tragen, kann ein Gehilfe be 
willigt werben; dieſer muß aber alle jene Eigenfhaften für fi) ausmweijen, die 
für Saufirhändler überhaupt vorgeſchrieben find. 

In befonderer Berüdfihtigung der Nahrungsverhältnifie einiger Gegenden 
werden den Bewohnern derfelben befondere Begünftigungen bezüglic) bes Haufir- 
handels mit gewiflen Waaren zugeftanden. 

4. Die Befege für den Muſter⸗ und Martenihug. 
8) Der Muſterſchutz. 

Derjenige, der ein Mufter oder Modell, d. i. ein jedes auf die Form eines 
Induftrieerzeugnifjes bezügliche, zur Webertragung auf ein ſolches geeignete Bor: 
bild, entweder jelbft oder durch einen Andern für eigene Rechnung urſprünglich 
zu Stande gebradt hat, ift für die Zeit und unter beflimmten Bebingungen 
allein berechtigt, dafjelbe auf Induftrieerzeugnifie anzuwenden. 

Er kann diejes Hecht auch ganz oder theilweife an Andere übertragen. 

Das ausſchließliche Benutzungsrecht dauert höchſtens drei Jahre vom Zeit: 
punkte ber Regiftrirung des Mufters. Es wird dem Schugwerber überlafien, 
innerhalb diefes Zeitraumes die Anzahl der Jahre der Schugbauer zu wählen. 
Wer fih das ausſchließliche Recht auf die Benutzung eines Mufters fihern will, 
muß, bevor er ein nad demfelben verfertigtes Erzeugniß in den Verkehr bringt, 
das Mufter in der Kanzlei der Sandels- und Gewerbekammer, in beren Bezirk 
er wohnt, ober fein zur Anwendung bes Mufters beftimmtes Etablifjement ges 
legen ift, Hinterlegen. Die Regiftrirung unterliegt für jedes Mufter einer Ge 
buhr mit fünfzig Kreuzern öfter. Währung für jedes Jahr. 

Innerhalb eines Jahres nad) der Hinterlegung muß der Schutzberechtigte 
das Mufter im Inlande auf Induftrieerzeugniffe anwenden und bie legteren in 
Verkehr bringen. Nach einem Sabre ift die Einfiht der Mufter, und bei ben 
offen hinterlegten ſchon urfprünglic Jedermann geftattet. 
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Jeder Eingriff in das Muſterrecht begründet für Verlegten dus Recht, auf 
die Einftellung der ferneren Anwendung bes Muftere und bes ferneren Ber- 
ſchleißes der betreffenden Waare zu dringen. Auch kann er verlangen, daß bie 
zur Nachbildung ausſchließlich oder vorzugsmeife dienlichen Werkzeuge und Hilfs⸗ 
mittel für diefen Zwed unbrauchbar gemacht werben. — Anfprüde des Verletzten 
auf Erfa des durch den Eingriff in fein Mufterreht erlittenen Schadens find 
nach dem bürgerlihen Geſetze zu beurtheilen. 

Iſt der Eingriff wiffentli) begangen worden, fo ift gegen den Schuldigen 
nebft der dagegen etwa auch nad) dem allgemeinen Strafgefege eintretenden Bes 
ftrafung eine Geldbuße, und bei einem Rüdfalle nebft der Geldſtrafe auch eine 
Arrefiftrafe zu verhängen. 

Der Verletzte ift berechtigt, noch vor ber Entſcheidung über feine Beſchwerde, 
die Beſchlagnahme oder fonftige Verwahrung der von ihm als mit Verlegung 
feines Mufterrechtes verfertigten bezeichneten Erzeugniſſe und der dazu verwendes 
ten Werkzeuge und Hilfsmittel zu verlangen. Wird der Gellagte für ſchuldlos 
und bie Beſchwerde zugleih als muthmwillig ertannt, jo kann bie Behörde den 
Beſchwerdeführer in eine Geldſtrafe verfällen, unbefchadet bes Anſpruches des 
Bellagten auf Genugthuung. 


b) Der Markenſchutz. 

Unter Marten werden die befonderen Zeichen verftanden, welche dazu dienen, 
die zum Handelsverkehr beftimmten Erzeugniffe und Waaren eines Bemerbe- 
treibenden von jenen anderer &ewerbetreibenden zu unterſcheiden (Sinnbilder, 
Chiffern, Vignetten u. dgl). Wenn ein Gewerbetreibender fi das Alleinrecht 
zum Gebrauche einer Marke fihern will, muß er biefelbe regiftriren laſſen. 

Das Markenrecht Mebt an dem Bewerbsunternehmen, für welches die Marke 
beftimmt ift, erlifcht mit demfelben und mwechjelt mit ihm den Befiger. 

Die Marke muß in zwei Exemplaren ber Handels: und Gewerbekammer, in 
deren Bezirk die Gewerbsunternehmung liegt, bei welcher davon Bebraud ges 
macht werben ſoll. übergeben werben. 

Die Regiftrirung unterliegt einer Taxe von fünf Gulden. 

Jeder Eingriff in das Markenrecht, fei es durch Die widerrechtliche Aneig 
nung oder Nachmachung einer Marke, fei es durch den Verſchleiß der auf ſolche 
Art widerrechtlich bezeichneten Waaren, begründet für den Verlegten das Recht, 
auf die Einftellung des ferneren Gebrauches der wiberrechtlichen Marke und auf 
die Befeitigung derjelben von den damit bezeichneten Waaren, jo weit fie für 
den Verkauf beitimmt find, zu dringen. Auch kann er verlangen, daß bie zur 
Nahmahung der Marke ausſchließlich oder vorzugsweiſe dienlihen Werkzeuge 
und Vorrihtungen für biefen Zwed unbrauchbar gemacht werben. Anſprüche 
des Verlegten auf Erſatz des durch den Eingriff in jein Markenrecht erlittenen 
Schadens find nad) dem bürgerlichen Geſetze zu beurtheilen. 

If der Eingriff wifjentlih begangen worden, fo ift gegen ben Schuldigen, 
nebft ber Dagegen etwa nad) bem allgemeinen Strafgejeße eintretenden Beftrafung, 
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eine Geldbuße, und bei einem Rückfalle nebft der Beldftrafe auch eine Arref- 
firafe zu verhängen 

Der Verletzte ift berechtigt, nod) vor der Entſcheidung über feine Beſchwerde, 
die Beſchlagnahme oder fonftige Verwahrung der Waaren und ber dazu verwen 
deten Werkzeuge zu verlangen. 

5. Die Geſetze über die Lagerhäufer, Börfen- und Handels: 
mäkler. 

Die Bewilligung von öffentlichen Lagerhäuſern ſteht dem Miniſterium für 
Handel zu, und kann einzelnen Perſonen, Körperſchaften oder Vereinen ertheilt 
werden. 

Die konzeſſionirten öffentlichen Lagerhäuſer find Freilager für unverzollte 
oder verſteuerte Waaren, bis dieſe entweder der Verſteuerung oder Verzollung 
unterworfen oder wieder ausgeführt werden, oder Waarenhäuſer, welche zur Auf⸗ 
bewahrung der zoll⸗ und ſteuerfreien oder bereits verzollten und verſteuerten 
Waaren bienen. 

Zur Errichtung von Börſen iſt die Bewilligung des Finanz⸗ und Handels: 
minifters, nach Anhörung der Handels: und Gewerbekammer, erforderlih. Die 
Börſen fliehen unter einer felbftitändigen Leitung (Börfenleitung) und unter 
Raatliher Weberwahung. Die Börfenleitung erläßt die Normen zur Regelung 
des Börſenverkehres, beftimmt Börjezeit und ift für die Handhabung des Börfen- 
ſtatutes und insbefondere fin die Aufrechthaltung der Ruhe und Ordnung an 
der Börje während der Börfezeit verantwortlich und berechtigt, die hierzu er- 
forderlichen polizeilihden Maßregeln zu treffen. Bei jeder Börfe wird ein Börfen- 
tommifjär vom Finanzminifter im Einvernehmen mit dem Sandelsminifter beſtellt. 

Die Bermittelung von Börfengefhäften gejchieht durch Handelsmäkler 
(Senjale). 

Die Webertretung der zur Aufrechthaltung der Ordnung an der Börfe er 
lafjenen Beftimmungen kann mit Geldbuße bis zu 1000 fl., ſowie mit der Aus- 
ſchließung von der Börfe auf beftimmte Zeit geahndet werden. Ebenſo kann bie 
Ausfhließung von der Börfe wegen Verbreitung falſcher Gerüchte erfolgen. 

Die Handelsmäller (Senfale) find amtlich beftellte beeidete Vermittler für 
Handelsgeſchäfte. 

Die Anſtellung der Handelsmäkler geſchieht entweder im Allgemeinen für alle 
Arten von Mätklergeſchäften oder nur für einzelne Arten derſelben und zwar 
überall, wo die Bedürfniffe des Verfehres es wünſchenswerth maden, und können 
ihr Amt auch außerhalb der Börfe ausüben. Der Handelsmäller hat die Mäller- 
gebühr (Senfarie) zu fordern, fobald das Geſchäft geſchloſſen und, wenn es ein 
bedingtes war, unbedingt geworben und von ihm feiner Verpflichtung wegen Zu: 
ſtellung der Schlußnoten Genüge geſchehen if, und diefe Gebühr hat er auch 
dann anzufpredhen, wenn die Vermittlung des Befchäftes fo weit gebiehen if, 
daß er die Parteien einander bekannt gegeben hat, das Geſchäft aber hierauf 
noch am nämlichen Tage von den Parteien unmittelbar geſchloſſen worden if. 
Der Betrag der Mäklergebühr wird von ber politiihen Landesbehörbe befiimmt. 
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Zur Erlangung einer Handelsmällerftelle wird erfordert, daß der Bewerber 
a) Öfterreichifcher Staatsbürger, 24 Sahre alt und von unbefcholtenem 
Lebenswandel fei und die freie Verwaltung feines Vermögens befite; 
b) die Handelsmällerpräfung mit gutem Erfolge beftanden habe. 
Im Uebrigen gelten die Beftimmungen bes allgemeinen Handelsgeſetzbuches. 
f) Die Erpropriation. 

Nah dem Staatsgrundgefege ift das Eigenthum unverleglih, und kann 
eine Enteignung gegen ben Willen des Eigenthümers nur in den Fällen und 
in der Art eintreten, welde das Geſetz beſtimmt. 

Solche Fälle treten im Gebiete der politiichen Verwaltung vorzugsmeife in 
Straßen-, Eijenbahn:, Waſſer⸗, Berg, Forftjahen ein. Außerdem find aber auch 
Eingriffe in das Privateigenthum in vielen anderen Fällen der politiichen Ber: 
waltung geſetzlich zugeflanden, durch die Seuchengeſetze, Feuerpolizeigejeße, Bau⸗ 
geſetze u. ſ. w. 

Im Allgemeinen gilt Folgendes: Zur Einleitung des Expropriationsver⸗ 
fahrens ift ein vechtsfräftiger Ausiprud der Verwaltungsbehörde nothwendig 
daß im konkreten Falle aus öffentlichen Rückſichten die bleibende oder zeitweilige 
Aufgebung des Eigenthumsrechtes oder Beihränkung der Ausübung deſſelben 
nothwendig und nach dem Gejege zuläffig ift. Sodann wird, falls eine Einigung 
zwiſchen ben Parteien nicht erfolgt, fommifiionell der Betrag der Entſchädigung 
erhoben, gegen welche Feitftellung den Betheiligten der ordentlihe Rechtsweg 
offen bleibt. Private dürfen vor Erlag des Entjehädigungsbetrages und Rechts: 
traft des Erpropriationserkenntnifjes fih feinen Eingriff in die zu expropriiren⸗ 
den Grundftüde erlauben. 
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Befuguniß der Mitglieder anfgelöfter geiftliher Orden zur Vornahme geiftlicher 
Handinngen. 
Ert. des Ober-Trib. in Berlin vom 11. Oftober 1877.) 


Dem Minoritenpater R. zu Linz a. R. war bereits im Sahre 1870 vom 
Biſchofe zu Trier eine Vikarie an der Pfarrkirche zu Linz übertragen. Als, nach 
Erlaß des Geſetzes vom 31. Mai 1875, aud die Niederlafjung des Minoriten- 
ordens zu Linz aufgehoben wurde, unterfagte die Regierung zu Koblenz zugleich 
dem N. die Ausübung geiftliher Funktionen, von der Anfiht ausgehend, daß 
berfelbe die gedachte Vikarie nur in feiner Eigenſchaft ala Konventuale inne ge- 
habt und daher mit Auflöfung des Drbens kein Recht zur Ausübung der Seel: 
forge mehr bejeffen habe. R. fuhr indefjen, nachdem ihm vom Papfte zuvor die 
jog. Säfularifation gewährt war, in der Ausübung jener Funktionen, ungeachtet 
eines an ihn ergangenen Verbotes der Verwaltungsbehörben, fort, fi) darauf 
Hügend, daß ihm die Vikarie, ganz abgejehen von feiner Eigenjchaft als Drbens- 
mitglied, übertragen ſei. Er wurbe deshalb auf Grund des 8. 23 des Seſetzes 
vom 11. Mai 1873 angeklagt, 

zu Linz im Jahre 1876 geiftlihe Amtshandlungen vorgenommen zu 
haben, ohne den Nachweis führen zu können, daß er hierzu den Gejegen 
vom 11. Mai 1873 und 21. Mai 1874 gemäß befugt geweſen, 
indeſſen durch die übereinftimmenden Erkenntniſſe des Kreisgerichtes zu Neuwied 
vom 14. Februar 1877 und des Juftigfenates zu Ehrenbreitenftein vom 20. Zuli 
1877 freigefprodhen. 
Der Oberftaatsanwalt ergriff die Nichtigkeitsbeſchwerde. 
Dieje ift jedoh vom Ober-Tribunal zurüdgemiefen. 
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Der Oberſtaatsanwalt rügt zunächft Verlegung bes Gejetes vom 31. Mai 
1875, betreffend die Drden und orbensähnlihen Kongregationen ber katholifchen 
Kirche, ſowie Verlegung bes 8. 23 des Geſetzes vom 11. Mat 1878 über bie 
Vorbildung und Anftellung der Geiſtlichen, weil der Appellationsrichter verfannt 
babe, daß das erftere Geſetz, indem es die geiftlihen Orden aus dem Gebiete der 
preußifhen Monarchie ausſchließe, deren Mitgliedern, zu welchen der Angeklagte 
als Minoritenpater gehöre, das Hecht nehme, in Preußen geiftlihe Amtshand- 
lungen auszuüben, und daß mithin ein Mitglied, welches deſſenungeachtet ſolche 
Handlungen vornehme, der Strafe des $. 23 bes zweiterwähnten Geſetzes 
verfalle. 


Dieſe Beſchwerde erſcheint infofern gerechtfertigt, als der Appellationsrichter 
in feiner Begründung ben Saß ausgefproden hat, daß nad) dem Geſetze vom 
31. Mai 1875 den einzelnen Ordensmitgliedern wohl jede Orbensthätigkeit, nicht 
aber die Vornahme jolcher geiftlihen Handlungen unterjagt jei, zu welchen ein 
bereits zur Zeit der Publikation jenes Geſetzes rite ermorbenes Amt fie berecdh- 
tige, und daß auch der Umftand nicht von Bedeutung fei, daß ber Minoriten- 
orden, welchem der Angeklagte angehört habe, vorzugsweife ber Seeljorge 
ſich widme. 

Denn, wenn der 8. 1 des Geſetzes alle Orden und ordensähnlichen Kon⸗ 
gregationen der katholiſchen Kirche — vorbehaltlich der hier nicht in Betracht 
kommenden Beſtimmung bes $. 2 — von dem Gebiete der preußiſchen Monarchie 
ausgefchloffen hat, jo liegt darin auch als Selbitfolge für die einzelnen Ordens⸗ 
mitglieder das Verbot, irgend welde ben Zwecken des Ordens entiprechende 
Tätigkeit auszuüben, fei es nun innerhalb der Ordensniederlafjung felbft, fei es 
außerhalb derfelben. 


Diefes ergiebt fih nicht nur aus dem in den Regierungsmotiven (Drud- 
fahen des Haufes ber Abgeordneten, 12. Legisl.⸗Per., 2. Sejfion 1875, Nr. 305, 
©. 5 ff.) deutlich ausgeiprochenen Zwede des Geſetzes, den Gefahren entgegen- 
zutreten, welche dem Staate aus dem bedeutenden Einfluffe erwachſe, den bie 
Orden durch die Thätigkeit ihrer Mitglieder bei der Aushülfe in der Seeljorge 
und auf dem Gebiete des Unterrichts: und Erziehungswefens auf die katholiſche 
Bevöllerung ausüben, fondern es geht namentli per argumentum e contrario 
auch aus dem Schlußfag des $. 1 hervor, wonach der Minifter der geiftlichen 
Angelegenheiten ermächtigt, ift, auch nad Ablauf eines vierjährigen Zeitraumes 
einzelnen Mitgliedern von Orden und ordensähnlihen Kongregationen bie 
Befugniß zur Ertheilung von Unterricht zu gewähren. Einer derartigen bejon« 
deren Ermädtigung hätte e8 gar nicht bedurft, wenn das Geſetz bereits den 
einzelnen Mitgliedern der aufgelöften Nieberlaffungen das Recht ließe, eine ben 
Zweden bes betreffenden Ordens entfprechende, aber durch das gemeinfame Leben 
nicht bedingte Thätigkeit nah Auflöſung der Niederlafjung auszuüben. Auch 
beißt es in ben Motiven zu diefem Schlußſatze (S. 10 a. a. O.) ausprüdlid: 
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„Bei dem zur Zeit noch vorhandenen Mangel an weltlihen Lehrern und 
Lehrerinnen tft es nothwendig, Uebergangsbeflimmungen zu treffen, Durch welde 
es möglich wird, das Interefje zu wahren, welches der Staat daran hat, daß 
jedem ſchulpflichtigen Kinde der nothwendige Unterriht auch wirklich ertheilt 
werben Tann. Zu dieſem Zwede bedarf es einer Ermächtigung der Staats 
regierung nicht nur dahin, daß ſolche Niederlafjungen, die fih mit dem Unter- 
richte und der Erziehung der Jugend befchäftigen, die Frift zur Auflöfung bie 
auf vier Jahre verlängert, fondern daß aud nad) Ablauf diefes Zeitraumes 
einzelnen Mitgliedern von Drben und Kongregationen die Befugniß ges 
währt werben kann, Unterricht zu ertheilen“; wobei offenbar unterftellt if}, daß 
ohne eine ſolche Ermächtigung den einzelnen Mitgliedern die Ertheilung von 
Unterricht gänzlich verboten fei Beftätigung findet diefe Auffaffung endlich noch 
in der Belanntmachung bes Reichskanzlers, betreffend die Ausführung des Ge- 
jeges über den Drden ber Gefellihaft Iefu, vom 5. Zuli 1872, wonach der 
Bundesrath befchloffen hat, daß, da der Orden Jeſu vom deutſchen Reihe aus- 
geichloffen fei, den Angehörigen biejes Ordens die Ausübung einer Drbensthätig- 
keit, insbefondere in Kirche und Schule, jowie die Abhaltung von Miffionen 
nicht zu geftatten fei. 

Da, wie aud der Appellationsrichter annimmt, der Minoritenorden ſich mit 
der Seelforge befaßt, jo verlor im vorliegenden Falle ber Angeflagte, fo lange 
er Mitglied dieſes Ordens verblieb, mit der Auflöfung feiner Ordensnieder- 
laffung die Befugniß, in Preußen Handlungen der Seeljorge auszuüben, und es 
ift dabei gleichgiltig, daß, wie allerdings von ben Inftangrichtern thatſächlich fefl- 
geftellt worden ift, der Angellagte dieſe Thätigkeit auf Grund eines ihm vor 
Publikation des Geſetzes vom 31. Mai 1875 rite erworbenen Amtes ausübte. 
Mocte er auch diejes Amtes felbft nicht verluftig werden, jo wurbe er doch jeden- 
falls durch das gebachte Geſetz gehindert, dafjelbe zu verwalten, fo lange er Dem 
Orden angehörte. 

Enthält demnach bie Ausführung des Appellationsrichters allerdings einen . 
Rechtsirrthum, jo mußte die Nichtigkeitsbeſchwerde gleihwohl zurüdgemwieien 
werben. Dabei kann dahin geftellt bleiben, ob gegen ein Ordensmitglied, welches 
dem Gejete vom 31. Mai 1875 zuwider ein zur Zeit des Inkrafttretens des 
Geſetzes ihm bereits rite verliehen geweſenes geiftliches Amt ausübt, nur durch 
die Verwaltungsbehörben im Wege exekutiver Maßregeln vorgegangen werben 
ann, oder ob dafjelbe zugleich der Strafe des $. 23 bes Gejeges vom 11. Mai 
1873 verfällt, jo lange es nicht aus dem Drden auögetreten, bezw. außerdem 
ihm das Amt in einer ben Vorfhriften des Gejeges vom 11. Mai 1873 ent- 
ſprechenden Weife von Neuem übertragen worden ifl. Denn der Appellations- 
richter hat zugleich thatſächlich feitgeftellt, daß der Angeklagte aus dem Orden ber 
Minoriten, und zwar, wie aus der Bezugnahme auf die von dem Angellagten 
überreihten Urkunden hervorgeht, durch die ſog. Säfularifation vom 12. Juni 
1875 ausgetreten ei, mithin vor Ablauf des ſechsmonatlichen Zeitraumes, inner: 
halb deſſen nad den $. 1 Abſ. 3 des Geſetes vom 31. Mai 1875 die Auf⸗ 
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Löfung der Niederlafjung erfolgen mußte; durch dieſe rechtzeitige Säkularifation, 
welche ftaatlicherjeits einem einfach erflärten Austritte glei zu achten ift, aber 
bat der Angeklagte ſich jedenfalls die Fähigkeit erhalten, die ihm, wie nad) ber 
thatfählichen Feſtſtellung des Appellationsrihters unangreifbar fefifteht, unab- 
bängig von feiner Ordensangehörigkeit verliehene Vikarie ferner zu verwalten. 

Der Oberftaatsanwalt ift freilich der Anficht, daß die Annahme des Appel- 
lationsrichters, der Angeklagte fei aus dem WMinoritenorden ausgetreten, gleich⸗ 
falle auf Rechtsirrthum beruhe, nämlich auf eine Verkennung der Beftimmungen 
bes kanoniſchen Rechtes über die Säkularifation der Geiftlihen; allein dieſer 
Anſicht kann nicht beigetreten werden. Denn es iſt nicht nur ein Sat bes ka⸗ 
nonifhen Rechtes, daß ein Ordensmitglied durch fogen. Säkulariſation von Seiten 
des Papſtes in den weltlihen Stand zurüdverfeßt und von feinen Verbindlich. 
keiten gegen den Orden gelöft werben kann, fondern auch, daß dafjelbe ungeachtet 
der Säkularifation nicht von der Innehaltung der Gelübde entbunden, vielmehr 
verpflichtet ift, ben feinen Orbensoberen gelobten Gehorſam in Zukunft dem 
Biſchofe zu leiften; und wenn der Appellationsrichter auch den Umftand, daß 
dem Angeflagten die Berpflihtung auferlegt ift, zur Erinnerung an feine frühere 
Drbensftellung ein Abzeichen einmwärts zu tragen, nicht als der Wirkſamkeit der 
Säfularifation entgegenftehend anfieht, fo kann darin keineswegs ein rechtlicher 
Irrthum erblidt werden, da das Wefen der Säkularifation darin befteht, daß 
die Zugehörigkeit au dem Orden für immer gelöft wird, bie Frage aber, ob eine 
derartige Löſung wegen der Beibehaltung jenes äußeren Abzeihens zu verneinen 
fei, fih als eine der Nachprüfung des Nichtigkeitsrihters entzogene Thatfrage 
darftellt. 


85. 


Beiuguiffe des zur Verwaltung eined erledigten katholiſchen Bisthumes ernann- 
ten ftaatlihen Kommiſſarius gegenüber den Organen der katholiſchen 
Kirchengemeinden. 


(Ext, des Ober-Trib. in Berlin vom 3. November 1877.) 


In der am 25. Februar 1877 Nr. 46 der ſchleſiſchen Volkszeitung, deren 
verantwortlicher Redakteur A. v. W. zu Breslau ift, findet fi mit der Weber- 
ſchrift: „Der Verkehr der Kicchenvorflände mit dem königlichen Kommiſſar für 
bie Vermögensverwaltung” ein Zirkular bes vormaligen Biſchofes von Pader⸗ 
born abgedrudt, in welchen diefer den Kirchenvorſtänden ber katholiihen Kicdhen- 
gemeinden feiner früheren Diözefe jede Korreſpondenz mit dem für die Vermögens: 
verwaltung bes Bistyumes ernannten ftaatlihen Kommifjarius verbietet oder doch 
ect bei Anwendung von Gewalt geftattet. Der Redakteur v. W. wurde megen 
Aufnahme diefes Artitels auf Grund des $. 110 des St.-&.:8. ber Aufforde- 
sung zum Ungehorfam gegen Geſetze oder gegen bie von der Obrigkeit innerhalb 
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ihrer Zuftänbigkeit getroffenen Anoronungen angeklagt. Zu jeiner Bertha: 
gung berief er fi — abgefehen von anderen, in allen Inftangen für ung 
treffend eradteten Gründen — hauptjädhlic darauf, dab nad dem Gefeke ke 
die Vermögensverwaltung in den katholiſchen Kirdengemeinden vom 20. Sumi 1815 
und der dazu erlaflenen Verordnung vom 27. September 1875 die Kirdes 
vorftände der katholiſchen Kirchengemeinden überhaupt nicht verpflichtet ſeien 
mit dem ftaatlihen Kommiffarius auf ſchriftliche Mitteilung ſich einzuleflen 
und daß eine Verfügung des Miniſters der geiſtlichen Angelegenheiten vow 
29. Zanuar 1876, welche den Kirchenvorſtänden gegenüber die flaatlichen Kom: 
mifjarien als diejenigen bezeichnet, welche an Stelle der biſchöflichen Behörde die 
der letteren in dem Gejege vom 20. Juni 1875 eingeräumten Befugniſſe wahr 
zunehmen haben, mit den Beſtimmungen diejes Gejeges im Widerſpruche fiche 
Ungeachtet dieſes Einmwandes wurde er durd die übereinftimmenden Urtheile des 
Stabtgerichtes zu Breslau vom 28. Mai 1877 und des dortigen Appellations 
gerichtes vom 4. Auguft 1877 des Vergehens wider ben $. 110 des St⸗G.B 
für ſchuldig erkannt. 

Die dagegen erhobene Nichtigkeitsbefchwerde ift vom Ober⸗Tribunal zuräd 
gewiejen. 


Gründe. 


Die Beihwerde über Verlegung des $. 110 des St⸗G.⸗B. und — mes 
damit im unmittelbaren Zufammenhange fteht — des $. 9 Abf. 3 des Geſetzes 
vom 20. Mai 1874 über die Verwaltung erledigter katholiſcher Bisthümer, ber 
$$. 48, 49, 53—55, 58 bes Bermögensverwaltungsgefeges vom 20. Zuni 1875, 
jowie der Verordnung vom 27. September 1875 ericheint als unbegründet. 

Aus der Beitimmung des $. 9 des Geſetzes vom 20. Mai 1874, wonach in 
einem erledigten und nicht gefegmäßig wiederbejegten katholiſchen Bisthume bie 
Verwaltungsbefugnifie des Bifchofes auf den von dem Minifter der geiftlichen 
Angelegenheiten beftellten Kommiſſarius übergehen und diefer Kommifjarius der 
bifhöflihen Stuhl ober den Biſchof als ſolchen in allen vermögensredjtlicen 
Beziehungen nad) Außen vertritt, folgt, daß der Kommifjarius auch den ber: 
zeitigen Organen der katholiſchen Kirchengemeinden gegenüber alle diejenigen 
Befugniſſe auszuüben hat, welde dieſen gegenüber in vermögensrechtlichen An 
gelegenheiten dem Biſchoſe zuftanden, und dazu gehört vermöge des bifchöflichen 
Auffichtsrechtes auch die Beiugniß, von benfelben in dieſen Angelegenheiten 
ſchriftliche Auskunft und ſchriftlichen Bericht zu verlangen. In biefem Verhälb 
niffe ift auch dadurch nichts Wefentliches geändert, daß nach dem Geſetze um 
20. Juni 1875 für die Vertretung der Rechte der katholiſchen Kirchengemeinden 
neue Organe in den Kirhenvorfländen mit erweiterten Befugnifien getreten find. 
Denn zunächſt hält der $. 47 Ab. 2 diejes Geſetzes Die den vorgeſetzten Kirchen 
behörden — mithin insbefondere auch ben Bilhöfen — geſetzlich zuftehenden 
Rechte der Auffiht und der Einwilligung zu befiimmten Handlungen der Ber 
waltung mit den in den nachfolgenden Paragraphen enthaltenen Einſchränkungen 


. 
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aufrecht, und, da die hiernach auch ferner der biſchöflichen Aufficht unterliegenden 
Vermögensangelegenbeiten jelbftverftänblih mehr oder weniger Anlab zu Kommus 
nitationen mit den Kirchenvorftänden geben, jo Tann es feinem Zweifel unterliegen, 
daß letztere in diefen Angelegenheiten eine fchriftlihe Korrefpondenz mit den 
Biſchöfen oder fonftigen vorgefegten Kirchenbehörden nicht ablehnen dürfen. An 
die Stelle diefer Behörden aber tritt, wie auc bie Motive zu ben $$. 44 und 
45 des Entwurfes des Geſetzes über die Vermögensverwaltung in den Tatholi- 
fchen Kirchengemeinden vorausfegen , für diejenigen Fälle, in welchen eine ftaat- 
lihe Berwaltung bes erledigten Bisthumes nad) Maßgabe des Bejeges vom 
20. Mai 1874 angeordnet worden ift, in Gemäßheit des 8. 9 des leßtgedachten 
Geſetzes der ftaatlihe Kommiſſarius. Dem fteht insbefondere auch der Abf. 3 
bes $. 58 des Geſetzes vom 20. Suni 1875, auf welchen ſich der Angeklagte zur 
Begründung feiner gegentheiligen Anficht beruft, nicht entgegen. Denn der ganze 
8. 58 a. a. D. bezieht fi) überhaupt nicht auf Fälle, in welden ein erletigtes 
Bistum in Gemäßheit der 83. 6—9 des Geſetzes vom 20. Mai 1874 durch 
einen flaatlihen Kommiſſarius verwaltet wird, da er nad) dem Abf. 1, auf wels 
en der Abf. 3 lediglich Bezug nimmt, zu feiner Anwendbarkeit entweder vor- 
ausſetzt, daß die kirchliche Behörde dem Geſetze Folge zu leiften verweigere, mas 
auf den ftaatlihen Kommifjarius nicht zutrifft, oder daß das betreffende Amt 
nicht in gefegmäßiger Weife befegt oder verwaltet ift, was gleichfalls im Falle 
der Ernennung eines faatlihen Kommiſſarius nicht eintritt, weil in diefem Falle 
das bifchöfliche Amt flets in gefegmäßiger Weife verwaltet ift. 

Aber auch, wenn der $. 58 auf den hier in Rede ftehenden Fall Anwen⸗ 
Dung fände, würde dennoch das ſchließliche Ergebniß ein gleiches fein. Denn 
alsdann würbe unter der „betreffenden Staatsbehörde” im Abſ. 3, wie der 
Ausdrud „betreffende” im Zufammenhange mit der Vorſchrift des 3. 9 des Ge- 
feges vom 20. Mai 1874 ergiebt, und außerdem ber Regierungskommiſſar bei 
Berathung des $. 58 im Abgeorbnetenhaufe, unter Beftätigung des Bericht: 
erftatters der Kommiffion und ohne irgend Widerſpruch zu finden, ausbrüdlic) 
erflärt hat (Stenogr. Bericht des Abgeorbnetenhaufes, 12. Legielaturperiode, 
1. Seſſion 1875, Bd. 2 ©. 1520), nit die Staatsauffichtsbehörde, fondern 
diejenige Staatsbehörde, auf welche im Falle der Renitenz der biſchöflichen Be- 
hörde deren Befugnifie übergehen, verftanden werden müſſen, mithin für den 
Fall der nicht geſetzmäßigen Beſetzung oder Verwaltung eines Bisthumes durch 
bifchöflihe Behörden der nad den 88. 6—9 des Geſetzes vom 20. Mai 1874 
ernannte Kommiſſarius. 

Zwar macht der Angeflagte zur Unterftügung feiner Behauptung, daß unter 
der „betreffenden Staatsbehörde” die ftaatlihe Auffichtsbehörde (8. 55 a. a. O. 
und Art. 1 der Verordnung vom 27. September 1875) gemeint fei, geltend, 
daß aud in den 88. 48 und 53 für den Fall, daß die vorgeſetzte Kirchenbehörde 
von den ihr geſetzlich zuftehenden Rechten der Aufficht oder der Einwilligung zu 
beftimmten Handlungen der Berwaltung feinen Gebrauch mache, beziehungs- 
weife daß der Kirchenvorftand ober die Gemeindevertretung gewiſſe Leitungen 
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auf den Etat zu bringen n. ſ. w. ſich weigere, der Uebergang auf die ftaatlide 
Auffichtsbehörde vorgefchrieben fei. Allein abgejehen davon, daß dem Bejetgeber 
eine völlig inkorrekte Ausdrudsweife zur Laft fallen würde, wenn er im $. 5& 

N diefelbe Behörde, wie in den 88. 48, 53 und 55, gemeint, gleichwohl aber einer 
verſchiedenen Bezeichnung ſich bedient hätte, ift die Sachlage in den Fällen ber 
88. 48 und 53 eine ganz andere und läßt daher einen Rückſchluß auf bie Fük 
bes 8. 58 Abf. 3 nicht zu. Die Analogie aus dem $. 53 iſt ſchon aus bem 
Grunde nit zutreffend, weil derfelbe gar nicht von einer Renitenz der fird 
lihen Behörden, fondern des Kirchenvorſtandes oder ber Bemeinbevertretung 
handelt. Der $. 48 aber jegt Fälle voraus, in benen bei gefegmäßig befegtem 
Biſchofsſtuhle eine Nenitenz des Biichofes gegenüber dem Gejege vorkommt, 
während in dem bier in Rede ftehenden Falle ber Bifchofeftuhl nicht gehörig be 
fegt ift, in dem ftaatlic ernannten Kommifjarius indefjen ein geeignetes Drgan 
befteht, die in dem Gejege vom 20. Juli 1875 aufrecht erhaltenen biſchöflichen 
Auffichtsrechte auszuüben. 

Diefem allen nad fteht die Verfügung bes Minifters der geiftlihen An- 
gelegenheiten vom 29. Januar 1876, wenn fie, den Kirhenvorftänden in den 
katholiſchen Sirchengemeinden gegenüber, die ftaatlihen Kommifjarien für die 
bifhöfliche Vermögensverwaltung als biejenigen bezeichnet, welche an Stelle der 
bifhöflihen Behörde die der leßteren in dem Gejege vom 20. Juni 1875 einge 
täumten Befugnifje wahrzunehmen haben, und demgemäß den Kirchenvorftänden 
gebietet, den Anmweifungen und Anordnungen der Kommifjarien Folge zu leiften, 
mit den Beitimmungen bes Gejeges vom 20. Suni 1875 nicht im Widerſpruche, 
der Appellationsrihter tonnte daher ohne Rechtsirrthum in dem Sirkular des 
vormaligen Biſchofes zu Paderborn, weldes, wie von ihm feftgeftellt wird, den 
Kirchenvorſtänden jede Korrefpondenz nit dem gedachten Kommifjarius verbietet 
ober doch erft bei Anwendung von Gewalt zuläßt, eine Aufforderung zum Um 
gehorfam gegen das Geſetz vom 20. Mai 1874, bezieyungsweife gegen eine auf 
Grund diefes Geſetzes von der Obrigkeit innerhalb ihrer Zuftändigfeit getroffene 
Anordnung erbliden. 


86. 


Verfänmte Anmeldung nen entitandener Gebände. Berjährung des dadurch be 
gangenen Vergeheus. 
(Ext. des Ober-Zrib. in Berlin v. 6. November 1877.) 
Der Angeklagte, Poftyalter 9. in H., bat auf feinem Grundftüde ein 
neues Wohnhaus mit Nebengebäude erbaut, welches im Auguft 1869 be 


wohnbar geworden ift und baher nach dem $. 19 Abf. 1 des Gebäudelleuer- 
gefeges am 1. Ianuar 1872 zur GBebäubefteuer herangezogen werben mußte 
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Das Gebäude war nad den 85. 16, 17 Abſ. 3, 8.15 Nr. 4 a. a. O. fpäteftens 
bis zum 1. Oftober 1872 zur Verfieuerung anzumelden. 


Angellagter hat die rechtzeitige Anmeldung unterlaflen und dieſelbe erft am 
7. Dezember 1876 nachgeholt. Er ift in beiden Inflanzenzügen wegen bes im $. 17 
a. a. D. mit Strafe bedrohten DVergehens der unterlafienen rechtzeitigen Anmel- 
bung eines neu entftandenen Gebäudes mit einer dem doppelten Betrage ber 
vorenthaltenen Steuer gleichkommenden Geldftrafe von 513 Mark 50 Pf. belegt. 


In der gegen das Erfenntniß des Appellationsgerichtes zu Breslau vom 
18. Juli 1877 von dem Angellagten eingelegten Nichtigkeitsbefhwerde wird Ges 
fegesverlegung behauptet, weil Angellagter bie vorgefchrievene Anmeldung aus 
eigener Initiative nachgeholt, nachdem er fi) überzeugt, daß die betreffende 
Steuer nit, wie er irrthümlich angenommen, in der bis dahin von ihm für 
andere Gebäude entrichteten Steuer mit enthalten gemejen ſei. Dem Staate fei 
mithin die Steuer nicht vorenthalten und von dem Angellagten jedenfalls nur 
bie in folhem Falle angebrohte mildere Geldſtrafe verwirkt. Die Strafverfolgung 
ſei überdies nach dem $. 67 des R.⸗St.G.⸗B. verjährt, weil das Vergehen mit 
bem Ablaufe der im $. 17 bes Gebäudefteuergejeges angeordneten Anmeldungs- 
frift vollendet geweſen fei. 


Die Nichtigkeitsbeſchwerde ift von dem Ober-Zribunal zurüdgemwiefen. 


Gründe 


1. Der Vorwurf einer unrichtigen Anwendung des $. 17 des Gejeges vom 
21. Mai 1861 ift unbegründet. Er wird darauf geftüßt, daß Angeflagter aus 
eigener Initiative die Anmeldung des Neubaues zur Gebäudefteuer nachgeholt 
und fi bis dahin in dem thatſächlichen Irrthume befunden habe, daß bie be- 
treffende Steuer in der von ihm bisher entrichteten Gefammtgebäubefteuer mit 
enthalten gewejen. Es ſei unberüdfichtigt geblieben, daß dem Angeklagten biejer 
Irrthum zu ftatten kommen müſſe. Die Nichtigkeitsbefhwerde verlennt aber 
hierbei den XThatbeftand des bier in Rede ftehenden Vergehens, darin, beruhend, 
daß die Unterlaffung der Anmeldung eines neu entflandenen Gebäudes zur Ge⸗ 
bäudefteuer binnen einer beftimmten Frift unter Strafe geftellt it. Es handelt 
fi) danady, die Richtigkeit der Behauptung des Angeklagten vorausgejegt, nicht 
um die Untenntniß beftimmter thatfächlicher, im Strafgefege vorausgefegter Um- 
ftände oder Verhältniſſe, jondern um die Befolgung einer zwingenden gejeglihen 
Vorſchrift, welche der Angeklagte zu kennen verpflichtet war, und deren härtere 
oder mildere Beftrafung bavon abhängig ift, ob durch Unterlafjung der vorges 
ſchriebenen Anmeldung dem Staate Steuern vorenthalten find, oder nicht. Da- 
bei kommt aber nur die Thatſache, ob die; Steuer vorenthalten, d. h. nad 
eingetretener Fälligkeit an die Staatskaſſe nicht abgeführt ifl, nicht aber das 
Bewußtfein oder die Abficht des Angefhuldigten, dem Staate die Steuer zu 
entziehen, in Betracht. 


2. Auch der Einwand der Verjährung ift nicht begründet. 
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Nach dem $. 17 a. a. D. follen neu entftandene Gebäude (vergl. den 8.15 
Nr. 4 a. a. O.) fpäteftens 3 Monate vor dem Xermine, mit weldyem fie zur 
Verfteuerung gelangen müſſen, bei der Behörde angemeldet werden. Die Unter: 
laffung der Anmeldung it, wenn dadurch dem Staate Steuer vorenthalten if, 
mit einer bem doppelten Betrage der vorenthaltenen Steuer gleihlommenben 
Geldſtrafe, ſonſt mit einer Geldftrafe von zehn Silbergroſchen bis fünf Thalern 
bedroht. 

Tie den Eigenthümern oder Nußnießern der neu erbauten Gebäude ob: 
liegenden Anmeldepflicht ift inbefjen nicht auf den Ablauf ber biernady vorge 
fchriebenen Frift beſchränkt, fondern diefelbe dauert bis zu ihrer Erfüllung fort. 
Dies geht insbefondere aus der vorangehenden Vorſchrift bes $. 16 a. a. O. 
hervor, nach welcher den Gebäudeeigenthümern die Verpflichtung zur Anmeldung 
ſämmtlicher, im $. 15 a. a. D. gedachten Veränderungen, einfchließlih der Ent: 
ftehung neuer Gebäude ($. 15 Nr. 4) ganz allgemein, ohne Begrenzung derjelben 
nad einem beftimmten Zeitraume, fowie in diefer Allgemeinheit ohne beftimmte 
Strafandrohung auferlegt worden if. Die im $. 17 a. a. O. für beflimmte 
Fälle der Unterlaffung der gedachten allgemeinen Anmeldepflicht enthaltene Friſt⸗ 
beftimmung verfolgt danach erfichtli nur den Zweck, mittelft der an den Frift- 
ablauf gelnüpften Strafbarkeit eine ſchleunige Erfüllung der Anzeigepfliht, und 
zwar, was in&bejondere die Anmeldung neu entftandener Gebäude betrifft, vor 
dem Seitpuntte herbeizuführen, zu meldem die Berfteuerung einzutreten hat. 
Es handelt fih mithin bei der Nichterfüllung der mehrgedachten Verpflichtung 
nicht, wie die Nichtigkeitsbejhwerde ausführt, um ein Vergehen, welches mit dem 
Ablaufe der im $. 17 a. a. O. für die rechtzeitige Anmeldung beftimmten 
Präkluſivfriſt vollendet ift, jo daß die Verjährung berjelben im vorliegenden 
Falle ſchon mit dem 1. Oktober 1871 begonnen haben würde, fondern um ein 
Unterlafjungsvergehen, bei welchem die Verjährung erft mit der Vornahme der 
gebotenen Handlung beginnt. 

Im vorliegenden Falle konnte die Verjährung bes in Rebe flehenden Ber- 
gehens ſonach erft mit dem 7. Dezember 1876, zu welder Zeit die Anmeldes 
pfliht von dem Angeklagten nachgeholt ift, zu laufen beginnen, und mar alfo 
zur Zeit der gerichtlichen Verfolgung im März 1877 jedenfalls noch nicht abge 
laufen. 

Die abweichende, der Entſcheidung des erften Richters zu Grunde liegende 
Auffaffung ferner, daß im gegebenen Falle eine Steuerftrafe in Frage ſtehe, 
welche in dem doppelten VBetrage der vorenthaltenen Steuer zu entrichten fei, 
und daß, da die Steuer zwar vom 1. Januar 1872 ab zu zahlen gemefen fei, 
aber nah dem $. 14 a. a. D. in ihrem erften Monatsbetrage noch bis zum 
legten Januar deſſelben Jahres habe gezahlt werden dürfen, die Verjährung 
der in Rede ftehenden Zuwiderhandlung erft vom 1. Sanuar 1872 habe be 
ginnen können, eriheint ſchon deshalb nicht als zutreffend , weil ber Thatbeftand 
des in Nede ftehenden Vergehens, wenngleich die Vorſchriften der 88. 16, 17 
a. a. O. aud den Zwed der Sicherung ber Steuerentrichtung verfolgen, nicht 


Entſcheidungen und Erlafſe von Gerichten und anderen Behörden. 551 


ſowohl in der Sinterziehung der Bebäubefteuer, als in der Nichterfüllung einer 
dem Gebäubeeigenthümer auferlegten Anmeldungspflicht geſetzt if. Im biefem 
Thotbeftande wird durch den Umſtand, daß die verwirkte Strafe unter Ums 
ſtänden nad) dem Betrage der vorenthaltenen Steuer ermeſſen ift, nichts 
geändert. 


Für den vorliegenden Fall kann daher die Frage, einmal, ob die Dauer 
der Verjährungsfrift nach dem $. 67 des St.G.⸗B. auf drei Jahre, oder — 
was übrigens feinem Zweifel unterliegen würde — nah dem Art. V. des Ge⸗ 
fees vom 22. Mai 1852 zu beftimmen jei, imgleihen, ob die im Vorverjahren 
von der Verwaltungsbehörde an den Angeklagten erlafjene Aufforderung zur 
Entritung von Steuer und Strafe dazu angethan fein würde, den Lauf ber 
Verjährung zu unterbrechen, auf ſich beruhen. 


87. 
Gebändeiteuer. Vorenthaltuug. 
(Ext. des Ober-Tribunals in Berlin vom 9. Iannar 1878.) 


Angellagter, der Käthner W. in Drage, hatte, nahdem ſein Haus abge- 
brannt, jedod wieder aufgebaut und jeit Mai 1869 bewohnbar geworden war, 
von der legteren Veränderung innerhalb dreier Monate vor dem 1. Sanuar 1872 
dem mit Fortführung der Gebäubefteuerrollen beauftragten Beamten keine An- 
zeige erftattet und ebenjo die Abmeldung des abgebrannten Gebäudes unter- 
lafjen, weshalb für diefes die frühere Gebäudeſteuer forterhoben war. 

‚Die Staatsanwaltihaft nahm an, daß deſſen ungeachtet auch die Steuer 
für das neu erridhtete Gebäude vorenthalten fei, weil diefe in keiner Beziehung 
zu der nad dem 8. 17 des Geſetzes vom 21. Mai 1861 eintretenden Fort: 
erhebung der alten Steuer ſtehe, die Strafe daher fi) nad) der Höhe der neuen 
Steuer bemefjen müſſe. 

Die in der Berufungsinftanz erfennende Straflammer des Kreisgerichtes zu 
Schleswig ging in ihrem Erfenntnifje vom 12. September 1877 davon aus, daß 
Angellagter, indem er das neu wieder aufgebaute Haus nicht rechtzeitig zur 
Gebäudefteuer angemeldet, zwar gemäß dem $. 17 Abf. 3 des Gefeges vom 
21. Mai 1861 eine Strafe von 10 Sgr. bis 5 Thlr. verwirkt habe, dagegen eine 
nad) Maßgabe der vorenthaltenen Steuer zu beflimmende Strafe nicht Platz 
greife, weil für das abgebrannte Gebäude die bisherige Steuer in einem höhe- 
ren Betrage als derjenige für das neue Gebäude bis zur Regulirung der letzte⸗ 
ren fortentrichtet, dem Staate aljo durch die unterlaffene Anmeldung Steuer 
überhaupt nicht vorenthalten jei. 

Das Ober-Zribunal hat die Nichtigkeitsbejchwerde des Staatsanwaltes zus 
rüdgewiefen. 
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Gründe 

Richtig ift, daß, wenn ein Gebäude abbrennt, um die Gebäubdefteuerrollen 
bei der Gegenwart zu erhalten, nad) dem $. 15 Nr. 4 des Geſetzes vom 21. Mai 
1861 eine doppelte Anmeldung erfolgen muß, biejenige des durch den Brand 
eingegangenen Gebäubes, und demnächſt diejenige des an befien Stelle new 
erbauten. Die unterlafjene Anmeldung ber erften Art ift im 8. 17 des Geſetzes 
nit unter eine direkte Strafe geftellt, jondern nur ein mittelbarer Zwang das 
durch geichaffen, daß die feitherige Steuer bis für den Monat einſchließlich fort 
erhoben wird, in welchem bie Anzeige erfolgt. Dieſer Vorſchrift liegt der Ges 
danfe zu Grunde, daß, wer es unterläßt, von einer Veränderung Anzeige zu 
erftatten, welche nach dem $. 19 Nr. 3 des Geſetzes die vollſtändige Abfegung 
ber Steuer zu feinen Gunſten im Gefolge hat, damit thatfählih auf Diejen 
Vortheil Verzicht leiftet und einwilligt, daß, bis er dem Geſetze Genüge gethan, 
das eingegangene Gebäude als fortbeftehend fingirt und jo aud in fleuerlicher 
Beziehung behandelt werde. Die Wirkungen biefer Fiktion aber müſſen erlöfchen, 
fobald der wirkliche Sachverhalt an beren Stelle tritt, fei es durch die förmliche 
nachträgliche Anmeldung des eingetretenen Abfegungsfalles oder durch die An⸗ 
meldung desjenigen Gebäudes, welches an deſſen Stelle neu errichtet iſt. Letztere 
abjorbirt von da an die frühere Verfäumniß; denn es wideripriht dem Weſen 
ber Gebäudefteuer, daß biejelbe bis zur fürmlichen Anmeldung des untergegange- 
nen Gebäudes forterhoben wird, daneben aber auch noch diejenige für das neu 
errichtete auf Grund der diefes betreffenden Anmeldung zur Anfegung und Ein- 
jiehung kommt. Die Gebäudefteuer ift nämlich nad) dem $. 1 des Geſetzes, be- 
treffend die anderweite Regulirung der Grundſteuer, vom 21. Mai 1861 (G.⸗S. 
S. 253) in Wirklichkeit nur eine Grundfteuer, deren Ermittelung vermöge der 
abweichenden Benutzungs⸗ und Ertragsweife des Objektes nach Prinzipien ers 
folgt, welche von den für gewöhnliche Liegenfchaften geltenden abweidhen. Sie 
wird entrichtet für den Grund und Boden nebft feinen Pertinenzien und die ers 
richteten Baulichkeiten find nicht das ausſchließliche Beſteuerungsobjekt, fondern 
nur Beftandtheile defjelben und als ſolche der wejentlichfte Faktor für bie Höhe 
des Gteuerjaßes. 

Dafjelbe Grundftüd aber unterliegt für den Staat nur einer einmaligen 
Steuerpfliht nad) Maßgabe des hier in Betracht kommenden Geſetzes. Hat ders 
felbe wegen unterbliebener Anmeldung die feitherige Steuer fortbezogen, jo kann 
er denjelben Betrag nicht nochmals auf Grund der Anmeldung des neuen Ge 
bäudes beanſpruchen und es läßt ſich von einer Vorenthaltung der Steuer nicht 
reden, wenn und fomweit fie gezahlt worden ift; nur alsdann und in dem Maße 
würde eine Vorenthaltuug anzunehmen fein, als die wirklich gezahlte Steuer 
nit dem Betrage gleichkommt, welchen bei zeitiger Anmeldung, beziehungs⸗ 
weile Veranlagung der Staat hätte beziehen können, was vorliegend nicht 
der Fall. 

Hiernach trifft es nicht zu, daß, wie die Nichtigkeitsbeſchwerde behauptet, 
die Fortentrichtung der früheren Steuer außer aller Beziehung zu derjenigen 
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Steuer fteht, welche für das erneuerte Gebäude entrichtet werden muß. Beibe 
Steuern find vielmehr, ihrem geſetzlichen Entflehungsgrunde und ihrem recht⸗ 
lichen Karakter nad, identisch; fie find beide Gebäudeſteuern, welche für dafjelbe 
Objekt zu entrichten find und der Unterſchied Liegt nur in der möglichen Vers 
ſchiedenheit der Höhe, welche fi nad der Verſchiedenheit des früheren und jeßi- 
gen Nußgungsertrages beftimmt. 


88. 


Kleinhandel mit Spiritus zu techniſchen Zweden. 
(Sr. des Ober-Tribunals in Berlin vom 1. März 1878.) 


Durd die Ertenntniffe des Kreisgerichtes zu Küftrin vom 27. Juni 1877 
und bes Appellationsgerichtes zu Frankfurt a. DO. vom 16. Oktober 1877 find 
die Angeklagten, der Schmiebemeifter M. und der Händler K. in 3., von der Ans 
Mage eines „Bewerbefteuervergehens“ freigeſprochen. 

Die Anklage war auf die Beihuldigung gegründet: 

daß die Angellagten im Laufe des Jahres 1876 in 3. den ſelbſt⸗ 
ftändigen Betrieb eines ftehenden Gewerbes, zu deſſen Beginne eine 
befondere polizeiliche Genehmigung erforderlich if, ohne die vorſchrift s⸗ 
mäßige Genehmigung unternommen haben, — Vergehen gegen die 
88 38, 147 Nr. 1 der Bewerbeorbnung. — 

Die Inftanzrichter haben diefen Thatbeftand nicht für feftgeftellt erachtet. 

Sie nehmen für erwiefen an, daß die Angellagten an die Tifchlermeifter 
3. sen. und jun. nur spiritus vini (Weingeift) zur Auflöfung von LTiſchler⸗ 
politur, nicht aber zum Getränt verkauft haben, und führen aus, daB hierzu eine 
polizeiliche Genehmigung nicht erforderlich fei. 

Der Appellationsrichter indbejonbere "begründet dieſe Auffafjung des 8. 33 
der Gewerbeordnung bahin: 

„Nach den Kabinetsorbres vom 7. Februar 1835 und vom 21. Juni 1844, 
fowie nach dem $. 55 der preußiichen Gewerbeordnung vom 17. Januar 1845 
fei jeder Kleinhandel mit „Getränken“, namentlih aud der Kleinhandel mit 
Wein und Bier konzeffionspflihtig geweſen. 

Wenn nun die Bewerbeorbnung vom 21. Juni 1869 im $. 33 die Kon⸗ 
zeſſionspflicht — abgejehen von der Gaſt- und Schantwirthihaft — auf ben 
Rleinhandel mit „Branntwein oder Spiritus” beſchränke, jo jei bies offenbar 
nur zu dem Zwede geſchehen, um die Konzeffionspfliht für den Kleinhandel mit 
anderen Getränken, namentlid mit Wein oder Bier, aufzuheben, wicht aber 
um den Kleinhandel mit Spiritus aud dann, wenn biefr nicht zum Getränk, 
fonbern zu gewerblichen Sweden beftimmt fei, konzeſſionspflichtig zu machen. 

Das Begentheil ſei aud weder aus den Motiven zu dem Entwurfe ber 
Sewerbeordnung vom 21. Zuni 1869, noch aus ben hierüber ftattgehabten Vers 
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bandlungen bes Reichstages zu entnehmen; vielmehr ergebe Die im 8 33 a.a.D. 
geichehene Zufammenftellung des „Spiritus“ mit „Branntwein“, fowie mit 
‚Baftwirthihaft” und „Schankwirthſchaft“, daß der Kleinhandel mit Spiritus 
nur dann von einer polizeilichen Erlaubniß abhängig fein folle, wenn ber im 
Kleinhandel verkaufte Spiritus zum Getränk, wenn auch nad) vorheriger Ber 
dünnung mit Wafjer, beftimmt fei. 

Hiernady habe hinſichtlich der Konzeffionspflichtigleit des Kleinhandels mit 
Spiritus die Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869 an der bisherigen preußißchen 
Geſetzgebung nichts geändert.” 

In der vom Oberftaatsanmwalte eingelegten Nichtigkeitsbeſchwerde ift hier: 
gegen ausgeführt, daß der Auffafjung des Appellationsrichters ſowohl der Wort 
laut des 8. 33 a. a. D. entgegenftehe, als auch der Bang der Verhandlungen 
im Reichstage, insbefondere die Ablehnung der Amendements, welde die Aus 
ſchließung des Verkaufes von rohem Spiritus von der Konzeffionspflichtigteit 
bezwedten. 

Die Angeklagten machen dagegen geltend, daß bie Abfihten und Aeuße 
rungen einzelner Faktoren der Geſetzgebung nicht maßgebend feien, daß bie Ab- 
lehnung der Amendements nicht für die Anficht der Nichtigkeitsbeſchwerde ſpreche, 
daß die Gewerbeordnung jedenfalls nicht eine Erweiterung der Konzeſſions⸗ 
pflichtigleit beabfichtigt habe und dies namentlih aus der im Schlußjage des | 
8. 33 gezogenen Paralelle mit dem dem Ausſchänken von Branntwein bervr 
gehe. Für eine Beftimmung, wie fie in der Nichtigkeitsbejchwerde vorausgefegt 
jei, fehle e& an jeder ratio legis. i 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde ift indefjen von dem Ober-Zribunal für begrümbet 
erachtet. 





Gründe. 
Der 8. 33 Abſ. 1 der Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869 beſtinmt: 


Wer Gaftwirthihaft, Schankwirthichaft oder Kleinhandel mit Brannts 
wein oder Spiritus betreiben will, bedarf dazu der Erlaubniß. 
; Die Faſſung biefer Beftimmung läßt, indem fie den Kleinhandel mit Spiritus 

ganz allgemein, und, ohne nach der Beichaffenheit des Spiritus zu unterjdheiden, 
von einer Erlaubniß abhängig macht, für die richterlihe Beurtheilung eine 
Unterfheidung nach verfchiedenen Arten des Spiritus nicht zu. Insbeſondere 
ift die Ausführung bes Appellationsrichters verfehlt: daß die Zuſammenſtellung 
des Spiritus mit Branntwein einerjeits, mit ber Gaft- und Schankwirthſchaft 
andererfeits erkennen lafje, wie nur der zum Getränt beflimmte Spiritus ind 
Auge gefaßt ſei. Dieſe Zufammenftellung kann eine ſolche Annahme nidt be 
gründen. 

Ebenſowenig läßt die im $. 33 Abſ. 3 enthaltene Zufammenftellung bes 

„Ausſchänkens von Branntwein” und bes „Rleinhanbels mit Branntwein ober 
Spiritus” einen ber Anfiht des Appellationsrichters günftigen Schluß zu. 
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Sprit hiernad) die Faſſung des $. 33 gegen die Annahme des zweiten 
Richters, jo könnte diefe nur dann für gerechtfertigt erachtet werden, wenn 
zwingende Gründe zu der unzweifelhaften Weberzeugung führten, daß der Aus- 
orud des Geſetzes den geſetzgeberiſchen Gedanken nicht decke. 

Dies ift aber nicht der Fall; vielmehr führt eine näherere Prüfung dahin, 
daß eine berartige Ungenauigkeit in der Faſſung bes Geſetzes nicht nachzu⸗ 
weiſen if. 

Der Weg, auf welchem ber Appellationsrichter zu dem entgegengejeßten Er⸗ 
gebniſſe gelangt ift, erweift ſich als ein verfehlter. 

Der Appellationsrichter prüft, ob durch die Gewerbeordnung vom 21. Juni 
1869 die preußiihe Geſetzgebung über die Konzeſſionspflichtigkeit in der bier 
fraglichen Beziehung habe abgeändert werben follen, oder nit. Diefer Stand- 
punkt ift grunbfäglih unhaltbar. Die Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869 ift 
nit ein preußifches Geſetz; fie ift für ben früheren norddeutſchen Bund erlafien 
und demnähft auch als Reichsgeſetz wergl. Geſetz vom 12. Zuni 1872) beftätigt 
worben. Ihre Aufgabe war es nicht, in Bezug auf eine einzelne Landesgeſetz⸗ 
gebung die Betätigung oder Abänderung des Beftehenden auszufpredhen; viel- 
mehr find bei Aufftelung und Berathung der Entwürfe die gefammten Landes 
gefeßgebungen in umfaſſender Weife berüdfiätigt; das neue Gejehgebungswert 
ift aber nicht im Anfchluffe an eine oder die andere biefer Geſetzgebungen, ſon⸗ 
dern felbftftändig konſtruirt, und es ift nirgends ausgeſprochen worden, baß die 
preußifhe Gewerbegeſetzgebung ben Ausgangspunkt für die neue Gejeßgebung 
bilde. Wenn ſich Daher auch in der Gewerbeorbnung vom 21. Juni 1869 eine 
Reihe von Beftimmungen findet, welche mit der preußiſchen Bewerbeorbnung 
übereinftimmen, fo ift doch für die Interpretation der Reichsgewerbeordnung ein 
Zurüdgehen auf die bis zur Geltung berfelben beitandene preußifche Geſetz⸗ 
gebung nicht von Bedeutung. Insbeſondere ift die Redaktion der Beftimmungen 
bes $$. 33 über die Konzeſſionspflichtigkeit Gegenſtand der eingehendften Erörte 
rungen im Reichstage geworden, ohne daß dabei von irgend einer Seite der Ges 
ſichtspunkt einer Abänderung oder Beftätigung der preußiihen Geſetzgebung in 
das Auge gefaßt worden wäre. 

Es ift hiernach auch unerheblih, wenn die Angeklagten im Anſchluſſe an bie 
Ausführungen des zweiten Nichters hervorheben, daß die Reichsgeſetzgebung das 
Prinzip der Konzejfionslofigfeit verfolge, daher unmöglich die Konzeffionspflichtig: 
keit des preußifchen Gewerberechtes habe erweitern wollen. Die Ausführung ift 
aber auch unrichtig, da die Materialien der Gewerbeordnung ergeben, daß dieſes 
Geſetz, gegenüber den Landesgefeßgebungen, vielfad das Erforderniß der Kon⸗ 
zeſfionspflichtigkeit erweitert hat, daß die Konzeffionspflichtigkeit in manchen 
Ländern in weiterem Umfange, als fie früher beflanden hat, eingeführt worden 
if. Grade aus diefem Grunde bedurfte es für Bayern ber befonderen Aus- 
nahmebeftimmung bes 8. 1 des Geſetzes vom 12. Suni 1872 (R.-6.-Bl. 1872 
©. 170.) 

Sf demnach das Verhältniß des $. 33 der Gewerbeorbnung zu ber früheren 
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preußiſchen Geſetzgebung für die Interpretation nicht zu verwerthen, fo Tanz 
weiter in Frage kommen, ob bie Redaktionsgeſchichte des 88. 33 eine Ungenauig 
keit des Ausdrudes in der vorher angedeuteten Art ergiebt. Dies ift aber nic 
der Fall; im Gegentheil ergeben.bie Verhandlungen, daß die Anträge auf eine 
Beſchränkung der Konzeffionspflichtigteit des Kleinhandels mit Spiritus von dem 
Neichstage abgelehnt worden find. 

Bei der zweiten Berathung der Gewerbeordnung ftellte in der Sitzung vom 
14. April 1869 ein Abgeordneter den Antrag, flatt der Worte: „Sleinhandel 
mit Branntwein oder Spiritus” zu fegen: „Sleinhandel mit deftillirten Ge 
tränfen” und motivirt diefen Antrag damit, daß bei unveränderter Annahme 
der Vorlage kein Zweifel fein könne, daß ber Handel mit rohem Spiritus in 
Zukunft konzejfionspflichtig fein würde. (Siehe die Verhandlungen über die Ge 
werbeordnung für den norbbeutihen Bund. Kortlampf, Berlin 1869. 8. S. 338.) 
Gleichwohl wurde der Antrag abgelehnt. (Dajelbft ©. 338. 


Bei der dritten Berathung wurde demnächſt der Antrag geftellt: vor dem 
Worte „Spiritus“ einzufhalten: „nicht denaturirten” (a. a. D. ©. 1018). Der 
Präſident des Bunbestanzleramtes erklärte, daß bie verbündeten Regierungen 
bereit feien, den $. 30 — jegt $. 33 —, wie er aus der zweiten Leſung hervor 
gegangen fei, anzunehmen, aljo zu verzichten auf die weitergehenden, bes 
ſchränkenden Beftimmungen, welche in dem $. 30 ihrer Vorlage enthalten 
geweien, daß fie aber nicht in der Lage feien, auf die für bie dritte Leſung ge 
ftellten Amendements einzugehen; er widerſprach insbefondere dem obigen Amens 
dement, weil der Begriff, den man mit „denaturirt“ verbinde, überall gar nicht 
zu firiven fei und weil, wenn er zu firiren wäre, die Beftinmung in der Praxis 
ganz unausführbar fein würde wegen der Schwierigkeit der Kontrole; er em= 
pfahl fchließlich dringend, an dem Kompromifje der zweiten Leſung, welches Die 
verbündeten Regierungen alzeptirten, feftzuhalten (a. a. D. ©. 1015, 1016). 
Der Antragfteller erflärte hierauf, daß er zwar überzeugt fei, daß ber Bertrieb 
des Spiritus zu technifhen Zweden aud in der Form bes Kleinhandels eine 
außerordentliche Bedeutung habe, indeffen im Augenblide nicht im Stande fei, 
die praktiſchen Bedenken bes Präſidenten des Bundestanzleramts zu widerlegen 
und daher fein Amendement zurüdziehe (a. a. D. ©. 1020). 


Hiernach kann es feinem Bedenken unterliegen, daß die Verſuche, den Kleins 
handel mit Spiritus zu techniſchen Zwecken von ber Konzeffionspflicht zu befreien 
und den $. 33 dem entiprechend zu fallen, an dem ausdrüdlihen Widerſpruche 
des Vertreters der verbündeten Regierungen gejcheitert find. Wenn die Ange 
klagten ausführen, daß bie Intention bes Geſetzgebers nicht aus den Aeußerun⸗ 
gen der verbündeten Regierungen allein zu entnehmen fei, jondern nur aus ben 
Intentionen aller Faktoren der Gejeßgebung erkannt werden könne, fo ergiebt 
doch bie vorftehende Darftellung Mar, daß mindeftens einer der Faktoren ber 
beabfichtigten Mobifitation nicht zugeftimmt hat, dieſelbe alfo nicht als bie Im- 

tention aller Faltoren aufgefaßt werden kann. 
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Der Appellationsricgter hat daher den $. 33 ber Gewerbeordnung und 
folgemweife den 8. 147 Nr. 1 derjelben verlegt; das angefochtene Urtheil mußte 
in Folge deſſen vernichtet werden. 


89. 


Stempelpflitigfeit der Auflaffungserflärungen. 
(Ext. des Ober-Tribumals in Berlin vom 18. Januar 1878.) 


Auf Grund des Zuſchlagsurtels vom 14. Juli 1876 ift der Kaufmann K. 
in Pofen als Eigenthümer des in nothwendiger Subhaftation erflandenen Gutes 
Plawce Nr. 1 in das Grundbuch eingetragen. Er hat am 28 November 1876 
dieſes Gut an den Kläger, den Butsbejiger H. zu Plawce, aufgelaffen und biers 
bei dem Grundbuchamte Ausfertigung einer mit dem Dertragsftempel von 
1 Mark 50 Pf. verjehenen notariellen Urkunde vom 6. Oktober 1876 überreicht, 
welche theils jeine Erklärung, daß er in der ganzen Angelegenheit nur im Auf- 
trage und für Rechnung bes Klägers gehandelt habe und deshalb die Berichti- 
gung des Befigtitels des ihm zugefchlagenen Gutes auf des Klägers Namen be- 
willige, theils die Annahme bdiefer Erklärung feitens des Klägers und deſſen 
Antrag auf Berihtigung feines Befigtitels enthält. In Folge der Auflaffungs- 
erflärung bes K. ift ſodann Kläger als Eigenthümer des Gutes eingetragen. 

Das Grundbuhamt hat von ihm, ungeachtet des auf bie Urkunde vom 
6. Oktober 1876 und ben $. 2 des Stempelgefeges vom 5. Mai 1872 geftügten 
Widerfprudes, den Werthftempel für die Auflaffungserflärung eingezogen und 
Kläger fodann im Prozeßwege die Zurücdzahlung defjelben vom Fiskus verlangt. 

Das Kreisgericht zu Schroda, davon ausgehend, daß die Auflafjung des für 
den Kläger erftandenen Gutes an benfelben, ale den Machtgeber, ſeitens bes 
Bevollmädtigten nur als Erfüllung des betreffenden Auftrages anzufehen fei, 
bat nad) dem Stlageantrage, das Appellationsgeriht zu Poſen dagegen am 
21. September 1877 auf Abweifung der Klage erkannt. 

Das Ober- Tribunal hat die Nichtigkeitsbeſchwerde des Klägers zurüds 
gewiejen. 

Strände. 

Der zweite Richter führt aus, daß, da K., in Folge des Auftrages bes 
Klägers, das But Plawce Nr. 1 zwar für diefen, aber auf feinen Namen in ber 
Subhaftation durch Zufchlag als Eigenthum erworben und demnächſt feiner Ver⸗ 
pflihtung, die Auflaffung für den Kläger zu erklären, duch die Auflafjungs- 
ertlärung vom 28. November 1876 genügt babe, zwei Veräußerungen vorge 
kommien feien, von denen jede an fi dem einprozentigen Wertbftempel unter- 
liege, indem die Stempelfreiheit der Auflaffungserklärung insbefondere aus dem 
3. 2 des Stempelgejeges vom 5. Mai 1872 nicht hergeleitet werden könne, weil 
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bie dafür vom Kläger beigebrachte Urkunde vom 5. Oktober 1876 Leine Veräukes 
rung bes von K. erflandenen Gutes an Kläger enthalte. 

Der Vorwurf des Stlägers, daß ber zweite Richter hierbei den $. 165 Zit 5 
und bie 88. 7—10, 62 Tit. 13 Th. I. des A. L.-R, fowie die 88. 1 und 2 des 
Geſetzes vom 5. Mai 1872, betreffend die Stempelabgaben, weil nad den Grund⸗ 
fägen vom Mandate der Mandant — Kläger — bereits Eigenthümer des Gutes 
vor deſſen Auflaffung gewejen und aus der Urkunde vom 6. Dftober 1876 der 
titulus acquirendi erſichtlich ſei, verlegt und den Inhalt der legteren, unter 
Verftoß nad) dem $. 5 Nr. 10b der Verordnung vom 14. Dezember 1833 wort- 
wibrig wiedergegeben habe, erfcheint nicht als gerechtfertigt. 

Der zmeite Richter hat die Verbindlichkeit des vom Kläger dem K. ertheilten 
Auftrages, dad Gut Plawce Nr. 1 auf feinen, des K. Namen für ihn, den 
Kläger, zu erftehen, nicht beftritten, vielmehr ausbrüdlich anerfannt , dab K. nad) 
Erlangung bes Zuſchlages auf feinen Namen zur Auflaffung des erfianderen 
Gutes an den Kläger verpflichtet gewejen fei. 

Hiermit und mit den als verlegt bezeichneten 88. 165 Tit. 5 und 7—10, 
62 Tit. 13 THL I. des A. L.-R. fteht feine fernere Annahme, dab zwei Ber- 
äußerungen befjclben Gutes in Folge des ertheilten Auftrages ftattgefunden haben 
namentlich nicht fon mit dem Zufchlage an K. das Eigentum daran auf den 
Kläger übergegangen fei, durchaus im Einklange. Sie entſpricht nicht nur der 
Abficht der Stempelgefee vom 7. März 1822 und 5. Mai 1872, wonach es auf 
den Inhalt der Akte, um deren Befteuerung es ſich handelt, allein ankommt, 
fondern aud, vom civilrechtlihen Standpunkte aus, dem Plenarbefhluffe vom 
2. Oktober 1848, Präjudiz Nr. 2052 (Samml. der Präjudizen Thl I. S. 77, 
welcher lautet: 

Der Machtgeber, defien Bevollmächtigter auf Grund bes erhaltenen 
Auftrages eine Sache von einem Dritten im eigenen Namen erfauft 
bat, erwirbt durch die in Folge seines ſolchen Auftrages an den Bevoll- 
mädhtigten geſchehene Webergabe der Sache nicht ſofort das Eigenthum 
derjelben, fondern erlangt nur das perfönliche Recht, von dem Bevoll- 
mädhtigten die Webertragung bes Eigenthumes an ihn zu fordern. Ent- 
ſcheidungen Bd 17 ©. 19.) 

Demnad hatte K., durch den Zufchlag auf feinen Namen, das Eigenthum 
des fubhaftirten Gutes, aber mit der Verpflihtung der Webertragung beffelben 
an ben Kläger, bezw. der Auflafiung an ihn, erworben. Letztere bat er am 
28. November 1876 erflärt und dadurch das Eigenthum jenes Gutes auf ben 
Kläger übertragen. Sie ift um besmillen ftempelpflihtig, gemäß des $. 1 bes 
Gefeges vom 5. Mai 1872, wonach die im Falle der freiwilliden Veräußerung 
erfolgende Auflaffungserflärung einer Stempelabgabe von einem Prozent des 
Werthes des veräußerten Gegenflandes unterliegt. i 

Zwar beftimmt ber $. 2 a. a. O.: 

Die Auflaffungserflärung ift jedoch dem Wertbfiempel (3. 1) nicht 
unterworfen, wenn mit berfelben oder innerhalb der gleichzeitig nach⸗ 
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zufuchenden, von dem Grundbuchamte zu beflimmenden Friſt die das 
Veräußerungsgefhäft enthaltende, in an fich flempelpflichtiger Form 
ausgeftellte. Urkunde — dem Grundbuchamte vorgelegt wird. 

Eine folde, eine Veräußerung des erftandenen Gutes vom Mandatar K. an 
den Kläger enthaltende Urkunde it aber überhaupt nicht beigebracht. Das Zu- 
ſchlagsurtel kann als ſolche nicht dienen, weil e8 den Erwerb nur für 8. feſt⸗ 
ftellt, und die Berufung auf die notarielle Urkunde vom 6. Oktober 1876 ift 
dem Geſetzeszwecke nicht entiprechend, weil darin nur ein Anerkenntniß der Pflicht 
des Mandatars, das erfiandene Gut dem Mandanten zu überlaffen, aber keine 
Veräußerung des Gutes feitens des Mandatars an den Mandanten zu finden 
iſt, weshalb auch keine Beſteuerung derjelben flattfinden kann. 

Nach dem Stempelgejege vom 5. Mai 1872, in Webereinftimmung mit dem 
Prinzipe des älteren, vom 7. März 1822, fol die Auflaffungserklärung dann 
ftempelfrei fein, wenn fie auf Grund eines ftempelpflichtigen Veräußerungsver- 
trages erfolgt, mithin ber Vertragsitempel bereits einmal bezahlt ift, wodurch 
eine boppelte Beiteuerung defielben Veräußerungsgefchäftes ausgefchloffen wird. 

Hiernach ift auch gegen die 88. 1 und 2 des erfteren Geſetzes nicht ver- 
ſtoßen. Da bie Urkunde vom 6. Oktober 1876 keinen Veräußerungsvertrag dar: 
ftellt, fo tommt es auf deren Inhalt überhaupt nicht weiter an und erledigt fi) 
damit die prozefjualifche Rüge der wortwibrigen Wiedergabe befjelben. Sie ift 
übrigens thatfächlich unrichtig und verwechſelt irrigerweife mit der wortgetreuen 
Mittheilung bes bezüglihen Inhaltes jener Urkunde die daran fih knüpfenden 
Folgerungen des zweiten Richters, gegen welche fie allein gerichtet ift. 


90. 


Rüůdforderung einer mit Vorbehalt gezahlten Stempelſtrafe. 
(Erk. des Ober-Tritunals in Berlin vom 5. November 1877.) 


Der Rentier ©. in Berlin Hagte gegen den Steuerfisfus auf Rückzahlung 
eines Stempels und einer duch ein Stempelftrafrefolut feſtgeſetzten Stempel- 
ſtrafe. 

Die Kreisgerichts⸗Deputation zu Charlottenburg wies den Kläger ab und 
das Kammergericht beftätigte am 23. April 1877 das erſte Urtel bezüglich ber 
Stempelftrafe. 

Das Ober-Tribunal hat die vom Kläger eingelegte Nichtigkeitsbefchwerbe 
zurüdgewiejen. 


Gründe 


Der von dem Kläger dem Appellationsrichter gemachte Vorwurf der Ver: 
legung der 88. 11 und 14 des Geſetzes vom 24. Mai 1861 ift nicht zutreffend. 
Denn der $. 11 giebt demjenigen, welcher zur Entrihtung eines Stempels gar 
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nicht oder nicht in dem geforderten Betrage verpflichtet zu fein vermeint, bie 
Befugniß, dies gerichtlich geltend zu machen. Er geftattet dagegen nicht die 
Zurüdforderung einer feftgefegten Stempelftrafe, wie der Appellationsrichter mit 
Recht bemerklih mat. Der $. 14 aber handelt nur von bem Falle, wenn in 
einem gerichtli—hen Strafverfahren ber Einwand erhoben wird, daß der Verklagte 
zur Zahlung der geforderten Steuer nicht verpflichtet ſei. Ein folder Fall Liegt 
niit vor; denn der Kläger hat ein gerichtliches Strafverfahren nit beantragt. 
Er hat vielmehr gegen die Strafverfügung der Kreisgerichtsdeputation zu Chars 
Tottenburg vom 20. September 1875 binnen 10 Tagen weder Rekurs eingelegt, 
nod auf gerichtliches Behör provozirt. Er hält fi) deſſen ungeachtet für be- 
rechtigt, den am 25. November 1875 als Strafe gezahlten Betrag zurüdzuforbern, 
weil er mit Vorbehalt gezahlt habe. Mit Recht hat ihm der Appellationsrichter 
eine derartige Befugniß abgeſprochen. Keines ber von bem Stläger als verlegt 
bezeichneten Geſetze giebt ihm eine ſolche Befugniß. Seine Argumentation aber: 
daß, weil im gerichtlichen Strafverfahren die Eingabe vom 16. Oktober 1875 die 
Wirkung gehabt haben würde, daß das Berfahren hätte fiftirt und der Ausgang 
des Civilprozeſſes abgewartet werden müſſen, diefe Eingabe ber bloßen Verfügung 
über bie Feftfegung der Stempelftrafe gegenüber diefelbe Wirkung haben müſſe, 
ift unzutreffend. Denn es ift unzuläffig, eine Beflimmung, welche nur für den 
Gall eines eingeleiteten gerichtlichen Verfahrens gilt, für den Fall anzumenden, 
wenn ein gerichtliche Verfahren nicht eingeleitet if, und in Folge der Vers 
abläumung ber zehntägigen Frift nicht eingeleitet werden konnte. 


9. 


Streitige Wegebauſache. 
Polizeiliche Ausführung dringender Wegebauten auf Koften deö dazu ver⸗ 
geblich Aufgeforderten. 


(Erk. des Oberverw.⸗Gerichts in Berlin vom 23. April 1877.) 


Am 22. Februar 1876 wurde die im Straßenzuge von R. nad 9. be 
findliche Fluthgrabenbrüde durch Hochwaſſer zerftört. In Folge deſſen forderte 
ber zuftändige Amtsvorfteher den flellvertretenden Butsvorfteher des Gutsbezirkes 
NR. am 28. Februar 1876 auf, fofort eine Nothbrüde herzuftellen, wibrigenfalls 
biefelbe auf Koften des Butsbezirkes bergeltellt werden würde. Da hierauf bis 
zum 2. April 1876 nichts gefhehen war, richtete dev Amtsvorſteher auf Vers 
anlafjung des Kreislandraths an dieſem Tage eine weitere Verfügung an ben 
ftellvertretenden Gutsvorfteher, in welcher diefer aufgefordert wurde. bis zum 
5. April fich zu erklären, ob er fofort die Nothbrüde für Wagenfuhrwerk her- 
ftelen lafjen wolle oder nit. Im Weigerungsfalle werde am 6. April der Bau 
einer ſolchen Brüde auf Koften des Butsbezirts begonnen werden. Diefe Ber 
fügung beantwortete der Magiftrat der Stadt N., welche Eigenthümerin bes 
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Gutes R. if, am 4. April dahin, daß die Wieberberftellung der Brüde auf 
Koften der Stadt in Angriff genommen ſei, eine Verpflichtung zum Bau einer 
Nothbrücke aber der Stadt nicht obliege und der Bau einer ſolchen daher ver- 
weigert werde. Der Amtsvorfteher ließ hierauf jeinerjeits die Nothbrüde her⸗ 
Rellen und überjandte dem ftellvertretenden Butsvorfteher am 24. April bie 
KRoftenrehnung mit ber Aufforderung, deren Betrag zur Amtäskaſſe einzuzahlen. 
Hiergegen klagte der Magiftrat der Stadt N., indem er die Aufhebung der Ver- 
fügung des Amtsvorfiehere vom 24. April 1876 beantragte. Er beftritt, daß 
der Amtsvorfteher nah Lage ber Geſetzgebung zu dem eingeichlagenen Zwangs- 
verfahren berechtigt geweſen, ſowie daß die Serftellung einer Nothbrüde durch 
das Intereſſe des Öffentlichen Verkehrs geboten ſei; endlich wurde noch geltend 
gemacht, daß der Amtevorfteher feine Erlaffe zu Unrecht an die Perſon des ftell- 
vertretenden Gutsvorſtehers gerichtet habe, während doch nicht diefem, fondern 
der Stadt N. die Wegebaulaft im Gutsbezirke R. obliege. 

Der Rreisausfhuß erkannte auf Abmeifung der Klage, das Bezirksvermwal- 
tungsgericht dagenen zufolge der Berufung des Magiftrate dem Antrage defjelben 
entiprehend auf Wiederaufhebung der Verfügung des Aıntsvorfiehers vom 
24. April 1876. 

Gegen diefe Entſcheidung legte der Präfident der Regierung zu Oppeln aus 
Gründen bes öffentlichen Interefjes das Rechtsmittel der Revifion ein. 

Das Oberverwaltungsgericht erkannte auf Wiederaufhebung des angefochte- 
nen Erkenntniſſes und Wieberherftellung der erftinftanzlichen Entjheidung- 


Sründe 

Zunächſt ift hervorzuheben, daß das Geſeß, betreffend die Berfaffung der 
Verwaltungsgerichte zc. vom 3. Juli 1875 (G.S. S. 375) im $. 61 zwar für 
den Fall, daß Berufung von dem Vorſitzendeu bes Kreisausfchuffes oder von 
dem Regierungspräfidenten aus Grunden bes öffentlichen Interefjes eingelegt 
wird, die Statthaftigkeit dieſes Nechtsmittels und das Eingehen auf die Sade 
jelbft von der Entſcheidung über die Vorfrage abhängig macht, ob das öffentliche 
Intereſſe für betheiligt zu erachten ift, diefe Beſtimmung aber auf das in feiner 
Begründung und fomit aud in feinem Gebrauche ohnehin beſchränkte Rechts⸗ 
mittel der Revifion nicht ausgedehnt, letzteres vielmehr dem Regierungspräfidenten 
zur Wahrung des öffentlihen Interefjes in gleichem Umfange wie den Parteien 
ſelbſt gegeben und fomit ingbefondere auch nicht für die Zuläffigkeit deſſeiben 
jene Borfrage geftellt hat (88. 61 und 65 dafelbft). Hiernach bedarf es nicht des 
Eingehens auf bie in dieſer Beziehung von dem Regierungspräfipenten beſonders 
betonten und von dem Magenden Magiftrate beftrittenen Umſtände. 

Sn der Sache jelbft hat ſich der Vorberrichter von der Erwänung leiten 
lafjen, daß der Amtsvorfteher den Seitens des Magenden Magiftrats rechtzeitig 
erhobenen Wiberfpruch, in welchem die Verpflichtung zum Baue der geforderten 
Nothbrüde beftritten worden fei, vollftändig unbeachtet gelafjen habe und mit der 
Smangsausführung vorgegangen ei, ohne gleichzeitig gemäß 8. 61 Abſatz 2 ber 
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Kreisordnung vom 13. Dezember 1872 die Sache zu inftruiren; hiermit habe 
der Anmtsvorfieher thatfählih auf Grund der am Schluffe des erſten Abſates 
ienes $. 61 ihm beigelegten Befugniß zur Anordnung von Leiftungen für den 
Wegebau audy ohne vorausgegangene Aufforderung des Verpflichteten verfahren, 
obwohl die Vorausfegungen, unter denen das Geſetz dieſes letztere Verfahren ge 
Ratte, nicht vorgelegen hätten. 

Mit diefen Ausführungen verlegt der Vorderrichter, wie in ber Reviſion— 
beſchwerde zutreffend hervorgehoben worden ift, die Vorſchriften der Abſätze 1 
und 2 des $ 61 der Kreisorbnung. Nad) denjelben liegt es dem Amtsvorſteher 
ob, das zur Erhaltung des gefährdeten oder zur MWieberherfiellung des unter 
brochenen Verkehrs auf Öffentlihen Wegen Nothwendige für Rechnung des Ber 
pflihteten dann aud ohne vorgängige Aufforderung defjelben zur Ausführung 
zu bringen, wenn bergeftalt Gefahr im Verzuge ift, daß die Ausführung der 
vorzunehmenden Arbeit durch den Berpflichteten nicht abgewartet werden kann. 
(Abſatz 1 daſelbſt). Wird ferner die Verpflihtung zu einer Handlung oder 
Leiftung in Beziehung auf den Wegebau, welche im Interefie des öffentlichen 
Vrrkehes nothwendig ift, von dem dazu Aufgeforberten in Abrede geftellt, jo hat 
der Amtsvorfteher, ſoweit die Arbeit nach feinem pflichtmäßigen Ermeſſen bis zur 
Fefttelung der Verpflichtung nicht aufgeſchoben werden kann, wegen Ausführung 
des Nothwenbigen Anordnung zu treffen und zugleich die Inftrultion der ſtrei⸗ 
tigen Verhältniffe unter Zuziehung der Betheiligten vorzunehmen. (Abfag 2 
daſelbſt). Das beide Fälle unterfheidende Moment liegt nicht in ber legteren, 
eine Inſtruktion vorfchreibende Beftimmung, ſondern darin, ob eine vorläufige 
Aufforderung Desjenigen, welchen der Amtsvorfteher für den Verpflichteten ev 
achtet, zur Leitung des Nothwendigen Statt gehabt hat. Eine jolde Aufforde 
rung foll nur da unterbleiben, wo die Dringlichteit des Falles zu derſelben Beine 
Zeit läßt; nur in diefen Notbfällen follen die aufgewendeten Koften von Dem 
Verpflicyteten eingezogen werben, obwohl berjelbe nicht die Möglichkeit gehabt 
bat, das Erforderliche felbft zu leiften oder feinen Widerfprud) zu begründen. 
Auch bier kann jederzeit, wenn bie Verpflihtung zum Erfage der Koften dem⸗ 
nächſt beftritten wird, eine Inſtruktion der Sache erforderlich werben. 

Dem gegenüber ftehen die Fälle, in benen die Aufforderung des nad) ber 
Anficyt des Amtsvorftehers zu einer Wegebauleiftung Verpflichteten vorausgegan- 
gen und erfolglos geblieben if. Die hier lediglich um des konftatirten Wider 
ſpruchs willen nöthige und deshalb vorgefchriebene Inſtruktion hat, wie ber 
8. 135 11. 1. der Kreisordnung erſehen läßt, den Zwed, die Entſcheidung im 
Verwaltungsftreitverfahren über die ftreitigen Verhältniffe und ſomit aud dam 
über vorzubereiten, ob der vom Amtsvorfteher in Anſpruch Genommene oder ein 
Dritter die Koften der vom Amtsvorfleher nad) pflihtmäßigem Ermeflen vor 
läufig angeordneten Ausführung zu tragen hat; biefelbe ift aber feineswegs auf 
diefen letzteren Gegenftand beſchränkt; fie wird vielmehr regelmäßig über den: 
felben binausgehen. Die Inftruktion kann ferner auf Anordnung des Kreit 
ausſchuſſes jederzeit nachgeholt und ergänzt werden, wie fie andererfeits entbehr- 
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lich wird, fobald ber urjprüngjih in Anſpruch Genommene von feinem Wiber- 
ſpruche abläßt ober ein Dritter die ihm angefonnene Verpflichtung anerkennt. 
Nirgends hat das Geſetz von diefer Vorbereitung des Streitverfahrens die Ver: 
bindlichleit des als Wegebauverpflichteten vom Amtsvorfieher Angegangenen zur 
Zahlung jener Kuften derartig abhängig gemacht, daß diefelbe in Folge der Ver⸗ 
zögerung der Inftruktion aufhörte und ebenjowenig ift es geftattet, die Beftims 
mung bes Abſatzes 1 des 8. 61 a. a. D. da anzumenben, wo deren thatjächliche 
Vorausfegung, die Ausführung einer Wegebauleiftung auf Koften des Verpflich⸗ 
teten ohne defien vorgängige Aufforderung, gar nicht zutrifft. 

Der beklagte Amtsvorfteher hat in dem vorliegenden Falle, wie aus ber 
obigen Sachdarſtellung hervorgeht, lediglich nad) Maßgabe der Vorſchrift im Abs 
ſatze 2 des 8. 6l a. a. O. verfahren, und es kann der ftreitige Auſpruch daher 
aud nur hiernach beurtheilt werben. 

Die Revifionsbefchwerde des Negierungspräfidenten führt nun weiter aus, 
daß nad) dieſer Vorfchrift die Entſchließung darüber, ob eine Wegebaumaßregel 
nothwendig und unauffchiebbav und daher trog erhobenen Widerſpruchs auszu- 
führen jei, ausdrücklich in das pflihtgemäße Ermeflen des Verwaltungsrichters 
treten könne. — In eine nähere Erörterung dieſes Beſchwerdepunktes iſt bier 
jedoch um deswillen nicht einzutreten, weil die Frage, ob ber ftreitige Brüdenbau 
nothwendig war, nach Inhalt der Gründe der erftinftanzlichen Entſcheidung ſchon 
anderweit zum Gegenftande eines beſonderen Streitverfahrens zwiſchen den Par⸗ 
teien gemacht worden ift und in dem legteren auch bereits eine Eutſcheidung er- 
gangen war, als in der vorliegenden Streitjahe vom Kreisausfchufle erkannt 
wurde. Nur in jenem Verfahren Tann es praktiſch erheblich werden, welde 
Schranke das Geſetz dem VBerwaltungsrichter bei ber Beurtheilung der Nothwen: 
digkeit eines von ber Ortspolizeibehörde als unauſſchiebbar behandelten Wege: 
baues gezogen bat; bier, wo es fich lediglich Darum handelt, ob der Amtsvorfteher 
berechtigt ift, die Koſten des ausgeführten Baues von dem für verpflichtet Er- 
achteten vorläuflg einzuziehen, ift keinesfalls ein Mehreres zu prüfen als die 
Frage, ob der Amtövorfteher nicht etwa offenbar geſetz- und pflihtwidrig ver- 
fahren bat, und Letzteres trifft auch) nad) Demjenigen, was Seitens des Wia- 
giſtrats zur Beurteilung der Vebürfnißfrage beigebracht worden ift, zweifellos 
hier nicht zu. 

Der klagende Magiſtrat hat ferner gegen den Anſpruch des Amtsvorftehers 
eingewandt, daß, wenn auch die Nothbrücke erforderlich gewefen fein möchte, nicht 
die Stabt, ſondern der betheiligte Amtsverband oder der Kreis die Koften der- 
jelben zu tragen habe. Siergegen kommt zunähft in Betracht, daß darüber, wen 
ſchließlich die Koften des Brüdenbaues zur Laft fallen, im gegenwärtigen Streit: 
verfahren nicht zu entſcheiden ift, vielmehr nur darüber, ob der Amtsvorfieher 
deren vorläufige Berichtigung von der Stadt zu forbern beziehungsweiſe zu er: 
zwingen berechtigt if. Letzteres ift unbedenklich zu bejahen 

Der Entwurf einer Wegeorbnung für den Preußifchen Staat, welchen bie 
Staatsregierung im Jahre 1865 den Häufern des Landtages zur Berathung 
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vorlegte und dem ber $. 61 der Kreisorbnung vom 13. Dezember 1872 nad 
feinem materiellen Inhalte im Wejentlihen entnommen ift, enthält eine ausbrüd: 
lihe Beftimmung darüber, von wem die Koften für unaufidiebbare und im 
Zwangsverfahren auszuführende Wegebauten vorgefchofien werben follen und 
zwar dahin, daß biefe Verpflichtung bei Kreisftraßen dem Streife, bei Gemeinde 
wegen ber Gemeinde beziehungsmeife dem Gutsbezirke, Das heißt: ben regelmäßig 
zum Wegebau Verpflichteten, obliegen ſollte. Eine entſprechende Vorfchrift hat 
in die Kreisordnung nicht aufgenommen werden können, ba biefelbe eine all- 
gemeine Regelung der Wegebaulaft vorausfegt, wie fie Gegenſtand jenes Ent- 
wurfs einer neuen Wegeordnung war, burd die Kreisordnung aber nicht ers 
folgen Tonnte. 

Nah dem 8. 61 der Kreisorbnung hat der Amtsvorfteher in allen Fällen ber 
bier in Rebe ftehenden Art zunächft jelbitftändig zu prüfen, wer der Wegebaus 
verpflichtete if, und von diefem hat er die Koften der in Streitfällen als unauf- 
fehiebbar im Wege des Zwanges ausgeführten Wegebauten einzuzieheu — ein 
Verfahren, welches auch der bisherigen Verwaltungspraxis, wie folde von dem 
Kommiſſarius bes Minifters für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten bei 
der mündlichen Verhandlung vor dem unterzeichneten Gerichtehofe ausdrücklich 
bezeugt worden ift, vollftändig entipricht. 

In dem vorliegenden Falle ift der Anſpruch des beflagten Amtsvorftehers 
um fo unbedenklidher, als die Verpflichtung der Stadt, die zerflörte Brücke wieder: 
berzuftellen, unftreitig ift. 

Endlich bat der Magiftrat gegen dns Verfahren des Amtsvorſtehers noch 
geltend gemacht, daß die Verfügungen defjelben an die Perſon des ftellvertretens 
den Butsvorftehers und fomit nicht an denjenigen gerichtet feien, welcher als ber 
Verpflichtete in Anfpruch genommen werde. Auch dieſer Einwand ift jedoch nicht 
begründet. Die Verfügungen des Amtsvorſtehers laſſen nad) ihrem Inhalte dar⸗ 
über feinen Zweifel, daß fie um deswillen an den flellvertretenden Gutsvorſteher 
gerichtet worden find, weil der Bau der Brüde vom Gutsbezirke bezw. dem Be- 
figer des Gutes (8. 31 der Kreisordnung) gefordert wurde. Demgemäß hat der 
ftellvertretende Gutsvorfteher die Verfügung anch zur Kenntniß des Magenden 
Magifirats gebracht, und zwar fo rechtzeitig, daß fi) der legtere, wie es that- 
ſächlich gefchehen, über die der Stadtgemeinde ala Befiterin des Gutes R. ans 
gefonnene Leiftung innerhalb der dafür geftellten Friſt ſchlüſſig machen könnte. 

Die Stadtgemeinde N. kann fi) nad) alle dem der Verpflichtung, die aus 
dem Bau der Nothbrüde erwachſenen Koften zunächſt zu zahlen, nicht entziehen. 
und es bedarf feiner näheren Erörterung der Frage, ob der fiellvertretende Buts« 
vorfteher das Dominium R, beziehungsmeife die Stadtgemeinde N in diefer 
Angelegenheit vertreten konnte oder nicht. (Abgedr Entſch. 2. 257.) 
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92. 


Verpflichtung einer Stadtgemeinde, Wege, insbeſondere Chauſſeen innerhalb 
des Gemeindebezirtd im Jutereſſe des ftädtifchen Verkehrs zu reinigen. 
Begriff der Zorftadt. 


(Ext. des Oberverw.-Gerichts in Berlin vom 29. November 1876.) 


Tie ehemalige Staatshauffee von Demmin nad der Medlenburgifchen 
Grenze, welde jet in das Eigenthum bes Provinzialverbandes von Pommern 
übergegangen ift, führt durch die Stadt und durch die fi) unmittelbar anfchlie- 
Bende Mühlenvorftabt. Lebtere erſtreckt fi) unbeftritten bis zum fogenannten 
Tuchmachergraben. Streitig ift Dagegen, ob aud) die jenfeits befjelben gelegenen 
Gebäube, nämlih das Sch.'ſche Haus nebit Gehöſt und eine Anzahl von Scheu- 
nen, no zur Mühlenvorftabt gehören. Die Polizeiverwaltung — davon auss 
gehend, daß dies allerdings der Fall ſei — hatte durch Verfügung vom 15. Oktober 
1875 den Magiftrat zu T. veranlagt, den fiskalifchen Chauſſeedamm zwiſchen den 
Scheunen vor dem Mühlenthore bei Vermeidung von Zwangsmaßregeln ord⸗ 
nungsmäßig reinigen und den Schlid abfahren zu laſſen. 

Der Magiftrat legte Namens der Stadtgemeinde gegen bieje Verfügung 
Berufung ein und beantragte die Aufhebung berfelben, da bie Neinigung bes 
Chauſſeedammes nicht aus polizeilihen Gründen, d. h. im Interefje der öffent: 
lien Ordnung oder Bequemlichkeit, nothwendig fei, fondern lediglich im Intereſſe 
der Konfervirung bes fisfalifhen Chauſſeedammes liege, außerdem auch aus 
polizeilihen Gründen infofern nicht der Stadtgemeinde zugemuthet werden könne, 
als der fraglide Damm nur ein Theil der hauffirten Landftraße ſei und außer⸗ 
halb der Mühlenvorftadt Liege. 

Der Kreisausfhuß erfannte dem Klageantrage entſprechend. 

Das Bezirksverwaltungsgericht zu Stettin dagegen hob auf eingelegte Be- 
rufung diefe Entſcheidung auf und wies Die gegen jene Verfügung der Polizei⸗ 
verwaltung gerichtete Klage zurüd. 

Das Oberverwaltungsgeriht beftätigte jedoch die angefochtene Entſcheidung 


Gründe 

Die Ausführungen in ber Revifionsihrift beziehen ſich hauptfächlich auf die 
Fragen, ob die zu reinigende Wegeftrede in ber Borftabt von T. Liegt, und ob 
$. 11 der Verorbnung vom 16. Juni 1838 im vorliegenden Falle zur Anwen⸗ 
dung kommt. Die hierauf gerichteten Angriffe treffen jedoch nicht die Hauptentſchei 
Dungsgründe des Berufungsricterd und erfchöpfen überhaupt nicht bie zur 
Beurtheilung kommenden Fragen; denn wenn jelbft die ftreitige Wegeſtrecke nicht 
zur Vorſtadt von T. gehörte und die Vorausfegungen bes $. 11 a. a. O. eben: 
falls nicht vorlägen, fo würde dennoch bie Beftätigung ber angefochtenen Ent- 
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ſcheidung aus folgenden, mit den Gründen des Berufungsrichters im Wefentlichen 
übereinftimmenben Erwägungen gerechtfertigt fein: 

Mögen auch die aus polizeilihen Gründen geforderte Reinigung des Chauſſee⸗ 
dammes und bie im Interefje der Konfervirung befjelben nothwendige Reinigung 
begriffsmäßig auseinanderfallen, jo ift doch unter allen Umftänden anzuerkennen, 
daß die erftere bie weitergehende und umfafjendere ift; denn fie erfolgt teines- 
mweges nur zu dem Zwede, um ben Weg in einem feiner Beftimmung ent 
fprechenden Zuftande zu erhalten, vielmehr kommen hierbei noch andere Gefichts- 
puntte, wie namentlic) das Intereffe ber Reinlichleit und ber Gejunbheits: 
pflege x. in Betracht. Demgemäß ift kein Zweifel darüber, dab derjenige, 
welchem bie polizeimäßige Reinigung obliegt, auch zu der chaufjeemäßigen ver 
pflichtet ift, da die größere Verbindlichkeit die geringere in fih ſchließt. 

In Webereinftimmung mit diefen Grundſätzen fteht es, wenn im $. 11 der 
Verordnung vom 16. Juni 1838 die „Unterhaltung ſtädtiſcher Straßenftreden” 
von der „polizeimäßigen Reinigung“ berjelben unterfdieden wird, und wenn 
nad $. 2 bes mittelft Allerhöchfter Ermächtigung vom 19. Januar 1876 dem 
Landtage vorgelegten Entwurfes einer Wegeorbnung die Wegebaulaft nur bie 
Befeitigung beftimmt angegebener Verkehrshemmniſſe begreift, während man ab- 
fihtlih die Beftimmung eines früheren Entwurfs, 

wonach die Wegebaulaft die allgemeine Verpflichtung zur Bejeitis 
gung von Verkehrshemmniſſen umfaßte, 
als zu weit gehend abgeändert hat. (Stenographiiche Berichte, Haus der Abe 
georbneten 1875, II. Seffion, Anlagen Nr. 24 Seite 336.) 

Die Berechtigung einer ſtädtiſchen olizeibehörbe, die polizeimäßige Reint« 
gung eines Weges zu verlangen, erftredt ſich nun feinesweges nur auf die 
Stadt felbft und deren Vorflädte; fie muß vielmehr in allen Füllen anerkannt 
werben, in welchen bie Polizeibehörde im Interefje bes ſtädtiſchen Verkehrs es 
für nöthig erachtet hat, eine derartige Anorbaung zu treffen, jo 3. B. in bem 
Falle, wenn es ſich um bie Reinigung eines Weges handelt, welcher zu einem 
in der Feldflur entfernt liegenden Kirchhofe führt. Hiernach iſt die Frage, ob 
die freitige Wegeftrede in der Vorftadt von 8. liegt, für die Entſcheidung der 
Sade nicht von Exheblichkeit. Webrigens ift anzuerfennen, daß bie Gründe, 
welche der Berufungsrichter für die Bejahung der Frage anführt, zutreffend find. 

Daß nun im vorliegenden Falle die Verfügung vom 15. Oktober 1875 in 
der That im polizeilichen Interefje und nicht, wie Klägerin behauptet, zur Kons 
fervirung des fistaliichen Chaufjeedammes erlaffen ift, wird vom Berufungsridter 
feſtgeſtellt. Es geht diefer Umftand überdies aus der ganzen Faflung der Ber- 
fügung, insbefonbere aus ben darin gebrauchten Worten: „orbnungsmäßig 
reinigen“ hervor; auch ifi in keiner Weife dargethan, daß die von ber Pole 
verwaltung angeordnete Reinigung zur Ronfervirung der Chauffee nöthig war. 

Die thatfählihe Notwendigkeit der Reinigung ift ebenfa Ds vom Berufunge 
richter feftgeftellt. Wenn in der Reviſionsſchrift dagegen erinnert wird, daß das 
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Gutachten des Bauinſpektors N. in diefer Beziehung nicht maßgebend ſei, weil 
er als die eigentliche Begenpartei der Stabt betrachtet werben könne, fo erledigt 
ſich diefer Angriff durch die 88. 49, 62 des Geſetzes vom 3. Zuli 1875, wonach 
der Berufungsrichter nach feiner freien, aus dem ganzen Inbegriffe der Ber 
banblungen und Beweife geſchöpften Weberzeugung zu enticheiben hatte. 

Steht biernady feit, daß die flreitige Chauſſeeſtrecke aus polizeilichen Gründen 
der Reinigung bedurfte, jo fragt fih weiter, ob die Stadtgemeinde zu biefer 
Neinigung verpflichtet war. Aus $. 11 der Verordnung vom 16. Juni 1838 
leitet der Berufungsrichter die Verpflichtung der Stadtgemeinde nicht direkt ber, 
fo daß die in der Nevifionsinftang ausführlich erörterte Frage, ob die thatſäch⸗ 
lichen Vorausfegungen dieſer Gejegesftelle vorhanden find, unentſchieden bleiben 
Tann. Der Berufungsrichter legte vielmehr darauf das Hauptgewicht, „daß nad 
dem geltenden allgemeinen öffentlihen Rechte in den Städten zunächſt die 
Kommune für die polizeiliche Reinigung der Straßen aufkommen müfle.” Eine 
gejeglihe Beitimmung für diefe Anfiht hat der Berufungsrichter nicht angeführt, 
ebenjowenig wie dies in ber, ben gleichen Grundſatz ausſprechenden Rejolution 
des Königlihen Minifteriums des Innern vom 15. Mai 1829 (von Kamptz 
Annalen Bd. 13 ©. 341) geſchehen iſt. Diefe pofitive gefegliche Beftimmung ift 
indeffen im $. 3 des Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 
zu finden, wonad die Koften ber örtlichen Polizeiverwaltung mit Ausnahme der 
Gehälter der vom Staate befonbers angeftellten Beamten, von der Gemeinde zu 
beftteiten find. Daß hierunter alle ſachlichen Koften der Bolizeiverwaltung mit: 
inbegriffen find, ift in den Gründen der Plenarbefchlüffe des Königlichen Ober: 
Zribunals vom 8. April 1861 (Entſcheidungen Bd. 45 ©. 16 ff. 32) und vom 
1. Mat 1871 (Entſcheidungen Bd. 65 ©. 1 ff. 8) wiederholt ausgeſprochen. 
Auch in dem Erkenntniffe des Königlichen Ober-Tribunald vom 11. November 
1865 (Striethorft Archiv Bd. 23 S. 40 ff.) ift in Anwendung biefes Prinzips 
die Verpflichtung der Gemeinden anerkannt, die Koften derjenigen Einrichtungen 
zu tragen, welche zur Abwehr ſchädlicher Einflüffe auf den örtlichen Geſundheits⸗ 
zuſtand nothwendig erfcheinen. In gleicher Weiſe ift in von Rönne's Be 
meinbeordnung zc. S. 402 unter Bezugnahme auf verfchievene Minifterial- 
Reftripte hervorgehoben, daß zu den Koften ber örtlichen Polizeiverwaltung auch 
die Koften der polizeilihen Anftalten 3. B. Straßenbeleudhtung, Feuerlöſchweſen 
und bergleihen gehören. (Vgl. Oppenhoff Refiortverhältniffe S. 106 und 
die von von Rönne a. a. D. S. 400-401 mitgetheilten Motive des $. 3 
a. a. O.). 

Iſt hiernach ber die rechtliche Verpflichtung der Klägerin, die Verfügung 
vom 15. Oktober 1875 zu befolgen, fein Bweifel, jo ift das angebliche Anerkennt⸗ 
niß der Klägerin für die Entſcheidung der gegenwärtigen Streitſache ebenſowenig 
von Bebeutung, wie bie Straßenpolizeiordnung von T. vom 8. Juli 1861, hin- 
fichtlich welcher die Parteien übrigens darin einverftanden find, daß fie nicht 
über den Zuchmadergraben hinaus, und namentlich nicht auf die freitige Straßen- 
firede Anwendung findet. 
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Hiernach war die angefochtene Entieibung zu beftätigen. (Abgedr. Entſch 
®. 2, 265.) 


93. 


Bugehörigkeit der Böjhungen zur Strafe oder zur Adjazenz in Beziehung auf 
die Verpflichtung der Adjazenten zur Straßenreinigung. 
(Ext. des Oberverw.-Gerichts in Berlin vom 29. November 1876.) 


Nah dem in der Stadt Sommerfeld geltenden örtlichen Rechte hat daſelbſt 
vor jedem Haufe und Gehöfte, „überhaupt Brundftüd jeder Art“, der Eigen: 
thümer den Bürgerfleig und die Straße bis zur Mitte rein zu halten. Wegen 
Erfüllung diefer Verpflichtung in Anfehung der den öffentlichen Verkehr zwiichen 
dem Bahnhof und der Stadt vermittelnden Bahnhoffttaße nahm die ftäbtifche 
Polizeiverwaltung im Zwangsverfahren den Fiskus als Rechtsnachfolger der 
Niederſchleſiſch ⸗· Märkiſchen Eifenbahn, von welcher legteren die genannte Straße 
auf ihrerfeit® dazu erworbenem Terrain angelegt war, in Anſpruch. In der 
biergegen gerichteten Klage machte Fiskus geltend: Nicht er, fondern die Firma 
K. u. Ko. und die B’ihe Fabrik ſeien Adjazenten der Straße. Allerdings lägen 
zwiſchen den Grundftüden biefer und der eigentlihen Straße felbft no ihm ge= 
börige Böſchungen. Indeß folge auch hieraus feine BVerpflihtung zur Rein- 
haltung der Straße nicht. Bis zur Anlegung der Bahn habe in der Richtung 
der gegenwärtigen Bahnhofftraße über den dort ſich binziehenden Hügel eine 
Trift ohne Böfhungen und regelmäßige Gefällsverhältnifie geführt. Um dem: 
nächſt den erforderlichen Zufuhrweg von der Stadt nad dem Bahnhofe herzu⸗ 
ftellen, habe der Abhang duchfchnitten werden müfjen, woburd die Böſchungen 
von ſelbſt gegeben geweſen feien. Die Bodenbeſchaffenheit auf der öftlihen Seite 
habe fpäter es nothwendig gemacht, zur Abwendung von Rutſchungen dieſe öſt⸗ 
lie Böſchung mehr und mehr abzuflahen und zu gleihem Zwede ſogar Terrain 
auzulaufen; eine weitere Abtragung fei erfolgt, um dem Zabrikbefiger P. einen 
leichteren Zugang zu feinem GSrundftüde zu verſchaffen. Immerhin aber habe 
auch dieſe öſtliche Böſchung ihren Karakter als foldye, vor Allem ihre Beftim- 
mung, zur Sicherung ber Straße zu bienen, bewahrt und jei fie demnach fort⸗ 
dauernd — glei) der unverändert gebliebenen weftlihen Böſchung — als ein 
integrirender Beftandtheil der Straße, keineswegs als Adjazenz anzufehen. 

Dagegen machte die Polizeiverwultung als Beklagte geltend, daß — zumal 
gegenüber dem in der Straßenpolizeiordnung gebrauchten, Alles umfafienden 
Ausdrud: „Grundſtück jeder Art” — der Befit der Böſchungen ausreide, um 
den Kläger zur Reinhaltung der Straße zu verpflihten. Bei Anlegung ber letz⸗ 
teren habe die Eiſenbahngeſellſchaft — unabhängig von den Dispofitionen behufs 
diefer ihrerfeits übernommenen Leiſtung — die angrenzenden Landftreifen ledig. 
lich, um ben allgemeinen Grundſätzen gemäß in ben Befig von Terrain für 
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etwaige fpätere Erweiterungen zu gelangen, Teineswegs aber zum Zwecke ber 
erſten Anlage oder einer Sicherung der Straße erworben. Einer folhen Siche⸗ 
zung durch die Böſchungen bebürfe es auch gegenwärtig nicht. Diefelben würben 
überdies thatſächlich anderweit — zunächſt zur Viehweide, aber auch als Fußſteg — 
benußt. Insbeſondere habe die abgeflachte öfliche Böſchung längft die Natur 
eines felbftftändigen nugbaren, auch bereits zum Gegenftand von Verkaufsunter⸗ 
bandlungen gemachten Grunbftüds angenommen. 

Nachdem Kläger diefe Behauptungen im Wefentlihen beftritten hatte, er- 
kannte der Kreisausfhuß in Anfehung der öftlihen Böſchung, welche nad) ber 
Abtragung als ein integrivenber Theil der Straße nicht mehr angefehen werben 
könne, vielmehr als ein nugbares anftopendes Grundftüd gelten müſſe, auf Ab⸗ 
weiſung des Klägers, in Anjehung der weſtlichen aber, von welcher das Gegen- 
theil anzunehmen fei, dem Klageantrage gemäß auf Wiederaufhebung ber polizei- 
lihen Verfügung. 

Beide Theile legten Berufung ein. 

Das Bezirksverwaltungsgeriht wies auch in Anfehung der weitlichen Hälfte 
die Klage zurüc, im Uebrigen die Vorentſcheidung bejtätigend. 

Auf die vom Kläger eingelegte Revifion hat das Oberverwaltungsgericht 
dieſes Urtheil aufgehoben und die Sache zur anderweiten Entſcheidung in bie 
Berufungsinftan; zurüdvermwiejen. 


Gründe. 
Die Entſcheidung hängt weſentlich davon ab, 
ob dasjenige Terrain, welchem ber Kläger bie Eigenſchaft fogenannter 
„Bölhungen“ vindizirt, als ein Theil der Straße oder vielmehr als ein 
felbfiftändiges Grundftäd in dem Sinne anzufehen ift, dab das Eigens 
thumsrecht an demſelben bie Verpflihtung zur Neinhaltung ber ans 
grenzenden Straße nad) fich zieht. 

Hätte der Vrrderrichter hierüber auf Grund einer Würdigung der von 
beiden Theilen geltend gemachten thatfäglihen Momente fi zu Gunften bes 
Einen oder des Anderen ſchlüſſig gemacht, jo wäre damit feine Entſcheidung 
einer Anfechtung mittelft des Nechtsmitteld der Reviſion an ſich überhaupt ent: 
zogen gewejen. Der Ausgangspunkt der Vorentſcheidung ift indeß ein anderer. 
An die Spige feiner Ausführungen ftellt der Vorberrichter den Sat, dab unter 
den Begriff ber Straße nur derjenige Raum falle, welcher für ben öffentlichen 
Verkehr zum Fahren, Reiten und Fußgehen feiner Natur nad) benugt werben 
könne und für eine ſolche allgemeine Annahme bietet das beftehende Recht keinen 
Anhalt. Im Gegentheil laſſen fi) aus älterer wie aus neuerer Zeit ſowohl 
unmittelbar gejeglihe Beftimmungen, als auch mande mit foldden wenigftens 
nahe zufammenhängende YAeußerungen und Entſcheidungen der Staatsregierung 
ober doch einzelner Organe berjelben geltend machen, welche mehr oder minder 
dazu nöthigen, die in der Natur der Sache begründete entgegengefegte Annahme 

Hartmann, Zeitfhrift. Band IV. Heft 6. 37 
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zugleich als die dem beftehenden Rechte entipredjende anzufehen. Beifpielsweik 
mögen Erwähnung finden: 
die Strafbeftimmungen zum Chauffeegeldtarif vom 28. April 18% 
Nr. 10 und 11 (G.⸗S. ©. 67), 
die Minifterial-Anweifung zum Bau und zur Unterhaltung der Kunf: 
firaßen vom 6. April 1834 Th. I. $$. 35 ff, 135 ff., 
bie zufägligen Vorſchriften zum Chauffeegeldtarif vom 29. Februar 1840 
Nr. 11, 12 (G.S. ©. 9), 
bas Erkenntniß des Obertribunals vom 3. Juni 1855 (Striethork’s 
Arhiv Bd. XVII. ©. 81), 
das Geſetz, betreffend die Ausführung der $$. 5 und 6 des Gefches 
vom 30. April 1873 wegen der Dotation der Streits und Provinzial 
verbände vom 8. Juli 1865 9. 18 (G⸗S. ©. 497). Wotive ur 
Regierungsvorlage. 

Freilih können der Yufammenhang und die bejonderen Verhältniſſe bes 
einzelnen Falles unter Umftänden zwingend darauf hinweiſen, daß eine engere 
Begrenzung bes Begriffes der Straße in der Abfiht gelegen habe. Im vor 
liegenden Falle indeß fehlt e8 nicht nur an jedem hierfür fprechenden Anhalt, 
fondern es kommt auch noch für die Annahme des Begentheils Folgendes in 
Betracht: 

Wie die Verpflichtung der Adjazenten im Allgemeinen als unſtreitig zu 
Recht beftehend gelten darf, fo audy der Umfang der Berpflihtung in der Be 
ziehung, daß die Eigenthümer der anftoßenden Srundjtüde nebft Straße und 
Bürgerfteig auch „Rinnfteine, Kanäle und Gofjen“ zu reinigen haben. Die leg- 
teren find fomit der Straße gleich — den angrenzenden Örundftüden gegenüber — 
geftellt und kann danady nur angenommen werden, daß überhaupt die Straße 
als Ganzes — keineswegs etwa lebiglid der fogenannte Straßendanım, die 
Fahrbahn oder die fonft unmittelbar dem Verkehre des Publitums dienenden 
Theile — in Gegenfag zu den verpflichteten Grunditüden habe gebracht werben 
follen. Auch von dieſem Geſichtspunkte aus muß die angefochtene Entſcheidung 
infofern auf eine unridhtige Anwendung des beftehenden Rechta zurüdgeführt 
werden, als fie auf einer dieſem nicht entiprechenden Deutung bes Begriffes des 
Grundftüds beruht. 

War hiernach die Aufhebung der Vorentſcheidung geboten (Bejeg, betreffend 
die Berfajjung der Verwaltungsgerichte ꝛc. vom 3. Juli 1875, 3. 64 Ar. 18.68), 
fo konnte doch in der Sache felbft, da dieſe nicht fpruchreif erſchien, nod nicht 
erlannt werden; vielmehr mußte die Zurüdvermeifung an das Bezirtsverwaltungss 
gericht erfolgen ($. 69 deſſelben Geſetzes). 

& bleibt nämlich zunächſt noch in thatſächlicher Beziehung zu erörtern, ob 
und inwieweit dasjenige Terrain, welches urjprünglid) „Böjhung” geweien iR 
und vom Kläger noch dazu gerechnet wird, diefe Eigenjchaft wirklid gehabt und 

er auch behalten oder etwa inzwiſchen verloren und die Natur eines ſelbſt⸗ 
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Ständigen, nicht mehr als integrirender Theil zur Straße gehörenden Grundſtücks 
angenommen habe. (Abgebr. Entſch. B. 2, 260.) 


94. 


Kreiöbeftenerung des Dienfteinfommens von Staatöbeamten, inäbejondere, wenn 
diefelben nicht in demjenigen Kreife wohnen, in welhem die Behörde, 
der fie augehören und bei der fie der Regel nad) domiziliren follen, ihren 
Sik hat. 


(Er. des Oberverw.-Ger. in Berlin vom 8. September 1877.) 


Der Kreisausfhuß bes Kreifes N. Hatte den bei dem Stadtgerichte zu B. 
angeftellten Stabtgerichtsfetretaiv D., welcher mit Erlaubniß feiner Dienftvor- 
gejegten in einem der Stadt B. benachbarten Dorfe jenes Kreifes wohnt, mit 
der Hälfte feines Dienfteintommens zur Klaffenfteuer fingirt eingeſchätzt und mit 
einem entiprechenden Zuſchlage zu den SKreisabgaben herangezogen. Der D. 
rellamirte biergegen und beantragte Freilafjung von der Kreisfteuer, da die 
Stadt B. nit zum Kreife gehöre, und ba ber $. 8 bes Geſetzes, die Heran⸗ 
ziehung der Staatsbiener zu den Bemeindelaften betreffend, vom 11. Juli 1822, 
beftimme: 

„Jeder Staatsbeamte, welcher einer Behörde angehört und bei ders 
jelben feinen beftändigen Wohnfig haben muß, ift unter allen Um- 
Händen als ein Einwohner derjenigen Stadt zu betrachten, in welcher 
dieſe Behörde ihren Sitz hat.“ 

Der Kreisausſchuß wies die Reklamation als unbegründet zurück. 


Gegen dieſen Beſcheid klagte darauf der ꝛc. O. auf Zurückzahlung ber ge⸗ 
leiſteten Steuerbeträge und das Bezirköverwaltungsyeriht erkannte dem Klage⸗ 
antrage entſprechend. 

Gegen dieſe Entſcheidung legte der Kreisausſchluß Berufung ein, indem der⸗ 
ſelbe wiederholt betonte, daß jener Satz des 8. 8 a. a. O. nur auf Beamte an- 
zuwenden jei, deren amtliche Thätigkeit das Wohnen am Sit der Behörde, ber 
fie angehörten, unumgänglich erfordere. — 

Das Oberverwaltungsgeriht bat jedoch die erflinftanzlihe Entſcheidung 
beftätigt. 


Strände 


Die Ausführungen des Berufungsflägers erfcheinen verfehlt. Wären bie 
jelben richtig, jo würde die Beftimmung bes Schlußfages bes $. 8 bes Geſetzes 
vom 11. Juli 1822 überhaupt keine Bedeutung haben. Der Beamte würde dann 
ſtets an feinem thatfählihen Wohnfite gemeinbefteuerpflichtig fein; bies aber 
noch im Gejege bejonders auszuſprechen, dazu konnte namentlich mit Rüdficht 

37° 
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auf bie Beſtimmungen der $$. 1 und 7 befielben keine Veranlafjung vorliegen. 
Schon hieraus geht hervor, daß die von dem Berufungsfläger dem $. 8 a. a. O. 
gegebene Auslegung eine irrige ift. Die Unrichtigkeit biefer Auslegung ergiebt 
fi) aber überdies auch aus ber Gedichte der Entftehung des Geſetzes vom 
11. Juli 1822 und insbejondere der Schlußbeflimmung des $. 8 Aus ben 
biefieits eingefehenen Alten bes Staatsardivs ift hierüber Folgendes zu ent 
nehmen: 

Die Dellaration des $. 44 der Stäbteorbnung vom 19. November 1808 in 
Betreff bes Beitrages der Schugverwandten zu den ſtädtiſchen Laſten und Pflid- 
ten vom 11. Dezember 1809 (G.⸗S. ©. 918) hatte zu vielfahen Zweifeln und 
Miplichkeiten namentlich zwiſchen den Städten und den von ihrem Dienflein- 
kommen zu den Kommunallaften ihres Wohnorts ſteuerpflichtig erflärten Staat 
beamten Anlaß gegeben. Die Städte hielten ſich berechtigt, unter allen Um- 
fländen, auch wenn von den übrigen Einwohnern eine Eintommenfteuer nicht 
erhoben würbe, beziehungsweife 1, 11/a, 2 Prozent ber Beamtengehälter zu ihren 
Kaſſen einzuziehen, während die Staatsbeamten anbererjeits fi) ber Steuerpflicht 
dadurch gänzlich zu entziehen fuchten, daß fie theils mit, theils ohne Genehmi⸗ 
gung ihrer vorgefegten Dienftbehörde Wohnung in ben ben Städten benad- 
barten Gemeinden nahmen. Weber das Eine, noch das Andere hielt das Mi- 
nifterium des Innern für billig und ging in den zu feiner Entſcheidung ge 
brachten Fällen von den Brundfägen aus, 

1. daß eine Befteuerung der Beamtengehälter nur zuläfftg fei, wenn auch 
von ben übrigen Einwohnern eine Einkommenſteuer erhoben würbe, und 

2. daß der Beamte fein zu befteuerndes Dienfteintommen ber Beſteuerung 
Seitens der Kommune feines Amtöfiges nicht durch das Auffchlagen 
feines Wohnfiges in einer benachbarten Gemeinde entziehen könne. 

Bei Ausarbeitung des Entwurfs zu dem Geſetze, betreffend bie Heranziehung 
der Stantsbiener zu den Bemeindelaften, wurbe von dem Minifterium des Innern 
bie geſetzliche Anerkennung dieſer Brundfäge befürwortet und wurde, um bem 
zu genügen, der $. 1, wie gejhehen, gefaßt und dem $. 8 am Schlufje die Be 
fimmung binzugefügt, daß ber Staatsbeamte, welder einer Behörde angehört 
und bei derjelben feinen beftändigen Wohnfig haben muß, unter allen Umftänden 
als ein Einwohner derjenigen Stabt zu betrachten iſt, in welcher dieſe Wehörde 
ihren Sig hat. Letztere Beftimmung ftieß allerdings im Staatsrathe auf Wider 
ſpruch. Es wurde geltend gemacht, daß nach allgemeinen Redptsgrundfägen auch 
der Beamte von feinem Dienfteintommen nur da zur Steuer herangezogen wer: 
den dürfe, wo er feinen thatfählihen Wohnfit habe; allein die Majorität des 
Staatsraths entſchied fich für die gefeglihe Santtionirung der bisher von dem 
Minifterium des Innern geübten Praris und für Beibehaltung bes Schlußfages 
des 8. 8 des Entwurfs. 

Nach diefen Vorgängen unterliegt es Teinem Zweifel, ba die Auslegung, 
welche der erfte Richter der bier in Rede ſtehenden Beftinmung des Geſetzes 
vom 11. Juli 1822 giebt, dem Willen des Geſetzgebers entſpricht, alfo für die 
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allein richtige gelten muß. Hierbei mag nody bemerkt werden, daß auch bie 
Verordnung vom 23. September 1867, betreffend bie Heranziehung ber Staats⸗ 
biener zu den Kommunalabgaben in ben neu erworbenen Landestheilen (G.⸗S. 
©. 1648), welde — wie im Eingang gefagt wird — bezwedt: 
„die Staatsdiener in dieſen Lanbestheilen bezüglich ihrer Beitragspflicht 
zu den Kommunalbebürfniffen den Staatsdienern in ber übrigen 
Monarhie nad Maßgabe der Grundſätze des Geſetzes vom 11. Juli 
1822 glei) zu ftellen,“ 
den Grundſatz des $. 8 bes Geſetzes vom 11. Juli 1822 im $. 8 mit den Worten 
wiebergiebt: 

„Jeder Beamte ift bezüglich der Kommunalbefteuerung feines Dienſt⸗ 
eintommens als Einwohner desjenigen Gemeindebezirks zu erachten, in 
welchem bie Behörde, der er angehört, ihren Sit hat.” 

& iſt fomit dem erflen Richter darin beizuftimmen, daß der Kläger von 
feinem Dienfteintommen zu den Gemeinbelaften nur von der Stadtgemeinde B- 
herangezogen werben darf. Demnad) mußte die Vorentiheidung beftätigt werben. 
(Abgedr. Entſch. 3. 3, 1.) 


9. 


I dad einzelne Kreiötagdmitglied als ſolches zur Klage gegen den die Legi⸗ 
timation eined anderen Mitgliedes betreffenden Beſchluß des Kreistages 
berechtigt? 

BVetheiligung an den Wahlen der Kreistagdabgeordneten durch Siellvertretung. 

(Erk. des Oberverwalt.-Gerichts in Berlin vom 13. Dftober 1877.) 


Am 25. November 1876 fand in ber Kreisftadt N. die Wahl zur regel- 
mäßigen Ergänzung bes Kreistages in dem Berbanbe der größeren Grundbeſitzer 
ſtatt. An derjelben nahmen 17 Wähler Theil, darunter ber Beſitzer H. Diefer 
beanſpruchte neben der eigenen Stimme ein ferneres Stimmrecht als Vertreter 
der gemeinſchaftlichen Befiger des Gutes R., nämlich der Wittwe V., ihrer groß⸗ 
jährigen unverehelichten Tochter und ihrer ſechs minderjährigen Söhne, für welche 
legteren bie Mutter als befreite Vormünderin und der Befiger H. als Gegen⸗ 
vormund beftellt waren. Die Wittwe V. — als Mitbefigerin und Bormün- 
derin — und die Tochter hatten dem H. Vollmacht ertheilt. Gleichwohl wurbe 
derjelbe zur Ausübung eines Stimmredtes als Stellvertreter nicht zugelafien. 
Demnach verblieben 17 Stimmen, von welden auf den Nittmeifter R. 9 fielen. 
Bei dem Vorfigenden des Wahlvorfiandes wurde kein Einjprud gegen das 
Wahlverfahren erhoben. Auch der Kreistag beſchloß demnädft, die Wahl nicht 
zu beanftanden. 

Gegen ben legteren Beſchluß ſtellte ein Kreistagsmitglied, welches bei dem⸗ 


574 Entfheidungen und Erlaſſe von Gerichten und anderen Behörden. 


felben mitgeftimmt hatte, — der Rittergutsbefiger PI. — Klage bei dem Bes 
zirksverwaltungsgericht an. Diefes erkannte jedod auf Abweifung des Klägers. 

Auf die Berufung des Klägers beftätigte das DOberverwaltungsgericht dieſe 
Entſcheidung. 


Grunde. 


In Gemäßheit des 8. 64 des Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 26. Juli 1876 hat 
der Kreistag 
1. über den gegen das Wahlverfahren Seitens eines Mitgliedes der 
Wahlverſammlung bei dem Vorſitzenden des Wahlvorſtandes erhobenen 
Einſpruch (Abſatz 1) 
2. unabhängig hiervon — nach einer von Amtswegen erfolgten Prüfung 
der Legitimation feiner Mitglieder — über dieſe (Abjat 2) 
Beihluß zu fallen und findet gegen beide Beſchlüſſe die Klage ftatt. 

Ein Beihluß im Sinne des erften Abſatzes ift hier überhaupt nicht gefaßt 

worden, da fein bei dem Borfigenden erhobener Einfprudy vorlag. Die Klage 

iſt vielmehr gegen den in Gemäßheit des zweiten Abſatzes gefaßten Beihluß ge 
richtet. Seine Berechtigung zu berjelben leitet der Kläger lediglich aus feiner 
Eigenihaft als Kreistagsmitglied ber. Demnach fragt fi) vorab, ob die ein- 
zelnen, in der Minorität verbliebenen Mitglieder des Kreistages als folde zu 
derartigen Klagen zugelajjen find. 

In der Kreisorbnung vom 13. Dezember 1872 ($. 113) war die Entſchei⸗ 
dung über die Giltigfeit der Wahlen der Streistagsabgeorbneten noch in der Art 
geregelt, daß nur der Kreistag — und zwar in der erflen Verfammlung nad 
dem Eingange und zuvor vom Kreisausfhufle geprüften Wahlprotofolle — die 
Wahl beanftanden konnte, die Entſcheidung über eine beanftandete Wahl aber 
durch Verwaltungsgerichte erfolgte. In ähnlicher Weile regelt den Gegenftand 
in Beziehung auf die Wahlen der Provinziallandtags:-Abgeordneten auch noch 
der auf Grund Allerhöchſter Ermächtigung vom 22, Dezember 1873 dem Haufe 
der Abgeordneten vorgelegte Entwurf einer Provinzialordnung ($. 29) [Nr. 151 
der Drudjahen aus ber Seffion 1873/74). Inzwifhen ergab fi das Bedurf⸗ 
niß, nad einigen Richtungen bin von biefen Beftimmungen abzugeben. Die: 
felben hatten insbefondere zu Zweifeln und Weiterungen bei der Bertheilung 
der Parteirollen im Vermwaltungsftreitverfahren Beranlaffung gegeben. (Mir 
nifterial:Befcheid vom 17. Februar 1874 — M.Bl. d. i. V. ©. 75); auch ſchien 
fein ausreihender Grund vorzuliegen, die Eröffnung dieſes Verfahrens auf dies 
jenigen Fälle zu beſchränken, in welchen der Provinziallandtag einen Wahlproteſt 
berüdfichtigt hatte. Demzufolge wurden in den $. 23 des auf Grund Aller: 
höchſter Ermächtigung vom 22. Januar 1875 vorgelegten anderweiten Entwurfs 
einer Provinzialordnung (Altenftüd Nr. 14 des Haujes der Abgeordneten) fol- 
gende Beftimmungen aufgenommen: 

Segen das ftattgehabte Wahlverfahren kann jedes Mitglied ber 
Wahlverſammlung innerhalb zehn Tagen Einſpruch bei dem Vorfigenden 
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des Wahlvorftandes erheben. Die Beſchlußfaſſung über den Einſpruch, 
über welchen die Betheiligten vorab zu hören find, fteht dem Provinzial: 
landtage zu. Der Provinziellandtag kann die Giltigkeit einer Wahl 
auch von Amtswegen beanftanden. Gegen ben Beihluß bes Pro: 
vinziallanbtages findet innerhalb zehn Tagen die Klage bei dem Ober 
verwaltungsgeriht ftatt. 

Hiervon und von dem Vorſchlage der Kommiffion des Abgeorbnetenhaujes 
(Altenftüd Nr. 170) in Beziehung auf die vorliegende Frage nicht weſentlich ab» 
weichend, beftimmt die Provinzialordnung vom 29. Juni 1875 ſelbſt (G. 
©. 335): 

5. 23. Gegen das ftattgehabte Wahlverfahren kann jedes Mitglied 
der Wahlverfammlung innerhalb zehn Tagen Einſpruch bei dem Vor: 
figenden bes Wahlvorflandes erheben. Die Beihlußfafjung über den 
Einfprudy, über welchen die Betheiligten vorab zu hören find, fteht 
dem Provinziallandiage zu. Im Uebrigen prüft der Provinzialland- 
tag die Legitimation feiner Mitglieder von Amtswegen und beichließt 
darüber. 

8. 24. Gegen die nad) Maßgabe ber 88. 19 (derfelbe handelt von 
den Beichlüffen des Provinziallandtages, betreffend den Verluſt der 
Wirkung ber Wahlen) und 23 gefabten Beihlüffe des Provinzialland- 
tages findet innerhalb zehn Tagen die Klage bei dem Oberverwaltungs- 
gerichte flat. Die Klage hat keine aufihiebende Wirkung, jedoch 
bürfen bis zur Entſcheidung des Oberverwaltungsgerihts Erjagwahlen 
nit ftattfinden. 

und dem Borbilde diefer Beftimmungen folgte demnächſt wieder — unter auss 
brüdlicher Bezugnahme auf fie — der zufolge Allerhöhfter Ermächtigung vom 
23. Februar 1876 dem Haufe der Abgeordneten vorgelegte Entwurf des Zu⸗ 
ftändigfeitsgefeßes im 8. 76 (Aktenftüd Nr. 61), aus welchem endlich — ohne 
mwejentlihe Abweihung — der $. 64 des Zuſtändigkeitsgeſetzes ſelbſt hervor⸗ 
gegangen ift. 

Auf diefem Wege hat fomit das Recht zur Anfechtung von Wahlen in den 
neueren Geſetzen zwar beträchtlihe Erweiterungen erfahren; nirgend aber bietet 
ſich in den darüber gepflogenen Verhandlungen ein Anhalt dafür, daß es in ber 
Abfiht gelegen habe, auch denjenigen Mitgliedern der über die Giltigkeit der 
Wahlen zunächſt beſchließenden Verſammlungen, welche in diejen ihre Stimme 
zur Geltung zu bringen in der Lage find, noch darüber hinaus das Recht zu: 
augeftehen, den Majoritäten dieſer Verfammlungen im Wege der Klage ent- 
gegenzutreten. Und body hätte es, wenn dahin gleichwohl die Abficht gegangen 
wäre, eines entipredhenden befonderen Ausdruds nothwendig beburft, da an fich 
nad allgemeinen Grundſätzen nur das Gegentheil als beabfichtigt vorausgeſetzt 
werben kann. Es entipricht ein ſolches Klagerecht jhon nit der Stellung bes 
einzelnen Mitgliedes einer kollegialiſch zuſammengeſetzten Vertretung zu ben 
übrigen Mitgliedern wie zur Gejammtheit; inſoweit die Anfiht des Einzelnen 
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überhaupt Anſpruch darauf hat, zur Geltung zu kommen, findet fie hinlängliche 
Gelegenheit dazu bei der Berathung und der Abflimmung; ohne eine gewiſſe 
Unterordnung unter den Willen und die Auffaffung der Mehrheit if ein er⸗ 
fprießlihes Zufammenmwirten kaum aufrecht zu erhalten. Handelt es fich aber 
darum, daß die Mehrheit damit umgeht, ihre Befugniffe zu überfchreiten ober die 
Geſetze zu verlegen, jo fteht nicht mehr die Geltendmachung eines individuellen 
Standpuntis, fondern das öffentliche Interefje in Frage, mindeftens im Vorder⸗ 
grunde und biejes Interefje wahrzunehmen, erſcheint wieder der Einzelne um 
debwillen nicht berufen, weil das Geſetz ausdrüdlih den Landrath als Bor 
figenden nit nur für befugt, ſondern für verpflichtet erflärt, feinerfeits der 
artigen Beichlüffen entgegenzutreten — non Amtswegen oder auf Zeranlaffung 
der Auffichtsbehörde (Zuftändigkeitsgejeg vom 26. Juli 1876 $. 69), wobei es 
dem Einzelnen wieber unbenommen bleibt, die Auffichtebehörde um ihre Ver 
mittelung anzugehen. Nicht minder fpricht gegen die Zulaſſung einer Stlage bes 
einzelnen Kreistagsmitgliedes als ſolchem der Grundgedanke des Berwaltungs- 
freitverfahrens. Es liegt im Begriffe der „Gerichtsbarkeit in flreitigen Verwal 
tungsfachen“ ($. 1 bes Geſetzes vom 3. Juni 1875 — 6.6. ©. 375) begrün- 
det, daß einerjeits zur Fürforge für das öffentlihe Intereſſe nicht der Einzelne, 
fondern nad) wie vor nur die Berwaltungsbehörbe. berufen ift, in deren Aufgabe 
biefe Fürforge bisher lag und daß andererjeits die Interefjen des Einzelnen auf 
rechtlichen Schuß im Vermwaltungsftreitverfahren nur infoweit Anfpruch haben, 
als das Gejeg ihnen einen ſolchen zugefteht, fie als ſubjektive Rechte anerkennt. 
Das Interefie aber, welches der Kläger im vorliegenden Verfahren verfolgt, if 
ein folches rechtlich geſchütztes keinenfalls — weder vermöge feiner Natur, noch 
kraft ausdrüdlicher geſetzlicher Beſtimmung. 

Auf die Sache ſelbſt und insbeſondere die oben ihrem weſentlichen Inhalte 
nach wiedergegebenen Ausführungen des Vorderrichters war hiernach überhaupt 
nicht weiter einzugehen. (Abgebr. Entſch. B. 3, 6.) 


96. 
Beitragspflicht der Gymuaſien, insbeſondere der Königlichen, zu den Kreis⸗ 
abgaben. 


(Ext. des Oberverw.⸗Ger. in Berlin vom 8. November 1877.) 


Im Kreife B., in welchem für das Jahr 1876 an Kreisabgaben 60 Prozent 
der Klafjen- und Haffifizirten Eintommenfteuer und 33 Prozent der Grund: und 
Gebäudefteuer ausgefchrieben wurden, veranlagte der Kreisausfhuß das Stönig- 
lihe Gymnafium zu B. zu den Kreisabgaben des gedachten Jahres gleich dem 
Fiskus von jener eriteren Steuer Überhaupt nicht, dagegen von der Grund» und 
Gebäubefteuer im Betrage von 140 Mt. 76 Pf. gemäß $. 14 Abf. 3 der Kreis⸗ 
ordnung vom 13. Dezember 1872 mit 60 Prozent = 84 Mt. 46 Pf. 
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Das Provinzial-Schultollegium 3. K. als Vertreter des Gymnafiums forderte 
biergegen die Serabfegung diefer Abgabe auf 42 Mt. 23 Pf., d. 5. auf 30 Pro- 
zent der Prinzipal- Grundfteuer und klagte nad) erfolgter Reklamation mit dem 
eutſprechenden Antrage, indem betont wurde, daß es fih um die Belteuerung 
einer vermögensrechtlich jelbftftändigen Anftalt, nicht aber um bie des Fiskus 
banble. 

Das Bezirksvermaltungsgericht wies die Klage zurüd. 

Gegen biefe Entſcheidung legte das Provinzial-Schultollegium Berufung ein. 

Das Oberverwaltungsgeriht erkannte darauf, unter Abänderung der Bor 
entiheidung, dahin, daß Kläger zu der nach dem Maßftabe der Staatsgrunds 
feuer umgelegten Kreisabgabe für das Jahr 1876 nur den Betrag von 42 Mt. 
23 Pf. zu zahlen verpflichtet fei. 

Sründe 

—Nach $. 9 der Kreisordnung vom 13. Dezember 1872 ift ber Kreistag be 
rechtigt, zur Befriedigung der Bebürfnifje des Kreifes Abgaben auszufchreiben. 
Nah 8. 10 ff. a. a. O. können als ſolche Abgaben erhoben werden eine nad) der 
Klaſſen⸗ und der Hlaffifizirten Einkommenfteuer, eine nad der Grund: und Ge 
bäudefteuer und eine nach der Gewerbefteuer bemefjene Abgabe. Jede biejer Abs 
gaben folgt befonderen Negeln und ift deshalb, wie die ihr zu Grunde liegende 
Stantsfleuer, als eine befondere Steuer im Sinne des Gejeges vom 18. Juni 
1840 über die Verjährungsfriften bei öffentlichen Abgaben (8.5. ©. 140) ans 
zuſehen. Dem Vorderrichter kann demnach darin nicht beigetreten werben, daß 
Kläger, welcher gegen bie nad) der Grundſteuer bemefjene Abgabe reflamirt hat, 
verpflichtet gewejen wäre, fi) event. zu erbieten, zu der nad dem Einkommen 
bemefjenen Abgabe beizutreten. Es ift lediglich Sache des Kreisausſchuſſes, jeiners 
jeits, wenn er findet, daß das klagende Gymnaſium bei der legteren Abgabe zu 
Unrecht übergangen fei, die Veranlagung defjelben nachträglich zu bewirken. Ob 
dem für das Jahr 1876 die 89. 5 und 6 jenes Geſehes vom 18. Juni 1840 
etwa entgegenftehen, Tann bier unerörtert bleiben. In vorliegender Sade ift 
nur zu prüfen, ob das Gymnaſium zu ber nad) dem Maßftabe der Grundfteuer 
umgelegten Kreisabgabe 60 Prozent der Grundſteuer d. i. 84 Mt. 46 Pf. oder 
30 Prozent der Grundfteuer d. i. 42 ME. 23 Pf. beizutragen hat, wobei zu be- 
merken ift, daß ein Erkennen über die Grundſätze der Veranlagung, wie dies 
event. vom Kläger in ber Berufungsſchrift anheimgeftellt ift, weder nach den für 
das Rellamationsverfahren beftehenden Vorſchriften des Geſetzes vom 18. Juni 
1840, nod) aud) nad) dem $. 65 bes Zuftändigkeitsgefeges zuläffig ericheint. 

Nach $. 14 der Kreisorbnung können die juriftiichen Perfonen zu der nad) 
dem Mafftabe der Grund. und Bebäubefteuer umgelegten Kreisabgabe nicht höher 
veranlagt werben, als die phyfiichen Perjonen. Eine Ausnahme hiervon ift nur für 
den Fiskus gemacht, welcher mit der Grund» und Gebäubdefteuer um die Hälfte des- 
jenigen Prozentſatzes ftärker belaftet werben kann, mit welchem bie Klafjen- und bie 
klaſſifizirte Eintominenfteuer herangezogen wird. Daß nun die Bymnafien juriftifche 
Perſonen find, ift nad) $. 54 Tit. 12 TH. II. A-L.-R. zweifellos und wird auch von 
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dem Vorberrichter nicht verkannt. Deſſenungeachtet glaubt er, das Gymnaſum 
dem Fiskus gleich ftellen zu bürfen, „weil die dem Königlichen Gymnaſium ge 
börigen Ländereien, da dafjelbe im unmittelbaren Eigenthume des Staates fiche, 
fih im fiskaliſchen Befite befänden“. Mit Recht bezeichnet Kläger diefen Sat 
als rechtsirrthumlich. Das Eigenthum einer juriſtiſchen Perfon an einem be 
flimmten Objekte ſchließt das Eigenthum einer anderen juriftiiden Perſon an 
demjelben Objekte aus. Die Grunbftüde des Gymnaſiums befinden fih im 
Eigenthume und Befite des Gymnaſiums, weldes dur das Provinzial-Schul- 
kollegium vertreten wird. Nicht einmal die Verwaltung der Grundſtüũcke gebührt 
fistalifhen Behörden, fondern der ftaatlihen Auffihtsbehörbe, dem Provinzials 
Schulkollegium. Die Geſetze unterfcheiben ferner überall zwiſchen dem Eigenthum des 
Fiskus und dem ber Univerfitäten, Gymnaſien zc. Beiſpielsweiſe geſchieht dies 
in dem Gebäubefleuergefeße vom 21. Mai 1861 (G.S. ©. 317), in dem Tarife 
zum Erbfchaftsfteuergejege vom 30. Mai 1873 (G.⸗S. ©. 329), namentlich aber 
binfihtlih der hier fraglihen Brundfleuer in dem Geſetze vom 21. Mai 1861, 
betreffend die anderweite Regelung der Brundfteuer, (8.5. ©. 253). Nach den 
88. 4 und 10 biefes Gejeges find die Grundftüde des Fiskus fleuerfrei; fteuer- 
pflichtige Srundflüde werben grundfteuerfrei, wenn fie vom Fiskus erworben 
werden; bagegen haben die Univerfitäten und bie Bymnafien — und zwar ohne 
Nüdfiht darauf, ob die fogenannten Patronatsrechte von dem Staate oder einem 
Anderen geübt werben, ob ferner die Unterrihtsanftalt ih aus eigenen Mitteln 
erhält oder ob fie von dem fogenannten Patron Unterhaltungszufhüfie empfängt — 
von allen Liegenschaften, welche fie nach dem Erjcheinen bes angeführten Geſetzes 
erworben haben, fowie von den Liegenihaften, welche damals zwar bereits in 
ihrem Befige waren, jedoch der Kontribution unterlagen, die Grundſteuer zu 
entriten. Ein Grundftüd, mweldes von dem Fiskus an ein Königliches Gym- 
nafium veräußert wird, geht damit aus ber Klaſſe der grundfleuerfreien in Die 
der grundfteuerpflichtigen Liegenfchaften über. Aus diefen in den 88. 4 und 10 
des Geſetzes ausgeiprochenen Grundſätzen ergiebt fih, daß der Geſetzgeber auch 
auf dem Gebiete des Steuerwejens die Brundftüde der Königlichen Gymnafien 
nit als fiskaliſche Liegenſchaften angefehen wien wil. Daß Die Kreis⸗ 
ordnung hiervon habe abweichen wollen, ift um jo weniger anzunehmen, als bie 
Motive zu den 88. 12 und 13 bes erften Entwurfs der Kreisordnung aus dem 
Sabre 1869 die Univerfitäten, die Öffentlichen Unterrichts: und Erziehungsanflals 
ten 2c. als juriftiihe Perfonen gejondert vom Staate (Fiskus) aufführen, und 
die Gründe, welche für die Sonberftellung des Fiskus Hinfihtli der Streit 
abgaben geltend gemacht worden find, namentlich die Schwierigteit der Feftftellung 
des Einkommens des Fiskus, in feiner Richtung auf das Einkommen der Unis 
verfitäten, Gymnaſien und der übrigen öffentlichen Unterrichts: und Erziehungs 
anftalten paffen. Die Königlihen Gymnafien find hiernach nicht wie der Fiskus, 
fondern wie die übrigen jurifliihen Perfonen zu den Kreisabgaben beitrage 
pflichtig. Dem entipredhend war der Beitrag des Magenden Gymnaſiums auf 
30 Prozent der Grundfteuer zu beftimmen und in Abänderung ber Vorentſchei⸗ 
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dungen von 84 Mt. 46 Pf. auf 42 ME. 23 Pf. berabzufegen. (Abgebr. Enſch. 
3.3. 11.) 


97. 


Die nad $. 14 des Geſetzes vom 8. April 1874 erforderliche amtliche Auf- 
forderung zur Impfuug kaun in jeder Form erfolgen, wodurd der amtliche 
Wille der Behörde zur Kenntniß der Beteiligten gebradt wird. 


(Erf. des Ob.-Trib. in Berlin vom 6. März 1878.) 


©. war von einer auf $. 14 Abf. 2 des Impfgejeßes vom 8. April 1874 
geftüßten Anklage freigeſprochen, meil die daſelbſt vorgeichriebene amtliche Auf 
forderung der Polizeibehörde zur Impfung feines Kindes nit an ihn felbft 
gerichtet, ſondern nur allgemein in einem öffentlichen Zageblatte erfolgt ei. Das 
Dber-Tribunal vernichtete. 

Neben den Beftimmungen in $$. 1—3 und $. 14 Abf. 2 des Reichsimpf⸗ 
gejeges vom 8. April 1874 (R.G.⸗Bl. S. 32), welde darauf abzielen, die 
Impfung der einer folden unterliegenden Perſonen durch deren Eltern, Pflege: 
eltern oder Vormünder direkt herbeizuführen, beichäftigt ſich auch das Geſetz mit 
den Mafregeln abminiftrativer Natur, wodurch die Ermittelung der Impflinge 
gefihert und die Behörde in die Lage gejegt werben fol, zu prüfen, ob ber 
pflichtige Vertreter dem Geſetze Genüge geleiftet hat. Zu dieſen Kontrolmaß- 
regeln gehört die Vorſchrift des $. 12, wonach Eltern ꝛc. gehalten fein jollen, 
auf amtlihes Erfordern mittelft der in $. 10 erwähnten Beſcheinigungen ben 
Nachweis zu führen, daß die Impfung ihrer Kinder 2c. erfolgt oder aus gejeß- 
lichem Grunde unterblieben fei. Hierauf bezieht fi) die Strafandrohung in $ 14 
Ab. 1 und obgleich das erfte Erkenntniß Zweifel darüber läßt, welche ber beiben 
Strafandrohungen des 8. 14 daſſelbe im Auge gehabt habe, fo ergiebt doch das 
Berufungsurtheil zur Benüge, daß es ſich ausſchließlich auf den erfien Abjat des 
8. 14 beziehen fol. Wenn nun der Berufungeridter das Merkmal des amt- 
lichen Erforderns dahin aufgefaßt hat, daß dazu eine Öffentliche Belanntmahung 
an fi nit genüge, die Aufforderung ſich vielmehr an den Einzelnen richten 
müffe, fo ift dieſes zwar infofern richtig, als bie Aufforderung in einer Form 
zu geichehen hat, daß ber Aufgeforderte fi der Verpflichtung zur Folgeleiftung 
bewußt wird, was aus einer Bekanntmachung in einem öffentlichen, wenn auch 
amtlihen Blatte für fi allein nicht zfolgt, indem die hieran fi knüpfende 
Fittion, daß deren Inhalt den davon Betroffenen zur Kenntniß gelangt jei, ſich 
auf ſolche Thatfahen beſchränken muß, auf welche das Geſetz fie beſonders an⸗ 
gewendet willen wil. Wie bereits von dem Königlichen Ober-Tribunal in dem 
Exkenntniffe wider I. vom 20. Februar d. 3. in Beziehung auf den gleichgeftell- 
ten Fall der amtlihen Aufforderung aus $. 14 Abf. 2 deſſelben Bejehes des 
Näheren erörtert worden ift, liegt dagegen ein Rechteirrthum darin, daß ber ers 
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gangenen Öffentlichen Aufforderung der Behörbe in einem amtlichen oder Prisas 
blatte au) dann feine Bebeutung beiliegen fol, wenn ſolche wirklich zur Kenn 
niß des Aufgeforderten gekommen ift, indem eine bejondere Form für derartig 
Aufforderungen nicht befteht und deshalb jede Form ausreicht, wodurch ber as, 
lihe Wille der Behörde zur Kenntniß der Betheiligten gebracht wird. Dielen 
Rechtsirrthum hat das Berufungsurtheil ſich angeeignet, indem es die Behaup 
tung des Angellagten, daß er bie Aufforderung ber Polizeiverwaltung zu 9. ix 
dem Zageblatte „Grenzbote“ nicht gefannt, ungeprüft gelafien und baburd zu 
erkennen gegeben hat, daß auf dieſen Umftand nad; feiner pofitiven oder nege- 
tiven Seite fein Gewicht zu legen fei. 


97. 


Wenn and nad den beſteheuden Kontrolvorihriften der Uebergang aus ber 
Erſatz⸗ Reſerve I. in die Erſatz-Reſerve IL. uach 5Siähriger Dienſtpflicht wicht 
ohne Weiteres, jondern erſt durch desfallſigen Vermerk des Bezirks 
Kommandeurs auf dem Erſatz-Reſerveſchein erfolgt, jo tritt doch die Gr 
löihung der Zugehörigkeit zur Erſatz- Reſerve bei vollendetem 31. Lebens 
jahre auch bei einem zu der Zeit nod in der 1. Klaſſe befindlichen Erſatz⸗ 
Rejerviften ohne Weitere ein. 


Bei Unterlaffung militäriiher Meldungen, wie überhaupt bei jedem Dmiike- 
Detift beginnt der Lauf ber Verjährung nicht nur dann, wenn die unter 
lafjene Handinng vorgenommen ift, fondern aud, wenn die Verpflichtung 
zu derjelben aufgehört hat. 


(Ef. des Ob.⸗Trib. in Berlin vom 7. März 1878.) 


©. ift im Herbft 1875 ald Erfag-Refervift I. Mafje von D. nah M. & 
verzogen, ohne fi) bei dem Bezirks Feldwebel zu D. ab» und bei dem Beirks- 
Feldwebel zu M. G. anzumelden. Dieferhalb im November 1877 auf rund 
der oben angegebenen Beftimmungen vor das Polizeigeriht geitellt, machte er 
geltend, daß er, ale am 26. November 1845 geboren, feit bem 26. November 
1876 nicht mehr zur Erſatz-Reſerve gehöre, mit dem Erlöfhen der Zugehörigkeit 
zur Erſatz-Reſerve aber die Vebertretung, welche er durch die während dieſer Zu⸗ 
gehörigfeit unterlaffene Meldung begangen habe, zu verjähren angefangen habe 
und ſonach jet verjährt jei. Das Polizeigericht erklärte das für unerheblich und 
verurtheilte. 

Auf den Rafjations-Rekurs des Beſchuldigten hat das Ober⸗Tribunal in 
Webereinftimmung mit dem Antrage der Staatsanwaltihaft kaſſirt und an 
ein anderes Polizeigericht verwiejen. 
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Gründe. 

In Erwägung, daß der Beihuldigte ſich vor dem Polizeirichter darauf bes 
rufen hat, daß er am 26. November 1845 geboren fei, das 31. Lebensjahr mit 
bin bereits zurüdgelegt babe, deshalb nad $. 23 des R.:M.:&. vom 21. Mai 
1874 nicht mehr zur Erſatz ⸗Reſerve gehöre und feit diefem Zeitpuntte die Ver⸗ 
jährung der Kontravention eingetreten fei; 

daß dieſer Einwand mit Unrecht vom Polizeirihter für unbegründet erachtet 
worben ift; 

daß berfelbe, ohne fi) über den von dem Beihuldigten behaupteten Tag 
feiner Geburt auszufprehen, anerfannt hat, daß diefer, wie ſolches auch bereits 
in der Anzeige bes Bezirks⸗Kommandos hervorgehoben war, das 31. Lebensjahr 
zwiſchenzeitlich bereits vollendet habe; 

daß nad) $. 23 des zit. R.-M.-©. die Zugehörigkeit zur Erſatz Reſerve aber 
mit dem vollendeten 31. Lebensjahre erlifcht, au in der die Strafbeftimmung 
gegen bie fih der Kontrole entziehenden Erfat-Referviften enthaltenden Nr. 6 
des 8. 67 deſſelben Geſetzes im Anſchluß an den $. 23 nochmals vorgefchrieben 
iſt, daß die wegen derartiger Uebertretungen zuläffige Zurückverſetzung in eine 
jüngere Jahresflaffe niemals über das vollendete 31. Lebensjahr hinaus ſtatt⸗ 
finden ſolle; k 

daß wenn der vom Polizeirichter bezogene 8. 15 Nr. 8 der KontrolsOrbn. 
U. Theil der WehrsOrdn. vom 28. September 1875 den Erjag-Referviften 
I. Klaſſe auferlegt, nad erfüllter bjähriger Dienftpfliht in der I. Klaſſe fi 
unter Borlegung ihres Erjagreferve-Scheines, fo lange auf demfelben der Ber: 
mer? des Landwehrbezirts:Kommandeurs über die Verfegung in die II. Klafje 
fehlt, zur Erſatz-Reſerve I. Klaſſe gehören fol, dieſe letztgedachte Vorſchrift felbft- 
verſtändlich nur als eine unbejchadet der gejeßlic) gezogenen Grenzen ber Dienft- 
pflicht gegebene und anzumenbende zu betrachten ift; 

daß fie mithin rüdfichtlic eines Erjag-Referviften, welcher bei Vollendung 
des 31. Lebensjahres der Erſatz-Reſerve I. Klaſſe nady der im $. 22 zit. vorge- 
ſchriebenen Berechnungsweiſe noch nit 5 Jahre angehört hatte, eine Wirkung 
überhaupt nicht, und rückſichtlich desjenigen, ber bei und feit Ablauf des 5jähri- 
gen Zeitraumes bie Vorlegung des Erfatreferve-Scheines unterlaffen hat, nur 
bis zur Vollendung bes 31. Lebensjahres und zu dem mit dieſem Seitpunfte 
eintretenden Erlöſchen der Zugehörigkeit zur Erjag-Referve äußern kann; 

daß, wenn mit biefem Zeitpunkte unter allen Umftänden aud bie dem 
Erfag-Referviften nur während feiner Zugehörigkeit zur I. Klaſſe obliegende Ver⸗ 
pflihtung zur Anzeige eines Wechſels der Wohnung ihr Ende erreicht, auch bie 
Verjährung der firafrechtlichen Verfolgung wegen Unterlaffung biefer Anzeige 
bei einem vor diefem Zeitpunkte flattgehabten Wohnungswechſel, nicht über dieſen 
Termin hinaus, mit dem Polizeirichter, aus dem Grunde für ausgefchlofjen 
erachtet werben dürfte, weil die Unterlafjung bisher noch fortbeftehe, daß viels 
mehr von einer firafbaren Unterlafjung von dem Augenblid an überall nicht 
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mehr die Nebe fein Tann, wo bie Verpflichtung zu der unterlafienen Sanblung 
aufgehört hat; 

daß es daher im vorliegenden Fall rüdfichtlid des von dem Beichuldigten 
geltend gemachten Einwanbes der Verjährung auf die Prüfung und Feſtſtellung 
ankam, ob, wie der Beſchuldigte behauptete, jeit dem Tage, wo er das 31. Leben 
jahr vollendet hatte, die 3monatliche Frift bes 8. 67 des R.St.⸗G.⸗B. bereits 
abgelaufen war; 

daß ber Polizeirichter in diefe Prüfung aber aus rechtsirrthümlicher Auf- 
faſſung des $. 15 Nr. 8 zit. nicht eingetreten ift, feine Entſcheidung daher wegen 
unrichtiger Anwendung dieſes Paragraphen, jowie Verlegung des $. 67 bes 
R.«St.G.⸗B. vernichtet, die Sache jelbft aber zur anderweitigen Verhandlung 
und Entiheidung von dem richtigen Rechtsſtandpunkte aus an ein anderes Po 
lizeigericht zurüdverwiefen werben muß. (Abgedr. Rechtſpr. 19, 119.) 


98. 


Stempel. — Gutsüberlafiung an einen Deicendenten. — Abfindung der 
übrigen. — Privatvertrag. 


(Erf. des Ober-Tribunal® in Berlin vom 9. Mai 1878.) 


Nach dem zwiſchen den Mitangellagten, Mübhlenbefiter Sch. ſchen Eheleuten 
einerfeits und dem Mitangellagten Mühlenmeifter Guſtav Sch. anbererfeits ab- 
geſchloſſenen Vertrage vom 6. Mai 1876 ift dem Mitangeflagten, Guſtav Sc., 
von feinen Eltern ihr auf der Feldmark B. belegenes Mühlengrundftüd, Schramms- 
Mühle, für den Preis von 24,000 Mt. überlaffen. Der Erwerber hat auf den 
Ueberlafjungspreis die auf dem Grunbftüde mit 6000 ME. eingetragenen Schul 
den übernommen und fi zu $. 3 ad 4 bes Vertrages verpflichtet, fernere 
6000 ME. zur Abtragung von Privatichulden an bie Ueberlaffer zu zahlen. Der 
Reſt des Ueberlafjungspreijes von 12,000 Mt. ift unter die Kinder der in Güter 
gemeinſchaft lebenden Weberlafjer in der Art vertheilt. daß dem Erwerber 3000 Mt. 
als fein beveinftiges, in dieſer Höhe feftgejegtes elterliches Erbtheil als Zahlung 
angerechnet ift, während er ſich verpflichtet bat, feinen drei Geihwiftern je 
3000 Mk., aljo 9000 Mt. in Anrechnung deren bdereinftiger elterlichen Erbtheile 
zu zahlen. $. 7 des Vertrages Iautet ſodann wörtlich: „Wie oben erwähnt, ift 
der Mühlenmeifter Guſtav Sch. durch diefe Grundftüdsüberlaffung wegen feines 
zukünftigen elterlihen Erbtheils überhaupt abgefunden und erflärt ſich dieſerhalb 
mit Rüdfiht auf den feftgejegten billigen Weberlaffungspreis vollflänbig befrie 
digt“. Die Stempelpflichtigkeit des Vertrages qu. iſt um beshalb behauptet und 
die Angeklagten find in erfter Inftanz wegen Stempelfteuer-Defraubation, Jeder 
von ihnen mit einer Geldftrafe von 240 Mt. belegt, weil nad) $. 1 des Geſedtes 
vom 22. Juli 1861 bei läftigen Verträgen, durch welche Immobilien von Aſcen⸗ 
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denten auf Dejcendenten übertragen werben, für die Feſtſetzung bes ſtempelpflich⸗ 
tigen Erwerböpreijes zwar u. a. die von dem Erwerber übernommenen Schulden 
des Uebertragenden nicht in Anrechnung kommen, dieſe Vorſchrift aber auf bie 
in $. 3 ad 4 getroffene Vertragsbeftimmung keine Anwendung finden könne, da 
leßtere eine Webernahme beftimmter Schulden des Uebertragenden Seitens des 
Erwerbers, wie fie das Geſetz vorausfegt, nicht enthalte. Der Appellations- 
richter hat die Stempelpflichtigkeit des Vertrages für ausgefchloffen erachtet und 
die Angellagten freigefprochen, weil der Vertrag bei nicht erfolgter Beobachtung 
ber in 8.484 Th. II. Tit. 2 des A.-L.⸗R.'s vorgejchriebenen Form des Abſchluſſes 
vor dem ordentlichen Richter der Kontrahenten dev Gültigkeit und Klagbarkeit 
entbehre. Die gegen diefe Entſcheidnng von dem Königl. Oberftaatsanwalt zu 
C. wegen unrihtiger Anwendung des Geſetzes erhobene Nichtigkeitsbeſchwerde ift 
begründet, weil die aus den Gründen des angefochtenen Erkenntniſſes erſichtliche 
Auffaſſung des Appellationerichters, daß der Vertrag in Rebe nad) feinem, wie 
vorgedadht, von ben Vorderrichtern jeftgeftellten Inhalte unter den Begriff eines 
Erbverzichtvertrages im Sinne des $. 484 a. a, D. falle, mittels deſſen „ein 
Kind von dem Nachlaſſe der Eltern ganz ausgeſchloſſen oder im Pflichttheile vers 
Türzt werben fol” rechtsirrthümlich erfcheint. Nach dem feftgeftellten Inhalte des 
Vertrages liegt ein Butsüberlaffjungsvertrag zwiſchen Ajcendenten und einem 
Defcendenten vor, mittelft deſſen, unter Anticipation der künftigen Erbfolge, die 
Theilnahmerechte der ſämmtlichen Deicendenten der Ueberlafier an deren ber- 
einfligem Nachlaſſe feftgejegt und Iettere aus dem Ueberlafjungspreife wegen ihrer 
Erbtheile befriedigt werben. Mit diefer Natur des fraglihen Vertrages ift die 
Auffaffung des angefochtenen Erkenntnifies in Betreff der mangelnden Gültigkeit 
und Rlagbarkeit befjelben rechtlich nicht vereinbar. Denn einmal iſt der Erwerber 
von dem Nachlaſſe feiner Eltern überhaupt nicht, am wenigften aber ganz aus: 
geſchloſſen worden, da ihm im Vertrage ein beftimmter Theil des Ueberlaſſungs⸗ 
preifes als Zahlung angerechnet ift, welder fein Erbtheil aus dem dereinftigen 
Nachlaſſe der Eltern repräfentirt und als foldhes im Vertrage ausdrüdlich bes 
zeichnet ift, eine Beſtimmung, welde den gejeglihen Grundfägen über bie Aus, 
flattung und Abfindung der Kinder wegen ihrer Anſprüche auf den künftigen 
Nachlaß der Eltern bei Lebzeiten der letzteren volltommen entipricht; vgl. 88. 303, 
336, 368, 393 Th. II. Tit. 2 des A.L.⸗L's. Ebenſowenig gewährt ſodann der 
von dem Appellationsrichter feftgeftellte Bertragsinhalt für die Annahme irgend 
welden Anhalt, daß der Erwerber, welder fih mit Rüdfiht auf das für ihn 
feftgejegte Erbtheil und den billigen Weberlafjungspreis wegen jeines künftigen 
elterlihen Erbtheils befriedigt erflärt hat, dabei im SPflichttheile verkürzt fei. 
Endlich kann in der nad $. 7 des Vertrages von dem Erwerber abgegebenen 
Erklärung eine Verzichtleiſtung, und ſonach die Erklärung, von einem Rechts: 
anſpruche keinen Gebrauch machen zu wollen, nicht gefunden werben, weil der in 
Rede kommende Rechtsanſpruch in dem Bertrage qu. zur Geltung gelangt und 
berüdfichtigt ift und der Erwerber nur erklärt hat, daß feine Befriebigung in 
Betreff defjelben erfolgt ſei. Bei biefer Sachlage läßt fi der Annahme des 
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Appellationsrichters, daß der Erwerber nach der von ihm in $. 7 bes Vertrages 
abgegebenen Erflärung von dem Nachlaſſe feiner Eltern ganz habe ausgefchlofien 
werben jollen, der Sinn einer lediglih thatſächlichen auf Auslegung bes frag 
lien Vertrages beruhenden Feftftellung keinenfals unterlegen. Vielmehr liegt 
derſelben erfiähtlich der Rechtairrthum zu Grunde, daß unter dem Nachlaſſe 
der Eltern im Sinne des $. 484 a. a. D. derjenige Bermögensinbegriff verflan- 
den werben müfje, welder nad dem Tode eines Erblafjers vorhanden ift und 


daß alfo ein Kind auch in dem Falle im gefeglihen Sinne von dem Nachlaſſe 


ber Eltern ausgejhloffen erſcheine, wenn es unter Anertennung und Berüdfid- 
tigung feines Erbanſpruchs wegen defjelben ſchon zu Lebzeiten ber Eltern 
aus dem Vermögen berjelben befriedigt if. Diejer Auffaflung fteht vor Allem 
entgegen, daß nach dem Wortlaute des $. 484 a. a. D. „Verträge, woburd) ein 
Kind von dem Nachlaſſe der Eltern ganz ausgeſchloſſen oder im Pftichttheil ver- 
türzt werden foll* die Abficht der Kontrahenten, insbefondere alſo der Eltern 
vorausgeſetzt ift, das Kind von dem Nachlaſſe, d. h. von allen Anfprüdhen ganz 
auszufchließen, welde demſelben aus feinem Notherbenrechte zuſtehen, ober im 
Pflichttheil zu verkürzen, eine Abficht, welche nur nach dem gegenwärtigen Ber: 
mögen ber Eltern zur Zeit des Bertragsichluffes, bezw. nad) dem vorauäsſicht⸗ 
lien Umfange des beveinftigen Nachlaſſes geprüft werden kann und mithin 
zweifellos nicht vorliegt, wenn die Abfiht der Eltern, bei ihren Lebzeiten dem 
Kinde ſchon unter Berüdfihtigung bes Erbrechts befielben ein entſprechendes 
Erbtheil zu gewähren, aus dem Vertrage hervorgeht und in bemjelben verwirl⸗ 
licht wird. GEs fleht jener Auffaffung ferner der gewählte Ausdruck „von dem 
Nachlaſſe der Eltern ganz ausgeſchloſſen“ und die Erwähnung ber beabfichtigten 
Verkürzung des Pflichttheils entgegen. Erxfteres, weil damit ausgebrüdt if, dab 
das Geſetz Fälle im Auge hat, in welchen die Berücdfichtigung der Erbanfprüde 
bes Kindes ganz, alfo überhaupt ausgeſchloſſen ift. Letzteres, weil eine Berkür- 
zung bes Pflichttheils nach den Bejegen dann nicht vorliegt, wenn bem erb⸗ 
berechtigten Kinde eine den Pflichttheil erreichende oder überfteigenbe Abfindung 
ſchon bei Xebzeit der Eltern gewährt if. Da ber Weberlafjungsvertrag vom 
6. Mai 1876 ſonach einen Erbverziht im Sinne bes $. 484 Th. II. Tit. 2 bes 
AL-R’S nicht enthält und ebenſowenig einen Erbvertrag im Sinne der 88. 10, 
617 ff., 621 ff. Th. 1. Tit. 12 des A.⸗L.-R.'s darftellt, jo bedurfte es der gericht- 
lihen Abſchließung nicht und ein Mangel ber legteren fteht ber Gültigkeit und 
Klagbarkeit, mithin auch der Stempelpflichtigkeit deffelben nicht, — wie bies ber 
Appellationsrichter rechtsirrthümlicdh angenommen bat, — entgegen. Hiernach 
erſchien die Vernichtung des Appellationserfenntnifjes geboten. In der Sade 
war ſchon deshalb noch nicht zu erkennen, weil eine thatjächliche Feſtſtellung in 
Betreff ber den Angelagten von dem erften Richter zur Laft gelegten Stempel⸗ 
fleuersDefraubation nicht vorliegt. Es konnte daher auch einer Prüfung ber von 
den Angellagten anderweitig gegen die Stempelpflichtigteit bes Vertrages erhobe 
nen Einwendungen zur Zeit nicht bedürfen. (Abgedr Rechtſprechung B. 19. 351.) 
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Erlöſchung der väterlihen Gewalt über einen zum Offgier ernannten Hausſohn. 
(Ex. des Handelsappellationsgerichtes in Nürnberg vom 29. Mai 1876.) 


Beklagterſeits wird behauptet, daß ber von dem Bellagten anerkannte Wechſel 
vom 1. Auguft 1875 zu 2700 fl, zahlbar am 1. Januar 1876, ungiltig fei, da 
er als Hausſohn fich nicht habe verpflichten können, 

Hiergegen ift zu bemerken: ; 

Nach der eigenen Behauptung des beklagtiſchen Vertreters und unbeftreitbar 
war Bellagter vor der Wechjelausftellung Offizier in königlich bayerifchen Dienften, 
und zwar nod) zu einer Zeit, nachdem er längft großjährig geworden war. Nun 
find aber nicht nur bie vermögensrechtlichen, fondern aud die Familienverhält- 
niffe ber bayerifchen Offiziere nad) den Beftimmungen bes bayerifhen Landrechts 
zu beurtheilen. Nach dem bayeriſchen Landrecht hört aber die väterliche Gewalt 
auf, wenn bie Kinder fidh fo weit vom väterlichen Haushalte abfondern, daß fie 
dem Pater nicht mehr im Brod oder Unterhalt ftehen. 

Bayer. ER. Th. I. c. V. $. 7 Ziff. 4. 

Unzweifelhaft ift dies bei einem zum Offizier ernannten Hausſohn ber Fall. 
Der Offizier ift der Sphäre des elterlichen Haushalts volltommen entrüdt. Er 
bezieht feine Befoldung aus der Staatekaffe, er muß felbft für feine Bedürfniſſe 
forgen, wobei es gleichgültig if, ob ihm von Seite des Vaters eine Subvention 
gereicht wird oder nicht, er muß den Befehlen feines Vorgejegten gehorchen, 
felbft wenn diefe dem Willen des Vaters diamentral entgegen laufen; ber Ort 
feines Domizil wird lediglich durch feine Garniſon beftimmt, ohne daß der Wille 
des Baters bier einen Einfluß zu äußern vermöchte; ein Offizier Tann demnach 
in Bayern nicht Hausſohn fein. Mit der Ernennung bes Beklagten zum Offizier 
bat feine Eigenſchaft als Hausfohn, wenn fie bis dahin beftanden hatte, aufges 
hört. IR dies aber der Fal, dann bleibt er homo sui juris, weil bie einmal 
aufgehobene väterliche Gewalt weiter nicht mehr revisziren Tann. 

Bayer. L-R. a. a, O. Ziff. 7. 

Es ift gleichgültig, ob Bellagter, nachdem er aus dem Offiziersftande aus: 
geichieden, wieder zu feinem Vater zurüdgetehrt ift und zur Zeit der Wechjel- 
ausftellung bei demjelben wohnte und von demjelben unterhalten wurbe. (Abgedr. 
Zeitſchr. f. Reichs: u, Landesr. 3, 434.) 


100, 
Ueber die Rechtsauwendung in Eheſcheidungsſachen jeit Einführung des Reiche: 
gejehes vom 6. Februar 1875. 
(Erf. des Appellationsgerihts in Bamberg vom 4. März 1876.) 


Das hriftlihe gemeine Net in Ehefahen hat bei den Katholiten und bei 
den Proteftanten das neue Zeftament zur Grundlage, aber bei ben Katholiken 
Hartmann, Zeitirift. IV. Band. 6. Heft. 38 
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unter der Annahme, daß der Ehe ber Karakter eines Sakraments und bamit die 
Eigenfhaft der Unauflöslichkeit zukomme, insbejondere bezüglich der Gründe, 
melde zur Auflöfung der Ehe oder zur lebenslänglihen oder nur zeitlihen Abs 
fonderung berechtigte, eine andere Ausbildung erhalten, als bei ben Proteflanten, 
welche der Ehe jenen Karakter nicht beimefien. 

Nachdem nun das deutſche Reihsreht davon abfieht, ob das religiöfe Be 
wiſſen der Ehe bie Eigenfhaft der Unauflösbarkeit beimißt oder nicht, kann der 
bürgerliche Richter nicht jenes Recht anmenden, befien Grunbjäge bezüglich der 
Eheſcheidung auf dem erwähnten Dogma fußen, fondern kann nur gleidgeitig 
für Katholiten und Proteftanten dasjenige Eherecht als gemeines bürgerliches 
Eherecht in Anwendung bringen, welches der Gerichtsgebrauch der deutſchen welt: 
lihen Gerichte für diejenigen Chriften geſchaffen hat, welche die Auflöslichkeit 
ber Ehe annehmen, und in den Lehrbüchern des gemeinen proteftantifhen Kirchen⸗ 
rechts, wie in den oberſtrichterlichen Entſcheidungen der deutſchen Gerichtshöfe 
diesfeits bes Rheins, insbejondere in ben Entſcheidungen des oberften Gerichts⸗ 
hofs in Bayern wiedergegeben if. (Abgedr. Zeitjchr. f. Reichs- u. Landesrecht 
B. 3, 296.) 


101. 


Zur Frage, ob Gemeinden wegen eincd durch Amtöhandiungen im übertragenen 
Wirkungskreiſe zugefügten angeblihen Schadens von einer Partei vor den 
Civilgerichten befangt werden können. 


(Entf. des öfterr. Minifteriums bes Innern vom 11. Mai 1878.) 


Nachdem die Eheleute Johann und Rojalia D., Eigenthümer bes Haufes 
Nr. 4 in W., troß der wiederholt erfolgten Zurüdweifung ihres Geſuches um die 
Konzeffion zum Betriebe des Schankgewerbes daſelbſt und troß der vorberges 
nangenen Abfirafung des Johann D. wegen unbefugten Betriebes dieſes &e- 
werbes, dafjelbe gemäß der an bie Bezirkshauptmannſchaft K. erftatteten Anzeigen 
des Gemeindevorftehers von W. vom 26. November 1875 und 4. Jänner 1876 
unbefugt wieder betrieben, hat die Bezirkshauptmannihaft dem Bemeinde 
vorftande am 17. Jännar 1876 aufgetragen, die Lokalitäten zu jperren und ben 
Biervorrath zu verfiegeln. Hierauf erftattete der Gemeindevorſteher am 22ften 
Sännar 1876 die Anzeige, daß von einer Gemeindelommiffion die in den Schanl- 
tofalitäten befindlichen Seffel, Tiihe, Bläfer und Krüge und im Keller 4 Eimer 
Bier verfiegelt worden find, und bat um eine weitere Weifung, beren Erlaß der- 
felbe, da eine ſolche ihm bis dahin nicht zugelommen war, am 17. März 1876 
urgirte, da das faifirte Bier in Gefahr fei zu verderben und dann ber hierfür 
zu erwerbende Erlös dem Armenfonds entgehen würde. Hierauf hat die Bezirks 
hauptmannſchaft K. dem Gemeindevorfteher am 19. März 1876 geantwortet, daß 
der Erlös für das den Eheleuten D. faifirte Bier nicht dem Armenfonds zufahe, 


se 
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da befien Beihlagnahme nicht in Durchführung eines Straferkenntniffes erfolgt 
fei, fondern im Grunde bes 8.152 Gewerbeordnung lediglich zur Sicherung bes 
Erfolges des amtlihen Verbotes Bier anszufhänfen. Das Eigenthumsrecht auf 
das faifirte Bier bleibe ben Eheleuten D. unverfürzt und es bleibe ihnen ans 
heimgeſtellt, das Bier irgend einem Baftwirtde zu verkaufen, und im Falle, als 
ihnen bies nicht gelinge und das Bier zu verderben drohen jollte, fei e8 vom 
Gemeindeamte zu veräußern und der Erlös den Eheleuten D. zu erfolgen. 

Am 20. Dezember 1876 wurde Rofalia D. bei der Bezirkahauptmannſchaft 
N. bittlih um die Verfländigung, was für eine Weifung dem Gemeindeamte 
in W. wegen bes bei ihr faifirten Bieres zugegangen fei, und um bie Weifung 
an bafjelbe, biesfalls fogleich die entſprechenden Schritte zu veranlafjen 

In Folge biefer Anzeige hat die Bezirkshauptmannſchaft K. unter Berufung 
auf ihre Weifungen vom 17. Jänner 1876 und vom 19. März 1876 dem Ge⸗ 
meindeamten am 26. Dezember 1876 bedeutet, daß das verfiegelte Bier fogleich zu 
entfiegeln und nad) Auftrag jogleih zu verkaufen fei. Sollte jedoch das Bier 
Schaden gelitten haben, mas durch den Gemeinbearzt vorher zu Tonflatiren ift, 
fo müfje es vertilgt werden. „Für biefen Fall bleibe es den Eheleuten D. uns 
benommen, von der Gemeinde oder dem Schuldtragenden Schadenerjag im Eivil- 
rechtswege zu verlangen, da nur durch das Säumniß bes Gemeinbevorftehers 
in der Befolgung des erhaltenen Auftrages bas Verderben des Bieres herbeiges 
führt worben iſt.“ 

Eine Abſchrift diefes Erlaſſes ftellte die Bezirkshauptmannihaft den Ehe 
leuten D. zu. 

Die Eheleute D. haben nun im Jänner 1877 zwei Klagen gegen die ®e- 
meinde W. durch ihren Vorftanb überreiht und zwar eine bei dem Bezirksgericht 
K. auf Erſatz von 20 fl. c. s. c. für das verfiegelte und zu Grunde gegangene 
Bier und eine zweite bei dem k. k. Lanbesgericpte in P. auf Erfah von 100 fl. 
e. s. c. für den durch bie vom März 1876 bis Ende Dezember 1876 andauernde 
gemeinbeamtlihe Verfiegelung und Abiperrung der Schank⸗, reſp. Wohnungs: 
lofalitäten in Nr. 47 in ®. erlittenen Schaden. 

Das Bezirksgericht K. hat ſich für Tompetent angefehen und bie Klage auf- 
recht beſchieden. Bei der am 17. März 1877 abgehaltenen Zagfahrt find jedoch 
die Kläger von der Klage zurüdgetreten, daher es zur Füllung eines Urtheils 
nicht kam. 

Das Landesgericht in P. hat die bei demſelben überreichte Klage als zum 
gerichtlichen Verfahren nicht geeignet im Sinne des $. 1 G.O. mit Hinweiſung 
auf das Geſetz vom 21. Dezember 1867 (R.-®.:BL Nr. 144 über die richterliche 
Gewalt) den Klägern am 3. Februar 1877 zurüdgeftellt, weil der vorliegende 
Erſatzanſpruch aus dem Vorgange der Gemeindepolizei in W., ſomit aus einer 
Amtshandlung im übertragenen Wirkungskreiſe, nicht aber aus einem gemein: 
rechtlichen Titel gegen die Gemeinde als ſolche abgeleitet wird und ſich Daher der 
richterlihen Ingerenz entzieht. 

38° 
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Den gegen biejen Veſcheid an das Oberlanbesgeridt gerichteten Rekurs ber 
Eheleute D. hat baffelbe mit Schreiben vom 26. Februar 1877 ber Gtatthelteni 
mit der Eröffnung mitgetheilt, daß auch nach feiner Meinung bie Enticheikumg 
der vorliegenden Streitſache nicht den Gerichten, fondern ben politiſchen Be 
börden zukomme und zugleich das Erſuchen geftellt, für den Fall, als die Scei 
halterei biejelbe Anficht theilen follte, die Entſcheidung der Bezirfshauptmam- 
ſchaft K. vom 26. Dezember 1876, infomeit mit derfelben bie Eheleute D. mit 
ihren Erfaganfprüchen gegen bie Gemeinde, beziefungsweife ben Gemeindere⸗ 
Rand von W. auf den Eivilrechtsweg gewiefen wurden, zu beheben. . 

Die hierüber einvernommene Bezirtshauptmannfhaft hat ſich dahin autge 
ſprochen, daß fie als politiſche Behörde berufen fei, nur auszufprechen, baf ber 
Semeindevorftand von W. für den durch den fo lange verzögerten Verlauf, reip. 
durch die Sperre herbeigeführten Schaden verantwortlid) ſei, die Bemeſſung ber 
Ziffer des Schabenerfages könne nur durch den Civilrichter geſchehen 

Die Statthalterei hat fi ber Anſchauung bes Oberlanbesgerichtes ange 
ſchloſſen und mit ber Entſcheidung vom 4. Juni 1877 im Einvernehmen mit 
dem Dberlandesgerihte den Schlußſatz bes Erlafies ber Bezirtshauptmanuicdaft 
8. vom 26. Dezember 1876, infoferne mit demjelben ausgeſprochen wurde, daß 
bie Eheleute D. den Erfat eines allfälligen durch den Vorgang ber Gemeinde W. 
bei der mit ihrem Erlaſſe vom 17. Jänner 1876 wegen unbefugten Gewerbes 
betriebes angeorbneten Beichlagnahme von Bier und Schließung von Lolalitäten 
erlittenen Schadens im Civilrechtswege geltend zu maden hätten, von Amt 
wegen außer Kraft gefebt, „weil dev Erſatz eines ſolchen durch allfälliges Ber 
ſchulden ber &emeinde in Ausübung ber ihr im übertragenen Birkungstreiie 
obliegenden Amtshandlungen entftandenen Schadens nicht im Rechtswege, fon 
bern vor den politiſchen Behörden geltend zu maden ift, indem die Beſtimmungen 
bes a. b. G.⸗B. über Schabenerfag auf den durch Verfhulden der Adminifrativ 
behörben in Ausübung ihres Wirkungskreiſes verurfahten Schaden nit aw 
wenbbar find.” 

Dagegen hat nun die Gemeindevorftehung von W. den Rekurs überreidt. 
Das k. k. Minifterium des Innern hat unterm 11. Mai 1878 dem Rekurſe aus 
den Motiven der angefochtenen Entſcheidung keine Folge zu geben. ( Abgedt 
öfter. Zeitjähr. |. Berw. 1878, &. 107.) 


102. 


Zur Auslegung des $. 56 des Reichsgeſehes über deu Unterſtütungswohnt 
vom 6. Juni 1870. 
(Ext. des bad. Verwaltungsgerictsh, vom 18. Juni 1878.) 


Feſtgeſtellt ift, dab Georg W. Wtwe., ſich im Zuftande einer jedenfalls län 
gere Zeit dauernden Unterftügungabebürftigeit befindet, bie Gemeinde Brögingen 
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erlennt an, baß die Wittwe ben Unterftüßungswohnfig in Brößingen hat. Die 
Unterflügung wurde von dem definitiv verpflichteten Armenverband birelt ge- 
reiht, obwohl die Wittme ihren Aufenthalt aus dee Gemeinde nad Pforzheim 
verlegt hat. Dadurch {ft der Armenverband des Aufenthaltsortes der Erfüllung 
ber Verpflichtung zur einftweiligen Fürforge enthoben und nicht veranlaßt, wegen 
des Erſatzes eines besfallfigen Aufwanbes und wegen der Uebernahme gegen ben 
definitiv verpflichteten Armenverband eine Anforderung zu erheben. Der Iektere 
bat vielmehr felbft die Weberführung ber Wittwe in feine unmittelbare Fürforge 
verlangt, der Armenverband des Aufenthaltsortes erhebt gegen dieſes Verlangen 
keine Einwendung. Die gemäß $. 2 des babifhen Aufenthaltsgefeges vom 
5. Mai 1870 zuftändige :Polizeibehörde hat die Begrünbetheit des Antrages an 
fi anerkannt und iſt von Seiten ber Wittwe W. eine Einwendung biergegen 
nicht erhoben worden. Wohl aber hat biefelbe behauptet, daß der Vollzug der 
Ausweifung mit erheblihen Härten und Nachtheilen für fie und ihre Familie 
verbunden wäre, und unter Bezugnahme auf $. 56 U-W-G. um eine Entſchei⸗ 
dung dahin gebeten, daß dem Weberweifungsantrag keine Folge zu geben jei. 
Diefem Antrag hat fid) der Armenverband Brögingen widerfegt und jener von 
Pforzheim folhen nicht aufgenommen, das Bezirksamt aber benjelben nach eini- 
gen Erhebungen dem Bezirksrath ale Verwaltungsgeriht zur Entſcheidung vor- 
gelegt. Diefer hat Durch Verfügung vom 21. März d. 3. der Wittwe W. ges 
flattet, den Wohnfig in Pforzheim beizubehalten, dem Armenverband Brögingen 
die Auflage gemacht, einen jährlihen Verpflegungsbeitrag von 490 Mark bis 
auf Weiteres zu bezahlen, und biefem Verband gleichzeitig die Zahlung der 
Koften des Verfahrens aufgegeben. Gegen diefe Entſcheidung hat der leßtere die 
Berufung fojori angemeldet und am 17. Tage nad Zuftellung der Verfügung 
an das Minifterium des Innern ausgeführt. Da der Rekurs gegen eine 
verwaltungsgerihtliche Anordnung ergriffen wurde, ift der diefleitige Ge— 
richtshof zur Enticheidung allein zuftändig und die Vorlage vom Bezirtsamt mit 
Recht hierher gemacht worden. ı$. 15 Ziff. 1 Verw.Geſ.) 

Bei Ausführung des Nekurfes ift die dur) $. 56 Abi. 2 U-W. G. vor: 
geihriebene abgekürzte Frift von 14 Tagen nicht eingehalten worden, damit ift 
aber, wie ſowohl von diefjeitigem Gerichtshof ale vom Bundesheimathsamt ſchon 
vielfach ausgeführt worden, der rechtzeitig angemeldete Rekurs nicht ver- 
loren, vielmehr die Prüfung ber unterridhtlihen Entſcheidung wenigftens nad) 
Lage der Alten im Augenblid der Rekursanmeldung gewahrt, wenn auch der 
Anſpruch auf Berüdjichtigung des in der Rekursausſührung Vorgetragenen nad) 
88. 43, 70 und 91 der Verf.-Verordn. als verwirkt zu betradten wäre. Xhat- 
ſächlich iſt dies im vorliegenden Fall ohne Belang, weil Neuheiten in ber 
Nekursausführung nicht vorgebracht wurden und bie erhobenen Einwendungen 
ſchon von Amtsmwegen zu prüfen geweſen wären 

Die Gemeinde Brögingen erhebt nämlih gegen die Entfcheidung die Eins 
wendung der Nichtigkeit wegen Unzuftändigteit des Bezirksrathes als Verwal: 
tungsgericht, befiveitet die Berechtigung der W. Wittwe zur Erhebung eines 
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Anſpruchs auf Grund des $. 56 des U..W.-®. und beharrt endlich auf ber be 
reits vor dem Unterrichter geltend gemachten Anſicht, dab das Verlangen dr . 
Sifiirung ber Ausweifung ſachlich nicht begründet ſei. : 

Was nun die vor Allem zu prüfende Frage der Zuſtändigkeit betrifft J 
fo ift diefelbe bei der Eigenthümlichteit der Geſchichte ber Entfiehung des $. 56 
U.:W.-®. und ber Vieldeutigkeit beffelben nach mehrfacher Richtung ins Ange 
zu faflen und über die Anwendbarkeit des $. 56 überhaupt Einiges voraus 
ſchicken. 

Es kann nämlid nit beſtritten werben, daß bei Erlaſſung ber Beltimmm- 
gen bes $. 56 U..W.-®. nur der Fall ins Auge gefaßt war, daß gegen ben 
Vollzug einer im verwaltungsgeridtlihden Erkenntniß auf Brunb ber 
88. 31 und 32 U.:W.-& ausgefprochenen Ausweifung Einwendungen ber in 
8. 56 bezeichneten Art erhoben wärden. Somohl die Stellung des Paragraphen | 
im Abſchnitt des U.:W.-&. über die „Exekution der Entjheibung” als der Su 
fammenhang des Paragraphen mit den 88. 53 und 55 bes Geſetzes, wie bie Be: 
gründung der Kommiffion des Neichstags zu ihren Abänderungsvorjchlägen zu 
dem damaligen 8. 49 (jet 55) laſſen darüber einen Zweifel. Eine Reihe von 
Schriftſtellern find aud deshalb der Meinung, die Vorſchrift bes $. 56 könne 
nur dann zur Anwendung gebracht werben, wenn burd ein vorhergegangenes 
verwaltungsgerichtliches Erlenntniß die Ausweifung ausgefprodhen fei (fiehe beis 
fptelöweife Arnold Anm. 1 zu $. 55 U.W.⸗G. ©. 328, Eger Anm. 151 u 
8. 56 U.W.⸗G. ©. 103 und 115). 

Ein verwaltungsgerichtliches Erkenntniß, womit die Ausweiſung ausge 
ſprochen worden wäre, ift nun im vorliegenden Fall nicht erlaffen worben und 
es könnte deßhalb nad) der angeführte Rechtsanfhauung von der Anwendbar 
teit des $. 56 überhaupt nicht die Rebe fein. 

Diefer engen Auffaffung von der Anwendbarkeit des $. 56 bat ſich der Ges 
richtshof aber nicht anzuſchließen vermocht. 

Wenn es auch richtig iſt, daß man bei Aufnahme ber Beſtimmung des 
8. 56 in das Geſetz zunächſt nur an den Fall bes Vollzugs einer durch ver- 
waltungsgerichtlihes Erkenntniß verfügten Ausweiſnng gedacht hat, fo ift 
damit die Anwendbarkeit auf andere Fälle, die bei Erlaſſung bes Geſetzes nicht 
beſonders hervorgehoben mwurben, nicht ausgeſchloſſen, ſoweit biejelben ihrem 
Weſen nad) darunter paſſen und ber Wortlaut des Geſetzes nicht dagegen if. 
In der That liegt nun die Sache faktifch genau fo, als ob der Armenverband 
Pforzheim gegen den Armenverband Brötingen auf Erſatz aufgewendeter Koſten 
und auf Uebernahme geflagt Hätte und Brötingen dem Klagebegehren gemäß 
durch verwaltungsgerichtliches Erkenntniß verurtheilt wäre, und es fih nun um 
um Vollzug diefer Entſcheidung handelte. Durch die Anerkennung der befini- 
tiven Fürforgepflicht Seitens des Armenverbanbes Brögingen und deſſen Ber: 
langen ber Zuführung ber W.'ſchen Familie ift eine gerichtliche Entſcheidung 
überflüffig geworden; es ift der Zuſtand des Einverftänbnifies der Parteien über 
die Anwendung des Geſetzes auf bie gegebenen Thatſachen gleichzuſtellen der 
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gerichtlihen Entſcheidung eines im Falle der Meinungsverfchiebenheit unter ben 
Bet heiligten vorhandenen Streites. Es wäre darnach ein nicht gerechtfertigter 
Formalismus, die Anwendbarkeit des $. 56 davon abhängig zu machen, daß 
vorerft Klage erhoben und durch eine verwaltungsgerichtlihe Entſcheidung ber 
rechtliche Zuftand feftgeftellt werden müßte, der durch Anerkenntniß des definitiv 
verpflichteten Armenverbandes bereits feftfteht. 

Dies muß umfomehr anerkannt werben, als die unverkennbare Abſicht bei 
Einbringung und Berathung des $. 56 in der Kommiffion und im Neichstage 
dahin ging, die mit der Ausmweifung wegen Unterftüßungsbebürftigteit verbuns 
denen Härten ganz im Allgemeinen zu mildern und ben $. 5 bes Frei— 
zügigkeitsgeſetzes Damit felbft in Diefem Sinne zu modifiziren. 

Man fehe $. 45 der Bundes-Präfidialvorlage und ber Begründung hierzu. 
Stenogr. Beriht 1870 Bb. 8 S. 172 und 1867 Komm.-Beriht Bb. 4 ©. 587, 
ferner die Bemerkungen der Abg. Proſch und Friedenthal in der 47. Sigung, 
Stenogr. Beriht Bd. 2 S. 984, Arnoldt ©. 316 und 317, 323 und 324, 


Steht darnach fe, dab 8. 56 U.W.⸗G. bei jeder Art von Ausweifung, 
welche zugleih eine Heimweiſung enthält, fei fie durch gerichtliches Erkenntniß 
auf Grund ber $$. 31 oder 32 U.W.⸗G. oder durch polizeiliche Verfügung auf 
Grund des $. 2 des badiſchen Aufenthaltsgefeges ausgeiproden, zur Anwendung 
gebracht werben Tann, fo entfteht die Frage, welche Behörde zum Ausfprud 
der Siftirung des Vollzugs der Ausmweifung zuftändig ifl. Die rekurrirende 
Gemeinde hat fi) ihrem Standpunkte gemäß darauf beihränkt, die Anficht gel: 
tend zu machen, daß, weil es fi bier um den Vollzug einer polizeilichen 
Verfügung handle, das Eingreifen bes Bezirksraths als Berwaltungsgeriht 
unzuläfjig, feine Entſcheidung unzuftändig erlaflen, jomit nichtig ſei. 
Nicht berührt wurde dabei die Frage, welche Behörde zu der Entſcheidung über 
den Antrag ber W. Wittwe auf Belafjung in Pforzheim zuftändig geweſen wäre, 
wenn es fih um den Vollzug einer durch eine gerichtlihe Entſcheidung ausge 
ſprochenen Ausweifung gehandelt hätte. Nichts deftomeniger muß des innern 
Zufammenhangs wegen auch diefe Frage kurz berührt und zu ihrer Klarftellung 
auf das Wejen und die Bedeutung der durch ben $. 56 eingeführten Schugmaß- 
regel umſomehr eingegangen werben, als mit der Feſtſtellung der richtigen An- 
ſchauung hierüber aud die von der rekurrentiſchen Gemeinde aufgeworfene Frage, 
ob außer ben betheiligten Armenverbänden Niemand, insbejondere nit den 
Auszuweifenden ſelbſt oder der ihm vorgefegten Staatsbehörde zuftehe, den An- 
ſpruch auf Siſtirung des Volzugs der Ausweifung zu erheben, ihre richtige 
Köfung finden wird. 

In dieſer Beziehung ift nun wohl zu beachten, daß es fi) bei Anwendung 
des $. 56 nicht um Entſcheidung über einen flreitigen Nechtsaniprud, ſondern 
um eine Frage des Ermefjens, der Zwedmäßigteit handelt. „Das Berbleiben 
ann angeordnet werden.“ Es iſt nicht ein Urtheil, jondern eine arbiträre 
„Anordnung“, bie bei geänderten Verhältniſſen jederzeit zurüdgenommen werben 
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kann, fomit nicht ein eigentlich richterlicher, ſondern ein abminiftrativer 
Akt, der in Frage liegt. An und für fi betrachtet, würde nad allgemeinen 
Grundfägen die „ordentlihe Kognition“ hierüber den Berwaltungsbehörben, nicht 
den Verwaltungsgerihten zuftehen, einerlei ob die Ausweifung, um deren Boll 
zug oder Einftellung es ſich hier handelt, durch gerichtliches ober Polizeierkennt⸗ 
niß ausgeiproden wurde. $. 56 U.⸗W.⸗G. hat aber bezüglich der Zuſtändigkeit 
ausbrüdlic das Begentheil angeordnet, indem er bie Erwägung, ob Grund zu 
ber fraglihen Anordnung vorliege, den Berwaltungsgerichten zuwies. An diefer 
Anfiht des Gefeges ift in ber That nad ber Begründung der Konmiſſions⸗ 
anträge und nad) der Beftimmung, wonad bei interterritorialen Füllen die Be- 
rufung an das Bundesamt für das Heimathswefen zu richten ift, nicht zu zweis 
feln. Der Grund für dieſe geſetzliche Beſtimmung ift wohl darin zu ſuchen, 
baß man Bebenten dagegen trug, daß ber vom Verwaltungsgericht angeorbnete 
Vollzug einer Ausmweifung durch die Anordnung einer Verwaltungsbehörde follte 
rücftellig gemacht werben können, zumal dabei das Intereſſe der betheilig- 
ten Armenverbände, weldes den Gegenſtand des vorhergegangenen Verwaltungs- 
rechtsſtreites bildete, weientlih mit in Betracht kommt. 

Was nun.aber für den Fall gilt, daß es fih um den Vollzug einer durd 
bas Verwaltungsgeriht erfannten Ausweifung handelt, muß auch für den, wie 
oben gezeigt, biefem ganz gleihftehenden Fall des Vollzugs einer polizeilich ver’ 
fügten Seimmweifung maßgebend jein. 

Diefe aus dem Weſen der Sache ſich ergebende Schlußfolgerung ift für das 
Großherzogthum außerdem durch eine außerbrüdliche Anordnung bes Minifteriums 
des Innern in $. 8 a. E. der Verordnung vom 6. Dezember 1872 über das 
Verfahren zur Erwirkung des Erfages für geleiftete Unterflügung, ſowie der 
Uebernahme Hilfebebürftiger betreffend, Gef. und Berordn.-Bl. Nr. 43, noch be: 
fonders vorgefchrieben. 

Die gegen die Zuftändigleit des Bermwaltungsgerichts erhobene Einwendung 
iſt fomit nicht begründet. 

Iſt darnach auch den PVerwaltungsgerichten dieſe „außerordentlide 
Kognition in der Exekutionsinſtanz“, wie fie der Kommiſſionsbericht des Reiche: 
tages bezeichnet, übertragen, jo hat damit gleihwohl ber Karakter derjelben als 
einer Berwaltungsanordbnung eine Aenderung nit erlitten. Daraus folgt 
aber die Unhaltbarkeit der vielfach aufgeftellten und auch von ber Rekurrentin 
geltend gemachten Anficht, daß dem Auszuweiſenden, um befjen Interefjen es ſich 
vorzugsweife handelt, nicht zuftehe, den Schug der zuftändigen Behörde anzu- 
rufen, daß er dies nur durch Anrufung ber Verwendung eines ber betheiligten 
Armenverbände thun könne, bei denen möglicher Weiſe ganz entgegengefette 
Intereſſen obmwalten. An eine derartige Sonberbarfeit würde man nie gedacht 
haben, wäre die Entſcheidung über das fragliche Anliegen in bie Hände ber Ber: 
waltungsbehörben gelegt worden; aus dem Umftande, baß man es zweckmäßiger 
gefunden hat, die Verwaltungsgerihte Damit zu betrauen, kann nun offenbar eine 
derartige in ber That fchreiende Unbilligkeit gegen den Auszuweiſenden, dem bas 
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Geſetz doch Hilfe bringen will, nicht gefolgert werden. Man verweilt zur Be- 
gründung der gegentheiligen Anfiht auf den Abf. 2 des 8. 56, der nur die 
beiden ftreitenden Armenverbände als Parteien erwähnt. Dabei wird aber über- 
ſehen, daß ber fragliche Abf. 2 nur vom Rekurs gegen die getroffene Anord- 
nung handelt und bier allerdings verordnet ift, daß ben Parteien des vorher⸗ 
gegangenen Berwaltungsredhtsftreit8 von ber getroffenen Anordnung Kenntniß 
zu geben if, und ihnen das Recht bes Rekurſes dagegen zuſteht. Auf die 
Frage, ob ber Auszumeifenbe felbft fein Anliegen vorzubringen berechtigt ift, oder 
ihm dieſes Recht abgeſchnitten fein folle, bezieht fich diefer Abf. 2 weder nad) 
Sinn noch Wortlaut. 

Ebenjowenig ftihhaltig wäre aber auch die Einwendung, daß dem Auszu⸗ 
weifenden die eigene Vertretung feiner Interefien auf den Grund des 8. 56 
U.W.«G. nit eingeräumt werben könne, da ihm nad) dein Prinzip des U.W.⸗G. 
ein vor ben Gerichten verfolgbarer Anſpruch irgend welcher Art, insbejondere 
auch ein folder auf Unterflügung nicht gewährt fet. 

Auch bei diefer Einwendung wird der oben bemerkte Karafter der ganzen 
durch $. 56 eingeführten Maßregel als eines Verwaltungsaktes überfehen. Einen 
Rechtsanſpruch auf Belaſſung in der zeitigen Aufenthaltsgemeinde hat der Aus: 
zuweiſende in ben fällen des $. 56 allerdings ebenſowenig, als der Hilfsbedürf⸗ 
tige einen folden auf Unterftügung irgend einem Armenverband gegenüber be- 
fist, aber ebenjo wie dem Hilfsbebürftigen unbenommen ift, feine Bedürfniſſe bei 
derjenigen Behörde, welche über. die Rothwendigkeit, die Art und das Maß einer 
Unterftügung zu befinden hat, zur Geltung zu bringen, genau ebenfo muß dem 
Auszumeifenden geftattet fein, bei derjenigen Behörde, welche über feine Belafjung 
am zeitigen Aufenthaltsort zu befinden hat, ſowie desfallfige Bitte vorzubringen 
und zu begründen. Auch unterliegt es nad badiſchem echte keinem Zweifel, 
daß, wenn ein Auszumweifender, fei es aus Unfenntniß, Unfähigkeit oder ders 
gleihen es unterlafien würde, felbft feine Intereffen im Falle des 8. 56 zur 
Geltung zu bringen, im Falle das gemeine Interefje es gebieten würde, der 
Vertreter des öffentlichen Interefjes die Erlaffung der Unordnung beim Ver: 
waltungsgerichte beantragen könne $. 49 Verf.Ordn. 


Der bereits oben angeführte $. 8 legter Abf. der Verordnung bes Minifte 
riums des Innern vom 6. Dezember 1872 fteht darnach im vollſten Einklang 
mit bem $. 56 U.:8.:&., wenn er ausfpricht, daß der Hilfsbebürftige felbit 
gegen den Vollzug einer auf Einigung der betreffenden Armenverbände oder auf 
Entſcheidung ber Spruchbehörde beruhenden Ausweifung auf Grund bes $. 56 
beim Bezirtsamte Einwendungen erheben könne und über die Anträge des Hilfs: 
bebürftigen alsdann die Verwaltungsgerichte entſcheiden follen. 

Da nun die W. Wittwe von der ihr hiernach zugeftandenen Befugniß felbit 
Gebrauch gemacht hat, jo mußte der Bezirksrath über dieſes Geſuch entſcheiden 
und find die Einwendungen gegen die Rechtsbeſtändigkeit des von ihm einge: 
baltenen Verfahrens unbegründet. 
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Es bleibt ſomit nur noch zu erdrtern, ob bie thatſächlichen Berhältniffe im 
vorliegenden Falle jo beſchaffen find, daß der Vollzug der Wegweiſung für bie 
Wide Familie mit erheblichen Härten oder Nachtheilen verknüpft wäre.“ (Ab- 
gebrudt Zeitſchr. f. dad. Verw. 1878, ©. 150.) 


103, 


Deffeuttichrehtliche Stellung der großherzoglich badiſchen Horihanipieler. Den 
von der vorgeichten Hofbehörde erlafienen Straferfeuntnifien liegt eine 
oöͤffentlich⸗rechtliche Disziplinargewalt zu Grunde, welche der Klage auf Er: 
füllung des Dienftvertrags entgegenfteht. 


Urtheil des badiſchen Oberhofgerihts vom 5. September 1878.) 


Die General-Direktion des großh. Hoftheaters in Karlsruhe ſchloß unterm 
21. Dezember 1872 mit dem Kläger einen nah Erlaß großh. Hoffinanzkammer 
vom 7. Januar 1873 höchſten Orts genehmigten Dienftvertrag auf fünf Jahre 
ab. Dieſer Vertrag, weldher vom 1. Juni 1873 an in Bolzug trat, enthält in 
den $$. 1, 2 und 7 nachſtehende Beftimmungen: 

„s. 1. Herr K. W. verpflichtet fi), dem großh. Hofthenter als Schau: 
ſpieler Dienfte zu leiften, in bem ganzen Umfang, wie es von großh. 
Genecal⸗Direktion begehrt wird und überall, wo dieſelbe Kunftprobut: 
tionen veranftaltet. 

8. 2. Derjelbe macht ſich ferner verbindlich, den dermalen beftehen: 
den und etwa künftig abgeändert oder neu aufgeftellt werdenden 
Theater: und Penfionsgefegen und Dienftregeln ohne allen Vorbehalt 
und unbedingt fi) zu unterwerfen, ebenfo den dienſtlichen Verfügungen 
und Anordnungen der General-Direltion und der in ihrem Namen 
handelnden Theater⸗ und Orcheſtervorſtände augenblidliche Folge zu 
leiften. 

8.7. Herr K. W. erkennt die von ber großh. General⸗Direktion des 
des Hoftheaters erlafjenen Strafertenntniffe, jowie die Entſcheidungen 
ber höheren Hofbehörden, auch die nad $. 178 der Dienftregeln für 
das großh. Hoftheater vom 1. Juli 1856 etwa dagegen ergriffenen Re 
kurſe, als bindend und rechtskräftig an und verzichtet damit ausdrüds 
lich auf jede deßfallfige Berufung und Klage bei großh. Eivilgerichten.” 

Im Jahre 1877 wurde der Kläger auf gepflogene Disziplinarunterfuchung 
durch Erkenntniß der General-Direltion des großh. Hoftheaters vom 20. Februar 
„wegen mehrfacher und wiederholter ſchwerer Werlegungen ber burd feinen 
Dienftvertrag übernommenen Berpflihtungen und ber Dienftregeln des großh. 
Hoftheaters feines Dienftes bei großh. Hoftheater im Disziplinarwege entlafien”, 
nachdem bereits am 25. Septeinber 1876 feine Suspenfion erfolgt war. Die 
Vienftregeln laffen bei Uebertretungen ber 88. 9, 13d und 14, auf wehhe 
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fih das Erkenntniß vornehmlich ftügt, Die Strafe fofortiger Entlaffung zu. Nach 
5. 178 findet in diefem Falle ein Rekurs an Seine Königliche Hoheit den Broß- 
berzog zur höchſten Hoffinanztammer flatt und zwar nad) den in ven 88. 1—20 
der Verordnung über die Rekurſe in Verwaltungs: und Polizeiſachen vom 
14. März 1833 gegebenen Beftimmungen; Kläger machte auch von dieſem Rechts- 
mittel rechtzeitig Gebrauch, allein fein Rekurs wurde durch Erfenntniß der großh. 
Hoſfinanzkammer vom 17. Mai 1877 „nad Maßgabe des erhobenen Gutachtens 
des Minifteriums des Haufes und der Juſtiz vom 7. Mai 1877 und in wört- 
licher Uebereinftimmung mit der Faſſung bes Antrages des Juſtizminiſteriums“ 
als unbegründet verworfen. Hierauf wandte fi Kläger mit einer auf Aus⸗ 
zahlung feines vertragsmäßigen Gehalts nebſt garantirtem Spielhonorar für bie 
Zeit von ber ausgeiprochenen Entlafjung bis zum Ablauf bes Vertrages (1. Juni 
1878) gerichteten Klage an das Gericht, indem er jeinen in $. 7 des Dienits 
vertrags erflärten Verzicht auf bie Anrufung richterliher Entſcheidung als gegen 
bie erften Prozeb- und Rechtsgrundſätze verftoßend und deshalb nichtig und das 
erlaffene Disziplinarerfenntniß ale unmwirkfam bezeichnete. Mit diefer Klage 
der 8. W. von den beiden vorderen Inftanzen abgewieſen, von der Eivillammer, 
weil er in $. 7 feines Dienflvertrages der Theater⸗Verwaltung unter gewiſſen 
von ihr eingehaltenen Formen das Recht zur einfeitigen Aufhebung bes Dienft- 
verhältnifjes eingeräumt habe, von dem Appellationsgerichte aber unter Prüfung 
und Butheißung der Entlaffungsgründe in materieller Beziehurg an ber Hand 
des Dienftvertrages und ber barin anerfannten Dienfttegeln des Karlsruher 
Hoftheaters. 

In erfter Linie bot fi) die Frage dar, ob nit der Kläger als Karls- 
ruher Hoffhaufpieler in ein öffentlihsrehtlihes Verhältniß zu 
der vorgejegten Dienſtbehörde getreten jei, und ob nit dem von 
legterer erlafjenen Strafertenntnifje eine auf öffentlich-rechtlicher 
Basis ruhende Disziplinargemalt zu Grunde liege. Dieje Frage 
wurde bejaht, und bamit erfcheint die auf Erfüllung des Dienftvertrags geſtützte 
an ſich zuläffige und vor bie Givilgerichte gehörige Klage durch bie Einrede der 
rechtsgiltigen Aufhebung bes Dienftverhältniffes kraft eines Disziplinarſtraf⸗ 
ertenntnifjes der vorgejegten Dienftbehörbe als zerftört. 

Vergl. Oberhofgerichtlihe Sahrbücher. Neue Folge. Bd. XI. ©. 578/80. 

Der Umftand, daß ber abgefchloffene Dienftvertrag gegenfeitige privatrechts 
lie Verbindlichteiten und Anfprüche erzeugte, hindert nicht, anzunehmen, daß 
Kläger durch feine Aufnahme unter die Hofjhaufpieler zugleih in eine Klaſſe 
von Hofbienern eingetreten fei, welche unter ber öffentlihen Dienftgewalt der 
vorgejegten Hofbehörben ftehen. Sind ferner aud die Grundſätze des Staats- 
dienftvertrags keineswegs unbedingt auf Hofdiener anzuwenden, ift vielmehr das 
Verhältniß ber legteren zu dem Landesherrn vielfach einem reinen Obligations- 
verhältnifje näher ftehend als das der Staatsdiener (Weiste, Rechtslerikon, 
7 3b. ©. 835), fo ift doch in dem vorliegenden Falle nicht zu verfennen, daß 
der Kläger neben den fpeziellen Obliegenheiten als Bühnenmitglied zugleih die 
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Verpflihtung ber Amtstreue im Allgemeinen, wie folde dem Staatsdienftvertrage 
eigen iſt, übernommen bat und unter eine von ihm nicht etwa vertragamäßig 
eingeräumte, jondern bereits beftehende, auf Berlegungen der Dienfitreue im Al: 
gemeinen ausgedehnte Disziplinargewalt geftellt wurde. 

Tiefe Stellung der Hofihaufpieler und die Disziplinargemwalt der vorgeſetz⸗ 
ten Hofbehörden laſſen ſich hiſtoriſch nachweiſen. 

Zu dem Hof oder Hofſtaat, welchen jeder deutſche Souverain zu halten be⸗ 
rechtigt if, gehören gewiſſe Hofämter und in weiterem Sinne auch die Hof- 
ſchauſpieler. 

Maurenbrecher, Deutſches Staatsrecht, $. 174m. 

In Baden beſtanden ſolche Hofämter ſchon unter dem Markgrafen Karl 
Friedrich, insbefondere war nad der Hoforbnung vom 2, Rovember 1750 das 
Hoſmarſchallamt diejenige obrigteitliche Hofbehörde, melde der gefammten Hof: 
dienerjchaft vorgejegt war, die Dofpolizei zu handhaben, in perjönlihen Klage 
ſachen die Gerichtsbarkeit I. Inftanz über feine Untergebenen auszuüben und in 
Kriminalfällen deren Verhaftung vorzunehmen und die Unterfuhung zu führen 
hatte. Als Kurfürft vergrößerte Karl Friedrich feine Hofhaltung, namentlich ers 
hielt auch die Hofdieneridhaft einen beträdtlihen Zuwachs, unter Andern durch 
das Perſonal⸗ der Hof- und Kirchenmuſik und des Hoftheaters; das Oberhof⸗ 
marſchallamt behielt feinen früheren Geſchäftskreis, aber mittel Erlaß vom 
22. Juli 1809 wurde feiner Gerichtsbarkeit auch noch das „Hoftheater-Berfonal” 
unterftelt. Im GroßherzogtHum Baden dauerten dieſe Verhältniffe fort 
(Pfiſter, Staatsrecht des Broßherzogthums Baden, 1. Thl. S. 131 ff., 528 ff.) 
und traten nur einzelne Aenderungen in der Organifation der Hofbehörden ein. 
Im Jahre 1832 wurde ein „Oberhofverwaltungsrath“ als oberſte Behörde in 
Hofe, Juſtiz- und Verwaltungsfachen eingejegt, dem Großherzoge unmittelbar 
untergeordnet und ben oberen Staatsbehörden foordinirt. Auch über die Aus- 
übung ber Polizeigewalt, des der Hofbehörde fernerhin verbleibenden Antheils 
an der Kriminalgerihtsbarkeit und der Dienftdisziplin wurden neue Berimmun: 
gen getroffen Dem Oberhofverwaltungsrathe wurden die vier Hauptverwal⸗ 
tungszweige: das Oberhoſmarſchallamt, das Oberftallmeifteramt, die Intendanz 
der Hofdomänen und die Intendanz der Hofmufit und des Hoftheaters unter 
geordnet, deren einzelne Verwaltung zwar unter ihren bejonderen Chefs fortbe 
ftehen follte, dergeftalt jedoch, daß der Oberhofverwaltungsrath die fortlaufende 
Dberaufficht über fie ausübe und den Betheiligten ein Rekurs an ihn offen ftebe. 
Nach im Zahre 1852 durch höchſte geheime Kabinetsentſchließung vom 0. De 
zember erfolgter Aufhebung des Oberhofverwaltungsrath& gingen deſſen auf die 
Leitung des großh. Hoftheaters bezüglihen Geihäfte auf die Intendanz der 
groß). Hoſdomänen über, und von biefer wurbe zu Folge höchſter Entichließung 
vom 25. Mai 1858 die obere Leitung der Hoftheater-Angelegenheiten wieder ge: 
trennt und einer eigenen Dberhofftelle, der „Beneral:Abminiftration der großh- 
Kunftanftalten” übertragen, mit der nämlihen Sompetenz, melde in den bes 
treffenden VBerwaltungszweigen der Intendanz der Hofdomänen bisher zugeftanden 
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Hatte. Im Jahre 1869 wurde auch dieſe Behörde wieder aufgelöft und bie 
obere Leitung ber Hoftheater-Angelegenheiten wie die Berwaltungsgefchäfte bes 
SDoftbeaters mit der unmittelbaren techniſchen Bühnenleitung zu einer eigenen 
Dofbehörbe unter der Benennung „GeneralsDireltion bes großh. Hoftheaters“ 
verbunden, welde nebit den Befugnifien der ‚früheren Hoftheater⸗Direktion die 
bisher ber Generalabminiftration der Kunftanftalten in BHoftheater-Angelegens 
Heiten zugeftandene Kompetenz zugewieſen erhielt, während die übrigen Geſchäfte 
der Generaladminiftration an das Hoffefretariat übergingen, welches von nun 
an „SBoffinanzlammer” genannt mwurbe. Jeder ber beftehenden Hofchargen ift 
ein Dienendes Perfonal untergeordnet, der General-Direktion das Perſonal des 
Hoftheaters und des Hofordefters. Die ordentliche Gerichtsbarkeit ber Hof⸗ 
bebörben ift allmählih auf ‚die Staatsgerichte übergegangen, dagegen blieb die 
Disziplinarftrafgewalt beſtehen und hat bezüglich der Mitglieder des Hoftheaters 
in ben fogenannten Theatergejegen oder Dienftregeln, welde nad) der Schluß⸗ 
beftimumung mit dem 1. Juli 1856 an die Stelle der bienftpoligeilichen Vor- 
F(ehriften für das großh. Hoftheater vom 12. Zanuar 1843 getreten find, insbe 
fondere in ber die zweite Abtheilung bildenden umfangreihen „Strafordnung“ 
ihren Ausdrud gefunden. 
In $. 1 ber die erſte Abtheilung bildenden „Dienftorbnung“ wird bie 
General⸗Direktion als bie oberfte Adminiftrativs und Rekursbehörde bezeichnet, 
ihr iſt nad) $. 2 das Kunft:, Adminiftrations- und niedere Dienftperfonal ein 
ſchließlich des großh. Hoforchefters unmittelbar untergeben und nad $. 6 jedes 
Mitglied des Hoftheaters in Allem, was fi auf fein Dienftverhältnig bezieht, 
untergeorbnet und biejenige Folgſamkeit und Achtung ſchuldig, welde jede 
Ob rigkeit von ihrem Untergebenen zu fordern berechtigt if. Im ben 88. 4 
und 7 werden die Mitglieder als Angeftellte bezeichnet, auch prägt fi in diefen 
Beſtimmungen, in Verbindung mit den 88. 9 und 14 vorzugsweiſe die oben er⸗ 
wähnte Pflicht ber Antstreue aus. Der GeneralDirektion wird, wie einer 
Stantebehörbe gegenüber, den ihr untergebenen Dienern, eine Disziplinarſtraf⸗ 
gewalt zugeflanden und zwar bat fie nad) 8. 3 bie Strafen zu erkennen und 
deren raſchen Vollzug einzuleiten oder biefelben bei der höheren Stelle in Ans 
trag zu bringen, Die Strafen find theils Ordnungsftrafen, theils Disziplinar- 
firafen, beide find feine Konventionalſtrafen, fondern werben von ſolchen, welchen 
iQ) beiſpielsweiſe der Aläger in $. 6 feines Dienfivertrages für ben Fall nicht 
veihtgeitigen Dienftantritts oder ungeitigen Verlaſſens des Dienfles unterworfen 
bat, ausbrüdtich unterſchieden. Bergl. $. 178 a. ©. Die Disziplinarfttafen bes 
Reben in Vrweiſen, welde zu ben Dienftatten kommen, in Geldſtrafen, welche 
In die Benfionstaffe fließen, in Arrefificafen bie zu 14 Tagen, deren Vollzug 
und $. 186 durch den Theaterwachtmeiſter mittelft ſchriſtlicher Nequifition an 
das großh. Polizeiamt der Refidenz bewirkt werben ſoll, und in der Entlaflung, 
gegen welde, wie bereits angeführt, wenn fie als erfte Strafe ertannt wird, ein 
Returs an Seine Königliche Hoheit ben Großherzog zur höchſten Dolfinanz- 
tammer, nad den für Rekurſe in Verwaltungsjachen beftandenen Vorſchriften 
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ftattfindet. Auch der $. 115 ber Dienftregeln fteht mit der hier angenommenen 
Eigenfchaft der Karlsruher Hofihaufpieler in Einklang, denn, indem er befagt, 
daß die Mitglieder des Hoforchefters den gleichen Dienftregeln und Strafen 
unterliegen, daß fi aber die Disziplinarftrafen bei den lebenslänglich Angeftell- 
ten nad) den für die großh. Hofdiener allgemein gültigen Beftimmungen richten, 
erkennt er die Bühnen: und Orchefter-Ditglieder, für welde die Theatergeſetze 
gegeben find, ebenfalls für eine Klaſſe von Hofdienern an. 

Die Disziplinarftraigewalt der Hofbehörden über die ihnen untergebenen 
Diener ift auch durch die neuere Strafgefeßgebung weder mittelbar noch unmittel- 
bar aufgehoben worden. . Das badiihe Strafgeſetzbuch hat die Geſetze und Ver⸗ 
ordnungen über Disziplinarfirafen gegen öffentliche Diener nicht berührt. Vergl. 
8. 3 Ziff. 5 und 16 bes Einführungsgefeges vom 6. März 1845 und $. 5 
Ziff. 4 und 16 des Einführungsgefeges vom 5. Februar 1851. Das Nämliche 
gilt von dem Reichs Strafgeſetzbuche. Die Disziplinargefege gehören nicht unter 
die Materien, welche nad $. 2 des Einführungsgefetes außer Kraft getreten find, 
und die Beftimmungen ber $$. 5 und 6 befielben finden auf Disziplinasftrafen 
teine Anwendung, Art. 11 des badiſchen Einführungsgefeges vom 23. Dezem- 
ber 1871 it an die Stelle des $. 11 des Einführungsgefeges vom 5. Februar 
1851 getreten und joll nach den Motiven nur eine beſſere Faflung dieſer Be- 
fiimmung geben, welche die Regelung und Betätigung der Disziplinargewalt 
der Staatsbehörden bezwedt, ohne fonft beftehende Disziplinarvorichriften bejeiti- 
gen zu wollen. 

Oppenhoff, zu $. 2 des Einf.-Gef. Nr. 35 und zu Abfchnitt XXVIIL 
bes R.⸗St.⸗O.«B. Nr. 5, 

Rüdorff, zu 8. 5 des Einf.⸗“Geſ. Nr. 7, 

Meves in von Holzendorff’s Handbud, Bd, II. ©. 939, 

Bingner-Eifenlohr, bad. Strafrecht, S. 8, 33, 

Die formelle Biltigkeit der im Disziplinarweg ausgefprodenen Entlaffung 
fteht der Vertragserfüllungsllage des Klägers, ganz abgelondert von ber im 5. 7 
feines Dienftvertrages erflärten Anerkennung der ergebenden Strafertenntniffe 
und bes Verzichts auf jede Berufung an den Einilrichter, entgegen. Durch die 
erwähnte Bertragsbeftimmung follte der Kläger auf die beitehenden Disziplinar 
vorſchriften hingewiejen, einer Berufung auf Unbelanntichaft mit berjelben jeder 
Schein einer Berechtigung genommen und bie Natur bes Dienflverhältniffes des 
Klägers durch Anerkennung feiner Konfequenzen feitgeftellt werden. 

Ob man bei Unterftellung eines rein privatrechtlihen Verhältnifies auf 
Grund des $. 7 des Dienftvertrags mit der Givillanmmer zu dem nämlichen 
Refultate gelange, bedarf hiernach feiner Erörterung, und eine Unterſuchung der 
Frage, ob die ausgeſprochene Entlafjung eine materiel wohlbeyründete fei, muß 
bier ganz ausgeichloffen bleiben. 
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Borjhriften über eine Gehaltserhöhuug, welche von einem frühern Zeitpunfte 
an beginnt, eritreden ſich nicht von ſelbſt auf die vor Veröffentlichung in 
Ruheſtand getreteuen Beamten. 


Erk. des oberſten Gerichtshofes zu Münden vom 26. Mai 1873.) 


Es hängt, wie bie Nichtigkeitsbeſchwerde mit Hecht geltend macht, übrigens 
aud ſchon die beiden Vorinflanzen angenommen haben, bie Entſcheidung über 
bie von den nunmehrigen Nichtigleitstlägern erhobenen Klaganſprüche lediglich 
von der Beantwortung der Frage ab, wie die in ber allerhöchſten Verordnung 
vom 12. Dezember 1868, bie Gehalts: und Dienftverhältnifje des Perfonals der 
Verkehrs⸗Anſtalten betreffend, enthaltene Beftimmung, daß die in dem neuen, 
ber Verorbnung beigefügten Bejoldungsftatus den Beamten dieſer Anftalten zu- 
gewiejenen erhöhten Gehalte vom 1. Januar 1868 an in Wirkfamteit zu treten 
haben, zu verfiehen jei, ob nämlid damit blos biejenigen Beamten gemeint 
waren, weldye zur Zeit ber Erlaſſung ber Verordnung nod im aktiven Dienfte 
fi) befanden, wie ber Fiskus behauptet, oder ob mit jener Befiimmung auch 
ſolche Beamte getroffen werben wollten, welche zwar zur bezeichneten Zeit bereits 
quieszirt ober verfiorben waren, aber am 1. Ianuar 1868 noch im Stande der 
Aktivität fih befunden hatten, wie dies die Nichtigkeitskläger geltend machen. 
Denn daß bie Erlangung eines Rechts auf die durch bie Verordnung genehmig- 
ten erhöhten Gehalte von Seite der einzelnen Beamten, welche den in dem bei- 
gefügten Beſoldungaſtatus aufgeführten Kategorien angehörten, noch durch eine 
Tpezielle landesherrlihe Verleihung der betreffenden Gehalte an diefelben bes 
dingt gewejen jei, iſt von Seite des beilngten Fiskus felbft nicht eingewendet 
und hätte aud mit Erfolg nicht geltend gemacht werden können, nachdem ein 
besfallfiger Vorbehalt, wie folder in anderen berartigen Fällen z. 8. in der 
allerhochſten Verordnung vom 24. Februar 1862 „den Vollzug des Berichts: 
verfafjungsgejeßes vom 10. November 1861 betreffend“, dann in der allerhöchften 
Verordnung vom 26. Januar 1858 „die Regulirung der Bezlige der Baubediens 
feten betreffend” und in ber allerhöchſten Verordnung vom 23, Mai 1872 „die 
Gehalte der Staatsbiener betreffend“ enthalten ift, in der bier fraglichen Ber 
ordnung vom 12. Dezember 1868 weber ausdrücklich gemadt wurde, noch auch, 
ihrer Faflung gemäß, als in derſelben ftilfchweigend enthalten angenommen 
werden ann, und aus dem von bem Königlichen Staatsminifterium des Handels 
und ber Öffentlihen Arbeiten, als dem betreffenden oberften Berwaltungsorgane 
felbft beobachteten und bezw. genehmigten Verfahren bei dem Vollzuge der frag- 
lichen Verorbnung hervorgeht, daß ber Bezug ber in derjelben genehmigten er- 
höhten Gehalte nicht ala nod von einer fpeziellen allerhöchſten Verleihung an 
die einzelnen Beamten abhängig erachtet wurde. 
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Daß nun aber genügende Gründe nicht vorliegen, um bie in ber Verord⸗ 
nung vom 12. Dezember 1868 enthaltene Beftimmung ber rüdwirtenden Kraft 
bis zum 1. Januar 1868 in dem ausgedehnten Sinne verſtehen zu können, 
welcher derfelben von ben Nichtigfeitsflagern beigelegt wird, hat das Appella- 
tionsgericht übereinftimmend mit dem Erflrichter mit Recht angenommen. 

Es kann davon abgejehen werden, ob für dieje Annahme die in ben Ur- 
teilen der Borinftanzen dargelegten, aus dem Wortlaute der Verordnung ſelbſt 
und aus ber Natur bes Staatsbiener-Verhältniffes an ſich abgeleiteten Momente 
als ausreihend und bezw. zutreffend zu erachten feien. Entſcheidend if die Er- 
mwägung, baß bei bem Mangel einer unzweideutigen gegentheiligen Beftimmung 
nicht angenommen werden Tann, der Urheber ber Verordnung vom 12. Dezems 
ber 1868 habe bie in derjelben enthaltene Klaufel bezüglich ihrer rüdwirtenden 
Kraft in einem anderen Sinne verftanden wiſſen wollen, als in demjenigen, 
welder den in Bayern beftehenden Verwaltungsgrundfägen in Anſehung bes 
Eintritte von Aenderungen in den Befoldungsnormen für die Staatebiener 
überhaupt entipriht. Zu diejen Srundjägen gehört aber berjenige, daß bie 
rüdmwirtende Kraft eines neuen Gehaltsregulatives, wenn fie auch in ber bes 
treffenden Bewilligungsverorbnung felbft in der Art ftatuirt ift, daß die neuen 
höheren Bezüge ſchon von einem in die Vergangenheit fallenden, beflunmten 
Zeitpunkte an einzutreten haben, doch nur auf jene Beamte ſich erſtrece, welche 
zur Zeit des Erſcheinens ber betreffenden Verordnung noch im aktiven Dienfte 
fi befanden, nicht aber auf folhe, welche zwar noch in dem Zeitpuntte, von 
welchem an bie erhöhten Gehalte bewilligt find, aktiv gewejen waren, aber in der 
Zwiſchenzeit durch Dutesyirung oder Tod aus demjelben geichieden find. 

Einen Beweis hierfür bildet das Verfahren, weldyes bezüglich der neueften 
ſämmtlichen Kategorien der Staatsbiener umfafjenden Gehaltserhöhungen beob- 
achtet wurde, für die Mittel vom 1. Januar 1872 an durch das Budget und 
" bezw. Finanzgeſetz für bie XI. Finanzperiode 1872/73 zur Verfügung geftellt 
worden waren. Um die Wohlthat diejer Gehaltserhöhungen auch denjenigen 
Staatedienern, welche feit 1. Januar 1872 in den Penfionsftand getreten waren, 
und den Relikten folder Staatsdiener, welche feit jenem Zeitpunkte verftorben 
waren, zu Theil werden zu lafjen, wurbe für nothwendig erachtet, diefe Art der 
rüdwirkenden Kraft im Landtagsabſchiede vom 28. April 1872 (Geſetzblatt 1871/72 
Seite 253) in Genehmigung eines desfalls durch Geſammtbeſchluß der Kammern 
an bie Krone gebrachten Wunfches bejonders auszuſprechen und zwar mit 
dem Beifage, daß damit für die Behandlung anderer Fälle keine Präjudiz ges 
ſchaffen fein folle. 

Der Vertreter der Staatsregierung hatte bei der Berathung des bezüglichen 
Antrages in der Sammer der Abgeordneten ausbrüdlic erklärt, daß diejelbe 
ohne ſolchen fpeziellen Antrag der Kammern fi nicht für befugt erachtet haben 
würde, eine rüdwirtende Kraft der neuen Gehaltsnormen in dem beabfichtigten 
Umiange eintreten zu laſſen. 

Damit flimmt aud) überein, daß in anderen Fällen, wie 3. 8. in der mit 
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Entfäliegung bes Minifteriums der Finanzen vom 29. Mai 1868 (Regsbl. 1868 
S. 849) bekannt gegebenen allerhöchſten Anorbnung „die Behaltsbezüge des Feſt⸗ 
perfonals betreffend“ die rüdwirkende Kraft, die auch in jener Verordnung dem 
Durch fie genehmigten neuen Bejoldungsregulative eingeräumt iſt, ausbräd- 
Lich auf bie bei ihrem Erlaffe noch im aktiven Tienft befindlichen AU bes 
ſchränkt wurde, 

Eine von diefem Seitens der Staatsregierung bisher feitgehaltenen Grund⸗ 
Tage abweichende unzweibdeutige Verfügung enthält die Verordnung vom 12. De- 
zember 1868 nidt. Es würde ſich daher nicht vechtfertigen, dieſe gleichwohl in 
einem mit fraglihem Grundſatze im Widerſpruch flehenden Sinne zu interpres 
tiren, zumal da die Abficht oder der Wunſch einer Ausdehnung der Rüdwirkung 
der fraglihen Gehaltserhöhungen in dem von den Nichtigkeitsllägern behaupte: 
ten Sinne in der beireffenden NRegierungsvorlage, beziehungsmweife bei ber Be- 
rathung berjelben im Landtage nicht ausgejprochen, noch weniger ein hierauf 
gerichteter Antrag geftelt worden mar. 

Vergl. die Kammerverhandlungen von 1866/89 insbefendere Beilage 
8. IV. d. K. d. Abg. ©. 439 ıc. und flenogr. Bericht Vd. IV. 
S. 134 x) 

&3 ift hiernach unrichtig, wenn die Nichtigkensbeſchwerde meint, es milfle 
ſchon beshalb, weil bie Verordnung vom 12. Dezember 1868 ſich felbft rüd« 
witkende Kraft bis 1. Januar 1868 beilege, die Sache nothwendig jo angejehen 
werden, als wäte die Verordnung an biefem legteren Zage bereits publigiet ges 
weien, wie denn der Satz, daß ein Geſetz, welches fi) rückwirkende Kraft beis 
legt, bis zu einem beftimmten Termine immer jo zu betrachten und anzuwenden 
fei, ald wenn es an jenem Termine fon beftanden hätte, in biefer Allgemeinheit 
überhaupt nicht als richtig anerkannt werden kann, indem vielmehr in jedem 
einzelnen Falle unterfucht werben muß, inwieweit eben ber Urheber des 
Geſetzes dieſem die fraglihe Wirkung in der That eingeräumt haben wollte. 

Auch ergiebt fi) aus dem Bemerkten, wie unbehelflih für die Aufftellungen 
der Nichtigkeitsfläger die Berufung auf das Budget und auf das Finanzgeſetz 
für die IX. Finansperiobe 1868/69 ift, infofern nämlich ein Gewicht darauf ge 
legt werben will, daß die Mittel für die in Frage ftehenden Gehaltserhöhungen 

des Perſonals der Verkehrsanftalten ſchon vom 1. Januar 1868 an bewilligt, 
bezw. zur Verfügung geftellt worden feien. Daß damit ben Betheiligten nicht 
ſchon ein förmiliches Recht auf die erhöhten Gehalte erworben worden fei, ift in 
der Nichtigkeitsbeſchwerde jelbit zugegeben. Aber auch für die Auslegung ber 
Verordnung vom 12.-Dezember 1868 in dem von den Nichtigkeitsllägern behaup- 
teten Sinne vermag jener Umftand einen weſentlichen Unterftügungsbehelf nicht 
zu bieten. Durd bie Budgetbewilligung und das darauf: gebaute Finanzgefeg 
wurde bie Staatsregierung wohl ermädtigt, die Ausgaben zu machen, für 
welche die Mittel vom Landtage bewilligt worden waren, eine Verpflihtung aber, 
biefe Verwendung der Mittel unbedingt d. h. ohne Rüdjiht auf Veränderungen, 
welde fpäter in den Umſtänden, unter denen bie Mittel bewilligt wurden, fi 
Hartmann, Zeitfärift. Bd. IV. Heft 6. 89 
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ergeben würben, zu bethätigen, wurde durch jene Alte für fie keineswegs be 
gründet. 

Wenn bei der Poftulirung der Mittel für die in Rede fiehenden Gehalts 
erhöhungen und bei ber Bewilligung dieſer Mittel für die IX. Finanzperiode 
1867/68 der damalige Stand der Beamten zu Grunde gelegt wurbe, fo erflärt 
fi) dies daraus, daß nicht vorausgefehen werden konnte, welche Veränderungen 
durch Todes- ober Duieszirungsfälle in der Zwiſchenzeit bis zur allerhöcdften 
Genehmigung der beabfihtigten Behaltserhöhungen vor fid) geben, und ob und 
inwieweit demnach Eriparungen durch Ridptvorrüdungen in die höheren Gehalte 
fi) ergeben würben, nicht aber wollte und konnte mit der Aufftellung jener rech⸗ 
neriſchen Grundlage der Frage präjubizirt werden, ob an den fragliden Ge 
haltserhöhungen auch biejenigen Beamten Theil zu nehmen haben, welche vor 
erfolgter alerhöchfter Genehmigung derfelben aus dem aktiven Dienft der Ber- 
kehrsanſtalten getreten fein würden. 

Wenn endlich von den Nichtigkeitslägern für ihre Auslegung ber allerhöch⸗ 
flen Verordnung vom 12. Dezember 1868 noch geltend gemacht wird, daß bas 
Bebürfniß, welchem durch die darin bewilligten Behaltsaufbeflerungen abgeholfen 
werben follte, bei allen Beamten ber betreffenden Kategorien, welche am 1. Januar 
1868 nod im Dienfte ftanben, beftanden habe, und daß, weil ber Gehalt des 
Beamten eine Vergütung für feine Dienftleiftungen bilde, die von einem bes 
ſtimmten Zeitpunkte an gewifien Klaſſen von Beamten gewährten Gehalts: 
erhöhungen allen dieſen Klafien angehörigen Beamten, welche zu jenem Zeitpunkte 
noch Dienfte leifteten, zu gut kommen müßten, fo fann dahin geftellt bleiben, ob 
und wieweit derartige Gründe an fidy geeignet feien, Berüdfichtigung zu bean» 
ſpruchen. Denn bier fragt es fi nur darum, ob anzunehmen jei, daB die an» 
geführten Momente bei Erlaß der allerhöhften Verordnung vom 12. Dezember 
1868 maßgebend gewejen, und daß bies der Fall gewefen fei, muß nad) ben 
Brundfägen, von welchen, wie gezeigt, die Staateregierung bei Einführung von 
derartigen Aenberungen in ben Bejolbungsnormen für die Staatsdiener auszu⸗ 
gehen pflegt, mit Grund bezweifelt werben. 

Erwägt man dazu noch, daß die Anorbnung der rüdwirtenden Kraft eines 
Geſetzes oder Rechtsſatzes jedenfalls eine Ausnahmebeftimmung if und als folde 
fireng interpretiet werden muß, jo ergiebt ſich als berechtigte Schlußfolgerung, 
daß nicht angenommen werben könne, es habe die Verordnung vom 12. De 
zember 1868 beabfichtigt, mit der in ihr enthaltenen Beſtimmung, daß 'Die be 
willigten Gehaltserhöhungen mit dem 1. Januar 1868 in Wirkſamkeit zu treten 
haben, auch folde Beamte zu treffen, welche bei Erlaſſung diefer Berorbnung 
nicht mehr im aktiven Dienfte der Verlehrsanftalten fi befanden. (Abgebr. 
Zeitſchr. |. Reichs⸗ u. Landesr. II. 196.) 
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Zum $. 56 des Geiches vom 7. Mai 1874, R.G.⸗Bl. Nr. 50, wodurd) Be 
ſtimmuugen zur Regelung der äußeren Rechtsverhältniſſe der katholiſchen 
Kirche erlafien werden. 


(Erf. des Berwaltungsgerichtsh. in Wien vom 27. März 1878.) 


Der . k. Verwaltungsgerihtshof hat über die Beſchwerde des Dr. Earl 
Ludwig Maſchke als exekutiven Sequefters und bejonderen Verwalters ber zur 
Konkursmaffe des Dr. B. FI. St. gehörenden Zbirower Domänen gegen das 
k. k. Minifterium für Kultus und Unterricht und das Auguftiner-Klofter St. 
Benigna betreff des mit Entſcheidung vom 22. Oktober 1876 beflätigten Provi« 
foriums wegen Leiftung eines Almojendeputates an das Klofter St. Benigne, 
nad) der am 27. März 1878 durchgeführten öffentlichen mündlichen Verhandlung 
zu Recht erkannt: 

„Die Befhwerde wird als unbegründet abgewieſen. 
Ein Erjag der Koften des Verfahrens findet nit flatt.” 


Entfheidungsgründe 

Obgleich Dr. Maſchke feitens der Nealgläubiger der Domäne Zbirow kein 
Mandat erhalten hat, diefelben zu vertreten, kann demfelben doch nicht die Bes 
rechtigung abgeſprochen werden, bie vorliegende Beſchwerde zu erheben, da dere 
felbe nach $. 82 reſp. 83 der Konkursordnung vom 25. Dezember 1868 zum bes 
ſonderen Verwalter der Domäne beftellt ift, als ſolcher nad) 8. 82 die Rechte 
und Pflichten des Mafjenverwalters hat, daher demfelben aud nach $. 76 bie 
Vertretung der Gläubigerfhaft des feiner Verwaltung anvertrauten unbemeg- 
lihen Gutes zulommt. Wenn demfelben nun durch die Verwaltungsbehörbe bie 
Verbindlichkeit auferlegt wird, bis zur Austragung des Rechtsſtreites das Almofen- 
beputat wie bisher weiterhin dem Auguftinertlofter und Pfarramte zu St. Benigna 
zu verabfolgen, jo kann damit ohne Zweifel in die Rechte der Spezialmaffe, be⸗ 
siehungsweife der Gläubigerjchaft der Domäne eingegriffen werben, konnte daher 
deren gefeßlicher Vertreter ſich in feinem Rechte verlegt erachten. 

Mebrigens hat das k. k. Kultusminifterium ſelbſt bei der Erledigung bes 
Rekurſes des Dr. Maſche defien Legitimation zur Beſchwerde anerkannt. 

Die Beſchwerde mußte aber als unbegründet zurüdgewiejen werben. 

Durch die angefochtene Entſcheidung wurde jene ber k. k. Bezirkshauptmann · 
ſchaft Horovic beſtätigt, mit welcher auf Grund bes $. 56 des Geſetzes vom 
7. Mai 1874, R.G.⸗Bl. 50, Dr. St. verhalten worden ift, — bis zur Auss 
tragung des NRechtsftreites über den Beftand der Verbindlichkeit zur Leiftung bes 
Deputates — ſonach im Wege des Proviforiums das Almofendeputat wie bie 
ber weiterhin dem Auguftinerklofter und Pfarramte zu St. Benigna zu ver- 
abreichen. 

89* 
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Damit wurde feitens der Verwaltungsbehörben anerlannt, daß bie Frage 
ob bie in Rede ftehenden Abgaben ſchon ihrem Urfprunge nad prefärer Ratur 
waren und auch nur in biefer Eigenfchaft von Dr. St. übernommen wurben, 
wie dies der Beichwerbeführer behauptet, fowie ob in dem Abditionalvertrage 
vom 11. November 1868 ober in dem Inhalte der Zandtafel ein privatrechtlicer 
Titel für die Verbindlichkeit zu dieſer Leiftung gelegen fei, nur von bem orbent 
lihen Richter entſchieden werben Tann. 

Wenn die Motive der angefochtenen Entfheidung zum Theile eine andere 
Deutung zulaffen, ift zu bemerken, daß es fi hier nur um die Sentenz ſelbſt 
handeln kann. 

Nah dem zitirten $. 56 find die Verwaltungsbehörden in Fällen von 
Streitigkeiten über Leiftungen zu Rultuszweden befugt, dort, wo es das drin⸗ 
gende Interefje der Seeljorge erheifcht, auf Grund des bisherigen ruhigen Be 
figftandes oder foweit berjelbe nicht fofort ermittelt werden kann, auf Grund der 
ſummariſch erhobenen thatſächlichen und rechtlichen Verhältniffe ein Proviforium 
zu verorbnen. 

In dem vorliegenden Falle befteht nun allerdings ein Streit über eine 
Leiftung zu Rultuszweden, da das Recht zum Bezuge des Deputates einerjeits 
in Anfprud genommen, von der anderen Seite aber defjen Anerfennung und 
in Folge deſſen die Leiftung felbft verweigert und deshalb von dem anfpreden: 
den Theile die Hilfe der Behörden angerufen worden ift und ba nad dem von 
den Behörden angenommenen, nad) den Belegen richtigen und in diefer Richtung 
gar nicht angefochtenen Thatbeſtande das Deputat einen Theil der Einkünfte des 
mit der Pfarr-Seelforge betrauten Kloſters gebildet hat. 

Das k. k. Kultusminifterium ift bei feiner Enticheidung von der Annahme 
ausgegangen, daß das dringende Intereſſe der Seelforge das Proviſorium ers 
heifcht habe. Die vorliegenden Belege boten feinen Grund, biefen Thatbeftand 
als unrichtig zu erkennen, weshalb nach der Regel des 8. 6 des Geſetzes 
vom 22. Ditober 1875 aud ber hierortigen Entſcheidung zu Grunde zu 
legen war. 

Nah Inhalt des 8. 56 find die Vermaltungsbehörben befugt, das Provis 
forium zu verorbnen, au auf Grund der ſummariſch erhobenen thatſächlichen 
und rechtlichen Verhältniffe. Da dieſes Erforderniß nur eventuell, nämlich dann, 
wenn ber ruhige Beligitand nicht fofort ermittelt werben kann, hinreicht, wird es 
zweifellos, daß bie erhobenen thatſächlichen und rechtlichen Verhältniſſe ein ges 
ringeres Subftrat bebeuten, als in dem ruhigen Beſitzfiande gelegen ift, daß auch 
eine geringere Bafis, als dieſe, hinreicht, um bie Anwendung des $. 56 zu be 
gründen. Das Maß deſſen, was an thatjählien und rechtlichen Verhältniſſen 
erhoben fein müfje um das SProvifortum treffen zu können, ift geſetzlich mr in 
fomeit feftgeftelt, daß eben weniger, als der Nachweis bes ruhigen Befitftandes 
ſchon ausreiche, um eine ſolche Verfügung begründen zu können. 

Den Rermaltungsbehörben ift vorgelegen, daß Dr. St. laut des Additional⸗ 
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Vertrages vom 11. November 1868 fih dem k. k. Aerar gegenüber verpflichtet 
bat, das übliche Deputat an das Klofter zu verabreihen, das nicht in Natur 
abgenommene Deputat in Geld zu reluiren, daß weiteres der NKloftervorftand 
jährlich dieſe Reichniffe von Dr. St. verlangt und dieſer bis zum Jahre 1875 
Die übernommene Berpflihtung auch thatſächlich erfüllt hat; dab endli in ber 
Kridaverhandlung der Kapitalswerth der erwähnten Zahresleiftung bei ber 
Schägung der Domäne Zbirom mit dem einer jährlihden Schuldigkeit von 
1023 fl. 85 tr. zu 6 pCt. entiprehendem Kapitale im Betrage von 17064 fl. 
16 tr. veranſchlagt und dieſe Schägung von der Konkursinftanz zu Gericht ans 
genommen worden ifl. 


Angefichts diefes Materiales und im Hinblid auf den Wortlaut der ange- 
führten Geſetzesſtelle konnte ber Vermaltungsgerihtshof in der befämpften Ent- 
ſcheidung eine Gefetzwidrigkeit nicht erkennen. (Abgebr. Erkenntniffe u. ſ. w. 
II. 181.) 


106. 


Die analoge Anwendung des den Borgang bei der Beſitzergreifung von JInſelu 
regelnden Hofdefretes vom 28. Dezeinber 1842, Nr. 608 J. G. ©., auf 
Fälle, wo es ſich um Vefitergreifung von Flußbettgründen handelt, weiche 
durd) einen vom Staate in einem Öffentlichen Fluffe geführten Regulirungs: 
ban gewounen worden find, ift geſetlich zuläifig- 


(Ext. des Berwaltungsgerichtsh. in Wien vom 30. März 1878.) 


Der k. k. Verwaltungsgerichtshof hat über die Beſchwerde des Fürften 
Moriz von Loblowit, Befiters der Fideifommißbomäne Schredenftein, gegen bie 
Entſcheidung des k. k. Aderbau-Minifteriums vom 8. Juli 1877, betreffend bie 
Mebergabe mehrerer Elbegrundftüde an das Domänenärar, dann gegen bie k. k. 
Finanzproturatur in Prag, noe. des Domänenärars und bie E. E. priv. öſterr. 
Nordweitbahn, nach der am 30. März durchgeführten öffentlichen mündlichen Ver- 
handlung zu Recht erlannt: 

„Die angefohtene Entfheidung dest. k. Aderbau-Minis 
fteriums vom 8. Zuli 1877 wird, infoferne damit dem Be- 
figer der Domäne Schredenftein, Fürft Moriz von 2, 
eine jehswödentlihe Frift zum Erweife feiner Anſprüche 
auf die zum Baue der öfterr. Nordweſtbahn in den Bes 
meinden Oberjeblig und Schredenftein verwendeten Elbes 
grundftüde im Rechtswege gejeht wurde, als gejegmwidrig- 
aufgehoben, im Webrigen aber die Bejhmwerbe als unbes 
gründet zurückgewieſen.“ 
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Entiheidungsgründe 

Wie aus den der angefochtenen Entſcheidung zu Grunde gelegenen Abminis 
frativalten und aus dem Statthaltereiberichte ddto. 4. Februar 1878, Nr. E. 
6460, — beinhaltend die Ergebniffe der im Sinne des $. 26 des Befehes vom 
22. Dftober 1875, Nr. 36 R.-&.-Bl. ex 1876, gepflogene Einvernahme der Be- 
hörden — hervorgeht, hat bie k. k. priv. öfter. Nordweſtbahn im Jahre 1873 
Theile der Parzellen 634 und 635 der Kataftralgemeinde Schredenftein und 944 
der Ratafiralgemeinde Oberjeblit zum Bahnbaue verwendet und hierdurch dieſe 
Flächen faktifch in VBefig genommen. 

Es ift nicht beftritten und überdies durch die Adminiftrativatten und den 
eben berufenen Statthaltereiberiht außer Zweifel geftellt, daß die von ber 
k. k. priv. öfter. Norbweftbahn zum Bahnbau verwendeten Flähen dem Fluß- 
bette des jchiffbaren Elbeftromes entftammen und zum Xheile buch die vom 
Staate durchgeführte Flußregulivung, zum Theile duch den Bahnbau jelbft 
troden gelegt wurben. 

Aus den Situationsplänen, welche integrirende Beftanbtheile des Protokolles 
vom 24. Juli 1876 bilden, ergiebt ſich ferner, daß nur diefe, von der k. k. priv. 
Öfterr. Norbweftbahn anläßlich des Bahnbaues verwendeten Flächen Gegenftand 
der am 24. Juli 1876 unter behörblicher Intervention vorgenommenen Leber: 
gabe an das Domänenärar geweſen find. 

Diefer Uebergabsakt, welcher mit der angefochtenen Minifterialenticheidung, 
. unter gleichzeitiger Verweiſung der dawider von dem Befiker der Domäne 
Scähredenftein vorgebrachten Einwendungen auf den Rechtsweg, aufrecht erhalten 
wurde, wird nun in ber vorliegenden Beſchwerde darum beanftandet unb bie 
Geſetzmäßigkeit der Minifterialentfcheidung darum beftritten, weil einerfeits das 
hierbei in analoger Anwendung des Hofdefretes vom 28. Dezember 1842, Nr. 608 
%. ©. ©. beobadhtete Verfahren, da es fi um keine Infel handelte, nicht an 
wendbar war, und weil andererfeits im Sinne bes eben zitirten Hofdekretes zu⸗ 
nährk das Domänenärar zur Darthuung feiner Anſprüche auf den Rechtsweg zu 
verweilen gewejen wäre, da ber Befiger ber Domäne nicht nur im ſaktiſchen 
Beſitze der fraglichen Grundflächen fich befunden, fondern auf biefelben aud vers 
briefte Rechte habe. 

Darin, daß die Adminiftrativbehörden das in dem Hofdelrete vom 28. De 
jember 1842 vorgezeichnete Verfahren beobachtet haben, vermochte der Verwal: 
tungsgerichtshof eine Geſetzwidrigkeit nicht zu erkennen. Denn, wenn auch dur 
biefes Geſetz lediglich der bei Befigergreifung von Infeln zu beobachtende Vor⸗ 
gang geregelt worben ift, jo ſteht nah $. 7 a. b. ©.:8. einer analogen An- 
wendung deſſelben in einem Falle, wo es fih, um Befigergreifung von Zlußs 
bettgründen handelt, weldhe duch einen vom Staate in einem öffentlichen Fluffe 
geführten Regulirungsbau gewonnen worben find, ein Bebenfen um fo minder 
entgegen, als das Wafferrechtögefch vom 28. Auguft 1870 eine Beſtimmung nicht 
enthält, in welcher Weife das im $. 48 dem Vauführer eingeräumte Recht zu 
formalifiren fei, als weiter der $. 410 a. b. G.⸗B. auf biefe Analogie hindeutet 
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und als endlich das zitirte Hofbelret mit Ausnahme des kurzen Präklufivtermines 
für die Betretung bes Rechtsweges eine den Grundſätzen bes bürgerlichen Rechtes 
widerftreitende Bevorzugung des Staates nicht entyält. 

Eben darum, weil es fi nur um eine analoge Anwendung eines Geſetzes 
handelt, erachtete der Verwaltungsgerichtshof eine Ausdehnung jener ausnahme- 
weijen, den Staat begünftigenden Friftenbeftimmung auch auf den gegebenen 
Fall nit für zuläffig. 

Aus dem Maren Wortlaute der Art. 7 und 8 des Hofdekretes vom 28. Des 
zember 1842 ergiebt fi, daß die Adminiftrativbehörden die Befiübergabe und 
die Befigergreifung nur in dem einzigen Falle zu unterlaffen und die Darthuung 
der Anfprüche des Aerars im Rechtawege nur dann zn verfügen gehalten find, 
wenn dagegen von dem faktiſchen Befiger der Gründe Einſprache erhoben 
wird. Dagegen jollen Einwendungen, welde Rechtsanſprüche zum Ausprude 
bringen, denen ber faktiſche Beſitz nicht zur Seite fteht, kein Hinderniß für bie 
Durchführung der Maßregel und keinen Grund für die Verweiſung des Aerars 
auf den Rechtsweg abgeben. 

Vielmehr fol derjenige, welcher Einwendungen dieſer Art erhebt, auf den 
Rechtsweg verwiefen werden. 

Allerdings wird den Behörden anheimgegeben, eventuell auch jolden Ans 
fprühen im Wege der Uebereinkunft Folge zu geben. Es ift jedoch Har, 
daß auf ein ſolches Zugeftändniß Niemandem ein gefegliher Anſpruch zufteht 
und daß ein folder Akt nicht als eine Entſcheidung und Verfügung einer Ver- 
waltungsbehörde im Sinne des $. 2 des Geſetzes vom 22. Oktober 1875, fondern 
als eine dem freien Ermefjen anheimgegebene Entſchließung jener Organe ſich 
darftellt, welhen die Verwaltung und Vertretung der vermögensrechtlichen 
Intereflen des Staates obliegt. Diefem nad würde die Verweifung bes Be- 
ſchwerdeführers auf den Rechtsweg eine Gejegwidrigkeit und eine vor dem Vers 
waltungsgerichtshofe verfolgbare Rechtsverlegung nur dann und infomweit in fi 
fließen, als dargethan wäre, baß der Bejchwerbeführer zur Zeit der Vornahme 
des Uebergabsaltes im faktiihen Befige der der Amtshandlung unterzogenen 
Grunde fi befunden habe. 

Unter dieſer Vorausjegung hätte allerdings nad) Art. 8 des Hoſdekretes 
vom 28. Dezember 1842 mit ber Amtshandlung innegehalten und das Aerar 
zur vorläufigen Darthuung feiner Anfprüde im Rechtswege angewiejen werben 
müſſen. 

Nah dem Eingangs feſtgeſtellten Thatbeſtande war jedoch der Beſchwerde⸗ 
führer zur Zeit der Amtshandlung, d. i. am 24. Suli 1876, offenbar nicht 
im ſaktiſchen Befige der in Rede fiehenden Gründe, da biefe bereits im 
Jahre 1873 von der k. k. privilegirten öſterreichiſchen Nordweſibahn zum Bahn- 
baue verwendet worben find. 

Mit Rüdfiht hierauf erfcheint die Verweiſung der Anfprüche des Beſchwerde⸗ 
führers auf den Rechtsweg durchaus begründet. 
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Nachdem das Geſetz für das Verhalten der Verwaltungsbehörben einzig und 
allein die Thatjache des Beſitzes für maßgebend erklärt, erſcheint es weber not 
wendig, noch wäre es aud) zuläflig, in eine Würbigung jener Ausführungen 
der Beichwerde einzugehen, welche die Rechtsanſprüche des Beſchwerdeführers 
darzuthun beſtimmt find. Dieſe Fragen fallen offenbar der Judikatur bes ordent- 
lien Richters anheim. Cs erübrigt nur noch hervorzuheben, daß ber Ver 
waltungegerichtshof der dem Bemeindevorftande zur Laſt fallenden Verabſäumung 
der Einlabung bes Beichwerdefüärers zur Kommilfion, die Bedeutung eines 
weſent lichen Mangels des Verfahrens darum nicht beimaß, weil ber Vertreter 
der Domäne gleihwohl Gelegenheit gefunden hat, bei der Verhandlung zu 
interveniren, die Einwendungen zu erheben und bieje im weiteren Rechtszuge 
ausreichend und unbeanftandet zu begründen. (Abgedr. Erkenntniſſe u. ſ. w. 
IL. 184.) h 


107. 


Sei Zefftellnug des Neinerttages einer VBergwerkönnternehmung behufs Be 
meſſung der Ginfommenftener 1. Klaſſe dürfen die Auslagen für Erwerbung 
von Realitäten, daun Zreiihurfgebühren für jolhe Freiſchürfe, welche nicht 
als Beitandtheil des Unternehmens nachgewieſen find, endlich Landes⸗, 
Gemeindes u. dergl. Zuſchläge zur Ginfommenftener nicht als Betriebsaus- 
lagen behandelt werden. 


(Ext. des Verwaltungegerichteh. in Wien vom 20. April 187&) 


Der k. k. Verwaltungsgerichtshof hat über die Beſchwerde ber „Liebe Gottes 
Steinkohlengewerkſchaft“ bei Zbeſchau gegen die Entiheidung der mähriſchen 
k. k. Finanzlandesdireltion vom 19. September 1877, mobifizirt mit Erlaß ber 
felben vom 14. Februar 1878, in Betreff der für das Jahr 1876 vorgefchriebenen 
Eintommenfteuer, nad der am 2. April 1878 durchgeführten öffentlihen münd⸗ 
lihen Verhandlung zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet zurüdgemwiefen.“ 


Entfheidungsgründe. 

Die Beſchwerde der „Liebe Gottes Steinfohlengewerkichaft” bei Ibeſchau 
gegen eine Entſcheidung ber mähriſchen k. k. Finanzlandesbireltion vom 19. Sep 
tember 1877 in Betreff der für das Jahr 1876 vorgeihriebenen Einkommen: 
fleuer wird deshalb erhoben, weil von dem dieſer Steuer unterzogenen Ein: 
kommen aus dem Sabre 1875 folgende Poften richt in Abzug gebracht wurden, 
und zwar: 

1. Die Roften für Fahrgelegenheiten und Diäten ber Direltionsmitglieder 
der Gewerkſchaft, dann für Erhaltung der Wohngebäude eines Direktions: 
mitgliebes im Betrage von 5220 fl.; 


7% 
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2. bie erfte Rate, eigentlich die Hälfte des Kaufſchillings für Ablöfung bes 
Wirthehaufes Nr. 8 in Zbeſchau ſammt 8 Joch 382 Duabratllafter 
Aeder, dann Schanks- und Fleiſchausſchrotungs Gerechtigkeit per 5183 fl. 
14 fr. und die damit zufammenhängende Webertragungsgebühr per 
437 fi. 50 kr.; 

3. Freifjurfgebühren per 40 fl. 96 kr.; und 

4. die auf die Einkommenſteuer umgelegten und im Jahre 1875 gezahlten 
Zuſchläge für den Landes-Brundentlaftungss und Strußenfond, dann 
für Gemeindezwede im Gefammtbetrage uon 3723 fl. 43 fr. 

Nachdem jebod über die beim Berwaltungsgerichtshofe eingebradyte Be— 
ſchwerde die k. k. Finanzlandesdireltion mit Erlaß 'vom 14. Februar 1878 nad: 
träglih den ad 1 bezeichneten Betrag per 5220 fl. unter die Ausgaben einzu- 
flellen bewilligt und hiernach auch die entfallende Einfommenfteuer ſammt Zus 
ſchlägen in Abfall gebracht Hat, fo erſcheint biefer Beſchwerdepunkt behoben und 
der Berwaltungsgerihtshof bat nunmehr nur über bie übrigen Beſchwerde⸗ 
punlte 2 und 4 zu erlennen. 

Vor. Allem muß hervorgehoben werden, daß, da nad) $. 2 bes Geſetzes vom 
28. April 1862, R.G.⸗Bl. Nr. 28, und $. 4 ber kaiſerlichen Berorbnung 
vom 29. März 1866, R.G.Bl. Nr. 42, bie Bemeſſung der Einkommen⸗ 
euer vom Bergbau nach den für bie Bemefjung der Einkommenfteuer ber, 
erfien Klafje beftehenden Vorſchriften nur mit dem Unterfhiebe, daß nicht 
auf Grund des breijährigen Durchſchnittsergebniſſes, ſondern auf Grundlage des 
Reinertrages in dem, bem Jahre der Steuerbemeſſung unmittelbar vorausgegan: 
genen Jahre zu erfolgen bat und daß die Eintommenfteuerbemeffungs: Behörden 
verpflichtet find, bei Bemeffung dieſer Steuer im Vernehmen mit der Berg⸗ 
behörde, in deren Bereich fih das fleuerpflichtige Werk vorfindet, vorzugehen, 
für den Verwaltungsgeridhtshof bei dem Grlenntniffe über bie vorliegende Ber 
ſchwerde nur die gefeglihen Normen, bezüglich der Befteuerung des Einkommens 
erſter Kaffe, welche im Taiferlihen Patente vom 29. Oktober 1849,, R.-©.:B. 
Ne. 439, und in der mit Erlaß des Finanzminifters vom 11. Jänner 1850, 
(R.G.⸗Bl. Nr 10, kundgemachten Volzugsvorichrift zu dieſem Patente enthalten 
find, maßgebend fein konnten und andere Veinifterialverordnungen, welche in 
der für die Parteien bindenden Art nicht kundgemacht wurden unb ſich blos 
als Inftruftionen für die Unterbehörden darftelen, außer Betracht bleiben 
mußten. 

Diefen Standpuntt einhaltend, konnte der Verwaltungegerichtshof die Be⸗ 
ſchwerde nicht für grundhältig erkennen. 

Bei Bergbauunternehmungen, welche als induſtrielle Unternehmungen be⸗ 
züglich der Einkommenſteuer zu behandeln ſind bildet der reine Ertrag derſelben 
nad) 85. 2 und 3 des Einkommenſteuerpatentes das Objekt der Beſteuerung, 
nad) $. 10 defjelben Patentes it das Reineintommen von dem fteuerpflichtigen 
Geſchäftsbetriebe anzugeben und es beflimmt der 8. 7 der erwähnten Voll⸗ 
sugsporfchrift für die Ausweiſung bes reinen Einkommens einer induftriellen 
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Unternehmung, daß auch diejenigen Ueberſchüſſe als Einkommen angerednet 
werden müffen, die fidh durch die Vermehrung ber Vorräthe oder überhaupt durch 
die Vermehrung bes in der Unternehmung enthaltenen Kapitals ergeben haben, 
während nad $. 11 des Eintommenfteuerpatentes die im Laufe des dem Belenut- 
niſſe zu Grunde gelegten Zeitraumes aus dem Unternehmen gezogenen Kapitals 
beträge nicht als Ausgaben aufgenommen werben. 

Aus diefen geſetzlichen Beſtimmungen folgt, baß bei induftriellen Unter 
nehmungen, aljo auch beim Bergbaue, ber fi) aus dem Geſchäftsbetriebe felbk 
ergebende Reinertrag, d. i. der nach Abzug der nothwendigen Koſten ber Erzeu- 
gung vom Rohertrage verbleibende Ueberfhuß das fleuerpflichtige Eintommen der 
betreffenden Betriebsperiode bilde, 

Mag nun aud, wie die Beſchwerde behauptet, der Erwerb der ad 2 er 
wähnten Realität aus Anlaß der Scabloshaltung anläßlid) des Vergbetriebes 
erfolgt fein, fo ift das zum Ankaufe derfelben, ſowie zur Entrichtung der Ueber 
tragungsgebühr verwendete, aus den Einnahmen bes Geichäftsbetriebes entnom- 
mene Kapital nur eine neue Kapitalsanlage der Bergbauunternehmung und kann 
nicht als eine Betriebsausgabe im Sinne der bezogenen gefeglihen Normen bes 
trachtet und behandelt werben. 

Der Abzug der ad 3 erwähnten Freifchurfgebühren vom fteuerbaren Rein 
ertrage wurde nur deshalb verweigert, weil die Gewerkſchaft die Nachweiſung 
nicht geliefert hat, daß bie betreffenden Freiſchürfe Lediglich zur Dedung ver: 
liehener Maßen behufs ihrer Ausdehnung, ober als Hoffnungsichläge oder Vor⸗ 
baue für dieſelben beftimmt find, fonach mit dem Werke ein Ganzes bilden und 
demzufolge als eine den zu befteuernden Gefchäftebetrieb treffende Betriebsauss 
gabe ſich darftellen. 

Dieſer Nahmweis wurde nicht erbracht und da es nicht in der Verpflichtung 
der Steuerbehörben liegen kann, einen im Zuge des abminiftrativen Verfahrens 
nicht einmal behaupteten Befreiungsgrund zu konſtatiren, fondern im Sinne bes 
$. 25 bes Eintommenfteuerpatentes und $. 14 der Vollzugsvorſchrift vielmehr 
ber fleuerpflicytigen Partei obliegt, die verlangten erforderlihen Aufllärungen zu 
liefern, fo ift die Ausſcheidung biefer Poft als einer Betriebsausgabe wegen 
Mangel der erforderlichen Nachweifung gerechtfertigt. 

Es wird von Seite der beſchwerdeführenden Gewerkſchaſt nicht beftritten, 
daß bie im Laufe bes ber Befteuerung zu Grunde liegenden Zeitraumes entrid- 
tete Einkommenfteuer nicht zu den Betriebsauslagen gerechnet werben könne. 

Die Nichtabzugsfähigkeit der Steuer vom befteuerten Einkommen folgt aus 
dem Weſen Ertragsfteuern, zu welchen auch die mit dem Eaiferlichen Patente 
vom 29. Oktober 1849 eingeführte und bis nun beſtehende Einkommenſieuer ge 
hört, ba fonft nicht der nach Abzug ber nothwendigen Koſten der Erzeugung 
vom Robertrage verbleibende Weberfhuß, fondern ein um den Steuerbetrag ver- 
minbertes Einkommen befteuert würde. 

Da nun die Zuſchläge, welche für öffentliche Zwede auf die Einkommen 
feuer umgelegt werben, eigentlich nur bie Heranziehung des Reineintommens 
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zur Veitragleiftung für diefe Zwede auf Grund ber für die landesfurftliche 
Steuer ermittelten Bafis bezweden und in diefem Sinne einen Theil ber Ein- 
Tommenfteuer bilden, fo ift e8 nur ſachgemäß, baß bei Ermittlung des der Ein: 
tommenfteuer unterliegenden Gintommens auch die auf die Eintommenfteuer ums 
gelegten Zufchläge nicht in Abzug gebracht werben, zumal durch die Beftattung 
des Abzuges dieſer für anderweitige Zwede beftimmten Zuſchläge von dem feuer: 
baren Reinertrage die gefeßmäßige Anforderung bes Steuerärars nur verfümmert 
werben würde. 

Der Verwaltungsgerihtehof mußte ſonach die Beſchwerde ala unbegründet 
zurückweiſen. (Abgebr. Erkenntniſſe u. ſ. w. II. 188.) 


108. 


Eine jog. Yiraelitengemeinde, welche nicht ein territorial abgeſchloſſenes Ganze 
darſtellt und wicht eine für ſich beſtehende Kataftralgemeinde bildet, faun 
auch nicht als eine ſelbſtſtändige Ortsgemeinde mit Dem bicjer durd das 
Bejeh zugewiejenen Wirkungskreiſe augejehen werden. 


Erk. des Verwaltungsgerichtsh. in Wien vom 4. April 1878.) 


Der k. k. Verwaltungsgerichtshof hat über die Beſchwerde ber Ehriften- 
gemeinde in Hohenems gegen die Enticheidung des k. t. Minifteriums des Irmern 
vom 2. Juni 1877, betreffend die Frage des Beftandes ber fogenannten Iſraeliten⸗ 
gemeinde in Hohenems und zugleich gegen die Verfügung ber k. ?. Bezirks. 
Hauptmannfchaft Feldkirch vom 16. Juni 1877, betreffend die Durchführung ber 
gedachten Miniſterial⸗Entſcheidung im Wege des vorarlbergifhen Landesausſchuſſes, 
nad der am 4. April 1878 durchgeführten öffentlihen mündlichen Verhandlung 
zu Recht ertannt: 

„Die Beſchwerde wird, inſoweit fie gegen die Entſchei⸗ 
dung des kak. Minifleriums des Innern vom 2. Juni 1877 
gerichtet ift, als unbegründet, injoferne jelbe aber den 
Beifak im Intimate der E. f. Bezirtshauptmannihaft Feld 
tirh vom 26. Juni 1877 betrifft, „daß wegen Durchführung 
der MinifterialeEntjheidung die Bereinigung beider Ge— 
meinden in Hohenems im Wege des vorarlbergifhenLandess 
ausfſchuſſes einzuleiten fei“, als unzuläfjig zurüdges 
wiefen.“ 


Entfheidungsgründe 
In Betreff des Rechtes zur Entſcheidung ber Frag‘, ob die Iſraeliten⸗ 
gemeinde zu Hohenems als eine jelbfiftandige Ortsgemeinde oder als ein Beftand- 
theil der Ortsgemeinde Hohenems zu erachten fei, hat bereits bas k. k Reichs⸗ 
gericht aus Anlaß eines bei bemfelben von dem vorarlbergifhen Landesausfhufle 
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anhängig gemachten bejahenben Kompetenstonflittes zwifchen letzterem unb bem 
t. k. Minifterium des Innern auf Grund bes Art. 2 litt. b des Staatagrund⸗ 
geieges vom 21. Degember 1867, R. G.⸗Bl. Nr. 148, mit bem Ertenntniffe vom 
24. Sänner 1878 die Kompetenz ber flaatlidhen Berwaltungsbehörden, beziehungt⸗ 
weile bes k. k. Minifteriums bes Innern anerkannt. GEs if demnady bie bie 
falls von ber bejchwerbeführenden Ehriflengemeinbe erhobene Einwendbung ber 
Inkompetenz ber k. k. Verwaltungsbehörden nun gegenflandalos. 

In meritorifher Beziehung ift zu bemerken, daß von keiner Seite auch 
nur behauptet wird, daß zwiſchen der Chriften- und ber Iſraelitengemeinde ix 
Hohenems eine räumliche Trennung oder eine phyſiſche Abgrenzung beſtehe; and 
bat ſchon das beftandene k. k. Innsbruder Gubernium in feinem Grlaffe vom 
30. September 1828 hervorgehoben, daß der Ziraelitengemeinde in Hohen⸗ 
ems ber Bejig eines eigenen &emeindegebietes mangelt, da alle 
Realitäten, welche die Ziraeliten in Hohenems befigen, ohne Ausnahme nur in 
dem ylurenbezirte der Ehriftengemeinde Hohenems unter jenen ber Angehörigen 
ber leßteren liegen, weshalb auch die Iſraelitengemeinde weder einen eigenen 
Grundſteuerkataſter habe, noch ihre Wohnhäufer mit eigenen fortlaufenden Rum 
mern bezeichnet, fonbern mit den Häufern ber hriftliden Einwohner von Hohen⸗ 
ems vermifcht, nad der Lage derfelben nummerirt fein; und in ber mit ber 
Minifterialverorbnung vom 6. Mai 1854, R.-8.:Bl. Nr. 117, auf Brund Aller- 
höchſter Entſchließungen kundgemachten Ueberſicht der politiihen und gerichtlichen 
Eintheilung der gefürfteten Grafſchaft Tirol mit Vorarlberg fommt nur Gine 
Bemeinde Hohenems vor, ebenſo erſcheint in der mit Erlaß der k. k. Orga⸗ 
nifirungs-Landestommilfion vom 24. November 1855 im Landesregierungsblatte, 
II. Abtheilung, Nr. 22 publizirten Weberfiht ber jebem Bezirke zugewie⸗ 
fenen Gemeinden nur Eine Kataftral- und zugleih Ortsgemeinde 
Hohenems. 

Stelt demnach die Zfraelitengemeinde in Hohenems nicht ein territorial ab⸗ 
geſchloſſenes Ganze dar, bildet fie nicht eine für ſich beftehende Kataftralgemeinde, 
jo kann fie auh nicht eine felbftffändige Ortsgemeinde mit bem ihr 
durch das Geſetz zugewieſenen Wirkungskreife fein: denn ſchon das mit Allers 
höchſter Entſchließung vom 14. Auguft 1819 genehmigte, in ber Provimzialgefeh- 
ſaumlung unter Nr. 168 enthaltene Bemeinbe-Regulirungs-Rormale für Tirol 
und Vorarlberg fegt bei jeder Gemeinde einen terriotrialen Umfang voraus; 
nad) $. 1 des Gemeindegeſetzes vom 17. März 1849 befteht bie Ortsgemeinde 
aus der als jelbfiftändiges Ganze vermeflenen Kataftralgemeinde, injofern nidt 
mehrere derfelben bereits faltiſch eine einzige felbftftändige Ortsgemeinde bilben; 
und das Heimathsgeſetz vom 3. Dezember 1863, R :G.-Bl. Nr. 105, auf weldes 
fi die neue Gemeindeordnung für das Land Vorarlberg vom 22. April 1864, 
Geſ. und Verorbmungsbl. Nr. 22 im $. 7 bezieht, fpeicht im 6. 3 und anderen 
Paragraphen und ebenjo die neue Gemeinbeorbnung felbft in den 88. 4 und 10 
von dem Umfange oder Gebiete der Gemeinde und deren Grenzen. Uebrigent 
enthält auch ſchon das durch den Erlaf ber ehemaligen k. k. Central⸗Organifi⸗ 
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rungs· Hoftommiſſion vom 12. März 1817, dann durch den Erlaß berfelben vom 
10. Dezember 1817 auf Grund der Alerhöchften Entiepließungen vom 5. Oktober 
und 29. Rovember 1817 als einftweilen gejeglih wirkfam aufrecht erhaltene 
königlich baierifche Editt vom 10. Juni 1813 im $. 22 die Beitimmung, daß Die 
Juden feine eigenen Gemeinden bilden, ſondern fih an bie chriſtlichen Bewohner 
des Ortes in Gemeindeangelegenheiten anfchließen, mit welden fie nur Eine 
Gemeinde ausmahen, während ihnen nad) 8. 24 geftattet ift, bei einer Anzahl 
von wenigftens 50 Familien in einem Bezirke eine eigene firlihe Gemeinde 
zu bilden. 

Es muß aber aud jede politische Gemeinde ihr eigenes phyſiſch abgegrenz- 
tes Gebiet haben, weil die Ausübung des ber Gemeinde zugemiejenen Wirkungs- 
treifes, insbejondere die Handhabung der Lokalpolizei durch zwei gleichzeitig neben 
einander beftehende Gemeindevertretungen auf dem nämlicyen Gebiete in zwed- 
entiprehender und gejegmäßiger Weife ſchlechterdings nicht möglich ift. Deshalb 
war denn aud der Wirkungskreis der Ifraelitengemeinde in Hohenems imnier 
nur ein fehr beſchränkter: der Vorfteher derjelben pflegte ſammt den beiden Aus« 
ſchüſſen beim Amtsantritte eidlih unter Anderm zu geloben, jede zu ihrer 
Kenntniß . gelangte Gefeesübertretung dem f. k. Landgeridhte oder dem Bor- 
ftande der Chriftengemeinde zu Hohenems als Lokalpolizeibehörde 
zur Anzeige zu bringen, und bie k. k. Bezirkshauptmannſchaft zu Feldkirch hat 
in ihrem Berichte an die k. k. Statthalterei in Innsbrud vom 17. Februar 1875 
auf Grund der prototollariichen Erklärung der Bürgermeifter der Chriſten- und 
Zfraelitengemeinde in Hohenems und auf Grund der eigenen Erhebungen kon⸗ 
ſtatirt, daß faktiſch nur die Vertretung der Chriftengemeinde faſt den ganzen 
felbfiftändigen Wirkungskreis allein ausgeübt hat, während die Vertretung ber 
Ziraelitengemeinde — abgefehen von ben ihr durch die Staatsverwaltung über- 
tragenen Verpflichtungen — nur die Verwaltung des Gemeindevermögens, die 
Auffiht über ihre Schule und die Handhabung der Dienftbotenordnung bezüglich 
ber jüdischen Dienftboten vorbehalten blieb. 

Ein folder Uusnahmszuftand aber, in welchem eine Gemeinde den ihr als 
folder auferlegten Verpflichtungen nur theilweife nachzukommen in der Lage ift, 
iſt nad) dem Geſetze unzuläffig und kann als eine Anomalie nit aufreht ers 
halten werben. Deshalb und da nad $. 1 der Gemeindeordnung für Borarl- 
berg vom 22. April 1864 die dermaligen Ortsgemeinden als ſolche, fo 
lange nicht im gejegmäßigen Wege eine Aenderung eintritt, fortzubeftehen haben, 
die ISfraelitengemeinde aber, wenn fie glei bisher eine nad) den Beſtim⸗ 
mungen der Gemeindewahlordnung konſtituirte Vertretung hatte, nach dem biss 
ber Geſagten eine eigentlihe Ortsgemeinde nicht ift, kann felbe ihre 
Thätigkeit, inſoweit fi) dieje nicht blos auf die Beforgung der Angelegenheiten 
einer Kultusgemeinde, fonbern auch auf die Gefäftsführung einer politifhen 
Drtögemeinde überhanpt erfiredt, nicht weiter fortfegen. 

Ein derlei aus alter Zeit herrührender Zuftand, — mag derfelbe auf Pri- 
vilegien beruhen ober in einer Beſchränkung der Rechte der Staatsbürger feinen 
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Grund haben, mögen was immer für befondere Vereinbarungen zwiſchen ber 
Ehriften: und Sfraelitengemeinde Hinfichtlich der Konkurrenz zu den Gemeinde 
laften oder was immer für Verfügungen von einzelnen Behörden zur Aufrecht⸗ 
haltung diefes Zuftandes getroffen worden fein, — ift als mit den beftehenden 
Sefegen im Widerſpruche ftehend nit mehr haltbar. 

Befteht die Siraelitengemeinde in Hohenems, wie gezeigt wurde, als Orts 
gemeinde gejeglih und thatſächlich nicht, fo könnte auf jelbe das VI. Yauptftüd 
der Gemeindeordnung für Vorarlberg, welches wirklich beftehende Ortsgemeinden 
vorausjegt, Feine Anwendung finden, und ift daher die Behauptung der Be 
ſchwerde, daß [dur bie angefochtene Miniſterial-Entſcheidung im Hinblid au 
bie Beftimmungen bes zitirten Hauptftüdes und insbefondere Des $. 85 der Bes 
meindeordnung das "Selbftbeftinmungsredht der Gemeinden beeinträdtigt, be 
ziehungsweiſe der Landesgefeßgebung vorgegriffen werde, keineswegs geretiertigt. 

Es mußte daher die Beſchwerde, infoweit fie gegen bie Entfcheidung des 
k. k. Minifteriums des Innern vom 2. Juni 1877 — welde den im Geſetze 
volltlommen begründeten Ausſpruch, daß die Sfraelitengemeinde in Hohenems 
keine eigene Ortsgemeinde ift und zugleidh den Auftrag an die Statthalterei ent- 
hält, wegen Durchführung dieſer Entiheidung das Angemefjene einquleiten, — 
gerichtet ift, als unbegründet zurückgewieſen werben. 

Inſofern die k. k. Bezirkshauptmannichaft Felblich, indem fie die Minifterial- 
Entſcheidung den Parteien intimirte, felbft unterm 16. Juni 1877 „die Einleitung 
zur Durchführung der Vereinigung der Chriften- und Iſraelitengemeinde in 
Sohenems im Wege des vorarlbergiihen Landesausfhuffes veranlaßte“, ſteht die 
Entſcheidung über biefe, im adminiftrativen Wege noch nicht ausgetragene Ans 
gelegenheit im Sinne des $. 5 des Geſetzes vom 22. Oktober 1875, R.⸗G.⸗Bl. 
Rr. 36, vor der Hand dem Verwaltungsgeridhtshofe nicht zu, und wurde daher 
die diesbezüglich hieramts erhobene Beſchwerde als unzuläffig erklärt. (Abgedr. 
Erkenntniſſe u. ſ. w. II. 193.) 
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Keller, Adolf, Appellationsgerichtsrath in Colmar. Das Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetz für das Deutſche Reich; 

— Strafprozeßordnung für das Deutſche Reich, — für den praktiſchen Ge⸗ 
brauch erläutert. Lahr. Druck und Verlag von Moritz Schauens 
burg. 1877. 

Die Kommentare follen — nah den Worten ber Vorbemerkung — bem 
Prabltiker in Kürze das Verftändniß und die Anwendung der Geſeztze erleichtern. 
Zu biefem Entzwede find vor Allem die gefeßgeberiichen Vorarbeiten und unter 
diefen vorzugsweife die Motive der Befegentwürfe und die Verhandlungen ber 
Suftiglommiffion herangezogen und benußt worden. Dieſe für die Geſetzes⸗ 
auslegung oft ſchwierigen und nicht felten auf Irrwege führenden Duellen find 
mit gutem kritiſchen Verftändniffe verwendet. Die Erläuterungen zu ben eins 
zelnen Gefegesbeftimmungen find im Ganzen kurz, ſcharf und präziie gefaßt, 
und durch Skizzirung des Verfahrens, wie es ſich in den einzelnen Stadien bes 
Prozeſſes geitaltet, ift für die praftiihe Anwendung der Geſetze eine weſentliche 
Hilfe geleiftet worden. Gute Regifter erleichtern den Gebrauch der Kommentare, 
bie hiermit empfohlen werden. 

Die Ausftattung ift ſehr lobenswerth. 


Berlin, im Auguft 1878. W. Hartmann. 


Peterfen, Julinus, Kammerpräfident am tönigl. Landgeriht zu Straßburg. 
Civilprozeßordnung für das Deutiche Reich. Lahr. Drud und Verlag von 
Morig Schauenburg. 1877; 

— Die Kunkursordnung für das Deutjche Reich nebſt Einführungsgefeh, für 
ben prattiihen Gebrauch erläutert. Lahr. Drud und Verlag von Morit 
Schauenburg. 1878. 

Beide Kommentare, die vorerwähnten von Keller und die von Peterjen, 
machen „bie großen Juſtizgeſete bes Deutſchen Reiches“ aus, welche in dem 
Verlage von Morig Schauenburg in Lahr erjhienen find. Beide Kommentare 
gleichen ſich aud) in der äußern Anlage und in der Anordnung, indem fie es 
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fid) zur Aufgabe machen, die Geſetze aus ihre Vorarbeiten zu erflären. Ti 
Kommentare von Peterjen geben ſehr werthoolle Auffchlüffe und Fingerzeige 
für die Anwendung dev Geſetze und führen durch die den einzelnen Abſchnitten 
vorausgelchidten allgemeinen Betrachtungen au ben nod nicht Erfahrenen red 
inftrultiv in das Verfahren ein. An geeigneter Stelle ift an das frühere Ber- 
fahren vergleihend angelnüpft; dagegen hat ſich der Verfafler — und des sF7 
für den praktiſchen Zweck der Kommentare kein Fehler — von eingehenden 
wiſſenſchaftlichen und theoretiihen Erörterungen über Grundfäge des Pıneh- 
rechtes fern gehalten. Dem Kommentare find gute Sachregifter beigefügt. An 
ber Reihe ber befjeren Kommentare finden auch die vorliegenden ihren Platz. 
Diefelben werden ihren Zwed erfüllen und können daher ihrer anerkannten Bor- 
züne wegen angelegentlichit empfohlen werden. 

Die äußere Ausftattung ift lobenswerth. ’ 

Berlin, im Auguft 1878. BD. Hartmann. 


Endemann, W., Dr., ordentliher Profeſſor der Rechte. Der Deutſche Kvil- 
prozeß. Erläuterungen bes Gerichtsverfaffungsgefeges und der Civilprozeß⸗ 
ordnung bes Deutſchen Reichs ſammt Einführungsgefegen. Erfler Band. 
Gerichtsverfaffungsgefeg, Einführungsgefeg zu demſelben, Elvilprogegorbnung 
88. 1— 229. Berlin, Waidmann’ihe Buchhandlung. 1878, 

Die allgemeinen Geſichtspunkte, welche der Verfafler in feinem Vorworte 
für die Kommentirung der neuen Juſtizgeſetze aufgeftellt und als Regeln für feine 
Arbeit bezeichnet hat, find die allein richtigen und nehmen von vorn herein für 
das Werk ein. Es ift anzuerkennen, baß für eine ſyſtematiſche Bearbeitung des 
Stoffes die Zeit nod nicht gefommen ift; daß durch Anhäufung theoretiiher 
und hiftorifher Deduktionen Zwed und Ziel ber Kommentirung verbuntelt werben 
und daß ein enges Anknüpfen der Erläuterungen an früher beflandene Prozeß⸗ 
rechte nicht rathfam und felbft verwirrend ift. Wer mit der Civilprozeßordnung 
— ſagt der Verfafler ganz tihtig — zu ſchaffen hat, mag fich lieber vor Augen 
halten, daß er vor einer neuen einheitlihen Kodifitation fteht, und bei dem 
praktiſchen Gebrauch darauf Bedacht zu nehmen, vielmehr das jeitherige Recht 
zu vergefien, als den wünjchenswerthen Erfolg ber einheitlichen Bejeßgebung durch 
ftete Rücblide nach dem früheren Partikularrechte zu beeinträdtigen. Das hat 
den Verfaſſer aber nicht abgehalten, an geeigneter Stelle die Grunbjäge des ge- 
meinen Prozeßrechtes in Erinnerung zu bringen. Auch über die Bedeutfamteit 
der Materialien und insbejondere über den Einfluß des Altern Prozeßrechtes für 
die Auslegung der Reichs-Juſtizgeſetze urtheilt der Verfaſſer ganz richtig, wenn 
er den Erfleren nur einen relativen Werth beilegt, den Legteren aber die Eigen: 
ſchaft einer ergänzenden oder für die unmittelbare Auslegung brauchbaren Rechte: 
quelle abſpricht — (S. 27). — Was nun die Erläuterungen zu den [einzelnen 
Gefegesbeftimmungen betrifft, jo ſtützen fich diefelben — wie in allen Kommen- 
taren ber Juſtizgeſetze — zunächſt auf die legislatoriichen Vorarbeiten; aber bie 
Erläuterungen find reiht überzeugend, kurz und durchſichtig. An geeigneter Stelle, 
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gleichſam als Einleitung zu der behandelten Progekbisziplin, giebt der Verfaffer 
einen ſyſtematiſchen Gejammtüberblid, der für die Auffafjung der Detailbeftim- 
mungen vecht gut orientirt. Das Werk, wenn es in dem Rahmen bes beurtheil- 
ten eriten Bandes fortgefegt wird, gehört jedenfalls zu den beften Kommen⸗ 
tationen, welche der Buchhandel über die Reichs-⸗Juſtizgeſetze gebracht hat. 
Die äußere Ausftattung in Format, Drud und Papier iſt vortrefflig. 
Berlin, im September 1878. W. Hartmann. 


Wilmowski, v., G., Juſtizrath. Deutſche Reicha⸗Konkursordnung, erläutert. 
Preis Mark 7,50. Berlin 1878. Verlag von Franz Vahlen, Mohren⸗ 
ſtraße Nr. 13/14. 

Der Verfaffer — nad) praltifher Erfahrung und wiſſenſchaftlicher Befähi- 
gung ein berufener Kommentator — hat die Konkursordnung für das Deutiche 
Reich in anertennenswerther Weife erläutert. Er fleht zunächft auf dem richtigen 
Standpunkte ber Xorarbeiten und giebt von ber Letzteren nicht mehr, als 
für das Verfländniß der Gefegesbeftinmungen erforderlih if. Dadurch if 
der Stoff in die richtige Grenze eingeengt. Was ber Verfafler giebt und 
wie er es giebt, erleichtert das Verftändniß der — vielfah in das materielle 
Recht übergreifenden — Vorſchriften des Gefeges. Die allgemeinen Befichts- 
punkte über bie gejdhichtliche Entſtehung, den rechtlichen Karakter, die Anwendung 
und bie Auslegung der Konkursordnung find in einer, angemefjen kurz gehaltenen 
Einleitung erörtert. Die Erläuterungen zu ben einzelnen Gejegesparagraphen 
ſelbſt bewähren fih überall ala eine Mare und deutlihe Darlegung deſſen, was 
der Geſetzgeber ausgejprodhen und gewollt hat: 

Das Wert, deſſen Gebrauch durch ein recht vollſtändiges Sachregiſter er⸗ 
leichtert wird, zeichnet ſich daher durch wiſſenſchaftlichen Werth und praltiſche 
Vorzüge aus und kann um deswillen empfohlen werben. 

Die’ äußere Ausftattung ift gut. ' 

Berlin, im Oktober 1878. ®. Hartmann. 


Mandry, Guftav, Profeſſor der Rechtswiſſenſchaft in Tübingen. Der civil 
rechtliche Inhalt der Reichsgeſetze. Syſtematiſch zufammengeftellt und be- 
arbeitet. Tübingen 1878. Akademiſche Verlagshandlung von 3.C. 8. Mohr 
(9. Laupp’ihe Buhhandlung). 

Der Verfafler hat fi) der verdienſtvollen und mühfamen Arbeit unterzogen, 
aus der jchon fehr umfangsreihen Reichögefeßgebung die Beſtimmungen civilrecht⸗ 
lichen Inbalts herauszuziehen, den Inhalt und bie Tragweite berjelben feftzu- 
ftellen und das Verhältniß derfelben zu ben Landesgeſetzen, insbejondere zu dem 
gemeinen Rechte feftzuftellen. Die fyftematifhe Ordnung ift nah ber Rechtes 
eintheilung von Perſonenrecht, Vermögensrecht, Familien und Erbrecht erfolgt. 
Bei den einzelnen Materien ift auch auf die einichlagende Literatur Bezug ges 
nommen, eine eingehende Kritit aber, als außerhalb der Grenzen bes ‘Planes 
liegend, nicht geübt worden. 

Hartmann, Zeitſchrift. IV. Band. 6. Heft. 4 
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Die Arbeit, mit großem Fleiße und großer Sorgfalt ausgeführt, wirb für 
Wiffenfhaft und Praxis glei gute Dienfte leiſten. Sie orientirt in ben 
einzelnen Disziplinen fehr gut über die Stellung der Heichsgefehe zu ber Sandes⸗ 
geiebgebung. 

Die Ausftattung iſt gut. 

Berlin, im Oktober 1878. W. Hartmann. 


Woblers, Beh. Dber-Regierungsrath u. |. wm. Das Reichsgeſetz über bie 
Beurkundung des Perfonenflandes und bie Eheſchließung vom 6. Februar 
1875, nebft den dazu ergangenen Ausführungsverorbnungen, Inſtruktionen 
und Entſcheidungen des Bundesrathes und der preußifchen Minifierien, nach 
den Dinifterialatten bearbeitet und herausgegeben. Berlin 1879. Verlag 
von Franz Vahlen, Mohrenſtraße 13/14. 

Der vorliegende Heine Kommentar — aufgebaut auf der Grundlage der legis- 
lativen Vorarbeiten und ergänzt durch die von dem Bundesrathe, dem Neichs⸗ 
iuftigamte und den preußiſchen GentralsAuffichtsbehörben erlafienen, an verjcjiedes 
nen Stellen zerſtreut abgedrudten Ausführungsverorbnungen, Inftruktionen und 
Entſcheidungen — wird für alle diejenigen, welchen die Ausführung unb bie 
Anwendung bes Geſetzes obliegt, ein vortreffliches literariſches Hilfsmittel fein. 
Die Arbeit it mit der dem Verfaſſer eigenen Grünblichleit und Sorgfalt, unter 
Benugung ber Minifterialakten, zufammengeftelt und zeichnet fid) durch Kürze, 
Klarheit und Volftänbigkeit aus. Dem Werte ift ein Sachregiſter beigefügt. 

Die äußere Ausftattung iſt gut. 

Berlin, im Otteber 1878. ®. Hartmann. 


Aubo, Eruft Traugott, Dr., Stabigerihtsrath und Schriftführer ber 
Bundes: Rommiffion für das Strafgeſetzbuch, Profefior an ber Univerfität 
zu Berlin. Kommentar über das Strafgeſetzbuch für das Deutihe Rei 
und das Einführungsgefeß vom 31. Mai 1870, fowie die Ergänzungsgeſetze 
vom 10. Dezember 1871 und 26. Februar 1876. Rach amtlidien Ouellen. 
Lteferung 1 und 2. Berichtigte Ausgabe. Berlin. Garl Heymann’s 
Verlag. 1878. 

Der Verfafler, auf bem Gebiete der Literatur über Strafrecht durch mehrere 
Arbeiten und neuerbings auch durch den hervorgerufenen, aber noch nicht beende⸗ 
ten Streit über den fog. Beugnißzwang nad) Preußiſchem Rechte bekannt, hat in 
dem vorliegenden Werke in zweiter berichtigter Ausgabe das Strafgeſetzbuch für 
das Deutfhe Reich Tommentirt. Nach ber Anlage des bis jetzt erſchienenen, aus 
den Lieferungen 1—7 beftehenden und bis zum $. 141 des Geſetzes 682 Seiten 
(Groß ⸗Oktav) füllenden Bandes zu urtheilen, ift das vorliegende Werk jedenfalls 
das größere und bedeutenbere, welches wir bem Fleiße des Berfafiers verbanten, 
ber vermöge der Richtung feiner Studien und auf Grund der Thätigteit, welche 
ihm als Schriftführer der Bundestommiffton für die Berathung bes Entwurfes 
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zum Strafgeſetzbuche zugemiefen war, an fid) ſchon als ein kompetenter und be- 
rufener Bearbeiter der Materie anzuſehen if. 

In der äußeren Anorbnung giebt ber VBerfafler zunächſt eine Ginleitung. 
Diefe befleht aus mehreren heilen und giebt auf 167 Seiten unter I. eine ges 
ſchichtliche Entwidelung des Stoafgefehbuches für ben Norbbeutihen Bund und 
unter II. allgemeine Erörterungen über ben Inhalt des Strafgejegbuches für 
das Deutſche Reich) nach Karakter, Syſtem, Auslegung und Anwendung. Auf 
S. 169 theilt der Verfaſſer das Geſetz, betreffend bie Redaktion bes Straigeſetz⸗ 
buches ac, nebft einer Geſchichte besjelben und auf S. 175 das Einführungs: 
geje zu dem Strafgefegbuche mit, fo daB er nad Kommentirung bes letzteren 
auf S. 239 zur Bearbeitung bes Strafgefehbuches jelbft gelangt. Die Vor: 
erösterungen, welche ber Verfaſſer als Einleitung giebt, befunden einen recht 
großen Fleiß, auch eine lobenswerthe Umſicht bei Benugung der legislativen 
Vorarbeiten; allein für ben Zwed bes Werkes ſcheinen fie etwas gu weit aus- 
zuholen und allzu ſehr in das zum Theil nebenſächliche Detail einzugehen. Die 
Gloſſen zu ben einzelnen Gefeßesbeftimmungen ſelbſt — auf ber Grundlage der 
Motive — find tiefeingehend und recht wohl geeignet, das Berfländniß und die 
Anwendung bes Geſetzes zu vermitteln. Die Ausführung bes Verfaſſers ift kurz, 
gründlich umd überzeugend. 

Die Judikatur — für bie Strafrechtapflege eine der wichtigſten Erkenntniß⸗ 
quellen — ift nicht unmittelbar ſelbſt, ſondern durch Bezugnahme auf andere, 
aus jener Duelle ſchöpfende Kommentare herangezogen, dabei aber ber neuefte 
Kommentar von C. Hahn, Breslau 1877, der bie Jubilatur des Preußifchen 
Ober⸗Tribunales eingehend verwerthet, ganz unbeachtet gelafien. 

Die Weberfihtlihteit in der äußeren Anordnung und das Auffinden der 
Geſetzesparagraphen würbe weſentlich erleichtert und befördert worden jein, wenn 
die letzteren am Kopfe ber Seiten erkennbar gemacht worden wären. Bei den 
Unterlaſſung biefer ſehr praktiſchen Methode orientirt man fi im Auffuden ber 
Geſetzeabeſtimmungen mit großem Zeitverlufte. : 

Diefer mehr formalen Ausftelungen ungeachtet iſt das Werk aber fehr 
werthvoll und ſehr geeignet, die richtige Anwendung bes Strafgejegbuches zu 
befördern. Das Wert wird daher empfohlen. 

Drud und äußere Ausfattung find jehr gut. 

Berlin, im Oftober 1878. ®. Hartmann. 


Silfe, Bruno, Dr., Kreisgerichtsrath. Formulare für Handlungen der freis 

willigen Gerichtsbarleit. Berlin. Carl Heymann’s Berlag, 1878. 

Die in der Zeitfchrift Bo. 2 ©. 831 als muftergiltig bezeichnete Formular- 
Sammlung ift jetzt in dritter Auflage erfchienen. Sie ift noch vermehrt und 
durch Bezugnahme auf die einſchlagenden Vorſchriften ber Geſete noch weſentlich 
vervollſtaͤndigt worden. Es können daher das frühere Urtheil und die frühere 
Empfehlung nur wiederholt werben. 
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Ausſtattung und Drud find ſehr gut. Ein Vorzug iR es, daß das Werk 
in gefhmadvollem Einbande von der Verlagshandlung ausgegeben wird 
Berlin, im Oltober 1878, W. Hartmann. 


Boas, Zelig, Appellationsgerichtsrath. Zufanmenftellungen von Borichriftes 
aus den Reichsgeſetzen zum praktiſchen Handgebrauch für die Gerichte. Berlin. 
Carl Heymann’s Verlag, 1879. 

Der Titel kennzeichnet den Inhalt und den Zwed des Buches ſehr wenig. 
Der legtere ift darauf gerichtet, Die in ben Reichsjuſtizgeſetzen zerftreut, .d. h. an 
verihiedenen Stellen behandelten homogenen Elemente überfichtlih zuſammen⸗ 
zuftellen und durch dieſe Bufammenftellung die Orientivung in Anfehung ber 
Geſetzesvorſchriften gu erleichtern. So find z. B. im $. 1 unter „Vorbehalt für 
kaiſerliche Verordnungen” alle @ejsgesbefimmungen zufammengefaßt, in welden 
jener Vorbehalt gemacht worden ift, während im $. 3 unter „Zuſtäudigkeit und 
Befugniſſe des Neichatanzlers“ alle Gelegesvorichriften aufgeführt find, in welchen 
jene Nejervate vorgefehen find, und im $. 11 unter bem Titel „Sadhlihe Zus 
ſtändigkeit der Berichte” die ganze Lehre von der Zufänbigleit ber Berichte, 
wie fie fi nah ber neuen Prozeßordnung geftaltet, dargeſtellt wird. Das 
Bud ift daher jeiner Einrichtung und feinem Bwede nad) ein recht gut am 
gelegtes und überfichtlich gehaltenes ſyſtematiſches Sachregifter, das unter jedem 
Zitel die einſchlagende Diaterie volftändig zufammenfaßt. Daß ein ſolches Buch 
das Stubium ber neuen Geſetze und auch ihre Anwendung erleichtert if ein« 
leuchtend. Das Bub — — gut ausgeſtattet — kann daher empfohlen 
werden. 

Berlin, im Oktober 1878. : W. Hartmann. 


Pfafferoth, Earl, Beh. Regiftrator im Neichsjuftizamte. Das Deutſche Ges 
richtskoſtenweſen, enthaltend das Gerichtskojtengefeg vom 18. Juni 1878, 
die Gebührenordnung für Zeugen und Sachverſtändige vom 30. Suni 1878, 
bie Gebührenordnung für Gerihtsvollzieher vom 24. Juni 1878. Für ben 
praktiſchen Gebrauch bearbeitet. Berlin, Carl Heymann's Verlag, 1879. 
Das Wert bildet einen Theil der im Earl Heymann'ſchen Berlage 
eriheinenden Juſtizgeſetzgebung bes Deutfchen Reiches von Dr. v. Sarmey und 
G. Thilo und erläutert die Roften- und Gebihrengeſetze, welche zur Ergänzung 
der Prozeßordnung für das Deutſche Reich ergangen find, auf Grund der legis- 
latoriſchen Arbeiten in recht Harer und deutlicher Weife, jo daß der Heine Kom⸗ 
mentar für Alle, weldhe das Koſtenweſen angeht, ein unentbehrliches Hilfemittel 
fein wird. Die Ausftattung ft recht gut. 
Berlin, im Oftober 1878. W. Hartmann. 


Jäckel, Paul, Dr. jur., Kreisrichter. Die Subhaftationsorbnung vom 15. März 
1868. Mit einem. ausführlihen Kommentar ‚in Anmerkungen, Berlin, 
1878. Berlag von Franz Bahlen, Mohrenftraße Nr. 13/14. 








—R 


am 


ki 


vu 
aa 


ic 


8 
ws 
ı8 
Bi 


gi 
⸗ 


— — — 


Literatuer. 621 


Der Verfaſſer hat die Subhaſtationsordnung, insbeſondere auch in ihrer Be- 
einflufung duch das Immobiliar⸗Sachenrecht, wie fih folhes auf Grund bes 
Geſetzes vom 5. Mat 1872 gefaltet, Tommentarifch bearbeitet und bieje Aufgabe 
in formeller und materieller Richtung recht gut durchgeführt. Die vielfachen 
Kontroverjen, welche die Subhaſtationsgeſetzgebung von jeher und auch die neuere 
Subhaftationsordnung hervorgerufen ‚hat, find von dem Verſaſſer mit gutem Ber: 
ftänbniß erfaßt und an ber Sand der. Wiffenſchaft Praxis mit uUmficht zu 
löſen geſucht. 

Das Werk, kurz gehalten und für die raria berechnen, wird als ein recht 
brauchbares Handbuch empfohlen. 

Berlin, im Oktober 1978. en W. batiene 


Schmitt, 8. J., Mitglied des babifchen "Berwoltungsgeriitspofes. Die 
Grundlagen der Berwaltungsrechtspflege im Tonftitutionellsmonarhifchen 
Staate. Eine rehtswifjensKhaftlihe Abhandlung. Stuttgart. Verlag ber 
3%. 6. Cotta'ſchen Buchhandlung. 1878. 

Der Berfafler hat in ber Meinen Schrift über das moderne Verwaltungs: 
recht und über defien Stellung zu ber eigentlichen Rechtepflege, ald der Hand⸗ 
babung des Privat: und Strafrechtes, eine Fülle tiefer Gedanken in jehr an- 
siehender Weile ausgefprohen. Der Verfafjer prüft mit Sachkenntniß und 
wiſſenſchaftlicher Schärfe die Vorzüge und die Schwächen bes badiſchen, preußi- 
ſchen und öſterreichiſchen Verwaltungsrechtes, erörtert mit Freimuth die wichtige 
fen Probleme des öffentlichen Rechtes; beurtheilt mit objektiver Unbefangenheit 
die Lehren der Wiffenihaft und Dogmen der Praxis und gelangt zu dem Ne- 
fultate: daß zur Beftellung eigener, von ben fog. ordentlichen Gerichten abjolut 
verſchiedener Organe der Verwaltungsrechtspflege und beren Aufgabe kein rund 
vorliege, da beide weder in Biel noch Methobe ihrer Funktion verjchieden feien, 
und daß zur Fefthaltung bes Unterfchiebes zwifchen der Civil: und der Adminis 
Rrativrechtspflege es genüge, wenn die Verwaltungsredhtsftreitigleiten befonderen 
fländigen Abtheilungen oder Senaten ber ordentlichen Gerichte zugetheilt würden. 

Wenn man fi diefer Anfiht auch nicht ohne Weiteres anzuſchließen ver- 
möchte, fo ift die Darftellung des Verfaſſers doch jo anregend und fcharffinnig, 
fo tiefeingehend und gebiegen, daß ſchon diefe Vorzüge die Abhandlung zu 
einer der vorzüglichften Monographien macht, welche in neuerer Zeit über Ver⸗ 
waltungsrecht erfchienen find. 

Berlin, im Oktober 1878. W. Hartmann. 


In Earl Heymann’s Verlag, Berlin W., Rechts: und Staatswifjenihaft- 
lihem Verlage erſchien foeben: Die Eivilprozep-Gefeke des Deutſchen 
Heiches. Als Kommentar in Anmerkungen für den praltiihen Gebrauch 
bearbeitet von ®. Hartmann, Königl. Preuß. Ober-Tribunalsrathe, enthaltend: 
Die Civilprozeß ⸗Ordnung, das Gerichts-Verfaffungsgejeß, die Konkurs-Ordnung, 
nebſt den dazu gehörigen Einführungsgefeen, die Rechtsanmwalts-Orbnung und 
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das Preußiſche Ausfüßrungsgeieh zu dem Geriqhteverjaffungtgeſete. Kart. mit 
Leinwanbrüden und Eden. Preis Marl 7, 

Diele Bearbeitung ber Cwilprozeßgeſetze für das Deutſche Rei verfolgt 
einen eng begrenzten praltiſchen Zwed, barauf gerichtet, deu Gebrauch und Die 
Anwendung ber neuen Geſete durch Rlarfiellung bes Syſtemes und durch Oin⸗ 
weifung auf bie Torrefpondirenben Geſetzesvorſchriften zu erleichtern. Theoretiſche 
und wiſſenſchaftliche Neflerionen find daher, als außerhalb ber verfolgten Ziele 
liegend, abfihtli und zwar um beshalb vermieden 'worben, weil nad biefer 
Richtung hin bereits größere Werke theils ſchon erſchienen, theils in der Her⸗ 
ausgabe begriffen find. Die bargebotene fommentarifche Bearbeitung foll Daher 
die Mitte halten zwiſchen biefen größeren Werten und ben vielfadh, theilweife 
mit einzelnen erläuternden Anmerkungen erſchienenen Zertausgaben. 
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